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bei  d«B  Nachweis  der  Erwerbsaafihigkcdt  darch  die 
Bescheinigna);  eines  aaderea  Antea  aaeihaaat  werden 
(Baden) 351 

r,  Febr. :  Sraalcbaftc  Teiaalagiug  in  gentiger  Besielnuig  ab 
,Diu5aTerl »an Kkeit'liinBif.htl ich  dee  Betriebe«  des 
Oifthandela  (Bajem) 174 

I.  „  :  Zn  den  Kneten  der  ätxtlichen  Behaudlang  gehören  anch 
die  Kosten,  welche  darch  den  Transport  eines  im 
Kaasenbexiili  erkiaaktea  Terheirateten  Kasseninit- 
^ieds  an  sdnai  aaswärtigai  Wohnort  I>ehnb  dortiger 
äntlicher  Behaadlnag  erwachaea  sind,  wenn  nach 
Art  dar  Kraakhdt  die  (tob  iet  Eaase  angebotene) 
Kfankenha»ul>ehaadinng  sieht  erforderlich  ist  (BaTcrn)      176 

L  Min:  Kraakhdt  ist  Kranksetai  falls  noch  tot  Beeadigoag 
der  eretea  Krankheit  öne  wdtere  Krankheit  eintritt, 
hat  die  Krankenkasse  nach  fftr  letstere  grnndaitxlich 
Ua  snni  Ablaale  der  geeetslichea  oder  statntarischea 
OaterstUsBBgBseit  Untersthtzong  zu  Idsten.  —  In 
j^WB  Fällra,  ia  welchea  die  ffrankrakinnna  rar 
Oewähmag  Ton  Kranknhaaspflege  verpflichtet  sind. 


BiMtfge  —  die  vollen  Kni-  .     „    „ 

i  abenehmea;  dae  noch  nnr  aatälsweiBe  Heraa- 


^Upreeheader  d| 
und  Verrf^nngski 

nnr  aat^lsweiBe  H< 


I  raten  nicht  ein.  In  sdchea  F&llen  ist 
nach  bdasdsa,  daB  die  Antnahac  des  Brioanktea 
in  KraafccnhsBs^^e  ia  der  Annah»e  aimenpfteg- 
Ücher  Hilbbedbftit^dt  des  Erkrankten  erfolgt  ist 
(Bayern) .      17« 

•.  UrMIe  ud  lawUlne  im  ynufiiiA«  intUAn  UnaeerloktAflliii. 

1900.  80.  Juni:  Oegeaftber  den  S  5  der  Terordnong  nm  2b.  Mai  1887 
(0.8LS.lfi9)  ist  daa  Ehra^edehtagesets  TOM  26.  N»- 
v^aher  1889  im  Sinne  da  oa  ahrangedchtlidien  Ter- 
lakim  analog  aawadbaiea  $  2  dea  Bdchastra^esets- 
boehs  als  du  .BÜdere  Oeaeta'  aniaaehen.  —  Bd 
der  Beofteilnaeder  SehiUfrage  lalsssn  Verfehbmgea, 
wekks  weder  Ia  doM  die  VoraatersDchiBg  erfffbea- 
dan  BeacUnae,  anch  ia  der  AaUagtadrift  aalgefthrt 
stad,  aofier  Betracht  Ueibea tö 


19(0.  30.  JbhI;  Nach  1 87  des  EbrenKcrieliUKeseties  kun  die  Dftch  Tor- 
Kn^egui  gener  HÄoptverEuidliiiii;  ergehende  Sot- 
scheidnng  nur  auf  Freiaprechnng  oder  Vemrtei- 
Inng  lauten.  Anf  die  Einstellung  des  Terfahrens 
zu  erkennen,  mnS  hiernach  fttr  onznlftuig  erachtet 
werden 48 

,  80.  ,  :  Die  BehaaptDng,  daß  die  Ehrenrichter  als  praktisierende 
Äerzte  an  der  Unterdrttcknng  der  KonkiureiiB  ein 
Interesse  bitten,  begrflndet  keine  Befangenheit  des 
Ehrengerichts.  —  Die  Frist  des  §  88,  Abs.  2  das 
Ehrecgerichtsgesetzes  hat  keine  anfsebiebende  Wir- 
kung in  dem  Sinne,  dafl  erst  der  Ablauf  der  Frist 
abiawarten  w&re,  bevor  dem  Verfahren  weiterer 
Foitgaag  gegebflD  wird.  —  Die  Bebaoptong,  daß  das 
Ehrengericnt  sich  durch  Entscheidungen  in  rerwandteii 
Fällen  bereits  prijodiziert  habe,  erscheint  nicht  ge- 
eignet, MiStraaen  gegen  die  Unparteilichheit  des 
Oerichts  zn  rechtfertigen 48 

,  80.  „  :  1.  Oninds8tzlich  moS  von  der  Einheit  des  Begriffs  der 
&rstlichen  Standesehre  ansKegangen  werden.  Auch 
approbierte  Aerste,  welche  Inhaber  von  Hdlanstalten 
Bind,  unterliegen  den  Pflichten  der  Staudeaehre.  In- 
wieweit innerhalb  dieser  ADfordemngen  denjenigeu 
Aerzten,  welche  Leiter  von  Heilanstalten  sind,  mit 
BQckaicht  auf  diese  ihre  Eigenschaft  ein  weiterer 
Banm  fttr  die  Betltig^g  des  Strebens  nach  Erwerb 
von  Praxis  zn  vergtatten  ist,  als  den  übrigen  Aerzten, 
mafi  von  der  BenTteilnng  des  Einzelfalles  abh&ngig 
gemacht  werden.  —  2.  Ftlr  die  eh  reo  gerichtliche 
fienrteilnng  begrflndet  es  keinen  Unterschied,  ob  die 
Beklame  der  OeSentlichkeit  gegenüber  von  den 
an  einer  Heilanstalt  tfitigen  Aerzten  oder  von  der 
mit  diesen  nicht  identischen  Verwaltung  der  Anstalt 
ausgeht 18 

,     80.    ,    :  StandMwldrlge  Seklame  durch  Anbringong  von  Strafien- 

scbildem ü 

H  80.  ,  :  Eine  Verpflichtung  des  Arztes,  von  der  Uebemahme  der 
firztlichen  Behandlnng  eines  Patienten,  welcher  eich 
bereits  in  der  Behandlnng  eines  anderen  Arztes  be- 
findet, den  letzteren  zq  benachrichtigen,  kann  nur 
unter  der  Voranssetznng  anerkannnt  werden,  dafi 
seitens  des  Patienten  dem  erstbekaBdelndn  Ante 
gegenüber  anf  die  Weiterbehandlung  nicht  bereits 
verzichtet  worden  ist,  oder,  fsUs  dies  nicht  geschehen, 
der  erstbebandelnde  Arst  de»  PatieBt«B  noeh  wirk- 
lich behandelt U 

K  80.  ,:  Es  ist  als  ein  unerläßliches  Erfordernis  jedes  ärztlichen 
Attestes  anzosehen,  daß  das  in  Ihm  abgegebene  Ont^ 
achten  hinreichend  und  in  vissenschaftlicb-scblttssiger 
Weise  begrOndet  wird  Ein  Verstofi  hiergegen  unter- 
liegt der  ehrengerichtlichen  Bestrafong if> 

,  12.  Okt.:  Inwieweit  verstoßt  ein  Arst,  welcher  seinen  Patienteji 
Bechtsrat  erteilt  und  eine  Eonzipientent&tigkelt  aus- 
übt, gegen  die  ärztliche  Standesehre  f ^7 

,  IS.  ,  :  Auch  in  denjenigen  Fällen,  in  welchen  das  ordentliche 
Strafverfahren  nnr  auf  Antrag  stattfindet,  ist  das 
ehrengerichtliche  Verfahren  von  einem  aolchen  An- 
trage nicht  bedingt ^ 

,  IS.  ,  :  Ein  Arzt,  welcher  das  Honorar  nicht  alsbald  nach 
Leistong  seiner  Dienste,  sondern  erst  unmittelbar  vor 
der  Verjährung  einzieht,  macht  sich  nicht  ebes  Ver- 
■toßea  gegen  die  ärztlichen  Standespflichten  schuldig. 


—  län  Ant,  welcher  bei  BoIortigBr  Begleiclraiie  seiaar 
Fordernng  wu  eigener  AsregniiE  den  Zanlenden 
eiuen  gröfieren  oder  geringeren  Abmg  anheimgibt, 
verletzt  die  ärztlichen  Stand  eepflicbten.   —  Terkanl 

der  Irztlichen  Praxis 

190S.  18.  Okt. :  Die  Terweifcernng  der  Annahme  einer  von  dem  zustlo- 
disen  Kreisärzte  ttberundten  Postkarte  amtlichen 
Inhalts  begründet  einen  Verstofi  gegen  die  Lrztliche 

Staodesehre 

19IM.  11.  Jan.:  Beleidigung  eines  anderen  Arztes  dnrch  Torhaltnng 
seiner  Fehldiagnose  und  seines  kranUiaften  Zn- 
standes   

.     11.      „  i.  Lelcbttertige  Ausstellnng  ärztlicher  Atteste.  —  8.  Das 

ärztliche  Attest  muß  inhaltlich  erkennen  lassen,  ob 
die  bescheinigte  Tatsache  auf  der  eigenen  Wahrneh- 
mung und  Wisseoscbaft  des  attestierenden  Arztes 
oder  auf  den  für  glaubwürdig  gebaltenen  Hitteilnngen 
des  Patienten  oder  dritter  Personen  beruht.  Die 
Unterlassung  dieser  Angabe  enth&It  eine  Terletznng 

der  ärztlichen  Bernfspfllcbten 

,  11.  „  :  L  Abhaltung  spezialärztl>cher  Sprechstunden.  Voraus- 
setzung   ihrer  Zuverlässigkeit.  —  2.   Pflichtwidrige 

Beklame  dnrch  häuflges  Annonzieren 

.  11.  n  :  In  dem  nicht  förmlichen  ehreuEerichtUcben  Yerfahren 
ist  ein  ErtfCaungsbesclilafi  nUht  erforderlich,  ander- 
•eita  aber  auch  nicht  ansgeecUosseQ.  Ist  ein  Er- 
OffnnngsbeschloB  ergangen,  so  findet  in  Ansehung 
der  Bosch  werdebefngnis  des  Vertreters  der  Anklage 
die  VoTscbrift  des  §  23.  Abs.  2  des  Ehren  gericbts- 
geeetzes  entsprechende  Anwendung 

.  11.  n  :  Der  umstand,  daQ  ein  ehrengerichtliches  Verfahren 
durch  eine  Anzeige  des  Vorstandes  der  Aerztekammer 
veranlafit  Ist,  kann  gegenüber  denjenigen  Hltgliedem 
des  firstllcheu  Ehrengerichts,  welche  zagteich  dem 
Vorstände  der  Aerztekammer  angehSren,  fQr  sich 
allein  als  ausreichender  Ornnd  filr  die  Annahme 
einer  Befaugenlieit  dieser  Uitglieder  nicht  erachtet 
werden 

.  Ifi.  n  :  I^  irztlichen  Ehrengerichten  steht  das  Becht  zn,  bei 
Würdigung  der  Erbebliclikeit  der  einem  Arzte  zur 
Last  gelegten  Verfehtnng  das  Verhalten  jeder  dritten 
Person,  welches  mit  der  Verfehlung  Im  Znsammen- 
hange steht,  seiner  Beurteilung  zu  unterziehen, 
unter  dieser  Voraussetzung  ist  auch  die  Kritik  des 
Verhaltens  eines  Kreisarztes  dem  Ehrengerichte  nicht 
untersagt 

.  IS.  „  :  ^  mn£  fflr  den  Arzt,  welcher  in  erster  IJuie  einen 
freien,  mit  besonderer  Verantwortung  verbundenen, 
auf  den  Qrundlagen  wissenschaftlicher  Bildung  be- 
ruhenden Beruf  ansAbt,  als  standesun würdig  ange- 
sehen werden,  wenn  er  seine  Praxis  gegen  Entgelt 
auf  andere  tthertrigt 

,  12.  „  :  Das  Betreiben  der  ärztlichen  Praxis  von  zwei  Stellen 
aus  in  OroBstäitten  begrflndet  nicht  neter  allen  öm- 
stlnden  einen  Verstoß  gegen  die  ärztliche  Standesehre 

^  12.  f  •  Der  Arzt,  welcher  zu  einem  Kurpfuscher  in  geschäftlich- 
ärztliche Beziehungen  tritt,  verstOSt  gegen  die 
Pflichten  seines  Standes 


..Google 


n.  MedizlnalgesetzgebTiiig. 

A..  DeutscbeH  l£elab. 

19M.  13.  Jan.:   Zalassang  von  BirkenOl  znr  Denftturlerang  nicht  zum 

Oenasse  fttr  Meoschen  bestimmton  Fteiscbes     ...        b'6 

„  S.Febr.:  Änderung  der  Eisenbabn-Verkehnordaang  in  bezng 
ani  die  Beförderang  von  FerBonen,  die  an  anstecken- 
den Krankheiten  leiden,  sovie  in  bezog  auf  den 
Transport  von  HaasmOll  in  losem  Znstande     ...        58 

.  17.  .  :  Anadehnimg  der  gg  180  bis  189,  g  189  b  der  Gkiwerbe- 
ordnODg  anf  die  Werkstätten  der  Kleider-  und  Wische- 
konfektion          48 

,  21.  .  :  ÄnsfOhnugsbeslimtnungen  zn  dem  Qesetie,  betr.  die 
Bekämpfung  gemeingeßhrlicher  Krankheiten,  vom 
30.  Jnci  1903  (E.-QesetzbL  3.  306) 65 

.       6.  April;  UnterstfltzDng    bedürftiger    Lungenkranker    durch    die 

Qemeinden 111 

.       4.  Mtü :    Tonchriften  fiber   das  Arbeiten    und    den  Verkehr  mit 

Krankheitserregern,  ansgcnommen  Festsrregorn .    .     .      121 
9.     „     :    Abibderang    der    Anaftthrnngsbestlmmungen    D     zum 
Schlachtvieh-    und    rieistäbeschaagesetz    nad    der 
FleischbeschaazollordnDDg 204 

„     18.     ,    :   FrthwKSOtdnnng  für  Ajiotheker 232 

,     10.  Jnni:    BeachättigDugvonArbeiterinDen  in  Meiereien  (Holkereien) 

nnd  Betrieben  znr  Sterilisicrnng  von  Hilcb    ....      163 

.      16.  Juli:    Die  Bekämpfung  der  Tuberkulose  der  Menschen  .     .     .      278 

..     10.3epL;    Doentgeltliche  Abgabe    der   vom   Kaiaerlichon  Oesond- 

heitsamt  herausgegebenen  Merkblätter 278 


B.  EÖDlipreloh  X*x-eiuweii. 


1903.  16.  Sept.:  Verfahren  bei  Verleihong  neuer  Apothekenkoi 

,      17.  Okt.:    ünnile  in  elektrischen  Betlieben 16 

.     24.     ,    :    Anleitung  zu  Vorschriften  fQr  die  Anlage  nnd  den  Be- 
trieb von  Pikrinaänrefftbriken 18 

11.  Nov. :   AusfOhroiiKabestiiiunangen  zu  den  Vorschriften  Ikber  die 

Tagegelder  and  Reisekosten  der  Staatsbeamten    .    .  2 

,     26.     ,     :   Desinfektion  der  nut  p  es  iver  dächtigen  Waren  beladenen 

Güterwagen 12 

.     SO.     .     :    Bakteriologische    Untersuchungen    von     Diphtherieheil- 

serum 12 

,     90.     ,    :    Vorkommen  der  epidemischen  Kopfgenickstarre  ioFreuBen        16 
,       2.  Dez. :    Jährliche  Einreicbung   einer   Oesamtübersicht   fiber   die 

Apotheken  Verhältnisse  der  Begierongsbezirke   ...        14 
„       4.     ,    ;   Erweiterung  der  Krankenfflrsorge  fttr  die  in  Betrieben 

oder  im  onmittelbaren  Dienste  dee  Staates  b^<rl!^-, -,^ , . 

tigten  Personen o   50 


iBbklt.  XI 

B*1M. 

1906.      7.  Dex. :    Fmikienmg  von  Brtelsendimgeii  in  Angelegenheiten  der 

&ntlichen  Ehrengerichte 226 

11.  B     =    Vorachriften  tlbei  Tagegelder  nnd  Helaekosten.     ...        18 
,      12.      „      :    Abänderuig  der  Gebühren ordnnng  der  Königlichen  Vei- 

snchs-   und   Prütungsanstalt    für  Wasserrersorgnog 

and  Abwässerbeseiügnng  in  Berlin .        28 

,       16.      a      :    Lieferang  der  Gksetxsammlnng  an  die  EreU&rzte  ...        IS 

21.  H      =    Eintrogong   der   von   dem  Vertreter   eines   Kreüarztes 

eingeaommeaen  GebUhren  in  dos  Oeb'BhrenrerselchiliB 

des  letzteren 13 

,       25.      «      :    BegrUndnog  von   Wohlfahrtsetellen   fflr  Lungenkranke 

Dispeneädrea  antitnbercnlenz) 85 

80.  ,  :  Ansstellnng  der  Jahresberichte  der  ärztlichen  Ehren- 
gerichte             48 

1901.      4.  Jan. :     Nachtrag  für  die  QeschäftaordnonE  der  ärztlichen  Ehren- 
gerichte  nnd  deo    ärztlichen  Ehrengerichtshof  Tom 

6.  April  190Ü 27 

^        8.      „     :     Gefahr  der  Argen wadaerstoflrergiftang  87 

12.      „  Gedörrte,  mit  schwefliger  Sänre  behandelte  Frfichte  ans 

dem  Auslände 37 

J.3.  „  :  Anträge  anf  Befreiung  von  der  Ableistung  des  prak- 
tischen Jahres 87 

26.      »     :     Verkehr  mit  Wein ÖO 

1      25.      M     :     Aufnahme  bevafltlosanfgefandener  unbekannter  Personen 

in  Krankenanstalten 51 

30,  ^  :  Die  Errichtnng  auaachlieölich  zu  benutzender  Schlacht- 
häuser     108 

12.  S'ebr.:  Kürzung  des  Biensteiukonunens   bd  den  sa  länger  als 

vierjähriger  Freiheitsstrafe  vorarteilten,  nicht  suspen- 
dierten Beamten 65 

16,  n  :  Anwendung  der  Taxsätze  der  ärztlichen  Gebtthrenord- 
nung  TOm  15,  Hai  1896  bei  PrUfung  von  Arzt-  und 
Arzneirechnongen  für  die  Berufsgenossenschaften  51 

18.      -       :  Torschriften  über  Dmfang  nnd  ÄOBföhrung  der  bei  Pest 

erforderlichen  Desinfektion 65 

20.      -       '■  Eingreifen    der    AnfsichtsbehBrden     bei    Streitigkeiten 

zwischen  Aerzten  nnd  Krankenkassen 64 

22.  „       :  Auswahl  von   geeigneten    Sachverständigen    zur    Bear- 

*  teilung  von  Verfälschungen  von  Nahrangs-  and  Qe- 
nuQmitteln 56 

22.      -       =  ^B  Mitwirkung  der  Flebchbeachaaer  bei  Scblachtvieh- 

*  versicherangen 108 

26.  y,       '•  Vorbereitung  and  Prüfung  von  Wasserversorgongspro- 

*  jekten  durch  die  Königliche  Versacha-  nnd  PrUnings- 
anstalt  für  Waseerversorgong  in  Berlin 56 

27.  >     =   Aasftthrnng  des  Fleischbeschaogesctzea 123 

2.  M&rz:  Empfehlung   des    Baches  .Ernährungslehre,    Grundlage 

zur  häuslichen  Gesundheitspflege*  von  Lina  Morgen- 
stern  114 

8.  n     -    Monatliche    Forderangan  ach  weise    der    Kreisärzte    über 

Tagegelder  nnd  Beisekoaten 98 

&.•,'■  Abgabe  von  Arzneimitteln  aeitens  der  in  der  Gemeinde- 
pflege tätigen  DiakoDlasen 114 

9.  „     a.  27.  Aagaat  1903:  Einziehong  und  Kürzung  der  Warte- 

gelder   .     .     .  ■ 108 

11.  „  '■  Grandsätze  ftir  Verträge  zwischen  Gemeinden  usw.  und 
dem  Zentralkomitee  des  PreoBiachen  Landesvereins 
vom  Boten  Kreoz,  betreffend   die  Unterstützung  bei 

Senchengefahr 106 

,      11.     ,     U-  ^-  März:    Aushändigung  von  Poitsendongen,    die  an 


TMitoibflBe  Penosen  geriBhtet  aiad  und  Buttge  uu 

der  StMtekuse  betreffen 118 

1904.  13.  UIiE :  ErDsneriing    der    Best&ndo    an    TiockenBonun    ftli    die 

ChoIeradiftgnoBe 107 

,11.,:    BesichÜgimgeD  des  HanDTOrgellndes  dnich  die  Kreisärzte        9S 

,     18.     .     :    Prütnag  von  Sera 98 

,     31.     ,     :    Zoziehniig    ron    Sacb verständigen    in    EntmOndigongi- 

sacben 111 

,     22,     .     :   Heldong  der  Kandidaten  der  Medizin  zn  den  Im  Frtth- 

jahi  beginnenden  Brztllcben  PrOltingen 106 

,     28.    .    :   Die  an  Eindeastatt  angenommenen  Kinder  Teratorbenei 

Beamten  und  Lehrer  haben  keinen  Anspraoh  anf  den 

Bezog  der  gesetzlichen  W&lsengelder 118 

,     25.     ,     :    Vertretung  der  praktischen  Aeizte  durch  Studierende 

nnd  Kuididaten  der  Uedizin.  Änzeigepflicht  der  letz- 
teren beim  Kreisarzt 104 

,     36.     .     :    Tragnng  der  Kosten  für  die  ron  einem  Kreisarzt  Tor- 

genommene  Revision  eber  Sammelmolkerei  ....  112 
,  28.  .  1  Abtrennung  von  Typhoskranken  in  KrankenMutalten  .  105 
,      8.  April:  Ausstellung  von  amtlichen,  zu  Torlage  bei    Militär- 

behOrdeu   beaümmtea    Attesten   auf  Ersuchen   von 

Privatpersonen 112 

,     14.     ,     :  DurchfOhrong  dee  Oesetzee  Aber  den  Verkehr  mit  Wein 

Tom  24.  Mal  1901 172 

,      18.     „     :  Ergebnisse  der  Versuche  mit  den  als  Fußbodenanstrich 

empfohlenen  Oelpräparaten 142 

,     20.     ,     :  Kreisärztliche  Atteste  snm  Zwecke  der  Bewerbung  und 

Anstcllnng  im  Post-  nnd  Telegraphendienste  sind  als 

amtsärztliche  anzusehea 17Ö 

,     22.     ,     :  Nenbearbeitnng  des  Verzeichnisses  der  Krankheiten  nnd 

Todesnrsacüon 126 

.     80.     ,     ;  Üntersncbnngen  von  Angehörigen  nnbemlttelter  Mllltär- 

reklamanten  durch  die  Kreisärzte 187 

,       1.  Mai :    AnstflhningsanweisaDg    zur    Qewerbeordnong    für    das 

Deutsche  Belch  (B.-G.-Bl.  1900.  S.  871) 168 

.       S.    ,   :    nDtersnchnngsfimter  fOr  ansteckende  KrankheiteD     .    .      125 

.      9.    ,  :    Versteuerung  der  ApothekeDkoniossioaen 177 

,     14,    ,  :    Behandlung  gdsteskranker  Personen  in  Anstalten  mit 

mehreren  Verpflegongsklassen 166 

.      17.    ,    :    Qewährung  von  Beise-  und  ümzagskostcn 141 

17.     .    :     Berechnung  des  Preises   von    Eaadverkanfsartikoln    in 

Apotheken 172 

.     20.     .   :    Entlassong  verbrecherischer   Personen   ans    den  Qffent- 

lidien  Irrenanstalten 166 

1.  Juni:   Amtstätigkeit  der  Ereisirzte 141 

2.  ,    :   Beteiligung  der  beamteten  Acrzte  aa  der  von  den  Aerzte- 

kammem  getroffenen  Organisation  der  Vertrags- 
nrüfungs-  und  Vertrauenakommisslonen    ,    .    .    .    .      164 

7.  „    :   Auuahme    ungarischer  StaatsangehSriger  in    deutscbe 

Heilanstalten  fitr  Oelsteskranke 166 

8.  „     :    Gewährung  von  Fnbrkoslen  an  die  HediziBalbeamten  in 

Hannover  bei  Dienstgeschäften  in  der  Leichenhalle 

des  Friedhofs  zn  landen 198 

,     18.     ,     :    BiBverletznngen   von  Menschen   dnrch    tolle    oder  toll- 

wnt verdächtige  Tiere 166 

Dnterancbnng  von  Wasser  in  Strafanstalten  nsw. .    .     .      361 


,     aO,     „    :   Sauggaa'Kraftanlapi 
.     84,    ,    :   Dienslbeztlge  der 


Dienslbeztlge  der  Kreistierärzte 

AmtsnnkostenentBchädignngei)  der  Erdsärzte     .... 
Verunreinigong  der  Rußige  durdi  die  Abgänge  aus 

gewerblichen  Anlagen 

Statistische  Sendungen  der  Heilanstalten  an  die  Kreidrzte 


1904.  29.  Juni  d.  92.  Jtui :  Gutachten  Aber  die  auiit&ren  VerhUtnisse 
dei  OefiD^niBBa  mit  besondeier  Ber&ckaichtigong  der 
baalichen  Einricfatangeii,  der  Wasserversorffnng  und 
Entfenrnng  der  Abwässer,  AbfUle  und  FiLk^en,  der 
BescIiäftiganK,  Beiznng  und  Beleachtong  ....  185 
,      29.     ,    :  AufllhraDg  und  üeberwocbimg  der  ImpfuDgen     .     .     .      199 

,      16.  Jnli:    Oewerbekrankheiten  in  Gloshfitteu 209 

,      21.    „    :  AnsfahroDg   des    FleischbescIi&iigeHetzes    (ansliadischaB 

Fleisch) 206 

.      82.     ,    :   TKtigkeit  der  DesinfektorenacholeD 188 

.     20.     ,    :   Prfifangszeit  fftr  die  ärztlichen  PrUnngeD 241 

n  27.  .  :  Abiodening  des  Oesetzee,  betreffend  die  ärztlichen  Ehren- 
gerichte, das  ümlagerecht  und  die  Kassen  der  Aetzte- 

kammeni,  vom  26.  November  1899 196 

,     28.  Jnli  ;    Vorkommen  epidemisclier  Genickstarre 2ri2 

H  fl-Aag. :  Anaftthmng  der  vom  Bundesrat  eriaasenen  Vorschriften 
über  das  Arbeiten  nnd  den  Verkehr  mit  Kranliheits- 

orregem,  ansgenommen  Pesterreger 198 

„       6.     .    :   Vorschriften   Qber   das  Arbeiten   und    den  Verkehr  mit 

ErankheitserregerD,  ausgenommen  Pesterreger  .  .  242 
.  19.  ,  .'  DaTcbffihmiig  der  obligatorischen  Leichenschan  .  .  .  244 
,     24.    ,    :   UnterleibstypliDS   infolge  schlechter  Beschaffenheit  des 

Leitungswassers 248 

„       1.  Sept.:  VersUDmlongen  der  Kreis  -  Hedizinalbeamten    ....      241 
,       1.     ,    :   HAßnahmen  gegen  die  durch  die  diesjAhrige  Dflrre  her- 
vorgetretenen gesundheitlichen  llißstlnde    ....      248 
',        9.     ,    :  Hitwirfcnng    der  Beg.-  und  Hedizinftlräte   bei   den   Qe- 

schiften  der  BtaatUchen  Onfallversicherong  ....     240 
,    12.    ,    ;  AnweisDi^  znr   Behi^fong  der  Cholera,   der  Pocken, 
des   FleckfieberB  (Elecktyphos)  und   des   AnasaUes 

(Lepra) 264 

,     16.    ,    :  PrttfongsordnnDg  ffir  Apotheker 244 

.  17.  .  :  BemesBong  der  Aerztekammeibeiträge  nach  der  Ein- 
kommensteuer des  BdtTagspflichtigen 241 

,  28.  .  :  Gesetz  zoi  Abfindernng  des  Gesetzes,  betreffend 
Ansffthrong   des  Sctdachtvieh-  nnd    Fleischbeschaa- 

gesetzes 262 

.     84.    ,    :  Eennzelchnnng  des  tierärztlich  antersnchten  Fleisches  .      282 
,     26.    ,    :  Die   gesundheitliche  Beaafaichtignng   der  Eiuehnngs- 

aiutaltcn  seitens  der  Kreisärzte 264 

.      60.    ,     :   Henes  preoSiscbes  Hebammenlehrbuch 252 

„  3.  Olct.:  Anzeigen  Ober  die  Antnalime  nnd  Entlaasong  von 
Ausländen)  in  bezw.  ans  Privat&nstalten  für  Geistes- 
kranke   278 

,      12.    ,    :    üntersachnng  nnd  Impfung  der  Angehörigen  nnsländischer 

Arbeiter 279 

_      27.    ,    :   Berichterstattung  Aber  die  Apotheken  Verhältnisse      .    .      291 
,     28.     ,     :    Portofreiheit  der  von  den  Impfärzten  an  die  EOnlglichen 
Imp&natnlten  abgesendeten  Heidekarten  über  Impf- 
erfolge   880 

_  8.  Nov. :  Aufnahme  der  van  tollen  nnd  tollwntverdächtigen  Tieren 
gebissenen  Personen  in  du  Institut  fttr  Infeküons- 

kraukheiten 880 

„  11.  ,  :  Ausführung  des  Weingesetzea,  insbesondere  der  Wein- 
keller-Kontrolle      2B8 

„      16.    „    :   EinlOhrung  des  neuen  Hebammenlehrbuches      ....      280 
19.     ,    :   Zulassung  von  Personen  aus  anderen  Bandesstaaten  zu 

den  Desinfektorenschnleu  In  Frenfien 881 


.,,„.ttr.,Ct)Ot^lc 


■  tat  in  ■iMuliiM 

1908.  80.  Okt:  Anfbew^iong  uw.  tod  Nabmngs-  und  Oeonfimitteln 
(Beg.-Bez.  Oppeln) 

HaBregeln  gegen  die  YernnteinigaDg  dei  Milch  dnrcb 
EntnkheUs&eime  (Beg.-Bez.  H&iuiover) 

Dienstftnweisnngen  für  die  leitenden  Aerzte  and  ftu  das 
Krankenpfleg »personal  in  Krankenaostaiten,  sowie 
Anweisung  über  die  Anfertigung  einiger  Deäinfektions- 

mittel  (Beg.-Bez.  C{tb) 

.  &.  Jui.:  ADkünd^:Qng  Ton  Heilmittel  durch  BroschOren  seitena 
der  Drogenhändler  (Beg.-Bez.  Osnabrtlck)    .... 

18.  ,  :  Allgemeine  Vorschriften  Aber  den  Ban,  den  Betrieb  und 
die  tJnterhaltnng  der  dem  Öffentlichen  Gebrauche 
dien  enden  Wasserrersorgnngsanstalteu  im  Begienugs- 
bezirk  Trier  (Beg.-Bez.  Trier) 

14.Härz:   FastenrisieruDg    der  Hilch    in    Molkereien  (Beg.-Bez. 

Minden) 

14.  April :  Ueberwachung  der  WasBarrersorgnngsatelien  (Beg.-Bez. 

Düsseldorf 

10.  Mai :    Allgemeine    Leichenachau     durch     Aerzte    (Beg.  -  Bez. 

Minden) 

21.  Juni:    Sorse   für   die   erforderliche  Beulichkeit  in   den  Schnl- 

nänaern    und    den   dazu   gehörigen  BKumlichkeiten 

(Beg. -Bez.  Düsseldorf) 

5.  Juli:    Förderang  des  Volkabadewe^eoa  (Beg.-Bez.  Minden).    . 

19.  „  :  Instandhäjlnng  der  Turngeräte.  Stanbrerhinderung  in 
den  Turnhallen  (Beg.-Bez.  Minden) 


Die  Vornahme  der  richterlichen  LeicheuBchan  und  Leichen- 
Öffnung  

:  ErgitnzDng  der  Verordauog,  betr.  Gebühren  für  ärzt- 
liche Dienstleislungen  bd  Behörden 

Gebühren  für  ärztliche  Bienstleistnngen  bei  Behörden  . 

Die  Verhandlungen  der  Aerztekammeni  im  Jahre  1903 


1.  Not.  :   Die   Beaufsichtigung  der  Friratschnlen  durch   die  Be- 

zirkaärzte 61 

8.  Dez.:  Die  Beinlichkelt  und  Urdnung  in  Bäckereien  und  Kon- 
ditoreien             62 

6.  Mai:     Ursächlicher  liusanunentiang  der  Epilepsie  mit  Angen- 

fehlem 200 

5.  Juni:    Anzdgepflicht  der  Aerzte  bei  Croup  und  typhnsverdä^- 

tigeu  Krankhdtcn 199 

6.  Aug.;   Aerzteordnung 264 

6.  Sept.;  Anzeigepflicht  der  Hebammen  bei  Schälblascnkrankheit     264 
6.     ,   :    Unentgeltliche  Abgabe   der   vom   Kaiserlichen    Gesund- 
heitsamt herausgegebenen  hygienischen  Merkblätter 

au  die  Aerzte 2&3 

>.  Nor.:  Beschaffenheit  und  Anfbewahrung  der  Ljmphe.  Beur- 
teilung der  mit  unwirksamer  Ljmphe  ausgeführten 
Lnpfungeu  mit  Bücksicht  auf  äie  gesetzliche  Impf- 
pflicht     292 


1904.  10.  Febr.:  Begelong  des  Hebammenwasens 


F.  GK>OM»herzofl|t:niii   BRClen. 

IVß.  18.  Sept.:  Bas  Verfahren  bei  Aufnahme  tod  Qeiateak ranken  and 
Q-eiateaach  wachen  in  öffentliche  ned  private  Irren- 
nnd  Kiankenanatalten 

,  27.  Not.;  Ortapolizeiliche  Vorschriften  ftlr  die  FeaerbBStattooK  . 
30.    ,     :   länftthraDg  von  UDteranchnngaämtern 

,     17.  Dez. :  PostrerkeEr  der  Bezirksärzte  mit  den  praktisobes  Aerzteu 

„     28.     .     :  Jahresberichte  der  Großherzoglicheu  Bezirksfirate .    .    . 

,     30.     „     :    Freiwillige  Krankenpflege  im  Kriege 

19M.    6.Jnli:    Bek&mpfnng  des  Gehärmntterkrebaea 

,  30.  Ang. :  Äbändernng  des  Folizeiatrafgeaetzbuches  in  bezug  anf 
Aosttbnng  der  Heilkunde  durch  nicht  approbierte 
Peraonen  und  AnkUndigiuig  Ton  Heilmittelo  und 
Heilmethoden 

„  1.  Sept.:  unentgeltliche  Abgabe  der  vom  Kaiserlichen  Geaund- 
heitsamt  herausgegebenen  bygieniechen  Merkblätter 
an  die  Aerzte 

.     12.  Okt. :    Die  Bektunpfung  der  Tuberkulose  der  Menschen    .    .     . 


G.  GTommtt^vxogtvan  He«Heii. 

190i.  16.  Harz:  Aufhebung  der  Bekanntmachung  Über  das  Selbstdiapen- 
sieren  der  homäopathischen  Aerzte,  sowie  Über  die 
Einrichtung  und  den  Betrieb  homöopathischer  Apo- 
theken und  Dispensatorien 


H.  Orosaherzo^tam  IMCeoIcleiibnrfir-Sch'VFeriii 

1903.    3.  Okt.:    UelMrwachung  des  Verkehrs  mit  Nahrnngs-  and  Genuß- 


I.  GroMsliefzOipi^nni  Oldenbuvflr. 

1904.  24.  Aug.:   Verpflicbtung  zur  Anzeige  übertragbarer  Krankheiten  .      275 
,      18.  Sept.:  Aosfflhnuig  der  Bekanntmachung  Tom  24.  Angoat  1904, 
betr.   die  Verp&ichtu&g  zur  Anzeige  ttbertragbarer 
Krankheiten 276 


K.  Herzog; tum  Bi*a,iuuiah'weiB- 

IViS.  29.  Okt:    Aerztliche  Behandinne  erkrankter  Peraonen,  die  der  Oe- 

meindelcrankenTerächenuig  unterliegen 3 

1904.    S.Jan.:    Einrichtong  und   Betrieb   der    tier&rzulchen    Hausapo- 
theken           8 

,  28.  Febr.:  Aufbewahrung  und  Abgabe  toq  Arzneimitteln  in  den 
Krankenhluaern    von    Strafanstalten   und     grOfleren 

Oeffingnisaen 14 

,     16.  Juni:  Verhütung   der  mlfibräuchlichen  Anwendung  Krztlicher- 

aeita  verordneter  Arzneien 2C 

„  26.  n  :  Ausführung  des  Reichsecsetzes  Aber  die  Bekämpfnnfr 
gemeingefährlicher  Krankheiten  vom  80.  Juni  19U0 
und  Bekämpfung  anderer  ttbertngbarer  Krankheiten      21 


X^  Vnwmtentmn  Sohanmbuxv-XJppe 

19U.  18.  Not.  :  GobtUtran  der  E 


lUL  Freie  nnd  Hansestadt  T¥<wnl>nrg. 

,     11.  April :  Begelong  nnd  Buniaichügong  des  Verkehra  mit  Arxuai- 

mlttem  aiusertulb  der  Apotheken 

19M.  11.     .,    :  Anattbung  der  Eeilkuiide  duch  aicht  «ppiobierte  Per- 
sonen     


N.  Freie  nnd  Kan«e«tadt  X<at>eok. 

1904.  18.  H&is:  Aus&baiig  der  Heilkunde  dnrdi  nicht  approbierte  Per- 
sonen      


D,g,t,z.ctvG00gIC 


Sach-Register. 


i.bflUinitttel,  Harnr  Qebirgstee  ist  als  solches  dem  freien  Teikehr  ttberluien 

(Bspr.)')  286. 
Abtreibong  der  Leibeslrncht,  bezw.  VorftiiBsetiiiiig  eines  nnrencbaldeten  Not- 

Btandes  (Bspr.)  94. 
Aerztekanuner,  prenBiscbe.  Nichtberechtigiing  des  VorstuidBB  zur  Stellnng  eines 

Strafantragee   boi  Beleidigung  der  Aerzte  (BaprJ  289;   deren  Umlagerecht 

(Preoßen)  196;  Bemessung  der  Beiträge  nach  der  EmkommensteDei  (PnnBen) 

241;  deren  Verbandlangen  im  Jahre  190^  (Bayern)  190. 
Aerzteordnnng  (Kgr.  Sacbsen)  254. 
Aerztlicfae  Praxis;  s.  Praxis. 

Amtann koatenentsch&dignng  der  Kreisärzte  (FrenBen)  154, 
Ankündlgang,  prahlerische,  von  EeUmethodeo  (Rapr.)  2ö,  249;  von  HeUmitteln 

durch  Prospekte  (Rspr.)  175,  (Osnabrück)  28;  Öffentliche  von  Arzneifflittetn, 

QHlÜgkeit  der  Polizei Terordnongen  (Bspr.)  286,  287. 
Anlagen,   gewerbliche,    Vernnreinlgting    der  FloBlfiofe  dnrch  deren  Abginge 

(Preußen)  208. 
Anpreisen  von   GegenstSnden,  die  zu   nnzUchtigem    Oebranch    bsstinunt  sind 

(Bspr.)  261. 
Anpreisung  von  Arzneitoitteln  nnd  Oeheimmitteln,  QDltigkeit  der  diese  betr. 

PoIizeJTerordniuigeTi  2«6,  287. 
Anzeigepflichr    ansteckender   Kankheiten   (Oldenbnrg)  275;    a.  anch    Cronp, 

Tjpbos  und  Schäl  blas  enkrankheit. 
Apothekenbesitzer,  dessen  Entschädigung  bei  Errichtong  einer  neuen  Apotheke 

an  demselben  Ort  (Bspr.)  IIB, 
Apotheke akonzession,    neue,   Verfahren    bei   deren    Terleihnng  (PrenBen)  15; 

deren  Veratenerung  (Preußen)  177. 
Apotheker,  Oebeinunittelankttndigang  dnrch    diesen    Ist    nicht  Ansflbimg  der 

Heilkunde  (Bapr.)  1;  Verpflichtung  zur  Prüfung  der  Bezepte   mit  scharfwir- 

kendeu  Arzneimitteln,  ob  sie  von   einem  Arzte  rerordnet  sind  (Bspr.)  1S7; 

Prüfungsordnung  (Deutsches  Beich)  232,  (PrenBen)  244. 
Apotbekenrerbältiüsse,  jabrL   Eiareii^nng   einer   Qesamtttbeislelit    tber    diese 

(Preuäen)  14,  291. 
Arbeiter,  anal^dische,  Impfung  ron  deren  Angehörigen  (Freufien)  279. 
ArMumsserstoffrergiftung,  deren  Gefahr  (FreaBen)  §7. 

Amden,  irztlich  rerordnete,  Verhütung  des  HlBbranchs  (Brannschwelg)    200. 
Am^lisei,  runde,  tat  Abgabe  g''"    "  "—-•■-'■      '"  -->  " 
Arzneimittel,  B      '  .  ^  -   ••* 

114;  nicht  fi-„-, .-^.,        , 

Otütigkelt  der  diese  betreffenden  FolizelTerordnungen  (Bspr.)  286,  287;  deren 

Abgabe  seitais  der  Oemeindediakonlssea  (FrenBen)  114;  Abgsbe  in  Straf- 

anrtaltskrankenhiMera  (Brannschweig)  140. 


r,  runde,  tat  Abgabe  giftiger  Flüssigkeiten  (Bspr.)  86. 

I,  Begelnng  und  Beanfuchtigung  des  Verkehrs  mit  diesen  (Hamburg) 

t  freigegebene,  Verantwortlichkeit  für  deren  Feilhalten  (Bspi^-)  "^'r 


>)  (Bspr.)  badratet  ^teohtspreohong'. 


XVm  8adi-EegiBter. 

Ant  fOr  HatnilieUrerfahreii,  Niclitziil&ssigkeit  dieses  Zusatzes  (Bapr.)  285; 
Terpflichtnng  zur  Benachrichtigaog  des  behandelnden  Arztes  bei  Uebeniahme 
der  Behandlnng  TOD  dessen  Paiienten  (Bapr.)  4ö;  BeleidiKong  eines  andern 
Arztes  darch  VorhaltnnK  seiner  Fehldiagnoae  (Espr.)  277;  geschäftiicbe 
Beziehnngen  zu.  einem  Eurpfascher  sind  a tan destm würdig  (Bspr.)  284;  Ein-- 
greifen  der  AafaichlsbehOrden  bei  Streitigkeiten  mit  den  Krankenkaasen 
^reoßen]  64;  dessen  Vcrtietang  dnrch  Studierende  oder  Kandidattn  der 
Medizin  (Fienflen)  101;  Anzeigepflicht  von  Croup-  nnd  typhusverdäuhtigen 
Erkrankungen  (Kgr.  Sachsen)  IW;  bei  ansteckenden  Krükheiten  (Olden- 
burg) 276. 

Assistent  als  arzt&hnlicher  Titel  (Bspr.)  ]S9;  s.  anch  Titel. 

Attest,  AratUches,  Nicht verpflichtnag  eines  Zengen  znr  Tragnng  der  Kosten 
fttr  ein  solches  (Bspr.)  26;  ehrengerichtliche  Bestrafung  bei  nicht  wiasen- 
Bcbaftlicher  Begründung  oder  leichtfertiger  Ansstellnng  eines  Bolchen  (Bapr.) 
46,  278;  kreis iTztliches,  deren  AnsateUung  zar  Vorlage  bei  MilitärbehCrden 
(Prenfion)  112:  behols  Bewerbung  beim  Post-  und  Telegraphendienat  ist 
amtsärztlich  (Prenflen)  176. 

Angenkmnkbelt  und  Epilepsie,  ursächlicher  Znaammenhang  (Sgr.  Sacbsen)  200. 

Ansl&nder,  Anzeige  über  deren  Aufnahme  und  Entlassung  ans  PriTatanstalten 
Preußen)  278. 

Anasfttz,  desses  Bekämpfung  (Deutsches  Beich)  65,  (PreuB»)  264. 

BIckerelen,  Beinlichkeit  in  diesen  (Egr.  Sachsen)  52. 

Beamter,  Berechtigung  zur  Erhebung  des  Konfliktes  bei  Klagen  auf  Schaden- 
ersatz gegen  diesen  (Bspr.)  2h7;  Kürzung  des  Diensteinkommens  bei 
Verurteilung  zu  Freiheitsstrafen  (Prenßen)  65, 

Belästigang,  Übermäßige,  durch  Küchen gerilche  (Bspr.)  109;  durch  Oer&uscbe 
(Bspr.)  26,  194,  220. 

Berolsgenossenschaft,  Anwendung  der  Tazsätze  bei  Arzt-  und  Arznoirechnnngen. 
für  diese  (Preußen)  54. 

B«ecbollenheit,  weibliche,  deren  Begriff  (Bspr.)  194. 

Besirksärzte,  Beaufsichtigung  der  Priratschulen  durch  diese  (Kgi.  Sachsen)  51 ; 
deren  Postrerkehr  mit  den  praktbchen  Aerzten  (Baden)  i)8;  deren  Jahres- 
berichte (Baden)  89. 

BiikenDl,  dessen  Zulassung  zur  Denatnrierong  nicht  zum  Genosse  ftlr  Menschen 
bestimmten  Fleisches  (Centsches  Beich)  bn. 

BUTorletzangeo,  durcli  tolle  oder  toll wutverd ächtige  Tiere  (Preußen)  t66. 

Briefsendungen,  in  Ehrengeiichtaangelegenheiten,derenFrankieTnng(PreufleD)  316. 

Bruchoperationen,  deren  Kosten  braucht  die  Krankenkasse  nidit  m  tragen 
(Espr.)  110. 

Brunnen,  städtischer,  Verpflichtung  der  Gemeinde  zur  Erhaltung  eines  gefahr- 
losen Weges  zu  diesem  im  Winter  (Bapr.)  202. 

Gholen^  deren  Bekämpfung  (Deutsches  Beich)  66,  (Prenfien)  264. 
Choleradiagnose,  Eraeuerong  der  Bestände  an  Troickensemm  für  diese  (PreuBen)  107. 
Croup,  Anzeigepflicht  (Kgr.  Sachsen)  199. 
Cuibltin- Tabletten  n.  Curbitin- Schokolade,  nnbefagter  Verkauf  (Bspr.)  176. 

Dednfektlon,  mit  pestrerd&chtigen  Waren  beladener  Güterwagen  (Preu&en)  12; 

bei  Pest  (PreuBen)  65. 
Deüufektionsmittel,  Anweisung  über  deren  Anfertigung  (Coln)  143. 
Desinfektorenschulen,  deren  Tätigkeit  (PreuBen)  18tj;  Zolassung  von  Personen 

ans  anderen  Bundeaataaten  (PreuBen)  291, 
Diakonissen,  in   der  Gemeinde  tätige,  Abgabe  von  Arzneimitteln  durch  diem 

(PreuBen)  114. 
Dienstanwdaungen,  fttr  Aerzte  und  Krankenpflegepersonal  in  Krankenanstalten 

(COln)  148. 
Dlenat^nkommen,     dessen    Kürzung     bei    Verurteilung    zu    Freiheitsstrafen 

(PreuOra)  65. 
DiphÜieriebeilserum,  dessen  bakteriolo^che  Dnteranchungen  (PreuBen)  12. 
Dispeusures  antituberkuleuz,  deren  Einriebtung  (Preofien)  85. 
Doktortitel,  nnd  ckir,  deoL,  unbefugte  Führung  als  unlauterer  Wettbewerb 

(Bapr,)  198;  .Dr.*  gUt  als  arztiliaUcher  Titel  (Bspi,)  176. 
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Dr.  chir.  dent.,  Anwendung   des  WettbewoibguetEes   gegenüber    diasei  Be- 

zeichnonK  (Bspr.)  198. 
DUire.  UoBnahmen  gegen  die  durch  dieselbe  heirorgeralenen  gesnudlieiüichen 

UiOatinde  (Prenßeo)  213. 

Ehrengericht,  ärztliches,  das  Ehrengericbtsgesetz  rom  25.  Noramber  1869  ist 
als  du  mildere  anznsehen  (Bspr.)  42;  Beurteilung  der  Schnldfrage  (Bspr.)  tö; 
Ulf  EiDstetlnng  des  VcrfahreDs  za  erkennen  iat  nnznläasig  (S%ir.)  42;  Bo- 
fan^enheit  der  Bichter  (Bspr.)  43,  290;  Frist  des  §  23  Abs.  4  det  Ebren- 
gonchtsgesetzes  hat  keine  anfschiebende  Wirkung  (Bapr.)  43;  Leiter  Ton 
HeÜHistalten  (approb.  Aorzte)  unterstehen  demselben  (Bspr.)  43;  Benrteilnng 
der  Reklame  (Bspr.)  43;  Bestrafang  wegen  eines  oegenttgenden  Attestes 
(Bspr.)  46,  278;  Zoständigkcit  anch  ohne  Aatrag  (Bspr.)  42;  Kritik  des  Ter< 
haltens  des  Kreisarztes  (Bspr.)  277;  Oeschäftsordnnng  (Preußen)  27,  (Sachsen) 
2bi;  Frunkiemog  der  Briefs en dangen  (Prenßen)  216. 

Ehrengerichtliches  Verfahren,  fürmliches,  in  demselben  ist  ein  ErOfhungs- 
bescliiaß  nicht  erforderlich  (Bspr.)  290. 

Eis,  dessen  Entnahme  ans  verseachten  Teichen  behufs  Wiederrerkanf  kann 
verboten  werden  (Rspr.)  20L. 

Eisenbahn Terkebrsordnnn Kl  deren  Aendemag  in  bezog  anf  die  Betördemng  der 
an  ansteckenden  Krankheiten  leidenden  Personen  (Deatsches  Beich)  53, 

Elektrische  Betriebe,  Onfälle  in  dieson  (Preußen)  18. 

Entbindnngshilfe,  ärztUche,  Ansprach  der  Varsicjicrton  aof  diese  (Bspr.)  84. 

EntmandignngsprozcB,  anch  bei  dessen  AnfechtnngsTerfahren  bedarf  es  in  der 
Berufungsinstanz  der  Zuziehung  eines  Sachverständigen  (Bspr.)  193. 

EntmOadigongssachen,  Zuziehung  von  Sachverständigen  (Preußen)  111. 

Epilepsie  und  Augenkrankheit,  ursächlicher  Zusammenhang  (Kgr.  Sachsen)  200. 

ErOffonngsbeschluß  ist  in  dem  uicht  förmlichen  ohrengerichUichen  Verfahren 
nicht  erforderlich  (Bspr.)  290. 

ErziehnngsanKtalten,  deren  gesundheitliche  Beaufsichtigung  dnich  die  Kreis- 
ärzte (Preußen)  264. 

Ess.  amara  n.  Ess.  cinnamomi,  Unzuläasigkeit  des^Feilhaltens  außerhalb  der 
Apotheken  (Bspr.)  102. 

PeserbestftttBBg,  orts polizeiliche  Vorschriften  fttr  diese  (Baden)  29. 
Fleckfleber,  dessen  Bekämpfnni;  (Dentsches  Beich)  66,  (Preußen)  264. 
Fleisch,  Zolassnng  von  Birken  Ol  zu  dessen  Denaturier  nng  (Deutsches  Beich)  53; 

tierärztlich  autersuchics,  dessen  Kennzeichnung  (Preußen)  282. 
Fleischbeschallgesetz,    dessen    AusfUhiuDg   (Preußen)   133,    205;    Abänderung 

der  Ansftlhriuigsbestimmungcn  (Deutsches  Reicb)  204,  (Preußen)  252. 
Heisch beschauer,  deren  Mitwirkung  bei  Schi auhtvieU Versicherungen  (Preußen)  108. 
Flüssigkeiten,  giftige,  deren  Abgabe  in  runden  Arzneigläsern  (Bspr.)  35. 
Flnßlänfe,   deren  Verunreinigong   durch   die   Abgänge   gewerbli<MLer   Anlagen 

(Preußen)  208. 
Frkuen,  ärztlich  geprüfte,  aber  nicht  approbierte  bedürfen  zur  Ansflbnng  des 

Hebam menge worbes  eines  Prttfungszengnisaes  (Bspr.)  262. 
Früchte,   gedörrte,    mit  schweflicher  Sänre    behandelte,    ans  dem  Anstände 

(Preußen)  87. 
Fnßbodenanstrich  mit  Oelpräparaten,  Versacfasergebnis  (Preußen)  142. 

6«UrMatterki«bB,  dessen  Bekämpfung  (Baden)  191. 
Oebflbren  für  ärztliche  Dienatlcistnngen  bei  BehSrden  (Bayern)  108,  336. 
Oebühreneinnahmen.  deren  Eintragung  seitens  derKreisarstvertieter  (Prenßen)  13. 
Gebühren ordnnng   der  Priifangsanstalt   für  Wasserversorgung  nnd    Abwäseer- 

beseitignng  in  Berlin  (Prenßen)  28;   ärztliche,    deren  Anwendung  bei  Bech- 

nnogen  für  die  Berufs^ cnossenschaften  (FrenBen)  54. 
Oebart,   anormale   als  Krankheit  im   Sinne  des  KTonkenTersicheningsgesetzes 

(Rapr.)  84. 
Q^ängnisse,  Qatachten  übet  deren  sanitäre  Verhältnisse  (Prenfien)  185. 
Oeheimmittel,  deren  Ankfitidignng  durch  Apotheker  (Bspr.)  1;   Polizeiverord- 

Bongen,  deren  Ankündigung  betreffend,  sind  rechtsgültig  (Bspr.)  386,  287. 
Oeistmkranke,  Verfahren  bei  deren  Aufnahme  in  Anstalten  (Baden)  22;  deren 
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Behindlnng  In  Anatmltan  mit  verachiedeaen  TerpfleffDDgflUuseii  (Preußen) 

155;  analiuidleohe,  deren  Aufnabme  Dnd  EntlaasiuiK  (Prenfien)  S78. 
GemeudeknakenTenichemne,    iritL    Behandlong    der   dieser  anterliegandes 

Personen  (Bruuuchweig)  89. 
OenicksUrre,  epidemische,  deren  Vorkommen  (Prenßen)  222. 
Oeonfimittel,  deren  Aafbewahmng  (Oppeln)  28 ;  deren  Ueberwacluug  (Uecklen- 

bunt  Sdiwerjn)  IS. 
OennämiUelTerfilachang,  deren  Benrteiliuis  dnrcb  Sacbrerst&tidige  (Preußen)  6b. 
Oerinselie,  ftemudheitsgefihrdende  dnrdi  Httluer  (Bspr.)  26 ;  dnicb  Orcliettrioa 

(Bepr.)  220. 
Oeifiuf^MOwiiknngen  als  Kaflslnb  ffir  deren  Erträglichkeit  ist  das  Empfinden 

des  normalen  Duchscbnittsmenschen  anznaehen  (Espr.)  194. 
Oerttebe,  ttbennäßiKe  Belftatigong  durch  diese  (Bspr.)  109. 
Oesctaiftsordnang  der  instUcben  Ehrengerichte,  Nachtrag  (Prenßen)  27. 
Gesetiessammlnng,  deren  Lieferung  an  die  Ereis&rzte  (Preußen)  13. 
Oesnndbeltspflege,    hinsliche,    ron    Lina    Horgeaetern,    Etnplehtnng    des 

Boches  (Prenßen)  114. 
Oewerbesteaer[iflidit  einer  von  einem  Arzte  betriebenen  Krankenanssalt,  bei 

deren  Benrteilonf;  ist  der  Zweck  des  Unternehmens  entscheidend  (Bspr.)  94 
GewerbeordnoBg  iir  du  Deutsche  Beich,  Ansfühmoga  an  weisen  g  (Preußen)  158. 
Qlashflttea,  Gewerbeknmkheiten  in  diesen  (Preoßen)  209. 
Oifthandel,  EntziehoDg  der  EonseBsion  (Bspr.)  287 ;  Tersagnng  der  Oonehmigung 

cum  Handel  wegen  UnznverlSssigkeit  (Bspr.)  110;  krankhafte  Veranlagung 

als  UnzuverlSssigkeit  hinsichtlich  dieses  Haiideb  (Bspr.)  174. 
Orandstttdceigent&mer,    dessen   Verpflichtung,    sein    QruDdstflck    in    solchem 

Znstande   zu   erhalten,    daß    es   nicht   die   Qesnndheit   anderer   gefährdet 

(Bspi.)  219. 

HandTerbinftartlkel  in  Apotheken,  Preisberechnung  (Prenßen)  172. 

Harzer  Qebirgstee  ist  ein  AbfOhrmittel  und  daher  dem  freien  Verkehr  Ubor- 

lassen  (Bspr.)  286. 
Hansapotheke,  tier&rxtliche,  deren  Einrichtung  und  Betrieb  (Braunschweig)  3]. 
HausmOll,    dessen  Transport    in  losem  Zustande  auf  Eisenbahnen  (Deutsches 

Beich)  68. 
Hebammen,  FoliseiTerordnnngen  Aber  deren  Bemfspflichten  (Bspr.)  IbS;  Znrllck- 

nahme  des   FrUnngsiengnisses  (Bspr.)  SS:   Anzeigepflicht  der   Schälblasen- 
krankheit (Kgr.  Sacluen)  264;  deren  Oebühren  (Schaumburg-Lippc)  284. 
Hebammenlehrbuch ,    neues    preußisches    (Prenßen)    252,    dessen    Einfnhrang 

(Preoßen)  ü80. 
Hebammendionste  durch  Nichthebammen,  GUUgkeit  der  diese  betr.  Polisei- 

Terordonngen  (Bspr.)  41. 
Hebanmengewerbe,  irztUch  geprüfte,  aber  nicht  approbierte  Franen  bedürfen 

m  dessen  Ansttbong  des  PrQfnngszengnisscs  (Bpd.)  262. 
Hebammenpfnscberei,  deren  Verhinderong  (Bspr.)  41. 
Hebammenwesen,  dessen  Begeinne  (Württemberg)  91. 

Heilanstalten,  deren  statistische  Mudungen  an  die  Kreisärite  (Preoßen)  177. 
Heilmethoden,  deren  prahlerische  Ankttndignng  (Bspr.)  26,  (Bs4en)  228. 
Heilmittel,  deren  Ankflndigung  durch  Broschüren   seitens    der  Drogenhändler 

(Osnabrück]    S8,    deren    Ankündigung    durch    nicht    approbierte    Personeü 

(Baden)  228. 
Heilkunde,  deren  Ausübung  durch  nicht  approbierte  Personen  (Hamburg)  116, 

(Lübeck)  100,  (Baden)  228. 
Hienfong- Essens,  destillierte,  ist  dem  freien  Verkehr  überUsseu  (Bspr.)  196. 
HilfsbedUrftigkeit  im   armen  rechtlichen   Sinne    bei    einem   gemeingefährlichen 

Irren  (Bspr.)  260. 
HomMpftthische  Aerzte,  Anfhebaog  des  Selbstdiapeneierrechtes  (Hessen)  248. 
Honorar,   äratliches,  dessen   Einziebnng   nnmittelbar  Tor  der   Verjährung  ist 

standeson würdig  (Bspr.)  45,  Nachlässe  bei  sofortiger  Segleichnng  als  standes- 

nnwflrdig  (Bspr.)  4&. 

Impflnta,  Portofreiheit  der  von  diesen  an  die  KOnigl.  Impfanstalten  gesandten 
Holdekarten  (Prenßen)  280;  deren  Uebarreicbnng  durch  Kreisärzte  (Preußen)  199. 
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IinpfBBff,  deren  AnafflhninK  and  D€l)erwMbwig  (PreaSeo)  199,  (Egr.  Sachsen) 
292,  der  Angehörigen  anal&ndiacher  Ärbeitor  (Prenfien)  279. 

Irre,  gemeingefährliche,  deren  HillBbedarftigkeit  im  armen  rechtlichen  Sinne 
(Bspr.)  260. 

Irren »natftlten.  Öffentliche,  Entlassnng  Terbrecheriacher  Personen  ntu  diassa 
(Bspr.)  Ibö ;  AnfnahmeTerfahren  (Baden)  22. 

Jahreaberichtfi  der  irztlichen  Ehrengerichte  (PrenBen)  48. 

Kandidaten  der  Medizin,  deren  Meldnng  zu  den  ärztlichen  Prfifiuigen  (PrenBen) 
105,  Vertretnng  der  Aerzte  durch  dieae  (Prenfien)  104. 

EapUztn,  dessen  AnküDdignng  rerstOät  gegen  das  Gesetz  znr  Bek&mpfnng  des 
onlanteren  Wettbewerbs  (Bjtpr.)  249. 

Kleide rkonfektion,  Aasdebnimg  der  gg  130—189,  §  139b  der  Gewerbeordnung 
anf  deren  Werkstätten  (BeatBches  Beich)  48. 

KnQterichtee,  rassischer,  dessen  Verkaoi  ond  Feilhalten  auBerhalb  der  Apo- 
theken (Rspr.)  2«6. 

Konditoreien,  Beinlichkeit  in  dieseo  (Kgr.  Sachsen)  62. 

Konzipicnteetätigkeit  seitens  eines  Arztes  als  standesnn würdig  (Bspr.)  47. 

Kopfeenickstarre,  epidemische,  deren  Vorkommen  (Prenfien)  IIa. 

Konflikter  bebang  bei  Klagen  auf  Schadenersatz  gegen  einen  Beamten  (Bapr.)  287. 

Erankenanstaltcn,  Begriff  (Bspr.)  249,  Aufnahme  bewustlos  aufgefundener,  un- 
bekannter Personen  (Prenfien)  &1 ;  von  einem  Arzte  betriebene,  Boarteiiung 
ihrer  Oewerbesteuerpllicht  (Bspr.)  94. 

Kranken  fürs  off^e,  deren  Erweiterung  (Prenfien)  50. 

Krankengeld,  Zeitraum,  für  den  ea  beansprucht  werden  kann  (Bspr.)  263,  An- 
spruch auf  dieaea,  auch  wenn  die  Erwerbaunfähi^eit  Ton  einem  anderen 
Arzt  bescheinigt  ist  (Bapr.>  2fil. 

Erankenkasseu,  deren  Unterstütz  an  gspflicbt  (Bspr.)  llOj  Kosten  ftlr  Kranken- 
transport TOD  Kranken  an  ihrem  auswärtigen  Wohnort  (Bspr.)  176;  Eingreifen 
der  AafsichtebehOTden  bei  Streitigkeiten  mit  den  Aerzten  (Preußen)  H. 

Krankenkassen  Statut,  Berechtigung  der  Aufsichtsbehörde,  die  Genehmigung 
zu  dessen  Abänderung  zu  Tersagen  (Bspr.)  261. 

Kranken  pArgepersonalinKrankeDaDstalten,  Dienstanweisungen  faTdiese(C(]ln)  143. 

Krankheit,  Begriff  im  Sinne  des  Kranke □kasseogesetzea  (Bspr.)  176. 

Kraukenpflege,  freiwillige  im  Kriege  (Baden>  S9. 

Krankheiten,  ansteckeude,  BefOrderang  an  diesen  leidender  Kranken  auf  der 
Eisenbahn  (Dentschea  Beich)  53 ;  gemein  gefährliche,  Aasfübrangsbestimmungen 
ZU  dem  ihre  Bekämpfung  betreffenden  Gesetz  (Deutsches  Reich)  65,  (Preußen) 
264,  (BraunschweiKl  211;  Untersucbnngsämter  für  diese  (Prenfien)  12&;  Au- 
zeigepflicht  (Oldenburg)  275;  (Sachsen)  199;  Neubearbeitung  des  Verzeich- 
nisses der  Krankheiten  und  Todesursachen  (Prenfien)  126. 

Krankheitserreger,  Vorschriften  tiber  das  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit  diesen 
(Deutsches  Beich)  121,  (PreuBen)  198. 

Kreisarzt,  dessen  Wählbarkeit  zum  StadtTorordneteD  (Bspr.)  117;  Terweigening 
der  Annahme  einer  von  diesem  übersandten  Postkarte  amtlichen  Inhalta 
(Bapr.)  46;  Kritik  seines  Verhaltens  durch  daa  ärztliche  Ehrengericht  (Eapr.) 
^7;  Lieferung  der  Gesetz essammlnng  an  diesen  (PreoQen)  13;  Ebtraeang 
der  Gebühren  einnahmen  seitens  des  Vertreters  (Preufieu)  18:  monawehe 
Fordemngsn  ach  weise  über  Tagegelder  und  Beisekosten  (Prenfien)  98;  Be- 
aichtigDDg  des  HauGvergeländes  durch  diesen  (Preußen)  98;  Änzei^epSicht 
der  praktischen  Aerzte  Tertretenden  Kandidaten  der  Medizin  bei  diesen 
(PreuBcn)  lOi;  Untersuchung  Angehöriger  von  unbemittelten  Militärrekla- 
manUn  (Preußen)  137;  Amtstätigkeit  (Preußen)  14t;  Beteiligung  an 
den  Tertragaprüfnngs-  und  Vertrau enakommiasionen  der  Aerztckammern 
(Prenfien)  IM;  Amtaunkostenentachädigung  (Preußen)  154;  statistische 
Sendungen  Ton  Heilanatalten  an  diese  (Preußen)  177;  geaundheitl.  Beauf- 
atchtigung  der  ErziebnngssjiatalteB  (Preaßen)  264. 

KrdB-Hcdizinalbeamten,  deren  Versa  mm  langen  (Prenfien)  241 ;  a.  auch  Kreisarzt. 

Knchenger&che,  ÜbermäBige  BelEatignng  durch  diese  (Bapr.)  109. 

Enrinstitut,  unlaiiterer  Wettbewerb  bei  dessen  Anpreisung  (Bspr.)  2S1. 

Kurpfuscher,  ein  beleidigender  Ausdruck  (Bspr.)  217;  geacbfifiltche  Besiehnngen 
eines  Arztes  zu  diesem  (Bapr.)  2ti9;  (Hambnrg)  116,  (Lübeck)  100. 


LAlbwfirackt,  Yoniusetziuig  elnea  lUTerachnldeten  Notstandes  bei  deren  Ab- 
treibung (Kspr.)  94. 

Leichenschall,  obligatorische,  deren  Dnrchfähmng  <PreaBen)  S44;  allgomeine, 
dnrch  Aerzte  (Mioden)  150;  richterliche,  deren  Vornalune  (Bayern)  &1. 

Lopra,  a.  Aussatz. 

Lungenkranke,  bedürftige,  deren  üntersttttznng  dorch  die  Qemeinden  (Dentacbea 
Eeicb)  111;  Einrichtang  von  WohKahrtsstdlen  Ittr  diese  (PrenSen)  85. 

Lymphbeachaffenheit  und  Impfungen  (Kgr,  Sachsen)  292. 

Kagnetopath,  prakt,  arztähnlichar  Titel  (Bspr.)  173. 

ManQvergelände,  dessen  Besichtignng  durch  den  Kreisarzt  (Preußen)  98. 

Harktordnangeii  mit  Vorschriften  tlber  die  besondere  Beschaffenheit  der  Nah- 
rargsmittel  (Bepr.)  362. 

UediziuaIbeamte,Oewlibrni]gTonFnhrkrkostenbeiDienstgeschäften(PreuQen)198. 

Uedizinaliäte  an  der  BeKierung,  deren  Uitvirkung  bei  der  Staat).  Ünfallver- 
sichemng  (Prea&en)  240. 

Heiereien,  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  in  diesen  (Üeutsches  Reich)  153. 

Meldekarten  der  Impfärzte,  deren  Portofreibeit  (Preußen)  280. 

Uerkblätter,  hygienische,  des  Kais.  Ocsnndheitsamts,  deren  unentgeltliche  Ab- 
gabe an  Aerzte  (Deatscbes  Beich)  278,  (Kgr.  Sachsen)  2.'>8,  (Baden)  253. 

Ililch,  HaBnahmen  geßen  deren  Verunreinigurig  durch  Kranlüieitskeime  (Han- 
nover) 'JS^  Beschäftigung  von  Arbciterianen  in  Betriebes  zu  deren  Stcrlli- 
sierung  (Deutsches  Beich)  163;  deren  Pasten risierung  in  Molkereien  (Minden)  99. 

Militärbehörden,  Ansstollnng  von  kreisBrztlichen  Attesten  zur  Vorlage  bei  diesen 
(Preußen)  112. 

Uilit&rreklamanten,  unbemittelte,  Untersuchung  von  deren  Angehörigen  durch 
Kreisärzte  (Preußen)  137. 

Molkereien,  Beschäftigane  von  Arbeiterinnen  in  diesen  (Deutsches  Beich)  158; 
Pastourisierung  der  Milch  in  diesen  (Minden)  99. 

Mttll,  s.  HausrnttU. 

Nthrangsmlttel,    deren    Aufbewahrung    (Oppeln)  28;    deren    TJeberwachung 

(Mecklenburff- Schwerin)  18. 
Nahrungsmittelrerfälschnng,  deren  Beurteilung  d.  Sachvorstäadige  (PrenSen)  6S. 

OrcliflBtrloii,  gesundheitsgefährdendes  Qeränsch  durch  dieses  (Bspr.)  220. 
Oelpräparate  fflr  FuQb  öden  anstrich,  Versnchsergebnis  (Preußen)  14S. 

Pest,  DeslnfektlonsTorschriften  (Preußen)  55. 

Pestverd ficht! ge  Waren,  Desinfektion  der  mit  diesen  beladeoon  Qtlterwagen 
(PrenSen)  12. 

Pikrins&nriJabrikeu,  Vorschriften  für  deren  Anlage  und  Betrieb  (PrenSen)  18. 

Pollen,  deren  Bekämpfung  (Deutsches  Eeicb)  65,  (Preußen)  864. 

Politeistrafgeaetzbuch,  dessen  Abtinderung  in  beung  auf  das  Kurpfuscher  tum 
(Baden)  228. 

Portofreibeit  der  Meldekarten  der  Impffirzte  über  Impfertolge  (Preußen)  280. 

Postrerkchr  der  Bezirksärzte  mit  den  praktischen  Aentteu  (Baden)  S8 ;  der 
ärzUichen  Ehrengerichte  (Preußen)  21tf. 

Postsendungen,  an  Verstorbene  gerichtete,  deren  Aushändigung  (Preußen)  118. 

Praktisches  Jahr,  Anträge  auf  Befreiung  (Preußen)  37. 

Praxis,  ärztliche,  deren  Verkauf  (Bspr.)  45,  288;  deren  Betreiben  T<m  zwei 
Stellen  in  OroBstädten  (Bspr.)  289. 

Priratschnlen,  deren  Beaufsichtigung  durch  Bezirksärzte  (Kgr.  Sachsen)  51. 

Privatkrankenanstalten,  Begriff  (Bspr.)  249;  behördliche  (Jenebmigung  bei  bau- 
lidien  Veränderungen  (B^pr.)  2ö0;  Aufnahme  und  Entlassung  von  Auslän- 
dem (Preußen)  273,  s.  auch  Krankenanstalten. 

PrAfong,  ärztliche,  Meldung  der  Kandidaten  der  Medizin  zu  dieser  (PrenSen) 
106;  deren  Dauer  (Preußen)  241. 

FrUnngeanstalt  fttr  Wasserversorgung  und  Abwfisserbeseitigung  in  Berlin, 
Abänderung  ihrer  OebQhrenordnung  (Preußen)  28;  Vorbereitung  undPrOfiing 
von  WaBserrerflorgniigsptojekten  durch  diese  (Preußen)  56. 

PrOfungsordBUng  für  Apotheker  (Deutsches  Beleb)  282,  (Preufien)  214. 


Skch-BegiBter.  TTip 

Beelitsrat^  dessen  Erteilong  seiteng  eines  Arites  an  einen  Patienten  (Bspr)  47. 
Beinlichkeit  in  Bäckereien  und  Konditoreien  (Kgr.  Sachsen)  G2. 
EeinÜctikeitsnraoTge  in  Scbnlhäosern  (Dflsseldorf)  188. 
Beuekosten,  der  Staatsbeamten,  ÄDsfUhrnDKabeBtunmnngen  zn  den  Yorachrlften 

(Prenßen)  2, 13;  der  Kreisärzte  (PrenSeo)  98;  deren  Ctewahrong  (Pceoßen)  141. 
B^ame,  deron  ehiengerichtUche  Bearteilnng  (Bapr.)  43 ;  Standes  widrige,  durch 

Str&Bensctiilder  (Bspr.)  44;  pflichtwidrige,  dnrcli  häufiges  Annonzieren  (Bspr.) 

290. 
Botes  Kreuz,   Grundsätze  fttr  Verträge  zwischen  diesen  und  den  Oemeinden 

i>etr.  die  ünterstfitzong  bei  Seuchengefabr  (Preußen)  106. 

SnekrvnUndiger,    dessen    Znziehong    im    AnfechtnngsTerfahien    der    Bnt- 

mündignugsprozessa  (Bspr.)    19!t;  oder  sachverständiger  Zenge  (Bspr.)  2t7 ; 

znr  Benrteilong  der  Nahrungsmittel-  nnd  GhenuBmittelvertälacbung  (Pteufien) 

&ä;  Zuziehung  in  Entmändigungssachen  (Preußen)  111. 
Sammelmolkerei,  Tragung  der  Berisiouskosten  (Preußen)  113. 
Sanggas  -  Kraftanlagen  (Preußen)  209. 

Schalblaseokrankheit,  AoEeigepflicht  der  Hebamman  (Kgr.  Sachsen)  264. 
Schlachtbänser.  deren  Errichtung  (Preußen)  108. 
ScUachtviehgesetz ;  a.  Fleischscbangesetz. 
Schlaehtnehversichernng,  Mitwirknng  der  Fleiscbbeschaner  bei  diesen  (Preußen) 

108. 
Schnlhäuser,  Sorge  für  deren  Beiulichkeit  (Dflsseldorf)   188;    Oelanstrich  das 

Fußbodens  (Preußen)  142. 
Sera,  deren  Prüfung  (Preußen)  98. 

Selbstdispensierrecht  der  homBopatlüscben  Aerzte,  dessen  Aufhebung  (Hessen)  248. 
Sprechstunden,  spesialärztllche,  Abhaltung  (Bspr.)  290. 
Staatsangehörige,    ungarische,   deren    Aulnahme    In    deutschen    Irrenanstalten 

(Preußen)  160. 
Staatsbeamte,  deren  Tagegelder  nnd  Buaekosteu  (Frenfien)  2,  18. 
Stnndesehre,  ärztliche,  deren  Terletznng,  (Bspr.)  42,  48,  44,  46,  47,  277,  289; 

8.  auch  Ehrengericht. 
Strafanstalten,  Abgabe  von  Arzneimitteln  in  deren  Ernnkenhluem  (Brniin- 

Bchweig)  140. 

Tagegeldar  der  Staatsbeamten,  AusIAhrongsbostimmungen  zu  den  Torschrilten 
(Preußen)  2;  Vorschriften  (Preußen)  13;  der  Kreisärzte  (Preußen)  98. 

Titel,  arzt  ahn  lieber,  Assistent  als  solcher  (Bspr.)  109;  Bezeichnung  ,Dr.*  (Bspr.) 
178;  Magnetopath  als  solcher  (Bspr.)  ilü. 

Todesursachen.  Neubearbeitung  des  Verzeichnisses  (Preußen)  126. 

Tolte  oder  toll wutr erdächtige  Tiere,  BiB Verletzungen  von  Uonscben  durch 
diese  (Preußen)  156;  Aufnahme  der  Ton  diesen  gebissenen  Menschen  in  das 
Institut  fOr  Infektion skrabkheiten  (Preußen)  280. 

Transportkosten  fttr  Beförderung  dor  Kranken  an  ihrem  auswärtigen  Wohnort 
trägt  die  Krankenkasse  (Bspr.)  176. 

Tuberknlose  der  Menschen,  deren  Bekämpfung  (Preußen)  86,  (Deutsches  Beich) 
278,  (Baden)  S84. 

Turngeräte  deren  Instandhaltung  (Minden)  169. 

Tnmhalleo,  Stanbrermindemne  in  diesen  (Minden)  189. 

Typhus,  infolge  schlechten  Leitungswassers  (Preußen)  243;  Typhoakranke,* 
deren  Abtrennung  in  Kran kenanat alten  (Preußen)  I08;  t^thosverdächtlge  Er- 
krankungen, Anzeigopflicht  (Kgr.  Sachsen)  199. 

ünligsreeht  der  Aerztekammem  (Prenßen)  196. 

ümzngskoflten,  deren  Gewährung  (Preußen)  141. 

Uabescholtenheit,  weibliche,  deren  Begriff  (Bspr.)  194. 

Unfall  in  elektrischen  Betrieben  (Preußen)  18. 

DnfaÜTerBicherung,    staatliche,    Mitwirkung   der  Keg.-   und   HedizinBlrät«  tai 

diesen  (Preußen)  240. 
Unterleibstjphus ;  s.  Typhus. 
Dntersuchongsämter  fQr  ansteckende  Er&nkhdten  (Preußen)  1S6;  deren  £In- 

fahrung  (Baden)  29. 


ünittohtlge  HaDdlongpen,  Begriff  der  zu  dieflom  Gtebr&iLcli  beaUmmten  Gegen- 
stände (Espr.)  361. 
ünzuTerluBigköit  hinsichtlidi  des  B«triebe3  dea  Olfthondela  (Bapr.)  174. 

Talerlua  •  EBseni,  deren  AnkDndigang  (Rspr.)  1. 

Terirft^prüfangB-  und  VertrsaenskommisBionea  der  Äeratekammeni,  Beteiligong 

dei  Kreisärzte  bei  diesen  (PreoBen)  151. 
Tolkabadewesen,  dessen  FOtdernng  (Minden)  177. 

Valsengeld,  gesetzUcbes,  h>  Kindeestatt  nngenonunene  Kinder  haben  keinen 

Ansprach  darsof  (PieofiaQ)  HS. 
Wsrtegelder,  deren  Einzielmng  und  Kürzung  (Preußen)  103. 
Wtschekoofektion,  Ausdehnung  der  g§  130—139  §  139  b  der  Oeweibeordnong 

taS  deren  Werkstätten  (Rspr.)  48. 
WasBernntersnchangen  in  Strafanstalten  (PreoBen)  251. 

WaaserTersorKnngBanstalten,    Öffentliche,    Voracbriften    ttber    deren  Ban    nnd 
I    Betrieb  (Trier)  58;  deren  üebernachnng  (Düsseldorf)  137;  Verbreitnng  des 

Typhus  dardi  diese  (PreoBen)  248. 
Wasserrersorgongaprojekte,  deren  Prflfnng  darch  die  EOaigl.  Versnchs-  und 

Prätangsanstalt  m  Waseerrersorgnng  in  Berlin  (Preußen)  66. 
Wein,    Begriff   tob    desaen    gefferbamäSiger   Heratellnag    oder    Nachahmung 

(Bapr.)  96;  Verkehr  mit  diesem  (Preaßen)  GO,  172,  283. 
Weingeaets,  8.  Wein. 
Wettbewerb,  unlanterer,  bei  Behauptung  von  Aerzten   als  unheilbar  erkannte 

Krankheiten  heiles  zu  kBnnen  (Rapr.)  230,  249;  bei  Anpreianng  eines  Knr- 

institatea  (Sapr.)  231;  bei  der  Bezeichnung  ,Dr.  chir.  dcut."  (Espr.)  193. 
Wohlfahrtsstellen  fOr  Lungenkranke,  deren  Einrichtung  (PreuBon)  35. 

Zoluuvt,  in  der  Schweiz  approbiert,  dieser  Zusatz  verstoßt  gegen  §  173  Abs. 

8  Öew.-O.  (Espr.)  26. 
Zenge,  dessen  Nicht  Verpflichtung  zur  Kostenanslage  behufs  Beschaffung  eines 

ärzü.  Attestea  (Eapr.)  iOl;  sachTerat&ndiger  Zeuge  oder  Sachrerstlndiger 

(Espr.)  217. 
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ßechtsprecliimg  und  MedMnal- 
&esetzgel)iing. 

BeUag»  xnr  ZaitaoliTirt  für  Medizinal -Beamte. 

Nr.  1.  1.  Januar.  1904. 

Rechtsprechung. 

j^bl»  ABknndlgnng  ron  Oehelmmltteln  seitens  der  Apotheker  Ist  nicht 
idtf^uflbnBK  der  Hellhnnde  aniiueheii.  Urteil  des  Prenss.  Kanuner- 
gerichts  (8tr.-S.)  vom  7.  D  ezeraber  1903. 

Der  Apotheker  8.  ans  Westprenssen  hatte  io  einer  polaischea  Zeitung 
ein  Mittel  gegen  Hsgenk rankheiten  (die  Bestandteile  waren  verkürzt  angegeben) 
angepriesen  und  in  dem  Inserat  mitgeteilt,  dass  er  zahlreiche  Dankschreiben 
besitze.  Das  Scb offen gericht  vcrurteflte  den  Angeklagten  auf  Qrund  des  g  37 
der  Apotheken betriebaordnnng  vom  18.  Februar  1902  wegen  unbefngter  Aus- 
übung der  Heilkunde  zu  einer  Geldstrafe,  nachdem  der  zuständige  Regiernngs- 
und  Medizinalrat  gutachtlich  erklärt  hatte,  die  Austkbnng  der  Heilkunde  erfolge 
schon  durch  Anpreisung  eines  Heilmittels,  insofern  jedermann  dadurch  die  Mög- 
lichkeit gegeben  werde,  ein  solches  an  sich  zn  erproben.  Die  Absicht,  die 
Heilkunde  anssDüben,  folgerte  das  Gtericht  auch  aus  dem  umstände,  daas  der 
Angeklagte  in  seinem  Inserat  darauf  hiuwies,  daß  ihm  Dankschreiben  aus  allen 
Gegenden  zur  Verfügung  stehen.  Das  Urtdl  des  Landgerichts,  welches  den 
Angeschuldigten  freigesprochen  hatte,  focht  die  Staatsanwaltschaft  durch  Be- 
vision  beim  Kanunergericht  an,  das  die  Vorentscheidung  authob  and  die  Sache 
an  das  Landgericht  in  Oraudenz  unter  folgender  Begrltndang  znrfickverwies : 
Ob  §  87  der  Apothekenbetriebsordnung  durch  g  867,  6  des  Beichsstrafgesetzbucbs 
gedeckt  werde,  könne  dahingestellt  werden,  da  hier  eine  Ausübung  der  Heil- 
kunde nicht  vorliege.  In  der  blossen  Reklame  für  ein  Mittel  gegenüber  dem 
Publikum  könne  nicht  die  Ausübung  der  HeiUninde  erblickt  werden.  Die  Ans- 
nbnng  der  Heilkunde  beginne  erst,  wenn  sich  ein  Patient  an  eine  Person 
wende,  um  Heilnng  zn  suchen,  und  Jene  Person  Heilung  verspreche.  Die  Zu- 
rttckvcrweisung  der  Sache  an  das  Landgeridit  sei  aber  deshalb  ausgesprochen, 
weil  der  Angeklagte  das  Mittel  als  Oeheimmittcl  angekündigt  und  die  Be- 
ütandteile  ni^t  für  jodermann  erkennbar  angegeben  habe. 

Pharmaz.  Zeitung;  1906,  Nr.  99. 

^»^Ankttudlgung  von  Talerluia - Bssenz.  Urteil  des  Prenssischen 
Kammcrgericbts  Tom  30.  November  1903. 

Der  Angeschnldigte  war  angeklagt  worden,  .Valeriana- Essenz",  ein 
Arzneimittel,  das  zu  den  flüssigen  Gemischen  zu  rechnen  ist  und  dessen  Ver- 
kauf durch  die  Kaiserliche  Verordnung  vom  22.  Oktober  1901  beschränkt  ist, 
als  Heilmittel  gegen  Hagenkrampf  und  andere  Beschwerden  angekündigt  und 
angepriesen  zu  halien,  obwohl  das  Öffentliche  Ankündigen  und  Anpreisen  solcher 
Mittel  nach  der  Folizeiverordnung  vom  28.  Oktober  1895  verboten  ist.  Das 
3<^Dffenge rieht  sprach  den  Angeschuldigten  frei.  Das  Landgericht  verurteilte 
ihn  dagegen  zu  einer  Geldstrafe.  Aus  der  Ankündigung  gehe  hervor,  dass  die 
E^enz  zur  Verhütung  oder  Heilnng  menschlicher  Krankheiten  bestimmt  sei; 
die  sei  aber  auch  als  Gebeiinmittel  anzusehen,  denn  es  werde  nur  gesagt,  sie 
sei  ein  Destillat  aus  Baldrian  und  Pfefferminze,  es  werde  jedoch  versehwiegen, 
welche  Flüssigkeit  zu  dem  Destillat  verwendet  sei.  Der  Angeschuldigte  gebe 
selbst  zu,  dafi  dazu  Alkohol  verwendet  werde,  und  dafi  die  Essenz  auch  Alkohol 
enthalte.  Ein  Geheimmittel  liege  aber  vor,  sobald  irgend  ein  Bestandteil  ver- 
schwiegen sei.  Wolle  man  zul^en,  daß  irgend  ein  Bestandteil  verschwi^en 
bleiben  kOnne,  so  könnten   gerade  die  wichtigsten,  die  Gesundheit  unter  Um- 
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schhUen,  vereitelt  aeio.  Es  kOone  auch  nicht  darauf  ankommen,  veno  Sach- 
verständigen oder  auch  manchen  anderen  FersoneD  bekannt  sei,  daß  zd  der- 
artiger Destillation,  me  im  vorliegenden  Falle,  Alkohol  verwendet  werde;  denn 
einem  Teile  des  Pnblikoms  bleibe  ea  unbekannt,  daß  in  der  Eaaeni  Alkohol 
enthalten  sei;  für  diesen  Teil  des  Publikums  bleibe  die  Essenz  Geheimmittel, 
und  für  Personen,  die  Alkohol  nicht  vertragen  können,  sogar  ein  gefährliches 
GeheimmitteL  —  Diese  Entscheidung  focht  der  Angeklagte  durch  Bcvision  beim 
Eammergericht  an,  das  indessen  das  Rechtsmittel  als  unbegründet  zurückwies 
and  ansfOhrte,  die  fragliche  Essenz  habe  Alkohol  enthalten,  ohne  daß  dies  an- 
gegeben worden  sei ;  wenn  auch  zum  Destillieren  Alkohol  gebraucht  werde, 
8ol)ranche  doch  in  dem  gewonnenen  Produkt  kein  Alkohol  enthalten  zn  sein. 
In  Aqua  deatillata  befinde  sich  kein  Alkohol;  es  gebe  auch  Essenzen  ohne 
AlkohoL  Im  vorliegenden  Falle  werde  das  Publikum  getauscht;  für  Personen, 
welche  keinen  Alkohol  zu  sich  nehmen  sollen,  kOnne  daher  die  beregte  Essenz 
gef&hrlich  werden.  Pharmaz.  Zeitung;  1908,  Nr.  98. 
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über  „ 

Staati 
sterinms  vom  11.  November  1908.    Qes.-S.  Nr.  29,  1908,  S.  2BI.>) 

Gemäss  Artikel  IV  des  Gesetzes  vom  21.  Juni  1897  (OeseU-ä.  S.  193) 
bestimmt  das  Staatsminiaterium  unter  Aufhebung  der  entgegenateheadcn  Vor- 
schriften folgendes :  *) 

A.  Bftgrlff  nnd  AnsgangBOrt  alnsr  Dlsnatrala«. 

1.  Bei  einer  vom  Wohnort  angetretenen  Dienstreise  gilt  als  Au^gangüurt 
der  dienstliche  Wohnort  des  Beamten. 

Ist  das  Dienstgescbätt  am  tatsächlichen,  vom  dienstlichen  vergchicdcnen 
Wohnorte  des  Beamten  oder  in  einer  geringeren  Entfernung  als  2  Kilometer 
vom  tatsächlichen  Wohnort  auszuführen,  so  bleibt  der  dienstliche  Wohnort 
ausser  Betracht.  Nötigen  dienstliche  Gründe  dazu,  die  Heise  vom  dienstlichen 
Wohnort  aus  anzutreten,  so  sind  die  wirklich  entstehenden  Auslagen  zu  er- 
statten, deren  Belegung  nicht  erforderlich  isL 

2.  Die  Gänge  eines  Beamten  zwischen  seinem  Wohnort  und  seiner  regel- 
mässigen Dieuststätte  sind  auch  dann  nicht  als  Dieustreben  anzusehen,  wenn 
die  Dieuststätte  2  Kilometer  oder  mehr  von  der  Grenze  des  Wohnort.^  ent- 
fernt liegt. 

Ordnet  die  vorgesetzte  Dienstbehörde  an,  daas  der  Beamte  zur  Be- 
schleunigung die  sich  darbietenden  regelmässigen  Bcf^rderungagelcgcnheiten 
benutzt,  so  sind  die  ihm  wirklich  entstehenden  Auslagen  zu  erstatten,  deren 
Belegung  nicht  erforderlich  ist. 

8.  Bei  einer  Dienstreise  im  Zusammenhang  mit  einer  Urlaubsrelsc')  wird 
der  Berechnung  der  Beisekosten  nur  die  dienstlieh  zurückgelegte  Entfernung 
zugrunde  gelegt.    Ab  dienstlich  zurückgelegt  gilt: 

a)  beim  Anaälitss  einer  Urlanbsreise  an  eine  Dienstreise  die  Entfernung  vom 
Wohnorte  zum  Gescbäftsort  und  zurück; 

b)  heim  Anschlnss  einer  Dienstreise  an  eine  Drlaubsreise  die  Entfernung  vom 
Ürlaubsorte  nach  dem  Geachäftsorte  und  von  diesem  nach  dem  WiHtnort, 


')  Für  die  Beichsbeamten  sind  durch  Verordnung  des  Reichs- 
kanzlers vom  18.  Oktober  fast  gleichlautende  Ansfühmngsbestimmangen  er- 
lassen; die  etwaigen  Abänderungen  sind  in  Ktirgivekrift  im  Text  oder  in  An- 
merkung beisefügt. 

*)  In  der  Verordnung  für  die  Beichsbeamten  heisst  die  einleitende 
Bestimmung :  Zur  Auaftthrung  der  gtmJU»  §  18  Hm  RtielubtamltHgmttm»»  ti- 
immm»  Verordnungen  übtr  die  Tagegüdar  und  Fuht^»M»m  dar  Beidubtamltn 
wird  auf  auf  Grund  dt»  §  4  IV,  den  §  10  und  de»  §  23  der  Verordnung  vom 
as.  Juni  1901  (Beidu-Gt»  -Bl.  S.  SU)  folgmdes  bestimmt. 

*)  Die  Verbindung  einer  Dienstreise  mit  einer  urlanbsreise  bt  wie  bisher 
nur  mit  Genehmigung  der  zuständigen  Dienstbehörde  zulässig.  ."-^i^ 
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insowdl  ala  aie  dicgenige  EntfernnDg  ttbersteist,  die  der  Beamte  aach  ohne 
das  DieDsteeadiäft  zur  BBckkehT  vom  Urlaub  hätte  znTüekleeen  müssen; 

c)  beim  Unterbrechen  des  Urtaabs  dnrch  ebe  Dienstreise  die  EntiaTnnns  vom 
Urlaiibsorte  zum  ßesehäftaort ')  and  von  diesem  zu  dem  ürte,  an  welchem 
der  Beamte  seinen  weiteren  Urlanb  verbringt,  die  letztere  Entfemnng 
jedoch  nur  insoweit,  als  sie  nicht  grtSsser  ist  als  die  eistere; 

d)  in  des  Fällen  b  und  c,  sofern  der  Auftrag  zn  dem  Dienstgeschlfte  schon 
vor  Antritt  der  Urlanbsreise  erteilt  und  die  Urlanbsreise  mit  Bflcksicht 
hierauf  eingerichtet  ist,  die  BntferniiDg  vom  Wohnorte  zum  Oeschäftsort 
und  Eurücli. 

Erfordert  die  Erledigang  des  Dienstauftrags  für  den  beurlaubten  Be- 
amten Qberhanpt  keine  Heise,  wie  z.  B.  bei  Tornanme  des  Dienstgeschäfts  am 
Driaubsorte  selbst  oder  in  einer  geringeren  Entfernung  als  2  ulometer  von 
ihn,  so  hat  der  Beamte  nur  Anspruch  auf  Tagegelder  iflr  die  znr  Erledigong 
des  Auftrags  erforderliche  Zeit. 

B.  Ziibl  dar  Relssteg«. 

1.  Dienst-  und  Versetznugs reisen  müssen,  sofern  die  Zahl  der  Reisetage 
dadurch  beeinUnsst  werden  soUte  und  nicht  besondere  dienstUche  —  bei 
späterem  Antritte  der  Beiae  b  dem  Ford emngsnach weise  knrz  zu  erläuternde  — 
Umstände  ein  anderes  bedingen,  in  den  Monaten  April  bb  September  von 
6  Uhr  and  In  den  Monaten  Olctober  bis  MIrz  von  7  ühr  morgens  ab  ange* 
treten  werden. 

3.  Bei  Reisen,  welche  mit  der  Eisenbatin,  der  Post  oder  dem  Schiffe  be- 
gonnen oder  beendigt  werden,  ist,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  unter  Ziffer  3, 
Abs.  2,  ftlr  die  Berecimang  der  Zahl  der  Reisetage  die  fabrplanmässige  Ab- 
gangs- und   Ankunftszeit  an   den  Eisenbahn-  nnd  Postatationen  oder  Anlege- 

C"  sen  massgebend.  Yerspätungen  kommen  nur  insoweit  in  Betracht,  als  sie 
ndera  nachgewiesen  werden. 

8.  Bei  Reisen,  welche  nicht  mit  der  Eisenbahn,  der  Post  oder  dem  Schiff 
ansgefOhrt  werden,  gilt  als  Zeitpunkt  ftlr  den  Beginn  oder  die  Beendigung  die 
Stunde  des  Verlassens  oder  des  Wiederbetretens  der  Wohnung. 

Das  gleiche  gilt,  wenn  die  Entfemong  zwischen  der  Ortsgrenze  des 
Wohnorts  und  der  zugehSrigen  Eisenbahnstation  oder  dem  Anlegeplatz  2  Kilo- 
meter oder  mehr  beträgt. 

4.  Soweit  die  vorhandenen  Verkehrsmittel  es  ermöglichen,  sind  Dienst- 
reisen ohne  andere  als  die  zur  Erledigung  der  Dienst geschäfte  erforderlichen 
Unterbrechungen  znrflckznlegen. 

Wird  eme  Unterbrechnng  durch  Krankheit  oder  andere  besondere  Um- 
stände notwendig,  so  werden  rar  die  dadurch  bedingten  Liegetage  Tagegelder 
gesablt.  Eine  derartige  Unterbrechung  ist  dem  nächsten  Dienstvorgesetzten 
ongeatamt  zo  melden,  sowie  In  dem  Ford  emngsnach  weis  ersichtlich  zu  machen 
und  zu  begründen. 

Zum  Zwecke  des  UebemachteDs  sind  Unterbrechungen  nur  bei  Reisen, 
deren  Zweck  eine  anssergewOhnliche  Beschleunigung  nicht  bedingt,  gestattet, 
und  zwar: 

a)  bei  Benutzung  von  Eisenbahnen  oder  Schiffen,  wenn  trotz 
vorschriftsmässigen  Antritts  der  Reise  (Ziffer  1)  nach  Lage  der  bestehenden 
Verbindungen  das  Reiseziel  erst  nach  einer  zwOlfst&niigen  Reisezeit  er- 
reicht werden  kann,  bei  Benntznng  von  Schiffen  ausserdem  nur  unter 
der  ferneren  Voraussetzung,  dass  an  Bord  keine  Schlaf  ein  richtongen  für 
Beisende  vorbanden  sind  und  durch  eine  Ansschiffong  die  Reisedauer 
infolge  ungünstiger  weiterer  Befflrdeiungsgelegenheit  nicht  wesentlich 
vcrgrOssert  wird; 

b)  bei  Benutzung  des  Landwegs  nach  Zuritcklegung  einer  Strecke 
von  7b  Kilometern. 

Notwendig  gewordene  Abweichungen  von  den  zu  a  und  b  gegebenen 
Regeln  sind  in  dem  Forde mngsnachweise  zu  erläutern. 

Durch  Unterbrechungen  der  Dienstreisen  ans  privaten  Rücksichten  dürfen 
der  StaatsIBt/eAalkasse  keinerlei  Hehrkosten  erwachsen. 


')  Auch  wenn  die«  der  dienstliche  Wohnort  ist.  —  Tagegelder  sind  über 
die  Reisetage  hinaus  am  Wohnorte  nicht  zu  gewähren.  ^  .  v  •  v  .^ .  ^ 
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6.  Znr  Beiae  Bind,  wetm  dadurch  Mehrkosten  Tennieden  werden  kOnncn, 
auch  Sonn-  nnd  Feiertage  zu  benntEen. 

Wird  die  dienstliche  Tätigkeit  während  einer  Dienstreiae  dnrch  Sonn- 
aod  Feiertage  oder  durch  besondere  dienatUche  Umatäede  nnterbrochen,  so  hat 
der  Beamte  auf  die  Tagegelder  für  die  Änfenthaltstage  oder  auf  die  ReiBc- 
koHteu  für  die  Btlckkehr  iiun  Wohnort  und  die  nochmalige  Reise  znm  Bc- 
stinunungsort  Ansprach,  je  nachdem  die  BerechnoDg  sich  für  die  Staats-{fi«rVA«] 
kasae  vorteilhafter  gestaltet. 

Das  gleiche  ^t,  wenn  bei  einer  mehrere  Tage  erfordernden  dienatlicheo 
Verrichtung  die  tägliche  Rückkehr  an  den  Wohnort  durch  dienstliche  Orikink- 
oder  nach  Lage  der  bestehenden  Verbindungea  nicht  ausgeschlossen  ist. 

6.  Ein  Beamter,  welcher  für  die  auf  der  Eisenbahn  zurückzulegende 
Dienstreise  an  Reise[.^^iAr] kosten  im  Inlande  7  Pfennig  oder  mehr  für  das 
Kilometer  zu  beanspruchen  hat,  ist  zur  Benntznng  von  Schnell-  und  Durch- 
gangs- (D-)  Zügen  verpflichtet,  wenn  dadurch  eine  im  dienstlichen  Interesse 
Regende  Abkürzung  der  gesamteu  Dauer  der  Dienstreise  ertnnglicht  oder  eine 
Unterbrechung  der  Reise  vermieden  wird. 

Die  gleiche  Verpflichtung  haben  auch  die  übrigen  Beamten,  sofern  jene 
ZQge  die  dritte  Wagenklasse  führen. 

7.  Die  Weiter-  oder  Bttckreise,  namentlich  bei  kürzeren  Reisewegen,  ist 
nach  beendetem  Dieostgeachäfte  möglichst  noch  an  demselben  Tage  anzutreten, 
and  zwar  von  den  Beamten,  welche  für  Reisen  auf  Landwegen  60  Pfennig  für 
das  Kilometer  an  Rcise[fV(Ar]kosten  erhalten,  erforderlichenfalls  unter  Be- 
nutzung von  Extrapost  oder  Lohnfuhrwerk. 

Hat  das  Dienst geschäft  oder  die  Einreise  nebst  dem  Dieoatgeachäft  7 
Stunden  und  darüber  in  Anspruch  genommen,  so  werden  unter  kürzeren  Reise- 
wegen solche  verstanden,  welche  in  höchstens  2  Stunden  znrückgelegt  werden 
können. 

Abweichungen  von  der  Regel  sind  in  dem  Forderungsnachweirie  zu 
begründen. 

0.  Sflnatiimg  to&  Kleinbahn  an. 

1.  Als  Kleinbahnen  gelten  die  im  Reichsknrsbuch  als  solche  bezeichneten 
Verkehrsmittel.  Sie  werden  in  nebenbahnätmliche  Kleinbahnen  nnd  in  ätrassen- 
bahnen  noterschieden.  Ob  eine  Kleinbahn  im  Sinne  der  nachstehenden  Be- 
stimmungen als  nebenbahn ähnliche  oder  als  Strassenbahn  anznaehen  ist,  ent- 
scheidet im  Zweifelsfalle  die  Angabe  im  Kursbuche,  ntitigenfatla  der  \R«ie/'a- 
katultr]  Ressortchef  in  Gemeinschaft  mit  dem  Finanzminister. 

2.  Die  Beamten  sind  verpflichtet,  bei  ihren  Dienatreisen  Kleiubahnen  zu 
benntzen. 

3.  Sie  erhalten  bei  Benutzung  von  nebenbahnihnlichen  Kleinbahnen  die- 
selben Reise[J\<hr]kosten  einschliesslich  Zu-  und  Abgangagebltbr,  wie  bei  Be- 
nutzung der  Eisenbahn. ')  Bei  Benutzung  von  Strassenbahoen  werden  ihnen 
dagegen  nur  die  wirklich  verauslagten  Beträge  für  die  Fahrt,  sowie  bis  zur 
Hone  der  gesetzmässigen  [txfordutinssm/lttigen]  Gebühr  auch  für  Zu-  und  Ab- 
gang erstattet.    £ine  Belegung  ist  nicht  erforderlich. 

4.  Ist  für  eine  Reise,  die  mit  einer  Kleinbahn  hätte  zurückgelegt  werden 
können,  ein  Fuhrwerk,  eine  Eisenbahn  oder  ein  Schiff  benutzt,  so  ist  die  etwa 
höhere  [vtrordnungamdsrige]  Entschädigung  hierfür  dann  zu  gewähren,  wenn  die 
Benutzung  der  Kleinbahn  im  Interesse  einer  angemessenen  ^ledigung  der  Uciac 
ungeeignet  gewesen  ist. 

Als  Fälle  dieser  Art  gelten ; 

a)  wenn  durch  die  Benutzung  eines  anderen  BefCrderungamittels  als  der 
Kleinbahn  eine  erhebliche,  im  dienstlichen  Interesse  liegende  Zeitersparnis 
erzielt  wird; 

b|  wenn  dadnrch  eine  zweckmäsaigcre  Zeiteinteilung  hinsichtlich  der  zu  er- 
ledigenden auswärtigen  Dienatgesch&fte  ermOglii£t  wird; 

c)  wenn  die  Kleinbahn  sich  zur  Beförderung  notwendig  mitzuführeaden  Ge- 
päcks nicht  eignet; 


')  Wo  diese  Ausführungsbestimmungen  von  Eisenbahnen  oder  Bisenbahn- 
stationen  sprechen,  sind  die  nebenbahnähnlichen  Kleinbahnen  oder  deren  An- 
haltestell«!  mit  inbegdffiui,  soweit  sich  nicht  etwa  oiu  anderes  aus  der  betr. 
Vorschrift  ergibt.  ,,,    ...  .  ...,.v.-,  .^ 
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d)  nenn  die   Kleinbahn  mit  Bücksicht  »nf  die  dieDstllche  Stellung  des  Be- 
amten  als    ein   angemesaenea    BefOrdernnesmittel    niclit  zu  eracbten  ist. 
Kleinbabnen,  die  mehrere  Wagenktasaen  fohren,  sind  in  keinem  Falle  ans 
Gründen,  welclie  die  dienstliche  Stellung  dea  Reisenden  betreffen,   als  nn- 
^eeignet  snr  Benutzung  aniuaehen. 
6.  Seitens   de«  Beamten  sind  in  dem  Forderunganachweise   die  Gründe 
der  NichtbenntzDng  der  Kleinbahn  anzugeben.    Die  Entscheidung  darttber,  ob 
diese  Gründe  gerechtfertigt  sind,  atebt  vorbehaltliob    einer  abweichenden  An- 
ordflung   dem    Beasortchei   in   Qemeinachaft  mit   dem   Finanzminiater  zu  [der 
aitntm  lUMtUkird*  Ar  Dtenaltttlh  tu,  ttvlehe  dit  RiehtiglMtt  dt»  Fordtrung»- 
HockiMiws  ra  bMthtmig»»  hat], 

6.  In  den  Fordemngsnachveisen  sind  benutzte  Strassenbahnen  als  solche 
enichtUch  >u  machen. 

D.  TOTkoMetsiuig  tüx  die  (torUiniag  ron  ReiiskoitAo. 
1.  Der  Wohnort  des  Beamten  und  der  Bestimmungsort  seiner  Dienst- 
reise gelten  nur  dann  als  mindestens  2  Kilometer  von  einander  entfernt,  wenn 
sowohl  die  Entfernung  von  der  Grenze  des  Wohnorts  bis  zur  Mitte  des  Be- 
stimmungsorts, als  auch  die  Entfernung  von  der  Ortagrense  des  letzteren  bia 
lur  Hitte  des  ereteren  mindestens  2  Kilometer  beträgt. 

Beträgt  nnr  eine  dieser  Entfernungen  2  Kilometer  oder  mehr,  so  kann 
allein  die  Erstattung  der  wirklich  verauslagten  Beise-  [Fuhr-}  und  aonitigen 
Unkosten  (Brücken-,  Fährgeld]  {i/emiM  §  8,  Abi  1,  Satz  S  d*r  Verordnung  vom 
35,  Juni  J901]  in  Frage  kommen,  und  zwar  auf  Grund  besonderer  Angaben, 
deren  Belegung  jedoch  nicht  erforderlich  ist. 

Der  Anspruch  auf  Tagegelder  und  Reise[j'u Ar] kosten  wird  im  Falle  des 
ersten  Satzes  nicht  dadurch  ausgeschlossen,  dass  die  auf  Eisenbahn,  Kleinbahn 
oder  Schiff  znrfickzniegende  Heisestrecke  weaiEer  ab  8  Kilometer  beträgt. 
S.  a)  Als    Ort   (Ziffer  1)    gilt   der    hauptsächlich   von  Gebäuden    oder  einge- 
friedigten Grundstücken  eingenommene  Teil  eines  Gemeinde-(Gnts-)bezirl[s, 
ao  dass  die  Ortsgrenze  ohne  Bücksicht  auf  vereinzelte  Ausbauten  oder 
Anlagen  durch  die  Anssenlinie  jenes  Bezirksteila  gebildet  wird.    Derartig 
r&unuich    zusammenhängende,    demselben    Gemeinde-(Guts-)bezirk    ange- 
hörende, von  Gebäuden  oder  eingefriedigten  Grundstücken  eingenommene 
Flächen  gellen  auch  dann  als  ein  einziger  Ort,   wenn  etwa  für  einzelne 
Teile  besondere  Ortsbezeichnungen  ttbUcn  sind. 

b)  Sind  in  einem  Gemeinde-(Guts-)bezirke  niehrere  getrennt  von  einander 
Ueeende  geschlossene  Ortschaften  vorhanden,  so  ist  jede  Ortschaft  für 
sicD  als  ein  Ort  anzusehen.  Dia  durch  Öffentliche  Anlagen,  Gewässer, 
Featnnsswerke  und  Rajonbeschränkungon  bedingten  ünterbrcchnnffen 
des  bauichen  Zusammenbanges  mehrerer  Ortsteile  bewirken  für  sich  allein 
keine  Trennung  des  Ortes  in  mehrere  Ortschaften  im  Sinne  dieser 
Vorschrift. 

c)  Hat  der  Beamte  seinen  dienstlichen  Wohnsitz  ausserhalb  eines  Ortea 
(a  und  b),  sei  ea  dass  in  dem  Gemein de-<Gut8-)bezirk,  in  welchem  der 
Wohnsitz  sich  befindet,  ein  durch  die  geachloaaene  Lage  der  Wohnatättcn 
kenntlicher  Ortsberin^;  überhaupt  nicnt  vorhanden  ist,  sei  es  daes  die 
dem  Beamten  angewiesene  WohnstStte  ausserhalb  der  Grenze  des  ge- 
schlossenen Ortsberinges  liegt,  so  gilt  das  Wohnbaus  des  Beamten  als 
Anfangspunkt  der  Dienstreise. 

d)  Handelt  es  sich  um  die  Erledigung  einee  Djenstgeacbäfts  an  einer  be- 
stimmten Stelle  ausserhalb  eines  Ortea  (a  und  b),  so  gilt  dieser  Punkt 
als  Endpunkt  der  Dienstreise. 

e)  In  den  Fällen  zu  c  und  d  findet  die  Bestimmung  unter  1  sinngemässe 
Anwendung. 

8.  Zur  Featatelinng  der  hiernach  massgebenden  Entfernungen  sind,  falls 
diese  Feststellung  nicht  unter  Benutzung  der  zu  F  5  |^  angegebenen  Hilfs- 
mittel erfolgen  kann,  die  Bescheini^ngen  sachkundiger  Behörden  nnd  hinsicht- 
lich der  im  Auslände  gemachten  Dienstreisen  Bescheinigungen  der  Kaiserlichen 
Gesandtschaften  oder  Konsulate  beizubringen.  Soweit  für  einen  Bezirk  durch 
die  zuständigen  Begierungen  [Sthörden]  amtliche  Entfemungsk arten  aufgestellt 
und,  treten  diese  hinsichtlich  der  aus  ihnen  herrargehenden  Entfernungen  au 
die  Stelle  vorstehender  Bescheinigungen.  .  -^-v"./-^!^ 
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B.  BareoluLiuig  der  Tagsgeldar. 

1.  Der  Tag  der  Abreise,  sowie  der  Ti-g  der  Ankunft  werden  Als  Beise- 
uge  gerecbnet,  nnbescludet  der  Verpflichtang  des  Beuat^  die  BeiseUge 
tnnlic&t  ftaeli  zur  Etleiigaag  der  Dienstgeschäite  zd  benatien. 

2.  Tagegelder  fcOnneo  ffir  ein  und  denselbeD  T^  aoeli  bei  mehreren 
BeUen  nur  einmal  gewährt  werden  und  zwar,  wenn  mehrere  Beisen  an  einem 
und  demselben  Tage  oder  an  zwei  Tagen  innerhalb  21  Stunden  angetreten  und 
beendet  sind,  nach  den  etwa  daiflr  vorgesehenen  ermissigten  Sätzen. 

[Sind  jedoch  nach  StmdtrverordiuiHftH  geringen  TafftfeUertdtse  alt  nach 
der  Verordnunf  com  25.  Juni  1901  tu  gacShrtn,  wo  kmm  «mt  ErUluing  bü  m 
den  Sdtzat  der  UizUrtn  von  der  eorgaetzten  DientAehSrde  beieiUigl  w*id(n  ] 

8.  Ein  Beamter,  der  bei  einer  vorftbergehenden  ßeschäftignuR  aiissernalb 
seines  Wohnorts  die  rollen  Tagegelder  bezieht,  erhilt  danebin  Dei  weiteren 
Dienstreiaeu  keine  Tagegelder. 

Bezieht  er  für  eine  derartige  Beachäftignng  hinter  den  [gesetz-  oder]  ■) 
Terordnongsmässigen  zurückbleibende  Tagegelder  oder  eine  BanscbTergfltang, 
so  erhält  er  bei  weiteren  Dienstreisen  danelwn  die  [gesetz-  oder]  *)  verordnangs- 
mässigen  Tagegelder  ODTerkfirzt. 

i.  Bewegt  die  Oienströse  eines  Beamten,  welchem  f&r  die  Zeit  seines 
Aufenthalt«  im  Auslände  höhere  Tagegelder  ab  fdr  das  Inland  bewilligt  sind, 
sich  an  einem  Tage  innerhalb  and  aoaserhalb  des  Beichsgebiet«,  so  wird  fQr 
den  T^  des  üeberganges  in  das  Ansiand  der  hflhere,  fQr  den  Tag  der  BQek- 
kehr  in  das  Inland  der  niedrigere  Tagegeldersatz  gewährt.  Erfolgt  der  Ueber- 
gang  in  das  Ansiand  nnd  die  Bttckkenr  in  das  Iiuand  an  demselben  Tage,  so 
ist  der  hiAere  Tagegeldersatz  zu  zahlen. 

y.  Beraohniuig  der  IleUe[fVAr]koaten. 

1,  Sind  nach  O  Beise[JVAr]kosten  zn  gewähren,  so  ist  für  ihre  Berech- 
nting  bei  Eisenbahn-  oder  SchifFswegen  die  Entfernung  ron  Eisenbahnstation 
oder  Anlegeplatz  zn  Eisenbahnstation  oder  Anlegeplatz,  bei  Landwegen  die 
{Entfernung  Ton  Ortsmitte  zur  Ortsmitte  massgebend. 

Bestehen  in  einem  Orte  mehrere  Eisenbahnstationen  oder  Anlegeplätze, 
so  ist  der  letzte  dieser  Punkte  des  Ausgangsorts  und  der  erste  des  Endorts 
der  Berechnung  zu  Qmnde  zu  legen.  Nihere  BestimmuDgen  für  einzebe  Orte 
bleiben  vorbehalten. 

Für  die  Berechnung  der  Entfernung  anf  dem  Landwege  tritt  in  den 
Fällen  zu  D  2  c  und  d  an  die  Stelle  der  Ortsmitte  das  Wohnhaus  des  Beamten 
oder  der  Endpnnkt  der  Dienstreise. 

2.  Die  Berechnung  der  Bei8e[Ji'uAr]kosten  erfolgt  ohne  Rücksicht  darauf, 
welchen  Weg  der  Beamte  tatsächlich  eingeaehlagen  und  welches  Beförderungs- 
mittel er  benutzt  hat,  nach  demjenigen  Wege,  welcher  sich  für  die  Staats- 
rA«ieAj]kasge  unter  Hjtberücksichtignng  des  Tagegelderbeznges  als  der  mindest 
Kostspielige  darstellt  nnd  nach  dem  Zwecke  der  Beise  nnd  den  Umständen  des 
besonderen  Falles  anch  von  den  Beamten    wirklich  hat  benutzt  werden  können 

Hat  der  Beamte  auf  Qrund  der  Bestimmung  zu  B  6  einen  Schneit-  oder 
Durchgangszug  benutzen  müssen,  so  wird  der  infolgede^un  etwa  zurückgelegte 
weitere  Weg  der  Entfemungsberecbnung  zn  Grunde  gelegt. 

8.')  Ist  nach  dem  Grundsätze  zu  2  im  Falle  D  l,Abs.  8  dem  Forderungs- 
nachweise der  Eisenbahn-  oder  Schilbweg  zn  Qrunde  zu  legen,  so  ist  die  Ent^ 
fcmnng  anf  2  Kilometer  anznnehmen  und  nach  den  gesetzlichen  Bestimmungen 
abzurunden. 

4.  Bei  Beisen,  die  teils  auf  der  Eüsenbabn  oder  zu  Schiff,  teils  auf  dem 
Landwege  zurückzulegen  sind,  werden  die  Entfernungen  für  die  auf  Eisenbahn 
oder  Scttiff  zurückzulegenden  Strecken  einerseits  und  die  Landwegestrecken 
anderseits  besonders  berechnet  und  für  sich  abgemndet,  soweit  nicht  die  Vor- 
schriften zu  H  l  u.  2  entgegenstehen.  [Beträgt  eine  der  nach  vorstehendem  ge- 
sondert zu  berechnenden  Strecken  im  ganzen  weniger  als  2  Kilometer,  so  bleibt  sie 
ausser  Ansatz.  Dabei  gelten  Hin-  und  Rückreisen  als  verschiedene  Reisen:  eine 
sogenannte  Rundreise  (|  5  des  Gesetzes  vom  24.  Mirz  1878)  als  eine  Reise.)') 

')  []  f*^  '**  ''*'*  ÄutfiUwunm6tilimm«ngtn  für  die  B«iek»b*amttn. 
V  Abtatf  B  fekU  in  den  AtHf«Arutiffd>$ltimmting*n  fOr  dit  Beiehabeainten, 
dt»  M».  4,  ö  und  8  haben  doMer  die  Nummern  3,  4  und  5. 

*>  [  ]  f*hlt  bei  den  Au*f{^rMHgA*tHmmung*H  für  dit  Reiehtbeauittn. 
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5.  Pfkr  die  Pestfitellune  der  EDtferDongsD  sind  bei  Reisen  auf  Eisen- 
bahnen die  Angaben  dea  Beicnakarsbach  massgebend.  Bei  KleiabahnstTecken, 
fllr  welche  die  Entfernnngen  aus  dem  Beichsknrsbnche  nicht  ersichtlich  sind, 
entscheiden  die  von  den  Eleinbahniuiteraehinungeti  bekannt  gemachten  Fahr- 
pläne oder  Entfcrnnngstafeln,  in  deren  ErmauG^elnng  die  omtlit^en  Entfernongs- 
karten  (D  3)  oder  die  Aosknnft  der  Geneomignuga-  und  ÄufsicbtsbehOrde 
[(99  3,  22  des  Gesetzes  Tom  23.  JuU  1892)] ') 

Bei  Beiaen  auf  Schiffen  werden  der  Entfernnngsberechnnng  die  Angaben 
der  Poet-  nnd  Eiaenbahnkarte  des  Deutschen  Beichs,  and  wenn  die  Entfernangen 
darauf  nicht  verzeichnet  sind,  diejenigen  des  Beichsknrabuchs,  bei  Beben  auf 
Landwegen  die  Angaben  der  Post-  und  Eisenbahnkarte  zu  G-runde  gelegt. 

Fehlen  solche  Angaben,  so  findet  die  Vorschrift  zu  D  3  Anwendung. 

6-  Soweit  Dienat/eisen  mit  nnentgeltlich  gestellten  Verkehrsmitteln  aus- 
KefOhrt  werden,  sind  an  Beiae[FuAr]koaten  rorDehaltlicb  der  Vorschriften  zu 
G-  8  nur  die  bestimmnngsmSssigen  Entschädigungen  für  Zn-  and  Abgang  za 
gewähren    [§  S  dtr  Vtrordnung  vom  25.  Juni  1901]. 

Unter  anentgeltlich  sestellten  Verkehrsmitteln  sind  solche  zu  verstehen, 
deren  Kosten  ans  öffentlichen  Kassen  bestritten  werden,  bei  Reisen  anf  der 
Eisenbahn,  Kleinbahn  oder  zn  Schiff  auch  solche,  welche  dem  Beamten  mit 
Btlcksicht  auf  den  Zweck  der  Dienstreise  von  dritter  Seite  zur  unentgeltlichen 
Benutzung  gestellt  worden  sind.  Freie  Beförderung  anf  Grund  besonderer 
personlicher  Beziehungen  zwischen  dem  Beunten  and  einem  Dritten  kommen 
nicht  in  Betracht. 

Allerhöchste  Anordnungen  tlher  die  Vergütung  bei  Reisen  mit  den  aas 
Kronfideikommissfonda  bezahlten  Verkehrsmitteln  werden  hierdurch  nicht  berührt. 
Q.  Basondere  Beitimmniigen  Qbsr  Za-  and  Abgang. 

Ein  Zu-  und  Abgang  im  Sinne  des  g.  4 1  des  Gesetzes  vom  21 .  Juni  1897 
[der  Vtrordnung  vom  25.  Juni  1901]  kann  nur  bei  Dienstreisen  entstehen, 
welche  aaf  Eisenbahnen  oder  Scliiffen  gemacht  werden. 

2,  Auch  fOr  die  Zu-  und  Abgangsgebähr  gelten  die  Hin-  und  die  BDck- 
reiae  als  besondere  Reisen. 

8.  Die  Gebühr  enthält  die  Vergütung  für  den  Zugang  und  für  den  Ab- 
gang ;  sie  kommt  daher,  wenn  nur  ein  Zugang  oder  nur  ein  Abgang  stattfindet, 
nur  im  halben  Betrage  zum  Ansätze. 

4.  In  der  Regel  entsteht  ein  Zn-  and  Abgang  nar  bei  der  Hinreise  und 
ein  zweiter  bei  der  Bückreise. 

Ein  Zugang  entsteht  jedoch  nicht,  wenn  die  Hin-  oder  [dU]  Rftckreise 
bei  Eisenbahnreisen  vom  Bahngebiete,  bei  Schiffsreisen  vom  Anlege-  oder  Liege- 
platze, vom  Ufer  oder  von  dem  Gebiete  der  Strom-  oder  Eafenanlagen  ans  an- 
getreten wird. 

Desgleichen  entsteht  kein  Abgang,  wenn  am  Endpunkte  der  Hin-  oder 
der  Eflckrebe  die  vorbezeichneten  Gebiete  nicht  verlassen  werden  mOssen. 

6.  An  Zwischenorten  entsteht  nur  dann  ein  Zu-  und  Abgang,  wenn  da- 
selbst fibernachtet  oder  ein  Dieustgeschäft  vorgenommen  und  zu  diesem  Zwecke 
bei  Eisenbahn  reisen  das  Bahngebiet,  bei  Schiffsreisen  der  Anlege-  oder  Liege- 
platz, das  Ufer  oder  das  Gebiet  der  Strom-  oder  Eafeoanlagen  verlassen 
werden  moss. 

6.  Wenn  an  Zwbchenortcn,  an  denen  nicht  übernachtet  und  kein  Dienat- 
eescbift  vorgenommen  wird,  eine  Eisenbahnstation,  eine  Anhaltestelle,  ein  An- 
lege- oder  Liegeplatz  verlassen  und  die  Reiae  von  einer  anderen  Eiaenbahn- 
atation,  einer  anderen  Anhaltestelle,  einem  anderen  Anlege-  oder  Liegeplatz 
aus  fortgesetzt  werden  muss  oder  wenn  daselbst  ein  Uebergang  von  Eisenoahn 
oder  Schiff  zur  Straasenbahn  oder  umgekehrt  stattfindet,  so  werden  für  den 
Uebergang,  sofern  er  nicht  mittels  durchgehender  oder  unmittelbar  anschliessen- 
der Züge  Ober  eine  Verbindungsbahn  erfolgen  kann,  die  baren  Auslagen  in  den 
Grenzen  der  gesetzfveriWnun^gJmässigeu  Gebühr  für  Zn-  und  Abgang  erstattet. 
Einer  Belegung  der  Auslagen  bedarf  es  nicht. 

Ob  an  einem  Orte  mehrere  Elisenbahnstationen  oder  Schiffsanlegepl&tze 
sich  befinden,  sowie  darüber,  ob  zwischen  diesen  Punkten  für  den  Personen- 
Terkelir  benntsbare  Verbindungsbahnen  vorhanden  sind,  entscheidet  die  Ajigabe 
im  Beichaknrsbache. 

■)  []  fehlt  in  dm  Ait»fBhrungriiMtitiimiing»n  für  dit  RtiehAearnttn, 
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7.  Falls  nach  den  vorstehendea  BestlmmaDgen  unter  4  nnd  5  ein  Zn- 
oder  Abgaag  ausnahmsweise  nicht  besteht,  so  klMmen  demjenigen  Beamten,  der 
fQr  die  Heise  wegen  unentgeltlicher  Bennüsong  des  Befßrderiuigamittels  Kilo* 
meterrergtlttuig  nicht  ra  beanspruchen  hat,  etwa  entstandene  baie  Nebenkosten 
auf  Ornnd  besonderer  Angaben  erstattet  werden,  deren  Belegung  nicht  er- 
forderlich ist. 

8.  Die  OebtUtr  fOi  Za-  und  Abgang  kann  nur  EUt  Hälfte  beansprucht 
werden,  wenn  die  Befflrdemng  des  Beamten  nach  oder  von  der  Eisenbahn- 
station, dem  Anlege-  oder  Liegeplats  dnrch  unentgeltliche  (vergl.  F  6  [0|)  Oe- 
stellong  eines  BeltlrdeningsmittelB  erlolst.  Sie  ist  überhaupt  nicht  zahlbar, 
wenn  eine  derartige  BetQrdernng  sowohl  nach,  wie  von  der  £iseDbahnstatlon, 
dem  Anlege-  oder  Liegeplatz  stattfindet. 


1.  Die  OebOhr  fOr  Zu-  und  Abgang  schUesst  die  Entschädigung  für  die 
Benutzung  der  Strassenbohn  und  die  Bebe[FuAr]kosten  fOr  Landweg  in  sich, 
sofern  die  auf  der  Strassenbahn  oder  dem  Landwege  zurückzulegende  Ent- 
fernung weniger  als  2  Kilometer  beträgt. 

a.  Neben  der  Qeblthr  oder  der  Erstattung  der  baren  Auslagen  (C  6)  fttr 
Zu-  und  Absang  werden  die  Beise[FuAr]kosten  fUr  Landweg  nur  gewUrt,  so- 
fern die  auf  diesem  zurQclunlegende  Entfernung  mindestens  2  Kilometer  beträgt 

3,  Die  Entschetdnng  darüber,  ob  die  voranssetzuttg  von  1  und  2  vor- 
liegt, erfolgt  nach  den  Grundsätzen  zu  D.  Zutreffenden^lls  erfolcrt  die  Be- 
rechnung der  fttr  die  Hohe  der  Reis efFuAr] kosten  massgebenden  Entfernung 
nach  den  Vorschriften  zu  F.  Bei  diesen  Berechnungen  tritt  an  die  Stelle  des 
Anfangs-  und  Endpunkts  der  Dienstreise  der  Anfangs-  und  Endpunkt  der  Land- 
wegstrecke oder  (Ziffer  1)  der  St  rossen  bahnfahrt. 

i.  Wenn  nach  Verlessen  der  Elsenbahn  [der  Kleinbahn]  oder  des  Schiffes 
die  Dienstreise  Dienstgeechäfte  halber  oder  zum  Zwecke  des  Uebemachtens 
unterbrochen  und  demnöcbst  auf  dem  Landwege  fortgesetzt  wird,  so  wird  die 
auf  letzterem  znröckgelegte  Entfernung  [bei  Berechnung  der  Gesamt  landweg- 
strecke (F  4)] ')  selbst  dann  mitgezählt  [utr^td],  wenn  sie  weniger  als  3  Kilo- 
meter beträgt. 

I.  Toraohn— Mhlnag  und  FordsnagsBaobwftUe.  *) 

1.  Dem  Beamten,  der  ebe  Dienst-  oder  Versetzongsrelse  ausznführen 


')  I  ]  f*^^  '"  <''"  AMflOu-ungibttlimmimgtn  für  dit  Reiehtimmten. 

■)  In  dm  BtHimmungtn  für  dU  JlH'eJMMMton  im  äla»  Abgehtiia  K. 
AU  MMMnOt  I  «mMoAm  dieat  folf«)td*  VorteHrifitn : 

PautehvtrffütuHfftn  für  Dt «n«fr«ts«fi. 

1.  Die  FttlMtzvng  von  Fttutekvergütungen  für  btttimmle  einzelne  Fällt 
bhiht  vorbdiaUtn.     Bereift  erfolgte  FutHtrunffen  bleiben  in  Kraft. 

3.  Die  ^uiektrerffütiingen  enthalten  dit  BnUchädiffUHg  für  die  Hin-  und 
Rückreitt  und  die  während  de»  Avfenthallg  am  BeetimmKntreort  entttehenden 
Atagaben.  Sie  bleiben,  aofem  et  tieh  nicht  vm  Patuehenttehädtfpinaen  handelt, 
^velche  zur  MgtUung  tütntlieher  in  einem  gewiesen  Zeiträume  gemäßer  Diema- 
reieen  beetimmt  sind,  auf  ii^enigen  Dienttreiien  beaehränkt,  bei  denen  die  Jf i7at- 
kehr  noth  an  demeelben  Tag*  erfolgt.  Andernfall»  eind  die  veroi-dnungimäisigfn 
Gebühren  zu  gewähren.  Die  Bestimmungen  *u  B  B,  Ab*.  2  und  3  finden  auch 
hier  Anwenduruf.  Für  Verielznngereieen  eind  etat*  die  orrordnungemätaigen  Oe- 
bührtn  zu  gewähren. 

3.  Neben  der  PaueeheergHtung  eind  Fuhrkoelen  für  einen  mitgenommentn 
Diener  nicht  zu  gemähren. 

4.  Wenn  auf  Orund  aonetiger  VortAriffen  die  für  Dienetreiem  zu  ge- 
währenden Vergülungen  sirh  niedriger  stellen  att  die  Fantehvergütungen,  »o  It- 
hält  H  bei  den  treteren  aein  Bewenden. 

5.  Die  Reiten,  für  wriehe  Faneehvergütungai  gewährt  werden,  lind  nur 
in  dem  Falle  mit  anderen  Dienitreiaen  zu  verbinden,  daes  dimsllieh*  Gründe  et 
notwendig  machen  oder  iladnrdt  keine  Mehrkotten  entetrken. 
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hkt,  kSnnen  ftaf  Beinen  Antrag  in  Grenzen  der  ChbBhren  Vorechüue   gezalilt 
werden. 

2.  Die  Zahlung  der  Reise geb üb misge  erfolgt  auf  Grand  des  Fordernngs- 
nachweiaes,  dnrcfa  dessen  Vollzieliang  der  Beamte  die  Verantwortung  für  die 
Biclitiglceit  der  gemachten  Angaben  übernimmt.  Notwendige  Erlluternngen 
Über  die  Zahlbarkeit  der  OebUhren  sind  in  den  Nachweis  anfznnehmen.  Ebenso 
Bind  entstandene  notwendige  Auslagen  erforderlichentaUs  za  begründen  und, 
Bofem  nach  ror^tehenden  Bestimmnugen  nicht  davon  abgesehen  werden  darf, 
nachznweiaen.  Der  Beginn  nnd  die  Beendigung  der  Dienste  oder  Versetznnga- 
reise  müssen,  sofern  die  HOhe  der  Vergütung  davon  abhängt,  nach  Tag  und 
Stunde  genau  angegeben  werden.  Bei  Erhebung  eines  Vorschusses  ist  eine 
Angabe  über  seine  Hbhe  nnd  die  Kasse,  aus  der  er  empfangen  ist,  erforderlich. 

3.  Der  Forderungsnachweb  ist  von  der  zuständigen  Dienststelle  mit  der 
Bescfaeinignng  der  Richtigkeit  zu  versehen,  welche  das  Anerkenntnis  der  Not- 
wendigkeit der  Reise,  der  geschehenen  Ansführung  der  Dienstgeschäfte,  sowie 
der  Angemessenheit  der  zu  den  letzteren  verwendeten  Zeitdauer  und  der  Rich- 
tigkeit der  angegebenen  Dauer  überhaupt  in  sich  begreift. 

4.  Die  AnfateUuog  des  Forderongsn achweises  soll  nach  dem  als  Anlage 
bngegebenen  Hnstei  erfolgen  vorbehaltlich  der  durch  besondere  Verhältnisse 
gebotenen  Aendeningea. 

K.  Sehlaiibartt  mman  gen. 

1.  Dieser  Eriass  findet  auf  die  Dienstreisen  Anwendung,  welche  nach 
dem  81.  Dezember  1903  angetreten  werden. 

2.  Bei  Reisen  im  Auslande  bleiben  seine  Bestimmungen  insoweit  ausser 
Anwendung,  als  dies  dnrch  die  besonderen  Verhältnisse  des  Auslandes  jeweilig 
geiMten  ist.  Inwieweit  dies  zutrifft,  entscheidet  nie  die  Richtigkeit  des  Forde- 
mngsnachweisBs  bescheinigende  Dienststelle. 

8.  Auf  Dienstreisen  der  gesandt» cbaftlichen  und  Konsularbeamten  finden 
die  vorstehenden  Bestimmungen  keine  Anwendung  [,-  für  di»  vom  Beamlm  da* 
JiwwArtiipfM  Amli  autauftthrtniUn  Ditnttrtittn  «i«d  *j«  nur  dann  matagtbmtd, 
•M»M  AMfamgt-  und  Ettdpunkt  der  BeiM  innerhalb  du  BeMug«biet»  litgtn]. 

Muster. 


FordenuigmkohweU 

^gelder  und  Bei8e[FiiAr3kosten   für  die  nachbezelchnete,    auf  Orund 

ttgung  de vom 

TOD  dem  Unterzeichneten  ausgeführte  Dienstreise. 
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')  Wenn  die  Dienstreise  an  einem  und  demselben  Tage  angetreten  und 
beendet  wird  (g  1  Abs.  8  des  Gesetzes  vom  31.  Juni  1897)  [ÄlleHiBdute  Vtr- 
Ordnung  nii»  36.  Juni  1901  g  l  Abt.  3]. 

*)  Wenn  eine  Dienstreise  sich  auf  3  Tage  erstreckt  und  innerhalb  Si 
Standen  bendet  wird  (■.  a.  0.  §  1  Abs.  a>.  ^.v.v,^.^ 
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Hark 

Mark.  . 

14    Stunden,  je 


A.  Tagegelder,  voll,  ftlr Tage  je 

„  erm&aaigte,  ftlr  ^t^ge,. 
l'/ifache,  fttr  mal 
Mark 

B.  ReiaelFWArlkoRtnn    für     .  Kilometer    Eisenbahn, 

neben  bahn  ähnliche    Kleinbahn    oder 
Schiff,  fnr  jedes  Kilometer        Pf. .  . 

,  fflr „ Kilometer  Landweg,  für 

jedes  Kilometer  ..      Pf. 

„                     fflr   Hitnabine    eines   Dieners*)    aaf 
Kilometer,    fflr    jedes    Kilo- 
meter B  Pf 

Zn-  und  Abgang  zum  Satze  von  Hark 

0.  Auslagen  bei  Benutzung  der  Strassenbabn : 

a)  fflr  Fahrt 

b)  beim  Zu-  und  Abgälte 

c)  fflr  Mitnahme  eines  Venera') 

D.  Ausladen    ftlr   Zn-    und   Abgang    beim    Bahnhof swedisel 

sowie  beim  Uebergange  zwischen  Eisenbahn  und  Strassenbabn  . 
Zusammen  .  .  .  ■ 
Auf  obigen   Betrat  habe   ich    einen   Vorschnss   von    .  Hark   ans 

B  erhalten. 


)bisen   1 
....JKasse 


Oeldbetrag 
Mark.  |Pf. 


') 
't 

N.,  den 

(Name  und  Dienststellung  dos  Fordernden.) 
Nach    den    Entfernungen,    den    Sätzen    und    rechnerisch    richtig   (berichtigt 

Mf Hark  Pf). 

N_  den  .. 


(Name  und  Dienststellung  des  Rechnungsbeamten.) 
Die  Richtigkeit  wird  bescbeiui^. 

Die.  Kasse  wird  angewiesen,  den  vorstehenden  Betrag  mit Mark 

Pf.,  in  Worten    zu  zahlen  und  bei 

Kap Titel  des  fitats  tu  verrechnen. 

N.,  den  

(Behörde,  Onterschrift.) 


I  die  .. 


...Kasse. 


Quittung. 


1.    Zu  D  2  c. 

'1- 


BrlftBterBagaa. 


Die  Dienstreise  wird  von  dem  ouaaerlialb  eines  Ortes  liegenden  Wohn- 
hans A  des  Beamten  nach  dem  Orte  B  ausgefflhrt  (2  c) ;  dann  werden, 
da  nach  den  Grundsätzen  zn  D  1,  um  den  Anspruch  auf  Tagegelder  und 
ReisefFu/irlkosteD  zn  begrflnden,  auch  die  Gntfcmung  von  der  Grenze  des 
Urtes  B  nach  Ä  2  Kilometer  betragen  musa,  Tagegelder  und  Reisekosten 
nicht  gewährt,  wenn  diese  Entfernung  geringer  ist  als  2  Kilometer,  such 
wenn  die  Mitte  von  H  tkber  2  Kilometer  von  A  entfernt  ist. 

')  Die  im  Artikel  1  g  1  unter  I  bis  IV  des  Oesetzes  vom  21.  Juni  1BB7 
[im  §  I  unter  I  bis  IV  dt*  OtseUe«  dtr  VtrordMUMg  mhh  2S.  Jimi  1001]  be- 
zeichneten Beamten  bei  Reisen  auf  Eisenbahnen,  SclufFen  oder  Kleinbahnen. 

*)  Begründung  der  Nicbtbonntzung  der  Kleinbahii. 

')  Amtliche  Versicherung,  dass  ein  Diener  mitgeDonuneu  ist.         <->^<^ 
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Das  gleiche  gilt,  wenn  vod  dem  Wohnorte  D  ans  eb  Dienstgeschäft 
Ml  der  ftosaerhalb   eines  Orte»  liegenden  Stelle  A  vorzonehmen  ist  (8d). 

»■i  J 

Liegen  sowohl  das  Wohnhaus  des  Beamten  aia  auch   die  Stelle  des 
Dienstgeschäfts    ausserhalb    von    Ürten,    so    entscheidet    die    Entfernung 
zwisobea  diesen  beiden  Punkten. 
n.    Zu  HS  und  a 

.       EittiiiakH  Landietg        _ 

1    O S O 

^-  A  B  C 

Der  Anfangspunkt  der  L&ndwegstrecke  (Bahnhof  B)  und  der  End- 
punkt C  liegen  innerhalb  je  eines  Ortes. 

Beise[J^MrjkosteD  für  die  Landweestracke  werden  gewihrt,  wenn 
sowohl  die  Enfeniung  von  der  Grenze  nee  Ortes  B  nach  der  Hitte  des 
Ortes  C,  als  auch  diejenige  von  der  Qrenze  des  Ortes  C  nach  der  Hitte  des 
Ortes  B  2  Kilometer  betragen  (Dl). 

Die  für  die  Hßhe  der  Beise[^'uAr]ko8ten  massgebende   Entfernung 
wird,   wenn  diese  Voraussetzung  zutrifft,  von  Mitte  B   nach   Mittt^  C  be- 
rechnet (Fl  Abs.  1). 
„        EiteiibaM»  hattitotg        _ 

«■  2 B ? 

Der  Anfuigspunkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  liegt  innerhalb, 
der  Endfiunkt  C  ausserhalb  eines  Ortes. 

Reiset JVAr] kosten  'Ar  die  Landwegstrceke  werden  gewährt,  wenn 
die  Entfernung  von  der  Grenze  des  Ortes  B  nach  dem  Funkt  C  2  Kilo- 
meter betritt  (D  2  d,  e). 

Die  fftr  die  HShe  der  Reise[fMr]ko8ten    massgebende  Entfernung 
wird  zatreffendenfalls  von  Hitte  B  nach  C  berechnet  (F 1  Abs.  1  und  8). 
„      EiaenbtOm  5  £ 

3.  O — ■•  O- p 

Bahnhof  B     Landweg 
Der  Anfan^punkt  der  Landwegstrecke  (Bahnhof  B)  liegt  ausserhalb 
eines  Ortes,  der  Sndpunkt  C  innerhalb  eines  solchen. 

Reise[Fi(At*]kosten  für  die  Landwegst recke  werden  gewährt,  wenn  die 
Entfernung  von  Bahnhof  B  nach  der  Grenze  von  C  2  kmter  beträgt,  ohne  dass 
es   auf  die  Entfernung  zwischen  Bahnhof  and  Ort  B  ankommt  (D  1,  2  c,  e). 
Zutreffend eufalls  wird  die  fttr  die  Höhe  der  ReisefRi Ar] kosten  massge- 
bende Entfemungvon  Bahnhof  B  bis  zur  Ortsmitte  C  berechnet  (Fl  Abs.  lu.31. 
StatnbakH  LandtPtg 

4.  O • Q—  -•* 

A  Bahnhof  B    B  C 

Der  AnfanKsponkt  der  Landnegstreckc  (Bahnhof  B)  und  die  Stelle 
des  Dienstgescbäns  (C)  liegen  ausserhalb  von  Ürten. 

BeisetFu Ar] kosten  für  die  Landwegstrecke  werden  gewährt,  wenn  die 
Entfernung  zwischen  Bahnhof  B  und  Funkt  C  2  Kilometer  beträgt.  Diese 
Entfernung  wird  auch  der  Kostenberechnung  zu  Grunde  gelegt  (D  1, 
2  c,  d,  e,  F  1  Abs.  ß). 

In  gleicher  Weise  gestaltet  sieh  die  Anwendung  der  Grundsätze, 
wenn  die  Landwegstrecke  der  Eisenbahn-  usw.  Fahrt  vorhergeht,  also 
zwisehen  dem  Abgangs-  and  denjenigen  Funkte  liegt,  an  welchem  dLT 
Uebergang  auf  die  Bahn  usw.  stattfindet.  Das  gleiche  gilt  auch,  wenn  die 
Landwegstrecke  weder  am  Anfange  noch  am  Ende  einer  Dienstreise  liegt, 
sondern  das  Zwischenglied  zweier  Eisenbahn-  usw.  Raison  bildet. 


Der  B«amt4  trUdigt  Modk  Vtrlaattn  tUr  SUmiMikn  in 
oJtr  ttädktigl  datüint.  Sodann  btgtbt  «r  tkh  *ur  Erlndigung  i> 
auf  ätm  Ltmdte»gt  nach  C. 
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Sdbtt  wenu  dit  Sireeie  B  C  utUtr  2  StlotntUr  btträgt,  hat  tr  Aniprueh 
auf  FukrtKolen. 

JV.  DU  unter  //  und  III  angegtbm\e  Btrtchnungaart  findtt  auch  Au- 
wtndanff,  leenu  ■'»  dtn  Btispitltn  dautbtt  die  Rtiaestreckt  A  B  »tatt  mit  der 
Eisenbahn  mit  der  StraiMobahn  eurüdcgeUgt  iiird. 


.,r-^  DflBlBfAktlftii  der  mit  pestrerdKehtigen  Waren  beUdenen  ODtorwsgeu. 
fiuuderUa  des  MiniBtcra  der  usw.  MediziuftUuselegenheiteD 
—  H.  Nr.  13319  —  vom  2&.  November  190.^1  an  sämtliche  Herren  Be- 
glemn^p  riaidenten. 

Die  aQ-randa&tze  fßr  H&asnahmen  im  Eis enbnhn verkehr  zu  Festzeiten" 
(Reichs -GeaetzbL,  1900,  S.  864,  Ministerialblatt  far  Medizinal-  und  Uedizinische 
Uuterrichla- Angelegenheiten,  1903,  S.  49)  enthalten  keine  Weisung  darfiber, 
was  mit  Güterwagen  zn  geschehen  hat,  die  mit  p  est  verseuchten  oder  pestver- 
dächtigen Waren  beladen  gewesen  sind.  Erfahrungen,  welche  vor  zwei  Jahren 
aDl&ssQcb  der  Beförderung  der  bezeichneten  Waren  auf  Eisenbahnen  gemacht 
worden  sind,  haben  znr  Aufstellung  des  „Entwurfs  einer  Anweisung  zur  Desin- 
fektion der  mit  pestverseuchten  oder  pestverdächtigen  Waren  beladen  gewesenen 
O&ter wagen"  Veranlassung  gegeben. 

Ew.  Hocfawohlgeboren  lasse  ich  denselben  in  der  Anlage  abacbriftlich 
zugehen  mit  dem  ergebensten  Ersuchen,  denselben  gefälligst  den  nachgeord- 
neten OesundbeitsbehOrden  und  Kreisärzten  znr  Kcnutnisuahme  und  eventuellen 
Veranlassung  gemäß  Aba.  2  der  Anweisung  mitzuteilen. 

Entwurf  einer  Anweisung  znr  Desinfektion   der  mit  pcslvcr- 

seuchton    oder   pestvordächtigen  Waren    beladen   gewesenen 

Guterwagen. 

Eine  Desinfektion  von  Gaterwagen  hat  zn  erfolgen,  wenn  Waren  damit 
befordert  sind,  welche  noch  Ansicht  der  OrtsgesundlieitsbehOrde  mit  dera  An- 
steckungsstoffe der  Fest  behaftet  sind.  Sie  ist  insbesondere  dann  vorzunehmen, 
wenn  im  Güterwagen  an  der  Fest  verendete  Balten  gefunden  sind. 

Die  DesinfeKtioQ  erfolgt  durch  die  Bisenbahn  und  zwar,  wenn  mOglich, 
unmittelbar  anf  derjenigen  Station,  auf  welcber  die  Wagen  entladen  worden 
sind,  andernfalls  auf  der  nächsten,  geeigneten  Station.  Die  GesundheitsbehOrde 
ist  befugt,  sich  von  der  ordnungsmäßigen  AusfOhmng  der  Desinfektion  jeder- 
zeit zu  äberzengen. 

Die  Desinfektion  hat  b  der  Weise  zu  geschehen,  daS  zunächst  der  Fa&- 
boden  des  Wagens  mit  Karbolaäurelösung  oder  mit  verdttnntem  Eresolwasser 
oder  mit  Kalkmilch  (Anlage  1,  Abschnitt  la  und  c,  der  Bekanntmachung,  be- 
tretfend  Bestimmungen  zur  Ausführung  des  Gesetzes  Über  die  Bekämpfung 
gemeingefährlicher  Krankheiten,  vom  6.  Oktober  1900  -^  Beichs-Geaetzblatt — 
ä.  856  — )  gründlich  befeuchtet  und  dann  die  Wände  und  die  Decke  des  Wagens 
mit  Lappen,  die  in  Karbolsäurelösnog  oder  verdünntem  Kresolwasser  getränkt 
sind,   sorgfältig   abgerieben  worden.     Darauf  wird    der  Kehricht   zusammeu- 

Kfegt  und  der  Fußboden  in  derselben  Weise   wie  Wände  und  Decke  abgeriebrn. 
adann  ist  der  Wagen  mit  einer  reichUcben  Menge  Wasser   zn   aptüen.     Der 
Kehricht  ist  zn  verbrennen  oder  in  einer  hinreichend  tiefen  Grube  zu  vergraben. 

.\  Bkkterlolaglsehe  Untersnetaiingeii  von  lliphtherlehelkeriK.  Erlass 
des  Ministers  der  usw.  MedizinaUngelegenheiten  vom  80.  No- 
vember 1903  —  M.  Nr.  9164  ÜI  —  an  die  Farbwerke  vorm.  Meister, 
Lucius  und  BrUning  zu  HOchst  o.  M.,  die  chemische  Fabrik  auf  Aktien 
vorm.  E,  Schering,  das  Serum-Laboratorium  Ruete-Enoch  in  Hamburg. 
Die  bakteriologischen  Untersuchungen  von  Diphthericheilserum,  welclie 
im  Verfolg  meines  Erlasses  vom  26.  Hai  189S  ~  M.  Nr.  II  4(9  U  I  —  in  dem 
biesieen  Charit^kiankeDhause,  dem  hiesigen  Kaiser  und  Kaiserin  Priedrich- 
Kranlcenbause,  dem  Allgemeinen  Krankenhause  3t.  Georg  zu  Hamburg,  dem 
städtbchen  Krankenhause  in  Frankfurt  a.  M.  und  dem  Institut  für  experimen- 
telle Therapie  in  Frankfurt  a.  M.  regelrecht  vorgenommen  werden,  haben  wäh- 
rend des  Vierteljalires  vom  1,  Juli  bis  80.  September  1901  zum  ersten  Male, 
seitdem  die  im  Handel  befindlichen  Sera  nachgeprüft  werden,  vollständiga 
Keitofreibeit  sämtlicher  Proben  ergeben,  was  ich  hiermit  zur  Kenntnis  der  be- 
triligten  Finnen  bringe.  , 
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Beilage  xux  2eltsohrlft  für  Medizinal -Beamte. 

Nr.  2.  15.  Januar.  1904. 

Medizinal  -  Gesetzgebung. 

Tonchriften  Aber  Tagegelder  nad  Belsekosten.  RanderUB  der 
tflniater  der  Fioanzen  und  des  Innern  tom  11.  Dezember  1908 - 
P.  M.  IiaaOill,  n  11741,  miesaiu.  M.d.LIa5104  -  an  aämtliche  Herren 
Oberpräsidenten,  Begienuiga Präsidenten  osw.,  durch  BnnderlaS  des  Mini- 
sters der  naw.  Medizinalangelegenheiten  vom  30.  Dezember  1908 
-—  A.  Nr.  15910   —    den  nachgeordneten   Behörden  znr  Beachtnns  mitgeteilt. 

Ew.  pp.  (die  pp.)  »'eisen  wir  darauf  hin,  daß  das  Königliche  Staats- 
ministeriom  onterm  11.  Norember  1903  TerüETentlicht  worden  sind  >]  Diese  Aos- 
ffthnugebestimmiinKeB,  welche  mit  dem  1.  Jannar  1904  in  Kraft  treten,  ent- 
halten gegen  die  früheren  Vorschriften  wesentliche  Abweicbangen,  besonders 
m  bexng  aof  die  Kleinbahnreiseo  (Abschnitt  E.),  die  Anerliennnng  der  Ent- 
femnngskarten  als  amtliche  Unterlagen  znr  Featetellnng  der  mäßgebenden 
Entfernungen  (Abechnitt  D.,  Nr.  3,  letzter  Absatz)  und  den  Uebergang  von 
einer  Eisenbahnstation  oder  einem  SchifFsanlageplatz  zn  einer  anderen  Eiaen- 
bAhostalion  oder  einem  anderen  Schiffs  anlageplatz  an  Zwischen  orten,  an  denen 
nicht  übernachtet  nnd  kein  Dienstgescbäft  vorgenommen  wird  (Abschnitt  G,  Nr.6.) 

Aber  aach  sonst  haben  die  bisherigen  Vorschriften  in  mannigfacher  Be- 
ziehnng  teils  znr  Entscheidang  inzwischen  aufgetretener  Zweifelsfragen,  teils 
wegen  der  gegen  früher  veränderten  Verhältnisse  Aenderongen  erfahren. 

Ew.  pp.  (die  pp.)  wolle  (n)  dafür  Sorge  tragen,  daß  die  mit  der  Be- 
arbeitnng  der  Beisekosten- Angelegenheiten  betrauten  Beamten  sieh  olabftld  mit 
den  neuen  BestimmiinKen  vertraut  machen ;  zur  Erläuterang  der  wichtigsten 
Punkte  sind  m  einem  Anhang  graphische  Beispiele  gegeben. 

Die  noch  vorhandenen  Liqaidationsformnlare  sind  aufzubrauchen  und  nur 
nach  Haßgabe  des  den  Ornndsätzen  beigefügten  Schemas  handschriftlich  zn 
ergänzen. 

Was  endlich  die  amtlichen  Entfemungskarten,  welche  bereits  für  mehrere 
Begierangsbezirke  angefertigt  sind,  anlangt,  so  empfiehlt  es  sich,  solche  auch 
für  die  florieen  Begiernngsbezirke  im  Interesse  einer  Entlastung  der  Kataster- 
ämter  hersteUen  zu  lassen. 

^  Elntngniig  der  von  dem  Vertreter  eines  Krelsuftei  slngenommeneB 
Sebttkren  in  du  ÖebBbrenverselohniB  des  letzteren.  Erlaß  des  Mi- 
nisters der  nsw.  Hedizinalangelegenbeiten  vom  21.  Dezember 
1908  —  M.  Nr.  4164  —  an  den  Herrn  Begierungspräsidenten  in  Liegnitz  und 
simtiichen  übrigen  H.  Regierungspräsidenten  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

Auf  den  Bericht  vom  17.  November  d.  J.  —  Fa.  VI.  0384  —  erwidere 
ich  Ew.  Hoch  wob  Igeboren  ergebenst,  daß  die  Gebühren,  welche  der  Vertreter 
eines  Kreisarztes  gemäß  g  31,  Absatz  8  der  Dienstanweisung  erhebt,  stets  in 
dos  QebtLhrenrerzächnis  des  vertretenen  Kreisarztes  einzutragen  sind. 


^><'  Uefemng  der  OeMtisammlsig  an  die  ErebKnte.  Erlaß  des  Mi- 
nisters der  usw.  Medlzinalangelegenheiten  vom  16.  Dezember 
1908  —  M.  4296  A  —  an  sBmtliche  Herren  Begierun^spräsidenten. 

Ew.  Hochwohlseboren  ersuche  ich  ergebenst,  in  die  im  Laufe  dieses 
Monats  neu  aifenstellenden  Normallisten  Über  die  Gratis-Empfluger  der  Q»- 
tetz '  Sammlung  auch  die  Kreisftrite  (Oberamtsärzte)  und  die  besonderen  Ge- 
richtz&rzte  mit   aufzunehmen  oder,   falls   die  Liste   an  die  Ober-Postdiiekti<m 

')  Siehe  Beilage  zu  Nr.  1  der  Zeitschrift  t  Uedizinolbeomte ;  1904,5.8. 
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zweite  S  Tage  später  ab  der  erste,  ond  betrafen  zwei  Kinder  von  2  und 
11  Jahren. 

Die  drei  F^e  in  Alt-Weistiitz,  Kreis  Habeis chwerdt,  betrafen 
8  Oescliwister  von  6'/«  Jahren,  10  Monaten  nnd  9</i  Jahren  und  ereigneten 
sich  am  16.,  18.  Jnni  und  7.  Jnli,  nachdem  im  Hai  in  der  Familie  eines  Ver- 
wandten in  HUttenguth  ein  Kind  an  Himbantentzündang  gestorben  war.  Die 
drei  Kinder  Iiatten  dasselbe  Zimmer  bewohnt. 

Die  beiden  Fälle  in  Friedersdorf,  Kreis  Neastadt  □.  S.,  betrafen 
zwei  Mädchen  von  9  Jahren ;  das  zweite  erkrankte  6  Tage  später  als  das  erate. 

Die  beiden  Fälle  in  Eiltrup,  Kreis  Münster  Land,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister von  4  and  3  Jahren,  welche  an  demselben  Tage  erkrankten. 

In  Altern,  Kreb  Iserlohn,  erkrankte  am  2J.  MärK  ein  Mädchen  von  etwa 
171/»  Jahren,  welches  im  Hause  des  Landwirts  N.  wohnte;  am  27.  März  er- 
krankte Frau  H,,  fast  gleichzeitig  deren  5  Monate  altes  Kind.    Alle  drei  starben. 

In  Iserlohn  erkrankte  am  19.  Jnni  ein  19jähriger  Mann,  12  Tage 
spater  ein  l&jähriser  Bnrsche,  der  mit  in  demselben  Geschäfte  tätig  gewesen 
war  nnd  in  demselben  Bette  geschlafen  hatte. 

Die  beiden  Falle  in  Eggenscheid,  Kreis  Altena,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister von  l'/t  und  3  Jahren,  von  denen  das  zweite  etwa  8  Tage  später 
erkrankte  als  das  erste. 

Die  beiden  Falle  in  Krefeld  betrafen  zwei  Färbergesellen  von  48  und 
41  Jahren,  welche  Nachbarn  gewesen  waren,  und  von  denen  der  zweite  5  Tage 
später  erkrankte  uls  der  erste. 

Ab  Schutzmassregeln  wurden  Absonderang  der  Erkrankten,  Fernhallung 
der  gesunden  Kinder  aus  den  betreffenden  FamiUen  vom  äcbulbesach,  Desin- 
fektion der  Wohnung,  Kleider  and  Effekten,  angeordnet.  Wenn  angängig 
wurden  die  Kranken  einer  Krankenanstalt  zugefilhrt. 

Ew.  HochwoUgeboren  teile  ich  Vorstehendes  zur  gefälligen  weiteren 
Veranlassung  gemäß  Erläse  vom  '21.  Februar  1906  —  M.  Nr.  1 1 316  —  er- 
gebenst  mit.  

."'  Unfälle  In  elektrischen  Betrieben.  Erlaß  des  Ministers  für 
Handel  and  Qewerbe  vom  17.  Oktober  1908  an  sämtliche  Herren 
Begierungsp  räsidenten . 

In  letzter  Zeit  ist  eine  Beihe  tödlich  verlaufener  Unffille  in  Betrieben 
bekannt  geworden,  bei  denen  zweckmäßige  Wiederbelebungsversuche  nicht  an- 

Seatellt  worden  sind,  obwohl  sie  anscheinend  nicht  aussichtslos  gewesen  wären. 
ie  Technische  Deputation  für  Qewerbe  hat  deshalb  empfohlen,  m  allen  gefahr- 
bringenden  elektrischen  Betrieben  die  Arbeiter  mit  den  zur  Wiederbclebang 
Veranglückter  erforderlichen  Maßnahmen  vertraut  zu  machen,  insbesondere  die 
künstlichen  Atmungsbewegnngen  mit  ihnen  zu  üben. 

Ich  halte  diese  Anregung  fttr  zweckmässig  und  ersuche  3ie,  die  Oe- 
werbeaufsicbtsbeamten  zu  veranlassen,  gelegentlich  ihrer  Revisionen  festzu- 
stellen, inwieweit  dementsprechend  verfahren  wird.  In  allen  gefahrbringenden 
elektrischen  Betrieben,  wo  dies  noch  nicht  der  Fall,  ist  dahin  zu  wirken,  daß 
es  in  Zukunft  geschieht.  Eine  zweckmäßige  Anleitung  zur  ersten  Hilfeleistang 
bei  Unfällen  in  elektrischen  Betrieben,  in  der  insbesondere  auch  die  künstlichen 
Atmungsbewegungen  beschricbeB  sind,  hat  der  Verband  deutscher  Elektro- 
techniker herausgegeben.  Sie  ist  in  Plakatformat  von  Julius  Springer  in 
Berlin  M.  24  zum  Preise  von  6  Hark  fUr  35  Abdrücke  lu  beziehen. 

AnlettBBg  ni  Torsehrlfteo  fRr  die  Anlag«  nsd  des  Betrieb  von  PI- 

'VrinBinrefabrlken.  Bekanntmachung  des  Ministers  für  Handel 
und  Qewerbe  vom24.  Oktober  1903. 

Vorbemerkung. 

Pikrinsänre  ist  in  getrocknetem  Zustande  —  zumal  bei  gesteigerter 
Temperatur  —  nicht  unempfindlich  gegen  Stoß  und  Beibung.  Sie  kann  bei- 
spielsweiBe  durch  Schlag  mit  dem  Hammer  auf  einer  harten  Unterlage  zur  Ent- 
zündung gebracht  werden. 

Mit  Metalloxjden  und  mit  Metallen  bildet  die  Pikrinsäure  bei  Gegenwart 
von  Feuchtigkeit  und  Wasser  Salze  (Pikrate),  die  meist  gegen  Btofl  and  Reibung 
empfindlicher  sind  als  jene.  Von  den  hierbei  in  Frage  kommenden  Salzen  ist 
das  Bleipikrat  das  gefährlichste;  es  reihen  sich  nach   dem  Maße  der  Empfind- 
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lichkeit  an:   das  K&liam-,  das  Calcium-,  das  Natiiompikrat.    Daa  Eiaenpikrat 
ist  darcfa  Beibnng  leicht  entzündlich  und  verbrennt  nirter  Funke nsprüben. 

Pikrinsäure  in  Staubform,  wie  sie  sich  in  Betriebs ränmen  an  manchen 
Stellen  leicht  absetzen  kann,  ist  darcb  Flamme  (Fnnkeo,  KurzachluB  etc.)  ver- 
hältnismäOig  leicht  entzündlich  and  kann  somit  da«  Entstehen  and  Umsicli- 
greifen  eines  Brandes  begünstigen. 

Beim  Erhitzen  schmilzt  die  Fikriusänre  und  kann  dabei  unter  Umständen 
anblimieren  (Terdampfen)^  ohne  sich  zu  entzünden. 

Gerät  Fikrinsäare  in  Brand,  so  verbrennt  sie,  unter  günstigen  Umständen 
ohne  Explosion,  mit  rCtlichgelber,  bei  gesteigerter  Hitze  mit  weiQgelber  Flamme 
anter  mehr  oder  minder  starker  Bußabscheidnng. 

Trockene  Fikrinsäare  kann  durch  laitialzün düngen,  wie  Knallqnecksilber- 
Zündsatze  oder  andere  brisante  Sprengstoffe,  zur  Detonation  gebraäit  werden. 
Dazu  geboren  aach  die  obengenannten  Fikrate. 

Brennende  Fikrinsäare  kann  hiernach  zur  Explosion  kommen,  wenn  sich 
in  ihr  genügende  Mengen  explosibler  Fikrate  vorfinden  oder  während  des 
Brandes  bilden. 

Ohne    eine    derartige   InitialzUndong    kann    brennende    PikrinsSate   ex- 
plodieren: 
wenn  eine  örtliche  Ueberhitzang    eintritt,   was  beim  Abbrennen  sehr  großer 

Mengen  wohl  mitglich  istu 
wenn  die  Gase  nicht  schnell  genug  abziehen  kOnnen,  so  daß  die  Verbrennung 

Osler  DiDck  vor  sich  geht, 
wenn   beim  Zusammenbruch  eines   Gebäades  Trümmer  in  die  stark  erhitzte 
Fikrinsäare  fallen  (Schlagwirkung). 

Nasse  Pikrinsäure  ist  weit  ungefährlicher  als  trockene ;  sie  kann  erat  zur 
Entzündung  oder  Explosion  gelangen,  nachdem  das  Wasser  verdampft  ond  die 
vorerwähnten  Bedingungen  erfüllt  sind. 

Als  wichtige  allgemeine  Vorsichtsmaßregeln  gegen  Brand  und 
Explosionsgefahr  in  Pikrinsäurefattriken  sind  daher  zu  bezeichnen: 

1.  möglichste  Verhütung  der  Bildung  von  Pikraten, 

2.  Vermeidung  der  Ansammlung  von  Pikrinsäurestaab, 

S-  Maßnahmen,    die    eine  leichte    und   sorgfältige  Beinhaltung  der  Betriebs- 
räume ermöglichen. 

4.  Vermeidung  der  Anhäufung  allzu  großer  Mengen  in  den  einzelnen  Bäumen, 

5.  leichte  ond  möglichst  feuersichere  Bauart  der  Betriebsgebäude. 

I.  Vorschriften  fttrdie  Anlage, 
g.  1.    In  Pikrinsäurefabriken   müssen  folgende  Ärheiten  In  räumlich  ge- 
trennten Abteilungen  erfolgen: 

a)  Herstellung  der  Bohpikrinsäure   and  ihre  Trennung  von  der  Nitriersäure, 

b)  Umwandlung  der  rohen  in  Beinpikrin saure, 

c)  Trocknen  der  Reinpikrinaäure, 

d)  Sieben  und  Verpacken, 
c)  Lagerang. 

Die  Abteilangen  a  und  b  kOnnen  vereinigt  werden,  wenn  die  Tages- 
produktion nicht  mehr  als  1000  kg  beträgt,  oder  wenn  die  mehr  als  1000  kg 
betiageode  Tagesproduktion  auf  mehrere  Abteilungen  a  und  b  dergest^t  ver- 
teilt wird,  daß  in  je  einer  vereinigten  Abteilung  a  und  b  nicht  mehr  als  1000  kg 
täglich  hergestellt  werden. 

g.  2.  Die  Abteilungen  a  und  b  müssen  nmwalU  werden,  wenn  sie  nicht 
von  den  Räumen  c  bis  e  und  anderen  Gebäuden  etc.  mindestens  SO  m  ent- 
fernt sind. 

Die  Abteilangen  c  bis  e  sind  jede  für  sich  zu  umwallen;  c  und  d 
können  Jedocb  auch  dicht  nebeneinander  gelegt  werden  und  brauchen  dann  nur 
durch  einen  Wall  getrennt  zu  werden,  ^enso  ist  es  zaläsaig,  mehrere,  neben- 
einander liegende  Magazine  (e)  gemeinsam  zu  umwallen  and  voneinander  nur 
durch  einen  Wall  za  trennen. 

Die  einzelnen  Magazine  dürfen  höchstens  5000  kg  Pikrinsäure  enthalten. 

§,  S.  Wie  weit  die  Abteilungen  a  bis  e  von  anderen  Gebäuden  und  An- 
lagen und  von  Verkehrswegen  entfernt  sein  müssen,  bleibt  der  Entschliesaung 
der  OenehmiguagsbebOrden  überlassen.  Hierbei  werden  —  sofern  nicht  im 
EünzelbUe  aas  hesonderen  Gründen  größere  Entfernungen  crforderU^h  ^^r- 
tcbeinen  —  höchstens  folgende  Entfernungen  vorzuschreiben  sein :  c*^ 
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Eweite  8  Tage  später  als  der  erste,  und  betrafen  zwei  Kinder  von  2  und 
11  Jahren. 

Die  drei  Fälle  In  AU- Weis t ritz,  Kreis  Eabebchwerdt,  betrafen 
S  Qeschwister  von  ß'/x  Jahren,  10  Monaten  und  9i/£  Jahren  und  Breiteten 
sich  am  16.,  18.  Jnni  und  7.  Jnli,  nachdem  im  Hai  in  der  Familie  eines  Ver- 
wandten in  Hütteognth  ein  Kind  an  Uirnhautentzttndang  gestorben  war.  Die 
drei  Kinder  hatten  dasselbe  Zimmer  betrohnt. 

Die  beiden  Fälle  in  Friedersdorf,  Kreis  Nenstadt  D.S.,  betrafen 
zwei  Uädchcn  von  9  Jahren;  das  zweite  erkrankte  6  Tage  später  als  das  erste. 

Die  beiden  Fälle  in  Hiltrnp,  Kreis  Hünster  Land,  betrafen  zwei  Qe- 
schwister von  4  and  3  Jahren,  welche  an  demselben  Tage  erkrankten. 

In  Altern,  Kreis  Iserlohn,  erkrankte  am  2'j.  März  ein  Mädchen  von  etwa 
171/e  Jahren,  welches  im  Hause  des  Landwirts  N.  wohnte ;  am  27.  März  er- 
krankte Fraa  N.,  fast  gleichzeitig  deren  6  Monate  altes  Kind.    Alle  drei  starben. 

In  Iserlohn  erkrankte  am  19.  Juni  ein  ISjahriger  Mann,  12  Tage 
später  ein  15jähriger  Barsche,  der  mit  in  demselben  Geschäfte  tätig  gewesen 
war  und  in  demselben  Bette  geschlafen  hatte. 

Die  beiden  Fälle  in  Eggenseheid,  Kreb  Altena,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister Ton  I'/i  und  3  Jahren,  von  denen  das  zweite  etwa  8  Tage  später 
erkrankte  als  das  erste. 

Die  beiden  Fälle  in  Krefeld  betrafen  zwei  Färb ergesellen  von  48  and 
41  Jahren,  welche  Nachbarn  gewesen  waren,  and  von  denen  der  zweite  5  Tage 
später  erkrankte  als  der  erste. 

Als  Scbntzmass regeln  wurden  Abaonderans  der  Erkrankten,  Ferohaltung 
der  gesunden  Kinder  ans  den  betreffenden  FamlTien  vom  Schulbesuch,  Desin- 
fektion der  Wohnnng,  Kleider  and  Effekten,  angeordnet.  Wenn  nngängig 
warden  die  Kranken  einer  Krankenanstalt  zugeführt. 

£w.  Hochwahlgeboren  teile  ich  Vorstehendes  zur  gefälligen  weiteren 
Veranlassung  gemäß  Erläse  vom  21.  Februar  1908  —  H.  Nr.  11316  —  er- 
gebenst  mit.  

-  -  Unnile  In  elektrlsclieB  Betrieben.  Erlaß  des  Ministers  flir 
Handel  und  Gewerbe  vom  17.  Oktober  1903  an  sämtliche  Herren 
Begiernngspräsidenteo. 

In  letzter  Zeit  ist  eine  Reihe  tSdlich  verlaufener  Unfälle  in  Betrieben 
Iickannt  geworden,  bei  denen  zweckmäßige  Wiederbelebungsversache  nicht  an- 
gestellt worden  sind,  obwohl  sie  anscheinend  nicht  anssichtslos  gewesen  wären. 
Die  Technische  Deputation  für  Gewerbe  hat  deshalb  empfohlen,  in  allen  gefahr- 
bringenden elektrischen  Betrieben  die  Arbeiter  mit  den  zur  Wiederbelebung 
Vernnglückter  erforderlichen  MaQnahtnen  vertraut  zu  machen,  insbesondere  die 
künstlichen  AtmnnKsbewegungen  mit  ihnen  zu  üben. 

Ich  halte  diese  Anregung  fBr  zweckmässig  und  ersuche  Sie,  die  Ge- 
werbeaufsichtsbeamten zu  veranlassen,  gelegentlich  ihrer  Revisionen  festzn- 
stellen,  inwieweit  dementsprechend  verfahren  wird.  In  allen  gefahrbringenden 
elektrischen  Betrieben,  wo  dies  noch  nicht  der  Fall,  ist  dahin  zu  wirken,  daß 
es  in  Zukunft  geschieht.  Eine  zweckmäßige  Anleitung  tur  ersten  Hilfeleistung 
bei  Unfällen  in  elektrischen  Betrieben,  in  der  insbesondere  auch  die  künstlichen 
Atmungsbcwegungen  beschrieben  und,  hat  der  Verband  deutscher  Elektro- 
techniker herausgegeben.  Sie  bt  in  Plakatformat  von  JnliuB  Springer  in 
Berlin  14.  24  zum  Preise  von  6  Mark  für  26  Abdrucke  zu  beziehen. 

.^  '  Anleitung  n  TorBehrlftm  fRr  die  Anlage  nn4  ilen  Betrieb  von  Pl- 
^rlnsanrefabiiken.  Bekanntmachung  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  vom24.  Oktober  1908. 

Vorbemerkung. 
Pikrinsäure   ist  in    getrocknetem  Zustande    —    zumal   bei   gesteigerter 
Temperatur  —    nicht  unempfindlich    gegen  Stoß  und  Reibung.     Sie  kann  bei- 
spielsweise durch  Schlag  mit  dem  Hammer  auf  einer  harten  Unterlage  zur  Ent- 
zllndung  gebracht  werden. 

Mit  MetalloxTden  und  mit  Metallen  bildet  die  I^rinsiure  bei  Gegenwart 
von  Feuchtigkeit  und  Wasser  Salze  (Plkrate),  die  meist  gegen  Stoß  und  Reibung 
empfindlicher  sind  als  jene.  Von  den  hierbei  in  Frage  kommenden  Salzen  ist 
das  Bleipikrat  das  gefährlichste;  es  reihen  sich  nach  dem  Maße  der  Empfind- 
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lichkeit  an:    dos   Koliam-,   iaa  Calcinm-,   diia  Natriumpikrat.    Däs  EiseDpUiral 
ist  durch  Beibnng  leicht  entKttndlich  und  verbrennt  unter  Fnokenaprllhen. 

Pikrinsäure  in  Staubform,  wie  sie  sich  in  Bctriebsräumen  an  manchen 
Stellen  leicht  absetzen  kann,  ist  durch  Flamme  (Funken,  KurzschluB  etc.)  ver- 
hältntsmäSig  leicht  entzlindlich  und  kann  somit  das  Entstehen  und  Umsich' 
greifen  eines  Brandes  begünstieen. 

Beim  Erhitzen  schmilzt  die  Plkrinsäare  und  kann  dabei  unter  Umständen 
sabUmieren  (verdampfen),  ohne  sich  zu  entzünden. 

Gerät  Pikrinsäure  in  Brand,  so  verbrennt  sie,  unter  günstigen  Umatänden 
ohne  Explosion,  mit  rötlich  gelb  er,  bei  gesteigerter  Hitze  mit  weiflgelber  Flamme 
unter  mehr  oder  minder  starker  Rußabs cheidnng. 

Trockene  Pikrinsäure  kann  durch  Initialzündungen,  wie  Knallqaecksilber- 
ittndsatze  oder  andere  brisante  Sprengstoffe,  zur  Detonation  gebracht  werden. 
Dazu  gehören  auch  die  obeugenanuten  Pikrate. 

Brennende  Pikrinsäure  kann  hiernach  zur  Explosion  kommen,  wenn  sich 
in  ihr  genügende  Mengen  explosibler  Pikrate  vorfinden  oder  während  des 
Brandes  bilden. 

Ohne    eine    derartige   Initialzünduug    kann    brennende    Pikrinsäure   ex- 
plodieren: 
wenn   eine  ürtUche  Ueberhitznng   eintritt,   was  beim  Abbrennen   sehr  großer 

Hengen  wohl  mäglich  ist, 
wenn  die  Oase  nicht  schnell  genng  abziehen  kUnnen,  so  daß  die  Verbrennusg 

unter  Druck  vor  sich  geht, 
wenn  beim  Zusammenbruch   eines  Gebäudes  Trümmer  in  die  stark  erhitzte 
Pikrinsäure  fallen  (Schlagwirkung). 

Nasse  Pikrinsäure  ist  weit  uagetährlicber  ab  trockene ;  sie  kann  erst  zur 
Entzündung  oder  Explosion  gelangen,  nachdem  das  Wasser  verdampft  und  die 
vorerwähnten  Bedingungen  erfüllt  sind. 

Als  wichtige  altgemeine  Vors  ich  ta  maß  regeln  gegen  Brand  und 
Explosionsgefahr  in  Pikrinsäurefall riken  sind  daher  zu  bezeichnen: 

1.  möglichste  Yerhütang  der  BUdung  von  Pikraten, 

2.  Vermeidung  der  Ansammlung  von  Pikrinsäurestaub, 

S.  HaBnahmen,    die   eine  leichte   und  sorgfältige  Reinhaltung  der  Betriebs- 
räome  ermöglichen. 

4.  Vermeidung  der  Anhäufung  allzu  großer  Mengen  in  den  einzelnen  Bäumen, 

5.  leichte  und  mOgUchat  feuersichere  Bauart  der  Betrlebsgebäude. 

I.  Vorschriften  fUrdie  Anlage. 
^.  ].    In  Pik  rinaäuref ab  riken  mtlssen  folgende  Artieiten  in  räumlich  ge- 
trennten Abteilungen  erfolgeu: 

a)  Herstellung  der  Rohpikrinsäure  und  ihre  Trennung  von  der  Nitriersäare, 

b)  Umwandlung  der  rohen  in  Reiupikrinaäure, 

c)  Trocknen  der  Reinpikrinsäure, 

d)  Sieben  und  Verpacken, 
c)  Lftf^ernng. 

Die  Abteilungen  a  und  b  kdnnen  vereinigt  werden,  wenn  die  Tages- 
produktion nicht  mehr  als  1000  kg  beträgt,  oder  wann  die  mehr  als  1000  1^ 
betragende  Tagesproduktion  auf  mehrere  Abteilungen  a  und  b  dergestalt  ver- 
teilt wird,  daß  in  je  einer  vereinigten  Abteilung  a  und  b  nicht  mehr  als  1000  kg 
tfiglich  hergestellt  werden. 

§.  2.  Die  Abteilungen  a  and  b  müssen  umwallt  werden,  wenn  sie  nicht 
von  den  Bäumen  c  bis  e  und  anderen  Gebäuden  etc.  mindestens  80  m  ent- 
fernt sind- 

Die  Abteilungen  c  bis  e  sind  jede  für  sich  zn  umwallen ;  c  !und  d 
können  jedoch  auch  dicht  nebeneinander  gelegt  werden  und  brauchen  dann  nur 
darch  einen  Wall  getrennt  zu  werden.  Ebenso  ist  es  zulässig,  mehrere,  neben- 
einander liegende  Hagaziuc  (e)  gemeinsam  zu  umwallen  und  voneinander  nur 
durch  einen  Wall  za  trennen. 

Die  einzelnen  Hagazino  dürfen  höchstens  50(K)  kg  Pikrinsäure  enthatten. 

g.  S.  Wie  weit  die  Abteilungen  a  bis  e  von  anderen  Gebäuden  und  An- 
lagen und  TOD  Verkehrswegen  entfernt  sein  müssen,  bleibt  der  Entschliessuug 
der  Oenefamigungsbehürden  überlassen.  Hierbei  werden  —  sofern  nicht  im 
Einselfallc  ans  besonderen  Gründen  größere  Entfernungen  orforderU^h  ,  er- 
scheinen —  höchstens  folgende  Entfernungen  vorzuschreiben  sein:        "  c*^' 
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bereits  abgesandt  sein  sollte,  die  fttr  die  Kreis-  und  Oerichts&rzte  erforderlichen 
Or&tisexemplare  darch  eine  Ergänznogsnachweisiuig  der  Ober  -  Postdirektion 
mitzuteilen. 


alsngelegenheiten  TOm  2.  Dezember  1908  —  H.  Nr.  9352 
—  an  sämtliche  Herren  Be^^enuigsprSsidenteD  und  den  Herren  Oberpr&sidenten 
zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

Dem  nach  §.  29  der  Änweisnng  fSr  die  amtliche  fiesicbtignng  der  Apo- 
theken vom  18.  Febraar  1902  (Min.-Bl.  f.  Med.-Ang.  S.  71)  bis  zum  1.  Uärz 
jedes  Jahres  mir  einznreich enden  Berichte  des 'Regierangs-  und  Kedizinolrats 
Ober  die  Ergebnisse  der  im  Vorjahre  bewirkten  Äpothekenbesichtigungen  ist 
in  Zukunft  ansser  der  in  der  Anlage  II  der  Anveison^  bezeichneten  Nach- 
weisaag  eine  Jahresübersicht  Qber  die  Apotheken  Verhältnisse  des  Bezirks  nach 
beiliegendem  Maater  anzuschlieesen. 

Eine  Abschrift  dieser  GesamtObersicht  ist  auch  dem  nach  dem  Erläse  Tom 
1.  Oktober  1901  (Min.-Bl.  f.  Ued.-Ang.  3.  266)  zam  1.  Juli  j.  J.  einza  reich  enden 
Oesimdheitsberichte  beizufügen. 

Qes&m:t;äber Sicht  übet  die  Apotheken-Verh&ltniase 
im  Begierongsbezirk für  das  Jahr  i90  . 


A.  Zahl  der  am 

Schlosse  des  Jahres 

in  Betrieb  befindlichen 

Apotheken. 


^tst 


=ä| 


Befnnd  der  Besich- 
tigungen (EoL  8] 


Q '"  "  Ät 


a.  Toll&potbeken.  . 

b.  Zweigapotheken. 

c.  Dispensieranstal- 


d.  Hausapotheken 

1.  allopathische   . 

2.  homOopathischt 


Zahl  der. Apotheken: 


Apo- 
thelien- 
verwalter 


Appro- 
bierte Oe- 
liilfen 


Nichtap- 
probierte 
OebiUen 


Lehr- 
linge 


a.  Vollapotheken  ... 

b.  Zweigapotbeken    .  .  i 
d.  Dispensieranstalten .  j  j  { 
C.    Der  Apothekergelulf enprüfong  unterzogen  sich: 

Ton  denen  bestanden  mit  I: II:  .  .  .  .,  11 

nicht  bestanden  zum  1.  Mal:  .....  2.  Mal:  .  .  . 


.  .  Lehrlinge, 
'  "3."  M^:  .  .  .  . 


E.    Im  Berichtsjahr  stattgefnndene  Besitzwecbsel : 
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■^  TerMiren  bei  Terlelhmg  nener  Apothekenkomessloneii.  Erlaß 
des  Hinisteia  der  uaw.  Medizinalangetegenheit en  Tom  16.  Sep- 
tember  19U8  —  M.  9489  —  an  die  Herren  Oberpräsidenten. 

In  dem  Erlasse  meines  Herrn  AratSYorKSngers  vom  18.  Juli  1840  (Min.- 
BL  f.  d.  L  V.  9.  ÜIO)  sind  die  dnrch  ÄUerhSchste  Eabinetsorder  vom  30.  Juni 
desselben  Jahres  genebmieten  OrandsäCze  niedergelegt,  n&cb  welchen  bei  der 
Oenehmigong  ron  Apothekenanlagen  und  der  Verleihung  neuer  Apotheken- 
koncessionen  za  verfahren  ist.  Die  bei  der  Auswahl  der  Bewerber  za  berflck* 
sichtigenden  Pnnkte  sind  nach  diesem  Erlasse  folgende : 

1.  „Die  Führung  nnd  Applikation  des  Bewerbers  während  seiner  Lehr- 
und  Serrierjahre,  die  von  ilun  bei  der  abgelegten  Staatsprttfiing  'gezeigte  ge- 
ringere oder  habere  QaalMkatioa. 

2.  Das  frühere  oder  spätere  Datom  der  Approbation  als  Provisor,  welche 
ihm  auf  Omnd  des  bestandenen  Staatsexamens  erteilt  worden  ist. 

3.  Die  Fuhrnng  nnd  Leistungen  nach  empfangener  Approbation,  ob  der- 
selbe sich  nnnnterbrochen  dem  ApoAeker geschärt  gewidmet  hat  nnd  dabei  eine 
immer  hShere  Aasbildnng  in  seinem  Fache  sich  za  erwerben  bemtlht  gewesen 
ist,  dadurch  also  auch  zu  desto  besseren  Erwartungen  liinsichtlicb  der  künftigen 
Verwaltung  seiner  eigenen  Apotheke  berechtigt  oder  ob  dieses  nicht  der  Fall 
ist,  ob  er  Tielleicbt  darch  die  Uebemabme  anderweitiger  Geschäfte  auf  einige 
Zeit  seinem  eigentlichen  Berufe  mehr  oder  weniger  sich  entfremdet  hat, 

i.  Die  frühere  oder  spätere  Meldung  zur  Eonzessionserteilnng  zar  An- 
legnng  der  Apotheke  und 

t.  der  nachzuweisende  Besitz  der  zum  Betriebe  seines  Qeschäfts  erforder- 
lichen HitteL 

6.  Anderweitige  Verhältnisse,  welche  zu  Gunsten  des  einen  oder  anderen 
Bewerbers  sprechen,  z.  B.  unter  Voraossetzung  übrigens  ganz  gleicher  Quali- 
fikation, die  Anerkennting  yon  Verdiensten,  welche  der  Bewerber  durch  vor- 
zügliche Leistungen  irgend  einer  Art  sich  erworben  hat,  nsw." 

Zugleich  ist  in  dem  Erlasse  ausdrQckUcb  bestimmt,  daß  nicht  ein  ein- 
zelner dieser  Qesichtaponkte  als  der  allein  bestimmende  zu  betrachten  sei, 
vielmehr  nur  die  nnparteüsche  BerQcksicfatigung  aller  dieser  Momente  und  das 
Besnltat  der  sorgfütigen  Abwägung  der  einzelnen  gegen  einander  die  zu 
treffende  Watil  begründen  dttrfe. 

Es  ist  für  mich  von  Interesse,  zu  erfahren,  in  welcher  Weise  die  vorstehen- 
den Vorschriften  in  dem  dortseitigen  Bezirke  praktisch  gehandhabt  werden,  ins- 
besondere lege  ich  Wert  darauf,  über  die  Gründe,  aus  welchen  das  höhere  Appro- 
bationsalter  eines  Bewerbers  im  Einzelfalle  für  nicht  ausschlaggebend  erachtet 
wird,  sowie  über  die  Voransaetznngen  unterrichtet  zu  werden,  unter  welchen  auch 
eine  atuBerhalb  des  eigentlichen  Apothekenbetriebes  zurückgelegte  Beschäftigung 
des  Anwärters  (z,  B.  Tätigkeit  in  einem  chemischen,  botanischen  oder  in  einem 
anderen  wissenschaftlichen  Institute,  in  einem  Fabriklaboratorium)  nach  dortsei- 
tigam  Verfahren  in  die  Approbationszeit  eingerechnet  zu  werden  pflegt.  Auch  eine 
nähere  Erdrteruag  über  die  Art  der  praktischen  Handhabung  der  unter  Nr.  6  und 
Nr.  6  des  Erlasses  vom  13.  Jnli  1840  bezeichneten  Funkte   ist  mir   erwünscht. 

Der  Einreichung  des  Berichts,  vor  dessen  Erstattung  die  Begiernngs- 
präaidenten  zu  hären  sein  werden,  will  ich  nach  6  Wochen  entgegensehen. 

j         Vorkommen  der  epidemlsehen  Eop^nlekatarre  In  Prenssen.    Bund- 

eflass  des  Ministers  der  usw.  Medizinalan  gele  genheit e  n  — 
M.  Nr.  11  673  — vom:(0.  Nov.  1903an  sämtliche  Herren  Begierungsprä^idcnten. 

Ew.  Hochwohlgeboren  teile  ich  nachstehend  eine  Zusammenstellung  er- 
gebenat  mit,  welche  auf  Grund  der  auf  meinen  Erlass  vom  19.  Janoar  1897 
—  M.  Nr,  378  —  erstatteten  Berichte  über  die  im  Jahre  1902  in  Preoasen 
beobachteten  Fälle  von  epidemischer  Qeniclistarre  angefertigt  worden  ist. 

Ea  kamen  im  ganzen  125  Erkrankungen  vor  |nnd  zwar  in  der  Provinz 
Brudeobiirg    .    .    .     .8a<1901:]8)      Bheinprovinz    ....    8(1901:    9) 

Westfalen 20  <    ,     :  18)      Hessen  -  Nassan     .    .     .    6  <    ,    :    9) 

SeUecwig- Holstein  .    .  11  (    ,     :  11)      Pommern 4  (    ,     :    7) 

Westprenßen    .    .    .    .    9  (    ,     :    3)      Posen 4  (    ,     :    6) 

""    '  .     .    .     .    9  (    „     :  28)      Hannover *  (    ,     :    6) 

.  .  .  .  9  (  ,  :  4)  Hohenzollem  ....  l-(  ■•»•■s-r^)-" 
.     .     .     .     8(    .     :     8)  ^' 


Ifi 
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Aaf  die   einzelnen  BegieiungsbeBirke^  Terteilen 
wie  folgt: 

Potsdam 16  (1901  :    3)      Uiadei 

Arnsberg 14  (    „     :  10)      "  ' ' 

Berlin 18  (    , 

Schleswig 11  (    > 

Marienwerder  .    .     .    .    fl  (    „ 

KOnigBberg 6  (    , 

Oppeln 6  (    , 

Heraebuig &  (    n 

Wieabaden &  (   ^ 

KOalin 4  (    , 

BTomberg 4  {    , 

H&gdebnrg 4  (    » 

Münster 4  (    „ 

Dttaaeldorf 4  (    , 

Frankfurt 3  (    , 

Breslau 3  (    , 

Lüneburg 3  <    . 

Qumbinnen 2  ( 


die  Erkrankaugen 


:10) 


4) 


Kobleni 2 

Köln 3 

Danzig 1 

Äuricb 1 


Sigmaringea 
Stettin  .  . 
Stralsund  . 
Poaen .  .  . 
Liegnitz  .  . 
Erfnrt  .  . 
Hannover  . 
Hildesheim  . 
Stade  .  .  . 
Oan abrück  . 
Trier  .  .  . 
Aachen 


In  den  Begiernngabezirken  Stettin,  Stralaund,  Erfurt,  Hannover  und 
Hildesheim  ist  in  den  letzten  4,  in  den  Bezirken  Stade  und  Trier  in  den  .letzten 
3  Jahren  kein  Fall  von  cpidemiscfaer  Qenickatarre  gemeldcl:  worden. 

Auf  die  einzeben  Monate   verteilen    sich  die  Erkrankungen  i^ 
der  Anzahl : 


1  folgen- 


19O0. 


1901. 


1900. 


1901. 


Januar 

4 

9 

3 

JuU 

B                 6 

Febinai 

8 

8 

16 

5                 6 

Hin 

16 

33 

18 

September 

6                 6 

r 

10 

33 

80 

Oktober 

4                 8 

10 

16 

17 

8                 3 

Juni 

16 

9 

13 

Dezember 

9                 3 

Zu 

folgendes  Verhält 

1900. 

1901.       1902. 

M&rz 

April,  Mai 
Juli  August 

86 

66            60 

Juni, 

36 

19            26 

September,  Oktober,  November    17  16  16 

Dezember,  Januar,  Februar  21  20  33 

Die  meisten  Fälle  ereigneten  sich  hiernach  im  Frühjahr,  die  wenigdten 
im  Herl)at. 

Von  den  Erkrankten  waren 

männlichen  Oeachlecbts  7a  (1901:  R8) 
weiblichen  ,  ^2  (    „    :  59) 

Von  den  Erkrankten  waren  alt  ~  Jahre ; 
0—1:  10  a—  5:  10  16—20;  2i  30-40:  8  60-70:     1 

1_2:    7  5-10:  38  20-2Ö:    7 

2-3:    6  10-15:  14  26-80:    5 

Von  den  135  Erkrankungen  endigten  88 
Jahre  1901  von  121  Erkrankungen  nur  81  =  66,9-1,.  zum  Tode  geführt  hatten 
Bei  74  Verstorbenen  ist  in  den  Berichten   der  Todestag  angegeben 
Da  mach  starben  am 
1.    Krankheitstage  4     |      IH.    Kranlcheitstage   1 


60-80: 
aber  80: 
=  70,4  ■'(„  tödlich,  während  i 


14. 

15. 


1 


Kr&nkbeitstage    1 


Von    den  74  Verstorbenen    starben    also    29  =  1 
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19  =  25,7  "/„  in  dei  zweiten,  7  =  9,5" /o  in  der  dritten,  i  =  5,4  "Ig  in  der 
viertea  Erankbeitswocbe,  während  nur  bei  15  —  20,3  "ja  der  Verstorbenen 
der  Tod   nacb  Ablauf  der  vierten  Krank hcit^woche  erfolgte. 

I-  ei  13  Kranken  wUrde  während  dea  Lebens  behob  Sicherung  der  Dia- 
gnose die  Lumbalpunktion  vorgenommen,  doch  fanden  sich  nur  bei  10  von  dJesen 
13  die  Jäger-Weichaelbaumschen  Diplokokken. 

Hehr  als  eine  Erkrankung  kam  in  folgenden  Orten  vor  (unter  Angabe 
dea  Uonats  der  Erkrankung): 


Ort. 

S| 

2 

1 
< 

S 

Königsberg  i.  Pr. 

Rössel 

Tilsit 

Calm 

Gr.  Klonia,  Kreis  Tnchel 

Berlin 

Schaneberg  

Pankow,  Kreis  Niederbarnim     .... 

ElUngen,  Kreis  Prenzlsu 

Dedelow,      ,            ,         

Barxcken  Clausdorf,  Kreis  Teltow     .    . 

Sorao 

Belgari! 

Altweistritz,  Kreis  Habelsahwerdt     .    . 
Friedersdorf,  Kreis  Neustadt  O./S.     .    . 

Halle  8.  S. 

Zeitz 

Kiel                   .    .         .              .... 

2 

1 
1 

2 

2 

1 

1 
K 

1 

1 
2 

2 
3 

eis 

~2 
4 
2 

2 

3 

2 

1 
1 

1 

2 

»ir 
1 

2 

2 

1 
1 

1 

i  f 
uc 

1 

1 
— 

2 
2 

2 

2 

= 

- 
1 

en 

-F 

_■_ 

2- 

l'— 

es  m 
dngen 

1 

1 

1 

i 

1 

etc 

It 

8. 

3 
2 
2 
2 
2 
9 
3 
2 
2 
2 
3 
2 
4 
3 
2 
S 
2 

Celle 

HUtrup,  Landkreis  Münster  i.jW.      .    . 

Altiru,  Kreis  Iserlohn 

Iserlohn 

Eggenscheid.  Kreis  Altena 

Frankfurt  a.jM 

2 
2 
3 
2 
2 
2 

lieber  mutmaßliche  Uebertragu 
Die    beiden  Fälle   in    Qr.  Kloni 

2 
nnd 

25.  April  zu  und  betrafen  zwei  Kinder  von  l'/*  bezw.  l'/i  Jahren  in  i 
ichiedenen  Familien,  deren  Mitglieder  sich  während  der  Erkrankung  des  ersten 
Kindes  gegenseitig  viel  besuchten. 

Die  beiden  Fälle  in  Pankow,  Kreis  Niederbarnim,  betrafen  zwei  Kinder 
von  2'/i  bezw.  3  Jabren,  die  in  demselben  Hause  wohnten,  das  eine  im  Vorder- 
haus parterre,  das  andere  im  Seitenflügel  3.  Etage,  viel  miteinander  gespielt 
hatten  und  an  einem  nnd  demselben  Tage  erkrankten. 

Die  beiden  Fälle  in  Ellingen,  Kreis  Prenzlan,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister von  10  nnd  12  Jahren,  von  denen  das  zweite  8  Tage  später  erkrankte 
ab  das  erste. 

Die  beiden  Fälle  in  Dedelow,  Kreis  Prenzlau,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister von  4*/4  und  7  Jahren,  von  denen  das  zweite  4  Tage  später  erkrankte 
als  das  erste. 

Die  drei  Fälle  in  den  Baracken  Clausdorf,  Kreis  Teltow,  betrafen 
drei  Arbeiter,  welche  In  einer  Barackenstnbe  mit  noch  12  anderen  Arbeitern 
cusammenwohnten.  Sie  waren  20,  19  bezw.  22  Jahre  alt,  der  zweite  und 
dritte  erkrankten  gleichzeitig,  6  Tage  später  als  der  erste.  Es  wird  eine 
Stnbeninfektion  angenommen.  Einer  der  anderen  Zimmergenossen  bekam  gleich- 
teitig  eine  Angina. 

Die   beiden  Fälle   in  Sorau   ereigneten    sich    in  demselben  Hause,   der 
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nreite  8  Tage  ap&ter  als  der  erste,  und  betrafen  zwei  Kinder  tod  2  nnd 
il  JalireD. 

Die  drei  Fälle  in  Alt-Weiatritz,  Kreis  Habelachwerdt,  betrafen 
8  Qescbwister  von  ßi/i  Jahren,  10  Monaten  nnd  9'/i  Jatiren  und  ereigneten 
sich  am  15.,  18.  Jan!  und  7.  Juli,  nadtdem  im  Hai  in  der  Familie  eines  Ver- 
wandten in  Hüttengatb  ein  Kind  an  HimhanteDtztindnng  gestorben  war.  Die 
drei  Kinder  hatten  dasselbe  Zimmer  bewohnt. 

Die  beiden  Fälle  in  Friedersdo  rf ,  Kreis  Neustadt  o.  S.,  betrafen 
zweiM&dchen  von  9  Jahren;  daa  zweite  erkrankte  6  Tage  später  als  das  erste. 

Die  beiden  Fälle  in  Eiltrnp,  Kreis  Münster  Land,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister Yon  4  und  3  Jahren,  welche  au  demselben  Tage  erkrankten. 

In  Altern,  Kreis  Iserlohn,  erkrankte  am  2:J.  März  ein  HSdchen  von  etwa 
IVji  Jahren,  welches  im  Hanse  des  Landwirts  N.  wohnte ;  am  27.  März  er- 
krankte Frau  N.,  fast  gleichzeitig  deren  6  Monate  altes  Kind.    Alle  drei  starben. 

In  Iserlohn  erkrankte  am  19.  Juni  ein  Idjäfarigcr  Mann,  12  Tage 
später  ein  15jähriger  Bursche,  der  mit  in  demselben  Oeachäfte  tätig  gewesen 
war  und  in  demselben  Bette  geschlafen  hatte. 

Die  beiden  Fälle  in  Eggenscheid,  Kreis  Altena,  betrafen  zwei  Oe- 
achwiater  von  IV»  und  8  Jahren,  von  denen  das  zweite  etwa  8  Tage  später 
erkrankte  als  das  erste. 

Die  beiden  Fälle  in  Krefeld  betrafen  zwei  Färbergeaellen  von  48  und 
11  Jahren,  welche  Nachbarn  gewesen  waren,  und  von  denen  der  zweite  5  Tage 
später  erkrankte  als  der  erste. 

Als  Schntzmaasregeln  wurden  Absoaderung  der  Erkrankten,  Fernhiltung 
der  gesunden  Kinder  aus  den  betreffenden  Familien  vom  Schulbesuch,  Desin- 
feitUon  der  Wohnung,  Kleider  und  Effekten,  angeordnet.  Wenn  nngängig 
wurden  die  Kranken  einer  Krankenanstalt  zugeführt. 

Ew.  Hochwohlgeboren  teile  ich  Vorstehendes  zur  gefälligen  weiteren 
Veranlassung  gemäß  Erläse  vom  21.  Februar  1908  —  M.  Nr.  11846  —  er- 
gebenst  mit. 

'*  Unnile  in  elektrischen  Betrieben. 
Handel  und  Gewerbe  vom  17.  Okto 
ßegierungspräsideuten. 

In  letzter  Zeit  ist  eine  Reihe  tödlich  verlaufener  Unßlle  in  Betrieben 
bekannt  geworden,  bei  denen  zweckmäßige  Wiederbelebungsversuche  nicht  an- 

Sestellt  worden  sind,  obwohl  sie  anscheinend  nicht  auasicbtalos  gewesen  wären. 
>ie  Technische  Deputation  für  Gewerbe  hat  deshalb  empfohlen,  in  allen  Kcfahr- 
bringenden  elektrischen  Betrieben  die  Arbeiter  mit  den  zur  Wiederbelebung 
Verunglückter  erforderlichen  Maßnahmen  vertraut  zu  machen,  insbesondere  die 
künatlicben  Atmnngsbewegungen  mit  ihnen  zu  üben. 

Ich  halte  diese  Anregung  für  zweckmässig  und  ersuche  Sie,  die  Oc- 
werbeaufsicfatsbeamten  zu  veranlassen,  gelegentlich  ihrer  Be Visionen  festzu- 
stellen, inwieweit  dementsprechend  verfahren  wird.  In  allen  gefahrbringenden 
elektrischen  Betrieben,  wo  dies  noch  nicht  der  Fall,  ist  dahin  zu  wirken,  daß 
es  in  Zukunft  geachieht.  Eine  zweckmäßige  Anleitung  zur  ersten  Hilfeleistung 
bei  Unfällen  in  elelitriachen  Betrieben,  in  der  insbesondere  anch  die  künstlichen 
Atmnngabewegungen  beschrieben  sind,  hat  der  Verband  deutscher  Elektro- 
techniker herausgegeben.  Sie  iat  in  Plakatformat  von  Julius  Springer  in 
Berlin  N.  21  zum  Preise  von  6  Mark  für  26  Abdrücke  in  beliehen. 


_,,-'  Anleltang  n  ToraehrineB  fBr  die  Anlage  nnd  den  Betrieb  von  n* 
'ItrlQAiDrefiabriken.  Bekanntmachung  des  Ministers  für  Handel 
und  Gewerbe  vom24.  Oktober  1»0§. 

Vorbemerkung. 
Pikrinsäure  ist  in   getrocknetem  Zustande   —   zumal  bei   gesteigerter 
Temperatur  —    nicht  unempfindlich   gegen  BtoB  and  Reibung.     Sie  kann  bei- 
spiefswebe  durch  Schlag  mit  dem  Hammer  auf  einer  harten  Unterlage  zur  Ent- 
zündung gebracht  werden. 

Hit  Metalloxyden  and  mit  Metallen  bildet  die  Pikrinsäure  bei  Gegenwart 
von  Feuchtigkeit  und  Wasser  Salze  (Pikrate),  die  meist  gegen  Stoß  und  Beibong 
empfindlicher  sind  als  jene.  Von  den  hierbei  in  Frage  kommenden  Salzen  ist 
das  Bleipikrat  das  gefährlichste;  es  reihen  sich  nach   dem  Maße  der  Empfind- 
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liebkeit  an:    das  Kalioin-,   daa  Calcium-,   das  Natriompikrat.    Daa  Eisenplkrat 
ist  durch  Beibong  leicht  entzöndücli  and  verbrennt  lurter  Fun kensp ruhen. 

Pikrinsüme  in  Staubform,  wie  sie  sich  in  Betriebsräameu  an  manchen 
SteÜeii  leicht  absetzen  Icann,  ist  durch  Flamme  (Funken,  Kurzschluß  etc.]  Ter- 
hältniamöBig  leicht  entzündlich  oud  kann  somit  das  Entstehen  und  Umsich- 
greifen eines  Brandes  begiinstigeti. 

Beim  Erhitzen  schmilzt  die  Pikrinsänre  und  kann  dabei  unter  Umständen 
sabUmieren  (verdampfen),  ohne  sich  zu  entzünden. 

Gerät  Pikrinsäure  in  Brand,  so  verbrennt  sie,  unter  günstigen  Umatijiden 
ohne  Esplosion,  mit  rOtlichgelber,  bei  gesteigerter  Hitze  mit  weißgelber  Flamme 
unter  mehr  oder  minder  starker  KuBabscheidung. 

Trockene  Pikrinsäure  kann  durch  Initiakündungen,  wie  Knallqnecksilber- 
xDndsatze  oder  andere  brisante  Sprengstoffe,  zur  Detonation  gebracht  werden. 
Dazu  gehören  auch  die  obengenannten  Pikrate. 

Brennende  Pikrinsäure  kann  hiernach  znr  Explosion  kommen,  wenn  sich 
in  ihr  gen  Agende  Mengen  explosibler  Pik  rate  vorfinden  oder  während  des 
BrAudes  bilden. 

Ohne  eine  derartige  Initial zUn düng  kann  brennende  Pikrinsäure  ex- 
plodieren : 

wenn   eine  örtliche  Ueberhitzung   eintritt,   was  beim  Abbrennen   sehr  großer 

Mengen  wohl  müglich  ist, 
wenn  die  Oase  nicht  achnell  genug  abziehen  können,  so  daß  die  Verbrennung 

unter  Druck  vor  sich  geht, 
wenn   beim  Zusanunenbmch   eines  Gebäudes  Trümmer  in  die  stark  erhitzte 
Pikrinsänre  fallen  (Schlagwirkung). 

Nasse  Pikrinsänre  ist  weit  ungefährlicher  ab  trockene;  sie  kann  erst  zur 
EutKOudung  oder  Explosion  gelangen,  nachdem  das  Wasser  verdampft  and  die 
Torerwähnten  Bedingungen  erfüllt  sind. 

Ais  wichtige  allgemeine  Vorsichtsmaßregeln  gegen  Brand  und 
Explosionsgefahr  in  Pikrinsäurefaliriken  sind  daher  zu  bezeichnen: 

1.  möglichste  Verhütung  der  Bildung  von  Pikraten, 

2.  Vermeidung  der  Ansammlung  von  Pikrinsäu restaub, 

8.  MaSnahmen,   die   eine  leichte   und   sorgfältige  Reinhaltung  der  Betriebs- 
räome  ermöglichen. 

4.  Vermeidnng  der  AnbSnfnng  allzu  großer  Mengen  in  den  einzelnen  Bäumen, 

5.  leichte  und  möglichst  feuersichere  Bauart  der  Betriebs  geh  äude. 

f.  Vorschriften  (ärdie  Anlage, 
g.  1.     In  Pikrinsäu refabriken  müssen  folgende  Arbeiten  in  räumlich  ge- 
trennten Abteitungen  erfolgen ; 

a)  Herstellung  der  Rohpikrinsänrc  und  ihre  Trennung  von  der  Nitriersäure, 

b)  Umwandlung  der  rohen  in  Rein  pikrinsäu  re, 

c)  Trocknen  der  Reinpik rinsäure, 

d)  Sieben  und  Verpacken, 

e)  Lagerung. 

Die  Abteilungen  a  und  b  können  vereinigt  werden,  wenn  die  Tages- 
produktion nicht  mehr  als  1000  kg  beträgt,  oder  wenn  die  mehr  als  1000  kg 
betragende  Tagesproduktion  auf  mehrere  Abteilungen  a  und  b  dergestalt  ver- 
teilt wird,  daß  in  je  einer  vereinigten  Abteilung  a  nud  b  nicht  mehr  als  10(X)  kg 
tä^ch  hergestellt  werden. 

§.  2.  Die  Abteilaugen  a  und  b  müssen  umwallt  werden,  wenn  sie  nicht 
von  den  Bäumen  c  bis  e  und  anderen  Qebänden  etc.  mindestens  80  m  ent- 
fernt aind. 

Die  Abteilungeu  c  bis  e  sind  jede  für  sich  zu  umwallen;  c  [und  d 
fcßiuien  jedoch  auch  dicht  uebeueinander  gelegt  werden  und  brauchen  dann  nur 
durch  emen  Wall  getrennt  zu  werden,  ^enso  ist  es  zulässig,  mehrere,  neben- 
eteander  liegende  Magazine  (o)  gemeinsam  zu  umwallen  und  vonebander  nur 
durch  einen  Wall  zu  trennen. 

Die  einzelnen  Magazine  dürfen  höchstens  5000  kg  Pikrinsäure  enthalten. 

§.  8.  Wie  weit  die  Abteilungen  a  bis  e  von  anderen  Gebäuden  und  An- 
lagen und  van  Verkehrswegen  entfernt  sein  müssen,  bleibt  der  Entachliessung 
der  Oenehmigojigsb  eh  Orden  überlassen.  Hierbei  werden  —  sofern  nicht  im 
Einselfallc  ans  besonderen  Gründen  größere  Entfernungen  erforderlich  er- 
(cheinen  ~  höchstens  folgende  Entfernungen  vorzoschreibei^  sein:,,,.,^  ,. 

■    ■■  c> 
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a)  für  die  Abteiinngen  a,  b,  c  and  d : 

80  m  von  anderen,  dem  Unternehmer  gehörigen  Oebänden  oder  Anlagen, 
sowie  von  wenig  benotzten  Wegen, 

160  m  ron  fremden  Gebäuden  oder  Betriebsan lagen  aller  Art,  von  Eisen- 
bahnen, stark  benutzten  Wegen  und  WasBerstraasen ; 

b)  für  die  Magazine  (e) : 

80  m  TOD  tijlen  anderen,  dem  Unteraehmer  gehörigen  Oebäaden  oder  An- 
lagen, sowie  von  wenig  benutzten  Wegen, 
260  m  von  vereinzelt    gelegenen  fremden  Gebaaden    oder  Betriebsanlagen 
aller  Art,  von  Eisenbahnen,  stark  benutzten  Wegen  und  Wasseratraßen, 
600  m  von  zusammenhängend  gebaute  Ortschaften. 

ä  i.     Die  Entfernungen  werden  vom  Gebäadcsockel  aus  gemessen. 

^  5.  Die  Wälle  (g  2)  milsseu  t  m  hiSher  als  die  Daebfirst  der  um- 
wallten Gebäude  sein  und  1  m  Kronenbreite,  gentigende  Standfestigkeit  uuil 
am  Fuß  mindestens  1  m  Abstand  von  dem  Gebändesockel  haben.  Die  Innen- 
seiten der  Wälle  künnen  bis  zu  ';«  der  Höhe  durch  Futtermauern  ersetzt  werden. 

g  G.  Die  Wälle  sind  so  anzulegen,  daß  eine  direkte  Scbußwirkung  nach 
außen  ans  geschlossen  ist.  Ist  dies  in  anderer  Weise  nicht  zn  erreichen,  so  sind 
die  Unterbrechungen  der  Wälle,  wie  Tunnel  und  Kanäle,  in  gebrocbcuer  oder 
gek  rammt  er  Linie  anznlegen. 

Neben  jedem  Tunnel  ist  in  der  Außenseite  des  Walles  eine  gegen  her- 
abfallende Trämmer  gesicherte  Deckung  anzubringen. 

t;  7.  Die  ganze  Fikrinsäurefabrik  oder  wenigstens  die  Abteilungen  a  bi^ 
d  einerseits  und  dos  Lager  c  anderseits  sind  mit  einen  2,26  m  hohen  Zaun  zu 
umgeben,  der  vom  Fuß  der  die  Gebände  umgehenden  Wälle  wenigstens  5  m 
entfernt  ist.    An  den  Zugängen  sind  Warnun^tafelD  anzubringen. 

tj  8.  Die  Wände  der  Abteilungen  a  bis  d,  welche  einstöckig  zu  bauen 
sind,  müssen  glatt  und  leicht  zu  reinigen  und  mit  einem  die  Bildung  von  Pi- 
kraten ausschließenden  Anstrich  verschen  sein.  Die  Fußböden  müssen  ohne 
Metalle  (Nägel)  hergestellt,  d.ibei  undurchlässig,  leicht  abzuspülen  und  mit  Ge- 
fälle versehen  sein. 

Wände  und  Dach  sollen  möglichst  leicht  und  feuersicher  konstruiert  sein. 

Maschinen  und  Maschinenteile,  Kohrleitungcn  etc.  sind,  wo  angäDgiK. 
durch  geeigneten  Anstrich  zu  sch&tzen. 

Die  Verwendung  von  Blei  ist  möglichst  zu  vermeiden. 

Die  Türen  müssen  nach  außen  aubcblagen. 

g.  9.  Die  Fenster  der  Abteilungen  c  und  d  sind  auf  der  Sonnenseite  zu 
blenden. 

g  10.  Die  Hiigazine  e  sind  aus  feuersicherem  Material  herzustellen  und 
so  einzudecken,  daß  Sprengstücke  nicht  in  d^'S  Innere  dringen  künuen.  Wände 
und  Fußboden  im  Innern  müssen  glatt  und  nötigenfalls  mit  einem  die  Bildung 
von  Pikraten  ausschließenden  Anstrich  verseben,  die  Fenster  auf  der  Sonnen- 
seite geblendet  sein. 

§  11.  Die  Heizung  darf  nicht  mit  Dampf  von  mehr  als  120°  C.  vorge- 
nommen werden.  Die  Abteilungen  c  und  d  sind  von  aussen  durch  erwärmte 
Luft  zu  beizen;  die  Wärme  im  Raum  c  soll  60"  C.  nicht  überschreiten.  Das 
Lager  e  darf  nicht  geheizt  werden. 

tj  12.  Die  Seleuchtung  darf  nur  durch  elektrbche  Glitblampen  erfolgen, 
deren  Zuleitungen  bis  zu  den  Lampen  getrennt  zn  verlegen  sind.  Die  Lampen 
sind  mit  Schutzglocken  zu  umgeben. 

g  13.  Die  Abteilungen  c  und  d  dürfen  nur  von  außen  beleuchtet  werden. 
Die  Lampen  und  ihre  Leitungen  ditrfen  nicht  mit  dem  Hanse  in  Verbindung 
stehen.  Im  Lager  c  und  in  seiner  unmittelbaren  Nähe  darf  keine  künstKcbe 
Beleuchtung  vorhanden  sein. 

g  14.  Alle  Lichtleitungen  miissen  den  Vorschriften  des  Verbandes  Deut- 
scher Elektrotechniker  enLsprechen  und  halbjährlich  durch  einen  sachverständigen 
Elektrotechniker  geprüft  werden.     Uebcr  die  Prüfungen  ist  Buch  zn  führen. 

§  16.  Sämtliche  Abteilungen  sind  durch  zuverlässige  Blitzableiteranlagpn 
zu  schützen.  Diese  sind  jährlich  im  Frühjahr  und  nach  jedem  starken  Ge- 
witter auf  ihre  Zuverlässigkeit  sachverständig  zu  prüfen.  lieber  diese  Prüfungen 
ist  Buch  zn  führen. 

g  16.  Jede  Abteilung  ist  znr  Reinigung  mit  einer  Wasserleitung  zn 
versehen.  "-     ..  .  ■-''■•^•^■^ 
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In  den  Abtoilnngen  b  bis  e  sind  genttgende  Strendtaen  uBsfcringen, 
Diese  IKksen  sollen  sich  beim  Brande  entweder  selbsttätig  Offnen  oder  tou  d«c 
Deckoag  ans  in  Tätigkeit  gesetst  weiden  kOnnen. 

n.   Vorschriften  für  den  Betrieb. 

g  17.  Fikrinsänre  d&rf  anr  onter  Aafoifht  eines  Terutwonlicben  Be- 
triebsleiters, welchem  ein  SteÜTertreter  znr  Seite  stehen  muß,  hergeitellt  werden. 
Beide  mtissen  genügende  chemische  und  die  fär  den  Betrieb  erfoi^ierBdieii 
technischen  EenntniBse  besitzen.  Wenn  einer  von  ihnen  sich  nls  angeeignet 
erweist  oder  Tstsachen  TorUegen,  welche  za  Zweifeln  an  der  techniMäen  Be- 
{ähigong  oder  Znreriä^sigkeit  desselben  Anl&ß  geben,  »o  ist  aof  TerUngen  der 
höheren  Verwaltungsbehörde  ein  anderer  ananstellen. 

Fär  die  einzelnen  Betriebsabteilnngea  sind  zuverlässige  Anfsehai  ansv- 
stellen,  welche  den  Betrieb  dauernd  zu  überwachen  haben,  und  zwar  ist 
mindestens  je  ein  Aofseher  für  die  Beaafsichtigiing  der  in  Ziffer  I  unter  a  und 
b  nad  der  unter  c  bis  e  genannten  Arbeiten  anzostellen. 

§.  18.  Es  dflrfen  nnr  attchteme,  zurerl&ssiKe  and  nundestens  18  J^hre 
alte  Arbeiter  beschäftigt  werden. 

Die  regelmäßige  tägliche  Arbeitszeit  fttr  Meister  und  Arbeiter  darf  10 
Standen  nicht  überschreiten.  Zwischen  der  Arbeitszeit  sind  denselben  ang»' 
mesaene  Pausen  von  zusammen  mindestens  2  Standen  zu  gewähren. 

Die  in  den  Abteilnngea  c,  d  und  e  beschäftigten  Arbeiter  müssen  tot 
ihrer  Einstellung  ond  nach  jeder  Erkrankung  bei  der  äcztUcben  Untersuchung 
besonders  daraufhin  untersucht  werden,  ob  sie  sieb  für  diesen  Betriebszweig 
eignen.  Desgleichen  sind  diese  Arbeiter  halbjährlich  ärztlich  za  antersachen. 
Die  Ergebnisse  der  Untersuchungen  sind  von  dem  Arzte  mit  seiner  Namen»- 
onterschrift  in  ein  von  der  Betriebsleitung  aufzubewahrendes  Buch  einzutragen. 

Heister  und  Arbeiter  dürfen  nicht  in  Akkord  beschäftigt  werden. 

Die  Arbeiter  dürfen  nnr  diejenigen  Räume  betreten,  in  denen  sie  nach 
ihrer  Anweisung  zu  tun  haben.  Das  Betreten  anderer  Ränme  ist  ihnen  bei 
Strafe  zu  antersagen. 

§  19.  Den  Arbeitern  ist  ein  besonderer  Speiseranm  imd  eine  Kleider- 
ablage anzuweisen ;  in  den  Betrieben  bt  das  Essen  zu  untersagen. 

§  20.  Der  Arbeitgeber  hat  den  Arbeitern  onentgeltuch  taachenlose 
Arbeitsanzüge  in  ansreicheoder  Zahl  und  in  zweckentsprechender  Beschaffen- 
heit  znr  Verfügung  zu  stellen.  Es  ist  durch  geeignete  Anordnungen  und  Be- 
aufsichtigung dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Arbeitskleider  nur  von  denjenigen 
Arbeitern  benutzt  weiden,  denen  sie  zugewiesen  sind,  mindestens  wöchentlich 
einmal  gewaschen  und  wiLhrend  der  Zeit,  wo  sie  sich  nicht  im  Gebrauch  be- 
finden, an  den  dafür  bestimmten  Plätzen  aufbewahrt  werden. 

Feuerzeuge  and  Metallgegenstände  sind  ror  dem  Betreten  des  Betriebes 
abmlegen. 

§  21.  Das  Betreten  des  FabrikgrundstUcks  und  der  Oebände  mit  Feaer 
oder  offenem  Licht  und  das  Rauchen  daselbst  ist  zn  verbieten. 

g  22.  In  den  Abteilungen  c  bis  e  dürfen  keine  mit  Eisen  beschlagenen 
Schabe  getragen  werden. 

g  23.  Fremden  Personen  ist  der  Zutritt  nur  in  Begleitung  eines  Be- 
triebsfaiirers  zu  gestatten. 

g  24.  In  jedem  Fabrikationsraome  darf  sich  nur  soviel  Pikrinsäure  be- 
finden, wie  der  geregelte  Fortgang  des  Betriebes  erfordert.  Produkte,  welche 
nicht  gleich  weiter  verarbeitet  werden,  sind  entweder  unter  Wasser  zu  setzen 
oder  in  geeignete  Ablageräume  zu  bringen. 

%  25.  Die  Anhäufung  und  Aufbewahrung  gebrauchter  Putzlappen  oder 
Patzwolle  in  den  Betriebsiäumen  ist  untersagt. 

g  26.  Trockene  Ptkrinsäare ,  welche  umkristallisiert  werden  soll,  ist  nntsr 
Aufsicht  in  den  Arbeitsränmen  zu  schaffen  oud  sogleich  in  Wasser  zn  bringen. 

§  27.  Die  Einrichtungen  zum  Trocknen,  Mahlen  ond  Sieben  sind  so  zu 
treffen,  daß  ReibanK  von  Eisen  auf  Eisen  vermieden  ond  die  Verstäabuug  von 
Pikrinsäare  eingeschränkt  wird. 

Einrichtungen^  die  einen  besonders  festen  Einschloß  größerer  Mengen 
von  Pikrinsäure  bedingen,  z.  B.  VakaDtn-Trockenapparate,  sind  zu  vemeiden, 
sofern  darin  eine  Temperatur  von  mehr  als  60"  C.  entstehen  kaut. 

Metalihttrden  oder  Bleche  nod  dergleichen  sind  Bom.  Ttookaea  der  Pi- 
krinsäure nicht  zu  verwenden.  ,,        ,  ^.y.v'-v.^ 
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Bum  Uahlen  und  Sieben  iat  daf4r  zn  sorgen,  daB  keine  Beibunggelektri- 
zit&t  aoftritt 

§28.  Es  ist  darauf  hinzuwirken,  daß  die  Bildung  von  Pikratee  ver- 
hindert  wird. 

S&ratliche  Abteiinngen  mOssen  in  Jeder  Woche  einmal  erändlicb  gBreinigt 
werden.  Gleichzeitig  bt  jedesmal  eine  gründliche  üntersnchang  der  Betriebs- 
ein richtnn  gen  und  die  Beseitigang  etwuger  Mängel  vorznoehmon. 

HeizTorriobtnagen,  DampfleitnngeD  etc.  sind  täglich  von  Pikrineäuiegtanb 
zu  reinigen. 

Soda  darf  zn  BeinignngBZwecken  nicht  verwendet  werden. 

§  29.  VerschOttete  oder  venureinigte  Pikrinsänre  ist,  falls  sie  nicht 
verbrannt  werden  soll,  sofort  in  ein  Qefifl  mit  Wasser  zu  bringen,  welches  zu 
diesem  Zwecke  in  jeder  Abteilung  vorhanden  sein  maß. 

§  80.  Es  dürfen  keinerlei  Abgänge  aas  der  Fabrikation  in  den  Boden 
vergraben  werden.  Abgänge,  welche  feuer-  oder  explosionsgefährliche  Stoffe 
enthalten,  sind  an  einem  hierfür  bestimmten  Ort  anter  Antsicht  durch  Ver- 
brennong  zu  vernichten. 

§  31.  Beparataren  an  Apparaten  und  Gegenständen,  die  mit  Pikrinsäure 
in  Beröbrong  geVonunen  sind,  dürfen  nar  anter  Aufsicht  und  sorgfältiger  Ent- 
feranng  der  anhaftenden  Pikrinsäure  ausgeführt  werden.  Unbrauchbar  ge- 
wordene Holz  gegenstände  sind  unter  Beobachtung  der  nHtigen  Vorsichtsmaß- 
regeln zu  verbrennen. 

Bei-  Reparaturen  in  den  Abteiinngen  a  bis  e  darf  Fener  nnr  in  Gegen- 
wart des  Betriebsführers  angezündet  werden,  in  den  Abteiinngen  c  bis  e  nar 
nacb  Entfernung  der  dort  beindlichen  Pikrinsäure. 

g  82.  Während  eines  Gewitters  ist  die  Arbelt  in  den  Abteilungen  c  bis 
e  nach  Möglichkeit  einrnschränken. 

g  Sä,  Die  Fabrik  hat  eine  Vorschrift  Über  das  Verbalten  der  Arbeiter 
bei  einem  Brande  und  eine  Feuerlöschordnung  aufzustellen,  in  die  besonders 
aufzunehmen  ist,  daB  sich  die  Löschmannschaften  in  Sicherheit  za  bringen 
haben,  sobald  der  Brand  gräSeren  Umfang  annimmt  nnd  die  Pikrinsänre  in 
größeren  Mengen  in  Brand  gerät. 

Es  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  Arbeiterschaft  mit  diesen  Vor- 
schriften and  der  Behaudlung  der  Feaerlöschgeräte  genügend  vertraut  ist. 

§  84.  Die  Fabrik  muß  aasreichende  Feuerlöschgeiäte  besitzen,  die  gut 
instand  za  halten  nnd  häufig  auf  ihre  Brauchbarkeit  2U  prüfen  sind. 

Das  Verfahren  bei  Anfnaluno  von  Geisteskranken  nnd  Geistesschwachen 
In  tflentllche  nnd  private  Irren-  und  Krankenanstalten.  Verordnung 
desGroßh.  Ministeriums  der  Justiz,  des  Kultus  a.  Unterrichts 
und  des  Innern  vom  18.  September  1903. 

Auf  Grund  allerhücbster  Ermächtigung  wird  hiermit  angeordnet,  daß  an 
Stelle  des  in  g  1  Ziffer  1  Absatz  4  der  landesherlichcn  Verordnung  vom  3.  Ok- 
tober 189fi  (Gesetzes-  und  Verordnangsblatt  S.  367)  vorgeschriebenen  Frage- 
bogens künftighin  für  die  Aufnahme  eines  Geisteskranken  in  eine  Öffentliche 
oder  private  Irrenanstalt  des  Landes  Fragebogen  nach  den  anliegenden  For- 
mularen ausgefüllt  werden,  von  denen  der  gemeinrätliche  Fragebogen  zugleich 
die  in  den  Statuten  der  staatlichen  Irrenanstalten  vorgeschriebeoea  Zeugnisse 
des  Gemeinderats  and  Standesbeamten,  sowie  der  ürtspolizeibehbrde  ersetzt 
and  vom  Gemeinderat  jeweils  dem  Bezirksamt  vorzulegen  ist,  während  der 
ärztliche  Fragebogen  seitens  des  Arztes  unmittelbar  dem  zuständigen  Bezirks- 
arzt einzusenden  ist. 

A.  asmelnde-(8tMlt-)rfttUoher  Fragebogen   ffir  die  Änfiiklune  in 
eine  Öffentliche  oder  priTMe  Irrenuiatklt. 

Fragen: 
1.  Fersönliche  Verhältnisse  des  Kranken. 

a)  Vorname  und  Familienname: 

(bei   verheirateten,   verwitweten   oder   geschiedenen    weiblicheD  Kranken 
anch  Oeburtsname,  sowie  Vor-  and  Familiennune  des  RhpniBitnpp).^ , 

b)  Tag  und  Jahr  der  Geburt:  o 
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c>  Geburtsort  und  Amtsbezirk: 

(bei  saßerhalb  des  Großherzortoms  Geborenen  auch  Gebnrtsluid). 

d)  Familienstand  (ledig,  verbetratet,  verwitwet,  geschieden} : 

e)  Beruf  oder  Gewerbe  (Nahrangs-  oder  Erwerbszweig): 

(bei  nicht  erwerbstätigen  Frauen,    Bemf  des  Hannes;   bei   nicht  erwerbs- 
tätigen unselbstBtIndigen  Peraonen  —  Hauakindem  —  Bemf  des  Vaters), 

f)  Staatsangehürigkeit: 

g)  Heligionsbekenntnisr 

n)  Wohnsitz  (Ort  der  ständigen  Niederlassang); 

Dauer  des  Aufenthaltes  an  diesem  Wohnsitz;   bei  einer  Daaer  des  Auf* 

enthaites  von  weniger  als  drei  Jahren  auch  früherer  Wohnsitz  und  Bauer 

des  Aufenthalts  an  demselben. 
i)  Steht  der  Kranke  unter  Vormundschaft  oder  Pflegschaft  nnd  aoa 

welchen  Gründen  (Geisteskrankheit,  Geistesschwäche,  Trunksncht)? 

Name  nnd  Wohnsitz  des  Pflegers  oder  Vormunds  ? 
k)  Ist  der  Kranke   imstande,  die  Verpflegangs kosten  aas  eigenen  Mitteln  zu 

bestreiten,    oder    sind    anterhaltpflicbtige  Angehürige    —    Verwandte    in 

gerader  Linie,  Ehegatte  —  vorhanden,  welche  dazu  fähig  sind? 
Einkommensteaeranschlag 

des  Kranken,  hezw.  der  unter  halt  ongspflichtigen  Angchürigen. 
1)  Ist  der  Kranke  Uitglied  einer  Krankenkasse,  und  für  welche  Zeit  hat 

er  Ansprach  auf  die  Kassenleistangen  ? 
m)  Muß    die    Öffentliche    Armenpflege    für    die  Verpflegungskosten 


Welcher  Armenverband  ist  zur  vorläufigen  Unterstützang  verpflichtet? 
2.   FeraOnliche  Verhältnisse  der  Angehörigen  des  Kranken: 

a)  Name,  Alter  und  Beruf  der  Eltern  des  Kranken;  Angabe  der 
Zeit  des  Todes,  falls  dieselben  nicht  mehr  leben: 

b)  Geschwister  des  Kranken: 

Name,  Alter  nnd  Beruf,  Zeit  des  Todes,  falls  sie  nicht  mehr  leben- 

c)  Kinder  des  Kranken: 

Name,  Alter,  Geschlecht,  Zeit  des  Todes  der  etwa  verstorbenen. 

d)  Etwaige  Ai^aben  über  Geisteskrankheiten  und  dergl.  in  der  Verwandt- 
schaft des  Kranken  (nur  anszuföllen,  soweit  dem  6emeinde-(9tadt-)rat 
bekannt;  besondere  Erhebungen  hierwegen  sind  zu  unterlassen): 

(Ort)  den 19  .  . 

Der  Gemeinde-(3tadt-)rat: 

BttTgermeister. 

Batschreiber. 

B.  A«zaUlolm  VTRgebogea  für  die  Anfinalmie  In  eine  OffanUlolie 

oder  prlTAte  IrrenuiBtalt. 

Fragen: 

1.   Persönliche  Verhältnisse  des  Kranken: 

a)  Vorname  nnd  Familienname  (bei  verheirateten,  verwitweten  oder  ge- 
schiedenen weiblichen  Kranken  auch  Geburtsname) : 

b)  Tag  nnd  Jahr  der  Geburt: 

c)  Gebortsort  nnd  Amtsbezirk,  bei  außerhalb  des  Großherzogtoms  Geborenen 
auch  GFebnrtsland : 

d)  Wohnsitz  (Ort  der  ständigen  Niederlassung): 

e)  Familienstand  (ledig,  verheiratet,  verwitwet,  geschieden); 
Q  Berof  oder  Gewerbe  (Nahnings-  oder  Erwerbszweig) : 

g)  Beligionsbekenntnis: 

2.  Persönliche  Verhältnisse  der  Angehörigen  des  Kranken: 

k)  Name  nnd  Bemf  der  Eltern  (etwaige  Verwandtschaft  derselben  miteinander) : 

b)  Name  und  Beruf  der  Geschwister : 

e)  Alter  nnd  Geschlecht  der  Kinder,  Todesursache  etwa  verstorbener  Kinder: 

d)  GerandheitBTerhUtnlBsel 

Knnkheiten  >  der  Angehörigen: 

Toderarsachen  } 

Kamen  Nerven-  oder  Geisteskrankheiten,  Trunicsncht,  ajphilis,  Selbstmord. 

Verbrechen  in  der  Familie  vo'  — "*  •■"'  'reichen  Gliedern  derselben  P 
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8.  Geschichte  des  Kranken 
(in  msunmenhAngendeT  Schilderung): 

a)  KSnierliche  nnd  geiitige  Veruiügnag  und  Entwickelnng  (Pubertät;  bei 
weiblichen  Kranken  Beginn,  Verhalten  and  letztes  Auftreten  der  Men- 
straation): 

b)  Besondere  Charaktereigentttmlichkelten ; 

c)  Aenäerer  Lebenslauf; 

d)  Frühere  kOrperlicbe  Krankheiten: 

e)  Frühere  Nerven-  nnd  Oeistecilirankheiten : 

ti  Etwaiger  frflherer  Aufenthalt  in  einer  Irren-  oder  Khnlichen  Anstalt  (Kalt- 
wasser-Neirenheilanstalten,  offenen  Sanatorien)  — 
Zeitpunkt,  Bauer  desselben.  Zustand  bei  der  Entlaaanng: 
g)  Etwaige  Konflikte  des  Kranken  mit  den  Strafgesetzen,  Art  des  Vergehens, 

Aufenthalt  in  Strafanstalten: 
h)  Verhalten   des  Kranken   gegenttber  gotstigen  Getränken,   Tabak,  narkoti- 
schen Mitteln  and  dergL: 

4.  Geschichte  der  Jetzigen  Krankheit 
in  zosanunenblngender  Schildening): 

a)  Mutmaßliche  Erkrankong. 

PsjchiBche  bezw.  somatische:  Kopfverletanng,  Tmnkaucbt, Ona- 
nie, aknte  Infektionskrankheit,  Tuberkulose,  Syphilis,  KSrperliche  Krank- 
heiten (Unterleibsleided),  kfirperliche  nnd  geistige  Ueberanstrengong,  Er- 
ScbQpfnng  nsw. 

Moralische: 
Kummer,  Üngläckställe,  VermOgensverluste,  ehelicher  Zwist  usw. 

b)  Erste  Erscheinungen  der  Erkrankung; 

Zeitpunkt  und  Art  derselben :  Veränderungen  der  Stimmung,  des  Charak- 
ters, der  NeigniDSen,  G^wobnneiten,  des  Benehmens,  der  Sprache  usw. 

c)  Weiterer  Verlauf  der  Erkrankung: 

Allmähliches  oder  plötzliches  Vorsclireiten  derselben,  Affekt,  Wahnideen, 
Sinnestäoschnngen,  Neigung  zu  Selbstmord  oder  Gewalttätigkeit  n.  dergl. 

d)  Heutiger  Zustand: 

nach  der  geistigen  und  körperlichen  Seite,  Nabrnngsve  rweige  rang,  Spaa- 
nnnga-  und  Lä^ungscrscheinungen,  Beäexe  usw. 

5.  Art  der  bisherigen  Verpflegung: 

a)  Etwaige  Mißstände  derselben. 

b)  Bisherige  Behandlung: 

c)  Ist  der  Verdacht  einer  ansteckenden  Krankheit  vorhanden    und  welcher  ? 

6.  Qatachten  Aber  Aufnahmevereigenschaftnng. 
Ftti  welche  Anstalt  wird  die  Aufnahme  beantragt? 
Ist  der  Kranke 

a)  frisch  erkrankt  f 

b)  hochgradig  blödsinnig,  Idiot  oder  Kretin? 

c)  onremliehP 

d)  epilepläsch  nod  in  welchem  Grad,  sowie  mit  oder  ohne  SeeleastOrong  F 

7.  Ist  die  Aufnhme  in  die  Anstalt  dringlich  und  demgemäß 
sofortige  fürsorgliche  Aufnahme  angezeigt  und  aus  welchem 
Ghrunde? 

Ist  der  Kranke  insbesondere  akut  erkrankt,  heilbar  und  deshalb  beson- 
ders behandlungsbedUrftig? 

Oder  sich  oder  anderen  gefährlich,  ftlr  die  Schicklichkeit  anstößig,  oder 
in  beiug  auf  Schatz,  Aufsicht,  Verpflegung  oder  ärztlichen  Beistand  ver- 
wahrlost f 

Bestfttigung  der  AufDabmevereigenschaftong  für  die  vorgeschlagene  An- 
stalt und  aer  Dringlichkeit  der  Aufnahme  durch  den  Bezirksarst  auf 
Grand  der  vorstehenden  Krankheitsgescbichte. 

,  den  ....  190  . 

(Unterschrift) 

Terantwortl.Bedaktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Geb.  Med.-fUt  in  Hhideti  1.  W. 
J.  C  C  Bnn,  HanogL  Sieht,  o.  r.  8ol 


Rechtsprecliimg  und  ledizinal- 
Cresetzgebimg. 

Bailage  znr  Zeltsohrtft  fOr  Medlxlnal- Beamte, 
Nr.  S.  1.  Februar.  1904. 

Rechtsprechung. 

-  PraUfliiMhe  AnkBndJvBnff  Ton  Hellmetliodeii.  —  TerutwortllcUelt 
3m  Bedftktenra  fBrKnrpraseher-Inserftt«.  Sutscheidnug  des  Beichs- 
gerichts  Tom  15.  Dezember  1903. 

Eine  nneewShnlieh  hohe  Strafe  hatte  das  Landgeiicht  Breslaa  am 
9.  Juni  1908  dem  InaerateDredaktear  des  Breslaner  General  •Anzeigers,  Tr., 
aoferlegL  Et  hatte  ihn  wegea  unlauteren  Wettbewerbes,  begangen  in  Mittäter- 
schaft mit  dem  (anch  wegen  Betruges  bestraften)  HitanKcklagten,  Heilknn- 
digen  M-,  za  einer  Qeldstrafe  Ton  8000  Mark  and  außerdem  noch  wegen 
DebertretDug  einer  Bef^erungsverordnang,  welche  die  prahle  rische  An- 
kQndignng  von  Heilmitteln  nsw.  verbietet,  zn  einer  Geldstrafe  von 
50  Mark  venirteilt.  In  den  Ankflndigangen  des  M.  hat  das  Qerioht  die  Be- 
hanptsng  von  Tatsachen  —  im  Sinne  des  Wettbewerbsgesetzes  ~  erblickt, 
aoSerdem  auch  prahlerische  Änkhodigiuigen,  wie  sie  die  erwähnte  Verordnnng 
treffen  will.  Der  Angeklagte  le^e  Bevision  beim  Belchseericht  ein.  Er  be- 
baoptete,  die  QemeuischaftUchkeit  sei  nicht  ausreichend  legrttndet,  anch  sei 
nicht  oachgewieseD,  d&Q  er  wirklich  Kenntnis  Ton  dem  Inhalt  der  Inserate  ge- 
habt nnd  diesen  habe  prüfen  kOnnen.  Der  Beichsanwalt  machte  dem  gegenüber 
geltend,  daß  dem  Urteile  ein  wesentlicher  Mangel  nicht  zum  Vorwurf  gemacht 
werden  kOnne.  Wenn  der  Angeklagte,  wie  es  scheine,  jetzt  behaupten  wolle, 
daß  er  nicht  der  Täter  sei,  ho  künne  er  damit  keine  Beachtong  finden.    Nach 

S20  des  FreBgesetzes  sei  der  verantwortliche  Bedakteni  bis  zum  Beweise 
es  G«genteils  als  Täter  anzusehen.  Die  Rech tsgiltigkeit  der  Begie- 
rnn  gsr  er  Ordnung  sei  nicht  zu  beanstanden.  Der  durch  die  Oe- 
werbeoidnoDg  gewährleisteten  freien  Aosübang  der  Heilkunde  wolle  sie  dnrch< 
MiB  nicht  bindernd  in  den  Weg  treten,  sie  verbiete  lediglich  die  prahlerische 
AHkandignng.  Das  Beichsgericht  erkannte  auf  Verwerfung  der  Reviaion, 
—  Damit  bat  anch  der  hSchste  Gerichtshof  im  Reiche  die  Beehtsgiltigkeit  der 
beireffenden  Polizeiverordnnng  anerkannt,  ehenao  wie  dies  frflher  bereits  von 
äeiten  des  preaB.  Kammergerichts  geschehen  ist. 


if-  Der  NkmeiuzuMti  ^  d«r  Schweiz  ala  Zahunt  Approbiert"  vergUhst 
fftaa  I.  178,  B  Sew.-O.  UrteildespreussisehenEammergerichtB 
vom  3.  April  1903. 

Die  Revision  der  KOnigL  Staatsanwaltschaft,  welche  Verletzung  mate- 
rieller BrahtsTorschriften  rügt,  ist  begründet. 

Der  Vorderrichter  fOltrt  aus,  die  Angeklazte  habe  durch  den  bei  ihrem 
Nuoen  geinachten  Znsatz  „in  der  Schweiz  äs  Zahnärztin  approbiert"  sich  nicht 
ab  Zshn&ratin  bezeichnet,  sondern  nur  eine  der  Wiiklicitkeit  entsprechende 
HitteUnng  gemacht,  nämlich  die,  daß  sie  in  der  Schweiz  als  Zahnärztin  appro- 
biert sei  Nor  deijenige  bezeichne  sich  als  Zahnarzt,  welcher  unter  Anwen* 
dnng  dee  Wortes  Zahnarzt  in  irgend  einer  Weise,  sei  es  durch  anmittelbare 
Anftgug  dieser  Bezeichnnng  an  den  Namen,  sei  es  dnrch  EinfQgung  derselben 
ia  eine  Wortrerbindung  zum  Ansdmck  brin^,  daß  er  Zahnarzt  sei  and  diesen 
l^tel  ftbra. 

Die  letztere  Begri&beBtimmnng  ist  im  allgemeinen  richtig,  aber  dahin 
ZB  ergtasen,  daJB  auch  derjenige  sich  als  Zahnarzt  bezeichnet,  welcher  erklärt, 
dafi  w  ihn  auf  Grand  eines  bertimmten  Bechtstitels  (Approbation,  Oenehmignng,  ^ 
VerleÜnag)  an  ftUtren  berechtigt  sei.    Das  bt  hier  geschehen.  <'v/-^.C 
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Es  ist  uncthcbliuh,  ob  jemand  für  diese  Ituzcicbnunt;  die  Titclforio,  hIsh 
N.,  ZuhnHrxt,  oder  die  Kurm  ciues  Titels  mit  Fcststellaiig  der  HcrstuDunun;; 
z.  B.  N.  in  X.,  upprübiertcr  Zobnarüt,  oder  die  Form  der  Fcatstcllang  einer 
Tatsache,  wie  ,N.  in  X.  als  Zahnarzt  approbiert",  n&hlt,  —  ebeniio  wie  ea  fUr 
die  unbefugte  Führung,  z.  B.  des  Doktortitels  im  Sinne  des  ä-  360,8  Str.-G.-B. 
gleichgaltig  ist,  ob  jemand  sich  Dr.  N.  nennt  oder  sich  als  „N.  Ton  der  Uni- 
versität Y.  promovierter  Doktor*,  oder  „von  der  Universität  Y.  zum  Doktor 
promoviert",  bezeichnet.  Nur  diese  Auslegung  entspricht  auch  dem  Sinn  und 
Zweck  des  hier  in  Frage  kommenden  ij  147,8  R.-Gew.-U. ;  denn  das  Publikum 
liest  regelmäßig  nur  den  Namen  und  die  Bezeichnung  „Arzt",  .Zahnarzt", 
„Zahnärztin",  ohne  die  dabei  etwa  gemachten  Zusätze  zu  berflcksichtigen. 
Daß  die  Erwähnung  der  im  Auslande  erfolgten  Approbation  die  Bestrafuog 
anf  Qrnnd  der  ersten  Alternative  ihn  ^  1473  nicht  ausschließt,  hat  das  Kammer- 
gericht in  fester  Rechtsprechung  angenommen.  Die  Sache  war  deshalb  unter 
AnfhebuDg  des  angefochtenen  Urteils  zur  anderweiten  Verhandlung  and  Ent- 
scheidung an  das' Berufungsgericht  zurückzuverweisen. 


sÜrt  «nd  die  ÖeBimdlielt  gefährdet  wird;  dasegen  Ut  eine  pollielllchn 
TertlfDng  an  einen  HttbnersBehter,  er  nSge  seine  HBlmer  derart  uiter- 
brii^en,  „daaa  ihr  nseh  aussen  Urbares  Oesohrei  anf  ela  ertrlgllcbes 
Mass  hera^emlndert  werde**,  ungttltlg,  well  sie  der  erforderllciieii  Be- 
atlmmtbeit  entbehrt.  Urteil  des  Oberverwaltangsgericfa  ts  (I.  Sen.) 
vom  8.  April  1908. 

Verfehlt  ist  die  Behauptung  des  Klagers,  daß  die  angegriffene  Verfflgnnf; 
nicht  ansführbar  sei.  Nach  dem  Wortlaut  wird  freilich  die  „Herabmindernni; 
des  nach  außen  hDrbaren,  nächtlichen  Geschreis  der  Uohner"  verlangt,  allein 
der  Znsammenhang  und  die  ßegrilndung  läßt  keinen  Zweifel  darüber,  daß  dem 
Kläger  nicht  die  Unterdiückong  jedes  aus  den  ätajlnngen  der  Htthner  hervor- 
dringenden Geränsches,  sondern  nur  die  Dämpfung  des  in  den  nächsten  menscb- 
lichen  Wobnangen  bemerkbaren  Schalles  aufgegeben  ist.  Diese  bleibt  möglich, 
auch  wenn  die  Angabe  des  Klägers,  daß  Hähne  nicht  am  Krähen  verhindert 
und  Hühnerställe  nicht  schalldicht  hergestellt  werden  kOnnen,  als  richtig  an- 
zuerkennen ist ;  denn  sie  kann  unter  allen  Umständen  durch  eine  ausreit^endo 
Entfcmang  des  Standorts  der  Hilhncr  von  den  nächsten  menschlichen  Woh- 
nungen erreicht  werden.  Bietet  das  bisher  zur  Aufzucht  and  zum  Halten  der 
Hühner  benutzte  Grnndsttick  für  die  Herstellnng  einer  genügenden  EntfemnnK 
nicht  den  erforderlichen  Raum,  so  folgt  daraus  nicht  die  UniuQglichkeit  einer 
Erfnllnng  der  polizeilicben  Auflage,  sondern  nnr  die  Notwendigkeit,  die  Hühner 
gänzlich  vom  Orundstilck  zu  entfernen.  Dem  kann  auch  nicht  entgegenge- 
halten werden,  daß  die  Benutzung  eines  Grundstücks  zum  Halten  von  Haus- 
tieren sich  als  Ausfluß  des  im  Eigentum  liegenden  Verfügungs rechts  kenn- 
zeichnet; denn  dies  Vcrfügungs recht  besteht  nur  mit  der  Beschränkung,  daß 
die  Benutzung  des  GrundstüuKs  die  polizeilich  zu  schützenden  Interessen  nicht 
verletzen  darf.  Ist  also  eine  bcatimintc  Art  der  Benutzung  von  polizeilich 
nicht  zu  duldenden  Mißständen  unzertrennlich,  so  kann  sie  von  der  Polizeibe- 
hörde gänzlich  untersagt  werden.  Deshalb  kann  auch  die  Anforderung,  einen 
Znstand  herzustellen,  der  nur  durch  Aufgabe  der  bbherigen  Benutzun^art 
erreicht  werden  kann,  dann  nicht  für  zulässig  erachtet  werden,  wenn  dieser 
Zustand  durch  die  polizeilich  zu  schützenden  Interessen  erfordert  wird. 

Dagegen  erwies  sich  die  Rüge  als  berechtigt,  daß  die  angegriffene  Ver- 
fügung der  erforderlichen  Bestimmtheit  entbehre.  Allerdings  liegt  der  Polizei- 
behUrde  nicht  ob,  zur  Erreichung  des  erstebtcn  Zwecks,  der  Beseitigung  eines 
polizeilich  unzulässigen  Zustandes,  bestimmte  einzelne  Maßregeln  zu  ermitteln 
und  antngeben,  aber  sie  muß  den  zu  erreichenden  Erfolg  so  bestimmt  bezeich- 
nen, daß  der  in  Anspruch  Genommene  an  objektiven  Merkmalen  erkennen  kann, 
ob  die  von  ihm  getroffenen  Maßregeln  zur  Erfitllung  der  polizeilichen  Auflage 
genügen.  Dem  entspricht  eine  Anordnnng,  dati  das  in  den  nächsten  mensch- 
lichen Wohnungen  eindringende  Geräusch  anf  ein  .erträgliches  Maß'  herab- 
gemindert werden  soll,  nicht;  denn  sie   läßt  nicbt    erkennen,  was  die  Polizei- 
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behörde  ala  ein  „erträgliches  ULaä*  ansieht.  Wäre  aber  anch  dem  Gebot  der 
l'olizcibeliOrde,  für  eine  Dämpfung  des  Schalla  Sorge  zu  tragen,  in  einer  Form 
Ausdruck  gegeben,  die  dem  Kläger  erkennbar  machte,  bis  zu  welchem  Orade 
das  durch  das  Gteschroi  der  Hühner  entstehende  Geräusch  herabgemindert  wcrdeu 
äolt,  SO  irörde  dadurch  doch  daa  Bedenken  gegen  die  Bestimmtheit  der  ge- 
stellten Änforderong  nicht  völlig  beseitigt  werden.  Sowohl  nach  dem  Wort- 
laut der  Anordnung,  wie  nach  ihrem  Zwecke,  die  Nachbarschaft  gegen  Stij- 
rungen  der  nächtlichen  Ruhe  zu  schützen,  soll  Kläger  nur  Vorkehrungen  zur 
Uämpftmg  des  durch  das  nächtUcbc  Qcschrei  entstehenden  Oeräosches 
treffen.  Sollen  aber  die  Vorkehrungen,  die  dem  Kl%er  im  polizeilichen  Inter- 
esse aufgegeben  werden,  nnr  während  der  Nachtzeit  wirksam  werden,  so  be- 
darf es  einer  beatimniten  Bezeichnang  der  Stunden,  die  von  der  Polizeibehörde 
zur  «Nachtzeit"  gerechnet  werden;  denn  die  Ausdrücke  „Nacbt"  und  „nächt- 
lich" sind  verschiedenec  Deutung  fähig,  Sie  können  anf  die  Zeit  zwischen 
Sonnenuntergang  and  Sonnenaufgang  oder  vom  Eintritt  der  Dunkelheit  bis  znm 
Anbrach  des  Tages  oder  der  Morgendämmerung  bezogen  werden,  aber  auch 
auf  die  Zeit,  die  nach  den  allgemein  nblichea  Lebensgewohnheiten  berechtigter- 
weise t&glich  der  Ruhe  und  dem  Schlafe  gewidmet  wird.  In  dem  letzteren 
.Sinne  waren  die  Ausdrücke  zu  verstehen ;  denn  die  polizeiliche  Anordnung 
richtet  sich  vorzugsweise  gegen  UcbeUtände,  die  sich  aus  der  Entstehung  eines 
erst  mit  Tagesanbruch  (in  den  frühesten  Morgenstunden  nach  den  Worten  der 
angegriffenen  Verfugung)  beginnenden  Geräusches  ergeben.  Ist  dem  aber  su, 
dann  fehlt  eine  Bezeichnung  der  Tageszeit,  auf  die  sich  die  Vorkehrungen  des 
Klägers  beziehen  sollen;  denn  es  besteht  keine  allgemein  gültige  Vorschrift, 
welche  Standen  die  Nachtzeit  in  diesem'  Sinne  umfaßt.     Die  R.-Str.-Ordn.  vom 

1.  Februar  18T7  (R.-G.Bl.  S.  253)  enthält  zwar  in  ^  104,  Abs.  8  eine  Definition 
der  Nachtzeit,  wonach  diese  im  Zeitraum  vom  1.  April  bis  30.  September  die 
Zeit  vom  9  Uhr  abeuds  bis  4  ühr  morgens  und  im  Zeitraum  vom  1.  Oktober 
his  31.  Uärz  die  Zeit  von  9  Uhr  abends  bis  6  Uhr  morgens  umfaüt,  allein 
dicae  Vorschrift  ist  doch  nur  im  Hinblick  auf  die  Zulässigkeit  gewisser  Unter- 
such ungshandlun  gen  gegeben  und  ist  Überdies  an  die  Stelle  der  Vorschrift  im 
im  •;  96,  Abs.  2  der  Verordnung,  betr.  dns  Strafrecht  und  das  Strafverfahren 
in  den  durch  die  Gesetze  vom  14.  September  und  10.  Dezbr.  1866  mit  der  Mon- 
archie vereinigten  Landesteilen,  vom  25.  Juni  1887  (G.-S.  S.  221)  getreten,  die 
die  in  Cebereinstinuuung  mit  §  8  des  in  diesen  Landnsteilen  nicht  eingeführten 
Gesetzes  znm  Schutze  der  persünlichen  Freiheit  vom  12.  Februar  1850  (G.-S. 
$.  45)  die  Nachtzeit  im  Zeitraum  vom  1.  Oktober  bis  Sl.  März  schon  um  ß  Uhr 
abendfi  beginnen  ließ,  und  also  offeDbai  einen  anderen  Zeitabschnitt,  als  den 
der  täglich  wiederkehrenden  Buhezeit  im  Auge  hatte.  Ihre  Bestimmung  kann 
deshalb  zur  Ergänzung  der  angegriffenen  Verfügung  nicht  verwendet  werden. 
Diese  entbehrt  also  auch  insofern  der  nötigen  Bestimmtheit,  als  sie  die  Um- 
grcnzong  der  Tageszeit,  für  welche  die  geforderteu  Vorkehrungen  zu  treffen 
sind,  im  Zweifel  läßt. 

■edizinaJ  -  Gesetzgebung. 

Nachtrag  in  der  Oeschäfteordnung  fttr  die  Intllcheu  Bbrengerlohto 
uti  den  Intllehen  Ehrengerichtshof  vom  «.  April  1900.')  Erlaß  des  Mi- 
nisters der  usw.  Medizinaiangelegenheten  vom  4.  Januar  1904 
—   M.  Nr.  4418  —  an  die  Herren  Oberpräsidenten. 

Ew.  Exzellenz  übersende  ich  unter  Bezugnahme  auf  den  ErlaS  vom 
6,  April  1900  ^  M.  Nr.  951 —  beifolgend  zwei  Abdrücke  eines  heute  von  mir 
erlassenen  Nachtrages  zu  der  Geschäftsordnung  fttr  die  ärztlichen  Ehrenge- 
richte und  den  ärztlichen  Ehrenge  rieh  tshof  mif  dem  ergebensten  Ersuchen, 
einen  Abdruck  gefälligst  dem  ärztlichen  Ehrengerichte  für  die  dortige  Provinz 

2.  H.  des  Vorsitzenden  zuzustellen. 

Nachtrag; 
Det  vierte  und  fünfte  Absatz  des  ^  9  der  unter  dem  6.  April  1900  von 


')  Siehe  Beilage  xa  Nr.  10,  Jahrg.  1900,  S.  104.  -.v.w^.L 


B«ehtapT«ohimg  nnd  Hediiiaal-OeHligebnng. 

I  Gfiachäftflordnimg  für  die  ärztlichen  EhreDgerichte  und  den  ärzt- 
lichen Ehrengerichtshof  erhalten  nachstehende  Fassnng: 

,B«i  der  Berstiuig  and  Äbatimmiug  dfirfen  nur  die  zur  HitwiTknnt; 
bernfenen  Hi^;lieder  dea  ElhrengerichtB  oder  des  Ehrenge  richtsbofes  sowie 
der  PiotokoUrabret  nnd  bei  dem  Ehrengerichtahofe  anßerdem  der  jaristischc 
HU&arbeiter  des  Qerichtshofes  anwesend  sein. 

Sie  Mitglieder  des  EhrenEerichtes  und  des  Ehren  gerichtshof es  ein- 
Bchlieftlich  des  jarlatischen  Hüuarbeiters  des  letzteren  sowie  der  Proto- 
kollführer sind  verpflicbtet,  über  die  Verhandlungen  und  den  Hergang  bei 
der  Beratung  nnd  Abstimmung  Stillschwdgen  zn  beebachten.* 


;■  AbfinderuLg  der  OebDhrenordnnng  der  KSnlgltehou  Versaeha-  nnd 
PftlfiuigsaBsUlt  rtlr  Wuserrersot^rnng  nnd  i.bwBMerbogelt]gting  In  Berlin. 
Erlaß  des  Uinisters  der  usw.  Medizin  alangelegenbeiten  vom 
12.  Dezember  1903  -  M.  Nr.  18711  — . 

Im  EinTerständnisse  mit  den  beteiligten  Hinteterien  ist  die  Bestimmung 
in  Nr.  4  der  unter  dem  27.  Angust  1901  für  die  Efiniglichc  VersnchH-  nnd 
Prflfungaanstalt  für  Wasserrersorgung  und  Abwasaerremigang  in  Berlin  er- 
lassenen Oeblthrenordnnng  —  Min.-Bl.  von  1901,  8.  216  —  dahin  abgeändert 
worden,  daß  für  die  Inanspruchnahme  eines  SacbTerständi^en  der  Anstalt  bei 
auswärtigen  Geschäften  neben  den  TagCKeldern  and  Beisekosten  in  Zukunft 
der  Betrag  von  30  —  statt  dreißig  —  Mark  in  Bechnnug  zu  stellen  ist. 


Musr^cln  gegen  die  Yernurelnlgnng  der  Mtloh  durch  Krankheit«- 
keime.    Polizeiverordnung  des  Königlichen  Bcgicrnngspräsi- 

denten  in  Hannover  rom  20.  November  1903. 

§  1.  In  Milchwirtschaften  und  allen  sonstigen  Betrieben,  welche  Milch 
oder  deren  Produkt  abgeben,  dürfen  Personen,  welche  mit  ansteckenden  oder 
ekelerregenden  Krankheiten  —  wie  Choleraj  Typhus,  Ruhr,  Diphtherie,  Schar- 
lach, Masern,  Tuberkulose,  Pocken  — ,  mit  eitrigen  Wunden  dder  Hautaus- 
schlägen am  Kopfe,  an  Armen  oder  Händen  behaftet  sind,  ferner  Personen, 
welche  an  den  genannten  Krankheiten  Leidende  pSegen,  oder  sonst  mit  ihnen 
in  Berührung  kommen,  weder  das  Melken  der  Kühe  besorgen,  noch  sonst  mit 
der  Behandlung  oder  dem  Betriebe  der  Milch  oder  ihrer  Produkte  irgendwie 
unmittelbar  sich  befassen. 

g  2.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  Vorschriften  des  g  1  werden  mit 
einer  Geldstrafe  bis  zn  60  Mark,  eventaell  verhältnismäßiger  Haftstrafc,  ge- 
ahndet. Auch  kann  die  OrtspolizoibehOrde  die  Schließung  der  gemäß  %  1  ver- 
dächtigen Betriebe  anordnen. 

g  3.     Diese  Polizeiverordnang  tritt  am  1.  Januar  1904  in  Kraft. 


AnfbewahrnuK  nsw.  tob  Sahrnngs-  nnd  Sennssmltteln.  Polizei- 
verordnang des  Königlichen  Regierungspräsidenten  JnOppeln 
vom  30.  Oktober  1903. 

§.  1.  Bäume,  welche  zur  Herstellung,  Verarbeitung,  Aufbewahrung  oder 
Verpackung  von  zum  Verkauf  bestimmten  Nahrangs-  und  Genoßmittel  tUenen, 
dimen  als  Schlafränme  nicht  benutzt  werden.  Ebensowenig  dttrfen  mit  der- 
artigen Räumlichkeiten  Schl&fräume  in  offener  Verbindung  stäien.  Vorhandene 
Verbindungstüren  sind  versschlossen  zn  lialten. 

g  3.  Nahrnngs-  und  Oennßmittel,  welche  zam  öffentlichen  Verkauf  ge- 
stellt werden,  dürfen  nur  in  sauberen  Körben  nnd  Gefäßen  feilgehalten  and 
nur  mit  sauberen  Deckeln  und  Tüchern  bedeckt  werden. 

g  3.  Zuwiderhannlnngen  werden  mit  Geldstrafe  bis  zn  80  Mark,  im 
Dnvermögensfalle  mit  entsprechender  Haft  bestraft. 


AnkBüdigong  ron  HeUnittteln  durch  BroMhflren  seitens  der  Drog«n- 
ier.  Erlaß  des  Regiernn  gspräside  nte  n  in  Osnabrück  vom 
5.  Januar  1904. 

Vielfach  sind  bei  den  letztjährigen  BeBichtigangen  der  Drogen handlungen 
und  Schrankdrogerien  Broschüren  gefunden  worden,  welche  an  die  Ennden 
unentgeltlich  abgegeben  werden  und  in  welchen  die  verschiedensten  Mittel  zur 
Heilang  und  Linderung  vnu  Krankbeitszastanden  bei  Men.4chen  nnd  Tieren  nn- 
cmpfonleo  werden. 


Kechtspreobang  nnd  HsdlriDKl-GreseUgebnng.  99 

Ich  webe  unter  Bazagnahine  auf  dos  KammergerichtserkenntBiB  rom 
6.  September  1900  darauf  hin,  daQ  die  Veh'teilang  ron  solchen  Bro- 
seh&reD  an  Kunden  als  Off enlHche  Ä>;k  An dignng  zn  betrachten 
ist,  welche  durch  §g  6  und  5  der  Polizeiverordnang  vom  29.  Oktober  1902 
<A.-BL  8.  374)  nuter  Strafe  ^seteUt  ist. 

Ich  ersnche  die  Polizeibehörden,  die  Inhaber  tod  Drogenhandlnngen  und 
Schrankdro^erien  in  geei^eter  Weise  hiervon  za  verstSodigea  und  känftig  boi 
den  Besichtigongen  gefundene  oder  sonst  festgestellte  Zuwiderhandlungen  zur 
ßestraiang  zu  bringen.  

B.  OrommbvriBoactnwa  Baden. 

Ortspollaeilifhe  Torgchrtften  fflr  dte  Feaerbestattung,  Erlaß  dos 
Ministeriums  des  Innern  vom  27.  November  1903  an  die  Vereine 
für  Fenerbestattnng  in  Baden,  Karlsruhe,  Mannheim  und  Heidelberg.  Ab* 
Schrift  davon  den  zuständigen  Landeskomraissären,  Bezirksämtern  und  Bezirks- 
irxten  mitgeteilt. 

Nach  Prafung  der  gestellten  Anträge  nnd  AnliOrnDg  unserer  Hedizioal- 
rcferenten  wird  Ihnen  im  Einverständnis  mit  G-roßherzogl.  Ministerium  der 
Justiz  des  Knltus  nnd  Unterrichts  erwidert,  daS  ^eine  Abänderung  der  für 
Feuerbestattung  bisher  bestehenden  orts polizeilichen  Vorschriften  im  Sinne 
einer  Erleichterung  der  Feuerbestattung  in  nachstehendem  Umfange  zulässig 
erseheint : 

1.  .A.n  der  Forderung  der  Vorlage  einer  von  einem  approbierten  Arzte 
angefertigten  ärztlichen  Krankengeschichte  muß  festgehalten  werden, 
da  der  beamtete  Arzt  lediglich  auf  Grund  einer  solchen  entscheiden  kann,  ob 
die  Todesursache  in  emwandsfreier  Art  festgestellt  und  der  Verdacht  einer  straf- 
baren Handlung  ausgeschlossen  ist  oder  nicht. 

3.  Dagegen  kann  von  der  behördlichen  Beglaubigung  dieser 
Kranken gescUcnte,  sowie  des  Befundes  einer  etwa  vorgenommenen  Sektion  in 
allen  den  Fällen  abgesehen  werden,  in  welchen  der  die  Krankengeschichte 
fertigende  oder  die  Sektion  vornehmende  Arzt  im  Dienstbezirk  des  beamteten 
Arztes  wohnt. 

3.  Ebenso  kann  abgesehen  werden  von  dem  Erfordernis  der  regel- 
mäßigen Besichtigung  der  Leichen  durch  den  beamteten  Arzt,  wäbiend  an 
deren  Besichtigung  für  die  Fälle  festgehalten  werden  muss,  wenn  nach  dem 
Inhalt  der  Krankengeschichte  bei  dem  beamteten  Arzt  Zweifel  darüber  bestehen, 
ob  die  Todesursache  eine  natürliche  war,  oder  wenn  es  sich  um  die  Fener- 
bestattuug  von  Wille nsunßhigen  oder  Personen  unter  18  Jahren  handelt. 

4.  Weiter  kann  verzichtet  werden  auf  die  obligatorische  gerichtsärztliche 
Ueffnnng  der  Leiche  von  Willensnnfähigen  oder  Personen  unter  18  Jahren. 

fi.  Femer  kann  die  behördliche  Beglaubigung  der  Urkunde,  wo- 
nach der  Verstorbene  oder  bei  Willensunfähigen  unter  18  Jahren  die  Bestat- 
taagspflichtigen  --  die  Feuerbestattung  gewünscht  haben,  in  Wegfall  kommen 
nnd  rar  WiUensfähige  über  18  Jahre  äte  Personen  jede  hiulänglicne  bestimmte 
nrkondliehe  Erklärung  der  verstorbenen  Personen  als  genügend  anerkannt 
werden. 

6.  Endlich  kann  die  nachträgliche  Feuerbestattung  schon  beerdigter 
Leichen  zugelassen  werden  auf  Grund 

a)  der  Bescheinigung  des  beamteten  Arztes,  daß  der  Ausgrabung  und    dem 
Transport  der  Leiche  gesundheitliche  Bedenken  nicht  entgegenstehen ; 

b)  der  schriftlichen  Erlauonis  der  zuständigen  Staatsanwaltschaft  und 

c)  einer  bestimmten  urkundlichen  Erklärung  der  nächsten  Angehörigen. 

Wir  geben  anheim,  hiernach  beim  dortigen  Bezirksamt  eine  Abänderung 
der  bezüglic&en  ortspolizeilichen  Vorschriften  in  Anregung  zu  bringen. 

EiafSbraiig  von  Untersnehnngaiiiitem.  Erlaß  des  Hinisterinms 
des  Innern  vom  30.  November  1908  au  sämtliche  O  roß  herzoglichen 
Besirkiärzte  und  Apotbekenbesitzer. 

Durch  unsere  allgemeine  Verfügung  vom  6.  September  d.  J.  Nr.  86880, 
die  Einfahrnng  von  Untersuchungsämtern  für  ansteckende  Krankheiten  bo- 
treffend, sind  die  GroßherzogUchen  Bezirksärzto  beauftragt  worden,  die  Apo- 
theker ihres  Bezirkes  unter  Hinweis   auf  die  in  Nr.  XX  GcsetzM-  und  Verord- 
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Dun^bUtt  vom  19.  September  d.  J.  Seite  170  orscMeneiie,  von  dorn  dioaacitigen 
Hinisteriom  onil  dem  Ministerium  der  Jnstiz,  dea  Ealtus  und  ünterriciits  gc- 
mcinsajn  erlassene  Bekanntmaclinug  obiges  Betreffs  vom  6.  September  d.  .1. 
über  die  docIi  S  5  der  Dienstordnung  der  Untersuchungsämter  für  ansteckende 
Kranicheiten  beabsichtigte  Uebermictclung  der  Oefäße  fär  die  EinsendiuiK  von 
UntersuchongBObjekteo  au  die  Unters uchangsämter,  sowie  Über  den  Zwec^  der 
neuen  Einrichtung  zü  nnterrichten.  Wie  zu  nnserer  Kenntnis  gelangt  ist,  ist 
dieser  Auftrag  da  und  dort  gar  nicht  oder  unvollständig  oder  erst  verspätet 
zur  ÄusfUbniDg  gekommen,  und  hat  infolge  davon  unter  den  Apothekern  eine 
gewisse  Verstimmung  darüber  Platz  gegriffen,  daß  ihre  Mitwirkung  ebne  vor- 
herige Verständigung  in  Anspruch  genommen  wurde.  Wir  kOmieu  Sie  hiernach 
anscneinend  in  einigen  Bezirken  aus  Verschulden  des  Oroßherzoglichen  Bezirks- 
nrztes  entstaudenen  Weiterungen  nur  bedauern,  zweifeln  aber  nicht  daran,  daß 
die  Herren  Apotheker  des  Landes  nach  erfolgter  Aufklärung  über  den  Zweck 
lind  die  Eedeatnng  der  neuen  Einrichtung  im  Hinblick  auf  das  in  Frage 
^itchcndc  erhebliche  Öffentliche  Interesse  ihre  Mitwirkung  nicht  versagen  wcrdeu, 
zumal  die  ihnen  zugedachte  Aufbewahrung  der  Probegläser  etc.  und  die  Ali- 
gabc  derselben  an  die  praktischen  Acrztc  eine  irgend  nennenswerte  Htthe- 
waltung  nicht  wohl  zur  Folge  haben  kann. 

Da  übrigens  in  einzelnen  Füllen  die  Zusendnng  von  l'robegläscrn  iiueli 
vuu  nicht  am  sitz  der  Apotheke  wohnhaften  Aerzten  erbeten  worden  zu  sein 
scheint,  wodurch  den  Apothekern  Portoaaslagen  erwaclisen  sind,  haben  wir 
unter  einem  die  beiden  UnCersuchungsämter  angewiesen,  den  nicht  am  Sitze 
einer  Apotheke  wohnenden  Aerzten  die  von  denselben  gewflnschten  Gläser,  Ge- 
fäße etc.  unmittelbar  zuzusenden. 

Für  Bekanntgabe  dieser  Anordnung  in  den  „Acrztlichcn  Mitteilungen" 
iat  Sorge  getragen;  anch  wird  ein  Abdruck  dieses  Erlasses  jedem  Apothcken- 
bcsitzer  durch  den  Großherzoglichen  Bezirksarzt  übermittelt  werden. 

Eci  dem  Betrieb  der  seit  1.  Oktober  1903  bei  den  hygienischen  Instituten 
zu  Freibarg  und  Heidelberg  eingerichteten  Untersuchungaärater  für  ansteckende 
Krankheiten  (vergl.  Nr.  18  der  Aerztlichcn  Mitteilungen  aus  und  für  Baden 
vom  30.  September  1903)  haben  sich  einige  Schwierigkeiten  ergeben,  zu  deren 
Behebung  folgende  Aufklärungen  beitragen  mögen : 

1.  Nach  §  5  der  Dienstordnung  der  Untersuch ungsämter  sollen  von  diesen 
den  Aerzten  des  Landes  für  die  Entnahme,  Aufbewahrung  und  Beförderung 
der  Proben  geeignete  Gefäße  auf  Verlangen  ausgehändigt  bezw.  zngesandt  um! 
überdies  solche  Gefäße  in  sämtlichen  Apotiieken  des  Landes  zur  Verfügung 
bereit  gestellt  werden. 

Hiernach  war,  schon  um  den  Vorrat  der  Probegläser  usw.  in  angemessenen 
Grenzen  zu  halten,  nicht  beabsichtigt,  jctlem  Arzt  einen  größeren  Vorrat  der 
Gläser  usw.  zu  überlassen,  sondern  es  sollten  die  am  Sitz  einer  Apotheke 
wohnhaften  Aerzte  die  Gläser  im  Bedarfsfall  aus  der  betreffenden  Apotheke 
beziehen.  Den  nicht  am  Sitze  von  Apotheken  wohnenden  Aerzten  ist  dagegen 
die  erforderliche  Zahl  der  verschiedenen  Probegläser  auf  Verlangen  des  Örtlich 
zuständigen  Untersuchungsamts  (^  2,  Abs.  2  der  Dienstordnung,  Aerztl.  Mitt. 
S.  152)  unmittelbar  zuzusenden. 

Weder  den  Apotheken,  noch  den  .\erzten  soll  somit  aus  dem  Bezug  der 
Gläser  eine  besondere  Mühewaltung  oder  ein  Aufwand  durch  Portoauslagen  usw. 
erwachsen,  dagegen  dürfte  es  nicht  als  unbillig  erscheinen,  daß  den  Aerzten 
die  im  übrigen  nnbedentcmlen  Ausgaben  für  das  Porto  der  Einsendung  der 
Proben  an  das  Untersudiungsamt  zur  La-st  fallen. 

2.  Beim  Bezug  dieser  Gläser  ist  daher  nicht  unr  hierauf  Bedacht  zu 
nehmen,  sondern  es  ist  auch  die  Zahl  der  jeweils  zu  erhebenden  GlHscr  usw. 
dem  aogenblickliehen  Bedarf  anzupassen. 

^  muß  im  Interesse  der  Vermeidung  unnütigeu  Aufwandes  als  unangängig 
und  den  Betrieb  der  Unters uehungsämter  erschwerend  bezeichnet  werden,  wenn 
seitens  eines  Arztes  in  einer  der  grosseren  Städte  des  Landes  von  dem  Unter- 
snchnngsamt  die  Zusendung  eines  grosseren  Vorrats  von  Gläsern  für  die  ver- 
schiedensten Untersuchnngsproben  gewünscht  wnrde,  während  ihm  doch  aXn  Be- 
zugsquelle eine  Anzahl  von  Apotheken  an  seinem  Wohnort  znr  Verfügung^stand. 

S.  Nach  der  Dienstordnung  der  Untersuchnngsämter  steht  zwar  jedem 
l)adischen  Arzt  die  Inanspruchnahme  der  Untersuchungsämter  ohne  £inschrän- 
knug  zu;  aber  diese  Inansprnchnuhme  sollte  sieh  doch  auf  die  Untersuchungen 
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bcschrÜDkcD,  zu  wclclicn  iVw  Zeit  unil  die  Hittul  duti  ATztun  »ulbur  nicht  aiu- 
rciüben ;  jedcptilb  muß  es  ulu  zu  weitgehend  betrachtet  werden,  wenn,  wie  es 
tataacblich  seitens  eines  Arztes  KCschuh,  innerhalb  weniger  Wochen  dem 
Untersuchungäamt  Ober  50  UoterauchungeD  zugemutet  wurden,  deren  Ergebnin 
dajiD  in  k&um  ■/<  der  Fülle  ein  positiver  war. 

Zur  VcrhatDug  nnnUtiger  Kosten  empflelilt  sich  ciu  gewiages  MaShaltcn 
auch  im  Gebrauch  dieser  neuesten  unserer  hygienischen  Einrichtungen. 

O.    Oro««lierzO(c^iuii  HeoldeDbiu-B  -  SohTrerln. 

üeberwBobnHg   des   Terhehre   mit   Nabmngs-   nnd    äeniissmttteln, 

Erlaß  des  Mioisteriums  des  Inaern  vom  8.  Oktober  1908  an  die 
groß  herzoglichen  Aemter  und  dis  Magistrate. 

Nach  den  Erfahrungen,  welche  man  im  hygienischsn  Institut,  Abteilung 
für  die  technische  Untersuchung  von  Lebensmittsln  (Rgbl.  1900,  Nr.  22)  ge- 
raucht hat,  sind  die  Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz,  betr.  den  Verkehr 
mit  Nahrungsmitteln.  Genußmitteln  und  Gebrauchsgegenständen  vom  14.  Mai 
1879  (B..G.-B1.  187H,  Nr.  14;  1887,  S.  276)  und  gegen  die  sicli  hieran  an- 
schließenden Sonde rbestimmungcn  (folgen  die  Bezeichnungen  der  in  Betracht 
kommenden  Gesetze  und  Verordnungen)  keineswegs  unbedeutend.  Es  wird 
deshalb  Sache  der  Urtsiiolizeibehörden  sein,  dem  Handel  und  Verkehr  mit 
Lebensmitteln  mehr  als  bi.sher  eine  regelmäßige  Aufmerksamkeit  zuzuwenden. 

Unzweckmäßig  erscheint  es,  wie  wiederholt  von  Ortspolizeibehörden  ge- 
schehen  ist,  von  einem  Nahrungsmittel  auf  einmal  eine  große  Anzahl  von 
Proben  nehmen  und  untersuchen  und  hierauf  die  Kontrolle  auf  lange  Zeit 
wieder  ruhen  zu  lassen.  Es  entstehen  dadurch  nicht  nur  unnötig  hohe  Kosten, 
sondern  es  wird  auch  die  Ausfuhrung  der  Untersuchungen  erschwert,  und 
keine  richtige  Aufsicht  ttber  den  betreffenden  Warenverkehr  erreicht.  Auch 
die  Art,  wie  die  Probe  entnommen  wird,  setzt  eine  gewbse  Sachkunde  voraus ; 
in  dieser  Beziehung  kann  auf  die  Instruktion  verwiesen  werden,  welche  die  Ab- 
teilung fUr  die  technische  Untersuchung  von  Lebensmitteln  im  Frühjahr  aus- 
gegeben hat. 

In  der  Begel  werden  die  Prtspolizeibehürden  vorteilhaft  handeln,  wenn 
sie  mit  der  genannten  Abteilung  einen  Vertrag  llbei  die  Untersuchung  von 
Proben  gegen  Zahlung  einer  festen  jährlichen  Entschädigung  abschließen.  Die 
Ausgaben  werden  dadurch  erheblich  geringer,  als  wenn  die  tarifmäßigen  Ge- 
bühren in  Ansatz  kommen;  außerdem  ist  in  diesen  Fäller  eine  größere 
Sicherheit  dafitr  vorhanden,  duß  die  Untersuchnngen  in  zweckmäßiger  Weise 
nach  einem  angcmesseoeQ  Plan  vorgenommen  werden. 

D.  Herzoftmii  BrauiuiohTrelc. 

Einrichtung  nnd  Betrieb  der  tlerlratlictaen  HAUMpotheken.  Erlaß 
des  LaDdes-HedizinalkoUegiums  vom  8.  Januar  1904. 

Auf  Gmnd  des  §  27  des  Medizin  algesetz  es  vom  9.  März  1908,  Nr.  19 
erlassen  wir  Aber  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  tierärztlichen  Haus- 
apotheken die  nachstehenden  Bestimmungen ; 

%  1.  Den  Tierärzten  ist  die  Bereitung  und  die  Verabreichung  von  Arz- 
neien nur  in  der  eigenen  Praxis  gestattet. 

g  2.  Für  tierärztliche  Hausapotheken  muß  ein  besonderer,  tagesheller, 
nar  fltr  diesen  Zweck  zu  verwendender  verschließbarer  Raum  zur  Verfügung 
Htehen.  Dieser  Raum  ist  mit  den  zur  Aufnahme  der  Arzneibcbälter,  sowie  der 
Arbeitsgeräte  erforderlichen  Regalen  nnd  Schränken,  sowie  mit  einem  Arbeits- 
tisch auszustatten. 

g  3.  Die  Arzneimittel,  soweit  sie  im  Arzneibuchc  für  das  Deutsche 
Reich  aufgeführt  sind,  müssen  den  Anforderungen  desselben  entsprechen,  aber 
auch,  soweit  sie  darin  nicht  enthalten  sind,  von  beater  Beschaffenheit  sein.  Die 
Arzneimittel  sind  in  SchnbkSsten  oder  in  Gefäßen  von  Qlas,  Porzellan,  Steingut, 
verziuntem  Blech  oder  sonst  geeignetem  Material  aufzubewahren.  Aufbewahrung 
der  Arzneimittel  in  Papierbeutein  ist  unzulässig. 

§  4.  Sämtliche  Arzneibe bitter  sind  mit  einer  Bezeichnung  in  deutlich 
lateinischer  Schrift  Ku  versehen,  welche  für  die  im  Deutschen  Arzneibuche  auf- 
geführten Mittel  der  Bezeichnung  daselbst  entspricht.  Die  Bezeichnungen  der 
der   Tabelle   B   des  Arzneibuches  angehörigen,  sowie   der   ähnlich  wirkenden 


32  Rochtaprechung  und  HediziDal-Geselxgebnag. 

StoSo  müssen  ard  achwarzciu  Grnnilu  mit  wcißur  Schrift,  diejenigen  für  diu 
ATZneimittel  der  Tabelle  C  und  solche  von  ähnlicher  Wirknug  auf  weifiem 
Grande  mit  roter  Schrift,  die  der  Uhrigen  (indifferenten)  Arzneimittel  mit 
achwarzer  Schrift  auf  weißem  Grunde  hergestellt  sein.  Die  BezeichniuiE  der 
Behälter  kann  geschehen  mittels  Oelfarbe,  Einbrennen,  Einschleifen  oder  durch 
tiufgeklebte  gedmckte  oder  mit  Tasche  beschriebene,  lackierte  Papierschilder. 
Die  Bezeichnoogen  mttssen  stets  saaber  and  dentUch  lesbar  sein. 

§  6.  Die  Arzneibehllter  sind  alphabetisch  geordnet  aufEuatellea.  Die 
in  Tabelle  C  dea  Arzneibuches  anfgefflhrten  and  ähnliche  Arzneimittel  sind  von 
den  Übrigen  Mitteln  getrennt  in  nur  fttr  diese  Uittel  bestimmte  Abteilungen 
der  Warengestelle  aufzustellen.  Die  Mittel  der  Tabelle  B  des  Arzneibuches, 
sowie  Stoffe  ähnlicher  Wirkung  sind  iu  einem  verschließbaren,  mit  „Gift", 
.Tabelle  B"  oder  „Venena"  bezeichneten  Schranke  (Giftschrank)  nnterzubriugen. 

In  diesem  Giftschrank  mOssen  auch  die  zur  Dispensation  der  Gifte  be- 
stimmten Gerätschaften,  inabesondere  Läffel  und  Wagen,  welche  die  Bezeich- 
nung „Gift*  tragen,  vorhanden  sein. 

S  6.  Auf  dem  Arbeitstische  oder  in  Schränken  und  Schubkästen  des- 
selben haben  die  erforderlichen  Arbeitsgeräte,  wie  präzisierte  Wagen  (Tarier- 
nnd  Handwagen)  Gewichte,  MOrser,  Mensuren,  Spatel,  LOffel,  ebenso  Gllser, 
Kraken,  Schachteln,  Beutel  und  sonstige  zur  Abgabe  der  Arzneien  erforderlichen 
Bebälter  und  Hilfsmittel,  sowie  Signaturen  für  die  anzufeztigendeu  Arzneien 
Platz  zu  finden. 

g  7.  In  der  tierSrztlichen  Hausapotheke  mOasen  dos  z.  Z.  giltige  Deut- 
sche Arzneibach,  die  giltige  Arzneitaxe,  sowie  die  Beatimnnnngen  Über  die 
Einrichtung  und  den  Betrieb  der  tierärztlichen  Hausapotheken  vorhanden  sein. 

§  8.  Die  Besitzer  der  tierärztlichen  Hausapotheken  sind  verpflichtet. 
Aber  den  Einkauf  der  Arzneimittel  ein  Wnrenbuch  zu  fahren,  welches  Auf- 
schluß über  die  Bezüge  an  diesen,  sowie  die  dafür  angelegten  Preise  gibt. 

§  9.  Bei  Abgabe  von  Arzneien  haben  sich  die  Tierärzte  au  die  Be- 
stimmungen der  festgesetzten  Arzneitaxe  zu  halten  und  sind  flberdies  ver- 
pflichtet, auf  die  Ansitze  derselben  einen  Rabatt  von  Ib  p.  c  zu  gewähren. 

§  1(1.  Von  jeder  Verordnung  (Rezepte)  ist  eine  vollständige  Abschrift 
iu  ein  mit  Seitenzahlen  versehenes  Tagebuch  {Rezeptbuch)  einzutragen,  welcher 
auch  der  Taxpreis  hinzuzufügen  ist. 

3  11.  Auf  jeder  Verordnung  (Rezepte)  ist  die  Taxe  leserlich  zu  ver- 
merken.   Dos  Rezept  ist  nach  erfolgter  Zahlung  dem  Empfänger  auszuhändigen. 

§  12.  Jede  Arznei  muß  mit  einer  deutlichen  und  leserlichen  Siniatur 
versehen  werden,  welche  Gebrauchsanweisung,  Tag  der  Herstellung  and  Namen 
des  Eigentümers  der  tierärztlichen  Hausapotheke  trägt. 

§  IS.  Gebeiniraittel  und  ähnliche  Arzneimittel  (Landesgesetz  vom 
10.  Dezember  1908,  Nr.  71)  dürfen  iu  den  tierärztlichen  Hanaapothcken  nicht 
geführt  werden. 

§.  14.  Die  tierärztlichen  Hausapotheken  unterliegen  der  durch  den 
Phjaikus  zu  vermittelnden  Aufsicht  des  Herzoglichen  Landes -Hediziaalkolle- 
giums.  In  der  Regel  sollen  dieselben  alle  drei  Jahre  einmal  durch  den  Physikus 
eingebend  besichtigt  werden. 

Das  Ergebnis  der  Besichtigung  ist  in  ein  Protokoll  nach  anliegendem 
Schema*)  aufzunehmen,  welches  von  dem  Physikos  und  dem  Tierarzt  als  Be- 
sitzer der  Apotheke  zu  unterzeichnen  ist.  Der  Phjsikus  hat  dies  Protokoll 
mit  einem  erläuternden  Berichte  dem  Herzoglichen  Landes-Medizinalkollegium 
zur  weiteren  Veranlassung  zu  Übergeben. 

§  Ib.  Das  Herzt^liche  Landes  -  HedizinalkoUegium  ist  befugt,  um  den 
Torstehenden  Anordnungen  Wirksamkeit  zu  rerachaffcn,  den  Tierarzt  in  Ord- 
nungsstrafen bis  zu  1(X)  Mark  zu  nehmen,  auch  ihm,  wenn  er  sieb  beharrlicher 
Widersetzlichkeit  gegen  die  Anordnungen  schuldig  gemacht  hat,  die  Erliuibais 
~~"'  Fflhrang  einer  Hausapotheke  zu  entziehen  (§  27,  Abs.  2  des  Hedizinal- 
-.zes). 

g  16.    Dieser  ErlaB  tritt  mit  dem  1.  April  1904  in  Kraft. 


■)  Das  Protokollschema   enthält    15  Rubriken  Ober  die  Einrichtung  der 
Hausapotheke,  die  Beschaffenheit  der  Arzneimittel  und  dergL 

Verantwortl.  Bedsktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Geh.  Med.-B>t  tn  Minden !.  W. 

J.  C  C.  Bnms,  BtatogL  8Icha  n.  F.  Sob.-L,  Horbaehdriicktr«!  In  Hindu. 
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^  Rechtsprechung. 

^slttUslMB  Lebennrudelfi}  der  B«frlff  «w  Slttllehkelt  Ist  sUkt  anf  «• 
fesekleebtlUhe   Slttllehkelt   beBOkrXafct.     EatBcheidnngeD    dea 
Ter.  Veiw.-Gar.-H.,  8.  SeiL,  Tom  17.  Juni  1908  aO  md  28.  Juni 
08  (a) 

I. 

Schon  die  Allerhöchste  Verordniiiig  vom  7.  Jamiar  1816,  die  EinrichtnDS 
des  Hebunmenweeeiis  betr.,  (DtdL  V.  0.  SunmL  Bd.  16,  S.  186>  Terlanete,  daS 
die  nu  AnfnahBie  in  eine  HebammeBBchnle  Torgegchi^ene  Eaadldfttm  „aber 
SittlicUidt,  gaten  Wandel  und  ünbeacholtenheit  des  ^unktera  ein  Zeugnis 
des  Ortspfüreis  nud  der  Foliceistelle  beisabiingen  hebe*.  Die  beigefügte  In- 
straktion  z&hlte  ferner  eine  Belhe  ven  sittlichen  Anlageo  und  Ckaraktermerk- 
malen  als  nnerlfifiliche  EigenschofteD  einer  Hebamme  avf,  woranter  inabesondere 
Fleiß,  Klogheit,  YoTBicht,  Sorgfalt  vnd  Behutsamkeit  bei  den  im  Dienste  vor- 
kommenden Verrichtungen  namhaft  gemacht  ist.  Wenn  deshalb  die  Verord- 
nang  vom  23.  April  1874,  die  Hebanunsnschnlen  nnd  die  FrUnng  der  Eeb- 
anunen  betr.,  in  g  6  lit.  c  von  den  Frauenapersonen,  welche  in  den  Kurs  einer 
Hdwnmenschole  eintreten  wollen,  ein  ortspotiselliches Zeugnis  ttbetaidli oben 
LebeBswacde]  verluigt,  welcher  denn  auch  die  Vorauasetsung  för  den  un- 
gestörten Fortbelrieb  dea  Hebammengewerbea  bildet,  ao  wollte  düit  jedenfalls 
nicht  unter  die  Auf ordertugen  faeraDgegangen  werden,  welche  unter  der  Herr- 
schaft der  Verordnons  vom  7.  Jannai  1816  au  die  Hebammen  gestellt  wurden. 

Hieran  bat  anch  der  K.  Verwaltangurarichtahof  in  einer  Beihe  von  £r- 
kenntnisaen  feeteehalten,  welche  eich  anf  Hebammea  bezogen,  die  unter  der 
Herrschaft  der  Veri>rdnQng  vom  23.  April  1871  das  Pr&fangazeuKma  erhalten 


hatten.    So  aprach  derselbe  in  einer  Entacheidnng  vom  10.  Juni  1891  (S.)  a 

,Der  Uangel  aittlichen  Lebenswandels  kün  dann  angenommen  werden, 
wenn  sich  die  Hemmme  solche  achwere  Verletzungen  ihrer  Berufapflichten  oder 


Öffentlichen  Hünnug  ihr  Leuuswaudel  als  ein  sittlicher  oder  unbeacholteBer 
nicht  mehr  besdohnet  werden  kaDn." 

In  einer  Entscheidung  vom  19.  Juli  1898  (L.)  wird  ansgefflbrt : 
,Ein  siober  Mangel  an  PflichtKefltlil,   eine   grobe  Nachlässigkeit  gegen 
die  kOiperlicEe  Integrität  des  behandelten  Kindes  und  eine  dadurch  bekundete 
Eolieit  der  Qesinnung  muB  als  nnsittlidies  Verhalten  bezeichnet  werden." 
Ferner  in  einer  Entscheidung  vom  4.  November  1896  (Fr,): 
.Der  Begriff  der  Sittlichkeit  ist  keineswe^  anf  die  geschlechtliche  Sitt- 
lichkeit SU  beschr&nken,  sondern  im  weitesten  Smne  anfzofassen." 

An  diese  Entscheidongen  reihte  sich  sodann  das  Erkenntnis  vom  26.  Juli 
1899  an,  welches  im  wesentlichen  die  in  der  Entscheidung  vom  10.  Juni  1891 
ausgesprochenen  Becbtssätze  wiederholtet 

Nun  ist  in  dem  Strafurteil  des  S.  Landgerichts  A.  vom  10.  Juli  IDOO, 
durch  welches  die  Hebauune  J.  B.  eines  VergoheDs  der  fahrllssigen  Tötung 
nnd  zweier  Vergehen  der  f&hrtlsBigen  KSrperverletznng  fflr  sdnüug  erkannt 
und  hiewegen  su  einer  Oeaamtgef&ngnbstr^  von  sieben  Uonaten  vemrteilt 
verdau  ist,  konstatiert,  dafi  die  genannte  ^bamme  durch  pflichtwidrige  Hand- 
Insgen  vnd  ünterlasauDgen  Kinobett&eber  verursachte,  welches  in  einem  Fall 
den  Tod  der  WOchneriu  zur  Folge  hatte,  In  dw  beiden  anderen  FUlen  aber  > 
Ichensgef&hriiche  und  langandanemde  Krankheiten    herbeiführte.    Das  Crtell 


84  RechtBprechnng  nnd  Hediaiii»l-OeBaUgebiiiig. 

Btellte  fest,  daß  die  Hebamme  in  allen  drei  Fällen  nicht  nur  gegen  die  Tor- 
schrift ihrer  DienstaDwoisnni;,  sondern  anch  gegen  die  Iftn^  anerkuiDten 
Grundsätze  der  geburtshilflichen  Wissenschaft,  wonach  vorzeitige  nnd  gewalt- 
same Enttemong  der  Nachgeburt  nur  aosnalunsweise  erfolgen  soll,  rerstoßen 
habe.  .  .  . 

Dafl  aber  die  Handlnngen  and  Uoterlaasongeit,  deren  sich  die  J.  B.  in 
den  ihrer  strafrichterlichon  Vemrteilang  zu  Qrunde  gelegenen  Fällen  schuldig 
gemacht  hatte,  grobe  PflichtTerletzongeii  waren,  kann  . .  .  keinen  Zweifel  unter- 
liegen. Es  ist  deshalb  jedeiMls  nicht  aninnehmen,  daß  J.  B.  Aaa  zur  Äof- 
Qshme  in  eine  Hebammcuscbale  erfoidciliche  ortspolizeiliche  Zeugnis  ttber  sitt- 
lichen Lebenswandel  ausgeätellt  erhalten  hätte,  wenn  sie  sich  vorher  ähnlicher 
Verfehlungen  gegen  Leben  und  Gesundheit  ihrer  Uitmenscheu  schuldig  gemacht 
hätte.  Yon  einer  wogen  fahrliasiger  TStung  nnd  EOrperrerletzung  mit  sieben- 
mouatlichen  Gefiagnis  bestraften  Person  kann  nicht  behaaptet  werden,  daß 
sie  einen  sittlichen  LeboDswandel  geführt  habe. 
II. 

Ein  sittlicher  Lebenswandel  der  Hebamme  bedingt  insbesondere  ancli  die 
gewissenhafte  Erfüllung  der  Pflichten,  welche  der  TerantwortungSTolle  Beruf 
einer  Hebamme  auferlegt,  nnd  es  kann  von  einem  solchen  Lebenswandel  der- 
selben nicht  mehr  gesprochen  werden,  wenn  die  Hebamme  durch  grobe  Ver- 
letzungen ihrer  Berofspfichten  einen  solchen  Mangel  an  Pflichtgefühl  bekundet, 
daß  sie  nach  der  Öffentlichen  Meinung  nicht  mehr  als  unbescholten  angesehen 
werden  kann,  wie  dies  Jedenfalls  der  Fall  ist,  wenn  eine  Person  w^en  eines 
bei  der  Äusilbnng  ihres  Berufes  verübten  Vergehens  der  fahrlässigen  Tfltnng 
mit  einer  sechsmouatüchen  Gefängnisstrafe  belegt  worden  ist.  Btner  Person, 
die  vor  ihrer  Anfnalune  in  eine  Hebammenscbule  wegen  einer  Verfehlung  gegen 
Leben  und  Gesundheit  ihrer  Mitmenschen  eine  derartige  Bestrafung  erlitten 
hätte,  wQrde  sicherlich  nicht  das  erforderliche  ortspolixeiliche  Zeugnis  Itbcr 
einen  sittlichen  Lebenswandel  ausgestollt  worden  sein. 

Anornule  Oebsrt  als  nKnnkkelt*'  im  Sinne  des  KrankenTersfehe- 
rugogesetBes  t  nf  Intlteb«  Entblndungahllfe  lutt  die  Terslelierte  mlbst 
dun  Anspntoh,  wenn  diese  vorwiegend  ans  Btlckslcht  auf  das  n  ent- 
bindende Ktnd  erforderUeh  gewe««n  sein  sollte.  Entscheidung  des 
Bayer.  Verw.-Ger.-H.,  8.  Sen.,  vom  6.  Oktober  1908. 

R.  H.  gehörte  zur  Zeit  ihrer  Entbindung  unbestritten  der  Gem.-Kr.-Vers. 
B.  an.  Nun  hat  allerdin^  die  E ranken versichemngceraäß  S§  1  and  6  Er.- 
Vers.-Ges.  nur  bei  RranKheiten  die  gesetzliche  Hilfe  zu  leisten,  während 
Schwan eerschaft  und  Entbindung  an  sich  nicht  als  Erankbeiten,  sondern  als 
natarliche  Vorgänge  anzusehen  sind.  Die  Vorinstanzen  vertreten  nun  die  An- 
schauung, daß  eine  Erankenhilfe  seitens  des  Dr.  P.  gegeutlber  der  R.  H. 
nicht  vorlag,  weil  dessen  ätztliehe  Tätigkeit  im  gegebenen  Falle  nur  durch  die 
Gefährdung  des  Ein  des,  nicht  aber  im  Interesse  der  Mutter  selbst  veranlaßt 
gewesen  sei.  Der  E.  Verwaltnngsgerichtshof  kann  jedoch  dieser  Anschauung 
nicht  beipflichten. 

Becbtslebre  und  Bechtsprechung  stimmen  darin  nberein,  daß  uuter 
„Krankheit"  im  Sinne  des  Erankenversichemngsgesetzes  ein  in  die  änBere  Er- 
scheinung tretender  anormaler  Znstand  zn  verstehen  ist,  welcher  entweder 
eine  Hilfeleistung,  sei  es  des  Arztes  oder  durch  besondere  Pflege  bedingt,  oder 
doch  die  Erwerbsfähigkeit  ausschließt,  bezw.  beschränkt.  Im  vorliegenden  Falle 
war  jedoch  nach  Bericht  des  praktischen  Arztes  Dr.  P.  seine  ärztliche  Hilfe 
dnrch  die  nngfinstigo  Lage  des  Eindes,  nämlich  nuvollkonunene  Fnßlage,  im 
wesentlichen  bedingt  und  dringend  notwendig.  Nach  dem  Gutachten  des  K. 
Bezirksarztes  von  B.  kann  diese  Lage  als  normale  nicht  bezeichnet  werden. 
Auch  der  K.  Ereismedizinalrefercnt  sprach  sieh  in  dieser  Beziehung  dahin  anSj 
daß  hei  Fußlagen  das  Kind  nicht  die  normale  Ealtung  habe  und  es,  wenn  bei 
solcher  Lage  die  Entwickelung  der  Gebort  den  Natnrkräftcn  Dberlaasen  bleibe, 
in  seinem  Leben  gefährdet  sei.  Der  E.  Oberraedizinalansschuß  sodann  bezeichnet 
die  Fußlage  des  Eindes  als  eine  regelwidrige,  he  welcher  die  Gebnrt  in  76 
von  100  Fällen  dnrch  die  Naturkrähe  allein  beendigt  wird,  während  S4  von 
100  Fällen  Eunsthilfe  erfordern. 

Es  war  also  in  Bezu)^  auf  die  Kindslaee  nicht  ein  normal^  ^Zastand^bei 
der  in  GebnrtsnOten  beflndlicben  R,  H,  gegeben.  -v'^'^.^ 


Ei  geht  «ber,  man  diesas  auch  Tom  mediifaÜBehl-teduiiiclieii  Standpniikt 
»OS  gerechtfertigt  erscbemen  m&g,  doch  jedenfalls  rechtlich  nicht  ao,  bei  der 
intlicben  Wile,  welche  in  EntbinaongafiUen,  solange  du  Kind  noch  nicht  ge- 
boTsn  ist,  eeleiatet  wird,  eine  Eille  in  nnteracheiden,  welche  ffir  die  Hntter 
und  eine  Bolohe,  welche  dem  Kinde  geleistet  wird.  Solche  einem  noch  unge- 
borenen im  Hntterleibe  beflndliohen  Sjnde  geleistete  Hilfe  moB  vielmehr  stets 
all  eine  der  Uittter  geleistete  Hilfe  angeaehen  werden,  da  das  noch  angeborene 
Kind  eine  aelbststiodige  Existenz  ttberoanpt  noch  nicht  hat,  vielmehr  rechtlich 
als  ein  Teil  der  Hntter  anzusehen  ist. 

ücbriffens  milste  anch  aheesefaen  hierron  eine  solche  Hilfe  als  eine  der 
Matter  geleistete  erachtet  werden,  denn  der  natnrgemiße  Zwedc  der  Qebnrt 
ist  die  HJerrorbringnag  mnes  lebenden  Kindes ;  sind  nun  die  natürlichen  Krifte 
der  Hntter  hierzu  imvermDgend  and  bedarf  diese  der  ärztlichen  Hilfe,  nm 
mO^cherweise  diesen  Zweck  zn  erreichen,  so  ist  dieses  eben  eine  Hilfe,  welche 
Kwar  anch  im  Interesse  des  zu  geb&renden  Kindes,  im  Rechtssinne  aber  der 
Hntter  selbst  geleistet  wird. 

.•^  Abgabe  gtfHger  FltUsigkelten  In  rmden  ArmelfUsem.  Entschei- 
dung des  Landgeri'cbts  ScbneidemOhl  vom  2.  Jannar  1904. 

Dem  Angekla^en  wird  zar  Imst  gelegt,  daß  er  sidi  znr  Verabfolgang 
der  Karbolsänre  is  einer  runden  Medizinflasche  der  Uebertretung  des  §  1&  der 
Hinist-PolizeiTerordnnag  Tom  S4.  Angnst  1895  schuldig  gemacht  habe.  Nach 
dem  der  Yerordnung  beigefSgten  Terzeichnis  der  Oifte  Abt.  III  zählt  Karbol- 
■inre  der  fragliehen  Art  unzweifelhaft  za  den  Qifteu.  Auch  der  §  15  1.  c  kann 
Uer  allein  in  Frare  kommen,  denn  nach  g  16  findet  dieser  g  15  auf  die  Ab- 
gabe von  Giften  äs  Heilmittel  in  den  Apotheken  Anwendung. 

Der  zitierte  g  15  verbietet,  Gifte  in  Trink-  oder  KocbKef&Qen  oder  In 
solchen  Flaschen  oder  Krftgen  abzugeben,  deren  Form  oder  BezeickDne^  die 
Qefehr  einer  Verwechselung  des  Inhalts  mit  Nahrungs-  oder  Genuftmitteln 
herbeiznf&hren  geeignet  ist.  Angeldagter  bat  das  Qift  in  keinem  Trink-  oder 
SochgeKB  Terabfolgt,  sondern  m  einer  800  g  enthaltenden  Uedizinfiascbe. 
Hedimnflasehen  sind  aber  weder  ihrer  Form  noch  Bezeichnung  nach  geeignet, 
m  einer  Verweebselung  des  Inhalts  mit  NahmngS'  oder  QenuBmittcln  AnlaB 
ta  gelwn.  Medliinflaschen  nnteracheiden  sich  oesonders  durch  ihre  Form 
(kürzen  Hals)  Ton  solchen  Flaschen,  in  denen  GennBmittel  aufbewahrt  zu  werden 
■Segen,  wie  Bier-,  Selters-  oder  Schn^nflaachen.  Sie  werden  auch  von  einem 
Heiuchen,  der  das  gewöhnliche  Haß  von  Sorgfalt  beobacbtet,  nur  znr  Aufbe- 
wairang  von  Uedizm  verwendet.  Wenn,  wie  es  anscheinend  der  Fall  ist,  in 
der  hieugen  Gegend  die  Sitte  besteht,  Hedizinflaschen  znr  Anfbewahrang  von 
Qenoflmitteln  zu  gebrauchen,  so  ist  das  eine  Unsitte,  deren  Folgen  nur  dem 
Betroffenen,  nicht  dem  Angeklagten  zur  Last  faUen  können.  Eine  Vorschrift, 
woaach  die  Apotheker  verpflichtet  sind,  eckige  Flaschen  zum  Handverkauf  von 
Qift  zu  verwenden,  gibt  es  nicht.  Es  würde  aber  auch  durch  die  Verwendung 
Ton  eckigen  Flaschen  die  Gefahr  einer  Verwechselung  nicht  ausgeschlossen 
sein,  denn  nach  dem  Zeoguia  des  Sachverständigen  Dr.  D.  werden  auch  eckige 
Hediainflaschen  in  miäbräDchlicher  Weise  vom  Publikum  znr  Aufbewahrung 
von  Oennämittelu  verweodet. 

Die  Freisprechung  des  Angeklagtco  durch  den  Vorderrichter  ist  roll* 
kommen  geiechUertigt.  Der  BerÜFnng  war  der  Erfolg  zu  versagen.  Da  den 
Angeklagten  auch  nicht  das  geringste  Verschulden  trmt,  ihm  aber  durch  das 
Verfaliren  nicht  unerhebliche  Kost^  erwachsen  sind,  so  sind  gemäß  §  499, 
Abs.  2  Str.-Fr.-O.  die  dem  Angeklagten  erwachsenen  notwendigen  Auslagen,  zu 
denen  nach  Lage  der  Sache  auch  die  Eosleo  der  Verteidigung  sählen,  der 
Staatskasse  znr  Last  gelegt. 


Redtzhisl  -  GetetzgelHing. 

Art    ^»aigr^Aotk  Pr«amm^t»m 

^^  Begritaisng  T*n  WohIfUirtHt«11eH  flr  Lnngenkranke.  (Dlspensalnu 
.i^^takemlen.)  Bnnderlaß  des  Ministers  der  usw.  Uedizinal- 
nngelegenheiten  Tom  S5.  Dezember  1908  -  M.  Hr.  18^28, UI^- 


SS  ReditapreehiiiiK  und  Hedisinkl-OoMUgebniv. 

tu  «amtliche  Herren  Begfemngsprisideiiteti  und  dem  H.  PoiiieipTiaidaiteB  in 
Berlin. 

In  der  AnUse  übersende  ich  ereeboist  dne  Huzogsweiae  Abschrift  dee 
Beisebericbtes,  welchen  mein  FubrefeTent,  der  Oehaime  Ober-Uedizinftlnt 
Prot  Dr.  Kirchner,  ttber  die  Beaichtiriing  des  Dispensure  utitnbeToilIeiiz 
in  Lille  oiHtattet  hat  Nuh  einem  Berleht,  wellten  der  Priratdozeat  aa  der 
hieBigeD  üniTergitit,  Prof.  Dr.  Pul  Jacob,  in  der  nDentsehen  mediziiiiBck«! 
Wochenschrift*'  j  1908,  Nr.  41  and  46  aber  .die  Dispenaairea  in  Belgien  ond 
Frankreich*  TerBffentlicht  hat,  befinden  sich  Uuliche,  wenn  auch  nidit  ebeuo 
Tollkommene  Einrichtnageii  in  verscliiedeneQ  Orten  der  genauiteii  beiden  Linder. 
Allem  Anschein  nach  sind  sie  wertvolle  Hilfsmittel  im  Sam^e  gegen  die  Tnber- 
kiüoee  und  in  hohem  Örade  geeignet,  die  segensrdeheD  Wlrka^gen  der  LnngMi- 
heilstätten  zn  nnterstfltzen. 

Es  ir&re  Hehl  wOnschensweit,  wenn  ähnliche  Einrichtungen,  und  zwar 
tunlichst  in  organiachei  Verbindung  mit  einer  Lnngenheilstitte,  aach  bei  uu 
ins  Leben  gemlen  werden  konnten.  Außer  den  Stuten  mit  mehr  als  100000 
Einwohnern  wären  in  erster  Linie  üniTereitätsstädte  und  solche  Orte  dam  ge- 
eignet^ in  denen  sich  ein  hygienisches  Institut  oder  eine  ähnliche  bakterioloEf- 
sche  Ünteranchnngsanstalt  befindet,  deren  Leiter  die  Einrichtung  und  teoD- 
nische  Leitung  dee  Dlspenssiie  oder,  wie  man  es  zweckm&ßig  nennen  konnte, 
der  .Wohlfahrtsstelle  fUr  Lungenkranke*  gewiß  gern  übemehmon  wttrde.  Die 
Kosten  der  ersten  Einrichtung  und  der  laufenden  Dnterbaltiuig  dieser  Wohl- 
fahrtsstellen  würden  sich  TorauMichtlich  unschwer  durch  HeraoziehunK  der 
OfFentlicheo  Wohltätigkeit  beachidfeii  lasten,  insoweit  sie  nicht  tou  den  Inrik 
Uditfttsanstaltea,  Krankenkassen  und  ULolichen  Verbänden  übeniommen  werden. 

Ich  gebe  kierron  mit  dem  ergebensten  Ersnehen  Kenntnis,  die  Frage  der 
Begründung  von  „Wohlfahrtsstellen  fftr  Lungenkranke"  einer  genügen  PrOfung 
SU  unternehen,  die  geeignet  erscheinenden  Schritte  zur  Verwirluiehung  des 
Gedankens  vorzubereiten  und  über  das  Veranlagte  und  die  damit  etwa  erzielton 
Erfolge  binnen  Jahresfrist  zu  berichten. 

Anlage. 

....  Am  Mittwoch  den  6.  Hai  fuhren  wir  mit  der  Bahn  nach  Lille  zur  Be- 
sichtigung des  dortigen  Institut  Pastear  und  des  von  dem  Direktor  dencilben, 
Herrn  Prof.  Dr.  Calmette,  ins  Leben  gerufenen  DJspensüro  aaütaberealeaz. 
Indem  ich  mich  bezüglich  der  Einrichtung  des  letzteren  auf  die  In  den  Anlagen 
beigefügten  Druckschriften  bedebe,  gestatte  ich  mir  folgendes  zu  bemerken. 

Die  Lungenheilstätten,  welche  in  Deutschland  besonders  gepflegt  worden 
sind,  wollen  den  Kranken  helfen,  solange  sie  noch  heilbar  sind,  und  wollen  sie 
gleichzeitig  dahin  erziehen,  daß  sie  mOgUchst  wenig  get&briick  für  ihre  Um- 
gebung werden.  Sie  haben  daher  einen  grossen  sanitiren  ond  erzieUldien 
Wert  Allein  sie  sind  nicht  im  stände,  fQr  sich  allein  die  Lnngentoberkaloso 
in  ausreichender  Weise  zu  bekimpfen,  da  sie  nur  fflr  die  Leichtkranken  somn, 
die  Schwerkranken  aber  sich  selW  überlassen.  Vom  Standponkte  der  Offsnt* 
liehen  Gesundheitspflege  sind  aber  gerade  die  Schwerkranken  am  gef&hrtichsten, 
weil  sie  in  ihrem  Auswurf  enorme  Mengen  von  TuberkelbuDlen  von  sich  geben. 


Man   konnte   nun  auf  den  Gedanken  kommen,  diese  Gefahr  dadorch  zu 
tigen,  daß  man  alle  vorgeschrittenen  PUle  von  TnberkaloH  in  Aa7len  ab- 
sonderte,  wie  man   ee  Im  iKttelalter   mit  den  Aussätzigen  getan  hat    Allein 


dies  verbietet  sich  doch,  einmal  mit  Rflcksicht  aof  die  damit  verbiindenen 
enormen  Kosten,  sodann  aber  weil  die  Menschheit  milder  geworden  ist  und 
ibre  Angehörigen  nicht  mehr  von  sich  stoßen  mOchte,  wenn  sie  krank  sind, 
wie  man  es  im  Mittelalter  noch  tat 

Hier  zögen  die  franzSoischen  Dispensures  dnen  schOnen  Weg. 

Sie  decken  sich  nicht  etwa  mit  neu  dentsdien  Polikliniken.  Sfe  wollen 
ansdrltcklich  keine  Heilanstalten  s^  sondern  sie  wollen  Stelleo  sein,  an  denen 
die  Kranken  ihre  Leiden  durch  die  physikalische  und  bakteiiologisrhe  Unter- 
snchong  konstatieren  lassen  kOnnen,  um  sich  daua  anderweit  äistllch  behandeln 
zn  lassen.  Außerdem  sind  die  Dispensalree- Stellen,  welche  den  Kranken,  falls 
sie  bedürftig  sind,  die  Öffentliche  Wohltätigkeit  durch  AnshiadigaBg  von 
Fleisch-,  Milchmarken,  GeldanterstützauK  und  der^  saginElfch  macnen.  Asch 
erhalten  sie  dort  Belehmng,  kostenfreie  Desinfektionaniittel  nr  die  Deunfdction 
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dM  ADHWnrfM   und   die  HOgUchkeit,   ihn  WSsche   regelmfläig   deeiafiäeien 
n  luBm. 

Die  AnstAlt  ist  in  einem  eiiutOckigeii  FaTÜlDn  ontergebiacht  and  be- 
st«bt  HU  elsem  WArtemun,  einem  Sprechzinmiei,  einem  bakteriologigchen 
Lftborfttoriain  and  einer  kleinen  Desinfektionaanstalt  für  atrOmenden  Wuaer- 


_ ,  daß  man  in  Deutschland  in  äfinÜchem  Sinne  ?._ 

I^ige,  nuneDtlich  in  den  groBen  Städten.  Solche  Anstalten  warden  die  Heil- 
■UÜen  ucht  aberflOu^  machen,  sondern  hSnnten  im  Gegenteil  in  enger  An- 
lehnnng  an  diese  ihre  aegentreiche  Tätigkeit  entfalten,  indem  sie  die  fttr  die 
Heilrtitten  geeigneten  Kranken  aussuchen  und  die  fOr  die  Heilstätten  nicht 
mehr  g«dgnäen  in  gesnadheitlicher  Beziehung  aberwachen. 


j^    6«VhTt9,  mit  schwefliger  Sinn  bekuidelte  FrBehte  ans  dem  Ans- 

y^M.i»'    ErlaB  derHInisters  der  usw.Medlsinalangelegenheiten 

Knd  f&r  Handel  n.  Gewerbe  Tom  12.  Januar  1904  —  H.  n.  g,  A. 

IL  Nr.  9716,  U.  f.  E.  n.  GF.  IIb  Nr.  154  —   an  sämtliche  Herren  Begiemngs- 


Seit  mehreren  Jahren  werden  ans  dem  Auslände,  besonders  ans  Amerika, 
in  groBen  Uengen  godOrrte  FrDchte,  namentlich  Aprikosen  und  Prönellen,  ein- 
g^ährt,  welche  nr  Konserrienuig  mit  schwefliger  Säure  behandelt  sind, 
seldie  Frfiehte  sind  von  den  PolizdbehltrdeB  nicht  selten  beanstandet  worden. 

Im  Interesse  eines  möglichst  gleichmUigen  Verfahrens  wallen  wir  nach 
dMU  Vorgänge  anderer  Bundesstaaten  und  rorbehaltlich  der  im  einzelnen  Falle 
dm  Qeriditen  zusteheDdeu  Entscheidung  Bedenken  dagegen  nicht  erheben,  diifi 
Üb  auf  weiteres  seitens  der  mit  der  NahnmKsmittelkontrelle  betrauten  Organe 
rin  Znsats  tob  schwefliger  Säure  bei  Dorrobst  bis  zu  dem  HOchstfaetrage  von 
Oilttt**/*  sidit  beautandet  werde.  Bei  einem  höheren  Oehalte  an  schwefliger 
Siore  ist  jedoch  ia  allen  Fällen  das  Strafverfahren  nach  UaSgabe  der  Vor- 
schriften des  Oesetses  tarn  14.  HM  1879  (B.  ü.  Bl.  S.  146)  herbeizufahren. 

Wir  ersncben  hiernach  ergebenst,  das  weitere  gefälligst  zu  veranlassen 
und  insbesondere  die  PoUzeibehOraen  mit  entsprechender  Weisung  zu  versehen. 


.Wfsw. 


6«lkhr  der AmnwutflretoOyergUtnff.    ErlaS  der  Hinister  der 
HediziDalangelegenheiten   und  für  Handel  nnd  Gewerbe 
H.  Nr.  9062,  U.  i  B.  IHa  Nr.  9629  —  vom  8.  Januar  1904 


aa  Bfimtlldie  Herren  Begiemngspräsidenten. 

Neuere  Untersuchungen  haben  abweichend  von  der  bisher  vielfach  ver- 
tretmen  gegenteiligen  Annahme  ergeben,  daS  arsenhaltige  Säuren  nicht  nur 
■oter  der  BUiwirkuig  von  Zink  und  Zbn,  sondern  auch  unter  der  des  Eisens 
Anenwuaerstoff  entwickeln.  Hiemach  besteht  die  Gefahr  der  Arsenwasser* 
sbüfvergittmie  auch  ftr  diejenigen  Arbeiter,  welche  z.  B.  in  Fabriken  emaillierter 
Geschirre,  in  Terdunungs-j  VeriinkongB-  nnd  Verbleinngsanstalten  Elsengegen- 
■tiode  zur  Herst^ung  emer  metallischen  Oberfläche  mit  roher  Schwefelsäure 
oder  Salzslnre  beisen. 

Ebenso  wie  bei  der  Einwirkung  areenbaltiger  Säoren  auf  Metalle  bildet 
■ich  anfiwdem  ArsenwasserstofT  bei  der  AnflOsong  arsenhaltiger  Metalle,  z.  B. 
arsenhaltigen  Zinkes,  in  Säuren. 

£w.  Hochwohigeboren  ersuchen  wir  im  Anschlaft  an  den  Bnnderlafi  vom 
22.  Oktober  1902  ~  H.  d.  g.  A.  M.  77&6,  M.  f.  H.  lUa  8961  <Uin.'BL  f.  Med. 
pp.  Ang.,  1902,  S.Sfi6,  Hin.-Bl.  d.  Handels-  nnd  Gewerbeverwaltnng  S.  890) 
ae  Gewerbeanfsichtsbeamten  und  Medizinalbeamten  hierauf  au&nerksam  zu 
nuchen  und  sie  arnnweisen,  auf  die  Verhütung  der  bei  der  Entwickelung  von 
ArsenwasserstofT  entat^enden  Gefahren  ihr  besonderes  Augenmerk  zu  riäiten. 


Intrige  nnf  Beflreliug  von  der  Ableistung  des  pmktlsehen  J'nhres. 

ErlaB  des  Ministers  der  usw.   Uedizinalangelegenb    " 
1(1    t._....  loni  _.    u    M.    aa  ...    i.-  ai^  it.. rr_i..._7t3>.- 
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tiige  snf  Be&uong  toh  der  Ableistong  des  praktisoben  Jahres  eingerdcbt 
worden,  beror  die  Kssdidaten  die  ärztliche  Pr&fimg  Tollatändig  bestanden  habea. 
Zur  einheitlichen  Regelung  der  Angelegenheit  bestiDune  ich,  daß  Geniche 
der  fraglichen  Art  erst  nach  gänzlicher  Beendigung  der  ärztlichen  PrttfsBff 
nnd  zwar  dnrch  Ew.  Hocbwohlgeboren  Vcrmittlnng  bei  mir  einzareichem  sind. 
Indem  ich  im  Übrigen  auf  die  Beatimmong  im  g  70,  Abs.  S  der  Bekanntmachung 
betr.  die  Prüfangsordonng  der  Aerzte  vom  28.  Mai  1901  rerweiae,  ersache  ich 
ergebenst,  die  iCandid&ten  der  Medizin  entsprechend  zn  beoach richtigen  und 
die  erestDell  eingebenden  Gesuche  mit  Ihrer  Aenßernug  versehen,  mir  alsdann 
nmgdiend  vorzulegen. 

B.  Orosa1ierKOBt;nm  Baden. 

FOTtverkehr  der  Beiirkslnte  mit  den  praktlsohen  Aent«n,  ErlaH 
des  Ministers  des  Innern  vom  17.  Dezember  1908  an  die  groBher- 
zoglichen  Besirksärzte. 

Der  Portoanfwand  f&r  die  Weitersendnog  bezw.  liückBendnng  der  vom 
Eezirkaarzt  an  die  praktbchen  Aerzte  seines  Bezirks  ergehenden  RnadschreibeB 
ist  von  der  Staatskasse  zu  tragen.  Die  Entlastung  der  Aerzto  von  derartigen 
Fortoauslagen  kann  auf  zweierlei  Art  gescbeben :  entweder  sendet  der  Arzt 
du  Schriftstück  als  , Portopflichtige  Dionstaache"  mit  der  Aufschrift  ^I-  £•  c. 
D.'  (d.  L  in  Ermangelung  eines  Dienstsiegels)  „ prakt.  Arzt"  unfran- 
kiert an  den  Bezirksarzt  zurück  oder  aber  der  Bezirksarzt  legt  bei  der 
Absendnng  des  Rundschreibens  eine  entsprechende  Anzahl  mit  Adresse  ver- 
sehener Umschläge  bei  Letzterer  Weg  ist  mehr  zu  empfehlen,  weil  das  Rund- 
schreiben dann  nicht  immer  wieder  an  den  Bezirkgarzt  zurückgeben  und  tob 
diesem  wieder  zur  Post   gegeben  werden  muß,  sondern  unmittelbar  von   Arzt 


JsbreBberiohte  der  GroBshersogllcben  Bezirksirzte.  Erlaß  des 
Ministeriums  des  Innern  vom  28.  Dezember  1908  an  die  großher- 
zoglichen Bezirksärzte. 

Der  nach  g  35  der  Dienstanweisung  für  die  Bezirksärzto  vom  1.  Januar 
1886  bis  zum  1.  April  1904  dem  Bezirksamt  vorzulegende  Jahresbericht  für 
die  Jahre  1902  und  1S03  Ist  nach  dem  durch  Erlaß  vom  19.  Dezember  190L 
Nr.  47468  bestimmten  Schema  zn  bearbeiten  und  behufs  rechtzeitiger  Fertig- 
stellung alsbald  in  Angriff  zu  Dchmen. 

Die  erforderlichen  Formulare  werden  den  Kroäberzogl.  Besirksärzten  vom 
GroSherzogUch  Statistischem  Laadesamt  onmittelbar  zagehen ;  dieselben  haben 
nach  Inhalt  nnd  Zahl  einige  Acnderungen  erfahren,  welche  sorgsamer  Beach- 
tung beditrten.    Im  einzelnen  machen  wir  auf  folgendos  aufmerksam : 

1.  Das  Formular  B  (Statistik  der  Tuberkulösen)  ist  von  dem  Bezirksarzt 
künftighin  lediglich  an  die  in  seinem  Bezirk  ansässigen,  nicht  auch  an  die  in 
anderen  Amtsbezirken  wohnhaften,  aber  im  Bezirk  Praxis  aus&bendon  Aerzte 
zu  versenden;  in  demselben  smd  seitens  der  praktischen  Aerzte  alle  am 
31.  Dezember  190!)  in  ihrer  Behandlung  stehenden  Tuberkulosen  zu  verzeichnen, 
auch  soweit  dieselben  außerhalb  des  Amtsbezirks  wohnhaft  sind. 

S.  Die  am  31.  Dezember  d.  J.  in  Lungenheilstätten,  allgcacinen  Krankcn- 
hlusern,  Sanatorien  und  dergleichen  untergebrachten  Tuberkulosen  sind  von 
den  betreffenden  Anstaltsärztcn  ebenfalls  in  Formular  B  einzutragen,  wobei 
auf  die  Abstammune  (Heimat)  der  Kranken  keine  Rücksicht  za  nehmen  bt; 
in  gleicher  Weise  sind  die  Erhebungen  bezüglich  der  Gamisonlazarethe  dnrch- 
zofnhren. 

3.  Die  Statistik  der  Qeistesk ranken  (bisheriges  Formular  G)  kommt  in 
Wegfall.  Als  Ersatz  dafür  ist  im  Text  des  Jahresberichts  lediglich  Itbor  die 
Zahl  der  in  der  Berichtsperiode  im  Bezirk  vorgekommenen  Aufnahmen  von 
Geist  eskrenken  in  Öffentliche  nnd  private  Anstalten,  bei  denen  der  Bezirksant 


Beehtsprecbung  und  MedJsinftl-GkMtagebitDg.  dt 

gemiA  3  i<  ^i'^-  1>  ^^-  ^  ^'"'  l&ndesherrlichen  VeTOrdonng  vom  3.  Oktober 
169S  (UMetzea-  n.  yerordnangsbl.  S.  967)  mitzuwirken  hatte,  sowie  über  die 
hierbei  gemkchten  besonderen  Wahrnehmangon  au  berichten. 

i,  Iq  den  Formninren  G  and  H  (seither  H  und  J)  ist  Dnomehr  die 
BunentUche  AnffOhmng  der  im  Bezirk  Torhaodenen  Aerxte  nnd  Apotheker 
■i^ieordDflt.  ^^_^__ 

Freiwillige  Krankenpflege  im  Kriege.  Erlaß  des  Miniaterinins 
des  Innern  an  die  großherzoglichen  Bezirkaärzte. 

Der  Vorstand  des  badischen  Landesvereius  Tom  Boten  Kreua  wird  ktknf- 
lighin  anr  Beseitignog  hervorgetietener  Zweifel  nnd  um  klarznatellen,  daß  im 
Falle  der  Beteiligung  des  Vorsitzeaden  des  Landesvereius  oder  dessen  SteUvet- 
treters  bei  den  Öffentlichen  Schlußpftlfungen  der  Sanititskolotmen  diesem  die 
Leitung  der  Prüfung  zukommt,  die  großherzoglichen  Herren  Bezirksärzte  nicht, 
wie  im  Erlaß  des  QroßherzogUchen  Ministerioms  des  Innern  vom  9.  Februar 
1903,  Nr.  6673  gesagt  ist,  zur  Abnahme  der  Prüfung,  sondern  znr  sachver- 
ständigen Beurteilung  der  Leistungen  der  betreffenden  Kolonne  einladen. 

Hiervon  gebe  ich  den  großherzoglichen  Herren  Bezirksärzten  mit  dem 
Anfttgen  Kenntnis,  daß  der  Vorstand  des  badiscbcn  Landesvereins  vom  Boten 
Krenz  in  der  Absicht,  die  großherzoglichen  Herren  Bezirksärzte  znr  Abgabe 
einer  sachgemäßen  Begutachtune  in  den  Stand  zn  setzen,  sich  bereit  erklärt 
bat,  den  großhorzoglicben  Bezirksärzten  die  hierzu  erforderlichen  Vorschriften, 
nimlich: 

1.  die  freiwillige  Krankenpflege,  TeH  VI  der  KriegS'Sanitäts-Ordnnng ; 

2.  Onterriehtsbnch  fur  freiwillige  Krankenpfleger  (amtliche  Ausgabe) ; 
a  Leitfaden  für  die  SanitätskoWne  von  Ba  hie  mann  nnd 

i.  Anleitung  zu  ärztlichen  Improvisationsarbeiten 
auf  Verlangen  unentgeltlich  znr  Verfügang  zu  stellen. 

Ich  ersuche  diejenigen  Herren  Bezirksärzte,  weiche  auf  die  Uoberlassnng 
dieses  Materials  Wert  legen,  sich  hierwegcn  unmittelbar  an  den  genannten 
Vorstand  wenden  zn  wollen. 


AentUehe  Behudlnng  erkrankter  Personen,  die  der  Oemelnde- 
knuüieBTerBlehening  nnterllegen.  Rundschreiben  des  Landes-lledi- 
zinalkolleginms  vom  29.  Oktober  1903  an  sämtliche  Aerzte  des 
Herzogtums. 

Im  Auftrage  des  Herzoglichen  Staatsminis teriums  erüffnen  wir  den  Herren 
Aorzten  des  Herzogtums  das  Folgende: 

Diejenigen  Qemeinden,  in  welchen  die  Krankennnterstutzung  der  kranken- 
versicherungspflichtigen  Perionen  vermittelst  der  sog.  .Oemeindekranken- 
versicheruug"  erfolgt,  sind  durch  das  Kranken versichernngsgeBetz  |  8a, 
Ziffer  6  ermächtigt  zu  beschließen,  daß  die  ärztliche  Behandlung 
Kranker  nur  durch  bestimmte  Aerzte  zn  gewähren  ist  nnd  daß 
die  Bezahlong  der  durch  Inanspruchnahme  anderer  Aerzte  entstandenen  Kosten 
—  von  dringenden  Fällen  abgesehen  —  abgelehnt  werden  kann. 

Wohl  die  meisten  QemetDden  haben  einen  dementsp rechenden  Beschluß 
^taiit;  die  Erfahrung  lehrt  aber,  daß  von  den  bei  den  Gemeindekrankenver- 
sicharnngen  versicherten  Personen  gegen  derartige  Beschlösse  häufig  in  Un- 
kenntnis dieser  Bestimmungen  zum  eigenen  Nachteile  verstoßen  wird:  im 
Vordergrunde  stehen  dabei  die  Fälle,  in  denen  die  Versicherten  im  Verlaufe 
der  Krankheit  ärztliche  Behandlung  bei  einem  anderen  Arzte,  als  dem  HKaasen- 
arate",  durch  den  allein  die  Gemeindekranken  Versicherung  diese  Behandlung 
gewährt  wissen  will,  anfauchen,  ohne  die  Genehmigung  des  Gemeindevorstehers 
dazu  eingeholt  üq  haben  bezw.  durch  eine  „Dringlichkeit"  dos  Falles  im  Sinne 
des  Gesetzes  dazu  berechtigt  zn  sein.  Ist  es  nun  auch  zumal  in  Anbetracht 
des  nnnmehr  langjährigen  Bestehens  der  K ranken versicherongsgesetzgebung 
grundsätzlich  in  erster  Linie  als  die  Sache  des  Versicherten  selbst  anzusehen, 
nicht  minder,  wie  mit  den  Rechten,  die  das  Gesetz  gibt,  sich  mit  d^n.fjjciht^n, 
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die  ihm  dasselbe  auferlegt,  Tertrint  zu  machen  and  sich  danach,  wens  er  tot 
Schaden  bewahrt  bleiben  will,  eii  richten,  so  ist  doch  auf  der  andem  Sdte 
nicht  in  Abrede  za  nehmen,  daß  an  der  onrichtieen  Handlangawdso  der  Ver- 
sicherten auf  diesem  Gebiete  und  ihren  naohteiÜKeD  Folgen  nieht  selten  du 
Terhslten  der  Kassenärste  beiträgt.  Wohl  die  Mehrskhl  der  BUle  liegt 
so,  daß  das  HitgUed  der  Qemeindekranltenveraiehenuig,  n>chdem  m  nudahBt  den 
Kassenarzt  konsalUort,  sich  behufs  besserer  Pflege  oder  ans  sonstigem  Grande 
zu  seinen  auswärtigen  FamilieoangehSrigen  begibt  nnd  Ton  dem  dortigen  Ant« 
behandeln  lABt;  dabei  kommt  es  nicht  selten  vor,  daß  der  Kassenarzt,  wenn 
er  dem  Mitgliede  auch  nicht  direkt  den  Bat  zn  diesem  Schritte  gibt,  es  doch 
in  diesem  Vorhubeo  ausdrücklich  oder  stillschweigend  bestärkt,  ohne  Uun  zn- 
gleich  vortostellen,  daß  die  ärztliche  Behandlong  nur,  wenn  durch  ihn,  den 
Kassenarzt,  ansgeftlbrt,  aof  Kosten  der  Krankenkasse  gebe,  nnd  dkS  daher  die 
weitere  Bonandtnng  dnrch  einen  auswärtigen  Arzt,  sofern  das  Mitglied  hiem 
nicht  noch  die  ansdrflckliche  Oenehmignng  des  OemeindeTorstohera  erlange,  die 
Kasse  za  nichts  Terpflichto.  Aehnlich  lieera  die  FUle,  in  denen  es  sich  darum 
handelt,  daß  das  Mitglied  der  OemeindärankenTerslchernns  nach  einer  Be* 
sprechnng  mit  dem  Kassenkrzte  einen  zweiten  Arzt  „apeziaUnt",  zugezogen 
oder  ein  anderes  Krankenhans,  als  von  der  Qemeindekrükenkasse  fttr  etwuge 
Kranbenhaosbehandlnng  bestimmt,  in  Anspruch  genommen  haL  Daß  in  diesen 
Fällen  die  Zuwiderhandinngen  der  Versicherten  gegen  die  bestehenden  Vor- 
schriften zumeist  in  gutem  Qlanben  geschehen,  wird  hiernach  nicht  zn  bs- 
zweifeln  sein. 

Das  Ziel,  die  Versicherten  besser  mit  den  einschlägigen  Beschlossen  der 
Gemebden  bekannt  zn  machen  und  sie  dahinzubringen,  daß  sie  diese  Be- 
stimmnngen  zu  ihrem  eigenen  besten  gehörig  beachten,  wttrde  ToranssichtUch 
besser  erreicht  werden,  wenn  die  Kassenärzte  —  deren  jetziges  Verhalten  auch 
meistens  aus  Unkenntnis  der  betreffenden  Bestimmungen  hervorgeht  —  einmal 
yon  denselben  genaue  Kenntnis  erhalten,  und  sodann  es  mit  als  ihre  Aufgabe 
ansehen,  danach  in  den  einzelnen  Fällen  die  Versicherten  durch  richtigen  Bat 
tunlichst  vor  falschen  Schritten  zn  bewahren.  Der  richtige  Rat  ergibt  sich  im 
Einzelfalle  nach  vorstehendem  tou  selbst,  nnd  es  wird  insDesondore  regelmäßig 
der  Bat  am  Platze  sein,  daß  der  Versicherte  zur  Wahm&g  seiner  Beate  sich 
vor  Zuziehung  fremder  Aerzte  etc.  der  Genehmigung  des  GemeiDderorstehers, 
oder  wenn  solche  etwa  schon  geschehen,  dieser  Genehmigong  Bobald  wie  mSg- 
lieh  hinterher  vergewissere.  In  letzterem  Sinne  wird  aueh  der  fremde  Aizt  in 
verfahren  haben,  den  der  Versicherte  an  Stelle  des  Kassenarztes  wegra  Tor- 
meintlicher  Dringlichkeit  nnd  dergL  selbständig  zugezogen  hat.  Der  Kassen- 
arzt mnß  sich  stets  bewnßt  sein,  daß,  wenn  nicht  etwa  gegenteilige  am- 
drflckliche  Beschlüsse  des  Gemeinderats  vorliegen,  zur  Vertretung  der  Ge- 
mebdekrankenv ersieh erung  nicht  er  befugt  ist,  sondern  der  Gemeindevor- 
steher, dessen  Sache  es  daher  auch  allein  ist,  dem  Versicherten  Irgendwelche 
Zugeständnisse  über  Leistungen  der  Krankenkasse  zu  machen;  dies  ist  noch 
fflr  einen  Punkt  von  Wichtigkeit,  der  allerdings  nicht  unmittelbar  unter  §  6  a, 
Ziffer  6  des  Gesetzes  fBllt,  £ifl  nämli«^  ,Kraiäenhaasbehaadlung*  nidit  ohne 
weiteres  zu  den  gesetzlichen  Verpflichtungen  der  Gemeindekrankräkasse  geUrt, 
vielmehr  ihre  Gewährung  jedesmal  von  der  Entschließung  der  Gemeinde  ab- 
hängt, und  daß  es  daher  schon  falsch  ist,  wenn  der  Knesenarzt  auf  eigene 
Hand,  ohne  Zustimmung  des  Gemeinde  Vorstehers  einen  Versicherten  Ins  Kranken- 
haus schickt. 

Die  eingangs  gedachte  Erscheinung  ist  zwar  auch  bei  den  organisierten 
Krankenkassen,  insbesondere  den  ,0rtakrankenkBS8en'  zu  beobachton;  Jedoch 
liegt  für  diese  Kassen  ein  Anlaß,  vor  der  Zuziehung  nicht  zuständiger  Aerzte 
besonders  zu  warnen,  deshalb  nicht  in  gleichem  Maße  vor,  weil  Ml  dlenn 
Kraukofikassen  jedes  Kassenmitglied  ein  Exemplar  des  Kassenstatna  ausge- 
händigt erhält  und  sicli  in  diesem  die  betreffenden  Bestimmungen  ver- 
zeichnet finden. 

Verantwortt-Bedikteur:  Dr.Rnpmnnd,  Beg.- n.  Geh.  lled.-£nt  In  Minden  i  W. 
1.  C.  C.  Bmu,  Haru)^  MehK  u.  F.  8eb.-L.  Hon»eMra«kwM  la  Klado. 


Rechtsprechung  und  ledizinal- 
Gresetzgehmg. 

BeUage  zur  Zeltsohrlft  für  Medizinal -Beamte. 
Nr.  5.  1  März.  1904. 

.  Rechtsprechung. 

^-    Elnfl  PoUsfliTflrordBwif ,  welche  eine  im  Hotfell  bei  einer  Emtblndwag 
JfetaHKemdleute  leistende  HIekthcbaMne  Terpfllelitet,  binnen  einer  be* 
-''^■ttmHten  Frist  der  PolinelbeMrde  Uerron  An>eig*  x>  entatten,  Ist  reebts- 
nngWllr*    Dar^ffAB  f**  «i**  PcIlselTererdnnnc»  welck«  4l«  BUhthebaHHe 
nnUobtet»  Mfert  naok  Ihrer  Anknnft  bei  der  Kreieunden  fBr  die  Ber- 
helMlnnc  einer  Hebnnme  oder  eines  Antes  Serge  m  tmgen  nnd  nnch 
dem  Blntreffta  sieh  Jeder  sebnrtshllllleben  Tltlgkeit  sn  entbnlten,  reekts- 
flltlg.    Urteil  des  KaMmergericbts  vom  28.  November  1908. 
OrOnde. 
Sie  Berision    der  EfinigUchen   Stafttssnwaltseliftft,    welche    Terletzong 
nwteiieller  BechtsTorachriften  rügt,  ist  teilweise  begrttndet. 

Die   Polizeiverordaang    des   Oberprisidenten    dei   Previnz    Posen    vom 
27.  September  1»02  bestimmt  in  §  1 : 


„Die  Ansflbnng  der  gebnrtshiUlicken  Tätigkeit  ist,  ancb  wenn  sie  nicht 
gewerbsm&Qig  geachiebt,  aolcben  Personen,  welche  eleu  nicht  im  Besitze  des 
erforderlichen  PrlUan^eiignlBses  befinden,  nnteisagt 


FÜle  der  Not  sud  von  diesem  Verböte  sosgeeommen ;  jedoch  m&ssen 
Nichthebsmmen,  welche  im  NotfsU  titig  gewesen  sind,  lofort,  nnd  zwar 
spitesteni  24  Standen  nach  Abluif  der  Qebnrt  der  Polizeibehörde  des  Orts, 
■n  welchem  die  Entbindnng  erfolgt  ist,  hiervon  schriftlich  oder  zn  Protokoll 
Anzeige  machen.  Ein  NotbU  ist  uor  dum  vorhanden,  wenn  es  nicht  mög- 
lich ist,  rechtzeitig  eine  Hebamme  oder  einen  Arzt  herbeizuschaffen. 

§  2.  Wird  eine  Nichthebamme  znr  ÄnsSbnng  geburtshilflicher  Tltlg- 
keit  zn  einer  Kreißenden  geraten  (§  1,  Abs.  2),  so  hat  sie  sofort  nach  ihrer 
Ankunft  bei  der  letzteren  for  die  Herbeiholong  einer  Hebamme  oder  eines 
Arstee  Sorge  za  tragen  und  nach  deren  Eintreffen  sich  jeder  gebartshilf- 
liehen  Tätigkeit  za  enthalten." 

Den  Angeklagten  ist  zunächst  zur  Last  gelegt,  gegen  g  1,  Abs.  1  der 
erwähnten  Verordnong  dadurch  verstoßen  zn  haben,  das  sie^  ohne  im  Besitz 
dea  hierza  erforderlichen  PrOfongszengnisBes  zn  sein,  geburtshilfliche  Tätigkeit 
anstkbten. 

Ohne  Bechtsirrtnm  hat  die  Strafkammer  die  Angeklagten  dieser  üeber- 
tretong  fttr  nicht  schuldig  erklärt,  weil  sie  einen  Fall  der  Not  als  vorhanden 
erachtet  und  nach  %  1,  Ate.  2  der  verordnnng  Fälle  der  Net  von  dem  Verbote 
des  §  1,  Abs.  1  aasgenommen  sind. 

Die  Angeklagten  waren  weiter  beschnldigt,  nach  Aosttbnng  der  gebarts- 
hillliohen  TStukeit  nicht  sofort  nnd  zwar  spätestens  innerhalb  i^  Stunden  nach 
Ablauf  der  Qebnrt  der  Polizeibehörde  des  Orts  hiervon  schriftlich  oder  zn 
PtotokoU  Anzeige  gemacht  nnd  dadurch  gegen  §  1,  Abs.  2  der  erwähnten  Ver- 
oidnnog  verstofien  zn  haben.  Hit  Becht  und  in  Uebereinstinimnng  mit  der  Ent- 
■cheidnne  dee  Kammergerichts  vom  6.  Juli  1U03  hat  die  Strafkammer  diese 
Vonchritt  ftlr  nngülüg  erklärt  Die  Vorschrift  kann  nor  zweierlei  bezwecken, 
entweder,  etwaige  Fälle  ansteckenden  Eindbettflebers  sofort  znr  Kenntnis  der 
Behörde  zn  bringen  oder  der  Polizeibehörde  das  Einschreiton  gegen  Nichtheb- 
ammen,  die  außer  dem  Falle  der  Not  gebortshilfliehe  Tätigküt  vernehmen,  zn 
uleichtem.  In  beiden  Fällen  ist  sie  onKttlüg,  Im  ersteren  deshalb,  weil  die 
lUrterie  der  Anzeigepflieht  bei  ansteckenden  Krankheiten  ftti  Preußen  geseti- 
lidi,  inabesondere  durch   das  Beichsgesetz  vom  SO.  Juni  1900,  betreffend  die 
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Bek&mpfong  gemeiDgefährlicher  Krankheiten  (B.  O.  B.  S.  806),  wxi  du  preaßi- 
Bctae  BegnlatiT  vom  8.  Anglist  1886  (0.  S.  S.  üM)  geregelt  iaL  Im  leteteran 
deshalb,  weil  der  Zweck  der  FollzeiTorBchriften  der  iat,  die  Öffentliche  Büke 
und  OrdDiiDe  m  erhalten  und  die  dem  Pablikiun  und  einzelnen  Mitgliedern 
drohenden  Gefnhron  abzuwenden  (g  10  n,  17  A.  L.  B.),  aber  nicht  der  Folizei- 
behOrde  die  ihr  obliegende  Kontrolle  und  damit  die  Strafrerfotgnng  zn  er- 
leichtem.   Insoweit  war  daher  die  Berision  aorflclunweisen. 

Dagegen  ist  die  Freisprechnng  Ton  der  Anklage,  den  g  2  der  gedachten 
PolizeiveroitbiDng  ttbertreten  zo  haben,  nngereehtfertigt. 

Die  Voratmrift  ist  rechtsgflltig,  ihr  Oegenatand  ist  die  Sorge  fOr  Leben 
nnd  Qeaimdheit  (^  6  des  Qeaetzes  vom  11.  März  1860).  Sie  wiU  das  Leben 
und  die  Oesundheit  der  Ton  Nichtbebammen  Entbnndenen  dadurch  schfitsen, 
daß  Bie  dahin  wirkt,  der  WOcbnerin  möglichst  bald  sacbknndige  Hilfe  zn- 
zufuhren. 

Die  Strafkammer  führte  fbi  die  UngUtigkeit  der  Vorschrift  an,  daß  diese 
du  AUgemeinintereese  gef&brde,  indem  «ie  den  ffillbb«rdten  Tfttlgkeitea,  die 
Kosten  Ternrsachen  kOnnen,  anierlegt,  nnd  sie  dadnrch  von  dar  Hilfelelstoag 
abschreckt. 

Diese  Erw&gnngen  betreffen  jedoch  nicht  die  BeohtsgfilUgkeit.  eondera 
nur  die  vom  Siebter  ucht  n  prOfende  Notwendigkeit  und  Zweckm&ngkeit  der 
Vorschrift  (§  17  daa  PolizeiTerwaltungtgeaeties  vom  11.  Kitt  1860). 

Aach  reiclurechtliche  Bedenken  stehen  der  Gültigkeit  des  erwUmteo 
g  8  nicht  entgegen.  Die  BelchsgewerbeordniinK  bexiebt  sich  nach  g  1  Ober- 
hanpt  nnr  auf  gewerbsm&Blge  TKUgkeit,  wUirend  hier  nnr  eine  nicht  gewerbs- 
m&uge  in  Frage  steht  AoBerdem  regelt  dieses  Gesetz  nach  S  ^  die  Ansftbnng 
der  Heilknnde  nnr  insoweit,  als  es  darflber  ansdrfickliche  Bestimmangen  ent- 
halt j  solche  finden  sich  betrefCs  der  Hebammen  in  gg  80,  Abs.  2,  40,  Abs.  1  und 
2,  68,  Abs.  2.  Abgesehen  von  diesen  bewendet  es  bei  den  landesrecbtlichen 
Vonchriften  Aber  die  Hebammen. 

Da  das  Bevisiougerleht  in  tjebereinstimmung  mit  dem  Antrage  der 
Staatauwaltsohaft  die  gesetslich  niedrigste  Strafe  fttr  angemessen  erachtet  hat, 
waren  die  Angeklagten  in  je  I  Mark  Geldstrafe,  Im  ünrermOgeBsfalle  Je  ^em 
Tage  Haft  n  Teinrtülen. 

Die  Entsoheidnng  Aber  die  Kosten  bemht  anf  g  i»7  Str.  P.  0. 


d^eaSber  dem  |  b  der  Verordnung  vom  S&.  Mal  1867  (Q.  S.  S.  1S9) 
ist  du  Ebrengerloht^esetz  Tom  26.  Noremiter  1889  Im  Sinne  4es  Im 
ehrengerlchtUohen  Terfklu-en  annlog  anwendbaren  |  S  des  Belehsstnif- 
gesetibuohs  als  das  „mildere  8ei«ti**  aniuehen. 

Bei  der  Beartelliuig  der  Sehildfroge  mBssen  Verfehlnngen,  welutae 
weder  tn  dem  die  VornntersBebong  erSJmenden  Besohlnsse,  noch  In  der 
AnktageHshrirt  anf^niirt  sind,  nnaser  BetmeU  bleiben.  Urteil  des 
PrenBischen  ärztlichen  Ebrengerictitshofs  vom  80.  Juni  1908. 


Anoh  In  denjenigen  lUlcn,  In  weloken  das  •rdentlloke  Stmfrer- 
tahren  nur  auf  Antrag  rtnttflnAet,  Ist  das  ekreigerlehUlelie  T«rffekrM  T«n 

einem  loleben  Antrage  nlebt  ImUagt.    Urteil  des  Preußischen  Irzt- 
lichen  Ehrengerichtshofs  vom  18.  Oktober  190a 


Kaoh  I  n  dei  Ehrengerlehtagweties  kann  di«  bmIi  T«nwlk«guffUMr 
HanptTerhandliig  ergekende  Entseheldang  nnr  anf  Frefspreebnng  »der 
Verurtellnng  lasten.  Aof  die  EInilellaiig  des  Terhbrtns  n  erkennwi, 
mus  blernaeh  fBr  nnmliBBlg  ernebtet  werden.  Urteil  des  Frenssi- 
scben  ärztlichen  Ehrengerichtshofs  rom  80.  Juni  1908. 

Das  erstinstanzliche  Urteil  onterliegt  der  Aufhebung  aber  aaeh  insofern, 
als  es  wegen  der  Anscfealdigune  der  Verabsinmnng  der  Anknftpfnne  kollegialer 
Beslebnngen  mit  den  anderen  Schweldnitzer  Aerztea,  beattglicfa  wdoher  es  die 
8cfa(itdfn«e  verneint,  die  Einstellung  des  Verfahrens  ausspricht  Hierdoreh  ist 
die  Vorscnrift  des  g  87  des  Oesetaes  vom  2b.  November  1899  rerletat,  aacb 
welcher  die  in  dar  Hanntverhandlung  verkOadete  ^tseheidnng  nnr  auf  Frei- 
sprechung  oder  Vemrteilang  lauten  kann.  -     .-.  '-'^■v•^■^ 
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DI«  Bchuytiuis,  dMi  die  Ekrenriokter  bIi  mktl>i«reBie  JLent«  an 
der  DBterdrSBküg  der  Ecnknrreiu  ein  Intsresse  kitten,  tMgrrbdet  keine 
B«fluvenk«it  dea  EkreHMrlektB. 

Die  Frist  des  |  Uf  Abs.  S  des  Ekrangerlckttgesetiei  hnt  keine  uf- 
•cUebende  Wlrknng  In  den  Hnne,  dnM  erst  der  Ablnnf  der  Frist  nbn. 
wnrten  wlre,  IkeTer  den  Tertkhren  weiterer  FertgMs  gegeben  wird. 

IHe  Behnnptans,  dasa  du  Ekrengerlekt  siok  dürek  Bntsolieldnncen 
In  verwandten  FUlen  bereit«  prUndlnlert  habe,  ersekeint  nickt  geeignet, 
msstriBen  gegen  die  Dnparteliidkelt  des  Qerlehta  ni  reebtfertlgen.  Ee- 
scblnfi  des  Prenfiisclien  ärztlichen  Ehreagerichtshofs  vom 
80.  Jnni  1908. 

1.  8mndBlt>lleh  Bnaa  Ton  der  Einheit  des  Begrllb  der  intlieken 
Standeaekr«  aaagegnngen  werden.  Aneh  approbierte  Aerste,  weleke  In. 
bnber  ron  HeUnnatalten  sind,  nnterllegen  den  Pfllehten  der  Standesekre. 
bwlewelt  Innerkalb  dieser  Anfordemngen  demjenigen  Aersten,  welehe 
Leiter  res  Heilanstalten  sind,  nit  Ba^Mekt  aar  diese  ihre  Elgeisehaft 
oln  weiterer  Kann  fHr  die  BetlUgmg  de«  Strebeni  naeh  Erwerb  Ten 
Pnxls  sn  rerstatten  ist,  als  den  tbrlnn  Aenten,  nius  Ton  der  Banr- 
tellug  des  UnMlfnlleB  abklnglg  genniät  werden. 

S.  Für  dl«  ekrengerlektlleke  Benrtellnng  begrBndet  es  keinen  Unter- 
Mhled,  eh  die  BaUnne  der  Oeltentllehkelt  gegeniber  ven  den  an  einer 
Hellnutnlt  tUlgen  Aersten  oder  ron  der  mit  diesen  nleht  Identiseken 
rerwnUaag  dar  Autalt  aasgebt.  Beschluß  des  PreaBischeo  irst- 
lichen  Ehrengerichtshols  vom  80.  Jnni  1908. 

1.  Es  Ufit  sid)  allerdines  nicht  lengnen,  daS  zwischen  den  Verhiltnissen 
des  Buae  Praxis  aai  die  regelnüßige  Art  nnd  Weiae  anattbeuden  nnd  des  eine 
Heilanstalt  leitenden  Arztes    eine   eewisie  Yerschiedenlieit  obwaltet,   daß  letz- 
terer iubesoadere  in  erhühtem  Maße  BeziebongeD  znr  Oeffentlichkeit  hat   nnd 
oft  nkbt  nnr  in  eigenem,  sondarn  anch  in  fremdem  Interesse  anf  das  Pnblilmm 
angewiesen   ist.    Allein    dieie   Verschiedenheit    kann    eine    Kmnds&tzlich   ver- 
sdiiedenartige  Nonniemne   der  Standespdichtea   nicht  herbeilQhren ;   sie  recht- 
fertigt  Tielmehr   lediglich   gewisse   HodUkationen   bei  firfttllnng  dieser   allen 
Aersten  gemeinHamBn  Pflichten.    OrondsStzlich  muß  von  der  Einheit   des  Be- 
griffes der  irztlichen  Standesekre  aasgegangen  werden.     Von  Fall  in  Fall  ist 
so  entscheiden,    inwieweit  iimerhalb  der  AnforderongeD  dieser  einheitlichen 
Staadoebre  denjenigen  Aerzten,  welche  Leiter   eines  Heilinstitats  sind,  mit 
being  anf  diese  Ihre  Eigenschaft  ein  weiterer  Banm  ffir  die  Betätignng  des 
StreMns   nach  Erwerb  Ton  Pnuds  zn  verstatten  ist,   als  den  übrigen  Aerzten. 
Unter  diesem  (Sesichtapnnkt  erscheint  es  willkflrlich,  wie  es  in  dem  seitens  des 
ersten  Bichtws  angen^nen  Beschloß  der   ......   Aerztekammer  geschieht, 

die  absolate  Oreue  des  zwSlbnaligen  Annonzierens  zu  ziehen;  bestimmt  for- 
mnlierte  Regeln  lassen  sich  hier  4berhanpt  nicht  anfstellen.  Es  bedarf  keiner 
AasfUhrnng,  daß  die  Tatsache  der  Leitong  einer  Heilanstalt  kein  Sonderrecht 
fttr  den  Arat  in  dem  Sinne  erzengt,  daß  er  befugt  wäre,  sich  einer  rein  kanf- 
nSaniscben  and  gewerblichen  BeUame  zd  bedienen.  Als  eine  solche  mn£  aber 
im  vorliegenden  Falle  die  Benatzung  des  FremdenfUhrers  durch  die  Ange- 
scbnldigten  angesehen  werden.  Es  kann  auf  sich  beruhen,  ob,  wie  der  erste 
Biditer  annimmt  nnd  die  Angeschuldigten  bestreiten,  hierin  ein  „tägliches*' 
und  .nnaafhftrlicbeB"  Inserieren  liegt.  Zatrefiend  heben  die  angefo^tenen  fie- 
schMsse  lierror,  daß  das  Inserieren  in  einem  Organ,  welches  —  nicht  in  nn* 
sebicklkher  Weise,  wie  sich  die  BeschwerdeschrifMn  ausdrücken,  soadem  seiner 
Eigensehafl  als  FremdenfOhrer  entsprechend  —  an  allen  Orten  ansgiebigste 
keStenlose  Verbreitung  findet,  wo  ein  Fremdenverkehr  in  Betracht  kommt,  sldi 
mit  der  Wtide  des  bstUchen  Standes  nicht  verträgt.  Dasselbe  gilt  von  dem 
auf  der  Btteksaite  des  b«  den  Akten  befindlichen  Droschkentarifs  ang^raehten 
Inserats  der  Angeschuldigten  N.  nnd  X.  Es  kann  hierbei  nnerOrtert  bleiben, 
ob  die  von   den  Angescbnldigten   zur  Entscholdignng  fttr  ihre  Handlungsweise 

tberreichten  Inserate  anderer  Aerzte   in  dem Adrefibneh   gegen  |  8 

dea  Qesetaea  von  25.  November  1B99  verstoßen;  von  vornherein  erseb&t  hier 
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größere  Ausführlichkeit  nodi  nicht  die  Oreue  des  StandeaKemiäen  flber- 
schreiten.  Im  flbrigen  kOnnen  die  von  dem  Auges chiildigtw  erwumten  Annonceii 
Kuderer  AerKte,  soweit  sie  einen  Verstoß  gegen  die  ärztliche  Studeaehre  ent- 
'    ''     ,   die  Angeschuldigten   nicht  entlsAten.    Ein  Irrtum  Ikber  die  Studea- 


holten, 
wldri^i 


„jeit  ihrer  Huidlnngsweise  ersdieint  fflr  die  Znrechniing  imerhehlich. 
N&ch  alledem  besteht  die  erstrichterliche  SchnldfeststeUnng  hinsichtlich 
tller  Angeechnldi^en  zn  ReehL  Ihre  Beschwerden  waren  daher,  da  anefa  anf 
du  gesetilich  niedrigste  Strafmaß  erkannt  and  seitens  der  Vertretung  der 
Anklage  Beschwerde  nidit  erhoben  ist,  wie  geschehen,  als  unbegrflndet  zu- 
rflckmweisen. 

2.  ....  Der  Ehiaagerichtshof  hat  die  Scholdfrage  aowoU'liJnsichtlich  des 
fraglichen  Briefes,  als  aoch  m  bezag  auf  die  getriebene  Beklame  bejaht.  Aller- 
dings ist  dem  Angesehuldigten  zuzugeben,  daß  der  im  angefochtenen  Otteil 
aufgestellte  unterschied,  ob  die  Bekuune  der  Oeffentlichkeit  gagen&ber  von 
den  an  einer  Heilanstalt  tätigen  Aerzten  oder  von  der  mit  diesen  nicht  identi- 
sdien  Verwaltung  besw.  Direktion  der  Heilanstalt  ausgdit,  nicht  von  grund* 
Bfitzlicher  Bedeutuns  ist  Maßgebend  ist,  ob  mne  sich  in  sachlichen  Oreuen 
haltende  oder  dieselDsn  Oberschreitende  Veröffentlichung,  betr.  die  Heilaastalt, 
vorliegt  Der  Ehreogariehtahof  hat  bereits  in  dem  am  80.  Jaui  1908  in  Sachen 
L.  erlassenen  Besehliu  aasgeaproehen,  daß,  wenn  aach  die  Zulisrigkeit  gewisser 
in  der  Nator  der  Sache  liegenden  Hodifilcationen  nicht  geleagaet  werden  soll, 
ein  wesentlicher  unterschied  in  der  Benrttjlang  der  eine  Heiunstalt  leitenden 
bezw.  in  einer  solchen  tätigen  und  der  Privatpraxis  treibenden  Aente  vom 
Standpunkt  der  ärztlichen  Standesehre  nicht  zn  machen  ist.  Insbesondere  kann 
ein  solcher  Unterschied  aus  der  Notwendigkeit  der  Anlockung  des  leidenden 
Pnblikums  zugunsten  der  Heilanstalten  leitenden  Aerzte  nicht  gerechtfertigt 
werden.  Die  Bejahung  der  Schuldfrage  ergibt  sich  im  vorliegenden  Falle 
daraus,  daß  der  Angeschuldigte  sich  nicht  mit  einer  in  saeUichen  Formen  ge- 
haltenen Bekanntmachung  säner  Heilanstalt  begnfigt  hat,  sondern  deren  .an- 
erkunte  vorzügliche  HeUerfolge"  durch  Sperrdruck  and  Haadzeichen  hervor- 
hebt und  dem  lesenden  Pablikam  in  aafvinf^licher,  vom  ersten  achter  zu- 
treffend marktschreierisch  genannter  Weise,  nicht  zum  wenigsten  auch  durch 
die  in  seinen  Prospekten  enthaltenen  Erankheitsgeschichten,  vor  Augen  fährt. 
DaS  die  von  anderer  Seite  getriebene  standeewldrige  Beklame  den  Angeschul- 
digten nicht  entlastet,  bedarf  keiner  Ausfähmng. 


30.  Juni  1908. 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  nach  Lage  der  Verhältnisse  ein  Weg- 
w^er  ertorderlldi  war.  Jedenfalls  hat  der  Angeschuldigte  gegen  die  ärztliche 
Standesehre  dadurch  gehandelt,  daß  er,  anstatt  sich  anf  ein  denselben  Zweck 
ertOllendes  kleineres  Schild,  welches  lediglich  seinen  Namen  mit  einem  die 
Bichtang  weisenden  Handzeichen  enttiielt,  zu  beschränken,  an  zwei  Straßen- 
ecken Je  ein  Schild  von  großen  Dimensionen  (ein  Meter  groB),  welches  in  der 
erstea  Zeit  lediglich  die  Aufschritt  .Zur  Augen-  und  Ohrenklinik"  trug,  der 
erst  hernach  der  Name  des  Angeschuldigten  in  kleiner  Schrift  hinzugefügt 
wurde,  aufstellen  ließ.  Abgesehen  davon,  daß  auch  durch  Hinzufllgung  des 
grammatikalisch  mit  dem  Vorhergehenden  nicht  verbundenen  Namens  des  Aa- 
geschaldigten  der  Irrtum,  daß  der  Ort  nur  mit  einer  Augenklinik  versehen 
war,  bdm  Pnbliknm  nicht  ausgeschlossen  warde,  mithin  die  Gefahr  der  Beöa- 
triditlgBag  dea  anderen  im  Orte  aasäseigeB  Augenarztes  nicht  beseitigt  war, 
fällt  aach  an  sieb  die  Aabringang  der  In  Bede  stehenden  Schilder  in  das  Ge- 
bi<tt  der  standeswidrigea  Beklame.  Dasselbe  gilt  von  dem  im  ersten  Beschlaß 
eiuwaadfrei  festgestulten  häufigen  Annonziereo.  Befindet  sieh  schoa  der  Ad- 
geschaldigte  im  Irrtum,  wenn  er  meint,  daß  sehnmaliges  Inserieren  bei  der 
Hiederlassimg  mit  dm  Anforderungen  der  ärztlichen  Standesehre  vereiabar  sei, 
so  kommt  hlnaa,  daß,  wie  er  selbst  zugibt,  die  fraglichen,  seine  Augen-  und 
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KiB»  Terpfllehtniig  «tes  i.ntM,  rmi  der  [lebemakme  d«r  ttrzt- 
llchoK  Behaiidliing  elneB  Patienten,  welelier  steh  bersita  In  dar  Behand- 
luv  «läse  udenn  Antes  beflndst,  den  letart«r«n  n  benaebiiehtlfeB,  kann 
■or  nnter  der  T«r«naB«trang  anerknnnt  w«rdea,  dus  seitens  dea  Pstlsnien 
4«m  entbehsndelnden  Ante  gefenDber  nnf  dl»  Welterbebaadlnnf  nlebt 
b«relt>  venlehtet  worden  ist,  oder,  foUa  die«  nlebt  geseheben,  der  ent- 
behandalnde  Ant  den  Patienten  nocb  wirklich  bebandelt.  Urteil  des 
PreaSischea   ärstlichen  Ehrengerichtahoti  Tom  ilO.  Juni  1908. 

Der  erste  Kicbter  erblickt  dlo  Stand  es  Widrigkeit  des  Angeschuldigten 
darin,  daS  dieser  es  unterlassen  habe,  den  Dr.  N.,  welcher  die  Ernnke  zuerst 
behudelt  hatte,  von  der  TTebernahme  der  Behandlung  zu  benachrichtigen.  Eine 
solche  Benach richtigoDgspflicht  kann  aber  nnr  nnter  der  Voranasetznng  aner- 
fcuiBt  werden,  daß  nicht  bereits  von  aeiteo  des  Patienten  dem  erstbehandelnden 
Arat  gegenaber  auf  die  Weiterbehandlung  verzichtet  worden  ist  oder,  falls 
dies  nicht  geschehen,  der  erstbehAndelnde  den  Patienten  noch  wirklieh  be- 
baadelt.  In  vorliegendem  Falle  ist  nun  allerdings  nicht  erwiesen,  wie  der  An* 
geacholdigte  fn  der  BcmfnngsBchrift  behauptet,  daß  die  Patientin  bezw.  ihr 
Vater  dem  Dr.  B.  gegentlber  anf  die  Weiterb ehaudlnng  verzichtet  hätten.  Ks 
kann  aber  anl  Gmnd  der  Änssagen  der  auf  Beschloß  des  Ehrengerichtshofes 
als  Zengen  vemonmenen  Dr.  N.  nnd  deren  Vater,  welche  von  dem  Ansdrack 
ejnes  solchen  Versichts  nichts  wissen,  als  feststehend  angenommen  werden,  daß 
Dr.  N.  idnerseits  die  Behandlung  der  Kranken  tatsächlich  aofgegeben  hatte, 
indem  er,  ohne  einen  Vortreter  ta  bestellen  oder  sonst  fOr  die  Zeit  seiner  Ab- 
wesenheit Anordnungen  zn  treffen,  anf  mehrere  Tage  verreiste.  Selbst  angc- 
B<Hnmen  jedoch,  ein  Vertreter  des  Dr.  N.  wäre  zu  erreichen  gewesen,  so  wäre 
der  Angeschuldigte  diesem  als  dem  Vertreter  gegenüber  nicht  zur  Benach- 
richtigung von  der  TTebernahme  der  Patientin  verpflichtet  gewesen.  Dem  An- 
MBChaldlgten,  welchem  der  Vater  der  Kranken,  deren  Leiden  sich  verschlimmert 
Satte,  von  der  Abreise  dee  Dr.  H.  Hitteilong  gemEUjht  hatte,  kann  mithitt  aas 
der  Nichtben achrichtigung  des  letzteren  kein  Vorwarf  gemacht  werden.  Hier- 
ans  folgte  seine  Freisprechung. 

Un  Ant,  wsleher  das  Heaorar  nlebt  alslMÜd  nach  Latatnng  aelnei- 
Dienste,  sondern  erst  nanüttelbar  vor  der  VerJUrnng  einsieht,  Hnekt  sieh 
ntabt  eines  Verstosses  regen  die  KnrtUehen  Standeqtfllehtcn  sdmldlg. 

Bin  Arrt,  weleher  bei  sofortiger  Beglalcbnng  seiner  Fordaning  ans 
eigener  Anregnng  den  Zahlenden  einen  gressera  oder  geringeren  Ab»g 
«nhelnglbt,  verletrt  die  ärstUchen  StandespUcbt«. 

Verkauf  der  Intllflben  Praxis,  urteil  des  Preublaehen  irit- 
liehen  Ekrengeriehtshofs  vom  13.  Oktober  1909. 

Zu  elaer  Bejahnng  der  Schuldfrage  ist  hingegen  der  Ehrengerichtshof 
nH  dem  Vorderriebter  gelangt  einmal  Insofern,  als  der  Angoechnldigte  in  ein- 
seinen Fällen,  ohne  dämm  ersucht  worden  zn  sein,  Patienten  bei  sofortiger 
Begleicbnog  aeioer  Liquidation  einen  größeren  oder  geringeren  Abzug  aohe&n- 
gestellt  hat.  Ein  soldies  Verfahren,  welches  die  ärztliche  Dienstleistung  mit 
■Imt  banfatantoeb^  Ware  auf  eine  Stnfe  stellt,  ist  eines  Arztes  b  hohem 
Ontde  nnwttrdjg. 

Des  wetteren  bat  der  Ange8cbiildi|te  die  iratüeben  fitandeapfliiAtcu  durch 
den  Verkanf  semer  Praxig  verletat  Es  kann  in  dieser  Bedebong^dea  erst- 
instanzlichen Aosfnhnui^en  ledl^ck  beigetreten  werdn.  Verfemt  ist  die  Be- 
nfunc  dee  Angeacholdigten  aif  das  ihm  fehlende  BownßtsäiD  der  Standes- 
wMrii^t  »einer  HandlnngiwMse.  Aicb  anf  ebrengeriobtUchen  Gebiete  gilt 
dar  Mm  error  Jnfis  nocet. 

Es  Ist  als  ein  nnerUsaHehes  Erfordernis  Jedes  ärstUebeB  Attestes 
aasnaebcn,  das»  das  In  Ihm  abgegebene  Gntaebten  Mnrelekend  nnd  iu 
wtesenscbafHlcb-sebUl sal ger    Welse  begrtndet  wird.     Ein  Tarsteaa  Uer- 
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gagen  BnterUegt  der  ehrengciiebtliehen  BeitrKflmg.  Urteil  des  Preaas. 
Ärztlichen  EhreDKerichtshofs  vom  80.  Jnni  1903l 
Das  ente  nrteil  stellt  tatsScblich  fest, 
daß  der  Angescholdigte  durch  Hitausstelliing  des  Blatt  19  der  Akten  in 
Abachrift  bändlicheo  Attestes  vom  4.  Juni  1901  gegen  S  S  dea  Gesetzes 
Tom  SC.  November  1899  Verstössen  bat. 

Der  entinstanzlicha  Bichter  erblickt  den  nach  seiner  Ansicht  einen  Ver- 
stoai  KCKeD  die  Srxtlichen  Bem&pfllchten  enthaltenden  Hanget  des  Attestes 
darin,  dafi,  soweit  der  Angeschuldigte  als  Hitansstellei  in  Betracht  kommt,  die 
GmadsStse  der  fttr  beamtete  Aerzte  erlassenen  Uinisterialverftkgaogen  vom 
20.  Jsanar  1863  nnd  11.  Febmar  1856,  welche  der  Natar  der  Sache  nach  ont- 
spricben  und  deshalb  auch  f&r  jeden  anderen  Arzt  maßgebend  seien,  insofern 
verletzt  worden  seien,  als  der  Angeschnldlgte  nicht  zum  Ausdruck  gebracht 
habe,  daß  das  Urteil:  „Das  ganze  Handeln  des  Vaters  lißt  auf  eine  geistige 
ErkrankonK  schlieBen"  von  ihm  nur  nutei  der  Voraassetzung  der  Richtigkeit 
von  Tatsachen  abgegeben  werde,  welche  ihm  der  Mitanasteller  des  Attestes 
Di.  N.  auf  Qmnd  der  von  ihm  vorgenommenen  Beobachtung  und  Untersuchung 
des  K.  mitgeteilt  habe,  daß  er,  der  Angeschuldigte,  mit  anderen  Worten,  selbst 
eine  solche  Beobachtung  und  Untersudiung  nicEt  voreenommen  habe. 

Es  kann  dem  Angeschuldigten  zugebilligt  werden,  —  das  MiBrerst&nd- 
liche  seiner  Angabe,  er  habe  den  K.  persönlich  nicht  gekannt,  ist  bereits  durch 
seinen  Verteidiger  hi  der  erstinstanzlichen  Hauptverbandlung  aufgeklärt  worden 
—  daß  er  in  der  von  ihm  Qfter  gemachten  Beobachtung  des  (üebahrens  des  K. 
eine  hinreichende  medizinische  Qrnndlage  für  den  Vordacht  eines  geistig  ab- 
normen Zustandcs  zu  beben  glauben  konnte.  Von  dieser  voraufgehenden  Be- 
obachtung Ist  jedoch  in  dem  von  ihm  mitonterzeichneten  Atteste  mit  keinem 
Worte  die  Bede.  Bei  dem  unbefangenen  Leser  des  Attestes  muQ  der  Eindruck 
entstehen,  daß  der  Angeschnldigte  das  SchlnBurteil  betreffend  die  geistige  Er- 
krankung des  K.  ledigUch  auf  die  von  ihm  selbst  nicht  wahrgenommene,  ihm 
vielmehr  von  Laien  bertchtete,  Im  ersten  Absatz  des  Attesten  geschilderte 
Handlungsweise  des  E.  grtt&det.  Dadurch  aber,  daß  der  Angeachiudigte  nicht 
seine  eigenen  W^nebmungen,  sondern  nur  die  ihm  von  dritter  Seite  ge- 
machten Mitteilungen  erwähnt,  wird  der  Schein  laienhafter  Oberfllchücbkeit  bd 
der  SdiloßfolgeruDg  auf  eine  geistige  Erkrankung  erzeogt. 

Kann  aach  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Oeltang  der  obengodachten 
UlnisterisJverfOgnng  auf  jeden  Arzt  auszudehnen  ist,  wie  es  der  erste  Richter 
auf  dem  Wege  der  Analogie  tut,  so  ist  es  doch,  zumal  im  Hinblick  anf  die  bei 
der  Entwlckelnng  der  sozialon  Oesetzgebung  stetig  lunehmenden  Bedeutung 
des  ärztlichen  Attestwesena,  unerläßliches  Erfordernis  eines  jeden  Attestes,  dail 
das  in  ihm  abgegebene  Qut&chten  hinreichend  und  in  wissenschaftlich-schlttssiger 
Weise  motiviert  ist.  Dieses  Erfordernis  ist  aber  bei  dem  in  Frage  stehenden 
Atteste  nicht  erfüllt  Hierin  muß  ein  standeswidriger  Hangel  an  Sorgfalt  und 
Grflndlichkeit  nm  so  mehr  erblickt  werden,  als  das  Attest,  wie  der  Ange- 
schuldigte wußte,  zur  Eünreichnng  bei  einer  staatlichen  Behörde  bestimmt  war, 
welche  auf  Orund  des  Attestes  weitgehende  Haßnahmen  treffen  sollte. 

Hiemacb  war  die  Berufung  des  Angeschuldigten,  da  mangels  der  Ein- 
legung eines  Rechtsmittels  des  Vertreters  der  Anklage  eine  ErhShung  der 
nach  Lage  der  Sache  geringen  gesetzlich  niedrigsten  Strafe  nicht  in  Frage 
kommt,  wie  geschehen,  zu  verwerfen. 


Die  Terwelgemiv  der  AnnAhn«  einer  von  dev  natlndlg»a  Krela- 

ante  flbenudten  Postkule  uutllcheB  Inhalts  begrOndet  einen  Tentoss 

gegftidle  IntUche  Standesehre.     Urteil  des  Preußischen  ärztlichen 

Ehrengericbtshofs  vom  18.  Oktober  1903. 

Dem  Angeschiddigten  wird  zur  Last  gelegt, 

zu  N.  am  16.  August  1901  durch  die  Annabmeverweigemng  einer  von  dem 

zuständigen  Kreisarzt   mit   einer   amtlichen  Hitteilung  an   ihn  gesandten 

Postkarte    gegen    §  8    des  Qesetzes    vom    8ö.  November   189B   verstoße« 

Die  erstinstanzliche  Entscheidun^r  verneint  die  Schnldtra^e,  weil  die  Karte 
nicht  ergeben  habe,  daß  es  sich  um  die  von  dem  Angeschuldigten  zur  Anzeige 

Sebrachten  Milzbrände  rkrankun  gen   in  8.  bandelte,  die  deihaUi  nnvollständige 
Utteilung  des  Kreisarztes  mithin  fdr  Um  keb  bemfUehes  Interesse  gehabt  habe. 
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Mit  Beeilt  fuhrt  demgegenUber  der  Vertreter  der  Anklage,  welcher  Anf- 
hebong  des  ersten  Urteils  und  die  Verhängiing  der  Strafe  des  Verweises  be- 
antragt, ans,  dafi  der  Angeschuldigte  sich  nach  Lage  der  Sache  sagen  mußte, 
daB  mit  den  in  der  HitteUnng  des  Kreisarztes  erwähntea  Erkrankung  die  von 
ihm,  dem  AngosehnldigteD,  gemeldeten  Fälle  in  S.  gemeint  waren,  und  daB, 
selbst  wenn  hierttber  noch  ein  Zweifel  bestanden  hätte,  der  Aagoschnldigte 
vom  Standpunkte   des   ärztlichen  Anstaudes   nnd   der  Kollegialität  verpflichtet 

Cesen  wire,  znr  Behebung  des  Zweifels  die  Verrollständigang  der  Hitteilang 
leizufaiiren. 

Geht  Btan  von  den  im  fibrigon  in  dem  angefochtenen  Urteil  zutreffend 
angestellten  Erwägungen  aus,  daB  der  An^escboldigte  ttber  den  amtlichen 
Charakter  der  ihm  Eagegangenen  Karte  nicht  im  Zweifei  sein  konnte,  daB  ferner 
Fonn  und  Inhalt  der  Karte  den  für  amtliche  Benachrichtigiingen  gegebenen 
Vorschriften  entsprechen,  und  daß  es  anderseits  zu  den  SerofspSicbten  des 
Arztes  gehOrt,  amtlichen  Hitteiinngon  der  beamteten  Aerzte  die  erforderliche 
Beachtnue  zu  schenken,  so  muß  die  Schaldfrage  dahin  bejaht  werden,  daß  der 
ABgeschuldigte  durch  die  direkte  Zarllckweisnng  der  fraglichen  Postkarte  eine 
■tudeswidrige  Nichtachtung  der  kreisärztlichen  MitteiluDg  bewiesen  hat. 

Hiemach  war,  unter  Aufhebung  des  ersten  Urteils,  der  Angeachnldigte 
wegen  Verletzung  der  Standespflichten  zo  bestrafen. 

Der  Ehreugerichtshof  hat  eine  Warnung  für  eine  aosreichende  Sahne 
«rächtet 


IhwlewAlt  TentSsst  ein  Ant,  welotaer  seineH  Patienten  Reohtsrat 
•rtellt  «vd  eine  EoutpIeBtentAtlglielt  ausübt,  tr*seii  die  Intllehe  Standet- 
«b«t  Beschluß  des  Preußischen  ärztlichen  Ehrengeriehts- 
hofi  Tom  la.  Oktober  1908. 

Die  erste  Instant  geht  davon  aus,  daß  die  Abfaesung  einzelner  Be- 
whwerdeachriftsätze  in  Rcntcnsachen  für  Patienten  gegen  die  Ortekrankenkasse 
ati  sich  nicht  die  ärztliche  Standesehre  verletzt.  Im  vorliegenden  Falle  bejaht 
sie  jedoch  das  Vorhandensein  einer  Standeswidrigkeit  zunächst  um  deswillen, 
ireil  der  Angeschuldigte  gewohnheitsmäßig  Patleuten  seinen  Bechtsrat  erteilt 
Iwbe.  Für  eine  derartige  Annahme  ist  aber,  wie  dem  Angeschuldigten  zuzn- 
gabea  ist,  kein  Anhalt  gegeben.  Die  Privatklageakten  in  Sachen  des  Ange- 
sehaldisten  gegen  den  Ereisphysikua  N.,  auf  welche  sieb  der  angefochtene  Be- 
schloß hezient,  ergeben,  soweit  die  allein  erheblichen  dort  getroffenen  gericht- 
lichen FeststeUungon  in  Betracht  kommen,  lediglich,  daß  der  ADgescbaldi|^ 
in  einzelnen  Fällen  Schriftsätze  für  Arbeiter  abgefaßt  hat.  Die  einseitige 
Bdiaaptung  des  Kreisphysikus,  der  Angeschuldigte  habe  die  größte  Konau- 
lentenpraxis,  ist  demgegenüber  nicht  von  Belang.  Weiter  erblickt  der  erste 
Richter  in  dem  Vorhalten  des  Angeschuldigten  einen  Verstoß  gegen  die  Standes- 
ehre um  der  Unlauterkeit  der  von  ihm  verfolgten  Motive  willen:  der  Ange- 
schuldigte habe  pekuniäre  Zwecke,  insbesondere  den  Gewinn  neuer  Patienten 
im  Auge  gehabt.  Auch  hierfür  Spricht  nichts;  das  im  erstinstanzlichen  Be- 
schluß verwendete  Inserat  ist  in  dieser  Ueziehung  unverfänglich,  da  die  Wahr- 
nehmiug  eines  materiellen  Anspruches  durch  den  Arzt  hier  in  einem  durchaus 
sachlichen  Zusammenhang  berührt  wird.  Im  übrigen  gestattet  der  tatsächliche 
Erfolg  der  Befriedigung  eines  materiellen  Ausprncha  oder  der  Briangang  de» 
einen  oder  anderen  neuen  Patienten  auf  Qrnnd  des  günstigen  Anaganges  einer 
von  dem  Angeschuldigten  beratenen  und  betriebenen  Bcntensache,  keinen  BQck- 
schluß  auf  das  Motiv,  welches  den  Acgeschnldigten  bewogen  hat,  seinen  Bei- 
stand bei  Verfolgung  der  in  Bede  stehenden  Ansprüche  zu  gewähren.  Es  be- 
durfte daher  der  Erfolg  des  vom  Angeschuldigten  in  der  Beschwerderecht- 
fertigong  für  seine  SelbstloslKkeit  in  pekuniltrer  BeziehunK  angetretenen  Be- 
weises lücbt  Es  unterliegt  ferner  keinem  Zweifel,  daß  der  Angeschuldigte 
sein  Interesse  nur  ngnnstea  solcher  Ansprüche  betätigt  hat,  welche  er  fOr 
«oUbegrflndet  hielt  und  halte«  dorfte. 

'       '     ■" ö'^ 
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die  ihm  dasselbe  auferlegt,  vertraut  zu  machen  und  sich  danach,  man  er  m 
Schaden  bewahrt  bleiben  will,  za  richten,  so  in  doch  auf  der  anderen  Seite 
nicht  b  Abrede  zn  nehmrai,  daS  la  der  unrichtieen  HandlnngsweiBe  der  Ver- 
sicherten anf  diesem  Gebiete  und  ihren  nachteil^eii  Folgen  nicht  selten  das 
Yerhalten  der  Kassenärzte  beiträgt.  Wohl  dis  UehniaU  der  FUle  liegt 
so,  daß  das  Mitglied  der  OemeindekrankenTersicherung,  nachdem  es  znnlehst  den 
Eassenarzt  konsnltiert,  sich  behufs  besserer  Pflege  Mer  ans  sonstigem  Qmnde 
zn  seinen  auswärtigen  Familienangehörigen  begibt  nnd  von  dem  dortigen  Arzte 
behandeln  l&Bt;  dabei  kommt  es  nicht  selten  Tor,  daß  der  Kassenarzt,  wenn 
er  dem  MitgUede  anch  nicht  direkt  den  Bat  zn  diesem  Schritte  gibt,  es  doch 
io  diesem  vorhaben  ansdrttcklich  oder  stülschweigeod  bestärkt,  ohne  ihm  zu- 
gleich TorznstelleD,  daß  die  ärztliche  Behandlong  nnr,  wenn  dnrcb  ihn,  den 
Kassenarzt,  ansgerahrt,  auf  Kosten  der  Krankenkasse  gehe,  nnd  daß  ds^er  die 
weitere  Behaodlang  dnrcb  einen  aoswärtigen  Arzt,  sonm  das  Mitglied  hierzn 
nicht  noch  die  ansdrflckliche  Oenehmignog  des  OemeindeTorstehers  erlange,  die 
Kasse  za  nichts  rerp&icbte.  Aehnlich  liegen  die  F&Ue,  In  denen  es  sich  darum 
handelt,  daß  das  Mitglied  der  OemeindäcraokenTersicherang  nadi  einer  Be- 
spicchnng  mit  dem  Kassenärzte  einen  zweiten  Arzt  .SpeziaUnt'',  ngezogen 
oder  ein  anderes  Krankenhaas,  als  von  der  Qflmeindekrankenknsze  fttr  «tw^e 
Krankenhaosbehandlnng  bestimmt,  in  Anspruch  genommen  hat.  Daß  in  diesen 
Fällen  die  Znwiderhandlttngen  der  Versicherten  gegen  die  bestehenden  Vor- 
schriften zumeist  in  gutem  Glauben  geschehen,  wird  hiemach  lücbt  zn  be- 
zweifeln sein. 

Das  Ziel,  die  Versicherten  besser  mit  den  einschlägigen  Beschlüssen  der 
Gemeinden  bekannt  zu  machen  nnd  sie  dahinzubringen,  daß  sie  diese  Be- 
stimmungen zn  ihrem  eigenen  besten  gehSrig  beachten,  würde  Toranssichtlich 
besser  erreicht  werden,  wenn  die  Kassenärzte  —  deren  jetziges  Verhalten  auch 
meistens  ans  Unkenntnis  der  betreffenden  Bestimmungen  hervorgeht  —  einmal 
von  denselboD  genaue  Kenntnis  erhalten,  und  sodann  es  mit  als  ihre  Aofg^e 
ansehen,  danach  in  den  einzelnen  Fällen  die  Versicherten  durch  richtigen  Bat 
tnnlichst  vor  fabchen  Schritten  zu  bewahren.  Der  richtige  Bat  ergibt  sich  im 
Einzelfalle  nach  vorstehendem  von  selbst,  und  es  wird  insbesondere  regelmißig 
der  Bat  am  Platze  sein,  daß  der  Versicherte  zur  Wahrung  seiner  Beulte  sich 
vor  ZuziehunR  fremder  Aerzte  etc.  der  Oenehmigung  des  Oemeindevorstebera, 
oder  wenn  solche  etwa  schon  geschehen,  dieser  Genehmignns;  sobald  wie  mög- 
lich hinterher  vergewissere.  In  letzterem  Sinne  wird  aueh  der  fremde  Arzt  zn 
verfahren  haben,  den  der  Vorsicherte  an  Stelle  des  Kassenarztes  wegM  ver- 
mdntlicher  Dringlichkeit  nnd  dergL  selbständig  zngesogen  hat.  Der  Kassen- 
arzt muß  sich  stets  bewußt  sein,  daß,  wenn  nicht  etwa  gegenteilige  aus- 
drOcklicbe  Beschlösse  des  Oemebderats  vorliegen,  zur  Vertretung  der  Ge- 
mebdekrankenvcrsichemiLg  nicht  er  befugt  ist,  sondern  der  Gemeindevor- 
steher, dessen  Sache  es  daher  auch  allein  Ist,  dem  Versicherten  irgendwelche 
Zugeständnisse  itber  Leistnngui  der  Kmnkenkaase  m  machen;  dies  Ist  noch 
für  einen  Punkt  von  Wichti^elt,  der  allerdiuRS  nicht  unmittelbar  unter  g  6a, 
Ziffer  6  des  Gesetzes  mit,  daß  aämlicb  .KraukeDhausbehandlung*  nicht  ohne 
weiteres  zu  den  gesetzlichen  Verpflichtungen  der  Gemeindeknnkmknwe  gekflrt, 
vielmehr  ihre  Gewäbmng  jedesmal  von  der  Entschließung  der  Qemeiius  ab- 
hängt, und  daß  es  daher  schon  falsch  ist,  wenn  der  Kassenarit  auf  eigene 
Hand,  ohne  Zustimmung  des  Gemeindevorstehers  einen  Versiehertea  bu  Krauen- 
haus  schickt. 

Die  eingangs  gedachte  Erscheianng  ist  swar  auch  bei  den  organisierten 
Krankenkassen,  insbesondere  den  .Ortskrankenkasaen'*  zu  beobachten;  jedoch 
liegt  fftr  diese  Kassen  eb  Anlaß,  vor  der  Zuziehung  nicht  zuständiger  Aente 
beränders  zn  warnen,  deshalb  nicht  b  Reichem  Maße  vor,  wellH]  dlean 
Krankenkassen  jedes  Kassenmitglied  ein  Exemplar  des  Kassenstatna  nnage- 
handigt  erhält  und  sielt  In  diesem  die  betreffenden  Besümniungen  ver- 
zeichnet flnden. 

Verantwortl.  Bedakteur:  Dr.Bapmnnd,  Beg.- o.  Geb.  Med.-Bat  In  Minden  I.  W. 

J.  C.  C  Brau,  Hanoal.  Bletu.  o.  F.  Sdi.-L.  UofbueMraekwM  la  ICiadn. 
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.  Rechtsprechung. 

yi-    Eine  FollielTcrordMiuis,  welche  eine  im  Notnoi  bei  einer  Entblndiuic 
fabAMKendleaate  letttesde  NioIiUiebuiinie  Terpfllchtet,  blnsfin  einer  b^ 


Frist  der  FoibeilieliSrde  hierron  Anieige  zu  «rstatten,  Igt  reebts- 
■■cUUf.  DaKegen  Ist  elae  PollieiTerordBnnr,  welche  4le  Blehtiiebuuie 
TereUflhtet,  sofort  nwh  Ihrer  Ankunft  bei  4er  KrelsBenden  fVr  dl«  Her- 
belMlan;  einer  Hebume  oder  eines  Arztes  Soim  m  tragen  ind  nuh 
deren  Etatreffen  sieh  Jeder  geboitshllfliehen  TlUgkelt  sn  enthalten,  recbts- 
gttltig.  Urteil  de«  Kammergerichts  vom  28.  November  1908. 
Qrttnde. 
Die  Revision  der  Käniglichen  Staatsanwaltschaft,  «eiche  Verletzung 
materieller  BechUrorfichriften  rtlgt,  ist  teilweise  begründet. 

Die  Polizei  Verordnung  des  Oberprisideoten  der  Provinz  Posen  vom 
27.  September  1U02  bestimmt  In  §  1 : 

,Die  Avsttbong  der  gebnrtehilllicheii  Tätigkeit  ist,  auch  wenn  sie  nicht 
gewerbsm&Big  gesctiiebt,  solchen  Personen,  welche  sich  nicht  im  Besltse  des 
erforderlicheD  Prafnnnzeiigniases  befinden,  untersagt 

FUle  der  Not  sind  von  diesem  Verbote  aas  genommen ;  jedoch  mOsson 
Nichthebamnen,  welche  im  Notfall  tätig  gewesen  sind,  sofort,  und  zwar 
gpitutens  24  Stnnden  nach  Ablauf  der  Geburt  der  Polizeibehörde  des  Orts, 
an  welchem  die  Bntbindnng  erfolgt  ist,  hiervon  schriftlich  oder  zu  Protokoll 
Anieige  machen.  Ein  Nouall  ist  nur  dann  vorhanden,  wenn  es  nicht  mög- 
lich ist,  rechtzeitig  eine  Hebamme  oder  einen  Arzt  herbeiznachaffen. 

S  2.  Wird  eine  Nichthebamme  znr  Ansübnng  gebnrtiiliilfUcher  Tätig- 
keit zu  einer  Kreifienden  gerufen  (g  1,  Abs.  2),  bo  hat  sie  sofort  nach  ihrer 
Ankunft  bei  der  letzteren  fOr  die  Herbeiholnng  einer  Hebamme  oder  eines 
Arztes  Sorge  zu  tragen  und  nach  deren  Eintreffen  sich  jeder  geburtshilf- 
lichen T&tigkeit  zu  enthalten." 

Den  Angeklagten  Ist  zonächst  zur  Lost  gelegt,  gegen  g  1,  Abs.  1  der 
erwtbnten  Verordnnng  dadurch  verstoßen  zu  haben,  d«£  sie^  ohne  im  Besitz 
des  hierzu  erforderlichen  Prüfnngs Zeugnisses  zu  sein,  geburtshilfliche  Tätigkeit 
ansttbten. 

Ohne  Rechtsirrtnm  hat  die  Strafkammer  die  Angeklagten  dieser  Ueber- 
tretnng  fdr  nicht  schuldig  erklärt,  weil  sie  einen  Fall  der  Not  als  vorhanden 
erachtet  und  nach  g  1,  Abs.  2  der  Verordnung  Fälle  der  Not  von  dem  Verbote 
des  g  1,  Abs.  1  ausgenommen  sind. 

Die  Angeklagten  waren  weiter  beschuldigt,  nach  Ausübung  der  gebnrts- 
hilfliohen  Tätukeit  nicht  sofort  und  zwar  spätestens  innerhalb  ii  Stunden  nach 
Ablaof  der  (^bnrt  der  Polizeibehörde  des  Orts  hiervon  schriftlich  oder  zu 
Protokoll  Anzeige  gemacht  und  dadurch  gegen  g  1,  Abs.  2  der  erwähnten  Ver- 
ordnung verstoßen  zu  haben.  Mit  Hecht  nnd  in  Ueberelostimmang  mit  der  Ent- 
scheidung dea  Kammergerichta  vom  6.  Juli  IVOil  hat  die  Striukammer  diese 
Vorsdirlft  fdr  ungültig  erklärt.  Die  Vorschrift  kann  nur  zweierlei  bezwecken, 
entweder,  etwaige  Fälle  ansteckenden  Eindbettfiebers  sofort  zur  Kenntnis  der 
BtJiOrde  zu  bringen  oder  der  Polizeibehörde  das  Einscbreiton  gegen  Nichtheb- 
ammen,  die  außer  dem  Falle  der  Not  geburtsbilUiche  Tätigkeit  vornehmen,  zu 
erleiehtem.  In  beiden  Fällen  ist  sie  nngttltig,  im  ersteren  deshalb,  weil  die 
llatnrle  der  Anzeigepfiicht  bei  ansteckenden  Krankheiten  tdr  Preußen  geaetz- 
Uch,   inabesondere   durch   das  Beichsgeeetz   vom  30.  Juni  IDOO,  betreffend  die 
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ZaU  der  abgehaltenen  Slbcongen 

WuiB  nnd  wo  baben  die  Sitzungen  stattgefunden? 

Zahl  der  Nnnunern  des  Oeschäftetagebnenea 

nnd  zwar :  E.  G.  (Strafverfahren) 

E.  B.  (VermitteltuigzTertahren) 

Bezeichnung  der  Verfehlongen,  wegen  deren  im  Laufe  des  Jahra^ 

tafangen  erfolgt  sind  :  ^ 

Fftr  die  BearteUiing  des  Verhaltens  der  Aerzte  im  Sinne  des  fi  ** 

des  Qesetzes  hat  das  Ehrengericht  folgende  QmndalUie  sage. 


FOr  die  VorUffentlichnog    der  ehrengerichtlichen  Entscheidoogen 

(g  16,  Abs.  8  d.  Ges.)  sind  folgende  Blätter  bestimmt: 
Zahl  der  der  ZnBtfindlgkeit  des  Ehrengerichts  unterworfenen  Aeizte 

Srwelternng  der  Krankenfllnorge  fttr  die  In  Betriebem  «der  Im 
imndtteUMreB  Menite  im  Btaatea  beiohifHgten  Personen.  Erlafi  des 
Finanzministers  und  des  Ministers  des  Innern  vom  4.  De- 
zember 1908')  an  sämtliche  Herren  Begiemngspriaidenten  nnd  an  die  KgL 
Hinisterial-,  Militär'  nnd  Bankommission. 

Das  EOnigUcho  Staatsminiaterinm  hat  infolge  der  dnrch  das  Beichs- 
geseu  vom  26.  Mai  1903  (B.-a.BL  S.  ^S3)  herbeigefOhrten  AbSndernng  der 

S8— 6  des  Krankenvsrsichenmgaeesetzes  beaehlossen,  künftig  den  in  BetriebsD 
er  im  Dienste  des  Staates  toIT  beeohäftigtOn  Personen,  denen  anf  Omnd 
des  StaatsminiaterialbeschloMes  vom  10.  Fdiroar  1901  in  KrankheitsfUlen  eine 
Ünterstatznng  bis  zur  Daner  von  13  Wochen  zugesichert  war,  eine  Erweitemng 
dieser  Fflrsorge  dahin  zuzubilligen,  daß  die  Untersttttzang  anf  einen  Zeitranm 
bis  zu  36  Wochen  ansgedohnt  wird.  Indem  wir  ein  Exemplar  der  hiemach 
abgeänderten  Grundsätze*)  beifügen,  bemerken  wir  onter  Hinweis  anf  die  Ver- 
ntgnng  vom  S3.  März  1901,  daß  die  erweiterte  Fflrsorge  mit  dem  1.  Januar 
1»4  m  Kraft  tritt.  

^^a-  Terk«tar  mit  ITeia.  Erlaß  der  Minister  der  usw.  Medizinal- 
angelegenheiten, fttr  Landwirtschaft  usw.,  des  Innern  und  für 
Handel  nnd  Gewerbe  —  M.  d.  g.  A.  M.  9619,  M.  f.  L.  n.  Aa.  268,  M. 
d.  L  Hb  271,  M.  t  H.  Üb  609  —  vom  86.  Januar  1904  an  den  Heim 
Begierungspriaidenten  in  Danzlg  and  almtUchen  übrigen  Herren  Begierangs- 
prafildenten  zur  Konntnisnahmo  mitgeteilt. 

Auf  den  dem  mitnnterzeichneten  Hinister  der  geistlichen  usw.  Ange- 
legenheiten erstatteten  Bericht  vom  6.  Oktober  v.  J.  —  A.  U.  4786  9  —  er- 
widem  wir,  daß  zn  den  im  Buuderlaß  vom  28.  Juli  v.  J.  —  Min.-Bl.  f.  Hediz. 
usw.  AngeL  S.  80?  —  bezeichneten  Bäumen,  in  welchen  Wein,  weinhaltige  oder 
weia&hdiehe  Getränke  gewerbsmäßig  hergestellt,  aufbewahrt,  feilgehalten  oder 
verpackt  werden,  and  die  demgemäß  der  Kontrolle  im  Sinne  des  Gesetzes,  be- 
treffend den  Verkehr  mit  Wein  usw.,  vom  84.  Mai  1901  unterworfen  sind,  im 
aUgemeinen  Schankwirtschaften,  in  denen  nur  gelegentlich  nnd  ananahmsweise 
die  Verabreichnng  von  W^  atattflndet,  nicht  zn  rechnen  sind. 

Die  erlassenen  Bestimmungen  sollen  erweiterte  Kontrollbefngnine  den 
Weinprodnzenten  nnd  Weinh&ndlem  gegenüber  bieten.     Die  Frage  aber,  wer 


1)  Durch  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Medizinalan  Gelegenheiten  vom 
21.  Dezember  1908  den  nachgeordneten  Behörden  snr  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

■)  Dieselben  stimmen  im  Wortlaut  mit  den  in  der  Beilage  zn  Nr.  12, 
S.  149,  Jahrg.  1901  vetSffentliebten  ttberein,  nur  mit  der  Abänderang,  daß  von 
jetzt  ab  bis  zur  Daner  von  96  Matt  18  Wochen  OnterstStzuBg  gewährt  wird. 
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ftls  Wüüilndlar  Minueiiea  ist,  üt  Utaidüidur  NkIv  nad  SMifi  die  Ent- 
acheidmg  faierilber  in  jeden  BJaaelhJle  der  mit  der  AnsführBiig  der  SontroUe 
beanftragten  BebSrde  ttberlassen  bleiben. 


AMEmlaw    bewuitbw    ui^cfluidaBer    ubekannter    Peruuum    Ix 

KnakuwutalteK.  Erlafi  der  ÜiaiBter  der  übt.  UediEiiiftl»age- 
legenbeiten  nnd  des  iDsern  vom  26.  Jaoaar  1904  —  H.  d.  g.  A. 
H,  Nr.  6041,  U.  d.  Inn.  11«.  Nr.  9771  H  —  u  iämtüclie  Herren  Begismngs- 
präaidenteD. 

Ein  k&rzlich  TorgekomnieneT  Fall  bat  die  Notweedigkalt  ergeben,  daB, 
f&lls  bewoßtlos  aofgefiüdene  onbekannte  Personen  ohne  Hitwirkan^  der  Po- 
lizelbeliOrde  in  eine  Krankenanstalt  eingeliefert  werden,  die  snst&ndige  Polizei- 
behörde sofort  in  Kenntnis  gesetzt  vird,  damit  sie  die  erforderlichen  Ennit- 
tdongen  nach  der  Eetknnft  der  betreffenden  Person  nnTorzIkglich  in  die  Wege 
lotten  kann. 

Ew.  Hoch  wohlgeboren  ersuchen  wir  ergebenst,  die  beteiligten  Kreise, 
inabeaondere  die  Torat&nde  and  Idtenden  Aante  der  Ihrer  Aofsicht  unter- 
stehenden Heüanstaltea,  sowie  die  OrtspoUzeibehörden  mit  entsprechender  An- 
weinug  in  vereehen.  „_^^ 

Die  TorofthiBe  der  rlehterlleheii  LeleheMieta«  nnd  IddebenMkuf. 

BekkuntmachoBg  des  E.  Btaatsminiaterinms  der  JnstlE  und 
des  Innern  vom  2a  Janaar  1904. 

Kit  Beeng  anf  die  3§  78,  87  der  Strafprozeßordqnng  nnd  die  gg  a,  8, 
7,  S  d4r  Alle  rh.  Verordnung  Tom  S.  September  1879,  den  ilntlichen  Dienst  bei 
den  Qerichten  nnd  VerwaltongsbehOrden  betreffend  (Ges.  o.  V.O.BL  S.  1061), 
werden  hiermit  die  folgenden  Anordnungen  getroffen- 

L  Hält  derBIchter  zur  Vornahme  der  Leichenschau  dieZuiehnng 
eines  Arztes  fftr  erfordMÜch,  so  hat  er  als  Arzt  den  Laadgerichtaarst,  Bezirks- 
«zt  oder  bezlrka  ärztlichen  Stellvertieter,  einen  Privatarzt  aber  nnr  dann  zu 
wählen,  wenn  besondere  Umstände  es  Teiaoluaen,  insbesondere  wenn  im  Falle 
der  Verhindemng  der  Öffentlichen  Aerzte  des  Be^ks,  in  dem  die  Leichenschau 
Tomnehmen  ist,  die  Zn^iehnng  eines  im  benachbarten  Bezirk  angestellten  Qffent- 
IMien  Arztes  imt  erheblichen  Hehrkosten  verbunden  wäre. 

IL  DerBichter  hnt  zur  Vornahme  der  Leichenöffnung  neben  den 
Oerichtaarzt  als  zweiten  Arzt  tonlichat  einen  anderen  Öffentlichen  Arzt,  einen 
Privatarzt  aber  nur  dann  zuzuziehen,  wenn  besondere  Umstände  es  veranlassen, 
insbesondere  wenn  im  Falle  der  Verhinderung  der  Cffentlicheu  Aerzte  des  £e- 
zirlts,  in  dem  die  Leichenöffnung  vorzunehmen  ist,  die  Zuziehung  eines  im  be- 
nachbarten Bezirk  angestellten  Öffentlichen  Arztes  mit  erbeblichen  Hehrkosten 
verbunden  wäre. 

HL  Zur  Leichenschau  und  als  zweiter  Arzt  zur  LeichenOffiiuiiK  ist  ton- 
tiehst  nur  ein  Privatarzt  zuzuziehen,  der  die  Prflfung  tbr  d«  nemsinischen 
Staatsdienst  bestanden  hat  _^^_^_ 

ü.  Kttnt^relah  Haolaaem. 

Di«  BewBlriefcUffDBs  der  PrlnitMlwI«i  durch  die  Bezirkillnt«.  V  er- 

ordanng  des  HlBisterums  des  Innern  vora  14.  November  1908. 
Du  Hiuisterium  des  Innern  verordnet  liierdaTch  Im  ElaverstlndniB  aüt 
dem  Hinisterium  des  Kultus  und  DffentUchw  Unterrichts,  daQ  die  beärksäast- 
licke  Anlaicht,  welcher  nach  g  18  der  Instruktion  für  die  Bezirksärzte  vom 
la  Juli  1884  (0.  u.  V.-Bl  8. 209  flg.)  die  VoUuschulen,  sowie  die  Qjmnasien, 
Bealzohulen  und  Seminare  unterstem  dnd,  kOnftlg  auch  auf  die  dem  Uuisterinm 
den  KnltUB  und  Öffentlichen  Unterrichts  unterstehenden  Privatschnlon  zu  er- 
strecken ist,  derottitalt,  *^*ft  die  Beiirkiärzte  hA»flgiifK  ^^  tatwh ngtin^ftniii^« 
Bwriiitmea  sloh  variier  mit  den  Dir^oneit  oder  Leitern  idpr  betc«ffesdaB 
Printscbuleu  ins  Vernehmen  zu  setzen  haben. 


B2  tteehtBpreohang  und  Uodiaioftl  ■  GeaeUgebong. 

Die  B«l^ekk«lt  ud  Ordniuff  in  Blekenles  ud  SaMdltoreian.  £o- 

kftnntmachniiK  Aee  Bat  es  der  Stadt  Dresden  rom  8.  De- 
zember IdOS. 

In  bezuK  aaf  die  Beinlicbkeit  und  Ordnung  in  den  Bfcckereien  und 
Konditoreien  Bind  von  nns  nach  TertassttogsmäSigem  QehOr  der  Stadtverord- 
neten die  nacbereicbtlicben  Toracbriften  erlassen  worden,  welche  hiermit  zur 
öffentlichen  EeDntnis  gebracht  werden  mit  der  UaSgabe,  daß  üe  am  1.  Jannar 
19U  in  Kraft  m  treten  haben. 

Zugleich  wird  hierdarcti  bestimmt,  dafi  diese  Vorschriften  in  allen  Back- 
stuben der  Bickeieien  und  Eonditorefen  in  dentlich  leebarer  Schrift  ao  einer 
leicht  siditbaren  Stelle  bei  Vermeidung  von  8  Marli  Qeldstrafe  anzubringen  sind. 

AbdrOdce  der  Vorschrifteii  sind  in  der  Bamming'schen  Bncbdmckerei 
—  Schiefigaase  Nr.  1,  I  —  im  Preise  von  6  Ff.  für  das  Stück  zn  erlangen. 

Vorschriften,   die 

g  1.  In  den  GeschUtsr&omen  der  Bficker  und  Konditoreien,  beim  Backen 
und  allen  damit  zusammenhlngeDden  Verrichtungen  ist  die  grOBte  Reinlichkeit 
zu  beobachten,  Damentlich  sind  alle  Backgerätschaften  peinlich  sauber  zu  lialten. 
Waschbecken  and  SpuckuEpfe  sind  in  ausreichender  Anzahl  aufzustellen. 

Die  Handt&cher  sind  nach  Bedarf,  mindestens  aber  wöchentlich  dreimai 
fQr  Jeden  Arbeiter  zu  weeliseln. 

Etwa  auftretendes  Ungeziefer  ist  sofort  zn  beseitigen. 

g  3.  Die  Backstuben  und  B&ume  mr  Aufbewahrung  von  Badcwaren, 
Jfelil  und  dergleichen  dürfen  unter  keinen  Umstindon  zum  Sclilafen  benutzt 
nsd  andere,  au  zum  B&ckerei-  und  Konditoreibotriebe  gehörige  Eantiernngen 
darin  nicht  vorgenommen  weiden.  Das  t&gliche  KOrperwaschen  darf  nicht  b 
den  OewerbsrSomen  stattfinden. 

3  8.  Die  BacktrOge  und  die  zum  Backen  benutzten  Tische  dfirfeu  Dicht 
zum  Ausruhen  oder  zum  Aufstellen  von  Eßgeschirren  benutzt  werden. 

g  4.  Die  Schlafstuben  der  Gesellen,  Lehrlinge  und  Dienstboten  müssen 
gesosd  sein,  genttgend  Luft  und  Licht  haben  und  t&giich  gereinigt  weiden. 

§  6.  Die  Bäcker  und  Konditoren  haben  aof  den  Oesundheitszustand 
ihrer  Gewerbs gehilf en  und  Lehrlinge  ^enau  zn  achten,  haben  die  letzteren 
zur  Beobaehtoog  der  grOQteii  Beinlicbkeit  bei  der  Arbeit  anzuhalten  und  streng 
darauf  zn  achten,  daQ  auch  beim  Verkaufe  der  Backwaren  allenthalben  die 
grOflte  Sauberküt  beobachtet  wird.  Zum  unmittelbaren  Einpacken  von  Back- 
waren darf  beschriebenes  und  bedrucktes  Papier  —  ausgenommen  einseitiger 
Aufdruck  der  Firma  —  nicht  verwendet  werden.  Kranke,  Insbesondere  an 
Hautknakheiten  (Ausschlag  usw.)  Leidende  dftifen  nicht  beschäftigt  weiden. 

Die  vorstehenden  Vorschriften  gelten  auch  fOi  diejenigen  Peisonen,  die 
mit  Backwaren  handeln. 

g  6.  Backwaren,  Teig,  Hehl  und  dergleichen  sind  jederzeit  in  ftber- 
deckten,  luftigen  und  trockenen  Bäumen  an&nbewahren,  nicht  aber  in  HOfen, 
Schlafrtumen  oder  an  Orten,  wo  die  Einwirlning  von  schlechten  Dtlnsten, 
dumpfer  Luft,  Feuchtigkeit  oder  Verunieinigung  zu  besorgen  ist. 

g  7.  Wer  Bäcker-  oder  Konditorwaren  ans  verdorbenen  oder  verun- 
reinigten Stoffen  herstellt  oder  verkauft,  macht  sich  eines  Vergehens  gegen 
%  10'  des  Beidisgesetzes,  betreffend  den  Verkehr  mit  Nafarunffsmftteln,  OenuB- 
mittein  und  Oebranehwegenständen,  vom  14.  Hai  1879,  schmdig  und  hat  die 
dort  angedrohten  Strann  m  gewärtigen. 

g  8.  Znwiderhandluigeu  gegen  die  obigen  Vorschriften  in  g  1  bis  g  6 
kOnoen,  sowdt  nicht  gerichtliches  Strafverfahren  Platz  zu  greifen  bat,  mit 
Geldstrafe  bis  zn  60  Hark  geahndet  werden. 

Verantwortl. Redakteur:  Dr.Bftpmnnd,  Reg.-n.O«h.  Hed.-Bat  luHlndenl.  W. 
J.  e  O.  Brau,  H«M^  «taka  d.  T.  8ak.-L.  BofbMhdracbral  In  Waisa. 


Reclitsprecliimg  und  lediziiial- 
Gresetzgetung. 

Beilage  zur  Zeltsolirlft  für  Medizinal-Beamte. 
Nr.  6.  15.  März.  1904. 


Medizinal  -  Gesetzgebung. 

ZKluSDBg  TOB  Blrkenoel  rar  DenatBriemng  nicht  rain  GeuBMfl  fttr 

-  Measekut    bestimiBteB    Flei»heB.     fiekftDntmachuDg    des    Beichg- 
kanzlers   vom   la  Januar  1904. 

Auf  Ornod  des  |  29,  Abs.  2  der  AurifthningsbeRtinuniiiigeii  D  zun 
Schlachtvieh'  und  Fleisäibeschangesetz  ist  fttr  ausländische,  zu  tedmischer 
Verwertimg  bestimmte  Fette  als  Mittel  zur  Unbrauchbarmachong  für  den 
menschlichen  OenoB  ancfa  BiikcnQl  zugelassen  worden. 


,■'        Aeadsrimg  der  ElBeabakn-Terkelirsordiiiug  In  bnnig  anf  die  Be- 
'  fSrderBov  roa  Fenonen,  die  aa  ansteekendeB  KnakhelteB  leldea,  sowie 
in  bflSBg  auf  des  Tnusport  ron  HangaiBIl  In  loseaZulude.  Bekanot- 
machnng  dee  Beichskanzlers  vom  8.  Febroar  1904. 

Auf  Grand  des  Artikel  4G  der  BeicluTerfassung  liat  der  Bundesrat 
folgende  Aenderungen  der  Eisenbahn  -  Verkehrsordnung  beachloBBen: 

L  Der  §.  SO,  Abs.  2  erhält  folgende  Fassung: 

Die  Beförderung  von  Pestkranken  ist  ausgeschloasen.  An  Aussatz 
(Lepra>,  Cholera  (asiatischer),  Fteckfleber  (Flecktyphus),  Gelbfieber  oder  Pocken 
(Blattern)  erkrankte  oder  einer  dieser  Krankheiten  verdfcchüge  Personen  werden 
mir  dann  mr  BefOrdemng  zugelassen,  wenn  die  beizubringende  Bescheinigniig 
des  fttr  die  Abgangsstation  zuständigen  beamteten  Arztes  dies  gestattet;  sie 
sind  in  beeondereo  Wagen  zu  befördern;  fttr  Aussätzige  und  des  Aussatzes 
Verdächtige  gen&gt  eine  abgeschlossene  Wagenabteilnng  mit  getrenntem  Ab- 
orte. An  Typhus  (nnterldutfphns),  Diphtherie,  Scharlach,  Bohr,  Masern  oder 
Keuchhusten  leidende  Personen  sind  in  abgeechlossenen  Wageuabteilnngen  mit 
getrenntem  Aborte  zu  befördern.  Bei  Personen,  die  dner  dieser  Krankheit 
Terdichtig  sind,  tcann  die  BefBrderang  von  der  Beibringung  einer  ärztlichen 
BeechebügDiig  abhängig  gemacht  werden,  ans  der  die  Art  ihrer  Krankheit 
hervorgehL  Fttr  die  Beförderung  in  besonderen  Wegen  oder  Wagenabteilongen 
sind  die  tJuritmäSigen  Gebühren  zu  bezahlen. 

Die   Aenderung   tritt   mit  dem  1.  März  10O4  in  Kraft. 

SIL    Hbter  LII  wird  folgende  Nummer  eingeschaltet: 
LHa.    Hansmall  in  losem  Zustande  wird  nur   als  Wagen- 
ladung und  unter  den  nachstehenden  Bedingungen  zur  Beförderung  zugelassen: 

1.  Der  Versand  ist,  sofern  dazu  nicht  besonders  eingerichtete,  das  Zerstäuben 
ansachliefiende  Wagen  verwendet  werden,  in  dichten,  offen  gebauten 
Wagen  zu  bewirken,  die  mit  dicht  schließenden,  das  Zerstäuben  verh&ten- 
den  Decken  versehen  sind,  F&r  den  ordnungsmäßigen  DeckenTerschlnS 
hat  der  Absender  zu  sorgen. 

2.  Die  Bestimmungen  unter  LH,  Ziff.  1,  4,  6  und  6  finden  Anwendung. 

3.  Fttr  das  Beladen  und  Entladen  der  Wagen  sind  Anordnungen  zu  treffen, 
die  das  Zerstäuben  ansschlieBeo. 

4.  Die  zur  Beförderung  verwendeten  Wagen  sind  durch  den  Emp^nger 
trocken  zu  reinigen. 

Die  Beatimmung  der  aeuen  Nummer  Lila  tritt  am  1.  Oktober  1904 
in  Kraft. 


...Google 


Bi  Rechteprechnng  and  HediEinAl  -  Qesetxgebnng. 

B.    Sftnifl^etoli  Fr^nmm^jx. 

EiBgrelfeit  der  AifsichtsbehOrdeB  bei  Streltiffkelten  iwlsclieii 
AentM  lud  KntnkenkMSen.  Erlaß  des  Hinistera  tüi  Handel  nnd 
Gewerbe  rom  20,  Februar  1904  —  Illa  Ni.  1383  —  an  Bämtliche 
Herren  Oberpriaidenten. 

Oelegentlich  iler  StreitigkeiteD  zwischen  ErankenkBasen  and  Aeizten  in 
Mflhlhaiuen  l  TL  nnd  in  COln,  in  deren  Verlast  ein  Eingreifen  der  höheren 
VerwaltongebehSrden  anl  Qrnnd  des  g  66  a  des  KrankeDversichenuigsgeaetzes 
erfolgt  ist.  habe  ich  die  Wahrnehmang  gemacht,  daß  die  Begiernngapräsidenten 
die  Anstellnne  weiterer  Aerzte  erat  verfttgt  haben,  nachdem  die  Kaasen  eine 
Zeitlang  ttbernanpt  Äerzte  oder  doch  eine  der  Zahl  der  KasBenmitglieder  nnd 
ihrer  znr  Irztlichen  FDrsorge  berechtigten  Familienangehörigen  entsprechende 
Anzahl  von  Aerzten  nicht  zur  VerfügODg  gehabt  haben.  HaBgebend  ffir  diese 
abwartende  Haltung  ist  zunächst  die  Erwartung  gewesen,  daß  es  den  Kassen 
alsbald  gelingen  werde,  weitere  Aerzte  eq  gewinnen  nnd  damit  eine  aos- 
reichende  Fürsorge  ffir  die  Erkrankten  zn  gewährleisten.  Daneben  hat  die 
Meinniig  obgewaltet,  daß  eine  Vermehrung  der  Aerste  Ton  Anfsichtswegen  nur 
gefordert  werden  kOnne,  wenn  Anträge  der  im  §  66  a  des  Gesetzes  hezsfehneten 
Art  Torilgen. 

Infolgedessen  ist  den  Kassen  schließlich  ffir  die  Beschafinng  der  nach 
Aoffaasung  der  AnfaichtsbehCrden  noch  fehlenden  Aerzte  eine  ganz  knrze  Frist 
gesetzt  worden.  Die  Kassen,  die  sich  über  das  Eingreifen  der  Behörden  bei 
mir  beschwert  haben,  haben  nicht  mit  Unrecht  daran!  hingewiesen,  daß  zu  dem 
Zeitpunkte,  wo  die  zwangsweise  Anstellung  weiterer  Kassenärzte  angedroht 
worden  sei,  durch  die  inzwischen  eingetretene  Vermehrung  der  Kassenärzte  der 
Notstand  In  der  ärztlichen  Behandlang  der  erkrankten  KassenmitgUeder  in  der 
Hauptsache  behoben,  jedenlalls  aber  gegenüber  dem  Tage,  an  dem  die  bia- 
herigen  Aemte  ihre  Tätigkeit  eingestellt  uätten,  wesentlidi  abgeschwächt  ge- 
wesen sei.  Auch  sei  die  gestellte  Frist  so  kurz  bemessen  worden,  daß  jede 
Möglichkeit  zur  Gewinnung  weiterer  Aerzte  Ton  vornherein  ausgeschlossen 
gewesen. 

Um  solche  Unanträslichkeiten  bei  etwaigen  Streitfällen  für  die  Folge  zu 
Termeiden,  erscheint  ein  frühzeitiges  Eingreifen  der  Aufsichtsbehörden  unbe- 
dingt geboten.  Dabei  ist  von  der  Erwägung  auszugehen,  daß,  da  die  erkrankten 
Versicherten  einen  anbedingten  Anspruch  auf  ärztliche  Behandlung  haben,  der 
KasseuTorstand  den  ihm  gesetzlich  obli^enden  Varpflichtongen  nicht  nack- 
komint,  wenn  er  es  unterlaßt,  fflr  die  BereitsteUnng  ausreichender  nnd  aoge- 
messener  ärztlicher  Hilfe  zu  sorgen.  Ihn  zur  Erfttllung  e^er  Pflichten  anzu- 
halten, ist  ^er  nach  g  46  des  Gesetzes  Aufgabe  der  AufsiehtabehSrde,  die, 
wenn  der  KasseuTorstand  trotz  einer  ao  Ihn  eKangenen  Anfforderong  seine 
Verpflichtungen  nicht  erfIlUt,  gemäß  g  46,  Abs.  6  des  Gesetzes  die  Beragnlsse 
und  Obliegenheiten  des  Vorstandes  selbst  wahrnehmen  kann.  In  Fällen  der 
Torliegenden  Art  wttrde  mithin  die  Aufsichtsbehörde  berechtigt  sein,  an  Stelle 
des  Kaasen  vorstand  es  mit  den  Aerzten  Verhandlungen  unznleiten  und  Verträge 
zu  schließen.  Um  die  Aufsichtsbehörde  in  diese  Möglichkeit  zu  versetzen,  ist 
es  erforderlich,  daß  sie  spätestens  vierzehn  Tage  vor  dem  Zeitpunkt,  an  dorn 
die  bisherigen  Kassenärzte  ihre  Tätigkeit  einzustellen  beabsichtigen,  an  den 
Kassen  vorstand  die  Anttorderung  richtet,  bis  zu  dem  Tage,  au  dem  das  Ver- 
tragsverhlltnis  der  bisherigen  Aerzte  sein  Ende  erreicht,  nachzuweisen,  daß 
eine  bestinimt  zu  bezeichnende  Anzahl  Ton  Aerzten  für  die  Behandlung  der 
erkrankten  IDtglieder  znr  Verfügung  stehe.  Damit  ist  die  Zndrohung  zn  ver- 
biadeD,  daß,  wenn  dieser  Nachweis  nicht  erbracht  werde,  die  Aufsicbtsbe bürde 
auf  Gnuid  des  §  46,  Abs.  6  des  Gesetzes  wegen  Beschaflfnng  der  ärztlichen 
Hilfe  das  Weitere  selbst  veranlassen  werde. 

Es  wird  zwockmlSig  sein,  daß  Sie  das  Verhalten  der  Aubichtsbeh Orden 
in  dieser  !Uchtnng  genau  flnerwachen  und  sich  über  alle  Streitigkeiten  zwischen 
Aerzten   und  Kruikenkassen   und   die  von    den  AuftdchtsbehOrden   ergrüTenen 


Anweadong   der   Tazsibe    der   äntlleken   fiebfllirenorduuiig  vom 
Ifi.  MMi  18M  bei  Prflfniig  von  inU  und  ArznelrMliBiingeB  fQr  die  Beruh- 

geuosseBMhaften.    Erlaß  des  Hinisters    der    nsw.  Medizinalange- 


BeehUpredmiig  und  HedlElnkt  -  GflMtigebnng.  Kfi 

lagenheften  rom  16.  Febraar  1901    —  A.  Nr.  1581    ~  an  die  nach- 
geordneteo  Behörden. 

Nach  dem  Erlasse  sind  die  Bemfagenossenschaften  nnd  TeraichernnKB- 
amtaltu  zn  den  Arbeiterkrankenkassen  im  Sinne  des  g  2  des  Teils  A  der  Be- 
kanntmachong  Tom  16.  Hai  1896,  betr.  den  Erlafi  einer  OebOhrenordnang  f&r 
approbierte  Aeizte  nnd  Zahnärzte  (Uio.-Bl.  L  d.  ino.  Yerw.  8. 100)  nicht  sn 


Kttrranf  des  DleartelnkomHens  bei  dea  m  Unger  ala  TleiJXItrigsr 
Fr«lhelt8Bti»fe  Tentrtellten,  nicht  BDBpendlerteD  Beamten.  Bnnderlaß 
des  Uinister  der  usw.  Hedizinalangele  genbeiten  rom  12.  Fe- 
brnar  1904  —  A.  Nr.  187  —  an  sämtliche  Herren  BegierongsprSsidenten. 

Das  SCnigliche  Staatamiaiaterinm  bat  beschlossen,  daß  bei  den  zu  länger 
als  Ticrjährigcr  Freiheitsstrafe  venirteilten  Beamten  eine  EUrzong  des  Dienst- 
einkonunens  lediglich  anf  Omnd  der  Allerhöchsten  Yerordnong  vom  17.  Mai 
183U  —  ohne  daß  die  Amtssos^ension  verfügt  ist  —  ferner  nicht  mehr  vorzn- 
oehmen  ist.  Es  sind  jedoch  die  Kosten,  welche  durch  die  Yertrctnng  eines 
üne  Freiheitsstrafe  verbüßenden,  nicht  suspendierten  Beamten  entstehen,  bei 
der  Gehaltszahlung  im  Wege  der  Aufrechoung  oder  soweit  das  Oehalt  nnpfäad- 
bar  ist,  dnrch  Geltongmacbong  des  ZnrQckbehaltnngBrechteB  gemiS  §  273  des 
Bttrgerlicheo  Qesetzbnchs  einzabehalten. 

Die  nacheeoidneten  Behörden  wollen  danach  kflnfüg  verfahren  und  im 
Falle  eines  Bet^tsstreites  hierher  nnges&nmt  Anzeige  erstatten. 


y« 


Ansirahl  von  geeigneten  SachTentlndlgen  znr  BenrtelllBg  von  Tw 
niseliniigeD  von  NahrnngB-  nnd  Genossmltteli].  Bnnd-ErlaB  der  Hi- 
nister für  Handel  nndCFewerbe,  der  usw.  Hedizinalangelegeo- 
heiten  nnd  des  Innern  vom  23.  Februar  1901  —  Üb  1199  H.  f.  H., 
J.-Nr.  H.  5597  M.  d.  g.  Ang.,  IIa  1506  H.  d.  I.  —  an  sämtliche  Herren 
Begie  mngspräsidenten. 

In  neuerer  Zeit  ist  mehrfach  darüber  Klage  geführt  worden,  daB  die 
Polizeibehörden  bei  der  Vorbereitung  der  strafrechtlichen  Verfolgung  von  Ver- 
ftlachnngen  von  Nahrungsmitteln  geeignete  Sachverständige  nicht  in  dem  er- 
fordedichen  HaBe  zuzögen.  Unter  anderem  sollen  die  über  die  Zosammen- 
setznng  der  Ware  gehörten  Chemiker  öfter  auch  als  berufene  Gutachter  aber 
gteicbseitig  zu  entscheidende  auf  medizinischem  Gebiet  oder  auf  dem  Gebiete 
von  Handel  und  Verkehr  tiogende  Fragen  angesehen,  und  es  soll  von  der  An- 
hörung ärztlicher  und  gewerblichei  Sachverständiger  Abstand  genommen  worden 
aeiiL  Ein  solches  Verfahren  entspricht  nicht  den  bestehenden  Bestimmungen. 
Nach  dem  Erlaß  vom  14.  September  1888  aoU  sich  die  gutachtliche  Anhörung 
der  Chemiker  auf  die  Frage  der  chemischen  Znsammensetzung  der  Ware  be- 
ichrinken  und  die  Begutachtung  der  weiteren  Fragen,  ob  die  Ware  in  der 
festgestellten  Zusammensetzung  gesundheitsschädlich  und  ob  sie  „zum  Zweck 
der  Täuschung  im  Handel  und  Verkehr"  (§  10  des  NahrungsmittelKosetzes) 
verfälscht  ist,  ärztlichen  bezw.  gewerblichen,  speziell  mit  den  Oewonnheiten 
des  betreffenden  Industriezweiges  vertrauten  Sachverständigen  unterstehen.  Die 
Zuziehung  solcher  Sachverständiger  soll  in  allen  irgendwie  zweifeU 
haften  Fällen  erfolgen. 

Besonderer  Wert  muß  darauf  gelegt  worden,  daß  die  Polzeibehörden  die 
erforderlicheo  Giitacbten  von  geeigneter  Stelle  einholen.  Zu  dem  Ende  haben 
sie  fOr  Fragen  auf  dem  Gebiete  von  Handel  und  Verkehr  die  amtlichen  Handels- 
vertretungen um  Benennung  geeigneter  Sachverständiger,  geeignetenfalls  um 
direkte  Abgabe  eines  Outacutens  xa  orsachen. 

Wir  ersuchen  Sie,  den  Polizeibehörden  den  genannten  ErlaS  in  Erinno- 
rong  zu  bringen  nnd  sie  dabei  auf  die  rorgedacbten  Punkte  besonders  hin- 
nw^en. 

Den  Handels vertretangen  wird  dieser. Erlaß  direkt  mitgeteilt  werden. 


^\ 


TtTMkrifteii  Ober  Dmfiuig  nnd  AosfUinisg  der  bei  Pe«t  erforder« 
ibea  DesInfektloH.     Rnnderlaß    des  Hiuisters    der,  aa^.^JCv^lt' 
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zinftlaBKelegenheitiiii  rom  IS.  Febrnfti  1904  —  IL  Nr.  10648  —  an 
B&mtlidie  Heiren   Begienin^piEaidenten. 

Obwohl  in  dar  vom  Bnndeirat  In  der  Sitzung  vom  8.  Juli  1903  tee^(»- 
stellten  „ÄnweiauDK  zor  BekämpftuiK  der  Pest"  —  Ministerialblatt  ffli  Hedidnal- 
ood  medizinische  Unterrichts -Angelegenheiten,  190S,  8.  24  ff.  —  in  §  80  nnd 
in  der  dieser  Anweisung  beigegebenen  Anlage  8  genaue  Yorscbriften  Ober  den 
Umfang  und  die  AuafOhrung  der  bei  Pest  erforderlichen  Desinfektionen  ent- 
halten sind,  bt  es  mehrfach  Torgekommen,  daß  seitens  der  zuständigen  Polizei- 
behörden anläfilich  ron  Peatfällen  Anordnungen  getroffen  worden  sind,  welche 
fiber  das  Bedürfnis  weit  hinaiugingen  ona  zn  erheblichen  Schadeneraatcan- 
sprfichen  Teranlassnng  gegeben  haben. 

Wenn  auch  derartige  Anordunngen  in  der  noch  aus  froheren  Zeiten 
herstammenden  zu  weit  gehendon  Furcht  der  BevSlIcernng  vor  der  Pest  ihre 
Erkl&nuig  nnd  teilweise  EatschnldiganK  dnden,  so  liOunen  sie  doch  um  so 
weniger  gebilligt  werden,  als  einwandfreie  bakteriologische  Untennchnngen 
ergeben  haben,  daB  die  Festbazülen  keine  Dauerformen  besitzen  und  daAer 
durch  die  ttblichen  Dealnfektionsmlttol  in  Terhältnismäßlg  kurzer  Zeit  vernichtet 
weidm.  Ja  schon  unter  der  bloßen  Emwirlnug  der  Lnit:  (Anstrocknnng)  und 
des  Lichts  in  Terhältniam&fiig  karzei  Zeit  zugrunde  gehen. 

Die  Anordnung  der  Vernichtung  wertToUer  Gegenstände  —  Wäsche, 
Kleidongsst&cke,  HSbeL  Handelswaren,  wie  Korn  und  dergL  —  durch  Feuer, 
wie  sie  mehrtach  getroffen  worden  ist  und  zu  erheblichen  Aufwendungen  ge- 
fllhrt  bat,  ist  in  keiner  Weise  zu  billigen  und  wftrdo  mich  in  einem  etwai^n 
WiederholnnKsfalle  renmlusen  mflasen,  die  betreffende  Behörde  regreßpflichtig 
zu  machen,     vernichtet  werden   dflrfen  unter   allen  Umständen   nur  werttose 


oder  ganz  geringwertige  Gegenstände  (Inhalt  tod  Strohaäcken,  gebrauchte 
Toppen,  Lumpen,  Verbüdsttti£e  nnd  dergL).  Qegenstände  von  Wert  dagegen 
lind  unter  göiaDer  Beachtung  der  „Desinfektionsan Weisung  bei  Pest*   zu  des- 


infizieren. 

Gegenstände  des  GQter-  nnd  Beisererkehrs  sind  gemäfi  g  24,  Abs.  8  der 
Anweisung  nur  dann  einer  Desinfektion  zu  nnlerwerfen,  wenn  sie  nach  dem 
Gutachten  des  beamteten  Arztes  als  mit  dem  Anstecknngsstoffe  der  Pest  be- 
haftet anzusehen  sind.  Dies  wird  in  der  Regel  nur  dann  anzunehmen  sein, 
wenn  die  betreffenden  Waren  auf  Schiffen  oder  in  Spoicbein  gelagert  haben, 
in  denen  pestkranke  oder  an  Fest  verendete  Batten   aufgefunden  worden  sind. 

Selbst  in  diesem  Falle  bedürfen  z.  B.  in  Säcken  verstaute  Handelswaren 
küner  besonderen  Behandlung.  Nor  in  dem  Falle,  dafi  sie  änßerlich  in  einer 
Weise  angefressen  sind,  daß  angenommen  werden  muB,  daß  Batten  in  die 
Säcke  eingedrungen  sind,  sind  sie  auszosacken,  die  Säcke  in  strOmondem 
Wasserdampf  zu  deünflzleien  nnd  nach  Trocknung  wieder  zu  fallen.  Ohne 
Sicke  verstautes  Getreide  und  Umliche  Haadelswaren  sind  durch  weitmaschige 
Siebe  von  etwa  vorhandenen  Battenkadavem  zu  befreien  and  dann  in  einem 
Spedoher  ausgebreitet,  längstens  14  Tage  zu  lagem,  während  welcher  Zeit  er- 
fähiunffflgemaß  in  der  Ware  etwa  vorhandene  FestbazilleD  durch  Austrocknen 
zogronae  gehen.  Um  die  Waren  vor  dem  Zutritt  von  Batten  zu  befreien,  ist 
zu  empfehlen,  die  Lagerungastellc  mit  einem  fest  auf  dem  Speicherbodon  auf- 
stehenden, auch  oben  eingedeckten  Latten  verschliß  zu  umgeben  und  in  diesem 
Tag  und  Nacht  einige  als  Battenßlnger  erprobte  Terrier  eingesperrt  zu  halten. 

Sollte  in  besonderen  Fällen  ein  Zweifel  über  das  erforderliche  Desin- 
fektionsverfahren bestehen,  so  ist  vor  jeder  weiteren  Anordnung  meine  Ent- 
scheidung telegraphisch  einzuholen. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  im  Einvernehmen  mit  den  Herren 
Ministem  der  Finanzen,  des  Linem  und  für  Handel  und  Gewerbe  ergebenst, 
(Ue  nadigeordneten  Behörden  dem  Vorstehenden  entsprechend  mit  Weisung  zu 
versehen  nnd  ilinen  die  strengste  Beachtung  der  vorstehenden  VerfUgnng  be- 
sonders zur  Pflicht  zu  machen. 

y  TorbenltiBg  «ad  Prtfkng  vob  ITaanrrenorfuigzproJektoB  dmh 
'  die  ESnIgllehe  Venneks-  Bid  PiUksgauztalt  fBr  WaHerversorgwsg  In 
BerUn.  Bunderlaß  des  Hinisters  der  usw.  Medizin alangelegen- 
helteu  vom  26.  Februar  1904  —  H.  Nr.  10202  ~  an  sämtliäie  Herren 
Begierungsp  rasideDtea. 
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Die  ErkenntBis  tob  der  WtchtiK^eit  einer  ffaten  and  aiurflioheitdeii 
WssaeiTeTsorgaBg  fUr  die  gesund beitlicne»,  kullnrellen  und  wirtichahliohen 
ZaaUkBde  dei  Oemelnden  hsit  erfrealicher weise  in  weiten  Schichten  der  B^ 
vOLkerang  Eing&ag  gefnndcn  and  verbreitet  sioh  mehr  and  mehr.  In  richtiger 
Wardigang  der  Angelegenheit  sind  die  Gemeinden  neueidinga  In  anerkennens- 
werter Weise  bestrebt,  ihre  WasservcrsorgaDg  za  verbessern  aod  werden  darin 
teilweise  darch  die  häheren  Kommanalverbände,  dnich  Kreise  ond  Provinzen 
wirksam  onterstlitzt.  Dies  geschiebt  a.  o.  in  herrorragandem  UaBe  darch  die 
ProrinzialverwaltDDK  der  Bheiuprovinz,  von  welcher  erhebliche  Mittel  fur  diesen 
Zweck  bereit  gestellt  sind. 

Bei  diesen  Bestrebungen  hat  sich  häafig  als  Mangel  bemerkbar  gemacht, 
daß  es  namentlich  den  Landgemeinden  schwer  wird,  eine  sachverständige  Be- 
rfttang  zu  erlangen.  Den  Berichten  zafolge  haben  einzelne  Oemeindeo  aas 
diesem  Oronde  aoch  Bedenken  getragen,  Kosten  für  Torarbeiten  zn  bewilligen, 
Ton  denen  sie  nicht  wissen,  ob  sie  an  einem  braachbarea  Projekte  führen 
werden.  Wiederholt  ist  auch  darin  gefehlt,  daß  ans  SparsamkoitsrficIisichtBn 
die  wichtigen  Arbeiten  für  eine  Wasserversorgung  Personen  übertragen  wurden, 
die  genügendes  Wissen  auf  diesem  Gebiete  nicht  besitzen.  Bei  der  laansprach- 
luüuae  derartiger  Kräfte  besteht  die  Gefahr,  daß  die  Aufwendungen  zu  einem 
befriedigenden  Ergebnis  nicht  fuhren,  und  daß  insbesondere  die  Projekte  fflr 
Wasserleitungen  sanitäts-  und  baatechniscb  unsachgemäß  vorbereitet  und  aas- 
geföhrt  werden.  Aach  wird  vielfach  bei  der  Anafübrung  nicht  wirtschaftlich 
Terfahreo. 

Um  solchen  Gemeinden,  denen  geeignete  Kräfte  nicht  znr  Verfügung 
atehen,  die  Möglichkeit  znr  Erlangung  einer  zuverlässigen  sachverstäoSgen 
Beratnng  sowoEl  nach  der  hygienischeo  wie  baatecbnlschec  Seite  bei  der  '^r- 
bereitaag  and  Prüfung  von  Wasserversorgangsprojekten  zu  gewähren,  bat  die 
Königliche  Versuchs-  und  Prflfangsanstalt  für  Wass ervers oreung  —  Berlin  8W.  12, 
KochstraBe  78  — ,  eine  entsprechende  Ansgestaltnng  auch  fUr  die  wassertech- 
nischen Aufgaben  ihres  Geschäftsbereich  es  erfahren. 

Nach  Maßgabe  ihrer  Geschäfts  an  Weisung  kann  die  Anstalt  von  den  Ge- 
meinden für  Angelegenheiten  der  Wasserversorgung  gegen  Gebühr  in  Anspruch 
genommen  werden.  Ich  bemerke  hierbei,  daß  die  mit  Erlaß  vom  27.  Augast 
1901  —  M.  d.  g.  A.  M.  Nr.  11971  —  mitgeteilte  Gebührenordnang  in  den  Be- 
stimmungen zu  IV  dahin  abgeändert  ist,  daß  der  Tagcssatz  für  die  Inanspruch- 
nahme eines  Sachverständigen  bei  örtlichen  Bcsichtignngcn  von  30  Mark  auf 
20  Mark  ermäßigt  worden  ist.  Weiterhin  ist  hervorzuheben,  daß  nach  Ziffer  4 
der  allgemeinen  Bestimmungen  der  QebHbrenordnsng  an  Stelle  der  Einzelgebühr 
eine  Paasch algebühr  vereinbart  werden  kann,  wenn  es  sich  am  Untersachnngen 
Ober  einen  längeren  Zeitraum  oder  am  fortlanfendc  Kontrollen  handelt.  Es  ist 
ttmit  auch  die  Möglichkeit  gegeben,  im  Einzelfall  eine  den  Verhältnissen  an- 
«epafite  Vereinbarung,  sei  es  mit  einer  prozentualen  Berechnung  nach  dem 
Kostenbeträge  des  Projektes  oder  in  sonst  geeigneter  Weise  eintreten  zu  lassen. 
So  werden  im  Auftrage  der  Provinzialverwaltung  der  Rheinprovinz  gemäß  einem 
mit  derselben  getroffenen  Abkommen  die  Projekte  für  Wasserleitungen,  zu 
deren  DurchfOhrung  die  Provinz  Beihilfen  in  erbeblichem  Gesamtbeträge  be- 
willigt hat,  seitens  der  Anstalt  einer  Prüfung  auf  ihre  sachgemäße  Gestaltung 
nach  der  bfgieDisehen  und  technischen  Seite  unterzogen. 

Anträge  der  vorbezeichneten  Art  sind  anmittelbar  an  die  Anstalt  zu 
richten. 

Um  jedoch  aacb  armen  Gemeinden  die  Inansp nie h nähme  der  Landesan- 
ttalt  fllr  WasserveriOTgnng  zu  ennOgllcben,  beabsichtige  ich  unter  Zustimmung 
des  Herrn  Finanzministers,  im  Hinblick  auf  das  bestehende  und  namentlich  für 
Ujidgemeinden  hervorgetretene  Bedürfnis  die  sachkundige  Beratung  der  An- 
stalt in  Wasservers orgungsan gelegen heiten,  insbesondere  auch  bei  der  Vorbe- 
reitong  von  WssserleitaDgeD,  innerhalb  der  fflr  die  Leistungen  der  Anstalt 
jKcogeaea  Grenzen  leisten nachwachen  oder  leistungsunfähigen  Oemeinden  auf 
Ureo  Antrag  im  Bedarfslaile  unter  Ermäßigung  oder  Stundung  der  Gebühren, 
m  besonderen  Fällen  auch  unentgeltlich,  zu  gewähren. 

Ew.  Hochwohl  geboren  wollen  dies  in  geeigneter  Weise  zar  Kenntnis  der 
beteiligten  Kreise  bringen. 

Die  an  Sie  einzureichenden  Antrige  sind  mir  aüt  der  dortSMtigan  Aenßc- 
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mag  vorzulegen.  Dem  Antrage  sind  alle  fttr  die  sachliche  Beurteilong  vor- 
lundenen  Üntetlagen,  sowie  in  jedem  Falle  eine  Uebersiclit  flher  die  Leist&ngs- 
lähigkeit  der  Oräieliide  beizufügen.  Zugleich  ist  Qber  die  bisheiige  Wasser- 
Teraorgoog  nnd  die  gesandheltUchen  Verhlltniase  za  berichten. 


Allgemeine  Torschrfften  filier  den  Ban,  dea  Betrieb  nnd  die  Unter- 
haltnng  der  dem  SffentUclieii  Gebrauche  dienenden  WasgerTergorgni^H- 
ansbilten  Im  Regle ninggbeilrk  Trier.  Bekanntmachnng  des  König- 
lichen Begiernngspräsidentcn  za  Trier  vom  la  Jannar  1904. 
I.  AUgemsliLea. 

g  1.  Baaeclnnbnis.  Zorn  Bau  einer  dem  Öffentlichen  Oebranche 
dienenden  Trink wasseranlage,  sowie  znr  Erweiterang  wesentlicher  Teile  be- 
stehender Öffentlicher  zentraler  Waaserversorgongaanstalten  ist  die  Znstinunung 
des  Bogierongspräsidenten  einzuholen.  Unter  „Eiweitemng  wesentlicher  Teile' 
ist  zu  verstehen  die  Anlage  nener  oder  die  Verändemng  bestehender  Wasser- 
gewinnnngs-,  FCrdernngs-  oder  Anfapeichernngsanstalten  bei  einem  rorhandenen 
Wasserwerke,  eine  VergraQerung  des  VersorgQQKBgobietes  etwa  durch  Einbe- 
ziehung nener  Stadtteile,  von  Vororten  oder  Nachbargemeinden  and  dergleichen, 

§  2.  Baugesach.  Dem  Gesuche  um  die  Bauerlaubnis  ist  ein  voll- 
ständiger Bauplan  beiznfOgen.    Dieser  mufi  bestehen: 

a)  ans  einem  Lagepl&n,  bei  kleineren  Anlagen  im  Maßstäbe  von  etwa 
1  :  600,  bei  grO&eren  im  Ha&sUbe  von  1  :  1000  bis  1  :  2500,  aus  dem  die  Lage 
nnd  E^tfemone  der  Wassergewinnaags teile,  als  Bronnen,  Quellen,  Sammel- 
rohre usw.  zu  benachbarten  Gebäuden,  Aborten,  Stallungen,  Dung-  und  son- 
stigen Ablagernngastätten,  Abflußgräben,  KüchenansflUsseQ,  Flttaaen,  Gräben, 
Bnumeik,  Begräbnisplätzen  usw.  bis  auf  eine  Entfernung  von  60  m  ringsum  zu 
erkennen  ist.  Als  Lagepläno  kQnncn  Absoichnungen  bis  auf  die  Gegenwart 
veTTollständigter  Katasterkarten  oder  sonstiger  amtlicher  Karten  verwendet 
werden. 

Der  Nordpfeil  ist  im  Lageplan  anzugeben; 

b)  aus  den  nötigen  Zelchoongen,  als  Grundriß-,  Längen-  nnd  Querschnitt 
im  Maßstabe  1  ;  60  bei  kleineren,  1  :  100  bei  größeren  Anlagen  der  Bauwerke 
zur  Wassergewinnnng,  als  Brunnen,  Quellfassongen,  Briumenstnben  der  Wasser- 
leitung, Läugenprofil  der  Hauptsanimel röhre  und  der  Eanptfallrohre  einschließ- 
lich der  Hauptstraßenrohre,  Längen  im  Maßstabe  des  Lageplanes,  EOhen  1  :  100 
und  der  Pumpwerke  und  Hochbehälter; 

c)  ans  einem  Erlänterungsberichte,  der  die  nOtigen  Beschreibungen  der 
geplanten  Anlagen  geben  muß.  Insbesondere  sind  darin  Angaben  zu  machen 
über  die  Besch^enheit  des  Untergrundes,  aus  dem  das  Wasser  genommen 
werden  soll,  bis  zu  einer  Tiefe  von  wenigstens  6  m,  über  das  Ergebnis  etwa 
vorgenommener  Bohrungen,  über  den  Stand,  die  Bichtnng  nnd  die  Möglichkeit 
des  Qmnd Wasserstromes,  soweit  darüber  EUverlässige  lutteilungen  vorliegen, 
aber  die  Ergebniese  der  Messungen  znr  Feststellnng  der  Ergiebigkeit  von 
Qnellen,  Über  Pnmpversuche  und  dergleichen. 

Bei  zentralen  Wasserversorgungen  ist  ferner  die  Anzahl  der  zu  ver- 
sorgenden Einwohner  und  die  etwa  in  Ansatz  zu'  bringende  BevQlkemngszu- 
nahme,  der  anzanetunendc  tägliche  Bedarf  eines  Einwohners,  sowie  der  Qc- 
samtbedarf  einschließlich  des  za  erwartenden  Verbrauchs  größerer  industrieller 
Werke,  sowie  echlie&lich  anzugeben,  ob  der  Druck  in  den  Leitungen  so  bemessen 
sein  soll,  daß  bei  Feaersgefahr  unmittelbar  ans  den  Hydranten  gespritzt 
worden  soll  oder  ob  man  sich  damit  begnOgen  will,  aus  der  Leitung  nur  die 
Zubringer  zu  den  Spritzen  ffillen  zn  kOnnen. 

Für  kleinere  Anlagen  sind  auch  die  erforderlichen  Berechnungen  fftr 
das  Bohmeti,  Pumpwerke  usw.  in  dem  Erläutemngsberichte  zd  geben,  wäh- 
rend fflr  größere  zentrale  Wasserversorgnngsanlagen  diese  Berechnungen  in 
besonderer  Anlage  aufznftlhren  sind; 

d)  aus  einem  Kostenanschläge,  ans  dem  auch  die  nOUgea  Angaben  Ober 
die  Bauweisen  nnd  die  zu  verwendenden  Baustoffe   crsichtUdi  worden  müssen. 

Dem  Gesuche  sind  ferner  anzufügen:  ,,._     ...  .  .^ .,.  v-,  .^  ' 
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e)  der  Bericbl  des  zuständigen  HediiinolbBsinten  über  das  Eigebnü 
aemer  Vonutersnchnugeu  in  li^gienischer  Einsicht  und 

f)  bei  grOfleren  Qaeliwssserrersorgnngeu  das  Qatachten  eines  Geologen. 
§8.    Waaseibedarf.    Für  Landgemeinden  ist  der  tägliche  Wssaer- 

bedarf  eines  EinwohneTS  einsdüieBIich  des  zor  Viehaltang  erfoiderUchen  Wassers 
zu  60  Liter  wenigstens,  besser  zn  75  Liter  anzanehmen,  tüi  St&dte  wenigstens 
ra  100  Liter  aazosetzen. 

§  i.  Inbetriebnahme.  Keine  für  den  SfFentlichen  Oebraach  erbaate 
Trinkwasaerantage  darf  in  Betrieb  genommen  werden,  ehe  nicht  von  der  Landes- 
Polizeibehörde  auf  Orojid  einer  örtlichen  Äbnahnie  die  Erlanbnia  dafflr  erteilt  iat. 

Die  Abnahme  ist  alsbald  nach  der  Fertigstellung  der  Anlage  durch  Ver- 
mittlnng  des  zuständigen  Landrats  beim  Begierangapräsidenten  za  beantragen. 

Der  Begieningspräsident  bt  betagt,  die  Abnahme  auf  untere  Behörden 
IQ  abertragen. 

n.  Brfordemlase  dar  IVaBBargBsrlnnange&iiIagea. 

§Ö.  Allgemeines.  Die  geeignetsten  Trinliwässer  sind  Qroadwasser 
nnd  Qaellwassei.  Nnr  wenn  sich  weder  das  eine,  noch  das  andere  in  der  Nähe 
der  zn  versorgenden  Orte  vorfindet  and  anch  aof  zweckmäßige  Weise  von 
fernher  nicht  zugeleitet  werden  kann^  kann  anch  FloBwaaser,  Wasser  aas  Seeen 
oder  Talsperren  nach  gehöriger  Beinigong  verwendet  werden. 

Qrondwasaer  soll  im  allgemeinen  tieferen,  jedenfalls  nicht  antec  4  m, 
besser  aber  10  m  nnter  der  Erdoberfläche  liegenden,  gewadiaenen  Boden- 
schichten entnommen  werden. 

Die  Wasserentnahme  ans  aufgeschüttetem  Boden  ist  nnzolässig,  aus 
lockeren  Schutt-  oder  Qcbirgsmassen  nur  dann  gestattet,  wenn  anders  kein 
Wasser  zu  beschaffen  nnd  nach  Lage  der  Verhältnisse  eine  Yemnreinigong 
des  Orundwasserstromea  nicht  wahracneinlich  ist. 

Jede  Wasser gcwinnangs anläge  ist  mßglichat  weit  von  menschlichen  Woh- 
nungen zn  errichten,  jedenfalls  in  solcher  Entfernung,  daß  eine  Vemnreinignng 
dea  Grandwassers  durch  Zuflüsse  aus  Aborten,  Senk-  nnd  Sammelgrabcn,  Dnng- 
stätten  nnd  dergleichen  anmQgUcb  ist. 

Als  geringste  Entfernung  eines  Brunnens  von  Wohnstatten  oder  vorge- 
niumten  Qrnben  und  Äblagernngs platzen  soll  im  allgemeinen  das  Maß  von  10  m 
festgehalten  werden,  nur  Dci  Bohr-  nnd  Tiefbrunnen  kann,  sofern  diese  unter 
sachverständiger  Leitnng  ausgcftthrt  werden,  eine  geringere  Entfernung  znge- 
lassen  werden. 

In  welcher  geringsten  Entfernung  Öffentliche  Wassergewinnungsanl^en 
von  Fitlasen  angelegt  werden  dorfen,  entscheidet  in  jedem  Falle  die  Landes- 
polizeibehQrde. 

Ablauf-  und  Niederachlagawässer  dttrfen  weder  nach  Wassergewinnunga- 
anlagen  hin  abfließen,  noch  in  deren  Nähe  aufgeatant  werden, 

§  6.  Brunnen  im  allgemeinen.  Bohrbrnnnen  verdienen  vor 
Schacht-  oder  Kesselbrunnen  den  Vorzng. 

AUe  Brunnen  sind  so  herzustellen,  daß  Teronreinignng  des  Wasaers 
durch  unmittelbare  Zuflüsse  von  oben  oder  von  der  Seite  oder  durch  Ansangen 
dea  Grundwassers  ans  den  oberen,  höher  ala  4  m  unter  der  Erdoberfläche  lie- 
genden Bodenschichten  ausgeschloaaen  ist. 

Bis  zu  dieser  Tiefe  müsaeu  daher  die  Wandungen  wenigatens  wasser- 
dicht hergestellt  werden.  Ferner  muß,  falls  die  Brunnen  im  Ueberachwem- 
miuigsgebiet  erbaut  werden  sollen,  die  Oberkante  ihrer  Schächte  mindestens 
0,5  n  Aber  dem  höchsten  bekannten  Wasserstande  des  benachbiirten  Flusses, 
sonst  wenigstens  0,60  m  aber  der  Erdoberfläche  liegen. 

Sammelbronnen  fflr  Wasserwerke  sind  außer  mit  wasserdichten  Wan- 
dnngcn  auch  mit  einem  wasserdichten  Boden  zn  versehen. 

Die  Bronnen  sind  femer,  namentlich  bei  größeren  Wasserversorgungs- 
anstalten,  in  solcher  Anzahl  und  in  solcher  Entfernung  von  einander  anzuordnen, 
daß  niemals  eine  Ueberspannung  der  natUrliohen  Filter  oder  zeit-  und  teilweiae 
Erschöpfung  des  Grundwasserträgers  eintreten  kann.  Im  allgemeinen  soll  die 
Saikong  des  Grundwassers  in  den  Brunnen  durch  Ausschöpfen  das  Maß  von 
2  m  nicht  ttberachreitea. 

Alte  Brunnen  müssen  wasserdicht  abgedeckt  sein. 
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Offene  Zieh-,  Dreb-  oder  ScbOpfbnmnen  sind  onznlisBlg. 

Jeder  BiuimeD  ist  mit  VorrichtDii((eD  sn  versehen,  die 
a)  eine  WasBerentnahrae  behnfa  bakteriologisohei  Untersnchnng, 
b>  eine  Messung  des  WaeserstandeB  und 
c)  die  Foststellnng  der  Znlanfsgesehwindigkeit 
gestatten. 

Hierzu  genagt  eine  in  die  Abdeckung  des  BruDnenschachtes  wasserdicht 
eingefSgto  und  durch  eine  Schraube  sicher  verschlossene  OasrOhre  von  etwa 
ioo  mm  lichtem  Durchmesser. 

Wasserwerks bronnen  müssen  im  Falle  einet  Tersenchnng,  ohne  den  Betrieb 
des  ganzen  Werkes  zu  stören,  ausgeschaltet  werden  können.  Sind  die  Brunnen 
natereinander  durch  Sammelrohrleitnngon  verbanden,  so  sind  diese  daher  mit 
den  erforderlichen  Schiebern  za  verseEen. 

g  7.  Kessel-  oder  Schachtbrunnen.  Dor  Schacht  dieser  üruiueD 
maß  so  tief  abgesenkt  werden,  daß  er  wenigstens  0,6  m  bb  1  m  anter  den 
niedrigsten  Qmnd  wasserst  and  hinabreicht.  Dabei  soll  aber  seine  Oesamttiefe 
nie  kleiner  ab  4  m  sein. 

Die  li'mfossungs wände  können  aus  sorgflltig  in  Zementmörtel  mit  vollen 
Fugen  hergestelltem  Mauerwerk,  aus  unfeiDandergcsetzten  und  miteinander 
verankerteD,  außen  asphaltierten  Zementringen,  aus  asphaltierten  Eisenringen, 
innen  und  außen  glasierten  Tonröhren,  sowie  sonstigen  wasserdichten  Bau* 
Stoffen  besteben. 

Oemancrte  Brunnen  sind  gleichzeitig  mit  dem  Aufmanem  aussen  mit 
Zementmörtel  zu  verputzen  und  nach  vollendeter  Absenkung  innen  mit  einem 
2  cm  starken  glatten  Zementverputz  zu  versehen  oder  mit  Zementmörtel  aus- 
zufügen.  Zu  weiterer  Abdichtung  des  Braunens  gegen  das  umgebende  Erd- 
reich ist  er  bb  zu  einet  Tiefe  von  wenigstens  8  m  mit  einem  0,30  bis  0,60  m 
starken  Ringe  von  gestampftem  Lehm  oder  nicht  zn  fettem  Ton  za  umgeben. 

Tiefere  Brunnen  sind  zum  Befahren  einzurichten  and  demgemäß  im 
Innern  mit  Steigeisen,  ebernen  Leitern  oder  sonstigen  hierzu  geeigneten  Ein- 
rieh tungea  auszurüsten. 

Znt  Abdeckang  des  Brunnenschachts  künncn  verwendet  werden  bb  über 
die  Seh  uc  htm  au  e  rang  hinausragende,  mit  Wassernose  und  mit  albeitigcr  Ab- 
Wässerung  versehene,  ougeteiltc  Steinplatten  oder  am  zwcckm^sigstcn  doppelte 
eberne  Deekel,  ein  innerer  zum  Verschluß  des  Branneasch  ach  tos  nnd  ein 
äußerer,  der  den  BrunnenabachluQkranz  so  überdeckt,  daß  jede  Möglichkeit 
zur  zntälligen  oder  mutwilligen  VcrunrciDiguQg  des  Brunnens  ans  geschlossen  ist. 

Um  Brunnen,  die  im  feinen  Sand  stehen,  gegen  Versaudungeo  zu  sichern, 
bt  auf  dem  Bodca  ein  umgckeiirtes  Sandfiiter  herzustellen,  dessen  Schichten 
nnten  aus  grobem  Sand,  weiter  nach  oben  ans  an  Korngröße  zunehmenden 
Kiese  beste nen. 

§.8.  Kamm-,  Abcssinier-  und  Norton  •  Brunnen.  Diese 
Brunnen  bestehen  ans  einem  a— 8  cm  weiten,  nuten  mit  einer  Stahbpitze  ver- 
sehenen schmiedeeisernen  Bohre,  das  bb  in  die  wa^serfttbrende  SebicJit  einge- 
rammt oder  in  weichem  Boden  eingesp&lt  oder  schließlich  bei  geringen  Tiefen, 
bb  etwa  6  m,  auch  niedergeschraubt  werden  kann.  Bei  letzterem  Falle  bt  an 
Stelle  äcT  Stahbpitze  eine  Schraube,  ähnlich  derjenigen  bei  Erdbohrern 
zu  setzen. 

Der  untere  Teil  des  Bohrea  maß  aof  0,50  m  bb  1  m  oder  unter  Um- 
ständen noch  weiter  hinanf  mit  3^6  mm  weiten  krebrunden  Löchern  oder 
länglichen  Schlitzen  znm  Eintritt  des  Wassers  versehen  und  zur  Verhütung 
des  Zarostens  dieser  Löcher  verzinkt  sein.  Bei  feinem  Sandboden  sind  die 
Saagjöcber  oder  Schlitze  mitteb  eines  Ueberzags  von  Messing-  oder  Kupfer- 
draht oder  mittels  eines  Tresswgewebes  zu  schützen. 

§  9.  Artesische  Brunnen.  Zu  Anlage  von  artesbchen  Bronnen 
bt  in  jedem  Falle  ein  mit  der  Tiefbanteehnik  beamders  vertraater  Braonen- 
bohre  r  heraneasiefaen. 

g  10.  Qnellfassnngen.  Quellen,  welche  nicht  ans  der  Tiefe  oder 
aus  steil  anstehenden  FebrändeA  hervorsprudeln,  sind  in  ihren  einzelnen 
O&ngen  durch  Nachgraben  auf  der  wasse  ran  durchlässigen  Schidtt  g^en  den 
Hang  hm  soweit  za  verfolgen,  bb  sie  in  einer  Tiefe  von   wenigstens  i.ja.sisr 
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fkBt  weidtn  kftnnen.  Nni  ansnahmsweiae  kann,  wenn  die  w&ssemndnrcliUMige 
Schicht  nnd  mit  ihr  die  Qnelladöin  in  geiingerei  Tiefe  parAllel  der  natürlichen 
Abdachung  des  Oel&ndeB  Terlanlen  nnd  sonst  eine  Waorscheinlichkeit  fttr  die 
HSglichkeit  der  TeronreiDigfiing  der  Qaellon  nach  Ansicht  der  medizinbcheu 
and  bantechnisi^en  Sachverst&itdigen  nicht  TOiliegt,  die  Faaaong  auch  in  ge- 
ringer Tiefe  zugelassen  werden. 

Die  Sammlong  des  Wassers  erfolgt  zweckm&Big  in  darchlochted  oder 
mit  llnglicheD  Schlitzen  versehenen,  ani  der  wasserführenden  Scliicht  zu  Ter- 
legenden  glasierten  Ton-  oder  asphaltierten  oder  Tersinkten  Sisenrobren,  bei 
grSSercn  Anlagen  auch  ia  geinanerten  StoUea  mit  dnrcbl&ssigen  Scitenwan- 
anngen. 

Das  gesammelte  Wasser  wird  ans  den  Sangleitongen  einem  gemein- 
schaftlichen Sammelrohre  nnd  in  diesem  der  Bmnnenstnbe  zugeleitet.  Alle 
lediglich  der  Leitung  des  Wassers  dienenden  Bohre  sind  aosnahmlos  aus 
eisemen,  an  den  StQßen  kanstgerecht  mit  Blei  verstemmten  UnSenrohren  toU- 
ständig  dicht  herznstellen. 

Werden  den  Sang-  oder  Sammelleitungen  ZwischenschKchte  eingefflgt, 
so  sind  diese  nach  den  für  den  Ban  von  Bmnnen  aufgestellten  Begeln  §  7 
herzustellen,  Jedoch  mit  wasserdichtem,  am  besten  ans  betoniertem  Boden  zu 
Tersehen.  Derartige  Schächte  sind  ferner  zwecks  Beinigung  mit  einem  Leer- 
laofrohr  nnd  zur  Verhfltnng  eines  Btlckstaues  in  die  QueUleitung  mit  einem 
Üeberlaofrohr  aasmrtUiten.  Die  Zwischensch ächte  sind  wie  Bmnnen  abzudecken 
und  SU  Ififteo. 

Die  Brunnenstuben  bestehen  zweckm&ßle  aus  einem  ringsherum  durch 
waaaerdicfates  Hauerwerk  oder  Beton  eingeschlossenen  und  wasserdicht  abge- 
deckten Baum,  der  durch  eine  sicher  verschlieSbare  und  dicht  anschließende, 
Mch  außen  aufgehende  Tllr  zugänglich  sein  muß. 

Das  Innere  wird  zweckmäßig  in  drei  Kammern  zerlegt.  Zu  der  ersten 
flieSt  das  Wasser  der  Quelle  durch  die  Bflckwand  der  Brunnenstnbe  zu.  Sie 
dient  dazu,  den  etwa  rem  Wasser  mitgeführten  Sand  zurückzuhalten  und  ist 
demgemäß  zur  leichteren  Beinigung  mit  einem  Leerlaafrohr  in  Verbindung  zu 
setzen.  Üeber  die  als  üeberfaU  ausgebildete  Trenunngsmaner  tritt  das  Wasser 
nach  der  zweiten  Kammer  über  und  gelangt  von  ihr  aus  durch  einen  Selber 
Dach  der  Leitung  zum  Hochbehälter.  Das  von  dieser  Leitung  nicht  aofgc- 
nommeoe  Waaset  läuft  Über  die  als  Ueberlanf  eingerichtete  Tronnungsmaner 
nach  der  dritten  Kammer  und  durch  das  gleichzeitig  der  ersten  Kammer  ab 
Leerlauf  dienende  Ueberlaufrohr  ins  Freie  ab.  Zur  Verhütung  des  Bücklaufs 
in  die  Qaellwuserleitnng  ist  der  Bücken  der  beiden  Ueberfälle  so  zu  legen, 
daß  iax  Wasser  in  der  ersten  Kammer  äuSersteufalls  bis  zu  einem  um  0,16  m 
unter  dem  Zulanfrohr  liegenden  Stande  ansteigen  kann.  Das  Leerlanfrohr  ist 
au  B«nem  äußeren  Ende  aareh  ein  Ottter  oder  Sieb  abzaschließen. 

Die  Brunnenstuben  sind  entweder  in  den  Hang  einzabauen  oder  mit  einer 
überall  wenigstens  1  m  dicken  Erdschicht  zu  um-  und  überschütten.  Für  aus- 
reicfaende  Lüftung  ist  zu  sorgen. 

§  11.  Versorgungen  mitFIuß-oder  ander  em  Oberflächen- 
wasser. Ob  die  Versorgung  eines  Orts  mit  Fluß-  oder  anderem  Oberflächen- 
wasser ab  zulässig  zu  erachten  ist,  entscheidet  in  Jedem  Falko  der  Begierungs- 
prfisident.  Dem  Autrage  auf  Zulassung  ist  ein  Plan  mit  eingebendem 
Erläutemngsberichte  des  in  Aussicht  genommenen  Verfahrens  zur  Beinigung 
des  Wassers  nebst  den  zugehörigen  Zeichnungen  der  etwa  dazu  erforderlichen 
baulichen  Anlagen  beizufügen. 

ni.  BrfordemlsBB  un  die  Aolagea  aar  AnfBpSlolterang  des 
'WaaserB,  HochbehUter. 

§  12.  Hochbehälter.  Allgemein  gültige  Begeln  Über  die  den  Hocb- 
beh&ltera  zu  gebende  GrSße  lassen  sich  nicht  aufstellen.  Für  die  Wasserrer- 
soTEung  einzelner  Landgemeindea  mittlerer  OrOße  wird  der  Hochbehälter  zur 
An&iaune  ebes  durcbsconittUchen  Tagesverbrauchs  einzurichten  sein. 

um  ohne  eine  Betriebsstörung  eine  Beinigung  und  EntLeerung  der  Hoch' 
bebilter  Tornehmen  zu  können,  sind  sie  zweckmäßig  in  zwei  von  einander  un* 
abhändgen  Kammern  zu  erbauen. 

Die  Hochbehälter  sind  im  Boden,  den  Wandungen  und  der  UeberwOlbung 
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wusetdicht  entweder  am  Maoertrerk  oder  besaei  ku  Stampfbeton  hemutellen. 
Sofern  Uanerwerk  verwendet  wird,  sind  alle  Innenflächen  2  cm  stark  glatt  mit 
Zementmörtel  zu.  verpatsen.  Alle  Kanten  nnd  Ecken  sind  dabei  zi^cks  Er- 
leichterong  der  BeiniEnnK  ^t  aoBznmnden. 

Der  Boden  ist  der  leichlereD  Bntleerong  und  Reinigang  wegen  mit  emem 
m&ßigen  Gefälle  nach  einem  etwa  0,20^0,20  m  tiefen  Keasef  liin,  der  mit  dem 
Leerlaofrohr  in  Terbindong  steht,  anzniegen. 

Der  Einlaof  ist  so  hoch  aber  dem  höchsten  Wassorstande  im  Behälter 
anzQordnen,  daB  ein  Büokstaa  iu  die  Znleltnngeo  mit  natOrlicfaem  Gefälle  nicht 
entstehen  liann. 

Das  Ablanf-  oder  Fallrohr  soll  etwa  0,20  m  Aber  dem  Boden  dee  Be- 
hälters aasmflnden,  damit  die  naterste,  möglicherweise  darch  Niederschläge 
Temsreinigt«  Schicht  des  WasBerinhalts  stets  anrackgehalten  werden  kann. 

Im  tkbrigen  ist  ein  Deberlanfrohr  and  ein  Leerlaofrohr  vorsnsehen  und 
eine  solche  Bohmmleitoiig  eiazarichten,  daß  das  Wasser  leitweise  mit  Um- 
gehung des  Hochbehälters  nnmittelbar  dem  Tersergongsgebiet  zugeleitet 
werden  kann. 

Einlaaf-  and  ÄbUnfrohr  sind  so  za  einander  za  stellen,  daß  das  dem 
YersorgnngBgebiete  zugeleitete  Wasser  den  Hochbehälter  in  semer  Längen- 
BDsdehnnng  durchströmen  mnfl,  eine  Stagnation  im  Beh&lter  somit  ansge- 
schloBsen  ist.  Das  Ablaalrohr  glüchzeitig  als  Znleitungsrohr  za  benatzen,  ut 
tanlichat  za  vermeiden. 

Das  Innere  der  Hochbehälter  mnß  zngänglich  sein.  Senkrechte  nn- 
mittelbar zom  Wasserraom  führende  EiuteigMctächte  von  oben  sind  wegen 
der  Möglichkeit  leichter  Veronreinigang  de«  Wassers  beim  Befafareo  anstatt- 
halL  Zweckmäßle  wird  vor  den  Wasserkammem  ein  Torranm  angeordnet,  in 
dem  gleichzeitig  die  Schieber  fftr  die  Bohrleitnagen  anfzostellen  sind,  Schiebel- 
kammer, TOD  der  ans  Treppen  oder  Leitern  nacn  den  Wasserkammem  führen. 

Fttr  ansreichende  Ltlftung  der  Wasserkammera  ist  Sorge  za  tragen. 

Die  Hochbehälter  sind  zor  Erhaltung  einer  möglichst  gleichmäßigen 
InnentempeiatQr  mit  Erde  za  am-  and  ttberschtltteD.  Die  Dicke  der  za 
schätzenden  Erdschicht  soll  nicht  geringer  ab  1  m  sein. 

Es  sind  Vorrichtungen  an  den  Hochbehältern  anzubringen,  die  gestatten, 
Wasser  zur  Prüfung  zu  entnehmen,  ohne  daß  das  Innere  betreten  zu  werden 
braucht. 

nr.  HTsMerloltaag  nad  SoIiraetB. 

%  13.  Rohrleitung.  Alle  Wasserleitungen  sollen  ans  eisernen  auf 
je  nach  den  Dmckverhältnissen  in  der  Leitung  auf  10— ^0  Atmosphären  Druck 
geprflften  innen  and  aaßen  asphaltierten  Moffenrohren  hergestellt  werden. 
Bonre  geringeren  lichten  Durchmessers  als  80  mm  sind  fOr  Strafienleitongen 
auch  dann  zu  vermeiden,  wenn  solche  geringeren  Durchmessers  rechnungsm^ig 
aaareicben  sollten. 

AUe  Bohre  sind  in  einer  Tiefe  nicht  unter  1  m  anter  der  Erdoberfläche 
EU  verleben. 

Die  Bohre  sind  in  den  Huffen  kunstgerecht  nut  Hanf  zo  verpacken  nnd 
mit  Blei  zu  vergießen  and  schließlich  za  veratemmen. 

Die  Berechnnng  der  lichten  Weite  der  Rohre  ist  der  grO&te  Stunden- 
verbrauch  des  größten  Tagesverbrauchs  oder  eine  stiLndliche  Zuleitnngsfähigkeit 
von  ','is  des  mittleren  Tagesverbrauchs  zugrunde  zu  legen. 

g  14.  Daker.  Wird  ein  Sammetrohr  als  Dttker  durch  einen  Floß  ge- 
führt, so  sind  die  zar  Prüfang  des  Rohres  auf  seine  Dichtigkeit  erforderlichen 
Einrichtungen  vorzusehen. 

§  16.  Bohrnetz.  Im  ^Igemeinen  ist  danach  zu  trachten,  das  Rohr- 
netz nach  dem  Zirkutattons-(Krebraaf-)prinzipe  so  einzarichten,  daß  jederzeit 
eine  BohrstraSe  abgestellt  werden  kann,  ohne  daß  daronter  eine  uidere  zu 
leiden  braucht 

Nur  in  namentlich  schmalen,  langgestreckten  yeraorgongsgebteten  kann 
das  Verästelongssjstem  angewendet  werden.  Es  ist  jedoch  dann  dafflr  zn 
sorgen,  daß  die  stumpfen  Bohrstränge  kräftig  gesptllt  werden  kOnnen. 

An  allen  Tiefpunkten  der  Leitangeu  sind  Entleerangarobre,  an  allen 
Scheitelpunkten  gegen  Terschmutzaug  gesicherte  selbsttätige  EntlOftnogSTor- 
licbtnsgen  anzubringen.  '  ..  ^■-^■.■^•■^ 
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PDr  die  Entnahme   von  Wasser  nun   LSacfaen   bei   Feaeragefahr,    mm 

Spillen   der  Rinnsteine,  znm  unmittelbaren  Besprengen   der  Straßen  and  zam 

Fallen  der  Sprengwagen,  sowie  znm  Spulen  der  Rohneitnng  selbst  sind  Je  nach 

Bedftrf  b  DO  m  bis  100  m  Sntfernong  von  einander  Hydranten  anbastellen. 

Y.  BzfordemlBB«  der  WMBere&taahmeTDrTlolitiuigeii. 

3  16.  Fampen.  Bei  Flachbrannen,  d.  h.  solchen  Kossetbrnnnen,  bei 
denen  der  Wasserstand  im  Bronnen  7  m  oder  weniger  tief  unter  der  Erdober- 
fliehe  liegt,  genügt  zor  Hebung  des  Waesers  die  gewQhnUche  Sang-  oder 
Hnbpanpe. 

Diese  sollen  in  der  Begel  nicht  anf  der  Abdeclcnng  des  Bronuenschachtes 
aofgeatellt  werden,  sondern  ihren  Platz  einige  Meter  seitwärts  dsTon  erhalten. 
Du  Sangrohr  ist  dabei  in  frostfreier  Lage  mit  schwachem  OetUIe  Tom  Bnuinen- 
tchachte  bis  zu  der  Pampe  zu  verlegen  and  durch  die  Wand  des  Bronneu- 
schachtes  wasserdicht  hindarchzufUhren. 

Bei  tieferem  Stande  des  Wassere  im  Bmnuen,  bei  dem  das  Wasser  nicht 
mehr  mit  der  gewöhnlichen  Hnbpompe  gefördert  werden  kann,  ist  die  Aof- 
stellong  der  Fampe  Hber  dem  Brunne nscbachte  nicht  zn  vermeiden.  Sie  hat 
dann  jedoch  Ihren  Platz  so  nahe  am  Rande  des  BrnanenBchacbtes  zu  erhalten, 
als  es  die  Anbringtmg  der  Sang-  and  Steigrohren  nur  irgend  zulassen. 

In  dieaem  Falle  ist  die  Pompe  auf  der  Brannenabdeckong  wasserdicht 
asfrabaaen  nod  ihr  AnsgnBrohr  so  lang  zu  machen,  daß  es  den  Branoenkranz 
so  weit  flberragt,  daß  gesondert  neben  dem  Braunen  noch  die  nötigen  Ein- 
lichtongen  zum  Aulsaugen  and  Ableiten  des  Ablaufwassers  ansgetOhrt  werden 
können. 

Die  n&chste  Umgebung  jedes  Brunnens  ist  mindestens  2  m  im  Umkreise 
mit  einem  wassernndurchlissigen  Lehmsclilag  von  0,50  m  Dicke  zu  dichten  nnd 
dartlber  mit  einem  in  Zementmörtel  oder  besser  noch  mit  Asplialt  vergossenem 
Pflaster  abzuflastem.  Noch  besser  sichert  eine  Asphaltierung  auf  0,20  m  starker 
Betonnnterlage  den  Boden  gegen  das  Eindringen  des  Ablautwassers.  Die 
Pflasterung  oder  Asph&Itlerung  muß  sich  fest  an  das  Mauerwerk  des  Bronuen- 
sehachtee  anschließen  nnd  sich  mit  Qefälle  nach  dem  benachbarten  Oelände 
abdachen. 

Unter  dem  Ausgußrohr  jedes  Trinkwasserbrunnens,  gleichviel  ob  dieser 
eine  Pnmpe,  ein  Lauf-  oder  Ventilbrannen,  ist  ein  Ablauf  für  das  vorbei- 
fließende Wasser  anzubringen.  Dieser  Ablai^  ist  entweder  oberirdisch  mittels 
einer  dichten,  glatteo^  leicht  zu  reinigenden  Rinne  mit  dem  nächsten  Binnsteine 
oder  besser  onterirdisch  mittels  eines  unter  dem  Ausguß  augeordneten  mit 
ebem  Rost  verachlosaenen  Fatlkessels  (Gull;)  mit  der  nächsten  Eanalleitnug 
b  Terbindnng  zu  setzen. 

TrOge  znm  Waschen  oder  Viehtränken  dürfen  bei  Trinkwaaserbrunnen 
nicht  Kediudet  werden. 

Die  Aufstellung  der  Fumpeu  bei  Abessinier-  oder  Bohrbrunnen  erfclgt 
zweckmäßig  nach  einer  angedeuteten  Art  nnd  Weise. 

TL  Betrieb  nnd  tTnterlialtiuig. 

g  17.  Inbetriebnahme.  Vor  der  Inbetriebnahme  ist  jede  neae  oder 
nach  Bohrbrftchen  etc.  wieder  hergestellte  Rohrleitung  so  lange  zu  spQlen,  bis 
reines,  klares  Wasser  fließt. 

la  gleicher  Weise  mDsseo  die  Kammern  der  Brunnenstnben  and  Hoch- 
behälter vor  der  Inbetriebnahme  euer  sorgfältigen  Reinigung  unterzogen  und 
gespUt  werden. 

S  18.  Regelmäßige  Prüfungen  und  Reinigungen  desBobr- 
netzes  etc.  Alle  Rohre  der  Zuleitungen,  namentlich  die  Drackrohre,  die 
Fallroiire  and  das  Straßennetz  sind  durch  regelmäßige  Begehungen  und 
PrUnngen  durch  sachverständige  Handwerker  lortgasetzt  aof  etwaige  Undich- 
tigkeiten, ihre  Reinlichkeit  und  Lebtaogslähi^keit  zu  untersuchen.  Stark  yei- 
schmntzte  oder  darch  Inkrustationen  übermäßig  verengte  Bohre  sind  rechtzeitig 
heiaosiunehmen  und  durch  gereinigte  oder  neue  zu  ersetzen. 

Alle  Stompfstränge  des  Rohrnetzes  sind  in  regelmäßigen,  dem  Jeweiligen 
Bedarf  entsprechend  festzusetzenden  Zwischenräumen  durch  OeCfnen  der  Ab- 
idifaiBechieber  oder  der  Endhydranten  so.  spülen,  ebenso  sind  die  Brnnnenstuben, 
Stnunelbrannen,  die  Z wisch enschächte  der  Sammellcitansen  und  die  Eochbe- 
kilter  so  oft  zu  reinigen,  daß  bemerkenswerte  SchlaioDiablagernngeo  nicht  cnt- 
Hehen  können.  ...,.v,^.^ 


61  Bechtaprechang  and  Hedii)iikl-Gesetxf;ebiiag. 

§19.  Hygienische  Yoracbrifteii.  Ist  eine  Veraenchnng  eines 
Teiles  der  Wasserlehong  zu  befürcbtea,  so  ist  dieser  sofort  aosziiBchalten  und 
nach  Bälierer  Anweisimg  des  Eostiuidigen  Kreisarztes  üu  reinigen. 

Zd  den  Beiuigongsarbeiten  in  den  Bninnenatubeu,  den  Sammelbnmnen 
Dnd  den  Hochbehältern  dürfen  mit  ajisteckenden  Eranliheiten  behaftete  Per- 
sonen nicht  verwendet  werden.  Bei  der  Beinigong  sollen  sie  einen  frischge- 
wascbenen  Arbeitaanzag  und  Stiefel  tragen.  Anzog  und  Stiefel  sind  in  einem 
staabfreien  Schranke  aufzubewahren  und  dürfen  von  Anderen  und  zu  anderen 
Zwecken  nicht  benutzt  werden. 

g  20.  Ueberwacbung.  Alle  Begehangen  and  Prüfungen  der 
Leitungen,  alle  Beinigungea  der  WasBeiaanimel-  und  Anfapeichemngsanlagen 
sind  unter  Angabe  der  damit  beauftragt  gewesenen  Peraouen  und  des  Datnms 
der  Ausführung  in  ein  Tagebuch  einzutragen,  aus  dem  auch  ein  üeberblick 
aber  den  gesamten  Wasaerwerksbetrjeb  zn  gewinnen  sein  muß.  Namentlich 
sind  darin  bei  WasserfOrdemDgeaulagen  die  Dauer  der  Pnmpperioden  jeder 
Haschine,  die  gesamte  täglich  geforderte  Wasaermenge,  alle  ünregelmaBig- 
keiten  im  Betrieb,  Störungen  durch  Behibriiche  unter  genauer  Angabe  der 
gebrochenen  Stelle,  die  Spülungen  einzelner  Tdle  der  Bonrleitnng,  aowie  alle 
bemerkenswerten,  den  Wasserwerksbetriab  betreffenden  oder  berOhtenden  Er- 
eignisse zu  vermerken. 

Das  Tagebuch  ist  an  der  Stelle  der  Betriebsleitung  und,  sofern  dne 
solche  nicht  besonders  besteht,  bei  dem  zuständigen  Bbrgenneister  oder  Orte- 
Vorsteher  aufbewahren  und  anf  Verlangen  den  aufsichtsftthr  enden  Beamten 
der  LandespoUzeibehörde  vorzulegen. 

9  21.  Beschaffenheit  des  zu  liefernden  Wassers.  Wasser, 
daa  si<^tbar  getrllbt,  riecht,  ekelhaft  sohmeckt  oder  mehr  als  100  Küme  in 
1  ccm  bei  der  bakteriologischen  Untersuchung  enthält,  darf  nicht  zum  Trinken 
verwendet  werden. 

Das  Wasser  der  Bronnen  und  Wasaerleitungeo  ist  von  dem  zuständigen 
Kreisarzte  oder  von  einem  als  znverlfiaalg  anerkannten  Sachveratändigen  h&olg, 
bei  größeren  zentralen  Wasserversor^uDgen  in  näher  featzosetienden  kurzen 
Zwischeuränmen  auf  seine  einwandfreie  BeschalTenheit  hin  zu  untersuchen. 

Ueber  das  Ergebnis  der  Untersnchnngen  ist  ein  KontroUbnch  zu  ftlhren. 

Erscheint  nacn  dem  Ergebnis  der  Unterauchong  das  Wasser  verdächtig, 
80  ist  der  Bronnen  oder  die  betreffende  Wasser versorgungsanstalt  sofort  auBer 
Betrieb  zu  setzen  und  nicht  eher  wieder  in  Betrieb  zo  nehmen,  als  bis  nach 
dem  Gutachten  des  Kreisarztes  wieder  hygienisch  einwandfreies  Wasser  ge- 
liefert werden  kann. 

lat  die  sofortige  SchlieSnng  einer  nicht  einwandfreien  Waaserversorgongs- 
anstalt  mangels  anderweiter  Bes^affung  guten  Trinkwassers  nicht  dorchfUirbar, 
80  ist  durch  Öffentliche  Bekanntmachung,  bei  Brunnen  auch  durch  Anschlag 
einer  entsprechenden  Warnungstafel,  vor  dem  Genosse  des  Wassers  in  unge- 
kochtem Znstande  zu  warnen. 

TU.  Beanfaiohtlgaiig'. 

§  22.  Alle  Öffentlichen  Wasserveraorgungsanstalten  unterstehen  der 
dauernden  Aufsicht  dnrch  die  LandespolizeibehOrde  bezw.  deren  Beauftragten. 

Der  Betriebsleiter  oder  der  Bürgermebter  oder  Ortsvorsteher  ist  ver- 
pflichtet, dem  aufsichtsführenden  Beamten  jederzeit  auf  Verlangen  die  Pläne 
und  offenen  BDcher  der  Anlage  zur  Einsicht  vorzulegen.  Insbesondere  ist  ein 
gonaoer  Plan  der  Waasergewinnongsanlage  mit  allem  ZnbehOr,  der  FOrdernngs- 
anlage,  sofern  eine  solche  vorhanden  ist,  der  Steig-  und  Fallrohre,  des  Hodi- 
behälterB  und  des  Bohrplanes  toit  allen  Schiebern,  Anschlüssen,  Hydranten, 
sowie  dn  Ceberaichtspl&n  und  Verzeichnis  der  angeschlossenen  Häuser  ond  bei 
Gmp Penversorgungen  der  angeschlo<ssenen  OrtschaAen  bereit  zu  halten. 

Alle  Pläne  sind  fortgesetzt  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten.  Nachträge 
in  den  Inventarienzeichnnngen  jeder  Anlage  sind  von  dem  Betriebsleiter  oder 
Bürgermeister  anf  ihre  Richtigkeit  und  Vollständigkeit  jedesmal  verantwortlich 
zu  bescbeinigen. 

VIII.  AauKlunea. 

§  28.  Ausnahmen  von  den  vorstehenden  Vorschriften  kann  der  Begie- 
rungspräsident  zulassen. 

Verantwortl.Bedaktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Geh.  Hed.-Rat  tn  Minden i.  W. 
3.  C  C  Bmiu,  HcnesL  Blolu.  d.  T.  Seli^l.  Horbnohdraekanl  in  Xlndm. 
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^^  AiufBlinmgsIteBtlmmiuigeii  in  dem  6esetie,  betr.  die  BeUmpfBoff 
j^fenelBfeflbrlicker  Krankheiten,  Tom  80.  Juni  190S  (R.-eesetiftl.  S.  806). 
Bekftnntmacbang  des  BeicnakaDzlerB  vom  31.  Februar  1904. 
Z.  Bakämpfttag  der  Oliolera. 

1.  Zu  §g  12,  13.  Diejenigen  Peraonen,  welche  mit  einer  an  der  Cholera 
erkrankten  oder  verstorbeaen  Person,  mit  Wäsche  Kleidongsstflcken  oder  Aub- 
leemngen  Cholerakranker  in  Bertlhriuig  gekommen  sind,  sowie  die  Hans-  and 
ArbeitegeDoaeen  Cholerakranker  (aiuteckongBy erdächtige  Peraonen)  sind  einer 
Beobachtnng  zn  unterstellen,  soweit  nicht  schärfere  Hafiregeln  nach  Nr.  2  zu 
ergreifen  aind  oder  vom  beamteten  Arzte  aus  besonderen  OrUnden  fOi  erforder- 
Ucn  erklärt  werden.  Die  Beobachtung  soll  nicht  lönzer  als  ftluf  Tage,  ge- 
rechnet vom  Tage  der  letzten  Ansteckungsgelegenheit,  dauern.  Sie  ist  in 
schonender  Form  und  so  Torzonehmen,  daß  BBlästigungen  tunlichst  vermieden 
werden.  Sie  wird,  abgesehen  von  den  etwa  erforde rucben  bakteriologischen 
Untersuchungen  der  Änsleerongen  in  der  Regel  darauf  beschränkt  werden 
können,  daß  durch  einen  Arzt  oder  durch  eine  sonst  geeignete  Person  tätlich 
Erknn^gungen  Jlber  den  P^op^heJ^z^tagfl^erbeüeffondeii  ^^enSjieiDg^ , 
zogen  werden.  ^f^Ty?^i3t-^7^ a'*jS*^^ 

Die  hOBeriä  v^wwlHngSDeliflrde  'Rmn 'flfffflen  öSlaHg  mies  bmt^^ 
oder  ftlr  Teile   desselben  anordnen,  doB  znreisende  fremde   oder  ortsansäi 
Personen,   welche   sich  innerhalb  der  letzten  fttnf  Tage  vor  ihrer  Anknnft  In^ 
einem  von  der  Cholera  betroffenen  Bezirk    oder  Orte  aufgeholten  haben,  nachl^-'-  ^ 
ihrer  Ankunft  der  Ortspolizeibehörde  binnen  einer  zu  bestimmenden,  mOglichsty^^ ' 
kurzen  Frist  schriftlicn    oder  mündlich  zu   melden   sind.    Derartige  Personen 
kllnnen    als   onsteckungs verdächtig    angesehen    und    der    Beobachtung    unter- 
worfen werden. 

fäne  verschärfte  Art  der  Beobachtung,  verbunden  mit  Beschränkungen 
in  der  Wahl  des  Anfenthalts  oder  der  Arbeitsstätte  (nun  Beispiel  Anweisung 
eines  bestimmten  Aufenthalts,  Yerpflichtung  zum  zeitweisen  persönlichen  Er- 
scheinen vor  der  Ocenndheitsbebördc,  Üotersagong  des  Verkehrs  an  bestimmten 
Orten)  ist  solchen  Feieoncn  gegenüber  zoläesig,  welche  obdachlos  oder  ohne 
festen  Wohnsitz  sind  oder  berufe-  oder  gewohnheitsmäßig  umherziehen,  zum 
Beispiel  die  in  der  FluQschifFfabrt  oder  der  Flößerei  beschäftigten  Personen, 
froDdländische  Auswanderer  und  Arbeiter,  fremdländische  Drahtbinder,  Zigeuner, 
Landstreicher,  Hauslerer. 

2.  Zu  §g  14,  18.  An  der  Cholera  erkrankte  oder  krankheitsverdächtige 
Peraonen  sind  ohne  Verzug  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  im  g  11, 
Abs.  2  und  %SXl,9^ä^St^SS^ä^^-JtA^  krankheits verdächtig  sind  —  so- 
Itsge  nicht  JBBMS3ffl6^i|rorgwtf|lliwiwHiiB  angsstiUte  bakteriologischenünter- 
munngenVder-Choleraverdacht  beseitigtj&abas-  —  solche  Personen  zu  be- 
troditra,  weldie  unter  Erscheinungen  erftrankt   sind,  die  den  Ausbruch  der 


Äolera  beftlrchten  lassen. 

Anscheinend  gesunde  Personen,  in  deren  Ausleomngen  bei  der  bakterio- 
pichen  ITntersuch^^^CJioleraijre^ei^gefund^^w^eD,  ^4.^?ip^'    ' 


logiichen 
benaadel 

Ar  .„  _  „  „ 
Bestinunnngen  im  §  14,  Abs.  2  nnd  S  des  Gesetzes  abzusondern,    wenn  sie  mit^    jj^  ■ 
1  Cholerakranken  m  Wohnungsgemeinschaft  leben.    Jedoch   kann  die  Ab-     l'^'T'J 
"      ■■"           ...            .      -  ^         *«r»vty:; 
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sondeniBg  nntarlileibeii,  sofeni  der  beuntete  Arzt  die  BwbMhtaiig  (Nr.  1)  tti 
»«areichead  enchtet 

Die  Absoodening  uieteckniigBTeidiclitiger  Penonen  dsrf  die  Daaer  tob 
ttal  Tagen,  gerectuet  vom  Tmge  der  letstea  AnBteckmigBgelegeiilieit,  aicht 
ftberate^n. 

Insowei 
liät  fftr  nnerUsslicli  erklärt,  kann  ugeordaet  werden,  i 
der  Wohnanit  entfernt  und  die  Kranken,  anstatt  daß  sie  znr  Absondemng  in 
efai  Eruikenhaos  oder  in  einen  sonst  geeigneten  Unter konftsraom  verbraclit 
werden,  in  der  Wolinnng  belassen  werden.  Unter  der  gleichen  Toranssetmng 
kann  aosnalunsweiBe  sogar  die  RKamong  des  gaiuen  Hansea  angeordnet  werden, 
wenn  in  Ibni  nnfierge wohnlich  an^QnstJge,  der  Krankheitsverbreitniig  fDrder- 
Uclie  Znst&nde  (Ueberfüllaiig,  ünremlichkeit  und  dergleichen)  herrschen.  Den 
betreffenden  Bewohnern  ist  anderweit  geeignete  Unterkunft  unentgeltlich 
n  bieten. 

Znr  Fortschaffang  tod  Kranken  nnd  Krankheltsrerdäehtigen  sollen  dem 
Sffentlichen  Verkehr  dienende  BefOrdernngsniittel  (Droschken,  StraBenbahnwagen 
nnd  dergleichen)  in  der  Begel  nicht  benatzt  werden  (vergleiche  Nr.  6). 

Wohnan^en  oder  H&nser,  in  denen  an  der  Cholera  erkrankte  Personen 
■ich  befinden,  sind  kenntlich  zu  machen. 

Denjenigen  Personen,  welche  der  Pflege  nnd  Wartung  von  Cholera- 
kraakea  sich  widmen,  ist  aufzugeben,  den  Verkehr  mit  anderen  Personen  so- 
lange als  erforderlidi  tnnlichst  zn  rermeiden.  Sie  haben  die  von  dem  be- 
amteten Arzte  fflr  nötig  befundenen  Haßnahmen  gegen  die  Weiterrerbreitung 
der  Krankheit  zu  beobachten. 

Als  geeignet  zar  Absondentng  sind  nnr  solche  Krankenbloser  oder 
Dnterknnftsränme  anzusehen,  in  welchen  die  AbsonderauK  des  Kranken  derart 
erfolgen  kann,  daS  er  mit  anderen  als  den  zu  seiner  Piege  bestimmten  Per- 
lenen, dem  Arzte  oder  dem  Seelsorger  nicht  in  Berllhmng  kommt  nnd  eine 
Weiterr  er  breit  nng  der  Krankheit  tunlicbst  ausgeschlossen  ist. 

Zn  g  IK.  Die  zuständleen  BehSrden  haben  besonders  zn  erwägen,  in- 
wieweit TenuistaltnDgen,  welcne  eine  Ansammlung  größerer  Menschenmengen 
mit  sich  bringen  (Hessen,  HIrkte  usw.),  in  oder  bei  solchen  Ortschaften,  in 
welchen  die  Cholera  aasgebiochen  ist,  zu  untersagen  sind. 

In  euem  Hanse,  in  welchem  ein  Choierakranker  sich  befindet,  kOnnen 
gewerbliche  Betriebe,  durch  welche  eine  Verbreitung  des  Ansteclcungsstoffes  zn 
befflrchten  ist,  insbesondere  Betriebe  zur  Herstellung  nnd  znm  Vertriebe  von 
Nahrungs-  und  QennBmitteln,  Beschränkunsen  unterworfen  oder  geschlossen 
werden,  insoweit  nach  dem  Qutachten  des  neamteten  Arztes  die  Fortsetzung 
des  Betriebes  als  gefährlich  zu  betrachten  isL 

Die  Polizeibehörden  der  von  der  Cholera  ergriffenen  Ortschaften  haben 
dafür  in  sorgen,  daß  Oegenstände,  von  denen  nach  dem  Gutachten  des  be- 
amteten Arztes  anzunehmen  bt,  daß  sie  mit  dem  Anstecknnesstoffe  der  Cholera 
behaftet  sind,  rcr  wirksamer  Desinfektion  nicht  in  den  Verkehr  gelangen. 

Insbesondere  ist  für  Ortschaften  oder  Bezirke,  in  denen  die  Cholera  gi>- 
iiäaft  auftritt,  die  Ausfuhr  von  Uilch,  von  gebrauchter  Leibwäsche,  alten  und 
getragenen  KletdongsstUckeri,  Rebranchtem  Bettzeuge,  Hadern  und  Lumpen  zu 
verbieten.  Ausgenommen  sind  zusammengepreßte  Lumpen,  welclie  in  ver- 
schnUrten  Ballen  im  (Großhandel  versendet  werden ;  femer  neue  Abßlle,  welche 
unmittelbar  ans  Spinnereien,  Webereien,  Konfektions-  und  Bteichanstalten 
kommen,  Knnstwolle,  neue  Fapierschnitzcl,  unverdächtiges  Beisegepäck  nnd 
ümzngagnt. 

Bei  gehäuftem  Auftreten  der  Cholera  ist  in  den  von  der  Krankheit  be- 
fallenen Ortschaften  oder  Bezirken  das  gewerbsmäßige  Einsammeln  von  alten 
Kleidungsstücken,  alter  Leib-  und  Bettwische,  Hadern  und  Lumpen  im  Cmher- 
siehen  an  verbieten. 

Einfuhrverbote  gegen  inländische,  von  der  Cholera  befallene  Ortschaften 
oder  Bezirke  sind  nicht  zulässig.  Das  Verbot  der  Einfahr  bestimmter  Waren 
und  anderer  Gegenstände  aus  dem  Auslande  richtet  sich  aoaschließlich  nach 
itm  genüiß  g  86  des  Gesetzes  in  Vollzug  gesetzten  Bestimmungen. 

FOr  gebrauchtes  Bettzeng,  Leibwäsche  und  getragene  ueidongsstflcke, 
welche  mu  einer  von  der  Cholera  betroffenen  Ortschaft  stamme« ,  wid  - AO^ 
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sieht  wiiksuQ  desinfiziert;  woTden  sind,  kaiin  eine  Desinfektion  angeordnet 
werden.  Im  abrigen  ist  eine  Desinfektion  tod  Gegenständen  des  Gtlter-  and 
Beisererkehrs  einBcblleßlich  der  von  Reisenden  getragenen  W fische-  und 
EleidoBgsstttcke  nai  dann  geboten  und  znlässi^,  wenn  die  Gegenstände  nsoh 
dem  Qntachten  dea  beamteten  Arztes  als  mit  dem  Ansteckongsatoffe  der 
CbolerA  behaftet  anzusehen  sind. 

Weiteigehende  Beschritukiingen  des  Gepäck-  nnd  Güterverkehrs,  sowie 
des  Verkehrs  mit  Foat-(Brief-  und  Faket-)Sendiuigen  sind  nicbt  zol&ssig. 

In  den  von  der  Cholera  befallenen  oder  bedrohten  Bezirken  kOnnen  die 
In  der  Schifff^rt  oder  der  Flößerei  beschattigten  Personen  einer  gesnndbeits- 
polizeilichen  üefaerwacbnng  unterworfen  werden.  Die  Ueberwachung  ist  nach 
den  in  der  Anlage  1  enthaltenen  Orandsitzen  einzurichten. 

4.  Zu  §  16.  Jugendliche  Fersonen  aus  Behausungen,  in  welchen  ein 
Cbolerafall  vorgekommen  ist,  müssen,  soweit  nnd  solange  nach  dem  Outachten 
dea  beamteten  Arztes  eine  Weit  er  Verbreitung  der  Krankheit  aus  diesen  Be- 
hansangen  zu  beftlrchten  ist,  vom  Scbulbesnche  femgehalten  werden. 

Das  gleiche  gilt  hinsichtlich  dos  Besuches  Jedes  anderen  Unterrichts,  an 
welchem  mäLrere  Personen  teilnehmen. 

5.  Zu  %  17.  In  Ortschaften,  welche  tod  der  Cholera  befallen  oder  be- 
droht sind,  sowie  in  deren  Umgegend  kann  die  Benntzong  von  Brunnen,  Teichen, 
Seen,  Wasserläuten.  Wasserleitungen,  sowie  der  dem  Öffentlichen  Gebrauche 
dienenden  Bade-,  Suiwimm-,  WascE-  und  Bedürfnisanstalten  verboten  oder  be- 
schränkt werden.  Jedoch  sind  diese  Anordnungen  nur  im  Einvemelunen  mit 
dem  beamteten  Arzte  zu  treffen. 

6.  Zu  §  19.  In  einem  Hanse,  in  welchem  ein  Choierafall  vorgekommen 
ist,  sind  die  erforderlichen  Haßnahmen  zur  Desinfektion  der  Abgiui^e  des 
Kranken  (Stuhlentleerungen,  Erbrochenes,  Harn),  sowie  der  mit  dem  Kranken 
oder  Gestorbenen  in  Berührung  gekommenen  Gegenstände  zu  treffen.  Ganz 
besondere  Aufmerksamkeit  ist  der  Desinfektion  infizierter  Baume,  ferner  der 
KleidDDgBStflcke,  der  Betten  nnd  der  Leibwäsche  des  Kranken  oder  Qestorbenen, 
sowie  der  bei  der  Wartung  und  Pflege  des  Kranken  benutzten  Kleidungsstücke, 
dea  Badewassers  und  der  Badewanne  zuzuwenden.  Aach  ist  Vorsorge  zn 
treffen,  daß  Fahrzeuge  und  andere  Befürderungsmittel,  welche  zur  Fortschaffang 
von  kräoken  oder  krankheitsverdächtigen  Personen  gedient  haben,  alsbald  und 
vor  anderweitiger  Benntzung  desinfiziert  werden. 

Besteht  der  Verdacht,  daß  in  der  Umgebung  des  Haoses  offene  Dnng- 
stötten,  Stallungen,  Hufe  oder  Gartenland  mit  menschlichen  Ausleerungen  ver- 
unreinigt sind,  so  müssen'  die  in  Betracht  kommenden  Bodenoberflächen, 
Schmntzwasseransammlungen,  Binnateine  und   dergleichen  desinfiziert  werden. 

Wohnungen,  welche  wogen  Choleraaasbruchs  geräumt  worden  sind, 
dürfen  erst  nach  einer  wirksamen  Desinfektion  zur  Wieder benutznng  freige- 
geben werden. 

Die  Desinfektionen  sind  nach  Maßgabe  der  aus  der  Anlage  2  ersicht- 
lichen Anweisung  zu  bewirken. 

7.  Zu  g  31.  Die  Leichen  der  an  der  Cholera  Gestorbenen  sind  ohne 
vorheriges  Waschen  und  Umkleiden  sofort  in  Tücher  emzuhüUen,  welche  mit 
einer  desinfizierenden  Flüssigkeit  getränkt  sind.  Sie  sind  abdonn  in  dichte 
Särge  zu  legen,  welche  am  Boden  mit  einer  reichlichen  Schiebt  SägemeÜ, 
TonmoU  oder  anderen  aufsaugenden  Stoffen  bedeckt  sind.  Der  Sarg  ist  alsbald 
za  scblieBen. 

Soll  mit  Bückeicht  auf  religiJJse  Vorschriften  das  Waschen  der  Leiche 
aosnahmsweise  stattfinden,  so  darf  es  nur  unter  den  vom  beamteten  Arzte  an- 
geordneten Voraichtsmaßregeln  und  nur  mit  desinfizierten  Flüssigkeiten  ans- 
geftthrt  werden. 

Ist  ein  Leicheohaus  vorhanden,  so  ist  die  eingesargte  Leiche  aohold  als 
mOgUcb  dahin  überzuführen.  In  Ortschaften,  in  welchen  ein  Leichonhans  nicht 
beateht,  ist  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  die  eingesargte  Leiche  tunlichst  in 
dsem  besonderen,  abschlieflbaren  Banme  bis  zur  Beerdigung  aufbewahrt  wird. 

Die  Ausstellung  der  Leiche  im  Sterbehaus  oder  im  offenen  Sarge  ist  zu 
uMeraagen,  das  Leichengefolgo  möglichst  zn  beschränken  and  dessen  Eintritt 
ta  du  Sterbehalts  zu  verbieten. 

Die  Beförderung  der  Leichen  von  Fersonen,  welche  sn  der  Cholera  ge- 
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Bloiben  Bind,  niuili  einun  Kaderen  als  dorn  ordnongsmäSIgen  BeeidigunKaort  Ist 
Ea  ODten&Ken. 

Die  Beatattnns  der  CholeraJeichen  ist  tnslichst  zu  beschleunigen.  Per* 
flonen,  die  bei  der  Einiargnog  beschäftigt  gewesen  sind,  ist  die  Einhöltniig  der 
Ton  dem  beamteten  Arzte  gegen  eine  WelterrerbreitUDg  der  Krankheit  ftlr 
erforderlich  erachteten  HaBregelii  zur  Pflicht  zu  machen. 

8.  Zu  8  23.  Die  Anfhebuns  der  zur  Abwehr  der  Choleragehhr  ge- 
troffenen Anordnungen  darf  nur  na<£  AnhOmng  des  beamteten  Arztes  erfolgen. 

6.  Zd  g  24.  Bei  einem  gefahrdrohenden  Anabmche  der  Cholera  im 
Ausland  ist  der  Uebertritt  von  Dnrchwanderern  aus  solchen  ausländischen  Qo- 
bieten,  In  denen  die  Cholera  herrscht,  nur  an  bestimmten  Orenzorten  zu  ee- 
statten,  wo  eine  ärxtliche  Besichttguu«,  sowie  die  ZarftckhiiltUDg  und  Ab- 
sonderung der  an  der  Cholera  Erkrankten  und  der  ErankheitsTerdfichtigen 
stattzaSnden  hat. 

Die  MasseabefOcderung  von  Ditrcbwanderern  mit  der  Eisenbahn  hat  in 
SoDderzftgen  oder  in  besonderen  Wagen,  und  zwar  nur  in  Abteilen  ohne  Polste- 
inng,  zu  geschehen.  Die  benutzten  Wagen  sind  nach  jedesmaligem  Gebtancho 
EU  desinfizieren.  Hfissen  die  Darcbwanderer  während  der  Reise  durch  das 
Beichflgebiet  behufs  Üebemachtung  den  Zag  verlassen,  so  darf  dies  nur  auf 
Eiseubabustationen  geschehen,  bei  denen  sich  ÄnswondererhSoser  befinden. 

Es  ist  daftkr  Sorge  zo  tragen,  dafi  solche  Durchwanderer  mit  dem  Pabli- 
taim  so  wenig  wie  mOglich  in  BerflJirang  kommen  und  in  den  Hafenorten  tun- 
lichst in  Äuswandererhänsem  nntergebracht  werden. 

Auf  fremdl&ndische  Arbeiter,  welche  aus  auslfindischen  von  der  Cholera 
betrofTenen  Gebieten  zum  Erwerb  Ihres  Unterhalts  einwandern,  sowie  auf  ihre 
Angehörigen  finden  die  Bestimmangen  unter  Kr.  1,  letzter  Absatz  Anwendung. 

10.  Zu  §  27.  für  das  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit  Choleraerregem 
gelten  die  aof  Onind  des  §  ü?  des  Gesetzes  m  Tollzug  gesetzten  Vorscbriiten. 


fflr  die  AbKangsstation  zuständigen  beamteten  Arztes  zulässig.  In  solchen 
Ausnahmef alten  ist  der  Kranke  in  einem  besonderen  Wa^eu,  der  alsbald  nach 
der  Benutzung  zu  desinfizieren  ist,  zu  befördern.  Das  bei  ihm  beschäftigt  ge- 
wesene Personal  ist  anznhalten,  vor  ausgeführter  Desinfektion  (Anlage  2]  den 
Verkehr  mit  anderen  Personen  nach  HBglichkeit  zn  vermeiden. 

Ergibt  sich  bei  einem  Beisenden  wfihrend  .der  Eisenbahnfahrt  Cholera- 
verdacht, so  ist  er,  falls  nicht  die  Yerkehrsordnune  semen  Ausschluß  von  der 
Eahrt  vorschreibt,  an  der  Weiterfahrt  nicht  zu  vettiiiidemi  jedoch  ist,  sobald 
dies  ohne  Unterbrechung  der  Beiae  möglich  ist,  die  FeststeUong  der  Erankhdt 
durch  einen  Arzt  berbeiznfflhren.  Der  Abteil,  in  welchem  der  Kranke  unter- 
gebracht war,  und  die  damit  in  Zusammenhang  stehenden  Abteile  sind  zn 
r&nmeu.  Der  Wagen  ist,  falls  der  Choleraverdacht  sich  bestätigt,  sobald  wie 
m5gUch  anBcr  Betrieb  zu  setzen  und  zn  desinfizieren. 

Im  einzelnen  gelten  beim  Anftreten  der  Cholera  die  in  der  Anlage  8 
enthaltenen  Bestimmungen. 

12,  Zn  g  42.  Ton  jedem  ersten,  nach  den  Ermittelnngen  des  be- 
amteten Arztes  vorliegenden  PsJl  von  Cholera  oder  Choleraverdacht  in  einer 
Ortschaft  ist  sofort  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  auf  ktlrzestem  Wege 
Nachricht  zn  geben. 

Weiterhin  sind  von  des  durch  die  Landesregiemngeo  zu  besUmmendon 
Behörden  an  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  mitzuteilen: 

a)  t&gliche  Uebersichten  Ober  die  weiteren  Erkrankungs-  and  Todesfälle 
unter  Benennung  der  Ortschaften  und  Bezirke, 

b)  wOcheotlich  eine  Nachweisung  Ober  die  in  der  vergangenen  Woche  bis 
Soanabend  dnscblieQlicb  in  den  einzeben  Ortschaften  gemeldeten  Br- 
kranknng?-  und  Todesßlle  nach  UaBgabe  des  als  Anlage  4  bdgefflgten 
Foimotara. 

Die  täglichen  Uebersichten  sind  anf  kürzestem  Woge  zu  übermitteln. 
Die  Wochennachwebungen   sind   so  zeitig   abzusenden,   daQ   sie  bis   Montag 

Kitt«g  im  Oeaandheitaamt  eingehen. 

.....  ^ 
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1.  Zoi  Terhätung  der  CholeiaverbreitTug  durch  den  BinnenscbifffthrU- 
oder  FISBereiTerkehr  wBTden  (falb  nicht  itü  einzelne  StronistTeckeii  Ein- 
schränknngen  sich  empfehlen)  die  Htromaof-  oder  stTom&bwirta  fahrenden  odei 
«if  dem  Strome  liegenden  Füirzenge  (Schiffe  jeder  Art  nnd  QrSfie,  sowie  FlOfie) 
wimSgUch  täglich  nach  U&ßgabe  der  nachstehenden  Vorschriften  ärztlich 
unterancht.  Die  ärztliche  Üntersachang  erfolgt  in  lieber wochnngsbezlrken 
entweder  tat  dem  Strome  während  der  Fahrt  oder  an  bestimmten  Deber- 
frachnngsateUen.  Um  dem  Uoberwachuneedienst  innerhalb  eines  in  Betracht 
kommenden  Stromgehietg  die  erforderlicne  Einheitlichkeit  zn  aicheni,  Ist  es 
nreckmäSig  die  Leitung  des  gesamten  Dienstes  einem  hierfttr  besonders  zu  er- 
nennenden  Kommissar  za  übertragen. 

Inwieweit  Dienstfahrseage  der  tJeberwachnng  unterliegen  sollen,  richtet 
sich  nach  den  besonderen  Yereinbarongen  zwischen  dem  Kommissar  und  den 
beteUigten  Verwaltangen. 

\  Es  empQeblt  sich,  jedem  üeberwachsa^bezirke  mindestens  zwd 
Aente  zuzuteilen.  Dem  einen  Arzte  wird  die  Leitong  des  gesamten  üeber- 
waehnngsdienstea  innerhalb  des  Bezirkes,  einem  anderen  die  Stelire  rtretung  des 
Leiters,  im  Falle  derselbe  amtlich  in  Ansprach  genommen  oder  sonst  behudert 
ist,  Bbertragen. 

Sem  leitenden  Arzte  wird  seitens  der  zuständigen  Verwaltnngsbeharde 
das  nötige  Personal  an  Polizeibeamten,  Bootslenten,  Krankenwärtern  nnd  Mann- 
■chatten  zur  Fortschaftnng  tod  Kranken  and  Verstorbenen  nnd  znr  Dnrch* 
ftthrnng  der  Desinfektion  überwiesen,  soweit  es  nicht  für  zweckmäSig  erachtet 
wird,  £e  Aimahme  desselben  den  leitenden  Aerzten  selbst  zu  übertragen. 

Innerhalb  ebes  Bezirkes  kOnnen  nach  Bedarf  KebenOberwacbungsstellen 
^gerichtet  werden,  welche  in  der  Hegel  nar  mit  einem  Arzte  zu  besetzen  sind. 

~     Für  den  Dienst  anf  dem  Strome  wird  für  jeden  üeberwacbnngsbozlrk 
[LS  ein  Dampfer  bereitgestellt 

Die  Dampfer  sind  mit  den  nötigen  Arznei-  und  Desinfektionsmitteln, 
dner  Krankentrage  nnd  mit  einem  so  ansreichenden  Vorrat  an  einwandfreiem 
Trinkwasser  danemd  ansgerttstet  zu  halten.  daS  von  letzterem  erforderlichen- 
falls ein  Teil  an  die  Toriiberkommenden  Paarzenge  abgegeben  werden  kann. 

Keben  den  Dampfern  sind  für  jeden  Üeberwacnnngabezirk  die  nötigen 
Boote  zur  Verfflgnng  za  stellen. 

Sämtliche  Dienstfahrzenge  der  ITeberwachnngsbezirke  führen  eine 
weiße  FlaggB- 

Es  empfiehlt  sich,  die  etwaigen  Telephonanlagen  der  Strombatt-  oder 
■aderer  Yerwaltnneen  für  den  Ueberwachonndienst  znr  Verfflgang  za  stellen. 

1.  Jede  Üeberwachangsstelle  Ist  dnrcn  eine  weithin  sichtbare  Tafel  mit 
der  Anfsehrift  .üeberwachnngsstelle  —  Halt!*  und  durch  eine  grofie  wdfie 
Flagge  kenntUu  za  machen. 

In  jedem  üeberwachnngsbezirk  nnd  zwar  in  möglichster  NKfae  der  Uebei- 
wschongütellen  rind,  falls  nicht  bereits  vorhanden,  Einrichtungen  zn  treffen, 
weiche  gesondert 
a)  die  Unterbringung  und  Behandlung  von  Kranken, 
h)  die  Unterbringung  nnd  Beobachtimg  von  Verdächtigen 
erroDglichen. 

Aach  sind  die  erforderlichen  Desinfektionsmittel  in  genügender  Menge 
zn  beschaffen  und  bereitzuhalten. 

An  den  Ueberwachnngsstellen  and  anderen  geeigneten  Orten  der  Ueber- 
wachangtbezirke,  insbesondere  den  regelmäBigen  Anlegestellen,  ist  daftkr  Sorge 
zn  tragen,  daß  die  Fahrzeuge  einwandfreies  Trinkwasser  elnneiunen  kOnnen. 
Die  Stellen,  an  denen  das  Wasser  za  entnehmen  ist,  sind  durch  Tafeln  oder 
dergleichen  kenntlich  zn  machon,  anf  denen  In  weithin  lesbarer  Schrift  der 
Vermerk  .Wasser  für  Schiffer"  anzubringen  sem  wird.  Die  mit  dem  Unter- 
sadnngadienste  betrauten  Beamten  haben  darauf  za  achten,  daß  jedes  Fahrzeug 
bnncbbarea  Trinkwasser  an  Bord  hat.  Bei  jeder  SchiffsantersDchang  ist  die 
BemaDonng  eindringlich  vor  der  Gefahr  des  Trinkens  nnd  sonstiger  Benutzung 
Ton  Fluß-  and  Kanatwasser  zn  warnen.    Auch  ist  dahin  zu  wirken,  d&B  jeder 
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Schiffsftkhier  sich  im  Besitze  der  Drackschrift :  .Wie  schfttzt  sich  der  Schiffer 
Tor der  Cholera?  Znsunmengestellt  im  Kaiserlichen  Oesundheitsamte",  befindet. 

Es  Ist  Vorsorge  zu  tieffen,  d&ß  im  Bedarfsfälle  die  Benntznng  von  Be- 
sräbnisplätzea  fttr  Beerdigong  von  Cboleraleichcn  nicht  auf  Schwierig- 
keiten stoßt. 

Die  Voratände  der  Ueberwachnngsbesirke  haben  bei  jeder  Gelegenheit 
daranf  zn  achten  und  dahin  za  wirken,  daß  nichts,  was  zdt  Verbreitang  der 
Cholera  geeignet  ist,  insbesondere  nicht  Stnhlentleerangen,  ondeiinfiziert  in 
das  Wasser  gelangen.  Eis  ist  daranf  hinzuwirken,  daS  besondere  OefiBe  zur 
Aufnahme  von  Sti^lentleonrngen  anf  jedem  Fahrzeuge  vorbanden  sind. 

6.  Die  in  dem  Stromgebiete  verkehrenden  Fahrzeuge  sind,  unbeschadet 
der  für  die  regelmäSig  verkehrenden  Personendampfer  etwa  anzuordnenden 
Ausnahmen,  zu  verpdi<£ten,  an  jeder  UeberwachimgssteUe  ohne  Aaffordernng 
anzoiialten  und  das  Unteraachungspersonal  an  Bord  zu  nehmen. 

Dieselbe  Verpflichtong  ist  den  auf  dem  Strome  befindlichen  Fahrzeugen 
fflr  den  Fall  anfzaerlegen,  daß  sie  von  dem  dnrch  die  weiße  Flagge  kennt- 
lichen Untersuchongsfahrzeuge  durch  einen  Befehl  (Anrufen,  Dampf  pfeife, 
Glockenzeichen  oder  Heben  nad  Senken  der  Flagge)  dazu  aufgefordert  werden. 

Jedes  auf  dem  Strome  verkehrende  Fahrzeug  hat  eine  gelbe  und  eine 
schwarze  Flagge  bei  sich  zu  führen.  Die  gelbe  Flagge  ist  bei  dem  Vorhanden- 
aein  einer  unter  den  Erscheinungen  der  Cbolera  erkrankten  Person,  die  schwarze 
Flagge  bei  dem  Vorhandensein  einer  Leiche  aufzuziehen.  Fabrzenge,  auf  denen 
sich  eine  solche  Person  oder  eine  Leiche  befindet,  haben  bei  AnnÜherimg  eines 
nntersuchungsfohrzeages  ohne  Anffordernng  zn  halten. 

In  welchem  Omfunge  der  ScbifFabrts verkehr  während  der  Nachtstunden 
zu  beschrSnken  ist,  wird  mit  Bficksicht  auf  die  dabei  in  Betracht  kommenden 
Umstände  (Ortliche  Verhältnisse,  Jahreszeit)  festzusetzen  sein. 

6.  Die  m  Nr.  1  vorgesehene  Untersachong  bt  so  zu  bandhaben,  daJl 
den  Fahrzeugen  ein  möglichst  geringer  Aufenthalt  bereitet  und  der  Verkehr 
so  wenig  als  mOglich  gehemmt  wird.    Sie  wird  folgendermaßen  ausgeführt: 

Der  Arzt  begibt  sich,  nötigenfalls  in  Begleitung  eines  Polizeibeamten, 
auf  das  Fahrzeng  und  unterzieht  alle  auf  diesem  befindlichen  Personen  einer 
Untersachung  auf  Choleraerkrankung,  der  begleitende  Polizeibeamte  durchsucht 
das  Fahrzeug  nach  etwa  versteckten  Personen.  Werden  Personen,  welche 
unter  den  Erscheinungen  der  Cholera  erkrankt  sind,  vorgefunden,  so  sind  sie 
sofort  vom  Fahrzeuge  zu  entfernen,  ebenso  grundsätzlich  die  übrigen  Insassen. 
Diese  sind  in  den  in  Nr.  i  bezeicnnetcn  Bäumen  unterzubringen.  Sofern  sar 
Absonderung  der  anscheinend  Gesunden  ausreichende  Uncerkunftsränme  nicht 
vorhanden  smd,  kOnnen  solche  Personen  vorläufig  auf  dem  Fahrzeuge  belauen 
werden. 

Die  Beobachtung  der  anscheinend  Gesunden  hat  fOnf  Tage  zu  dauern. 
Ereignete  sich  die  Erkrankung  anf  einem  dem  regelmäßigen  Personen  verkehre 
dienenden  Dampfer,  so  worden  nach  Lage  des  FaUes  weniger  stOrende  Anord- 
nungen zu  Irefren  sein. 

Zur  FortscbafTnng  von  Kranken  sind  die  Untersucbungsfahrzeuge  tunlichst 
nicht  zu  benutzen.  In  der  Begel  wird  dazu  der  Handkahn  des  untersuchten 
Fahrzeugs  verwendet  werden  kOnnen.  Derselbe  bt  vor  der  Znrtkckgabe  zu 
desinfizieren. 

Von  den  Ausleerungen  der  Kranken  ist  sofort  eine  Probe  an  die  dazu 
bestimmte  üntersnchungsstelle  abzusenden.  Zur  Versendung  geeignete  OefSBe 
und  Verpackungsmaterial  sind  vorrätig  zu  hatten. 

Die  Kleidnngs-  und  Wäschestttcke  der  Kranken  sind  sofort  zu  desinfi- 
zieren. Das  Bettstrob  ist  zu  verbrennen.  Die  Wohn-  und  Schlafränme,  die 
Kftche,  der  Abort  beziehungsweise  daa  zu  Stuhlentleerungen  bestimmte  Qefäß, 
sowie  das  Kiel-  (BÜKe-)  Wasser  des  Fahrzeugs,  auf  welchem  ein  Kranker  vor- 
gefunden wurde,  sind  zu  desinfizieren;  außerdem  sind  alle  Bäume  des  Fahrzeugs 
anf  etwa  vorhandene  AusleeruDgen  zu  durchsuchen. 

Ftlr  die  Bewachung  des  geräumten  Fahrzeugs  ist  Sorge  zu  tragen. 

Die  erforderliehen  Desinfektionen  sind  nach  Maßgabe  der  Deainfektiouo- 
anweisung  bei  Cholera  auszuführen. 

7.  Die  vorgeschriebenen  Desinfektionsmaßregelu  sind  unter  der  persSn- 
Udtw  Verantwortung  des  leitenden  Arztes  anszuf Uhren,  «n^  n^ri^^^T^Ö'g 
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■ichera  Hil&krftfte  heraagebUdet  sind,  unter  der  pereOnlicben  An&idit  elnea 
AiztM. 

8.  OiejeniKen  Fahrzeuge,  aof  denen  Choleraleichen  oder  Terd&cbtig  Er- 
krankte vorgefnnaen  wurden,  sind  nach  erfolgter  Deainfektion  ftlnf  Tage  lang 
zu  beobachten. 

E}iue  BBobachtnng  tod  gleicher  Daner  kann  Aber  solche  Fahrzeuge  rer- 
Uagt  werden,  deren  Flütrer  oder  Mannschaften  ihre  Person  oder  ihre  Fahrzeuge 
der  Untersnchnng  zu  entziehen  Sachen,  den  Üntarsnchnngsbeamten  Wideretand 
leisten  oder  sonst  die  Annahme  begrttndet  erscheinen  lassen,  daü  eine  Verheim- 
Uchong  von  cholerakranken  oder  ctaolerav erdächtigen  Personen  oder  versench' 
ten  Oegenatändcn  nnd  eine  Vereitelung  der  zur  Verhtttnng  der  Cholera- 
ÖBscUeppoog  oder  Verbreitung  vorgeschriebenen  Maßregel  beabsichtigt  wird. 

9.  Werden  auf  dem  unteranchten  Fahrzeuge  Kranke  nicht  gefanden, 
so  wird  dem  Fahrzeuge  nach  Erfüilting  der  Vorschriften  nuter  Nr.  10  die 
Weiterfahrt  gestattet.  Es  sind  jedoch  regelmä&ig  die  aof  ihm  etwa  Torhande- 
nen  Aborte  beziehungsweise  die  zu  Stuhlentleeracgen  bestimmten  Qefäfie,  nnd 
sofern  der  leitende  Arzt  es  ftlr  notwendig  hält,  auch  das  Kiel-  (Bilge-)  Wasser 
BD  desinfizieren. 

Bei  den  rwelm&Sig  rerkebrendeti  PersoBendampfem  kann  eine  Des- 
infektloa  dee  Kiel-  (Bilge-)  Wassers  bei  Qelegenheit  der  tilgliohen  Unter- 
sachnngen  unterbleiben,  wenn  seine  Desinfektion  in  angemessenen  Zwiachen- 
rknmen  anderweitig  sichergestellt  ist. 

10.  Jedem  Führer  eines  Schilfes  oder  Flofies  ist  über  die  stattgehabte 
Untersuchung  nnd  den  Umfang  der  etwa  yorgenommenen  Desinfektion  eine 
BeBcheioignng  nach  dem  beigegebenen  Formular  ansznateilen,  in  welcher  die 
auf  dem  Schiffe  Torgefnndenen  Personen  unter  gesonderter  Angabe  der  Familien- 
angehörigen des  FlÜirers,  der  Mannschaften  und  der  sonst  an  Bord  befindlichen 
Personen,  wenigstens  der  Zahl  nach,  aufgeführt  sied.  Bei  der  Ootersachung 
ist  noch  besonders  darauf  zu  achten,  daß  die  Zahl  der  auf  dem  Schiffe  oder 
Floße  anwesenden  Personen  genau  ttbereiastimmt  mit  der  auf  dem  letzten 
Dntersuchangsscheiu  angegebenen  Zahl  der  Insassen,  Werden  weniger  Per- 
sonen anf  dem  Fahrzeuge  vorgefunden,  als  znletzt  angegeben,  so  sind  unver« 
lüglich  sorgfältige  Ermittelungen  über  den  Verbleib  der  fehlenden  anzustellen 
üd  erforderlichenfalls  dieserhalb  den  zuständigen  Polizeibehürdeo  Mitteilnngen 
behufs  weiterer  Veranlassnng  zu  machen.  Dieser  Person ennachweb  ist  Jedoch 
für  die  dem  regelmäßigen  PersonenTerkebre  dienenden  Dampfer  nicht  erforderlich. 

Für  einzelne  Stromstrecken  kann  es  sich  empfehlen,  anf  den  Namen 
lautende  Bescheinigungen  für  jede  auf  einem  FloBe  befindliche  Person  aus- 
instetlen,  auf  welcbeu  die  Ergebnisse  der  stattgehabten  Untersuchungen  ver- 
merkt werden. 

üeber  die  Zahl  und  Art  der  untersnehten  Fahrzeuge,  ausgefBhrtea  Des- 
infektionen und  angeordneten  Beobachtungen  sowie  über  die  Zahl  der  unter- 
suchten an  Cholera  oder  cholerav  erdächt  igen  Erscheinungen  erkrankten  und  der 
Beotwchtung  überwiesenen  Personen  sind  genaue  Nachwcisnngen  zn  führen. 

11.  Die  leitenden  Aerzte  liaben  über  alle  Fälle  von  Cholera  und  cholera- 
Ihnlichen  Erkrankungen  sowie  über  alle  Todesfälle  tunlictist  genaue  Aufklärung, 
namentlich  bezüglich  der  Entstehung  und  einer  etwa  bereits  erfolgten  Krank- 
beiteversohleppung,  zn  snchen  sowie  Beobachtungsstoff  zur  wissenschaftlichen 
Bearbeitung  zu  sammeln.  Begelmäßige  bakteriologische  Untersuchungen  des 
Flußwassers  sind,  soweit  ausführbar,  zo  veranlassen. 

Wakmehmnngen  von  gesundheitspolizeilicher  Wichtigkeit,  uamentlich 
verdichtige  Erkrankungen  unter  den  Bewohnern  des  üfergebiets,  sind  'von  dem 
Mtendeu  Arzte  unverzüglich  und  auf  kürzestem  Wege  dem  Kommissar  oder, 
w«  ein  solcher  nicht  ernannt  ist,  der  zuatäadigea  Polizeibehärde  za  melden; 
ferner  ist  von  dem  Arzte  über  joden  Erkrankncgs-  und  Todesfall,  bei  welchem 
Cholera  festgestellt  ist  oder  Cholera  verdacht  vorliegt,  telegraphiscbe  oder 
■chriftlicbe  £izeige  an  den  Kommissar,  die  höhere  Verwaltungsbebürde  des 
Bezirkes  sowie  an  den  zuständigen  beamteten  Arzt  zvl  erstatten. 

Dem  Kaiserlichen  Oasundheitsamte  smd  über  die  gelegentlich  der 
Schiflahrtsüberwachnng  vorgefundenen  Choleraerkrankungen  und  Todesfälle 
regelmäßig  Mitteilungen  auf  tnnlichst  kürzestem  Wege  zu  machen ;  ebenso  ist 
dieser  Behörde  der  aufgesammelte  wissenschaftliche  Beobachtungsstoff  zogängig 
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Die  leitenden  Aerzte  haben  täglich  nach  Schloß  des  Dieastea  eine  As- 
Keige  Aber  den  Umfang  and  das  Ergebnis  der  im  Lanfe  des  Tages  bewirkten 
CnteTBUchnngen  an  den  Kommissar  za  erstatten.  Zn  diesem  Zweclte  empfiehlt 
es  sich,  den  leitenden  Aeizten  der  üeberwachon^bezirlte  beziehnngsweise 
Ueberwachangsstellen  Postkarten  mit  Vordnick  zd  liefern.  Diese  Karten  sind 
noch  am  T^e  der  Ausfertigung  znr  Post  za  belSrdeni. 

12,  Die  znr  wirksamen  Darchfübrang  der  vorstehenden  Uafiiegetn  er- 
forderlichen Polizei verordnangen  and  sonstigen  Verfögungen  sind  seitens  der 
LandesbehOrden  zn  erlassen.  Bei  letzteren  hat  der  Kommissar  die  nötigen 
Anträge  onmittelbar  la  stellen. 


Formalar.  (Vorderseite.) 

Bflsolielnlgiuaff 

über 

ärztliche  üntersochnng  und  Desinfektion  des 

Toa nach 

geführt  dnrch mit  (Zahl) Persooen  an  Bord. 


Der  Desinfektion 

Des 

nntersnchen- 

dea  Arztes 

Namens- 

ODterwdirift 

Ort 

Tag 

Stnn. 
de 

Befund 

Tag 

aton- 
de 

Umfang 

(Rnckscitc) 
TersflloliBli  d«r  »ii  Bord  d«  ToeaelUg  gsaKantvii  Ffthraeagi 
beflndlioli«ii  Pssaonen. 

'      Anzahl. 

L  Familienangehörige  des  Pflhrers 

II.  Mannschaften ij 

in.  Sonst  an  Bord  befindliche  Personen i 

Bemerknogen. 


Zn  Anlage  i. 
"Wie  aohtltat  bIoIi  der  SoUfler  toz  Oliolerft  ? 

ZnsammengesteUt  im  Kaiserlichen  Qesondhdtsamte. 
Schiffer  sind  mit  ihren  Familien  der  Cholera  besonders  aussetzt. 
Dnrch  die  Beachtang  nachstehender  Regeln  kannst  Dn  Dich   in  wirk- 
samer Wöse  vor  der  Cholera  schätzen. 

1.  Das  Chokragift  findet  sich  hfinflg  im  Wasser,  mit  welchem  Dein 
Berat,  zam  Beispiel  beim  Staken,  Radern,  KinhoIeB  der  Taue  und  Ketten  Dich 
Tielfach.in  Berflorang  bringt.  Aach  wenn  dies  Wasser  ganz  klar  ist  nad  gat 
schmeckt,  kann  das  Choleragilt  darm  enthalten  sein. 

2.  Trinke  daher  niemals  Wasser  ans  Kanälen,  Flüssen  and  Seen;  be- 
nutze es  aber  anch  nicht  znm  Waschen  der  Hände  und  des  Oeiichts,  zun 
Spülen  des  Eßgeschirrs  und  der  Trmkgefäße  noch  zum  Aufwischen  des  Wabn- 
raums.  Hüte  Dich,  Qegenstände,  die  mit  solchem  Wasser  in  Berflhning  wares, 
oder  die  Dn  mit  nassen  Händen  angef^t  bist  (Zigarren,  Pfeifen  zom  Beispiel), 
znm  Unnde  zn  führen. 

2.  Nimm  zam  Trinken,  Waschen  nud  Spülen  nar  onTordächtiges  Wasser 
aas  gnten  Bronnen  and  Wasserleitangen.  Bei  den  Sdilensen  and  Üeber- 
irachnngsatellen  sind  die  Entnahmestelfen  zn  erfragen  oder  schon  kenntlich 
gemacht. 


It«ohtBpre«tiaDg  nnd  Stediuaftl-Guetigelnin^.  ^ö 

L  Halte  aa  Bord  gataa  Wasser  in  emem  sugedeckten  Gefiße  von  aos- 
leichffiider  QrOSe  {TonnB,  Eimer). 

5.  Bist  Du  ans  Mangel  an  anTerdächtigem  Wasser  genötigt,  am  dem 
Fahrwusei  la  schöpfen,  so  benutze  dies  Wasser  nnr,  nachdem  ea  mehrere 
Hiauten  lang  gekocht  ist. 

6.  Vor  dem  Essen  reinige  stets  die  Hände  gründlich  mit  Wasser  und 
Seife.  Noch  besser  ist  die  Deuofektion  mit  verdtlnntem  Kresolwasser,  durch 
welches  sich  nun  Beispiel  anch  Aerzte  nnd  Krankenpfleger  schtttxen. 

7.  Venrnreinige  das  Fahrwasser  nicht  durch  Aosleernngea  nnd  halte 
tnch  Deine  AngehSrigen  daTon  ab,  Benntse  zur  Terricbtnog  der  Netdoift 
besondere  GeKBe,  in  welche  znTor  Kalkmilch,  die  an  die  Ueberwacbnngsstellen 
lug^teOt  wird,  geschattet  worden  ist. 

&  Vermelde  jedes  Ueberm&Q  im  Oennsse  von  Speisen  nnd  aetianken, 
eDliimm  die  Lebensmittel  nur  ans  zuverlässig  reinlichen  Verkanfsstellen  und 
Khtltie  Dich  dnrcb  zweckmäßige  Elcidang  vor  Erkältungen.  Halte  Deine 
Kammern  peinlich  sauber;  genieße  alle  Nahrung  (besondere  3(Uch)  womöglich 
nur  in  gekochtem  Znstande.  Vermeide  den  Verkehr  mit  choleraverdSchtigoa 
Personen  und  gehe  nicht  in  unreinliche  Wirtschaften. 

9.  Bei  Erkrsjikungen,  insbesondere  an  DorchfsJl,  Leibschmerz  nnd  Er- 
biechen,  wende  Dich  sofort  an  den  nächsten  Arzt.  Ausleeningen  so  Erkrankter 
dftrfen  unter  keinen  Umständen  in  das  Wasser  gelangen. 


Anlage  2. 
Deslnr«ktloiuanwei8Dng  bei  Cholera. 
I.  DwlnfektloaBmlttel. 

a.  Kresol,  Karbols&are.  1.  Verdünntes  Kresolwasser.  Zur  Eer- 
rtellnng  wird  1  Oewichtstell  KresolseifenlOsung  (Liquor  Cresoli  saponatns  des 
Anneibn^  fttr  das  Deutsche  Beleb,  vierte  Ausgabe)  mit  19  Qewichtsteilen 
Wasser  gemischt.  100  Teile  enthalten  annSbemd  8,6  Teile  rohes  KresoL  Das 
Kresolwasser  (Aqua  cresolica  des  Arzneibuches  für  das  Deutsche  Reich)  enthUt 
is  100  Teilen  5  Teile  rohes  Kresol,  ist  also  vor  dem  Gebrauche  mit  gleichen 
Teilen  Wasser  zu  verdflnnen. 

2.  KarbolsäarelOsung.  1  Oewicbtsteil  verfltlssigte  Karbolsäure  (Acidura 
esTbolicnm  liqnefactum)  wird  mit  30  ßewichtsteilen  Wasser  gemischt 

b.  Clorkalk.  Der  Chlorkalk  hat  nnr  dann  eine  ausreichende  des- 
iaftiierende  Wirkung,  wenn  er  frisch  bereitet  und  in  wohlTerschlossenea  Ge- 
SBen  aufbewsJirt  ist;  er  moB  stark  nach  Chlor  riechen.  Er  wird  In  Hlschnng 
Ton  1 ;  60  Qewichtsteilen  Wasser  verwendet. 

c  Kalk,  und  zwar:  1.  Kalkmilch.  Zur  Herstellung  wird  1  Liter  zer- 
kleinerter reiner  gebrannter  Kalk,  sogenannter  Fettkalk,  mit  1  Liter  Wasser 
gemischt,  und  zwar  in  folgender  Welse: 

Ee  wird  von  dem  Wasser  etwa  */«  Liter  in  das  zum.  Mischen  bestjmmte 
Oefäß  gegossen  und  dann  der  Kalk  hineingelegt.  Nachdem  der  Kalk  das 
Wasser  aufgesogen  hat  und  dabei  zn  Pulver  terfallen  ist,  wird  er  mit  dem 
Qbrlgen  Wasser  zu  Kalkmilch  verrührt. 

2.  KalkbrOhe,  welche  durch  YerdUnnang  von  1  Teile  Kalkmilch  mit 
9  Teilen  Wasser  frisch  bereitet  wird. 

d.  Kaliseife.  S  Oewichtsteile  Kaliselfe  (sogenannte  Schmierseife  oder 
Mne  Seife  oder  schwarze  Seife)  werden  in  1(K}  Glewichtsteilen  siedend  heißem 
Wasser  gelOst  (zum  Beispiel  */■  Kilogramm  Seife  in  17  Liter  Wasser). 

Diese  LOsung  ist  heiß  zu  verwenden. 

e.  Formaldehrd,  Der  Formaldehjd  ist  ein  stark  riechendes,  auf  die 
Schleimh&ute  der  Luftwege,  der  Nase,  der  Augen  reizend  wirkendes  Gas,  das 
HS  einer  im  Handel  vorkommenden,  etwa  SÖprozentigen  wässericen  LOsni^  des 
Pormaldehfds  (Pormaldehydom  sointum  des  Arzneibuchs)  dorcn  Kochen  oder 
ZeistSnbnng  mit  Wasserdampf  oder  Erhitzen  sich  entwickeln  läßt.  Die  Formal- 
iekjdllisnug  ist  bis  zur  Benutzung  gut  verschlossen  nnd  vor  Licht  geschätzt 
infnbewahien. 

Der  Formaldel^d  in  Gasform  ist  fOr  die  Desinfektion  geschlossener  oder 
tllseitig  gut  BbschlleBbarer  RSnme  verwendbar  nnd  dgnet  sich  zur  Temichtung 
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TOB  ErankheltakeimeD,  die  an  freUiegeDden  Fliehen  oberfi&chlich  oder  doch  nur 

■    Mriager  Tiefe  '^-''--     "—  " ''- '-  '-•-'-■- '-  ""-' 

1  erforderlich: 

leer  aus      „ 

ibnng,  Verkittong  aller  Undichtigkeiten  det  Fenster  nnd  TQren,  der 
Ventilat  ionsQfCn  an  gen  and  dergleichen  ; 
Entwlckelong  von  Fomaldeh;d  in  einem  Hengenverhiltnisse  von  wenigstens 

b  Qramin  auf  je  1  Kubikmeter  Lvitranm ; 
gleiclueitige  Fntnickelnng    von   Wasserdampf    bis    za    einer    voUstfindigen 
Sättigung  der  Lnit  des  zn  desinfizierenden  Banmes  (auf  100  Kubikmeter 
Baum  sind  8  Liter  Wasser  zn  verdampfen); 
wenigstens  7  Stunden  andanemdes  ununterbrochenes  Verachlosaenbleiben  des 
mit  Formaldehjd  und  Wasserdiunpf  erfüllten  Baumes ;  diese  Zeit  kann  bei 
Entwickelnng  doppelter  großer  Mengen  von  Fomialdeh;d  auf  die  Hälfte 
abgekürzt  werden. 
Formaldehyd  kann  in  Verbindung  mit  Wasserdampf  von  anSen  her  durch 
ScUüBB  eil  (Jeher,  durch  kleine  in  die  Tflr  gebohrte  Oeffonngen  und  dergleichen 
in  den  zu  desinfizierenden  Baum  geleitet  werden.    Werden  TQren  und  Fenster 
geschlossea  vorgefunden  und  sind  keine  andere  OefFnnngen  (zum  Beispiel  f&r 
Ventilation,  offene  Ofentüren)  vorhanden,  so  empfiehlt  es  sich,  die  Desinfektion 
mittels  Formaldehjds  auBzufUhren,  ohne  vorher  das  Zimmer  zu  betraten,  be- 
ziehungsweise  ohne   die   vorherigen   Abdichtnngen   vorznnelunen;    für   diesen 
Fall  ist  die  Entwickelung  wenigstens  viermal  grOBerer  Mengen  Formaldehyds, 
als  sie  für  die  Desinfektion  nach  geschehener  Abdichtung  angegeben  dnd, 
erforderlich. 

Die  Dosinfektion  mittels  Formaldehyds  darf  nur  nach  bewerten  Me- 
thoden ansgeObt  and  nur  geQbten  Desinfektoren  anvertrant  werden,  die  für 
jeden  einzelnen  Fall  mit  genauer  Anweisung  zn  Terseheu  sind.  Nach  Be. 
endignng  der  Desinfektion  empflohlt  es  sich,  zur  Beseitignng  des  den  Bäomen 
nodi  anhaftenden  Formaldehydgeni(.hs  Ammoniakgas  einzuleiten. 

f.  Dampfapparate.  Als  geeignet  können  nur  solche  Apparate  und 
Einriehtungen  angesehen  werden,  welche  von  Sachverständigen  geprüft  sind. 
Aach  Notbeheltseinrichtnagen  küunen  unter  Umständen  ausreichen. 
Die  Fmfang  derartiger  Apparate  und  Einricbtuneen  hat  sich  zn  er« 
strecken  namentlich  auf  die  Anordnung  der  Dampfzuleitung  and  •ableitung, 
anf  die  Eandhabungs weise  und  die  ftlr  eine  gründliche  Desinfektion  erforderliche 
Dauer  der  Dampf  Wirkung. 

Die  Bedienung  der  Apparate  usw.  tat,  wenn  irgend  angängig,  wohl- 
nnterrichteten  Desin^ktoren  zu  übertragen. 

^.  Siedehitze.  Aaskochen  in  Wasser,  Salzwasser  oder  Lange  wirkt 
desinfizierend.  Die  Fltlssigkeit  muß  die  Gegenstände  vollständig  bedecken  und 
mindestens  10  Minuten  lang  im  Sieden  gehalten  werden. 

Unter  den  angefülirten  Desintektionsmitteln  ist  die  Auswahl  nach  Lage 
der  Unut&nde  zu  treffen.  Es  ist  zulässig,  daß  seitens  der  beamteten  Aerzte 
unter  Umständen  auch  andere  inbezacr  auf  ihre  desinfizierende  Wirksamkeit 
erprobte  Mittel  angewendet  werden ;  die  Mischangs-  beziehungsweise  LOsangs- 
verhältniase  sowie  die  Verwendungsweise  soldier  Mittel  sind  so  zu  wählen, 
daß  der  Erfole  der  Desinfektion  nicht  nachsteht  einer  mit  den  unter  a  bii  g 
beieichneten  Mitteln  aasgeführten  Desinfektion. 

n.  Anvandang  der  Desinfektion nmittal  Im  einaelnen.') 
1.  Die  Ausscheid ongen  der  Kranken  (StohlKang.  Urin  und  Erbrochenes) 
tdnd  mit  dem  unter  la  beschriebenen  verdünnten  Kresolwasser  oder  mit  Chlor- 
kalk (Ib)  oder  mit  Kalkmilch  (Ic)  oder  durch  Siedehitze  (Ig)  zu  desinfizieren. 
Die  Desinfektionsfittssigkeit  ist  in  mindestens  gleicher  Menge  den  Ausscheidungen 
zuzusetzen  and  mit  ihnen  gründlich  za  verrohren. 

Die  Gemische  sollen  mindestens  zwei  Standen  stehen  bleiben  und  dflrfen 
erst   dann  beseitigt  werden.     Von  Chlorkalk  sind  mindestens   zwei  gehäufte 

')  Worauf  sich  die  DesinfekUon  bei  Cholera  za  erstrecken  hat,  ist  in 
Nr.  8,  Abs.  S  nnd  7,  Nr.  6,  Nr.  7,  Abs.  1  und  2,  Nr.  9,  Abs.  2,  Nr.  11  der  Ans- 
fOhningibestiinmiuigen  bezeichnet. 
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Sfilfiffel  voll  in  PulTerfona  aul  '/■  i^ttt  dei  Abgänge  ZDZiuetien  ondgut  dunit 
za  ■"""*■""  Die  so  behandelten  Abgänge  kOnnen  bereits  aadi  20  Hinnten 
beseitigt  werden. 

Zur  Reuignng  der  Kranken  benutzte  T&cber  nnd  dergleielieD  sind  an* 
Bätelbw  nach  dem  Oebrancb  in  verdünntes  Kreaolwasser  (la)  sa  legen,  so 
daB  aie  von  der  Flüssigkeit  Tollatändig  bedeckt  ^d.  Nach  Ablauf  von  zwei 
Standen  kOnncn  sie  aasgewaschen  werden. 

Schmatzwässer  sind  mit  Chlorkalk  oder  Kalkmilch  su.  desinfiiieren,  und 
zwar  ist  TOm  Cblorkalke  so  viel  zozasetzen,  bis  die  tlOasigkeit  stark  nach  Chlor 
riecht,  Ten  Kalkmilch  so  viel,  daS  das  Oeroisch  rotes  La<£inaspapier  stark  nnd 
danernd  blau  färbt.  In  alten  Füllen  darf  die  Flüssigkeit  erst  nach  zwei  Stunden 
abgegossen  werden.    Badewässer  sind  wie  Schmntzwässer  zu  behandeln. 

Abtritte  sind  in  der  Weise  zn  desinfizieren,  daQ  die  Sitze  gründlich  mit 
Terdttnntem  Kresolwasaer  oder  Kalkmilch  abgewaschen  werden  and  in  die  Sltz- 
Bfanngen  reichlich  Kalkmilch  eingegossen  wird.  Der  Inhalt  der  Abtrittsgruben 
ist  reichlieh  mit  Kalkmilch  zn  abergießen  und,  solange  die  Epidemie  dauert, 
tunlichst  nicht  auszuleeren.  Der  Inhalt  von  Tonnen,  Kübeln  nnd  dergleichen, 
welche  mm  Aatfangen  des  Kotes  in  den  Abtritten  dienen,  ist  nnter  Umrühren 
Bit  ungefähr  gleichen  Teilen  Kalkmilch  zn  versetzen  nnd  erat  zu  entfernen, 
ucbdoii  er  mindestens  34  Stunden  mit  dem  Desinfektionsmittel  in  Berührunz 
gewesen  war-  die  Tonnen  nnd  dergleichen  sind  nach  dem  Entleeren  reichlii^ 
■it  K^kmilctL  außen  und  innen  zn  bestreichen. 

2.  Hände  und  sonstige  Körperteile  müssen  jedesmal,  wenn  aie  mit  ind- 
zierten  Dingen  (AnsscheidoDgen  der  Kranken,  beschmutzter  Wäsche  usw.)  ia 
Berältnuig  gekommen  sind,  dnrch  gründliches  Waschen  nüt  verdünntem  Kresol- 
wasaer oder  Karbols änrelösnns;  (la)  desinfiziert  werden. 

8.  Bett-  nnd  Leibwäsche,  sowie  waschbare  Kleidungsstücke  und  der- 
fdeichen  sind  entweder  anszukochen  (I  g)  oder  in  ein  ÖefsB  mit  verdünntem 
Eresolwasser  oder  Karbolsänrelösung  (I  a)  zn  stecken.  Die  Flüssigkeit  muß  in 
den  Gefäflen  die  eingetauchten  Gegenstände  vollständig  bedecken.  In  dem 
Xreoolwasser  oder  der  KarbobäurelOsung  bleiben  die  Gegenstände  wenigstens 
zwei  Stunden.  Dann  werden  sie  mit  Wasser  gespült  und  weiter  gereinigt. 
Du  dabei  ablaufende  Wasser  kann  als  unverdächtig  behandelt  werden. 

4.  Kleidongsstücke,  die  nicht  gewaschen  werden  kOnnen,  Matratzen, 
Teppiche  und  alles,  was  sich  zur  Dampfdesinfektion  eignet,  sind  in  Dampt- 
apparaten  zu  desinfizieren  (I^. 

5.  Alle  diese  zu  desinfizierenden  Gegenstände  sind  bum  Zusammen- 
packen nnd  bevor  sie  nach  den  Desinfektionsanstalten  oder  -apparaten  geschafft 
werden,  in  Tücher,  welche  mit  Karbolsänrelßsnng  (la)  angefeuchtet  süid,  ein- 
WBcblagen  nnd,  wenn  mOglich,  in  gut  schlieBenden  OefäQen  zn  verwahren. 

Wer  solche  Wäsche  usw.  vor  dar  Desinfektion  angefaßt  hat,  muß  seine 
Hiade  in  der  nnter  Ziffer  2  angegebenen  Weise  desinfizieren. 

6.  Zar  Desinfektion  infizierter  oder  der  Infektion  verdächtiger  Räume, 
aamenüich  solcher,  in  denen  Kranke  sich  aufgehalten  haben,  sind  zunächst  die 
LagersteUen,  Gerätschaften  nnd  dergleichen,  femer  die  Wände  und  der  Fuß- 
boden,  anter  Umständen  auch  die  Decke  mittels  Lappen,  die  mit  verdünntem 
Krasolwasser  oder  Karbolsäurelasang  (I a)  getränkt  sin^  gründlich  abzuwaschen; 
betottdeis  ist  darauf  zn  achten,  daß  diese  LGsungen  auch  in  alle  Spalten,  Bisse 
and  Fuen  eindringen. 

Die  Laeerstellen  von  Kranken  oder  von  Verstorbenen  und  die  In  der 
Dmgebimg  am  wenigstens  2  m  EntfcmnnK  befindlichen  Gerätschaften,  Wand- 
oid  Fi^Mdenflächen  sind  bei  dieser  Desinfektion  besonders  zn  berUduichtigen. 

^Ifiltmi  gind  die  Bänmlichkeiten  und  Gerätschaften  mit  einer  relchÜdien 
Menge  Wasser  oder  Kaliseif enlösnng  (Id)  zu  spülen.  Nach  aasgeführter  Des- 
mfektion  ist  grflodlich  zu  lüften. 

7.  Die  Anwendunp  des  Formaldehyds  empfiehlt  sich  besonders  zur  BO- 
geuonteB  Oberflächendesinfektion  (vergleiche  le,  Abs.  8). 

Nach  vorauf  gegangener  Desinfektion  mittels  Formaldehyds  kOnueti  nur 
die  Wände,  die  Zimmerdecke,  die  freien  glatten  Flächen  der  Gerätschaften  als 
deuB&siert  gelten.  Alles  übrige,  namentlich  alle  diejenigen  Teile,  weiche 
ÜWe  mid  P^gen  aufweisen,  sind  gemäß  den  vorstehend  gegebenea  Vorschriften 
n  deshiflzieren. 
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8.  Oegenstände  ans  Leder,  Holz-  und  UeUllt^e  Ton  Hobeln,  sowie 
ähnliche  GeKenatäade  werden  aocgf&ltig  nnd  wiederholt  mit  L&ppen  abgerieben, 
die  mit  verdünntem  Eresolwasaer  oder  EaibolaiarelOaang  (I  a)  Def eachtet  sind. 
Die  gebrauchten  Lappen  sind  za  verbrennen. 

Pelzwerk  wird  auf  der  Haarseite  bis  aof  die  Hsiarwarzel  mit  rerdflnntein 
Eresolwasser  oder  Karbols&nrelOsiuiE  (la)  durchweicht.  Nach  KwOIbtOndiger 
Einwirlnug  der  DesiofektionsflUssigkeit  darf  ee  ausgewaschen  nnd  weiter  ge- 
reinigt werden. 

Fltkach-  und  ähntiche  Hobelbezüge  werden  noch  Ziffer  8  und  4  desinfi- 
ziert oder  mit  verdtkontem  Kresolwasser  oder  Karbols fturelOanng  (la)  dnrch- 
fenchtet,  fencht  gebürstet  und  mehrere  Tago  hintereinander  gelüftet  und  dem 
Sonnenlicht  ausgesetzt. 

Von  Kr^en  benutzte  GQ-  and  Trinkgeschirre  oder  Geräte  sind  ent- 
weder auszukochen  (I  g)  oder  mit  heiSer  EaliseifenlDBnng  (Id)  eine  halbe 
Stunde  lang  stehen  zu  lassen  und  dann  gründlich  zu  spülen.  Waschbecken, 
SpncknBpfe,  NacbttOpfe  nnd  dergleichen  werden  nach  Desinfektion  des  Inhalts 
<Zifrer  1)  gründlich  mit  verdünntem  Eresolwasser  ausgescheuert. 

9.  Qesenstände  von  geringem  Werte  (Inhalt  von  Strolisäcken,  gebrauchte 
Lappen  und  dergleichen)  sind  zu  verbrennen. 

10.  Dnrcn  Ausscheidungen  von  Eranken  beschmutzte  Erde,  Pflaster, 
sowie  Binnsteine,  offene  Dungst&tten,  Stallungen  werden  durch  UebergieBen 
mit  verdünntem  Eresolwasser  (la)  oder  Ealkmilch  <Ic  1)  desinfiziert. 

11.  Soll  sich  die  Desinfektion  anch  anf  Personen  erstrecken,  so  ist  dafür 
Sorge  zu  tragen,  dass  sie  ihren  ganzen  EOrper  mit  Seife  abwaschen  und  ein 
Tolutändiges  Bad  nehmen.  Ihre  Eleider  und  Effekten  sind  nach  Ziffer  8  nnd  1 
zu  behandeln,  dos  Badewasaer  nach  Ziffer  1. 

12.  Die  Leichen  der  Gestorbenen  sind  in  Tücher  zn  hüUen  welche  mit 
einer  der  unter  I  a  anf  geführten  deainfiziereuden  Flüssigkeit  getrfinkt  sind,  und 
alsdann  in  dichte  Särge  zu  legen,  welche  am  Boden  mit  einer  reichlichen 
Schicht  Sägemehl,  Torfmull  oder  anderen  aufsaugenden  Stoffen  bedeckt  sind. 

13.  Die  Desinfektion  des  Eiel-(BiIge-)Banms  der  im  Flufi-  und  Binnen- 
Bchiffahrtsverkehre  benntzten  Fahrzenge,  die  Desinfektion  des  Ballastwassers 
nnd  des  etwa  infizierten  Trinkwassers  ist  nach  den  Vorschriften  über  die  ^e- 
sundheitspolizeiliche  Kontrolle  der  einen  deutschen  Hafen  anlaufenden  SeeschifCe 
zn  bewirken. 

14.  Abweichnngen  von  den  Vorschriften  nnter  Ziffer  1  bis  18  sind  zn- 
Iftssig,  soweit  nach  dem  Qntachten  des  beamteten  Arztes  die  Wirkung  der  Des- 
infektion gesichert  ist. 

Anlage  8. 
Qbraadsitie  für  Uannahmen  Im  M— nbfthnverfcehKe  beim  Anf- 
tretea  der  dioler«. 

1,  Beim  Auftreten  der  Cholera  findet  eine  allgemeine  und  regelmäßige 
Untersuchung  der  Beisenden  nicht  statt;  es  werden  jedoch  dem  Eisenbahnper- 
sonale  bekannt  gegeben: 

a)  die    Stationen,    auf    welchen    Aerzte    sofort    erreichbar    und    zu    Ver- 
fügung sind, 

b)  die  Stationen,  bei  welchen  Koelgnete  Knmkenh&nser  zu  Unterbringung 
von  Cholerakrankeo  bereitstehen  (Erankenttbergabestationen). 

Die  Bezeichnoog  dieser  Stationen  erfolgt  durch  die  Landes -Zentral- 
behörde unter  Berücksichtigung  der  Verbreitung  der  Seuche  and  der  Verkehrs- 
verbUtnisse. 

Ein  Verzeichnis  der  nnter  a  nnd  b  bezeichneten  Stationen  ist,  nach  der 
geographischen  Beihenfolge  der  Stationen  geordnet,  jedem  Fülirer  eines  Zuges, 
welcher  zur  Personenbeförderung  dient,  zu  übergeben, 

2.  Auf  den  zn  1  a  nnd  b  bezeichneten  Stationen  sowie,  falls  eine  ärat' 
liehe  üeherwachung  der  Beisenden  an  der  Grenze  angeordnet  ist,  auf  den  Zoll- 
revisionsstationen  sind  zur  Vornahme  der  Untersuchung  Erkrankter  die  er- 
forderlichen Bäume,  welche  tunlichst  mit  einem  besonderen  Aborte  Terbnoden 
oder  mit  einem  abgesonderten  Nachtatuhle  versehen  sein  müssen,  von  der  Eisen- 
bahnverwaltnng,  soweit  sie  ihr  zur  Verfügung  stehen,  herzogeMU. 
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8.  Die  Sclufiner  haben  dem  Zugf&hrer  ron  jeder  während  der  Fahrt 
vorkonmendeu  Knffilligen  ErkranknnK  sofort  Ueldang  za  machen. 

Der  Scluffiier  hat  sich  des  Erkrankten  nach  Kräften  anEonehmen;  er 
hat  ilBduu  jedoch  Jede  Bertthrung  mit  anderen  Personen  nach  HitgUchkeit  zu 
rermeiden. 

Der  Erkrankte  ist,  falls  nicht  die  Verkehrs ordonng  seinen  Ansschltifi 
von  der  Fahrt  vorechreibt,  an  der  Weiterfahrt  nicht  zu  Ternindem ;  jedoch  ist, 
sobald  dies  ohne  ünterbrechong  der  Beise  mOglich  ist,  die  Feststellung  der 
Kmnkbeit  dnrch  einen  Arzt  (1  a)  herbeizoftkhren. 

Verlangt  der  Erkrankte,  der  nächsten  im  Verzeichnis  aofgefuhrten  Ueb«r> 
gabestation  flhergeben  za  werden,  oder  macht  sein  Znstand  eine  Weiterbeförde- 
rung nntnnlich,  so  hat  der  ZogiUhrer,  falls  der  Zng  vor  der  Ankunft  auf  der 
Debergabestation  noch  eine  Zwischenstation  berührt,  sofort  beim  Eintreffen  dem 
dienäthabendeti  Stationsbeamten  Anzeige  zn  machen ;  dieser  hat  ^dann  der 
Krankenfibergabestation  nngesänrnt  telegraphisch  Meldung  zd  erstatten,  damit 
mSglicbt  die  nnmittelbare  Annahme  des  Erkrankten  ans  dem  Zuge  selbst  dnrch 
die  Krankenhansrerwaltnng,  die  Polizei-  oder  die  QesnndheitsbehOrde  rerantaQt 
werden  kann. 

Will  der  Erkrankte  den  Zog  aof  einer  Station  vor  der  nächsten 
Debergabestation  verlassen,  so  ist  er  hieran  nicht  zu  hindern.  Der  Zugführer 
hat  a&r  dem  diensthabenden  Beamten  der  Station,  anf  welcher  der  Erkrankte 
den  Zd^  verläßt,  Heldong  zn  machen,  damit  der  Beamte,  falls  der  Erkrankte 
nicht  bis  zum  Eintreffen  ärztlicher  Hilfe  aof  dem  Bahnhofe,  wo  er  mSglichst 
abzusondern  sein  wtkrde,  bleiben  will,  seinen  Namen,  Wohnort  nnd  sein  Ab- 
■teigeqnarüer  feststellen  nnd  nnverzüglich  der  nächsten  Polizeibehörde  unter 
Angabe  der  näheren  Umstände  mitteilen  kann. 

4.  Erkrankt  ein  Bebender  unterwegs  m  anfffilliger  Weise,  so  sind  als- 
batd  sSmtliche  Mitreisenden,  ausgenommen  solche  Personen,  weldie  zu  seiner 
Unterstützung  bei  Ihm  bleiben,  aus  dem  Wagenabteil,  In  welchem  der  Er- 
krankte sich  befindet  und,  wenn  mehrere  Wagenabteile  einen  gemeinschaftlichen 
Abort  baben,  aus  diesen  sämtlichen  Äbteilen  zu  entfernen  ond  in  einem  anderen 
AbteO,  und  zwar  abgesondert  von  den  übrigen  Beisendeu,  unterzubringen.  Bei 
der  Ankunft  auf  der  Kranken Qbergabestation  sind  diejenigen  Personen,  welche 
sidi  mit  dem  Kranken  in  demselben  Wagenabtelle  befunden  haben,  sofort  dem 
etwa  anwesenden  Arzte  zu  bezeichnen,  damit  dieser  denselben  die  nStigeu 
Weisangen  erteilen  kann. 

Im  übrigen  muß  das  Eisenbahn  personal  beim  Vorkommen  verdHcbtiger 
Erkrankungen  mit  iei  grCßten  Vorsicht  und  Buhe  vorgehen,  damit  alles  ver- 
mieden wird,  was  zu  nnnStigen  Besorguisseti  unter  den  Beisenden  oder  sonst 
beim  Publikum  Anlaß  geben  Könnte. 

6.  Der  Wagen,  in  welchem  ein  Cholerakranker  sich  befunden  hat,  ist 
sofort  außer  Dienst  zu  stellen  nnd  der  nächsten  geeigneten  Station  zur  Desin- 
fektion zu  übergeben.  Die  näheren  Vorschriften  über  diese  Desmfektion,  sowie 
über  die  sonstige  Behandlung  der  Eisenbahn -Personen-  und  Schlafwagen  bei 
Choleragefahr  enthält  die  beigefügte  Anweisung  A. 

6.  Die  Zugbeamten  haben,  wenn  sie  mit  Aasleorungen  Erkrankter  in 
Berührung  gekommen  sind,  sich  sorgfältig  zu  reinigen  und  etwa  beschmutzte 
Kleidungsstücke  desinfizieren  zu  lassen ;  die  in  gleiche  Lage  gekommenen 
Beisenden  sind  auf  die  Notwendigkeit  derselben  Maßnahmen  au&erksam  zu 
machen. 

Alle  Personen,  welche  mit  Cholerakranken  in  Berührung  kommen,  müssen 
bis  nach  stattgehabter  gründlicher  Beinigung  ihrer  Hände  unbedingt  vermeiden, 
die  leUter«!  mit  ihrem  Gesicht  in  Berührung  zu  bringen,  da  dur<3i  Zuführung 
des  KraakheitestoffB  dnrch  den  Hund  in  den  KOrper  eine  Ansteckung  erfolgen 
kaan.  Es  ist  deshalb  auch  streng  zu  rermeiden,  bei  oder  nach  dem  Cmgaage 
mit  Kranken  vor  erfolgter  Borgßiltiger  Beinigung  der  Hände  zu  rauchen  oder 
Spefsen  und  Getränke  zn  sich  zu  nehmen. 

7.  Eine  besondere  Sorgfalt  ist  der  Erhaltung  peinlicher  Sauberkeit  in 
allen  Bedtkrbtganstalten  auf  den  Stationen  zuzuwenden;  die  Sitzbretter  der 
Aborte  idnd  durch  Abwaschen  mit  einer  heißen  Losung  von  Kallaeife  mindestens 
ÖBBal  täglich  zu  reinigen.  Eine  Desinfektion  der  Aborte,  w^che  alsdann  mit 
Kalkmilch  und  unter  wiederholtem  Debergiefien  der  FnBbfide^,  mit^^»^^^  ■ 
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soweit  sie  diene  Behandlung  YOTtngea,  zn  bewirken  ist,  erfolgt  lediglich  tiat 
den  Stationen  der  Orte,  an  Welchen  die  Cholera  ausgebrochen  ist,  and  auf 
solchen  Stationen,  wo  dies  ausdrtlcUich  angeordnet  werden  sollte.  Die  zur 
Beseitigong  tlblen  Qerachs  lux  die  warme  Jureszeit  allgemein  getroffenen  Be- 
Btimmnngen  werden  jedoch  hierdurch  nicht  borährt. 

8.  Der  Boden  zwischen  den  Gleisen  ist,  sofern  er  auf  den  Stationen 
infolge  Benutzung  der  in  den  Zttgen  befindlichen  Bedttrfnisaastalten  Temnreinigt 
ist,  durch  wiederholtes  UebergioSen  mit  Kalkmilch  gehOrig  zu  desinfizieren. 

9.  Eine  Beschränkung  des  Eisenbahn  •  Gepäck-  und  Qtlterverkehrs  findet, 
abgesehen  von  den  beiOglicn  einzelner  Gegenstände  ergehenden  Ausfuhr-  und 
Einfuhrverboten,  nicht  statt. 

10.  Eine  Desinfektion  von  Reisegepäck  und  Gütern  findet  nur  in  fol- 
genden Fällen  statt: 

a)  Anf  den  zu  2  bezeichneten  ZollreTisionsstationen  erfolgt  auf  ärztliche  An- 
ordnung zwangsweise  die  Desinfektion  von  gebrauchtet  Ldbirtsche,  ge- 
tragenen Kleid ungsstQcken,  gebrauchtem  Bettzeug  nnd  sonstigen  Gegen- 
ständen, welche  zum  Gepäck  eines  Beisenden  gehUren  oder  als  ümzugsgut 
anzusehen  sind  und  aus  einem  choteraTersenchten  Bezirke  stammen,  sofern 
sie  nach  ärztlichem  Ermessen  als  mit  dem  Ansteckungastoff e  der  Cholera 
behaftet  anzusehen  sind. 

b)  Im  abrigen  erfolgt  eine  Desinfektion  von  Expreß-,  Eil-  and  Frachtgütern 
—  auch  auf  den  ZollreTisionsstationen  —  nnr  bei  solchen  Gegenständen, 
welche  nach  Ansicht  der  OrtsgesandheitsbehSrde  als  mit  dem  Anstecknngs- 
BtotTe  der  Cholera  behaftet  anzusehen  sind. 

Briefe  und  Korrespondenzen,  Drucksachen,  Bflcber,  Zeitongen,  Geschäfta- 
papiere usw.  unterliegen  keiner  Desinfektion. 

Die  Einrichtnng  und  Ansfhhrung  der  Desinfektion  wird  von  den  Gesund- 
heltsbehOrden  veranl^t,  welchen  von  dem  Eisenbahnpersonale  tunlichst  Hilfe 
zu  leisten  ist. 

11.  Sämtliche  Beamte  der  Eisenbahnvcrwaltung  haben  den  Anford&- 
rangen  der  Polizeibehörden  und  der  beaufsichtigenden  Aerzte,  soweit  es  in 
ihren  Kräften  steht  und  nach  den  dienstlichen  Verhältnissen  ausführbar  ist, 
unbedingt  Folge  zu  leisten  und  auch  ohne  besondere  Aufforderung  denselben 
alle  erforderLcDcn  Hitteilungen  zu  machen.  Von  allen  Dienstanweisungen  und 
Maßnahmen  gegen  die  Choteragefahr  und  von  allen  getroffenen  Anorouua^en 
und  Einrichtungen  ist  stets  sofort  den  dabei  in  Frage  kommenden  Gesoudbeits- 
behUrden  Uitteiiung  zu  machen. 

12.  Ein  Auszug  dieser  Anweisung,  welcher  die  Verhaltungsmaßregeln 
für  das  Eisenbahn  personal  bei  choleraverdächtigen  Erkrankungen  auf  der  Eisen- 
bahnfahrt enthält,  ist  beigefügt.  Von  diesen  Verhaltungsmaßregeln  ist  jedem 
Fahrbeamten  eines  jeden  zur  Personenbeförderung  dienenden  Zuges  ein  Abdruck 
zuzustellen. 

18.  Von  jedem  durch  den  Arzt  als  Cholera  erkannten  Erkranknn^all 
ist  seitens  des  betreifenden  Stationsvorstehers  sofort  der  vorgesetzten  Betriebs- 
behOrda  und  der  OrtspolizeibehOrde  schriftliche  Anzeige  zn  erstatten,  welche, 
soweit  sie  zu  erlanEeo  sind,  folgende  Angaben  enthalten  soll: 

a)  Ort  und  Tbk  der  Erkrankung; 

b)  Name,  Geschlecht,  Alter,  Stand  oder  Gewerbe  des  Erkrankten; 

c)  woher  der  Kranke  zugereist  bt,- 

d)  wo  der  Kranke  untergebracht. 

A.  Anweisung  über  die  Behandlnog  der  Eisenbahn-Personcu- 
und  Schlafwagen  beim  Auftreten  der  Cholera. 

1.  Während  eines  Choleraausbruchs  im  Inland  oder  in  einem  benach- 
barten Gebiet  ist  für  besonders  sorgfältige  Beinignng  und  Lüftung  der  dem 
Personenverkehrc  dienenden  Wagen  Sorge  zu  tragen;  es  gilt  dies  namentlich 
inbezug  anf  Wagen  der  3.  und  4.  Klasse,  welche  zur  Massenbeförderung  von 
Personen  aus  einer  von  der  Cholera  er^iffenen  Gegend  gedient  haben. 

Die  in  den  Zügen  befindlichen  Bedürfnisanstalten  sind  regelmlßig  zu 
desinfizieren  und  zn  dem  Zwecke  die  Trichter  und  Abfallrohre  naca  Beinigung 
mit  Kalkmilch  zu  bestreichen,  die  Sitzbretter  mit  Kaliseifen lOeang  zn  reinlgea 
(ver^fltche  Ziffer  S). 
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2.  Ein  Peraonenvagen,  in  welchem  ein  Cholerakranker  sich  befnndeii 
ht,  ist  sofort  anSer  Dienst  zu  stellen  und  der  nlchaton  mit  den  nötigen  E^ 
rielitiingen  yerselienen  Station  znr  Desiofelction  za  überweisen,  welche  in  nadi* 
rtelicod  angegebener  Weise  zn  bewirken  ist 

Etwaige  grobe  VeninreinigtuigeD  im  Innern  des  Wagens  sind  durch 
uigf&ltiges  nnd  wiederholtes  Abreiben  mit  Lappen,  welche  mit  Karbolsaare- 
HisiiDg  befencbtot  sind,  zn  beseitigen.  Alsdann  sind  die  Länfer,  Hatten, 
Tsppiche,  Vorhänge  nnd  beweglichen  Polster  abzunehmen,  in  Tächer,  welche 
■it  Karbols&uretOsuDg  stark  angefeuchtet  sind,  eiDznschlagen  und  der  Dampt- 
teinfektion  zu  unterwerfen.  Ein  vorheriges  Anskiopfen  dieser  Qegenstände 
kt  so  vermeiden.  Qegenst&nde  ans  Leder,  welche  eine  Dampfdesinfektion  nicht 
Tertr&gen,  sind  mit  ^rboIsäarelOsun^  gründlich  abzureiben.  Demnäciist  ist 
dtr  Wagen  durchweg  einer  sorgfültigeu  Reinigung  zu  unterwerfen,  wobei 
«eine  abwaschbaren  Teile  mit  Karbotsäurelösnng  zu  behandeln  sind,  und  ao- 
dun  in  einem  warmen,  luftigen  und  trockenen  Baume  mindestens  drei  Tage 
lang  aufzustellen. 

Die  bei  der  Reinigung  verwendeten  Lappen  sind  zu  verbrennen. 
Zar  Eerstellnng  der  Karbolsäurelösung  wird  1  Oewichtsteil  verflüssigte 
Karbolsäure  (Acidam  carbolicum  liquefactum  des  Arznoibuchos  flir  das  Deutsdie 
Beich)  mit  HO  Qewich biteil on  Wasser  gemischt. 

Znr  Eerstellung  von  Kalkmilch  wird  1  Raumteil  frisch  gebrannter  Kalk 
(Aetzkalk,  Calcaria  usta),  mit  4  Raumteilen  Wasser  gemischt,  und  zwar  in 
folgender  Weise:  Der  Kalk  wird  in  ein  geeignetes  Gefäß  gelegt  und  zunächst 
mit  '/'  Ranmteilen  Wasser  durch  Besprengen  anter  stetem  Umrühren  gelQscht. 
Nachdem  der  Kalk  zu  Pulver  zerfallen  ist,  wird  er  mit  dem  übrigen  Wasser 
n  Kalkmilch  verrührt 

Zar  Herstellung  von  KaliseifenlQsnng  werden  8  OewichtsteUe  Seife  (so- 
genannte Schmierseife  oder  grüne  Seife  oder  schwarze  Seife)  in  100  Oewichts- 
teüen  siedend  heiBem  Wasser  gelöst  (zum  Beispiel  V*  ^S  Seife  in  17  Liter 
Wasser). 

Diese  Lüanng  ist  heiß  zu  verwenden. 

8.  Ist  ein  Schlafwagen  von  einem  Cholerakranken  benutzt  worden,  so 
nmfi  die  w&hrend  der  Fahrt  gebranchte  Wäsche  desinfiziert  werden.  Zn  diesem 
Zwecke  ist  sie  in  Tücher,  welche  mit  Earbolsäureiosang  stark  befeuchtet  sind, 
einztuchlagen  nnd  alsdann  so  in  ein  Oefäß  mit  EarbolsäurelSsung  zu  legen, 
dafl  sie  von  der  Flüssigkeit  vollständig  bedeckt  wird;  frflhcstens  nach  zwei 
Stunden  ist  dann  die  Wäsche  mit  Wasser  zu  spülen  und  zu  reinigen.  Zur 
Wäsche  sind  zu  rechnen :  die  Laken,  die  Bezöge  der  Bettkissen  und  der  Decken, 
sowie  die  Handtücher.  Die  Desinfektion  des  Wagens  selbst  hat  in  der  nutet 
Ziffer  a  vergeschriebenen  Weise  zu  erfolgen ;  dabei  sind  jedoch  ancb  die  von 
dem  Kranken  benntzten  Bettkiasen,  Decken  und  beweglichen  Sfatratzen  in  der 
dort  angegebenen  Weise  einzuschlagen  und  alsdann  der  Dampfdesinfektion  zu 
nnterwerfen.  Statt  der  Desinfektion  mit  Karbols äurelOsung  kann  die  Wäsche 
loch  der  Dampfdesinfektion  unterworfen  werden. 

Für  den  Fall,  daß  es  sich  als  notwendig  erweisen  sollte,  einen  Schlaf- 
wtgealaof  gänzlich  einzustellen,  bleibt  Bestimmung  vorbehalten. 

4.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  Anden  sinngemäße  Anwendung  bei 
Erkrankongen  von  Zng-  nnd  Postbeamten  in  den  von  unen  benutzten  Oepäck- 
uid  Postwagen. 

6.  Die  mit  der  Desinfektion  beauftragten  Arbeiter  haben  jedesmal,  wenn 
m  mit  infizierten  Dingen  in  Berührung  gekommen  sind,  die  Hände  durch  sorg- 
filtiges  Waschen  mit  EarbolsänrolOsnng  zu  desinfizieren  nnd  sich  sonst  grflnd- 
lieb  zn  reinigen.  Es  empäehtt  sich,  daß  die  Desinfektoren  waschbare  Ober- 
Ueider  tragen;  diese  sind  in  derselben  Weise  wie  die  Wäsche  ans  den  Sdilaf- 
wmgea  zu  desinfizieren. 

B.   Verbaltangsma 
eholeraverdachtlge 

1.     Ton  jeder  auffälligen  Erkrankung,  welche  während  der  Eisenbahn- 

fahrt  vorkommt,   hat  der  Schaffner  dem  Zogführer  sofort  Meldung  zn  machen. 

a.     Der  Schafber  hat  sich  des  Erkrankten  nach  ErUten  anzunehmen ;  > 
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er  htt  &Uduu  Jedoch  jede  BerQhnmg  mit  anderen  Personen  nach  Möglichkeit 
in  Tenneiden. 

8.  Der  Erkrankte  ist,  fiiUs  nicht  die  Verkehreordnon^  seinen  Anssclilaß 
von  der  Falirt  TOrschreibt,  an  der  Weiterfahrt  nicht  eh  TeThindem;  jedoch  ist, 
■olwld  dies  ohne  UnterbrechnnK  der  Boise  mSglich  ist,  die  Feststellong  der 
Krankheit  durch  einen  Arzt  heiiieiznftthren. 

Tetlangt  der  Erkrankte  der  nädiaten  im  Verzeichnis  aofgeflÜirten  lieber- 
gabestation  Übergeben  zn  werden,  oder  macht  sein  Zustand  eine  WeiterbefOrde- 
rang  nntnnlich,  so  hat  der  Zngfflhrer,  falls  der  Zng  vor  der  Änlcnnft  anf  der 
Uebergabestation  noch  eine  Zwuchenstation  berührt,  sofort  beim  Eintreffen  dem 
diensthabenden  Stationsbeainten  Anzeige  za  machen;  dieser  hat  alsdann  der 
KrankenObergabestation  uneeslomt  telegraphiscb  Ueldang  zq  erstatten,  damit 
möglichst  die  onmittelbare  Abnahme  des  Erkrankten  ans  dem  Znge  selbst  dnrch 
die  KrankenhansTerwaltnng,  die  Polizei-  oder  die  GeanndheitsbehOrde  veran- 
lafit  werden  kann. 

Will  der  Erkrankte  den  Zug  anf  einer  Station  tot  der  nächsten  Ueber- 
gabestation  verlassen,  so  ist  er  hieran  nicht  zu  hindern,  der  Zagfflhrer  hat 
aber  dem  diensthabenden  Beamten  der  Station,  auf  welcher  der  Erkrankte  den 
Zug  verliBt,  Ueldnng  zu  machen,  damit  der  Beamte,  falls  der  Erkrankte  ni^t 
bis  zum  Eintreffen  ärztlicher  Hilfe  auf  dem  Bahnhofe,  wo  er  mi){|lichst  abza- 
soadem   sein  würde,  bleiben  will,   seinen  Namen,  Wohnort  und  sein  Absteige- 

änartier  feststellen  und  nnTcrzügJich  der  nächsten  Polizeibehörde  onter  Angabe 
er  näberen  Umstände  mitteilen  kann. 

4.  Sämtliche  Mitreisenden,  ausgenommen  solche  Personen,  welche  znr 
Unterstützung  bei  dem  Erkrankten  bleiben,  sind  ans  dem  Wagenabteil,  in 
welchem  der  Erkrankte  sich  befindet,  und,  wenn  mehrere  Wt^nabteile  einen 
gemeinschaftlioben  Abort  haben,  ans  diesen  sämtlichen  Abteilen  zu  entfernen 
nnd  in  dnem  anderen  Abteil,  und  zwar  abgesondert  von  den  übrigen  Beisenden, 
nnterzahringen. 

B.  Die  Zugbeamten  haben,  wenn  sie  mit  einem  Erkrankten  in  Berührong 
gekommen  sind,  sich  sorgfältig  zu  reinigen  und  etwa  beschmutzte  Kleidangs- 
stücke  desinfizieren  zn  lassen;  die  in  gleiche  Lage  gekommenen  Beisenden  sind 
anf  die  Notwendigkeit  derselben  UaQnahmen  aufmerksam  zu  machen. 

Anlage  i. 


Wöchentlich  dem  Kaiserlichen  Qesundheitsamt  einzusenden. 

HMihwelitiug 

über 

die  in  der  Zeit  Tom  ...  bis 19  .  .  vorgekommenen  Cholorafälle. 

Choleraver  dächt  ige  Fälle  sind  nicht  aufzanehmeo. 


Name  der 

(mit  Angabe 
des  Ver- 
waltnngs- 
benrkes) 

Ein- 
wohner- 

zahl 

(letzte 

Volkszäh. 

lang) 

Nen 
er- 
krankt 
sind 

Davon  innerhalb 

der  letzten 
6  Tage  vor  der 
Erkranknng 
oder  berdU 
krank  von  aus- 
wärts zngerdst 

Ge- 
stor- 
ben 
sind 

Bemerkongen 

Ausbruchs  im  Berichts- 
ort; Angabe  des  Ortes, 
woher  lie  in  Spalte  4 
aufgeführten  Personen 
Eureisteo  usw.) 

1. 

2. 

8. 

i. 

fi. 

6. 

XZ.  Bckftmpftiaff  der  Poekui. 

Als  das  wirlcsamste  Mittel  zur  Bekämpfung  der  Pocken  ist  die  Schutz- 
pockenimpfung anzDscbea,  deren  Durchfflhmng  durch  das  Impbesetz  vom 
8.  April  1874  (Beicbs-Qeaetzbl.  S.  31)  und  die  nierzn  ergangenen  vollzugsvor- 
schiilten  gere^lt  isL  Wo  auf  Gmnd  landesrechüicher  Bestimmungen  Zwangs- 
impfnngen  beim  Ausbruch  einer  Pockenepidemie  zolässig  sind  (vergl.  g  18 
Am.  8  des  Impfgesetzes  Tom  8.  April  1874  ~   Beichs-GesetzbL  8.  Sl 
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itttai  hüuuwukea,  itä  gegebenenfalls  aile  der  Ausieckujig  anageseUteii  Per- 
MDBi,  BofeTu  sie  nicht  die  Pocken  überstanden  hsben  oder  Horch  Impfung  hin- 
reichend geschätzt  sind,  sich  impfen  Ussen.  Wo  Zwajtgsimpfnngen  nicht  za- 
lisilg  lind,  ist  in  geeigneter  Weise  traf  die  Durch füh rang  der  Schatzpocken- 
imprang  hinzuwirken.  Dies  gilt  besonders  für  die  Bewohner  and  Besuchei 
dses  HÄnses,  in  welchem  die  Poeken  aafeetreten  sind,  wie  tüz  das  Fflegepor- 
«onal,  die  Aerete,  die  Stadiereoden  der  Medizm,  welche  klinische  TorLesongen 
beandien,  ferner  fOr  die  bei  der  Einaargong  von  Pockeoleichen  beschUfti^en 
PeraouM,  for  Desinfektoren  sowie  fUr  Arbeiter  in  gewerblichen  Anlagen,  welche 
den  Ansgangsponkt  von  Pockenerkrankungen  gebildet  haheo. 
Aofierdem  wird  folgendes  bestimmt: 

1.  Zd  gg  12,  18.  Diejenigen  Personen,  welche  mit  einer  an  den  Pocken 
erkrankten  oder  rerstorbenen  Person  unmittelbar  oder,  wie  z.  B.  Arbeitsge- 
uMBCB,  nuter  0mEtinden  aach  Boten,  Briefträger  und  dergleichen,  nur  mittel- 
bar in  BeriUining  gekommen  sind^  ferner  die  Bewohner  eines  Hauses,  in  wel- 
chem ein  PockenfaB  festgestellt  ist,  sowie  Arbeiter,  welche  mit  Sachen,  die 
atolicherweise  den  Kranüheitsstoff  an  sich  tragen  (Hadern,  Eaaro,  Betttedem 
nnd  dergleichen)  umgegangen  sind  (aneteckungsv erdächtige  Personen),  sind 
uner  BeobMbtong  zu  nnteratellen,  soweit  nicht  sch&rfere  Haßregela  nach  Nr.  2. 
TU  ergrdfM  sind  oder  rom  beamteten  Arzte  aus  besonderen  Orttndan  fftr  er- 
forderlich erklärt  werden.  Die  Beobachtung  soll  nicht  länger  als  Tierzehn 
Tage,  gerechnet  vom  Tage  der  letzten  Anstecknugsgelcgenheit,  dauern.  Sie 
ist  itt  schonender  Form  ulnd  so  vorzunehmen,  daß  Belästigungen  tunlichst  ver- 
mieden werden.  Sie  wird  in  der  Begel  darauf  beschränkt  werden  kDnnen,  dafi 
durck  einen  Arzt  oder  durch  eine  sonst  geeignete  Person  zeilweise  Erkusdi- 
gnneen  Ober  den  Qesundheitseustand  der  betreffenden  Personen  eingezogen 
werden.  Erklärt  der  beamtete  Arzt  es  ItU  erforderlich,  daB  die  der  ^obach- 
tnng  unterstellten  Personen  Wirtshäusern,  Spielplätzen,  Öffentlichen  Vergamm- 
Inngaori«!  und  gemeinBehaftliehen  Arbeitsstätten  fern  bleiben  oder  sonst  sich 
TerkehrebeschränkuBgen  unterwerfen,  und  sind  diese  Personen  hierzu  nicht 
beroit,  so  ist  je  nach  Lage  des  Falles  deren  Absonderung  gemäß  Ht.  2  anzu- 
ordaeti. 

Abs.  2  0,  S  stimmen  mit  I  (Bekämpfung  der  Cholera)  Nr  1,  Abs.  2  u.  8 
Qbereia. 

2.  Zu  §  14,  An  den  Podien  erkrankte  oder  kronkheitsverdächtige 
Personen  sind  ohne  Verzug  unter  Beobachtung  der  Bestimmungen  im  g  14, 
Abs.  2  und  S  des  Gesetzes  abzusondern.  Als  luankheitsverdächtig  sind  solche 
Personell  zu  betrachten,  welche  unter  Erscheinungen  erkrankt  sind,  die  de« 
Aubniich  der  Fockea  befürchten  lassra. 

dächtigfl  Personen  (~ 

1  ist,  aaä  sie  weder  mit  Erfolg  geimpft  sud,  noch  die 
Pocken  ttbentanden  üben; 
b)  wenn  sie  mit  einem  Pockonk ranken  in  Wohnungsgemeinschaft  leben  oder 
sonst  mit  einan  solchen  Kranken  oder  mit  einer  Pockenleiche  in  unmit- 
Idbue  Serahnug  gekommen  sind.    In  diesem  Falle  kann  jedoch  die  Ab- 
scwdenng  unteibXaiben,  sofen  der  beamtete  Arzt  die  Beobachtung  (Nr.  1) 
fflf  ausrwhend  erachtet. 
Die  Absondfirung  aasteckungaverdächtiger  Personen  darf  die  Dauer  yon 
rienelw  Togen,  gerecuet  vom  Tage  der  letzten  Ansteclrangsgclevenheit,  nicht 
übersteigen  und  ist  in  dem  Falle  unter  a  aufzuheben,  sobald   der  Nachweis 
der  erfoligten  Impfung  erbracht  wird. 

Zur  Forteäiaffang  von  Kranken  und  Eruikheitsverdächtigen  sollen  dem 
Bleatlichen  Verkehr  £eiiende  Befürderongsmittel  (Droschken,  Straßenbahn- 
«igen  n.  dergL)  in  der  Begel  nicht  benutzt  werden  (rergL  Nr.  6). 

Wohnungen  oder  Häuser,  in  denen  an  Poeken  erkrankte  Personui  sich 
befinden,  sind  kenntlich  m  machen. 

Denjen^ea  Personen,  welche  der  Pflege  nnd  Wartung  von  Pockenkranken 
ück  widmcH,  fit  aofsngeben,  den  Verkehr  mit  anderen  Personen  solange  als 
erforderlid  tunlichst  zu  vermeiden;  auch  haben  sie  die  von  dem  beamteten 
Ante  fAi  nStig  befundenen  Haßnahmen  gegen  eine  Weiterverbreitung  der 
KrankhA  sn  beobachten. 

Die  Behörden   haben  in    geeigneter  Weise   dahin    ai   wirken,    daß  zur 
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Pflege  und  BehaDdloDK  von  Pockenkranken  nar  Peraooen  mgelaasen  werden, 
die  die  Pocken  überstanden  haben  oder  dnrcb  Impfung  liinreichend  (^eai^atzt 
sind  oder  sich  sofort  der  Impfnng  oder  Wiederimpfnne  unterwerfen. 

Als  geoignet  znr  Absondernng  aind  nar  solche  Erankenh&nsei  oder 
ünterkunftsräome  anznsehen,  in  welchen  die  Äbsonderang  des  Kranken  derart 
erfolgen  kann,  daB  er  mit  anderen,  als  den  zn  seiner  Pnege  bestimmten  Per- 
sonen, dem  Arzte  oder  dem  Seelsorger  nicht  in  Berfihrnng  kotnint  nnd  eine 
Weiterrerbreitang  der  Krankheit  tiülichst  aas  geschlossen  ist. 

8.  Zq  g  15.  Abs.  1—8  wDrtlich  äbereinstimmend  mit  I.  (Cholera)  Nr.  1 
bb  8,  nar  daß  es  Überall  , Pocken*  statt  Cholera  heißen  maß. 

Insbesondere  ist  fUr  Urtschaften  oder  Bezirke,  in  denen  die  Pocken  ge- 
hänft  aottreten,  die  Ansfahr  von  gebrancbter  Leibwäsche,  alten  and  getragenen 
Eleidangsstöcken,  gebranchtem  Bettzeug  einschlieBlich  Bettfedem,  gebrauchten 
Boßhaaren,  Hadern  and  Lampen  aller  Art  nnd  alten  Papierabfillen  za  rer- 
bieten.  Unter  Umständen  kann  das  Verbot  aach  auf  andere  Gegenstände,  in- 
soweit dies  nach  dem  Gutachten  des  beamteten  Arztes  erforderlich  ist,  aosge> 
dehnt  werden,  ReiaegepAck  and  Umzugsgnt  sind  von  dem  Verbot  anszn- 
nehmen. 

Bei  gehSnftem  Auftreten  der  Pocken  ist  in  den  von  der  Krankheit  be- 
fallenen Ortschaften  oder  Bezirken  das  gewerbsmäßige  Sinsammetn  von  Lumpen 
im  umherziehen  zn  verbieten. 

Einfuhrverbote  gegen  inländische,  von  den  Pocken  befallene  Ortschaften 
sind  nicht  zulässig.  Das  Verbot  der  Einfabt  bestimmter  Waren  nnd  anderer 
Gegenstände  aas  dem  Auslände  richtet  sich  ausschließlich  nach  den  Vorschriften, 
welche  gegebenenfalls  gemäß  g  26  des  Gesetzes  in  Vollzag  gesetzt  werden. 

Abs.  7  n.  8  wie  bei  I.  Nr.  8,  Abs.  7  n.  B. 

4.  Wortlaut  wie  bei  I.  Nr.  4. 

5.  Zn  g  10.  In  einem  Hause,  in  welchem  ein  Pockenfall  vorgekommen 
ist,  sind  die  erforderlichen  Haßnahmen  zur  Desinfektion  der  Ansscneidungen 
des  Kranken  sovrie  der  mit  dem  Kranken  oder  Gestorbenen  in  Berührung  ge- 
kommenen Gegenstände  zu  treffen.  Ganz  besondere  Aufmerksamkeit  ist  der 
Desinfektion  infizierter  Bäume,  femer  der  Kleidangsstücke,  der  Betten  nnd 
der  Leibwäsche  des  Kranken  oder  Gestorbenen,  der  Hantabgänge  und  Verband- 
stoffe des  Kranken  sowie  der  bei  der  Wartung  und  Pflege  des  Kranken  be- 
nutzten Kleidungsstücke  zuzuwenden.  Aach  ist  Vorsorge  zu  troffen,  daß  Fahr- 
zeuge und  andere  Beförderungsmittel,  welche  zur  Fortschaffung  von  kranken 
oder  krankheitsv erdächtigen  Personen  gedient  haben,  alsbald  nnd  vor  ander- 
weitiger Benutzung  desinfiziert  werden. 

Die  Desinfektionen  sind  nach  Maßgabe  der  aus  der  Anlage  1  ersieht- 
liehen  Anweisung  zu  bewirken. 

6.  Wortlaut  von  Abs.  1—5  wie  bd  L  Nr.  7,  Abs.  1—6. 

Die  Bestattung  der  Pockenleichen  ist  tunlichst  tu  beschleunigen.  Die 
znr  Ausschmückung  des  Sarges  verwendeten  Gegeastände  sind  mit  in  das  Grab 
zu  bringen,  bei  Feuerbestattung  mit  zu  verbrennen.  Es  ist  Vorsorge  zu  treffen, 
daß  Personen,  die  bei  der  Einsargang  beschäftigt  gewesen  sind,  nicht  mit  der 
Ansage  des  Leichenbegängnisses  Detrant  werden,  und  daß  sie  den  Verkehr  mit 
anderen  Personen  meiden,  so  lange  der  beamtet«  Arzt  dies  für  erforderlich 
hält.  Auch  ist  ihnen  die  Einhaltang  der  sonstigen  von  dem  beamteten  Arzte 
gegen  eine  Weit  er  Verbreitung  der  Krankheit  fflr  erforderlich  erachteten  Maß- 
regeln zur  Pflicht  zu  machen. 

7.  Zu  g  22.  Die  Aufhebung  der  zur  Abwehr  der  Pockengefahr  getrof- 
fenen Anordnungen  darf  nur  nach  AnhOmng  des  beamteten  Arztes  erfolgen; 
insbesondere  ist  sie  von  der  vorgingigen  Desinfektion  des  Genesenen  abhängig 
zn  machen,  insoweit  es  sich  um  MaBregeln  bandelt,  die  sich  auf  den  Kranken 
und  dessen  anmittelbare  Umgebung  bezogen  haben. 

8.  Wortlaut  von  Abs.  1—8  wie  bn  L  Nr   9,  Abs.  1—8. 
Fremdländischen  Arbeitern,  welche  aus  ausländischen  von   den  Pocken 

befallenen  Gebieten  zum  Erwerb  ihres  Unterhalts  einwandern,  sowie  ihren  An* 
gehörigen  ist  der  Uebertritt  über  die  Grenze  nur  unter  der  Bedingung  zu  ge- 
statten, daß  sie  sich  beim  Eintritt  oder  an  Ihrem  ersten  Dienstort  innerhalb 
drra  Tagen  der  Schntzimpfang  unterwerfen,  sofern  sie  nicht  glaubhaft  nach- 
weben, daß  sie  die  Pocken  überstanden  haben  oder  durch  Impfung  hinreichend 
geschützt  sind.  ^  ■ . . .   -y  ^ 
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9.  WoTtlant  fiberelnstiinmeDd  mit  L  Nr.  11. 

10.  Zn.  8  12.  lat  in  einei  Ortschaft  der  Ansbrnch  der  Pocken  featgo- 
it^t,  M  ist  dag  Kaiserliche  Gesnndheitaamt  hiervon  sofort  auf  dem  k&rzesten 
Wege  ZD  benachrichtigen.  Neben  dieser  Benachrichtigung  von  dem  Ansbrnche 
der  Pocken  ist  von  den  durch  die  Landearegiemn^en  zu  beatimmenden  Be- 
hOrden  an  das  Kaiserliche  Geaandheitsamt  wQchentLch  eine  Nachweisung  aber 
die  in  der  vergangenen  Woche  bis  Sonnabend  einachlieOlich  in  den  einzelnen 
Ortschaften  gemeldeten  Erkrankongs-  nnd  Todesfälle  nach  Maßgabe  der  An- 
lage 8  in  gesehlosaenem  Unuchlage  mitzuteilen.  Die  Wochennachweiaungen 
nnd  so  zeitig  abzusenden,   daB    afe    bia    Hontag  Hittag   im   Oeanndheitaamt 

Außerdem  iat  innerhalb  8  Tagen  nach  der  Oenesong  oder  dem  Ableben 
dnes  Pockenkranken  eine  Zählkarte  nach  dem  anliegenden  Master  (Anlage  4) 
von  dem  durch  die  Landosregiening  zu  bestimmenden  Medizinalboamten  ans- 
znJollen.  Die  Zählkarten  sind  nach  Bestimmung  der  Landesregierung  entweder 
durch  Vermittlung  der  zuständigen  LandesbehStde,  oder  unmittelbar  an  das 
Kusetliche  Gesundheitsamt  einzusenden.  Falls  die  Karten  zunächst  au  die 
Landesbehdrde  eingereicht  werden,  iat  dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  aie  spä- 
testens bia  zum  1.  Februar  des  nachfolgenden  Janres  an  das  Kaiserliche  6e> 
snndbeitsamt  gelangen.    Diese  Bestimmungen  treten  am  1.  Januar  1906  in  Kraft. 


I.  DaeinfsktlontnütteL 


n.  Aaweadniig  dar  Deatnfaktloaiiaittel  Im  ein ■  einen.  ■) 

1.  Besonders  gefährlich  sind  die  Hautabgänge  der  Kranken.  Der  ans 
den  Pockenposteln  atammende  Eiter  enthält,  auch  wenn  er  eingetrocknet  iat 
und  zerstäubt,  den  Anateckungsstotf  in  wirksamer  Form.  Deshalb  muß  die 
Desinfektion  nicht  nur  nach  Ablauf  der  Krankheit,  aondern  schon  während  des 
Bestehens  der  Krankheit  gohandhabt  werden.  Die  Eantabgänge  (Schorfe  usw.) 
nnd  Borg^tig  zusammenzuauchen  nnd  zn  desinfizieren  oder  zu  rerhreDuen. 

Der  Fussbodeo  des  Krankenzimmers  bt  täglich  mit  desinfizierenden 
Flosaigkeiten  anfzuwaschen,  Kehricht  ist  üu  desinfizieren  oder  zu  verbrennen. 

Alle  Ansscheidungen  der  Kranken  (Wund-  nnd  Geschwürs ausscheidungcn, 
Auswurf  und  Nasenschleim,  etwaige  bei  Sterbenden  ans  Hund  nnd  Nase  1er- 
■orgeqnoUene  schaumige  Flüssigkeit,  Blut  und  Urin,  Erbrochenes  und  Stnhl- 
Ktog)  sind  mit  dem  nuter  la  beschriebenen  verdünnten  Kresolwasser  oder 
daräi  Siedehitze  (Ig)  zu  desinfizieren.  £s  empfiehlt  sich,  solche  Ansschei- 
dungen nninittelber  in  Qefäsaen  aufzufangen,  welche  die  DesinfektionsSüsaigkeit 
in  mindestena  gleicher  Henge  enthalten,  und  sie  hiermit  gründlich  zu  ver- 
rilkreii.  Verbaägegenstände  und  Läppchen,  welche  zweckmässig  an  Stelle  von 
Tucbentflchem  snr  Beiugung  von  Hund  und  Nase  der  Kraäcen  verwendet 
«erdea,  sind,  wenn  du  ^^rbreiBen  derselben  (vergl.  Ziffer  9)  nicht  angiuigiK 
ist,  unmittelbar  nach  dem  Gebranch  ebenfalls  in  solche  mit  verdünntem  Kreaot 
wasaer  (la)  beachickte  Qefäaae  zu.  legen,  so  daß  sie  von  der  FlQssigkeit  voll- 
stiodig  bedeckt  sind. 

Die  Gemische  sollen  mindestens  zwei  Stunden  stehen  bleiben  and  dttrfen 
erst  dann  beseitigt  werden. 

Abs.  fi  sowie  Abs.  S— 6  sind  übereinstimmend  mit  den  Vorschriften  bei 
Cholera  (s.  8.  76). 

T.  Die  Anwendung  des  Formaldehjds  empfiehlt  sich  besonders  zur  so- 
^Bunnten  Oberflächendegmfektion.  Außerdem  gewährt  sie  den  Deainfekturen 
«inen  gewissen  Schutz  vor  einer  Infektion  bei  den  nach  Ziffer  6  auszuführenden 
medianisehen  Desinf ektionsarbeiten ;  aie  ist  mSgliclist  vor  dem  Beginne  aon- 
Aiger  Desinfektion  in    der  Weiae   anszuftthren,    daß  die   zn   desinfizierenden 

')  Worauf  sich  die  Desinfektion  bei  Pocken  zu  erstrecken  hat,  ist  in 
Kr.  3,  Abs.  8  o.  6,  Nr.  6,  Nr.  6,  Abs.  1  n.  2,  Nr.  7,  Nr.  S,  Abs.  1  und  Nr.  9 
der  Ausführungsbeatimmungen  bezeichnet.  >.         .  ^.y'v^.^ 
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BämnlJchlcdteii  ent  nuh  der  beendeten  FonnBldehyddeiiBfektioii  betreten  zn 
werde«  brftaohen  (rergL  le,  Abe.  8). 

N»ch  roranfgegaagener  Desbiektion  mittels  Foniwldel^dB  kOnnes  nur 
die  Wände,  die  Zimmerdecke,  die  freien  glatten  Flächen  der  Oerätsctwften  als 
desinftsiert  gelten.  Allee  ftbrige,  nunentuch  alle  dlcyenigen  Teile,  weldie  Risse 
and  Fngen  Siafwelsen,  sind  gemäfl  den  vorstehend  gegebenen  VDrschriften  za 
desinfizieren. 

Ist  der  Desinfektor  dnrch  Impfon^  hinrdchend  geschlLtEt,  so  bedarf  es 
der  Toreinleünng  der  Formaldehjdgase  m  das  Zimmer  nicht. 

Nr.  8—19  stimmen  wOrtlich  mit  Nr.  8,  9,  11,  12  o.  14  der  Vorschriften 
bei  Cholera  ttberein. 


Anlage  2. 
OtnuidsttBe  für  MBaBTiahmm  Im  BUanbAhnysrkabzs 
bslm  Aanrsteii  von  Fookea. 

Die  allgemeinen  Bestimmongen  entsprechen  ihrem  Wortlaute  nach  genau  den- 
jenigen fflr  Cholera  (s.  Anlage  8,  8.  76),  nnr  Nr.  6—9  sind  hier  fortgefaliea. 
A.  Anwetsnng  ttber  die  Bohandlnng  der  Eisenbahn-Persoaen. 
und  Schlafwagen  bei  Pockengefahr. 

Nr.  1 — 4  entsprechen  ihrem  Wortlant  nach  der  Anweisong  bei  Cholera 
(s.  3.  78),  nur  sind  Abs.  2  von  Nr.  1  und  Abs.  [»— 7  von  Nr.  2  lortgefallen. 

5,  Zur  Reinigong  and  Desinfektion  dürfen  nnr  solche  Personeo  ver- 
wendet werden,  welche  die  Pocken  überstanden  haben,  oder  durch  Impfnng 
hinreichend  geschätzt  sind,  oder  sich  sofort  der  Impfnng  oder  Wiederimpfung 
unterwerfen.  Diese  Personen  haben  jedesmal,  wenn  sie  mit  infizierten  Dingen 
in  Berttbnuig  gekommen  sind,  die  Hände  durch  sorgfältiges  Waschen  mit 
Karbolsänreläanng  zu  desinfizieren  and  sie  sonst  grünolich  za  reinigen.  Es 
empfiehlt  sich,  da  die  Desinfektoren  waschbare  Oberkleider  tri^en;  diese  sind 
in  derselben  Wüse  wie  die  Wäsche  ans  den  Schlafwagen  za  desinfizieren. 

B.    Verhaltungsmaßregeln  fttr  das  Eisenbahnjicrsona]  bei 

pockcDverdächtigeo   Erkrankungen    auf   der   Eisenbahnfahrt. 

Wörtlich  übereinstimmend  mit  den  betreffenden  Vorsctiriften  bei  Cholera 

(B.  S.  79). 

WSchentlicb  dem  Kaiserlichen  Oesandheitsamt  einsysenden. 

HkolisaUtmg 

Aber 

die  in  der  Zeit  vom  ...  bis 19  .  .  vorgelwmmeaen  Pockenfälle. 

Fodcenverdäclitige  Fälle  sind  nicht  anfmnehmen. 


Name  der 
Ortschaft 
(mit  Angabe 
des  Ver- 
waltnngs- 
berzirkes) 


Ein- 
wohner- 
zahl 
(letzte 
Volkszäh' 
long) 


Davon  inner- 
halb der  letzten 

14  Tage  vor 
der  Erkrimknng 

oder  berdta 
krank  von  aas- 
wärts  zogereist 


ib«  if  Oit*t,  wotar  dl*  in 

SpuIW  4  utnniirt« 
IIHBBB  IBftnlll  ftakd^   B** 


Jatna,  alt  Erf*k,  Oku 


.yCOOt^lC 
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Anlage  i. 
ZttUkftrt«  fttr  BrkrAnknngen  and  TodseflUle  «a  Poeken. 

Qemeinde: 


Wohnniig  des  ErkrankteD  oder  Oestorbauea  (Straße  und  Nr.): .. 


1.  Vor-  und  Faniliennunc  des  Erkrankten  (Qestorbeneii) : 

3.  OescUedit :  männlicbF  weiblich?. 

2.  Älter:  geb.  den 1  (wenn  der  Tag  der  Ge- 
bort nicht  bekannt,  wie  alt?  .. 


Qebartsort:  Yerwaltnngsbezirk  (Kreis): . 

fOr  außerhalb  dos  Staates  Geborene :  Oebnrtaland : 

&.  Genane  Beaeichniing   des  Haoptbernla : 


Stellnng  im  Hanptbemfe  (z.  B.  selbständig,  Geselle  usw.) 

Ort  der  Beschäftigang : 


6.  Fftr  Zngerdste  iat  aazageben :  wann  zngereistF 

woher? 

7.  Datum  der  Erkrankung? 

Datum  der  angefangenen  ärztlichen  Behandlung : 

Datum  der  etwaigen  Anftiahme  in  ein  Krankenhaus:  

8.  ImptrerhUtBis:    Hit  Erfolg  geimpft? wann?     

a>  Sind  deutliche  Impfnarben  vorhanden  ?  wie  viele  P      

b>  Knd  undeutliche  Impfnarben  vorhanden  ? wie  viele? 

Ohne  Erfolg  geimpft?  durch  welche  Ermittelang  festgestellt? 


Wiedergeimpft? in  welchem  Lebeasatter  zum  letzten  Haie? 


Hit  Erfolg? Ohne  Erfolg?  Durch  welche  Ermitt- 

lung    festgestellt?   

Ist  der  Erkrankte  (Gestorbene) Soldat  gewesen? wann? 

Ist  er  bereits  pockenkrank  gewesen  ?       wann?  .  .    ... 

Sind  deutliche  Pockennarben  vorhanden? wo? 

9.  Verlanf  snd  Dnaer  der  Krankheit: 

Diagnose:   diskrete?               .    konflajereiide?                   häfflorrh^ 
giache? Pocken  schwer?  leicht?     


Gestorben:  wann?        wo?  (b  der  Wohniug, 

im  Elrankenhaase?   usw.) , _ 

I.Ist   Ansteckung   nachgewiesen? Wie    erfolgte 

dieselbe?  ■. 

Wohnort: Datum:  den   

Unterschrift: 


Instruktion  zur  Ausfüllnng  der  vorstehendon  Karte. 
Die  BeaotwortiuiK  der  Fragen  geschieht  durch  Worte,  beziehongsweiso 
Zahlen  auf  deo  vorgeschriebenen  Linien. 
Zar  Ueberscbrift,  die  Wohnung  betreffend :    Für  etwaige  weitergehende  medi- 

unalpolizeilicbe  Erbebungen  in  größeren  Orten  empfiehlt  es  sieh,  die  Weh- 

Bong  im  Hanse   genau  zu  bezeichnen.     V.  =  Vorderhaus,  U.  =:  Hinter- 

hiM,  St.  =  Stockwerk,  K.  =  Keller. 
^  Frage  5,   Abs.  1:    Für   nicht    erwerbsfähige,    beziehungsweise  nicht 

selbständige  Personen  (Ehefrauen  ohne  eigenen  Beruf,  Kinder  ms w.)  ist  der 

Beruf  des  Eansholtunga Vorstandes  anzugeben. 
Zi  Frage  6,  Abs.  3:     Die  Eintragung   über  den  Ort  der  Beschäftigung 

Mlf  eiaichtlich    maclien,    ob    der    Erkrankte    regolmäBig    außer 

dcB  Hause,  etwa  in  einer  Fabrik,  Werkstatt  und  dergletcEen  (wel- 


—ö'^ 
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eher  Art  —  zun  Beispiel  Papierfabrik  —  und  wo  gelegen?)  besch&f. 
tigt  war,  oder  ob  er  eine  Schale  beancbte  und  welche? 

Zd  Frage  7,  Abg.  1 :  Für  die  Festetelliing  des  Datums  der  Srkranlniiig  ist 
der  im  Be^iiui  auftretende  Schüttelfrost  maßgebend.  Fehlte  derselbe,  so 
ist  ersichtlich  zd  machen,  nach  welchem  Symptome  der  Beginn  der  Rr- 
krankong  datiert  wurde. 

Za  Frage  8:  lieber  dos  Impfvorhültnia  werden  die  Angaben,  wenn  die  Aerzte 
sie  durch  eigene  Unteranchnng  gewinnen,  besonders  wertvoll  sein.  Fährt 
die  Untersuchang  za  keinem  Ergebnisse,  dann  ist  anzn^eben,  ob  die  Ant- 
worten auf  Angaben  des  Erkrankten  oder  der  AngebOngen  beruhen,  oder 
durch  Einsicht  in  amtliche  Bescheinigongon  (Impfschein,  Eevaccinations- 
schein,  Impflisten)  gewonnen  sind. 


in.  BaUmptanfr  '**  Tl*DlEfl*b«ra  (Fleoktypliiu). 

1.  Zu  §§  12,  IS.  Diejenigen  Personen,  welche  mit  einer  am  Fleckfieber 
erkrankten  oder  Terstorbonen  Person  nnniittdbar  oder  mittelbar  in  Bertlhrung 
gekommen  sind,  sowie  die  Bewohner  eines  Hauses,  in  welchem  ein  Fleckfieberfall 
festgestellt  ist  (ansteckungsrerdächtige  Personen),  sind  einer  Beobachtung  zu 
unterstellen,  soweit  nicht  schärfere  HaBregeln  nach  Nr.  2  zu  ergreifen  sind 
oder  Tom  beamteten  Arzte  ans  besonderen  Gründen  ftlr  erforderUcb  erklärt 
werden.  Die  Beobachtung  soll  nicht  länger  als  vierzehn  Tage,  gerechnet  vom 
Tage  der  letzten  Ansteck Qngsgelegenh ei t,  danem.  Sie  ist  in  schonender  Form 
und  so  vorzunehmen,  daß  BdäsUgnngon  tunlichst  vermieden  werden.  Sie  wird 
in  der  Begel  daranf  bescränkt  werden  kOnnen,  daß  durch  einen  Arzt  oder  durch 
eine  sonst  geeignete  Person  täglich  Erkundigungen  über  den  Gesundheitszustand 
der  betreSenden  Personen  eingezogen  werden.  Erklärt  es  der  beamtete  Arzt 
ftlr  erforderlich,  daS  die  der  Beobachtung  nnterstellten  Personen  Wirtahänsem, 
Spielplätzen,  Öffentlichen  Tersammlnugsorteu  und  gemeinschaftlichen  Arbeits- 
stätten fernbleiben  oder  sonst  sich  Verkohrsbesch rankungen  unterwerfen,  and 
sind  diese  Personen  biorzn  nicht  bereit,  so  ist  je  nach  Lage  des  Falles  deren 
Absonderung  gemäS  Nr.  2  anzuordnen. 

Abs.  a  und  3  stimmen  Dberein  mit  L  (Cholera)  Nr.  1,  Abs.  2  nnd  6. 

2.  Zu  §§  11,  18.  Am  Fleckficber  erkrankte  oder  krankheitsverdäcbtigo 
Personen  sind  ohne  Verzug  nnter  Beobachtung  der  Bestimmungen  im  §  14, 
Abs.  2  nnd  8  des  Gesetzes  abzusondern.  Als  krankheitsverd ächtig  sind  solche 
Personen  zu  betrachten,  welche  unter  Erscheinungen  erkrankt  sind,  die  den 
Aasbrach  des  Fleckfiebers  befürchten  lassen. 

Ansteckongsverdächtige  Personen  sind  in  gleicher  Weise  abzusondern, 
wenn  sie  mit  einem  Fleckfleberkranken  in  Wohnangsgemcinschaft  leben  oder 
sonst  mit  einem  solchen  oder  mit  einer  Flockficberleiche  in  unmittelbare  Be- 
rflhrung  gekommen  sind.  Jedoch  kann  die  Absonderung  unterbleiben,  sofern 
der  beamtete  Arzt  die  Beobachtung  (Nr.  1)  für  aasreichend  erachtet. 

Die  Absonderung  ansteckangsverdächtiger  Personen  darf  die  Dauer  von 
vierzehn  Tagen,  gerechnet  vom  Tage  der  letzten  Änsteckunga gelegen heit,  nicht 
übersteigen. 

Abs.  3 — 7  entsprechen  ihrem  Wortlaute  nach  Nr.  2,  Abs.  5 — 9  bei  Cholera. 

3.  Abs.  1—8  wörtlich  flhereinstimmend  mit  Nr.  3,  Abs.  1—3  bei  Cholera. 
Insbesondere  ist  für  Ortschaften  oder  Bezirke,  in  denen  das  Fteckfiebcr 

gehSnft  anftritt,  die  Ausfuhr  von  gebrauchter  Leibwäsche,  alten  und  getragenen 
Kleidungsstttckcn,  gebrauchtem  Bettzeug  einschließlich  Bettfedem,  gebrauchten 
Roßhaaren,  Hadern  und  Lumpen  aller  Art  und  alten  Fapierab^en  zu  vor- 
bieten. Unter  Umstanden  kann  das  Verbot  auch  auf  andere  Gegenstände,  in- 
soweit dies  nach  dem  Gutachten  des  beamteten  Arztes  erforderlich  ist,  ausge- 
dehnt werden.    Beisegepäck  und  Umzugsgut  smd  von  dem  Verbot  anszunehmen. 

Bei  gehäuftem  Auftreten  des  Fleckfiebers  ist  in  den  von  der  Krankheit 
beUlenen  Ortschaften  oder  Bezirken  das  gewerbamißige  Ginsammeln  von 
Lampen  im  umherziehen  zu  verbieten. 

Einfohrverbote  gegen  inländische.  T<Hn  Fleckfieber  befallene  Ortschafton 


Bechtsprechung  und  Medfainal-OeaeUgebniig.  87 

Wortlaut  reo  Abs.  8  and  9  wie  bei  Cholera. 

4.  Wortl&nt  wie  bei  Cholera. 

5.  Zd  §  19.  In  einem  Eauae,  in  welchem  dn  Fleckfioberfall  votge- 
iEommen  ist,  sind  die  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Desinfektion  iat  Aus- 
seheidungea  des  Kranken  sowie  der  mit  dem  Kranken  oder  Gestorbenen  in 
BerfihmnK  gekommenen  Gegenstände  zu  treffen.  Ganz  besondere  Aufmerksam- 
keit ist  der  Deainfeiction  infizierter  Bäonie,  femer  der  Kleidnngsstäcke,  der 
Betten  und  der  Leibwäsche  des  Kranken  oder  Gestorbenen  sowie  der  bei  der 
Wutnng  und  Pflege  des  Kranken  bonntzten  Kleidungsstücke  zuzuwenden. 
Anch  ist  Vorsorge  zu  troffen,  daQ  Fahrzeuge  und  andere  Beförderungsmittel, 
weiche  zur  Fortschaffung  von  kranken  oder  krankbeits verdächtigen  Personen 
gedient  haben,  alsbald  and  vor  anderweitiger  Benntzong  desinfiziert  werden. 

Die  Desinfektionen  sind  nach  Maßgabe  der  aus  der  Anlage  1  ersicht- 
lichen Anweisung  zu  bewirken. 

6.  Wortlaut  Abs.  1—5  wie  bei  Cholera  Nr.  7,  Abs.  1—6. 

Die  Bestattung  der  Fleclcfieberleichea  ist  tnnlichst  zu  beschleunigen. 
Die  zur  Ausschmüekang  des  Sarges  Terwendeten  Gegenstände  sind  mit  in  das 
Grab  zu  bringen,  bei  Fenerbestattong  mit  zu  verbrennen.  Es  ist  Vorsorge  zu 
treffen,  daQ  Personen,  die  bei  der  Emsargung  beschäftigt  gewesen  sind,  nicht 
mit  der  Ansage  des  Leichenbegängnisses  betraut  werden,  und  daß  sie  den 
Verkehr  mit  anderen  Personen  meiden,  solange  der  beamtete  Arzt  dies  für  er- 
forderlich hält.  Auch  ist  ihnen  die  Einhaltung  der  sonstigen  von  dem  be- 
amteten Arzte  gegen  eine  Weite rrerbreitnng  der  Krankheit  für  erforderlich 
erachteten  Haß  regeln  zur  Pflicht  zn  machen. 

7.  Zu  §  28.  Die  Aufhebung  der  zur  Abwehr  der  Fleckfiebergefabr  ge- 
troffenen Anordnungen  darf  nur  nach  AnhSmng  des  beamteten  Arztes  erfolgen; 
htsbeaondere  ist  sie  von  der  vorgängigen  Desinfektion  des  Genesenen  abhängig 
EU  machen,  insoweit  es  sich  um  Maßregeln  handelt,  die  sich  auf  den  Kranken 
oder  dessen  unmittelbare  Umgebung  bezogen  haben. 

8.  Wortlaut    wie  Nr.  9  bei  Cholera,  nur  Abs.  8  ist  hier  fortgefallen. 

9.  Wortlaut  wie  Nr.  11  bei  Cholera. 

10.  Zn  g  i2.  Ist  in  einer  Ortschaft  des  Ausbruch  des  Flecliflebers  fest- 
gestellt, so  ist  das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  hiervon  sofort  auf  dem  kürzesten 
Wege  zu  benachrichtigen.  Neben  dieser  Benachrichtigung  von  dem  Ausbrache 
des  Fteckfiebers  ist  von  den  durch  die  Landesregierungen  zu  bestimmenden 
Behörden  an  das  Kaberliche  Gesund heitsamt  wOi^entlich  eine  Nachweisung 
Ober  die  in  der  verganeenen  Woche  bis  Sonnabend  einschließlich  in  den  ein- 
zelnen Ortschaften  gemeldeten  Erkrankungs-  und  Todesfälle  nach  Maßgabe  der 
Anlage  8  in  geschlossenem  Umsclilagc  mitzuteilen.  Die  Wochennach  Weisungen 
sind  so  zeitig  abzusenden,  daß  sie  bis  Montag  Mittag  im  Gesund heitsamt 
eingehen, 


Anlage  1. 
DesInfektlODMnwfllsaBg  bei  RMkfleber  (FleektTphu). 
I.  DeslnfektlonBinlttel. 

(Entspricht  ihrem  Worlaute  nach  derjenigen  bei  Cholera;  s.  S.  78.) 
n.  Aitwwadimg  der  DuljifekUoiiBinlttel  Im  slaMlnen. ') 

1.  Alle  Ausscheidungen  der  Kranken  (Wand-  und  Geschwtlrans- 
Kheddungen,  Auswurf  und  Nasenscbleim,  etwaige  bei  Sterbenden  ans  Mond  und 
Naie  hervorgequollene  schaujnige  FlOssigkeit,  Blut  und  Urin,  Erbrochenes  und 
Stuhlgang)  sind  mit  dem  anter  I  a  beschriebenen  verdünnten  Kresolwasser  oder 
dntch  Siedehitze  (I  g)  zu  desinfizieren.  Es  empfiehlt  sich,  solche  Aosscheidungen 
»uiittelbar  in  Gefäße  aufzufangen,  welche  die  Desinfektionsflttssigkeit  in  min- 
destens gleicher  Men^e  enthalten,  und  sie  hiermit  gründlich  zu  verrühren. 
Verbindgegenstände  smd,  wenn  das  Verbrennen  derselben  (vergleiche  Ziffer  9) 
licht  angängig  ist,   anmittelbar  nach  dem  Gebrauch   ebenfalls  in  solche  mit 

')  Worauf  sich  die  Desinfektion  bei  Fleckfieber  (Flecktyphus)  zn  erstrecken 
b»t,  Ist  in  Nr.  9,  Abs.  2  und  5,  Nr.  5,  Nr.  6,  Abs.  1  und  2,  Nr.  7,  Nr.  8,  Abs.  2 
Ud  Kr.  9  der  AusfOhrungsbestimmungen  bezeichnet.  * 

'-     ' ö-^ 
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Terdfiimtem  Kreaolwuacr  IIa)  beschiekte  QefIBe  ed  legen,  bo  dafi  sie  tob  dei 
Flftssigkeit  Tollst&ndig  bedeckt  sbdr 

Die  Qeraisdte  soUen  mindeatens  zwei  Stnndea  stehen  bleiben  und  dUrfen 
erat  duiD  beteiligt  werden. 

Der  Fußboden  des  Krukciizinunore  ist  täglich  mit  desinfizierenden 
FlOsaigkeiten  «vänwuclien ;  Kehricht  iat  zu  desinfizieren  oder  es  Terbrennen. 

Sebmatxwiaser  sind  mit  Chlorkalk  oder  Kalkmilch  za  desinflsieren,  und 
zwar  ist  rom  Cbloricalke  bo  viel  zuzusetzen,  bis  die  FlQisigkeit  stark  nach 
Chler  riecht,  von  Kalkmilch  so  viel,  daS  das  Qemisch  rotea  Lackmnspapier 
stark  nnd  dänerad  blaa  fürbt.  In  allen  Fällen  darf  die  Fltssigkek  erat  nach 
Ewei  atundoii  abgegetaen  werden.  HadewisBcr  sind  wie  SehrautEwäsiflr  zn 
behandeln. 

Nr.  2—6  Wertlant  wie  bei  Cholera. 

7.  Die  Anwendung  des  Fcrmaldehyda  cmpfleUt  sich  besonders  zur  so* 
genannten  OberflBchendesmIekÜon.  AnBe^em  gewährt  sie  den  Desinfektoren 
eineo  gewissen  Schutz  vor  einer  Infektion  bei  den  nach  Ziffer  B  antzofOhrendcn 
mechanisdien  Desinfektiraa arbeiten,  sie  ist  mCglichat  vor  dem  Begiaae  sonatiger 
Desinfektion  in  der  Weise  aueznftlhreii,  daS  £e  zu  desinfizierenden  Bänmlicb- 
keiten  erst  nach  der  beendeten  Formaldehjddesiafoktion  betreten  zn  werden 
branden  (vergleiclie  le  Abs.  S). 

Nach  Toranfgegangoner  Desiafektion  mittels  Formaldehjds  kOnuea  nnr 
die  Winde,  die  Zimmerdecke,  die  freien  platten  Flächen  der  Gerätschaften  als 
desinfiziert  gelten.  Alles  übrige,  namentlich  alle  di^eoigen  Teile,  welche  Risse 
nnd  Fugen  aufweisen,  sind  gemäfi  den  vorstehend  gegeliOBen  Vorschriften  zn 
desiafizieren. 

Nr.  8— 12  wie  Nr.  S,  9,  11,  12  nad  14  bei  Cholera. 


Anlage  a. 
OntacUltB«  tax  Iffwnfcbman  im  SlaMibtliaYarkBhre  balm 
Aaftrsten  dea  FleokfUbAre  (Tleokt/pha«). 
Nr.  l—B  stimmen  mit  den  entsprechenden  Vorschriften  bei  Cholera  Ubercin. 
Nr.  a—lO  entsprechen  den  Vorschriften  unter  Nr.  9— IS  bei  Cholera. 

A.  Anweisung  aber  die  Behandlang  der  Eisenbahn-Personen- 

nad  Schlafwagen   bei  Fleckfiebergefahr. 
Nr.  1  Ubereinstinimend  mit  Nr.  1,  Abs.  1  bei  Cholera. 
Nr.  2  desgl.  wie  Nr.  8,  Abs.  1—4  bei  Cholera. 
Nr.  8 — 6  Qbereinstimmend  mit  Nr.  8— G  bei  Cholera. 

B.  VerhaUnngsmaßtegeln  fftr  das  Eisenbahnpersonal  bei  fleck- 
fieberverd&chtigeo  Erkrankungen  anf  derEisenbahnfahrt. 

Die  HaSregeln  stimmen  mH  deiyenigen  der  Cholera  (s.  S.  79)  ttberein. 


Anlage  3. 
Wöchentlich  dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  einzureichen. 
Haobwelaniig 
Über 

a  der  Zeit  vom  ...  bis 19  . .  vorgekommenen  Fteckflebermie. 

Fleckfieberverdächtige  Fälle  sind  nicht  aufzunehmen. 


Name  der 
Ortschaft 
(mit  Angabe 
desIVer- 
waltniigS' 
bezirkes) 

Ein- 

wohner- 

zahl 

(leUte 

Velkszäh- 

Set 

er- 

kraalit 

siad 

Davon  inner- 
halb a«rleuten 
W  Tage  Yor 

oder  beiciM 

krank  Ton  ans- 

w&rta 

zng^iiat 

üo. 
ster- 
ben 
■ind 

BemerkoDgea 

kagaba  i—  OiUa,  wshw  «)■ 

■onu  iiinnlit  lind;  Bsnsr- 
kaikC«  ittBtf^tlhat  Mu*- 

ElBuunt  Tau  Babofa. 

1. 

2. 

8. 

4. 

^ 

«■ 

1 
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IT.  BaUaq^fUg  Ami  Aiun«ti«i  (Lepra,). 

1.  Zu  g  12.  A3a  ansteckiinffSTerdächtig  sind  aolcho  Personen  zn  b&- 
traehten,  bei  welchen  Krankheitsencneiniingeii  zwar  nicht  Torliegen,  jedoch  die 
Besorgnis  gerechtfertigt  ist,  doB  aie  den  Äosteckangsatoff  des  Anaaatzes  anf- 
genonuaen  haben.  Inabeaoudere  trifft  diea  zu  bei  aolchen  Peraonen,  welche  mit 
Aussätzigen  in  Wohnnngagemeinschaft  leben  oder  gelebt  haben. 

AnsteckungBTerd ächtige  Fersonen  sind  einer  Seobachtung  za  unterwerfen, 
wAlche  nicht  l&nger  als  fttnl  Jahre,  gerechnet  Tom  Tage  der  letzten  An- 
ateckungsgelegenheit,  dauern  aolL  Die  Beobachtung  hat  darin  zu  bestehen, 
daß  der  beamtete  Arzt  von  Zeit  zu  Zeit  (in  der  Begel  alle  aechs  Monate)  in 
schonender  Form,  nötigenfalls  durch  Unteranchung,  den  Qesundheitsznstand  der 
betreffenden  Personen  feststellt. 

2.  Za  g  14.  Am  Ansaatz  erkrankte  oder  krankheitaverdächtige  Pergouen 
abd  ohne  Verzug  unter  Beobachtung  der  Beatimmungen  im  §  14,  Abs.  2  und 
8  des  Qeaetzes  abzusondern.  Als  krankheita verdächtig  aind  aolche  Personen 
zn  betrachten,  welche  nnter  Erscheinangen  erkrankt  sind,  die  den  Ausbrach 
des  Aussatzes  befürchten  lasaen. 

Die  Absonderung  hat  derart  zu  erfolgen,  daß  der  am  Aussatz  Erkrankte 
oder  Erankheitsverdäcntige  ein  besonderes  Schlafzimmer  und  ein  besonderes 
Bett  zur  TerfUgnng  hat,  anch  in  Bäumen  wohnt,  die  nicht  von  anderen  als 
den  zum  Umgange  mit  ihm  zugelassenen  Personen  (Angehörigen,  Pflegern) 
benutzt  werden.  Die  Unterbringung  mehrerer  Auasätziger  in  einem  Banme  ist 
znläasig.  Die  dem  Kranken  oder  Krankheitsr erdäcHtigen  zur  Verfhgnng 
stehenden  Gebrauchs  gegenstände  (Wäsche,  Kleider,  Schuhzeug,  Wasch-,  Basier-, 
Eä-  und  Trinkgeschirr,  Eficher,  Musikalien  usw.)  dürfen  nur  von  diesem  allein 
benutzt  weiden  und  müssen  als  für  den  auischließlichen  Gebrauch  des  Kranken 
bestimmt  kenntlich  gemacht  sein. 

Aussätzigen  und  Kran kheitsTerd ächtigen  ist  der  Besuch  Ton  Uffentlichen 
Badeanstalten,  Barbier-  und  Frisiergeschäften,  Schulen  und  dergleichen  zu  unter- 
sagen. Femer  ist  solchen  Aussätzigen,  welche  deutliche  Zeichen  des  Leidens 
aufweisen,  oder  deren  Absonderungen  Leprabazillen  enthalten,  der  Besuch  von 
Wirtschaften,  Theatern  und  dergleichen  sowie  die  Benutzung  der  dem  Öffent- 
lichen Verkehre  dienenden  Beförderungsmittel  (Droschken,  Straßenbahnwagen 
ond  dergleichen)  zu  verbieten. 

Aussätzigen,  welche  nach  der  Art  ihrer  Krankheitserscheinungen  ab  eine 
besondere  Gefahr  für  die  Weiterverbreitung  des  Aussatzes  nach  dem  Gutachten 
des  beamteten  Arztes  anzusehen  sind,  ist  jeder  Verkehr  an  Öffentlichen  Orten 
(StraBen  usw.)  zu  nntersagen. 

Es  ist  Vorsorge  zu  treffen,  daß  Aussätzige  und  Krankheitsrerdächtige 
keine  Beschäftigung  ausüben,  bei  welcher  sie  mit  anderen  nicht  aussätzigen 
Personen  in  nnmittelbare  Berührung  kommen,  zum  Beispiel  Wartung  von 
Kindern,  Bedienung  anderer  Personen. 

Weitere,  über  die  Bestimmungen  der  Abs.  2  bis  5  hinausgehende  Be- 
schränkungen können  Aussätzigen  und  Krankheitsverdächtigen  nur  auferlegt 
werden,  sofern  der  beamtete  Arzt  dies  für  zulässig  erachtet. 

Falls  der  beamtete  Arzt  es  für  erforderlich  erklärt,  ist  darauf  hinzu- 
wirken, daß  Kinder  aussätziger  Eltern  aus  der  Wohnung  der  letzteren  entfernt 
und  in  einer  anderen  Behausong  untergebracht  werden. 

Di^enlgen  Personen,  welche  der  Pflege  und  Wartung  von  Aussätzigen 
sich  widmen  oder  sonst  bei  ihnen  Dienste  verrichten,  sind  zur  Befolgung  der 
Deiinfektionsan Weisung  anzuhalten ;  anch  ist  ihnen  die  Einhaltung  der  sonstigen 
gegen  eine  Weiter  Verbreitung  der  Krankheit  von  dem  beamteten  Arzte  fUr 
emlrderÜch  erachteten  Maßregeln  zur  Pflicht  zu  machen. 

Nr.  8  entspricht  Nr.  8,  Abs.  1  bei  Cholera. 

4.  Zu  §  19.  In  einem  Hanse,  in  welchem  ein  Aussätziger  sich  befindet 
oder  befunden  hat,  sind  die  erforderlichen  Maßnahmen  zur  Desinfektion  der 
Anascheidnngen  der  Kranken  sowie  der  mit  dem  Kranken  oder  Gestorbenen  in 
Berührung  gekommenen  Gegenstände  zu  treffen.  Ganz  besondere  Aufmerksam- 
keit ist  der  Desinfektion  infizierter  Bäume  sowie  der  Betten,  der  Leibwäsche 
und  der  Kleidungsstücke  des  Kranken  oder  Gestorbenen  zuzuwenden.  Fahr- 
zeuge und  andere  Beförderungsmittel^  welche  ausnahmsweise  zur  Fortschaffung 
von    solchen    kranken    oder   krankhcitsverd ächtigen   Personen   gedient    haben. 


KeohtBpreehuDg  und  Hedisliuü  -  OeaeUgebnng. 

_Jr.  8,  Abs.  3  dieser  Bestimmiuiges  die  Benntzim 

lieben  Verkelire  dienenden  BefOrdemneamittd  verboten  ist,  t 


denen  gemäB  Nr.  8,  Abs.  9  dieser  Beetimmnnges  die  Benntzim^  der  dem  Sffent- 
"  "rdemneamittd  verboten  ist,  sind  slsb&ld  und 


Anweisung  zu  bewirken. 

Nr.  5,  Abs.  1  und  2  entspricht  Nr.  7,  Abs.  1  und  2  bei  Cholera. 

Ist  ein  Leichenhans  Torouiden,  so  ist  die  eingesargte  Leiche  alsbald 
dahin  flberznführen.  Die  Ausstellung  der  Leiche  im  Sterfaehans  oder  im  offenen 
Sarge  ist  m  nntersagen. 

Abs.  i  entspricnt  Nr,  T,  Abs.  6  bei  Cholera. 

Nr.  6  bt  gfeichlantend  mit  Nr.  8  bei  Cholera. 

7.  Zn  §  24.  Fremdländischen  Aussätzigen  kann  der  Uobertiitt  Über 
die  Qrenze  verboten  werden. 

8.  Zn  g  Ü.  Anssätzige  dürfen  In  der  Regel  nicht  mittels  der  Eisen- 
bahn befordert  werden.  Ansnabmen  sind  nur  nach  dem  Qntachten  des  für  die 
AbgangsstatioD  znstijidigen  beamteten  Arztes  znlässig.  In  solchen  Aosnahmc- 
fälien  Ist  der  Kranke  in  einem  abgeschlossenen  Wagenabteil  mit  getrenntem 
Aborte  zu  befQrdem;  Wagenabteil  und  Abort  sind  alsbald  nnd  vor  ander- 
weitiger Benutzung  zn  desinfizieren. 

9.  Zn  §  42.  Ist  In  einer  Ortschaft  der  Ausbrach  des  Aussatzes  fest- 
gestellt, so  ist  das  Kaiserliche  Qesundbeitsamt  hiervon  sofort  zu  benachrichtigen. 
Ebenso  ist  jeder  weitere  Fall  dem  Kaiserlichen  QeBnndheitsamto  mitzuteilen. 

Die  Landesregie  rangen  haben  alijährlich  bis  spätestens  den  1.  Februar 
dem  Kaiserlichen  Gesundheitsamt  ttber  die  In  dem  verflossenen  Kalenderjahr 
in  dem  betreffenden  Staatsgebiet  eingetretene  Zu-  und  Abnahme  der  Krank- 
heitsfille  UitteÜnng  zu  machen. 

Anlage. 

DesIafektloHfluiwelnuic  bei  AiUMts  (Lepra). 

I.  DMlufekUossmlttel. 

(Sntepricht  ihrem  Wortlaute  der  Anweisung  fttr  ChelerB.) 

II.  Anvendiutg  der  DeBlnfektlonBmlttel  Im  elnselBeB.') 

1.  Alle  Ausscheidungen  der  Kranken  (Wund-  und  OeschwArsauBschei- 
dungeu,  Auswurf  nnd  Nasenschleim,  etwaige  bei  Sterbenden  aus  Hund  und 
Nase  hervorgequollene  schaomige  FlOssigkeit)  sind  mit  dem  unter  la  be- 
schriebenen verdflnnten  Kresolwasser  oder  durch  Siedehitze  (Ig)  zu  desinfizieren. 
Es  empfiehlt  sich,  solche  Ausscheidungen  unmittelbar  in  Oefäßcn  aufzufangen, 
welche  die  Desinfektionsflüssigkeit  In  mindestens  gleicher  Menge  enthalten, 
und  sie  hiermit  gründlich  zu  verrühren.  Verband  gegenstände  and  Lipptjien, 
welche  zweckmäßig  an  Stelle  von  Taschentüchern  zur  Beinigung  von  Hnnd 
und  Nase  der  Krai^cn  verwendet  werden,  sind,  wenn  das  Verbrennen  derselben 
(vergleiche  Ziffer  9)  nicht  angängig  ist,  uimiittelbBr  nach  dem  Gebrauch  eben- 
falls in  solche  mit  verdünntem  Kresolwasser  (la)  beschickte  Qefäße  zu  legen, 
so  dafi  sie  von  der  Flüssigkeit  vollständig  bedeckt  sind. 

Die  Gemische  sollen  mindestens  zwei  Stunden  stehen  bleiben  nnd  dürfen 
erst  dann  beseitigt  werden. 

ScbmatewBsser  sind  mit  Chlorkalk  oder  Kalkmilch  zu  desinfizieren,  und 
Kwar  ist  vom  Ohlorkalke  so  viel  zuzusetzen,  bis  die  Flüssigkeit  stark  nach 
Chlor  riecht,  von  Kalkmilch  so  viel,  daB  das  Gemisch  rotes  Lackmuspapier 
stark  und  dauernd  blau  färbt.  In  allen  Fällen  darf  die  Flüssigkeit  erat  nach 
zwei  Stunden  absegossen  werden.  Badewässer  sind  wie  Schmutzwässer  zu  be- 
handeln. Der  Kehricht  des  Krankenzunmers  ist  mittels  verdünnten  Kresol- 
Wassers  (la)  zu  desinfizieren  oder  zu  verbrennen. 

Nr.  2—6  wie  bei  Cholera. 

Nr.  7,  Abs.  1—2  wie  bei  Cholera. 

Nr.  8,  Abs.  1—3  wie  bei  Cholera. 

£B-  nnd  Trinkgeschirre  sind  in  siedendem  Wasser  auszukochen. 

Nr.  9-12  wie  Nr.  9,  11,  12  nnd  14  bei  Cholera, 

']  Die  Personen  und  Gegenstände,  auf  welche  die  Desinfektion  bei  Ans- 
BatE  (Lepra)  sich  zu  erstrecken  hat,  sind  in  Nr.  2,  letzter  Absatz,  Nr.  4,  b 
nnd  8  der  AnsfOhrnngsbestimmongen  bezeichnet. 


Rechtspreohnng  und  Hediiinal  ■  Gksettgebniig.  91 

B.   KönlsrelfSli  'Wttrttembers. 

B«fclu«  4flB  Heb&mineBwes«Bfl.  Erlaß  des  K.  Hinisterinms 
des  Innern  vom  10.  Febrnar  1904  an  die  K.  Kreisregiemngeii,  die  K. 
Stadtdiiektion  und  das  E.  StsdtdirektionBphysikat  Stuttgart,  die  E.  Oberimter 
nnd  0berunt8ph;sikate,  sowie  an  die  OemeiDdebehOrdeD. 

Die  im  Jabre  1902  angestellten  Erhebungen  über  den  Zoatand  des  Heb- 
unmraveaenB  in  Württemberg  haben  ergeben,  daß  die  Zahl  der  des  Hebamnen- 
benif  ane&benden  FranenspergancD  eine  nnTerbältnismäSig  große  nnd  demzufolge 
die  Zahl  der  auf  eine  Hebamme  entfallenden  Oebnrten  vielfach  eine  eo  geringe 
ist,  daB  die  Hebammen  weder  in  Uebung  erhalten  werden,  noch  —  da  aach 
die  Wartegelder  häufig  zn  niedrig  bemessen  sind  —  ein  auch  nnr  einigormafien 
Mureichendes  Einkommen  finden.  Letzteres  hat  zur  Folge,  daß  ein  nicht  un- 
beträchtlicher Teil  der  Hebammen  auf  NebenbcBch&ftlgnngon  angewiesen  ist, 
die  ihrem  Bemfe  nicht  forderlich  sind. 

Die  Zahl  der  im  Lande  praktizierenden  Hebammen  betmg  3490,  hier- 
unter befanden  sich  2328  Qemeindehebammen  und  162  sogenannte  frei  prakti- 
zierende Hebammen.  Fb  kamen  hiemach  auf  eine  Oemeinde  1,8  Hebammen  nnd 
aof  871  Einwohner  eine  Hebamme.  Die  Verteilnng  der  Hebammen  anf  die 
einzelnen  Oemeinden  ist  eine  sehr  verschiedene.  Während  in  den  Gemeinden 
von  aber  6000  Einwohnern  eine  Hebamme  erat  anf  2629  Einwohner  entfiel, 
kam  in  den  Gemeinden  bis  zq  5000  Einwohnern  eine  Hebamme  schon  anf  690 
Einwohner.  In  160  Gemeinden  unter  1000  Einwohnern  waren  je  2,  in  4  Oe- 
neinden  unter  1000  Einwohnern  sogar  je  3  Hebammen  tätig. 

Bas  dnrchschnittUche  Lebensalter  der  Hebammen  hetmg  48  Jahre. 
Es  standen  im  Alter 
bb  zn  80  J.  .    229  Heb.  =   9*/«      Ton  61  bis  60    „  .    595  Heb.  =24°/. 
Ton  81  bis  40  ,  .    621      ,     =25  ,  .    61     ,   70    ,  .    884     ,     ==15   . 

.41.    60,  .540,     =22,         ,71b.  mehr  „  .    121      ,     —  5   , 
Das  dorcÜBcIuiittlichc  Dienstalter  einer  Hebamme  betmg  18  Jahre.    Es 
hatten  ein  solches 

bis  m    8  J.  .    267  Heb.  •=  11  >/,     von  81  bis  40  J.  .    885  Heb.  » 15'/, 
Ton    4  bis  10   .  .    572     ,     =  28  ,         ,   41     ,    60  ,  .    121     ,     =    6   „ 
,    11     ,   aO   ,  .    569      -     =  22   ,         „     über    60   ,  .      18     ,     =    1    , 
,   21     .    80  .  .    568     „     =28   , 

An  Gebarten  entfielen  auf  eine  Hebamme  j&brlicb  im  Durchschnitt  der 
Jahre  1899,  1900  und  1901: 

in  den  Gemeinden  von  Dber  6000  Einwohnern    .    78 

.     ,  ,         bis  zu  6000  Einwohnern    .    .    25 

„  s^tlicben  Gemeinden  des  Landes      ....    80 

Es  besorgten  J&hrlicb 

je  bis  zu  10  Geburten  .  316  Heb.      je  von  61  bis  70  Geburten  .  180  Heb. 

,  TOB  11  bis  20  ,        ■  797      ,  „     ,    70    „  100  ,        .    91      . 

.     ,    81     ,    80  ,        .  612      ,  ,     ,  101    ,  160  ,        .    60      - 

,     .    81     ,   40  „        ■  821      ,  ,     ,  151    „  200  ,        ■    16      , 

,     ,    41     .    60  „        ■  146      .  „    mehr  als  200  „        ■      8      , 

Die  Zahlen  von  mehr  ab  100  Geburten  fallen  tut  ausschließlich  auf 
Bebammen  in  Gemeinden  von  aber  5000  Einwohnern. 

Die  Wartegelder  der  Gemeindehebammen  beliefen  sich  durchschnittlich 
auf  44  Hark  für  eine  Hebamme.    Es  bezogen : 

Wartegelder  bis  zn  20  Hark 244  Hebammen 

TOD  21  bb  40  Hark     .    .    999  , 

,    41     .    60      „    ...    748 
.    61     ,    80      ....    220 
,    81     ,    99      ....      66 
von  100  Hark  nnd  darüber  .      61 
Das  aus  der  Praxb  fließende  Einkommen  der  Hebammen  ließ  sich  nicht 
genau  erheben,    da   von   denselben   in   der  Begel  Aufschriebe  nicht  gemacht 
werden   und  auf  dem  Lande  vielfach  neben  der  Entlohnung  in  Geld  auch  die 
Verabreichung  von  Naturalien    erfolst,    deren  Wert  schwer   festzustellen   ist. 
Eine  in  der  Weise  angestellte  Berechnung,   daß  die  in  den  Erhebnngen  ange- 
gebene   ortsQbliche  Gebobr  und,    wo   ein  Bahmen  angegeben  war,   der  Durch- 
schnittssatz mit  der  Zahl  der  von  den  einzelnen  Hebammen  besorgten  Oebnrten 
mnl^iziert  wnrde,  hat  ergeben,  daB  das  Gddeinkommen  der  Bebammen  ein- 
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schließlich   des  WuteKelds   im  DnrchsohiiiU   ftti   eine   Hebunine   in  den  Oe- 
meinden   Aber   5000  Einwohnun   ohne   die   Stadt  Stuttgart  648  Mwk,    In  den 
Gemebden  bis  za  6000  Einwohner  188  Mark  und  in  sämtlichen  Oemeloden  des 
Landes  mit  Ausnahme  der  Stadt  Stuttgart  218  Mark  betrug. 
Davon  bezogen: 

a)  ia  den  Oemeinden  Über  5000  Einwolmer  olme  die  Stadt  Stuttgart: 

U  Heb.  ein  QesamUink.  bis  eu  100  M.  16  Heb.  ein  Oea.-Eink.  r.  601  bis  700M. 

18      ,                   .  TOD  101  bis  200  ,    19      ,  ,           ,  701     .    800 , 

12      ,                   ,     ,    201     .    800  ,    11      „  .           ,  801     ,    900 , 

27      ,                   ,     .    801     .    400  ,      »      ,  ,           .  Wl    .  1000 , 

18      ,                   .     .    401     ,    500  ,    22      ,  ,          ,1001     ,1600, 

21     ,                 ,    .    501    ,   flOO  .   8       ,  ,         „mehralalöOO, 

Das  Einkommen  der  Hebammen  der  Stadt  Stuttgart  konnte  nicht  er- 
mittelt werden. 

b)  in  Gemeinden  bis  m  5000  EinwolineT: 

66  Hebammen  ein  Gesamteinkommen  bis  zu  60  M. 

886  .  ,  „  Ton    51  bis  100     » 

lOBl  ,  .  ,  .    101     ,   900    . 

461  n  r.  '  ,    201     ,    800    , 

128  .  .  .  .    BOl     .   400    „ 

68  ,  ,  ,  ,    401     ,   500     . 

50  ,,  ,  ,  ,  mehr  als  500    ., 

Zur  Beseitigung  der  ans  der  ttbergrobeu  Zahl  der  Hebammen  und  den 

angenflgenden  EinKommensverhältnisaen  eines  erheblichen  Teils  derselben  sich 

ergebenden  Hißstände  sieht  sich  das  Hinistcrinm  zu  nachstehendeD  Anordnungen 

veranlaßt : 

1.  Von  seiton  der  Bezirks behUrden  ist  bei  jeder  sich  bietenden  Gelegen- 
heit darauf  hinzuwirken,  daS  Gemeinden,  in  denen  so  wenig  Geburten  vor- 
kommen, daS  eine  Hebamme  die  fttr  ihren  Beruf  nötige  Erfahrung  und  Ge- 
wandtheit nicht  erlangen  kann  und  auch  kein  genügendes  Auskommen  findet, 
von  der  Aufstellung  einer  eigenen  Hebamme  absehen  und  sich  an  andere  be- 
nachbarte Gemeinden  anschtießen,  bezw.  mit  denselben  tlber  die  Aufstellung 
einer  gemeinschaftlichen  Hebamme  sich  verständigen.  Die  Kreisregierungen 
werden  den  diesbezfiglichen  Beschlüssen  der  Oemeiodebehilrden  gemäß  dem 
Zirknlarerlaß  vom  5.  Juli  1854,  Nr.  5702,  nicht  entgegentreten.  Auch  den 
übrigen  Gemeinden  ist  dringend  zu  empfehlen,  Hobammen  nur  in  einer  dem 
Bedürfnis  entsprechenden  Zalil  ausbilden  au  lassen  und  anzustellen. 

2.  Die  Besirksbebörden  haben  an  allen  Orten,  wo  die  Hebammen  unge- 
uttgend  belohnt  sind,  anf  eine  Verbessemng  des  Mnkommens  derselben  hin- 
zuwirken. 

Zu  diesem  Zwecke  sind  die  Wartgeldbezüge  aus  den  örtlichen  Sassen 
zu  prüfen  und  insbesondere  dann,  wenn  deren  Feststellung  in  eine  Zeit  fällt, 
zu  welcher  der  Geldwert  ein  höherer  war^  eine  Neuregelung  zu  veranlassen. 

Auch  sind  die  Hebammen  auf  die  ihnen  nach  der  Gebührenordnung  fOr 
Aerzto,  Zahnärzte,  Wundärzte  und  Hebammen  vom  25.  März  1899  (Beg.-BL 
3.  284)  zustehenden  Gebühren  hinzuweisen. 

8.  Hebammen,  welche  infolge  Alters  nicht  mehr  fähig  sind,  ihren  Ob- 
liegenheiten ordnungsgemäß  naclizukommeu,  sind  zur  Aufgabe  des  Hebammen- 
benifs  zn  veranlassen.  tJm  dies  zu  erreichen,  wird  den  Gemeinden  dringend 
empfohlen,  den  wegen  Alters  zurücktretenden  Hebammen  im  Falle  der  Bedürf- 
tigkeit das  bisher  gewährte  Wartegeld  als  Ruhegehalt  zu  belassen. 

4.  Insolange  als  die  Hebammen  nicht  durch  Beschloß  des  Bundesrats 
auf  Gmnd  des  g  2,  Abs.  1,  Ziff.  1  des  Invalid enveraichemngsgesetz es  vom 
18.  Juli  1899  für  versicherungspflichtig  erklärt  worden  sind,  empfiehlt  es  sich, 
daß  die  noch  nicht  40  Jahre  alten  Hebammen  von  der  Befugnis  zur  Selbstvcr- 
sichemng  gemäß  §  14,  Abs.  1,  Ziff.  2  a.  a.  0.  Gebrauch  macbeo.  Hierüber  sind 
dieselben  entaprechend  zn  belehren.  Degen  die  Ueberuahme  eines  Teils  der 
Versicherungsbeiträge  anf  die  Oemeindekassen  wird  nichts  erinnert. 

Bwlohttgiuut.  In  den  auf  S.  55  der  Beilage  zu  Nr.  6,  Uinisterial-KrL 
vom  12.  Februar  1904  betr.  Kürzung  des  Bienstoinkommens  bei  Frei- 
heitsstrafen muß  es  sowohl  in  der  üeberschrift,  als  in  Zeile  2  des  Textes: 
,Tierwöchiger'  statt  .vierjähriger'  heißen. 

Verantwort].Bedakteur:  Dr.Rapmund,  Reg.- u.  Geh.  Med.-Rat  in  Minden  i.  W. 
J.  C.  C  Brau,  UuiosL  Bicba  o.  V.  8ch.-L.  BoftiBabdrDcbr*!  In  ICSadto. 
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Beilage  xnr  Seltsohrift  für  Medizinal -Beamte. 

Nr.  8.  15.  Äprü.  1904. 

Rechtsprechung. 

1.  Fftr  ToransBefnuig  eines  noTerttcliuldeteii  Sotstandes  bei  Ab- 
treibniiff  der  Leibesfraeht  geat^gt  die  Tatsscbe,  dass  der  Beischlaf  water 
Eiieptteii,  trotz  Kenntnis  der  nahen  MSgllchkelt  einer  Befrachtung  nnd 
derdnrchdie  Entblndang  fOr  die  Fran  drohenden  Lehensgefahr,  frelirillig 
ireitattet  und  toI  liegen  ist. 

8.  Ein  Betrng  liegt  nicht  vor,  nenn  Jemand,  der  nm  ein  Mittel 
rar  strafbaren  Abtrelhnng  der  Lcibesirneht  angegangen,  anf  das  gestellte 
Ansinnen  ein  nntangllohcs  Mittel  nnter  Torspiegelnng  der  Tangllohheit 
gegen  En^elt  rerabfolgl  oder  anrlL  Urteil  des  Beichsgarichta 
(IV.  StrafaenEita)  vom  3.  Juli  1903. 

1.  Selbstrerst&adlich  kann  eb  Not§tand  im  Sinne  des  §  54  St.  0.  B. 
ebenaovohl  fttr  die  Abtreibnng  der  Leibesfracbt  einer  Schwangeren  seitens  ihrer 
■elbst  oder  emes  ihrer  AngchBrigeo  (§  52,  Abs.  2  St  Q.  B.)  Straflosigkeit  be- 
gründen, als  anch  fQr  die  zn  diesem  Zwecke  anteniammenen  vorbereitenden, 
aber  znr  selbstäedigen  Straftat  erhobenen  Schritte,  also  anch  für  die  nach 
S  ^  a  8t.  O.  B.  strafbare  Aaftordemng  zur  Beschaffong  eines  Abtreihnngsmittels. 

Die  Annahme  einer  Bolcheo  Straflosigkeit  wegen  wirklichen  Notstandes 
setzt  aber  nach  g  54  vorans,  daß 

a)  eine  .gegenwärtige  Gefahr  für  Leib  oder  Lehen*  der  Schwangeren  vorlag, 

b)  daß  der  Notstand   aof   andere  Weise   als  dnich  die  Abtreibung  nicht  in 
beseitigen  war, 

c)  daß  er  „nnverschuldet"  war. 

Zn  a  nnd  b.  Bei  WUrdigong  der  Schuld  des  Angeklagten  St  ftlhrt  die 
Stnikanuner  ans: 

.Fast  jede  Schwangerschaft  ist  fQr  die  Schwangere  mit  körperlichen 
Leiden  Terbunden,  die  je  nach  der  Konstitution  der  einzelnen  Personen  rer- 
sehiedenen  Umfang  haben;  nnd  jede  Entbindong  bringt  eine  Gefahr  tut  Leib 
nnd  Leben  der  Schwangeren  mit  sich,  da  der  Ausgang  der  Entbindung  stets 
ungewiß  ist.  Um  nun  in  den  mit  dem  Natnrror^ange  der  Schwangerschaft  und 
Entbindung  Terbundenen  Leiden  nnd  Gefahren  eine  Gefahr  für  Leib  und  Leben 
der  Schwangeren  2a  erblicken,  die  zu  NotstandshaDdlungen  gemäß  g  5t  St.  G.  B. 
und  damit  zur  Beseitigung  der  Ursache  der  Gefahr,  also  der  Schwangerschaft 
selbst,  berechtigt,  müssen  dJe  Leiden  das  gewöhnliche  Maß  der  nur  vorübet- 
gehenden  Leiden  ftb ersteigen').    Die  Besorgnis  einer  mit  Gefahr  ffir  Leib  nnd 


')  In  den  drei  Torliegenden  Fällen  waren  der  jetzigen  Schwangerschaft  außer- 
ordentlich schwere  Entbindungen  mit  nachfolgender  Krankheit  (Bauchfell- 
entzflndnng,  bezw.  Schwäche,  Blutarmut  und  unregelmäßige  Periode)  bezw.  Nach- 
blutung Torangegangen  und  von  selten  der  behandelnden  Aerzte  den  Eheleuten 
gegenOber  geänfiert,  daß  eine  weitere  Entbindung  fttr  die  Ehefrau  mit  einer 
großen  Lebensgefahr  verbunden  sei.     Dia  Strafkammer   des  betreffenden  Land- 

n'.chts  hatte  anch  eine  vorhandene  Lebensgefahr  anerkannt  und  angenommen, 
die  Angeklagten  nach  Lage  der  Sache  die  Abtreibung  der  Leibesfrndit 
aU  das  einzige  Uittel  zur  Rettung  aus  dieser  Lebensgefahr  erachten 
konnten.  Dagegen  hatte  es  den  Notstand  vermißt  weil  die  Schwangerschaft 
der  Ehefrau  ans  dem  Beischlaf  mit  ihrem  Manne  berrUhre;  dieser  BeiacUaf  war 
von  beiden  Ehegatten  in  Kenntnis  der  nahen  Möglichkeit  der  Schwangerschaft 
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Leba  Terbnndeaai  Bntbindntig  m«B  beaoDden  nabeliegend  nnd  beeondon  b«- 
grtBdet  MiB.  Bei  den  infolge  einer  Schwuigersehftft  emtretenden  Leiden  irird 
man  nunenüich  duiD  eine  besondere  Oefahr  für  Leib  oder  Leben  aiuDnehmen 
haben,  wenn  einmal  eine  angenbUckliche  aofierordentliche  Oefahr  fflr  das  Leben 
bestellt,  oder  die  Besorgnis  TorUeKt,  daß  der  Zustand  nicht,  wie  es  sonst  ge- 
wOhnliim,  nur  fflr  die  Daner  der  Scnwaagerachaft  besteht,  sondern  dsaemd  bt.' 

Dem  ist  dann  dorchaos  beizntreten,  daß  dasjenige  Haß  der  nüt  einer 
Schwangerschaft  nnd  Entbindong  Terbnndenen  Leiden  iinit  Qelahren,  das  je  ftlr 
die  Konstitntionen  der  einzelnen  Fraaenspersonen  als  das  natärliche  nnd  ge- 
wOhaUche  zn  betrachten  ist,  nater  den  Begriff  einer  Notstandshand  Inagen 
rechtfertigenden  , Oefahr  für  Leib  oder  Leben*  überhaupt  nicht  zn  bringen  ist, 
daß  Tielmehr,  wenn  von  letzterer  die  Bede  sem  soll,  dieses  Haß  in  einer  nicht 
nur  nnwesentlicben  Weise  tlberscb ritten  sein  muß.  Inwieweit  außerhalb  der 
bezeichneten  Orenzen  liegende,  aber  rortlbergehende  Leiden  dabei  einen  Not- 
stand XU.  begrflnden  vermögen,  ist  nach  den  konkreten  Umständen  abzuwägen 
nnd  gmndsätzlich  nicht  blaß  um  des  voransaichtlichen  VorUbergehens  des  Za- 
■tandes  willen  zn  verneinen. 

Ob  fftr  die  Annahme  einer  lOefahr*  als  solcher  schon  jede  entfernt« 
KOglichkeit  des  Eintritts  eines  üebels  hinreicht,  bt  hier  nicht  zn  nntersnohen. 
Für  die  Annahme  einer  Ke^envärtigen  Oefahr  jener  konkreten  Art  maß  jeden- 
taHs  ebe  solche  Wahrschemlichkeit  dieses  Eintritts  erfordert  weiden,  welche 
diese  nach  dem  erfahmngsmäSigen  Laofe  der  Dinge  ab  nahe  und  nicht  ver- 
meidbar  erscheinen  läBt. 

Bedenklich  erscheint  es  von  diesen  Oesichtspnnkten  ans,  ob  es  sieb  bei 
den  hier  in  Betracht  kommenden  schwangeren  Ehefrauen  nm  Znstände  handelte, 
"'9  (Fall  H.UBd  F.)  einen  sicheren  Schloß  auf  Wiederkehr  bei  e' 


Nicht  unbedenklich  erscheint  es  aber  aach  femer,  wenn  die  Strafkammer 
■um  Nachweise  einer  gegenwartigen  Oefahr  sich  ohne  weiteres  auf  das  b  der 
Juristischen  Wochenschrift,  Jahrgang  1899,  S.  786  abgedmdite  DrteJl  des 
IL  Strafsenats  ge^en  K.  (Bep.  1220/^)  vom  25.  April  1899  beruft.  In  diesem 
Urteile  ist  auseinandergesetzt,  daß  da,  wo  durch  die  Entbindung  eiaer 
Schwangeren  Oefahr  für  Leib  nnd  Leben  droht,  die  Oegenwartiekeit  dieser 
Gefahr  nicht  umdeswitlen  zu  vememen  ist,  weU  das  schädigende  Ereignis  — 
die  Entbindung  —  zur  Zeit  der  Anklasetat  noch  nicht  unmittelbar  bevorstand, 
und  es  wird  darauf  hingewiesen,  daß  da,  wo  Leib  oder  Leben  der  Schwangeren 
bereits  durch  das  Bestehen  der  Schwangerschaft  gefährdet  war,  es  der  An- 
nahme dner  gegenwärtigen  Oefahr  nicht  entgegenstehe,  wenn  die  Entbbdiug 
auch  erst  na^  Honaten  zn  erwarten  sei.  Ütit  diesem  negativen  Ansspmche, 
dem  durchaus  beizutreten  ist,  wird  aber  nicht  gesagt,  daß  in  jedem  Falle,  wo 
die  Entbindung  jene  über  das  UaB  des  gcwühnUcn  zn  Bnidenden  hinaus- 
gehende Oefährdung  blrzt,  schon  mit  dem  Emtritt  der  Schwangerschaft  eine 
gegenwärtige  Oefahr  drohe.  Von  solcher,  die  den  straflosen  Eingriff  in  fremde 
Rechtsgüter  rechtfertigen  soll,  wird  noch  nicht  überall  da  die  Bede  seb,  wo 
die  Verhältnisse  nicht  darauf  bbdrängen,  alsbald  mit  AbwebrhandluoKen  vor- 
zugehen, ohne  daß  durch  das  Zflgern  das  das  Üebel  verwirklichende  Ereignta 
unabwendbar  wird  oder  die  Oefahr  unverhältnismäßig  wächaL  Es  gowiaat 
diese  Erwägung  auch  ans  dem  Gesichtspunkte  der  Frage,  ob  es  sich  um  üne 
Kai  andere  Wdse  nicht  zu  beseitigende  Oefahr  handelt,  besondere  Bedeutung 
b  Fällen,  wo  nach  den  Ertahnmgen  der  ärztlichen  Wissenschaft  gewisse  nn- 
ffflnstlge  Verhältnisse  in  der  Leibräbeschaffenheit  Schwangerer,  die  au  sich  bei 
cfei  lätbindnng  ebe  Schädigung  derselben  an  Leib  oder  Leben  gewärtigen 
lassen,  durch  eme  geeignete  nnd  jenen  zuzumutende  Behandlung  ihrer  gefur- 
bringenden  Eigenschaft  zu  entkleiden  sbd. 

Auch  nach  dieser  Richtung  geben  die  AosfAhningen  des  angefochtsnea 
TTiteÜB  beim  Fall  F.  zu  Zweifeb  Anlaß. 

Zb  c.  Dlrfte  man  aber  selbst  mit  der  Strafkammer  davon  aasgebea, 
daß  db  Scbwongeren  sich  m  Bm«B  —  irirkliehea  oder  vermebtlichea  —  auf 


■■d  der  damit  vorbundeneo  Odahroi  (raiwülig  vonzogeo:  die  Qafalir  also,  aas 
Am  die  Eb«£raB  gerettet  wetden  sollte,  dnroh  FahrUHOgbeit  der  ^«gättU 
vemraacht,  mithin  nldit  unverschuldet. 
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wiare  Wsiafi  uicht  zu  baaekiKendeM  NoIatuAa  beluideik,  dum  w&re  keivw 
UIb  duch  die  CiteUagTiUida  dugeUui,  ät£  dieaer  Notatud  Bicht  tJa  iuitsf- 
Bohuldet  zn  batnchtes  wäie. 

DuaBS  aUein,  daQ  der  die  Schwangerschaft  Ternrsachende  BeiecUaf 
iwimkoB  den  Ehegatten  freiwiUig  ToUsogen  üt,  trotz  Kenntnis  der  nahea 
HSglichkeit  einer  Befniclitnng  und  der  durch  emente  Entbindung  für  die  Fra« 
vanusachten  I<ebenegefahr,  wird  die  Aiuiahnie  hergeleitet,  daß  diese  Gefahr 
TM  den  Ehegatten  lahrlisaig  verschuldet  aeL 

Verschuldung  dea  Notstandes,  die  die  Straflosigkeit  aosschliefit,  ist  ni- 
nächst  nicht  identisch  mit  Yerscholdung  der  Gefahr,  insofern  ersterer  Begriff 
Dicht  nur  den  Eintritt  d«  Gefahr,  sondern  auch  den  Umst^d  in  sich  schließt, 
daß  die  Bettong  aas  ihr  nur  mittels  Eingriffes  in  frfflnde  Bechte  mOglieh 
leiB  werde. 

Aber  aut^  abgesehen  hiorrui  kann  in  dem  bloBen  , freiwilligen  VolliBg 
des  Beiiohlats"  swiseheD  Ehegatten  selbst  bei  „Voraussehbarkeif  der  in  Bede 
stehenden  Folgen  ein  zoreiohendes  „Verschulden*  nicht  erbtickt  werdea. 

Es  ist  TDllig  dabioio&teUen,  ob  der  Begriff  des  Verschuldens  Im  Sinne 
des  S  &4  St.  O.  B.,  wie  von  mancher  Seite  gefordert  wird,  mm  mindesten  «n 
ifabrlässiges"  Verschulden,  eine  Fahrlässigkeit  im  eigentLchm  strafrecbtUchwi 
Sinne,  erheischt.  Soviel  kann  einem  begründeten  Zweifel  nicht  onterliegeni, 
dafl  ein  Verhaltes,  das  nicht  die  Merkmale  der  Pflicfatwidrigkeit  an  sich  tragt, 
als  ein  die  Unanwendbarkeit  des  §  54  St.  O.  B.  herbeifahrendes  .Veisdinlden* 
nicht  in  Frage  knnmen  kaim. 

Auch  auf  die  Frage  ist  hier  nicht  einsageheo,  ob  und  wiewut  die  aoi- 
male  Vollziehung  des  Beischlafs  anter  Ehegattw  —  um  die  es  sicfa  hier 
handelt  —  bei  Vorliegen  besonderer  Umstände  geeignet  sein  kSnnte,  als  ün 
pfiichtwidrigee  Handeln  charakterisiert  zu  werden.  Für  die  VerhÜtnisse  der 
hier  abiDurteilenden  Fälle  ist  dies  von  der  Strafkammer  nicht  nachgewiesen. 
Die  Frilfong,  ob  das  der  Fall  sei,  erfordert  grundsätzlich  ein  Eingehen  anf  die 
luukreten  Umstände;  es  kann  auch  nicht  gentt{^  da6  eine  oder  die  andere 
Tatsache,  die  bei  dem  Handeln  eine  Bolle  gespielt  hat  —  wie  die  Freiwillig- 
keit jene«  Vollzugs  —  eur  Begründung  der  Pflichtwidrigkeit  herausgegriffen 
wird,  ohne  daß  erkennbar  wird,  es  seien  die  Dmatände,  unter  denen  sich  im 
Einzelfalle  das  Tun  und  jene  Tausche  abspielte,  in  ihrer  Gesamtheit  der  kriti- 
schen .Würdigung  des  Gerichts  unterzogen  worden.  Solche  Würdigung  ist  hier 
zu  vermissen.  Von  ihr  kann  grundsätzlich  nicht  um  deswillen  abgesehen  werden, 
weil  der  Versuch  eines  Eindringens  in  die  Intimitäten  des  Ehelebens  zur  Feat- 
stellnng^  unter  welchen  äoßeren  Verhältnissen  und  durch  welche  Motive  be- 
stimmt der  einselne  Akt  ehelicher  Beiwohnung  sich  vollzogen  habe,  an  sich 
mißlich  wüe  und  wohl  praktisdi  kaum  Äussit^t  auf  Erfolg  bieten  würde.  Die 
dD&bersehbarkeit  der  konkreten  Umstände  dürfte  nicht  zu  einer  Fräsumtitm 
der  Pflichtwidrigkeit,  sondern  angesichts  dessen,  daß  ein  an  sich  vom  Beehte 
erla^tes  Ton  den  Gegenstand  der  Würdigung  bildet,  nur  zu  ihrer  Unbeweia- 
barkeit.fttbren. 

Und  ganz  vornehmlich  darf  fernerhin  nicht  unbertlcfcsichtigt  bleiben,  daß 
SAch  Dicht  unter  allen  umständen  darin  allein,  daB  jemand  in  der  Voraossicht 
der  mQglichen  Verursachung  eines  schadenstiftenden  Ereignisses  handelt,  die 
Erfordernisse  des  Verschuldens  gegeben  sind.  Wie  es  schon  im  Urteile  des 
erkenneaden  Senats  vom  23.  März  1S97  als  Voraussetzung  eines  , fahrlässigen" 
Veischuldeus  hervorgehoben  ist,  —  und  für  die  hier  zu  entscheidende  Frage 
sind  die  gleichen  Gesichtspunkte  maßgebend  -^  muß  hinzukommen,  daß  me 
Votaahme  der  Handlang  im  gegebenen  Falle  eine  Nichterfttllang  desjenigen 
Maßes  von  Aufmerksamkeit  nnd  von  Bücksicht  auf  das  Allgemeinwohl  in  sich 
schließt,  dessen  Leistung  vom  Handelnden  billigerweise  gefordert  werden  darf. 
Allerdings  handelt  es  sich  bei  Fällen  vorliegender  Art  nicht  nur  um  Bück- 
üchten  auf  die  Gefährdung  der  Frau,  von  denen  diese  sich  und  den  Gatten  zu 
entbinden  befugt  gelten  müßte,  sondern  um  die  Bücksichten,  die  den  Geseta- 
gebei  aus  slaatspoh tisch em  Interesse  bestimmt  haben,  der  Leibesfrucht  aelbsb- 
stäudigen  strafrechtlichen  Schutz  angedoihen  zu  lassen.  Immerhin  würde  «e 
bei  voller  Würdigung  dessen  den  Anschauungen  auch  der  gesunden  Moral  im 
Volksbewußtsein  widersprechen  und  deshalb  unbillig  erscheinen,  im  Verhältnisse 
swijichea  Ehegatten,  die  in  ehelicher  Lebeosgemeinschaft  leben,  unterschiedslos 
die  höchsten  Anforderungen  au  deren  Willenskraft  zu  stellen,   selbst   im  Falle 
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möglicher  Oefähidong  dar  Fita  oder  emer  etwaigen  Iieiliesfnicht  »bsalnte  gft- 
gcUeditliche  Enthaltsamkeit  m.   fordern    und   schon   in  jeder  Nachgieliigkeit 

gjgen  Begonnen  der  Sinnlichkeit  ohne  Vorhandensein  von  Umstindeti,  die  diese 
achgiebigkeit  als  ÄnsfioS  beaenderea  Leichtsinns  oder  besonderer  Qleich- 
gUlÜKkeit  gegen  die  Qefährdong  erkennbar  machen,  ein  .Veraohnldeo'*  an 
eibliäEen. 

Verleihen  nach  alledem  die  der  Vemrteilong  dieser  rier  Angeklagten 
zngmnde  gelegten  Feststellnngen  der  Entscheidung  keinen  Halt,  Bo  nnteruegt 
das  Urteil  in  ■diesem  Umfange  der  Aufhebung  und  Zur&ckrerweisung. 

2.  Auch  die  materielle  BeTisionsbeschwerde  des  Angeklagten  S.  maß 
deesea  Bechts  mittel  nun  Teile  Erfolg  verschaffen. 

Qegea  diesen  Angeklagten  ist  festgestellt,  dafi  er  einer  Beihe  TOn  Per- 
sonen, die  mit  ihm  in  Verbindimg  traten,  nm  Mittel  zur  strafbaren  Abtreibung 
der  Leibesfrncht  bei  Schwangeren  gegen  Entgelt  zu  erbalten,  f&lschlich  vor- 
gespiegelt hat,  wirksame  Mittel  dieser  Art  verabfolgen  oder  anraten  zu  können, 
während  er  wnfite,  daä  sie  vttllig  nntanglich  waren,  den  erstrebten  Erfolg 
herbeizufähren.  In  den  Fällen,  wo  sich  jene  Personen  durch  den  so  in  Ihnen 
erregten  Irrtum  zur  Bezahlung  seiner  Mittel  oder  seiner  Verordnungen  haben 
bestimmen  lassen,  ist  vollendeter  Betrug  angenommen,  indem  jene  bei  der 
völligen  Wertlosigkeit  des  Mittels  um  die  an  den  Angeklagten  D.  gezahlten 
Betr&ge  als  in  ihrem  VermOgon  beschtidigt  erachtet  sind.  In  denjenigen  Pillen, 
in  denen  es  zn  ieiner  Zahlung  fQr  Mittel  oder  Verordnnng  an  D.  nicht  ge- 
kommen Ist,  ist  der  Angekl^le  wegen  Betragsversucbs  verurteilt. 

Diese  Verurteilung  ist  unhaltbar. 

Zwar  haben  mehrere  Strafsenate  des  Beichsgerichts  in  früheren  Bnt- 
■cheidungen,  so  t.  B.  der  L  Strafsenat  in  dem  veröffentlichten  Urteil  vom 
17.  Februar  1887  auf  einen  gleichartigen  Sachverhtjt  gestützte  Verurteilungen 
we^en  Betrugs  oder  Bctrugaveranchs  als  mit  dem  Gesetze  im  Einklang  stehend 
gebilligt.  Allein  in  der  Folgezeit  sind  in  der  Rechtsprechung  aller  Strafsenate 
einhellig  Qrundaätze  zur  Anerkennung  gelangt,  welche  mit  den  in  jenen  Ent- 
scheidungen gebilligten  Anachaaungen  unvereinbar  sind.  Im  Einklänge  mit  der 
Literatur  geht  das  Beichagericht  davon  aus,  daß  grundsätzlich  der  Tatbestand 
des  Betruges  einen  Eingriff  in  das  rechtlich  geschützte  Vermögen  anderer  vor- 
aussetzt. Er  versagt  insbesondere  da,  wo  der  Getäuschte  zu  der  tatsächlich 
sein  Vermögen  mindernden  Aufwendung  durch  die  Vorspiegelung  einer  Qegen- 
leiatong  bestimmt  wurde,  die  eine  unsittliche  oder  unerlaubte  Handlung  aus- 
machen wttrde.  Der  Staat  kann  die  Verletzung  solcher  Verträge,  denen  er 
überhaupt  die  rechtliche  Anerkennung  versag^  nicht  strafrechtlich  ahnden.  Es 
wäre  ein  Widerspruch  in  sich  selbst,  wenn  man  da,  wo  jemand  Aufwendungen 
um  einer  Gegenleistung  willen  macht,  auf  die  ihrer  rechtlichen  Natur  nach  ein 
Bechtsanspruch  von  ihm  gar  nicht  erhoben  werden  konnte,  unterstellen  wollte, 
er  sei  durch  das  Ausbleiben  der  Gegenleistung  beschädigt;  denn  dies  müBte 
voraussetzen,  daß  ihm  ein  Rechtsanspruch  auf  sie  zugestanden  hatte.  Und 
derjenige,  welcher  sich  solche  im  Becbt  nicht  geschützte  Gegenleistung  ver- 
sprechen läßt,  mnfi  als  einer  bebandelt  werden,  der  sem  Vermögen  im  Bewußt- 
sein mindert,  daß  eine  Gegenleistung  im  Bechtssinne  unmöglich  war,  also  ohne 
jede  Bftcksieht  auf  Qegenleiatnng. 

Biese  Grundsätze  führen  aber  nicht  allein  zur  Ansscbließong  des  Tat- 
bestandes des  vollendeten  Betruges  in  solchen  Fällen,  sondern  es  ist  auch  Be- 
trugsveisuch  seitens  dessen  nicht  gegeben,  der  seinem  und  des  Gegenteils 
Willen  entsprechend  eine  unerlaubte  und  im  gekennzeichneten  Sinne  unmög- 
liche Leistung  verspricht,   um  den  anderen  zur  seine rseitigen  Leistung  in  b&- 


B«fiiff  der  gewerbmlsslgcn  Herstelling  od«r  Naeknackang  vm 
Wein  Im  Sinn«  des  |  8,  Abs.  I  des  Geostteg,  betr.  den  Terkefar  mit  ffeU, 
weinhaltigen  and  welnfthnllchen  Getrlnken,  vom  24.  Mal  IMl.  Urteil 
des  Beichsgerichts  (l.  Str.-Sen.)  vom  16.  November  190S. 

.  .  .  Die  Motive  zum  Entwürfe  des  Weingesetzes  vom  24.  Mai  1901  (Druck- 
sachen des  Beichstags  von  1901,  Nr.  129)  geben  von  dem  gesetzgeberischen 
Gedanken  aus,  daß  kein  wirtschaftliches  Bedürfnis  besteht,  Konstwein  zum 
Handelsverkehr  zuzulassen,  wie  es  noch  das  Gesetz  vom  20.  April  1892  unter 
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gewiaaen  Einschr&iikaDKeii  geUa  hat;  dio  Motive  aogen  wOrtUch:  nfla  wOrde 
m  weit  gehen,  ftnsnabjoiBlog  jede  Bereitnng  eines  als  Knnatwain  za  betrach- 
tenden Getränkea  zd  Terbieten,  insbesondere  würde  es  als  eine  QnnStige  Eiite 
uunsetien  aein,  wenn  anch  die  in  vielen  Qe^enden  übliche  HerateÜnng  be- 
atimmter  hierher  gehCriger  Zubereitungen,  wie  beispielsweise  des  tttr  den 
eigenen  Haoabedui  bestinunten  Tresterweinea  untersagt  würde."  Und  bei  Be- 
latung  des  Entwurfes  durch  die  Eommission  des  Beichstags  wurde  regierung»- 
eeitig  auf  eine  Anfrage  ans  der  Hitte  der  Eonuniasiou  über  die  Tragweite  des 
Wortes  „gewerbsmäßig"  auf  den  übereiuatimmondcu  Ansdmck  anderer  Beicha- 

r setze  lungewiesen  (so  in  §  6  des  Na  brunga  mitte  Igesetzea  vom  H.  Mai  1879, 
1  des  Oesetzea,  betr.  den  Verliehr  nüt  biet-  und  zinkhaltigen  Oegenständen, 
Tom  26.  Juni  1837,  §  12  des  Oesetzea,  betr.  die  Verwendung  gesundheitsschäd- 
licher Fubeo,  vom  ö.  Juli  1887,  §g  4,  7,  9  des  Gesetzes,  betr.  den  Verkehr 
mit  Butter  etc.,  vom  16.  Juni  1897,  §g  2,  21  des  Qesetzea,  betr.  die  Schlacht- 
rieh-  und  Fleischbeschan,  vom  3.  Juni  1900),  und  abermala  betont,  daß  der 
nicht  gewerbsmäßig  handle,  welcher  lediglich  die  iUr  den  Verbrauch  im  eigenen 
Hanshalt  erlorderlichen  und  beatiouuten  Mengen  von  TresCer-  oder  sonstigem 
Knnatwein,  den  sog.  Hanatrank  herstellt.  Daraufhin  wurde  folgende  Fest- 
Stellung  in  den  KommiasionsberJcht  aufgenommen:  „Die  Eommission  ist  der 
Ansicht,  daß  das  vorliegende  Gesetz  vor  den  Familien  Halt  machen,  d.  h.  die 
Bereitung  aller  Arten  von  Hanstrunk  für  die  eigene  Eausbaltung  (Familien- 
mitglieder, Qesinde  etc.)  freigeben  soll'  (Drucksacnen  des  Beichstaga  a.  a.  0. 
Nr.  803).  Dem  Ausgeführten  zufolge  kann  es  keinem  Zweifel  unterBegen,  daß 
das  Wort  .gewerbsmäßig"  im  neuen  Gesetze  gewählt  wurde,  um  ausschließlich 
diejenigen  Getränke  vom  Verbot  auszunehmen,  welche  lediglich  einem  privaten 
B«dar&iB  dienen  aolleu. 

Für  die  BenrtsUnng  der  6e werbest euerpflleht  einer  von  einem  Ante 
betriebenen  Kranken-  oder  Heilanstalt  Ist  aUehi  der  Zweek  des  ünter- 
■ehnens  eitMlieidend.  Die  bewerbe atencrpflicht  Ist  ansgesehloagen,  wenn 
der  Anstnltsbetrleb  als  Mittel  zum  Zwecke  der  AaBttbnng  der  Krztllehen 
TUlgkeit  dient.  Urteil  des  Oberverwaltungsgerichts  vom  8.  De- 
zember 1908. 

Die  AnffassuDg,  daß  daa  Unternehmen  einer  von  einem  Arzte  betriebenen 
Kranken-  oder  HeiUnstalt  in  der  Begel  gewerbeateuerpflichtig  sei,  ist  in 
späteren  Entscheidungen  wesentlich  eingeschränkt  und  modifiziert  worden.  Das 
OberveTwaltungagericht  hat  in  diesen  Entscheidnugen  wiederholt  anagesprochen, 
i»ä  für  die  Beurteilung  der  Steuerpflichtigkeit  allein  der  Zweck  des  Unter- 
nehmens entscheidend  und  daß,  wenn  der  Anstalts betrieb  als  Mittel  zum  Zweck 
der  Ausübung  der  ärztlichen  Tätigkeit  dient,  die  Oewerbesteucrpflichtlgkeit 
nach  §  4  Ziff.  7  des  Qewerbesteuergesetzea  vom  24.  Juni  1891  ans  geschlossen 
Bei.  Insbesondere  ist  dem  Umstände,  d&ß  mit  dem  Betriebe  einer  aolchen 
Anstalt  auch  ein  Gewinn  erstrebt  und  erzielt  wird,  an  sich  allein  eine  für  die 
Annahme  des  Gewerbebetriebes  entscheidende  Bedeutung  nicht  beigelegt  worden. 

Hiemach  muß  die  Bestimmung  des  g  4  Ziff.  7  auch  auf  den  Betrieb  des 
medico- mechanischen  Institutes  durch  den  Beschwerdeführer  angewendet  werden. 
Nach  seiner  Darstellung  findet  die  dortige  Behandlung  jetzt  regelmäßig  nur 
auf  Grund  ftrztlicher  Verordanng  und  unter  dauernder  ärztlicher  Beautsichtigong 
statt.  Durch  Erlaß  des  ünterrichtsmiaiaters  vom  8.  Oktober  1900  ist  der 
Beschwerdeführer  zum  Lehrer  der  Mechanotherapie  in  der  medizinischen 
Fakultät  der  Berliner  Universität  ernannt  und  zngleich  jenem  Institute  die 
Bestimmung  erteilt,  der  Universität  als  mechano-therapeutische  Anstalt  unter 
der  Leitung  des  Beschwerdeführers  zu  dienen.  Er  ist  verpflichtet,  auf  Wunsch 
der  Leiter  der  Universitäts  -  Eliniken  und  Polikliniken  die  in  diesen  Anstalten 
beschäftigten  Assistenten,  Unterärzte,  Famuli,  Wärter  und  Wärterinnen  in  der 
Mechanotherapie  auazubilden.  Ea  kann  hiemach  keinem  Zweifel  unterliegen, 
dad  jenes  Institut  als  Mittel  zum  Zwecke  der  Ausübung  der  praktischen 
und  lehrenden  Tätigkeit  des  Beschwerdeführers  als  Arzt  dient.  Die  Oewerbe- 
■tenerpfllchtigkeit  des  Untemehmens  iat  hiermit  auageachlossen. 

Unter  Aufhebung  der  die  Veranlagung  zur  Gewerbesteuer  aufrecht- 
erhaltenden BerufungaentscheiduDg  ist  deshalb  die  Freistellung  des  Beschwerde- 
fnhrera  von  der  Steuer  auszusprechen. 

o 


M  BAchtapndmag  nnd  lfeatiiul-0«Ba(agebnf. 

Medizinal  -  Gesetzgebung. 

PrafUf  TOD  Sera.  ErlftB  des  Hioisters  der  usw.  HediiinkU 
kB  gelegen  b  ei  ten  vom  18.  Mars  1904  —  H.  Ni.  10 807  D  I  —  u  die 
FftrWerke  vorm.  Heister,  Lncina  nnd  BrOning;  in  HOchst  a.  IL,  die 
cAenuKbe  Fabrik  attf  Aktien  Torm.  Scbering  In  Berlin  N.,  die  cbenüsohe 
F^rik  von  B.  M e r k  in  D^rmstadt,  das  SerDmlaborktaTinm  Ton  Baete-Enocb 
in  Hunbnrg,  sowie  ea  simtliche  Herren  BeKJerongBpt&sidenteD. 

Aal  Omnd  ebies  GotBchtens  des  DirelEtorg  des  KOniffUcbem  iMtitsts  fti 
ezpeiimeBtelle  Theupie  in  Fr&nkfnrt  a.  H.  bestimne  icli,  iaä  Serm,  welcbe  e« 
Hol-  oder  InunnnisiemngsEwecken  bergestellt  werden,  sofort  in  dem  genuatan 
Institnt  einer  Prilfiisg  anf  ihren  Wert,  sowie  anf  Keimfrelheit  anterEogen 
werden  dQrfen.  So  lange  jedoch  noch  nicht  einwandfrei  feateteht,  daß  ihre 
theoretisch  angenommene  Wirksamkeit  auch  dnrch  die  Erfahmng  der  Praxis 
bestätigt  tet,  soll  die  PrOfong  nnr  einen  proTiaorischen  Charakter  haben.  Erst 
wenH  nach  einem  gewissen  Zeitraum,  in  der  Regel  zwei  Jahre  nach  der  Zn- 
laasnng  cur  Früfno^,  durch  Ontachten  unparteiischer  Vertreter  der  Praxis  fesk- 
gestellt  ist,  daß  die  Wirkangen  eines  Serums  in  der  Tat  dem  TerspiocbeneB 
Erfolge  entsprochen  haben,  soll  die  Pratong  definltir  stattfinden,  wihrend 
andernfalls  die  PrQfong  Ton  diesem  Zeitpunkte  ab  la  unterbleiben  hat. 

Die  rorlänflg  nnr  znr  proriaarischeB  Prüfung  angelassene  Sera  sind  anch 
tmt  den  Anpr^angen,  Etiketten  und  Gebr&achsanwefanngen  deutlich  erkeanbar 
als  solche  an  beaeichnen. 

j^  Monatliche  FordernaguMhweUe  der  Krttlairste  Dber  Tag«f«Hw- 
Bsd  BelaekostaB.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Uedizinalange- 
legenbeiten  Tom  8.  H&ra  1804  ao  den  Herrn  Segierangspr&sldenten 
in  Frankfort  a.  0.  und  sämtlichen  Herren  Begiemngapräaidenten  cur  Kennt- 
nianahme  mitgeteilt. 

Aof  den  Berieht  vom  10.  Februar  d.  J.  ~  1 A  1065/04  —  erwidere  ich 
£w.  Hochwohlgeboren  ergebenst,  daß  das  In  dem  g  118  der  Dienat&nweisang 
fttr  die  Ereis&rzte  vorgeschriebene  Formular  in  den  monatlichen  Fordemnn- 
Mtekweisea  aber  Tagegelder  und  Beisckosten  mit  den  Aenderongen,  welche 
Üch  dnrch  die  von  dem  Königlichen  Staats  ministe  rinm  unterm  11.  November 
1908  erlassenen  Ausfühmngsbcstimmungen  zu  den  Vorschriften  Ober  die  Tage- 
seider  nnd  Reisekosten  der  Staatsbeamten  —  Q.  S.  8. 231  —  ergeben,  auofa 
Mraerbin  in  Anwendung  au  bringen  ist 

Ein  Abdruck  des  Formulars,')  in  welchem  die  beielchneten  Aeodemngea 
berockaichtigt  sind,  ist  beigeftigt 

Die  noch  vorhandenea  Formulare  kOnnen  anfgebraucht  werden  nnd  sind 
nnr  nach  Haßgabe  des  den  Ausftthrungsbestinunnngen  beigefügten  Schemas 
handschriftlich  so  erg&nzen.  

.'    Beaiflhtignasen  des  ManSvergellndes  dnrek  dln  Krelalnto.    Erlaß 
.^es  Ministers  der  naw.  Hedizinalangelegenheiten  voml4.H&ra 
1904  —  M.  Nr.  10456  ~    an  stmtUche  Herren   OberprisidenteD   und  Regie- 
rongsp  räsidenten . 

Die  durch  meinen  Erlaß  vom  4.  September  v.  J.  —  M.  iSOOS  —  vorge- 
•chrUbeaen  Besichtigungen  des  Hanfivergeläudea  dnrch  die  Kreisärzte  haben 
in  voriceo  Jahre  vorerst  nur  in  einer  Ideinen  Anzahl  von  Begiemngsbesirfcen 
Btattgeranden,  in  diesen  aber  sich  als  ein  sehr  wirksames  Hittel  zur  Veihtttnng 
TOB  ftlrartragbaren  Erkrankungen  erwiesen.  Ich  lege  daher  im  Einverständnia 
Bit  4eH  Herrn  Hinister  des  Innem  nnd  dem  Herrn  Kriegsminister  den  grüßten 
Wert  darauf,  daß  die  Beaichtigungen  im  laufenden  Juire  in  sämtlichen  Be- 
ärken,  welche  Ton  den  HerbatQhungen  usw.  betroffen  werden,  stattfinden,  ond 
daß  dabei  anf  ein  Zusammenwirken  der  Kreisärzte  mit  den  zuständigen  raili- 
tiriselien  Sachverständigen  in  allen  dazu  geeigneten  Fällen  hingewirkt  wird. 
Zur  Vereinfachung  des  Verfahrens  bestimme  ich,  daß  nach  Kngang  der 

')  Vom  Abdruck  des  Formulars  ist  hier  Abstand  genommen ;  dasselbe  stimmt 
mit  demjenigen  in  der  Beilage  zn  Nr.  1,  S.  9  abgedrnckten  überein.  Vorschrift»' 
mäßige  Formulare  kOnnen  von  der  Hofbuchdrnckerei  von  J.  C.  C.  Brnns  in 
Minden  L  W.  zn  dem  bisherigen  Preise  (25  Bogen  1  Mark)  bezogen  werden. 


KariitBprMfadiig  tmd  Hadilinnl  •  0«Mti(AQiiff.  W 

Bestinunnngen  tlbar  die  HerbattboBgea  die  BegiemiigBprlBideiiUo  die  KieU- 
ärite  mit  AJiweÜBDg  zn  Teisehen  und  diese  nach  Benehmen  mit  dem  soständigen 
Landrat  die  zu  besichtigenden  Ortschaitea  nach  pflichtmäßigem  Ermessen  ana- 
mwählen  nnd  zu  bereisen,  gleichzeitig  aber  eine  Liste  der  in  Frage  kommenden 
Ortschaften  mit  kurzer  BegründuDg  dem  zuständigen  Regierungspräsidenten 
rar  nachträglichen  Oonebmigang  vorzulegen  haben. 

Wunsche  bezüglich  der  fieteüigong  eines  militärischen  Sachverständigea 
au  den  Ortabesichtigungen  haben  die  Kreisärzte  dem  Begierangsprlaidenten 
rechtzeitig  vorher  behu&  weiterer  Voranlassnug  vorzutragen. 

Zum  1.  Dezember  d.  J.  sehe  ich  den  Berichten  Aber  den  ürafug  der 
aas  Anlaß  der  HerbstUbungen  ausgeführten  Ortsbesichtignngen  und  die  dabei 
gemachten  Erfahrungen  ergebenst  entgegen. 


Pasteniislemiig  der  Milch  In  Molkereien.  VerfUgUDg  deBKVnig* 
liehen  Begiernngspr&sidenten  in  Uinden  vam  14.  Hära  1904 
an  sämtliche  Herren  Kreisärzte  und  Laodräte  des  Bezirks. 

Aus  den  mir  aus  Anlafi  meiner  Verfügung  vom  25.  Hai  1908  — 
Nr.  1056  I.  M.  —  erstalteten  Berichten  Ober  die  im  Vorjahre  ausgellhrten 
Besichtignngeu  der  Im  Begierungs bezirke  befindlichen  Molkereien  geht  Dber- 
einstimmend  hervor,  daß  nur  in  einigen,  neu  eingerichteten  größeren  Mol- 
kereien eine  Faatenrisiemng  sämtlicher  Milch  mit  gutem  Erfolg  Hnd  okae 
nennenswerte  Hehrkosten  stattfindet,  während  die  DnrchfUhmng  dieser  Maß- 
regel für  die  älteren  Molkereien  mit  BQcksicht  auf  die  Neu  beschaff ong  der 
dazu  erforderlichen  teueren  Apparate  sehr  erhebliche  Mehrkosten  verursaciiea 
and  demzufolge  einen  gewinnbringenden  Betrieb  in  Frage  stellen  würde.  Dazu 
kommt,  daß  nach  dem  gegenwärtigen  Stand  der  Technik  sich  die  Magermilch 
nach  dem  Pasteurisieren  nicht  mehr  zur  Eäaebereitang  verwerten  läßt. 

Unter  diesen  Umständen  habe  ich  zur  Zeit  von  einem  Zwange  aar 
Fasteurisiemng  Abstand  genommeD.  um  die  Verbreitung  ansteckendet  Erank- 
ktiten  durch  die  Molkereien  za  rerhttten,  maß  deshalb  nach  wie  vor  der 
Schwerpunkt  darauf  gelegt  werden,  daß,  entsprechend  der  diesseitigen  Ver- 
fbgnng  vom  16.  März  ISüä  —  Nr.  1901  I  E.  F.  S.  —  und  der  AusfUhmng*- 
AnweteUDg  vom  12.  Mai  1899,  betreffend  Maßregeln  gegen  die  Verbreitung 
ansteckender  Krankheiten  (Nr.  34),  ans  Häusern  von  Milchproduzeaten,  in  denen 
ansteckende  Krankheiten  herrschen,  keine  Milch  an  SammelmolkeTelen  geliefert 
werden  darf.  Desgleichen  ist  zu  fordern,  daß  die  Wasserversorgung  eine  elu- 
wandsbele  ist  nnd  bei  dem  Betriebe  der  Molkereien  die  größte  Beinlichkeit 
beobachtet  wird.  Außerdem  ist  darauf  hinzuwirken,  daß  sogenannte  Einder- 
tnilch  nur  sterilisiert  abgegeben  wird  und  in  den  betreffenden  Molkereiui  auch 
wirklich  geeignete  und  als  wirksam  anerkannte  Apparate  zur  Sterilisierong 
der  Mllcfa  vorbanden  sind.  Sehr  zu  empfehlen  ist  endlich  die  Faetenrisienuig 
aller  Magermilch,  soweit  diese  nicht  zur  Eäsebereitnng  Verwendung  indet. 
NMk  den  eingegangenen  Berichten  sind  zur  Durchführung  dieser  Maßregel 
ftberaU  geeignete  Einrichtungen  vorhanden  und  ist  diese  selbst  in  kleinen 
Molkareien  n»  mit  geringen  Kosten  verknüpft.  Ihre  Dorcbfäbmng  liegt  auok 
im  landwirtschaftlichen  Interesse,  um  die  Uebertragung  der  Tubofkulose 
namentlich  auf  die  Schweine  za  verhüten,  za  deren  Futtemng  die  Magermilch 
mein  verwendet  wird.  Von  selten  einiger  Molkereien  wird  die  Zweckmässigkeit 
dleiw  Maßregel  ausdrücklich  anerkaant  und  hervorgehobw,  daß  seit  ihrer 
EinflUirang  die  vorher  bei  den  mit  Magermilch  gefütterten  Schweinen  beob- 
odMto  Znoalime  der  Tuberkulose  eine  wesentliche  Abnahme  erfahren  habe. 

Die  Molkereien  sind  auch  künftighin  alljShrlich  einer  Besichtigung  zu 
unterziehen,  die  tnidichst  mit  anderen  Dienstgescbäften  m  verbinden  ist.  Ueber 
das  Ergebhis  dieser  Besichtigungen,  die  sich  besonders  auf  die  Sauberkeit  simt- 
Ucher  Bäume,  Apparate  and  Oeräte,  auf  die  Beschaffenheit  und  Wirksamkeit 
der  vorhandenen  iWeurisieniagB-  und  Sterilisiemngsapparate,  die  Beschaffenheit 
aod  Art  der  Belnlgung  der  Milchgefäße,  Art  der  Wasserversorgung  und  Abwisser- 
beseitigaitg  sowie  auf  den  Gesund heitsznstand  des  Personals  zu  erstrecken  bat, 
tet  Im  Jahresbericht  zu  berichten  nnd  die  Abstellung  etwa  vorgefundener  Hingn 
durch  die  Ortspolizei b eh Qrden  unter  Vermittlung  des  Herrn  Landrats  zu  veran- 
lassen. Falls  Umstände  hervortreten,  welche  die  Bedenken  gegen  den  Zwang: 
snr  PaatenrlsiBrung  abzuschwächen  geeignet  sind  oder  trotz  der  Bedenlcen  den 
Zwang  BOT  FaBtflurJsierung  der  YollmilcE,  der  Magermilch  oder  des  Babms  ^ 
notwendig  «rtcbBinen  lauen,  sind  sie  bi  ihren  fihMlbaiten  geaaa  daisustellen. 
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RachUpreebnng  und  Hediiinml-OeietagebnHi^ 


B.  E*rele  und  HansestAdt  ILitIbeolc 

Amnbtug  der  Heilkunde  durch  nicht  approbierte  Personen.  Ter- 
ordnnng  dea  Medizin&lamtes  vom  12.  Harz  1904. 

§  1.  Feraonen,  welche  die  Heilkunde  geworbsmiaaig  Auattben  wollon, 
ohne  ataatUch  hierzu  approbiert  za  sein,  haben  dies  vor  dem  Beginn  der  Ans- 
übuDg  dem  Hedizinalamto  unter  Angabe  ihrer  Wohnung  anzuzeigen.  Wer  die 
Heilkunde  zurzeit  des  Inkrafttreten 9  dieser  Verordnung  bereits  aiuttbt,  hat  die 
Anzeige  binnen  14  Tagen  nach  dem  Inkrafttreten  der  Verordnang  zd  bewirken. 

g  2.  Die  im  §  1  bezeichneten  Peraouen  haben  an  das  Hodizinalamt 
unter  Angabe  des  Namens,  Altera  and  Wohnung  dea  Erkrankten  sofortige 
Ueldung  zu  erstatten,  wenn  sie  einen  Kranken  beraten  oder  behandeln,  «elcher 
leidet  an : 


b.  fieberhaften  Erkrankungen  mit  Hantangschlag,  mit  DoTohfiUlen,  mit 
Bewußtseinstrübung  oder  mit  (Denickateiögkeit, 

c.  blutigen  Darmentleerangeu, 

d.  WocncnbetterkraDknDgen, 

e.  eitriger  Augenentzttndung. 

§  8.  Die  im  §  1  bezeichneten  Peraonen  aind  verpflichtet,  Bücher  nach 
anliegenden  Muster  zu  ffihren : 

Die  Bücher  müssen  dauerhaft  gebnnden,  sowie  mit  fortlanlenden  Seiten- 
zahlen Teraehen  nnd,  bevor  aio  in  Qebrauch  genommen  werden,  dem  Üedizinal- 
amte  zur  Prtkfnng  eingereicht  werden.  Sind  die  Bücher  vorschriftam lasig,  so 
genehmigt  das  Uedizinalamt  die  Verweudang,  nachdem  auf  dem  letzten  Blatte 
jedes  Boches  die  Zahl  der  Seiten  unter  Beidrflcknng  des  Amtssiegels  vermerkt  ist. 

Die  Eintragungen  b  die  Bücher  dürfen  nur  mit  Tinte  ausgeführt  werden, 
fiasuren  sind  unstatthaft;  auch  dürfen  Eintragungen  nicht  nnleserltch  ge- 
macht werden. 

I  4.  Oeffentliche  Anzeigen  von  nicht  approbierten  Personen,  welche 
■ich  mit  der  Ausübung  der  Heilkunde  befassen,  sind  verboten,  sofern  sie  Ober 
Vorbildung,  Befähignng  oder  Erfolge  dieser  Peraonen  zu  täuadien  geeignet 
sind  oder  prahleriache  Versprechen  enthalten. 

§  6.  Die  Öffentliche  Ankündigung  von  QegenBt&uden,  Vorrichtungen, 
Hethoden  oder  Mitteln,  welche  zur  Verhütung,  Linderung  oder  Heilung  von 
Krankheiten  bestimmt  sind,  ist  verboten,  wenn 

1.  den  Gegenständen,  Vorrichtongen,  Hethoden  oder  Mittel  besondere.  Über 
ihren  wahren  Wert  hinausgehende  Wirkungen  beigelegt  werden  oder  das 
Publikum  durch  die  Art  ihrer  Anpreisung  irregeführt  oder  belfistigt  wird, 
oder  wenn 

2.  die  Qegenatände,  Vorrichtnngen,  Methoden  oder  Mittel  ihrer  Beschaffen- 
heit nach  geeignet  sind,  Seanndheitsbcschädigongen  hervorzunifen. 

§  6.  Zuwlderhandlnngen  gegen  diese  Verordnung  werden,  sofern  nicht 
nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  höhere  Strafe  verwirkt 
Ist,  mit  Geldstrafe  bis  zu  160  Mark  oder  im  Falle  des  UnvermOgena  an 
deren  Stelle  mit  entsprechender  Haft  bestraft. 

g  7.    Diese  Verordnung  tritt  am  1.  Mai  1904  in  Kraft  y. 


,  welche,  ohne 
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Vor-  n.  Zuname, 
Stand,  Alter  n. 
Wohnort  der 
beratenen  oder 
behandelten 
Personen. 

Angabe  der 

in  Spalte  2 

bezeichneten 

Personen 

über  ihr 

Leiden. 

Bezeichnung 

der 

Krankheit, 

Getroffene 
Maßregeln. 

der  Behandlung, 

sowie  das  Datum 

einer  jeden 

KonsnlUtion. 

1. 

2. 

8. 
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Nr.  9.  1.  Mai.  1904. 

Rechtsprechung. 

IflehtrcrpfliektaBf  eines  Zeugen  :iur  Aiutlegnng  Ton  Kosten  b«)nfs 
BeMknffanK  elnn  intlielieB  IttesteB.  Beschluß  des  Beichsgerichts 
(VI.Z.-a)T0ra30.NoVBiiiber  1903.       (Juristische  Wochenschr.;  1904,  S.  6a) 

Der  BescbwerdefOhrer,  der  in  B.  wohnt,  war  zum  25.  Man  1903  gemäß 
eines  BeMblusaes  des  Haas.  0.'L.-Q.  geladen  worden,  vor  demselben  in  U.  als 
Zeuge  zu  eracbeineo,  war  aber  ausgeblieben  und  hatte  sieh  unter  Einsendung 
eines  angeblich  too  Dr.  L.  b  B.  aosgestellteo  ärstlichen  Attestes  mit  Krank- 
heit entsdtnldigt.  Dann  wurde  er  wiederum  zum  4.  November  1903  geladen, 
blieb  aber  anch  in  dieaem  Termine  ans,  indem  er  zu  seiner  Entschnldigang 
wieder  ein  angeblich  von  dem  Arzte  Dr.  L.  in  B.  am  3.  November  1903  aus- 
gestelltes Attest  einsandte,  in  welchem  gesagt  ist,  daß  B.  wegen  anbchroniacher 
Gelenk ojtzändnng  in  der  ständigen  ärztlichen  Behandlang  des  Ansstellcrs  fach 
befinde^  und  ihm  mit  BQcksicht  auf  den  herbstlichen  Witterungswechsel  und 
den  zeltweise  sich  erheblich  verschlimmernden  Gelenkbefnod  dringend  Schonung 
empfohlen  sei,  und  daß  er  sich  der  ärztlichen  Behandlung  zeitweise  nicht  ent- 
zienen  ksnne  und  körperliche  Anstrcngnngen  und  lange  anhaltendes  Sitzen 
vermeiden  müsse.  Das  B.-G.  erklärte  dnrch  Beschloß  vom  i.  November  ISQS 
den  behanptetcn  Entschul diguugsgnuiil  für  nicht  genügend  glaubhaft  gemacht 
und  forderte  den  Zengen  auf,  zur  Vermeidung  seiner  Bestramng  wegen  unent- 
schuldigten Ausbleibens  innerhalb  einer  Woche  das  Attest  eines  B.  er  Pbysikua 
Über  seinen  Gesundheitszustand  einzureicben,  aus  welchem  zu  ersehen  sei,  in 
welchem  MaSe  eine  Verhinderung  am  Erscheinen  im  Termine  bestanden  habe. 
Der  Zenxe  richtete  daraof  an  das  O.-L.-G.  die  briefliche  Anfrage,  anf  wessen 
Kosten  dos  Physikatsgnt achten  eingeholt  werden  solle,  da  er  «Ue  betretfenden 
Kosten  aus  seinen  Mitteln  nicht  erlegen  könne,  und  ihm  wurde  von  selten  des 
Vorsitzenden  geantwortet,  daß  diese  Kosten  von  ihm,  dem  Zeugen,  zu  tragen 
seien.  Der  Zeuge  schrieb  zurück,  daß  es  ihm  unmöglich  sei,  diese  Kosten  auf- 
wenden, ohne  seiner  Familie  dadurch  erhebliche  Entbehrungen  zd  verursachen. 
Darauf  ist  der  jetzt  angefochtene  Beschluß  des  O.-L.-G.  ergangen,  dnrch  wel- 
chen der  Zeuge  wegen  Nichterscheinens  im  Termine  zu  einer  Geldstrafe  von 
100  Hark,  eventnell  einer  Baftstrafe  von  14  Tagen,  sowie  in  die  dnrch  sein 
Ausbleiben  verursachten  Kosten  verarteilt  worden  ist.  Die  hiergegen  erhobene 
Bwcfawerde  erscheint  begründet.  Zwar  ist  das  &.-Q.  nicht  der  Ueinnng,  daß 
das  O.'L.-G.  sich  durch  das  beigebrachte  Attest  von  der  Entechuldbarkeit  des 
Ausbleibens  des  Zeugen  hätte  überzeugen  lassen  müssen;  aber  wenn  das  O.-L.-Q. 
diese  Deberzeugnng  nicht  zu  gewinnen  vermochte,  so  war  es  darum  noch  nicht 
berechtigt,  von  dem  Zeugen  die  Vorlegung  eines  auf  dessen  eigene  Kosten 
zu  erlangenden  Physikatsattestes  zu  fordern.  Freilich  ist  auch  gegen  den 
Versuch,  anf  diesem  Wege  eine  Aufklärung  zugunsten  des  Zeugen  kerbei- 
znfobren,  nichts  zu  erinnere ;  aber  wenn  der  Zeuge  ein  Attest,  wie  das  ver- 
langte innerhalb  der  ihm  gesetzten  Frist  nicht  einlieferte,  so  blieb  schließlich 
dem  0.-L.-G.  nichts  weiter  übrig,  als  von  Amts  wegen  die  Wahrheit  zu  er- 
mittebi.  Es  konnte  insbesondere  das  A.  G.  zu  B.  ersuchen,  die  daiflr  erheblichen 
FesbiteUwiKen  dnrch  einen  Phjsikoe  bewirken  zu  lassen,  and  wenn  der  Zenge 
etwa  seine  Mitwirkung  dabei  verweigert  hätte,  so  wäre  es  dann  ein  nahe- 
liegender Schluß  gewesen,  daß  seine  Entschuldigung  der  Begründung  entbehre. 
Da,  wenn  auf  irgend  einem  Wege  schließlich  dieses  Ergebnis  sich  heraus* 
gtatellt  hätte,  die  amtlich  aufgewendeten  Kosten  zu  den  von  dem  Zengen  nach 
I  880  Abg.  1  der  Z.-P.-O.  zu  ersetzenden  Kosten  gehCrt  haben  würden,  ver- 
stelü  sich  von  lelbit.    Das  Gesetz  weiß  aber  nichts  davon  (rergl.  S  381  Abs.  1 
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a.  ft.  0.),  daß  d«r  Zeuge  veipflichtet  w&re,  Bsinerseits  Kosten  aoBsnlegen,  nm 
seine  Xattsohuldigong  ([UnDhBft  zn  machen  ^  wobei  seine  Vermögenslage 
nbrigena  gam  gleichgtUtig  ist.       

Unanllsslgkelt  des  Fellhaltens  von  Es»,  omsim  cad  Est.  cluuuBavl 

ausserhalb  der  Apotheken.  Urteil  der  Strafkammei  des  EOnigL 
LandgerichtB  in  Kattowiti  Tom  7.März  1904  nebst  OntachteD 
des  EOnigL  ProTiDZial-Med.-SollegInmB  vom  18.  rebrnarl904. 

Der  Angeklagte  ist  auf  Grund  der  tataäcUichen  FeststeUimg,  dafi  ei 
als  Inhaber  eines  Drogengeschäfts  in  K.  bis  zum  19.  August  19(^  Zinunet- 
tinktor  nnd  Bittertinktnr,  beides  Tinkturen  im  Sinne  der  Nr.  S  des  Ver- 
zeichnisses A.  der  Kuserlichen  Verordnon^,  betreffend  den  Verkehr  mit 
Aj-zneimitteln  vom  27.  Janaar  1890,  als  Heilmittel  feilgeboten  and  wegen  Deber- 
trotong  des  §  867  Nr.  3  Str.-O.-B.  in  Verbindung  mit  3  1  der  gedachten  Kaiser- 
Uchen  Verordnung  zn  30  Uk.  Geldstrafe,  Im  UnTermQgeusf^e  zn  10  Tagen 
Haft  verurteilt  und  mit  den  Kosten  des  Verfahrens  belastet  worden. 

Durch  die  erneute  Beweisanfiiahme  ist  der  in  der  Vorentscheidung  fest- 
gestellte SacfaTerhalt  wiederum  erwiesen  und  der  erneuten  Entscheidung  zu 
Orunde  gelegt  worden. 

Dafi  die  vom  Angeklagten  feilgehaltenen  mit  .Essent.  dnnamomi*  und 
„Essent.  amara"  bezeichneten  fllkssigen  Aussöge  Tinkturen  Im  Sinne  der  Nr.  8 
des  Verzeichnisses  A  darstellen,  ist  durch  das  in  der  Han^trerhandlnng  rer- 
lesene  Qntachten  des  EOnigL  Modi  rinal  tollegioms  der  Provinz  Schlesien  vom 
la  Februar  1904>)  en^eaen. 


■)  Dan  Qutacfaten  lautet  wie  folgt: 

„In  der  Strafsache  wider  den  Drogeriebesitzer  Hermann  Fr.  in  K.  sendet 
der  Herr  Vorsitzende  der  6.  Strafkammer  des  Landgerichts  in  Benthen  O./S. 
an  das  Hedizinalkollegium  zwei  Flaschen,  enthaltend  je  100  gr  Tinctura 
(dnnamomi  und  Tinctura  amara,  die  aus  dem  DrogengescbÜte  des  Angeklsigten 
entnommen  sind  und  ersucht  am  ein  Qntachten  darfiber,  ob  die  Flttssigkeiten 
als  Essenzen  anzusehen  sind  oder  zu  den  Tinkturen  geboren,  welche  nach  g  1 
Verzeichnis  A8  der  Allerhöchsten  Verordnung  vom  22.  Obtober  1901  außer- 
halb der  Apotheken  zn  Heilzwecken  nicht  beigehalten  werden  dtlrfen.  Die 
Strafakten  sind  dem  Branchen  beigeftlgt.  Die  beiden  Flaschen  befinden  sich 
in  einem  mit  einem  Nagel  geschlossenen  nnd  mit  Schnnr  ftberbundenen  Zigarren- 
kiatohen  and  sind  mit  Watte  verpackt.  Sie  enthalten  nach  den  aatgeklebten 
Etiqaetten  100  gr  Tinctura  Cinnamomi  in  der  einen  und  100  gr  Tinctura  amara 
in  der  anderen  Masche.  Auf  den  Etiquetten  ist  vermerkt,  da  diese  Tinkturen 
am  18.  Januar  1904  aus  dem  DrogengeschUt  des  Herrn  Pr.  in  E.  entnommen 
sind.  Beide  Flaschen  sind  gnt  verkorkt,  der  Kork  ist  mit  Bindfaden  Ober- 
bonden, nnd  die  Enden  desselben  sind  mit  PapierverschlQasen  versehen,  welche 
das  Amtssiegel  des  EOnigL  Kreisarztes  fOr  den  Stadt-  and  Landkreis  E.  tragen. 

Die  mit  dem  Etiquett  Tinctura  Cinnamomi  versehene  Flasche  enthlUt 
100  gr  einer  klaren,  rotbraunen  Flüssigkeit  mit  sOßlich  gewflrahaftem,  etwas 
herbem  Qeschmacke  und  dem  charakteristischen  Aroma  der  Zimmetrinde.  Das 
spezifische  Qewicht  derselben  beträgt  0,910. 

Bei  dem  Abdampfen  von  50  gr  der  Flüssigkeit  verbleibt  ein  BOcfcstand, 
der  quantitativ  und  qualitativ  keine  Verschiedenheiten  von  der  gleichen  Menge 
einer  Tinktur  zeigt,  welche  ans  1  Teile  grobgepulverten  Zinunet  nnd  b  Teilen 
verdünnten  Weingeist,  also  nach  der  Vorschrift  des  Deatscheu  Arzneibuches 
dargestellt  ist.  Fremdartige  Bestandteile  sind  nicht  vorhanden,  nnd  kann  daher 
die  beanstandete  Flüssigkeit  nur  als  die  oäzielle  Tinctura  Cinnamomi  be- 
trachtet werden. 

Die  zweite  Flasche  mit  Tinctura  amara  bezeichnet,  enthilt  eine  etwas 
trObe,  grOnlichbraune  FlOssigkelt,  welche  aromatisch  riecht  nnd  einen  bitteren 
gewOnwen  Geschmack  hat. 

Inese  Tinktur  zeigt  ein  spezifisches  Gewicht  von  0,928  und  hlnterlifit 
bom  Verdampfen  im  Wasserbade  dn  deich  bitteres  Extrakt,  wie  die  Tinctura 
amara  des  Dentsohen  Armelbuches.  Die  Menge  des  Trockenrflckstaades  and 
dessen  Gehalt  an  organischen  Stoffen  fflhren  zu  dam  sicheren  SoUnsae,  daß 
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Daß  sie  aicbt  etwa  als  Genoß-  oder  Vorbeagoiig»-,  sondem  als  Heil- 
mittel, nbnlicli  als  Mittel  zu  Heilang  and  Lindenug  von  Btatangen  (Zimmet- 
tinktnr)  bezn.  von  Hagenkrankheiten  (Bittertinktnr)  feilgehalten  worden  sind, 
ist  aus  den  Tom  Torderricbter  hietfUr  angeftthrten,  zutreffenden  arUnden,  ins- 
tiesondere  aoi  Ornnd  der  Tatsache  angenommen  worden,  daQ  die  diese  Flüssig- 
keiten enthaltenden  Qefäße  im  Terkaofslokale  des  Angeklagten  in  einer  Reihe 
mit  genau  gleichartigen,  tQr  den  Kleinhandel  im  Brogengeschäfte  freigegebene 
Heilmittel  entlialtenden  Gefäßen  Kestanden  haben. 

Die  Tenuteilung  des  Angeklagten  anf  Omnd  der  oben  angeführten  Be- 
sümmougeti  ist  somit  gerechtfertigt. 

Die  Bemfiuig  war  deshalb  aaf  Kosten  des  Angektagton  zu  verwerten 
(§  606  St.-P.'0).') 


Meifizinal  -  Gesetzgebung. 

A.     KSnlfrelob   Pr«rajB«eii. 

ElBilehlBg  und  Küming  der  WartegeMer.  Bnnd-Erlaß  der  Mi- 
nister der  usw.  Medizinalangelegenheiten  Tom  9.  März  1901  — 
A.abO.  M.(A.)  —  ond  der  Finanzen  nnd  des  Innern  vom  27.  An  gast 
1908  —  Fin.-Min.  I.  10898,  M.  d.  I.  la  4480.  (B.)  —  an  sämtliche  Herren 
Begierongspräsidenten. 

Den  nachgeordneten  Behörden  lasse  ich  nachstehend  einen  Abdruck 
der  Bnndverfflgnng  der  Herren  Minister  der  Finanzen  and  des  Innern  vom 
27.  August  T.  X,  betreffend  die  Einziehung  und  KiLrznng  der  Wartegelder,  zur 
Kenntnisnahme  and  gleichm&Bigra  Beachtnng  zagehen. 

Dabei  wird  mit  bozag  aaf  den  Schloßsatz  dieses  Erlasses  bemerkt,  daB 
von  deitjenigen  Wartegeldemp fange ru,  welche  ihr  Wartegeld  aas  Kap.  62,  Tit  1 


das  vorliegende  Präparat  nach  der  für  die  offizielle  Tinctora  amara  gegebenen 
Vorschrift  bereitet  tst 

Die  Tr&bnne  der  Tinktor  entspricht  zwar  nicht  den  Anforderungen  des 
Arneibaches  fttr  das  Deutsche  Beich,  diese  übt  jedoch,  da  sie  nur  eine  Folge 
der  mangelhaften  Filtration  ist,  keinen  nennenswerten  Einfloß  auf  die  Znsammen- 
setzong  der  Tinktur  ans. 

Beide  Tinkturen  werden  sowohl  in  der  medizinischen,  wie  in  der  phar- 
mazeutischen Praxis  stets  als  Tinctara  Cinnamomi  nnd  Tinctora  amara  be- 
zeichnet nnd  sind  allein  anter  diesem  Namen  in  die  Preislisten  der  GroQ- 
drogisten  aufgenommen.  Synonyma  fttr  „Tinctnra"  sind  in  dem  Deutschen 
Arsneibuche  nicht  gegeben  und  enthält  das  demselben  angeschlossene  Ver- 
zeichnis der  sonst  noch  gebräuchlichen  Namen  für  Arzneimittel  nur  die  deutschen 
Beaeicluinngen :  Zimmettropfen  und  bittere  Tropfen  oder  bittere  Hagentropfen 
fttr  die  obigen  Tinkturen. 

Die  Signierung  von  Standflaschen,  welche  die  offizielle  Zimmet-  oder 
bittere  Tinktur  enthalten,  mit  Essentia  Cinnamomi  and  Essentia  amara  erachten 
wir  daher  nicht  fttr  znlässig. 

Wie  auf  Blatt  16  und  i2  der  Akten  bereits  aasgeftthrt,  werden  ab 
Bssenzen  konzentriertere  Auszüge  von  aromatischen  Stoffen  oder  destillierte 
beiw.  LQsungon  von  aetheriscben  Oelen  bezeichnet,  die  zum  Teil  als  Biech- 
mittel  Verwendung  finden,  zum  anderen  und  zirar  größeren  Teile  mit  Wasser 
oder  Wein  verdünnt  zu  GenuQzwecken  dienen.  Die  meisten  Essenzen  sind 
zudem  alkobolreicber  als  die  Tmkturen, 

Wir  geben  denmach  unser  Gutachten  dahin  ab :  die  übersandten  Flüssig' 
keilen  sind  als  Essenzen  nicht  anzoaehen,  sie  gehören  zu  den  Tinkturen,  die 
nach  g  1  Verzeichnis  A  8  der  AUerhüchsten  Verordnung  vom  22.  Oktober  1901 
ftls  Heilmittel  außerhalb  der  Apotheken  nicht  feilgehalten  oder  verkauft 
werden  dttjfen. 


*)  Durch  Destillation  hergestellte  Essenzen,  sog.  Destillate,  sind 
dagegen  nach  Urt^  des  KtlnigL  LandKerichts  I  zu  Berlin  vom  22.  Aug.  1906 
demveien  VeiktJir  überlassen,  z.  B.  Eienfong-Essenz.  ".-^.^ 
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des  SUatshanaholtB  -  Etats  beziehen,  nach  den  geltenden  BestimmangBn  im  Aa- 
echlnsse  an  die  oigentliche  Qtüttan^  zd  erkliren  ist: 

„Zagleich  versichere  irli  hierdurch,  d&fi  ich  in  dem  obigea  Zeiträume 
an  weiterem  Dieastoinkommen  iniolge  einer  Anstellnng  oder  Beachüfligiing 
im  Beichs-  oder  Staatsdienste  oder  in  einem  sonstigen  öffentlichen  Dienste 
(evenl.  , nichts")  zu  beziehen  oder  bezogen  habe." 

Im  Einverständnisse  mit  den  Herren  Ministem  der  Finanzen  und  des 
Innern  and  der  Königlichen  Ober-RechDnngskammer  bestimme  ich,  daB  die 
Quittungen  ttber  Wartegeld  ans  dem  Fonds  Kap.  126,  Tit.  18b  des  Staats- 
banshalts  -  Etats  —  Wartegelder  für  die  auf  Qmnd  des  §  16  des  Gesetzes, 
betreffend  die  Dienststell ong  des  Kreisarztes  usw.,  vom  16.  September  1899 
(0.  S.  S.  172)  znr  Verfügnng  gestellten  Medizin olbeamten  —  dem  Mnster  fOr 
die  Quittungen  ttber  Zahlungen  aus  dem  Fonds  Kap.  62,  Tit.  1  anzulassen  sind, 
daB  also  die  Empfänger  TOn  Zahlungen  aas  dem  Fonds  Kap.  126,  Tit.  18b  die 
vorstehend  bezeichnete  Erklärung  in  ihre  Quittungen  künftig  ebenfalls  mitauf- 
zunehmen  haben. 

B. 

Die  Ziffer  i  unseres  Bunderlasses  vom  6.  Februar  1881  (Uin.-Bl.  f. 
d.  ges.  inn.  Verw.  S.  77)  wird  dahin  abgeändert,  daß  unter  einem  Öffentlichen 
Amte,  bei  dessen  Uebe nähme  nach  der  AUerh Ochsten  Kabinetsordrc  vom 
U.  Juni  1848  (G.  S.  8. 153)  die  Einziehung  oder  Kflrzuug  der  Wartegelder  zu 
erfolgen  hat,  nur  ein  Amt  des  unmittelbaren  Staatsdienstes  oder  des  Beiche- 
dlenstes  zu  verstehen  ist.  —  Die  Vorschriften  des  g  29  des  Pensionsgesetzes 
vom  27.  März  1872  (O.  8.  8.  268)  über  den  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  die  Ein- 
ziehong,  Kürzung  oder  Wiederge Währung  einer  Pension  stattzufinden  hat,  sind 
auch  auf  die  Wartegelder  sinngemäQ  anzuwenden. 

Wir  weisen  dabei  darauf  hin,  daß  die  AUerhüchstc  Kabinetsordre  vom 
13.  Juli  18S9  (O.  8.  S.  286),  betreffend  die  Uebemahme  von  Nebenämtern  durch 
Staatsbeamte,  auch  auf  die  in  den  einstweiligen  Ruhestand  versetzten  Staats- 
beamten Anwendung  Sndet.  Auch  diese  bedürfen  zur  Uebemahme  eines  Nebeo' 
amtes  oder  einer  Nebenbeschäftigung,  mit  der  eine  fortlaufende  Bemuneration 
verbunden  ist,  der  ausdrücklichen  Genehmigung  der  betreffenden  Zentralb  eh  ürde, 
und  zwar  auch  dann,  wenn  es  sich  nicht  um  ein  Amt  des  unmittelbaren  Staats- 
dienstes oder  des  Reichsdienstes  handelt. 

Ew.  Hochwohlgeboren  wollen  daher  die  Ihnen  unterstellten,  Wartegelder 
zahlenden  Kassen  dahin  mit  Anweisung  versehen,  daß  sie  Ihnen  sofort  Anzeige 
zu  erstatten  haben,  sobald  ans  der  Quittung  über  das  Wartegeld  hervorgeht, 
daß  der  Empfänger  infolge  Uebemahme  eines  Amtes  oder  einer  Beschäftigung 
im  Beichs-  oder  Staatsdienste  oder  in  einem  sonstigen  Öffentlichen  Dienste  ein 
Einkommen  erlangt  hat,  and  zwar  auch  dann,  wenn  das  Wartegeld  nicht  ein- 
zuziehen oder  zu  kürzen  ist.  Ist  Ihnen  nicht  bekannt,  daß  die  Genelunignng 
der  Zentralbehörde  zur  Uebemahme  einer  solchen  Beschäftigung  erteilt  ist,  so 
ist  an  uus  zu  berichten. 

Das  Qnittungsfonnnlar  für  die  Wartegelder  ans  Kap.  62,  Tit.  1  des  Staats- 
haushalts -  Etats  behält  die  bisherige  Fassung. 


Vertretung  der  praktischen  Aente  durch  i^txdlerende  und  Kandt- 
diteu  der  Medizin,  AnielgepflIcht  der  letitereu  beim  Kretssnt.  Erlaß 
des  Ministers  der  us  w.  Mcdizinalangele^enheit en  ~  M.  Nr.  3612 
—  vom  26.  März  1904  an  die  Herren  Oberpräaidcnten  (I.)  sowie  Erlaß  an 
den  Herm  Regierungspräsidenten  in  Csln  (II.),  sämtlichen  Herren  Begicrungs- 
priatdenten  zur  Kenntnißnahme  mitgeteilt. 

Die  in  letzter  Zelt  gemachte  Wahrnehmung,  daß  praktische  Aerzte  in 
ihrer  Praxis  sich  vielfach  durch  Studiereode  und  Kandidaten  der  Medizb 
auf  kürzere  oder  längere  Zeit  vertreten  lassen,  cdbt  mir  Veranlassung, 
im  Anschlufi  an  den  Erlaß  vom  21.  April  1898  —  M.  3437  ~  erneut  aaf  das 
Bedenkliche  der  Zuziehung  von  dergleichen  nicht  approbierten  Vertretern  hin- 
zuweisen. Ein  solches  Verfahren  laßt  nicht  nur  die  gebotene  BQeksichtnahmc 
auf  die  berechtigten  Interessen  des  aratbedürftigcn  Publikums  vermissen,  son- 
dern erscheint  auch  geeignet,  sovohl  die  Stellang  nnd  das  Aasehen  des  Aerzte- 
standes  in  der  OeffenUichäeit  herabzusetzen,  als  auch  die  vertretenden  Personen 
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seibat  in  eine  bedenkliche  La^e  zd  bringen.  Deon  letztere  wurden  event.  ge- 
nOtigt  sein,  den  Beginn  dei  Ausübung  der  Heilkunde  in  Qemääheit  dea  ErUssea 
vom  28.  Juni  1902  gleich   den  Kurpniachern  bei  dem  Sreisarztc  anzomelden. 

Aach  wird  in  Frage  kommen,  ob  nicht  gegebenoatulls  nach  Maßgabe 
der  obwaltenden  Umstände  die  Herbeiführung  einer  ebreogerichtlicUen  Beatia- 
fang  des  aaftraggebenden  Arztes  angezeigt  sein  dürfte. 

Ew.  Ezz^cnz  ersuche  ich  ergebenst,  der  Aerztekammer  der  dortigen 
Provinz  von  vorstehendem  gefälligst  Kenntnis  zu  geben  und  sie  zn  ersuchen, 
aacb  ihrerseits  in  geeigneter  Weise  anf  die  Beseitigrang  des  HiBst&ndes  bin- 
znwirken. 

U. 

Ew.  Hochwoblgeboren  übersende  ich  anliegend  Abschrift  einer  an  die 
Oberpr&sidentea  gerichteten  Vertügong  vom  heutigen  Tage  mit  dem  ergebensten 
Bemerken,  daB  Studenten  und  Kandidaten  der  Medizin,  welche  ab  Vertreter 
von  Aerzten  die  Heilkunde  gegen  Entgelt  ansüben,  na.ch  der  Absiebt  des  Er- 
laases vom  28.  Joni  1902  —  M.  Nr.  16921  —  unter  die  Bestimmnng  des  §  1 
der  dortigen  Polizciverordnung  vom  14.  April  1903  (Amtsblatt  S.  167)  fallen 
und  sich  demgemäB  vor  dem  Beginn  der  Vertretung  bei  dem  Kreisärzte  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  anzumelden  haben.  Ich  ersuche,  die  Kreisärzte 
und  die  Polizeibehörden  zu  veranlassen,  die  Einhaltung  dieser  Vorschrift  sei- 
tens der  nicht  approbierten  Vertreter  besonders  zu  Uberwacben  und  bei  Ueber- 
tretnngen  die  Bestrafung  der  Schuldigen  herbeizuführen. 


Meldnng  der  Kandidaten  der  Medizin  au  den  im  FrUl(Jaltr  be- 
^nnenden  Iratlichen  PrKfnngeii.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Me- 
dizinalangelegenheiten vom  22.  März  1904  —  M.  804  —  an  sämt- 
Lche  Herren  üniversitäts  -  Kuratoren, 

Nach  g  21  der  Prüfungsordnung  für  Aerzte  vom  28.  Mai  1901  sind  für 
die  ärztliche  Prüfung  zwei  Prüfungsperioden  vorgesehen,  welche  Mitte  Oktober 
and  Mitte  März  beginnen.  Die  Zulassung  zur  Sommerprüfuug  bildet  daher 
nicht  mehr  —  wie  es  nach  g  4,  Abs.  3  der  Früfungsordniing  vom  2.  Jnnl  1883 
bisher  der  Fall  war  —  die  Ausnahme,  sondern  Sommer-  und  Winterprttfung 
sind  fortan  gleichgastellt. 

Unter  Aufhebung   des  Erlaases    vom   13.  Februar   1894   —  M.  1179  — 

rranche  ich  Ew. demgemäß  ergehenst,  gefälligst  den  Studierenden 

der  Medizin  an  der  dortigen  üniveraität  bekannt  zu  geben,  daß  künftig  die- 
jenigen Kandidaten,  welche  im  Frühjahr  in  die  ärztliche  Priifung  einzutreten 
gedenken,  ihr  Qesach  um  Zulassung  zur  Prüfung  direkt  an  mich  einzn- 
reichäi  haben. 

Die  medizinische  Fakultät  und  den  Vorsitzenden  der  ärztlichen  Prüfungs- 
kommission ersuche  ich  mit  entsprechender  Nachricht  zu  versehen. 

^jt  IbtresnoBg  von  TjphnakmBken  in  KrnnkensBsUltea.  Erlaß  des 
>tfinisteTa  der  usw.  Medizinatangelegenheiten  vom  88.  März 
1904  —  M.  Nr.  &700  U  I  —  an  den  H.  Rogierangs Präsidenten  zu  Aachen  und 
allen  anderen  H.  Regierungspräsidenten  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

In  Verfolg  des  Berichtes  vom  9.  November  v.  J.  ~  I.  Nr.  %078  — , 
betrelFend  die  Besichtigung  des  dortigen  st&dtischen  Mariahilf spitals,  habe  ich 
die  Königliche  Wissenschaftliche  Deputation  für  das  Medizinalwesen  zu  einem 
Gutachten  über  die  Absonderung  von  Typhugkranken  in  Krankenanstalten  ver- 
anlaßt. In  dem  nnterm  17.  Februar  d.  J.  erstatteten  Gutachten  kommt  die 
Wissenschaftliche  Deputation  zu  folgendem  Ergebnis : 

„Mach  dem  gegenwärtigen  Stande  der  wissenschaftlichen  Kenntnis  von 
der  Art  der  Verbreitung  des  üoterleibstjphus  and  nach  den  vorliegenden 
üblen  Erfahrongen  in  der  Hospitalpraxis  kann    es  nicht  mehr  als  zulässig  an- 

faehen  werden,  Typhuskranke  zusammen  mit  anderen  Patienten  in  dieselben 
rankenräuine  zu  legen.  Will  man  vielmehr  der  allerersten  Aofgabc,  welche 
hei  der  Unterbringung  von  Intektianskranken  zu  erfüllen  ist:  dieselben  für 
andere  Menschen  unschädlich  zu  machen,  vüllig  genüge  leisten,  so  ist  die  Iso- 
lierang  der  Tjpbnskranken  in  allen  Krankenhäusern  grundsätzlich  zu  fordern. 
Ein  Verfahren,  wobei  Typhöse  zwischen  anderweitig  Kranke  gelegt  werden, 
und  wobei  die  Desinfeld^ion  von  Stahl  und  Wäsche  a}s  hinreich^^  ^rap^tet 
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wild,  stellt  abrigena  im  Oeltangsbereiche  des  Ragnlatirs  vom  8.  Angnat  1885 
eisen  Baekschritt  dar." 

Indem  ich  den  Toratehenden  Aoalühningen   der  Deputation  beitrete,   er- 
suche Ew.  Hoch  wohl  geboren   ich  ergebenst,  in  Oem&ßheit  des  §  88  des  Begn- 
latiTS  vom  8.  AngDSt  1835  ^eßUiinl  d&ranf  zu  halten,    daß  in  den  Kranken- 
anstalten  des    dortigen  Bezuka    mieiall,    wo  geeignete  Bäome  zur  VerfQ|;tuig 
stehen,  Typhuskranke  von  den  ttbrigen  Kranken  durch  Unterbringung  in  diesen 
Blumen   abgesondert   werden.    Zugleich   ersuche  ich  ergebenat  darauf  hinsn- 
wirken,  dafl  Qberall  da.  wo  keine  derartigen  Bäume  vorhanden  sind,  dieselben 
in  geeigni  '  '  '  '    '      '  "  ■    •  .  ^.    .  . .         ....■.». 

werden, 
entgegen. 


Grundsltte  fBr  Vertrlge  nrfMken  0«neliiden  luw.  und  dem  Zentnl* 
Koinlt««  des  Preiuslsoben  LuideB-YerelMS  vom  Boten  Kreu,  betreSted 
die  ünteratBtnuig  bei Senehengefalir.  Bnnd-ErlaB  der  Minister  der 
usw.  MedizinalangelegenbeiteD  und  des  Innern  vom  11.  H&rz 
1904  -  SL  d.  ^.  A.  M.  Nr.  6877,  M.  d.  L  Ua  Nr.  21«  -  an  simtUcbe 
H.  BeneruDgspräsidenten. 

Unter  Bezagnahme  auf  die  von  mir,  dem  Minister  der  Hedisinal  •  Ange- 
legenheiten, vom  28.  Januar  und  8.  Juni  1902  —  K.  Nr.  18761  und  5996  — 
erlaBseaen  Verfügungen  übersenden  wir  in  der  Anlage  ergebenat  Abacbrift  eines 
neuen  Entwurfes  von  .Grundsätzen  ftlr  den  AbacbluB  eines  Ycrtrasea  zwischen 
den  Oemeinden  nnd  Ontsbezirkeu  des  Königreiches  Preußen  and  dem  Zentral- 
Komitee  des  FreaBiscben  Landesvereins  vom  Boten  Krenz,  betreffend  die  Vatefi 
Stützung  bei  Senchengefahr*  zur  gefälligen  Kenntnis nalune  und  mit  dem  Er- 
suchen, Sich  gefälligat  binnen  vier  Wochen  Ober  dieae  Orundaätze  gutachtlich 
zn  Sufiem.  wir  bemerken  noch,  daß  das  Zentral  -  Komitee  zugleich  bei  dem 
Herrn  Hiniater  der  OfTentlichen  Arbeiten  dahin  vorstellig  ^worden  ist,  daß  die 
ZD  entsendenden  Baracken  mit  Schnellzügen  gegen  die  einfachen  Frachtsätze 
befördert  werden  möchten. 

OmiidifttB« 

für  den  Abschluß  eines   Tertragea  zwiachen   den  Gemeinden 

und  Ontsbezirken  de;s^KOnigreichs  Preußen  nnd  demZentral- 

Komitee  des  Preußisclien  liandes-Tereins   vom  Boten  Kreuz, 

betreffend  die^ünterstützung  bei  Seuchengefahr. 

A.  Die  Oemeinden  ^oA  Ontabezirke. 

1.  Die  Gemeinden  and  die  geaetzUchen  Träger  der  Polizeilaat  in  den 
Gutsbesirken  verpflichten  aich,  jähruoh  einen  fortlaufenden  Beitrag  zu  leisten, 
welcher  nach  der  zur  Zeit  dea  Vertragaabschlnsses  vorhandenen  Seelenzahl  zu 
bemesaen  iat  (vergL  i). 

8.    Diese  Verpflichtung  wird  zunächst  auf  10  Jahre  übernommen. 

Die  Verpflichtongsbeschlüsse  sind  in  rechtlich  bindender  Form  zu  fassen 
and,  soweit  dies  mit  Bücksicht  auf  Zweck  nnd  10jährige  Daner  erforderlich 
sein  sollte,  mit  der  vorgeschriebenen  Genehmigimg  bezw.  Bestätigung  zu 
versehen. 

3.  Nach  Ablauf  von  10  Jahren  haben  sich  beide  Teile  unter  Berück- 
sichtigung der  Ergebnisae  and  Erfahrungen  in  der  Zwischenzeit  über  die  Forb> 
Setzung  des  Vertragsverhältnisses  schlüsaig  zu  machen. 

Die  jibrlichen  Beiträge  sind  festgesetzt  auf  6  Hark  für  jedes  Tausend 


der  Kop&tärke  (vergL  Schlaßeatz   zu  A 1)  mit  der  Einschräaicaiig,  daß  alle 

Gemeinaen  pp.  unter  SOO  Seelen  n      "  ' 

Tanzend  wira  alz  toU  angesehen. 


Gemeinden  pn.  anter  SOO  Seelen  nur   3  Mark   entrichten.    Jedes  angefangene 


Die  BiDxiehang  der  Beiträge  erfolgt  innerhalb  der  Kreisverbände 
dnrck  die  Kieiikommanaikaesen,  wekhe  ihicraeits  die  gesammelten  Summen 
JUiTlidi  bis  spiteatens an  die  Schatzmeisterkasse  des  Zentral- 
komitees, KOniglidie  Seehandlnngskarae  Berlin,  Harkgraf enstraßo  einza- 
senden  haben. 

Die  erste  IJafareszahlnng  ist  innerhalb  6  Honate  nach  Inkrafttreten  des 
Tertragea  sn  leisten  (vergL  fi,  4). 

6.    Kreisverbände  als  solche  können  den  Versicherungsvertrag  für  die 
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Utren  Kommnnklbeziikeii  uiEehSnfen  Gfimoindeii  und  Ontsbeziike  in  der  Wtäao 
abschlieBen,  d&fi  sie  —  die  Kreise  —  dem  Zentral  -  Komitee  gegenttb«r 
kllfliniffe  Tr&ger  der  aus  dem  Tersichernngaverhältsis  erwachaendeo  Reclite 
asd  Pfliuten  weiden.  Der  aUdann  von  dem  KreisTerbande  zn  entrichtende 
Jahresbötrag  »tzt  sich  ans  den  nach  A 1  zn  berechnenden  Beiträgen  der 
innerhalb  des  Kreises  zn  versichernden  Gemeinden  and  Gatsbezirke  ziuammen. 
Im  nbrigren  findet  der  Inhalt  der  „Grandsätze"  sinngem&fie  Anwendung. 

7.  Im  Falle  der  Ueberweisiing  von  Baracken  an  Gemeinden  nnd  Guta- 
besirke  haben  dieselben  die  Transport-,  Anfstellongs-  nnd  InstaodsetznnKs- 
koeten  der  Baracken  zu  tragen  bezw.  zd  erstatten. 

8.  Die  Oemebden  pji.  ttbernebmen  dnrch  das  getroffene  Cebereinkommen 
keinerlei  weitergehende  verbin dlichkeiten,  insbesondere  haben  sie  keinerlei 
Znscb&sse  aas  Anlafi  jeweiliger  besonders  hoher  Inanapmclinahme  des  Zentral- 
Komitees  in  einzelnen  Landesteilen  zn  entrichten. 

9.  Diejenigen  Gemeinden  pp.,  welche  in  das  Vertragsverhältnis  mit  dem 
Zentral -Komitee  nicht  eingetreten  sind,  bleiben  fOr  den  Fall  einer  Epidemie 
von  den  Vorteilen,  welche  das  Abkommen  bietet,  aosgeschlosaen  nnd  können 
erst  dann  in  das  Vertragsverhältnis  antgenommen  werden,  wenn  die  Seacbe 
amtlich  als  erloschen  erklärt  ist  (rergl.  anch  Nr.  10). 

10.  Während  des  Bestehens  einer  Senchengefahr  innerhalb  eines 
Kruses  kann  die  etwa  nachgesnchte  An fn ahme  von  zur  Zeil  noch  nicht  duich 
InfektiiMskraiikheitea  betroffenen  Gemeinden  pp.  dieses  Kreises  in  das  Ver- 
sichemngsverhiltnis  so  lange  versagt  werden,  bis  durch  das  Zeugnis  des  zustän- 
digen Kreisarztes  nachgewiesen  ist,  daß  eine  Senchengefahr  nicht  mehr  besteht. 

B.   Das  Zentral'Komitee. 

1.  Bas  Zentral -Komitee  verpflichtet  sich,  die  aus  den  j  ährlichen 
Beitragen  zn  beschaffenden  Baracken-Vorräte  beim  Ansbmch 
der  in  g  1  des  Beichsgesetzes  vom  80.  Juni  1900  angeftlhrten  Seuchen,  sowie 
Ton  Tn>hii9-,  Ruhr-  nnd  Orannlose- Epidemien  in  Friedenszeiten  oline  Ein- 
schränkung den  Gemeinden  und  Gutsbezirken  leihweise  in  dem  Umfange  su 
aberlassen,  als  der  inständige  Landrat  auf  Grand  eines  beigeftlgten  Zeugnisses 
des  Kreisarztes  es  fitr  erforderlich  erachtet. 

2.  Die  Anträge  auf  Ueberweiaune  der  Baracken  sind  an  den  Vorstand 
des  Ellständigen  Provinzialvereins  zu  richten,  welcher  sie  mit  seiner  AeuBerung 
versehen  dem  Zentral- Komitee  ftbersendet. 

3.  Die  Verpflichtung  zur  Barackenh  ergäbe  ruht  zn  gunsten  des  Heeres 
ftlr  den  Fall  eines  von  Deutschland  geführten  Krieges  vom  Tage  der  Mobil- 
machung an  bis  znm  Abschluß  der  Behandlung  der  in  den  Baracken  unterge- 
brachten Personen  des  Soldatenstandes  pp. 

Das  Zentral  -  Komitee  hat  das  Recht,  die  Baracken,  welche  sein  dauerndes 
Eigentum  bleiben,  im  Kriegsfall  zur  Unterbringung  der  Angehangen  des  Heeres 
von  den  sie  znr  Zeit  etwa  benutzenden  Gemeinden  und  Gutsbezirken  einzu- 
ziehen, wobei  indessen  Hirten  gegenüber  den  letzteren  nach  Möglichkeit  ver- 
mieden werden  a  ollen. 

i.  Der  Vertrag  tritt  mit  dem  Zeitpunkt  b  Wirksamkeit,  in  welchem 
30*/a  aller  Gemeinden  pp.  Preußens  ihren  Beitritt  erklärt  haben,  oder  ein 
Drittel  der  n  erwartenden  Ges&mtbeiträge  aller  Qememden  pp.  rechtsver- 
bindlich zugesagt  ist.  

Ermeierug  der  Bestände  an  Troeketueniiii  Ittr  die  ChoIeradlagnMe. 
Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Hedizinalangelegenheiten  vom 
IB.  März  1904  an  die  Herren  Direktoren  der  hygienischen  Unlversitäts- 
institate  in  Bonn,  Breslau,  QOttingen,  Greitswald,  Halle  a.  S-,  Kiel,  Königs- 
berg L  Fr.,  des  Instituts  fdr  Hygiene  und  experimentelle  Therapie  in  Marburg 
dnrch  die  Herren  Universitäts-Kuratoren. 

Da  nach  den  im  hiesigen  Institut  fttr  Infektionskrankheiten  angestellteti 
mnfaiigreichen  Untersuchungen  das  getrocknete  Cholerasemm  nur  etwa  zehn 
Monate  lang  seine  LOslichkeit  behält,  auch  die  Ägglutinine  in  demselben  bereits 
nach  senn  Monaten  abzunehmen  beginnen,  während  die  SakteriolTsine  sich 
zwar  Ubisei  halten,  aber  beim  Eintritt  der  UnlOslichkeit  des  Serums  gleichfalls 
nicht  meu  verwertbar  sind,  so  empflehlt  es  sich,  entsprechend  dem  vorschlage 
des  Direktors  des  Instituts  fOr  Infektionskrankheiten,  die  Besttnde  an  Trocken- 
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senim  fttr  die  ClioIeradi&Knose  ia  Zeiträomen  von  je  seclis  bis  neaa  Monaten 
zu  erneuern. 

Sw.  Hochnohlgeboren  setze  ich  bieiroD  im  AoschlaB  an  meinen  Erlaß 
vom  23.  Januar  t.  J.  ~  H.  10127  UI  ^  mit  dem  Hinzafflgen  in  Kenntnis, 
daß  ich  den  Direktor  des  Instituts  fltr  Infektionskranklieiton  angewiesen  habe, 
Ihnen  regetm^ig  aaf  Ersuchen  nenes  getrocknetes  Cbolerasemm  zuznaenden. 


Die  EnrlehtBDg  atusehl  legal  ich  sa  benutzender  SeblsohtbKiiBer.  Er- 
laß der  Minister  des  Handels  and  des  Innern  vom  30.  Januar 
1904  an  sämtliche  Herren  Regiernngd Präsidenten. 

Schon  Tor  Erlaß  des  OeseUes  ttber  die  Abänderung  des  Gesetzes,  be- 
treffend die  Errichtung  ausschließlich  zu  benutzender  Schlachthäuser,  vom 
29.  Hai  1902  (Gea.-S.  S.  162)  ist  der  Schlacbthauszwang  für  eine  Reihe  von 
Gegenden  eingeführt,  obwohl  das  Schlachthaus  nicht  im  Bezirke  der  Gemeinde 
belegen  war.  Diese  Ortsatatute  sind  bei  der  nicht  gleiclimäQigen  Rechtsprechnng 
des  Kamme rgeiichts  zum  Teil  für  gültig,  zum  Teil  für  angültig  erklärt  worden. 
Nachdem  das  Kammergericht  schließlich  in  ständiger  Rechtsprechung  die  Ein- 
fUhroDg  des  Schlacbthanszwanges  für  Qemeiaden,  in  deren  Qrtlidien  Bezirke 
das  Schlachthaas  nicht  belegen  ist,  tUr  onzulissig  and  so  lange  für  unwirksam 
erklärt  hat,  als  nicht  die  Landesgesetz gebune  von  der  ihr  durch  den  §  83, 
Abs.  2  der  Gew.-Ordn.  (R.-G.-BH  1900,  S.  871  erteilten  Befugnis  Gebrauch 
gemacht  habe,  so  ist  anzunehmen,  daß  alle  vor  dem  Inkrafttreten  des  Gesetzen 
Tom  29.  Hai  1903  erlassenen  Ortsstatute  ungflitig  sind,  ohne  Rücksicht  dar- 
auf, ob  sie  zufällig  Tom  Kammergerichte  oder  einem  anderen  nachgeordneten 
Oeiichte  für  gQltig  erkl&rt  worden  sind;  jedenfalls  muß  mit  der  HQglichkeii. 
gerechnet  werden,   daß  das  Kammergericht   solche  Ortsstatnten   für  nngtütig 

Die  Mitwirkung  der  Fleisch beachaoer  bei  SchlaehtTlehTerslehernngeii. 
Rnud'-ErlaB  der  Uinister  der  usw.  Medizinalangelegenheiten, 
der  Finanzen,  fUr  Landwirtschaft  und  für  Handel  d.  Gewerbe 
vom  22.  Februar  1904  an  sämtliche  Herren  Regiemngspräsidenten. 

Daß  die  Fleischbeschauer  Agenturen  von  Schlacht viehrersicherungen 
übernehmen,  kann  nicht  gestattet  werden  (g  11  der  Ausführungsbestimmongen  B). 
Dagegen  unterliegt  es  keinem  Bedenken,  wenn  die  FIcischbeschauer  bei  Schlacht- 
TtehYersicheruDfren  in  der  Weise  mitwirken,  daß  sie  Outachten  über  die  zu 
versichernden  Tiore,  sowie  Über  die  von  den  Versicherungsgesellschaften  zu 
ersetzenden  Schäden  abgeben.  Die  Vergütung  hierfür  darf  jedoch  weder  in 
einem  Anteil  an  der  Pigimie  oder  an  der  Versicherungssumme,  noch  in  einer 
sonstigen  Beteiligung  an  den  finanziellen  Ergebnissen  der  V ersieh erungsgeaell- 
schalten  bestehen.  Die  Entlohnung  darl  vielmehr  nnr  nach  festen  Sätzen  ftlr 
Jede  Begntachtung,  jede  Bescheinigung  usw.  erfolgen,  oder  in  einer  festen  Ver- 
gütung für  einen  hestinunten  Zeitabschnitt  besteben. 

Erglnnug  der  Terordnung,  betreffend  Gebühreii  fOr  intllehe  IHeiut. 
letstugen  bei  BebOrden.  Erlaß  der  Staatsministerien  der  .Tustiz, 
des  Innern    und   der  Finanzen  vom  22.  Febrnar  1904. 

Auf  Qnutd  dos  §  2,  Abs.  2  der  E.  Verordnung  vom  17.  November  1902, 
Gebühren  für  intlicbe  Dienstleistungen  bei  Behörden  betreffend,  wird  bestimmt, 
d&fl  für  Amtsärzte,  wenn  sie  infolge  einer  gerichtlichen  Vorladung  als  Sach- 
verständige gezwungen  sind,  über  Nacht  auOerhalb  ihres  Wohnsitzes  in  ver- 
weilen, oder  wenn  sie  außerhalb  ihres  Wohnsitzes  eine  LeichenOlInnng  auf 
geriebtliebc  Anordnung  vorzunehmen  haben,  das  nach  den  §§  2,  Abs.  1,  6  und 
Ib,  Abs.  2  der  Verordnung  zu  gewährende  Tagegeld  auf  SO  Mark  festgestellt 
werden  kann. 

Verantwortl.  Redakteur;  Dr.Rapmund,  Reg.- n.  Geh.  Med. -Rat  in  Minden  i.W. 

i.  C  C.  Bnui%  Hvui^  Bleha  O.  F,  8ab.-L.  Horbsobdmak««!  In  MtmlMi    -    A  '  ^ 


Reclitspreclnmgf  md  Medizmal- 
Gresetzgebimg. 

Beilage  zur  Zeltsobrlffc  ffir  Medizinal -Beamte. 
Nr.  10.  15.  Mai.  1904. 


X. 


Reclit^rechung. 

^ssiateat"  als  arztlhn  lieh  er  Titel.     Urteil  des  BeichsgerictitB 

i.  Jaonar  1903. 

Wenn  der  Angeklagte  zur  BegrQndung  der  Bevision  geltend  miicht,  in 
der  Bezcichniing  „AsaisteDt  des  weltberQhmten  Direktors  Dr.  med.  L."  sei  die 
BeilegiiDg  eines  arKtäbnlichen  Titels,  welcher  geeignet  sei,  den  Glauben  za 
erwecken,  als  aei  Angeklagter  eine  staatlich  geprüfte  Medizinalperaon,  zq  Un- 
recht gefunden  norden,  so  setzt  sich  diese  Ansführung  in  Widersprach  mit  der 
anf  tatsächlichen!  Qebiet  liegenden  Auslegung,  wel^e  die  Tom  Angeklagten 
gewählte  Bezeichnung  In  dem  angefochtenen  Urteil  gefunden  hat.  Unter 
Assiatent  versteht  man,  wie  das  Urteil  ausfuhrt,  allgemein  jtingere,  staatlich 
approbierte  Aerzte,  die  sich  Im  Interesse  ihrer  Anabildung  oder  ihres  künftigen 
Fortkommens  bei  Listitntea  berohmter  Aerzte  nnd  Professoren  oder  an  grCBeren 
Krankcnhänsem  anstellen  lassen.  Diesen  allgemeinen  Sinn  —  das  ergibt  der 
Zusammenhang  des  angefochtenen  Urteils  —  habe  auch  der  Angeklagte  mit 
der  Bezeichnung  „früherer  Assistent  des  weltberllhmten  Dr.  med.  L."  verbinden 
wollen  und  verbunden  und  damit  sich  einen  dem  Arzt  ähnlichen  Titel  beigelegt, 
durch  welchen  der  Glaube  erweckt  wnrde  und  erweckt  werden  sollte,  der  In- 
haber  desselben  sei  eine  geprüfte  Uedizinalperson.  Für  die  Annahme,  daß  der 
Angeklagte  sich  strafbar  gemacht  habe,  auch  wenn  er  gegenwärtig  den  arzt- 
ähuichen  Titel  sich  nicht  mehr  beilege,  sondern  nur  auf  die  Vergangenheit 
hinweise,  in  welcher  er  diesen  Titel  geführt  habe,  bietet  der  Inhalt  des  Urteils 
keinen  Anhalt.  Nach  dem  Urteil  bt  vielmehr  die  Anffassong  begrtlndet,  daS 
der  Augeklagte  sich  den  arzt&hnlichon  Titel  noch  gegenwärtig  beilege  und  nur 
mm  Zweck  des  Hinweises  auf  den  Srwerb  dieses  Titels  seine  Vergangenheit 
,ala  früherer  Assistnt  etc.*  in  bezug  nehme. 

DebermiMtge  BeUstlgnag  dnreh  KflehengerBelie.  Urteil  des 
Eeichagerichts  (IIL  Z.-S.)  vom  24.  Februar  1904. 

Die  Partelen  sind  Eüentümer  benachbarter  Häuser  in  einem  Badeorte. 
Der  Kl.  erachtet  sich  darch  die  ans  den  Süchenfonstem  des  BekL,  der  ein 
Hotel  betreiht,  aosstrOmenden  Euch engerll che  und  Dünste  über  das  Maß  des 
Erträglichen  belästigt  und  in  der  Benutzang  seines  Eanses  wcsentUch  bedn- 
trächtigt  Das  B.'Q.  hat  den  Bekl.  verurteilt,  Einrichtungen  zu  treffen,  welche 
das  Eindringen  des  durch  den  Küchenbetrieb  des  Bekl-  verursachten  Dnnstes 
und  Geruches  anf  ein  erträgliches  HaB  herabsetzen  und  sich  fernerhin  aller 
dieses  Hafi  überschreitender  Beeiaträchtignngen  bei  Vermeidung  einer  Geld- 
strafe von  60  Mark  für  Jeden  Fall  der  Zuwiderhandlung  zn  enthalten,  andi 
den  KL  allen  seit  Erhebung  der  Klage  entstandenen  und  nodi  entstellenden 
Schaden  zu  ersetzen.  Die  Revision  des  BekL  wird  zurück  gewiesen.  .  .  .  Das 
B.  Q.  stellt  auf  Orund  umfassender  Beweiserhebung  fest,  daß  die  aus  der  be- 
kl^tischen  Küche  aasstrOmenden  und  in  das  klägerische  Haus  eindringenden 
Dünste  und  Gerüche  das  Haß  des  Erträglichen  Obersteigen  und  den  KL  In  der 
Benntsnng  seines  Eigentums  wesentlich  beeinträchtigen.  Es  stellt  ebe 
dauernde  übermäßige  Beeinträchtigung  des  Kl.  fest,  so wolil  durch  den  gewOhn- 
licheo,  ordnungsmäßigen,  als  aach  durch  den  ordnungswidrigen  Betrieb  der 
KQdie.  Weiter  erblickt  es  die  Beeinträchtigung  des  KL  überhaupt  nicht  in 
dem  Betriebe  der  Küche,  sondern  in  deren  Anlage,  dnrch  welche  die  beim 
Kochen  —  sei  es  nun  beim  ordnungsmäßigen  oder  ordnungswidrigen  —  ent- 
steheaden  Gerüche  nnd  Dünste  gegen  das  klägerische  Anwesen  ausstrSmen  und 
in  dieses  eiodrtngen,  was  durch  Anbringen  zweckentsprechender  Elnrlcbtniig« 

'■     '   c^'" 


znpten 
UcEe  ^ 


liO  BacTrtq>rechiiTis  und  Hedisinal  -  Oflsetzgebung. 

der  BekL  hätte  verhindern  kOnnen.  Der  letztere  erscheint  hiernach,  gleich- 
Kttltig  auf  welche  Ursache  die  DflnaCe  znifickzuf Uhren  sind,  als  StÜTOi  des 
kl&gerischen  Eigentums,  weil  ei  diese  £intichtnngen  unterlassen  bat.  Es  ist 
ihm  hiemach  mit  Recht  die  Anbringung  der  Einrichtungen  autgegeheo  and 
kommt  es  darauf,  ob  er  für  den  ordnnngs widrigen  Betrieb  persänlich  verant- 
wortlich ist,  nicht  an.  Die  beklagtische  Revision  macht  geltend,  daß  das  B.  0. 
bei  seiner  Feststellong  übermäßiger  Belästignng  das  subjektive  Empfinden  der 
in  Bad  N.  sich  aufhaltenden  Kranken  beiückaicntigt  habe,  während  es  nui  auf 
die  objektive  Belästigung  ankommen  künne.  Allein  letzteres  hat  das  B.  0. 
Rieht  verkannt.  Es  stellt  fest,  daß  nach  den  Verhältnissen  des  besonderen 
Falles  eine  übermäßige  Beeinträchtigung  vorliege,  weil  die  Verwertung  der 
Orandstäcke  in  der  Lage  des  klägerischen  Hauses  in  Bad  N.  durch  Vermietung 
an  Kurgäste  die  üblicHe  und  diese  durch  den  klägerischen  Küchcngeruch  be- 
einträchtigt werde.  Es  sind  das  objektive  Verhältnisse,  insbesondere  nimmt 
das  B.  Q.  nicht  etwa  Bäcksicht  auf  das  subjektive  Empfinden  des  Kl.  and  eine 
persünliche  Liebhaberei  desselben  rücksichtÜch  der  Verwertung  seines  Hauses. 
FQr  die  Frage  der  Vermietbarkeit  an  Kurgäste  kommt  aber  selbstredend  in 
Betracht,  daß  diese  als  Kranke  nnd  Erb olungs bedürftige  für  Qeräche  empfind- 
licher sind  als  andere.  Uebrigens  hat  das  B.  O.  soine  Feststellung  auch  nicht 
auf  das  Zeugnis  dieser  Kurgäste  allein  geatutzC.  Die  von  der  Revision  gleich- 
falls angefochtene  Zurückweisung  der  Einrede,  daß  die  Verbreitung  von  Kttchen- 
geiüchen  m  dem  behaupteten  Umfange  bei  OnindstUckos  dieser  Lage  in  Bad 
N.  gewöhnlich  sei,  beruht  auf  der  gegenteiligen  tatsächüchen  Feststetlung,  es 
sei  .klar  und  erwiesen ,  daß  in  einer  so  günstigen  nnd  von  Kurgästen  bovoi- 
Eten  Lage  derartige  Ktichengerüche  keineswegs  so  hänflge  nnd  allgewohn- 
Ee  Vorkommnisse  seien,  daß  die  Bewohner  jener  Gegend  sie  nicht  als  Be- 
lästigung empfinden".  Diese  Feststellung  trägt  die  Entscheidung  und  kommt 
es  auf  die  zusätzlich  angeregte  Zweifelsfrage,  ob  es  in  Bad  N.  tlberhaupt  Orts- 
teile  gebe,  hei  denen  besondere  Örtliche  Verhältnisse  im  Sinne  des  g  906  des 
B.  G.  B.  obwalten,  deren  Beantwortung  die  Revision  hauptsächlich  bekämpft, 
gar  nicht  an.  

Die  Seoehnlgnng  icnm  Handel  mit  Ginen  ktnn  (In  Barem)  aetaOB 
iaata  verugt  wer4en,  wenn  der  Qeraehatellw  den  Hachweig  seiner  Znver- 
UaalfkeU  aiclLt  in  erbringen  vermag.  Entscheidung  des  Bareriscben 
Veiwaltun^s-Gerichtshofs  (2.  Sen.)  vom  14.  Oktobei  1908. 

.  .  .  Die  Frage,  ob  der  BeschwerdeftUirer  die  erlordeiliche  Zuverlässig- 
keit zu  dem  von  ihm  beabsichtigten  Qenerbebotrieb  dargetan  hat,  ist  eine  nach 
verwallongs richterlichem  Ermessen  zu  beurteilende  Tatfrage  and  deshalb  in 
letzter  Instanz  vom  E.  Verwaltungsgerichtshot  zu  entscheiden.  In  dieser  Be- 
ziehung fällt  zunächst  ins  Auge,  daS  einem  Oesuchsteliei  in  bezng  auf  den 
TAU  ihm  beabsichtigten  Handel  mit  Giftstoffen  nicht  wie  bei  anderen  Gewerbe- 
beirieben,  z.  B.  bei  Gewerbebetrieben  nach  §  30,  52,  Abs.  2,  33,  Ii3a,  84,  Abs.  1, 
36  usw.  der  Oew.-Ordn.,  die  Erlaubnis  nur  dann  versagt  werden  kann,  wenn 
ihm  Tatsachen  nachgewiesen  werden,  welche  seine  Unzuvorlässigkeit  in  beiug 
auf  den  betreffenden  Gewerbebetrieb  dartun,  sondern  überhaupt  nni  dann 
oitcUt  werden  darf,  wenn  er  selbst  den  Nachweis  seiner  Zuverlässigkeit  zum 
Gilthaod^  erbracht  hat.  Es  folgt  daraus,  daß,  wenn  es  einem  Oesuehsteller 
nicht  gelingt,  seine  Zuverlässigkeit  unzweifelhaft  darzutun,  wenn  vielmehr 
gagea  seine  Zuverlässigkeit  noch  erhebliche  Bedenken  bestehen,  sein  Cksuch 
uiuweiaen  ist. 

Im  vorliegenden  Fall  hat  nun  der  BeschwordefUhrei  aaine  Zuverlässig- 
keit in  bezog  auj  den  Handel  mit  QiftitofTen  nichts  weniger  als  unzweifelbait 
dargetan. 

Dl«  Unterstfltinngspllleht  der  KrankenkuMn  besckrlnkt  sieh  nnf 
du  N«twendlgei  sie  sind  daher  nicht  verpflichtet,  die  Kosten  von  Bmel^ 
«peratlonejn  in  tragen,  welche  nicht  subedlnft  geketen  ersebelneu.  Ent- 
acheidnng  des  Bayerisohen  Verwaltnngs-Qericbtshofs  (8.  Sen.) 
vom  26.  Oktober  1908. 

äebon  aus  der  namentlichen  Anfubriug  der  Bruchbänder  im  Qesetu  als 
stdeher  HeitBiittel,  die  inr  freien  Kui  zählen,  aaeh  dem  KomBÜsaionsbeiichte 
zur  Sicherung  des  Erfolges  der  Kur  notwendig  und  daher  im  Bedarfsfälle  stets 
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m  geträkrea  ataid,  rechtfertigt  sich  die  Ajiaakme,  dafl  die  Beniitiuig  einea  so 
oft  lud  wirkMU  rerweiideteii  Heibutteb  (des  Brachbaades)  weaigstesi  in  dw 
Begel  als  eiie  genagende  Hilfe  gegen  gewöhnliche  BradUdden  betmcUat 
werdeo  sollte.  Ana  dem  0«a^teD  folgt  aber  weiter,  daß  dem  VerBicbeitw 
siebt  das  bedingaagaloBe  Recht  eiDgeräaint  sein  sollte,  die  Benutzung  aiasa 
Bmchbaodea  oder  die  Operation  zu  wählen,  d.  h.  otuie  Bäcksicht  auf  die 
grfiißeren  Koetea  die  iateusiyere,  radikalere  Heilmethode  zn  verlaiig^,  da8 
wiAlmahr  aach  hier  sich  aaf  das  nnbediagt  Notwendige  za  beediränken  ist 

luL  Torliegenden  Falle  kOonte  daher  nar  dann  eine  genügende  gesetzliche 
Daterlsfie  fflr  die  Verpflichtoug  der  Ortskrankenkasse  zur  TragoBg  der  frag- 
ücbeo  OperatioDskosten  gegeben  sein,  wenn  die  unbedingte  Netwendigk<it  der 
Brocboperation  bei  Seh.  im  Zeitpunkte  seiner  KrankenhaDsanlDalimB  anfiet 
Zweifel  stünde. 

Allein  schon  das  von  Oberarzte  des  Krankenhauses  abgegebene  Qiit- 
achten  äußert  sich  dahin,  daß  das  Vorhandensein  eines  Leistenbroches  eine 
Operation  immer  ritlich  erscheinen  lasse,  fügt  jedoch  sofort  und  ansdrtkckück 
bei,  daS  bei  ScL  dne  unbedingte  Notwendigkeit  zur  Operation,  wie  dies  beim 
Auftreten  von  Eiuklemmungserscheiniugen  der  Fall  gewesen  w&re,  nicht  vor- 
gelegen sei,  und  dos  spätere  Gutachten  desselben  3achTerstiindi^[en  spricht 
gleiuifalls  nsr  davon,  daä  eine  genügende  .Indikation  zur  Operation",  nicht 
aber,  dsfi  ane  unbedingte  Notwendigkeit  fUr  die  Vornahme  der  Operatioa  be- 
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A'  Deiit«olke«  Beloh. 

DatentUuBflg   bedUrftlger  Luigeakruiker  4nreh  die  i 

Baadschreiben  des  Beicbskanzlors  vom  5.  April  1904  an  staat- 
liche Bandes  regierimgen. 

In  dem  Sample  gegen  die  Tuberkulose  spielt  seit  einigen  Jahren  die 
HriJatättwibehandl ung  der  Lungenkranken  eine  wichtige  Rolle.  Die  Anwendung 
dieses  Mittels  hat  durch  eine  unterm  19.  Oktober  IdOl  ergangene  Entseheldang 
des  Bundesamts  fitr  das  Heimatwesen  wesentliche  Förderung  erfahren,  u 
dieser  Entscheidung  ist  ausge»irochen  werden,  daß  die  Unterbringung  in  eine 
HeilÄätte  dann  mit  zn  den  pflichtmäßigen  Aufgaben  der  Offentlicbea  Armen- 
pflege ^hSrt  und  somit  die  Erstattung  der  hierfür  aufgewendeten  Kosten  von 
dem  endgttltig  verpflichteten  Armenverbande  verlangt  werden  kann,  wenn  eine 
solche  Unterbringung  nach  ärztlichem  Outachten  das  einzige,  einen  wesentlichen 
H^eitolg  verheißende  Mittel  bildet. 

Trotzdem  scheitert  zuweilen  die  Verbringang  in  eine  HeUatätte  an  dem 
Cmstande,  daß  der  Kranke  es  vermeiden  will,  die  Öffentliche  Armentiflege  in 
Anspruch  zu  nehmen,  zumal  der  Bezug  von  Armennnterstütznng  hetanntlich 
gewisse  Nachteile  öffentlich  -  rechtlichen  Charakters  (Verlust  der  Wahlberechti- 
ffnng  und  Wahlf&higkeit  usw.)  zar  Folge  hat.  Um  diesen  Schwierigkeiten  zn 
Degegnen,  haken  sich  neuerdings  verschiedene  große  Stadtgemeinden  dazu  ent- 
schlossen, für  die  Ünterbringang  bedürftiger  Lungenkranker  in  Heilstätten  in 
mtiglichst  weitgehendeiQ  Uaße  Stiftungsgeldei  venügbar  zu  machen.  'Wo  dies 
nungels  geeigneter  Stiftungen  nicht  zu  ermöglichen  ist,  würde  es  im  Interesse 
einer  wirksamen  Bekämpfung  der  verheerenden  Volkskrankheit  vom  größtem 
Werte  sein,  wenn  seitens  Gemeinden  oder  weiterer  kommunaler  Verbände  zu 
dem  angegebenen  Zweck  besondere  Fonds,  deren  Verwendung  für  Unterbringung 
Lungei^raiiker  in  Heilstätten  nicht  das  Uerkmal  der  Armennnt erStützung  an 
sieh  tragen  würde,  flüssig  gemacht  werden  mSchten. 

Bei  der  hohen  Bedeutung  dieser  Frage  habe  ich  nicht  unterlassen  [wollen, 
tie  Aufmerksamkeit  auf  dieselbe  zu  lenken  und  der  gefälligen  Erwägung  anheim* 
ngeben,  ob  es  sich  nicht  empfehlen  möchte,  bei  den  dorticen  in  Betracht  kom- 
meiden  Kreisen  die  Ergreifung  gleichartiger  Maßnahmen  in  Anregung  zn  bringen. 


^, 


Zvzlehwig  vtm  SaekTerstitndigen  In  EHtmflndlgoiiKSBacheB.  Erlaß 
JostizministeTB  vom  2L  März  1904  —  Nr  I.  1756  —  an  den 
Hsrm  Kaiametgeriobtspr&sidentea  nsd  sämtliche  Herre«  Oberland etgericht»« 
prindMten. 


Bodtaprachuig  nnd  Mcdirii»!  -  Oa—Ugabwig- 

lUseBune  V«rfOgiug  vom  1.  Oktober  1908  (Jiut.-Mm.-BL  S.  846, 
I  dfthii  TenUnd«  müden,  dmfi  dadurch,  luter  Abüderang  froherer 
AMidnaBsen,  die  ZoziehiiBg  des  Loten  »dar  times  Antes  der  IrrenmutKlt,  ü 
der  aicli  der  za  EntmOndi^nde  beladet,  ftb  Skchreratindiger  h»be  ooterngt 
werden  sollea.  Omns  nbgisehen  d^yon,  daS  eine  sok^  Anotdnong  im  Ver- 
wnltoagawege  gar  nicht  getroffen  werden  konnte,  nad  dafi  die  Allgemeine  Ver- 
ftgong  der  Gerichte  nnr  «if  die  ans  dem  Oee^xe  sich  ergebende  Rechtslage 
u&ierkBnD  machen  sollte,  wird  bei  jener  Äofiasanng  Bbersehea,  daB  nach  dem 
in  der  AUgemetaai  VerfOgnng  wiederg^ebenen  §  MH,  Abs.  2  der  Zivilproiefi- 
ordanng  der  Ldter  einer  Anstalt  dann  zugezogen  werden  kann,  wenn  beäondere 
ümatiade  es  erfordern. 

Solehe  besonderen  Umst&nde  werden  bei  den  Leitera  und  Aerzten  solcher 
Anstalten  hiaflg  rorliegen.  Sie  kSnaen  sowohl  in  der  besonderen  pajchiatri- 
sches  Ansbildnog,  die  umeotlich  bti  den  AffentlickeD  Anstalten  mit  Ücksicht 
anf  die  bei  ihrer  Answahl  geftbte  Sorgfalt  TOraassosetsen  ist,  als  in  der  dnrcb 
ihre  Titickoit  erlangten  großen  £rfahjnag  beruhen,  vor  allem  aber  darin  be- 
stehen, £16  die  in  Bede  stehendui  Aerste  bei  der  Behandlung  des  Kranken 
▼iet  etDgehendere  Wahmebmnngen  zu  machen  in  der  Lage  sind,  als  ein  anderer 
nor  au  Besnche  beschränkter  SachTeratändiger. 

Es  wird  sich  empfehlen,  die  Amtsgerichte  darauf  hinzuweisen,  daß  sie 

SBeigDetenfaUs    üese  Erwägungen    bei   der  Auswahl   der  Sachverständigen   in 
etracht  ziehen.    Zu  diesem  Zwecke  sind  ....  Drackexemplare  dieser  Bnad- 
Terfflgung  hier  angeschlossen. 

AKMteUug  Ten  nBÜlehen,  nu-  Torlag«  bei  MiliUrbebCiden  ba- 
fltlMKtem  Attesten  anf  Branchen  tob  PrlTntpenonei.  Erlaß  des  Mi- 
niatersder   usw.   Hedizinalangelegenheiten  vom  8.  April  1901 

—  TL  Nr.  b86  —  an  den  Herrn  BegierungsprSsidenten  lu  N.,  sämtlichen  anderen 
Herren  Begiemngspr&sidenten  zur  Kenntuisoahme  mitgeteilt. 

Nenerdings  sind  wieder  einige  FäUe  zu  meiner  EenntnU  gelangt,  in 
denen  Kreisärzte  entgegen  der  Vorschrift  des  Erlasses  Tom  4.  November  1878 

—  H.  4647  —  an  Privatpersonen  auf  deren  Ansuchen  amtliche,  zur  Vorlage 
bei  Hilitärbehflrden  bestimmte  Atteste  erteilt  haben.  Ich  nehme  hieraas  Ver- 
anlassung, Ew.  Hochwohlgeboren  zu  ersuchen,  den  Medizin albeamten  die  Be- 
achtung jenes  Erlasses  anter  Hinweis  auf  die  g§  23  and  116  der  Dienstanwösong 
für  die  Kreisärzte  erneut  zur  Pflicht  zu  mkcben. 


Tragiug  der  Hosten  für  die  tob  olnea  Krolaant  TorgenoHMone 
BevlitoBjelner SaMBelnolkerel.  Erlaß  desMinistera  derusw.  Medi- 
zinalangelegenheiten vom  26. Harz  1904  — H.  4630  —  an  den  Herrn 
Begieningspr&sidenten  in  Stettin  ood  sämtlichen  anderen  Herren  Begiemnga- 
priaidentcn  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

Es  haben  sieb  ia  der  Praxis  Zweifel  darüber  ergeben,  wem  die  Kosten 
einer  von  einem  Kreisärzte  ohne  besonderen  Anftrag  der  OrtspoIiEeibehOrde 
Torgenonuneoen  ReTiaion  einer  SunmelmoUierei  (g  79  der  Dienstanweiating  fnr 
die  Kreisärzte)  zur  Last  fallen.  Zur  Beseitigung  dieser  Zweifel  bemerke  ich 
im  Einverständnisse  der  Herren  Hinister  dc^  Iimem,  der  Finanzen  and  für 
Landwirtschaft,  Domänen  and  Forsten,  daß  die  Beaofaiehtignng  des  Verkehrs 
mit  Milch  und  im  Znaammenbange  hiermit  auch  die  Revision  von  Sammel- 
molkereien  den  Kreisärzten  aas  Gründen  ortspolizeilicher  Natur  Sbertragen 
ist,  und  daß  deshalb  auch  die  faierdorch  entstehenden  Kosten  von  den  zur 
Tragang  von  Ortspolizeikosten  Verpflichteten  zu  bestreiten  sind.  Wenn  auch 
die  Träger  der  Urtapolizeikosten  zur  Zahlung  der  Vergütung  für  Dienstreisen 
der  Kreisärzte  im  allgemeinen  nor  dann  fQr  verpflichtet  erachtet  werden  kOnnen, 
wenn  die  Verrichtung  auf  Ersuchen  der  OrtspolizeibefaOrdc  erfolgt  oder  bei 
Gefahr  im  Verzuge  darch  die  Aufsichtsbehörde  angeordnet  ist,  so  erleidet  doch 
diese  Regel  dann  ebe  Ansuahme,  wenn  es  sich  um  solche  ortspolizeiliche  Ver- 
richtungen handelt,  welche  den  Kreisärzten  durch  Gesetz  oder  Dienstrorschrift 
auch  onäbhingig  tob  besonderen  behördlichen  Aufträgen  übertragen  sind.  In 
FSUen  dieser  Art  sind  auch  ohne  besonderes  jedesnuuiges  Ersuchen  der  Orts- 
DoUseibehOrde  die  zur  Tragnng  der  Ortapolizeikosten  Verpflichteten  znr  Tragung 
der  eDtätandenen  Kosten  Terbunden.     Behois  mOgUclnter  Verringenug  der 
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Eoetoa  empfiehlt  ea  sich  jedoch,  die  EreüäFzte  mit  Anweianng  dahin  zn  ver- 
Hheii,  d&D  die  in  Bede  steheadan  Terrlchtangeii  auflerhalb  iBres  Wohnoitea 
tanlieiut  bei  gelegeDtlicher  anderweitiger  Anwesenheit  an  den  betreffenden 
Orten  Torzuoehmen  sind.  __^_ 

Ansh&ndigrniig  Ton  Fostseiidaii^en,  die  an  rergtorbene  Personen  ge- 
richtet sind  nnd  BeiDge  ans  der  Staatskasse  betreffen.  Rund-ErlaS 
des  FinanzminiBtara  vom  11.  März  1904  —  I  3U1,  2330  —  n  2230 
—  in  3360  —  an  sämtliche  Königlichen  BeKienuigen  luw.;  TOra  H.  Minister 
der  osw.  Medizinalan Kclagenheit an  durch  Erlaß  vom  2B.  Harz  1904  — 
Ä.  Nr.  487  —  den  nachgeordneten  Behörden  zur  Kenntnisnahme  mitgeteilt 

Nach  §  S9  Xm  der  FostordnuiK  kOnnen  Postsendungen,  die  an  ver- 
storbene Personen  gerichtet  sind,  den  Erben  ausgehändigt  werdan,  wenn  sich 
diese  durch  Vorlegung  des  Testaments,  der  gerichtlichen  Erbbescheini^ng  pp. 
aasgewiesen  haben.  Damit  hieraus  nicht  Unznträglichkeiten  bei  der  im  Foat- 
anweianngsverkehr  ohne  Einzelquittung  erfolgenden  Zahlung  von  Dienstein- 
kftntten,  Pensionen  nnd  Hinterblieben enbezügan  pp.  entstehen,  bestimme  idi, 
daß  derarüee  Fostonweisangen  von  der  absendanden  Kasse  auf  der  Vorderseite 
Ober  dem  Vordrack  .Fostan Weisung"  in  hervorragender  Weise  handschriftlich 
oder  durch  Stempelabdrock  oder  Dmck  mit  dem  Vermerk 
ßezUge  aus  der  Staatskasse 
za  versehen  sind.  Die  so  gekennzeichneten  Postanweisungen  werden,  falls  der 
Empfinger  inzwischen  verstorben,  von  den  Postanstalten  der  absendenden 
Kasse  mit  dem  Vermerk  „Empfänger  verstorben"  als  unbestellbar  zurück- 
gesandt werden.  

Die  an  Klndesstatt  angenommenen  Kinder  verstorbener  Beamten  uid 
Lehrer  haben  keinen  Anspruch  auf  den  Benig  der  gesetaltchen  Walsen- 
gelder.  Erlaß  des  Hinisters  der  usw.  Hedizinalangelogen- 
heiten  vom  23.  März  1904  —  A.  Nr.  2  U  UI.  d.  —  an  den  Herrn 
Begieronffs Präsidenten  in  Minden,  sämtlichen  anderen  E.  Regierungspräsidenten 
zur  Beachtung  mitgeteilt. 

Die  Annahme  an  Kindesstatt  ist  oline  Einflnß  auf  den  Bezug  der  gesetz- 
lichen Waisen  gelder. 

Nach  g  7  des  Gesetzes,  betreffend  die  Fttrsorge  fhr  die  Wittwen  und 
Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten,  vom  20.  Mai  1882  Q.  S.  S.  298)  haben 
ebenso  wie  nach  §  1  des  Gesetzes,  betreffend  die  Eärsorge  für  die  Waisen  der 
Lehrer  an  Öffentlichen  Volksschulen,  vom  27.  Juni  1900  (G.  S.  S.  211)  einen 
Anspruch  auf  Waisengeld; 

„die  ehelichen  oder  durch  naclifolgende  Ehe  legitimierten  Kinder. 

Wenn  nun  auch  nach  g  1757  des  Bttrgerlichen  Gesetzbuches  die  Adoptiv- 
kinder „die  rechtliche  Stellung  dei  ehelichen  Kinder"  haben,  so  bedeutet  dies 
doch  nicht,  daß  sie  alle  Recute  haben  sollen,  welche  ehelichen  Kindern  in 
anderen  Gesetzen  beigelegt  sind ;  es  kommt  vielmehr  darauf  an,  in  welchem 
Sinne  die  Bezeichnung  , eheliche  Kinder*  in  den  einzelnen  Gesetzen  gemeint 
ist.  DaB  die  Hinterbliebenenfürsorgegesatze  nnter  „eheUchen  Kindern"  nur  die 
von  Beamten  erzeugten,  nach  Abschluß  der  Ehe  geborenen  Kinder  verstehen, 
ergibt  sich  unmittelbar  aus  der  Gegenüberstellung  der  ehelichen  und  der  durch 
nachfolgende  Ehe  legitimierten  Kinder.  Denn  auch  die  letzteren  hatten  schon 
nach  der  früheren  Gesetzgebung  die  Rechte  nnd  Verbiadlichkeiten  der  ehelichen 
Kinder  (zu  vergl.  §  596,  n,  2  des  AU^.  Landrechts) ;  ihre  besondere  Erwähnung 
in  3  7  a.  a.  0.  zeigt  deshalb,  daß  die  Bezeichnung  „eheliche  Kinder"  in  den 
Hinterblieb enenfOraorge^esetzen  in  dem  oben  erwähnten  Sinne  gebraucht  ist 
Hieran  hat  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  nichts  geändert 

Dadurch,  daB  das  Kind  eines  Beamten  oder  Lehrers  nach  dem  Tode  des 
leiblichen  Vaters  von  einem  anderen  an  Kindesstatt  angenommen  wird,  ändert 
sich  nichts  in  seinem  Anspruch  auf  den  Bezug  des  gesetzlichen  Waisengeldes, 
denn  in  O^  des  Gesetzes  vom  20,  Mai  1882  und  in  §  6  des  Gesetzes  vom 
27.  Juni  1890  ist  die  Annahme  an  Kindesstatt  nicht  als  ein  Erlöschungsgrund 
jenes  Rechtes  aufgeführt.  Auch  den  leiblichen  ^tem  gegenAber  verliert  ein 
von  einem  anderen  an  Kindesstatt  Angenommener  die  Stellong  eines  ehelichen 
Kindes   im   allgemeinen  nicht,   dieselbe  ändert  sich  vielmehr  nur  in  einzelnen. 
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im  Oesetie  »ludrtcklHai  ceragelten  BaMhouen  <S§  6^6  S^  7\%  II,  ä  A.  L.  B^ 
§S  ITM  1.  B.  G.  B.).  

bi^fcMas  des  Biehes  j^niknuigslehr«,  OrwaUiB«  rar  UmsIMmb 
OMudhcltople^e"  tds  Uma  Mor^castera.    EiiaB   d        ■■-    ■    - 

der  niw.  MedisiaaUtigalei  

D.  Nr.  I^;  G.  UL  A.  IL   —  i 


"t 


S.  MSn  1904  —  U.  IIL 
die  KOMglicbea  Pnnoxüd  -  ^rhiilfc'n>i''gi^"' 

!  EÖkiglkhe  Pnmnül-ScliaUcoUeKiaB  luid  die  Königliche  Begienuig 
madie  ich  mit  dem  AnheiinsUlla  der  weitem  Vennlumng  dknst  M&aerk- 
suQ,  dp.B  in  dem  VecUge  von  Schmll  &  Beutel  in  Berln  W.  30,  Wiiter- 
feldatnSe  Nr.  38,  du  Buch  .En&kningsl^re,  Onudlage  mr  UnaUcben  Qe- 
soadliei talehre*,  vertefit  Ton  FrMi  Lin»  MorgCDStern  ü  finfttr  rtnhgn  er- 
schioBem  ist  Duselbe  eigaet  sich  Mick  (flr  Lehrer  and  IJehrerianea  zu  Be- 
nntxuig  bei  dem  Ontemchte  in  der  Ernihrnng»-  und  der  Oesandhettalehre  an 
Hiddien  und  kostet  geheftet  2  IL  50  PL.  gebandea  3  H. 


Abgabe  tob  Arxaebnlttela  settevs  der  ta  der  Oeaieladeitlee«  tlUgaa 
DUkoalssea.  ErUß  des  Ministe ts  der  nsw.  HediKinatanKele^en- 
beiten  Tom  8.  März  l904  an  da  H.  Oberpräsidenten  in  EDoigsberg  l  Pr. 

Anf  den  gefälligen  Bericht  Tom  lif.  Januar  d.  J.  —  439  —  will  ich  mich 
damit  einverstanden  erkl&ren,  daß  fortaa  die  ia  den  baftdgendea  Veraeidiaia 
anfgefllhrtai  Arzneimittel  aad  ArzneizabereitBasen,  deren  Abgabe  in  allge- 
meinea  alcht  gestattet  ist,  den  in  der  Qemeiade^ege  tfitigea  Diakoainea  aar 
nneotgeltlicheD  Abgabe  an  Kranke  öberlaasea  werden  darfen.  Ich  setxe  iaini 
reraas,  daß  auch  diese  Mittel  stets  ans  der  aächatbelegenen  Apotheke  be- 
Mgea  werden. 

Terzeichais 
deijeaigea  Araneimittel  nad  ArXQMznbereitaagea.  deren  Abgabe  in  allgemeiaea 
aickt  gestattet  ist,  aber  den  in  der  Oemeioaepflege  täligen  Diakonissen  Aber- 

lueen  werden  dim. 
Argeatom  aitricam  HOllensteia    ab    Aetsstift,    aar    zam 

änßerlicben  Qefataucb. 
Chininum  hydrochloricnin 

Emplastnim  cantharidom  ordinariom 
Emplastnim  cantharidom  perpstnom 
Emplastnim  fuscom  camphoratam 
Jodoforminm 


Liqaor  Alnminii  acctid 
Liqaor  Aamionii  anisatns 
Liqaor  plnmbi  subaoetici 
Mixtnra  salfarica  adda 

Palriä  Liqniritiu  composltus 
Polvis  MagDcsiae  com  Kbco 
Species  pect  oral  es 
Tinctara  unura 
"nDctai»  CUnae  com^uslla 
Oaguentam  acidi  bonci 
Ungneutom  basQicam 


Zugpflaster. 

Matterpflaster,  Hambarger  PIlaiAer. 

Jodoform,    lediglich    zar    Herstellung 

TOB  Terbaadst offen,   niemals  direkt 

ab  Heilmittel. 
Esäigsaare  Tonerde, 
Aniaülhaltige  Anunoniakltild^tigkeit. 
Bleiesstg. 
HallcTsdies    Sauer,    als    ZusHtz    tum 

kübleudea  Gctrünk. 
BrusipulTcr. 
Kinderpulver. 
Brusttee. 
Bittere  Tinktur. 

Znsammengeseutc  Chiaatinktar. 
Korsalbi?. 
Köuigssalbe    zmi 

W  nadflächen. 
Blebalbe. 
Zinksalbe. 


Verband    eiternder 


B^aloBg   a«d   Bflaaftlelitlgug    des   Terkebrs    Mit   AnaelalUala 
«■Merkalk  der  Apotbekea.    Verordnung  des  Senats  Ten  11.  April 


Der  Senat  verordaet   auf  Grund  des  §  t 


der  MediziaalTerordnaag  voia 


BMhtiprMbnng  und  H»diBinal-0«Mtii|(ebnnr.  ^^'^ 

88.  Itesember  18M,  nach  erfolgter  Anhömng  dee  Uediainalkaltegntns  nnd  der 
Polizeibehörde,  was  folgt: 

§  ).  Die  fierstellane  and  der  Vertrieb  von  Aiancimittelu  anßarlialb  der 
Ap«th(^ea  unterlieKen  der  Benufsichtignng  darch  die  nut&ndige  Polizeibehörde. 
Diese  hat  von  Zeit  za  Zeit  ohne  vorherige  Ankündigong  die  Terkanfs-  ttad 
Lagerränme,  in  denen  ArzDeimittel  liergestellt,  anfbewotirt  oder  feilgdialten 
werden,  nebst  den  dazu  gehörigen  Arbeits-  and  Nebenränmen  und  die  Qeachäfts- 
ünmer  (Kantor,  Bnrean)  der  Qeschättsinhaber  besichtigen  za  lassen. 

Als  SachTerständiger  ist  zn  diesen  Besichtigungen  ein  Phjsikos  hinsD' 
zBsiehea,  dem  nach  Befinden  zd  seiner  Unterstützung  einer  der  cfaemiseh  oder 
pharmaz entisch  Torgebildeten  Angestellten  des  Chemischen  Staats! aboratoriniu 
oder  des  Hygienischen  Instituts  beigegeben  werden  kann. 

g  2.  Wer  die  Herstellung  oder  den  Verkauf  Ton  Arzneimitteln  (Mittel 
nr  Verhtttnng,  Lindenmg  oder  Beseitigung  der  Krankheiten  Ton  Menschen 
«der  Tieres)  außerhalb  der  Apotheken  betreiben  will,  hat  mit  der  durch  g  Bb, 
Abs.  6  der  Gewerbeordnung  filr  dm  Deutsche  Beich  Torgescbriebenen  Anzeige 
mgleich  einen  Lageplao  und  eine  genaue  Angabe  der  Betriebgräamo  einedlieS- 
lien  der  Oeschäftszimmer  (Eontor,  Bureau)  einzureichen. 

Andere  als  die  bezeichneten  Bäume  dllrfen  weder  als  Betriebs-,  noch  ale 
Vomt9>  oder  Arbeitariome  benutzt  werden.  Jeder  etivaige  Wechsd,  sowie 
jede  Zosiehnng  anderer  B&nme  znr  Benutzung  im  Gewerbebetriebe  iat  der 
Behihrde  anzuzeigen. 

Anch  die  Aufstellung  von  sogen.  Brogensch ranken  ist  genau  anzugeben. 

Wer  die  Herstellnng  und  den  Verkauf  von  Arzneimitteln  außerhalb  der 
Apotheken  zur  Zeit  bereits  betreibt,  bat  den  in  Abs.  1  u.  3  bezeichneten  Anfor- 
demngen  binnen  4  Wochen  nach  dem  Erlaß  dieser  Verordnung  zu  entsprechen. 

g  3.  Sämtliche  Räume,  sowie  die  Behältnisse  für  Arzneimittel  und 
ArzneistoffB  sind  ordentlich  ond  sauber  zu  halten. 

Die  zum  Abwägen  und  Abmessen  der  Arzneimittel  oder  zur  sonstign 
Verwendiuig  fttr  Arzneimittel  benntzten  Qerätschaften  (Qofäße,  Wagen,  Lüffel 
asw.^  sind  stets  reinlich  und  in  guter  Beschaffenheit  zu  erhalten. 

8  4.  Vorräte  ron  Arzneimitteln  sind  sowohl  in  den  Verkaufsräumen  als 
in  dei  Waienlagern  in  dichten,  festen  Behältnissen  mit  festen,  gut  schließenden 
Deckeln  oder  Stöpseln  anfzubewahren.  Schiehladen,  welche  ids  Aufnauebehält- 
■ine  benutzt  weidu,  müssen  in  ¥ollen  Ftilungen  laufen  odar  mit  diclit 
uUiefieoden  Deckeln  Tersehon  sein. 

Das  Aufbewahren  verschiedener  Arzneimittel  in  einem  Vorratsgefäße 
«der  in  gesooduten  Fächern  desseUien  Kastens  ist  nugtatthaft.  Dagegen  darf 
dasäelbe  ArxMimittel  in  ganzer,  zerkleiBetter  oder  pulverisierter  Ware  iuner- 
Üb  desseUeD  Kastens  in  gesoadaiten  Fächern  oder  in  bezuchneten  Fapier- 
bwlila  aBfbemltrt  werden. 

Abgefaßte  Arzneimittel  kOnneu  in  verschlossenen  Behältiüssen  vorrätig 
gtkftltea  werden, 

§  Q.  Die  Behältniase  fttr  die  nicht  zu  den  Giften  zählenden  Arzneimittel 
■tiiiiiiii  mit  dentscben  Bezeichnungea,  welche  dem  Inhalt  entsprechen,  in  halt- 
barer, deutlicher,  schwarzer  Schrift  anf  weißem  Grunde  versehen  sein.  Neben 
d^  deutschen  Namen  iet  nur  die  lateinische  Bezeichnung  in  kleiner  Schrift 
milfiif  Für  hestehende  Drogenhandlnngeu  wird  zur  Heratrilang  dieser  Be- 
leiclnMUtgH  eine  Frist  bis  zum  81.  Dezeiäier  1908  gewährt 

Lediglich  für  den  Gebrauch  in  der  Tierbehandlnog  dem  freien  Verkehr 
Lberlassene  Ariseimittel  sind  durch  die  Bezaichoang 

,Nnr    für  Tiere" 
«Dl  dem  Behältnis  kenntlich  zu  machen. 

g  6.  Die  zur  Aufbewahrung  von  Arzneimitteln  dienmden  BebUtnisse 
tjnd  in  den  Verkanfsränmen  wie  in  den  Vorratsräumen  in  Gruppen  geordnet, 
thnmiflUtirh  und  etareihig  aolzut^en. 

Aisneimittel,  welcM  gleichzeitig  als  Nahrungsmittel  oder  Gennßnüttel 
dieiMB  oder  technische  Verwendung  uden,  sind  an  der.  dem  überwiegenden 
Sebranek  «Btapreehenden  Stelle  aofzustellen. 

g  7.  Die  Arzneimittel  müssen  den  Anforderungen  an  handalsgute  Ware 
taUpieeken.  Sie  dttifen  nur  in  Inauchbarem,  ■■  verdorbenem,  anverfälscbrtam 
und  nidit  vemnreinigtem  Zustande  feilgehalten  und  abgegeben,  werdfln. 

S'  S.    Soweit  die  ArzDoimittet  zu  den  giftigen  Stoffes  gehißtes,  fludeB  in 
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Bezog  auf  ihre  Anfbewahrung  die  hierfibcr  bealehendeu  besondeieu  Vorachriften 
Anwendung. 

§  9.  Titel  und  BezeichniingeD,  welche  zn  der  Aonnlime  ftüiren  kOnnen, 
daß  ea  sich  nm  einen  Apothekenbetrieb  handle,  dürfen  im  Oeschäftsbetriebe 
nicht  gebnncbt  werden, 

§  10.  Die  Inhaber  der  ArzneimitteUiandlnngeD  sind  verpflichtet,  den  mit 
dei  Beanfsichtl^nng  Beauftragten  während  der  ttolichen  Qescnäftsstnnden  den 
Zutritt  zn  den  im  §  1  erw&hnten  Bäumen  zd  gestatten,  die  Qerätächaiteo  nnd 
Yorräte  vorzuzeigen,  von  letzteren  Probeentnahmen  gegen  Entschädigong  in 
Hohe  des  üblichen  E&ofpreises  zuzulassen,  sowie  aof  ule  die  Besichtigang  be- 
treffenden Fragen  Aoskonft  zn  geben. 

§  11.  Ueber  die  Besichtignng  ist  unter  Znziehnng  des  OeBchlftsinhabers 
oder  seines  Beauftragten  an  Ort  nnd  Stelle  ein  Protokoll  aufzunehmen. 

§  12.  Anf  OroQhandelsgeachäfte,  welche  sich  mit  der  Herstellung  von 
Arzneimitteln  nicht  befassen  und  Arzneimittel  nnr  an  Wiederverkauf  er  oder  an 
btTentlichen  Cntersnchungs-  oder  Lehranstalten  abgeben,  finden  vurstebende  Be- 
stimmungen keine  Anwendung. 

§  13.  Znwideihtutdlnngen  gegen  die  Vorschriften  dieser  Verordnung  sind, 
soweit  nicht  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen  eine  hfihere 
Strafe  verwirkt  ist,  durch  §  26,  Abs.  2  der  Medizinale rduung  mit  Oeldstrafe 
bis  zu  IM  Hark,  oder  mit  Haft  und,  wenn  die  Zuwiderhandlung  eine  vorsätz- 
liche war,  mit  Geldstrafe  bis  zn  1000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis  zu  drei 
Hoa&ten  bedroht  

AuSbiisg  der  Uetlkinde  dorek  itlehtapproblerte  Personei.  Ver< 
ordnnng  des  Senats  vom  11.  April  1904. 

Der  Senat  verordnet  anf  Grand  des  §  8  der  Uedizinalordnung  vom 
29.  Dezember  1899,  nach  erfolgter  AnhOmng  des  Medizinalkollegiunu  und  der 
Polizeibehörde,  was  folgt ; 

S  1.  Personen,  welche,  ohne  approbiert  zu  sein,  gewerbsmlBig  die  Heil- 
kunde (einBcbließlich  der  Zahnbeilkunde)  ansttben  wollen,  haben  dies  vor  Beginn 
des  Gewerbebetriebes  dem  Medizinalamte  unter  Angabe  ihres  Namens,  Alters, 
Geburtsortes,  ihrer  Wohnung,  ihres  früheren  Wohnortes,  ihrer  etwaigen  Be- 
strafungen, ihrer  Ausbildung,  ihrer  bisherigen  Beschäftigung,  sowie  der  Art  und 
Weise  ihrer  Beh&ndlnug  schriftlich  anzuzeigen.  Nichtapprobierte  Personen, 
welche  bereits  bei  ErlaQ  dieser  Verordnung  die  Heilkunde  ausüben,  haben  die 
vorbezeichnete   Anzeige   binnen  4  Wochen  zu  bewirken. 

Nach  Erstattung  der  im  Absatz  1  vorgeschriebenen  Anzeige  ist  außer- 
dem nach  Haß^be  des  §  b  des  hamburgischen  Gewerbe geaetzes  vom  7.  No- 
vember 1864  (u  der  Fassung  des  Gesetzes  vom  20.  April  1868)  bei  der 
zuständigen  Polizeibehörde  der  Gewerbebetrieb  anzumelden  und  ein  Gewerbe- 
aameldungsschein  zn  lOsen. 

g  2.  Die  genannten  Personen  haben  dem  Medizinalamte  von  jedem 
Wohnungswechsel  binnen  drei  Tagen  Anzeige  zn  machen,  auch  von  der  Auf- 
gabe des  Gewerbebetriebes  oder  von  der  Verlegung  des  Wohnsitzes  nach  einem 
außerhalb  des  hamburgiscben  Staatsgebietes  belegenen  Orte  unverzüglich 
Kenntnis  zu  geben.    Ladungen  des  Medieinalamtes  müssen  sie  Folge  leisteo. 

§  S.  Die  genannten  Personen  haben  Aber  ihre  Tätigkeit  ein  Buch  zn 
führen,  das  den  Beauftragten  des  Hedizinalamtes  auf  Verlangen  Jederzeit  vor- 
zulegen ist. 

In  das  Bach  sind  unter  fortlaufenden  Nummern  einzutragen : 

a)  Namen,  Alter  und  Wohnort  des  Behandelten, 

b)  die  Krankheit  des  letzteren, 

c)  die  Behandlongs weise. 

§  4.  ZDwiderbandlnngen  gegen  die  b  dieser  Verordnung  erlassenen  Vor- 
schriften sind,  soweit  nicht  nach  den  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmnngen 
eine  höhere  Strafe  verwirkt  ist,  durch  §  26,  Absatz  2  der  Mcdizinalordnung 
mit  Geldstrafe  bis  zu  ISO  Mark  oder  mit  Haft  nnd,  wenn  die  Zuwiderhandlung 
eine  vorsätzliche  war,  mit  Geldstrafe  bis  zu  1000  Mark  oder  mit  Gefängnis  bis 
zu  drei  Monaten  bedroht  Eine  Verletzung  der  ans  §  5  des  Gewerbegesetzes 
slcii  ergebenden  AumeldnngspfUcht  wird  nach  Absatz  2  daselbst  mit  einer  Geld- 
straie  Dia  zu  64  Mark  bestraft 
Verantwortl.  Redakteni:  Dr.Rapmund,  Reg.- n. Geh.  Med. -Bat  inHiudenL  W. 

J.  C.  C.  BmiiB,  Harmo^  Slclii.  o.  F.  Bch.-!.  HafliDekdTHkaret  In  Htndan. 


ßechtsprechmig  und  Medizinal- 
Sesetzgebung. 

Beilage  zur  Zeitsolirift  für  Medjj&in&l- Beamte. 
Nr.  11.  1.  Juni.  1904. 


Rechtsprechung. 

Wihlbarkelt  des  Kretsarrteg  nun  StadtTerordneten.  Entscheidong 
des  BezirksBasschaBses  zu  Meraebnrg  vom  11.  Mar«  1904. 

Am  23.  Norember  1903  haben  in  C.  die  Wahlen  zur  Ergänzung  der 
StadtverordneteoTersammlong  atattgefonden.  .  .  .  Gegen  die  Wahl  des  KreiB- 
uzles  Ued.  -  Rata  Br.  E.  hat  der  Kläger  Einspruch  erhöhen  und  diesen  damit 
begründet,  daß  Dr.  K.  nach  dem  Gesetze,  betreffend  die  üieuststelliiDg  des 
KreisATztes  and  die  Bildung  von  Gesnudheitskommiasionen  vom  16.  September 
1899,  ilLs  Kreisarzt  and  als  Mitglied  der  Gesandheitskommission  zn  den  Polizei- 
beajnten  gehQre  and  deshalb  nach  g  17,  Abs.  1,  Nr.  6  der  Städte-Ordnong 
Stadtrerordneter  niciit  sein  kann.  Dieser  Ansicht  hat  indes  nicht  beigetreten 
werden  kOnnen. 

§  1  gedachten  Gesetzes  bezeichnet  den  Ereisaist  als  den  staatlichen 
Qesandheitsbeamten  des  Kreises  and  als  technischen  Berater  des  Landrats,  und 

5  6  nennt  als  Anfgahe  des  Kreisarztes  die  gntachtliche  Aenßemng  in  Ange- 
legenheit des  Gesundheitswesens  and  die  Teilnahme  au  den  Sitzungen  des 
Ereisansschnsses  and  des  Ereistoges  mit  beratender  Stimme,  die  Beobachtung 
der  gesundheitlichen  Yorbältniase  and  die  aalklärende  and  heiehrende  Ein- 
wirknng  auf  die  BevQlkerang,  die  Darchführang  der  Gesandheltsgesetzgebung, 

6  Ceberwacbung  der  hierauf  beznglicben  Anordnungen  und  die  Anlslcnt  Aber 
Heilpersonen,  gesundheitliche  Einrichtungen  und  dcrgl^chen  nnd  endlich  die 
Anregnng  von  gesundheitlichen  Verbesserungen. 

Die  so  umschriebene  amtliche  Wirksamkeit  des  Kreisarztes  läBt  deutlich 
eAranen,  doQ  ihm  die  Befugnis  zn  selbständigen  Anordnangen  hat  versagt 
werden  sollen,  nicht  anders,  wie  auch  der  Ereisphysikos  eine  solche  obiigkeit- 
Hcha  Gewalt  nicht  besessen  hat.  Auch  die  OosnndheitskommiBsionen,  deren 
EStEnngen  der  Kreisarzt  nur  mit  beratender  Stimme  beiwohnen  darf,  haben 
keine  weitergehende  Aufgabe  (§  11  des  Gesetzes). 

Biehtig  ist  zwar,  daß  der  Erelsarzt  nach  g  8  des  Gesetzes  bei  Gefahr 
im  Verzuge,  wenn  ein  vorheriges  Benehmen  mit  der  Ortspolizeibehörde  nicht 
ugängig  ist,  die  zur  Verbatung,  Feststellung,  Abwehr  and  ünterdrackung 
eiaer  gemeingefährlichen  Krankheit  erforderlichen  TOrlauögen  Anordnongen 
treffen  Kann,  nnd  es  ist  ebensowenig  zu  bezweifeln,  daS  sich  diese  Anordnungen 
namlttelbar  gegen  Personen  and  Sache  richten  dürfen  nnd  abo  nicht  aof  eine 
Aaweisiuig  der  Gemeindebehörde  zu  beschränken  brauchen.  Aber  durch  dies4 
Befugnis  wird  der  Kreisarzt  selbst  noch  keineswegs  Folizeibeamter.  Es  kommt 
Uerlwi  nicht  unwesentlich  iu  Betracht,  daß  der  Kreisarzt  nur  im  Falle  der 
Not  nnd  im  Kampfe  gegen  eine  gemeingefährliche  Krankheit  selbständige  An- 
ordnongen  treffen  darf,  daß  die  ordentlichen  Polizeibebärden  in  ihren  Befug- 
■iss»  nicht  eingeschränkt  werden,  sie  diese  in  Tollem  Umfange  beibehalten, 
und  doB  also  eine  konkurrierende  oder  eine  auf  om  bestimmtes  Bechtsgebiet 
beschränkte,  auf  diesem  aber  ansschtiefllich  zaständige  Polizeibehörde  in  dem 
Etdsarzt  nicht  hat  entstehen  sollen  j  er  darf  mit  einem  häheren  Eisenbaho- 
bttijebsbeamten  oder  einem  Bergrerier-  oder  Eafenpolizeibeamten  nicht  ver- 
liehen werden.  Nur  insoweit  als  die  ordentliche  Polizeibehörde  nicht  erreich- 
Du  ist,  abo  aus  tatsächlichen  Gründen  vom  Einschreiten  abgehalten  ist,  ist 
im  Kreisarzt  hierzu  berufen,  and  es  ist  ihm  eine  obrigkeitliche  Tätigkeit  nur 
ia  defsdben  Weise  gestattet,  wie  es  auf  dem  Gebiete  der  Strafrechtspflege  in 
^niugelnng  aosreichender  gerichtlicher  oder  polizeilicher  Kräfte  jedermann 
gwttttet  sein  kann,  einen  Verbrecher  festzonehmen.  Wie  ein  Bttrger,  welcher 
■iWB  Verbrecher  festhält,  hierdurch  nicht  Polizeibeamter  wird,  ebenso  ist  dies 
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kOStceschloaBfiD,  wenn  oln  Kreisarzt  gemäß  §  8  Aea  Gesetzes  vom  16.  September 
1899  eine  Anoidnong  trifft. 

Eb  ist  Bomit  dem  Kreisärzte  wobi  eine  beschrlnkte  polizeiliche  Tätigkeit 

rattet,  er  wird  Beibat  aber  hierdurch  nicht  Polizeibeamter.    Bas  zeigt  anch 
BegrllDduug  dea  GeeetneDtwurfa,  woselbat  es  zu  §  7  —  dem  späteren  §  6 
des  Gesctzea  —  heißt: 

„Die  Bestimmuug  im  g  7  enthält  eine  bedeutsame  NenenuK,  indem  sie 
den  Kreisarzt  in  Fällen,  in  welchen  Gefahr  mit  dem  Verzage  verbiuidcD,  nnd 
«in  Eingreifen  der  an  sich  zQständigen  Ortspolizeibehörden  nicht  angängig  ist, 
mit  einem  beschränkten  MaQo  obrigkeitlicher  Anordnungsbcfugnisae  aasstattet. 
Ein  gleiches  Recht  ist  dem  Bezirksarzt  im  Königreich  Sachsen  beigelegt  and 
aach  in  dem  Bereiche  der  preußischen  Landes-,  sowie  der  Beichagcaetz gebang 
sind  mehrfache  Analogien  für  die  exzeptionelle  üebertragong  von  obrigkeit- 
lichen Rechten  au  Nichtpolizeiorgane  vornanden." 

Dem  Aeisarzte  wird  hiernach  achon  in  der  Begründang  des  Oesetzent- 
wnrfa  bezeugt,  daß  er  ein  Polizeiorgan  nicht  ist,  und  daß  die  ausnahmsweise 
erfolgende  Beilegung  obrigkeitlicher  Befngniaae  ihn  in  einen  Polizeibeamten 
nicht  umwandelt,  und  an  dieser  Auffassung  ist  bei  der  Verhandlung  im  Land- 
tage lediglich  festgehalten  worden.  Im  Sinne  der  gesetzgebenden  Organe  und 
somit  des  Gesetzes  selbst  liegt  es  daher,  daß  der  Kreisarzt  trotz  der  Aaa- 
nahmebefugnis  aus  §  8  des  Gesetzes  als  Polizeibeamter  nicht  gelten  soll. 

Hiermit  fällt  auch  der  Klageangriff  gegen  die  Wahl  dea  Dr.  K.,  und  es 
war  die  Klage  gänzlich  abzuweisen. 


EntocUdlgoBg  eines  Apothekeitb«Bltiers  ans  Anlaas  der  Erriehtniiff 
«bier  Denen  Apotheke  nn  demselben  Orte,  urteil  dea  Beichsgerichts 
vom  29.  Oktober  1903. 

In  der  Stadt  St.  bestand  seit  Jahrhunderten  ab  eiozige  Apotheke  die- 
jenige, welche  jetzt  dem  Kläger  gehOrt.  Der  Begierangapräaident  za  B.  erteilte 
dem  Beklagten  K.  die  Erlaalnia,  in  St  am  1.  Joli  1901  neben  der  Apotheke 
des  Klägera  eine  neue  zn  errichten.  Kläger  behauptet,  daß  die  Apotheken- 
berechtigung  seinen  Vorgängern  rechtawirkeam  mittels  der  Urkunden  rom 
9.  Dezember  1622  ond  9.  NoTember  1667  durdi  den  Bat  der  Stadt  St.  als  aus- 
BchlieÜiche,  vererbiiche  und  veräußerlichc  Oewerbebeiochtigung  verliehen 
worden  sei,  ond  hält  demzufolge  die  beiden  Beklagten  für  cntschädignngs- 
pAichtig.    Er  hat  beantragt : 

a)  anzuerkennen,  daß  er  ein  Becht  auf  Entschädigung  wegen  des  ihm 
durch  die  Konzessionierung  einer  zweiten  Apothoko  in  St.  widerfahrenen  Ein- 
griffs in  die  von  ihm  in  St.  ausgeübte  Apotheken gerechtigkeit  habe, 

b)  die  im  künftigen  EntschädigungB-Featstollungs- Verfahren  featzn- 
setzende  Entschädigungssumme  in  dem  von  der  zuständigen  Behörde  zu  be- 
stimmenden Betrage  ond  Verhältnisse  an  ihn,  den  Kläger,  zu  zahlen. 

Dorch  erstmatanzliches  Urteil  warde  gemäß  diesem  Antrage  erkannt. 
Die  TOD  beiden  hiergegen  eingelegte  Berufung  wurde  zurückgewiesen. 

Das  Beroiongsgericht  hält  für  nachgewiesen,  daß  den  BechtSTorgängem 
dea  Klägera  das  ausschließliche,  vererbiiche  ond  Teräoßerliche  Becht  zum  Be- 
triebe der  Apotheke  in  St.  durch  den  Bat  der  Stadt  in  den  Jahren  1622  und 
1667  verliehen  worden,  und  daß  die  Stadt  St.  zur  Erteilung  dieser  Berechti- 
gong  nach  Lage  der  damaligen  üffentlichrechtlichen  Verhältnisse  berechtigt 
gewesen  seL  Daraus  ergebe  sich  die  Berechtigung  des  Klageantrags  gegen- 
über beiden  Beklagten.  Durch  die  Gesetzgebang  im  Anfange  des  19.  Jahr- 
hosderts,  insbesondere  dorch  das  Edikt  vom  2.  November  ISIQ  seien  die  aus- 
schließlichen Glewerbeberechtigungen  im  allgemeinen  aufgehoben  worden,  es  sei 
hierbei  im  §  17  des  erwähnten  Edikts  grondsätzlich  angeordnet  worden,  daß 
dem  Berechtigten  eine  durch  die  Regierung  unter  Aosschlaß  des  Rechtswega 
2a  bestimmende  Entschädigung  za  gewähren  sei.  In  Verfolg  dieses  Edikts  sei 
demnächst  zur  genaueren  Bestimmong  der  Entschädigung  das  Gesetz  vom 
7.  September  1811  Über  die  polizeilichen  Verhältnisse  der  Gewerbe  ergangen. 
Inbiiita  desselben,  insbesondere  nach  den  §g  82  ff.  sollten  die  exklusiven  Oe- 
werberechte  abgelöst  ond  bis  inr  Ablösung  verzinst  werden.  Die  Stadtver- 
ordnetenversammlnng  sollte  zu  diesem  Zwecke  den  Preis  schätzen,  den  die 
Gerechtigkeit  am  1.  November  1810  gehabt.    Diesen  Pros  sollten  die  Bereoh- 
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tigten  «ÜB  einem  Foods  erhalten,  den  difgenigen  anfanbrineen  hätten,  welche 
du  Oewerbe  im  Bezirke  der  Stadt  tataäcUich  anattbten.  £%  jedes  „aeweTk* 
sollte  ein  besonderer  Fonds  gebildet  werden,  in  den  anch  das  gemeinBchaftliche 
Termtfeen  des  Oewerks  einzuwerfen  sei.  Dabei  sei  im  §  89  bezüelich  der 
Apotheken  der  Vorbehalt  gemacht  worden,  es  solle  durch  ein  besonderes  Ge- 
richt bestimmt  werden,  wie  weit  die  Anlage  solcher  za  gestatten  seL  In  Gr- 
finKong  letzterer  Bestimmung  sei  dann  die  Verordnung  vom  24.  Oktober  1811 
erlasaeo,  welche  die  Errichtung  neuer  Apotheken  nur  zulasse,  wenn  die  Ver- 
waltnngabehOrde  die  Bedürfniafrage  bejahe.  Nach  g  8  dieser  Verordnung  solle 
die  Terwaltnnesbehörde,  wenn  der  Vorteil  dos  Ganzen  die  Anlegung  neuer 
Apotheken  emrdere,  die  EDtachädigang  nach  UaBgabe  des  Gesetzes  vom 
7.  September  1811  bestimmen.  Die  Deuaratlon  vom  11.  Juli  1S22  endlich, 
welche  in  Verfolg  des  Gesetzes  vom  7.  September  1811  erlassen  worden,  b&. 
stimme,  daQ  da,  wo  der  Ablösuu^plan  noch  nicht  zur  Ausführung  gelangt  sei, 
der  Fonds  nicht  allein  von  den  Gewerbetreibenden  gleicher  Art,  sondern  auch 
Ton  der  Stadtgemeinde  aufgebracht  werden  solle,  indem  letztere  aus  ihren 
Kitteln  znschieSen  solle,  was  nach  Abrechnung  des  schnldenfreien  Gewerbs- 
TermOgens  und  der  Beitrage  der  Gewerbetreibenden  noch  fehle.  Aus  alledem 
eraäben  sich  folgende  Rechts grundsiltze :  Die  Apothekengerechtigkeiten  hätten 
aitfeehOrt,  ausscnlieSliche  Gewerbeberechtigungen  zu  sein.  Fdr  diesen  Bechts- 
verhizt  sollten  die  Apotheker  gerade  so  entscuSdigt  werden,  wie  die  anderen 
Inhaber  aosschlie&licher  Gewerberechte,  jedoch  mit  zwei  Abweichungen.  1.  Die 
Bildtug  des  Ablösungsfonds  ond  die  Entschädigong  trete  nicht  anmittelbar  im 
Anschlüsse  an  die  Gesetze  der  Jahre  lSlO/11  nnd  1822  ein,  sondern  erst  mit 
der  Errichtung  einer  neuen  Apotheke  am  Orte  (§  8  der  Verordnung  vom  24.  Ok- 
tober  1811) ;  2.  der  Fonds  kSnne  nicht  von  einem  „Gewerk"  aufgebracht  werden, 
da  es  ein  solches  der  Apotheke  nicht  gebe,  sondern  allein  von  dem  einzigen 
Gewerbe  genossen  des  Eutsch&dignugsbe  rechtigten,  nämlich  dem  neuen  Apotheker. 
Daneben  hafte  die  Stadtgemeinde.  Wie  weit  sie  hafte,  sei  nicht  im  Rechts- 
streite festznatellea,  sondern  von  der  Verwaltungsbehörde.  Letztere  habe  auch 
zu  entscheiden,  welcher  Zeitpunkt  für  die  Schätzung  des  Wertes  der  Apotheken- 
gerechtigkeit maßgebend  seL 

Die  Bevisian  macht  geltend: 

Es  sei  von  der  Beklagten  behauptet  worden,  daß  das  Becht  des  Elägers 
aicht  im  Interesse  der  Staatgemeinde  beschränkt  worden,  vielmehr  die  Eon- 
zessionierung  der  neuen  Apotheke  nur  im  Interesse  der  LandberSlkerung  erfolgt 
seL  Das  Berufungsgericht  bemerke,  daß  nach  g  8  der  Verordnnn^  vom  24.  Ok- 
tober 1811  die  Verwaltungsbehörde  die  Entschädigung  der  bis  dahin  vor- 
handenen  Apotheken  bestimme,  wenn  der  Vorteil  des  Ganzen  die  Anlegung 
neuer  Apotheken  erfordere.  Hier  aei  der  Fall  vorausgesetzt,  daß  eine  neue 
Apotheke  im  Interesse  einer  bestimmten  kommunalen  Korporation  erfolge,  und 
es  frage  sich,  ob  dies  hier  die  Stadt  St.  gewesen  sei. 

Der  §  8  a.  a.  0.  weise  auf  die  Grundsätze  des  Gesetzes  vom  7.  Sep« 
tember  1811  hin.  Nach  g  32  dieses  Gesetzes  seien  die  dort  bezeiclueten  Be- 
lecfatigangen  abzulösen  und,  bis  dies  geschehen  kOune,  zu  verzinsen.  Nach 
g  34  solle  die  StadtverordnetenveraammHing  den  Preis  schätzen,  den  die  Be- 
lechtignng  am  1.  November  1810  gehabt  habe.  Nach  g  86  seien  die  Taxwerte 
von  der  Begierung  festzusetzen,  wenn  die  Taxen  nicht  6  Uonate  nach  Ver- 
kündigung des  Gesetzes  bei  der  Begierung  eingegangen  seien.  Diese  Be- 
Btimmungen  paOten  hiemach  nicht  auf  den  Fall,  in  welchem  jemand  eine  Ent- 
sch&d^ung  fordere,  weil  im  Jahre  1901  eine  neue  Apotheke  zugelassen  worden 
sei.  &  komme  dazu,  daß  nach  g  39  ff.  für  jedes  Gewerk  ein  Ablösungsfonds 
gebildet  werden  sollte^  aus  weliJiem  die  Ablösung  zu  geschehen  hatte.  Ein 
solcher  Fonds  bestehe  nicht,  es  fehle  also  auch  die  Voraussetzung  für  die  Ent- 
schädigung. Das  Berufungsgericht  bemerke,  daß  der  Fonds  nicht,  wie  das 
Gesetz  es  voraussetze,  von  einem  Qewerk  auigebracht  werden  kOnne,  da  es  ein 
solches  der  Apotheker  nicht  gebe.  Hieraus  werde  geschlossen,  daß  der  Fonds 
von  dem  einzigen  Gewerbsgenossen  des  Berechtigten,  nämlich  dem  neuen  Apo- 
theker aofznbringen  sei.  Die  Bichtigkeit  dieser  Folgerung  werde  bestritten. 
Nach  g  6,  Abs.  2  der  Deklaration  vom  11.  Jali  1822  hätten  die  Inhaber  der 
abzulösenden  Berechtigung  keine  Barzahlung  zn  leisten,  ihre  Beitr^e  sollen 
aber  von  der  Entschädigung  abgezogen  werden.  Hiemach  müßte  der  AhlüsungB- 
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bereclLÜ^e  eventaell  miiidesteDs  die  H&Ute,  also  ebensoriel  wie  der  nene 
Apotheker  beitragen  bezw.  sich  auf  seine  Foidenug  anreclmeD  lasaen. 

Allerdings  sei  im  §  4  des  Gesetzes  vom  11.  Juli  1822  bestimmt,  daB  der 
Fonds  zQi  Verzinsung  und  Ablösung  eventnell  nicht  allein  von  den  Gewerbe- 
treibenden, sondern  auch  von  der  Stadtgemeinde  aufzubringen  sei.  Aber  dort 
sei  nach  g  8  a.  a.  0.  an  eine  sofort  zu  bewirkende,  binnen  80  Jahren  zu  be- 
endende AblSaung  gedacht,  und  die  Stadtgemeinde  solle  nar  in  Jahresbeitrfigen 
zoschieBen,  was  naäi  Abrechnung  des  QowerbsTermSgens  and  der  Beiträge  der 
Gewerbetreibenden  fehle,  um  diese  AblOsong  in  der  gesetKÜchen  Frist  zostande 
zu  bringen  (g  6  a.  a.  0.).  Die  Voraussetzungen  dieser  Bestimmungen  lägen 
hier  nicht  vor.  Es  sei  anch  nicht  ersichtlich,  daQ  eine  Verpflichtnng  der 
Stadtgemeinde  entstehen  könne,  wenn  der  Kläger  und  der  Beklagte  K.  die 
JlntsdiädiguiiKS forde rnn^  durch  Zahlung  bezw.  Kompensation  zu  tilgen  hätten 
und,  wie  anzunehmen,  tilgen  kSnnten. 

Der  Rechtsweg  ist,  wie  das  Berufungsgericht  mit  Becht  ausführt,  znlisBig. 

Die  zur  Sache  erhobenen  Angriffe  der  Bevision  sind  unzutreffend. 

Die  Entscheidung  darüber,  ob  im  Sinne  der  Verordnung  vom  24.  Ok- 
tober 1811  (Q.  3.  S.  359)  für  einen  Ort  das  „BedOrfnis  einer  Vermehrung"  der 
bestehenden  Apotheken  gegeben,  ob  „der  Vorteil  des  Ganzen  die  Anlegang 
jieuer  Apotheken  erfordere'  (gg  2,  8  a.  a.  0.)  ist  gemäß  gg  3  S.  daselbst  ledig- 
lich Sache  der  VeiwaltnngabehSrde.  Es  steht  daher  völlig  dahin,  ob  der 
Begierungspräsident  zu  B.  die  neue  Konzession  vornehmlich  m  Bttcluicht  anf 
die  Stadt-  oder  Landbevölkerung  bewilligt  hat.  Die  Frage,  wer  im  Falle  der 
Konzessionierung  zur  Entschädigung  verpflichtet  ist,  hängt  davon  in  keiner 
Weise  ab.  Die  Stadtgemeinde  ist  nach  gg  4,  6  der  Deklaration  vom  11.  Jnli 
1822  (G.  S.  S.  187)  ohne  Bttcksicht  darauf,  ob  die  Ken  konzessionierung  vor* 
nebmüch  städtischen  Interessen  diente,  fttr  entschädigongspflichtig  erklärt  lo 
gleicher  Weise  ist  nach  %  16  des  Entschädigungsgeaetzes  vom  17.  Januar  1845 
(G.  S.  S.  79)  zur  Bezahlong  der  Entschädigungskapitalien  ohne  jede  weitere 
Voraussetzung  diejenige  Gemeinde  verpflichtet,  in  welcher  die  atLSscbließliche 
Gewerbeb eredtigung  bestanden  hat. 

Das  Gesetz  vom  7.  September  1611  (G.  S.  S.  268)  sieht  eine  Schätzung 
der  zu  verzinsenden   und  abzolQsenden  Gerechtigkeiten  binnen  6  Uonaten  und 


die  alsbaldige  Bildung  eines  Verzinsung-  und  ÄblQsungsfonda  vor.  Auch  die 
Deklaration  vom  11.  Jnli  1822  ordnet  die  sofortige  Bildung  eines  solchen  Fonds 
an  und  verlangt  die  Erledigong  des  ganzen  Ablösung geschäfts  in  längstens 
80  Jahren  vom  Tage  der  Verkündigung  der  Deklaration.  Sowohl  das  Gesetz 
wie  die  Deklaration  hatten  hierbei  die  Begelfälle  im  Auge,  daQ  nach  Aufhebung 
der  eiklnsiTen  Gewerbeberechtigungen  jedermann  das  Becht  zum  freien  Ge- 
werbebetriebe erlangte  (g  17  des  Edikts  vom  2.  November  1810,  G.  S.  1810(11, 
S.  79).  Das  Gesetz  vom  7.  September  1811,  welches  zur  AnsfOhning  des 
Edikts  erlassen  wurde,  enthielt  jedoch  im  §  89  den  ausdrücklichen  Vorbehalt, 
daß  durch  besonderes  Gesetz  bestimmt  weiden  würde,  inwieweit  die  Anlage 
"neuer  Apotheken  zuzulassen  sei,  und  machte  sodann  die  Verordnung  vom 
24.  Oktober  1811  die  Errichtung  von  besonderer  Konzessioniemng  der  Ver- 
waltungsbehörden abhängig.  Nach  MaBgabe  dessen  erfuhr  der  Grundsatz  der 
alsbaldigen  Ablösung  von  selbst  für  den  Fall  eine  Modifikation,  dafi  es  sich  am 
neu  errichtete  Apotheken  handelte.  Das  Abiäsungsgeschäft  konnte  naturgemäß 
in  solchem  Falle  erst  mit  der  Neukonzessiouieiung  einer  Apotheke  beguinen. 
Die  Ausführung  der  Bevision,  daß  für  solchen  Fall  das  Gesetz  vom  7.  Sep- 
tember 1811  und  die  Deklaration  vom  11.  Juli  1822  überhaupt  nnanwendbar 
seien,  ist  verfehlt.  Zudem  weist  das  Berufungsgericht  zutreffend  auf  Q  8  der 
Verordnung  vom  24.  Oktober  1811,  inbalts  dessen  ausdrücklich  bestimmt  ist, 
daB  die  Entschädigung  der  bis  dahin  bestandenen  Apotheken  nach  HaBgabe 
des  Gesetzes  vom  7.  September  1811  alsdann  einzutreten  habe,  wenn  eine  neue 
Apotheke  konzessioniert  wOrde. 

Die  Festsetzung  der  Höbe  der  Entschädigung  und  die  Aufbringung  der- 
selben von  den  Verpflichteten  ist  nach  Hafigabe  des  Edikts  vom  2.  November 
1810,  des  Gesetzes  vom  7.  September  1811,  der  Verordnung  vom  24.  Oktober 
1811  nnd  der  Deklaration  vom  11.  Juli  1822  Sache  der  VerwaltungsbehUrde. 
Diese  hat  darüber  selbständig  zu  entscheiden,  in  welchem  Betrage  und  Ver- 
hältnisse die  Beklagten  zur  Entschädigung  beizutragen  haben,  insbesondere 
inwieweit  der  Beklagte  K.  allein  oder  neben  sebem  Gewerbs genossen,  nnd  in- 
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wiewdt  die  beklagte  Stadtgemeinde  bei  Snfflzienz  sonstiger  Mittel  aoch  einxn- 
üalea  habe.  Der  Tenor  der  ergangenen  Gntacheidong  läßt  auch  hierQbet 
kdoea  Zw^eL  Es  kann  daher  aohui  gestellt  bleiben,  ob  die  Annahme  des 
Ben^nngsgeiiclits,  daQ  der  Beklagte  E.  als  einzieei  Gewerfasgenosse  und  nicht 
such  Kläger  neben  ihm  zom  Fonds  beizutragen  habe,  gegenüber  dem  §  5,  Abs.  8 
d«r  Deklaration  vom  11.  Juli  1822  (vgL  auch  g  14,  Abs.  2  des  EntBchadigoog»- 
geseties  vom  17.  Januar  1845]  gerechtfertigt  ist  Wäre  aach  diese  Ansicht 
untreffend,  so  wäre  sie  doch  der  Verwaltungsbehörde  nicht  prftjudizierlich. 
Die  Benräonen  waren  hiernach  zarttckzuweiaeD. 


Medizinal  -  Gesetzgebung. 


"^  TorMhrlft«ii  llb«r  dos  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit  Krankheit«- 
tiregem.  nufenommen Pesterregem.  Bekanntmachung  des  Beichs- 
ktnslers  vom  4.  Hai  1904. 

Der  BoDdesrat  hat  in  seiner  Sitznng  vom  28.  Apiil  d.  J.  auf  Qnind  des 
S  37  des  QeseUes,  betreffend  die  Bek&mpfong  gemeingetihrlicher  Krankheiten, 
Tom  80.  Jaoi  1900  (Beichs -Gesetzbl  S.  306)  die  nachstehenden  Vorschriften 
aber  d»8  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit  ErankheitseTregem,  aosgenonunen 
Pesterreger,  beschlossen. 

Vorschriften  Über  das  Arbeiten  nnd  den  Verkehr 
mit   Krankheitserregern,    anagenommen   Festerreger. 

§  1.  Wer  mit  den  Erregern  der  Cholera  ödes  des  Botzes  oder  mit 
Uaterial,  welches  solche  Erreger  enthält,  arbeiten  will,  ferner  wer  derartige 
Erreger  in  lobendem  Zustand  aufbewahren  oder  abgeben  will,  bedarf  dazn  der 
Erlaubnis  der  Londes-ZentralbekOrde.  An  Stelle  der  letzteren  treten  für  das 
Kaiserliche  Gesundheitsamt  das  Eeichsamt  des  Innnern,  fUr  Hilitiraostalten 
das  zuständige  Eriegaministerium,  fttr  Marineanstalten  das  Beichs  -  Marin eamL 
Die  Erlaubnis  darf  nur  für  bestimmte  Bäome  nnd  nur  nach  Ausweis  der  er- 
forderlichen wissenschaftlichen  Ausbildung  erteilt  werden.  Die  den  Leitern 
affentlicher  Anstalten  erteilte  Erlaubnis  gilt  auch  für  die  unter  ihrer  Leitung 
in  diesen  Anstalten  beschäftigten  Personen. 

Der  Erlnubnis  bedarf  es  nicht  bei  Üntersuchnngen ,  welche  der  be- 
handelnde Arzt  oder  Tierarzt  zu  ausschlie Blieb  diagnostischen  Zwecken  in 
lemer  Praxis  bis  zur  Feststellung  der  Kraakheitsart  nach  den  flblichen  dia- 
gnostisch-bakteriologischen Untersnchongsmethoden  vornimmt. 

Lebende  Erreger  der  Cholera  oder  des  Botzes  dörfen  nur  an  Personen 
und  Stellen,  die  ron  der  zuständigen  BehQrde  die  Erlaubnis  zar  Annahme  er- 
halten haben^b  gegeben  werden. 

g  2,  Wer  mit  anderen  als  den  im  §  1  bezeichneten  Erregern  Ton 
Krankheiten,  welche  auf  Menschen  übertragbar  sind,  oder  von  Tierkrankheiteo, 
welche  der  Anzetgepflicht  unterliegen,  oder  mit  Material,  welches  solche  Er- 
reger enthält,  arbeiten  will,  femer  wer  derartige  Erreger  in  lebendem  Zustand 
aubewahren  wilL  bedarf  dazu  der  Erlaubnis  der  zoständigen  Polizeibehörde 
des  Ortes,  in  weichem  der  Arbeits-  oder  Aofbewahrangsranm  liegt.  Die  Er- 
lubnis  darf  nnr  fflr  bestimmte  Bäume  tind  nur  nach  Ausweis  der  erforderlichen 
wisBenscbaftlichen  Ausbildung  erteilt  werden. 

Auf  Aerzte  und  Tierärzte  finden  die  Vorschriften  im  Abs.  1  mit  der 
finschrinkung  Anwendung,  daß  sie  der  Polizeibehörde  nur  eine  Anzeige  von 
ihrem  Vorhaben  unter  Angabe  des  Baumes  nach  Lage  und  BeschafFräbeit  zn 
STitatten  nnd  später  jeden  Wechsel  des  Baumes  in  gleicher  Weise  anzu- 
udgen  haben. 

Weder  der  Erlaubnis  noch  der  Anzeige  bedarf  es,  wenn  die  Arbeit  und 
üe  Anfbewahmng 

a)  in  Öffentlichen  Krankenhäusern,  welche  mit  den  zur  Verhinderung  einer 
Verschleppung  von  Krankheiten  erforderlichen  Einrichtungen  versehen 
sind,  oder 

b)  in  staatlichen  Anstalten,  welche  zu  einschlägigem  Fachunterrichte  dienen  . 
oder  behufs  Bekämpfung  der  Infektionskranläeitcn  zur  Anstellung  ron 
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UnteranchiiDgeQ  oder  znr  HeTstellimg  von  Schatz-  oder  HeilatoSeo  be- 
stimmt sind,  oder 
c)  vom  behandelnden  Arzte  oder  Tierärzte  tmaBchUeßlich  zu  diagnostiBchen 
Zwecken  in  aeiner  Praxis  Torgenommen  werden. 

§  3.  Wer  lebende  KoltnreD  von  den  im  g  9,  Abs.  1  bezeichneten  Krank- 
heitserregern oder  Haterial,  welches  solche  Erreger  enthält,  feilhalten  oder 
verkaufen  will,  bedarf  dazu  der  Erlaubnis  der  zuständigen  Polizeibehörde  des 
Ortes,  in  welchem  das  Qeschäft  betrieben  wird.  Die  Erlanbnis  darf  nur  fflr 
bestimmte  Räume  und  nur  an  zayerlässige  Personen  erteilt  werden. 

Der  Händler  hat  nber  die  Abgabe  von  Enltnren  oder  Material  ein  Ver- 
zeichnis zu  fähren,  in  welches  die  Art  der  Krankheitserreger,  der  Tag  der 
Abmbe,  der  Name  und  die  Wohnung  des  Erwerbers,  sowie  des  etwaigen 
Üebeibringers  sofort  nach  der  Verabfolgnng  vom  Abgebenden  seibat  einzu- 
tragen sind  und  zwar  stets  in  onmittelbarem  AnschloB  an  die  nächst  voiher- 
gehende  Eintragung.  Das  Verzeichnis  ist  drei  Jahre  lang  nach  AbschloB 
ftnfznbew&hren. 

§  4.  Wer  eine  Tätigkeit  der  im  g  1,  Abs.  1,  §  2,  Abs.  1  and  §  8,  Abs.  1 
bezeichneten  Art  in  einem  ibm  zur  Verfttgnng  stehenden  Baome  einer  anderen 
Person  gestattet  oder  aufträgt,  hat  dies  der  zuständigen  Polizeibehörde  (§  2, 
Abs.  1  und  §  8,  Abs.  1)  unter  Angabe  des  Banmes,  sowie  der  Wohnung,  des 
fiernls,  des  Vor-  und  Zunamens  dieser  Peraon,  femer  jeden  Wechsel  dea 
Baumes  sofort  anzuzeigen.  Diese  Bestimmung  findet  auf  Leiter  der  im  §  2, 
Abs.  8  bezeichneten  QffentUcben  Krankenhäusern  und  staatlichen  Anstalten 
kdne  Anwendnng. 

Die  sich  für  die  andere  Person  aus  den  Bestimmungen  in  gg  1  bis  8  er- 
gebenden Pflichten  bleiben  unberührt. 

§  6.  Die  im  g  1,  Abs.  1,  g  2,  Abs.  1  aud  §  8,  Abs.  1  bezeichnete  Tätig- 
keit, sowie  die  nach  g  4  gestattete  oder  anigetragene  Ausübung  solcher  Tätig- 
keit durch  andere  ist  einzustellen,  wenn  die  Erlaubnis  der  Landes-ZcntralbehOrde 
oder  Polizeibehörde  zurQckgenommen  oder  wenn  die  Tätigkeit  von  der  zu- 
ständigen Behörde  untersagt  wird.  Die  Zorflcknahme  der  Erlaubnis  oder  die 
Üntersagung  soll  erfolgen,  wenn  aus  Handlungen  oder  UnterlassiUKen  der 
betreffenden  Peraon  der  Mangel  derjenigen  Eigenschaften  erhellt,  welche  fOr 
jene  Tätigkeit  voranagesetzt  werden  müssen. 

g  6.  Wer  eine  der  im  g  1,  Abs.  1,  g  2,  Abs.  1  und  g  8,  Abs.  1  bezeich- 
neten Handlungen  vamlmmt,  hat  —  auch  wenn  er  von  der  Einholung  der  Er- 
laubnis oder  von  der  Anzoigepflicht  entbunden  ist  —  die  Erreger  so  aulzn- 
bewahren,  daß  sie  UnberufeneD  unzugänglich  sind;  auch  hat  er  sonst  alle 
Vorkehnmgen  zu  treffen,  um  eine  Verschleppung  der  Krankheitserreger,  ins- 
besondere durch  Versui^tiere,  zu  verhüten.  Kulturen,  infizierte  Versuchstiere 
und  deren  Organe,  sowie  sonstiges  die  Krankheitserreger  enthaltendes  Material 
mtkssen,  sobald  sie  entbehrlich  geworden  sind,  derart  beseitigt  werden,  dafl  jede 
Verschleppung  der  Krankheitskeüne  tunlichst  ausgeschlossen  wird.  Instrumente, 
Qefäfie  usw.,  welche  mit  infektiösen  Qegenständen  in  Bertthrong  waren,  sind 
sorgfältig  zu  desinfizieren. 

§  7.  Die  Versendung  von  lebenden  Kulturen  der  Cholera-  oder  Botz- 
erreger hat  in  zugeschmolzenen  Olaarühren  zu  erfolgen,  die,  umgeben  von  einer 
weichen  Hülle  (FiUrierpapier  und  Watte  oder  Holzwolle),  in  einem  durch  aber- 
greifenden Deckel  gut  verschlossenen  BlechgefäBe  stehen;  das  letztere  ist 
seinerseits  noch  in  einer  Eiste  mit  Holzwolle,  Ben,  Stroh  oder  Watte  zu  ver- 
packen.   Es  empfiehlt  sich,  nur  frisch  angelegte  Agarkolturen  zu  versenden. 

Material,  welches  lebende  Krankheitserreger  dieser  Art  enthält  oder  zu 
enthalten  verdächtig  erscheint,  ist  so  zu  verpauien,  daß  eine  Verschleppung 
des  Erankheitskeimes  tunlichst  ausgeschlossen  wird.  Zar  Aufnahme  des 
Materials  sind  besonders  geeignet  stnrkwandige  Pulvergläser  mit  eingeschliffe- 
nem Glasstöpsel  und  weitem  Halse,  odei  in  deren  Ermangelung  Qläaer  mit 
glattem  zylmdriachen  Halse,  zu  deren  Verschluß  gut  passende,  frisch  aus- 
gekochte Korke  zu  verwenden  sind.  Nach  der  Aufnahme  dea  Materials  sind 
die  Oläaer  sicher  zu  verschließen,  der  StOpsel  ist  mit  Pereamcntpapier  oder 
dergleichen  zu  Oberbinden;  auch  iat  an  jedem  Olase  ein  Zettel  fest  aufzukleben 
oder  sicher  anzubinden,  der  genaue  Ajisaben  über  den  Inhalt  enthAlt.  Zum 
Verpacken  dürfen  nur  feste  Kisten  —  keine  Zigarrenkisten,  Pappschachteln 
und  dergleichen  —  benutzt  werden.    Die  Gläser   uud  sonstigen  Beliälter  sind 
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in  den  Kisten  mittels  Holzwolle,  Hen,  Stroh,  Wntte  nnd  dereleiclien  so  zn 
Terpacken,  daß  sie  anbeweglich  Oegen  nnd  nicht  an^ander  stoßen. 

Die  Torschriften  Qber  die  Entnahme  oholeraverdächtiger  Üntersnchnn^ 
Objekte  bebnfs  bakteriologiscber  Feetstellnng  der  Cholera  and  aber  die  Ver- 
aendong  des  Materials  an  eine  Ünteranchangsstelle  werden  darch  vorstehende 
Bestifflmtmgen  nicht  berOhrt. 

Die  Sendon^en  (Abs.  1  and  2)  müssen  mit  starkem  Bindfaden  nmscbBdrt, 
Tersiegelt  und  mit  der  deutlich  geschriebenen  Adresse,  sowie  mit  dem  Yer- 
merke  .Vorsicht"  yeraehen  werden.  Bei  Beförderongen  darch  die  Post  sind 
die  Sendungen  als  , dringendes  Paket'  aofzngeben  und  den  GmpfätM;eTn  tete- 
graphifich  auznkünd^en.  Bei  Verseudnng  lebender  Knitaren  hat  der  Empfänger 
dem  Absender  den  Empfang  der  Sendnng  sofort  mitzuteilen. 

g  8.  Die  Tersendong  von  lebenden  Kulturen  der  im  §  S,  Abs.  i  be- 
zeichneten Krankheitserreger  hat  in  wasserdicht  verschlossenen  OlasrDhren  za 
erfolgen.  Biese  BQhren  sind  entweder  in  angepaßten  Hülsen  oder,  mit  einer 
weichen  Hülle  (Holzwolle,  Watte  und  dergleichen)  umgeben,  derart  In  festen 
Kästen  xa  verpacken,  daß  sie  anbeweglich  liegen  nnd  nicht  aneinander  stoßen. 
Der  Empfänger  hat  dem  Absender  den  Empfang  der  Sendnng  sofort  mit- 
mteileo. 

Material,  welches  lebende  Krankheitserreger  dieser  Art  enthält  oder  zn 
enthalten  verdächtig  erscheint,  Ist  so  za  verpacken,  daß  eine  Verschleppang 
des  Krankheltskeimes  ausgeschlossen  wird. 

Die  Sendnn^n  (Abs.  1  und  2)  mtissen  fest  verschlossen  nnd  mit  deut- 
licher Adresse,  sowie  mit  dem  Vermerke  .Vorsicht'  versehen  werden. 


^^^  AugfBhrung  des  FlelBelibeHhaiigeHetxes.  Erlaß  der  Minister  der 
^w.Medizinalangelegenheiten,  der  Finanzen,  für  Landwirt- 
schaft nnd  für  Handelnnd  Gewerbe  —  M.  d.  g.  A.  M.  6478,  F.  M. 
L  2743  UI.  2270,  M.  f.  H.  II.  b.  1796,  M.  t  Ldw.  L  G.  a.  311  —  an  sämtliche 
Heilen  BegierongsprSsidenten. 

Zur  Beseitigung  von  Zweifeln  und  Verschiedenheiten,  die  bei  der  Durch- 
ftUming  des  Fleischbeschaugesetzes  hervorgetreten  sind,  ordnen  wir  im  Els- 
verständnisse  mit  dem  Herrn  Beichsk analer  hiermit  folgendes  an: 

I.  Die  für  den  Fall  der  Beanstandung  einer  Stichprobe  bei  gleichartigen 
Fettsendungen  im  §  12,  Abs.  4  bis  ö  und  g  21  der  AusfUhningsbestimmungen  D. 
gegebenen  Torschriften  sind  bisher  vieliach  mißverstanden  worden.  Es  ist 
tolgendermaQea  zu  verfahren; 

Ist  eine  Stichprobe  beanstandet  worden,  so  hat  die  Untersnchnngsstelle 
hiervon  den  Verfügungsberechtigten  unter  Angabe  des  Beanstandun^g rundes 
zu  benachrichtigen  (%  12,  Abs.  6  a.  a  0.)  und  sich  bis  auf  weiteres  emer  Fort- 
setzung der  Untersuchnng  zu  enthalten.  Wird  die  Sendnng  nicht  innerhalb 
der  gesetzlichen  eintägigen  Frist  nach  der  Benachrichtigung  freiwillig  zurttck- 
gezogen  (|  12,  Abs.  6  a.  a  0.),  so  ist  die  Untersuchnng,  die  zu  der  Bean- 
Stundung  geführt  hat,  zunächst  nur  auf  alle  übrigen  §  15,  Abs.  5  u.  6  a.  a  0. 
entnommenenen  Stichproben  zu  erstrecken.  Findet  sich  bei  sämtlichen  Stich* 
proben  der  Beanstandnngsgmnd  vor,  so  ist  die  ganze  Sendung  in  das  Ausland 
zurückzuweisen  (g  21  Abs.  S,  Satz  1).  Wird  dagegen  auch  nur  bei  einer  der 
Stichproben  der  Beanstandun gagrund  nicht  festgestellt,  so  muß  jedes  einzola« 
Packstück  der  ganzen  Sendung  in  bezug  auf  den  Beanstandungsgrond  unter- 
sucht werden  (§  12,  Abs.  i),  und  es  werden  alsdann  nur  diejenigen  Pukstücke 
zurQckgewieseD,  aus  denen  die  beanstandeten  Proben  stunmen  (g  21,  Abs.  S, 
Satz  2).  Aucb  in  diesem  letzteren  Falle  ist  der  Verfügungsberechtigte  vor  der 
Fortführung  der  Untersuchung  zu  benachriditigen  (§  12,  ilis.  6),  and  wiederum 
ist  er  befugt,  die  Ware  vorher  zurfickzuziehen  (g  12,  Abg.  6).  Bei  jeder  Be- 
nachrichtigung ist  der  Verfügungahe rechtigte  darauf  hinzuweben,  daß  er  das 
Becht  hat,  die  Waare  binnen  einer  eintägigen  Frist  zurückzuziehen,  und  welche 
der  vorstuiend  bezeichneten  Folgen  eintreten,  wenn  er  von  diMem  £echt  keinen 
Gebrauch  macht  (g  12,  Abs.  6). 

n.  Der  Be|;riff  der  .Sendung'  Ist  in  g  12,  Abs.  8  der  Anafflhmngs- 
bestimmungen  D  nicht  näher  erläutert.  Es  würde  der  Absicht  und  dem  Sinne 
der   dort    gegebenen  Vorschrift   nicht   entsprechen,   wenn  jede  Mehrheit  V 
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Waren,  die  sn  gleichei  Zeit  ftkr  einen  Empf&nger  eingeht  und  zu  Uoter- 
Bnclmng  gestellt  wird,  ala  eine  nntrenDbftre  Sendong  angesehen  und  schon  des- 
wegen Ton  der  YergDnstigong  der  Stichprobennntersachiing  aosgeaobioSBeD 
wflide,  weil  sie  nicht  in  allen  ihren  Teilen  gleichartig  im  Sinne  des  §  12, 
Abs.  8  ist.  Es  sind  vielmehi,  wenn  eine  Hehrheit  von  Waren  anch  nnr  lom 
Teil  die  Merkmale  einer  gleichartigen  Sendung  trägt  oder  mehrere  Teile  nm- 
faflL^  deren  jeder  in  sich  gleichartig  ist,  auf  diese  Teile  die  Bestimmongen  über 
die  Stichprobennntersnchnngen  anzuwenden  nnd  fftr  die  Unterenchnngen  inso- 
weit aDcn  nur  die  einfachen  OebOhreusätze  des  g  2,  Abs.  1  B  oder  g  5  der 
Gebtlhrenordunng  Tom  12.  Jnli  1902  zn  bereciinen. 

IIL  Auf  Grund  des  §  29,  Abs.  2  der  AnsführnngsbeBtimmiineen  D  hat 
der  Herr  Reichskanzler  folgende  Kittel  zar  Unbranchbarmachung  ansl&ndischen 
Fleisches  für  den  menschlichen  Qenufi  zugelassen: 

a)  Ftkr  getrocknete  Schafdärme,  die  zn  technischer  Verweitnng  aus  dem 
AuslsÄde  bezogen  werden,  Kampfer  und  Naphthalin  (Bekanntmachung 
Tom  2G.  September  1908,  ZenCralbl.  für  das  Dentsche  Bdch  —  S.  S46  — ). 

b)  Für  Fette,  die  znr  technischen  Terwerton^  bestimmt  sind,  BirkenOl  unter 
der  Toranssetzong,  daß  es  dem  Fett  in  emer  Uenge  von  mindesteng  C*/, 
zugesetzt  wird.  Unter  BirkenOl  ist  das  im  Drogenhandel  als  ,01enm 
ruaci"  bezeichnete  Fi&parat  zn  verstehen.  Die  Bekanntmachung  im  Zential- 
blatt  für  das  Deutsche  Beich  wird  demnächst  erfolgen. 

IV.  Das  vorzugsweise  zur  Herstellung  von  feinsten  U&schinenOlen  rer- 
«andte  Knochen-  und  BiaderklauenQl  ist  als  Fleisch  im  Sinne  des  Fleisdi- 
beschaugesetzes  nicht  anzusehen  und  demgemäß  ohne  Untersuchung  zur  Einfohi 
Euzulassen,  Beines  ausgelassenes  Knochenmark  fällt  nicht  unter  die  Befreiung, 
ist  Tielmehr  Torschriftsmäßig  zu  untersuchen. 

V.  In  Nr.  1  des  BnuderlasssB  vom  22.  Juni  1903  —  I.  G.  a.  4925  1 
IL  f.  L.  pp.  —  ist  bestimmt,  daß  bei  Sendungen  von  Fettproben  im  Gewichte 
bis  zu  1  kg  die  chemische  Untersnchong  für  gewöhnlich  unterbleiben  kOnne 
nnd  nur  dann  eintreten  solle,  wenn  die  Beschaffenheit  der  Proben  bei  der  Vor- 
prOfong  za  besonderem  Verdacht  Anlaß  gibt  nnd  nicht  schon  auf  Qmnd  dieser 
VorprtUong  eine  Zurttckweisong  des  Fettes  erfolgt  (vergL  g  21,  Abs,  1  unter 
I  der  Ansttthrungsbestimmungen  D).  Diese  Vergünstigung  dehnen  vir  nunmehr 
auf  einzelne  Fettproben  im  Gewichte  bis  zu  2  kg  aus,  in  diesem  weitergehenden 
Cmfange  jedoch  nur  zugunsten  von  Firmen,  denen  im  Einblick  auf  ihre  Zu- 
verlässigkeit ein  besonderer  Erlaubnisschein  erteilt  wird.  Dieser  Schein  ist  von 
der  zuständigen  Zollbehörde  nach  Prüfung  der  Zuverlässigkeit  ein  für  alle 
Haie,  jedoch  in  stets  widerruflicher  Weise,  auszustellen.  Im  allgemeinen  weisen 
vrir  femer  darauf  hin,  daß  auch  für  die  Untersuchung  solcher  Fettproben  eine 
Gebühr  nach  §  5  der  Gebührenordnung  vom  12.  Juli  1902  zn  erbeben  ist 
(1  Pt  fttr  jedes  Kilogramm,  jedoch  mindestens  40  Pf.  für  jedes  FackstQck). 

VL  Tierische  Häuto  kOnnen  nur  dann  als  Fleisch  im  Sinne  des  Fleisch- 
beschau gesetzes  angesehen  werden,  wenn  sie  sich  in  einem  Zustande  befinden, 
der  ihre  Genußtau ^chkeit  für  Menschen  nicht  ohne  weiteres  ausschliefit  Da 
die  ganze  Haut  (Schwarte)  des  Schweines,  in  manchen  Gegenden  auch  gewisse 
Teile  der  Binderhant,  als  Fleisch  genossen  werden,  wenn  sie  bei  der 
Schlachtong  im  Zusammenhaute  mit  den  unter  ihnen  liegen- 
den KUrperteilen  geblieben  sind,  mußte  ihre  Aufnahme  in  den  §  1 
der  Ausftüüungsbestimmungen  D  erfolgen,  der  eine  nähere  Bestiramnug  des  im 
gewöhnlichen  Sprachgebrauche  schwankenden  Begriffes  .FleiBch'  gibt.  Abge- 
trennte Eaupttule  von  Schlachttieren,  insbesondere  von  Bindern,  kOnnen  nur 
dann  als  Nahrungsmittel  für  Menschen  Verwendung  finden,  wenn  sie  alsbald 
nach  der  Schlachtung  von  den  Haaren  und  von  der  Oberhaut  befreit  nnd  ge- 
kocht oder  stark  gebrüht  (abgebrannt)  werden.  Nicht  ganz  frische  rohe,  sowio 
gesalzene  oder  getrocknete  Häute  sind  unter  gewahnlichen  Verhältnissen  zum 
Oenusse  für  Uensdieu  untauglich  und  deshalb  ohne  Untersuchung  zur  Einfuhr 
mzulassen. 

Vn.  GoIdschtägerhKutcbeu,  Galldrüsen  und  getrocknete  Kälbermagen 
sind,  veil  zum  Genüsse  für  Menschen  nicht  geeignet,  nicht  untersucbuiigs- 
pflicntiK.  Nicht  getrocknete  Kälbermagen  dage^n  sind  als  Fleisch  im  Sinne 
des  Hdachbeschangesetz ea  anzusehen  und  unterliegen  der  [Jnteranchung, 

vm.  g  19  der  Ansftthrungsbestimmnngen  D  schreibt  in  Abs.  1  unter 
H  A  b  die  ZniOekweisnng  von  Därmen  vor,   die  Mingel  der  im  g  14,  Abs.  9 
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».  a.  0.  Irazeicbneten  Art  anfweisen.  Da  g  14,  Aba.  2  nur  eine  ÜntersachnnE 
•af  krankliafte  Veiändenuigen  anordnet,  da  ferner  g  19,  Abs.  1  unter  Id 
ft.  a.  0.  nur  den  Fall  einer  oberf l&chllchen  nnd  geringgradigen  F&oJnis 
nnr.  betrifft,  so  fehlt  ee  an  einer  ansdrttcklioben  Bestlnuniing  Ober  die  Behand- 
lung von  DIrmen,  die  durch  Fäulnis  völlig  verdorben  sind.  Im  Anschlnä  an 
die  fttr  daa  sonstige  Fleisch  gegebenen  Tarschriften  (vergL  z.  B,  §  18,  Abs.  1 
nntei  II  B  d  a.  a.  0.),  bat  in  diesem  Falle  nicht,  wie  mehrfach  angenonunen 
ist,  eine  onsch&dliche  Beaeitigong,  aondem  in  der  Begel  nnr  eine  ZnrUck- 
weianng  der  Därme  za  erfolgen.  Jedoch  weiden  weitergehende,  auf  gesnnd- 
keita-  oder  veteTio&rpolieeilichen  BOckaiditen  bemhende  Befugniase  der  Polizei- 
behörde hierdurch  nicht  berührt 

IZ.  Wird  bei  gleichartigen  Sendungen  zaberuteten  Fleisches  die  tier- 
ärztliche  ünterauchnng  vorweg  auageftthrt  nnd  werden  hierbei  Teile  bean- 
standet, ao  ist  die  chemische  Untersuchung  nur  an  dem  nicht  beanatandeten 
Bestteile  auszuführen,  nocbdem  dann  auch  die  QebtÜuea  ftir  diese  ünteraachong 
m  berechnen  sind.  Nach  dem  Gewichte  der  ganzen  Sendung  werden  diese 
GeblUiren  aber  zu  berechnen  sein,  wenn  die  Probeentnahme  oder,  wie  dies  bei 
sobereitetem  Fleisch  zulässig  nnd  auch  stellenweiae  Üblich  ist,  die  chemische 
ünteranchoi»;  der  tierärztlicben  Beschau  vorangegangen  ist. 

Die  Bieschaostellen  sind  mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen, 
woxn  die  nötige  Zahl  von  Abdrücken  dieses  Erlasses  beigef&gt  wird. 

Die  Provinzialsteuerdirektoren  haben  besondere  Hitteilung  erhalten. 

^^^DntoraiißhiiiigsBmter  für  uisteek«nda  Ennklieiten.  Erlaß  des 
Oinisters  der  uaw.  Medizin alangelegenheiten  vom  6.  Hat  1904 
—  H.  14904.  ü  I.  —  an  die  Herren  BegierunKaprftaidenten  (mit  Ausnahme  von 
denen  in  Herseborg  und  Erfurt)  (a)  und  die  Herren  Oberpräsidenten  (b). 

a)  Wie  ich  in  meinem  Erlaß  vom  ^TT^ober  1901  —  U  Nr.  13  692  U I  — 
bekannt  ^geben  habe,  hat  die  Stadt  Halle  a.  S.  im  Anschloß  an  das  Hygieni- 
sche Institut  der  dortigen  Universität  ein  Untersuchangsamt  für  ansteckende 
Knakheiten  errichtet,  welches  den  Aerzten  die  MQglichkeit  gewährt,  in  zweifel- 
haften Erankbflitsföllen  tunlichst  bald  zu  einer  sicheren  Diagnose  zu  gelangen. 
Dieses  Amt  fUirt  die  Bezeichnung  „Städtisches  üutersuchungaamt  fhr  an- 
steckende Etankheften'  nnd  steht  unter  der  Leitung  des  Direktors  des  Hygieni- 
schen Instituts.  Zur  Errichtung  des  Amtes  hat  die  Stadt  einmalig  1000  Hark 
guaUt,  danken  zahlt  sie  for^ufend  jährlich  8800  Hark,  und  zwar  1300  U. 
Bur  BemunerieruDg  eines  Assistenten,  600  Mark  als  Lohn  fftr  einen  Diener, 
1500  Hark  zur  Deckung  der  laufenden  sächlichen  Unkosten.  Daftli  hat  das 
Amt  die  erforderlichen  bakteriologischen  Untersuchungen  in  verdächtigen  oder 
aweifelhaften  Krankheitsfällen  kostenlos  vorzunehmen. 

Neuerdings  ist  es  den  Bemtthnngen  des  Begierungspriaidenten  in  Herse- 
burg  und  des  Institutsdirektors  gelungen,  das  Untersuchungsamt  für  den  ganzen 
Begiemngsbezirk  Merseburg  nutzbar  zu  machen,  nachdem  sich  die  Kreise  haben 
bereit  finden  lassen,  an  das  Institut  zusammen  einmalig  1000  Mark  zur  Be- 
schaffung von  Apparaten  nnd  Instrumenten  und  außerdem  fortlaufend  jährlich 
aSOO  Hark.  nämUch  1200  Hark  zur  Bemunerierung  eines  Assistenten,  600  Hark 
als  Lohn  for  einen  Diener  und  1000  Hark  zur  Deckung  der  laufenden  säch- 
lichen Unkosten  zu  zahlen. 

Aehnliche  Yerhondlnngen  schweben  zurzeit  zwischen  dem  Begierungs- 
präaidenten  in  Erfurt  und  dem  Direktor  des  Hygfeniachen  Instituts  in  Holte  a.  S. 

Bei  der  Wichtigkeit,  welche  die  bakteriologischen  Untersuchnngsm«thoden 
mehr  und  mehr  für  die  Erkennung  und  BekKmpfDng  der  onateckenden  Krank- 
heiten gewinnen,  muß  es  ala  eine  wesentliche  Augabe  der  Uedizinal- Verwaltung 
bezeichnet  werden,  die  Verwertung  dieser  Methoden  fOr  die  Zwecke  der 
Seuchenbekämpfung  möglichst  zu  verallgemeinem.  Da  aber  die  Errichtung 
dner  größeren  Anzahl  von  Untersuchnngsanstalten  auf  Schwierigkeiten  stoßen 
dürfte,  so  ist  zu  erwägen,  ob  es  nicht  angingig  ist,  noch  dem  in  den  Be- 
^ernngsbezirken  Herseburg  und  Erfurt  gegebenen  Beispiele  auch  in  anderen 
Bezirken  zu  verfahren. 

In  dwjenigen  Bezirken,  in  welchen  staatliche  wiasenachaftUche  Institute 
vorbanden  sind, 

in  KSnigsberg,  Berlin,  Stralsund,  Breslau,  Schleswig,  HildesbeiBi,  Cassel 
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COln,  die  HjgJeniBcheii  Institnte  der  Universitäten  in  KSnigaberg,  Berlin, 
Oreitsvald,  Eteslaa,  Kiel,  QOttingen,  Uarborg  nnd  Bonn;  in  &rlin  dsa 
Institut  fOr  Infektionakranklieiteii ;  in  Posen  das  Hj^enisclie  Institnt;  in 
Oppeln  du  BaltteriologiaclLe  Institnt  in  Beatben;  in  Wiesbaden  das  Institut 
f^  experimentelle  Therapie  in  Franltfnrt  a.  H. ;  in  Trier  das  Bakteriologt- 
sclie  Institut  in  Saarbrücken  — 

oder  in  denen  städtische  oder  sonstige  geeignete  Institute  bestehen, 
—  in  Danzig  das  Städtische  üntersachnngsiunt  der  Stadt  Danzig,  in  Arns- 
berg das  ^gienisch-bakteriologiscbe  Institut  m  Qelaenkirchen,  in  Wies- 
baden   das    Freseninssche   Institut  in  Wiesbaden,   in   CQln   das   Städtische 
üntersQchongaamt  der  Stadt  CttLn  — , 
wird,  wie  es  in  Königsberg,   Danzig,  Frankfurt  a.  M.  nnd  Breslan  schon  teil- 
weise geschehen  ist,  es  möglich  sein,  die  betreffenden  Institate  ftlr  die  Zwecke 
der  Senchenbek Impfung  nutzbar  zu  machen. 

In  denjenigen  Bezirken,  in  denen  bakteriologische  nnteranchiugsstellen 
im  Anschluß  an  die  Be^erun^  eingerichtet  sind,  wird  zu  erwägen  sein,  ob 
bezw.  inwieweit  es  mitglich  sein  vuA,  auch  diesen  dnrch  Angliederung  der 
leistungsßUiigea  Städte  und  der  Kreise  des  Bezirks  ein  erweitertes  Arbeits- 
gebiet za  rerachaffen. 

Ehe  ich  dei  DurchfOhning  dieses  Gedankens  näher  trete,  ersnche  ich 
£w.  Hochwohl^eboren  ergebenst,  um  eine  gefällige  eingehende  Aen&ernng  ttber 
die  Zweckmäfiigkeit  und  Durchführbarkeit  desselben  unter  BeifOgnng  geeig- 
neter Vorschläge  Ober  die  Kostandeckung,  eventuoll  nach  Einziehung  geeigneter 
Infonnationen  ttber  die  Anscbaaungen  der  beteiligten  Kreise  und  ihre  Bereit- 
willigkeit, sich  an  diesen  Bestrebungen  finanziell  za  beteiligen. 

Einem  Berichte  Merttber  will  ich  binnen  drei  Ifonaten  entgegensehen. 

b)  Abschrift  flbersende  ich  Ew.  Exzellenz  zur  gefälligen  Kenntnisnahme 
und  mit  dem  Ersuchen  ergebenst,  die  Berichte  der  Regierungspräsidenten  ge- 
sammelt einzureichen  nnd  sich  zu  denselben  gutachtlich  zu  äußern. 


y  Nenbearbeltiisg  des  TertelchnlBsu  d«r  Ersakheiten  und  TodM- 
/^'unaohen.  Erlaß  der  Minister  der  usw.  Kedizinalangelegen- 
beiten  und  des  Innern  vom  32.  April  1904  —  U.  d.  g.  A.  Nr.  9686, 
U.  d.  Inn.  Nr.    Ib  62B3  —  an  sämtliche  Herren  Begierongspräsidenten. 

Den  statistischen  Erhebungen  nnd  Veröffentlichungen  über  die  Sterblich- 
keit und  die  Todesursachen  in  Preußen  ist  bisher  bezOgUch  der  Benennung  dar 
TodesDrsachen  das  System  nach  Virchow  zugrunde  gelegt  worden,  welches, 
orsprituglich  ffli  das  statistische  Amt  der  Stadt  Berlin  bestimmt,  den  Aerzten 
durch  die  Aufnahme  in  den  Preußischen  Hedizinalkalender  bekannt  geworden 
ist  und  in  den  letzten  drei  Jahrzehnten  des  vorigen  Jahrhunderts  unter  den 
Statistikern  allgemeine  Verbreitung  gefunden  hat. 

Die  neuerlichen  Fortschritte  auf  dem  Gebiete  der  wissenschaftlichen 
Uedizin  haben  schon  seit  längerer  Zeit  in  den  beteiligten  Krmaen  das  Bedtkrf- 
nis  einer  Ergänzung  nnd  Neubearbeitung  des  vielfach  veralteten  Systems  nach 
Virchow  Eetrortreteu  lassen. 

Hit  Bttcksickt  hierauf  ist  auf  eine  Anregung  des  Preußischen  Statisti- 
schen Bureaus  und  des  statistischen  Amtes  der  Stadt  Berlin  dne  ErOrtenmg 
der  Angelegenheit  in  einer  Konferenz  von  ärztlichen  Sachverständigen  und 
Statistikern  veranlaßt  worden,  ans  deren  Verhandlungen  der  anliegende  Ent- 
wurf eines  Verzeichnisses  der  Krankheiten  und  Todesursachen  hervorgegangen 
ist  Dieser  Entwurf  trägt  unter  voller  Wttrdigusg  des  grundlegenden  Auf- 
baues des  Systems  der  Todesorsachen  nach  Virchow  dem  augenblicklichw 
Stande  der  medizinischen  Wissenschaft  und  der  gebräuchlichen  Bezeichnung 
der  Krankkeiten  und  Todesnrsaclieti  durdi  die  Streichung  oder  Abändemag 
veralteter  Benennungen  und  durch  eine  andere  Abgrennug  der  KranUidta- 
gruppen  in  der  erforderlichen  Weise  Bechnung. 

Indem  wir  uns  mit  diesem  Verzeichnisse  einverstanden  erklären,  ersuchen 
wir  ergebenst,  dasselbe  für  die  Benutzung  bei  den  statistischen  Erhebungaa 
und  Veröffentlichungen  den  beteiligten  Kreisen  in  geeigneter  Weise  bekunt 
zu  f|eben.  Abgesehen  von  der  Bekanntmachung  In  dem  Amtsblatte  empfleUt 
es  sich,  jedem  Kreisarzt  nnd  jedem  Artte  des  dortigen  Bezirkes  einen  Abdinek 
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des  Verzeiclmisses  —    and  nnt  den  A.enteii  dordi  VermlttelanK  der  Kreis- 
inte  —  n  abemuttela. 

Wuin  widi  die  Aente  in  der  Wahl  der  wisaenscli&ftliclien  BeieioltDlUig 
der  Todeeaiskcken  luibeliiiidert  sind,  so  ist  es  im  Interesse  einer  KrOßeien 
Sicherheit  bti  der  weiteren  statistischen  Ververtong  der  Angftbon  doch  aringend 
erwünscht,  dkfi  &tif  den  Lücheascheineo,  sowie  dem  Pnblikam  oad  doo  Stutde»- 
beamten  segenfiber  uisschlieflUch  die  in  dem  anliegenden  Veneicluusse  ent- 
haltenäi  Bemerkungen  Verwendnng  finden. 

Auch  ersuchen  wir  Ew.  Hochwohlgehoren,  den  der  dortigoi  Antaicht 
unterstellten  OemeindeTerwaltnngea,  soweit  diese  ein  eigenes  atatutiaches  Amt 
besitien  oder  die  Sterblichkeitsangaben  selbstindig  bearbeiten  lassen,  einen 
Abdruck  des  Terxeicbnisses  cn  ttbersenden  mit  der  Anweiseng,  im  Interesse 
einer  gleichmifligen  Venrertong  des  statistischen  Urmateri&ls  das  anliegende 
YerEdchnis  an  Stelle  des  Systems  der  Todesnrs sehen  nach  Virchow  den 
statistischen  Anszätilnngen  zagronde  zn  legen.  Die  Bekanntgebnng  eines  aiia- 
fÖhrlichcn  alphabetischen  Veneichnisses  der  Krankheiten  und  Todes- 
nreachen  ram  Qebranche  ftlr  die  Be&rbeitiug  des  statistischen  Urmateriali 
bleibt  vorbehalten. 

Ich,  der  Uinister  der  Hediadnalangelegenheiten,  erkl&re  mich  bereit,  die 
fQr  den  dortigen  Bezirk  erforderliche  Anzahl  ron  Abdrücken  des  VerioichiüBses 
znr  Verfttgnng  za  stellen  ond  ersnche  ergebenst,  mir  binnen  4  Wochen  Obei- 
flchl^lich  anzugeben,  wie  viel  Abdrücke  für  den  dortigen  Bezirk  erforderlich 
sein  werden. 

Vtixtlohitli  d«T  Xraiikliaittn  und  TodMarsftolMii. 


L  Infektionskrankheiten.     Zoonosen 
and   Schmarotz  crkrankbeiten   (In- 
fektionskrankheiten     allgemeiner 
Natur    1—26,    ZooQOsen  26—29, 
Schmarotzerkrankh  eilen  80— S8). 
IL  VergifttiQgen  (84—36). 
HL  Aenßere  Einwirktmgen  (37). 
IT.  Störungen   der  lüotwickelung  nnd 

Enährnng  (88—66). 
T.  Kraikheite»  der  Organe  (57- 17&). 
A.  der  Haut  (57,  68)  nnd  des  Zell- 

Jewebes  (69-68), 
er    UnskelQ     (64—66)    nnd 
Sehnen  (67), 

C.  der  Knochen  (68),  Knorpel  (69) 
und  Gelenke  (70—72), 

D.  des  Blutes  nnd  der  blatbilden- 
den  Drusen  (73—77), 

K  des  Gef&flsTstems  (Herzkraek- 
heiten  78  bis  86,  GetäBkrank- 
heiten  87,  88), 

F.  des  Nervensystems  (Hirnhaut 
nnd  Gehirn  89— 96,  Bflckenmark 
97—104,  Nerven  1(B— 112), 


G.  des  Ohres  (113), 

H.  des  Anges  (114), 

J,  der  Respirationsorgane  (der 
Nase  116,  des  KehUcopfes  116 
—119,  der  Bronchien  120, 
12t,  der  Lange  12-i—Via,  des 
Brnstfells  129), 
.,  des  Verdaaa 
HundhDhle  : 
und  Halses  131,  der  Speichel- 
drüsen  133,  der  Speiseröhre  166. 
des  Hagena  194,  dea  Damu 
18(^—141,  Brttche  149,  des 
Bauchfells  148,  der  Leber  144 
-146,  der  Gallonblase  147, 
der  Bauchapeicheldrüse  148), 

L.  der  Haruorgane  (149—154), 

U.  der  Gescbiecbtaorgane  (156— 
175,  beimm&nnllchen  Geschlecht 
1Ö5— 161,  beim  weiblichen  Ge- 
schlecht 162—175), 
TL  Andere   sowie   nicht  aagegebene 

und  unbekannte  Krankheitea  (176). 


Die  wesentlich  als  Kranlüieiten  nnd  nur  für  anfiergewOhnlicho  Komplikationeu 
als  Todesursachen  vorkommenden  Bezeichnnnjren  sind  eurait  gedruckt. 
[Kraskheitsbezeiciinungen,  welche  nur  ungenaue  Diagnosen,  Begleit-  und  Folge- 
erscheinungen von  Krankheiten  darstellen,  sind  in  eckigen  Klammen  geruckt.] 


I.  InfebtlonakrankheltflD, 

Zoonosen    and    Sehoiftroteer- 

krankhelten. 

lafektionskrankheiten 
allgemeiner  Natur 
1.  a)  MiMim,  MorbillL 


a)  Scharlach,  Scarlatino. 


b)  Scharlach  •  Nieron  eutzündung. 

c)  Scharlach- Bräune,    Scharlach- 
Diphtherie. 

d)  Scharlach -Sepsis. 

3.  Fritteln  (Uiliaria,  Schweißfriesel 
bei  67  d). 

4.  PmIem,  TarJola,  Variolo'is ;  uatOr- 
liche,  modifizierte,  blutige  Hen- 
Bchenblattem. 

6.  WlndpMhea,  Tarleella«. 


Bechtsprechang  und  Hedizinsl-OeMtigebiiiig. 


I.  B«H,  EiTsipelu ;  Wander*,  Blat- 
ter-, Eaat-,  Kopf  rose;  BotUni, 
BlssenroÜanf,  phlegmonOsea,  bran- 
diges EiTsipeL 


7.  IH^tkAriei 

a)  Siphtherie,  dlpli 

■OBwttre;  diphtnerische  BrSnne ; 


iphtherie,  dlphtherisclie  Oe- 


brandige  Brloaa ;  brandige 
SachenentzUndnag ;  brandige 
EnzftndDng  der  HundachleiBb- 
hant ;  DlpDtlierJe  des  Bachens, 
der  Handeln,  der  Nase,  der 
Angen.  CroQD,  häutige  BrftnDe, 
Angina  membranacea ;   Larpi- 

S'itiB  flbrinosa,  Kehlkopfbräone; 
oftrOhreob  rinne. 

b)  Siphtheiie  d.  Haut,  d.  änfleren 
Oenitalien. 

c)  BiphtheriBche  LarrngosMnoae. 

d)  Diphtherische  Liiuniuigea. 

e)  Diphtherie -NierenenzItDdiing. 

f)  Diphtherie  •Sepsis. 

8.  Kenchliuten,  Sückhiuten,  Tossis 
convulsiva,  Pertussis. 

9.  Grippe,  Influenza. 

10.  BlntTersinBng,  Wnndfleber,  Ei- 
terTeTgiftnng.Eiterfleber,  Pyeemia, 
SepthBmie,  Septicaemie,  Fleisch- 
vergift an  g,  bacilläre  (Fleischgift 
g.ft4aa;  Scharlach-Sepsis  bei  2 d, 
Diptherie  -  Sepsis  bei  7f). 

11.  Klndbettfleber,  Febris  puerpe- 
ralis,  Wocheubettfieber ;  Pyamie 
im  Wochenbett:  Endometritia  ^n- 
eiperalls;  Entbindungsfleber,  ein- 
schlieBiieh  ünterleibsenUstlndang 
während  nnd  nach  der  Gebort, 
Peritonitis  puerperalis,  Pelviperi- 
tonitis  puerperalis. 

13.  Starrkrunpf E 

a)  Tetanos  and  Trisraos;  Kinn- 
backenkrampf ,  Mundklenune  \ 
Wundstarrkrampf,  Tetanus  und 
Trismus  tranmaticns. 

b)  Tet&nns  Deonatornm. 

c)  Tetanos  puerperalis. 

18,  a]  Tjphos,  Abdominsltyi^os,  Ty- 

ähns  abdominalis,  Typhoid- 
eber;  Unterleibstnphns ;  Ner- 
veafleber,  t^iti^ses  Fieber,  [ga- 
strisches Fieber,  Febris  ga- 
etrica]. 
18.  b)  WeÜMhe  KnuiUielt. 
18.  c)  PKratTphu. 

14.  Flackfleber,  Fleektypk«,  Ty- 
phus exanthematicus,  Typhus  pe- 
techialis :  AnsschlaRtyphus. 

16.  BiekttlUelMr,  Febris  recurrens, 
Bttckfalltyphus. 

16.  Rnhr,  flbertragbare,  Dysenteria, 
rote,  weiSe,  epidemiache,  endemi- 
sche Bohr;  Darmdiphterle.  I 


17.  a)  AeUtlHhfl  Cholera,    Cholera 
asiatica  s.  epidemica. 

17.  b)  Cholera  nostnu,  einheimischer 

Brechdorch&ll  (Breotadarchfall 

B.  185  c). 

18.  Fut. 

19.  Mumpt,  Parotiti»  tpiätmiea  a. 
iHtüiffna;Zits/enp*tmr;  tpidtmiteke, 
bBtartigt  OkraptiehddriiitnetUsün- 

20;  Öeäeklture,  Übertragbare,  epi- 
demische  HirahanteatEttndBng, 
Meninntis  (Araduitis)  cerebro- 
flpinalfi  epidemica. 

21.  W«chMllHber,  kaltes  Fieber, 
Febrifl  iutennittens :  Malaria. 

S2.  Akntcr  GAlenkrheninatlBmu, 
Bheomatismns  articnlorom  acutus; 
Polyarthritis  acota. 

28.  Tenerlsehe  Kranklieltea : 

A.  Syphilis,  Lues. 

a)  Primär«  Sypküi*  (harUr 
Sehanker), 

b)  Sekundäre  (Boaeola,  Paptda« 
maäidatttit,  breite  lümd^ 
iome,  $yph.  BaUaffdctioHtn). 

c)  Tertiäre  (Onmmata,  Haut- 
ansschläge,  Syphilide  usw.). 
Oehimsyphilis,  Knochen  af- 
fektionen,  syphilitische  Ezo- 
Btosen,  Tophi. 

d)  Eongenitale  (Eeredit&re). 

e)  Otine  Bezeichnung  d.  Qrade. 

B.  donorrlioe. 

a)  OonorrhDe,  Tripper,  Bleu- 
norhSe ; 

b)  Tripper-Folgekrankheiten: 
a)  Geleakrhenmatbmns, 

P)  sanstigo  (gonorrhoische 
Endokarditis,  Epididymi- 
tis,  Salpingitis  usw.). 

C.  Weicher  SehatOxr,  Bobo. 

24.  Lepra,  Aossatz. 

25.  TnWknlose. 

a)  Lnngenschwindsocht,  Phthisia 
nolmonom;  Schwindsocht ;  Tn- 
berkulose;  [Lungenabzehmng; 
hektisches  Fieber,  Zehrfieber], 
galoppierende  Schwindsucht, 
tnberkolQse  H&moptoS,  Lnngen- 
blutsturz. 

b)  Ealsschwindsncht,  Kehlkopf-, 
LoftrOhrenschwindsncht,  Phthi- 
sis  laryngea. 

c)  Hiliartoberknlose. 

d)  Skrofeln,  Scrofulosis;  tuberkn- 
lOee  Drüsenleiden,  [Drllsen- 
krankbeit ;  Drüsenanschwel- 
lung, DrOsenverhfcrtnng,  Drfi- 
eeueber],    Drflsentoberkoloee. 

e)  Hanttoberkulose;  Lupus;  fres- 
sende Flechte. 

f)  Knochen-,    Oelenktuberknlose, 


Uecbtsprechnng  ond  Hediziaftl-Gesetigebniig. 


tuberkulöser    AbeceB,     kalter 
AbaceB,  Tumor  blbos. 
g.  TuberkiilQae    HirDhtiateDtzttii- 
dong,    Meningitis   (Aracbnitia) 
tnbercnlosa  s.  gianolosa,  akuter 
Hydrocephalna. 
b)  Solitäre  Gehimtnberkel. 
i)  ünterleibsschwind  sucht,  Phthi- 
aia  intestinalis ;  Darmachwind- 
snckt ;    tuberkulBae    Darmge- 
schvflre;  Darmtuberkeln  ^  tn- 
berknlSse        Bancbfelleotzüii- 
duQR.         QekiQaachwindaacht, 
Fhthisis  meaenterica. 
k)  NierentuberkuloBe ;       Nephro- 

phthiBis. 
1)  Blasentuberknlose. 
m)  Tuberkulose    der    männlichen 

Oeschlechtsorgane. 
&)  Taberknlose     der    weiblichen 

Oeschlechtsorgane. 
o)  allgemeine  Tuberkoloae. 
Zoonosen: 
86.  Hamdswiit,  Hydrophobia. 
S7.  Milibruid,  Pustula  maligna,  An- 
traz   contagioaiQS,   Uilzbraodkar- 
bonkeL 
SB.  Botikrankheit,  Halleua  hnmidns. 
89.  ibad-  und  Ktautnaeueht,  Aphthae 
tpixooticiu. 
Schmaiotzerkrankheiten. 
SO.  Wimknnkheiten. 

a)  BlBseowOrmer,  Cjetica:  Cysti- 
cercus (Finnen),  Echinococcns. 

InsbeBondeie : 
a.)  Blasenwttrmer  des  Gehirns, 
p)  filasenwürmer     der    Leber, 

des  Auges. 

b)  Ctatoden:  Bandteurm.  Taenia 
(medioeantUata,  aolium).  Bo- 
ihrioeepfuilua  latus. 

C)  Nematoden : 

«}  Trichinenkrankheit,    Trichi- 

ß)  Anchyloatoma  duodenale, 
T)  FadtnvurTii,  Oxyuri»  wrmi- 
eularia;    Aeearie   lumbrieoi- 
dtt,    Spulieurm;  Strongylus 
duodenalis,    Angoillula    in- 
testinalis (stercoralis),   Tri- 
chocapbalDS  dispar. 
d)  Smutifft  Würmtr,  Heimitithiatia. 
31.  a)  KräU«,  Scahia,  BSudt. 

b)  Läuu,    HUhiriaaU,   Kopflätue, 
KUidtrUiae,   Filxläua«,   (Fidi- 
eitli  pubi^. 
92.  FadenpllakranhelteD : 

a)  Schwämmeben,  Aphthe  (Aph- 
thae epizooticae  bei  29) ;  Soor, 
Stomatitis  aphthosa  s.  mycotica. 

b)  FamM. 

c)  füfriatit. 


d)  Herpta  t 

6)  Agpergillv»  und  andere. 

83.  StrahlenpUakraiikhelt,  Aktino- 
mykosis. 

II.  Terglftnn^n. 

(Angegebene  Selbstmorde  bezw.  Selbst- 

mordTeisnche    und   Teruuglttckungea 

werden  als  solche  unterschieden). 

84.  a)  OrgaalBche   ein«    (das   Gift 

ist  anzugeben  1); 

a)  Fleischgift,  Warstgift  Mn- 
schelgiit,  Fbchgift,  Käse- 
gift usw., 

ß)  Schlangenbiß,  Insektenstich, 

t)  Pilze,  Schwämme ;  Tollkir- 
sche;  Untterkom  (Ergotis- 
mus ;  Eriebelkrajikheit) ; 
Stechapfel ;  Schierling ;  Niko- 
tin, Horphiumj  Strjchuin; 
Aether;  Chloroform;  Lach- 
gas; Coffein,  Atropin;  Co- 
cain, Nitrobenzol,  Anilin, 
Earbolsäore,  Oxalsäure,  Cy- 
ankali,  Blausäure,  Jodoform 

b.  Anorganische  Gifte  (das  Gift 

ist  anzugeben  I) : 

a)  akute  Vergiftung:  Brech- 
weinstein, Saaten  (Vitriol), 
Aetzlange  (Ammoniak),  Ar- 
senik, Quecksilber,  Sublimat, 
Phosphor,  Bleiessig,  Blei- 
zucker usw. 

p)  chronische  Vergiftung:  Blei- 
präparate, Brom,  Chlor,  Jod, 
Phosphor,    Quecksilber,  Ar- 

c  Vergiftungen     ohne      nähere 

86.  eimge  Gase :  Koblendunst,  Eoh- 
lenoKfd,Banchvergiftung;  Leucht- 
gas ;  Schwefelwasaerstoffgas,  Klo- 
akengase, Grubengase  usw. 

86.  Alkonolrerglftung. 

a)  akute. 

b)  chronische ;  Trunksucht. 

c)  Delirium  tremens ;  Säuferwahn- 

m.  Aeassere  Elnwlrknngen. 

(Angegebene  Selbstmorde  hezw.  Selbst- 
mordversuche   und    Verunglückungen 
werden  als  solche  unterschieden.) 

87.  8)  QnetBehongen       und       Z«r- 

relssnngen. 
b)  EnochenbrOch«  t 
a)  des  Schädels, 
ß)  des       Schulterblatts       und 

Schlbsselbeins, 
•f)  der  Wirbelsäule, 
S)  der  Bippen, 
•)des  Beckens,  '"  ^i'^ 


ISO 
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Q  der  oberen  Gliedm&Sen, 
1))  der  ontereD  GliedmaBen, 
9-)  ohne  nähere  Ang&be. 

c)  TerstaachoDgen. 

d)  Terrenkui^eii : 

a)  ui  den  oberen  Gliedmaßen, 
P)  an  den  unteren  GlicdmoBen, 
7)  sonatige  Verrenkiugen. 

e)  Wanden: 

a.)  dorch  Hieb,  Stich,  Schnitt, 

9)  durch  SchoB, 

T)  durchBiß  (aiifier26ii.  34  aß), 

B)  durch  sonstige  UrsachnD. 

f)  TerbrenanngandTerbrühnng, 
Brandmnden. 

g)  ErMeren. 

n)  eflhlrnerschfttternng. 

i)  Hltnehlac,    Sonnengtlcli  (In- 
solation). 

k)  BUtsBCUat;. 

1)  Hektrtecher  Strom. 

m)  Ertrinken. 

n)  Erklngen. 

0)  Ersttekeiu 

p)  Hlnrlektuig. 

q)  FrendkfirpermitBezeichnaDg 
des  Organs. 

r)  [TerletiBng  ohne  nähere  An- 
gabe  der  Art  and  des  Sitzes. 
a]  dar dh  Exploaion, 
P)  durch  ü eberfahren, 
r)  durch  Misdiinen, 
S)  durch   Stnrz,   Fall,   Schlag, 

Wnrf,  Stoß, 
i)  durch  ErschOtterong, 

C)  anf  sonstige  Weise.] 

b)  {T«rI>lDtnng  olme  näiiere  An- 

gab».] 
t)  [OperationeB  ohne  n&nere  An- 

gale.] 

IT.  Stömngen  der 
£ntwlckelDng  und  Ernährong. 

(Bei  No.  88  und  39  sind  die  gestorbenen 
Kinder  bis  zum  Alter  von  einem  Monat 
und  bei  Nr.  46  die  gestorbenen  unter 
60  Jahre  alten  Personen  besonders 
herroTznheben.) 

38.  Angeborene  Lebenssehwäohe, 
Bebilitas  et  Asphyxia  neonatonim 
(Hangel  an  Atembewegu&g). 

39.  BUdimgarehler,  MlsRgebnrt,  Vi- 
tia  primae  formationis  z.  B.  an- 
geborener DarmTorschloß  (Atresia 
ani),  Gehimbruch,  Hasenscharte, 
Wolfsrachen,  Spina  bifida,  gespal- 
tenes Rückgrat,  Blick  enmark- 
wassersucht,  andere  Spaltbildon- 
gen  usw.,  DoppelmiBbildangen, 
Teratome,  SteiSgeschwnlst  usw. 
(außer  den  nnter  Nr.  81  b,  166, 
158b  besonders  aagefOhrten  T" 
dungsfehlem). 


40.  Zahnen,    Dentitio ;      Zahudurch- 
broch,  Zahnkrampf,  Zahnfleber. 

41.  EngUscbe  Krankheit,   Bachitis; 
weicher  Hinterkopf,   Craniotabcs. 

42.  Osteomalaeia,       Knochenenrei- 


43. 


Abzehrung  der  Kinder,  Atrophla 
infantum. 

a)  ErflchSpfong,      Entkräftung, 
Inanitio. 

b)  Hangertod. 
AltersacbwSehe,  Harasmns  senilis. 

Brand,  Gangrena. 

a)  Brandgescnwlir,  Ulcus  gangrie- 
nosum. 

b)  Dmckbrand,  Decubitus,  bran- 
diges Barchliegen. 

c)  Wasserkrebs,    Noma,    Cancer 
aqnaticus. 

d)  Brand  der  Alten,  Oangräna  se- 
nilis ,ArteriasklerotischerB  rand. 

a)  Hrxoedem. 

b)  KachexiastnmiipriTa.Eachexia 
th;reopriTa. 

KretlnismuB. 

Znokerkrankhelt.  Diabetes  mel- 
litna,  Melliturie,  Znckerruhr,  Harn- 
ruhr, diabetbcher  Brand. 
Diabetes    Inslpldos,    Zuckerlose 
Harnruhr. 

eicht,  Arthritis  urica. 
Bronzekrankheit,      Addis  onsche 
Krankheit. 

Fettsucht,  Falfsarcia. 
Akrttmegalit. 
Biesenwucht. 

Nenblldungen.   (Sitz  anzugeben! 
Lymphome  bei  78  e.) 
A.  Bösartige  Neubildungen. 

a)  Krebs,  Karcinom  (Cancroid) 
»)  der   äußeren   Bedeckungen 

(Haut  mit  Schweißd  rußen 
und  TalgdrOsen,  ünterhant^ 
zell^webe),  Ulcns  rodens, 

ß)  der  Verdaungsorgane  (Ma- 
gen, Speiseröhre,  Gallen- 
blase usw.), 

T)  der  Atmungsorgane  (Longe, 
Kehlkopf,  LnftrOhre  usw.), 

B)  des  Hamapparats  (Niere, 
Blase  usw.), 

t)  der  Geschlechtsorgane, 

^)  sonatige  Karcinome,  allge- 
meine Karcinose. 

b)  Sarkom. 

c)  Andere  bOaartige  Neubildun- 
gen (wie  MelanonL  Endothe- 
Üom,  Skirrhus,  Hjelom,'Epulis, 
Gliom,  Hjpemephrom,  Hisch- 
geschwfllste,  Kjstoma  papil- 
^e,  Halignes  Adenomyom, 
ChorionepiueUom,  Blasen- 
mole, Deciduom,  OUosarkom.) 


BechteprecliQtig  QDd  Medizinal -Geaetsgebung. 
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B.  Gutartige  NenbildQD^en. 

a)  Fibiom,  Lipom,  ADgiom,  My- 
xom, Atherom  (QrUlzbentel), 
Adenom,  Warie  (Verrnca), 
Uollascain  contagiosom ;  Chon- 
drom, EDchoadrom,  Osteom, 
Exostose;  Myom;  Kystom; 
Adenomyom,  Neurom,  Qaa- 
(diom,  PBammom  usw., 

b}  Polypen, 

e)  Kropf,  Struma. 

C.  [QoschiTülste,  Tnmoren  ohne 
nähere  Angabe.) 

T.  Krankheiten  der  Organe 

(aasachl.  der  bei  Gruppe  I  bis 

IV  aafgeführten). 
(Angegebene  SelbatmoTde  bezw.  Selbst- 
mordTeranche    nnd    Teronglückiuigen 

werden  ala  solche  nnterschieden.) 
A.  Kruikh«lten  d«r  Hant  und  des 

Zellgewebes. 
57.  a)  Ekzem,  nässende  Flechte  (am 
Ohre  USa). 

b)  PiOriatia. 

c)  Urticaria. 

A)  ißtiaria,  Sehweitsfrieeel. 

e)  Pemphigiu,  Blascnansschlag. 

f)  Herpes  antter,  Gürtelroee. 

f)  Grind,  SeborrhSe. 
)  Saanekvund,  Alopecia. 
\)  IMkyoaie. 
k)  MtOtermal,        Nävus,        Blut- 

aehtcamm,  Nävus  vtueulosue. 
L  Somlige   BautauuMäge,    Der- 
maUtis,  Erythem,  Prurigo,  Pru- 
ritua    (Fr.   Tulrae  bei   162  a), 
lAdten,   Impetigo,  Akne  (Fin- 
ntn),     Serpee,    Hühneraugen, 
Hyperhidrosis  uete. 
08.  Fumciilosts,  BlntgeschwAr,  Kar- 
bsnkel  (Uilzbrandkarbonkel  b.  27). 
G9.  Zellsewetwentiflndnng; 

a>  Phlegmone,  AbsceS,  OeschwQi 
ZellgewebsTereitening,  Eiter 
gescnwnlst ;  Lymphgef  äQeut- 
zttndnng,  Lymphangitis,  Zell- 
baotentz^dong  (Phl.  colli  pro- 
funda bei  181). 

b)  Fonaritium,  AktM,  infektiüses 
Fingtrgetehwür. 

c)  Eingemaduener  Nagel,  Ent- 
zündung de»  Nagelbettes. 

00.  ft)  ZeUgewebararhErting  der 
Nevgaborenen,  Indnratio  telac 
cellntoBae,  ^erema  neonato- 
nun,  Bindegewebererhärtang. 
b)  ^lemu  adsltomm ;  Sklero- 
dermia. 

n.  k)  H>b«IeatrtBduig,  Omphalitis ; 
Nabelremtenuig ;  Nabelbrand. 
Habeldiphtherie.    Nabelgeßfi- 


entzändnngi  Nsbelarterienent- 
zündang. 
b)  NabelblDtniigen,  H&morrhagia 
umbilicalis. 

62.  Ulcus  eruris,  Fuasgesehifiür. 

63.  Elephantiasis. 

B.   Krankheiten   der  Xnskeln  und 

Sehnen. 

Krankheiten  der  Moskeln. 

64.  Muskelentsündung,  Myositis,  Psoitis. 

65.  Muakelrheumatismua ;  Lumbago, 
Hüftweh;  Hexentchuss;  [RMStn- 
Kreuzschmerxen.  BheutnaUsmus 
ohn»  nähere  Bezeichnung.] 

66.  Koskelentartnng,  Huskelatro- 
phie ;  Mnakelbypertrophie  (pro- 
gressive Unakelentartung,  Dn- 
chennesche  Krankheit  bei  No.  102). 

Krankheiten  der  Sehnen. 

67.  a)  Sehnenscheidenentzündung,  Ten- 

dovaginitis,  Tenäosynovilis, 
Ueberbein,  Ganglion,  Hygroma, 
Svrsitit  praepalellavis. 

b)  DupuytrenscheKrankheitfBand- 
athneneehrumpfung,  Sehnen- 
contractur, 

c)  Sehnsnverkärzung,  TorticolHs 
etc. 

C.  Krankheiten  der  Knochen, 
Knorpel  und  Gelenke. 

68.  a)  [Knoehenverletiung.Knochen- 

brüche,  Knoekeneinknieloingen, 
falsches  Gelenk,  P^udarthroie] 
(sofern  äuBere  Einwirkungen 
bei  37  b). 

b)  Knoeheneatifludung,  Ostitis, 
Periostitis  (Enochenhautent- 
ztmdong),  Osteomyelitis,  (Kno- 
cheomarkentzändung),  Osteo- 
myelitis infectiosa  acuta  (Kno- 
cheneitcrnng,  KnochenfraB, 
Caries,  Knochenbrand,  Nekrosis, 
Becken-,  Wirbel-,  Senknngs- 
Abscess. 

c)  Exostose    (nicht   typhilitisehej. 

69.  Knorpelentiflndnng,  Chondritis, 
Ferichondritis. 

70.  B)  [GelenkTerlet^nng,    Gelenk- 

Terrenknng,  Lnxatio ;  Blut- 
erguß in  die  Gelenke ;  Oelenk- 
versteifnng,  Gelenkcontractnr, 
Ankylose]  (sofern  äußere  Ein- 
wirkungen bei  87  b). 
b)  O-elenkentiBndung,  Olied- 
wasser,  Hydarthros ;  Oelenk- 
eiterung,  Pyarthros. 

71.  a)  Chronischer    Gelenkrbennin- 

tlBmUB. 

b)  ArthrltU  derormanH,  defor- 
mierend e  OetenkentzQndung. 

72.  a)  Verkrümmung  der  WirbeUduU,- 

Kyphose,  Sbiliose,  Lordast. 
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b)  Hattfttm,  Klumpftixi,  Spittftut, 
Gmw  vaigutn,  Bdelcn-btin  mm». 

D.  Krankheltea  d«B  Blstes  lud  der 

blntbUdeBdea  DrlUea. 
78.  t)  Blntnuigel,  Anffimia;  Btsick- 
aueht,  Chloroti*. 
b)  AHsemlft  pemlcloBK. 
e)  WelBBbiatlgk«lt,  Lenkxmift. 

d)  PBeidoleBUhuie,HodgkiDBche 
Eruikheit  i  AniJaU  splenica, 
Bantiscbe  Krankheit. 

e)  LTuplioni. 

74.  a)  Skorbut,  3ch&rbock,ScoTbiitiu. 

b)  Barlowsctae  Krukhelt. 

c)  BlatfleekenbuiUisltHorbiis 
macnlosos  Werlhofii;  Farpnia 
(bfemorrb^ca). 

d)  HbDogfloblnirie. 

76.  BlnUrkrankhett,  EsmophiÜe. 

76.  DrtiMHeiLt>Bndis9,  Lymphdra- 
seneDtztlndnng,  Adenitis,  Lpipba- 
■leoitis,  DrllsetiTereiteriug,L7mpb- 
drtlaeiiTereiteniiig,  LymphdiOaen- 
abscess. 

77.  Milikraukhelten :  UilzvergrOBe- 
mng,  Hilzverhörtang,  SOlzan- 
sdiwellung,  Tninor  lienig,  Milz- 
entiilnditiig,  Splenitis,  Milzinfarct. 

E.  Krankheiten  des  GensBsjBtems. 

HeTzkcankheiten: 

(Bei  Nt.  61  b  sind  die  gestorbeDeD 

Kinder  bia  znm  Älter  von  einem  Monat 

besonders  herrorzn heben.) 

78.  Akute  Endokarditis,  Herzkl&p- 
penentzUndnns. 

79.  a)  Henbeat«T«iitillDdBng,  Feri- 

karditia. 
b)  [HenbontelwaBMmebt,  Hj- 
droperikardinm.] 

80.  HenTer^rSuemn;,  Hjpertrophia 
et  Dilatatio  cordia;  Heizerweite- 
rung. 

81.  Herrf«bleri 

a)  Herzklappenfebler. 

b)  Angeborener  Herzfehler,  an- 
geborene filanaacht,  Cjanosia. 

82.  a)  H«mnBk«Ientutiiiig   (Eerz- 

moskelentzOndBng).      Myokar- 
ditis, 
b)  UerKTOrfettniigi  Fettherz. 
88.  [ZerrelsBong  des  HeneiiB,  Bnp- 

tura  cordis.] 
84.  (Henuhlag,    Anoplexia   cordis  j 
HerzschwSche,  Herilähmiing,  Fa- 
ralysia  cordis.) 
Ki.  a)  HenkruDp^  Angina  pectoria. 
b)  B*rxn0tin>ftH,         Htrtidopfe», 
PaMtatioimt,  Taehyhardi«. 
86.  [Henlelden  ohne  n&here  Angabe, 
Hers -Astbma.] 


OelJLfikrankheiten: 

87.  ArterleiikraBkkelten,Arteriamm 
morbL 

a)  Aneurysma,  Sdilagadererweite- 
mng;  Aortenenreitenmg;  Pnls- 
adergeschwolst 

b)  ISchhigaderriQ,  Bersten  eines 
BlntgefE£es.] 

c)  Arterienrerstonfong,  Embolia, 

d)  Arterjenverkaiknng ;  Arterio- 
sklerose, ArterienTerbKrtnng ; 
Oef&flTerkalknng,  Atheromatose 
der  Arterien  (arterioeklerotische 
Oehirnerweiciiang  bei  98  a). 

88.  Yenenkrankhelten,    Venarom 
morbi: 

a)  Aderbrach ;  Krampf  aderb  räch, 
Varicocele,  Krampfadern,  Varix, 
Kiampfaderblntong. 

b)  Venenentznndimg,  Phlebitis,  Fe- 
riphlebitis. 

c)  filntgefiSrerstopfnng ;  Tenen- 
rerstopfong,  Thrombosis ;  Sinns- 
thrombose. 

d)  Hämorrhoidalknoten,  Hämorr- 
boidalblnlnng. 

F.  Krankbelton  des  Nerrensyatemi. 

Hirnhant-  und  Qebirnkrank- 

heiten: 

89.  HImhaiit«ntiflndiUig,Meningitis ; 
Entzündnng  der  harten  Hirnhaut, 
Facbymenlngitia ;  Entzündung  der 
weichen  Hirnhant  Ariu^hnil.ia. 

90.  QetalrnhSblenwasseraneht,  Hy- 
droccphalns  intemns  s.  chronicus ; 
Qehimwaasersncht ;    Wasserkopf. 

91.  a]  6«hlmentillnduig ,       Akat« 

Encephalitis. 
b)  Offktmeltenug,     Oehlnab- 
scess. 

92.  fiftUrasohlag,  Apoplexia  s.  Hl- 
morrhagia  cerebri,  Apoplexia  saa- 
goinea,  Schlaganfall,  Schlagfluß; 
Oehimblutung;  BInterguS  in  die 
Schädelhoble,  Hemiplegie. 

93.  a)  Enretchnngshcrde  im  fieUra, 

arteriosklerotische  und  andere, 
b)  GeUnilikmimg,        Paralysia 
cerebri. 
M.  8Urugen  der  BlutfUlugi 

a)  KoagMtloB«a^  Blatandrang 
nach  dem  Gehirn,  OehimDdem. 

b)  CMttnauiiale. 

95.  [({«UrBleldea  ohne  nähere  Be- 
zdchnnng.l 

96.  OclBteArankbolti 

a)  Em&cbe  SeelenstSmngen  (Ma- 
nie, Melancholie,  hafinxinato- 
rische,  paranoüsche  Psychoae, 
TerwiiitheitaEnst&nde,I>em«nz). 

b)  ProgressiTe  Paralyse,  Oehim- 
erwelchong.  "  ^'<^'^ 
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o)  Dementia  senilla. 

d)  EpileptJBches  und  hysteiisches 
Inesän. 

e)  Idiotie,  ImbeziUitlt  (Kretinia- 
mnB  bei  48). 

f)  Oeisteakrankfaelt    ohne    n&here 

Btkckenmarkakrankheiten: 

97.  Paralrsis  agltanB,  Schuttelläb- 
mung. 

98.  a.)  BBokeimuLrkeiitiflndHBg, 

Myelitis, 
b)  BBekeMdarkkanteatsBBdiDig, 
Meningitis  epinalis. 

99.  [Compr«HlouiiiTellttB,  Drnck- 
schwnnd  des  Backenmarks  dnri^ 
OeschwtUste,  Fraktur). 

100.  a)  MckennwrkseliirlBdsDdit, 

Tabes  doraalis,    Rttckenmark- 
datre. 
b)  Vriedreichsebe  Krankheit. 

101.  a)  BflekeiUlarklIhmnnr,    Para- 

lysis  spinalia,  Sjringonijelie, 
Bttckenmarkerweichnng;  Paia- 
plegie  ohne  nähere  Bezeich- 
nnng. 

b)  KinderUbmang  (essentielle). 

0)  BflekeBiurkl«M«ii  ohne  nä- 
here Angab«. 

102.  ProgresslTe   KukAlatrophie 
(spinale,  neurale  n.  myo^athiache). 
Bncbennesche  EranÜieiL 

l(ffi.  Apoplexia  splnalls. 

104.  BflekenmarbUerose,  multiple. 

NerTeafcranheiten: 
106.  HnlUple  ÜTenrltls. 
106.  tleuralffit  (Ltehias  ti 


'■>■ 


107.  UüniMtng*nd«r  peripheren  Heroen. 

108.  Bajnanasehe  Krankheit,    sym- 
metrische Ctangrän. 

109.  Migrant,  Bemikmnit. 

110.  a)  PUlnAt>   Epilepsie   (epilep- 

tischea  Irresein  bei  96  d). 

b)  rtitttmt,  Chorea. 

c)  Scnstige  Krämpfe,  Spasmi  et 
ConTobiones;  Tetanie,  Eklamp- 
sie der  Kinder  (außer  111  d, 
117b,  184b,  lS6b,  154a). 

tu.  a)  ITeirutheale. 

b)  Hytterfe. 

c)  Tranmati»olie   Keorosen. 

d)  B«aehaftigung*n»unie»  {t.  B. 
Schreibkrampf). 

e)  [KerTenkrankhett  ohne  nähere 
Angabe.] 

112.  Buedowsehe  Krankheit. 

6.  Krankheiten  des  Ohres. 

118.  a)  Erkranktingen      de»     äuaaeren 

Ohret:     Entzündung   de*  Ohr- 

knorpel*   (Ferichondritie   auri- 

eulat),    Othämalom,  Ohrbhaga- 


tchitultt,  Hänende  FltAU  (Ek- 
xtm)  der  Ohrmutehel  vnd  des 
äueseren  OAOrganga,  Entrun- 
dung dee  duaaertn  OehOrgangt, 
OHtie  externa,  FuTVnkel  im 
OehSrgang,  Ceruminalpfropf. 

b)  ErkrankoD^en  des  Trommel- 
fella  and  mittleren  Ohres ;  Ka- 
tarrh der  Euttachiaehen  Tittm- 
pete,  Katarrh  der  PaukenhS/tie, 
Erkrankung  des  Trommelfells, 
Hyrin^tis,  Entzündung  der 
Fankenhnhle,  Otitis  media, 
Otorrhoea,  Öhrenlaofen,  Ent- 
zündung, VeteitemnK  des  War- 
zenfortsaUes,  Cholesteatom, 
OhrenentzOndnng  ohne  nähere 
Angabe,  Sklerose  der  Pauken- 
scmeimhaut 

c)  Erkrankongen  des  inneren 
Ohres:  Hyperaemie;  Anaemie; 
Entzündung,  Otitis  interna, 
Labyrinthblntnng,  Meni^reache 
Krankheit. 

d)  SehwerhSrigkeit. 

e)  Ohrenleiden  ohne  näh.  Angabe. 

H.  Krankheiten  des  Anges. 
114.  a)  Erkrankungen  der  Augenlider: 
Blepharoadenitis ;   Blephariti»; 
Qergtenkom  (Bordeolum). 

b)  Ekiropion,  Eniropion. 

c)  Sykrankungen    der  Bitidehaut; 

a)  Blennorrhoe  der  Äugen  ; 

P)  Conjunctivitit  granulota  s. 
Traehoma  ;  OpÄtAnImio  mi- 
tilaria  a.  aegyptica; 

f)  tonstige  Conjunetivitia. 

d)  Erkrankungen  der  Lederhaut 
und  der  Eomhaut :  Skleritia, 
Epiakleritis ;  Hornhautentzün- 
dung, Ktratilia.  Eitrige  Kera- 
titia ;  Homhautgeaehtfür ;  Ke- 
ratitis interatitialia,  Homhaia' 
trübttngeti,  Leukoma  eomea». 
Slaphghma  corneae. 

e)  Erkrankungen  der  Regenbogen- 
haut: Iritis  idiopathica,  rheu- 

t)  Erkrankungen  der  Linse :  TrU- 
bungen.  Grauer  Star,  Cataract, 

f)  Erkrankungen  des  Glaskörpers. 
)  Erkrankungen  der  GefSsshaut 
(Aderhaut),  Chorit/tditis.  Blu- 
tungen in  die  Chorioidei. 

i)  Glaukom,     Grüner  Star. 

k)  Erkrankungen  der  Setzhaut: 
Netihautablöeung,  Amotio  t. 
SuMatio  retinae;  Entzündung 
der  Netshaut,  Retinitis  usw. 

1)  Erkrtmkungen  des  Ifervus  op- 
tieus:  Neuritis,  Sehnervatrophie, 
Amaurose,  achtcarser  Star. 
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m)  B*fraktüm»anomaIien:  Hypmr- 
mttropie  (Wtütichtiyheit},  My- 
opit  (Kurzsiektigkeit).  Astig- 
maliamui. 

a)  Lähmungen  der  AugtnmuBkdn, 
der  Lider;  Sehielin,  Strabü- 
mu»,  FtosU,  Lagophthalmus. 

o)  Erkrankungen  der  ThrAnen- 
organe,  Dakrgoegetiti»  uue. 

p)  ÄDgenileideii  ohne  nähere 
Angabe. 

J.  Erankbeiten  der  KeBplratlons- 

Organe. 
116.  Krankheiten  der  Nase: 

a)  Nasenkatarrh,  Rhinitis. 

b)  Ozaena,  Stinknase. 

c)  Shinoskltrom,  Skhrom  der  Nase. 

d)  EpiBtazia,  Nnsenblaten. 

e)  Erkrankungen  d.  Nasen-,  Rachen- 
mandsln,  Schwellung,  Wuche- 
rung. 

1)  Erkrankung  d.  knSehemtn  Naw, 
g)  Erkrankangen  der  Nasen-Neben- 
hDhlen  (StirnhShle,  Kieferhöhle, 
EeilbeinhOhle  usw.). 
h)  Schnupf enfieber,  Eeuficber. 
i)  Naaenleiden    ohne    nähere    An- 
gabe. 


116.  Kehlkopfentzündung,  Laryngitis 
»implei;  Pseudocroup. 

117.  a.  rOedenu  glottldU.] 

b.  sUmmritsenkrampf,     Larjn- 
gospasmos. 

118.  [KflUkopfTerengangiLattrObren- 
verengernng), 

119.  Loftrührenkatarrh ;  Entzttndimg 
dnng  der  LnftrOhre,  Trache'itb. 

120.  Akate  Bronohitls,  CapUlar-Bron- 
chitia;  fironchiolitb ;  [Katarrhal- 
fiebei]. 

121.  a)  Chronigober       Bronchlalka- 

tUTh,  Bronchitis  chronica ; 
[Chronischer  Katarrh] ;  [Lon- 
genTerschleimnng],  Peribron- 
chitia ;  [LaftrUhreoTersclilei- 
mnngl  LiätrOhrcnervreiternng, 
Bronchiektasie;  pntride,  flbri- 
nOae  Bronctiitia  (nicht  diphthe- 
rische), 
b)  Bronchialkatarrh  ohne  nähere 
Bezeidmung. 


nkhe 


ngen 


L  Lnngenentxflndnng,  Pnenmonle: 

a)  FibrinSse  oder  gennine  (lobäre, 
croopOse). 

b)  KatarrbELÜsche  (lobulSre)  Lan- 
gentzändung,       BionchopoeD- 


^rpoatatiache  LongenentzUn- 

dnng.] 

"~geni 

Angabe.] 

128.  Stanbkrankhetten,  pDeainonok»- 
niesen,  Anthrakose,  Sideroae  usw. 

124.  ILnngenkraukhelt,  Longenleiden 
ohne  nähere  Bezeichnung,  Lungen- 
katarrh.] 

125.  Lnügenblatstiin,  KaemoptoS; 
Bluthusten,  Blutaturz,  Lungen- 
blutung,  Lungeninfarct. 

126.  LungenemphTgem,  EmphTsema 
pulmonum ;  Lungen  erwdterung ; 
[Lungenblahung,  Lungenkrampf, 
Bruatkrampf,  Aathma.'\ 

127.  a)  Longen  abscesB. 

b)  Lnngenbrand,  Oangraena  pul- 
monum. 
138.  [LnngenUhmiuig,  Paral^sia  pul- 
monum;    Lungenödem,    Oedema 
pnlmonum;    Lnngenschlag,  Apo- 
plexia pulmonum.] 
Krankheiten  dea  Bruatfella: 

129.  a)  BraatfellentaDndnng,  Rippen- 

fellentzündung, Pleuritis, 
a)  seräae;    [BrastwasBersnobt, 

Hydrothorax.] 
p)  eitrige ;  ElterbmBt,  Empyem, 

BruaCtiateL 
f)  Bmitrellentsandnng     ohne 

nähere  Angabe. 

b)  [Luftanstrltt  In  die  Brnstfell- 
hShle,  FDeumothorax.] 

c)  [BlntergasB  in  die  Bmatfell- 
hShle  (Eamothoiax)]. 

K.  Kr&nkhelten  des  Terd&nnngB- 
apparats. 

130.  Krankheiten  der  HnndhSble: 

a)  MnndeatzUndung,  Stomatitia; 
Mundfäule;  Stomatitis  ulcerosa 
(aphthosa  bei  32a);Stomaliake; 
RaniUa,  Fr&schlningeschwuUt ; 
Staphi/litis,  Entzündung  der 
Unula,  des  Zäpfchens. 

b)  Zahnkrankheiten:  Zahncaries. 
Entzündung  der  Zähne;  Gin- 
givitis, WurztüunUeKtzündung, 
Pulpitis,  Zahngeeehwür,  Fa- 
ruliB,  Zahnßetel; 

c)  Erkrankungen  der  Zange; 
Qloaaitis.  Leukoma  linguae, 
Leukoplakie  der  Zungs  ;  Phleg- 
monöse Oiossitis.  Zungenblu- 
tong. 

131.  HalaentzDndnng ;  Pharyngitis, 
Rachenkatarrh,  Tonsillitis,  Mandel- 
entzündung ;  Angina,  Holaabscefi ; 
MandelabaceB.  Betropharfngeal- 
abaceß ;  Phlegmone  colli  profunda 
(Angina  Ludorid).       ' "  't> '  ^ 
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132.  Krankheiten  der  Spelcheldr  Ösen  | 
(Parotis,  Qlandala  soblin^alis),  I 
Parotitis  (Mamps  bei  Nr.  19),  1 
Ohrspeichtidrüstn  enlzändu  ngflitt- 
speicheldrikseiiTereitenuiK ;  Spei- 
chel/igtel. 

133.  Krsnkbeltea  der  Speiseröhre, 
Morbi  oesophagi  (aofier  Eiebs). 
Speiaerührenentzfindntif; ;  [Speise- 
rObteuTereiigerDiigl,  8p  eise  rühren' 
erneitenug  (anch  Diveitikel). 

134.  Hagenkrankelten : 

a)  Magenkatarrh,  Cstairhns  Ten- 
tricnli,  Magenleiden,  Bispepsie, 
Magen entzSn dang,  Gastritis. 

b)  Magenkrampf;     [Magtn^ 
idimerzeh]. 

c)  Hagengeschw^r,  Clcns  rentri- 
cdIi,  Magen erweichnng  n.  Zer- 
reißung, Magendnrchbohrnng, 
Magenperforation.  [Magenbln- 
tnng,    Blutbiechen,    Eaemate- 

d)  HagenfisteL 

e)  [Hagcnver engerang,  Stenosis 
Pylori,  Sanduhnnagen.] 

f)  [Magonverb&rtnng.] 

g)  Magener  Weiterung. 
136.  Dsmkrankheiten: 

a)  Darmkatarrh,  Darmentzttn 
dnng,  Enteritis ;  Hagendann- 
katarrh,  Qastroenteritis. 

b)  DAi-mkrampf,  Spatmus  intesti- 
ttorum;  Darmkolik,  Kolik,  Me- 
Uorismua,  Ttfmpanie,  Slähmeht. 

C)  Durchfall,  Diarrhoea.  Sommer- 
durehfatl,  Kinder  durch  (all,  Di- 
arrhcea  infantum ;  Zahnmhr, 
Zahndarchf  all ;  Verdaniings- 
achwäche  der  Neugeborenen, 
Brechdnrcbf  all  (Cholera  nostras 
bei  17  b). 

d)  DarmtrSghtit,  Verttopfung  (Ob- 
tHpatio). 

e)  Ulcns  daodenale. 

f)  Darmgeschwüre  ohne  nihere 
Aneabe. 

136.  DamDlitoiig,        Haemorrhagia 

intCBtinorom ;  Helaena. 
187.  BUnddarmentiandoBg,     PerTti- 

philitis  (Appendicitis). 

138.  DanuTerscbliiBS  (anßer  Krebs), 
neos;  DarmTerengerung ;  Darm- 
enreiterang;  DarmTeischiebang ; 
innere  Einflemmimg,  Incaiceratio 
Interna;  Darmeinscmebung,  Intos- 
snsceptio;  Darmachsendrehnng, 
DarmTCrschlingang,  Volrnlos ; 
DarmTerBChUeSiinK,  Enteroste- 
nosb;  EotherbrecHen,  Miserere. 

139.  [DarauerrelwiiDg,  Baptnra  inte- 


stinonun;        Barmdaichbohmng, 
Ferforatio  inteetiai.] 

140.  Mastdarm  er  kranknngen  (anßei 
Krebs,  Hämorrhoiden  bei  88  d) : 

a)  Proktitis,  Periproktitis,  Mast- 
darmentzündnng. 

b)  MaetdarmvorfaU,         Prolaptua 

c)  Mattdarmfiittl;  Magtdarmfistur. 

d)  Mastdarmreren genug  (aofier 
Krebs). 

141.  Darmflsteli  widematfirlicher  Af- 
ter, Anns  praetematQralis. 

[43.  BrOehe,  üntcrleibsbrUche,  HeV- 
niae;  Baachbmch,  Nabelbruch, 
Leistenbruch,  Hemia  ingoinalis, 
Schenkelbruch,  HernJa  croialis, 
Hemia  obtnratoria,  Nctzbrnch 
usw.: 

a)  eingeklemmte, 

b)  nicht  ^geklemmte, 

c)  olme  nähere  Angabe. 

148.  BanchfelleBtsBndnngj      ünter- 
lelbseBttBodimg.  Peritonitis  ün- 
terteibsabsceS ;    BancbhShlenabs- 
ceß. 
Krankheiten  der  Leber  and 
der  Gallenblase: 
144.  a)  LeberentznndnMg,   Hepatitis; 
LeberabsceB,     Leberrerschwä- 
rnng. 

b)  PylephlebitlB  und  Pfortader. 
thrombose. 

c)  Ahnte  Leberatrophie. 

d)  Leberelrrhosef  chronische  Le- 
beratrophie, Atrophia  hepatia 
chronica,  Leberschrnmpfnng. 

146.  a)  Oelbfiicht,llcUruB;aa)lea&ebBti 
Choledochus  -  Verschlnfl     ohne 
nähere  Angabe  der  Ursache, 
b)  Golbsacht  der  Neugeborenen. 

146.  Leberlelden  ohne  ntLbcre  Bezeich- 
nung. 

147.  ealfensteine,  Cholelithiasis ;  Oal- 
lensteinkolik ;  Cholecystitis  acnta. 

148.  Erkrankungen  des  Pankreas 
(Bauchspeicheldrüse). 

L.  Krankheiten  der  Hamorgane. 

149.  Nieren entzfindnng,  Nephritis  ; 
Brightscho  Krankheit,  Morbus 
Brigthtii;  Nephritis  alboiotnoaa; 
Nierens  chnunpfung,  Nierenatro- 
phie ;  Granularatrophie. 

150.  a)  I^tUlit,  P^Umephrüis,  Niereif 

btektnent»ündu  ng. 

b)  Hjrdronephrose. 

c)  Nlerenrerelteruig,  Nephritis 
pnrnlenta. 

151.  BtelnkrankbeittLithiasisiNieren- 
st^e;  Earnleitersteine ;  Blasen- 
Bteine.  -^.v.v.^.^ 


Rechtaprechnng  und  Mediiinal-OcietzgebnnK. 


i.   Wandtmiert,  rm  mobilis. 
S.  VrumlR  [HunreiTlftiiiig]. 
(.  EntEÜiidiuireii  und  UhronDgen 
der  Hamwefe; 

a)  Cjstitis;  BUuenkatarrh ;  Bla- 
seaTeieitenmg ;  Blasenbrand ; 
Blatfitkrampf;  Drinverhaltung, 
Iftcotttinenlia  nrinae,  Harn- 
trSufeln ,  Blasenleiden  ohne 
nähere  Angabe. 

b)  Urelhrüi*. 

c)  Sonstige  Krankheiten  derEarn- 
wege  beim  mann  liehen  Qe- 
schlecht : 

a)  Hanünfittration. 
P)  HamröhrenTerengernngj 
HamrQhren  -  AbsceS,    Ham- 
rQhrenfisteL 
:.   Eruikhelten  der  OeBehlechta« 
Organe. 
(Gonorrhoe  osw.  bei  23.) 
Uännliche: 
i.  PKimoa»,  Paraphimost,  Bttlanitia, 
Eiehettripptr  (nicht  gonorrhoisch). 
3.  Epiapadit,  Bypotpadie. 
J.  I^Uutionen,   SpermalorrhSe. 
i.  a)  Hodenenizündung,Orchitig;'Rt)- 
denabsceS,  Hodenvc  reite  mng. 

b)  KryptorehitniMt. 

).  HydroeeU,  WoMerbrueh. 

}.  Epididymiti»,     Sebtnkodtnaitztlu- 

dung  (nicht  gonorrhoisch). 
L.  ErkrAHkongen     der    ProBtata, 
EntzOndong,    Vereitetang,    Ver- 
grOßenmg. 

Weibliche: 
ä.  a)  Krankheiten    der    Vulva:    Vul- 
pitit;     Pruritus;     Eatzilndung 
der  Bartholinieehen  {DuMmey- 
gehen)  Drüsen. 

b)  Krankheiten  der  Seheide;  Va- 
ginitis,  Kolpiti»;  Fluor  albus; 
Voffinismua;  Atrtait  der  Va- 
gina und   Vulva. 

c)  Scheiden  flatel,  Blaseoscheiden- 
fiatel,    Mastdannacheidcnfistel. 

d)  Vorfall  der  Seheidt. 

).  a)  Dgttmtnorrhöe ;      Amenorrhoe; 

b)  Farametritia. 

l.  Buehteerden  der  Jfecheeljahre,  des 
Klim  aiäerium . 

i.  0el>irmntterentsllndiuig  n.  son- 
stige Oebärmntterleiden  außer- 
hwD  der  Gebart  und  des  Wochen- 
bettes :  Metritis  non  puerperalis; 
OebärnrntterrereiteroDg ;  [GebSr- 
mntterleiden.] 


166.  Oebltrmutferhhitungaiteterhaüder 
Geburt  und  des  Woehmbette»,  Me- 
trorrhagia  non  puerperalis. 

167.  Lageeeränderung  der  Gebärmutter. 

168.  a.)  EieraoeksetOxOndung,       Oopho- 

b)  Tnbenentzttndnng,  Eileiterent- 
zDndiing,  Salpingitis  (nicht  go- 
norrhoisch), Tnbonabceß. 

169.  Eterstockwasaersneht,    Hydrops 

170.  Sehwangersehaft  ohne  veiter»  Jh^- 

171.  a)  BanchsohwangerMhaft,   Orar 

viditas  extranterina;  abnorme 
Schwangerschaft ;  Schwanger- 
schaft am  unrechten  Ort,  ek- 
topische  Schwangerschaft ;  Ta- 
benschwangerscbft. 

b)  ZnflUe  der  Sehwangeruhaft, 
Morbi  gravidarom:  Blntungen 
in  der  Schwangerschaft;  Pla- 
centa  praevia,  nDstülbares  Er- 
brechen. 

c)  Eklampsie  der  Sehwangeren. 

d)  Eklampsie  der  OeUrenden 
und  Wöchnerinnen. 

172.  Folgea  der  Entbindung  (mit  Aus- 
nahme von  Eiadbottfieber  nnd 
Tetanus  pnerperalis) : 

a)  Blntnngen  während  der  Ge- 
burt nnd  im  Wochenbett,  Me- 
trorrhagia,  Hamorrhagia  paer- 
peralis. 

b)  PblegmasiaalbadolenB,Throin- 
bosis  pnerperalis,  Phlebitis 
pnerperalis. 

c)  Znrttckbleiben,  Betention  dar 
Nachgeburt  osw. 

d)  Gebarmatterdnrchreibang,  Ge- 
barmntterriß.     Bnptura  uteri. 

e)  Erkrankung  der  Brttste. 

173.  FrUigebnrt. 

174.  Fehlgeburt,  Abortus. 

176.  Erkrankungen  der  Brüste, 
Schrunden,  Shagaden  der  Brust- 
tcarzen,  Brustdrüsentntsündting 
und  -Vereiterung,  Mastilii  und 
Maslilia  apostematota  (außer  Neu- 
bildungen und  Folgen  der  Entbin- 
dung). 

VI.  Andere  sowie  nicht  snge* 

gebene  and  nnbekanate  Eraak- 

helten. 

176.  (Besonders  anfzufOhreu,  z.  B. 
Beriberl,  Gelbflebet;  Wassersucht, 
Unterleibsleiden  usw.) 


Terantwortl.Redaktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.-n.Oeta.Med.-fiat  inUlDdeni.  W. 

3.  C.  C.  Bruni,  BtnoeL  Sücba,  d.  F.  Beh.-L.  HorbucbdriKkeral  In  H^d^^,      ^^ 


Rechtsprechung  und  Medizinal- 
Cresetzgehung. 

Beilage  xur  Zieitsohrift  für  Medizinal -Beamte. 
Nr.  12.  15.  Juni.  1904. 


Rechtsprechung. 

^      Dem  Apotheker  lie^  die  Terpfllchtnng  ob,  bei  Seaepten,  auf  denen 

,>4charfirirkeiiae  Armelmittel  rerordnet  sind,  sn  prflfen,  ob  sie  tatBBolilloh 

Ton    approbierten    MedlilnalperBonen    rerHciirleben     Bind,     diteil    dca 

Kamme rge rieh ts  (Str.-S.)  vom  25.  April  1904. 

Der  aogeklagte  Apothekei  hatte  eine  Arznei  zum  inneiliclieii  Qebranclie 
bei  einem  Kinde  aof  Orond  eines  Bezeptea  angefertigt  and  abgegeben,  das  von 
einem  FOrster  E.  rerachrieben  war,  and  aof  dem  starte  wirkende  Arzneimittel, 
die  nni  anf  Anweiaong  eines  Arztes  abgegeben  werden  dürfen,  verordnet  waren. 
Das  Bezept  war  äußerlich  formgerecbt  verschrieben,  mit  Datum  nnd  Namen 
verseben.  Das  SchOfienge rieht  sprach  den  Apotheker  infolgedessen  freij  das 
Landgericht  in  Wiesbaden  Temrteilte  ihn  dagegen  zq  einer  Oeldstraie  anf 
Qrond  des  g  867,  Nr.  6  des  Strafgesetzbncha.  Ea  nahm  an,  daß  das  Rezept 
sich  zwar  nach  Abfassung  nnd  Form  äußerlich  so  darstelle,  ald  ob  es  von 
dnem  Arzt  oder  Tierarzt  geschrieben  sei.  Es  fehle  jedoch  der  sonst  übliche 
Vordruck  einer  Bezeictmnng,  daß  der  Aassteller  Aritt  oder  Tierarzt  sei,  auch 
sei  der  Unterschrift  eine  solche  Bezcichnong  nicht  beigefügt;  es  trage  nur  die 
Unterschrift  „Keller".  Bei  dieser  Sachlage  war  es  Pflicht  des  Angeklagten, 
den  Ueberbringer  des  Rezeptes  zn  fragen,  ob  dessen  Aassteller  ein  Tierarzt 
oder  ein  Arzt  sei    Indem  et  dies  nntecließ,  hat  et  fahrlässig  gehandelt. 

Die  gegen  dieses  Urteil  eingelegte  Revision  hat  das  Kammer gericht 
(Str.-S.)  als  nnbegrändet  zurückgewiesen,  da  das  Landgericht  den  Bechta- 
begriff  der  Fahrlässigkeit  bei  Annahme  einer  solchen  aof  selten  des  Angeklagten 
nicht  verkannt  habe. 


Medizinal  -  Gesetzgebung. 

A..    ^öialaprelah  PreiuiMen. 

^-  üiit«nnohiiiigen  von  AngehSrigen  unbemittelter  MllltlrreklunuitMi 
'^nreh  die  Erebftrrte.  Erlaß  der  Minister  der  asw.  Medizinal- 
angelegenheiten nnd  des  Innern  vom  80.  April  an  den  Herrn  Ober- 
pmidenten  in  Breslan  nnd  sämtlichen  Herren  Regie mngsprBsidenten  znr 
Kenntnisnahme  mitgeteilt. 

Auf  den  geßlligen  Bericht  vom  22.  Febmar  d.  Ja.  —  0.  P.  L  M.  420 
—  erwidern  wir  Euer  Exellenz  ergebenst,  daß  die  durch  unaeren  Erlaß  vom 
26.  November  1901  getroffenen  Bestimmungen  über  die  Kosten  der  von  Kreis- 
ärzten vorgenommenen  Unters ochnn gen  unbemittelter  Militärreklamanten  auch 
anf  die  Untersuchung  von  AngehSrigen  der  Reklamanten  Anwendung  zu  finden 
haben,  welche  zur  Unterhaltnng  derselben  verpflichtet  sind  und  deren  amts- 
ärztliche Untermchnng  deshalb  von  den  ErsatzbebQrden  fUr  erforderlich  ge- 
halten wird. 

Ueberwacbimg  der  Wasserversoririuigsstelleii.  Bekanntmachung  (a) 
und  Rnndverfügung  (b)  des  EQniglichen  Regierungspräsiden- 
ten in  Düsseldorf  vom  14.  April  1904. 

a.    In  Ausführung  des  Reichs geaetzcs  betrefi'end  die  Bekämpfung  der 

reinf ährlichen  Krankheiten  vom  30.  Juni  1900,  §  B5,  nnd  der  Dienstanweisung 
die  Kreisärzte  vom  23.  März  1901,  %  74,  habe  ich  dnrch  nachstehende 
Rnndverfügung  vom  heutigen  Tage  die  Kreisärzte  angewiesen,  jede  dem  all- 
gemeinen Ocbranche  dienende  Einrichtung  für  Versorgueg  mit  Trink-  oder 
Wirtschaf tswaaa er  (kommunale,  gewerbliche,  von  Verbänden,  Vereinen,  Industrie- 
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wefkeu  a.  dergl.  m.  Betrieben  wie  aUe  sonstig^en  für  eine  Vielheit  ran  Fersonea 
bestimmten  W&saerwerke,  WosaerieitQngeo,  Talsperren  u.  dersL  m.)  jährUch 
zweimal  einer  anrermateten  oder  karz  vorher  angesäten  Besicntignng-,  welche 
nach  Bedarf  unter  Leitung  des  Begiernn^  nad  Medizinalrata  als  meines  Kom- 
missars erfolgen  wird,  in  hygienischer  Hinsicht  za  unterziehen.  Ich  ersache 
die  Vorstände  aller  betreffenden  WasserTeiaorfrnngsanstaltcn,  den  zost&tidigen 
Hedizinalbeamtcn  einen  Einblick  in  die  Pläne,  Anlagen  nnd  alle  für  die  sanitären 
Bearteilnng  des  Werks  in  Betracht  kommenden  Teile  des  Betriebes  zu  ge- 
währen, ihnen  insbesondere  anch  die  über  die  Korknnft,  Menge  and  Beschaffen- 
heit des  Wassers  geführten  Bücher  rorznlegea  und  ihnen  über  alle  einschlägigen 
Fragen  Anskontt  zn  erteilen. 

b.  Oemäß  §  35  des  Reichs gesetz es  betreffend  die  Bekämpfung  gemein- 
gefährlicher Krankheiten  vom  30.  Juni  1900  sind  die  dem  allgemeinen  Qebraacho 
dienenden  Elnrichtnngen  fär  Versorgang  mit  Trink-  oder  Wirtachaftswasser 
fortlanfend  dnrch  staatliche  Beamte  zu  überwachen.  Diese  Ceberwachang  hat 
der  zuständige  Kreisarzt  gemäß  %  74  der  Dienstanweisang  für  die  Kreisärzte 
vom  33.  März  1901  anszaüben.  Zur  einheitlichen  ÄnsfUbrnng  dieser  Ucber- 
wachnng  bestimme  ich  für  den  Regie rnngsbezirk  Düsseldorf  nacbfolgendes : 

Die  genannten  EinricbtnngeD  (kommunale,  gewerbliche,  von  Verbänden, 
Vereinen,  Indostrio werken  betriebene,  wie  alle  sonstigen  für  eine  Vielheit  von 
Personen  bestimmten  Wasserwerke,  Wasserleitungen,  Talsperren  n.  dergl.  m.) 
lind  von  dem  Eastäadigen  Kreisärzte  jährlich  zweimal  einer  nnvermateten  oder 
kurz  vorher  angesagten  eingehenden  Besichtigung  in  hygienischer  Hinsicht 
unter  Beteiligung  der  Eigentümer  bezw.  Betriebsleiter  zn  unterwerfen.  Die 
Besichtigungen  sind  abwechselnd  unter  tunlichst  verschiedenen  Verhältnissen 
(in  Sommer  nnd  Winter,  bei  hohem  und  niedrigem  Wasserstande)  vorzunehmen 
und,  soweit  sich  dies  ohne  Schädigung  des  Dienstinteresa  es  bewerkstelligen 
läßt,  mit  anderen  Dienstreisen  zu  verbinden.  Zeit  nnd  Ort  des  Beginnea  der 
Besichtigung  iat  —  wenn  irgend  mOglich  14  Tage  vorher  —  dem  Eegiernngs- 
nud  Medizinalrate  vertraalich  mitzuteilen,  welcher  von  mir  beauftragt  bt,  im 
Interesse  gleichartiger  Färderang  des  Wasserversorgongswcsens  nach  Bedarf 
an  diesen  Unteianchucgen  leitend  teilzunehmen.  Ueber  die  Besichtigung  ist 
eine  Verhandlung  nach  Maßgabe  des  beigefügten  Schemas  aufzunehmen.  Hierbei 
sind  die  Befunde  kurz  zu  schildern.  Die  Niederschrift  bloßer  Urteile  genügt 
nicht;  dagegen  kann  bei  wiederholten  Besichtigungen  von  der  Wiedergabe  von 
Beschreibungen  sich  gleichbleibender  Einrichtaugen  Abstand  genommen  werden. 

Die  Urschriften  der  entstandenen  Verhandlungen,  in  welchen  insbesondere 
anch  zusammenfassende  Angaben  über  etwa  anfgefnndene  Mißstände  sowie  Über 
die  vereinbarte  Abstellung  derselben  zu  machen  sind,  gehen  zu  den  dortigen 
Akten  und  sind  in  den  Sanitätsbe richten  zn  einer  Zusammenstellung  über  die 
Besnltate  der  Besichtigung  zu  verwerten ;  eine  Abschrift  jeder  Besichtigongs- 
rerhandlung  nebst  etwaiger  Anlage  über  den  Wasseruntersuchnngsbefund  ist 
mir  kurzer  Hand,  nach  Bedarf  nebst  besonderem  Begleitbericht,  durch  den 
zuständigen  Herrn  Landrat  bezw.  Oberbürgermeister  einzureichen. 

Besonders  ersuche  ich  mir  zu  berichten,  sofern  Mißstände  oder  Schwierig- 
keiten bei  den  Besichtigungen  zn  Tage  treten,  welche  Sie  anch  unter  Inanaprnch- 
nahme  der  Ortapolizeibehürde  bezw.  dea  Herrn  Landrata  zu  überwinden  nicht 
vermögen. 

Ich  habe  die  Landräte  und  Oberbürgermeister  angewiesen,  Sie  bei  Durch- 
führnng  dieser  Bestimmungen  nach  Bedarf  zn  unterstützen,  außerdem  aber 
dafür  Sorge  zu  tragen,  daß  regelmäßige,  je  nach  Art  des  Wasserwerks  häufigere 
oder  seltenere,  Untersuchungen  auf  die  gleichbleibende  gute  Beschaffenheit  des 
Wassers,  insbesondere  auch  bakteriologische,  angestellt  und  die  Besnltate 
Ihnen  abschriftlich  mitgeteilt  werden.  Sie  wollen  diese  jedesmal  ungesäumt 
eingehend  prüfen,  nach  dem  Aasfalle  das  ErtorderUche  veranlassen,  eventuell 
mir  Bericht  erstatten,  im  übrigen  die  Besnltate  ebenfalls  im  Sanitatsberichlo 
angeben  and  verwerten. 

Soweit  für  einzelne  Wasserwerke  schon  jetzt  die  regelmäßige  Vorlage 
einer  Abschrift  dieser  Untersnchungsresnltate  an  mich  vorgeschrieben  ist,  be- 
wendet es  bei  dieser  Anordnung. 

Schließlich  unterlasse  ich  nicht  darauf  hinzuweisen,  einerseits  von  wie 
einschneidender  Bedeutung  für  den  Oesondheitszustand  der  Bevölkerung  die 
Sicherstellung  eines  gesunden,   vor  Infektion  bestimmt  geacliütztpq^WwFÖ 
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erfahnuigsgeiailß  ist,  und  wie  die  Gefährlichkeit  eines  xweilelhaften  Wusers 
mit  der  Zahl  der  damit  Veraor^n  wächst,  anderseits  aber  anch  wie  die 
aanitätspolizeilichen  Anfarderongen  sich  natargemäS  den  tatsächlichen  Ter- 
h&ltniasen  und  ganz  besonders  aach  der  Snanziellen  Leistoa^fühigkeit  der 
einzelnen  Qemeinden  aoznpassen  haben ;  ich  zweifle  nicht,  dass  die  Herren  Kreis- 
ärzte bei  richtiger  Äbwigiuig  aller  in  Betracht  kommenden  ümsULnde  bei  dieser 
wichtigen  Frage  der  zentralen  Wasserversar^nng  das  Richtige  treffen  werden. 
Bis  zam  1.  April  1905  wollen  Sie  mir  berichten,  wdche  Aendernngen 
des  beigefügten  Schemas  etwa  wUnsebenswert  erscheinen. 

Kreis Verhondett    .    .    .    .    am  .  .  ten    .    .    .  19  .  . 

Besicbtignng  der Wasseranlage. 

Letzte  Besichtigung  am  .  .  ten  .    .     .    .  19  .  . 
hatte  Ergebnis  (allgemeines  Urteil): 

I.  Allgemeine  Verhältnisse  der  Anlage. 

1.  Besitzer DnrchschnittsTerbraucb    fQr  Kopf 

Betriebsleiter: nnd  Tag: 

2.  Zeit  der  Erbannng 6.  Benatznng  nor  als  Qebruachswos- 

Zeit  und  Art  der  Erweiterong  .  .  ser?  oder  auch  als  Indnstriewasser!' 

Oenehmigang  erteilt  vom 7.  Bedingungen    der    Wasserabgabe 

onterm  (Datom)  ....  (P reis, Borechnnng,  Wassermesser) : 

3.  Art  der  Wasscrgewinnung  (Quelle,  8.  Beanfsichtignng  der  Anlage  — 
Talsperre,      Orimdwasser,     Ober-  dnrch  wen? 

flächenwasaer,      kombinierte     Sy-  BegelmäBIge    Untersnchnng     des 

Sterne) :  Wassers  —  durch  wen  ? 

4.  Versorgongabezirk  (Bezeichnung  in  welchen  Zwischenräumen,  in 
der     angeschlossenen    Qemeinden             welcher  ArtP 

nebst  Einwohnerzahl) :  Gesamtergebnisse : 

OesamtzifFer  der  nutzenden  BevSl-        9.  Sind  HiSstände  bemerkt?  welche? 
kemng:  Klagen  und  Beschwerden? 

Zalil  der  angeschlossenen  Grund-      10.  Sind  Krankheiten  auf  das  Wasser 
stücke :  znrttckznf Uhren  gewesen  ?  welche  ? 

6.  Gesamtfttrdemng     im      letzten  wsjinf  Zahl? 

Kalenderjahr:  11.  AenderunBen    gegenüber    der 

QesamtfUrderung  In  den  einzelnen  letzten  Beai(£tigung : 

Monaten:  12.  Besondere  Bemerkungen: 

II.  Besondere  VerhäUniBse  der  Anlage. 

1.  Beobachtnngen  über  Wasserstände,  Zuläufe ;  Schutz  vor  Verunreinig 
Niederschläge,    Ueberschwemmun-  SPK- 

gen     (nach      den     Büchern     des  Einhiedignng : 

Werks) :  Becken  (QroBe,  Inhalt,  Konstrak- 

2.  Oertliches.  Lage  (im  Ueberschwem-  tion,  Umgebung): 
mongsgebiet) :  Ablauf : 
Untergrund :  Umlaul : 
Umgebendes  Gelände:                                 Zustand  der  Anlage: 
EnuernunE  der   nächsten   offenen        c)  Grundwasser.    Stand : 

Gewässer :  Schwankungen : 

do.  Schmutz-  u.  Abzugsgräben  :  Herkunft : 

de.  industriellen  Werke   (Art):  Zusammenhang    mit   Oberflächcn- 

dn.  bewohnten  Gebäude  (Art  der  wasser  : 

Abfallstoff-Beseitigung) :  Boden verbältnisso  (Lage,  Art  und 

do.  Anlagen  f.  unreine  Abgänge  :  Stärke    der  wasserftlhrenden  und 

3.  WasserfOrdemng.  der  deckenden  Sehichten): 

a)  Quelle:  Fassung,  Qaellkammer  Art  der  Wassergewinnung  (Schacht- 
(Bau,  Inhalt,  Ventilation,  Vorrich-  brunnen?  BOhrenbrnnnen ?  Schtitz- 
tung  zur  Ptobeentnatune) :  röhre?  usw.  —  Anordnung,  Verbin- 
Znlaut-,  Ablauf-,  Unilauf-Ge-  düng,  Sammelbrunnen ?  Anrei- 
schwindigkeit :  cherunggräben?  (FQr alles Be- 
Zustand  der  Anlage:                                   Schreibung  nach  Zahlen,  Ban  und 

b)  Talsperren :      Niederschlagsgebiet  Zustand) : 
(Or)tie,BenDtzang,  bewohnte  Grund-  Vorrichtung  zur    Probeentnahme: 
stttcke,  Terunreinigende  Betriebe):           Hebekraft:   ,       ,       ^„.^.^^.^ 
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d)  Oberflichenwuser :    Beachreibiuig  6.  Bemwosserbehälter  (wie  voihei  — 

der  Art  (FluB,  See,  Graben):  Entttlftun^,  Zu-,  Ab-,  n.  Umlanl): 

Schapfstelle  (Llnge,  Art,  Tiefe  a.  6.  Eateiseniuigs  anläge  (wie  zu  4): 

Entfeniiuig    unreiner  7.  Nebenanlagen. 


ZnfllUBe  oberhalb;  wenn  dem  Bbck-  8.  Bienatanweiaang    für    die    Ange- 

stan  unterworfen,  ancb  unterhalb) :  stellten : 

Art  der  WasaerbefQrdemng :  Gesnndheitszustand  deraelben  (so- 

Bescbreibnng :  weit  er  für  die  Qesnndheitlichkeit 

4.  Seinignngaanlagen.       Filterwerke  des  Waasers  von  Bedentnng   ist); 

(Art,ZaU,  Baa,  Gesamtrfilterfl&che,  9.  Aenderongen  der  Anlage  seit  der 

Znstaod,  Beinignng,  Betrieb,  Kon-  letzten  Besichtigung : 

troUe,Behandliing,Be8erreaiUage):  10.  Besondere     Bemerkungen    (z.    B. 

Kl&rbecken  (do.) :  über  besondere  Vorkommnisse) : 
Bodenflltration  (do.): 

m.  Bescbaffenh 
1.  Ergebnis    der    üntersncbiing    nach 

den     Büchern     des     Wasserwerks  „   t..„"'i,„,-„  j„  v„,-  j„,  ij„,-„i,(;„,.„„ 

(Dorohachnitts-,  wichtige  Maximum-  ^-  Ergebnis  der  bei  der  Besichtigimg 

Md^ta^-Ergebasse,     insbe-  ^em  Kreuarzt  vorgenommenen  oder 

^dereüberBakterienUfande:  "'^Jjßt™    Untersachnng     anter 

gleichbleibend,   schwankend,  rein?)  Bezeichnung   des   Ortes   der   ent- 

f ,  .  <>              '                      '           '  nommenen  Probe  (BrunneD,  Leitung, 

(z„  ii;.hi«,:  Von  d..  UBi™.h»,.g.i«.  Behälter  usw.) : 

fimdui  phT>ik*iUDii«  ud  i»kiarioio(iiefair  8.  Urteil  über  das  Waeser : 

Art  iiiidim  BBdHfttau*  AbidhTirtan  der  4,  Aendemngen  seit  der  letzten  Be- 

Tarliiiidlniic  bBtantbaii:   luiu  dir  Zahl  „i.i.>: 

d«  Kei».  W    b.1  ™rdiohtl,.B  WM„r  ,     Sichügong: 

■mcb  dta  Art  n  b<rdckiiihti(«B :  nrflBui-  5.  Besondere  Bemerkungen: 

IV.  Gesamtergebnis  der  Besichtigung. 

Zusammenfassendes  Urteil:  Schadhafte     oder     mangelhafte     Zn- 

Sind    die     Genehmigungsbedingongen  stände : 

innegehalten:  Aufzählung  der  etwaigen  Bc- 

Keine  onerlaabten  Aenderungen  ein-  anstandungen: 

getreten : 

V.  Ab&nderungBTorschUge. 

Zur  Verbessemns  wird  empfahlen:  Zugesagte  Terbcsserungen. 
GrUnde  etw^ger  Ablehuiuig  seitens  des 

Werkes: 


Der  Kreisarzt. 

Anfbewaliriuig  und  Abgabe  tod  Arzneimitteln  In  den  ErBakenUnBerii 
Ton  StrafanstKlten  nnd  grfisBeren  Geflngnlssen.  Verordnung  des 
Landes-Uedizinalkollegiums  vom  23.  Februar  1904. 

In  den  Kronkenbäusem  der  Strafanstalten  zu  Wolfenbttttel  und  des  Kreis- 
KefSn^inisses  in  Braunschweig  dürfen  zur  direkten  Abgabe  an  Kranke  solche 
Arzneimittel  vorrätig  gebalten  werden,  welche  in  größerer  Heoge  gebraucht 
werden  und  dem  Verderben  nicht  ausgesetzt  sud. 

Die  Arzneivonäte  sind  in  geeigneten,  festen,  deutlich  hezeichneten  Be- 
hältnissen in  eigens  ds^r  bestimmten,  TerschlieSbaren  Schränken  bberslchtlich 
geordnet  anfzoatellen. 

Starkwirkende  Arzneimittel  (Tab.  B  und  C  des  Arzneibuches  fOr  das 
Deutsche  Beich)  sind  stets  unter  VerscbluB  des  Arztes  zu  halten  und  d&rlen 
nur  von  diesem  abgegeben  werden. 

Die  Anfertigung  einfacher  Lösungen  —  sofern  die  dazu  erforderlichen 
Wagen  und  Gewichte  vorhanden  sind  —  ist  dem  Arzte  gestattet;  dagegen  mtlsaen 
Arzneizubereitungen  in  der  Kegel  auf  den  Namen  des  einzelnen  Kranken  aas 
einer  Apotheke  verordnet  werden. 

Die  zur  Verwendung   kommenden  Arzneimittel  mttssen  ausnahmslos  aus 

Öffentlichen  Apotheken  des  Herzogtums  bezogen  werden.  

Verautwortl.Redaktenr:  Dr.Rapmund,  Reg.- n.  Geh.  Med.-Bat  in  Minden i.W. 

J.  C.  C  Bnnu,  HanosL  Sicba  u.  F.  Beb.-!.  BofliaGhdniGkersi  1d  HlndoB. 
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Meiflzina]  -  Gesetzgebung. 

AmMäU^kelt  der  Kreisint«.  BnnderUB  des  HinisteTs  der 
w.  Hedlzinal&iigelegeiiheiteii  vom  1.  Juni  1904  —  M.  Nr.  2210 
an  Bimtliche  Eerien  Begiernngspräsidanten. 

Die  auf  meinen  Erlaß  Tom  26.  Märe  t.  Ja.  erstatteten  Bericlite  tlber 
die  AmtBt&tiekeit  der  Eieiaärzte  bei  der  Beanfsichtigiiiig  der  sanitären  Ein- 
richtungen mres  Amtsbezirks  haben  mich  mit  Befriedigung  erkennen  lassen, 
daB  die  Vorschriften  der  Dtenstanweianng  fttr  die  in  meinem  Erlasse  näher 
bezeichneten  Dienstgeschäfte  sich  bei  der  praktischen  Ausfahrong  im  all- 
gemeinen bewährt  haben,  nnd  daß  inabeaendere  mannigfache  Verbeaaemngen 
auf  dem  Oebiete  des  Gesundheitswesens  durch  das  kreia ärztliche  Wirken  an- 
geregt und  zum  Teil  achon  durchgeführt  worden  sind.  Dem  Eifer,  der  Ffticht- 
trene  und  dem  Takte  der  Kreisärzte  ist  vielfach  besondere  Anerkennung 
gezollt  worden.  Nach  den  Berichten  haben  die  Kreisärzte  die  Schwierigkeit, 
welche  sich  ftlr  ihre  Diensttätigkeit  darans  ergiebt,  da0  die  Aufdeckung  sani- 
tärer Mißstände  und  die  zu  ihrer  Beseitigung  erforderlichen  Aufwendungen 
leicht  geeignet  sind,  in  den  Kreisen  der  Seteuigten  Mißstände  hervorzurufen, 
im  allgemeinen  durch  maBvolles  Vorgehen  zu  überwinden  vetatanden  und  da- 
durch  dazu  beigetragen,  daB  sich  mär  und  mehr  das  erwünachte  Vertrauens- 
▼erhältnis  zu  der  BeTSlkemcg  und  ein  zweckdienliches  Zusammenarbeiten  mit 
den  Ortlichen  und  staatlichen  Behörden  entwickelt. 

Indessen  lassen  dio  Berichte  doch  auch  anderseits  eraehen,  daß  bei 
<""'g™i  insbesondere  jOngeren  Kreisärzten  die  Neigung  hervorgetreten  ist,  zn 
weittri^ende,  ttber  die  finanziellen  Kräfte  der  Qomemden  bbweilen  hinaus- 
geliende  Vorschläge  behufs  Abstellung  vorKefundener  gesundheitlicher  Mängel 
KU  machen  und  daB  eich  bei  ihnen  noch  nicht  das  volle  Verständnis  dafür  ent- 
wickelt hat,  das  WOnschena werte  vom  Notwendigen  und  das  praktisch  Erreich- 
bare Tom  UndutchfOhrbaren  zu  unterscheiden.  Ich  nehme  deshalb  Veranlasanng^ 
Ew.  Hochwohlgeboren  zu  ersuchen,  den  Kreisärzten,  insbesondere  auch  bei 
Gelegenheit  der  Versammlungen  der  Medizinalbeamten  aufs  neue  die  geeigneten 
Direktiven  zu  geben,  auch  erfordorlichenfalla  die  aorgfältlge  Nachauitung  der 
Vorsdirift  des  g  88  der  Dienstanweisung  vom  30.  März  1901  bei  den  ihnen 
durch  %  6  des  Glesetzes  vom  16.  September  1899  zugewiesenen  Amts  geschälten 
auf  dem  Gebiete  des  Gesundheitswesens  erneut  zur  besonderen  Pflicht  zu  machen. 

Im  Übrigen  vertraue  ich,  daß  die  Beamten  der  Medizinalverwaltung  im 
Sinne  der  vorstehenden  AnafUhrungen  auf  dem  bisher  erfolgreich  betretenen 
Wege  fartmhreiten,  daß  sie  unter  Vermeidung  aller  unnötigen  Schärfen  and 
dnrcli  HerbeiAlhrung  eines  zielbewosten  Zusammenwirkens  aller  an  der  Offent- 
liehen  Qesundhdtspfiege  interessierten  Kreise  an  der  BnrchfUhrung  der 
wiuucheiuwerten  sanitären  Verbesserungen  in  planmäßiger,  sachgemäßer  Ent- 
viekeliue  erfolgreich  arbeiten  und  so  das  Vertrauen  and  die  freudige  Mit- 
irlrkong  der  BevOlkerang  in  immer  steigendem  Mafie  gewinnen  werden. 


^^      Gewihmig  toi  Reise-  nnd  ürnrngskoBtsn.    Erlaß  des  Ministe: 
,,^er  na  w.  Medizin a langeleg 
-'      —  an  die  nachgeordneten  BehOrdt 


Medizinalangelegenheiten  vom  17.  Mai  1904—  A  Nr.  910 

nachgeordneten  Behörden. 

Den  nachgeordneten  Behörden  lasse  ich  hierbei  einen  Abdruck  der  Bond- 
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wäbniDg  von  Beiae-  und  ümzugskoston,  mit  dem  Bemerken  ingelieii,  daß  nAch 
Uaf^alw  dieser  Erlasse  auch  im  diessaugen  GesdiUtabereiciie  zu  verfahren  ist 
Berlin,  den  17.  Oktober  1908. 

a)  Ew.  Hochwohlgeboren  ersnchen  wir  ergebenst,  den  von  mir,  dem 
Finanzminister,  an  die  Königlichen  BegieTiingen  geri^teten,  nachstehend  ab- 
gedruckten Erl&Q  Tem  39.  Mai  d.  J.,  betreffend  die  Qewährimg  Ton  Beiüe-  und 
ümzngakoaten,  anch  im  Qeschiftsbereiche  der  allgemeinen  und  dar  inneren 
Vervutnng  anwenden  za  lassen. 

Durch  diesen  Erlaß  wird  an  der  Vorschrift  nnter  3  dei  iDr  Aosftthnu»[ 
des  Umzngskostengesetzes  erlassenen  Verfttgang  vom  4.  ISai  1S77  (IDil-IH. 
1877,  8. 11 2)  mchts  geändert 

Der  Finanzminister.  Der  Ulninter  des  Innern. 

BerUn,  den  Bft.  Hai  1908. 

b)  Einem  bereits  etatsm&Big  angesteUten  Beamten  kOnnsn  Im  Falle  des 
Debertrftts  in  ebe  neue  etatsm^ge  oder  auch  znn&ohst  nnr  dUtarlsche 
Stellnng  die  gesetzlichen  Beise-  ona  Umziwskoaten  dann  gewihrt  werden, 
wenn  der  üebertritt  aas  der  einen  in  die  andere  Stellung  unmittelbar  erfolgt 

Der  Finanzminister. 


Ergebnisse  der  Tensehe  mit  den  als  Fussbodenuiatrleh  empfoUeaen 

. -Oelpriparkten.     ErlaS    des    Ministers    der    dsw.  Medlzinalange- 

legenheitenvom  IS.A^ril  1  904  -  ML  Nr.llOS2,  ÜII,DniA,  UIUB, 

G  L  C.  B.  —    an  die  KOniglicheo  ProrinzialschulkoUegien  and  die  Königlichen 

Begierongeo. 

Nach  den  aof  meinen  Erlafi  vom  7.  Angnst  190a  —  H.  11S99  ÜH. 
nillA.  UIIIB.  QIC.  B  —  erstatteten  Berichten,  haben  die  Versache  mit 
den  als  Fnßbodenanstrich  empfohlenen  Jelpräparaten,  wie  DostleßDl,  Staubfrei, 
Sternolit  a.  a.,  ein  im  allgemeinen  günstiges  Ergebnis  gehabt 

Als  Vorzüge  des  Verfahrens  werden  fast  Übereinstimmend  eine  deutliche 
Stanb Verminderung,  eine  wesentliche  Vereinfachung  nnd  Verbillignng  der 
Beinigang  der  Zimmer,  sowie  eine  merklich  geringere  Abnutzung,  also  eine 
größere  Haltbarkeit  der  Dielen  herroigehoben. 

Dem^egenOber  werden  als  Uebelstände  bezeichnet  die  groBe  GlUte  des 
Fußbodens  m  den  ersten  Tagen  nach  jeder  Oelung,  welche  die  Anwendung  des 
Verfahrens  aof  Treppen  nnd  in  Tamh allen  aasgeschlossen  erscheinen  l&ßt;  der 
Umstand,  daß  das  Oel  an  den  Stiefelsoblen,  den  Säumen  der  Franenkleider,  den 
za  Boden  fallenden  Gegenständen  haftet  ond  in  denselben  anangenehme  Flecke 
erzengt;  der  namentlich  in  den  ersten  Tagen  nach  der  Anweadong  der  Fripa- 
rate  sich  bemerklich  machende  unangenehme  Geruch;  die  schmntzigdnnkle 
Färbung,  welche  die  Dielen  bei  l&ngerer  Anwendung  der  Oele  annehmen ;  end- 
lich die  nicht  unerheblichen  und  namentticb  für  kleinere  Gemeinden  empflnd- 
lichen  Kosten  des  Verfahrens.  In  ländlichen,  sowie  in  Elementarschulen,  welche 
von  Kindern  mit  eiseubeschlagenen  Stiefeln  oder  mit  Pantinen  besucht  werden, 
sowie  überall  da,  wo  die  Diäen  nicht  vollkommen  glatt  gehobelt  und  nicht 
gestrichen  sind,  soll  die  Anwendung  der  FnßbodenOle  jedenfalls  nicht  am 
Platze  sein. 

Nach  anderen  Berichterstattern  lassen  diese  Uehelstände  sich  ganz  be- 
seitigen oder  wenigstens  erheblich  einschränken,  wenn  man  möglichst  frische, 
jedeualls  nicht  ranzige  Oele  anwendet^  nach  jedesmaliger  Oelung  einige  Tage 
bis  zur  Benutzung  der  Zimmer  verstreichen  lüt  und  mcht  teure  SpezJalpr&p^ 
rate  aus  dem  Auslande,  sondern  deutsche  Fabrikate  in  größeren  Mengen  su 
Engrospreisen  bezieht  Letzteres  emp&ehlt  sich  um  so  mehr,  als  nach  den  bis 
jetzt  vorliegenden  Versuchen  keines   der  verwendeten  Oele  einen  besonderen 


Vorzug  von  den  übrigen  za  verdienen  scheint  Eine  Kostenerspamia  soll  auch 
durch  die  Anwendung  der  von  einigen  Firmen,  z.  B.  von  der  lÄupheimer  Oel- 
und  Fettwarenfabrik  von   J.  Weil  in  Laupheim  In   den  Haadal  gebraobtw 


Fußboden -Oel- Wischer  zn  erzielen  s 

Bei   dem   günstigen  Urteil   der  überwiegenden  MehmU  der  Bericht- 
erstatter empfiehlt  es  sich,  die  Versoche  mit  dem  Fnfibodea-Oelanatrich  wo> 


möglich  in  erOßerer  Ausdehnung  fortzusetzen. 

Für  die  Versuche  bleibt  folgendes  tu  beachten: 


"'■cy- 


^. 


Beebtapreehnng  und  Hediitnal-GflaetsgebniiK.  IM 

1.  Oer  OelMMtrioh  iit  wUunid  der  Ferien  und  iwor  so  leltis  YomuehmeD, 
dnS  er  womCgllch  48  Stunden  Tor  Wiederbeginn  des  Unterrichts  b» 
end^  ist. 

2.  Der  OeUnstrich  ist  dSim  tind  gleidun&fiig  anszoftUiren,  nnd  zwar  am 
nreckmftfligBten  mit  einem  OelwiscIieT. 

&  Die  ErneoeniBg  des  Oelautrielu  liat  je  nach  der  Stärke  des  Verkehrs  s&t 
Gingen  von  Ü  in  S,  in  Klusenzimmera  von  8  sm  S  Monaten,  in  seltener 
benntsten  Binmen  in  noch  größeren  Zvischenränmen  za  erfolgen. 

i.  Zur  Verhtltnne  tob  Qemch  sind  möglichst  frische  Präparate  anzuwenden. 

6.  Li  Tnrnsilei  ist  Ton  dem  Oelanstrich  in  der  Begel  Abstand  zn  nehmen. 
Wird  ansnahmsweiae  auf  die  Ansftllimng  desselben  Wert  gelegt,  so  ist 
das  Fortgleiten  der  Tnrneeräte  dnrch  unterlegen  von  Filistücken  zn  rer- 
hindeiu,  auch  fttr  das  Vorhandensein  von  Matten,  Matratzen  und  dergl. 
in  ausreichender  Zahl  und  OrQQe  Sorge  xa  tragen. 
Uebei  du  Ergebnis  der  weiteren  Versuche  wul  ich  einem  Berichte  nach 
Jahresfrist  entgegeiüelien. 

Dtensbuiwelnuigen  tfir  dl«  leitenden  Aent«  nnd  IBr  das  Kranken- 
^pflegepenonal  In  Krankenanstalten,  sowie  Anweisung  über  die  Anrertlgnng 
•büger  Desinfektionsmittel.  Verf&gnng  des  Königlichen  Begio- 
rnngapr&sidenten  in  COln  vom  30.  November  1903  an  sämtUche 
Herren  Landrite,  Oberbürgermeister  und  Kreisärzte  des  Bezirks. 

Die  Anfstellnng  der  nach  meiner  Verftlgang  Tom  30.  Dezember  1903, 
A"  S02&  ftlr  die  leitenden  Aerite  nnd  das  Pflegepersonal  der  Krankenanstalten 
IB  entwerfenden  Dienstanweisungen '}  bat  den  KrankenhausTorständen   nicht 


')  Die  an  Bftmtllche  Herren  Landrite,  Oberbttrgermeiater  nnd  Kreisärzte 
deaBeärks  gerichtete  Verfüg nng  Tom  80.  Dezember  1903  hat  folgenden 
Wortlaot: 

Die  Beeiohtigangen  der  Kiankwanstalten  des  Regierangsbezirks  durch 
die  Kreia&rzte  haben  ebenso  wie  die  aof  m^e  Verfügung  rom  28.  Hai  1901, 
A  10S96,  erstatteten  Berichte  der  Polizeibehörden  ergeben,  dafi  bei  einer 
groSen  Aniahl  dieser  Anstalten  die  fiegelung  der  Leitung  und  des  Betriebes 
mmiih—  xn  wünschen  übrig  läßt.  Insbesondere  hat  das  Fehlen  einer  Terant- 
«ortUchen  ärztlichen  Leitung  in  mandien  Kranken anstalton  Uebebtände  im 
Qefolge  gehabt,  die  eine  Neuregelung  dringend  geboten  erscheinen  lassen.  Vor 
allem  wude  in  Krankenhäusern,  die  einer  verantwortlichen  ärztlichen  Leitung 
nieht  unterstanden,  eine  zweckmäßige  Verteilung  der  Kranken  und  die  recht- 


zeitige Absonderong  der  mit  Lifeküenskrankh^ten  Behafteten  Termißt;  ferner 
war  die  nOtlge  Deäftdctlon  der  Abginge  der  Kranken  nicht  gewährleistet,  da 
das  Pflegepersonal  nickt  jMnttgend  darttber  unterwiesen  war,  wie  diese  Abgänge 


1  seien.  In  ^llen,  wo  es  sich  darum  handelte,  die  Abwasser  eines 
EnDkanhansea  In  nnachädlicher  Weise  sn  beseitigen,  war  mangels  eines  ver- 
■Btwortlieken  IrstUckm  Leiten  die  DnreUohmng  der  Ton  den  Behörden  ge- 
atditen  aanitiren  Forderungen  nie  gesichert. 

Eine  weitere  Oble  ntlge  des  Mangds  einer  ärztlichen  Leitung  an  den 
Krankenanstalten  ist  die,  daB  bei  MeinosgsTerachiedenheiten  der  mit  Oleieh- 
bereektigong  in  den  (rankenhäosem  behandelnden  Aerzte  über  die  Kranken- 
^ege  nnd  die  Krankenrerteilong  der  ans  Laien  bestehende  Krankenhans- 
Vorttand  über  die  zn  ergreifenden  Uafinahmen  wohl  nach  seinem  besten 
Ermessen,  aber  nicht  immer  nach  hygienisch  und  sanltätspolizeilich  zn  billigenden 
Qesiektapnakten  entscheidet. 

In  Bflckslcht  hierauf  ersuche  ich  die  Behörden,  in  den  Krankenanstalten 
Ihres  Bezirks,  die  eine  einheitliche,  rerant wortliche  Leitung  bislans  nicht  haben, 
oder  deren  Betrieb  sonst  zn  Beaustandnngen  Veranlassung  gegeben  hat,  eine 
Nenregelong  der  Leitong  nnd  des  Betriebes  nach  den  von  der  WiBaenschaft- 
liehen  Denntation  fttr  das  Medizinal weaen  anf gestellt eu,  durch  meine  oben  an< 
gafithrte  Terfagnng  mitgeteilten  Oeaichtspnnkten  zu  veranlassen. 

Ich  bemerke  dazu  noch  folgendes: 

Dem  leitenden  Arzte,  der  kOnftiR  an  der  Spitze  jeder  Krankenanstalt 
iteken  muß,  ist  nicht  nur  die  verantwortliche  ärztliche  Leitung  der  Anstalt  zu 
ttbertragen,  eondem  es  ist  ihm  auch  ein  angemessener  Einfluß  auf  die  wirt 
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selten  Schwierigkeiten  bereitet.  Ich  lube  deshalb  die  Miliegenden*Hnater  ftlr 
diese  Dieiutanwdsnngen  entwerfen  lassen,  die  die  Becbte  und  Pflichten  des 
leitenden  Arates  nnd  des  Ffleeepersonals  frätlegen  nnd  nach  Vonahme  der  Mr 
den  einzelnen  Fall  nStlgen  Äenderasgen  den  anfzostellenden  Entworfen  zn 
Oninde  gelegt  werden  können. 

Sätens  einer  Kongregation  ist  die  Befflrchtnng  ansgesptochen,  dafi  der 
leitende  Arzt  in  Zoknnit  anch  anf  den  wirtschaftlichen  Betrieb  der  Kranken- 
anstalten einen  zu  weit  gehenden  EinflnB  anattben  würde.  Ich  ertrnche  die 
Behörden,  diese  Befflrchtnug  Torkommondenfalls  als  durchaus  anbegrllndet  en 
bezeichnen.  Der  leitende  Arzt  wird  sich  aacb  in  Znknnft  nm  die  wirtaehaft- 
liche  Leitung  der  Krankenanstalten  nur  insoweit  zn  kflmmem  haben,  als  es 
das  Wohl  der  seiner  Obhut  anTertranten  Kranken  erheischt.  Es  wird  deshalb 
sein  Bat  beztlglich  der  Beköstigung  der  Kranken,  bezüglich  der  Heizung  der 
Krankenr&nme,  bezüglich  zn  errichtender  Neubauten,  kurz  in  allen  ilm  als 
leitenden  Arzt  interessierenden  und  das  Wohl  der  Kranken  betrefTeaden  Fra^ 
einzuholen  sein,  während  der  Krankenhausrorstand  in  der  eigentlichen  wirt- 
schaftlichen Leitung  der  Anstalt  nach  wie  vor  vOlli^  selbständig  bleibt 

Neben  den  Dienstanweisungen  erfolet  noch  eine  kurze  Anweisung  über 
die  Anfertigung  einiger  Desinfektionsmittel  und  über  die  Ausführung  einiger 
Desinfektionen  bei  ansteckenden  Krankheiten.  Ob  und  Inwieweit  in  den  an- 
seinen  KrankenbäuEem  diese  Anweisung  als  Grundlage  für  die  Unterweisung 
des  Pflegepersonals  benutzt  werden  soll,  bleibt  dem  Ermessen  der  leitenden 


Bchattliche  Leiton^  eininräumen,  soweit  ein  solcher  im  Interesse  der  Kranken 
nOtig  erscheint;  eine  Verantwortiichkeit  far  die  wirtschaftliche  Leitung  ist  dem 
leitenden  Arzt  jedoch  nicht  aufzuerlegen. 

Die  Bechte  und  Pflichten  des  leitenden  Arztes  einer  jeden  Kranken- 
anstalt sind  in  einer  besonderen  Dienstanweisung  zu  bestimmen.  In  dieser  ist 
auch  zum  Ausdruck  zu  bringen,  daß  der  leitende  Arzt  auch  der  Vorgesetzte 
des  Pflegepersonals  in  allen  solchen  Angelegenheiten  ist,  die  sich  anf  die 
KrankenpiBaKfi  beziehen. 

Die  Durchführung  der  Torschriften  unter  Nr.  8  dar  Leitsätze  würde  in 
den  meisten  Krankenanstalten  des  Begiemngsbezirks  auf  Schwierigkeiten  stofiw. 
Es  wird  genügen,  wenn  in  kleineren  nnd  mittleren  KrsjikeaauBtiüten  Vorsorge 
getroffen  wird,  daB  etwa  auf  eine  sonst  unbesetzte  Abteilung  für  Infektions- 
krankheit en  gelegte  Kranke  ans  dieser  Abteilung  sofort  entfernt  werden 
können,  sobald  mit  anstockenden  Krankheiten  behaftete  Kranke  darin  aufge- 
nommen werden. 

Damit  den  Vorschriften  der  Nr.  4  der  Leitsätze  genügt  wird,  ist  Torzit- 
schreiben,  dafi  für  alle  Krankenhäuser  auch  eine  Dienstanwdsang  für  die 
Wärter  und  Wärterinnen  (Schwestern)  entworfen  wird,  in  der  die  Desinfektion 
der  Ausscheidungen  der  Kranken  der  lofektionsabtcilang,  femer  die  Des- 
Infektion  der  Bade-,  Putz-  und  Waschwisser  dieser  Abteilung,  ebenso  wie  die 
Art  und  Weise  der  Ausfahmng  dieser  Desinfektionen  und  die  Bereitung  der 
Desinfektionsflüssigkeiten  genau  vorgeschrieben  wird.  Weiter  ist  genau  vor- 
zuschreiben, wie  sich  die  Krankenpfleger  nnd  Krankenpflegerinneu  zu  verhalten 
haben,  tun  die  Üebertragung  von  Krai^eitskeimon  durch  ihre  Persm,  Kleidung 
and  Cieräte  auf  andere  Personen,  sovrio  ihre  eigene  Anstedning  za  Torbfiten. 
Auch  über  die  Anfbewahning  lud  Behandlung  der  Kleidungssttti^  nnd 
Wäsche  von  Kranken,  die  an  ansteckenden  Krankheiten  leiden,  sind  Vor- 
schriften zu  ^eben. 

Für  die  Vermeidung  der  Deberanstr engung  des  Pflegepersonals  und  ftlr 
Gewährleistung  einer  angemessenen  Erholung  ist  Sorge  zu  tragen. 

Die  Unterweisung  des  Pflegepersonals  in  der  Desinfeküon  nnd  in  der 
Verhütung  der  Weiterverbreitung  von  ansteckenden  Krankheiten  ist  dem 
leitenden  Arzte  zu  übertragen. 

Bis  zum  I.  Januar  1904  ersuche  ich,  mir  Beriebt  darQber  zu  erstatten, 
ob  und  in  welcher  Weise  Vorschriften  in  den  Krankenanstalten  Ihres  Ver- 
waltungsbezirkes zur  Durchführung  gekommen  sind.  Für  die  BOrgemeister 
sind  Deberexemplaro  dieser  Verfügung  und  der  Leitsätze  der  Wissenschait- 
lichen  Deputation  angeschlossen.  Es  wird  sich  empfehlen,  die  anfznstellendeD 
IKettstanweisimgen  einer  Durchsicht  durch  den  Kreisarzt  unterziehen  n  lassen. 
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Auite  ttberlaneD.    Ich  maclie  nooli  duanl  aobnerksun,  dbfi  sich  in  den  im 
EaiserlleheD  QBsandlitdtsamt  bearbdtetai  HerlibljUteni  fttr  die  BekBw)fnng 
einzelner  uuteckender  Krankheiten  (T^hoB- Merkblatt,  Bnlu' Merkblatt,  Taber- 
kolose- Merkblatt)  die  Eweckm&Bigen  Desbifektionen  angegeben  finden. 
Dlei»t»aweUimg  nx  den  leitenden  XraX  der  Erftnkenitnatnlt. 

1.  Der  leitende  Arzt  der  KrankenaiiBtalt  ist  der  AalsichtabebOrde  gegen- 
flber  veraatwortlioli  fltr  die  Beobachtung  der  geltenden  hynenischen  and  saui- 
tätapoliaellichen  BeetimmoDgen  ttber  die  Krankenbinger.  Er  ist  der  aacbver- 
Jrtftndige  Berater  der  ErankeiihaniTenraltnng  in  allen  die  Kiankenanatalt  nnd 
deren  Inaaaaen  betreSendeD  Fragen.  Vor  Erlaß  von  Anordnnneen,  die  die 
irTaTiitHnii.iigt».lt.  oder  deren  Insassen  betreffen,  ninB  er  von  der  Krankenhans- 
Terwaltung  gehSrt  werden. 

2.  Anch  in  wirtschaftlichen  Fragoi,  sowdt  sie  das  Wolil  der  Kranken 
betreffen,  ist  der  leitende  Arzt  zu  Bäte  zu  ziehen,  und  ihm  der  nötige  EtnflnS 
einznrltunen.  Insbesondere  ist  aönen  AnorduoDgen  beztkglich  der  Verpflegong 
der  Kranken  Folge  zu  leisten.  Eine  Yerantwortnng  ftlr  die  wirtacnaftUcbe 
Leitung  der  Krauenaiistalt  hat  der  leitende  Arit  Jedocb  nicht. 

8.  Der  leitende  Arzt  ist  rerpflicbtet,  die  Ton  den  BehQrden  geforderten 
statistischen  und  sonstigen  Mitteilungen  über  die  Krankenanstalt  nnd  deren 
Insassen  rechtzeitig  eb  liefern.  Andi  die  Anieigepflicbt  bei  übertragbaren 
Erankhdtan  and  <Ue  Fftbrong  des  Krankentagebaches  unterliegen  seiner  be- 
sonderM  Kontrolle. 

i.  Sad  tOx  einzelne  AbteUnuten  der  Kraukenaostalt  besondere  Ab- 
teilungB&rste  angestellt,  welche  anf  mren  Stationen  in  der  Behandlung  der 
Kranken  sdbatSndig  sind,  so  sind  diese  dock  in  allen  über  den  Bahmeo  der 
Stauen  hinausgehenden  nnd  in  allen  allgemeinen,  spez.  den  hjgiemscben  und 
saniUUspolizeilldten  Fragen  dem  leitenden  Arzte  nntergeordnet.  Insbesondere 
Steht  dem  leitenden  Ante  die  endgflltige  Entscheidung  zu  in  allen  Pnnkten, 
wo  zwisüien  den  AbteilnngB&rzten  MeinungSTerschiBdeäieiten  bestehen,  z.  B, 
Aber  die  Besuchszeiten,  Verwendung  des  Pflegeperaonab,  Terteilnng  von 
Kranken  usw. 

fi.  Der  leitende  Arrt  ist  der  Vorgesetzte  der  Assistenzärzte,  soweit 
dieselben  nicht  ausdrücklich  einem  bestimmten  Stationsarzte  allein  zugeteilt 
sind,  und  der  medizinischen  Praktikanten,  fflr  deren  fernere  Ausbildung  er 
Sorge  zu  tragen  hat 

6.  Der  leitende  Arzt  ist  auch  der  Vorgesetzte  des  Verwaltangs-  nnd 
Pfiegepersonals  in  allen  solchen  Angelegenheiten,  welche  sieb  auf  die  Kranken- 
pflege beziehen.  Bei  der  VerteUnng  dw  Pflegepersonals  anf  die  einzelnen  Ab- 
teilungen ist  der  leitende  Arzt  stets  zu  hOren.  Pflegepersonal,  welches  sich  an 
seiner  Stelle  als  ungeeignet  erweist,  ist  anf  sein  Ersuchen  hin  zu  entfernen. 
Im  Uirig«!  ^rf  die  Versetzung  der  Pflegepersonen  von  den  ilmen  angewiesenen 
wichtigüi  Posten  in  der  Begel  nur  nach  rechtzeitiger  Benachricbtigtmg  des 
leiteBOen  Atztee  erfolMU,  daifit  der  letztere,  wenn  im  Interesse  des  geordneten 


sprac 
dasl 


B  Pflegepersonal  betreffenden  Fragen  vorher  mit  den  Statlonsürzten  ins  Ein- 
vemehmn  sa  setzen. 

7.  Der  leitende  Arzt  bat  entweder  selbst,  oder  durch  einen  der  anderen 
Srankenhaus&rzte  fttr  die  nOtige  Ausbildung  des  Pflegepersonab,  besonders 
anch  in  bezng  anf  das  Verbalten  der  Pfleger  bei  ttb ertragbaren  Krankheiten, 
zn  sorgen. 

UeiiBtUiseiauig  fttT  d&a  KruikanpflegeperBOiial. 
A.  Allgemeines,  Stellung  und  Pflichten. 

1.  Das  Krankenpflegepersonal  ist  des  Eilfsnersonal  der  Kranhenhaus- 
Srzte  und  hat  in  bezug  auTdie  KrankenpSege  den  Anordnungen  der  Kranken- 
bauB&rzte  unbedingt  und  bereitwilligst  Folge  zu  leisten.  Dem  Pflegepersonal 
ist  es  untersagt,  selbstlndig  Korea  vorzunehmen  oder  anzupreisen,  Arzneien 
oder  schmerzstillende  Mittel  auSer  auf  ärztliche  Anordnung  abzugeben,  aelbst- 
stindig  anzuordnen  oder  anzupreisen,  an  der  Bemfstitigkdt  der  Aerzte  Kritik 
zn  üben  oder  einen  Arzt  vor  dem  andern  Torzusehlagen. 

fl.    Das  Pflegepersonal   hat  die   ihm  anvertrantan  Kranken  nach  den 
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ärztlichen  Asordnangän  nnd  den  bei  s^er  Anabitdimg  gelehrten  allgeraeinen 
Begeln  der  Krankenpflege  uifB  gewissenlufteate  zu  ^^en. 

8.  Du  Pflegepejaonal  hat  die  im  lateresse  einei  ordnungsmäßigen  Be- 
triebes erluaene  HBOtordnnng  selbet  streng  zd  beachten  and  mofi  andi  die 
Kranken  za  deren  BeobachtnnK  aohalten. 

4.  Diu  Pflegepersonal  hat  sich  in  Tag-  und  Nachtdienst  in  der  ftlr  das 
Krankenhans  festgesetzten  Welse  abzulösen. 

Wer  Nachtwache  gehabt  hat,  erhält  im  allgemeinen  am  nächsten  Ti^e 
bis  nachmittags  5  Uhr  TtUlige  Bohezeit. 

5.  Dem  Pfl^persoud  steht  aÜjShrlieh  ein  14tEgiger  Urlasb  zu,  der 
zur  kOnierlichen  oniT  geistigen  Ausspannung  zn  venrenden  ist. 

6.  Auf  jeder  Station  hat  einer  rom  Ffiegepetaonal  die  Anflicht  über 
das  gesamte  daselbst  bescliäftigte  Pflege  •  and  Dienatpeiaonal  und  Ikber  du 
InTontar  der  Station.  Dieser  ist  ftlr  die  ordnnngsDiiUge  Aasfähnuig  aller  beim 
Krankendienst  etwa  vorkommenden  Arbeiten  Terantworuicb.  Du  ttbrige  Pflege- 
nud  DienstperaDnal  hat  daher  dessen  Welsiuigen  Folge  la  leisten. 

7.  Nie  darf  jemand  vom  Pflegepersonal  seine  Abteilung,  oder  eines 
seiner  besonderen  Pflege  oder  An&icnt  anvertrauten  Kraaken,  insbesondere 
nicht  einen  Badenden,  Oeisteekranken  oder  Benommenen,  verlassen,  ehe  ge- 
nflgende  Vertretung  vorlunden  ist. 

a  Während  der  ärztlieheD  Besuche  hat  du  diensttuende  Pflegepersmal 
stets  im  Krankenzimraer  anwesend  zu  smn.  nm  Auskunft  Aber  du  Beflnden  der 
Kranken  zn  erteilen,  den  Aerzten  zur  Hand  zn  eehen  nnd  deren  Yerordnoiigen 
entgegenzonehmen.    Die  erteilten  WeisungeB  sud  pfinktUch  aasKufOhroL 

9.  Insbesondere  ist  darauf  zu  achten,  daß  die  Kranken  die  ihnen  ver- 
ordneten Arzneien,  Verbände,  Bäder  etc.  stets  zu  rechten  Zelt  bekcmunen. 
Starkwirkende  Arzneien,  sowie  auch  andere  Arzneien,  von  denen  der  Arzt  dies 
ausdrücklich  verlangt,  hat  der  Krankonpfleger  den  Eraäken  selbst  in  der  vor- 
geschriebenen Weise  zn  versbreiehen. 

In  der  Zwischenzeit  sind  diese  Arzneien  derartig  zu  verwahren,  daß 
.weder  ein  HiBbiauch,  noch  eine  Verwechselung  stattfinden  kann. 

Nicht  mehr  gebrauchte  Arzneien  und  ArzneigeASe  sind  tunlichst  bald 
von  der  Station  zu  entfernen  und  au  einer  Zentralrtelle  abznll^m,  hlla  sie 
nicht  etwa  zu  vernichten  sind.  (Nicht  doreh  Eingießen  In  Oefen,  Kehlen*  oder 
Aschenkasten  wegen  Explosionsgefahr  1) 

10.  (Jebrauchtra  Verban&eag  muß  sofort  in  die  dafür  bestimmten  Be- 
b&ltei  gebracht,  gut  zugedeckt  nnd  mS^ehst  umgehend  zur  endgtUtigen  3^ 
seitignng  von  der  Station  entfernt  werden. 

11.  Du  Pflegepersonal  hat  darauf  zn  achten,  daß  kein  Kranker,  es 
sei  denn,  daß  der  Arzt  es  aosdrllcklieh  anders  bestimmt,  in  du  Krankenzimmer 
solangt,  bevor  er  gebadet  nnd  umgekleidet  worden  ist  Namenüich  ist  auch 
bei  aUen  Nenauf genommenen  auf  du  etwaige  Vorhandensein  von  Ungeziefer 
nnd  Krätze  das  Augenmerk  zn  richten. 

12.  Fflr  die  peinlichste  Betnlichkeit  an  den  Kranken,  sowie  auf  der 
Station,  speziell  auch  auf  den  Klosetts  nnd  in  den  Ikbrigen  nebenräunea,  ist 
Sorge  zu  tragen. 

18.    Aile  Abgänge   von  Kranken,  sowie  die  mit  solchen  verunreinigten 
Qegenstände,  sind  in  unschädlicher  Wmse  von  der  Station  zu  entfernen. 
K  Allgemeine  Vorschriften  für  die  Pflege  bei  ansteckenden 
Krankheiten. 

14.  Bei  der  Pflege  von  an  llbertragbaren  Krankhüten  leidenden  Per- 
sonen hat  du  Pflegepersonal  die  hierfär  erluaenen  besonderen  Bestimmungen 
genau  zu  befolgen.  Dasselbe  muß  sich  stets  vergegenwäTtigen,  daß  besandwi 
bei  der  Pflege  solcher  Patienten  selbst  die  gningste  NacfaUssigkelt  und  TJu- 
vorsichtigkeit  die  schlimmsten  Felgen  haben  und  unter  ümatSDaen  Leben  und 
Gesundheit  der  Hitmenschen  schwer  scbädigea,  ja  vnnieliten  kann. 

15.  Auch  fttr  seine  Person  soll  du  Pn^epersonal,  ohne  jedock  ttber- 
trioben  ängstlich  zu  sein,  sich  dnrdi  genaueete  Ileobaelitnng  der  Sdintzma^ 
regeln  gegen  eine  Ansteckung  zu  schlitzen  anehen.  Ganz  bMonden  sind  naeh 
jeder  BerOhrnng  des  Kraniran  «der  deuen  Umgebuig,  besonders  auch  seiner 
Entleerungen  und  der  damit  beeohnuttzten  Q^instinM,  sowie  vor  jeder  Mahl- 
zeit Hftnde  und  Voideranu  dnieh  Wuektti  Bittest  Seile  und  BÜate  grflnd- 
Uch  zn  reinigen  und  zu  desinflnierw.    In  den  Krankenränmen  selbst  im  das 
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dergL  ni  Iwdeckeii. 

Vor  der  BertUrnuK  indziertei  Oegenetände  kann  man  dardi  Einfetten 
der  HSndo  mit  Oel  oder  Taselin  ainem  Eindringen  TOn  Kr&nlüieitskeimen  in 
tiefere  HnntBchichten  einigermaßen  voibengen. 

16.    Das  Fflegepeiaonal  hat  streng  daranl  zu  aoliten,  daß  der  ao  einer 


Aneh  einer  mittelbaren  TencUeppung  Ton  KranlLheitskeimen  durch 
MObel,  QwenBtftade  der  Krankenpflege,  Eßgeschirre,  Speieereate,  Bücher,  Spiel- 
sachen ODa  dergL  ist  Toizabengen.  Im  KraDkenziiniuer  sollen  daher  nur  die 
Botwondigsten  G«geiut&nde  sieh  Mdnden  und  darin  bh  nach  der  Schloßdesin- 


sonders  gezeichnet.  Bei  den  Eßgeschirren  kann  dies  durch  Anbinden  eines 
fadou  oder  Befestigen  eines  SiegeUaektropfens  Eeschehen.  Jeder  ansteckende 
Kranke  maß  sein  Besonderes  Wasch-,  Kämm-,  Eß-  and  Trink geacliirr  haben. 
(WascUtopchen,  Seife,  Wascbnapf,  Zahnbtlrste,  Kämme,  BUrate,  Lütlti,  Hesser, 
Qabaln,  Teller,  SchOsaeln,  Qläaor,  EinnahmeglSaei). 

18.  Das  PeTSoaal,  weiches  ansteckende  Kranke  pfle^  soll  sich  auch 
stets  bewaßt  sein,  daß  es  selbst  unter  Umständen  die  Krankheitsstoffe  am 
Ktrper  oder  mit  den  Kleidern  verscbleppen  kann.  Es  soll  sich  daher  nicht  nur 
Ton  dllen  anderen  Kranken,  sondern  aucn  von  dem  Übrigen  I^ege-  nnd  Dienst- 
peraimal  fernhalten,  die  für  die  Pflege  bei  ansteckenden  Krankheiten  besonders 
Torgeachriebene  Kleidung  im  Krankenzimmer  stets  anlegen,  sie  beim  Terlaasen 
des  Krankenzimmers  mit  anderen  Kleidern  Tertauscben  nnd  sich  desinflsieren. 
Oefters  baden,  natürlich  nicht  auf  der  allgemeinen  Krankenstation  oder  in 
ffSentlichen  Bidem,  ist  dringend  erwünscht. 

19.  Besuche  Ton  Angehörigen  bei  Kranken  mit  ansteckenden  Krank- 
heiten sind  nur  mit  ansdrUcUicher  Erlaubnis  der  Krankenhaus&rzte  nnd  unter 
Berllcksichtignng  der  fflr  den  einzelueo  Fall  besonders  erlassenen  Vorschriften 
gestattet 

20.  Vor  der  Entlassung,  die  stets  nur  auf  anadrflckllche  Anordnung  der 
Krankenhana&rste  erfolgen  darf,  mflssen  Kranke,  welche  an  ttbertru^baren 
Krankheiten  KeUtten  haben  im  Badezimmer  der  laoUerabteilung  ein  Vollbad 
erhalten.  Na^  Anlegung  irischer  Kleider  dürfen  die  Kranken  die  Isolier- 
zimmer nicht  wieder  betreten.  Der  Pfleger  ist  dafür  verantwortlich,  daß  alles, 
was  der  zu  Entlassende  während  der  Erkranknng  bei  oder  an  sich  gehabt 
hatte  und  mit  nach  Hanse  nimmt,  vorher  in  wirksamer  Weise  desinfiziert  wird. 

21.  Stirbt  ein  mit  einer  übertragbaren  Krankheit  Behafteter,  so  ist  die 
Iieiche  in  ein  mit  1  :  1000  SablimatlOsnng  getränkies  Tnch  za  schlagen  und 
ohne  Torheriger  Leichenwaschung  in  den  Leichenraom  zd  bringen.  Die  Kin- 
■argnng  ist  tonlichst  zu  bescblennigen.  Die  Besichtigung  der  Leiche  durch 
Angehörige  oder  Bekannte  soll  gar  nicht  oder  nur  durch  ein  Fenster  von 
an&n  oder  vom  Nebenraum  aus  zugelassen  werden.  Der  Sarg  ist  möglichst 
bald  zu  schließen. 

29.  Die  Desinfektion  des  Zimmers,  in  dem  sich  ein  Infelctionsknoker  be- 
fanden hat,  ist  nach  Freiwerden  desselben  tunlichst  bald  in  die  Wege  zu  leiten, 
AsfSrtlgang  elalgsr  Ileslnfsktloiiainlttsl. 

1.  VerdfinntesKresolwasser.  Zar  Herstellnng  wird  ein  Gewichts- 
töl  KnulseifenlaeDng  (Liquor  Kresoll  saponatns  des  giltigen  Arzneibuches) 
mit  19  OewIchtateUeB  Wasser  tüchtig  (durch  Umrühren  oder  Umschütteln)  ge- 
nisohl,  100  TeQe  enthalten  also  annähernd  2Vi  Teile  rohes  KresoL  Dieselbe 
LOsosg  erhält  man  auch,  wenn  man  das  starke  Kresolwasser  des  Arzneibuches 
(Aoua  crosoUcft),  wie  man  es  aas  der  Apotheke  erhält,  vor  dem  Gebraache  mit 
gläohtt  TeOen  Wasser  rerdünnt. 

a.  Schwaehe  KarbolsäurelOsang  (=  Sprozentig):  1  Oewichta- 
teU  TOtflOseigte  rdne  Karbolsäure  (Acidum  carbolicom  liqueuctum)  wird  mit 
80  Oewlchtst^en  Wasser  gemischt  und  unter  Umrühren  oder  Umschütteln 
u^elSst  (=  80  K  sof  1  Liter). 

8.  Starke  KarbolsänralOsnng  (=  5prozentig):  1  Gewichtstell 
Teifltlaslgte  reine  Karbolsäore  (Acidum  carbolicum  liquefactum)  wird  mit  20 
Oewiehttteilen  Wasser  gemischt  and  anter  Umrühren  oder  UniMh^tt^  x&JUt 
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anfgelOat  (Es  dftrfen  keine  Sügm  oder  weiSUchen  Tropfen  tod  Karbolslure 
sich  mdir  abseUen.)  (=60  g  au  1  Liter  Wasser.) 

4.  Scliwaclie  Lf  HollOsDiig  (=  1  prozenüee) :  10  g  Lysol  werden 
unter  UmrÜiren  odor  -Echtltteln  in  1  Litar  Wasaer  aiUgelOet 

&.  Starke  LyaollltBang  (=  Sprozentige):  90  g  Lysol  werden  in 
gleicher  Weiae  in  1  Liter  Wasser  aufgelöst. 

6.  Sehr  starke  LjsotlQsang  (=  Gproieatige):    60  g  Lysol  auf 

1  Liter  Wasser  geDomnen. 

Auf  den  K&nflicheii  Ljsolfl&achen  befindet  sich,  als  Deckel  Aber  den 
Stopfen  gesttUpt,  ein  MeSgeflo  ans  Metall  mit  einer  Harke  tnm  Abmessen  Ton 
10  and  20  g. 

7.  Kalkmilch;  In  */<  Liter  Wasser  wird  1  Uter  zerkleinerter  ge- 
bratuter  Kalk  hineingelegt  Nachdem  er  zerfallen  ist,  werden  nnter  UmrUhren 
noch  8  liter  Wasser  hinzugefttgt 

Die  Kalkmilch  ist  zugedeckt  aufzubewahren,  Tor  dem  Oebranche  umzu- 
rttbren  and  möglichst  frisch  zu  TCrwenden. 

8.  Schmierseifenlosung:  S  Gewichtsteile  Schmierseife  werden  in 
100  Qewichtsteilen  siedendheiSen  Wassers  unter  Umrühren  g^Dst.  (Etwa 
■/■  kg  =  1  Pfund  Schmierseife  in  17  Liter  Wasser). 

Die  LOsung  ist  möglichst  heiß  zn  yerwenden. 

9.  SodalOsnng:  20  g  Soda  werden  in  1  Liter  helSen  Wassers 
aufgelöst. 

10.  ChlorkalklOsnng:  (=  2proseatig):  flO  g  Chlorkalk  werden 
unter  Umrflhren  in  1  Liter  Wasser  anfgUOst. 

Der  Chlorkalk  ist  gut  verschlossen  und  trockm  aufzubewahren;  derselbe 
muß  stark  nach  CUor  riedien,  ausbrachen  hUt  derselbe  sich  nicht  lange.  Mau 
besiehe  daher  nur  kleine  Mengen  in  gut  schließender,  wasserdichter  Verpackang. 

lt.    SublimatlOsuDg  (t  :1000  =  IV): 

1  g  ^ecksUbersublimat  =  1  Snblimatpasülle  wird  in  1  Liter  Wasser 
aufgelöst 

Die 
rosa  gefllrbt  nnd  daher   auch  die  Losungen. 

Kresol,  Karbol,  Lysol,  Sublimat  und  deren  Losungen  sud  ^ftig  and 
daher  sehr  Toraichtig  auuubewahren. 

Die  Beainfektion  mit  strömendem  Wasserdampf  findet  in 
besonders  gebauten  Apparaten,  die  Desinfektion  mit  Formalinspray  appa- 
raten  durch  ausgebildete  Desinfektoren  statt 
AnBfOlirang  einiger  DeeinfektloBen  bei  aacteokeitden  Kreiikhelten. 

Die  Nanunem  hinter  den  Desinfektionsmitteln  beziehen  sich  auf  die  Liste 
der  Desinfektionsmittel. 

a)  Die  Hände  und  Vorderarme  werden,  wie  folgt  desinfiziert: 
Zunächst  werden  diese  Teile  a)  6  Minuten  lang  Krftndlich  mit  Wasser, 

so  warm  man  es  rertragon  kann,  und  Seile  nnter  Anwendung  dner  Handbürste 
gereinigt  Besondere  Aufmerksamkeit  ist  dem  Eaum  unter  den  Nägeln  und 
aen  Nagelfalzen  zuzuwenden,  dann  b)  Desinfektion  (6  Minuten  lang)  mit  ent- 
weder einer  verdünnten  KresolwasserlOsnng  {Nr.  1)  oder  einer 
schwachen  LysollOanng  (1°/.)  (Nr.  4)  oder  mit  SublimatlOsung  (1*/^) 
(Nr.  11)  gleichfalls  unter  Zuhilfenahme  dner  Börste  und  nnter  besonderer  Be- 
rücksit^tignng  der  Nigel. 

b)  Die  Desinfektion  Ton  Abgängen  (Stuhlf^g,  nrin,  Erbrochenem, 
Auswurf.  Mond-  nnd  Speichelflössigkeit,  flüssigen  Speiseresten  und  dergleichen) 
erfolgt  Qurch  Zusatz  einer  gleichen  Mei^  Ton  Kalkmilch  (Nr.  7)  oder  tod 
sehr  starker  LyaollOaong  (5%)  (Nr,  6)  oder  tou  Terdftiintem  Kresol- 
WBBser  (Nr.  1)  oder  ChlorkalklOsnng  (Nr.  10). 

Damit  die  Entleerungen  nicht  am  Boden  oder  an  den  Winden  der  Auf- 
fauMHiflße  anklebtm,  empfiehlt  es  sich,  in  das  leere  OefäQ  tot  der  Benutsnng 
soTiei  Ton  der  DeBinfektionsflüssigkeit  zu  schütten,  daB  der  Boden  mindestens 

2  can  bock  davon  Itedeckt  ist  Die  Entleerungen  sind  mit  der  zu  gleldien 
Teilen  zugesetzten  Desinfektionsflüssigkeit  durch  Umrühren  ndtt^  eines  hinter- 
her zu  Terbrennenden  Holzstäbchens  innig  zu  Termischea  nnd  müssen  dann 
noch  2  Stunden  stehen  bldben,  damit  die  DesintdctionsflüBsigkeit  die  Abgänge 
gänzlich  durchdringt  Erst  dann  darf  die  Tlttssigkeit  in  den  Abort  ausgegossen 
werden.    Die  Abgänge  sind  stets  sofort,  boTor  sie  eintrockneo  kOnnen  n  de«- 
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infliiereii,  weil  die  Deainfektlonamittel  In  trockene  Hueen  weit  achlediter  ein- 
driniran  cnl  weil  von  der  OberflBche  ongetiockneter  Absondenugen  ftna  leldit 
ein  VeretKnben  und  AnfsteiKen  Ton  Kraukheitsk^men  in  die  Lttft  stattfindet. 
Die  E^eerangeo  mftsaen  duei,  wie  achon  gesaet^  in  QefKfien  mit  FIttssigkdten 
«afnfaogeii  weid^,  nloht  aber,  wie  das  e.  B.  leidei  liloflg  mK  dem  Auswurf 
«BoUekt,  in  TasäientfldieT  oder  SpnckkSsten  mit  Sand  oder  Sägemehl  ent- 
bert  werden. 

c)  Trockene  Abfälle  (Speisereste,  Verbandstoffe,  Kehricht,  Wasch- 
lappen, gebiauclite  Zahnbürsten,  Stroh,  altes  Seegras,  etwa  beschmutzte  wert- 
lose SpUlsadien,  Bflcher  nnd  dergl.)  sind  durch  Einwerfen  in  einen  gut 
brennenden  Ofen  zu  remichten. 

d)  Die  EQeeräte  (Tassen,  TeJler,  Scbflsaeb,  Qläser,  Hesser,  LQfTel, 
Gabeln,  auch  Einnäimegläser  nnd  LCfFel)  sind  im  Krankenzimmer  selbst  mit 
heifier  2proEentigen  SodalOsung  (Nr.  9)  zu  reinigen,  nnd  zwar  in  besonderen 
Schflsaeln  mit  besonderen  Tüchern,  die  im  Krankenzimmer  verbleiben.  Am 
iMsten  werden  diese  Qegenstände  rorher  */*  Stunde  lang  mit  SodalOsung  ge- 
hörig ausgekocht. 

e)  Instrumente  (Spatel, Sonden,  Hesser  etc)^d,  soweit  dieselben  das 
Keohen  Tertragen,  >/<  Stunde  lang  in  2prozentiger  Sodalösung  (Nr.  9)  gründlich 
zu  kochen.  I^mmeute  aus  Hartgummi,  Katheter,  Tbermometer  etc.)  welche 
ein  Auskochen  nicht  vertrageu,  werden  für  1  Stunde  in  eine  starke  Karbol- 
Iflaung  (Nr.  S)  oder  starke  LyBollOBang(Nr.  5)  eing^egt.  Thermometer 
sind  hbifig  mit  ihrem  oberen  Ende  nicht  ganz  dicht  in  die  Hartgummi-  oder 
IbtaUhtÜsan  eingesetzt  und  saugen  sich,  wenn  man  sie  ganz  nntertauehen 
wollte,  voll  Dedufd^onsflüssigkeit.  Hau  reibt  dieselben  daher  gründlich  mit 
der  Desinfektionsditsrigkelt  ab  und  taucht  sie  dann  mit  dem  unteren  Ende  ein, 
wUrend  daa  obere  aos  der  Plttssigkeit  heraussieht. 

f)  WKschegegenstände  (Leib-  und  Bettwäsche,  Taschentücher > 
Handtücher,  Serrietten,  Tischtücher)  von  Infektionskranken  sind  fttr  sich  allein* 
oidit  mit  der  Wische  Gesunder  zusammen  zu  waschen. 

Vorher  muß  die  Wäsche  jedoch  noch  desinfiziert  werden.  Das  kann 
entweder  durch  Dampf  geschehen,  oder  durch  mindestens  letündiges  Kochen 
mit  2  piOEeatigeT  SodalOsung  (Nr.  9)  oder  durch  Einweichen  in  desinfizierenden 
FIttsaigfcdteB,  und  Ewar  entweder  für  8  Stunden  in  verdünntem  Kresolwasser 
(Nr.  1)  oder  in  starker  (2  p  roz.)L7  soll  Osung  (Nr.  6)  oder  für  24  Stunden 
in  helBeT  Schmierseifenlltsung  (Nr.  8).  Die  Gegenstände  müssen  von  der 
FUtsBigkett  völlig  bedeckt  sein.  Später  sind  sie  zn  spülen,  das  Spülwasser 
kann  als  nnverdbhtig  ohne  weitere  Desinfektion  ausgegossen  werden. 

Etwaige  Blut-,  Kot-,  oder  Eiterfledren  sind  vor  dem  Kochen  und  vor 
der  Dampfdesinfektion  durch  Auswaschen  mit  verdünntem  Kresolwasser  (Nr.  1) 
und  Schmierseife  vorznreinigen,  da  sonst,  namentlich  bei  der  nachfolgenden 
Dampfdesinfektion,  die  Flecken  einbrennen  und  nachher  nicht  mehr  entfernt 
werden  kBunen,  Dieses  Vor  wasch  wass  er  darf  nicht  sofort  ausgegossen  werden, 
eondem  mnS  erst  2  Stunden  lang  stehen,  damit  das  Kreaol  seine  desinfizierende 
Wirkung  auf  die  durch  Waschen  hineingelangten  Fartikelchen  voll  ent- 
falten luiun. 

Soll  die  Wäsche  auflerhalb  des  Krankenzimmers  gewaschen  werden,  so 
ist  sie  in  besondere  dichte  leinene  Beutel  zu  stecken,  die  außen  mit  starker 
2proi.  LysollOsiuig  (Nr.  5)  oder  verdünntem  Kresolwasser  (Nr.  1)  befeuchtet 
worden  tinä,  und  so  ea  befördern. 

Wer  mit  Wäsche  von  Infektionskranken  zn  tun  gehabt  hat,  muß  sich 
Unterlier  desinflneren,  mindestens  Hände  und  Vorderarme  (a.  unter  Lit  a.]. 

g)  Hölzerne  und  metallene  Hflbel  nnd  Zimmergegenständo 
lind  durch  festes  Abreiben  mit  verdünntem  Kresolwasser  (Nr,  ])  oder 
Btarker  Sproz.  LysolIOsung  (Nr.  6)  zu  desinfizieren.  Bei  nicht  metallenen 
Gegenstäudea  kann  auch  SublimatlOsnng  (1:1000)  (Nr.  11)  genommen 
werden.  Etwaige  grobe  Verunreinigungen  sind  zuvor  oiit  Seife  und  Wasser 
zu  eotferoea.  Das  gleiche  gilt  von  deuFußbDden  und  den  Abortsitzen, 
die  unmittelbar  nach  jeder  Verunreinigung,  aber  auch  ohne  das  mindestens 
1  mal  täglich  zn  desbAzieren  sind.  Bei  ungeBtrlcbeuen  Fußboden 
genügt  auch  das  Scheuem  mit  beißer  SchmierseifenlOsuug  (Nr.  8),    nur 
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bwohmuUt  gewesene  Btellen  siiul  noch  toit  IJ■o^  oder  Xieaol-  oder  Sablimftt- 
iDnug  utcluer  n  Teiben. 

Lackierte  und  polierte  Hobel  äni  nich  Bahudlitng  mit  der 
Derinfoktionafl flaaigkeit  (Nr.  1  und  Nr.  6)  sofort  gat  ttockeo  zu  leibrä,  da  ue 
aout  ihien  Glanz  Terlieren, 

b)  NicbtvaBchbaieaegenatände  (Federbetten,  Matratzen, Solu, 
Üebergardienen,  Teppiche,  FlOsch-  und  Pelzgegenatünde)  und  scbwisrigei  zs 
leinlgeii,  dieselben  sollen  daher  am  besten  nicht  in  Eänmen  für  ansteckende 
KraoLe  eoin.  Etwaige  Teranreinigimgen  sind  oberflächlich  mit  warmem  Wasser, 
event.  aach  mit  Znbilienabme  toh  Seile,  zn  reiuigen  and  dann  mit  verdAnntem 
Kresolwaaaer  (Nr.  1)  oder  starker  Lysollasnng  (Nr.  5)  zu  befeuchten,  feucht  zu 
bürsten  und  mehrere  Tage  za  Ittften.  Eine  gründliche  Desinfektion  findet  erst 
bei  der  Schlnfidesinfektian  statt.  Teppiche,  Cebergardinen,  Matratzen,  Feder- 
betten weiden  am  besten  durch  Dampf  deabflEiert ;  zun  Transport  sind  diese 
Oegenstinde  in  mit  TerdOnntem  Kresolwasser  (Nr.  1)  oder  starker  LjsoIlOsnng 
(Nr.  6)  befeuchtete  TOcher  vOIlig  einzoschlagen. 

1)  Schmutzvasser  (Waschwasser,  Badewasser,  Futzwssser)  sind  ebenfalls, 
berOT  sie  ansgegossen  werden,  zn  desinfizieren.  Dies  kann  geschehen,  indem 
man  dem  Wasser  unter  stetem  (TmrQliren  zusetzt  entweder  Kalkmilch  (Nr.  7), 
bis  die  FlDssIgkeit  rotes  Lackmnspapier  stark  und  dauernd  blau  färbt  (etwa 
t  TeU  Kalkmilch  traf  30  TeUe  Flüssigkeit),  oder  Chlorkalk,  bis  die  Flttssig- 
keit  deutlich  nach  Chlor  riecht. 

Erst  nach  SstOndieem  Stehen  darf  fde  ausRegoasen  werden. 

Beim  Frelwerdea  des  mit  einer  Infektionskrankheit  belegt  gewesenen 
Zimmers  ist  die 

SchluBdesintektioD 
Toraunehmen.    üeber   deren   Umfang,   soweit  derselbe  nicht  schon  behördlich 
fes^elegt  ist.  bestimmt  bei  den  einzelnen  Krankheiten  der  leitende  Arak    Die 
Schußdesinfektion  hat  sich  meist  auf  das  Krankenzimmer  aebst  dessen  Inhalt 
zu  erstreckeit.    Dieselbe  kann  sein 

1.  eine  mecbasisch-chemiBche  nach  dem  oben  unter  a— h  be- 
schriebenen Verfahren,  oder  falls  es  sieh  nicht  um  Cholera,  Buhr,  Milzbrand, 
Rotz  handelt,  eine  Formalindeainfektion, 

Die  SchluBdeainfektion  wird  um  so  mehr  erleichtert,  je  sorgtälüger  schon 
während  der  Krankheit  die  laufende  Desinfeküon  stattgefonaen  hat.  Die 
SchlnSdesinfektion  muß  mit  besonderer  Sachkenntnis  und  OrflndUchkeit  ge- 
schehen, sie  hat  daher  durch  ein  in  der  Technik  der  Desinfektion  beeoudem 
geschultes  Personal  zu  erfolgen. 

ülgemetae  Leiehensebau  durch  Aente.    Poliseiverordnung  des 
'■■  KOBiglichen  Begierungspräsidenten  in  Minden  vom  10.  Mal  1901. 

Auf  Qrund  der  §g  6, 12  und  15  des  Gesetzes  ttber  die  PoIizeiTerwaltung 
vom  11.  März  1860  (Oes.  S.  8.  265}  in  Verbindung  mit  den  g|  187  nnd  189  des 
Gteseties  aber  die  allgemeine  LandesTerwultung  vom  30.  Juli  1888  (Ges.  8. 
S.  196)  verordne  ich  mit  Zustimmong  des  Bezirksausschusses  für  den  Umfang 
des  BegierunEabeairkes  was  folgt : 

f  1.  Es  darf  keine  Beerdigung  eher  stattfinden,  als  bis  der  zuständigen 
OrtspouzdbehSrde  eine  ron  einem  approbierten  Arzte  ausgestellte  Tode«- 
'     ^einitfong,  deren  Muster  der  Begierungs    ~  '       

%  2.    Die  Todesbescheinigong  darf 
zuTorigeo  Besichijgim^  der  Leiche  aasgestellt  werden. 

§  8.  Zar  BeibringUDg  der  Todesbescheinigung  ist  das  Familienhaupt  und, 
wenn  em  solches  nicht  vorhanden  oder  an  der  Anzeige  behindert  ist,  derjenige  ver- 
pflichtet, in  dessen  Wohnung  oder  Behausung  der  Sterbefall  sich  ereignet  hat. 

§.  4.  Wird  die  Verpoichtung  zn  g  3  nicht  binnen  48  Standen  nach  Ein- 
tritt des  Todes  erfüllt,  so  erfolgt  die  Beibringimg  der  TodesbeBchrinigang  von 
Amts  wegen  dorch  die  OrtspoIizeibehSrde  auf  Kosten  des  Pflichtigen;  die  Kosten 
werden  von  diesem  im  Wege  des  VerwaltnngazwangsverUirens  eingezogea. 

3  6.  Zuwiderhandlungen  gegen  die  vorstehenden  Bestimmnngen  werden 
mit  Geldstrafe  bis  zu  60  Mark  oder  mit  ycrbüttnismiSieer  Haft  bestraft,  sofern 
nicht  nach  den  allgemeinen  Strafgesetzen  eine  hChere  Strafe  verwirkt  ist. 

§  6.  Diese  Polizelverordnung  tritt  für  die  Stadtgemeinden  mit  mehr  als 
zweitausend  Einwohnern  am  1.  Oktober  1904  in  Kraft.    Ihre  1—''^ ' 
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andere  Gemeiodon  oder  Teile  von  Qemeinden  beduf  der  Zastiminiing  des  Be- 


Anatfihiniigs-AtiweisnBg 

za  derPoIiseiTeToidnniig  vom  10.  Uaid.J.,  beti.  die  allgemeiae 

Leichensctiftn  durch  Aerzte. 

1.  Die  Toratehende  PalizeiTerordniing  tritt  e emfiß  g  6  zunächst  fQr  die 
Stadtgemeindeii  BerenuKen,  Bielefeld,  Brakel,  Bttnae,  Büren,  Driburg,  G4tera- 
loh,  Herford,  HDxter,  Lttbbecke,  Lägde,  Minden,  OeynluiDseD,  PadeTboiu, 
Petenhogen,  Bheda,  Salzkotten,  Steinheim,  Ylotho,  Watbni^,  Werthei  und 
Wiedenbrttck  In  Kraft. 

2.  Die  im  §  1  der  Poliseiverordnung  Toigeschriebeneu  TodeslkescheiBi- 
gnngen  rind  naeh  dem  bdgefOgten  UoBtei  (Anlue  A)  nnanutetl«. 

Den  am  Orte  tuisissi^eD  Äerzten,  auch  du  MHitäiäizten,  ist  tob  den  Orts- 
poUsenwliOrden  eine  aoBreicheade,  dem  Jahresbedarf  etwa  entsprechende  Aniahl 
tob  Todeebescheininngen  nebst  Umschlägen  mit  Yordnick  der  Adresse  tot  dem 
Inkrafttreten  der  PaUz^Terordniing  nnentgeltlich  zuzustellen  und  diese  Zusendung 
im  Anfang  jedes  Jahres  zu  wiederholen.  Die  dadurch  entstehenden  Kosten 
fallen  dem  zum  Tragen  dar  sächlicheu  PoUzeikosten  Ter^ohteteu  rar  Last. 

B.  llit  Btlckslcht  auf  Ersparnis  an  Zeit  und  an  wegen  fdr  die  mr 
Beibringung  der  TodesbescheiniKung  Verpflichteten  ist  es  zweckm&ßig,  daiS  die 
KratUche  BniahUgiuig  der  Leiche  nad  die  Ausstellung  der  TodesbesueiDigiuig 
womöglich  schon  Tor  Amneldimg  des  Todesfalles  auf  dem  Standesamte  enolgt, 
damit  diese  mit  der  Aushändigung  der  Todesbescheinigung  an  die  OrtspoUzei- 
behCrde  auf  einem  Wege  erledigt  werden  kann. 

i.  Die  Herren  Aerzte  werden  deshalb  ersacht,  die  von  ihnen  rerlangte 
BesichUgung  einer  Leiche  sobald  als  mOglich  Toraimehmen,  die  Todesbescheui- 
gting  in  der  Begel  gleich  an  Ort  und  Stelle  auszustellen  und  dem  zu  ihrer 
Beibringong  Verpflichteten  zn  übergeben,  wobei  es  llineu  überlassen  bleibt, 
diese  offen  oder  u  v erschlossenem  Umschlag  auszuhändigen.  Auch  kttnnen  sie 
die  TodesbeecheiDtgang  der  Orispolizeibehärde  unmittelbar  einsenden ;  es  mufl 
dies  dann  aber  sofort  geschehen,  damit  die  Ausstellung  des  Beerdigungs- 
■cheines  keine  Verzügerang  erleidet.  In  letzterem  Falle  bleibt  aber  der  nü^h 
8  8  der  FolizeiTerordnuns  zur  Beibringung  der  Todesbescheinigong  Verpflichtete 
dafttr  haftbar,  bis  die  Sinsendons  erfolgt  ist 

Maßgebend  für  die  Bezeicnnnng  der  Todesursachen  ist  das  nachstehend 
abgedruckte,  durch  Hlnisterialerlaß  vom  28.  April  1904  —  H,  d.  g.  A. 
ILST.  9636  n.  U.  d.  I.  Ib.  Nr.  b-iSZ  —  mitgeteilte  Verzeichnis  der  Krankheiten 
und  Todesursachen.') 

Nur   auf  Grund  einer  Torschriftsmäfiig  ausgefüllten  Todesbescheini- 


(Anlage  B)  ausstellen;  ist  sie  unTollständig  oder  so  undeutlich  ge- 
'  u  Irrtümer  nicht  auBgeschlossen  sind,  so  muä  zuvor  ihre  YerToll- 
und  Berichtigung  gefordert  werden.    In  bezog  auf  die  Fragen 


gung  darf  die  OrtspolizeibehOrde    den  Beerdigungssdbein    nach   beifolgendem 

Mus'       ■'   ■        " ^' 

sehr 

stindignng  _ „_„   „ — „ 

bis  6  der  Todesbescheinigung  ist  Jedoch   eine  Verrollständigung  und  Benchti- 
gong  durch  Bückfrage  bei  dem  Standesamt  zulfissig. 

6.  Die  OrtspouzalbehOrde  hat  die  ihr  im  Terschlossenen  Umschlag  flber- 
gebeneu  oder  eingesandten  Todesbeschelnignngen  in  bezng  auf  die  Beant- 
wortung der  Fragen  9  und  15  als  Tertraulich  zn  behandeln. 

7.  Sämtlüme  Todesbeecheinigungen  suid  von  der  OrtspelizeibehQrde 
TierteU&hrllch  bis  zum  10.  des  betreffenden  Monats  (^P"li  JüUi  Oktober  und 
Januar)  dem  zostimdigen  Kreisarzt  einzusenden;  bei  Todesfällen  Infolge  von 
Cholera,  Pocken  Aussatz  (Lepra),   Fleckfieber   (Flecktyphus),    Gelbfieber,   Fest 

Sientaiische  Beulenpest),  epidemische  Kopfgenickstarre,  Bttckfallfleber,  Unter- 
bsti^hns,  Diphthhrie  und  Krapp,  Scharlach,  Masern  und  BOteln,  epidemisdier 
Buhr,  Wocbenbettfleber,  Schälblasen  der  Nengeborenen,  Trichinose,  Tollwut, 
Übbrand  und  Botz,  sowie  Infolge  von  rieisch-,  Fisch-  und  sonstigen  Vor- 
Spangen  hat  die  Einsendung  der  betreffenden  Todesbescheinigung  an  den 
Kreisarzt  Jedoch  innerhalb  34  Standen  zu  erfolgen. 

8.  Den  StandesBmtem  hat  die  OrtspolizeibehOrde  auf  Verlang^  die 
Todesursache  zur  VerroUstindigong  der  von  jenen  an  das  statistische  Bnrean 
einzuidohenden  Zählkarten  ttber  Sterbef&Ue  mitzuteilen. 


•)  Siehe  Bdlage  m  Nr.  U,  S.  1S7  dleMr  Zettsobiift. 
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9.  Steht  der  Tod  mit  einem  Unfälle  im  Siane  der  UnUlTerdcheran^ 
«setze  In  onmittelbuem  oder  mittelbarein  ursächlichen  Zasunmenhaage  <iläie 
N[.  14  der  Todesbescheinignng),  so  ist  Ton  der  OrtspoUieibehOrde  gem&B  dem 
HiniBterialerlftSBe  Tom  8.  OlctolieT  1903  —  in  a  7152  H.  L  H^  H  a  7768  H.  d.  I. 
—  die  zuständige  Bemtsgenosaenschaft  sofort  za  benachrichtigen,  um  die  Ob- 
duktion der  Leiche  vertudsssen  zu  kOnnen. 

10.  In  deiüenigen  Fällen,  in  denen  nKch  der  Todesbesclielnjgnng  Kenn- 
zeichen eines  gewaltsamen  Todes  oder  von  Terletsnngen,  Mißhandliuigen  osw. 
Toiliegen  ist  unverza^licb  der  ziut&ndigen  StaatsaDWkltacbaft  Uitteunng  sn 
machen  und  der  BeerdigongBachein  nicht  Tor  dem  Eintreffen  ihrer  Entachudnng 
auszoBtellen. 

11.  Die  Totengräber  sind  unter  Anshändigong  eines  Stttcki  der  PoUsei- 
Verordnnng  nebst  Anweisung  von  selten  der  sastSndlgen  kommunalen  und 
kirchlichen  Behörden  mit  der  genauen  Vorschrift  n  versehen,  dnfi  vom  1.  Ok- 
tober  d.  J.  ab  keine  Beerdigung  «Ime  zavorige  BeibriAgoug  eines  von  der 
OrtapoUseibehSrde  ausgestellten  Beerdigungsscheines  stattinden  dari. 

Anlage  A.  Todesbescheinigung. 

Orti 

1.  Tor-  and  Zuname: 

a   Alter: 8.  OeacUecfat: 

4.  Familienstand ;    ledig,   verheiratet,    verwitwet,   geschieden,    getrenut 
lebend;  bei  Kindern:  ob  ehelich  oder  anebelldL 

(Das  zutreffende  Wort  ist  zu  unterstreichen.) 

6.   Stand,  Beruf  usw.: 

(bei  Kindern :  dea  Vaters,  bei  unehelichen  der  Uatter.) 

6.  Wohnung:') 

7,  Datum  und  Stunde  des  Todes : 

5.  Datum  der  Leichenbesichtigung : 

9.    Todesursache : ') 

(die  Eauptkrankheit  ist  zu  unterstreichen.) 

10.  a)  Hat  ärztliche  Behandlung  stattgefunden? 

b)  Durch  welchen  Arat? 

11.  Ist  der  Yerstorbene  von  einer  nicht  appiob.  Person  behaaddt  ?  (Name 
ond  Wohnort  derselben): 

12.  Bei  Kindern  unter  1  JsJir :   Art  der  Emälirung : 

IB.   Bei  ansteckenden  Krankheiten :  (ob  die  erforderlichen  Maßregeln  zur 

VerhAtnng  der  Weiterve rbreitnng  getroffen  sind?) 

14.  Steht  der  Tod  mit  einem  Unfälle  (Im  Sinne  der  Dnfallveraicbenmgs- 
gesetze)  in  unmittelbarem  oder  mittelbarem  uraichlicheu  Znsammen- 

15.  Sina  idennzdchen  elnos  gewaltsamen  Todes  oder  von  Terletmugen, 
HUUiandlungeD  etc.  vorgefunden  und  welche  f 

,  den    .    .    ten 

(Name  des  Aratea.) 


Beerdigungsschein. 

Zur   Beerdigung    de  .  .    am   (Datum) ISO  . 

in  (Ort) verstorbenen  (Familienstand) 


(Stand  oder  Beruf)  (Tor-  und  Zuname) 

wird  hiermit  t,ai  Grund  der  vorgelegten  Todssbesoheinigang  die  poliielliohe 
Öenehnügung  erteilt 

,  den 1»  .  . 

IHe  PoUidverwaltung. 
(Siegel)  (Unterackrift.) 

■)  StraBe  und  Haosuuaimer,  Torder-,  Hiaterhaas,  Geschoß,  erent.  Name 
der  Krankenanstalt 

*i  HaSgebend  fftr  die   Bezeichnung    der  Todesursachen   ist   das   durch 
Min.-Erlaß  vom  28.  April  1904  mitgeteilte  Verzeichnis  der  TodesnrBaohen. 
TerantwortL  Bedakteur ;  Dr.Rapmnad,  Beg.- n.  Geh.  Med.'B«t  in  Minden  I.  W. 
3.  0.  C  Brnu,  HanogL  Sieha  n.  F.  BcIl-L.  Sofbaet  druck««!  In  Ulndan. 


RecMsprechimg  und  ledizinal- 
Cresetzgetiimg. 

Beilage  xur  Zeltsolirift  für  Medi^iinal-Beaiiite, 


Nr.  14.  15.  JuU.  1904. 


Rechtsprechung. 

UnsnUtesigkeit  der  Polizei verordnangeii  Ober  die  Bemftpfllehten  der 
Hebaannen,  soiretl  §le  nt  onderirelt  erlassenen,  nicht  In  gQltiger  Fono 
TerOffentllchten  Vorsohrtften  fiber  Instroktlonen  bemg  nehmen.  Urteil 
des  Kammereerichts  (Str  'Sen.)  Vom  12.  Febrnar  1904. 

Insoweit  die  BeTiaion  der  Angeklagten  die  Verletzong  von  Rechtauormeu 
rügt,  kann  sie  nach  §  880  der  Straf prozefiordnong  keine  Boachtnog  finden. 
Da  sie  aber  das  Urteil  der  Strafkammer  auch  wegen  Verletzung  anderer  Rechts- 
normen angefochten  hat,  miLßte  geprüft  werden,  ob  eine  materielle  Rechts- 
Terletznng  vorliegt.  Diese  Pröfang  führte  zar  Aufhebung  des  angegriffenen 
Urteils,  weil  die  Vorschrift  des  §1,  Ziffer  2  der  Polizei  Verordnung  der  ESnig- 
lichen  Eegierung  zn  Arnsberg  yom  12.  Dezember  1883,  welche  der  Verurteilung 
der  Angeklagten  zu  gründe  liegt,  der  Rechts  gültig  tceit   entbehrt. 

Die  Qoltigkeit  einer  PolizeiverordnaDg  hängt  von  der  Beobachtung 
bestimmter  Vorschriften  über  ihre  Veröffentlichung  ab.  Zu  TerOffentlicheD 
ist  sowohl  das  Gebot  oder  Verbot  (der  Tatbestand  der  U  eher  tretung),  als  auch 
die  eigentliche  Strafandrohung.  Eine  Polizelverordnung,  welche  auf  anderweit 
erlassene,  nicht  iu  gtütigcr  Form  pablizierte  Vorschriften  oder  Instruktionen 
verweist,  enthalt  keinen  Tatbestand  and  kann  daher  auch  nicht  Strafen  gegen 
Zuwiderhandlungen  solcher  BestinunuDgen  androhen.  Hieraas  folgt,  daß  der 
g  1,  Ziffer  2  der  Verordnung,  welcher  den  Hebammen  vorschreibt,  sich  bei  der 
AusObnng  ihres  Berufes  genan  nach  dem  Hebammenlehrbach,  beziehentlich 
nach  der  in  demselben  enthaltenen  Instruktion  nnd  den  dieselbe  abändernden 
und  erg&nzenden  Bestimmungen  zu  richten,  rcchtsungilltig  ist. 

Ks  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  die  Angeklagte  nach  den  Feststellungen 
des  angegriffenen  Urteils  nicht  nur  die  Ziffer  ij,  sondern  auch  die  Ziffer  ö  im 
g  1  der  Polizeiverardnnng  vom  12.  September  IbSU  übertreten  hat  Denn  attck 
3  1,  Ziffer  5  ist  insoweit  ungültig,  ab  er  die  Hebammen  verflichtet,  jeden  Fall 
von  Kindbettfieber  dem  Kreisphjsikns  (Kreisarzt)  anzuzeigen.  Die  Anzeige- 
pflicht für  ansteckende  Krankheiten  ist,  soweit  nicht  das  Reichsgesetz  vom 
80.  Juni  1900,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten  an- 
zuwenden ist,  für  PreuBen  in  dem  durch  Kabinettsordre  vom  8.  AngosC  1835 
genehmigten,  mit  Gesetzeskraft  versehenen  Regulativ  über  die  sanitätspolizei- 
Uchen  Vorscnriftcn  bei  den  am  h&nftgsten  vorkommenden  anstockenden  Krank- 
keiten erschöpfend  geregelt.  Dies  ist  bereits  wiederholt  vom  Kammergericht 
angenommen.  Die  Anzeigepflicht  fUr  Kindbettfteber  bt  aber  weder  in  dem  an- 
geftthrten  Eeichsgesetz,  noch  in  dem  erwähnten  Regulativ  vorgeschrieben. 

Die  Angeklagte  hat  sich  sonach  der  üebertretung  einer  rechts gtUtigen 
9trafvoTBchrift  nicht  schuldig  gemacht  Sie  war  daher  unter  Aufhebung  des 
angefochtenen  Uileils  freizusprechen.  Die  Kosten  des  Verfahrens  treffen  die 
Staatskasse  nach  §  499  der  Str.-Pr.-Oid. 

MeitiTinal  -  Gesetzgebung. 

A.   I>entt»olies  Belob. 

B«8chUtlgiiug  von  Arbeiterinnen  in  Metereien  (Molkereien)  ind 
itrieben  zmr  Steril  Islerang  von  Mtlcli.  Bekanntmachnngdes  Reichs- 
nzlors  vom  10  Juni  1S04. 

Auf  Qrend  des  §  139  a,  g  154,  Abs.  3  der  Oewerbeordanng  hat  der 
Bnndosrot  die  nachstebenden  Bestimmungen  aber  die  Beschäftigung  von  Ar- 
beiterinnen in  desjenigen  Meiereien  (Molkereien)  und  Betrieben  aar  Sterilbierang 
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TOD  HÜch,  velche  aU  Fabriken  oder  als  Werkstätten  mit  Motoibetrieb  anzu- 
gehen sind,  erlassen: 

I.  In  Meiereien  (Uolkereien)  and  Betrieben  zoi  Steriüsiemng  von  Uilcb 
dürfen  fflr  die  Beschäftigung  von  Arbeiterinnen  Qber  16  Jahre  die  Bostim- 
mongen  im  §  137,  Abs.  1  der  Qewerbeordnnng  und  anter  Ziffer  6,  Abs.  1  der 
Bekuintmachnng  vom  13.  JoH  1900  während  der  Zeit  vom  1.  April  bis  1.  Ok- 
toW  mit  folgenden  Maßgaben  außer  Anwendong  bleiben : 

1.  Die  Arbeitsstunden  müssen  zwischen  4  Chr  Morgens  und  10  Uhr 
Abends  liegen. 

2.  Dei^enigen  Arbeiterinnen,  welche  Abends  nach  S'/i  Uhr  beschäftigt 
werden,  ist  an  Stelle  der  nach  g  187,  Abs.  3  der  Gewerbeordnnng  and  nach 
Ziffer  5,  Abs.  3  der  Bekanntmachang  rem  13.  Jali  1900  zu  gewährenden  Panse 
nm  Mittag  mindestens  eine  dreistündige  Pause  zu  gewähren. 

n.  In  Meiereien  (Molkereien)  and  Betrieben  zor  Sterilisiemng  von  Milch, 
welche  von  der  unter  I  nachgelassenen  Aasnahme  Gebrauch  machen,  muß  an 
einer  in  die  Augen  lallenden  Stelle  eine  Tafel  ausgehängt  werden,  welche  in 
deuüicher  Schrift  die  vorstehenden  Bestitamungen  wieder^bt. 

Die  VoTschriften  im  §  188,  Abs.  3,  Satz  4  der  Gewerbeordnung  und 
anter  Ziffer  6,  Abs.  2  der  Bekanntmachnng  vom  ]3.  Juli  1900  bleiben  unberührt. 

lU.  Die  vorstehenden  Bestimmungen  haben  für  10  Jahre  Gültigkeit.  Sic 
treten  am  1.  Oktober  1904  in  Kraft  und  an  Stelle  der  durch  die  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  17.  Juli  1895  verkündeten  Bestimmungen. 


V  Betetllgnng  der   beamteten  Aente  an  der  TOn  den  Aentekammem 

Vj^etrotfenen  Organisation  der  Tertragspr&fnngs-  und  Vertraaeuskom- 
mlssionen.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Medizinalangelegcn- 
beiten  vom  2.  Juni  1904  —  M  Nr.  1473  IL  —  an  den  Herrn  Regie- 
rungspräsidenten in  Breslau;  sämtlichen  Übrigen  Herren  Regierungspräsi- 
denten zur  Kenntnisnaiime  mitgeteilt. 

Ew.  Hoch  wohlgeboren  stimme  ich  darin  bei,  daß  die  Vertragspiüfiugs- 
kommissionen  keinerlei  Recht  auf  die  dienstliche  Inansprnchname  der  Medizinal- 
beamten haben.  Das  ein  solches  Recht  durch  das  Randschreiben  vom  1.  Mäiz 
hat  in  Anspruch  genommen  werden  sollen,  nehme  ich  zwar  nicht  an,  hin  aber 
damit  elnTerstanden,  daß  diese  Anffassung  der  VertragsprtjnngskomimBsien 
gegenüber  besonders  zum  Ausdruck  gebracht  wird. 

Ebenso  ist  eine  Beteiligung  der  Medizin albeamten  an  der  von  der-Aerzte- 
kammer  in  Aussicht  genommenen  Organisation  z.  Z.  im  allgemeinen  unerwünscht, 
eine  amtliche  unter  allen  Umständen  unzulässig.  Sofern  dieselben  bei  der 
Bildong  and  an  den  Arbeiten  der  Kommission  im  einzelnen  Falle  sich  beteiligen, 
haben  sie  keinen  Zweifel  darüber  zu  lassen,  daß  sie  dies  lediglich  in  ihrer 
Eigenschaft  als  Mitglieder  des  Aerzteslandes,  nicht  aber  als  Beamte  tun.  Auch 
haben  die  Medizinalbeamten  sich  ausdrttcklidi  das  Becht  vorzubehalten,  jeder- 
zeit von  dieser  Tätigkeit  und  von  allen  darauf  bezüglichen  Terpflichtungeu 
zurückzutreten,  sobald  ihnen  selbst  das  diensUiche  Interesse  dies  erforderUch 
erscheinen  läßt  oder  sobald  ihre  vorgesetzte  Dienstbehörde  es  verlangt.  Keines- 
falls kann  es  gutgeheißen  werden,  daß  Medizinalbeamte  die  Organisation  der- 
artiger Kommissionen  selbst  in  die  Hand  nehmen,  wie  das  Bundschreiben  vom 
1.  März  d.  Js.  ilmen  zumutet,  oder  sonst  eine  führende  Rolle  in  diesar  Bewegung 
äbemehmen,  da  sie  dadurch  Irrtümer  über  den  privaten  Charakter  dersdben 
begünstigen,  sich  auch  der  immerhin  vorliegenden  Gefahr  dienstlich  uner* 
wünschter  Konflikte  aussetzen  würden. 

Ew.  Hocbwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  die  ihnen  unterstellten 
Medizinalbeamten  hiemach  mit  Anweisung  zu  versehen. 

AnttannkostenentMhUlgimgen  der  Krelslnte«  Erlaß  des  Mi- 
^  Bisters  der  asw.  Medizinalangelegenheiten  vom  25.  Jnni  1904 
—  M.  Nr.  790  —   an  die  Herren  Regierungspräsidenten. 

Von  einer  Anzahl  von  Kreisäraten  sind  Klagen  über  die  unzuieicbende 
HBhe  ihrer  Amtsankostenentschädi^nngen  erhoben  worden,  die  anscheinend 
ihren  Gnmd  ia  einer  ongleichmäBigen  Vertailnng  der  nach  dem  Staatabans- 
haltBotat  (Kap.  126,  Tit.  6)  zur  Venügong  stehenden  Mittel  haben.    Es  er- 
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scheint  deahoib  zweckmäßig,  eine  PrUfong  noch  der  Bichtnng  tiin  eiabeten  zd 
Usaen,  ob  die  VoranaaetznuBeD,  unter  denen  die  Abmeasong  der  Amtsiuikosteii- 
entscbadigimgen  bei  der  Einführang  des  Kreis arztgeaetzea  eifolKt  ist,  nach 
den  inzwiachen  gemachten  Erfabrnngen  sich  als  zatresoad  eiwiesen  haben  oder 
ob  nnd  inwieweit  eine  anderweite  FeatBetznng  angezeigt  erscheint. 

Ich  ersuche  ergebenst,  diese  Früfang  ittr  den  dortigen  Bezirk  gefälligst 
TOiznnehmen  nnd  aber  das  Ergebnis  unter  Beifügang  einer  Nachweisnng  nach 
dem  beiliegenden  Schema  binnen  drei  Monaten  zu  berichten. 

Wo  ErhQhnngen  der  bisherigen  Entschädigung en  TOigeachlagen  werden, 
sind  dieselben  eingehend  zu  begründen.  In  dieser  Hinsicht  bemerke  ich,  daQ 
der  tatsächliche  Kostenaufwand  allein  fttr  die  fiemeaaung  dei  Eatschädigong 
eine  in  allen  F&lien  geeignete  Grundlage  an  sich  nicht  zu  bieten  Teimag,  weU 
bei  den  nicht  votlbesoldeten  Kreisärzten  deren  Befugnis  zu  freier  Erwerbs- 
tätigkeit, bei  den  Tollbesoldeten  vielfach  die  Beldeidung  von  Nebenämtern  eine 
scharfe  Unterscheidang  der  gehabten  Unkosten  von  roinherein  aosschlieQt. 
Nor  vergleichsweise  wird  der  wirkliche  Aufwand  zur  Begrttndong  von  Abände- 
rongavorscblägen  herangezogen  werden  kQnnen.  Es  darf  auch  nicht  Obersehen 
werden,  daß  die  Ausgaben  für  Schreibhilfe  gemäß  §  3,  Abs.  2  des  Gesetzes 
vom  9.  März  1872  zum  Teil  wieder  erstattet  werden.  Erhöhungen  sind  im 
allgemeinen  nur  dann  in  Vorschlag  zu  bringen,  wenn  bei  anderen  Entschädi- 
trnngen  eine  entsprechende  Kürzung  befürwortet  werden  Icann.  Anträge  anf 
Erhöhung,  welche  nicht  durch  Kürzungen  innerhalb  dea  Bezirkes  auageglichen 
werden,  sind  anf  dringende  Ausnalunenlle  zu  beachränken. 
Naohvelaong 

Aber  die  AMtsunkostentschSdigungen  der  Kreis&rzte  dea  Beg.-Bez 

nebst  Vorschlägen  fttr  eine  anderweite  Feataetzung  derselben. 
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Behandlung  getsteskranker  Personen  tn  Anstalten  mit  mebreren 
Terptlegangak lassen.  ErlaB  der  Minister  der  usw.  Medizinalange- 
legenheiten unddoB  Innern  vom  14.  MBil90i—  M.d.g.  A.  M.  6829 
H.  d.  I.  IIa  4SS7.     —  an  die  Herren  OberprJlsidenten. 

Fttr  den  Fall,  daß  in  Provinzialanstalten  fttr  Qeistes kranke  Personen, 
welche  in  die  erste  oder  zweite  Klasse  aufgenommen  sind,  vorübergehend  — 
wenn  auch  unter  Aufrechte rhal tun g  der  Verpflegung  —  wegen  Unruhe  auf 
Abteilungen  für  Kranke  sogenannter  dritter  oder  vierter  Klasse  behandelt 
werden  müasen,  empQeblt  es  sich,  alsbald  den  Angehörigen  oder  dem  gesetz- 
lichen Vertreter  hiervon  Mitteilung  zu  machen.  An  einzelnen  Stellen  wird 
schon  bei  der  AufDahme  eines  Kranken  in  eine  höhere  Verpfiegungsklassc  der 
Vorbehalt  einer  Versetzung  auf  eine  für  Kranke  mit  geringerem  Verpflegongs- 
aatze  bestimmte  Abteilung  iQr  den  Fall  besonderer  Erregung  oder  sehr  störeo^ 
Verhaltens  des  Kranken  gemacht. 

Ew.  Exzellenz  ersudien  wir  hieniach  ergebenst,  die  Provinzialverwaltnng 
der  dortigen  Provinz,  soweit  sie  Anstalten  mit  mehreren  Verpflegungsklassen 
onterhält,  auf  die  Zweckmäßigkeit  solcher  Anordnungen  zur  Vermeidung  von 
Beschwerden  hinzuweisen. 

EntlasBBBg  Verbrecher laeher  Personen  «ns  den  ÖtTentllohen  Irren- 
anstalten. Erlaß  der  Minister  der  usw.  Medizinatangelegen- 
heiten  und  des  Innern  vom  30,  Mai  1904  —  M.  d.  g.  A.  M.  t)696, 
M.  d.  I.  IIa  4460  —  an  die  Herren  Oberpräaidenten. 

In  dem  Erlasse  vom  15.  Juni  190t  —  M.  d.  g.  A.  H.  6363,  M.  d.  L 
na  9209II  —  ist  bestimmt,  daß  geisteskranke  auf  Grund  des  g  ÖL  des  Straf- 
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Eeaotzbaches  oder  dea  g  203  der  StrafprozoSordnnQK  aoBer  Verfolgung  geseUte 
Personen,  welche  polizeiUcheraeits  öffentlichen  AnsUlten  für  Oeisteskranlce 
ftberwieseu  worden  sind,  sofern  ihnen  ein  Verbrechen  oder  ein  nicht  ganz  ge- 
ringfUgigea  Vergehen  zdi  Last  gelegt  ist,  nicht  entlassen  werden  sollen,  bevor 
dem  Landrat,  in  Stadtkreisen  der  Ortspolizeibe bürde  des  künftigen  Aafenthalts- 
orts  Oelegenheit  zur  ÄeuBerung  gegeoen  ist. 

Zugleich  ist  weiter  angeordnet,  daQ  die  Leiter  der  Anstalten  über  die 
beabsichtigte  Eotlassong  erat  nach  Eingang  dieser  AeuSernng,  oder  nach  Ab- 
lauf einer  Frist  tod  drei  Wochen  seit  deren  Benachrichtigung  Entscheidung 
treffen  können.  Im  Anschluß  hieran  bestimmt  sodann  der  ErlaB  vom  16.  De- 
zember 1901  —  Kd.  g.  A.  M.82'24,  H.  d.  I.  IIa  8T08  — ,  daß  in  FäUen  ron 
besonderer  Wichtigkeit  und  Schwierigkeit  von  der  Folizeibehürde 
Tor  Abgabe  ihrer  Aeomrung  die  Entscheidung  des  Begiemngs Präsidenten 
nachzusuchen  ist. 

Wir  bestimmen  hiermit,  daß  fortan  in  gleicher  Weise  alle  Fälle  der 
vorgedachten  Art  zu  behandeln  sind,  in  denen  ein  richterliches  Urteil  ttbei  die 
Täterschaft  eines  Angeschuldigten,  welcher  erhebliche  Vorstrafen  nicht  erlitten 
hat,  nicht  vorliegt,  weil  der  g  51  des  StrafgeaeUbDches,  oder  der  g  SOS  der 
StrafprozeBordDiing  zur  Anwendung  gekommen  ist. 

Anfnfthme  nngKrlsoher  StaatsangehSrlger  In  dentsehe  HelLustalteB 
Kr  OeiBteskranke.  ErlaB  der  Hinister  der  Justiz,  der  usw.  Me- 
dizinalangelegenheiten  und  des  Innern  vom  7.  JunilSOl  — 
Just.  H.  I.  Nr.  S&80,  M.  d.  g.  A.  U.  Nr.  6698  U.  L,  M.  d.  Inn.  IIa  Nr.  485S 
—  an  die  Herren  Oberpräsidenten  und  sämtlichen  Herren  Begiernogspräsidenten 
Eur  KenntnisDahme  mitgeteilt. 

Seitens  der  EOnigl.  ungarischen  Regierung  ist  der  Wunsch  ausge- 
sprochen worden,  daß  künftighin  den  Mitteilungen  über  die  erfolgte  Anfnahme 
ungarischer  StaatsangehGrigei  in  deutsche  Heilan  st  Alten  fflQglicbst  genaue  An- 
gaben über  den  letzten  Aufenthalt  in  der  Heimat  (Wohnangsaaresse),  die 
Nomen  der  Eltern,  das  Alter  lud  die  Beschiitignng  der  Kranken  beigefttgt 
werden,  da  die  genannte  Regierung  sonst  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Identität 
des  betreffenden  Kranken  festzustellen  und  die  erwOnschten  Veranlassiugen  za. 
treffen. 

In  Erweiterung  der  bestehenden  Vorschriften,  insbesondere  der  Erlasse 
vom  5.  August  1881  —  M.  d.  I.  U.  Nr.  7857  I,  M.  d.  g.  A.  M.  Nr.  4026  — , 
16.  September  1901  —  M.  d.  g.  A.  M.  Nr.  7096,  J.-M.  I.  Nr.  5717,  M.  d.  L 
Ua  Mr.  7880  -  und  27.  Februar  1903  —  J.-M.  L  Hr.  1234,  M.  d.  g.  A.  M. 
Nr.  8130,  M.  d.  I.  Nr.  IIb  1579|80  —,  ersuchen  wir  daher  ergebenst,  die  Vor- 
stände und  Leiter  der  Heilanstalten  des  dortigen  Bezirks  gefälligst  anzuweisen, 
in  Zukunft  die  Anzeigen  aber  die  Aufnahme  erkrankter  Ungarn  in  der  ange- 
gebenen Bichtnng  zu  vervollständigen. 


Blssrerletntngea  von  Hensehen  durch  tolle  oder  tollwntverdlclitlge 
Tl«re.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Medizinalangelegen- 
heiten vom  la  Juni  1904  —  M.  Nr.  11709  —  an  sämtliche  Herren  Be- 
gierougspräsidenten. 

Ew.  Hochwohl  geboren  Übersende  ich  in  der  Anlage  ergebenst  Abschrift 
euer  hier  aufgestellten  üebeisicht  über  die  im  Jahre  1903  in  Preußen  cor 
amtlichen  Kenntnias  gelangten  Bißverletzungen  von  Menschen  durch  tolle  oder 
tollwatTerdäcbtige  Tiere,  welche  aus  den  im  Verfolg  der  Erlasse  vom  12.  Ok- 
tober 1897  —  M.  12568  —  und  vom  1.  März  1899  —  M.  10893  UI  —  an  mich 
erstatteten  Berichten  zusammengestellt  worden  ist,  zur  gefälligen  Kenntnisnahme. 

In  einigen  dieser  Berichte  waren  verschiedene  Rubriken  der  vorge- 
schriebenen Verzeichnisse  so  lückenhaft  ansgefftllt,  doss  es  erat  nach  zahlreichen 
Rückfragen  mOglich  war,  ein  verläßliches  Oesamtverzeichnis  aufzustcUen.  Ish 
nehme  daraus  Veranlassung  erneut  um  eine  sorgfältige  Aufstellung  der  Yer- 
aeichnisse  zu  ersuchen,  gleichzeitig  aber  für  die  Zukunft  den  Termin  zur  Ein- 
reichung  der  Berichte  vom  1.  Härc  auf  den  1.  April  jeden  Jahre«  zB  verlegen. 
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Uebersicht  ttber  die  Im  Jahre  1903  in  FrenBen  zar  amtlichen 

Kenntnis    gelangten    BiBverletzungen    Ton    Menschen    durch 

tolle  oder  tollwntTerdächtige  Tiere. 

Im  Jahre  1903  kamen  inagesamt  307  BiQverletznngen  von  Menschen 
dnich  tolle  oder  tollwatrerdächtige  Tiere  zur  amtlichen  Kenntnis. 

Von  diesen  betrafen  '^11  männliche  und  96  weibliche  Personen. 

Von  den  307  Verletzten  standen  im  Alter  von 

0  bis    1  Jahre       1  Personen  25  bis  30  Jahren  23  Poiaonen 

1  ,    2  Jahren    —  ,  30    ,    40       ,       34 

2  ,    S      ,  6  ,  40     „    50        ,       28 


16     „  20      ,         27  ,  über  80       ,         1  , 

20    ,  26      „  16  ,  unbekannt  4 

Die  VeiletznnKCn  worden  darch  191  Tiere,  n&mlicb  183  Hnndo,  6 
Katzen,  2  Kühe,  1  Pferd,  1  Schwein  nnd  1  Schaf  hervorgebracht. 

Die  183  Hunde  verletzten  290  Menschen;  und  zwar  verletzten  je 
einen  Menschen  138,  je  zwei  21,  je  drei  9,  je  vier  8,  je  fünf  3  Hunde;  sechs, 
sieben,  elf  bezw.  zwOlf  Menschen  verletzte  je  1  Hund. 

Die  6  Katzen  verletzten  zwOU  Menschen;  je  einen  Menschen  verletzten 
2,  je  zwei  8  Katzen,  vier  Menschen  1  Katze. 

Die  beiden  KShe,  das  Pferd,  das  Schwein,  das  Schaf  verletzten  je  einen 
Menschen. 

Von  den  194  Tieren  entzogen  sich  der  TTutersuchnng  durch  die 
Flucht  14.  Von  den  tlbrigen  180  wurden  27  als  tollwutverdächtig  erkannt 
Die  Untersuchung  der  eingesandten  Hirne  wnrden  bei  1G3  Tieren  im  Institut 
für  Infektionskrankheiten  in  Berlin  vorgenommen.  Hierbei  wurden  als  toUwut- 
krank  erkannt  140,  als  nicht  toUwntkrank  13. 

Von  den  307  Verletzungen  hatten  ihren  Sitz  ao  dem  Kopf  10,  dem 
Halse  und  Bumpf  IS,  den  oberen  Gliedmaßen  198  und  den  unteren  QUedmafien 
84;  nicht  angegeben  war  der  Sita  der  Verletzung  bei  2  Verletzten.  Bei  einer 
Person  lag  eine  eigentliche  Verletzung  nicht  vor,  jedoch  hatte  sie  einer  toll- 
wnthranken  Knh  die  Zungenspitze  abgebissen.  Von  den  282  Verletzungen 
der  oberen  und  unteren  QUedmaßen  betrafen  154  die  rechte  und  128  die  linke 
KOrperhälfte. 

Die  807  Verletzungen  kamen  in  8  Provinzen  vor,  nämlich  in 
Ostpreußen ....    68  Schlesien    ....    114 

Westprenßen  ...    64  Sachsen     ....        5 

Pommern     ....    21  Westfalen      ...      10 

Posen 11  Bheinprovinz ...      34 

Ton  den  Regierangsbezirkeln  waren  14  beteiligt,  und  zwar  mit: 
Verletzungen  Verletzungen 

Oppeln 54  Köslin 17 

Oombinnen ....    52  Bromberg    ....    11 

Breslau 88  Münster 10 

Düsseldorf  ....    28  Königsberg.     ...      6 

Danzig 27  Cöln 6 

Marienwerder  ...    27  Erfurt 5 

Liegnitz 22  Stettin 4 

Auf  die  einzelne  Monate  verteilten  sich  die  Verletzungen  in  folgender 
Weise: 

Januar 21  Juli 43 

Februar 14  August 11 

März 89  September  ....    25 

April 17  Oktober 37 

Mai 41  November    ....    22 

Juni    ......    23  Dezember    ....     12 

Bei  2  Verletzten  war  der  Mouat  nicht  angegeben. 
Von  den  307  Verletzten  suchten  281  =  91,5"/,  behufs  Voraahmo  der 
Schutzimpfung    nach    Pastenr    das    Institut    für    Infektionskrankbeitcii    in 
Berlin  auf.  '"         .-  ^  ••■'•^'^•^ 
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In  den  letzten  6  Jahren  betragen  die  Prozentzahleii  der  Verletzten, 
velche  sich  der  Schntzünpfong  onterzogen,  im  Jahre 

1898  ...  .  89,0       1901  ...  .  78,1 

1899  ....  80,5       1902  ....  90,8 

1900  ....  82,3       1903  ....  92,2 

Das  Vertrauen  der  Bevölkeriuig  zd  der  Schutzimpfung  hat  abo  anch 
im  Berichtsjahre  wieder  eine  weitere  Zunahme  gezeigt,  ao  daß  zu  hoffen  ist, 
daß  in  nicht  allzutemer  Zelt  joder  BJßrerlctzte  der  Sdiatzimpfong  zogefOhrt 
werden  wird. 

Von  den  20  Personen,  welche  sich  nicht  impfen  ließen,  sachten  17  ander- 
weitige ärztliche  Behandlung  auf,  welche  meist  in  antiseptischen  A.iis8pniangen, 
mehrmals  anch  Änahrennen  der  Wunde  und  nachherigcm  Schutzrerband  be- 
stand, während  9  Personen  keine  ärztliche  Behandlnng  anfsnchten. 

Bei  7  Personen  kam  es  zom  Aoshruch  der  ToUwat,  welche  bei  6  der- 
selben zum  Tode  führte.  Bei  diesen  Verletzten  hatte  die  Bißverletznng  ihren 
Sitz  gehabt  1  mal  am  Halso  (Kehlkopf),  2  mal  an  einem  Vorderarm,  8  mal  an 
einem  Pinger  and  1  mal  an  der  Ferse. 

Von  den  7  Personen  waren  sowohl  die,  welche  den  Anfall  der  Tollwut 
überstanden  hat,  als  anch  4  andere,  die  starben,  scbntzgcimpft  worden ;  1  war 
ärztlich  behandelt  worden,  1  war  ohne  ärztliche  Sehoudlung  geblieben.  In  den 
beiden  letzteren  Fällen  erfolgte  der  Tod  am  20,  bezw.  32,  Tage  nach  der 
Körperverlotzong.  Bei  den  i  Verletzten,  welche  trotz  der  wenigon  Tage  nach 
der  Bißrerletznng  anagefOhrten  Schntzimpfong  an  Tollwut  starben,  erfolgte  der 
Tod  am  38„  66.,  110,  bczw,  135,  Tage  nach  der  Verletzung. 

Das  Ergebnis  der  Behandlung  der  Verletzten  mit  dem  Fastenischen 
Schutzimpfungsrerfahren,  ist  trotz  der  angeführten  Todesfälle  ein  recht  günstiges. 
Denn  berechnet  man  das  Prozent  Verhältnis  der  Gestorbenen  von  den  rer- 
schiedenen  Krankengrappen,  so  ergibt  sich,  daß  von  den 

281  Schutzgeimjpften  starben  ....    4  =  1,42  Prozent, 
17  ärztlich  behandelten  starben     .    .    1  =  5,88         „ 
9  nicht  behandelten  starben     .    .    .    1  >s  ]1,1         , 

Auch  der  Umstand,  daß  ein  Scbntzgeimpfter  an  einem  leichten  Anfall 
von  Tollwut  erkrankte,  aber  genas,  spricht  für  die  Wirksamkeit  der  Schatz- 
impfang.  Vergleicht  man  das  Ergebnis  des  Berichtsjahres  mit  demjenigen  des 
Vorjahres,  so  starben  im  Jahre 

1902  von  den  Geimpften  1,34,  von  den  Nichtgeimpften  13,04, 
1908     ,      »  ,         1,42,     „      „  ,  7,69. 

Es  kann  daher  nur  immer  wieder  dringend  empfohlen  werden,  daß 
niemand,  der  Aas  Unglück  hat,  von  einem  tollen  oder  totlwatr erdächtigen  Tiero 
verletzt  zn  werden,  es  Tersänmen  mOge,  unverzüglich  sich  der  Schntzimpfong 
EU  unterwerfen, 

Ausfnhnuigsanweltiniig  mr  Oewerbeordnung  für  du  Dentsohe  Reich 
(R.  e.  Bl,  1900,  S.  871).  Bekanntmachung  der  Minister  flir  Handel 
und  Ge  werhe,  der  usw.  Medizinalangcleg  enheiten,  für  Land- 
wirtschaft, Domänen  und  Forsten,  des  Innern,  der  öffent- 
lichen Arbeiten  und  des  Finanzministers  vom  1.  Mai  1904>), 
Behtlrden. 

1.  Dntei  der  Bezeichnung  „Weiterer  Eommunalverbaud"  sind 
zu  verstehen:  die  FroTinzialverbände,  die  komm unalständjs eben  Verbände  der 
Begierangsbezirko  Cassel  und  Wiesbaden,  die  Kreis  verbände,  der  Landes- 
kommunal verband  und  die  Oheramtsbezirke  in  Hobenzollern,  die  Landbürger- 
meistereien  der  Rhejeprovinz  und  die  Acmtcr  in  Westfalen,  in  den  Fällen  des 
g  120  anch  die  zur  Errichtang  and  Verwaltung  von  Fortbildungsschulen  ge- 
bildeten Zweckrerbände. ' 

2,  unter  der  Boseichnung  ^Hdhere  Ver  waltungsbeh  ßrde*  sind 
zu  verstehen: 

a)  in  den  Fällen  der  §g  27,  30,  Abs.  1,  der  §§  39,  51,  61,  64,  84,  85,  97,  »8a, 

')'^E3  sind  hier   nur   die  Vortchriften   mitgeteilt,    die   für   die    amtliche 

Tätigkeit  der  Medizinalbeamten^in  Betracht  kommen.  -...y.v.^i^ 
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100  c  102,  105  e,  Abs.  8,  des  g  1^  die  Be^ksftiuBchttBBe,  vergl.  g§  111, 
115,  Abs.  1  Ut.  ^  §§  117,  182,  112,  128,  184,  125,  127,  122  ZO ,  g  6  der 
VeTOrdnnng  vom  31.  Dezember  1833  (GS.  1884,  8.7); 
bj  in  F&Uen  des  §  28  die  Oberpräsidenten  and  Begienuigspr&sidenteii ; 
c)  in  den  übrigen  Fällen  die  Begiernngspräsidenten. 

Ad  die  Stelle  des  Bezirkaaoaacboasea  tritt  in  den  Fällen  des  g  112,  so- 
weit es  sich  um  dlo  Genehmignng  von  Beachlüsaen  eines  pTorinzialTerbandes 
oder  der  Stadt  Berlin  Iiandelt,  der  Oberpräsident,  im  LandespoUzeibezirke 
Berlin  (g  1  des  Oesetzes  Tom  18.  Jnni  1900  —  (}S.  ä  247)  in  den  Fällen  des 
g  30,  Abs.  1  und  des  §  61,  Abs.  1,  im  Stadtkreise  Berlin  auch  in  den  Fällen 
der  gg  84,  8ö,  100  c  der  Polizeipräsident  (g  161  ZG.). 

An  die  Stelle  des  Regiernngapräaidenten  tritt 
im  Landespolizeibezirke   Berlin:   in  den  Fällen   dei  gg  41b,  42b 
55   nnd  in   deu  Fällen  des  Titels  Vn,  mit  Aosnabme  der  gg  120,  120  d, 
Abs.  4,  des  g  130a,  Abs.  2,  des  §  131b,  Abs.  2,  der  gg  133,  134f,  Abs.  2, 
sowie  in  den  Fällen  des  g  lä4,  Abs.  2  der  Polizeipräsident,  in  den  Fällen 
des  g  120  d,  Abs.  4  der  Oberprisideot ; 
im  Stadtkreise   Berlin:    in  den  Fällen  des  g  101,   Abs.  2,  des  g  104o 
Abs.  1,  2,  des  g  101  d,  Abs.  2,  des  g  104  h,  Abs.  2,  des  g  104  k  der  Poli- 
zeipräsident, in  den  übrigen  Fällen  des  Titels  YI  nnd  in  den  Fällen  der 
gg  120,  130  a,  Abs.  2,   des  §  131b,  Abs.  2,  der  gg  183,   134  f,  Abs.  2  der 
Oberpräaident. 
Bei   der   Handwerkskammer  in  Danzig   tritt,   Torbehaltlich  der 
Bestimmongen   in  Ziffer  122,  in   den  Fällen    der  gg  103ff.,  100  t,  Abs.  4,   des 
g  130  a,  Abs.  2,   g  181b,  Abs.  2,  des  g  133  an  die  Stelle  des  Begiemngspräai- 
denten  der  Oberpiäsident. 

3.  Unter  der  Bezeichnung  , Untere  TerwaltnngsbehOrde"  sind 
zu  Teratehen: 

a)  in  den  Fällen  des  g  117,  Ziffer  1  des  ZG.  die  OrtspolizeibehOiden; 

b)  in  den  Fällen  des  g  77  die  Landiäte; 

c)  in  den  ttbrigen  FäUen: 

in  Städten  ttbet  10000  Einwohner  die  Gemeindhebflrde,  im  übrigen  der 
Landrat,  in  den  Hohenzollemschen  Landen  der  Oheramtmann;  jedoch 
tritt  in  den  Fällen  des  g  66  a,  sowie  in  den  Fällen  des  Titels  YU, 
mit  Ausnahme  des  g  126b,  Abg.  3,  g  128,  Abs.  1,  in  Städten  über 
10000  Einwohner  an  die  Stelle  der  Gemeindebehörde  die  Ortspolizei- 
behörde ; 

in  der  Provinz  Hannover  in  Städten,  auf  die  die  revidierte  Hannoversche 
Stadt eordnnng  vom  24.  Jnni  1858  Anwendung  findet,  mit  Aosnabme 
der  im  g  27,  Abs.  2  der  Hannoverschen  Kreis -Ordnnng  vom  6.  Mai 
1884  benannten  Städte,  die  Gemeindebehörde,  im  tlbrigen  der  Landrat. 

4.  Unter  der  Bezeichnung  „Gemeindebehörde*  ist  der  Vorstaod 
der  Gemeinde,  in  Gntsbezirken  der  Gutsvorstehcr  zn  verstehen. 

5.  Unter  der  Bezeichnung  .Polizeibehörde"  ist,  abges^en  von 
den  in  den  Ziffern  127,  183,  Abs.  2  bezeichneten  Fällen,  die  Ortspolizei- 
behOrde  zn  verstehen,  d.  L  derjenige  Beamte  oder  diejenige  Behörde,  welchen 
die  Yerwaltnng  der  örtlichen  Polizei  abliegt 

6.  Für  diejenigen  Betriebe,  welche  der  Aufsicht  der  Bergbehörden  unter- 
stellt sind,  ist  unter  der  Bezeichnung  , Höhere  Yerwaltungsbehörde" 
das  Oberbergamt,  unter  der  Bezeichnung  „Untere  YerWE^tnugsbebörde"  und 
„Ortspolizeihehörde"  der  Bergrevierheamte  zu  verstehen. 

ZvL  Tltfil  IL 
Ä..  Beginn  des  aewerbetrlebm.    (gg  14,  15,  35,  Abs.  6.) 

7.  Zn  gg  14,  35,  Abs.  6.  Die  im  g  14,  Abs.  1  erforderte  Anzeige  hat 
hei  dem  Gemeinde  -  Vorstände  des  Orts  zu  erfolgen,  an  dem  das  Gewerbe  be- 
trieben werden  soll.  Der  Anzeige  bedarf  es  auch  dann,  wenn  für  den  Betrieb 
des  Gewerbes  oder  für  die  gewerbliche  Anlage  eine  besondere  Gtenebmigung 
erforderlich   and  ertoilt  ist.    Der  Gemeindevorstand  bescheinigt  dem  Empfang 
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der  Anzeige  Dod  gibt  der  für  den  Ort  des  Oe Werbebetriebes  Eoatüidigen  Orts- 
polizeibohOrde  toa  ihrem  Inhalte  Kenntnis. 

Die  noch  §  14,  Abs.  2,  g  35,  Abs.  6  aa&erdem  erForderlichen  besonderen 
Anzeigen  Bind  bei  der  OitspalizeibebOrde  dea  Wohnorts  des  Gewerbetreibenden 
ZQ  machen. 

Die  Gemeinde-  nnd  die  OrUpolizeibeh Orden  haben  Über  die  ihnen  er- 
statteten Anzeigen  fortlaufende  Verzeichnisse  zn  führen. 

Im  Stadtkreise  Berlin  ist  die  im  §  14,  Abs.  1  vor  geschriebene  Anzeige 
der  Verwaltung  der  direlcten  Stenern  zn  erstatten;  die  bescheinigt  den  Emp- 
fang der  Anzeige  nnd  gibt  dem  Polizeipräsidenten  von  ihrem  Inheütc  Kenntnis. 
Deber  die  Anzeigen  ist  ein  fortlaufendes  Verzeichnis  zu  führen. 

8.  Zq  g  15.  Die  Polizeibehörde  prüft,  ob  der  Gewerbetreibende  den 
gesetzlichen  Anforderungen  genügt. 

Hangelt  ihm  für  den  begonnenen  Gewerbebetrieb  der  Torgeschriebene 
Befähigungsnachweis  (g  30,  Abs.  2,  gg  30  a,  31,  34)  oder  die  erforderliche  Kon- 
zession, Bestallung,  Erlaubnis  oder  Genehmigung  (g  äO,  Abs.  1,  gg  32.  83,  33a, 
34,  37,  43),  so  ist,  wenn  ungeachtet  einer  Auffordernng  der  FolizeibeoOrde  der 
Betrieb  nicht  eingestellt  wird,  dio  strafrechtliche  Verfolgung  des  Gewerbe- 
treibenden herbeizuführen.  Daneben  kann  die  Fortsetzung  des  Betriebes  ron 
der  OrtspolizeibehQrdo  durch  Anwendung  anmittelbaren  Zwangs  verhindert, 
und  die  Beseitigung  der  zur  Ausübung  des  Gewerbebetriebes  dienenden  Ein- 
richtungen (Scbank  gerate,  Firmenschilder  usw.)  im  Verwaltungszwangsrerfahren 
herboigeffthrt  werden. 

9.  Hit  der  Schließung  einer  gewerblichen  Anlage  {%  147,  Abs.  3),  welche 
ohne  die  in  gg  IS,  25  vorgeschriebene  Genehmigung  betrieben  wird,  soU,  sofern 
nicht  ein  sofortiges  Einsciireitcn  im  Öffentlichen  Interesse  geboten  erscheint, 
die  OrtspolizeibehOrde  in  der  Begel  erst  vorgehen,  wenn  der  Tatbestand  gemäfi 
g  147,  Abs.  1,  Ziff.  2  durch  richterliches  Urteil  festgestellt  ist.  Die  Ortspolizci- 
behOrde  hat,  sofern  der  Unternehmer  der  Aufforderung,  die  Genehmigung  ein- 
zuholen, nicht  nachkommt,  davon  abzusehcu,  ihn  zur  Einholung  der  Genehmi- 
gung anzuhalten,  und  sogleich  das  strafge richtliche  Verfahren  zu  veranlassen. 
Im  übrigen  finden  die  Bestimmungen  der  Ziffer  8  Anwendung. 

Jede  Schließung  einer  gewerblichen  Anlage  hat  der  Regierungspräsident 
(im  LPB.  Berlin  der  Polizeipräsident)  dem  Minister  für  Handel  nnd  Gewerbe 
unverzüglich  anzuzeigen. 

10.  Zu  g  S5,  Abs.  6.  Bei  der  Anmeldung  der  im  B  3ö  aufgeführten 
Gewerbe  hat  die  Polizeibehörde  die  Zuverlässigkeit  des  Gewerbetreibenden, 
nötigenfalls  durch  BQckfrage  bei  der  OrtspolizeibehQrde  des  Geburtsorts  des 
Gewerbetreibenden,  zu  prüfen.  Ergeben  sich  bei  dieser  Prüfung  Tatsachen, 
welche  seine  Unzuverlissigkcit  in  bezug  auf  seinen  Gewerbebetrieb  dartun^  so 
ist,  falls  die  unter  Mitteilung  der  Gründe  erfolgte  Aufforderung  zur  freiwiUigen 
Einstellung  des  Gewerbebetriebes  erfolglos  geblieben  ist,  die  Untersagung 
mittels   Klage  im  Verwaltungsstreitverfahren  herbeizuführen. 

B.  Terfaltren  bei  Bnlohtnng  oder  VexftnderBiig    genelimlgnBgs- 
pSlohUger  Anlagen,    (gg  16  ff.) 

11.  Zu  g  17.  Antrage  auf  Erteilung  der  Genehmigung  zur 
Errichtung  der  im  g  16  bezeichneten  Anlagen  nnd  zu  Ihrer 
Veränderung  (g  25)  und  alle  sich  darauf  beziehenden  Eingänge  sind  als 
schleunige  Angelegenheiten  zu  behandeln  nnd  im  Geschäftsgang  als  solche  zu 
bezeichnen. 

Der  Antrag  ist  anzubringen: 

a)  wenn  die  Anlage  innerhalb  eines  Landgemeindebozirkes  oder  selbständigen 
Gutabezirkes  errichtet  werden  soU,  bei  dem  Laudrat; 

b)  wenn  die  Anlage  innerhalb  eines  Stadtbezirkes  errichtet  werden  soll,  und 
die  Beschlnßfassung  dem  StadtansschuB  oder  dem  Hagistrat  zusteht,  bei 
dieser  Behörde,  andernfalls  bei  der  Polizeibehörde  des  Stadtbezirks. 

Handelt  es  sich  um  die  Genehmigung  einer  Stauanlage  für  ein  zum  Be- 
trieb auf  Bergwerken  oder  Aufbereitungsanstalten  bestimmtes  Wassertriebwerk, 
so  ist  der  Antrag  bei  dorn  Kovierbeamten  anzubringen.  <.-y'<.'^i<^ 
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Soll  eine  nntei  den  g  109  ZQ.  fallende  Anlage  tod  einer  SUdtgemelnde 
tlber  10000  Einwohner  oder  von  einem  Landkreis  in  ihren  Bezirken  errichtet 
werden,  ao  ist  der  Antrag  bei  dem  Eegiemoga Präsidenten  (im  Stadtkreise 
Berlin  bei  dem  Oberpristdenten)  anzubringen.  Dieser  bezeichnet  auf  arnod 
des  §  69  LTG.  die  BearhlnfibehUrde  and  gibt  an  diese  den  Antrag  mit  dem 
Auftrag  ab,  mit  der  Leitung  des  Vorrerfalrens  einen  geeigneten  Beamten  za 
beanftragen. 

12.  Ans  dem  Antrage  müssen  der  Tollständige  Name,  der  8tand  und 
der  Wohnort  des  UntemehmerB  ersichtlich  sein.  Dem  Antrage  sind  in  drei 
Exemplaren  eine  Beschreibung,  eine  Sitnatiooszeichnung  und  der  Bauplan  der 
Anlage  beizufügen. 

Ans  diesen  Vorlagen  mtlssen  herrergehen: 

a)  die  OrOße  das  Grundstttckes,  anf  dem  die  Betriebsstätte  errichtet  werden 
soll,  seine  Bezeicbnnng  im  Orandbach  oder  im  Kataster  und  der  etwaige 
besondere  Name; 

b)  die  gleichartige  Bezeichnung  der  umliegenden  Grundstöcke  und  die  Namen 
ihrer  Eigentümer; 

c)  die  Entfernung,  in  der  die  zam  Betriebe  bestimmten  Gebäude  oder  Ein- 
richtungen von  den  Grenzen  der  benachbarten  Grundstöcke  und  den  darauf 
befindlichen  Gebäuden,  sowie  ron  den  nächsten  Öffentlichen  Wegen 
liegen  sollen; 

d)  die  Hohe  und  Bauart  der  benachbarten  Gebäude,  sofern  zu  der  Betriebs- 
stätte Fenerungsanlagen  gehören ; 

e)  die  Lage,  Ausdehnung  and  Bauart  der  Betriebsstätte,  die  Bestimmung 
der  einzelnen  Käume  und  ihre  lUnrichtiuig  im  allgemeinen ; 

f)  der  Gegenstand  des  Betriebs,  die  Ornndzfige  des  Verfahrens  und  der  an- 
zawendendea  Apparate,  die  ungefähre  Ausdehnung  des  Betriebs,  die  Arten 
der  eich  entwickelnden  Gase  und  die  Vorkehrungen,  dnrch  die  das  Ent- 
weichen der  Gase  Terhindert  werden  soll,  die  Beschaffenheit  der  festen 

Bäasigen  Ab  fall  Produkte,  sowie  die  Art  ihrer  Beaci 

1  diese  durch  Ableitung  in  Wasserläufe  erfolgen 
Bei  Schie&puWer-  und  Sprengstofffabriken,  sowie  bei  An- 
lagen zur  Feuerwerker  ei  und  zur  Bereitung  von  Zändat  offen 
aller  Art  sind  genaue  Angaben  Aber  die  Bestimmung  und  Einrichtung  der 
einzelnen  Bäume,  sowie  über  den  Hergang  der  Fabrikation  erforderlich.  Auch 
ist  fflr  jeden  einzelnen  Baum  das  Maumnm  der  darin  so  Terarbeitenden  oder 
zu  lagernden  Stoffe  anzugeben. 

13.  Betrifft  Stauanlagen. 

14.  Fflr  die  erforderlichen  Zeichnungen  ist  ein  HaStab  zu  irählen, 
der  eine  deutliche  Anschauung  gewährt ;  der  Maßstab  ist  steta  auf  den  Zeich- 
nungen einzutragen,  auch  sind  die  Himmelsrichtungen  anzugeben,  F&r  die 
Zeiämnngen  ist  haltbares  auf  Leinwand  aufgezogenes  Zeichenpapier  oder  durch- 
sichtige Zeichenleinwand  zu  Terweuden, 

Nivellements  und  die  dazu  gehörigen  Sltuationapläne  sind  tod  Tereideten 
Feldmessern  oder  von  Baubeamten  anzufertigen.  Alle  anderen  Aufmessungen 
und  Zeichnungen  kOnnen  von  den  mit  der  Ausführung  betrauten  Technikern 
und  Werkmefstem  angefertigt  werden. 

Beschreibungen,  ZeicEnnngen  und  Nivellements  sind  von  demjenigen, 
welcher  sie  angefertigt  hat,  and  von  dem  Untemelimei  zu  unterschreiben. 

15.  Betriebageheimniaae.  Mitteilungen  über  BetriebseinrichtunKen 
oder  Betriebsweisen,  deren  Geheimhaltims  der  Antragsteller  für  erforderUch 
bllt,  sind,  getrennt  von  den  nur  Offentlicheu  Auslegung  bestimmten  Vorlagen, 
in  besonderen  Schriftstücken  und  Zeichnungen  vorzulegen,  die  mit  dem  Ver- 
merke „Betriebsgeheimnis*  zu  versehen  sind. 

Die  Behördon  und  Beamten,  die  bei  der  Frflfoiw  der  Yorlasen  oder  Im 
w«teren  Verlaufe  dea  Genehmigungsverfahrens  von  Betriebsg^eunnissen  des 
AntraiDtellers  Kenntnis  erhalten,  haben  darüber  strengste  Verschwiegenheit  zu 
beobaditen. 

16.  PrflfuQg  der  Vorlagen.  Die  Behörden,  bei  denen  der  Antrag 
eingereicht  wird,  —  in  den  F&llen  der  Ziffer  11,  Abs.  4  der  mit  der  Leitung 
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des  Tarrerfahrans  bMaftraigte  Buaite  —  hftben  die  Tollstäiidi^sit  der  Vor- 
lagen zn  pr&fen. 

Daa  erste  Exemplar  der  Voriagen  int  aodaim  dem  mständigen  Banbearaten, 
das  zweite,  sofern  es  aicli  nicht  lediglich  am  ein  Oenehmigangsgeanch  für  eine 
Stauanlage  handelt,  dem  enständigen  Gewerbe aahichtabeamtca  nnd  das  dritte, 
wenn  es  eich  nm  Ghubereitnnga-  nod  Oasbewahrunga anstatten,  Qlas-  und  Bttfi- 
hätten,  Anlagen  znr  Gewinnung  roher  Metalle,  BQstßfen,  Metallgießereien,  so- 
fein  sie  nicht  bloße  TiegelgieBereien  sind,  chemische  Fabriken  aller  Art, 
Schnellbleichen,  Fimissiedereieo,  Stärkefabriken,  mit  Anaaabme  der  Fabriken 
zat  Bereitung  von  EartoffeLdtlrka,  Scarkesyrupfabriken,  Leim-,  Trau-  und 
Seifensiedereien,  Knochenbrenaereien,  Knochendarrcn,  Knochenkochereien  nnd 
^Dcheableichen,  TalgBcbmalzen,  Schlächtereien,  Gerbereien,  Abdeckereien, 
Poadretten-  ned  DOng Pulverfabriken,  Stroh papisratofffabriken,  Darme abereitangs- 
anstalten,  Kalifabriken,  Eundtwollefabriken,  Anlagen  znr  Heratellnng  von  CelTn- 
loid,  DSgraatabrikcn,  Anlagen  za  Destillation  oder  Kar  Tcrarbeitnng  von  Teer 
and  von  Teerwasaer,  Anlagen,  in  denen  aoa  Hulz  oder  ähnlichem  Fasermaterial 
auf  chemischem  Wege  PapiorstoCf  hergestellt  wird  (Cellnlosefabriken),  and  An- 
stalten znm  Trocknen  und  Einaalzen  nngegerbter  Tierfelle  handelt,  dem  zq- 
atändigen  Uedizinalbeamten  vorzulegen. 

Erscheint  es  im  Hinblick  aof  die  Natnr  der  Anlage  erforderlich,  der 
SitaationazoichnUDg  eine  weitere  Ansiebnaag  za  geben,  oder  finden  sich  sonstige 
Mängel,  so  ist  der  Unternehmer  von  dem  Sachrerslindigen  zur  Erginznne  anf 
kürzestem  Wege,  d.  h.  dnrch  mündliche  Verhandlang  oder  durch  unmittelbaren 
Sdiriftwechsel  zd  veranlassen. 

Die  Beamten  haben  die  Abgabe  ihrer  Gutachten  nach  Möglichkeit  zu 
beschloDoigen ;  die  erfolgte  Prüfung  ist  auf  jedem  losen  StQcke  4er  Vorlagen 
an  bescheinigen. 

17.  Bekanntmachung  bei  Veränderung  der  Anlagen.  Wird 
bei  Ver&nderungen  bestehender  Anlagen  (S  2b)  der  Antrag  gestellt,  von  der 
OfFentUcben  Bekanntmachung  Abstand  zq  nehmen,  so  haben  sitm  der  Baubeamte, 
der  Gewerbeaufsichtsbeamte  nnd  der  Medizinalbeamte  (Ziffer  16)  bei 
KUckgabe  der  Vorlagen  anch  hierüber  ausznsp rechen.  Der  Antri^  wird  der 
Begd^  nach  dann  zu  befürworten  sein,  wenn  es  sich  um  eine  offenbare  Ver- 
besserung handelt  oder  die  Uosehidlichkeit  der  beabsichtigten  Veränderung 
klar  zutage  liegt.  Seine  BefQrwortung  kann  anch  dann  schon  znläsaig  sein, 
wenn  neue  oder  grDfiere  Nachteile,  Gefahren  und  Belustigungen,  als  mit  der 
vorhandenen  Anlage  verbanden  sind,  dorch  die  beabsichtigte  Veränderung  nicht 
herbeige  führt  werden  kSnnen. 

Demnächst  werden  die  Akten  der  zust&ndigen  BeschlaQbehBrde  vorgelegt. 
Gegen  den  Beschloß,  dorch  den  der  Antrag  abgelehnt  wird,  findet  ein  ^chta- 
mittel  nicht  sUtt 

18.— 20.  Betreffen  Art  der  Bekannt  machon  K  des  Unternehmens 
und  die  Erörterung  der  erhobenen  Einwendungen  (^7,  Abs.  S). 

ai.  Zu  §  19.  AosfOhrliche  Einwendungen  sind  dem  Unternehmer 
noch  vor  dem  Erürternngstermine  dorch  üebersendung  des  beigatfigteu  DopU- 
kata  oder  einer  Abschrift  mitzuteilen. 

Sind  innerhalb  der  Widers^ ruchstrist  Einwendungen  nicht  erhoben,  eo 
wird  der  Unternehmer  hiervon,  sowie  von  dem  Wegfalle  des  ErSrterungstermines 
In  Kenntnis  gesetzt  nnd  mit  Vorlegung  der  Akten  an  die  BeschlofibehOrde 
nach  Ziffer  24  verfahren. 

22.  Erscheinen  im  ErOrte rungstermine  beide  Tmle,  so  ist  znnSchst  eine 
gntliche  Einigung  au  versochen.  Gelingt  der  Versuch  nicht,  so  werden  die 
Erklärungen  ttbcr  die  beiderseitigen  Bebanptnngen  au  Protokoll  genommen. 

Nor    solche  Hachteile,    Gefahren    oder   Belästigungen,    welche    in   der 

Ehyaiachen  Einwirkung  der  Anlage  auf  ihre  Umgebong  ihren  Grund  haben, 
Onnen  den  Gegenstand  von  Einweadnngen  im  Qenelunigungsverfahren  bilden. 
Dies«  Einwendungen  sind  jedoch  in  allen  Fällen  nnd  aocb  dann  zu  prüfen, 
wenn  der  Widerspruch  nnr  dorch  Einweis  aof  wirtschaftliche  Folgen  begründet 
wird.  Die  nur  auf  die  Beeorgnb  nachteiliger  Folgen  anderer,  a.  B.  wirtschaft- 
Ikker  Art  gestützten  Einwendungen  sind  eSensowen^  aor  ErOrtarong  m  lieha, 
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HIB  ^Tendniigen,  welche  sof  besoaderen  privat  rechtliehen  Titeln  (wie  Vertrag;, 
Veijährnng,  FriTite^am,  leUtwUl^e  VerfUgnag)  beinhen. 

Hat  der  Unternehmer  Tor  ScMoO  der  Erärtorong  den  Antrag  gestellt, 
i»&  ihm  die  nnverz&gliche  AnsfAhrong  der  baulichen  Anlagen  gestattet  werde, 
so  gind  die  Widersprechenden  darüber  zn  hSren,  ob  sie  gegen  diesen  Antrag 
Einwendungen  geltend  zn  machen  haben.  Ihre  Erklärangen  und  die  Entgeg- 
nungen des  Unternehmers  sind  in  das  Protokoll  anfznnehmen. 

Macht  der  Yerlanf  der  Terhandlnngen  die  Anaetzong  weiterer  Tetnüne 
so  sind  diese  nnTOizöglich  anzuberaumen  und  den  Parteien  bekannt  za 


nötig, 


24.  Nach  dem  Abschlösse  der  ErCrternngen  sind  die  Verb andlan gen, 
wenn  es  erforderlich  erscheint,  dem  Banbeamten,  dem  Geworbeanfaichtabeamten 
und  dem  Uedislnalbeamten  (Ziffer  16)  zur  Abgabe  eines  nencn  Ontacbtens 
mitzateilen.  Ist  der  zuständige  Ifedizinalbeamte  noch  nicht  gehOrt,  so  ist  in 
geeigneten  F&lleo  die  Abgabe  eines  Ontachtena  nunmehr  herbeizuführen. 

26.    Die  technische  Anleitung  znr  Wahmehmnng  der  den  Kreis- 

S3tadt-)ans3chasBen  (Magistraten)  durch  §  lü9  dea  ZO.  hinsichtlich 
er  GenehmigoDg  gewerblicher  Anlagen  übertragenen  Zuständigkeiten  Tom 
15.  Mai  189ä,  MBL  d.  i.  V.  3. 196),  abgeändert  dnrch  ErL  vom  9.  Januar  1896 
(MBLd.LT.  S.  9),  Tom  16.  Kürz  und  1.  Juli  1898  (HBl.d.Ly.  3.98,  187), 
erörtert  die  Gesichtepiinkte,  die  von  diesen  BeschloBbebOrden  im  aUKemeinen 
und  bei  den  einzelnen  Arten  der  von  ihnen  zn  genehmigenden  Anmgen  in 
technischer  Hinsicht  zu  beachten  sind. 

In  gleicher  Weise  sind  für  die  Entscheidungen  der  Bezirksaus- 
schüsse von  Bedeutung: 

a)  bei  der  Qenehmigung  von  Pulver-  nnd  Sprengstofffabriken: 

die  Bestimmungen  über  die  Einrichtung  nnd  den  Betrieb  von  Anlagen 
aar  Horstellnng  von  nitroglyserlnhaltigen  Sprengstoffen  yom 
10.  Oktober  1893  und  vom  19.  November  1900  (MBL  d.  l  V.,  1901,  S.  88), 
dazu  der  Erlaß  yom  16.  Juni  1899  (B.  6492  M.  f.  H.  u.  G.), 

der  Erlaß  vom  36.  September  1887  (11409  M.  f.  H.  u.  G.,  IL  11284 
H.  d.  I.),  betreffend  Anforderungen  an  die  Betriebsleiter  von  Pulver-  nnd 
Sprangstofffabriken, 

der  Erlafi  vom  20.  Mai  1892  (B.  S441),  betreffend  die  Ordnung  des  Be- 
triebes und  das  Verhalten  der  Arbeiter  in  SpresgstofHabriken, 

der  Erlaß  rom  14.  M&rz  1899  (B.  857  M.  f.  E.  u.  G.),  betreffend  Be- 
sehr&akung  der  Akkordarbeit  in  Sprengstofffabriken, 

der  Erlaß  vom  6.  Februar  1900,  betreffend  die  Bauart  von  Magaiinen 
fttr  brisante  Sprengstoffe  (MBl.  d.  i.  V.  3. 102), 

der  Eriaß  vom  23.  März  1901  (MBL  S.  7),  betreffend  den  BUtzscbntz 
für  Nltrogljzerinfabriken, 

die  Anleitung  zu  Vorschriften  fttr  die  Anlage  nnd  den  Betrieb  von 
Pikrinsänrelabriken  vom  24.  Oktober  1903  (MBL  S.  849), 

die  beides  Anleitungen  zu  Vorschriften  ttber  die  Anlegung  und  den 
Betrieb  von  Schwarzpulverf  abrikon  nnd  von  Fabriken  zur  Eer- 
stelloDg  gelatinierten  rauchschwachen  Pnlvera  vom  9.  De 
zember  1903  (MBL  3. 398) ; 

b)  bei  der  Qenehmigung  von  chemischen  Fabriken: 

der  Erlaß  vom  81.  Mliz  1896  (B.  3881)  betreffend  die  Zugehörigkeit 
der  elektrochemischen  Betriebe  in  den  genehmignngspfllchtigen 
Anlagen  im  Sinne  des  g  16  Gew.O., 

der  Erlaß  vom  6.  Oktober  1897  (B.  11692  H.  f.  H.  n.  H.),  betreffend 
Schatzmaßregeln  gegen  die  Einatmung  von  Arsenwasserstoff  in 
Farbenfabriken  nnd  bei  der  Herstellung  von  Chlorzink, 

4er  Erlaß  vom  3.  November  1897  (MBL  d.  I.V.  S.  262),  betreffend  die 
GenefamJgnDg  von  Acetylenfabriken, 

der   E^laB  vom   8.  Januar   1900   (B.  11267  M.  f.  H.  n.  G.),   betreffend 
Schntzmaß regeln  bei  der  Verwendung  von  Salpetersäure. 
26.    Betriff  Beschlußfassung  (§  18). 

87.  Sind  Einwendungen  gegen  die  Anlage  erhoben,  so  ist  nach 
Elogaiig  der  Verhandlungen  das  mttndlicbe  Veifabren  einzuleiten.    Der 
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Unternehmer  sowie  diejenigen,  welche  Einwendungen  erhoben  und  diese  in  dem 
Yorrerfahren  nicht  zurttckgenonuneD  haben,  sind  zur  mändlichen  Terhandlnng 
zn  laden.  Die  Ladnng  derselben  erfolgt  achrilllich  gegen  ZasteUangsarknnde 
und  mit  der  Verwornnng,  daß  beim  Ausbleiben  nach  Lage  der  Vethandlnngen 
werde  BeschlnS  gefaßt  werden. 

Hinaichtlich  der  mündlichen  Yerhandlnng,  sowie  der  Erhebung  and 
Würdigung  des  Beweises  finden  die  Vorschrüten  der  g§  68,  71,  72,  78,  76,  76 
bb  79,  IIB,  120  LVO.  sinngemäfie  Anwendung. 

Die  Sachverständigen  sind  vor  ihrer  Vernehmung  darauf  hinzuweisen, 
daß  sie  über  die  Tatsachen,  welche  durch  das  Verfahren  zu  ihrer  Kenntnis 
kommen,  Verschwiegenheit  zu  beobachten  und  sich  der  Nachahmung  der  Ton 
dem  Unternehmer  geheim  gehaltenen,  zu  ihrer  Kenntnis  gelangten  Betriebs* 
einrichtangen  und  Betriebsweisen,  solange  diese  Betriebsgeheimnisse  sind,  zu 
enthalten  haben  (g  21  a). 

Für  die  Ansschließnng  oder  Beschränkung  der  Oeffentlichkeit  sind  di» 
g§  173  bis  176  des  QerichtsTerfassQngsgesetzes  maßgebend. 

28.  Bescheid  (g  19).  In  dem  Bescheide  sind  der  Unternehmer, 
sowie  die  Widersprechenden  namentlich  zu  bezeichnen.  Die  Beschlußformel, 
welche  Ton  den  Gründen  zu  sondern  ist,  muß  die  Entscheidung  über  den  An- 
trag des  Unternehmers  enthalten  und,  falls  die  Oenehmigong  unter  Bedingungen 
erteilt  wird,  diese  in  ihrem  Tollen  Wortlaute  wiedergeben  und  darüber  Beatim* 
mung  treffen,  von  wem  die  Kosten  zu  tragen  sind. 

Bringt  die  Anlage  Gefahren  oder  Belästigungen  fitr  die  Nachbarn  in 
besonderen  Maße  mit  sich  und  kann  die  genehmigeude  BehCrde  beim  Mangel 
ausreichender  Erfahrungen  eine  Sicherheit  darüber  nicht  sofort  gewinnen,  ob 
die  zunächst  vorgeschriebenen  Bcdingangcn  ausreichend  sein  werden,  um  die 
zur  Zeit  der  Gene^nigung  schon  bestehenden  Interessen  hinlänglich  zu  schlitzen, 
so  kann  sich  die  Behörde  vorbehalten,  die  Bedingungen,  anter  denen  die  Ge- 
nehmigung erteilt  worden  ist,  abzuändern  oder  zu  ergänzen,  falls  sich  ein  Be- 
dürfnis hierzu  ergeben  sollte.  In  derartigen  AusnahmefUlen  ist  aber  der 
Unternehmer  auf  den  beabsichtigten  Vorbehalt  and  dessen  mägliche,  den  Fort- 
betrieb der  Anlage  in  Frage  stellenden  Folgen  im  voraus  und  in  aktenmäßig 
oach weisbarer  Form  aofmerksam  zu  machen.  In  den  Bescheid  bt  alsdann  die 
Bemerkung  aufzunehmen,  dafi  die  Beschlußfassung  Über  die  Abänderung  oder 
Ergänzung  der  Bedingungen  auf  Antrag  der  OrtspolizeibehOrde  in  dem  für  die 
Beschluß&LSsnng  über  Genehmigungsgesuche  vorgeschriebenen  Verfahren  unter 
Zuziehung  der  in  dem  vorangegangenen  Verfahren  zugezogenen  Parteien 
erfolgt. 

In  dem  Bescheid  bt  stets  darauf  hinzuweisen,  daß  der  Unternehmer  etat 
mit  der  Rechtskraft  des  Beschlusses  die  Befugnis  zur  Ausffihmng  der  An- 
lage erhält. 

Unzulässig  ist  die  Bedingung,  daß  der  Betrieb  nicht  eher  eröffnet  werden 
dürfe,  als  bis  eine  Bescheinigung  des  Gewerbeaufsichtsbeamten  vorliege,  daß 
die  gewerbliche  Anlage  in  allen  Teilen  den  VorBcbrilten  der  Genehmigunga- 
nrknude  (Ziffer  81)  entspreche. 

Sa    Betrifft  Rekurs  (§  20). 

31.  Genehmignngaurkunde.  Sind  gegen  die  Anlage  Einwendungen 
nicht  erhoben  oder  die  etwa  erhobenen  Einwendun^eo  zurtlckgezogen  vrorden, 
und  soll  die  Genehmigung  zur  AnstOhrung  ohne  weitere  Bedingnngen  nach  dem 
Antrage  des  Unternehmers  oder  unter  solchen  Bedingnngen  erteilt  werden,  mit 
denen  der  Unternehmer  sich  einverstanden  erldärt  hat  (Ziffer  26),  so  fertigt 
die  BeschlnßbehOrde  alsbald  die  Genehmignngsurkuude  ans.  In  allen 
anderen  Fällen  erfolgt  die  Ausfertigung  nach  Abschluß  des  Verfahrens,  sobald 
der  Beschluß  erster  Instanz  rechtsKrIAig  geworden  oder  der  Rekursbeacheid 
ergangen  bt.  Zu  Stauanlagen  fttr  ein  zum  Betrieb  auf  Bergwerken  und  Anf- 
bereitungsanat  alten  bestimmtes  Wassertriebwerk  wird  die  Qenehmigungsnrkunde 
von  dem  Beürksausschnß  und  dem  Oberbergamte  gemeinschaftlich  ansge- 
fertigt. 

In  der  Urkunde  sind  alle  Bedingungen,  unter  welchen  die  Anlaf^  ge- 
nehmigt worden  bt,  aufzuführen  und  die  von  dem  Unternehmer  ungereiebteo, 
dem  Verfahren  zngmnde  gelegten  Beschreibungen,  ZeichnangeB  and  PliB» 
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aosftthilich  zn  beEdchnen,  nach,  soweit  angängig,  dnrcli  Schnur  und  Siegel 
damit  zu  verbinden.  Anf  Karten  und  Zeichnnngen,  die  in  dieser  Art  mit  der 
Urkunde  nicht  verbunden  werden  kOnnen,  iat  die  ZagehSrigkeit  zu  vermerken. 
Dabei  ist  darauf  zu  achten,  daß  die  Terscliiedenen  Exemplare  der  Beschreibungen, 
Zeichnnngen  und  Pläne  miteinander  über  einstimmen,  und  daß  die  auf  einzelnen 
Bzemplaren  vorgenommenen  Berichtigongen  oad  Erg&nzongen  (Ziff.  16,  Abs.  S) 
auf  die  übrigen  Exemplare  Qbertiagen  werden. 

33.  Kosten  (§  22).  Ist  eine  Partei  semäQ  g  23  in  die  Kosten  des 
Verfahrens  verurteilt  worden,  so  fallen  Dir  außer  den  baren  Auslagen  der 
Behörde  ancb  die  baren  Auslagen  des  Gegners  zur  Last,  soweit  sie  nf^  dem 
Ermessen  der  Behörde  zur  zweckentsprechenden  Wahmehmong  des  Fartei- 
interesses   notwendig  waren. 

Anträge  auf  FestaetznoK  der  einer  Partei  xn  erstattenden  Kosten  sind 
nach  Beendigung  des  BescUaßverfahrens  bei  der  BeschlnBbehiJrde  erster  Instanz 
anzubringen  und  von  dieser  zunächst  der  Qegenpartei  znr  Erklärung  mitzn- 
teilen.  Qegen  den  FestsetzungsbeschluB  steht  l>eiden  Teilen  innerhalb  14  Tagen 
die  Beschwerde  an  die  BekiusbehOrde  zu,  auf  welche  die  Bestimmungen  der 
Ziffer  SO  Anwendung  finden. 

Für  die  QebQhren  der  Zengen  und  Sachverständigen  gelten  die  in  Zivil- 
Prozessen  zur  Anwendung  kommenden  Vorschriften. 

34.  Dampfkesselanlagen  (§  2i).  Ftlr  Dampf kessel  behält  es 
bei  den  Yorschriften  der  zur  Ausführung  der  §§  24,  25  und  auf  Qrund  des 
§  3  des  Gesetzes  vom  3.  Mai  1872  (OS.  8.  616)  erlassenen  Anweisung,  betr. 
die  Oenehmignng  und  Untersuchuns  der  Dampfkessel,  vom  9.  März  1900 
(HBLd.J.V.  3.  ia9),  sowie  bei  den  BestimmDsgen  der  Erlasse  vom  9.,  12., 
22.  März  1900  (MBL  S.  139,  181)  und  vom  28.  November  1897  (MBl.  d.  i.  V. 
S.  277)  sein  Bewenden. 

36.  Za§27.  Bei  der  Errichtung  oder  Verlegung  von  Anlagen, 
deren  Betrieb  mit  nngewQhnlichem  Geränache  verbunden  ist 
{§  27),  ist  eine  Ausfertigung  des  Beschlusses  der  OrtapolizeibehSrde,  dem  ünter- 
neiimer  und  dem  Vertreter  des  Gebäudes  oder  dem  Vorsteher  der  Anstalt,  zn 
deren  Schutze  der  Beschluß  gefaßt  worden  ist,  gegen  Zustellungsurkunde  zu 
Übersenden. 

In  dem  Beschluß  ist  die  Bemerkung  aufzunehmen,  daß  den  Vorbezeich- 
neten  innerhalb  zwei  Wochen  die  Beschwerde  au  den  Uinister  für  Handel  und 
Gewerbe  zusteht  (g  113  ZG.,  g  121  LVG.)  und  daß  dem  UnUrnehmer  erst  mit 
der  Rechtskraft  des  Beschlusses  die  Betugois  zur  Ausführung  der  Anlage  und 
zu  ihrer  Inbetriebsetzung  zusteht. 

Auf  das  Beschwerdeverfabren  finden  die  Vorschriften  der  Zilfer  80  sinn- 
gemäße Anwendung. 

0.  Konsesaloa,  Approbation,  Brl»iü>nli,  BofllilgiuigMeagiila. 

86.  Zu  §  80.  Vor  der  Beschlußfassung  über  die  Anträge  anf  Erteilung 
der  Konzession  zn  Privat-Kranken-,  Entbindungs-  und  Irren- 
anstalten (§  30,  Abs.  1)  ist  durch  gutachtliche  AeuBerung  des  zuständigen 
Medizinalbeamten  festzustellen,  ob  die  von  dem  nntemenmcr  eingereichten 
Beschreibungen,  Pläne  usw.  den  im  §  116  ZG.  erwähnten  gesundheitspolizeilichen 
Anordnungen  entsprechen.  In  die  Konzessionsurkunde  ist  eine  Bestimmang 
aulzunehmen,  daß  der  Betriehsuntemehmer  verpflichtet  ist,  die  von  den  zust&U' 
digen  Medizinal-Anfsichtsbeamteo  Itber  den  Betrieb  erlassenen  Vorschriften  zu 
bäolgen. 

Wegen  Erteilung  der  PrOfungszeugoisse  an  Hebammen  siehe  Erlaß, 
betr.  das  Eebammenweaen,  vom  l>.  Angost  1888  (UB.d.LV.  S.  213)  in  der 
Fassung  der  Erlasse  vom  16.  Hai  1881  UBLd.LT.  S.  134)  und  vom  24.  Ee- 
bruar  1900  (MBLd.L  V.  S.  100). 

46.  Zn  g  63.  Die  Erlaubnis  znm  Ausschänken  von  Branntwein 
oder  xnm  Kleinhandel  mit  Branntwein  oder  Spiritus  ist  auch  in  den 
Landesteilen,  in  denen  solches  durch  landesgesetzliche  Bestimmungen  nicht  ange- 
ordnet Ist,  von  dem  Nachweis  eines  vorhandenen  Bedürfnisses  abliängig.  Die 
Erlaubnis  zum  Betriebe  der  Gastwirtschaft  oder  zum  Aus- 
schänken von    Wein,    Bier   oder  anderen    nicht  unter   die  Oat- 
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tang  TOD  Branntweia  oder  Spiritus  faltenden  geistigen 
Getränken  ist  in  Ortschaften  mit  weniger  ala  löOOO  Ebvotmern,  sowie 
in  solchen  Ortschaften  mit  grGßeier  I^inwohn erzähl,  fur  welche  diea  durch 
Ortsstatnt  (§  143)  testgesetzt  wird,  von  dem  Nachweis  eines  Torh&ndenen  Be- 
dttrfnissea  abhängig. 

Kleinhandel  ist  jeder  Vertrieb,  der  anders  ttls  in  Mengen  (Qebinden 
oder  Flaschen)  von  mindestens  einem  halben  Anker  (IT.ivi  1)  stattfindet.  In 
der  Provinz  Schleswig  -  Holstein  gilt  als  Höchstgrenze  die  Menge  von  9  I,  in 
der  Provinz  Hannover  nach  g  39  der  Oew. -0.  vom  1.  August  IS^T  ein  ätQb- 
chen  (3,sH  1),  in  den  vormals  landgräflich  hessischen  Landesteilen  nach  Art.  7 
dea  Gesetzes  vom  37.  Aagnst  1S52  ^e  Uenge  von  20  Mafi  (39,ihh  1)  nnd  in  den 
Hohenzollernschen  Landen  nach  §  1  des  Oesetzcs  vom  17.  Hai  18Ö6  die  Menge 
von  einer  MaB  (l,ur<i  1). 

Anf  den  Kleinhandel  mit  denaturiertem  Spiritns  findet  der  §  St)  nach 
dem  Beschlüsse  des  Bundesrats  vom  27.  Februar  1896  (ZentrBl.  S.  67)  keine 
Anwendung.  Gast-  nnd  Schankwirte,  die  die  Erlanbnis  zum  Ausschänke  tod 
Branntwein  besitzen,  sind  auch  zum  Kleinhandel  mit  Branntwein  betagt. 

46.  Die  BestiDunoDgen  des  §  33,  Abs.  1,  2,  3  nnter  a  nnd  4  finden  auf 
alle  nicht  bereits  unter  den  Abs.  5  fallenden  Vereine,  einschließlich  der 
schon  bestehenden,  selbst  dann  Anwendung,  wenn  der  Betrieb  nut  den  Kreis 
der  Hitglieder  beschränkt  ist.  Ausgenommen  hiervon  sind  die  militärischen 
Kasinos  und  Kantinen,  deren  Botrieb  anf  den  Kreis  der  Mitglieder  be- 
schränkt ist. 

47.  Den  Anträgen  auf  Erteilnnz  der  Erlaubnis  zum  Betriebe  der  im 
S  33  erwähnten  Gewerbe  ist  eine  Handzeichnung  nebst  Beschreibnng  von  dem 
zum  Betriebe  des  Gewerbes  bestimmten  Lokal  in  zwei  Exemplaren  beizufügen. 

Die  Beifügung  kann  unterbleiben,  wenn  die  den  nachstehenden  Vor' 
Schriften  entsprechenden  Unterlagen  ans  Anlaß  einer  frUhor  erteilten  Oc' 
nehmignng  bei  der  genehmigenden  Behörde  bereits  vorhanden  sind. 

Aus  den  Vorlagen  muQ  hervorgehen : 

a)  der  vollständige  Name,  der  Stand  und  der  Wohnort  des  An t ragstelle rs, 

b)  die  Bezeichnung  des  Grundstückes,  auf  dem  das  Lokal  sirji  befindet, 
nach  Ortschaft,  Straße,  Haosniunmer  oder  in  sonst  ortsüblicher  Weise, 

c)  die  Lage,  Beschaffenheit  der  zum  Gewerbebetriebe  bestimmten  Räume, 
insbesondere  auch  nach  Flächeninhalt  nnd  Höhe,  ferner  die  Zweck- 
bestimmung der  einzelnen  Räume   nnd  deren  Eiorichtnng  im  allgemeinen. 

Für  die  Handzeichnung  ist  ein  Maßstab  zu  wählen,  welcher  eine  deut- 
liche Anschauung  gewährt ;  der  Maßstab  ist  auf  der  Zeichnung  einzutragen. 
Die  Zeichnungen  sind  von  dem  Antragsteller  zu  nntersch reiben. 

Der  Antrag  ist  bei  der  Ortspolizeibehürde  einmreichen.  Diese  hat 
nötigenfalls  nach  Anfrage  bei  der  genehmigenden  BehQrde  zu  prüfen,  ob  gegen 
die  Vollständigkeit  der  Vorlagen  etwas  zu  erinnern  ist;  finden  sieb  Mängel, 
so  ist  der  Antragsteller  zur  Ergänzung  zu  veranlassen.  Da,  wo  die  Prüfung 
der  Bedarfnisfr^e  erforderlich  ist,  kann  die  Vorlage  eines  Lageplans  des  zum 
Gewerbebetrieb  bestimmten  Hauses  verlangt  werden. 

Üeber  den  Antrag  hat  sich  unter  Mitteilung  der  Vorlagen  die  Gemeinde- 
behörde and  sodann  die  Ortspolizeibehärde  gutachtlich  zu  äußern. 

Betreffs  der  an  das  Lokal  zu  stellenden  Anforderungen  verbleibt  es  bei 
den  bestehenden  Vorschriften. 

60.  Im  früheren  Geltungsbereiche  der  Preufl.  Gew.  0.  vom  17.  Jan,  1846 
(GS.  S.  41)  darf  gemäß  g  49  n.  a.  0.  der  Gif  t bandet  nur  von  deiOenigen 
betrieben  werden,  von  deren  Zuverlässigkeit  in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigten Gewerbebetrieb  sich  die  Behörden  vorher  überzeugt  haben.  Zu  diesem 
Zwecke  kann  dem  Antragsteller,  sofern  er  nicht  die  Approbation  als  Apothehi-r 
besitzt,  die  Beibringung  eines  Zeugnisses  des  Kreisarztes  darüber  aufgegeben 
werden,  daß  er  die  zur  Erkennung  und  vorschriftsmäßigen  Behandlnng  der 
betreffenden  Gifte  und  gifthaltigen  Stoffe  erforderliche  Sachkenntnis  besitzt. 
Im  übrigen  wird  auf  die  Vorschriften  der  Pol.V,,  betr.  den  Handel  mit  Giften, 
vom  24.  Augnst  1695  (HBl. d. i. V.  8.  2651  in  der  Fassung  der  Pol.V.  vom 
16.  Oktober  1901  (MBL  S.  292)  verwiesen.  ■-         ..  ^.,,w^,^ 
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D.  SobUeunng  geworbllolieT  Anlagen.    Untersagiing  des 
Qewerbebetiiebes  usw.    (gg  86,  &3). 

58.  Zu  §  61.  Die  Ünters&gaug  deT  feTueron  Benutzung 
einer  geverblichen  Anlage  (§  51)  erfolgt  durch  schriftliche,  dem  Besitzer 
der  Anläge  zuzustellende  Verfügung  des  BezirksaDsschosses.  Der  Erlaß  eines 
Vorbescheides  (g  117  LVG.)  ist  ansgeschlossen. 

Dem  Erlaß  einer  solchen  Verfügung  muß  eine  kommissarische  ErDrtenug 
des  Gegenstandes  vorausgehen,  zu  der  der  Besitzer  der  Anlage,  etwaige  An- 
tragateUer  uud  der  Vorstand  der  Gemeinde,  in  deren  Bezirk  sich  die  Anlage 
befindet,  zuzuziehen  sind.  Der  Zweck  dieser  ErOrteiniig  ist,  festzostellen,  ob 
und  in  welchem  Umfange  durch  den  Betrieb  der  Anlage  Nachteile  und  Ge- 
fahren für  das  Gemeinwohl  entstehen.  Der  Besitzer  der  Anlage  kann  inner- 
halb 14  Tagen  nach  ZnsteUung  der  Yertügnng  Bekura  einlegen.  Er  kann 
aber  auch  zunächst  bei  dem  Bezirksausschuß  auf  mündliche  Verhandlung  der 
Sache  antragen.  Auf  die  demnächst  stattfindende  mündliche  Verbandlnng 
flnden  die  Bestimmungen  der  Ziffern  37  bis  29,  auf  das  BelnuBTerfafaren  die 
BesUmmungen  der  ZiSer  80  sinngem&ße  Anwendung. 

Nachdem  die  Verfügung,  durch  die  die  fernere  Benutzung  der  Anlage 
untersagt  wird,  rechtskräftig  geworden  bt,  kann  die  Einstellung  des  Betriebes 
polizeilich  erzwungen  werden  (Vgl.  Ziffer  9). 

59.  Zur  Erhebung  der  Klage  auf  Untersagang  des  Gewerbe- 
betriebes (§g  36,  63,  Abs.  8)  und  Zurücknahme  tou  Approbationen, 
Geuehmigungeu  und  Bestallungen  (§53,  Abs.  1,  3)  ist  die  Orts- 
Polizeibehörde  des  Ortes,  an  dem  das  Gewerbe  betrieben  wird,  mit  der  Maßgabe 
zuständig,  daß  sie  zuTor  die  Ermächtigung  dos  Begierungspräsidenten  einzu- 
holen hat,  wenn  die  Klage  abzielt  auf  die  ZoiücknEinme  der  Eonzession  eines 
üotemohmers  tob  Privat  •  Kranken-,  Entbindungs-  und  Irrenanstalten  oder  auf 
Entziehung  der  Approbation  eines  Arztes  oder  Apothekers,  der  Bostallnng  eines 
Feld-  (Land)  messers,  des  Prüfnugszeugnisses  eines  Hufschmiedes  oder  einer 
Hebamme.  Der  Hegierungspräsident  bt  befugt,  bei  Erteilung  dieser  Ermäch- 
tigung die  Persönlichkeit  zu  bezeichnen,  die  von  der  OrtspolizeibehOrde  zur 
Durchführung  der  Klage  zu  bevollmächtigen  ist. 

60.  Die  OrtspoQzeihOrde  hat  die  Ausübung  des  Gewerbes  der  im  g  80, 
Abs.  1  und  in  den  §§  32,  33,  33  a,  S4,  85,  86,  87,  48  bezeichneten  Gewerbe- 
treibenden sorgfältig  za  überwachen  und  ihre  Zuverlässigkeit  regelmäßig 
wiederkehrenden  Prof lu gen  zn  unterziehen,  -  bei  denen  nötigenfalls  die  Orts- 
polizeibehOrde des  Geburtsorts  des  Gewerbetreibenden  um  Auskunft  zu  ersuchen 

st.  Ergeben  sich  hierbei  Tatsachen,  die  eine  Entziehung  der  Konzession,  Er- 
anbnis  usw.  oder  eine  üntersagung  des  Gewerbebetriebs  notwendig  erscheinen 
lassen,  so  ist  der  Gewerbetreibende  zur  Einstellung  des  Gewerbebetriebes  auf- 
2ufzufordem.  Kommt  er  dieser  Aufforderung  nicht  nach,  so  ist  die  Klage  auf 
Entziehung  der  Konzession,  Erlaubnis  usw.,  oder  auf  üntersagung  des  Gewerbe- 
triebes im  Verwaltungsstreitvertahrcn  zu  erheben. 

Die  OrtspolizeibehSide  hat  zu  verhindern,  daß  Personen,  denen  die  im  g  29 
vorgeschriebene  Approbation  nicht  erteilt  oder  rechtskräftig  entzogen  ist,  den 
TitA  ,Arzt,  Wundarzt,  Augenarzt,  Geburtsarzt,  Zahnarzt,  Tierarzt*  oder  einen 
arzt&hnlichen  Titel  führen. 

61.  Setzt  jemand,  dem  eine  der  in  den  gg  30,  80a,  83,  BS,  32  a.  3i,  36 
bezeichneten  Konzessionen,  Genehmigungen  odei  Bestallungen  entzogen  ist,  oder 
dem  die  Ausübung  des  Gewerbebetriebs  (g  36)  untersagt  ist,  diesen  Gewerbe- 
betrieb fort,  so  ist   nach  Vorschrift  der  Ziffer  8,  Abs.  2  zu  verfahren. 

62.  Ist  die  Zurücknahme  der  in  den  gg  29,  80,  SOa,  82,  38,  S3a,  34,  36 
bezeichneten  Approbationen,  Genehmigungen  und  Bestallungen  rechtskräftig 
erfolgt,  so  hat  die  OrtspolizeibehOede  die  Auslieferung  der  Approbations-,  Kon- 
zessionsurkunden, Prüfungs-  und  Befähigungszeugnlsse  usw.  nötigenfalls  auf 
dem  in  gg  127  S.  LVG.  bezeichneten  Wege  herbeizuführen. 

Von  jeder  Entziehung  der  in  den  gg  29,  30,  30  a,  31,  83,  83  a,  34,  86 
bezeichneten  Approbationen,  Geoehmigungon  und  Bestallungen  sowie  von  jeder 
üntersagung  des  Gewerbebetriebs  (g  36)  hat  das  Verwaltungsgericht  erster 
Inatanz  der  OrtspolizeibehOrde  des  Geburtsorts  Mitteilung  zu  machen.  Zugleich 
bt  derjenigen  Stelle,  welche  die  Urkunden  ausgefertigt  hat,  eine  Abschrift  der 
rechtskräftigen  Entscheidung  einzureichen,  .. -^.v.v/^.^ 
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Zn  Titel  III. 
ErtellmiB  TOn  WandergewerbeBoIielneu. 

68.  WandergewerbeEcheine  zu  erteilen  ftlr  Gewerbetriebe,  deren  Aus- 
flbang  gegen  die  guten  Sitten  verstoßt,  ist  nnzolässig.  Hit  Bücksicht  hier&nf 
siod  Wände TgeweTboscheine  znr  gewerbsmäßigea  Aaff&hning  von  Pasaions- 
spielen  im  mnherziehen,  zam  Wahrsagen  usw.  zn  versagen.  Bei  Erteilnng 
von  Wände rgcwerbescheinen  zu  sogenannten  anatomJsch-patbologischen  Mu- 
seen, Panoptiken,  Waciisfignrenliabinctten  und  dergleichen,  welche  ihrer  Zn- 
sammensetznng  and  Zweckbestimmang  noch  hDheren  Interessen  der  Wissenschaft 
nicht  dienen,  sowie  bei  der  Aosdehnimg  aolcber  in  anderen  Bnndesstaaten  ans- 
zestellten  Wanderg ewerbeschebe  ist  aaf  der  zn  handschriftlichen  Eintragungen 
irelgelaBsenen  Seite  des  Wandergewerbescheins  darauf  hinzaweifien,  daß  die 
ZniacbaoBtelliing  von  Nachbildnngen,  welche  das  Schamgefühl  verletzen,  nicht 
gestattet  ist. 

Zu  Titel  TII.    Sonntag  Brühe. 

B.  Sonntftgsnlia  Im  Ge-veTbeb  et  riebe  mit  Acsualime  des 

Hand  elBgevexbeo. 

141.    Das  in  g  105  b,  Abs.  1    enthaltene  Verbot    gUt  nicht   für 

den  Qesch&ftshetrieb  der  Apotheker  nnd  die  Ansflbnng  der  Heilkunde. 

164.  WasaerversorgDngsanstalten.  Es  kann  die  Beschäftigung 
von  Arbeitern  an  allen  Sonn-  und  testtagen  mit  Arbeiten,  die  für  den  Betrieb 
onerläßllch  sind,  gestattet  werden. 

166.  Badeanstalten.  Es  kann  die  Besch&ftignng  von  Arbeitern  an 
allen  Sonn-  nnd  Festtagen  gestattet  werden. 

Auf  die  VerabreichiuiK  ron  Sädem  zu  Heilzwecken  finden  die  Bestim- 
mangen  aber  die  Sonntagsrohe  keine  Anwendung,  vergl.  zn  Ziffer  141. 
F.  PollBelUolie  Terfagaagen  (§§  120d,  147,  Abs.  1,  Ziffer  4), 
PollselTerordnnngen  (g  120e,  Abs.  3). 

19a  Polizeiliche  Verfflgnngen  (gg  120d,  147,  Abs.  4).  Auf 
Orond  des  g.  120d  kdnnea  polizeiliche  Verfügungen  für  einzelne  gewerb- 
liche Anlagen  erlassen  werden.  VoraoBsetzong  des  Erlasses  einer  solchen 
Verfttgung  ist,  daQ  die  Haßnahme,  die  angeordnet  werden  soll, 

a)  zur  Durchfühning  eines  der  in  den  g§  120a  bis  120  d  enthaltenen  amnd- 
sätze  erforderlich  und 

b)  nach  der  Beschaffenheit  der  einzelnen    gewerblichen  Anlagen  ttberhanpt 
ausführbar  ist. 

Gegenüber  gewerblichen  Anlagen,  die  bereits  vor  dem  1.  Janoar  1891 
bestanden  nnd  seitdem  eine  Erweitemne  oder  einen  Umban  nicht  erfahren 
haben,  ist  die  Zulissigkeit  des  Erlasses  der  polizeilichen  Verfügung  außerdem 
davon  abhingig,  daß  es  sich  entweder  um  die  Beseitigung  erheblicher, 
das  Leben,  £e  Oesundheit,  oder  die  Sittlichkeit  der  Arbeiter  gefährdender 
Uißstände  oder  nm  Maßnahmen  handelt,  die  ohne  nnverhältnißmlAige  Auf- 
wendungen ausführbar  erscheinen. 

199.  Ist  eine  dringende,  das  Leben  oder  die  QesDndheit  bedrohende 
Gefahr  zn  beseitigen,  so  nat  die  OrtspolizeibchGrde  ohne  Aufschub  die  erfor- 
derliche Verfügung  zu  erlassen  und  zur  Ausführung  zu  bringen.  Anderenfalls 
hat  sie  vor  Erlaß  ihrer  Verfügung  die  gutachtliche  Aeußerung  dos  zuständigen 
Geweibeinspektors  nnd  in  den  FUlen  des  g  120  a,  Abs.  2  auch  die  des  zustän- 
digen Hedizinalbeam  ten  einzuholen.  Der  Qewerbünspektor  hat  sich  auch 
über  die  Frist  für  die  Ausführung  der  Maßregel  auszusprechen.  Spricht  sich  der 
Oe Werbeinspektor  gegen  den  Erlaß  der  Verfügung  oder  für  die  Abänderung 
ihres  Inhaltes  ans,  so  hat  die  Ortspolizeibehürde,  wenn  sie  dem  Gutachten 
nicht  Folge  geben  will,  den  Erlaß  der  Verfügung  anazusetzen,  bis  sie  die  Zu- 
stimmung des  Regierungspräsidenten  erwirlct  hat. 

Polizeiliche  Verfügungen,  um  deren  Erlaß  die  OrtspolizeibehSrde  von 
dem  zuständigen  Gewerbeinapektor  ersucht  wird,  sind  von  ihr  binnen  zwei 
Wochen  zu  erlassen,  sofern  sie  nicht  hinnen  dieser  Frist  Bedenken  dagegen 
erhebt.  In  diesem  Falle  hat  der  Oewerbeinspektor,  falls  er  die  erhobenen 
Bedenken  für  unbegrOndet  erachtet,  die  Entscheidnng  des  Regiorangapräsidentes 
einzuholen.  >  ..  ^  .•.,■., ^i-^ 
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Im  LPB.  Eerlin  eotaclieidet  der  Polizeipräsident  in  den  Fällen  der  Tor- 
atehenden  Abs.  1,  Ü  selbständig. 

In  die  polizeilichen  Verfügungen  ist  eine  Belehnmg  Über  das  znläsaige 
Bechtsmittel  (§  120  d,  Aba.  4)  anfznnebmen  j  desgleichen  in  die  a.af  die  Be- 
schwerden ergehenden  Entscheidungen  dea  Begierungspriaidenten.  Eine  An- 
drohnng  bostimmter  Strafen  auf  Clrond  des  LVG.  g  182,  Ziffer  2  ist  in  diesen 
VerfOgangen  nicht  znläasig.  Wenn  ea  geboten  erscheint,  der  polizeilichen  Ver- 
ftlznng  von  vornherein  durch  einen  Hinweis  aaf  die  Nachteile  ihrer  Nicht- 
b^olgUDg  Nachdruck  zn  geben,  so  ist  darin  lediglich  auf  die  Strafbestimmong 
im  g  147,  Abs.  1,  Ziffer  4  hinzuweisen.  Erscheinen  von  Anfang  an  weitere 
Zwangamaßregeln  erforderlich,  so  sind  allein  die  in  g  147,  Abs.  4  und  in  LVG. 
§  1S2,  Ziffer  1  nnd  3  bezeichneten  Zwangsmittel  anzudrohen. 

Von  den  Verfügungen  gemäS  §  120  d  ist  alsbald  dem  Oewerbeinspektor 
und,  wenn  sie  zur  Verhütung  Ton  Unfällen  erlassen  werden,   anch  der  Berob- 

fenossenachatt,  der  der  Betrieb   angehört,   gemäfi  OUVO.  §  117,  Abs.  2   eine 
bachrift  zn  üoeraenden. 

300.  Ist  die  auf  Qmnd  des  g  120  d  erlassene  Verfügnng  durch  Be- 
schwerde angefochten,  so  darf  sie  nur  dann  vor  endgültiger  Entscheidung  der 
Beschwerde  zur  AusfDhrnng  gebracht  werden,  wenn  die  Ausftlbrung  nach  dem 
Ermessen  der  BehSrde  ohne  Nachteil  für  das  Oemeinwohl  nicht  ausgesetzt 
bleiben  kann.  Als  ein  solcher  Nachteil  ist  eine  erhebliche  Gefährdung  des 
Lebens,  der  Qeaondheit  oder  der  Sittlichkeit  der  Arbeiter  anzusehen. 

Znr  Erzwingung  der  durch  rechtakräftig  gewordene  Verfügung  ange- 
ordneten Maßnahmen  ist  in  der  Regel  zunächst  das  Strafverfahren  auf  Grund 
des  g  147,  Aba.  1,  ZiS.  4  herbeizuführen  und  von  den  polizeilieben  Zwangg- 
befngnissen  (LVQ.  §  132,  Ziff.  1,  2)  erst  dann  Oebranch  za  machen,  wenn 
auch  nach  rechtakräftiger  Verurteilung  die  angeordnete  Maßnahme  nicht 
getroffen  wird. 

Nur  wenn  die  Nichtausführung  der  angeordneton  Maßnahme  eine  unmit- 
telbare nnd  erhebliche  Gefahr  für  Leben,  Gesundheit  oder  Sittlichkeit  der 
Arbeiter  zur  Folge  hat,  sind  die  polizeilichen  Zwangsbefugniase  schon  vor 
der  Erledigung  des  Strafverfahrens  anzuwenden  (vergL  LVG.  g  53). 

Von  der  Betngnis  des  g.  147,  Aba.  4,  bis  zur  Heistcllaug  dea  der  Ver- 
fü|;ang  entsprechenden  Znstands  die  Einstellnng  dea  Betriebea  oder 
seines  in  Frage  stehenden  Teiles  anzuordnen,  ist  unr  bei  rechtskräftig  gewor- 
denen Verfügungen  Gebrauch  zu  machen.  In  Fällen  dieser  Art  hat  die  Orts- 
polizeibehcrde  vor  Erlaß  ihrer  Aoordnang  die  gutachtliche  Aeofiernng  dea  zu- 
ständigen Gewerbeinspektors  darüber  einzuholen,  ob  die  Fortsetzung  dea  Be- 
triebes erhebliche  Nachteile  oder  Gefahren  herbeizuführen  geeignet  sein  würde, 
und  inwieweit  deshalb  die  Einstellung  des  Betriebes  anzuordnen  ist  Die  Be- 
triebseinstellung ist  nur  soweit  anzuordnen,  als  es  zur  Beseitigung  erheblicher 
Nachteile  oder  Gefahren  unbedingt  erforderlich  ist.  In  jedem  Fall,  in  dem 
die  Fortsetzung  dos  Betriebes  einer  gewerblichen  Anlage  ganz  oder  teilweise 
polizeilich  untersagt  wird,  ist  über  diese  Anordnung  und  ihre  Veranlassung 
sofort  an  den  Begieningspräsidonten  (in  den  Stadtkreisen  Charlottenbnrg,  fijz- 
dorf  und  SchQneberg  an  den  Polizeipräsidenten  in  Berlin)  und  von  diesem  an 
den  Minister  für  Handel  und  Gewerbe  zu  berichten.  Im  Stadtkreise  Berlin 
hat  der  PDlizeipräsident  unmittelbar  an  den  Minister  für  Handel  unl  Gewerbe 
SU  berichten. 

201.  In  allen  Polizeiverordnnngen,  die  gemäß  g  120e  zwecks 
Cnfall-  oder  Erankheits Verhütung  erlasaeo  werden,  ist  ausdrücklich  zum  Aus- 
drucke zn  bringen,  daß  den  Vorständen  der  beteiligten  Bcrufsgenossenachaften 
oder  Sektionen  Gelegenheit  zn  einer  gntachtlichen  Aeu^mng  gegeben 
worden  ist. 

20a.    Bei  der  Ansführong   der   gg  laOd   und  120  e   sind    anßer    den  in 

Ziffer  26,  Abs.  2  erwähnten  Erlassen  die  besonderen  Anordnungen  zn  beachten, 

die  für  einzelne  Betriebszweige  getroffen  worden  sind,  insbesondere 

a)  Erlasse,  betr.  die  Gefahren  der  Entwicklnng   von  Arsenwasserstoff, 

vom  6.  Oktober  1887  (11592),   vom  22.  Oktober  1902  (MBl.   3.  890)  und 

vom  a  Janoar  1904  (MBl.  3.  21), 
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b)  Erlaase,  hetr.  die  Aufzüge  (PahrBttthle),  Tom  4,  September  1899 
(MBL  d.  L  V.  S.  167),  vom  6.  Jnli  1901  (UI  a  5011),  vom  27.  Juli  1901 
(III»  5543,  vom  20.  November  1901  (lUa  9084),  vom  3.  MSrz  1908  (MBI. 
S.  73)  nnd  vom  20.  April  1903  (MBI  S.  145), 

c)  Erlasse,  betr.  die  baupolizeiliche  Oenehmignug  gewerblicher  Anlagen 
vom  28.  Februar  1889  (MBI.  d.  j.  V.  S.  41),  vom  28.  April  1896  (B.  1666) 
und  vom  25.  Januar  1897  {B.  11923/96), 

d)  ErlaB,  betr.  Benzinwäscheteien  und  ähnliche  Betriebe  vom  3.  Ang. 
1903  (MB!.  8.  277), 

e)  Erlaß,  betr.  die  Einrichtung  nnd  den  Betrieb  der  Dampffäaaer  vom 
29.  Oktober  1898  (MBI.  d.  L  V.  1900  S.  62), 

f)  Erlasse,  betr.  elektrische  Anlagen  vom  20.  September  1897  (MBI 
t.  d.  i.  V.  a.  266),  vom  28.  Oktober  1898  (MBI.  d,  i.  V.)  und  vom  20.  M&rz 
1900  (MBI.  d.  i.  V.  S.  194). 

g)  Erlasse,  betr.  Easenhaarschneideroien  and  ähnliche  Znbereitungs- 
anstalten  vom  4.  Januar  1901  (lUa  9205)  nnd  vom  11.  Jannar  1902 
(MBL  Seite  86), 

h)  Erlasse,  betr.  Jatespinnereien,  vom  30.  Jnni  1896  (B.  6526)  und  vom 

17.  März  1903  (MBL  3.  93), 
i)  Erlaß,  betr.  die  Darstellung  von  KDallqnecksilber,  vom   31.  M&rz 

1892  (B.  2208), 
k.  Erlasse,   betr.  Lnmpensortieranstalten,  vom   22.  Dezember  1896 

(B.  11165}  nnd  vom  25.  Februar  1897  (B.  1768), 
1)  Erlasse,  betr.  die  Milzbrandgefahr  in  Gerbereien,  vom  6.  Juli  1897 

(B.  6821 II),  vom  2.  Dezember  1898  (B.  10Ö20  n),   vom  10.  Jnni  1898 

(B.  6186)  und  vom  10.  Dezember  1900  (MBI.  d.  L  V.  für  1901,  S.  66,) 
m)  Erlaß,   betr.    den  Verkehr  mit    Mineralölen    vom  28.  Angnst   1902 

(MBL  8.  336), 
n)  Erlaß,    betr.    die    Sanggas-Eraftanlagen,    vom    17.  Januar    1909 

(MBL  8.  14), 
o)  Erlaß,    betr.    die    Schlendermaschinen    (Zentrifugen),    vom    4.  Mai 

1882  (3989), 
p)  Erlaß,  betr.  Schmirgelscheiben,  vom  1.  September  1897  (B.  7861.), 
q)  Erlaß,    betr.   Sitzgelenheit    für    Arbeiterinnen    vom    11,   Juni  1897 

(B.  4789), 
r)  Erlasse,  betr.  Spiegelbelegeaustalten    vom  18.  Hai  1889  (MBLd. 

i.V.  a  77)  und  vom  22.  August  1893  (MBl.dä.V.  8  270), 
s)  Erlasse,  betr.  Fenersgefahr   in  Spinnereien,    vom  14.  Februar  1891 

(HBl.dJ.Y.  S.  80)  nnd  24.  November  1894  (MBl.d.LV.  S.  219), 


1894  (MBL  d.  L  V.  S.  47)  und  abgeändert  durch  Polizei  Verordnung  ' 
29.  Juni  1898  (MBL  d.  i.  V.  1899,  S.  68), 

n)  Erlafi,  betr.  Arbeiter  in  Sprengstoffabriken  vom  20.  Mai  1892 
(B.  8441), 

V)  Erlaase,  betr.  gesnndheitsschädliche  Wirkungen  des  Wasser-  und 
Halbwassergases  vom  2.  Juli  1892  (MBL  d.  L  V.  8.  326)  und  81.  De- 
zember 1896  (MBL  d.  i.  V.  1897,  8.  7). 

X.  ArbeitBordnimgea  in  dm  FaliTikra  (§  184a— 134h). 

243.    Ausnahmen  wegen  derNatnr  des  Betriebes  oder  aus 

Bflcksicht  auf  die  Arbeiter.    Der  Begierungspräsident  (im  LPB.  Berlin 

der  Polizeipräsident)  hat  die  Anträge  einer  sorgfältiKen  Prüfung  zu  unterziehen; 

diese  hat  sich  insbesondere  darauf  zu  erstrecken,  ob 

a|  die  gesetzlichen  Voraussetznngen  der  Zulassnng  von  Abweichungen  zutreffen, 

b)  die  beantragte  R^;elnng  der  BeschUtignng  mit  den  Anforderang^  die 
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im  Interesse  der  kür^erlicheu  und  geistigen  Entwickelnng  der  jugendlichen 
Arbeiter  and  der  Gesnndheit  nnd  des  FamilienlebenH  der  Arbeiterinnen 
zu  stellen  sind,  verträglich  erscheinen. 

Dabei  ist  namentlich  zq  berücksichtigen,  ob  die  Einrichtnng  der  Arboits- 
ränme  den  Anforderangen  entsprechen,  die  in  sanitärer  Beziehong  zu 
stellen  sind,  und  ob  die  Leituns  des  Betriebes  eine  wohlwollende  Fllr- 
sorge  für  die  Arbeiterinnen  nnd  die  jugendlichen  Arbeiter  erwarten  läßt. 
246.  Nach  der  gesetzlichen  Vorschrift  soll  eine  anderweite  Regelung 
nur  gestattet  werden,  wenn  die  Natnr  des  Betriebes  oder  Bäcksichten  auf  die 
Arbeiter  es  wünschenswert  machen. 

DaB  Rücksichten  anf  die  Arbeiter  die  anderweite  Regelang 
wänschenswert  machen,  ist  nur  anzunehmen,  wenn  es  sich  darum  handelt,  den 
Arbeitern,  sei  es  durch  Abkärzucg  der  Aibeitszeit,  sei  es  durch  Verlängemng 
der  Mittagspause,  sei  es  in  anderer  Weise,  eine  Erleichterung  oder  Annehm- 
lichkeit zu  gewähren,  die  bei  Innehaltang  der  für  die  Arbeiterinnen  und  ins- 
besondere der  für  die  Jugendlichen  Arbeiter  gesetzlich  Torgescbriebenen  Pausen 
nicht  dorchfühtbar  sein  würde.  Eier  kommen  auch  die  Fälle  in  Betracht,  in 
denen  Arbeitern,  die  von  der  Arbeitsstätte  so  weit  entlemt  wohnen,  daß  sie 
nicht  zum  Mittagessen  nach  Hanse  gehen  kOnnen,  durch  Abkürzung  der  Pausen 
und  der  täglichen  Arbeitszeit  die  Möglichkeit  verschafft  werden  soll,  einen 
größeren  TeU  des  Tags  zu  Hause  zuzubringen,  als  es  bei  regelmäßiger  Ein- 
teUnng  der  Arbeitszeit  möglich  sein  Wftrde. 

Von  diesen  Qesichtspunkten  aus  erscheint  es  beispielsweise,  wenn  die 
Arbeit  leicht  ist,  und  die  Art  des  Betriebes  kürzere  Ruhepausen  mit  sich 
bringt,  unbedenklich,  bei  einer  Beschäftigung  von  jugendlichen  Arbeitern  bis 
höchstens  6'/*  Stunden  von  der  halbstündigen  Pause  ganz  abzusehen  oder  die 
Vor-  nnd  Nachmittags  paus  an  der  länger  als  6  Stunden  beschäftigten  jungen 
Leute  ganz  fallen  zu  lassen,  wenn  ihre  tägliche  Arbeitszeit  auf  9  Stunden 
besdiräniit  wird,  oder  diese  Pansen  auf  je  eine  Viertelstunde  zu  verkürzen, 
wenn  die  Mittagspanse  eine  halbe  Stunde  verläogert  oder  die  tägliche  Arbeits- 
zeit entsprechend  verkürzt  wird.  Die  Nacbmittagspnuse  für  jugendliche  Ar- 
beiterinnen an  den  Vorabenden  von  Sonn-  nnd  Festlagen  kann  erlassen  werden, 
wenn  der  Schluß  der  Arbeitszeit  apfttestens  am  b'jt  Dhr  nachmittags  eintritt. 
Auch  die  einatfindige  Hittagapaoae  der  Arbeiterinnen  über  16  Jahre 
kann  bei  einer  Herabsetzung  der  täglichen  Arbeitszeit  auf  9  Stunden  um  die 
Hälfte  gektUzt  werden,  wenn  nach  den  Örtlichen  Verhältnissen  eine  halbe 
Stunde  zur  Ebnahme  einer  Mahlzeit  ausreicht.  Bei  einer  täglichen  Arbeitszeit 
von  weniger  als  6  Stunden  kann  unter  gttnstigeu  Umständen  auch  der  gänzliche 
Wegfall  der  Mittagspause  genehmigt  werden.  Voraussetzung  ist  auch  liier,  daß 
die  Arbelt  nicht  anstrengend  Ist  und  kürzere  Ruhezeiten  nach  der  Art  des 
Betriebs  von  selbst  eintreten. 

24fl.  Ab  Fälle,  in  denen  die  Natur  des  Betriebes  eine  ander- 
weite Regelung  der  Pausen  wtlnschenswert  macht,  kSnnen  vorbehaltlich  einselner 
im  voraus  niäit  zu  übersehender  Ausnahmen  für  jugendliche  Arbeiter 
nur  solche  gelten,  in  welchen  ein  rationeller  Betrieb  es  nicht  gestattet,  den 
erwachsenen  Arbeitern  neben  den  durch  den  Betrieb  seibat  gebotenen  Unter- 
brechungen noch  die  für  die  jugendlichen  Arbeiter  geaetzlich  vorgeachriebenen 
regelmäßigen  Vor-  und  Nachmittagspauaen  zu  gewähren,  nnd  in  welchen  zu- 
gleich eine  Beachäftignng  junger  Leute  —  namentlich  auch  mit  Rücksicht  auf 
die  Heranbildung  tüäitiger  Arbeiter  —  unentbehrlich  nnd  nur  dann  mOglich 
ist,  wenn  die  jogendlichen  gemeinaam  mit  den  erwachsenen  Arbeitern  be- 
schäftigt werden.  In  der  Regel  werden  diese  Vorausaetsungen  nur  bei  Be- 
trieben zutreffen,  in  denen  bei  der  eigentlichen  Fabrikation  nur  oder  vorzugs- 
weise gelernte  Arbeiter,  die  jugendlichen  Arbeiter  aber  als  Lehrlinge 
beschäftigt  werden.  In  Fällen  dieser  Art  ist  die  beantragte  anderweite  Begelung 
auf  die  jugendlichen  Arbeiter  zu  beschränken,  mit  denen  ein  schriftlicher  Lehr- 
vertrag abgeachlosaen  ist. 

Wegen  der  Natur  des  Betriebes  iat  von  der  einatfindigen  Mittagspause 
der  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  in  der  Regel  nur  dann  abzusehen, 
wenn  eine  einstündigo  Unterbrechung  des  Betriebes  an  sich  oder  wegen  dea 
Zusammenhangs   der  Beschäftigung  der  weiblichen  Arbeiterinnen   mit  der  der 
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männlichen  Arbeiter  nidit  tnntich  ist,  wenn  die  Arbeiten  mo  sich  leicht,  für 
Aibeiterinnea  geeignet  und  nicht  mit  Oofahi  fUr  die  Oeaundheit  Terbnnden 
sind,  und  wenn  die  Art  des  Betriebs  kUrzeie  Bahezeiten  mit  sich  bringt. 
Unter  diesen  YarKnssetznngeo  kann  die  Mlttagspaose  aal  eine  halbe  Stande 
enn&fligt  werden,  wenn  anßerdom  zwei  Pansen  von  je  einer  Viertelstonde 
gewährt  werden. 

247.    Wenn   sich   die  beantragten  Abweichungen    sieht   anf  die  Ärbeits- 

Eansen  beschränken,  so  hat  der  Begiorangspiäsident  (das  Oberbergamt,  im 
FB.  Berlin  der  Polizeipräsident)  die  Anträge  nach  den  unter  Ziffern  218, 
246,  356  herTorgehobenen  Oesichtapnnkten  Toliständig  zn  erSrtern  nnd  dem- 
nächst mit  dem  Ontachten  das  Oewcrbeinapektora  nnd  seiner  eigenen  gnt- 
achüicheu  Aenßerong  dem  Minister  ftlr  Handel  nnd  Gewerbe  zar  weiteren 
Veranlaesung  Torznlegen. 

Dnrflhffihrtmg  des  GeBetios  Aber  den  Terk«hr  mit  Wein  Tom  24.  Hai 

IMl.    Erlaß  des  Jttstizministers  vom  14.Äprill904—  I.  9048.08. 
an  sämtliche  Herren  Oberstaatsanwälte. 

Dem  Herrn  Beichakanzler  ist  mitgeteilt  worden,  daß  vielfach  Weine  in 
den  Handel  gebracht  werden,  die  nach  der  Zongonprobe  und  nach  fachmänni- 
schem Urteil  Kaiistweine  sind.  Diese  Erzengnisae  sollen  in  grofien  Mengen 
hergestellt  und  zn  Preisen  verkanft  werden,  für  welche  der  gewissenhafte 
Händler  Weine  kanm  einkaufen  kann.  Die  Strafverfolgung  ftthrt  angablich 
nicht  zum  Ziele,  da  die  auf  Vorschlag  der  Angeklagten  zugezogenen  Sachver- 
ständigen sich  hauptsächlich  darauf  berufen,  daß  die  Weine  den  aufgestellten 
Orenzzablen  (§  20  des  Weingesetzes,  Aosfdhrungsbestimmnngen  des  Bundesrats 
vom  2.  Joli  1901,  £.  0.  B.  S.  257)  genügen. 

Wenn  diese  Mitteilnngen  zutreffen,  so  liegt  der  Qnmd  fflr  das  Versagen 
der  Rechtsprechung  nicht  in  einer  Unzulänglichkeit  der  einschlägigen  Gesetz- 
gebung, sondern  darin,  daß  die  bestehenden  Vorschriften  nicht  mit  dem 
wünschenswerten  Nachdrucke  gehandhabt  werden.  Nach  Ziffer  I  der  erwähnten 
AnsfOhrungsbestimmungen  soU  bei  Beurteilung  der  Beschaffenheit  auf  Aus- 
sehen, Qerach  nnd  Qeschmack  der  Weine  Bücksicht  genommen  werden  j  ferner 
hat  die  chemische  Untersuchung  sich  auf  die  Bestimmang  aller  Bestandteile 
des  Weines  zu  erstrecken,  welche  für  die  Beurteilang  der  Frage  von  Bedeutung 
sind,  ob  das  Qetränk  als  Wein  im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  ist  nnd  seiner 
Zosanonensetzang  nach  nicht  unter  dem  Darchschoitte  der  ungezuckerten  Weine 
des  Weinbaugebietes  steht,  dem  es  nach  seiner  Benennung  entsprechen  soll; 
endlich  sollen  gewisse  Zahlen  eingehalten  werden.  Eine  für  sich  aUein  aus- 
schlaggebende Bedeutung  haben  danach  die  Grenzzahlen  nicht  Gezuckerte 
Weine,  die  diesen  Zahlen  nicht  genügen,  sind  zn  beanstanden;  aber  daraas 
folgt  nicht,  daß  Weine,  bei  denen  die  Zahlen  für  den  Gehalt  an  EitraktstofCen 
und  Minerslbestandteiien,  sowie  die  für  die  säurefreien  Extraktreste  berechneten 
Werte  den  gesetzlichen  Anforderungen  entsprechen,  ohne  weiteres  als  Weine 
im  Sinne  des  Gesetzes  anzusehen  sind  (vergL  Entscheidungen  des  Reidugerichts 
in  Strafsachen,  Band  36,  S.  120).  Es  ist  dahin  ra  wirken,  daß  in  den  ein- 
schlägigen Strafsachen  eine  vollständige  chemische  Analyse  des  Weines,  die 
sich  nidit  nur  auf  die  Ermittelung  der  Qrenzzahlen  beschränkt,  ansgefohrt  und 
dafi  geeigneten  Falles  auch  das  Urteil  zuverlässiger  Sachverständiger,  die  nicht 
Chemiker  sind,  herangezogen  wird. 

B«rmlinug  d«8  Preises  v«b  Handvcrkknftartlkelii  li  Apotheken. 

Bescheid  des  Ministers  der  usw.  Uedizinalangelogenheit  en 
vom  17.  Hai  1904. 

Auf  die  Eingabe  vom  25.  Febraar  d.  J.,  betr.  die  Fr^e,  ob  bei  Abgabe 
von  Handverkaufsartikeln  Wägnng  and  Di^ensation  berechnet  werden  darf, 
erwidere  ich,  daß  der  Apotheker  nicht  verhindert  werden  kann,  sowohl  beim 
Vorliegen  einer  ärztlichen  Verordnnng,  wie  auch  bei  der  Abgabe  auf  mündliches 
oder  schriftliches  Erfordern  die  Arzneien  nach  den  Ansätzen  der  Arzneitaxe 
zn  berechnen.    Nor  die  üeberscbreitong  der  Arzneitaxe  ist  unstatthafL 
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Rechtsprechung. 

fiPralA.  Mignetopath"  als  HTitaiullclier  TlteL  Orteil  des  Baye- 
risclien  Obersten  Landesgericht  vom  6.  Febraai  1904. 

Dei  Angeklagte,  der  keine  Approbation  im  Sinne  des  §  S9  Qew.-Ordn. 
beaitct,  hatte  an  der  Voiplatzttlr  semer  zut  ebenen  Erde  gelegenen  Wohnong 
ein  Papierachild  mit  der  Aufschrift:   „L.  F.,  prakt.  Hagnetopath"  angebracht. 

Im  vorwflrfigen  Falle  handelt  es  sich  nm  die  zweite  Alternative  des 
%  147,  Ziff.  3  Qew.-Ordn.  Die  FestatelliiDg,  ob  ein  dem  Titel  „Arzt"  ähnlicher 
gebraai^t  wurde,  ist  nicht  rein  tatsächlicher  Natnr,  wohl  aber  die  Featstellnng, 
ob  durch  einen  .anstahn liehen"  Titel  der  Glaube  erweckt  wurde,  der  Inhaber 
desselben  sei  eine  geprüfte  Medizinalpcraon. 

Bechtlich  steht  der  Annahme,  der  Titel  „prakt.  Uagnetopath"  sei  ein 
aiztUmlicher,  kein  Bedenken  entgegen.  £s  ist  nicht  ersichtlich,  d&B  das  Be- 
rofongsgericht  den  in  §  29  der  Oew.-Ordn.  aufgestellten  Begriff  des  Arztes  als 
einer  geprtlften  Medizin alperson  verkannt  habe.  Die  festgestellte  Sitte  der 
Aerzte,  mre  staatlich  erfolgte  Approbation  in  den  Worten  „praktischer  Arzt* 
kundzugeben,  und  die  gleichfalls  festgestellte,  sogar  in  die  äprachwelse  tiber- 
gegangene Anschauung  des  Publik  am  s,  in  dem  Beisatze  , praktisch"  den  Hin- 
weis auf  das  Vorhandensein  einer  inländischen  Approbation  zu  erblicken,  recht- 
fertigt die  Annahme,  der  Beisatz  „praktisch"  zu  einem  Fremdwoite  wie 
,Magnetopath"  gestalte  den  Gesamtansdruck  zu  einem  , arztähnlich en"  um  so 
mehr,  als  schon  der  an  die  aiztähnlichen  Titel  , Allopath"  and  „HomSopath" 
erinnernde  Aosdrack  „Magnetopath"  auf  die  Tätigkeit  eines  staatlich  geprüften, 
zur  Führung  des  Arzttitels  berechtigten  Arztes  hinweist.  Auch  diese  Ansicht 
des  Bemfun^gericbtes  ist  rechtlich  bcdenkenfroi. 

Bei  dieser  Sachlage  ist  es  gleichgültig,  ob  in  dem  Aosdrack  „Magneto- 
path"  allein  ohne  allen  Beisatz  ein  arztähnlichor  Titel  gefonden  werden  kann, 
und  ob  der  Gebrauch  des  im  g  4  der  Statuten  den  Worten  .Praktischer  Mag- 
netopath*  angereihten  Satzes :  , anerkannt  und  geprüft  Tom  PtUfnngsausschoß 
der  vereinigten  Dentschen  Magnctopathen"  etwa  geeignet  wäre,  die  Aehnlich- 
keit  des  vom  Angeklagten  gewählten  Titels  mit  dem  eines  Arztes  zu  beseitigen. 

In  subjektiver  Beziehung  erfordert  der  Tatbestand  nicht  ein  vorsätzliches 
oder  mit  dem  Bewußtsein  der  Bechtswidrigkoit  vorgenommenes  Handeln,  es 
genügt  vielmehr,  daß  sich  der  Angeklagte  bei  Anbringang  des  Titels  in  An- 
wendung der  gebotenen  Sorgfalt  der  Rechts  Widrigkeit  seiner  Handlangs  weise 
liätte  bewußt  sein  mttssen.  Nun  ist  aber  im  rorwürfigen  Falle  geradezu  die 
vorbedachte  TSusohnngsabsicht  mit  dem  Bewußtsein  der  Kechtswidrigkeit  fest- 
gestellt, sonach  mehr,  als  das  desetz  verlangt. 


BeistflIinniiK  „Dr.«  als  antihnllclier  Titel.  Urteil  des  Ober- 
landesgeriohts  Breslau  vom  5.  Juli  1904. 

Ein  fireslauer  Zahnarzt,  der  den  philosophischen  Doktorgrad  besitzt, 
hatte  sich  auf  seinen  Schildern  kurzweg  als  „Dr.  X.,  Zahnarzt"  bezeichnet 
und  wurde  deshalb  we^en  unbefugter  Annahme  eines  Titels  angeklagt.  Das 
SchSftangericht  sprach  ihn  dieser  Debertretang  schuldig  und  verurteilte  ihn 
zu  einer  Geldstrue,  und  die  dritte  Strafkammer  des  Landgerichts  verwarf  die 
dagegen  eingelegte  Berufung.  Auch  eine  an  sich  zulässige  und  berechtigte 
AbEttrzong  —  so  führte  das  Landgenicht  aus  —  kSnne  dadurch  zu  einer  an- 
baiechtigten  werden,  daß  das  Publiknm  sich  über  ihre  Bedeutung  einer  falschen 
AnUusnng  hingebe;  der  Angeklagte  aber  habe  auch  das  Bew^tseiii  gehabt, 
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iaä  das  Pablikum  daa  .Dr."  als  „Dr.  med.',  also  als  Kennzoichen  einer  theo- 
retischen medizinisch en  Oesamtausbildimg  deuten  würde,  weil  man  anzunehmen 
pflege,  daB  der  Doktortitel,  den  Jemand  ttlhrt,  seinem  praktischen  Iterof  ent- 
spreche. Die  gegen  dieses  Urteil  eingelegte  Revision  wurde  vom  Oberlandes- 
gericht verworfen.  Pharma^.  Ztg.  Nr,  66. 

jr-  Krankhafte  Teranlagnng  In  geistiger  Beztebnng  bIb  -ünznTerllsBlg- 
kelt"  talnglctatlieh  des  BetriebeB  des  Glfthnndels.  Entscheidnng  des 
BayeriBcheu  VerwaUnngsgerichtshofs  (2.  Senat)  vom  17.  Fe- 
braar  1904. 

Die  Genetunlgangspflicht  fttr  den  Handel  mit  Qiften  erstreckt  sich  nach 
den  geltenden  Bestimmungen  ant  alle  in  den  Abteilungen  1  und  3  des  als 
Anhang  zu  der  Verordnung  vom  16,  Juni  1895  vetöffentlich ten  VerEeichntsses 
erwäiinten  Giftstoffe.  Ohne  Bedeatong  ist  dabei,  ob  diese  Stoffe  nach  der 
Kaiserlichen  Verordnung  vom  22.  Oktober  1901  (BOBl.  S.  880),  betreffend  den 
Verkehr  mit  Arzneimitteln,  dem  freien  Verkehr  überlassen  sind  oder  als  Heil- 
mittel nur  in  Apotheken  feilgehalten  oder  verkauft  werden  dttrfen. 

Der  Beschwerdeführer  hat  nun  die  Absicht  kundgegeben,  in  seinem 
Drogen  Geschäfte  eine  Anzahl  der  in  dem  erwähnten,  der  Verordunng  vom 
16.  Juni  1895  beigefügten  Verzeichnisse  aufgeführten  Giftstoffe  feilzuhalten 
and  zu  Terkaufeu.  Die  hiezu  nach  ^  21,  Abs,  1  dieser  Verordnung  erforder- 
liche Genehmigung  ist  zu  erteilen,  wenn  der  Nachsuchende  fiber  seine  Zuver- 
lässigkeit in  bezag  auf  den  beabsichtigten  Betrieb  sich  ausgewiesen  hat.  Aus 
dem  sicherheitspouzeilichen  Charakter  dieser  Vorschrift  ist  zn  folgern,  daß, 
wenn  dieser  Ausweis  felilt  oder  nicht  genügend  erbracht  ist,  die  Genehmigung 
versagt  werden  mufi.  Ob  der  Beschwerdeführer  diesen  Nachweis  geliefert  hat 
oder  nicht,  ist  eine  nach  verwaltnngsrichterlichem  Ermessen  zu  beurteilende 
Tatfrage. 

Der  den  Kernpunkt  der  Streitsache  bildende  Begriff  der  Zuverlässigkeit 
für  den  gewerbsmäSigen  Handel  mit  Giften  läßt  sich  in  der  Hauptsache  dahin 
umschreiben,  daS  die  Person  des  Nachsuchenden  volle  Gewähr  für  gesetzmäßigen, 
sach entsprechenden  and  sorgfältigen  Betrieb  des  Gifthandels  bieten  muß,  da 
ein  mangelhafter  oder  mißbräuchlicher  Betrieb  zn  schweren  Gefahren  fflr  Leben 
und  Gesundheit  des  Poblikums  führen  kann.  Die  Polizeibchärden  müssen  dem- 
nach ans  den  ihnen  vorgelegten  Anaweiaen  nnd  aus  sonstigen  Erhehnngen  die 
Ueberzeugung  gewinnen,  daß  sie  sich  in  dieser  Beziehung  auf  den  Nach- 
suchenden verlassen  künnen.  Die  Zuverlässigkeit  muß  ferner  nach  verschiedenen, 
durch  die  Natur  des  Gifthandels  bedingten  Bichtungen,  z.  B.  in  bezug  anf  ge- 
schäftliche Befähigung  und  Tüchtigkeit,  tadeliosen  Lebenswandel  nsw.  vor- 
liegen. Als  ein  auflerdem  nicht  zu  entbehrendes  Erfordernis  bt  zu  erachten, 
daß  die  geistige  Verfassung  des  Nachsuchenden  eine  normaleist  und 
keine  Tatsachen  vorliegen,  welche  es  mSglich  oder  wahrscheinlich  erscheinen 
lassen,  daß  bei  ihm  sich  krankhafte  Veiirmngen  der  Qeistestätigkeit  einstellen, 
welche  zu  einem  Gefahren  in  sich  tragenden  Hißbrauch  des  Gifthandels  und 
der  vorrätig  gehaltenen  Giftstoffe  führen  künnte. 

Tatsachen  dieser  Art  Ue^eu  nun  aber  hier  insofeme  vor,  als  der  Be- 
schwerdeführer in  geistiger  Beziehung  krankhaft  veranlagt  ist  nnd  nach  den 
vorÜegendeo  Ermittelungen  schon  an  periodischen  Aufregongsznständen  und 
Wahnvorstellungen  gelitten  hat,  welche  bereits  zweimal  seine  Yerbringung  in 
Irrenanstalten  notwendig  gemacht  haben  und  welche,  seitdem  er  in  H.  sein 
Drogen geschäft  betreibt,  in  den  Jahren  1898  und  1899  Verhandlungen  über 
seine  Verwahrung  wegen  gemeingefährlicher  Geisteskrankheit  veranlaßt  haben. 
Eine  Wiederholung  dieser  Leidenszustände  wird  von  ärztlicher  Seite  als  tnSglich 
nnd  eine  fortschreitende  Verschlimmerung  unter  gewissen  Umständen  als  nicht 
aasgeschlossen  bezeichnet. 

Dua  vom  Beschwerdeführer  vorgelegte  hansärztliche  Zeugnis  (wonach 
l)ei  ihm  keinerlei  Erkrankung  gemütlicher  oder  nervöser  Natnt  beobachtet 
wurde)  vermag  die  sktenmäßigen  Feststellnngen  über  die  krankhafte  Geistes- 
anlage des  Bosch  weideführen  and  dessen  seitherige  Erkrankungen  nicht  za 
entkräften. 

Zufolge  dieser  Ausfühnmgen  ist  ein  genügender  Anaweis  über  die  Zu- 
verlässigkelt  dea  Beschwerdefütreis  zoi  Aunbniig  des  Qifthaiidelji  nicht  er- 
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bracht  und  bestellen  zorzeit  gewichtige  Bedenken  gegen  die  Erteilnng  der  von 
dem  Beschwerdeführer  hierfür  nachgesuchten  Genelunigung.  Diese  Bedenken 
verlieren  nicht  dadnich  ihr  Gewicht,  daß  der  Beschwerdeführer  bisher  sein 
Drogen geschsft  mit  anerkennenswerter  Sorgfalt  und  Oewiasonhaftigkeit  geführt 
hat,  ohne  dafi  Anlässe  zd  Beanstandongen  hervorgetreten  sind. 


^^^te 


AnfeBndlgBitg  von   Heilmitteln   dnreta  Prospekte  oder  BrosehDreii. 
ilo  des  Kammergerichts  (Strafsenats)  vom  SO.  Mai  1904. 

a)  Ein  Fabrikant  L.  war  anf  Ornnd  einer  FolizeiTerordnuig  des  Be- 
giemngs^r&sidenten  in  Breslau  vom  23.  September  1902  angeklagt  worden, 
weil  er  in  Öffentlichen  Änkandigongen  den  von  ihm  hergesteUten  Heilmitteln 
eine  Über  ihren  wahren  Wert  hinausgehende  Wirkung  beigdegt  habe.  L.  stellte 
Balsam,  Pflaster  nsw.  für  Wiederr  erkauf  er  her,  und  pfiegte  seinen  Sendungen 
Prospekte  in  großer  Zahl  beiznlegen.  In  den  Prospekten  wurden  die  ron  ihm 
hergestellten  Mittel  als  wirksame  Heilmittel  gegen  Krämpfe,  Unterleibsleiden, 
Fiostbenlen,  Hagenbeschwerden  usw.  angepriesen.  Im  Gegensatz  zum  Schöffen- 
gericht verarteilte  das  Landgericht  L.  za  einer  Geldstrafe,  da  L.  seine  Präpa- 
rate als  Heilmittel  ge^en  fast  alle  Krankheiten  anpreise  und  den  betreffenden 
Uittetn  Wirkungen  beilege,  die  sie  nicht  haben.  £ine  öffentliche  Anpreisung 
wurde  ans  dem  Qrnnde  für  vorliegend  angenommen,  weil  L.  den  Seodnngen 
an  Wiederverkaufet  eine  ao  große  Anzahl  von  Prosp^ten  beigefügt  habe,  daß 
ans  diesem  Umstände  zu  folgern  sei,  er  habe  die  Wiederrerkänfer  veranlassen 
wollen,  seine  Prospekte  an  das  Publikum  abzugeben.  In  seiner  Eevision  be» 
tonte  L-,  die  Kegiemngspoliz  ei  Verordnung  vom  23.  September  1902  gehe  über 
die  Grenzen  des  polizeilichen  Yerordnungs rechts  hinaus  und  sei  daher  ungültig ; 
vorliegend,  wo  es  sich  um  einen  Großhandel  handle,  kOnne  die  Regierungs- 
Folizei Verordnung  auf  keinen  Fall  zur  Anwendung  gelangen.  Das  Kanuner- 
gericht  wies  indessen  die  Revision  dos  Angeklagten  als  unbegründet  zurück, 
da  die  Vorentscheidung  ohne  Bechtsirrtum  ergangen  seL  Die  Begierungs- 
Folizeiver Ordnung  vom  2'i.  September  1903  wurde  auch  für  rechtsgültig  er- 
achtet, da  sie  ihre  Grundlage  in  §  6f  des  Polizei-Verwaltungsgesetzes  vom 
11.  Harz  1650  findet.  Hiernach  gehsrt  es  zu  den  Aufgaben  der  Polizeibehörde, 
für  Leben  und  Gesundheit  Sorgo  zu  trafen.  Die  Verordnang  verstößt  auch 
nicht  gegen  die  Gewerbefreiheit,  denn  sie  verbietet  nicht  das  Feilhalten  von 
Heilmitteln,  sondern  nur  die  öffentliche  Ankündigung  solcher  Mittel.  Eine 
öffentUche  Ankündigung  hat  na^  Ansicht  des  Kammergerichts  der  Vorder- 
lichter  ohne  Bechtsirrtum  darin  gefunden,  daß  der  Angeklagte  seinen  Sendungen 
zahlreiche  Prospekte  in  der  Absicht  beigelegt  habe,  damit  sie  in  die  Hände 
des  Publikums  gelangen  sollen.  — 

b)  Ein  Dro^t  K.  hatte  in  einer  Zeitung  eine  Broschüre  ,Der  Tierarzt 
im  Hanse"  angepriesen,  und  diese  Schrift  allen  Kunden  gratis  abgegeben.  In 
der  Broschüre  wurden  Heilmittel  für  Tiero  angepriesen  und  diesen  Mitteln 
Wirkungen  beigelegt,  welche  die  Präparate  nicht  besaßen.  E.  wurde  auf 
Grund  einer  Begierungs-Polizeiverordnnng  vom  19.  Juli  1902  angeklagt  und 
sowohl  vom  Schöffengericht,  als  auch  vom  Landgericht  zu  Geldstrafen  ver- 
urteilt. Das  Landgericht  stellte  fest,  daß  E.  in  seiner  Broschüre  gewissen 
Tierheilmittoln  Wirkungen  beilegte,  welche  jene  Mittel  keineswegs  besaßen; 
auch  wurde  angenommen,  daß  K.  die  fraglichen  Mittel  öffentlich  angepriesen 
habe,  da  er  die  Broschüre  nicht  nur  in  einer  Zeitung  öffentlich  angepriesen, 
sondern  auch  ao  jedermann,  welcher  in  seinem  Laden  vorsprach,  abgab.  In 
seiner  Kevision  betonte  K.,  er  habe  die  Broschüre  nur  solchen  Personen  ver- 
abreicht, welche  ihn  darum  in  seinem  Laden  gebeten  hätten  i  die  Begierungs- 
Poliz  ei  Verordnung  bestehe  aber  auch  nicht  zu  Becht.  Das  Eammergoridit 
wies  jedoch  dio  Revision  als  unbegründet  zurück.  Der  Augeklagte  habe  seine 
Broschüre  nach  vorheriger  Ankündigung  in  der  Presse  an  jedermann  in  seinem 
Loden  verabfolgt  und  dadurch  die  in  der  Broschüre  erwähnten  Tierheilmittel 
Öffentlich  angepriesen.  Die  Polizei  Verordnung  vom  19.  Juli  1902  sei  aber  auch 
als  rechtsgültig  anzusehen,  denn  de  finde  in  §  6a  des  Polizei verwaltuogs- 
gesetzes  vom  lt.  März  ISöO  ihre  rechtliche  Grundlage. 

(Pharmazeutische  Zeitung,  Nr.  46.) 
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^''       UBbetii^r  TerkAnf  tob  Cnrbltln  -  TtblettM  beiw.  Carbitlii  -  Sehtk»* 

'^  lade.    Urteil    des   KSlner     OberUndeagerichts    (Str.-Sen.)    vom 
27.  Juni  1904. 

Die  Berision  greift  die  AnffasBong,  daß  die  bezeidbaeten  Cnrbitintafeln, 
die  in  Nr.  9  des  Verzeichnisses  A  geschätzte  Erscheinnngsform  der  Tabletten 
darstellen,  als  irrtümlich  bji.  Die  Bichtigkeit  dieser  AÖffassnng  kann  indes 
dahingestellt  bleiben,  weil  Ciubitin  als  trockenes  Oomenge  zerkleinerter  Snb- 
atanzen  der  Nr.  4  des  Verzeichnisses  A  nnterfäUt.  Denn  es  besteht,  wie 
bereits  oben  angegeben  ist,  ans  mechanisch  vermengten  Teilen  fein  zerkleinerter 
(pnlTerisierter)  Schokolade  and  ebenso  zerkleinerter  Eürbiskeme.  Dadurch, 
daß  dieses  Qemenge  durch  Pressen  in  die  Form  von  Tafeln  gebracht  worden 
ist,  hat  es  selbstverständlich  nicht  aofgehSrt,  ein  Qemenge  za  sein  nnd  ist 
nicht,  wie  die  Bevision  meint,  ein  einheitlicher  StofF  geworden.  Wenn  der 
Vorderrichter  darcfa  den  Wortlaut  der  Ziffer  i,  namenUicb  durch  den  latei- 
nischen Ansdnick  .pnlreres"  zd  der  Annahme  gelangt  ist,  es  müsse  die  gepnl- 
verte  Form  der  Snbstanzen  beibehalten  sein,  so  verkennt  er,  daß  durch  .pnl- 
veres'  im  Qegensatz  zu  (abgesehen  von  salia)  species  nor  hat  ansgedrflckt 
werden  sollen,  daß  das  Mengen  —  Mixta  bezieht  sich  anf  polveres,  auf  salia 
und  auf  species  —  sowohl  fein  zerkleinerter  oder  gepulverter  (pniveres)  als 
auch  ^rob  zerkleinerter  Substanzen  (species)  gescnenen  künne.  In  keiner 
Weise  ist  das  Erfordernis  zum  Aosdrack  gebracht  worden,  daß  das  Gemenge 
in  der  Gestalt  verbUebeB  sein  müsse,  in  welcher  das  Mengen  geschoben  ist. 
Ließ  sich  doch  andernfalls  das  Gesetz  auf  die  einfachste  Weise  nnd  zwar  eben 
.durch  das  Pressen  der  du rcheinand ergemengten  Substanzen  in  irgendwelche 
Form  von  grosserer  oder  geringerer  Festigkeil  mit  Leichtigkeit  umgehen,  eine 
UUglichkeit,  welche  der  Gesetzgeber  sicherlich  vorausgesehen  hat,  aber  ebenso 
sicher  nicht  hat  zulassen  wollen.  Hiernach  ist  die  Feststoliong,  daß  der  An- 
geklagte ohne  polizeiliche  Erlaubnis  dem  Handel  nicht  freigegebene  Arzneien 
verkauft  hat,  nicht  fttr  rechtsirrtttmlich  zu  erachten,  die  Revi^on  daher  nicht 
begründet.  Apotheker-Ztg.  Nr,  58. 

Za  den  Kosten  der  Ärztlichen  Behandlung  gshSren  aneh  die  KoBtftiif 
welche  durch  den  Transport  eines  Im  Sasseiiheilrk  erkrankten  Ter> 
heirateten  Kassen mltglleds  an  seinen  auBVFSrtlgen  Wohnort  behob  dorther 
äntlicher  Behandlung  erwachsen  sind,  wenn  nach  der  Art  der  Krankheit 
die  (von  der  Kasse  angebotene)  Krankenhansbebandlnng  nicht  erforder- 
lich Ist.  Entscheidung  des  Bayerischen  Verwal tUBgsgericbts- 
hofs,  3.  Sen.,  vom  29.  Februar  1904. 


Krankheit  Ist  Kranksein;  fklls  noch  Tor  Beendlgnng  der  ersten 
Krankheit  eine  weitere  Krankheit  eintritt,  hat  die  Krankeakasse  auch  Ihr 
letztere  grnndsBtzllrh  bis  nun  Ablaufe  der  gesetillohen  oder  BtatatarlseheB 
ünterst&tzDngszeit  CnterstOtznng  za  leisten.  —  In  jenen  FlUen,  In  welchen 
die  Krankenkassen  mr  Sewlhrang  von  Kmnkenhanspflege  verpflichtet 
sind,  haben  sie  —  In  Ermangelung  entsprechender  eigener  FBrsorge  —  die 
vollen  Kur-  und  Terpflegnngskosten  zn  fibemehmen;  eine  auch  nwr  an» 
tellsweise  Heranzlelinng  des  Armenverbands  zim  Kostenersatae  tritt  1b 
solchen  FUlen  nicht  ein.  In  solchen  FSlten  Ist  auch  belanglei,  daas  die 
Aufnahme  des  Erkrankten  In  Krank enhansptlege  In  der  Annahme  armen- 
pfleglicher HUtisbedllrrtlgkeit  des  Erkrankten  erfolgt  Ist.  Entscheidnag 
des  Bayerischen  Verwaltnngs-Gericbtsbofs,  8.  Senats,  vom 
28.  März  1904.  

Medizinal  -  Gesetzgebung. 

KÖnlflpreioIi  Preii«*«ii. 

KrelsbitUche  Atteste  zum  Zwecke  der  Bewerbung  nnd  Anstellnng 
■'  im  Fohir  nnd  Telegraphendlenste  sind  als  amtslrztltche  anzusehen.    Be- 
scheid des  Ministers  der  usw.  Medizinatangelegenheiten  Tom 
20.  April  1904  ~  M.Nr.  1637  —  an  den  Herrn  BegieronsspritideBteu  zu  M. 
Der  Aufbssong  Ew.  HochwohlgeboreD  trete  i^  dah&  oei,  daß  die  von 
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den  Kreisirzteii  znm  Zwecke  der  Bewerbong  tud  Anatellimg  im  Post  und 
Telegnphendienste  erteilten  Qeanndheitazeagiiisee  ab  amtsärztliche  ajiznsehen 
sind,  deigestalt,  dass  die  Gebtihren  hieTfflr  von  den  voUbesoIdeten  Kieiaärzten 
rar  Staatskasse  abzofflhren  und  TOn  den  nicht  ToUbesoldeten  in  das  nach  g  119 
der  DienstanweiBong  zu  fahrende  Verzeichnis  anfzonehmen  sind. 


Ai 


SUttetiHhe  Sendnngen  der  Hellangtalt«ii  an  die  Krelslnte.  Erlaß 
Uinister  der  naw.  HediziDalangelegenheiten  nnd  des 
am  vom  28.  Juni  1904  —  M.  Nr.  7506,  M.  d.  I.  Ib  Nr.  4176  — 
an  H amtliche  Herren  Begienmgsprägidenten. 

Nach  diesem  Erlaß  hat  sich  der  Staatssekretär  des  Beichspostamts 
damit  einverstanden  erklärt,  daß  die  statistisdien  SendnngoQ  der  Heilanstalten 
an  die  Kreistirzte  in  den  mit  der  preußischen  Staatsregierang  geschlossenen 
PortoablQanngsvertrag  einbezogen  und  daß  den  Heilanstalten  für  diese  Sen- 
dungen seitens  dee  KBnieL  prenßiachen  statistischen  Bnreans  Briefumschläge 
geliefert  werden,  die  Torner  mit  dem  Abdmck  des  amtlichen  Siegels  desselben 
nnd  mit  dem  PortoablösnngBvermerk  versehen  worden  sind. 

Den  Postanstalten  wird  seitens  der  FostTerwaltnng  entsprechende 
Weisong  zugehen. 

Tentenemng  der  ApothekeHkonzesafonen.    Erlaß  des  Hinisters 
isw.   Hedizinalangelgenheiten  und  des  Finanzministers 
>.  Mail904  —  M.  Nr.  6767,  F.  -  M.  m  Nr.  4919  —  an  sämtliche  Herren 
BegierongsprBsid  enten . 

Die  von  dem  Begiemngspräsidenten  in  ...  .  vertretene  Auffassung, 
daß  auf  Grand  des  Finanz ministerialerlasses  vom  29.  Joni  1900  —  m.  Nr.  7462 
'  —  2D  den  Eonzessionen  nicht  privilegierter  Apotheken  in  jedem  Falle  nnr  ein 
Stempel  von  50  M.  zu  verwenden  sei,  ist  nicht  zutreffend.  Dieser  Erlaß  be- 
zieht sich  nicht  auf  die  Versteuernng  der  von  den  Verwaltungsbehörden 
(Oberpräsidenten,  Begiemngspräsidenten)  anagesteUten  ApothekenkonzessiooeD  ; 
er  ordnet  vielmehr  an,  daß  zn  einem  in  einem  Kaufverträge  über  ein  Apotheken- 
grundatück  beurkundeten  Verzicht  auf  die  Apothekenkonzession  nicht  der 
Wcrtstempel  der  Tarifstelle  2  oder  82,  sondern  der  allgemeine  Vertragsstempel 
von  1  M.  60  Pf.  der  Tarifstelle  71  Ziffer  2  des  Stempelsteuergcsetzes  vom 
81.  Juli  1895  erforderlich  ist.  Fär  die  Verstenening  der  Apothekenkonzesai- 
onen  ist  aUein  die  Vorschrift  nnter  Buchstabe  a  der  Tarifstelle  22  a.  a.  0. 
massgebend.  Nach  dieser  unterliegen  die  Konzessionen  znm  Betriebe  von 
Apotneken,  wenn  sie  vererblicb  oder  veräuBerlich  sind,  einem  Stempel  von  ^i 
V.  E.  ihrea  Wertes,  mindestens  aber  von  50  M.,  nnd  wenn  sie  nicht  veräusser- 
lich  sind,  einem  Stempel  von  50  M.  (zn  vergL  Hummel- Specht,  Stempelerlän- 
tentngsbnch  Seite  603  Anm.  2,  Seite  605  Anm.  4  und  Seite  607  Anm.  7).    Oa 

die  von  dem  Herrn  Regierungspräsidenten  iu dem  Apotheker  Gr.  in 

erteilte  Konzession  sich  auf  eine  Apotheke  bezieht,  die  vor  dem  11.  Juli  1894 
bereits  bestanden  hat,  mithin  za  den  vererblichen  und  veräusserUchen  gehSrt, 
so  ist  mit  Recht  ein  Stempel  von  V^  ?■  H.  des  auf  145000  M.  angegebenen 
Wertes  der  Konzession  mit  725  U.  verwendet  worden.  Der  Erstattongaantrag 
des  Apothekers  Gr.  ist  hiemach  abzulehnen. 

FSrdenmg  des  VolksbadewesenB,  Bekanntmachung  (a)  und 
Verfügung  (b)  des  Begierungspräsideoten  in  Minden  vom 
6.  Juli  1904, 

A. 

Aus  den  infolge  der  Erlasse  des  Herrn  OberprBaidenten  vom  12.  Jnli 
1890,  20.  Februar  1891,  24.  September  1892,  4.  November  1893  und  28.  Juni 
1895  und  der  diesseitigen  Verfdgungen  vom  26.  Juli  1890,  9.  April  1891, 
10.  Oktober  1892,  18.  November  1893,  1.  März  1896  und  5.  September  1699 
erstatteten  Berichten  habe  ich  gern  ersehen,  daß  die  Beatrebaugen  zur  FOrde- 
rnni;  des  Volksbadewesens  im  hiesigen  Begierangsbozirk  nicht  ohne  Erfolg 
geblieben  aiud.  Namentlich  in  den  größeren  Städten  ist  jetzt  durch  Einrichtung 
Ton  Öffentlichen  Brause-  und  Wannenbädern  der  BevOlkemog  in  weit  höherem 
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M&ße  als  früher  Gelegenheit  zam  Boden  geboten;  desgleichen  haben  Ter- 
schiedene  Indnatrielle  zweckmäßige  Badeemrichtnngen  fttr  ihre  Arbeiter  ge- 
troffen nnd  einzelne  Gemeinden  bei  Neabaatcn  von  Schulen  Brausebäder  vor- 
gesehen,  von  der  sehr  richtigen  Voraussetzung  ausgehend,  daß  gerade  in  der 
Jagend  der  Sinn  für  Beinlichkeit  nnd  Körperpflege  durch  die  regelmäßige  Be- 
nutzung Ton  BraoBebädem  am  sichersten  erweckt   und  erhalten  werden  kann. 

Trotz  dieser  Erfolge  besteht  aber  noch  immer  im  Begierongsbezirk,  be- 
sonders auf  dem  platten  Lande,  sowie  in  den  kleineren  nnd  mittleren  Städten, 
ein  großer  Kangel  an  Badegelegenheiten,  dessen  Beseitignng  mit  Rttcksicht  ant 
die  außerordentliche  Bedeutung  einer  geregelten  körperlichen  Beinlichkeitspflege 
für  die  Gesundheit  und  Widerstandsfähigkeit  des  Einzelnen,  wie  der  ganzen 
Bevfilkemng  eine  der  widitigaten  Ani^ben  der  Öffentlichen  Gesundheitspflege 
bildet.  Je  mehr  die  Gelegenheit  zum  Baden  allen  Bevfilkernngsichichten  g»- 
schafFen  wird,  desto  eher  ist  darauf  zu  rechnee,  daß  der  Jetzt  noch  rielfaoh 
zn  Tage  tretenden  Gleichgültigkeit  und  Abneigung  gegen  das  Baden  in  wirk- 
samer Weise  begegnet,  der  Sinn  für  Reinlichkeit  in  den  weitesten  Schichten  des 
Volkes  erweckt  und  der  hohe  Wert  des  Badens  in  bezng  aof  Abhärtung  des 
KDrpers,  Erhaltung  des  Wohlbeflndens  nnd  Schatz  gegen  Krankheiten  immer 
mehr  anerkannt  nnd  gewürdigt  werden  wird.  Die  Bicutigkeit  dieser  Ansicht 
findet  auch  ihre  Bestätigung  durch  die  Erfabrnngen  und  Beobachtangen  Ib 
denjenigen  Orten  des  hiesigen  Bezirks,  in  denen  dem  Volksbadewesen  bereita 
eine  erhGhte  Fürsorge  entgegengebracht  ist.  Die  hier  eingerichteten  Öffentlichen 
Brause-  und  Wannenbäder  werden  in  einem  alle  Erwartungen  Obersteigendaa 
Haße  von  allen  Volksklaasen  benutzt ;  ebenso  haben  sich  die  Schulbransebäder 
nach  jeder  Bichtung  liin  bewährt  und  nicht  nar  unmittelbar  in  bezng  auf  den 
Beinliclikeitssinn  und  die  Gesundheit  der  Kinder,  sondern  anch  mittelbar  aof 
das  EltershaiiB  iosotern  einen  sehr  günstigen  Einfloß  ansgeObt,  als  selbst  die 
ärmsten  Schulkinder  seitdem  weit  sauberer  am  Körper,  sowie  ordentlicher  in- 
WSsche  nnd  Kleidung  gehalten  werden.  Das  Schnlbad  hat  sich  demnach  anoh 
hier  als  ein  unschätzbarer  Erziehnngs-  und  Kaiturfaktor  erwiesen.  Ein  gleicher 
Einfloß  ist  von  der  FQrdemng  des  Öffentlichen  Badeweeens  überhaupt  so  er- 
warten ;  denn  wenn  jemand  die  dadurch  geschaffene  Gelegenheit  zom  Baden 
regelmäßig  benutzt,  so  wird  er  nicht  nnr  zur  Beinlichkeit  seines  EDrpers, 
sondern  auch  znr  größeren  Sauberkeit  an  seiner  Kleidung  nnd  in  seiner  Woh- 
nung erzogen;  seine  ganze  Lebenshaltung  wird  somit  gehoben. 

Auf  einen  sohließlichen  Erfolg  wi  rd  man  im  hiesigen  Begiernngsbezirke 
bei  allen  Bestrebnngen  zur  Hebung  des  Badeweseus  nm  so  mehr  rechnen 
können,  als  die  große  Zahl  von  Hineralbfidem  seit  Jahrhunderten  stets  sich 
regen  Znspmchs  aus  der  ländlichen  wie  der  städtischen  BevOlkerong  so  er- 
freoen  hatte,  im  Mittelalter  jeder  größere  Ort  eine  oder  mehrere  Badestoben 
anfznweisen  hatte,  nnd  der  Sinn  für  Reinlichkeit  Im  allgemeinen  ziemlich  gut 
entwickelt  ist. 

Zunächst  ist  darauf  hinzuwirken,  daß  die  vorhandenen  Bade- 
anstalten nicht  nur  in  bezug  auf  ihre  Einrichtung,  sondern  vor  aUem  auch 
in  bezug  auf  Reinlichkeit  nnd  ordnungsmäßigen  Betrieb  usw.  den  in  der  dies- 
seitigen Anweisung  vom  S.  April  19^  <s.  Anlage  I)  gegebenen  Yorschriftea 
entsprechen;  denn  der  mangelhafte  Besuch  von  Badeanstalten  Ist  meist  anf 
unzweckmäßige  Badeeiurichtongen,  dumpfe,  feuchte  oder  schlecht  erleuchtete 
Baderänme,  Unsauberkeit,  onhOniche  oder  unpünktliche  Bedienung  seitens  des 
Personab  usw.  zorückzoführen,  mitunter  auch  auf  unbequeme  Badestunden. 

Betrefl!s  der  neu  zo  beschaffenden  Badegelegenheiten  ist 
folgendes  zn  beachten: 

Wo  Irgend  ein  Fluß  oder  sonstiger  Wasserlauf  mit  auch  im  Sommer 
ansreichendem  Wasser  zu  Gebote  steht,  muß  dahin  Kestrebt  werden,  ihn  fftr 
Baden  im  Freien  nutzbar  zn  machen.  Dasselbe  gut  in  bezug  anf  stehende 
Gewässer  (Teiche  und  Seen).  Voraussetzung  ist  hier  wie  dort,  daß  die  Be- 
schaffenheit des  Wassers  zo  keinen  gesundheitlichen  Bedenken  Veranlassung 
S'bt  und  namentlich  die  Badeplätze  tot  unreinen  Zuflüssen  geschützt  sind.  Ist 
e  Herstellong  eines  Schwimmbassins  bei  solchen  Bädern  möglich  —  meist 
wird  dies  ohne  große  Hehrkosten  der  Fall  sein  •—,  dann  Bellte  sie  niemals 
unterlassen  werden,  nm  besonders  der  Jugend  die  Gelegenheit  zar  Erlernung 
nnd  Ausübung  des  Schwimmens,  eines  der  gesundesten  Leibesübungen,  zn  bieten. 


ITrauseDad  a 

für  Dor&ohnleiL  (In  -rorlianileiiem  Gtebftnde). 
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Die  Anlage  von  Bädern  im  Freien  ist  aber  leider  gerade  im  hiesigen 
Bezirk  infolge  der  geringen  Zahl  daza  geeigneter  Oew&sser  nur  in  verhältnis- 
mäßig wenigen  Orten  aoafährbar,  femer  ist  ihre  Benutzung  ant  die  kane 
warme  Sommerzeit  beschränkt.  Soll  daher  den  Anforderungen  betreffs  Hebung 
der  körperlichen  BeinUcbkeitspfleKe  in  ausgiebigerem  Uafle  genagt  werden,  so 
müssen  ständige,  ohne  Bttcksicbt  auf  die  Jahresseit  zu  benatzende,  billige  Bade- 
gelegenheit geschaffen  werden. 

Als  Binche  kommen  In  erster  Linie  die  Brauseb&der  in  Betracht,  da 
ihre  Einrichtung  und  ihr  Betrieb  orfahrongsgemäS  so  geringe  Uittel  erfordern, 
daß  sie  zn  entsprechend  niedrigen  Preisen  (höchstens  10  Pfg.  einschliefilicfa 
Seife  und  Handtuch)  abgegeben  nnd  demzufolge  auch  von  den  wonie  be- 
mittelten Volksschichten  regelm&Qig  benutzt  werden  kOnnen.  Ftlr  Scüal- 
b&der  bilden  sie  die  gegebene  Badefonn;  bei  grafleren  Scbulbauten  empfiehlt 
aich  ihre  Anlage  im  Kellerg eschofl,  bei  kleineren  in  Verbindung  mit  der  Wasch- 
ktlcho  der  Lehrerwohnung.  DaB  aich  auch  bei  ländlichen  Volksschulen  Schul- 
bransebftder  ohne  gro&e  Mehrkosten  herstellen  lasaen,  dafür  hat  der  Kreis 
Schmalkalden  den  besten  Beweis  geliefert;  hier  sind  in  der  jitngsten  Zeit  alle 
Volksachulnenbanten  mit  Brausebädern  aosgebant,  obwohl  der  Wohlstand  der 
dortigen  Landgemeinden  keineswegs  ein  besonders  günstiger  ist,  sondern  eher 
ein  geringerer  sein  dürfte,  als  in  den  meisten  Landgemeinden  des  hiesigen 
Be^erungsbezirkes.  Was  also  dort  erreichbar  gewesen  ist,  müßte  auch  ßer 
bei  gutem  Willen  erreichbar  sein ;  ist  aber  erst  in  einer  Landgemeinde  damit 
der  Anfang  gemacht,  dann  wird  die  Nachfolge  sicherlich  nicht  ausbleiben. 

Ohne  große  Schwierigkeiten  und  Kosten  laaaen  sich  Bransebäder  auch 
imAnschluB  an  gewer  bliche  Betriebe  mit  Dampfkessetanlagen 
einrichten.  Eine  erhebliche  Anzahl  Ton  Industriellen  Ist  bereits  nach  dieser 
Bichtong  hin  mit  gutem  Beispiel  vorangegangen  und  hat  sich  die  Sorge  fOr 
die  Körperpflege  ihrer  Arbeiter  dorch  Herstellung  von  einfachen  Brause-  und 
Wannenoädem  angelegen  sein  lassen ;  bei  entspreäender  Anregung  seitens  der 
zuatlndigen  Behörden,  insbesondere  der  QewerDelcspektoren,  werden  sicherlich 
noch  andere  diesem  Beispiele  folgen.  Desgleichen  wird  ea  voranssichtlich  in 
vielen  Fällen  möglich  sein,  diese  in  erster  Linie  für  die  Arbeiter  der  betreffenden 
Betriebe  getroffenen  Badeeinrichtungen  gegen  billiges  Entgelt  aaeh  für  andere 
Ortsan gesessene  nutzbar  zu  machen.  Sind  die  Besitzer  von  Dampfkesselanlageo 
nicht  geneigt,  die  Herstellung  einfacher  Bad ecin rieht nn gen  selbst  in  die  Hand 
zu  neoünen,  so  werden  sie  doch  sehr  häufig  zur  Abgabe  des  für  die  Erwärmung 
des  Badewassers  und  der  Baderäume  erforderlichen  Dampfes  bereit  sein.  Jeden- 
falls sollte  in  dieser  Beziehung  stets  ein  Versuch  gemacht  werden,  um  die 
Herstellung  und  den  Betrieb  von  Volksbädem  möglichst  billig  zu  gestalten, 
was  sich  namentlich  durch  Verwendung  der  sogenannten  Schaf fstädtschen 
Oegenstromappttrate  (H.  Bchaffstädt,  Fabrik  gesnndlielts  -  technischer  An- 
lagen in  OieBen)  erreichen  läßt. 

Sehr  zweckmäßig  ist  es,  mit  der  Anlage  von  Brausebädern  eine  solche 
von  Wannenbädern  zu  verbinden;  denn  ganz  abgesehen  davon,  daß  diese 
von  dem  weiblichen  Geschlecht  viel  lieber  benutzt  werden,  besitzen  warme 
Vollbäder  auch  iu  gesundheitlicher  Hinsicht  erhebliche  Vorzüge.  Ihre  Ein- 
richtnng  wird  sich  ebenso  wie  diejenige  von  Brausebädern  sehr  häufig  mit 
vorhandenen  gewerblichen  Dampfkesselanlageo  verbinden  lassen;  in 
ländlichen  Bezirken  kommen  hierbei  besonders  die  Brennereien  und  Molkereien 
in  Betracht.  Desgleichen  können  bei  Kranken-  und  Slechonanstalten 
nicht  selten  einige,  ledlffllch  zum  Gebranch  von  nicht  kranken  oder  siechen 
Personen  bestimmte  Badezellen  ohne  große  Kosten  hergestellt  werden,  wie 
solches  bereits  bei  einigen  derartigen  Anstalten  im  liiesigen  Bezirk  der  Fall 
ist.  Femer  sollte  auf  die  Besitzer  der  zahlreichen  kleineren,  namentlich  im 
nördlichen  Teile  des  Begierungsbezirks  befindlichen  Mlneralbfider  ein- 
gewirkt werden,  daß  sie  warme  Bäder  auch  außerhalb  der  eigentlichen  Knrzelt 
wenigstens  an  bestimmten  Wochentagen  abgeben. 

Auch  beim  Bau  von  Arbeiterwohnungen,  der  gerade  im  hiesigen 
Bezirk  während  der  letzten  Jahre  von  verschiedenen  Arbeitgebern,  gemein- 
nützigen Vereinen  uiw.  in  erfreulicher  Weise  gefördert  ist,  empfiehlt  ea  sich, 
der  Schaffung  von  Sadeeinriohtnngen  mehr  als  bisher  Bechnung  zu  tragen, 
znmal  sich  eine  solche,  z.  B.  in  Verbindung  mit  einer  gemeinachaftlichen  Wasch- 
küche für  mehrere  derartige  Häuser,  ohne  große  Meorkosten  erreichen  läßt. 
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QroBe  Badeanatalten  mit  Baaainb ädern,  sog.  Hsllenschvimiubider, 
bilden  zwar  die  rom  Pnblikniii  mit  Becht  am  meisten  bevoizagte  Badeform, 
nnd  sind  auch  für  HasBeabenatsuiiK  geeignet;  ihre  Errichtang  nnd  ihr  Betrieb 
TerlanKen  aber  ganz  erbebliclie  luttel,  so  daB  sie  nur  fOr  grOflere  St&dte  in 
Frage  kommen  können. 

Aas  den  Torstehenden  Ansfflhningen  geht  hervor,  daß  es  verscbiedene 
Wege  gibt,  das  Volksbadewesen  za  heben.  Maßgebend  sind  vor  allem  die 
Örtlichen  und  die  SnanzieUen  VerhSltDisso  der  einzelnen  Gemeinden;  aach  die 
Lebens gewohnheiten  der  BevQlkerang  dürfen  nicht  anfler  acht  gelassen,  jedoch 
niemals  als  Hindernis  angesehen  werden,  besonders  wenn  sie  in  einem  Abseben 
n  Wasser  und  Seife  wurzeln;  denn  gerade  dann  ist  ein  zielbewußtes  Vor- 


gegen 
gehen 


len  behnfs  FOrdemng  des  Badeweaens  am  so  angezeigter  nnd  Terdienstvoller. 
In  erster  Linie  ist  es  Sache  der  Qemeinden,  für  ansreicheode  Bade- 
gelegenheit zu  sorgen;  die  dadurch  entstehenden  Aasgaben  werden  erfahrnngs- 
gemäß  mehr  als  aufgewogen  durch  Erspamisse  bei  der  Armsnverwaltnn^,  Be- 
dingt durch  die  infolge  besserer  ESrpcrpflege  bei  den  ärmeren  Yolfcaschichten 
erzielte  größere  Wideistandslähigkeit  gegen  Krankheiten.  Sind  die  Eommonal- 
behBrden  zur  Bescbaffong  von  Bad eein rieh tungen  ans  Öffentlichen  Hitteln  nicht 
geneigt,  so  sollten  sie  wenigstens  alle  Bestrebungen  in  dieser  Hinsicht,  insbe- 
sondere die  Bildung  und  Tätigkeit  gemeinnütziger  Vereine  zur  Forde- 
rung des  Volkflbadewesens  in  wirksamer  Weise  durch  üeberlassnng  eines  ge- 
eigneten Baugrundstückes  (kostenfrei  oder  im  Erbbaorecht)  oder  durch  Hergäbe 
von  Kapital  zu  geringem  Zinsfuß,  durch  Uebernahme  der  bei  Qewährong  von 
Darlehen  aas  der  Land  es  Versicherungsanstalt  erforderlichen  Bürgschaft  oder 
durch  regelmäßige  Zuschüsse  unterstützen.  Diese  Unterstützung  kann  vorteil- 
haft auch  in  der  Weise  erfolgen,  daß  von  den  Gemeinden  die  Kosten  für  die 
Benntzung  der  Badeeinrichtungen  seitens  der  minder  bemittelten  Volksklassen, 
der  Schulkinder  usw.  ganz  oder  teilweise  übernommen  werden,  so  daß  die  Bäder 
an  jene  allgemein  oder  nur  zu  bestimmten  Zeiten  unentgeltlich  oder  zu  einem 
sehr  mäßigen  Preise  verabfolgt  werden  kOnncn.  Auch  die  PrivatbadO' 
anstalten  kOnnen  auf  diese  Weise  gleichsam  als  Volksbäder  nutzbar  ge- 
macht werden,  solange  kommunale  oder  von  gemeinnützigen  Vereinen  errichtete 
Badeanstalten  fehlen. 

Gerade  das  Gebiet  des  Volksbadewesens  ist  so  recht  geeignet  für  eine 

gemeinnützige  Vereinstätigkeit;  mit  Hilfe  einer  solchen  wird  es  auch  in  den 
rten,  wo  Öffentliche  Mittel  zu  diesem  Zwecke  nicht  zur  Verfügung  gestellt 
werden,  gelingen,  geeignete  Badegelegenheiten  zu  schaffen  und  ihre  BeantzuDg 
durch  möglichst  billige  Preise  sicher  zu  stellen.  Um  das  Ziel  zu  erreichen, 
sollten  die  zuständigen  Behörden  kein  Mittel,  keinen  Weg  unversucht  lassen. 
Kreis-,  Polizei- und  Gemeindebehörden  müssen  hierbei  Hand  in  Hand  vorgehen; 
insbesondere  erwarte  ich  von  den  Kreisärzten  nnd  Gewerb einspektoren,  die 
dieserhalb  mit  besonderer  Anweisung  versehen  sind,  daß  sie  fortgesetzt  durch 
Belehrung  uud  Aufklärung  auf  die  großen  Vorzüge  einer  regelmäßigen  körper- 
lichen Beinlich keitspSege  hinweisen  und  dadurch  das  Interesse  der  beteiligten 
Kreise  für  die  Beschaffung  von  Volksbädem  wachrufen.  Den  Kreisärzten  bieten 
hierzu  die  Sitzungen  der  jetzt  in  ollen  Gemeinden  des  Begierun^bezirks  be- 
stehenden Gesundheitskommissionen  die  beste  Gelegenheit;  ich  habe 
sie  deshalb  beauftragt,  bei  den  im  laofenden  Jahre  stattfindenden  Sitzungen 
diese  Frage  stets  einer  eingehenden  Erörterung  zu  unterziehen  und  für  jeden 
einzelnen  Ort  die  Herstellung  einer  geeigneten  Badegelegenheit  anzustreben. 
Die  Herren  Landräte  ersuche  ich,  diese  Bemühungen  in  jeder  Weise  zu  unter- 
stützen, an  den  betreffenden  Sitzungen  der  Gesundheitskommissionen,  soweit  es 
ihnen  mOglich  ist,  teilzunehmen  und  die  Polizeibehörden  —  Polizelverwoltong  — 
mit  entsprechender  Anweisung  zu  versehen. 

Sonderabdrflcke  für  diese  Behörden  sowohl,  wie  für  die  Mitglieder 
der  Gesnudheitskommissionen  und  sämtliche  Schnlvorstäode  sind  beigefügt,  des- 
gleichen eine  Anzahl  von  Plakaten')  über  die  Notwendigkeit  und  Ntttzlich- 


*)  Es  sind  dies  die  bei  der  ausgeschriebenen  Konkurrenz  s.  Z.  mit  dem 
ersten  Preis  ausgezeichneten  Plakate  Nr.  I  (von  Kunstmaler  Hanno w)  nnd 
Nr.  II  (Stabsarzt  Br.  Appelius);  's.  Veröffentlichungen  der  deutschen  Ge- 
sellschaft f.  Volksbäder,  IL  Bd.,  8.  Heft,  1904,  8.  277  u.  278. 
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keit  des  regelmSfiigen  Badens,  die  too  der  Deutschen  Gesellschaft  für  Yolks- 
bäder  herausgegeben  sind,  sowie  einige  Banskizzen  ftlr  einfache  Volksbäder 
nebst  Kostenttberschlag  (a.  Anlage  II).  Im  übrigen  wird  betreffs  des  Baues 
von  Volksbadeanstalten,  namentlich  größeren  mit  Schwimmhallen  vei- 
bondenen,  auf  Heft  3  der  Verüffentiichnngen  der  Dentachen  Gesellschaft  ftkt 
Volksbäder  {Berlin,  1900)  verwiesen,  in  dem  die  preisgekrönten  Entwürfe  fflr 
derartige  Anlagen  verUffentlicht  sind.  Das  Heft  kann  von  dem  Bureau  der 
Gesellschaft  (Berlin  N.W.,  Karlstraflo  19)  bezogen  werden. 

Bei  einem  etwa  erforderlichen  Mehrbedarf  an  Drucksachen  usw.  sehe  ich 
einem  baldigen  Antrag  entgegen. 

Anlage  I. 
VonohrlftsB  Itbar  dl»  an  den  Zutand  und  den  Batrieb  von  HeU- 
qnellen,    Hallbldom    and    Badaaaitaltan    Im    gaanndhaltllohaa 
Xntaraua  xu  atoUandan  AnfitTdanuigaa.') 

Anlage  11. 
Srl&atamda  Bem«rkiuiB«B  xa  den  DantallnngeB  von  ainfMbaran 
Sobnl-  und  Tolki  -  Badaatnrlobtniigan. 
1.  Bntvuxf  A. 
Anlage    eines    einfachen    Brausebades    für   ländliche   Volks- 
schalen im  Anschlaß  an  eine  vorhandene  Waschküche. 

Bei  ländlichen  Volksschnleu  wi>^d  von  der  Anlage  besonderer  Gebände 
für  die  Badeeinrichtnng  in  der  Begel  abgesehen  nnd  meistens  die  in  den  Wirt- 
sehaftagebänden  angelegte  Waachktlche  dafür  verwendet  werden  kOnnen,  wie 
dies  in  dem  vorliegenden  Entwarf  vorgesehen  ist.  Es  sind  hier  3  Brausen 
angenommen,  ohne  feste  Trennwände,  jedoch  kann  durch  unterhalb  der  Decke 
1d  festen  Oesen  emgehakte  Eisenatangen,  auf  welche  wasserdichte  Segeltnch- 
geh&nge  verschoben  werden  kQnnen,  die  MOglichkeir  der  Tretmong  geschaffen 
werden. 

Die  Einrichtnng  würde  hierbei  bestehen  aus  einem  Warmwasseikessel, 
welcher  mittebt  einer  Heizschlange  dos  Wasser  in  dem  darüber  (auf  dem  Boden) 
beflndlicben  Warmwasser -Reservoir  erwärmt.  Ein  daneben  angeordnetes 
kleineres  FOllreservoir  mit  Schwimmerhahn  läßt  nur  so  viel  Wasser  zn,  als  die 
Brausen  benötigen.  Das  Kalt-  and  Warmwasser  wird  durch  besondere  Leitungen 
nach  dem  Uiscbapporat  gebracht  and  dort  auf  die  gewünschte  Temperatur 
gemischt.  Die  Konstruktion  dieses  Yenüla  läßt  nur  eine  bestimmte  Höchst- 
temperatur zu,  so  dofl  ein  Verbrühen  ausgeschlossen  ist. 

Die  Brausen  selbst  sind  ohne  Abstellvorrichtung  eingerichtet,  wie  dies 
für  Schnlbrausebäder  üblich  ist;  sie  werden  gleichzeitig  von  einer  Stelle  aus 
in  Betrieb  gesetzt. 

Die  Kosten  kflnneu  angenommen  werden  zu: 

a)  Braus  ebadeinrichtnng  eins  chliefi  lieh  Leitungen  pp 900,00  H., 

b)  Instandsetznng  des  Putzes,  Herateilung  des  Brausebades,  Ab- 
wässer leitung  (mit  Syphonverschluß)  usw .      100,00    , 

Zusammen   1000,00  M, 
S.  Bntvarf  B. 
Einfaches  Brausebad  in  einem  besonderen  Gebäude. 
Der  Entwurf  enthält :  einen  Warteranm,  8  getrennte  Braosestellen,  einen 
Abort  und  den  Uaschinenraom   mit  abgetrenntem  Kohlenlager.    Es  ist  dafür 
ein  selbständiges  Gebäude  gedacht. 

Dos  Gebände  soll  massiv  in  einfachster  Art,  ohne  Keller  errichtet  and 
mit  Doppelpappdach  eingedeckt  werden.  Die  inneren  Trennwände  werden  am 
besten  aus  weißglasierteu  Steinen  (Biemchen)  in  Zementmörtel  herzustellen  sein. 
Die  vertieften  Standflächen  sind  voneinander  za  trennen  and  mit  besonderem 
Aosloß  za  versehen.  Vor  jedem  Brausebad  ist  ein  Auskloideranm  angeordnet, 
welcher  mit  Lattenrost  und  Sitzgelegenheit  aus  abgerundeten  Leisten  und 
Qarderobenhaken  versehen  ist  Die  Zellentüren  kOnnen  zum  Schieben  einge- 
richtet werden. 


')  Von  einem  Abdruck  dieser  Anlage  ist  hier  abgesehen,  da  diese  bereits 
in  Nr.  15,  Jahrgang  1908,  S.  147  der  Beilage  zur  Zeitschrift  veröffentlicht  ist. 
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Die  maschineUe  Emrictitiuig  ist  gegen  den  Entwurf  A  d«diirch  erweitert, 
daB  liier  jede  Branee  mit  besonderer  Begaliereinrichtiug  (HiachTentil)  gedacht 
ist,  um  j^e  fOr  sidi  betäügea  zn  fcSnnen.  Die  Kosten  würden  sich,  wie  folgt, 
stellen: 

a)  Bransebadeeinrichtiing  einschlieBlich  wie  Tor 1600,00  H^ 

b)  QeHnde  bei  rd.  152  cbm  umb.  Banm  zu.  11,00  M.  =  rd.    .    1670,00    , 

c)  Abort-  nnd  Entw&aseriugsanlage 230,00    . 

Znsammen    3600,00  H. 
S.  Bntwnrf  0. 
Bianse-  nnd  Wannenbad  in  besonderen  QebändeB. 
Dieser  Entwnrf  erweitert  die  nnter  B  beschriebene  Anlege  um  2  Wannen- 
bäder.   Abweichend   von  B  ist  hier  für  die  Braoaeblder  kein  besonderer  Tor- 
platz Torgesehen,  sondern   zum  Auskleiden  gilt  der  gemeinschaftliche  Torflnr. 
Eine   zeitweilige    Trennong  lieBe  sich   dnrch  etwa  1,5  m  hohe  Zngrorhänge 
erreichen. 

unter  BerQcksichtigiuig  der  Erweiterung  werden  sich  die  Kosten,  wie 
folgt,  stellen: 

a)  Badeeinrichtnng  einschließlich  Leitung  pp 2100,00  M., 

b)  Qebände  bei  rd.  230  cbm  nrnbünten  Baom  zu  11  M.  =  rd.  .    2530,00    , 

c)  Abort-  und  Entwfissenmgsonlage  rd. .      270,00    , 

Zusuunei)    4900,00  U. 
4.  BntwYf  D, 
Brause-  und  Wannenbad  einschließlich  WSiterwohnuog. 
In   diesem   wird  die  vorbeschriebene  Anlage   durch   den  Aufbau   eines 
Drem^els  und  Aasbau  des  Bachgeschosses  zu  einer  WSrterwohnong  erweitert. 
Es  wird  deshalb  der  Torbau  eines  besonderen  Treppenhauses  notwendig. 

Tom  Uaschincnhaose  gelangt  mau  direkt  unter  der  Treppe  in  den  unter 
dem  linken  FlQgel  beflndlicnen  Keller,  üa  der  Abort  auch  ror  die  Wärter- 
wohnung bestimmt  ist,  ist  seine  Lage  in  der  Nähe  des  Treppenhauses  am 
passendsten.  Hierdurch  wird  auch  ein  zweckmäßiger  Terkehr  Ton  der  Wohnnng 
ins  Freie  direkt  möglich  nnd  der  Treppenbau  auf  das  geringste  eingeschränkL 
Femer  sind  die  Wannenbäder  an  einem  besonderen  Flur  für  sich  abgescUossen, 
was  nach  mancher  Hinsicht  als  ein  Tarzug  betrachtet  werden  kann.  Zur  Be- 
lichtung kann  nach  dem  Kingangsflur  ein  Fenster  angelegt  werden. 
Die  Kosten  werden  sich  ungefähr,  wie  folgt,  stellen: 
B)  Badeeinrichtnng  eiaschließlicti  Leitung  pp 2300,00  H. 

b)  Gebäude  rd.  400  cbm  umb.  Baum  zu  11,00  M.  =  rd.  .    .    .    4400,00    , 

c)  Abort-  und  Entwässerungsanlage  rd .      800,00    , 

Zusammen    7000,00  K. 

Hierbei  wird  bemerkt,  daß  bei  den  maachinellei)  Einrichtungen  überall 
eine  Wasserleitung  als  rorhandcn  augeuommen  ist,  nicht  zutreffendenfalls 
kommen  noch  Kosion  fär  Wasserbeschaffnng  hinzu. 

Umgekehrt  werden  äüi  die  Kosten  im  Anschluß  au  eine  vorhandene 
pampfanlage  außerordentlich  verringern. 
B. 

An  die  Herreu  Kreisärzte  des  Begleningsbezirks. 

Abschrift  nebst  Anlagen  erhalten  Sie  zur  Eenntnisnahme  und  Beachtung 
mit  dem  Ersuchen,  demgemäß  zu  verfahren  und  in  den  diesjährigen  Sitzungen 
der  Oeaondheitakommisstonen  die  Frage  der  Forderung  des  ToUubadewesens 
einer  eingehenden  Erörterung  zu  unterziehen.  Hierbei  ist  den  Ortlichen  nnd 
finanziellen  Tcrhältnissen  der  betreffenden  Qemeinden  selbstverständlich  ent- 
sprechend Eechnnng  zu  tragen ;  das  Bessere  ist  des  Qnten  Feind  heißt  es  auch 
hieri  mau  soll  sich  mit  dem  Erreichbaren  heutigen  und  nicht  ein  Ziel  zu  er- 
streben suchen,  daß  nach  Lage  der  einschlägigen  Terhältnisse  von  vornherein 
als  zu  weitgehend  und  demgemäss   als   auesicDtslos  angesehen    werden   muß. 

Bei  Gelegenheit  der  Besichtigung  von  Kranken-  und  Siechenanstalten 
Molkereien  und  Bädern  ist  diese  Frage  ebenfalls  mit  deren  Toratänden  und 
Besitzern  zu  besprechen,  am  ihre  Mitwirkung  im  Sinne  des  vorstehenden  Er- 
lasses zu  gewinnen. 

Ober  den  Erfolg  Ihrer  Bem&hungen  sehe  ich  zum  1.  Februar  n.  Js.  einen 

'■•  -- ö'^ 
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ansfikbrlictieii,  durch  die  Hand  des  Herrn  Landrate  einznreictendeii  Berichte 
entgeKeu,  dem  eine  Übersicht  fiber  die  Badeverhältuisse  ia  Jedem  einzel- 
neu  Orte  Ihres  Kreises  nach  dem  anlie^nden  Master  beiznfflgcii  isL  Damit 
dieser  Eericht  in  jeder  Weise  vollständig  ist  nnd  den  tatsächlichen  Verhält- 
nissen  entspricht,  ersuche  ich  Sie,  sich  wegen  der  hei  gewerblichen  Betrieben 
befindlichen  Badeelnriehtnngen  mit  den  Herron  Geverbeinspektoren  in  Ter- 
bindong  zu  setzen  and  in  deren  Oemeinschaft  eine  Besichtigung  dieser  Bader 
vorzonehmeo.  Hierbei  wird  ebenso  wie  bei  der  Besichti^ng  aller  anderen 
sonst  Torhandonen  Bäder  besonders  auf  die  ZweckmäBigkoit  der  Anlage,  ani 
deren  Instandhaltong,  auf  die  darin  herrschende  Sauberkeit,  aal  die  Art  des 
Betriebes,  die  HHhe  des  Prebes  fitr  die  Bäder,  sowie  auf  die  sonst  in  Betracht 
kommenden  Gesichteponkte  nach  Haßgabe  der  diesseitigen  Vorschriften  vom 
S.  Äprü  1903,  aber  die  an  den  Znstand  und  an  den  Betrieb  von  Heilquellen, 
Heilbädern,  Badeanstalten  in  gesnndheitlichem  Interesse  zu  stellenden  Anfor- 
derungen (s.  Aul.  I)  zn  achten  sein. 


Angabe  der 

Eünwohner- 

zahl 


Besitzvet- 

hältnlase  and 
Charakter 
der  Badean- 
stalt (Öffent- 
liche oder 
Privatanstalt, 

w.) 


Art  der  rorbandenen 
Bäder  (bei  jeder  Bade- 
anstalt) sowie  Preis 

Wan- 


Zahl 

der 
jährlich 

folgtei 


Entsprechen 
die  Einrich- 

tongcn  den 
geenndheit- 
lichen  Anlor- 
de  rangen  ? 

Welche 
Mängel  sind 

Hinsicht  vor- 
banden ? 


Bei  Privat -Bade- 

aastalteo,  Enr- 

bädem  osw.: 

Ist  die  Badeanstalt 

zn  Tolksbade- 

z wecken  nntzhar 

zn  machen  nnd  in 

welcher  Weise  F 

Ist  der  Besitzer 

dazu  bereit? 


Ergebnis  der 
Besprechnng  der 
Forde  mng  des 
Volksbadewesens 
in  der  Sitzung  der 
GesandheJtskom- 
mission 


Bericht  darfiber, 

ob  nnd  WRS 

infolge  dieser 

Beratung  veranlaßt 


Bemerkungen 
(Beschlüsse, 

Torschläge) 


Soive  fUr  die  erforderHche  Relnllehkelt  In  den  SehnlhStuern  mnd  den 
dail  KeUrigen  ElmnUchkeiten.  Verfflgnng  des  Eäniglichen  Be- 
giernngspräsidenten  in  Dttsseldotf  vom  21,  Jnni  1901. 

In  den  meisten  Städten  nnd  größeren  Gemeinden  nnserea  Bezirkes  ist 
schon  bisher  mit  anerkennenswerten  Erfolgen  in  Schnlhäusem  nnd  den  znge- 
hOrigen  Ränmlichkeiten  nnd  Anlagen  für  die  erforderliche  Beinlicbkeit  gesorgt 
worden. 

Dm  jedoch  auch  in  den  übrigen  Schnlen  durch  größere  Beinlichkeit 
kräftiger  auf  Gesundheit  und  Erziehung  der  Schulkinder  hinzuwirken,  ordnen 
wir  unter  Änfrechterhaltong  weitergehender  Anordnungen  der  Schaldeputationen, 
der  Gemeindebehörden  nnd  im  Gebiete  der  landrechuchen  Sozietätsschule  der 
Scbnlvorstände  folgendes  an : 

1.  Die  Hausflure,  Treppen  und  in  den  Klassenzimmern  mindestens  die 
Gänge  und  freien  Fläche,  tunhctist  aber  auch  die  Bäume  unter  und  zwischen 
den  Bänken  sind  täglich  nach  Beendigung  des  Unterrichtes  zn  reinigen.  Wo 
nicht   die   FnßbOden   mit   atanbbindenlem  Oele   getränkt  sind,   geschieht  das 
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Beioigen  dnrch  Kehren  mit  feuchtem  SIgemehl,  sonst  durch  trockenes  Kehren 
und  auf  Linoleom-,  X^lolith-  oder  ähnlichen  Fußböden  tunlichst  durch  feachtes 
Aufwischen.  LinokiunbOden  sind  mindestens  jährlich  einmal  ürisch  zu  waschen. 
Behufs  Erleichterung  der  Beinigang  wird  die  Anschaifnng  geeigneter  zwei- 
Hitziger  Bänke  nochmals  dringend  empfohlen. 

Elassenzüntner,  welche  zudeich  dem  Unterricht  der  Fortbildiuigsschiileii 
dienen,  sind  jedenfalls  täglich  ToÜatändig  zu  reinigen. 

Nach  dem  Kehren,  spätestens  aber  morgens  vor  Beginn  des  Unterrichts 
ist  der  Staub  von  den  Bänken,  Tischen,  Schränken,  Bildern,  Tttren  und  Treppen- 
Ha&dl&nfem  feucht  abzuwischen.  Die  Spucknäpfe  sind  täglich  zu  reinigen  und 
mit  neuem  Wasser  zu  Tersehen. 

2.  Wände,  Decken  und  TQren  sind  mindestens  monatlich  und,  wenn 
wegen  ansteckender  Krankheiten  notwendig,  wöchentlich  grtlndlich  m  reinigen. 

8.  Monatlich  einmal,  an  Straßenseiten  und  Orten  mit  starker  Staub- 
entwickelung  Öfter,  sind  die  Fenster  zn  waschen.  Die  Faßböden  sind  in  den 
Ferien  eründlich  zu  waschen  and  za  scheuern.  Wo  Stanböle  verwendet  sind, 
ist  mindestens  jährlich  zweimal  nach  dem  Scheuern  mit  heißem  Sodawasser 
and  Seife  der  Oelanstrich  unter  Beachtung  des  Ministerial- Erlasses  vom 
18.  April  1904  -  M.  Nr.  11082,  U.  H,  U.  JIL  A.,  U.  Ul.  B,  G.  I,  C.  B.  -  za 
erneuern.  Wo  nicht  zweisitzige,  umlegbare  Schalbänlie  vorbanden  sind,  muQ 
das  tfobiliar  tunlichst  während  des  Sdieuerns  aus  dem  Schulzimmer  entfernt 
nnd  im  Freien  grtlndlicb  gereinigt  werden. 

4.  Wo  nicht  besserer  Wandanstrich  vorgeschrieben  oder  tlblich  ist,  hat 
das  üebertttncben  der  Wände  mit  Kalk  mindestens  einmal  im  Jahre,  wegen  des 
nachherigen  Aostrockens  am  besten  za  Änfanz  der  Herbstferien  zu  geschehen. 
Sonst  genagt  eine  alle  zwei  Jahre  stattfindende  Erneuerung  des  Anstriches  der 
Wände  ona  Decken,  besonders  wenn  Leimfarben  verwendet  werden  und  ein 
etwa  1,30  m  hoher  Oelfarbeaockel  angebracht  wird.  Zum  Anstrich  dürfen 
keine  grellen,  gift-,  besonders  arsenikhaltigen  Farbstoffe  gewählt  werden.  Ein 
hell  graublau  er  oder  m&ttgcöner,  mit  einigen  farbigen  Lmien  abgesetzter  An- 
strich empfiehlt  sich  am  meisten.  Nur  in  nicht  genügend  hellen  Bäumen  ist 
ein  ganz  weißer  Anstrich  vorzuziehen ;  jedoch  ist  dafQr  zu  sorgen,  daß  er 
nicht  abfärbt. 

6.  Vor  den  äußeren  Eingangstüren  sind  ausreichend  große  Kratzeisen 
(mit  Draht  dnrchflochtene  Eisengitter,  Gitterroste  pp,),  die  auch  eine  seitliche 
Beinigung  der  Schuhe  ermliglicben  wo  es  erreichbar  ist,  auch  Bürsten  anzu- 
bringen, und  die  Schulkinder  sind  an  deren  regelmäßige  Benutzung  zum 
Keinigen  der  FUße  streng  zu  gewöhnen. 

Zn  empfehlen  sind  auch  Leder-  oder  Holzmatten  vor  den  Klassentüren. 

Die  Spielplätze  sind  vor  Wasseranstauungen  zu  beschützen  nnd  Öfter 
mit  einer  frischen  Eieslage,  niemals  aber  mit  Kohlenasche  zu  bedecken,  auch 
behafs  Verhtttung  der  Staubent Wickelung  im  Sommer  häufiger  mit  Wasser  zu 
besprengen. 

Die  vorstehenden  Torscbriften  finden  auf  die  Beinhaltung  der  Tomhallen 
sinngemäße  Anwendung. 

6.  In  den  Bedatfnbanstolten  sind  die  Sitze  täglich  za  reinigen  nnd 
wöchentlich  zu  scheaem.  Wo  nicht  Oelpissoirs  eingerichtet  und  die  Wände 
mit  Teeranstrich  versehen  sind,  mQssen  die  Pissoirrinnen  täglich  gespült  und 
Öfter  mit  Saprol  oder  einem  ähnlichen  wirksamen  Mittel  desinfiziert  werden. 

Zur  Desinfektion  der  Abortgmben,  die  mindestens  jährlich  gründlich 
gereinigt  und  desinfiziert  werden  müssen,  kann  je  nach  den  Ortlichen  Verhält- 
nissen und  besonders  'im  Sommer  in  kürzeren  Zwischenräumen,  tunlichst  aber 
wöchentlich,  auBer  Torfmall  oder  Sägemehl,  sowohl  Kalkmilch  als  Saprol, 
Chlorkalk  der  EarbollOsnng  verwendet  werden. 

Für  die  Durchführung  vorstehender  Anordnungen  sind  die  Gemeinde- 
behörden und  im  Gebiete  der  landrechtlichen  Sozietätsschnle  die  Schnlvorstände 
verantwortlich. 

VerantworU.  Redakteur:  Dr.Rapmund,  Keg.- n.  Geb.  Med.-Rat  in  Minden  i.W. 
J.  0.  O.  Brmu.  UanosL  Btoba  n.  F.  8eb.-L.  HDfbnehdrvckant  in  Hladra. 
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entBcbten  über  dte  aantUren  TerhUtnlme  der  OefSiipiiBse  mit  be- 
Müderer  BerflekBlflhtigiui;  der  banUohen  ElnrlohtDugen.  der  WasserTer- 
aoTgnag  und  EntfemniiK  der  Abirlseer,  IbflUle  und  Fäkalien,  der  Bescbäf- 
t^sans,  HeianiiK  und  Belenohtmig.  Erlaß  der  Hinister  der  usw.  Ue- 
dizinalaDgelegenbeiteu  (a)  vom  29.  Jaul  1904  ond  des  Justiz- 
mlnUters  (b)  vom  22.  Juni  1904  -  H.  d.  g.  A.  M.  Nr.  7670,  JnBt-Min. 
L  Nr.  8868  ^-  an  ilmtliche  Herren  Begientngsprgsideiiten,  sowie  dem  Herm 
Kammergerichtspräsidenten,  dem  Oberstaatsanwalt  bei  dem  Kammerge riebt  und 
s&mtlicheD  Oberland esge rieh tapräsidenten  nnd  Ob erataatsau walten  znr  Beach- 
tnng  mitgeteilt. 

a)  Dnter  Bezugnahme  auf  den  abschriftlich  beigefügten  ErlaB  des  Herrn 
JüstizmioiaterH  vom  21.  Juni  1904  —  I.  8868  —  ersuche  ich  Ew.  HochwoU- 
geboren,  nach  Tereubarung  mit  dem  zuständigen  Herm  Oberstaatsanwalt  die 
Uedizinalbeamten  des  Bezirkes  mit  entsprechender  Weisung  zu  versehen. 

Falls  der  mit  der  Besichtigunf^  beauftragte  Hedizinalbeamte  nicht  der 
Gef&ngeisarzt  ist.  so  hat  er  die  Besichtigung  des  nicht  an  seinem  Amtssitz 
beflndlcheii  Qefängnisses  tnnlichat  gelegentlich  anderer  Dienstreisen  anszu- 
ttthren.  Fttr  diejenigen  Fälle,  in  denen  eine  gelegentliche  Erledigung  der  Be- 
sichtignng  bis  zum  20.  September  d.  J.  nicht  möglich  ist  nnd  bis  znm  1.  Ok- 
tober d.  J.  auch  nicht  voranagesehen  wird,  sud  die  zuständigen  beamteten 
Aerzte  znr  Vornahme  besonderer  Beiaen  von  dem  Herm  Oberstaatsanwalt  nach 
Vereinbarung  mit  Ihnen  ausdrücklich  zu  ermächtigen. 

b)  Es  ist  mir  erwünscht,  die  sanitären  Verhältnisse  in  den  Gefingnlssen 
meines  Oeschäftsbereichs  dnrcb  Sachverständige  prüfen  zu  lassen.  Daher  wird 
im  Einverständnisse  mit  dem  Herrn  Hiniater  der  geistlichen,  Unterrichts-  nnd 
Hedlzinalangelegenheiten  folgendes  Euigeardnot: 

1.  Die  sämtlichen  Ew.  Hoch  wahlgeboren  unterstellten  Gefängnisse  sind 
bis  zum  1.  Oktober  d.  J.  durch  einen  beamteten  Arzt  zu  revidieren.  IMeser 
hat  sich  in  einem  schriftlichen  Gutachten  Über 

die  sanitären  Verhältnüse  des  Gefängnisses  mit  besonderer  Berttcksicbti- 

rg  der  baulichen  Eiurichtungen,  der  WasserrerBOr^ung  nnd  Entfernung 
Abwässer,  Abfälle  nnd  Fäkalien,  der  Beschäftigung,  Heizung  lua 
Beleuchtung 
zu  iuBem  und  dies  Outacbten  bis  zum  15.  Oktober  d.  J.  an  Ew.  HochwoU- 
geboren,  den  Herm  Oberstaatsanwalt,  durch  den  Qef&ngnisTorsteher  einzu- 
reichen. Letzterem  steht  es  frei,  dem  Gutachten  seinerseits  eine  Aeofienuig 
anzuschließen. 

2.  Die  Prüfung  der  sanitären  VerhiiltuiBse  nnd  die  Erstattung  der  Gut- 
achten erfolgt 

a)  bei  den  besonderen  Gefäognissen 
nach  Berlin:   (den  StrafgefiLngnbBen  in  PlOtzensee  und  Tegel,   dem  Unter- 

Buchnn^gefängnis  in  Berlin -Moabit  und  dem  Stadtvoigteige&ignis 

in  Berlin  nebst  Filiale); 
nach  Breslau:  (dem  Gerichtsgef&ngnis  in  Beathen  0.-8chL); 
nach  Celle:  {dem  Gerichtageiangnis  in  Hannover); 
nach  Frankfurt  a.  U. :    (dem  Strafgetlognis  in  Freongecheim  und  dam  On- 

richtsgefängnis  In  Frankfurt  a.  H.) ; 
nach  Hamm:  (dem  Zentralgefängnis  in  Bochum);  C    i^nolr 
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noch  Kiel:  (dem  Stn^geCäagnis  in  Q-lücketadt) ; 
nodi  MadeDwerder :  (dem  Qericfatsget^gnia  in  Dutzig-Oliva); 
nach  Posen;  (dem  ZentralgefSngnis  in  Wronke); 
nach  Stettin:  (dem  ZentiaJgefängnis  in  Oollnow); 
durch  den  Begienmgs-Hedizin&Irat  dei  Begiemng,  in  deren  Bezirke  das  Qe- 
fängnia  belegen  ist ; 

b)  bei  den  fibrigen  OefingnisBen 
a)  sofern   bei  ihnen    ein   beamteter  Äizt  ala  Getingnisarzt  tätig  ist,  durch 

diesen  Arzt, 
ß)  sofern  die  VoraiuBetznng  zu  «  nicht  zatrifft,  dareh  den  zutändigenb«- 
amteten  Arzt. 
3.  Bei    der    ObeiBtaatsanwaltscbftft   snd   die   Ontachten  in  Form   von 
Tabellen  nach  Anleitung  des  anliegenden,  —  zur  Mitteilong  an  die  Torateher 

NMh 

Aber  die  sanitäre  Bescbaifenh^t  der  QeflogiiiMe 


Gerichts- 
gef&ngnis 

N.  N. 


Das  EelloTge- 
schoB,  in  wel- 
chem 5  Einzelzel- 
len  liegen,  ist 
fencht  n.  geeand- 
heita  gefährlich. 

2  gemeingchatts- 
zefleo,  Nr. . .  and 
Nr.  ...  für  je  8 
Gefangene  sind  ao 
dunkel,  daQ    die 
Qefangei 
bei  besondeiB  kla- 
rem Wetter 
nllgead  Licht' 
ben.    Die  Arrestr 
zelle  im  Erdge- 
schoß ist  fencht 
nod    kann    nidit 
genügend        ( 
w&rmt  wtrden. 


sehe  Wasaerlei- 
tnng  angeschlos- 
sen. 

Das  Wasser  ist 
gut 


Das  Wasser  wird 

einem  anf  dem 
Hofe  beflndlichen 
Bronnen  entnon- 
man.  Dieser  ent- 
hält nicht  gentt- 
Send  Wasser,  so 
aß  solches  aas 
einem  in  der  Nähe 
belegenen  See  an- 
gefahren werden 
maß,  in  den  die 
Abwässer  der 
Stadt  fließen. 
Eier  ist  die 
Wasaerrersor- 
gasg  Tom  sanitä- 
ren Standpunkte 
za    boaustanden. 


i 


lisation        ange- 
schlossen. 

In  den  Zellen 
sind  Wasserklo- 
setts. 


Es  herrscht  Eü- 


roihanden.  Die 
Kttbel  mOssen  io 
eine  anf  dem 
Hofe  befindliche 
Orube  entleert 
|W«rdeD.  Um  zn 
dieser  .in  gelan- 
|gen,mitfii«r  Ar- 
beitshof passiert 
werden.  Abhilie 
|iat  dringend  ge- 
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nndi  nirfiigiitaSiiLii  nicht  bestimmten  —  Musters  zssanunenisnateUen  und  "»It 
"'"'''  '  '     ,.  dessen  Eingang  ich  Us  zum  IG.  NoTember  d.  J. 


4i  Dar  Herr  Minister  der  geistlichen,  Unterrichts-  and  Uedizinal-Ange- 
legnlMkai  wird  r  die  zor  Aasfbknuig  dieser  Ma&iahmen  notwendise  Verlttgnag 
aa  die  Betpernngspriiidenten  erlaasen.  3ie,  Herr  Oberstaatsanwalt,  wollen  mit 
dicaen  nnges&nmt  u  VarbiadBug  treten  und  ihnen  diejenigen  Gefängnisse  Ihres 
BeairkeB.  -—*"«*  maohea,  in  welchen  nach  der  Vorschrift  unter  Nr.  2  die 
BeriiioBi  ducli  einen  beamletea  Arzt  erfolgen  moB,  der  seinen  Wohnsitz  nicht 
am.  Orte  des  res  ihn  za  reridierenden  Qefängnlaaea  hat.  Die  ais  Oefängnia- 
inte  fn^renden  beamteten  Aerzte  sind  mit  der  Beviaion  des  betreffenden 
QefängnlBSM  und  EretattiUE  des  äntachtens  direkt  za  beaoftragen. 

5.  Bei  der  UehrzahT  der  Gefängnisse  werden  durch  die  vorstehenden 


im  Bezirke  des  Oberlandesgerichts  zn  . 


aber 

Bemerkungen 

d.  Heizung  nnd 
BelflDchtnng^ 

e.  Beeoiiäfti- 
gung. 

L  das 
Gesamtergebnis. 

dea  Ge- 
fängnia- 

Vor- 
stehers 

des  Oberstaats- 
aawalts. 

Zentralhelzong. 
Die  BeloQchtung 
erf61gt     in     den 

auf    den    Korri- 
doren durch  Gas- 
rfllUicht,  in  den 
ZeUen  durch  Pe- 
troleumlampen. 

Die      Heizons 
erfolgt       duri^ 
Oefoi. 

Als    Belench- 
t&ug  dienen  P»- 

Solche    sind^   in 

nicht     genftgend 

(HH  in  sanitärer 
Bedehnngza  Be- 
denken     keinen 
Anlafl. 

Die  Beachäfti- 
gung  der  Gefan- 
genen mit  ... . 
at,    zumal     die 
Zellen    und    Ar- 

nnd  dunkel  sind, 
als   gesundheita- 

steUen. 

Das  Gefängnis 
entspricht  in  sa- 
nitärer       Bezie- 
hung jeder  büll- 

ImEellergeacfaofi 
and  in  der  Arrest- 
zelle kannen  Ge- 
fangene aas   sa- 
nitären   Gründen 
nicht      unterge- 
bracht werden. 

Die  Fenster  in 
den  in  Spalte  a 
erwähnten  dnnk- 
lenZeUenm&ssen 
vergrößert    wer- 
den. 

In  der  Wasaer- 
versoraniiui    und 
der    Entfernung 
derF&kaUenmuS 
eine    Aenderuug 
eintreten. 

Im  gegenwär- 
tigen Zuatand  ist 
dae      GefängDia 
nur     beschränkt 
belegbar. 

Es  BoU  fttr 
andere  Be- 
schäf- 
tigung ge- 
sorgt 
werden. 
[m  Übrigen 
wird  der 
AeoBerang 
des  Arztes 

bei- 
getreten. 

In  dem  Berichte 

vom ist 

dargeUn,daßda8 
Gefängnis  ans  sa^ 

nitären  Grtlnden 
nnr     beschränkt 
belegbar  seL 
In  dem  Berichte 
vom ist 

der  Wasserver- 
sorgung, der  Ent- 
fernung der  Ab- 
wässer und  Fä- 
kalien in  Antrag 
gebracht 

Ea  ist  ein  Um- 
bau des  Gefäng- 
nisses erforder- 
Uch. 
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ABOrdnimgen  EoBteti  nicht  erwachsen,  zmnal  dei  Herr  Minister  der  geistlichen, 
Unterrichts-  and  Hedizinal&n Gelegenheiten  die  Anordnung  treffen  wird,  dofi  die 
Besichtigongen  derjenigen  Gefügniase,  bei  welchen  das  Qatachtea  durch  einen 
anderen  Arzt  als  den  Oef&ngniaarzt  za  erstatten  ist,  toolichst  gelegeDtlicher 
anderer  Dienstreisen  der  BeKieriin^s-  and  Hediziaalr&te,  sowie  der  KreisftrEte 
Bosgeftlhrt  werden  aollen.  In  denjenigen  vereinzelten  Fällen,  in  denen  eine 
gelegentliche  Erledigung  der  Besichtigung  bis  zum  20.  September  d.  j,  nicht 
mOgOch  ist  und  bis  zum  1.  Oktober  d.  J.  aach  nicht  voransgesehen  wird, 
woUen  Sie,  Herr  Oberstaatsanwalt,  im  Einremelunen  mit  dem  Begiemngspr&si- 
denten  die  zuständigen  beamteten  Aerzte  zar  Tomahme  besonderer  Reisen  ans- 
drüchlich  ermächtigen.  Wegen  Anweisung  and  Terrechnung  der  in  dnzelnen 
Fällen  aofzuwendenden  Beisekosten  bleibt  weitere  Verftlgang  vorbehalten. 


TXttgkelt  der  Deelnfektorensehiaeii. 
der    usw.    Hedlzinalangelegenheiten  _ 

Nr.  12210  ÜI  —  an  sämtlicne  Herren  Begieraegsprisidenten. 

Die  erstmaligen  Jahresberichte,  welche  mir  Uher  die  Tätif[keit  der  von 
mir  Ins  Leben  gerufenen  Desinfektorenscbnlen  erstattet  sind,  sowie  die  AenSe- 
rnngen  der  Herren  Begierungspräsidenten  stimmen  za  meiner  lebhaften  Be- 
friedigung b  der  Anerkennung  der  Zweckmäßigkeit  der  Eioricbtiuig  tiberein. 
Einstunmig  wird  hervorgehoben,  daß  die  Desinfektoren  in  diesen  ünterrichts- 
kursen  eine  grtkndlichere  und  gleicIun&Qigere  Ausbildung  erfahren,  als  die 
Kreisärzte  selbst  bei  größtem  Eifer  und  Geschick  ihnen  zu  gewähren  im  stände 
sind.  Auch  bei  den  Kreisen  und  Gemeinden  hat  die  Einrichtung  Verst^dnis 
und  Anerkennung  gefunden. 

Wie  aus  der  anliegenden  Nachweisung  ersichtlich,  sbd  bis  Ende  1908 
In  den  bis  dahin  begründeten  14  Desinfektorenscholen  in  60  Ereben  zosammen 
601  Leute  ausgebildet  worden,  von  denen  685  die  FrUfang  bestanden  and  das 
Zeugnis  als  staatlich  geprüfter  Desinfektor  erhalten  konnten.') 

Ich  ersuche  ergeoenst,  den  Landräten  und  Kreisäizteo  von  dem  Toi- 
stehenden  Kenntnis  zu  geben  nnd  dieselben  zu  veranlassen,  daß  sie  auf  den 
Kreistagen  und  bei  sonst  sich  darbietenden  Gelegenheiten  ihren  Einfloß  auf  die 
Eingesessenen  im  Interesse  einer  Hebnng  des  Desintektionswesens  und  einer 

>)  Nach  der  dem  Erlaß  beigefügten  Nachw 
Desinfektoreoscholen  abgehaltenen  Aasbildungskurs 
fektoreo  ausgebildet: 

1.  Im  hjgienis 
nnd  Gambinnen  je  9),   davon   die  PTflfnng  Destani 


1.  Im  hygienischen  Institut  in  KOnig 


:g;  18  (Reg.-Bez.  EOni^berg 
iden;   16;    2.  im  Städtischen 


bakterioL  Institut  zu  Danzig:  11  (Reg.-Bez.  Dsnzig  7,  Marienwerdcr  4),  da- 
von die  Pifllung  bestanden:  10;  8.  in  der  bakteriologischen  üntersuchongsstelle 
b.d.Ei]nigl.BGgierang  in  Potsdam:  bl  (Reg.- Bez.  Potsdam  48,  Frs^kfnrt  8), 
sämtlich  bestanden;  4.  im  hjdeDlschea  Institut  za  Qreifsffald:  34  (Beg.- 
Bez.  Stettin  14,  KSslin  6,  Stralsund  12),  sämtlich  bestanden;  6.  im  hjgienischen 
zu  Posen;  61  (Reg.-Bez.  Posen  39,  Bromberg  18,  Frankfurt  4),  davon  die 
Prüfung  bestanden:  59;  6,  im  hygienischen  Institut  zu  Breslau:  148  (Reg.- 
Bes.  Breslau  84,  Liegnitz  5,  Oppeln  47,  Frov.  Westprenßen  9,  Pommern  1, 
Brandenburg  2),  davon  die  Frtlfnng  bestanden:  189;  7.  im  hygienischen  Institut 
in  Halle  a.  3.:  64  (Beg.-Bez.  Magdeburg  19,  Merseburg  28,  Erfurt  S,  Herzog- 
tum Anhalt  2),  sämtlich  bestanden;  6.  im  hygienischen  Institut  in  Kiel  41 
(Schleswig -Holstein  40,  GrBh.  Oldenburg  1),  sämtlich  bestanden;  9.  in  der 
bakteriologischen  Untersuchungsstelle  bei  der  Egl.  Begierung  in  Hannover: 
86  (Reg.-Bez.  Hannover  17,  Lüneburg  10,  Stade  8),  sämtlich  Destanden;  10.  im 
hygienischen  Institut  zu  GBttingen:  20  (Beg.-Bez.  Eildesheim  15,  Osna- 
brück 2,  Aurich  8),  sämtlich  bestanden;  11.  in  der  bakteriologischen  Unter- 
suchungsstelle bei  der  EgL  Regierung  in  Künster:  45  (Beg.-Bez.  Münster  22, 
Minden  16,  Arnsberg  6,  Ftlrstent.  Schaumburg  -  Lippe  1],  davon  bestanden :  44; 
12.  im  hygienischen  Institut  zu  Marburg:  12  (Be^.-Bez.  Eassel),  sämtlich 
bestanden;  18.  im  Institut  für  experimentelle  Therapie  in  Frankfurt  a.M.: 
84  {Beg.-Bez.  Wiesbaden),  davon  bestanden  83;  14.  im  städtischen  bakteriol. 
Institut  zu  COln:  38  (Reg.-Bez.  Koblene  5,  Düsseldorf  6,  CSln  16,  Aachen  18), 
davon  bestanden  37;  zusammen  601,  von  denen  585  die  PrUfong  bestanden  haben. 
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geateigerteu  ZnweigiuiK  Keeigneter  Personen  zoi  Ambildiing  als  Desinfektoren 
geltend  machen.  Anctt  wird  anzustreben  sein,  dafi  in  Jedem  grOfleren  Ort 
mindestens  ein,  in  jedem  Kreise  aber  mehrere  staatlich  geprtlfte  Desinfektoren 
aa^estellt  werden,  welche  nach  näherer  Anweisiing  der  Kreisärzte  die  Wohnnng»- 
desunfektionen  ausfuhren  and  die  Aasttthrnng  der  in  Krankheitsfällen  erforder- 
lichen lanfenden  Desinfektionen  den  Beteiligten  erklären  und  ftberwacben. 

Fflr  die  Dauer  der  Kurse  halten  die  Mehrzahl  der  Berichterstatter  6  Tage 
nur  dann  fQr  ansreichend,  wenn  die  Zeit  vollkommen  ausgenntzt  wird;  eine 
Verlängerung  dieser  Zeit  erscheint  ihnen  allerdings  erwttnacht,  wenngleich 
sie  befürchten,  daß  sie  wegen  der  damit  verbondenen  höheren  Kosten  für  die 
Gemeinden  and  Kreise  schwer  durchführbar  sein  wfirde. 

Ich  habe  ans  den  Berichten  den  Eindrack  gewonnen,  daß  6  Tage  in  der 
Tat  nicht  geniigen,  um  den  zumeist  weniger  gebildeten  Personen,  welche  zur 
Aasbildang  gelangen,  die  Aufnahme  des  nicht  wenig  unfangreichea  theoreti- 
schen und  praktischen  LehrstoifH  in  einer  Weise  zu  ermöglichen,  daß  sie  ihn 
nachher  in  der  Praxis  sicher  verwerten  kSnnen,  Ich  erkläre  mich  daher  damit 
einverstanden,  daß  die  Daner  der  Kurse  allgemein  auf  9  Wochentage  angesetzt 
wird,  wobei  ich  jedoch  voraussetze,  daß  der  Vormittag  des  ersten  und  der 
Nachmittag  des  letzten  Tages  zur  Uin-  bezw.  Etlckreise  nach  bezw.  von  dem 
Ort,  an  welchem  der  Kursus  erteilt  wird,  freigegeben  werden. 

Von  der  Mehrzahl  der  Kursuslehrer  wird  es  als  wünschenswert  bezeichnet, 
daß  za  jedem  Kursus  nur  eine  begrenzte  Zahl  von  Teilnehmern  zugelassen 
werde,  da  es  nur  so  möglich  sei,  einen  jeden  derselben  in  der  wünschenswerten 
Weise  zq  tSrdern.  In  Anerkennung  der  Berechtigung  dieses  WunscheB  be- 
etinune  ich  allgemein,  daß  zn  einem  Kursus  nicht  mehr  als  zehn  Teilnehmer 
zugelassen  werden  dürfen. 

Es  ist  femer  mehrfach  hervorgehoben  worden,  daß  die  Ausbildung  nur 
von  Erfolg  ist,  wenn  die  Teilnehmer  in  den  Kursen  ein  bestimmtes  Lebensalter 
nicht  Uberscfaritten  haben.  Als  solches  bezeichne  ich  das  Alter  von  45  Jahren. 
Außer  auf  diese  Altersgrenze  haben  die  Kreisärzte  bei  der  Auswahl  und  An- 
nahme der  zu  den  Kursen  zuzulassenden  Personen  darauf  zu  achten,  ob  sie 
nach  ihrer  Persönlichkeit  und  ihrem  Bildungsgrade  erwarten  lassen,  daß  sie 
sich  für  die  Tätigkeit  eines  staatlich .  geprüften  Desinfektors  auch  wirklich 
ejgnen.  Personen,  bei  denen  diese  VorausseLzung  nicht  zutrifft,  sind  zoi  Aos- 
budnng  nicht  zuzulassen. 

Eine  ^loße  Aazalil  von  Berichterstattern  bezeichnet  es  als  notwendig, 
daß  die  Desinfektoren  von  Zeit  zu  Zeit,  etwa  alle  drei  Jahre,  einer  Nach- 
prüfung durch  den  zuständigen  Kreisarzt  unterzogen  and  außerdem  etwa  alle 
sechs  Jahre  zu  einem  Wiederholungskuraas  von  zweitägiger  Dauer  in  einer 
Desinfektorenschule  einberufen  werden.  Diese  Anregung  scheint  mir  in  hohem 
Grade  beachtenswert,  jedoch  will  ich  von  einer  bezüglichen  Anordnung  Abstand 
nehmen,   bis  weitere  Erfahrungen  über  die  ganze  Einrichtung  gesammelt  sind. 

Endlich  ist  in  einer  Beihe  von  Berichten  die  Anregung  enthalten,  es 
mochten  in  den  Desinfektorcnschulen  besondere  Kurse  für  Oemeindeschwestem 
eingerichtet  werden.  Auch  dies  erscheint  zweckmäßig.  Ich  stelle  Ihnen  deshalb 
anheim,  das  Weitere  im  Einvernehmen  mit  dem  Leiter  der  für  Ihren  Bezirk 
zuständigen  Desinfekto renschule  zu  veranlassen. 

Aus  einigen  Bezirken  sind  Personen  zur  Ausbildung  nicht  nur  an  die 
von  mir  bezeichneten,  sondern  auch  an  andere  Desintektorenschulen  Überwiesen 
worden.  Dies  halte  Ich  nicht  für  zweckmäßig,  vielmehr  wünsche  ich,  daß  jeder 
Bezirk  seine  Desinfektoren  nur  in  der  von  mir  ausdrücklich  für  ihn  bezeichneten 
Deslnfektorenschule  ausbilden  läßt,  damit  sich  allmählich  ein  festes  Vertrauens- 
verhältnis zwischen  dem  Leiter  dieser  Schule  und  den  Gemeinden  und  Kreisen 
des  betreffenden  Bezirkes  herausbilden  möge. 

Einem  Berichte  über  die  weitere  Entwickelnng  der  Angelegenheit  unter 
Vorlage  eines  namentlichen  Verzeichnisses  der  im  Laufe  des  Jahres  1904  aus 
dem  dortigen  Bezirk  ausgebildeten  Desinfektoren  und  Gemeindeschwestern  will 
ich  zum  1.  Februar  1906  entgegensehen. 


luBtandhaltDBg  der  Tiinig«rite.  Staub  verblndenuig  In  den  Tum- 
halleD.  Verfügung  des  Königlichen  Begierungspräsidenten  in 
Minden  vom  19,  Juli  1904. 

Wir  bestimmen,  daß  alljährlich  einmal  in  den  Osterferien  sämtliche  Tun- 
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a«rtLte,  iubeocmdere  die  KleRergerflite  oad  der  Bandluif,  »ml  ihre  EUoheiheit 
anrcii  einen  SaeiiTeratiiidigen  iurt»rBiicht  werden. 

Sollte  sieh  hierbei  £e  HOgllchkeit  herausstellen,  A$ü  durch  eine  Locke- 
niBg:  der  Schrauben,  Belzra  osw.  eine  Gefahr  fflr  die  die  Tamgertte  be- 
iHitseDden  Kinder  entstehen  kOnnte,  so  ist  sofort  Äbhille  zu  schaffen. 

Gteiciueitig  ordnen  wir  an,  daß  alle  Matten  während  der  Tamseit 
wDehentlieh  zweimal  aoQerbalb  der  Turnhallen  geklopft,  and  dafi  die  Fußboden 
der  Tamhallen  alljährlidi  —  am  besten  ebenfalls  in  den  Osterforien  —  einmal 
mit  staabbindendem  Oel  bestrichen  und  jedesmal  noch  dem  Ünterridit  bezw. 
der  Benntsnng  der  Tamliallen  durch  Vereine  luw.  ausgefegt  und  feucht  auf- 
genommen werden. 

Das  PnßbodenOl  U.&F.  der  Firma  Hnmm  &  Frericha  in  Hamburg, 
rertteten  durch  Joh.  Qottschalk  in  Herford,  sowie  das  Fußboden -StaabOl 
^Bnolina"  der  Firma  Hermann  Matthias  in  Berlin  C  2,  Neue  Frledrichstr.  8, 
soll  sich  bewährt  haben. 

Wir  stellen  anhelm,  mit  diesen  Oelen  einen  Versuch  zu  maoheu. 


B.    XESmlcveloh  Bayern. 

Die  Terhudlnngen  der  Aerstekamment  im  Jahre  1908.  Bescheid 
des  EOnigl.  Staatsministerinms  des  Innern  Tom  22.  Juli  1904. 

Auf  die  Verhandlungen  der  Aerztekammem  Bayerns  vom  26.  Oktober 
1908  ergebt  nach  SlnTernalmie  des  K.  Obermedlzinalansschnsses  nachstehende 
Verbescheidnng : 

1.  Nach  g  2  der  Eüniglicb  AllerbCchHten  Verordnuiig  rem  9.  Juli  189&, 
die  Bildung  von  Aerztekammem  und  von  ärztlichen  Bezirksvereinen  betreffend, 
obliegt  den  Aerztekammem  anch  die  Beratung  Ober  Fragen  und  Angelegen- 
helten,  welche  auf  die  Wahrung  und  Vertretung  der  Stand esinteressen  der 
Aerzte  sich  beziehen. 

Hienach  besteht  keine  Erinnerung,  daß  die  Aerztekammem  mit  den 
gegenwärtig  aktuellen  wirtschaftlichen  Fragen  des  ärztlichen  Standes  sich  be- 
la&  haben. 

Das  K.  Staatsministerinm  des  Inriem  vertraut  zu  den  Aerztekammem 
und  ärztlichen  Bezirks  vereinen  und  speziell  zu  den  amtsärztlichen  Mitgliedern 
derselben,  daß  sie  bei  Behandlung  dieser  Fragen  im  Sinne  welser  HaSigimg 
und  ausgleichender  Vermittlung  der  widerstreitenden  Interessen  tätig  sein  werden. 

2.  Von  den  Beschlüssen  der  Aerztekammem  wegen  Einftlhrnng  der 
freien  Arztwahl  bei  sämtlichen  Staatskrankenkassen  wurden  die  betreffenden 
Tervaltnngen  In  Kenntnis  gesetzt. 

8.  Die  Anträge  der  Aerztekammem,  die  Abänderung  der  Apotheker- 
Ordnung  vom  27.  Januar  1812  betreffend,  werden  bei  Eevision  derselben  sach- 
gemäße Würdigung  finden. 

i.  Die  Beschlttsse  wegen  Anweisung  der  Staatsanwälte  zur  besonderen 
Beaufsichtigung  der  Ausschreibungen  von  Kurpfoschem  sind  dem  K.  Staata- 
ministeriom  der  Justiz  zur  zuständigen  Würdigung  mitgeteilt  worden. 

5.  Die  beantragte  Errichtung  einer  staatlichen  TJutersuchungstation  znr 
Frttfong  aller  Heilmittel,  welche  nicht  in  der  Pharmacopoea  Oermonica  ent- 
halten sind  und  zu  Heilzwecken  verwendet  werden,  kann  vorerst  nicht  ins 
Auge  gefaßt  werden. 

6.  Der  Antrag  der  oberbayerischen  Aerztekammer,  die  Abänderung  der 
Bestimmungen  der  E.  AllerhSchsten  Verordnung  vom  9.  Juli  1896  über  die 
Wahl  der  Delegierten  zur  Aerztekammer  betreffend,  kann  durch  entsprechende 
Aendemng  der  Satzungen  der  Bezirks  vereine  seine  Erledigung  finden. 

7.  Dem  Antrag  der  oberbajerischen  Aerztekammer,  nel  nächster  Bevision 
der  AUerhOchsten  Verordnung  vom  22.  Juli  1896  in  dem  Verzeichnis  der  nur 
auf  schriftliche  ärztliche  Verordnung  abzugebenden  Arzneien  an  die  Stelle  von 
Fructus  papaveris  immaturi  zu  setzen  Frnctus  papaveris,  wird  seinerzeit  näher 
getreten  werden. 

8.  Bezflglich  der  beantragten  Errichtung  Öffentlicher  Trinkerheilstättea 
In  Bayern  bleibt  weitere  Würdigung  vorbehalten. 

9.  Die  Anträge  der  oberbayerischen  und  schwäbischen  Aerztekammw, 
die  SchulhTfiene  betreffend,  sind  dem  K.  Staataministerium  des  Inneni  für 
Eirt^en-  n.  nholangelegenheiten  znr  zuständigen  Würdigung  mitgeteilt  worden. 
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10.  Bez&glich  dea  Äntrag;es  der  pfälzUcben  Äeratekammer,  we^  Zb- 
lückweisung  Ton  Laieorezepten  in  den  Apotheken  dm  Wortlant  der  iK.  Allere 
btMistm  VeTordnoBg  Tom  9.  November  1882,  die  Znbenitong  md  PaUhaltnng 
der  Arzveleu  in  den  Apotbeken  betieSend,  wieder  herzostellen,  wird'aaf  ZUfer 
7  der  Verbescbeidnng  der  Verbandlungen  der  AerEtekmmaeni  im  Jabre  1901 
Terwieisn. 

11.  Bie  gleicbe  Aeratekammer  hat  den  Antrt.g  gestellt,  die  -K.  StMte- 
regierang  mQge  dahin  wirken,  daß  die  HedbtiDstodierendeo  während  des  fiak- 
Usehen  Jahres  trai  geeigaeton  Tielbeachäftigteo  praktischen  Acrzte  prakti- 
sinai  dürfen. 

Hiesa  wird  bemerkt,  daß  nach  §  63  der  PrbfcngMrdnang  fttr  Aente 
TOtn  28.  Mai  1901  die  Ableistong  dea  praktisaben  Jalires  bei  einem  g«eignete)i 
und  rielseitig  beschäftigten  praküschen  Arzte  unter  bestimmten  Voianaaetznngen 

rittet  werden  kann,  daB  aber  daa  E.  StaataminiateriDm  des  Innern  nicht' in 
Lage  ist,  ani  Beaeitignng  dieser  VaransaetsniigMi  hiniawirken. 

12.  Dem  Antrag  der  pfälzischen  Aerztekammer,  m  Zokanft  die  Aerzte- 
kammem  weder  auf  einen  Montag,  noch  aat  einen  Sauutag  eiunberalen,  kMin 
entsprochen  werden,  wenn  die  Mehrzahl  der  Aerztekammem  diesem  Antrag 
beigetreten  sein  wird. 

18.  Der  Bitte  der  oI>erf  rBnkischen  Aerztekammer  wegen  nnentgeltlichar 
EenteUane  und  Versendnn^  der  für  die  HorbiditUestatistik  aotigen  .Z&hl- 
blUtchen  durch  das  E.  Statistische  Boreaa  kann  eine  Folge  nicht  gegeben 
werden. 

14.  Von  dam  Antrag  der  mlttelfrinkischen  Aerztekammer,  in  bezag  auf 
den  -Terkanf  von  Milch  und  die  Herstellong  von  Bntter  nnd  Schmalz  in  den 
Molkereien  oberpolizeilJche  Vorschriften  za  erlassen,  wnrde  Kenntnis  genommen; 
weitere  Eiiebnngen  und  Wllrdignng  werden  erfolgen, 

16.  Die  Aerztekammer  fttr  Schwaben  und  Neaburg  bat  die  Bitte  ge- 
stellt, die  Leichenschaugebfihren  zu  erhoben. 

Hiezu  wird  bemerkt,  daß  sich  ein  allgoneinea  Bedürfnis  in  dieser  Klch- 
t«B^  bis  jetzt  nicht  ergeben  bat,  daß  lokale  Uabitligkeiten  durch  besondere 
HinisterialentschlieBong  beseitigt  werlen  können  nnd  tatsäehlich  beseitigt 
werden,  nnd  daß  einer  allgemeinen  ErhflintDg  der  LeieheBsebaagabtliren  ge- 
wichtige Bedenken  entgegenstehen. 

O.  O-iTOHMberasoKtnin  Baden. 

BAMmptsMg  des  OeUrmutterkrebaea.  Verordnung  des  Mi- 
nisteriums des  Innern  vom  6.  Jnli  1904  an  die  QroQherzoglichen 
Beärks&r^te  und  BezirksasBistenz&rzte. 

Wir  ttbereenden  im  Anschluß  den  Abdruck  eines  hierher  gelangten  Be- 
richtea  der  GroßherzogUchen  Direktion  der  üniversitätsfranenklinik  in  ITreiburg, 
die  Beklmpfnng  des  Gebärmutterkrebses  betreffend,  zur  Kenntnisnahme  nnd 
feaigaeten  Beldinmg  der  Eebammen,  sowie  mit  dem  Anheimgeben,  in  geeig- 
neter Weise  für  Verbreitung  der  darin  aithaltanoi  Anschauungen  unter  den 
Aerztan  des  .  dortigen  Bezirks  Sorge  zu  tragen,  insbesondere  insoweit  solche 
siebt  Mitglieder  eues  Aerztersreias  beziebougsweiBe  Abonnenten  der  .„Aerzt- 
Udian  MitteilungBn'  sind,  in  deren  n&cbstea  Nummer  ein  Abdruck  des  Be- 
riebtas  .erfolgen  wird. 

Bericht   der*[G[oflheizogIlohen    Direktion    der   UnivienBitäls- 
FmDODlclinik  HbeT  die  Bekämpfung  desGebärnuitteTk-iebseB. 

In  neseter-Zeit  hat  man  eich  sehr  viel  mit  der  Batstehang  iiBdiHellmK 
des  OebSmratterkrebses  beschäftigt.  Dabei  bat  mm  VerhÜtmsse  und'Oebel- 
sttade  festgestellt,  deren  Elartegung  und  Beseittgong  dazü '  beitragen  kMnen, 
etne  Heilung  dieses  furchtbaren  Uebris   sdtr  viel  hänfigcr  als  bisher  hetbid- 


ttan  hat  darflber  Sieherhelt  erlangt,  daß  da,  woder  KrankkeitSberd-in 
«einen  ersten  Anfängen  durch  eine  sdir  wenig  gefährliche '  Operatien  beseitigt 
wird,  eine  Heilmg  ebne  BOticfäUe  erzielt  vrerden  kann.  Auf  100  Fälle  dieser 
Art  recfanet  man  etwa '80  Danerheilangen,  vielleidit  noch  mehr.  Dies  wäre 
g^ieirtbei  den  jetzigen  Zuständen  ein  sehr  graSerOewinn;  denn  bisher  waren 
Bar'38«JB  Otaltmhar,  die  hiesige 'KUnlk  aiusuähender 'KrebAkranken  in  einer 
Verfassung,  welche   eine  wenig  gews«te  Operation  noch  erlaubte;  TS'*/,  etwa 


192  R«clitapTechnng  und  Hedizinal-GeMtigelnni;. 

mltaaeD  ganz  abgewleaen  werden,  oder  man  muB  sie  einem  Eingriff  nntendehen, 
welcher  nnr  mit  erheblicher  Lebensgefahr  ausführbar  üt. 

Unter  den  Ursachen,  welche  die  Kranken  abhalten,  zar  richtigen 
Zeit  die  operative  Hilfe  nacbzosnchen,  sind  besonders  folgende  herTOiznheben : 

Viele  Pranen,  besonders  aitl  dem  Lande,  wenden  sich  an  die  Hebammen. 
Diese  kennen  die  Qefahr  nicht  hinlänglich,  geben  selbst  wohl  anch  gerne  ärzt- 
liche Ratschläge,  obwohl  ihnen  dies  verboten  ist,  vertrösten  die  Kranken  durch 
einen  Hinweis  anf  die  Wechsel]ahie. 

Wir  haben  nns  bestrebt,  die  Schfllerinnen  nnd  die  Hebammen  der  Fort- 
bildnngsknrse  Aber  ihr  VerhidteD  in  dieser  Bichtnnc  zn  belehren  nnd  ihnen 
vorgeschrieben,  daß  sie  die  Frauen  bei  besünunten  Beschwerden  unter  allen 
Umständen  an  den  Arzt  zu  verweisen  haben. 

Eine  zweite  Ursache  liegt  in  den  Frauen  selbst,  welche  vielfach  ans 
Indolenz,  aus  Scheu  vor  der  ärztlichen  Unters achnna;,  durch  RttcksichtDahme 
auf  ihre  Hänslichkeit,  pekuniäre  Terhältnisse,  dnrch  Aoneignng,  ans  der  Heimat 
sich  zn  entfernen,  Furcht  vor  der  Operation  and  wohl  auch  durch  die  falsche 
Annahme,  der  £rebs  sei  unheilbar,  sich  abhalten  lassen,  zeitige  Hilfe  zu  suchen. 
Eier  läßt  sich  nur  dnrch  Belehrung,  vor  allem  seitens  der  Aerzte  und  Heb- 
ammen, Abhilfe  schaffen.  Han  hat  solche  in  Form  von  kntEen  Merkblättern 
und  Artikeln  in  den  Lokalblättern  unter  der  Bevölkerung  von  Ostpreußen  von 
Königsberg  ans  verbreitet.  Ob  dies  bei  uns  zweckmäßig  ist,  mochten  wir  hier 
nicht  entscheiden. 

Eine  dritte,  vielleicht  die  wichtigste  Ursache  liegt  in  dem  Verbalten  der 
Aerzte.  Diese  stehen  leider  vielfach  noch  in  dem  Banne  der  Anschanung,  nach 
welcher  der  Krebs  unbedingt  unheilbar  seL  Die  Kranken  sind  ihnen  lästig  nnd 
deren  Untersnchnng  unangenehm ;  bei  armen  Personen  bekommen  sie  dafür  kein 

bJhdschen  Ünterridit   geben  wir  uns  die  größte  Mühe,   die 

kOnftlKen  Aerzte  Aber  die  Diagnose  des  Krebses  in  seinen  Anfangsstadien, 
seinen  verlauf  und  die  geeignete  Behandlung  zn  belehren,  nnd  versprechen  ans 
fOr  die  Zakoatt  Erfolge  davon.  Schnellere  nnd  bessere  Ergebnisse  sind  wohl 
dordt  ^eu  Appell  an  die  sämtlichen  Aerzte  dos  Landes  zn  erhoffen. 

Der  Gebännutterkrebs  führt  schon  sehr  früh  Erscheinungen  herbei,  die, 
wenn  auch  keine  Beweise  ffir  sein  Vorhandensein,  so  doch  Indizien  sind,  die 
die  Notwendigkeit  einer  genaueren  Untersuchung  erheischen.  Diese  Lidlzien 
sind:  Blntabsänge  außer  der  Zeit  der  Begel,  zuerst  in  geringerer  Menge, 
längere  oder  Kürzere  Zeit  sogar  sanz  aussetzend  oder  nur  unter  gewissen  Ver- 
hältnissen eintretend,  so  insbesondere  nach  dem  Beischlaf.  Am  häufigsten  sieht 
man  diese  nnregelm&ffigen  Blatongen  während  der  Wechseljahre,  wo  sie  dann 
leicht  diesen  zuschrieben  werden. 

Ein  wichtiges  Anzeichen  ist  nns  ferner  durch  Blutungen  gegeben,  welche 
nach  schon  vollendeten  Wechseljahren,  also  ds,  wo  die  menstruelle  Blutung 
schon  Monate  oder  Jahre  hindurch  vollständig  ausgeblieben  war,  plötzlich 
wieder  erscheinen.  Endlich  wäre  als  ein  wichtiges  Zeichen  eine  ungewöhnlich 
starke  Absonderung  ans  den  Oeschlechtsteilen  zn  nennen,  besonders  wenn  sie 
dOnuflttssis,  blutig  gefärbt  nnd  von  üblem  Oemch  begleitet  ist.  Leider  ist  es 
dann  freilich  oft  zu  spät.  Schmerzen  sind  fast  gewöhnlich  im  Anfange  nicht 
vorhanden,  treten  oft  erst  später  hinzu.  Die  Kranken  kOnnen  sogar  sterben, 
ohne  daß  sie  von  Scbmeraeo  besonders  belästigt  waren. 

Da  wo  die  genannten  Merkmale  sich  zeigen,  ist  eine  genaue  Onter- 
suchnng  mit  der  Hand  nnd  mit  Sniegel  durchaus  notwendig.  Zuweilen  kann 
eine  ucnere  ErKenntnis  nnr  dnrch  Ansiratien  der  OebSrmutterschleimhaut  oder 
AussduddOBg  kleiner  Stücke  und  deren  mlkrosko|iische  Untersuchung  ge- 
wonn«  werden.  Da  wo  der  behandelnde  Arzt  mit  diesen  Methoden  nicht  ver- 
traut ist  oder  sie  nicht  ausüben  will,  sollte  er  die  Kranken  dabin  weisen,  wo 
sie  Auskunft  erhalten ;  hat  er  selbst  die  Diagnose  anf  Krebs  gestellt  und  ope- 
riert er  nicht  selbst,  so  hat  er  die  Frau  an  einen  Operateur  zn  verweisen. 

Wir  mochten  hoher  Behörde  den  Vorschlag  ergebenst  unterbreiten,  anf 
die  Bezirlcsirzte  so  einzuwirken,  daß  diese  die  erwähnten  Anschauungen  mlig- 
lidiBt  TOrbidten  nnd  daranf  gegründete  Maßnahmen  zur  Geltung  bringen. 

Verantwortl. Bedakteur :  Dr.Bapmnnd,  Heg.- n.  Qeh.  Med.-Rat  In  Minden I.  W. 
J.  O  C  Bnni,  B«nOKL  Sicha  a.  T.  Beb.-L.  BofbnelidrBekar«!  In  Hindu. 


Reclitspreclmiig  und  Mediziiial- 
ftesetzgebuiig. 

Beilage  zur  Zeltsohrlft  für  Medizinal  -  Beamte. 
Nr.  17.  1.  September.  1904. 


Rechtsprechung. 

Beim  AnfeditDaKBrerrtthren  der  EntmUndlgoD^proiegae  bedarf  es 
anoh  In  der  Bernfaugsinstaiu  zur  i^nhSnuig  dea  Klägers  der  ZnileliHii; 
eines  SachTerBtändlKeti.  Urteil  des  Beichag  erichts  (IV.  Ziv.-Sen.) 
vom  7.  April  1901. 

Das  angefochtene  Urteil  war  wegen  eines  vor  allem  Ton  der  BeictU' 
uwaltsch&ft  gerflgtcn  prozessnalen  VerstoBea  aofzoheben.  Hit  Becht  macht 
dieselbe  Yerletzmig  des  g  671,  Abg.  1  Z.-P.-O.  geltend,  weil  der  Kl.  im  Be- 
rafnnKsveTfabreii  nicht  nnter  Zoziehnng  eines  Sacn verständigen  gehQrt  worden 
ist.  Die  fär  das  Anfechtongsreifahren  im  Entmttndignngaprozesse  dnrch  die 
|§  667  ff.  Z.-P.-O.  Torgeseheaen  besonderen  Vorschriften  umfassen  nach  ihrem 
Inhalte   nicht    blofi   die   erste  Instanz,  sondern  anch  die  Berafangs- 

instanz Die  Bestimmang  des  g  671,  Abs.  1  zielt  darant  ab,  fQr  die 

Ermittelung  des  Qeisteszoatandes  in  der  persönlichen  Ternehmong  des  zn  Ent- 
mündigenden unter  Zuziehung  eines  Sachverständigen  mGglichst  sichere  nnd 
zweifekireie  Orandlagen  zu  bieten.  Sie  wird  bedeutsam  auch  für  den  Tat- 
richter der  Bern fon gsmstanz.  Zadem  erhält  diese  Ansicht  Unterstützung  durch 
die  Entstehnngsgeschichte  der  VorschrifL  Die  Hotive  zn  den  entsprechenden 
g§  575,  676  des  Entwurfs  zur  Z.-P.-O.  schließen,  nachdem  sie  die  Notwendig- 
keit einer  Yemebmung  der  Person,  um  deren  Entmündigung  ea  sich  handelt, 
nnd  der  Sachverständigen  begründet  haben,  hieran  den  Satz:  ,In  der  £e- 
Tisionslsstanz,  welche  sich  mit  der  Feststellung  des  Tatsächlichen  nicht  mehr 
befaßt,  kommen  diese  Vorschriften  nicht  zur  Anwendung."  Offenbar  ist  hier 
davon  ausgegangen,  daß,  soweit  die  Instanzen  Tatrichter  sind,  die  Anwendbar- 
keit geboten  ist.  Die  angefochtene  Entscheidung  beruht  auf  der  gerügten 
Qeaetzesverletznng ;  denn  es  ist  nicht  aasgeschlossen,  daß  die  gesetiuch  vor- 
geadiriebene  Vernehmung  des  Kl.  nnter  Zuziehung  des  Sachverständigen  zu 
einer  anderen  Beurteilung  hätte  fuhren  kSnnen. 

Juristische  Wochenschrift;  1901,  Nr.  32—35. 

Anwendung  des  Wettbewerbsgegetzes  gegenflber  der  Beieloliniuig : 
-Dr.  ehir.  dent.  in  Amerika  geprüfter  Zahnarzf*.  Urteil  des  Reichs- 
gerichts (H.  Str.-Sen.)  vom  26.  April  1904. 

Das  B.  O.  hat  seine  Annahme,  daß  der  fragliche  Titel  als  eine  un- 
richtige  Angabe  im  Sinne  des  Wettbewerbsgesetzes  anzusehen  sei,  im 
wesentlichen  nicht  damit  begründet,  daß  das  Institut,  welches  dem  Bekl.  diesen 
Titel  verliehen  habe,  ein  amerikanisches  sei,  sondern  damit,  daß  es  ein 
Privatinatitut  und  somit  kein  Institut  des  Öffentlichen  Rechts 
sei,  daß  aber  der  von  dem  Bekl.  geführte  Titel  geeignet  sei,  das  Publikum 
bezüglich  des  letzteren  Punktes  irre  zu  führen.  .  .  .  Die  weitere  Annahme 
des  B.  0.,  daß  auch  in  dem  zweiten  Teile  der  von  dem  Bekl.  geführten  Be- 
leichnnng:  ,in  Amerika  approbierter  Zahnarzt"   eine  unrichtige  An- 

Sabe  im  Sinne  des  g  1  des  Wettbewerbsgeaetzes  liege,  beruht  zunächst  auf 
er  tatsächlich  näher  begründeten  FeststeUimg,  daß  der  Ausdruck  , approbiert" 
trotz  des  Zusatzes  „in  Amerika"  in  Deutschland  den  Anschein  emer  den 
deutschen  Begriffen  und  Anforderungen  entsprechenden  Ausbildung  und 
staatlichen  Prüfung  als  wirklicher  Zahnarzt  erwecke,  daß  also  der 
zweite  Teil  der  von  dem  Bekl.  gebrauchten  Bezeichnung  von  dem  Publikum 
in  dem  letzteren  Sinne  verstanden  werde.  Die  von  dem  Bkl.  vermißte  Peat- 
steUoiur  der  Unrichtigkeit  dieser  Angabe  ergibt  sich  aber  ans  dem  Zu- 
^  •  i  B.  U.    In  d        "       '       -    -^   -"^   "-■■  ""  -'- 


II  demselben  Ist  nämlich  angeführt,  nach  der  eigenen 
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BehsnptDng  dee  BekL  lei  ihm  aasvüslich  einer  Ton  ihm  vorgelegten  ürkaude 
die  fragliche  „Lizenz"  (d.  h.  die  Approbation  ala  Zabn&rzt)  für  den  Staat 
Illinois  anf  Qmnd  Beines  Doktordiploms  (des  E.8cben  Privat  institnts)  ohne 
weiteres  Examen  erteilt  worden.  Ans  dem  Urteils  erhellt  ferner,  daß  du 
B.  Q.  diese  Behauptung  des  Bekl.  ant  Qrnnd  der  von  ihm  vorgelegten  Urkunde 
als  erwiesen  angesehen  hat.  Ana  der  hiemach  genügend  feätgestellten  Tat- 
sache, daß  der  BekL  die  Approbation  als  Zahnarzt  ffir  den  Staat  Illinois  ohne 
staatliches  Examen  erlangt  hat,  ergibt  sich  aber  ohne  weiteres  die  Un- 
richtigkeit der  nach  der  Faststellnng  des  B.  0.  in  dem  zweiten  Teile  der 
streitigen  Bezeichnnng  enthaltenen  Angabe,  daB  der  Bekl,  nach  einer  von 
ihm  abgelegten,  den  deutschen  Begriffen  und  Anforderungen 
entsprechenden  staatlichen  Prüfung  die  fragliche  Approbation  er- 
langt lukbe.  Da  dies  ein  wesentlicher  Bestandteil  der  gesamten  fraglichen  Be- 
zeidinnng  ist,  so  erscheint  die  Unrichtigkeit  der  letzteren  hierdurch  zur  QenOge 
ab  festgestellt.  Juristische  Wochenschrift;  1904,  Nr.  89—42. 


Begriff  weiblletaer  BeHholtenlieit  und  Cnbeseboltenhelt  Im  Sinne 
des  I  188  Str.  e.  B.  Urteil  des  Reichsgerichts  (IV.  Str.-Sen.)  vom 
26.  H&rz  1904. 

„Bescholtenheit"  eines  MIdchens  kann  zwar  schon  dann  angenommen 
werden,  wenn  von  ihr  zwar  nicht  die  Qestattnng  des  Beischlafes,  wohl  aber 
„dn  sonstiges,  in  der  eigenen  sittenlosen  Qosinnung  des  Mädchens  warzelndes 
unzüchtiges  Treiben"  bekannt  ist.  Da  aber  der  Zweck  des  Qesetzes  darin  be- 
steht, die  geschlechtliche  Beinheit  zn  wahren  und  den  Gefahren  vorzubeugen, 
die  durch  die  Preisgabe  an  den  Mann  mit  demi  Erwecken  sinnlicher  Begierden 
und  Ifinderung  der  Widerstandsfähigkeit  der  Terftlhrteu  hinsichtlich  weiterer 
Wahrung  ihrer  Qeschlechtsehre  begründet  sind,  so  genügt  zur  Annahme  der 
Bescholtenheit  nicht  jede  Herabminderung  des  Schamgefühls,  sondern  nnr  die 
in  der  Bichtnng  auf  geschlechtliche  Unborührtheit.  Ein  Mädchen,  das  sinn- 
lichen Liebkosungen,  ja  anzüchtigen  Annäherungen  zugänglich  ist,  aber  doch 
ihr  Interesse  an  der  Erhaltung  ihrer  gcschlecbtlicbcn  Ijitegrität  unzweideutig 
zu  erkennen  gibt,  kann  deshalb  als  unbescholten  erachtet  werden. 

Juristische  Wochenschrift;  1904,  Nr.  a6— ea 

AU  KBSS8tal>  fltr  die  ErtrBgUchkelt  v«b  GerKnsehelnwirkugeB  l§t 
dB»  Empftnden  des  normalen  DnrcluchnlttBmeBHchen  aniDBeheii.  Beckte- 
anspmcli  nnf  üntflrlaBsnng  von  OwBuch  wegen  Schlafens  bei  offenen 
Fenster  besteht  nicht.  Urteil  des  Reichsgerichts  (V.  Ziv.-Sen.)  vom 
3Ü.  April  1904. 

Der  vorliegende  Rechtsstreit  dreht  sich  hauptsächlich  um  die'.Frage,  ob 
als  Maßstab  für  die  Erträglicheit  der  Geräusch  ein  Wirkungen  lediglich  das 
Empfinden  völlig  gesunder  Menschen  anzunehmen  ist  oder  ob  dabei  auch  nervOs 
veranlagte  und  erkrankte  Personen  zu  berücksichtigen  sind.  Im  Gegensatz 
zum  I.  R.,  der  die  erstere  Auffassung  vertreten  hat,  entscheidet  sich  der  B.  S. 
für  die  letztere  Alternative,  mdem  er  dabei  insbesondere  auf  die  Angabe  des 
einen  ärztUchen  Sachverständigen  Gewicht  legt,  der  naeh  den  Erfahrungen 
seiner  2lijährigen  Beobachtung  ein  Viertel  der  erwachsenen  Dortmunder  Be- 
völkerung als  .nervOs'  in  dem  Sinne,  daß  sie  durch  das  in  Bede  stehende 
Maachinengeränsch  in  ihrer  Nachtruhe  gestCrt  werden,  bezeichnet.  Der  hier- 
gegen gerichtete  Bevisionsangriff  ist  begründet.  Wie  der  erkennende  Senat 
bereits  üi  dem  Urteile  vom  S.  rebruar  d.  J.  ausgesprochen  hat,  kommt  es  bei 
Beurteilung  des  Uafies  der  zulässigen  Einwirkung,  die  ein  Ornndstücksugea- 
tttmer  sich  von  seinem  Nachbar  gefallen  lassen  muß,  auf  das  Empfinden  ^es 
normalen  Durchschnittsmenschen  an,  da  sonst  die  Entscheidung  von  wechselnden 
persSnlichen  Verhältnissen  abhängen,  also  für  die  ohnehm  schwierige  Be- 
stimmung der  Grenzen  des  Erlaubten  jeder  ohjektive  Maßstab  fehlen  würde. 
Mit  dieser  Becht^auffasaiiug,  an  der  festzuhalten  war,  setzt  sich  der  B.  R.  in 
Widerspruch,  indem  er  auch  die  Bedürfnisse  kranker  und  nervQaer  Personen 
berücksichtigt  wissen  wüL  Desgleichen  ist  seine  weitere  Annahme,  daß  ge- 
sunde Personen,  ^e  Nachts  bei  offenem  Fenster  zu  schlafen  pflegen,  einen 
Rechtsanspruch  auf  Beachtung  dieser  Gewohnheit  von  selten  des  Nachbars 
haben,   nach  dem   Dargelegten  nicht  haltbar.    Insoweit  war  daher  das  B.  ü. 
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moIiiüiebM  and  darch  eioe  anderweite  Fassiuig,  die  die  ünstatthaitigkeit  einor 
Berttcksiclitigiing  jener  dem  normalen  Dnrchsclmittsmenachen  fremden  lateressen 
zum  Äuadrack  brbigt,  zu  ersetzen. 

Jaiistiscke  WochenBChrift;  1901,  Nr.  48—60. 


./^tX 


TerantiTortUelikeU  für  das  FelUulteit  nleht  freigegebener  Arniet- 
nittel.  urteil  des  OberlandesgericbtszaCOln  vom  20.  Jali  1901. 

In  dar  in  Elsdorf  (Kreis  ßergheim)  befladlichen  Drogerie  fand  eine  Bo- 
viüon  statt  Dabei  wollte  ein  Bmoer  des  Inhabers  der  Drogerie,  der  dieselbe 
früher  selbst  besessen  hatte  nnd  jetzt,  ohne  im  Geschäft  mehr  tätig  za  sein, 
gelegentlich  zum  Besuche  TerweUte,  zwei  £isten  wegtragen,  welche  Arznei- 
mittel enthielten,  die  in  Drogerien  nicht  verkauft  werden  dürfen.  Die  He- 
riBionskommisaian  entdeckte  jedoch  den  Inhalt  der  Kisten,  nnd  es  erfolgte 
außer  gegen  den  Inhaber  der  Drogerie  auch  gegen  deasen  Brader  Anklage  auf 
arund  des  %  367,  Abs.  '6  Str.-O.B.  Das  Schöffengericht  verurteilte  den  Ange- 
klagten zn  einer  Geldstrafe  von  ISO  Mark,  wihread  die  Strafkammer  In  der 
Berofungsinatanz  zu  einer  Frebprechnng  gelangte,  weil  der  Angeklagte  weder 
als  Inhaber  noch  als  Teilhaber  der  Drogerie  anzusehen  sei  and  deahidb  fdr  den 
Verkauf  und  das  Feilhalten  der  verbotenen  Arzneimittel  nicht  strafrechtlich 
verantwortlich  gemacht  werden  kOnne.  Der  Strafsenat  des  Oberlandes gerichts 
COln  erklärte  jedoch  diese  Aoffasanng  dea  Vorderrichtora  für  rechtsirrig  nnd 
wies  die  Sache  in  die  Vorinatanz  zurück.  Strafbar  nach  §  367,  Abs.  3  Str.-G),-B. 
ist,  wie  das  Oberlandesgericht  ausführt,  Jeder,   der  dem  Handel  nicht  freige- 

f ebene  Arzneimittel  ohne  polizeiliche  Erlaubnis  verkauft  oder  feilhält.  Es 
ommt  dabei  nicht  darauf  an,  ob  der  Täter  der  Inhaber  oder  Teilhaber  des 
QeachUtes  bt,  wo  dieser  Verkauf  nnd  das  Feilhalten  stattfindet. 

Fharmaz.  Zeitung;  1904,  Nr.  60. 

DestlUlerte  Hleofoiig  ■  Esmui  Ist  dem  freien^  Verkehr  ttberlassen. 
11  des  Landgerichts  I  Berlin  vom  11.  April  1904. 

Der  Anffeklagte  ist  Inhaber  eines  Drogengeschaites.  Er  hat  geständig 
am  10.  September  1903  eine  Flasche  Hienfong-EaseiLZ  an  die  unverehelichte 
H.  B.  als  Heilmittel  gegen  Eopfkolik  verfcaoit.  Der  erste  Bichter  hat  mit 
dem  Sachverständigen  Med. -Bat  B.  angenommen,  daß  dieses  Heilmittel  den  ' 
Apotheken. vorbehalten  aei,  nnd  hat  deshalb  den  Angeklagten  verurteilt.  Der 
Hersteller  dieaer  Esaonz  (Otto  Beichel,  Berlin  SO.),  deren  Bestandteile  in 
dem  Anfdmck  abgegeben  sind,  bekundet  glaubhaft,  daß  dieaea  Medikament  aua 
Kr&ntem  und  wurzeln  unter  Zuaatz  von  Kampher  und  Spiritus  durch  De- 
stillation hergestellt  werde.  Mit  dem  so  gewonnenen^  Deatillat  i  werde  keine 
weitere  Aenderung  vorgenommen.    Ea  aei  also  ein  reines  Destillat. 

Die  Kaiserliche  Verordnung  vom  22.  Oktober  1901  behält  den  in  dem 
Verzeichnis  A  aufgeführten  Zubereitungen  den  Verkauf  in  den  J;  Apotheken 
vor,  ohne  Unteraimied,  ob  aie  heilkräftige  Stoffe  enthalten  oder  nidit. 
Solche  Zubereitungen  dürfen  als  Heilmittel  sonst  nicht  ^  feilgehalten  werden. 
Hnter  keine  der  uier  genannten  Nummern  fällt,  wie  auch  der  Sachver- 
ständige anerkannte,  die  Bienfong-Essenz,  der  der  Sachverständige  gleiuhwobl 
den  Verkauf  in  den  Apotheken  mit  Btlcksicht  auf  ihre  Entstehung  aus  voc- 
schiedenen  Ursprongsstoffen  vorbehalten  wissen  will  Dieser  Ansicht  kann  sich 
das  Gericht  nicht  anschließen.  Durch  die  Destillation  ist  ans  den  Ursprung- 
liehen  Bestandteilen  ein  nenes  chemisches  äebilde  hergestellt,  das  selbst  keine 
Zubereitung  in  der  in  der  Verordnung  gekennzeichneten  Art  ist.  Solche  reine 
Destillate,  die  in  dem  Zustand,  in  dem  sie  aus  der  Destillation  hervorgehen, 
ohne  jede  weitere  Veränderung  zum  Verkauf  gebracht  werden,  unterliegen  dem 
freien  Verkehr,  ohne  daß  es  darauf  ankommen': kann,  ob^ie  etwa  aua  einer 
Vielheit  von  Stoffen  gewonnen  worden  sind  und  wie  diesean  sich  nach  ihrer 
Znsammenaetzung  etwa  unter  dem  Gesichtspunkte  des  Verzeichnisses  zu  be- 
urteilen wären.  Ein  Verstoß  gegen  die  Kaiserliche  Verordnung  ist  nicht 
erwiesen,  worana  aich  die  Anfbebiing  des  ersten  Urteils  und  die  Freisprechung 
des  Angeklagten  ergibt.  Drog.-Ztg. 
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Medizinal  -  Gesetzgebung. 

Abindemn;  dea  Geseties,  betreffend  die  IntUeheB  Ebrengerlehtef 
das  ümUgereeht  und  die  Kamen  der  Aentekammem,  Tom  25.  NorenilMr 
imt.    Gesetz  vom  27.  Jnli  1904. 

Einziger  Artikel 

Die  §g  46  und  iH  des  Gesetzes,  betreffend  die  ärzlichen  EhreBgerichtei 
das  Ümlagerecbt  und  die  Easaen  der  Äeratekammem,  vom  2ö.  November  1899 
(Qesetz-Samml.  S.  665)  erhalten  nachateheode  Faseang: 

§  46.  Fttr  das  ehrengerichtliche  Yerfahren  werden  nnr  baare  Auslagen 
in  Ansatz  gebracht. 

Der  Betrag  der  entstandenen  Kosten  ist  von  dem  Vorsitzenden  des  Ehren- 
gerichts festzusetzen.    Die  Festsetzung  ist  vollstreckbar. 

Der  Angeschuldigte  hat  die  Kosten  zn  tragen,  wenn  er  zur  Strafe  ver- 
urteilt wird. 

Wenn  ein  Angeschnldigter  nur  in  Ansebnng  eines  Teiles  der  ihm  zur 
Last  gelegten  stand  es  widrigen  Handlangen  verurteilt  wird,  durch  die  Verband* 
lung  der  Abrigen  Fälle  aber  besondere  Kosten  entstanden  sind,  so  ist  er  von 
deren  Tragnng  zu  entbinden, 

Ist  ein  Verfahren  durch  eine  wider  besseres  Wissen  gemachte  oder  auf 
grober  Fahrlässigkeit  beruhende  Anzeige  veranlage  worden,  so  kann  doa  Ehren- 
gericht dem  Anzeigenden,  naclidem  derselbe  gebOrt  worden  ist,  die  im  Ver- 
fahren erwachsenen  Kosten  auferlegen.  Gegen  die  Entscheidung  des  Ehren- 
Serichts  findet  binnen  einem  Monate  nach  deren  Zustellung  die  Beschwerde  an 
en  Ehrengerichtshof  statt. 

Kosten,  welche  weder  dem  AnKescbnldi^ten  noch  dem  Anzeigenden  auf- 
erlegt sind,  oder  von  dem  Verpfiichteten  nicht  eingezogen  werden  kOnnen, 
fallen  der  Kasse  der  Aerztekammer  zur  Last.  Dieselbe  haftet  den  Zeugen 
und  Sach verständige D  für  die  ihnen  zukommende  Entschädigung  in  gleichem 
Umfange,  wie  in  Strafsachen  die  Staatskasse.  Bei  weiter  Entfernung  des  Auf- 
enthaltsorts der  geladenen  Personen  ist  denselben  auf  Verlangen  ein  Vorschuß 
zu  geben. 

§  49.  Jede  Aerztekammer  ist  befugt,  von  den  wahlberechti^en  Aetzten 
des  Kammer bezirkes  einen  von  ihr  festzusetzenden  jährlicheu  Beitrag  zur 
Deckung  ihres  Kassenbedarfs  zu  erheben. 

Durch  die  ehrengerichtliche  Entziehung  des  Wahlrechts  wird  die  Bei- 
tragspfiicht  nicht  berührt. 

Approbierte  Aerzte,  welche  weder  eine  ärztliche  Praxis,  noch  eine  andere 
auf  der  ärztlichen  Wiasenschaft  beruhende  gewinnbringende  Tätigkeit  anattben, 
sind  von  der  Beitragspflicht  befreit,  sotorn  sie  dem  Vorstande  der  Aerzte- 
kammer eine  entsprechende  schriftliche  Erklärung  abgeben.  Die  Befreiung 
tritt  mit  Ablauf  des  Honats  ein,  in  welchem  die  Erklärung  an  den  Vorstand 
der  Aerztekammer  gelangt.  Bei  Beanstandungen  der  Erklärung,  die  nebst 
ihrer  Begründung  dem  Arzte  zugestellt  werden  müssen,  entscheidet  der  Ober- 
präsident endgültig. 

Während  der  Dauer  der  Befreiung  ruht  das  Wahlrecht  nnd  die  Wähl- 
barkeit zur  Aerztekammer. 

Aerzte,  welche  der  abgegebenen  Erlüärnng  zuwider  eine  ärztliche  Praxis 
oder  eine  derselben  gleichgestellte  Tätigkeit  (§  49,  Abs.  3)  ausüben  oder  es 
unterlassen,  von  ihrer  Wiederaufnahme  dem  Vorstände  der  Aerztekammer 
binnen  zwei  Wochen  Anzeige  zu  machen,  haben  den  Unterzogenen  Beitrag 
oachzuzahlea.  Durch  Beschluß  des  Vorstandes  kann  ihnen  außerdem  auferlegt 
werden,  das  Vier-  bis  Zehnfache  des  hinterzogenen  Beitrags  an  die  Kasse  der 
Aerztekammer  zd  entrichten.  Zugleich  kann  ihnen  durcD  Beschluß  des  Vor- 
standes für  die  Zukunft  der  Anspruch  auf  Befreiung  vorübergehend  oder 
dauernd  entzogen  werden.  Als  Ausübung  oder  Wiederaufnahme  der  Praxis 
gilt  nicht  die  ärztliche  Hilfeleistung  in  Notfällen. 

Die  Entscheidungen  nnd  Beschlüsse  gemäß  Abs.  3  nnd  6  erfolgen  nach 
Anhörung  des  betreffenden  Arztes. 

§  49&.  Der  Jahresbeitrag  ist  in  der  Regel  für  alle  verpflichteten  Aerzte 
des  Kammerbezirkes   in   gleicher  HQhe  festzusetzen.    Hit   Bückeicht   auf  he- 
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Bondere  Verhältnisse  kOnnen  EnnäBigangen  nach  gleichmlßig  abgestuften 
Ktsen  fttr  einen  Teil  äei  Aetzte  festgesetzt  weiden. 

Zn  BescblasBen  der  Aerztekammer,  durch  welche  die  Aufbringung  der 
Beiträge  unter  Zagriudlegang  eines  anderen  BeitragsfuQes,  insbesondere  der 
staatlich  veranlagten  Einkommens tener,  bestimmt  wird,  ist  eine  Hehrheit  von 
2wei  Drittelten  der  an  der  Abstimmung  teilnehmenden  Mitglieder  erforderlich ; 
in  der  Einladnng  ist  anf  diese  Bestimmung  hinzuweisen.  Der  BeachloB  der 
Aerztekammer  über  die  HQhe  des  Beitrags  and  über  die  Festsetzung  des  Bei- 
ti^shifies  bedarf  der  Oonehmignng  des  Oberpräsidenten,  welche  von  dem  Vor- 
stände der  Aerztekammer  nacb^osnchen  ist. 

Die  Einziehnng  der  Beiträge  erfolgt,  soweit  letztere  nicht  freiwillig 
ges»Ut  werden,  im  Wege  des  Verwaltvngszw&ngsrerfabrens. 

Gegen  die  Heianziebnng  zu  den  Beiträgen  der  Aerztekammern  (g  49, 
Abs.  1  und  6)  steht  dem  Yerpflichteten  binnen  einem  Monate  vom  Tage  der 
Benachrichtignng  ab  der  Einsprach  an  den  Vorstand  der  Aerztekammer  nnd 
g^en  dessen  Entscheidung  binnen  einer  weiteren  Frist  von  einem  Monate  die 
Bernfo^  an  den  Oberpräsidenten  zu,  weicher  endgültig  entscheidet. 

Ueber  die  Niederschlagung  einzelner  Beiträge  entscheidet  der  Vorstand 
der  Aerztekammer. 

Urkundlich  unter  Unterer  EOchateigenhändigen  Unterschrift  and  beige- 
drucktom  Königlichen  InsiegeL 


■Al, 


DlenBibezÜge  der  ErelstierSrate.    Gesetz  vom  24.  Jnni  1904. 

§  1.  Die  Ereistier&rzte  ( Bezirks  tierärzte  in  den  Eohenzollernschen 
iden)  erhalten  fttr  amtliche  Verrichtungen,  deren  Kosten  der  Staatskasse 
zur  Last  fallen,  soweit  dieses  Gesetz  nicht  in  den  g§  iJ,  4  ein  anderes  be- 
stimmt,  anBer  ihren  etatsmäßigen  Bezügen  keine  weitere  Vergütung  ans  der 
Staatskasse. 

g  'i.  Bei  anderen  amtlichen  Verrichtungen,  insbesondere  solchen,  welche 
durch  ein  Privatinteresse  veranlaßt  sind  oder  für  ortspolizeiliche  Interessen  in 
Ansprach  genommen  werden,  deron  Befriedigung  den  Gemeinden  gesetzlich 
obliegt,  sind  die  Ereistieiärzte  von  den  Beteiligten  zu  entschädigen. 

Die  Höhe  der  Entschädigung  ist  in  Ermangelang  einer  ^tlichen  Eini- 
gung von  dem  Bogienugspräsidenten,  innerhalb  des  der  Zuständigkeit  des 
PoliieiprSsidenten  von  Berlin  unterstellten  Bezirkes  von  diesem,  endgültig  fest- 
zusetzen. Die  festgesetzte  Entschädigung  unterliegt  der  Einziehung  im  Ver- 
waltongszwangs verfahren.  Die  Vollst reckungsbe bürde  wird  von  dem  Begierungs- 
präaidenten  bestimmt. 

§  3.  Für  die  Tätigkeit  als  gerichtliche  Sachverständige  steht  den 
Kreistierärzten  ein  Ansprach  auf  Gebühren  nach  einem  Tarife  zu,  der  nebst 
den  erforderlichen  Ansführnngsb  estimmun  gen  durch  den  Minister  für  Landwirt- 
schaft, Domänen  und  Forsten  im  Einvernehmen  mit  dem  Finanzministsr  und 
dem  Jn^tizminister  erlassen  wird. 

Der  Tarif  ist  durch  die  Gesetzsammlnng  bekannt  zu  machen. 

§  4.  Die  Kreistierärzte  erhalten  bei  den  im  g  1  bezeichneten  amtlichen 
Verrichtungen  ans  der  Staatskasse  Tagegelder  nnd  Reisekosten  nach  Mafigabe 
der  fttr  Staatsbeamte  geltenden  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmnngen. 

Die  Tagegelder  und  Reisekosten  in  gerichtlichen  Angelegenheiten  (g  3) 
werden  durch  Königliche  Verordnung  festgesetzt.  Tagegelder  werden  nur  in- 
soweit gezahlt,  als  sie  die  tarifmäßigen  Gebühren  übersteigen. 

§  6.  Sind  mehrere  amtliche  Verrichtungen  auf  einer  Beise  in  einer  Ent- 
feranng  von  mindestens  zwei  Kilometern  vom  Wohnort  des  Kreistierarztes  vor- 
genommen worden  und  ist  eine  Verteilung  der  Kosten  auf  die  verschiedenen 
TerrichtunKen  erforderlich,  so  sind  fttr  die  ganze  Reise  Tagegelder  und  Reise- 
kosten nach  den  für  Staats  dien  streison  geltenden  Sätzen  zu  berechnen  nnd 
gleichmäßig  nach  der  Zahl  der  Geschäfte  auf  diese  zu  verteilen ;  hierbei  gelten 
mehrere  an  demselben  Ort  für  denselben  Zahlungspflichtigen  verrichtete  Dieust- 
geschäfte  der  in  den  g§  1,  2  bezeichneten  Art  als  ein  Geschäft. 

Für  die  in  den  §§  1,  3  bezeichneten  Geschäfte  ist  an  Tagegeldern  und 
Bdsekosten  der  nach  Abs.  1  berechnete  Anteil,  jedoch  nicht  mehr  zu  entrichten, 
als  woin  znr  Ansflihrung  des  OeachUts  eine  besondere  Reise  unternommen 
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w&re.  Inwiewut  die  auf  Oeachäfte  der  im  §  2  beseichneten  Art  entfallenden 
Anteile  zu  entrichten  dnd  oder  anSer  AnaatE  bleiben,  richtet  steh  nach 
§  2,  Abs.  2. 

Die  vorstehenden  BeatimmnngeD  finden  entsprechende  Anwendung  auf 
die  bei  Vemchtangen  am  Wohnort  oder  in  einer  Entfernung  Yon  weniger  als 
zwei  Kilometern  von  diesem  entstandenen  Analagen  fär  Fnhrkoaten. 

Tagegelder  können  aach  dann,  wenn  mehrere  Dienstreisen  an  einem  Tage 
erledigt  werden,  nar  einmal  beansprncht  werden. 

§  6.  Werden  andere  Tierärzte,  beamtete  oder  nicht  beamtete,  zu.  einer 
der  in  den  §§  2,  3  bezeichneten  Verrichtungen  amtlich  aufgefordert,  so  erhalten 
sie  Entschädigungen  und  Gebühren  nach  Maßgabe  der  §g  2,  B,  sowie  im  Falle 
des  g  8  dieselben  Reisekosten  nnd  Tagegelder,  welche  den  Kreistier&raten  nach 
%  4,  Abs.  2  and  g  5  zustehen,  sofern  sie  nicht  nach  ihrer  Amtsstellung  An- 
sprach anf  höhere  Sätze  haben. 

Werden  nicht  beamtete  Tierärzte  zu  einer  der  im  g  1  bezeichneter  Ver- 
richtungeu  amtlich  aufgefordert,  so  erhalten  sie  eine  in  Ermangelang  einer 
Tcreinbarong  Ton  dem  Begiernngspräsidenten  endgoltig  festsusetzende  ange- 
messene EntBchädigong. 

g  7.  Die  Ereistierärzte  erwerben  einen  Anspruch  anf  Pension  nach  den 
Bestimmnngen  des  Pensionsgeaetzes  vom  27.  Harz  1872  (Qesetzaamml.  S.  268) 
Dnd  den  dazu  erlassenen  Abanderangsgesetzen.  Inwieweit  außer  dem  Gehalt 
andere  Dienstbezfige  der  Pensionsberedinung  zu  Orunde  zu  legen  sind,  wird 
durch  den  Staatshaushalts  etat  bestimmt 

g  8.  Ereistierärzte,  die  das  65.  Lebensjahr  vollendet  haben  oder  wegen 
Schwäche  ihrer  körperlichen  oder  geistigen  Kräfte  zu  der  Erfttllong  ihrer  Amts- 
pflichten dauernd  unfähig  sind,  können  in  der  Zeit  von  der  VerkOndung  bis 
zum  Inkrafttreten  dieses  Gesetzes  unter  GewÜrong  einer  Pension,  deren  Höhe 
ohne  Bäcksicht  auf  die  Dauer  der  Dienstzeit  1800  Mark  beträgt,  in  den  Bnhc- 
Btand  versetzt  werden. 

Die  EntBcheidunK  darüber,  ob  die  Voraussetzungen  des  Abs.  1  vorliegen, 
trifft  der  Hinister  fdr  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  endgültie. 

g  9.  Die  Bestimmungen  dos  Gesetzes,  betreffend  die  den  Uedizbal- 
beamten  fOr  die  Besorgung  gerichtsä ratlicher,  medizinal-  oder  sanitätspolizei- 
licher  Geschäfte  zu  gewährenden  VergUtnngen,  vom  9.  März  1872  (Gesetzsamml. 
3.  265),  der  Verordnung  vom  17.  September  1876  (GeseUsamml.  S.  411)  und  des 
Gesetzes  vom  2.  Februar  1881  (Gesctzsamml.  S.  13}  werden  fUr  die  beamteten 
und  nicht  beamteten  Tierärzte  aufgehoben;  ebenso  die  gg  8,  12  der  Kurhessi- 
schen Verordnnng,  das  Landgestttlwesen  betreffend,  vom  11.  November  1827 
(Eorhessiache  Gesetzsamml.  S-  49)  und  die  §g  88,  91,  Abs.  3  der  Eurhessischen 
Hedizinalordnung  vom  10.  Juli  1830  (Knrhcssische  Gesetzsamml.  3.  29). 

g  10.  Die  Vorschriften  les  g  8  treten  sofort  in  Eraft.  Im  übrigen 
wird  der  Zutpankt  des  Inkrafttretens  dieses  Gesetzes  durch  Eöniglichc  Ver- 
ordnung bestimmt. 

QewXhriug  von  FnhrkoBten  an  die  HedlilnklbeamteD  In  Humover 
^  bei  DlenBtpeRohBften  in  der  Leicbenballo  des  Friedhofs  zu  Linden.  All- 
'  gemeine  Verfügung  des  Jus  tizministers  vom  8.  Juni  1901. 

In  Erweiterung  der  Ziffer  5,  Nr.  2  der  Anlage  zur  Allgemeinen  Ver- 
fügung vom  17.  September  1895  wird  vom  1.  Juli  d.  J.  ab  die  Erstattung  von 
Fuhrkosten  für  die  Hedizinalbeamton  in  Hannover  ancb  bei  den  in  der  Leichen- 
halle des  Friedhofs  zu  Linden  auf  Veranlassung  einer  GcrichtsbehBrde  oder 
eines  Beamten  der  Staatsanwaltschaft  vorzunehmeaden  GeschUften  zugelassen. 

>'"  Ansftlhrnng  der  vom  Bundesrat  erlassenea  Tomehrtften  fiber  «las 
Arbelton  nnd  den  Verkehr  mit  KranhheftserreKorn,  ansgeDonnen  Fest- 
erreger. Bekanntmachung  der  Hjnister  der  usw.  Hcdizinalan- 
gelegenheiten,  fUr  Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten, 
des    Innern,  and  für  Handel  und  Geirerbe  vom  6.  August  1904. 

Zur  Aasführung  der  von  dem  Bundesrat  am  28.  April  d.  J.  aat 
Grund  des  §  27  des  Gesetzes,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeingeßihrlicher 
Krankheiten,  vom  80.  Juni  1900  (R.-G.-B1.  8.  8121  beschlossenen,  durch  Bekannt- 
machung des  Reichskanzlers  vom  4.  Hai  d.  J.  im  Beichsgosetxblatt  3eite  159 
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^id  im  Jfinisterialblatt  fttr  Hediziiial-  nnd  medizinisdie  ünteTriclitauigelegeii- 
keiten  Seite  220  TerQffentlichtea  V orachrif  ten  ttbci  das  Arbeiten  und 
den  Veikehr  mit  Krankbeitaerregern,  aoBgeBOmmen  Pest- 
erreger,*)  bestimmen  wir  folgeodes: 

i.  LaDdeszeatralbehnrde  im  Sinne  des  §  1  der  YorscbrifteD  ist  bei  den 
Enregern  der  Cboleia  der  Hinlster  der  geiatlidien,  Ueterrichts-  und  Hedizinal- 
Mgelegenbeiten,  bei  den  Erregern  des  Botzes  der  genuiute  Minister  in  Gemein- 
gc^t  mit  dem  Minister  für  Landwirts cbaft,  Domänen  nnd  Forsten. 

Antr&ge  anl  Erteilung  der  nach  §  1  erforderlichen  Erlaubnis  sind  an  die 
Ortspolizeibehfirde  zu  richten. 

2.  Zuständige  Polizeibehörde  im  Sinne  der  §§  2  bis  4  der  Vorachriften 
ist  die  OrtspolizeibehQrde. 

3.  Zuständige  BehSrde  im  Sinne  der  §g  1,  6  ist  der  Begierungspräaldent, 
im  Landespolizeib^irk  Berlin  der  Polizeipräsident  in  Berlin. 

AiufUruBg  and  üeberwachnng  der  Impfiugen.    Band-Erlafi  des 
ater   der  nsw.  Hedizinelan Gelegenheiten  vom  29.  Jani  1904 

Nr.  H  830  (J I  —  an  sämtliche  Herren  Eegierungspräsidenten. 

AUjährlich  wird  seitens  der  Leiter  der  Köttigliclien  Anstalten  znr  Oe- 
winnong  tierischen  Impfstoffes  daran!  hingewiesen,  daS  nicht  du  pr&ktiache 
Aerste  bei  den  von  ihnen  vorgenommenen  Privatimpfongen,  sondern  aach  an- 

r teilte  Impfärzte  bei  ihren  äffentlichen  Impfnugen  nnd  Wiederimpfnngen  mit 
von  den  Anstalten  gelieferten  Lymphe  peraonelle  nnd  Schnitterfolge  erzielen, 
welcbe  hinter  denjenigen  Erfolgen,  welche  die  Anstaltsärzte  seibat  bei  den  von 
ihnen  vorgenommenen  Pro  beimpf  an  gen  anfzaweiBea  haben,  teilweise  erheblich 
znrflckblieben.  Bies  wird  seitens  der  Anstaltsleiter  teils  anf  eine  nnzwcck- 
mäfii^e  Aofbewohrnng  der  L}wphe  vor  der  Verwendung,  teils  anf  eine  nnzn- 
längliche  Ausbildung  der  Aerzte  in  der  Impftecbnik  zarttckgefflhrt.  Asch 
daran  soll  dieses  ungünstige  Ergebnis  zum  Teil  liegen,  daß  von  vielen  Impf- 
äraten  zu  viel  Impflinge  zu  dem  einzelnen  Impftermin  bestellt  werden,  ao  daß 
die  erforderliche  Zeit  feiilt,  um  jede  einzelne  Impfung  sachgemäß  ausfähren 
zu  können.  Namentlich  wird  über  die  Verwendung  zu  scharfer  oder  zn  atnmpfer 
Impfinatmmente  und  eine  mangelhafte  Dnrchfimrnng  der  Asepsia  nnd  ijiti- 
sepais  bei  dem  Impfgescbäft  Klage  gofllhrt. 

Bei  der  großen  Bedeatnng,  wdcbe  die  Schntzpockenimpfnng  für  die  Ver- 
htttnng  nnd  Bekämpfong  der  Pocken  hat,  und  mit  BUckaicht  darauf,  daß  jede 
Erkrankung  nnd  jeder  Todesfall,  welche  dem  Schntzimpfangsverfabren  zur  Last 

Eelegt  wird,  im  Publikum  Mißtrauen  und  Widerstand  gegen  das  Impfwesen 
errornirafen  geeignet  ist,  verdienen  die  vorerwähnten  Bemerkungen  der 
L^mphanstaltsleiter  die  grüßte  Beachtung. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenat  um  getälüge  AeuBenmg, 
ob  und  inwieweit  die  Bemerkungen  nach  dortseitigen  &r»thrangen  zutreffend 
sind,  sowie  eventnell  um  Einreichnng  formulierter  Voradiläge  zu  einer  besseren 
Dnrchfahniug  des  Impfgeschäfta. 

Außerdem  wollen  Sie  dafür  Sorge  tragen,  daß  die  Impfpläne  der  ein- 
leinen  Impfbezirke  durch  die  zuständigen  beamteten  Aerzte  sorgfältig  darauf 
geprüft  werden,  ob  die  in  Ansatz  gebrachton  Zeiten  zn  der  Zahl  der  jedesmal 
varznftthrenden  Impflinge  in  einem  richtigen  Verhältnisae  stehen,  und  geeig- 
netenfalls  Bemednr  eintreten  lassen. 

Einem  Berichte  über  die  Angelegenheit  will  ich  binnen  6  Wochen  ent- 
gegenaehen.  

Anielgepfllcht  der  Aerzte  bei  Croup  nnd  typhnsverdKebtlgeB  Krank- 
helte«.  Verordnung  des  Ministeriums  des  Innern  vom  26.  Joni 
1904. 

Die  durch  Verordnung  vom  9.  Mai  1890  in  Verbindung  mit  g  18, 
Ziff.  3,  Abs.  2  der  Verordnung  zur  weiteren  AnsfOhrnng  des  Reichs gesetzea  vom 
90.  Juni  1900,  die  Bekämpfong  gemeingefährlicher  Krankheiten  betreffend. 
pp.  vom  la.  Dezember   1900  —   Gesetz-  und  Verordnungsblatt  S.  967   —  bei 
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Diphtherie,  Typhus  und  Scharlach  den  zur  Behandlong  zngezogeaen  Aerzten 
kolerlegte  TerpflichtODg,  bei  Venaeidong  ron  iSHarIc  Strafe  dem  Beziikaarzte 
TOS  jedem  einzelnen  Erkranknngafalle  aofort  und  späteiitena  24  Stunden  von 
erlangteT  Eenntnia  an  mündlich  odei  schriftlich  Anzeige  zn  erstatten,  wird 
anch  auf  die  Erkrankungen  an  Croup,  sowie  auf  die  Fille,  welche  den  Ver- 
dacht des  Tfphns  erwecken,  hierdurch  erstreckt. 

ürBl«hIieh«r  ZnaammenliBug  der  Epilepsie  mit  Angenfehlem.  Ver- 
ordnung des  Hiniaterinms  des  Innern  vom  26.  Mai  1904  an  die 
Beiirksftrzte. 

Nach  neaerlich  Tom  UniversitSitsprofeBsor  Dr.  S  c  h  0  n  in  Leipzig  an 
Epileptischen  TOrgenommenen  Untersuchongen  vertritt  derselbe  die  Ansicht, 
daß  die  Drsschen  der  Epilepsie  vornehmlich  in  Angoofehlern  zn  sncben  sind 
und  daß  es  mQglich  sei,  durch  Korrektor  dieser  Fehler  die  epileptischen  Ad- 
CUle  zum  Verschwinden  zu  bringen  oder  wenigstens  zu  bessern.  Für  den  zu 
erreichenden  Erfolg  ist  es  naturgemäß  erwünscht,  daß  bei  frischen  Erkrankongs- 
fällcn  ungesäumt  etwa  Torhandene  AngenstOrungen  festgestellt  and  Verancne 
zur  Beseitigung  der  letzteren  gemacht  werden. 

Die  Bezirksärzte  werden  hierroa  mit  der  Veranlassung  in  Kenntnis  ge- 
setzt, die  Aerzte  ihres  Bezirkes  auf  die  wichtigen  Versuche  des  Professors 
Dr.  Seh  Qu  antmerksam  zu  machen  und  denselben  zu  empfehlen,  daß  sie  in 
jedem  in  ihrer  Praxis  vorkommenden  bez.  ihnen  bekannt  werdenden  Falle  des 
erstmaligen  Auftretens  eines  epileptischen  Anfalles  oder  auch  nur  epilepsie- 
verdächtiger  Erscheinungen  dem  Kranken  oder  dessen  Angehörigen  anraten, 
die  Augen  von  ProL  Dr.  SchDn  untersuchen  zu  lassen. 

An  die  Vorsitzenden  der  ärztlichen  Bezirksvereine  ist  die  gleiche  Ver- 
ordnung ergangen. 

O.    ^Leexogtnm  Braianaoli'^elfl^. 

Verhütung  der  mlssbrlnoUlohen  Anwendung  Erztllcherselts  verord- 
■eter  Arzneien.  Rundschreiben  des  Landes-Medizinalkollegiu ms 
vom  16.  Jnni  1904  an  sämtliche  H.  behandelnden  Äerzte  des  Herzogstnms, 

Der  Umstand,  daß  letztbin  dnrcb  die  mißbränchlicbe  Anwendung  ärzt- 
licherseits verordneter  Arzneien  Vergiftungen  eingetreten  sind,  welche  bei  drei 
Kindern  zum  Tode  führten,  gibt  uns  Veranlassung,  an  die  Herren  behandelnden 
Aerzte  das  Ersuchen  zu  richten,  ihrerseits  nach  Möglichkeit  zur  Verhütung 
solcher  beklagenswerten  Ereignisse  mitzuwirken.  Wir  glauben,  bei  der  be- 
kannten Sorglosigkeit  vieler  Personen  in  der  Anwendung  von  Arzneien  und  bei 
der  noch  in  weiten  Kreisen  der  BevOlkemng  herrschenden  Ansicht,  daß  ärztlich 
verordnete  Arzneien  Heilmittel  seien,  die  in  keinem  Falle  schaden  kSnaen,  anf 
folgende  Punkte  noch  besonders  hinweisen  zu  sollen. 

Bs  wird  sich  empfehlen, 

1.  bei  der  Verordnung  differenter  Mittel  die  Qebranchsanweisung  mßg- 
lichst  bestimmt  zu  geben  und  den  Kranken,  bezw.  dessen  Pfleger  anf  die 
genaue  Befolgung  der  Verordnung  mit  dem  Hinweis  zu  verpflichten,  daß  eine 
Ueberschreitung  der  Gabe  eine  nachteilige  Wirkong  haben  werde,  sowie  daß 
du  betreffende  Mittel  nur  in  dem  vorliegende  FaUe  und  nicht  bei  anderen 
Personen  zur  Anwendung  kommen  sollte ; 

2.  darauf  hinzuweisen,  daß  die  betreffende  Arznei  anderen  Personen  nicht 
zag&nglich  sein  solle  und  besonders  vor  Kindern  und  nnmflndigen  Personen 
si(£er  aufbewahrt  werden  mtisse,  um  ein  üngtttck  zu  verhüten; 

3.  zu  veranlassen,  d&B  nicht  mehr  zur  Verwendung  kommende  Arzneien 
in  zuverlässiger  Weise  beseitigt  werden. 

Es  werden  sich  diese  Vorsichtsmaßregeln  durchführen  lassen,  ohne  den 
Kranken  vor  dem  (üebrauch  der  Arznei  in  unerwtlnschter  Weise  ängstlich  zn 
machen.  Bei  der  Behandlung  von  Kindern,  wo  eine  miQbränchliche  Anwendung 
differenter  Arzneimittel  noch  leichter  zu  schlimmen  Tolgen  führen  kann,  dürfte 
überdies  eine  an  die  Eltern  zu  richtende  Warnung  in  dieser  Beziehung  ganz 
unbedenklich  sein. 

Versntwortl.  Redakteur-.  Dr.Rapmnnd,  Reg.- u.  Geh.  Hed.-Bat  in  Minden  i.  W. 

J.  C.  O.  Bruu,  HtnogL  BIchL  u.  F.  SchvL.  Horbnehdmckeral  In  lUndm. 
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Rechtsprechung. 

FolIxeUÜoheB  Verbot  an  elneu  £isMndl«r,  ans  einem  bestinunteiit  toh 
ihm  gepaohteten  Teiche  Eis  m  schlagen.  Ein  solches  Terbot  igt  anf 
Gnud  deB  |  10  A.  L.  B.  II,  17  gerecht fertlgrt,  sobald  bestimmte  SrtUcbe 
TerhUtnlsse  den  Schlngg  gestatten,  dass  die  Gefahr,  es  kSnnten  Krank- 
heitserreger is  den  Teloh  eindringen,  nahe  liegt.  Entscbeidang  des 
Prenaai8chBnObefverw»ltangBgerichtB(LS.)Toml8.  DeBemborl908. 

Ohne  Zweifel  darf  die  Polizei  anf  Grnnd  des  g  10,  Titel  17,  Teil  II  des 
allgemeinen  Landrechts  verbieten,  iaä  Eis,  dessen  Verwendung  die  menschliche 
Oesondheit  gefährdet,  in  den  Verkehr  gebracht  werde.  Ob  and  inwieweit  Eis 
m  den  Gegenständen  gehOrt,  anf  die  sich  das  Eeichsgesetz  vom  14.  Mai  187^, 
betreffend  den  Verkehr  mit  Nahrangsmitteln,  OennSmitteln  osv.,  bezieht,  kann 
dabei  dahingestellt  bleiben.  Daher  kann  sich  nur  fragen,  ob  die  Verwendung 
des  Eises  aus  den  Teichen  des  Klägers  gesnndheits gefährlich  ist.  Diese 
Frage  bejaht  aber  der  Vorderrichter  ohne  Rechtsirrtnm  und  ohne  wesentlichen 
HsDgel  des  Verfahrens. 

Nach  dem  Gutachten  des  Kreisarztes  nimmt  der  die  Teiche  dnrchflieBende 
Ki&tzgraben  aoBer  nnbedenklichem  Oberflächenwasser  aach  Hanswässer  von 
F.  anf  nnd  kOauen  dadurch  pathogene  Keime  in  die  Teiche  gelangen,  die  sich 
lach  im  £ise  lebensfähig  erhalten.  Dsjiach  besteht  nicht  bloß  eine  abstrakte 
Hi^lichkeit,  daB  Krankheitserreger  in  die  Teiche  dringen,  sondern  aus  be- 
stimmten tatsächlichen  Verhältnissen  wird  geschlossen,  dafi  dieser  Fall  leicht 
eintreten  kann.  In  einem  höheren  Grade  wahrscheinlich  braucht  der  Eintritt 
einer  Gesnndheits  beschädigung  nicht  zu  sein. 

Ans  dem  70m  Kläger  beigebrachten  Gutachten  des  Ingeoiears  0.  und 
dei  gerichtlichen  Chemikers  Dr.  B.  war  nicht  zu  entnehmen,  dafi  das  Ein- 
dringen Ton  Krankheitskeimen  dnrch  den  Kratzgraben  nicht  za  besorgen  wäre. 
Das  ÖQtacbten  von  0.  erklärt,  das  Wasser  des  Kratzgrabens  sei  zurzeit 
tusschließlich  Grondwasser,  oberhalb  des  Wasserwerks  der  Gemeinde  E.  ent- 
halte der  Graben  nur  eine  starre,  dem  Anssebon  nach  ans  Schmntzwasser  ent- 
standene Eismasse,  die  Schrautzwasseiabflüsse  erreichten  die  Teiche  aber  nicht, 
doch  wttrden  sich  die  Verhältnisse  In  frostfreier  Zeit  ändern.  Somit  erkennt 
uch  das  O.sche  Gutachten  an,  daß  die  Abwässer  dnrch  den  Graben  in  die 
Tdclie  kommen  können.  Eine  Gewahr  datttr  fehlt,  daß  dies  infolge  dos  Eln- 
trierens  des  oberen  Teils  des  Grabens  nicht  geschehen  bt,  wenn  aas  den  Teichen 
£ia  entnommen  wird.  —  Dsr  gerichtliche  Ohomiher  Dr.  B.  bemerkt,  dafi  man 
b  den  Teichen  Mischwasser  mit  mehr  oder  weniger  Ablaufwasser  aus  dem 
ErUzgraben  finde,  und  dafi  der  Eintritt  offener  Wasserläufe  unter  Umständen 
anen  recht  bedenklichen  EinAnfl  anf  die  Beschaffenheit  des  Wassers  solcher 
Teiche  äufiem  könne.  Er  fügt  hinzu  die  gelegentliche  Verunreinigung  durch 
neiuchliche  AbfallstofCe  und  die  gelegentliche  Einftkhrung  von  pathogenen 
Ukroorganismen  in  das  Grabonwasser  sei  gegeben.  Auf  Gnind  der  chemischen 
und  bakteriologischen  üntersachong  spricht  sich  B.  allerdings  dabin  ans,  daß 
lieh  das  Eis  auch  im  gegenwärtigen  Zustande  als  durchaus  verwertbar  be- 
(uchnen  lasse  nnd  daß  auch  im  Mischwasser  der  Keimgehalt  geringer  sei,  als 
in  ustandslos  benutztem  Nntzeis.  Damit  wird  aber  ni^t  die  Annahme  wider- 
legt, d^  infolge  der  Zuführung  von  Hauswässem  durch  den  Kratzgraben  leicht 
puhogene  Keime  in  das  Teichwasser  dringen  können.  Selbst  wenn  die  Keim- 
^  an  neb  kein  Bedenken  erregt,  kann  doch  durch  besondere  örtliche  Ver- 
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UltnisBe  —  hier  durch  ZnfBhriiiig  der  EanBWäBser  —  die  Oefiüir  einer  Yer- 
MDcbiiDg  begrflndet  weiden.  In  den  GuUchten  Ton  0.  und  Br.  B.,  uunentlich 
in  dem  letzteren,  wird  ja  aach  eine  Verinderon^  des  Laufes  des  KraUgrabens 
empfolilen,  damit  das  Wasser  ans  dem  Graben  nicht  mehr  in  die  Teiche  fließe. 

Somit  brauchte  der  Vorderrichter  dnrch  die  Q-atachten  von  Dr.  B.  and 
0.  die  wiederholten  gatachtlicheu  AenBemngen  des  Kreisarztes  nicht  fOr  er- 
BChttttert  anzoseken.  Der  Kreisarzt  ist  der  berufene  SachTer- 
Btündiga  fnr  die  Frage,  ob  die  Verwendane  des  Eises  die 
menschliche  Oesnudhcit  gefährde.  Eine  cbemische  nnd  bakteriologi- 
sche Dnteranchnng  hat  der  Kreisarzt  selbst  nicht  TOrgenommen.  Sein  Gnt- 
achteugrflndet  sich  hauptsächlich  auf  die  durch  dieSrllichen 
Verhältnisse  gerechtfertigte  Annahme,  daß  Kranlcheitskeime  darch 
die  Eanswässer  in  den  Kratzgraben  nnd  aus  diesem  in  die  Teiche  kommen 
kOnnBD.  Der  Nachweis  des  wirkt ichea  Vorhandenseins  Ton 
Kraokheitskeimen  in  den  Teichen  ist  nicht  erforderlich,  sondern 
ea  genOgt  zur  Begründung  der  Gefahr,  dafi  der  Eintritt  nach 
den  OrtlicheD  Verhültnissen  leicht  mSglich  ist  Auf  die  Frage 
der  Beweislast  kommt  es  nicht  an,  da  die  Gefahr  durch  die  Auslassungen  des 
Kreisarztes  für  erwiesen  erachtet  wird.  Daß  sich  Erankheitskeime  auch  im 
Eise  erhalten  kSnnen,  wie  der  Kreisarzt  annimmt,  ist  allgemein  bekannt,  and 
ea  wird  auch  in  den  Gutachten  von  Dr.  B.  nnd  0.  keineswegs  in  Abrede  ge- 
stellt, daß  die  Wasserbakterien  zamTeil  im  Eise  fortleben.  Ob  and  inwie- 
fern aber  dnrch  die  Verwendung  von  Eis,  in  dem  sich  patho- 
gene  Keime  befinden,  die  menschliche  Geanndheit  gefährdet 
wird,  kann  offenbar  ambesten  ein  ärztlicher  Sachverständiger 
beurteilen.  Der  Kreisarzt  hat  in  durchaus  einwandsfreier  Weise  nnd  in 
Debereinstimmung  mit  der  allgemeinen  Erfahrung  auseinandergesetzt,  wie  die 
übliche  Verwendung  des  Eises  znr  Folge  haben  kann,  daß  etwa  im  Eise  Tor- 
handene  Keime  in  den  menechlicheu  KOrper  eindringen. 

Dahingeatellt  kann  bleiben,  ob  an  anderen  Orten,  wo  die  Eisentnahme 
gestattet  ist,  in  bezng  auf  die  aauitäre  Beachaffeuheit  des  Eises  gleiche  oder 
ähnliche  Verhältoisae  obwalten.  Denn  darans  würde  nur  folgen,  daß  die 
Polizei  dort  ebenfalls  die  Eisentnahme  verbieten  kSnnte.  Dafi  nicht  Überall, 
WD  natürliches  Eis  gewonnen  wird,  die  nämliche  Gefahr  angenommen  werden 
muß,  Bo  daß  sie  mit  der  Verwendung  von  natürlichem  Eise  unvermeidlich  ver- 
banden wäre,  ergibt  sich  darans,  daß  hier  hauptsächlich  nur  wegen  der  Znfühmng 
der  Eaosabwässer  dnrch  den  Kratzgraben  die  Eiaentnahme  beanstandet  ist,  und 
mit  der  Beseitigung  dieser  Verhältniese  der  wesentliche  Grund  voraussichtlich 
wegfallen  würde.  Dann  würdo  wegen  AendernuK  der  tatsächlichen  Terhält- 
nisae  die  Aufhebung  der  aDgetochtenen  polizeUicben  Verfügung  beantragt 
werden  kSnnen.  Ein  polizeiliches  Verbot  geht  aber  nicht  achou  darnm  xn  weit, 
weil  sich  die  tatsächlichen  Verhältnisse,  in  denen  die  Gefahr  ihren  Grand  hat, 
ändern  können. 

Mag  auch  nicht  jede  Verwendung  von  derartigem  Eise  geaundheita- 
gefährljch  sein,  so  läßt  sich  doch,  falls  das  Bis  einmal  in  den  Vorkehr  kommt, 
nicht  darüber  wachen,  daß  die  Verwendung  auf  bestimmte  Zwecke  beschränkt 
wird.  Da  eine  Koutrolle  in  dieser  Beziehung  nicht  mSglich  ist,  mnß  die  Polizei 
für  berechtigt  erachtet  werden,  das  Inrerkehrbringen  solchen  Eises  überhaupt 
zu  Terhindem.  Die  Entnahme  darf  daher  einem  Elahändler,  der  das  Eis  ver- 
kaufen will,  ontersagt  werden. ^ 

Eine  Stadtgemeinde  hat  bei  Termeldung  eigener  Haftang  den  Z«- 
gang  m  einem  sUdtlaotaeD  Bronnen,  wenn  dieser  Im  Winter  vereiat,  dnreh 
Bestrenen  oder  dergleichen  geffehrlos  in  halten.  Urteil  dea  Beicbs- 
gerichts  (VL  Ziv.-Sen.)  vom  10.  Dezember  1908. 

Das  Berufungsgericht  hat  als  erwiesen  angesehen,  daß  der  Kläger  nicht 
lediglich  als  Straßenpassant  zu  Falle  gekommen  ist,  vielmehr  zum  Zweck  des 
WasserholeuB  bei  der  Fnmpe  sich  in  Tätigkeit  befunden  hatte.  Für  den 
Fall  noB,  daß  der  dem  Kläger  unstreitig  zngestoßene  Unfall  sich  auf  dem 
städtischen  Trottoir  ereignet  hätte,  wird  ein  Verschulden  der  beklagten 
Stadtgemeinde  nicht  angenommen,  da  nach  den  Bestimmungen  der  Polizeirer- 
Ordnung  der  Stadt  B.  vom  35.  Marc  1898  die  Beinignng  der  Straßen   ond  die 
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BeseitiganK  der  WintergUtte  auf  den  FuBsteigen  längs  der  Häuser  den  an- 
liegeodon  OrandeigentUmera  obliege.  Dagegeo  wird  die  Ersatüpflidit 
der  Beklagten  bejaht  lüt  dea  Fall,  doJl  Kläger  auf  der  Brnunenanlage 
gefallen  iac.  Bezüglich  dieser,  noatreitig  im  EiKeutnm  der  Beklagten  atehendeii 
Anlage  wird  im  B er uCungä urteil  festge^iteilt,  daß  die  Pumpe  nebst  dem  dazu 
gehöiigon  Bodenbelag  eine  Veranstaltung  darstelle,  welche  die  von  ihr  in  An< 
spiuch  genommene  Fläche  von  dem  Wegekürper  ansscheide  und  daQ,  soweit 
dje  Fumpenanlage  reicht,  der  betreffende  Banm  den  Zwecken,  welchen  das 
Trottair  dient  (dem  Öffentlichen  Verkehr  der  StraBenpassauten)  entzogen  aeL 
Die  Beklagte  —  so  wird  weiter  ausgelührt  —  habe  den  Bronnen  angelegt  in 
Anerkenntnis  eines  äffentlichen  Bedürfnisses,  welchen  sie  abzuhelfen  wulena 
geweeeo  sei.  Indem  sie  die  Veraostaltung  traf,  habe  sie  auch  ihre  Verpflich- 
tang  anerkannt,  im  Interesse  der  Einwohner  dem  Bedürfnisse  eutgeeenza- 
kommen.  Dnter  diesen  Umständen  müs^e  auch  die  VerpQlchtang  der  Beldagten 
anerkannt  werden,  dafür  zu  sorgen,  daä  die  Brunnenanlage  von  den  Persenen, 
fttr  welche  sie  bestimmt  sei,  ohne  Gefährdung  benutzt  werden  kOnne.  Dieser 
TerpSichtung  habe  Beklagte  entgegengehandelt,  wenn  sie,  wie  unbestritten, 
nicAts  veranlaßt  habe,  um  die  Vereisung  an  der  Pompe  zo  beseitigen,  oder 
wenigstens  tonlichst  die  darans  entstehenden  Q-efahren  zo  mildern.  Diese 
gerade  zur  fraglichen  Zeit  besonders  vorhandenen  Gefahren  habe  der  Beklagte 
nicht  ohne  schuldhafte  Fahrlässigkeit  übersehen  können.  Verworfen  wird  der 
EÜDwand  der  Beklagten,  der  Kläger  habe  sich  in  Anbetracht  der  ihm  erkenn- 
baren Gefahr  der  Benutzung  des  Bronoeos  entbalteo  müssen ;  es  sei  nichts 
dafür  vorgebracht,  in  welch  anderer  Weise  Kläger  seinen  Wasserbedarf  hätte 
befriedigen  kOnoen.  Es  künne  auch  nicht  anerkannt  werden,  dafi  Kläger  ge- 
halten gewesen  wäre,  die  Gefahr  dadurch  zu  beseitigen,  daß  er  selbst  das  Bis 
am  die  Pumpe  herum  bestreute.  Er  habe  vielmehr,  ohne  sich  den  Vorwurf 
der  Schuld hiUnigkeit  zuzuziehen,  annehmen  dürfen,  er  werde  wie  viele  aodere 
Benotzer  der  Pumpe  ohne  Schaden  zo  nehmen,  Wasser  dort  holen  kOnnen. 

....  Dieser  Standpunkt  des  Berufungsgerichts  hinsichtlich  der  privat- 

rechtlichen  Verantwortlichkeit  der  beklagten  Stadtgemeinden  aus  g  823  B.  G.  B. 

ist  kdnenfalls  als  grundsätzlich  rechtsirrig  anzusehen.    Es  entspricht  vielmehr 

dem  geltenden  Beimt,  wenn  die  Beklagte   für  verpflichtet  erklärt  ist,   wegen 

der  Sicherheit  des  Verkehrs  an  eine  in  ihrem  Eigentum  stehenden,  von  ihr  der 

der  allgemeinen  Benutzung  gewidmeten  Anlage  Sorge  zu  tragen,  so  nach  Üm- 

atäuden  gegenüber  der  Qenhrdung  der  die  Anlage  Benutzenden  durch  eine  aof 

^  oder  an  derselben  entstehenden  iSsplatte.    Allerdings  kommt  es  für  die  Fragen, 

■  In  welchem  HaBe  eine  solche  Fürsorgepflicht  besteht   nud  in  welcher  Art    sie 

'auszuüben  ist,  auf  Beschaffenheit  und  Zweck  der  betreffenden  Einrichtung,  auf 

die  Örtlichen  Verhältnisse  und  darauf  an,  ob  und  wie  weit  im  gegebenen  Falle 

Sicherun gsmaBregeln  tunlich  und  wirksam  sind.    Hiemach  und  überhaupt  nach 

dem  MaßeUbe  der  im  Verkehr  erforderlichen  Sorgfalt  (B.  G.  B.  %  276)  bestimmen 

sich  der  umfang  der  Verpflichtung  und  die  Grenzen  der  Verantwortlichkeit. 

Bei  einem  Öffentlichen  Bronnen,  einer  Puinpenanlage,  der  hier 
fraglichen  Art,  wird,  wie  der  Revision  zugegeben  ist,  zur  Zeit  strengen  Frostes 
regelmäßig  eine  Eüsbiidnng  dem  Boden  in  nächster  Nähe  des  Brunnens  statt- 
finden und  sich,  infolge  der  danernden  Benutzung  des  Brunnens,  durch  Wasser- 
abfluß stetig  und  binnen  kurzer  Zeit  erneuern.  San  wird  nun  vernünftigerweise 
der  Stadtgemeinde  nicht  zumuten  kOnnen,  daß  sie  gegen  eine  mit  derartige 
Eisbildung  fast  unvermeidlich  verbundenen  Gefahr  unbedingt  sichere  Abhilfe 
treffen  soU,  etwa  in  der  Weise,  daß  den  ganzen  Tag  über  fortgesetzt  gestreut 
oder  das  sich  bildende  Eis  unverzüglich  entfernt  würde.  Eine  so  weitgehende 
Anforderung  an  die  Sorgfalt  der  Beklagten  ist  aber  vorliegend  von  dem  Be- 
rufungsgericht ersichtlich  nicht  gestellt  worden.  Wenn  m  dem  Berufungeurteil 
gesagt  ist,  die  Beklagte  habe  ihrer  Verpflichtung  zuwider  gehandelt,  indem 
■ie,  wie  unbestritten  nichts  veranlaßt  habe,  um  die  Verebung  an  der  Pompe 
zu  beseitigen  oder  wenigstens  tunUchst  die  daraus  entstehenden  Gefahren  xa 
mildem,  so  ist  daraus  dem  Zusammenhange  nach  die  Festeteilung  zu  entnehmen, 
daß  im  gegebenen  Falle  eine  Abhilfe  wohl  möglich  und  auch  insoweit  w i  r k - 
sam  gewesen  wäre,  nm  einen  Anfall  wie  den  des  Klägers  zu  verhüten.  Als 
geeignetes  Schutzmittel  bezeichnet  der  Berofongsrichter  die  Vomahme  von  Be- 
■trennngen,  wie  sie  in  der  Polizeiverordnang  für  die  Stadt  B.  zweckentcpre^esd 
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Torgesch rieben  seien.  Bae  ist  eine  tatoächliche  Beniteilnng  der  Sachl&ge,  wobei 
du  Bernfiingaeericlit,  wie  unterstellt  werden  darf,  gerade  aach  die  Ortlichen 
und  virtsch&fUichen  Verhältnisse  des  konkreten  Falles  gewürdigt  hat.  Wenn 
die  beklagte  Stadtgemeinde  zai  Abwendong  der  aaf  der  Tereisong  entstehen- 
den Qetahr  gar  nichts  getan  hat,  während  Sichemngsm&Qregeln  immerhin 
tunlich,  wie  aach  (nach  der  weiter  getrofl'eoen  Feststellavg)  nätig  gewesen  sind, 
so  ergab  sich  darans  folgerichtig  die  Annahme  eines  von  der  Beklagten  zu  ver- 
antwortenden Yerscholdens  ihre  Terfassongsmääig  benif enen  Vertreter  (B.  G.  B. 
§8  81,  89.) 

Dadurch,  daB  der  in  der  Vereisung  der  Bmnnenanlage  gegebene  ge- 
fShrliche  Zostand  äoBerlich  wahrnehmbar  nnd,  wie  die  Bevision  geltend  madit, 
auch  ffir  den  Kläger  erkennbar  war,  wird  weder  die  Haftbarkeit  der  Beklagten 
an  sich  beseitigt,  noch  ohne  weiteres  ein  mitwirkendes  Verscbnlden  des  El&gers 
begründet.  Die  Beklagte  kann,  wenn  sie  znr  Sor^e  (ttr  die  Sicherheit  des  Ver- 
kehrs an  dem  betreifenden  Ort  verpflichtet  war,  sich  ihrer  Verantwortung  nicht 
durch  den  Hmweis  darauf  entledigen,  daB  der  —  erkennbar  ungesehtltEte  — 
Art  vom  PDbliknm  aber  hätte  gemieden  werden  oder  daß  dieses  sich  hätte  bei 
der  Annäbemng  an  die  Brunnenanlage  selbst  schützen  sollen. 


■eiRziRal  -  Gesetzgebung. 

A.  X>ent«olies  Kelob. 

y  Ab&ndemng  der  AnBfBtmugHbestiiniBnDgeii  D  aum  SehlaolitTlefa-  rmd 

/  Fletsohbescbangeseti  und  der  FlelschbeschaaioUordnDng.  Bekannt- 
''     macbung  des  Beichskanzlers  vom  9.  Mai  1904. 

Der  Bundesrat  hat  beschlossen, 

I.  den  §  10  der  Ansftkhmngsbeatimmnngen  D  zum  Schlachtvieh-  und 
Flüschbeschaugesetze  (Zentralbl.  f.  das  Denteche  Kelch,  1902,  BeiL  zu  Nr.  29, 
8.  24  usw.),  wie  folgt  zu  fassen: 

g.  10.  1)  Die  unmittelbare  Durchfuhr  ist  als  Einfuhr  im  Sinne  des  Ge- 
setzes nicht  zu  betrachten. 

2)  Unter  tuunitteibarer  Durchfuhr  ist  derjenige  Warendurchzug  zu  ver- 
stehen, hei  dem  die  Ware  wieder  ausgettthit  wird,  ohne  im  Inland  eine  Bear- 
btitung  zu  erfahren  nnd  ohne  aus  der  zollamtlichen  Kontrolle  oder  —  im  Post- 
verkehr —  ans  dem  Gewahrsam  der  Postverwaltung  zu  treten. 

8)  Bei  der  üeberf&bmng  von  Fleisch  auf  ein  ZolUagec  gilt  der  Fall  der 
unmittelbaren  Durchfuhr  nur  dann  als  vorliegend,  wenn,  abgesehen  von  den 
im  Abs.  2  bezeichneten  Voraussetzungen,  bereits  bei  der  Anmeldung  des 
Fldsches  zur  Niederlage  sichergestellt  wird,  daß  eine  Abfertigung  des  Fleisches 
in  den  freien  Verkehr  ansgesculossen  ist. 

IL  Die  §§  8,  11,  28  und  26  der  Fleischbeschaa-ZoUordnung  (ZentralbL 
f.  1908,  a.  32)  wie  folgt  zu  fassen: 

§  3.  Die  nnmittelhare  Durchfuhr  ist  als  Einfuhr  im  Sinne  der  vor- 
ateheuden  Bestimmungen  nicht  zu  betrachten. 

Unter  unmittelbarer  Durchfuhr  ist  deijenige  Warendnrcbgang  zu  ver- 
stehen, bei  dem  die  Ware  wieder  ausgeführt  wird,  ohne  im  Inland  eine  Bear- 
beitung zu  erfahren  und  ohne  aus  der  zollamtlich eo  Eontrolle  oder  —  im  Fost- 
verkehr  —  aus  dem  Gewahrsam  der  Postverwaltung  zu  treten. 

Bei  der  Deberfühmng  von  Fleisch  auf  ein  Zollager  gilt  der  Fall  der 
numittelbaren  Durchfuhr  nur  dann  als  vorliegend,  wenn,  abgesehen  von  den  in 
AI».  2  bexeicbneten  Voraussetzungen,  bereits  bei  der  Ajimeldung  des  Fleisches 
zur  Niederlage  sichergestellt  wird,  daB  eine  Abferügnng  des  Fleisches  in  den 
freien  Verk^r  ausgeschlossen  ist. 

g  11.    Der  Untersuchung  unterliegt  femer  nicht: 

1)  das  von  Beisenden  zum  Verbranch  auf  der  Reise  mitgeffthrte  Fleisch. 
Hierher  gehOrt  insbesondere  das  von  Seeschiffen  ab  Schiffaproviant  mitgeftthrte 
Fleisch,  sofern  es  nicht  vom  Schiffe  entfernt  wird ;  das  Fleisch,  welches  den 
matmuBlicben  Bedarf  der  Schiffsmannschitt  während  der  Dauer  des  Aufent- 
halts des  Sahiffes  übersteigt,  ist  unter  zollamtlichen  VerschluB  in  letien;  toq 
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der  VenoUsfiaulwe  kann  «bgeaehen  weiden,  wenn  du  Schiff  unter  besonderer 
ZoUbewachnng  itäit; 

2)  das  zur  {uunittelbaren  Dnrcbfohr  beatimmte  Fleisch. 

Die  unmittelbare  Durchfuhr,  welche  im  Zollpapiei  ausdrücklich  in  be- 
antragen ist,  hat  ani  Begleitschein  I  oder  Begleitzettet  ond  anter  zollamt- 
lichen VerachlnB,  ond  zwar  nach  Möglichkeit  anter  BaamTerschloB,  zu  er- 
folgen. An  Stelle  des  Vorschlasses  kann  auf  kürzere  Strecken  zollamtliche 
Begleitang  treten.  Die  über  derartige  Fleischsendangen  aasgestellten  Begleit- 
scheine oder  Begleitzettel  erhalten  am  oberen  Bande  der  ersten  Seite  den  mit 
Bontstiüt  oder  durch  Stempelab  druck  zu  bewickenden  Vermerk  „Fleischbeschau". 
lo  die  Über  diese  Begleitscheine  oder  Begleitzettel  geführten  Begister  ist  an 
geeigneter  Stelle  derselbe  Vermerk  aafzanehmeu. 

In  Fällen,  in  denen  sich  die  Anlegung  desjl  zollamtlichen  VerschloBses 
an  daa  znr  nnmittelbaren  Durchfuhr  bestimmte  Fleisch  als  audorchfOhrbar  er- 
weist oder  schwere  Schädigungen  für  den  Einführenden  mit  sich  bringt,  und 
in  denen  auch  zollamtliche  Begleitung  nicht  eintreten  kann,  kOnnen  von  der 
Direktirbehörde  an  Stelle  dieser  EontrollbehQrde  diejenigen  M&ßnahmen  zuge- 
lassen werden,  durch  welche  seitens  der  ZoUbehQrde  die  Wiederausfuhr  des 
Fleisches  sichergestellt  wird. 

Bei  der  unmittelbaren  Durchfuhr  mit  der  Post  kann  von  der  Aosstellang 
ebes  Begleitscheins  sowie  von  der  Anlegung  eines  Zollverschlusses  oder  von 
zollamtlicher  Begleitung  abgesehen  werden. 

g  23.  Soll  im  F^e  der  Bestimmung  der  Waren  znr  unmittelbaren  Durch- 
fnhr  (§  11,  ZifF.  2)  eine  Lagerung  auf  einer  unter  zollamtlichem  Verschluß  oder 
UitTerschluß  stehenden  Niederlage  erfolgen  (§  10,  Abs.  8  der  Ansführnngsbe- 
stinunungen  D),  so  hat  der  Niederleger  bei  der  Anmeldung  zur  Niederlage  die 
BChriftiiuie  Erklärung  abzugeben,  daQ  er  auf  die  Anmeldung  des  Fleisches 
zum  Eintritt  in  den  freien  Verkehr  des  ZoUintandes  Verzicht  leistet.  Die  in 
dieser  Weise  niedergelegten  Waren  sind  von  Waren,  deren  Dntersucbang  gemäß 
§  18,  Abs.  3  nur  ausgesetzt  ist,  getrennt  zu  lagern.  Die  Erklärung  ist  an 
gehöriger  Stelle  im  Niederlagre^ter  zu  vermerken  und  kann  nicht  widerrufen 
werden. 

Wird  im  Übrigen  im  Falle  der  Bestimmung  der  Waren  znr  unmittelbaren 
Durchfuhr  <§  11,  Abs.  2)  diese  Bestimmung  nachträglich  geändert,  so  ist  — 
Dnbeschadet  des  nach  §  27,  Ziff.  4  des  Gesetzes  etwa  einzuleitenden  Strafrer- 
fahrena  —  die  Fleischbeschan  alsbald  nachzuholen.  Dasselbe  gilt  für  solche 
Sendungen,  die  über  nicht  zugelassene  Oreuzastellen  in  anderer  Weise  als  mit 
der  Post  eingeführt  und  erst  am  Bestimmungsort  als  fleischbeschauflichtig  er- 
kannt werden.  In  beiden  Fällen  sind  die  Vorschriften  der  §§  18 — 22  ent- 
sprechend anzuwenden. 

g  26.  Fleisch,  welches  auf  Grund  des  Begulatlvs,  die  zollamtliche  Be- 
handlung Ton  Warensendungen  aus  dem  Auslände  durch  das  Aasland  nach 
dem  Inland  betreffend,  zur  Versendung  in  das  Ausland  abgefertigt  wird,  ist 
unter  zollamtlichen  Verschluß  oder  unter  zollamtlicher  Begleitung  abzulassen. 

In  Fällen,  in  denen  sich  die  Anlegung  des  zollamtlichen  Verschlusses 
als  undnrchf&hrbar  erweist  oder  schwere  Schädieungen  für  den  Versender  mit 
sich  bringt  und  in  denen  auch  zollamtliche  Begleitung  nicht  stattfinden  kann, 
können  von  der  DirektivbehCrde  an  Stelle  dieser  KonlroUmittel  diejenigen  MaS- 
uahmen  zugelassea  werden,  durch  welche  seitens  der  Zollbehörde  die  Idaitität 
der  wiedereinzuführenden  mit  den  auszuführenden  Waren  Überwacht  wird. 

Ergeben  sich  bei  der  Schloßabfertigang,  die  stets  gemäß  g  11  des  im 
Abs.  1  bezeichneten  Regulativs  einzutreten  hat,  keine  Bedenken  hinsichtlich 
der  Identität  der  vorgefahrten  mit  den  ausgeführten  Waren,  so  finden  die  g§  9, 
Abs.  1  und  13 — 25  keine  Anwendung. 


/; 


AiufBlmmg    des    FlelsefabeuhaagAsetses    (ufilindlgek«g    FlelBch). 
underlaB  der  Minister  für  Landwirtschaft,   der   usw.    Medi- 
tinalangelegenheiten,  der  Finanzen  und  für  Handel  und  Oe> 
erbe  vom  21.  Juli  1904. 

Zur  weiteren  Anaführung  des  Fleischbesohaugesetzes,  insbesondere  zur 
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Beseitignng  tob  Zweifeln  und  VoTBchiedenheiten,  die  bei  der  Anwendang  der 
Torschrlften  In  bezag  auf  die  Eiofnlir  nnd  Unteranchnng  des  ansläDduchen 
Fleisches  berTOrgetreten  sind,  ordnen  wir  im  EinrerstSndnisBe  mit  dem  Herrn 
Keichskanzler  folgendeB  ui : 

1)  Während  nach  33,  Abs.  1,  Nr.  9,  §  36,  Nr.  10  and  11  sowie  g  37 
unter  III,  Nr.  2  der  ÄnsItlhtangsbestiiimiangeD  A  des  Bandesrats  bei  der  fie- 
schaa  inländischer  Schweine  das  Fleisch  der  mit  Backsteinblattern  be- 
hafteten Tiere  milder  behandelt  wird,  als  solches  von  rotlaafk ranken  Schweinen, 
werden  in  den  AusfUhrangsbeatimmongcn  D  (betr.  Untersnchnng  nnd  gesund' 
sondheitspolizeilicbe  Bebandlnng  des  in  das  Ansland  eingehenden  Fleisches) 
die  Backsteinblattern  nicht  besonders  genannt.  Es  kann  daher  fraglich  er- 
scheinen, ob  die  Feststellong  dieser  Krankheit  nicht  ebenso  wie  beim  BotlanI 
der  Schweine  nach  HaBgabe  des  §  18,  Abs.  1  unter  IB  dortselbst  eine  un- 
schädliche Beseitigung  des  ganzen  Tierkürpers  nach  sich  zieht.  Da  jedoch  die 
Backsteinblattern  nar  eiee  leichte,  meist  anf  bestimmte  Teile  der  Haut  be- 
schränkte Form  dos  Biotlaofs  darstellen,  so  ist  es  gcsnndheits-  nnd  Teterlnlr- 
polüeilich  anbedenktich  and  der  Billigkeit  entsprechend,  daß  aach  in  bezag 
auf  das  aas  dem  Aastand  eingefahrte  Fleisch  bei  Backsteinblattern  weniger 
streng  als  bei  Botlaof  verfahren  wird.  Bie  Handhabe  hierza  bietet  die  Vor- 
schrift in  §  18,  Aha.  1  nnter  II B  c  der  Ansfübrnngs  bestimm  an  gen  D.  Danach 
wird  bei  der  Feststellang  von  Backsteinblattern  an  gesctilachteten  Schweinen, 
die  ans  dem  Ausland  eingehoD,  nicht  die  nnschädlicHe  Beseitigung  des  Tier* 
kürpers,  sondetn  nur  die  ZorQck Weisung  zu  erfolgen  haben,  nfühdem  die  ver- 
änderten Teile  beseitigt  nnd  Temichtet  worden  sind. 

2)  Die  Bestimmung  im  ersten  Abschnitt  unter  2  Hi,  1  der  Anweisung 
fftr  die  chemische  Untersuchung  von  Fleisch  und  Fetten  (Anlage  D  zu  den 
AosftthnuigsbeBtimmnnireD  D)  läßt  Zweifel  darüber  zu,  ob  der  positive  Aus- 
fall der  Beaktlon  des  Kurkumapapiers  allein  zum  Nachweise  des  Vorhan- 
denseins von  Borsiare  and  sur  Beanstandung  genügt  oder  ob  hiena  noch 
die  Dnrchführang  des  dort  im  Schlußaatze  beschriebenen  Verfahrens  erfor- 
derlich ist. 

Nach  der  bei  Erlaß  der  Vorschrift  maßgebenden  Absicht,  die  ancb  mit 
dem  Wortlaute  nicht  unvereinbar  ist,  soll  die  Kurkumapapierreaktion  indes  in 
der  Siegel  fttr  den  Nachweis  der  Borsänre  als  ausreichend  erachtet  werden. 
Das  weitere  Verfahren  wird  demnach  nur  für  solche  Fälle  in  Frage  kommen, 
in  denen  die  rote  Färbung  nicht  deutlich  eintritt.  Im  allgemeinen  ist,  sofern 
das  Kurkumapapier  in  sachgemäßer  Weise  hergestellt  and  vor  Licht  sorgffltig 
geschützt  aufbewahrt  wird,  unter  welcher  Voraassetzang  es  eine  intensiv  gelbe 
Farbe  besitzt,  die  Kurkumareaktion  sehr  empflndlich  and  zeigt  schon  geringe 
Mengen  von  Borsäure  mit  gentlgender  Schärfe  an.  Nar  bei  Verwendung  aas- 
gebleichten, weniger  cmpSndlichen  und  deshalb  schwach  reaktionsfähigen  Papiers 
kann  es  vorkommen,  daß  der  Ausfall  der  Prüfang  nicht  hinreicht,  um  eine 
ondgaltige  Entscheidung  zu  sichern.  Für  solche  Fälle,  nnd  wenn  sonst  der 
Nachweis  der  Borsäure  im  Einzelfall  auf  Orand  bestimmter  Anh&Itspankte  zu 
Zweifeln  AnlaB  geben  sollte,  ist  die  Flammen reaktion  zur  Anwendang  zu 
bringen.  Ein  zuverlässiger  Chemiker  wird  Ober  die  Reaktionsfähigkeit  des  von 
ihm  benutzten  Earknmapapiera  nicht  in  Zweifel  sein  kOnnen.  Bestehen  solche 
Zweif^  nicht,  ist  vielmenr  das  Earkamapapier  von  der  Torbeschriebenen  tadel- 
losen Beschaffenheit,  dann  wird  auch  der  deutliche  negative  Ausfall  der  Kur- 
knmaprobe  ausreichen,  am  volle  Sicherheit  für  das  NichtTOrhandenseia  von 
Borsäure  zu  geben,  und  deshalb  auch  in  diesem  Falle  der  weitere  Versuch  mit 
der  Flammenreaktion  sich  erübrigen. 

8)Fleisclimehl  und  Fleisch  pnlver  (zerriebenes  Fleisch)  gelten  im  all- 
gemeinen als  „Fleisch*  im  Sinne  des  |  4  des  Fieischbeschangeset^es.  Sie  sind, 
wie  sich  ans  §  8,  Abs.  i  der  Ausfühmngs  bestimm  an  gen  D  ergibt,  als  ,Qemenge 
aus  zerkleinertem  Fleisch"  anzusehen,  woraus  folgt,  daß  die  Einfuhr  nach  g  12, 
Abs.  1  des  Fleisch bescbaugeaetz es  verboten  ist.  Sofern  aber  in  solchen  Fleisch- 
mehlpräparaten durch  Zasetzung  von  Verdannngsfermenten  (z.  B.  von  Ananas- 
saft)  die  Fleischfaser  ihre  Struktur  eingebüßt  hat,  kOnnen  sie  nickt  mehr  als 
Fleisch,  sondern  als  Erzeugnisse  von  Flebch  angesprochen  werden,  die  nach 
§  4  des  Fleiscbbeschaagesetzes   (vergL  auch  §  1,  Abs.  2  der  AosfQhnuigBbe- 
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Btimmiuigeit  D)  nictit  unter  das  Oeaetz  fallen  und  deshalb  ahne  üntorsnchiing 
edngefohrt  werden  dürfen. 

4)  BanchspeiclteldrQaeii  vom  Schweine,  die  vQllig  Tom  Fett  befreit 
sind,  eignen  sich  znm  Qennaae  für  Uenechen  nicht,  gelten  daher  nicht  als 
Fleisch  im  Sinne  des  Fleiachbesclungesetzea  nnd  kQnnen  gleichfalls  ohne  Unter- 
Bachang  in  das  Zollinland  eingeführt  werden. 

6)  Der  Bundesrat  hat  in  seiner  Sitzimg  vom  30.  d.  J.  folgende  ErgSn* 
Zungen  nnd  Aendemngen  des  „Verzeichnisses  der  Einlaß-  nnd  Unter* 
sachangsstellen  fQr  äas  in  das  Zollinland  eingehende  Fleisch"  (Ans* 
fUtrungsbeatimninngen  F)  beschlossen ; 

a.  Unter  Nr.  78  a  des  Verzeidiniases  ist  in  Spalte  i  als  üntersnchiings- 
st«Ue 

„Coblenz,  Haaptateaeramt" 
nnd  in  Spalte  6  daselbst 

.Zubereitetes  Fleisch" 


b.  In  der  lautenden  Nr.  79  des  Verzeichnisses,  betr.  die  Einlaß-  und 
UntersnchongsEteUe 

(Salzborg,  Nehenzollamt  I  ' 
sind  die  Worte  „frisches  Fleisch"  in  Spalte  6  zn  streichen,   so  daß   dort  anch 
die  Untersuchung  zubereiteten  Fleisches  erfolgen  kann. 

6)  Nach  §  8  der  QebQhrenordnnng  vom  12.  Juli  1902  (ZentralbL 
L  d.  Deutsche  Beich,  8.  2ä8)  ist  die  Herrichtung  des  Fleisches  für  die 
Beschau  zunächst  Aufgabe  des  Empfangsbereditigten.  Ueberl&Bt  dieser  die 
Herrichtung  der  Beschanstelle,  so  hat  er  an  die  Staatskasse  zu  den  in  g  2 
Q.-O.  festgesetzten  Untersnchnngsgeaühren  noch  einen  Zuschlag  von  20  t.  H. 
zu  entrichten. 

Bei  dem  ant  der  Eisenbahn  eingehenden  Flebch  erfolgt  die  Herrichtong 
für  die  Beschau  zaweilen  durch  Arbeiter  von  der  Eisenbahnverwaltang.  Han- 
delt diese  liierbei  im  Auftrage  der  Empfangsberechtigten,  denen  sie  dadurch 
die  Zahlung  der  Zuschlags  gebühren  an  die  Beachaustelle  erapart,  so  hat  sie 
von  ihnen  die  Entsch&dignng  für  ihre  Mühewaltung  zu  fordern.  Wird  aie  aber 
im  Auftrage  der  Beschanstelle  tätig,  so  ist  die  Bezahlung  für  die  Leistung 
der  Arbeiten  ans  den  zur  Bestreitung  der  Unters uchnugskoaten  bestimmten 
Staatsmitteln  zu  gewähren.  Die  Entschädigung  hat  nicht  notwendig  in  der 
üeberweisung  der  Zoschlagsgcbllhren  zu  bestehen,  sondern  sie  ist  auf  Grnnd 
besonderer  Prüfung  fttr  jede  Beschanstelle  in  angemeaaener  Höhe  festzusetzen, 
die  derjenigen  der  Zosohlaga gebühren  nicht  gleichzukommen  brancht,  sondern, 
der  geringeren  oder  größeren  Mühewaltung  entsprechend,  niedriger  oder  auch 
hoher  sein  kann. 

Hiernach  ist  in  jedem  Falle,  in  dem  die  Beschanstelle  die  Hilfe  der  Eisen- 
bahnverw^tung  in  Anspruch  nehmen  will,  die  HBhe  der  Vergütung  zu  vereinbaren. 

Die  Eisenbahny  er  waltungen  werden  von  dem  Herrn  Minister  der  Öffent- 
lichen Arl>eiten  mit  entsprechender  Anweisung  versehen  werden. 

7)  Durch  die  in  einem  Abdrucke  beifolgende  Bekanntmachung  vom  9.  Mai 
1904  (Zentralbl.  f.  d.  Deutsche  Heich  8.  140')  haben  die  Ausftthrungsbestim- 
muBgen  D  zum  Schlachtvieh-  und  Fleischbesch augesetz  und  die  Fleischbeschan- 
loüoidnung  in  bezng  auf  die  Vorschritten  über  die  unmittelbare  Durchfuhr 
Ton  Fleisch  und  tiber  die  zollamtliche  Behandlung  zon  Fleischseudnngen 
■US  dem  Inlande  durch  das  Ausland  nach  dem  Inlande  wesent- 
liche Aendemngen  erfahren. 

Die  Beschauatellen  sind  mit  entsprechenden  Anweisungen  zu  veraehen, 
zu  welchem  Zwecke  dte  nötige  Anzahl  von  Abdrllolien  dieses  Eriasses  und  seiner 
Anlage  beigetttgt  wird. 

Die  Provinzialsteuerbehörden  haben  besondere  Mittulung  erhalten. 

')  S.  vorher  S.  204.  ______ 

D,g,t,z.ctvG00gIC 
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TeraBrvlBlfVBff  4er  Flusttaf«  dnret  AbgSB^  ms  irewerikUefeeB 
'Aalagra.  ErUß  des  Ministers  ffir  H&iidel  und  Qeireibe  rom 
2&.  Jaoi  1904  —  Tllft  5647  ~  ui  aimüidie  Herren  BegienivgB|priuddeiiten 
(mit  Äoanahme  desjenigen  zu  Dfisaeldorf). 

Der  Begieronga-  und  Gewerber&t  in  Dtlsseldorf  erOrtert  in  seinem  letzten 
Jkhresbericht,  »na  dem  ein  Aoazng  in  Abschrift  hierbei  folgt,  dnrch  welche 
UaBregetn  der  Veronreinignng  der  Flnßlänfe  dnrch  die  Abginge  aas  gewerb- 
lichen Anlagen  zn  begegnen  ist,  und  macht  vor  allem  den  Vorschlag,  offtti- 
liegende  Ausgleich-  und  Kl&rbasains  fBr  alle  durch  Fabrikationsabgänge  rer- 
nnrränigten  Abwässer  anzulegen,  and  die  ans  diesen  Bassins  ablanfenden 
Flflaugkeiten  erst  in  dem  Ablanfkanal  durch  Zoleitong  der  Kondena-,  KikM- 
luw.  WSsser  za  rerdännen.  Dieser  Vorschlag  erscheint  darchans  zweckmäBig. 
Insbesondere  ist  anch  daran!  Wert  zn  legen,  daB  bei  gewerblichen  Anlagen, 
die  demselben  FloBIanie  mehrere  verschiedenartige  Abflüsse  zusenden,  alle  Ab- 
flflsse  schon  Tor  der  Einleitung  in  den  FloB  vereinigt  weiden.  Cenn  zwei 
nebeneinander  in  den  FloB  einmftndende  Abflüsse  können  leicht  eine  Verun- 
reinigung des  Flusses  hervorrufen,  die  aof  keinen  Ton  beiden  Abflüssen  allein 
zarflckznftihren  ist,  sondern  erat  durch  die  Vermischnng  nnd  Verbindung  der 
Bestandteüe  beider  Abflüsse  entsteht. 

Die  Herren  Begiernngspräsidenten  eraoche  ich,  das  Vorstehende  nnd  die 
anliegenden  Ansfühinngen  des  Hegiemngs-  und  Qewerberates  in  Düsseldorf 
den  Gewerbean&ächtsbeamten  zur  Nsctutcbtnng  mitzuteilen. 

A  n  s  z  n  g. 

Die  Frage,  ob  nnd  in  welchen  Omfang  es  notwendig  ist, 
unsere  FlnS-  nnd  Stromlänfe  gegen  eine  Vernnreinignng 
darch  Abgänge  aus  gewerblicken  Anlagen  zn  schätzen,  tritt 
im  hiesigen  Bezirk  immer  mehr  in  den  Vordergrund  des  Interesses  weiter 
Kreise.  —  Abgesehen  von  kleineren  Wasserläufen  kann  anch  für  wasserreiche 
StiQme  mit  Terhältnism&Big  großer  Qeschwindigkeit,  wie  dies  beim  Rhein  zu- 
trifft, die  Frage  insbesondere  dann  bedeutungsvoll  werden,  wenn  es  sich  um 
Qewerbebetriebe  handelt,  die  alltäglicb  viele  tausende  von  Kubikmetern  zum 
Teil  recht  bedenklicher  Abgangsflüssigkeiten  zum  Ablauf  bringen. 

Da  Anlagen  dieser  Art,  bei  uns  wenigstens,  wohl  ausnahmslos  nach  §  16 
nnd  folgende  der  Qew.-O.  genehmigungspflichtig  sind,  so  gibt  das  bezügliche 
Eonzessions verfahren  die  Mittel  an  die  Hand,  einer  unzulässigen  Verschmutzung 
des  Torfluters  durch  geeignete  Bedingungen  entgegenzutreten. 

Wie  vielfache  Erfahrungen  im  hiesigen  Bezirke  Rei!ei|^  haben,  itWt 
aber  die  Durchführung  solcher  Bedingungen,  und  namentlich  ihre  behördliche 
Ueberwachnng  nicht  selten  auf  fast  unüberwindliche  Schwierigkeiten,  wenn 
nicht  bei  der  ersten  Einrichtung  bereits  diesem  Umstände  durchgreifend  Bech- 
nnng  getragen  wird. 

Entwiasem  groSe  chemische  Fabriken  mit  zahlreichen,  voneinander  un- 
abb&ngi^en  Betriebsstätten  und  ganz  veracliieden  gearteten  Abwäsaem  direkt 
in  tief  hegende  Kanäle,  so  wird  eine  Beobachtung  der  hierbei  stattfindenden 
Vorkommnisse  für  den  kontrollierenden  Beamten  meist  zur  DnmOglicbkeit,  um 
BO  mehr  aber,  weil  erfahrungamäßig  in  vielen  Betriebsabteilungen  zu  ver- 
schiedenen Tageazeiten  die  veracliieden  bcacbaffeneu  Abwässer  erhalten  and 
zom  Ablauf  gebracht  werden.  Diese  letztgentmoten  Yerhältnisae  achlieSen  die 
Möglichkeit  nicht  aua,  daß  alltäglich  in  mehrfacher  Wiederholung  die  bedenk- 
lichsten Abgangsflüssigkeiten  in  ungenügender  Verdünnong  dem  Vorfluter  in- 
Seftthrt  werden,  die  dann  neben  anderen  UnzuträgUchkeiten  auch  eine  bedenk- 
che  OcfUudnng  des  Fischbestandee  im  Flusse  mit  sich  bringen  kOnnen. 

Zni   tunlichsten   Herabminderung   solcher  Mißstände  empfiehlt   es   eich 
meines  Erachtens,   wenigstens  bei  Nenanlagen  der  vorbesprochenen  Art,   die 
Herstellung  von  offen  liegenden  Ausgleich-  und  Elärbaasins 
für  alle  durch  Fabrikationsabgänge  verunreinigten  Ab  wäaaer 
in  Aussiebt  zu  nehmen  und  die  aus  diesen  Bassins  ablaufenden  Flüsaigkeiten 
ers't  in  dem  Ablaufkanal  durch  Zuleitung  derKondens-,  Kühl' 
usw.  Waser  in  ausreichender  Weise  zu  verdünneiL     .  .....^  ,. 
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Die  weseBtUchst^  Tortdle  riner  derutiga  EiaiiektDBS  wirdea  duia 

hea,  dmB  Sink-  nnd  Schwinunstoffe  niftcuehaltea  weidn  kthuou  vaä 

di5  OB  glsclmiiffiger,  Mif  Tag  und  timeht  Tertaitef  Ablaaf  illei  bedenklicbeB 

*~'    '^atoi  neben  einer  dem  Bedürfnis  entspTeclie*dra.VeidBnBiiBg  derselben 


fttad^eita 


/l 


Aaflerdcm  worden  kber  hierdnrcli  asch  die  BehSrden  in  die  Lage  rer- 
setn  wetdea,  jedeneit  featstelleB  xa  können,  wie  die  ablaufendes  FlAssigkeh«» 
bcscbalea  smd  uid  ob  ea  notwoidig  ist,  neben  der  gldduoäffigen  Veiteüang 
des  Abinvfes  a«f  den  ganzen  Tag  aacfa  noch  eiae  zeilweise  NeatraliaientBg 
■■d  dergL  der  Abwässer  in  den  An^leichbasäna  äatnUn  n  lassoi. 

Anznstreben  wäre  allerdings  ein  tonlidist  gleicbnäamgca  Vorgehen  aller 
fir  die  QeneluBigiug  solcher  Anlsge  in  Frage  stehend«  Behörden,  wenn 
■iekt  das  einzelne,  tob  derartigen  Anordnongen  betroffene  Werk  sich  gegen- 
Iber  den  im  Wettbewerbe  mit  ibm  stehenden  Betrieben  als  belästigt  nnd  ge- 
schädigt useha  solL  

Qewerbflkrukhelten  In  Glashatten.  Erlaßldea  Hinisters  fbr 
del  nnd  Gewerbe  Tom  16.  Jnli  1901—  ina6288  —  an  sämtliche 
Hecrea  Begieningspriaidenten. 

Die  .Soziale  Fraxia'  bespricht  ia  der  Nr.  35  Tom  SS.'Hal  d.  J.  anCB 
Artikel  der  Zeitschrift  ,Der  Fachgenosse",  wonach  die  WassertrOge  in  den 
Weikstellen  der  Glashütten  oft  tage-  nnd  wochenlang  nickt  gereinigt  werden 
sollen.  Infolgedessen  werde  das  Wasser  in  den  TrSgeo  dnrcb  das  häaflge  Ein- 
tanchen  der  scbweifiig«i  Hände  abelriecbend  nod^fanJig  und  rennlaase  Sat- 
stkudnngea  der  Hant.  Dieser  Uebebtand  soll  aach  zur  Entstehong  üner 
anderai  Gewerbekrmokheit  beitragen,  die  darin  bestehe,tdaS  äeh  infolge  des 
Arbdteaa  mit  den  metalteieB  Werkzengcn  md  Pfeifm  ond  der  laBgeöiaften 
Oelegcnheit  cnm  Waschen  der  Hände  kornartige  Schwielm  ond  YerdwAmgen 
in  der  inneren  Handfläche  nnd  darunter  Abszüae  bilden,\die  nach  der  obt^en 
Handfläche  dnrcheitem,  wenn  sie  nicht  geOfbet  werden.  Ab  der  letz^enaiuitea 
Krankhüt  sollen  voraehmlich  die  Tafe^Us-  und  Flascfacnbläaer,  aber  aneh  die 
bei  der  Herstelinng  Ton  Lnxnsgläsem  beschäftigten  Arbeiter  leidoi. 

Ick    ersnche    SSe ,    hierauf    die    Gewerbeanfdehtsbeamtea    anfmerksaa 


A 


SuggHB-KnftulagCB.    ErlaS  des  Ministers  far'Handel  nnd 

irbe  Tom  20.  Jaai  1904  ~  IHa  5122  —  an  sämtliche  Herren  fie- 
pemngspräaidenten. 

Die  Berichte,  welche  die  Elerren  Begierongspiäsdenten  anf  mönen  Erlafl 
Tom  17.  Jannar  t.  J.  (Hin.-BL  S.  14),  betreffend  Saoggas- Kraftanlagen,  er- 
stattet haben,  kommen  in  ihrer  erofien  Hekrzahl  zn  dem  Ergebnis,  daß  ^e  in 
jenem  Erlaß  empfohlenen,  von  der  Technischen  Deputation  för  Gewerbe  anf- 
eestetlten  .Gesichtspunkte  för  die  Einrichtung  nnd  den  Betrieb  Ton  Saai^gas- 
Kmftanlagen*  sich  im  großen  und  ganzen  bewährt  und  als  ansrdchend  erwiesai 
haben,  nnd  daÖ  angesichts  dieser  Erfahrungen  kein  Anlaß  dazn  Torliegt,  die 
SanzgasanliLgen  in  die  Zahl  der  nach  §  16  der  Gewerbeordnnng  genehmigiings- 
pfliiäügeD  Anlagen  aufronehmen.  Da  aber  die  Berichte  im  einzelnen  manue 
be«ekta>swerte  vorachllge  zur  Abänderung  und  Ergänzung  jener  ,Oedckts- 
pnakte*  entkalten,  so  sind  die  letzteren  unter  Mitwirkung  der  Teduischen 
Deputation  etner  Umarbeitung  unterzogen,  die  zur  AuMeUung  der  anliegendeB 
.Grundsätze  für  die  Einrichlnng  und  den  Betrieb  yod  Sauggas-Kraftaiüagen* 
gefahrt  bat.  Die  Herren  Begiemngspräsidenten  ersuche  ich,  dafikr  Sorge  ra 
tragen,  daß  in  Zukunft  diese  nenen  Grundsätze  Beachtong  Anden. 

Nach  Angabe  mehrerer  Berichterstatter  ist  die  DucfafUmug  der  ror- 
erGrterten  Vorschriften  mitimter  dadurch  erschwert  worden,  daß  die  örtspolizei- 
behOrden  ond  Oewerbeanfsichtabeamteo  ron  der  Einrichtung  Ton  Sanggaa-An- 
lagta  bberhaopt  nicht  oder  erst  dann  Kenntnis  erhielten,  wenn  die  betreffende 
Anlage  bereits  Tollendet  und  in  Betrieb  gesetzt  war.  Demgegenflber  mache 
ich  darauf  safmeiksau.  daß  Sauggasanlagen  baopolizeilich  als  Feuerstätten  zn 
gelten  haben,  ond  daß  daher  bei  der  Errichtong  Ton  Sanggasanlagoi  —  je 
■ach  den  versckiedaien  baapolizeilichen  Vorschriften  der  einzelnai  lÄndestcile 
—  entweder  die  Einholung  der  baapoUznilichen  Orenehmigung  oder  dock  mn 
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mindeBten  die  Torherige  Anzeige  bei  der  Ortapolizeibehtlrde  erforderlich  sein 
wild.  Sollte  aber  in  einzelnen  Bezirken  für  Feuerstätten  weder  Qenehmigangs-, 
noch  Anzeigepflicht  bestehen,  so  steht  dem  nichts  im  Wege,  daß  dort  ducti 
PoUzeirerordniing  die  Inbetriebsetzung  von  Sanggasanlagen  —  wie  Überhaupt 
von  Misch gas-Kraftanlaeen  —  von  einer  (etwa  2  Wochen  Torher  zn  erstattenden) 
Anzeige  bei  der  OrtapolizeibehQrde  abhängig  gemacht  wird. 

Sofern  sich  ftlr  die  Herren  Begierangsp residenten  weiterhin  Icein  be- 
sonderer Anlaß  dazu  bietet,  über  die  beim  Betriebe  von  Sanggas  anlagen  ge- 
machten Erfahrungen  and  die  Zweckmäßigkeit  der  anliegenden  „Orandsätze" 
Bericht  zo  etstattoo,  wird  dieser  Qegeostand  von  den  Regierangs-  und  Qewerbe- 
räten  in  dem  nächsten  Jahresberichte  zn  behandeln  sein. 

Aalflge. 
Grundsätze  für  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  vonSanggas- 
Kiaf  tanlagen. 

1,  Die  Vorrichtungen  zur  Darstellung  nnd  Reinigung  des  Sanggases 
und  die  Gasmaschinen  (Motoren)  sind  in  mindestens  3,ö  m,  bei  Maschinen  ttber 
60  P.3.  in  mindestens  i  m  hohen,  hellen  Räumen  anfzostellen,  welche  reichiich 
and  in  solcher  Art  gelüftet  sind,  daß  eine  Ansammlung  von  Gasen  darin  aus- 
geschlossen ist.  Diese  Räume  dtlrfen  zu  keinen  anderen  Zwscken  benutzt 
werden.  Es  ist  zulässig,  die  gesamte  Kraftanlage  in  einem  einzigen  Raum 
nnterznb  ringen. 

2.  In  Eellerräumen  ist  die  Aufstellung  nur  dann  zollssig,  wenn  die 
Kellersohle  nicht  tiefer  als  2  m  unter  der  benachbarten  Bodenoberfläcbe  liegt. 

8.  Ein  unmittelbarer  Zas&mmenhang  dieser  Betilebsränme  mit  Wohn- 
räumen bt  nicht  zulässig.  Auch  ist  das  Eindringen  von  heißer  Luft  oder 
Dünsten  ans  der  Kraftanlage  in  darüber-  oder  dauebenliegonde  Wohn-  oder 
ArbeitsrBome  zu  verhüten. 

4.  Die  Betriebsränme  der  Kraftanlage  müssen  so  groß  bemessoa  sein, 
daß  die  einzelnen  Apparate.  Motoren  und  sonstigen  Betrieb seinrichtungen  von 
ollen  Seiten  bequem  und  sicher  erreicht  und  bedient  werden  können.  Insbe- 
sondere sind  die  Bohrleitungeu  so  zn  verlegen,  daß  durch  sie  der  Tekehr  nnd 
die  Zagänglichkeit  der  Appamto  nnd  Maschinen  nicht  beeinträchtigt  wird. 

5.  Die  Beschickung  der  Gaserzeuger  (Vergaser  oder  Generatoren)  maß 
beqnem  und  ohne  Uufallgefahr  (von  besonderen  Bühnen  oder  festen  Treppen 
oder  Leitern)  geschehen  kSnuen.  Es  ist  dafür  za  sorgen,  daß  durch  die  Fult- 
Sffnong  Verbrennungsprodukte  ia   den  Betriebsraam  nicht  entweichen  kSnncn. 

6.  Die  während  der  Anheizperiode  oder  während  des  Stillstands  dor 
Gasmaschine  entstehenden  Vcrhrcnnungsprodukte  des  Gaserzeugers  sind  durch 
ein  genügend  weites  and  dichtes  Bohr  bis  über  die  Dachfirst  der  benachbarten 
Gebäude  hin  auszuführen.  Getrennt  von  diesen  sind  die  Auspuffgase  der  Gas- 
maschine durch  ein  besonderes  eisernes  Bohr  ebenso  hoch  und  in  solcher  Weise 
abzuführen,  daß  die  Nachbarschaft  durch  Geräusch  nicht  belästigt  wird. 

7.  Es  sind  Einrichtungen  zu  treffen,  welche  während  der  Anheizperiode 
and  während  des  Stillstands  der  Maschine  den  Eintritt  von  Gasen  aus  dem 
Gaserzeuger  in  die  Kühl-  und  Reinigungsapparate  (Wäscher,  Reiniger  nnd 
dergL)  Terhindem. 

S.  Ebenso  sind  Voikebrnngen  za  schaffen,  welche  bei  Fehlzündungen 
oder  bei  anderen  Störungen  den  Bücktritt  von  Explosionsgasen  aus  der  Gas- 
maschine in  die  Gaszuleitang,  sowie  Explosionen  in  der  Auspuffrohrleitung  un- 
möglich machen. 

9.  Femer  sind  Vorkehrungen  za  treffen,  welche  die  Belästigungen 
während  des  Beinigens  (Ascheziehens,  Ausschlackens)  der  Oaserzeagerfeaernng 
auf  ein  Mindestmaß  herabdrückeu.  Gebotenentalls  sind  die  heißen  Dämpfe  and 
Gase  an  den  Räomangsüffnungen  abzufangen  und  fortzuloiten. 

10.  Die  Gaswasch-  und  Reinigongsapparate  sind  mit  Vorkehrungen  ans- 
zostatten,  welche  den  jeweiligen  Druck  erkennen  lassen. 

11.  Die  bei  der  Reinigong  des  Qases  fallenden  Abwässer  sind  so  zu 
behaadeln,  daß  sie  geruchlos  and  TOlli^  neutral  abfließen.  Ebenso  sind  die 
Bttckatinde  so  zu  beseitigen,  daß  Belästigiuigen  der  Nachbarschaft  vermieden 
werdsn.  ..,...-.,. 
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durch  listigen  Zog,  noch  die  Nacbbarachaft  durch  Qeiänache  oder  a 
Weise  behelligen. 

18.  Die  Ghuerzeogei  sind,  wenn  sie  durch  etrahlende  flitze  belBstigen 
wOiden,  in  ^elgneter  Weise  zn  Teikleiden.  Aach  sind  die  AospnifrohrleltnDgen, 
sowdt  sie  innerhalb  der  Cetriebsriume  liegen,  zn  kohlen  oder  wirksam  zn 
isolieren. 

U.  Die  Q»3-  nnd  sonstigen  Maschken  sind  so  so  fundieren  und  die 
mechanischen  Kraftleitnngen  so  anzuordnen,  da6  die  Nachbarschaft  nicht  dorch 
Erschtttterongen  belästigt  wird. 

IB.  Bei  Eintritt  der  Dunkelheit  ist  ftlr  angemessene  Belenchtung  zu 
sorgen. 

16.  Den  Fordemn^en  des  Unfallschatzes  Ist  Bechnong  zn  tragen. 

17.  FOr  die  Arbeiter  ist  Sitzgelegenheit  und  Wasdieinrichtnng  Tor- 
znseben. 

IS.  Wo  mit  der  Kraftanlage  eine  Akkumnlatorenanlsige  verbanden  ist, 
sind  die  Akknmntatorenräame  von  allen  anderen  Betriebs  r&nmen  za  trennen 
nnd  gnt  zn  lüften.  Znr  künstlichen  Beleuchtung  der  Äkknmalatoreoränme 
darf  nur  elektrisches  Glflhlicht  mit  besonderer  Schntzglocke  oder  ftnSere  Be- 
leachtnng  verwendet  werden, 

ly.  Durch  die  vorstehenden  Oesichtspnnkte  weiden  etwa  schon  be- 
stehende ortspolizeiliche  Bau-  oder  sonstige  Vorsehiiften  nicht  faertthit. 


ABSfahmng  des  Relehegeseties  über  die  Bekfimpfnng  gemeb^efltar* 
lieber  Krankheiten  vom  80,  Jnni  1900  nnd  Bekimpfnng  anderer  Übertrag« 
barer  Krankheiten.    Oesetz  v;om  26.  Jnni  1904. 
Erster  Abschnitt. 
Anzeigepflicht, 
g  1.    AnSer  den  in  dem  §  1  des  Beichsgesetzes  anlgefOhrten  F&lten  der 
Anzeigepflicht  —  bei  Anssatz  (Lepra),  Cholera  (asiatischer),  Fleckfieber  (Fleck- 
tjphos),  Qelbieber.  Pest,  orientalischer  Beulenpest),  Pocken  (Blattern)  —  ist 
Jeder  lodesiall  an  Longen-  nnd  Kehlkopistnberkiilose, 
jede  Erkrankung  und  jeder  Todesfall  an 
Diphtherie  ( Bach enb ranne), 
Qenickstarre  (übertragbarer), 
Eindbettfteber  (Wochenbett-,  Puerperalfieber), 
Kömerkrankheit  (Orannlose,  Trachom), 
Bttcktallfieber  (febris  recurrens), 
Rnhr,  Übertragbarer  (Dysenterie), 
Scharlach  (Scharlachflebei), 
TvphiiB  (ünterleibstyphos), 
Izbrand, 

§Eotz, 

'  fagToUwnt  (L^sa),  sowie  Biß  Verletzungen  dnich  tolle  oder  der  Tollwat 
verdächtige  Tiere. 
Fleisch-,  Fisch-  nnd  Wurstvergiftung, 
Trichinose, 
sowie  jeder  Fall,  welcher  den  Verdacht  von 
Eindbettfieber, 
BückfaMeber, 

Typhus  (Unterleibstyphus) 'oder 
Rotz 
erweckt,   der  ftkr  den  Aufenthaltsort  des  Erkrankten   oder   den  Sterbeort  zu- 
ständigen OrtspoIizeibehSrde  nnverzQglich  anzuzeigen. 

wechselt  der  Erkrankte  die  Wohnung  oder  den  Aufenthaltsort,  so  ist 
die«  nnverzttglich  bei  der  OrtspolizeibehOrde  zur  Anzeige  zu  bringen. 

Aszdgepfliditig^in  OemäSheit  der  Bestimmung  des  Absatzes  1  ist  auch 
die  Erkraaküie  an  Langen-  nnd  Kehlkopfs taberkolose  dann,  wenn  ein  an  Tor- 
geactarittener  Taberkolose  dieser  Art  Erkrankter  die  Wohnung  wechselt 
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g  2.    Zur  Anzeige  sind  Terpflichtet: 

1)  der  zugezogene  Arzt, 

2)  der  HaosbulnngsTorBtand, 

6)  jede  sonst  mit  der  Behandlung  oder  Pflege   des  Erkrankten  beschäftigte 

Person, 
4)  deijenige,  In  dessen  Wohnnng  oder  Behansnng   der  Erkrankongs-  oder 

Todesfall  sich  ereignet  hat, 
fi)  der  Lrichenschaner. 

Die  Verpflichtnng  der  anter  Ziffer  2  bb  5  genannten  Personen  tritt  nur 
dann  ein,  wenn  ein  früher  genannter  Verpflichteter  nicht  vorhanden  ist. 

§  8.  Fflr  Krankheits-  and  Todesfälle,  welche  sich  in  6fl'entiichen 
Kranken-,  Entbindnngs-,  Pflege-,  Gefangenen-,  Eiziehnngs-  and  ähnlichen  An- 
stalten  ereignen,  ist  der  Voistehei  der  Anstalt,  oder  die  von  der  znatändi^en 
Stelle  damit  beauftragte  Person  aosschließlich  znr  Erstattong  der  Anzeige 
Terpflichtet. 

Anf  SchifFen  oder  FlDßen  «iU  als  der  zur  Erstattong  der  Anzeige  ver- 
pflichtete HanshaltnngsTorstand  dei  Schiffer  oder  FloBftihrer  oder  deren  Stell- 
yertreter.  Die  Bestinunongen  darttber,  an  wen  bei  Krankheits-  nnd  Todesfällen 
aaf  Steffen  oder  FlQßen  die  Anzeige  za  erstatten  ist,  weiden  im  Verwaltongs- 
wege  getroffen. 

§  4.  Die  Anzeige  kann  mündlich  oder  schriftlich  erstattet  worden.  Die 
Orts-  nnd  LandespoUzeibehOrden  haben  anf  Verlangen  Ueldekarton  ftlr  schrift- 
liche Anzeigen  onentgeltlich  za  verabfolgen. 

Zweiter  Abschnitt. 
Ermittelnng  der  Krankheit 
g  b.    Aof  Verdacht  der  Erkrankung,  anf  Erkrankungen  und  anf  Todes- 
fälle an 

Kindbettfleber, 
BBckfaMebor, 

Typhus  (Unterleibstyphus)  und 
Botz, 
sowie  anf  Erkrankungen  und  Todesfälle  an 
Qenickstarre,  übertragbarer, 
EOmerkrankheit, 
Bnhr,  übertragbarer, 
Milzbrand, 
Tollwut,   BiB Verletzungen  durch  tolle   oder  der  Tollwut  verdächtige 

Tiere, 
Fleisch-,  Fisch-  und  Wurstvergiftung  und 
Trichinose 
finden  die  in  den  gg  6—10  des  Eeichsgesetzes  enthaltenen  Bestimmungen  über 
die  Ermittelung   der  Krankheit    entsprcchendo  Anwendung  mit    der  Maßgabe, 
d&Q   der  Zutritt   zu   dem  in  ärztlicher  Behandlung  befindlichen  Kranken  dem 
beamteten  Arzte  untersagt  ist,   wenn  nach  pflichtgemäßer  Erklärung  des  be- 
handelnden Arztes  von  dem  Zutritt  des  beamteten  Arztes  eine  Qcfähidong  der 
Qesondheit  oder  das  Lebens  des  Kranken  zu  bofärchten  bt. 

Bei  Typhus-  oder  Eotzveidacht  kann  außerdem  eine  Oeffnang  der  Leiche 

Solizeilich  angeordnet  werden,  insoweit  der  beamtete  Arzt  dies  zur  Feststellung 
ei  Krankheit  für  erforderlich  hält. 

Die  Feststellung  von  Diphtherie,  Scharlach  und  Longen-  und  Eehlkopfs- 
tnberknlose  durch  den  beamteten  Arzt  hat  nur  zu  erfolgen,  wenn  die  Krank- 
heiten nicht  bereits  von  einem  Arzte  angezeigt  oder  festgestellt  worden  sind. 
Dritter  Abschnitt. 
SchatzmaSregeln. 
%  6.    Znr  Verhütung  der  Verbreitung  der  in  §  1    dieses  Gesetzes  anf- 
geführten  übertragbaren  Krankheiten,  mit  Ausnahme  der  Fleisch',  Fisch-  und 
Wurstvergiftung  und  der  Trichinose  —  können  fitr  die  Dauer  der  Krankheits- 
gefahr  die   Absperrung  nnd  Aufaichtsmaäregeln   der   g§  12—19  und  21  des 
BeiclisgeBetzes  polizeilich  (rergL  §§  8  und  9  daselbst)  angeordnet  werden.   Das 
Staataministeriuin  hat  in  einer  Anleitung  für  die  einzelnen  Krankheiten  die  fllir 
ihre  SeUmpfang  geeigneten  Schntzmafiregeln  zu  bestimmen.  ^.y.v/~,  .^' 
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Die  Äaordnang  der  Maßregeln  im  Einzelfalle  hat  nach  Ha^abe  dieser 
AnleitDDg  und,  nacbdem  daza  der  beamteten  Arzt  gehSrt  ist,  za  geachehes. 

S  7.  PeisoDen,  welche  an  Körne rkrankheit  leiden,  kOnnen,  wenn  sie 
nicht  gtaabhaft  nachweisen,  daß  sie  sich  in  ärztlicher  Behandlnng  befinden,  zn 
einer  solchen  zwangsweise  angehalten  werden. 

Bei    einer   ansteckenden   Oeachlechtakran 
Schanker),   welche    auf   amtlichem  Wege   zur  I 
kann  eine  zwangsweise  Behandlung  angeordnet  weiden,  wenn  solche  zur  wirk- 
samen Teihfitiing    der  Aosbreitnng   der  Krankheit  erforderlich  erscheint,  und 
zwar  gegebenenfalls  in  einem  äffentlicben  Krankenhaoae. 
Vierter  Abschnitt. 
Ansdehnang  anf  andere  Krankheiten. 

§  8.  Das  Staataminiateriam  ist  ermächtigt,  die  Bestimmungen  dieses 
Gesetzes  Ober  Anzeigepflicht  (g§  1—4),  die  Bestimmnngen  des  §  5  Abs.  1  lud 
die  in  §  6  bezeichneten  Abaperrnnga-  und  Aufsichtsmaßregeln  fQr  einzelne  Teile 
oder  den  ganzen  Umfang  des  Herzogtoma  ancb  aaf  andere  in  jenen  Para- 
graphen nicht  genannte  übertragbare  Krankheiten  ro  ruber  gehend  aoszudebnen, 
wenn  und  aolange  dieselben  in  epidemischer  Verbreitong  auftreten.  Im  Falle 
dringender  Gefahr  steht  die  gleiche  Erm&chtigoiig  anch  der  Landeapolizei* 
behCrde  für  einzelne  Teile  oder  den  ganzen  Umfang  ihres  Bezirks  zn,  doch 
hat  sie  zn  den  von  ihr  getroffenen  Maßnahmen  nuTerzüglich  die  Oenehmigiing 
des  fitaatsminiaterioms  einzuholen. 

Das  Staatsministerinm  ist  ferner  ermächtigt,  zur  Bek&mpfnng  der  Lnngen- 
nnd  Kehlkopf  Stab  erkalose  für  einzelne  Teile  des  Eerzogtoms,  in  denen  in  ge- 
steigertem Grade  die  Gefahr  der  Verbreitung  dieser  Krankheit  besteht,  dauernd 
oder  vorübergehend  die  Anzeigepflicht  über  den  in  §  1  dieses  Gesetzes  bezeich- 
neten Umfang  zu  erweitem  und  weitergehende  SchutztnaBregeln,  als  sie  der 
§  6  für  diese  Krankheit  znläfit,  anzuordnen. 

Fünfter  Abschnitt. 
Verfahren   und  Behörden. 

g  9.  Von  welchen  Behürden  die  in  dem  Beichsgesetze  den  Landes- 
bebOrden,  Polizeibehörden  Tiaw.  zngewieaeneu  Obliegenheiten  wahrzunehmen 
sind,  wird,  insoweit  diea  Oeaetz  darüber  keine  Beatimmnng  trifft,  im  Ver- 
waltungswege Tor  geschrieben. 

Gegen  polizeiliche  Anordnungen,  die  auf  Grund  des  Belchsgesetzea,  des 
gegenwärtigen  Gesetzes  und  der  zu  beiden  Gesetzen  erlassenen  Ansfühninga- 
bealimmungen  ergehen,  findet  mit  Ausschluß  der  Klage  im  Verwaltnngsatreit- 
Terfahren  nur  die  Beschwerde  im  Aufsichtswege  statt  Die  Aofechtöng  der 
Anordnungen  hat  keine  aufachiebende  Wirkong. 

§  10.  Beamtete  Aorzte  im  Sinne  des  Beichsgesetzea  und  dieses  Gesetzes 
sind  die  Herzoglichen  Phyaici. 

Die  Vorschrift  des  §  36,  Abs.  2  des  Beichsgesetzes  findet  auf  die  Durch- 
fflhmng  des  gegenwärtigen  Gesetzes  entsprechende  Anwendung. 
Sechster  Abschnitt. 
Entschädigungen. 

§  11.    £a  finden  entsprechende  Anwendung: 

1)  die  Bestimmungen  des  g  28  und  des  §  8^,  Satz  1  des  Beichsgesetzes  auf 
Personen,  welche  auf  Grand  der  §g  6  nnd  8  dieses  Gesetzes  als  krank 
und  krankheits-  oder  aostecknngsverdächtig  in  der  Wahl  des  Aufenthalts 
oder  der  Arbeitsstätte  beschränkt  oder  als  krank  usw.  abgesondert  sind; 

2)  die  Bestimmungen  der  g§  29  bis  34,  Satz  1  des  Beichsgesetzes  auf  die- 
jenigen Fälle,  in  welchen  auf  Grund  der  §§  6  und  8  dieaea  Gesetzes  die 
Desmtektion  odor  Vernichtung  von  Gegenständen  polizeilich  angeordnet 
ist,  dies  jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  der  Entachädigungaansprnch  weg- 
fällt, wenn  der  Antragsteller  den  Verlust  ohne  Beeinträchtigung  seines 
und  seiner  Familie  notwendigen  Unterhalts  zu  ertragen  vermag. 

g  12.  Die  Festsetzung  der  Entschädigungen  in  den  Fällen  der  gg  28 
bis  88  des  Beicbageaetzes  und  des  §  11  dieaea  Gesetzes  erfolgt  durch  die 
LandeapolizeibohUrde,  sofern  indes  in  den  Fällen  der^  29  bis  38  des  Beiehs- 
veaetzea  und  des  %  11,  Ziffer  2  dieses  Gesetzes  die  Entsohädignag  im  Einz«!- 
uUe  einen  vom  Stäattministeriiim  zu  bestimmenden  mäßigen  Betrag  nidit  Aber- 
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steigt,  dnrch  die  Ortspolizeibeharde.    In  der  Stadt  Brannschweig  geschieht  die 
Featsetznng  dnich  Herzogliche  Polizeidirektion. 

Gegen  die  Entschaidong,  desgleichen  gegen  den  Bescheid,  durch  welchen 
die  Landes-  oder  OrtspolizelbehOrde  den  Entscnädig^ongsansproeh  gemäß  §  11, 
Ziffer  2,  Schloßsatz  dieses  Gesetzes  zurückweist,  findet  nnter  AnsschlnB  des 
Rechtsweges  innerhalb  einer  Frist  von  einem  Monat  nar  die  Beschwerde  an 
die  Aofaichtsbeharde  statt 

Die  Attszahlnng  der  EntschSdignoKen  geschieht  ans  der  Kasse  der  nach 
Haßgabe  des  g  20  dieses  Gesetzes  zur  Kostentragnog  verpflichteten  Stelle. 

§  m.  Die  Ermittelung  nnd  Festsetzung  der  Entschädigungen  aas  §  28 
des  Reichsgesetzea  und  g  11,  Ziffer  1  dieses  Gesetzes  geschieht  von  Amtswegen. 
Die  Eatschädigangeu  sind  nach  Ablaol  jeder  Woche  zn  zahlen. 

§  14.  Bei  Gegenständen,  welche  auf  polizeiliche  Anordnong  Teraicbtet 
werden  sollen,  ist  vgr  der  Vemlchtnng  der  gemeine  Wert  durch  SachTerstSndige 
abzuschätzen. 

Ingleichen  hat  in  den  Fällen  der  Beech&dignngen  durch  Desinfektion 
(rergL  g  29  des  Beichsgesetzes)  vor  HQckgabe  der  Ge^^enstände  an  den  Emp- 
fongsberechtigten  eine  sachverständige  Abschätzung  emzntreten,  die  sich  so- 
wohl auf  den  Grad  der  Beschädigung,  wie  den  verbliebenen  gemeinen  Wert 
der  Sache  zu  erstrecken  hat. 

Zu  den  Abschätznngen  in  diesen  Fällen  kOnnen  je  nach  Beschaffenheit 
des  Einzelfalles  einer  oder  mehrere  Sachverständige  zugezogen  weiden. 

Handelt  es  sich  bei  den  Entschädig^ongen  im  Sinne  dieses  Paragraphen 
nm  geringfügige  nnd  dem  Werte  nach  unschwer  zu  beurteilende  Gegenstände, 
so  darf  die  OrtspolizeibehQrde  von  der  Zuziehung  von  Sachverständigen  ab- 
gehen und  nach  eigenem  pflichtmäßlgen  Ermessen  die  Schadensermittelnng 
Tomehmen. 

g  16.  Der  Abschätzung  in  den  Fällen  des  g  14  dieses  Gesetzes  bedarf 
es  nicht,  wenn  feststeht,  dsB  ein  Entschädiguuffs ansprach  gesetzlich  ausge- 
schlossen ist  oder  wenn  der  Berechtigte  auf  eine  Entschädigane  verzichtet  hat. 

g  16.  Als  ScbätEnngBsacbv  erständige  hat  die  Orts  Polizeibehörde  ihr 
geeignet  nnd  zuverlässig  erscheinende  Personen  zu  bestellen. 

Die  Sachverständigen  erhalten  neben  Ersatz  der  baren  Auslagen  eine 
angemessene  Vergtttnng  ftlr  ihre  Mühewaltung  nach  noch  n&her  im  Ver- 
waltungswege zn  bestimmenden  Sätzen  zugebilligt. 

g  17.  Die  weiteren  Bestimmungen  über  die  Zuziehung  der  Sachver- 
ständigen, sowie  über  das  Verfahren  bei  den  Abschätzungen  und  bei  der  Fest- 
setzung der  Entschädigungen  bleiben  den  Ausfühmngsvorschriften  zu  diesem 
Gesetze  vorbehalten. 

§  18.  Die  Entschädigung  für  vernichtete  oder  infolge  der  Desinfektion 
beschädigte  Gegenstände  wird  nur  aof  Antrag  gewährt 

Der  Antrag  ist  bei  Vermeidung  des  Verlustes  des  Anspruchs  binnen 
einer  Frist  von  xwel  Wochen  bei  der  Ortspollseibeharde  des  Erkrankungs-  oder 
Sterbeortes  zu  stellen.  Die  Frist  beginnt  im  Falle  der  Vemichtong  mit  dem 
Tage,  an  welchem  der  Entschädigungsberechti^e  von  der  Vernichtung  Kenntnis 
erhalten  hat,  im  Falle  der  Desinfektion  mit  der  Wiederaushändignng  dtr 
Gegenstände. 

Siebenter  Abschnitt, 
Kosten. 

g  19.  Die  Vorschrift  des  %  87,  Abs.  3  des  Beichsgesetzes  findet  auf 
di^enigen  Fälle,  in  denen  die  daselbst  bezeichneten  Maßregeln  auf  Grund  der 
Bestimmungen  dieses  Gesetzes  angeordnet  werden,  entsprechende  Anwendung, 
Jedoch  mit  der  Maßgabe,  daß  die  Kosten  der  Desinfektion  und  der  besonderen 
Vorsichtamaßtegeln  für  die  Aufbewahrung  oaw.  der  Leichen  nur  dann  auf  An- 
trag des  ZahlnngspSichtlKen  aus  Öffentlichen  Mitteln  zu  bestrmten  sind,  wenn 
letzterer  diese  Kosten  ohne  Beeinträchtigung  des  fOr  ihn  und  seine  Familie 
notwendigen  Unterhalts  nicht  zn  tragen  vermag. 

Im^ldchen  sind  die  Kosten,  welche  dnrch  die  in  g  IS  des  Rdchsgeaetzes 
voneechnebene  Darbietung  anderer  Unterkunft  verursacht  werden,  auch  in  den 
FälTen,  in  denen  von  dieser  Maßnahme  auf  Grund  der  BestiinmaBgeD  des 
gegeairtrtigen  Gesetzes  Gebrauch  gemacht  wird,  ans  OffenÜichen  Mitteln  n 
Mftrelten;   die  weitergehenden  mit  der  Anordnung  ebendenelben  Ma&tahrae 
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Terbnndeneii  Anfwendnugen  sind  auf  Äntr&g  dann  ku  Öffentlichen  Hittflln  in 
bestieiteo,  wenn  der  ZaHlnngspflichtige  die  Anfwendnngen  ohne  Beeintr&chti- 
gaag  des  für  ihn  nnd  seine  Familie  notwendigen  Unterhalts  nicht  zn  tragen 
rennag. 

Ob  nnd  inwieweit  die  letztbezeichnete  Voraassetiung  in  den  F&llen 
dieses  Pftragraphen  vorliegt,  entscheidet  die  fOr  die  Kostenfeatsetznug  matändige 
Behörde^  Wegen  der  Anfechtung  der  Entscheidung  findet  die  Vonchiift  des 
g  la,  Abs.  2  Anwendung. 

g  20.  Die  Kosten,  welche  durch  die  Mitwirkung  des  beamteten  Arztes 
bei  der  DorchfUhrong  des  Reiclisgesctzes  und  des  gegenwärtigen  Gesetzes  ent- 
stehen, trägt  die  Staatskasse. 

Im  äbrigen  fallen  die  nach  dem  Beichsgesetze  und  nach  diesem  Qesetie 
ans  Öffentlichen  Uitteln  zu  bestreitenden  Kosten  und  Entschidigangen  ein- 
schließlich der  nach  g  16  dieses  Gesetzes  durch  die  Zoiiehnng  von  Sachver- 
ständigen  entstehenden  Kosten  den  Gemeinden  zur  Last.  Die  Gemeinden 
erhalten  die  Hälfte  der  ihnen  gemäQ  dieser  Vorschrift  erwachsenen  Ausgaben 
aus  der  Staatskasse  erstattet. 

Wenn  der  daranf  endgültig  von  der  Gemeinde  zn  tragende  Kostenanteil 
sieb  als  eine  abergroQe  Belastung  der  Gemeindekasse  darstellt,  so  kann  nach 
Entscheidung  des  Herzoglichen  Staatsministeriums  nnd  auf  Antrag  der  be- 
treffenden Gemeinde  ein  weiterer  Kostenanteil  auf  die  Staatskasse  ttbemonunen 

Wenn  und  soweit  es  sieb  in  den  Fällen  des  Absatzes  3  um  die  Kosten 
solcher  Haßnahmen  handelt,  die  die  Einschleppung  einer  gemeingefährlichen 
oder  übertragbaren  Krankheit  über  die  Landesgrenze  hindern  sollen  oder  die 
sonst  überwiegend  dem  aligemeinen  lan  des  polizeilichen  Interesse  dienen,  kOnnen 
diese  Kosten  ganz  auf  die  Staatskasse  öfaeniommeu  werden.  Ob  dieser  Fall 
vorliegt,  entscheidet  das  Herzogliche  Staatsmlnisterinm. 

§  21.  Die  erforderlichen  Bestimmungen  über  die  Festsetzung  der  durch 
die  Durchführung  des  Beicbsgesetzes  und  dieses  Gesetzes  entstehenden  Öffent- 
lichen Kosten-  werden,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  in  g  12  Abs.  1  dieses 
Gesetzes,  im  Varwaltnngawege  getroffen. 

g  22.  Der  Antrag  auf  öffentliche  Uebemahme  der  Kosten  bezw.  Auf- 
wendungen, welche  durch  die  Desinfektion  and  durch  die  Yorsichtsmaßreffeln 
bei  der  Aufbewahrung,  Einsargung  usw.  von  Leichen  bezw.  durch  die  HaBnahme 
des  g  18  des  Beicbsgesetzes  entstehen  —  yergl.  g  37  Abs.  3  des  Beicbsgesetzes 
und  g  19  dieses  Gesetzes  —  ist  bei  Vermeidung  des  Verlustes  des  Anspruches 
binnen  einer  Frist  von  zwei  Wochen  bei  der  Ortspolizeibehürde  des  Erkianknngs* 
oder  Sterbeortes  zvl  stellen.  Die  Frist  beginnt  im  Falle  der  Desinfektion  mit 
der  WiederanshändiguDg  der  Gegenstände,  in  den  übrigen  Fällen  mit  dem  Tage, 
an  welchem  dem  Betroffenen  die  fragliche  Maßnahme  eröffnet  worden  ist. 

g  28.  Die  Gemeinden  sind  verpflichtet,  diejenigen  Einrichtungen,  welche 
zar  Bekämpfung  der  gemeinfährlichen  und  der  in  diesem  Gesetze  bezeichneten 
ttberttagbaren  Krankheiten  notwendig  sind,  schon  zu  senchenfreier  Zelt  zn  treffen 
und  für  deren  ordnungsmäßige  Unterhaltung  zu  sorgen,  sie  kOnnen  hierzu  nach 
Maßgabe  ihrer  Leistungsfähigkeit  im  Aufsichtswege  angehalten  werden. 

g  24.  Die  Kr eiskammunal verbände  sind  verpflichtet,  den  Gemeinden  zn 
den  ihnen  aus  g  2tl  erwachsenden  Kosten  nach  HaßMbe  der  Leistungsfähigkeit 
derselben  Beihilfen  zu  gewähren,  sofern  die  Beschaffung  der  bezeichneten  Ein- 
richtougen  von  den  Verbänden  nicht  selbst  übernommen  wird. 

g  26.  Die  Vorschriften  des  g  36  des  Beicbsgesetzes  finden  auf  die  unter 
dieses  Gesetz  fallenden  Krankheiten  mit  der  Maßgabe  Anwendung,  daß  die  danach 
gegen  die  Gemeinden  zulässigen  Anordnungen  im  Anfsichtswege  zu  treffen  sind. 

Achter  Abschnitt. 
Stiafvorschiilten. 
g  26.    Mit  Gefängnis  bis  zu  sechs  Honaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zu 
sechshundert  Mark  wird  bestraft; 
1)  wer  wissentlich  bewegliche  Gegenstände,   für  welche  auf  Grund  der  §g  6 
und  8  dieses  Gesetzes  eine  Desinfektion  polizeilich  angeordnet  war,  vor 
Aosfllhning  der  angeordneten  Desinfektion  in  Gekrap,ch  i^qi^^.ui,  ^dera 
überläßt  oder  sonst  in  Verkdir  bringt;  <^> 
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2)  wer  iriaseDtlich  Eleidnngsstttcke,  Leibwäsche,  Bettzeae  oder  aonatige  be- 
wegliche QegenatändQ,  welche  von  PersoneD,    die  an  Diphtherie,  Ooiick- 
stiirre,*Eiiidbettfieber,  Lungen-  und  Kehlliopistiiberkiilose,   BUcklaMeber, 
Bnhr,  Scharlach,   Tjphns,  Uikbrand  and  Hotz  litten,  während  der  Er- 
krankang  gebrancht  oder  bei  deren  Eehandlong  ood  Pflege  beoatzt  worden 
sind,  in  Qebraacti  nimmt,  an  andere  ttberläßt  oder  sonst  in  Verkehr  bringt, 
,beTor  sie  den  zur  Ansführang  dieses  Gesetzes  erlassenen  Bestimmungen 
entsprechend  ^deBinfiziett  worden  sindj 
8)Xwer|Wis8entlich  Pahrzeoge  oder  sonstige  Qerätscliaften,  welche  znr  Be- 
förderung von  Kranken  oder  Verstorbenen   der  in  Ziffer  2  bezeichneten 
Art  gedientShaben,   Tor  Änsfährnng   dar  polizeilich  angeordneten  Desin- 
fektion benatzt  oder  anderen  znr  Benatzang  überläßt. 
§  27.    MitjQeldstrafe  bis  zn  einhondertnndtttnfzig  Mark  oder  mit  Haft 
wird  bestraft: 

1)  wer  die  ihm  nach  den  §§  1  bis  8  oder  nach  den  auf  Qnind  des  g  8  dieses 
Qeaetzes  von  dem  Staatsministerinm  erlassenen  Vorschriften  obliegende 
Anzeige  nnterläBt  oder  länger  als  vi  er  nndz  wanzig  Stunden,  nachdem  er 
Ton  der  anzuzeigenden  Tatsache  Kenntnis  erhalten  bat,  verzögert.  Die 
Strafrerfolgong  tritt  nicht  ein,  wenn  die  Anzeige,  obwohl  nicht  von  dem 
zonächst  Veipnicbteten,  doch  rechtzeit^  gemacht  worden  sind^ 

2)  wer  bei  den  in  dem  §  Ö  Abs.  1  dieses  Gesetzes  anfgeführCea  Krankheiten 
sowie  in  den  Fällen  des  §  8  dem  beamteten  Arzte  den  Zutritt  zu  dem 
Kranken  oder  zur  Leicke  oder  die  Vornahme  der  erforderlichen  Unter* 
snchnngen  verweigert; 

8)  wer  bei  den   Itbcrtragbaren   Krankheiten,   auf  welche  die  Bestimmungen 
des  §  7  Abs.  8   des  Beichagesctzes   fUr  anwendbar  erklärt  worden  sind 
(§  6  Abs.  1  und  g  8  dieses  Qesetzes),  diesen  Bestimmangen  zuwider  ttber 
die  daselbst  bezeichneten  Umstände  dem  beamteten  Arzte  oder  der  za- 
ständigen  Behörde  die  Auskunft  verweigert  oder  wissentlich  unrichtige 
Angaben  macht; 
i)  wer  den  auf  Orund  der  gg  6  nnd  8  dieses  Gesetzes  in  Verbindung  mit 
g  18  des  Beichsgesetzes  Aber  die  Meldepflicht  erlassenen  Anordnungen 
zuwiderhandelt. 
§  28.    Mit  Geldstrafe  bis  zn  einhnndertnndfünfzig  Mark  oder  mit  Haft 
wird,    Bofam    nicht  nach    den   bestehenden   gesetzlichen   Bestimmungen    eine 
höhere  Strafe  verwirkt  ist,  betraft; 

1)  wer  bei  den  In  dem  §  5  Abs.  1  dieses  Gesetzes  bezeichneten  Krankheiten 
sowie  in  den  Fällen  des  %  8  den  nach  g  9  des  Beichsgesetzes  von  dem 
beamteten  Arzte  oder  von  der  OrtspoUzeibehOrde  getroffenen  vorläufigen 
Anordnungen  oder  den  nach  g  10  des  BeichsKesetzea  von  der  zuständigen 
Behörde  erlassenen  Anordnungen  zuwiderhandelt; 

2)  wer  bei  den  in  dem  g  6  dieses  Qesetzes  gedachten  Krankheiten  sowie  in  den 
Fällen  des  g  6  den  getroffenen  polizeilichen  Anordnungen  zuwiderhandelt. 

Neunter  Abschnitt. 
SchlnsHbestimmungen. 

§  39.  Dieses  Gesetz  tritt,  soweit  es  zur  unmittelbaren  Ausfttbrnng  des 
Beichsgesetzes  aber  die  Bekämpfung  semeinge fährlicher  Krankheiten  vom 
80.  Jnni  1900  ergeht,  nnd  soweit  es  sich  um  die  zu  seiner  weiteren  Dnrcb- 
f&bmng  erforderlichen  Maßnahmen  handelt,  mit  dem  Ti^e  der  Verkündigung 
in  Kraft,  im  Qbrigen  bleibt  die  Bestimmung  des  Zeitpunkts  des  Inkrafttretens 
landesherrlicher  Verordnung  vorbehalten. 

Mit  dem  Zeitpunkte  des  Inkrafttretens  werden  alle  entgegenstehenden 
Vorschriften,  insbesondere  der  g  8  Ziff.  1  und  4  des  Gesetzes,  betreffend  die 
Bestrafung  der  Polizeiübertretungen  vom  23.  März  1899  Nr.  27,  sowie  die  gg  21 
nnd  78  Ziff.  1  des  Medizinolgesctzes  zum  9.  März  1908  Nr.  19  aufgehoben,  die 
Beatinunungen  des  §  78  Ziff.  1  und  2  des  Medizinalgesetzes  insoweit,  als  sie 
durch  die  Vorschriften  dieses  Gesetzes  ersetzt  oder  geändert  werden. 

Alle,  die  es  angeht,  haben  sich  hiernach  zu  achten. 

Verutwortl.  Bedakteur :  Dr.  R  a  p  m  n  n  d ,  Reg.-  n.  Geh.  Hed.-IUt  in  Minden  i.  W. 
J.  C.  a  Brtou,  Btrto^  Sfteh*.  o.  F.  SoIl-L.  Hofbaebdrackanl  tn  "»»^jt , , ,. ,  ^ ,  C 
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Nr.  19.  1.  Oktober.  1904. 


Rechtsprechung. 

SacliTerBtiDdIger  oder  sacliTerBtAudlirer  Zeige.  Beschlofi  dea 
KOnigl.  PienQ.  OberUndesgerich tB  zn  Hamm  (IL  Z.-8eD.)  vom 
1.  Jali  1904. 

Der  Beachwerdef Obrer  wurde  anf  Gmod  dea  BeweisbeacttluBaeB  des  Fro- 
zeßgerichts  vom  I5.  April  1904  darüber  ala  ,3achTeratäiidiger  Zeuge"  ver- 
nonunen,  „zu  welcher  Tugeazeit  er  herbeigerufen  iat,  unter  welchen  umständen 
er  den  Scfa.  vorgefunden  hat  und  welche  pathologische  Kracbeiunngen  er  bei 
ihm  wabrgenommen  hat".  Der  Beachwerdefühier  hat  bei  aeinor  Vernehmung 
ünen  Souderabdiack  eines  von  ihm  verfaßten  Aafaatzes ')  in  einer  medizinischen 
Zeitschrift  über  den  in  Frage  stebeaden  Unfall  Überreicht  nnd  auf  diesen  Auf- 
satz Bezog  geDommen  uod  ferner  aoagesagt,  daß  aas  der  von  ihm  festgestellten 
Läbmnng  der  beiden  Hände,  der  Blase  und  später  aach  dea  Zwerchfells  des 
Verletzten  mit  Sicherheit  anf  eine  Verletzung  des  Halamarka  dnrcb  Bruch  des 
fünften,  sechsten  oder  siebenten  Halswirbels  zn  achließen  geweacn  sei,  and  er 
Anzeichen  einea  Alkoholikers  an  dem  Verletzten  nicht  wahrgenommen  habe. 
Ob  in  dieser  Aussage  ein  Ontachtcn  oder  nnr  ein  Zeugnis  zu  finden  ist,  dafür 
kann  allerdings  der  Inhalt  des  von  dem  Bcachwerdolübrer  überreichten  Auf- 
satzes nicht  ausschlaggebend  sein,  da  derselbe  nur  insoweit  in  Betracht  kommt, 
als  er  die  oben  mitgeteilte  Beweiafrage  beantwortet.  In  der  mtlndlich  von  dem 
Beschwer  defOhrci  abgegebenen  Aussage  ist  jedoch  ein  aach  verständiges  Out- 
achten zu  finden.  Der  Unterschied  zwischen  Zeugen  und  Sachverständigen  be- 
steht darin,  daß  der  Zeuge  nur  die  von  ihm  in  der  Vergangenheit  gemachten 
Wahrnehmungen  wiedergibt,  wobei  es  allerdings  nicht  darauf  ankommt,  ob  zu 
den  Wahrnehmungen  eine  besondere  Sachkandc  erforderlich  war,  daß  dagegen 
der  Sachverständige  über  einen  von  ihm  wahrgenommenen  oder  ihm  unter- 
breiteten Sachverhalt  ein  Urteil  zu  fällen,  vermHgc  seiner  Sachkunde  aus  den 
Tatsachen  Schl&sae  zu  ziehen  bat  (vgl.  Entscheidung  des  Beichsgerichts  Bd.  6, 
S.  7).  Das  letztere  iat  aber  bei  der  Aussage  des  Beschwerdeführers  der  Fall 
bei  der  Bekundung,  daß  aus  dem  Erankheitsbefunde  auf  eine  Verletzung  des 
Bückenmarka  zu  achließen  sei  und  daß  der  Verletzte  keine  Anzeichen  eines 
Alkoholikers  gezeigt  habe.  Zu  beiden  Feststellungen  konnte  der  Beschwerde- 
führer nur  durch  Schlußfolgerungen  vermOge  seiner  ärztlichen  Sachkunde  ge- 
langen. Daß  es  sich  hierbei  nur  nm  nebensächliche  Fragen  gehandelt  habe, 
welche  zufällig  und  unbeabsichtigt  in  das  Protokoll  aufgenomoien  seien,  kann 
schon  deshalb  nicht  angenommen  werden,  weil  der  ganze  Inhalt  der  mündlichen 
Aussage  in  dem  oben  mitgeteilten  besteht.  Da  hiernach  von  dem  vornehmenden 
Richter  die  Abgabe  eines  sachverständigen  Oatachtcns  erfordert  und  von  dem 
Beschwerdeführer  demgemäß  auch  das  Gutachton  erstattet  ist,  so  hat  der  Be- 
schwerdeführer auch  Anspruch  auf  die  Gebühren  eines  Sachverst&ndigen.  Daß 
dem  Beschwerdefahrer  der  Sacfayerständigoncid  nicht  abgenommen  worden  ist, 
ist  fOr  die  Qebtlh renfrage  unerheblich.  Der  Beschwerde  war  daher  stattzugeben. 
Die  Eostenentscheidung  gründet  sich  auf  §  6  Oerichtskoatengesetz. 

Ansdrnck  Knrpftiseher  tls  BelsMIgnag.  Urteil  des  gemein- 
schaftlichen Thü  ring.  Oberlandesge  rieht  s  (Str.-S.)  zn  Jena  vom 
16,  Juni  1904. 

Mit  Becht  betont  die  Revision,   daß  die  Frage,  ob  der  Ausdruck  „Eur- 

')  Ein  Fall  von  tödlich  verlaufener  doppelseitiger  traumatischer  Lähmung 
des  onteren  Plexus  brachialis  (Elompkaache  Lähmune),  veröffentlicht  in  Hr.  § 
190t  der  Uonatsschrlft  für  Unfallheilkunde  und  Invalid enwesen. 
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pfascher"  eine  Beleidiguug  enthält,  nicht  nnr  nach  §  ]86,  sondern  anch  nach 
§  186  3t.-0.-B.  beart^t  werden  mAaae. 

Der  Angeklagte  wies  als  Arzt  die  Znmatung  zurQck,  ■)  einen  Zahntech- 
niker, den  Frifatkläger,  zu  vertreten.  In  dieeem  Zusammenhange  bezeichnete 
der  Ausdruck  „Earpfoschei",  wie  die  Vorinatanz  tatsächlich  feststellt,  zunächst 
eine  Person,  die  ohne  wissenschaftliche  Vorbildung  und  ohne  Approbation  ärzt- 
liche Karen  bei  Zalinkranken  vornimmt.  So  verstanden,  enthielt  die  Aenßcning 
des  Aügekiagten  die  Behauptung  einer  Tatsache,  sie  erfüllte  aber  den  Tat- 
bestand der  Beleidigung  im  Sinne  des  §  186  St.-Q.-B.  um  deswillen  nicht,  weil 
die  behauptete  Tatsache  der  Wahrheit  entsprach ;  hat  doch  die  Torinstanz  ein- 
wandsfrei  festgestellt,  daß  der  Frivatklä|(er  ohne  wissenschaftliche  Yorbildung 
und  ohne  Approbation  den  ihm  uberwiescuen  Zahnkranken  nicht  nni  zahn- 
techuische  Dienste  geleistet,  sondern  auch  ihre  Zahnkrankheiten  ärzt- 
lich behandelt  hat. 

Wenn  nun  auch  der  Ausdruck  „Kurpfuscher"  in  dem  erwähnten  tatsäch- 
lichen Sinne  von  Aerzten  wesentlich  als  technischer  Begriff  zur  Kennzeichnung 
der  Ausübung  ärztlicher  Fraxb  too  Nichtärzten  gebraucht  wird,  so  kann  es 
doch  zweifelhaft  sein,  ob  die  Stellang  des  Angeklagten  als  Arst  für  die  Aus- 
legung des  von  ihm  gebrauchten  Ausdrucks  allein  maßgebend  sein  darf,  und 
ob  nicht  die  Kritik  und  der  Tadel,  der  im  Sprachgebranch  des  gewiHuiUchen 
Lebens  mit  Worten  wie  „pfuschen"  und  „Pfuscher"  zum  Ausdruck  gebracht 
wird,  auch  mit  der  von  dem  Angeklagten  gewählten  Bezcicimong  „Kurpfuscher* 
zum  Ausdruck  gekommen  ist,  so  daß  damit  die  stümperhafte  Auaübung 
der  ärztlichen  Tätigkeit  von  selten  des  Frivatklägera  gekonnzeichnet  worden 
wäre.  In  diesem  Sinne  würde  das  Wort  „Kurpfuscher"  eine  Geringschätzung, 
eine  Mißachtung  in  sich  schließen,  deren  Kundgebung  für  die  Regel  als  rechts- 
widrig  anzusehen  und  als  Beleidigung  im  Sinne  des  §  185  8L-G.-B.  strafbar 
sein  würde. 

Einer  Entscheidung  der  Zweifelsfrage  bedarf  es  indessen  im  vorliegenden 
Falle  nicht,  denn,  selbst  wenn  der  Angeklagte  mit  dem  Ausdruck  nKorpfuscher" 
die  gewerblichen  Leistungen  des  Frivatklägera  als  stümperhafte  kritisiert  haben 
sollte,  entfiel  die  Anwendung  des  g  185  8t.-0,-B.  um  deswillen,  weil  die  Yor- 
instanz  ohne  Bcchtsirrtum  augenommen  hat,  daß  der  Angeklagte  die  Aeußernng 
zur  Wahrnehmung  berechtigter  Interessen  getan  hat,  und  damit 
die  Rechtswidrigkeit  der  Kundgebung  ausgeschlossen  hat  (§  193  St.-O.-B.). 
Dem  Angeklagten  war  nach  den  tatsächlicbea  Feststellungen  der  Vorinstanz 
angcsonncn  worden,  Zahnkranke  aushilfsweise  in  Vertretung  eines  Zahntech- 
nikers zu  kurieren.  Diese  Znmutung  von  selten  der  Eisenbahn -Betriobs- 
krankenkasse  erschien  ihm  inkorrekt,  entnahm  er  doch  ans  ihr,  daß  die  Kasse 
seine  ärztliche  Tätigkeit  der  eines  Zahntechnikers,  wenn  nicht  nach-,  so  doch 
gleichstelle,  und  daß  sie  einen  Mangel  an  Standesbewnßtsein  bei  ihm  voraus- 
setze. Demgegenüber  verfocht  der  Angeklagte  ein  berechtigtes  Stand esintcresse, 
wenn  er  die  seiner  Meinung  nach  richtige  Einschätzung  der  Leistungen  eines 
Zahotecknikcrs  auf  ärztlichem  Gebiete  gegenüber  denen  eines  Zahnarztes  in 
der  Ablehnung  des  AnaiDncns  darlegte  j  und  er  durfte  dieses  Intc'resse  wahr- 
nehmen nicht  nur  durch  den  Hinweis  auf  den  Hangel  an  wissenschaftlicher 
Vorbildung  und  Approbation  auf  seitea  des  Zahntechnikers,  sondern  auch  durch 
Kundgebung  seines  Urteils  über  den  Wert  der  Leistungen  des  Zahntechnikers 
auf  ärztlichem  Qebiete,  selbst  wenn  dieses  Urteil  tadelnd  ausfiel. 

Gemäß  gg  192,  193  St.-Q.-B.  schützt  aUerdings  die  Wahrheit  tat- 
sächlicher Behauptungen  ebensowenig  wie  der  Zweck  berechtigter 
Interessenwahraehmung  vor  der  Strafe  der  Beleidigung  dann,  wenn  das  Vor- 
handensein einer  Beleidigung  aus  der  Form  der  Aeußenmg  oder 
ans  den  Umständen,  anter  welchen  sie  geschah,  hervorgeht  Daß  aber 
Form  und  Umstände  der  AeuQerangen  im  vorÜcgenden  Falle  eine  Beleidigung 
nicht  erkennen  lassen,  hat  die  Vorinstanz  ohne  Rechtsirrtum  festgestellt.  Das 
Wort  „Kurpfuscher"  war  sowohl  zur  Betonung  der  Tatsache,  daß  Privatkläger 


■)  Der  Angeklagte  hatte  die  Behandlung  der  ihm  von  der  Eisenbahn- 
Betriebskran kenkssse  zagewiesenen  Zahnleidenden  während  der  Abwesenheit 
des  diese  sonst  behandelnden  Zahntechnikers  abgelehnt,  „da  er  nicht  Vertreter 
eines  Kurpfuschers  sei".  "-        ■■-  ■-■v'--.^.^ 
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ohne  wissenschafttiche  YorbiLdong  and  Approbation  auf  ärztlichem  Gebiete 
tätig  sei,  wie  zur  Kennzeichnang  der  Minderwertigkeit  dieser  Tätigkeit  da  dem 
Zwecke  aogemeasener  und  angepaßter  Ausdruck;  er  durfte  in  einem  nnr  ffli 
die  KrankenkasBe  bestimmten  Briefe  zur  InteressenwaJiiung  unbedenklich  ge- 
branclit  weiden.  Ein  Hißbranch  des  Rechts,  die  Wahrheit  zu  sagen  oder  be- 
rechtigte Interessen  wahrzunehmen,  liegt  also  nicht  vor. 

Nach  alledem  war  die  eingeweDdete  Bevislon  des  Frivatklägers  als  no- 
begrflndet  zn  verwerfen. 

Der  EtgentOmer  eines  OrnndstHckes  hat  die  Sffentllcb  -  reehtllche 
Terpfllehtni^,  sein  Gmudstfick  In  einem  anstände  la  erholten,  der  ge- 
snndlieUllohe  Oefohren  fBr  Dritte  auBBchllesst.  Entscheidung  des 
Prenß.  OberTerwaltnngsgerichts  (VIIL  Senats)  vom  16.  Ok- 
tober 1903. 

....  Bedenken  gegen  die  Bechtsgültigkeit  der  Baapolizeiverordnung 
für  die  Stadt  Barmen  vom  'il2.  März  1894  bestehen  nicht.  Insbesondere  erregt 
auch  die  Vorschrift  des  g  83,  auf  welcher  die  angegriffene  Veiftigaug  der  Orts- 
potizei  beruht,  hinsichtlich  ihrer  Bechtsgültigkeit  keinerlei  Bedenken '). 

Die  Entwässerung  von  Hanagrundatttcken  betrifft  eine  Angelegenhoiti 
deren  BegelunK  nach  dem  Begriff  and  den  Aufgaben  der  Banpolizei  dieser 
zugehört.    Sie  Kanu  daher  auch  in  einer  Banpolizeivcroiduung  geregelt  werden. 

Selbst  wenn  aber  §  83  der  Banpolizeiyerordnung  vom  22.  März  1894 
nicht  die  Ermächtigung  enthielte,  eine  Abändernng  bestehender  Entwässerungs- 
ftnlagen  zu  verlangen,  falls  solche  in  der  Folge  sieb  als  gesundheitsschädlich 
erweisen,  wäre  die  Ortspoiizei  schon  auf  Qrond  ihrer  allgemeinen  Befugnisse 
und  Verpflichtnngen,  für  den  Schatz  der  Öffentlichen  Ordunng,  Sicherheit  und 
Bnhe  zn  sorgen,  berechtigt  gewesen,  im  vorliegendem  Falle  dos  Erforderliche 
zur  Anwendung,  der  dem  Pnblikom  aus  dem  Zustande  der  Entwlsserangaanli^e 
drohenden  Gefahr  vorzukehren.  Sie  war  befagt,  sich  dieserhalb  an  den  Eigen- 
tümer des  Grundstücks  zu  halten.  Dieser  ist  verpflichtet,  polizeiwidrige  Zu- 
stände seines  Grundstücks  abzustellen.  Wenn  die  Polizei  kraft  des  öffentlichen 
Rechts  der  Abstellung  gesundheitswidrige  Zustände  eines  Grundstücks  fordert, 
so  liegt  bierin  keineswegs  ein  unzulässiger  Eingriff  in  das  Privatrecht,  wie 
lim  der  Kläger  in  seiner  ersten  Beschwerde  behauptet  hatte  und  anscheinend 
auch  in  der  Klage  behaupten  will. 

So  enthält  auch  §  903  des  Btlrgoriichen  Gesetzbuches  die  aus  dem  Zu- 
lUDuuenleben  der  Menschen  in  einem  Bechtsstaate  sich  von  selbst  ergebende 
Norm,  daß  der  Eigentümer  einer  Sache,  nur  soweit  das  Gesetz  oder  Rechte 
Dritter  entgegenstehen,  mit  der  Sache  nach  Belieben  verfahren  kann.  Eine 
gesetzliche  Schranke  des  privatrechtlichen  Verfügangsrechts  des  Eigentümers 
eines  Grundstücks  bildet  auch  die  Cffentlich-rechlliche  Verpflichtung,  das  Grund- 
stock in  einem,  gesondheitlicho  Gefahren  für  Dritte  ausschließendem  Zustande 
EU  erhalten. 

Es  kann  somit  einen  begründeten  Zweifel  nicht  unterli^en,  daß  die  Orts- 
polizeibehBrde  das  bestehende  Recht  in  der  angegriffenen  Verfügung  richtig 
augewandt  hat. 

Nicht  minder  geht  der  auf  Ziffer  3  des  §  1^  Abs.  3  des  Laudesver- 
waltungsgesetzes  vom  30.  Juli  1883  gegründete  Angriff  der  Klage  fehL 

Zwar  hat  der  Kläger  Beweis  darüber  angetreten,  daß  die  Senke  stets 
reingehalten  werde  und  daher  ihren  Zweck  erfüUe.  AUein  hierauf  kommt  es 
angesichts  des  sonst  festgestellten  Sachverhalts  nicht  an.  Nach  dem  einwand- 
freien, dem  Kläger  bekannt  gegebenen  Ergebnisse  der  Ortsbesichtigung  vom 

')  Der  betreffende  §  13  lautet:  „Jeder  Grundbesitzer  ist  verpflichtet, 
auf  Ersuchen  der  FoiizeibohSrde  fUr  die  Entwässerung  seiner  Gebäude  und 
des  dieselben  umgebenden  Grundstücks  Sorge  zu  tragen.  Alle  Anlagen  für 
die  Entwässerung  bedürfen  die  Genehmigung  der  Polizeibehöree  usw.  Die. 
Polizeibehärde  ist  befugt,  die  AbäDderung  bestehender  Entwässerungsanlagen 
zn  verlangen,  wenn  dieselben  sich  in  der  Folge  als  gesundheitsschädlich  oder 
die  SfTentuciien  Interessen  benachteiligend  si^  erweisen."  .  ^  -^r^^^i^ 
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19.  Dezember  19021)  war  dio  Senke,  in  welche  die  Hansabwässcr  eingeleitet 
worden,  undicht.  Das  Schmntzw&sser  drang  an  mehreren  Stellen  ndnrch  die 
ebenfalla  undichte  Mauei  und  sammelte  sich  aof  dem  Platze  In  gioBen  PffltEen 
an.  Dos  Entscheidende  ist,  daB  Abwasser  des  klägerischen  ^nses  auf  den 
Platz  gelangen,  was  der  ^&ger  ja  auch  selbst,  wenn  auch  in  beschränktem 
Umfange  zugesteht  Ob  dies  ohne  die  Undichtigkeit  der  fräberen,  der  Stadt 
gehörigen  Haner  nicht  geschehen  sein  würde,  ist  belanglos.  Jeder  Eigen- 
tümer bat  selbständig  für  sich  sein  arnndstllck  in  einem  poli- 
zeigemäQen  Zustande  zu  erhalten  und  das  dazu  nOtiee  selbst 
Torzukehien.  Nicht  aber  kann  er  Terlangen,  daß  sich  ele  Pouzei  wegen 
der  Vorkehrungen,  deren  es  bedarf,  am  die  Folgen  and  Wirkangen  eines  aal 
seinem  eigenen  Grondstticke  berrorgeC roten en,  polizeiwidrigen  Zustandes  abzu- 
wenden, an  den  Nachbar  halte.  Der  Eläfer  mußte  vielmehr  seinerseits  die 
nQtigen  Vorkehrangen  zur  ordnaagsmäBigen  Ableitung  der  HanaabwäseeT 
in  <ue  Straßenrinne  treffen.  Demgegenüber  erweist  sich  sein  Beweisaner- 
bieten dahin,  daß  die  Senke  stets  rein  gehalten  werde,  als  unerheblich. 

Unbestritten  sind  Eaugabwässer  aus  dem  Qrandstfkcke  des  Klägers  aof 
den  städtischen  Platz  gedrungen  and  nach  dem  Ergeboisse  der  Ortsbesichtigang 
kann  es  aacb  keinem  Zweifel  nnterliegen,  daß  die  großen  PfQtzen  auf  dem 
Platze  von  den  Eaasabwässem,  nicht  aber,  wie  der  Kläger  behauptet,  yoto 
Begeu  berrtthrten.  Damit  aber  waren  die  tatsächlichen  Voraussetzungen  zom 
ErUsso  der  angefochtenen  Polizei rerfügung  gegeben ;  denn  es  bedeutete  eine 
ernste  und  anmittelbare  Qcfährdang  der  Q-esundheit  des  Publikums,  wenn,  wie 
hier,  auf  einem,  inmitten  dichtbewoonter  Straßen  belegenen,  einen  Hauptsplet- 
platz  der  Kinder  bildenden  Piatze  sich  das  durch  die  Maoer  des  QrUDdstDcks 
des  Klägers  dringende  Sclimutzwasser  in  Pfützen  ansammelte  und  namentlich 
bei  warmer  Jahreszeit,  üble  Gerüche  erzeugte  und  die  unmittelbare  Gefahr  der 
Erzeugung  tou  Eraukneit  herbeiführte.  —  .  .  .  .  Hiernach  war  die  Klage  als 
anbegrttndet  abzuweisen. 

OesnndheitsgefilhrdendeB  OerBnseh  doreli  Orehentrlon.  Urteil  des 
Preuß.  OberTerwaltungsgerichts  (III.  Sen.)  vom  2.  Mai  1904. 

I.  Nach  §  10,  Titel  17,  Teil  II  des  Allgemeinen  Landrechts,  der  wie 
der  Gerichshof  in  gleichmäßiger  Rechtsprechung  angenommen  hat,  seinem  In- 
halte nach,  auch  in  der  Pioviz  Hannover  gilt,  ist  es  das  Amt  der  Polizei,  die 
nötigen  Anstalten  zur  Erhaltung  der  Öffentlichen  Euhe,  Sicherheit  und  Ordnung 
und  zur  Abwendung  der  dem  Publike  oder  einzelnen  Mitgliedern  desselben 
bevorstehenden  Gefahr  zn  treffen.  Es  kommt  also  im  vorliegenden  Fall  zu- 
nächst darauf  an,  ob  durch  das  mit  dem  Spiel  des  klägeriscben  Orchostrions 
verbundene  Geräusch  nach  seiner  Art  und  Dauer  zur  Zeit  des  Erlasses  der 
polizeilichen  Verfügung  die  Gesundheit  der  Anwohner  gefährdet  wurde.    Und 


')  Durch  die  von  dem  Kommissar  des  Regierungspräsidenten  unter  Zu- 
ziehung des  Erebarztes  und  Stadtbauinspektors  als  Vertreter  der  Ortspolizei- 
behSrde  vorgenommene  Ortsbesichtigang  war  festgestellt: 

„Die  Eaasabwässer  ans  dem  ersten  Stockwerk  des  Hauses  werden  zurzeit 
mittels  eines  Bohrs  nach  einer  kleineu  Senke  im  Hofe  abgeleitet  Diese  Senke, 
die  angenscbeinlich  nie  oder  nur  bOcbst  selten  gereinigt  wird,  ist  nndicht,  wie 
auch  die  das  Gmudstflck  nach  dem  benachbarten  Btädtischen  Platz  abschließende 
Haner.  Wie  an  der  äußeren  Seite  der  Mauer  zn  heobachten  wur,  dringt  dos 
Schmntzwasser  an  mehreren  Stellen  durch  die  Hauer  und  sammelt  sich  anf 
dem  Platz  in  großen  Pfützen  an.  Der  Platz,  inmitten  dicht  bewohnter  Straflen 
gelegen,  bildet  einen  Hauptspiej platz  für  Kinder. 

Nach  dem  Gutachten  des  Kreisarztes  ist  der  durch  die  jetzige  Ent- 
wässerung des  genannten  Hauses  hervorgerufene  Zustand  aus  gesundheitlichen 
Gründen  zu  beseitigen,  weil  Gefahr  vorliegt,  daß  durch  die  auf  dem  Platze 
sich  ansammelnden  Hans-  und  Schmutzwässer  Krankheiten  auf  die  spielenden 
Kinder  und  Passanten  übertragen  werden,  and  weil  in  warmer  Jahreszeit  die 
'aus  den  Tümpeln  sich  entwickelnden  üblen  Gerüche  za  Belästigungen  der 
Nachbarn  führen.  Zar  Abstellung  des  üebebtandes  bedarf  es  der  Ableitung 
der  genannten  Abwässer  in  die  Strassen  rinne,  wie  sie  dem  Beschwerde  fttbrer 
darch  die  polizeiliche  Verfügung  vom  2i.  September  aufgegeben  ist* 
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zwar  genügt  es,  wie  der  Qerichtahof  bereits  wiederholt  aosgesprochen  hat, 
zum  Mnschieiten  der  Polizei,  wenn  auch  nnr  die  Oesnndlieit  bereits  nerrOaer 
Personen  gefäiirdet  wird,  da  die  Nervosität  gegenwärtig  ein  weit  verbreitetes 
Leiden  ist,  nnd  ferner,  wenn  anch  znnächst  bloS  die  OesnndheitsschSdigiing 
einer  einzelnen  Person  in  Frage  steht. 

Der  Beaiiksaasscbnß  bat  die  Oesondheitsgefährdung  der  Nachbarn]  des 
klägerischen  Lokals  nach  einer  eingehenden  Beweisanfnahme  nnd  nachdem  er 
nelbst  an  Ort  imd  Stelle  von  der  Art  und  Stärke  des  ron  dem  klägeriachen 
Orchestriott  Ternrsachten  Qeränsches  Kenntnis  genommen  hatte,  b^aht.  Dem 
kann  nnr  beigetreten  werden. 

Die  von  dem  Sernfnngskläger  gegen  die  YorenCscheidoDg  erhobenen 
Angriffe  treffen  znnächst  in  keiner  Weise  zu.  Nicht  nur  der  Zeage  K.  und 
dessen  Ehefran  haben  anter  dem  geleisteten  Eide  die  StBrong  der  Nachtruhe 
nnd  die  gesnndbeitsschädigende  Wirkung  des  andanemden  lärmenden  Oeränsches 
bekundet,  sondern  nach  der  eidlichen  Aussage  des  Zeugen  W.  sind  auch  zwei 
bei  ihm  wohnende  ältere  Damen  durch  das  Spielen  des  Orchestrions  sehr  be- 
lästigt und  in  ihrer  Nachtruhe  gestSrt  worden.  Und  der  Zeuge  Br.  schließt 
seine  eidliche  Aussage  mit  dem  Bemerken:  ,Wir  sowohl  wie  unsere  Mieter 
sind  der  Ansicht,  daQ  dem  Kläger  aufgegeben  werden  maßte,  nur  bei  ge- 
schlossenen Fenstern  und  nicht  später  als  10  Uhr  spielen  zu  lassen;  dann 
würde  die  Belästigung  ganz  gut  zu  ertragen  sein."  Qcgen  diese  beiden  Zeugen 
sind  aber  vom  Kläger  keinerlei  Einwendungen  erhoben  worden.  Danach  erweist 
sich  sein  Versuch,  die  Sache  so  hinzastelleo,  als  wenn  die  Polizei  lediglich  in- 
folge unbegründeter  und  auf  peraüulicher  Feindschaft  beruhender  Beschwerden 
des  Zeugen  K.  eingeschritten  wäre,  schon  nach  den  Zeagenaussagen  als  ver- 
fehlt. Entscheidend  aber  fällt  das  eingehend  begründete  und  auf  persönliche 
Wahrnehmungen  gestützte  Gutachten  des  mit  den  Örtlichen  Verhältnissen 
darcbans  vertrauten  Sachverständigen,  Reg.-  und  Med, -Bat  Dr.  Or.  ins  Qe- 
wicht.  Dieser  Qutachter,  dem  der  betäubende  LSrm  des  Orchestrions  schon 
früher  gelegentlich  des  Vorbeigehens  bei  der  klägerischen  Wirtschaft  regel- 
mäßig anfgefallen  war,  gelangt  auf  Qmnd  der  von  ihm  an  Ort  und  Stelle  an- 
gestellten eingehenden  Untersuchungeu  zu  dem  Ergebnis,  „daß  der  ohren- 
betänbende  Lärm  für  jeden,  der  denselben  stundenlang  anzuhSren  gezwungen 
ist,  direkt  gesundheitsschädlich  wirkt."  Bei  Fortbetrieb  des  Instruments  in 
die  Nachtzeit  hinein  mache  das  MusikgetOse  es  der  nächsten  Nachbarschaft 
direkt  onmQglich,  Buhe  and  Schlaf  zu  finden.  Der  Schluß  des  Gutachtens 
lautet ;  „Im  gesundheitlichen  Interesse  halte  ich  es  für  geboten,  das  Spiel  nur 
an  einigen  wenigen  Stunden  über  Tag  zu  gestatten  nnd  nur  nuter  den  Be- 
diognngeD,  daß  die  lautdrOhnenden  Begleitinstrnmente  dauernd  ausgeschaltet 
bleiben,  daß  die  den  Schall  dämpfenden  Verschlußladen  an  dem  Instrument 
verschlossen  bleiben,  und  daß  für  dauerndes  Geachlossenblcibea  der  Türen  and 
Fenster  des  Wirtslokals  während  der  Spielzeit  Sorge  getragen  wird."  Zu 
wesentlich  den  gleichen  Ergebnissen  kommt  auch  das  vor  Erlaß  der  ange- 
fochtenen Verfügung  seitens  des  Stadtaiztes  an  die  Polizeidirektion  erstattete 
Gutachten.  Auch  dieser  Sachverständige  betont,  ,daß  so  lange  das  Instrument 
spiele,  in  den  gegenüberliegenden  Bäomen  des  K.'Bchen  Hauses  an  ruhigen, 
ungestörten  Schlaf  kaum  zu  denken  sei,  nnd  daß  es  für  einigcrmaßeu  sensibel 
veranlagte  Personen  —  nnd  anch  auf  diese  müsse  doch  Bttcksicht  genommen 
werden  ^  auch  gesundheitsschädlich  wirken  müsse,  wenn  sie  gezwungen  seien, 
am  Tage  fortwährend  die  grellen  TQne  des  Instmments  anznhQren.  KOnne 
das  Orchestrion  nicht  so  aufgestellt  werden,  daß  die  Musik  nicht  nach  außen 
schalle,  so  müsse  die  Spielzeit  mindestens  auf  höchstens  einige  Stunden 
des  Tages  beschränkt  werden." 

Auf  Grund  dieses  Ergebnisses  der  Beweisaufnahme  hat  der  Gerichshot 
das  Vorhandensein  einer  Qesundbeitsgefahr  b^aht  nnd  den  Antrag  dea  Be- 
mfungsklägers,  b  eine  weitere  Beweisaufnahme,  insbesondere  über  das  Ver- 
halten des  Zengen  K.  gegenüber  dem  Kläger  und  dessen  Geschäftsvorgängen) 
einzutreten,  abgelehnt,  weil  es  auf  die  unter  Beweis  gestellten  Punkte  für  die 
zur  Entscheidung  stehende  Frage  nach  der  Lage  der  Sache  überhaupt  nicht 
weiter  ankommt.  Es  mag  aber  bemerkt  werden,  daß,  wenn  K.,  wie  Kläger 
behauptet,  niemals  Klagen  geäußert  hat,  solange  der  Kläger  das  Brot  von  ihm 
bezog,  hieraus  nicht  f^gt,  daß  seine  jetzigen  Beschwerden  onbegrtlndet  sind. 
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dft  er  sehr  woU  ans  Q-aachäftaiiiteresse  Üebelstöode  geduldet  haben  kmaa,  die 
er  sich  aonst  nicht  wflrde  liaben  sefallen  lassen.  Ebensowemg  Termag  der 
Umstand,  daß  ei  biahet  keinen  Arzt  zugezogen  haben  soll,  gegen  den  geennd- 
hdtsBchidUohen  EinBuQ  dea  Geiänachea  dea  Orcheatrions  etwas  zn  beweisen, 
da  er  die  Beaeitigang  der  Qesnndheitaschädignng  nicht  von  ärztlichen  UaA- 
nahmen,  sondern  ^nr  von  dem  AnIhOren  des  OerHoschea  erwarten  konnte.  Anch 
ist  es  keineswegs  Voianssetznng  Ittr  das  polizeiliche  Einachreiten,  daß  eine 
Geanndheitsachädignng  bereits  eingetreten  ist;  Amt  der  Polizei  ist  ea  Tielmehr, 
beToratebende  Gäahren  abzuwenden. 

Wenn  der  Beruf angskläger  noch  geltend  macht,  daß  gleiche  Uusik- 
instrtunente  anch  in  einer  Beihe  anderer  Schanklokale  verwandt  wflrden,  ohne 
daß  die  Polizeiverwaltong  bisher  dagegen  eingeschritten  aei,  ao  kann  anch 
bierana  gegen  die  Berechtigung  der  angefochtenen  Verfügung  nichts  gefolgert 
werden.  Denn  ea  liegt  auf  der  Band,  daß  die  Wirkung  dea  Geräusches  eines 
Orcheatriona  wesentlich  durch  die  Belegcnheit  der  0 ertlichkeiten  and  die  Art 
seiner  Aufstellung  und  Benutzung  beeinfluBt  wird.  Ea  kann  so  aufgestellt  sein, 
daß  die  Nachbarschaft  durch  das  Geräusch  nicht  einmal  belästigt,  geachweiga 
denn  in  der  Geaondheit  geschädigt  wird,  and  in  solchen  Fällen  fehlt  ea  an 
jeder  Grundlage  für  das  polizeiliche  Einschreiten.  Wenn  die  Beklagte  sich 
deshalb  nach  ihrer  unwidersprochenen  Angabe  darauf  beschränkt  hat,  nur  da 
einzuschreiten,  wo  Beschwerden  der  Nachbarschaft  hervorgetreten  sind,  so  kann 
daraus  in  keiner  Weise  entnommen  werden,   daß  ihr  Vorgehen,   weil  es  nicht 

fegen  alle  Besitzer  solcher  Instrumente  unteracbiedsloa  erfolgt  sei,   auf  Will- 
ür  beruhe. 

IL  Die  von  der  Polizei  Verwaltung  in  der  angefochtenen  Verfügung  dem 
Kläger  auferlegten  Beschränkungen  in  der  Benutzung  des  Instruments  gehen 
aber  ferner  auch  nicht  über  das  nStige  Haß  (§  10,  Titel  17,  Teil  II  A.  L.) 
Iiinaus.  Die  Hauptgeschäfts-  und  Besuchszeit  für  die  Gast-  und  Scbenkwirt- 
schatten  ist  erfahrungsmäßig  die  Hitt^;s-  und  die  Abendzeit.  Dies  ist  in  der 
Verftlgong,  die  mittags  l'/>  Stunden  und  abends  8  Stnnden  für  daa  Spiel  frei 
läßt,  ausreichend  berücksichtigt  worden.  Daß  die  Benutzung  des  Instruments 
nach  10  Ohr  abends,  also  vom  Beginn  der  nächtlichen  Euhezeit  ab  verboten 
bt,  rechtfertigt  sich  ohne  weiteres.  Während  der  Tageszeit  mehr  als  die 
Mittags-  und  Abendstunden  freizustellen,  würde  femer  den  Aeußcrungen  der 
beiden  Outachter,  welche  die  Beschränkung  des  Spiels  „auf  einige  wenige 
Stunden  über  Tag'  für  geboten  erachten,  nicht  entsprochen  haben.  Ebenso 
steht  die  Auflage,  während  des  Spieles  die  Fenster  und  die  Ina  Freie  schließenden 
TQren  geschlossen  zn  halten,  in  Ü  eberein  Stimmung  mit  der  ausdrücklichen 
Forderung  des  Sachverständigen  Gr.  Der  Einwand,  daß  alsdann  die  ertordor- 
liche  Lüftung  dea  Lokals  nicht  möglich  sei,  ist  verfehlt,  da  nichts  hindert,  daa 
Inatrument  ruhen  zu  lasseo,  so  oft  und  so  lange  die  Oeffnung  der  Fenster  zum 
Zweck  der  Lüftung  erfolgen  soll  Ebenso  unbegründet  ist  der  Einwand,  daß 
die  Anordnung  das  Aus-  und  Eingehen  der  Gäste  unmöglich  mache.  Denn  ver- 
boten bt  nur  das  Offenhalten  der  Türen  während  des  Spiels,  keineswegs  aber 
das  vorübergehende  Oeffnen  derselben  zur  ErmSglichung  des  Verkehrs,  Weon 
endlich  in  der  Verfügung  die  Zurücknahme  der  Ano^nng  davon  abhängig 
gemacht  wird,  daß  ^rkehrungen  getroffen  werden,  wona<m  die  Orchestrion- 
musik  nicht  nach  außen  schallt,  ao  bedeutet  dies  ebenfalls  nicht,  daß  über- 
haupt kein  Laut  nach  außen  dringen  dürfe,  sondern  nur,  daß  das  Geräusch  dea 
Instrumentes  durch  die  Art  der  Aa&tellung  oder  sonatigen  Torrichtung  derart 
abgeschwächt  werden  müsse,  daß  es  keinerlei  schädigende  Wirkung  naät  außen 
mehr  verursachen  kSnne. 

Die  Verfügung  verlangt  daher  nicht  mehr,  ala  Im  Intereaae  der  Gesundheit 
der  Anwohner  nOtig  ist. 

■edizlnal-  Gesetzgebung. 

TorkoHMen  epldemlMher  flemickstam.  Bunderlaß  dea  Hini- 
sters der  usw.  Medizinalangelegenheiten  vom  28.  Jmll  1904  — 
M.  Nr.  11290  —  an  sämtliche  Herren  Begierungspräiidenten. 

Ew.   Hocfawohlgeboren  teile  ich    nachstehend    eine    Zusammenstellnng 
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ergebenst  mit,  welche  hier  auf  Qrnnd  der  anf  meinen  ErlaQ  vom  19.  Januar 
1^7  —  M.  Nr.  378  —   errtatteten  Berichte  aber  im  Jahre   1903  in  Preußen 
beobachteten  Fille  von  epidemisclier  Genickstarre  angefertigt  worden  ist. 
1.  Anzahl. 

£b  worden  Im  Ganzen  144  Fälle  von  epidemischer  Genickstarre  gemeldet, 
Ton  denen  jedoch  10  mit  zweifelhafter  nnd  18  mit  ab^^eftnderter  Diagnose  in 
Abzag  zu  bringen  sind,  so  dafi  121  sichere  Fälle  von  epidemischer  Geniclutarre 
zur  BerUcksichtigang  übrig  bleiben. 

2.  Oertliche  Verbreitung. 

a.  Diese  Fälle  verteilen  sich  auf  die  Provinzen  in   folgender  Weise: 


Provinz 

1903 

1902                   Provinz 

1903 

1902 

Hessen-Nassan     . 
Westfalen 

26 
18 

li 
18 
10 
9 

7 

6  übertragen 
20      Ostpreußen      .... 

9      Hannover 

9  Brandenburg  .... 
11      Westpreußen  .... 

8      Posen 

4      HohenzoUern  .... 

97 
7 
6 
5 
4 
2 

67 

Sachsen      . 
Schlesien     . 

4 

Schleswig   . 

4 

8 

ite 

1      tf7 

67  1                          zusammen 

121 

126 

b.  Auf  die  einzelnen  Begiei 
kongnn  wie  folgt: 


ngsbezirke  verteilen  eich  die  Erkran- 


Bezirk 

1903     1902 

Bezirk 

1903 

1902 

Cassel 

Arnsberg 

Schleswig 

Merseburg 

Magdeburg 

Liegnitz 

BfMlau 

Wiesbaden 

Dttsseldcrf 

irS""  :  ;  : : 

EDslin 

Anrieh 

Cflln 

Berlin 

Stettin    

Potsdam 

21 
16 
10 
8 

l 

6 

t 

3 
2 

1 
14 
11 
6 
4 

1 
6 
4 
6 
1 
4 
1 
2 
2 

18 

Srr:  :  :  :  :  : 

Posen 

Bromberg 

Lüneburg    ....'. 
Marienwerder  .... 

Frankfurt  ft./0.    .    .    . 

<    Stralsund 

1  Erfurt 

Hildesheim 

Stade 

Osnabrück  

1  Minden 

;   Coblenz 

1   Trier 

1   Aachen 

Sigmatingen    .... 

2 
2 

1 

1 
1 
1 

6 
4 

4 

8 

8 
3 

1 

1 

In  dflD  Begienngsbesirken  Stade,  Erfurt,  Stralsund,  Hildesheim,  Trier 
bt  in  den  letzten  4  Jahren  kein  Fall  von  epidemischer  Genickstarre  vorgekommen. 
3.  Zeitliche  Terteilong. 

a.  Auf  die  einzelnen  Monate  verteilen  sich  die  Erkranknngen  in  folr 
gender  Anzahl: 


Monat 

1901 

1902 

1903 

Honat 

1901 

1902 

1908 

Januar 

fl 

R 

ia 

Juli 

5 

6 

7 

Februar 

H 

16 

Hft 

August 

fi 

7 

« 

Mira 

B8 

IS 

2» 

September 

A 

— 

ü 

April 

«d 

10 

Oktober 

8 

4 

16 

17 

7 

S 

C,ic 

glj 

Juni 

» 

13 

7 

Dezember 

S 
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b.  InTierteljattren  zaaammengestellt  ergab aich  folgeadesTerhäluiis: 


Vierteljftlir 

1901 

1902 

1903 

HSt!,  iprü.  Uu, 
Juni,  Jali,  Angnst 
September,  Oktober,  November 

66 
19 
16 
9 

60 
26 
16 
83 

46 
18 

10 
47 

J>ie  meisten  Fälle  ereigneten  sich  also,   wie   anch  in    frtUieieD  Jahren, 
im  Winter  und  Frühjahi,  die  wenigsten  im  Herbst. 

4.  Qeachlecht  der  Erkrankten. 
Von  den  121  Erkrankten  waren 

mannUchen  Oeschlechta 65  (1902:  73) 

weiblichen  ,  56  (1902:  52) 

5.  Lebensalter  der  Erkrankten. 
Von  den  Eikrankten  waren  alt  Jahre 

0-lT    8  8-  6:    6  15-20:  13  80— iO:  12 

1_2:    8  6—10:  20  20-25:  11  ÜO— 60:    2 

2—3:     6  10-16:   16  25—30:      7  60-70:     1 

Von  18  Erkrankten  beim  1.  Bataillon  des  Infanterie  -  Regiments  Nr.  166 

ZB  Eanan  liegen  Altcrsangaben  nicht  yqi,  doch  dürfte  dua  Alter  der  Erkrankten 

zwischen  dem  20.  und  25.  Jahre  gelegen  haben. 

6.  Ausgang  der  Erkrankangen: 

Von  den   121  Erkrankten   ist  der   Ausgang   bei   117  gmeldet,    ein  Er- 
krankter war  zurzeit  der  Berichterstattoug  noch  krank. 

Es  endeten  ttitUcb  70  FäUe  =  59,8'Jo,  während  im  Jahre  1902  von  125 
Erkrankten  83  =  70,4  °lo  starben. 

Von   69  Verstorbenen   bt  in   den   Berichten   der   Todestag   angegeben. 
Damach  starben  am 

2.  Kranldieitstage    6  9.  Krankheitstage 


3 


21. 


38. 


.  Erankheitstage    2 


1 


1 


Von  den  69  Verstorbenen  starben  In  den  erster  Krankheitswoche  81  = 
62,6"/,,  in  der  zweiten  19  =■-  32,2°'„,  in  der  dritten  5  =  8,40/o,  während  in  der 
vierten  nnd  fünften  bei  je  2,  also  bei  je  3,4°/,,  der  Tod  der  Erkrankten  erfolgte. 
7.    Bakteriologische  Untersuchungen. 

Bei  43  Personen  wurde  bakteriologische  Untersachung  der  Cerebrosplnal- 
Flössigkeit  ausgeführt,  und  zwar  fanden  sich  19  mal  Jage  r-Weichsel- 
banmscbe  Diplokokken. 

8.  Er&nkheitsübertragung. 

Mehr  als  eine  Erkrankung  kam  in  folgenden  Orten  vor  (unter  Angabe 
des  Monats  der  Erkrankung): 


ä  1 

s 

„ 

s 

s 

■ä 

a  1  s 

■fl 

i 

i 

i 

i 

t 

■s 

■a 

=3 

& 

^'^ 

s 

9 

tei 

•^ 

< 

K 

^ 

« 

Königsberg  1  Pr.    .     .    .    . 
FriedrichsFelde,  Bog.-Bez. 

1 

1 

—     2 

1 

1 

« 

Bitonia,  Beg.-Bez.  Danzig  . 

— 

— 

B 

_ 

_ 

_ 

— 

— 



8 

1 

Sassin,  Beg.-Bez.  KOsllu      . 

- 

4 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

4 

Rechtsprechhng  und  Hedizinal  -  GesetEgebnng. 


Ort 

s 

ä 

£ 

s 

^ 

1. 
< 

l 

'S 

3 

1 

! 

l 

1 

1 

9 
1 

i 

BibriR,  Beg.-Bez.  Merseburg 

Breslau 

Liegnitz 

HdUe 

AltOD» 

Schweindorf,  Kr.  Witlmond 
Solde,  Beg.-Bez.  Arnsberg  . 
Lohne,       ,         Arnsberg  . 
Marburg     .....    -^  . 

Hftiiaa 

Friuikftirt  a./H 

Altenrath,  Kreis  Sieg      .    . 

1 

1 
1 

2 

1 

3 
2 

~e 

10 

1 
1 

2 
9 

2 

1 
~8 

1 

2 

1 

- 

Z 
1 

z 

1 

1 

z 

2 
2 
6 
2 
3 
8 
2 

10 
8 
2 

19 
2 
2 

Ueber  miit>niaßliche  Uebertragnugcn  wird  folgendes  mitgeteilt ; 

Die  beiden  Fälle  In  Friedrichafelde,  Beg.-Sez.  Onmbinnen,  betrafen 
zwei  Mädchen  Ton  14  und  18  Jahren,  von  denen  das  eine  am  29.  Mai  erkrankte 
nnd  am  16.  Joni  starb;  in  dem  nicht  frisch  überzogenen  Bette  hatte  eine 
uidere  Person  geschlafen,  welche  am  5.  JdU  erkrankte,  aber  genaa. 

Die  drei  Fälle  inBitonia,  Beg.-Bez.  Danzig,  betrafen  Oeschwister  von 
16,  13  and  8  Jahren,  die  am  7.  nnd  8.  März  znf^eich  erkrankten  nnd  von 
denen  eines  starb,  nnd  zwei  wieder  gesnnd  wurden. 

In  Sassin,  Beg.-Bez.  ESslin,  erkrankte  am  15.  März  ein  Ijähriges 
Kind ;  um  23  24.  and  29.  März  erkrankten  in  einer  anderen,  60  m  davon  ent- 
fernt wohnenden  Familie  drei  andere  Kinder  von  3,  4,  8  Jahren. 

Die  beiden  Fälle  in  Bibra,  Beg.-Bez.  Merseburg,  betrafen  zwei  Ge- 
schwister, die  in  Zwischenräumen  Ton  82  Tagen  erkrankten.  Die  Infektiona- 
qaelle  ftlr  den  ersten  Fall  blieb  nubekennt. 

In  Liegnitz  erkrankten  Ende  Januar  und  Anfang  Februar  3  Soldaten 
des  dortigen  Füsilier 'Begiments,  und  im  Februar  ein  Dienstmädchen  in  einem 
Qastbaose,  in  dem  diese  Soldaten  verkehrt  hatten. 

Die  beiden  Erkrankungen  in  Käthen,  Beg.-Bez.  Magdeburg,  betrafen 
zwei  Geschwister  von  3  und  20  Jahren,  die  im  Zwiscbenraam  von  5  Tagen 
erkrankten;  die  [Jrsache  des  ersten  Falles  ist  unaufgeklärt  geblieben. 

In  Schweindorf,  Beg.-Bez.  Anrieb,  erkrankten  mit  15  tägigem  Zwischen- 
raum zwei  Geschwister  von  6  und  5  Jahren. 

In  der  EoserDe  des  Jäger-Bataillons  Nr.  11  in  Marburg  erkrankten 
im  März  swei  Soldaten  innerhalb  von  8  Tagen.  Ein  Fall  gbg  in  völlige  Hei- 
lung aus,  der  andere  mußte  als  Invalide  entlassen  werden. 

Id  Altenrath,  Beg.-Bez.  COln,  erkrankten  im  März  zwei  Geschwister 
innerhalb  von  6  Tagen  nnd  starben  am  23.  resp.  14.  Krankheitstage. 

In  Lohne,  Kreis  Soest  erkrankten  am  12.  und  14.  April  drei  Schul- 
kinder Tou  10,  11,  13  Jahren;  ein  Fall  endete  tätlich,  die  beiden  anderen 
Kranken  genasen  nach  lOtägigem  fieberlosen  Verlauf. 

Zu  einer  Häufung  der  Fälle  kam  es  in  Sölderholz,  Beg.-Bez.  Arns- 
berg, in  einer  Gegend,  in  der  die  Genickstarre  seit  Menschengedenken  noch 
nicht  geherrscht  hatte.  Mitte  Februar  erkrankte  der  19jährige  Bergmann  G., 
am  27.  seine  5  Geschwister;  er  hatte  mit  dem  Bergmann  D.  zusammengearbeitet; 
dessen  Ehefrau  erkrankte  am  6.  Juni  nnd  starb;  zwei  Berglente  B.  und  F.,  die 
mit  D.  verkehrten,  erkrankten,  ebenso  ein  Berginvalide  S.,  ein  Verwandter  von 
B.  Die  letzten  3  Fttllc  ereigneten  sich  vom  12.  bis  24.  Angust.  In  SOlderholz 
herrschte  zu  derselben  Zeit  Scharlach,  daher  sind  wohl  noch  einige  Fälle  von 
Genickstarre  vermutlich  als  Scharlach  geführt  worden. 

In  Hanau  erfolgten  im  Monat  Februar  und  März  19  Erkranknngen ; 
unter  den  Erkrankten  befanden  sich  18  Soldaten  des  Infanterie -Begiments 
Nr.  166  nnd  ein  9Jäbriger  Scbuljnngc,  der  den  Sojdaten  Brod  abgekauft  hatte 
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und  sidi  hierbei  angeeteckt  haben  konote.  Von  den  18  Militärpersonen  er- 
krankten 2  schwer,  tod  denen  einer  starb,  die  ttbrigen  16  dagegen  nnr  leicht. 
Li  vier  Fällen  ergab  die  bakteriologische  Untetsnchnng  JSgef-Weichsel- 
bnaniBche  Biplolcokken.  Die  Entatehnng  dieser  Easerneuepidemie  ist  nnbe- 
kaont;  es  ist  eine  direkte  Uebertragntig  dnrcb  den  Verkehr  anznnehmen. 
Die  Erkrankungen  erfolgten  in  der  Zeit  vom  9.  Febmar  bis  30.  März,  die 
letzte  Entlassung  fand  am  11.  April  statt.  Behufs  Verhütung  weiterer  Er- 
krankungen wurde  das  Bataillon  verlegt  nnd  die  Kaserne  desinfiziert. 

Eine  üobertragung  wird  aas  dem  Beg.  Bez.  Stettin  berichtet.  Am 
25.  Januar  erkrankte  em  Mädchen  von  6  Jahren  in  einem  Hause  zu  Stolpen- 
hageo,  in  dem  in  Norember  des  Jahres  zuvor  ein  nicht  gemeldeter  Fall  Ton 
Genickstarre  vorgekommen  war.  Ein  Fall  in  Naugard  im  Mai  wird  anf  In- 
fektion in  Bernnagen,  wo  im  März  eine  Erkrankung  vorgekommen  war, 
zurückgeführt. 

Bei  13  gemeldeten  Fällen  wurde  die  Diagnose  später  abgeändert;  es 
handelte  sich  um  Scharlach,  taberkolose  EirnbantentzQuaung,  Pnenfflonie,  Ge- 
birnaneuTfsma,  Sepsis,  zerebrale  Kinderlähmung. 

9.  Schntzmaßregeln. 

Als  Scbatzmafl regeln  worden  Absondemn^  der  Erkrankten,  Femhaltnng 
der  gesunden  Kinder  aus  den  betreffenden  Fanulien  vom  Schulbesuch,  Desin- 
fektion der  Wohnung,  Kleider  und  Effekten  ausgeführt  Wenn  angängig, 
wurden  die  Kranken  m  eine  Krankenanstalt  überführt. 

Ew.  Hoch  wohlgeboren  teile  ich  vorstehendes  zur  gefälligen  woiteron 
Veranlassung  gemäß  ErlaB  vom  21.  Februar  1903  ~  M.  Nr.  11346  —  er- 
geben st  miL 

Franklerimg  von  Brlefsendnugen  In  Angelcgenbelten  der  Brztllohen 
Ehrengerichte.  Boscheid  des  Ministers  der  usw.  Modizinalan- 
gelegenheiten  vom  7.  Dezember  1903   an   sämtliche  Aerztekammern. 

Auf  die  mir  unter  dem  20.  Oktober  d.  J.  —  90  —  abschriftlich  einge- 
reichte Vorstellung  der  Aerztekammer  der  Provinz  Schlesien,  erwidere  ich  dem 
Ausscbnß  der  Aerztekammern  crgobenst,  daß  die  nichtstaatlichen  Poljzeibe bürden 
znr  Frankiemng  der  Brief  Sendungen  an  die  Aerztekammern  nicht  verpflichtet 
sind.  Die  Auffassung,  daß  die  Aerztekammern  in  ähnlicher  Weise  Organe  der 
Selbstverwaltung  für  den  umfang  der  Provinz  seien,  wie  die  Landes  Versiche- 
rungsanstalten, ist  unzutreffend,  da  die  Aerztekammern  nicht  wie  die  Landes- 
versicherungsanstalten an  die  Selbstverwaltungsorgane  der  Provinz  ange- 
scbloBsen  sind. 

Aach  kann  für  Brief  Sendungen  der  Polizeibehörden  in  Angelegenheiten 
der  ärztlichen  Ehrengerichte  eine  Frankicrung  schon  deshalb  nicht  in  Frage 
kommen,  weil  die  Portoauslagen  za  den  Kosten  gebären,  welche  dem  verar- 
teilten  Angeschuldigten  zur  Last  fallen.  Bei  Frankierong  der  Sendungen  der 
Polizeibehörden  würden  somit  die  letzteren  dem  Angeschuldigten  einen  Teil  der 
ihm  znr  Last  fallenden  Kosten  abnehmen. 


OebühreM  fBr  Xrstllcbe  SlADStlelstnDgen  bei  BehSrden.  Erlaß  des 
KOnigL  Staatsministeriums  der  Justiz  vom  21.  Juli  1904. 

Eine  Polizeibehörde  berichtete  dem  Staatsanwälte  bei  einem  Landgerichte, 
daß  ein  Bauer  rechtswidrig  körperlich  verletzt  wurde  nnd  infoli;e  der  Ver- 
letzung in  der  Behandlang  eines  praktischen  Arztes  steht.  Der  Staatsanwalt 
ersuchte  den  Arzt  am  die  Uebersendnng  eines  „einfachen  Berichts  über  die 
Ursache,  die  Art  und  die  Folgen  der  Verletzung"  und  fügte  dem  Ersuchen  die 
Bemerkung  bei,  daß  die  „für  die  Erstattung  eines  einfachen  Berichts  auf  die 
Staatskasse  anzuweisende  Gebühr  eine  Hark  beträgt" ;  der  Arzt  entsprach  dem 
Ersuchen  nicht.  Er  wurde  auf  Veranlassung  des  Staatsanwalts  als  Sachver- 
ständiger zur  Haupt  verband  long  geladen,  die  in  dem  wegen  der  Tat  eröffneten 
Strafverfahren  anberaumt  worden  war.  Bei  der  Verhandlung  erwiderte  der 
Arzt  auf  die  Frage  des  Richters,  warum  er  dem  Ersuchen  des  Staatsanwalts 
nicht  entsprochen  habe,  daß  dieser  unter  der  Beeeichnung  , einfacher  Bericht* 
ein  , Gutachten"   verlangt,    er  aber  sich   nicht  für  verpflichtet  getialtcn  habe 
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gegen  die  in  Aussiebt  gestellte  Gebühr  von  einer  Uark  ein  Ontacbten  zu 
erstatten. 

Ein  Bezirks&Tzt  behandelte  in  seiner  Privatprrxis  einen  Polier,  der  bei 
dem  Einsturz  einer  Brücke  eine  Verletziing  erlitten  hatte.  Der  Staatsanwalt 
leitete  gegen  den  Ineenienr,  dem  der  Bau  der  Brücke  übertragen  war,  wegen 
eines  Vergehens  nacu  §  2Ü0,  Abs.  1,  2  and  §  330  des  Straf gesetzboches  das 
Strafverfahren  ein  und  ersuuite  den  Bezirksarzt  um  einen  „einfachen  Bericht 
Über  die  Folgen  der  von  dem  Polier  erlittenen  Verletzung".  Der  Bezirksarzt 
erstattete  den  Bericht  and  erhielt  die  dafür  berechnete  Gebühr  vom  Staats- 
anwalte  znr  Zahlung  aus  der  Staatskasse  angewiesen.  Die  FinanzbebCrde  be- 
anstandete die  Bewilligang  der  Gebühr,  weil  sie  der  Anschauung  war,  daß  der 
Bezilksarzt  als  Amtsarzt  aach  für  ein  ans  Anlaß  eines  Vorkonunnisaes  in  seiner 
PriTatpiaxis  erstattetes  Gutachten  eine  Gebühr  dann  nicht  zu  beanspruchen 
habe,  wenn  die  Kosten  vom  Staate  zu  tragen  sind.  Der  Staatsanwalt  Melt  die 
Anschannng  der  Finanzbehärde  nicht  für  richtig,  der  Oberstaatsanwalt  sprach 
sich  in  entgegonKesetztem  Sinne  ans. 

Diese  Vorkommnisse  geben  dem  Staatsmiuistorium  der  Justiz  AnlaQ,  im 
Einvernehmen  mit  den  Staatsnünisterien  des  Innern  und  der  Finanzen  folgendes 
zu  bemerken: 

1.  Sobald  die  Staatsanwalt  davon  Kenntnis  erlaagt,  daß  jemand  rechts- 
widrig kSrperlich  verletzt  wurde,  hat  sie  don  Sachverhalt  zu  erforschen  (g  158 
der  8t.-P.-0.).  Der  Arzt,  der  den  Verletzten  behandelt,  kann  über  die  Ur- 
sache, die  Art  und  die  Folgen  der  Verletzung  den  besten  Aufschluß  erteilen. 
Handelt  es  sich  am  eine  Körperverletzung,  die  nicht  zn  den  schweren  gebärt, 
<§  255  der  8t.-P.-0.),  so  wird  es  für  die  Zwecke  der  Strafrechtsp&ege  in  der 
Begel  genügen,  daß  der  Arzt  den  AnfschloB  schriftlich  erteilt.  Das  Attest 
des  Arztes  maß  aber  so  eingehend  abgefaßt  sein,  daß  das  Gericht  eine  ver- 
ISssige  Grandlage  für  die  Entscheidung  hat  and  der  Arzt  nicht  durch  die 
Ladung  vor  das  Gericht  seinen  Berufs geschäften  entzogen  zu  werden  braucht. 
Der  Arzt  kann  in  der  Eegel,  namentlich  bezüglich  der  Frage,  welche  Folgen 
die  Verletzung  hat,  ds^  Attest  nur  auf  Grund  einer  sorgfältigen  Untersuchung 
und  Beobachtung  der  Verletzung  ausstellen.  Bie  Ausstälung  des  Attestes  wird 
daher  in  der  Eegel  als  eine  ärztliche  Dienstleistang  im  Sinne  der  Ziffer  7  der 
Verordnung  vom  17.  November  IWi  (Ges.-  a.  Verordn.-Bl.  S.  715)  beigefügten 
Gebührenordnung  anzusehen  sein,  für  die  der  Arzt  aas  der  Staatskasse  bei 
.einfachen  Dntersuchungen  und  Beobachtungen"  eine  Gebühr  von  fünf  Mark, 
und  in  den  -^  wohl  selteneren  —  Fällen  „zeitraubender  Untersuchungen  und 
Beobachtungen'  eine  Gebühr  von  10  Mark  zu  erhalten  hat. 

Ersucht  die  Staatsanwaltschaft  den  Arzt  mit  bezug  auf  das  ausgestellte 
Attest  um  einen  weiteren  Aufschluß,  so  wird  der  Arzt  aus  der  Staatskasse 
.für  die  Erteilung  einer  schriftlichen  Auskunft  ohne  nähere  gutachtliche  Aus- 
führung'' —  z.  B.  für  die  Angabe  des  Tages,  an  dem  der  Verletzte  aus  der 
Behandlung  getreten  ist  —  nach  Ziff.  10  der  Gebührenordnung  für  amtsärzt- 
liche Dienstleistungen  eine  Gebühr  von  einer  Mark,  für  eine  nach  Vomalime 
einer  Dntersachong  erteilte  Auskunft  —  z.  B.  (ür  die  Auskunft  darüber,  ob 
der  Verletzte  die  frühere  Arbeitsfäbigkeit  wieder  erlangt  hat  —  nach  Ziffer  9 
der  Gebührenordnung  eine  Gebühr  von  drei  Hark  zu  erbalten  haben. 

Werden  ^  vorbehaltlich  der  Würdigung  amtsärztlicher  Dienstleistungen 
von  Fall  zu  Fall  ^  nach  den  bezeichneten  Gesichtspunkten  die  Gebühren  der 
Aerzte  festgesetzt,  die  auf  Veranlassung  der  Staatsanwaltschaft  über  Vor- 
kommnisse m  ihrer  Frivatpraxia  Gutachten  oder  Berichte  erstatten  (§  9  der 
Verordnung  vom  17.  November  1902),  so  werden  die  Aerzte  in  der  Begel  die 
ihrer  Mühewaltung  angemessene  Gebühr  empfangen. 

2.  Die  Anschauung,  daß  ein  Amtsarzt,  der  auf  Veranlassung  einer  Be- 
hörde über  ein  Vorkommnis  in  seiner  Privatpraxis  ein  Gutachten  oder  einen 
Bericht  erstattet,  aus  der  Staatskasse  eine  Gebühr  dann  nicht  erhält,  wenn  die 
Kosten  vom  Staate  zu  tragen  sind,  findet  keine  Stütze  in  dem  Beschlüsse  des 
Obersten  Lacdesgerirbts  vom  S.2.  Oktober  1903  (J.-M.-Bl.  S.  453 :  Sammtg.  von 
Entsch.  dieses  Gerichts  in  Strafsachen,  Bd.  IV,  S.  85).  Der  Beschluß  vom 
22.  Oktober  1903  bezieht  sich  nur  auf  den  Fall,  daß  ein  Amtsarzt  aus  Anlaß 
unes  Vorkommnisses  in  seiner  Privatpraxis  vom  Gericht  als  Sachverständiger 
ernannt  und  vernommen  worden  ist,  daß  also  sein  Ansprach  auf  Eutschädignng 
gegen  die  Stoatskasae  (g  84  3t.-P.-0.)  nach  Maßgabe  der  OebOhrenordnnng  für 
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Zengen  nnd  Sachte rBtSod ige  und  der  bestehenden  besonderen  Taxvorachrjftcu 
festzosetzen  ist  (gg  13,  14  der  uigeführten  QebOlirenordniuiK ;  g  16,  Abs.  1,  2 
der  Verordnung  vom  17.  November  1^)02).  Die  Qebtthrenordnniig  i&r  Zengen 
und  SachTerständige  enthält  keine  Vorschriften  tkber  die  Vergfitnng,  die  aas 
der  Staatskasse  den  Aorzten  za  gewähren  ist,  die  einer  BehOrde  aber  ein  Vor- 
kommois  in  der  Privatpraxis  ein  schriftliches  Qntachten  oder  einen  Bericht 
erstatten.  Deshalb  wurde  zur  Ergänzung  der  Qebühren Ordnung  fUr  Zeagen 
und  Sachverständige  daroli  den  §  9  der  Verordnung  vom  17.  November  1902 
bestimmt,  daß  Amtsärzte  oder  andere  Aerzte  für  die  Erstattung  der  bezeich- 
neten Berichte  und  Qatachten  eine  Vergütung  nach  Maßgabe  des  g  8,  Abs.  1 
der  Verordnung  erhalten.  Nach  g  8,  Abs.  1  sind  die  in  dco  gg  U,  4,  ö  bezeich- 
neten VergUtnagen  zu  gewähren,  und  zwar  gleichviel,  von  wem  die  Kosten  zu 
tragen  sind;  es  ist  —  im  Gegensätze  zum  §  15  Abs.  2  der  Verordnnng  — 
weder  im  g  9  noch  im  g  8,  Abs.  1  davon  die  Bede,  d&B,  wenn  ein  Amtsarzt 
ans  Anlaß  eines  Vorkommnisses  in  der  Privatpraxis  einen  Bericht  oder  ein 
Gutachten  erstattet,  die  Bestimmungen  in  den  g§  3,  6  der  Verordnung  anzu- 
wenden sind.  Aus  g  8,  Abs.  1  and  §  9  der  Verordnung  ist  hiernach  zu  ent- 
nehmen, daß  der  Amtsarzt,  der  auf  Veranlassung  der  Staatsanwaltschaft  übet 
ein  Vorkommnis  in  der  Privatpraxis  em  schriftlicheB  Gutachten  oder  cioca  Be- 
richt erstattet, '  aas  der  Staatskasse  eine  Vergtltang  nach  Maßgabe  der  gg  3, 
4j  5  der  Verordnung  vom  17.  November  1903  auch  dann  zu  erhiJten  hat,  wenn 
die  Kosten  vom  Staate  sa  tragen  sind. 

Die  Staatsanwaltschaft  hat  dies  zu  beachten;  hei  der  Festsetzung  der 
dem  Amtsarzte  za  bewilligenden  Vergütung  wird  sie  die  in  Hr.  1  bezeichneten 
Gesichtspunkte  im  Auge  zu  behalten  haben. 

O.  QiTOflsliei-zDstiiini  Baden 

Ablndemiig  des  Follietstrafgesetiboches  In  Besng  anf  Ausübung  der 
Hellkande  dmrch  nicht  approbierte  Personen  und  AnkDndlgong  von  Hell* 
mltteln  nnd  Hellmethoden.     Gesetz  vom  'iO.  Aagast  1904. 

Art.  1.  In  das  Foliz  eistraf gesetzbuch  vom  81.  Oktober  186Ü  werden 
folgende  neue  Bestimanngcn  eingefügt: 

Ausübung  der  Heilkunde. 

§  81.  Personen,  welche,  ohne  hierzu  approbiert  zd  sein,  gewerbsmäßig 
die  Heilkunde  ausüben,  werden  an  Geld  bis  zu  IbO  Mark  oder  mit  Haft  be- 
straft, wenn  sie  den  Verordnungen  über  die  An-  und  Abmeldung  ihres  Oewerbe- 
betriebes  oder  ttber  die  Anzeige  der  ihnen  bei  Ausübung  ihres  Gewerbes  bekannt 
werdenden  gewaltsamen  Todesfälle,  lebcosgeföhrlichen  Körperverletzungen, 
Vergiftungen,  Verbrechen  und  Vergehen  wider  das  Leben  zuwiderhandeln. 
Ankündigung  von  Heilmitteln  und  Ankündigung  iuAnsQbung 
der  Heilkunde. 

g  84.    An  Geld  bis  zu  150  Hark  oder  mit  Haft  wird  bestraft,  wer 

1.  Arzneimittel,  welche  dem  freien  Verkehr  entzogen  sind, 

2,  Mittel,  welche  zur  Verhfitnng  der  Empfängnis  zn  dienen  bestimmt 
sind,  öffentlicht  ankündigt  oder  anpreist.    Der  gleichen  Strafe  unterliegt,  wer 

8.  öffentlich  Ankündigungen  oder  Anpreisungen  erläßt,  worin  die  Deber- 
nahme  der  Heilbehandlung  von  Kranken  ohne  persönliche  Untersuchung  <Fem- 
behandluag)  angeboten  wird, 

4.  in  öffentlichen  Ankündigungen  oder  Anpreisungen,  worin  die  Eeil- 
behandlong  von  Menacbcn-  and  Tierkrankheiten  oder  worin  die  Mitteilung  oder 
Anwendung  von  Gegenständen,  Mitteln,  Vorrichtungen  oder  Methoden,  die  zur 
Verhütung  oder  Heilung  von  Menschen-  oder  Tioikrankheiten  bestimmt  sind, 
angeboten  wird,  täuschende  Angaben  über  Vorbildung,  Befäiiigang  oder  Erfolge 
oder  prahleriscne  Versprechungen  macht, 

5.  Ankündigungen  oder  Anpreisungen  der  in  Ziffer  1 — 4  bexeichneten 
Art  verbreitet,  obwoU  er  nach  ihrem  Inhalt  oder  auf  ihm  behördlich  erteilte 
Auskunft  oder  Warnung  wissen  muß,  daß  sie  unter  das  Verbot  der  Ziffern  1 
bis  4  fallen.  Ankündigongeu  in  der  medizinischen  und  pharmazeutischen  Fach- 
presse fallen  nicht  unter  das  Verbot  der  Ziffern  1  and  2. 

VerantwortI.Bedaktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Geh.  Hed.-Bat  in  Minden  i.  W. 

J.  C.  C.  BruDS,  llanogL  S^.-Ii«.  u.  \r.  Sch.-I.  Itoniudulru.kenl  Ui  Mimlcn,"  'c> '  ^ 
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Rechtsprechung. 

Der  Torstand  «Iiior  preosslgchen  Asrrtekamitier  ist  bei  Beleidigung 
der  Aente   nr    Stellnng    des   StrafantrageH  nicht  beftigt.    urteil   des 

Reichsgerichts  Tom  112.  Dezember  lu03. 

Der  Ängeldagte  ist  sul  Qmnd  der  Feststellong  Terocteilt,  daß  er  zu  B. 
doich  2  selbständige  Handlangen  am  24.  and  25.  März  190B  die  B.er  Aerzte 
Öffentlich  dnrch  die  Fresse  beleidigt  hat.  Der  Strafantrag  iat  gesteUt  von 
Prol  Dr.  E.,  Hitglied  des  Vorstands  der  Aerztekammer  für  die  Provinz  Branden- 
burg nnd  den  Stadtkreis  B.  and  zwar  in  aasdrückücher  Vollmacht  dea  Vor- 
stuides  dieser  Aerztekammer  and  nar  namens  der  Aerztekammer.  Das  ange- 
fochtene Urteil  hält  diesen  Strafantrag  für  genügend  mit  Rücksicht  auf  §  2 
der  Verordnang  vom  26.  Uai  1887,  betr.  ue  Kinrichtang  einer  ärztlichen 
SUodesrertre  ton  g : 

.Der  Oescbäftskreis  der  Äerztekammera  ninfaßt  die  Erörterung  aller 
Fragen  nnd  Angelegenheiten,  welche  den  ärztlichen  Beruf  and  das  Interesse 
der  Öffentlichen  Oesondheitspflege  betreffen  oder  auf  die  Wahrnehmung  and 
Vertretung  der  ärztlichen  Standesinteressen  gerichtet  sind. 

Die  Aerztekammem  sind  befagt,  innerhalb  ihres  Qeschäftskrelses  Vor- 
stellongen  and  Anträge  an  die  Staatsbehörden  zn  richten  .  .  ." 

Das  Landgericht  schliesst  hieraus:  Es  stehe  den  Aerztekammem  das 
£echt  za,  and  es  liege  Ihnen  auch  die  Pflicht  ob,  nicht  nur  die  materiellen, 
■ondem  auch  die  idealen  Interessen  sämtlicher  Äerzte,  die  sie  umfassen,  za 
«ahren  nnd  za  Bchfitzen.  Daß  hieranter  der  Schatz  der  Ehre,  besonders  der 
ugegriffenen  Bernfsehre  des  grOfiten  Teils  ihrer  AngehGrigen  zu  rechnen  sei, 
li^  auf  der  Hand. 

Diese  Ansicht  erscheint  nicht  zutreffend. 

Der  Begriff  der  ärztlichen  Standesinteressen  läßt  sich  allerdings  nicht 
scharf  bestimmen.  Es  mag  sprachlich  angängig  sein,  za  ihrer  Wahrnehmung 
die  strafrechtliche  Verfolgung  desjenigen  zu  rechnen,  welcher  sich  einer  Be- 
leidigung von  Aerzten  sdinldig  macht,  weil  der  Stand  der  Aerzte  ein  Inter- 
esse daran  hat,  daß  Angriffe  gegen  die  Ehre  der  einzelnen  gesühnt  werden, 
wie  in  ähnlichem  Sinne  onter  Umständen  auch  die  Bestrafung  anderer  Antrags- 
delikte dem  Standesinteiesse  dienen  kann,  mOgen  sie  gegen  Aerzte  oder  Ton 
Aetzten  begangen  sein.  Allein  eine  so  amfassende  Bedentang  ist  den  bezeich- 
neten Worten  in  der  erwähnten  Verordnang  nicht  beizulegen,  wie  namentlich 
durch  die  anannehmbaren  Folgerungen  ans  der  Ansicht  des  ersten  Bichters 
Uargeetellt  wird.  Wegen  der  rechtlichen  Unmägüchkeit  einer  Beleidigung  des 
Sundes  der  Aerzte  kommt  strafrechtlich  immer  nur  die  Beleidigung  der  ein- 
zelnen  Personen  in  Betracht,  und  wenn  die  Strafverlolgang  dessen,  der  alle 
B.er  Aerzte  beleidigt,  ein  ärztliches  Interesse  im  Sinne  der  Verordnang  dar- 
stellte, 80  müsste  ein  solches  such  bei  der  Beleidigung  schon  eines  einzelnen 
Arztes  Torliegen  kQnnen.  Ob  ein  solches  vorläge,  hätte  der  Vorstand  der 
Aerztekammer  za  entscheiden.  Dieser  wurde  al»o  nach  der  Anslegung  des 
Landgerichts  wegen  jeder  einem  Arzte  widerfahrenen  Beleidigung  wirtuam 
Strafantrag  stellen  kOnnen.  Es  wfirde  dabei  keinen  Unterschied  machen,  ob 
die  Beleid^ang  mit  dem  Berufe  des  Arztes  im  Zosammenhang  stände  oder 
licht.  Der  Arzt  wäre  nicht  mehr  aosschließlich  zur  Entscheidung  darttber  be- 
rechtigt, was  er  zur  Walirang  seiner  Ehre  für  erforderlich  hält,  insbesondere 
ob  er  die  Angehung  der  Strafgerichte  fttr  genoten  erachtet.  Während  die  Ter-  > 
tchiedensten,  aach  wohlberechtigten  QrQnde  ihn  bewegen  können,  ein  gericht^ 
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liebes  Vertabren  zn  vermeiden,  würde  ein  solches  durch  den  Kammervaratuid 
Totanl&ßt  werden  kdnnen.  Diesem  wäre  ein  Recht  gewährt,  welches  io  bezog 
auf  BechtSBjiw&lte,  obgleich  deren  Organisatian  eine  gefestigtere  ist,  dem  Vor- 
stand der  Anwaltskenuner  versagt  ist.  (Vergl.  Eechtsanwalts Ordnung  vom 
1.  Juli  1878  gg  49,  50.)  Jones  Becht  würde  aasgedehntcr  sein,  ab  das  Straf- 
antragsrccht  der  amtlichen  Vorgesetzten  von  Beamten,  Beligionsdlenem  and 
Uitgliedem  der  bewafiheten  Macht.  Biese  Vorgesetzten  kSnnen  nach  §  196 
St.-0.-B.  einen  Strafantrag  nur  stellen,  wenn  die  Beleidigung  gegen  ihre  Unter- 
gebenen, während  diese  in  der  Ansübong  ihres  Serofs  begriffen  sind  oder  in 
Beziehung  auf  ihren  Beraf  besangen  ist.  Wenn  bei  einem  OffentUchrechtlicheu 
üntcrordnnngs Verhältnis  das  Antragsrecht  der  Vorgesetzten  ein  beschränktes 
bt,  wäre  es  gesetzgeberisch  kaum  verständlich,  bei  einem  Verhältnis,  wie  es 
Ewbchen  Arzt  und  Aerztekammcr  besteht,  dem  Vorstande  der  Kammer  ein 
tatsächlich  nnbeschränktes  Antragarccht  cinznränmen,  ein  Becht,  welches  zndem 
dann,  wenn  es  sich  um  einen  beamteten  Arzt  bandelt,  in  Widerstreit  mit  dem 
Rechte  der  Vorgesetzten  treten  kGnntc,  Qbei  die  Angemessenheit  der  straf- 
rechtlichen Verfolgung  im  dienstlichen  Interesse  zn  (entscheiden.  Es  küimte 
anch,  seit  das  Gesetz  vom  26.  November  1899,  betr.  die  ärztlichen  Ehren- 
gerichte naw.,  in  Kraft  ist  in  einer  von  diesem  Oesetz  nicht  gewollten  Webe 
der  Beilegang  von  Streitiglcelten  nnter  Vermittelang  des  Efarenrats  Eindernbse 
bereiten. 

Endlich  bt  zu  erwägen:  Wer  wegen  der  im  Strafgesetzbuch  onter 
Strafe  gestellten  Eundltmgen  ontragsbercchtigC  bt,  kann  nor  noch  Maßgabe 
des  StrafgesetzbnchB  entschieden  werden.  Die  Frage  der  Antragsberechtignng 
wegen  Beleidigoog  ist  im  Strafgesetzbache  erschöpfend  geregelt.  Wie  die 
Landes  geaetzgebnng  den  Kreb  der  Antrags  berechtigten  nicht  einschränken 
kann,  so  kann  sie  um  anch  nicht  ansdehnen.  Die  PreoBbche  Verordnung  vom 
25.  Mai  1887  nüUgt  in  keiner  Webe  za  der  Anslegnng,  daB  sie  eine  dem 
Bddisrecht  zuwiderlaufende  und  daher  ungültige  Vorsäirift  über  das  Stn^- 
antrogsrecht  des  Vorstandes  der  Aerztekammcr  hätte  erlassen  wollen. 

Somit  ist  anf  die  Bttge  der  Verletzung  der  §§  194.  61  St-O.-B.  das  an- 
gefochtene Urteil  aufzuheben  und  das  Verfahren  einzustellen. 

ünlHüterer  Wettbewerb,  begangen  durch  die  Behanptimg,  Krank- 
heiten,  wel«he  von  den  Aerzten  als  nnheilbar  evEohtet  seien,  mit  Sicher- 
heit dureb  ein  gescliQtztes  Heilverfahren  hellen  za  kfinnen.  IJiteil  des 
Beichsgerlchts  vom  22.  September  1908. 

In  bezog  auf  den  Angeklagten  P.  stellt  das  angefochtene  Drteil  in  An- 
knüpfung an  den  Eingang  der  öffentlichen  Bekanntmachn^  vom  2.  Febr.  1902 ') 
„Sielil  Die  Heilung  ist  so  nahe!"  und  an  den  Satz  „Der  grGBte  Teil  war 
anscheinend  unheilbar,"  sowie  wegen  der  ziemlich  alle  Arten  von  Krankheiten 
umfassenden  Aufzählung  der  angeblich  geheilten  Krankheiten  fest,  daß  jene 
Bekanntmachung  in  dem  Leser  den  irrigen  Glauben  erwecken  sollte  ond  er- 
weckte, der  Angeklagte  vermDge  Krankheiten,  die  von  den  Aerzten  als  unheilbar 

hatte  folgenden  Wortlaut: 
,  die  Heilung  bt  so  nah  I 
Esibad  und  Lebensmagnetbmus I    Magnetbche  Kurbädert 
Neu  und  Elektrische  Lichtbäder  1 

einzig  in  B.  Elektrbche  Lobtanninbäder 

und  andere  Bäder  der  Neuzeit  1 
Das  wirksamste  und  erfolgreichste  Kurbadt 
Durch  mein  gesetzlich  geschütztes  kombiniertes  Heilverfahren,  welches 
sich  in  kurzer  Zeit  so  vorzüglich  bewährt  und  beliebt  gemacht  hat,  wurden 
gebeilt:  Rheumatbmns,  Oicht,  Nervenkrankheiten,  Nenr&lgie,  Neurasthenie, 
bchias,  Veitstanz,  chonischer  Bachen-,  Magen-  und  Darmkatarrh,  Flechten, 
Herz-,  Leber-,  Nieren-,  Gelenk-,  Gallen-  nnd  Biickenmarkaleiden,  Asthmo,   Mi- 

fräne,  Zuckerkrankueit,  Verfettung,  Lungen-,  Eämorrhoidal-  und  Frauenleiden, 
leichsncht,    Blutanuat,     Kinderkrankheiten,    Bleikolik,    Dipbtberitis,  Sück- 
hoaten  usw. 

Der  grOflte  Teil  war  ansclieinend  unheilbar  ....  .  / .  -  :^ .  ^ 

Carl  F.,  Direktor  und  prokt  Uagnetopatb.  '^^ 
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erachtet  seien,  mit  äclieiheit  n  heiles.  Zu  der  dem  Teneichnis  der  Krank- 
heiten voraoBgehenden  Einleltong  , Durch  mein  eeaetilich  geachtttites  HeÜTei- 
Ikhren,  welches  rieb  in  letitw  Zeit  so  TonOglit^  bewUut  und  beliebt  gemuht 
hat,  weiden  gehdlt  .  .  .*  wird  ffls:^eateUt,  daß  für  den  Ang^lagten  lediglich 
ein  OebTMiclmnDster  für  die  Anwendong  flexibler  Znleitongsbransea  fOr  die 
EoblenB&ant  bei  Badewannen  mit  Eohleuaänremfflhning  eingetragen  isL  Wenn 
hieraas  in  TerUndnng  mit  den  Kcringen  Kenntnissen  nnd  einseitigen  Ansichten 
des  sich  als  Direktor  nnd  praktbchen  Uaenetopathen  beidchnenden  Ange- 
klagten der  SchlnB  gezogen  wird,  daß  er  übet  die  Beschaffenheit  seiner  ge- 
werblichen Leistungen  unwahre  und  zur  Irretahrang  ged^ete  Angaben  tat- 
sichlicher  Art  geowcht  hat,  so  ist  dies  nicht  rechtsirng.  Em  Oebranchsmoster 
ist  kein  HeÜTerbhren,  selbst  wenn  es  bei  eiaem  HeilTerfabren  Anwendung 
flndet.  Die  Behanptnng  des  Erwerbs  eines  gesetiUchen  Schutaes  tttr  ein  Heit 
verMiren  ist  üne  Angabe  tatsfichlicheT  Art  Eine  solche  ist  nicht  minder  die 
in  Verbindung  hiermit  aufgestellte  Behauptung  der  Fähigkeit  zur  Heilung  der 
anjlgefohrten  Krankheiten. 

Anch  die  Itbrigen  TatbestaBdamerlanale  des  g  4  des  Oesetaes  vom 
27.  Mai  1896  zu  Beumptong  des  unlauteren  Wettbewerbs  sind  ohne  Ver- 
letsuBg  des  materiellen  Hechts  mit  einer  dem  §  36  der  Str.-F.-O.  genttgenden 
Begründung  festgestellt.  Inbesoudere  gilt  dies  Ton  der  Feststellung,  daß  der 
Angeklagt«  wissentlich  gehandelt  hat.  Eine  Anf eehtong  der  BeweiswQrdigung, 
in  deren  Begründung  ein  WideiBpntcb  uicht  gefnnden  werden  muß,  ist  un- 
statthaft.   

üalsnterer  Wettbewerb  bet  AiprelBong  eines  ,^nrliiBtltateB**. 
Urteil  des  KOnigL  FreuBischen  Kammergerichts  vom  S.  .lani 
1.904. 

Uie    Voronssetsongen    der    Anwendung    des    §  4    des 

Oeeetses  vom  27.  Hai  1896  znr  Bekimpfang  des  onlantoreD  Wettbewerbes  sind 
bedenkenfrei  von  der  Strafkammer  festgestellt.  Mit  Unrecht  behauptet  die 
Beririon,  daß  die  Zeitungsanzeigen  keine  Angaben  tatsächlicher  Art  enthalten, 
und  daß  dies  insbesondere  von  der  Angabe  gelten  mUsae:  ,,Wiaaenachattliche 
Diagnose  absolut  sicher".  .  . 

ZonftchBt  ist  letzteres  nicht  die  einzige,  tatsächliche  Angabe,  die  der 
Verurteilung  zngronde  liegt.  Denn  aasdrücUicli  wird  in  dem  angefochtenen 
Urteile  aus  den  Zeitungsanzeigen  der  Satz  Über  die  akademisch-medizinisch 
gebildeten,  durch  19  jährige  Praxis  gereiften  Assistenten"  herausgehoben  nnd 
—  mit  Becht  —  als  Angabe  tatsächlicher  Art  gekennzeichnet.  Aber  tod  der- 
selben Art  ist  die  Angabe  über  die  absolut  nichere  Diagnose,  d.  h.  Über  die 
onfelilbar  richtige  Erkennung  der  Krankheit  (nicht  über  ilie  „Wahrscbeinlich- 
keitsbeatimmung  der  Krankheit",  wie  die  Berision  meint;  denn  neben  der  Be- 
stimmung des  Wahrscheinlichen  hätte  die  Betonung  der  absoluten  Sicherheit 
solcher  Bestimmnng  keinen  Sinn).  Es  ist  also  die  Behauptung  aufgestellt,  man 
habe  sich  in  der  Diagnose  nie  geirrt  und  werde  sich  deshalb  nie  irren.  Ersteres 
ist  zweifellos  tatsächlich.  Es  war  nach  der  Meinung  des  Berafongsrichters 
zur  Irreftthrong  geeignet.  Dies  ist  rechtsirrtUmlich.  Denn  wenn  auch  mit  der 
Bevision  anzunehmen  sein  wird,  daß  zahlreiche,  einsichtige  Leser  die  Unwahrheit 
der  Behauptung  nnd  damit  ihren  Charakter  als  einer  bloßen  Anpreisung  erkennen 
konnten,  so  sagt  die  Strafkammer  doch  ansdrüddlch,  daß  „zahlreiclie,  orteils- 
schwache,  oder  unter  dem  Einflüsse  von  Krankheiten  stehende  Personen"  ge- 
täuscht werden  konnten.  Dies  ist  tatsächlich  unanfechtbar  und  rechtlich  aus- 
reichend. Weiter  rügt  die  Bevlsiou  die  Verletzung  des  ^  47  8t-Q.-B..  donn  es 
lei  bettlglich  B.'s  nur  ein  Mitwisson,  Zustimmen  und  Kennen  festgestellt.  Aber 
die  Straäammer  sagt  nicht  nnr,  daß  der  Angeklagte  „volle  Kenntnis  von  den 
Anxeigen  gehat>t  und  ihnen  zugestimmt  habe",  sondern  ancli,  daß  er  „bei  der 
Ab&LBsnng  nnd  VerSfFentlichun^  der  hier  fraglicnen  Anpreisung  mittätig  gewesen 
sei".  Cnd  zur  Begrllndung  wird  hingewiesen  anf  einen  Brief,  in  dem  B.  über 
den  Wortlaut  üner  Anzeige  dem  Mitangeklagten  S.  Voraciilägc  gemacht  habi'. 
Wenn  aber  hiernach  B.  den  Wortlaut  der  Anzeigen  mit  festgestellt  hat,  so 
konnte  ohne  Bechtdrrtum  angenommen  werden,  ^S  er  die  strafbare  Handlung 
gemeinschaftlich  mit  S.  ansgeftlhrt  habe.  ...  ^.v'^/-^.^ 

Hiernach  war  dio  Bevision  nicht  begründet. 
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ekanotmachaDg  des  Reiche' 

A.  ZentralbaliArdaii,  welolia  Approbattonsii  erteilen. 

J>er  selbBtatäudige  Betrieb  einoi  Apotheke  ertoidert  eine  Approbation. 
Zur  Erteilnog  der  Approbation  als  Apottiekei  ftlr  das  Reichsgebiet  sind 
befngt: 

1.  die  ZeDtralbehörden  derjenigen  Bundesstaaten,  welche  eine  oder  mehrere 
Landeanniversitäten  haben,  mitliin  znr  Zeit  die  zosttlndtgen  Ministerien  des 
KOnigieicliB  FrenBen,  des  EOnigieicha  Bajem,  des  Königreichs  Saciisen,  des 
Königreichs  Württemberg,  des  OroBherzogtoms  Baden,  des  Oroßherzogtums 
Hessen,  des  Groäheizogtnms  Hecklenbnrg-Sch worin  nnd  in  Oemeinschaft  die 
Ministerien  des  OroBherzogtoma  Sachsen  nnd  der  sächsischen  Herzogtümer; 

2.  das  Herzoglich  Brannachweigiscbe  Staatsministerinm  nnd  das  Ministerium 
für  Elsaß -Lothringen. 

B.  Vonelirlften  ftlier  den  VftohwelB  der  BatlhlffnnB:  ■!■  Apothakvr. 
%  2.    Die    Approbation    wird    demjenigen    erteilt,    welcher    die    phar- 
m&zentische  FiHfong  Tollatändig    bestanden  nnd  den  Bestimmungen   Über   die 
Qehilfenzeit  entsprochen  hat. 

Der  pbarmazen tischen  PrUfnng  hat  die  pharmazeutische  YoTprUfung 
YOiherzngehen. 

Die  Zolassnng  zu  den  Prttfnngen  sowie  die  Erteilnng  der  Approbation 
ist  zn  TersBgen,  wenn  schwere  strafrechtliche  oder  sittliche  Verfehlongen  ror- 
liegen.  Die  Entsijieidnng  erfolgt  endgültig  darch  die  ZentralbehStde  des 
Bondesat&ats,  in  dem  die  Znlassnng  nachgesucht  wird ;  sie  bt  bindend  fflr  die 
flbrigen  in  Betracht  kommenden  Zentralbehörden  und  diesen  dnrch  Vcmiittelnag 
des  BeidiskanzleTB  mitzuteilen. 

I.  Pb&zm&>enUiohe  Torprflfbng. 
§  3.    Die  Torprüfongskommissionen  für    die   Vorprüfung  bestehen  ans 
unem  höheren  Medizinalbeamten  als  Vorsitzenden  und  zwei  Apothekern,  Ton 
denen  tonlichat  einer  am  Sitze  der  Kommission  als  Apothekenbesitzer  ansfissig 
sein  soll. 

Der  Sitz  der  Frttfnngskoiainissionen  wird  von  den  Zentralbehörden  der 
einzelnen  Bundesstaaten  bestimmt. 

Der  Vorsitzende  und  die  Mitglieder  sowie  deren  StcllTertretcr  werden 
fSr  drei  Jahre  von  derjenigen  Behörde  ernannt,  welche  die  Aufsicht  über  die 
Apotheken  an  dem  Sitze  der  Fittfangskommission  fuhrt. 

Für  die  FrUfimg  von  Lehrlugen,  welche  von  einem  der  prüfenden 
Apotheker  aosgebildet  worden  sind,  ist  der  Stellvertreter  einzuberufen. 

g  4,  Die  Prhfnngen  werden  in  der  zweiten  Hälfte  der  Monate  März, 
Juni,  September  nnd  Dezember  jeden  Jahres  au  den  von  der  Aufsichtsbehörde 
(§  3)  festzusetzenden  Tagen  abgehalten. 

g  6.  Die  Zulassung  zur  Prüfung  erfolgt  Torbehaltlicb  des  §  2  Abs.  8 
durch  die  Aufsichtsbehörde,  in  deren  Bezirke  die  Lehrzeit  beendet  wird.  Den 
Znlaasnngaantrag  hat  der  ausbildende  Apotheker  spätestens  bis  zum  16.  des 
vorhergehenden  Monats  einzureichen;  spätere  Meldungen  dürfen  nur  ausnahms- 
weise berücksichtigt  weiden. 

g  6.    Der  Meldung  zur  Fräfnng  sind  beizufügen: 
I.  der  Nachweis  der  erforderlichen  wissenachaftliehenVoibildiug.  Dei  Nachweis 
ist  zn  führen  durch  das  von  einem  Gymnasium,  einem  Bealgjmnaainm  oder 
einer  Oberrealschnle  des  Deutschen  Reichs  ausgestellte  Zeugnis  der  Reife 
für  Prima. 

Inhaber  eines  Zeugnisses  einer  Oberrealschnle  haben  anfierdem  den  Nach- 
weis XU  erbringen,  daß  sie  bereits  bei  Zulassung  zur  Apothekerlanfbahn  in 
der  lateinischen  Sprache  diejenigen  Kenntnisse  besessen  haben,  welche  fOr 
die  Versetzung  nach  der  Obersekusda  eines  BealgymnaaioiM  aotweidig 
sind.  Dieser  Nachweis  bt  durch  ein  auf  Orand  stattgehabter  FrtUiuig  axu- 
gestelltes  Zeugnis  eines  QTmnMinms  oder  BealgTsuBslums  xu  flUiren; 
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2.  das  Zeagnis  des  aosbUdeuden  Apotheken  ttbei  die  üaner  der  Äiubildim^, 
die  FUmiiig  and  die  Lelstnagen  des  Lehrlings  während  der  Änsbildnng^oit 
nach  beigetllgtem  Muster  1.  Das  Zeugnis  mnß  von  licm  zuständigen 
Medizinolbeamten,  (Kreisarzt,  Bezirksarzt  nsn.)  hinsichtlich  der  Baner  der 
Ausbildungszeit  tuntlich  bestätigt  sein.  Die  Anabildong  arnftiSt  einen  Zeit- 
raum von  drei  Jahren,  für  die  Inhaber  des  Beifez engnisa es  einer  nennstofigen 
höheren  Lehranstalt  einen  solchen  von  zwei  Jahren  nnd  moB  in  Apotheken 
des  Deutschen  Reichs  erfolgen.  In  die  AasbUdiingszBit  wird  der  Früfongs- 
monat  eingerechnet.  Sie  darf  nicht  unterbrochen  sein;  doch  kOnnen  Dnter- 
biochnngen,  die  in  Urlaub  oder  Krankheit  und  ihnllchen  entschnldbaren 
Anlassen  ihre  Ursache  haben,  bis  zur  Oesamtdauer  von  acht  Wochen  in  die 
Ansbildongszeit  eingerechnet  werden; 

8.  das  Tt^ebnch,  welches  der  Lehrling  während  seiner  Ansbildnngazeit  über 
die  Im  Laboratoriom  unter  Anfsicbt  des  ansbildenden  Apothekers  oder  Ge- 
hUfen  aosgefflhrten  pharmazeutischen  Arbeiten  [führen  und  das  eine  knrze 
Beschreibung  der  vorgenommenen  Arbeiten  und  der  Theorie  der  in  Betracht 
kommenden  chemischen  Vorgänge  enthalten  mnß.  Dom  Tagebncb  ist  eine 
Bescheinigung  des  ausbildenden  Apothekers  beizaftlgen,  dsB  der  Lehrling 
die  Arbeiten  selbst  ausgeführt  hat. 

§  7.    Nach    Empfang  der  ZulasBiiQgBveifägang,    in    welcher  aacb  der 

Zeitpunkt  der  Prüfung  bekannt  gemacht  wird,  hat  der  ausbildende  Apotheker 

dafür  Sorge  zu  tragen,  daB  die  von  dem  Lehrlinge  zu  entrichtenden  Prüfongs- 

fehtthren  Im  Betrage  von  24  U.  an  die  von  der  Landesbehärde  zu  bestimmende 
teile  eingezahlt  werden,  und  den  Lehrling  gleichzeitig  dahin  anzuweisen,  daB 
er  sich  vor  Antritt  der  Prflfnng  mit  der  Zulassangsverfllgung  und  der  Quittung 
über  die  eingezahlten  Gebühren  noch  persönlich  bei  dem  Yoreitzenden  der 
FrflfnngskDmmissiou  zn  melden  hat  Der  Zolassnngsveitügung  ist  ein  Abdruck 
der  gegenwärtigen  Bekanntmachung  beizufügen. 

§  B.    Die  Präfang  zerfällt  in  drei  Abschnitte 
L  die  schriftliche  Prüfung, 
IL  die  praktische  Prüfung  und 
TTT.  die  mündliche  Prüfung. 
§  9.    L  Zweck  der  schriftlichen  Prüfung  bt,  zn  ermitteln,  ob  der  Lehr- 
ling die   ihm  zur  Bearbeitmig  vorzulegenden  Fragen,  soweit  dieses  von  ihm 
gefordert  werden  kann,  beherrscht  und  seine  Gedanken  klar  nnd  richtig  aus- 
zudrücken vermag. 

Der  LebiUng   erhält   drei  Aufgaben,    von   denen  eine  dem  Gebiete  der 

Sharmazenttschen  Chemie,  eine  dem  der  Botanik  oder  Pturmakognosie  und  die 
ritte  dem  der  Physik  entnommen  ist. 

Die  Aufgaben  werden  aus  einer  hierzu  angelegten  Sammlung  durch  das 
Lob  bestimmt  nnd  sind  sämtlich  so  einzurichten,  daQ  je  drei  von  ihnen  in  sechs 
Stünden  bearbeitet  weiden  kennen. 

Die  Bearbeitung  erfolgt  unter  ständiger  Aufsicht  ohne  Benutznng  von 
Hilfsmitteln. 

§  lO.  II,  Zweck  der  praktischen  Prüfung  ist,  zu  ermitteln,  ob  der  Lehr- 
ling du  für  die  Tätigkeit  eines  Gehilfen  erforderliche  Geschick  sieh  ange- 
eigaet  bat. 

Der  Prttfling  hat: 
1.  drei  ärztliche  Verordnungen  zu  verschiedenen  Arzneiformen  zu  lesen,  an- 

infsrtigen  und  die  Preise  zu  berechnen ; 
8.  zwei  galenische  Zubereitungen  und  ein  pharmazestisch- chemisches  Präparat 

des  Deutschen  Arzneibuchs  anzufertigen ; 
8.  zwei  chemische  Präparate  auf  ihre  Beinheit  nach  Vorschrift  des  Deutschen 
Arzneibuchs  zu  untersuchen. 
Die  Aofgaben  zu  2  nnd  S  werden  aus  je  einer  hierzu  angelegten  Samm- 
lung durch  das  Los  bestimmt,  die  Verordnungen  zu  den  Arzneilormen  von  den 
Examinatoren  nnter  tunlichster  Benutzung  der  Tagesrezeptor  gegeben. 

Die  LOsnng  der  Aufgaben  geschieht  unter  ständiger  Aufsicht  je  eines 
der  beiden  prüfenden  Apotheker, 

§  11.  HL  Zweck  der  mündlichen  Prüfung  ist,  zu  ermitteln,  ob  det 
Lehrling  die  Arzneimittel  kennt  nnd  sie  von  anderen  Uitteln  zu  unterscheiden 
weis,  OD  er  die  Grundlehren  der  Botanik,  der  pharmazeutischen  Chemie  und 


Apotheker  zar  Anahändlgnng  an  den  FrttfÜng  zaKSHtellt. 

In  dem  PTttfnngszeagius  ist  das  OesamtergeDnis  durch 
,sehi  gut",  ngof,  „EenUKend"  zn  iMzeichnen. 

-  "-     "      Niätb       ■        •      "  ■■• 
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Physik  beherrscht  and  ob  er  sich  hinlänglich  mit  den  gesetzlichen  Beitiminnn^en 
bekkimt  gemacht  bat,  wddie  fOr  die  Täti^eit  eines  Gehilfen  maßgebend  sind. 
Er  hat: 

1.  mehrere  frische  oder  getrocknete  Pflanzen  zu  bestimmen; 

2.  mehrere  Drogen  and  pharmazentisch  -  chemische  Präparate  zo.  erkennen 
and  ihre  Abstammiine,  ihre  Anwendung  za  pharmazeutischen  Zwecken, 
sowie  die  vorkommenden  Veröle chongea  za  erläutern; 

3.  Fragen  ans  den  Grandlehren  (Abs.  1}  und  ans  der  Apotheken  -  Qesetz- 
gebnng  zn  beantworten. 

Bei  der  Prtliang  hat  der  Prüfling  aach  die  während  der  AasbUdnngsieit 
angelegte  Pflanzeoaammlang  nebst  einer  Bescheinignng  des  aasbildenden  Apo- 
thekers Torzolegen,  daß,  soweit  ihm  bekannt,  der  FrUling  die  I^anzen  selost 
gesammdt  hnL 

S  13.    Ftti 

In  der  Begel   sind   nicht  mehr 
Prüfung  zuzulassen. 

g  18.  üeber  den  Gang  der  PrUfiing  eines  jeden  Prttflings  wird  une 
Niederschrift  aof^enommen,  welche  Ton  dorn  Vorsitzenden  nnd  den  beiden 
Mitgliedern  der  EommisBion  zu  onterzeichnen  nnd  zn  den  Akten  der  Anbichts- 
behOrde  za  nehmen  ist 

g  14.  Fttr  diejenigen  Prtlflinge,  welche  die  Prttfsng  bestanden  haben, 
wird  unmittelbar  nach  Beendigung  der  Prtlfnng  ein  von  den  Uitgliedem  der 
Prflfnngskommissioa  onterzeichnetes  Zeugnis  nach  dem  baigefttgten  Muster  2 
aasgefertigt  nnd  nebst  den  gemäß  §  6  vorgelegten  Zengnissen  dem  ausbildenden 

eine  der  Zensuren 

Das  Niäitbräteheu  der  Prüfung  hat  die  Verlängerong  der  Aus- 
bildungszeit nm  drei  bis  sechs  Monate  zur  Folge ;  nach  dieser  Frist  maß  die 
Prüfnng  Tollständig  wiederholt  werden. 

&eber  das  Nichtbeatehen  ist  von  der  PrftfangskommisBion  ein  Vermerk 
auf  der  im  §  6,  Ziffer  3  genannten  Urkunde  zu  machen. 

Wer  bei  der  Benutznng  unerlaubter  Hilfsmittel  während  der  Prüfoug 
betroffen  wird,  ist  anf  drei  Monate  zurückzustellen.  Die  Prflfong  gilt  io  diesem 
Falle  als  nicht  bestanden. 

Wer  auch  bei  der  zweiten  Wiederholung  nicht  besteht,  wird^za]|einer 
weiteren  Prüfung  nicht  zugelassen. 

n.  Phazmaientlaolie  Prtlftutg. 
§  16.  Die  pharmazeutische  Prüfung  kann  Tor  jeder  bei  einer'UnlTersität 
oder  einer  Technischen  Hochschule  des  Deutschen  Belchs  eingerichteten  phar- 
mazeatisclien  Prüfungskommission  abgelegt  werden.  Die  Prüfungskommissionen 
werden  jährlich  tou  der  zuständigen  Beharde  (§  1)  ans  je  einem  Lehrer  der 
Botanik,  der  Chemie,  der  Pharmazie  und  der  Phjsik,  sowie  einem}  oder  zwd 
Apothekern  gebildet.  Der  Lehrer  der  Chemie  kannj  durch  den  Lehrer  der 
Pharmazie  ersetzt  werden. 

Der  Vorsitzende  der  Kommission  und  dessen  Stell  Vertreter^  werden^  von 
der  zuständigen  BehSrde  (g  1)  ernannt;  sie  kOnnen  aus  der  Zahl  der  Mitglieder 
gewälilt  werden. 

Der  Torsitzende  leitet  die  Prüfnng,  ist  berechtigt,  ihr  in  allen  Ab- 
schnitten beizuwohnen,  aehtet  darauf,  daß  die  Bestimmungen  der  Prüfungs- 
ordnong  genaa  befolgt  werden,  bestimmt  unter  Beachtung  der  Vorschriften 
der  Prüfungsordnung  die  Examinatoren  für  die  einzelnen  Prüfungsabschnitte, 
ordnet  bei  vorübergehender  Behinderung  eines  Mitgliedes  dessen  StellvertretoBg 
an,  berichtet  unmittelbar  nach  Abschloß  einer  jeden  Prüfungsperiode  der  vor- 
Fcesetzten  BehGrda  über  die  Tätigkeit  der  Kommission  und  legt  Beehnung  über 
die  Gebühren. 

In  jedem  Jahre  finden  zweimal  (im  Sommer-  und  im  Winterhalbjahre) 
Prüfungen  statt. 

f  17.    Die  Gesuche  am  Znlassnng  zur  Prüfung  sind  bei  der  zuständigen 

BehSrde  (§  1)   oder  bei  der  tob  dieser  bezeiclineten  Dienststelle  einzureichen. 

Die  Meldung  zur  Prüfung  im  Sommerhalbjahre  maß  spätestens  bis  tarn 

15.  M  ärz,   die  Melanng  zur  Prüfung  im  Winterhalbjahre  spätestens   bis  lum 
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15.  Ai^OBt  unter  Beiitt(n>'>S  ^6t  eiforderlichen  Zeugniase  oingeheii  Spätere 
Moldiiiigen  dflifen  nur  anan&hmBw^e  berücksichtigt  werden. 

Der  Heldong  sind  die  nach  g  6  für  die  ZnlaaHnng  znr  ptiumasentiBchen 
Voiprftfnng  erforde rlichea  Nachweise,  sowie  das  Zengnis  aber  die  bestandene 
pharmazBQtiscbe  Vorprülang  (g  14)  beizufügen. 

Die  Zulassong  zur  Prüfung  ist  außerdem  bedingt  durch  den  Nachweis : 

1.  einer  nach  bestandener  pharmazeatiscber  Vorprüfung  and  vor  Beginn  des 
UniTeisitätastadiams  (Z^er  2)  in  Äpothekea  des  Deutschen  Beichs  zuge- 
brachten Oehilfenzeit  von  nündeetens  einjähriger  Dauer; 

2.  dneB  durch  eis  Abgangszeugnis  besclielnigten  sachgemäfien  StndinniB  von 
mindestens  vier  Halbjahren  an  einer  Universität  des  Deutschen  Reichs. 
Insbesondefe  ist  nachzuweisen,  daß  der  Studierende  während  des  Dniversi- 
tStastndinins  mindestens  je  zwei  Halbjahre  an  analytisch '  chemischen  und 
phaimazentisch-chemischen  üebnngen,  mindestens  ein  Halbjahr  an  üebongen 
in  der  mikroskopischen  Cntersuchnng  von  Drogen  und  Pflanzenpnlvern 
regelmäfiig  teilgenommen,  anch  sich  mit  den  üblichen  Sterilisationsver- 
fanren  vertraut  gemacht  hat;  die  Nachweise  sind  durch  Bescheinigangen 
der  zustlndigen  Universitätslehrer  zu  erbringen. 

Dem  Besucli  emer  Universität  steht  der  Besuch  der  Technischen  Hoch- 
schulen zn  Stuttgart,  Karlsruhe,  Darmstadt  und  Braunechweig  gleicL 
Außerdem  sind  der  Heldtmg  beizuftlgen: 

a)  ein  eigenhändig  geschriebener  Lebenslauf,  in  welchem  der  Gang  der  Uni- 
versltätsstudien  darzulegen  ist,  sowie 

b)  falls  der  Kandidat  sich  nicht  alsbald  nach  dem  Abgange  von  der  Cni- 
venität  meldet ,  ein  amtliches  Zengnis  über  seine  Führung  in  der 
Zwischenzeit 

Die  geforderten  Nachweise  nebst  dem  vorstehend  zu  b  bezeichneten 
Zeugnisse  sind  in  Urschrift  vorzulegeu. 

g  IS.  Der  ZulassUDgs Verfügung  ist  ein  Abdruck  der  gegenwärtigen  Be- 
kanntmachung beizufügen. 

Der  Kandidat  hat  sich  binnen  einer  Woche  nach  BehBndignng  der  Zu- 
laesongs Verfügung  mit  dieser  Verfügung  und  der  Quittung  über  die  eingezahlten 
Gebühren  (§  33)  bei  dem  Vorsitzenden  der  Prüfungskommission  ohne  besondere 
Aufforderung  persönlich  za  melden. 

S  19.    Die  Früfong  zerfällt  in  folgende  Abschnitte: 

I.  die  schriftliche  Prüf nng ; 
IL   die  praktische  Prüfung: 

A.  die  analytisch-chemische  Prüfung, 

B.  die  pharmazeutisch -chemische  Prüfung; 
III.    die  mündliche  Prüfung: 

A.  die  allgemein  -  wissenschaftliche  Prüfung, 

B.  die  pharmazeutisch-wissenschaftliche  Prüfung. 

Schriftliche  Prüfung. 

g  20.  I.  Zweck  der  schriftlichen  Prüfung  ist,  zu  ermitteln,  ob  de'' 
K^ididat  die  ihm  zur  Bearbeitung  vorzulegenden  Fragen  vollständig  beherrsch'' 
und  seine  Gedanken  klar  und  richtig  auszudrücken  vermag. 

Der  Kandidat  erhält  drei  Aufgaben,  von  denen  eine  dem  Gebiete  der 
anorganischen,  eine  dem  der  organischen  Chemie  und  eine  dem  der  Botanik  oder 
Pharmakognosie  entnommen  ist. 

Die  Aufgaben  werden  aus  einer  hierzu  angelegten  Sammlung  durch  das 
Los  bestimmt  und  sind  sämtlich  so  einzurichten,  daß  jede  Aufgabe  in  längstens 
drei  Stunden  erledigt  werden  kann. 

Die  Bearbeitung  erfolgt  unter  ständiger  Aufsicht  ohne  Benutzung  von 
ffilfsmittelo. 

Praktische   Prüfung. 

%  21.  IIA.  Zweck  der  analytisch-chemischen  Prüfung  ist,  zu  ermitteln, 
ob  der  Kandidat  die  in  der  analytischen  Chemie  erlangten  wissenschaftlichen 
Kenntnisse  nicht  nur  theoretisch  sich  angeeignet  hat,  sondern  auch  praktisch 
in  dem  erforderlichen  Uaße  zu  verwerten  im  stände  ist.  Insbesondere  muß  der 
Kandidat  befihigt  sein,  folgende  Aufgaben  richtig  zu  lOsen: 
1.  eine  natürliche,  ihren  Bestandteilen  nach  dem  Examinator  bekannte  chemi- 
sche Verbindung  oder  eine  künstliche,  zu  diesem  Zwecke  besonders  zu- 
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suDmengeBetzte  Uüchiuig  ans  nicht  mehr  als  sächB  Stoffen  qualitatir  zu 
analjaieren  ond  aoäerdem  drei  einzelne   dem  Kandidaten  zn  bezeichnende 
Bestandteile  einer  chemischen  Verbindung  oder  einfachen  Hischnngj  deren 
Zusammensetzung  dem  Examinator  bekannt  ist,  qnantitativ  211  bestimmen; 
2.  eine  vergiftete  organische  oder  anorganische  Substanz,  ein  Nahrnngamittel 
oder  eine  Ärzneimiachnng  in  der  Weise  zu  imtorsnchen,  daß  die  Ergebnisse 
über  die  Art  des  rorgemndenea  Qlftes  oder  der  Verfälschung  and,  soweit 
dies   nach   der    Beschaffenheit    des   Torgefondenen    Giftes    oder  der  Ver- 
fälschung verlangt  werden  kann,  auch  ttber  die  Menge  des  Giftes  oder  des 
verfälschenden  Stoffes  eine  mO^cbst  zuverlässige  Auskunft  geben. 
Die  Aufgaben  Verden  von  den  Examinatoren  bestimmt  nnd  unter  Auf- 
sicht bearbeitet. 

Der  Exuninator  bestimmt  die  Fristen,  innerhalb  deren  die  Arbeiten  aus- 
zuführen Bind. 

Heber  die  Ausführung  der  Arbeiten  hat  der  Kandidat  innerhalb  der  vom 
Examinator  zu  bestijnnendeD  Frist  schriftlichen  Bericht  zu  erstatten. 

Der  Examinator  ist  berechtigt,  den  Kandidaten  auch  mündlich  ttber  die 
Anfgabeu  zu  prüfen. 

Bei  der  Zensnr  haben  die  Examinatoren  den  Gegenstand  der  gestellten 
Aufgaben  namhaft  zn  machen. 

g  22.  ÜB.  Zweck  der  pharmazeutisch'chemlschen  Prüfung  ist,  zu  er- 
mitteln, ob  der  Kandidat  das  für  seinen  Beruf  erforderliche  technische  Geschick 
sich  angeeignet  hat. 

Der  Kandidat  hat: 

1.  zwei  pharmazeutisch  -  chemische  Präparate  anzufertigen; 

2.  die  Prüfong  nnd  Wertbestimmung  einer  Droge  auf  mikroskopiscbem 
Wege  und 

3.  die  Prüfling  und  Weitbestimmong  je  einer  Droge  oder  eines  galenischen 
Arzneimittäs  auf  chemischem  Wege  auszuführen. 

Die  Aufgaben  werden  ans  einer  hierzu  angelegten  Sammlung  durch  das 
Los  bestimmt  und  unter  Aufsicht  erledigt. 

Der  Exajoinator  bestimmt  die  Fristen,  innerhalb  deren  die  Arbeiten 
anszotühren  sind. 

üeber  die  AosfUhrnng  der  Arbeiten  hat  der  Kandidat  innerhalb  der  von 
dem  Examinator  zo  bestimmenden  Frist  schriftlichen  Bericht  zu  erstatten. 
Mündlic;he  Prüfung. 

8  23.  III A.  Zweck  der  allgemein  -  wisseuschaftlichen  Prfltang  ist,  za 
ermitteln,  ob  der  Kandidat  in  der  Chemie,  Physik  nnd  Botaiük  wissenschaftlich 
soweit  ausgebildet  ist,  wie  es  sein  Beruf  erfordert. 

Die  Prüfung  wird  von  drei  Mitgliedern  der  Prüfungskommission  in  Gegen- 
wart des  Vorsitzenden  abgehalten. 

In  der  Eegel  werden  nicht  mehr  als  vier  Kandidaten  zu  einem  PrUfungs- 
termin  zugelassen. 

§24.  IIIB.  Die  pharmazeutisch  -  wissenschaftUcbe  Prüfung  wird  von 
den  Lehrern  der  Botanik  und  Pharmazie  und  den  Apothekern  in  Gegenwart 
des  Vorsitzenden  abgehalten. 

Der  Kandidat  hat : 

1.  mindestens  zehn  frische  oder  getrocknete,  offizinelle  oder  solche  Pflanzen, 
welche  mit  den  of&zinellen  verwechselt  werden  kSnnen,  zu  bestimmen  nnd 
zu  erklären; 

2.  mindestens  zehn  unzerkleinerte  Drogen  zu  erkennen  und  ihre  Abstammung 
und  äußeren  Merkmale,  sowie  ihre  Anwendui^  zu  phannozeutischen 
Zwecken  und  die  vorkommenden  Verfälschungen  zu  erläntem; 

3.  von  mehreren  chemischen  Bohstoffen  und  pharmazeutisch-chemischen  Prä- 
paraten die  Eigenschaften,  die  Zusammensetzung,  Darstdinng,  Prüfung 
und  WertbestinunuDg,  sowie  die  vorkommenden  Verunreinigungen  zu 
erkl&renj 

4.  ausreichende  Kenntnisse  in  den  das  Apothekenwesen  betreffenden  gesetz- 
lichen Bestimmungen  darzutun. 

In  der  Hegel  werden  nicht  mehr  als  vier  Kandidaten  zu  einem  Prüfungs- 
termin  zugelassen. 

§  26.    üeber  die  mikndlichen  Prüfungen  |g§  23, 24)  wird  für  jeden  Kandi- 
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dktw  ejnc  benodera  Niederachrift  unter  AnfühinDg  der  PrflfangsgegeiiBtände 
knfgenoKDieii  nnd  Ton  den  Exunlnatoien  Tollxogea. 

§  86.  üeber  jede  der  in  den  PrOfangubflohnitten  I,  II A  und  II B 
(§§  20  bis  22)  in  fertigenden  einxelneo  Arbeiten,  sowie  über  den  Auaf&ll  eines 
jeden  Teiles  der  Prüfangsabschnitte  III A  und  HIB  (gg  23  and  24)  wird  eine 
Zensor  erteilt.  Hierbei  sind  nur  die  Bezeichnnngen  sehr  gut  (1)  —  gut  (2)  — 
genSgend  (3)  —  onKenügend  (i)  -~  schlecht  (5)  znlässie.  Die  Zensor  wird 
erteilt :  in  dem  Abschnitt  I  von  sämtlichen  Mitgliedern  der  Kommission,  mit 
EinschlnB  des  VoraiUenden  und  mit  Ansschloß  des  Lehrers  der  Phjsik,  in  den 
Ubri^;en  Abschnitten  von  den  zuständigen  EiaminatoreD.  £rgibt  sich  hei  der 
Erteilung  der  Zensnr  für  die  einzelnen  Arbeiten  im  Abschnitt  I  Stimmengleich- 
heit, so  entscheiden  die  Stimmen,  welche  sich  für  die  mindergttnatige  Zensor 
Kocmirechen.  Die  Zensor  wird  bei  den  mündlichen  PitIfiiDgen  in  der  Nieder^ 
schnit  (g  2S)  vermerkt. 

§  27.  Wird  in  den  Abschnitten  I,  IIA  oder  ÜB  Ittr  eine  Arbeit,  in 
dem  Absdinitte  III B  für  einen  Teil  dieses  Abschnittes  die  Zeasu  nOngenttgend* 
(4)  oder  , schlecht'  (5)  erteilt,  oder  werden  in  dem  Abschnitte  IIIA  eise 
Sümve  fOr  die  Zeasu  „scUecbt"  (6)  oder  zwei  Stimmen  für  die  Zeasiir  „nn- 
gentlgend"  (4)  abgegeben,  ao  gilt  der  betreffende  Prafungsabschnitt  aJa  nicht 
bestanden. 

Wer  bei  der  Benutzong  nneilsobter  Hilfsmittel  während  der  Prttfong 
betroffen  wird,  ist  eof  sechs  Monate  znrttckzostellen.  Der  FrQfangsabsciinitt 
gilt  in  diesem  Falle  als  nichtbestsnden. 

Tritt  ein  Kandidat  olme  genügende  Entscholdignng  von  einem  bereits 
begoimenen  Prüfongssbachnitte  xnrQck.  so  kann  dorcn  einen  mit  Zostinuniing 
des  Vorsitzenden  gefaßten  BeschloB  der  Prafangskomnission  der  betreffende 
Pfttftuigs abschnitt  Ittr  nicht  bestanden  erklärt  werden. 

Nac^  dem  Ergebnisse  der  Einzelzenioren  wird  die  Zensnr  für  jeden  in 
allen  Teilen  bestandenen  PrOfongBabschnitt  in  der  Weise  bestimmt,  daß  die 
Snnune  der  Zensoren  für  die  einzelnen  Teile  des  Abschnitts  dorch  die  Anzahl 
der  Teile  dividiert  wird.  Ergibt  sich  bei  der  Division  ein  Bmch,  so  wird  dieser 
bei  der  Festsetzung  der  Zensor  für  den  Abschnitt  ohne  Abrondnng  eingestellt. 

g  28.  Ist  nach  g  27  ein  Prflfongsnbschnitt  nicht  bestandeD,  so  moB  er 
wiederholt  werden.  Die  Festsetzung  der  Wiederholongsfrbt  geschieht  durch 
den  Vorsitzenden  in  Benehmen  mit  dem  smständigen  E^minator. 

Die  Wiederholong  eines  nicht  bastandeDen  Prüfungsabschnitts  darf  bei 
der  Zensor  -ongenDgend'  (4)  in  der  Begel  erst  nach  drei  Monaten,  bei  der 
Zensor  «seluecht*  (6)  erst  nach  6  Hooaten  erfolgen,  maß  aber  ipftbestens 
fauerhalb  der  beiden  folgenden  Prüfongslialbjahie  stattfinden,  widrigenfalls  auch 
die  Mher  mit  gttnsti^raa  Bifolge  zorü*±gelegteo  Prüfungen  m  wiederhole! 
sind.  Das  gleiche  tritt  ein,  wenn  ein  Kandidat  Dach  erfolgreicher  Ableguig 
eiMfl  PrttfoDgsabschnittB  die  Fortsetzung  der  Prüfung  ohne  genügenden  £nt> 
BchBldignngsgrand  über  die  nächsten  zwei  Prttfongshalbjahre  verzögert. 

Wer  auch  bei  der  zweiten  Wiadeiholong  eines  PrOfungsabschnitts  nicht 
besteht,  Tird  zu.  einer  weiteren  Prüfung  nicht  zogdassen. 

§  29.  Die  einzelnen  Prüfungen  sind  in  der  im  g  19  aoge^abenen  Beiheo- 
folge  ohne  UnterbretJiong  Eorückzäegen.  Die  Aofgaoeo  für  jedeo  Abschnitt 
sind  erst  bei  Beginn  der  Prüfongen  ztt  erteilen-  Zwischen  den  einielnen  Ab- 
schnittm  darf  in  der  Bc^el  nur  ein  Zeitraom  von  einer  Woche  liegen. 

Zo  dem  Abschnitte  11  wird  nnr  zngelassen,  wer  den  Abschnitt  I  he- 
■tandaa  hat,  aom  AtHchnitt  HIB  nur,  wer  die  sKsitlichen  früheren  Abschnitte 
bestanden  bat  Wer  die  Abschnitte  IIA  oder  IIB  nicht  besteht,  hat  die  Wahl, 
ob  «I  sich,  den  Prüfongen  in  den  Abschnitten  IIB  ond  IIIA,  bezw.  IIIA, 
sogleidi  oder  erst  nach  Wiederholung  der  nicht  bettandneo  Abschnitte  unter- 
ziäsn  will. 

§  80.  Hat  der  Kandidat  d«B  AbBChÜtt  HIB  bestanden,  so  wird  onmiN 
telfaai  nack  dessen  Beendigong  die  OasamtBensot  onter  entsprechender  An- 
wendang  des  g  27,  Abs.  4,  Sati  1  bestimmt.  Ergibt  lieh  bei  der  Qesastieianr 
NB  Brach,' w  nird  derselbe,  blta  er  über  0,5  betrigt,  als  ein  Gutei  ge* 
rechnet;  andernfalls  bleibt  er  nnberficksklitigt. 

ine  QflKUDtieniw  wird  in  der  Niederschrift  Aber  den  Abichnitt  III B 
(Sl  a*,a6)  Tenaerkt  ,,^        .^.,.w-^,^ 
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Der  Voiaitzende  überreicht  hieianf  die  roUständigeD  PrüfnngSTeriiaad- 
ImiKen,  einschlieBlicti  der  die  Meldiug  und  Zalassimg  des  Eandidaten  betref- 
fenaen  Urkunden  der  zuständigen  Behörde  (g  1).  Diese  erteilt  das  Prüfnngs- 
zeognis  onter  Angabe  der  Gesamtzensur  nach  dem  beigefitgteo  Mnster  3. 

g  81.  Wer  sich  nicht  rechtzeitig  gemäB  den  Bestinunnngan  des  g  18 
persUnUch  meldet  oder  die  für  die  Auertigong  der  Arbeiten  oder  fflr  die 
mündliche  PrOfnng  festgesetzten  Zeiten  ohne  hinreichende  Gründe  Tersftiimt, 
kann  ftsf  Antrag  des  Torsitzenden  von  der  zoständigen  Behörde  (g  1)  bis  znm 
folgenden  Prüfangshalbjahre  znräck  gestellt  werden. 

g  32.  Dia  Früfnng  darf  nur  bei  der  Kommission  fortgesetzt  oder  wieder- 
holt werden,  bei  welchen  sie  begonnen  ist. 

Die  mit  dem  Znlassnogsgesnch  eingereichten  Zeugnisse  (§  17)  sind  dem 
Kandidaten  erst  nach  vollständig  bestandener  Prüfung  zurückzugeben.  Ver- 
langt er  sie  früher  zurück,  so  sind  die  Behörden  (§  1)  durch  Yermittlong  des 
Beichskanzlera  zu  henachrichtigou,  daß  der  Kandidat  die  Prflfong  begonnen, 
aber  nicht  beendigt  hat,  und  daß  ihm  auf  seinen  Antrag  die  Zeugnisse  zurück- 
gegeben worden  sind. 

Id  die  Urschrift  des  letzten  Unirersit&ts  -  Abgangszeugnisses  ist  ein 
Vermerk  über  den  Ausfall  der  bisherigen  Prttfitng  einzutragen. 

g  33.    Die  Gebühren  für  die  gesamte  Prüfung  betragen  140  Uark. 

Davon  sind 

für  die  Abschnitte  I,  IIA,  IIB  und  III A  je  18  Mark  .    .    72  Mark 

für  Abschnitt  III B 24     . 

für  Vcrwaltungskosten,   Anschaffung   von    Prüfnngsgegen- 

Bt&ndcn  usw '    .    U    , 

berechnet. 

Bei  Wiederholung  einzelner  Abschnitte  sind  nach  diesen  Sätzen  auch 
die  betreffenden  Gebühren,  für  Verwaltungskosten  jedoch  nur  im  Falle  einer 
Wiederholung  der  Abschnitte  IIA,  IIB  und  IIIA  je  10  Mark  nochmals  zu 
entrichten. 

§  84.  Wer  während  der  Prüfung  zurücktritt  oder  zurückgestellt  wird, 
erhält  die  nach  §  83  zu  berechnenden  Gebühren  für  die  noch  nicht  begonnenen 
Prüfungen  zurück. 

III.  FrftktlBolie  TaU0kelt  naoh  der  PrSfimg. 

Nach  vollständig  bestandener  pharmazeutischer  Prüfung  nnd  in  der 
Begol  im  Anschluß  an  dieselbe  hat  der  Kandidat  weitere  zwei  Jahre  als  Qe- 
bilfe  in  Apotheken  des  Deutschen  Reichs,  sich  praktisch  zu  betätigen. 

Die  Wahl  der  Apotheken  steht  dem  Kandidaten  frei,  jedoch  sind  die 
Landesregierungen  befugt,  in  besonderen  Ansnahmefällon  einzelne  Apotheken 
als  nicht  geeignet  zu  bezeichnen. 

Während  dieser  Gehilfenzeit,  welche  in  der  Begel  ohne  Unterbrechung 
zu  erledigen  ist,  hat  der  Kandidat  seine  praktischen  Kenntnisse  nnd  Fähig* 
keiten  zu  vertiefen  und  fortzubilden,  sowie  auch  ausreichendes  Verständnis  für 
die  Aufgaben  und  Pflichten  des  ApoChe  korbe  ruf s  zu  zeigen.  Den  Nachweia, 
daB  die  Gehilfenzeit  mit  Erfolg  zurückgelegt  worden  ist,  hat  der  Kandidat 
durch  ein  Zeugnis  zu  erbringen,  das  eine  eingebende  Würdigung  seiner  Tätig- 
keit enthält.  Das  Zeugnis  ist  von  dem  Apotheker,  der  die  Aosbildong  geleitet 
hat,  nach  dem  Master  4  auszustellen  nnd  von  dem  zuständigen  Medizualbeamten 
zu  beglaubigen. 

Gewinnt  die  zuständige  BehCrde  (§  1)  nicht  die  Ueberzeugnng,  dafl  der 
Kandidat  durch  seine  Beschäftigung  den  nach  Absatz  8  zu  ateUendeu  Anfor- 
derungen  entsprochen   hat,  so   hat    der  Kandidat   die   Tätigküt   als    Gehilfe 
während  eines  von  der  Behörde  zu  bestimmenden  Zeitraums  fortzusetzen. 
O.  Ertvaunc  dar  Approbation. 

%  36.  Nach  Ablauf  der  im  §  84  vorgeschriebeneu  Gehilfenzeit  hat  der 
Kandidat  bei  der  zuständigen  Behörde  (§  1)  des  Bundesstaates,  in  dem  er  die 
ptiarmazeulJBche  Prüfung  bestanden  hat,  die  Erteilung  der  Approbation  als 
Apotheker  zu  beantragen.    Dabei  sind  einzureichen: 

das  Prüfungszeugnis  (§  SO),  die  Zeugnisse  über  die  nach  der  phar- 
mazeutischen Prüfung  abgeleistete  regclmäfiige  Tätigkeit  als  ^poUieketC 
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gehiUe  (§  35)  und  die  auf  die  Zeit  seit  Äblegnng  der  pbarmazeati^chen 
Früfmig    bezikglichen    polizeilichen    Ftthrongazeagniase,    sowie    eine 
Qebartfi  Urkunde. 
Die  Approbation  wiid  nach  dem  Master  6  erteilt. 

§  87.    Dem  Beichakanzler  werden  von  den  BehQrden  (g  1)  Verzeichnisse 
der  in  dem  abgelaafenen  Jahre  Approbierten  eingereicht. 
D.  AuMBMhmvn. 
§  38.    Von  den  Vorachriften  in  g  6  Ziffer  1  und  2,  §  17  Abs.  i  Ziffer  2, 
§  28  Aoa.  2  und  §  32  Abs.  1  kann  der  Beichakaazler  in  Uebeieinatimmang  mit 
der  znstlndigen  Landes-ZentralbebSrde  Ausnahmen  zulassen. 

Hit  dem   Qeaach  um  Dispensation  von   der  Vorschrift  des  §  S2  Abs  1 
ist  zugleich  eine  Erklärung  der  bisherigen  Prüfungskommission  wegen  etwaiger 
dem  Wechsel  der  Kommission  entgegenstehender  Sedenken  TOrznugen. 
E.,  SohliiM-  nad  Ue1»srffuigib«rtlmmniis«ii. 
§  39.    Auf  die  Lehrlings-,  Gehilfen-  und  Studienzeit  ist  die  Hüitärdienst- 
zeit  nidit  anzurechnen. 

g.  40.  Vorstehende  Bestimmungen  treten  mit  dem  1.  Oktober  1901  in  Kraft, 
g  41.    Wer  spätestens  am  1.  Oktober  1904  als  Apothekerlebriing  ein- 
getreten ist,  wird  zu  den  Prüfungen  zugelassen,  wenn  er  auch  nur  den  Kach- 
weia  der  bisher  erforderten  Wissens chafuichen  Vorbildung  erbringt. 

Apothekergehilfen,  die  am  I.  Oktober  eine  mindestens  einjährige  Oehilfeu- 
zeit  abgeleistet  haben,  sind  berechtigt  den  Best  der  Oehilfenzeit  ganz  oder 
teilweise  toi  dem  UmTersitätaatadium  abzuleisten.  Leisten  sie  die  Gehilfenzeit 
ganz  Tor  dem  DniTersitätsatadiom  ab  und  melden  sie  sich  spätestens  am 
16.  Uäsz  1908  zur  Ablegung  der  Prüfong,  so  dürfen  sie  dieae  (cinachlleBlich 
etwaiger  WiederholungsprUiungen)  auf  ihren  Antrag  nach  den  biaherigeo  Vor- 
achriften ablegen.  Beginnen  sie  das  TTniTersitätastudiom  Tor  vollendeter  drei- 
jähriger Gehilfenzeit,  ao  ist  ihnen  die  vorher  abgeleistete  Gehilfenzeit,  soweit 
sie  em  Jahr  übersteigt,  aaf  die  im  g  35  vorgesuiriebene  praktische  Tätigkeit 
anzurechnen. 

Apothekergehilfen,  die  spätestens  im  Sommerhalbjahr  1904  das  Üniver- 
sitBtsstndinm  begonnen  haben,  dürfen  die  Prüfung  (einschließlich  etwaiger 
WiederholnngsprOtungenj  anf  ihren  Antrag  nach  den  biaherigen  Vorschriften 
ablegen. 

Muster  1  (zn  §  6). 
ZengnlB  Ober  die  Tfttlgkelt  kls  ÄpotliekerleltTUng. 

Dem  (Vor-  nnd  Zuname) , 

geboren  am     .    .  ten in 

wird  hiermit  bescheinigt,  daS  er  vom  .     .    ten     ....    19    .    .     bis  zum 

,    .    ten 19     ..  in  der  von  mir  geleiteten  Apotheke  ala 

Lehrling  beschäftigt  gewesen  ist 

(Folgen  die  Angaben  über  die  Fühmng  und  Leistungen  des  Lehrlings  während 
der  Lehrzeit.) 

,  den  .    .  ten 19  .     . 

(Unterschrift  des  Apothekers.) 
Beglaubigt. 
den  .    .  ten 19  .    . 

(Siegel  Q.  Unterschrift  des  M< 


Moster  2  (zn  §  1*). 
Zengnla  tUiar  die  pharmsBentUobe  VoTprtUUng. 

Dem  (Vor-  nnd  Zuname)      ,     .    .    .    , , 

geboren  am  .    .  ten in 

wird  hierdurch  bescheinigt,  dafi  er  vor  der  unterzeichneten  Prüfangkommiasion 

die  pharmazentische  Vorprüfung  mit  der  Zensur bestanden   hat 

.den 19  .    . 

Prfifnngakommiaaion  für  die  pharmazeutische  Vorprüfung. 
(Siegel  der  Prttfangakommisaian  nnd  Unterschrift  der  Mitglieder.) 
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MMter  8  (»n  §  30). 
Zeagnli  Ober  die  pbftnnKBeaUflobe  PrOfnng. 

Dem  Kandidaten  dei  Phannazie  (Vor-  und  Zuname) 

geboren  ua..ten in 

wird  liiermii  bescheinigt,  daß  ci  vor  der Prüfnnes- 

kammiaaion  in am    .    .    ten 19    .    .    die 

pharmozentisdie  Prüfung  mit  der  Zensur bestanden  bat. 

,  den  .    .  ten 19  .     . 

[Siegel  and  Unterschrift  der  Behörde.) 


Muster  4  (zn  §  B6). 
Zmgnia  Ober  die  Tätigkeit  «Is  ApothekergetaUf» 

füt  den  Kandidaten  der  Pharmazie 

Dem  Kandidaten  der  Pharmazie  (Vor-  nod  Zuname) 

ans wird  hiermit  bescheinigt,  dafl  er  nach  voUatindig 

bestandener  Früfang  vom   .    .    ten 19  .     .      bis   zum 

.    .    ten 19    ..    in  der  von  mir  geleiteten  Apotheke 

als  Gehilfe  beadiättigt  gewesen  ist. 

(Folgt  eine  nähere  Würdi^ong  der  Art  der  Beschäftigung,  wobei  anzugeben 
ist,  inwieweit  der  Gehilfe  in  der  bezeichneten  Zeit  seine  pralctiachen  Kennt- 
nisse nnd  Fähigkeiten  vertieft  nnd  fortgebildet  nnd  anareichendes  Ver- 
ständnis für  die  Aufgaben  nnd  Pflichten  des  Apothekerbemfs  gezeigt  hat.) 

,  den    .    .  ten 19  .    . 

(Unterschrift  des  Apothekers.) 
Beglanbigt  (z.  B.  mit  dem  Bemerken,  daß  Nachteiliges 
Ober  den  pp.  nicht  bekannt  geworden  ist).) 


Riegel  u.  Unterdcbrift  des  Medizinalbeamien.) 


Mmter  5  (m  8  90). 

Nachdem  der  Kandidat  der  Pharmazie  (Vor-  nnd  Zuname) 

ans    .    .    .    ; am    .    .    ten 19    .    .    die 

phannazeUisehe  PrOfnng  toi  der  l'rOfnncskommiBBion  in 

mit  der  Zensur  ....  bestanden  and  die  BestimmniigeB  Ober  die  Gehilfen- 
jahre mit  dem    .    .  ten 19  .    .  erfüllt  bat,  wird  ihm  hierdurch 

die  Approbation  als  Apotheker 
fltr  das  Gebiet  des  Deutschen  Beichs  gemäß  g  29  der  Reichs  -  Gewerbeordnung 
erteUt. 

,  den  .    .  ten 19  .    . 

(Siegel  nnd  Unterschrift  der  approbierenden  Behörde.) 
Approbation  fOr 


ab  Apotheker 


JB.  HAxiliFrwlola   gi-owoB. 

Mltwirkm«  der  Beg.  nnd  Medlzlnslrlte  bei  den  GesoURen  der 
gtMtlielMii  DnfUIrerslcherUDg.  Erlaß  des  Uinistera  der  asw.  Hedi. 
zinalangelegenheiten  vom  9.  September  1904  —  H.  Nr.  2230  ~ 
an  sämtliime  Hetren  RegierungspräsIdeDten. 

Nach  dem  Erlasse  Tom  13.  JuU  1900  —  H.  Nr.  1148  —  ist  Ober  die 
Uitwirknng  der  Begierangs-  und  MedJzbalräte  bei  den  Geschäften  der  staa^ 
liehen  Utt^Tersiehening  alljährlich  zom  1.  Mai  zn  berichten.  Von  dIWer 
Berichterstattung  ist  kOnftig  abzusehen.  Es  bleibt  den  Begiemngs-  nnd  He- 
dizinalrftten  überlBssen,  in  den  Jahresberichten  Bber  das  G<nandheitsweaen  des 
Bezirkes  Angaben  Ober  ihre  Titigkeit  auf  dem  bezeichneten  Gebiete  zn  nuchen. 

'■• -- ö'^ 
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Tflrsunmiugen  d«r  Kreis -Medfiin&lbwmten.  Erlafl  des  Hini- 
aterB  der  asw.  HedizinalangelegeDheiten  vom  1.  September 
1904  an  almtliche  Herren  BegienmgspräddeDten. 

Auch  die  in  Gemäflheit  meines  Erlaases  »om  11.  Septerabot  1908  — 
M.  Nr.  1708  I  —  abgehaltenen  Veraammlangen  der  Kreis  -  Uedizinalbeamten 
haben  gezeigt,  daQ  diese  Versammlnngen  für  alle  Beteiügteu  toq  groSem 
Natzen  Bind  and  die  Einheitlichkeit  der  DDrcbfflbraDg  der  nenen  Aufgaben 
anf  dem  Qebiete  der  Medizinal-  und  Sauitätspolizei  dnrch  die  ihnen  ermHg- 
lichte  gegenseitige  Aussprache  mehr  und  mehr  fördern. 

Duier  iriU  ich  im  Einverständnisse  mit  dem  Herrn  Finanzminiater  ge- 
nehmigen, daß  aach  in  diesem  Jahre  znm  Zwecke  der  Teilnahme  an  einer  ab- 
znhaltendem  HedizinalbeamteD-VersammlonK  des  dortigen  Bezirks  den  anfier- 
halb  des  Versammlongaortea  wohnenden  Hedizinalbeamten  Beisekosten  and 
Tagegelder  für  einen  Tag  ans  dem  Personalbedttrfnisfoads  der  Beglemng 
gezablt  werden. 

Im  Übrigen  verweise  ich  anf  die  Bestimmnngea  meiner  Brlasae  vmn 
4.  Jnli  1901  —  M.  Nr.  2442  —  und  vom  10.  Jnli  1902  M.  Nr.  2038  I  —  nnd 
ersuche  Ew.  Hoch  wohl  geboren  ergebenst,  mir  den  Tag  der  Versammlung  vier 
Wochen  vorher  onter  Beifflgiing  der  Tagesordnung  anznzeigen,  da  ich  beab- 
sichtige, den  Person alreterenten  zu  einigen  Versammlangen  zu  entsenden. 

Bemessung  der  lerztekammerbeltrlge  uacli  der  Elnkoramenstener 
der  BeitragspSlehtlgen.  Erlafi  des  Miniaters  der  nsw.  Medizinal- 
angelegenheiten  vom  17.  September  1904  —  H.  Nr.  3195  II  —  an 
die  Herren  Oberp residenten. 

Durch  die  Vorschriften  des  g  49  a  des  Qesetzes,  betreffend  dio  ärztlichen 
Ehrengerichte  uaw.  vom  25.  November  1899  in  der  Fassung  der  Novelle  vom 
27.  Juli  d.  J.  (Q.-S.  8, 182  ff.)  ist  für  die  Aerztekammem  das  Becht,  die  Aerzte- 
kammerbeiträge  aach  nach  der  Einkommenstener  der  Beitragsp&icbtigon  zu 
bemessen,  gesetzlich  anerkannt  und  umgrenzt  worden. 

Der  Wortlaut  des  Oeaetzes  und  die  parlamentarischen  Verhandlungen 
ergeben,  daß  die  Umlegnng  der  Beiträge  nach  Maßgabe  der  Einkommen  Steuer 
nur  als  Änanabme  zulässig  nnd  anf  soH^e  Fälle  beschränkt  ist,  in  welchen  bei 
Anwendung  des  Abs.  1  des  §  49  a  des  Gesetzes  eine  ausreichende  Berücksich- 
tigung der  in  Betracht  kommenden  verschiedenen  Verhältnisse  sich  nicht  er- 
reichen läßt  (vgl  Begründung  des  Geaetzentworfs  S.  10,  Bericht  der  Kom- 
mission des  Eaoses  der  Abgeordneten  S.  3,  4,  Drucke,  des  Hauses  der  Abge- 
ordneten Nr.  28  nnd  141,  Verhandlungen  des  Herrenhauses  1904,  S.  bOS— 5S0). 
Auch  da,  wo  diese  Voraoasetzun^  gegeben  ist,  kann  die  Umlegnng  nach  der 
Einkommenateuer  nur  dann  als  biUigenswort  und  dem  Aeiztestande  förderlich 
erachtet  werden,  wenn  die  Umlagen  sieb  in  mäßigen  Grenzen  halten.  Denn 
da  diese  Art  der  Beitrags orbebiuig  auch  dasjenige  Einkommen  erfaßt,  welches 
dem  Pflichtigen  aus  anderen  Quellen  als  der  ärztlichen  Praiis  oder  medizinisch- 
wissenschaftlicher  Betätigung  zufließt,  insbesondere  auch  das  ihm  nach  dem 
Einkommensteuergesetz  zuzorechnende  Einkommen  seiner  Familie nglieder,  so 
wOrde  die  Heranziehung  als  Härte  and  Ungerechtigkeit  empfanden  werden, 
sobald  sie  über  die  Grenze  desjenigen  herausginge,  was  in  der  Begel  ein  seinen 
Stand  hochhaltender  Arzt  zur  FOrderong  des  Ansehens  desselben  and  zur  Unter- 
atOtzung  der  notleidenden  StandesangebOrigen  auch  freiwillig  beizosteuem 
gern  bereit  sein  wflrde. 

Die  Oberpräsidenten,  welchen  die  Genehmigung  der  Umlagebeschlttsse 
obliegt,  sind  dazu  berufen,  einer  onbilligen,  insbesondere  einer  zuweitgehendcn 
Beitragserhebung  entgegenzutreten.  Euer  Exzellenz  ersuche  ich  ergebenst, 
jeden  etwaigen  Beschluß  der  Aerztekammer  auf  Bemessung  der  Beiträge  nach 
der  Einkommensteuer  einer  besonders  sorgfältigen,  die  obigen  Erörterungen 
berücksichtigenden  Prüfung  zu  unterziehen.  In  keinem  Falle  aber  wollen  Euere 
Exzellenz  die  Erhebung  höherer  als  fünfprozentiger  Zuschläge  zur  Einkommen- 
stener gestatten.  

Prafmigsselt  fBr  die  Xntlleheo  PrOfingeii.  Erlaß  des  Ministers 
der  usw.  Mediziaalangelegenheiten  vom  2b.  Juli  1904  —  M. 
Nr.  2780    UI  — ■  an  die  Herren  Unirersitäts- Kuratoren,  ^.v.v.^.^ 
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Nach  §  20,  Abs.  i  der  PrttfiUKSOTdDiuig  ffti  Äerzte  Tom  2.  Jimi  18S8  ist 
die  Frist  zar  Wiederholang  nicht  beaUndener  FiUAuigsteilB  durch  die  zn- 
stSndige  ZeotralbehSrde  festzoseUen,  während  nach  g  61,  Abs.  2  der  PrflfaiiKS- 
ordnung  tou  28.  Uai  1001  die  Beatimmong  der  Wiederholnngsfrist  dem  Vor- 
sitzenden der  Prttfnngskoinmissian  obliegt.  Um  in  dieser  Einsicht  während  der 
UebergaDgszeit  eine  verachiedenartige  geachäftliche  BaDdhftbaDg  za  Termeiden, 
beatinune  ich  nach  Benehmen  mit  dem  Herrn  Beichekanzler,  daß  fortan  anch 
fflr  diejenigen  Prüfungen,  welche  noch  nach  den  Vorschriften  vom  2.  Jtini  1888 
abgelegt  werden,  die  Featsetzong  der  Wiederholnngsfriaten  durch  die  Von 
sitzenden  der  PrtlfanKakommiBsionen  zn  erfolgen  hat. 

Aach  bineichtucb  des  Beginns  und  der  Daaer  der  PrttfnngBseit  (§  4, 
Abs.  1  der  alten  nnd  g  21,  Aba.  1  der  nenen  Prätnngaordnnng)  eracheint  eine 
gleichmäßige  Behandlung  der  Kandidaten  geboten. 

Ich  ordne  daher  an,  daß  mit  den  Prüfungen,  anch  wenn  sie  im  übrigen 
nach  den  Beatimmungen  der  Prüfangsordnnng  vom  2.  Juni  1S8S  abgehallen 
werden,  künftig  allgemein  Mitte  Oktober  zu  beginnen  und  die  Prtkfungezeit  bis 
iklitte  AaguBt  auszudehnen  ist. 

Ich  ersuche,  den  Vorsitzenden  der  dortigen  ärztlichen  Prüfnngskonunission 
alsbald  mit  mitsprechender  Anweisung  zu  versehen. 


Torsehrlften  tber  das  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit  Krankheits- 
erregern, nuftgenomineB  Festerreger.  Rnnderlaß  der  Hinister  der 
uaw.  Medizin alangelegeuhelten,  dea  Innern,  für  Landwirt- 
schaft nnd  fttr  Handel  nnd  Gewerbe  -  M.  d.  g.  A.  M.  Nr.  1S276ÜI, 
M.  d.  I.  na  Nr.  6896,  M.  f.  L.  pp.  I  Ga  Nr.  6900,  M.  f.  H.  n.  O.  Hb  Nr.  7187. 
—  vom  6.  August  1904  an  sämtliche  Herren  Regierungspräsidenten. 

Zur  Ansftlhrnag  der  von  dem  Bundesrat  am  28.  April  d.  J.  beschlosaenen, 
im  Reichsgeaetzblatt  S.  159  veröffentlichten  „Vorschriften  über  das  Arbeiten 
und  den  Verkehr  mit  Eianjüieitserregern,  ausgenommen  Pesterreger ",  haben 
wir  die  anliegende  Bekanntmachung')  erlassen,  die  in  einer  der  nächsten 
Nommem  dea  Reiclis-  nnd  Staatsanzeigers,  sowie  im  Min. -Blatt  fflr  Mcdizinal- 
und  medizinische  Unterrichts  an  gelegenheiten  veröffentlicht  werden  wird. 

Ew.  Hocbwohlgeboren  ersuchen  wir  ergebenst,  die  nachgeordneten  Be- 
hörden auf  diese  Vorschriften  aufraerlisam  zu  machen  und  sie  anf  diese  nicht 
unbeträchtliche  Verantwortung  anf  dem  Qehiete  des  menschlichen  nnd  tieri- 
schen Qesandbeitswesens,  die  mit  der  Prüfung  und  Entscheidung  etwaiger  An- 
träge auf  aenehmignng  zum  Arbeiten  mit  und  zun  Vertriebe  von  Krankheits- 
erregern verbunden  ist,  nachdrücklich  hinzuweisen.  Qleiclizeitig  wollen  Sie 
den  OrtspoIizeibohOrden  aufgeben,  vor  der  Entscheidung  über  Qenehmignngs- 
anträge  nach  g§  2 — 4  der  Vorschriften  an  die  vorgesetzte  BehSrde  zu  berichten 
und  deren  Zustimmung  einzuholen.  Dem  Berichte  ist,  wenn  es  sich  um  Er- 
reger von  Krankheiten  handelt,  die  nnr  auf  Menschen  Übertragbar  sind,  eine 
gutachtliche  Aeußerung  des  Ereiaarztea  bei  Srregem  von  Kranluieiten,  die  auf 
Menschen  übertragbar  sind  nnd  gleichzeitig  der  Anzeigepflicht  nach  g  10  des 
Bdchsviehseuchengesetzea  unterliegen,  eine  gutachtliche  Aeußerung  des  Kreis- 
arztes und  des  Kreis tierarztes,  und  bei  Erregem  von  Tierkrankheiten,  die  der 
Anzeigepflicht  unterliegen,  aber  nicht  auf  Menseben  übertragbar  sind,  ein  Gut- 
achten des  Kreisarztes  beizufflgen. 

Anträge  anf  Erteilung  der  Erlaubnis  zum  Arbeiten  mit,  sowie  zur  Auf- 
bewahrung und  zur  Abgabe  von  lebenden  Cholera-  oder  Botzerregem  sind  nur 
nach  sorgfältiger  Prüfung  und  nur  im  Falle  der  Befürwortung  an  den  mit- 
UDterzeicbneten  Minister  der  geistlichen  pp.  Angelegenheiten  auf  dem  Instanzen- 
wege weiterzugeben. 

Zur  Zeit  darf  mit  Choleraerr^em  gearbeitet  werden  in  dem  InsUtnt  fflr 
Infektionakrankheiten  in  Berlin,  der  Versuchs-  und  Prflfungsanstalt  fflr  Waaser- 
veraorgong  nnd  Abwäaaerbeseitigung  in  Berlin,  den  hygienischen  Unlversitite- 
institoten  in  Berlin,  Bonn,  Br^lau,  OOttingen,  Oreibwald,  Halle  a.  S.,  Kiel 
und  Königsberg,  dem  üniveraitätsinstitnt  ftr  ^giene  und  experimentelle  Theta- 
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pie  in  Frankfurt  a.  M.,  dem  hjsiienisclien  Insütat  in  Posen,  den  boktenologi- 
achea  UnteranchongsanBtalten  üi  Beathen  O.-Schl.,  Saarbiflcken  nnd  Trier, 
den  St&dtischen  bakteriologischeD  UatenncliniigBämteni  in  D&nzig  und  Cola, 
dem  hygienisch  -  bakt.  Inatitat  in  Gelsenkiichen,  sowie  den  Qaarantäneanataltcn 
in  Bremerharen,  Swiuem&nde  und  Yoßbrook  an  der  Kieler  Föhrde. 

Kit  Kotzerregern  darf  gearbeitet  werden  in  den  vorstehend  aufgeführten 
Instituten  mit  Ausnahme  der  Quarantäneanstalten,  außerdem  in  den  hyMeni- 
schen  und  den  pathologisch  -  anatomischen  Instituten  der  tierirztlichen  Hoch- 
schulen in  Berlin  und  Hannover. 

Die  Bcnacbricbtigiing  der  vorgenannten  Institute,  soweit  dieselben  in 
Duem  Bezirk  liegen,  und  soweit  es  sich  nicht  nm  staatliche  Institute  handelt, 
welche  von  hier  aus  benachrichtigt  werden,  stellen  wir  Ihnen  ergebenst  anhoim. 
Eine  Hitteilung  der  Yorschrilten  Über  dos  Arbeiten  und  den  Verkehr  mit 
Krankheitserregern,  ausgenommen  Pesterreger,  an  dieselben  zur  Nachachtong 
wollen  Sie  umgehend  veranlassen  und  dafhr  Sorge  tragen,  daß  Vorschriften 
bezw.  Abdrücke  dieser  Vorschriften  in  den  zum  Arbeiten  mit  Cholera-  oder 
Botzerregern  bestimmten  Bäumen  an  angenfSIliger  Stelle  befestigt  werden. 


ünterlelintjphns  Infolge  sohleehter  BeschafTenhelt  des  Leltnags' 
wBSUrs.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Hedizinalangelegen* 
heiten  vom  24.  August  1904  —  H.  18778  —  an  simtlicue  Herren 
Begierungspräsidenten. 

Im  Herbste  des  Jahres  1901  hat  in  Oelsenkirchen  (Bcnerungsbezirk 
Arnsberg)  eine  Typhus epidemie  geherrscht,  die  nach  sachverständiger  Annahme 
dadurch  entstanden  ist,  daß  durch  ein  Stichrohr  unfiltriertes  Wasser  aus  der 
Ruhr  der  Wasserleitung  unmittelbar  zugeführt  wurde.  Qegen  die  Direktoren 
des  Wasserwerks  ist  ein  Strafverfahren  wegen  der  Abgabe  nnfiltrierten  Buhr- 
wassers  anhängig  gemacht  worden.  Zeitongsnach richten  zufolge  wurde  bei  den 
diesen  StraffaU  betreffenden  Verhandlungen  vor  der  dritten  Strafkammer  des 
KönigUcben  Landgerichts  in  Essen  die  Behauptung  aufgestellt,  daß  Stichrobre 
oder  ähnliche  Vorrichtungen,  um  unfiltriertes  Wasser  unmittelbar  in  das  Bohr- 
netz einer  zentralen  Wasserversorgung  einzuleiten,  vielfach  bei  solchen  Städten 
flbljch  seien,  die  in  der  Xähe  von  Flüssen  liegen.  Mit  Rficksicht  auf  die  für 
die  Einwohner  dieser  Städte  andauernd  bestehende  Qefahi,  infolge  der  schlechten 
Beschaffenheit  des  Leitungswassers  an  Unterleibstyphus  u.  a.  zu  erkranken  und 
im  Hinblick  auf  §  35,  Abs.  1  des  Gesetzes,  betreffend  die  Bekämpfung  gemeiu- 
genhrlicher  Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900  ersuche  ich  Ew.  Hochwonl geboren 
ergebenst,  gefälligst  mit  möglichster  Sicherheit  festzustellen,  in  welchen  Städten 
des  dortigen  Bezirks  etwa  solche  Stichrohre  vorbanden  sind,  lieber  das  Er- 
gebnis dieser  Ermittelungen  erwarte  ieb  demnächst  Bericht. 


MuBiuluneii  gegen  dte  dnroh  die  diesJShrlge  Dtlrr«  hervorgetretenen 
g«gii]idlieltUehen  Hlssstftnde.  Erlaß  des  Ministers  der  usw.  Medi- 
zlnalangelegenheiten  vom  1.  September  1904  —  M.  13S27  ~  an 
sämtliche  Herren  Begiemngspräaidenteu. 

Die  audanerade  Hitze  und  Trockenheit  der  Sommermonate  hat  ihre 
Wirkung  aach  auf  den  Wasservorrat  des  Bodens  ausgeübt  und  die  in  Brunnen, 
Quellen,  Teichen,  Bächen  und  Flüssen  dargebotenen  Wassermengen  gegen  sonst 
stark  vermindert,  ja  zum  Teil  sogar  erschöpft  Hierbei  haben  sich  in  ver- 
schiedenen Landesteilen  erhebliche  DnzuträgUchkeiten  lasbesondere  fUr  eine 
geordnete  Wasserversorgung  fühlbar  gemacht,  indem  die  Bevölkerung  gen Stigt 
war,  einerseits  sich  in  ihrem  Wasserverbranche  trotz  des  durch  die  Hitze  be- 
dingten größeren  Bedürfnisses  oine  hygienisch  unerwünschte  und  bedenkliche 
Einschränkung  aufzuerlegen,  anderseits  sieb  mit  einem  Ersatz  zur  Deckung  des 
Konsums  zu  begnügen,  der  nach  Ursprung  und  Beschaffenheit  eine  Gefährdung 
der  Oesundheit  in  sich  birgt.  Letztere  Besorgnis  liegt  bei  Zeiten  anhaltender 
Dürre  Insbesondere  für  das  Wasser  aus  Bächen,  Teichen  und  Flüssen  vor, 
denen  SchmnUwässer  zugeleitet  werden,  wenn  nicht  während  der  verminderten 
Anfnahmeflhigkeit  der  Bäche  usw.  eine  besondere  Aufsicht  geübt  und  nach 
Erfordern  eine  den  Verhältnissen  angepaßte  weitgehende  vorherige  Beinigong 
der  Schmutzwisser  durchgeführt  wird.  ..^•^,^,^<^ 
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Eb  iat  ftlr  mich  Ton  Wert,  ttber  die  StOmogen,  welche  ftDf  dem  Gebiete 
der  WasBerversorgung  nnd  AbwSaserbeseitigniig  Infolge  der  anhaltenden  Düne 
diesas  Sommers  Bich  bemerkbar  gemacht  haben  und  ttber  die  dadurch  verur- 
sachten hygienischen  Ünzuträglichd^eiten  und  etwaigen  Gesundheitsschädignngen 
unterrichtet  zu  werden,  sowie  dabei  gleiclizeitig  zu  erfahren,  in  welcher  Weise 
und  mit  welchem  Erfolge  die  hervorgetretenen  Mißstände  bekämpft  worden 
sind,  and  welche  MaQnahmen  nach  den  gemachten  Erfahrungen  geeignet 
scheinen,  der  Wiederkehr  der  bei  der  diesjährigen  Dürre  hervorgetretenen 
gesundheitlichen  Mißstände  wirksam  vorzubeugen. 

Dem  Bericht  sehe  ich  innerhalb  dreier  Monate  ergebenst  entgegen. 


/ 


DnrchftUinuig  der  obllgatorlsotaen  Lelebenselun.  Erlaß  der  Mi- 
nister der  usw.  Medi'zinalangelegenheiten  nnd  des  Innern  vom 
19.  August  1904  —  M.  d.  g.  A.  M.  12986,  M.  d.  I.  IIa,  6699  —  an  die 
Herren  Regierungspräsidenten. 

Ans  den,  auf  unseren  Erlaß  vom  23.  November  1902  —  18957  und  IIa 
8200  —  eingegangenen  Berichten  haben  wir  mit  Befriedigung  ersehen,  daß  die 
Einführung  der  obligatorischen  Leichenschan  durch  Polizeiveroidnung  in  fast 
allen  SeKierungsbezirken  weitere  Fortschritte  gemacht  hat.  Am  wengisteo  ist 
hierbei  das  platte  Land  beteiligt  gewesen,  wo  vielfach  das  Bedttrfnis  bestritten 
wild  und  die  Begelung  der  Kostenfrage  und  der  Mangel  an  Aerzteu  und  ge- 
eigneten Laien  dio  Durchführung  erschwert.  Doch  ist  es  auch  hier  gelungen, 
ü  einer  größeren  Zahl  von  Landgemeinden  die  obligatorische  Lelcnenschaa 
einzufnhren.  In  den  Stadtgemeinden  dagegen  hat  me  im  allgem^en  eine 
erfreoliehe  Zunahme  gefondeiu  In  5  Besiernngsbeziiken  ist  sie  Air  alle  Städte 
Über  2000  bezw.  lOOCKI  Einwohner  eingeführt  oder  in  Aussicht  genommen.  Der 
DuTcbfübrong  der  Leichenschau  sind  nirgends  Schwierigkeiten  entstanden,  viel- 
mehr hat  si(£  die  BeTQlkerang  an  die  Einrichtune  derselben  schnell  gewOhnt. 
Es  wird  sich  empfehlen,  auf  der  in  den  einzelnen  Begienineebezirkeu  ge- 
wonnenen Qmndiage  unter  Berllcksichtignne;  der  ertlichen  Yerhältnisse  für  eine 
Weiterverbreitong  der  obligatorischen  Leichenschan  Sorge  zu  tragen. 

Wir  ersuchen  hiemach  ergebenst,   der  Begelung  der  Leichenschau  fort- 

feaetzt  Ihr  Interesse  zuwenden  zu  wollen.  Einem  weiteren  Bericht  Über  den 
ortgang  der  Angelegenheit  sehen  wir  bis  zum  1.  Januar  1906  entgegen. 
Hierbei  ersuchen  wir,  anch  über  die  fiegalung  der  Eostenfrage  in  den  einzeOiea 
Fällen,  sowie  darttber,  ob  die  Leichenschan  von  Aerzteu  oder  Laien  aosgetlbt 
wird,  zu  berichten.  ^^___ 

PrUfnngaordnung  fttr  Apotheker,  Bnnd-Erlaßdes  Uinister  der 
usw.  Medizinalangelegenheiten  vom  Ib.  September  1904  — 
M.  8466  U  I  —  (a)  an  sämtliche  Herren  Begierungspräsidenten,  (b)  an  die 
Herren  Oberpräaidenten  und  (c)  an  die  Herren  Universitätskuratoren. 

Am  1.  Oktober  1904  tritt  die  neue  Prtlfnngsordnung ')  ftlt  Apotheker 
vom  18.  Mai  1904  in  Kraft. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuche  ich  ergebenst,  die  PrOfniigsordnung  im 
dortigen  Begiemngs- Amtsblatte  abdrucken  zu  lassen  and  die  Memzinalbeamten 
besonders  darauf  hinzuweisen. 

Zd  den  Bestimmungen  der  neuen  FrUfungsordnong  bemerke  ich  im  ün- 
zelaea  folgendes: 

a. 

1.  Die  nach  §  3  Absatz  3,  Sg  4,  6  nnd  7  der  „AufuchtshehOrde"  nnd 
der  .LaadeabehOrde"  Übertragenen  Obliegenbeiteu  sind  von  Ew.  Hochwohlge- 
boren wahrzunehmen. 

Zu  §  3. 

2.  Ab  Sitz  der  Prüfungskommission  für  die  pharmazeutische  Vor- 
prüfung bestimme  ich  für  jeden  Begiemngsbezirk  den  Amtssitz  des  Begierungs- 
präaidenten  (s.  o.  Ziffer  1). 

Wegen  Bildnng  der  Früfangskommission  für  den  dortigen  Bezirk  für 
die  Zeit  vom  1.  Oktober  1904  bis  Ende  September  1907  ersuäie  ich  das  Er- 
forderliche zu  veranlassen. 

')  Siehe  Seite  232.  '  -.v.w^.C 
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Zu   §   D. 

3.  Ueboi  die  ananaiiina weise  Berflckaichtignng  verspäteter  Meldangeu 
ist  dortseits  Entacbeldiing  zn  treffen. 

Zu  §  6. 

i.  Die  Kreisärzte  sind  anznweiaeo,  vor  Erteilung  des  Zulasanngs- 
zengnisaes  als  Apothekeilehrling  <reigl.  §  48  der  Apotlieken- Betriebsordnung 
and  §  51  der  DienstanweboDg  für  die  Ereiaärzte  vom  23  März  1901)  an  Inhaber 
eines  Zeagnisses  einer  Oberrealscbale  sich  zu  überzeogen,  ob  der  vorgeschriebene 
Nachweis  der  erforderlichen  Kenntnisse  in  der  lateiniscben  Sprache  erbracht  ist. 

6.  Femer  sind  die  Kreisärzte,  wie  schon  in  dem  Banderlasse  vom 
26.  Jnli  1895  —  H.  7194  —  angeordnet,  daran!  liinznweisen,  daß  Lehrzengnisae, 
die  ohne  die  vorgeschriebenen  Angaben  über  die  FUbrnng  und  die  Leistongen 
des  Lehrlings  zar  Bestätigung  vorgelegt  werden,  als  ungeeignet  zurück- 
znweiaen  sind. 

6.  Die  Beglaabigungen  der  Lehr-  und  Sarvierzeugnisae  (vergL  g  6  Ziffer 
2,  g  17  Absatz  4  Ziffer  1,  §  36  Absatz  3  der  PrOfiingsordniuig)  durch  die 
Medizinalbeamten  sind  stempellrei  (vergl.  Erl.  vom  28.  Oktober  1897  — 
M.  7682  — ). 

7.  Anträge,  welche  eine  Aosnahme  von  den  Yorschrif  ten  des  §  8,  Ziffer 
1  und  2  bezwecken,  sind  dorbaeits  vorzaprfkfen  und  nebst  sämtlichen  zur  Be- 
urteilung erforderlichen  Zeugnissen  und  sonatif^  Unterlagen  mit  einem  sich 
zur  Sache  äuSeniden  Begleitberichte  rechtzeitig,  und  zwar,  wenn  es  sich  nm 
eine  AnsnaJune  von  der  Vorschrift  des  §  6,  Zißn  2  handelt  —  spätestens  zwei 
Monate  vor  Ablauf  der  Lehrzeit  —  an  mich  einzureichen. 

Zn§  7. 
3.  Es  wird  sich  empfehlen,  mit  der  Verelnnahmung  der  FrDfunga- 
gebllhren  die  Begierongs-Hanptkasse  zu  beauftragen.  Aas  den  Prflfnngs- 
gebflhren  sind  zunächst  die  bei  der  PräfUngskommiaaion  entstehenden  sächlichen 
Anagaben  zn  bestreiten.  Der  verbleibende  Beat  der  Qebikhren  gelangt  nach 
näherer  Bestimmung  von  Ew.  Hoch  wohlgeboren  unter  dem  Voraitzenden  und 
den  Uitgliederu  der  Prflfungskonunisaion  zur  Yerteilnng. 

9.  Die  den  Znlaasnngaverf&gnngen  beizulegenden  Abdrücke  der  PrOtonga- 
ordnong  sind  dortaeita  zn  beachaffen.  Die  Abdrücke  kOnnen  von  der  Verlais- 
Buchhandlong  J.  9.  Cotta  Nachfolger,  Zweigniederlassung  Berlin  SW.  12, 
Kochatr.  68,  zum  Preise  von  60  M.  für  1000,  von  7  H.  fflr  100,  Ton  0,10  M. 
fQr  einzelne  Abdrttcke  bezogen  werden. 

Zu  §§  9,  10. 

10.  Die  bei  der  schriftlichen  und  praktischen  Prttfimg  zu  verwendende 
Anfgaben-Sammlong  habe  ich  von  der  technischen  Eommiasion  für  die  phanna- 
zeuuachen  Angelegenheiten  erneut  zusammenstellen  lassen  und  füge  zwei  Ab- 
drOcke  der  Znaammenstellong  für  die  dortigen  Akten  und  znr  Uebermittelang 
an  den  Vorsitzenden  der  PrUfiingskommission  bei. 

Zu  §  U. 

11.  üeber  die  Dauer  der  Veilängerong  der  AusbildiingBzeit  hei  Nicht- 
bestehen der  Prfliung  hat  der  Vorsitzende  nach  Anhörung  der  Mitglieder  der 
FrOfoDgskommiasion  Entscheidung  zn  treffen. 

Zu  §  86. 
IS.  Etwaige  Anträee  wegen  Bezeichnung  einer  Apotheke  als  nicht  geeignet 
für  die  praktische  Betätigung  der  Kandidaten   nach    bestandener    pharmazeu- 
tischer Frtlfiing  sind  mit  eingehender  BegrOndong  an  mich  einzureichen. 

ZaaanuaeiiBtenniiB  toh  A.nfgmbßa  tfLx  die  Vtütungan  dsx 
Apotbekergehllf an . 

L  Pharmazetiache  Chemie. 
Acetom  et  Acidum  oceticum.  Acidnm  benzoTcnm. 

Addum  arseuicosum  et  Liquor  K&lii      Acidum  boricum  et  Bor&x. 
anenioofli  AcUhun  carboUcum  et  ErMWMoi^^ 


au 
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Äcidam  hf  drochloriciun. 

Acidiim  hjdrocy&niciun.  Aqua  Amyg- 

dftlaram  amaranun  et  OleuiD  Ainyg- 

dalamm  aetherenm. 
Acidnm  nitricnm. 
Acidnm  phoBphoTicam. 
Acidom  Halicjlicnm. 
Acidnm  snlfiiricimL. 
Acidnm  Urtaricnm  et  Tarlame  depn- 

ratoB. 
Aether  et  Aetber  aceticns. 
Aqua  cblornta  et  Chlondom  hjdratnm. 
Bismntum  et  ejus  salia. 
Ammoninm  bromatom,  Ealinm  broma- 

tnm,  natrinm  bromatiim. 
Calcium  et  ejna  aalia. 


Litfaargyrnm  et  Hiniam. 
Chininnm  et  ejns  salia. 
Chlorofonniam  et  Jodoformiam. 
Capmm  et  ejna  salia. 
Emplastra  et  Sapones. 
Ferrum  et  ejus  salia. 
Qljceriniim. 

E[jdrarg7rDm  et  ejna  aalia. 
Jodnm  et  ejtu  Balla. 
Kalium  et  ejoa  salia. 
Magnesinm  et  ejus  salia. 
Natriiim  et  ejus  aalia. 
Flombnm  et  ejos  salia. 

Snlfnr. 

Zincnm  et  ejos  salia. 


Adaps  et  Sebnm. 
Amylom  et  Dextiinnm. 
Balaamnm  peniTianam. 
Benzoe. 
Camphora. 


n  Botaoik  und  Pharmakognosii 


Cortex  Chinae. 

Crocns. 

Flores  Arnicae. 

Florea  Chamamlllae. 

Flores  Eoso. 

Flores  Sambad. 

Flores  Verbasci. 

Folia  Digitalis. 

Folia  Heothae  crispae  et  piperitac. 

Folia  Sennae. 

Folia  Dvae  ürsi. 

Pinctoa  Anisl  et  Frnct.  Foenicitli. 

Fractus  Juniperi. 

Qummi  arabtcnm. 

Herba  Couü. 

Herba  Hyoacyami. 

Lycopodinm. 

Manna. 


Hoschos. 

Hyrrha. 

Oleom  Amy gdalanun. 

Oleum  Jecoris  Aselli. 

Oleom  Bicisi. 

Oleom  Sinapii. 

Opinm. 

Badix  Althaeae. 

Badix  Qentianae. 

Badix  I^ecacnaobae. 

Badix  Uqniritiae. 

Radix  BbeL 

Badix  Sarsapaiillae. 

Bad.x  Senegae. 

Badix  Valerianae. 

Bhlzoma  Calami. 

Bhlzoma  Filicis. 

Sacchamm  et  Saccharom  Lactis. 

Seeale  cornotnni. 


Thermometer. 

Barometer. 

Wagen. 

Speäfisches  Oewicht. 

Freier  Fall  der  KQrper. 

Elektriziat. 

HagnetiBmus. 

WSrme. 

TV.  Oalenische 
Aqaa  Calcariae. 
Aqoa  Cinnamomi. 
Aqaa  Foenicoli. 
Aqoa  Henthae  pipeiitae. 
(.'oprom  alnminatnm. 
Electoariom  e  Senna. 
Elixb  e  Socco  Liqoiritiae. 
Emplastnun  Cantharidom  ordinarinm. 
ED^Ustmm  Canthaildiim  perpetnom. 
Emplastnun  fuscnm  camphoratom. 
mmplastrnm  Hydrargyri. 


Semen  Sinapis. 
Semen  StrrchnL 
Tobera  Jalapae. 
Tobera  Salep. 
m.  Physik. 

Adhäsion,  Eohäsion. 

Mikroskop. 

Dampfmaschine. 

Loitpompe. 

Aggregatzns 

PuarisatioD. 

Apparate  zor  Mafi-Ana^e. 

Telephon  ond-  Telegraph. 


Zubereitungen. 
Emplastrnm  Lithargyri. 
Emplastnun  Lithargyri  compositiun. 
Emplastnun  saponatnm. 
Infösom  Sennae  compasitom. 
Ltqoor  Ammonii  aniaatns. 
Simpoa  Althaeae. 
Sirapoa  Amygdalanun. 
SpintOB  saponatna. 
Tinctnra  JodL 
Tinctura  Bhei  aqnosa. 
Cngnentnm  diachylon. 


odgle 
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üngaentom  Olycerini.  nngneotnm  ParaUni. 

Cngnentam  Kiüli  jodati.  üngaentiim  Zind. 

UDgaentuin  leuiens.  Vinmn  comphoratnin. 

y.  Fharmazontich-Chemische  Präparate. 


Acidnin  benzoicnm. 

Ammoniiim  chloratum  ferratmn. 

Aqua  chlorata. 

Aqua  bydrosnlfnrata. 

Ferrom  snUnricam. 

Hjdrargyrnin  hijodataiD. 

E^drargyram   oxydatnm    via    hnmida 

paratnm. 
Hydrargymm  praecipitatiiin  albnm. 

TL  Chemische  Fräp 
Acetauilidun. 
Acidnm  aceticnm. 
Acidom  beuzoiciun. 
Äcidom  boricmn. 
Acidnm  carbolicum. 
Addnm  dtricimi. 
Addnm  hydriK^oricain. 
Addnm  nitrlciuiL 
Addnm  phoephoticnm. 
Addnm  salicjliciun. 
Addnm  snUnrieum. 
Addnm  tauüeiuiL 
Addnm  tartaiicnm. 
Aether. 
Aether  aceticns. 

Atnmnninm   bromatom. 

Ammoninm  chloiatnm. 
Aqna  AmTgdal&nun  amaramm. 
Aqoa  chlorata. 
B^amum  CopairaB. 
Balsamom  pernviuinm. 
Bismntum  sabgaUicnm. 
Biamntnm  sobnitriciim. 
Bismntnm  snbsalicjlicnm. 
Btomoformiom. 
Calcft]^  chlorata. 
Caldnm  phoaphoricnm. 
Chinlnnm  ferro -dtricnm. 
Chininoffl  taonicnm. 
Chloralnm  formamidatnm. 
Chloralnm  bjdratnm. 
Chlorofoiminm. 
Cocalnum  liTdiochlorieiun. 
Codelnnm  pnosphoricnm. 
Fermm  lacücnm. 
Fernim  pnlreratnin. 

Abschrift  UberBonda  ich  Euerer  Exzellenz  zur  gefälligen  Eenntnimahme. 

Uit  Btli^icht  daraof,  daS  die  Uilit&rdienstzeit  der  Apotheker  nadi 
%  39  der  Prüfnngsordnnng  auf  die  Lehrlings-,  Qehilfen-  nsd  Studienzeit  zn- 
künttig  nicht  angerechnet  werden  darf,  wird  ei  dch  empfehlen,  bei  Bewerbongen 
um  Apothekenkonzessionen  die  etwa  abgeleistete  Uüitärdienstzeit  anf  das 
Approbationsalter  der  Bewerber  insowdt  in  Abrechnung  zu  bringen,  als  durch 
die  ErfttUnng  der  HUitirdienstpfiicht  die  Eilangong  der  Approbation  verzOgert 
worden  ist. 


Liquor  Ammonii  acetid. 
Liqnor  Cresoli  saponatns. 
Uqnor  Ferri  jodati. 
Liqnor  Kalli  acetid. 
Liqnor  Kalii  arsenicosL 
Liqnor  Ealü  carbonicL 
Liqnor  Plnmbi  subacetid. 
Mixtum  anlfnrica  adda. 
Sapo  kallnus. 
(träte  zur  PrOfang. 
Fermm  rednctum. 
Glljcerinnm. 

Ejdrargymm  btjodatnm. 
Hydrargymm  cÜoratnm. 
Ejdrargymm  ozydatom. 
Hydrargymm  praedpitatum  albun. 
Jodofoiminm. 
K>-liuTn  bromatnm. 
Kalium  carbonicnm. 
Kulintn  chloricnm. 
Kalium  jodatum. 
ir«-t'""'  nitricum. 
Kreogotum. 

Liqnor  Ammonii  canstid. 
Liquor  Ferri  aesquichlorati. 
Liqnor  Kalii  arflenicosi. 
Magnesia  usta. 
Magnesiom  carbonicnm. 
Morphium  hydrochloricum. 
Natrium  bi  carbonicnm. 
Natrium  bromatnm. 
Natrium  nitricnm. 
Natrium  snlfnricnm. 
Fhenacetinum. 
Phenylnm  salicylicum. 
Fyrazolonum  pbenyldimetbylicnm, 
I^rasolonum  phenyldimethylicum  sali 

cjrlicnm. 
StJbinm  solfnratnm  aurantiacnm. 
Snlfnr  praedpitatum. 
Tartarus  depnratos. 
Tartarus  natronatns. 
Tartarus  stibiatns. 
Zincnm  o^datnm. 
Zincum  snlforicnm. 


anf  die  pliarmazentlsche  Prüfung  bedehen  g§  16ff  —  bemerke  ich  folgendes: 
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Zu  S  17. 

Die  Anträge  auf  Znlassimg  2nr  Piüfiuig  sind  wie  bisher  an  du  Uni- 
Teiaitäta-KuratDriam  zd  lichten.  Wenn  bei  Prüfung  der  Unterlagen  sich  keine 
Anstände  ergeben,  ist  die  Zulaasmig  za  verfügen,  der  Kandidat  za.  benach- 
richtigen und  den  Voraitzenden  der  Prüfangskommiasion  unter  Uebersendung 
der  Akten  Mitteilung  za  machen.  Bezüglich  der  Einzahlung  und  Vertdlnng 
der  Prüfangsgebahren  verhleibt  es  bei  dem  bisherigen  Verfahren. 

Ueber  die  aasnahmimeise  Berflckaichtiguug  verspäteter  Anträge  ist  dort- 
seits  EntecheiduDg  zu  treffen. 

Unter  Bezugnahme  anf  den  Banderlaß  vom  7.  Oktober  1880  ~  U.  198B 
ü  I  2276  —  mache  ich  daraaf  antmeikaam,  daß  die  Immatriknlation  der  Kandi- 
daten der  Pharmazie  in  der  Philosophischen  Fakultät  für  das  Stndiam  der 
Fharmade  in  Znkanft  von  dem  Nachweise  elaer  in  Apotheken  des  Deutschen 
Beichs  ingebrachten  Qehilfenzeit  von  mindestens  einjähriger  Dauer  abhängig 
und  in  der  Prttfungsordnang  eine  dispensireise  Befreiung  von  der  Erfüllnng 
dieses  Erfordsmisses  nicht  vorgesehen  ist. 
Zd  !;  18. 

Die  den  Zulasanngs Verfügungen  beizulegenden  Abdrucke  der  Frttfungs- 
orduDug  sind  dortseits  zu  beschaffen.  Die  Abdrucke  kOnnen  von  der  Terlags- 
bnchhandlnng  J.  O.  Cotta  Nachfolger,  Zweigniederlassung  Berlin  SW.  12, 
Eochatrasse  53,  zum  Prebe  von  60  Hark  für  1000,  von  7  Hark  für  100,  von 
0,10  Uark  für  einzelne  Abdrücke  bezogen  werden. 
Zn  §§  27,  SO. 
Abschnitt  I 1.  Aufgabe  2 1 

2.  ,       8  i  7  :  8  =  2,88 

3.  ,       2j 

Abschnitt  UA:.  ■•■•    ^  -       1}b:2  =  1,50 

Abschnitt  HR 1.  ,  81 

2.  ,  1  J  7  : 8  =  2,83 

3.  ,  8j 
Abschnitt  IIIA 1.  Chemie  2) 

2.    Physik    8  J  8  : 3  =  2,67 
S.    Botanik  3 1 
Abschnitt  HIB 1.    Teil 


11,08:0  =  2,21 
Ocgamtzensnr  2  =  gut. 


O.    ClroaalienBag^um  Hessen. 

Aufhebung  der  Beksimtraaehnng  fiber  das  Selbstdiapensieren  der 
homSopatblseheu  Aerste,  sowie  Aber  die  ELorlehtUMg  und  den  Betrieb  h»- 
■■ttopathlseber  Apotheken  und  Dispensatorien.  Bekanntmachung  des 
Misterinms  des  Innern  vom  16.  Harz  1904. 

Sit  Oenehmigung  Se.  KSnlgL  Hoheit  des  Qroflherzogs  wird,  unter  gleich- 
zeitiger Aufhebung  der  Bekanntmachung  vom  12.  Dezember  1908  hierdurch 
bestimmt,  daß  die  Bekaontmachong,  betreffend  das  Selbstdiapensieren  der  bo- 
mOo^atbischen  Aerzte,  sowie  die  Einrichtung  und  den  Betrieb  der  homOo- 
paüuschen  Apotheken  und  Dispensatorien,  vom  6.  Dezember  1902 1)  bis  auf 
weiteres  nicht  in  Knft  tritt. 


>)  Siehe  Beilage  zn  Nr.  2  der  Zdtachrift;  1908,  S.  24. 

Verantwortl-Bedakteur:  Dr.Kapmund,  Beg.- n.  Geb.  Hed.-K»t  in  Minden  i.  W., 
J.  O.  C  Bmns.  BuiosL  Sloha.  u.  F.  6eb.-L.  HonnelidrBckaral  tn  Waden.'  "  'c> ' 
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Beilage  ztlt  Zeitsolirlft  für  Medizinal -Be&znte. 
Nr.  21.  1.  November.  1904. 


Rechtsprechung. 

Dl«  Stfeotllche  Ankttndlgrnn?  ron  „nuKlan  blich  ashlrelehen  Heiler- 
folgen bei  Ton  fintUehen  Antorltfiten  anfgeirobeneii  Er&nken"  dnreli  ein 
»Kaplleln*'  genanntes  Hellmittel  veretSsat  gegen  das  Geseti  rar  BekBmphing 
des  nnlanteren  TTettbeirerbB.  Urteil  des  Beichsgeiichta  (8tr.-S.) 
vom  80.  Hai  1904. 

Der  TatbBBtimd  des  nach  g  4  des  Qeaetzes   Tom  27.  Hai   1896 

fltrafbaiBn  nnlanteren  Wettbewerbs  ist  ohne  Verlatznug  des  materiellon  Rechts 
featgesteUt.  Die  Begründung  entspricht  dem  g  266  8t.-P.-0.  Die  Ansfähnmgcn 
der  BeTisionaschrift,  welche  die  Bichtigkeit  der  erstinstanzlichen  Beweia- 
wttidigDng  bekämpfen,  aind  nach  g  376  St.-P.-O.  nicht  geeignet,  die  getroffenen 
Featatellongen  zn  entkräften.  Widersprüche  liegen  nicht  vor.  War  in  dem 
einen  Satze  der  Prospekte  eine  „bombastische  Veision"  za  finden,  so  konnten 
in  anderen  Sätzen  die  Angaben  tatsächlicher  Art  enthalten  aein.  daQ  daa  vom 
Angeklagten  entdeckte  „Eaplicio"  bisher  niemals  den  Erfolg  Teraart  habe,  daQ 
der  Angeklagte  selbst  in  den  schwersten,  acheinbar  ua heilbarsten  Fälea  Heilung 
bringe,  nnd  daB  er  jedes  Leiden  schnell  nnd  richtig  zn  erkennen  vermöge. 
Ob  aolche  Angaben  gemacht  sind,  wenngleich  der  Angeklagte  „seine  Beklame 
sehr  Toraichtig  abgefaßt  hat",  hatte  der  erste  Bichter  anf  Grund  der  Analegnng 
des  Q-eaamtinnalts  tatsächlich  festzustellen.  Die  als  wahr  nnterstellten  Tat* 
Sachen  hinderten  rechtlich  nicht  die  Oberzengnng  dea  Qerichts,  daß  der  An- 

feUagte  die  Unwahrheit  der  erwiesenen  Angaben  tatsächlicher  Art  gekannt 
at.  Zn  Ungunsten  des  Angeklagten  im  Wege  der  Beweiaw&rdigung  Schlösse 
daraus  zo  ziehen,  daQ  er  Auskunft  anf  Fragen  des  Vorsitzenden  verweigerte, 
war  statthaft. 

Die  Ablehnung  dea  Antrags  aaf  Zengenvemehmung  wird  durch  die  rer- 
kOndeten,  im  Urteil  wiederholten  Gründe  gerechtfertigt  Auch  der  Umstand, 
daB  die  Zeugen  früher  bei  Aerztea  nnd  zum  Teil  bei  den  bedentendaten  Professoren 
rergeblich  Heilung  gesucht  haben,  ist  ohne  Bechtsirrtom  fttc  einfloBlos  erachtet. 
Die  Vemahmnng  der  abgelehnten  Sachverständigen  begründet  ebenfalls 
nicht  die  Bevision.  Denn  die  behauptete  Tatsache,  i»&  die  Sachveratändigen 
HitgUeder  der  Aerztekammer  der  Provinz  Brandenburg  and  des  Stadtkreises  B, 
waren,  begrflndete  nicht  die  Anwendbarkeit  des  g  22,1  St.-P.-O.  Ihre  Wahl 
zu  Mitgliedern  der  ärztlichen  Stand  es  Vertretung  bewirkte  nicht,  daB  sie  dnrdi 
die  testgestellte  strafbare  Handlung  des  Angeklagten  verletzt  wurden.  Im 
Übrigen  beruht  der  die  Ablehnung  für  nnbegrllndet  erklärende  BeschlnB  auf 
WDrdignng  der  tatsächlichen  Verhältnisse  und  unterliegt  daher  nicht  der  An- 
fechtung durch  das  Rechtsmittel  der  Revision. 
Somit  ist  die  Beviaion  zn  verwerfen. 


x> 


Begriff  „Prlvnt-ErankeB.  et«.  Anstalten«.  Urteil  des  Oberlandes- 
richts  Brannschweig  vom  27.  Oktober  190S. 

Zur  Errichtung  von  Anstalten  der  Im  g  80  der  Gew.  -  Ordn.  aufgeführten 
Art  gehört  und  genügt  die  Bereitatellnn^  von  BSumen,  welche  Kranke, 
Schwangere  oder  Irrsinnige  überhaupt  —  nicht  bloß  einzelne  bestimmte  Per- 
sonen dieser  Art  —  aufzunehmen  geeignet  sind.  Nicht  nOtig  ist,  daß  die  Bäum- 
lichkeiten  sich  zu  der  Aufnahme  einer  grSßeren  Anzahl  von  Personen  eignen; 
es  ist  auch  gleichgültig,  ob  die  Personen  gleichzeitig  oder  nacheinander  einzeln 
aufgenommen  werden;  ein  OroBbetrfeb  —  wie  die  Bevision  verlangt  — 
ist  kein  Erfordernis  der  Anstalt.     Es  l&6t  sfch  ^nch^a;^,,^«!',^ 
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siimmang  in  §  SOb  a.  0.  nicht  folgern,  dafl  eine  aolclie  Anstalt  dfts 
Torhandenaein  ron  technischen  Einrichtnngen  zur  Voraas- 
BOtznne  habe.  Wenn  auch  für  die  Anstalt  technische  Einrichtungen  vom 
Standpiuut  der  Oesondheitspolizei  ans  geboten  sein  kOnnen,  so  gehitren  sie  doch 
nicht  za  dem  Begriffsmerkmal  der  Anstalt.  Nach  den  tatsächlichen  Fest- 
■toilnDgen  haben  die  Angeklagten  in  der  Zeit  von  1899  his  Anfang  1908  in 
ihrem  ^anae  in  L.  auf  Qrand  eines  Zeitongsiasorats  IB  schwangeren  «ad  in 
ihren  Bänmen  entbundenen  Frauenspersonen  Unterkommen  nnd  Verpflegung 
gegen  Entgelt  gewährt.  In  der  Onterordnnng  dieses  Unternehmens  nnter  den 
Begriff  der  Piivatenthindangsanstalt  kann  nach  den  TtHstebenden 
Grundsätzen  eine  Verletztuig  des  Gesetzes  nicht  gefunden  werden.  Daß  die 
Angeklagten  ihre  Bänme  nur  znr  Unterkunft,  nicht  aber  zur  Niederkunft  der 
Personen  rermietet  haben,  ist  durch  die  tatsächlichen  Feststelinngen  widerlegt. 


.  "^  Zd  Iwoliehen  Aendenmgen  einer  mit  bshSrdllclter  fisnelmlgiug  er- 
richteten Prlfstkrankenanstalt  bedarf  es  mderirelter  OenehmlgirayHrfii- 
holnng.  Urteil  des  Sächsischen  Oberverwaltangsgerichts 
(L  Sen.)  Tom  1.  Juli  1908. 

Nach  §  30,  Abs.  1  unter  h  Gew.-Ordn.  ist  die  Erlwibiiis  lum  betriebe 
einet  Krankenanstalt  untec  anderem  dann  zu  erteilen,  wenn  nach  den  vom 
Unternehmer  einza  reichen  den  Beschreibungen  and  Plänen  die  banlichen  nnd 
sonstigen  technischen  Einiichtungan  der  Anstalt  den  gesondheitspoliaeilichea 
Anforderungen  entsprechen.  Diese  Erlaubnis  bezieht  sich  sonach  nur  auf  die- 
jenigen Bänme  nnd  Ein  rieh  ton  gen,  die  der  zuständigen  Bebi}cde  als  fQr  den 
Anstaltsbetrieb  bestimmt  angezeigt  nnd  von  ihr  als  zu  diesem  Zwecke  geeignet 
anerkannt  wordun  sind.  Hieraus  folgt  aber,  daß  diese  Bänme  nnd  Einrichtungen 
nidit  umgestaltet  werden  dürfen,  ohne  daß  zuvor  die  SehtSrde  die  Unbedenk- 
lichkeit der  beabsichtiKten  Acnderung  vom  gesundheitspolizeilichen  Standnnnkte 
fepriift  nnd  zur  AuafiULruDg  Genehmigung  erteilt  hat  Die  MBgUchkeit  nieraa 
ann  ihr  aber  selbstverständlich  nur  durch  Vorlegnng  der  erforderlichen  zaich- 
nerischen  and  sonstigen  Unterlagen  geboten  werden. 

Hiernach  nntorlicgt  es  keinem  Zweifel,  daß  zu  der  vom  Kläger  vorge- 
nommenen Teilung  eines  Krankenzimmers  in  zwei  zur  Aofnahma  von 
Kranken  bestimmte  Bäume  polizeiliche  Erlaubnis  notwendig  isL  Aber  auch 
hinsichtlich  der  baulichen  Veränderungen  an  der  Veranda  liiuS  das  gleiche 
gelten.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  das  Vorhandensein  von  Veraaden  la 
den  Erforderoissen  eines  Privatkrankenhauses  gehört ;  jedenfalls  bilden  sie  im 
vorliegenden  Falle  tatsächlich  einen  mindestens  nicht  unwesootlichen  Bestand- 
teil der  Anstalt  des  Klägers,  da  sie  nnbestrittcnermaßen  den  dort  zur  Heil- 
behandlung  befindlichen  Personen,  wenn  auch  nicht  als  Krankenzimmer,  so  doch 
zum  Aufenthalte  während  der  Tagesstunden  dienen  sollen. 


HUhbedUrftigkett  Im  ■rmenrechtltchen  Slnoe  liegt  ancb  bei  efaiem 
gMMtngefShrllehen  Irren  vor,  wenn  dieser  einer  Irrenanstalt  nicht  nm 
seiner  OetnetngenbrKehbelt  willen,  sondern  wegen  seiner  Hllbbedürftlgkelt 
von  der  PollvelbebSnle  Dberwlesen  worden  Ist.  Urteil  des  Prenß. 
Oherverwaltncgsgerichts,  IIL  Sen.  vom  21.  Januar  1904. 

Die  Feststellung  des  Vorderrichters,  daS  K.  nur  im  polizeilichen  Interesse 
in  die  städtische  Irrenanstalt  zu  B.  aufgenommen  worden  sei,  ist  nicht  zutreffend. 
Mag  auch  die  Staatsanwaltschaft  die  Unterbringung  des  K.  wegen  Gemein* 
Gefährlichkeit  fUr  wänschenswert  gehalten  haben,  so  wird  in  dem  Ersuchen 
des  Folizeipräsidentes  an  die  Anstaltsinspektioa  vom  16.  Februar  1901  die 
Aufnahme  auf  Kosten  des  Armen p&egefonds  nnd  anf  Grund  des  intliehen 
Outaohtens  v.  5.  Februar  1901  beantragt,  welches  von  einer  Gemeingefikrlichkeit 
des  K.  nicht  spricht  Auch  hat  sich  die  Polizei  beb  Qrde  die  weitere  Verfttgung 
tLber  den  letzteren  nicht  vorbehalten,  dieser  ist  vielmehr  nach  Inhalt  des 
Schreibeos  des  Magistrats  vom  22.  Februar  1901  seit  dem  16.  deBselbea  UMuta 
in  der  Anstalt  aus  Armenfonda  verpflegt,  nnd  wie  die  Aktoi  ergebeni,  wfüei 
nach  erfolgter  Besserung  vom  Kläger  aas  der  Pflege  entlassen  worden.  Daß 
K.  einer  Anstalt^flege  bedurfte  und  sieh  diese  au  eigenen  JUtela  sn  TMiriiifii 
nicht  in  der  lAge  war,  nach  alt  Geisteskranker  vom  Kläger  nicht  «bgavleMB 
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ud  aich  salbst  ttbeilwseii  werden  kosnte,  ist  aweUeUos.  Bei  eioei  solchen 
äacUftge  ksKB  aber  dss  Vcriiegen  dier  Amesfünorge  im  gesetzUcbea  Sinns 
Uli  Seiten  des  Klägers  nieht  in  Abrede  gestellt  werden.  Die  Entscheidniig  des 
Torderrichters  unterlag  daher  der  Aathebang. 

Der  Ansprnoh  aaf  SrutkengeU  kann  nieht  von  einem  dank  dem 
Kusenarit  anuusteUeDdesi  Krankheltsselielne  abUi^lg  genucht  werden, 
sondern  nrnss  anch  bei  dem  Nachwels  der  ErwerbeanÄhlgkelt  durch  die 
Besehelnlgnng  eines  anderen  Antes  anerkannt  werden.  Entscheidnng 
d es  B adia che uVerwaltnngsge  rieb tsbofsToma Dezember  1908 

Dnrdi  eine  Bestimmung  des  Easaenstatnts ,  da£  dem  Antrag  aal 
Krankengeld  ein  rom  Kassenarzt  soszust eilender  Krankenschein  beünfQgen 
sei  and  daß  aal  die  Krankheitsbescbcinigiuig  eines  andeTca  Arztes  nur,  wenn 
der  Ksssenvorstand  die  ZaziehaaK  dieses  Arztes  nacbträgUch  gntgcbeiäen  iiabe, 
Krankengeld  aosgezalüt  werde,  kann  die  Vorsagong  des  Krankengeldes  nicht 
{gerechtfertigt  werden.  Denn  nach  g  26a,  Abs.  2,  Ziffer  2  b  des  EruLkesTer- 
sichemngagesetzes  darf  das  Statut  an  die  Umgchong  des  Eassenarztes  aar  die 
Folge  knüpfen,  da&  die  Bezahlung  der  durch  Inansprucbnabme  anderer  Aerzte 
entstandenen  Kosten  abgelehnt  werden  kann.  Nur  des  Ansprachs  aaf  die  in 
§  6,  ZilLl  Er.-V.-G.  bezeichnetea  Leistungen  also  gebt  der  Versicherte  in 
solchen  Falle  Terlostigj  Krankengeld  dagegen  (g  6,  Ziff.  2  £r.-T.-Q.)  maß  ihm 
gewährt  werden,  wenn  die  ErwerbsnnfanigkeiC  nachgewiesen  wird  —  sei  es 
auch  durch  einen  anderen  als  den  Eassenarat. 


Ate  AnblcktsbehSrde  ist  heraolitlgt,  die  Gmehrnlvu«  der  Ab- 
iademnc  eines  Krankenkassenstatats,  well  dasselbe  den  AuforderuigeR 
4ea  Bttlehsgesetees  uleht  geullgt,  sn  TersageBf  wenn  die  besektessene  Ab< 
Indemng  die  Glnfllhmi«  freier  Krztlloher  Bebattdlug  für  erkrankte  Fa< 
»lllenaagekttrtge  der  Eassennltglleder  beiweckte,  blersn  aber  die  Mittel 
dar  Kasse  nicht  amirelcken  wBrden.  Urteil  des  Sächalachen  Ober> 
TerwaltnngsgerichtB  (I.  8en.)  vom  21.  Oktober  180S. 

Der  g  ül  Er.-V.-G.  läßt  iwar  in  Ziff.  h  die  Gewährung  einer  freien 
batlidien  Behandlung  fUr  erkrankte  Familienangehörige  achlechtbin  zu,  daraus 
ist  aber  nicht  ihre  nn beschränkte  Zaläaatgkeit  zu  folgern.  Es  iat  vielmehr  im 
Hinblicke  auf  die  Vorschrift  im  §  22,  Abs.  1  des  Gesetzes  zn  erwägen,  ob  der 
Vermttffensstand  der  Easse  die  beachloaaene  EinfQlirang  erlaubt  und  ob  die 
Kassenbeiträge  sowie  die  sonatigon  Einnahmen  aoareicbcn,  nm  auch  die  durch 
Statntenttnderang  entatebenden  Mehrkosten  zn  decken.  Wäre  dies  nicht  der 
Fall,  BD  würde  zweifellos  den  Anfoidernngeu  des  Oesetzee  dann  nicht  gentigt 
werden,  wenn  trotzdem  die  Einführong  der  PamiliennnteTSttttzung  ohne  mne 
^eichzeitige  Erhithnng  der  Mitgliodeiboiträgo  bBschloEsec  oder  diese  Erhöhung 
bis  sa  dem  Zeitpunkte  verschoben  würde,  in  welchem  sich  die  Unzalänglichkeit 
der  !£^nnahmen  heransstelll.  Ob  im  gegebenen  Falle  eine  hinreichende  Deckung 
fftr  die  beechlosaene  Aaadehnang  der  Eassenleistungen  vorhanden  ist,  dafttr 
fehlt  es  Eur  Zeit  an  einer  genügenden  Unterlage. 
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üntersBehung  tob  Wasser  In  Strafanstaltea  usw.  ErlaS  des  Jastia- 
ministers  vom  IS.  Jnni  1904. 

Falls  bei  den  Strafanstalten,  Gefängnissen  und  Erziehunganstalten  das 
nnteranchen  vom  Wasser  erforderlich  wird,  ist  die  EünigL  Versncbs-  und 
PrAfongsanstalt  für  Wasserversorgung  and  Abwäsaerbesorgnng  in  Bdrlin  3W, 
Karletrasse  73 II,  damit  za  betraaen.  Uit  derselben  sind  an  Entsebädignng 
f4r  jede  Probe  bei  dor  Untersuchung  und  Begutachtung  auf  ihre  Brauchbarkeit 
als  Trinkwasser:  12  Mark,  als  Kesselspeisewasser:  15  ICark,  als  Trink-  und 
Kessebpeise Wasser:  18  Mark  vereinbart. 


A' 
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Neues  preogslsehes  Hebmmmenletirbneh.  Eilafi  des  Hiniatera 
r  usw.  HediziDal-ADKelegenhelten  vom  80.  Septambec  1901 
Ni.  8516  —  IUI  sämtiiche  Berren  BegienuiKSprlsideDteii, 

Das  utitteb  Erlasses  vom  81.  Aazost  1^  —  U  7966  —  eÜKeftUirte 
^Preußische  HebammeolehrbiLcli'  entspricbt  nacb  dem  Gatachten  der  Wüaen* 
schaitlicben  Depotation  fttr  das  Medizmalwe^cn  nictit  mebr  den  AnfoTdeinngen 
des  praktischen  Bedürfnisses  und  der  Wissenschaft. 

Ich  habe  daher  ein  neaos  Lehrbach  nebst  Dienstanwelsrntg  aasarbeiten 
lassen,  welches  unter  dem  Titel  iHebammenlehibbuch"  in  dem  Verlage  Ton 
Julius  Springer,  hier,  Honbijonplatz  8,  erschienen  ist,  and  bestimme,  daB 
dieses  Lehrbach  fttr  den  Unterricht  in  den  HebammenlohraiiBtalten  von  dem 
Beginn  des  nächsten  Lehrkaraus  ab  eingeführt  wird,  und  bei  den  n&chat- 
f olgenden  HebanunenprOfiingen  und  Nachprüfungen  zor  Anwendnng  zn 
bringen  ist 

Die  dem  Lehrbnche  bdg^bene  Dienstanwelsang  tritt  an  die  Stelle  der 
bisherigen  ,Instraktian  für  die  Hebammen  im  KOnlgreiäie  Prenäen"  (S.  261  des 
Lehrbnchs  von  1892)  and  gibt  alle  Pflichten  an,  welche  die  Hebammen 
Frenßens  bei  der  Aostlbang  inres  BernfB  zu  erfüllen  haben. 

Unter  Bezugnahme  aa(  g  1,  Abs.  2  des  Anhangs  zum  neaen  Lehrbach, 
Seiten  351— 9&4,  bestimme  ich  femer,  daS  es  doi  Hebammen  des  dortigen  Be- 
zirkes von  Jetzt  an  nicht  mebr  gestattet  ist,  die  innere  Wendong  anszafllhron. 

Die  Verlagsbactihandlang  von  Jalias  Springer  hat  sich  verpflichtet, 
fttr  die  Eebammwlchranstalten,  deren  Lehrer  and  Säittlerinnen,  für  die  EOnig- 
Ucheo  Behörden  and  Beamten,  sowie  fflr  die  Hebammen,  sofern  für  diese  die 
Bestellnng  darch  deren  AafsichtsbehOrde  oder  darch  den  Kreis-  (Stadt-)  Aas- 
BchaB  direkt  erfolgt,  das  in  Qaozleinea  gebundene  Sxemplar  des  neaen  Lehr- 
bachs für  1,00  Mark  and  das  in  Halbfraniband  gebondene  Exemplar  für  2  M. 
za  Uefem.  Die  entsprechenden  Probe  für  das  Publikom  betragen  6  Uark  and 
8,50  Uark.  la  allen  diesen  Preisen  ist  das  Porto  für  die  üebersendnng  der 
Exemplare  nicht  eingerechnet. 

Hiernach  empfiehlt  es  sich,  daß  der  Kreis-  (Stadt-)  Ansschaß  die  Lehr- 
bücher für  die  Hebammen  des  Kreises  direkt  bestellt  and  zar  Verteilang  ge- 
langen I&QL  Dieses  Verfahren  hat  aach  bei  der  Eiafflhrang  des  „Preußischen 
Hebammenlehrbachs''  rom  Jahre  1892  In  zahlreichen  Kreisen  Anwendung  ge- 
funden und  sich  gut  bewährt.  Inwieweit  der  Betrag  fttr  das  Lehrbach  Ton  deu 
einzelnen  Hebammen,  besonders  den  besser  sitnierten  wieder  einzuziehen  ist, 
bleibt  dem  Ermessen  des  Kreis-  (Stadt-)  Ausschusses  anheimgestellL 

Zugleich  mache  ich  darauf  aufmerksam,  daß  m  demselben  Verlage  ein 
nach  den  Bestimmungen  des  Lehrbuchs  Tetfaßtes  „Tagebuch  fttr  Hebammen" 
erschienen  und  zom  Preise  von  0,60  Mark  zu  beziehen  ist.  Bei  der  geringen 
Hübe  des  Betrages  empfiehlt  es  sich,  das  Tagebuch  zusleich  mit  zu  bestellen. 
Indem  ich  Ew.  Dorchlaucht  —  Hochgeboren  —  Rochwohlgeborcn  —  beifolgend 
je  ein  Exemplar  des  Lehrbuchs  für  den  dortigen  Medizinaireferenten  nnd  die 
dortige  Bibliothek  übersende,  ersuche  ich  ergebenst,  die  Einführon^  des  Lehr- 
buchs durch  das  Amtsblatt  schleunigst  Toröff entliehen  zu  lassen,  die  Landr&te, 
Magistrate  und  Kreisärzte  des  Bezirkes  mit  entsprechender  Weisung  zu  Ter- 
sehen  and  bb  zum  1.  Januar  1906  zu  berichten,  in  welcher  Weise  das  Lehrbach 
im  dortigen  Bezirke  angeführt  worden  ist. 

jr        fieseti  zur  Ablndemng  dea  Seaetzes,  betr.  AnBfDhrutig  des  Schlaeht- 
,yTlek-  und  FlelsehbeschangesetzeB.    Oesetz  Tom   ZU.  September  1902. 

g  I.  Hinter  dem  §  5,  Abs.  1  des  Gesetzes,  betr.  Aasfttbrung  des  Schlacht- 
vieh- und  Fleischbeschan gesetzes,  rom  28.  Juni  1902  (QesetzsammL  S.  229), 
wird  folgender  Zusatz  eingeschaltet ; 

Die  Vorschriften  im  Artikel  1,  g  2,  Abs.  1,  Nr.  2  and  8  des  Gesetzes 
ZOT  Abänderung  und  Ergänzung  des  Gesetzes  vom  18.  März  1868,  betr.  die 
Errichtung  Öffentlicher  aasschUeßlich  zu  benutzender  Schlachthäoser  (Gesetz- 
sammL  1868  S.  277),  rom  9.  Mfiiz  1881  (Gesetzsamml.  8.  278)  und  die  auf 
Grand  dieser  Vorschriften  gefaßten  Gemein debeschlüsse  finden  auf  das  vor- 
stehend bezeichnete  frische  Pleisoh  keine  Anwendung. 

g  2.    Dieses  OeseU  tritt  am  1.  Oktober  1901  in  Kraft. 


BAdrtapteebnns  nsd  HedirinKl-Geietigebna;. 


BeUmpriDig  des  KnrpfiuelieTtiniu.  Erl&B  des  K.  Staatsmi- 
nlaterinms  a)  der  Justiz  Tom  11.  Oktober  190i  an  die  Herren  Ober- 
siaatsaow&lte  bei  den  Oberland eagerichten  dea  EBnie^eichs,  b)  des  Innern 
Tom  15.  Oktober  1904  an  die  K.  Begiemngen,  E.  d.  I. 

%)  Die  bajeriscben  Aerztekammern  bezeichneten  bei  den  Verhandinngen 
im  Jahre  1908  tia  eines  der  Hitel  zur  Bekämpfnng  des  EnrpfnBchertnms  die 
AnwendiuiK  der  Bestimmungen  des  Gesetzea  zar  Bekfimpfon^  des  nnlanteren 
Wettbewerbs  vom  27.  Hai  1896  auf  die  Knrpfascher,  die  in  Öffentlich  ver- 
breiteten marktschreierischen  Anzeigen  dem  Fubliknm  ihre  Dienste  anbieten 
und  ihre  Heilmittel  and  Heilmethoden  anpreisen.  Wird  ron  einem  Arzte  oder 
elnon  Verbinde  rar  Wahrong  und  Vertretnng  der  Stand esinteressen  der  Aerzte 
(8  8  der  Verordaang  vom  9.  Juli  1895,  Ges.-  n.  Verordn.-BL  S.  311,  Ent- 
seheidug  dei  B.'0  m  Strafsachen  Bd.  85,  S.267)  mit  Bezng  auf  eine  markt- 
schreierische Anzeige  die  Veifolgong  eines  Karpfnschers  aof  Omnd  des  Ge- 
setzes Tom  27.  Hai  1896  beantragt,  so  hat  die  Staatsanwaltschaft  bei  der 
EntsditieBong  darüber,  ob  die  Öffentliche  Etage  zu  erheben  sei,  tonlichst  der 
Grwignng  Bedinang  m  trasen,  daß  dag  Enrpfnscbertnm  zn  einem  bedenk- 
lichen Hißstande  des  Öffentlichen  Lebens  geworden  bt,  durch  den  die  Interessen 
des  Fabliknms  und  der  Aerzte  schwer  geschädigt  werden  und  die  Bekämpfung 
dieees  HiBetandes  Im  Öffentlichen  Interesse  liegt. 

Je  einer  der  beigefügten  Abdrucke  dieser  Entscheidong  ist  znr  Ueber- 
sendnng  an  die  StutsuiwSlte  bei  den  Landgerichten  des  Oberlandes gerichts- 
besirks  bestimnit. 

b)  Im  EisTerstSndnis  mit  dem  E.  Staatsministeriom  der  Justiz  ergeht 
der  Auftrag,  den  demnüdist  zusammentretenden  Aerztekammern  die  anmhende 
EntschlteßunE  des  E.  Staatsministerinms  der  Justiz  bekannt  zu  geben. 

Hierbei  ist  darauf  aufmerksam  zu  machen,  dafi  die  ataatsanwalschaft 
nicht  verpflichtet  ist,  von  Amtawegen  zu  prüfen,  ob  durch  die  Anas  ehr  eibnngen 
der  Kurpfuscher  dem  Qesetze  vom  27.  Hai  1896  zuwidergehandelt  wird,  daß 
es  Tielmehr  den  Aerzten  und  Aeizteverbänden  anheimgeatellt  bleibt,  zu  er- 
wägen, ob  wegen  einer  marktschreierischen  Anzeige  gegen  einen  Eurpfuacher 
ein  Strafantrag  auf  Grund  jenes  Gesetzes  gestellt  werden  soll. 


ÜBentgeltllclie  Abgabe  der  rom  E^erlleheB  desnudheltsamt  taenns- 
iregebenflii  bTglenisehen  Kerkblitter  an  die  Aerzte.')  Bnnderlafi  des 
E.ataatBminlBteritims  des  Innern  vom  38.  September  1904  an  die 
E.  Bederungen,  Kammern  des  Innern,  und  die  Distrikts-FolizeibehSrden. 

Das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  hat  sich  bereit  erklärt,  den  praktischen 
Aersten  im  Reichsgebiet  fflr  sich  und  ttlr  Ihre  Fadenten  die  von  ihm  bereits 
berausgesebenen  und  später  noch  erscheinenden  Merkblätter,  soweit  sie  einen 
hygieiwmen  oder  medizinischen  Inhalt  haben  —  es  sind  dies  unter  anderen 
das  Tuberkulose-,  das  Typhus-,  das  Ruhr-  und  dos  Diphtheriemerkblatt  —  auf 
Wunsch  nsentgeltlich  zur  Verfügung  zu  stellen.  Hiervon  sind  die  praktischen 
Aerzte  geeignet  in  Kenntnis  zu  setzen. 


;  TOB  SehnlhansbBipllnen  dnreli  du  ObenuntsptaTSfkat. 

ErlaS  d~es  E.  HiDisteriums  des  Innern  vom  19.  ADgU8tl904,  an 
die  E.  Stadtdirektion  Stnttfcart  nnd  die  E.  Oberämter. 

Nachdem  die  Tom  Hiuisterinm  angestellten  Brhebungen  ergeben  haben, 
daß  bei  Schnlhausneubanten  die  Baupläne  dem  Oberamtspbysikat  nicht  immer 
rar  Aeufierang  mitgeteilt  werden,  ergeht  hiermit  an  die  K.  Stadtdlrektiau 
Stuttgart  nnd  an  sämtliche  E.  Oberämter  die  Weisung,  bei  der  Neube Stellung 
oder  bei  umfangreichen  Veränderungen  von  Schulhäosem  und  von  Schulabtritt- 


■)  Eine  gleiche  Bekanntmachung  ist  für  dos  EOnigreich  Sachsen  von 
dem'Hinist'ernm  des  Innern  unter  dem  15.  September  d.  J.  und  für  das 
GroQheizögtum  Baden  Ton  dem  dortigen  Ministerium  des  Innern  unter 
dem  1.  September  d,  J,  erlassen.  "-        ■  '-■^■•-•^■^ 
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gebändea  die  Baapläne  vor  dei  Vorlage  an  die  OberBcbulbehOrde  jeweils  dem 
Oberamtsphjsikat  zdt  hygieaiacheii  BegnUchtong  mitzateileiL 

Die  Voracbriftea  Aber  die  Segatachtnng  des  Bauplatzes  erleiden  lüeTdurcb 
keine  Aendernng.  

f|«8ii&dlieltsgef&hrllelie  ZnstBnde  an  WasserreTSorgoiigsanUgeii.  Erlaß 
des  K.  MinisteriumB  des  Innern  vom  23.  September  1904,  an 
die  K.  Stadtdirektion  und  das  K.  Stadtdirektionspbyaikat  Stuttgart  sowie  an  die 
E.  Ober&mter  und  K  Oberamtspbjsikate. 

Im  Herbat  des  Jahres  1901  hat  in  Oelsenkirchen  (Begieinngsbezirk 
Arnsberg)  eine  Typhus epidemie  geherrscht,  die  nacli  s&chTerstiiidiger  Annahme 
dadurch  entstanden  ist,  dass  dnrch  ein  Stichrobi  anfiltriertes  Waaaer  aas  der 
Buhr  der  Wasserleitnng  unmittelbar  zugeführt  wurde.  Qegen  die  Direktoren 
des  Wasserwerks  ist  ein  Strafrerlahren  wegen  der  Abgabe  onfiltrierten  Bohi- 
wassers  anhängig  gemacht  worden. 

Es  ist  Grund  verbanden  anzunehmen,  daß  auch  in  Wttrttemberg  da  und 
dort  ähnliche  —  namentlich  ältere  —  Einrichtungen  bestehen,  die  den  Zweck 
haben,  Brunnen  oder  zentrale  Wasserrersorgutigon  dauernd  oder  zeitweilig  mit 
OberiS&chenwBSser,  d.  b.  Bach-,  Floß-  oder  Soewasser  unmittelbar  zu  versorgen. 

Derartige  Vorkehrungen  smd  Kesundheitsgefährlich.  insofern  durch  sie 
den  Brunnen  oder  Wasserversorgungen  Keime  ansteckender  Kranheiten  zugefUirt 
werden  können. 

Nach  §  S5  des  Beicbsgesetzes,  betr.  die  Bekämpfung  gemeingefährlicher 
Eranhheiten,  vom  30.  Jnni  1900  (B.  0.  BL  S.  806}  sind  die  dem  allgemeinen 
Gebrauche  dienenden  Einrichtung  für  Veraorgong  mit  Trink-  oder  Wirtschafts- 
wasser  fortlaufend  durch  staatliche  Beamte  zu  flberwachen  und  sind  die  Oe- 
meinden  verpfliobtet,  fOr  die  Beseitigung  der  vorgefnndenen  Uißstände  Sorge 
zu  tragen. 

Die  in  der  Ueberschrift  genannten  BehUrden  erhalten  daher  den  Auftrag, 
die  Gemeindebehörden  besonders  auf  vorstehendes  hinzuweisen  nnd  bei  den 
Oemeindevisitationen  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  auf  die  Entdock^g  und 
Abstellung  von  Mißständen  der  oben  geschilderten  Art  bei  den  Wasser- 
versorgungen zn  richCcn  (vergl.  auch  Ziffer  7  der  Instruktion  für  die  ärztlichen 
Visitationen  der  Gemeinden  in  Absicht  auf  die  Gesundheitspflege  in  dem 
HinisterialerlaS  gleichen  Betreffs  vom  20.  Oktober  1876,  Amtsblatt  S.  317). 


D.  Eöni^^eicli  Sachsen. 

ABieig«pfllcht  der  Hebammen  bei  SchBlblaaenkruikhelt.  Verord- 
nung des  Ufnisteriums  des  Innern  vom  b.  September  1904. 

Daa  Ministerium  des  Innern  verordnet  hierdurch  nach  Qebbr  des  Landes- 
medizinalkollegioms,  daQ  ktlnftig  die  Hebammen  jeden  Fall  von  Schälblasen- 
krankheit oder  einer  ähnlichen  Hautkrankheit  dem  Bezirksarzt,  welchem  die 
Anordnung  der  geeigneten  Maßregeln  überlassen  bleibt,  sofort  und  spätestens 
innerhalb  24  Stunden  von  erlangter  Kenntnis  anzuzeigen  haben,  Zuwiderhand- 
lungen sind  gemäß  g  1&  der  Verordnung,  das  Hebammen wesen  betreffend,  vom 
16.  November  1897  —  Gesetz-  und  Verordnungsblatt  8. 163  —  zu  ahnden. 


AenteordnuBg.  Gesetz  (A)  und  Ausftthrungsbestimmungen 
(B)  nebst  Standesordnung  (Anlage  I)  vom  Ib.  August  1904.') 

Nach  Aufhebung  des  Gesetzes  betr.  die  ärztUchen  Beziilcsvereine  vom 
23.  März  1896  ist  dasselbe  durch  nachstehende  Bestimmungen  ersetzt  worden; 
A.  AeratflOTdntmg. 

§  1,  Die  ärztlichen  Bezirks  vereine  werden  durch  sämtliche  innerhalb 
eines  MedizinalbezirkB  wohnende  und  Frasds  austtbende,  mit  Approbation  ver- 


■)  Von  einem  Abdruck  der  Wahlordnung  fUr  die  ärztlichen 
Ehrengerichte  (Anlage  2),  der  ärztlichen  Ehrengcrtchtsordnung 
(Anlage  8)  nnd  der  Wahlordnung  von  auBcro  rdcntlicbcn  ärzt- 
lichen Hitgliedern  des  Landesmedizinalkollogiums^fAjdase  4) 
ist  wegen  Baummangels  Abstand  genommen.  '~   ^"^'ö'^ 
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sehene  Äeizte  und  diejenigen  Aerzte  and  Wnnd&rzte  gebildet,  welche  bereits 
TOT  Verkündignng  der  Gewerbeordnung  für  du  Dentsuie  Seich  Tom  31.  Juni 
1860  ZQT  Praxis  bererechtigt  waren  und  als  approbiert  im  Sinne  von  §  29 
Absatz  6  der  Oewcibeordniing  zu  gelten  haben.  Die  Bildung  mehrerer  Bezirks- 
vereine  innerhalb  eines  und  desselben  Medizinal bezirka  bedarf  der  Qenehmignng 
des  Kinisterioms  des  Innern.  Approbierte  Aerzte  und  Wundärzte,  welche 
Praxis  nicht  oder  nicht  mehr  austtben,  sind  zum  Beitritt  nicht  yerpflichtet, 
aber  berechtigt.  Dasselbe  gilt  von  Sanitätsoffizieren  des  FriedensBtandes,  gleich* 
viel  ob  sie  Zivilpraiis  ausüben  oder  nicht. 

Die  BezirksTe reine  sind    ESrpeischalten  des  Öffentlichen  Bechta. 

§  2.  Kein  Arzt  kann  gleiehzeitig  mehreren  Bezirkave reinen  angeboren. 
Mit  Q-euehmigung  der  beteiligten  Bezirksvereine  kann  ein  Arzt  ans  dem  Be- 
ziiksvereine,  dem  er  nach  g  1  angehOrt,  ausscheiden  und  die  MitgUedächaft 
eines  benachbarten  Bezirksvereins  erlangen. 

Entstehen  liieraufi  ünzuträglichkeiten,  so  kann  die  KreJehauptmannaehaft 
verfügen,  daß  die  beteiligten  Aerzte  in  denjenigen  Bezirksverein  Überzutreten 
haben,  dem  sie  nach  g  1  anzugehören  haben  würden. 

§  S.  Approbierte  Zahnärzte  kOnnen  auf  ihren  Antrag  durch  Beschlufl 
eines  Bezirks  Vereins  als  Mitglieder  aufgenommen  werden. 

g.  4.  Die  Aufgaben  der  Bezirkav ereine  sind:  die  Förderung  der  öffent- 
lichen Oeaandbeitspdege,  der  ärztlichen  Wisaenachaft  nnd  Kunst  und  der 
wirtschaftlichen  Interessen  der  Aerzte,  die  Pflege  des  Qemeingeiates  und  die 
Aufrechterhaltung  und  Stärkung  der  Standesehre  unter  den  Standesgenosaen, 
die  FQrderung  des  gedeihlichen  kollegialen  Yerkältniases  zwischen  denselben 
nnd  die  Schlichtung  der  unter  ihnen  entstandenen  Streitigkeiten,  endlich  die 
Heratellang  von  Einrichtungen,  welche  die  Unterattttzang  notleidender  und 
iiilfsbedürftiger  Mitglieder  oder  deren  Familien  bezwecken. 

Insbesondere  sind  die  Bezirks  vereine  befugt,  durch  Vertreter  gemein- 
schaftlich mit  den  Krankenkassen  die  Bedingangen  für  die  von  diesen  zu 
gewährende  ärztliche  Behandlung  zu  regeln  und  Streitigkeiten  zwischen  Aerzten 
nnd  Krankenkassen  zu  achlichten.  Kommt  hierbei  zwischen  den  Vertretern 
des  Bezirksvereina  nnd  der  Krankenkasse  keine  Einigung  zustande,  so  hat  anf 
Antrag  einea  oder  beider  Teile  die  AufaichtsbehQrde  der  Krankenkasae  die 
Vermittelung  zu  übernehmen. 

Anßerdem  können  die  Bezirka vereine  bei  den  zuständigen  Behörden 
Anträge  atellen  und  von  dieaen  zu  sachverständigen  Gutachten  innerhalb  ihres 
Wirkungskreises  herangezogen  werden. 

§  5.  Jeder  Bezirksverein  hat  Satzungen  aufzostellen,  in  welchen  ins- 
besondere über  die  Znaammensetznng  und  Wahl  des  Vorstandes,  welcher 
aas  mindestens  drei  Mitgliedern  zu  bestehen  hat,  Ober  die  zur  Begelong  der 
KrankenkassenTeihältnisse  berufenen  Vertreter  sowie  über  die  Aufbringung  und 
Dmlegung  der  erforderlichen  Mittel  Bestimmungen  zn  treffen  sind. 

Die  Satzaugen  bedürfen  der  Oenehmigang  des  Ministeriums  des  Innern. 

§  6.  Sämtliche  in  einem  Begiernngsbezirke  bestehenden  Bezirks  vereine 
bilden  zusammen  einen  ärztlichen  Kreiavereiu.  Die  Kreisvereine  sind  gleich- 
falls Körperschaften  des  öffentlichen  Kechts. 

Die  Kreisvereme  haben  auBer  den  ihnen  durch  Gesetz  oder  Verordnung 
mgewiesenen  Angelegenheiten  die  Aufgaben  ihres  weiteren  Bezirks  entsprechend 
§  i  wahrzunehmen. 

Die  Angelegenheiten  der  Ereisvereine  werden  von  Aerztekammern  besorgt, 
die  aus  Abgeordneten  der  zum  Ereisvereine  gehörigen  Bezirksvereine  bestehen; 
nnd  zwar  wählen  Bezirks  vereine  mit  weniger  als  25  Mitgliedern  1  Abgeordneten, 
Bezilksvereine  mit  25  bis  49  Mitgliedern  2,  solche  mit  50  bis  99  Mitgliedern  8 
und  solche  mit  100  und  mehr  Mitgliedern  4  Abgeordnete. 

Die  Walil  erfolgt  in  einer  hierzu  einberufenen  Versammlung  des  Bezirks- 
vereins  durch  schriftliche  Abatimmung. 

Außerdem  gehören  der  Aerztekammer  der  mediziniache  Beirat  der  Eroia- 
hanptraannschaft  und  die  vom  Ereiavereine  gewählten  außerordentlichen 
Mitglieder  des  Landesmedizinalkollegiums  an. 

Die  Aerztekammer  wählt  aus  ihrer  Mitte  einen  Vorsitzenden  und  einen 
Stellvertreter.  Dem  Vorsitzenden  Uegt  die  Anberaumung  und  Leitung  der 
Verhandlungen  und  die  Vertretung  der  Kammer  nnd  des  Kreisvereins  nach 
außen,  insbesondere  die  Abgabe  von  Erklärungen  in  deren  Kamen  ob. 
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Saluige  ein  sewUilur  Vorahzender  oder  StellTertieter  desBelben  nicht 
Tochanden  ist,  erfolgt  die  Einberafang  nnd  Leitung  der  Aeixtekuamer  dnich 
den  mediziniBchcn  Beiiat  der  Ercdatianpüiiuinschafl  oder  ein  anderes  von  diMcr 
bestimmtes  Uitglied  der  Eammer. 

Die  Aeiztckanunern  sind  berechtigt,  zu  gemeiDSchaftlichen  Beratungen 
zaeammeuatreteii  und   gomeinachaftliclio  Beaclilüsse  zu  fassen. 

g  7.  Die  ärztlichen  Bezirks-  and  Ercisvereine  sind  der  Aofsicbt  der 
KieishaoptnunDS chatten  ontcratellt,  welche  inabesondeie  darauf  zu  achten  haben, 
daS  die  Vereine  und  deren  Vertreter  ihre  Obliegenheiten  erfüllen  und  sich 
nnsesetzlicher  UaBregeln,  insbesondere  einer  Ueberschreitong  ihrer  Zostindigkeit 
enthalten.  Zn  diesem  Zwecke  kOnnen  die  Kieiahaoptmancschaften  gegenüber 
den  Vorstandsmitgliedern  der  Bezirksve reine  and  den  Mitgliedern  der  Aerzte- 
kammein  von  ihren  gesetzlichen  Zwangsbefagnissen  Oebranch  machen. 

LS.  Die  Standeso idnang,  welche  von  den  Miniaterinm  des  Innern  nach 
r  Bezirksve  reine,  der  Aerztekammem  und  des  LandesmedizInalkoUegiains 
erlassen  und  aötigeDfalla  geändert  wird,  hat  eine  ZasammensteUung  derjetügen 
Pflichten  ZD  enthalten,  die  den  Mitgliedern  der  Bezirksvereine  in  Aosübang 
ihres  Berufs  and  zar  Wahmog  der  Ehre  and  des  Ansehens  ihres  Standes 
innerhalb  and  auflerhalb  ihrer  Bernlstätigkoit  obliegen. 

§  9.  Die  ÜntersQchang  and  Entacheldang  wegen  Zuwiderhandlungen 
gegen  die  Standesordnnng  erfolgt  durch  ärztliche  Ehrengerichte. 

§  10.  Ehrengerichte  erster  Instanz  sind  die  Ehrenr&te.  Für  jeden 
Regiernngsbezirk  w^d  am  Sitze  der  Ereiahauptmannschaft  ein  Ehrenrat  gebildet, 
der  ans  einem  ärztlichen  Vorsitzenden,  drei  ärztlichen  Beisitzern,  welche  den 
Vorsitzenden,  im  Falle  seiner  Behinderung  in  der  durch  die  Wahl  bestimmten 
Beihenfolge  zu  vertreten  haben,  und  einem  juristischen  Beisitzer  besteht. 

Den  Vorsitzenden  und  die  ärztlichen  Beisitzern  wählen  die  Hitglieder 
der  im  ärztlichen  Ereisvereioe  vereinigten  Bezirksvereine  ans  ihrer  Mitte  nach 
einer  vom  Ministeriom  des  Innern  zn  erlassende  Wahlordoong  schriftlich  auf 
die  Dauer  von  drei  Ealenderjahren.  Ebenso  wählen  die  Mitglieder  der  irztlicheu 
Bezirks  vereine  mindestens  sechs  stellvertretende  Beisitzer,  die  bei  BehinderunK 
der  Beisitzer  in  der  durch  die  Wahl  bestimmten  Beibenlolge  eintreten.  Doch 
Icann  aus  dringenden  Gründen  von  der  Eeihenfolge  abgewichen  werden. 

Zur  Wahl  der  ärztlichen  Mitglieder  sind  die  Mitglieder  der  zum  Ereis- 
Tereloe  gehUrigen  Bezirks  vereine  berchtigt,  dafern  sie  im  Besitze  der  bDigerlichen 
Ehrenrechte  und  ihnen  das  Wahlrecht  und  die  Wahlfähigkeit  nicht  aberkannt 
worden  sind  (§  15  unter  d).    Wählbar  sind  die  Wahlberechtigten. 

Der  juristische  Beisitzer  tud  dessen  Stellvertreter  werden  von  der  Aerzte- 
kammer  anf  die  Dauer  von  drei  Ealendorjabron  gewählt.  Sie  müssen  die 
Befähigung  zum  Bichteramte  oder  zum  bQheren  Verwaltnngsdienste  besitzen 
und  sind  ans  der  Easse  des  Kroisvereins  zn  entschädigen. 

Mitglieder  des  Ebrenrats,  welche  die  btlrgerlichen  Ehrenrechte  oder  die 
Wahlfahigkeit  verlieren,  scheiden  aus.  Ist  gegen  ein  Mitglied  des  Ehrenrats 
Öffentliche  Elage  wegen  eines  Verbrechens  oder  Vergehens  erhoben  oder  ist 
ein  ehrengerichtliches  Verfahren  eingeleitet,  so  ist  das  Mitglied  bis  zum 
entgflltigen  Austrage  der  Sache  nicht  zur  Ansttbnng  des  Ehrenrichteramtes 
heranzuziehen. 

g  11.  Zur  Entscheidung  über  Bemfnngen  und  Beadiwetdes  wird  alz 
zweite  Instanz  ein  Ehrengerichtahof  in  Droaden  gebildet,  welcber  ans  einem 
juriaUschen  Vorsitzenden  and  sechs  ärztlichen  Beisitzern  besteht. 

Der  Vorsitzende  and  sein  Stellvertreter  werden  vom  Hinisterinm  des 
Innern  aus  der  Zahl  der  höheren  Verwaltungsbeamten  ernannt. 

Die  Beisitzer  nebst  einer  entsprechenden  Zahl  von  Stellvertretem  werden 
von  den  vereinigten  Aerztekammem  nach  einer  vom  Ministerium  des  Insem 
aufzustellenden  Wahlordnung  auf  die  Dauer  von  drei  Ealenderjahien  gewählt. 

Wählbar  sind  alle  Mitglieder  eines  ärztlichen  BezirksrereiiM,  dta  glcli 
im  Besitze  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  befinden  und  denen  die  WaUfihigkdt 
nicht  aberkannt  worden  ist  Im  übrigen  ist  g  10  Absatz  K  entaprecnand 
anzuwenden. 

§  12.    Den  Ehrangerichten  sind   alle  Mitglieder  der  ärztlichen  Bezirks- 
ve reine  unterworfen  mit  Ausushme 
1.  der  Sanitätsoffiziere  des  Fried enastandes,  auch  wenn  sie  Zlvilprasis  betreiben. 
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2.  der  Zivilärzte,  welcher  einer  staatlich  geordneten  DiazipUnarbehOrde  nnter- 
stellt  sind. 

§  13.  Das  Verfahren  vor  dorn  Ehreorate  wird  tob  diesem  entweder 
auf  Antrag  oder  von  Amts  wegen  eingeleitet. 

Wird  der  Antrag  von  anderer  Seite  als  von  dem  Vorsitzeaden  des  Bezirks. 
Vereins,  dem  der  ßeschnldigte  angehört,  gestellt,  so  hat  det  Eisleitnog  de 
ehren gericbtlitheD  Verfahrens  in  geeigneten  Fällen  ein  Ton  dem  genanntes 
Vorsitzenden  oder  seinem  Stellvertreter  zu  veranstaltender  SQhneversuch  vorn 
anszageben. 

Jedes  den  Ehrengerichten  unterworfene  Mitglied  eines  Bezirksvereina  hat 
das  Becbt,  eine  ehrengerichtliche  Entscheidnng  aber  sein  Verbalten  zn  verlangen. 

§  14.    Die  Entscbetdnng  des  Ehcenrats  kann  lanten: 

a)  auf  Anssetznng  das  Verfahrens  während  der  Daner  eines  gegen  den 
Beschnidigten  eingeleiteten  gerichtlichen  Verfahrens, 

b)  anf  Abgabe  der  Sache  an  die  Staatsanwaltschaft  und  Anssetzang  des 
Verfahrens  bis  zur  Erledigang, 

c)  anf  Einstellnng  des  Verfahrens,  wenn  die  Voranssetzongcn  zu  dessen 
ErOSnnng  fehlen  oder  weggotallen  sind,  insbesondere  der  Antrag  zuittck- 
gezogon  worden  ist  und  kein  aasreichenfler  Gmnd  vorliegt,  die  Angelegenheit 
von  Amts  wegen  weiter  za  verfolgen, 

d)  auf  Preisprechnng, 

e)  anf  die  Erklärang,  daS  ein  bestimmtes  Verhalten  den  Vorschriften  der 
Staadesordnong  entspricht  oder  nicht  entspricht, 

f)  anf  Vemrteilnng  zu  einer  ehrengerichtlichen  Strafe. 

g  15.     Die  ehrengerichtlichen  Strafen  sind : 
s)  Warnung, 

b)  Verweis, 

c)  Geldstrafe  von  20  bis  3000  Uk. 

d)  Aberkennung  des  Wahlrechts  nnd  der  Wahlfäbigkeit  zu  den  vom  Vereine 
zu  bewirkenden  Wahlen  bis  zur  Dauer  von  fbuf  Jahren, 

e)  gegen  ein  freiwilliges  Mitglied  (§  1  Absatz  1,  Absatz  1,  §  8)  AusschlnQ 
aoB  dem  Bezirksve reine  mit  oder  ohne  Aberkennung  der  Fähigkeit  zum 
Wiedereintritt  in  einen  solchen. 

Die  ehrengerichtlichen  Strafen  nnter  c  und  d  kOnnen  auch  gleichzeitig 
erkannt  werden. 

§  16.  Der  Ehrenrat  kann  bestimmen,  daß  nnd  in  welcher  Weise  seine 
Entscheidung  zn  veröffentlichen  ist. 

g  17.  Dom  Beschnidigten  und  den  Vorstände  des  Bezirksvereins,  welchem 
der  erstere  angehört,  steht  gegen  die  ihnen  schriftlich  zu  erüffnende  Entscheidung 
des  Ebrenrats  innerhalb  vierzehn  Tagen  die  Berufung  an  den  Ehren gerlchtshof  zn. 

Beschwerde  gegen  das  Verfahren  oder  einzelne  Beschlüsse  des  Ehrenrats 
kann  insoweit  erhoben  werden,  als  eine  Bernfang  nicht  zulHssig  oder  keine 
Gelegenheit  zu  ihrer  Einwendung  geboten  ist.  Andernfalls  ist  die  Beschwerde 
stets  mit  der  Berufung  zn  verbinden. 

§  18.  Erachtet  der  Ehren gerichtshof  die  Berufung  fflr  begrtlndet,  so 
hebt  er  die  angefochtene  Entscheidung  auf  and  entscheidet  entweder  selbst 
nach  Maßgabe  von  g§  14  bis  16  oder  weist  die  Sache  zur  anderweiten  Entscheidung 
an  den  Ehrenrat  zuriick. 

§  19.  Ist  der  Vorsitzende  des  Ehren  gerichtshof  es  der  Ansicht,  daß 
dessen  Entscheidung  auf  einer  Bechtsverletzung  beruht,  so  kann  er  hiergegen 
Anfechtungsklage  nach  Maßgabe  des  Gesetzes  über  die  V  er  waltun  gsrechtspflege 
vom  19.  Juli  1900  (G.-  u.  V.-Bl.  3.  486)  erheben.  Will  er  von  dieser  Beftignis 
Gebrauch  machen,  so  hat  er  dies  dem  Ehrengerichts  ho  fe  sofort  mitzuteilen. 

Wird  Anfechtungsklage  erhoben,  so  bleibt  die  Eröffnung  des  angefochtenen 
Urteib  an  die  Beteiligten  bis  zar  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts 
aosgesetzt. 

§  20.  Das  Oberverwaltungsge rieht  hat  sich  auf  die  Prüfung  der  Frage, 
oh  das  angefochtene  Urteil  anf  der  behaupteten  Bechtsverletzung  beruht,  zn 
beschränken  nnd,  wenn  es  dies  zu  bejahen  hat,  die  Sache  zur  anderweiten 
Entscheidung  an  den  Ehreng erichtshof  zurückzuverweisen.  Dieser  ist  an  die 
Bechtsanscbanung,  von  der  das  Obervcrwaltungsgericht  ausgegangen  ist,  gebunden. 

g  21.  Die  Entscheidung  des  Ehrenrates  und  des  EhrengerichtsbofeB 
werden  von  deren  Vorsitzendan  vollstreckt.    Doch  kann  der  Voreitzeode  des 
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EhrengericlitahofeB  auch  den  Vorsitzendes  des  Ehrenrata  mit  der  Vollstreckang 
bö&nftrageQ. 

Oeldatiufen  und  die  von  den  Ehreagerichteii  anferlegten  Kosten  fliesaen 
b  die  Kasse  desjenigen  Kreiavereins,  dessen  Ehrenrat  die  erste  Instanz  lüldet. 
Pie  Beitreibung  erfolgt  aat  Antrag  des  Vorsitsendeu  der  Aerztekammec  von 
det  Tervaltnngsbehitrdc  nach  Maßgabe  dea  Q«aetEea  ttber  die  Zwaagi- 
roUstrecknug  wegen  Oeldleistuugen  in  Vorwaltnngssachen  yom  18.  Juli  1902 
(O.-  n.  V.-bT.  8.  294). 

§  22.  Auf  AnsDchen  des  Seschnldigten  kann  der  Ehrenge  rieh  tahof  die 
Wiedeianfnahme  einea  rechtskräftig  abgeschlossenen  ehrengerichtliohen  Ver- 
ffthrena  anordnen. 

Im  ttbrisen   kann  der   Erlaß  von  Strafen  nnr  im  Onadenwege  erfolgen. 

§  28.  nähcie  Bestimmongen  Qboc  das  ehien gerichtliche  Verfahren  trifft 
die  Ehrengorichtsordnaag,  deren  Erlaß  und  Abänderung  dem  Miniaterinm  des 
Innern  znsteht.  Aenderangen  der  Ehreogorichtsordnnng  sind  künftig  vorher 
den  Aerztekammem  and  dem  Land esk olle gium  mc  Anssprache  vorzulogen. 

§  24.  Dieaea  Gesetz  tritt  am  1.  Januar  1903  in  Kraft.  Doch  sind  die 
za  seiner  Ausfuhr  an  g  erforderlichen  Yorkohrangen,  insbeaondero  Wahlen, 
Emennnngen,  Satzongsändernagen  and  dergleichen  achon  vorlier  nach  dm  Be- 
BtimmuD^en  dieses  Gesetzes  zu  bewerkateUigen. 

Mit  der  AnsfUhiong  des  Gesetzes  wird  das  Miniaterinm  des  Innern  beauftragt. 
B.    AasftIhTangabeBtImiiiaiigen  sar  Aerzteordnang. 
Zug  1. 

§  1.  Für  jeden  der  stldtischen  Medizlnalbezirke  von  Dresden,  Leipzig 
und  Chemnitz,  sowie  fUr  jeden  KQniglichen  Medizin  ^bezirk  mit  EinscUnß  der 
in  denselben  gelegenen  Anataltamedizinalbczirke  nod  des  städtischen  Hediziiia-I 
bezirka  von  Hoinichen  beateht,  wie  bisher,  ein  ärztlichen  Bezirks  verein. 

%  2.  Aerzte  nnd  Wnnd&rzto,  welche  anf  Grond  dea  Gesetzes  einem 
Bezirk  ST  er  eine  angehören,  haben  aich  bei  dessen  Vorstände  anzametden  und  im 
Falle  des  Wegzags  abzn melden. 

Diese  Meldung  hat  schriftlich  und  zwar  die  Anmetdnng  binnen  14  Tagen 
nach  erfolgter  Niederlassung,  die  Abmeldong  binnen  14  Tagen  nach  erfolgter 
Aufgabe  des  Wohnorts  zu  erfolgen. 

Zuwiderhandlung  QU  werden  auf  Antrag  des  Vorstandes  des  aratlichan 
Bezirksvereins  mit  Geldstrafe  bis  za  20  Mk.  geahndet. 

g  3.  Unter  gAerzten*  im  Sinne  der  Aerzteordnuag  sind  auch  weibliche 
Aerate  zu  vorateben. 

§  4.  Außerhalb  Sachsens  wohnende,  aber  in  Sachsen  Praxis  ansUboude 
Aerzte  haben  hinsichtlich  ihrer  Praxis  im  KSnigreich  Sachsen  den  Bestimmangon 
der  hier  geltenden  Standes  Ordnung  ebenfalls  nachzukommen.  Der  Ehren- 
gerichts ordnnag  unterliegen  sie  jedtwh  nur,  wenn  sie  Uitgtiedei  oinea  ärztlichen 
Bezirksvereins  sind. 

Znwiderhandlnngen,  welche  diese  Aerzte  etwa  gegen  die  Standeso rdnong 
begehen,  sind  nach  genauer  Feststellung  durch  den  Vorstand  dea  Bezirksvereios 
der  Ereishauptmauschaft  nnd  von  dieser  dem  Ministerium  des  Innern  anzuzeigen. 
Zu  §  5. 

§  5.    BQckständige  Beiträge  sind  ant  Antrag  des  Vorstandes  des  Bezirks- 
Vereins  in  Gem&fiheit  des  Gesetzes  Aber  die  Zwangsvollatreckong  wegen  Gcld- 
l^tungen  in  Verwaltungssachen  vom  18,  Juli  1902  [0.-  n.  V.-BLS.  2H)  einzutreiben. 
Zu  g  6 

§  6.  Die  Abgeordcetcu  der  Bezirks  vereine  zu  den  Aecztekammera 
werden  alle  drei  Jahre  neu  gowälilt.  Ersatzwahlen  gelten  nur  für  die  Dauer 
d«  regelmäßigen  Wahlen. 

Die  regelmäßigen  Wahlen  sind  in  dem  Wahljahre  bis  zum  1.  Dezember 
dem  mediziuischen  Bei  rate  der  Kreishauptmannschaft,  Ersatzwahlen  sofort  nach 
deren  Vornahme  dem  Vorsitzenden  der  Aeztekammer  schriftlich  anzuzeigen. 

LT.    Die  Aerztekammorn  halten  ihre  Sitzungen  nach  Bedarf, 
igehnäßig  hat  jedoch  alljährlich,  und  zwar  spätestens  vier  Wochen 
vor  dem  für  die  PI enar Versammlung  des  LandesmedizinaUiollegiams  bestimmten 
Zeitpunkte,  zur  Vorbereitung  der  für  diese   Plcnar Versammlung  antgestelltAU 
Tagwffdnimg  eine  Sitzung  stattzufinden. 

Jede  Aerztelummer  hat  für  ihre  Verhandlongos  und  die  Erledigang 
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BOnadger  Oeschäfte  eine  Oeschäftsocdniuig  aolznatellen,  in  welcher  iiubeaondere 
auch  die  den  Uitgliedern  der  Aerxtekaniiaer  za  gewährenden  Tagegelder  mni 
EnUchftdigangen  fflr  Fortkommen  iesUasetzen  sind. 

§  &  Die  Aerzlekammer  hat  die  Jahrearechnmigen  des  Kieiavereins  i« 
prüfen  nnd  richtig  eb  sprechen  and  die  jährlichen  Voranschläge  aufzaatellea. 
Der  durch  notwendige  Aosgaben  der  Kroiavereine  orwachsende  Aufwand 
ist,  soweit  hierfür  nicht  in  anderer  Weise  Dockang  vorhanden  ist,  durch  Dm- 
legnng  ant  die  zagehOrigen  Bezirksrereino  nach  Verhältnis  ihrer  UitgUedersahl 
Munbringen. 

Zu  §9. 
§  9.    Die  ärztliche  Standeaordaung,  welche  im  wesentlichen  der 
dnrch  die  Verordnungen  vom  14.  März  1899  (Q.-  o.  V.-Bl.  S.  76)  nnd  vom 
b.  Juni  1903  (<}.•  n.  V.-Bt.  S.  160)  festgestellten  Fassung  entspricht,   folgt  »U 
Anlftge  I. 

Zd  g§  10  n.  11. 
g  10.    Für  die  Wahlen  zu  den   ärztlichen  Ehrengerichten  bt  die   als 
Anlage  H  beifolgende  Wahlordnung  anf^cestellt  worden. 

FQr  das  entengerichtliche  Verfahren  wird  die  als  Anlage  III  beifolgende 
ärztliche  Ehrengerichtsordnang  erlassen. 
Zu  g  23. 
§  12.  Die  Verordnung  zu  Ansführung  des  Gesetzes  vom  28.  März  1896, 
betreffend  die  ärztlichen  BezirksTe reine  vom  23.  Uärz  1896,  (Q.-  n.  V.-Bl.  8.  84), 
sowie  die  Verordnung,  die  ärztlichen  Bezirks-  and  Kreisvereine  und  die  jthar- 
mazontiachen  Kreiavereine  betreffend,  vom  14.  März  1899  (G.-  u  V.-Bl.  8.  7B 
flg.)  nebst  der  zugehQrigen  ,  3  tandea  Ordnung"  und  ,  Ehrengerichts  Ordnung  ftlT 
die  äritlichen  Bezirksvereine",  Ingleichen  die  Verordnung,  die  Abänderung  der 
Standes  Ordnung  and  der  Ehrengerichtsordnang  für  die  ärztlichen  Bezirks  vereine 
betreffend,  vom  5.  Juni  1903  (G.-  u.  V.-Bl.  S.  iWf  werden  mit  dem  Inkraft- 
treten der  Aerzteordnung  aafgchobcn. 

Anlage  I. 
Aer  Stil  che  Stand  esozdnuag. 
g  1.    Jeder  Arzt  ist  verpflichtet,  seinen  Beruf  gewissenhaft  auszuüben 
aod  durch  sein  Verhalten  in  der  Berufstätigkeit  wie  auBeihalb   derselben  die 
Ehre  und  das  Ansehen  aemes  Standes  zu  wahren. 

g  2.  Insbesondere  hat  jeder  Arzt  aoine  Pflichten  gegen  aeioen  Patienten 
BorgfSUig  zn  erfüllou,  aowie  aäl  gutea  EinTcmehmen  mit  aeinen  Standesgenosseu 
bedKcbt  zn  sein. 

§  3.    Jede  Öffentliche  Anpreisung  (Reklame)  in  irgend  welcher  Form  ist 
dem  Arzte,  als  der  Staadeswürde  nicht  entsprechend,  untersagt. 
Unter  Öffentlicher  Anpreisung  ist  namentlich  zu  verstoheo: 
das  dauernde  Anbieten   ärztlicher  Hilfe  in   üffentlichen  Blättern  und  durch 

Plakate, 
das  auf  Erlangung  vob  Praxis  oder  sonstiger  Vorteile  abzielende  Anbieten 

unentgeltlich  er  ärztlicher  Hilfe  in  öffentlichen  Blättern, 
das  Anzeigen  privater  Foliklinikea,  sowie  uuentgentlicher  Sprechatunden  in 
Uffentlichen  Blättern  und  durch  Straßenaascblag,  mit  Auauahme  solche! 
PrivatpoUkliniken,  welche  lediglich  Unterrichtaz wecken  für  Studierende  der 
Medizin,  Aerzte  oder  der  Krankenpflege  aich  widmende  Schwestern  dienen, 
die  Em^ehlnng  besonderer   eigener  Heilmethoden    in   Öffentlichen  Blättern 

oder  durch  öffentliche  Vorträge,  durch  Flugschriften  und  dergleichen, 
das  Berichten  über  Erankengesdiichten  und  Operationen  in  anderen  als  fach- 

wiasenschaftlichen  Zeitschriften, 
die  YeranlBasung  Öffentlicher  Danksagungen  und    der  Beklane    dienendej 
Zeitungsartikd. 
Wegen    etwaiger   Aoanahmen  ist   in  jedem  Falle   das   Gutachten   des 
ärztlichen  Bezirksveredns  einzuholen. 

g  i.  der  Kauf  sind  Verkauf  der  ärztlichen  Praxis,  sowie  das  gowerbo- 
miLQigo  Vermitteln  derartiger  Käute  und  Verkäufe  durch  Aerzte  ist  unstatthaft 
S  5.  Die  Bezeichnung  als  Spezialist  kommt  nur  dem  Arzte  zu,  der  sich 
gründliche  Ausbildung  in  dem  betreffenden  Spezialfacbe  erworlien  hat  und  sich 
vorwiegend  mit  demselben  beschäftigt  Die  mißbräuchliche  Bezeichnung  als 
Speaii&t  ist  uartatüt^  .  ,  ^ 

f)  6.    Kraake  »MsohlieUick  brieflich  zu  behandeln,  IM  «cnUnfg. 
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§  7.  £8  ist  unstatthaft,  fibei  die  Wirksamkeit  eogenannter  Qeheimmittel 
Zenniisse  aosznstellen,  mit  Niditfirzten  znsunmea  Kranke  za  behandeln,  aich 
dnrcn  NichtSrzte  vertreten  zu  lassen  und  die  Krankenbehandlong  durch  Nicht- 
bzte  mit  seinem  Namen  zn  decken  oder  in  irgend  welclicr  Form  za  nnteratlltzen. 

§  6.  Die  Üebcrnahme  eines  Kranken  ans  der  Behandlung  eines  andern 
Arztes  ist  Dar  dann  xajässig,  woon  daftlr  Sorge  getragen  ist,  daß  der  letztere 
davon  rechtzeitig  benachrichtigt  ist.  Vorübergehende  Vertretnug  in  NotfUlcn, 
sowie  die  Beratungen  im  Hanse  des  Arztes  sind  in  dieses  Verbot  nicht  ein- 
gesohlossen.  Von  EontroUb esachen,  welche  bei  Kranken  anderer  Aerzte  im 
Auftrage  Ton  dritten  FersoneD,  Versicherongsanstalten  oder  Krankenkassen 
Torgenonunen  werden  sollen,  ist  der  behandelnde  Arzt  vorher  zn  benachrichtigen. 

Eine  daaemde  Eontrolltätigkeit  im  Interesse  einer  V ersiehe rnngsanst alt 
oder  Krankenkasse  darf  nnr  mit  Geaehmignng  defl  Vorstandes  des  Bozirks- 
vereins  übernommen  weiden.  Bei  Versagnng  dieser  Genehmigung  kann  die 
EntscheidoQg  der  Vereins  Versammlung  eingeholt  werden. 

§  9.  Die  von  einem  Kranken  oder  dessen  Angehürigen  gewünschte 
Zuziehung  eines  zweiten  Arztes  als  Konsiliarius  darf  vom  behandelnden  Arzte 
nicht  abgelehnt  werden.  Die  Wahl  des  KonsiliariuB  kann  aber  nur  in  Ueber- 
einstimmnog  mit  dem  behandelnden  Arzte  erfolgen. 

In  der  Kegel  hat  der  behandelnde  Arzt  den  als  Koosiliarins  gewählten 
Arzt  von  der  gewttnacbten  Konsultation  zu  benachrichtigen. 

Der  zur  Teilnahme  an  einem  Konsiliom  aufgeforderte  Arzt  ist  zur  Ab- 
lehnung berechtigt,  znr  Annatime  jedoch  nnr  dann,  wenn  er  sich  vergewissert 
hat,  dsB  der  behandelnde  Arzt  damit  einverstanden  und  rechtzeitig  bena^richtigt 
worden  ist. 

Bei  Konsilien  ist  der  Kurplan  durch  gemeinschaftliche  Beratung  fest- 
zustellen, die  weitere  Behandlung  aber  dem  behandelnilen  Arzte  zu  überlassen. 

Die  Wiederholung  der  Zuziehung  des  Konsiliarius  ist  nur  nach  Ucberein- 
kunft  mit  dem  behandelnden  Arzte  zulässig.  Das  Gleiche  gilt  für  weitere 
Kr&nkenbesnche  seitens  des  Konsiüariua. 

§  10.  Ein  Arzt  darf  dem  anderen  in  dringenden  Fällen  die  Ton  ihm 
erbetene  Assistenz  nicht  verweigern. 

§  11.  Es  ist  unzoläsaig,  einen  Staudcsgenossen  durch  Anbieten  billiger 
oder  unentgeltlicher  Hilfeleistung  oder  durch  sonstige  unlautere  Mittel  aus  seiner 
Stellung  zn  verdrUngen  oder  solches  zu  versacheD. 

Femer  ist  es  unzulässig,  Sprechstunden  außerhalb  des  eigenen  Wohnorts 
in  einer  Ortschaft  abzuhalten,  in  welcher  bereits  ein  oder  mehrere  Aerzte 
wohnen  und  Praxis  ausüben.  Desgleichen  ist  es  unzulässig,  im  eigenen  Wohn- 
orte an  verschiedenen  Stellen  Sprechstunde  abzuhalten. 

Wegen  etwaiger  Ausnahme  von  letzteren  beiden  Verboten  ist  das  Gut- 
achten des  zuständigen  Bezirks  Vereins  beziehungsweise  nach  Gehür  des  sonst 
noch  in  Betracht  kommenden  benachbarten  Bezirks  Vereins  einzuholen. 

g  12.  Es  ist  unzulässig,  die  Behandlungs weise  eines  anderen  Arztes 
Hichtärzten  gegenüber  in  leichtfertiger  oder  rUcksichsloser  Weise  abfällig  zu 
beurteilen. 

§  18.  Das  Anbieten  oder  Gewähren  von  Vorteil  irgend  welcher  Art  an 
dritte  Personen,  um  sich  dadurch  Praxis  zu  TerscbafTen,  ist  unstatthaft. 

g  14.  Es  steht  dem  Arzte  zwar  frei,  unbemittelteu  Kranken  das  Honorar 
ganz  oder  teilweite  za  erlassen,  dagegen  ist  es  der  Stellung  des  Arztes  nicht 
würdig,  zahiungsfäbigen  Personen  —  von  Standes  genossen  und  deren  AngehSrgen 
und  ihm  nahe  Befreundeten  abgesehen  —  in  der  Aussicht  oder  zu  dem  Zwecke, 
sich  damit  anderweite  Vorteile  zn  verschaffen,  das  Honorar  zu  erlassen  oder  die 
Eonorarforderung  nnter  die  Hinimabätze  der  ärztlichen  Gebührentaxe  für 
ärztliche  und  zahnärztliche  Privatpraxis  her&bzasetxeo. 

Vorträge  mit  SfTentlichen  oder  privaten  Korporationen,  insbesondere  mit 
Versicherungsgesellschaften  und  -Anstalten,  sowie  mit  Kranken-,  Unfall-, 
Invaliditäta-  und  sonstigen  Kassen  sind  dem  Bezirksve reine  vor  ihrem  entgültigen 
Abschlüsse  zur  gutachtlichen  Aussprache  vorzulegen,  falls  ein  Fixum  oder  ein 
nach  der  Hitgliederzahl  der  Kasse  beziehentlich  nach  der  Zahl  der  vorkommen- 
den ErkranküiKsfälle  zu  bestimmender  Honorarsatz  vereinhart  werden  soll, 
oder  wenn  hei  Honoriernng  nach  Einzellebtungon  die  zu  vereinbarenden  Liqui* 
dationabeträge  unter  die  Mindeatsätze  der  ärztlichen  Gebührentaxe  iiinabgehen. 
VeiantwortL Bedaktenr:  Dr.Bcpmnnd,  Beg.- u.  Geh.  Med.-Eat  in  Minden  t.W. 

3.0.0.  Bnmi.  HanwsL  Uotaa  u.  F.  Beh.-!.  HofbuehiiTackanl  In  Illnden. 
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Rechtsprechung. 

Zorn  Betriff  des  Anprelsens  ron  fiegensUndeii,  die  sm  nniBehtlgem 
Oebranch  bestlnunt  sind,  i.  B.  Mittel  lur  Terhatnog  der  EmpHn^iils,  dsrcli 
DmebBchrlften.  Urteil  des  Beichs  getichtB  (II.  Strafsenats)  Tom 
a  Mai  1904. 

Der  Anklage  wegen  Vergehens  gegen  §  184,  Nr.  S  St-G.-B.  und  BeiMIe 
dazu  liegt  das  Bncli  zngninde:  „Dt.  Hack,  Frauenarzt;  Die  Qelahren  der 
KQtterecbaft  und  deren  Verhatiing  nach  bisheriger  and  neaester  wissenschaft- 
licher Uethode."  Ea  solleii  darin  O-egenst&nde,  die  za  onzUchtigem  Qebiaach 
bestimmt  sind,  dem  Pafaliknm  angekündigt  and  angepriesen  sein.  Das  Buch 
zihlt  eine  Beute  anschädlicher,  aber  unsicherer  Mttel  zur  Vcrhätung  der 
Empfängnis  anf,  bespricht  die  sicheren  Mittel  und  Apparate  zu  solcher  Yer- 
hütong,  sucht  durch  reichliche  Abbildungen  und  Angabe  der  uQti gen  Handgriffe 
das  Verständnis  zu  erleichtern  und  beschreibt  insbesondere  eingehend  die  sog. 
Zephir  -  Blasen-  und  Zephir-Schlsuch-Pessare. 

Daß  'die  sog.  t'rauensch  atz  mittel  zu  den  za  unzächtigem  Qobrauche  be- 
stimmten Gegenständen  gebären,  wird  von  dem  angefochtenen  Urteile  nicht 
verneint.  Dieses  sttttzt  die  Freisprechung  darauf,  daü  eine  Ankündigung  oder 
Anpreisnog  nicht  vorliege.  Die  Verneinung  der  Ankündigung  wird  allerdings 
dadurch  gerechtfertigt,  daß  auf  eine  Gelegenheit  zum  Bezüge  Jener  Gegenstände 
nicht  aufmerksam  gemacht  wird.  Aber  der  Ausspruch,  daß  keine  Anpreisung 
TOiliege,  erscheint  nicht  ausreichend  faegrDodet. 

Es  hängt  Ton  der  Gesamtheit  der  obwaltenden  Umstände  ab,  ob  die 
lobende  oder  empfehlende  Erwähnung  und  Beschreibung,  Hervorhebung  von 
VorzBgen,  Anerkenuang  günstiger  Wirkungen,  rühmende  Darstellung,  Bei- 
mesaung  hohen  Wertes  als  eine  Anpreisung  im  Sinne  des  §  184,  Nr.  3  St.-G.-B. 
anzusehen  ist.  Dabei  ist  namentlicn,  dem  Zwecke  des  Gesetzes  entsprechend, 
die  Verführung  des  Publikums  zur  Verwendung  der  Gegenstände  und  die  Ge- 
schäfts- oder  Gowerbsmäßigkeit  der  Anempfehlung,  die  erkennbar  auf  Ver- 
mehrnng  des  Absatzes  gerichtete  Absicht  zu  bertlcksicbtigcn.  Bei  einer  Drnck- 
sdirift  ist  deren  GesamtcharakCer  und  V erb leitungs weise  zu  beachten. 

Dos  Drteil  bezeichnete  das  fragliche  Bach  als  eine  lein  wissenschaftliche 
Darstellong.  Ob  dieser  Ausspruch  and  seine  Bogrttduug  trotz  der  Feststellongen 
Aber  Art  and  Umfang  der  Verbreitung  genügt,  um  die  von  Amtswegen  zn 
prüfende  Anwendbarkeit  der  Nr.  1  des  §  184  3t.-G.-B.  auszuschließen,  kann 
dahingestellt  bleiben.  Hit  rechtlicher  Notwendigkeit  wird  eine  Anpreisung 
nicht  durch  die  Wissens chaftUchkeit  in  der  Darstellung  des  Zweckes,  der 
Wirkungen,  der  Gebraucksart  der  Schntzmittel  ausgeschlossen.  Es  kommt  in 
Betracht,  was  das  urteil  Über  die  Entstehung  und  Verbreitung  des  Buches 
feststellt: 

Der  Angeklagte  T.  als  alleiniger  persönlich  haftender  Gesellschafter  der 
Kommanditgesellschaft,  in  deren  Fabrik  gewisse  Frauenschutzmittel  hergestellt 
werden,  beabsichtigte  znr  Erreichung  eines  größeren  Absatzes  das  Erscheinen 
einer  Broschüre,  m  der  die  Vorzüge  dieser  Schutzmittel  dargelegt  werden 
sollten.  Durch  Vennittelung  des  angeklagten  Verlagsbuchhändlers  B.  wurde 
der  Angekl^e  Dr.  med.  A.  veranlaßt,  die  Broschüre  für  ein  Honorar  von 
100  Mark  zu  verfassen.  Weil  weder  der  Fabrikant  T,  oder  dessen  Geschäfts- 
fUirer  P.  noch  der  Verlagshnchhändler  B.  oder  dessen  Beklameagent  E.  auf 
dor  Druckschrift  als  Verleger  benannt  werden  wollte,  ließ  der  Angeklagte  0. 
in  du  Handelare^ter  fttr  eich  eine  Firma  eintragen  und  sich  unter  dieser 
FhoM  auf   dem   Boche   als  Verleger   angeben.    Zwei  Auflagen  von  Je  GOOO 
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Exemplaren  erschienen  und  worden,  mit  Ananahme  der  beBcUagn&tunten  1260 
Exemplare,  darch  B.  nnd  ünteragenteD  vertrieben.  aBie  Angeklagten  haben 
die  Absicht  gehabt,  eine  B^dameschrift  durch  den  Mitangeklagten  Dr.  A.  hei- 
Btellen  zu  lassen.  * 

Hiernach  sollte  das  Fnbliknm  veranlafit  weiden,  die  in  der  DnickBchrift 
als  besonders  empfehlenswert  bezeichneten  Mittel  sich  anziuchaffen.  Der  ge- 
schäftliche Absatz  der  von  der  Kommsjiditgesellschaft  hergestellten  Qege»- 
stände  sollte  vermehrt  werden.  Die  Broschüre  ging  in  Tausenden  von  Exera* 
plaren  an  einen  groSen  Kreis  TOn  Personen,  über  dessen  etwaige  EiaBchränkong 
nichts  feststeht  Bei  solcher  Saclüase  bindert  die  aogenomjnene  Wisaenschalt- 
lidikeit  der  Darstellnng  nicht  das  Ergebnis,  daß  durch  das  Bnch  gewisse  xa 
onzUchtigem  Oebraache  bestimmte  Gegenstlnde  angepriesen  sind.  Ebensowenig 
hinderli^  ist  der  im  Urteil  erwähnte  Umstand,  daß  die  Schutzmittel  in  dezenter, 
einwandfreier  Weise  geschildert  sind  und  jede  Spur  von  Plkanterie,  Sinnenkitzel 
nnd  lassiTem  Ton  vermieden  ist. 

Somit  ist  die  Freisprechung  der  Angeklagten  dem  Antrage  des  Ober- 
Beichsaowalts  entsprechend  aufzuheben.  .  .  . 


Fnnenspenonen,  welche  In  DeitaeUuid  flntiloh  geprfifl,  Jedeeh 
Mieht  tpproMüi  sind,  bednrfen  nir  AnaBbung  de§  Hebunnrngewerbes  des 
1b  9  80,  Abs.  t  6ew.-0rdn.  erwUmten  PrDfnngueugnlaHi. ■)  Urteil  des 
Bayerischen  Obersten  Landes gerichts  (Strafs.)  vom  26.  Mal  1904. 

Nach  g  1  der  Gew.-Ordn.  ist  der  Betrieb  eines  Gewerbe»  jedermann 
gestattet,  soweit  nicht  durch  die  Gewerbeordnung  selbst  Ausnahmen  oder  Be- 
schränkangen  Torgeschrieben  oder  zugelassen  sind.  Demgemäß  ist  auch  die 
AusQbiuig  der  HeukoDde,  zu  welcher  nach  der  Spezialisierung  in  §  29  a.  0. 
die  Geburtshilfe  ^ebOrC,  an  eine  behnrdtiche  Erlaubnis  nicht  geoanden,  soferne 
nicht  in  dieser  Einsiebt  besondere  Bestimmungen  bestehen.  Eine  solche  ist  in 
§  SO,  Abs.  2  Gew.-Ordn.  getroffen,  wonach  Hebammen,  welche  gewerbsmäßig 
die  Geburtshilfe  ansübeo,  bierzn  eines  landesgesetzlidien  Frütongszeugnisses 
bedürfen.  Die  Frauenspersonen  sind  sohin  in  dieser  Bicbtune  in  der  freien 
Ausdbung  der  Heilkunde  gegenüber  den  Personen  mfinnlichen  Qescblechts  be- 
schränkL  Zwar  begrOndet  nach  §  11  a.  0.  das  Geschlecht  in  Beiiebong  auf 
die  Befugnis  zum  selbständigen  Betriebe  eines  Gewerbes  keinen  unterschied, 
aber  die  hier  sowie  in  §  1  a.  0.  enthaltenen  allgemeinen  Bestimmungen  er- 
leiden durch  die  Spezialbestlmmongen  der  §§  89  und  BD  a.  0.  eine  Beschränkung, 
und  OS  dürfen  daher  hienach  Frauenspersonen  die  Geburtshilfe  nur  dann  ge- 
werbsmäßig ausüben,  wenn  sie  ein  vorschriftsmäßiges  Früfungszengnis  erlangt 
haben.  Das  Gesetz  macht  hierbei  keinen  Unterschied  zwischen  denjenigen 
Fersoneu,  die  sich  bereits  medizinische  Kenntnisse  erworben  haben  nnd  den- 
jenigen, die  solche  nicht  besitzen  und  sich  solche  erst  aneignen  müssen. 

Da  die  Angeklagte  die  Approbation  für  das  Deutsche  Beich  nicht  er- 
langt hat,  so  kann  sie  als  A  e  r  z  t  i^n  nicht  in  Betracht  kommen  ;  es  Jst  deshalb 
weht   i     '     '         '  "     ~ 

lUten  mit  Bflcksicht  darauf,  daß  nunmehr  auch  FraneDspeisonen  zn 
den  medizinischen  Früfungm  zugelassen  werden,  die  Beetimninngen  der  0«- 
verbeordnuDg  Ober  die  Ausübung  der  Geburtshilfe  durch  Frauenspersonen  eine 
Lücke  enthalten,  so  kttonte  dieselbe  nicht  durch  eine  den  neuen  ZeitverhUt- 
nissen  angepaßte  Bechtsprechnng,  sondern  nur  durch  die  Gesetzgebung  aus- 
gefüllt werden. 

Markterdmugw,  die  Tcnehriften  Iber  die  boiondere  BeMhnffenbelt 
der  Nahrangimlttel  eathalten,  i.  B.  dus  mar  Wsrea  y,joa  geUliiger  OUte" 
eto.  n  Harkt  gebnoht  werden  dflrfeB,  Bind  ugUtlg,  da  sie  alt  dea 
SaluiiBgsiaittelgiBieti  In  Vlderspmek  steluin.  Urteil  des  Kammer- 
gerichtB  (Str.-a)  vom  16.  Februar  1904. 


')  Die  Angeklagte  ist  in  Großbritannien  als  Arzt  approbiert  and  hat 
auch  in  OentscDuod  die  &iitliche  Prüfune  bestanden,  dm^  Jedooh  dl^  i^itpn^ 
bation  für  das  deutsche  Beichsgeblet  erh^tan  zu  haipea,  <--^'^  ^ 
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Das  Beichsgesetz  beti.  den  Verkehr  mit  Nahrimgamittelii,  Oennßmittaln 
und  Oebnadueegenatänden  Tom  14.  Kai  1879  gibt  über  die  polizeiliche  Be- 
MiMchtigiing  dieses  Yerkekre  eine  Beihe  von  eigenea  YorBcbriften  <g§  1 — i, 
Abs.  1,  §  9),  tlberl&Bt,'  andere,  bestimmt  umgrenzte  Qebiete  der  Begelang  darch 
K«iaeTuäie  Verordnung  (g§  6—8)  und  erklärt,  daß  weitergehende,  landesrecht- 
ticbe  TorBchrilten  aber  die  Anfaicbtabefognisse  der  Polizei  unberührt  bleiben 
aollen  (§  4,  Abs.  2),  ao  daß  aie  alao  anch  nach  dem  Inkrafttreten  des  Reichs- 
geaetzea  noch  erlassen  werden  können.  ... 

Das  Gesetz  lol^  also  mit  seinen  Vorschriften  dem  ganzen  Veikehrs- 
gange  des  Nahinngsmittels  tod  dessen  Entstehung  an  bis  in  die  Hand  des 
Verbraachers  (g§  10  nnd  12  B.-O.).  Und  nie  amfassend  diese  Oidnong  ist, 
zei^  namentlich  der  g  6.  Garaas  folgt,  daß  das  Beichsgesetz  das  Aofricbten 
weiterer  Schranken  anf  diesem  VerkeusganKe  nicht  will.  Indem  nur  das  Feil- 
halten, Verkaofen  nnd  Inverkehtbringen  verboten  wird,  ist  das  Vorbereiten  des 
Feilhaltena  etc.,  alao  z.  B.  der  Transport,  nm  demnächst  feilzuhalten  and  m 
rerkaufen,  für  straflos  erklärt  (Immer  vorbehaltlich  der  Strafbarkeit  des  Ver- 
BUcbeB:  9  12,  Abs.  2.)  und  indem  daa  Beichsgesetz  seine  Verbote  richtet  nur 
BBgOB  KTeido;tbene''  Kahrongsmittel  nnd  solche,  deren  Oena&  die  menschliche 
Owoodheit  zn  beschädigen  oder  zn  zerstören  geeignet  sind,  ist  wiederum  eine 
Tenchärfong  dnrch  Ansdehnong  auf  diejenigen  Nahrnngsmittel  für  unzulässig 
erklärt,  welche  nni  „nicht  von  gehSciger  Güte",  welche  „nicht  ganz  verdorben' 
oder  .nicht  mehr  frisch"  sind.  Hieraus  ergibt  sich  unmittelbar,  daß  das  Verbot 
der  Polizeiverordnung  für  B.  rechtäungtlltig  ist  (g  15  Polizeiverwaltongsgesetzes 
vom  11.  März  1860). 

Allerdings  beruft  sich  die  Verordnnng  auch  anf  die  §g  6j— 71  Qew.-O. 
und  es  ist  richtig,  daß  der  g  69  daselbst  Marktordnungen  der  Ortspolizcl- 
behOrden  znläBt.  Aber  damit  ist  nicht  zugelassen,  daß  eine  Uarkt- 
ocdnnng  für  den  Uarktverkehr  die  §§  10  ff.  Nahrnngsm.-Ges. 
abändern,  d.  h.  erleichtern  oder  verschärfen,  dürfe.  Und  was 
insbesoudere  die  anf  dem  Uarkte  feilzubietonden  Waren  anlangt,  ao  darf  nach 
5  69  Gew.-Ordn.  die  Marktordnung  zwar  über  deren  Gattung  Bestimmnngen 
treffen,  nicht  aber  über  deren  Beschaffenheit. 


Selbst  bei  nur  einmaliger  Sntllcker  Hilfeleistung  (nnd  einmaliger 
Amelverabrelchnng)  bann  Krankengeld  fBr  den  ganzen  Zeitraum  beui- 
■praeht  werden,  während  dessen  der  Erkrankte  In  ärztliche  Behandlni^ 
nctaaden  bezw.  fftr  den  die  Annel  bestimmt  war,  Entscheidung  des 
Preafl.  Oberverwaltnngsgerichtsia.Sen.)  vom  6.  November  1908. 

....  Als  Zeit,  während  welcher  B.  krank  war  und  von  der  EUgerin 
nntersttttzt  worden  ist,  will  die  Beklagte  bloß  den  Tag  angesehen  wissen,  au 
dem  die  ärztliche  Konsultation  stattfand  und  er  Arznei  (die  Salbe)  erhielt. 
Dem  steht  jedoch  entgegen,  daß  ärztliche  AaordDiingen  gleich  fUr  eine  Hehr- 
hEIt.Ton  Tagen  erfolgen  können  und  ebenso  eine  Arznei  in  aasreichender  Menge 
nnd  n^  der  Bestlmmnng  für  eine  längere  Zeit  verschrieben  nnd  gegeben 
werden  kann.  Es  ist  daher  sehr  wohl  müglicb  sDznnehmen,  daß  ein  Kranker 
id  ärztlicher  Behandlung  gestanden  nnd  Arzneien  empfangen  hat  auch  an 
Tssm^  an  denen  er  keine  weiteren  Verhaltnngsmaßregetn  seitens  des  Arztes 
und  keine  nene  Arznei  erhielt.  Ob  ein^  solche  Annahme  znlässig  ist,  hängt 
TOS  den  Umständen  des  einzelnen  Falles  ab.  Die  Ausführungen  des  Vorder- 
riehters  sind  nun  dahin  aufzufassen,  daß  er  nach  der  gesamten  Sachlage,  ins- 
besondere auf  Grand  der  Erklärungen  des  Kassenarztes  vom  6.  August  1901 
nnd  19.  Jannai  1902,  für  erwiesen  gehalten  hat,  E.  sei  vom  6.  bis  zum 
19.  Augnrt  190L  krau  im  .Sinne  des  Krankenvorsicherungsgesetzes  gewesen 
nild  die  Anotdunngen,  die  der  Kassenarzt  am  5.  Angnst  getroffen  hat,  und  die 
Salbe,  die  B.  erhalten  hat,  sei  gleich  für  diese  ganze  Daner  der  Krankheit 
getroi^  nnd  gegeben  worden,  und  daß  er  hieraus  dann  weiter  gefolgert  hat, 
3Ib  KlftKBrin  habe  dem  B.  zwei  Wochen  bmdnrch  wegen  Krankheit  die  im 
I  6,  Abs.  1,  Ziff.  1  Kr.-V.-G.  bezeichneten  Leistungen  gewährt.  Dies  verstößt 
■uüuBlltlicb  nicht  gegen  die  klare  Lage  der  Sache.  ..,..,-,,.' 

■    ■■  ö 
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Die  geBnndhetUlctae  BeanftflchtlgDiiff  der  EnlelmiiKwuiBtBlteiL  setf eu 
ler  KrelBinte.  Rnnd-ErlaB  des  Hinister  der  mw.  Medizinftl- 
anKelegenheiten  Tom  26.  September  1904  ~  IL  18107.  Q.  IL  DU. 
UIU.  A.  —  an  aämtlichB  Herren  BegierongBpr&sidenten. 

Ew.  HoohwolflgeboreD  teile  ich  im  ElinTenielimeii  mit  dem  Herni  Ui- 
niatei  dea  Innern  behalB  Bekanntgabe  an  die  nachReordneten  DienststeUea 
ergebenst  mit,  daS  die  in  §94,  Äba.  1  bis  S  der  DienstanweiBong  ffli  die 
Kreisärzte  Tom  ^.  März  1901  enthaltenen  Bestimmungen  über  die  gesnndheit- 
liche  Beanfaichtigonff  der  Schulen  anch  auf  Erziehongsasstaltcn  and  Einrich- 
tungen, welche  älmliche  Ziele  wie  die  in  g  94,  Abs.  1  bezeichneten  Schulen 
verfolgen,  namentlich  anf  Fürsorge-ErziehnngBanstalten,  sinngemäße  Anwendung 
zu  finden  haben. 


/: 


AawelBnng  tot  Beklmptlutg  der  Cholen,  der  Foeken,  des  FlMk- 
flflben  (Fleoktyphiu)  and  des  AnssatieB  (Lepra).  BnnderlaB  des  Hi- 
nlsteis  der  usw.  Hediiinalangelegenheiten  vom  12.  September 
1904  —  H.  Nr.  11896  —  ao  s&mtliche  Herren  Eegiernngsprisldenten. 

Durch  Beschluß  des  Bundesrates  vom  28.  Januar  dieses  Jahres  sind 
Anweisungen  zur  Bekämpfnag  der  Cholera,  der  Pocken,  des  Fleckfiebers 
(Flecktjphns)  und  dea  Aussatzes  (Lepra)  festgestellt  worden,  welche  den  eu- 
st&ndigen  Behörden  als  Bichtschnur  bei  der  Bekämpfung  der  genannten  Krank- 
heiten EU  dienen  bestimmt  sind. 

Die  Anweisungen  sind  als  besondere  Beilagen  zu  den  ,VerSffentUchDngen 
des  Kaiserlichen  Gesund  heitsamtea"  1904  veröffentlicht  worden,  auch  sind 
amtliche  Ausgaben  im  Terlage  von  Julius  Springer,  in  Berlin,  Uoubijouplatz  8, 
erschienen,  von  der  Verlagalrmo,  und  zwar  die  Anweisungen  zur  Bekämpfung 
der  Cholera,  der  Pocken  und  des  Fleckfiebers  zum  Preise  von  je  0,80  JL,  die 
Anweisung  zur  Bekämpfung  des  Aussatzes  zum  Preise  von  0,20  U.  fBr  das 
Einzelstttck  bezogen  werden  kSnnen. 

Zur  näheren  DarchfOhrung  der  Anweisungen  des  Bundesrats  erlasse  ich 
im  Einverständnis  mit  den  Herten  Uinistero  der  Finanzen,  des  Innern,  für 
Handel  nnd  Gewerbe  und  der  Offenüicben  Arbdten  die  In  den  Anlagen  ent- 
haltenen Auaftthrungs  Vorschriften. 

Hierzu  bemerke  ich  ergebenst,  daß  die  früheren,  die  genannten  Krank* 
heiten  betreffenden  Erlasse  außer  Kraft  treten,  und  dsß  eine  etwas  notwendig 
werdende  Bekämpfung  dieser  Krankheiten  nunmehr  auf  Qrund  der  AaBfDbroBga- 
bestimmungen  des  Bundesrates  und  der  dazu  erlassenen  Anweisungen  zu  er- 
folgen hat. 

Anlage  1. 
AuaftUinmgabeatlminangsn  sn  der  JLnwslBniig   nax  BekAmpfOag 
dar  Olioler». 

Zs  S  !•  Die  Beaufslchtigong  der  Wohnungen  in  Zeiten  der  Cholera- 
gefahr  liegt  den  Kreisärzten,  OrtspolizeibehOrden  nnd  Gesundheitskommisaionen 
ob.  Wegen  der  letzteren  vergL  §  11  der  GeschÜtsanweisnng  vom  13.  M&rz 
1901  (Hmisterialblatt  f&r  Medizinal-  pp.  Angelegenheiten  S.  67). 

Zu  §  2.  Wegen  der  Beaufsichtigung  der  Wasserversorgungsanlagen 
verd.  S  7*  der  Dienstanweisung  far  die  Kreisärzte  vom  2S.  März  1901,  sowie 
die  Erlasse  vom  24.  August  1899  —  M.  d.  g.  A.  M.  12426,  M.  d.  I.  II 10886 
—  nnd  vom  22.  Dezember  1899  —  M.  d.  g.  A.  M.  18067  —  M.  d.  I.  H  16679. 

Zn  3  8.  Wegen  der  Beseitigung  der  AbfaUstofTe  vergL  §  76  der  Dienst- 
anweisung für  die  Kreisärzte  vom  2S.  MKrz  1901. 

Zu  §  4.  Die  Ortspolizeibeh Orden  haben  die  Qemdnden  zni  Abstellung 
der  ^undheits gefährlichen  MißsUUde  nnd  zur  Herstellong  der  erforderlichen 
Einrichtungen  der  in  g  86  des  Beichsgesetzes  bezeichnet«!  Art  mittels  polizei- 
licher TerfQgung  anzuhalten. 

Bai  unmittelbar  drohender  Seuchengefahr  Ist  gemU  8  68,  Satz  2  dea 
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Qeseties  ttber  die  Allgemeine  Landearerwaltuiig  Tom  80.  Juli  1888  za  Ter- 
Utirrn.') 

Zu  §  6.  Wegen  der  üebetwachuiig  dea  Yerkehrs  mit  Nahrung»-  und 
OennSmitteltt  vergl.  die  §§  77  bis  81  der  Dienst  an  webiug  fftr  die  Ereiaärzte 
Tom  2B.  H&rz  1901. 

Za  I  6.  Za  Terfahien  ist  geraftfi  dem  ErlaB  vom  13.  H&rz  1901  —  H. 
d.  g.  A.  M.  492II,  U.  d.  I.  Ha  1969  — ,  betreffend  Oeschäftsanweiaang  fOi  die 
Qeflandheitskommiaaionen  (U.-BL  f.  d.  Med.-ÄDK';  1901,  S.  66), 

gn  §  7.  Wegen  der  FQrdemng  dea  BeBinrelitionBweBeiu  rergL  §  67  der 
Dienstanwelanng  fOr  die  ErelBlrzte  Tom  23.  März  1901. 

Die  Sicheratellong  des  Bedarfs  an  Ünterkunftsrinmen,  Aerzten  usw. 
durch  die  PolizeibehQcden  erfolgt  in  der  Weise,  daß  die  Gemdnden  za  den 
erforderlichen  UaSregeln  aafgefordert  und  eventuell  durch  polizeiliohe  Zwann- 
Terfflgnng  dazu  angehalten  werden.  Die  Beatimmong  zu  %  i,  Abs,  2  finaet 
Anwendung. 

Es  wird  dch  empfehlen,  daß  die  Gemeinden  wegen  Sichemng  der  event. 
leihweisen  Bereitstellnng  trangpo.tabler  Baracken  mit  dem  Boten  Kreuz,  wegen 
der  Entsendung  von  Eiankenschwestern  mit  wohltätigen  und  religiösen  KQrper> 
Schäften  In  Verhandlang  treten. 

Zu  §  11.  1.  Sobald  in  einem  BegiemngabezirkB  eine  Erkrankung  oder 
ein  Todesfall  an  asiatischer  Cholera  unzweifelhaft  festgestellt  ist,  oder  sobald 
«In  BegiemngsbeKiik  nach  Lage  der  Verhältnisse  als  durch  die  Cholera  be- 
droht erscheint,  bat  der  Begicnuigspräsident  die  Landräte,  in  Stadtkreisen  die 
OrtspolicelbehOrden  nnverztlglich  anzuweisen,  durch  öffentliche  Bekanntmachungen 
die  Koeetzliche  Anzeigepflicht  für  Cholera  in  Erinnerung  zu  bringen  und  die 
BerDUcernng  In  der  in  g  11  der  Anweisung  Torgeschriebenen  Weise  zu  belehren. 

Die  Bekanntmachuiigen  sind  während  der  Dauer  der  Choleragefahr  Ton 
acht  zu  acht  Tagen  zu  wiederholen. 

2.  Die  zur  VerteUung  an  die  Äerzte  bestimmten  „Batschläge  an  prakti- 
sdie  Aerzte  wegen  Mitwirkung  an  den  Uaßoahmen  gegen  die  Verbreitung  der 
Chtjera',  sowie  die  für  die  BeTölkerung  bestimmte  ,QemeinTerständIiche  Be- 
lehrung über  die  Cholera  und  das  während  der  Cholerazeit  zu  beohachtende 
Verhalten*  werden  in  der  erforderlichen  Anzahl  in  dem  Ministerium  der  Medi- 
zinal -  Angelegenheiten  bereit  gehalten  und  kltnnen  behufs  Verteilung  in  Zeiten 
drohender  Choleragefahr  erbeten  werden. 

8.  Im  Interesse  der  Kostenersparnis  hat  der  Regie rnngsprisideut  den 
Bedarf  an  den  znr  Anzeigeerstattnng  bestimmten  Kartenbriefen  für  den  ganzen 
Bezirk  einheitlich  herstellen  zu  lassen  und  an  die  ärtlichen  Polizeiverwaltungen 
gegen  Erstattung  der  Selbstkosten   abzugeben.    Diese  Kosten  fallen  als  orts- 

£iuzeilidie  denjenigen  zur  Last,  welcher  nach  dem  bestehenden  Bechte  die 
Dsten  der  Örtlichen  Polizeiverwaltung  zu  tragen  hat. 

Diese  Kartenhriefe  sind  von  den  Ortlichen  FolizeiTerwaltnngen  im  rorana 
mit  dem  Abdruck  ihres  Dienstsiegels  oder  'Stempels  und  dem  Vermerk  ,PoTto- 
pflichtige  Dienstsache'  zu  versehen  und  an  die  znr  Anzeige  verpflichteten 
Fenonen  unentgeltlich  abzugeben. 

Die  Kartenbriefe  werden  nach  AusftUlung  unfrsnkiert  beffirdert  gemäß 
VerfOgnng  des  Beichspostamtes  vom  11.  August  1902  (vergL  Hin.-BL  f.  Med.- 
AngeL  S.  278). 

Zu  %  12.  Die  OrtspolizeibehGrden  haben  dem  Kreisarzt  Ton  den  ihnen 
zugehenden  Anzeigen  aber  Choleraerkrankungen  und  choleraverdächtige  F&lle 
je&smal  ungesäumt  Mitteilung  zu  machen. 

Bei  Benutzung  des  Fernsprechers  oder  des  Telegraphen  hat  gleichzeitig 
dne  handschriftliche  Benachrichtigung  zu  erfolgen. 

Der  Krdaarzt  hat  in  jedem  Falle  Ton  Erkrankung  an  Cholera  oder 
KraakheitsTerdacht  die  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  vorzunehmen. 


*)  Die  betreffende  Bestimmung  lautet;  ,Terfflgungen,  Bescheide  und 
Bflflchlttsae  kOnnen  jedoch,  auch  wenn  dieselben  mit  der  Beschwerde  oder  mit 
der  Klage  bezw.  dem  Antrag  auf  mHodUche  Verhandlung  im  Verwaltungs- 
itreitvertahien  angefochten  sind,  zur  Aosfllhning  gebracht  werden,  sofern  letz- 
tere nach  dem  Ermessen  der  Behörde  oluie  Nachteil  fär  das  Gemeinwesen  nicht 
augeeetzt  bleiben  kann,  vorbehaltlich  der  Bestimmung  des  %  133,  Abs.  3  des 
Oflsetzes  (betrifft  Fälle,  wo  Haftstrafe  verhängt  ist). 
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iiE  8  14    Der  Kreisarzt  hat  die  Anordnougeu  im  Falle  des  Absatzes  S 
roseneo  schriftlich  za  geben. 


Zu  6 
den  Setrosenen  schriftlich  za  geben. 

Za  g  15.  Sobald  der  beamtete  Arzt  anf  Q-nind  seiner  Ennittelangen 
an  Ort  und  Stelle  erkllrt,  daß  der  Ansbrnch  der  Cholera  feststeht,  oder  der 
Verdacht  des  Aaftretens  der  Cholera  begründet  ist,  hat  die  Ortspolizeibehttrde 
ohne  Verzag  dem  inständigen  Begierongsprlaidenten  Nachriclit  ed  geben. 
Dieser  hat  sofort  den  Minister  der  UedizinsJaDgelegenbeiten  tuid  das  Kaiser- 
liche Qesnndheitsamt  zn  benachrichtison.  Sämtliche  BenachrichtignoEen  sind 
aaf  telegTaphiscbem  Wege,  im  Lanaespolizelbezlrk  Berlin,  sofern  dies  zur 
größeren  Beschteunignng  beiträgt,  dnrch  besonderen  Boten  zn  bewirken. 

Weiterhin  haben  die  Begiernnss Präsidenten  an  den  Hinister  der  Hedizinal- 
Angelegenheiten  nnd  an  das  Kaiserliche  Qesnndheitsamt  mitznteilen : 

a)  tfigliche  üeberaichten  tlber  die  weiteren  Erkrankongs-  und  Todesfille  an 
Cholera  nnter  Beaennong  der  Ortschaften  nnd  Kreise; 

b)  wöchentlich  eine  Nachweisang  über  den  Verlauf  der  Sesche  in  den  ein- 
zelnen Ortschafton  nnd  Kreisen  nach  Mafigabe  des  der  Anweisung  als  An- 
lage 6')  beigefügten  Formnlars. 

Zn  g  16.    1.  Bakteriologiache  Cntersnchnngen  von  Cholera  oder  cholersr 

rerdSchtigen  Fällen  haben  die  Kreisärzte  in  der  Begel  nicht  selbst  TOrznnehmen. 

2.  Die  bakteriologische  endgültige  Feststellnng  der  Cholera  hat  vielmehr 

in  folgenden  Untersachnngsanstalten  zn  geschehen  in 

dem  InstitQt  Iflr  Infektionskrankheiten  zn  Berlin,  N.  89,  Notdofer-FOhreratr., 

den  hygienischen  ÜDiversitätsinstitnten  in  Berlin,  Bonn,  Bieslan,  QbtUngen, 

Qreuawald,  Halle  a.  S.,  Kiel,  Königsberg, 
dem  Institnt  ftlr  experimentelle  Therapie  and  Hjgiene  in  Harbiirg  L  E. 
dem  Hygienischen  Institat  in  Posen, 

dem  Institat  für  experimentelle  Therapie  in  Fiankfart  a.  IL, 
den  bakteriologischen  üntersnchungsanstalten  in  Beathen  O.-S.  und  Saar- 
brücken, 
den  städtischen  bakteriologischen  Instituten  in  C91n  and  Danzig, 
dorn  Institut  für  Hygiene  nnd  Bakteriologie  in  Qelsenkirchen. 

8.  Die  Begierungspräsidenten  haben  bei  drohender  Choleragefahr  eine 
entsprechende  Anzahl  zur  Aufnahme  von  choleravcrd ächtigen  Untersnchangs- 
objekten  geeigneter  starkwandigor  Pnlvergläser  mit  oingeschliffenem  Glasstöpsel 
und  weitem  Halse  beschaffee,  an  Stellen,  welche  den  beamteten,  sowie  den 
praktischen  Aerzten  bekannt  zu  geben  sind,  bereit  halten  und  unentgeltlich 
abgeben  zu  lassen.  Abdrucke  der  Anlage  6  der  Anweisnng  sind  den  QefäBen 
boizn  geben. 

4.  Die  Bezeichnung  besonderer  SachTerstän'diger,  welche  geeignetenfaUi 
behufs  endgültiger  Feststellong  der  Cholera  an  Ort  und  Stelle  zu  entsenden 
sein  werden,  behalte  ich  mir  vor. 

6.  Mit  Bücksicht  anf  die  einschneidenden  Maßnahmen,  welche  der  Ans- 
brnch der  Cholera  nicht  bloß  für  die  von  der  Seuche  befallene  Ortschaft, 
sondern  für  den  gesamten  Handel  nnd  Verkehr  znr  Folge  hat,  darf  die  amtliche 
Bekanntgabe  der  ersten  CbolerafäUe  in  einer  Ortschaft  nur  anf  Grund  zweifel- 
loser bt^terio legis chor  Feststellung  erfolgen. 

Zu  §  20.  1.  Die  Bäumung  von  Wohnungen  und  Gebinden  ist  mit  Bttck- 
dcht  auf  die  damit  verbundenen,  nicht  unerheblichen  Anfwendnngeu  nui  tn 
dringenden  Fällen  anzuordnen. 

2.  Die  Kenntlichmachung  von  Wohnungen  oder  Häusern,  in  denen  an 
der  Cholera  erkrankte  oder  cholerav erdächtige  Personen  sich  befinden,  hat  bei 
Tage  durch  eine  gelbe  Tafel  mit  der  Aufschrift  .Cholera",  bei  Nacht  durch 
eine  gelbe  Laterne  zu  geschehen,  welche  an  einer  in  die  Augen  fallenden 
Stelle  anzubringen  sind. 

Zu  g  21.  Es  ht  schon  in  seuchenfreien  Zeiten  darauf  hinzuwirken,  dafi 
wenigstens  in  den  grSßeren  Städten  zur  Fortschaffnng  der  Kranken  und  Krank- 
heitsverdächtigen  geeignete,  außen  und  innen  desinfizier  bare  Fuhrwerke  tos 
Fuhrherren,  Vereinen  oder  ans  Öffentlichen  Mitteln  bereit  gehalten  werden. 

Dem  Führer  des  Wagens  ist  nach  jeder  Benutzung  durch  einen  Cholera- 
kranken  oder  Krankheitsverdächtigen  seitens  der  OrtspolizeibehOrde  ein  Answeb 
über  den  Transport  anszohändigen,  welcher  binnen  24  Standen,  mit  einer  Be> 

1)  Siehe  Anlage  ß  8.  278.  "-    ■'■■■- ^■-'•^'^•^ 
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■didaigiiiig  der  Deednfektioiiuiutilt  tiber  die  AnafUining  der  Daainfektlmi  des 
FnhnrerkB  TSTBahen,  an  die  OrtspolizelbehOrda  zniUckziigabeii  iat. 

Zd  §  22.  Bei  Aerzten,  dem  bernfBntäBigen  PflageperBonal,  aowie  den 
Angeb&riKeQ  von  Kranken  kann  die  Schntziinpfnng  in  Frage  kommen,  üei 
hierza  erlotderliche  Impfstoff  wird  im  Institut  ffir  Infektionskrankheiten  Tor- 
ritig  gehalten  und  auf  telegraphiaches  Ersncheti  an  Aerzte  abgegeben. 

Zu  §  23.  Die  aeuehmigiuig  zur  ErüSnong  der  Leichen  Ten  Personen, 
welche  an  Cliolera  gestorben  sind,  darf  nor  ertutt  werden,  wenn  die  Zaver- 
Ussigkeit  des  die  Lelchentlffnnng  votnehmenden  SachTerständigen ,  die  Be- 
sehaffenlieit  nnd  Einriditnng  des  Banmes  fttr  die  LeichenSffnnng  and  die  znr 
Desinfektion  der  Bäome  nnd  znr  Einiargnng  der  Leiche  getroffenen  Yorsichts- 
maflregeln  eine  aureichende  Sicherheit  zur  Verhtltnng  einer  Weltenrerbieitnng 
des  Kranldieitsstoffes  gewähren. 

In  Ortschaften,  in  welchen  ein  Leichenhans  nicht  Torhanden  ist,  darf  die 
eingeaai^e  Leiche  einet  an  der  Cholera  gestorbenen  Person  nicht  in  einem 
OffentJichen  Baume,  welcher  zu  der  Zeit  auch  noch  anderen  Zwecken  zu 
dienen  hat,  z.  B.  in  einem  Spritzenhanae,  bis  znr  Beerdigung  anfbewahrt  werden. 

Be&idet  sich  der  ordnangsmäSige  Begr&buisplatz  einer  Qemeinde  in 
gröBeiei  räumlicher  Entfernung  Ton  dem  betreffenden  Ort,  so  ist  die  L^che 
einer  aa  der  Cholera  gestorbenen  Person  anf  dem  nlchsten  erreichbaren  Be- 
grtbnisplatze  zu  bestatten. 

Zn  §  84.  Die  angeordneten  Deafnfektionsmafinahmen  sind,  sowüt  tnnlich, 
durch  staatlich  geprüfte  and  amtlich  bestellte  Desinfektoren  ansznflUiTeD, 
jedenfalls  aber  dnrui  dersjtige  sachrerstBndige  Fersonen  zn  ttberwachen. 

Zn  §  26.  Bei  allen  Personen,  welche  TermOge  ihrer  Beech&ftignng  mit 
Cholerakranken,  deren  Gebranchsgeeenständen  oder  Aosleernngen  oder  mit 
Choleralriehen  in  BerOhmng  kommen,  Kann  die  Schntzimpfnng  in  ^age  kommen. 
Wegen  fiesohaffnng  des  Impfstoffes  re^L  sn  §  22. 

Zn  g  26.  Das  Verbot  oder  die  Beschränkung  TOn  MSrkten  und  Messen 
kann  nur  Tom  Begienmgapr&sidenten  augeordnet  werden. 

Zn  §  '^7.  Wegen  Schließong  der  Schalen  vergl  §  96  der  Dienst- 
anweisnng  fttr  die  Kreisärzte  vom  23.  Harz  1901,  sowie  den  Bonderlafi  des 
Ministers  der  Hedizinal-Angelegenheiten  and  des  Ministers  des  Innern  Tom 
14.  JnJi  1884  (vergL  Min.-BI.  f .  d.  L  Verw.  S,  198). 

Za  §  28.  Eine  Beschränknng  oder  Schließung  gewerblicher  Betriebe  in 
Cbolerah&aaern  ist  namentlich  dann  in  Erwägung  zn  ziehen,  wenn  die  betr. 
Gewerbetreibenden  in  dem  Hanse  selbst  ihre  PriTatwohnnng  haben,  nnd  diese 
mit  der  Wohnung  eines  Cholerakrsnken  in  irgend  einer  ränmlichen  Verbindung 
steht,  oder  wenn  die  Gewerbetreibenden  oder  ihre  Familie  nachweislich  mit 
der  des  Cholerakranken  in  Verkehr  gestanden  haben  oder  noch  stehen. 

Zu  §  80.  Die  Anordnung  ist  in  Form  einer  Polizeiverordnung  zu  er- 
lassen. Bei  Gefahr  im  Verzuge  Ist  vom  Notrerordnongsrecht  (g  139,  Satz  2 
und  8  des  Gesetzes  über  die  Landes  Verwaltung  vom  30.  Juli  1888)  Gebrauch 
za  machen. 

Zn  3  31.  In  Ortschaften,  welche  von  der  Cholera  befallen  oder  bedroht 
sind,  sowie  in  der  Umgebung  sind  unTerzüglich  Besichtigungen  der  Wssser- 
TeraorgmigaBnlagen  im  Sinne  des  Erlasses  rom  26.  September  1902  (MiiL-BL 
f.  Hed.-AÄg.  1W2  8.  286)  anzuordnen  und  die  bei  denselben  sich  etwa  er- 
gebmden  lungel  mit  tunlichster  Beschleunigung  abzustellen. 

Zn  §  82,  Znr  geaundheitspolizeilichen  TTeberwachung  des  Schiffabrts- 
nnd  FlBSereiTerkehrs  in  den  von  der  Cholera  befaHenen  oder  bedrohten  Be- 
zirken ist  in  jedem  einzelnen  Falle  Ton  den  betreffenden  Begienugsprisidenten 
die  Genehmigung  der  Minister  der  Medizinalangelegenheiten  und  fttr  Handel 
nnd  Gewerbe  einzuholen. 

Die  Belehmng  fttr  Schiffer  —  zu  Anlage  9  der  Anweisung  —  wird  In 
der  erforderlichen  Anzahl  in  dem  Ministerium  der  Medizinal  -  Angelegenheiten 
bereit  gehalten  und  kann  behufs  Verteilung  in  Zeiten  drohender  Choleragefdir 
erbeten  werden. 

Zn  §  84.    1.  Im  Sinne   des  Reiohsgeaetzes   und    der   Tortiegenden  An- 
wräsong  sind 
a)  höhere  VerwaltungsbehUrden :  der  Be|nernngspt&8ident,  im  Landespolized- 
bedrk  Berlin  der  Polizeipräsident  in  Berlin,  .  ^ -y '>./-,  iv_' 
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b)  untere  VerwaltangsbehOiden :  der  Landrat,  in  Stadtkieiseo  die  Orts* 
Polizeibehörde, 

c)  PolizeibehOiden :  die  Ottspolizeibehörden, 

d)  Oemeinden:  die  Stadtgemeinden,  die  Laodgemeindea  und  Oatabezicke, 

e)  kommanale  EOcpecschaften :  die  Gemeinden,  Gatabezirke,  kommunale  Ver- 
bände, welche  ans  einei  Mehrheit  Ton  Oemeinden  oder  Gutsbezirken  zur 
Erlttllimg  gemeinaamer  kommunaler  Aufgaben  beateben,  sowie  die  Kreis- 
und  Frovinzial- Verbände. 

2.  Die  Ermittelnng  and  Featsetzung  der  Entschädigungen  in  den  PäUen 
der  §§  23  bis  B3  des  Gesetzes,  betreffend  die  Bekämpinng  gemeingefährlicher 
Krankheiten,  vom  30.  Juni  1900  überträgt  der  zurzeit  dem  Landtage  vor- 
liegende Entwarf  emes  AusfUhrangsgesetzes  zu  diesem  Gesetze  den  Ortspolizei- 
behörden. Wenn  auch  bis  zum  Zustandekommen  einer  solchen  Bechtsrorschrift 
Streitigkeiten  über  die  Ansprüche  anf  Entschädigungen  in  den  vorgenannten 
Fällen  nur  im  ordentlichen  Rechtswege  entschieden  werden  kOnnen,  so  haben 
doch  die  Ortspolizeib  oh  Orden  von  Amtswegen  die  HDhe  der  gesetzlich  be- 
gründeten Entschädigangen  zu  ermitteln  und  anf  gütliche  Einigung  des  Ent- 
schädigungspflichtigen mit  dem  Entschädignngsberechtigten  aiiE  Grand  ihrer 
Ermittelangen  hinsanirken. 

3.  Die  Entschädigangen  ans  den  g§  28  bis  83,  sowie  die  Übrigen  In 
dem  §  37,  Abs.  3  des  Beicbsgesetzes  aufgeführten  Kosten  fallen  in  QemäQheit 
der  Bestimimungen  des  bestehenden  Bechts,  soweit  sie  durch  sanitäts polizeiliche 
Uafinahmen  im  landespolizeUichen  Interesse  verursacht  sind,  dor  Staatskasse, 
soweit  sie  durch  Maßnahmen  im  orts polizeilichen  Interesse  verursacbt  sind, 
dem  zur  Tragaag  der  Kosten  der  Hrdichen  Polizeiverwaltung  verpflichteten 
Verbände  zur  Last 

Zu  §  85.  Beamtete  Aerzte  im  Sinne  des  Gesetzes  sind:  die  Kreisärzte, 
die  Kreis assistonzärzte,  sowie  die  mit  dor  Wahrnehmung  der  kreisärztlichen 
Obliegenheiten  beauftragten  Stadtärzte  in  Stadtkreisen,  die  Eafenärzte  and 
Quarantäne ärzte  in  Hafenorten,  außerdem  die  als  Kommissare  der  Kegiemngs- 

Eräsidenten,  der  Oberpräsidenten,  oder   des  Ministers   der  Mcdizinalangelegen- 
eiten  an  Ort  and  Stelle  entsandten  besonderen  Sachverständigen. 

Zu  g  36.  Die  Behörden,  welche  den  Militärbehörden  die  vorgeschriebenen 
Mitteilungen  zu  machen  haben,  sind  die  Ortspolizcibohilrden  (sione  Erlaß  des 
Ministers  der  geistlichen  usw.  Angelegenheiten  nnd  des  Ministers  des  Innern 
vom  21.  Dezember  1902  —  M.  d.  g.  A.  M  13857,  M.  ä.  l.  IIa  8768  —  Min.- 
Blatt  f.  Med.-Ang.,  1903,  S.  75). 

Zu  g  39.  Der  Zeitpunkt,  von  welchem  ab  bei  drohender  Oholeragefahr 
die  „Grundsätze  für  Mafinahmen  im  Eisenbahnverkehr  beim  Auttreten  der 
Cholera"  (Anlage  10  der  Anweisung)  in  Anwendung  zu  bringen  sind,  bleibt 
besonderer  Bestimmung  vorbehalten. 

Anlage  2. 


Zu  g  3.  Abs.  1—8  entspricht  den  Ausführnngsbestimmungen  Nr.  3  zu 
§  11  der  Cholera- Anweisung. 

Auf  Grund  der  erstatteten  Anzeige  haben  die  OrtspolizeibehOrden  fttr 
die  sicher  gestellten  Pockenfälle  Listen  nach  dem  beigefügten  Muster  (AnL  2  a) 
fortlaufend  zu  führen. 

Zu  §  4.  Abs.  1  u.  2  übereinstimmend  mit  Abs.  1  o.  2  zu  §  12  bei 
Cholera. 

Um  jederzeit  in  der  Lage  zu  sein,  die  Scbutzpockenimpfaug  schon  bei 
der  Feststellung  eines  PockeuHJla  Tomehmen  zu  kOnnen,  haben  die  Kreisärzte 
eine  entsprechende  Menge  tierischen  Impfstoffs  —  etwa  3  Böhrchen  zu  je  20 
Portionen  —  stets  vorrätig  zu  halten  und  schon  bei  ihrem  ersten  Sesuch  in  der 
Behausung  des  Kranken  mitzunehmen. 

Dieser  Vorrat  ist  kühl  aufzubewahren  und  im  Falle  des  Nichtrerbraachs 
von  drei  zu  drei  Monaten  durch  Umtausch  in  derjenigen  Anstalt  zur  Gewinnung 
tierischen  Impfstoffes,  welche  den  Impfstoff  geliefert  hat,  zu  emenem. 

Der  Kreisarzt  hat  in  jedem  Falle  von  Erkrankung  au  Pocken  oder 
Erankheitsverdacht  die  Ennittelang_an  Ort  nnd  Stelle  vorzunehmen.' "  '^s'^ 
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Zn  S  7.    Iktniicbt  d«R  AufakraagabertiBniagM  n  §  14  boi  Cholers. 

Zu  1  9.    Des^  wie  in  §  21  M  Cbolsra. 

Zu  §  11.  WmBderubeiteT,  weldn  uu  ela«t  inltadiscliw  vom  den  Pocken 
betioffeaeB  Qebiet  zum  Erwerb  ihres  ünterWts  rawuden,  sowie  ihrer  An- 
gekSrigen,  sind  innerludb  drei  Tftgen  der  SchnUiiapfnnK  n  nnterwerten,  aofem 
sie  idcBt  gUnblutft  utehweisca,  &fl  de  innerhUb  der  leUtn  ttnt  Jure  die 
Fockoi  BbereUadn  haben  «der  mit  Eifols  geimpft  sind. 

^  §  13.  Als  dnrdi  Impfung  hinreichend  geschtUt  silt,  wer  glubhaft 
nnchwdst,  dnfi  «r  innerbtlb  der  leUt^  fOnf  Jnhre  mh  Erfolg  geimpft  ist. 

Zo  g  14.  Die  fflr  die  Berfilkernng  bestimmte  ^meinverstindUche 
Belehrung  wird  in  der  erforderlichen  Anuhl  von  Exempluen  in  dem  Ninisterinm 
der  Uediunal-Angehdten  bereit  gehilten  nnd  Ifun  bätnfs  VerteilnBg  in  Zeiten 
Ton  Pocken  erbeten  werden. 

Zn  §  16.    ^teprieht  dra  ADsfObmnjsiMstimmungeB  la  §  37  bei  Cholem. 

Zn  §  16.    SesgL  wie  so  §  24  bd  Oiolen. 

Za  I  17.    DesgL  wie  Nr.  2  ni  §  20  bei  Cholerk. 

Zn  8  1&    Entspricht  den  AasfnhniagsbeBtiiQmnngen  n  §  28  bet  Cholem. 

Zu  I  19.    DesgL  wie  zn  §  23,  Abs.  1  n.  2  bei  Cholen. 

Zn  1  22.    Desgleichen  wie  ku  §  80  bei  Cholem. 

Zn  I  23.    DesgL  wie  Nr.  1  n  §  11  bei  Cholera. 

Zn  §24.  Oemiß  §§  G5  nnd  56  dea  Begnl&tirs  über  die  aanit&tspoliieilichen 
Vorschriften  bei  den  ua  häufigsten  rorkommenden  anateckenden  Krankheiteo 
vom  8.  ÄDgnst  1836,  welche  nach  §  18,  Abs.  8  des  Reichs  impf geseties  Tom 
8.  Apiil  1874  Gesetieakrafl  behalten  haben,  ist  für  den  Fall,  iaß  in  einem 
Hanse  die  Pocken  aosbrechea,  genan  zn  saterancken,  ob  in  demselben  noch 
ansteckongs&hige  Personen  vorhanden  sind,  deren  Impning  Bodann  in  ktlrzeater 
Zeit  vorgenommen  werden  mnfl. 

Bei  weiterer  Verbreitung  der  Krankheit  sind  nglelch  s&mtUohe  übrigen 
Einwohner  anf  die  vorhandene  Oefahr  anfmerksam  sn  machen  nnd  aufznfordem, 
ihre  noch  anatecknngafähiffen  AngehSrigen  achlennigst  impfen  in  lassen. 
Impfpflicktige  Personen,  welche  sich  zn  der  Impfung  nicht  Ir^wlllig  stellen, 
sind  deraelben  zwangsweise  zu  unterwerfen. 

Auch  ist,  nnter  den  genannten  Umständen,  inabeaondero  den  achon  vor 
längerer  Zeit  —  d.  h.  vor  mehr  ala  6  Jahren  —  wenn  auch  mit  Erfolg  geimpfter 
Peraonen  eine  Wiederimpfung,  wegen  der  dadurch  bewirkten  grOSeren  Slchoineit, 
EU  empfehlen. 

In  denjenigen  Teilen  der  Honarchie,  in  denen  das  Begnlatlv  vom  8.  August 
1835  nicht  gültig  ist,  ist  gem&S  den  dort  bestehenden  Vorschriften  über  die 
ZwangaimpfnngeD  bei  Pocken  epidemien  in  verfahren. 

§  2fi.  &  Ortschaften,  in  denen  die  Pocken  zum  Ausbruch  gekommen, 
oder  welche  von  ihnen  bedroht  Bind,  ist,  falls  sie  noch  nicht  atattgetnnden 
hat,  die  OCFentliche  Impfnng  schleunlgat  In  Angriff  zu  nehmen  nnd  durchzuführen. 
Daneben  Bind  fttr  diejenigen,  weluie  aich  freiwillig  impfen  laaaen  wollen, 
OfFenttiche  Impftermtne  einzurichten,  an  den  die  Impfungen  unentgeltlich  vor- 
genommen werden.  Der  hierzu  erforderliche  tierische  ImptstofF  wird  auf 
t^egraphiscbeB  Ersuchen  von  den  ESniglichen  Anstalten  znr  Gewlnntug  tierlBchen 
Impratoffea  zn  Berlin,  Cassel  nnd  CSln,  Halle  a.  8.  Hannover,  Königsberg, 
Oppeln  und  Stettin  unentgeltlich  abgegeben. 

Im  übrigen  vgl.  beztkglich  der  Kosten  der  Zwangslmpfnngen  §  8  dea 
Gesetzes  vom  12.  April  1876,  betreffend  die  AuaftthmDg  des  Belchsuipfgeaetzea. 

Zn  §  26.    Entspricht  Abs.  2  zu  §  7  bei  Cholera. 

Zn  §  28.   Entspricht  den  AnafObmngsbeBtimmnngen  m  §  26  bei  Cholera. 

Zn  I  39.    Dea^L  za.  §  27. 

Zn  §  88.  Die  in  Absatz  4  vorgeschriebene  Haflresel  Ist  bis  anf  weiteres 
iaabeaoDdere  auf  olle  Fremdarbeiter  aus  BnBland,  Oalmen  und  Italien  anin- 
wenden. 

Zu  8  38.  üebereiBatimmend  mit  den  Anaftthrungabeetimmiingen  su  |  86 
bei  Cholera.] 

Zn  §  88.  Abs.  1  stimmt  mit  Abs.  1  der  Ansf.-Beat.  zn  16  bei  Cholera 
ftberein. 

Weiterhin   haben  die   Be^eningsprlsldenten  anlden   Hlnlater   der  Me- 
dizinal. Angelegenheiten  mitzuteilen: 
a)  wOcbentUoi  eine  N&chweiaiuig  Über  den  Yerluf  ifK  BlMcb^.fai.^^^,^'' 
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xelxan  Ortschaften  nach  Uaflgabe  dw   der  Anwefsang  sli  Anlage  6 ')  bei' 
gefügten  FormnUis. 

b)  vom  1.  Januar  1905  ab  innerhalb  14  Tagen  sacli  der  Oeneiong  oder  dem 
Ableben  von  Pockenkianken  die  nach  Maßgabe  des  der  Anweisong  ale 
Anlage  6  beizugebenden  Formnlars  anssalttllenden  Zählkarten.  I)ie  Zähl- 
karten sind  von  den  KreiaäizteD  anssnstellen.  Die  erforderlichen  Zähl- 
karten werden  der  Kostenerspamiahalber  einheillich  aasgestellt  nnd  sind 
TOD  dem  Minister  der  Hedizin&l-Angelegeiten  zu  erbitten. 
Zn  g  tö.    Nr.  1  entspricht  der  Nr.  2  zu  §  S4  der  AnsfUhnuigabestim- 

-    ;en  bei  Cholera;  Nr.  »  deegl.  der  Nr.  8  nnd  Nr.  8  deagL  der  Nr.  1  ni  §  31. 
Zn  g  41.    DeagL  zd  i  85. 
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Anlage  B. 

Anrftthr  na  gab  BBtlimnnagen  an  dez  Anwelaang  rnnr  BeULmpfoag 
des  Fleokflebera  (FleoktjphuB). 

Zu  §  9.  Abs.  1 — 8  entsprechen  den  AusItthrnngBbestinunnngen  der  Nr.  8 
in  §  11  bei  Cholera. 

Auf  ßmnd  der  erstatteten  Anzeigen  haben  die  OrtspolizeibehOrden  f&r 
die  sicher  festgestellten  FEUe  an  Fiet^flebererkrankungeQ  Listen  nach  dem 
beigefügten  Muster  (Anlage  8  a)  fortlanfend  m  ftthren. 

Zn  §  4.    Entspricht  den  Ausf .- Bestimmongen  ed  §  12  bei  Cholera, 

Zn  g  7.    Des^L  za  §  14  bei  Cholera. 

Zu  9  8.  Die  Bäooiang  von  Wohnungen  und  Gebäuden  ist  mit  BQcksIcht 
anf  die  damit  rerbondenen  nicht  unerheblichen  Anfordenmgen  nnr  in  dringenden 
Fällen  anzuordnen. 

Zu  §  9.    Entspricht  den  AusfOhrungsbestimmangen  zn  g  21  bei  Cholera. 

Zu  I  14.  Die  fUr  die  Bevülkerong  bestimmte  gemeinverBtändllche  Be- 
lehrung wird  in  der  erforderlichen  Anzahl  von  Exemplaren  in  dem  Miniateriom 
der  Medizinal- Angelegenheiten  bereit  gehalten  und  kann  behufa  Vertutnng  in 
Zeiten  von  Fleckfiebergefahr  erbeten  werden. 

Zn  §  16.    Entspricht  den  AnsfAhrangsbeaUmmnngen  zu  §  26  bei  Cholera. 

Zu  i  17.    Qleichlantend  wie  Aba.  2  zn  g  20  bei  Cholera. 

Zu  I  18.    Desgleichen  wie  zu  §  28  bei  Cholera. 

Zu  I  19.    Desgleichen  wie  Aba.  2  und  3  zn  §  23  bei  Cholera. 

Zn  I  22.    Desgleichen  wie  zu  S  90  bei  Cholera. 

Zu  §  25.    Desgleichen  wie  Nr.  1,  Aba.  1  nnd  2  zu  §  11  bei  Cholera. 

Zu  §  28.    Desgleichen  wie  zu  f  36  b«  Cholera. 

Zu  1  29.     Desgleichen  wie  zu  6  27  bei  Cholera. 

Zu  I  34.  Soll  eine  an  Fleckfleber  erkrankte  oder  krankheitsverdächtige 
Person  aosnahmaweiae  mit  der  Eisenbahn  befördert  werden,  so  ist  dies  seitens 
der  OrtspolizeibehUrde  dem  BahnhofBrorstand  der  Abfahrts-  sowie  der  Be- 
atimranngsstation  rechtzeitg  vorher  anter  Angabe  von  Tag  und  Stande  der 
Abfahrt  nnd  Ankunft  anzuzeigen;  auch  hat  sie  dafttr  Sorge  zu  tragen,  daß  der 
l'ersoD  ein  zuverlässiger  Begleiter  beigegeben  wird.     Der  Bahnhofavorstand 

>)  Siehe  Anlage  6  a.  878.  ■  .^.,,v.^,^ 


SwbtapToehirog  nnd  MwHrinil  flrinlucitiiiin 


Form  TOD  der  Art  der  Erkrankuiig  EenDtnis  zu  geben. 

Die  OitspoUceibebOrde  der  BestimmiingflsUtion  bat  za  Teranluaui,  dafl 
da^  betreffende  Wa^en&bteit  und  der  Abort  olabald  oa«:b  den  WeisnDgeii  des 
Ei.eisarztes  desinflzieTt  werden. 

Za  §  36.  UebeieinBÜmmend  mit  den  AosfilhnmgHbeBtiiiuiiiiiigen  zu  §  86 
bei  Cholera. 

Zu  g  38.    Abs.  1  wie  Aba.  1  zu  §  15  bei  Cholera. 

Weiterbin  haben  die  BegieTaagsii residenten  an  den  Ministet  der  Medi- 
zinal-Angelegenheiten  mitznteiten: 

wöchentlich  eine  Nachweisong  Aber  den  Verlanf  dei  Sencbe  in  den  ein- 
seinen Ortschaften  nach  HaSgabe  des  der  Anweisong  als  Anlage  G  i)  beige- 
fügten Formolan. 

Zu  g  40.  Nr.  1  entspricht  Nr.  2  der  Anaftthr-Beatimmongen  za  g  81 
bei  Cholera;  Nr.  3  deagL  der  Nr.  3  ond  Nr.  3  der  Nr.  1. 

Zu  g  41.    DesgL  wie  zn  |  86  bei  Cholera.  Anlaae  8a. 

Iilste  dex  FleokflaJier  Alls. 
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Anlage*. 
AgifflJiTongibeatl m ihh w gen  tu   der  Anvelaung  sar  Bekftmpfang 
des  AnssatseB  (Lepra). 

Zn  I  8.  Entspricht  den  Ansttthningabestimmangen  za  §  12  bei  Cholera, 

Zq  I  5.  Sie  eTentaelle  Entsendong  eines  SachverBtändigen  ist  durch 
Vennittelang  des  Begiernngspräsidenten  bei  mir  zn  beantragen. 

Die  Einaendane  von  Beckglaspräparaten  mit  angetrocknetem  Naaen- 
schleim  oder  Eiter  oder  von  sosgeschnittenen  Hantatflckcben  behnfs  bakterio- 
logischer DnterBachnng  hat  an  das  nichstgelegene  geeignete  Öffentliche  Institnt 
soi  geschehen. 

Als  solche  kommen  in  Betracht   aaller  den  zn  g  16  nnter  Nr.  1  bti 
Cholera  genannte  Anstalten: 
die  dermatologischen  ünJTersitfttskl iniken  in  Berlin  nnd  Brealan, 
da«  Leprahüm  bei  UemeL 

Za  %  7.  Am  Aassatz  erkrankte  oder  anasatzrerdlchtige  Personen,  welche 
in  ihrer  BdiaasanK  abgesondert  sind,  bat  der  Kreisarzt  monatlich  mindestens 
einntal  anangemeldet  za  besachen,  nm  festznstellen,  ob  die  zur  Dnrchftthrnng 
der  Absondemng  getroffenen  Anordnangen  getroffen  sind  nnd  sorgfältig  beob- 
achtet werden. 

Zn  g  8.  Die  ünterbringnn^  einer  am  Aosisatz  erkrankten  oder  krank- 
hdtsretd&chtigen  Person,  weläie  m  ihrer  Behansnng  nicht  wirksam  abesondert 
werden  kann,  hat  in  der  Begel  dnrcb  Deberfllhrnng  in  das  Eüniglicbe  Lepra- 
heim bei  Memel  zn  geschehen. 

Antrage  anf  Aufnahme  in  das  Lepraheim  sind  nnter  Beifügong  eines 
Zenentsses  des  Kreisarztes  Aber  den  Krankheitsfall  durch  die  Hand  des 
Be^enngBpräaidenten  an  den  Minister  der  Hedizinalangelegeuheiten  za  richten. 

"     "     ■  .    •     -        .  .  ,  beiMemol  betrftgt  «r  Er- 


Der  tigUche  Verpflegungssatz  im  Lepraheim  b 
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wachsene  i  H.,  Itti  Kinder  nntei  11  Jahren  2,50  M.  Ffli  Peraoaea,  welche 
ans  Sffentlidien  Mitteln  erhalten  werden,  ennfifiigen  Bicta  die»  Terpllegiug»- 
a&tze  anf  2,ö0  bezw.  1,60  H. 

Zd  g  10.  FerBoaeo,  welche  mit  AiUBatikraiikeo  in  WobnoDgBgemeiii- 
achaft  leben  oder  gelebt  haben  oder  nachweislich  in  anderer  Weiae  in  daaenide 
enge  Serähriing  gekommen  sind,  hat  der  Ereisant  für  die  Daner  Ton  tllnf 
Jahren,  geiectmet  ron  der  letzten  Anatecfcasgsgelegenheit  ab,  halbj&farlich 
mindestens  einmal  genau  Ea  uitersacben,  am  festztutelleii,  ob  Zdchen  Ton  be- 
ginnendem Änsaatz  vorhanden  sind. 

Hierbei  ist  namentlich  anf  Knoten  im  Geeicht,  an  den  Ohren,  BOwle  U 
den  Streckaeiteu  der  Arm-  nnd  Beingelenke,  auf  UngUeh  rnude  Flecke  alt 
unempfindlicher  Mtte  and  erhabenem  Bande  anf  der  Haat,  Flecke  oder  6e- 
schwtlre  anf  den  Schleimh&aten  der  Nase  und  des  Hundes  zu  achten,  nnd  In 
verdächtigen  Fällen  eine  mikroskopische  üntersnchnng  des  NaaenschleimeB  n 
veranlassen,  üeber  das  Ergebnis  dieser  ünteraDchnngeD  Bind  fcorse  Befund- 
berichte an  den  Begierangsprlaideuten  einznrelchen. 

Za  §  12.  Der  Kreisarzt  hat  das  Warte-  und  PSe^epersonal  solcher 
Familien,  in  denen  ein  Anasatzkranker  oder  Ansaatzverdächtiger  alcb  befindet, 
aber  die  Natnr  der  Krankheit  aolznklären  und  zu  ordnnngatnäfiiger  Des- 
infektion anzuleiten. 

Der  EanahaltangaTorstand,  in  deaaen  Familie  sich  eine  am  Aiusatz  er- 
krankte oder  anaaatzrerdSchtlge  Person  befindet,  ist  polizeilich  anzuhalten,  dem 
in  der  Familie  beschäftigten  Wartepersonal  die  Möglichkeit  en  reeelmäfiiger 
Desinfektion  zu  gewähren.  Der  Kreisarzt  hat  die  Befolgnng  dieser  Vorschnft 
bei  den  in  §  7  vor^chriebenen  Besncben  za  kontrollieren. 

Za  §  18.  Die  fltr  die  BeTOlkeraug  bestimmte  gemeinveratändliche  Be- 
lehmng  wird  in  der  erforderlichen  Anzahl  von  Elzempluen  in  dem  Ministerinm 
der  MediziDalangelegenheiten  bereit  gehalten  nnd  kann  behnis  Terteilong 
erbeten  werden. 

Za  §  14.  Die  SchnlaalaichtabehDrden  haben  Sorge  zu  tragen,  daS  jugend- 
liche Feraonen,  welche  anf  Qrund  des  §  14  Vom  Suialbesache  ferngehalten 
werden,  in  einer  anderen  geeigneten  Welae  unterrichtet  werden. 

Die  FolizeibehDrde  hat  darttber  zu  wachen,  daß  die  bezttglichen  Anord- 
nungen der  Scbnlaufsichtsbeh Orden  zur  AuafOhmn^  gelangen. 

Zu  §  16.  Der  Kreiaarzt  hat  den  Angehörigen  an  Aussatz  erkrankter 
oder  krankheitSTcrdSchtiger  Personen  möglichst  eingehende,  dem  Bildnnga grade, 
der  Vermögenslage  und  den  WohnangaverhUtniseen  derselben  angopaSte  Dee- 
Inf ektions Vorschriften  zu  geben,  welche  mit  Bflckaicht  auf  die  lange  Dauer 
der  Krankheit  mOglichat  ao  zu  geatalten  sind,  daaa  sie  ohne  erhebliche  Kosten 
anagefflhrt  werden  kOnnen. 

Die  angeordneten  DesinfektionamaBnahmen  sind,  soweit  tunlich,  durch 
staatlich  geprtlfte  und  amtlich  bestellte  Desinfektoren  anazufflhren,  jalenfeÜs 
aber  darch  derartige  aachverstäadige  Feraonen  zu  flberwachen. 

Zu  3  17.  Ausaatzkranke  mttasen,  anch  wenn  sie  anscheinend  geheik 
sind,  dauernd  als  krankheitsverdächtig  angesehen  werden. 

Jedoch  kann  eine  erhebliche  Einadiränkung  der  Maflregeln  gegen  die 
Weiterverbreitong  der  Krankheit  eintreten: 

a)  bei  Kranken  mit  Knotenausaatz,  sobald  alle  Knoten  und  Qeschwilra  ab- 
geheilt sind,  und  eine  in  Zwischenräumen  von  drei  Monaten  dreimal 
wiederholte  mikroskopische  Untersuchung  verdichtiger  HautstttckcheB, 
sowie  von  Nasenschleün  die  Abwesenheit  von  Lepraba^en  ergeben  hat; 

b)  bei  Kranken  mit  Nervenanssatz,  sobald,  anch  beim  Vorhandenseiii  un- 
empfindlicher Hautflecke,  eine  in  ZwischeuiSnmen  von  drei  Monaten  dret 
mat  wiederholte  mikroskopische  üntersuchiug  von  NuenscUeim  die  Ab- 
wesenheit von  Leprabazillen  ergeben  hat. 

Zu  §  la    Wie  zu  §  84  bei  Flecktyphus. 

Zu  g  20.    Wie  zu  §  S6  bei  Cholera. 

Za  g  24.  Sobald  der  Kreisarzt  unen  Fall  von  Aussatz  fes^eetellt  hat, 
hat  die  OrtspolizeibehOrde  ohne  Verrog  itaa  EnsUndigeu  BetderungspriBidenten 
Kachricht  zu  geben.  Dieser  hat  sofort  den  Mhiister  der  Hedlzinaungelegot- 
heiten  und  das  Euserliche  Oeaundbeitsamt  schriftlich  zu  besaduichtif^ 

Weiterhin  haben  die  Begiemngspräsidenten  alljährlich  zum  ib.  Janaarr' 
tber  den  Stand  der  Aossatzerknuifcangen  und  die  Beobachtung  der  kraBkhei&^ 
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und  dei  usteckiuifCBTflrdäcbtigea  Personen  ui  den  Hinlstet  dei  HedixinalMim- 
legnbetten  la  benchten.     Der  EinsendimK  na  VnkftUnieigen  baduf  es  Dielt. 
Zu  §  26.    Nr.  1  entapndit  Nr.  2,  Nr.  2  der  Nr.  3  nnd  Nr.  3  der  Nr.  1 
dw  Aiufllhniiigslwstiiiiinangen  bei  Cholent. 
Zn  S  86.    Wie  su  g  86  bei  Choler». 

AnUgeS. 
wöchentlich  dran  Knlserli<^(iB  Oesondheitsunte  einniuenden. 
ITaoliweUiutg 
Aber 

die  in  der  Zelt  Tom  ...  bis 19  .  .  Torgekommeoen  Cholera- 

<Focken-,  Ftock^hiu-)  Fälle. 
Cholere  (Pocken-,  Flecktyphos-)  rerdicbtige  FftUe  ednd  nicht  antannehmen. 


Nune  der 
OrtBChnft 
(mit  Angabe 
des  Ver- 
wiltnng^ 
betirkea) 

Sin- 
wohn«. 
zahl 
{letxte 
Volkuäh- 
Inng) 

Nea 
er- 
krankt 
sind 

Davoo  inner- 
halb der  letzten 

14  Tage  Tor 
der  Erkrankung 

oder  bereits 
krank  tob  am- 
Wirts  Eogereiat 

(Ge- 
stor- 
ben 
Bind 

(■b«  d»  OiiH,  nobu  dl<  Im 
Ptnontm  unnlit  ilnd:  B*- 
d«  N<><i.rkrukt.ii  BBd  dar 

1. 

a. 

3. 

4. 

5. 

6. 

Bei  Cholera  ond  Flecktnhns  Ollt  der  in  Spalte  6  anter  BemerknDgen 
angefahrte  Sats  ,BaeicliniiDg  des  Impbostandes  obw."  fort. 


Aazelges  über  Anflaahme  und  EntlasBiiiig  tob  AnBlbdem  Id  beiw. 
■  PrlTatansbiltsn  für  Oelgteskranke.  Band-BrlaB  deB  Justlz- 
niaters,  dar  Hiniater  der  usw.  Medizinalangelegenhelten 
nnd  dea  Innern  -  J.  JL  L  5036,  H.  d.  g.  A.  M.  7888,  M.  d.  I.  U»  7668  — 
Tom  8.  Oktober  190^4  an  sämtliche  Herren  Beglernngspriaidenten, 

Nach  g  9  der  AnireisaiiK  ttber  ünterbringang  In  PriTataastalten  fix 
Geisteskranke,  Epileptische  nnd  Idioten  vom  26.  Harz  190t  bezw.  dem  dazn 
ergangenen  Erlasse  vom  gleichen  Tage  (Hin.-Bl.  tut  Medizinal-  nsw.  Angelegen- 
heiten S.  97  fg.),  sowie  nach  den  späteren  Erlassen  vom  16.  September  1901 
(a.  B.  O.  8.  269)  nnd  27.  Eebrnar  1903  (a.  a.  0.  S.  144)  ist  die  Aofnahme  von 
Angehörigen  anderer  dentachen  Bundesstaaten  oder  von  Ausländern  in  derartige 
Anstauen  und  ^e  Entlassung  ans  solchen  dem  znstfindlgen  Begiemngspr&sl- 
denten  nnd  von  diesem  gemäB  dem  Erlasse  Tom  6.  Angost  1881  —  U.  d.  I. 
n.  7857  I,  M  d.  g.  A.  H.  4062  II  —  dem  Herrn  Uinuter  der  answlrtigen 
Angelegenheiten  anzuzeigen. 

Soweit  Angehörige  anderer  Bnndeastaaten  in  Frage  kommen,  ist  dieses 
Vorfahren,  durch  welches  die  Benachrichtigung  des  zsständigen  Heimatsgerichts 
gesichert  werden  sollte,  dnrch  die  einheitliche  Begelnng  des  Entmündigaags- 
verfahrens  für  das  Deutsche  Reich  in  Verbindung  mit  den  preuBischerseTtB 
getroffenen  Vorschriften  Aber  Benach  richtignng  des  Ersten  Staatsanwalts  dea 
nr  die  Entmündigung  zuständigen  Gerichts  entbehrlich  geworden. 

Wir  bestlnunen  daher  unter  entsprechender  Abändening  der  genannten 
Erlasse,  daß  derartigo  Anzeigen  Ober  die  Aufnahme  oder  Entlassung  Ton  Per- 
sonen in  bezw.  aus  Priratanstalten  ftlr  Geisteskranke  nsw.  fortan  nur  noch  bei 
Ausländem,  nicht  aber  mehr  bei  Angehörigen  anderer  dentschen  BoudeBBtaaten, 
an  den  zuständigen  Begiernngspräsidonten  und  demnächst  weiter  an  den  Herrn 
Minister  der  auswärtigen  Angelegenheiten  zu  erstatten  Bind. 


FBrsorge  fUr  die  erforderllehe  Relnllehkelt  In  den  SehvlUnsent  nnd 
den  dam  gehfirlgen  BlunllohkelteH.     Verfügung  dos  Begierun 
Präsidenten  In  Dtsseldorf  Tom  21.  Juni  1904  an  slmtUche  Hei 
uuidräte  nnd  OberbOrgermeister  dea  Bezirks. 

In  dea  nulitsn  Städten  und  grOBcien  (Hmelndon  nt 
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schon  bisher  mit  sDerkenneoswerton  Erfolgen  in  SchnlhBosorn  and  den  znge- 
hOrigen  Bäutnlichlieiten  und  Anlagen  ftkr  die  erforderliche  KeinUclifccät  ge- 
sorgt werden. 

Um  jedoch  anch  in  den  ttbrigen  Schnlen  dnrch  grOBere  ReinlichKlft 
krUtiger  anf  Qestmdheit  und  Erziehung  der  Schnlkinder  hinzuwirken,  ordnen 
wir  anter  Änfrechterhaltang  weitergehender  Anordnon gen  der  Schnidepntationen, 
der  Gemeindebehörden  und  im  Gebiete  der  landrechtUchen  Sozietätaschnle  der 
SchnlToratnnde  folgendes  an: 

1.  Die  Haoaflare,  Treppen  und  in  den  Elassenzimmem  mindestens  die 
Gänge  und  freien  Flächen,  tanlichat  aber  aach  die  B&nme  onter  and  zwischen 
den  Bänken  sind  täglich  nach  Beendigung  des  Unterrichts  zu  rehdgen.  Wo 
nicht  die  FoBbDden  mit  stanbbindendem  Oele  getrinkt  sind,  gesteht  du 
Beinigen  durch  Kehren  mit  fenchtem  Sägemehl,  sonst  durch  trockenes  Eehren 
nnd  auf  Linoleom-,  XjloUth-  oder  ähnlichen  FnßbOden  tnnlichst  dnrch  fendites 
Antwiachen.  Linoleombäden  sind  mindeatena  jährlich  einmal  frisch  zu  wachsen. 
Behofs  Erleichterung  der  Beioigong  wird  die  Anschaffung  geeigneter  zw^ 
sftziger  Bänke  nochmals  dringend  empfohlen. 

Elasaenzinuner,  welche  zogleich  dem  Unterricht  der  FortbildnngsBcfaiilen 
dienen,  sind  jedenfalls  täglich  Tollatändig  zn  reinigen. 

Nach  dem  Kehren,  spätestens  aber  morgens  vor  Beginn  des  Unterrichts 
ist  der  Stanb  von  den  Bänken,  Tischen,  Schränken,  Bildern,  Tflren  and  Treppen- 
Handlänfem  feucht  abzuwischen.  Die  Spndüäpfe  sind  täglich  zu  rdnigen  und 
mit  nenem  Wasser  zu  vereehen. 

2.  Wände,  Decken  und  Türen  sind  mindestens  monatlich  nnd,  wenn 
wegen  ansteckender  Krankheiten  notwendig,  wOcbentUch  gr&ndlich  zu  reinigen. 

8.  Monatlich  einmal,  an  StraBenseiten  nnd  Orten  mit  starker  Stanbent- 
wlckelnng  öfter,  sind  die  Fenster  zu  waschen.  Die  Fußboden  sind  in  den 
Ferien  gründlich  zu  waschen  nnd  zn  scheaero.  Wo  StaubDle  verwendet  sind, 
ist  mindestens  jährlich  zweimal  nach  dem  Scheuem  mit  heißem  Sodawasser  und 
Seife  der  Oelanstrich  unter  Beachtung  des  Minist erialerlass es  vom  18.  April 
1904  -  M.  Nr.  11093  ü.  U,  ü.  lU  A,  U.  HIB,  G.  I,  B.  B.  —  zu  erneuern. 
Wo  nicht  zweisitzige,  nmleghare  Schnlbänke  vorhanden  sind,  muß  das  Mobiliar 
tnnlichst  während  des  Scheuerns  aus  dem  Schnlzimmer  entfernt  und  im  Freien 
gründlich  gereinigt  werden. 

4.  Wo  nicht  besserer  Wandanstrich  vorgeschrieben  oder  üblich  ist,  bat 
das  Debertünchen  der  Wände  mit  Kalk  mindestens  einmal  im  Jahre,  wegen 
des  nachherigen  Austrocknens  am  besten  zu  Anfang  der  Herbstferien  ra  ge- 
schehen. Sonst  genügt  eine  alle  zwei  Jahre  stattfindende  Emeaemng  des 
Anstriches  der  Wände  nnd  Decken,  besonders  wenn  Leimfarben  verwendet 
werden  und  ein  etwa  1,80  m  hoher  Oelfarbesockel  anBebracbt  wird.  Znm  An- 
strich dürlen  keine  grellen,  gift-,  besonders  arsenikhsltigen  FarbstofFe  gewäUt 
werden.  Ein  hellgranblaner  oder  mattgrttner,  mit  einigen  farbigen  Linien  ab- 
gesetzter Anstrich  empfiehlt  sich  am  meisten.  Nor  in  nicht  genttgend  hellen 
Bäomen  ist  ein  ganz  weißer  Anstrich  vorzuziehen ;  jedoch  bt  dafür  m  sorgen, 
daß  er  nicht  abfärbt 

5.  Vor  den  äußeren  Eingangstüren  sind  ausreichend  große  Kratzeisen 
(mit  Draht  dnrchfiochtene  Eiaengitter,  Gitterroste  etc.),  die  auch  eine  seitliche 
Beinignng  der  Schuhe  ermöglichen,  wo  es  erreichbar  ist,  auch  Bürsten  anzu- 
bringen, nnd  die  Schulkinder  sind  an  deren  regelmäßige  Benntznng  znm 
Beiiügäi  der  Fflße  streng  zn  gewöhnen. 

Zn  empfehlen  sind  auch  Leder-  oder  Holznutten  vor  den  Klassentüren. 

Die  Spielplätze  sind  vor  Wasseranstaunngen  zn  beschützen  nnd  Öfter 
ndt  einer  frischen  Kieslage,  niemals  aber  mit  Eohtenasche  zn  bedecken,  auch 
behufs  Verhütung  der  Staubentwickelnng  im  Sommer  häufiger  mit  Wasser  sa 
besprengen. 

me  vorstehenden  Vorschriften  finden  aof  die  Belnhaltnng  der  Tumballm 
sinngemäße  Anwendung. 

6.  In  den  Bedürfnisanstalten  sind  die  Stze  täglich  zu  reinigen  md 
wöchentlich  zu  schenern.  Wo  nicht  Oelpissoirs  eingerichtet  nnd  die 
Wände  mit  Teeraustrich  versehen  sind,  müssen  die  Pissoirrinnen  täglich  ge- 
spült und  Öfter  mit  Saprol  oder  einem  ähnlichen  wirksamen  Mittel  desfafilieit 
werden. 

Zu  Desinfektion  der  Abortgrabes,  die  mlndwtau  JBlulleli  Krttttdllsh 
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gor^Bigt  und  desinfiziert  werden  mäasen,  kann  je  Dach  den  Örtlichen  TerhUt- 
ntSBen  and  besonders  im  Sommer  in  kurieren  ZtmoheorlaiBen,  tnnUcbst  aber 
-wttclieatlich,  anSei  TorfmoU  oder  S^emehl  sowohl  Ealknüleh,  als  Saprol,  Chlor- 
kalk oder  EarbollOsong  verwendet  werden. 

Für  die  Dnrchfhhrnng  vorstehender  AnordnnBgen  sind  die  Oemeinde- 
bebSrden  and  Im  Gebiete  der  landrechtllchen  Soiietätsschnle  die  Schalvorrtlnde 
verantwortlich. 

Torstehende  Verfügung  erhalten  Sie  mit  dem  Ersnchen,  soweit  dies  noch 
■iaht  geecheheii,  zai  Beachtnng  und  DnrchllUirnng  dieser  Vorschriften  nach 
MsBewe  der  verlttgbaren  Und  welter  bereit  zu  stellenden  Kittel  und  Kräfte 
nachhaltig  anzuregen. 

B,     GrommHcrxotctatn  Oldenburg- 

TerpStehtiing  rar  Anielge  flbertragbarer  Krankheiten.  Bekannt- 
machung des  Ministeriums  des  Innern  vom  24.  August  1904. 

6  1,  ÄuSer  den  in  dem  §  1  des  Beichggesetzes  vom  30.  Juni  1900,  betr. 
die  Bekämpfung  gemeingefShrllcner  Krankheiten,  snfgeffthrten  Fallen  der  Än- 
leigepflicht  —  bei  Aussatz  (Lepra),  Cholera  (asiatischer),  Fleckfieber  (Fleck- 
tTphna),  Qelbfieber,  Pest  (orientalische  Beulenpest),  Pocken  (Blattern)  — -  ist 
jede  EiKrankung  und  jeder  Todesfall  an : 

Diphtherie  oder  Krupp, 

übertragbarer  Genickstarre, 

Kindbettfieber, 

KOmerkriukheit  (Granulöse,  Trachom), 

fiäckfallfleber  (febris  recurrens), 

übertragbarer  Buhr, 

Scharlacb, 

Unterleibstyphus, 

Uilzbraud, 

BotE, 

Tollwut, 

Trichinose 
dar  fttr  den  Aufenthaltsort  des  Erkrankten  oder  den  Sterbeort  zuständigen 
Polizeibehörde  (Amt,  Stadtmagistrat)  nnverztlglich  anzuzeigen.  Wechselt  der 
Erkrankte  die  Wohnung  oder  den  Aufenthaltsort,  so  ist  dies  unverzüglich  hei 
der  Polizeibehörde,  bei  einem  Wechsel  des  Anfenthaltsartes  auch  bei  derjenigen 
des  neuen  Aufenthaltsortes  zur  Anzeige  zu  bringen. 

§  2.   Der  Anzeigepflicht  gemaQ  der  Bestimmong  des  §  1  unterliegen  femer : 

a)  jeder  Todesfall  an  Tuberkulose, 

b)  die  Erkrankung  an  vorgeachrittener  Tuberkulose,  wenn  ein  daran 
Erkrankter  seine  Wohnung  wechselt, 

c)  jeder  Fall,  welcher  den  Verdacht  Ton  Kindbettfieber,  BückfaMeber, 
ünterleibatTphus,  Botz  oder  den  im  Beidugesetz  vom  60.  Juni  19(X)  aufge- 
führten Krankheiten  (Aussatz,  Cholera,  Fleckfleber,  Gelbfieber,  Pest  und  Pocken) 
erweckt 

I  S.    Zur  Anzeige  sind  verpflichtet : 

1.  der  zugezogene  Arzt, 

2.  jede  sonst  mit  der  Behandlung  oder  Pflege  des  Erkrankten  gewerbs- 
odei  benäsmäfiig  beschäftigte  Person, 

8,  der  HaDsbaltungavoretand, 

4.  derjenige,  in  dwsen  Wohnung  oder  Behausung  der  Erkraalning»-  oder 
Todesfall  sich  erdonet  hat 

Die  Verpfllehtnng  der  unter  Nr.  2  bis  1  geuannten  Peisooen  tritt  nur 
damt  ein,  wenn  ein  früher  genannter  Ventflichteter  nicht  vorhanden  ist 

§  4.  Für  Krankheit»-  und  Todes^&  welche  sich  in  Öffentlichen  Kranken-, 
Xkitbinuuag^,  Pflege-,  Gefangenen-  und  ähnlichen  Anstalten  ereignen,  ist  der 
Torsteher  der  Anstalt  oder  die  von  der  zustindigen  Stelle  daatit  beauftragte 
Person  ansschlieBUdi  zur  Erstattung  der  Anzeige  verpflichtet 

Auf  Schiffen  oder  FlOBen  gilt  als  der  zur  Brst&ttaag  der  Anzeige  ver- 
pflichtete EaashaltungsTorstand  der  SchiiTet  oder  FloBIfllkrer  odw  deren  St(^- 
'  eter. 

S  fi.    Die  Aueige  kann  mttaidUeh  oder  sohilftUch  erstattet  werden.  Dte 


S70  BeebtsiiiMhiing  und  Hedliinal-GtoutBcebinig. 

Aemter  lud  StadtmaKiatrate  iLaben  auf  Teiluigen  Toidiucke  fOr  Bchriftlidte 
Anzdgen  luientgeltlii^  zu  verabfolgen. 

§  6.  Ünterlassangen  der  TOrgeschriebenen  Anzeigen  werden  mit  Q«ld- 
Btrafe  bis  zu  160  Uark  bestraft. 

g  7.  Die  Bekanntmachungen  des  StaataminiaterinmB  Tom  26.  Febroar  1894, 
8.  Oktober  1897  und  80.  Septembei  1899,  betr.  die  Terpflicbtnng  aar  Anzeige 
gemebgef&hrlicher  Eiantcbetten,  werden  aufgehoben. 


AmfBhmiiff  der  Bekumtm&clinng  Tom  ü,  Augnst  1B04,  betr.  di« 
TeivUlehtniv  aar  Ansehe  flbertragbarer  Krankheiten.  ErlaB  dea 
Staatamioiaterinma,  Dep.  des  Innera  vom  13.  September  1904 
an  die  QroSh.  Aemter  nnd  Magistrate  der  Städte  I.  KL 

Das  StaatBminiBterinm  läBt  den  Qrofl herzoglichen  Aemtera  und  den 
Magistraten  dei  Städte  L  Klasse  beifolgend  .  ,  .  Exemplar  des  21.  Stücks  des 
Oesetzblatts,  enthaltend  eine  Bekann tmachnng  vom  24.  Angost  d.  J.,  betreffend 
die  Verpflichtnng  zur  Anzeige  ttbertragbarer  Krankheiten,  mit  dem  Auftrage 
zagehen,  den  praktischen  Aerzten  nnd  den  Er ankenhana Verwaltungen  im 
dortigen  Bezirke  je  ein  Exemplar  zur  Beachtung  zuzofertigen.  In  medizinal- 
polizeliicber  Beziehong,  also  auch  in  bezog  auf  die  Anzeigcphicbt  sind  Fälle 
von  gaatrlscbem  Fieber  mindestens  als  Typhus  Verdachts  falte  zu  behandeln. 

Eine  Nenreffeinng  der  Anzeigepflicht  für  ansteckende  Krankheiten  war 
erforderlich,  nachdem  in  Auaftihrung  eines  BundesratsbeschluBseB  durch  Hi- 
nisterialbekanntmachung  vom  20.  Oktober  1902  vorgeschrieben  ist,  daB  die 
PoUzeibehitrden  den  MmtärbehQrden  Mitteilnng  zu  machen  haben: 

a)  von  jeder  Erkranknog  an  Anasatz  und  Ünterleibstjfphcs,  sowie  von 
jedem  Fall,  welcher  den  Verdacht  einer  dieser  Krankheiten  erweckt,  femer 
von  jeder  Erkrankung  an  Eopfgenickstane  oder  an  Bhckfallfieber, 

b)  von  jedem  ersten  Fall  von  Cholera,  Fleckfieber,  Gelbfieber,  Pest, 
Pocken,  sowie  dem  ersten  Auftreten  des  Verdachts  einer  dieser  Krankheiten  in 
dem  betrettenden  Orte, 

c)  von  jedem  gehäuften  (epidemischen)  Auftreten  der  Bnhi,  Diphtherie, 
des  Scharlachs,  sowie  von  jedem  neuen  Vorkommen  von  Massenerkrankaiigen 
an  Trachom. 

Die  Anzeigepflicht  fär  Aussatz,  Cholera,  Fleckfieber,  Oelbfleber,  Pest 
und  Pocken  ist  durch  das  Beichsgcaetz  vom  30.  Juni  1900,  betreffend  die  Be- 
kämpfung  gemeingefährlicher  Krankheiten ,  geregelt,  die  jetzt  auBor  Kraft 
getretene  oldenburgiscbe  Verordnung  vom  26.  Februar  1894  nebst  den  Nach- 
triigen  vom  8.  Oktober  1897  und  30.  September  1899  erstreckte  nicht  die  An- 
zeigepflicht auf  Typhusverdachtsfälle,  Bttckfallfteber,  Genickstarre,  Buhr  und 
Körnerkrankheit.  Es  war  deshalb  erforderlich,  die  Bestimmangen  nach  dieser 
Blchtnng  zu  vervollständigen.  Auch  erschien  es  notwendig,  bei  dieser  Ge- 
legenheit die  Anzeigepflicht  in  beschränktem  Umfange  auf  Tuberkulose  anszn- 
dennen.  Bei  dieser  Krankheit  handelt  es  sich  darum,  ihrer  Verbreitung  dadurch 
entgegen  zu  wbken,  daß  das  Sterbezimmer,  das  Bett  des  Kranken,  seine 
Kleidnngs-  und  Gebrauchsgegenstände,  soweit  nOtig,  auf  polizeiliche  Anord- 
nung, desinfiziert  werden.  Es  kann  demnach  die  Anzeigepflicht  beschränkt 
werden: 

a)  auf  jeden  Todesfall  an  Tuberkulose, 

b)  aal  Erkrankungen  von  vorgeschrittener  Tuberknlose,  wenn  ein  sol- 
cher Erkrankter  seine  Wohnung  wechselt, 

Die  Anzeigen  sollen  in  Zukunft  nicht  mehr  auf  Postkarten,  Bondem 
anter  Umschlag  erstattet  werden.  Zur  Erleichterung  der  Anzeigeerstattung 
werden  den  Qrofiherzoglichen  Aemtem  und  Stadtmagiatraten  Vordrucke  und 
Briefumschläge  zur  unentgeltliches  Abgabe  an  die  Anzeigepflichtigen  zngeben. 
Die  Anzeigen  sind  unfrankiert  abzusenden.  Die  Briefumschläge  tragen  auf  der 
Vorderseite  den  Vermerk  , Portopflichtige  Dienstsache*  nnd  sind  von  den  QroS- 
herzoglichen  Aemtera  nnd  Stadtmagistraten  mit  einem  Abdruck  ihres  Dienst- 
stempels  zu  versehen,  damit  kein  Strafporto  erwächst. 

Die  GroBherzoglichen  Aemter  wollen  den  anliegenden  zweiten  Abdruck 
dieser  Verfügung  dem  Amtsarzte  ttbersenden. 

Verantwortl. Redakteur :  Dr.Rapmund,  Rcg.-n.  Geh,  Med.-Rat  inUindeni.  W. 
J.  C  C.  Bnua,  HanogL  Blctu.  o.  F,  Seti.-Ii.  Boflmeblrackarat  In  MUdra. ' '  '( S  '  ^ 
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Rechtsprechung. 

Oem  SraUteb«  £lir«aK«rleMeii  steht  du  Beeht  n,  Wt  Wtrdigns. 
Mr  EcbakUchh«tt  d«r  «Ikmi  Ante  s>r  Lwt  ffelegt«>  T«rreUuig  4»  Ter- 
haltoa  jeder  drittes  Perwa»  welekes  mU  der  TerfeUmg  Im  ZoMMBem- 
fcingT  Itekt,  mlaer  Beartellug  n  ■■teralebei.  Cster  dieser  Terra- 
ntan«  Ist  udl  die  Kritik  des  Terbütena  elMS  Kretsarstes  de« 
Sfenaverfchte  mUkt  naterBist.  Urteil  des  Prenfiiicheii  ärztlichen 
ShraDgerichtahoIes  vom  12.  Jsnakr  1904. 

Was  die  Schnldfroge  betrifft,  so  maß  diese  ralt  den  eraten  Bichtei  be- 
Jalit  werden.  Das  Torbringeo  dea  ABgescbtüdieteii,  daß  der  Kreiaarat  Dr.  X. 
deo  Ansprach  aoi  kollegiale  Behindlnng  durch  sein  im  aJlKemeiaea,  irie  im 
besanderen  Ihm,  dem  Angeschaldigten  gegenAber  bewieaenes  Verhalten  rernirkt 
habe,  ist  abiregig.  Darch  Urteil  rom  5.  Hai  1903  hat  der  Ehrengerichtabof 
den  Ornndsatz  ansgeaprochea,  dofl  jeder  Am,  so  lange  er  approbierter  Arzt 
ist,  Anspruch  aat  diejenige  Achtung  seiner  Standesgeaossen  hat,  welche  ihm 
nach  den  allgemeinen  Q-rundaätzen  ttber  die  IrztUche  Standesehre  gebthrt. 
Die  persönlichen  Differenzen  zwischen  den  einzelnen  Aerzten  müssen,  soweit 
sie  bestehen,  in  dea  Hintergrund  treten,  wo  es  sich  am  die  dem  Bernfsgenosseit 
als  solchem  geschuldete  Achtung  handelt.  Auch  im  übrigen  sind  die  Ans- 
fabrangen  dea  Angeschnldlgten  nicht  geeignet,  die  eratrichterliche  Schnldfest- 
stellnag  eu  erschüttern.  Der  gegen  ihn  sa  erhebende  Vorwurf  grüadet  sich 
damuf,  daß  der  Angeschuldigte  auf  die  Aussage  eines  Bngebildeten  Hsones  hin 
fOr  dtesen  eine  Anseige  gegen  einen  Standesgenossen  aufgesetzt  hat,  ohne  mit 
seiiMiB  eigenen  Namen  herroriatretUL  Aaai  der  ZwecK  des  Schutzes  eines 
Patienten,  den  der  Angeschuldigte  verfolgt  haben  will,  rechtfertigt  ein  der- 
artiges Vorgehen  nicht. 

Was  die  Frage  des  Grades  der  Strafwürdigkeit  des  dem  Angschnldigten 
rar  Last  fallenden  Verhaltens  betrifft,  so  hat  der  Ebrengerichtsnof  die  vom 
ersten  Siebter  erkannte  Stiufe  bei  Abwigang  der  gesamten  Verhältnisse  der 
Sncblage  für  entsprechend  erachtet  Der  in  der  Bemfungsscbritt  des  Vertreters 
der  Auüage  zum  Ausdruck  gebrachten  Auffassung,  daß  das  erstinstanzliche 
Qeridtt  nm  der  Kritik  des  Verhaltens  des  Kreisarztes  Dr.  X.  seine  Befngnlsse 
tberachTitten  habe,  war  nicht  beizutreten.  Es  mufl  den  Ehrengerichten  das 
Eeeht  zuerkannt  werden,  bei  Würdigung  der  Erheblichkeit  der  tou  dem  an- 
gesduildlgten  Arzt  begangenen  Verfehlung  das  Verhalten  jeder  dritte  Person, 
welchen  mit  der  Verfehlung  in  Zusammenhang  steht,  seiner  Beurteilung  zu 
nnterdeken.  Aadwseits  ist  im  rorliegenden  Palle  allerdings  zu  rügen,  daß  das 
sagefoehteM  Urteil  das  nicht  eiDwaadsfreie  Verhalten  des  Kreisarztes  allzusehr 
in  den  Vordergrund  stellL  Insbesondere  ist  für  die  Feststellung,  daß  die 
weacatlidie  Schuld  an  dem  gespannten  VeiUUtnis  iwischea  dem  Angeschuldigten 
md  dam  KcsiBarst  uf  Seite  des  letzteren  liege,  sine  ausreichende  GrundJage 


Nach  alledem  war,  wie  geschehen,  in  der  Hauptsache  zu  erkennen. 


Beleidigung  eines  anderen  Arztes  durch  Vorhaltung  seiner  Fehl- 
fflagvoM  and  seines  kranUiarien  Zustandes.  Beschlufl  dea  PreuBi- 
sclieB  Srztllchen  Ehrengerichtshofes  vom  11.  Januar  1904. 

Die  AnrfOhrungen  der  Beschwerde  rechtferttgnngsschrift  sind  nicht  ge- 
^et,  die  Feststellungen  des   erstrichterlichen  Bescolusses  zu  eischttttem.  J 
'  *  '    is  kann  dem  Angeschuldigteu  zugebilligt  werden,  daß  er  sdnem  Gegner 
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nlclit  mangelnde  Klagheit  im  allgemeineD,  wie  bs  nach  dem  eratea  BaecMnfi 
scheinen  konnte,  sondern  in  einem  bestimmten  Falle  in  uaverfängllcher  Weise 
ein  Abgehen  von  den  Beeeln  der  Elagheit  und  ZweckmlBigkeit  Torgewoifen 
hat.  Im  übrigen  bleibt  aber  bestehen,  ds£  es  eine  grobe  TaktloeiEKeit  and 
Verletzung  des  Änatandes  ist,  wenn,  wie  es  seitens  des  Angescbuloigten  ge- 
schehen ist,  ein  Arzt  dem  andern  seine  Fehldiagnosen  nnd  seine  nerrSse  Zer- 
lOttnng  und  krankhsite  Oematsrerfassang,  wenn  anch  nicht  gerade  znm  Vor- 
warf macht,  so  doch  in  uu7erblämter  Weise  TorhälL  Zotieffond  ferner  ist  die 
Feststellnng  des  angefochtenen  Beschlusses,  daß  die  dem  Dr.  N.  gegenttber 
abgegebene  Erklärung  des  Angeschaldigten,  er  kCnne  ihn  vorderhuid  als 
Kollegen  nicht  weiter  respektieren,  eine  Verletzang  der  ärztlichen  Standes- 
pflichten  enthält.  Die  seitens  des  Angeschuldigten  dagegen  geltend  gemachte 
AnlfasBiuig,  die  Selbstachtang  verbiete  ihm,  dem  gegnerischen  Staudesgenossen 
die  jedem  approbierten  Arzt  als  solchem  gebührende  Achtung  zn  bezeugen, 
ist  abwegig.  Denn  der  Gesichtspunkt  der  Selbstachtung  kann  lediglich  die 
Heidong  des  persönlichen  Verkehrs  und  die  Beschränkung  auf  die  onumgäng- 
Uchen  Formen  der  Höflichkeit  rechtfertigen,  nicht  aber  ein  Vorenthalten  der 
Achtnng,  die  ein  anderer  Arzt  als  Mitglied  desselben  Standes  zu  beaasjinichen 
hat;  hat  doch  der  Angeschuldigte  früher  selbst  (in  seiner  ersten  schnftUchea 
Erklärang  auf  die  gegen  ihn  erhobenen  Bescbnldigangen]  anerkannt,  daß  er 
dem  Dr.  N.  noch  soweit  Bttcksichten  schuldig  sei,  als  sie  durch  das  allgemeine 
irxtliche  Interesse  und  die  Bttoksichtnahme  auf  die  ärztliche  Standesenre  ge- 
boten seien. 

Lassen  hiemach  die  rechtlichen  nnd  tatsächlichen  Ausf (Urningen  des 
ersten  Besdtlnsses  im  großen  and  ganzen  einen  Irrtum  nicht  erkennen,  so  war, 
da  auch  das  bereits  nnter  Wttrdigang  der  dem  mit  einem  Verweise  bereits 
Totbestratten  Angeschuldigten  zur  Seite  stebendeu  UildemngsgrtiDde  bestimmte 
Strafmaß  zu  Bedenken  kernen  Anlaß  gibt,  die  Beschwerde,  wie  geschehen,  zu  . 
Terwerfen.  

1.  Leichtfertige  Ausstellung  arstllofaer  Atteste. 

9.  Das  ftntllohe  Attest  muss  InhaltUoh  erkennen  lassen,  ob  die  be- 
sehelnlgte  Tatsache  auf  der  eigenen  Wahrnehmung  und  TVIssesschaft  des 
attestierenden  Arztes  oder  auf  den  tOr  glanbwftrdtg  gehaltenen  BClttellnngen 
des  Pattenten  oder  dritter  Personen  beruht.  Die  Unterlassung  dieser  An- 
gabe enthllt  eine  Terletinng  der  fintllehen  Bemfbpfllchten.  BeschlnB 
des  Prenßischeu  ärztlichen  Ehrengerichtshote  TOm  11.  Ja- 
nuar 1901. 


.Gesetzgebrnio. 

A^  X>on.tMotk«m  Xftelola. 

Unentgeltliche  Abgabe  der  Tom  KaiserDehen  Gesundheitsamt  heruu- 
gegebenen  Merkblltter.  Bandschreiben  des  Beichskanzlers  vom 
10.  September  1904  an  sämtliche  BnndesregierODgen. 

Das  Kaiserliche  Gesundheitsamt  ist  bereit,  den  praktischen  Aerzten  im 
Belohsgebiet  die  von  ihm  herausgegebenen  Uerkblätter,  soweit  sie  einen  hygieni- 
schen oder  medizinischen  Inhalt  haben  —  es  sind  dies  n.  a.  das  Taberkalose-, 
das  TTphuB-,  das  Bohr-  and  das  Diphtherie -Uerkblatt  — ,  auf  Wonich  unent- 
geltlich zu  Verfügung  zu  stellen. 

Hiernach  beehre  ich  mich  anheimznstellen,  durch  die  beamteten  Aerzt« 
oder  in  sonst  geeigneter  Weise  die  praktischen  Aerzte  daron  in  Kenntnis  zn 
setzen,  daß  sie  die  genannten,  sowie  die  später  noch  erscheinenden  Drucksahen 
dieser  Art  kostenlos  für  sich  und  für  ihre  Patienten  beziehen  kSnnen. 


Die  Beklmpfni^  der  Tuberkulose  der  Henaehen,  Bun  dschreiben 
des  Beichskanzlers  vom  16.  Jali  1904  an  alte  Bundes re^eiungen. 

Im  Beichs-  Oesunilheitsrat  Ist  am  24.  Juni  d.  J.  in  den  rerstirkten  Ans- 
schfisses  fUi  Tuberkulose  und  für  Heilwesen  Im  ailgemeiaen  die  Krankeuhani- 
fttisorge  f&r  Tuberkulose,    die  bereits  in  den  Torgeci^Ittenen^  9t«4l0n ,  4ar 


Reehtaprecbnng  und  HedizhiKi  -  OeMtKgvbimg.  279 

Erankheit  dch  beflnden,  znt  VerhuidlnDg  gelui^.  Hierm  Ugen  Bericht«  des 
Etaislidi  Bnyerisdieii  Oeheimeii  Bates  und  ünirerait&tsprofesBon  Or.  r.  Lenbo 
In  Wlnburg  und  d«8  EOniglicli  PrenBiachon  OoneroUrEtes  und  KraÜidieii 
Direktors  der  Charit^  Dr.  Schaper  in  Eerlin  Tor.  Mit  BÜDstinunigkeit  wnidon 
die  lUGhBtehenden  Grandsitze  aDgenommen  : 

Nach  dem  jetzigen  Stande  der  Wiaaenschaft  ist  die  Taberknloae  rine 
Infektionakrankheit,  wache  namentlich  in  ihrer  Form  als  Lungen-  oder  Kehl- 
kopfschvindsncht  sich  von  einem  Menschen  anf  den  anderen  verbreiten  kann. 
Znr  Beeeitigang  dieser  Anatecktugamtlglichkeit  ist  es  erforderlich,  Schwind- 
sttcbtlge,  Tomehmlich  solche  im  rorgeschrittenen  Stadium,  in  den  Krnnken- 
h&ogeni  sntsprechend  abzusondern.    Za  diesem  Zwecke  wird  empfohlen: 

1.  Die  Errichtung  Ton  eigenen  Erankenhänsem  fttr  solche  Kranke ; 

2.  wo  diese  nicht  anganzig  ist,  die  Errichtung  von  besonderen  Abtdhingea 
in  den  atigemeinen  Erankenhäasem,  weldie  banlich  getrennt  und  alt 
Sanatorium  elozuricbten  sind ; 

8.  wo  auch  dies  nicht  auszuführen  ist,  die  Unterbringung  der  Kranken  ia 
besonderen  Bäumen  der  Krankenanstalten. 

Ueberelnstimmend  wurde  femer  an  die  ReichtTerwaltnng  die  Bitte  ge- 
richtet, den  Landesregierungen  diese  Qrnndsätze  zur  Annahme  warm  zu  emp- 
feUm,  insbesondere  ihnen  anheimzugeben,  in  allen  Fällen,  wo  der  Bau  nener 
altgemeiner  Krankenhänser  in  Frage  kommt,  darauf  Bedacht  zu  nehmen,  daB 
dnreb  entsprechende  ÄuUigen  mittels  der  sich  bietenden  Handhaben  (z.  B.  Eon* 
nssioiubeungungen,  Äofsichts-  oder  Kuratelverfügangen)  die  Schaflnng  be- 
sonderer nnd  getrennter  Einrichtungen  fttr  Schwindsüchtige  sicher  gestellt  wird. 

Es  bestand  Einverständnis,  daß  die  empfohlene  Maßnahme  der  Äbsonde* 
nmg  nur  auf  die  an  Lungen-  und  Kehlkopfsch windsacht  Erkrankten,  nicht 
etwa  auch  auf  die  mit  anderen  Formen  der  Taberknlose  (Knochen-  und  Oeleuk- 
tuberkulose,  Hanttuberknlose  usw.)  Behafteten  sich  beziehen  soll  und  auch  bei 
ersteren  nur  in  Betracht  zu  kommen  hat,  wenn  sie  bereits  in  einem  Eranken- 
hnos  Aufnahme  gefunden  haben. 

Zweifellos  ist  es  von  höchster  Bedeutung,  daß  die  im  Laufe  der  Jahre 
■0  wirksam  entfalteten  Bestrebungen  zur  Bekämpfung  der  Taberknlose,  die 
luerst  hauptsächlich  mit  den  Leichterkrankten  sich  befaßt  haben,  nunmehr  auch 
4eB  in  stärkerem  Maße  und  schon  seit  längerer  Zeit  von  der  Krankheit  Be- 
fsjlenen  sich  zuwenden.  Sind  doch  gerade  diese  Taberkulösen  oft  ganz  be- 
sonders hilfsbedürftig  und  fflr  die  Weite rverbreitnng  der  Krankheit  gefährlich. 
Ich  stehe  deshalb  nicht  an,  die  vom  Beichs-Gesnndheitsrate  beschlossenen 
OrondsäUie  aufs  wärmste  zu  empfehlen. 

Die  geeignete  weitere  Veranlassung  zur  tanlichsten  Burchftthmng  der 
Orandsätze  darf  ich  ergebenst  anheimstelTen. 


B.  Könlcrelola  Pn*«nas«ii. 

üntersaeh««  und  Impfnng  der  AngehSrlgen  aoBlIndiseher  Arbeiter. 
Bund-Erlaß  des  Minister  der  usw.  Medizinalangelegenheiten 
und  des  Innern  —  M.  d.  g.  A.  M.  10366  n,  M.  d.  L  IIa  7927  —  vom 
12.  Oktober  1901  an  die  Herren  Begiernngs Präsidenten, 

Die  durch  unseren  gemeinschaftlichen  Erlaß  vom  IS.  Juni  1900  —  Min, 
d.  Inn.  Ha  2929;  M  d.  g.  Ang.  M.  10024,  10168,  10,649,  11460  —  hinsicht- 
lich der  ärztlichen  Untersuchung  und  der  Impfung  ansländiscber,  insbesondere 
aosländisch-polnischer  Arbeiter  getroffenen  Anordnungen  sind,  wie  durch  einen 
Spezialfall  bekannt  geworden,  mehrfach  nur  auf  die  Arbeiter  selbst  angewendet 
worden,  während  bei  den  Angehörigen  dieser  Arbeiter  von  einer  Untersnchung 
and  Impfung  abgesehen  worden  ist.  Da  durch  die  Unterlassung  der  nnter- 
Buchung  und  event.  Impfnng  der  Familienangehörigen  der  vorbezeichneten 
Arbeiter  eine  Verbreitung  der  Pocken  nachweislich  stattgefnnden  hat,  be- 
stimmen wir,  daß  die  eingangs  erwähnten  Torschriften  auch  auf  etwaige  Au- 
gthOrige  der  in  Frage  kommenden  Arbeiter  zur  Anwendung  tu  bringen  sind, 
le  Fnge  der  Kostentragung  der  Impfungen  osw.  regelt  sich  gleichfalls  nach 
den  Anordnungen  des  erwähnten  Erlasses.  r 
'-     '■■    ■■ ö^^ 


•^^ 
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Portgfrelhett  der  toh  den  ImptSnten  kb  die  KSnlgl.  ImpfuatsltMi 
«bfesendetei  Meldskurten  ftb«r  Inipferfolrfl»  Banderlaß  dei  usw. 
MedisiDal-ÄngeleKenheiteuTom  28.  Oktober  190i  —  U.Nr.  14489 
A.  —  an  die  Herrea  Begiomuge' Präsidenten. 

Anf  meine  im  EinTorst&ndnis  mit  dam  Herin  Finanaminiater  ^agebentt 
AaTegiing  hat  der  Herr  Staatasekretlr  des  Beichipostamtoa  sich  damit  einrer- 
standen  «klärt,  dafi  die  Meldekarten,  welche  die  Imptärzto  ttboi  den  Impl- 
erfolg  an  die  EOniglichen  Anstalten  zar  Gewinnung  tierischen  Impfstoffes  em- 
znsenden  haben,  vom  1.  Jannar  190ö  ab  in  des  mit  dur  preußischen  Staata- 
regieroug  abgeschlossenen  PortoablQsongSTertTag  einbezogen  werden.  Diese« 
Zngestlndnis  bezieht  sich  jedoch  nnr  aot  solche  Postkarten,  welche  den  Impf- 
ärzten von  den  staatlichen  Impfanstaltou  Koüefert  und  vorher  mit  der  Adresse 
und  dem  Abdruck  des  amtlichen  Siegeb  der  Anstalt  sowie  mit  dem  Porto- 
ablOsnngs vormerk  versehen  worden  sind. 

Indem  ich  Ew.  Hoch  wohlgeboren  Uerroo  Eentnis  gebe,  ersuche  ich  er- 


Ksbenet,  die  sämtlichen  ImpfärzCe  Ihres  Bezirks  in  geeigneter  Weise  anf  diese 
*""■     ■    "  ■  '    "  "       orgialtii      '     """ 


Nenening  gefälligst  hinzuweisen  und  ihnen  die  sorgfältige  AnsfllllnnK  und 
Bhckseqdnng  der  fraglichen  Meldekarten  znr  Pflicht  zu  machen.  Die  Impf- 
Bowifl  anch  die  Postanstalten  werden  mit  bezOgUcher  Weisnng  Tersohen  werden. 


Aufnahme  der  tm  tollen  nnd  tsUwatTerdlohttgSM  Tieran  gvbtsMneB 
Peraouen  in  das  Institut  Nr  Infektlonahranklwlten.  Erlaß  der  Hiniater 
der  usw.  Uediiinalangelegenheiten  und  des  Innern  vom  8.  N» 
vcmber  1904  ~  U.  A.  g.  A.  M.  Nr.  14838,  M.  d.  Inn.  Ua  8470  —  an 
sämtliche  Herren  BegierongsprSsidenten. 

Von  dem  Direktor  des  hieeigen  Königlichen  lastltats  für  Infektiös»- 
krankheiten  ist  erneut  darOber  Klage  geführt  worden,  daß  die  von  tollen  und 
tollwutv erdacht! gen  Tieren  gebisseoen  Personen,  welche  das  genannte  Institut 
anfsnchon  oder  diesem  zur  Behandlung  zugeführt  worden,  vielfach  in  unsauberem 
Zustande  nnd  nicht  mit  den  notwendigen  Kleidungsstücken  versehen,  anlangen. 
Indem  wir  dteserholb  auf  den  Erlaß  vom  22.  Juni  1901  — -  U,  d.  g.  A.  M. 
11834,  M.  d.  Inn.  Ha  6193  — ')  bezog  nehmen,  ersuchen  wir  Ew.  Hochwohl- 
geboren  ergebenat,  dio  Polizei-  und  Ortsbehürden  in  geeigneter  Weise  darauf 
aufmerksam  zu  machen,  daß  die  das  gedachte  lusütat  aüfsnchonden  Personen 
in  reinlichem  Zustande  des  KOrpere  und  der  Kleidung,  namentlich  der  Leib- 
wäsche nnd  mit  genügender  Leibwäsche  (Hemden,  Ünterbeiuktelder,  Strttmpfe) 
zum  Wechseln  daseibat  erscheinen  m&saen. 

Die  zu  impfenden  Perosncn  sind  femer  nach  dem  loBtitutaneubau  in 
Berlin,  N  89  Nordufer-FOhrerstr.  am  Bin^bahnhof  Pnttlitz.  ' 


nachmittags  in  dem  Institute  eintreffen.  Durchaus  uotwondig  ist  es,  daß  den 
Patienten  von  der  uweisandeb  Behörde,  etwa  bei  dar  Eiahändignug  der 
Deberwüaungspapiero,  jede  etwaige  Furcht  vor  der  ihnen  bevorstehenden 
Behandlung  genommen  wird,  indem  sie  darauf  hiogenJesen  werden,  daß  die 
Behandlung  nur  iu  einer  täglidi  vorzunehmenden,  gänzlich  BchmerzloBen  Ein- 
spritzung  anter  die  Haut  besteht,  und  niemand  eine  Einsperrnug  zu  ge- 
wärtigen hat.  Schließlich  sind  zur  Vereintachnng  des  Qeschatts ganges  neben 
der  Anzahlung  für  Verpfiegungskoaten,  welche  in  Ab&ndernng  des  Erlasses 
Tom  19.  Dezember  1899  ~  M.  7483  U.  I  —  hierdurch  anderweit  auf  60  U. 
für  Erwachsene  nnd  46  M.  ffir  Kinder  unter  14  Jahren  festgesetzt  werden, 
sogleich  auch  die  Koston  der  BQckreiso  mit  einzuzahlen,  sofern  die  betreffenden 
Personen  nicht  mit  Bückfahrkarten  versehen  sein  sollten. 

Ew.  Hochwohlgeboren  wollen  auch  wegen  Berücksichtigung  der  letzten 
Punkte  bei  der  Zosendang  von  Patienten  an  das  bezeichnete  Institut  die  er- 
forderlichen  Auordnnngea  alsbald  treffen. 


x^ 


Ebinhrniig    de>    MMiea   Heliu&meiilfliirbnekas.     Erlaß   des   Ui- 
nisters  der  nsw.  Uedizinalangelegenhelten  vom  Ib.  NoTombec 

*)  Siehe  Beilage  an  Nr.  14  der  Zeitschr.  lUed.-Beamte;   1901,  S.  176. 


1B04   —    H.  9015  —    u   (ätnütebe  Honen  Begi«niBgspcisident«n    ind   den 
Hhtb  Luides 'Direktor  in  Arolsen. 

In  der  AUsemeiBen  Terfflgiag,  betreAad  du  HelttinmenivesAn,  rom 
6.  AuroBt  18S8  (HiD.-BL  f.  d.  L  V.,  S.  211)  §  3,  Abs.  4,  aiffer  1  ist  nrg^ 
scbrieDea,  4*8  nor  adche  Ptrwntm  kli  SehUeruu<ii  in  die  HebMunenlebr- 
anat&tten  anfgeaonunen  Verden  sollen,  wdehe  fftr  den  HeiumBenbernf  kllrper- 
licb  nnd  geistig  wohlbefKliigt,  inabetondere  aocli  des  Leaens  ud  SchrdbenB 
kandig  und.  Üe  Ton  dem  Kreieuzt  Torzanebmende  PriUnng  hat  sich  nKch 
§  60  dar  DienataiiweiBnDg  für  die  EntiaäTzte  vom  23.  Mmb  1901  (His.-BL  L 
Med.-Aneel,  8.  3  n.  flg.)  aal  die  körperliche  und  geistifie  Befibigang  «u  Aob- 
tkbBBg  des  HebunmenbemiB  in  erstreckNi.  Trotz  dieaor  Yorschrutan  ist  es 
wiederholt  rorgekommen,  daß  Peraonen  zn  einua  Hebamm enl ehrknrana  zog»- 
lassen  worden  sind,  welche  des  Lesens  und  Schreibens  unkundig  waren  nnd 
deshalb  von  den  Anataltaleitetn  zortlckgewiesen  werden  mußten.  Nenerdings 
stallt  nnn  das  dnrch  des  Erlaß  vom  SO.  September  d.  J.  (Uln.-SL  1  Hed.-Ang. 
S.  350) ')  eingeführte  nene  .EebammenlebrbDch'  an  die  geistige  BefUiigang  der 
SchOlerinnen  Aniordeningen,  welche  eine  besonders  sorgfältige  AoswahT  det 
Aswlrterinnen  onerl&BIich  erscheinen  lassen. 

Kindestens  ist  erforderlich,  dafi  die  Scfatllermnen  fließend  nnd  mit  Ver- 
ständnis lesen,  ein  Diktat  ohne  grobe  Verstoße  gegen  die  BechtsdirvibDng 
fertigen,  die  vier  Bechensrten  auch  mit  Erheben  and  mehrstelligen  Zahlen 
beherrschen,  mit  den  gesetzlichen  MaSen  und  Gewichten  vertraut  und  über  dss 
Prozentverhältnis  ansreichend  unterrichtet  sind.  . 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersnche  ich  ergebonst,  die  Kreisärzte  anzuweisen, 
alle  Personen,  welche  eich  znr  PrQfong  für  die  Aufnahme  in  eine  Hebammen- 
lehrsnstalt  melden,  mit  besonderer  Sorgfalt  darauf  hin  za  prtlfen,  ob  de,  ab- 
gesehen von  den  sonstigen  Erfordernissen  auch  den  genannten  Mindestforde- 
mngen  an  die  geistige  Befäbignng  entsprechen  und,  sofern  dies  nicht  der  Falf 
ist,  dieselben  ohne  B&cksicht  auf  perBSnliche  oder  Örtliche  Verhältnisse  als  znm 
Hebammenberof  ungeeignet  zurüctcza weisen. 

Damit  ferner  die  beteits  in  Tätigkeit  stehenden  Hebammen  möglichst 
schnell  nnd  in  zuverlässiger  Weise  mit  dem  neuen  Hebammenlehrbnch  und 
namentlich  den  darin  enthaltenen  Vorschriften  über  die  Desinfektion  nnd  die 
Verhhtnng  des  Kindbettflebers  bekannt  werden,  ersuche  ich,  Anordnung  zu 
treffen,  daß  sämtliche  Hebammen  bis  zum  1.  April  1905  einer  NachprQiang 
seitens  des  Kreisarztes  nach  g  61  der  Dienstanweisung  unterzogen  werden, 
wobei  die  vorgeschriebenen  Desinfektionsmetboden  einzuüben  nnd  die  nenen 
Instrumente  und  Qeräte  in  Ihrer  Art  nnd  Anwendung  zu  erklären  sind.  Jede 
Hebamme  hat  hierbei  wenigstens  einmal  die  einzelnen  Desinfektionsarten  unter 
Aufsicht  des  Kreisarztes  selbständig  auszufahren.  Auch  sind  die  Vorschriften 
der  Dienstanweisung  eingehend  zu  eesprechen. 

Es  empfiehlt  sich  die  im  §  191  des  neuen  Hebammenlebrbnchs  nea  vor- 
gescbiiebenen  Instrumente  nnd  Mittel  im  Interesse  der  billigeren  Beschaffung 
fttr  die  Hebammen  des  Kreises  gemeinschaftlich  zu  besorgen.  Ich  bemerke 
dazu,  daß  das  Medizinische  Warenhaus,  Aktiengesellachaft,  ^rlin  N.  24,  Fried- 
rlchstrafie  108  diese  Gegenstände  in  Torschriftsmäßiger  Form  und  Art  zu 
folgenden  Preisen  liefert: 

Zu  1)  1  verschlossenes  gläsernes  BDhrchen  mit  10  SnblimatpastUlen 
zu  je  1 K  Sublimat  nach  An ge rar  mit  der  Aufschrift  .dift"  pro  Bahrchen     0,40  M. 

Zn  4)  1  Fläschchen  fOr  100  g  Alkohol  mit  Verschluß  and 
Aufschrift  „Alkohol  85' W  pro  Stock 1,00    , 

Zn  6)  1  große  WurzelbDrste  zum  Waschen  der  HSode  mit 
eingebranntem  Aufdruck  , Hände*  pro  StQck 0,20    , 

1  kleinere  WnrzelbQrste  fftr  das  Desinfizieren  mit  Sublimat 
mit  eingebrannter  Aufschrift  „Sublimat"  pro  Stttck 0,20     , 

Zu  10)  1  roter  Gommischlaucb  zum  Ab-  und  Ausspttlen  der 
GtflBchlechtateile,  1'/«  m  lang  pro  Stock 1,40    . 

1  schwarzer  Gnmmischlanch  für  Einlaufe  in  den  After  mit 
Zwiechenatllck  mit  Hahn  in  sterilfaierbarem  Gummibentel  mit  Auf- 
schrift pro  Stllck 2,40     , 

>).  «ake  Beilage  zu  Ni.  21  der  Zaitschi.  t  H0d..fiMBtei  1»0^-^^2U. 
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Zu  18)     1     echter    Jacques -Patent -Katheter    mit    Origin&l- 
stempel  pro  Stück 1,60  IL 

Zu  16)    1   TerlQtete    Blechbttchse  mit    12   aterilen   Jodoforra- 
wattekageln  pro  Stttck 1,60    , 

Zu  23)    1  GlasgefäQ  mit  weiter  Oeffnong  and  aufgeacliliffenem 
Olasdeckel  ftu  NabeUäppcben  pro  StQck 0,9B    , 

ferner  GummihanaBchnhe,  nahtlos,  steriUsieibar  pro  Stück  .    .     1,10    , 

Bei  Abnahme  von  wenigstens  10  Stttck  jeder  Qattimg  ist  das  Hedizini- 
sche  Warenhans  aoBerdem  bereit,  eine  PreisermBBigmig  von  lO'/,  ed  gewähren. 

Einem  Berichte  Über  das  Varanlaßte,  insbesondere  anch  ttber  die  Ab- 
haltnng  der  Xachprtttnngen,  Ober  welche  die  Kreisärzte  rechtzeitig  za  berichten 
haben,  sehe  ich  bis  znm  1.  Jnni  lOOB  entgegen. 

K«iiiii«lobiiiiiig  des  tIerBntUeh  mtenaehten  Flelsebes.  ErlsS  der 
Hinister  der  usw.  Hedlzinalangelegenheiten  und  fflr  Land- 
wirtschaft nsw.  —  M.  d.  g.  A.  M.  8498,  M.  f.  L.  I.  Ga  8166  —  Tom 
24.  September  1904  an  sbntliche  Herren  Begicrangspräsidenten. 

Am  1.  Oktober  dieses  Jahres  tritt  §  6,  Abs.  1  des  PrenBischen  Ans- 
fnhmngsgesetzes  zum  Fleischbeschangesetze  vom  28.  Joni  1902  (Qes.-S.  8.  229) 
mit  der  ZasatEbestimnmng  des  §  1  des  Abändernngsgesetses  rom  23.  Sep- 
tember 1904  (Qes,-a,  8.267)  in  Kraft,  wonach  die  Vorechriften  in  Artikel  I, 
§  2,  Abs.  1,  Nr.  2  und  8  des  Schkchthansgesetzes  vom  9.  Harz  1881  und  die 
anf  Qrnnd  dieser  Vorschriften  gefaSten  GemeindebeschltlBae  anf  das  von  appro- 
bierten Tierärzten  amtlich  natcrsacbte  frische  Fleisch  keine  Anwendong  &iden 
und  solches  Fleisch  auch  in  Schlachthaosgemeinden  einer  nochmaligen  amt- 
lichen Dntersncbang  nnr  daraufhin  unterworfen  warden  darf,  ob  es  inzwischen 
verdorben  ist  oder  sonst  eine  gesundheitliche  Verändenug  seiner  BeechafTenheit 
erlitten  hat. 

Diese  veränderte  Bechtslage  läfit  es  erwünscht  erscheinen,  das  tierärzt- 
lich ontarsiichte  frische  Fleisch  von  solchem,  bei  (Ion  die  Beschau  von  Laien 
ausgeführt  ist,  mSglicbat  znverlässig  zu  aaterscheiden.  Die  bestehenden  Vor- 
schriften über  die  Kennzeichnung  des  frischen  Fleisches  genügen  diesem  Be- 
dürfnisse nicht  vBllig.  Zwar  gestattet  §  48,  Abs.  2  der  Ansführnngs- 
bastimmnngen  A  des  Bundesrats  den  Tierärzten,  außerhalb  ihres  gewöhnlichen 
Beschaubezirks  einen  Steinpel  mit  ihrem  Namen  zu  verwenden  und  Nr.  I,  4, 
Abs.  2  der  allgemeinen  Verfügung,  betreffend  Fleischbcschaustempel,  vom 
7.  Mfirz  1903  bezeichnot  es  unter  EUnweis  anf  die  Vorschrift  Im  %  G,  Abs.  1 
des  Aosführnngsgesctzes  als  erwflnscht,  auch  an  dem  Stempel  für  den  Schan- 
bezirk  die  AasfQomng  der  Untersuchung  durch  einen  Tierarzt  kenntlich  zu 
machen.  Femer  smd  in  §  44,  Abs.  2  der  Ausführnngabestimmongen  A  des 
Bundesrats  die  Beschauer  für  verpflichtet  erklärt,  anf  Wunsch  des  Besitsera 
die  Stempelabdrucke  zu  Termehreo,  was  insbesondere  für  die  Kennseichniing 
des  zur  Ausfuhr  bestimmten  Fleisches  von  Bedeutung  ist.  Diese  Vorachrlften 
sind  aber  nicht  zwingender  Natnr  und  auch  nicht  erschupfcnd.  Wir  ordnen 
daher  in  Abänderung  und  Ergänzung  von  Nr.  14  der  oben  genannten  Verfüguiig 
vom  7.  März  1903  folgendes  an  : 

1.  Jeder  tierärztliche  Beschauer  hat  zar  Kennzeichnung  des  von  ihm 
amtlich  untersuchten  Fleisches  einen  Stempel  zn  benutzen,  der  die  Auaftthrong 
der  Beschau  durch  einen  Tierarzt  erkennbar  macht 

Erfolgt  die  Untersuchung  nicht  in  dem  gewöhnlichen  Beschaubezirke  des 
Tierarztes,  so  ist^^ein  Stempel  mit  dem  Namen  des  Tierarztes  zu  verwenden; 
hierher  gehOreu  die  Fälle  der  Ergänzungsbescbau,  der  Stellvertretung  in  Be- 
zirken,  in  denen  der  ordentliche  Beschauer  ein  Laie  ist,  und  der  Stellvertretung 
für  bestimmte  Fälle  nach  §  7  der  AnsfOhrungabestimmnngen  vom  20.  März  1908. 

Wird  der  Tierarzt  als  ordentlicher  Beschauer  tätig,  so  ist  ein  Stempel 
der  in  Nr.  14,  Abs.  2  der  Verfügung  vom  7.  März  1903  gekennzeichneten  Art 
zu  verwenden.  Ist  ein  Laie  Stellvertreter  des  ordentlichen  tierärztlichen  Be- 
schauers, so  ist  darauf  zu  achten,  daß  für  die  Stellvertretnngsftllo  ein  be- 
sonderer Stempel  ohne  das  dort  vorgesehene  Zeichen  der  tierärztlichen  Beschau 
benutzt  wird.  Die  Vorschrift  dieses  Absatzes  vrird  bis  auf  weiteres  auch  in 
Gemeinden  mit  Schlachthauszwang  Platz  greifen  müssen,  da  nach  §  6,^Ab8.)l 
und  §  20  des  Ausfuhr ungsgesetzes   nebst    den  dazu  erlassenen  AasfBhmngs-  ' 
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beatimmaiigen  der  Stempel  eineB  DffentUclieD  SchlachthtLnses  zoin  Nachweiae 
der  tierärztUcben  üntcrsachang  nicht  immer  genll^. 

2.  Bei  solchem  Fteisch,  von  dem  nach  den  Angaben  de»  Besitzers  oder 
nach  den  aoostigen  ümständea  anzunehmen  ist,  d&ß  es  zur  Änsfuhr  bestimmt 
ist,  bat  der  tierärztliche  Beschaaer  auch  ohne  besondeien  Antrag  des  Besitzers 
nicht  nur  die  in  §  14,  Abs.  1  der  Anafühmugsbestimmnngea  A  des  Bnndesrats 
Torgescbriebenen,  sondern  ertoiderlichenfalla  soviel  weitere  Stempeiabd rücke 
anzabringen,  daß  von  den  Stüdcon,  in  die  das  Tier  Toraosaichtlich  zam  Zwecke 
der  Aosfnbr  zerlegt  werden  wird,  ein  Jedes  mindestens  einen  Stempel  trägt. 

Eine  besondere  EntscbädigODg  steht  dem  Beschaner  Iflr  die  Anbringung 
Tennehrtei  Stempel  nicht  zo.  Nor  wenn  die  Vermebrong  der  Stempelab drücke 
nicht  im  unmittelbaren  Anschluß  an  die  Fleischbeschau,  sondern  nachträglich 
erfolgt,  hat  er  Anspruch  auf  die  im  g  37,  Abs.  2  der  AnsführuugsbestimmungeD 
vom  20.  Hära  1903  festgesetzte  besondere  Qebühr. 

8.   Die  Verfügong  zu  2  tritt  am  1,  Oktober  dieses  Jahres  in  Kraft. 

Die  Dorchführong  der  Verfügung  zu  1  ist  nach  Möglichkeit  zu  be- 
schleunigen. Wir  erwarten,  duQ  jeder  tierärztliche  Beschauer  späteatens  am 
1.  Januar  1905  im  Beaitze  der  erforderlichen  Stempel  bt. 

Dieser  Erlaß  ist  sofort  den  nachgeordneten  Behörden  mitzuteilen  und  im 
Amtsblatt  abzudrucken.  Auch  ist  für  seine  Verüffentlichnng  in  den  Ereis- 
hlSttern  and  in  sonst  geeignet  erscheinenden  Zeitungen  Soigo  zu  tragen. 


Liunhriuiir  des  Welngeaetses»  insbesoudere  der  Weinkeller  -  Eon- 
trolle.  Erlaß  derMiniater  der  usw.  Uedizinalangelegenheiten, 
itndwirtschaft,  Domänen  und  Forsten,  des  Innern,  für 
Handel  und  Gewerbe  vom  11.  November  1904  —  M.  d.  g.  A.  M, 
Nr.  8281,  M.  f.  Landw.  I  A  a  Nr.  0409,  M.  d.  Innern  U  b  Nr.  4201/Oa,  M.  f. 
Handel  II  b  Nr.  9201    —  an  sämtliche  Herren  Eegierungs Präsidenten. 

Die  auf  den  gemeinschaftlichen  Erlaß  der  unterzeiclineten  Minister  vom 
28.  Juli  1903  —  M.  7607  — >)  über  die  Anaführnog  des  OeaeUea,  betreffend  den 
Verkehr  mit  Wein  usw.  vom  24.  Mai  1901  erstatteten  Berichte  ergeben,  daß 
die  erforderlichen  Eiurichtnngen  inzwischen  eine  wesentliche  Förderung  erfahren 
haben,  indem  nunmehr  Sachvoratändige  zur  Verfügung  stehen  und  die  Aufnahme 
der  vorgeachriebeneo  Weinkellerkontrolle  durch  dieselben  zumeiat  erfolgt  für 
die    wenigen  noch  ausstehenden  Bezirke    aber  unmittelbar  zu  erwarten  ist. 

Ew.  Hochwohlgeboren  ersuchen  wir  die  nacb geordneten  fiehSrden  nacb- 
drflcklicbst  dahin  anzuweisen,  daß  dieselben  mit  den  Besichtigungen  der  Be- 
triebe, sofern  dies  noch  nicht  geschehen  ist,  unverzüglich  beginnen  und  für  die 
Vornahme  der  Kontrolle  aller  revisionspflichtigen  Geschäfte  innerhalb  der  durch 
unseren  gemeinsamen  Bunderlaß  vom  29.  Joli  1903  festgesetzten  Frist  von 
8  Jahren  Sorge  tragen. 

Bei  der  Aaswahl  von  Sachverständigen  wollen  Ew.  Hochwohlgeboren 
tonlicbfit  darauf  Bedacht  nehmen,  daß  dieselben  in  weintechnischer  und  kauf- 
männischer Hinsicht  mit  anareichenden  Kenntnissen  versehen  aind,  um  ver- 
dächtige Weine  ala  solche,  geeigneten  Falles  unter  Zohilfenalime  der  Zungen- 
probe, zu  erkennen  und  bei  der  Entnahme  von  Frohen  behafs  chemischer  Unter- 
suchung eine  geeignete  Auswahl  zu  treffen. 

Mit  der  Vornahme  der  chemischen  Untersuchungen  aind  bei  den  aner- 
kannten Schwierigkeiten,  welche  die  Vertretung  der  Ergebniase  der  Wein« 
anal^se  vor  Gericht  gegenüber  den  Einwänden  der  Verteidigung  za  bereiten 
pflegt,  im  allgemeinen  die  mit  diesen  Aufgaben  vertrauten  Vorstände  der  Öffent- 
lichen NahruDgamittel-nntersuchnngaanatalten,  der  landwirtschaftlichen  Ver- 
ntchsatationen  und  älinlicher  Anstalten  zu  betrauen. 

Die  der  Kontrolle  unterliegenden  Geschäftsbetriebe  sind  durch  unsere 
gemeinsamen  Banderlasse  vom  26.  Juli  1908  und  25.  Janaar  d.  Ja.'}  aus- 
reichend gekennzeichnet.  Zar  Beaeitigune  mehrfach  hervorgetretener  Unsicher- 
heiten wollen  wir  unter  Bezugnahme  auf  die  Ausführungen  der  vorbenannten 
Erlasse  noch  ausdrücklich  hervorheben,  daß  die  Ausdehnung  der  Kontrolle  auf 
Flaachenlager    in   Kramereien,    Drogenhandlungen   und   ähnlichen  öeachUten 

1)  Siehe  BeiUge  zu  Nr.  19  dei  Zeitachr.  L  Med. -Beamte;  1903,  8.  242. 
^  Siehe  BeiUge  zu  Nr.  5  der  Zeitachr.  f.  Med.-BiBamt«i.49Q4.  ,£!,  60. 
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nicht  erforderlieli  ist,  tiiia  ksin  Besag  von  Wcia  ia  Pissen  staUfindct.  Ftr 
die  gebrsachafertigen  Fluchen  genOst  alsduin  der  gUabwflrdige  NadiircB, 
d&S  dieaelben  in  einem  der  r^elmiÜigM  polizeilichen  Kontrolle  anterstelltaB 
Betrieb«  nbgcfflUt  vorden  sind.  Apothekoi  nnteriieffen  der  Koatrolle  ist  Sinne 
des  WeiDECBettses  aar  dann,  wenn  in  denselben  ein  Nebeahandel  mit  Wein  be- 
trieben inrd,  fOr  welchen  die  angoflUiTten  Bedingungen  nicht  in  Betracht  koiuea. 
In  den  sam  81.  Hüa  190&  m  erstatl^aden  weiteren  Berichten  ersnchen 
wir  Ew.  Hochwohlgeberen  um  eine  genaue  Angabe  der  f&r  den  dortigeo  Beiirk 
bestellten  SachTeratindigen  nach  Zalii  nnd  Beruf,  sowie  am  eine  Üebersicht 
der  Zahl  der  reridonstinlchtigen  und  der  bisher  revidierten  Betriebe,  ferner 
der  durch  die  Kontrolle  entstandenen  Kosten,  getrennt  nach  solchen  der  Ort- 
lichen Kelle rkontrolle  nnd  der  cheniacheii  Uotersnchimgen.  Zn^ich  sehao 
wir  einer  eingehendea  Darlegang  aller  wichtigen  Torkommnisse  aaf  diesem 
Qebiete  nnter  besonderer  Berflc^chtignng  der  Beaastandnugen  and  veraa- 
lafiten  Bestrahmgen,  sowie  etner  Aenfternng  flbai  den  £rfolg  der  bisherigen 
Mabiahmeo  Üa^chtti^  der  Aufdeckung  und  Unterdrttekiing  von  Weinverf&l- 
s^uagen  entgegen.  _^^_^_ 

O*  Qtrommherrxogftaxn  Baden 

Die  Beklmpfiuiff  der  Taberknlofle  der  Menschen.  Bekannt- 
machung des  Hinisterinma  des  Innern  vom  1£.  Oktober  1901 
—  Nr.  88 113  —  an  die  0ro£berzoglichen  Bezirksämter,  den  QioBberzoglichen 
Beiirksärzten  nnd  Beiirksassistenzärzten  zur  Kenntnisnahme  mitgettilt. 

Bie  0 roßherz 0 glichen  Bezirksämter  erhalten  im  Anschlufi  eine  Abschrift 
der  Uitteilang  des  Beichsamta  des  Innern  vom  18.  Jnli  d.  J.  III  B  B88a<>  mit 
der  Veranlassung,  im  Benehmen  mit  den  Bezirksärzten  f&r  tunlichate  Dsrch- 
fUhrung  bezw.  Forderung  der  vom  Beichs  gesund  heiterst  empfohleBen  HaSnahmbn 
bei  Errichtung  von  neuen  bezw.  dem  Betriebe  bereits  bestehender  Kranken- 
häuser Sorge  zu  tragen. 

Die  Errichtung  eigener,  baulich  vollständig  getrennter  and  eventnell  als 
Sanatorien  einzurichtender  Qebäude  zur  Aufnahme  nnd  Behaudlung  von  an 
Lungen-  nnd  Kehlkopftnberknlose  Erkrankten  wird  Hbrigens  nur  da  ins  Aoge 
gafsBt  werden  kSnnen,  wo  es  sich  um  die  Erstellnng  neuer  nnd  grOOerer, 
mindestens  eine  BettenzaU  von  GOO  fassenden  Krankenhäuser  in  einem  die  Ab- 
sonderung der  verschiedenen  Krankenkategorien  ermCglichendea  Bansystem 
(Pavillon-  nnd  BarackensTstem)  handelt. 

Beim  Betrieb  berdts  bestehender,  sowie  bei  Errichtung  kleinerer  Krankev- 
hSoser  kann  dem  Bedür&iB  nach  gesonderter  Dnterbringnng  von  Lungen-  nnd 
KehlkopftuberkulOsen  schon  dadnjräh  Bechnnng  getragen  werden,  daß  entweder 
bereits  best^ende  in  der  Hauptsache  fOr  Unterbringung  von  as  gemelBgeflUiT- 
licben  Krankheiten  Erkrankten  bestimmte  Absondernngsgeblsde  (Butteia- 
hänser  etc.)  auch  zur  Aufnahme  solcher  Kranken  benutzt,  oder  da,  wo  solche 
fehlen,  innerhsJb  des  Kranken hanses  selbst,  wo  irgend  mCglich,  räumlich  g^ 
trennte  AbteUnngen,  zun  mindesten  aber  besondere  Krankenzimner  zur  Cntet- 
bringung  dieser  Kranken  vorgesehen  werden. 

D.   FOfateutiuit  Soh  »ii  iiil>Mrg  -  ULppe» 

Oebtthrem  der  Hebttmaeib  Bekanntmachung  des  Ministeriums 
vom  18.  November  1001. 

Naahdam  die  Ki^tage  beider  Landratsimter  beschlossen  haben,  den 
Bezirkshebammen  eine  MiadesteinBahme  von  160  Hark  sb  gewährleisten,  in 
der  Welse,  daß,  wenn  das  XUokommen  150  Mark  nicht  erreicht,  die  Diflereaz 
au  Kreiskasse  vergtttet  werdei  soll,  wird  nunmehr  die  Bekanntmachung  vom 
9a.  Februar  1848,  die  Bekanntmachung  vom  2iL  November  1881  und  dto  Be- 
kanntmachvBg  vom  18.  Oktober  1903,  wouaiA  bei  BenntsunjE  einer  nicht  zum 
Bezirk  gehOr^[en  Hebamme  der  Hebamme  dea  zuständigen  Bezirks  die  H&lfte 
der  QeUhren  bezw.  eiae  Pansduüanmme  von  6  Mark  gräahlt  werden  soll,  fftr 
die  Zukuft  angehoben. 


■)  Siehe  8.  878. 


^anutwora Redakteur :  Dr.Bapmuad,  Beg.-u.(3elLHed.-Sat  iol^id«|i.l.W,C 
J.  a  a  Bnms,  HanogL  fttaba  n.  7.  ScIl-I.  Hofbochdriickual  la  MlnllM  ''' 
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Beilage  zur  Zeitsohrlft  für  Medizinal -Beamte. 
Nr.  24.  15.  Dezember.  1904. 

Rechtsprechung. 

ünioUsBlgkelt  des  Znsaties  »A.nt  t&r  NfttorhellTerfahren''  Im  Medl- 
ilnalk&lendflr  bei  einem  i.rzte,  der  nlcbt  aaaltcUleaslieh  ABtnrhellkoHd« 
betreibt.    Urteil  des  BeichBgeiichts  (Ziv.-Sen.)  vom  3.  Harz  1904. 

In  den  J&hrg&ngen  1899  und  190U  des  im  Verlag  des  Beklagten  er- 
adieinenden  „ReichHmedIzijiiilkalenders'',  indem  sämtliche  Aerzte  Oeatschlandfi, 
noch  Staaten  und  Wohuorten  geordnet,  namentlich  anfgefährt  sbd,  war  dem 
Namen  des  Klägers  der  Zasacz  „A..  f."  —  d.  h.  AiEt  für  —  „Nataiheilver- 
fahren'  belgefagt.  Der  Kläger  fühlte  sich  dadurch  beschwert,  weil  damit  der 
Wahrheit  zuwider,  und  zwar  mindestens  fahrlässig,  vom  Beklagten  eine  Tat- 
sache behaaptet  worden  sei,  die  Nachteile  fQr  seinen  Erwerb  nerbeizofOhren 
geeignet  sei,  nämlich  die  Tatsache,  da&  er  ansschließlich  nud  ohne  Dnter- 
scliied  für  jede  Krankheit  unter  grnnds  ätz  lieber  Ablehnnng  aller  der  wissenschaft- 
lichen Uedizin  bekannten  chemischen  Heilmittel  nnr  die  Methode  der  physi- 
kalischen Heilweise  in  Ättwendang  bringe.  Er  erhob  daher  Klage  mit  dem 
Antrag,  den  Beklagten  za  verarteilen,  a)  im  Jahrgang  1900  des  Beichsmedizinal- 
kalenders  den  bei  dem  Namen  des  Klägers  ersichtlichen  Zusatz  „A.  t.  Nator- 
heilr erfahren"  zn  beseitigen,  b)  sich  Jeder  Verbreitnng  von  Exemplaren  dieses 
Jahrgangs,  worin  bei  dem  Namen  des  Klägers  jener  Zusatz  sich  befinde,  bei 
Vermeidong  einer  Strafe  zu  enthalten,  c)  in  allen  kUnftigen  Ausgaben  des 
Kalenders  den  Znaatz  ,A  f.  Naturheilr erfahren"  oder  einen  ähnlichen  Zusatz, 
bei  Vermeidung  einer  Strafe  zu  unterlassen. 

Das  Berufungsgericht  hat  festgestellt,  daB  nach  einer  in  den  Kreisen 
der  Aerzte  Dentscblaads  sehr  weit  verbreiteten,  wenn  nicht  herrschenden,  Ai^ 
Behauung  dor  Vermerk  ,Arzt  für  Natu  theil verfahren"  die  AnkOndigong  ent- 
hält, daß  der  betreffende  Arzt  das  Naturbeüfahren  ausschlieälich  be- 
treibe ;  es  legt  weiter  dar,  doQ  diese,  auf  den  Kläger  nicht  zutreffende,  Tatsache 
geeignet  ist,  Nachteile  für  den  Erwerb  des  Klägers  herbeizuführen.  Diese 
Ausführiingen  . .  .  sind  zutreffend  und  lassen  einen  Bechtsirrthnm  nicht  erkennen. 

Im  angefochtenen  Urteile  wird  weiter  zutreffend  angenommen,  daB  der 
Beklagte  bei  Beobachtaug  der  im  Vertcehr  erforderlichen  Sorgfalt  hätte  er- 
kennen müssen,  daß  durch  jenen  Vermerk  der  Kläger  als  ein  Arzt  gekenn- 
zeichnet werde,  der  das  Naturh eil vei fahren  ausschließlich  anwende. 

Das  Berufangsge rieht  hat  dem  Beklagten  ferner  das  Becht  abgesprochen, 
sich  auf  die  Vorschrift  des  g  SM,  Abs.  2  B.  0.  B.  zu  berufen.  ...  Der  Auf- 
fassung des  Befufungsgerichts,  daß  für  die  Anwendung  des  Abs.  2  des 
%  824  dann  kein  Baum  ist,  wenn  jemand  eine  ihm  bekannte  Tatsache  der 
Wahrheit  gemäß  mitteilen  wollte,  dabei  aber  aus  Fahrlässigkeit  die  Hlttei- 
Inng  in  eine  Form  gekleidet  hat,  die  nach  allgemeiner  oder  doch  nach  der 
herrschenden  Anschauung  etwas  anderes  bedeutet,  als  jene  Tatsache,  ist  beizu- 
treten  Vorliegeudenfalis  ist  festgestellt,  daß  der  Beklagte  durch  den 

Zusatz  .A.  f.  Natnrheil verfahren"  die  unwahre  Tatsache  behauptet  hat,  daß  der 
Kliger  dos  Natorheilverfohien  ausschließlich  betreibe;  es  ist  weiter  festge- 
stellt, daß  er  die  Unwahrheit  dieser  Tatsache  gekannt  hat.  Bei  dieser  Sacli- 
lage  kann  gar  nicht  die  Frage  aufgeworfen  werden,  ob  er  oder  die  X<eser 
des  Kalenders  ein  berechtigtes  Interesse  an  der  Mitteilung  gehabt  haben,  daß 
der  Kliger  das  Naturheilverfahren  ausschließlich  iMtreibe.  Die  Unkenntnis 
des  Beklagten  bezieht  sich  nicht  auf  die  Art  der  Tätigkeit  des  Klägers, 
also  nicht  aof  die  behauptete  unwahre  Tatsache,  sondern  nur  auf  die  Beden- 
tnng  des  Aasdmcks,  den  der  Beklagte  für  eine  ihm  bekannte  wahre  Tatsache 
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fewählt  bat.    Nnr  dann  aber,  wenn  die  UDkenntnis  Bich  aul  die  bebftnptete 
atsacbe  bedebt,  kann  die  AnwendiLDg  des  Abs.  2  in  Fiage  kommeD. 


y^nbe: 


A} 


^  Hftrser  Oeblrgstee  Ist  selbst  als  Abnbrmlttet  dem  ftelen  Terkehr 
DberlaBsen,  da  Abfdbrinltt«!  nicht  als  Heilmittel  umsehen  sind.  Urteil 
des  LandgeriobtB  Berlin  (VIIL  Str.-Sen.)  rem  18.  Oktober  1904. 

...  Es  ist  zwar  nicht  mit  Sicherheit  erwiesen,  ob  der  Beklagte  den 
Tee  nicht  als  OennS mittel,  sondern  gegen  SLohlTsrstopfQDg  rerkanft  hat.  Aber 
selbst  wenn  dies  der  Fall  ist,  mnS  aal  Freisprechang  erkannt  werden,  da  - 
der  Oerichtsbof  sieb  der  Auifassnag  der  medizinischen  Sachverständigen,  daß 
jede  Stnhlverstopfnng  eine  Krankheit  sei,  nicht  hat  zn  eigen  machen  künnen 
und  Abführmittel  im  allgemeinen  nicht  als  EeUmittel  za  betrachten  sind.') 

Terbtnf  nad  Fetlhxlten  T«n  rnsslscheiii  KiSteiichtee  ansserhtlk  der 

itheken.    Urteile  der   Landgerichte  in   Neifle   vom  19.  Juli 
14,    in   QOttiugen    Tom    11.  Oktober  1904  nnd  in  Stade  vom 
4.  Angnst  1904,   sowie  des   Oberlandes  gorichts  in  Celle   vom 
19.  September  1904. 

In  allen  diesen  Urteilen,  von  dem  dasjenige  des  Landgerichts  in  Stade 
durch  Oberland  es  gurichtsnrteil,  also  in  hSchster  Instanz  ftti  diesen  Fall  be- 
BtUigt  worden  ist,  wird  ansgeffibrt,  daß  nnr  die  in  der  Bekanntmachang  des 
Bei^kanzlers  vom  1.  Oktober  1908  namentlich  aufgeführten  russischen 
EaOtuichtees:  ab  Honeriama  (aach  Brusttee  Eomeriana,  russischer  KoOterich, 
PoljgOBum  avicolare)  und  EnQterichtee,  rassischer,  Weidemanus  (auch 
rassischer  Knöterich-  oder  Brusttee  Weidemann  s)  von  den  Feilhalten  nnd 
Verkauf  außerhalb  der  Apotheken  ansgeschloesen  sind.  Das  Feilhalten  von 
allen  anderen  Arten  des  KnOterichtees  sei  dagegen  nicht  untersagt. 


/ 


j.  Die  Ankündigung  tob  nuslsehem  KnBterich  Ist  verboten.  Urteil 
..'-äes  preuBis  eben  Kammergerichts  (Str.-Sen.)  vom  16.  August  1904. 

Die  Polizeivei Ordnung  des  Oberpräsidenten  der  Provinz  Hannover  Tom 
11.  Angnst  1903  findet  ihre  gesetzliche  Stfltze  in  g  6  litt,  f  der  Verordnung 
vom  20.  Septbr.1867,  weil  sie  die  Sorge  fUr  die  Oesundbeit  des  Publikums  betrlffL 

Die  in  der  Anlage  zur  Pol^eiverordnung  genannten  Mittel  sind  nach 
Auffassung  der  Terw&ltungsbehörilen  teils  solche,  deren  Anwendung  ohne  ärzt- 
liche Verordnung  der  Oesnndbeit  des  Uenschen  Schaden  brugen  kann,  teils 
sdche,  deren  reklamehafte  Anpreisung  in  keinem  Verhältnis  zu  ihrem  wahren 
Werte  oder  ihrer  Heilwirkung  steht. 

Oegen  diese  Anpreisungen  soll  das  Publikum  geschützt  werden,  da'die 
Gefahr  besteht,  daß  es  sieb  durch  diese  Angabe  täuschen  läßt,  die  Zuziehung 
eines  Arztes  nnterläBt  oder  durch  nnrichtige  Anwendung  der  angegriffenen 
Mittel  sich  selbst  Schaden  zufflgt. 

Das  durch  die  Worte  , russischer  KnOtericb'  das  Pnbliknm  nicht  ge- 
tinscht  werden  konnte,  wie  die  Bevision  behauptet,  kann  einesteils  nicht  ittr 
richtig  erachtet  werden,  da  gerade  die  Kreise  des  Volkes,  auf  welche  diese 
Anpreisungen  berechnet  sind,  glauben,  daß  sie  mit  derartig  angepriesenen 
Mitteln  etwas  besonders,  höheren  Wert  besitzendes  erhalten,  andernfalls  aber 
kommt  es  auf  das  tatsächliche  Vorliegen  einer  Tänschnn gagefahr  gamlcht  an. 
Die  Annahme  des  letzteren  bildet  nur  den  Beweggrund  des  Verbotes,  nnd  es 
ist  gleichgültig,  ob  dieser  dabei  von  absolut  richtigen  Voraussetzungen  ausgeht. 

Daß  die  Verordnnng  außer  den  unter  der  Bezeichnnng  ,Homerlana*  an- 
gepriesenen Mitteln  auch  Anpreisungen  unter  den  in  Klammern  stehenden  Be- 
zeichnungen hat  verbieten  wollen,  ergibt  sich  schon  ohne  weiteres  darans,  daß 
die  in  der  Klammer  beigefügten  Bezeichnungen  mit  dem  Worte  „auch"  ein- 
geleitet  werden,  was  nnr  die  Bedeutung  haben  kann,  daß  ebenso  vrie  die  An- 
preisung von  ,Homeriana*  auch  diejenige  von  mssischem  Knöterich  usw.  ver- 
boten werde.     Die  Bevision   war  daher  zurückzuweisen. 

Feliielverordnongen,  welche  die  Ankündigung  von  tiehelBnltteln 
und  ähHllehen  Armelmltteln,   entspreebeBd  dem  BundearatabescUuBS  vom 

')  Diese  Anschauung  dürfte  wohl  von  der  hoffentlich  anzurufenden 
Bevlsionsinstanz  (Kammergericht)  als  unzutreffend  bezeiehi^et  ^erdeg.,,,^,     ^^' 
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S>.  Mkl  1008,  rerbleten,  sind  nobti^ltJg.  Der  Ullrichiehe  Hrlnterweln 
ffehSrt  ni  derarttgen  Shnlicben  Ameiiilttelii,  grleleliROItlir,  ob  Iwi  dftr 
Askandl^ng  seine  Zneammenaetmiff  ancegebes  Ist.  Urteil  desprenS. 
Kammerf^erlchtB  (StrafaenatB)  Tom  21.  Novembet  1901. 

Die  in  Bede  stehende  Polizelrerordnnng  ist  rechtsgBllig,  da  sie  in  g  6,  f 
des  Polizei verwal tun  ffsgcBetzea  vom  11.  Harz  ISfiO  ihre  gesetzliche  Gnu^age 
findet.  Hiernach  gehört  es  zn  den  Aufgaben  der  Polizeibehörde,  für  Leben 
und  Qeaiindhelt  Sorge  zn  tragen.  Die  Polizeibehörde  kann  demzufolge  auch 
die  Anpreisung  von  Arzneimitteln  verbieten,  die  nicht  zn  den  Oebeinutütteln 
sehOreD:  dann  h&uflg  behülfe  sich  das  Pablikom  mit  solchen  Mitteln  so  lüge, 
daS  schließlich  aacb  ein  Arzt  nicht  mehr  Hülfe  bringen  kann. 


^   kn 


/ 


PolltelTerordnnngeii,  dnreh  irelche  die  SffentUeke  AjikBndlguig  und 
AnprelBang  roi  Annelmltteln,  deren  Tcrksnf  einer  gesetztlebeB  Begehrb- 
kug  unterliegt,  als  Hetlnlttel  gegen  Krankheiten  nnters^  wird,  slBd 
aub  naeh  Erlas«  der  FollaelTerordnangen  Über  den  Terketar  mit  flehelM- 
mlttel  gBltIg,  soweit  ile  sich  nicht  auf  diese  belieben,  urteil  des 
p  r  enfiis  cb  en  Kamme  rgerichtB(ätrafaenat)  vom  ab,  Oktober  1904. 

Entxlebnng  der  Eonzesslen  nun  GIftbandel.  Urteil  des  prenßlschen 


rverwaltongsgeriohts  (lU.  Senat)  7om  2ö.  Oktober  1904. 
~         ■     Beklag         '      '         '       


Wenn  der  Beklagte  geltend  macht,  daß  die  fraglichen  Qifte  bereits  von 
dem  früheren  Inhaber  des  Drogengeachätts  an^eschafFt  seien,  daß  er,  der  Be- 
klagte, mit  Ihnen  geschäftlich  nichts  habe  begmnen  vollen,  so  hat  er  doch  bei 
dem  Erwerbe  des  Drogen^eschäfts  die  Absicht  gehabt,  aach  seinerseits  den 
Qifthandel  zu  betreiben,  wie  bereits  daraus  hervorgeht,  daß  er  kurze  Zeit  nach 
dem  Erwerb  am  die  GenehmigQng  zam  Handel  mit  Giften  eingekommen  ist. 
Es  l&ßt  sich  auch  nicht  annehmen,  daß  die  Gifte  schon  nach  Jtäiresfriat  ver- 
dorben gewesen  seien.  Hätte  der  Beklagte  gleichwohl  nicht  die  Absicht  ge- 
habt, die  Qifte  in  seinem  Geschäfte  zn  verwenden,  so  hStte  er  sie  auch  rör 
diesen  Fall  nicht  drei  bis  vier  Jahre  an  einer  außerhalb  seiner  Geschäftsräume 
beflndlichon  Stelle  liegen  lassen  dürfen. >)  Mag  der  mit  einem  Geheimschloß 
versehene  Kasten,  in  dem  die  Qifte  waren,  leicht  odei  schwer  zn  Offnen  sein, 
so  war  er  jedoch  jedermann  zugänglich  und  konnte  nach  der  Art  seiner  Be- 
festigung mitgenommen  werden.  Dadnrch,  daß  die  Gifte  für  jedermann  erreich- 
bar waren,  konnte  ein  großes  Unheil  entstehen.  Bei  der  Beurteilung  der  Frage 
der  Zuverlässigkeit  des  Beklagten  in  Bezug  auf  den  GIftbandel  maß  aber  anch 
gegen  ihn  der  Umstand  verwertet  werden,  daß  er  den  Handel  mit  nicht  frei- 
gegebenen Medikamenten  in  großem  Umfange  betrieben  hat.*)  So  besteht  keiner- 
lei Zweifel  an  der  UnzuverlEssigkelt  des  Beklagten  bezüglich  des  Gifthandels. 

Berechtlgniig  ^ur  Erhebniig  des  KnnSikts  bei  Klagen  auf  Schaden- 
eruti  gegen  einen  Beamten,  weil  auf  dessen  Anordnung  In  Prenssen  M« 
debelounltielTerordniing  erlassen  sei.  Urteil  des  Frenß.  Oberver.> 
waltungsgerichts  vom  19.  September  1904. 

Die  Verfügung,  durch  welche  in  Preußen  die  Oberpräsidenten  zum  Erlaß 
von  Poiizeiverordnungen  über  den  Verkehr  mit  Geheimmitteln  voranlaßt  sind, 
ist  vom  Ministerialdirektor  Dr.  FOrster  im  Auftrage  des  Ministers  unter- 
zeichnet. Infolgedessen  strengte  der  Fabrikant  Bauer  gegen  den  Unter- 
zeichner der  Verfügung  eine  Klage  auf  Schadenersatz  an,  weil  auch  ein  von 
ihm  vertriebenes  Mittel  (DJoCAt)  in  der  Liste  der  p reskribierten  Mittel  genannt 
und  er  dadurch  außer ordeotlich  geschädigt  sei.  Djoeat  sei  überhaupt  kein 
Qeheimmittel,  denn  seine  Bestandteile  seien  angegeben ;  es  sei  außerdem  nicht 
nur  unschädlich,  sondern  werde  auch  von  vielen  Aerzten  empfohlen.  Der 
Kultusminister  erhob  zugunsten  des  Ministerialdirektors  den  Konflikt,  da  der 
Direktor  seine  Amtsbefugnlsse  nicht  überschritten  habe.    Die  fragliche  Liste 


')  Am  Eingang  des  für  jedermann  zugänglichen  Kellera  war  ein  schrank- 
artiger  Versclilag  aufgestellt,  in  dem  sich  Qifte  verschiedener  Art,  darunter 
anch  der  Abteilung  1,  befanden. 

')  Es  wurden  bei  der  Revision  etwa  gegen  26  Arzneimittel  vorgefunden, 
deren  Verkauf  den  Apotheken  vorbehalten  ist.  ,       .  ,. ..  .^  ,. 

o 
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■ei  nicht  vom  Minjsteri&ldirektor.  aondera  Tom  Bundesrat  aufgestellt  worden, 
nachdem  SachTerstindige  tod  herrorrageader  Bedeatnng  gutachtlich  gahOrt 
worden  seien.  In  der  Liste  stehen  nicht  nor  OeheimmittBl,  sondern  anch  solche 
Uittel,  bei  welchen  erfahrnngageniäB  die  ZnsammenBtelinng  wechsele  oder  die 
nicht  die  ihnen  zugeschriebene  Heilwirkung  besitzen.    Das  ObeiTerwaltDngs- 

f  erlebt  erklärte  den  Konflikt  für  begründet,  da  dem  Miniaterialdirektor  weder 
ahrllssigkeit  noch   sonst  ein  Verschalden  zor  Last  falle,  nnd  in  allen  Fällen 
daa  gerichtliche  Verfahren  einzOHteUen  sei,  in   denen,  wie  hier,  unzweifelhaft 
featstehe,  dafi  sich  ein  Beamter  einer  üeberschreitnng  der  Ämtabefngnis  nicht  ' 
schuldig  gemacht  habe.  _^^^^_ 

Es  mnss  fflr  den  Arrt,  welober  in  erster  Linie  einen  fielen,  mit 
beionderer  Terantwertnng  rerbandenen,  anf  den  Grundlngen  wissen  Schaft- 
lieber  Bildnng  beruhenden  Bernf  ausUbt,  als  stand esnnwflrd Ig  angesehen 
werden,  wenn  er  Beine  Praxis  gegen  Entgelt  anf  andere  Dbertrfigt.  Ur- 
teil des  Fr  QU  Bischen  ärztlichen  Ebrcnverichtshofes  vom 
12.  Januar   1904. 

....  Wenn  anch  der  Oesicbtspnnkt  der  Tänachnng  ausscheidet,  so  ist 
eine  Verletzung  der  ärztlichen  Standesehre  doch  nm  deswillen  als  vorliegend 
zn  erachten,  weil  sich  der  Angeschuldigte  fhr  den  ideellen  Wert  des  Benommeea 
der  in  Mietsräumen  betriebenen  Anstalt,  welcher,  wie  mit  der  Beruf ungsrecht- 
fertigung  entgegen  dei  Ansicht  des  Vnrderrichtcrs  angenommen  werden  muB, 
auch  nach  dem  Anstritt  des  QrOnders  in  die  Wagschale  fällt,  und  für  die 
durch  selbiges  bedingten  günstigen  Yorbedin gangen  der  Ausübung  ärztlicher 
Tätigkeit  ein  bares  Entgelt  hat  gewähren  lassen.  Es  muB  für  den  Arzt,  der 
in  erster  Linie  einen  freien,  mit  besonderer  Verantwortung  verbundenen,  auf 
den  Grundlagen  wissenschaftlicher  Bildung  beruh  und  en  Beruf  austlbt,  als 
atandesunwüraig  angesehen  werden,  wenn  er  seine  Praxis,  d.  h.  den  ideellen 
Wert  der  durdi  persDnllchcii  Vertrauen  und  Ruf  bedingten  Uäglichkeit  der 
Erhaltung  alter  und  des  Erwerbs  neuer  Kundschaft  gegen  Entgelt  auf  andere 
Überträgt.  Auch  der  Ehrengerichtshof  fUr  deutsche  Rechtsanwälte  hat  die 
Zahlung  einer  Entschädigung  für  Uebertragung  der  Praxis  als  mit  der  Standes- 
ehre der  Anwälte  unvereinbar  erklärt.  Das  gleiche  muB  auch  für  den  ärzt- 
lichen Stand  gelten. 

Die  Einwendung  des  Angeschuldigten,  er  habe  dem  Dr.  N.  für  die  frag- 
liche Summe  der  14OO0  Hark  anch  materielle  Gegenwerte  insofern  geliefert, 
als  durch  die  von  ihm  zwecks  Bekann tmachnng  und  Hebung  der  Klinik  ge- 
machten Aufwendungen  seinem  Nachfolger  Ausgaben  erspart  worden  seien, 
ais  femer  die  auf  Dr.  N.  übergegangenen,  mit  verschiedenen  Erankenksssen 
geschlossenen  Verträge  einen  realen  Wert  darstellten,  endlich  die  Einnahmen 
aus  der  Klinik,  kapitalisiert,  mindestens  den  dreifachen  Betrag  des  Euufpreises 
ausmachten,  greift  nicht  durch.  Denn  der  Angeschaldigto  selbst  hatte  bereits 
von  den  gemachten  Anfweedungen,  sowie  von  den  Vorträgen  Nutzen  gezogen. 
Sein  Vorbringen,  die  in  die  Anstalt  von  ihm  hineingesteckten  Kapitalswcrte 
"seien  noch  nicht  hinreichend  ausgenntzt  gewesen,  waren,  weil  nicbt  aubstanziiert, 
nnbeacbtlich.  DaB  die  Parteien  beabsichtigen,  für  die  in  Rede  stehenden 
14000  Hark  im  wesentlichen  ein  Aequivalcnt  für  die  Dcbcrtragung  der  ärzt- 
lichen Praxis  zu  geben  und  zu  uebmen.  erhellt  insbesondere  aus  der  in  g  6  des 
Eanfvertrages  enthaltenen  Eonkurrenzklnusel,  welche  gerade  dazu  dienen  sollte, 
zugunsten  des  Käufers  Dr.  N.  daa  in  jenem  persönlichen  Vertrauen,  das  dem 
Angeschuldigten  geschenkt  wurde,  liegende  Konknrrenzmoraent  ausznschalt  en. 
Ist  sonach  objektiv  eine  Verletzung  der  Standespflichten  gegeben,  so 
kann  der  vom  Angeschuldigten  behauptete  Mangel  des  Bewußtseins  der  Staudes- 
widrlgkeit  die  Bejahung  der  Schuldfrage  nicht  ansschlieBen.  (VergL  Entschei- 
dung des  Ehrengerichts  vom  25.  Oktober  1902.) ') 

Immerhin  erschien  es,  im  Hinblich  auf  die  Abwesenheit  bewußt  standes- 
widrlger  Gesinnung  in  Verbindung  mit  dem  Umstände,  daS  die  Feststellung 
einer  täuschenden  Absicht  auf  selten  des  An gr'schnld igten  bei  dem  Verkauf  der 
Praxis  entfällt,  sowie  mit  Rücksicht  auf  die  vom  ersten  Richter  zutreffend  her- 
vorgehobenen sonstigen  Mild erongsgrün den  angemessen,  es  bei  der  mildesten 
Strue  der  Warnung  bewenden  zu  lassen. 


■)  Siehe  Zdtscbrift'für  Hedizinalbeamte ;    1903,   Beilage  zn  Nr.  8,  S.  87. 
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Das  Betreiben  der  äntllclieii  Praxis  Ton  swel  Stellen  ans  In  Oroas- 
BtBdteB  b^rUndet  nicht  unter  allen  Umstunden  einen  TcrstoHS  gtigtia  die 
Irztllehe  Standesebre.  urteil  des  Preußischen  ärztlichen  Ehren- 
gerichtshofes  vom  12.  Janaar  1904. 

In  dem  urteil  vom  80.  Mai  1902  )  hat  der  Ehren gerichtahof  die  Ah- 
baltnng  ärztlicher  Sprechstnndea  anBerhalb  des  eigenen  Niederlasanngsortes  an 
etnem  bereits  mit  einem  anderen  Arzte  veiaehenen  Ort  ala  mit  den  BQcksichten 
der  Kollegialitfit  und  den  Gepflogenheiten  des  ärztlicbon  Standes  nicht  rei- 
zbar bezeichnet,  falls  nicht  besondere,  eine  abweichende  Bearteilung  recht- 
fertigende VerhUtnisse  vorliegen.  Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  diese 
Entscheidang,  welche  in  erster  Linie  tSjidlicbe  Verhältnisse  und  Ortschaften 
im  Ange  hat,  auch  anf  großstädtische  Verhältnisse  Anwendung  finden  kann, 
and  ob  dies  nicht  schon  deswegen  in  dem  rorliegenden  Falle  zu  Temolnen  sein 
wird,  weil  Berlin  nnd  Charloitenburg,  wenn  aneb  politisch  Terschiedene  Ge- 
meinden, so  doch  tatsSchltch  eine  znsammenhangende  Einheit  und  nicht  zwei 
Terschiedene  Orte  im  Sinne  der  gedachten  Entscheidung  bilden. 

Jedenfalls  greift  vorliegenden  falls  die  in  jener  Entscheidung  vorge- 
haltene Ausnahme  besonderer  Verhültmsae  Platz.  Maßgebend  ist,  daß  der 
Angeschnidigte,  durch  die  auch  vom  ersten  Bichter  anerkannte  Schwierigkeit 
seiner  Wob nungs Verhältnisse  gedrängt,  die  Wohnung  in  der Straße 

gemietet  und   dort  praktiziert  hat,   um  dorthin  eventnell  bei  entsprechender 
estaltnng  der  Verhältoisse  ganz  ttberznsiedeln.    Daß  er  hierbei  die  Praxis  in 

der Straße  vorläufig  noch  nicht  aufgegeben  hat,  kann  ilun  nicht  zum 

Vorwurf  gemacht  werden,  weil  es  sich  um  ein  Uebergangsstadinm  handelte, 
nnd  dem  Angeschuldigten  nicht  zuzumuten  ist,  sich  eher  aus  der  letztged achten 
Gegend  ganz  zurückziehen,  als  bis  er  eine  ausreichende  Gewähr  dafür  hat,  daß 
die  Einkünfte  aus  der  im  Westen  betriebenen  Praxis  eine  für  seinen  Unterhalt 
die  ärztliche  Tätigkeit  im  Norden,  deren  gleichzeitige  Ausübung  dem  Ange- 
schuldigten nnr  unter  großen  Opfern  von  Zeit,  Geld  und  Körperkräften  möglich 
ist,  entbehrlieh  machende  Höhe  erreichen  würden,  unter  diesem  Gesichtspunkt 
eracheint  anch  das  vom  ersten  Richter  an  den  Angeschuldigten  gestellte  An- 
sinnen, an  einer  seiner  beiden  Wohnungen  das  ärztliche  Schild  zu  entfernen, 
dnrchans  ungerechtfertigt. 

Hiernach  war  der  Angeschuldigte  —  nach  §  46  dos  Gesetzes  vom  26.  No- 
vember 1S99  kostenlos  — ,  vrie  geschehen,  freizusprechen. 

Der  Arzt,  welcher  in  einem  Knrpfusoher  In  geschlftllcta -IritUcbe 
Beilehnngen  tritt,  verstOstt  gegen  dl«  Pfliehten  seines  Standes,  urteil 
des  Preußischen  ärztlichen  Ehrenge  richtsbof  es  Tom  12.  Ja- 
nuar 1904. 

Es  kann  dahingestellt  bleiben,  ob  N.  in  der  Tat  die  ttbelberüchtigte 
Persönlichkeit  ist,  wie  sie  das  angefochtene  Erkenntnis  zeichnet,  und  ob  der 
Angeschuldigte  bei  der  Uebernahme  der  Leitung  der  Anstalt  desselben  von 
dem  belasteten  Vorleben  des  N.  gewußt  hat  bezw.  hat  wissen  müssen. 

Die  Schuldfeststellung  der  ersten  Entscheidang  wird  hinlänglich  getragen 
von  der  Tatsache,  welche  der  Angeschuldigte  bereits  bei  seiner  ersten  verant- 
wortlichen Vernehmnng  zugegeben  hat  nnd  auch  in  der  Berufungsschrift  nicht 
bestreitet,  daß  der  Angeschuldigte  mit  Wissen  nnd  WiUen  zn  einem  Kur- 
pfuscher, d,  h.  zu  einer  Person,  welche,  ohne  staatlich  approbiert  zn  sein,  ge- 
werbsmäjßig  den  Beruf  der  Heilkunde  ausübt,  in  geschäftlich  -  ärztliche  Be- 
ziehungen getreten  ist.  Der  Hinweis  auf  die  Gewerbeordnung  ist  verfehlt. 
Dieses  Gesetz  regelt,  wie  der  Ehrengerichtshcf  in  wiederholten  Entscheidungen 
aasgesprochen  bat,  die  ärztliche  Berufstätigkeit  nicht  erscbüpfend,  läßt  vielmehr 
der  lan  des  gesetzlichen,  insbesondere  der  cnrrn  gerichtlichen  Gesetzgebung  Raum 
(Bä  6,  144  der  Gewerbeordnung).  Kein  Zweifel  besteht  aber  darüber,  daß  vom 
Standpunkt  des  Ehrengerichtugesetzea  aus  die  Verbindung  eines  approbierten 
Arztes  mit  einem  Korpfnacber  anzulässig  ist.  Der  Angeschuldigte  hat  sich 
nicht  darauf  beschränkt,  die  dem  Kurpfuscher  N.  gehörige  Anstalt  zu  leiten ; 
er  bat  auch,  wie  die  im  ersten  Crteil  zutreffend  charakterisierte  Annonce 
Blatt  4  der  Akten  beweist,  in  unwürdiger  Weise  die  von  dem  N.  betriebene 
Beklame  gebilligt  nnd  gefördert. 

■)  Siehe  Zeitschrift  ftlr  Medizinal  beamte ;  1902,  Beilage  zu  Nr.  21,  S.  281. 
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Wu  hiernKb  mit  dem  enten  Bichter  die  Schaldfnge  n  b^jshen,  ao 
rechtfertiKte  dock  die  SmcUaEe  die  tna  der  Drteilaformel  enicktliclie  Eeimb- 
setzDDg  der  Strafe;  inabeMndeie  ia,g  ein  hmri'ichendcr  AnlsS  fSr  Anfreclit- 
eihaltong  der  nnr  fär  besondere  ichwere  VerfehlnngeB  in  Kntt  kommenden 
Nebenstnien  nicht  vor.  

1.  Abbkltwig  §p«ziAllrrtlIrher  SpreekrtnndeK.  Toraometnuf  Ihrer 
ZaHiosIgkelt.  —  2.  Paiefetiridrig«  Beblui«  diircb  blnflgeB  AuoBdercn. 

Beten  Infi  des  FieuSiacben  ir  Etlichen  Ehrenge  richtehof  es 
vom  11.  Jftnakr  19Ul. 

Ib  der  BeachwerderechtfertigungMchrift  muht  der  Angeschuldigte  m 
seiner  Verteidigung  geltend,  d&&  seine  spesialärztlichen  Spredutnoden  Si  .  .  . 
mangels  eines  dort  ansisaigen  Spezislarztea  a.ut  dem  in  Fthga  stehenden  Qe- 
biete  einem  BedOrfnis  entsprechen,  nnd  daß  daher  der  vom  ersten  Bichter  in 
bezog  genommene  Bechlsgrundsatz,  welchen  der  Ebrengerichtshof  in  Ansehung 
der  anSerh&lb  des  Nieder lassangsortes  abRehaltenen  Sprechstonden  ausgesprochen 
hat,  in  rorliegendem  Falle  keine  Anwendong  ände.  Nor  sofern  nicht  besondere 
Verbältoisse  eine  andere  Aoffoeaan^  begründen,  hat  allerdinfcs  der  Ebren- 
gerichtshof in  jener  Entscheidang  die  Abhaltnng  ärztlicher  Spiechstnnjen  an 
anderen  Orten  für  nnzalSesig  erklärt.  Das  Vorlundenaein  solcher  besonderen 
ümstSnde  kann  aber  in  dem  zur  Entscheidang  stehenden  Falle  nicht  anerkannt 
werden,  da  Eant-  nnd  Oescblechtsleiden  ihrer  Katar  nach  regelmäßig  die  Znzie- 
bung  eines  Spezialarztes  nicht  erfordern  nnd  die  Zahl  der  in  . . .  ansässigen  prak- 
tischen Aerzte  eine  ansreicbende  Behandlang  der  gedachteo  Leiden  gewiUirleistet. 

Die   Abhaltung   der   spezlal ärztlichen  Sprechstanden   durch   den   Auge- 

schuldigten  in ist  daher  nicht  geeeignet,   ein  dauerndes  Bedtlrfnia  zn 

befriedigen  und  nach  Lage  der  Sache  als  nnkoUegial  anzusehen. 

Was  den  Vorwarf  des  Annonzierens  anlangt,  ao  bietet  der  Alcteninhalt 
eine  genügende  Stütze  fOr  die  Feststeltnng  standeswidrieer  Häo&itkeit.  An 
urkunalichem  Material  befladen  sich  vier  freilich  ziemlich  weit  auseinander 
liegende  Zeitanssinserate  bei  den  Akten.  Der  Angescboldigte  selbst  hat  aber 
zugegeben,  IS  bis  20  Annoncen  bestellt  za  haben,  „die  sich  auf  einige  Zeit 
verteilen  sollen".  Dies  erscheint,  selbst  wenn  man  unter  , einige  Zeit"  den 
Zeitraum  etwa  eines  Jahres  versteht,  vom  Standpaukt  der  ärztlicnen  Staudes- 
ehre als  pflichtwidrige  Beklame. 

In  dem  nlelit  fSrmllehen  elirengerichtllclien  Terbhren  lit  elB  Er- 
OflhnafsbeachlnM  nicht  erforderlieh,  anderseits  aber  ancb  nicht  aveg«- 
BChloasen,  Ist  ein  ErfifhiDOgsbeschmss  ergangen,  se  findet  In  Assehnnf 
der  BeHohwerdebefignlB  des  Vertreters  der  Anklage  die  Voraehrlft  des 
I  28,  Abs.  i  des  Ehrengeriehtsiceseties  entsprechende  Anwendung.  Be- 
schluß des  Preußischen  Ärztlichen  Ehren  gocichtshof  es  vom 
11.  Januar  1904.  

Der  Umstand,  dass  ein  ehrengerichtliches  Verfahren  dnroh  eine 
Anzeige  des  Vorstandes  der  Aentekammer  veranlasst  Ist,  kann  gegenSber 
denjenigen  Hitglledem  des  Krztllehen  Ehrengerichts,  welche  nglelch  dem 
Vorstände  der  Aentekammer  angehSren,  fOr  sich  allein  als  ansrelchender 
fimnd  tUr  die  Annahme  einer  Befangenheit  dieser  Hitglieder  nicht  er- 
achtet werden.  Beschluß  des  Preußischen  ärztlichen  Ehren- 
gerichtshofoB  vom  11.  Janaar  1904. 

Far  die  Frage,  ob  die  abgelehnten  Bichter  beteiligt  oder  befangen  im 
Sinne  des  Gesetzes  sind,  ist  im  vorliegenden  Falle  zunächst  nicht  entacheidend, 
daß  gemäß  §  7  a.  a.  0.  die  ftrztlichea  Ehrengerichte  zum  Teil  aus  Uitgliedem 
der  Aerztekammern  beateben.  Denn  die  angebliche  Befangenheit  wird  seitens 
des  Angeschaldigten  nicht  auf  die  im  Gesetz  anerkannte  Eigenschaft  der  ab- 

Selehnton  Bichter  als  Hitglieder  der  Aerztekammer  gestützt,  sondern  darauf, 
aß  sie  in  dieser  Eigenschaft  durch  ihre  Anzeige  die  Einleitung  des  ehren- 
gerichtlichen Verfahrens  gegen  ihn  veranlaßt  hatten.  Die  Veranlassnng  eines 
gerichtlichen  Verfahrens  darch  einen  Bichter  mittels  Anzeige  macht  diesen  zum 
Bichter  in  demselben  Verfahren  aus  dem  Gesichtspunkt  der  Beteiligung  bezw. 
Befangenheit  nicht  antauglicb,  jedenfalls  dann  nicht,  wenn  er,  wie  vorliegenden 
Falles  in  amtlicher  Eigenschaft  bezw.  als  gesetzlich  anerkannter  Vertreter  von 
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SUndesinte rossen  die  Anhnerksamkeit  der  zostSodigeD  BehQrde  anf  die  Vei- 
fehlniig  ebes  dieser  BcbOrde  Unterstehenden  gelenlct  hat.  Es  kann  hierin 
weder  eine  Beteiligung  an  der  Angelegenheit  noch  ein  Qrnnd,  welcher  geeignet 
w&re,  UiBtranen  gegen  seine  Unparteilichkeit  als  Richter  zo  rechüertigen. 
erblickt  werden.  - 

■BcUziDal  -  Gesetzgebung. 

y^       Bertfihtflntattnns    Ober    die    ApotkekenTerhUInlsse.      ErlaQ    des 
'  HinisteraderaHw.  Medizinal- Angele  gen  holten  vom  27.  Oktober 
1904  —  M.  Nr.  6765.  —  an  sämtliche  Herren  Begiernngsprlaidenton. 

Bio  infolge  des  Erlasses  vom  2.  Dezember  v.  J.  —  M.  Nr.  935  a  ')  fflr  das 
Jahr  1903  eiogegangeDOn  Qesamtübersicbten  über  die  Apotbekenverhiltniaae 
geben    mir  la  tolgendeo  Bemerkungen  Anlaß: 

m  A.  des  Formalars  ,Zahl  der  am  Schlnsse  des  Jahres  in  Betrieb 
befindlichen  Apotheken". 

Bei  der  in  Spalte  1  einznrtickenden  Zahl  ist  Zugang  nnd  Abgang  der 
Kolonne  2  (Gtegeo  ^de  des  Vorjahres)  ebzabeg reifen.  In  Spalte  S  (der  amt- 
lichen Besichtigung  worden  unterworfen)  ist  die  Gesamtzahl  der  Besichtigungen, 
also  auch  jede  bei  ein  und  derselben  Apotheke  wiederholt  vorgekommene  Be- 
sicbtigung  zu  bertloksichligen.  Die  angegebene  Zahl  der  Besichtigungen  muß 
mit  den  Angaben  unter  in  Spalte  4  (Befand  der  Besicbtigangen)  flbereiustimmen. 

Fttr  die  Zukunft  ist  ferner  hinter  Spalte  1  eine  neue  Spalte  1  a  mit 
nachstehender  üeberschrlft  ,Voo  dem  am  Schlüsse  des  Jabres  in  Betrieb  be- 
findlichen Tollapotheken  sind"  nnd  drei  ünterspolten   einzuschalten  und  swar: 

a)  privilegierte  Apotheken. 

b)  koniessionierte  verkäufliche  Apotheken. 

c)  konzessionierte  unverkäufliche  Apotheken. 

B.  „Zahl  der  Apotheker". 

Von  den  in  Spalte  a  bis  c  Anzunehmenden  ist  jeder  einzelne  Apotheker 
Dur  einmal  in  der  entsprechenden  Spalte  (Besitzer,  Verwalter  usw.)  auf- 
znfflhren.  Bei  Zweigapotheken  ist  nur  der  Verwalter  zu  zählen.  Bei  Dbpensier- 
anstalteu  sud  ledigUcn  Fachapotheker,  nicht  aber  in  der  Apotheke  etwa  tätige 
Diakonissen  nnd  barmherzige  Schwestern  anzugeben. 

C.  .Der  Apotbekerprüfung  unterzogen  sich*: 

Der  Zahl  der  geprüften  Lehrlinge  sind  diejenigen  Lohrlinge,  die  In  dem 
betreffenden  Jahre  wiederholt  in  der  Prttfung  gestanden  haben,  so  viel  mal 
suiufflgen,  als  sie  sich  der  Prüfung  unterzogen-  haben.  Die  Zahl  der  geprüften 
Lehrlinge  entspricht  der  Summe  aus  den  Einzelzahlen  der  Angaben  unter 
.bestanden  mit  I.,  IL,  III. "  und  .nicht  bestanden  zum  1.,  2.,  3.  Male'. 

D.  »Mit  den  Besichtigungen  der  Apotheken  waren  beauftragt". 

Hier  sind  sämtliche  Bevollmächtigte  namhaft  zu  machen,  der  Begierungs- 
nad  Mediiinalrat,  die  ihn  vertretenden  Kreisärzte  nnd  die  zu  den  Besicbti(nin- 
gen  zugeifOKenen  Apotheker,  Daneben  ist  anzugeben,  an  wie  vielen  Besich- 
tigungen jeder  Bevollmächtigte  teilgenommen  bat. 

E.  Die  .im  Betriebsjahre  stattgef uudeuen  Besitzwechsel  sind 
unter  laufender  Nummer  einzeln  anfzuftlhren. 

Die  Abschnitte  C  bis  E  des  Formulars  sind  in  den  Uebersichten  für 
1908  irrttlmlicher  Weise  mehrfach  überhaupt  nicht  ausgefüllt  worden. 

Ew.  Hocbwohlgeboren  ersuche  ich,  bei  Aufstellung  der  uebersichten  für 
1904  nnd  die  folgenden  Jahre  vorstehende  Bemerkungen  gefälligst  zu  beachten, 
auch  die  unter  A  angeordnete  Erweiterung  des  vorgeschriebenen  Formulars 
um  drei  neue  Spalten  fQr  Angaben  über  die  Gruppierung  der  bestehenden 
Apotheken  künftig  zu  berücluiijitigen. 

ZiluBiing  von  Personen  ans  andereo  BuDdesitaaten  n  d^u  Dealnfek 
tvreiiBehnlen  In  Freaaeen.  Erlaß  des  Hinisters  der  usw.  Medizin  al 
angelegenheiten  vom  19.  November  1904  —  M.  Nr.  15464  —  an 
simtUche  Herren  Eegierungspräsidenten. 

Auf  den  Bericnt  vom  8.  November  d.  J.,  —  IC.  &1S4  —  dessen  Anlage 

')  Siehe  Beilage  n  Nr.  2  dei  Zeitschrift ;  Jahig.  1904,  8.  14. 
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hiemeben  zurQclcfolgt,  erwidere  ich  Ew.  Hoch  wohl  geboren  ergebcnst,  daß  gegeo 
die  Zolasaung  von  Personen  ans  anderen  Bande^ataaten  zu  den  Kursen  bei  der 
dortigen  Desinfektoreoschnle  diesseits  Bedenken  nicht  zn  erheben  Bind,  aofem 
die  Betreffenden  die  allgemein  vorgeschriebenen  Zolasann gab edin genügen  erfüllen. 

B.  Könlarreloh  Sa.ohsen. 

BeschstTeuhelt  und  AnfbewahrBBg  der  Lymphe.  Benrtellnn^  der 
mit  nnirirkumer  Lymphe  BosgofOhrten  Impfungen  mit  RUckstcht  auf  die 
gesetzliche    Impfpflteht.    Terfllgung    des  Königlichoii   Landesme- 

dizinalkoliegiums  vom  5.  November  1901  an  die  Herreu  Bezicicaärzte. 

Nachdem  in  der  diesjährigen  beziiksärztlicheD  Jahieakonferenz  zu  Bautzen 
von  den  Bezirkairzten  aber  die  ungenügende  Wirtuamkeit  einzelner  Lymphe- 
aendnn^en  des  Lnpfinsiitata  zu  Dresden  Etage  geführt  worden  war,  hat  das 
Königliche  Laudeamediitinalkoltegiam,  onter  Zuziehung  der  Vorstände  der  beiden 
staatlichen  Impfinstitute  zu  Dresden  und  Leipzig,  über  die  Qewinnting,  AaS- 
bewahrung  und  Verwendung  der  Lymphe,  die  Kantrollicrung  der  Wirkung  der 
von  den  Instituten  versandten  Lymphe,  die  AnsfUhrung  der  Impfungen  nsw. 
eingehende  Beratungen  gepflogen.  Hierbei  ist  festgestellt  worden,  dafi  die 
Fortpflauziing  des  Impfatoffes  von  Kalb  zu  Kalb  uicht  selten  nnd  sogar  schon 
bei  der  zweiten  Generation  ohne  erkennbare  Ursachen  mißlingt,  als  selbst  bei 
guter  Pustelent Wickelung  die  gewonnene  Lymphe  bei  der  Verimpfung  nicht 
oder  wenig  wirksam  sich  erweiat,  weiter  auch  solche  Tierlymphe,  welche  zu- 
nächst  krütig  wirkt,  mitunter  sehr  bald  und  auch  ganz  piQiKlicb  ohne  nach- 
weisbaren Orund  nnd  ohne  Vcrändernng  des  Äosseheas  ihre  Kraft  verliert, 
und  daher  zur  Erzeugnag  kräftiger  nnd  haltbarer  animaler  Lymphe  die  Ver- 
wendung humanisierter  Lymphe  zu  den  KÜlbotimpfunzen  erforderlich  iat,  huma- 
nisierte Lymphe  jedoch  von  den  Impf  Instituten  nur  schwer  und  namentlich  nicht 
in  ausreichender  Menge  erlangt  werden  kann,  daß  aber  nach  an  den  nugdastigen 
Erfolgen  bei  der  Impfune  der  Kinder  zam  Teil  unzweckmäßige  Aufbewahrung 
der  Lymphe  seitens  der  mpfärzte  und  mangelhafte  Impftechnik  Schnld  haben. 

Offl  tnnlichat  die  Gewinnung  wirksamer  animaler  Lymphe  in  den  Impf- 
Institaten  zu  sichern  nnd  Fuhllmpfungeu  bei  Kindern  Torzubeugen,  werden  im 
Einverst&ndnia  des  EQniglichen  Uiniateriuma  des  Innern  die  Herren  Bi'zirksärzte 
veranlaßt,  dahin  zu  wirken,  daß  von  den  Impfärztea,  soweit  angängig,  von 
gesunden  Kindern  entnommene  Lymphe  den  Impf  Instituten  zugeachidit  wird, 
sowie  die  Impfärzte  anzuhalten,  daß  sie  die  vom  Impfinstitat  gesandte  Lymphe 
mDglichst  bald  Dach  deren  Eingang  verwenden  und  tue  die  Lymphe  enthaltenden 
Rührchen  bis  zur  Verimpfung  der  Lymphe  in  einem  dunklen  and  kühlen  Baume 
und  libgend,  damit  sich  in  der  Emiüsion  der  Impfstoff  nicht  von  dem  Glyzerin 
abscheidet,  aufbewahren,  die  Impfungen  insbesondere  auch  mit  der  rucksichtlich 
des  Eindringens  des  Impfatoffes  in  die  geaetzten  Impfachnitte  erforderlichen 
Sorgfalt  vornehmen  und  dem  Impfinstitute  alsbald,  wie  auch  im  §  19,  Abs.  3 
der  Verordnung,  die  anderweite  Aoaführung  dea  Reiohsimpfgesetzes  betreffend, 
Tom  14.  Dezember  1899,  vorgeachrieben  ist,  Ober  den  Erfolg  der  mit  der  ge- 
sandten Lymphe  vorgenommenen  Impfungen  Anzeige  erstatten.  Die  alsbaldige 
Anzeigeerstattang  ist  dringend  nUtig,  damit  das  Institut  die  weitere  Versendung 
nicht  oder  nicht  mehr  genügend  wirksamer  Lymphe  sisticrt. 

In  der  eingangs  erwähnten  Konferenz  ist  auch  die  Frage  aufgeworfen 
irorden,  ob  die  Impfungen  mit  unwirksamer  Lymphe  als  Imptnngen  im  Sinne 
von  g  3  dea  Beichsimpfgesetzes  anzusehen  seien  und  ob  insbesondere  bei  den- 
jenigen Kindern,  welche  in  einem  Jahre  dreimal  ohne  Erfolg  geimpft  worden 
sind,  der  Impfpflicht  unter  allen  umständen  genügt  aeL  Dieae  Frage  muß  nach 
dem  Wortlaut  des  Oeaetzea  bejaht  werden;  doch  kommt  anderseita  in  Betracht, 
daß  es  jedenfalla  dem  Sinne  und  Zwecke  des  Impfgesetzea  nicht  entspricht, 
die  mit  unwirksamer  Lymphe  ausgeführten  Impfnngen  aia  genügend  anzu- 
sehen, und  daß  es  deshalb,  bezw.  da  der  Qrnnd  der  Erfolglosigkeit  von  Impf- 
ungen zumeist  nicht  ohne  weiteres  sich  erkennen  läßt,  sowie  aus  souatigen 
naheliegenden  Gründen  in  der  Begel  sich  empfiehlt,  einer  erstmaligen  erfolg- 
losen Impfung  die  zweite  und  dritte  Impfung  nicht  in  demselben  Jahre,  son- 
dern erst  im  nächsten  bezw.  dritten  Jahre  folgen  zn  lassen.  Sie  wollen  auch  in 
dieaer  Richtung  die  Impfärzte  in  geeigneter  Weise  verat&ndlgen  und  anweisen. 
TeruitwoTtl.  Redakteur:  Dr.Rapmn&d,  Heg.- n.  Geh.  Med.-Rat  in  Minden  L  W. 
J.  C.  C  Bnmi,  BanotL  Sieka  n.  F.  Beb.-U  Botbacbdrackwal  la  Miadra. 
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nationalen Eongrefi  iftlr  Schulhygiene  (Berichterstatter: 
Dr.  Einbor). 

ErüSnong  des  Kongresses 

Festschrift  und  schulfajgienische  Ansstellong 

Plcnar-  und  Qruppensiczuiigen 

Bericht  Über  die  59.  {lll.  amtliche)  Konferenz  der  Mcdizinalbeamten  des 
Beg.-Sez.  I)  0  a  B  c  I  d  o  r  f  am  16.  Dezember  1903  im  großen  Sitzungs- 
saal der   KOnigl.  Begierung   in    Düsseldorf    (Berichterstatter :    Dr. 
Hofacker). 
BegraBung  durch  den  H.  B  egiernngapräsidenten      .    .    . 
Nach  welchen  OrnndsiUen  hat  die  staatliche  [Jeberwachung  der 
zentralen   Wasscrversorgnngs anlagen    seitens    der    Medizinal- 
beamton  stattzufinden.  Dr.  Schtakamp  und  Dr.  Woltern aa 


Wi«  sind  die  Erfahniiigeii   der  HediziDolbe&inteii   bei  der   atast- 
lichen  WohDaQ^fArsorge  ambesteazDTerwerteiiF  Di.  Bäubcr 

und  Baarat  Lehmann 

Wie  i^t  gegenüber  den  Hobammen   beim  Anftretcn  von  Kindbett- 
fieber  und  bei  Verfehlnngen  in  ihrem  fioiaf  TorüDgeheii  F    Dr. 

Marx  und  Dr.  HoUckcr 

Bericht  über    die  60.  Konferenz    der    Uedizinalbeamtcn    des   Beg.-Bez. 
Düsseldorf  am  13.  April    1904    in    Düsseldorf    (Berichterstatter: 
Dr.  Hofacker). 
Besprechung    der    Stellnng  des   Eieisarztea   und   kleinere  Mit- 

teilimgen.    Dr.  Borntiaeger 

Demonstration.    Dr.  Schmidt 

Berieht  über  die  am  15.  Mai  190(  in  Stuttgart  abgebaltcne  III.  Jahres- 

Tersammlang  des  Wür  ttemborgiBchen  Uedizinalbeamton- 

veroina  (Borichteratatter :  Dr.  Cleß). 

Begrüßung  und  Erstattung  dos  Qescbsftsberichts.    Dr.  Köstlin 

Besprechung  der  Frage   der   amtlichen   Stellung   und   wirtsthaft- 

lichen   Lage    der   wtirtterab ergischen   Medizinalbeamten.      Dr. 

Oeorgii  und  Dr.  JSger 

Bericht  über  die  am  17.  Dezember  1903  abgehaltene  Veraammlong  der 

Medizin albeamten   des  Beg.-Bez.  Münster  (Boriclitcrstatter :     Dr. 

Erummacber). 

Begrüßung'  durch  den  H.Begieranga  Präsidenten,     .    .     . 

Besprechung    dof  in  der  letzten  Zeit   erschienenen    Erlasse.    Dr. 

Die  Ueborwachiing    der   Krankenanstalten  durch   dun    Kri:i:ia[zt. 

Dr.  Heyne  und  Dr.  Wunsch 

Debor  Ortsbcsichticungon.  Dr.  Overkamp  und  Dr.  Kasemo.vcr 

Die  Vornahme  einfacher  phy^i  Italisch  er,  chemischer,  mikrosliopischci 

nnd    bakteriologischer    üntcrsachungen.      Dr.  Wolters    und 

Dr.  Hagemann 

Deber  Wurmkrankhcit.     Dr.  Többen 

Bericht  über    die  Versammlung    der    Schleswig-Holsteinischen 
Medizinalboamten  am  21.  April  19U1  in  Nenmünster  (Uericht- 
erstatter:  Dr.  Bohwedder). 
Austausch  praktischer  Ertabrungen  mit  einigen  neueren   Polizei- 
Verordnungen  um!  Besprechung    einiger    seit    der   vorjährigen 
Versammlung  ergan)i;enea  Regierungs-VerfilKungen 
Tfphus-  und  t;ph  US  ahn  liehe  (Paratyiihua-  und  Enturilis-)  Erkran- 
hungea  in  der  Prorina  Schleswig.  Ho  Istein,    Prof.  Dr.  Fischer 
Vorzei^ang   interessanter    mikrosliopischer  Präparate  aus  seiner 

gcrichts ärztlichen  Praxis.     Dr.  Neidhardt 

Ucbcr  eine  kleine  Pockenepidemie.  Dr.  t.  Fischer-Benzon  . 
Vorlegung  von  Vorschriften  Über  die  Konstruktion  von  Schultischcn 

zur  Besprechung.    Dr.  Boimann 

Bericht  über  die  am  15.  Mai  1904  abgehaltene  Sitzung  dos  M^-diziaal- 
beamteuTeretna  für  den  Beg.-Bez.  Stade  in  BremerTÜrde  (Bericht- 
erstatter: Dr.  Roche). 

Qeschäftlicbea 

Ueber  das  Desinfektionswesen  im  Rcg.-Bcz.  Stade.  Dr.  Finger 
Ein  Fall  von  tödlicher  Bromkali  -  Vergiftung.  Dr.  Nothnagel. 
Bemerkungen  über  die  Ernährung   der   Säuglinge  durch   Mutter- 

brnat  auf  dem  Lande.     Dr.  Prölß 

Demoastration    von   approximativen  Wasseruatersuchougen.    Dr. 

Bitter  nnd  Dr.  Hoche 

V.  HanptveisammluDg  der  Deutschen  (Gesellschaft  fUr  Volks- 
bäder  (BerichtersUttor :  Dr.  Boepke). 
Empfiehlt  es  sich,  mit  den  Volksbadeanstalten  Öffentliche  Waach- 

aostalten  zu  verbinden?    Dr.  Aschrott 

Unter   welchen  Voraossetzungen    sind    die   Landesversicherong»- 


anstalten  in  der  Luge,  die  Errichtung  70d  Volksbade uistitlteii 

ztt  fördern?    Direkiur  Qebhard 102 

Brause-  und  Schnimmbud.    Stadtbanrat  Peters 102 

Die  hjgieniäche  Bsdeatung  dea  Brauaebadea.    Dr.  Appelins     .      103 
Was  kann  ala  Ersatz  tob  FlnB  bade  an  stallen,  die  wegen  Flnßver- 
nnreinignog   aufgegeben  werden  mflaaen,   geacliaffcu  werden? 

Baurat  Herzberg 104 

Eiscnbabn  ond  Vulksbädor.    Prof.  Dr.  Lassar 104 

Besprechung  ttber  verachiedene  mit  dem  Volksbad ewesen  in  mebr 

oder  minder  innigem  Ziuammenhang  stehende  Fragen      .     ,     .       104 
Beriebt  tkber  die  offizielle  Versammlung  der  Medizinal beumten  dea  Beg.- 
Bez.  Osnabrück  am  6.  Norember   1903  in  Osnabrück  (Bericht- 
ersiatter:  Dr.  Bitter). 
BegrtlBiittg  dnrch  den  H.  BegiernngepräBidenten  und  An- 
frage deaselben  aber  daa  Auftreten  von  ansteckenden  Krank- 
heiten in    den    von  Unwetter    nnd   Ueberachwemmnng  heim- 
gesuchten Qebieten lOÖ 

Ueber  die  nach  Maßgabe  dea  g  37   der  Dienstanweisung  von  den 
Ereisärzten  Torzunehmeoden    Ontersnchangen.    Dr.  strang- 

meyer 105 

Zwei  Fälle  einer  erfsipelarttgeu  Infektionskrankheit.  Dr.  Kanzler      106 
(Tebcr  den  zeitigen  Stand  der  ÄDchyloatomiaaisfrage  im  rheiniitch- 

weattäliscben  Kohlenrevier.    Dr.  Offenberg 108 

Bericht  Über  die  amtliche  Versammlung  der  Medizioalbeamten  des  Keg.- 
Bez.  COln  am  V.K  NuTember  190-),  Tormittogs  11'/«  Uhr  im  großen 
Sitzungssaale  der  Köuigl.  Begiernng  zn  COln  (Berichterstatter;  Dr. 
Med  er). 
BegrOßang  dnrch  den  E.  Bogierangspräsidenten  .    .    .    .      109 
Vorstellung  eines  Falles  von  Sjringomyelie.    Dr.  Med  er    .    .    .      109 
Entwurf  einer  Di  eus  tau  Weisung  für  den  leitenden  Arzt  und  das 

Fflogopersonal  der  Krankenhäuser.    Dr.  Med  er 110 

Der  heutige  Stand  der  'Xehre  von    der  Lnngenprobc.    Prof.  Dr. 

Ungar    ....         111 

Die  bakteriologische  Frahdiagn ose  des  Tf phus.    Dr.  Czaplewski      114 
Bericht  Ober  die  erste  Oeneralvorsammlnng  des  Bayerischen  Medi- 
zinalbeamtenvereina  am  lö.  JaÜ  lüOl  in  Nürnberg  iBericht- 
orstatter:  Dr.  Hermann). 

Begrüßung  der  Erschienenen,    Dr.  Angerer 117 

Beratung  der  Satzungen  und  Qcscbäftaordnnng 117 

Bericht  Über  die  IV.  Sitzung  der  Medizinalbeamtcn  des  Beg.-Bez.  Gnm- 

binnen  zn  Qoldap  am    18.  und  19.  Juni  1904    (Berichterstatter: 

Dr.  Forstrouter). 

Uebot    Veränderungen    Im    Medizinal  personal    des    Kreises    und 

Besprechung  des   amtlichen    Schriftverkehrs  im   ÄnschlnS  an 

den  g  16  der  Dienstanweisung  sowie  Erläatemng  der  in  letzter 

Zeit  ergangenen  Verfügungen.    Dr.  Doepner 121 

Ueber  Mißbrauch  einiger  Arzaeistoffe  seitens  der  hiesigen  länd- 
lichen Bevölkerung  nebst  einen  Fall  von  St rychnin Vergiftung. 

ÜT.  Cohn 121 

Frnchtab  treib  an  g  vom  Standpunkt  dos  Qerichtsarztes.    Dr.  Franz      125 
Bericht    über    die    XVI.    ordentliche    Versammlung    des    Mecklen- 
burgischen Medizinalboamtenvereins  am  Sonnabend,  den 
21.  November  1hO:J,  nachmittags  2'f>   Uhr  im  .Bostocker   Hof*  zu 
Bostock  (Berichterstatter:  Dr.  Dugge). 

Ueber  die   DringLichkcit  sanitärer  Maflnahmen  anf   dem  Lande. 

Prof.  Dr.  Pfeiffer 127 

Ueber  das  Tjphusmerkblatt  des    Kaiserlichen    Oesnndheitsamtes. 

Dr.  Unruh 127 

Ueber  die  Moderatton   ge richte ärzt Ueber    Rechnungen  durch   die 

Gerichte.    Dr.  Havemann '    .    >-:v,^187 

Oeschäftüchea 187 


Beriefat  tWf   üe  89.  Verstmaliaf  des    Denische«  Veteiai 
für  affeatliche  Gesandbeitspf lese  ü  Itaczü  toh   1*.  Us 
17.  September  I9'>4  iB«ncb(eriu:i«r:  Dr.  Bapammdi. 
ErOffaius der  VersAzsEBloBgL    üacbär^iaeiäMr  Fad.    GfaikäiU' 

beriebt-    Dr.  Pföbaiinf 

Die  Bahr  a»l  ihre  Bekimplaaz.     Dr.  Ermae  nsd  Dr.  DSpaer 
Die  Eäliet^rhnit   im    Di^Efie  der    55cadi>^Bea  ti^niidtafiupflege. 

üiplamiugeDieor  Steteivld 

Wie  weiL  darf  die  Froizs^i^ceii   dea    Fit-beiies    zehf«.   ohae   die 
FleifckreKorsung  der  Siädic  in  hTzieaifoker  Hinsicht  sa  ge- 
fährden.   Überbargermoiiier  Oehier  oal  Dr.  Baadle     .    . 
Die  kjrgienidchea  Aulordernn^ea   »a  scntrale    Heiianiag««.     Prof. 

Dr.  T.  Eämarch  and  P/üL  Rieischel 

Die  Anabiliicuie  und  Oreaai-^lion  des  KTankenbaa^:!i.'irt.'peTSMMls. 

Dr.  Jlnsdia  Bad  Ur.  G.  Meyer 

Städtische  Klaranla^eB  and  ihre  Rückständig.   SiAdibutat  Bredt- 

schaeider  nad  ProL  Dr.  Froskaoer 

Bericht  Ober  die  In.  Veräammlang  dent^cher  Naiarforscher 
DDd  Aerzte  m  Breslan  vom  iS.— 24.  Scptenber  iSlH  (Bencbt- 
ersutter:  Dr.  Speck.) 

Abteilung  fflr  Hjgiene. 
Die  ImmnniiJt  gegen  Pferdeserom  nuch  ExperimentBl)tnter$aclinn- 

gea.     Dr.  Hamburger 

CJeber  Impfiecbnik,  mit  DimoDstratian  einer  [mpfta^che.     Dr.  Gf  f  f 
L'eber  die  Gedügeltuberknlu^e  and  ihre  ttczii-hungcn  inr  Sängcuer- 

tnberkolose.     Frao  Dr.  Ljdia  Rabinowitsoh 

Beiträge  zur  pacfaolopscben  Anatnaiie    nad  Risljl<>gie  der  Tuber* 

knlo*e  der  VugeL     Dr.  Mai  Koch 

Das  Eindringen  der  Tuberkel baztllen  dnrch  die  Hant.     Dr.  Bab^B 
ätatistiscbe  Beiträge  zur  Fra<;e  di^:i  Eintlas^cä  der  ääuglingseraih- 

niDg  anf  die  Phthise!  rv<|aeaz.     Dr.  ItraQO  Hey  mann    .    .    . 
Geber  das  TerhBlien  dc^  Bacterinm  coli  b  roher  uBd  gokochter 

HUch.     Dr.  Findel 

TropBDhrgieBe  nad  Akklimatisation  der  Europäer  is  den  Tropen. 

Dr.  BreiteoBteiB 

Ceber  die  Abhängigkeit  der  ErnährEing  Tom  Wärmehanshalt  nach 

Veranchen  in  den  Tropen,  im  gemäJiigten  KUma  nnd  im  Hoch- 
gebirge.    Dr.  Hanke 

üeber    die   Emährniig   des   Heaschen   vom   hygienisch -nationalen 

Stan  (punkte   in   Vcrbindnog    mit    dem   ständigen    Sinken   des 

Kaafwertes  des  Geldes.     Dr.  Sickinger 

Ueber   die  Organisation   des    schulärztlichen  Dienstes   in   Breslau. 

Dr.  Oebbecke 

Deber  die  akntcn  Bespirationskrankheiten,  speziell  des  SangUngs. 

Dr.  Ascber 

Ueber  Kiadermilch.    Prof.  Dr.  SchloBmanB  aad  Dr.  Seitfert 
Beobachtungen  über  Ehe   and  Nnchkommcnschaft  Tnberkalöser, 

die    mit    Toberknlia     bebandult     worden    siad.       Prof.     Dr. 

PetruBchky    

Ueber  Erfahrungen  mit  Alttnberkalio  in  der  Frlratpraxb.    Dr. 

A.  Holdheim 

AUgemeue  ErfabroBgeB  über  TuberkalinaBwendiiDg  bei  LimgeB* 

kranken.    Dr.  Freymnth 

Ueber  die  Häufigkeit  der  Tuberkulose  des  Menschen.  Dr.  Eraener 

Abteilung  für  gerichtliche  Uedizin. 
Ueber  den   forensischen  Blatnachweis  und  Demonstration.    ProL 

Dr.  Dhlenhnth  und  Prüf.  Dr.  Bonmer 

Ueber  die  Bedeutung   der  Haemaly^iine  und  AggtutiBiae  für  die 

forensische    Untersnchong    tob  U«bsc1md-  und  TierUat.     Dr. 


Uebv  nfolgroietie  Vennche  eines  quantitatireB  BlntiuukweiBes. 

Dr.  Arthur  Schulz 
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Ueber  das  Schickaal  des  Stifchnins  im  TierkOrper.    ProL  Dr.  Ipaen 
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Tarschläge  zur  Bildung  einer  ständigen   gerichts ärztlichen  Ver- 
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Ein  Beitrag  zu  der  Entatehnng  von  Verletzungen  des  knSchernen 

Schädels.    Prof.  Dr.  Ipsen 

Ein  neues  Zeichen,  ob  jemand  im  rauchenden  Fener  seinen  Tod 

gefunden  hat,  bezw.  im  Bauche  erstickt  ist.  Dr.  Coestar  . 
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Dr.  Kenyeras 
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Berichte  üter  Versammlimgen. 

Beilage  zur  Zeitschrift  fttr  Medizinalbeamte,  1904.    I. 


B«rlelit  fiber  die  am  »7.  September  190S  In  Stade  stAtt- 

(ehabto  Tersammliinc  de*  HedlBlnalbeamtenTereliu  flir 

den  BeKlerancflbealrk  Stade. 

Anwesend:  Reg.-  u.  Hed.-Rat  Dr.  Nesemann,  VoTaitzender ;  die 
Kreisärzte  Med.-Bat  Dr.  O  &  e  h  d  e  -  Blumenthal,  Dr.  E  It  e  d  -  Freibarg,  Dr. 
üclier-Verden,  Dr.  Birkhol'z-Stade,  Dr.  No tlinagel-Lehe,  Dr.  Saeb- 
rendt-Zeven,  Dr.  Hoche-Qeeatemiinde  (Schriftführer),  Kreisassistenzitrzt 
Dr.  Bitter-BremerrOrde  and  die  kreiaärztlich  geprüften  Aerzte  Dr.  Gatt- 
in a  n  n  -  Ottemdorf,  Dr.  PrOIB-Scbeeflel,  Dr.  Staltemann-Botenbnrg. 

Zunächst  wurde  Dr.  Stakemann  anf  seinen  Antrag  in  den  Terein 
aufgenommen.  Bei  der  daraat  folgenden  Vorstandswahl  wurde  mit  BQeksiiÄt 
anf  die  Veraetzang  des  bisherigen  Vorsitzenden  nach  Berlin  Ued.-Bat  Dr. 
O  aehde  proriaorisch  mit  dem  Vorsitz  betraut.  Der  Schriftführer  Dr.  Ho  che 
wurde  wiedergewählt. 

I.  Nach  eiuigea  Mitteilungen  dea  SchriftfQhrcra  Über  den  Luealrkel  des 
Vereins  wurde  über  die  Answakl  der  vom  1.  Januar  19U4  an  zu  haltenden 
medizinischen  Zeitschiiftea  Bescblass  gefasst. 

II.  Der  Scbriftftthrer  ersuchte  sodann  um  Beiträge  zu  der  Frage  not- 
weedigen  Aenderungen  des  Uebunmeiilehrbaclu,  die  sich  bei  der  Untcr- 
sushuag  der  Fälle  von  Wochenbettfleber  usw.  herausgestellt  haben,  am  die- 
selben erentoell  in  einer  Veröffentlichung  in  der  Zeitschrift  für  Hedizinal- 
beamte  zu  verwerten. 

III.  Bei  der  nun  folgenden  Besprechung  der  §g  82—84  u.  §  67  der  Dienst- 
aaweisang  handelte  es  sich  hauptsächlich  um  die  Frage  der  Wiederholung  von 
Ermlttelan^en  im  weiteren  Terlaafe  einer  epldeiniach  ftaftretenden  bifek- 
tlonskrankhelt,  sowie  am  die  Anstellung  von  Ermittelnngea  bei  jedem  ersten 
Trptanstell  in  einem  Orte.  Ersterer  Funkt  war  anf  die  Tagesordnung  gesetzt 
mit  Rücksicht  auf  die  ia  der  Sitzung  des  Deutschen  Medizinalbcamten Vereins 
in  Leipzig  von  einer  Seite  vertretene  Ansicht,  daas  die  Kreisärzte  bei  ge- 
häuftem Auftreten  von  Infektionskrankheiten  im  allgemeinen  nor  einmal,  hOch- 
ateaa  aber,  falls  die  Wiedereröffnung  einer  Schale  beabsichtigt  werde,  zweimal 
an  Ort  und  Stelle  Ermittelungen  anzustellen  hätten.  Nach  längerer  Debatte 
uräziaierte  der  Vorsitzende  seine  Ansicht  datiin,  daB  seines  Erachtens  bei  allen 
Infektionskrankheiten  erneute  Ermittelungen  nOtig  sein  kQnnen  und  dem  Wortr 
laut  der  Dienstanweisung  Kemäß  auch  aosgefUhrt  werden  dürfen,  daß  dies 
aber  bei  gehäuften  TTphnsfällen  sogar  notwendig  seL  Ebenso  müsse  jeder  erste 
Tf  phusfall  in  einem  Orte  antersucnt  werden,  da  derselbe  nach  dem  Wortlaute 
des  g  82  b  der  Dienstanweisung  sowohl,  wie  nach  der  im  Jahre  1899  von  dem 
Herrn  Regierungspräsidenten  erlassenen  Anweisung  ftir  die  OrtspolizeibehOrden 
und  Kreisphjsiker  zur  Ausführung  der  l'olizeiverordnnng  vom  11.  Olitobcr  betr. 
Masaregeln  gegen  die  Verbreitung  ansteckender  Kränkelten  mit  Bdcksicht  auf 
die  vielen  Sammehnolkereien  des  Bezirka,  welche  achon  mehrmals  zu  gro&en 
Tjphuscpidemien  Teranlaasnng  gegeben  haben,  als  „in  einer  für  das  Öffentliche 
Wohl  bedenklichen  Weiac  auftretend*  anznsehen  sei. 

Im  Anschlasa  an  diese  Besprechung  teilte  der  Vorsitzende  mit,  daß  sich 
die  Kollegen  0 aehde  nnd  Ritter  bereit  erklärt  haben,  unentgeltlich  bak- 
teriologische Untersuchungen  zur  Sicherst cllung  der  Diagnose  bei  Unterleibs- 
typhus, Diphtherie,  Tuberkulose  nnd  Malaria  vorzunehmen,  nnd  daß  eine 
darauf  bezügliche  Verfügung  ergehen  werde,  nach  welcher  von  den  Kreisärzten 
geeignetes  Material  an  die  beiden  Untersachangsstellen  einzusenden  sein  werden. 
Ui  allen  Fällen  auch  für  nicht  beamtete  Aerzte  dieae  Unters nchnn gen  vorzn- 
nehmen,  seien  die  betreffenden  Kollegen  dagegen  nicht  in  der  Lage. 

IV.  Hieran  schloss  sich  der  Vortrag  von  Dr.  Ho  che  über  KabelxangriB 
i«r  üfeBgebonnen,  In  welchem  Bei  nach  kurzem  Eingehen  auf  die  verschiedenen 
Formen  von   Nabele rkrankangen   Neugeborener   eine  in  den  Jahren  1901/1903 
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in  Lebe  in  der  PrasLn  eiaer  Hebamme  rorgekommeDe  äerie  tod  d  FäUon  iotek- 
tiOaer  NsbelerkrankniiKeD  XcnKeborener  mit  7  TodesKllen  beschrieb  lud  aaf 
die  sich  aiu  der  Epiaemie  seibat  sowie  ans  dem  resnlutlosen  gericbtliehcD 
Verfahren  gegen  die  Hebamne  ergebenden  genchtaäiztlieheB  aad  sanitii»- 
polizeQichen  Forderangen  genauer  einging,  i  Feröffentlichnng  des  Vortrages 
erfolgt  ao  anderer  SteUe.) 

Während  des  Vortrages  erschien  Herr  Begierangspräaident  Freiherr 
r.  Beiswitz  ond  beteiligte  sich  an  den  daraaf  folgenden  Bcsprechnngen. 

V.  Es  folgte  nnn  der  Vortrag  von  Dr.  Bitter  über  PuraslUlt^  aad 
Frcpkjlmxe  der  Mnlarb. 

Nach  einigen  zum  Verständnis  notwendigen  Erklärungen  Aber  Protozoen, 
Sporozoen  und  ^mosporidien  besprach  Beferent  zunächst  kurz  die  bislang  bei 
den  Tieren  beobachteten  Mala  riaerk  ran  hangen,  ging  dann  zn  der  menächÜchen 
Malaria  Ober  und  schilderte  an  der  Hand  von  Abbildungen  und  mikroskopischen 
Präparaten  den  endogenen  Entwicklungsgang  der  Malariaparasiten  im  mensch- 
lichen Blute,  wie  es  sich  im  ungefärbten  Präparat,  bei  der  Färbung  mit 
Methylenblau  und  bei  der  Bomanowskjschen  Färbnng  darstellt  Er  gab 
femer  eine  Einteilang  der  Parasiten  in  Hämosporidium  febris  quartanac, 
tertianae  and  tropicae.  Darauf  ging  er  zur  Besprechung  des  exogenen  Ent- 
wickluDgsgaoges  der  Parasiten  im  Stechmücken ge aus  Anopbeles  Aber  und 
schilderte  denselben  ron  der  Zapfenbildung  der  Syzygien  an  bis  zum  Auftreten 
von  Sichelkeimen  in  den  Speicheldrüsen  der  Stechmücken. 

Bei  der  Besprechung  der  Prophylaxe  ffihrte  Beferent  drei  verschiedene 
Methoden  an: 
a|  Die  Methode  der  Italiener,  die  sieb  auf  Vernichtung  der  Stedunncki-n  richtet. 
Bei  dieser  Gelegenheit  wurden  auch  die  einzelnen  Stechmücken  arten,  ihre 
Unterscheidungsmerkmale  und  ihre  Lebensbedingungen,  erwähnt. 

b)  Die  Methode  der  Engländer,  die  das  Eindringen  der  Malariakeime  in  den 
menschlichen   Orgaaiamus,  also  das  Stechen    der  HQcken   verhiadem    soll. 

c)  Die  Methode  der  Deutschen,  die  die  AbtUtung  der  Halariaparasiten  im 
Menschen  bezweckt,  also  auf  der  Chinindarreichung  beruht.  P 1  e  h  n  habe  zn 
diesem  Zwecke  eine  Verallgemeinerung  der  persönlichen  Chininprophylaxe 
vorgeschlagen :  K  o  c  h  dagegen  halte  diese  tttr  nndurchfflhrbar  und  wolle 
vie&ehr  durcn  systematische  Blatuntersnchnngen  alle  Erk ran kungsf alle 
festgestellt  und  dann  durch  konsequente  Chinintherapie  geheilt  wissen. 
Diese  Untersuchungen  mtlfiten  möglichst  im  Winter  vorgenommen  werden. 
wenn  die  Moskitos  nicht  fliegen,  also  Nenftbertragungen  nicht  vorkommen 
können. 

An  den  durch  die  Demonstration  vorzüglicher  mikroskopischer  Präparate 
ergänzten  Vortrag  schloss  sich  eine  angeregte  D  e  b  a  1 1  e ,  ander  sich*anch  der 
Herr  Begierungsprisident  lebhaft  beteiligte.  Der  Vorsitzende  forderte  zum 
Schloss  dieser  Debatte  die  Anwesenden  auf,  durch  genaue  Beobachtung  des 
Vorkommens  von  Malaria  in  ihren  Amtsbezirken,  durch  Vornahme  von  Blut- 
antersuchnngen  verdächtig  erkrankter  Personen  resp.  durch  Einsendung  von 
Blut-Präparaten  an  Dr.  Bitter  und  durch  Nachforschung  ilber  das  etwaige 
Vorkommen  der  Anopheles  -  Mflcke  an  der  Erforschung  der  hier  und  da  im 
Begierungghezirk  Stade  auftretenden  Malaria  mitzuarbeite  a. 

VL  Den  Schluss  bildeten  baktcriDlt^lBehe  Demoiutnittoneii  von  Dr. 
Bitter  ond  zwar; 

I.  Vldalsche  Agglntinatlonsprobe. 
IL  Bakteriologischer  Typhusnachweis: 

a)  eiue  Serie  Platten  auf  von  DrlKalski-Conradischcm  Nährboden, 

b)  Kulturen  von  Bacillus  typhi,  coli  com.  und  paratyphi  (Saarbrücken) 
in  Qelatlnestich,  steriler  Milch,  Traubenzuck erbonUlon  Nentralrot- 
Tranbenznckeragar,  Peptonwasser  <Indolbildong),  auf  Kartoffel  und 
Schrägagar. 

Nach  einem  Danke  des  Vorsitzenden  an  die  beiden  Vortragenden  für 
Ihre  Interessanten  und  instruktiven  Vorträge  verabschiedete  sich  derselbe  von 
dem  Vereine,  dem  er  während  seiner  S'/ijährigen  Tätigkeit  in  Stade  mit 
Freude  nitd  mit  besonderem  Interesse  angehDrt  nahe,  indem  er  ihm  weiteres 
^ortichreiteu  auf  der  bisherigen  Bahn  wünschte.  ^.,.v,-.  ,^ 

■    ■■  c> 
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Berieht  Bher  die  VeTsamMlnnc  des  Terelms  der  Hediaiiuil- 
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■n  Ctfln. 

Es  waren  anwesend:  Reg.- nnd  Med.-Eat  Dr.  Roaak-COln,  die  Kreis- 
ärzte Dr.Dr.  B  a c b c  m - Euakirchen,  E i  c  k  h  o  t f - Gnminersb«ch,  Med.-Bat  E a  c h- 
Waltrnp-Cain  (Land),  Hillebrand-Bergiieiin,  Lcwicki-Waldbroel,  Meder- 
CöId  (Stadt),  Schnei  der -Siegburg,  Wirach- Bonn,  der  Kreiaaasiatenzarzt 
Dr.  Krautwig-Celn  (Stadt),  Erciswaudarzt  z.  D.  San.-Kat  Dr.  Eemmets- 
Honoef,  die  staata ärztlich  geprüften  Herren  Dr.  Hagen-COln-SOlz  and  Dt. 
Rathmann-MQUieim  (fihein),  ferner  als  Gast:  Czaplewaki,  Direktor  des 
bakterkilogischen  Laboratorinma  der  Stadt  Cttln. 

In  dem  ^eacbäft liehen  Teil  wurde  a)  Geh.  Hed.-Bat  Dr.  Moera  als 
stellvertretender  Voiaitzender  wiedergewählt,  b)  aeitena  dea  Eassierera  Rech- 
nang  gelegt  und  c)  wegen  dea  günstigen  Kassenbestandes  von  der  Erhebnng 
eines  Jahresbeitrages  für  das  laalende  Jahr  Abstand  genommen. 

Aus  dem  seitena  dea  Schriftföhrera  eratatteten  Bericht  ist  hervorzuheben, 
dasa  der  Verein  18  ordentliche  und  2  ausserordentliche  Mitglieder  zählt. 

Der  wissenachaftliche  Teil  umfasste  8  Yorträge: 

I.  Qeb.  Med.-Bat  Dr.  Moers-MUlheim  (Bhein):  Ueber  BeasfBlektl- 
fsng  und  Bestchtlgang  Ton  Krankenhäosem.  Redner  schilderte  zunächst 
die  Befugnisse  der  beamteten  Aerzte  den  Hoapitälern  gegenQber  aus  der  Zeit 
vor  dem  Erlaas  der  Dienatanweianng.  Eine  wesentliche  Verbesserang  habe 
schon  die  Begicmnga Verfügung  vom  20.  April  1897  gebracht,  durch  welche  die 
Kreisärzte  die  Ermächtigung  erhielten,  diejenigen  Krankenaostaltea  (nnd  Apo- 
theken), welche  nicht  früher  schon  im  Jahre  hatten  gelegentlich  revidiert 
werden  kflonen,  nach  dem  1.  November  eines  jeden  Jahres  in  Form  von 
Rundreisen  zu  besichtigen.  Da  sich  meist  vorher  zu  gelegentlicher  EeviaioD 
keinerlei  Gelegenheit  fand,  erfolgten  alao  die  Revisionen  ao  ziemlich  immer  in 
derselben  Zeit,  dieselben  waren  also  kanm  als  unvermutete  zn  beieicbnen.  Die 
Besichtigung  der  Öffentlichen  Krankenhäuser  am  Orte  erfolgte  aogar  stets  nor 
auf  Einladung  der  Polizeibehörden. 

Dem  gegenüber  brachte  die  Dienatanweiaung  einen  wesentlichen  Fort- 
schritt, indem  der  Kreisarzt  nicht  mehr  an  eine  bestimmte  Zeit  gebunden  war, 
ferner  einmal  im  Sommer,  einmal  im  Winter  zu  revidieren  hatte,  auch  nunmehr 
die  Besichtigung  anter  Zugrundelegung  des  ausführlichen  Formutars  eine  viel 
umfassendere  und  eingehendere  wurde. 

Bei  diesen  Besichtigungen  stellten  sich  dann  allerlei  Mißstände  in  bezng 
auf  die  ärztliche  Leitung  der  Anstalten  heraus,  welche  die  in  Anlehnung  an 
den  M miste rialerlass  vom  8.  Mai  1901  —  H.  WH  —  ergangene  Verfügung  vom 
SO.  Dezember  1902  zur  Folge  hatten,  durch  die  nameDtUch  für  jede  Anstalt 
ein  leitender  Arzt  gefordert  wird,  dessen  Stellung  durch  eine  Dienstanweisung 
geregelt  werden  soll. 

Beim  Hangel  eines  leitenden  Arztes  hatte  sich  bisher  eine  Anzahl  von 
Unzuträglichkeiten  herausgestellt,  so  z.  B.  dass  andere  Aerzte  in  alle  möglichen 
Verhättnisae  des  Krankenhauses  hineinzureden  hatten,  oft  mehr,  ab  der  soge- 
nannte leitende  Arzt,  daß  die  Führung  dea  Krankenbucha  eine  mangelhafte 
war.  für  Meldung  und  Absonderung  von  Infektionak ranken  nicht  genügend  ge- 
sorgt wurde,  dass  oft  die  besten  Räume  an  Pcnalonäre  vermietet  waren, 
während  die  Kranken  in  engen  Räumen  untergebracht  nnd  gewisse rm aasen  von 
den  Pensionären  zur  Seite  gedrängt  wurden,  zuweilen  nur  11—12  cbm  fürs 
Bett  vorhanden  waren.  Der  Vortragende  belegte  das  alles  durch  ziemlich 
drastbche  Bebpicle  aus  seinem  Bezirk. 

Deahalb  aei  ein  leitender  Arzt  unbedingt  notwendig,  dcasen  Rechte  und 
Pflichten  durch  eine  von  dem  Herrn  Regie runga Präsidenten  zu  genehmigende 
Dienstanwcisnng  zu  regeln  sind. 

Hassgebend  für  die  Abfassung  dieser  Dienatanweiaung  seien  die  In  dem 
Minute  rialer  laß  vom  8.  Mai  1901  enthaltenen,    von   der  wisaenachaftiichen  De- 
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patatioD  aufgeeteUten  Gmodaätze  und  deren  weitere  Ansführong  in  der  Be- 
nemnffBTerfttgiuie  vom  80.  Dezember  190:^.  Der  Vortragende  verteilte  dann 
Exemplare  eines  Eetworfe  einer  aolchen  Dienstanweisang  für  den  leitenden  Arzt. 
Selbstverständlich  sei  der  Entwarf,  je  nach  der  Art  des  Krankon  bans  es  and 
der  ärztlichen  Versorgung  desselben  abzuändern.  In  dem  Entwurf  sei  auf 
Onind  der  von  ihm  gefflEwbten  Beobachtungen  alles  das  niedergelegt,  was  er 
für  wünschenswert  halte;  ob  dies  aber  aÜea  gleich  so  durchführbar  sei,  sei 
eine  andere  Frage. 

IJeber  den  Wortlaut  und  die  praktische  Durchführbarkeit  dea  Entwurfs 
entspann  sich  alsdann  eine  sehr  lebhafte  Debatte,  hei  der  es  sich  namentlich 
zeigte,  daß  die  Verhältnisse  der  einzelnen  Krankenanstalten  ausserordentlich 
verschieden  sind.    Da   die  Meinungen   über  das  Erreichbare  sehr  auseinander- 

f'jigen,  and  da  namentlich  auch  noch  die  von  den  Krankenhäusern  geforderten 
Dtwürfe  für  die  Dienstanweisung  anssteben,  wurde  beschlossen,  die  Beratung 
des  Entwurfs  abzubrechen  and  die  ganze  Frage  noch  anf  einer  späteren  Ver- 
sammlung auf  die  Tagesordnung  zu  setzen. 

IL  Med. -Bat  Prof.  Or.  Ungar-Bonn:  Die  Mafendarmprob«.  Zur 
Wahl  dieses  Themas  fand  sich  der  Vortragende  besonders  veranlasst,  weil  er 
bei  der  Bevision  der  ÜbduktioneprotokoUe  aus  dem  Bezirke  gesehen,  daß 
diese  Probe  im  allgemeinen  nicht  angewandt  werde,  obwohl  dieselbe  doch 
ebenao  gut  Berücksichtigung  verdiene,  wie  die  Longenprobe.  Es  komme  dies 
daher,  daß  die  Hagendarmprobe  nicht  in  das  BeKOiatiT  für  die  gerichtlichen 
LeichenSffnungen  Anfnahme  gefunden  habe,  obwohl  dieselbe  doch  nun  beinahe 
seit  40  Jahren  bekannt  sei  uud  sich  bewährt  habe. 

Nach  einem  historischen  Deberblick  über  die  Geschichte  dieser  Probe 
und  nach  Erwähnung  der  verschiedenen  Schwankungen  in  ihrer  Wertschätzung 
beleuchtete  der  Vortragende  ihre  Bedeutung  nach  dem  jetzigen  Stande  der 
Wissenschaft. 

Ganz  zweifellos  gelange  die  Luft  von  oben  vom  Hunde  her  in  den 
Magendarmkanal  nicht  etwa  durch  Verschlucken  der  Luft,  sondern  durch  die 
bei  jeder  tiefen  Atmung  eintretende  Verschiebung  des  Kehlkopfs,  dnrcb  die 
eine  Entfaltung  und  LätfüUung  des  oberen  Drittels  des  üesopnagns  erfolge. 
Die  bis  dahin  in  den  Oesophagus  gedrungene  Luft  werde  dann  durch  wurm- 
förmige  Zusammenziehungen   dieses  Organs  in  den  Magen  weiter  transportiert. 

Die  Magendarm  probe  sei  also  auch  eine  Atemprobe.  Zunächst  kännc  es 
vorkommen,  daB  die  Lungen  lufthaltig,  der  Barmkanal  aber  luftleer  gefunden 
werde.  Mau  müsse  bedenken,  daß  zur  Entfaltung  der  Lungen  oft  ein  einziger 
kräftiger  Atemzug  genüge,  daß  aber  eine  Füllung  des  Magens  mit  Luft  erst 
nach  Öfterem  Atmen  entstehen  kOnne.  Dieser  Befund  sei  also  z.  B.  bei  GIcbnrt 
Über  einem  Eimer  oder  einem  Abort  zu  erwarten.  Experimentell  sei  aber  auch 
an  Tieren  festgestellt,  daß  geringe  Mengen  Luft  aus  dem  Magen  wieder  ver- 
schwinden konnten,  aber  erst  nacn  5 — 6  Stunden. 

Umgekehrt  kOnne  der  Fall  eintreten,  daß  der  Hagendarmkanal  lufthaltig 
sei,  die  Lungen  dagegen  luftleer.  Dies  kOnne  dadurch  entstanden  sein,  daß  die 
Lungen  wohl  schon  durch  Atmung  lufthaltig  gewesen,  daß  aber  die  Luft  durch 
Resorption  wieder  völlig  verschwanden  sei,  was  Ja  ziemlich  schnell  gehe, 
während  zur  Resorption  der  in  den  Hagen darmkanal  gelangten  Luft  mindestens 
6 — 6  Stunden  notwendig  seien.  Dieser  Befand  habe  sich  auch  dann  ergeben, 
wenn  die  Luftwege  durch  Schleim  oder  dergl.  verlegt  waren,  so  dass  die  Luft 
in  die  Landen  nicht  eindringen  konnte,  während  sie  bei  den  djepnoischcn 
Atemzügen  in  den  Magen  hineingelangt  war. 

Endlich  kOnne  man  dasselbe  finden  bei  lebenssch wachen  Kindern,  die 
nicht  kräftig  genug  waren,  die  Lungen  zu  entfalten,  wozu  immerbin  eine  nicht 
unerhebliche  Kraft  gehöre,  während  der  durch  das  intrauterine  Schlucken  stets 
offen  gewesene  Oesophagus  sich  leichter  entfalte.  Solche  sichere  Fälle  sind 
von  Klückner  beobachtet  nnd  beschrieben. 

Natürlich  müsse  man  bedenken,  daß  dei  Luftgehalt  des  Magendarm- 
kanals auch  von  Luft einb lasungen  oder  künstlichen  Atemlewegungen,  speziell 
Schulzeschen  Schwingungen,  herrühren  kOnne.  Durch  solche  gelange  die 
Luft  aber  nur  in  den  Magen,  nicht  in  den  Darm,  wozu  peristal tische  Be- 
wegungen, also  vitale  Vorgänge,  notwendig  seien. 

Auch  intrauterin  künae  ein  Kind  Luft  geatmet  haben,    wenn  solche  bei 
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decken  und  KnieellenbogeDltige,  in  die  QebärnitttteT  getreten  sei..  Dnich  Fänl- 
nia  könnten  sich  —  darüber  hernche  jetzt  Klarheit  —  zusaanmenhän^ende 
LaftnuMsen  im  Lumen  des  Uagendarmkanala  nicht  bilden,  and  das  sei  ein 
sroBser  Yotzuk  der  Magendarmprohe,  daß  sie  auch  bei  faulen  Leichen  noch 
Anskanft  gebe.  Dieselbe  sei  aber  anch  in  der  Lage  Aber  die  Dauer  dea  Qe- 
atmethabens  Aufschloss  eu  geben.  Ist  der  Hagen  da  rmkanal  toU  Luft  bis  zom 
Colon,  so  kann  man  bestimmt  sagen,  da£  das  Kind  '/i  Stunde  mindestens  ge- 
atmet haben  mnss ;  reicht  die  Luft  bis  unten  ins  Colon  hin,  so  hat  die  Atmung 
sicher  eine  Stunde  lang  stattgefunden.  In  2  als  Beispiel  angeführten  der- 
artigen Fällen  hatte  Vortragender  bestimmt  sagen  kOnnen,  daß  keine  Eimer- 
oder  Abortgeburt  vorlag,  wie  anfangs  behauptet  war,  nachher  aber  durch 
ein  Qeständnis  richtig  gestellt  wurde. 

Zweifellos  verdiene  die  Uagendarmprobe,  offizielle  Anerkennung  zu  finden 
dnrch  Aufnahme  ins  Regulativ. 

Waa  die  Vornahme  der  Probe  anlangt,  so  legt  man  eine  doppelte  Liga- 
tur  oberhalb  der  Cardia  und  nnten  oberhalb  der  8.  Romanum  an,  femer,  damit 
man  die  einzelnen  Darmabschnitte  getrennt  hat,  am  Uagenausgang  noch  eine 
Unterbindung  und  dann  an  der  Stelle,  wo  man  glaubt,  da£  die  Luft  unten 
anfhSrt.  Durch  Schwimmenlassen  kann  man  sich  dann  von  der  Lufthaltigkeit 
der  Teile  überzeugen.  Man  sticht  dann  unter  Wasser  an,  oder  noch  besser 
führt  man  einen  Tubulos  ein  und  lässt  hierauf  die  Luft  unter  Wasser  aus- 
streichen. 80  hat  man  den  Vorteil,  daß  man  nachher  auch  noch  den  Inhalt 
des  Magens  etc.  untersuchen  kann. 

In  der  Diskussion  bestätigte  Dr.  Longard-CQln  auf  Ornnd  seiner 
Beobachtungen  Tüllig  das  über  die  Wichtigkeit  der  Hagendarmprobe  G^agte. 
Auch  er  hat  in  einem  Falle  mit  Verlegung  der  Luftwege  durch  Schleim  dent- 
liehen  Luftgehalt  des  Magendarmkanals  bei  völliger  Lnftleere  der  Lunge  be- 
obachtet. Bei  den  krampfhaften  Atmungen  hatte  die  Luft  wegen  des  Schleimes 
nicht  in  die  Lungen  dringen  können,  wohl  aber  in  den  Hagendarmkanal. 

Bei  swei  stark  verwesten  Kindern,  die  ca.  6—8  Wochen  im  Wasser  ge- 
legen hatten,  fand  er  den  Magendarmkanal  wie  die  Lungen  ganz  luftleer.  Er 
glaubt  also  auch,  daas  durch  Fäulnis  der  Magendarmk&nal  nicht  lufthaltig 
werden  kOnne.  Auch  halte  er  dafür,  dasa  es  lange  Zeit  dauere,  bis  die  Lnft 
ins  Colon  eindringe. 

Er  habe  die  Unterbindung  der  Teilabschnitte,  wie  sie  der  Vortr^eode 
anrät,  nicht  gemacht,  sehe  aber  deren  Vorteil  ein:  auch  habe  er  schon  ohne 
Aufachneiden  unter  Waaser  den  Luftgehalt  des  Darmkanals  gut  feststellen 
können. 

Der  Vortragende  empfiehlt  im  Schluaswort  doch  das  Anstechen  unter 
Wasser,  namentlich  für  Ungeübtere,  ausserdem  sei  es  anch  Überzeugend  für 
dritte,  speziell  für  den  Richter. 

III.  Kreisarzt  Dr,  Meder-Cöln:  Heber  Impferfolg  bei  Wlederlmpr- 
Itugen.  (Der  Vortrag  wird  demnächst  ausführlich  im  Klinischen  Jahrbuch 
erscheinen.) 

Er  behandelte  zunächst  die  Frage,  welches  Minimum  von  Effloreszenz 
noch  genüge,  am  eine  Wiederimpfung  erfolgreich  erscheinen  zu  lassen.  Ob- 
wohl man  noch  dem  Wortlaut  des  g  17  der  Frenssiachen  Ansffihmngsbc- 
stimmungen  vom  28.  Februar  ISOO  znm  Reich simpfgeaetz  („an  den  Impf- 
stellen") wohl  auch  der  Ansicht  sein  kOnue,  daß  dazu  die  Entwickelong 
mehrerer  Knötchen  erforderlich  sei,   halte  er  (analog  dem  für  die  Erstimpfung 

!;eaagten)  die  Bildung  nur  eines  Knötchens  an  nnr  einer  Imputelle 
är  genügend.  Redner  erwähnt,  daß  aich  häufig  auch  gar  nicht  ein  richtiges 
rundliches  Knütchcn  entwickelte,  sondern  entlang  dem  Impfschnitt  eine  l'/i  bis 
2  mm  breite,  etwas  erhabene,  borkige  Auflockerung.  Auch  diese  lässt  er  als 
erfolgreiche  Impfung  gelten,  wenn  sich  diese  Effloreszenz  an  allen  4  Schnitten 
findet,  und  besonders  dann,  wenn  aich  um  die  Schnitte  herum  noch  mehr  oder 
weniger  ausgedehute  Reaktion  seitens  der  Hautgefässo  (Gefässerweiterung  oder 
kleinste  Blutungen)  findet  Natürlich  inuas  man  sich  auf  seine  Impftechnik 
und  aof  die  Ljmpbe  verlassen  können.  In  zweifelhaften  Fällen  sage  man  lieber 
einmal  zu  viel  .erfolglos*  als  „erfolgreich". 
^        Für  die  Berichterstattung  des  Erfolges  der  Wiederimpfungen  wflnacto 
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H.  ein  ausftthrlichcrea  Schema,  ia  dem  nicht  bloß  steht,  nieviel  Kinder  mii 
oder  ohne  Erfolg  wiedergeimpft  worden  siod,  und  wieviel  von  den  angelegten 
ImpfschnltCen  angegangen  Bind,  sondern  anch  eine  genaue  Aufzählung,  bei  wie- 
rielen  Kindern  sich  typische  Jennerache  Bläschen,  bei  wie  vielen  sieb 
Knötchen  gefunden  haben.  Bei  solch  einer  Berichterstattang  habe  der  Dirigent 
der  Königlichen  Anstalt  zur  Oewinnung  tierischen  Impfstoffes  einen  ganz  anderen 
Anhult^punltt  für  die  Leistungen  seiner  Lpnpben,  als  bei  der  bisherigen  Be- 
richterstattung, die  keinen  Uoberblick  darüber  gebe,  wie  oft  wirkliche  Pusteln, 
wie  oft  nur  Knötchen  entstanden  sind. 

Diejenige  Ljmphe  ist  qualitativ  die  beste,  die  auch  bei  Wiederimpflingen 
recht  viel  Pusteln  macht. 

Anch  die  Beizerscheinnngen,  die  er  Je  nach  der  QrOsse  der  Beaktious- 
höfe  in  4  Orade  einteilt,  will  H.  einzeln  ausgezählt  und  durch  einfache, 
unter  die  Zahl  der  eotstandenen  Pusteln  gesetzte  Zeichon  (O  —  Pnstel,  \^  = 
abortive  Blatter,  •  ^  Knötchen  ;  Grad  der  Reaktion  durch  l—4faches  Unter- 
streichen) in  der  Spalte  17  der  tmpfliate  vermerkt  haben. 

Endlich  berichtet  M.  über  den  häufigen  Befund  ganz  typischer  Jenner- 
seber Bläschen  („Erstimpfungspusteln")  bei  seinen  Wiederimpflingen.  Durch 
das  gleichzeitige  Fehlen  jeglicher  Impfnarben,  häufig  auch  bestätigt  durch  die 
Auskunft  der  Kinder  oder  deren  Eltern,  konnte  man  feststellen,  dass  diese 
Kinder  alle  ungeimpft  waren.  Durchschnittlich  waren  es  '6 — 4°/a  der  Schul- 
kinder, in  manchen  Sehnlen  bis  zu  10°/ii.  Auffallend  war  es,  dass  bei  diesen 
Schulkindem  mit  typischen  Jenuerschen  Bläschen,  die  noch  nie  geimpft 
waren,  bei  der  Nachschau  auch  trotz  grosser,  gut  entwickelter  Pusteln  die 
Beaktionseracheinungen  stets  nur  geringe  waren.  Also  anch  bei  diesen  grosaen 
Eretimpflingen  am  8.  Tage  nur  geringe  Beaktion,  die  aber  Öfters  sehr  stark 
nachfolgte,  inwcilen  erst  am  12.  bis  ll.  Tage,  nur  daß  man  die  Pusteln  selten 
dann  noch  zu  sehen  bekommt.  Die  eigentflmliche  Tatsache,  daß  bei  Wieder- 
impflingen die  Beaktionserscheinnngen  viel  stärker  und  häufiger  beobachtet 
werden,  als  bei  Erstinqtflingen,  findet  nach  H.s  Ansicht  grOBtenteils  darin  ihre 
ErU&rnng,  daS  der  8.  Tag,  an  dem  die  Machschan  stets  stattfindet  bei  Erst- 
impflingen  einen  ganz  anderen  Bntwickelnngszeitpunkt  des  Exanthems  dar- 
stdlt,  ab  bei  Wiederimpflingen.  Bei  jenen  sind  die  Fastein  dann  noch  in 
aufsteigender  Entwickelung,  bei  diesen  bereits  in  der  Zurflckbildung,  ond  erst 
bei  der  Blickbildung  der  Pusteln  pflegen  sich  bekanntlich  die  Beaktions- 
ersch^nngen  zn  zeigen.  Dr.  Meder-CGln. 


Berieht  fiber  die  anttllche  TereaBamlnnc 

der  HedtBlnBlbeAmten  des  Be^ernncs-BeKlrkB  HIldeahelH 

•m  14.  HsTember  1903. 

An  der  Sitznng  nahmen  außer  den  sämtlichen  Kreisärzten  des  Beiirks 
teil:  H.  Begierungapräsident  Fromme,  Beg.-  und  Med. -Bat  Dr.  Arbeit, 
Oberregiernngsrat  v.  Basse,  Beg.-  und  Geh.  Med. -Bat  Ür.  Qae rtler  aus 
Hannover,  Oberbürgermeister  Struckmann,  Polizeidirektor  Dr.  Ger  1  and 
und  San.-Bat  Dr.  Müller  aui  Hildesheim,  sowie  die  Landrätc  der  Kreise 
Qostar,  Alfeld  und  Duderstadt,  mehrere  kreisärztlich  geprüfte  Aerzte  und  die 
Privatdozenten  Dr.  Bor r mann  und  Dr.  Schieck  aas  Gättingen. 

Der  H.  Begiernngspräaident  eröffnete  mit  einer  BegrQssung  di«  Ter- 
sammlung  unter  Hinweis  auf  die  Wichtigkeit  derartiger  Beratungen  für  die 
Öffentliche  Gesund h ei tspflegc. 

Vor  Eintritt  in  die  Tagesordnung  widmete  der  Beg.-  und  Med. -Bat 
Dr.  Arbeit  dem  ktlwlioh  verstorbenen  Kreisarzt  Dr.  W  e  n  g  l  e  r  in  Otttttngen 
einen  warm  empfundenen  Nachruf.  Sodann  wurde  in  die  Tagesordnung  ein- 
getreten. 

1.  Ceber  die  Notwendigkeit  der  Lelehensehan  und  Ihre  Dnrehfflhr- 
barkeit  In  UesIgAn  Keglern ngsbezirk.  Der  erste  Berichterstatter,  KreUarzi 
Dr.  Buchholtz- Einbeck,  führt  aus  :  Die  obligatorische  Leichenschau  erscheint 
notwendig :  1.  zur  Sicherheit  des  einzelnen ;  B.  vom  Öffentlich  rechtlichen  Stand- 
punkte aus,  sowie  Ö.  aus  GrQnden  der  öffentlichen  und  sozialen  Hygiene.  Ihre 
Zweckm&fiigkeit  ist  such  von  der  Begierung  anerkannt,  wie  aus  den  Minister- 
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Erlassen  vom  4.  Uätz  1901  and  2S.  November  1903  hervorgeht,  worin  die 
obligatorische  Einführnng  Überall  dort  empfohlen  wird,  wo  sie  nach  den  Drt> 
liehen  Verhältnisaen  dnrchfUhrbar  erscheint^  und  «war  durch  poliieiliche  Ver- 
ordnnngen,  da  solche  im  Wege  der  QesetEgebong  vorerst  nicht  in  erwarten 
stehe. 

Redner  geht  dann  aof  die  verschiedenartige  Handhabung  der  Leichen- 
achau  in  den  einzelnen  Bundesstaaten  ein  und  führt  den  Nachweis,  daß  aberall, 
HO  solche  durch  Laien  aosgeabt  werde,  notwendigerweise  das  Bratreben  dahin 
gehe,  dieselbe  ausschließUch  den  Äeizten  zd  übertragen,  deren  Uitwirkong 
nnentbehrlich  seL  Ein  Nichtarzt  vermöge  bei  gnter  Schulung  in  den  meisten 
Fällen  wohl  den  einsetretenen  Tod  zu  konstatieren,  auch  werden  ihm  nn ff £11  ige 
Sporen  von  Qewalt-Einwirkung  an  der  Leiche  schwerlich  entgehen,  ganz  un- 
möglich sei  ihm  indessen  die  Feststellung  der  Todesart  und  der  tödlichen 
Krankheit,  da  letztere  meist  keinerlei  spezifische  Zeichen  hinterlasse,  so  daB 
selbst  der  erfahrene  Qerichtsarzt  aus  der  äoBeren  Besichtigung  einer  Leiche 
allein  einen  sicheren  Schloß  auf  die  Todesart  zn  ziehen  meist  außer  stände  sei. 
Hier  kOnne  nur  das  Urteil  des  behandelnden  Arztes  maßgebend  sein,  welcher 
die  Krankheitszeichen  am  Lebenden  beobachtet  ond  die  Krankheit  festgestellt 
habe.  Bei  mangelnder  vorgäogiger  ärztlicher  Behandlang  erscheine  daher  nm 
so  mehr  nor  ein  approbierter  Arzt  zur  Vomahine  der  Leichenschau  qualifiziert. 

Unter  allen  Bundesstaaten  Deutschlands  werde  allein  im  Hamborger 
Staategebiet  die  Leichenschau  nor  durch  Aerzte  ausgeübt,  was  den  dortigen 
Kfinatigen  Verhältnissen  —  der  geringen  räumlichen  Ausdehnung  bei  der  großen 
Zalil  ansässiger  Aerzte  —  zozuscnreiben  sei  (ca.  670  Aerzte  bei  415  qlun 
Flächenraum}. 

Was  seither  der  allgemeiuen  Eintflhmng  der  obligatorischen  E/eichen- 
schau  durch  Aerzte  im  Wege  gestanden,  seien  einzig  und  allein  nor  die 
Kosten.  Daß  diese  sich  in  dQon  bevStkerten  Qegenden  mit  Aerztemangel 
anverbUtnismäßig  hoher  stellen  müssen  wie  in  den  Städten  oder  dicht  bewohn- 
ten Bezirken  mit  hinreichendem  Aerzteporsonal,  sei  einleuchtend.  Es  liege  in- 
dessen kein  erfindlicher  Orund  vor,  mit  der  Einführung  der  Leichenschau  anch 
in  ländlichen  Bezirken  zorückzohalten,  da  der  Kostenpunkt  scheinbar  tiber- 
schätzt werde.  Es  mtlssten  die  Regierungsbezirke,  in  welchen  sich  diese  Ein- 
richtung treffen  lasse,  mit  gotem  Beispiel  vorangehen,  damit  aof  Qrond  der 
gemachten  gOnstigen  Erfahrungen  voraussichtlich  weitere  Bezirke  sich  bald 
veranlaßt  sehen  werden,  diesem  Beispiel  za  folgen.  Wenn  aber  erst  in  einer 
größeren  Zahl  von  Begierongsbezirken  die  obligatorische  Leichenschau  dnrch- 
geftthrt  sei,  so  dürfte  auch  zu  erwarten  sein,  dass  der  Staat  nicht  mehr  zOgem 
werde,  durch  ein  allgemeines  Gesetz  diese  Angdegenheft  zn  regulieren,  von 
dem  die  Gesamtheit  der  Einwohner  —  d.  L  der  Staat  selbst  —  den  segens- 
reichsten Nutzen  haben  wttrde. 

Auch  für  den  Regienugsbezirk  Hildesheim  würden  die  Schwierigkeiten, 
welche  der  Einführung  der  obliKatorischen  Leichenschau  entgegenstehen,  keine 
ontiherwindlichen  sein,  und  sich  dieser,  soweit  der  Referent  aus  den  Ver- 
bältnissen  des  eigenen  sowie  der  benachbarten  Kreise  zu  beurteilen  in  der 
Lage  sei,  sehr  wohl  durchführen  lassen.    (Setbstbe rieht.) 

Der  Hitbe richte rstatter,  Kreisarzt  Dr.  H  ü  1 1  e  r  -  Northeim,  bespricht 
hierauf  die  Durchführbarkeit  der  Leichenschao  im  Beg.-Bez.  Hildesheim.  Die 
Frage  sei  auch  hier  zunächst  eine  Personalfrage  und  in  zweiter  Linie  eine 
Kostenfrage,  die  jenachdem,  ob  man  sich  für  eine  allgemeine  Leicheosthaa 
durch  Aerzte  oder  für  ein  gemischtes  System  von  Aerzten  und  Laien  oder  für 
eine  beschränkte  bezw.  modifizierte  Leichenschau  entscheide,  schwer  oder  leicht 
zu  lösen  sei.  Die  Bestrebungen  in  anderen  Bezirken  seien  dahin  gerichtet,  die 
Hitwirkung  von  Laienbeschauern  aoszoschliessen.  Nachdem  der  Referent  die 
in  letzter  Zeit  getroffenen  Einrichtungen  in  den  Bezirken  Schleswig,  Kassel 
und  Düsseldorf  g^ctuldert  und  erwähnt  hat,  daß  bisher  eine  allgemeine  ärzt- 
liche Leichenschau  auf  dem  platten  Lande  nur  im  letzteren  Bezirk  sich  als 
durchführbar  erwiesen  habe,  hält  er  es  zunächst  für  notwendig,  zu  onter- 
SDchen,  ob  und  unter  welchen  Bedingungen  eine  solche  Schau  im  Bezirke 
Hildesheim  dorcliftlbrbar  erscheint. 

Die  obligatorische  Leichenschau  durch  Aerzte  sei  bis  jetzt  etwa  in 
27   Städten    und   Wohnsitzen    von   Aerzten   eingeführt;    sie,  laa|e,,sl(k   ijl^e 
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Scbwieriskeiten  aof  alle  Wohiuitie  von  fernen  und  solche  Ortschaften  aiu- 
dehneii,  ale  nicht  mehr  als  9  km  von  onteren  entfernt  seien,  du  hier  die  Kosten 
nur  wenig  hoher  seien.  Durch  eine  Bnndfrage  sei  festgestellt,  dasa  sich  anf 
diese  Weise  die  ärztliche  Leichenschan  in  Beg.-Bez.  Hildesheim  anf  etwa 
800000  Einwohner,   d.  h.  57  Prozent  der  Berülkemiig  ansdehnen  lasse. 


in  allen  Ortschaften  bis  in  8  km  anssnUben.  In  dem  Fall,  dass  alle  Aerzte 
des  Bezirks  dnrch  Verträge  sich  za  diesem  Satz  verpflichteten  nnd  die  An- 
nahme richtig  sei,  daß  in  */s— '(*  der  Todesfälle  die  ADgehOriKen  diesen  Satz 
bezahlten  bezw.  bezahlen  konnten,  würden  in  den  einzelnen  Kreiaen  znr  Be- 
streitung der  Kosten  bei  Zahlnngsimf&higen  pro  Jahr  etwa  684  Mark  oder, 
wenn  man  bei  der  Berechoong  2  Kreise,  in  denen  die  Verhältnisse  besonders 
ungtlnstig  liegen,  fortlasse,  MO  Hark  ans  Öffentlichen  Mitteln  aufzubringen 
sein,  oder  pro  1000  Einwohner  36,80  M.  bezw.  16,90  M.  Die  Durchführung 
erscheine  deshalb  in  der  Mehrzahl  der  Kreise  nicht  unmöglich. 

wurden  diese  Mittel  bei  sonst  richtiger  Bechnung  nicht  aufzubringen 
sein,  so  müsste  auf  Durchführung  der  allgemeinen  Leichenschan  znnichst  ver- 
ziehtet  werden.  Erforderlich  erscheine  es  jedoch,  insofern  einen  Schritt  weiter 
zu  ton,  d&B  in  allen  den  Todesfällen,  in  denen  eine  ärztliche  Behandlung  wäh- 
rend der  letzten  tödlichen  Krankheit  nicht  stattgefunden  habe,  eine  irstliche 
Leichenschau  nach  ortsüblichen  Gebühren  erfolge.  In  allen  übrigen  Todee- 
fillen  sei  zunächst  eine  znrerl&ssige  Ermittelung  der  Todesa rsacnen  sa  er- 
streben b  der  Weise,  daas  bei  der  Anmeldung  jedes  Todesfalls  eine  ärztliche 
Bescheinigung  über  die  Todesursache  beizabringen  sei. 

Um  das  Material  für  die  Zwecke  der  Oesundbeitspolizei  nutzbar  zu 
machen,  sei  es  erforderlich,  dass  alle  Loichenschauscheine  und  Bescheinignngen 
der  TodBsarsachen  dem  Kreisarzt  in  gewiascn  Fristen  vorgelegt  werden.  (SelMt^ 
berichL) 

Diskussion; 

In  der  |sich  anschliessenden  Erörterung  wurde  ohne  weiteres  eine  Eini- 
gung daJungehend  erzielt,  d&fi  eine  Laienschaa  znr  Einffihrung  nioht 
empfohlen  werden  kOune.  Wenn  eine  Leichenschan  überhaupt  eingeführt 
werden  solle,  so  kOnne  nur  eine  durch  A  e  r  z  t  e  vorgenommene  in  Frage 
kommen.  Stosse  diese  auf  unüberwindliche  Schwierigkeiten,  so  solle  man  lieber 
riulich  anf  die  Einführung  verzichten.  Die  Baaptschwierigkeit  biete  die 
Kostenfrage.  Die  Kosten  der  Ansfertignng  der  Todesbescheinignng  hat 
nach  §  4  der  (nach  dem  Muster  der  Nieder  -  Bamimer  erlassenen)  Pouzei-Ver- 
Ordnung  der  zur  Beerdisung  Verpflichtete  zu  tragen.  Bei  Wohlhabenden 
regelt  sich  die  Bezahlang  nach  der  Prenssischen  QebUhrenordnung  vom 
16.  Hai  1896  mangele  einer  Desonderen  Vereubamng  (|  80  Abs.  2  der  Gewerbe- 
ordnung). Nach  derselben  stehen  dem  Arzte  (Pos.  36)  für  die  Besichtigung 
einer  Leiche  auch  mit  Ausstellnng  einer  kurzen  Bescheinigung  auBer  der 
Qsbfthr  für  den  Besuch,  8— S  Mark  zu.  Die  Glebtlhren  für  den  Besnch  sind 
in  den  Pos.  1,  2,  10,  11,  16,  17,  18,  19,  30,  23  und  28  autgefOhrt.  Als  Mindest- 
satz ist  demnach  4  Mark  anznseben.  Bei  Kassenkrankon  besteht  nicht 
etwa,  wie  vielfach  angenommen  wird,  eine  ZahlongsTerpflichtung  für  die 
Krankenkasse.  Diese  hat  vielmehr  nach  dem  Kranken  versiehe  rungsgesetze  den 
Hinterbliebenen  ein  Sterbettold  im  Betrage  des  ortsüblichen  Tagelohnes  zu 
zkUen;  der  Kassenarzt  hat  uso  von  letzteren  eine  Glebtthr  einzulordem.  Denn 
.du  Sterbegeld  ist  (8  20  Abs.  7  a.  a.  0.)  zunächst  zur  Deckung  der  Kosten 
des  BegräbniBes  bestunmt  nnd  in  dem  aufgewendeten  Betrage  d^enigen  aus- 
snuahlrä,  welcher  das  Begräbnis  besorgt.  Ein  etwaiger  UeberschnB  bt  dem 
hinterbliebenen  Ehegatten,  in  Ermangetang  eines  solchen  dem  nächsten  Erben 
iHMittiahlen.  Sind  solche  Personen  nicht  vorhanden,  so  verbleibt  der  Ueber- 
sohoS  der  Kasse.'  Indessen  ist  im  Bewußtsein  der  Kassenkranken  der  Satz 
«Uttemein  eiogewnrtelt,  daß  sie  ,den  Arzt  frei  haben",  sodaB  wohl.'  in  der 
Helrzahl  der  Fälle  eine  Zahlung  nicht  |erfolgt.  Anch  wird  es  anderseits  dem 
Gefühle  des  Arztes  meistens  widerstreben,  von  den  Hinterbliebenen,  welchen 
durch  schweren  Schicksalsschlag  der  Ernährer  entrissen  ist,  für  die  kleine  Mühe 
der  Aasstellnng  des  Totenscheines  ein  bes<mderes  Honorar  za  verlaiMen.     Be- 
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denkt  man  ferner,  diiB  fast  alle  EassentnitgUcder  in  der  Blute  der  Jahre  stehen 
und  bei  chronischen,  zum  Tode  fohrenden  Leiden  nach  IS  (kflnftig  26)  Wochen  aas 
der  Kasse  aasacheiden,  daB  ferner  bei  todlichen  Terletznngen,  Operationen  und 
Krankheiten  das  Ende  meistens  im  Krankenhanse  erfolgt,  so  kommt  der  Kassen- 
uit  aberhanpt  verhältnismäUiK  selten  in  die  Lage,  eine  Todeabescheinigong 
ausstellen  bezw.  aaf  deren  Bonorierang  verzichten  zn  müssen.  Jedenfalls  kann 
tat  bedeutende  wirtschaftliche  Oefährdnng  des  Äerütestandes  nicht  anerkannt 
Verden.  Die  arme  Bevölkerung  erhält  den  Schein  nnentgeltlich  vom  zustän- 
£gen  Annenarzte.  Sollte  dessen  Arbeitslast  durch  die  Eiafährung  der  pflicht- 
mäüigeu  Totenschan  in  einem  nachweisbaren  Maße  vennehrt  werden,  so  muB 
CS  ibm  überlassen  bleiben,  eine  ErhShung  seines  Jahresgehultes  bei  zuständiger 
Stelle  zn  beantragen.  Soweit  die  gesetzlichen  Bestimmungen  hinsichtlich  der 
Otbährenfrage. 

Es  wurde  sodann  dem  Torschlage  näher  getreten,  ob  es  sich  empfehlen 
möchte,  alle  Aerzte  des  Bezirkes  durch  ^nderverträge  zn  vernichten, 
eben  Dnrchschnittssatz  etwa  von  5  Hark,  unabhängig  von  der  auf  die 
l^chenschan  verwendeten  Zeit  und  Mähe  und  unabhängig  vnn  der  Länge 
der  hierzu  erforderlichen  Heise,  zu  erheben,  bezw.  ob  gemäß  §  1  der  Preoss. 
Qeblihten  -  Ordnung  vom  16.  Mai  1896  bezw.  g  80  Abs.  2  der  Oewerbeordnnng 
rom  Be^enugspiäsidenten  ein  besonderer  „Tarif  für  Lelchonschauer"  für  den 
guizen  Begiemngsbezirk  zu  erlassen  sei;  es  wQrde  dann  jeder  Arzt,  welcher 
sieb  zur  Innehaltong  desselben  verpflichte,  damit  die  Berechtigung  zur  Aus- 
stellung von  Totenscheinen  erhalten.  Hiergegen  worden  von  mehreren  Selten 
Bedenken  geäußert :  es  sei  erfahrungsgemäß  schwer,  in  derartigen  Fragen  eine 
Uebereinstinunung  unter  den  Aerzten  zu  erzielen,  und  es  sei  grundsätzlich 
bedenklich,  eine  vom  sanitären  Standpunkte  als  notwendig  erachtete  Maßregel 
Ton  der  Bereitwilligkeit  der  Dienstleistung  der  Aerztescbaft  abhängig  zu 
nacban.  Ueberdies  sei  es  ganz  undenkbar,  daß  ein  Dorf  die  Leichenschau  ein- 
hhre  and  das  Nachbardorf  nicht;  die  Kreise  würden  f<tr  Zuschüsse  nicht  zn 
babeo  sem.  Sodann  wurde  allgemein  anerkaunt,  daß  die  Schwierigkeiten  erst 
in  deEÜenigen  Ortschaften  zumal  mit  ärmerer  Bevölkerung  entständen,  welche 
mehr  als  8  km  vom  Wohnorte  des  Arztes  entfernt  lägen.  Von  mehreren  Seiten 
vntde  empfohlen,  die  pflichtmäfiige  Leichenschau  ohne  weiteres  für  dea  ganzen 
Bezirk  einzuführen.  Falls  sich  Schwierigkeiten  in  der  Durchführung  zeigen 
^Uten,  müsse  es  den  Kreisen  tiberlassen  bleiben,  in  welcher  Weise  sie  sich 
lÜDBichtlich  der  Kostenfrage  mit  den  eingesessenen  Aerzten  auseinandersetzen 
vollteD.  Auch  bei  der  Einführung  des  Krankenkass  engesetz  es  habe  seiner  Zeit 
nLeoiand  danach  gefragt,  wie  sich  die  Aerztescbaft  dazu  stellen  würde.  Die 
Knggea  hätten  erst  später  Sonder  vertrage  mit  den  Kassenärzten  abgeschlossen ; 
IE  Gesetze  selbst  sei  ein  , Tarif*  auch  nicht  vorgesehen.  Wenn  auch  gelegeut- 
ueli  ein  .Aerztestreik'  ausbreche,  die  Grundfesten  des  Erankenkasaengeeetzes 
seien  dadurch  nicht  erschüttert  worden.  Auch  in  denjenigen  Städten  dea  Be- 
^iikea  (Hildeaheim,  Alfeld,  Feine  u.  a.),  welche  bereits  seit  8  Jahren  die  Leichen- 
sduu  hätten,  seien  die  anfänglichen  Bedenken  geschwunden,  und  die  ganze 
unrichtang  habe  eich  gut  bewährt. 

Zum  Schlüsse  faßte  der  H.  Regierungspräsident  dos  Ergebnis  der  Vor- 
hudlnng  in  folgende  Sätze  zusammen : 

1-  Die  Einführung  der  pftichtmäSigen  Leichenschau  ist  erwünscht. 

2-  Sie  hat  nur  durch  Aerzte,  nicht  durch  Laien  zu  erfolgen. 

8,  Sie  ist  womöglich  für  den  ganzen  Begierungsbezirk  zu  erlussen.  Oh 
d^  möglich  sein  wird,  ist  hauptsächlich  eine  Kostenfrage.  Es  ist  zu  erwägen, 
"■■TDD  einer  nochmaligen  Bückfrage  bei  Medizin sjbeamten  nnd  Behörden  eine 
Weitere  Klärung  der  Ansichten  zu  erwarten  sein  dürfte. 

.  i.  Fatia  die  allgemeine  pflichtmäßige  ärztliche  Leichenschau  nicht  durch- 
?'^^  äein  sollte,  so  wäre  jedenfalls  die  Beibringung  eines  ärztlichen  Tolcn- 
'Meines  in  allen  denjenigen  Fällen  zn  fordern,  in  denen  der  Verstorbene  nicht 
"  »rötlicher  Behandlung  gestanden  hat  (modifizierte  Leichenschau). 
p.  ^  Endlich  erst,  wenn  auch  diese»  nicht  zn  erreichen  sei,  könne  man  die 
"'itthning  der  Leichenschau  den  einzelnen  Gemeinden  überlassen. 

n.  Welche  Aufleben  erwachsen  den  Aerzten  nnd  MedtfinaibeamIPN» 
^  nr  Lbnng  des  Probleins  der  Krelufrago  beizntrmgent  i 

Der  Berichterstatter  Kreisarzt  Ued.-Bat  Dr.  Nieper-Qoslar  stellt  lu-  '- 
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nächst  mit  BUcksicht  mt  die  Jnmtischen  Uitelieder  der  Vereunniliing  fest, 
daß  der  Begriff  «Kreba'  mit  dem  Begriff  der  bttsartigen  Oescliwübite  un  oll- 
gemeiuea  Dicht  identiach  sei,    soadem    daB  nnter  Krebs  eine  ganz  bestimmte 

Art  von  b&aartigen  Oeadi Wülsten  zu  reratehen  sei,  deren  hiatologbclie  and 
klinische  Herkmiüe  kurz  angeführt  worden.  Zur  Aetiolo^e  des  Krebses  Über- 
gehend fährte  er  ans,  anf  Gmnd  welcher  Beobachtangen  Vir  che  w  gegen- 
bber  den  älteren  hmnoralpatho logischen  Anachauungen  bestimmter  Diathesen 
and  Dyskraaien  zun&chst  der  Ansicht  Oeltnng  zn  verschaffen  woBte,  daß  die 
Entatehung  der  Oeachwülste,  beaonders  anch  dea  Karzinoms,  ciae  lokale  Ur- 
sache haben  müaae  and  in  lolcalen  DispoBitionen,  nnter  Umatänden  auch  in 
lokalen  Prädiapoaitionen  begründet  sei,  daß  ferner  die  Wachstnmsbedingungcn 
der  bösartigen  Geschwülste  in  der  Beschaffenheit  der  verschiedenen  Gewebs- 
arten  zn  suchen  seien,  welche  für  daa  Karzinom  später  darch  Wald  eye  r 
entdeckt  wurden,  indem  er  nachwies,  daB  die  Epithelzellen  die  aktive  Bolle  bei 
der  Bildung  dea  Karzinoms  spielen  und  ein  eigenartig  gesteigertes  Prolife rations- 
vermOgon  zeigen. 

Anknüpfend  daran  wurden  die  verschiedenen  Theorien  besprochen,  welche 
zur  Erklärung  dieses  eigenartiKen  ProUferationsvorgangea  aufgestellt  sind 
(Cohnheim,  Thierach,  Eibbert).  Eingehender  wurde  aiisgefährt,  daS 
die  gegenwärtig  zahlreich  angestellten  Veraache  den  Wacherungavorgang  auf 
eine  parasitäre  üraache  zarückzoffihren  bislang  keinen  Erfolg  gehabt  haben, 
und  zwar  sowohl  die  bazilläre  Theorie  nnd  die  Protozoen  -  Theorie,  als  auch  der 
nenerdings  gemachte  Veranch,  in  krankhaften  Geachwulstbildnngen  bestimmter 
Pflanzenarten  (Kohlhernie)  den  Krankheitserreger  finden  zn  wollen. 

Beferent  hob  dann  schlieÖUch  hervor,  dass  nach  den  bisherigen  Er- 
fahmngen  der  hervorragendsten  Forscher  es  nicht  wahre cheinlich  aei,  dafi  auf 
dem  bislang  begangenen  Wege  nnd  mit  den  bialang  gekannten  UnCersuchnnga- 
methoden  ein  Krcbaerreger  gefunden  werde,  wie  es  überhaupt  noch  zweifelhaft 
aei,  ob  die  Krebskrankheit  aIb  eine  Infektionskrankheit  im  modernen  Sinne  be- 
zeichnet werden  kOnne. 

Beferent  glaubt,  die  bisherigen  praktischen  Beaultate  der  Wissenschaft- 
liehen  Krebsforschnng  seien  nur  folgende: 

1.  Eine  erbliche  Prädisposition  acheint  angenommen  werden  zn  mässen. 

2.  Es  liegt  bislang  keine  sichere  Beobachtung  vor,  welche  die  wissenschaft- 
liche Annahme  rechtfertigt,  daß  der  Krebs  ansteckend,  das  heißt,  von 
Person  auf  Person  übertragbar  sei. 

3.  Die  einzig  rationelle  Behandlung  des  Karzinoms  kann  nur  in  einer  mög- 
lichst frühzeitigen  nnd  ausgiebigen  Entfernung  des  Primärherdes  bestehen. 

Die  einzig  sicheren  Ergebnisse  der  bislang  gemachten  statistischen  Er- 
hebungen glaabt  Referent  in  folgende  Sätze  zasammcnfasaen  zu  können: 

1.  Eine  Zanahme  des  Krebaea  erscheint  keineawega  einwandfrei  bewiesen. 

2.  Bestimmte  Organe  sind  hauptsächlich  befallen  (Verdaunnga-  nnd  Qene- 
rationaorgane). 

3.  Die  Lebenaweise  scheint  keinen  nachweisbaren  Einflnaa  zu  Üben,  auch 
scheinen  bestimmte  Stände  nicht  prädisponiert  zn  sein. 

4.  Frauen  erkranken  in  höherem  Prozentsatz  als  Männer. 

5.  Das  hShere  Alter  zeigt  stärkere  Erkranknngssiffer. 

6.  r)er  Krebs  kommt  in  allen  Klimaten  vor. 

Nach  Ansicht  de»  Referenten  ist  der  Kampf  gegen  die  Erkrankung  bis- 
lang aussichtslos,  da  eine  Basis  fehlt.  Die  Aufgabe  des  Kreisarztes  kann  nur 
darm  bestehen,  daß  er  die  Kurpfuscherei  bekämpft  und  mit  dahin  atrebt,  die 
Statistik  von  den  ihr  noch  anhaftenden  groben  Fehlern  zu  befreien.  (Selbst- 
be  rieht.) 

Eine  Disknaaion  aehloas  sich  an  den  Vortrag  nicht  an. 

III.  Beuierkmgen  >nr  BekSmpfniig  der  Oraiinlose  Im  IteglerHiigit- 
bnlrke  Hlldesbelm. 

Der  Berichterstatter,  Reg.-  und  Med.-Uat  Dr.  Arbeit  führt  aus:  Der 
Mangel  an  der  Uebereinatimmung  in  der  Diagnose  der  verschiedenen  an- 
steckenden Augenkrankheiten  hat  sowohl  Fehler  in  der  Statistik,  wie  Mangel 
an  Qteichmäßigkeit  in  den  zur  Bekämpfung  ergriffenen  Massnahmen  zur  Folge. 
Die  Aoeenärzte,  welche  in  den  durcbaeuchten  Östlichen  Provinzen  praktizieren, 
neigen  der  Ansicht  zu,  dass  die  Coiyaactivitis  follicularis  eine  milde  Abortiv- 
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form  der  Oranuloac  üt,  wclcbe  häufig  ula  das  Vorlänferstadium  zu  betrschteo 
üt  Dnd  direkt  in  die  letztere  Ubergclit,  wälirend  die  Augenärzte  in  seuchefreien 
Gegenden  die  Meinung  rertreten,  dass  beide  dem  Weaen  nach  vollständig 
selbatändige  Krankheiten  sind,  die  von  eiuander  zu  trennen  sind.  Die 
letztere  Ansicht  trifft  für  die  im  hiesigen  Begiernngsbeztrke  auftretenden 
Formen  zu. 

Berichterstatter  bespricht  dann  eingehend  die  Merkmale  der  Conjunc- 
tivitis follicularis  sowie  der  eigentlichen  Kü  merk  rank  heit,  die  entweder  akut 
unter  sehr  atUrmiachen  Eracheinuagen  einsetzt,  oder  sieb  langsam  und 
für  den  Träger  unmerklich  entwickelt.  Yerwecnselungen  in  der  Diagnose 
kommen  im  Westen  der  Monarchie,  wo  die  Äerzte  nur  selten  Gelegenheit  haben, 
die  wirkliche  KOmerk rankheit  zn  studieren,  recht  häufig  vor.  Beispielsweise 
worden  im  Jahre  1897  in  zwei  Kreisen  des  Bezirkes  von  den  praktischen 
Aerzten  Hunderte  von  Erkrankungen  an  EQrnerk rankheit  gemeldet,  während 
der  zuständige  Medizinalbeamte  mit  aller  Energie  den  Standpunkt  vertrat,  daß 
es  sich  ausnahmslos  um  gutartigen  Folliknlarkatarrh  handele.  Eine  später  durch 
Oeheimrat  Dr.  Schmidt-Rimpler  aus  ÜOttin^en  vorgenommene  Unter- 
suchung von  tlber  500  Schulkindern  ließ  nur  zwei  echte  Oranulosef&Ue  fest- 
stellen! Eme  einzige  Stadt  liquidierte  allein  1100  Mark,  wovon  1350  Mark 
auf  die  ärztliche  Behandlung  fielen.  Im  laufenden  Jahre  ist  bislang  in  Bi  Fällen 
die  Diagnose  auf  Granulöse  von  Spezialärzten  und  Medizinalb eamten  gestellt 
und  zwar  darunter  bei  48  teils  ausländischen,  teils  inländischen  polnischen  Ar- 
beitern in  8  Ortschaften  der  Landkreise  Marienburg  und  Hildesheim.  Aus 
sämtlichen  anderen  Kreisen  sind  Anzeigen  nicht  eingelaufen.  Da  nun  nach 
der  bei  der  Regierung  geführten  Statistik  im  Torjahre  2167  ausländische 
Saisonarbeiter  im  Bezirke  beschäftigt  gewesen  sind,  so  liegt  der  Verdacht  nahe, 
dass  in  allen  übrigen  Kreisen  der  Erlaß  des  Herrn  Ministers  des  Innern  vom 
i.  September  1889,  M.  Nr.  7827  I,  in  bezug  auf  Nr.  4  der  Vebersicbt 
über  die  ausländischen  polnischen  Saisonarbeiter  betr.  allgemeine  Vorschriften 
vielleicht  nicht  ausreichend  beachtet  worden  ist.  Die  Nr.  4  bestimmt:  „Binnen 
drei  Tagen  nach  der  Ankunft  sind  die  Arbeiter  auf  Kosten  des  Arbeitgebers 
auf  ihren  Gesundheitszustand  ärztlich  zu  untersuchen  und,  soweit  erforderlich, 
zu  impfen.  Das  Ergebnis  der  Untersuchung  ist  unter  Beifügung  der  Beschei- 
nigung des  Arztes  der  OrtspoUzeibehBrde  anzuzeigen''.  Zusätzlich  ist  in  dem 
Erlaß  des  Herrn  Ministers  des  Innern  vom  12.  Oktober  1902,  M.  Nr.  12069, 
ausgesprochen,  dass  auf  die  Zahl  der  Zuzllgler,  auf  die  Art  ihrer  Unterbringung 
und  auf  den  Umstand  Rücksicht  genommen  wird,  ob  durch  die  Saisonarbeiter 
bereits  ansteckende  Krankheiten  in  dem  Bezirke  verbreitet  wurden.  Die  Kreis- 
ärzte müssen  es  sich  angelegen  sein  lassen,  gelegentlich  der  Ortsbesichtigungen 
auch  die  , Polen kasemen"  mit  ihren  Insassen  zu  revidieren,  während  die  Zurück- 
weisung der  granalose kranken  Ausländer  an  der  Grenze  vom  Berichterstatter 
für  nndurchfftnrbar  (fehalten  wird,  ganz  abgesehen  davon,  dass  ein  Teil  von 
ihnen  die  Grenze  heimlich  überschreitet  und  die  inländischen  polnischen  Ar- 
beiter hierdurch  nicht  betroffen  werden.  Auch  ist  die  Zahl  der  Augenkranken 
im  Osten  so  groß,  daß  bei  Ausschluß  derselben  nicht  die  nötige  Anzahl 
Saisonarbeiter  für  die  westlichen  Provinzen  gewonnen  werden  kann.  Bekannt 
ist  femer,  dass  viele  von  ihnen  Atteste  nnd  Bescheinigungen  aller  Art  bei  sich 
tragen,  um  für  alle  Fälle  —  nötigenfalls  unter  Angabe  (abcher  Namen  — 
«ewappnet  zu  sein.  Hinsichtlich  der  Schulkinder  enthält  der  Erlaß  vom  20.  Mai 
1898  betr.  die  Verhütung  der  üebertragung  ansteckender  Aagenkrankheiten 
durch  die  Schulen  ausreicnende  Bestimmungen  zur  Feststellung  und  weiteren 
Bekämpfung. 

Trotz  aller  dieser  Bestimmungen  macht  die  Durchführung  grosse 
Schwierigkeiten.  Zunächst  verweigert  der  Kranke  seine  Aufnahme  ins  Kranken- 
haus oder  bleibt  nach  kurzer  Zeit  ans  der  ärztlichen  Behandlung  fort.  Er  läßt 
sich  nur  solange  behandeln,  als  er  seihst  die  Existenz  des  Leidens  verspürt  und 
bei  der  Arbeit  durch  sie  behindert  wird,  Weicht  die  Störung  alsbald  unter 
entsprechender  Behandlung,  so  wird  auf  die  der  Meinung  des  Kranken  nach 
aunötige  und  nur  quälende  Therapie  verzichtet.  Eine  ununterbrochene  ärzt- 
liche Behandlung  ist  aus  diesen  Gründen  nicht  durchführbar.  Anscheinend  zu 
wenig  bekannt  ist  eine  zur  Herbeiführung  eines  geregelten  Zustandes  nngemedu 
wichtige  Handhabe.    Nach  der  Entscheidung  des  Oberverwaltungsgerichts  vom 
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27.  Jnni  1897  (Bd.  XXXVl  der  Entäcfaeidoiigen  S.  6  ff..  19»|  lud  auf  Grund 
des  i  10,  Titel  17,  Teil  II  des  AUgem.  Landrechts,  sowie  §  132  des  Lmwles- 
rerHaitnogsgesetzes  Tum  30.  Jali  1883  ItönnCD  Personen,  welche  an  einer  an- 
steckenden Angenlirankheit  leiden,  wider  ihren  Willen  sowohl  cu  der  Ueber- 
fähmng  in  ein  Krankenhans,  als  anch  znr  Yorföhning  vor  einen  tod  der  Poll- 
zeibehSrde  bcstimmteD  Arzt  gezwungen  und  bei  Zuwiderhandlungen  bestraft 
werden.  Wenn  auch  die  genannte  Uberrerwaltnugsgerichts-Enischeidnng  die 
Befagoisse  der  Polizei  an  der  Hand  des  nicht  in  Hannover  geltenden  Begalatirs 
TOB  S.  August  1835  erörtert,  so  spricht  sie  doch  von  einer  ersichtlich  auch 
obnehin  aus  der  Natnr  der  Sache  einleuchtenden  Auffassung,  daS  es  die  erste 
Aufgabe  der  PolizeibehQrde  ist,  die  Heilung  der  erkrankten  Personen,  ohne  die 
eine  vollständige  Beseitigung  der  Ansteckungsgefahr  nicht  denkbar  ist,  herbei- 
zuffthren,  und  führt  dann  weiter  aus,  dass  weder  das  Begulativ,  noch  der  §  1S2 
des  L.  y.  O.  die  Polizei  in  der  erwähnten  Zwangadurchfuhrnug  beschränkt. 
HJerdarch  ist  die  Handhabe  zur  Dorchfuhrung  einer  sachgemääen  Behandlung 
gegeben. 

Hinsichtlich  der  Kostenfrage  fallen  bei  Uurerafigenden ,  soweit  nicht 
KrankeuTersichernng  vorliegt,  oder  die  Orts-  bezw.  Land  armen  verbände  ver- 
pflichtet sind,  oder  die  Landesversicherongsaustalt  ein  Interesse  an  der  Ver- 
hütung vorzeitiger  Invalidität  bat,  die  Kosten  den  Gemeinden  als  den  xnr 
Aufbringung  der  Örtlichen  Polizeikosten  Verpflichteten  zur  Last-  Es  kOnnen 
jedoch  anch  die  durch  die  ärztliche  Behandlung  entstehenden  Kosten  als  im 
polizeilichen  Interesse  notwendige  auf  die  Staatskasse  Obemonunen  werden. 

Zntn  Schlüsse  besprach  der  Vortragende  noch  die  verschiedenen  Behand- 
lungsmethoden, die  beste  Erledigung  von  Hassen nntersac hu n gen,  wobei  auf  die 
genaue  Betrachtung  der  oberen  Deber gangsfal t c  das  grüsstc  Ge- 
wicht gelegt  werden  moss,  und  die  Bestrebungen  zur  Einführung  einer  ein- 
heitlichen Nomenklatur. 

Diskussion: 

Zunächst  berichtet  San.-fiat  Dr.  Hüll  er- Hildesheim  über  sebe  Er- 
fahrungen in  achtzehqj ähriger  aagenärztlichcr  Praxis,  welche  die  Aus- 
fährnngen  des  Berichterstatters  im  allgemeinen  bestätigen.  Nur  glaubt  er 
empfehlen  zu  sollen,  daß  ausländische  und  inländische  Saisonarbeiter  bereits 
bei  ihrer  Annahme  durch  die  Agenten  im  Osten  einer  augenärztlichen  oder 
amtsärztlichen  Untersuchung  unterworfen,  und,  nur  wenn  sie  gesund  sind,  zar 
Heise  nach  den  westlichen  Provinzen  engelassen  werden  müßten.  Beim  Arbeila- 
eintritt  hierselbst  hätten  sie  ausser  dem  Impfschein  auch  ein  ärztliches  Attest 
über  Granulös efreiheit  vorzulegen.  Bei  den  vielfach  ungenügenden  Kenntnissen 
der  hiesigen  Aerztc  über  die  Kennzeichen  der  Grannlose  und  ihre  Unter- 
scheidungsmerkmale hält  er  augenspezialistisehe  Untersuchung,  eventuell  auch 
Behandlung  (wenigstens  in  der  Anfangszeit)  für  unbeduigt  erforderlich. 
Krankenhäuser,  Poukllaiken,  Augenkliniken  und  Augenärzte  würden  sich  gern 
im  Interesse  der  guten  Sache  znr  Verfügung  stellen.  Aach  Privatdozent 
Dr.  Scbiek-Oilttingen  tritt  den  Ausführungen  der  beiden  Vorredner  auf 
Grund  dortiger  Erfahrungen  bei.  Granulosckrankc,  denen  seitens  der  Klinik 
die  Aufnahme  dringend  geraten  sei,  fänden  sich  einfach  nicht  wieder  ein;  An- 
zeigen an  die  Arbeitgeber  und  den  Kassenarzt  blieben  unbeuitwortet  und 
scheiterten  an  dem  passiven  Widerstände  —  es  sei  beschämend  hier  anszo- 
sprechcn  ~  der  Kassenärztel 

Der  Herr  Begiernngspräsldent  empfiehlt  bei  dieser  Sachlage,  sofort  An- 
zeige an  die  Hedizinalbeamten,  welche  an  Ort  und  Stelle  sich  begeben  und  auf 
Ornnd  der  vom  Berichterstatter  gegebenen  gesetzlichen  Direktiven  die  Auf- 
nahme in  Krankenhäuser  bezw.  augenspezialistisehe  Behandlung  erforderlichen- 
falU  in  die  Wege  leiten  würden. 

Nach  Schluß  der  Sitzung  vereinigte  im  , Englischen  Hofe"  ein  gemein- 
sames Hittagessen  die  meisten  Teilnehmer  noch  einige  Stunden  in  angeregter 
Unterhaltung. 

Dr.  Becker-HUdesbeim. 

VerutwurtLBedakteur:  Dr.  Bapmund,Beg.-ii.aeLHed.-BatiiklIindeBi.W. 

J.  O.  0.  Bn«,  B*r»tl'  Stebt.  m.  WbM.  8iik.-L.  Bofbaakdnuktnl,  !■  Mlmtm.'  \s'^ 
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Bericht 

fth«r  41e  «ritt«  MttUehe  KemfcireMa  der  HedUlM«lbe«Ktom 

de*  Ber^Bes.  Petadam  «m  •.  Hevember  lllOS  1^  gfmum 

StteaacMWude  der  KCnltAlekes  B^rleranC' 

Anwesend  waren :  Der  Deaemannte  BegieraneBpräsident  Herr  r  o  n  der 
Schal enbnrg,  die  Herren  Ober-Begietongsr&te  v.  Tiechoppe  nnd  v.  DOm- 
ming  Geh.  Eeg.-  n.  Schulrat  BOckler,  Banrat  Merlins,  Graf  Bern- 
stör  ff,  Polizeipräsident  von  Potsdam,  die  sämtlichen  Hedizinalbeamten  und 
acht  stutaSrztlich  geprOfte  Äerzte  des  Bezirkg. 

In  einer  BegrOBuigsiuisprache  betonte  der  H.  Regie  rangaptäsident 
sein  Interesse  far  die  Öffentliche  Geanndheitspflege,  dabei  besonders  hevor- 
hebend,  daß  ein  erfolgreiches  Wiriron  ein  engea  Znaanunenarbeiten  der  Kreis- 
ärzte mit  den  Landräten  and  PoliaeibetiOrden  zur  TorkoaMtzimg  habe ;  ^eich- 
zätig  gibt  er  seiner  Frende  Anadmck,  die  Herren  HedIzinalDeamten  sönes 
Bezirks  bei  dieser  Gelegenheit  persOolich  kennen  za  lernen. 

H.  Beg.-  0.  Geh.  Ued.-Bat  Dr.  Roth  dankt  im  Namen  der  Anwesenden 
dem  Herrn  Segiernngspräsideuten  tftr  sein  Erscheinen,  besonders,  da  dies  die 
erste  Amtahmifflang  aeit  seiner  erst  kürzlich  erfolgten  Ernennung  seL 

Die  folgenden  eingebenden  Vorträge  lehnten  sich  eng  an  die  der  Kurse 
halber  angeffloiten  Leitaitze  an,  wie  sie  van  den  Herren  Beferenten  gemeinsam 
mit  H.  Qeheimrat  Botb  Torher  ausgearbeitet  worden  sind. 

I.   Zonächst   referierte  H.   Kreisarzt  Dr.    Seh  nlz-Niederbamim  Ober 
Die  wlekUgatei  kel  d«i  OrtibesiehtigaBge«  !■  Fi^ge  kimuHeadM  floHlehts. 
pukt«  Mflk  dei  Im  PotsAuier  Bezirk  geMMhte«  Eatekrangni. 

Leitsätze: 

1.  Der  Zweck  der  Ortsbesichtigiingen  Ist  ein  doppelter:  sie  sollen  einmal 
dem  Kreisarzt  die  erforderliche  Kenntnis  der  gesamten  gesnudheitlichen  Ver- 
hältnisse nnd  Einrichtangen  seines  Kreises  verschaffen,  and  sie  sollen  zweitens 
dazu  dienen,  bei  der  Bevölkerung  Interesse  nnd  Einsicht  ftlr  geanndheit- 
lii^e  Forderungen  za  erwecken  nnd  xa  fSrdern,  woran  ea  bis  jetzt  noch  viel- 
fach fehlt 

2.  Es  Ist  deshalb  erforderUch,  daQ  an  den  Ortsbesichtigungen  aaßer  den 
behördlichen  Organen  (Amts-,  Gemeindevorsteher  nsw.)  möglichst  anch  ortaan- 
geaessene  Personen,  die  das  Vertruien  der  Ortsmwokner  besitzen,  teilnehmen, 
am  aof  diese  Weise  eine  Interessemverbindniig  der  Behörden  mit  den  Ortabe- 
wobnern  herzustellen. 

3.  Macht  schon  die  Beichkalti^eit  dea  Materials  an  sich  es  zur  Un- 
möglichkeit, zumal  bei  den  jetzigen  erstmaligen  Beaichtignngen,  allen  Ortlichen 
Verhältnissen  mit  gleicher  Grfindlichkeit  nMhzugebeo,  ao  verlangt  auch  der 
bezeichnete  Zweck  eine  gewisse  Beechräaknng  tat  die  znnächat  wichtigaten 
Punkte,  soll  nicht  das  Interesse  der  Teilneomer  erlahmen,  eine  Beachränkong, 
die  mit  der  zunehmenden  Grosse  der  Ortschaften  in  steigendem  Masse  sich  ab 
notwendig  erweist  Die  OrtsbesichtigODK  wird  sich  daher  in  den  grosseren 
Ortschaften  wie  in  den  Städten  jedesmal  nur  auf  einen  Teil  der  gesoadbetl- 
Uehen  Einrichtangen  nnd  zwar  der  im  Einzelfall  sanitär  besonders  wichtigen 
erstrecken  kOnnen. 

i.  Von  besonderer  Wichti^eit'iiBd  die  SchulbeiichtiguBgeB.  Es  läfit 
sich  jedoch  nicht  verkennen,  daB  die  Ortsbesichtiguacen  dural  die  Scknl- 
beBictatigongen   stark   belastet  werden,   und    da£   nor    m   den   kleineroi   Or^ 
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5.  Von  den  Aufgaben  der  Orts  besieht!  gnagen  im  engeren  Sinne  steht  die 
ünterancbiuig  der  Wuserversotgoogsanlagen  und  der  Anlagen  zur  Beseitlgnng 
aller  Arten  nnreiuer  Abgänge  an  erster  Stelle. 

6.  Diese  Anlagen  bedQrfen  besonderer  Anfmerkaunkeit  und  sind  unter 
allen  umständen  anf  den  Orandstücken  der  affentlicben  Geb&ade,  der  Schulen, 
der  Gast-  und  Schankwirts chaften,  sowie  solcher  gewerblicher  Aulagen  zn  be- 
sichtigen, ani  denen  Handel  tnit  Nahrangs  mittein  betrieben,  solche  nergestellt 
oder  sonst  behandelt  werden.  Das  Gleiche  gilt  von  GehSften,  die  während 
der  Tmppen&bnngen  (ManSver  usw.)  belegt  werden  sollen. 

7.  Hierbei  ist  GMegenheit  gegeben,  Milchwirtschaften,  Milchsammel-  und 
KOhlstelleti,  Gast-  und  Schanki^rtsdiaften,  sowie  Fleischereien  und  Bäckereien 
auch  bezüglich  ihrer  sonstigen  Einrichtungen  ond  insbesondere  der  Sauberkeit 
des  Betriebes  zn  besichtigen.  Ausserdem  bedürfen  auch  die  Kaufläden,  die 
Äafbewahntngs-  und  Eerstellungsränme  der  sonstigen  Nahnmgs-  nnd  Genuss- 
mittel einer  steten  Kontrolle  bezüglich  Ordnung  nnd  Sauberkeit  wie  bezüglich 
ihrer  Lage  zn  Wohn-  und  Schlafräumen  usw.,  ReTisionen,  die  in  kleineren  OrU 
Schäften  möglichst  bei  Gelegenheit  der  Ortsbesichtignngen  vorzunehmen  sind. 
Indes  reicht  diese  gelegentliche  Besichtigung  namentlich  in  den  grosseren  Ort- 
schaften nicht  aus,  wie  sie  auch  durch  die  bloBe  Entnahme  nnd  Untersuchnnz 
von  Nahrangsmittelproben  nicht  ersetzt  werden  kann.  Vielmehr  muß  eine  alf 
j&farliche,  eventuell  mit  der  Probeentnahme  zn  verbindende  Bevision  der  Nah- 
mngsmittelhandlnngen  für  erforderlich  erachtet  werden. 

8.  Weiter  ist  darauf  zu  achten,  ob  in  einzelnen  Oehuften  anstockende 
oder  sonstige  in  Beziehung  stehende  Krankheiten  sich  gezei^  haben.  Hierüber 
wird  sich  der  Kreisarzt  ans  den  Heldekhrten  wie  durch  eugehendes  Studinra 
der  kreisftrztlicheu  bezw.  landrätlichen  Akten  vorher  zu  unterrichten  haben. 
Zatreffenfalls  ist  den  Ursachen  dieser  Krankheiten  oachzu forschen. 

9.  Wenn  auch  eine  eingehendere  Revision  der  Wobnungs Verhältnisse  in 
der  Regel  schon  aus  Zeitmangel  unterbleiben  muß,  wird  auf  besondere  Hänge! 
im  Bau  von  Wohnhäusern  (fenlender  Sehatz  gegen  Bodenfeuchtigkeit,  Hangel 
an  Licht  und  Luft  u.  a.)  gelegentlich  hinzuweisen  sein. 

10.  Notwendig  erscheint  auch  von  diesem  Gesichtspunkt  die  Besichtigung 
der  Gast-  nnd  Schankwirtschaften,  der  Herbergen,  Massenquarttere  und  Asyle, 
ferner  die  Besichtigung  des  Armenhanses,  des  etwaigen  Amtsgefängnisaes  und, 
soweit  mOglich  der  Unterkunftsränme  der  Schlafburschen  nnd  Kostgänger  wie 
auch  der  Haltekinder.  Bei  nicht  einwandsfreien  Ergebnis  der  Besichtigung 
ist  nach   Jfaßgabe   der  betreCFenden  Bestimmungen   das   Erforderlidie  zn  ver- 


11.  Nicht  zn  verabsäumen  ist  ferner  die  Feststelluiig,  ob  und  in  welcher 
Weise  Sieche,  Kranke  und  Irre  in  der  Gemeinde  untergebracht  sind,  nnd 
welche  Einrichtungen  gemäß  §  29  des  Reiehsgesetzes  vom  60.  Jörn  1900  zu 
Gebote  stehen. 

12.  Auch  wird  sich  der  Kreisarzt  von  dem  ordDungamissigen  Betrieb 
der  Begräbnisplätze  mit  Einscblnfl  der  Leichenhallen  za  überzengen  haben. 

18.  Im  übrigen  ist  je  nach  Lage  der  Ortlichen  Verhältnisse  allen  son- 
stigen für  die  Allgemeinheit  in  Frage  kommenden  Uißständen,  namentlich  auch 
Schädigungeo  dnräi  gewerbliche  Betriebe  und  durch  die  Hausindustrie  nach- 
zugehen. 

14.  Endlich  ist  von  besonderer  Wichtigkeit,  daß  die  KrebSrzte  bei  den 
Ortsbesichtignngen  allen  auf  die  Hebung  des  Reinlichkeitssinns  gerichteten 
Maßnahmen  (AUgemeine  und  Schuttabladeplätze,  Schulbransebäder,  Warmbade- 
dnriobtungen  usw.)  ihre  besondere  Aufmerksamkeit  zuwenden  und  auf  deren 
Forderung  nach  Mfiglichkeit  lunwirken. 

Diskussion; 
An  der  sich   ansehUeasenden   längeren  ErOrtemng  nahmen    der  H.  Be- 
gierungzprlsldent,  Oher'^eg.-Bat  v.  Tischoppe,    Reg.-  n.   Geh.  Med.-Rat 
Dr.  Roth  nnd  Kreisarzt  Dr.  Nickel-Perteberg  hauptsächlich  tdL    Es  wurde 
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vor  Allem  betont,  daß  eich  hygienisches  Verständnis  allmählich  durch  Betehrang 
des  Pabliknius  entvickeln,  und  daß  bei  allen  Haänahmen  die  Terschiedeoe 
Finanzkraft  der  Oemeinden  berücksichtigt  werden  müsse,  damit  diese  Haß- 
nahjneti  und  die  Fortschritte  der  Hygiene  nicht  als  eine  drückende  Last  em- 
pfunden würden. 

Bezüglich  der  UntersDcbang  von  Nahrangs-  nnd  Oennssmit- 
teln  wies  der  H.  Be^iernngsprisident  daranf  hin  daß  bereits  Änotdnangen 
getroffen  seien,  die  eine  immer  aasgedehntere  Entnahme  von  Nahmngs-  and 
QÖiiusmitteln  und  deren  Untersuchnng  durch  das  Unterauchon^amt  der  Land- 
wirtachaftskammer  für  die  Provinz  Brandenburg  bezwecken.  Dafür,  daß  die 
Polizeibehörden  Proben  nach  richtigen  Omndsätzen  aaswlhleu,  fehlt  oft  das 
Terständuis  der  beanttragten  Organe;  Sache  der  Kreisärzte  würde  es  sein, 
die  Polizeibehörden  darauf  aufmerksam  zu  machen,  wo  nnd  wie  diese  Entnahmen 
■m  besten  zu  erfolgen  haben,  damit  in  Zukunft  nicht  kritiklos,  auch  frische, 
nicbt  £a  beanstandene  Proben  entnommen  würden,  während  solche,  die  dem 
Sachrerständigen  schon  Ton  Tornherein  verdächtig  erscheinen,  daneben  nnbe- 
aehtet  liegen  bleiben. 

Zu  Leitsati  11  bemerkte  der  H.  Regierungspräsident,  daß  die 
Kreise  den  Oemebden  die  Irrenftkrsorge  neuerdings  fast  ganz  ab- 
geDommon  hätten,  während  für  die  Unterstützung  der  Gemeinden  in  der  Ge- 
währung von  Siechenpfl^^  gelegentlich  der  Durchführung  des  neuen  Do- 
tationsgesetzes Provinzialmittel  in  bedeutend  erweitertem  Maße  flüssig  ge- 
macht seien, 

Dr.  Nickel-Perleberg  weist  bezüglich  der  Schalbesichtigungen 
daranf  hin  daß  w  wünschenswert  wäre,  die  Kreisärzte  von  etwaigen  Haß- 
Bahmen,  die  auf  ihre  in  den  Berichten  angeführten  Terbessernngsvorschl^c 
ausgeführt  würden,  zu  benachrichtigen.  Der  Herr  Begiemngspräsident  tritt 
dieser  Anregung  aas  grundsätzlichen  Erwägungen  entgegen. 

Bezüglich  des  Betretens  von  Privatgrandstücken  wurde  im 
Anscblnss  an  einen  im  Bezirk  vorgekommenen  konkreten  Fall  vom  Ober-Beg.- 
Rat  T.  Tzschoppe  die  Becbtsfrage  erOrtert. 

Bei  der  Abfassung  der  Ortsbesichtigangsprotokolle  gibt  Geh. 
Ked.-Bat  Dr.  Both  an,  daß  es  sich  im  Interesse  der  Sache  nicht  empfehle, 
sie  an  Ort  und  Stelle  in  doppelter  Ansferti^^ong  abzufassen,  da  darunter,  von 
sonstigen  Gründen  abgesehen^  der  Inhalt  leiden  mtlfite,  sondern,  daß  es  vonta- 
zieSen  sei,  an  der  Hand  der  an  Ort  und  Stelle  gemachten  Notizen  die  Pro- 
tokolle zu  Hanse  auszuarbeiten ;  dies  dürfte  bei  einer  Neuauflage  der  Dienst- 
aaweisang  in  Erwägung  zu  ziehen  sein.  Der  H.  Beglerungspräaident  stimmt 
dem  zu. 

Im  allgemeinen  soU  die  Besichtigung  der  Ortschaften  eine  praktische 
hygienische  Demonstration  für  die  BeTOlkernng  darstellen,  daher  seien  mO^ 
lii^t  viele  Ortsinsassen  nach  Wahl  des  Ortsvorstehers  hinzuzuziehen.  Die 
Wlbuche  der  Kreisarzt«  in  der  ganzen  Frage  faßt  Dr.  Roth  darin  zusammen, 
daß  es  an  Normativ  -  Bestimmno gen  für  die  in  gesundheitlicher  Hinsicht  an 
Brunnenanlagen,  Abwässeranlageo,  Abortgruben  usw.  zu  stellenden  Forderungen 
noch  vielfach  fehle.  Inzwischen  sei  eine  bezügliche  Anweisung  über  Brunnen- 
•nl^en  usw.  an  die  Kreisärzte  ergangen,  doch  bleibe  dringend  erforderlich, 
eine  Abändenmg  der  s.  Zt.  gültigen  Baupolizeiverordnnng  für  das  platte  Land- 
da  diese  keinerlei  Bestimmungen  weder  über  die  Brunnen,  noch  über  Abort- 
vnd  Dunggruben  und  ihre  gegenseitige  Entfernung  enthalte.  Der  H.  Regie- 
rnngspräsiaent  sagt  eine  Beviuon  der  Baupolizeiverordnnng  zu. 

Daianf    referierte    Hed.-Rat    Dr.  Benda-Angermünde  über  11: 

Du   ZnsuuieKwirkfln  der  lfedIilaaIbMiit«n,    DAsImfektoreM    nnd 

OeaelBdeHkweiteni    bei    der   BekimsfttBg    «iut«AeBder    Krankheiten, 

■pedeU  In  ÜDdllcAen  OrtseknftMi. 

Leitsätze: 
1.  Die  derzeitigen  Einrichtoogen  aar  Bekämpfung  ansteckender  Krank- 
heiten sind  namentlich  in  den  ländlichen  Ortschaften  zur  Zeit  onaureichend ;  es 
liegt  daher  du  Bedürfnis  vor,  zur  Verhütung  der  W«iterverbreitanK  der  am 
hiuflgsten  vorkommenden  Infelctionskrankheiten,  soweit  diese  im  Eei^ssencben- 
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gesetz  biaher  keine  BerflckstchtiKiing  gefunden  haben,  insbesondere  ron  Tjphna, 
Diphtherie,  ächarl&ch,  epidemischer  Rohr  nnd  Tuberlinloso,  wlrksunere  UaU- 
regeln  zu  treffen. 

Solche  Hasaregeln  Bind : 

a)  die  rechtzeitige  ärztliche  Feststellung  der  ersten  Erankheitsfölle ; 

b)  die  sofortige  Ueldnng  dieser  Fälle  bei  der  Ortspallzeibehürde  und  ilem 
Kreisarzt ; 

c)  die  iBoliemng  der  Kranken  in  ihrer  Wohnung,  cventnell  Ueberfahrang  in 
dn  geeiznetes  Krankenhaus; 

d)  die  Atian&ndigimg  gedruckter  Verhaltungsvorschriften  an  den  Eansltal- 
tungSTorstand  seitens  der  OrtspoIizeibehQrde,  bezw.  Erlaß  entsp  rechender 
ortspolizeilicher  Verfügnngen ; 

e)  die  fortlaufende  EontroUe  über  die  Befolgung  der  Terhaltungsvor- 
Schriften  speziell  bezQglich  einer  regelmäßigen  Unschädlichmachung  der 
Austeckungsstoffe  während  der  Dauer  der  Krankheit  durch  geeignete 
Personen,  (Gemeindeschwestern,  Desinfektion  oder  Oesundheitsanfseher). 
Dahin  gehltrt  auch  die  Sicherung  der  Umgebung  gegntlber  Rekonvales- 
zenten mit  Rücksicht  auf  die  lange  Daner  der  InfeKtionsfähigkeit  der 
Krankheitserreger  und  die  Kontrolle  der  Äugehörigen,  namentlich  an 
Typhus  (Cholera),  Ruhr  und  Diphtherie  Erkrankter  bezüglich  der  Mög- 
lichkeit, daß  sie  Träger  der  Krankheitskeime  sein  kOnnen,  ohne  selber 
zu  erkranken: 

f)  die  sachgemäße  ScbltiSdesinfektion  der  Krankenstube  nnd  ihres  Inhalts 
dnrch  einen  vorschriftsmäßig  ausgebildeten  Öffentlichen  Desinfektor. 

3.  In  den  Maßregeln  der  mDglichst  frühzeitigen  Feststellang  und  Mel- 
dung der  Krankheit,  der  Absonderung  der  Erkrankten  und  der  Vernichtung 
der  AnstecknngsstofFe  von  Beginn  der  Erkrankung  an  liegt  der  Schwerpunkt 
bei  der  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten. 

4.  Um  diesen  Zweck  zu  erreichen,  ist  ein  geordnetes  Zosainmcnwirken 
der  Uedizinalbeamten  mit  den  Öffentlichen  Desmfektoren,  (Gesondbeitsanfsehernl 
und  Gemeindeschwestern  erforderlich,  und  zwar  in  der  Weise,  dass  unter  der 
Aufsicht  der  Äerzte  und  Medizin albeamten  die  Gemeindeschwestern  bezw.  Oe- 
snndheitsaufseher  (Desinfektoren)  die  fortlanfende  VomichtuDg  der  Ansteckungs- 
stofTe  während  der  Dauer  der  Krankheit  &berwachen  bezw.  ausführen. 

6.  Bei  der  Deberwachung  bezw.  Ausführung  der  Desinfektion  während  der 
Dauer  der  Krankheit  verdienen  entsprechend  ausgebildete  Gemeindeschwestern 
den  Verzog  Tor  den  amtlichen  Desinfektoren,  weil  sie  als  Krankenpflegerinnen 
leichter  Zntritt  zu  den  Familien  erhalten  und  bei  erkrankten  Frauen  und  Kin- 
dern allein  in  Betracht  kommen  können,  während  die  Ausführung  der  Schluß- 
desinfektion der  Krankenstube  nnd  ihres  Inhalts  den  Öffentlichen  Desinfektoren 
vorbehalten  bleibt. 

6.  Um  die  Tätigkeit  der  Gemeindeschwestern  bezw.  Gesnndheitsaniseher 
und  Desinfektoren  zu  einer  wirknnesvolien  und  erfolgreichen  im  Sinne  einer 
Tilgung  der  Ansteckungsstoffe  von  B^inn  der  Erkrankung  an  zu  gestalten, 
ist  es  unbedingt  nOtig,  daß  sie  in  den  nier  in  Fra^  kommenden  Maßnahmen 
entsprechend  unterwiesen  werden  und  m  allen  SpeiialKllen  ihre  beeondere  An- 
weisung vom  Kreisarzt  erhalten, 

üeber  ihre  Tätigkeit  haben  sie  ein  Tagebuch  zu  fOhren. 

7.  Die  Desinfektoren  sind  dem  Krebarzt  direkt  zu  unterstellen,  während 
die  Gemeindeschwestern  in  einer  Vertrauensstellung  zu  ihm  stehen  sollen. 

8.  Vorbedingung  für  eine  wirksame  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krank- 
heiten in  ländlichen  Ortschaften  ist  femer: 

a)  die  Regelung  des  Deainfektionswesena  durch  Bezirks-,  Kreis-  oder  Orts- 
polizei -  Verordnung ; 

b)  die  Anstellung  einer  ausreichenden  Zahl  amtlicher  Desinfektoren  in  den 
Städten  und  auf  dem  Lande, 

c)  die  SUtioniarung  einer   genügenden  Anzahl  von    Qerodndeschwestem 
und  grösseren  lUidU 


den  Städten  und  grösseren  leidlichen  Ortseluiten ; 
)  die  Bereitstellniig  ^er  ausreichenden    Zahl  ran    " 
(Dui^fdesinfektionB-  undFontudin-Apparaten); 


d)  die  Bereitstellniig  ^er  ausreichenden    Zahl  ran    Desinfektioosa^paratea 
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o)  die  BeteithaltnDg  geeigneter  Trfinsportger&tachafteo   (Handwagenl,  Inft- 
dichtsctaließendei    Bisteii,  SIcke,   Etulen  usw.)    zum  Transport    bfizieiter 
Sachen  nach  und  yon  der  DeiinfektionswiBtalt. 
Diskussion: 
Reg.-  a.  Oeh.  Ued.-Eat   Dr.   Roth  bemerkt  znnächst,  dafl    bei   Erlaß 
entsprechender  PolizeiTerordnongcn  epidemische  Bahr  zn  denjenigeD  Krank- 
heiten  zn   zählen  sei,  bei  denen   in  jedem  Falle  eine  polizeilich  anzuordnende 
Schlnßdeainfektion  atattzu&nden  habe.     In    der   Diskossion   über    die  Eoaten- 
frage   betont   derselbe,    daß    prinzipiell    die    Schloßdesinfektion    unentgeltlich 
sein  mflSte,   dasa    aber,   falls  nur  gewisse  Stenerklasaen  von   der  Zahlung  der 
Kosten   frei   blieben,    Aach    gegenüber   den    Besseraitnierten   nor    die    Selbst- 
kosten   in   Anrechnung    zu    bringen    wären.     Da    eine   Regelung    der  Frage 
durch   Bezirkspolizeireroidnnng  sich  nicht  empfehle,    weist   der  Herr  Begie- 
rungspräsideot    die  Kreisärzte  darauf  hin,    dae  Interesse   der  Landräte 
und    Polizeibehörden  für    diese    wichtige    Frage,    soweit  erforderlich,    zu    er- 
wecken und  rege  zn  erhalten. 

Rezflglich  der  Gemeindeschwestern  glanbt  der  H.  Beglernngs- 
präsident  nach  seinen  Erfahrungen  als  Landrat,  daß  es  häufig  schwierig  sei, 
geeignetes  Personal  zu  finden;  Dr.  Both  gibt  unter  allgemeiner  Bestätigung 
dnrcn  die  Kreisärzte  zu,  daß  es  oft  nnniBglich  sei,  Schwestern  ans  den 
Hutterhänsem  für  die  Oemeindepfiege  zu  bekonuneu,  weshalb  die  Aosbildong 
Ton  Schwestern  durch  die  Kreise  in  den  ihnen  zur  Terfttgnng  stehenden 
Krankenbäosem  vilefach  sich  empfehlen  würde.  Dr.  Nickel- Perleberg  be- 
richtet ttber  die  in  seinem  Kreise  mit  UnterstUtnung  der  Besitzer  geschaffenen 
Schwesternstationen . 

Ober-Beg.-Rat  T.Tzachoppe  weist  zum  Schluß  noch  auf  die  Notwen- 
digkeit und  Schwierigkeit  der  Desinfektion  der  Totka-  und  Wanderbiblio- 
theken hin. 

HL    Ueber   den  dritten   Oegenstand   der   Tagesordnung: 
Tnberknlose  und  Schale 
referierte  H.  Hed.-Bat  Dr.  Slrnntz-Jflterbog. 
Leitsätze: 

1.  An  den  Kampf  gegen  die  Taberknlose  muß  auch  die  Schale  mehr  wie 
bisher  beteiligt  werden. 

2.  Das  hat  zu  geschehen,  indem  sie 

a)  den  Schalern  wahrend  des  Aufenthalts  in  der  Schule  die  möglichst  besten 
hygienischen  Einrichtungen  bietet ; 

b)  bei  der  Aufstellung  des  Lehrplans  B&cksicht  auf  die  LeistnagBflhigkeit 
der  Kinder  nimmt  und  eine  Deberbtlrdang  Termeidet; 

c)  durch  Turnunterricht,  Turnlahrten  und  Jugendspiele  wie  durch  Schaffung 
von  Badegelegenheiten,  Einrichtung  von  Schulbadeplätzen  und  Schul- 
brausebädem  den  Kärper  der  heranwachsenden  Jugend  kräftigt  und  ab- 
härtet und  bei  der  Einrichtung  und  Deberweisnng  in  Ferienkolonien,  See- 
hospize  usw.  wie  bei  allen  auf  die  Besserung  der  Bmährnng  und  Klei- 
dung gerichteten  Bestrebungen  mitwirkt; 

d)  die  älteren  Kinder  in  den  Grundsätzen  der  Oesnndheitslehre  sachgemäß 
unterweisen  lässt,  wobei  namentlich  aach  auf  die  Gefahren  des  Alkohols 
gebfthrend  hinzuweisen  ist; 

e)  die  körperliche  Entwicklung  des  einzelnen  Kindes  während  dar  Schulzeit 
verfolgt  und  beim  Abgang  ans  der  Schale  bei  der  Wahl  des  Berufes  ins- 
besondere b  Fällen,  wo  eine  bestimmte  Krankheitsanlage  herrorgetreten 
ist,  den  Eltern  beratend  zur  Seite  steht; 

f|  die  Uebertragung  ansteckender  Krankheiten  in  der  Schule  und  durch  die 
Schule  zu  verhüten  sucht. 
S.    Zur  Erreichung    vorstehender    Forderaugen    erschebt    es    notwen- 
dig, daß 
a|  der   jedem    lUnde    in    der    Schule   zu    gewährende    Luftraum    bei    aus- 
reichender Lufternenerang  und    Femhaltung   aller  Quellen    der   Luftvsr- 
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ooreinigaiiK  (Üeberkleider  n.  a.)  nicht  unter  ein  gewisBeH  MaB  (8 — 6  cbm) 
hernntei^ent ; 

b)  die  Befreiung  vom  Tnmunterrfcht  nnr  in  AnsnahmeKllen  aosgeaprochen 
und  der  Tarnttnterricht  mit  Einschloß  der  Tom-  nnd  JuKendsptele  anch 
in  ländlichen  Schalen  mehr  als  bisher  gefiflegt  wird; 

c)  die  Lehrer  vor  ihrer  ÄnstellanK  sorgfütig  aal  Tnberknlose  und  Tnber- 
knloBeyerdacht  nntersBcht  werden,  und 

d)  in  den  Seminaren  eine  sachgem&Be  Änabildung  in  der  OesondheitBlehre, 
nnter  besonderer  Bezngnalune  auf  die  Erscheinungsformen  und  die  Ter- 
htttung  nbertragbarer  Krankheiten,  erhalten ; 

e)  mQgUäiBt  an  jeder  Schule  ein  Schularzt  aneestellt  wird; 

f)  die  Beinignng  des  Schulzimmers  durch  Schulkinder  verboten  nnd  t&gliche 
feuchte  Stanbabnabme  und  feuchtes  Aufwischen  angeordnet  wird;  eren- 
tnell  kann  die  Anwendung  tou  StanbOl  als  FuBbodenanstrich  empfohlen 
werden; 

g)  in  jedem  Schalzimmer  beqnem  zd  erreichende,  vor  dem  Verschtttten  ge- 
sicherte, mit  Wasser  oder  einer  desinfizierenden  Flüssigkeit  zum  Teil  ge- 
ftUlte  Spncknäpte  TOrhanden  sind,  in  welche  an  Hasten  leidende  Lehrer 
oder  3chtUec  ihren  Aoswurf  zu  entleeren  haben; 

fa)  in  jedem  Scbnlzimmer    knrzgef&Qte   Qesondheitsregeln   unter   besonderer 

Bezugnahme  auf  die  Tuberk^ose  aofgeh&ngt  werden; 
i)  fflr  bräondere  Fälle  Waschgele  gen  heit  (Wasser,  Handtuch,  Seife)  in  einem 

Vordetratim  (Flur)  bereit  gestellt  nnd  endlich 
k)  jeder  DachgewieHenermaften  an  Lungen-  (Kehlkopf-)  Tuberkulose  leidende 
Lehrer  oder  Schiller  grundsätzlich  rom  Unterricht  ausgeschlossen  wird. 
ächfUer  mit   nicht   bloa  Torübergebendem  Hasten  sind  gesondert   za 
setzen  nnd  haben  ihren  Auswurf  in  den  SpDcknapf  zu  entleeren. 
DittkuBBion: 
In    der    sich     anadilieBenden     Besprechung    bedauert    zunäclist    Ober- 
Beg.-Bat  T.  DOmming,   daB  viele  hygienische  Forderungen   mit    BOeksicht 
auf  die  Kosten  leider  noch  unerfüllt  bleiben  müßten.    Der  Hangel  an  den  not- 
wendigsten Geräten  fflr  den  Turnunterricht  aber  soll  und  muß  beseitigt  werden. 
Die  fortschreitende  Einführung   des    Mädchenturoens    scheitert,   da  oier    doch 
Tamhallen  gefordert  werden  rnttssen,  ^utz  besonders   an   den  Kosten.    Hygie- 
nische Belehrungen  dnrch  Plakate,   wie   sie   die  Beferenten   empfehlen,   sind 
gewiß  empfelilenswert.    Dr.  Both  äußert  seine  Befriedigung  über  die  Zustim- 
mung der  Vertreter  der  Schulabteilung  zu  den  Leitsätzen  des  Beferats  und 
betont  zunächst  unter  Hinweis  auf  Begierungs Verfügungen  von  Köln  und  Wies- 
baden, wo  seit  Jahren  die  Beinignng  der  Schulen  durch  Schulkinder  abgeschafft 
ist,  daß  die  ScbubeinigiUK  nur  von   erwachsenen  Personen  ausgeführt  werden 
dikrfe.    Als  besonders  wichtig  rnttsse  die  Belehrung  der  Schiller  ttber  die  wich- 
tigsten Forderansen   der   Qesund bei ts lehre  erachtet   werden.      Geh.   Schnlrat 
BOckler  weist  aaranf  liin,  daß  sich  zwangsweise  ein  Verbot  der  Schulreint- 
gung  durch  Schulkinder  wohl  nicht  darcbfOhren  lassen  werde,  da   nach  einer 
Entscheidung  des  Oberrerwaltungsgedohts  die  Forderung  der  Beinignng  der 
Schule  durch  Kinder  statthaft  sei,  wenn  nicht  die  betrenenden  Eltern  Ersatz 
dafür  stellen. 

Bezüglich  des  Wertes  des  StaabOls  ^gen  die  Meinungen  aus- 
einander. Dr.  Both  betont,  daB  es  znr  Venneidong  der  Staabaufwir belang 
den  Torzug  verdiene,  wo  eine  regelm^ige  feuchte  Staubbeseitigung  und  täg- 
liches feu(£tes  Aufwischen  des  Fußbodens  nicht  gewährleistet  sei.  FQr  Tarn- 
ballen  warde  es  ab  nicht  geeignet  erachtet 

Ab  hygienbch  wichtig  erachtete  Geh.  Schulrat  BOckler  die  Besei* 
tigun^  der  Dielenritzen  und  Banrat  Mertins  ergiebige  Zimmer- 
ventilation  durch  Fenster-  nnd  Türtlffnen  in  bestimmten  Zeitabschnitten.  Dr. 
Both  hält  unter  Hinweis  auf  die  Verhältnisse  in  den  anderen  Bundesstaaten 
eine  Vergrößerung  des  Luftraumes  pro  Kopf  durch  Verringerung  der  Haxi- 
malbezet^ong   fflr  dringend  wünschenswert. 

Gegentiber  der  vom  Ober-Beg.-Bat  v.  Dfimming  geäußerten  Schwie- 
rigkeit der  Anstellung  von  SchnlärKteo  für  das  Land,  namentlich  in 
Anbetracht  der  oft   großen  Entfemongen,  betont  Dr.  B.oth,  daß  aach  fflr 
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das  Ltnd  eine  Anstellung  von  Schnl&raten  n&ch  den  in  Sachaen- 
Meiningea  seit  Jahren  gemachten  Erfahnmgen  als  dnrchfUhrbar  erachtet 
weiiea  maß. 

IV.   Ab  leUtei    referierte    H.   Med.-Eat    Dr.    aottschalk-Bathenow 
ttber: 

Die  Scbntbankft'tge  nnter  BerttckBlehtlgtug  UndUetaer  Sohnlen 

mit  zahlreichen  Uodellabbildnngen. 

Leitsätze. 


a)  Ton  Schädignngen  der  körperlichen  Entwickelong  der  Kinder, 

b)  einer  schnellen  Ermtidung  und  geistigen  Abspaannng  der  Kinder. 
1  achnbabselUen   Bbd   nachfolgende  Forde- 

I.  In  hygienischer  Beziehung: 

a)  Die  Forderung  einer  richtigen  HObe,  Breite  und  Neigung  des  Sitz- 
bankbrettes, 

b)  einer  passenden  Kreuz-  nnd  Bückenlehoe, 

c)  einer  richtigen  HOhe,  Neigung  und  Breite  der  Tischplatte, 

d)  zweckm&Big  angebrachter,  die  Beine  der  Kinder  nicht  belästigender  Bücher- 
bretter nnd  passender  Fiißbretter  und 

e)  einer  richtigen  Distanz  zwischen  Sitzb&nk  nnd  Tischplatte. 

Ferner  mnB  die  Bank  eine  giOndliche  Fafibodenreinigane  des  Schol- 
zimmers  (Staubentfemang  unter  den  Bänken)  gestatten,  und  es  muß  bei 
beweglichen  Teilen  der  Scnnlbank  die  Qefahr  einer  Verletzung  (Quetschung 
etc.)  der  Schüler  aosgeschlossen  sein. 

II.  In  pädagogischer  Beziehung: 

a)  Die  Schulbank  muß  bequemes  Ein-  nnd  Austreten,  eTentnell  auch  unge- 
zwungenes Stehen  in  der  Bank  gestatten; 

b)  die  mnutmng  darf  keine  StQnug  des  Unterrichts  verursachen ; 

c)  jedes  einzelne  Kind  mnfi  beim  Uebergange  yon  der  Sitz-  in  die  Steh- 
stellung unabhängig  von  den  Nachbarn  sein  und  darf  diese  weder  stören, 
noch  behindern: 

d)  der  Lehrer  soll  behufs  Beaufsichtigung  leicht  an  jeden  Schaler  heran- 
kommen kennen; 

e)  mit  Deckeln  versehene  Tintenfässer  mtlssen  in  der  Tischplatte  sicheren 
nnd  fOr  die  Nachbarn  beqnem  erreichbaren  Platz  finden;  auch  sollen  Tor- 
kehrongen  (Auskehlnngen)  zur  vorübergehenden  Aufnahme  von  feder- 
haltem,  Schreibstiften  etc.  vorhanden  sein. 

III.  In  Ökonomischer  Beziehung: 

a)  Billiger  Anschaffungspreis; 

b)  Ein&bheit  und  Dauerhaftigkeit  der  Konstruktion. 

3.  Die  Berücksichtigung  aller  dieser  Forderungen  ist  zur  Zeit  noch 
keiner  der  vielen  im  Gebrauch  beändlichen  Schulbankarten  in  vollkonuaener 
Weise  gelungen. 

4.  Die  meisten  der  neueren  Schulbanksysteme  zeigen  zwar  im  allgemeinon 
das  Bestreben  nach  mSKlichster  Erfüllung  der  hygienischen  Anfordemupen, 
vernachlässigen  aber  vielfach  die  Ansprüche  der  Pädagogen,  und  noch  weniger 
nehmen  sie  Bilcksicbt  auf  die  Mittel  der  Sehnigem  einde. 

&.  Besonders  für  kleinere  ländliche  Schnl gemeinden  ist  aber  die  Schul- 
bankfrage nicht  zum  wenigsten  eine  Qeldfrage. 

Neben  selbstverständlicher  Beachtung  der  dringlichsten  hygienischen 
Vorderungen  ist  deshalb  das  Hauptgewicht  auf  Einfaclmelt  der  Konstruktion, 
Dauerhaftigkeit  des  Materials  und  der  Arbeit,  sowie  auf  einen  den  vorhandenen- 
Hittelo  angemessenen  Preis  zu  legen.  "-  •.-v'^^..^ 
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S.  GTlanbeii  ea  die  rorhandeneD  llittel  und  der  erforderliche  Baum  dei 
Schnbdinmer,  so  empfiehlt  sich  die  Beschaffung  zweisitEi^er  SchnlbKnke  mit 
nnverbiderliclier  (Uinus)  Diatanz.  Bei  Schnl-Neabanten  sind  die  SchDlrlome 
von  TOTsherein  so  groß  anzulegen,  daQ  sie  die  Anastattmig  mit  zweisitagen 
Bänken  gestatten. 

7.  Sind  mehrsitzige  Bänke  nicht  zu  venneiden,  so  wird  in  erster  Linie 
eine  veriloderliche  Distanz  za  fordern  sein.  Die  Veränderlichkeit  nird  am 
besten  durch  Verschiebbarkeit  der  Tische  bezw.  Tischplatte  bewirkt. 

S.  In  wenig  leistnngsfähigen  Schalgemeindea,  deren  alte  Subsellien 
noch  nicht  als  rerbraacht  gelten  nnd  ohne  schwere  finanzielle  Schftdigong 
nicht  beseitigt  werden  kOnnen,  sind  die  nnzweckmäßigen  Sohnlblnke  nach 
hygienischen  Omndsätzen  umzuarbeiten,  wobei  die  Veränderlichkeit  der 
IMstanz  dnrch  Trennnng  der  Tische  von  den  dazu  gehörigen  Sltnen  bewirkt 
werden  kann. 

9.  Die  allzu  langen  (6 — lOsitsdgen)  Bänke  sind  baldmöglichst  anszn- 
schalten  nnd  ans  hygienischen  und  pädagogischen  Gründen  dnrch  kürzere  Büke 
zu  ersetzen. 

10.  Bei  mehrklassieen  Landschulen  mOgen  fttr  jede  Klasse  etwa  zwei 
DnrchachnittsgrOSen  der  Schulbänke  genügen.  In  einklassigen  Schulen  sind 
aber  mindestens  drei  BankgrOBen  zu  fordern. 

11.  Die  Sitzplätze  mttssen  den  Kindern  in  erster  Linie  nach  Ihrer  KOrper- 
grDSe  —  nicht  na^  den  Leistungen  —  angewiesen  werden. 

Kurzsichtige  und  Schwerhörige  haben  anter  allen  Umständen  Anspruch 
auf  einen  Sitz  in  den  vorderen  Bankreihen. 

12.  Die  Aufstellung  der  Bfinke  bat  so  zu  geschehen,  daß  der  Lichtem- 
fall  von  links  erfolgt. 

18.  Bei  den  Schnlbesichtigungen  ist  ein  Zeitpunkt  m  beatlnmien,  bis  zu 
welchem  eine  Nenbescbaffung  gesundheitlich  ein  wandsfreier  Scholb&nke,  bezw. 
die  Umarbeitung  der  alten  Bänke  zu  geschehen  hat. 

Diakussion: 
Von  ärztlicher  Seite  wird  allgemein  betont,  daß  zweisitzigen  Bänken 
mit  geringer  Hinnsdistanz  der  Vorzug  gegeben  werden  mttsse.  Baurat 
Her t ins  empfiehlt  fttr  Landachnlen  In  Bttcksicht  aof  Billigkeit  ein  nach 
den  in  den  Beg.-ßez.  Minden  und  Dauzig  eingeftthrten  Subsellien  von  ihm 
konstruiertes  Modell:  4sitzig,  Flusdistanz  6—10  cm,  6  QrOBen,  Sitzhöhe 
31—41  cm.  Preb  ca.  ö  Mark  pro  Sitzplatz.  Fflr  bereits  bestehende  Schulen, 
wo  weitergehende  Fordemngeu  anf  ränmliche  und  wirtschaftliche  Schwierig- 
keiten stoßen,  wurde  das  Uodell  als  zulässig  nnd  zweckentsprechend 
erachtet. 

Vor  und  nach  den  Vortr&gen  fanden  folgende  DemoDstrstioBen  statt: 
L  Instramente  zur  physikalischen  Bodenuntersnchung; 
II.  AnsrttstUDg  und  Arbeitsanzug  fflr   die  in  Potsdam  ausgebil- 
deten Desinfektoren. 

UL^Das  von  der  Hedizinalabteilnng  des  Kriegsminbterinms  heransge- 
gebene^Werk:  .Die  Fankenphotographic,  insbesondere  die  mehrfache 
funkenphotographie  in  ihrer  Verwendbarkeit  zur  Darstellnng  der  Oeschoßwir- 
knngen  im  menschlichen  KOrper". 

IV.  Entwürfe  fflr  Krankenanstalten  zu  lO,  15  und  25  Betten,  sowie 
einer  Isolierbaracke  für  Infektionskranke  vom  Architekt  Wcidner-Char- 
lottenburg. 

V.  Bakteriologische  Präparate. 

Nach  Schluß  der  Sitzung  vereinigte  die  Teilnehmer  ein  gemeinschaft- 
lichea  Hittagessen  im  „Ansiedler". 

Dr.  Schicbhold-Potsdam. 
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Berteht 
filier  die    oflflKielle  Tersaatailniif   der  HedlzinelbeaBaten 
des  Bex— Bez.  l^lecnltE  aai  S.  Desenber  1903  sn  Uesnltz. 

Zn  der  nach  mittags  1  Chr  vom  Herrn  Reglern  DgsprSsidenten  unter 
dem  Vorsitz  des  Reg.-  n.  Med.- Rat  Dr.  Schmidt  anberaumten  Versammlung 
tut  Medizinalbeamte,  welcher  auch  Herr  Ober-Rg.-Bat  v.  Neefe  nnd  Obi- 
'scbau  beiwohnte,  waren  mit  Änsnabnie  des  Dr.  Erbk  am-Jauer,  welcher  erst 
am  Schluß  der  Versammlung  sieb  einfand,  sämtliche  Kreisärzte,  der 
Kreisaasistenzarzt   Dr.  B  e  u  i  n  d  e  -  Carolath,   sowie    von  den  staatsärztlich  ge- 

6 ruften  praktischen  Aerzten  des  Bezirks  Dr.  Frankc-LOwenberg,  Dr.  Klippe  1- 
eusalz  a.  ü.,  Stabsarzt  a.D.  Dr.  £  le  we-Naumburg  a.  Qu.,  Dr.  Neetzke- 
Landeshut,  Dr.  Ost  ecmann-Oremsdorf,  Dr.  T  a  1  k  e  -  Rothenburg  0.  L.,  und 
Dr.  C.  Scholz-Oärlitz  erschienen. 

Der  Vorsitzende  begrüßte  die  Anwesenden  und  erSfFnete  die  Ver- 
sammlnng  mit  der  Mitteilung,  daß  der  Herr  Regierungspräsident  durch 
anderweitige  wichtige  Amtsgeschäfte  am  Erscheinen  verhindert  sei,  aber  an 
den  auf  der  Tagesordnung  stehenden  Beratungs gegenständen  lebhaften  Anteil 
nehme;  er  lasse  den  Kreisärzten  in  ihren  Bestrebnngen  auf  dem  Gebiete  der 
Senchenbekämpfnng  seine  tatkräftige  Unterstfltznng  zusagen,  setze  aber  ander- 
seits eine  maßvolle  Behandlung  der  zu  trcfTendcn  Anordnungen  in  allen  Dingen, 
anch  bei  den  Orts besichtignn gen,  z.  B.  bei  Schließung  von  Brunnen,  voraus, 
wie  er  überhaupt  schon  wiederholt  empfohlen  habe,  sich  bei  allen  Forderungen 
anf  sanitätspolizelLichem  Gebiete  auf  der  goldenen  MittelstraBe  zn  bewegen. 
Hierauf  dankt  der  Vorsitzende  dem  Herrn  Über-Keg.-Rat  t.  Neefe  und  Obj- 
Bchan  fQr  sein  Erscheinen  in  der  heutigen  Versammlung. 

I.    Der  VorsHzende  bespricht  einige 

gesohBftilehe  Gegenstände. 

Bei  der  .\utstcllung  der  vierteijährlicben  Gebührenverzeichnisse 
(Form.  XIII  der  Dienstanweisung)  ist,  wie  bei  der  Einreichnng  von  allen  Be- 
richten, Uebersichten,  Nachweisungen  oder  dergl.  im  Eingang  auf  den  betr. 
Paragraphen  der  Dienstanweisung  zu  verweisen,  sowie  die  Bichtigkcitsbc- 
scheinigang  am  Schlüsse  nicht  zn  vergessen.  In  Spalte  4  ist  außer  dem  Namen 
der  Stand  des  Auftraggebers  zn  bezeichnen  und  gegebenenfalls,  z.  B.  bei 
Attesten,  der  Zweck  der  Untersuchung  anzugeben,  —  z.  B.  Fostassistcnt  H., 
Gesundheitszeugnis,  —  auch  in  zweifelhaften  Fällen  in  der  letzten  Spalte  zu 
vermerken,  ob  der  Anftrag  auf  amtliches  Erfordern  ausgeführt  ist. 

Hinsichtlich  der  Prüfung  und  Begutachtung  gewerblicher  An- 
lagen, sowie  allgemein  bei  Vorschlägen  zur  Abstellung  von  Mißständen 
(z.  B,  bei  Schulbesichtigungen)  wird  ernstlich  darauf  verwiesen,  sich  mit 
seinen  Anträgen  nicht  auf  das  technische  Gebiet  der  Gewerbeinspek- 
toren oder  Bausachverständigen  zu  begeben,  da  hierbei  Entgleisungen  unver- 
meidlich seien. 

Die  Protokolle  über  die  Beaufsicb tignng  des  Impf gcschäfts 
sind  nicht  dem  Herrn  Regierungspräsidenten  zur  weiteren  Veranlassung  zuzu- 
senden, sondern  der  Kreisarzt  hat  die  erforderlichen  Anträge  betr.  Abstellung 
der  gefundenen  Unregelmäßigkeiten  beim  Landrat  selbst  zn  stellen. 

Die  Niederschriften  über  Besichtigungen  von  Drogcnhand- 
Inngen  verbleiben  bei  den  Akten  der  betreffenden  Ortspolizeibehördc  als  deren 
Eigentum,  sind  deshalb  ihr  nicht  gegen  Rückgabe  einzureichen,  anch  wenn  der 
Kreisarzt  die  Formulare  ohne  Verpflichtung  geliefert  nnd  ;den  liefund  selbst 
niedergeschrieben  hat. 

Die  Montags-Meldekarten  sind  fUr  die  Kalenderwochen  (Sonntag 
bis  Sonnabend)  auszufüllen  und  die  Krankheitsßlle  aus  Krcisarztbozirken,  die 
ans  einem  Stadt-  und  Landkreis,  bczw.  mehreren  Kreisen  bestehen,  behnfs  Ver- 
einfachung der  Geschäfte  und  znr  Erspamng  von  Porto  auf  einer  Karte  zn 
vereinigen. 

In  den  Nachweisungen  der  Dienstreisen  CForm.  Xlf,  g  118  der  Dienst- 
anwoisung)  sbd  die  gemäß  Dienstanweisung  ij  47,  Absatz  3  auszuführenden 
„Apatfaeken-Masternngen''  als  solche  nnd  nicht  als  Nachbesicfatigungcn 
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zu  bezeicboeu,  um  ROckfcagen  neiteas  der  Obcrrcchnnngskanuner  za  venneiden ; 
auch  sind  diese  Hnsterungen  tnnliclial  gelcgcatlich  andemeitiger  Dienst- 
geschüfte  vorzanehmen. 

Die  folgende  Besprechuni;  hat  die  Abrassimg  äe»  J»hregl>~eiicht8  znia 
Gogenstiiad,  ntr  welche  als  Torbildiicb  der  im  Anhang  Seite  71  des  offi- 
ziellen Berichts  ttber  die  20.  H&nptversammlnng  des  prcnliischen  Hedizinal- 
beamteD Vereins  zn  Halle  a.  S.  erschienene  Aafsatz  von  Kreisarzt  Dr.  Schäfor- 
Frsnkfnrt  a.  0.  empfohlen  wird.  Im  besonderen  werden  folgende  Pnnkte  be-- 
sprechen: 

Zu  Abschnitt  VI:  Anträge  betreffs  üntersnchnngen  von  Nah- 
rangsmittcln  oder  wegen  nicht  ausreichender  Vornahme  von  solchen 
Uateraucbangen  sind  nicht  im  Jahresberichte  anznbringen,  sondern  nnter  Be- 
achtung der  hierüber  geltenden  besonderen  Regienings  -  Verfügung  und  des 
§  78  der  Dienstanweisang  von  den  Kreisärzten  selbst  bei  den  Land  ratsam  torn 
zn  stellen. 

Zu  Abschnitt  VII:  Schulschliceun^en  und  deren  Zahl  sind 
nur  hier  bei  Ziffer  1,  Schnlkrankheitcn  nicht  auch  im  ersten  Abschnitt  unter 
Ziffer  2  bei  den  Infektion skrankhcitcn  anzuführen. 

Zu  Abschnitt  VIII:  Unter  Ziffer  1  hat  eine  Auf  reihung  der  im  Be- 
zirk vorhundcnen  gcwerbticben  Betriebe  zu  unterbleiben,  da  diese  den 
Berichten  der  Gewerb eaufsichtsbeamten  vorbehalten  ist,  dagegen  sind  die 
nach  §  16  der  G.  U.  gemachten  ,Begutiichtungen"  einzeln,  nach  Betrieben 
geordnet  anzugeben  und  aufzuzählen.  Unter  Ziffer  2  sind,  wiederum  nach  Be- 
trieben geordnet,  diejenigen  Anlagen  aozugebeu,  welche  a)  allein  oder  h)  in 
Gemeinschaft  mit  dem  Qewcrbcau^ichtsbeamtcn  im  laufenden  Jahre  einer  Be- 
aufsichtigung unterzogen  worden  sind.  Hat  keine  Beaufsichtigung  statt- 
gefunden, so  sind  die  Gründe  hierfür  anzugeben.  Her  ganze  Abschnitt  kann 
tunlichst  kurz  behandelt  werden. 

Zu  Abschnitt  IX:  Bei  Ziffer  1  ist  eine  Tabelle  Ober  die  Krankon- 
bewegung in  den  einzelnen  Krankenanstalten  beizufügen,  der  öffentlichen 
sowohl,  wie  der  privaten.  Bei  Ziffer  3  ist  gemäß  Begiernngs- Verfügung  vom 
25.  Juli  1902  Über  ausreichende  Besoldung  und  Verpflegung  des  Wärter- 
personale,  un gemessene  Zeit  für  Erholung  vom  Pflegedienst  und  zulängliche 
Veraorgong  im  Falle  eintretender  Dieustnniäbigkeit  zu  berichten.  Ebenda  ist 
in  der  Zusammenstellang  der  Besichtigungen  von  Krankenanstalten  die  Zahl 
der  im  Jahre  aufgenommenen  Geisteskranken,  nicht  nnr  der  Bestand 
am  Jahresende,  anzugeben,  sowie  ob  ihre  Unterbringung,  Pflege  und  Be- 
handlung zweckmäßig  erschien.  Bei  Ziffer  5  L^t  die  Begierungs  -  Verfügung 
vom  17.  Dezember  1902  ~  Pa.  Ö107  —  zu  beachten  und  unter  Beiftl^ng 
einer  sUebersicht"  über   Zahl,    Art    und   Unterbrin^ng_  der   in    Familien- 

E flöge  befindlichen  Geisteskranken,  Epileptischen  und  Idioten  zu 
erlebten. 

Bei  Ziffer  XI  ist  eine  tabellarische  Ucbersicht  der  Haltekinder 
beizufügen. 

Zu  Abschnitt  XIII.  Bei  Aufstellung  des  Medizinal  -  Personals  ist 
von  der  Einfügung  von  „Uebersich ten"  mit  Fehlvermerk  abzusehen,  da 
hierdurch  die  Uebersichtlichkeit  gestSrt  wird;  dagegen  sind  die  zu  den  ein- 
zelnen Kategorien  —  Aerzte,  Apotheker,  Hebammen  pp.  —  gehörigen  Personen 
ziffermäQig  anzugeben.  Bei  den  Hebammen  ist  die  Zahl  der  Bezirks-Heb- 
ammeu  gesondert  von  der  der  frei  praktizierenden  zu  vermerken,  über  Wieder- 
holunpkurse  zu  berichten  und  das  Ergebnis  der  Nachprüfungen  nach  dem 
vorgeschriebenen  Formular  aufzustellen. 

Im  ullgemeineu  ist  nicht  auf  Vor  berichte  einfach  zu  verweisen,  sondern 
ihr  Inhalt  kurz  anzugt-beu. 

Alit  der  Abfnäsung  von  Uustern  zu  tabclliiriäcben  UeberdichtcB  werden 
die  KreisSrÄte  Dr.  Sebrüder  und  ilr.  Scholz  beauftragt. 

II.    Die  Scbnlbcslcbtlgnngea  der  KrelBinte. 

Dir  Iteferint.  Geh.  lled.-ßat  Kreisarzt  Dr.  Köhler -Landeshut,  der 
ül>er  seine  Beubni-htungeii  in  Luudgciiieindea  vortragen  will,  gibt  ;>ls  lEinleitung 
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einen  geschichtlichen  Ueberblick  über  di^onigen  Bestrebungen  für  die  Schule 
in  gesundheitlicher  Beziehung,  welche  der  Einführung  einer  kreisärztlichen  Bc- 
ftufsii^tignng  roransgegan^on  sind.  Er  weist  auf  iaa  rege  Interesse  hin, 
welches  in  der  nenecen  Zeit  für  die  öffentliche  Qesiindheita pflege  erwacht  sei 
vnd  sich,  der  Bedcutong  des  Gegenstandes  angemessen,  der  Sdiule  mit  einer 
gewissen  Vorliebe  zngewandt  habe.  Pädagogen,  Aerzte,  Architekten  seien  in 
Wetteifer  mit  einander  getreten,  die  Schalgesnndheits pflege  zu  fördern  und 
Untersach nngen  anzustellen,  auf  welche  Weise  die  aufgefundenen  Schäden  der 
ScholTerhältnisse  beseitigt  oder  vermieden  werden  könnten.  Nutzen  hätten  zunächst 
davon  die  großen  Städte  gezogen,  welche  bessernde  Hand  an  veraltete  9chnl- 
einrichtangen  gelegt  hätten.  Auch  der  Staat  habe  durch  vereinzelte  Erlasse 
nnd  TecfQgnngea  diese  Bestrebungen  zu  fordern  gesucht  und  dadurch  bezeugt, 
daß  er  es  für  seine  Aufgabe  halte,  in  einer  harmonischen  Entwickelung  der 
geistigen  und  kürperlichen  Anlagen  die  Jugend  zum  Dienste  des  Vaterlandes 
zn  erziehen  und  Schädlichkeiten  von  ihr  fern  zu  halten,  welche  mangelhafte 
Schalein  riebt  ungen  auf  die  Oesundbeit  des  kindlichen  Organbmus  auszuüben 
vermögen. 

Diese  Erlasse  nnd  Verfügungen  haben  jedoch  nicht  vermocht,  die 
UebelstBnde  der  Schnlränmlichkeiten  und  ihrer  Ausstattung  zu  beseitigen. 
Die  Mittellosigkeit  der  Gemeinden  nnd  die  Unmöglichkeit,  das  Alte  sofort 
aufzugeben  und  Neues  an  die  Stelle  zu  setzen,  seien  nicht  zu  überwindende 
Schwierigkeiten  gewesen.  Von  großer  Bedeutung  für  die  Förderung  der 
Gesundheitspflege  sei  die  von  dem  deutschen  Verein  für  Bffentliche  Ge- 
sundheitspflege im  Jahre  1870  an  den  Herrn  Hinister  der  geistlichen,  Unter- 
richtS'  und  Medizinalangelegenbeiten  gerichteten  Petition  geworden,  in  der 
betont  wurde,  daß  die  Schule  in  ihrer  Einrichtung,  wie  in  ihrem  Betriebe 
in  mannigfaltiger  Weise  die  Gesundheit  der  Schiller  benachteiliec  und  daß 
es  Pflicht  des  Staates  sei,  diese  schädlichen  Einwirkungen  darcn  Einfüh- 
rung einer  sanitätapolizeilichen  Ueberwachung  der  Schale  zn 
beseitigen. 

Das  Verlangen  nach  einem  Scholgesetzc,  welches  die  gesamten  Schnlver- 
hältnisse  ordne,  sei  bis  jetzt  nicht  erfOUt  worden.  Indes  seien  für  die  Schale 
nach  ihren  baulichen,  gesundheitlichen  und  Betriebs  Verhältnissen  so  feste  nnd 
fast  allgemein  ab  giltig  angenommene  Grundsätze  aufgestellt  und  zum 
Teil  durch  den  Ministerialerlaß  vom  15.  November  1895  für  ländliche  Schul- 
bauten im  Bereiche  des  ganzen  Staates  zur  Norm  erhoben  worden,  daß  es  mög- 
lich sei  —  bereite  Mittel  überall  vorausgesetzt  ~  fast  ideale  Schulverhältuisse 
zn  schaffen,  welche  die  sanitatspolizeiUche  Ueberwachung  wesentlich  erleichtern 
würden.  — 

Auf  Orund  des  Kreisarzt gesetzes  sei  dem  Kreisarzt  die  Beauf- 
sichtigung der  Schttic  zur  Pflicht  gemacht  und  die  Grenzen  und  Auf- 
gaben dieser  Obliegenheit  in  den  ^g  94—97  der  Dienstanweisung  festgestellt 
worden. 

Nach  eingehender  Erörterung  der  im  §  94  in  Bezng  iiuf  die  Sobulbe- 
sichtigungcn  gestellten  Forderungen  und  unter  Hinweis  auf  die  im  For- 
mular IX  der  Dienstanweisung  zu  beantwortenden  Fragen,  aus  welchen  her- 
vorgehe, daß  der  Kreisarzt  die  Grundsätze  der  Schalhygiene  auf  die  bestehenden 
Schalrerbältnissc  anzuwenden,  Abweichungen  von  dem  ein  für  allemal  als  not- 
wendig oder  als  wünschenswert  Bezeichneten  festzustellen  nnd  Vorschläge  znr 
Beseitigung  vorgefundener  Hißstände  zn  machen  habe,  betont  Referent,  daß 
danach  dem  Kreisarzte  bezüglich  der  Schulen  eine  mnfan^reiche,  dankenswerte, 
aber  zeitraubende  Tätigkeit  zur  Pflicht  gemacht  worden  ist.  Soll  sie  gewissen- 
haft, der  Wichtigkeit  des  Gegenstandes  angemessen  sorgfältig,  in  vollem  Um- 
fange geübt  werden,  so  nimmt  sie  in  großen  Städten  Tage,  in  mittleren 
Städten  nnd  größeren  Dorfgemeinden  mit  mehrklassigen  Schulen 
mindestens  einen  Tag  und  in  Dörfern  mittlerer  Größe  viele  Stunden  in 
Anspruch,  ein  Zeitraum,  der  nicht  geringer  wird,  wenn  die  Besichtigung  der 
Schalen  zweier  benachbarten  kleinen  Dorfgemeinden  an  einem  Tage  vorge- 
nommen wird,  zumal  in  den  meisten  Schulen  auf  dem  Lande  der  Unterricht 
vormittags  und  nachmittags  erteilt  wird  und  der  Gesandheitsznstand  sämt- 
licher Schüler  festgestellt   werden  soll.  '■  ..  ■..  .y.v.^  i^ 
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Trotz  dieser  umfassenden  und  zeitraubenden  Tätigkeit  schreibt  §  94  der 
Dienstuiweisnng  Tor,  d&ß  die  Schnlbesichtigimg,  f&Ils  sie  nicht  gelegent- 
lich sonstiger  üienstgeschäfte  erfolgt,  mit  den  allgemeinen  OrtsbesichtigiuigeB 
zu  verbinden  ist.  Anderweitige  Dienstgeschäfte  des  Kreisarztes,  z.  B.  Er- 
mittelangcn  bei  epidemischer  Ansbreitnng  einer  Krankheit,  gerichtsärztlicbe 
Geschäfte,  Obdaktions-  oder  Explorations-tennine,  firtliche  Untersnchnngen 
eines  sanitären  Uefaelstandes  sind  aber  nnmOglich  als  solche  anzosehen,  vor 
oder  nach  deren  Erledigung  noch  die  Besichtigung  von  Schalen  erfolgen 
konnte,  ganz  abgesehen  davon,  daß  der  Landrat,  der  Kreisachnlinspcktor ^  ^ 
bei  Fortbiidnngs-  nnd  Fachscbnlen  der  Yoraitzende  des  Schnlrorstajides  — 
rechtzeitig  vorher  zn  benachrichtigen  sind. 

Anch  mit  Ortsbesich tignngen  lassen  sich  die  Besichtigungen  der  Schalen 
nicht  verbinden.  Beide  Besichtigungen  sind  wichtige,  gleichwertige  kreisärzt- 
licbe  Verrichtungen  nnd  nehmen,  wenn  sie  nicht  oberflächlich,  sondern  im  vollen 
Umfange  gewissenhaft  ansgefbhrt  werden,  viel  Zeit  in  Ansprach.  In  Städten  und 
grSBeren  Dorfgemeinden  mit  m eh rkl assigen  Volks-  und  anderen  Schulen  ist  es 
daher  nnmSglich,  an  die  Ortsbesichtigung  die  Schalbesichtignng  oder  an  die 
Scbulbcsichtigung  die  Ortsbesichtigung  anzuschließen,  wenn  der  Anfenthalt  an 
diesen  Orten  nicht  über  Gehöhr  und  Vermögen  ausgedehnt  werden  solL  Auch 
für  Besicht iguneen  von  zwei  benachbarten  kleinen  Dorfgemeinden  mit  Halb- 
tagschnlen  ergibt  sich  dieselbe  Schwierigkeit.  Dazu  kommt  noch,  daä  Orts- 
besichtignngen  zweckmäßig  nar  in  der  besseren  Jahreszeit,  im  Frühling,  Sommer 
und  Herbst  vorgenommen  werden  können,  während  die  Besichtigung  der 
Schulen  anch  im  Winter  stattfinden  soll. 

Um  alle  diese  Schwierigkeiten  zu  beseitigen  und  eme  erfolgreiche 
Schulbesichtigung  zu  ermöglieben,  schlägt  Referent  deshalb  vor,  da(t  g  94 
der  Dienstanweisung  dahin  abgeändert  wird: 

Der  Kreisarzt  hat  alljährlich  dem  Herrn  Regierungs- 
präsidenten, wie  dies  bei  den  Ort sfaesich tignngen  geschieht, 
d ic  Schulen  namhaft  zu  machen,  welche  erim  Laute  des  Jahres 
zu  besichtigen  gedenkt,  und  dazu  sich  die  Genehmignng  za 
erbitten;  die  Besichtigung  der  Schulen  ist  nicht  gelegen tlich 
anderer  Dienstgeschäfte,  auch  nicht  in  Verbindung  mit  den 
Ortsbesichtigungen  auszuführen. 

netcrent  bespricht  hierauf  die  Grandsätze,  von  denen  sich  der  Kreisarzt 
bei  seinem  Bericht  an  die  Känigliche  Begierang  über  die  erfolgten  Schul- 
besichtiguugen  und  bei  seinen  Vorsehlägen  znr  Abstellung  der  vorge- 
fundenen Mißstände  leiten  lassen  solL  Er  weist  darauf  bin,  daß  die  gesund- 
heitsschäd Lehen  Einflüsse  der  Schulen  ihren  Ursprung  entweder  im  Schulbause 
selbst  nnd  seinen  Einrichtungen,  oder  in  dem  Betriebe  der  Sehnten,  in  der  Art 
und  Durchführung  des  Unterrichts,  haben.  Diese  Gesichtspunkte  maß  der 
Kreisarzt  bei  der  Schulbesichtigung  stets  berücksichtigen  und  auf  Grnnd  des 
Ergebnisses  das  vorgeschriebene  Formular  in  vollem  Umfange  ausfüllen,  um 
ein  genaues  Bild  von  der  Beschaffenheit  der  besichtigten  Schule  zn  geben.  In 
dem  Beglcitbc richte  sind  dann  die  vorgefundenen  Uißstände  sämtlich 
hervorzuheben,  die  Vorschläge  zu  ihrer  Beseitigung  aber  auf  das 
Notwendigste  zu  beschränken.  Ueherall  gibt  es  noch  Schulen,  die 
nicht  den  primitivsten  Anfordernngen  der  Schulgesnndheits pflege  entsprechen ; 
Anträge,  diese  Schulen  zu  beseitigen  und  an  ihre  Stelle  sofort  neue,  den  An- 
forderungen der  Hygiene  entsprechende  zu  errichten,  werden  aber  von  vorn- 
herein als  aussichtslos  zu  bezeichnen  sein,  da  die  wirtschaftliche  Lage  der 
Landbevölkerung  nnd  die  Leistungsfähigkeit  der  Baupflichtigen  einerseits,  die 
Beitragslastcn  des  Staaten  anderseits  mit  solchen  Forderungen  nicht  in  Ein- 
klang zu  bringen  sind. 

Gleichwohl  ist  das.  was  durch  die  kreis  ärztliche  Besichtigung  der 
Schulen  erreicht  werden  kann,  keineswegs  unerheblich;  Mängel  der  Hei- 
znngs-undLüftungsvorichtungen,  der  Fürsorge  für  die  richtige  Tem- 
peratur, des  Anstrichs  der  Wände,  der  Decke  und  des  Fußbodens  im  Schnl- 
zimmer,  der  Staubbescitigung,  der  Wasserversorgung,  der  Ab- 
ortsanlagen, der  Turngeräte,  des  Tnrn-  nnd  Spielplatzes,  der 
'Icinlichkcit  der  Schutkinder,  der  Absonderung  der  Kranken  von  den 
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Oeanndeo  usw.  werden  ohne  Schwierigkeit  abzustellen  und  als  im  Balunen 
dea  Notwendigen  liegend  zu  beseiohnen  sein.  Dam  Befereaten  iat  es  anoh  ge- 
wShnlich  gelungen,  mit  Hilfe  eines  kleinen  Kachdmckes  der  AnfsicbtabehOrde 
die  SclinlTorstinde  znr  Beseitigung  solcher  Debelatände  zn  bewegen ;  dagegen 
sind  ihm  bisher  die  Pläne  TonSchnlnenbanten  in  seinem  Kreise  nicht 
zur  hjgieniscliei)  PrOfaog  yorgele^  obwohl  eine  solche  im  §  95  der  Dienst- 
anweisung 70igeschrieben.  nnd  die  Beachtung  dieser  Vorschrift  im  Interesse 
der  Bau[michtigen  sicherlich  ancezeigt  ist.  Dann  wurden  anch  HiBgriffe, 
wie  in  seinem  Kreise,  nicht  rorkonunen  können,  wo  sich  ein  neues  3chnl- 
gebände  schon  nach  2  Jatiren  als  er  weite  mnesbedürftig  erwiesen  habe,  tind 
ein  anderes  auf  einer  sumpfigen  Wiese  in  der  Nabe  eines   Teiches   erbaut  sei. 

Beferent  weist  weiterhin  auf  die  dem  Kreisarzt  ans  g  96  der  Dlcost- 
SBweisuDg  erwachsende  Pflicht  liin,  darüber  zu  wachen,  daB  die  znr  Ver- 
hntnuR  der  Üebertragung  ansteckender  Krankheiten  durch 
die  Schulen  gegebenen  Vorschriften  (§  14  des  BegoL  vom  8.  Augnst  1815, 
g  16  des  HeichssencbengeBetzes  vom  .^0.  Jnni  1900,  sowie  Hin. -Erlasse  vom 
14.  Juli  1881   20.    Mai  1898  und  26.  Ängnst  1908)  beachtet  werden. 

Verfehmngen  gegen  diese  Bestimmungen  hat  Beferent  nur  insofern  zn 
rflgen  gehabt,  ak  Kinder,  welche  an  Scharlüh,  BOteln  oder  Hasen  erkrankt 
gewesen  waren,  frfther  zum  Sculbesuch  wieder  zugelassen  wurden,  als  der 
normale  Kranlfheitsverlauf  erfüllt  oder  durch  ärztliches  Zeugnis  die  Anstecknngs- 
Ühigkeit  als  erloschen  anzusehen  war.  Nach  seiner  Ansicht  sollte  bei  jeder 
Verbreitung  dieser  Krankheit  den  Vorstehern  oder  Leitern  der 
Schalen  die  BestinunnnK  über  die  Wiederzulassung  der  erkrankt  gewesenen 
Schüler  besonders  in  Erinnerung  gebracht  werden,  Ueberhanpt  sei  es 
dringend  zu  empfehlen,  daß  die  Kreisärzte  mehr  als  bisher  mit  den  Lehrern 
Fühlung  nehmen,  sich  an  den  Kreislehrerkouferenzen  beteiligen  nnd 
hier  Vorträge  Über  h7gienische  Fragen  halten. 

Im  Nachlaß  an  §  97  der  Dienstanweisung^  in  welchem  dem  Kreisärzte 
die  Anregung  und  Onterstütsung  gemeinnütziger  Bestrebungen  anf 
schalhygienischem  Gebiete  zur  Pflicht  gemacht  wird,  erwähnt  Refe- 
rent, daö  er  im  Jahre  1888  einen  Verein  znr  Errichtung  und  Unterhaltung 
eines  Ksabenhorts  In  der  Stadt  Landeahut  ins  Leben  gemfen  habe,  in  dem  46 
arme  Schüler,    welche   auBer   der  Unterrichtszeit   sich   selbst   überlassen  sein 


Der  er- 
:i  nicht  zu  unterschätzen  nnd  ermutige 
idtnng  derartiger  Eemeinnützi^er  Untemelimeo. 

Beferent  fafit  seine  Aasführungen  in  6  Leitsätze  zusammen, 
die  nachstehend  bei  der  Diskussion  mitgeteilt  und  durch  gesperrten  Druck 
hervorgehoben  sind. 

Der  Korreferent,  Ued.-Bat  Dr.  E r d n e r - OOrlitz,  der  sich|über 
seine  in  größeren  und  mittleren  Städten,  im  besondere»  in  Görlitz  bezw.  Jauer 
gemachten  Beobachtungen  vorwiegend  angläßt,  stimmt  den  AnsftÜtmngen  des 
Beferenteo  und  insbesondere  seinen  Leitsätzen  bei.  Er  hält  ebenso  wie  dieser 
die  Besichtigungen  von  Schalen  zussmmen  mit  der  Ortsbesichtignng  in  größeren 
Landgemeinden  und  in  den  Städten  an  einem  Tage  nnausführbar  und  ver- 
langt deshalb  gleichfalls,  daß  hei  Beginn  eines  jeden  Jahres  außer  dem  bereits 
Torgeechriebenen  Orts  besichtigungsplan,  noch  besonders  ein  Schuibesichtigungs- 
plan  für  das  laufende  Jahr  an  die  zastSudige  vorgesetzte  Behörde  einzu- 
reichen seL 

Bei  den  Vorschlägen  zur  Abänderung  rorgefandener  Hißstände  in  den 
alten  Schulen  soll  der  Kreisarzt  namentlich  in  denjenigen  Städten,  in  welchen 
der  Hygiene  in  der  Schale  bereits  seit  einigen  Jahren  eine  aasschlaggebendo 
Stellung  eingeräumt  wird,  Scholnenbaotea  besümmongs gemäß  aufgeführt  und 
bei  den  Schulein richtongen  stets  das  leibliche  Wohl  der  Kinder  im  Auge  be- 
halten wird,  sich  anf  das  unnmgän^lich  Notwendige  beschränken,  die  FinanZ- 
li^  der  Stadt  berücksichtigen,  weil  sonst  harinäckiee  Opposition  geschaffen 
Wild.  In  einigen  Städten  seines  Kreises  sind  bereits  Braneeoäder  eingerichtet, 
Bettigbänke  beschafft,  es  ist  für  gute  Beleuchtung,  wie  für  Erwärmung  der, 
Zfanmer   durch  Sentralniederdruck-DauipÄieizang   gesorgt......    .:  \  ■*  '  .jS^*- 
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&i  OOrliU  werden  tun  1.  April  1904  Schalliste  ftnsestellt 
wwden.  Bd  den  Tom  Korreferonten  in  Oflrlltz  Torraioinmeneti  Bchaberi- 
sionen  wurde  namentlich  bei  den  Hldchen  wiederbät  eine  Keh&nfte  An- 
EBhl  hocheradigeT  Kurzsichtiger  angetroffen  and  hierfOr  von  eiuelnen  Iiehrero 
der  in  frOh  begonnene  und  zu  lange  Zeit  —  gleich  2  Stunden  hintereinuider 
—  ansgedehnte  Strick-  und  sonstige  Eandfertigkeita  -  Unterricht  nraftchlich 
angeschuldigt.  Erfreulich  sei  die  Tatsache,  daß  die  HBdchen  dea  letsteii 
Jaorgancres  in  einzelnen  Schulen  theoretischen  nnd  praktischen  Koch  Unter- 
richt ertulten,  dafi  sie  fleiÜg  tarnen  und  dchan  Jngendapielen  beteOigen 
dDrfen. 

Aach  darin  stimmt  der  Korreferent  dem  Vorredner  bei,  daß  Tor  Eis- 
richtiing  Ton  Neu-  besw.  Erweitemngsbanten  Ton  Schulen  die  Einreicbnng 
der  Baupläne  an  den  Kreisarzt  znr  Prüfnng  vom  hygienischen  Standpnnkte 
Torteilh^t  ist.  Desgleichen  mnfi  den  Lehrern  der  Uinisterialerlaß  Tom 
14.  Juli  1884,  betre^d  Anwelsnng  znr  Verhütong  der  Uebertrwung  >■• 
zteckender  Krankheiten  durch  die  Schalen,  wiederholt  ins  l^dicbtniB 
znrüdtgernfBn  werden. 

Uiskussion: 

IHe  ErCrtening  Aber  beide  Vorträge  eröffnete  der  Vorsitzende  mit 
der  Bemerkung,  daß  die  Referenten  über  das  Thema  insofern  hinaus gegangeii 
seien,  als  sie  nicht  nur  den  §  94  der  Dienstanweisung  zum  Gegenstand  ihrer 
Betrachtung  gemacht,  sondern  in  diese  sach  die  Prüfnng  van  Schnlbaaror- 
lagen,  die  Schals chlieBung^  ond  gemebntltzige  Bestrebangen  auf  scholhygie- 
nischem  Qebiete,  d.  h.  die  gg  96—97  der  Dienstanweisang  hineinbezogen 
h&tten ;  er  bittet  deshalb,  diese  bei  der  nun  folgenden  Besprechung  nnr 
zu  Strien. 

Herr  Ober-Beg.-Rat  t.  Neefe  und  Obischau  tritt  in  eine  Be> 
sprechnng  der  rom  Beferenten  gemachten  Ausführungen  ein  and  bemerkt  zu- 
nächst, daß  er  eine  Qbet  den  Baomen  der  Dienstanweisong  binanagehende  Nor- 
miemng  der  kreis  ärztlichen  Tätigkeit  nicht  ftlr  opportun  nalte,  vielmehr  mfissc 
dem  liedizinalbeamten  möglichst  freie  Initiative  gelassen  werden. 

Hinsichtlich  der  Einwirkung  auf  die  Lehrerschaft  in  hf^enischer  Be- 
ziehung stimme  er  der  Ansicht  des  Beferenten  voUkommen  bei,  daQ  dies  in 
geeigneter  Weise  gelegentlich  der  Kreislehrer-Konferenzen  geschehe» 
kltnne;  er  stellt  eine  Vorfflgung  in  Aussicht,  nach  welcher  die  Kreisärzte  regel- 
mäßig zu  ihnen  eingeladen  werden  sollen. 

Betreffs  der  jeweili||en  Verbindung  der  Scholbesichtigungen 
mit  den  Ortsbesich tignngen  teilt  er  die  Ansicht  der  Beferenten  uzo- 
tem,  als  sich  das  Nebeneinander  oeider  Verrichtungen  an  einem  Tage  in  vielen 
Fällen  nicht  werde  ermOglicben  lassen,  wenn  die  erforderliche  Grttndlicbkdt 
gewahrt  bleiben  solle  j  indessen  sei  die  grundsätzliche  Trennung  der  Schul-  und 
Ortsbesichtigangen  nicht  mit  der  von  den  Referenten  betonten  Schärfe  aoa- 
znsprechen,  da  es  ja  auch  sicherlich  Fälle  gebe,  in  denen  beides  gleichzeitig 
aoBiührbar  seL 

Hit  der  angeregten  Einreichung  von  Nachweisnngen  deijenigen 
Schulen,  welche  je  im  laufenden  Jahre  besichtigt  werden  sollen,  analog  der- 
jenigeu  für  die  Ortsbesichtigungen,  erklärt  er  sich  einTerstanden ;  diese  Be- 
sichtigungspläne  seien  an  die  Schnlabteilung  der  Kanigllchen  Regierung  zu 
schicken. 

Der  Bemängelung  des  Referenten,  daß  es  häufig  unterlassen  werde,  dem 
Kreisarzt  die  nach  g  95  der  Dlenstanwebung  zu  prüfenden  Pläne  von  Schul- 
neubauten zur  hygienischen  Begutachtung  vorzuleben,  was  in  mehreren 
Fällen  zu  fehlerhaften  Aulagen  und  nachheriger  kostspieliger  Abänderung  ge- 
fäbrt  habe,  stimmt  er  bei,  bemerkt,  Aaß  dies  wohl  nur  bei  Neubauten  omie 
Staatsbeihilfe  der  Fall  sein  werde,  nnd  stellt  in  Aussicht,  daß  die  Pläne  künftig 
den  Kreisärzten  jeweils  r^elmäßig  zugeben  werden. 

Bei  Schließung  von  Bcbnlen  wegen  Ansteckender  Krankhnten 
ersuche  er  möglichst  vorsichtis  zu  verfahren  und  eine  solche  nnr  unter  sorg- 
fältiger Abwägung  aller  Verhältnisse  in  Vorschlag  zn  bringen,  znmal  nach 
'?ber  Ansicht  dadureb,   daß  die  Kinder  nach  ebier  Scbulschliefiang  mit  «fn- 
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aadai  in  labhsftereii  Verkebr  treten,  eine  Senche  h&nflg  eine  giOSere  Ver- 
breitoBg  gewinnen  kDnn& 

Er  BchUeBt  mit  dem  Wnnache,  d&B  sidi  der  kreis&ritllclie  Benif,  wie 
biilier  so  anch  weitertiin,  in  Beinen  H&ndlnngen  Ton  der  selbstlosen  Treue,  die 
Um  kennzeichne,  leiten  Isssen  möge.  ^ 

Der  Torsitsende  fOgt  diesen  AnsfUhningeti  binia,  daß  die  Tom  Be- 
ferenten  betonten  Schwierigkeiten  hinsichtlich  der  VerbindanK  der  Schul-  und 
Ortsbosichtigongen  sich  Toranasichtllch  nnr  in  der  ersten  fij&hrigen  Periode 
geltend  machen  wQrden,  späterhin  dagegen,  wenn  die  gmndlegenden  Tat- 
sachen gesammelt  seien,  sich  die  Qeschäfte  vielfach  rascher  würden  ab- 
wickeln Isssen. 

Hieranf  wird  in  die  Besprechung  der  von  den  Beferenteo  aufgestellten 
Leitsätze  angetreten: 

Leitsatz  1:  ,Die  Besichtigung  der  Schnlen  ist  in  der  Tor- 
geschriebenen  Weise,  gelegentlich  anderer  Dienstge- 
schäfte oder  in  Verbindnug  mit  den  Ortsbesichtigungen 
ftkr  den  Kreisarzt  nicht  ansfflhrbar.* 

Der  Vorsitzende  bemerkt  einleitend  und  anschlieSend  an  seine  letzte 
Aeussernnfl;,  daQ  der  Leitsatz  nicht  allgemein  antgefaQt  werden  und  nur 
für  spezielle  Fälle  Qeltung  beanspruchen  kOnne.  Die  Debatte,  an  der  sich 
außer  den  Beferenten  die  Herren  Hern,  Hirschfetd,  Schröder  nnd 
Schilling  beteiligen,  läßt  eine  verschiedenartige  Auffassung  erkennen,  die 
sich  zam  Teil  ans  3er  üngleichartigkeit  der  Ortschaften  in  den  einzelnen  Be- 
drken  erklärt.  Während  einige  Kreise  in  der  Mehrzahl  größere  zusammeu- 
häogende  und  namentlich  in  den  Gebirgsgegenden  sehr  langgestreckte  Dfirfer  mit 
oft  mehreren  Schnlen  enthalten,  überwiegen  in  anderen  Kreisen  wenig  be> 
TSlkerte  Ortschaften  mit  Halbtagsscbnlen.  Von  diesem  Oesichtspankte  aus- 
gehend findet  der  Leitsatz  in  dem  Sinne  Zustimmung,  daß  er  nicht  allgemein 
aubufusen  ist,  sondern  sich  nur  auf  grOSere  und  mittlere  Städte  sowie  auf 
größere  Dörfer  mit  größeren  oder  mehrklassigen  Schnlen  be- 
neben solL 


.Der   Kreisarzt   hat,   wie  dies  bei  den  Ortsbe- 
sichtigungen geschieht,  für  B  Jahre  einen  Plan  der  Schul- 


ichtieuugeu  aufzustellen  und  am  Anfang  jeden  Jahie 
"'ulen,  we'""^""     '      '•■       t.>.____i.__s_>...  — 
t,  der  KOnigli 
ich  dazu  die  Genehmigung  zu  erbitte 


die  Schnlen,  welche  er  im  Laufe  des  Jahres  zu  besichtig 
gedenkt,  der  Königlichen  Begiernug')  namhaft  zu  mach 


ludet  keinen  Widerspruch. 

Bei  Leitsatz  8:  .Bei  den  Vorschlägen  zur  Abänderung  vor- 
gefundener Hißstinde  hat  er  sich  auf  das  anamg&nglich 
Notwendige  zu  beschränken,  weil  alles  über  das  HaQ  hin- 
ausgehende sich  nicht  verwirklichen  läßt." 
werden  von  den  Herren  Hasseustein,  Leder,  Steinberg  und  KOhler 
die  LichtrerhUtnisse  in  den  Schulen  einer  näheren  Besprechung  unterzogen, 
ffierbei  kommt  zum  Ausdruck,  daß  diese,  namentlich  m  älteren  Oebänden,  in 
vielen  Fällen  recht  unzureichend  sind,  der  Abstellung  des  Uebelstandea  ander- 
seHs  wenig  Angriffspunkte  gegeben  sind.  Einer  Vergrößerung  der  Fenster  stehen 
oft  große  technbche  Schwierigkeiten  im  Wege;  man  müsse  daher  meist  zu 
kidnen  Kitteln,  wie  Abschrägen  der  Fensternischen,  Nenanstrich  der  Bahmen, 
Wände  nnd  Decken  in  hellen  Farben,  die  Entfernung  von  die  lachtznfubr  be- 
hiademdeu  Bäumen  nnd  Stränchem,  Abblenden  des  Lichtes  vorderer  Fenster 
durch  Fensterläden  oder  mattgraue  Vorhänge  usw.  greifen.  Im  übrigen  wird 
allseitig  daran  festgehalten,  daß  es  geboten  sei,  sich  auf  das  Notwendigste  zu 
beschrloken. 

Zu  Leitsatz  1:     «Bei  Errichtung  von  Neubauten   oder  Er- 
weiterungsbauten von   Schalen   liegt   es  im  Interesse  der 


))  Niobt  dem  Herrn  Begierungspräsideoteii.   ' 


28  Bericht  Aber  die  VerEtunmlmig 

Banptlichtigen,   daß  die  Pläne  nebst   Beschreibungen  dem 
Ereiaarte  zur  hygienischen  PrUfang  Torgelegt  werden." 
wird   vom   Herrn  Vorsltienden   auf   die  Aeofiening  des   Herrn  Ober-Re- 

fiemngsrates  betreffs  des  Erlasses  einer  dahingehenden  Terfftgnng  seitens  der 
cholaDtellang  verwiesen. 

Herr  Steinberg  regt  an,  daß  schon  tot  der  FeststeUnng  nnd  Ans- 
arbeitong  der  Banptäne  eine  Verständigung  zwischen  BaosachTerstl^digen  and 
Kreisarzt,  nnd  zwar  bei  einer  gemeinscnaftlichen  Besichtignng  stattflnden  solle. 
Dies  Verfahren  TCmüttle  nicht  nnr  die  sehr  wünschenswerte  persönliche  Ati' 
nähemng  zwischen  beiden,  in  ihrer  Tätigkeit  sich  so  oft  berührenden  Beamten, 
sondern  gebe  auch  Gelegenheit,  sich  auf  dem  Boden  mündlicher  Besprechang 
und  unter, Ersparung  von  Zeit,  unnötigem  Schreibwerk  nnd  Vermeidung  späterer 
Differenzen  Ober  die  belangreichen  Punkte  zu  Terständigen. 

Herr  Schilling  unterstützt  diesen  Antrag  und  macht  darauf  aufmerk- 
sam, daß  es  notwendig  sei,  dem  Medizinalbeamten  bereits  die  erste  Skizze 
Torzulegen,  da  es  späterhin,  nach  Fertigstellung  der  Anschläge  usw.  oft 
mit  grCBtcn  Schwierigkeiten  verbunden,  ja  manchmal  unmöglich  sei,  am  Bau- 
plan etwas  zu  ändern. 

Herr  Hirschfetd  wünscht  eine  Erweiterung  des  Leitsatzes  dahin, 
daß  bei  Neubauten  der  Kreisarzt  auch  über  die  Anlage  der  Schnlbrnnnen, 
deren  Wichtigkeit  ohne  weitere  Begründung  einlenehte,  zu  hören  seL  Die 
Herren  Leske  nnd  Steinberg  machen  darauf  aufmerksam,  daß  sich  bei  der 
Beschaffung  nener  Schulbänke  ebenfalls  die  k reis ärzli che  Mitwirkung  &la 
sehr  wünsuienswert  erweise,  weil  darin  nicht  einheitlich  vorgegangea  werde, 
sondern  bei  der  Neubeschaffung  häufig  wenig  zweckmäßige  Hodelle  gewählt 
wOrdeu,  denen  bei  der  Besichtignng  der  Beifaß  zn  versagen  sei.  Es  wird  dea- 
halb  der  Wunsch  ausgesprochen,  daß  seitees  der  Königlichen  Regierung  darauf 
bezügliche  Vorschriften  erlassen,  bezw.  Muster  von  Bänken  angegeben 
werden,  wie  sie  für  die  Terschiedenen  Verhältnisse  (Stadt  nnd  Land)  passend 
und  geeignet  sind. 

Der  Vorsitzende  erklärt,  da  der  Ober-Reg.-Bat  von  Neefe  und 
Obischau  sich  wegen  anderer  Dienstgeschäfte  entfernt  hat,  sich  bereit,  der 
Schnlabteüung  der  Königlichen  Begierung  die  ausgesprochenen  Wünsche  mit^ 
zuteilen. 

Leitsatz  5:  .Zur  Verhütung  der  üebeitragung  von  In- 
fektionskrankheiten durch  die  Schulen  sind  bei  Ansbrnoh 
einer  Epidemie  die  Schnlvorstände  bezw.  die  Schulleiter 
besonders  an  die  §  1,  2,  3  und  4  des  MlDisterialerlasses 
Tom  14.  Juli  1884  zu  erinnern;  die  Schließung  der  Schulen 
ist  nicht  ohne  dringende  Not  zn  veranlassen." 

Hierzu  bemerkt  Herr  Eirschfeld,  es  sei  wünschenswert,  nicht  nur 
beim  Eintreten  von  Epidemien  die  Beachtung  der  betreffenden  Paragraphen 
den  Schul  Vorstehern  naneznlegeD,  sondern  es  mache  sich  in  Anbetracht  der 
Wichtigkeit  der  Anzeige  schon  bei  den  ersten  Fällen  eine  Öftere  Hin- 
weisung  auf  den  Ministe rialerlaß  notwendig.  Hieran  anschließend  bemerkt  der 
Vorsitzende,  daß  dieser  und  andere  Erlasse  im  „Amtlichen  Sehnlblatt"  in 
gewissen  Zwischenräumen  erneut  vorOffentticht  zu  werden  pflegen ;  dessen  un- 
ont^ottliche  Zustellung  an  die  Kreisärzte  werde  er  in  Anregung  bringen.  Im 
übrigen  liege  es  auch  in  der  Hand  der  Medizinalbeamten,  gelegentlicn  immer 
wieder  im  angeregten  Sinne  auf  die  Schulleiter  einzuwirken. 

III.    ErfUimngen  bei  der  BeanfBiehtIgiuig  des  fiStontllchfln 
ImpH^eMUlto. 

Der  Referent,  H.  Kreisarzt  Dr.  SchrOder-Sprottau,  erwähnt  in  der 
Einleitung  zunächst  die  wesentlichsten  Gründe,  die  seitens  der  Impfgegner 
gegen  den  dnrch  das  Beichsgesetz  vom  8.  April  1874  eingeführten  Impfzwang 
vorgebracht  werden,  deren  Wert  kurz  kritisierend.  Er  bemerkt  dann  weiter, 
daß  gewisse,  durch  die  Impfung  bedingte  Gesund heiteschädigun gen  bezw.  Ueber- 
tragungen  von  Krankheiten  den  Hundesrat  veranlaßten,  in  der  Sitzung  vom 
18.  Juni  188&  zur  mOglichst-gafshdoseD  Biuchfühnmg^dH  Impfgeschäfts  Be- 
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Schttlaae  zn  faasen,  die  sich  auf  die  allmähliche  Einfahriuig  der  Tierljmphe, 
die  Qnalifllcatiou  der  Imptuztu,  die  BeaoÜBiclitigaDK  des  Impfgeschäfta  bezogen, 
sowie  Vorschriften  fur  die  ÄngehBrigen  der  Impflinge,  für  die  Impf' 
uzte  und  die  Behörden  zur  Nachachtung  enthielten.  Diese  BeschlUaee  sind 
dann  von  einer  besonderen  Eommiasion  einer  Durchsicht  unterzogen,  den  neueren 
Forschungsergebnissen  entsprechend  abgeändert  und  ergänzt  1899  als  neue 
Beschlfisse  und  Vorschriften  znr  Auafühning  des  Impfgeschäfts  voin 
Bundesrat  erlassen,  zu  denen  in  Preußen  durch  Min.-Erl.  Tom  ■zä.  Febr.  1900 
noch  Erläuterungen  gegeben  sind.  Schon  vorher  waren  die  fiegierungs-  and 
'Medizinalräte  durch  Min.-ErL  vom  81,  Harz  1897  mit  der  Ueberwachong  des 
Impfgeachäfts  betraut;  nach  %  87  der  Dienst- Anw.  und  dem  Min.-ErL  vom 
26.  Jnli  1902  ist  diese  Beanbichtigung  nnnmehr  znm  grossen  Teil  auf  die 
Kreisärzte  übergegangen.  Der  Vortragende  tritt  hierauf  in  die  nähere  Erör- 
tenutg  daiQber  ein,  inwieweit  die  laut  BundesratsbeaclilaB  vom  28.  Juni  1899 
herausgegebenen  neuen  Beschlüsse  und  Vorschriften  sowie  die  Ans- 
fOhrnngsbegtinunungen  des  Hin,-Erl.  vom  28.  Februar  1900  bei  der  Anafühmng 
des  Öffentlichen  ImpfgegchUts  nach  den  auf  Qrud  der  kreisärztlichen  Reri- 
sionen  im  Jahre  ld(M  gemachten  Erfahrongen  durchgeführt  worden  sind, 
indem  er  sich  bei  der  Besprechnue  der  praktisch  wichtigen  Punkte  im 
wesentlichen  an  das  von  Dr.  DütscBkc  entworfene,  bei  den  Bevisiouen  der 
Öffentlichen  Impftemüne  za  benntzende  Verhandlnngs-Fonnnlar  anlehnt.  Hin- 
sichtlich der  Ton  den  Behörden  za  befolgenden  Vorschriften  wurde  folgendes 
bemerkt: 

Die  Impfr^ame  liessen  manches  zn  wünschen  Übrig;  sie  waren  wohl 
genügend  groß,  aber  insofern  häufig  nicht  ihrem  Zweck  entsprechend,  als  sie 
zum  Teil  auf  dem  Lande  in  Gastzimmern,  in  denen  der  Wirtshaus  verkehr 
herrschte  oder  in  einklassigen  Schulen  bestanden,  mit  welchen  Warteräume 
nicht  verbunden  waren.  Die  feuchte  Kelnigung  der  zn  Impfräumen  gewätiiCen 
Scbnlzimmer  wurde  oft  vermißt,  desgl.  hatte  trotz  kühler  Witterung  eine  Hei- 
zung der  Räume  häufig  nicht  stattgefunden.  Es  erscheint  daher  angezeigt,  daß 
der  Impfarzt  den  Oemcindevorstand  bei  der  Anmeldung  der  Impnermine  auf 
die  Beühtang  dieser  Vorschriften  aufmerksam  macht. 

Eine  Ueberfüllnng  der  Impf  räume  hat  wolil  kaum  stattgefunden, 
da  die  HOcIistxahl  der  zu  einem  Termine  vorzuladenden  Impflinge  (60  bei  Erst- 
impflingen, 80  bei  Wiederimpflingen)  nicht  überschritten  worden  bt,  dagegen 
ist  eine  Ueberfüllung  der  Warteräume,  zumal  in  grOQercn  St&dtcn, 
in  denen  mehrere  Termine  nacheinander  bei  nicht  genügend  langen  zeitlichen 
Zwischenräumen  abgehalten  wurden,  beobachtet  worden. 

Das  wiederholt  beobachtete  Fehlen  eines  Beauftragten  der  Polizei- 
behörde bezw.  des  Qemeiudevorstehers  wurde  oft  in  störender  Weise  em- 
8[unden ;  denn  einerseits  wird  dadurch  dem  Impfarst  die  Aufrechterhaltung  der 
'rdnung  im  Termine  erschwert,  und  anderseits  kann  er  Über  etwaige 
Dnklarbeiten  in  den  Impfiisten  nicht  immer  zuverlässige  Auskunft  erhalten. 
Auch  wurde  die  Anwesenheit  der  Lehrer  in  dem  Impftermine  häufig 
vermiät. 

Die  Terlialtungavorschriften  für  die  Angehörigen  der  Erstimpf- 
linge  und  für  die  WiederimpfUnge  waren  gemäQ  g  1  der  Vorschriften  mit 
wenigen  Ausnahmen,  in  denen  sie  garnicht  oder  unToUständig  geliefert  waren, 
seitens  der  Behörden  rechtzeitig  verteilt  und  enthielten  weder  un vorschrifts- 
mäßige Zusätze  noch  Strafandrohungen.  Bei  der  Notwendigkeit  der  Beachtung 
der  Verhaltungsmaßregeln  erscheint  es  erforderlich,  daß  der  Arzt  im 
Impftermin  den  Angehörigen  der  Impflinge  und  Wiederimpflinge  die  genaue 
Befolgung  der  Vorschriften  einschärft. 

Zw«ks  Reinigung  der  Hände  und  Vorderarme  des  Ifflpf- 
arztes  und  eventuell  der  Arme  der  Impflinge  war  nicht  überall  Vorsorge 
getroffen;  die  Waschgelegenheit  felilte  insbesondere  dort,  wo  der  Arzt  auf 
ihn  fiescbalCnng  nicht  zuvor  aufmerksam  gemacht  hatte,  f^  dtlrfte  den  Be- 
■timmmigeii  entnireohea,  wenn,  wie  z.  B.  in  dar  Impfordnnng  für  9achse&- 
AlteobBTS  Tom  w.  Dezember  1899  bestimmt  wird,  2  Waachbeiäen  mit  reinem 
Waaaer,  aun  Sdfe  und  Handtuch  bereit  gehalten  werden.  Der  Vorschrift, 
daß  die  Impfung  getrennt  von  der  Nachschau  vorzunehmen  ist,  wurde  donli- 
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weg  genttgt,  dagegen  ist  eine  TrenniiDg  der  Erat-  and  Wiederimpflinge  und 
Trenaiug  der  letzteren  naidi  den  Geschlecbtem  büafig  nicht  dnrchgefUhrt 
worden. 

Die  ListenfQhrnng  gab  zu  wesentlichen  AossteUangsD  im  allgemeinen 
keinen  Anlaß;  wird  diese  den  die  Scbreibhilfe  leistenden  Personen,  zumal  anf 
dem  Laude,  allein  Qberlassen,  so  werden  die  Angaben  nnvollstlndig  gemacht 
nnd  es  lanfen  üngonanigkeiten  anter,  dahermuQ  die  Ligtenftthrnug  vom  Impf- 
arnt  überwacht  werden. 

Eine  Yerpflicbtung  der  Impfärzte  seitens  der  BehOrde  hat  bisher 
nicht  attgefunden. 

Referent  geht  sodann  Ober  aof  die  von  den  Aerzten  za  befolgen- 
den Vorschriften. 

Dem  Verlangen,  doS  der  Impfarzt  mOglicIist  in  jedem  Orte  seines  Be- 
zirks Öffentliche  Impfungen  vornehmen  solle,  wird  im  hiesigen  Bezirk  zum 
grOfiten  Teil  Bechnong  getragen,  auch  sind  stets  in  Orten,  in  denen  Infektions- 
krankheiten in  grosserer  Veroreitang  herrschten,  die  Öffentlichen  Impfungen 
aasgesetzt  oder  rerschoben  worden. 

Der  Beginn  der  Öffentlichen  Impfaneen  ist  entgegen  der  Bestimmung  in 
§  6  des  BeictuimpfgBsetzes  vereinzelt  auf  einen  zu  IrOhen  Zeitpunkt  (Ende 
April)  festgesetzt  worden. 

BetrefFs  der  Impftechnik  sind  die  geltenden  Bestimmungen 
bKufig  nicht  befolgt  worden.  Die  Beioigung  der  E&nde  des  Impfarates 
war  teils  eine  oberflächliche,  teils  eine  unTollkommene,  erfolgte  bisweilen  nur 
durch  Abwaschen  mit  einer  DesinfeklionslJlsang.  Auch  wurde  beobachtet, 
daß  bei  Abhaltung  mehrerer  Impftermine  an  verschiedenen  Orten  der  Arzt  nur 
im  ersten  Termin  die  erforderliche  Reinigung  der  Hände  vornahm.  Es  dttrfte 
den  Vorschriften  entsprechen,  wenn  der  Impfarzt  seine  Hände  in  jedem  Impf- 
termin mit  Wasser  und  Seife  unter  Anwendung  der  Handbürste  reinigt  nnd 
alsdann  in  einer  DesinfektionslOsung  desinfiziert. 

Die  Sterilisierung.  des  Impfiuatrnments  erfolge  durch  Ausglühen, 
Auskochen  nnd  Alkoholbohandlung,  jedoch  war  die  Sterilisierung  nicht  immer 
derartig,  doB  zu  jeder  Impfung  ein  keimfreies  Instrument  benutzt  worde. 
Hauche  Aerztc  sterilisierten  das  Instrument  beim  Beginn  des  Termins,  nnter- 
llellen  jedoch  im  weiteren  Verlauf  die  Sterilisierung  bei  der  einzelnen  Impfung. 
Auch  kann  die  Behandlung  der  Instromente  den  in  bezug  anf  Eeimfreiheit  zu  stel- 
lenden Anforderungen  nicht  entsprechen,  wenn  aie,  wie  dieses  auch  beobachtet 
ist,  in  größerer  Anzahl  auf  Watte  ausgebreitet  und  so  längere  Zeit  der  Luft- 
infektion  ausgesetzt  wurden.  Die  ebenfalls  bei  Öffentliches  Impfungen  noch 
vereinzelt  verwendeten  Impflanzetten  alter  Art  dürften  nicht  mehr  gestattet 
werden,  da  bei  ihrem  Gebrauch  nicht  mit  einem  keimfreien  Instrument  oper- 
riert  wird. 

Der  Lymphevorrat  wurde  nicht  selten  zum  Teil  gar  nicht,  teils  aar 
mangelhaft  bedeckt  gef enden.  Die  Tierlymphe  war  ans  staatlichen  In- 
stituten bezogen  worden  nnd  erwies  sich  als  rem  nnd  unverdächtig.  Anch  bei 
der  Entnahme  der  Lymphe  zum  Zwec'f  der  Impfung  sind  allerdings  nur  Ter- 
einzelt  grobe  Fehler  beobachtet  worden,  indem  die  betreffenden  Aerzte  nach 
Anlogung  der  Impfschnitte  dos  Instrument,  ohne  dieses  nochmals  xu  sterili- 
sieren, in  die  Lymphe  eintauchten.  Die  Zahl  der  Impfschnitte  war  verscliie- 
den,  meist  wurden  f  Schnitte,  jedoch  auch  4—6,  4—6  oder  auch  8—8  Schnitte 
angelegt ;  auch  war  vereinzelt  aber  die  vorgeschriebene  Länge  der  Schnitte 
hinausgegangen,  indem  sie  bis  zu  Ifi  cm  lang  angelegt  wurden.  Der  Impf- 
arzt lULri  nach  g  IG  der  Vorachriften  nicht  weniger  als  4  Schnitte  anlegen, 
kann  jedoch  über  diese  Mlndeatzahl  lünansgehen.  Bei  Wiederimpflingen 
konnte  ohne  Bedenken  die  Uindeatzahl  wohl  tlDersch ritten  werden,  bei  firat- 
impflingen  dürfte  sich  die  BescbTänkung  auf  4  Impfschnitte  durchaus  em- 
pfehlen. 

Du  über  den  Bezug  der  Lymphe  zn  fahrende  Bach  hatte  von  den 
Impfärzten  fast  aiamand  angelecn  bezw.  ni  Stelle  gebracht.  In  dem  Buche 
würden,  neben  der  Nummer  des  Versaodbuches  der  Anstalt,  der  Bezugsquelle 
der  Lymphe  nnd  dem  Tage  des  E!mpfanges  der  Lymphe  der  Tag  der  Verwen- 
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Hinaichtlich  der  Amatelliuig  and  Änsh&ndlgiiDg  der  Impfscheine  ist 
aütens  der  Irapfirate  anch  nicht  immer  vorschriftsmäßig  verfaJiren  worden, 
ntdem  entgegen  dei  Bestimmnaz  im  §  19  des  für  den  Begiemngsbezirk  gül- 
ügw  ImpfregoiatiTs  Tom  12.  itai  1876  und  im  Hin.-ErL  vom  28.  Februar  1900 
m  g.  17  der  Vorschriften  die  Impfschnine  nicht  sofort  im  Nftchschaatemune 
Ar  die  Geimpften  nbergeben,  sondern  nachträglich  dnrcb  den  (üemeindediener 
niJd  Lehrer  verteilt  wtudeo. 

Referent  berührt  noch  mit  wenigen  Worten  die  Tätigkeit  des  Kreis- 
uxtes  bei  Feststellung  von  ImpfachSdignngen  and  die  Berichtor- 
atattnng  der  Impfarzte,  deren  Berichte  hänfig  nicht  dem  vorgeschriebenen 
SchJüna  entpröchen.  Er  hUt  es  fflr  aogeaelgt,  daS  die  Üebervachong  der 
Tätigkeit  der  Impßrzte  dnrcb  die  Kreisärzte,  Ober  deren  Er^bois  ein  Be- 
richt durch  das  Landratsamt  dem  betreffenden  Impfarit  znr  Kenntnisnahme 
lud  Nadiachtnng  bezüglich  der  Abstelliing  der  gerandepen  Mängel  zu  über- 
Mnden  sei,  in  dreijährigem  Umlanf  stattfindet,  und  bemerkt  am 
SeUiiB  seiner  Anafühmngen,  daß  die  dauernde  Beanfsichtignn^  des 
Impfgesch&fts,  durch  welche  die  Wichtigkeit  dessoll)en  und  die  Notwendigkeit 
der  genauen  Befolgane  der  erlassenen  geaetslichen  Vorschriften  den  BeteiUgten 
nehr  als  bisher  vor  Augen  geführt  wird,  in  wesentlichem  Grade  zur  er< 
folgreichen  und  gefahrtosen  Durchfährnng  des  Impfgeachäfts 
beitragen  wird. 

Im  Anschluß  an  die  vorstehenden  AuafObrnngeB  worden  vom  Refe- 
renten folgende  Leitsätze  aufgeseilt: 

.1.  Die  9ffentlicben  Impf&rzte  sind  alljährlich  auf  die 
Beachtung  der  am  28.  Juni  1899  erlassenen  Bundesratsbe- 
schinsse  und  Vorschriften,  sowie  auf  die  ministeriellen  Äna- 
führnogsbestimmungeD  vom  28.  Februar  1900  hinzuweisen. 

2.  Die  neu  anzustellenden  Impf  ärzte  sind  ausd  rDcklicb 
in  Pflicht  zu  nehmen  und  ihnen  die  die  Ausführung  des  Impf- 
Eesch&fts  betreffenden,  zur  Zeitgiltigen  Erlasse  und  Ver- 
fügungen ZD  übermitteln. 

3.  Die  BoHufsichtignng  der  Impfärzte  hat  seitens  des 
Kreisarztes    in  einem  8jährigen  Umlauf  stattzufinden. 

4.  Die  über  die  Beaufsichtigang  der  öffentlichen  Impf- 
nnd  Nftchschantermine  aufgenommene  Verhandlung  ist  mit 
einem  die  Mängel  kennzeichnenden  Bericht  dem  Landratsamt 
zu  übermitteln,  welches  demlmpfarst  den  Bericht  zur  Kennt- 
nisnahme und  Nachachtung  Überweist." 

Der  Korreferent,  Kreisarzt  Dr.  Hi  rschfeld-OIo^u,  schließt  sieb 
den  Ausführungen  des  Beferenten  in  vollem  Umfange  an.  Eme  besondere  Be- 
sprechung widmet  er  der  Beurteilung  deslmpferfolges  bei  Wieder- 
impflingen seitens  der  öffentlichen  ImpfSrzte.  An  der  Hand  einer  Tabelle 
tlber  die  Impferfoiee  bei  Wiederimpflingen  des  Be^ienugsbezirks  Liegnitz, 
welche  sehr  ungleich  mäßige  Ziffern  anfweiat,  ~  so  weisen  4  Kreise  über  t6Vvi 
dagegen  4  Kreise  unter  2°/a,  2  von  diesen  sogar  nur  1°/d  Fehlimpfnngen 
auf  —  and  auf  Gnind  der  Beobachtungen,  die  er  seltist  nnd  mehrere  andere 
Kreisärzte   bei   Besichtigung   von    Öffentlichen   Impfterminen    gemacht   haben, 

flanbt  Korreferent  sich  zn  der  Behauptuns  herochtifft,  daß  nicht  wenige 
mpfärzte  dielmpferfolge  falsch  beurteilen,  indem  sie  die  Borken 
auf  den  Impf  schnitten,  welche  doch  nichts  weiter  als  ein  Prodnkt  des  Ver- 
narbungsprozesses  darstellen,  als  Knötchen  bezeichnen,  und  dadurch  einen  Impf- 
erfolg    künstlich   konstruieren.     Behufs  Erzielnng    eines    möglichst 


')  In  Bapmunds  gesetzlichen  Vorschriften   über    die  Schntzpocken- 

S,  Leipzig  1900,  G.  Thieme,    findet  sich  a  65   ein  zweckmässiges 

lema  für  das  Lymphbnch.    (Ret)  i.    ...  .  ...v.v.-,^.^ 
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BichereD  Impfschutzea  sollte  eine  gleichmüßige  Benrteitang 
des  Impferfolges  bei  Wiederimpflingen  mit  alleo  zu  Gebote 
stehenden  Mitteln  anzustreben  sein. 

Ein  solches  mrks&mea  Mittel  ist  nach  Ansicht  des  Korreferenten  die  Be- 
sichtigung der  Impf-  beaw.  Nachschantermino  durch  den  Kreisarzt  bezw.  dnreb 
den  Regiernngs-  und  Medizinalrat.  Letzterer  sei  nach  den  geltenden 
Bestimmungen  zur  Vornahme  solcher  Besichtigungen  nicht  allein  berechtigt, 
sondern  seine  Mitwirkung  sei  darchaus  erforderlich,  nm 

1.  znnächst  diejenigen  Kreisärzte  zu  bean&lchtigen,  welche  selbst  OfFentUche 
Impf&rzte  sind, 

2.  einen  Einblick  in  die  aubicbtftthrende  T&tigkeit  der  Kreis&rzte  zn  er- 
langen, 

3.  an  Stelle  des  Kreisarztes  diejenigen  Impfirzte  zn  kontrollleren,  deren 
Beaufaicbtigung  dem  zuständigen  Kreisarzte  aus  i^end  einem  Grunde 
peinlich  ist. 

Doch  künne  Im  letzteren  Falle  sehr  gut  ein  benachbarter  Kreisarzt  fUr 
den  BegiernDga-  und  Medizinalrat  eintreten. 

Sache  des  Kreisarztes  sei  es,  in  den  Fällen  zu  Punkt  3  vor  Beginn  des 
SffentUchen  ImpfKCschäfts  dem  Begiemngspräsidenten  di^enigen  Impf  ärzte, 
7on  deren  Eontrolle  er  aus  bestimmten  Gründen  Abstand  näimen  will,  nam- 
haft zu  machen,  ihm  auch  anderseits  vorher  diejenigen  Öffentlichen  Impf- 
termine mitzuteilen,  welche  er  im  lanfenden  Jachre  zu  besichtigen 
gedenkt. 

Znm  Schluß  streift  Korreferent  noch  die  Frage,  ob  das  Impfregu- 
lativ fttr  den  Begieningsbezlrk  Liegnitz  vom  12.  Mai  1876  einer  Um- 
arbeitung bedttrfe.  Er  hält  eine  solche  zwar  fQr  wünschenswert,  aber 
nicht  für  unbedingt  notwendig.  Wenn  auch  einige  Punkte  desselben  ver- 
altet seien  und  in  den  Bahmen  der  neueren  gosetuichen  Bestinmiangen  nicht 
hineinpassen,  so  z.  B.  bezüglich  der  neuen  Formulare  für  Impflisten  und 
Impfflberslchten,  so  kOnne  man  darüber  stillschweigend  hinwegsehen,  weÜ 
sie  sich  in  der  Praxis  bis  jetzt  in  störender  Weise  kanm  fühlbar  gemacht 
haben. 

Anschliefiend  an  den  Tortraf;  bemerkt  der  Torsitzende,  daß  an  ebc 
Umarbeitung  der  nach  einzelnen  Bichtungen  hin  nicht  mehr  zeitgemäßen  Impf- 
regulative  bei  den  einzelnen  Begierungnn  nach  seinen  ErmittSnngeB  bisher 
noch  nicht  herangetreten  worden  sei;  auch  das  für  den  Begie rungab ezirk  Lieg- 
nitz geltende  vom  12.  Mai  1876  enthalte  z.  T.  veraltete  Bestimmnneen,  doch 
kOnne  man  über  diese  hinwegsehen,  da  trotzdem  das  Impfgeschäft  in  der  Praxis 
gemäß  den  neueren  Vorschriften  ausgefttfart  werde;  eine  Umarbeitung 
erscheine  daher  nicht  dringend  geboten. 

Da  allerseits  der  Wnnsch  geäußert  wird,  zur  Besprechnng  allgemein 
interessierender  Fragen,  wie  in  diesem,  so  anch  im  nächsten  Jahre  eine  Früh- 
jahrs Versammlung  abzuhalten,  so  wird,  zumal  bei  der  sehr  vorgerückten  Zeit, 
die  Diskussion  Aber  den  letzten  Tortrag,  sowie  der  Punkt  4 
der  Tagesordnung:  das  Referat  des  Herrn  Kreisarztes  Dr.  L  e  s  k  e  -  Liegnitz 
Bemerkenswertes  aus  dem  Berliner  Fortbildungakursns  für 
Medizinalbeamte"  bis  dahin  verschoben  und  die  Sitzung  um  4'/4  Ubr 
geschlossen. 

Die  Anwesenden  vereinigten  sich  hierauf  zu  einem  Mittagessen  im 
Bautenkranz. 

S  c  h  m  i  d  t  -  Liegsitz. 

Verantwortl.  Redakteur:  Dr.Rapmand,  Reg.- u.  Geh.  Med.-Rat  in  Minden  1.  W. 
J.  0.  0.  Bnuu,  HanogL  Slclu.  n.  F.  BoIl-I.  HafbnAdrackanl  1b  MtnflT» 
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Beilage  sor  Zeitschrift  für  Medizinalbeamte,  1904.   IH. 


Zu  der  auf  den  12.  Dexember  1908  vom  Herni  EepenugspiäsideDten 
nach  dem  HUrsaale  des  Hygieninchen  Inatltnta  uibemunten  dienBUichen  Ver- 
sEinmliuiK  onuen  Koßer  dem  VoraitieDden  des  Hedixbalbeunten-VeieiiiB,  Bu^- 
tnd  Med.-Bat  Dr.  Schmidt,  und  den  Mit^iedern  des  HediiiDalkall«{^  Dr. 
Borchard  nnd  Prof.  Dr.  Wernicke,  I^ektor  des  Hygienischen  lästituts, 
aimiliche  2&  Kreisäizle,  ferner  mehrere  Aerite  sls  Gäste  erschienen.  Als 
Vertreter  des  Herrn  BegienuiKsprägideDten  n&bn  Herr  Oberregienngsrat 
Hachatins  an  der  Sitznug  teil. 

Der  Herr  Vorsitzende  begrüBte  die  erschienenen  Giste  und  widmete 
alsdann  dem  am  1.  Juli  d.  J.  Terstorbenen  Qeh.  Madizinalrat  Dr.  Wunder- 
lich, Kreisarzt  zu  Krotoschin,  warme  Worte  ehrenden  and  anerkennendes 
Oedeökens.    Alsdann  erfolgte  xnnftchst: 

L  Dl«  TonteUsBg  ron  Tier  Operierten  durch  Dr.  Arndt,  Assisteai- 
artt  in  der  Prorinzial-Hebammen-Leiiranstalt,  ia  Tertretong  des  am  Er- 
sckeiDen  behinderten  Mediainalrats  Dr.  Toporski,  seines  Cheb. 

Bei  dem  ersten  Falle  handelte  es  sich  um  eine  Durchs&gnng  des 
linken  horizontalen  Schambeinastes,  um  die  sog.  Hobotomi«, 
eme  Operation,  welche  wir  dem  Genie  des  Italieners  Leonardo  Oigli  ver- 
danken. Diese  Operation,  welche  einen  Eraata  lAr  die  ungleich  get&hrlichere 
^jDphTseotomie  bilden  soll,  ist  bis  jetzt  4  Hai  in  Deutschland  aosKefOhrt 
worden,  :i  mal  in  Breslau,  ^  mal  in  der  gynäkologischen  AbteilonK  der  Posener 
Pro  rinzial  •  Hebammen  -  Lehranstalt.  Die  in  Breslau  operierten  FUle  nahmen 
beide  einen  Uttlichen  Ausgang,  die  beiden  Kranken  in  Posen  wurden  mit  Glttck 
operiert;  beide  Hütter  und  beide  Kinder  leben.  Die  zweite  Operation  wurde 
bei  der  vorgestellten  2ftJ&hrigen,  VI  Uebäreaden  mit  plattem  Becken  nnd  einer 
coqjngata  rera  Ton  8,&  cm  susgeführt.  4  Kinder  waren  intra  partum  entweder 
abgestorben  oder  perforiert  worden.  Dem  sehnlichen  Wunsche  der  Patientin 
aach  einem  lebenden  Kinde  konnte  nur  durch  eine  Sectio  caesarea  oder  durch 
die  Spaltung  des  Beckenringes  Rechnung  getragen  werden.  Der  IdaasiBohe 
Kaiserschnitt  schien  bei  der  bereits  fiebernden  Kreißenden  gewagter,  als  die 
aUetdings  technisch  schwierigere  Beckenspaltung. 

Die  letztere  Üperation  wurde  am  lü.  November  vorgenommen  und  nahm 
für  Matter  und  Kind  einen  günstigen  Ausgang. 

Bei  dem  zweiten  vorgestellten  Falle  handelte  ee  sich  nm  eine  Spontan- 
raptur  des  Uterus  bei  plattem  Becken  mit  einer  Co^jugata  vera  tob  9 cm. 
Die  Kieifiende  war  eine  llöjährige  VII.  para.  4  Kinder  kamen  spontan  snr  Welt, 
zwei  wurden  vom  Arzt  mittels  Zange  entwickelt.  In  der  Nacht  vom  S6.  sum 
20.  Oktober  begann  die  jeUige  Geburt  mit  ziemlich  schwachen  Wehen,  nach 
den  Biaaensp ränge  wurden  diese  jedoch  außerordentlich  stürmisch.  Am 
26.  abends  gegen  10  Uhr  wollte  sich  die  Kreißende  bei  einer  sehr  schmers- 
kaften  Wehe  etwas  von  der  Unterlage  abheben.  Plötzlich  verephrte  sie  einen 
iaUuulTsn  schneidendeD  Schmerz  im  unterleibe,  zugleich  hatte  sie  das  Gefühl, 
aU  sei  in  ihrem  Leibe  etwas  geplatzt.  Nach  diesem  Scbmerzparoxysmus 
listiertaii  nach  Angabe  der  Hebamme  die  Weben  vollkommen.  Eine  Blutung 
■as  den  ioBeien  Genitalien  war  nicht  lestzutellen. 

Die  Diagnose  der  Uterusruptur  wurde  nach  Anlieferung  der  Kreiflenden 
ins  Krankenhaus  sowohl  ans  den  klinischen  Symptomen,  als  auch  aus  deot 
Unamellen  Taatbefunde  gestellt.  Die  Patientin  hatte  vor  der  Operation  die 
Genehmigung  zu  Jedem  operativen  Eingriffe  erteilt,  der  fttr  gut  befnndn 
wnrde.  Ohne  Gauhmignng  der  Kreiflenden  wire  man  nicht  beieohUgt  geweSM 
snr  Laparotomie  zu  schreiten.    Falls  die  Patientin  die  Laparotomie  verwrigett 
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hätte,  wOrde  du  Kind  dnrcb  Perforation  von  anten  entwickelt  nsd  der  Kifi 
tamponiert  worden  sein.  Bei  der  Lap«rou>inie  (and  sich  in  der  lecktai  Gdür- 
mntierkaitte  ein  oberlialb  des  ScheidengewOlbes  begiionender  nach  oben  bis  zur 
Assktzatelie  des  rechten  Ligsmentiun  rotondom  reichender  BIB;  das  Kind  vmr 
mit  dem  Beckenende  am  deni  BIS  in  die  Bauchhöhle  geschlüpft.  Der  Kopf 
befand  sich  noch  in  utero;  die  Placenta  lag  in  der  Bauchhöhle.  Nach 
Entfernung  des  Kindes  nnd  der  Nachgeburt  wurde  der  zerfetzt«  Uterus  abdo- 
minal exstirpiert  und  der  retroperitoneale  Baum  tamponiert.  Die  Patientin  hat 
den  Eingrift  gnt  ttbergtanden  und  bereits  die  Klinilc  geheilt  verlassen. 

Bei  der  dritten  vorgestellten  Frau  handelte  es  sich  um  einen  der  recht 
spärlich  in  der  Literatur  gehörten  Fälle  ron  doppelseitiger  Eileiter- 
Bcb  vangerachaf  t,  d.  L  um  eine  Patientin,  welche  genau  im  Verlaufe  eines 
Jahres  in  beiden  Eileitern  schwanger  wurde.  Die  Patientin  wurde  zweimal 
laparotomiert.  Bei  der  ersten  Operation  im  April  dieaee  Jahres  wurde  eine 
linksseitige  htthnereigroße  Tnbenmole  tmd  eine  mannsfanitgroße  Ha«na- 
tocele  retroutorina  entfernt.  Bei  der  zweiten  Laparotomie  im  November  dieses 
Jahres  fand  sich  ein  großer  BlniergoB  in  die  freie  BanchhaUe,  der  von  einem 
inkompleten  Abort  der  rechten  schwangeren  Tube  herrflhrte.  Der  rechts- 
seitige tnbare  Fnichtsack  wurde  ebenfalls  entfernt. 

Sie  Patientin  hat  beide  Laparatomien  ftberstanden  und  ist  gebeilt  ent- 
lassen worden. 

An  dem  vierten  Fall  demonstrierte  Tortragender  die  Operation  eines 
Karzinom  der  collenm  uteri,  welches  sich  in  der  Schwangerschaft  ent- 
wickelt hatte.  Das  gleichzeitige  Vorkommen  von  Karzinom  und  Schwanger- 
schaft gehört  immer  noch  zu  den  Seltenheiten.  Es  sind  bis  jetzt  nach  euer 
neuen  Statistik  Tun  Eeuse  bis  znm  Jahre  190ü  122  Fälle  beschrieben  worden. 
Die  vorgestellte  Patientin  war  im  Beginn  des  4.  Uonats  schwanger;  i  Wochen, 
bevor  sie  in  Behandlung  kam,  hatten  mächtige  Blntungen  begonnen.  Klinisch 
ließ  sich  nur  am  Eingänge  In  den  Zerrikalkonal  eine  kleine  bröcklige  Qewebs- 
Btelle  nachnelBen,  welche  bei  Bertthrong  leicht  blutete.  Die  mikroskojiischo 
Untersuchung  eines  entfernten  Bröckeis  ergab  die  Diagnose:  Kankroid  der 
Portio.  Am  6.  April  wurde  die  vaginale  ToUlexstirpaCion  des  graviden  Utems 
vorgenommen,  welche  leicht  und  ohne  nennenswerte  Blntang  von  statten  ging. 
Die  Patientin  ist  jetzt  l'Ji  Jahre  nach  der  Operation  und  noch  rezidivfrei. 
Bei  der  Vorstellung  dieses  Falles  wurde  an  die  Hörer  die  Uahuang  gerichtet, 
bei  Blntungen  in  der  Oravidität  nicht  nur  an  drohenden  Abort,  sondern  auch 
an  die  gefährliche  Komplikation  von  Karsinom  und  Schwangerschaft  zu  denken; 
dann  wttrde  mancher  Fall  von  Uteruskrebs  rechtzeitig  erkannt  werden  und 
infolgedessen  auch  rechtzeitig  zur  Operation  kommen. 

IL  Alsdann  stellte  Med.-Eat  Dr.  Borchard-Posen  ein  jetzt  IBjähr 
Mädchen  vor,  das  vor  4  Jahren  durch  Hufschlag  eine  schwere  ZertrBmmeraiig 
des  linken  Stirnbeins  und  des  vorderen  Teiles  des  StlnUriu  erlitten  hatte. 
Es  mußte  damals  das  Stirnbein  in  ziemlich  weitem  MaQe  trepaniert  werden. 
Die  Wundhoünng  kam  zu  stände  und  das  Kind  wurde  als  geheilt  nach  Hause 
entlassen. 

Einige  Monate  nach  der  Entlassung  hatte  das  Kind  ein  vertndertes 
Wesen  gezeigt,  hatte  einen  läppischen  Eindmck  gemacht,  fing  unmotiviert  an 
KU  lochen,  war  dann  einem  Manne  nachgelaufen,  hatte  laszive  Ausdrtteke  ge- 
braucht und,  wie  aktenmä&ig  durch  spMcre  Qerichtsverhandlong  festgestellt 
{der  Mann  wurde  angeklagt  und  zu  i'/>  Jahren  Gefängnis  verurteilt),  mit  dem 
Manne  unzüchtige  Handlungen  verfibt,  wobei  das  9  Jahre  alte  Kind  der  aggres- 
sive Teil  gewesen  war.  6  Tage  nach  diesem  letzten  Vergehen  wurde  das 
Kind  in  das  Dlakonissenhaus  aufgenommen.  Ee  fand  sich  die  Narbe  vorge- 
trieben und  als  Grund  dieser  Vertreibung  ein  ausgedehnter  QehimabaEeB,  der 
im  vorderen  Teile  des  Stimlappena  lag.  Der  Abszeß  wurde  eröffnet,  es  trat 
Heilung  ein.  Das  Kind  machte  nachher  einen  vollständig  normalen  Eindruck 
und  BoU  auch  jetzt  vOllig  normal  sein,  besucht  die  Schiue  weiter  und  ist  in 
der  freien  Zeit  im  Dienst.  Nur  ab  und  an,  wenn  die  ziemlich  große  Narbe 
sich  stärker  bervorwOlbt,  sich  rötet,  tritt  jenes  läppische  Wesen  wieder  ein, 
verbunden  mit  dem  unmotivierten  Lachen,  dagegen  sind  ErseheinnflgeB  nnf 
txuellen  Gebiet  nicht  mehr  beobachtet.  ^.v.v/^.^- 
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Vortr&Kender  weist  dwr&nf  bin,  d^fi  konfonn  mit  dem  lon  Friedrieb 
mitgeteilten  Falle  nicht  der  Aoafall  reap.  die  ZeratOmDg  dee  Frontallappeiis 
den  Anlaß  gibt  zu  diesen  psychischen  StOiangen,  sondern  daß  es  Beiieiscbei- 
nOBgeti  sein  nfissen,  die  auf  das  Stimhim,  und  zwar  von  TOmher  wirken.  Er 
e^Tibt,  daB  deshalb  der  von  Nehrkorn  mitgeteilte  Fall  aneh  in  diesem  Sinne 
gedeutet  werden  maB.  Diesen  Sohltiflfolgenmgen  wai  eine  eingehende  Berack- 
sicbtignng  der  bisher  Aber  die  Funktion  des  Stirnlappens  bekannten  Yeröffent- 
lidinn^en  Toransgegangen.  (Der  Vortrag  wird  in  extenso  anderweitig  ver- 
OffenUicht  werden.) 

DJ.  Daraaf  verbreitete  sich  auf  Wnnsch  des  H.  Vorsitsenden  der  Di- 
rektor des  Hygienischen  Institnts,  H.  Prof.  Dr.  Wer  nicke  über  die  Betelll- 
ging  des  hyrienl sehen  Instltats  an  den  Hasinahmeu  rar  Bek&mpfnng  der 
Infekttonskrankhelten.  Er  besprach  hierbei  eingehend  die  Art  und  Weise 
der  Uebersendang  des  einachl&ii^gen  üntersnchnngsmaterials  und  erwähnte  die 
neueingeftlhrten  v.  Drygalski-Konradiachen  Platten,  welche  nach  den 
im  Instltat  angestellten  Unters nchnn gen  besondere  Vorzftge  in  haben  scheinen. 
Dr.  W.  wies  alsdann  daranf  hin,  daß  am  12.  Dezember,  dem  Tag  der  Ver- 
maimlnng,  der  Qebnrtstag  Kochs  sei,  rollte  die  Fr^^  von  der  Debertrag- 
barkeit  der  tierisehen  Taberkolose  (Ferlsncht)  anf  den  Menschen  anf  nnd  ent- 
fesselte dadurch  eine  äberaos  lebhafte,  eingehende  Disknasion. 

IT.  Nachdem  aisdann  der  H.  Vorsitzende  einzelne  aktuelle,  amtliche 
Fragen,  yde  z.  B.  die  Erstattung  des  Jahresberichts,  die  Zusam- 
menstellung über  die  amtliche  Tätigkeit  der  Kreisizte  be- 
sprochen hatte,  war  die  Zeit  bereits  soweit  vorgeschritten,  daB  eine  Erledigung 
der  eigentlichen,  sehr  reichhaltigen  Tagesordnung  ganz  ausgeschlossen  war. 
E^  soll  zu  diesem  Zweck  eine  Frühjahrsversammlnng  des  Vereins  stattfinden. 
Dr.  Lißner-Kosten. 
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am  14.  Dezember  1V03. 

Der  Versammlung,  welche  im  Plenarsitzungssaale  der  Königlichen  Be- 
gierUDg  abgehalten  wurde,  wohnten  bei:  die  Herren  Begierungsprisident 
von  Werder,  Ober-Begierungsrat  Buaenitz,  Heg.-  und  Geh.  Heoizinalrat 
Dr.  KaterbaD,  die  Begierauffsrftte  Alesander  nnd  3ch1egelberger, 
Medizinalrat  Dr.  Janssen,  Hilftarbeiter  bei  der  KSniglichen  Regierung,  Ge- 
richtsarzt Prof.  Dr.  Pnppe,  sämtliche  Kreisärzte  and  Kreis assistenz&rzto  dos 
Bezirks  nnd  Ifi  kreiaijztbch  geprüfte  Aerite. 

Der  Herr  Begiernngspr üsident  erUffnet  mit  der  BegtflSnng  der 
Anwesenden  die  Versammlung.  Er  weist  auf  die  Torteile  hin,  welche  allen 
Teilen  der  Verwaltung  aus  der  Besprechung  praktisch  wichtiger  Themata  er- 
wachsen. Er  begrABt  es  daher  mit  Freuden,  daß  die  amtlichen  Konferenzen 
der  Uedizinalbeamten  zu  einer  dauernden  Einrichtung  werden.  Man  müsse 
dafttr  Sr.  Excellenz  dem  Herrn  Medizin abninister  Dank  wissen. 

I.  Blologlseher  Blntnaehwets  mit  Demonstrationen.  Vortragender 
Prof.  Dr.  Puppe. 

In  ähnlicher  Weise  wie  auf  die  Injektion  von  Bakterien  reagiert  der 
TierkOrper  auf  die  Injektion  von  fremdem  Blut:  er  bildet  Oegensubstanzen. 
Von  diesen  Gegensabstaozen  sind  3  Gruppen  Gegenstand  der  TJntersnchurg : 
1.  Hämolysine,  2.  die  Hämagglatinine  und  8.  die  Präzipitine.  Die  erste  Fest- 
itellnng  der  Hämolysine  und  Hämagglutinine  geschah  1898  durch 
Bord  et.  Derselbe  injizierte  deflbriniertes  Kauinchenblut  mehrmals  in  die 
PeritoneaUiOble  von  Meerschweinchen  und  konstatierte  ein  enormes  Anwachsen 
der  hämolytischen  Fähigkeit  Wenn  dos  so  gewonnene  Serum  im  Verhältnis 
von  1:2  zn  einer  8— 5proz.  Emnlsion  von  Blutkörperchen  desjenigen  Tieres, 
dessen  Blut  zur  Injektion  gedient  hatte,  sngefOgt  wird,  dann  ballen  sich  die 
roten  Blutkörperchen  zusammen,  verkleben  zn  annngs  blos  mit  der  Lnpe,  bald 
Uier  auch  deutlicher  sichtbaren  Klumpen,  die  später  klebrig  werden,  lugsam 
zerfließen  nnd  sieb  sehUeßUch  ganz  auflasen.     Die  FlQssigkeit  nimmt  dabei  üt  " 
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rote  FftTbe  dea  anstreteaden  Hlmagloblna  an.    Von  den  Blutkflrperclieii  bleiben 
anr  die  Qerflite  flbrig. 

Die  Verwendung  der  HämolfHine  und  der  Ulmt^glntinine  für  den  foren- 
sischen Blntnachweb  iet  zuerst  von  L.  Deatscb  rersnoht  worden.  Dieser 
liat  1900  auf  dem  Pariser  KonKreB  einen  derartigen  Vorschlag  KemachL  Er 
immunisierte  Kaninchen  gegen  defibriniertes  Henschenblnt  und  brachte  dann 
abgekratzte  Blntproben  mit  5  pro  Uiüe  Eaibolwaaaer  anfgeschwemmt  im  Ver- 
hältnis von  1  ;  5  mit  dem  gewonnenen  Sernm  in  Verbindoug.  Die  Einwirkung 
erfolgte  24  Stnnden  lang  in  Kapillarröhrchen  im  Bmtschrank.  Hlmolyse  er* 
folgte  nur,  wenn  die  zn  nDterancneude  Blntprobe  von  Menschen  stammte,  nicht 
dagegen,   wenn  sie  Tom  Tiere  stammte.    Die  Methode  hat  keine  Verbreitung 

Ssfunden,  weil  ihre  Anwendung  eine  nur  beschränkte  sein  Icann.  In  älteren 
Intflecken  werden  die  Blutkörperchen  zu  ausgetrocknet  sein,  um  erfolgreich 
der  Hämolyse  unterworfen  werden  zu  kSnnen.  *)  Indessen  leistet  die  Methode 
Qutes,  wenn  frische  BlnUroben  in  nur  ganz  minimaler  Menge  vorhanden  sind, 
die  nicht  eine  fttr  die  Präzipitinreaktion  ausreichende  Menge  von  Eiweiß  zu 
geben  im  stände  sind.  (Demonstrationen.) 

Landsteiner  und  Richter  haben  sich  der  Agglutination  zum  forui- 
sischen  Blutnachweis  bedient.  Nach  ihren  Untersuchungen*)  wird  die  Fähig- 
keit zur  Agglutination  durch  Austrocknen  schwächer.  Während  nun  nomtalea 
menschliches  Serum  häufig  fremde  menschliche  BlntkOrperchen  agglutiniert, 
tritt  diese  Ergcheunng  nie  auf,  wenn  man  Sccnm  und  Blutkörperchen  desselben 
menschlichen  Individnnms  zasammen  bringt.  Würde  also  z.  B.  ein  Mensch 
behaupten,  daß  die  Blutflecke  an  seinen  Kleidern  von  ihm  selbst  herrtthrten. 
und  wflrde  eine  Aufschwemmung  der  Blntspuren,  mit  seinem  eigenen  Sernm 
zusammengebracht,  eine  Agglutination  der  Blutkörperchen  orgeben,  so  wflrde 
sonach  die  Behauptung  des  Betreffenden  damit  widerlegt  erscheinen. 

Kraus  entdeckte  1697  die  Bakterie •  Präzipitine.  Injiziert  man  keim- 
freie Bakterienflltrate  in  einen  TierkOrper,  so  bilden  sich  bei  Vereinigung  der- 
selben keimfreien  Filtrate  mit  dem  Serum  des  betreffenden  Tieres  Präzipi- 
tine. Tschistowitsch  hat  das  Vorhandensein  analoger  Präzipitine  auch 
für  das  Blutaemm  von  Kaninchen  nachgewiesen,  die  er  mit  Pferde-  und  Aal- 
senim  vorbehandelt  hatte.  Bordet  bestätigte  und  verallgemeinerte  diese 
Entdeckung  und  wies  auf  ihre  strenge  Spezifität  hin,  ebenso  Nolf,  Ehr- 
lich, Morgenroth,  Wassermann,  Schütze,  Dhlenhntb.  Letzterer 
erlangte  durch  Injektion  von  EiereiweiB  ein  gegen  Hühnereiweiß  speziflsch  sich 
verhaltendOB  Präzipitin;  Eowarskj  erhielt  Präzipitine  gegen  reme  Fflanzen- 
eiweißarten  (Leguminosen  -  Eiweiß.}.  Demnach  stellt  sich  ganz  allgemein  die 
Präzipitin  -  fieaktion  als  ein  Vorgang  dar,  bei  dem  nach  Injektion  von  fremdem 
Eiweiß  in  den  KOrper,  dieser  ein  Serum  liefert,'  welches  Antbabstanzen  gegen 
das  betreffende  fremde  Eiweiß,  und  nnr  gegen  dieses,  liefert.  Entdeckt  ist 
diese  Methode,  wie  erwähnt,  von  Tschistowitsch  und  Bordet.  Das  große 
Verdienst,  sie  für  die  forensische  Praxis  leicht  gangbar  gemacht  zu  haben,  ge- 
bührt, Uhlenhnth. 

Vortragender  demonstriert  nunmehr  die  Diagnosensera,  welche  er  iio 
KOnigsberger  Leicbenscbaohause  dargestellt  hat.  Er  demonstriert  weiter  die 
Präzipitin  -  Reaktion  bei  verschiedenen  Verdünnungen  und  zwar  bei  Pferdeblut- 
semm  und  SchweineblntseramlSsangen  mit  Diagnosensemm  vom  Scbweineblut- 
sernm,  wobei  er  auf  die  Spezifität  der  Reaktion  —  nur  die  Fferdeblutsernm- 
verdünnungen  ergeben  eine  positive  Reaktion  —  hinwies.  Bs  folgte  alsdann 
eine  Demonstration  der  Reaktion  von  Fferdeblut-Diagnoeensemm  mit  aufge- 
löstem, angetrocknetem,  altem  Fferdeblut,  sowie  eine  Reaktion  von  Menscben- 
blnt-Diagnosenserom  mit  menschlicher  AszitesflüssigkeiL  Sodann  gab  er  eine 
Darstellung  des  von  ihm  beobachteten  Verfahrens  bei  der  Gewinnung  des  Dia- 
gnosenserums.  Hervorzuheben  Ist,  daß  anch  der  Vortragende  stets  die  Ein- 
verldbnng  des  fremden  Serums  in  den  Eaninchenkörper  intravenös  bewirkt 

')  L.  Deutsch  und  0.  Peistmantel:  Die  Impfatoffe  und  Sera. 
Leipxig  1908. 

*)  K.  Landsteiaer  und  M.  Richter:  lieber  die  Verwertbarkeit  in- 
dividueller Blatdifferenien  für  die  forensische  Praxis.    Zeitschrift  für  Medizinal- 

beamte;  19(W.  Nr.  8.  ,,       ^. ,...-.,  ^ 
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Weichaidt')  hat  in  nenwter  Zeit  «ins  Methode  dm  indiTidtteU« 
BlBlnachweises  gegeben,  welche  Bich  danaf  gittndet,  d&B  die  Speslfltjit  d«r 
Diagnouoser«  dnreh  Absorption  der  heterologen  Bestandteile  eThtiit  werdM 
kann.  Er  verfahr  folgendermaßen :  Dem  Diagnose&sentm  eines  mit  UeuMke»- 
seram  (1)  Torbehandelten  E&nincheiu  wurde  */■•  Mensohenblntsenun  (2)  snw 
Retit  nnd  die  FlfUBigkeit  von  den  in  16  Standen  eutstaadenen  PrisipttiiieB  ab* 
filtriert  Das  Filtrat  wurde  abeitoals  mit  HeDBchenblitsenim  (2)  reraetit  B>d 
aenerdings  filtriert  03  ccm  dieses  klaren  Diagnosenseroms  wofdea  mgefttgt 
zu  04  com  mit  10  ccm  phjsioli^cher  KochsaUtOsnng  Tenniaohtem  Meuchm- 
blaUemm  (1).  Dieselbe  Henge  des  Diagnoseninu  warde  mit  der  ridchen 
Menge  des  verdOnDten  HensdienblDtsenuns  (2)  zusammengebracht  Dia  Be- 
aktioa  mit  MenscheDblatsemm  (1)  erfolgt  sofort  positir.  Die  Beaktion  mit 
Xenschenblntsemm  (3)  erat  kaum  sichtbar  nach  9  Stunden.  Somit  konnten 
beide  Sera  ron  einander  nnterschieden  werden.  Die  Möglichkeit  eines  indivi- 
dnellen  BlntnachweiBea  durch  diese  Methode  erscheint  somit  gegeben. 

In  der  forensbchen  Praxis  wärde  sich  das  Verfahren  wie  folgt  st«Uen  = 
Handelt  es  sich  am  die  Frage,  ob  Blut  auf  einem  Hordinstrument  von  dem 
getöteten  Opfer  herrflhrt,  so  würde  ein  Kaninchen  durch  Injektion  von  bei  der 
Sdtion  gewonnenem  Blut  Immunisiert  werden.  Die  Präzipitine  des  erhaltenen 
Diagnosememms  würde  durch  TersetEeu  mit  Normalserum  eines  beliebigen 
aeiMchlicliea  Indiyidnums  abgefangen  werden  kOnneii,  nnd  es  wtlrde  dann  die 
Beaktion  mit  den  auf  dem  Hordwerkzeug  befindlichen  Blntspnren  aagestdlt 
werden  kQnnen,  die,  wenn  es  sich  um  Blut  des  ermordeten  Individunms  handeln 
w&rde,  posttiT  ausfallen  mttäte. 

Vortragender  demonstriert  die  fQr  dieses  Verfahren  notwendigen  Maoi- 

Ctionen  tmd  betont  zueleich,   daß  er  positive  Besnltate  mit  diesem  Ver- 
en  noch  nicht  erhalten  habe ;   er  sei  indes  zu  einem  AbscbluB  seiner  Unter- 
suchungen noch  nicht  gekommen. 

In  sebem  Schlußworte  betont  d<.r  Vortragende,  daß  durch  den  biologi- 
schen BlntnachweiB  die  Qbrigeu  Methoden  des  forensischen  Blntnachweises 
(Spektroskopie,  Mikroskopie)  keinesfalls  UberflUssi«  werden,  well  der  biolofpscbe 
Blntnachwds  zwar  die  Frage  nach  der  Herkunft  des  Eiweißes  in  einer  frae- 
lichen  Blntspnr  positiv  zu  beantworten  im  stände  ist,  daß  dagegen  der  Na<m> 
weis,  daß  es  sich  Oberhaupt  um  Blat  handelt,  noch  stets  auf  eine  der  bis  jetzt 
bekannt  gewesenen  Methoden  zu  erbringen  ist  Die  Probleme,  welche  die  Prä- 
zipitine dem  O-erichtsarzt  insbesondere  in  der  Fr^e  des  Individuellen  Blatnach- 
weises  bieten,  sind  noch  lange  nicht  gentlgend  geklärt  Ebensowenig  er- 
schdnen  Hämolysine  nnd  Häm^^lntinine  tfir  die  forensische  Praxis  geuQgead 
utersacht.     (Eigenbericht) 

n.  Liquidationen  nnd  Gebühren  venetohnlsae  der  KreU  •  MedlainnI* 


Der  Vortragende,  Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  Janssen,  Hilbarbeiter  bei 
der  Königlichen  Begierung,  tOJat  aas,  daß  bei  den  Verrichtungen  am  Wohn- 
ort« des  Beamten  au  unterscheiden  wäre,  ob  ein  staaüiches  raer  ortspolizei- 
liches Interesse  rorl&ge.  Zu  den  letzteren  gehören  u.  a.  folgende  Verrii^- 
tnagen;  ^e  Kanstatlernng  erster  Fälle  ansteckender  Krankheiten,  die  Berision 
der  Farben-  und  Drogenhandlungon,  Ealtekinder,  Wohnuneen,  Brunnen,  ünter- 
luchnng  Prostltnierter  und  Geisteskranker  auf  Oemeingeßtirlichkeit  Es  wird 
dan  Hmerkt,  daß,  soweit  die  Vorrichtungen  durch  tue  Dienstanweisung  ge- 
fordert werden,  sie  anch  eigentlich  ans  der  Staatskasse  zu  liquidieren  wSr«i. 
Die  Pnbrkostenentschädigung  von  1,50  Hark  Ist  nur  dann  zu  gewähren,  wenn 
objektiv  die  HOglichkeit  der  Benutzung  eines  Fuhrwerks  in  Frage  kommt  Sie 
kann  bei  jeder  einzelnen  Amtsverrichtang  liquidiert  werden,  sobald  verschiedene 
Oeachifte  zu  erledigen  waren.  Sind  z.  B.  mehrere  Brunnen  and  mehrere  Qe- 
hOfte  bei  der  Bekämpfung  von  Unterleibstyphus  zu  besichtigen,  so  handelt  es 
sich  am  einen  einheitlichen  Auftr^  und  lücht  um  verscliiedene  Beweisdaten ; 
es  kann  daher  dann  nur  einmal  Fuhrfcostenentschädigung  liqoidirt  werden. 
Abweichend  davon  hat  das  Ministerium  fttr  Landwirtschaft  im  Jahre  18B6  fltr 
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die  beunteten  TioTänte  entschieden;  diese  erhtlten  also  auch  in  den  eben 
ervihnten  FUlen  mehrere  Haie  FührkosteDeDtach&diKnng.  In  dem  nenen  Eat- 
wiirf  der  OebflhrenordnnDg  fehlt  Obrii^s  die  Fohrkoatenentseh&dignng ;  ee  soll 
duu  nur  Ersftti:  fttr  FuhrkostenatialiLgen  geleistet  worden.  In  der  darauf- 
folgenden BeBpredm&g  werden  Einselheiten  der  Liqotdationen  ftngefUirt,  die 
der  An&Umng  bedttnen ;  besonders  wird  noch  darauf  hlnRewieeeii,  daä  die 
JalireBmiutenmgen  der  A[KithekeD,  sobald  sie  nicht  gelegentTich  anderweitiger 
DienstgeschUte  erledigt  werden,  erst  nach  dem  Ib.  NoTember  und  zwar  )a 
Bnndreise  ansgefOhrt  werden  aollen. 

Bei  dem  Punkte  „Oebtthrenferzeichnlsse"  wird  herrorgehoben,  daß  nur 
Oebtthren  fQr  diejenigen  Gesch&fte  anfzoftthren  sind,  die  ansschlieSUch  2nr  Zd- 
«t&ndigkeit  des  Kreisarztes  gehCren.  Sind  bei  Qntacbten  anderer  Art  Ton  den 
Behllraen  kreisärztlicbe  Atteste  ansdrOcklicb  erfordert,  so  ist  dies  unter  „Be- 
merkungen" mit  Angabe  des  Namens  der  BebSrde  zu  vermerken.  Fflr  aus- 
wärtige amtliche  Geschäfte  werden  nur  Tat^egelder  und  nicht  Gebühren  gezahlt, 
sie  sind  also  nicht  in  das  Verzeichnis  anfzonefamen. 

IIL  Erkr«nkiuigen  an  TrlehlneB  unter  d«n  Meiuehen  des  dlesseltlKeii 
K^ernngsbeilrkes  wlhrend  der  letsten  10  Jatare, 

Einleitend  bemerkt  der  Herr  Begiernngspräsident,  daß  durch  das 
lilüsohsohangesetz  die  Trichineoachau  obligatorisch  wurde  bei  Verwendung  des 
fleisches  für  gewerbliche,  dagegen  nicht  ftlr  häusliche  Zwecke.  In  einzelnen 
Kreisen  beständen  zwar  Folizeiverordnnngen,  dagegen  sei  die  Materie  nicht  fflr 
den  Begiernngsbezirk  geregelt.  Es  fragt  sich  nun,  ob  die  Notwendigkeit  vor- 
liegt, durch  PolizeiTerordnung  die  Trichinenschau  auch  auf  Haosschlachtnngen 
auszudehnen.  Der  Vortragende,  Kreisarzt  Dr.  Luch  hau -Königsberg,  äbt 
folgende  statistische  Daten:  In  den  Jahren  1892—1901  sind  im  Deutsuien 
Belche  84  Personen  an  Trichinose  gestorben,  abo  8,4  pro  Jahr.  Auf  6ff70  zu 
nntersacbende  Schweine  kommt  ein  trichinöses.  Im  Westen  des  Beicbea  wird 
Trichinose  tlberhaupt  selten  festgestellt.  Im  Reg.-Bez.  Königsberg  besteht  das 
Verhältnis  von  1  :  8448,  im  städtischen  ScblaehUianse  in  Königsberg  1  :  2100. 
An  Trichinen  sind  in  dem  Dezennium  im  Beg.-Bez.  Königsberg  76  Personen 
erkrankt,  davon  4  gestorben.  Es  sind  17  Infektionsherde  festgestellt,  bm 
dreien  derselben  war  das  Fleisch  vom  Fleiachbeschauer  untersucht,  in  den 
tibrigen  14  Fällen  war  dies  nicht  dar  Fall.  Zweimal  handelte  es  sich  nm  Ver> 
kaufsfloisch,  15  mal  um  Eansschlachtungen.  Die  Infektion  geschah  fast  aus- 
scbließlich  durch  Genufi  rohen  Fleisches. 

Diskassion: 

Bei  der  darauffolgenden  Besiirechang  wurde  einerseits  bervorgehobeB 
daB  die  Zahl  der  trichinösen  Schweine  sich  infolge  der  besseren  Einrichtung 
der  Schweineställe  sehr  vermindert  habe,  daß  anderseits  auch  bei  Haosschlach- 
tnngen in  der  Hehrzahl  der  Fälle  auf  Trichinen  untersucht  wtirde,  ohne  daB 
eine  Polizeiverordnim^  dazn  verpSichtete.  Ob  eine  erhebliche  Anzahl  von 
Fällen  vorkamen,  die  in  der  Statistik  fehlen,  well  sie  nicht  ärztlich  behandelt 
worden  sind,  wird  von  mehreren  Seiten  bezweifelt,  die  Möglichkeit  jedoch 
zugegeben. 

IV.  Dsslnrektlonsweaen  In  llndlichen  OrtHlufteii.  Vortragender: 
Kreisarzt  Dr.  Romeik.    (Eigenbericht.) 

Zu  einer  zweckmäßigen  Organisation  des  Desinfektionsweeens  anf  dem 
Lande  gehSren  ausgebildete  Desinfektoren  und  leistungafSJüge  Desinfektions- 
apparate.  Beide  werden  schon  jetzt  durch  §  29  des  Bdchsseuchengeaetsos 
gefordert,  da  in  jedem  Kreise  jederzeit  eine  der  hier  bezeichneten  geneinge- 
fäbrlichen  Krankheiten  —  Pocken,  Cholera,  Fleckfleber,  Pest,  Qelbfleber,  Lepra 
—  auftreten  kann. 

Die  Ausbildung  der  Desinfektoren  wird  im  Beichsseuchengesetz 
wenigstens  für  die  Bedienung  der  Dampf-  und  FormaÜBapparate  g^r- 
dert.  Sie  geschieht  am  besten  in  dner  Desiafektorenschule  im  AdbcUoB  ■■ 
ein  hygienteches  UnivenitlUAinstitut  in  Verbindung  mit  ^er  großen  I^npf- 
desinfektioDsaostalt.  um  die  Entstehung  eines  (raien  Gewerbes  zn  verhates, 
maß  die  Ausbildung  und  Anstellang  der  Desinfektoren  dnrdi  die  Kreiaverbinde 
bewirkt  werden,  da  die  Oemeindeverb&nde  zu  klein  nnd  die  Amtsbaiärke  ktine 
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verpflichteten  Verbände,  sondern  Abgrenzungen  der  FoliieibehSrden  sind.  Zai 
Aubwe^I  empfehien  sich  Hitglieder  Ton  Sanitätskolonnen,  Feuerwehren,  Heil- 
jgehiUen,  Lazarett-  und  Oberl&zarettgeliilfeD  der  Beserve,  kleine  Landwirte, 
welche  in  ihrer  Wirtschaft  jederzeit  Vertretung  haben,  und  kleine  Handwerker. 
Zweckmäßig  bt  ein  Aufruf  zur  Heidung  in  den  Kreisblätteru  nüt  der  Angabe, 
d&ß  aber  Geechäftabetrieb  und  GcbObreD  beim  Kreisausachuß  Äoskunft  .erteilt 
wird.  Während  des  Ausbildungskursus  dOrfte  ein  Tagegeld  von  4  Mark  und 
Beisegeld  von  6  Pf.  pro  km  Eisenbahn  auereichend  sein. 

Für  jeden  Kreis  sind  zweckmöäig  zwei  Dezinfektoren  auszuwählen  und 
in  passender  Entfernnng  Ton  einander  zu  stationieren.  Mit  jedem  ist  ein  fester 
Vertrag  ahznschlieSen  mit  dem  Passus,  daB  er  sich  eine  Verkleinernng  des  ihm 
zugewiesenen  üezirks  jederzeit  gefallen  lassen  mufi;  bei  eintretendem  Bedürf- 
nis kann  dann  eine  Vermehrung  jederzeit  leicht  erfolgen. 

Nach  der  Anstellung  bat  der  Kreis  jedem  sein  notwendiges  Hand- 
werkszeug zu  liefern ;  f&en  Dampf apparat  an  seinem  Stationsorte,  die 
AosrOstong  fUt   die    ebfache  Desinfektion  und  einen  Purmalinapparat.     " 


üggesche  sog.  BresUuer  Apparat  ist  noch  immer  der  einfachste,  billigMe 
und  beste.  Der  Dampfapparat  kostet  etwa  ÖUO  Mark,  die  Aasrttstong  im  eiu' 
fachen  und  Fonnaliaacsufektion  je  100  Mark. 

Den  so  ausgebildeten  und  ausgerüsteten,  fest  aageetellten  Desinfek. 
toren  wild  nur  die  Wohnangsdesinf ektion  nach  Ablauf  der  Seuchen 
zu  Übertragen  sein.  Oesundheitsaufseher  sind  hier  im  Osten  noch  nicht  zeit- 
gemtfi  and  ihre  snr  Kontrolle  der  laufenden  Desinfektionen  am  Kranken- 
bett nötigen  vielen  Reisen  wtlrde  niemand  bezahlen.  Die  Wohnongsdes- 
hifektionen  mttssen  aber  außer  bei  den  gemeingefährlichen  Seuchen  auch 
obligatorisch  sein  bei  Typhus,  Bnhr,  Diphtherie,  Scharlach  nnd  bei  Longen- 
nnd  Kehtkopftnberkuloae,  wenn  der  Kruike  stirbt  oder  seine  Wohnung 
wechselt.  Die  gesetzliche  Grundlage  daftlr  wird  hoffentlich  dnrch  ein 
preußisches  Seuchengesetz  bald  gegeben  werden.  Bei  Cholera,  Typhns  und 
Ruhr  ist  die  einfache  und  Dampfdesinfektion  vorzunehmen;  bei  Pocken,  Fleck- 
fieber,  Pest,  Gelbfieber  nnd  Lepra  die  gemischte,  d.  h.  zuerst  die  mit  Formalin 
und  dann  noch  die  einfache  und  Dampfdesinfektion;  bei  Diphtherie,  Scharlach 
nnd  Tuberkulose  genOgt  aber  ebenso  wie  bei  Masern,  Keuchhusten  und  In- 
fluenza die  Formalindesinfektion  allein.  Sind  jedoch  in  einem  kleinen  Baume 
so  viele  nicht  waschbare  Gegenstände  vorhanden,  daß  sie  nicht  ohne  gegen- 
seitige BerUhrong  aufgehängt  werden  kOnnen,  oder  sind  z.  B.  in  einem  Holz- 
hause so  große  Spalten  nnd  LOcher,  daß  die  Abdichtung  unmöglich  ist,  so  ist 
natürlich  die  Formalindesinfektion  durch  die  einfache  und  Dampfdesinfektion 
zu  ersetzen. 

Die  Gebühren  werden  am  besten  durch  ein  festes  Tagegeld  für 
jede  Art  von  Desinfektion  festgesetzt.  Es  genügen  4:  Mark,  wenn  aoBerdem 
noch  freie  Verpflegung  in  natura  oder  in  Zehrgeld  von  1,50  Mark  geboten  wird ; 
bei  Arbeiten  außerhalb  des  Wohnortes  außerdem  noch  Reisegeld,  6  Ft.  pro  km 
^enbahn  nnd  20  Pf.  pro  km  Landweg,  sofern  nicht  freies  Fuhrwerk  ge- 
stellt wird. 

Sämtliche  Desinfektionsmittel  sind  frei  zu  lieteni.  Die  Kosten 
müssen  von  den  Gemeinden  aufgebracht  werden  mit  Beihilfen  von  den  Kreisen. 
Von  den  Haashaltungsvorständen  ist  ganz  abzusehen,  da  sonst  ein  erbitterter 
Kleinkrieg  gegen  die  ganze  Einrichtnng  entstehen  nnd  die  ansteckenden  Krank- 
heiten so  lange  wie  mOglich  verheimlicht  würden.  Die  WobaungsdesinfektitHi 
nach  Ablauf  der  Seoche  dient  Ja  auch  weniger  dem  Schutze  der  so  lange  der 
Ansteckung  ausgesetzt  gewesenen  Familienmitglieder,  als  vielmehr  dem  Schutze 
der  weiteren  Gemeinde.  Die  Terteilnng  der  Kosten  zwischen  Gemeinde  und 
Kreis  erfolgt  am  besten  so,  daß  letzterer  die  Hälfte  des  Tagegeldes  und  die 
ans  der  Apotheke  zu  beziehenden  Desinfektionsmittel  (Formafiu,  Ammoniak, 
KreeoIsüfedOsnog)  übernimmt,  alles  andere  die  Gemeinde.    Bechuet  man  WO 


DezinfektioDen  im  Jahre,  so  hotte  der  Kreis  600  Hark  Ts««geld  und  flki  die 
Apotheke  ca.  400  Marie,  also  zusammen  1000  Mark  als  laonöden  Jahresposten 
einzustellen.  Sofort  nach  jeder  Desinfektion  hat  der  DesiiJektor  seine  speziali- 
sierte Bechnnng  dem  Kreisaasschuß  einzureichen.  Dieaer  prüft  dieselbe, 
schreibt  S  Hark  davon  auf  sein  Konto,  und  schickt  das  übrige  dun  Gute-  oder 
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Oemeindevorsteher  zur  sofortigon  Begldchnnp;  ein,  fflr  deren  Anifflhning  er 
Sorge  tr&gt 

Nach  dem  Hnater  der  HebammenorganisatioD  müssen  regelmäßige  N&ch- 
prDfnngen  der  Desinfektoren  dnrch  tUe  Kreisärzte  erfolgen.  Aueb  müssen 
die  Desinfektoren  im  Besitze  eines  Lehrbuches,  euer  ZnatroktioB  und  eines 
Tagebuches  sein,  welches  sie  anf  Verlangen  jederzeit  und  regelmäSig  za  Be- 
ginn des  Jahres  dem  Kreisarzt  einzoreichen  haben. 
Leitsätze. 

,1.  Jeder  Kreis  hat  znr  AnsfOhnuig  ron  Wofanongsdesinfektionen  Des- 
iofektoren  umuteilen  nnd  ihnen  die  notwendige  Auarflstong  so  liefern. 

2.  Die  Wohnongsdeslnfektionea  müssen  anfier  bei  den  gemdngefUir- 
lichen  Senchen  anoh  obligatorisch  sein  bei  TrphDS,  Bohr,  Diphtherie,  Scharlach 
und  bei  Lungeo-  nnd  Käükopfinberkulose,  wenn  der  Kranke  stirbt  oder  seine 
Wohnong  wechselt. 

8.  Die  Beiahlung  der  Deeinfektoren  hat  ftr  Jede  Art  von  Deainlektloii 
durch  ein  festes  Tagegeld  nt  erfolgen ;  anch  sind  ihnen  sämtliche  Desinfektions- 
mittel frei  in  liefern.  Die  Kosten  der  Desinfektion  fallen  den  Gemeinden  zar 
Last,  doch  haben  die  Kreise  Eeihilfen  zu  gewEhrun. 

4.  Eis  sind  dnrch  den  Kreisarzt  regelmäßig  NachprUfongen  der  Desin- 
fektoren absnhaJten;  znr  AnsrQstnng  der  letzteren  gehSren  anch  Lehrbuch, 
Instruktion  and  Tagebuch.* 

Der  Korreferent,  Kreisassbtenzarzt  Dr.  A  s  c  h  e  r  -  Königsberg  weist  darauf 
hin,  daß  schon  wihrend  des  Krankheitsverlaufes  DesrnfektionsmaBregelu 
ansget&hrt  werden  mttasen,  da  ja  hekauntiich  die  Kranich eitserreger  sich  In  den 
Se-  nnd  Exkreten  Torfluden.  Man  bat  zu  berücksichtigen  und  nnschldlich  zn 
machen  alle  Anischeidungea,  die  dem  Bespiraiions-,  Bigestions-  und  allen 
übrigen  Traktns  entstammen.  Wenn  schon  die  Desinfektion  nach  beendeter 
Krankheit  auf  dem  Lande  anf  Schwierigkeiten  stQßt,  so  sind  letztere  noch  viel 

SrOßer  bei  der  Desinfektion  während  des  Terlanfes  der  Kcankhdt.  Es  fehlten 
azu  die  geeigneten  Hilfskräfte,  rielleicht  ließen  sich  durdi  Yermlttelung  der 
Frauenvereine  weibliche  Kräfte  anwerben. 

Diskussion; 

In  der  sich  anschließenden  ErBrterung  werden  die  Erfabningea  in  den 
dnzelnen  Kreisen  angeführt.  Es  wird  darauf  hingewiesen,  daß  bei  der  Aus- 
wahl des  PeiBonenmateriab  der  Kreisarzt  vorsichtig  sein  mttsse.  Alte  Leute 
wären  data  imtaaglich.  auch  müssten  gonttgeede  Schalkenntnisse  vorhanden 
sein.  Flüssiges  Formaun  wäre  den  Pastillen  vorzuziehen.  AÜKemein  war  man 
der  Anaidit,  daft  schriftliche  Belehmnsren  nichts  nutzten.  —  Da  die  Zelt  sa 
vorgerflckt  war,  konnte  das  Thema  nicht  ganz  erschüpft  werden,  und  es  wurde 
daher  besohlossen,  die  Diskussion  über  dasselbe  aui  die  Tagesordnung  der 
nächsten  Tersammlnng,  welche  im  April  stattfinden  soll,  zu  setzen. 

V.  Ueber  SohnlschllesBnngen  bei  Infektlooskrankhelten,  InsbMondere 
bei  Muem.    Tortragender:  Kreisarzt  Dr.  Bim  eck. 

Die  Verbreitung  der  Infektionskrankheiten  durch  die  Schale  wird  von 
B.  hoher  angesctilagen,  als  dies  sonst  gewöhnlich  geschieht.  Er  weist  auf  das 
Beispiel  der  Granulöse  hin,  die  unter  den  Schulkindern  prozentuallsch  viel  mehr 
verbreitet  sei  als  unter  den  Erwachsenen.  Im  übrigen  werden  neue  Gesichts- 
pnnkte  nicht  hervorgehoben. 

Nach  Schloß  der  Sitzung  blieben  die  Teilnehmer  an  der  Versammlung 
bei  einem  gemeinsamen  UaUa  Tn  der  „KOnigshalle*  gemfttlich  beisammen. 
Dr.  Israel-Fischhansen. 

VeraBtwortl.BtdaUQur:  Dr.Bapmnnd,  Reg.- u.  Geh.  Hed.-Bat  in  Minden  i.W. 
J.  a  a  B(«M,  HMSO0.  Wkha  «.  r.  acb^L.  B 
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Berichte  über  Versamnüuiigeii. 

Beilage  znr  Zeitschrift  für  Medizinalbeamte,  1904.    IV. 

Berlcbt  fiber  die  19.  Versnminlmic  der  nedlsinslbea^ten 

des  BecleruDcabexIrbs  HerBebnrE  xn  Halle  o.  S. 

am  Kl.  NoTember  lOOS. 

An  der  Veraanunlang  Dahmen  teil  anter  dein  Vorsitz  des  Begioinnga' 
and  OebeimeD  Medizinal -Rates  Dr.  Penkert  der  Direktor  des  hygienischen 
Inatitats  zn  Halle  a.  S.  Professor  Dr.  Fränkel  und  dessen  Assistent 
Dr.  ^oBtermann,  16  Kreisärzte,  der  Gerichtsarzt  von  Halle  a.  3.  and  ein 
staatsärztlich  approbierter  Arzt. 

Nach  Bcgrüssnng  der  Eracbienonen  wendet  sieb  der  Tor  sitzende  zur 
Be^rMlisiicr  der  seit  der  letzten  Versaminlnng  ersuiKenen  Erlnsga  nnd 
TerordsoBgeii.  Ans  der  diesmal  sehr  reichlichen  Zahl  dieser  Yerardnaogen 
ist  die  Terfttgong  der  KOniclicbeD  Begiemng  anzufahren,  in  der  Bericht  er> 
fordert  warde  (tMr  die  Eriahriu^en,  welche  die  Krej^-ärzte  bei  den  Schal- 
besiditigungen  hinaichtlicb  der  Beinignag  der  Schulklassen  durch  die 
Schnlkinder  und  die  dadurch  eTontnell  den  Kindern  drohenden  gesundheit- 
lichen Gefahren  gemacht  haben.  Nachdem  Bisel  hierbei  nochmals  das  Fnfi- 
bodraöl  empfohlen  hatte,  welches  nach  seinen  Eifahningen  bei  richtiger  An- 
wendung, a.  h.  bei  b — Cmaligem  Streichen  im  Jahre  ausgezeichnet  stanb- 
bindend  wirke,  faQte  der  Vorsitzende  das  Resultat  der  von  den  Kreisärzten 
eisg^fangeoen  Berichte  dabin  zusammen,  daB  die  Überwiegende  Mehrzahl  der 
Berichterstatter  die  Reinigung  der  Klassen  (Anskebren,  Abstäuben  etc.)  durch 
die  Kinder  als  schädlich  fttr  letztere  wogen  der  Einatmung  des  dabei  ent- 
stehenden Staabes  erklärt  hätte.  Fielitz  gibt  dageeen  seiner  Ansicht  Ana- 
dmck,  dass  die  Reinigung  der  Schulklassen  Schädlichkeiten  für  die  Kinder 
kaum  im  Gefolge  habe  i  er  habe  wenigstens  noch  keine  positiven  Beobachtungen 
in  dieser  Einsicht  gemacht;  viel  nichtiger  halte  er  den  AusscbluQ  tuber- 
knljSser  Kinder,  die,  mitten  unter  den  gesunden  sitzend,  viel  gefährlicher  aeion. 
Aach  wQrden  durch  das  Anskebren  die  Kinder  an  BeinUcbkeit  gewObnt; 
das  Bei  in  sanitärer  Hinsicht  auch  ein  Vorteil.  Der  Voraitzende  und 
Professor  Dr.  Eränkel  betonen  nochmals  den  erwähnten  Standpunkt;  Ietz> 
teter  hält  die  Gefahr  für  die  Kinder  bei  Ausfuhrung  der  Beinigang  durch 
diese  zwar  nicht  für  schwer,  jedoch  wegen  Möglichkeit  der  Aufnahme  von 
Tnberkelbazillen  durch  den  aufgewirbelten  Staub  fQr  nicht  ganz  aosgeschloasen. 

Eine  kurze  Diskussion  rief  ferner  die  Verftigung  des  Herrn  Begierungs- 
pcisidenten  betreffend  Abhaltung  von  Kuraen  am  h;gieniachen  Institut  dor 
Cniversitlt  Halle  a.  8.  zur  Ausbildung  von  Desinfektoren  hervor. 
Hermann  spricht  den  Wunsch  ans,  dafi  es  den  Kreisärzten  gestattet  würde, 
an  den  Prüfungen  teilzunehmen,  damit  sie  sich  informieren  konnten  über  den 
Umfang  der  Ausbildung  und  über  die  Anforderungen,  die  seitens  der  PrUtungs- 
kommission  gestellt  würden.  Er  fragt  ferner  an,  welches  Unterrichtsbuch  be- 
nutzt würde.  Der  Vorsitzende  sagt  in  bezng  auf  den  ersten  Punkt  zn, 
den  einzelnen  Kreisärzten  anf  Wunsch  die  Prüfungstermine  mitteilen  zn  wollen, 
und  erklärt,  daß  ala  Dntcirichtabuch  hauptsächlich  der  Leitfaden  für  den 
ÜDterricht  zur  Ausbildung  von  Desinfektoren  etc.  von  E.  Wagner  —  Verlag 
Otto  Fetermann,  Halle  a./S.  1903  —  verwendet  und  ala  Grundlage  für  die 
PtSfhng  benutzt  wilrde. 

Nach  Erledigung  dieses  ersten  Punktes  der  Tagesordnung  —  Besprechung 
der  Verfügungen  etc.  —  hielt  der  Aaaiatent  am  hygienischen  Institut  der 
Unrrersitst  Halle,  Dr.  Klostermaon,  einen  Vortrag:  Deber  die  Nabrnngs- 
Hlttelckemle  ind  deren  Bezlehnngen  tor  Offentlloheii  Oesnndheltapflege. 
(Antoreferftt.) 

Nachdem  der  Referent  zunächstauf  die  amtlichen  Beziehungen  der  Medl- 
auulbeamtenzur  Nahrungsmittelchemie  und  zu  den  NahrungsniittcluntersuchnngB- 
fantem  hingewiesen  hat,  schildert  er  kurz  die  Entstehung  der  Nnbrangamittel- 
gesetigebung  im  Deutschen  Beiohe  und  die  in  ihr  liegende  Absicht  der  Gesetz* 

'^      '    -^ ö-^ 
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geber.  Von  den  drei  wichti^ten  Gegenstfinden,  ftlr  die  bei  der  im  Jahre  1876 
erfolEteo  Begrflndiug  des  Beichseeeiuidlieitsamtes  eine  baldige  reichsgesetsliche 
Bagelang  gewQnacbt  wurde :  Bekämpfiuig  der  Senchea,  Verhütung  der  FluQ- 
Teronreinigiing  und  Verhütung  der  Nahmnes-  und  GennssmittelfiluchnnK,  ist 
znnicliat  die  NahnmgamittelgeBetzgebnngin  £e  ^nd  genommen,  als  deren  Zweck 
von  dem  Präsidenten  des  Keichagemndhdtsamts  seinerzeit  folgendes  angegeben 
wnrde:  „Die  nationale  nnd  soziale  Bedentang  der  Nahrnngamittelkontrolle 
liogt  darin,  unserer  Be?Olkening  zu  anTerflUschten,  unverdorbenen,  noch  jeder 
Seite  hin  preiswerten  und  guten  Nabrnngamitteln  za  verhelfen,  am  anch  anf 
diesem  Wege  dazu  beizutragen,  sie  kGrperlich  tüchtig  zu  mactien  für  die  gestei* 
gerten  Änfordernngen  im  wirtschaftlichen  Eonlmrrenzliampf  der  TOlker,  und  sie 
kräftig  nnd  wehrhtut  zu  erhalten  für  die  Terteidignng  unserer  nationalen  QQter. 
Als  erstes  Ocsetz  ist  nnter  dem  li.  Mai  1S79  das  sag.  Nahrungs- 
mittelgeaetz  erlassen,  das  noch  jetzt  die  Grundlage  der  Gesetzgebung  auf 
diesem  Gebiete  bildet.  Nach  diesem  Gesetze  werden  nicht  nur  diejenigen  mit 
Strafe  bedroht,  die  zum  Zwecke  der  TSuschong  im  Handel  und  Verkehr 
Nahrangsmittel  Terf&lscben,  sondern  auch  diejenigen,  die  derartige  Waren  nnter 
Verschwdgnng  dieses  Umstandes  verkaufen  oder  feilhalten.  Fahrlässigkeit 
mildert  diese  Strafbestimmnng.  Die  Medizin albeamten  Interessieren  beson- 
ders die  3g.  12  und  18  des  Gesetzes,  in  denen  das  fahrlässige  oder  absieht- 
liehe  Inverkehrbringen  oder  Feilhalten  von  gesundheitsschädluhen  NahrungS' 
mltteln  mit  entsprechend  härteren  Strafen  bedroht  wird.  Außerdem  wird 
in  dem  Gesetze  noch  eine  fortdauernde  Eontrolle  der  GeschSfts- 
nnd  An  fbewahrnngs  räume  vorgesehen,  um  der  Yerf&lschang  der  Nahrungs- 
mittel wirksam  entgegenzutreten;  und  zwar  soll  diese  Eontrolle  von  der  Poli- 
zeibehörde unter  Zuziehung  von  geeigneten  Sachverständigen  ausgeübt  werden 
und  sich  nicht  nur  auf  die  Nahmnga-  und  Gennßmittel,  sondern  auch  auf  ge- 
wisse Gebrauchs  gegenstände  erstrecken,  zu  denen  Spielwaren,  Tapeten,  Farben, 
£8-,  Trink-  und  Kochgeschirre  and  schließlich  anch  Petroleum  gehören. 

In  späteren  Jahren  ist  eine  ganze  Beihe  von  Gesetzen  nnd  Verfügungen 
'issen;  die  wichtigsten  davon  sind: 
1  21.  Februar  1882  über  das 
gewerbsmäßige  Verkaufen  nnd  Feilhalten  von  Petroleum, 
nach  der  Petroleum,  das  bei  weniger  als  21"  C.  entflammbare  Dämpfe 
entwickelt,  nur  unter  bestimmter  Bezeichnung  in  den  Handel  gebracht 
nnd  nur  in  Fässern  oder  Kannen  aufbewahrt  und  abgegeben  werden  darf, 
welche  die  Bezelcbnnng  tragen :  „^nr  nnter  besonderen  Vorsichtsmaß- 
regeln zu  Brennzweckeo  verwendbar." 

2.  Das  Gesetz  vom  25.  Jnni  18S7,  betr.  den  Verkehr  mit  Blei 
nnd  zinkhaltigen  Gegenständen,  wonach  der  Bleigehalt  dei 
Trink-  und  Kochgeschirre  10°/a  nicht  überschreiten  darf.  Außerdem  enU 
hält  dieses  Gesetz  Bestimmungen  Über  Emaille  nnd  Qlasur,  ttber  Druck- 
Vorrichtungen  zum  Ausschank  von  Bier,  über  Mundstücke  von  Sangflaschen, 
über  Kautschnkschläuche,  über   Konservebüchaen,  sowie  Ober  Metallofen. 

3.  Das  Qeaetz  vom  6.  Juii  1887  ttber  die  Verwendung  geai 
hei  tsschädllch  er  Farben  bei  der  Her  Stellung  von  NabrnngS' 
und  Qonnßmitteln  nnd  Oebraachsgegenständen,  nach  den 
bestimmte  Farben  weder  znr  Färbung  von  Nahmngsmitteln,  noch  znr  An- 
fertigung von  Umhüllungen  oder  SchntzbedeckunKen  für  diese,  und  arsen- 
haltige Farben  znr  Herateilung  von  koameüscnen  Mitteln,  Spielwaren, 
Farben  nnd  Tuacben,  Tapeten,  MttbelatofFen,  Teppichen,  Vorhiugen,  Be- 
kleidungsgegenatänden,  Masken,  Kragen,  künstlichen  Blumen  und  Früchten 
benutzt  werden  dürfen.  Anch  Beizen,  Schreibmaterialien,  Lunpen-  nnd 
Lichtschirme,  sowie  Ijchtmanachetten,  Oblaten,  Wasser-  nnd  Leimfarben 
naw.  werden  in  diesem  Gesetze  behandelt 

4.  Das  Gesetz  vom  12.  Jnli  1887,  betreffend  den  Verkehr  von  Er- 
satzmitteln für  Butter,  das  lO  Jahre  später  durch  das  Gesetz 
vom  15.  Juni  1897,  betreffend  denVerkebr  mit  Buttter,  Käse, 
Schmalz  und  deren  Ersatzmitteln  ersetzt  ist,  in  dem  spezi^ 
Air  den  Handel  mit  Margarine  und  Knnstfett  hauptsächlich  folgende  Be- 
stimmungen getroffen  sind :  Deutlicher  Deklarationszwang  ftlr  Hargarine- 
kise  nnd  Knnstspeisefett  sowohl  auf  den  Fassen^  ni^d  El)b^4^  ^  fiot 


der  HedizinBlbeaiiiten  des  Beg.-Bez.  Uerseburg.  43 

dem  Einwickelpapier,  Verbot  des  Tenniacheng  Ton  Butter  mit  Uargarina 
nnd  anderen  Speisefetten ;  Änfbewahnmg,  Verpacken  und  Feilhalten  von 
Uaigarine  oder  KnngtspoiBofett  in  Orten  von  Ober  6000  Einwohnern 
in  getrennten  B&nmen ;  chemiacli  leicht  feststellbare  latente  Färbung  der 
Hargaiino;  Anzoigepflicbt  fOr  die  Fabrikanten  von  Margarinekäso  oder 
Kunstspeisefett  nnd  fortUofende  polizeiliche  Kontrolle  der  Bäume,  in 
denen  Margarine  hergestellt  oder  verkauft  wird. 

5.  Das  Gesetz  vom  88.  April  1892,  ersetzt  durch  dasjenige  rom 
24.  Hai  1901,  betreffend  den  Verkehr  mit  Wein,  weinhaltigen 
und  weinähnlichen  QeträDkon. 

6.  Dae  Gesetz  vom  B.  Jnli  1898,  ersetzt  dnrch  du  Gesetz  rom 
T.Juli  1902,  betreffend  den  Verkehr  mit  kttnstlichen  SüS. 
Stoffen,  durch  das  die  Verwendung  kflnatlicher  SUBstoffe  bei  der  Her- 
atelliug  TOD  Nahmngs-  und  QeniiBmitteb  verboten,  nnd  deren  Vertrieb  nnf 
die  Apotheken  beschränkt  tat. 

7.  Das  Geaetz  vom  S.Juni  1900,  betreffend  die  Schlachtvieh-  nnd 
Fleischbeachan,  du  insofern  eine  wesentliche  Verbessernng  der 
früheren  Gesetzgebung  bringt,  als  endlich  einmal  die  Kouerviemngsmittel 
besonders  bebandelt  werden,  und  ein  gesetzliches  Verbot  bestbnfflter 
KonserviernngsmittBl  (Präserresaize,  Borsäure,  äalizylsäure,  Formaldehjd, 
Borax,  chlorsnures  Kali)  we^  ihrer  gesnndheitsschädUchen  Eigenschaften 
erlassen  ist  Dies  Verbot  bezieht  sich  aber  nach  dem  Wortlaute  des  Gesetzes 
nur  auf  Fleisch  und  tierische  Produkte,  wie  Fette  usw.,  und  ist  daher  noch 
nicht  als  generelle  Bestimmung  für  alle  Nahrungsmittel  Oberhaupt  anznaehen. 

Nachdem  Vortragender  sodann  die  Notwendigkeit  besonders  vorgebildeter 
Sachverständiger  —  Nahrnngsmittelcbemiker  —  für  die  Durdiführnng 
der  Nahrun RsmittelgOBetzgebang  betont  nnd  die  fflr  die  Vorbildung  und  Früfnng 
durch  Bundes ratsbeschluli  vom  22.  Februar  1674  vorgeschriebenen  Anforde- 
mngen  besprochen  hat,  geht  er  zur  Boautwortnng  der  Frage  Aber,  wo  ein 
eemeinschaftliches  Zusamm  enarbeitea  und  wo  eineTrennung 
der  Arbeitsgebiete  des  Nahrungsmlttelchemikera  und  des 
Hedizinalbeamteu  erforderlich  aein  wird?  Nach  seiner  Ansicht  ergibt 
sich  dies  ana  dem  eigentlichen  Sinne  der  Geaetzgebun^  von  seibat,  dnrch  die 
sich  der  Gedanke  zieht,  daß  gegen  ihre  Vorschmten  in  zweierlei  Welae  ver- 
stoßen werden  kann,  entweder  durch  eine  Benachteiligung  des  Fublücoms 
oder  dnrch  dessen  Gefährdung  In  gosundheitlicher  Beziehung,  Im 
erstoren  Falle  handelt  es  sich  um  verKlschnngen,  um  Beimischung  minder- 
wertiger Stoffe,  um  eine  Herabsetzung  des  Nährwertes,  um  Täuschungen  nnd 
Betrug;  hier  kann  aomit  für  die  Begutachtung  nur  der  Nahmngamittelche- 
niker  mit  aeiner  Waren-  nnd  Fabrikatlonakenntnis  allein  in  Frage  kommen.  Im 
zweiten  Falle  kann  dagegen  dnrch  den  Verkauf  rerfälachter  Waren  die  Ge- 
sundheit der  Konsumenten  gefährdet  werden ;  hier  fällt  deshalb  die  Begutachtung 
naturgemäß  in  das  Gebiet  dea  beamteten  Arztes,  jedoch  bedarf  dieaer  dain  in 
den  meisten  Fällen  der  Üitarbeit  des  Ohemikera,  der  ihm  erst  eine  gowisae 
UnterWe  fflr  die  Begutachtung  durch  seine  Untersuchung  schaffen  muß.  Der 
Oeschäftigaiig  In  aolchon  Fällen  gestattet  sich  deshalb  meist  ao,  daß  du  be- 
treffende NahmngBfflittel  usw.  zuerst  dem  Untersuchungsamte  zugotührt  wird, 
um  hier  festnutdlen,  ob  ein  KSrper  darin  vorhanden  ist,  der  zur  Schädigung 
der  meBBohlicheD  Gesundheit  Veranlassung  geben  kSnnte.  Der  Hedizinalbeamto 
hat  dann  zu  entscheiden,  ob  die  Menge  dea  vorgefundenen  Stoffes  Gefahren  fflr 
die  menschliche  Gesundheit  in  sich  birgt  oder  nicht. 

Referent  führt  hierauf  bei  einigen  Nahmngamitteln  ans,  welche  haupt- 
sächlichen Fragen  wohl  dem  beamteten  Arzte  in  der  Praxis  zur  Beurteilung 
vorgelegt  werden  dürften : 

L  Mlleh  ud  deren  Prodikte.  Auf  die  Gewinnung  der  Milch  wird 
nicht  näher  dngegangon,  sondern  nur  erwähnt,  daß  auf  eine  häufig  an* 
getroffene  Verschlechtening  der  Hilch,  nämlich  auf  deren  Verunreinigung  durch 
Schmntz,  der  im  wesentlichen  aus  Kuhikot  und  soastigen  den  Kühen  anhaftenden 
Venuireinigungen  besteht,  viel  zn  wenig  Wert  gelegt  wird,  obwohl  bekannt 
sd,  daß  mit  der  Menge  des  Scbmntzgehaltea  auch  die  Zanl  der  Keime  an* 
st^ge,  und  es  mit  Bft^cht  auf  die  Säuglingaemährung  im  Offestlicben  Inter- 
esse liege,  eine  möglichst  keimarme  Huch  zu  erhalten.    Die  Untersnchnnkt^ 
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nuh  dieser  Bichtnng  hin,  die  FeBtstellaiig  des  KeimifehalteB,  und  weiter 
der  Nachweis  pathogoner  Keime,  z.  B.  Typhusbazillen,  Tubeikeltuülen  nsw. 
füll  natürlich  aaaachUeßlich  in  das  Gebiet  des  Arztes,  da  nnr  wenige 
NahnmKsmittelchemiicei,  wenn  sie  nicht  zofällig  lange  Jahre  an  einem  staat- 
lichen hygienisch-bakteriologiachen  Institute  gearbeitet  haben,  in  der  Lage 
sein  werden,  derartige  Dnteisnchungen  auszaffthren.  In  das  Gebiet  des  Arztes 
gehört  anch  die  Benrteilung  der  sogenannten  Hilchfehler;  der  Nahmngs- 
mittelchemiker  muß  sich  hierbei  begnügen,  eine  derartige  Milch  als  nn^enibSbar 
und  verdorben  hinzastellen,  während  dem  beamteten  Arzte  die  Beurteilung  zn- 
f&llt,  ob  sie  die  Gesundheit  s(jiädigen  kann,  was  fhr  die  Festle^on^  des  Straf- 
maQes  von  Wichtigkeit  ist.    Als  Hilchfehler  kommen  hauptsächlich  in  Betracht: 

Die  blaue  Hilch,  die  beim  Zosammen wirken  von  Bacillus  acidi  lactici 
und  Bacilliu  cyanogenes  entsteht,  indem  sich  ein  blaner  Farbstoff,  das  ans 
Triphenylrosanilin  bestehende  Anilinblan  bildet. 

Die  rote  Hilch,  bei  der  besonders  festzustellen  ist,  ob  die  Botfärbung 
von  beigemengtem  Blnt  herrührt  oder  auf  Bakterien wirknig  zu rtickzof Ohren 
ist,  und  welcher  Art  diese  Bakterien  sind.  Je  nachdem  der  BauUus  e^hrogenes 
oder  Sarcina  rosa  oder  Bacillus  prodigiosns  vorliegt,  muß  natttrlich  dem  Be- 
funde entsprechend  anch  die  Begntachtong  emgerichtet  werden. 

Schleimiee  und  fadenziehende  Hilch,  die  durch  schleimige 
Gährung  des  BaclUos  viscosns  und  anderer  Bakterien  bewirkt  wird,  Ton]deueii 
der  erstete  von  Adametz  anch  ans  dem  Wasser  des  Liesing  und  Petersbaches 
bei  Wien  boliert  worden  ist. 

Bittere  Hilch.  Die  Ursache  dieses  Fehlers  liegt  häufig  an  der  Fütte- 
rnng,  (Lupinen) ;  eewOhnlich  wird  sie  aber  auch  durch  Bakterienwochstnm,  z. 
B.  durch  den  Baclactis  amari(WeigmaDD)  und  verschiedene  andere  Organis- 
men hervor^rofen. 

Endlich  kommt  noch  käsige,  seifige,  gährende  und  faulige 
Hilch  in  Betracht,  Fehler,  die  ebenfalls  auf  das  Auftreten  gewisser  Bakterien- 
arien zurückzuführen  sind. 

Ans  diesen  Bebpielea  ergibt  sich  schon,  daß  die  Tätigkeit  des  Kreis- 
arztes in  diesen  Fällen  auf  epidemlotogischem  und  bakteriologischem  Gebiete 
liegen  wird. 

Da  gerade  die  Uilch  einen  ausgezeichneten  Nährboden  fUr  die  meisten 
Bakterienarten  bildet,  so  lag  es  nahe,  ihre  Haltbarkeit  durch  Zusatz  von  Eou- 
servienugsmitteln  zu  vergrößern.  Tatsächlich  hat  anch  eine  große  Anzahl 
Ton  Konservierungsmitteln  Verwendung  gefunden,  besonders  doppel- 
kohlensanres  Natrium,  Borax,  Salizylsäure,  Borsäure,  Fluorsalze,  Schlemmkreide 
usw.  Soweit  diese  Stoffe  alkalischer  Natur  sind,  kommt  außer  ihrer  Gesiuid- 
heitsschädignng  bei  Erwachsenen  und  Kindern  noch  in  Betracht,  daß  sie  das 
Auftreten  der  Hilcbsäuro  verhindern,  welche  die  Entwickelone  der  meisten 
pathogenen  Keime  bald  zum  Stillstand  bringt.  Das  einzig  erlaubte  Konser- 
Tienmgsmittel  fttr  Hilch  sollte  deshalb  nur  die  Sterilisierung  sein,  die 
auch  bei  der  für  Kinder  bestimmten  Uilch  mehr  und  mehr  angewendet  vrird. 

Da  nun  nach  §  79  der  Dienstanweisung  die  Kreisärzte  eine  scharfe  sanl- 
tätspolizeilicbe  Beaufsichtigung  des  Verkehrs  mit  Hilch  mit  Bttck- 
sicht  auf  seine  Bedeutung  für  die  Ernährung  der  Kinder  aosUbon  sollen,  und 
fttr  diese  Zwecke  speziell  sterilisierte  Milch  in  Frage  kommt,  so  muß  sich  diese 
Kontrolle  naturgemäß  auch  auf  die  Herstellung  und  Sterilisietnng  der  Kinder- 
milch in  Holkereien  usw.  ausdehnen.  Bei  derartigen  Besichtigungen  kommen 
wesentlich  folgende  Funkte  in  Frage: 

1.  Allgemeine  Sauberkeit  sämtlicher  Baume,  Apparate  and  Maschinen,  der 
Filter,  der  Spülvorrichtungen  usw. 

2.  Prüfung,  ob  durch  den  Sterilisier ungsapparat  anch  wirklich  die  für  steri* 
lisierte  Hilch  erforderliche  Temperatur  erreicht  wird. 

9,  Prüfung,  ob  die  Dauer  der  Sterilisier nng  eine  genügende  ist,  und  die  Hilch 
auch  im  Innern  der  Flasche  die  verlangte  Temperatur  erlangt. 

4.  Prflfong  der  Filter  auf  ihren  BeinigungseSekt  und  auf  eine  geeignete 
Form,  durch  welche  die  Betnigung  und  Sterilisierung  möglichst  er- 
leichtert wird. 

b.  Beurteilung  des  in  der  betreffenden  Uolkeret' benutzten  Wassers ;  die  Waaser- 
entnahmestelle  und  das  Wasser  selbst  müssen  von  absolut  einwandfröer 
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Beschaffenheit  seio,  vor  allen  DiDKen  mnß  dtis  Wasaor  frei  sein  von  patlio- 
genen  Keimen,    die   bei   dem  grofien  Wasserverbraach  in  den  Hi^ereien 
(mm  SptUen  nnd  Beiugen)  nur  zu  leicbt  auch  in  die  Milch  eeraten  kOnnen. 
G.  Fortdanenide  Beobachtung  des  Qeattndbeitsztistaiides  des  Pereonals. 

7.  Fortlaufende  Entnahme  von  Proben  und  deren  Prflfnng  auf  ZosammeD- 
setznng  und  QUte,  besonders  auf  den  Fettgebalt.  Desgleichen  ist  festzu- 
stellen, ob  und  welche  Bakterien  nach  der  Sterilisiernng  noch  in  der 
Hilch  enthalten  sind.  Die  genflgendo  Haltbarkeit  l&ßt  sich  am  einfachsten 
durch  Steges  Aufbewahren  der  Proben  bei  Brutwärme  (87°)  feststellen, 
wobei  zu  beobachten  ist,  ob  sie  innerhalb  8  mal  21  Standen  schon  der 
Zersetzung  anheimfällt. 

8.  Schließlich  ist  noch  auf  die  Herkunft  der  Hilch  Obacht  zu  geben.  Kinder- 
milch  steht  gewöhnlich  hoher  im  Preise,  weil  sie  von  ausgewählten,  gut 
gefflttoTten  und  gesunden  Tieren  stammen  soll,  deren  Fmähmng  im  all- 
gemeinen eine  reichlichere  sein  soll.  Die  Forderung,  daß  die  Fütterung 
nur  mittels  Trockenfutter  geschehen  soll,  wird  kaum  durchzufahren  sein, 
weil  die  naturgemäße  Ernährung  des  Blndviehes  doch  die  ist,  daß  im 
Winter  Trockerfutter,  Heu,  Stroh,  Oelknchen,  im  Sommer  dagegen  Orün- 
fntter,  wie  Gras,  Lazem,  Klee,  Ettben  usw.,  die  von  guter  Beschaffenheit 
sein  mOssen,  gegeben  wird.  Auszuschließen  sind  aber  von  der  Fattemng 
aBe  OähmngsiQckstände,  uowie  BierCreber  und  Schlempe,  da  von  diesen 
die  Erfahrung  gelehrt  bat,  daß  die  Kuh  hiemach  eine  dflnnere  Hilch 
gibt,  und  daß  die  BekOmmlichkeit  der  Milch  durch  diese  Produkte  beeiu- 
ftußt  wird,  was  wahrscheinlich  auf  Zersetzungsprodukte  der  Bakterien  und 
Hefen  zurückzuführen  ist.  Die  Beobachtung  der  gesundheitlichen  Be- 
schaffenheit der  Tiere  sell)st  muß  natürlich  dem  Tierarzt  überlassen  werden. 

Auf  besonderen  Wunsch  fügte  Keferent  hier  noch  einige  Worte  über  die 
Holkereiabwässer  hinzu.  Dieselben  bestehen  aus  den  Abflüssen  des 
Hilchabliefemngsraumes,  des  Separatoren  räum  es  und  der  KSsereL  Alle  drei 
Bäume  werden  durch  reichliche  Wasserspülung  gereinigt,  daraus  ergibt  sich 
schon,  daß  je  nach  der  Menge  des  zum  Spillen  gebrauuitcn  Wassers  die  Ab- 
wässer in  üirer  Zusammensetzung  großen  Schwankungen  unterworfen  sind. 
Wegen  ihres  hohen  Gehaltes  an  Stickstoff  Verbindungen  und  an  Milchzucker 
können  sie  bedenklichen  Fäulnis-  and  Oälirungserscheinungen  unterliegen,  über 
die  oft  genug  Klagen  ertilneo.  Ein  besonderes  Reinigungsverfahren  ist  bis 
jetzt  noch  nicht  bekannt  und  Kalk  ist  wohl  kaum  zu  empfehlen,  da  durch  ihn 
das  Eiweiß  nur  sehr  unvollkommen  ausgefällt  wird,  und  durch  einen  starken 
Kalkznsatz  der  FäuInisprozeS  wohl  unterdrückt  werden  kann,  aber  hiermit 
nichts  erreicht  ist ;  denn  nach  dem  Einlassen  solcher  Abwässer  in  die  Flüsse 
wird  durch  die  starke  Verdünnung  die  Kalkwirkung  bald  wieder  aufgehoben, 
nnd  es  kommt  nunmehr,  allerdings  an  einem  anderen  Orte,  der  Fauliusprozeß 
doch  zustande.  Eine  ausgibige  Reinigung  dürfte  wohl  nur  durch  eine  Be- 
rieselung oder  durch  das  biologische  Verfahren  xa  erzielen  sein;  Versuche,  die 
mit  dem  letzteren  im  hjienischen  Institute  zu  Hallo  in  kleinerem  Maßstäbe 
Torgenommen  sind,  haben  einen  recht  guten  Erfolg  gehabt;  die  8tick3toffal>- 
Bahme  betrug  etwa  75°/,,  jedenfalls  ein  sehr  guter  Eeioigungseffekt.  Immerhin 
ist  es  aber  sehr  tvUnschenswert,  nach  dieser  Richtung  tun  noch  weitere  Erfah- 
rangen  zu  sammeln,  nnd  vor  allem  durch  Versache  im  großen  festzustellen,  ob 
sich  diese  Labaiatoriunu versuche  auch  der  Wirklichkeit  anpassen  werden. 

Die  Molkoreiprodukte,  Butter  nnd  Käse,  kSnnen  gleichfalls 
pathogene  Keime  enthalten ;  für  die  Butter  kommen  besonders  Tnberkelbixillen 
in  Betracht,  die  wiederholt  darin  nachgewiesen  sind.  Durch  umfangreiche 
Untersuchungen  über  die  Häufigkeit  ihres  Vorkommens  wUrde  sich  am  besten 
eine  Unterlage  für  eine  event.  Regelung  der  Frage  finden  lassen,  ob  allgemein 
ebe  Fasteurisierung  des  Babmes  in  gesnndheitliäier  Beziehung  notwenJug  ist, 
oder  davon  mit  Rücksicht  auf  das  verhältnismäßig  seltene  Vorkommen  von 
Tuberketbazilleit  in  der  Butter  auch  fernerhin  Abstand  genommen  werdeo  kann. 

Wie  bei  der  Hilch,  so  unterliegt  auch  hei  der  Butter  die  Beurteilung 
der  verschiedenen  Fehler  der  ärztli(£en  Begutachtung,  soweit  dadurch  etwa 
ätOmngen  der  Gesundheit  bedingt  werden..  Derartige  Fehler  sind  z.  B.:  Oe- 
lige  und  säuerlich  Oiigo  oder  talgige  und  speckige  Butter,  als 
deren  Ursache  teils  unpraktische  Fütterung,  teils  Bakterien  Wirkung  anzusehen  ist. 
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Bittere  Batter  wird  ebenfalls  teils  durch  Verabreichung  von  Lupinen  und 
Terdorbener  Futterstoffe,  teils  durch  Fänlnisbakterieu  nus  der  Gruppe  Proteus- 
arten  verursacht,  während  käsige  Butter  nach  Krüger  durch  Zersetzung 
des  Butterkaaeins  durch  Bakterien  und  Hefen  entsteht  und  im  wesentlichen 
darauf  zurOckznftthren  ist,  dafi  die  Butter  bei  der  Herstellung  nicht  gonQgend 
MUgewascben  ist.  Schimmelige  Butter  äbemieht  sich  bald  nach  dem 
Einschl^en  im  Gebinde  mit  emei  Pilzregetation,  deren  Ursache  in  der 
falschen  Aufbewahrung  der  Butter  in  feuchten  Bäumen  zu  suchen  ist. 

Bei  der  Begutachtung  sogenannter  ranziger  Butter  ist  es  im 
Halleschen  Institut  im  allgemeinen  so  gehalten,  dafi  schwach  ranzige  Butter 
überhaupt  nicht  beanstandet  worden  ist,  da  sie  immerliin  noch  zum  Kochen 
und  Braten  verwendet  werden  kann.  Stark  ranzige  Butter  ist  dagegen  als 
verdorbenes  Nahrungsmittel  angesehen;  betreffs  ihrer  eventuellen  Qesundhoits- 
Bchädlichkeit  wird  der  beamtete  Arzt  gutachtlich  zu  horea  sein. 

n.  Flelsck  Die  chemischen  Untersuchungen,  sowie  die  Prüfungen  auf 
Konservierungsmittel,  auf  Ofltc,  Herkunft  usw.  werden  von  dem  Torttagonden 
als  zu  weitführend  absichtlich  unerfirtert  gelassen.  Den  Uedizinalbeamten 
interessieren  am  meisten  die  sogenannten  Fleischvergiftungen,  die  auch 
aus  dem  Grunde  noch  von  besonderer  Bedeutung  sind,  als  es  sich  meist  nicht 
um  Einzel  Vergiftungen,  sondern  meistens  um  Mass  enerkrankun  gen  htuidelt,  wo- 
durch natürlich  die  Oeffentlichkeit  lebhaft  erregt  wird.  Nur  in  den  seltensten 
Fällen  handelt  es  sich  hierbei  um  wirklich  verdorbenes  Fleisch,  da 
solches  durch  Geruch,  Gesicht  und  Geschmack  unschwer  erkennbar  ist,  und 
Jedermann  instbktiv  einen  Ekel  vor  allem  Fleisch  bat,  das  nicht  mehr  die 
charakteristischen  Merkmale  der  Frbche  besitzt;  auch  der  ungebildetste  Mensch 
scheint  die  Gefahren  zu  ahnen,  welche  seiner  Gesundheit  nach  dem  Genüsse 
derartjgen  Fleisches  drohen.  Mit  Becht  ist  deshalb  auch  von  der  Hygiene 
stets  danach  gestrebt  worden,  besonders  beim  Fleische  alle  konservier  enden 
Zusätze  zu  verbieten,  die  dem  Käufer  die  Möglichkeit  nehmen,  dessen  Güte 
nach  seinem  Aussehen  und  Geruch  zu  beurteilen.  Die  eigentlichen 
Fleischvergiftungen,  wozu  die  nach  dem  Genüsse  sichtbar  verdorbenen 
Fleisches  nicht  gerechnet  weiden,  teilt  man  gewöhnlich  in  Fleischver- 
giftungen im  engeren  Sinne  und  in  Wurstvergiftung  oder  Botu- 
lismns  ein.  Der  Botnlismns  wird  nicht  nur  nach  dem  Genüsse  von  Wurst, 
sondern  auch  nach  dem  Genüsse  von  Fletsch  aller  Tierarten,  Wild  und  Geflügel 
eingerechnet,  beobachtet.  Auch  dorch  zubereitetes  Fleisch,  gekocht  und  ge- 
räuchert, ist  wiederholt  Botulismus  verursacht.  In  fast  allen  Fällen  handelte 
es  sich  hier  um  Fletsch  von  gesunden  Tieren.  Wie  van  Ermengem 
nachgewiesen  hat,  findet  sich  beim  Botulismus  immer  ein  anairob  wachsender 
BadÜas,  der  sogenannte  Bacillus  botulinus,  der  postmortal  in  das  Fldch  ge- 
langt nnd  hier  das  fflr  den  Menschen  so  gefährliche  Gift  erzeugt.  Da  dieser 
Bacillus  erst  nach  dem  Tode  in  das  Fleiscn  eindringt,  nnd  da  ferner  die  Gift- 
wirkung bei  ganz  frischem  Fleische  nicht  beobachtet  wird,  sondern  erst  nach 
längerem  Atifbewahren,  so  ergibt  sich  daraus,  daS  mangelhafte  Zubereitung 
oder  Aufbewahrung  dem  Erreget  Zutritt  zum  Fleische  verschafft  haben  müssen. 
Im  übrigen  kann  man  sich  gegen  den  Botulismus  diuch  grOndlicbes  Kochen 
des  Fleisches  sicher  schützen,  da  hierdurch  dem  Wurstgiftc  seine  schädigcndo 
Wirkung  genommen  wird. 

Etwas  anders  gestaltet  sich  das  Bild  bei  den  Fleischvergiftungen 
im  engeren  Sinne,  bei  denen  das  Fleisch  in  den  weitaus  meisten  FÜlen 
von  kranken,  notgeschlachteten  oder  krepierten  Tieren  herrührt,  von  Kälbern, 
die  an  Nabelschnurentzündung,  von  Rindern,   die  an  Gebärmuttoren tzündung 

felitten  haben  usw.  Hier  wurden  fast  stets  septische  nnd  enteritische  £rknui- 
nneen  beobachtet.  Auch  noch  ganz  frisches  derartiges  Fleisch  besitzt  schon  ge- 
sundheitsschädliche Eigenschaften,  die  sich  allerdings  mit  zunehmendem  Alt«r 
zu  steifem  scheinen.  Ein  weiterer  Unterschied  von  Botulismus  liegt  noch  darin, 
da&  bei  solchem  Fleische  nicht  nur  einzelne  Stücke,  sondern  fast  alle  Teile  des 
Tieres  mehr  oder  weniger  heftige  Erkrankungserscbeinungen  hervorrufen 
können.  Dies  bt  auch  die  Ursache,  daß  ea  sich  beim  Auftreten  dieser  Fleisch- 
vergiftung im  engeren  Sinne  häufig  um  sogenannte  Massenerkrankungen  handelt, 
die  sich  über  ganze  Ortschaften  oder  Staidtteilc  erstrecken  können.  —  Aeufier- 
lich  ist  derartigem  Fleische  nichts  anzusehen,  auch  der  Geschmack  ist  normal 
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and  die  H&ltbarkeit  erstreckt  sieh  mnf  diraelbe  Zeit  wie  bei  Fleisch  von  ge- 
Biindeii  Tieren.  Eine  dem  VortragendeD  TorgeleKene  Probe  rohen  derarti^n 
Hackfleisches  wsr  k.  B.  7  Ta^  alt  und  hatte  säiou  8  T&ge  in  einem  Haus- 
halte gelogen,  ohne  taßere  Zeichen  der  Zersetzong  anfznweiaen ;  das  betreffende 
Fleisch  war  allerdings  mit  der  ttblichen  Menge  Borsfiare  and  Eochsali  rersetzt 

Die  ErankheitseracbeinnngcD  bei  den  eigentlichen  FleischTOwItongen 
äaßem  sich  meistens  im  Hagen-  und  Darmkanal :  Fieber,  Barchfall,  Erbrechen, 
Schwindelanfälle.  große  Schwäche  sind  die  gewöhnlichen  Begleiterscheinongen. 
Als  Ursache  sind  bei  den  genauer  nntersuchten  Fällen  Bakterien  gefanden,  die 
teils  mit  den  Coli-  teils  mit  den  Tjphnabazillen  nähere  Yerwandachaft  be- 
safien  und  nach  ihren  Eigenschaften  zwischen  beiden  Arten  zn  liegen  scheinen. 
Der  bekannteste  ist  der  Bacülas  enteritidis  (Qaertner),  dor  aach  gelegentlich 
einer  FleischTergiftnng  in  Halle  a,  S.,  bei  dor  ca.  10  Personen  erkrankt  waren, 
ans  einer  Hackfleischprobe  isoliert  werden  konnte.  —  Kochen  nnd  Braten  ge- 
nügt nicht  immer,  nm  das  gebildete  Fleischgift  mit  Sicherheit  nnscbädlich  zn 
machen,  da  selbst  dnrch  den  OenoB  von  Fleiscbbrtthe  noch  Yergiftnngen  zu- 
stande gekommen  sind. 

Besonders  in  den  Ffillen,  wo  FleischTergiftnngen  im  engeren  Sinne  vor- 
liegen, ist  natnrgemifi  ein  möglichst  schnelles  Eingreifen  der  MedizinalbehOrde 
dorchaos  erforderlich,  da  dnrch  die  Einhaitang  des  üblichen  Instanzenweges 
Aber  die  OrtspoUzeibehOrde  leicht  die  günstige  Gelesenheit,  den  weiteren  Ver- 
kauf des  betreffenden  Fleisches  scbleanigst  zu  veruindem,  verstreichen  and 
eine  weitere  Aosbreitnng  der  Erkrankungen  nicht  mehr  verhütet  werden  kann. 
Abgesehen  von  den  erforderlichen  allgemeinen  Haßregeln  wird  es  dann  die 
Anfgabo  des  beamteten  Arztes  sein,  festzustellen,  wodurch  die  Erkrankungen 
horrorgenifen  wurden,  da  die  Kenntnis  der  Art  des  Erregers  der  Fleischver* 
giltung  für  die  Gerichte  der  beste  Fingerzeig  für  eventueUe  Nachforscbnngen 
sein  vrird. 

Die  Verwendung  von  Konserriorungsmitteln  ist  durch  das  nene 
Fleischbeschaogeeetz  so  gat  wie  ganz  verboten  worden;  YerstOBe  gegen 
diese  Torschriit  sind  seitdem  nur  noch  selten  beobachtet  worden.  Man  ersieht 
hieraus,  dafl  es  bei  gutem  Willen  auch  ohne  diese  Uittel  geht,  nur  ist  natür- 
lich Jetzt  nin  so  größere  Sauberkeit  im  Betriebe  erforderliäi,  um  die  Haltbar-, 
keit  der  Ware  zu  gewährlebten,  während  früher  diose  so  notwendige  Sauber- 
keit mit  Leichtigkeit  durch  eine  entsprechend  größere  Uenge  von  Eonsor- 
Tiernngsmitteln  ersetzt  werden  konnte. 

Aach  bei  Fleisch  kommen  äußere  Fehler  vor,  wie  z.  B.  das  Bot- 
fleckÜFwerden  des  Fleisches,  verursacht  dnrch  Bac.  prodigiosas,  nnd  das  Leuchten 
des  Fleisches,   verursacht   durch  Bac  phosphorescons. 

Die  Feststellung  und  Beurteilung  der  im  Fleische  vorkommenden  Para- 
siten fällt  seit  EinführunK  des  Fleischheschaugosotzes  dem  Tierarzte  zn, 
ebenso  wie  die  Beurteünng  des  Fleisches  nach  Art  und  Herkunft. 

III.  Das  EU.  lieber  die  etwaige  Qesundheitsschidlichkeit  des  FluB> 
oiscs,  speziell  der  Saale,  ist  vor  kurzem  vom  hygienischen  Institut  ein  Gut- 
achten abgegeben.  Das  fragliche  Eis  stammte  tou  der  Ziegelwiese,  die  man 
im  Winter  Ton  der  Saale  ans  mit  Wssser  überfluten  läßt,  um  einerseits  eine 
kOnstliche  Eisbahn  für  die  Bewohner  der  Stadt  herzustellen,  anderseits  auch 
Natureis  zu  bekommen,  das  von  hiesigen  Eishändlem  geemtet  und  für  den 
Sommer  aufbewahrt  wird.  Das  Wasser,  woraus  das  Eis  entsteht,  ist  somit 
rohes  Flnßwasser,  das  dementsprechend  auch  alle  gesundheitsschädlichen  Eigen- 
schaften des  verbältuismäBig  stark  verunreinigten  Saalewaesers  besitzt.  Gegen 
die  Verwendung  eines  solchen  Bohwassers  in  den  Haushattongen  würden  daher 
vom  gesundheitlichen  Standpunkte  die  ernstesten  Bedenken  erhoben  werden 
müssen;  es  fragt  sich  aber,  ob  diese  auch  noch  für  gefrorenes  Wasser  stich- 
haltig sind,  oder  ob  die  Gefahr  durch  den  Gefricmngsprozeß  derartig  gemin- 
dert wird,  daß  sie  für  die  meisten  Fälle  als  so  gut  wie  nicht  mehr  vorhandon 
Anzusehen  ist?  Verunreinigtes  Wasser  wird,  abgesehen  Ton  seiner  Unappotit- 
lichkelt,  weniger  wegen  der  in  ihm  suspendierten  oder  gelösten  organischen 
Stoffe  an  sich,  als  wegen  seiner  fast  stets  erheblich  erhöhten  Zahl  von  Ecimcn 
vermieden,  unter  denen  sich  naturgemäß  aber  auch  solche  Arten  beflnden,  die 
als  krankheitserregonde  bekannt  sind  nnd  demnach  zur  Anibreitnne  ansteckender 
Krankheiten  beitragen  kOnnen.     Bei  ruhigem  Wasser  werden  sich  allerdings 
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von  Keimen  nai  die  speziflach  schwerereD  aDspendlerten  Beatuidteile  zn^odeii 
Benken;  immerliin  ist  aber  dnrcli  diese  SedimenÜenuig  kaum  eine  erhebliche 
Abnahme  der  Keime  zu  gewärtigen.  Barch  Tersnche  TOn  mehreren  Seiten 
ist  nun  festgestellt,  daQ  aas  Eis  eine  um  so  höhere  Keimzahl  zu  besitsen 
pflegt,  je  vemn reinigte r  das  za  seinei'  Herstellnng  benutzte  Wasser  ist;  da- 
gegen zeigt  dieser  Keimgeh&lt  niemals  die  gleiche  Höhe  wie  im  Bohwasaer, 
sondern  stellt  sich  nach  dem  einstimmigen  UnteTsnchnngsreanltat  aller  For- 
schling  mindestens  00°/d  niedriger.  Die  bei  weitem  größte  Zahl  der  Keime 
geht  also  durch  den  ßefrierungsprozeß  zn  gründe;  naturgemäß  ist  dieser  Pro- 
zentsatz aber  kein  konstanter,  er  kann  sogar  beträchtliche  Differenzen  aaf- 
w^en,  da  sich  die  ÄbtJJtnng  je  nach  der  Dauer  der  K&lteeinwirkang  und  je 
noch  der  Spezies  der  Eleinwesen  recht  rerBchieden  gestaltet.  So  ist  k.  B.  för 
die  verfittssigendeu  Bakterien  und  die  Fäolnisbakterien  nachgewiesen  worden, 
daß  sie  schon  nach  verhältnismlßig  kurzer  Zeit  Terachwiuden,  während  ander- 
seits Staphylococcus  und  Tjphns  eine  erheblich  größere  Widerstandsfähigkeit 
besitzen.  Tjphosbazillen  konnten  z.  B.  bis  zum  103.  Tage  nach  dem  Einfneren 
noch  in  entwickelnngsfähigem  Zustande  im  Eise  nac^ewieson  werden;  Cholera- 
ribrionen  gehen  dagegen  gewöhnlich  schon  nach  5  Tagen  zu  gründe.  Bei  dem 
im  hygienischeu  Institute  nntersachten  Eise  ron  der  Ziegelwiese  wurden  in 
1  ccm  zwischen  80  und  600  Keime  gefanden,  wahrend  das  Saalwasser  oberhalb 
Halle  im  Durchschnitt  etm  6000U— 100000  Keime  enthilt.  Die  Kelmuhl 
schwankte  natürlich  sehr  je  nach  der  Dauer  der  Eisbildung,  der  Temperatur 
und  Art  des  Eises.  Im  Schneeeis  und  lufthaltigen  Eise  fand  sich  stets  eine 
reichere  Bakterienftora,  als  im  festen,  klaren  Eise.  Auch  die  Uenge  der  sus- 
pendierten Stoffe  war  von  erheblichem  Einflnsse,  du  die  ihnen  angelageTten 
Kleinweaen  eine  bedeutend  grDßere  Widerstandskraft  besitzen,  als  £e  frei  im 
Eise  liegenden.  Jeden&db  erhellt  aber  aus  diesen  Versuchen,  daß  die  Abnahme 
der  Bakterien  nach  dem  Gefrieren  als  eine  ganz  bedeutende  zu  bezeichnen  ist. 
Verkennen  darf  man  jedoch  trotzdem  nicht,  daß  auch  dos  Eis  nach  län- 
gerem Lagern  noch  Krankheitserreger,  vor  allem  Typhusba- 
zillen beherbergen  kann,  wenn  auch  ihre  Zahl  im  Vergleich  zum  Boh- 
wassor  eine  erheblich  Termindorte  ist  und  mit  der  Zeit  der  Anfbewahrang  all- 
mählich mehr  und  mehr  abnimmt. 

FOr  die  Beantwortung  einer  etwaigen  Qesnndheitiischädlichkeit  des 
Eises  muß  aber  anch  der  Zweck  des  Eises  and  die  Art  seiner  Bo- 
natzung mit  in  Betracht  gezogen  werden.  Ein  großer  Teil  findet  in  der 
Technik  Verwendung  zum  Kühlen  von  Lösungen,  Bier  usw.  und  scheidet  daher 
schon  von  vornherein  fttr  die  Beurteilung  aus.  Im  Hansbait  und  in  einzelnen 
Gewerben  wird  das  Eis  sowohl  zur  Konservierung  und  Abkühlung  von  Nah- 
rungsmitteln, als  auch  zur  Herstellnng  von  Speiseeis  benutzt.  Wird  hierb«i 
nur  der  Auf bewahrang;sTaam  abgekühlt,  so  ist  bei  guten  und  dichten 
Eisschränken  oder  -räumen  eine  Berührung  mit  den  darin  enthaltenen  NahrungS' 
mittein  so  gut  wie  ansgescblossen.  Gestecht  dieses  aber  doch  aus  Fahrlässig- 
keit, so  liegt  die  Schuld  hieran  weniger  an  dem  Eise,  als  an  der  Aufsicht  führenden 
Person.  Oft  genug  kann  man  in  Eisschränken  den  Boden  mit  allem  was  darauf 
liegt,  unter  Wasser  stehen  sehen,  wenn  diesen,  besonders  im  heißen  Sommer, 
nicht  häufig  KCnng  abgelassen  wird.  Aus  dem  Aussehen  des  abfließenden 
Wassers  und  dem  gewöhnlich  in  solchen  Fällen  dem  Schranke  entströmenden 
Gerüche,  erkennt  man  dann  mebt  schon  von  ferne,  daß  auf  diese  Weise  eher 
ein  sclinetlerea  Verderben  der  Waro,  ab  eine  Konservierung  erzielt  wird.  Bei 
Verwendung  des  Eises  inKonditoreien  usw.  zur  Hersteliunff  von  Speiseeis 
kommt  das  Produkt  bei  sorgfältiger  Behandlung  ebenfalls  nicht  mit  dem  Boh- 
eise  direkt  in  Berührung,  sondern  dieses  wird  mit  Salz  gemischt  dem  Kessel, 
in  dem  das  Eis  bereitet  werden  soll,  nur  umlagert.  Daß  diese  Gefäße  dicht 
sind,  dafür  wird  der  Bereiter  von  Speiseeis  schon  im  eigenen  Interesse  sorgen, 
da  durch  den  Zutritt  von  salzhalt^tem  Eiswasser  seine  Ware  erheblich  au 
Gute  und  demnach  auch  an  Verkäuflichkeit  verlieren  muß. 

Werden  Nahrungsmittel  und  Getränke  direkt  auf  Eis  aufbewahrt, 
SD  ist  zu  berücksichtigen,  daß  Getränke  meist  in  gut  verschlossenen  Flaschen 
auf  Eis  gelegt  werden,  und  so  ein  Eindringen  von  Eiswasser  ausgeschlossen 
ist;  Fleisch,  Gemüse,  Fische  usw.,  bei  deren  Aufbewahrung  auf  Eis  am  meisten 
Gefahr  vorzaliegcn  scheint,  werden  in  den  seltensten  Fällen  in  rohem  Zustande 
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genossen,  BOndern  bis  »oI  wenige  Ansnahmen  vor  dem  Qennsse  gekocht  oder 
gebraten,  lud  dadurch  jede  weitere  Cbfahi  einer  üebertragnng  von  Kruikheits- 
erregern  auf  den  Hensdien  beseitigt.  Wird  hingegen  Eis  als  solches  direkt 
dem  Wasser,  der  Botrle,  dem  Kaffee  oder  ahnliuien  Getränken  zugesetzt,  um 
deren  AbkOhlnng  während  der  beißen  Jahreszeit  zu  bewirken,  so  besteht  un- 
zweifelhaft die  Gefahr,  daß  mit  dem  Eiswaisser  zugleich  auch  Krankheitserreger 
■nfgenommen  Verden  kOnnen.  Es  erscheint  desh^b  unbedingt  erforderlich  zu 
sein,  daß  in  allen  Fällen,  bei  denen  das  Eis  roh  oder  in  geschmolzener 
Form  dirokt  dem  Organiamns  zugeführt  wird,  die  Verwendnng  von 
Natureis  ans  gesundheitlichen  und  ästhetischen  Granden 
ausgeschlossen  werden  muß.  Um  dieses  zu  erreichen,  empfehlen  sich 
mit  Rflcksicht  anf  die  Haushaltungen  Gffontliche  Warnungen  vor  dem  Genuß 
von  Natureis  in  den  Tagesblättern;  für  die  entsprechenden  Gewerbe  ist  dagegen 
eine  Polizeiverordnung,  durch  welche  die  Benutzung  von  Natur- 
eis zur  Herstellung  von  Eisgetränken  durch  Zusatz  von  £is  ver- 
boten, und  die  Verwendnng  von  reinem  Kunsteis  für  diese  Zwecke  vorge- 
schrieben wird.  Das  Kunsteis  mOßte  wiederum  allen  Anforderungen  genügen, 
die  auch  an  ein  gutes  Trinkwasser  gestellt  werden. 

Betreffs  der  weiteren  Frage,  ob  nicht  durch  den  Transport  des 
Eises  zum  Eishanse  und  von  dort  weiter  in  den  Ort  die  Infektionserroger  auf 
die  Arbeiter  und  von  diesen  weiter  verbreitet  werden  ktJnnen,  wird  die  HDg- 
lichkeit  einer  solchen  üebertragnng  vom  Referenten  zwar  bejaht,  anderseits 
aber  darauf  hingewiesen,  daß  diese  Gefahr  bei  genauerer  Ecobachtung  auch 
unter  allen  Umständen  keine  so  große  ist,  um  deswegen  ein  vSlliges  Verbot 
von  Natureis  gerechtfertigt  erscheinen  za  lassen.  Es  kommt  hierfür  in  Betracht, 
daß  das  Ernten  des  Ebes  gewöhnlich  in  den  Zeiten  der  stärksten  Frostperiodo 
geschieht,  in  der  die  Temperaturen  so  niedrig  sind,  daß  beim  Sägen,  Hacken 
nud  Aufladen  des  Eises  so  gut  wie  gar  kein  Schmelzen  stattfindet.  Femer 
pflegen  die  Arbeiter  die  fertigen  Eisschollen  nur  selten  mit  bloßen  Händen 
anzufassen,  sondern  bedienen  sich  hierzu,  um  ihre  Hände  vor  dem  Er- 
frieren zu  schützen,  entweder  dicker  Handschuhe  oder  auch  sog.  Eiszaugen; 
hierdurch  ist  die  Gefahr  der  Üebertragnng  und  Verschleppung  von  Keimen 
durch  die  Hände  und  Kleider  schon  ganz  erheblich  vermindert.  Das  gleiche 
gilt  auch  für  das  weitere  Verpacken  des  Eises  in  den  Eisschuppen.  Ehe  dann 
das  Eis  an  die  Konsumenten  abgegeben  wird,  vergeht  stets  eine  geraume  Zeit ; 
denn  die  Hanpterntezeit  für  Eis  fällt  in  die  Monate  Dezember,  Januar  und  in 
den  Anfang  Februar,  der  eigentliche  Verkauf  beginnt  dagegen,  je  nach  den 
jeweiligen  Witterungs Verhältnissen,  erst  Ende  Hai  und  Anfang  Juni.  Das  Eis 
lagert  demnach  etwa  '/,  Jahr  lang  unberührt  in  den  Schuppen.  Während 
dieser  Lagerungsdauer  findet  aber  sicherlich  keine  Vermehrung  der  Mikro- 
organismen statt,  ihr  Znstand  kann  vielmehr  nur  als  ein  „Vegetieren"  bezeichnet 
werden;  viel  eher  ist  ein  allmähliches  Absterben  der  Bakterien  im  Laufe 
der  Zeit  zu  erwarten,  ein  solches  auch  durch  entsprechende  Versuche  stets 
bestätigt.  Auch  die  pathogenen  Lebewesen,  die  uns  hier  fast  ausschließlich 
interessieren,  sind  von  diesem  schrittweisen  Absterben  nicht  ausgeschlossen,  da 
ilire  Lebensfähigkeit  überhaupt  verhältnismäßig  hoch  (bei  etwa  -(-37°)  liegt. 
Ist  nun  schon  durch  den  Gefrierprozeß  die  Zahl  der  ursprünglich  vorhandenen 
Lebewesen  um  mindestens  W/o  vermindert  worden,  so  ist  während  der  La- 
gerungsdauer noch  ein  weiteres  Absinken  der  Keimzahl  sicher  zu  erwarten,  und 
damit  natürlich  auch  eine  ebenso  bedeutende  Verminderung  der  Infektions- 
gefahr. Oleichwohl  darf  nicht  darauf  gerechnet  werden,  daß  während  einer 
dreimonatlichen  Lagerungsdauer  Natureis  steril  werden  kCnnte,  das  ist  noch 
piem^  beobachtet  worden  und  deshalb  ist  auch,  weil  nachgewiesener- 
maßen g  erade  Tjphnsbakterien  mit  zu  den  widerstandsfähi- 
Seren  Bakterien  ge  hOren ,  und  deren  Vorhandensein  im  Eise 
aber  immerhin  als  mßglich  anzunehmen  ist,  bei  der  Verwen- 
wendnng  von  Natureis  stets  Vorsicht  geboten.  Zwar  ist  bisher 
noch  kein  sicherer  Fall  von  Trphus  beobachtet,  immerhin  sollte  Natureis 
lediglich  nur  zur  Kühlung  in  Eisschränken  und  Kellern  usw., 
EU  direktem  Genüsse   aber   nur   Kunsteis  Verwendung  finden. 

Vortragender  hat  schon  mit  Rücksicht  auf  die  Kürze  der  Zeit  nicht  die 
Absiebt  gehabt,  alle  Gebiete  der  Nahrungsmittelchemie  durctungeben,  sondern 
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anr  an  der  Hand  einiger  Beispiele  gezeigt,  welch'  enget  Ziuainmenhuig  nnd 
wie  Tiele  Beiflhrangspiinkte  zwischen  den  beamteten  Aerzten  und  den  Che- 
mikeni^  soweit  sie  mit  der  Kontrolle  der  Nahrungsmittel  betraut  sind,  bestehen. 
Für  beide  Teile  ist  aof  diesem  Gebiete  em  ToUgerUtteltcs  Maß  tob  Arbeit  zu 
leisten;  es  kann  daher  nur  im  Interesse  der  ABgemeinhoit  liegen,  wenn  die 
beiden  Berafsarten,  die  sich  auf  diesem  Grenzgebiete  begegnen,  sich  auch  nach 
Er&ftoii  in  ihrer  Teruitwortungsrollen  Tätigkeit  nntcrsttttzen. 

Die  Anordnung,  daß  den  Kedizinalbearaten  jetzt  auch  die  Aufgabe 
obliegt,  die  OeschäftsfObrnng  der  »ffentlichen  Nahrnngs- 
mittelcbcmiker  zn  revidieren,  wird  von  dem  Vortragenden  im  Gegen- 
sätze zn  vielen  seiner  EollogeD  vollständig  gebilligt.  Naturgemäß  kann  sich 
diese  Aufsicht  nicht  auf  die  eigentlich  praktische  Tätigkeit,  die  analy- 
tischen Arbeiten,  erstrecken,  —  das  ist  auch  gar  nicht  gemeint  — ,  der 
Staat  hat  aber  mit  Recht  ein  Interesse  daran,  zn  wissen,  was  in  den  An- 
stalten, die  staatliche  Anerkennung  besitzen  nnd  dem  öfFentlichen  Wohle  dienen 
sollen,  getrieben  wird.  Die  Anstalten  sind  z.  B.  anch  berechtigt,  selber  Nah- 
rangsmittolchemiker  praktisch  auszubilden,  nnd  last  not  least  Übernimmt  die 
Regierung  mit  der  Erteilung  der  staatlichen  Anerkennung  und  indirekten 
pdiuniäron  Unterstützong  auch  eine  gewisse  Verantwortung;  mit  einer  solchen 
ist  aber  in  unserem  Staatsleben  stets  die  Pflicht  der  Beauuicbtigunz  auf  das 
engste  verknüpft.  Da  Nabrungsmittelämter  der  öffentlichen  Wohlfanrt  dienen 
soUen,  so  bt  der  berufene  Auf  sich  tsbeamte  naturgemäß  der  ftir  die  Öffentliche 
Gesundheitspflege  bestellte  Staatsbeamte,  i.  h.  der  Kreisarzt.  Nach  g  77  seioei 
Dienstanweisung  hat  or  vornehmlich  seine  Aufmerksamkeit  auf  etwaige  Go- 
sundheitsschädbchkcit  einzelner  Nahrungsmittel  zn  richten  und  zu  seiner 
Kenntnis  gelangenden  Oesundheitsschädigungon  nachzuforschen.  Hierzu  ist 
die  Hitwirkung  des  betreffenden  Nahrungsmittelamtes,  welches  den  Nahrung 
mittelverkehr  dauorad  Überwacht,  unbedingt  erforderlich;  mit  Becbt  wird 
daher  gefordert,  daß  die  Erfahrungen  dieses  Amtes  nicht  nur  der  Polizei-, 
sondern  auch  der  Medizinalbchörde  mitgeteilt  werden.  Daraus  ergibt  sich,  daß 
der  Verkehr  zwischen  Kreisarzt  und  Nahrungsmittolchcmikcr  wesentlich  in  der 
Besprechung  für  die  Allgemeinheit  wichtiger  Fragen  bestehen  wird,  und  daß 
so  das  Schreckgespenst  der  Be?bion  sich  in  eine  gemeinsame  Tätigkeit  der 
beiden  Beteiligten  anflQsen  wird. 

Diskussion: 

Die  Anfragen,  die  von  einer  Reibe  von  Kollegen,  mcbt  im  Anschluß 
au  spezielle  Fälle  aus  ihrer  Praxis  vor  Gericht,  wogen  Begutachtung  von 
verscniedenen  Nahrnngsmitteln,  besonders  Fleisch,  an  den  Vortragenden  ge- 
riebtot wurden,  bewiesen,  mit  welchem  Interesse  die  Ausführungen  des  Vor- 
tragenden aufgenommen  worden  waren.  Schneider  brachte  zur  Sprache, 
daß  nach  seinen  Ermittelungen,  die  er  gelegentlich  der  Besichtigung  vor- 
schiodoner  Molkereien  Eingestollt,  dos  Statut  dieser  GonossenschaftB- 
molkcreicn  wohl  Bestimmungen  enthalte  über  den  Ausschluß  der  Hilchlie- 
ferungen  aus  QohQften,  in  denen  Tierseuchen  herrschten, .  aber  nicht  über  den 
Aussäiluß  ans  solchen  Wirtschaften,  in  denen  menschliche  Infektionskrankheiten 
aufträten.  Angesichts  der  Tatsache,  daß  wiederholt  T;phns  nnd  Schartach 
durch  Milch  aas  den  Molkereien  verbreitet  worden  sei,  sei  im  sanitätspolizei- 
lichen Interesse  zn  fordern,  daß  die  betreffenden  Genossenschaften  such  in 
dieser  Hinsicht  Vorkehrungen  träfen  und  diesbezügliche  Bestimmungen  in  ihre 
Statuten  aufnähmen. 

Geister  machte  dann  noch  auf  die  Sterilisationsapparate  der 
Molkereien  aufmerksam.  Wie  er  beobachtet  habe,  würde  die  Milch  nur 
sehr  kurze  Zelt  erhitzt  und  dann  schnell  wieder  abgekbhlt;  er  bezweifelt  daher, 
daß  diese  Methode  als  eine  ausreichende  Sterilisation  anzusehen  seL  Er  regt 
an,  bei  den  kreisärztlichen  Besichtigungen  der  Molkereien  den  Sterilisations- 
appsraten  und  der  Ausführung  der  Sterilisation  besondere  Aufmerksamkeit 
zuzuwenden. 

Vor  Schloß  der  Sitzung  demonstrierte  Kollege  Bnsolt  noch  das 
Zinksche  Pbotometer.  Dr.  Schneider-Hersebarg. 


Haut  T«i  KoÜepoi  Oll   "^rwBnTnmiTp  eiiiiit-.niiix  huU'.    iPiK-l/"  flifsHhe, 

Ittak  «Bi-  öai  Berra  J'tm,Lit.  nnc  lii.T->(t.  wc.-w  Mcfc  swIimi  »p  vn-lc 
TtaÜBteot  an  d«  tnUeirst  erwnrt»?!  bahn:  imr  dn-rt.  iL:  hoüM^p^  VrwViiM^ 
dtmai  BesLTfmiBpai  n.  iKiuen.  Otthüi  fii-diiTT;  dfs  ff-ticrci;  fcnnnt.  <•:  mit  1^. 
BoadertfT  itefrifdiTTnip  i(<TT<inipi»nt.  äu>  rs  pcinic  <iMi  iilii>-<>ii  Act  Krtll<>^-B 
pt^;teB  vv.  hela^■  m  eraeheneti.  and  duh  d-coTii^-Mt.  Ait  nti-ht  kAtnn»^ 
koanes.   lam  ZiLiUirifien   der  Teisumuliinp   ihr  ll-Kh■lft<'^  Infon«»!'  (^tc*>p^n- 

ffitnud  benehme  er  ölwi  die  V-mts  pMM-lfMW«  V<irtH>p(*»(»i(ipf«  tnA 
HM  -«tJ^  lebhKher  "■iiliMiii|i.  dir  sünJichc«  l'^iilm  KaI)<<CI^  d^ii  Ki>plKnti^ 
"■■■■■iTirhlnH  Mut^naoHB^  liftb««. 

Er  sei  ZB  enrux«,  dkfi  üi  Riüdf  drr  RMJ^riix'h«'  )«ndi>^wn<iii  fnti'hf)! 
wei4e,  dm  neb^  dta  Aalfnhf*  di^  cinM>J«i4«mr«  tVnivolio«  Xi^tvinn  niwti  Vir) 
Sstfrii£atkeB  für  die  biTerbicJicB  Ani^rarr  rn  lonio«  Attiie  Mi>)l»<>. 

WÜiiraid  der  Denwche  Terra»  dr«  Zwr«cli  km,  dnwfc  VamtIIb:*'  «irf  \n»- 
uuck  persüBlicfaer  Erfmknia|rM  rino  WnttHndiiivitB  A^'t  wii'hii)r<<  iillK«W"ini> 
kjgieuBcfce,  gresiadhaupolizriliclio  »nd  (Tprichiniirinioh''  f>Kui>ii  nntir  Tli'inot. 

■  ■' ;   der  BeidisgfsMJmi'tinKfc   hrTboiMiftihvn,   «m   ilmTiiri'k    »ni-h    i^im'« 

^ EiaAaä  aal  den  wciicrMi  AniihMn   itor  dn'i'hUuiiion  il<'«i'iviivhnnn  ■!« 

erlABgCB.  ist  ea  Anfnbe  der  LM)dMTrr<>ln(>,  <lto  iltiivh  Jii>  l.nniloii|ti>«>i*ui'iiimii 
bediagua  netielleB  Fn^cen  eb<mf»lU  an  «irtiTtcrn  HHil  nMhii>nllt><h  itil<<h  ili)>  K" 
mdBMuaen  Studeuatereflsdn  in  Tortrcion  und  M  rnnliirn  t  duH  ili-h  M  \^\\\<\\ 
flUinu>K  diesei  Anfgiboo  die  Kolli>|irii  auch  )M>nnnlti<h  tiKlini'  tri>ti<n,  l«t  In  )«■ 
gonderem  TtmÜe  erftealicb. 

Er  bittet  dio  Anncscndim  um  Ihro  AimKitracho  nl)i<r  illi>  Ktti'i'kiiillltt|iV>'li 
dnes  VeTÖiu. 

Dr.  Demnth  befQrwurtot  mit  wnriiirn  Worloii  riiii<Ii>Iiii)  ilt«  (hilMiliiiitt 
eines   Kreiarcreiiu,    deuou    Nutnou    er    nlivriniiittiinl    tlnili'til.      Hi,    Rnimti 
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stimmt  dem  vollstilndig  bei,  weist  aber  darauf  hin,  d&ß  eine  Vertretung  der 
ätondesintereBaen  dnrcb  einen  Landearorein  nachhaltiger  mdglich  seL  Ihm 
schließt  sich  Hed.-Bat  Dr.  Ulimann  an,  ebenso  die  Bezirkaärzte  Dr.  Kanf- 
mano,  Dr.  Spenkuch  and  Dr.  HOrrner. 

£b  wird  hteranf  eiastimmig  beschlossen,  einen  Pfälzischen  Ereisrerain 
ins  Leben  zn  raten,  welcher  sich  an  den  Bayerischen  Londesrerband  nach 
dessen  Entstehen  sofort  anBchließen  solle. 

Nach   eingehender  Debatte   werden   folgende  Vorschläge    angenommen : 

Es  seien  jährlich  2  Versammlungen  abzuhalten .-  im  Frühjahre  und 
Herbste;  es  seien  die  Direktoren  und  Überärzte  der  beiden  Kroiskrankenan- 
stalton  zum  Anschluaae  einzuladen,  ebenso  die  ftlr  den  Staatsdienst  geprüften 
praktischen  Aerzte,  letztere  teila  mit  Bbcksicht  auf  die  Beatinunungen  des 
Deutschen  Vereins,  teils  um  diesen  Kollegen  Q-elegenheit  zu  geben,  sich  an  den 
Vereiusbestrebungen  ersprießlich  zu  beteüigen  und  sich  praktisch  fttr  die  Auf- 
gaben des  Staatsdienstes  vorzubereiten. 

Es  wird  eine  Kommission  (Demuth,  Alatberg  und  Landgericbtsarzt 
Dr.  Kühn)  gewählt,  um  einen  Statuten ontwurf  auszuarbeiten  und  der  nächsten 
auf  den  SO.  Dezember  bestimmten  Versammlung  vorzulegen;  diese  Kommission 
wird  ermächtigt,  durch  Deleraerte  bei  der  in  Aussicht  stehenden  Versammlung 
behnfs  Bildung  des  Bayerischen  LuidesTerolns  sich  zu  beteiligen. 

Zu  der  iwelttn  Vemmnlnng  am  30.  Dezember  1908  er- 
schienen ebenfalls  die  sämtlichen  Amtsärzte,  soweit  sie  nicht  dringend  rer< 
hindert  waren,  desgleichen  die  Direktoren  und  Oberärzte  der  Kreiskranken- 
an  stalten. 

Der  Statutenentwurf  wurde  vorgelegt  und  eingehend  beraten. 

Dr.  Alafberg  berichtet,  daß  derselbe  sich  den  Statuten  des  Württem- 
bergischen Medizinalbeamten  Vereins  anlehne,  die  einerseits  den  Bedürfnissen  des 
Landesverbandes  Rechnung  tragen  und  anderseits  den  Anschluß  an  den  gemein- 
samen Deutschen  Verband  ermöglichen. 

Er  fügt  hinzu,  daß  er,  einige  Tage  nachdem  der  Entwurf  von  der 
Kommission  fertiggestellt  war,  auf  seine  Anfrage  von  Herrn  Qeh.  Med. -Bat 
Dr.  Bapmund,  dem  Vorsitzenden  des  Deutschen  und  des  Preußischen  Medi- 
zinalbeamtenvereins, die  Hitteilung  erhielt,  daß  die  WUrttembergischcn  Statuten 
für  die  Landesverbände  besonders  geeignet  crscheiaen,  and  äaä  auch  die  seit- 
herigen Statuten  des  Preußischen  Landesverbandes  nach  denselben  voraussicht- 
lich in  allernächster  Zeit  abgeändert  werden  würden,  am  sie  mit  denen  des 
Deutschen  Verbandes  genau  in  Einklang  zu  bringen. 

Der  Entwurf  wurde  hierauf  Im  ganzen  und  einzelnen  genau  beraten  und 
in  der  beiliegenden  Fassung  einstimmig  angenommen;  alle  Anwesenden  er- 
klärten ihren  Beitritt  in  den  Verein. 

Bei  der  Vorstandswahl  wurde  Dr.  Alafberg-Ludwigshafen  zum  Vor- 
sitzenden u.  Dr.  Kühn-Frankeuthal  zum  Schriftführer  gewählt.  Kreis-Med.-IUt 
Dr.  Demuth  und  Med.-Uat  Dr.  Ullmann  baten  von  ihrer  Wahl  znm  Vor- 
sitzenden bezw.  Schriftführer  abzusehen,  da  sie  diese  Aemter  bereits  im 
Verein   der  Pfälzischen  Aerzte  bekleiden. 

Die  nächste  Versammlung  wurde  auf  Mitte  April  anberaumt  und  wurden 
als  Beratungsgegenständo  bestimmt; 

1.  Die  Verbreitung  und  Bekämpfung  des  Typhus  in  der  Pfalz.    Beferenten: 
Ober-Hed.-Bat  Dr.  Karscb  und  Bezirksarzt  Dr.  Faber. 

2.  Die  amtsärztlichen  Qebtlbren.    Beferent:  Landgerichtsarzt  Dr.  Kühn. 

Nachdem  Herr  Kreis  -  Med.  -  Bat  Demuth  noch  ein  einheitliches  For- 
mular fUr  die  Monatsberichte  über  die  Infektionskrankheiten  empfohlen  hatte, 
wurde  dio  Vorsammlung,  welche  einen  alle  Teilnehmer  in  hohem  Orade  be- 
friedigenden Verlauf  genommen  hatte,  geschlossen. 

Dr.  Alafberg-Ludwighafen. 

Verontwortl.  Redakteur:  Dr.Rapmund,  Reg.- n.  Geh.  Hed.-Bftt  in  Minden  I.W. 
J.  C  O.  Bnui,  BuiogL  SIcbi.  D.  F.  Seh.-L.  Horbnohdrackaral  In  ]Ilnd«B. 
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Beilage  zur  Zeitschrift  fttr  Hedizinalbeamte,  1904.    V. 


Bfevlekt  Aber  die  mm  6.  AgrU  d.  J.  Im  NMraherK 

•kcehaltea«      T*rber»teBde     TersuHMlanc     Itarerisckcr 

HedIslBalfc««iMteB    bekab     Bildiuc    elaes    Barcrtecheu 

HedlBlBalbeamteMTerelH*. 

Am  6.  April  d.  J.  abenda  versammelten  sicti  oiner  Eioladnng  des  Eanigl, 
Beäiksarztes  Herrn  Dr.  Angerei-Weilheim  folKend  62  Amtaärzte  dea  König- 
reiches in  Nflmberg  im  Hotel  K&iserhof,  am  sich  bezüglich  der  Oründong  eines 
Bajerischen  HedizinalbeamtenTereins  eu  besprechen.  Nftch  einer  per  accla- 
mationem  Torgenommenen  BnreaDwahl,  in  welcher  Bezirkaarzt  Dr.  Angerer- 
Weilheim  zum  Vor  sitzenden,  Landgerichtsarzt  Dr.  Hermaan'Fttrth  zum 
Schriftführer  bestimmt  worden,  begrüßte  der  Vorsitzende  zunächst  die 
über  Slrwarten  zahlreich  Erschienenen  und  gab  eine  Reihe  von  Telegrammen  ond 
Zuschriften  bekannt,  in  welchen  die  frendige  Zustimmung  von  am  Erscheinen 
verhinderten  Kollegen  zum  Änsdrucke  kam.  Nach  einem  kurzen  BUckblicke 
auf  die  Entstehung  und  ersprießliche  Wirksamkeit  des  Deutschen  Hedizlaal- 
beamtenvereins  erwähnte  er,  daß  die  bayerischen  Amtsärzte  schon  längst  den 
regsten  Wunsch  äußerten,  sich  in  einem  Zweigrereine  des  Dentschen  Medizinal- 
beamtenveroins  zusammenzoschliefien.  Hau  sei  ja  vereinzelt  der  Ansicht  ge- 
wesen, die  bajerische  Staats regierung  stehe  dem  Zustandekommen  eines  Baye- 
rischen Hedizinalbeamtenvereins  nicht  sympathisch  gegenüber.  Dem  sei  aber 
sicher  nicht  so ;  denn  alle  derartigen  Vereine  hatten  in  erster  Linie  dos 
Staatsinteresse  und  Staabswohl  im  Auge.  Es  kQnne  sich  also  bei  anderer 
Meinung  über  ihren  Zweck  tatsächlich  nur  am  ein  Mißverständnis  handeln. 
Nach  Aufforderong,  sich  Über  die  Zngümmung  zu  der  beabsichtigten  Gründung 
auszusprechen,  äuSerte  sich  zunächst  Herr  Land ge rieh tsarzt  Dr.  Bur  gl -Nürn- 
berg dahin,  von  selten  des  Deutschen  Medizinalbeamten  Vereins  kOuno  unmög- 
lich allen  WUnschen  in  gebührender  Weise  OenUge  geleistet  werden,  da 
Deutschland  kein  Einheitsstaat  sei  und  die  Regelung  des  Medizinalwesens  den 
einzelnen  Bundesstaaten  überlassen  bleibe.  Auch  müßten  in  einem  deutschen 
Vereine  die  speziell  preußischen  Einrichtungen  notwendigerweise  mehr  in  den 
Vordergrund  treten,  weil  doch  nicht  verlangt  werden  kOnnc,  daß  alle  kleineren 
Bundesstaaten  gebührende  Berücksichtigung  finden.  Hierzu  komme  noch,  daß 
der  Deutsche  Hedizinslbeamten verein  mclir  ein  wissenschaftlicher  sei  ond  auf 
die  wirtschaftlichen  Interessen  nicht  immer  die  gebührende  Rücksicht  nehmen 
kSnne.  Da  auch  die  Zuständigkeit  einzelner  Behörden  eine  verschiedene 
sei,  so  sei  die  Gründung  eines  Landesvereins  nicht  nur  eine  höchst  wünschens- 
werte, sondern  auch  eine  notwendige.  Derselbe  solle  im  Verhältnis  eines 
Zweigvereins  zum  Haupt  vereine  stehen,  weil  ja  doch  zweifellos  gemein- 
schaftliche Interessen  vorhanden  sind.  Er  denke  sich  die  Teilung  der  Tätigkeit 
so,  daß  dem  Deutschen  Medizin albeamtenve rein  zunächst  alles,  waa  durch 
Beichsgesetze,  Strafgesetz,  Bürgerliches  Gesetzbuch  usw.  geregelt  ist,  ebenso 
die  wbBensch&ftÜchen  Fragen  als  Arbeitsfeld  zustehen,  während  in  das  Bereich 
der  Tätigkeit  des  Bayerischen  Landesvereins  mehr  die  speziell  bayerischen 
Verhältnisse  und  namentlich  auch  die  Pflege  der  wirtschaftlichen  Interessen  der 
Medizinal beamten  fallen  würden.  Die  Notwendigkeit  der  Besserung  der  letz- 
teren sei  erst  in  jüngster  Zeit  wieder  von  berufenster  Seite  sowohl  vom 
Ministertische,  als  auch  von  Abgeordneten  aller  Parteirichtangen  betont  worden. 
Herr  Ober-Hedizinalrat  Dr.  Merkel-Nürnberg  führt  aus,  daß  er  immer  dafür 
gekämpft  habe,  daß  die  Zusammengehörigkeit  von  amtlichen  und  praktischen 
Aerzten  durch  einzelne  Bestrebungen  nicht  tangiert  werde.  Im  allgemeinen 
stehe  er  auch  heute  noch  auf  dem  Standpunkte,  daß  es  nicht  gut  sei,  wenn  der 
Amtsarzt  von  dem  praktischen  Arzte  nichts  mehr  wissen  wolle;  denn  die  Tätig- 
keit des  Amtsarztes  sei  eben  nichts  anderes  als  eine  für  Staalszweckc  ange- 
wandte praktische  Medizin.  Die  Amtsärzte  hatten  von  jeher  eine  so  große 
Bolle  in  den  irztlichen  Vereinen  gespielt,  daß  man  sich  früher  diese  Vereine 
ohne  die  Amtsärzte  gar  nicht  deuen  konnte.    Inzwischen  seien  4'#v  X^^^ 


G4    Bericht  aber  die  Versammlung  Bayerischer  Medizbalbcomten  ia  NOmberg. 

niase  andere  geworden.  Die  momentaneii  Bestrebongen  und  Interessen  hätten 
dsJiin  geführt,  daß  die  Amtsärzte  mehr  eliminiert  würden,   da  Konknrrenzbe- 

atrsbangen  bestehen,  die  du  üebergewicht  des  Amtsarztes  nicht  so  angenehm 
erscheinen  ließen.  An  der  Spitze  der  modernen  ärztlichen  Bewegong  ständen 
jetzt  die  rührigen  Leate.  Die  wissenschaftliche  Seite  sei  ebenfalls  eine  andere 
geworden.  Die  Fortschritte  der  staatlichen  Medizin,  der  Hygiene  etc.  fänden 
m  den  Vereinen  nicht  mehr  die  richtige  Vertretung  und  Aosbildiuig.  Wir 
seien  in  Bayern  in  dieser  Beziehung  entschieden  rttcKständig  und  fehle  es  an 
wissenschaftlichen  Arbeiten.  Eine  Besserung  in  dieser  Einsicht  kannten  die 
bestehenden  Vereine  nicht  mehr  erreichen,  weil  ihre  Interessen  zu  sehr  ans- 
einandeigingen,  and  es  sei  daher  f&r  unseren  Beruf  die  Gründung  eines  Hedi- 
zinalbeamtenvereins  dos  beste,  um  eine  Wendong  und  gUnstige  LOsung  herbei- 
zofflbren. 

Bezirksarzt  Dr.  Alafberg-Ladwigahafen  tiberbringt  zunächst  die 
Grüße  der  Kollegen  aus  der  Pf^,  die  mit  Rücksicht  auf  die  isolierte  Lage 
der  Pfalz  und  auf  die  dortigen  großen  Amtabezirke  schon  vor  !'/■  Jahren 
einen  Kreisverein  gegründet  liätteu.  Herr  Gebeimrat  Dr.  Bapmnnd  habe 
ihn  brieflich  anch  beauftragt,  die  QrUBe  und  GlUckwtlnsche  anläßlich  der 
QrtindUDg  eines  Bayerischen  Uedizinalbeamteurereins  zu  überbringen.  Für 
einen  Landesyerein  bleibe  noch  genug  zu  tan,  namentlich  sei  auch  eine  Forde- 
rung der  Standesinteressen  nnd  ein  gegenaeitiges  Kennenlernen  der  Kol- 
legen wünschenswert.  Wir  nittStcn  im  Verein  auch  noch  Gelegenheit  haben 
zu  lernen,  damit  wir  immer  mehr  respektiert  würden.  Er  wflnsche,  dafi  dem 
Landesverein  jene  Fürderung  zu  teil  werde,  die  den  Medizinalbeamten  der  offi- 
zielle Vertreter  der  Regierung  immer  zugewendet  habe.  Der  Pf&lzer  Verein 
werde  sich  natürlich  dem  Bayerischen  Landesverein  anschließen. 

Herr  Bezirksarzt  Dr.  A  n  g  e  r  e  r  gibt  ann  zunächst  einen  Statuten entwnrf 
bekannt,  der  sieb  an  jenen  des  Ueatschen  Medizinalb eamtenvereins  eng  anlehnt, 
üeber  die  Fragen  der  Aufnahme  und  Eechte  der  staatsärztlich  geprüften, 
jedoch  noch  nicht  angestellten  Kollegen  entapinnt  sich  eine  Debatte,  an  weldier 
aich  die  Herren  Kreis-Med.-Rat  Dr. Demut b- Speier,  Ob.-Hed.-Bat  Dr. Merkel, 
Landgerichtsarzt  Dr.  Er d t-8chweinfurt,  Bezirksarzt  Dr.  Atafbcrg,  Dr. 
Steint eld-Milnchen  beteiligen.  Bs  wnrde  zunächst  auf  Antrag  dos  Herrn 
Bezirksarztes  Dr.  Oütz-Nürdlingon  beschlossen,  der  Herr  Vorsitzende  soUe 
mit  einer  durch  Kooptation  auf  5  Hitglieder  ergänzten  Kommission  bis  Endo 
Juni  einen  Statuten  entwnrf  beraten  und  einer  Versammlung,  zu  welcher  alle 
Amtsärzte  und  pro  phyaioatu  geprüften  Aerzte  Bayerns  einzuladen  seien,  vor- 
legen. Die  Gründung  eines  Bayerischen  Hedizinalbeamten- 
vereins  und  die  Wahl  des  Versammlungsortes  Nürnberg  wnrde 
von  sämtlichen  Anwesenden  genehmigt.  Als  Hitglieder  der  Kom- 
mission zum  Stataten-  und  Oeachäftsordnuugsentwurf  wurden  vom  Herrn  Vor- 
sitzenden gewählt :  Bezirksarzt  Dr.  BDhm-Augabnrg, Bezirksarzt  Dr.  Wni bei- 
Kempten, Bezirksarzt  Dr.  Wille-Markt-Oberdorf  und  Bezirksarzt  Dr.  Späth- 
Landshut.  Dr.  Herrn  an  u-FUrth. 


Bericht  fiber  die  dritte  amtliche  Konferevii  der  HedlKlBal- 
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■m  16.  NoTember  1903. 

Anwesend  waren  die  Herren  BegiernngsprSsident  H  e  g  e  1  •  Qumbinnen, 
Oberregiernngsrat  Jachmann- Onmbinnen ,  Luidrat  Magnus- Insterburg, 
Oberbttrgermeiater  Kircbbof-Insterbarg,  sowie  sämtliche  Uedizinolbeamten 
des  Bezirks  und  einige  Staats  ärztlich  geprüfte  Aerzte. 

Herr  Reg.- und  Ued.- Rat  Dr.  Doepner  eröffnet  die  Versammlung  und 
spricht  nach  Begrüßung  des  Herrn  Regierun^präsidenten  seine  Genugtuung 
ans,  daß  die  Staatsregie  rang  wiederum  durch  Bewilligung  der  Mittel  £e  Ab- 
haltong  einer  Mcdizinalbeamten Versammlung  ermöglicht  hat. 

Zunächst  referiert  Kreisarzt  Dr.  Heyer-LDtzeu  über  OrtsbeslehtlgiiBgOii, 
Art  der  Ansrührnng  derselben,  Berichterstattung  darBber  ete.  Beferent 
bespricht  zunächst  den  Zweck  der  Ortsbesichtigungen,  sowie  die  sweckmößige 
Erledigung  derselben.    Er  betont,  daß  die  Ortabeuchtigungen  im  allgemeineD 
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ein«  racht  gttiutiKe  Beartelliuig  erfahren,  und  daB  dieselben  auch  in  der  Be- 
Tttlkening  gar  uicnt  mehr  so  nnpopnlftr  seien.  Der  Hedizinalbeamte  mflsse 
aber  in  erster  Linie  bei  den  Ortabesicntigangen  taktvoll  sein  und  nicht  zn  viele 
Aiifordemngen  stellen,  aondom  eich  nach  der  Lebtnngsfshigkeit  der  Einielnen 
and  der  Gemeinden  richten.  Unter  hanptaächlichec  BeaprechuDg  der  Ortsbe- 
sichtjgangen  anf  dem  flachen  Lande  in  Änlehnnng  an  die  Verhiltnisse  seinee 
Kreises  bespricht  Beferent  dann  die  AasfOhrong  derselben,  wie  sie  von  ihm 
Torgenommen  wird,  und  erwfihnt  ausführlich  bei  den  einzelnen  Kapiteln  des 
Ton;eschri ebenen  Masters  fflr  Ortsbesichtigiingen  die  von  dem  Kreisärzte  zu 
treffenden  Maßnahmen. 

Er  stellt  zun  Schloß  folgende  Orondaätze  auf: 

1.  Es  ist  erforderlich  in  Dürfern  jedes  üehQft  and  Gmndstttck  zu  besachen, 
besonders  aber  alle  abgebauten  QehDfte. 

2.  DortschnleD    sud    bei    den    allgemeinen    Ortsbesichtlgnngen    amtlich    za 
besichtigen. 

8.  Man  tmä  in  seinen  Äniorderangen  Maß  halten  hei  ärmlichen,  ländlichen 

VerhSItnissen,  die  Vermögenslage  berücksichtigen. 
i.  Die   wesentlichste  Aufmerksamkeit   ist    anf  die  Beschaffenhdt  gesunden 

Trinkwassers  zu  richten. 
6.  Gelegentliche  Ortabesichtignngen  sind  nicht  empfehlenswert  und  nicht  aus- 
führbar,   wenn   zngleich  Schnlen    zu  besichtigen    sind;   es  ktuin  nur  ge- 
schehen bei  kleinen  Ortschaften  und  Gütern. 
An  der  sehr  lebhaften  Diskussion  heteiligeu  sich  der  Vorsitzende 
sowie  die  Kreisärzte  Behrendt-Tilsit,  Herrendoerfer-Eagnit,    Forst- 
reut er- Heinrichswalde,  Cohn-Hejdekrug,  Czjgan-Goldap  und  der  Herr 
Beglernngspräsident,  der  gegenüber  Auslassungen  von  anderer  Seite  darauf 
hinweist,  daß,  da  die  Anlage  von  Aborten  an  jeder  Wohnstätte  in  der  Banpolizci- 
ordnung  nicht  vorgeschrieben  wird,  die  Errichtung  derselben  nur  dann  verlanst 
werden  kOnne,  wenn   ein  Interesse  der  Öffentlichen  Ordnung  vorliegt,  z.  B.  m 
einem  Orte  Unterleibstyphus  oder  dergL  aasbricht. 

Zu  Pnnkt  II  der  Tagesordnung:  üntwleÜMtjrphm,  seine  Fegttrtel- 
Img,  üebertragnng,  Terhfitnngainusregelii  referiert  Kreisarzt  Dr.  W  o  11  e  r- 
mann- Johannisburg. 

Noch  dem  sehr  eingehenden,  klaren  Referat  weist  der  Vorsitzende  Bee^ 
und  Med. -Bat  Dr.  Doepner  auf  die  Wichtigkeit  der  Foststellong  der  Quelle 
der  Infektion  hin  und  bespricht  eine  von  ihm  vor  knrzem  festgestellte  Unter- 
leibstjphusepidemie,  die  durch  eine  Milch  Verkaufsstelle  bedingt  war,  and  bei 
der  es  ihm  gelang,  dnrch  Feststellung  der  Erkrankung  in  der  Familie  ebes 
Mllchlleferanten  den  Ausgang  der  Infektion  za  finden. 

Bei  der  Diskussion  wurde  die  Tätigkeit  der  Gemeindeschwestern  bei 
Bekämpfung  der  Epidemie,  sowie  die  Znlässigkeit  und  Notwendigkeit  der 
üeberführung  der  eisten  Erkrankungs  fälle  in  ein  QfFentliches  Kronkennaas  ans- 
fahrticb  beeprocbeo. 

Punkt  Ul  der  Tagesordnung:  Beseitl^ng  der  AbfkllrtolFe  (KuikU- 
satton)  wird  von  dem  Referenten,  Kreisarzt  Dr.  P  o  d  d  e  y  -  Darkehmen,  enger  ge- 
bßt,  indem  er  seinen  Ausführungen  nur  die  Beseitigung  der  städtischen  Abwässer 
unter  Anssclilaß  der  Indnstriowässer  zugmnde  legt.  Nach  Erwähnnug  der 
Zustände  im  Mittelalter  bespricht  er  die  in  den  fttnfziger  Jahren  des  vorigen 
Jahrhunderts  einsetzende  Bewegung  zur  Beinigung  der  städtischen  Abwässer 
Tor  ihrer  Einleitung  in  die  Öffentlichen  Wasserläufe  und  erCrtert  dann  der 
Reihe  nach   ausführlich   die  verschiedenen  Verfahren   zur  Abwässerreinigung: 

1.  Mechanisohe  Eläning  mit  und  ohne  Chemikalien, 

2.  Rieselnng, 

9.  das  biologische  Verfahren. 

Nachdem  Betereot  noch    die  Kostenfrage   der    einzelnen  Verfahren  ge- 
streift, kommt  er  zu  folgenden  Schlnsss ätzen : 
1.  Die  mechanische  resp.  chemisch  -  mechanische  Klärung  der  Abwässer  kann 
in  hygienischer  Ansicht  nicht  ToUkommen  befriedigen  und  dürfte  nur  da 
zugelassen  werden  kSnnen,   wo   ganz  besonders  günstige   Umstände  ein 
Verbot  derselben  erschweren ; 
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2.  die  AbwäBBerklämng  durch  Bodenberieaelung  ist  noch  iminer  die  beste; 

3.  Abs  biologische  Verfahren  iat  dort,   wo   die   mechanische   Kltunnfi^  anEn- 
lässig  and  die  Bodenberieaelang  amnOgUch  iat,  daa  einzig  Änironabare ; 

4.  die    Beseitignng    des    bei    ollen    Kläirorfahrea    entstehenden  Schlammes 
ist  noch  nicht  in  befriedigender  Weise  gelungen. 

Bei  Funkt  lY  der  Ttigesordnang :  BanpoIlzeiTerordniuig  fOr  das  platte 
li&nd;  Bnmneii,  Ofenklappen,  LehmfneebSdeji,  i^borte,  kritisiert  der  Vor- 
tragende, Kreisarzt  Dr.  Lemke-  Sensbnrg,  die  bestehende  Baapoliz  ei  Verordnung 
fttr  das  platte  Land  vom  21.  April  1888,  die  er  fUr  nicht  genügend  erklärt. 
Er  fflhrt  im  einzelnen  aas : 

Brannen:  Die  auf  dem  Lande  vorhandenen  Bmnaen  sind  meist  offene 
achOpfbrannen.  Diese  sind  der  Veninreiaigung  von  oben  nnd  Ton  der  Saite 
her  in  hohem  Qrade  ausgesetzt.  Der  Vortragende  empfiehlt,  radikal  vorzu- 
gehen und  die  Anlage  sokhei  offenen  Brunnen  mit  Eolzwandangen  zu  unter- 
sagen, besonders  desaalb,  weil  eine  tadellose  Beschaffenheit  des  Brunnens  am 
Bichersten  ein  einwandsfceies  Wasser  garantiert.  Die  nnachädlicbe  Beseitigung 
aller  AbfallstofTe  würde  auf  dem  Lande  bei  dem  noch  bestehenden  grofien  Un- 
verstand der  Bewohner  nicht  zu  erreichen  sein.  Daher  müsse  der  Brunnen  so 
eingerichtet  sein,  daß  er  nicht  verunreinigt  werden  könne.  Der  Vortragende 
empfiehlt  die  Herrichtung  von  Brunnen  Wandungen  aus  übereinander  gestellten 
Zementringon,  die  verhältnismäßig  billig  und  am  sichersten  undurchlässig  seien. 
Eine  Pumpe  solle  der  Kosten  wegen  nicht  obligatorisch  gemacht  werden.  Es 
genüge  ein  hölzerner,  nach  oben  geschlossener  Aufbau  auf  den  oberBten  80  cm 
über  die  Erdoberfiäche  reichenden  Zementring.  Der  zur  Entnahme  des  Wassers 
aus  dem  Brunnen  dienende  Eimer  müsse  an  einer  Kette  featan geschlossen  sein 
und  würde  am  zweclunäßigsten  durch  eine  drehbare  Welle  innerhalb  des  Holz- 
aufbaues  auf-  und  niederbewcgt.  um  die  Errichtung  solcher  Brunnen  zu  er- 
leichtern, solle  nicht  jeder  Hausbesitzer  verpflichtet  werden,  auf  seinem  Grund- 
stück einen  Brannen  anzulegen ;  es  solle  vielmehr  die  Anlage  eines  oder  meh- 
rerer Gemeindebrunnen,  evenL  andi  eines  Brunnens  für  mehrere  Nachbarn 
zusammen,  event.  durch  Beihilfen  oder  Darlehen  aus  Öffentlichen  Mitteln  er- 
strebt werden. 

Ofenklappen;  Der  Vortragende  widerspricht  der  Behauptung  der 
Freunde  der  Ofenklappen,  daQ  Kohlenoxjdgaavergiftnngen  nur  bei  Steinkohlen- 
heizung erfolgten.  Zudem  nehme  der  Gebrauch  der  Steinkohle  auf  dem  Lande 
ständig  zu  j  oft  würden  Steinkohlen  von  Arbeitern  auf  dem  Lande  gele- 
gentLch  des  Dreschens  mit  einer  Lokomobile  entwendet  und  richteten  dann 
Unheil  an.  Bei  dem  vielen  Unglück,  dafl  bisher  durch  die  Ofenklappe  auf  dem 
Lande  verursacht  sei,  kOnne  nur  ihre  T9llige  Abschaffung  in  Frage  kommen. 

LehmtußbQden:  Ein  solcher  Fußboden  sei  in  jetziger  Zeit  einfach 
menschenunwürdig.  Wolle  man  auch  die  Landbewohner  an  Sauberkeit  in  den 
Wohnungen  gewöhnen,  so  müsse  der  Lehmfußboden  verschwinden. 

Aborte:  Die  Errichtung  eines  Aborts  müsse  für  jedes  menschliche 
Wohnhaus  obligatorisch  gemacht  werden.  Zur  Aufnahme  der  Fäkalien  wären 
wasserdichte  Gruben  zwar  am  geeignetsten,  aber  sehr  teuer.  Verlangt  müsse 
aber  die  Anlage  von  wasserdicht  hergestellten  hölzernen  Kästen  werden.  Diese 
Kisten  konnten  auf  Bädern  oder  Schlittenkufen  ruhen,  sodaß  sie  gefüllt  leicht 
auf  den  Acker  gefahren  werden  konnten.  So  wäre  den  Fordeningen  der  Hy- 
giene und  den  mndwirtschaftlichen  Bedürfnissen  gleichermaßen  genügt. 

An  der  lebhaften  Diskussion  beteiligen  sich  die  Kreisärzte  Dr.  Forst- 
renter,  Dr.  Cohn,  Dr.  Podder,  der  Kreisassistenzarzt  Dr.  Boehuko-Bialla, 
der  Vorsitzende  nnd  der  H.  Regiernngspräsident.  Im  allgemeinen 
wird  den  Ausführnngen  des  Referenten  zugestimmt,  nnr  wird  daran!  hinge- 
wiesen, daß  eine  vollständige  Beseitijgun^  der  offenen  Schöpfbrunnen  mit 
Holzeinfassung  nicht  mOglich  sei,  da  in  einzelnen  Kreisen  70°/«  der  Brunnen 
so  beschaffen  seien. 

Kach  Schluß  der  Sitzung  vereinigten  sich  die  Teilnehmer  der  Tersamm- 
Inng  za  einem  KittagsmabI  im  Rheinischen  Hof  nnd  verstrich  die  Zeit  bis 
zum  Abgang  der  Züge  nur  zu  schnell. 

In   dankenswerter  Weise  waren   auch  diesmal   die   einzelnen  Vorträge 
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darch   Dracluchrift  vervieliältigt    and    den    einzelnen    Sedizin&lbetuaten   des 
Bezirks  zngcsuidt  worden. 

Dr.  ■  F  0  r  s  t  r  e  u  t  e  r  -  Heinrichs walde. 


Bericht  fiber  die  ftintliche  TersaniHiliiMi;  der  HedlKlnal- 

beamteB  des  Bec^-Bex.  Bfindem  am  HS.  Kovenber  1903  im 

Herford. 

Anwesend  waren  die  Herren  Begierungsprösideut  Dr.  Kruse,  Ober- 
Ueg.-Bat  V.  Lfluke,  Beg.-  u.  Geh.  Ifed.-Bst  Dr.  Bapmand,  Landrat 
V.  Borries-Heriord,  Beg.-Assessor  Stein-Herford,  zweiter  Bürgermeister 
Busse  in  Herford  sowie  sämtliche  Kreisärzte  des  Bezirks  mit  Aasnahme  des- 
jenigen in  Lübbecke. 

Der  H.  Begierungsiiräsident  eröffnete  die  Sitzung  mit  BegrUssDUg 
der  Anwesenden.  Zu  seiner  großen  Freude  habe  er  gesehen,  daß  dae  Ver- 
hältnis der  Kreisärzte  zu  den  Iiandräten  im  hiesigen  Bezirk  stets  ein  gutc^j 
fewesen  sei;  ein  sulches  bilde  auch  die  Ornndlage  fär  eine  ersprießliche 
ätigkeit  aal  dem  Gebiete  des  Qffenüicben  Gesundheitswesens.  Die  Obliegen- 
heiten und  Befugnisse  des  Kreisarztes  hätten  eine  aoQerord entliehe  Erweiterang 
erfahren;  der  Kreisarzt  küniie  demgemäß  die  geiinndbeitliclien  Interessen  jetzt 
in  viel  höherem  Maße  fürdern,  müsse  sich  aber  hüten,  mit  seinen  Anforderungen 
zu  weit  zu  gehen.  Anzuerkennen  sei  jedoch,  daU  dies  im  hiesigen  Bezirk  bisher 
nicht  geschehen  sei,  und  die  noch  dieser  Bichtung  hin  gehegtea  Befürchtungen 
sich  nicht  bewahrheitet  hätten.  Der  Begienrngspräsident  hofft,  daß  dies  auch 
künftighin  der  FidJ  sein  möge ;  alle  moBTollen  Bestrebungen  der  KreisArzte 
zur  Förderung  des  Gesundheitswesens  würden  bei  ilun  stets  auf  ToHe  Cnter- 
Gtütznng  rechnen  können. 

I.  H.  Reg.-  u.  Geh.  Med.-Kat  Dr.  Bapmund  bespricht  hierauf  kurz  die 
im  letzten  Jahre  erlassenen  wichtigeren  VerfMgnitgfD  anf  dem  6eble1e  des 
Gesnndheltsireseiis.  Er  betont  zunächst,  daß  audi  künftig  die  Kreisärzte  im 
Sinne  des  Min.-Erl.  vom  25.  September  1902  die  zentralen  Wasserver- 
sorgungsanlagen  und  üesintektionsanstatten  dauernd  zu  beauf- 
sichtigen und  auf  die  Abstellung  etwa  vorgcfuadener  Mängel  in  geeigneter 
Weise  hinzuwirken  hätten.  Ebenso  sei  eine  erhöhte  Mitwirkung  bei  der  Dnicb- 
iQhmng  der  jetzt  neu  erlassenen  Polizeiverordnang  über  die  Bier-Drnck- 
Bnd  Leitungsvorrichtungen  vom  II.  November  1903  erwünscht. 

Der  H.  Regierungspräsident  ersucht  im  Anschluß  hieran  die 
Kreisärzte,  auch  alle  Bestrebungen  zur  Bekam  pfung  des  über- 
mäßigen Alkoholgenusscs  nach  Möglichkeit  zu  fördern;  gerade  die 
Medizin albeamten  seien  am  ersten  in  der  Lage,  auf  die  verderblichen  Folgen 
dieser  Unsitte  hinzuweisen.  Die  Frage  sei  für  das  Volkswuhl  von  so  au^r- 
ordentlicher  Bedeutung,  daß  sich  eine  Besprechung  in  der  nächsten  Versamm- 
lung dringend  empfehle  und  deshalb  in  Aussicht  zu  nehmen  sei.  Nach  seiner 
Erfahrung  sei  besonders  das  Trinken  im  Eauao  gefäiirlich,  weil  hier  auch 
häufig  Frauen  und  Kinder  mittiänkeu.  Der  Schnaps  sei  allerdings  durch  das 
Bier  vielfach  verdrängt;  aber  der  BiergenuB  habe  infolge  des  Flaschen- 
bierhandels namentlich  im  Hause  eine  hüc^t  bedenkliche  ^mahme  erfahren. 
Auf  die  Bemerkung  eines  Kreisarztes,  daß  auch  in  bezng  auf  die  Fabrikation 
Yon  Mineralwässern  sehr  erhebliche  Mißstände  vorhanden  seien,  bemerkt 
der  H.  Regierungspräsident,  daß  bereits  der  Erlaß  einer  Polizei  Verord- 
nung Über  die  Herstellung  und  den  Vertrieb  künstlicher  Minenidwässer  in 
Aussicht  genommen  sei,  um  die  in  dieser  Hinsicht  bestehenden  Mängel  |Un> 
Sauberkeit,  Verwendung  nicht  einwandfreien  Wassers,  künstlicher  Fraditsäfte, 
unreiner  Chemikalien  usw.)  zu  beseitigen. 

H.  Reg.-  u.  Geh.  Med.-Bat  Dr.  Rapmnnd  bespricht  hierauf  den  Min.- 
ErL  vom  20.  Dezember  1902  über  den  Bau  und  die  Einrichtung  länd- 
lieber  Volkschnlen.  Er  bemerkt  dabei,  daß  bei  mehrklassigeu  und  ins- 
besondere bei  städtischen  Schulen  höhere  Anforderungen,  insbesondere  auch 
hinsichtlich  der  Verkehrssicherheit,  gesteUt  weiden  können,  während  bei  länd- 
lichen Schulen  das  zulässige  Mindestmaß  der  Schnlzimmcr  auf  3,20  m  und 
dasjenige  der  Fenstcrllächc  auf  '  /«  der  Bodenfläche  ermäßigt  sei ;  ea  kenne  da- 
gegen auch  bie't  eine  grGßere  Breite  für  den  Schnlflur  gefordert  werden,  um 

...      ..   ^.,.v.^,^ 
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anf  ihm  Kleiderhaken  anbringen  zq  können.  Unter  Fcnsterfläche  sei  nicht 
die  Glasfläche,  sondern  die  lichte  HaaerOffnong  zu  verstehen,  dftrnach  wttrde 
schon  ■/«  reine  Glasfläche  genfigen. 

Uer  H.  EegiernngspräBid  ent  fräst,  ob  sich  die  Anwendung  der 
Dastlessoels  als  Anstrich  der  FoQbQaen  zur  Stanbbindnng  bewährt 
habe;  nach  seinen  Wahrnehmungen  scheine  dies  der  Fall  zu  sein.  Fär  die 
Berechnung  der  Fensterflache  zur  Bodenfläche  hält  er  es  für  richtiger,  wenn 
die  Glasfläche  nnd  nicht  die  Oeffnung  der  Fenster  im  lichten  Mauerwerk  zd 
Grnnde  gelegt  wird,  weil  die  Breite  der  Fensterrahmen  und  Fenstersprossen 
erfah rangsgemäß  eine  ganz  Terschiedeae  ist. 

Die  Kreisärzte  Dr.  NUnninghoff -Bielefeld  und  Dr.  Schlüter- 
Giltersloh  erlvlaren,  daß  sich  in  den  Schnlcn  von  Bielefeld  und  Gütersloh  das 
DusCleasoel  sehr  gut  bewährt  habe^  es  sei  aber  ein  dreimaliger  Anstrich 
im  Jahre  erforderlich,  wenn  der  Stanb  mit  Erfolg  gebunden  werden  soll: 
der  Anstrich  sei  demzufolge  nicht  ganz  billig.  Voo  verschiedenen  Seiten  wird 
auf  die  noch  immer  mangelhaften  Abort  Verhältnisse  hei  den  Schalen  hinge- 
wiesen, der  E.  Begierungspräsident  kommt  dabei  auf  die  BeschafTenheit 
der  Dangstätten  im  allgemeinca  zu  sprechen  nnd  bemerkt,  daß  eine  Po- 
lizei 7er  Ordnung  darüber  mit  bestimmten  Vorschriften  über  die  in  dieser  Ein- 
sicht zu  stellenden  Anfordernngco  erlassen  werden  solle,  um  eine  darch  greifen  de 
Besscrong  der  tatsächlich  vorhandenen  UiQstände  zu  erzielen.  Diese  FoÜzei- 
verordnnng  werde  auch  den  Kreisärzten  zur  Prüfung  und  zum  Bericht 
zugeben. 

H.  Beg.- u.  Geh.  Med.-Rat  Dr.Bapmund  geht  sodann  zur  Besprechung 
des  Min.-Erlasses  vom  24.  Januar  1903,  betr.  die  gesundheitlichen  Min- 
destforderungen anBadeorte  über  und  fragt  an,  wie  sich  die Begicrungs- 
Anweisung  vom  2.  April  1903  über  den  Betrieb  von  Heilquellen  usw. 
bcwübrt  Habe.  Nach  den  bisher  gemachten  Erfahrongcn  wird  die  Zweck- 
mäßigkeit dieser  Anweisung  allseitig  anerkannt,  jedoch  von  verschiedenen 
Seiten  betont,  daß  sich  bei  einzelnen  kleinen  Bädern  die  Vorschriften 
nur  allmählig  durchführen  Hessen,  weil  bei  allzu  schroffem  Vorgehen  die  Ge- 
fahr vorliege,  daß  die  an  sich  nützlichen  und  von  der  Bevölkerung  beliebten 
Bäder  nicht  mehr  existenz fällig  seien.  Auch  der  H.  Rogiorungspräsident 
ist  mit  einer  milden  Behandlung  und  mit  einer  allmähligen  Verbesserung  dieser 
Bäder  einverstanden;  er  hebt  hervor,  daS  wir  in  Dentechland  hinsichtlich  des 
Badewesens  gegenüber  andern  Ländern,  besonders  gegenüber  England,  noch  er- 
heblich rückständig  seien.  In  den  Städten  und  hei  den  besseren  Ständen  seien 
die  YerbältnisBe  günstiger,  weil  man  mehr  und  mehr  in  den  Wohnungen  Badc- 
einrichtnngcn  anbringe.  Auch  in  bezug  auf  die  Einrichtung  von  Volksbädern 
seien  im  hiesigen  Bezirk  Fortschritte  wahrzunehmen  und  insbesondere  in 
städtischen  Schulen  mehrfach  Branscbädcr  hergestellt.  Er  halte  es  aber  ffir 
sehr  wfinschenswert  nnd  tUr  durchführbar,  daß  das  Badewesen  durch  Einrich- 
tung von  üffentlichen  Bädern  noch  erheblich  gebessert  werde,  und  ersucht  des- 
halb die  Ereisitrzte,  ihn  in  seinen  Bestrebungen  nach  dieser  Bichtung  hin  zu 
unterstützen. 

B.  Beg.-  u,  Geh.^Med.-Bat  Dr.  Hapmand  bespricht  sodann  das  Gesetz 
zum  Schutze  des  Boten  Kreuzes  und  die  AosfUbrnngsbestimmungen  dazu; 
er  ermahnt  die  Kreisärzte,  in  einschlägigen  Fällen  die  Berechtigung  zur 
Führung  des  Boten  Kreuzes,  das  noch  vielfach  in  Drogen-,  Ounmii- 
waren-  nsw.  Eandlnngen  in  unberechtigter  Weise  geführt  werde,  genau 
zu  prüfen.  Er  weist  ferner  kurz  auf  den  Min.-Erlaß  betr.  Besichtigung 
des  ManOrergeländes  durch  die  Kreisärzte  unter  Beteüigtuig  von 
Militärärzten  hin  tud  macht  gleichzeitig  in  bezug  auf  die  vorläaligen 
Anordnungen  des  Kreisarztes  beim  Ausbrach  ansteckender  Krank- 
heiten noch  besonders  auf  die  Beichsgerichtsentscheidung  vom  11.  November 
1902  aufmerksam,  wonach  diese  Anordnungen  schriftlich  oder  in  protokollarischer 
Form  gegeben  werden  müssen,  wenn  sie  rechtsgültig  sein  sollen.  Kurz  be- 
sprochen werden  femer  der  Min.-ErL  vom  27.  Juli  1903  über  das  Verbot 
von  Voistellungen  unter  miSbräuchlicher  Anwendung  der 
Hrpnose,  der  Min.-Erl.  vom  27.  August  1903  über  die  Annahme  von 
Apothekerlehrlingen,  sowie  die  neuen  Vorschriften  über  die  Prüfang 
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der  Heilgehölfen  nnd  Hassenre.  aber  den  Te'rkehr  mit  Geheim- 
mitteln,  die  B«gierntip - Paliz«Ten>rdiiniig  vom  17.  April  1903  aber  deo 
Verkehr  mit  Arzneimitteln  anßerbalb  der  Apotheken  und  die 
BegiemogB-Polizeirerordniuig  vom  30-  Joli  1903  betr.  die  Bekämpfnnf: 
der  Knrpfascherei,  die  «ach  eine  Handhabe  gibt,  um  das  Reklamennwe^ en 
dnrcb  Anpreisnng  ron  Heibmlteln  und  Heilmethoden  wirksam  kd  bekämpfirn. 
csgleicheD  wird  bei  dieser  Gelegenheit  aof  das  Urteil  des  Beichsgericfat« 
Tom  19.  Februar  1903  hingewiesen,  wonach  die  Kreisärzte  berechtigt  sini, 
gegen   Knrpfoscher    einen   Strafautrag    wegen    unlauteren   Weiibewerbes  zn 

Bei  der  jetzt  folgenden  Besprechung  , amtsärztliche  Gebähren- 
nnd  „Gebahrenrerzeichnis'-  ersacht  H.  Beg.- n.  Geh.  Hed.-Bat  Dr.  Bap- 
mnod  die  Kreisärzte,  bei  zweifelhaften  Fällen  in  der  Spalte  , Bemerkungen" 
stets  eine  kurze  Begröndnng  der  Aufnahme  beiznfögea,  am  Bnckfragen  od- 
nötig  zn  machen.  Insbesondere  sei  stets  der  Äaftraggeber  nnd  der  Zweck 
des  Attestes  anzugeben,  desgleichen  zd  bemerken,  ob  von  dem  ersteren  aos- 
drücklich  ein  amtsärztliches  Attest  verlangt  sei  Seines  Erachtess  erhalte  ein 
Zeugnis,  das  nach  den  bestehenden  Vorschriften  nicht  unbedingt  ron  eineiii 
Kreisarzt  ausgestellt  zu  werden  braache,  den  Charakter  eines  , amtsärztlich t-n''. 
wenn  ein  solches  von  der  betreffenden  staatlichen  oder  kommanalen  Behi'Tdi- 
an'^drücklich  verlangt  werde.  Der  H.  Begierangsp  r  äsiden  t  schlic-:ii 
sich  dieser  Anffassang  an,  glaubt  aber  ebenso,  wie  verschiedene  Kreisärzte, 
daß  es  häufig  sehr  schwer  sei,  in  dieser  Hinsicht  eine  richtige  Entscheidung 
zn  treffen.  Deshalb  sei  es  znr  Beseitigung  aller  Zweifel  dringend  erwünscht, 
wenn  von  maßgebender  Stelle  der  Begriff  .amtsärztlich"  genau  präsisiert  werde. 

H.  Beg.-  a.  Geh.  Med.-Rat  Dr.  BapmuDd  bespricht  nunmehr  eingehend 
die  demnächst  für  den  Begiemngsbezirk  zu  erlassende  Polizeiverordnnng, 
betr.  die  all  gemeine  Leichenschaa  durch  Aerzte,  zn  welcher  der 
Bezirksausschoß  seine  Zastinunnng  erteilt  hat  nnter  der  Voraussetzung,  daß  sie 
ziinächst  nur  aaf  alle  Städte  mit  über  2000  Einwohnern  ansgedehnt  wird.  Dar- 
nach soll  jede  Leiche  vor  der  Beerdigung  von  einem  Arzte  besichtigt  werden : 
die  kuf  Orand  der  Bc-sicbtigang  vom  Arzte  ausgestellte  T ödes bcsch ein  1- 
gong  ist  der  ÜrtspoUzeibehärdc  von  dem  Verpflichteten  einzureichen.  Den 
Aerztcn  sollen  Todesbescbeinigungen  in  Form  von  Postkarten  dnrch  die  Ürts- 
polizeibehGrden  unentgeltlich  zugestellt  and  die  znr  Beibringung  der  Bescheini- 
gnng  Verpflichteten  ersucht  werden,  vor  der  Anmeldung  des  Sicrhefalles  bei 
dem  Standesamte  erst  die  Bcsichtigaug  der  Leiche  nnd  die  AussteUnng  der 
Todesbescheinigung  zn  veranlassen,  damit  sie  Anmeldung  beim  Siandesamli- 
nnd  Vorlage  der  Bescheinigang  bei  der  Ortspolizeibehürde  auf  einem  Wegi- 
erlcdigcn  kQnnen.  Sämtliche  Todesbescbeinigungen  aollen  dem  Kreisarzte  Ziir 
NachprOfang  nnd  Benutzung  dr»  Materiaics  von  der  Polizeibehörde  viertel- 
jährlich gesammelt,  bei  Todesfällen  infolge  von  ansteckenden  Krankheiten 
sofort  übermittelt  werden.  In  der  DiskusBion  über  diese  Haßregel  erklärten 
sämtliche  Kreisärzte,  daß  ihre  Darchföhmng  auf  keine  Schwierigkeiten  etoßco 
werde ;  in  bezog  auf  die  Todesbescbeinigungen  worde  jedocb  Dmck  auf 
beiden  Seiten  der  Postkarte  gewünscht,  am  mehr  Baum  für  Eintragnngen  zu 
gewinnen. 

ZoiD  Schloß  erinnert  H.  Beg.-  n.  Geh.  Ucd.-Rat  Dr.  BapmiiDd  noch 
an  dieEinrichtaog  der  bakterJologischenUntergDchangsstelU- 
b  Münster  nnd  bittet  die  Kreisärzte,  davon  tunlichst  oft  im  Cffentlichen 
Interesse  Gebranch  zn  machen  nnd  die  praktischen  Aerzte  za  veranlassen,  ein 
Gleiches  zn  tnn. 

IL  RegeloBg  des  Betriebe!,  der  Leltna^  nnd  der  BeanhlchUgiBg 
der  affentllehen  nnd  Privat-Krukeiunitalten. 

Der  erste  Beferent,  H.  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  Dr.  Seh lüter-Güters- 
lob,  behandelte  in  seinen  Aosfühnu^en  namentlich  den  Betrieb  nnd  die 
Leitung  der  Krankenanstalten.  Er  betont,  daß  im  Begiemngabezirk  zwar 
die  staatliche  Beaufsichtigung  der  Krankenanstalten  seit  1891  in  vollkommener 
Weise  dnrchgeflUirt  sei,  daß  aber  allgemeine  Vorschriften  über  die  Regelung 
des  Betriebes  nnd  der  Leitnog  vorläoBg  noch  fehlen.  Die  seit  12  Jahren  von 
den  beamteten  Aerzten  regeimißig  assgefOhrten  altiäbrlichen  Beviaionen  der 
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KrtnbeBanstalteii  battcD  jedoch  binreiclieiide  Beweise  f&r  die  Notwendigkeit 
einer  solchen  Begelang  erbracht,  besondera  in  den  Anstalten,  in  denen  mne 
äiztliche  Leitung  gar  nicht  oder  nnr  in  ongenagender  Weise  rorhanden  sei; 
denn  nnr  in  12  von  47  Krankenanstalten  sei  eine  genQgeode  ärztliche  Leitung 
garantiert.  Eine  besondere  Schwierigkeit  biete  in  dieser  Hinsicht  die  Vcr- 
EchiedeDBrtJgkeit  der  Besitzrerhaltnisse  der  Krankenanstalten ;  anch  mftßten 
Untersebiede  zwischen  großen,  mittleren  und  kleinen  Anstalten  ge- 
macht werden.  Jedenfalls  nässe  ein  leitender  Arzt  yorhanden  sein,  dem 
alle  Angelegenheiten  der  ärztlichen  Hehandlnng  nnd  der  KrankeopSege  zn 
notersteUen  seien.  Desgleichen  isQsse  er  Sitz  and  mindestens  beratende  Stimme 
im  Vorstande  haben.  Seine  Rechte  nnd  Pflichten  mftäten  durch  einen  Vertrag 
und  durch  eine  Dienstanweisung  genan  festgestellt  sein;  ebenso  sei  ihm 
ein  angemessener  EinflnB  anf  die  wirtschaftliche  Leitung  einzuräumen.  Er 
müsse  femer  der  Vorgesetzte  der  Hfllfsärzte  and  des  PSegepersonab  in  allen 
Angelegenheiten  der  Krankenpflege  sein.  Auch  für  das  Pflegepersonal  müsse 
eine  Dienstanweisung  erlassen  werden  unter  HerUcksichtigong  der  bei  Infektions- 
krankheiten erforderlichen  Maßnahmen  zar  Verhinderung  der  eigenen  Anstecksng 
und  der  Uebertragung  auf  andere  Personen.  Femer  gehOro  zu  den  Pflichten 
des  leitenden  Arztes  die  Fürsorge,  daß  das  Pflegepersonal  nicht  überanstrengt 
und  ihm  die  erforderliche  Erholung  gewährt  werde.  Deshalb  sei  zu  ver- 
langen, daB  dos  Pflegepersonal  an  Zahl  genüge  and  nur  mit  der  Krankenpflege 
betraut  werde,  während  für  den  Wirtsch  aus  betrieb  und  sonstige  Zwecke  andere 
Personen  vorzusehen  seien.  Es  komme  vor,  daß  in  einigen  Kraukenhäascm  von 
den  Schwestern  Strick-  und  Nähscbulen  geleitet  werden,  was  au  und  für  sieb 
nicht  empfehlenswert  sei.  Jedenfalls  müsse  mindestens  gefordert  werden,  daß 
die  zu  diesen  Zwecken  dienenden  Räume  vollständig  abgesondert  seien  nnd 
nicht  zar  Krankenpflege  benutzt  werden.  Vielfach  werde  auch  von  den 
Schwestern  Gemeinde -Krankenpflege  ausgeübt;  es  sei  dann  besonders  die 
Aofgabe  des  leitenden  Arztes,  dafür  za  sorgen,  daß  für  die  Pflege  der  Kranken 
und  Siechen  in  der  Krankenanstalt  selbst  ausreichendes  Pflegepersonal  vor- 
banden sei. 

Der  Referent  stellte  nachstehenden  Entwarf)  auf  zn  einer 
Dienstanweisung  für  den  leitenden  Krankenhausarzt. 

1.  Der  leitende  Arzt  des  Ktankcnhaases  wird  von  der  Verwaltung 
(Kuratorium)  des  Hanses  ernannt.  Er  hat  in  der  Krankenhanskommission  (Vor- 
stand, Verwaltung)  Sitz  und  mitulestem  beratende  Stimme  and  muß  in  allen 
baoUchen  nnd  medizinisch -(hjgienisch-)  technischen  Fragen  vor  Erlaß  bezüg- 
licher Anordnungen  gutachtlich  gehSrt  werden. 

2.  Dem  leitenden  Arzt  steht  die  Ueberwacbnng  des  gesamten  Ver- 
waltnngspersonals  (Vorsteherin,  Oberin  usw.  eingeschlossen)  zn  in  allen  die 
Krankenpflege,  Lagerung  und  Beköstigung  angehenden  Fraeen.  Auch  in  allen 
wirtschaftlicueu  Fragen  maß  er  sebürt  werden  and  hat  der  HaasTcrwaltung 
mit  seinem  Bäte  zur  Seite  za  stenen,  ohne  jedoch  für  diese  eine  direkte  Ver- 
antwortlichkeit za  tragen. 

Alle  vom  Koratorinm  an  die  leitenden  Personen  (Oberin  usw.)  erlassenen 
Anordnungen  gehen  durch  seine  Hand,  damit  er  Kenntnis  davon  erhält- 

Bei  Gefahr  im  Verzage  ist  er  berechtigt,  unverzüglich  Anordnungen  za 
treffen,  die  bis  zar  sofort  einzuholenden  Oenehmigong  durch  die  zuständige 
Verwaltung  verbindlich  für  das  gesamte  Personal  sind. 

3a.  Der  leitende  Arzt  ist  der  Vorgesetzte  der  etwa  einzustellenden 
Assistenz-  oder  Volontärärzte.  Er  hat  ihre  Tätigkeit  zu  abcrwacben,  ihre  fie- 
Bchäftigung  za  ordnen  und  ihre  fernere  Aasbilduny  zu  fördern.  Bei  Anstellung 
der  Assistenzärzte  steht  ihm  eine  Mitwirkung  zn. 

3  b.  In  Krankenhäusern,  wo  mehrere  .\erzta  zur  Behindlane  zugelassen 
sind,  ist  er  nur  in  bezug  anf  die  in  den  g§  5,  8,  9  gesteUten  Forderungen  als 
verantwortlicher  Vorgesetzter  anzusehen,  während  £e  behandelnden  Aertte  in 
der  Art  der   Behandlung  usw.  sclbstständig  sind,    üeber  die  Stelle,   wo  die 


')  Die  in  der   Diskussion   vorgeschlagenen  und   angenommenen  Aende- 
"ugen  sind  durch  Kursivschrift  hervorgehoben. 


.AKlglc 


der  Hediziiiftlbeuiiteii  des  Beg.-Bez.  Ulnden.  61 

Knuiken  nntanabiingen  Bind,  list  sidi  der  behuidelnde  Arzt  mit  dem  Leitenden 
Arzte  in  Verbindung  zn  setzen,  STent.  ist  die  Anordnung  des  letxteian  sls  die 
nift^be&de  zu  iMtiachten. 

Die  zugelassen en  Äerzte  haben  ihre  Besuchszeiten  unter  sich  nnd  im 
ESnverst&ndnia  mit  dem  leitenden  Arzte  zn  regeln,  damit  das  Pfle^personal 
immer  dem  betreffenden  Arzt  znr  Vertflgong  steht;  wo  eine  Einigung  der 
Aerzte  nicht  zustande  gekommen  sein  sollte,  trifft  der  leitende  Arzt  die  Ent- 
scheidung. 

4,  Dem  Pflegepersonal  gegenüber  ist  der  leitende  Arzt  der  direkte  Vor- 
gesetzte ;  er  hat  es  zn  beaufsichtigen  und  Sorge  za  tragen,  daß  die  erlassene 
Anordnungen,  was  Pflege,  Lagerung  und  Beköstigung  anbelangt,  genau  be- 
folgt  werden. 

Der  leitende  Arzt  hat  die  Unterweisung,  Instruktion  und  fortbildong 
des  Pflegepersonals  zu  tlbemehmen  bezw.  zu  Sberwachen;  namentlich  hat  er 
ihm  Vorscnriften  ttber  Desinfektion,  YerhOtung  der  Ansteckung  lud  Ueber- 
tragong  von  Krankheiten  za  erteilen. 

Vom  leitenden  Arzte  als  ungeeignet  befundene  Pfleger  bezw.  Pflegc- 
rionen  mtissen  durch  die  Verwaltung  Ton  der  Krankenpflege  entfernt  werden. 

6.  Der  leitende  Arzt  hat  die  Unterbringung  der  Kranken  auf  den  ein- 
zelnen Abteiinngen  anzuordnen  nnd  sein  Augenmerk  besonders  darauf  zu 
richten,  daß  an  ansteckenden  Kranheiten  Leidende  nicht  mit  den  anderen 
Kranken  zusammen  gelegt  werden. 

6.  Auch  alle  Anordnungen  bezttglich  der  Desinfektion  der  Bäume,  der 
Abgänge,  der  Bett-  und  Leibwäsche  hat  der  leitende  Arzt  (event.  im  Einrer- 
■tändnu  mit  dem  behandelnden  Arzt)  zu  treffen  und  ist  fOT  ihre  AosfOhrnng 
verantwortlich. 

7.  Ebenso  hat  er  Sorge  zu  tragen,  daß  das  Pflegepersonal  keine  An- 
steckung vermittelt ;  ef  hat  äietea  zu  unterweisen,  goteie  die  Befolgiing  der 
getroffenen  Anordnungen  zu  überwachen. 

8.  Die  Ftthrnng  der  Bflcher  über  Aufnahme  der  Kranken,  ihre  Per- 
sonallen, die  Diagnose,  ihre  Entlassung,  die  Ausstellung  der  Totenscheine  und 
dergL  unterliegt  seiner  besonderen  Kontrolle. 

9.  Auch  für  die  Ausführung  der  gesetzlichen  Anzeigepflicht,  sowohl 
bei  Infektionskrankheiten,  als  auch  event.  bei  Verdacht  auf  diese  Krank- 
heiten, ist  der  leitende  Arzt  verantwortlich;  er  hat,  auch  wo  mehrere  Aerzte 
neben  einander  tätig  sind,  die  Pflicht,  die  AusfAhrnng  der  gesetzlichen  Vor- 
schriften über  die  Anzeigepflicht  zu  überwachen  und  die  Aerzte  event.  darüber 
zn  belehren.  Sollte  trotzdem  die  Anzeige  unterlassen  werden,  so  muß  er  sie 
nachholen. 

10.  Ult  dem  wirtschaftlichen  Vorstände  zusammen  hat  er  die  Kontrolle 
über  die  Zubereitung  und  Aosteilnng  der  Kost  zu  überwachen,  und,  wenn  nötig, 
darüber  Anordnungen  zu  erlassen.  Ebenso  hat  sich  seine  Sorge  auf  Bettzeug, 
Wäsche,  Verbandstoffe  und  Instrumentarium  zn  erstrecken. 

Er  übernimmt  im  Verein  mit  dem  Vorstande  (Oberin)  die  Verteilung  des 
Pflegepersonals  auf  die  einzelnen  Abteilungen  und  trifft  namentlich  über  Aus- 
führung der  Nachtwachen  und  Nachtkontrollo  die  nötigen  Anordnungen,  Hier- 
bei hat  er  Vorsorge  zu  treffen,  daß  eine  Üeberanstrengung  des  Pflegepersonals 
nicht  stattflndet,  und  daß  diesem  die  nstige  Erholung  gewährt  wird. 

11.  Er  entscheidet  im  Auftrage  und  unter  Mitwirkung  des  Vorstandes 
<event.  im  Einverständnis  mit  dem  behandelnden  Arzte)  über  die  Aufnalime 
und  Entlassung  der  Kranken  und  trägt  Sorge  für  die  AnsstoUung  der  erforder- 
lichen Entlaasungs  -  Bescheinigungen.  Er  ist  allein  (event.  unter  Rücksprache 
mit  dem  behandelnden  Arzte)  zur  Beurlaubung  von  Kranken  aus  dem  Kranken- 
haus e  berechtigt. 

la.  EDr  die  vorläufige  Aufnahme  von  Geisteskranken  gelten  die  be- 
sonderen Bestimmungen. 

18.  Wenn  sich  MiBstÜnde  herausstellen,  die  er  nicht  selbst  abstellen 
kann,  so  hat  er  dem  Vorstande  (Verwaltung,  Kuratorium)  Mitteilung  zu  machen 


und  trfQrderliehtt^alli  die  Anberaumung  emer  Sitzung  zu  beaqtra^gn,. 
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IL  ^  hat  dafür  *tt  torgtn,  daB  Aufragen  tob  BdiOrdn,  Kntnkex- 
kuaen  nsw.  über  Kmako  beantwoTtet  werden,  soweit  dies  uigKnglg  ist,  deagL 
lieat  ihm  dit  Fürsarge  in  bezog  auf  Statistik,  Erstattung  Ton  Aitttlut,  ßnt- 
achten  naw.  ob. 

16,  Fflr  seine  etwa  notwendig  werdende  Vertretung  in  Behindemngs- 
füllen  und  bei  Benrlanbnng  hat  er  anter  Zostimmung  des  Vorstandes  (Ver- 
waltong,  KnTatorinm)  selbst  za  sorgen." 

Im  Üebrigen  hatte  der  Vortragende  seine  AnsfOhmugen  in  folgende 
Leitsätze')  zusammengefaßt: 

,1.  Die  Leitung  jeder  Krankenanstalt  ist  einem  Arzt  m  abertragen,  der 
Ton  der  Verwaltung  angestellt  wird  und  im  Vorstände  Sitz  und  mindttten» 
btratmd«  Stimme  haben  muQ. 

2.  In  der  fQr  des  leitenden  Arzt  erforderlichen  Dietutanweisiuig  sind 
dessen  Rechte  und  Pflichten  genau  festzusetzen  der  Art,  daft  er  als  rerant- 
wortlicber  Leiter  der  Vorgesetzte  des  ärztlichen  Hilfspersonals  nt>d  des  Pflege- 

Sereonals  in  allen  die  Krankenpfle^  betreffenden  Angelegenheiten  ist,  und 
aß  ihm  auch  in  dieser  Beziebong  die  TTeberwachung  des  Verwaltungspersenals 
obliegt 

8.  Der  leitende  Arzt  ist  dem  Vorstande  verantwortlich,  muß  in  allen 
baulichen  und  medizinisch-technischen  Fragen  als  Sachverständiger  gehDrt 
werden  nod  ist  auch  in  allen  wirtschaftlichen  Angelegenheiten  der  Berater  des 
Vorstandes. 

1.  Ihm  nntersteht  die  Begelnng  der  Krankenpflege,  das  Dienstes  des 
ärztlichen  Hilfspersonals,  des  Pflegepersonals  nnd  die  Anordnung  aller  sanit&ren 
und  hygienischen  Maßnahmen,  sowie  die  Ueberwachung  hinsicutlidi  der  Ans- 
ftthrnng  seiner  Anordnungen. 

6.  Die  ünterweisnng  und  Fortbildung  des  Pflegepersonals,  namentlich 
auch  hinsichtlich  der  Verhütung  der  Ansteckung  und  Debertragnng  von  Krank- 
faeiten  gehflrt  zu  den  Pflichten  des  leitenden  Arztes. 

6.  Fon  dtr  Aufnahme  einea  KranJctn  ist  dem  leütnden  ArxU,  falU  er 
»ie  nicht  »elbet  angeordnet  hat,  aofort  Mitteilung  zu  mache»;  er  ordnet  die  Ver- 
teilung nnd  Entlassung  der  Kranken  an,  jedoch  sind  etwa  vorhandene  Ab- 
teflnngsärzte  oder  ein  zugelassener  zweiter  Arzt  in  der  Behandlung  ihrer 
Kranken  selbständig,  wobei  aber  dem  leitenden  Arzt  die  Verantwortung  zuHJlt, 
daß  die  gesetzlichen  Bestimmangen  betreffend  Infektionskrankheiten  und  Ver- 
suche an  Kranken  befolgt  werden. 

7.  Das  etwa  Torhandene  ärztliche  Hilfspersonal  muß  eine  Dienstui- 
weisong  erhalten. 

S.  Auch  für  das  Pflegepersonal  muß  eine  Dienstinstroktion  ge- 
geben werden,  die  Vorschriften  hinsichtlich  der  ansteckenden  Kranken  ent- 
halten muß. 

9.  Eine  Hausordnung  fOr  die  Kranken  ist  in  jeder  Anstalt  erforderlich, 
nm  die  Disziplin  aofiecht  erhalten  zu  kflnnen. 

10.  Bei  den  großen  Krankenanstalten  mit  einer  BeUgziffer  von  150  und 
mehr  Kranken  muß  der  leitende  Arzt  im  Hauptamt  angestellt  sein  nnd  darf 
nur  Eonsnltationsprazis  ausfiben,  wünschenswert  ist  dies  auch  bei  Kranken- 
anstalten mit  einer  SeUgziffer  von  100  nnd  mehr  Kranken. 

11.  Desgleichen  müssen  in  allen  Krankenanstalten  mit  #in«r  Btiegtifftr 
von  100  und  mehr  Kranken  ein  oder  mehrere  Aerzte  in  der  Anstalt  wohnen 
mit  Regelung  des  Dienstes. 

12.  Das  Pflegepersonal  in  den  Krankenanstalten  muß  hinreichend  aus- 
gebildet nnd  in  genlgender  Zahl  fflr  die  Krankenpflege  vorhanden  sein ;  ebenso 
ist  genOgondes  Personal  fflr  den  wirtschaftlichen  Betrieb  vorzusehen. 

l£  Die  Krankenanstalten  müssen  ausschließlich  den  Zwecken  der 
Krankenpflege  dienen;  BSume,  die  für  sonstige  Zteeeke  bestimmt  sind,  müssen 


')  Die  in   der  Diskussion  vorgeschlagenen   und    angenommenen    Aende- 
rungsD  sind  in  Kursivschrift  kenntlich  gemacht. 
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vollttändiff     eibgtmmdtrt    sein    und    dürftn     nicht     für     Eranktitpflege     benutzt 

14.  Die  BSiune  zni  Aufnahme  ansteckender  Kranken  mttssen  hinreichend 
abgesondert  sein. 

15.  FUr  Torttbergebende  Aufnahme  von  Geisteskranken  ist  tunliclut  in 
jedtm  Kxankenhanse  ein  noch  Vorschrift  eingerichtetes  Zimmer  vorzosehan." 

Der  Korreferent,  H.Kreisarzt  nnd  Med.-Bat  Dr.  Nünninghoft- Biele- 
feld, hatte  seine  Aosfühningen  in  hezug  anf  die  Beanf sicbtignng  der 
-"--■'--•---   Qud  privaten  Krankenanstalten  in  folgende  Leitsätze 

and  privaten  Kranken- 


d  privi 

liehen. 


2.  Die  Beaufsichtigung  hat  sich  zu  erstrecken: 
A.    Bei  Neu-  nnd  gröBereo  Umbauten: 

1.  anf  die  sanit&tspolizeiliche  Prüfung 

a)  des  Lageplans, 

b)  der  erforderlicnen  Banzelchniingen, 

c)  des  Ertäateningsberichts,  dem  der  Kostenanschlag  beiznftlgen  ist; 

2.  auf  die  Ortliche  Besichtigong  des  Bauplatzes  und  zwar  mit  bezag  aof 

a)  die  Lage  und  Umgebung, 

b)  den  Baugrund, 

c)  die  TrinkwasserverhältnissB ; 

3.  nach  Fertigstellung  des  Baues: 

a)  ob  der  Bau  entsprechend  den  Baupifinen  und  dem  Krläuternngsbericbte 
ausgeführt  bt, 

b)  ob  und  wann  der  Bau  in  Benutzoug  genommen  werden  kann. 
B.    Bei  bereits  bestehenden  Anstalten: 

a)  auf  die  PrUfnng  der  baulieben  und  sonstigen  Einrichtungen, 

b)  anf  den  Betrieb  und 

c)  auf  die  Leitung. 

3.  Die  Im  Begierungsbezirk  z.  T.  noch  geltenden  Vorschriften  vom 
14.  Juli  1891  über  Neu-  und  grOSere  Umbauten,  sowie  über  die  Bevisionen  der 
Krankenanstalten  bedürfen  einer  Abänderung  im  Sinne  der  Frovinzialpolizei- 
verordnung  vom  31.  Dezember  1897,  der  allgemeinen  Anordnung  des  Begieruugs- 
präsideuten  vom  6.  Oktober  1900  und  der  Bezirksbanordnong  vom  24.  Oktober 
resp.  81.  Dezember  1900. 

4.  Die  Krankenanstalten  mtlssen  jährlich  mindestens  einmal  und  zwar 
abwechselnd  im  Sommer  und  Winter  onter  ZuEiehung  des  Arztes  und  eines 
Vertreters  der  Krankenhausverwattung  (Vorstand,  Kuratorium  usw.)  revidiert 
werden. 

B.  üeber  den  Befand  bei  diesen  jährlichen  Rensianen  ist  ein  Protekoll 
nach  Formolar  X  der  Dienstanweisung  für  die  Kreisärzte  aatzonehmen. 

6.  Dieses  Protokoll  nebst  Vorschlägen  znr  Abstellung  von  etwa  ge- 
fundenen Mißständen  ist  der  Anstaltsver waltung  mitzatcUen.  Ueber  bedenk- 
liche HiSstände  ist  sofort  der  Königlichen  Regierung  zu  berichten. 

7.  Eine  Zasammenstetluug  der  im  Lauf  eines  Jahres  rorgenommenen 
Besichtigungen  and  der  dabei  gemachten  Scobachtongcn  ist  in  den  Jahres- 
bericht anfziuiebmen. 

8.  AoSerdem  sollen  die  Krebärzte  die  Krankenanstalten  ständig  über- 
wachen und  auch  unvermutet  ohne  vorherige  Bekanntgebnng  oder  Einladnng 
des  Arztes  usv.  bei  gelegentlicher  Anwesenheit  am  Orte  revidieren. 

In  der  Disknssion  wurden  besonders  die  von  dem  ersten  Beferenten 
aufgestellten  Leitsätze  eingehend  besprochen. 

Zd  Leitsatz  1  des  ersten  Referenten  bemerkte  der  H.  Be^iernngspräsi- 
deot,  daß  darnach  der  l«itende  Arzt  im  Vorstände  Sitz  and  Stimme  baböi  (oll, 
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in  Beinein  Yortraga  h&be  der  Befcrent  aber  seliT  richtig  ausgeführt,  diiB  es 
genflge,  wenn  der  leitende  Arzt  im  Torstande  eine  beiatende  Stimme  habe, 
weil  er  als  Sachrerat&ndiger  seine  etwa  zu  machenden  TerbessornngsTorschläge 
zur  Annahme   bringen  werde,  wenn  er  der  rechte  Mann  am  rechten  Platz  BeL 

E.LandratT.  Borries  hält  es  ebenfalls  nicht  Hberall  fttr  durchführbar, 
daß  der  leitende  Arzt  Stimmrecht  im  Vorstand  erhalte,  weil  die  Zosammen- 
setznng  des  Vorstandes  häafig  durch  besondere  ßcstimmongen  festgelegt  seL 

Der  Referent  erkennt  diese  Bedenken  an,  wenn  sich  diese  anch  in  vielen 
Fällen  dadurch  beseitigen  lasBen,  daß  für  die  Verwaltung  einer  Krankenanstalt 
eine  besondere  Konunisslon  deputiert  werde,  in  der  dann  der  Arzt  Sit2  und 
Stimmrecht  haben  könne.  Er  sei  jedoch  mit  Abänderung  des  Leitsatzes  ein- 
Terstandeu  dahingehend,  dall  der  leitende  Arzt  im  Vorstände  Sitz  und  min- 
destens beratende  Stimme  haben  müsse.  Diese  Abänderung  wird  einstinuuig 
beschlossen. 

Betreffs  der  Aufnahme  von  Kranken  (Leitsatz  6)  hält  es  H.  Londrat 
y.  Borries  nicht  fär  richtig,  daß  darüber  der  leitende  Arzt  ausschließticb 
entBcheiden  solle ;  denn  ganz  abgesehen  davon,  daß  der  leitende  Arzt  in 
dringenden  Fällen  nicht  immer  zd  erreichen  sei,  liegen  doch  meist  ärztliche 
Zeugnisse,  bei  Unglücksfällen  Anmeldungen  der  Polizeibehörde  usw.  vor,  die 
eine  Aufnahme  auch  ohne  Mitwirkung  des  leitenden  Arztes  rechtfertigen.  Der 
Beferent  entgegnet,  daß  in  solchen  FäUen  selbstverständlich  eine  vorläufige 
Aufnahme  stattflnden  mflsse,  aber  die  definitive  Aufnahme  müßte  immerhin 
dem  leitenden  Arzte  vorbehalten  bleiben,  so  daß  er  das  Becht  haben  mttsse, 
die  für  die  Krankenhausbehandlnng  nicht  geeigneten  Fällen  auszuschließen. 
Es  wird  eine  veränderte  Fassung  des  Leitsatzes  beschlossen:  desgleichen  am 
Schloß  dieses  Leitsatzes  auf  Vorschlag  des  Beg-  und  Geh.  Med.-Bats  Dr. 
Bapmnnd  ein  Zusatz,  wonach  dem  leitenden  Arzt  auch  die  Verantwortung 
znfallt,  daß  die  gesetzlichen  Bestinunnngen  betreffend  Versuche  an  Kranken 
befolgt  werden.  Weiterbin  wird  Leitsatz  10  in  der  Weise  abgeändert,  daß  es 
anstatt  „mit  150  und  mehr  Betten"  heißt  „mit  einer  Belegzi^r  von  150  und 
mehr  Kranken". 

Zn  Leitsatz  16,  in  dem  der  Beferent  wenigstens  in  einem  Kranken- 
hanse jedes  Kreises  ein  nach  Vorscbriit  eingerichtetes  Zimmer  für  vorüber- 
gehende Aufnahme  von  Geisteskranken  gefordert  hatte,  bemerkt  RBegie- 
rnngspräsident,  daß  tunlichst  in  jedem  Krankenbanae  ein  derartiges  Zimmer 
hergestellt  werden  mOsse.  Ferner  sei  es  wünschenswert,  daß  die  in  den 
Krimkenanstalten  vorhandenen  Baderäume,  soweit  es  angängig  sei,  vom 
Publikum  benutzt  werden  dürfen. 

Zum  Schloß  macht  H.  Beg.-  und  Qeh.  Med.-Bat  Dr.  Bapmnnd  noch 
auf  einen  häufig  von  ihm  in  Krankenhäusern  beobachteten  nebeUtand  aufmerk- 
sam: die  ungeordnete  Aufbewahrung  von  Arzneimitteln  für  den  Hausgebrauch, 
sowie  von  übrig  gebliebenen  Arneien,  worunter  sich  oft  genug  stark  wirkende 
oder  giftige  Stoffe  befänden.  Es  sei  Pfiicht  des  leitenden  Arztes,  für  die  Ver- 
nichtnug  von  solchen  Arzneiresten  Sorge  zu  tragen. 

Dem  vom  Berichterstatter  aufgestellten  Entwurf  einer  Dienstanweisung 
für  den  leitenden  Arzt  wird  zugestimmt. 

Die  von  dem  zweiten  Referenten  hinsichtlich  der  staatlichen  Beaufsich- 
tigung der  Krankenanstalten  aufgestellten  Leitsätze  werden  unverändert  ange- 
nommen; seine  Abänderungsvorschläge  zu  der  Begienings- Verfügung  über 
Neu-  und  größere  umbauten  und  über  die  Revision  von  Krankenanstalten 
sollen  als  Material  für  eine  demnächst  zu  erlassende  Verfflgung  benutzt  werden. 

Nach  Schluß  der  Versammlung  (6  Chr  Nachmittags)  fand  ein  gemein- 
sames Mittagessen  statt,  an  dem  sich  sämtliche  Teilnehmer  beteiligten. 

Dr.  Schlüter-Kreisarzt. 
Verantwortl.  Redakteur:  Dr.Rapmund,  Reg.- tL  Geb.  Hed.-Rat  in  Minden  i.  W. 

J.  C.  C.  Bnu»,  HanogL  UebB.  n.  F.  Bcb.-L.  Rorbnobdrackeral  In  Uindta. 
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Anwesend:  Beg.  -  Präsident  Freiherr  Ton  Hövel,  die  Geh.  Beg.~  und 
SchoLräte  Breuer  und  Anderaon,  die  Beg.-Bäte  Sasse,  ran  Born  nnd 
FlorschQtz,  Beg.-  o.  B&nrat  Siebertj  Bag.-Ass.  Br.  zar  Nieden>  dar 
ateUvertreteiide  Beg.-  a.  Med.-Bat  Di.  Fingar,  Korps generalarzt  Br.  Ott, 
Oberstabsarzt  Dr.  Hünermann,  sämtlicbe  Kreisärzte  und  KreisassistenzärzCe 
dea  Bezirlu,  mit  ÄoBnalinie  des  Kreisarztes  des  Kreises  Adenau,  sowie  der 
Kreisarzt  a.  D.  Geb.  Hed.-Bat  Dr.  Heussner-Krenznacb,  Kreiswondarzt 
z.  D.  Dr.  Hafer -Siminera  and  der  Staats  ärztlich  geprüfte  Dr.  Wiud- 
hänser-Zell. 

Der  Vorsitzende,  atellYortr.  Beg.-  n.  Ued.-Bat  Dr.  Finger,  er- 
öffnet die  Sitzung  und  dankt  den  anwesenden  HitgUedem  des  EegierangB- 
Kolleginins  und  den  beiden  Tertretern  des  SanitätsofSzierkorps  für  ihr  Er- 
scheinen. Zn  Ehren  des  verstorbenen  Kreisarztes  Br.  Klingelhafer  erhoben 
sich  die  Anwesenden  von  den  Sitzen.  Von  den  besonderen  Vorkommnissen  des 
letzten  Jahres  erwähnt  der  Vorsitzende  noch  die  Oenehmignng  des  Herrn 
Ifinistera  zni  Errichtung  eines  bakteriologischen  Bezirkslabora- 
toriams  nnd  die  anmittelbar  bevorstehende  Begelung  des  Desin- 
fektionswesens  im  Bezirk  durch  eine  PoUzeiverordianng,  die  bereits  vom 
Bezirksansschuß  genehmigt  ist. 

I,  Die  regelmlssige  BesloMIgnng  der  zentralen  Wasservergoi^ogg- 
aslavan  dsreh  tie  KreU&rzte.  Beferent:  Kreisarzt  Br.  Balzar-Neuwied. 
(Antorelerat) 

Unter  Hinweis  auf  die  Bedeutung  einer  einwandfreien  Wasserversorgnng 
für  die  Verhütung  und  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten  einerseits, 
anderseiU  auf  die  stetig  und  rasch  sich  vermehrende  Zahl  der  zentralen  Wasser- 
versorgungen erklärt  Vortrageoder  es  als  Pflicht  der  üffentlichen  Wasserhygiene 
nicht  nur  die  Projekte  der  Neuanlagen  zn  prüfen,  sondern  die  Waaserlettnngeo 
anch  ständig  eo  zu  beaufsichtigen,  dafi  die  Konsumenten  vor  Jeder  Schädigung 
dar  Gesundheit  mttglichst  geschützt  sind  und  sich  mit  dem  Gefühl  der  Sicher- 
heit asf  den  vom  Staat  garantierten  Schuta  verlassen  kSnnen.  Die  Erfüllnng 
dieser  wettgehendes  Aufgabe  sei  nur  mSglich  durch  die  Organisation  einer 
regelmäßig  wiederkehrenden,  nach  den  Verhältnissen  des  ^nzelf alles  ver- 
schieden häufigen,  eingehenden  Nachprüfung  der  gesamten  Wasserversorgungs- 
anläge.  B^.  sucht  die  Notwendigkeit  einer  solchen  regelmäßigen  Nachprüfung 
an  der  Hand  des  Ergebnisses  der  auf  Anordnung  des  Ministeis  im  Herbst  v.  J. 
vorgenommenen  kr  eis  ärztlichen  Untersuchungen  sämtlicher  Wasserleitungen 
nachzuweisen,  bespricht  die  auf  die  Ueberwachung  der  Wasserversorgungen 
bezüglichen  bisher  geltenden  gesetzlichen  Bestimmungen  (g  74  der  Dienstan- 
weisung, Uin.-Erlaß  vom  ü.  August  1899,  Verfügung  des  Begieiungspräsi- 
deuten  zn  Coblenz  vom  7.  Januar  1902)  und  (ordert  eine  gesetzliche  Vor- 
schrift, die  die  BeanfsicbtigtuiK  der  zentralen  Wasserversorgungen  orschfipfend' 
nnd  bestimmt  regelt  and  angibt,  wie  die  zur  Erlangung  einer  erfolgreichen  Be- 
aufsichtigung eriorderlicben,  regelmäßigen  Nachprüfungen  zn  gestalten  sind, 
wann  nnd  In  welchen  Zeitabschnitten  sie  erfolgen  sollen. 

Betreffs  des  ersten  Punktes  fordert  er  auf  Grund  seiner  Erfahrungen  im 
Kreise  Neuwied,  daß  der  Modizinalbeamte  bei  der  Nachprüfung  von  einem  bau- 
technischen  Sachverständigen  nntersCützt  werde,  weil  hj^eniscbe  und  bautech- 
nische Fragen  sich  gerade  bei  Wasserleitungen  gegenseitig  aufs  schärfste  be- 
einflussen, und  es  sich  auch  aus  äußeren  Gründen  empfleUt,  daß  beide  Sach- 
verständige nicht  getrennt  nacheinander,  sondern  zeitlich  nnd  sachlich  gemeiDsam 
ihre  Unters uohugen  vornehmen.    Als  baatacluiischen  Sachverständigen  schlagt 
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er  für  die  kleineren  OemoiDdeleitnngen  die  Creisbaumeister,  fOr  die  Wasaer- 
leitongen  mit  eigenem  Betriebsleiter  die  Wahl  eines  anderen  dem  Betriebsleiter 
an  Ansbildnng  zom  mmdesten  gleichstehenden  Sachverständigen  darch  den 
Laodrat  und  Kreisarzt  vor. 

^  Zu  den  Besichtigangen  wttnacht  er  nnter  allen  Umständen  den  Bflrger- 
meister,  and  soweit  Private  Besitzer  Ton  tifFentlichen  Leitongen  sind,  auch 
diese  hinzugezogen  zu  sehen.  Zn  den  Besieh tignn gen  müssen  alle  Pläne  nnd 
Aufzeichnungen  über  geologische  Beschaffenheit  des  Bodens,  Ober  Wasaer- 
untersnchnngen  und  Wassermessnngen,  die  früheren  Prüfungsberichte  dsw. 
von  den  an  der  Nachprüfung  bestinununga  gemäß  Beteiligten  mitgebracht 
werden. 

Ben  Umfang  nnd  Inhalt  der  Untorsuchnng  der  Wasserleitung  selbst 
erörtert  Beferent  an  der  Hand  eines  Ton  ihm  ausgearbeiteten  Fonnulars^  das 
alle  Punkte  beröciisichtigt,  die  irgendwie  lijKJenisch  von  Bedeutung  Bind. ') 
Hervorzuheben  ist,  daß  auch  die  chemische  und  bakteriologische  Untersitchang 
des  Wassers  (SchQpfstclle,  Hochbehälter,  Zapfhahn)  eingehende  Bertlcksichti- 
gnng  gefunden  haben. 

Das  auf  Qrund  der  Besichtifpjig  ausgefüllte  Formular  soll  von  dem 
Kreisarzt  und  dem  Waaserbautechmker  unterzeichnet,,  die  amtliche  Folge  der 
Nachprüfung  wie  bei  den  Ortsbesichtigangen  durch  den  Landrat  gegeben  werden. 
Dieser  empfängt  die  Verhandlung,  versieht  den  Bürgermeister  mit  den  den 
gemachten  AenderangSTOrschlägen  entsprechenden  Weisungen  nnd  gibt  die  Ter- 
handlnngen  nach  Erledigung  dem  Kreisärzte  znrtick. 

Für  die  so  gestellte  Nachprüfung  einer  Wasserleitung  fordert  dei 
Vortragende  bei  räumlich  ausgedehnteren  Leitungen  einen  Ttnlen  Beisetag  , 
sie  mit  anderen  Dienstgeschäften  verbinden  za  künnen,  hält  er  für  aosge- 
schlossen.  Bei  den  Ortsbesichtigungon  erfordert  die  Untersuchung  der  vielfach 
neben  der  zentralen  Wasserversorgung  noch  vorhandenen  öffentlichen  und  pri- 
vaten Brunnen  verhältnlsmäEig  viel  Zeit. 

Die  Besichtigung  habe  während  der  offenen  Jahreszeit,  etwa  von  Aprü  bis 
Ende  November,  und  zwar  bei  derselben  Leitung  abwechselnd  einmal  im  Frühjahr, 
wenn  die  Zerstörungen  des  Winters  erkennbar  nnd  die  größten  Wassermengen 
vorhanden  sind,  und  das  andere  Mal  in  der  trockenen  Jahreszeit,  im  Sommer 
oder  Herbst,  zu  erfolgen.  Auf  diese  Weise  würde  der  Untersacher  sich  über 
die  quantitative  Leistung  der  einzelnen  9 chOpf stellen,  sowie  ttber  den  EinfluB 
der  Niederschläge  usw.  auf  die  chemische  und  bakteriologische  Beschaffenheit 
des  Wassers  genügend  unterrichten  kSnncn. 

Bezüglich  der  Frage,  wie  oft,  d.  h.  in  welchen  zeitlichen  Abständen,  die 
Besichtigungen  vorzunehmen  sein  werden,  kommt  Ref.  zu  dem  SchloQ,  daß  für 
die  bei  der  ersten  Prüfung  einwandfrei  gefundenen  Wasserleitungen  im  Prinzip 
die  regelmäßige  Wiederkehr  der  Nachprüfung  nach  2  Jahren  zn  fordern  sei, 
daß  aber  bei  aU  den  Leitungen,  bei  denen  Mängel  zn  Tage  getreten  seien,  die 
Besichtigung  so  oft  und  in  solchen  Zeitabschnitten  erfolgen  müsse,  als  dies  der 
Erebarzt  nach  Lage  der  Verhältnisse  für  notwendig  erachtet  Die  Wieder- 
holung habe  der  Kreisarzt  unter  Begründung  bei  dem  Landrat  zn  beantragen. 
Bei  Meinungsverschiedenheit  entscheide  der  Begierungspräsident. 

Besonders  wünscht  Beferent  die  Bestimmung,  daß  jede  nenangclegte 
Wasserleitung  vor  der  Inbetriebnahme  durch  den  Kreisarzt  und  den  Bautech- 
niker auf  die  projektmäßige  Ausführung  und  die  Erfüllung  der  bei  der  Qe- 
nefamignngsertejlung  etwa  besonders  gestellten  hygienischen  nnd  bakteriologi- 
schen Foidemngen  untersucht  werden  muß. 

Zum  Schluß  verliest  der  Vortragende  den  Entwurf  einer  Verfügung,  die 
die  Beaufsichtigung  der  öffentlichen  zentralen  Wasserversorgougen  nach  den 
vorgetragenen  Gesichtspunkten  regelt. 

Diskussion. 
Der  BoKiernngspräsident  bt  der  Ansicht,  daß  die  Zuziehung  von 
technischen  Sacnverständigen  nicht  schwierig  sein  wftrde,  weil  die  schon  jetzt 


')  Die  Wiedergabe  des  Formulars  gestattet  der  Baum  nicht.    '"  A'^ 
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Qberall  Torhandenen  Techniker  aich  durch  die  hinflgere  Inonsprachnahme  ror- 
anssichtUch  aehr  bald  die  DOtigen  VorkenotnisBe  und  eine  ausreichende  eigene 
STfahmng  in  Wasserleitnngssacben  aneignen  könnten.  Mehr  Sorge  mache  ihm 
die  £a3tenfrage.  Dnrch  die  besonderen  Verhältnisse  der  letzten  Zeit  sei  der 
Beiselonda  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  Etatsjahres  rOlUg  aufgebraucht 
worden.  Er  erwähne  nur  die  Maul-  nnd  Elaaenaeuche,  die  hänfigeren  Beisen 
der  Kreisärzte  anläßlich  kleinerer  Typhaaepidemien  nnd  die  ror  den  Herbst- 
manOvern  angeordneten  anßergewü  ho  liehen  Ortsbesichtigungen,  wodurch  be- 
trächtliche Kosten  entstanden  seien.  Die  Ortsbesichti gangen  aas  ÄnlaS  der 
ManSver  werden  in  Zakanft  nach  Maßgabe  des  neuesten  Ministeriatorlasaes,  bei 
welchem  auch  der  Finanzminister  mitgewirkt  haben  dürfte,  yurgenommen  werden. 
Poch  wenn  man  alsdann  nur  dort  revidiere,  wo  bereits  vorher  Bedenken  Tor- 
Ungen,  so  sei  zu  befitrchten,  daß  weniger  erreicht  worden  würde,  als  früher, 
weil  die  Mißstände  meist  erst  dnrch  die  Kevisioneo  aufgedeckt  werden.  Der 
Finanz miiüster  habe  zwar  für  dieses  Jahr  eine  größere  Summe  nachbewilligt, 
aber  gleichzeitig  dringend  ersucht,  die  beteiligten  Beamten  auf  das  nachdrttdt- 
lichste  darauf  ainzuwciscn,  daß  die  Dienstreisen  nach  Uügliohkeit  eingeschränkt 
Dnd  ans^enntzt  werden  miLßten.  Vielleicht  wäre  es  angezeigt,  die  Qeauadheits- 
kommissionen  mehr,  wie  bisher,  zu  solchen  Besichtigungen  heranzuziehen.  In 
den  Kommissionen  seien  doch  vielfach  Aerzte,  Techniker  und  andere  geeignete 
Leute  vorhanden ;  dadncch  würden  sowohl  Koston  erspart,  wie  das  Vorgehen 
der  Verwaltung  erleichtert  werden,  ' 

Beg.-  u.  Med.-Bat  Dr.  Finger  hält  eine  Erürterung  der  Frage,  ob  ein 
SJähriger  Besichtigungaturous  allgemein  gefordert  werden  müaae,  anch  vom 
technischen  Standpunkt  aus  für  wünschenswert. 

Beg.-Baurat  Siebert:  Da  im  hiesigen  Bezirke  fast  nur  Eochqnellen- 
leitnngen,  und  gar  keine  Filteranlagen  vorhanden  sind,  so  sei  vor  allem  zu 
unterscheiden  zwischen  technisch  vollkommenen  nnd  tcciinisch  unvollkommenen 
Anlagen ;  erstere  brauchten  seltener,  letztere  mtlßten  häufiger  revidiert  werden. 
Bei  technisch  vollkommenen  Wasserleitungen  sei  ein  2jähriger  Bcsichtignngs- 
tumna  nicht  erforderlich.  Das  Hauptgewicht  sei  aaf  die  Abnahme  vor  Inbe- 
tiiebsetzung  der  Leitung  za  legen.  Kreisarzt  und  Techniker  müßten  bei  der 
Abnahme  aen  Zeitpunkt  der  nächsten  Beaichtigang  je  nach  den  besonderen 
Verbältnisaen  bestimmen. 

Dr.  Kir  chgässer  hält  anch  während  der  Banz eit  eine  sachverständige 
Kontrolle  der  Ausführung   an  der  es  bisher  fehle,  für  unerläßlich. 


Nach  einleitenden  Bemerkungen  über  die  Notwendigkeit  einer  regel- 
mäSigea  hygienischen  Scholaafsicht,  bespricht  der  Vortragende  zunächst 
die  Vorbereitung  der  Schulbesichtignngen.  Sie  sollen  in  der 
Begel  alle  6  Jahre  stattfinden,  einmal  im  Sommer,  einmal  im  Winter, 
stets  aber  zur  Schulzeit,  damit  der  Zweck  der  Besichtigang  dnrch 
Beparatnren  am  ßobäude,  durch  Fehlen  der  Schulkinder  nicht  vereitelt 
winl.  Die  gelegentlichen  Muatcrungea  sollen  natürlich  nicht  vernachlässigt 
werden,  Im  Gegenteil,  es  ist  sehr  wünschenswert,  wenn  die  Kreisärzte 
einige  Zeit  nach  den  offiziellen  Besichtigaagen  Nachschauen  vor- 
nehmen, um  sich  zu  überzeugen,  daß  bewilligte  Forderungen  tatsächlich 
auch  anageftthrt  sind,  nnd  wie  angeatellte  Versuche,  z.  B.  solche  mit  dem 
DustlesOl,  sich  bewährt  haben. 

Wegen  der  großen  Zahl  der  Einzuladenden  ist  es  itberaua  mißlich,  einen 
Termin,  wie  es  mehrfach  geschehen  mußte,  auszusetzen.  Es  ist  deshalb  zu 
erwägen,  ob  die  Feststellung  der  Termine  nicht  schon  zu  Beginn  desJahres, 
EUgleich  mit  der  Liste  der  Ortsbesichtigungen,  dem  Herrn  Begiemngapräai- 
denten  bekannt  zn  geben  wäre.  Jedenfalls  muß  der  Kreisarzt  über  die  Größe 
der  Ortschaften,  die  Zahl  der  Schulkinder,  über  die  Zeit  der 
Schulferien  und  über  die  Termine  der  Lehre  rkoaferenzen  unter- 
richtet sein.  Die  Benachrichtigung  aller  Beteiligten  übernimmt  am  besten 
das  Landratsamt,  zumal  so  auch  der  amtliche  Charakter  der  Besichtigung  be- 
sonders hervorgehoben  wird;  schwierig  ist  indes  die  wünschenswerte  Qe- 
heimhaltung  des  Termins  vor  den  Lehrern.  ■  '-■""^'^"- 
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Ob  es  angängig  ist,  Sclml-  und  Ortsbesichtignng  stets  an  einem  Taae 
TorznnetmiDD,  hängt  von  der  GrOße  der  Schule  nnd  der  Ortscliaft  ao. 
Kreisarzt  Klage  spricht  sich  auf  der  Hedizinalbeamtenkonferenz  za  Magde- 
burg dahin  aus,  daß  die  gemeinsame  Besichtigniig  nicht  stattfliiden  ^nn, 
wenn  mehr  als  zwei  Schnlklaeaen  vorhanden  sind.  Vortrageader  sdüieBt 
sich  dieser  Aoffassong  TolUiommen  an  und  begründet  sie  damit,  daß  nach  einer 
ans  gedehnten  Besichtigung  von  Schnlban,  Einrichtung,  Nebenanlagen,  nach 
Uatersacbung  von  150  bis  160  Kindern  mit  darauf  folgender  Beratung,  Zeit 
und  Kraft  fehlt,  die  wichtige  Arbeit  der  Ortebedchtigong  mit  Sorgfalt  anazn- 
f&hren.  Die  Hast,  mit  der  andernfalls  vorgegangen  werden  muB,  würde  der 
Arbeit  selbst  zum  Schaden  gereichen,  dem  Kreisärzte  aber  und  seinen  Be- 
gleitern die  notwendige  Buhe  und  Arbeitslost  nehmen.  Ist  die  Ortschaft  indes 
sehr  kldn,  so  läßt  sich  ihre  Besichtigung  wohl  noch  anschließen. 

Die  Frage,  ob  nach  der  Besichtigung  eine  Beratung  stattfinden  soll, 
entscheidet  die  Begiemngsveifttgnng  vom  24.  Oktober  1901 ;  die  dortige  Be- 
handlang des  Formulars  und  des  Begleitschreibens,  auf  dessen  sorgfältiger  Ab- 
fassung der  grQQte  Wort  zu  legen  ist,  findet  allgemeine  Zostimmnng.  Die 
Anwesenheit  des  Bärgermeisters  bei  dieser  Beratung  ist  aus  verschieden en 
Qrttnden  ganz  besouders  wünschenswert:  Der  Kreisarzt  erfährt,  wie  die  Finani- 
kraft  der  betreffenden  Gemeinde  bestellt  ist,  er  kann  dementspreehesd  seine 
Vorschläge  einrichten.  Sodann  werden  bei  dem  Einflüsse  des  BUrgermeisters 
auf  die  Gemeinden  Vorschläge,  welche  dieser  bereits  gebilligt  hat,  mit  viel 
größerer  Bereitwilligkeit  aufgenommen  werden,  wie  bisher;  in  der  Oemeinde- 
ratssitzung  kann  der  Bürgermeister  die  kreisärztlichen  Vorschläge  erklären 
und  event.  verteidigen.  Da  hierdurch  jedenfalls  eine  größere  Anzahl  schrift- 
licher Ein-  nnd  Herfragen  vermieden  wird,  so  sind  dies  allein  Grtlnde  genng, 
um  es  im  höchsten  Grade  wOnscbeoswert  erscheinen  zu  lassen,  dem 
Bürgermeister  die  Beteiligung  an  den  Schulbesichtigungen 
zur  Pflicht  zu  machen. 

Vortragender  streift  sodann  unter  BerttcksichtignnK  der  Deaeien 
einschlägigen  VerOifentlichnngeu  die  Schnlarztfrage  and  die  hygienische 
Ausbildung    der   Lehrer.     Die    Schulbesichtigungen    kOnnen    Schulärzte    nicht 


Ob  die  finanziellen  Schwierigkeiten,  die  der  Einfflhmng  von  SchnUrzten 
besonders  auf  dem  Lande  entgegenstehen,  in  absehbarer  Zeit  zu  überwinden 
sein  werden,  muß  dahin  gestellt  bleiben,  jedenfalls  wird  die  Bezahlung  der 
Schulärzte  Sache  der  Gemeinden  sein  müssen.  Bei  der  großen  Finanz- 
schwäche einzelner  Gemeinden,  müssen  die  wohlhabenderen  jenen  helfen,  und 
der  Kreis  die  Sache  in  die  Hand  nehmen.  In  einem  Teile  des  Begienugs- 
bezirks  bestehen  noch  die  sogen.  Distriktsärzte,  welche  vertragsmäßig 
verpflichtet  sind,  einige  Male  im  Jahre  die  Schnlen  ihres  Distriktes  za 
besuchen,  allerdings  nnr,  um  anf  Hantkrankheiten,  besonders  Krätze,  za 
fahnden.  Vielleicht  wäre  es  mOglich,  an  diese  bestehende  Institntlon 
anknüpfend,  der  Schnlarzteinrichtang  leichteren  Eingang 
zu  verschaffen. 

Bezüglich  der  hy gie  nlschen  Ausbildung  der  Lehrer  glaubt 
Vortragender  die  Gefahr,  daß  der  Lehrer  Mißbrauch  mit  seinen  hygienischen 
Kenntnissen  treibt,  wie  es  auf  anderen  Gebieten  der  Medizin  vorkommt,  nicht 
befürchten  za  müssen,  da  wirkliche  Kenntnisse  in  der  Hygiene  niemals  unbe- 
■cheiden  machen. 

Von  besonderem  Werte  dürften  periodisch  wiederkehrende 
Vorträge  auf  den  Lebrerkonfeienze  sein.  Nach  Ansicht  eines  Kreisschnl' 
Inspektors,  den  der  Beferent  darüber  befragte,  eignet  sich  die  jährliche  Krds- 
lehrerkonferenz  wenig  zu  diesem  Zwecke,  weil  das  Ton  der  Regierung  zur 
Bearbeitung  gestellte  Thema  in  Referat  und  Diskossion  meistens  ca.  8  Stundea 
in  Anspruch  nähme ;  für  ein  hygienisches  Thema  fehle  es  dsjm  an  der 
genügenden  Anfmerlisamkeit.  Seiner  Ansicht  nach  eigneten  sich  die  Bezirk»- 
konferenzen  besser;  allerdings  sei  dann  nur  eis  Teil  der  Lehrer 
anwesend. 
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eiHmal  ein  Sehnlhatu  nsdi  fabchei  Eimmelsrichtnng,  ant  nnEtttutigem  Fl&Ue 
mit  Bchlechtem  Bftuimtergniiid]  und  störender  Umgebniiff,  mit  feachten  'Wmdeti 
ond    niedrigen   Zimmern    so   tat  eine   radikale  Hilfe  nicht  mOgUch; 


Btlerbund  Mitteln  maß  der  fehlerhafte  Ban  oft  anf  Jahrzehnte  kinaus  ertrigUcb 
gemacht  werden,  denn  das  radikale  Mittel:  AbreiQen  nnd  Nenbaaen,  iet 
schnelleT  gesagt  als  getan.  Um  so  notwendiger  ond  wichtiger  ist  es,  daB  ge- 
m&8  §  65  der  Dienstanweisung  die  Banpl&ne  aller  Neu-  und  grOSeren 
Umbauten,  sowie  die  Beschreibungen  dazu,  dem  Kreisarzt  zur  nygieni- 
schen  Prüfang  vorgelegt  werden.  Damit  ist  die  beste  Handhabe  fUr  eine 
wirksame  Prophylaxe  gegeben '  um  so  mehr  ist  es  Pflicht  der  Kreisärzte,  diese 
Prfifnng  mit  größter  Sorgfalt  Torzuuehmen.  0«ben  die  Pläne  ond  Be- 
Bchreibnugen  in  hjgiemBcher  Beziehung  kein  genaues  Bild,  so  sind  sie  eben 
zur  VeryoUstindigong  zurttckzngeoen.  Die  PrUfung  darf  sich  nicht  allein 
auf  des  Onindriß,  auf  Lage,  Umgecinng  und  Baugrund,  welche  gegebenenfalls 
eine  Beeichtigung  an  Ort  und  Stelle  nOtig  machen,  auf  Baumaterial,  Bauart 
und  OrOBeuTerhutnisse  beschränken,  sondern  sie  mu8  auch  idle  Einzel- 
heiten des  inneren  Ansbaues  in  Betracht  ziehen.  Der  Gutachter  muB 
stets  bedenken,  daß  er  für  alle  Fehler,  welche  das  fertige  SchoUiaus  in 
hygienischer  Beziehung  aufweist,  in  ersterLiuie  verantwortlich  ist;  des- 
halb darf  die  Prttfnng  niemals  leere  Formsache  sein.  Anderseits  verlangt  sie 
Tom  Kreisarzt  neben  eingehenden  bauhjgieuischen,  auch  einige  Dan- 
technische  Kenntnisse,  welche  aber  aus  Bttcheni  allein  sich  nicht  schQpten 
lassen:  eine  praktische  Betätigung  in  der  Banhygiene  nnd  häafi- 

Sere  Auflrischnng  des  Wissens  ond  KQnneus  durch  Port- 
ildungsknrse  sind  notwendig,  um  auch  in  diesem  Teile  der  Hygiene 
den  Kreiäaret  auf  dem  Laufenden  zu  erhalten. 

An  der  Lage  und  GrOBe  bereits  bestehender  Schnlgebände  l&Bt 
sich  nichts  ändern,  dagegen  kann  und  muß  die  Umgebung  von  übelriechenden 
Ansdünstungen  und  störenden  Geränschen  frei  gehalten  werden.  Auf  dem 
Lande  sind  es  oft  Schlammgrnben  und  Gräben  mit  wenig  Gefälle,  alte  un- 
gebrauchte mit  Schmutz  gefüllte  Dungstätten,  die  selten  gereinigt,  die 
Übelsten  Dufte  verbreiten  und  die  Aufmerksamkeit  des  Kreisarztes  In  An- 
spruch nehmen. 

Auf  die  Konstruktion  des  SchnlgebKudes  geht  Yortragender  nicht  näher 
ein  und  hebt  nur  einige  besonders  wichtige  Punkte  hervor.  So  ist  es  dringend 
nOtig,  daS  die  Lehrerwohnung  einen  besonderen  Eingang  hat,  damit 
beim  Auftreten  ansteckender  Kraiuhciten  in  der  Familie  des  Lehrers  Schol- 
schUeBungen  vermieden  werden. 

Der  Vorschlag,  zu  den  Schulbesichtigungen  einen  Bantochniker  hin- 
zuzuziehen, ist  wohl  meist  unausführbar.  Erachtet  aber  der  Kreisarzt  erheb- 
llchere  Reparaturen  oder  gar  Neubauten  für  erforderlich,  so  muQ  der 
Kreisbanbeamte  zu  Kate  gezogen  werden,  well  seine  Ansicht  hier  ent- 
scheidend sein  kann;  wenn  z.  B.  eine  vorgeschlagene  Ausbesserung  so  viel 
kostet,  daß  diese  Ausgaben  in  keinem  Verhältnis  zum  Werte  des  Hauses 
stehen,  so  müßte  man  sich  eben  mit  einer  kleinereu,  weniger  kostspieligen 
Reparatur  begnttgen  und  auf  einen  Neubau  hinarbeiten. 

Für  die  Beschreibung  des  Schuizimmers  empfiehlt  es  sich,  einen 
recht  großen  Platz  im  Formular  einzuräumen,  da  Öfter  zwei  Zimmer  einer 
Schule  zu  beschreiben  und  recht  genau  zu  schildern  sind;  kann  dazu  noch  eine 
kleine  Skizze  gezeichnet  werden,  so  trägt  dies  zur  Anschanlichmachnng  der 
Ebrichtung  sehr  beL  Auf  Wunsch  werden  die  Lehrer  diese  Zeichnung  gern 
anfertigen,  wie  auch  der  Zeitersparnis  halber  die  Ausmessung  der  Raumvcr- 
hiltnisse  vor  dem  Termin  romehmeu.  Ueber  die  QröBenverbältnisse 
des  Zimmers,  Beschaffenheit  von  Decke,  Wänden  nnd  Türen 
sind  die  ministeriellen  Vorschriften  (Min. -Erlaß  vom  16.  November  1896)  za 
beachten. 

Nach  denselben  Bestimmungen  soll  die  lichtgebende  Fensterfläche') 
mindestens    */i  des  Faßbodens  betragen;    hierbei  sollen   nur  die  Fenster  zur 


')  Diea  ist  nicht  zutreffend;  nach  dem  Ministerialerlaß  soll  die  Fenstar- 
Sftche,  im  lichten  Mauerwerk  gemessen,  */•  des  Fußbodens  betragen. 
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LinkeD  der  ScboUdnder,  nicht  die  imBücken  beflndlicben  gerechnet  weiden. 
Sind  bei  allen  Schtllem  die  BetenchtnngsTerhältnisBe  olfenbar  schlecht,  nnd  will 
man  z.  B.  Vergrößerung  oder  Vermehrang  der  Fenster  vorschlagen,  so  iat  es 
empfehlenswert,  den  objektiven  Beweis  für  die  Notwendigkeit  dieser  HaBregel 
zn  Dringen.  Die  einfachste  Methode  der  Lichtmessung  ist  die  Wingenache 
(Demonstration). 

Daß  die  Fenster  nicht  allein  in  den  ünterrichtspanaen  ge- 
Off  net  sein,  sondern  auch  während  der  Schulzeit  als  beste  Ventilation a- 
einrichtnng  bennUt  werden  sollen,  ist  den  Lehrern  zur  Pflicht  zn  machen; 
in  keinem  Pnnkte  der  Sclinlhjgiene  bedürfen  wir  der  Terständigen  Hit- 
arbeit derselben  mehr  als  grade  hier,  üeberzengend,  weil  sinnenffilig,  wirkt 
ein  Veranch  mit  Wolperta  Eohlensänrcmesaer;  kommt  man  in  ein 
Schulzimmer  nnd  findet  (wie  gewöhnlich  bei  den  angesagten  Besichtigungen) 
nte  Luft  bei  geöffneten  Fenstern  vor,  so  zeigt  man,  wie  nnverdorbene 
aft  auf  die  rote  Farbe  der  Versnchsflüssigkeit  aar  wenig  einwirkt.  LSBt 
man  nnn  16  Minuten  alle  Fenster  schließen,  so  wird  bei  einem  neuen  Versuch 
das  schnelle  Verschwinden  der  roten  Farbe  die  verdorbene  Luft  ad 
oculoa  demonatrieren,  wo  der  Geruchssinn  noch  nichts  gemerkt  hatte.  Nach 
Fettenkofer  darf  der  Kohlens  au  regehalt  1°/«  nicht  tibersteigen,  weshalb 
Qrieabach  fär  ein  Eind  1  qm  Badenfläche  nnd  i  bis  6  cbm  Luftraum  ver- 
langt; bei  verständiger,  regebnKBiger  Lnfterneuemng  kGnnen  wir  aber  mit 
weniger  auskommen. 

Sehr  wünschenswert  iat  es,  wenn  die  Ventilation  noch  durch  zweck- 
mäßige Heizanlagen  unterstützt  wird.  Die  teilweise  recht  mangel- 
haften Oefen  der  Schulen  sind  deshalb  durch  leicht  regulierbare, 
glattwandige  MantelOfen  zn  ersetzen.  Doch  auch  der  beste  Ofen 
erfOUt  seinen  Zweck  nicht,  wenn  er  schlecht  bedient  wird;  hier  hat  der 
Lehrer  ebenfalls  eine  große  Verantwortung:  nicht  nach  seinem  subjektiven 
Empfinden  soll  er  die  Temperatur  regeln,  sondern  nacb  dem  Thermo- 
meter, der  deshalb  in  keiner  Schule  fehlen  darf. 

Die  großen  Vorzüge  einer  Zentralheizung  werden  auf  absehbare 
Zeit  wohl  nur  größeren  Schulbanten  zu  statten  kommenj  wenn  man  aber  be- 
denkt, daß  durch  Wegfall  des  Ofens  Platz  gewonnen,  die  Schädlichkeit  durch 
Baach  und  Qa&e  vermieden,  die  Staubentwickelnng  erheblich  gemindert  wird, 
und  daß  zugleich  für  Erwärmung  dea  Flurs  und  Anstrocknung  der  nassen 
Ucberkleider  gesorgt  werden  kann,  wenn  man  ferner  bedenkt,  daß  Zentral- 
heizanlagen  bei  billigem  und  leichtem  Betriebe  sich  in  kleineren  Frivat- 
hausern  gut  bewährt  haben,  so  konnte  dies  wohl  zn  gelegentlichen  Versuchen 
ermuntern. 

Der  Fußboden  mnß  bei  nicht  unterkellerten  Bäumen  durch  eine  Luft- 
schicht vom  Erdboden  getrennt  und  mit  einem  dichten  Diclenbelag  versehen 
sein.  Alte,  defekte  Dielen  sind  selbst  bei  der  größten  Beinüchkcit  eine 
Quelle  starker  Stanbentwickclnng,  weiche  mechanisch  und  durch 
Krankheitserreger  die  Gesundheit  von  Lehrer  nnd  Schüler  schädigen  muß. 
Wie  bei  der  Heizung  des  Schulzimmers,  so  ist  es  auch  hier  dnrcbaoa  nicht 
am  Platze,  etwaigen  finanziellen  Bedenken  allzu  leicht  nachzugeben;  denn  hier 
handelt  es  sich  nm  eine  akute,  direkte  Oesundbeitagef ahr,  die  un- 
bedingt und  zwar  schleunigst  beseitigt  werden  muß.  Sind  die  Dielen 
der  Ansbessernng  noch  wert,  so  ist  besonders  auf  die  Äuskeilnng  der  Fugen 
zu  achten  nnd  die  Tränkung  des  ganzra  Faßbodens  mit  Oel  oder  Holzteer  za 
verlangen. 

Die  im  Kreise  Wetzlarjmit  |staubbindenden  Oelanstrichen  ge- 
machten Versuche  sind  sehr  günstig  ausgetatlen,  die  täglich  vorgenommene 
trockene  Äuskehrnng  wirbelte,  wie  sich  Vortragender  mehrfach  öberzengen 
konnte,  keinen  Stanb  in  die  Luft.  Da  auch  die  wissenschaftlich  angestellten 
Versuche  in  den  hygienischen  Instituten  zu  Oüttingen  und  Posen  mit  den 
vielerorts  gemachten  günstigen  Erfahrungen  übereinatimjnen,  ao  sind  weitere 
Versuche  den  Gemeinden  dringend  zu  empfehlen;  indea  muß  der  Anstrich  9 
bis  8  mal  jährlich  ernelujer  trund  vor  jedem  neuen  Anstrich  die  Schmatz- 
kruste mit  heißem  Wasser  und  Lauge  entfernt  werden ;  dafür  genügt  aber  anch 
eine  tägliche,  trockene  Äuskehrnng. 
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Bezüglich  der  SchoIreinigaDK  iat  es  im  ttbrifren  wünschenswert, 
wenn  daa  Beinigen  der  Schule  darch  ScLnlkinder  Tollstandig  Terboton  würde, 
fieztt^cb  der  Kosten  sei  bemerkt,  daß  dieselben  im  Reg.-Sez.  Arnsberg  für 
eine  Kltsse  etwa  60  Mark  jährlidi  betragen;  dafür  wird  täglich  gekehrt, 
alle  8  Tage  feucht  aufgenommen,  alle  1  Wochen  gründlich  ge- 
scheuert. 

Vortragender  bespricht  sodann  die  Einrichtung  der  Schnlzimmer, 
zeigt  HodeUe  verschiedener  Schnlbänke.  Insbesondere  wird  anf  die  Änf- 
BteUong  zweckmäßiger  Spncknäpfo  liingewieaen.  Die  aUgemeice  Einführung 
hygienisch  einwandsfreier  Spucknäpfe  in  unseren  Schulen  erscheint  sehr 
nötig,  weil  dadurch  der  Qebortragnng  ansteckender  Krankheiten,  besonders 
der  Tuberkolose,  vorgebeugt  und  in  der  heranwachsenden  Jugend  der  Sinn  für 
Beinlichkoit  und  Anstand  geweckt  wird. 

Auf  die  Hygiene  des  Unterrichts  and  der  üuteirichtsniittel 
will  Vortragender  nicht  eingehen,  mDchte  aber  die  Gelegenheit  benatzen,  auf 
eine  neue  Schreibtafel  aufmerlifam  zu  macheu,  welche  von  dem  Augen- 
arztDr.  Lange  in  Braonschweig  angegeben,  ans  Celluloid  angefertigt  bt 
und  mancherlei  Vorzüge  vor  der  altenrwürdigen  Schiefertafel  hat  (Demon- 
stration). 

Wenn  irgend  mOgUch,  ist  in  allen  Schulen  die  Anbringung  von  Kleider- 
haken auf  den  Korridoren  anzuregen i  Kopfbedeckungen,  Halstücher, 
Ueberkleider,  Deberschuhe  müssen  vor  dem  Betreten  des  Schulzunmers  abge- 
legt werden. 

Der  Spielplatz  soll  mSgllchst  b  nächster  Nfthe  des  Scholh&naes  and 
möglichst  groß  sein;  für  Bchnelles  Ablaufen  des  Bcgenwaesers  ist  zu  sorgen, 
and  deshalD  schwach  geneigtes  Terrain  zu  empfelilen.  Der  Platz  ist  saaber 
za  halten,  reiclilich  mit  mittelgrabetn  Kies  zu  oeschütten  und  keinenfalls  zu 
dulden,  daß  HauBmOll  und  Eücheoabfälle  frei  herumliegen. 

Beim  Bau  der  Aborte  sind  die  ministeriellen  Vorschriften  genau  zu 
befolgen,  Insbesondere  anf  die  richtige  Entfernung  der  Anlage  von 
Schulhaas  und  Bronnen  Bedacht  zunehmen;  ferner  ist  auf  die  genügende 
Zahl  der  nach  Geschlechtem  getrennten  Abortsitze,  auf  deren  Beleuchtung 
and  Ventilation,  auf  wasserdichte  und  gut  gelüftete 
Qruben,  anf  regelmäßige  and  häufige  Entleerang  der  letzteren 
zu  achten. 

Die  Anlage  eines  Brunnens  mit  einwandfreiem  Wasser  ist  eine  erste 
Vorbedingung  für  einen  Schulneubau. 

Als  die  beste  Form  der  Schulbäder  empfiehlt  Vortragender  die 
warmen  Brausebäder;  ihre  Einführung  bei  städtischen  Schulen  hat  erfreuliche 
Fortschritte  gemacht,  und  wird  wohl  kanm  ein  größerer  Schnlbau  ohne  Bade- 
einrichtungen aufgeführt.  Aaf  dem  Lande  kSnnen  zunächst  nur  unter  ganz 
besoders  günstigen  Umständen  Schnlbäder  eingerichtet  werden.  Wo 
z.  B.  eine  Dampfmaschine  zur  Verfügnng  steht,  kann  mit  Hilfe  der  Schaff- 
städtschen  Qegens  trombranse  ein  sehr  hilliges  Bad  eingerichtet  werden; 
eine  große  Anzahl  industrieller  Betriebe,  Fabriken,  Hütten  und  Bergwerke  ge- 
währen mit  geringen  Unkosten  ihren  Arbeitern  diese  Wohltat. 

Die  Untersuchung  der  Schulkinder  ist,  solange  Schulärzte  noch 
nidit  angestellt  sind,  außerordentlich  wichtig;  ihr  Nutzen  ist,  auch  wenn 
sie  nur  sLe  5  Jahre  stattfindet,  unverkennbar ;  deshalb  Ist  die  grüßte  Sorgfalt 
bd  diesem  Geschäfte  angebracht.  Vortragender  will  möglichst  alle  Kinder  auf 
Augen,  Ohren,  Zähnen,  Halsdrüsen,  Gang,  Haltung,  Ernährungs zustand  usw. 
untersuchen  und  hält  dabei  eine  Imrze  hygienische  Besprechung  ab  unter  Zu- 
grundelegung der  21  Gesnndheits geböte,  welche  in  den  Weimarscheu  Vollis- 
Bchnlen  eingeführt  sind. 

Zum  Schluß  erwähnt  Vortragender  noch  kurz  dleSchnlschließangen 
und  die  darüber  geltenden  Bestimmungen. 

Dafür,  daß  von  Schuldesinfektionen  rechtzeitig  und  oft  genug  Gebrauch 
gemacht  wird,  ist  Sorge  zu  tragen;  hierbei  sind  die  Klein kinderschulen, 
deren  Beaufsichtigung  Sache  des  Kreisarztes  ist,  besonders  zu  beachten.  Nach 
den  Erfahrungen  des   Vortragenden  sind  letztere  viel  häufiger^^,4i&ysU[a- 
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«hnlen  die  Urs&che  BClmeller  Verbreituig  epidemischer  Krankheiten.  Wenn 
Aach  in  IndSBtriegegendeo  dieae  Schnlen  atünLOs  Mgeoareich  wirken,  so  ist  ihre 
•Jlgemeine  SinfOhniDg  doch  nicht  «tlnsehenawert ;  du  VerantwoitlichkeitagBfQhl 
der  Eltern  darf  nicht  alizn  selu  entlastet  werden.  Die  Mutter  mnfi,  wenn  sie 
f^end  kuin,  ihr  Kind  selbst  erziehen. 

Die  Schlnßtheaen  des  Vortragenden  lauten: 

,1.  Zar  Änfstellttng  des  Schalbesichti^ranKsplaiiea  maB  der  KrelaarEt  die 
OrSBe  der  Qemeindeii  and  Schulen,  die  EintcQung  der  Schalferien  and  die 
Termine  der  Lehre rkonferenzen  kennen. 

2.  Sind  in  einer  Schale  mehr  als  2  Klaeaen  vorhanden,  so  liOt  sich  Orts- 
nnd  ScholbesiditigaDg  aa  einem  Tage  nur  dann  ausfahren,  wenn  die  OrUchaft 
sehr  klein  ist 

8.  Gelegentliche  Schnlbesache,  einige  Zeit  nach  den  offiziellen  Besichti' 
gongen,  sind  den  Kreisärzten  dringend  zu  empfehlen. 

4.  Eine  Besprechnng  der  VeTbeesemngSTorschl&ge  hat  möglichst  im 
Termine  stattzofinden.  Die  Beteilignng  des  Bdrgermeisters  an  jeder  Schnl- 
besichtigoag  ist  dringend  geboten.  War  die  Besprechung  im  Termine  nidit 
mSglich,  so  ist  eine  spätere  Konferenz  von  dem  Landrate  zu  veranlassen ;  tu 
dieser  Verden  aofier  dem  Kreisarzt  der  Kreisschnlinspektor,  der  Bürgermeister, 
erent.  auch  der  Kreisbaubeamte  zugezogen. 

6.  Das  Kreisarztgeaetz  kann  mit  Bezug  auf  die  Schul gesnndheltspflege 
erst  dann  zur  vollen  segensreichen  Wirkung  kommen,  wenn  nidit  nur  In 
den  größeren  Städten,  sondern  auch  auf  dem  Lande  Scbnlärste  angestellt 
werden. 

Die  Kreisvertretongen  sind  in  diesem  Sinne  zu  belehren,  damit  sie  die 
nötigen  lUttel  zunächst  probeweise  bewilligen;  hierbei  ist  an  die  schon  mehr- 
fach bestehende  Einrichtung  der  Distrikts ärzte  anznkntlpfeii.  Im  Übrigen  mnfl 
die  gesundheitliche  Beaufsichtigung  der  Schale  dem  Kreisarzt,  die  der 
Schüler  dem  Schularzt,  die  ärztliche  Behandlung  demHaasaizt 
zustehen. 

6.  Fflr  hygienische  ünterrichtung  der  Lehrer,  am  besten  auf  des  Lehrer- 
konferenzen,  hat  der  Kreisarzt  zu  sorgen. 

7.  Die  Pläne  der  Schnlnenbautcn  and  deren  Beschreibungen  bedOrfen 
der  genauesten  Prüfung  von  Seiten  des  Kreisarztes. 

5.  Werden  durch  die  Schnlbesichtigong  kostspielige  Beparaturen  oder 
Neubauten  als  nQtig  erkannt,  so  ist  eine  mündliche  Verhandlung  mit  dem  Krels- 
baubeamten  erforderlioh.  Bei  allen  Schulneubauten  sind  für  Lehrerwohnung 
und  Schule  getrennte  Eingänge  zu  verlangen. 

9.  Dichte  Fußboden  sind  in  allen  Schalen  zu  fordern,  Versuche  mit 
StanbOl  dringend  zu  empfehlen.  Tägliches  feuchtes  Auskehren,  wOcbeotliche 
Schenerung  sind  zu  erstreben,  die  Beinlgnag  durch  Schulldnder  so  ver- 
meiden. 

10.  Bei  Neubauten  ist  eine  2  sitzige  Scholbank  mit  „Minus diatanz"  in 
drei  verachiedenen  Größen,  bei  alten  Schalen,  wenn  Platz  fttr  Baitzige  mangelt, 
eine  mehrsitzige  Bank  mit  festen  Tischplatten,  beweglichen  Sitzen  und  Minos- 
dlstanz  zu  empfehlen. 

Aof  zweckmäßige  Spucknäpfe  ist  zu  achten. 

11.  Die  Untersachang  der  Schalkinder  ist  bis  zur  EinfOhrong  von  Schul- 
ärzten ein  sehr  wichtiger  Teil  der  Schalbesichtigung." 

DlBkuasion. 
Stellvert.  Beg,-  a.  Ued.-Eat  Dr.  Finger:  Die  Heranziehung  der 
Distriktaärzte  ab  Schalärzte  darfte  zweckmäßig  sein  und  die  MnfOhrung 
von  Schulärzten  für  das  Land  sehr  erleichtem.  Geb.  Beg.- u.  Schnlrat  Breuer 
schließt  sich  dem  an,  da  der  Kostenpunkt  bisher  das  Haupthlndemia  gewcaen 
seL  Finger  teilt  weiterhin  die  Ansicht  des  Vortragenden,  daß  Ortschafta- 
and  Sehulbeslchtignngen  größerer  Schulen  nicht  am  gleichen  Tage  aoagettthrt 
werden  kOnnen.  Die  Teilnahme  der  Bürgermeister  hält  er  fttr  nnestbehrlich. 
leh.  Beg.-  u.  Schulrat  Breuer   bespricht   die  Betdligung  der  JkC^ifsohvt 
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inspektoren  an  den  Besichtlgon^n ;  dieselben  s^n  utcewiesoi,  UUranehnea, 
dodi  sei  dies  nicht  immer  mO^hch.  Einselne  EreässchnlinBpektorflD  haben  sich 
Mich  darober  beklagt,  daB  BesicbtignneeD  ohne  ihr  Wissen  Torgenominen  s^n. 
Finger  nimmt  an,  daß  dies  wohl  gelegentliche  Besichtigangen  gewesen  seien, 
da  den  Kreisärzten  die  Benachrichtignng  anadrUcklicfa  aar  Pflicht  gemacht  sei. 
Er  betont  die  Wichtigkeit  der  Abnaltnng  von  Konferenzen  am  SchlnB  der 
Schnibesichti gongen.  Bei  Ahweaenbeit  des  B&rgermeiaten,  oder  wenn  die  Zn- 
ziehnng  eines  Baasachveratändigen  sich  als  notwendig  ergeben  habe,  sei  eine 
Nachkonferenz  nnerläßlicb.  Die  Vorträge  der  Kreisärzte  aof  den  Lehrerkonf»- 
renzen  halte  er  für  sehr  zweckmäBlg,  weil  man  die  Lehrer  zu  Bnndes^enosaen 
auf  dem  Qebiete  der  Schulhygiene  heranziehen  müsse.  Er  richtet  an  die  Kreis- 
&rzte  die  Bitte,  sich  an  den  Lohrerkonferenzea  mit  hygienischen  Vorträgen 
regelmäßig  beteiligen  zn  wollen.  0«h.  Reg.-  n.  Schnlrat  Breuer  hält  hygieni- 
Bcne  Vorträge  ai^  den  Kreislehrerkonferenzen  f&r  erwünscht  nnd  erklart  es 
als  angängig,  die  Vorträge  der  Kreisärzte  bei  PoststeUimg  der  Tagesordnung 
ZD  berücksichtigen.  Finger  empfiehlt  die  auf  der  letzten  Pariser  Weltans- 
stellnng  TOn  der  dortigen  Firma  Bedonet  angefertigten  Spacknäpfe.  Es  sind 
eiserne  emaillierte  Näpfe,  welche  auf  einem  EisenfnS  stehen,  oder  in  ange- 
messener Hshe  an  der  Wand  befestigt  sindj  sie  sind  mit  Deekel  versehen,  mit 
Wasser  gefüllt  und  kBnnen  leicht  abgenommen  nnd  gereinigt  werden  Die 
von  dem  Vortragenden  erwähnten  Schulbänke,  welche  von  Seh  rein  ermelstern 
in  Neuwied  nnd  Wejcrbusch  znm  Preise  von  9  Mark  für  die  2Bilzige  Bank 
hergestellt  werden,  dürften  sich  ihrer  Billigkeit  wegen  znr  Beschaffung 
empfehlen. 

Bezüglich  des  DustlesOls  waren  die  Versacbe  nicht  Überall  so  günstig 
ausgefallen,  wie  der  Vortragende  beobachtet  hat.  Üeber  die  Beinigung  der 
Schulen  nnd  die  Beteilignng  der  Schnllrinder  an  derselben  seien  bereits  Be- 
stimmongen  erlassen.  Qeh.  Heg.-  u.  Schnlrat  Breuer  ist  der  Ansicht,  daß 
sich  ein  allgemeines  Verbot  der  Schul reinignng  durch  SchnUdnder  der  Kosten 
wegen  nicht  durchführen  lasse. 

Der  Beferent  erklärt,  daS  der  Preis  des  Dustlesoels  sehr  ver- 
schieden sei.  Vielleicht  trage  die  wechselnde  Qualität  des  Oels  die  Schuld  an 
den  anderwärts  gemachten  ungünstigen  Erfahrungen.  Für  TomhiJlen  habe  es 
sich  wegen  der  zn  großen  Stanbmengen  nicht  bewährt.  Es  sei  zweckmIBig 
nur  eis  bestimmtes,  als  gut  erprobtes  Oel  zu  verwenden. 

Der  Begierungspräsldent  bemerkt,  daß  auch  in  den  höheren 
Schalen  Versuche  mit  dem  Oel  gemacht  worden  seien,  doch  lauten  die  Urteile 
sehr  verschieden:  der  Herr  Minister  habe  deshalb  auf  eine  Anfrage  erklärt:  «r 
sei  nicht  in  der  Lage,  schon  jetzt  bestimmte  Anweisungen  zu  gehen. 

Dr.  Albert  wendet  sich  gegen  die  Schlnßbemerknngen  des  Vortragenden 
bezüglich  der  Kleinkindcrbewahrschnlen;  auf  dem  Lande  seien  dieselben 
xnmu  im  Sommer  ein  dringendes  Bedürfnis. 

m.  B«teiU^ng  der  BÜrgermetster  an  den  OrtMihaRsbeslelitlg'aiimn. 
Referent:  Kreisasaistenzarft  Br.  Slrchgaesser-Coblenz. 

Ueber  das  Fembleiben  der  Bürgermeister  von  den  Ortsbesichtigungen 
der  Kreisärzte  wird  vielfach  gckla^.  Meist  glaubt  der  Bürgermeister  semer 
Pflicht  genügt  zn  haben,  wenn  er  emen  niederen  Pollzeibeamten  zum  Besicht!* 
gODgstermin  hinschickt;  mitunter  ist  außer  dem  Gemeindevorsteher  niemand 
anwesend.  Bei  der  großen  Belastung  der  Bürgermeister  ist  es  zwar  sehr  er< 
klärlich,  daß  sie  sich  zurückhalten  nnd  nur  nngern  freiwillig  neue  Arbeiten 
übernehmen.  Anderseits  ist  die  Anwesenheit  der  Vorstände  der  kommunalen 
Verwaltungen  im  Interesse  der  Sache  dringend  erwünscht ;  denn  die  Frage, 
ob  und  inwieweit  sich  das  vom  hygieniscnen  Standpunkt  Erforderliche  mit 
anderen  notwendigen  Anforderungen  und  der  finanziellen  Lage  der  Oemeinde 
überhaupt  vereinigen  läßt,  kann  hinterher  selbst  durch  einen  ausgedehnten 
Schriftwechsel  niemals  in  gleicher  Weise  aufgeklärt  werden,  wie  durch  eine 
mündliche  Besprechung  aller  Beteiligten  an  Ort  und  Stelle.  Von  einer  persOn- 
liehen  Aussprache  zwischen  Kreisarzt  und  Bürgermeister  hängt  vielfach  dooh 
der  Erfolg  der  ganzen  für  alle  Teilnehmer  mit  großen  Opfern  an  Zelt  nnd 
Hübe  veroundenen  Ortschaftsbesichtigung  In  erster  Linie  ab. 

Da  nach  den  bestehenden  Begiernngsverfügungen  die  Kreisärite  jährUoh 
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in  allen  Bürgermeistereien  ihres  Kreises  OrtschaftsbesichtiKnneeii  vornehmen 
sollen,  so  kommen  ani  jede  Bürgermeisterei  im  hschaten  F^e  4  big  5  Besich- 
tigKDgen.  Das  sind  allerdings  ebensoriele  volle  Arbeitstage.  Ob  bei  den  nm- 
fansreichen  Oeaclittften  der  Bürgermeister  ea  möglich  sein  wird,  dieselben  zur 
Teibahme  an  den  Ortachaftsbesichtignngen  zn  verpflichten,  wird  die  TOcgesetzte 
Behörde  zn  entscheiden  haben.  Sicher  ist  aber  eine  derartige  Terpflichtnsg 
im  Interesse  der  Sache  ein  dringendes  Bedürfnis.  Qnt  wäre  es  aach.  wenn 
die  Landräte  wenigstens  einmal  im  Jahre  an  einer  Ortachaftsbesicntigiing 
teilnähmen. 

Disknssion. 

Dr.  Finger  bestätigt,  daß  er  vielfach  Klagen  Aber  eine  nnznrdchende 
Beteiligung  der  Bürgermeister  gehurt  habe.  Auch  er  hält  es  für  dringend 
geboten,  die  Bürgiermeister  znr  Teilnahme  zn  verpflichten. 

Der  Begiernn^spräsident  gibt  die  Wichtigkeit  persünlicher  Be- 
sprechungen der  Beteiligten  an  Ort  nnd  Stelle  z\l  Die  üeberlastang  der 
Bürgermeister  sei  indes  sehr  groQ  j  doch  sei  er  bereit,  anf  die  Sache  einzn- 
gehen.  Ob  sich  freilich  eine  regelmäBige  Beteiligung  durchführen  lasse,  darüber 
kSnne  er  vorlanflg  eine  bestimmte  Zusage  nicht  machen. 

Dr.  Finger  dankt  hierauf  den  Beferentea  für  ihre  gründlichen  nnd 
anregenden  Vorträge  nnd  schlieät  die  Versammlung. 

Eine  Abschiedafeier  für  den  Vorsitzenden,  welcher  als  BegiemngB-  nnd 
Uedizinalrat  nach  Stade  versetzt  ist,  hielt  die  Kollegen  noch  mehrere  Stnnden 
vergnügt  zusammen.  Dr.  Kirchgaeaser-Coblenz. 


XII.  Dlenstllehe  TerBammlDiiK 

der  KedlzlDBlbeamteD  de«  IteK.-Bez.  HarleDwerder 

In  Grandenx  am  £6.  HoTember  1903. 

Es  waren  anwesend:  Beg.-  nnd  Med.-Bat  Dr.  v.  Hake-Marienwerder, 
sämtliche  Kreisärzte,  mit  Ansnahme  derjenigen  der  Kreise  Konitz  nnd  Schlochan, 
and  sämtliche  Kreisasaistenzärzte  des  Bezirks ;  aoSerdem  die  staatsärztlich 
geprüften  Herren  DrDr.  Qrumach-Riescnbnrg  und  Schoadorf-Orandenz, 
sowie  als  O-äate :  Qeh.  Beg.  -  Bat  Conrad,  Landrat,  nnd  Bürgermeister 
Kühnast-  Qraudenz. 

I.  H.  Beg.-  nnd  Med.-Hat  Dr.  v.  Hake  machte  zunächst  einige  ge- 
schäftliche Hittellnngen,  und  zwar  in  erster  Linie  solche,  die  sich  aas  Un- 
zulänglichkeiten in  den  Berichten  usw.  ergeben  haben,  Dieselben  betrafen : 
Begräbnisplätze,  Schulbesichtignngen,  Registratur,  Sanitätakolonnen  (Forderung 
dnrch  die  Kreisärzte),  Boaichtigungen  der  Drogenhandlungen,  Rundreisen,  Un- 
fallatteate,  Liquidationen  und  ObdnktJonsmonita. 

Zn  lebhafteren  Anseinandersetzongen  gaben  die  Besichtigungen 
von  Drogenhandlangen  (Verf.  vom  ü.  März  1903)  und  Impfung  von 
Ettckwanderern  Veranlasaung.  Der  Wichtigkeit  wegen  aollon  diese  Gegen- 
stände hauptsächlich  in  der  nächsten  Versammlang  ala  Eauptthemata  znr 
Sprache  kommen. 

IL  üeber  die  twnltStapolizelliehe  Beanfglohtlgnng  der  Molkereien, 
sowie  des  Verkehrs  mit  Milch  nnd  MilcherzeBgnisBen. 

Referent  Dr.  v.  Gizycki-Stuhm:  Durch  S  79  derD.-A.  tet  der  kreis- 
ärztlichen  Aufsicht  ein  sowohl  volkswirtschaftlich,  wie  volksgesund- 
heitlich  sehr  bedeutendes  Gebiet  erdffnct.  Die  vo^wirtschaftuche  Be- 
deutung ist  gewürdigt  in  einem  vom  deutschen  Landwirtschaftsrat  aus- 
gearbeiteten Entwurf  des  Fleischbeschaugesctzes,  wonach  sich  der  Wert  der 
Uilchproduhtion  auf  17S1,6  Millionen  Mark,  der  der  Bindfleischproduktion  nur 
auf  7M,4  Millionen  Mark  beziffert.  Bei  der  hohen  Bedeutung  der  Milch  in 
Volks  gesundheitlicher  Beziehung  iat  es  bedanerlich,  daQ  bisher  noch  so  sehr 
wenig  ausreichende  Vorkehrungen  znr  Oewährleistung  des  luden handelbringens 
einer  nur  guten,  d.  h.  nnschädlichen  und  bekömmlichen  Milch  getroffen  sind, 
zumal  diese  immer  mehr  und  mehr  als  ausschließliches  Ernähmngs  mittel  für 
den  für  Schädlichkeiten  besonders  empfänglichen  Neugeborenen  zu  dienen  be- 
stimmt ist    Ea  genügt  nicht,  daß  nur  auf  verfälschte  Milch  gefahndet  virdi^— 
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dies  betiüft  mehr  oder  weniger  doch  nur  die  finanzielle  Seite  der  Sache  — 
sondern  das  Hauptaugenmerk  ist  auf  Gewinnong,  Beförderung,  Anfbewahrnng 
nnd  weitere  Behandlung  der  Ililch  bis  zun  Verbrauch  durch  den  EonsomenteD 
zu  legen.  Beferent  fuhrt  alle  Sch&diichkeitenj  die  auf  diesBin  Wege  der  Milch 
znatoSeu  kennen,  an,  Statistisch  ist  nachgewiesen,  daß  nahezu  die  Hälfte  des 
gesamten  Viehbestandes  als  „krank"  zu  bezeichnen  ist;  gleichwohl  kommt  die 
Milch  Ton  diesen  Tieren  in  großen  Mengen  in  den  Handel.  Beferent  erinnert 
an  die  aphthösen  Erkrankungen  nach  dem  Genoß  von  mit  Maul-  und  Elauen- 
Seuche  behafteten  Tieren,  femer  an  Milzbrand,  Pocken,  die  septischen  Er- 
krankungen und  besonders  die  Perlsucht  als  Eutertuberkolose.  Es  ist  mehr- 
fach nacbgewiesen,  daß  die  in  Sammelmolkereien  in  den  Handel  gebrachte 
Milch  in  sehr  erheblichem  Grade  mit  Perlsuchtbazillen  infiziert  ist.  Beferent 
geht  dann  knrz  auf  die  Differenzen  Kochs  mit  anderen  Äatoren  bezüglich 
der  Uebertragbarkeit  der  Bindert  übe  rkolose  auf  den  Menschen  ein  und  kommt 
praktisch  zu  dem  Schluß,  daß  vorlänfig  alle  bisher  fUr  angezeigt  gehaltenen 
Maßregeln  (Abkochen  der  Milch  pp.)  weiter  befolgt  werden  müssen.  Anch  die 
Euterentzttndong  der  Ktlhe  (Mafitiüs)  ist  geeignet,  bedenkliche  Darmkat&rrhe 
herTorzurufen.  Wie  z.  B.  schon  durch  GemUtsbewegungeD  der  Mtltter  die 
Mattermilch  ftir  das  Kind  unbekOmmiich  gemacht  werden  kann,  so  muß  auch 
anKenommen  werden,  daß  Milch  von  einer  kranken  Kuh,  ohne  bakterielle  Ter- 
änderiuig,  unbekommlich  ist :  Gosnnde  Milch  nur  in  gesunder  Kuh  I  Beferent 
erwähnt  dann  den  Debergang  von  ArzDeimitteln  in  die  Milch,  z.  B.  Eampfec, 
Terpentinöl,  Kamillen,  Chlor,  Arsen,  Blei,  Bcechweinstein,  Jod,  Zink,  Wismut, 
Antimon,  Quecksilber,  Veratrin  und  auch  Alkohol,  nach  ttbermäßiger  Verffltte- 
rung  alkoholreicher,  stark  gesäuerter  Schlempe.  Ob  auch  gewisse  Futtermittel 
schädlich  auf  die  Milch  einwirken,  ist  noch  nicht  sicher  e 


Weiter  kann  Venuireinigung  der  Iklllch  durch  schmutziges  Heiken,  un- 
zweckmäßige Behandlang  nach  demselben,  oder  durch  nachträgliche,  znßllige 
Infektion  mit  Erankheitserregem  erfolgen.  Der  Miiclischmutz  besteht  vor 
allem  ans  Enhhaaren  nnd  Euhkot,  die  wiederum  fbr  eine  gewaltige  Bakterien- 
vegetation günstig  sind.  Diese  bakterielle  Zersetzung  der  Milch  spielt  eine 
Hauptrolle  bei  den  Sommerdiarrhoeen.  Von  znfällig  beigemischten  Bakterien 
kommen  vor  allen  Dingen  Tjphuserreger  in  Betracht,  dann  diejenigen  der 
Diphtherie,  des  Scharlachs,  der  Cholera  asiat  und  anch  regelrechte  Tuberkel- 
bazillen  von  mit  solcben  behafteten  Menschen.  Da&  durch  Vermischen  der 
Milch  mit  Wasser  alle  diese  Krankheitserreger  übertragen  werden  kOnnen,  ist 
Ja  bekannt.  Besonders  gefährlich  sind  die  Sammelmolkereien  in  dieser  Bezie- 
hung, die  namentlich  durch  die  Bückliefemng  infizierter  Magermilch  zu  weitr 
verbreiteten  Epidemien  auch  im  Reg.-Bez.  Marienwerder  Veranlassung  gegeben 
haben.  Beferent  erwähnt  eine  derartige  Tjphnsepidemie  im  Ereise  Stohm  im 
letzten  Jahre.  ~  Bei  dem  endemischen  Auftreten  von  Typhus  in  der  Provinz 
sind  die  Sammelmolkereien  geradezu  als  eine  Gefahr  zu  bezeichnen,  besonders 
wenn  sie  sehr  zahlreich  sind,  wie  z.  B.  im  Ereise  Stuhm.  Beferent  erwähnt 
femer  einen  Pall,  wo  er  auf  dem  Lande  einen  Schweizer,  dessen  Kind  einige 
Stunden  vorher  an  schwerer  Diphtherie  gestorben  war,  —  die  Leiche  stand  in 
der  einzigen  Stube  der  Leute  —  beim  Melken  traf,  ohne  daß  irgend  welche 
Vorkehrungen  zur  Verhinderung  einer  Weit erUbert ragung  der  Krankheit  ge- 
troffen waren.  Auf  Gmnd  des  §  8  des  Ereisarztgesetzes  wurde  sofort  vor- 
läufige Einstellung  der  Milchlieferang  verfttgt.  Endlich  erwähnt  Beferent  noch 
die  Schädlichkeit  des  Zusatzes  von  Konservierungsmitteln. 

Zur  VerhQtung  der  Milch  Verschmutzung  und  der  Infektion,  sowie  zur 
Beseitigung  der  gesundheitsschädlichen  Eigenschaften  der  Milch  stellt  Beferent 
folgende  Forderungen  auf: 

Der  Produzent  muß  für  einen  gesunden  Viehst&nd  Sorge  tragen; 
er  hat  femer  auf  Reinlichkeit  bei  der  Milchgewinnung  zu  sehen 
(Sauberkeit  des  Viehes,  besonders  des  Enters,  BeinUchkelt  nnd  Gesundheit  des 
melkenden  Personals,  Sauberkeit  der  Gefäße,  des  Stalles,  in  welchem  Strenatroh 
KU  Krankenbetten  nicht  verwendet  werden  darf;  einwandfreies  Spfllwasser, 
möglichst  sofortiges  Seihen  und  Kuhlen  der  Milch).  Alle  Milch,  wenigstens 
in  Molkereien,  muß  pasteurisiert  werden,  obgleich  hierdurch  die  Hilch,  besonders 
als  Säuglingsnahrung,  nicht  immer  ihre  LeichtverdauUchkeit  und  Brauchbarkeit 
behält.      Endlich   mnQ    auch    beim    Milchhandel    große    Reinlichkeit    und 
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er  föT  die  kleberen  Oemeindeleitnngeii  die  Eieisbanmeiater,  ftlr  die  Wasser- 
leitnngen  mit  eigenem  Betriebsleiter  die  Wahl  eines  anderen  dem  Betriebsleiter 
an  AusbildoDK  zum  mindesten  gleichstehenden  SachTerständigen  durch  den 
Landrat  und  Ereisar^  vor. 

*'  Za  den  Besichtigungen  wtknscht  er  unter  allen  Umständen  den  Bflrger- 
müater,  und  soweit  Private  Besitzer  von  öffentlichen  Leitungen  sind,  auch 
diese  hinzugezogen  zu  sehen.  Zu  den  Besichtigungen  müssen  alle  Fliiie  und 
Anizeichnungen  über  geologische  Beschaffenheit  des  Bodens,  über  Waaaer- 
nntersucbnngen  und  Wassermessungen,  die  fräheren  Prüfungsberichte  usw. 
Ton  den  an  der  Nachprtifung  bestimmungsgcmäQ  Beteiligten  mitgebracht 
werden. 

Den  Umfang  and  Inhalt  der  Untersuchung  der  Wasserleitung  selbst 
erörtert  Beferent  an  der  Hand  eines  Ton  ihm  ausf^earbeiteten  Formulars^  das 
alle  Fnnkte  berücksichtigt,  die  irgendwie  hygienisch  von  Bedeutung  sind. ') 
Hervorzuheben  ist,  dafi  auch  die  cbeEtiische  und  bakteriologische  Untersnchnng 
des  Wassers  (Schäpfatelle,  Hochbehälter,  Zapfhalin)  eingebende  Berfickaichti- 
gang  gefunden  haben. 

Das  auf  Grund  der  Besichtigung  ausgefüllte  Formular  soll  Ton  dem 
Kreisarzt  und  dem  Wasserbaute chnikei  unterzeichnet,  die  amtliche  Folge  der 
Nachprüfung  wie  hei  den  Ortsbeaichtigungen  durch  den  Laudrat  gegeben  werden. 
Dieser   empfängt   die  Verhandlung,   versieht    den  Bürgermeister  mit  den    den 

C lachten  Aenderungsvorscblägen  entsprechenden  Weisungen  und  gibt  die  Ver- 
dlongen  nach  Erledigung  dem  Kreisärzte  zurück. 

Für  die  so  gestellte  Nachprüfung  einer  Wasserleitung  fordert  der 
Vortragende  bei  räumlich  ausgedehnteren  Leitungen  einen  vollen  Eeisetag ; 
sie  mit  anderen  Dienstgeschäften  verbinden  zu  kQnnen,  b&lt  er  für  ausge- 
schlossen. Bei  den  ürtsbesichtigungen  erfordert  die  Untersuchung  der  vielfach 
neben  der  zentralen  Wasserversorgung  noch  vorhandenen  Öffentlichen  und  pri- 
vaten Brunnen  verhältnismäßig  viel  Zeit. 

Die  Besichtigung  habe  während  der  offenen  Jahreszeit,  etwa  von  April  bis 
Ende  November,  und  zwar  bei  derselben  Leitung  abwechselnd  einmal  im  Frühjahr, 
nenn  die  Zerstörungen  des  Winters  erkennbar  und  die  größten  Wassermengen 
vorhanden  sind,  und  das  andere  Mal  in  der  trockenen  Jahreszeit,  im  Sommer 
oder  Herbst,  zu  erfolgen.  Auf  diese  Weise  würde  der  Untersucher  sich  über 
die  quantitative  Leistung  der  einzelnen  Schöpfstellen,  sowie  über  den  Einfloß 
der  Niederschläge  usw.  auf  die  chemische  und  bakteriologische  Beschaffenheit 
des  Wassers  genügend  unterrichten  können. 

Bezüglich  der  Frage,  wie  oft,  d.  L  in  welchen  zeitlichen  Abständen,  die 
Besichtigungen  vorzunehmen  sein  werden,  kommt  Ref.  zu  dem  Schloß,  daß  für 
die  bei  der  ersten  Prüfnng  einwandfrei  gefundenen  Wasserleitungen  im  Prinzip 
die  regelmäßige  Wiederkehr  der  Nachprüfung  nach  2  Jahren  zu  fordern  sei, 
daß  aber  bei  all  den  Leitungen,  bei  denen  Mängel  zu  Tage  getreten  seien,  die 
Besichtigung  so  oft  and  In  solchen  Zeitabschnitten  erfolgen  müsse,  als  dies  der 
Krebarzt  nach  Lage  der  Verhältnisse  für  notwendig  erachtet.  Die  Wieder- 
bolnng  habe  der  Kreisarzt  unter  Begründung  bei  dem  Landiat  zu  beantragen. 
Bei  Meinongsverschiedenheit  entscheide  der  Begierungspräsident. 

Besonders  wünscht  Beferent  die  Bestimmung,  daß  jede  nenangelegte 
Waaserleitong  vor  der  Inbetriebnahme  durch  den  Kreisarzt  nnd  den  Bantech- 
niker  auf  die  projektmäßige  Ausführung  und  die  Erfüllung  der  bei  der  Oe- 
nehmigongaerteilong  etwa  besonders  gestellten  hygienischen  und  bakteriologi- 
schen Forderongen  untersucht  werden  muß. 

Zum  Schloß  verliest  der  Vortragende  den  Entwurf  einer  Verfügung,  die 
die  Beaufsichtigung  der  Öffentlichen  zentralen  Wasaerrersorgungen  nach  den 
vorgetragenen  Qesichtsponkten  regelt. 

Diskussion. 
Der  Regierungspr  äsideot  ist  der  Ansicht,  daß  die  Znziehong  von 
technischen  Sachverständigen  nicht  schwierig  sein  würde,  weil  die  schon  jetzt 
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BbereU  TOThandenen  Techniker  sich  darch  die  häufigere  Inonsprachnahme  vor- 
auBsichtlich  aehi  bald  die  nötigen  Vorkenntnisae  und  eine  anareichende  eigene 
ErfahroDg  in  WasaerleitnnessacheD  aneignen  kBnntea.  Mehr  Sorge  mache  ihm 
die  Kastenfrage.  Dnrch  die  besonderen  Verhältnisse  der  letzten  Zeit  sei  der 
Beisefonda  bereits  in  der  ersten  Hälfte  des  Etatsjahres  völLig  anfgebrancht 
worden.  £r  erwähne  nar  die  Manl'  nnd  RJanensoacbe,  die  häii£geren  Reisen 
der  Kreisärzte  anläßlich  kleinerer  Typbasepidemien  nnd  die  vor  den  Herbst' 
manOTem  angeordneten  außer gewübnlichen  Ortsbesichtigongen,  wodnrch  be- 
trächtliche Kosten  entstanden  seien.  Die  Ortsbesichtigangen  ans  Anlaß  der 
MuSver  wQrden  in  Zukunft  nach  Maßgabe  des  nencsten  Mijnisterialerlasses,  bei 
velcbem  auch  der  Fioanzminister  mitgewirkt  haben  dnrfte,  vorgenommen  werden. 
Doch  wenn  man  alsdann  nur  dort  revidiere,  wo  bereits  vorher  Bedenken  vor- 
liegen, so  sei  zn  befürchten,  daß  weniger  erreicht  werden  würde,  als  frfther, 
weil  die  Mißstände  meist  erst  dnrch  die  Revisionen  aufgedeckt  werden.  Der 
Finanzminister  habe  zwar  für  dieses  Jahr  eine  gräßere  Samme  nachbewilligt, 
aber  gleichzeitig  dringend  ersucht,  die  beteiligten  Seanten  auf  das  nachdrflck- 
lichste  darauf  hinzuweisen,  daß  die  Dienstreisen  nach  Müglicbkeit  eingeschränkt 
und  ausgenutzt  werden  müßten.  Vielleicht  wäre  es  angezeigt,  die  Oesundbelts- 
konunissionen  mehr,  wie  bisher,  zu  solchen  Besichtigungen  heranzuziehen.  In 
den  Kommissionen  seien  doch  vielfach  Äerzte,  Techniker  und  andere  geeignete 
Leute  vorhanden;  dadurch  würden  sowohl  Kosten  erspart,  wie  das  Vorgeben 
der  Verwaltung  erleichtert  werden.  ' 

Reg.-  n.  Hed.-Bat  Dr.  Finger  hält  eine  Erörtemng  der  Frage,  ob  ein 
äjähriger  Besicbtigungsturnos  allgemein  gefordert  werden  müsse,  anch  vom 
technischen  Standpunkt  aus  für  wünschenswert. 

Beg.-Ranrat  Siebert:  Da  im  hiesigen  Bezirke  fast  nur  Eochquellen- 
leitnngen,  nnd  gar  keine  Filteranlagcn  vorbanden  sind,  so  sei  vor  allem  zn 
tuterscbeiden  zwischen  technisch  vollkommenen  und  technisch  unvollkommenen 
Anlagen;  erstere  brauchten  seltener,  letztere  müßten  häufiger  revidiert  worden. 
Bei  technisch  vollkommenen  Wasserleitungen  sei  ein  2jähriger  Besichtignugs- 
tumus  nicht  erforderlicL  Das  Hauptgewicht  sei  auf  die  Abnahme  vor  Inbe- 
triebsetzung der  Leitung  zu  logen.  Kreisarzt  und  Techniker  müßten  bei  der 
Abnahme  den  Zeitpunkt  der  nächsten  Besichtigung  je  nach  den  besonderen 
Verhältnissen  bestimmen. 

Dr.  Ki  rchgässer  hält  auch  während  der  Bauzeit  eine  sachverständige 
Kontrolle  der  Ansfährung    an  der  es  bisher  fehle,  für  unerläßlich. 


Nach  einleitenden  Bemerkungen  über  die  Notwendigkeit  einer  regel- 
mäßigen hygienischen  Seh ulauf sieht,  bespricht  der  Vortragende  zunächst 
die  Vorbereitung  der  Schulbesichtiguugen,  Sie  sollen  in  der 
Regel  alle  6  Jahre  stattfinden,  einmal  im  Sommer,  einmal  im  Winter, 
stets  aber  zur  Schulzeit,  damit  doc  Zweck  der  Besichtigung  dnrch 
Reparaturen  am  Gebäude,  dnrch  Fehlen  der  Schulkinder  nicht  vereitelt 
wird.  Die  gelegentlichen  Musterungen  sollen  natürlich  nicht  vernachlässigt 
werden,  im  Gegenteil,  es  ist  sehr  wünschenswert,  wenn  die  Kreisärzte 
einige  Zeit  nach  den  offiziellen  Besichti^ngen  Nachschauen  vor- 
nehmen, um  sich  zu  überzeugen,  daß  bewilligte  Forderungen  tatsächlich 
auch  ausgeführt  sind,  nnd  wie  angestellte  Versuche,  z.  B.  solche  mit  dem 
DuatlesQl,  sich  bewährt  haben. 

Wegen  der  großen  Zahl  der  Einznladenden  bt  es  Überaus  mißlich,  emon 
Termin,  vrie  es  mehrfach  geschehen  mußte,  auszusetzen.  Es  ist  deshalb  zu 
erwi^en,  ob  die  Feststellung  der  Termine  nicht  schon  zu  Beginn  des  Jahres, 
zugleich  mit  der  Liste  der  Ortsbesichtignngen,  dem  Herrn  Begierongspräsi- 
deoten  bekannt  zu  geben  wäre.  Jedenfalls  muß  der  Kreisarzt  über  die  QrOBe 
der  Ortschaften,  die  Zahl  der  Schulkinder  ,  über  die  Zeit  der 
Schulferien  und  über  die  Termine  der  Lehrerkonferenzen  unter- 
richtet sein.  Die  Benachrichtigung  aUer  Beteiligten  übernimmt  am  besten 
das  Landratsamt,  zumal  so  anch  der  amtliche  Charakter  der  Besichtigung  be- 
sonders hervorgehoben  wird ;  schwierig  ist  indes  die  wünschenswerte  QÖ- 
heimhaltung  des  Termins  vor  den  Lehrern.  -  ^.v.v.^.^ 
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Bericht  fiber  die  59.  (111.  amtliclie)  Konferenz 

der  KedlKlnalbeaMiten   des  ReKlerajie«bezirka  DGMeldarf 

am  16.  Dezember  1903  im  croRBen  SltznnKMuutl 

der  KSnicl-  Beslei'nnK  in  DdaaddorC 

Anweaend  sind  die  Herren:  Begiernngapräsident  Schreiber,  Ober- 
BegierangBröta  Oittttner  nnd  Künlga,  die  Begiernngsräte  Engelhftrdt, 
Patsch,  Beg.-  und  Banrat  Dorp,  LaDdbaainapektor  Sehräder,  Beg.- 
Araesior  T.  Aschoff,  Wohnnogsinspektor  Bamat  Lehmann,  ferner  Beg^ 
and  Med.-BAt  I>r.  Borntraoger,  Hilfsarbeiter  Med.-Bat  Dr.  Bäaber, 
sämtliche  Kreis-  nnd  Gerichtaärzte  des  Bezirks  (mit  Ausnahme  der  darch  amt- 
liche Geschäfte  verhinderten  Herren  Baner-MliiB  and  Braaa-Elberfeld), 
Stadtarzt  Dr.  Schrakamp,  Stadtaasisteiuarzt  Stoffels,  die  kreisärztlich 
geprüften  Aerzte:  HttUer,  Pocke,  Stern,  Hoffa,  Beckmann,  Bar- 
kart, Bitnaberg  jr.,  Courada. 

Der  Herr  Begiernngspräsident  begrüßt  die  Versamralang  and 
sagt:  Der  Herr  Uinister  habe  die  Verfügung  getroffen,  daß  alljährlich  eine 
Kmiferena  der  Hedizinalbeamten  stattfinde,  damit  diese  ihre  Erfohmagen  ans- 
tanschten  nnd  über  etwaige  Zweifol  ihre  Meinnng  äußerten.  Den  Kreisärzten 
sei  eine  gewaltige  Macht  zn  teil  geworden;  wenn  sie  ihre  Kräfte  richtig  ent- 
falteten, würden  sie  segensreich  wirken  kSnnen.  £r  bittet  aber,  vorsichtig  zn 
sein,  sich  mit  den  Behörden  gnt  zn  stellen  and  sieb  nicht  in  Sachen,  die  znr 
Kompetenz  einer  anderen  Bchürde  geboren,  hin einzutieg eben,  auch  Gemeinden 
and  Korporationen  gegenüber  die  Porderungen  nicht  zu  hoch  zn  spanneii. 

Der  Vorsitzende,  Beg.-  nnd  Ued.-Bat.  Dr.  Borntraeger,  dankt  im 
Namen  der  Medizinalbeamton  dem  Herrn  Begierungspräaidenten  nnd  den  beiden 
Ober-Begierun^räten  für  ihre  Teilnahme  au  der  Konferenz  und  begrüßt  die 
Erschienenen.  Er  gedenkt  des  am  10.  Oktober  1903  vcraturbenen  Kreisarztes 
Med.-Bat  Dr.  Beermann  in  Duisburg,  zu  dessen  Ehren  sich  die  Anwesenden 
von  ihren  Sitzen  erheben. 

L  Nach  welchen  GrnndsStzen  hat  die  staatUohe  Deberwocbnng  der 
aentralen  WasaerTersorgniigsanlagen  seitens  der  Hedlalnalbeamfeii  statt- 
zaflndeol 

Der  erste  Beferent,  H.  Stadtarzt  Dr.  Schrakamp -Düaseldorf,  besprach 
zunächst  die  Bcchtslage  der  Konzcasionierung  der  neu  anzulegenden  und  der 
Beaufsichtigung  des  Betriebes  der  bereits  bestehenden  Wasserwerke.  —  Nach- 
dem er  dann  karz  die  Prinzipien  der  Beurteilung  des  Trinkwassers  berührt 
hatte,  ging  er  gcauer  auf  die  einzelnen  Funkte  ein.  auf  welche  bei  der  Be- 
sichtigung von  Wasserwerken  der  Medizinalbeamte  oesondeis  zn  achten  hat, 
und  zwar  wurden  die  verschiedeneo  Arten  der  W aase rversorgungs anlagen  je 
nach  der  Herkunft  des  Wassers  (Fluß-,  Quell-,  Talsperren-,  Grund-,  Tief- 
brunnen wa^ser)  getrennt  erledigt  —  Gleichzeitig  legte  er  ein  für  die  Besichti- 
gungen und  die  darüber  zu  erstattenden  Berichte  entworfenens  Formular')  ror. 

Der  zweite  Beferent:  H.  Kreisarzt  Di.  Woltemas-Solingen,  hatte 
seine,  speziell  die  Wasserversorgung  durch  Talsperren  betreffende 
Ausführungen  in  folgende  Schlußsätze  zusammengefaßt: 

1.  Das  Niederschlags  gebiet  der  Talsper  r  en  ist  in  seiner  ganzen  Aus- 
dehnung niemals  davor  zu  schützen,  daß  Verunreinigungen  in  die  Wassciläufe 
gelaogeo.  Ea  bedarf  einer  ständigen  Uebeiwachun^  durch  die  Betriebsleitung 
des  Talap er ren Wasserwerks ;  die  Beinheit  der  in  die  Sperren  fließenden  Däche 
ist  dnrdi  regelmäßige  bakteriologische  Untersuchungen  zu  kontrollieren. 

2.  Es  ist  zweckmäßig,  daß  der  Medizinalbeamte  pcrsQnlich  einmal  eine 
Bedchtigung    des    Niedcrachlagagebieta    mit   Berücksichtigung    der    neu   ent- 


')  Von  einem  Abdruck  desselben  iat  mit  BQcksicht  auf  das  in  der  Bei- 
lage zur  heatigen  Nummer  (a.  8.  189)  mitgeteilte,  inzwtechen  für  den  Beg,- 
Bez,  Düsseldorf  amtlich  vorgeschriebene  Formniar  Abstand  genommen.'  i^i^ 
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standenen  Anlagen  Torninust  und  daft  die  Betriebsleittmg  dem  Hedizinalbeamten 
mitteilt,  Ton  welcher  neu  entatandenen  oder  Teriiidert«D  Anlage  sie  eine  Ver- 
unreinienng  der  Znflflsse  erwartet. 

8.  Fälle  7on  Cholera,  Typhus  oder  Bnhr  im  Niederschlags  gebiet  der 
Talsperren  sind  legelmäBig  Tom  Medizinalheamten  zu  ontersachen. 

4.  Im  Becken  der  Talsperren  tritt  eine  Selbstreinigang;  des  Wassers 
ein,  die  Infektionsgefahr  dnrch  den  Genoß  des  Wassers  wird  dadurch  bedeutend 
vermindert  Trotzdem  ist  eine  Filtration  erforderlich,  schon  weil  sich  in  den 
Talsperren  ein  reiches  pflanzliches  nnd  tierisches  Leben  entwickelt,  nnd  es 
ohne  Fittration  nicht  ausbleiben  wird,  daft  größere,  mit  bloßem  Aage  sichtbare 
Organismen  in  die  WasserleittingsrShren  gelangen  und  getegentlicE  anch  den 
Konsumenten  auffallen. 

5.  Die  Beinigong  des  Wassers  kann  dnrch  Sandältration  oder  durch 
Bieselwiesen  geschehen.  Bichtig  angelegte  Bieselwiesen  haben  vor  den  Snnd- 
Sltem  wesenuche  Torteite:  sie  lassen  leine  kOnstliche  ErhOhnng  des  Filter- 
drnckes  zu,  nnd  bedUrfen  keiner  Reinigung  oder  Ernenerong,  sondern  arbeiten 
Tollkommen  antomatisch. 

6.  Die  Gefahr,  daß  neben  dem  gereinigten  anch  ungereinigtes  Wasser 
abgegeben  wird,  wird,  wie  bei  jedem  Wasserwerke,  am  besten  dadurch  Ter- 
mieden,  daß  eine  ffir  den  Konsum  reichlich  bemessene  Anlage  geschaffen  wird. 

7.  Die  Beschaffenheit  des  Trinkwassers  ist  durch  regelmäßige  bakte- 
riologiscbe  DntersDchangen  zq  kontrollieren.  Als  weitere  [Jntersachangsmethade 
kann  die  Filtration  darcb  das  Flanktonnetz  benutzt  werden,  anf  deren  Be- 
deatung  kflrzlich  Dr.  Kolkwitz  In  den  ,Hitteüim^en  der  Königlichen 
Pmftingsanstalt  fflr  Wasserversorgung  und  Ahwässerbeseitigung'  aufmerksam 
gmacht  hat. 

Bespiechnng. 

Kreisarzt  Dr.  Bichter-Eemschdd  berichtet  ttber  die  dortige  große 
Talsperre.  Das  Wasser  passiert  ein  Filtorwerk  mit  12  Kammern,  von  denen  • 
immer  6  in  Betrieb  sind,  die  übrigen  ruhen.  Daneben  ist  ein  Laboratorium, 
dessen  Diener  tiglich  8  Ontersachnngen  von  rohem  und  reinem  Wasser  macht; 
er  wird  vom  Chmiker  des  Nahrungsmitteluntersuchnngsamts  überwacht.  Die 
trntersuchungsergebnisse  werden  stets  dem  Kreisarzt  mitgeteilt;  dieser  nimmt 
persönlich  jeden  Monat  eine  Bevision  am  Filterwerk  vor. 

Elreisarzt  Hed.-Bat  Dr.  Bacine- Essen  erinnert  an  die  durch  Verun- 
reinignnft  des  Wasserwerks  bei  Steele  entstandene  Tjphnsepidemie  in  Gelsen- 
kirchen im  Jahre  1901  und  an  die  zahlreichen  TyphnserkrankunKSn  im  Land- 
kreis Essen.  Dies  hat  bewiesen,  wie  notwendig  eise  stetige  Bevision  ist.  Bei 
Hochwasser  wurde  in  Essen  stets  eine  Yermehrnng  der  Keimzahlen  nnd  damaidi 
anch  eine  Steigerung  der  Typhnsfälle  bemerkt.  Ein  Wasser,  welches  mehr 
als  100  Keime  hat,  den  Konsumenten  zu  verbieten,  hält  er  hier  nicht  für 
darchftthrbar. 

Dr.  Rieht er-Bemscheid:  Das  Verbot  eines  Wassers  mit  Aber  100  Kämen 
gilt  für  Talsperren  mit  Filteranlagen  und  geht  nicht  zu  weit.  In  Remscheid 
wird  die  Zahl  nie  so  hoch.  Die  Zahl  der  Bakterien  nimmt  bei  Vermebmng 
von  kleinen  Tieren  ab, 

Dr.  Schrakamp-Dttsseldorf  empfiehlt  für  Wasserrtntersnchung  den 
von  Salomon  in  Koblenz  angegebenen  bequemen  Apparat;  an  Ort  itnd  Stelle 
werden  die  Proben  entnommen  und  die  Platten  gegossen.  Eine  wesentliche 
Vermehrung  der  Bakterien  dnrch  den  kurzen  Transport  sei  hierbei  nicht  zu 
befürchten. 

Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  Wolff-Elberfeld:  Im  Elherf eider  Wasserwerk 
in  Benrath  am  Rhein  wird  das  Wasser  zweimal  wöchentlich  bakteriologisch 
ontersncht.  Im  Jahre  1902  war  die  Keimzahl:  8—61,  0—10,  1— S9,  1— S7; 
1900  stieg  die  Zahl  bei  Hochwasser  auf  800—400;  1908  waren  trotz  Hoch- 
wasser wenig  Keime  zu  finden. 

Vorsitzender:  Die  Besserung  der  Wasserrerhältoisse  an  der  Ruhr 
gehört  mit  zu  den  vomehmsten  Aufgaben  der  Sanitätspolizei  im  Bezirk.  Man 
geht  immer  mehr  von  der  Brunn envergorgong  zur  zentralen  über ;  dabei  ist  zu 
bedenken,  daß  ein  Brunnen  nur  wenige  Leute,  eine  Wasserleitung  aber  viele 
tanaende  infizieren  kann.  Daher  muß  man  bei  Oenehroigung  der  Wasserwerke 
streng  sein.    Es  hat  sich  gezeigt,  daß  über  600  auf  Verseuchung  der  Wassei- 

'■     '   c^'" 
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anl^en  znrQckzafflbtende  TTphnsa^emieD  bekannt  sind.  Aach  andere  Eronk- 
heiten,  i.  S.  Barmkraiiktieiten  bei  Säuglingen,  kann  achlechtea  Trinkwasser 
TemrucheD. 

§  74  der  Dienstanweisung  sagt,  daß  der  Kreisarzt  die  üebcrwachung  der 
Waaseranlaeen  hat.  Es  sind  Zweifel  unter  den  Medizinalbeamten  entstanden, 
ob  die  erforderlichen  Reisen  ex  officio  zu  machen  seien,  und  auf  welche  Wasser- 
werke die  Doberwachung  sich  zu  beziehen  habe;  die  Angelegenheit  wird  daher 
besonders  zu  regeln  sein. 

Wasserbaniuspektor  Schräder  ist  in  seinen  Forde  mögen  an  Talspeirea 
nicht  BO  streng  wie  die  Kreisärzte.  Keine  amerikanische  Tusperre  habe  Fil- 
tration: das  Wasser  reinige  sich  in  den  tieferen  Schichten  von  selbst.  Fische 
seien  nicht  gefährlich,  sondern  sogar  nützlich,  weil  sie  den  Froschluch  nnd  zu 
Zeiten  anch  das  Plankton  verzehrten. 

Kreisarzt  Dr.  Kriege-Barmen  regt  die  Frage  an,  wie  der  Kreisarzt 
verfahren  soll,  wenn  das  Wasserwerk  seine  Quellen  und  Lage  m  einem  anderen 
Kreise  ab  dem  seinigen  habe;  bisher  war  der  Kreisarzt,  in  dessen  Kreis  es 
liegt,  zur  Besichtigung  zuständig. 

Ob. -Beg.-Bat  KSnigs  hält  es  ffir  das  richtigste,  wenn  beide  Kreis- 
ärzte sich  darltber  verständigen. 

Der  Herr  Begierungspr&sident  bemerkt,  daß  durch  die^ienst- 
Anweisung  den  Kreisärzten  das  Becht  bdgelegt  sei,  zwecks  Bevision  der 
Wasserwerke  die  in  Betracht  konunenden  Einricutnngen  zu  besichtigen,  nnd 
daß  er  auch  bei  Talsperren  eine  Filtration  bevorzugen  wttrde.  Das  BevMons- 
recht  der  Kreisärzte  ex  officio  gegentlber  gewerblichen  Wasserwerken  sei 
noch  besonders  zu  prüfen. 

Ob.'Beg.'Bat  EOoigs  fragt  an,  ob  nicht  etwa  die  Versorgung  des 
Rnhrgebiets  durch  Talsperren  ins  Auge  zu  fassen  sei. 

Hed.-Bat  Dr.  Bacine  meint,  das  würde  sehr  kostspielig  werden. 

II.  Wie  sind  die  Erhhrungen  der  Medizinalbeamten  hei  der  Staat« 
liehen  Wobunngsfllrsorge  am  besten  m  verwerten  I 

Der  erste  Beferent,  H.  Med.-BatBr.  Bäaber,  begründete  die  nach- 
stehenden von  ihm  anfgestellten  Leitsätze: 

1.  Die  Abhängigkeit  der  Erkranknngs-  nnd  Sterbeziffer  von  den 
WohnungB Verhältnissen  macht  die  Wohnnngsfrage  za  einer  hj^^eoischen  Frage 
ersten  Banges,  in  der, eine  aQS(^eblge  Mitwirkung  von  Medizinalb ebmten  er- 
forderlich ist. 

2.  Die  Kreisärzte  werden  daher  bei  jeder  sich  darbietenden  Gelegenheit 
(Ortsbesichtignngen  usw.)  ihr  Augenmerk  auf  die  Wohnnngs Verhältnisse  za 
richten  und  einerseits  für  Beseitigung  ungesunder  Wohnungen,  sowie  für  rich- 
te Benutzung  der  Woiinangen  anderseits,  für  Bereitstellung  billiger  gesunder 
Wohnungen  in  ausreichender  Zahl  zu  wirken  haben,  sei  es  durch  die  vor- 
geschriebene Mitwirkung  bei  Erlaß  von  Baupolizei  Verordnungen  and  anderer 
aof  das  Wohnen  bezüglicher  Torschriften,  sei  es  durch  Anregungen  bei  den 
Polizei-  und  Gemeindebehörden  von  Fall  zu  Fall,  sei  es  durch  Forderung  ge- 
meinnütziger Bestrebungen  zur  Yerbessorung  der  Wohnnngs  Verhältnisse. 

8.  Der  Kreisarzt  soll  teils  zusammenfassend  von  Zeit  zu  Zeit,  teUs 
sofort  Über  bestimmte  richtige  Einzolbeobachtangen  an  den  Herrn  Begiemngs- 

firäsidenten  berichten,  damit  seine  Ermittelungen  bei  der  staatlichen  Wohoungs- 
Qrsorge  verwertet  werden  kOnnen.  Hierbei  sind  die  Wahrnehmiuigen  bei  den 
Ortsbesichtigungen,  bei  den  Besichtigungen  durch  die  Qesundheits Kommission, 
bei  Ermittdungen  ansteckender  Krankheiten  nnd  andere  Gelegenheiten  zu 
benutzen. 

4.  Umgekehrt  empfiehlt  es  sich,  daß  die  Kreisärzte  bei  den  staatlichen 
Erhebungen  über  das  Wohnen  beteiligt  werden,  um  ihre  Erfahrungen  in  den 
Dienst  der  Allgemeinheit  stellen  zu  kOnnen. 

6.  In  analoger  Weise  wie  den  Kreisärzten  in  der  Kreisinstanz  liegt  den 
Medizinalbeamten  bei  der  Begierung  die  Beteiligung  bei  der  Wohnungsfürsorge 
in  der  Bezirksinstanz  ob. 

Der  zweite  Beferent,  H,  Baurat  Lehmann,  führte  ans: 

Die  staatliche  Wohnungsfürsorge  im  Begierongs bezirk  Düsseldorf  hat 
sich  aus  dem  offenkundigen  Bedürfnis  heraus  entwickelt,  den  gesundheitlichen 
und  sittlichen  Mißständen  im  Wohnwesen  der  Arbeiter  -  BevOlkerpVg, ,  *^  .die 
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nach  dem  Aofachwang  der  Kohlen-  and  Eigenindnstrie  in  den  Jfthren  1870/71 
durch  den  starken  Znatrom  von  Arbeitermassen  ans  dem  Ueberhaudnehmen  des 
Eostgängerweseos  sich  entwickelt  hatten,  entgegen  za  treten.  Soweit  die 
Wohnnngsfflrsorge  ihren  Äoadrnck  in  polizeilichen  Abwehrmafiregela  findet, 
sind  die  Erlasse  der  Eostg&nger  -  FoLizeiveiordnnngen  vom  20.  Januar  1879  bis 
4.  Joü  1902  ond  der  Wohnungs- Folizciverordnangen  TOm  31.  Hai  1S03  bis 
25.  Hai  1898  das  ErKebnis  der  bebQrdlichen  Bcstreboogon.  Hit  der  Einstellung 
des  staatlichen  Wonnan^sinspektors  als  technisches  AnfstchtBorgan  fOr  die 
OrtspolizeibehQrden  hinsicfitlich  der  DurchfUhmag  der  Wohnungspoiizei  hat  die 
polizeiliche  Organisation  vorlänög  ihren  AbschlaB  gefunden. 

Außer  den  ortspolizeilichen  Organen  und  dem  staatlichen  WohnnngS' 
iospektor  sind  durch  Gesetz  vom  16.  September  189ä  und  die  dazu  erlassene 
ministerielle  Anweisung  vom  13.  März  1901  die  öesundheitskommissionen 
angewiesen,  dem  Wohnungswesen  besondere  Aufmerksamkeit  zuzuwenden.  Hier 
setzt  nun  in  erster  Linie  die  Tätigkeit  des  Uedizinalbeamten  ein,  soweit  die- 
selbe die  Wohuungsfärsorge  betrifit.  Durch  die  genannte  Qeschäftssjiweiaaag 
zur  Teilnahme  an  den  Arbeiten  der  GesundheitskonunisBion  berufen,  werden 
die  Kreisärzte  die  Erfahrnngen,  welche  sie  als  staatliche  Qesundheits  -  Auf- 
Sichtsbeamte  im  Wohnwesen  der  unbemittelten  Klassen  gesammelt  haben,  fSr 
die  Wohnungs ftlrsorge  nutzbrioeend  rerwerten,  wenn  sie  in  den  Sitzungen  der 
Gesundheits-Kommission  miSglicnst  eingehend  ihre  Beobachtungen  zur  Kenntnis 
aller  Hitglieder  bringen,  belehrend  die  Aufgaben  der  Wolmungspflege  und 
Wohnungsaufstcht  in  weite  Kreise  tragen  und  auf  diese  Weise  dahin  wirken, 
daB  die  Notwendigkeit  fortlaufender  Besichtigung  aller  Kleinwohnungen  nach 
und  nach  allgemein  und  widerspruchslos  anerkannt  wird. 

Die  Kreisärzte  können  ferner  durch  rege  Beteiligungen  an  den  Be- 
sichtigungen der  Oesnndheitskommission  auf  die  Mängel  der  einzelnen 
Wohnungen,  sowohl  hinsichtlich  ihrer  Einrichtung,  als  auch  bezüglich  ihrer 
^Benutzung  hinweisen  und  so  die  Kommission  zu  sachgemääer  und  erfolsreicher 
Tätigkeit  anleiten.  Ihre  Stellung  als  unabhängige  Beamti;  gibt  den  Kreisärzten 
die  MUclichkeit,  sowohl  gegenüber  den  Mitgliedern  der  Gesundheitskommission, 
als  an^  gegenüber  den  Wohnungs  Inhabern  und  den  Hausbesitzern,  unbeirrt 
TOD  NebenrUcksichten,  rorhandene  MlQstände  aufzudecken  und  bei  den  be- 
teiligten Behürden  auf  Ihre  Beseitigung  hinzuwirken. 

Wenn  die  Medizinalbeamten  auch  nicht  berufen  sind,  bei  der  Ausge- 
staltung des  Wohaungsaufaichtsdienstes  bei  den  OrtsbehGrden  oder  bei  der  Be- 
zirksregierung unmittelbar  mitzuwirken,  so  werden  sie  doch  immer  in  der  Lage 
sein,  in  unmittelbarer  Mitteilung  an  die  Bürgermeister  die  Abstellung  wesent- 
licher Mißstände  zu  veranlassen,  sowie  durch  Bericht  an  den  Herrn  Eegierungs- 
Präsidenten  das  Eingreifen  der  staatlichen  WohnnngsfUrsorgc  anzuregen  in  albn 
Fällen,  wo  die  kommunale  Fürsorge  anscheinend  nicht  ausreicht,  um  bestehendes 
Wohnungselend  zu  lindern  und  einer  Wohnungsnot  vorzubeugen. 

So  erwünscht  es  im  allgemeinen  sein  kann,  wenn  der  Kreisarzt  mit  dem 
staatlichen  Wohnnngsinspektor  gelegentlich  der  örtlichen  Wohnungsrevisionen 
des  letzteren,  in  unmittelbaren  Yerkehr  tritt,  um  ihn  auf  Besonderheiten  im 
Wohnwesen  seines  Bezirks  aufmerksam  zu  macheu  und  ihm  Gelegenheit  zu 
geben,  im  Bedarbfalle  die  Beseitigung  bedenklicher  Mißstände  sofort  einzuleiten, 
wird  es  doch  von  den  Jeweiligen  Örtlichen  Yerhältnissen  abhängig  gemacht 
werden  müssen,  wieweit  für  den  Kreisarzt  die  Notwendigkeit  vorliegt,  an  den 
staatlichen  Wohnnngsre Visionen  persönlich  sich  zu  beteiligen. 
Besprechung. 

Kreisarzt  Dr.  Eichte r-Bcmscheid:  Nach  seinen  Erfahrungen  ist  die 
Beteiligung  der  Öesundheitskommissionen  unzoländich,  er  hält  sich  an  den 
Ofaerbflr|enDeister  und  fürchtet,  daß  ein  direkter  Bericht  des  Kreisarztes  an 
den  Regierungspräsidenten  diesem  unangenehm  sein  würde. 

Beg.-Rat  Engelhardt  tritt  dieser  Auffassung  entgegen;  eine  große 
Zahl  von  Bürgermeistern  habe  nicht  das  genügende  Interesse  für  das  Wohnoogs- 
wesen ;  es  bleibe  oft  alles  beim  alten,  wenn  der  Kreisarzt  sich  nur  an  den 
Bürgermeister  halte ;  daher  sei  es  oft  besser,  wenn  der  Kreisarzt  sich  direkt 
an  den  Regierungspräsidenten  wende. 

Kreisarzt   Dr.  Kriege-  Barmen    hat    mit    der    Gesund bpitskoramission 
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P<^eireTOTdBiiBg  fOi  das  Luid  aach  ffli  H«rbet«eii  gilt,  beantwortet  Beg.-Bat 
Eigelhardt  ooliin,  dafi  sie  Beranderea  fflr  Herbergen  und  fllr  fiinfamüieik- 
kioser  uokt  enthalte. 

Der  Voraitzeude  lieht  ans  ailem  den  ScfahiS,  daß  eine  griJfiere  Be- 
teiligflDg  der  Kreisärzte  an  der  WolumagsfOrsotge  und  -Beflichtignng  lu 
wOBaollen  ist;  der  Wahnangsinepektor  vai  die  Kräsarate  mBSten  mehr  als 
bisher  Eiuammenarbeiten,  der  KrelBarzt  aolle  mehr  berichten  nnd  dem  WohiHUWS- 
inspektor  Material  besorgen ;  ireiter  empfehle  es  sich  dann,  den  betreffenrnn 
Erelaarzt  bei  den  WohnongsbeBichtignogen  Enznmehen.  (Iniwischen  ist  dieser 
Qedanke  in  einer  VerfUfftug  des  HegiBrnngapräsidenten  vom  8.  Febnur  1904, 
I  J.  7004,  zam  ÄnsdrncK  gebracht  worden.) 

in.  Wie  ist  gegentber  i*n  HebamneH  beim  AMltvetaa  vra  lliri- 
bettfleber  imd  htA  YeifeUmgen  tn  Ihren  Beruf  rrnnrnKebeal 

Erster  Referent,  H.  Kreisarzt  Med-Rat  Dr.  Marz-MtUhelm: 

Als  Bichtschnnr  dienen  dabei  dem  Kreisärzte  die  bezOgltchen  Bb- 
stSmmiingen  des  Hebammen  -  Lehrbachs  and  setner  Dienstanweisung. 

Am  wiohtlgsben  ist  ftr  den  Kreisarzt,  daß  er  sobald  wie  möglich  von 
allen  Erkranknngen  der  Wöchnerinnen  Kenntnis  erhält.  Deshalb  hat  er  in 
enter  Linie  sn  achten  anl  die  Befolgung  der  Heidepflicht  der  Hebammen: 
gemiß  §  16  der  Hin.-AnweiBiing  yom  22.  November  1888,  die  ^ch  anch  auf 
verd&chtige  Fälle  erstreckt;  ferner  gen&fi§  1  der  Regienings-Polizei- 
Terordmag  vom  1.  August  1S8T  nnd  desgl.  Tom  37.  Oktober  18M  (§  1,  Nr.  5 
ond  §  8). 

IMe  Bestirnmong  der  letzteren,  daß  die  answftrtigen  Hebammen  die 
Meldung  eines  Wochenbettfieberfalles  auf  dem  Umwege  durch  die  Polizei- 
behörde an  den  Kreisarzt  gelangen  lassen  sollten,!  st  nicht  Tereinbar  mit  §  Ifi 
der  Min.- An  Weisung,  wonach  die  Hebammen  sofort  Verhaltungsmaßregeln 
bdm  Kreisarzte  einzuholen  hat ;  sie  erscheint  auch  nicht  zweckentsprechend, 
teils  wegen  des  damit  Terbundenen  Zeitverlustes,  teils  weil  der  Polizei- 
beamte  nicht  in  der  Lage  Ist,  den  Tatbestand  festzustellen.  Insbesondere 
nlebt,  ob  bis  dahin  alle  Vorschriften  zur  Verhütung  und  WeiterTerbreitnng  der 
Krankheit  seitens  der  Hebamme  befolgt  worden  sind. 

Bei  den  za  letzterem  Zwecke  durch  die  Dienst  an  weiaang  TOige- 
schriebenen  Brmittelangen  an  Ort  and  Stelle  soll  der  Kreisarzt  nidit  als 
Hebamme okontrolenr  auftreten,  weil  es  die  Kranke  und  deren  Familie  bem- 
ruhigt  und  den  Buf  der  Hebamme  ohne  Qmnd  leicht  gefährdet.  Dem  Phbli* 
knm  gegenttber  dttrfen  diese  Ermittelungen  nor  den  Zweck  der  Verhütung 
einer  Weiterverbreitung  der  Krankheit  verfolgen. 

Ob  die  Hebamme  nach  allen  Richtungen  ihre  I%cht  getan  vermag  dbi 
Krdsarat  am  besten  durch  eine  eingehende  Veroehmong  der  Hebamme  bri 
pvTstlnlicher  Anmeldung  des  Falles  zu  erforschen;  es  sollte  deshalb  eine 
solche  Vernehmung  den  Ermittelungen  an  Ort  und  Stelle  vorangehen,  üeber 
die  Yemebmnng  ist  eine  Verhandlung  aufzaneluuen.  Derselben  folgt  die  nach 
Lage  des  Falles  nötige  üntarweisUDg,  iosbeeondere  beiQglicfa  DeninfektioD 
der  lastiroente  und  Kleider  (Waschkleider),  sowie  die  event.  Belehrmg 
nnd   Verwarnung,  wenn  die  Hebamme  etwas  verfeltlt  hat. 

Eine  Sistierang  der  Hebuune  seitens  des  KreisarBtes  sollte  itamei 
nur  zum  Zwecke  der  Verh(l(ning  einet  Uebertnignng,  Dicht  als  Strafe 
erfolgen. 

Die  Pflege  einer  kranken  WOohnerin  soll  die  HebMnm  nidit  länger  als 
notwendig  ttbernehmen,  jedoch  immor  erat  dann  von  dersdben  znrttcktreteD, 
wenn  Akt  eine  Pflege  durch  andere  Hand  Sorge  gabragen  ist.  So  lange  sie 
aber  eine  Kraake  pflegt,  darf  sie,  aofler  in  NotfUien,  keine  anderen  Unter- 
HndtuniMi  nnd  Entbindungen  maohen. 

ÜA  blofl«n  Verdacht  aid  Wochenbettfleber  hat  der  Kreisarzt  die 
weitere  ^twkkelons  (event.  auch  die  Erstattung  der  polizeilichen  An< 
maldtug  de«  Falles  durch  den  Arzt)  zn  kontrollieran. 

Die  Dnterlas^Hag  der  Anzeige  einee  Krankheitsfalles  seitens  der 
TTnbamMn  ist  iamer  als  ein  schweres  Vergehen  an  bdiaadeln.  Anderseits  wird 
■an  sdir  Torsi(Atig  sein  mllsaen,  der  Hebamme  edn  Verschulden  an  der 
Brkraaknng'  einer  Wöchnerin  zum  dir^ten  Vorwurf  zu  machen. 

ffin  nnteraehied  ist  zu  macken  zwisebeD  einer  Erkrankung,  die  auf  eine 
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natflrlicbe,  dDrch  die  Hebamme  bewirkte  EDtbindniiK  erfolgt,  and  «ner 
solchen,  die  nadi  einei  kansllichen  Entbiodiuig  dorch  den  Atxt  anfee- 
treten  ist.  Die  Ermittelungen  des  EreisarKtes  haben  sich  im  letzteren  Fule 
wesentlich  daran!  zu  erstrecken,  festznatellea,  ob  die  Hebamme  rechtzeitig  fflr 
Zuziehung  des  Arztes  besorgt  gewesen  ist.  Aach  in  der  Wochenbettfleber- 
Statiatik  sollen  die  Kindbcttfi eberfälle,  die  an  künstliche,  von  Äerzten 
geleitete  Entbindungen  sich  anschlieBen,  gesondert  werden  von  denen,  wo  nnr 
Hebammen  beteiligt  waren. 

Zweiter  Referent:  H.  Kreisarzt  Dr.  Hof acker-Dttsseldorf: 

Dem  Kreisarzt  ist  das  Becht  der  Äntsicht  Über  die  Hebammen,  aber 
nicht  das  der  Bestrafung  verlieben.  Dnrch  ersteres  ist  er  berechtigt,  zn  Be- 
lehmngen,  Ermahnungen,  Yerwamungen,  ferner  zn  nnvermuteten  Besichtigungen, 
Heranziehung  zur  Nochprüfong  außer  der  Reihe  und  zur  Erzwingung  der  Teil- 
nalime  an  einem  Nachknrsus.  Die  Bestrafung  ist  Sache  der  Polizeibehörde  und 
des  Qerichtä.  Der  Kreisarzt  kann  die  Bestrafung  beantragen  and  wird  als 
Sachverständiger  gehört  werden.  —  Dabei  hat  er  daran  zu  denken,  daQ  wegen 
eines  sogenannten  Kunstfehlers  allein  die  Hebamme  ebensowenig  wie  ein  Arzt 
belangt  weiden  kann,  es  müßte  denn  eine  Qesundheitsbeschädigujig  oder  der 
Tod  eingetreten  sein  und  zwischem  diesem  Erfolge  und  dem  nachgewiesenen 
Fehler  der  ursächliclie  Zusammenhang  mit  Sicherheit  bewiesen  werden. 

Sieht  sich  der  Kreisarzt  veranlaßt,  eine  Qeldstrafe  zu  beantragen  so 
darf  er  das  Recht  beanspruchen,  über  die  Hübe  derselben  Vorschläge  zu  madien. 

Nicht  als  Strafe,  sonderu  als  eine  sanitätspoljzeiliche  Haßregel  zur  Ver- 
hütung des  Kindbettfiebers  ist  die  Untersagung  der  BernfstStlgkeit  aufzufassen. 
Ob  es  überhaupt  zulässig  ist,  Qewerhet  reiben  den,  zu  denen  die  Hebammen  Ja 
gehären,  die  Ausübung  iares  Gewerbes  zu  verbieten,  ist  eine  rechtlich  strittige 
Frage.  Sie  berührt  aber  den  Kreisarzt  nicht,  solange  der  UinisterialerlaB  vom 
1.  April  1899  und  §  ^9  der  Dienstanweisung  ihn  ermächtigen,  der  Hebamme 
ihre  Berufstätigkeit  zn  untersagen.  Jedoch  soll  er  nicht  in  jedem  Falle  von 
Kindbettfieber  von  dieser  Befugnis  Gebraach  machen  und  nicht  für  mehr  Tage, 
als  zur  Ausführung  der  Absondernngs-  und  Beinigungsmaßregeln  erforder- 
lich ist. 

Die  härteste  Strafe  ist  die  Entziehung  des  PrQfnngszeugnisses  nach 
g  63  der  Reichs gewerbeordnung.  Hiernach  kann  einer  Hebamme  das  Zeugnis 
entzogen  werden,  wenn  sie  nicht  mehr  die  nötigen  Kenntnisse,  nicht  mehr  die 
erforderliche  Zuverlässigkeit  und  wegen  unsittlichen  Lebenswandels  keinen  un- 
bescholtenen Buf  mehr  besitzt.  Der  Antrag  auf  Entziehung  des  Zeugnisses 
wird  von  der  FolizeibohOide  beim  Bezirksausschuß  gestellt,  das  denselben  be- 
gründende Gutachten  des  Kreisarztes  muß  genaue  und  sichere  Tatsachen  ent- 
halten und  darf  sich  nicht  mit  einer  allgemeinen  Schilderung  der  Hebamme 
und  Ihrer  Mängel  begnttgen.  (Zwei  Beispiele  :  BeUage  zn  dieser  Zeitschrift: 
1898,  Nr.  19  und  1901,  Nr.  12). 

Besprechung. 

Der  Vorsitzende  macht  zunächst  darauf  aufmerksam^  daß  das  Heb- 
utunenlehrbnch  kein  Oesetibuch  sei,  auf  welches  man  die  Hebammen  ver- 
pflichten kOnne.  Biese  seien  durch  die  Polizei  Verordnung  ausdrücklich  nur 
gehalten,  die  Instruktion  zu  befolgen.  Die  Statistik  lehrt  in  manchen 
Ländern,  daß  bei  Geburten  ohne  Hebamme  die  besten  Resultate  und  die 
schlechtesten  bei  Hinzuziehung  eines  Arztes  zu  verzeichnen  seien.  Das  wich- 
tigste ist;   die  innere  Untersnchung  muß  eingeschränkt  werden. 

Was  nun  das  Verhalten  des  Krebarztes  gegenüber  den  Hebammen  bei 
Wochenbettfleber  anlangt,  so  lehrt  die  Erfahrung,  daß  hier  nicht  immer  sn- 
treffende  Vorstellungen  obwalten.  Durch  die  Dienstanweisung  ist  den  Kreisärsteu 
das  Recht  beigelegt,  Tätigkeit  der  Hebammen  bis  zu  8  Tagen  zu  spenen.  Wo- 
durch dies  Becht  begründen  sei,  gehöre  nicht  hierher;  die  Kreisärzte  hätten  sidi 
an  die  Dienstanweisung  zu  halten.  Nun  sei  augenscheinlich  mehrfach  die  Ansicht 
verbreitet,  als  sei  diese  Bestimmung  ein  Strafrecht.  Davon  Ist  gar  keine  Bede ; 
es  ist  lediglich  eine  sanitStspolizeilicheMaßnahme,  und  den  Hebammen, 
welche  unter  dem  Schatze  der  Gewerbeordnung  leben,  darf  die  Ausübung  ihres  freien 
Gewerbes  unter  könen  Umständen  länger  untersagt  werden,  als  sui  Yerhfltung 
TOB  GesnnlheitsatarungeB  unbedingt  nOtig  ist.  Es  ist  dabei  zu  bedmkat,  d^ 
Ue  Hebammen   üob   durch   ihren  Beruf  doch   ihr  Bröd  verdiBnen,  und  weiter 
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aach,  6aä  jede  SperniDg  ihres  Gewerbes  in  den  Aogen  des  PnblikSsis  wie  eine 
Strafe  für  Verfehlaegea  oDgeaehcn  wird,  ganz  akgefiehen  davon,  daß  in  ein- 
Bunen  Gegenden  die  OebäreDden  hilflos  bleiben  and  in  die  Arme  von  Pfnsche- 
rinnen  getrieben  werden. 

AUerdings  sollen  die  Hebammen  Jeden  Fall  yen  Kindbettfieber  anzeigen 
und  der  Kreisarzt  soll  ihn  an  Ort  und  Stelle  nnterancben.  Der  Zweclc  dieser 
Anordnung  ist  vor  allem,  weiterea  Unheil  tu  rerhOten.  Daneben  mag  auch 
ontersncht  werden,  ob  die  Hebamme  ihre  Pflicht  getan  hat,  nie  aber  durch 
(Oridliche  Unterauchung  und  Befraeung  der  betreffenden  Familie  Aber  das  Ver- 
halten der  Hebamme,  wodurch  mr  leicht  Schaden  zugefügt  werden  kann. 
Wäre  solches  die  Absicht  der  Bestimmung,  so  wäre  ja  jede  Anzeige  eines  Kind- 
bettfiebers  gleichzusetzen  der  Beantragung  einer  Ünterauchoug  'ge^an  sich 
selbst  seitens  einer  Hebamme ;  und  das  kann  niemals  beabsichtigt  sem.  Ber 
Kreisarzt  hat  hier  vielen  Takt  und  Sachkenntnis  zu  entwickeln  und  muB  als 
Sanit&tspolizei,   nicht  als  Untersnchnngarichter  auftreten. 

Warum  eine  Sperrung  der  Hebammentätigkeit  über  hSchstens  8  Tage 
lünausgeheu  soll,  ist  für  gewöhnlich  nicht  einzusehen.  Ist  die  Hebamme 
an  Kttrper,  au  Wäsche  und  Kleidern  and  an  Instrumenten  gereinigt  beEW. 
wirklich  desinfiziert,  so  kann  sie  doch  ohne  Schaden  weiter  entbinden,  sofern 
nicht  etwa  ErTsipelas  weitere  Maßnahmen,  z.  B,  Desinfektion  der  Wohnung, 
bedingt.  Der  Kreisarzt  wird  am  besten  tun,  wenn  et  sich  tunlichst  für  die 
Sache  selbst  interessiert,  insbesondere  die  darchaos  nOtige  erste  oder  gar  zweite 
Wiederholung  der  Fingerdeainfektion,  also  die  SehluQdesiu- 
f  ektioD,  Tor  seinen  Augen  vor  sich  gehen  läßt.  Das  wird  mehr  ntttzen,  als 
langes  Sperren. ' 

Erinnert  sei  noch  daran,  daQ  ein  zu  langes  Sperren  eine  Zivilklage  auf 
Schadenersatz  gegen  den  Kreisarzt  zur  Folge  haben  kannte. 

Was  nun  das  Vorgehen  bei  notorischen  Verfehlungen  der 
Hebammen  anbelange,  so  müsse  man  dieselben  behandeln  wie  alle  anderen 
Bürger.  Es  werde  nach  dem  Grade  der  Verfehlung  und  gradatim 
gestraft,  also  mit  Verwarnungen,  Verweisungen,  Nachprüfung,  Nachhilf eknrsus 
und  Geldstrafe  anf  Grand  der  Folizeiverordnang,  Entziehnng  der  Bezirksstelleu, 
Anklagen  usw.  Die  Einziehung  des  Zeugnisses  sei  die  ultima  ratio 
und  dttrfe  nicht  sogleich,  wie  geschehen,  bei  der  ersten  Verfehlung, 
z.  B.  wenn  sich  die  Hebamme  nicht  Torschriftsmäfiig  desinfiziert  hat  und  Klnd- 
bettfleber  (ans  einem  nicht  sicher  nachweisbaren  Grunde)  entstanden  ist,  bean- 
tragt werden.  So  gehe  man  doch  auch  nicht  gegen  Aerzte  und  andere  Leute 
Tor,  daQ  mau  ihnen  bei  einer  Verfehlung^  aelBst  wenn  sie  folgenschwer  war, 
gleich  die  Erwerbsquelle  unterbindet.  Dadurch  würde  nur  nie  Hebammeu- 
pfuscherei  vermehrt  werden. 

Nicht  derjenige  Kreisarzt  leistet  das  beste,  welcher  die  meisten  Heb- 
ammen zur  Spermag,  Bestrafnng  und  Entlassung  bringt,  sondern  deijenige, 
welcher  sie  belehrt,  erzieht,  beaufsichtigt,  leitet  und  fordert. 

Kreisarzt  Dr.  Mejer-Lennep  empfiehlt,  die  Kleider  der  Hebamme  eh 
desinfizieren,  während  sie  ein  Bad  nimmt.  Dr.  Hofacke  r-Dttsseldorf. 

Berieht  flher  die  60.  Koufereius  der  Hedlklnalbeanaten 
dea  BeK.-BeE.  Dfiaaeldorf  am  13.  April  1904  In  DfiMeldorf. 

Anwesend  sind:  Reg.-  n.  Hed.-Bat  Dt.  Borntraeger,  Med.-Bat 
Dr.  Bänber,  Hilfsarbeiter  bei  der  Königlichen  Begieiuug,  alle  Kreis-  und 
Gerichtsärzte  (mit  Ausnahme  von  Baner-HOra,  Brand-Geldern,  Uarz- 
HOlheim,  Passow-H.  Gladbach,  B^cine-Gssen  ~  verhindert)  und  der 
Stadtaasistenzarzt  Dr.  S  t  o  ff  e  1  s  -  Düsseldorf. 

L  Der  Vorsitzende,  H.  Beg.  u.  Med.-Bat  Dr.  Borntraeger,  begrüßt 
die  Versammlung  und  bespricht  dsjin  die  SteUung  desKrelsantM.  Der  wichtigste 
Satz  des  Kreis arztgesetzea  ist  der  Anfang;  Der  ataatliehe  Qesundheitsbeunte 
des  Kreises  ist  der  Kreisarzt.  Damit  ist  aeine  Stellang  ala  Beamter  festgelegt. 
Er  ist  nicht  mehr  lediglich  Sachverstäsdiger,  sondern  selbststäudiger  Beamter 
wie  der  Kreisbaoinspektor,  der  Ge Werbeinspektor,  der  Kreiaschulinspektor, 
es  empfiehlt  sich,  diese  Mgenschaft  auch  änßerlich  durch  Anbiingnog  des 
heraldischen  Adlers   zu  kennzeichnen.    Noch  nicht   alle  Kreifl&izte  haben  lioh 
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in  dien  äteUaag  gefimden;  b&i  aialit  diei  n.  a.  aus  der  Unsicherlieit  im  Ver- 
ktliT  mit  »ndBron  Behörden.  \ 

Wiobti;  tot  auih  du  YerhöltniB  des  KreiBftntee  n  dtan  praktiachen 
Äerzteo.  Die  frühere  EreispliTaikiis  sei  vielfach  in  erster  Linie  pr^dsdeT 
Ant  «nd  srst  in  »veiter  Linie  beuntater  Ant  gewesen.  Umgekehrt  sei  es 
M  dem  jetrigen  EreisBrit.  Dieser  a&  Beamter  und  nnr  im  Nebenmmt  Arzt, 
wen  er  auch  aaraeit  meist  noch  t,nl  die  Prazn  ongewieieu  eeL  Diea  sa  be- 
tonen, sei  bestmiiers  jetzt  ron  Wicbligkeit,  wo  an  vielen  Orten  iwisehen 
Srankenkusen  nnd  der  Aertesi^nft  ein  Kampf  ansgobrochan  sei.  In  einem 
solehen  Sanpf  solle  der  Kreisarzt  als  Staatsbeamter  unparteiisch  dastehen. 
Deehalb  hUt  es  der  Toraiteende  aach  nicht  fftr  richtig,  wenn  ein  Ereisarst 
IC^lied  des  Lelpiiger  Verbandes  werde,  d»r«in  kOnne  er  doch  i>  einem  guten 
toliegialen  Terkältni«  za  den  praktisohen  Aeniten  bleiben.  Ebenso  sei  es  nicht 
gut,  wenn  ein  Krcssarzt  sich  darob  einea  praktiachen  Arzt  in  seinen  Amts- 
geschäften  vertreten  werde,  nie  anch  andere  »esjnteu  nicht  durch  unvereidigte 
PmatpersoMni  vertreten  werden.  Nach  der  Diensten wwsnng  soll  der  Kreis- 
asainennarzt  oder  benachbarte  Ereisarzt  Vertreter  sein;  Ausnahmen  sind  nur 
in  gMnz  heacmderen  Tillen  znläaaig.  * 

Ueber  diese  Ansffthrnngen  des  Herrn  Vorsitzenden  entspann  sich  eine 
Iftngere  Disknasion.  Kriege- Bannen,  Mey er-Lennep  und  Carp- Wesel 
erklären,  an  ihren  Orten  sei  der  ganze  ärztliche  Veret  dem  Leipziger  Verband 
betgetreten,  und  daher  habe  siäi  der  Ereisarzt  nicht  znr&cknalten  können. 
Kriege  sagte,  die  Weigerung,  dem  Leipziger  Verband  beizutreten,  würde 
seine  Kollegen  in  Barmen  sehr  verstimmt  haben  and  sein  gutes  Verhältnis  zu 
ihnen,  das  ihm  bei  Ermittelung  und  Bekämpfung  ansteckender  Krankheiten  von 
groQem  Werte  sei,  verschlechtern.  Anch  Schrakamp-DOsseldorf  hält  ea 
nicht  tttr  anriebt^,  dem  Leipziger  Verband  anzugehören,  da  hierdurch  die  Ein- 
heitlichkeit der  ^andesinteressen  gewahrt  werden  solle,  und  der  Ereisarzt, 
wenn  er  anch  Beamter  sei,  doch  dem  Stande  der  Aerzte  angehöre;  er  bittet, 
ein  direktes  Verbot,  dem  Leipziger  Verband  beizutreten,  mcht  zu  erlaseen. 
Woltcmoa-SoHngen  dagegen  erklärt,  er  sei  dem  Leipziger  Verband  nicht 
beigetreten;  das  sei  ihm  von  den  aofinger  Aerzlen  nicht  übelgenommen  worden 
und  habe  ihm  die  Aulgabe,  in  dem  Kampf  zwischen  ihnen  und  den  Orts* 
krankenkassen  zu  vermitteln,  nur  eileichtert,  Desvl.  erklärt  Pällen-Greven- 
broich,  (fie  Aerzte  sebes  Kreises  hätten  es  dnrcDaus  verstanden,  daS  er  als 
beamteter  Arzt  dem  Leipziger  Verbände  fernbleiben  zu  mOssen,  erklärt  habe, 
und  es  habe  ihm  dies  Verhalten  gegenitbet  den  praktischen  Aerzten  nit^ts 
geschadet.    In  demselben  Sinne  äußert  sich  Bahr-Dnisbnrg. 

Der  Vorsitzende  betont,  von  einem  Verbot  sei  gar  keine  Beda,  er 
li»be  nur  seine  peiaüaliche  Mainnng  ansgesprochen.  Diese  werde  aber,  wie  Ihm 
nickt  zweifelhaft  sei,  von  der  AuisichtsDel^ürde  geteilt  werden.  Im  Folie,  d&ß 
diese  bei  einer  Aer^ctebewegong  sich  zum  Einschreiten  gezwungen  sehe,  würde 
sie  in  Vede^enliieit  eeia,  wenn  sie  erfahre,  daß  der  Elreiaarzt  selbst  dem  Leip- 
zigsr  Verbaod  angehöre,  also  als  Partei  erscheine.  In  Solingen,  wo  die  Be- 
wegung  mit  einem  Sie^e  der  Aerzte  geendet  habe,  sei  die  vermittelnde  Tätig« 
keit  des  vBllig  unparteiisch  dastehenden  Ereisarztes  von  großem  Werte  für  die 
Erledignngder  Sache  gewesen;  da  sei  auch  die  Bedeutung  des  votlbeaoldeteD, 
Ton  der  Praxis  unabhängigen  Ereisarztes  klar  zutage  getreten. 

Der  Vorsitzende  meinte  weiter,  er  kOnne  nicht  zugeben,  daß  der  Kreis- 
ant,  mmti  wem  w  keiaa  Praxis  treibe,  irit  ien  Aereteo,  die  von  eben  dieser 
pMKts  teben,  dase^be  SUadeiiiitfliwaa  habe,  ebeusoivenig  wie  Begiemngsräte 
nk  IlaehtsBiiwIlten,  «der  letutei«  taii  Amtsrl<^tera  dasedbe  Standesinteresse 
haben.  Juristen  seien  diese  alle  wie  wir  alle  Medisiner  sden,  tegegen 
seien  wir  nicht  alle  praktische  Aerzte.  INe  Verkennwig  dies  SÜwd- 
piuktw,  bei  d«i  man  sehr  wohl  sich  gemainsam  als  HstHsineT  fflUm  kSnne, 
nkm  swD  Pesthalten  der  MedtBinttlbecnntaa  in  den  Aent^anuDem,  wogegen 
jta»  sieh'  immer  dentUcber  wendeten,  bi  ähnlichem  Sihne  spricht  sieh  racb 
UeA-Sat  Bävber   a«s.     Der  Vorsitzende   erwiAnt  nooh,   daß  anch  ander« 
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Ah  S^ebnto  dor  Beapreohung  wurde  folgender  Satz  in    ^HyPf^tft^U- 
■wh  ^Rfettkgea :  o 
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„In  der  heutigen  Sitznng  dea  Medizin albeamtesTereins  wurde  ea  ein- 
stimmig fOi  richtig  geholten,  daß  der  Medizinalbeamte,  am  ganz  unabhängig 
in  seiner  Stellnng  za  bleiben,  dem  Leipziger  Verband  nicht  aagehOrt." 

II.  Der  H.  Vorsitzende  machte  hierauf  noch  folgende  kleinere 
Hittellnngen : 

Die  Beaichti gongen  von  Sammelmolkereieo  mnS  nach  einer  Ent- 
scheidung des  Miniaters  die  OrtspoUzeibehßrde  bezahlen.  Inwieweit  eine 
regelmäßige  Beaicbtignng  atattSoden  soll,  iat  noch  fraglich. 

Daa  Institntfilr  üntersachnngen  auf  ansteckende  Erankheiten 
in  Gelsenkirchen  ist  znnächst  für  das  Huhrkohleagebiet  da,  zn  dem  vom 
Beg.-Bez.  Düsseldorf  die  Kreise  Duisburg,  Buhrort,  Oberhaosen  und  Essen, 
Stadt  und  Land,  gebQrenj  es  übernimmt  aber  auf  Wunsch  auch  üntersnchungen 
fflr  ondeie  Kreise,  allerdugs  gegen  Bezahlung,  die  am  besten  als  jLhrli<£er 
Beitrag  erfolgt.  Ea  wird  zur  Benutzung  aufgefordert.  Eine  ähnliche  Dnter- 
snchnngaanatalt  kleineren  Maßstabes  wird  in  der  Königlichen  Begierung  in 
DOsseldorf  zurzeit  eingerichtet,  wo  Med.-Bat  Dr.  Bänber  die  Untersuchungen 
macheu  werde.    Eine  offizielle  Mitteilncg  darüber  wird  noch  erfolgen. 

Im  EntmQndignngsverf ahren  werden  nicht  immer  und  überall 
die  Kreis-  bezw.  Gericbtsärzte  als  Outachter  zugezogen,  wie  es  der  Herr  Jnstiz- 
miniater  durch  Runderlaß  wünschte.  Wo  Irrenanstalten  sind,  werden  meiatena 
die  AnstaltsBrzte  mit  der  Erstattung  des  Gutachtens  betraut,  was  namentlich 
die  Kreisärzte  in  Lennep  und  Solingen  erfahren  haben ,  doch  auch  sonst  ge- 
scbiehtgleiches.  Es  liegt  eine  Umgebung  der  Kreisärzte  seitens  der  ÄmUgericDte 
vor.  Wenn  ein  Kreisarzt  nicht  zu  seinem  Rechte  kommt,  auch  nicht  darch 
Bericht  an  den  Landge richte prAsidenten,  so  wendet  er  sich  am  besten  an  den 
Regierun  gspräaidenten. 

Einem  Apotheker  ohne  Gehilfen  wird  die  Erlaubnis,  einen  Lehrling 
zn.  halten,  nur  dann  erteilt,  wenn  er  selbst  zuverlässig  nnd  sein  Geschäft  klein 
istj  nach  diesen  Richtungen  haben  die  Kreisärzte  daa  durch  ihre  Hand  einzu- 
reichende GesQch  des  Apothekers  zu  bearbeiten. 

Bei  Besichtigung  von  Krankenhäusern  wird  die  Yorscbrift  der 
Dienstanweisung,  Arzt  und  Vorstand  vorher  zu  benachrichtigen,  vielfach  gar 
nicht  oder  so  ausgeführt,  daS  einen  oder  mehrere  Tage  vorher  der  Termin  der 
Besichtigung  mitgeteilt  wird.  Dies  widerapricht  aber  den  Bcgrilf  einer  nnver- 
mateten  Besichtigung.  Es  genügt,  wenn  der  Kreisarzt  sich  '/>  bis  1  Stunde 
vorher  anmeldet;  dann  aber  müsaen  der  Erankenhaosarzt  and  Vertreter  dea 
Vorstandes  auch  erscheinen,  sofern  aie  nicht  triftige  Gründe  für  ihr  Fern- 
bleiben haben. 

Wolff-Elberfeld  fragt,  ob  reines  Strychnin  von  Drogisten  an 
Kammerjäger  abgegeben  werden  dürfe ;  nach  seiner  Auffassung  nicht,  weil  es 
nach  Verzeichnis  B.  der  Kaiserlichen  Verordnung  überhaupt  nur  in  Apotheken 
verkauft  werden  dürfe.  Dem  moB  zugestimmt  werden.  Die  Polizei-Verordnung 
über  den  Handel  mit  Giften  steht  nicht  entgegen,  weil  sie  sich  aach  auf  Apo- 
theken bezieht  und  die  Frage,  ob  ein  Gi^  nur  in  Apotheken  oder  auch  in 
Drogenhandlnngen  verkauft  werden  darf,  unberührt  läßt. 

Der  Vorschlag,  §218  des  Eebammenlehrbncha  dahin  zu  ändern, 
daß  statt  2proz.  die  Iproz.  Höllen steinlüsnng,  die  weniger  ätzt  nnd  nach 
Runge  ebenso  wirksam  ist,  den  Nengcborenen  in  die  Augeubindehänte  ge- 
träufelt werde,  empfiehlt  aich  nach  Wolff,  bei  der  Verbesserung  der  neuen 
Auflage  des  Lehrbuches  anzuregen. 

Schrakamp  empfiehlt  eine  kürzere  Fassung  der  vom  Verein  heraus- 
gegebenen Regeln  für  Pflege  nnd  Ernährung  der  Kinder  im  ersten 
Lebensjahre,  ^e  Eommlssion,  bestehend  ans  Räuber,  Schrakamp  und 
Hefacker,  wird  die  Kürzung  beaorgen. 

Räuber  macht  darauf  aufmerksam,  daß  für  amtsürzUicbe  Zengnisse 
für  Schulkinder,  die  vom  Unterricht  befreit  sein  wollen  —  entgegen 
früherer  Auslegung  — ,  liquidiert  werden  könne,  auch  wenn  sie  darcb  VeT- 
mittetung  des  Landrats  gefordert  werden. 

lU,  Demonstration:  Gcrichtaarzt  Dr.  Schmidt  zeigte  den  Schädel 
eines  ermordeten  Mädchens  (Lustmord)  und  einen  eisernen  Scjiasterleisten  vor, 
der  zar  Hervorbringnng  der  starken  Zertrümmerung  wohl  geeignet  erscheine. 
Der  Angeklagte,  in  dessen  Wohnung  der  Leisten  gefunden  wurde,  konnte  der 
Tat  nicht  überführt   werden.    Auf  seinen   angekündigten  Vortrag  verzichtete 
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er  wegen  der  vorgeschrittenen  Zeit  and  des  bei  allen  Teilnehmern  sich  rftck- 
sichtaloa  geltend  machenden  Eongera,  der  dann  durch  den  letzten  Fnnkt  der 
TageBordnug,  das  gemeinschaftliche  Uittagessen,  gestillt  wurde. 

Dr.  H  0  f  a  c  k  e  r  -  Däaseldort 


Berieht  fiber  die  am  15.  Hai  d.  J,  lu  StnttKart  abg;eliaUeBe 

Ol.  JahreHTeraammlniiK  des  WfirttemberKlscheii 

medizinal  beamtenver  eins. 

Sie  VersEunmlnng  fand  im  kleinen  SuJe  des  Oberen  Hnaeums  statt. 

Anwesend  waren  die  Herren:  Breit,  Cleß,  t.  Onßmann,  EOstlln, 
r.  Bembold,  Schenrlen,  Walz-Stnttgart,  And  rassy-BObUneen, 
fianr-Blaabearen,  Bilfinger-Eorb,  Blezinger-Cannstatt,  Babenhofer- 
Ytubingen  a. E.,  Fricker-Nagold,  Q&app-Schomdorf,  Georgii-Maalbronn, 
G  n  a  n  t  -  Neresheitn,  Heller-  Backnang,  Jäger-  Ulm,  Kern-  EUnzelsan, 
Kommerei- Waiblingen,  Eranß-Kirchheim  u.  T.,  Lieb-Frendenstadt,  Lnd- 
wig-Leonberg,  Maiscb-Oefaringen,  Üajer-HeilbroDn,  Ma jer-HUnaingen, 
Mntschler- Aalen,  Panlna-Snlz  a.N.,  Pf  ätflin -Urach,  Ff  eilstick  er- 
Qmflnd,  Bomber  g-Nflrtingen,  Sattler-Cannatatt,  Scheef-Bottenbarg, 
Schmid-Brackenheim,  Schneckenbar ger-Tnttlingen,  Spätb-Eßlingen, 
Steinbrttck-Bentlingen,  Süßkind-Scbwäb.-HalL 

Der  Torsitzende,  Med.-£at  Dr.  SOstlin,  begrflßte  die  Ter' 
sanunlong  unter  Hinwels  anf  die  Bedeutung  der  zar  Beratung  stehenden  Fra^eni 
und  dankte  insbesondere  auch  den  anwesenden  Mitgliedern  des  E.  Medizinal- 
kalleginms  tta  ihr  Erscheinen. 

Er  erstattete  liieraaf  den  (feBchSftsberloht,  wobei  er  die  Uitteilong 
machte,  daß  der  Tereiu  nonmebr  aas  78  Mitgliedern  bestehe;  aas  dem  Neckar- 
kreis  gehören  ihm  sämtliche  Oberamtsärzte  an,  w&hrend  sich  ihm  aas  den 
übrigen  drei  Kreisen  im  ganzen  7  Oberamtsärzte  bis  jetzt  noch  nicht  ange- 
schlossen haben.  Es  wäre  zu  wünschen,  daß  auch  diese  Kollegen  dem  Vereine 
noch  beitreten  mochten,  damit  derselbe  daa  wOrttembergiacbe  Medizinalbeamten- 
tom  Tollzählig  repräsentiere ;  auch  Ton  eeiten  der  Ob eramta Wundärzte  und  der 
pro  physicatu  geprüften  praktischen  Aerzte  wäre  eine  etwas  regere  Anteil- 
nahme an  den  Vereinsbestrebungon  erwünscht. 

Der  Torsitzende  berichtete  sodann  über  den  Verlauf  der  letzton  Jahres- 
Teraammlung  des  allgemeinen  Deutseben  MedizfnalbeamtenTereins  in  Leipzig, 
und  sprach  dabei  sein  Bedaaem  ans,  daß  an  derselben  außer  ihm  selbst  kern 
weiteres  Mitglied  dea  württembergischen  Landesverbandes  zugegen  gewesen 
sei  Er  richtete  an  die  Teraammlong  die  Bitte,  es  mOcbte  der  diesjährigen 
Jahresveraammlung,  die  gleich  wie  die  Versammlang  des  Vereins  für  Öffent- 
liche Gesundheit  pflege,  und  letzterer  anmittelbar  vorangehend,  in  Daozig  statt- 
finde, doch  auch  einige  württembergische  Eollegen  anwohnen. 

Nachdem  zuvor  noch  der  erst  kürzlich  erfolgten  Oründang  eines 
bayerischen  Medizinalbeamtenvereins  gedacht  worden  war,  besprach  der  Vor- 
sitzende zum  Schlüsse  noch  einige  im  Laafe  des  Berichtsjahres  erlassene  amt- 
liche Verordnungen,  insbesondere  die  Minist erialverfügong,  betr.  den  Terkehr 
mit  Geheimmitteln  und  ähnlichen  Arzneimitteln  vom  4.  November  1903,  sowie 
den  Erlaß  des  K.  Medizin alkolleginms,  betr.  die  Bekämpfang  von  Typbas  vom 
6.  November  1903.  Während  die  erstere  Verfügong  im  Vergleich  mit  der 
trüberen  Qebeimmittel Verordnung  vom  14.  n.  1899  eher  als  ^  BOckschritt 
angesehen  werden  müsse,  sei  die  zweite  entschieden  als  ein  bedeutender  Fort- 
schritt im  württemborgischen  Medizinalwesen  zu  betrachten,  da  darcb  sie  nun- 
mehr wenigstens  einmal  ein  Anfang  mit  der  Anzeigepflicht  gemacht  worden 
sei,  ohne  welche  eine  zielbewußte  Seuchenbekämpfung  überhaupt  nicht  mOglicb 
seL  An  der  tatkräftigen  Mitwirkung  der  beamteten  Aerzte  Wärttembergs  bei 
diesem  Kampfe  gegen  die  Infektionskrankheiten  werde  es  sicherlich  nicht  fehlen. 

Nachdem  der  Schriftführer  Dr.  Cless  über  den  Stand  der  Kasse  Be- 
richt erstattet  hatte,  and  demselben  von  selten  des  Vorsitzenden  der  Dank  dea 
Vereins  für  seine  Mitwirkung  aasgesprochen  worden  war,  wurde  in  die  Tagea- 
ordnang  eingetreten. 

BeBpreeliiing  der  Frage  der  amtllclieii  Stellung  und  wlrtaehaft- 
Uehen  Lage  der  württenbergisebeii  Medlilnalbeamtea. 
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Zunächst  erstattete  der  erste  Referent  Oberuntssrzt  Br.  Gteorgii-Hanl- 
bronn,  ein  sehr  eingehendes  Beferat,  dem  folgende  zwei  Thesen  za.  grunde  lagen : 

,L  Eine  xeitgemäße  Reform  der  GeEolts-  nnd  FensionsrerbiLltnisBe  der 
Oberamts ärate  iat  ein  dringendes  Bedürfnis. 

II.  Der  ErlaS  einer  Dienstanweisung,  welche  slmtlicbe  Pflichten  und 
Rechte  der  Oberamtsärzte  genau  regelt,  ist  im  Interesse  der  amtlichen  Stellung 
der  Oberamts&rzte  dcrcbaos  notwendig." 

Hierauf  trug  der  zweite  Referent,  Oberamtsarzt  Hed.-Bat  Dr.  Jäger- 
ülm,  ein  ebenso  eingehendes  und  erschöpfendes  Gutachten  vor,  zu  dem  er 
fönende  zehn  Thesen  aufgestellt  hatte : 

,Die  bei  der  8.  JahresTersammlnng  des  Württembergischen  Medizinal' 
tteamtenvereins  am  15.  Mai  1904  in  Stuttgart  anwesenden  Oberamtsärzte  bitten 
das  E.  Medizinal  kollogium  gehorsamst,  bei  der  K.  Staats  reglerung  eine  Neu- 
regelung der  Dienst-  und  Oeh&ltsTerhältnisse  der  Oberamtsärzte  beantragen 
una  dabei  in  der  Hauptsache  das  Preußische  Kreisarztgesetz  vom  16.  September 
1899,  sowie  die  Dienstanweisung  ftlr  die  Kreisärzte  vom  28.  März  190L  zu- 
grande  legen  zu  wollen. 

Als  unsere  besondere,  den  wQrttembergischen  Terbältnissen  entsprechende 
Wfinsche  und  Vorschläge  erlaubeu  wir  uns  folgende  Punkte  vorzutragen : 

I.  Die  Einteilung  der  oberamtsärztllchcD  Bezirke  bleibt  die  gleiche 
wie  seither. 

II.  Der  Oberamtsarzt  bleibt  wie  seither  nicht  Tollbesoldeter  Beamter 
und  behält  die  Erlaubnis,  Prtratpraxiä  auszuttben,  soweit  sie  sich  mit  der  amt- 
liehen  Tätigkeit  vereinigen  läßt. 

TTI.  Der  Oberamtsarzt  bleibt  der  Qerichtsarzt  und  Impfaizt  seines  Be- 
zirlcs  und  bezieht  die  gerichtaärztlichen  und  Impfgebühren  wie  seither ;  eine 
schärfere  PrSziaierung  der  Öffentlichen  Bestellung  des  Oberamtsarztes  als  Oe- 
richtsarzt  ist  den  Oerichten  gegenüber  nOtig. 

IV.  Auch  für  die  übrige  Tätigkeit  bezieht  der  Oberamtsarzt  die  Qe- 
btthren  wie  seither,  soweit  dieselbe  nicht  gebührenfrei  zu  erfolgen  hat 

V.  Der  Oberamtsarzt  erhält  das  Recht,  seinen  Beiirk  behufs  Beob- 
achtung der  sanitären  Verhältnisse  desselben  unabhängig  von  der  Requisition 
der  Behörden  zu  bereisen  nnd  bezieht  hierfür,  sowie  &  die  auf  Requisition 
TOD  Behörden,  insbesondere  von  Oerichten,  unternommenen  Reisen  in  seinen 
Bezirk  die  cegulatiTmäßigen  Diäten  im  Betrage  von  lö  Mark  für  den  ganzen 
and  Ton  10  Hark  für  den  Dalben  Tag  und  daneben  mit  Rttcltsicht  auf  die  nicht 
Tolle  Besoldung  als  Entschädigung  für  entgehenden  Erwerb  10  Mark  für  den 
ganzen  und  5  Mark  fttr  den  halben  Tag. 

Der  Berechnung  der  Äbwesenheitsdauer  sind  nicht  die  Abgangs-  nnd 
Ankunftszeiten  der  BahnzOge,  sondern  die  Zeiten  des  Weggangs  von  der 
Wohnung  und  der  Rückkehr  in  dieselbe  zugrunde  zu  legen. 

VI.  Der  Oberamtsarzt  erhftlt  ein  beschränktes  Anordnungsrecht  In  Not- 
fällen, namentlich  zum  Zwecke  der  Verhütung,  Feststellung,  Abwehr  und 
tJnterdrttckang  einer  gemeingefährlichen  Krankheit;  die  zuständigen  Behörden 
mOssen  von  der  getroffenen  Anordnung  durch  den  Oberamtsarzt  sofort  schiift- 
lich  benachrichtigt  werden. 

Zuwiderhandlungen  gegen  diese  Anordnungen  werden  unter  Straf- 
androhung gestellt. 

VU.  Zum  Zwecke  der  Fortbildung  werden  die  Oberamtsärzte  Ton  Zeit 
zu  Zeit  zu  bakteriologischen,  hygienischen,  psychiatrischen  und  anatomischen 
Kursen  oder  zur  Dienstleistung  an  wissenswaftlichen  Instituten  und  Staats- 
irrenanstalten  auf  Staatskosten  einberufen. 

VUL  Der  seither  Ton  den  AmtskOrperscbaften  etc.  geleistete  Beitrag 
zu  dem  Gehalt  der  Oberamtsärzte  wird  auf  die  Staatskasse  ttbemommen  und 
das  Diensteinkomnien  des  Obeiamtsarztes  folgendermaßen  festgesetzt: 

1.  Pensionsfähige  Besoldung,  die  uut  2100  Mark  beginnt  nnd  aüe  drei 
Jahre  Dienstzeit  um  300  Mark  steigt  bis  zum  Höchstgehalt  Ton  8000  Mark. 

2.  Pensiongfähige  Znl&gen  von  800  Mark  für  10  Oberamtsarztztellen 
(Stuttgart  Amt,  Eßlingen,  Beutlingen,  Heidenheim,  GHtppingen,  Ravensburg, 
Balingen,  Bottweil,  Tübingen  und  (hnünd),  von  600  Mark  für  2  Oberamtsarzt- 
stellen (Cannstatt  und  Ludwigsburg),  von  900  Mark  für  2  Oberamtsarztstellen 
(Heilbronn  nnd  Ulm)  und  von  1200  Hark  für  Stuttgart  Stadt. 

8.  Impf-,  Gerichts-  und  sonstige  Gebtthren,  von  denen  die  Impfgebühren 
in  für  Jeden  B^k  festzustellender  HSbe  pensionsfäUg  sind. 
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leidenden  Eianken  la  achten.  Die  Bäame  fOr  tnberknlQse  Kranke  sind  mit 
Spncknäpfen  zu  versehen.  Die  DeBinfektionBeinriahtiinKen  sind  ganz  besonders 
ins  Auge  zu  fassen.  Die  Jetzigen  VerhiUtnisse  aind  Tielfach  TerbessenmgB- 
bedttrfug,  wie  die  Infektion  einiger  Krankenschwestern  im  Kreise  Beckom  mit 
Typhös  beweist  Die  Formalindesinfektion  wird  angelegentlich  emptolüen. 
Anch  die  Notwendigkdt  der  Einrichtung  besonderer  B&nme  fÖr  Qeistealcrauke 
wird  betont 

Eine  besonders  eingehende  Besichtigong  erheischen  aach  die  Ein- 
ricbtnugen  fflr  Besdtignng  der  Abgänge.  Für  Neubauten  kUnne  das 
biologische  Verehren  dringend  empfoMen  werden,  aber  auch  bestellenden 
Krankenhänsem  sei  diese  Einrichtung  tunlichst  fuzaraten.  Der  Krelsanst  solle 
gnindsützlich  und  dauernd  der  hygienische  Berater  des  Krankenhansrorstandes 
sein.  Aach  habe  et  sem  besonderes  Augenmerk  auf  die  Statistik  der  Kranken- 
hanafreqnens  und  der  ansteckenden  Krankheiten  zu  richten,  znmal  die  Ffllimng 
der  AntnahmebOcher  nud  sonstigen  Jonmale  oft  wegen  mangelnder  Betellignng 
der  Aerzte  zu  wünschen  hbrig  lasse.  Aber  aofierdem  mflüe  überall  die  An- 
stellnng  eines  besonderen  Krankenhansarztea  mit  vermittelnden  und  bis  za 
einem  gewissen  Grade  verantwortlichen  Funktionen  den  Behörden  gegenäber 
gefordert  werden. 

Als  Leitsätze  stellte  Beferent  folgende  aof: 

,1.  Es  erscheint  witnsohenswert,  daß  der  Kreisarzt  sich  durch  Besieh- 
Ügnng  von  der  Tanglichkeit  eines  für  einen  Krankenhausneubau  in  Aussicht 
genommenen  Qmndstttcks  vor  der  Bebanong  überzeuge. 

2.  Der  Schaffnng  von  ansreichenden  Isaliergelegenhelten  für  mit  an- 
steckenden Krankheiten  Behaftete  mnä  stets  eine  besondere  Aufmerksamkeit 
gewidmet  werden. 

8.  Zur  wirksamen  Bek&mpfnng  der  ansteckenden  Krankheiten  ist  es 
erforderlich,  auf  eine  bessere  Desinfektion  während  der  Krankheit  zn  sehen 
und  zu  diesem  Zwecke  die  Bemtspfiegerinnen  besser  zu  Instruieren. 

4.  Für  jedes  Krankenhaus  ist  ein  zweckentsprechender  DesinfektiMu- 
apparat  erforderlicL* 

Der  Korreferent,  Hed.-Bat  Dr.  Mnnsch-Borken,  schildert  die  ge- 
BchichtUche  Eutwickelnng  des  Krankenbaoswesens  speziell  m  seinem  Krelsarat- 
bezirke,  worans  in  anschaulicher  Welse  hervorgeht,  wie  die  heutigen  Kranken- 
hänser  sich  allmählich  ans  Armenhäosern  entwickelt  haben.  Wie  sehr  die 
hygienischen  Yerhältnisse  in  den  älteren  KrankenhSosem  vernachlässigt  waren, 
zeigt  Bedner  an  der  Schilderung  einer  Bnhrepldunie,  die  erst  verschwand,  als 
anch  in  den  Krankenhänsem  fflr  grftBdliche  Säaberkut  gesorgt  wurde.  Gegen- 
wärtig werden  im  Kreise  Borken  in  8  Krankenhäusera  dnrcbschnittllch  jähnlch 
2000  Kranke  verpflegt  Als  zweckmäßigste  Desinfektion  bezdehnet  er  gleich- 
falls die  Formalindeänfektion. 

In  der  Diskussion  fordert  Dr.  Sehlantmann-Mflnster  eine  noch 
strengere  Isolierung  der  TaberknlOsen. 

Der  Torsitzende  teiltiDit,  daß  man  dabei  häuflg  auf  lebhaften  Wider- 
stand der  Patienten  gestoflen  sei,  die  sich  dann  leicht  als  Kranke  It.  Klasse 
betrachteten;  immerhin  müsse  auf  möglichste  Absondemng  Bedacht  genommen 
werden. 

Dr.  Ovetkamp- Warendorf  und  Dr.  Kasemey  er-Steinfuit  bestätigen 
durch  Beispiele  aus  ihrer  eigenen  Fruds,  dafi  die  Schwindsflchtigen  einer  Ab- 
sonderung außerordentlich  widerstreben. 

Dr.  Poilitz-Hflnster  weist  auf  die  HOgUchkeit  der  Heilung  mancher 
Geisteskrankheiten  in  den  Krankenhäusern  hin.  Manche  prognostisch  günstige 
Psychosen,  wie  die  puerperale  Melancholie,  die  Säufer -Delfiien  usw.,  lleBen 
sich  auch  im  Krankenh&nse  erfolgreich  behandeln. 

Demgegenüber  betont  der  Vorsitaende,  daß  sieh  eine  vorübergehende 
Aufnahme  von  Geisteskranken  vielfach  nidit  umgehen  lane,  daß  sieh  aber  eine 
längere  Unterbringung  mit  dem  Betriebe  eines  allgemeiBeo  Krankenhansee 
nicht  vertrage,  vielmehr  mtksse  nach  allen  bezüglichen  Brfahrangen  stets  aaf 
eine  mQglicnst  trflhztitige  DeberfOhmng  Geisteakranker  in  Bpeztalanstnlten 
hingewirkt  werden.  ..     ...  ^.v.v.-,^.^ 
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Or.  Bobers-Giereu  hUt  es  fftr  eifoiderllch,  dmS  sogeiuuite  Hoapi- 
tAÜten  im  Kllgemeliien  von  der  Aufnahme  in  ein  Erukenlinns  ansgescMoBsen 
bleiben. 

Dt.  Helmin g-Ähaus  hat  keine  schlechten  Erfahrungen  mit  der  g»- 
mdnsamen  Pflege  toq  alteisschwachen  und  kranlcen  Personen  gemacht. 

Ob.-Beg.-Bat  Jungä  teilt  mit,  dafi  in  Schleawig-Eolateln  fOr  aolche 
HoBpitallten  besondere  Heime  bestehen. 

Unter  Änerkenniing  der  Zffeoknülfii^eit  einer  Anaschließnng  der  Hospi- 
tanten von  den  EraDkenhlnsem  hUt  der  Vorsltxende  die  vorlundenen  Be- 
Btimmnneen,  besonders  der  Anordnung,  wonach  der  Kreisarzt  bei  den  Besichti- 
gangen  aaranf  zn  halten  hat,  daß  die  Kranken  ordnnngsmiOig  untergebracht 
werden,  im  allgemeinen  ftlr  ansreicbend. 

Nachdem  sodann  der  Vorsitzende  daranf  hingewiesen  hatte,  daß  auch 
die  Frage  des  Krankenhaasarztes  tut  den  Begienrngsbezirlc  KOnster  durch  die 
Vertagung  vom  5.  Jnli  1888,  die  jedem  Erankenhana  die  Beatellnng  eines 
Krankenhansarztes  auferlegt,  wenigstens  soweit  die  andaaemde  sanitäre  üeber- 
wachnng  in  ?r>we  kommt,  geregelt  sei,  wurde  die  Disknssion  Aber  diesen 
Gegenstand  der  Tageaordnnng  geschlossen, 

HL  Es  erhielt  hierauf  das  Wort  der  Kreisarzt  Med. -Bat  Dr.  Orer- 
kamp- Warendorf  za  einem  Beferat:  „üflber  die  OrtsbeslehttgongeB.*'  Er 
führte  folgendes  aus: 

Der  Wert  der  OrtsbesichtiEOngen  Ist  bbher  Terschieden  beurteilt,  wohl 
wahrscheinlich  wegen  der  Neuheu  der  Einrichtung.  Zu  beachten  sind  haopt- 
sächlich  die  Wasserrersorgung,  die  Beseitigung  der  Fäkalien  und  im  Zn- 
aammenhang  hiermit  die  BodenveruDreiDigangen.  Bei  Torhandenen  Mifiatänden 
Terspriclit  an  Stelle  Ton  Zwangsma&nahmen  die  Belehmng  der  Bevölkerung 
oft  einen  bleibenden  Erfolg,  so  mithsam  diese  auch  zunächst  erscheinen  mag. 
Beferrat  bedauert  das  huflge  Fdilen  der  Ortabehfirden,  deren  Teilnahme  er 
ftlr  unbedingt  erforderlich  hält,  da  hierdurch  das  Interesse  für  hygienische 
Fragen  bei  Ihnen  Oberhaupt  erst  geweckt  werde,  und  wünscht  deshalb  eine 
VenOgnng,  wodurch  den  OrtabehQrden  die  Verpflichtung  zur  Teilnahme  an  den 
Ortsbulchtignngen  auferlegt  wird.  —  Das  bestehende  Formular  sei  geeignet, 
alles  notwendige  aufzunehmen.  Gelegentliche  Besichtigongen  hält  Beferent  fttr 
wmig  eraprieUich,  auch  sud  seiner  Ansicht  nach  die  Sohulbesichtigangen  zu- 
Eleich  mit  der  allgemeinen  Ortabeaichtigung  nicht  möglich,  da  sie  viel  zu  viel 
Zeit  erfordern.  Auch  die  Besichtigungen  der  zerstrenten  Gemeinden  werden 
fflr  erforderlich  gelialten. 

Bedner  beapricht  dann  die  Befugnisse  des  Betretens  der  Häoser  seitens 
der  Hedizinalbeamten.  Als  geeignetste  Zeit  für  die  Ortsbesichtigungen  be- 
seicbnet  er  die  regenreicheren  Honate,  nicht  aber  die  Wintermonate,  in  denen 
die  Schneelage  manches  Cnhygieoische  verdeckt 

Korreferent  Ued.-Bat  Dr.  Kaaemeyer-Burgstelnfurt  teilt  seine  Er- 
fahrungen bei  den  Ortabesichtigongen  mit.  Er  hat  niemals  Schwierigkeiten 
beim  Betreten  von  Häusern  seitens  der  Bewohner  erfahren.  Fabrikarbeiter- 
wohnnngen  hat  er  vielfach  als  schlecht  befunden,  besonders  insofern,  als  die 
Schlafstuben  ohne  jede  Beleuchtung  und  Ltlftnngseinrichtnng  waren.  Als 
wichtigaten  Teil  der  Ortsbesichtigung  bezeichnet  auch  er  die  PrDfung  der 
Wasserversorgung  und  der  Abwässer-  und  Fäkallenbehandlung.  Bedner  hält 
eine  Polizelvaroranung,  betreffend  Verbot  des  Aufbringena  yon  DDnger  auf  die 
Straßen,  ftlr  notwendig.  Auch  die  Aborte  sind  vielfach  mangelhaft.  Für  den 
Abfluß  der  KOi^enwässer  sind  gepflasterte  Binnen  notwendig.  Aach  die 
BnuuenTerhlltnlsse  hält  Korreferent  in  den  meisten  Orten  f&r  schlecht.  Die 
BraoBenaalageB  liwen  häidg  zu  nahe  an  der  Düngergrube.  Er  hat  aus  dieaem 
Grunde  mehrere  Sflentllche  Brunnen  achließen  lassen. 

Bei  der  Besprechung  der  Nahrung»-  und  Oenußnüttel  schildert  er  den 
unbefriedigenden  Zustand  der  Frlvatschlächteieien.  Bei  Fabriken  hat  er  Öfter 
Kingei  bezIlElich  der  VraUlation  etc.  festgestellt,  die  aber  von  der  beteiligten 
StAto  bereitwulig  abgestellt  wurden.  Auch  er  hUt  die  achslbBaichtigungen  bei 
Gelegenheit  der  OrtsbeaiohtlgnngeD  wegen  Ibngel  an  Zdt  für  unausführbar, 
ebenso  die  Fertigstellnng  des  ProtokollM.  ^  ■  < '  <  -^ .  ^ 
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BeEOglich  des  Ealtekinderweeeni  hilt  Korrefeient  eine  gelegoutlleho  Bo- 
BlcAtigang  nr  notwendig. 

In  der  DiakuBBion  betont  Beg.-PrSsident  von  Gescber,  At&  er 
eine  AosferÜgnng  des  aniftuigräohen  Protokolles  am  BesichtüningBUge  oft  fttr 
sdiwei  aasfturt>ü  halte.  Die  Teilnalune  des  VertreteTg  der  OrtspoÜKibehOrde 
an  den  OrtBbesicbtignngen  erachtet  er  ftli  nnbedingt  notwendig.  Er  stellt  eine 
besondere  Verfttgnng  dazu  in  Änsaicht. 

B^  Terstrent  liegenden  Ortschatten  hält  man  allgemein  eine  mehr 
summarische  Besichtignng  für  richtig. 

Der  Torsitiende  weist  snm  SchlnS  der  Diskussion  aat  die  Polizei- 
Terordnnngen  über  die  Beschaffenheit  und  Benntziuig  TOn  Wohnnngen  und 
Wohnräomen  and  die  BaapoUzeiTerordnimg  fUi  das  platte  Land  des  Be^eraarn- 
bezirks  UHnster  vom  12.  Februar  1901  itnd  28.  Joni  1901  hin,  die  den  Kreis- 
ärzten  bei  den  Ortsbesichtignngen  in  den  meisten  Fragen  einen  gnten  Anhalt 
boten,  znmal  sie  viele  der  vorgetragenen  Wünsche  bereits  berftclüichtlgten. 

IV.  Die  Tontaluie  elsfMiker  phyalksllHker,  eheKiseber,  Blkroak«pl> 
BOker  und  bskterlologbeker  üntenaekugen.  Kreisarzt  Dr.  Wolters- 
Coesfeld :  Eine  eingehende  Besch&ftlgniig  des  Medizlnalbeamtea  mit  den  genanereii 
üntersnchnngsmetSodeti  ist  nicht  mOglldi,  da  es  ihm  an  eiogehendei  Vorblldune, 
Zdt  nnd  Babe  fehlt.  Aber  auch  unter  Verzicht  auf  Ansftthnutg  umst&na- 
licherer  minntiOser  Untersuchungen  bleibt  dem  Kreisarzt  in  dieser  Hinsicht 
noch  ein  wichtiges  nnd  lohnendes  Arbeitsfeld.  Beferent  bespricht  die  hier  In 
Betracht  kommenden  Prüfungen,  z.  B.  die  des  Feuchtigkeisgrades  nnd 
des  EohlenB&aregehaltos,  sowie  der  Helligkeit  von  B&nmen,  ins- 
besondere  in  Schnlrüamen ;  Nahinngsmittelpröfungen  werden  im  allgemeinen  nicht 
Aufgabe  des  Kreisarztes  sein,  mit  Aosnalmie  etwa  gewisser  Methoden  der 
Uiltäuntersnchung.  Dagegen  wird  der  Kreisarzt  nicht  selten  Bodenunter- 
snchnnKen  vorznnehmen  haben;  namentlich  die  physikalischen  Methoden, 
wie  Prüfungen  des  Poren volomens,  der  Wasserkapazit&t,  kommen  hierbei 
in  Frage. 

Bei  der  Wasser-  lesp.  der  Brunnennntersnchnng  soll  er  sich 
haoptsächiicb  an  die  Örtliche  Beslchtigiing  halten,  daneben  aoer  anch  die 
chemische  nnd  mikroskopische  UntersucHung  berücksichtigen.  In  bakteriologi- 
scher Hinsicht  erscheint  es  vorlinSg  ratsam,  sich  mit  der  KeimzäUung  nach 
Plattenkaltnr  zu  begnügoo.  Zu  der  chemischen  Untersuchung  hfilt  Referent 
den  Nachweis  von  Msen  und  Kalk  in  hygienischer  Beziehnng  ftlr  nicht  be- 
sonders wichtig. 

Von  anderweitigen  Untersuchungen  sind  die  auf  Taberkelbazillen 
nnd  Gonokokken  praktisch  besonders  wichtig;  fUr  die  gerlchtsSrztUdie 
Tätigkeit  kommen  die  Untersuchungen  auf  Blut,  Haare,  sowie  etwa  der 
Nachweis  von  Spermatozoen  vornehmlich  in  Betracht. 

Korreferent  Krelsssaistenzarzt  Dr.  Hagemann-Münster  bespricht  die 
chemische  Untersuchung  des  Wassers  und  demonstriert  als  zweckmäßige  Unter- 
suchungsmethode  die  von  ihm  sogenannte  .approximative"  Wasser- 
nntersDchiing.  Das  cigontUmliche  dieser  Hetbode  besteht  darb,  daß  die 
gewöhnlich  als  .qualitativ"  bezeichneten  Beoktionsprüfungen  ddrch  ständige 
Vergleichskontrollen  mit  Wasser  bestimmter  Znsammeasetziüig  (QrenzIOsungen) 
namentlich  xaverlässiger  eemacht  werden,  und  in  praktisuter  Hinsicht  dem 
Werte  der  quantitativen  Analyse  nahezu  gleichkommen,  olme  jedoch  derei 
Umständlichkeit  zu  besitzen.  Als  Beispiel  wird  die  Beaktion  auf  Chloride 
vorgeführt  (Siehe  die  botrofFcndo  Abhandlung  dos  Verfassers  in  Nr.  9  der 
Zeitschrift,  S.  266.) 

In  der  Diskussion  betont  B^.-  und  Med. -Bat  Dr.  Krnmmacher, 
doS  der  Qehalt  des  Wassers  an  Kalk  und  Eisen  anch  in  hrnenischer  Hinsicht 
keineswegs  gleichgültig  sei,  wie  der  Referent  bemerkt  habe.  Femer  sei  in 
gerichtlicn- medizinischen  Fällen  die  Untersuchung  und  Unterscheidung  der 
Haare  nicht  so  leicht  wie  behauptet  sei,  namentlich  wenn  es  sich  nm  Haars 
von  verschiedenen  Individnen  derselben  Gattung  handele.  Es  gehOre  doxn 
nicht  nur  Uebung,  sondern  auch  große  Umsiebt. 

V.  üeber  die  frumkniikkelt.  Der  Referent,  Ued.  -  Bat  Dr.  T  0  b  b  e  d  - 
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BedUlDKhaasen  bespricht  zunächst  die  allmUilIclie  TeThreitnnK  der  Warm- 
kianUidt  und  den  weg  den  aie  bisher  eiageschlsgen  hat.  Nachdem  er  dann 
die  M&tnigeschichte  des  Wurmes  gestreift  hat,  erDrtert  er  die  Entwidcelnngs- 
bedlngiuiKen  des  Warmes  und  die  Infleren  VerhSltnisse,  nntor  denen  der  Warm 


üeb  Ui  der  Praxis  erftümiD^gemkfl  am  besten  entwickelt.  Schliefilioh  fahrt 
er  Pripuate  tob  Wttrmem,  Lureii  und  Sieni  vor.  Die  deletire  Wirltniie  der 
Wttrmer  sohieibt  er  nicht  allein  der  Einten tzlehnng,  aondem  auch  einer  hjpi>- 


theäschen  toxischen  Wirkung  zo.  Er  geht  dann  auf  die  Verhältnisse  seines 
Wirkongakreiaes  genauer  ein.  Znrzeit  habe  die  Wnrmkrankheit  nm  60°/^  ab- 
senommeii;  aneh  natie  aie  die  Nebenwirkung  gehabt,  daß  anf  den  Gruben  jetzt 
bessere  aanittre  VethältnisBe  herrschen. 

Wegen  der  TorgerOclcten  Zeit  findet  eine  Diakussion  nicht  statt. 

Nach  einem  Scliliißworte  des  Begiemngaprisidenten  wird  die  Versamm- 
Inng  gesdüosaen.  Dr.  Krnmmacher-UQnster. 


B«rieht  Sber  die  TemBrnndnac  der  SeUeawli^ 

HelsteiniMhen  nedisinalbeamten  am  S4.  April  1904 

In  KeiiHifliuter. 

Anwesend  sind;  Beg.-  nnd  Ued.-Bat  Dr.  Berthean-Schleswig  (Vor- 
sitsender),  alle  Kreisärzte  mit  Ansnahme  des  Kreisarztes  Ton  Sonderbare,  die 
KrebosBistenzärzte  Dr.  Hillenberg-Oldesloe  nnd  Dr.  Schnlz-Niebhll,  der 
Qedchtsarzt  Dr.  Neidbardt-Altona  nnd  Prof.  Dr.  Fischer-Kiel,  letzterei 
als  Oast. 

1.  Es  werden  pakttseli«  Erflihnagen  mit  «Inlgen  neueren  PoUset- 
T«r«rdBUigeB  aosgetanscht  und  einige  seit  der  vorjährigen  Veisammlnng 
ergangene  Begtemagt  ■  Terngnngen  besprochen. 

2.  Tnku*  nnd  tTphnsUmllehe  ^antfpbns-  und  Enteritts-)  Br- 
kruinngen  in  der  Prorfni  Sohltswig  ■  Holstein.  Der  Tortragende,  Professor 
Dr.  Fischer  hatte  sich  anf  der  Torjährisen  Veraammlnng  znr  Untersachnng 
Ton  l^phna  bezw.  t;n>hnBälinlichen  Erkrat^nngon  bereit  erklärt  and  hat  seit- 
dem anch  vielfach  Gelegenheit  gehabt,  über  das  Vorkommen  Ton  ^phns  in 
der  Provinz  Stadien  zd  machen.  Die  Krankheit  trat  in  allen  Kreisen  auf, 
allerdings  in  wechselnder  Zahl;  obenan  stand  der  Stadtkreis  Kiel.  Im  ganzen 
machte  sich  in  der  Provinz  ein  AnsteiKen  des  Tfphns  In  den  Monaten  Hai  nnd 
Jnni,  sowie  September  bis  November  bemerkbar. 

Neben  dem  eigentlichen  Typhös  wnrde  die  dnrch  den  ParatfphnsbaciUus 

Sjtns  B.  erzeagte  Krankbeitsform  mehrfach  beobachtet  In  Kiel  kam  es  zo 
er  Paratfphns-Epidemie  mit  über  80  Erkrank  an  gsf  allen,  während  im 
abgelanfenen  Berichtsjahr  daselbst  nnr  12  eigontlicho  Typhaafälle  aufgetreten 
sind.  In  den  Kreisen  Pinneberg,  Bendsbnrg  nnd  Sondeiburg  kamen  ebenfalls 
vereinzelte  Paratvphasfille  zar  Beobachtong,  weshalb  angenommen  werden  darf, 
daß  der  Paratyphns  in  grOQerer  Verbreitung  in  der  Provinz  vorkommt.  Eine 
VerbreitODK  des  Typhna  durch  das  Trinkwasser  licB  sich  in  den  darant  nnter- 
satjiten  Fulen  nidit  nachweisen,  dagegen  handelte  es  sich  bei  2  Epidemien 
nüt  10  bezw.  12  Erkranknngen  nnd  1  bezw.  2  Todesfällen,  die  sich  im  Kreise 
PlOn  bezw.  Tondem  ereigneten,  nm  Omppeneikranknngen,  die  dnrch  Kontakt- 
infektion  entstanden  waren.  Aach  bei  der  Kieler  Paratyphasepidemio  wurden 
12  Erkrank  iin  gsf  alle  als  sekundäre,  d.  h.  durch  Bertthmng  mit  an  Paratyphus 
Erkrankten  zustande  gekommene  ermittelt.  Für  die  primären  Erkrankungen 
lieB  sich  ein  nraächllcner  Zusammenhang  mit  dem  Ldtungswasser  sowie  mit 
mich  mit  aller  Bestimmtheit  aasscliliefien,  während  das  Fleisch  von  einem 
kranken  Schlachttier  als  AusguiEspankt  fttr  die  Epidemie  ancesehen  werden 
mußte.  Die  Kieler  Paratjrphnseplifemie  wQrde  damit  den  unter  dem  Bilde  eines 
Typhus  verlanfenden  Fleischvergiftungen  anzaieihen  sein.  Daß  die  Epidemie 
durch  das  Fleisch  eines  kranken  Tieres  hervorffernfen  war,  wurde  dadurch 
nahegelegt,  daß  alle  primär  Erkrankten  Fleisch  liezw.  Wurst  von  einem  und 
demselben  Schlachttier  bezogen  hatten.  Uebrigens  gelang  es  fttr  eine  Ente- 
ritisepidemie, die  sich  Ende  Jali  anf  einem  Qnte  im  üstlichen  Holstein  er- 
eignete,   nicht   bloB  ans  den  Aosleerungeu  der  Erkrankten,  sondern  anch  aas 
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K&daverteilea  zweier  krepierter  Kühe  Bakterien  nachznweiaen,  die  sich  von  den 
b  Kiel  isolierten  PamtyphoBbakterien  nicht  nntersoheicIeD  lie&eu.  Ea  wtlrde 
das  fflr  die  such  schon  von  anderer  Seite  behauptete  Identit&t  der  Enterltis- 
nud  Parat jphoB  -  Bakterien  Bprecheo. 

Der  Vortragende  hat  seit  der  letzten  Versammlong  Oelegenheit  gehabt, 
bei  nicht  weniger  als  5  Gnteritiaepidemien  in  der  Provinz  Ünterenchnngea  an- 
zustellen. Zwei  wurden  aof  Fleisch  (Dammwild  bezw.  EanuneUelsch),  äne  anf 
Uilch  zurSckgeftlhrt,  zwei  Epidemien  blieben  in  der  Entstehung  anklar.  Nach 
dem  Ergebnis  der  bakteriologischen  Untersnchnog  tmd  der  PrflAue  des  Sunnu 
der  Erkrankten  bezw.  Bekonvsleszenten  waren  drei  Enteritis -Epidemien  dsrch 
diejenige  Form  der  Enteritisbakterien  zustande  gekommen,  welche  üch  tod 
dem  ParatyphnsbacilloB  Tjpns  B.  nicht  mit  Sicherheit  nnterscheiden  l&fit;  die 
vierte  Etüdemie  dagegen  war  durch  das  Oaertne räche  Bacteriom  bewirkt, 
welches  vortragender  zam  Unterschied  von  SchottmUller  als  nicht  mit  dem 
Paratjphnsbadlliis  identisch  ansieht.  Ans  der  faulten  Eoidemie,  die  in  der 
Zeit  von  £nde  Janasr  bis  Mitte  Uärz  in  dem  Orte  Beinfeld,  Kreis  Stormam, 
auftrat  und  über  100  Personen  befiel,  konnten  trotz  eingehendster  Untersuchungen 
kebe  der  bisher  bekannt  gewordenen  Enteritisbakterien  isoliert  werden. 

8.  Während  der  Diskussion  über  diesen  Tortrag  und  der  folgenden 
Verhandlungen  werden  von  Dr.  Neidhardt  IntereBflante  mlknMkopliek« 
Prftpnrate  ans  seiner  gariehtsantliohen  Praxis  vorgezeigt. 

i.  Kreisarzt  Dr.  v.  Flach er-Benzou-FlensburE  berichtet  Über  ebe 
kleine  Pocfcenepldemte,  welche  im  Febraar  und  M&rz  d.  J,  in  seinem  Wohnort 
zur  Beobachtung  kam.  Der  erste  Fall  betraf  einen  48j&hrigen  Hafenarbdter, 
der  am  6.  Febmar  erkrankte  nnd  der  znletzt  loses  russisches  Qetrelde  aus 
einer  von  Hamburg  gekommenen  Sehnte  gelöscht  hatte.  Im  ganzen  sbd  8 
Personen  erkrankt,  die  letzte  am  8.  HSrz,  und  außerdem  2  Feraonen,  die 
Ehefrau  und  der  19jähTige  Sahn  jenes  Arbeiters,  an  Pockeuverdacht.  Drd 
Fälle  (Impfung  vor  47,  b'i  und  41  Jahren)  verliefen  schwer,  drei  FUle  (Lnpfnae 
vor  10,  21  und  82  Jahren)  mittelschwer  und  zwei  Fälle  (Impfung  vor  69  und 
82  Jahren)  leicht.  Die  beiden  ersten,  b  derselben  Familie  aufgetretenen  Er- 
krankungen boten  so  wenig  charakteristische  Merkmale,  daß  man  sich  zur 
Diagnose  Pocken  nicht  entschließen  konnte.  Erst  die  dritte  Erkrankung,  den 
Bruder  des  Ersterkrankten  betreffend,  beseitigte  jeden  Zweifel,  und  jetzt  wurden 
die  drei  Kranken  b  der  dortigen  Cholerabaracke  untergebracht,  der  erste  ans 
der  Isolierbaracke  der  Diakonissenanstalt,  wo  man  Ihn  alleb  gelegt  hatte,  und 
die  beiden  anderen  direkt  aus  der  eigenen  Wohnung  dorthb  übergeführt.  Ult 
ihnen  zogen  eb  Arzt  und  ebe  Schwester  eb,  welche  bis  zur  Bänmnng  der 
Baracke  am  5.  April  hier  verblieben  sbd,  und  natürlich  wurden  auch  die  späteren 
Erkrankungen,  daranter  drei  Schwestern  der  Diakonissenanstalt,  hierher  ver- 
bracht Außerdem  worden  die  Bewohner  der  Häuser,  ans  denen  die  Erkrankten 
kamen,  geimpft  und  ]4  Tage  lang  beobachtet,  desgleichen  die  sämtlichen 
Schwestern  der  Diakonisseoaustalt  und  die  Kranken  der  Anstalt,  welche  mit 
dem  Mer  untergebrachten  Kranken  irgendwie  b  BerOhrunG;  gekommen  waren, 
■■     "  "  ""    '  '  ■  ■         bnerhalb  14  Tagen  der  Polizei- 

1  Beobachtung  bis  zum  Ablauf 
dieser  Frist  Hitteilung  gemacht.  Die  14tägige  Beobachtung  wurde  auch  auf 
alle  Personen  ausgedehnt,  welche  mit  den  außerhalb  der  Anstalt  Erkrankten 
m  irgend  eber  Weise  zu  tun  gehabt  hatten,  und  ferner  jeden  Tag  auf  dem 
Bathause  eb  DScntlichor  Impftermb  abgehalten.  Die  Cholerabaracke  hat 
außer  zwei  Krankenzimmern  auch  noch  zwei  Bäume  für  Erankheitsverd&chtige, 
b  welch  letzteren  die  noch  gesunden  Angehörigen  der  beiden  zuerst  ergriffenen 
Familien  nach  vorgenommener  Impfung  abgesondert  wurden.  Damit  der 
Krankheitsstoff  nicht  mit  hmaasgenommcn  wurde,  war  besondere  Vorsicht  Mn- 
slchtlich  der  Entlassung  der  Geneseneu  erforderlich,  welche  deshalb  an  den 
Tagen  vor  der  Entlassung  mehrmals  gebadet  und  anter  Einschluß  der  Haare 
abgeseift  wurden,  das  letzte  Mal  reme  Wische  und  desinfizierte  Kleidung  in 
die  Badezelle  geliefert  bekamen  und  dann  die  Baracke  verließen,  ohne  das 
Krankenzimmer  wieder  zu  betreten.  Inzwischen  waren  die  Wohnung  in  der 
Stadt  mit  Lfsol  und  Formalin,  die  Betten  nnd  sämtliche  Kleider  mit  Dampf 
'esbflziert  worden.  ^.--.-^i^ 
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Die  getroffenen  HftSnahmen  decken  sich  aUo  im  >ülg«iieiiieii  mit  den  in 
den  ÄuBfUhrnngsbeatimmnngen  zmn  Beiciusencbengesetz  gegebenen  Toraclitiftea, 
welche  ent  während  der  Epidemie  pnbliziert  wurden  and  also  nnr  fflr  die 
■päterea  VorlietmingeD  als  Bichtachnnr  dienen  konnten, 

5.  Kreisarzt  Dr.  Beimaon-NenmOnater  legt  Ton  ilim  entworfene  Vor- 
sdulften  Ilbei  die  Konstrnktion  von  SehnltiBohen  znr  Besprechong  yor,  Ton 
denen  man  eine  erhebliche  Vereiufachnne  im  Verkehr  mit  den  Sohnlbehbrden 
erwartet.  Da  die  Zeit  fehlt,  aie  im  einzemen  dsrchzngehen,  so  werden  sie  auf 
der  nächstjährigen  Versammlnng  wieder  zur  Terhan£nng  kommen  und  dann 
der  SchnlaDteilnng  der  Begiening  übermittelt  werden. 

Dl.  Bohwedder-Batzebnrg. 


Bwleht  Ab«r  dl«    am   15.  Mml  d.  J.  absehalteBs  Sltsnu 

des  HedlaiHalbeamtea-TereiM  fHx  d«H  Bes. -Bes.  Stade 

In  BreHiervSrd«. 

Anwesend  waren  die  Herren  Beg.-  und  Hed.-Eat  Dr.  Finger-Stade 
and  sämtliche  Kreisärzte  des  Bezirks;  die  kreiaarztlich  geprüften  Herren  Dr. 
PrOlfl-Scheessel,  Dr.  Brackmann-BremerrOrde,  Dr.  Gnttmann-Ottenidorf 
and  Dr.  Stakemann-Botenbnrg.  Nach  Be^rOfiong  des  Herrn  Reg.'Med.-Rat 
Dr.  Finger  durch  den  interimistischen  Vorsitzenden  Med.-Bat  Dr.  Gaehde- 
abemahm  ersterer  auf  den  Wunsch  des  Vereins  den  Vorsitz. 

I.  OesehäfUlehea.  Dasselbe  betraf  besonders  den  Lesezirkel  des  Ver- 
eins und  wurde  schnell  erledigt. 

U.  Vortrag  des  E.  Beg.- und  Hed.-Bat  Dr.  Finger:  üeber  du  Des- 
■■(ektlonBweien  in  B^.  ■  Bei.  Stad«.  Nach  einer  flbersicbtiichen  Darlegung 
der  Oeschichte  und  des  jetzigen  Standes  des  Desinf^tionswesens  im  Beg.-Bez. 
Stade,  aus  der  sich  ergab,  daQ  zurzeit  14  Dampfdeslnfektions^par&te  und  22 
Formalinapparate  rorhanden  sind,  die  von  20  theoretisch  und  praktisch  vorge- 
bildeten uÄd  antlioh  bestellten  Desinfektoren  bedient  werden,  ta&te  Bedner  die 
m  erstrebenden  Ziele  kurz  in  folgender  Weise  zusammen: 

1.  In  Jedem  Kreise  ist  eine  ausreichende  Anzahl  gut  abgebildeter  und 
EUTerlSssiger  Desinfektoren  anzustellen,  welche  mit  der  lur  Wohnungsdesln- 
fektion  notwendigen  Ausrfiatnng,  insbesondere  guten  FormaUnapparaten  Ter- 
seben  seiB  mttssen. 

2.  FOr  jeden  Kreis  ist  mindestens  1  Dampf deainfektionaapparat  zu  be- 
schaffen und  In  zweckentsprechender  Weise  aufzustellen;  die  Bedienung  der 
Apparate  ist  amtlich  bestellten  Desinfektoren  zu  flbertiagen:  geeignete  TrauB- 
portmittel  fflr  die  zu  desinfizierenden  Gegenstände  sind  bereit  zu  stellen. 


stellten  Desinfektoren  aoch  für  die  hSaflgeron  übertragbaren  Krankheiten  (Unter- 
leibstjphus,  Scharlach,  Diphtherie,  Tuberkulose)  yorachreiben. 

5.  Der  Desinfektion  während  der  Krankheit  ist  durch  Belehrung  der 
BovOlkerung  (Verteilnng  gedruckter  Verhaltungsrorschriften,  öffentliche  Vor- 
träge besonders  auf  den  Lehrerkonferenzen}  und  Beschaffung  eines  gut  ansge- 
biloeten  Krankenpflegeperaonals  in  jedem  Kreise  die  grDßte  Sorgfalt  zu  widmen. 
Behufs  einwandfreier  tfnterbringnng  von  tusteckenden  Kranken  ist  die  Zahl  der 
KnükeBhäoseT  zu  vermehren,  und  ein  Jedes  I£iankenhaUB  mit  einer  Isolier- 
abteilung  auszustatten. 

Die  an  den  Vortrag  sich  anschUeSende  lebhafte  Diaknsaion  beschäf- 
Ügtfl  sich  besonders  mit  der  Frage  der  Uebermitteluns  gedruckter  Vcrhaltnuais- 
massregeln  an  die  Hanshaltnngs vorstände  und  der  rechtlichen  Seite  der 
Zwaogadeslnfektion  auf  Gmnd  der  beatehenden  Gesetze  und  Verordnungen. 

HL  E.  Kreisarzt  Dr.  Nothnagel-Lehe:  Ein  Fall  tStlloher  Brom- 
kkU-Terglftw  ^  handelt  sich  um  Vergiftung  mit  Pfarrer  Königs  sog. 
Herrenstbker.    (Ausftthrliche  Veröffentlichung  vorDehalten).  '  \s'^ 
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IV.  H.  Dr.  PfOlss-SclieeBBel:  B«)iierkiuagen  Ober  Brnlhrang  der 
SKOffUnge  dnreli  Hntterbnut  «nf  dem  Lande.  Tortragender  hat  yersnclit, 
darui  Befragen  der  ländlichen  Hebammen  zq  ermitteln,  ab  das  Stilleo  der 
Sänelinge  dnrch  die  Untter  auf  dem  Lande  seit  etwa  15  Jabron  seltener  ge- 
worden seL  Das  Ergebnis  dieser  Nachforacbungen,  welches  alierdings  wegen 
der  Abhängigkeit  von  dem  Oedachtnisae  der  Hobanune  als  gani:  sicher  nicht 
angesehen  werden  kann,  war,  daB  die  Zaiil  der  ansschliefllich  die  Brost  gebenden 
Htltter  von  93°  „  auf  8b°i<>  hinabgegangen,  dagegen  die  Zahl  der  teilweise 
stillenden  von  l'/i  °/o  aai  6  "/„  gestiegen  ist.  Es  zeigte  sich  neben  der  Unfähig- 
keit zum  Stillen  eine  steigende  Neignug  der  Hütter,  die  Sfinglinge  ganz  oder 
wenigstens  teilweise  kttnstlich  zu  ernähren.  Als  Ursache  sieht  der  Vor- 
tragende an: 

1.  Die  immer  mehr  zonehmende  Abhaltnng  der  Franen  vom  Stillen  durch 
die  Arbeit,  die  in  den  ganzen  wirtschaftlichen  Verhältnissen  auf  dem  Lande, 
besonders  dem  stetig  wachsenden  Uangel  an  ländlichen  Dieutboten  Ihre  Ur- 
sache hat. 

2.  Die  Belehmng  der  Franen  dnrch  Hebammen,  durch  ZeitongsreklameD 
für  künstliche  Eindereraähntng  und  wohl  anch  dnrch  die  in  mehreren  Kreisen 
des  Beg.-Bez.  Stade  jeder  WOchnerin  zugestellten  ,Begeln  fltr  die  Pflege  and 
Ernährung  der  Kinder  im  ersten  Lebensjahre  und  ftlr  die  Pflege  der  WOch- 
nerinnen"  <V.  d.  Mod.-B.  Düsseldorf  )683,  Wissenschaftl.  Dep.  für  das  Hedi- 
zinalwesen  1890/1893),  indem  hier  die  Emährnng  dnrch  die  Mntterbrnst  gegen- 
ttber  der  kOnstUchen  Emäbning  nicht  genügend  als  die  einzige  normale  und 
wünschenswerte  hervorgehoben  werde. 

Interessant  war  die  Beobachtnng,  daß  eine  erbliche  Anlage  zn  der 
Fähigkeit  oder  Unfähigkeit  zum  Stillen  nicht  festgestellt  werden  konnte,  daß 
ferner  ans  dem  Erfolge  der  StUlversuche  nach  einer  Entbindung  ein  Schloß  auf 
das  Ergebnis  derselben  nach  späteren  Entbindungen  nicht  zu  ziehen  ist. 

V.  Vorftlhrnng  der  in  Nr.  9  der  Zeitschrift  ftti  Medizinalbeamte  von 
Dr.  Hagemann  beschriebenen  approximativen  WasBernntenucIiiiDg  durch 
KreisassTstenzarzt  Dr.  Bitter- Bremervörde,  sowie  der  Untersochong  mit  dem 
von  Linkenheil-  Berlin  in  den  Handel  gebrachten  Soloid  -  Apparat  von 
Barrongh,  Wellkomc  &  Co.  dnrch  Dr.  Hoche.  Letzteres  Verfahren 
wurde,  abgesehen  von  dem  ziemlich  hohen  Preise  dos  Soloids,  als  dem  ersteren 
zweifellos  Qberlegen  anerkannt,  sowohl  wegen  der  größeren  Genauigkeit,  als 
aach  wegen  der  Eandliohkeit  des  Apparates. 

Nach  der  Sitzung  veremigte  die  Teilnehmer  ein  gemeinsames  Mittagessen, 
dem  sich  dann  ein  Spsilergang  in  die  Umgebung  von  Bremervörde  buscdIoS. 
Dr.  Hoche- Oeestemflnde. 


«Jedem  Dentschen  wSchentlich  ein  Bad"  war  die  Losung  des  Tages. 
Em  groBer  Kreb  von  Aetzten,  Hjgienikem,  Vorwal tnngsbeamten  nnd  Tech- 
nikern versammelte  sich  unter  dem  Vorsitz  des  Prof.  Dr.  Lassar-Berlin,  um 
durch  Anfroliung  und  Dnrchberatnng  einschlägiger  Volksbadefri^en  neue  An- 
regungen und  Lehren  an  die  breite  OcfCentlichkeit  abzogeben  zur  körperlichen 
ond  geistigen  Ocsnndheit  nnsercs  Volkes.  DaB  man  regienm^saeitig  der  dies- 
jährigen Tagung  besonders  sjmpatisch  gegenüberstand,  bewies  der  Umstand, 
daß  seitens  des  preuBischen  Knltosministoriums  und  des  Ministeriums  für 
Öffentliche  Arbeiten  Vertreter  erschienen  waren,  daß  ferner  der  Beicbskanzler 
und  sämtliche  Staatsminister  Gelegenheit  nahmen,  den  Verhandinngen  den  er- 
sprießlichen Erfolg  ZM  wünschen,  welchen  die  VoUfsbadebewegnng  für  das 
Volkswohl  verdient.  Auch  in  Städten  nnd  bei  konimunalen  KDrpersdiafteD 
haben  die  Bestrebungen  der  Gesellschaft  mehr  nnd  mehr  Wnrzcl  gefaBt  und 
ein  recht  erfreuliches  Bild  gezeitigt :  im  letzten  Jahre  allein  sind  80  neue 
Badeanstalten  eröffnet,  über  WO  geplant  und  voa  diesen  i^  letztcnJi)^V^-tf^'^ 
etwa  100  in  Angriff  genommen  worden.  o 
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:  Bmpfielilt  «  sieh,  mit  dem 

OB  m  Terblndeiil  behuidelte 

LandgeriehtBdirektorDr.  Ascbrott-Elberfeld.  Redner  ublickt  in  dem  Beitraben 
boftuendar  W<dil&hrtaTereIne,  ihre  Ziele  Je  nkcli  den  Zaitencheinnngea  aua- 
xnbuien,  das  wirksunste  PftlUativ  gegen  die  denteclie  Vereinsmeieiei,  die  mr 
VereiiumSdiskeit  und  Zeraplittenmg  der  an  sich  humanitär  geainnten  Kreise 
und  Erifte  mkrt,  und  wfinsclit  aus  diesem  Qraade,  du  obige  Thema  in  das 
Prmamm  der  Oeaeliacbaft  fOr  Volksbfider  antznnehmen.  Er  wirft  Eiuächst 
die  Fragen  anf,  ob  ein  Bedttilnia  fttr  die  Errichtnoe  Öffentlicher 
Waschanstalten  besteht  und  ob  —  dies  zag^eben  —  solche 
Waschanstalten  mit  den  Badeanstalten  in  verbinden  sindf 
Bei  BeeidtUgong  tou  ArbeiterwohnnngeD,  namentlich  in  Indostriestädten,  kOnne 
man  in  dem  Wohn-  und  Schlafzimmer  immer  wieder  die  anangenebmen  nnd 
gesundheitlich  schädlichen  Dünste  wahrnehmen,  die  vom  Wascnen,  Trocknen 
und  Plätten  der  Wische  in  diesen  Bänmen  herrtthren.  In  England  ist  hierron 
nidits  SU  merken,  da  dort  in  allen  StadtTiertdn  Öffentliche  Waschanstalten  er- 
richtet sind,  zu  deren  Erbauung  von  den  Gemeinden  nach  dem  bestehenden 
Gesetze  Anleihen  gemacht  nnd  Stenem  erhoben  werden  kSnnen.  Solche  Wasch- 
anstalten enthalten  80—50  Einzdwaschstände,  die  den  Arbeiterfranen  —  anter 
möglichster  Femhaltuug  gewerbsmäßiger  Wäscherinnen  —  das  Beinigen  ihrer 
j^amten  Wische  gegen  geringes  Entgelt  ermöglichen.  Mit  der  Waschanstalt 
ist  die  Badeanstalt  Terbunaen,  so  daß  durch  die  gemeinschaftliche  Ausnutzung 
von  Wasser  nnd  Dampf  fOr  beide  Zwecke,  ferner  durch  die  Einheitlichkeit  des 
Personals  die  BUIigkoit  des  Betriebes  nnd  damit  des  Ocbranches  für  die 
ärmeren  TolksBchichten  gewährleistet  ist.  Referent  bej  aht  also  die  Be- 
dOrfnisfrage  der  Öffentlichen  Waschanstalten  und  zwar  ganz 
besonders  für  Fabrikorte  und  Arbeiterviertel,  wenn  die  Benutzung  des  Wasch- 
standee  und  der  Materialien  (Seife,  Soda)  zu  billigen  Preisen  berechnet  wird, 
und  die  Waschanstalt  von  den  Wohnungen  aas  be<[uem  zu  erreichen  ist.  Zu 
diesem  Zweck  werden  viele  Öffentliche  Waschanatalten  und  damit  In  Verbindung 
viele  kleinere  Offentiicbe  Badeanstalten  in  den  einzelnen,  mehr  peripher  ge- 
legenen Stadtteilen  zu  errichten  sein.  Dadurch  würde  man  aber  dem  Tolks- 
badewesen  am  meisten  nützen,  denn  die  Zentralisation  der  Volksbäder  nach 
dem  Terkehrsreichsten  Punkt  der  Stadt  hindert  geradezu  die  entfernter  wohnen- 
den arbeitenden  Klassen,  ihr  Badebedürfnis  regelmäfiig  und  ohne  allzu  ^roSen 
Zeitverlust  in  befriedigen.  Ferner  verspricht  sich  Referent  von  der  Yerbindnug 
des  Öffentlichen  Wascnhaoses  mit  der  Badeanstalt  eine  stärkere  Benntznng 
der  letzteren,  namentlich  durch  die  weiblichen  Personen;  diese  llcBe  siui 
—  wie  in  England  die  Erfahrung  lehrte  —  noch  dadurch  steigern,  dafi 
bei  gleichzdtlgem  Waschen  und  Baden  eine  Erm&Qigung  der  Gebühren  ge- 
währt würde. 

In  der  Debatte  wurde  darauf  hingewiesen,  daß  die  Arbeiterwohnungen 
in  EngUnd  enger  und  KamentUch  auch  in  den  NebenrÄnmen  weit  beschränkter 
sind  als  in  Deutschland,  so  daß  mit  dem  Bedürfnis  der  Öffentlichen 
Waschanstalten  für  England  noch  nicht  das  fhr  Denschland 
nachgewiesen  seL  Weiter  wird  von  bautechnischer  Seite  betont,  daQ  sich 
in  jedem  Hanse  eine  Waschküche  anlegen  lasse,  die  keine  Belästigung  durch 
Dünste  usw.  verursache,  und  daS  die  Vermehrung  nnd  zweckmäßigere  Anlage 
der  Waschküchen  im  Hause  jedenfalls  viel  idealer  und  dem  Wesen  der  deatscheD 
Haufrau  ansprechender  sein  würde  als  die  Öffentliche  Waschanstalt,  ^anz  ab* 
aoseheo  Ton  dem  beschwerlichem  Transport  der  Wäsche.  Auch  die  m  Ham- 
ba^  und  Berlia  gesammelten  Erfahrungen  wurden  gegen  die  Ansicht  des 
Referenten  ins  Träen  geführt:  hier  wie  dort  wurden  nämlich  die  Wasch- 
anstalten wegen  ünrentabilität  bezw.  ungenügender  Benutzung  ihrem  Zweck 
entzogen.  —  Von  anderer  Seite  wird  angeregt,  die  Volkabadeaustallen  nach 
Eisenacher  Muster  mit  einer  Dampf w&scherei  zu  vorbinden,  aber  nicht  nach 
Art  der  englischen  Einzelwascbstände,  sondern  zum  Zweck  eines  allgemeinen 
and  großen  Oeschäftsbetrlebos.  Dadnrcb  kann  nämlich  die  an  sich  unrentable 
Badeanlage  rentabel  gemacht  werden,  so  dafi  auch  jede  kleinere  Gemeinde  in 
der  Lage  ist,  ein  Vollbad  ohne  Zusdiuß  im  Betriebe  zn  erhalten. 

ToK  hygienischen  Standpnakte  ans  wird  man  gegen  die  englischen 
Offentllehen  Waschanstalten  ooca  den  Einwand  erheben  kOnnen,  dafi  Ura  B«- 
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matstuis  dea  Transport  der  schmntzigeti,  oft  staxk  inftdertea  WIbcIm  —  Bett- 
nnd  LcibwSsche  toh  Phthisikeni  —  Toraonetit  und  dunit  der  Yeistnsmg 
infektiOKm  lUterials  nl  Sonidore,  Treppen,  Stnfien  «aw.  TcHwlisb  Idvtet 
Ebenao  wftide  die  von  dem  Beferenten  ans  SparsunkeitarftdalehteB  anpfoUeae 
Terwendiing  des  eleichen  Personals  dnrchaiiB  nnl^gieaiMli  aan.  Audi  bei 
Errichtnug  rou  Bade-  und  Waschauatalten  bmA  Baauacher  Piogamm  irardeu 
zwei  Ingtentscbe  Forderungen  anireclit  erhalten  werden  rnftaaes,  nlmlidi  ersteai 
■ach  MMT  DesinfektionMalage,  die  jederzeit  die  Dednfektion  der  dngeUeferten 
Wische  ermSglicht,  und  zweitens  nach  einer  strengen  Scheidung  des  Personals 
je  nach  seiner  Tiügkeit  in  der  Badeanstalt  bezw.  in  der  Wäs(£ereL 

n.  ÜBtw  welehes  Tor&BSHtzBBgeu  gUd  die  LaMdesrerUtkeruc»- 
■BitaltoH  Ib  dw  Life^  die  Errlebtnng  tou  TolksbadeuutaltaB  n  fSrieiBl 
Der  Vortramnde,  Direktor  der  LandeBrersieherungsanstalt  der  HaasestSdte 
Gehbard-Lttbeck  führt  aus,  daS  der  §  164  des  InT.'Ver8.>Qe8etze8  die 
Landeaversicbeningsanstalten  berechtigt,  Im  EinTerstindnis  mit  der  Aobichts- 
behSrde  Kapitalien  leihweise  zu  niedrigem  ZinafoBe  herzugeben,  wenn  mit  den- 
selben Einrichtungen  eeachaffon  bezw.  unterhalten  werden,  die  vorwiegend 
der  yenichenineBiifiicntigen  BerOlkening  zu  gute  kommen.  Er  ist  daher  der 
TJeberzeugung,  daB  die  Fonds  der  L.-V.-A.  auch  für  das  Volks badewesen  flflssig 
gemacht  werden  kannten,  wenn  die  betr.  VoUcebäder  büisicbtUch  ihrer  Lage, 
Einrichtung  und  Betriebseinteilung  den  Arbeitsbedingungen  und  Lebra^ewohn- 
heiten  der  Torsioherungspflichtigen  BeTdlkening  angepaßt  werden  und  gteidi- 
zeitigder  Nachweis  eroracbt  wird,  dafi  die  Badeanlage  vorwiegend  fOr 
Jene  KloMen  von  Vorteil  ist.  Bei  kleineren  Brattseb&deruil^ien  wird  diesen 
~;eset>liohen  Beatimranngen  unst^wer  entsprochen  werden  kQuuen,  wann  erster« 
"■-""'■■      '     ■        •        "  "   '  -'     'erriäior 


in  aiieu FUleu Terüngen,  &fi  die  gesetzlich  rorgeschriebüiemflndelBlchere 
Haftung  seitens  der  Qemefnde  Abemommen  wird.  Es  ist  anmnehmen, 
daß  die  Hltgllchkeit,  billiges  Geld  von  der  L.'V.-A.  leihweise  zu  erhalten,  den 


kleinen  Gemeinden  den  Anreiz  geben  wird,  durch  SchafFung  einfacher  Volks* 
brausebider  ihrer  Aufgabe  auf  diesem  so  wichtigen  Gebiete  kommunaler  ftlr- 
sorge  gerecht  zu  werden. 

Den  in  der  Debatte  geKufierten  Wunsch,  die  L.-V^A.  mochte  ihre 
Geldmittel  auch  an  gemeinnatzige  Vereine  und  ferner  uach  cum  Bau 
von  i^rSSeren  Seh wimmbSdern  hergeben,  leimt  Beferent  als  gesetzlich 
unzulässig  ebenso  entschieden  ab  wie  der  Vertreter  der  L.-V.-A.  Anhalt, 
während  der  Vorsitzende  die  Bereitwilligkeit  der  L.-V.-A.,  der  guten  Volks- 
bfidersache  entgegenkommen  zu  wollen,  dankbar  anerkennt  und  verspricht,  dafi 
die  Gesellschaft  ftti  Volkabäder  der  erhaltenen  Anregung  in  ZuKonft  ihre 
besondere  Aufmerlcsamkeit  schenken  wird. 


Hagd< 
daBd 


oder  BehwlmHbadl  Der  Beferent  Stadtbaurat  Peters- 
ieburg sacht  die  Ziele  der  Gesellschaft  abzugrenzen.  Er  fürchtet  nämlich, 
die  Geaellschaft  fOr  Tollmb&der  auf  eine  bedenkliche  Bahn  kommen  würde, 
wenn  sie  den  AusfOhrungen  des  Beferenten  auf  dem  vorigen  Eongrefl  in  Danxig 
ttber  denselben  Gegenstand')  folgen  und  das  Hallenschwimmbad  als  das  Ideu 
zur  Befriedigung  des  Badebedarfnisses  des  Volkes  anerkennen  würde.  Eönes- 
falls  dürfe  die  Gesellschaft  eine  prinzipielle  Stellung  zum  Brausebade  oder 
zum  Schwimmbade  —  und  zwar  zu  gunsten  des  letzteren  —  dnnehmen. 
Die  unmittelbare  Folge  würde  sein,  dafi  Ideinere  Stftdte  dadurch  zu  Ent- 
schließungen bestimmt  würden,  die  sich  bald  als  unheilvolle  Fehler  bemerkbar 
machen  und  der  crfrenlich  fortschreitenden  Volksbäderbewegung  echaden 
würden;  denn  die  Entscheidung,  ob  Brause-  oder  Schwimmbad, 
liegt  für  jede  Gemeinde  lediglich  auf  fiuanziellom  Gebiete. 
Eine  hygieniBoh  grSßere  Bedeutung  ist  der  einen  Badeform  gegenüber  der 
anderen  nicht  zuzusprechen.  Redner  resümiert  dabin,  die  aus  kommunalen 
Uibteln  zu  errichtenden  Badeanstalten  in  erster  Linie  als  Brausebäder 
einzurichten  und  die  Herstellung  von  HalleuscbwimmbSderaderPrivat. 


')  Inwieweit  sind   Hallenschwimmbäder  als  VolkshUer  zu  enufeUauF 
Beferent;  Beg.-  u.  Med.-Bat  Dr.  BorntrRger.  ^■^^,^.^ 
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indnstrie,  den  Aktiengesellachaften,  Interessenten  und  Lieb- 
habern des  Schwimmbades  za  überlassen;  letzteres  lasse  sich  entbehren, 
wlhrend  ersteie  notwendig  sind.  Im  Interesse  einer  ffesnnden  Weiterentwicke- 
Inng  des  ToU^badewesens  liegt  es  jedenfalls,  wenn  Kleinere  Stldte  und 
daa  Land  die  Errichtung  gleichmäSigir  Bransebäder  vorzlelien,  nnd  nnr 
die  Orte  mit  reichlichen  Kitteln  sich  kostspielige  Schwimm- 
anstalten  bauen. 

In  der  ansgedehnten  Debatte  wird  vom  ärztlichen  Standpunkte 
ans  dem  Schwimmbade  de  r  Vorzug  gegeben,  da  es  neben  der  Beinignng 
nnd  Abh&rtnng  der  üebong  nnd  Stäikiing  des  Kttrpers  dient  and  fUr 
nnaete  heranwachsende  Jagend  in  nationaler  and  kaltar  -  ethischer  Hinsicht 
ungemein  wertToUer  ist  als  das  Braosebad.  Aach  hygienische  Bedenken  können 
gegen  das  Schwimmbad  nicht  gut  vorgebracht  werden,  wenn  die  vorbereitende 
gguügun gsprozedur  der  Badenden  gründlich  genug  und  Wassere rneuerung  sowie 
Wasserzu-  and  -abfloß  hlnfig  and  reichlich  genug  stattfinden.  In  letzter  Ein- 
sicht W&ie  als  das  Richtigste  zu  begrüßen,  wenn  überall  die  Kommunen 
die  poliseitiche  Aufsicht  über  die  Schwimmb&der  übernehmen 
wDidui,  denn  man  wird  der  Ansicht  nur  beipflichten  können,  daB  die  Eontrolle 
des  Wassers  in  den  Schwimmbassins  mindestens  ebenso  notwendig  und  wichtig 
ist  wie  die  der  Hilch,  der  Butter  usw. 

IV.  Ueber  die  bnlenlseke  Bed«ntang  des  Bnnsebndes  referiert 
Stabsarzt  Dr.  Appelius-WümersdorL  Er  betonte  zuuichst  die  Bedeutung 
der  Beinignng  der  Haut  für  eine  ungestörte.  Langen  und  Nierea  eutlastende 
Hantt&tigkeit,  ferner  den  prophylaktischen  Wert  der  Abhärtung  des  EOrpers 
gegen  du  große  Heer  der  Infäitions-  und  Hantkrankheiten.  Diese  lassen  sich 
nach  unseren  Erfahrungen  im  stehenden  Heere  und  im  Kriese  anf  ein  Minjmnm 
heiabdrücken  durch  den  regelmlQigeu  Gebrauch  der  Brausebäder,  die  audi  für 
die  breiten  Volksmassen  das  eiufaciute  und  billigste  Mittel  darstellen  zur  Bei- 
nignng und  Abhärtung.  Zu  diesen,  gerade  für  die  kftrperlieh  arbdtende 
Kusse  nngemein  wertrollen  Wirkungen  des  Brausebades  kommen  weiter  hinzn 
die  BefOr^rung  des  Stoffwechsels  durch  Appetit«Bt^gerune,  die  Erlelchterang 
der  Herzarbeit  infolge  erhöhter  Hauttätigkeit  sowie  die  Besserung  der  Blnt- 
mischnng  durch  Vermehrung  der  Blutkörperchen,  des  Blutfarbstofres  und  der 
Alkaleszenz  des  Blates.  Weiterhin  hebt  Beferent  hervor,  daß  das  Bransebad 
nur  erfrischend  und  nervenstärkend,  nicht  erschlafi'end  wie  das  Wannenbad, 
wirke,  in  hygienischer  Hinsicht  absolut  einwandsfrei  sei  nnd  vor  allem  das 
Sehulbad  xat'  igox^v  darstelle.  Sehr  zu  bedauoru  ist  es,  daß  dem  weiblichen 
Dienstpersonal  fast  nie  Badegelegenheit  im  Hause  oder  Zeit  zum  Baden  außer- 
halb des  Hnoses  gegeben  sei,  und  daß  dasselbe  demgemäß,  namentlich  nach  den 
menses,  eine  hygienische  Verwahrlosung  aufweise,  die  den  Kindern  des 
Hauses  bei  ihrem  engen  Verkehr  mit  dem  Personal  gefährlich  werden  kOonte. 
Zar  Beseiügung  dieser  Gefahr  erachtet  es  Beferent  für  notwendig,  daß  in 
jedem  Hause  Zellen  für  Brausebäder  eingerichtet  werden,  die  allen  Hans- 
bewohnern  nnr  Benntznng  frei  stehen.  Die  Baupolizei  sollte  überhaupt  hier- 
von die  Erteilung  der  Bauerlanbois  abhängig  machen. 

In  der  Debatte  wird  die  allgemeine  Einführung  der  Schnlbäder  in 
Form  der  Brausebäder  befürwortet  und  die  Badepflicht  für  alle  Schulldnder 
als  notwendig  erachtet,  soweit  nicht  der  Schularzt  auf  Qmad  aachgewiesencr 
übler  Naehw&kungen  (Schwindel,  Kopfschmerz  bei  bleichsüchtigen  oder  nervOsen 
Kindern)  Dispens  ert<^t  Weiterhin  spricht  man  sieb  ganz  entschieden  gegen 
die  Forderungen  der  katholischen  Lehrervereinignngen  nach  ^em  Verbot 
des  gemeinsamen  Schulbades  aus  und  konstaUert  mit  großer  Betriedi- 
gung,  daß  in  Nürnberg  die  Schuljugend  die  Frage  in  praxi  selbst  bereits  ent- 
schieden hätte,  indem  sie  die  dort  auf  Betreiben  von  katholischer  Seite  ein- 
gerichteten  Einzelzellen  -  Brausebäder  unbenutzt  stehen  ließ.  Den  gebildeten 
Sünden  wird  im. eigensten  Interesse  dringend  anempfohlen,  dem  Dienstpersonal 
die  Haunbadegelegenheit  zur  Benutzong  frei  zn  geben. 

V.  Wns  kann  als  Ersatz  von  FlnaabadeumUlten,  dl«  wegen  Flnu- 
TersnrelnlgnBg  nafoegeben  werden  mflgsen,  geadufren  werdest  Der  Be- 
ferent, Bannt  Heizb  er g- Berlin  geht  von  der  Tatsache,  au,  daß  trotz  aller 
geaetzllehon  Beztlmmnngen  über  FußveranrelnigQng  die  ächmntzzufuhi  zu  den 
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fließenden  Qewbsera  lugenonunen  und  in  ladnstdegegenden,  tiigMeben  ron 
den  ^Qen  StiOmen,  bis  mr  sichtbaren  yemDreinignwr*der  nom  gefttlüt  haL 
Eb  Bud  daher  hente  die  Flnßbftder  hygienisch  ebenso  Bedenklicfa  irte  daa  Baden 
in  stehenden  Gewäsaem,  denen  Ternnreinigles  ObeiUelienwaner  xofltoBt. 
Anderseits  ist  zn  bemerken  daQ  das  Badebedaifnis  in  früer  ladt  nur  Swnmers- 
sett  allgemein  noch  ein  recht  großes  ist,  nnd  das  Teibot  des  Badeas  im  Frriaa 
sich  nicht  empfielt.  Referent  macht  daher  2  Vorschläge,  Ton  doMB  rieh  dar 
erste  mehr  für  kleinere  Städte  eignet,  wo  WasserbeachMTaag  und  Hdznaterial 
billig  sind.  Hier  wären  an  freien  Stellen  grofie  SchwirnnbassiBs  an  erriebtea 
und  durch  diese  dauernd  reines,  aus  dem  Untergrand  gewonnenes  und  danach 
Torgowftrmtea  Wasser  mit  1  m  Geschwindigkeit  in  der  Minute  UndnrchEnlaitea. 
Der  zweite  Vorschlag,  der  überall  an  Flössen  aosUhibar  ist  nnd  sidi  besondera 
fOr  größere  Gemeinden  eignet,  geht  dahin,  in  dem  Teninreialgten  Flußbett  oder 
neben  demselben  ein  Abteil  yon  etwa  8  m  Breite,  lOO  mLlage  und  1,7S  in 
!nefe  durch  Spnndw&nde  abzugrenzen  nnd  durch  dieses  Bassin  das  Flaflwaaser 
hindnr«^  zu  leiten,  nachdem  es  auf  Sand  nnd  Kieafllter  gehoben  und  dnrdi 
die  Filtration  von  seinen  Verunreinig ongen  befreit  isL  Die  Torschläge,  die 
hinsichtlich  ihrer  Anlage-  nnd  Betriebskosten  im  einzelnen  ansgeftthrt  werden, 
""'"'■'  '  "    '      "■  '         s&mlliche  Kon- 

ddie  eigentlichen 
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waltong  geschaffenen  Badeanlagen  schildert,  die  anf  BeihnhOfen  nnd  in  Werk- 
stStten  gelegen  dem  ZngbegleitDngspersonal,  den  Arbeitern  und  ihren  An- 
gehörigen Gelegenheit  zum  Qebranch  ron  Wannen-,  Brause-  and  Dampfbädern 
geben  nnd  zwar  zum  größten  Teile  ohne  Bezahlung  bezw.  gegen  geringea 
Entgelt  (Braosebad  &  Ffg.,  Wannenbad  10  Ffg.,  Dampfbad  20  Pfg.).  Um  dieae 
Badeanlagen  auch  dem  Fnblikum  —  dem  reisenden  wie  dem  auwohnendaa  — 
zu  Mitbenutzung  zugänglich  zu  machen,  beabsichtigt  die  Gesellschaft  für 
VotksbBder,  eine  dahingebende  Fetition  an  das  Eisenbahn -lÜDisterinm  zn 
richten.  Namentlich  in  kleineren  Orten  sei  der  Bahnhof  der  Trefbnnkt  für 
.  Bebende  and  Anwohnende  and  daher  ganz  besonders  ge^net,  das  Bade- 
'  bedttrfnis  des  Publikums  zu  befriedigen.  Da  Baderänme,  wksser,  Heiakraft 
und  alle  sonstigen  Badebedingungen  hier  bereits  gegeben  sind,  kann  es 
nach  Ansicht  dos  Seferenten  keino  Schwierigkeiten  macnen,  die  rorliandeBes 
ELuichtongen  für  Eisenbahner  und  Publikum  anszunntien. 

In  der  Debatte  bemerkt  der  Vertreter  des  Ministers  der  UEenllichen 
Arbeiten,  daß  der  Zugang  zu  den  auf  Bahnhöfen  gelegen  Bodeanlagen  «tt 
ttber  Schienengeleise  oder  sonstige  dem  freien  Verkehr  nicht  OberlMsena  Wege 
führt,  so  daß  es  in  vielen  Fällen  schon  aus  betriebstechniaohen  GrOndea  niont 
angängig  sein  wttrde,  die  Badeeinrichtung  der  Eisenbahn  dem  großen  PnbUinun 
zur  Verfügung  zu  stellen. 

An  die  Vorträge  schließt  sich  eine  BespreebKng  Ober  TeneUeiue 
ndt  dem  Tolksbadewesen  in  mehr  oder  minder  InKlg«m  ZuMunemhaag 
stehende  Fragen,  die  aber  wegen  der  rorgerttchten  Zeit  im  einzelnen  so 
wenig  umfassend  nnd  gründlich  aasfällt,  daß  anf  ihre  Wiedergabe  hier  Ter- 
zichtet  werden  kann. 

Zu  bemerken  wäre  noch,  daß  in  diesem  Jahre  die  große  silberne 
Medaille  der  Gesellschaft  dem  Berliner  StadtbauratHoffmann 
für  seine  6  großen  teils  rollendeten,  teils  vor  ihrer  Vollendung  stehenden, 
künstlerisch  and  technisch  gleich  roUkommenen  Berliner  Volksbäder  xaerkannt 
ist.  Gleichzeitig  wird  zum  Zeichen,  daß  auch  die  Stadt  Berlin  mit  dieser  Ans- 
zeicbnune  gemeintj  der  Stadt  Berlin  die  Anerkennung  der  HanptTeraammlnng 
für  ihr  Vorgehen  m  der  Volksbädersache  ausgesprochen. 

Die  nächste  Hauptversammlang  findet  1906  in  Manchen  statt. 

Dr.  Boepke-Melsongen. 

VarantworU.  Redakteur:  Dr.Rapmnnd,  Beg.- n.  Geh.  Med.-Bat  in  Minden  i.  W. 
i.ao.  btbm,  H«rM^  Bteiu.  D.  r.  a*h^i 
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Anwesend  sind  die  Harren:  Beg.-Fräa.  t.  Bainekow,  Reg.-  n.  Oflh. 
]ted.-BAt  Dr.  Griikr  «Is  VoniUCndef«  Blmtliohe  Kreis&rBte  des  Bezirka, 
Stadtaist  Dr.  Bitter-Osn&biflck,  und  die  pro  phTsicatn  geprUton  Aerzt«: 
au.-Bttt  Dr.  Kanzler-Bothenlelde,  Dr.  F.  Scliinnejer-Oanabrllck,  Dr. 
Kreke-Beraenbrtck,  Dr.  Staoke-Brunsohe,  Dr.  Velimejer-HaAren,  Dr. 
WeitliSner-Bner. 

Der  H.  Begtenugsprisident  begrUBte  znnächst  die  Terskinmltug  und  (ragte 
an,  ob  ttber  irgendwelche  bewmderon  Torkommnisse  ans  den  einieloeii  Eroisen 
etwas  za  bericEten'sei,  beaonden  Ikber  das  AmKretfln  von  uisteekeBdeB  Eimnk- 
keften  in  den  T*n  Unwetter  nnd  ÜeberBchwenuDiing  htimgesacbten  Gebieten. 

Med. -Bat  Dr.  Tholen-PapeDbnrg  berichtet  über  mehrfacho  Tjpkn- 
wkraakimgflii  tob  Arbeitern  einer  Fabrik  in  PapeDbnrg,  Tielleicht  Tenmlafit 
durch  sciüecbtes.  Trinkwasser,  Sa  schlieäen  sich  hieran  GrOrtemngen  Obw 
WaaBerretsorgons  in  Moo^ennden  im  allgemeinen,  nnd  Papenbtug  un  bcflon- 
deren,  wo  Jetzt  Wnacbe  mit  Bohrongen  Ton  Tiefbmnnen  rorgenotnmeB  werden. 

L  £b  folgt  daaii  der  Vortrag  des  Ereiaarztes  Dr.  Strangmeyer- 
Ouiabrack:  ^üebor  die  >uk  Mui^be  dei  |  S7  4n  McBttoawnang  tm 
4eB  KrelaKntes  TonuichneBiea  ÜntemiekaBgeii.'' 

In  präziaer  klarer  Weiae  gibt  der  Tortragende  einen  üeberbUek  Aber 
die  hauptsächlichsten  hier  in  Betracht  kommenden  physikalischen,  chemlachen, 
mikroakopischen  nnd  bakteriologlachen  Onteranchnngen  nnd  ihre  Auaftthning. 

Die  physikalischen  Unteranchnngen  era^ecken  sich  haupta&chlldi 
auf  Bestimmong  dar  Tempenttu,  des  spesiflschen  Gewichtes,  des  FescntigkeltB- 
gehaltea  nnd  des  Lichtes  in  geschlossenen  Bfinmen.  Ftti  die  chemische 
Untersnchang  kommen  fast  aoaschließlich  qnalltatin  Bestimmnngen  in 
Frage,  welche  sich  ohne  besondere  Vorbehandlung  der  Üntaranchnngsobjekte 
dnräi  bestimmte  Beaktionen  feststellen  lassen.  Mikroskopische  nnd 
bakteriologische  ITntersnchnngen  beschränken  sich  Torzngsweiae  auf  Fest- 
atellnng  gewisser  EOrpei  von  speziflachen  Erystalliaationsformen,  die  Erkennung 
gewisser  Parasiten  nnd  deren  Eier  und  anf  einige  Arten  von  bakteriellen 
Krankh^tserregem,  welche  in  Gestalt,  Anordnung  cäer  Verhalten  gegen  Farb- 
stoffe charakteriatiache  Erscheinungen  bieten. 

Spetiell  beaprochen  werden  dann  noch  die  z.  B.  bei  SchulbeBlchtl- 
gnngen  Tomnelunenden  Untersnchnngen  beiflglich  der  Lufttemperatur,  der 
atrahTenden  W&rme  durch  Vacuumthermometer,  der  Lnftfenchtigkeit,  des 
Kohlena&nregehaltes  der  Loft  nach  den  bekannten  Uethodeo.  Ftlr  die  Feat- 
BtelluBg  der  Helligkeit  dttrfte  es  nach  Dr.  Stranameyers  Ansicht  meistens 
genfleen,  das  Terultnla  Yun  Fenster  anr  Bodenfläcne  festznstellen,  unter  üm- 
atftttden  kOnnen  jedoch  noch  für  die  LIchtbeatimmnng  eines  beatimmten  Platzes 
Auaffthningen  tou  Sehproben  durch  Normalaichüge  und  ereotuell  exakte 
Kessnngen mit  Webers  Ranmwinkelmesaer,  Webers  Fhotometer,Cohns  Ucht- 
prUer,  durch  die  W  i  n  g  e  n  sehe  LichtprUnng  usw.  zn  Hilfe  genommen  werden. 

BeiFrüfnngen  von  Wohnungen  hlnsichtUeh  Wandfenohtigkeit  ist  der 
Wassergehalt  des  ans  den  Hauern  entnommenen  Materials  dnrch  Wigung  ror 
md  nadi  längerem  Erhitzen  auf  100°  featznatellea. 

BeznglTch  der  Untersaehung  von  Trink-  nid  Gebranchswasaer 
werdu  die  grobsimiliche  Prüfwig  durch  Gesicht,  Gerach  und  Geschmack  und 
weiterhin  die  zweckmäßigsten  Methoden  snr  qualltatiTsn  chemischen  Unter, 
snehnng  für  die  einzelnen  in  Betracht  kommenden  Stoffe  nnd  die  erforderlichen 
Apparate  und  Beagentien  nnd  ihre  handliche  Znaammeastellnng  besprochen. 
Femer  wird  erwibnt  die  mikioskopiache  Dntenniclnnig  auf  grObere  Vemn- 
relnigungen,  z.  B,  Hnskelfaaem,  StärkekSner,  FaraslteneieT  nsw. 

In  bezsg  auf  bakteriologische  Wassemstersuchong  .komint  wohl  us- 
aohliefillch  für  den  Eieiaarzt  die  Feststellung  der  Keimzahl  in  Betracht  Die 
ttblichen  Methoden  werden  genaaer  besprochen.  1,. 
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Qn&ntitative  Wasseranalysen  kSmien  dem  Kreisärzte  nicht  zngematet 
werden.  Ebenso  wird  die  Nahrnn^^smitteliintersacliiing  in  der  Hehrzahl 
der  Fälle  besondere»  FacUenten  yorbehalten  werden  mUssen.  Eine  Ausnahm« 
hiervon  macht  die  Uilchunteisnchnng,  für  welche  meistens  die  kreis&iztliche 
Cntersnchnng  ausreicht.  Bventnell  kann  anch  die  üntersacbiuig  ron  Fleisch- 
waren  anf  Znaatz  tob  stärkemelillialtieeD  Sahstanzen  dorch  den  Ejeisarzt  erfolgen. 

Bei  der  Feststellung  von  InfektioDSkrankheiten  kommt  die  Sicbenm^ 
der  DiaKnoae  doicb  AnlfLnden  der  spezifischen  Krankheitserreger  wohl  nur  bei 
Tuberkulose,  Tripper  und  BOckf allfieber  und  Tielleicht  noch  b« 
Uilzbrand  in  Frage.  Bie  übrigen  Infektionskrankheiten  kBnnen  für  gewOlinlich 
nicht  wohl  Qegenstand  bakteriologischer  üntersachiingen  dnrch  den  Kreisarzt 
sein,  da  hierfür  eine  zu  speziello  Ausbildung  and  üebong  erforderlich  ist. 

Der  Tortragende  vertritt  überhaupt  die  Ansicht,  daß  man  in  bezng  aof 
die  gemäß  §  87  der  Dienstanweisung  durch  den  Kreisarzt  vorzunehmende  Unter- 
snchungen  die  Qrenzen  nicht  zu  weit  ziehen  dari 

Schwierigere  Unterenchnngen   müssen   einer    speziellen   TJntersnchnngs- 
staüon,  hygienischen  Instituten  usw.  überlassen  werden. 
Diskussion. 

Beg.-  n.  Qek.  Hed.-Rat  Dr.  Grisar  betont,  daß  der  Kreisarzt  alles, 
was  er  mit  seinen  einfachen  Hitteln  feststellen  kann,  selbst  erledigen  soll,  sonst 
muß  er  sich  nach  Torheriger  Benachrichtigung  der  vorgesetzten  Behörde  an 
ein  hygienisches  Institut  etc.  wenden.  Wegen  Begelung  der  Kastenfrage  sei 
eine  vorherige  Benachrichtigung  der  Begiemng,  besonders  bei  kostspieligen 
üntersuchnngen  unbedingt  notwendig. 

Med.-Bat  Kreisarzt  Dr.  Eeilmann  hält  komplizierte  üntersnchungs- 
apparate  zur  KohlensänrebestimmunK  in  den  Schalen  im  allgemeinen  für  llber- 
fltlssig,  besonders  in  den  Landschulen;  die  Nase  sei  hier  meistens  ein  aus- 
reichender Bestimmuugsapparat  f&r  die  LnftbeschatFenheit. 

Der  Tortragende  glaubt  ebenfalls,  daß  bei  der  Uehrzahl  der  Schul- 
besieh tigungen  KoUensänrebostimmungcn  nicht  nOtig  seien,  sondern  hauptsächlich 
nur  für  strittige  Fälle  in  Frage  kommen.  Oegenüber  dem  im  preußischen  Oe- 
neralsanitätsbericht  für  1900  den  Kreisärzten  gemachten  Vorwurfe,  daß  bm 
Erforschung  der  Aetiologie  von  Typhuserkrankungcn  der  Krebarzt  sich  meistens 
damit  begnüge,  einen  scliiechten  Brunnen  oder  Abort  festgestellt  zu  haben, 
weist  er  auf  das  Unberechtigte  einer  derartigen  Annahme  iun.  Der  Kreisarzt, 
welcher  bei  seinen  Erhebungen  in  betreff  eines  Typhnsfalies  besondere  sanitäre 
Mißstände  findet,  benutzt  einfach  die  sich  bietende  Gelegenheit  diese  Hänget 
zu  rügen,  um  ihre  Beseitigung  zu  erreichen.  Es  liegt  ihm  meistens  völlig 
fem,  dieselben  ohne  weiteres  in  direlcten  ursächlicheo  Zusammenhang  mit  der 
Typhuaerkrankung  zu  bringen,  aber  ei  liat  die  Pflicht,  sanitäre  Hißständ« 
nicht  ungerflgt  weiterbestehen  zu  lassen.  Gerade  bei  Tjphusfällen  sind  die 
Behörden  am  leichtesten  geneigt,  energisch  einzugreifen ;  es  ist  dieses  also  die 
günstigste  Gelegenheit  Verbesserungen  auf  sanitärem  Gebiete  zu  erreichen. 

Der  Torsitzende  stimmt  diesen  Ausfühmn^en  bei  und  bemerkt,  daß 
der  erwälmte  Torwurf  von  Seiten  der  hiesigen  Begierung  nicht  gemacht  sei, 
auch  glaube  er,  daß  die  betreffendo  Bemerkung  im  Oeneral-Sanitätabericht 
nicht  als  ein  tthelgemeinter  Vorwurf  gegen  die  Kreisärzte  aufzufassen  seL 

II.  Sanitätsrat  Dr.  Kanzle  r-Bothenfelde  berichtet  hierauf  aber:  »Zwei 
Fälle  einer  erygipelartlgen  InfektionsknuiUielt'',  die  er  1888  resp.  1886  be- 
obachtete. (Autoreferat.) 

Der  erste  Fall  betraf  ein  Hädchen  von  14,  der  aweite  ein  solches  von 
8  Jahres.  Die  Kranlihoitserficheinungen  bestanden  in  FrSateln,  Fieber  und 
einer  leichten  scltmetterlings artigen  BOtnng  der  Nase  und  der  angrenzenden 
Wangenpartien,  sowie  in  etwas  Oedem  der  Augenlider,  ganz  ähnlich  wie  bei 
manchen  Gesichtserysipelen.  Zugleich  erscliienen  aber  auch  sämtliche  End- 
phalangen der  Finger  und  Zehen,  wie  in  Krapptinte  getaucht,  hoclirot  gefärbt. 
Allmälilich  entwickelte  sich  dann  in  der  Nachbarschaft  dieser  ersten  lokalai 
Affektionen  im  Gesicht  sowohl,  wie  an  den  Extremitäten  ein  fleckiges 
Exanthem,  das  zunächst  an  spärlich  'auftretende  Hasemflecke  erinnerte.  Aber 
jeder  einzelne  Fleck  vergrößerte  sich  dann  konzentrisch  bis  zur  GrOSe  von 
Einmark-,  ja  bis  zu  der  von  FOnfmarkstücken,  Eier  und  da  konfluierten  die 
Flecke  an  der  Peripherie.  Au  verschiedenen  Stellen  kam  es  üur  Blasenbildung 
und  zur  Abstofiung  kleinerer  oder  grOfierei  Hautsi^nppen.  —  Duieben  bestand 
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lieber  Fleckenbildung  gekommeii,  im  zweiten  Falle  gai  nicht.  Der  erste  fall 
endete  tödlich  (dorch  anhaltend  hohes  Fieber)  am  47.  Krankheitatage,  der 
xwüte  Fall  genas  etwa  vom  16.  Erankheitstage  an. 

Beide  Fälle  etellten  onzweifelliaft  dieselbe  Ki&nkheitsform  dar,  nor  war 
die  Intensität  des  Auftretens  verschieden.  Sie  hatten  in  ihrer  Erscheinung 
manches  Aehnliche  mit  den  erratischen  Formen  des  Erysipels,  sowie  mit  den 
Erytbema  exsudatiToin  poljmorphom ;  jedoch  kann  keiner  der  beiden  Fälle  der 
räien  oder  der  anderen  der  genannten  Erankheitsformen  ohne  weiteres  mge- 
wiesen  werden,  da  diese  wiederum  zu  viel  abweichendes  von  jenen  bieten.  Ihre 
Aeüologie  bleibt  zonächat  dnukeL 

Im  ersten  Falle  worden  in  den  erkrankten  Haotpartien,  ähnlich  wie  beün 
Erysipd,  lance  Eetten  bildende  Streptokokken  gefunden,  die  erent.  als  das 
ursächliche  Ikiment  angesprochen  werden  hOnnten;  doch  mnfi  das  vDllig  dahin 
gestellt  bleiben. 

Zu  bemerken  ist,  daß  beide  Fälle  mit  sehr  aDSgedehnten  und  bösartigen 
Epidemien  von  Stäbchenrotlanf  unter  den  Schweinen,  dem  Tausende  von  Tieren 
in  der  Gegend  zum  Opfer  fielen,  zusammentrafen,  so  dafi  man  eveut.  auf  den 
Gedanken  kommen  kOnnte,  daß  die  beiden  rätselhaften  KrankheitsßUe  mit 
jenen  Rotlanfepidemien  im  Zusammenhange  stehen  konnten.  —  Um  so  eher 
konnte  man  daran  denken,  als  aach  das  Stäbchenrotlanf  der  Schweine,  das  noch 
bis  TOT  kurzem  direkt  zn  den  Erysipelen  gerechnet  wurde,  manches  ähnliche  mit 
den  geschilderten  Krankheitserscheinungen  zeigt  Näher  daraof  einzngehen,  ist 
hier  nicltt  am  Platze;  es  maß  auf  die  einschlägige  Literatur  verwiesen  werden.') 

Botlanfbazillen  wurden  in  den  beiden  berichteten  Fällen  nicht  gefunden, 
allerdings  wurde  eine  mikroskopische  ÜntersDchnng  auf  BaziUen  nur  im  ersten 
Falle  angestellt.  Aber  abgesehen  davon,  daß  die  Botlanfbazillen  damals  (18^ 
noch  nicht  bekannt  waren,  so  werden  dieselben  auch  bei  Schweinen  während 
des  Lebeos  in  den  erkrankten  Hautpartien  nur  sehr  spärlich  gefanden,  während 
Staphylokokken  nnd  Streptokokken  in  den  Kapillaren  dieser  ^atstellen  massen- 
hsit  vertreten  sind.  Erst  21 — 48  Stunden  nach  dem  Tode  der  Tiere  finden  sich 
die  Bazillen  häufiger. 

Im  Jahre  1892  wurde  dann  dem  Vortragenden  ein  8  Jahre  altes  Mädchen 
vorgestellt,  das  im  Gesicht  ein  diffuses  fleckiges  Exanthem  zeigte,  das  in  der 
Farbe  etwa  an  Hasemflecke  erinnerte;  die  Flecke  waren  aber  großer,  ver- 
waschener, konfluierten  vielfach  und  gaben  dem  ganzen  Ctesicht  ein  eigentüm- 
lich marmoriertes  Aussehen.  Fieber  war  nicht  vorhanden,  Temperatur  nnd 
Puls  normal,  dabei  subjektives  Wohlbefinden.  Ussem  hatte  die  Kranke  im 
Januar  1889  und  Skarlatina  um  Ostern  1890  überstanden.  Das  Exanthem  ver- 
schwand allmählich  ohne  sichtbare  Abschuppung.  —  Zwei  Geschwister  der 
Patientin,  5  und  10  Jahre  alt,  zeigten  etwa  S  Tage  später  eine  ganz  ähnliche, 
nur  schwächer  ausgeprägte  Ä^ektion  im  Gesicht.  —  Im  Hause,  wo  die  Familie 
wohnte,  war  ein  jüngeres  Schwein  an  sog.  „laufendem  Feuer",  der  leichtesten 
Form  des  sehr  variabelen  Stächenrotlanfs,  erkrankt  gewesen  und  von  den 
Kindern  im  Stalle  hänfiger  besucht  worden ;  auch  hatten  die  Kinder  im  Stalle 
oder  auf  dem  Hofe  häufiger  mit  demselben  gespielt  und  es  angefaßt.  Das  Tier 
starb  nicht,  sondern  blieb  am  Leben.  —  Die  Hntter  der  Kinder  selbst  schob 
die  eigentiimliche  Hantaffektion  im  Gesicht  der  letzteren  auf  deren  Verkehr 
mit  dem  an  Botlauf  erkrankt  gewesenen  Schweine. 

Bisher  war  jegliche  Cebertrogong  von  Stäbchenrotlanf  der  Schweine 
anf  den  Menschen  durchaus  in  Abrede  gestellt  worden.  —  Dagegen  haben  sieh 
in  den  letzten  Jahren  auffallend  schnelle  Beobachtungen  gehäuft,  denen  zufolge 
lokale  Infektionen  von  Menschen-  mit  Schweinerotlaof- Bazillen  sicher  fest- 
gestellt sind.*) 


*)  TergL  Alois  Koch:  Enzyklopaedie  der  gesamten  Tierheilkunde  etc., 
1891,  Bd.VIU,  8.527;  nnd  Friedberger  nnd  FrOhner:  Lehrbuch  det 
speziellen  Pathologie  nnd  Therapie  der  Hanstiere;  1900.  Bd.  II,  3.  281  S. 

*)  YergL  Berichte  darüber  in  dieser  Zeitschrift  1899,  Nr.  16,  S.  &14  nnd 
1699,  Nr.  18,  S.  611.  Femer:  Deutsche  tiertrztliche  Wochenschrift,  1899, 
Nr.  60,  S.Ub,  nnd  Bermbach:  VerSfientlichungen  aus  den  Jahres -Teterinär- 
Beiichten  etc.  ftti  1901,  S.  123.  Von  einem  weiteren  Falle  erhielt  Beterent 
brieflich  Kenntnis. 
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Es  soll  uan  in  keiner  Weise  belianptet  werden,  daß  es  dcli  in  den  rom 
Beferenten  mitgeteilten  KrmaUieits&lleii  tKts&cblicti  tun  eine  üebertrsgnng  ron 
SdiweinerotlaiJ  ani  den  Hensdien  gehandelt  lube,  —  dieselbe  i^t  dnrch  nichts 
erwiesen.  —  Beferent  will  aber  den  auf  dem  Lande  praktizierenden  Kollegen 
Aslsß  geben,  b^m  Herrschen  von  Botlanfseachen  unter  den  Schweinen  darauf 
2fl  kchten,  ob  ihnen  Uinliche  auffallende  exanthenuttische  Krankheitsfonnen  wie 
die  geschilderten  bei  Menschen  mi  Beobachtung  kommen,  damit  sie  erent.  die 
Natur  derselben  dnrch  bakteriologische  UBtersuchongen  womöglich  feststellen 
oder  feststellen  lassen. 

DiskassioD. 
.  Stadtarzt  Dr.  Bitter  erwälmt  einen  Fall  ron  Schweine rotlanf-lnfeküoi], 
welche  er  bn  J^tre  1894  in  Bner  (Kreis  Helle)  bei  einem  Tieraixte  m  beob- 
aditen  Gelegenheit  hatte.  Die  Infektion  erfolgte  bei  der  Sektion  eines  an  Rot- 
lauf ?erendeteo  Schweines  von  einer  klünen  ^gerwunde  ans.  Der  Fall  rer- 
Uci  dnrehana  glüutig  und  macht«  keine  schweren  KrankheitserscheinTutgen ;  in 
etwa  8—10  Tagen  trat  TOliige  HeÜang  ein.  Der  ganze  Verlauf  entsprach  fast 
genau  dem  FaUe,  wie  er  von  Uayer')  in  dieser  Zeitschrift  vernffeutlicht  isL 

nL  Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  Offenberg-Osnabrück,  welcher  derzeit 
in  Herne  mit  praktischen  ÜDtersacbnngen  betre&  der  Ancnylostorai&sis  sich 
I>eachäftigte,  berichtete  aodann  In  einem  sehr  interessanten  Tortrage  »Blwr 
den  lelttgen  Stand  der  AnefaflostomiA^firage  im  rhelnlBeh-wesiniisehfla 
KoUssrerler''.  Da  in  dieser  Zeitschrift  mehrfach  and  noch  im  laufenden 
Jahre  Abhandlungen  fiber  dieses  Thema  aus  der  berufenen  Feder  des  Knapp- 
achaftsoberarztes  Hed.-Bata  Dr.  Tenholt  zu  Bochum  erachieceu  sind,*)  so 
erübrigt  sich  eine  Wiedergabe  des  Beferatea.  Das  Hauptinteresse  nahmen  die 
mikroskopischen  Demonstrationen  des  Wurms  und  seiner  Entwickeltuigsstufeu 
in  Anspruch.  Zum  SchloB  machte  Beferent  besonders  darauf  aufmerksam,  daB 
die  Diagnose  der  Anchjloatomiasis  durch  die  mikroskopische  Untersuchung  der 
P&zes  keineswegs  immer  so  leicht  sei,  wie  tou  manchen  Autoren,  namentlich 
Leichtenstern  behauptet  worden  ist,  daß  Tielmehr  häufig  selbst  tou  sonst 
tfichtigeu  Hikroskopikem  Verwechslungen  der  Eier  von  Askariden  und  Anchj- 
lostomen  vorgekonunen  seien.  Wenn  es  auch  geradezu  unmäglich  ist,  ein  nn- 
versehrtes  Spulwunnei  fflr  ein  Anchjiostomumd  zu  halten,  so  ist  ein  Irrtum 
doch  leicht  mOglicb,  wenn  das  Spolwurmei  die  charakteristisch  aussehende 
gelbbraun  gefSJOte  EiweiQhfllle  verloren  hat.  Wenn  man  ans  einem  Kot, 
welcher  viel  Spnlwurmeier  enthalt,  Präparate  anfertigt  und  mit  leichtem  Drack 
das  Deckgläschen  verschiebt,  so  gelingt  es  leicht,  einzelne  Eier  von  dieser  Httlie 
zu  befreien,  so  daB  das  farblose  Kemgebilde  zutage  tritt,  welches  eine  gewisse 
Aehnliclikeit  mit  dem  Anchylostomomei  besitzt,  doch  von  demselben  sich  da- 
durch unterscheidet,  daß  die  Furchung  fast  immer  fehlt,  eine  zweifache  üm- 
rlSlinle  (Kontur)  vorhanden  ist  und  nicht  selten  an  dem  Gebilde  noch  ein 
Teil  der  gelben  Holle  haftet  oder  letztere  in  der  Nähe  liegend  zu  erkennen  ist. 

Die  Kenntnis  dieser  Verhältnlase,  welche  erst  neuerdings  dnrch  Ten- 
holt aufgeklärt  worden  sind,  ist  praktisch  sehr  wichtig;  sind  doch  sicher  auf 
Qrund  von  falscher  Diagnose  nicht  wenige  Bergleute,  welche  nur  Askariden 
beherbergten,  einer  Abtreibungskur  mit  E^tractum  filids  unterworfen  worden, 
einer  Kor,  welche  nicht  aller  ITefahr  entbehrt  und  gelegentlich  auch  wohl  als 
eine  „Pferdekur"  bezeichnet  worden  Ist. 

Nach  Schluß  der  Vethandlnngen  vereinigte  ein  gemeinschaftliches  Hahl 
die  Teilnetuner  der  Versammlung  im  Hotel  Dttttlng. 
Dr.  Bltter-Oanabrnck. 

■)  S.  Nr.  18  der  Zeitschrift  fitr  Hedizinalbeamte,  Jahrg.  1899. 

*)  „Die  AnchfiostomiaslB  unter  den  Bergleuten* ;  1^6,  Nr.  38  n.  84; 
aüeber  Anchyiostoma  duodenale* ;  Bericht  über  die  XV.  Hauptversammlung 
des  PreuBiacfaen  Hedizinalbeamten- Vereins;  1898;  „Anchylostomiaais  im:  rhei- 
nisch-weatfälischeB  Kohlenrevier";  1903,  Hr.  8. 

Man  vergL  famer  von  demselben  Autor:  ,Das  (jleeundheitsweaea  im  Be- 
reiche des  Allgemeben  Knappsehaftsvereins  in  Bochmn";  1897;  ,Die  Auch;- 
loatomiasiafrage* ;  Jena,  G.  Fischer,  1908;  ,Zur  Diagnose  der  Anohjlofto- 
Diiaais* ;  1904,  Nr.  9  dieeer  Zeitachrift 

Vcrantworti.Bcdakteur:  Dr.Bapmnnd,  Beg.- u.  Geb.  Hed.-ßat  in  IXinden  i.  W. 
J.  C  C  Brnns,  HanogL  Slelia  n.  F.  BdL-K  Hofbnebdmckaral  In  Ulndan. 
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Beamtem  des  BeK.-BeBlrks  VOln  am  19.  HOTember  1903, 

TemiittaK»  ll'/i  Uhr,  la>  ("Hnen  SltsimcssMile  der  KttnicI. 

Beclenias;  n  COln. 

Es  waren  anwesend  die  Herren  Beg.-Präsident  r.  Balan,  Ob.-£eg.-Bat 
Fink,  Beg.-Q.Hed.-Bat  Dr.  Bnsak,  ferner  sämtliche  KreismedizinKlfaeamten 
des  Bezirks  mit  Ausnahme  des  Gerichtaarztea  in  COln  (benilanbt)  und  de« 
Kreisarztes  in  Siegbnrg  (zarzeit  unbesetzt),  femer  die  Kreiswnndärzte  z.  D. 
D.  San.-Bäte  Dr.  Brockiians-Oodesbeig  and  Dr.  Bemmets-Eonnef  sowie  die 
Staats  ärztlich  geprüften  Aerzte  Dr.  Bathmann-Hnltieim  a.  Bhein  und  Dr. 
Hagen- CSln-SIllz. 

ZnnSchst  begrOBte  Herr  Beg. -PrSsidest  t.  Balan  die  TerBammliug 
und  nbertmg  dann  den  Torsitz  an  Herrn  Beg.-  a.  Med. -Bat  Dr.  Bnaak. 

Tor  Eintritt  in  die  Tagesordnoiig  erbat  sich 

I.  Kreisarzt  Dr.  Ueder-Cöln  £e  Erlanbnis,  einen  Fall  Ton  Sjrlnpo- 
BjeUe  knrz  vorstellen  zu  dSrfen,  den  er  tot  einigen  Tagen  bei  einer  anf 
Veranlassnng  der  Landeaversicherungsanstalt  Hessen-Nassaa  vorgeDonuneneo 
TJntersnchnng  hatte  feststellen  ksonen.  Es  handelte  sich  tun  den  ^jährigen, 
aos  gesunder  Familie  stammenden  Ziegeleiarbeiter  Friedrich  J/L  aas  Beatorf 
(Lippe  -  Detmold),  zarzeit  in  Cöln  -  Longerich  beschäftigt.  Derselbe  war  frfther 
stets  gesund,  hat  beim  Militär  gedient  and  früher  stets  schwer  gearbeitet. 
Nach  Aasweis  der  Akten  (ärztliches  Ontachten)  stellte  sich  im  Sommer  18!)7 
ohne  vorhergegangene  Yerletznng  am  rechten  Unterarm  eine  eitrige  Entzttndnng 
ein,  die  erst  nach  einem  großen  Einschnitt  (Narbe  noch  sichtbar)  heilte.  Die 
rechte  Hand  blieb  seitdem  stets  etwas  angeschwollen.  1899  Auftreten  ent- 
zündlicher SchnellUDgeQ  des  rechten  Unterarmes  and  der  rechten  Hand,  die 
jedoch  auf  Einreibungen  bis  auf  geringe  zurückbleibende  Schwellung  rer- 
eehwanden.  Gleiche  Erscheinungen  im  Jahre  19O0;  ein  Jahr  später  Pauaritinm  des 
lechtett  Bingfingers  und  wiedertun  starke  Anschwellung.  Am  I.Mai  1902  Fanari- 
tiuni  am  reuiten  Mittelfinger  mit  anschließender  Zellgewebsentzündnng  der  Hand 
(SehnenTerdtemng)  lud  des  rechten  Unterarms.  Der  dritte  Finger  wurde 
ampntiert,  der  vierte  Finger  inzidiert,  auch  die  Eohlhand  mit  großen  Schnitten 
etSSnet.  Ende  Jnni  1902  waren  die  Einschnitte  noch  nicht  ganz  geheilt  Nach 
Angabe  des  p.  M.  sind  alle  diese  Entzfindiugen  ohne  besondere  Veranlsssung 
(Terletzungen)  entstanden,  sollen  anch  nnr  wenig  Schmerzen  verursacht  haben. 
Jetzt  findet  sich  noch  eine  Schwellnng  der  rechten  Hand  and  des  rechten 
Unterarms;  an  diesem  ist  die  Hant  etwas  elephantiastisch  verdickt  Die 
Band  ist  stark  geschwollen,  besonders  auch  der  Datuneo  und  Zeigefinger,  je- 
doch kein  Oedem.  Der  Mittelfinger  fehlt,  der  vierte  ist  in  Zickzaekstellong 
steif,  atrophisch,  auch  der  Kleinfiuger  nur  wenig  beweglich.  Am  Danmenballen 
findet  sich  ein  4  cm  langes,  */4  cm  breites  fiaches  Qeschwttr  schon  seit  Wochen, 
das  gar  nicht  schmerzhaft  ist,  sjn  4.  und  5.  Finger  an  vorspringender  Stelle 
kleine  Qeschwflrchen,  offenbar  durch  AnstoBen  entstanden,  am  Kleufingerballen 
and  an  der  Schwimmhaut  zwischen  Danmen  imd  Zeigefinger  in  der  Hohlhand 
je  2  spontan  entstandene  Blasen,  Jene  2  schon  eingetrocknet,  diese  frisch  in 
den  leisten  Tagen  entstanden. 

Ist  es  schon  atiffallend,  daQ  diese  Entzündtugserscheinungen  an  der 
rechten  Hand  und  dem  rechten  Unterarm  schubweise  ohne  äoBere  veranlassnng 
aufgetreten  waren  und  anch  heute  noch  sich  deutliche  EmährnnKsstaruneen 
voinndeii,  so  ergibt  die  Prafung  des  Gefühls,  daQ  an  der  Hand  nnd  dem 
Torderara  ein  vollständiges  Erloschensein  der  Tast-,  Schmerz-  und  Temperatur- 
empfindiuig  vorhanden  ist.  Eine  Hantf&lte  kann  mit  der  Nadel  ohne  Schmws- 
inflerang  durchstochen  werden.  Nor  in  der  Eandgelenksbeoge  findet  sich 
ziemlich  In  der  Mittellinie  eine  ca.  markstttckgrofie  Stelle,  wo  die  SdimerZ' 
empfindong  noch  gut  erhalten  ist 
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Aaeh  am  Oterann,  der  rechten  Brust-  lud  SAckeuöte  äad  ■latlkhe 
did  OeMUsqiulitlteii  im  Vergleich  sa  links  hera^eaetzt.  Bel*ÜT  am  beetea 
erhalten  ist  das  Tsstgefahl,  am  stärksten  alteriert  dagegea  die  Temperatnreu- 

fOodni^,  besonders  an  der  Vorderseite  dea  Halses  nad  der  Brwt.  SelbM  fut 
ochend  heifies  Wasser,  das  eine  bleibende  Hantröte  hinterläßt,  und  ganz  kalb» 
Wasser  kSnnen  nicht  nnterschieden  werden.  Nach  links  hin  ist  Tom  wie  hinten 
die  Grenze  genau  in  der  Ifittellinie  gelegen,  nach  oben  za  am  Unterkieferrand, 
bezw.  der  &argrenze,  nach  nuten  in  an  der  6.  Kippe,  ffinten  besteht  bis 
hemb  mr  9.  Bippe  eine  etwa  handbreite  Zone,  in  welcher  hä  erhaltener  Tast- 
empfindnBK,  die  Schmers^  nnd  Temperatarempflndong  erheUich  herabgeeetzt 
ist  (partieUe  Empfindiingsläluiinng). 

Ans  der  Verteilnng  der  Oeftthlsstilnuig,  die  sich  nicht  mit  dem  Bereich 
der  Hantnerren  deckt,  spez.  aas  dem  Vorkommen  von  Zonen  (am  Handgelsak 
oäd  im  Btlcken),  wo  du  einzelne  t^nalitäten  der  Seuaibilitit  geetitrt  sind 
(jiartielle  Empfindnnplähmiing),  endlich  dem  Fehlen  T«a  Hnskelatrophien 
ergibt  sich,  dafi  durch  eine  Aifektion  der  peripheren  Herren  (etwa  aoUeigeBde 
Entzündung)  die  Sensibilitälsst&mng  nicht  zn  erklären  isL  Es  liann  sidi  nur 
nm  eine  Sthrnng  im  Zentralorgan,  im  Bückenmark  handeln,  wo  die  Bahnen  ftti 
Motilität,  für  Tastgefühlj  Schmerzgefühl  und  TempemtnrempflndiuiK  getrennt 
Terlanfeu.  Die  pathologische  Anatomie  hat  uns  gelehrt,  daQ  es  oei  solch' 
chronischen  Fällen  fast  ansnahmslos  Hohlenbildnngen  im  Bückenmark  (vor  allam 
in  der  graaen  Snbstsoz)  in  betracht  kommen.  Eine  derartige  Erkranknne  (Syringo- 
mydie)  liegt  aadi  hier  zweifellag  vor.  Die  sie  begleitenden  SensibiliUU^  und 
EmährungsstSniDgen  sind  anch  die  Ursache  für  die  schnbweise  auftretenden 
EntzOndüngB-  nnd  Schwellangsznatände  gewesen,  für  deren  spontanes  Auftreten 
bei  einem  solch  eesnnden  Menschen  eiEGntlich  anch  sonst  keine  rechte  Ter- 
anlassnng  vorhanden  ist.  TnberkalOse  Belsstnng  und  Laes  wird  in  Abrade 
gestellt.  ■> 

n.  Entwarf  einer  IHenatanwefsiii«  für  den  leitenden  Ant  ind  4aa 
Pflegepersonal  der  Krankenhäuser.  Beferent:  Kreisarzt  Dr.  Heder-CSln. 
Der  Entwurf  einer  Dienst  an  weianng  für  den  Idtenden  Arzt  der  Kranken- 
anstalten hatte  schon  auf  der  Tagesordnung  der  letzten  Versammliing  ge- 
standen. Damals  hatte  der  verstorbene  Geh.  Bat  Dr.  MOrs  einen  derartigen 
Entwurf  ausgearbeitet  nnd  in  diesem  alle  die  Wünsche  bezüglich  der  Stdluig 
der  leitenden  Äerzte  niedergelegt,  die  ihn  während  seiner  langjährigen  Tätig- 
keit als  Bevisor  von  Krankenhäusern  aufgestiegen  waren.  Vom  medizinischeo 
Standpunkte  aus  betrachtet,  ist  für  den  leitendeD  Arzt  eine  mOgUciiBt  große 
Machtbefugnis  zu  wünschen,  denn,  wo  sich  Mißstände  im  Erankenhauswesen 
zeigen,  bat  dies  nicht  zum  wenigsten  darin  seineu  Q-rund,  daß  der  leitende 
Arzt  eben  zu  wenig  Einfluß  hat,  ja  vielfach  ganz  eine  Null  ist.  Allein  bei 
der  Beratung  des  damaligen  Entwurfes  ergab  aidi,  daß,  so  vOaschenswert  anch 
eine  solche  weitgehende  Machtbefugnis  für  den  leitenden  Arzt  sein  mOchte, 
doch  die  DnrchftUirDug  in  der  Praxis  auf  große  Schwierigkeiten  stoßen  würde. 
Namentlich  zeigte  es  sich  in  der  Besprecbong,  daß  die  Verhältnisse  ia  den 
einzelnen  Hospitälern  so  gänzlich  verschieden  waren,  daß  die  Ausarbeitung 
einer  generellen  Dienstanweisung  für  alle  Krankenhaosärzte  des  Bezirks  faist 
unmDglich  schien.  Es  wurde  deshalb  damals  beschlossen,  die  Beratung  abnn- 
brechen  nnd  den  Eingang  der  von  den  mnzelnen  Krankenanstalten  Keforderten 
Entwürfe  abzuwarten,  um  dann  vielleicht  gelegentlich  wieder  auf  den  Gegen- 
stand zurückzukommen.  Beferent  hat  auch  zunächst  abgewartet,  was  von 
Dienstanweisungen  ilmi  ans  seinem  Bezirk  zugehen  würde,  allein  das  Besultat 
war  ein  demlico  klägliches.    Von  der  Mehrz^  der  Krankenhäuser  erhielt  er 


')  Beim  eiuUn  Blick  kitante  man  auch  an  Lepra  denken  —  auch  aus  der 
Duolang  wurde  darauf  aufmerksam  gemacht  — ,  zumal  Wundsein  der 
Nasenlöcher  nnd  etwas  Nasenfluß  besteht.  Immerhin  kann  die  Lepra  woU 
eile  periphere  Neuritis  veranlassen,  nicht  aber  die  partielle  Boipflndungs- 
läbmung,  die  nur  durch  eine  AfFektion  des  Zontralorgans  erklärt  werden  kaan. 
Die  Untersuchung  der  Nase  ergab  auch  nur  starke  Wucherung  der  lluaefcai* 
scbleimhant,  keinerlei  Olaerationen  am  Septnm,  das  Nasensekret  enüiiolt  kdns 
Leprabazillen  (Diiekbor  Dr.  Czaplewski).  H.  hat  nie  soit  Uthaaeni  oder 
Ausländern  zusammen  gearbeitet. 


■IcbUgaBg  erfahren.  In  der  Anaarbeitnng  der  Bestimmimgen  fÄrdas  Pflege- 
penonal  bezllslicli  des  Verlohrena  bei  aosCeckenden  Krankheiten  nnd  bezllglich 
d«t  DemnT .     -  -  . 


der  lladfifiulb«uaten  in  Beg.-Bo.  Cola.  Hl 

ttedunpt  Uae  Diastanrdrang,  asdeie  meldeten,  nun  sei  noeh  in  dn  Ais- 
uMlang  begriffe«,  ei  letawebteD  noch  Terhandlmgen  mit  den  Aent«  ete. 
Sie  woiigai  AnweisnngeB  aber,  die  eingegangen  wann,  enriewn  melk, 
Ui  aaf  eiM  allerdiBga  fast  mnsürgaltig  in  nennende,  fast  alle  als  infient 
■ugelkaft.  Dar  snte  Tril  bes&glicli  StAllang  des  leitenden  AnUa  entUelt 
omtliek  licbta  ab  ^e  Wiederhohug  des  Wortlanta  der  Veiftgimg  vom 
80.  Dennb«  1908,')  det  zweite  Teil  bexttgUdi  der  Demnfdttion  mi  giaiUch 
-— "'■■p'"*.  iadem  noch  TteUacli  mit  Schwelehi,  CUorkalk  ete.  gearbeitet  wude^ 

lofolgedena  kat  nclt  Referent  dann  gemadit,  selbst  emm  Batwoif  der 
DinataBireirang  fttr  den  lettendea  Arzt  und  daa  PflegepeisoBal  anmaibmten, 
dei  mnicliA  daxB  beitimmt  war,  den  betr.  Kranienhaos&rgten  oder  Ter- 
wnltOHgan,  weldie  bei  ilim  anfragten,  einigen  Anhalt  ftber  die  Punkte  m  grten 
die  bei  dar  Dienstaaweiaang  ra  berttcksiiätigen  seien. 

Der  Entwuf  ist  dann  nach  einer  I>archaiclit  emtene  des  VoisitMada 
stellenweiae  abgeindert.  Er  lehnt  sich  streng  an  die  von  der  WisseaschafUkli^ 
Depntaüon  fitr  das  Hedizinalwesen  aafgeat^ten  Leitsätse  njid  die  Begiemngs- 

VerfBgnng  vom  SO.  P '—  ■"*""  —    ~    "^   i.~i™  — ».  j;~  s—  t7«..;.i.~.  ™..- 
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ing  erfahren. 

J  bezIlglicEi  d 
r  Desinfektion  sind  die  AiufOliraiiggbestiminiingeii  des  Bcichssenchengesetsea 
betr.  Fest,  das  Taberkolose-,  TTpbna-  and  Rohr  -  Merkblatt  des  Kmserlictien 
Oesondbötsantes  und  die  von  dem  UedizinaibeamtenTcrein  Fotsdkm   aosgear- 
btiteten  SchatnnaBregcln  bd  ansteckenden  Krankhoiten  berücksichtigt. 

Oerade  dieser  letzte  Teil,  betr.  ansteckende  Krankheiten  und  Deainfektioni 
ist  bei  seiner  groSen  Wichtigkeit  ausführlicher  bearbeitet,  nnd  zwar  in  4  Ah, 
s^nitten:  1.  Allgemeines  Terlialten  bei  Infektionskrankheiten.  2.  Desinfektion 
nnd  deren  Heistelliine.  3.  AosfOhrong  der  Desinfektion.  4.  Spezielle  Tor- 
sehriften  fttr  die  einzelnen  iDfektionskrsnkheiten. 

Beferent  ist  der  Ansicht,  daQ  ee  nichts  schaden  dflrfte,  wenn  auf  jeder- 
Station,  wo  ansteckende  Krankheiten  gepflegt  werden,  derartige  Belehrongen 
für  das  Pflegepersonal  liegen,  damit  der  Pfleger  vielleicht  ab  nnd  zu  wieder 
dnmal  einen  Blick  hineinwerfen  nnd  das  im  Unterricht  erlernte  relca^itnlierea 
kann.  FBr  konxewionierte  Hospitäler  kDnnie  die  Dnrchfühnin^  det  in  besag 
anf  die  Dienatanweisnng  für  Aerzte  und  Pflegepersonal,  sowie  die  in  bezog  aiu 
die  Statistik  zn  stellenden  Anforderungen  dnrch  Aofuahme  unter  die  Konzessions- 
bedlngnngen  gesichert  werden. 

Der  Entwurf,  wie  er  ans  der  Diskussion  etwas  abgeindert  hervor- 
,  ist  bereits  abgedruckt  in  der  Beilage  zu  Nr.  13  der  ZmUchrilt  für  Medi- 
"     mte;  1904,8. 145  flf. 

iIL  Der  hentlge  Stand  der  Lehre  7on  der  Lnngeaprobe.  Beferent: 
Qerichtsarzt  Geh.  Med.- Rat  Prof.  Dr.  Ungar- Bonn. 

Trotzdem  seit  Entdeckuj^  der  Lungenprobe  schon  viel  Zeit  verflossen 
ist,  sei  die  Anffassnng  über  Wert  und  Tragweite  dieser  Probe  noch  kdnes- 
wegs  eine  einheitliche.  Beferent  will  deshalb  noch  einmal  den  hentigen  Stand 
der  Lehre  von  der  Lnngenprobe  knrz  präzisieren. 

Wie  ist  dieLnngenprobe  zunächst  anzustellen?  Es  handelt 
ddi  bei  der  Longenprobe  nicht  bloB  um  eine  Prüfung  der  SchwimmKhigkdt, 
sondern  an  den  Langen  ist  anch  sonst  noch  vielerlei  zu  prüfen  nnd  featza 
stellen,  was  aber  leider  nach  den  vom  Referenten  bei  Durchsicht  der  Obdnktions- 
protokolle  gewonnenen  Erfahrungen  meist  unterlassen  werde.  Znnächst  sei  die 
Ausdehnung  von  grofler  Wiuiugkeit.  Ob  die  Lnngen  nach  Wegnahme  des 
Sternoms  vorliegen,  sich  in  der  Medianlinie  berühren,  oder  tief  libten  im 
Pleuraräume  liegen.  Sodann  sei  die  Form  zu  beachten,  ob  glatt  (wie  dies  ho- 
nldit  aeatmethahender  Lunge  die  Regel  sei),  oder  gewölbt,  wie  nach  statt- 
getaniaaei  Atmung.  Weiter  sei  die  Parbe  sehr  wichtig.  Wenn  Falck 
ceaagt  habe,  die  Lunge  könne  fast  alle  Farben  von  Weiß  bis  zu  Schwarz  hin 
haben,  so  sei  dies  mit  Einrechnong  der  durch  FAulnis  bedingten  Verändernngen 
allerdiDga  richtig.  Immerbin  gebe  es  zwei  Farben- Typen :  Die  Lunge,  welche 
nicht  geatmet  habe,  sehe  stets  mehr  braun  ans,  wie  die  Leber,  die  Longe  nach 


ging,  ist  he 
dnubeamte 


■)  Siehe  Beilage  zu  Nr.  13  der  Zeitschrift  fttr  Med^ziiuilheatAt^^^KM,' 
Seite  148.  o 
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Ätmiuig  mehi  ziiuDberrot  Nktttrlicli  spiele  im  Blatgebalt  eine  Bolle;  er 
komme  abei  nicht  allein  in  Frage.  Dei  Blatgehalt  kOnne  bei  frncbtloma 
Atemrersnchen  in  utero  erheblich  sein  dnich  Aspiration  Ton  Blnt  in  die  LDDgen 
die  Farbe  sei  dann  mehr  donkelbraiinrot.  Die  Farbe  der  Lnngen  sei  aher 
auch  fast  nie  ^^'^  gleichnü&igi  meist  seien  die  rerschiedenen  Partien  ver- 
schieden rot.  Besonders  mchug  sei  eine  sich  flodende  feine  Karmoriemng, 
die  bedingt  sei  darch  I&ppchenwäse  AnftÜlunf^  der  Alveolen  mitLoft;  nammb- 
lidi  mit  der  Lupe  betracntet  finde  sich  ein  zierliches,  gaiu!  charakteristis^es 
Bild.  Die  gröbere  Marmorierong,  die  man  oft  finde,  sei  bedingt  durch  Wechsel 
Ton  Itifthalti^en  and  Inftleeren  Partien. 

Konsistenz  der  Lauge.  Die  Lange,  die  geatmet  hat,  fUilt  eich 
schwammig  an,  die  Lange,  die  nicht  geatmet  hat,  fleischig.  Natürlich  kUnuea 
sich  in  ein  and  derselben  Lnnge  Infuialtige  nnd  loftleere  Partien  finden,  tob 
denen  die  enteren  sich  schwammig  anfühlen  nnd  hochliegen,  die  letzteren 
fleischig  sind  nnd  tief  liegen. 

Brst  nachdem  alle  diese  Punkte  berttcksichtigt  sind,  ist  die 
Schwimmprobe 
anznstellen. 

Sie  beruht  darauf,  daB  das  speziflsche  Gewicht  der  Longe  etwa  1,050 
betr&gt,  also  nur  ganz  wenig  mehr  als  das  Gewicht  des  reinen  Wassers.  In 
etwas  dickerer  Flttaslgkeit  (z.  B.  in  stark  blutigem  nnd  verunreinigtem  Wasser) 
kann  die  Longe,  besonders  kleinere  Teilchen,  event.  nicht  mehr  schwimmen; 
es  ist  daher  uOUg,  ein  großes  Gefias  mit  frischem  Wasser  zn  nehmen. 

ZunSchst  versacht  mau,  ob  die  ganzen  Organe  schwimmen,  dann  ob  die 
einzelnen  Lappen,  endlich  ob  Teile  derselben  schwimmen.  Zatreffeudeufalls 
moB  man  genau  Aassehen  und  Farbe  der  Teile  beschreiben,  welche  schwimmen, 
and  der  Teile,  welche  nicht  schwimmen. 

Tortr^euder  ging  dann  aber  zur  Besprechung  der  gegen  die  Beweis- 
kraft der  Lnngenprobe  vorgebrachten  ^Einwände.    Es  seien  dies  folgende : 

A.  Die  Lunge  kttnne  lufthaltig  sein  auch  ohne  statt- 
gefundene  Atmung. 

Dies  kSnne  entstanden  sein,  1.  indem  Luft  in  die  Lungen  geblasen 
worden  oder  durch  S  c  h  n  1  z  e  sehe  Schwingungen  oder  andere  Wiederbelebungs- 
versnche  hineingelangt  seL  Ganz  zwelfeUos  sei  es  möglich,  auf  diese  Weise 
beim  rcchtzeitle  geborenen  Kinde  Lnft  bis  in  die  Lungenalveolen  zu  bringen, 
aber  die  LuftfollanK  der  Lungen  sei  dann  nie  eine  so  gleichmtLßlKC,  wie  nach 
Geatmethaben;  es  fänden  sich  meist  nur  mit  Luft  gefttUte  Liseldien.  Ander- 
seits stehe  fest,  daß  durch  blofies  Bewegen  (Hin-  und  Eerrollen  etc.)  der  Leiche 
eine  vorher  Inftleere  Lunge  nicht  Initnaltig  werden  kOnne.  Die  Wandungen 
der  Alveolen  der  Longe  seien  mit  einander  fest  verklebt  und  zur  Entfaltung 
dieser  zahlreichen  Bläschen  gehüre  ein  nicht  unerheblicher  Druck,  wie  er  z.  5. 
erst  bei  kräftiger  Lnfteioblasnng  nnd  energischen  Schulze  sehen  Schwingungen 
in  Wirkung  trete.  Bei  den  Lulteinblasungen  trete  eher  die  Luft  in  den  Uagen- 
darmkauaL 

Allein  dieser  ktlnatlich  geschaffene  Lnttgehalt  der  Lnngen  sei  in  der 
ge  rieh ts  ärztlichen  Praxis  belanglos.  Die  heimlich  Gebärende,  nnd  die  kommt 
forensisch  fast  nur  in  Betracht  —  bläst  dem  scheintoten  Kinde  kdne  Lult 
mehr  ein,  sie  kOunte  es  auch  nicht,  wenn  sie  wollte.  Das  gleiche  gilt  von 
den  Schulzeschen  Schwingungen. 

2.    DerLuftgehalt  kOnne  durch  Fäulnis  entstanden  sein. 

Dieses  etwas  strittige  Gebiet  will  Beferent  genauer  besprechen. 

Zweifellos  kennten  in  der  Lunge  durch  Fäulnis  Qasblaseu  entstehen. 
Anderseits  leiste  aber  wiederum  gerade  die  Lunse  (neben  dem  Uterus)  der 
Vernichtung  durch  Fäulnis  den  groBteu  Widerstand.  Mau  finde  also  bei  sehr 
starker  sonstiger  FAulnis  die  Lunten  oft  noch  ziemlich  gnt  erhalten.  Es  habe 
seinerzeit  ziemlichen  Stanb  aufgewirbelt,  als  Bordas  nnd  Descoust  mit  der 
Behauptung  hervortraten :  Eine  Lunge,  die  nie  geatmet  habe,  kSnue  durch  die 
Fäulnis  nie  schwimmfäbig  werden.  Trotz  Widerspruchs  vieler  namhafter 
Autoren  habe  es  sich  aber  neransgesteUt,  daß  diese  beiden  Forscher  im  ganzen 
Becht  haben.  Ungar  hat  selbst  durch  zahlreiche  eingehende  Versuche  fest- 
gestellt, daß  tatsächlich  Langen  nnr  ausnahmsweise  dnrcfa  Fäulnis  schwimm- 
fähig werden  kanncn  und  nur  unter  besonderen  Verhältnissen,  wenn  sich  n&m- 
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Uch  durch  Anstrocknen  der  Longenoberfläcbe  (im  Bnitscliraiüc)  oder  durch 
einen  Paraffin  -  Uebeizng  eine  Kroate,  Dracksciiicht  auf  der  Oberfläclie  bilden, 
nnter  welcher  die  Fänlniagase  sich  ansammeln  kSnneiL  Wo  die  Lnoge  einmal 
darch  Atmong  ausgedehnt  worden  sei,  da  kDnne  sie  anch  in  Fäulnis  Sbergehen 
unter  Q-aablasenbildong  unter  der  Pleura. 

Referent  hat  experimentell  bei  Totj^eburten,  die  nie  geatmet  hatten,  von 
einer  Tracheotomie wände  aoB  mit  dem  in  den  Hanptbronchns  eineefftnrten 
Eatheder  die  eine  Lnnge  aufgeblasen,  während  die  andere  ungefüllt  bbeb,  dann 
BberlieB  er  die  Leiche  der  Fäulnis.  Nach  Wochen  war  die  aufgeblasene  Lunge 
ganz  Toll  F&alnlsblasen,  die  andere  frei  von  solchen.  Auch  LeufanacheT 
bat  in  einer  kürzlich  in  der  Vierteljahres chrift  für  gerichtliche  Uediziu  und 
QfTentlicheB  Sauitätswe&en,  Bd.  26,  S.  270,  erschienenen  Arbeit  dies  bestätigt. 
Ungar  will  nicht  canz  so  weit  wie  Bordas  und  Desconst  Kchen,  halt 
aber  anch  dafOr,  daS  nor  ganz  ausnahmsweise  eine  Lnnee,  die  nicht  geatmet 
hat,  durch  Fäulnis  schwimmfähig  werden  kQnne.  Auen  bei  hochgradigster 
Fäulnis  sei  daher  die  Lnngenprobe  zu  machen.  Nach  Anstechen  etwaiger 
Fäolnisblasen  ist  die  Farbe  der  Longe  annähernd  wieder  wie  früher.  Mit  der 
Lnpe  kann  man  auch  event.  die  feine,  durch  LnftfüUiug  der  AlTeolen  bedingte 
Marmorierung  sehen,  die  nie  durch  Fäulnis  entstanden  sein  kann.  Die  Fänlms- 
gase  stehen  nicht  unter  genügondeni  Drucke,  am  die  noch  nicht  entfaltet 
gewesenen  Alveolen  füllen  zu  können. 

3.  Der  Luftgehalt  konnte  durch  Luftatmang  in  utero 
entstanden  sein,  speziell  wenn  operative  Eingriffe  statt* 
gefunden  haben. 

Ün^ar  hat  auch  in  der  Richtung  an  den  Totgebarten  der  üniTeraitäta- 
Frauenklinik  in  Bonn  nntersucbongcn  angestellt  and  tatsächlich  nach  ope- 
rativen Eingriffen  m  der  Begel  Luft  in  den  Lunten  gefunden, 

Anch  diese  Fehler cluelle  komme  in  der  ge rieh ts ärztlichen  Praxis,  die  sich 
in  der  Eegel  nur  mit  den  heimlichen  Geburten  zu  befassen  habe,  nicht  in  Be- 
tracht. Das  gleiche  gelte  von  der  Möglichkeit,  daß  bei  schlafTen  Banchdecken 
und  EnieeUenbogenlage  Laft  in  die  Gebärmutter  angesaugt  und  vom  Kind  in 
ntero  eingeatmet  werden  kOnne,  da  diese  Eventualität  nur  für  Mehrgebärende 
zutreffe. 

i.  Der  Luftgehalt  der  Lungen  könne  von  Tympanltes 
ateri  herrühren  (Hitschmaun)  nach  Eindringen  gasbildender 
Bazillen  in  die  Gebärmutter. 

Hier  ist  daran  festzuhalten,  daB  diese  Bazillen  nie  von  selbst  in  die 
Oebärmntter  gelangen,  sondem  stets  nur  bei  irgend  welchen  Manipulationen 
der  Geburtshelfer.  Auch  diese  Möglichkeit  kommt  bei  den  heimlichen  Gebarten 
nicht  in  Betracht. 

Neuerdings  hat  sich  denn  aach  noch  Flaczek  im  allgemeinen  gegen 
die  Zuverlässigkeit  der  Langenprobe  gewandt  und  eine  manometrische  Messung 
des  Pleuradruckes  empfohlen.  Diese  schon  einmal  vor  30  Jahren  empfohlene 
Heasung  beweise  nichts.  Die  Methode  habe  viele  Fehlerquellen,  setze  eine 
große  Uebong  voraus  und  versage  bei  kleinen  Luftmengen,  die  auf  das  Mano- 
meter nicht  wirkten. 

B.  Die  Lunge,  die  geatmet  habe,  könne  später  noch  luft- 
leer werden. 

Dies  ist  schon  seit  100  Jahren  öfters  behauptet  worden,  aber  dann  immer 
als  Beobachtungsfehler  bestritten  worden.  Trotzdem  ist  jetzt  kein  Zweifel  an 
der  Bichtigkeit  dieser  Beobachtung.  Ungar  hat  derartige  Befunde  auch  ex- 
perimentell erzeugt  durch  ganz  ^Imähliche  Ausschaltung  der  Atmung 
(mittelst  Carares  oder  Eeftpflasterumschnürung  des  Bauches).  Es  kommt  dann 
bei  immer  oberfiächlicher  werdender  Atmung  zu  totaler  Besorption  der  tu  den 
Langen  noch  befindlichen  Lnftreste.  Ungar  macht  darauf  aufmerksam,  dafi 
Neageboreoe  eine  eroQe  Widerstandsfähigkeit  gegen  asphyxierende  Einflüsse 
haben.  Der  Herzschlag  überdauert  die  Atmung  eine  halbe  Stunde  und  noch 
länger,  und  so  kann  selbst  aus  einer  bis  aufs  äußerste  durch  Atmong  schon 
gefüllt  gewesene  Lange  schließlich  alle  Luft  aufgesaugt  werden  und  ver- 
schwinden.   Die  Beobachtungen  sind  vielfach  bestätigt  worden. 

Diese  Frage  kann  zivilrecbtlich  von  Bedeutung  sein ;  auch  für  den  Qe- 
richtsarzt    hat    diese    Beobachtunga- Tatsache    ihre    Wi^tigkeit^  ,§9^,setti$n 
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aoleb»  mie  »neb  sden,  so  mUfiten  sie  doch  den  Oerlchtiftnt  beillglick  selnai 
OstftÜitflBB  lar  Yoractit  m&hneii.  Derselbe  mEkaB«  SBKen :  Die  Obdütian  habe 
keinerlei  Bewets  dafflr  ereeben,  daß  du  Eind  gelebt  liabe.  Qmaz  Uiaeii  sei  n 
»gen:  Das  Kind  hat  nicht  g^ebt;  denn  das  Kind  kBnne  gelebt  hAben,  /ilue 
za  atmen,  Ja  es  könne,  geleot  und  geatmet  haben,  and  die  Lnft  kOnne  bei 
langsunem  Abeterben  der  Atmung  ana  den  Longen  resorbiert  afin. 
Diskasalon. 


Aof  eine  Anfrage  von  Dr.  Sraatwig  erklärt  Ungar: 
1.    Fänlnisblasen  Knden  eich  fast  nur  da,  wo  das  Longengewebe  schon 
Torher  lufthaltig  gewesen  sei.    Die  Fäolnlsgase  allein  hätten  nicht  genug  Druck, 


die  Alveolen  zn  entfalten. 

2.  Die  Schwimmprobe  der  Longe  anzustellen  mit  anhängendem  Herzen 
habe  wenig  Wert.  Dann  seien  z.  B.  Irrtümer  durch  Ffinlnisgaae  Im  Herzen 
mSgliob.  Den  Qrad  der  Schwimmfähigkeit  der  Longe  kOnne  man  auch  sonst 
pruen,  indem  man  beobachte,  ob  die  Longe  hoch  oder  tief  schwimme. 

Dir.  Dr.  Czaplewski  weist  daraufhin,  daQ  der  Bacillus  der  schaumigen 
Organe,  wenn  er  cue  Flacenta  passiere,  event.  Luftgehalt  auch  der  totalen 
Lunge  DBdingen  kSnne. 

Beferent  erwidert,  daB  dieser  Fehler  in  gerichtlicher  Beziehong  nicht 
in  Betracht  komme,  da  es  sich  dann  am  Fälle  schwerer  Sepsis  intra  ritam 
handle;  die  gerichtlichen  Fälle  betrSfen  nur  gesunde  Frauen. 

IV.  Die  bakteriologbehe  FrDhdlagnoie  des  Typhus.  Beferent: 
Dr.  Czaplewski,  Direktor  des  bakterioL  Laboratoriums  der  Stadt  COfai. 

Znr  bakteriologischen  Diagnose  des  Typhos  stehen  folgende  Boh- 
materialien  zur  Verfügung: 

a)  Stuhlgang.  Da  es  schwer  sei,  eine  Probe  des  Stuhlgangs  in  die 
sterilisierten  Frobegläser  hineinzubringen,  habe  man  jetzt  neuerdings  ein  kleines 
Zinnlaffelcheu  in  dem  Stopfen  des  Böhrchons  innen  befestigt,  ähnlich  wie  die 
Topfei  In  den  DiphtberierOhrchen,  das  mit  sterilisiert  wird. 

b)  Urin.  Dieser  sei  sehr  wichtig,  da  er  oft  sehr  lange  grofle  Mengen 
T^phnsbazillen  enthalte. 

c)  Blot,  spez.  für  die  WIdalsche  Beaktios. 

d)  Eiter  und  Organe,  aus  denen  der  Nachweis  sehr  leicht  gelinge. 

e)  Trinkwasser. 

Vortragender  sprach  zunächst  aber  die  bakteriologische  Diagnose  au 
dem  Stuhlgang. 

Fflr  das  kulturelle  Verfahren  komme  Tor  allem  der  t.  Drigalski> 
Conradische  Lakmusmilchzuckeragar  in  Betracht  (das  Rezept  findet  sich  ans- 
fnhrlich  in  dieser  Zeitschrift,  Jahrg.  1903,  Beilage  20,  S.  264),  der  nicht  so  aus 
der  Luft  gesriffen  sei,  sondern  Vorläufer,  spez.  in  Frankreidi  (Verfahren  nach 
Wnrtz)  eenabt  habe.  Es  sei  sogar  nicht  einmal  sicher,  ob  die  durch  von 
T.  Drigalski-Conradi  hio zugekommenen  Zutaten  wirklich  notwendig  und 
eine  Verbesserung  seien.  Der  Nährboden  sei  folgenden  Erwägungen  entsprungen: 
Bact  coli  bilde  aus  dem  UUchzucker  Saure,  lypbus  nicht,  der  Lakmus^brtoff 
sei  deshalb  als  Differenzialreagenz  zugesetzt.  Um  eine  Diffusion  der  eebildeten 
Saure  zu  verbäteu,  müsse  nach  Angabe  von  t.  Drigalski  n.  C.  der  NihT' 
boden  sehr  trocken  und  fest  sein.  Man  habe  deshalb  einen  3  proz.  Agar  ge- 
nommen, Nutrose  sei  hinzugesetzt,  da  man  bei  dem  TTphusbaciUos  ein  be- 
sonderes Eiweifibedürfnis  beobachtet  haben  wolle.  Der  Zusatz  von  Kristall* 
violett  solle  das  Wachstom  der  Wasserbazillen  und  Saprophyten  hemmen.  Gz. 
tiilt  den  Zusatz  nicht  für  absolut  notwendig,  er  sei  auch  ganz  gut  ohne  den- 
selben fertig  geworden.  Das  EristaUviolett  stOre  dazu  etwas  die  Feinheit  der 
Farbenreaktion. 

Im  Institut  ftkr  Infektionskrankheiten  werde  der  Nährboden  in  grofle 
Petri- Schalen  gegossen  (man  brauche  200 — 2&0  g  Nährboden  pro  S«^«le).  Das 
OberftSchenkondeoHwasser  müsse  zur  Verdunstung  gebracht  werden,  was  dnich 
Einstellen  der  zu  '  ■  bedeckten  Platten  im  Brutschrank  entweder  ■/•  Tag  bei 
87°  oder  ■/*  Stunde  bei  60°  geschieht.  Gx.  stellt  sie,  auf  den  Deckelirand 
umgekippt,  in  einen  Parafftnofen  bei  50°  für  10 — 16  Hisoten.  Zur  Impfnng 
ist  von  den  Erfindern  ein  gebogener  (Jlasatab,  Dalli  genannt,  angegeben,  mit 
dem  der  Stuhlgang  auf  den  Platten  eingerieben  wird,  erst  auf  der  ersten,  dann, 
ohne  stefilisiert  ra  werden,  auf  der  aweiten,  dann  anf  tiav  dritten.    Nach  16 
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bü  20  [Stunden  bei  37°  erecheuen  die  Colikoloniea  leuchtend  hellrot  oder 
donkellunninrot,  trübe  nnd  nndnichsichtig,  von  8—8  nun  DnrchmeeBer ;  in  der 
Umgebung  ist  der  Nährboden  hellrot  gefärbt,  die  Typhnskolonien  sind  kleiner, 
glasig,  taatropfenähnlich,  nicht  doppelt  kontnriert,  blan.  Diese  letzteren 
Kolonien  mlUsen  nun  noch  als  Typhosbazillen  identifiziert  werden.  Zn  diesem 
Behüte  wird  eine  aolche  Eultar  abgestochen;  nun  TMraibt  sie  dum  innig  nlt 
I^hussenm  1 :  100  ond  prüft  mit  dem  Mikroskop,  oh  Aggliitia4tion  eintritt, 
entweder  frisch  im  hängenden  Tropfen  oder  &ngetiocknet  iwch  Firbnng. 

Ctaplewiki  verwendet  das  YerfsJiren  mit  TerBchiedeaen  Äbweichongen. 
Sehr  wichtig  sei,  daß  die  Lakmostinktor  eine  eote  sei;  Beferent  teiotgt  sich 
deshalb  den  LaJnnusfubetoff  selbst  noch  nnd  hebt  ihn  eingeschmolien  als 
TrockensDbatans  in  GlasrOhrchen  auf.  Er  nimmt  gsnz  kleine  Petrische 
Schalen  (7  cm  Durchmesser]  und  braucht  demzufolge  viel  weniger  Nährstoff. 
Damit  der  Agar  nicht  eb  sehr  beim  Aufbewahren  eintrocknet,  sterilisiert  er 
diesen  in  kleinen  Uengen  (100  ccm)  in  kleinen  Soxhlet- Flaschen  mit  Gnmmi- 
verschluB.  Auch  die  MilchzuckerlÖBung  bewahrte  er  in  den  betreffenden  Vengen 
portionsweise  eingeschmolzen  in  Reagensröhrchen  auf. 

Anstatt  des  DatlirOlasstabes,  der  fertig  35  Pf.  kostet,  nimmt  Ce.  kldnere 
Olasst&bchen  von  1—2  mm  DorchmesBer  mit  einem  EnOpfchen  au  dem  «üen 
Ende.  Er  nimmt  damit  von  mehreren  Stellen  des  Stuhlgangs  —  damit  steigen 
die  Chancen  typhoshaltige  Partioi  zu  treffen  —  Proben  and  rerreibt  diese  in 
BoniUon  möglichst  fein.  Nachdem  die  graßeren  Partikelchen  sich  abgesetzt 
haben,  nimmt  er  mit  dem  Torher  steruisierten  Knopf  des  Olasstabes  einen 
Tropfen  nnd  verteilt  denselben  anf  der  Platte  durch  leichtes  Hin-  ottd  Het- 
gieitenlassen  auf  der  Oberfläche  (Ausstreichen). 

Tor  Anstellung  der  Serumreaktion  nimmt  Cz.  erst  noch  eine  Slchtnng 
der  tfpbuBTerd&chtigen  Kolonien  vor.  Er  nnmmeriert  sie  mit  Fettstift  auf  der 
Unterseite  der  Platte  und  verreibt  nun  von  jeder  ein  Partikelchen  in  1  Tropfen 
destillierten  Wassers  auf  1  Objektträger,  auf  den  bb  za  10  solcher  Proben 
nebeneinander  untergebracht  werden  kBnnneo.  Nach  Antrocknen  wird  gefärbt. 
Hit  Zuhilfenahme  derOramechen  Pärbnng  und  Nachfärben  mit  Fnchsm  kann 
man  schon  auf  Gmnd  des  mikroskopischen  Befundes  eine  ganze  Beihe  als 
Nicht-Tjphus  ausschalten,  nnd  braucht  somit  bedeutend  weniger  Agglntinations- 
proben  anzulegen.  Man  rnufi  nun  von  den  Kulturen  noch  weiter  zttchten  durch 
Ausstreichen  auf  dem  v.  Drygalski-Conradischen  Nährboden,  um  auf 
Beinbeit  der  Kultur  zu  prüfen.  Man  kann  anch  in  Zuckerstgar  abstechen  oder 
mit  solchem  eine  Sehfitteiknltur  anlegen,  die  bei  Vorhandenst  von  Bact.  coli 
durch  Qssbildung  zerrissen  wird. 

Das  Berliner  Verfahren  mit  der  Agglutination  ermSglicht  ja  eine  weit 
schnellere  Diagnose,  doch  muß  man  verbtUtnismäBig  sehr  viele  Agglutinationa- 
oben  anlegen.  Bei  positivem  Ausfall  kSnnen  noch  immer  Mischkulturen  vor- 
uegen,  auch  kann  ein  Irrtum  durch  Faratfphusbazillen  entstehen,  die  auf 
T.Drygalski-Conradischen  Nährboden  genau  wie  Typhus  wachsen.  Sie 
erzeugen  in  Znckeragar  Q«s;  auf  Gelatine  bilden  sie  erhabene,  nach  8  Ihb  4 
Tagen  blendend  weiBe,  saftige,  halbkogelige  Knfipfe  von  2— S  mm  Dnidunesaer; 
die  Gelatine  verflüssigen  sie  nicht. 

Klinisch  ist  der  Paratyphus  nach  v.  Drjgalski-Conradi  aug»- 
zeidmet  durch  plötzlichen  Anstieg  der  Fieberkurve,  du  Fehles  eiser  riehtigea 
Continua  und  Ijtischen  Abfall  der  Temperatur. 

Auch  bei  dem  Nachweis  aus  anderen  Substraten  kann  der  r.  Dry- 
galBkl-Conradische  Nährboden  zweckmLBig  Verwendung  flnden. 

Die  Diagnose  ans  demBInte  kann  geschehen  1.  durch  FrAfnng  der 
Widalschen  Beaktiou,  2.  durch  Zachtung. 

Zur  Widalschen  Probe  gehören  gut  entwickelte,  nicht  zu  alte  Kulturen. 
Das  Agglutinationsserum  muß,  da  ja  die  Beaktion  quantitativ  ist,  in  ver- 
schiedenen VerdOnnungen  hergestellt  werden.  Bei  der  Entnahme  des  Blntes 
von  dem  Typhuskranken  kommt  es  darauf  an,  nicht  zu  kleine  Mengen  Blut  zu 
eihalten.  Am  besten  ist  es,  wenn  man  nach  Lichtheim  nach  Anlegung  einer 
Aderlaßbinde  (dicker  Qnmmischlanch  am  Oberarm)  die  Vena  mediana  mit  einer 
Kanflle  anstidit  und  G— 90  ccm  Blut  in  ein  Beagensrohr  laufen  läßt.  Man 
Uflt  4m  Blut  entorrea,  IIM  Dun  dm  Blntknchen  am  Bande  tos  dem  Bcageu- 
glase  los,  der  dann  das  Blutsenun  allmUtUch  auspreßt  (Stehen  im  Elsachrankj. 
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Hon  pipettiert  das  Senun  dum  ab ;  die  darin  noch  enthaltenen  roten  Blat- 
körpercnen  läßt  man  durch  StehenlBSBen  (im  Eisschrank)  oder  Zentriin gieren 
absetzen. 

Man  erhält  auch  erhebliche  Hangen  Blats  mittelst  blutiger  SchrOpfkOpf& 
Endlich  kann  man  Ane  Blat  durch  Schnitt  mit  tfesserchen  ins  Ohrläppchen 
erbalten.  Zum  Auffangen  des  austretenden  Blutes  kann  man  Kapillaren 
(Ljmphekapillaren)  nehmen  oder  kleine  Toben.  Im  Institut  fflr  experimentelle 
Therapie  in  Frankfurt  werden  dazu  sterilisierte  ü  förmige  BOhrchen  verwandt, 

1  sich  vollsaugen  lißt  und  dann  zentrif agiert.    Das  sich  oben  absetzende 


langt  I 
Facn  e: 


L  einer  anderen  Methode  wird  im  Newyorker  Oesnndhdtsamt  ver- 
lanren.  uan  legt  ein  spanisches  Fliegenpflaster  nnd  gewinnt  dnich  Anstechen 
der  Blase  das  Senim. 

Znm  Abmessen  kleiner  Serummengen  bedient  sich  Cz.  einer  kleinen  kali- 
brierten Glaspipette  mit  Marke  für  0,1  nnd  0,5  ccm,  welche  in  einem  Ean&len- 
ansatz  befestigt  auf  eine  Pravazsche  Spritze  paßt  (von  Lantenschläger 
zu  beziehen).  Barch  Ausziehen  des  Spritzenkolbens  wird  das  Senim  in  die 
Pipette  eingezogen.  Zar  Verdänaung  nimmt  Cz.  nach  Berliner  Vorgang  0,85°/, 
Kochsalzlösung.  X>ie  Pipette  wird  mit  Kalilange  und  Alkohol  ansgespttlt  nnd 
gereinigt 

Die  Platinüse  zur  Entnahme  der  Typhnsknltor  mnB  eine  bestimmte 
Grüße  nnd  Form  haben  (Umwickeln  nm  einen  Metallstab  von  bestimmter  Dicke). 
Bei  ganz  kleinen  Mengen  bedient  man  sich  der  Kapillaren  nach  Krnse. 

DieFiorkowskischeEarngelatino  hat  sich  in  der  Praxis  nicht  so 
bewährt,  wie  man  gehofft  hatte.  Auf  dieser  halbweichen  Gelatine  sollen  sich 
die  beweglichen  Typhnsbazillen  weiter  aasdehnen  als  Coli,  und  daher  besonden 
charakteristisch  wachsen,  es  ist  jedoch  zu  schwer,  den  Nährboden  ganz  g^lüch- 
mäßie  herzustellen,  und  besonders  im  Sommer  ihn  in  der  richtigen  Konsistenz 
zn  erhalten. 

Eis  nahm  halbweiches  Agar. 

ZnrZttchtnng  ans  Boseolenblnt  kratzt  man  die  Boseolen  mit  einem 
kleinen  Spatel  oder  Ueaserchen  ans  nnd  legt  von  dem  Abschabsei  Bonillon- 
knltores  an. 

Die  Züchtung  ans  Blnt  in  großen  Mengen  geschieht  anf  Agar  oder  in 
Bouillon,  doch  mnQ  man  sclmell  stark  verdännen,  da  das  Blnt  Tjphnskranker 
sonst  bakterizid  wirkt. 

Ans  dem  Wasser  verdächtiger  Brunnen  hat  man  bisher  nur 
sehr  selten  den  Typhusbacillas  za  züchten  vermocht  Die  verwendeten  Wasser- 
mengen  waren  zn  klein. 

Nenere  Verfahren  geben  darauf  aus,  möglichst  viel  Wasser  zn  ver- 
arbeiten nnd  so  möglichst  viel  Bazillen  zu  bekommen.  Nach  Wiodelband 
nnd  Schepilewsk;  legt  man  mit  dem  Wasser  unter  Bonillonzusatz  eine 
Torkoltur  an.  Eieraas  schlägt  man  die  Typhosbazülen  durch  Znsatz  von 
Typhusagglutinationsserum  nieder,  dann  wird  der  Bodensatz  durch  Auf- 
schwemmung mit  Bouillon  weiter  untersucht 

Nach  der  Methode  von  Stabsarzt  Schilder  wird  in  dem  Wasser  uue 
chemische  Fällung  hervorgerufen.  Man  mischt  zu  2  Liter  Wasser  20  ccm  von 
7,76  proz.  Natrium  -  EjposnlfitlOsnng,  dann  setzt  man  20  ccm  lOproz.  Bleiacetat- 
lOsune  zu  und  läßt  in  hohen  Zjlmdern  den  Niederschlag  absetzen.  Nach  20 
bis  24  Stunden  gießt  man  vom  Bodensatz  ab,  lOst  diesen  mit  100  proz.  Nati.- 
HyposnlfltlOsung  auf  nnd  streicht  ihn  anf  mehrere  v.  Drygalski-Conradi- 
schen  Platten  aus. 

Seinen  interessanten  Vortrag  nntorsttktzte  Cz.  durch  DemonstratioD 
diverser  Tjphns-  und  Colikulturen,  von  Agglutinationsproben  and  dem  gesamten 
Instrumeotarium  and  allen  für  die  Untorsnchnng  notwendigen  EandgraTenj  er 
erwarb  sich  dadurch  den  ganz  besonderen  Dank  der  Tersammlnng. 

Ein  gemeinsames  Hittagessen  im  Zivilkasino  hielt  nachher  die  TeO- 
nebmer  noch  einige  Stunden  gemütlich  zusammen. 

Dr.  Meder-COb. 

Verantwortl.  Bedaktenr:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Qeh.  Med.-Bftt  in  Minden  i.  W. 
i.CC  Bmni,  BanogL  Siebs,  n.  r.  Beh.-K  HafbnahdrBckn«!  In  Hindu. 
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Barerl«ehen  HedlBinalbeamteiiTereliiH  am  IS.  Jall  d.  J. 
In  Nflrabers. 

Am  16.  Juli  d.  J.,  Nachm.  2  Uhr,  fand  im  Hotel  „Goldener  Adler"  in 
NOrnberg  die  erste  aeneralTersammlnng  des  ,BajerisclLen  Hedizinalbeajnten- 
reieins*  statt.  Dieselbe  war  ziemlich  zahlreich  von  Mitgliedern  aoa  allen 
ProTinzen  beeacht  und  hatte  yor  Allem  den  Zweck,  die  Sabongwi  des 
^Bayerlachen  HedizinalbeamtenTereina"  endgttltig  festzosetzen. 

Zonächst  begrüßte  H.  Bezirksarzt  Dr.  Angerer  die  Erschienenen  ood 
teilte  mit,  daQ  die  am  6.  April  d.  J.  zur  Vorbereitung  der  Satzongen  bestimmte 
Kommiasion  diese  am  15.  Mai  in  einer  Veraammlong  in  Manchen  beraten  und 
diesen  Entwurf  nunmehr  zur  weiteren  Stellungnahme  der  OeneralTersammlang 
vorlegt.  Ein  außerdem  von  H.  Landgerichtsarzt  Dr.  Bnrgl-Nllmberg  ein- 
gereichter Statatentworf  läse  gleichfalls  den  Teilnehmern  der  Yersammlong 
znr  PrOfnng  und  Stellongnaome  vor. 

Es  wurden  dann  die  einzelnen  Paragraphen  der  beiden  StatntenentwOrfe 
beraten  und  gab  nnr  die  Frage,  ob  der  Verein  aas  ordentlichen  nnd  außer- 
ordentlichen Mitgliedern  bestehen  solle,  oder  ob  allen  Mitgliedern  desselben 
gleiche  Rechte  nnd  Pflichten  zukommen  sollten,  zu  verschiedener  Stellangs- 
nahme  Veranlassung.  Während  von  der  einen  Seite  der  Vorschlag  gemault 
wurde,  zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Mitgliedern  zu  unter- 
scheiden, und  die  nicht  amtlichen,  aber  pro  phjsicatu  geprüften  Aerzte  ohne 
das  Becht  der  Wahlfähigkeit  nnd  Wäiilbarkeit,  aber  auch  ohne  die  Verpflich- 
tung, gleich  hohe  Beiträge  wie  die  ordentlichen  Mitglieder  zu  bezahlen,  anf- 
znnenmen,  wurde  von  anderen  Rednern  eindringlichst  darauf  hingewiesen,  man 
solle  einen  Unterschied  zwischen  ordentlichen  und  außerordentlichen  Mitgliedern 
nicht  machen,  und  dadurch  den  praktischen,  pro  phjsic.  geprüften  Aerzton, 
welche  den  Eintritt  in  den  Staatsdienst  anstreben,  den  Beitritt  zum  Verein 
möglichst  wünschenswert  zu  machen.  An  dieser  Debatte  beteiligten  sich  die 
meisten  als  Redner  aufgetretenen  Herren,  so  namentlich  der  Vorsitzende,  fie- 
zirksarzt  Dr.  Angerer,  der  Heg.-  und  Kreis-Med.-Rat  Dr.  Dorff meister, 
die  Landgerichtsärzte  Dr.  Bnrglnnd  Dr.  Erdt,  die  Bezirksärzte  Dr.  Hof- 
mann, Dr.  Späth,  Dr.  Böhm,  Dr.  Wille,  Dr.  Dietsch,  Med.-Rat  Dr. 
Beck,  Dr.  ErOhl,  Dr.  HeiBler,  die  pro  phjsicatn  geprüften  Aerzte 
Dr.  ErGhl  nnd  Dr.  Wandererer.  Schließlich  wnrde  der  Vorschlag  der 
EoDunission,  daß  alle  Mitglieder  gleiche  Rechte  nnd  Pflichten  haben  sollten, 
mit  großer  Majorität  angenommen. 

Was  die  Tätigkeit  des  Vereins  anbelangt,  so  wurden  die  Vor- 
schläge der  Kommission  bezüglich  der  Kreis-  und  LandssToraammlungen,  wie 
sie  in  den  Satzungen  niedcrgelogt  sind,  einstimmig  angenommen.  Ebenso 
wurde  die  Bestimmung  bezw.  der  Wahlen,  die  immer  nnr  für  3  Jahre  Qel- 
tuns  haben  sollten  und  eine  Wiederwahl  erst  niub  Umlauf  einer  weiteren 
Wahlperiode  für  statthaft  erklären,  angenommen,  in  der  Erwägung,  daß  es 
für  des  Gedeihen  des  Verein»  vorteilhaft  sei,  wenn  zeitweise  Irisdie  Kräfte 
die  Leitung  des  Vereins  zu  übernehmen  berufen  werden. 

Der  enge  Anschluß  des  Vereins  an  den  Deutschen  Medi- 
zinalbeamteuverein  wurde  auadracklich  nnd  von  allen  Seiten  betont, 
ebenso  die  Bestimmung,  daß  der  Verein  in  das  Yereinsregister  einge- 
tragen «erde,  und  mit  Rücksicht  darauf,  daß  seine  Gründung  in  Nürnberg 
erfolgt  sei,  auch  seinen  Sitz  in  Nürnberg  haben  solle. 

Bezüglich  des  Jahresbeitrages  wurde  die  Festsetzung  von  dessen 
Höhe  dem  Beechlnsse  der  alljährlichen  HauptrerummlDiig  Tori>äialten.    Die 
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BefngDisse  der  LandesveraammluDeeii  worden  genan  festgelegt, 
ebenso  die  Art  und  Weise,  unter  der  eine  ÄnflOsnng  des  Vereins  statt- 
finden könne,  and  wie  vorhandenes  Vereinsvermagen  zu  verwenden  seL  Die 
damit  beendigte  Feststellimg  der  Satzungen  wurde  einstimmig  von 
der  Yers&mmlnng  angenommen  (a.  nactisteliend  den  Wortlant). 

Die  Von  der  Kommission  vorgesclilagene  GescbSf tsordnang  wnide 
ebenso  angenommen,  jedoch  mit  der  Abänderung,  dafi  jedes  Beferat,  sowie 
jeder  fUr  die  LandosTersammlung  angesetzte  freie  Vortrag,  soweit  er  wissen- 
scbaftliclier  Natur  ist,  zur  Information,  bei  den  ttbrigen  Vorträgen  zur  Be> 
urteilnng  des  formalen  luhaltes  dem  Vorstande  bis  1.  März  jeden  Jahres  vor- 
gelegt werden  müsse. 

Die  Wahlen  der  Kreisvorsitzendeu  (Qesamtvorstands) 
wurden  bis  zum  nächsten  Frühjahr  verschoben  und  bis  daliin  mit  der  Lütnng 
der  Geschäfte  als  Kreis  versitzende  und  einstweiliger  Gesamtvorstand  folgende 
Herren  betraut: 

Beziikarzt  Dr.  Augarer  (Oberbayem), 
,  Di.  S  p  ä  t  h  (Niederba;em), 

n  Dr.  Alafberg  (Pfalz), 

Beg.-  und  Ereb-Med.-£at  Dr.  Dorffmeister  (Oberpfalz), 

Bezirkaarzt  Dr.  Dietsch  (Oberfranken), 

Landeerichtsarzt  Dr.  Hermann  (Uittellranken), 

Bezirksarzt  Dr.  Hofmann  (Ünterfranken), 
Dr.  BShm  (Schwaben). 

Als  Ort  für  die  nächste  HanptTersammlnng  wurde  Wttr2- 
bnrg  gewählt.  Vorträge  fflr  diese  Hauptversammlnne  haben  bereits  zuge- 
~sagt:  die  Herren  Landgerichtaarzt  Dr.  Bargl,  Bezirkaarzt  Dr.  Angerer, 
Reg.- u.  Krei8-Med.-ß»t  Dr.  Dorffmeister,  Univ.-Prof.  Dr.  Lehmann  und 
Privatdozent  Dr.  Weygandt. 

nnd  Qeioh&ftiord&imif  dM  BaysrlBohan  M«dixluKlb«untanv«r»liu, 

A.  SatsiuisraB. 

Name.  Bits  und  Zweok. 

§  1.  Der  , Bayerische  Hedizinalbeamten- Verein"  mit  dem  Sitze  in  Nürn- 
berg hat  den  Zweck: 

a)  seinen  Hitgliedern  Gelegenheit  zu  gegenseitiger  Annäherung  und  Aus- 
sprache zu  bieten; 

b)  durch  Vorträge  nnd  Anstansch  persönlicher  Erfahrungen  eine  Ver- 
ständigung über  wichtige  Fragen  und  die  einachlügige  Beicha-  imd 
Landeageaetzgebung    anf  dem   gesamten  Gebiete  der  Staatsirzneikuade, 


Der  Verein  ist  dem  ,DentschenHedizinalbeamten- Verein*  in  der  Wdge 
angegliedert,  daß  seine  Uitglieder  ohne  weiteres  Mitglieder  des  letzteren  Ver- 
eins werden. 

Der  Verein  soll  in  das  Vereins- Register  eingetragen  werden. 

MltgUedtohftft. 
g  2.    Zum  Beitritt  sind  berechtigt; 

a)  alle  im  bayerischen  Staatsdienste,  aowie  die  mit  voller  Beamteneigenschaft 
im  Oemeindedienst  fest  angestellten  Medizinalpersonen, 

b)  alle  für  den  ärztlichen  Staatsdienst  geprüften  Aerzte,  anch  wenn  sie  noch 
nicht  im  Staats-  oder  Oemeindedienst  angestellt  sind, 

c)  die  Universitätslehrer  der  Verwaltungs-  und  geriohuichen  Medizin  aowie 
der  Paychiatrie,  die  dirigierenden  Aerzte  dar  hygienischen,  gericbtawtzt- 
licben     nnd    psychiatrischen    Institute,    der    Öffentlichen    Anstalten    lOt 
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g  3.  Die  BeitrittserkiSrang  bat  durch  scbriftliche  Anmeldmig  an  den 
Kreis  -  Vorsitzenden  zu  erfolgen.  Derselbe  hat  zu  prüfen,  ob  die  Vorans- 
setznngen  der  Berechtignng  zum  Beitritt  erfüllt  sind  nnd  dann  das  Anfnalune- 
eesnch  mit  Vermerk  an  den  Vorstands -Vorsitzenden  hinüberznleiten-  Ueber 
die  Änfnalune  beschließt  die  Verwaltung  (Geaamtvorstand). 

Qegen  die  VersagEin^  der  Aufnahme  ist  die  Berufung  an  die  nächste 
Uitgliederrersamlnng  znläeaig. 

Die  Hitgliedschaft  beginnt  mit  Emplaus  der  HitgUedskarte.  Sie  erlischt 
durch  den  Tod,  durch  Aberkennung  dea  Wi£lrechts  oder  der  W&hißihißkeit 
zu  einer  staatlich  aaerkaonten  Srztlichen  StandesTortretong,  durch  freiwillige 
Austritts erklärung  oder  der  Verweigerung  des  Jahresbeitrags. 

T&Ugkelt  des  Texelns. 

a.   KreisTergammlungen. 

§  4.  Alljährlich  zu  Ostern  rersammeln  sich  die  Mitglieder  der  einzelnen 
Begierongabezirke  zu  einer  Kreisrersammlung  in  einer  Stadt  des  Kreises. 

Vom  Vorsitzenden  oder  anf  Antrag  Ton  10  KreisangehQrigen  Icann  jeder- 
zeit eine  außerordentlich  e  Kreisrersammlnng  einberufen  werden. 

Die  Kreisrersammlung  wählt  durdi  Stimmzettel  aus  ihrer  Uitte  einen 
Vorsitzenden  und  einen  SchriftfOhier,  sowie  deren  Stellvertreter  anf  die  Dauer 
von  S  Jahren. 

Der  Kreisvorsitzende  beruft  und  leitet  die  KreisTersammlnng  nud  besorgt 
ein  Referat  ttber  dieselbe  in  die  Vereinszeltong. 

Die  Wahl  des  KreisTorsitzenden  und  Stellvertreters  ist  sofort  dem  Vor- 
sitzenden des  bajerischen  MedizinalbeamteuTerelns  schriftlich  anzuzeigen. 

Jeder  KreisTorsitzende  gehOit  fftr  die  Dauer  der  Wahlperiode  der  Tor- 
standschaft des  bayerischen  UedizinalbeamtenTereius  an. 

b.  LaDdesrersammlnngen. 

§.  6.  Alljährlich  um  die  Pflngstzeit  findet  abwechselnd  in  verschiedeneu 
St&dten  des  Königreiches  eine  Haupt-  oder  Laudesyersammlung  statt. 

Die  8  EreiaToreitz enden,  welche  die  Verwaltung  (Vorstand)  des  Bajerl- 
achen  Hedizinalbeamten  -  Vereins  bilden,  wählen  in  der  Hauptversanunlnng  aus 
ihrer  Uitte  mittels  Stimmzettel  einen  Vorgitzeuden,  sowie  einen  Schriftführer, 
der  auch  die  Kasse  zu  ffthren  und  den  Vorsitzenden  im  Behinderungsfalle  zu 
vertreten  hat,  mit  einfacher  Stimmeumehrbeit. 

Der  Vorsitzende  vertritt  den  Verein  gerichtlich  und  außergerichtlich,  er 
beruft  and  leitet  die  Mitglied  erveraanunlangen  und  die  Versammlungen  der 
Verwaltung. 

Der  Toraitzeade  beruft  die  LaDdesvereammlung,  bat  das  Recht  im  I^- 
verstSadnis  mit  der  UehrzaU  der  Vorstandsmitglieder  und  unter  der  Voraus- 
setzung, daß  die  Mitglieder  mindestens  2  Wochen  vorher  in  Kenntnis  gesetzt 
werden,  auSeroidentlicbe  LaudesTersammlnngen  einzuberufen. 

Ueber  jede  Hkaptversammlung  ist  ein  ausfOhrUcher  Bericht  an  die 
Vereinszeltschrift  zu  besorgen.  Duuelbra  hat  der  Schriftführer  abzufassen 
nnd  einzusenden. 

Wahlen. 

§  6.  Alle  Wahlen  gelten  für  die  Zeit  von  8  Jahren.  Eine  Wiederwahl 
ist  erst  nach  ümfioB  einer  weiteren  Wahlperiode  wieder  statthaft 

g  7.  Als  Vereinsorgan  wird  das  Organ  des  Deutschen  Uedizinal- 
beamtenvereins  bestinunt. 

§  8.  Es  ist  dafOr  Sorge  £u  tragen,  daß  der  Bi^erische  Uedizinalbeamtan- 
Vereln  bei  der  alljährlichen  Hauptversammlung  des  Deutschen  UedizualbMunteii^' 
Vereins  offiziell  vertreten  ist.  ■-■v'v.^. 
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g  9.  Die  Hohe  der  Jahresbeiträge  wird  alU&htüch  in  der  Han.pt- 
versunmliuiK  fest^eaetzl.  Hierron  werden  12  Hark  für  Jedes  Mitglied  an  den 
Deutschen  MedizinalbeamtenTerein  als  Mitgliedsbeitrag  und  Beitrag  für  den 
Bezug  der  Vereinszeitong  abgeführt. 

Der  Schriftführer -EaBsierer  hat  bei  jeder  Landesveraammlong  Geacb&fts* 
berlcht  nnd  Beclinang  yorzolegen. 

g  IQ.    Die  LandeBTeraammlnng  liat  zu  beschlioBen  über: 

1)  den  Bechenschaftsbericht  und  die  Entlastung  dea  Vorstandes, 

2)  Beschwerden     gegen    Beschlüsse     der    Verwaltung     (des     Vor- 

standes), 

3)  SatzungsSndemDgen, 

1)  Anträge  von  Mitgliedern, 
5)  Auflösung  des  Vereins. 
Die  Beschlüsse  werden  mit  einfacher  Mehrheit  der   erschienenen  Mit- 
glieder gefafit. 

Zu  einem  Beschlösse,  der  eine  AendenuE  der  Satzung  enth&lt,  ist  eine 
Mehrheit  toq  drei  Vierteiles  der  erschienenen  Mitglieder  erforderlich. 

Das  Protokoll  ttber  die  Mitgliederrersammlnng  ist  vom  Vorsitzenden  und 
Schriftführer  zu  unterzeichnen. 

Anfltanng. 

9  11.    Der  Verein  kann  durch  Beschloß  der  Mitglieder 
t  werden.    Zn  den    ~ 
Mitglieder  erforderlich. 

{}  12.  Ueber  die  Verwendung  des  vorhandenen  VormUgens  entscheidet 
die  auflÜBende  Hitgliedorversammlnng. 


B.  OSROllUtSOTd&UK. 

Für  die  Landes-  und  KreisTersanunlungen  gelten  die  allgemoia  aner- 
kannten parlamentarischen  Gepflogenheiten. 

£in  Keferat  soll  die  Zeit  Ton  40  Minuten  nicht  Überschreiten. 

In  der  Diskussion  sollen  die  Beden  nicht  länger  wie  10  Minuten 
dauern. 

Nach  abgelaufener  Diskussion  erhält  der  Referent  das  Schlußwort,  worauf 
eine  weitere  Entgegnung  nicht  mehr  zulässig  ist. 

Autrag  auf  Schluß  der  Diskussion  kann  jederzeit  ron  jedem  Anwesenden 
gestellt  werden  nnd  wird  hierüber  sofort  abgestimmt. 

Zur  tatsächlichen  Berichtigung,  sowie  zur  Geschäftsordnung  muß  jeder- 
zeit das  Wort  erteilt  werden. 

PenOnliche  Bemerkungen  sind  nur  nach  Schluß  der  Disknsaion 
statthaft 

Alle  Beschlüsse  «erden  mit  Stimmenmehrheit  gefaßt ;  Stimmengleichheit 
gilt  als  Ablehnung. 

Der  OesamtTorstand  bestimmt  einselne  Referate  und  besorgt  die  Refe- 
renten fUr  die  nächste  LandesTersammlung. 

Jedes  Referat,  sowie  jeder  für  die  LandesTersammlong  angesetzte  freie 
Vortrag,  soweit  er  wissenschaftlicher  Natur  ist,  muß  zur  Information,  bd  den 
übrigen  Vorträgen  zur  BenrteQang  des  formellen  Inhalts  dem  Vorstand  bis 
1.  März  vorgelegt  werden. 

Dr.  Eermann-Pürth. 

Verantwortl.  Redakteur :  Dr.Rapmnnd,  Reg.- n.  Geh.  Hed.-Kat  in  Minden  i.  W. 
J,  C  a  Bros«.  B«nogL  Uelu.  s.  F.  Sclk-U  HotbnclidrBclF«ni,  ^  lU^Sf^  v ,  -,  ,  ^ 
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Bericht  fibei-  die  XI T.  Sitsnn«  der  MedlBlnalbeamtea 

des  Bec.-BeB.  C^ambiMHen  bq  Oelds»  am  18.  nnd  19.  Jaai 

1»04. 

Die  11.  Sltznng  fand  in  Ooldap  statt  und  war  onter  Mitbeteiligung  der 
Domen  der  Kollegen,  Yerbnnden  mit  einem  Ansflog  nacli  SchillinneD,  in  der 
N&he  von  Gold&p,  and  einer  Wagenfahrt  durch  die  Bominter  Heide  üch  dem 
EkL  JagdschlsBchen  Bominten  tind  der  Eabertuskapelle,  welche  beide  in  Augen- 
Bcnein  genommen  worden. 

Die  wbaenBchaftlicbe  Sitzung  wurde  am  18.  Jnni  um  1  Ühr  nachmittags 
in  Ooldap  im  Hotel  Erech  abgehalten.  Erschienen  waren:  der  Voraitiende 
Beg.-  a.  Hed.-Bat  Dr.  Doepner-Qnmbinnen,  die  Ereisärzte  DrDr.  Behrendt- 
Tilsit,  Cohn-Heidekrag,  Czfgan-Ooldap,  Forst  reute  r-Heinrichswalde, 
Eeidenhain-Insterbarg,  Herrendürfer-Bagnit,  H e ; e r - LOtzen,  Eranse- 
Gnmblnnen,  Lemke-  Sensbnrg,  P 1  o  c  h  -  Qambinnen,  F  o  d  d  e  ;  -  Darkehmeo, 
Sehawaller-Pillkallen,  Stumm-Lyck  und  Wollermann- Johanuisburg; 
die  Ereiaassisteozäizte  Dt.Dr.  F r  a o z - Kankebjnen  und  Eatlahn-FrosUien 
and  die  kreis  ärztlich  geprflftenDr.Dr.  Deckner- Stallupoeoen,  Heimbnchei* 
NenldrclL,  Qerdeck-Ooldap  und  Uarcnse-TMt. 

L  Der  Vorsitzende  lührt  zunächst  die  TerlnderBBfeB  Im  Sedl- 
ilBalpenosal  des  hiesigen  Bezirks  aal  and  gedenkt  des  Inzwischen  pensionierten 
Ued.-Bits  Dr.  L 1  e  d  t  k  e  -  Insterbnrg.  Er  erwähnt  die  in  der  Zwischenseit  am 
Sitz  der  EOnigL  Begierung  zu  Gambinnen  errichtete  and  dem  HiUiatbdtet 
bei  derselben  K  Kreisarzt  Dr.  Erause-Oambiiinen  unterstellte  bak- 
teriologische DntersuchoDKSstelle  und  empfiehlt  den  Medizinal- 
beamteo,  wie  das  bbher  schon  TieQaeh  geschehen,  die  fleifilge  Inanspruch- 
nähme  derselben. 

Alsdann  bespricht  er  im  Anschluß  an  den  g  16  der  Dienstanweisong 
dea  amtlloben  Scnriftrerkehr  und  erläutert  einige  in  letzter  Zeit  ergangene 
Terngnngeii. 

IL  üebflr  Mtssbranoh  einher  Amelstoffb  seitens  der  Ues^en 
Uadllclieii  BeTdlkeruBg  nebst  einen  Fall  Ton  Strrolinlnrerglftung. 

Der  Vortragende,  Ereisarzt  Dr.  C  o  h  n  -  Hejdekrng,  will  hauptsächlich 
auf  dio  mißbräacnlicbe  ADwendung  einiger  giftiger  and  aizneilichei  Stoffe 
seitens  der  ländlichen  BeTitlkernng,  speziell  seines  Kreises,  nämlich  auf  Arsenik, 
Strjchnin  und  Earbolwaaaer  hinweisen,  um  diese  wahrscheinlich  auch  ander- 
wärts bestellenden  Mißstände  soweit  als  mCglich  aosznschalten  and  zn  besei- 
tigen. Angesichts  der  in  der  PolizciTerordnung  tlber  den  Handel  mit  Giften 
Tom  2(.  Äugnst  1895  gegebenen  strikten  gesetzlichen  Bestimmungen  tlber  die 
Aufbewahrung  und  Abgabe  von  Giften  erscheint  m  kaom  glaublich,  wenn 
man  erfährt,  daß  in  einer  beträchtlichen  Anzahl  von  Haashaltongen  Arsenik, 
meist  in  Form  der  arsenigen  Sänre,  zu  finden  ist.  Geliefert  wird  das  ,alB 
Weißes*  von  den  Leuten  bezeichnete  Gift  meist  von  den  als  Hausierer  herum- 
ziehenden rassischen  Juden,  die  neben  allerhand  Eleinkram  auch  Arsenik  oft 
in  mächtigen  Stttdcen  in  die  Hänser  bringen.  Außerdem  aber  sind  die  Gifte 
vielfach  in  den  kleinen  Krämerläden  auf  dem  Lande  zu  haben,  wenngleich  bei 
den  Bevisionen  selten  etwas  gefanden  wird.  In  welchen  Quantitäten  nicht 
nur  Arsenik,  sondern  anch  Str^chnln,  teils  hier,  teils  von  den  herumziehenden 
Schleichhändlern  geführt  werden,  duffir  erwäiint  Vortragender  eine  Mitteilung 
des  frftheren  Apothekers  L.  aus  K,  nnd  den  Bericht  eines  Gendarmen  aus 
seinem  Kreise.  In  der  ersteren  heißt  es:  ,als  die  Gr. sehe  Eonkorsmasse 
in  B.  aasgeschattet  ward,  wurde  durch  den  EonkurSTerwalter  freihändig 
In  der  Auktion  2&0  gr  Sem.  Strychnin  und  ca.  190  gr  Arsenik  an  ein  Mädchen 
Tom  Lande  verkauft,  welches  mich  fragte,  was  das  wäre  und  ob  ich  ihr  das 
nicht  abkaufen  wollte."  Der  Gendarm  berichtet:  „Fast  sämtliche  Gifte  werden 
hier  durch  russische  Schleichhändler  ans  Russland  eingefllhrt.    Durch  die  Gen- 


IfiS  Beiiclit  Aber   die  Venmiuiliiiig 

iarmea  kibea  nnziUice  BescUagnalunen  dieser  Gifte  nd  Stsüenug  der 
S^lekhbindJer  itsUgeniDdeii.  So  bcsdiLagnunte  ich  bei  äaem  Schlöchliäiidler 
..    —■..    ■»  -.  ^    ,   ■■  _  " chwdnhirter  Grfln  nad  ■■dere  mir 

beschlagnuite  bei  einem  Schleich- 

»  Vi  " 

uier  ffebr«_. „ .. , , 

1  der  Pferde.  Ebenso  beliebt  kber  ist  dss  Gift  i 
Heilnüttel  bei  Krankkeitea  von  Hensdieo-  HArtnickige  rbennutische  Sehmenea, 
cbrooicche  KopbchmerzeB,  nerrüse  Beschwerden  der  rersdiiedensten  Art  werdsn 
dsmit  behmndelt,  ebenso  muche  FraDenkruUiriteii,  insbesondere  die  Mit  Blnt- 
»nnnt  zmsnunenhänzendeD  Beschwerden.  Vortragender  erwähnt  unea  Fill, 
wo  Nn  junges  Mädchen  von  etwa  20  Jahren  gegen  .HerzsduneTzeD*,  d.  i. 
gegen  die  mit  der  Blotannnt  jongei  Uädcben  zBsftmm enbingenden  Hageo- 
beschwerden  anf  Anraten  gnter  Fienode  eine  Portion  Arsenik  zu  sich  genommen 
hatte,  welche  dazu  lünreichte,  nm  eeinen  Tod  in  wenigen  Tagen  herbeim- 
fflbren.  In  einem  anderen  Falle  hatte  ein  22jäliriges  Mädchen  sich  gegen 
Zahnschmerzen  Arsenik  in  den  hohlen  Zahn  gelegt  mit  dem  Erfolg,  daß  inner- 
halb 24  Stnsden  der  Tod  eintrat.  Bei  ähnlichen  Fällen  kamen  die  Betrei- 
fenden infolge  rechtzeitiger  SrzÜicher  Hilfe  noch  mit  dem  Leben  davon.  Be- 
liebt sei  der  Arsenik  anch  zn  kriminellen  Zwecken,  wofür  vom  Befetenten 
mehrere  Beispiele  ans  seiner  gerichtsärztlichen  Tätigkeit  mitgeteilt  wurden. 
Hierbei  bereitet  der  forensischen  Benrteilnng  des  jeweiligen  FaBes  nenerdings 

Serade  der  Umstand  Schwierigkeiten,  daß  seitens  der  bescholdigteii  Personen 
aa  Vorhandensein  des  Giftes  and  zwar  meist  erheblicher  Quantitäten  in  ihrer 
Behstunog  als  etwas  Selbe trerstSndlicb es  nnd  UDanifälliges  hingestellt  und 
meist  behauptet  wird,  es  sei  immer  im  Hanse  vorrätig,  der  Vergif- 
tete habe  es  za  jeder  Zeit  erreichen  kBnnen,  nnd  davon  gegen  die  verschie- 
densten körperlichen  Beschwerden  G^branch  gemacht.  Wenn  also  Arsenik  in 
der  Leiche  gefanden  sei,  so  kOnne  es  sich  natürlich  nnr  nm  Selbstver^ftnng 
handeln.  Anf  diese  Weise  wird  die  Entscheidong  der  Frage,  ob  im  gegebenen 
Falte  Mord  oder  Selbstmord  vorliegt,  sehr  erschwert.  Dazn  konunt,  daB  die 
Menge  des  snfgenommencn  Giftes  nicht  entscheidend  ist  für  die  Frage,  ob 
Mord  oder  Selbstmord  vorliegt. 

Ueberall  da,  wo  man  in  littanischen  Hänaem  Arsenik  findet,  fehlt  es 
anch  gewöhnlich  nicht  an  Krähenangen.  Die  Horkontt,  der  Zweck  ihrer 
Verwendung  ist  bei  beiden  annähernd  gleich,  nnr  zn  Mordzweckeo  eignen  sie 
sich  nicht  wegen  ihres  sehr  bitteren  Geschmackes.  Auch  die  Krahenaugen 
sind  ein  sehr  beliebtes  Volksheilmittel  gegen  alle  möglichen  BeschwerdeB, 
besonders  rheumatischer  Art.  Man  reibt  sie  aaf  emem  Beibeeisen  nnd  nimmt 
■ie  trocken  als  Pnlver  oder  mit  Wasser,  aber  anch  in  Form  einer  Abkochung. 
Die  Dosis  ist  eine  wechselnde  nnd  die  Empfänglichkeit  gegen  das  Gift  eine- 
verschiedene.  Im  Übrigen  herrscht  hier  der  Olanbe,  dää  es  unratsam  sei, 
ganze  oder  halbe  Nüsse  zn  nehmen,  weil  solche  Teile  nichts  nutzen.  Nur  bei 
der  Einverleibung  von  Dritteln  oder  Vierteln  komme  es  zur  vollen  Wir. 
kung.  Ganz  wie  beim  Arsenik  kommen  anch  bei  der  kurativen  Anwendung 
der  Krähenangen  nicht  gar  selten  Fälle  vor,  in  denen  der  Einnehmende  Bi<£ 
in  der  Dosis  vergreift  und  an  Strychninvergiftong  zu  gründe  geht.  Beferent 
erwähnt  aus  seioer  gerichtsärztlichen  Tätigkeit  mehrere  derartige  Vorkommnisse. 
In  einem  Falle  hatte  eine  halbe  Brechnuß,  das  sind  etwa  8  Dezigramm  des 
Giftes,  gcnUgt,  am  den  Tod  herbeizuführen,  obwohl  sie  in  gehacktem,  nicht  im 
zerttobenon  Znstande  dem  KOrper  einverleibt  war;  in  einem  anderen  Falle 
wnrde  In  der  Wohnung  des  Verstorbenen  noch  Über  SOO  ^r  Krähenaugen  be- 
schlagnamt.  Der  bittere  Geschmack  der  Krähenaagen,  der  sie  znm  Giftmord  bei 
erwachsenen  Personen  nngeeignet  macht,  fällt  ganz  kleinen  Kindern  gegenüber 
nicht  ina  Gewicht  Auch  in  dem  Falle,  den  Beferent  vor  zwei  Jahren  be- 
obachtet hatte,  handelte  es  sich  um  ein  kleines  Kind.  Der  Fall  ist  insofern  inter- 
essant, als  der  zum  Tode  verurteilte  nnd  zn  lebenslänglicher  Zachthauastr&fe 
begnadigte  Angeklagte  nicht  aufgehfirt  hat,  seine  Unachnld  zu  beteuern  und 
vom  Zachthauae  ans  energisch  das  Wiederanf nähme  verfahren  betreibt  mit 
Hilfe  eines  umfangreichen  gerlchts ärztlichen  Gutachtens,  dessen  Verfasser 
gcgentlber  dem  von  den  obdozierenden  Aerzten  abgegebenen  Gutachten  die 
Benaaptung  aofttellt,  das  fragliche  Kud  sei  gar  nicht  an  StrychninTergiftnng 
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CtorbsD.  Nach  dem  Tom  VorttagendeD  damob  erstatteten  Obduktionaiiericlit 
delt  es  sich  um  ein  etwa  l'/i  Monate  altea  Eiad,  das  bis  2  Tage  Tor 
seinem  Tode  gcsnnd  gewesen  sein  soll.  Seine  anehellche  Mutter  will  ihm,  da  es 
damals  einen  harten  Leib  gehabt  habe,  3  TeelQffel  Sennablättertee  Torabreicht 
haben,  nach  dessen  Verabreichung,  za  der  eigentlich  ein  zwingender  0rimd 
nicht  vorlag,  es  Durchfall  nnd  Leibschneiden  bekommen  habe.  Am  Morgen 
des  folgenden  Tages  ist  dann  eine  Eätnerfraa  Ä.  zu  dem  nunmehr  schwer 
kranken  Kinde  geholt,  nm  dasselbe  za  , streichen".  Vorher  soll  schon  der 
uneheliche  Vater  das  Kind  selbst  bereits  , (gestrichen  nnd  gemessen'  haben. 
Die  A.  fand  das  £ind  im  Gesicht  nnd  am  Eürper  verwelkt  nnd  blänlich  ver< 
färbt ;  sie  erklärte,  das  Kind  mnsse  sterben,  sCrich  dasselbe  aber  gleichwohl 
nnd  verordnete,  trotzdem  das  Kind  an  Durchfall  litt,  eine  Portion  Sennabliitter- 
tee.  Nach  der  Aussage  des  unehelichen  Vaters  soll  die  A.  dem  Kinde  an 
jenem  Morgen  noch  „Wolfenzahnworzel"  auf  einem  Reibeisen  gerieben,  einge- 
geben haben,  was  von  dieser  jedoch  energisch  bestritten  wnrde.  Das  Kind  ist 
an  diesem  Tage  noch  znr  Tanfe  getragen  und  unterwegs  .sehr  unwohl"  ge- 
wesen;  es  hat  keine  Milch  genommen  nnd  angeblich  nur  noch  etwas  Kamillen- 
tee gelutscht.  In  der  darauffolgenden  Nacht  wird  der  Durchfall  noch  stärker; 
das  Kind  gibt  nur  noch  grltnee  Wasser  von  sich ;  noch  kurz  vor  dem  Tode 
wird  ihm  aber  von  der  unehelichen  Mutter  nochmals  Sennablätterte  zu  trinken 

fsgeben,  „weil  sie  keine  Milch  gehabt  habe".  Gegen  Morgen  des  zweiten 
ages  wnrde  das  Kind  dann  ruhig,  znckte  mehrere  Male  mit  dem  Gesicht  und 
hörte  schlieBlich  zu  atmen  auf.  Die  Sektion  der  Leiche  ergab  in  bezag  auf 
die  Todesursache  einen  negativen  Befund. 

Bas  Ergebnis  der  von  dem  Chemiker  Bischoff  in  Berlin  ausgeführten 
Untersuchung  war  folgendes:  ,Es  haben  sich  in  den  Leichenteilen  des  Kindes 
deutliche  Spuren  von  Alkaloiden  nachweisen  und  die  Beaktion  der  alkaloidhal- 
tigen  BUckstände  die  Gegenwart  von  Strychnin  erkennen  lassen,  welchem  mög- 
licherweise Sporen  von  fimcin  beigegeben  sind,"  —  Der  Sachverständige 
schätzte  die  Menge  des  vorgefundenen  Strfchnins  auf  1—2  Milligramm  und, 
da  diese  ans  dem  dritten  Teil  der  ganzen  Untersuch ungsmasse  erbalten 
war,  die  Gesamtmenge  des  Giftes  ungefähr  auf  2—6  Milligramm.  Jedenfalls 
war  der  Befund  der  chemischen  Dntersuchung  ein  solcher,  wie  er  bei  tödlich 
verlaufenden  Strychninvergiftongen  gefunden  zu  werden  pflegt.  —  Nach  diesem 
Ergebnis  wnrde  von  den  Gerichtsärzten  ihr  Gutachtendahin  abgegeben,  daß  der 
Tod  eine  Folge  von  Vergitnng  durch  Strychnin  gewesen  sei  und  zwar  aus 
nachstehenden  Gründen :  Durch  die  chemische  Untersuchung  ist  das  Vorban- 
densein kleiner  Mengen  von  Strychnin  sowohl  in  den  ersten  Wegen,  also  im 
Magen,  Dünndarm  und  dessen  Inhalt,  als  auch  in  den  zweiten  Wegen,  d.  h.  in 
den  Organen,  in  welche  eine  Beaorption  des  Qiftos  stattgefunden  hatte, 
nämlich  in  dem  Oembch  der  Organe:  Leber,  Nieren,  Milz,  Herz,  Lunge,  G^ 
hirn  featgestellt.  Der  letztere  Umstand  liefert  den  unzweifelhaften  Beweis 
dafür,  daB  das  in  den  Magen  des  Kindes  gelangte  Strychnin  in  das  Blut  auf- 
genommen und  von  ihm  in  die  genannten  Organe  geftthrt  worden  ist,  was  selbst- 
verständlich nur  während  des  Lebens  geschehen  konnte;  ferner  spricht  er  dafQr, 
daS  das  Gift  dem  Kinde  einige  Zeit  vor  dessen  Tode  einverleibt  worden  ist. 
Dem  Krank  hei  tsbilde  fehlen  zwar  die  ctiarakte  ristischen  Erscheinungen,  die 
Strychninkr&mpfe.  Es  ist  aber  anderseits  nicht  zu  vergessen,  daS  einerseits 
der  wesentliche  Teil  der  Krankheitsgeschichte  auf  Angaben  der  Angeschul- 
digten beruht,  und  anderseits  zu  bedenken,  daß  das  Auftreten  der  verdächtigen 
Symptome  eine  gewisse  Beaktionsfähigkoit  des  Organismus  voraussetzt.  Eine 
solche  ist  aber  bei  dem  Kinde  nicht  vorhanden  gewesen,  sondern  von  vornherein 
In  mindestens  leichtfertiger  Weise  insofern  untergraben,  als  das  vüUig  gesunde 
Kind  ohne  zwingenden  Grund  und  nur,  weil  es  angeblich  einen  harten  Leib 
gehabt  hat,  mit  einem  Aufguß  eines  ziemlich  stark  wirkenden  Abführmittels 
(der  Sennablätter)  förmlich  gefüttert  ist,  für  ein  Kbd  dieses  Altera  eine 
geradezu  verhöngnißvolle  Art  medikamentöser  Behandlung.  Auch  am  folgenden 
Tage,  an  dem  das  Kind  infolge  des  Durchfalls  bereits  zu  verfaUen  begonnen 
hatte,  ist  ihm  auf  Anordnung  der  A.  noch  eine  weitere  Quantität  Sennablättertee 
verabfolgt, (und  dies  sogar  noch  kurz  vor  dem  Tode  wiederholt.  Wenn  einem 
derartig  durch  fortwährende  Durchfälle  auf  das  äußerste  geschwächten,  welk, 
kraftlos  und  hinfällig  gewordenen,  sechs  wöchentlichen  Kinde  noch  eine  Dosis 
Strychnin  verabfolgt  wird,   so  darf   es  kaum  noch  Wunder  nehmen,  wenn  es 
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auf  die  an  sich  tödliche  Men^e  des  Oiftes  gar  nicht  mehr  reagiert,  sondern  du 
erlöschende  Leben  ohne  in  die  Äugea  f&Uende  stQnniBche  SrecheinnDgen  ans* 
Der  Ausfall    charakteristischer  ErankheitBerBcheinungen  spiicnt  somit 


geht 
kefo 


jefoeswega  gegen  die  Annahme  einer  stattgehabten  StrTchnin Vergiftung,  der 
chemische  Betnnd  hat  eine  solche  über  alle  Zweifel  nachgewiesen.  Nacu  an- 
nShemder  Schatzimg  des  chemischen  Sachverständigen  haben  die  Leichenteile 
des  Kindes  2 — 6  Ililligramm  Strjchnin  enthalten ;  es  ist  dieses  eine  Qift- 
qnantität,  welche  vollkommen  ausreicht,  ein  sechs  wöchentliches,  infolge  von 
starken  Dnrchfällen  geschwächtes  Eind  zu  tOten.  Da  das  Strychnin  selbst 
den  Leuten  auf  dem  Lande  nicht  zugänglich  ist  und  in  den  Atagen  des  Kindes 
Formal elemente  der  Krähcnangen  nicht  gefunden  sind,  so  wird  es  sich  in 
dem  vorliegenden  Fall  wohl  nm  die  Verahreichiing  der  ganz  feingemahlenen 
Brechntlsse  oder  einer  Abkochung  oder  eines  Anfguases  derselben  gohand^t 
haben.  DaB  es  in  der  ümgehong  des  Kindes  nicht  an  den  erforderlichen 
Krähenangen  gefehlt  hat,  ergab  die  Mastemng  dor  in  der  Wohnung  der  un- 
ehelichen Matter  beschlagnamten  Medikamente,  unter  denen  sich  eine  und  eine 
halbe  Brechnuß  vorfand. 

Vortragender  erwähnt  noch,  daß  die  mitangeklagte  uneheliche  Untter, 
die  Konknbioe  des  Angeschuldigten,  in  der  mftndlidien  Verhandlung  be- 
hauptet hat,  daS  dieser  Krähenaagen,  die  auf  einem  Beibeeiaen  gerieben 
waren,  in  Milch  dem  Kinde  in  der  Weise  eingegeben  habe,  daß  er  diese 
mit  Krähenangen  versetzte  Milch  in  den  Mond  nahm  und  sie  dem  Kinde 
eüifliSBte.  — 

Vortragender  hebt  zum  Schloß  noch  hervor,  daß  sich  nnter  der  lit- 
tanischen  BerHlkernng  auch  die  sog.  TollrUbe  (Bauschwurzel),  Scopolia 
atropo,  einer  gewissen  Beliebtheit  erfrcne.  Die  Pflanze  ist  der  Atropa 
Belladonna  nahe  verwandt  und  stellt  ein  unterirdisches  Bhizom  dar,  welches 
im  ersten  Frhlgahr  schmntzigrote,  globenfQrmige  Blflten  treibt.  Obwohl  in 
Ostpreußen,  wie  überhaupt  in  Deutachland  nicht  einheimisch,  findet  man  sie 
fast  in  jedem  littanischen  Garten  angebaut.  Die  Pflanze  gehOrt  zur  Familie 
dor  Solanazeen  und  hat  stark  giftige  Eigenschaften.  Das  wirksame  Prinzip, 
welches  sich  in  allen  Teilen  der  Pflanze,  am  meisten  aber  in  der  Wurzel 
findet,  ist  das  Alkaloid  Skopolamin.  Wegen  der  rauscharti^cn  Wirkung  dieser 
Wurzel  —  daher  auch  der  Name  Bauschwnrzel  —  wird  die  Pflanze  von  den 
Littanem  vielfach  benutzt  und  als  Heilmittel  gegen  Bbeumatismns  angewendet. 
Man  bedient  sich  aber  auch  einer  Abkochung  der  Pfiaoüe,  om  gute  Freunde 
in  einen  ranschartigen  Znstand  zu  versetzen,  wobei  man  eich  an  ihrer 
tollen  Laune,  an  ihrer  Ausgelassenheit  und  ihrer  aufgeregten  Stimmung  be- 
Instigt.  Bei  der  starken  Giftigkeit  des  Alkaloid  —  die  maximale  Dosis  beträgt 
2  HiUigramm  —  und  da  die  Pflanze  verhältnismäßig  groBe  Mengen  davon  ent- 
hält, soll  sie  auch  zu  krimiseilen  Zwecken  verwendet  werden,  weshalb  sie  von 
dem  verstorbenen  Botaniker  Prot  Caspari-Königsberg  im  Kolleg  nie  «oders 
aia  littauisches  Altsitz erkraut  bezeichnet  wurde.  Pessimisten  behaupten,  daß 
manch  un aufgeklärter  plötzlicher  Todesfall  in  der  littauischen  Bevölkerung 
auf  das  Konto  dieser  eminent  giftigen  Pflanze  zu  setzen  sei.  Beferent 
selbst  kann  sich  auf  Krankheitsfälle  nicht  besinnen,  in  denen  auffallende 
und  ungewöhnliche  Krankheitserscheinungen  in  ihm  den  Verdacht  einer 
'  Vergiftung  mittels  Tollrübe  rege  gemacht  hätten.  Dagegen  ist  ihm  ein 
Fall  ans  neuerer  Zeit  erinnerlich,  wo  eine  Besitzerfrau  und  deren  Tochter 
unter  Anldage  standen,  einem  jungen  Knecht  eine  Abkochung  der  in  Bede 
stehenden  Giftpflanze  in  Kaffee  eingegeben  haben,  mit  der  Folge,  daß 
derselbe  dadurch  geisteskrank  geworden  ist.  Daß  die  Geisteskrankheit  des 
Betreffenden  mit  der  Einverleibung  jenes  Getränks  in  Zusammenhang  stand, 
kennte  jedoch  nicht  nachgewiesen  werden.  Es  erfolgte  daher  Freisprechung; 
ans  den  betreffenden  Geritmtaakten  ging  aber  mit  ziemlicher  Sicherheit  hervor, 
daß  Mutter  und  Tochter  durch  Verabreichung  einer  ToUrttbenabkochnng  in 
Kaffee  sich  mit  dem  Jungen  einen  Spaß  hatten  machen  wollen. 

Auf  Grund  seiner  Erfahrungen  und  Beobachtungen  ist  Vortragender  der 
Ansicht,  daß  seitens  der  zuständigen  Behörden  auf  ein  strengeres  Vorgehen 
der  kontrollierenden  Organe  zn  achten  und  ihnen  die  größtmöglichste  Sorgfalt 
bei  der  Durchsuchung  der  herumziehenden  Händler  ans  Herz  zu  legen  ist. 
Insbesondere  muß  den  Ortspolizei behOrden  die  grüßte  Sorgfalt  bei  der  Aevision 
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der  kleinen  Mateiialwarengescbäfte  auf  dem  Lande  zur  Pflicht  gemacht  nnd 
jede  Kontravention  aal  d&a  Strengste  bestraft  werden. 

Anch  beim  Karbolwasser  liegt  zweifellos  ein  reger  MiSbranch 
dieses  9nBerat  scharfen  ÄrzaeiatofFes  ror,  dessen  sich  die  hiesige  ländliche 
BevOlkerong  achnldig  macht.  Man  kHniie  nicht  oft  nnd  nicht  nachdrücklich 
genug  betonen,  daß  das  Karbolwasser  in  seiner  jetzigen  Konzentration  viel 
Unheil  stiftet ;  deshalb  sei  es  unbedingt  notwendig,  die  Pharmacopoea  dahin 
za  ändern,  daQ  das  Karbolwasser  nicht  mehr  B'/gigi  sondern  '/■°/o'E  herge- 
stellt wird. 

Bei  der  Disknssion  macht  Forstrenter-Heinrichswalde  darauf 
aufmerksam,  daß  der  Nachweis  des  Strjclmins,  namentlich  wenn  die  Sektion 
längere  Zeit  nach  dem  Tode  gemacht  wird,  nicht  gelingt,  daä  aber  bei  Ver- 
abreichung Ton  Erähenangen  (Nux  vomica)  in  geriebenem  oder  zerstossenen 
Zustand  die  Samenhaare  der  Frncht  im  Darm  mikroskopisch  leicht  nachweisbar 
sind,  ein  Umstand,  der  zur  Deberführong  des  Täters  in  einem  kriminellen 
Palle  seiner  gerichts ärztlichen  Tätigkeit  geführt  hat.  Die  Scopolia  (vereL 
Dr.  Abromeit,  Jahresbericht  des  preußisch- botanischen  Vereins,  1896(97, 
S.  71)  von  den  Littanem  dnma  lope  (durna  =  dumm,  rope-BQbe)  genannt, 
ist  seinoc  Zeit  aus  dem  SQden  eingeführt  und  findet  sich  sehr  häufig  in  den 
Gärten  der  Littauer.  Sie  wird  wohl  kaum  zu  Mordzweckeu  verwandt,  wenig- 
stens ist  Forstrenter  kein  Fall  bekannt,  wohl  aber  hat  er  öfter  von  Ver- 
giftungen aus  Scherz  gehOrt  und  anch  in  seiner  gerichtsärztlichen  Praxis 
einen  Fall  begutachtet.  Auch  soll  die  ToUrflbe  als  Aphrodisiacnm  ben&tzt 
werden. 

Behrendt-Tilsit  beschreibt  die  Pflanze  nnd  spricht  über Erf abrangen, 
die  er  bei  Vergiftungen  durch  Tollrübe  gemacht  hat.  Die  Pflanze  kann  bei 
ihrem  häufigen  Vorkommen  in  Littauen  als  einheimische  bezeichnet  werden. 
Deckner-Itallapoenen  und  Kranse-Onmbinnen  berichten  über  Fälle  von 
Strychniovergiftnngen,  die  sie  erlebt  haben. 

HI.  Fraehtabtrelbnng  vom  Standpunkt  des  Oerlohtsantes. 
Der  Vortragende,  Kreis assistenzarzt  Dr.  Franz-  Kankehmen,  weist 
einleitend  darauf  hin,  daß  sich  überall  eine  rapide  Zunahme  der  Frnchtab- 
treibnog  geltend  macht.  Unter  Uebergehnng  der  älteren  Ocsctzeevorschriften 
werden  alsdann  die  §g  218—220  dea  Dentachen  Strafgeaetzbachs  angeführt; 
die  Faasnng  der  selben  ist  nicht  erachSpfend,  insofern  noch  diejenigen  Para- 
graphen in  Frage  kommen,  welche  von  dem  Vcrsncb,  der  Anstiftung,  der  Bei- 
haife  nnd  der  Mittäterschaft  handeln. 

Unter  Frncht  ab  treibong  rerateht  man  die  gewaltsame  Unterbrechung 
der  Schwangerschaft  vor  Ablauf  der  28.— 30.  Scliwan^erachaftswoche,  also 
zu  einer  Zeit,  wo  die  Frucht  extrauterin  noch  nicht  lebenafäh^  ist 
Die  Diagnose  der  Fehlgeburt  stOBt  bei  dor  betr.  Frau  in  den  ersten 
8  Monaten  auf  Schwierigkeiten,  weil  die  SchwanKorachaftazeichen  nur  noch 
wenige  Tage  nach  dem  Abort  nachzuwoiacn  aind  und  der  Abgang  dea  Eiea  aus 
den  ersten  Monaten  Einrisse  an  der  Qebärmntter,  Scheide  usw.  nicht  hinter- 
läßt. Erat  etwa  vom  vierten  Atonat  ab  bleiben  Einkerbungen  am  Mutttermonde 
znrtlck.  Noch  viel  achwieriger  geatalten  sich  die  Verhältnisse  bei  Mehrgebären- 
den; die  Diagnoae  ist  hier  kaum  vor  dem  fünften  Schwange rschattsmonat  zu 
atellen,  vorausgesetzt,  da0  die  UntersnchnDg  nur  wenige  Wochen  danach  statt- 
findet. Erheblich  leichter  zur  Beurteilung  liegen  jene  Fälle,  wo  Verletzungen 
der  Gebärmutter  stattgefunden  haben;  hierdnroh  wird  natürlich  ein  Hinweia 
anf  die  abtreiberbchen  Manipulationen  geliefert.  Ebenso  gelingt  die  Erken- 
nung des  Tatbestandes  unschwer,  wenn  der  Tod  der  Mutter  bei  diesem  Ver- 
brechen eingetreten  ist,  da  dann  deotliche  Veränderungen  an  den  Geschlechts- 
teilen zu  konstatieren  sind.  Eine  große  Beachtung  ist  femer  dem  Abortivei 
zu  schenken ;  es  ist  die  Zeit,  ans  welcher  dieses  stammt,  festzustellen, 
auf  etwaige  Verletzungen  zu  achten  nnd  ferner  anch  zu  prUenj  falls  es  sich 
nm  Beate    handelt,    ob    dieae   wirklich    Teile   von  Eihäuten   amd    oder   aber 

Kathologiache,  nicht  durch  Schwangerschaft  erzeugte  Gebilde.  Die  Länge  der 
elt,  welche  nach  einem  Abort  veraoaaon  ist,  läset  sich  nur  dann  festseilen, 
wenn  die  Unterbrechung  der  Schwangerschaft  in  den  späteren  Monaten  statt- 
findet nnd    die  Untersuchung   kurze   Zeit    nach   der  Entbindung  erfolgt 
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Vortragender  führt  hierauf  die  emzelnen  Frnchtftbtreibniigi- 
mittel  anf  und  erSrtert  diese  näher.  Bezttglich  dei  inneren  iat  b«  benerken, 
äaä  ihre  Wirlning  in  den  meisten  Fällen  nicht  als  eine  ipestflscbe  antzn- 
fassen  ist;  der  Erfolg  tritt  vielmähr  als  Teilergcheinnng  einer  AUgemein- 
intoxilcation  ein,  nnd  zwar  dadurch,  dafi  entweder  Uteni^ontTaktioneo  UfC^' 
regt  werden  oder  aber  ein  Absterlien  des  Foetoa  erfolet.  Nach  kuzar  £r- 
wannnng  der  vielfach  benutzten  heißen  Fuß-,  Sitz-  nnd  Vollbäder  mit  oder 
ohne  Zusätze,  sowie  einiger  anderen  za  abtreiberisohen  Zwenken  beatttcten 
Ifittel,  wie  Schläge  gegen  den  Uterus,  Drücken  nnd  Kneten  dea  Lelbee, 
stürmischer  Coitos,  Sprang  von  großer  HOho  nsw.  werden  die  mechanisohen 
Methoden  eingehender  belenchtet  nnd  des  genaueren  die  einzelnen  zor 
Erzeugung  von  Aborten  verwandten  Werkzeuge  beeprochen.  Meistens  sind 
es  spitzige  Gegenstände  in  veifichiedenster  Form,  welche  zum  Anstechen  nnd 
ZerreiBen  der  Eihäute  in  Gebranch  sind.  Desgleichen  werden  znm  Zwecke 
der  Frachtabtreibung  elastische  Bongics  zwischen  ütems  und  M  eii^eführt 
nnd  dort  liegen  geiassen.  Häufig  findet  auch  die  Tamjponade  der  Scheide  An- 
wendung. Ferner  iat  die  Einführung  von  Stäbchen  in  der  versdüedensten 
Form  üblich.  Einer  großen  Beliebtheit  erfreuen  sich  auch  die  heißen  aufstei' 
genden  Scheiden  donchen  nach  Eiwitach,  wozu  meistens  ein  klystiersp  ritzen- 
artiges Instrument  mit  langem  Ansatz  röhr  benutzt  wird.  Auch  werden 
Wechseldouchcn  bald  mit  warmem,  bald  mit  kaltem  Wasser,  sowie  intrau- 
terine Injektionen  angewendet.  Mitunter  findet  auch  die  Applikation  von 
Schröpfkflpfen  auf  die  Brustdrüsen  behufs  Erregung  von  Wehen  Anwendung, 
oder  auch  Beizung  der  letzteren  sowie  der  Gebärmutter  durch  den  kon* 
stauten  Strom. 

Der  Gerichtsarzt  hat  jedoch  auch  mit  der  Tatsache  zu  rechnen,  daß  nickt 
selten  ohne  verbrecherische  Yeraolaaaun^  Abort  eintreten  kann  und  zwar  kommen 
hier  auter  anderen  folgende  Ursachen  in  Betracht;  Fall  oder  Sturz,  heftige 
Erschütterungen,  KQrperanstrengnngen,  fieberhafte  Erkrankungen  der  Mutter, 
Anomalien  und  Krankheiten  der  G-eschlechtsorgane.  Desgleichen  spielt  die 
Syphilis  bei  Vater  oder  Mutter  eine  große  Rolle.  —  Bei  Beurteilung  derFra^e, 
ob  ein  Mittel  zum  Abort  geeignet  ist,  maß  in  erster  B«dbe  Alter,  Zeit, 
Grüße  der  Gabo  sowie  die  form  der  Einverleibung  berttckaichtigt  werdeu; 
außerdem  spielt  hei  Anwendung  äußerer  wie  innerer  Mittel  anch  die  indlvi- 
duelle  Disposition  und  £oizbarkeit  des  Uterus  der  einzelnen  Person  eine  nofie 
Holle.  Infolgedessen  bedarf  jeder  vorkommende  Fall  einer  gani  spenelleB 
und  indiTidualisierenden  Beurteilung,  Durch  die  Anwendung  der  Abtr^bmittel 
können  mannigfache  Oesnndheitsschädignngen  erfolgen,  ja  es  tritt  nicht 
selten  der  Tod  ein.  Blutungen,  Vergiftungen,  Zerreißu^en  der  Geschlechts- 
tcUe  mit  nachfolgender  Sepsis  oder  Prämie  kommen  in  Frage.  Etwaige  Ein- 
wände  der  Abtreiber,  das  Mittel  sei  lediglich  zur  Heilung  einer  Krankheit  oder 
zu  diagnostischen  Zwecken  benutzt,  werden  in  den  meisten  Fällen  durch  nähen 
Untersuchung  der  betrefTenden  Frau  bezw.  der  in  Anwendung  gebrachten  In- 
strumente leicht  widerlegt  werden  kCnnen. 

Der  Vortragende  faßte  schließlich  seine  Ausführungen  in  folgende  Leit- 
sätze zusammen : 

1.  Die  Diagnose  des  erfolgten  Aborts  ist  bei  der  lebenden  Franenspowmi 
sofern  es  sieb  um  Erstgebärende  handelt,  nur  sehr  selten  früher  als  in  8- 
bis  4.  Schwangerschaftsmonat  zu  stellen.  Hat  die  Frau  berdte  ein  oder 
mehrere  Male  geboren,  so  gelingt  dies  kaum  Tor  dem  5.  H<»iat  und  auoli 
nur  dann,  wenn  die  Untersachung  in  den  ersten  Wochen  nach  dem  Abort 
stattfindet. 

2.  Die  Wirkung  der  inneren  Fruchtabtreibungsmittel  ist  unsicher,  kaoa 
als  spezifisch  nicht  angesehen  werden  und  ist  meistens  nur  als  Teüerschefanuig 
einer  All  gemeinin  toxikation  anzusehen. 

3.  Erheblich  sicherer  als  die  inneren  Mittel  wirken  die  meckaidflcben 
Methoden. 

4.  Ob  ein  Mittel  zum  Abort  geeignet  ist,  läßt  sich  nur  von  Fall  >u 
Fall  entscheiden. 

5.  Die  Fruchtabtreibung  durch  innere  Mittel  Ist  nur  In  Jenen  FillcB 
ab  erwiesen  ansusehen,  wo  tatsächlich  solche  StOrwigea  vorhaDdeu  shid,  wie 
sie  einem  bestimmten  Abortivmittel  in  entapredmder  OKbe  nikomimi. 
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6.  Aul  die  ABwendniig  äußerer  Mittel  ist  ein  ALoit  dann  loiückzo- 
nkrm,  man  ikre  FolgeeraoliemaiiseD  bald  darauf  satage  treten  und  bU  zoin 
Eintritt  des  Aborts  eine  EVsamneDbängeDde  Kette  bilden. 

7,  Den  gldcben  Standpornkt  wie  In  den  F&Uen  zn  6  Dod  6  hat  der 
Geiiclitaant  einzunehmen,  sobald  es  sich  um  die  EotscheiditDg  handelt,  ob 
dareh  die  Abortife  nachteilige  Folgen  fftr  die  Oesondheit  der  Fran  entstanden 
ahid  oder  gar  der  Tod  derselben  eingetreten  ist. 

Eise  Diskussion  kottpfto  sich  an  diesea  Vortrag  nicht  an. 

Dr.  Forstieater-Hetnrichswalde. 


B^leht  Aber    Ale    XTI.   •rdestllehe    VenaMmlnnK     de« 

H««kleabiwKla^eH  H«dlzlB«lbeaBitonTereiiiB 

tarn    B»Biiabeiid,    den   91.   ITeTeinber    1903,    naclmilttaca 

S>/>  V^r,  Im  „Besteeker  HoP'  sn  Boitoek. 

Anwesend  sind:  die  KreisphfBiker  Ob.-tfed.-Bat  Dr.  Lesenbere- 
Bostock  (als  Vorsitzender),  Hed.-Bite  Dr.  HaTemann-Dobbertin,  Dr.  Unrah- 
Wismar,  Dr.  Wilttelmi-Bostock  nad  Dr.  Beater-Qüstrow,  SaQ.-Bäte  Dr. 
Elfeld-Qadebnsch,  Dr.  aanther-Eagenow,  Dr.  Uolert-Waren  and  Dr. 
Tiereck-Lndwigslost,  sowie  der  Stadtph^sikos  Dr.  Dngje-Bostock;  ab 
(Hate  die  Herren  Prof.  Dr.  Ffeiffer-Bostock  imd  San.-Eat  Dr.  Krllck- 
ma  DU 'Bestock  (pro  pbjsicata  geprüft). 

1.  Zunächst  hielt  Herr  Prol  Pfeiffer  einen  Vortrag  über  die  Driug- 
Uehkelt  ssHltlrer  Musnahmen  amf  dem  Lande.  Seine  AosfühningBii  wecktüi 
In  hohem  Hafie  das  Interesse  der  Versammlung,  weil  in  ihnen  gerade  die  Ueber- 
tragniut  des  wlssenschaftlicb  zn  Fordernden  in  die  ländliche  Praxis  zutage 
tnt.  Eine  lebbafte,  so  ziemlich  von  allen  Anwesenden  gepflogene  Diskussion 
legte  Ton  diesem  Interesse  Zongoia  ah.  Von  einer  VeräSentlichong  seines 
Vortrages  bat  der  Vortragende  TorlSnflg  noch  abzusehen;  er  ist  inzwischen 
dlenstli<^  SU  erachUichen  ÄusfUhrnsgen  über  dasselbe  Thema  beanftra^^  und 
behUt  sich  deshalb  die  Veröffentlichung  fär  später  vor. 

2.  Hierauf  sprach  Mei.-Bat  Dr.  Unruh  Ober  das  TjphiismerkbUtt 
4m  Kalserllchon  Sesundheltsamtes.  Da  ihm  einige  der  darin  gegebenen  Bat- 
Bchl&ge  schwer  durchführbar  erschienen  waren,  hat  er  um  Beacueid  des  Groß- 
herzoglichen  Hinisterii  gebeten.  Das  von  diesem  ihm  übermittelte  Gutachten 
der  Qroßh.  Hedislnal- Kommission  spricht  sich  dahin  aus,  daß  die  in  dem  Merk- 
UaU  gegebenen  Batschläge  nach  Möglichkeit  su  beachten  sind.  Der  Vor- 
tragende erörtert  eingehend  die  Qrflnde,  die  gegen  das  in  dem  Herkblatt  vor- 
geacUagene  rigorose  Scholverbot  and  die  sofertige  Entfernung  der  Leichen 
MU  dem  Sterbätanse  sprechen. 

8.  Hed.-Bat  Dr.  Havemann  gibt  sodann  über  die  M*deraUen  ge- 
rlehfaäntlleher  Keehnnugen  durch  die  Gerichte,  teilweüweise  in  launiger 
Weise,  einig«  seiner  Erfahrungen  auf  diesem  heüüen  Gebiete  zur  Kenntnis. 
Der  Vortrag  bietet  kein  Öffentliches  Interesse,  so  dass  von  einem  Beferat  hier 
abgeaahen  weiden  darf. 

4.  CleHhiftlhikeB.  Als  Ort  und  Zeit  der  nächsten  Versammlung  wird 
Schwerin,  j^ril  19IM,  bestimmt,  die  Jahresrechnung  als  richtig  befunden  und 
von  einem  Xahreabeitru;  (angesichts  der  gaten  finanziellen  Lage)  für  das  Jahr 
190i  abgesehen.  Die  Vorstandswabl  ergab  die  Wiederwahl  dei  bisheiieen 
TorstandsmitgUsder :  Ob.-Hed.-Bat  Dr.  Lesenberg-Bostock,  L  VorslUender, 
lbd.>Bat  Dr.  Havemann-Dobbertin,  IL  Vorsitzender,  Dr.  Dngge- Bestock, 
Schifft-  und  Kasseaführer. 

Wegen  der  vorgerückten  Zeit,  und  vor  allem,  weil  der  erste  Vortrag 
nnd  die  iW  folgende  Debatte  lo  viel  Baum  beansprncfat  hatten,  wurde  von 
daa  beiden  sonst  noch  angemeldeten  Vorträgen  (Dr.  tf  a  1  e  r  t :  .rA-lkohol, 
Verbrechen  und  Oeisteskrankhelt",  und  Dr.  Lesenberg:  ,Uitteilungen 
SU  dem  Peatfall  in  Berlin")  Abstand  genommen  und  entweder  einem  späteren 
Vortrage  oder  einer  asderweltigen  Veröffentlichung  dieser  Themata  entgegea- 
geuhsn. 

Ein  gRueinsames  Esaen  beachloß  die  Vusammlnng. 

')  Verspätet  ebgegangen. 


ISS  Beiicht^Uber  die  29.  Veraunmlmig 

Berieht  Aber  die  X9.  TersammliuiK 

de«  J>eaiieheii  Verein»  fBr  SflTentUehe  OesniidlieitspfleKe 

In  J>aBKiK  vom  14.— 17.  September  1V04. 

Trotz  der  entfernten  Lage  des  diesjährigen  VersunmluDgaortea  hatten 
sich  doch  die  Teilnehmer  recht  zahlreich  eincefiuiden,  wenn  auch  nicht  in  ao 
groQer  Anzahl,  wie  in  den  beiden  vorher  genenden  Jahres  versammlangeo  in 
München  und  Dresden.  Die  liberang  herzliche  Aufnahme,  welche  die  VeTsamm- 
Inng  in  der  ehemaligen  Hansestadt  Danzig  gefunden,  der  interessante  and  an- 
regende Verlan!  der  Verhandtongen,  die  prachtrolle  Lage  des  Festortes  mit 
seinen  vielen  altertümlichen  architektonischen  Schönheiten  nnd  seiner  herrlichen 
UmgeboDg  werden  aber  sicherlich  alle  TeUsehmer  in  vollsiem  Hafie  befriedigt 
haben.  Nicht  minder  dürfte  dies  in  bezug  aat  die  zahlreichen  hygienischen 
Einrichtongen  der  Stadt  Danzig  der  Fall  sein,  die  oiich  vielen  Richtungen  hin 
recht  Beachtenswertes  darboten  und  den  besten  Beweis  für  die  auQerordent- 
lichen  Fortschritte  der  alten  Seestadt  auch  auf  dieaem  Gebiete  gaben. 
Freie  Sitznog,  Mittwoch,  den  14.  September  d.  J. 
I.  EtSHdiui;  der  Tersammliu^.    Geschäftsbericht, 

Nachdem  der  diesjährige  Vorsitzende,  Oberbllrgermeiater  FnS-Eiel,  die 
Versammlung  begrübt  hatte,  gedachte  er  zunächst  in  oesanders  warmen  Worten 
des  im  Februar  d.  J.  verstorbenen  langjährigen  Sekretärs  nnd  einzigen  Ehren- 
mitgliedes der  Versammlang,  Geh.  San. -Hat  Dr.  Spieß,  der  sich  für  die  Ent- 
wickelnng  des  Vereins  außer  ordentliche  Verdienste  erworben  hat  -Er  teilte 
sodann  mit,  daß  an  dessen  Stelle  der  Augenarzt  Dr.  Frübsting  in  ESln 
zom  Sekretär  des  Vereins  gewählt  ist.  —  Nach  Begrflßnng  der  Versamm- 
lung durch  den  H.  Oberpräsidenten  Delbrttck  aU  Vertreter  der  Staats- 
regierung  und  H.  Oberbürgermeister  Ehlers  als  Vertreter  der  Stadt  Danzig, 
die  den  Verhandlungen  in  ebenso  beredten,  als  herzlichen  Worten  einen  allseitig 
befriedigenden  Verlauf  wünschten,  erstattete  der  Schriftführer  Dr.PrObsting 
den  Qesch&ftsbericlit ;  es  ging  aus  diesem  hervor,  daß  der  Verein  zurzeit  1736 
Mitglieder  zählt  und  ein  Vermögen  von  8GS6  Mark  besitzt.  Auf  Vorschlag  des 
Vorsitzenden  wurde  sodann  H.  Geb.  San.-Rat  Dr.  Lent-Küln,  das  einzige 
noch  lebende,  zn  den  Gründern  des  Vereins  gehörende  Mitglied  einstimmig 
zum  Ehrenmitgliede  gewählt. 

U.  Die  Bnhr  und  Ihre  Behämpfnng. 

Der  erste  Eeferent,  Prof.  Dr.  Kruse-Bonn,  wies  zunächst  darauf  hin, 
daß  die  Buhr  keineswegs  eine  so  harmlose  und  wenig  verbreitete  Krankheit 
sei,  als  von  mancher  Seite  angenommen  werde.  Sie  mache  nach  wie  vor,  be- 
sonders zu  Kriegszeiten,  ihre  StreifzUge  und,  wenn  die  Zahl  der  Erkrankungen 
nnd  Todesfälle  an  Buhr  während  der  letzten  Jahrzehnte  auch  stetig  in  Deutsch- 
land abgenommen  habe,  so  sei  sie  doch  noch  immer  so  groß,  um  eine  energische 
Bekämpfung  dieser  Seuche  zu  fordern.  Im  Deutschen  Reiche  trete  die  Seuche 
epidemisch  namentlich  in  den  an  Bnßland  und  Oesterreich  angrenzenden  Öst- 
lichen preußischen  Begiemngsbezirken  Gumbinnen,  Königsberg,  Marienwerder, 
Danzig,  Bromberg,  Posen  und  Oppeln  auf;  in  den  letzton  Jahren  habe  sie  aber 
auch  die  westlicnen  Hegierungsbezirke  Arnsberg  und  Düsseldorf,  z.  T.  auch 
den  Beg.-Bez.  Münster  heimgesucht  nnd  hier  wiederholt  ausgedehntere  Epi- 
demien veranlaßt  Nachdem  Beferent  sodann  noch  die  große  Bedeutung  der 
Buhr  als  Kriegs-  und  Tropenkrankbeit  betont,  und  auf  ihr  wiederholtes  Auf- 
treten auch  unter  den  Truppen  im  Frieden,  namentlich  in  einzelnen  Mlütärlagerii, 
c.  B.  Düberitz,  hingewiesen  hat,  kommt  er  auf  die  Krankbeitsdaner  und  die 
Sterblichkeit  bei  Buhr  zu  sprechen  ^  erstere  beträgt  durchschnittlich  10  Tage, 
letztere  10°/,,  also  etwa  ebensoviel  wie  bei  Typhus. 

Die  Ansicht,  daß  die  Bnhr  zn  den  Infektionskrankheiten  gehört.  Est 
schon  seit  langer  Zeit  von  den  Aerzten  vertreten,  aber  erst  durch  nenere  Unter- 
suchungen ist  der  Krankheitserreger  festgestellt  und  nachgewiesen,  daß  dieser 
ausschließlich  durch  den  Stuhlgang  aus  dem  erkrankten  Körper  ausgeschieden 
wird.  Nach  dem  Referenten  kommen  für  die  Ruhr  vier  spezifische  Erreger 
in  Betracht ;  er  unterscheidet  demzufolge :  1.  die  AmObendys enteric  (auch  Tropen- 
dysenterie), die  bei  uns  nur  durch  Einschlcppung  vorkommt,  2.  die  endemische 
echte    Dysenterie,  verursacht    durch    die   Bnhrbazillen,    3.  die   Fseudo-  oder 


des  DeotacheD  Vereing  für  OffeDÜicha  Oesondheitspflege.  129 

telsctte  Dysenterie,  die  leichter  und  nicht  so  epidemisch  wie  die  echte  Djsen- 
terie  Terlfiuit  ond  Toringsweise  in  IrreaauBtalteD  Baftiitt,  ferner  i.  die  Puft- 
djaenterie,  die  ebeofalls  durch  einefi  besonderea  Bazill  hervorgerufen  und 
namentlich  in  Eouatantinopel  beobachtet  wird.  Die  grüßte  Ansteunngsgef&hr 
besteht  bei  den  frischen  Fällea,  d&  bei  diesen  die  meisten  Bazillen  ansge- 
Bchieden  werden.  AoBtrocknntig  kttnnen  die  Bazillen  nicht  vertragen  nnd 
sterben  durch  diese  Terhältnismißig  schnell  ab ;  dagegen  können  sie  sich  in 
Kleidang,  Wäsche  nsw.  monatelang  in  halblrockenem  Zostande  lebensfähig 
erhalten.  Eeferent  schildert  sodann  die  verschiedenen  Wege  der  Üebertragong 
nnd  betont,    daß  Nahrangsmittel    nnd  besonders   Wasser  hierbei    eine    antet- 

feordnete  Bolle  spielen.  Er  weist  weiter  darauf  hin,  daß  für  die  meist  im 
pätsommer  anabrechonden  Epidemien  einzelne  in  der  Zwischenzeit  auftretende 
sporadische,  meist  nicht  zar  amtlichen  Kenntnis  gelangende  Erkrankungen  die 
Bindeglieder  bilden  ond  daß  für  die  Verbreitnng  der  Rahr  besonders  6ie  Be- 
seitigung der  Abwässer  nnd  Abfsllstoffo  von  großer  Bedeutung  ist.  Je  schneller 
imd  UDSchldlicker  diese  aus  einem  Orte  durch  geregelte  Kanalisation  usw. 
fort^eleitet  werden,  desto  sicherer  wird  auch  der  Ansteckungsstoff  der  Bohr 
beseitigt  und  verhindert,  dass  sich  die  Scnche  in  einem  Orte  einnistet  Des- 
halb laufen  auch  gat  kanalisierte  Städte  am  wenigsten  Qefabr,  von  der  Bahr 
heimgesucht  za  werden.  TrotK  des  Nachlassens  der  Bnhr  in  den  beiden  letzten 
Jahren  1903  und  1903  müsse  ihre  Bekärapfang  nach  wie  vor  mit  aller  Ent- 
schiedenheit dnrcbgefilhrt  werden;  denn  jenes  Nachlassen  sei  nicht  etwa  ledig' 
lieh  auf  die  bisher  ergrifTeucn  Maßregeln,  sondern  vielmehr  anf  die  kühle 
Witterung  während  der  Sommerzeit  in  jenen  Jahren  znrückznföhren.  Hoffent- 
lich werde  es  auch  bei  der  Bahr  ebenso  wie  bei  der  Diphtherie  gelingen,  ein 
Seeignetes  Heilverfahren  zu  finden,  besonders  wenn  für  die  hierzu  noch  erfor- 
erllchen  Forschnngen  die  nStigen  Geldmittel  bereit  gestellt  werden.  Als 
Torbengende  Maßregeln  kommen  hauptsächlich  die  Verbesserung  der  Wohnungs- 
und  Abortsverhältnisse  in  betracht  sowie  die  AofspHrnng  der  einzelnen  Er- 
krankungen in  epidemiefreien  Zeiten,  zu  deren  Feststellung  in  dem  Aggluti- 
nationsrerfahren  ein  sicheres  Mittel  gegeben  sei.  Jedenfalls  sei  die  bisherige 
Art  der  Bekämpfung  der  Bnhr  nicht  aasreichend  nnd  auch  noch  nicht  von 
dem  erwünschten  Erfolg  begleitet  genesen. 

Der  Korreferent,  Beg.-  und  Med.-Bat  Dr.  DQpner-Gombinncn,  der  in- 
folge seiner  amtlichen  Tätigkeit  im  üstlichEten  und  von  der  Bnhr  am  meisten 
heimgesuchten  Reg.-Bezirk  der  preußischen  Monarchie  reiche  Erfahmngcn  auf 
diesem  Gebiete  hat.  gibt  zunächst  eine  kurze  Darstellung  über  die  z.  Z.  be- 
stehenden Vorschriiten  über  die  Bekämpfung  der  Bnhr,  indem  er  diese  gleich- 
zeitig kritisch  belenchtet.  Da  die  Bnhr  nicht  zu  den  im  BeichssenchengesetB 
genannten  gemeingefährlichen  Krankheiten  gehurt,  so  sind  auch  die  gegen 
sie  vorgesehenen  sanitätspolizeilicben  Haßregeln  in  den  einzelnen  Bandesstsalen 
und  preußischen  Begiernngsbezirken  sehr  verschieden.  Als  nnerläßlich  not- 
wendig halt  Referent  vor  allem  eine  Regelung  der  Anzeigepflicht,  die 
nicht  bloß  auf  die  Aerzto  beschrankt,  sondern  euch  auf  die  Haushaitsv  erstände 
ausgedehnt  werden  müßte,  da  bei  vielen  Erkrankungen  teils  aus  falschen 
Sparsamkeitsrücksicbten,  teils  infolge  von  Armut  usw.  ärztliche  Hilfe  überhaupt 
mcbt  in  Anspruch  genommen  werde.  Nicht  minder  wichtig  sei  die  bakteriolo- 
nsche  Diagnose,  insbesondere  der  ersten  Erkrankungen  und  der  vereinzelten 
Fälle  während  der  kalten  Jahreszeit,  die  am  besten  im  nächsten  hygienischen 
Institute  ansgefUhit  wird.  Die  Kranken  sind  streng  abzasondorn  und  aach 
das  Pfiegepersonal  von  den  übrigen  Haasbewohnern  fernzuhalten.  Mit  Becht 
betont  Beferent,  das  bei  Auftreten  der  Bahr  in  Gasthaus em,  Milch- 
ttandlnngen,  Schnlen,  Anstalten  usw.  die  Erkrankten  erforderlichenfalls  zwangs- 
weise in  Krankenhäuser  übergeführt  werden  müssen,  um  eine  wirksame  Ab- 
sonderung sicherzustellen.  Ebenso  mußte  die  Ansammlung  größerer  Uenschen- 
versammlnngen  verhindert  werden  nnd  die  Nabrangsmit  toi  Überwachung 
mit  Sorgfalt  nnd  Strenge  erfolgen.  In  Häusern,  in  denen  sich  Bnhrkranke  be- 
finden, dürften  Nahrungsmittel  nicht  feilgehalten  werden ;  desgleichen  sei  dafür 
zu  sorgen,  daß  die  Krankenzimmer  von  derartigen  Kranken  nicht  gleichzeitig 
als  Arbeitaräume  benutzt  werden,  wie  dies  bei  kleineren  Handwerkern  vielfach 
geschehe.  Die  Fcmhaltung  von  erkrankten  und  kranhheits verdächtigen  Schul- 
kindern müsse  sich  auch  auf  die  Kon^rmanden  erstrecken.    Bei  der  Desin- 
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fektioB  komme  namenUicb  eine  solche  der  Abgänge,  sovie  der  Leib-  und 
Bettwäsche  in  Frage.  Das  ErankeDpflegepersonal  müsse  yor  allem  auf  Bein- 
haltnng  seiner  Hände  achten  und  jede  Veischmatzong  des  FoBbodens  wie  der 
Wände  der  Erankenränme  durch  Abgänge  des  Kranken  tunlichst  Terhflten. 
Ebenso  sei  eine  Bodenrerseuchang  durch  einwandfreie  Beseitigung  der 
Abwässer,  Torscbriftsmäfiige  Eerstellang  von  Aborten  usw.  Torzub engen. 
Wenn  auch  das  Trinkwasser  bei  der  Torbreitang  der  Bnhr  nicht  die  Bolle  wie 
bei  dem  Tjphns  spiele,  so  müsse  die  Wasservers  orgnng  trotzdem  in 
gleicher  Weise  kontrolliert  werden. 

Nachdem  Beferent  dann  noch  auf  die  Notwendigkeit  des  Verbots  von 
Leichenausstellungen  nnd  Leichenschmäasen  sowie  Ton  Singen 
und  Begleitnng  der  Schuljugend  bei  der  Beerdigung  der  an  Buhr  verstor- 
benen Personen  hingewiesen  hat,  kommt  er  zum  Schluß  auf  die  Wich- 
tigkeit und  dem  Nutzen  von  Belehrungen  des  Publikums,  besonders  der 
Lehrer  und  GciatUcfaen,  zu  sprechen  nnd  betont  die  Notwendigkeit,  für  aus- 
reichende Krankenpflege  and  ärztliche  Behandlnng  zn  sorgen.  Sollte  es  ge- 
lingen, ein  wirksames  Sernm  za  flodcn,  so  sei  dies  nicht  nur  therapeutisch, 
sondern  auch  prophylaktisch  zu  verwenden  und  seine  Bereitstellung  für  unbe- 
mittelte oder  wenig  bemittelte  Kranke  aus  Öffentlichen  Mitteln  zn  ermöglichen 

Die  von  beiden  Beferenten  aufgesteUton  Leitsätze  hatten  folgenden 
Wortlaut: 

,1.  Die  Bnhr  (Djsenteric),  frither  eine  der  häudgsten  Volkskrankheiten, 
dann  fast  vergessen,  hat  sich  in  der  neuesten  Zeit  dadurch  bemerkbar  gemacht, 
daß  sie  in  Form  von  größeren  Streifzügen  {Epidemien]  aufgetreten  ist,  oder 
sich  in  manchen  Bezirken  dauernd  (endemisch)  eingenistet  hat.  Sie  verdient 
aber  auch  deshalb  Beachtung,  weil  sie  zu  allen  Zeiten  eine  gefürchtete  Kriegs- 
krankheit gewesen  and  eine  gewöhnliche  Krankheit  der  Kolonialländer  ist. 

2.  Nene  Dntersachungen  haben  ergeben,  daß  die  Bahr  eine  ansteckende 
Krankheit  ist,  die  anf  mehrere,  von  einander  verschiedene  Erreger  znrQck- 
geftkhrt  werden  muß.  Es  bt  Aussicht  vorhanden,  daß  es  gelingen  wird,  ähn- 
lich wie  bei  der  Diphtherie,  auch  bei  der  Bohr  geeignete  Schutzimptoags-  und 
Heilverfahren  zu  finden.  Doch  ist  dazu  erforderlich,  daß  die  wissenschaftliche 
Rnhrforschung  durch  Oewähraag  reichBcherer  Mittel  ontersttttKt  wird. 

8.  Der  AnstecknagsstofT  wird  durch  den  Stuhlgang  aus  dem  erkrankten 
EOrper  ausgeschieden.  Uebertragen  wird  er  in  erster  Linie  durch  Berührung  mit 
erkrankten  Personen  nnd  deren  Abgängen,  selten  durch  verunreinigte  Nah- 
mnpmittel  oder  Wasser.  Kranke,  die  umherlaufen,  sind  besonders  gefährlich, 
weil  sie  die  Krankheits keime  weit  verstreuen.  Ansteckung  durch  die  Luft  ist 
nicht  mSgUch  odor  doch  höchstens  durch  die  Vermittlnng  von  Fliegen  oder  dergL 

4.  Eine  Qitlicho  Empfänglichkeit  besteht  insofern,  als  Ortschaften  oder 
Häuser  mit  schlechten  Wohnnngs-  oder  Ab wässerungs Verhältnissen  durch  die 
Buhr  viel  stärker  gefährdet  sind.  In  gut  ksnalisirten  Städten  vermag  sich 
die  Bahr  nicht  einzunisten. 

5.  Epidemien  entstehen  fast  immer  im  Spätsommer  odor  Herbst.  In 
der  übrigen  Zeit  kommen  zwar  Erkrankungen  nur  vereinzelt  vor,  sie  sind  aber 
deshalb  wichtig,  weil  sie  onschcioend  die  Verbindangsglieder  zwischen  den 
Epidemien  bilden. 

6.  Vorbeugende  Maßnahmen  allgemeiner  Natnr  bestehen  darin,  daß  man 

1.  die  Wohnungs-  und  vor  allem  die  Abwässernngs Verhältnisse  verbessert; 

2.  die  einzelnen  Erkrank  an  gsf  alle,  die  in  der  epidemiefreien  Zeit  vorkommen, 
abfängt ; 

3.  die  Deberbleibsel  der  Epidemien  recht  gründlich  unschädlich  macht. 

7.  Besondere  Schutzmaßregeln : 

1.  Jede  Erkrankung  —  auch  die  ambulanten  Fälle  —  und  jeder  Todesfall 
an  Buhr  sind  anzeigepflichtig; 

2.  Bei  der  Ermittelung  der  ersten  Fälle  der  Bohr  durch  den  Medizinalbeamten 
ist  nicht  allein  der  Krankheitsverlauf  zu  berücksichtigen,  sondern  es  muß 
in  jedem  Füle  die  bakteriologische  Untersuchung  der  Darmentleerungen 
und  möglichst  auch  die  Serumptobe  anageführt  werden; 

8.  Absonderung  der  Erkrankten,  wenn  irgend   müglich   in   E ranke o h äuscrn ; 

4.  Vorbot  der  Ansammlung  größerer  Menschenmassen,  30i»ie  ÖfV,  .^i'lSPSr- 
tierung  von  Truppen;  o 


des  Deutschen  Yerebs  fttr  Öffentliche  Gesundheitspflege.  181 

6.  BeschrsDknng  des  Qewerbebotriebes ; 

6.  Feinhsltang  erkrankter,  erkranknngäTcrdschtiger  and  snsteckangaTerdäch- 
tigor  Personen  vom  Sdialbcsach  j 

7.  Besinfektion  der  Leib-  und  Bettwäsche,  ElcidnngsstUcke  und  dei  Wohnräoine  i 
S.  Torsichtsmaßiegeln  behaglich  der  Leichen; 

S.  BänmonK  von  Wohmugen  und  Häosern; 

10.  Verbot  der  Benatzong  ungeeigneter  Wasserentotthmestellen ; 

11.  Sorge  ftlr  Aborte; 

12.  Prophylaktische  Senuneinspritzang." 

In  der  DisknsBion  ergriff  zunächst  Kreiswnndsrzt  l)r.  Kriege  ans 
Bannen  das  Wort,  nm  Ober  das  Auftreten  der  Bohr  in  seiner  Heimatstadt,  sowie 
über  die  hierbei  gemachte  praktischen  ErfahrnngeD  und  die  gegen  die  Seuche  an- 
gewandten SchutzmaBregeln  zn  berichten.  In  den  Jahren  1899  nnd  1901  ist  die 
Knhr  hier  sehr  rerbreitet  gewesen,  die  letzten  drei  Jahre  zeigen  erfreulicherweise 
eine  erhebliche  Abnsiime.  Einzeichnuneen  anf  einen  groQen  Stadtplan  von  Barmen 
bewiesen  hQchst  anschanlich,  in  welcher  Weise  sich  die  Krankheit  TOn  ihren 
Herden  ans  verbreitet  hatte.  Qeh.  Hofrat  Prof.  Dr.  Oärtner-Jena  dankt 
dem  Vorredner  fttr  seine  interessanten  nnd  wortTotlen  Mitteilnngen,  In  Ueber- 
eingtimmnng  mit  den  beiden  Beferenten  tritt  er  dann  ebenfalls  der  irrigen  Anf- 
fassong  Ton  der  Harmlosigkeit  der  Buhr  entgegen;  wenn  an  manchen  Orten 
bisher  noch  keine  Epidemie  beobachtet  sei,  so  kOnne  sie  doch  jeden  Angenblick 
kommen.  In  der  Person  des  Kranken  liege  die  Gefahr  der  Infektion  nnd  daher 
bilde  dessen  Isolierung  die  hauptsächlicliste  UeherwachangsmaBregel,  die  am 
besten  durch  Ueberfttbrang  in  ein  Krankenhans  erreicht  werde.  Deshalb  solle 
man  auch  in  kleineren  Gemeinden  die  Errichtnng  von  Krankenhäosem  anstreben. 
Bechtzeitige  Anzeige  und  Diagnose  der  Rnhrfölle  sei  die  Vorbedingung  für 
ein  wirksames  samtätapolizeiliches  Eingreifen ;  bezüglich  der  Belehrung  solle 
man  sich  besonders  an  die  Frauen  wenden.  Stadtrat  Hartwig-Dresden  be- 
streitet, dafi  alle  Uebelstände  auf  die  schlechten  Wohnungen  znrttckznftlhren 
seien,  wie  dies  jetzt  allgemein,  auch  tou  den  Beferenten  angenommen  wttrde. 
Nachdem  noch  Geh.  Ob.-Med.-Bat  Dr.  Pistor-Berlin  einige  Bemerkungen 
namentlich  flher  die  Desinfektion  bei  Buhr  gemacht  hatte,  sprach  Dr.  Kruse 
io  seinem  Schindwart  seine  Freude  Aber  die  allgemeine  lieber  eins  timmung  der 
Ueinungen  aus ;  die  Frage  der  Therapie  nnd  Immunisierung  mit  dem  tou  ihm 
hergestellten  Serum  erklärte  er  noch  nicht  für  spruchreif.  Mit  einer  kurzen 
Bemerkung  des  Korreferenten  wurde  die  Verhandlung  Ober  dos  Thema  ge- 
schlossen. 

IIL  Sie  KäKetflchnlk  Im  Dienste  der  öffentUohen  6esundheitepllege. 

Der  Beferent,  Diplomingenieur  Stetefeld-Pankow  bei  Berlin  hatte 
seine  Ausfilhrungen  in  folgende  Leitsätze  znsammengefadt : 

,1.  Die  Erzeugung  und  Verwertung  künstlich  erzeugter  Kälte  bietet 
gegenüDer  der  Benutzung  des  Natureises  weitgehende  Vorteile. 

2.  Insbesondere  die  NahrungsmittelkUhlung  und  Kunsteis erzeugnng  in 
ihren  Anwendungen  in  Schlack thausem,  Brauereien,  Kühlhäusern  für  allgemeine 
Benutzung,  PrOTiantkoDunern  in  Hotels,  auf  Schiffen,  Eisen  bahn  waggons,  Privat- 
hänsem  usw.  hat  den  allgemeinen  Gesundheitszustand  sichtbar  gefordert  und  den 
Wohlstand  gehoben.  Die  Einführung  künstlicher  Kälte  in  Molkereien  nnd  für  den 
Hilchtransport  ist  ein  wesentlicher  Faktor  insbesondere  für  die  Kinderernährung, 
nnd  die  Anwendung  daher  in  noch  weitgehenderem  Maße  anzustreben. 

8.  Die  Verwertung  künstlicher  Kälte  zur  Kühlung  von  Arbeits-  und 
VorsammlnngsTänmen  in  heißen  Zeiten  fordert  die  individnelle  Schaffenskraft 
nnd  dient  folglich  auch  der  Allgemeinheit.  Auch  die  Einstellnng  der  Kälte- 
technik in  die  Dienste  des  Sports  —  künstliihe  Eisbbhnen  ~~  fordert  den  Ge- 
sundheitszustand des  einzelnen  und  somit  wiederum  den  der  Altgemeinheit.'' 

An  der  Hand  von  zahlreichen  Plänen,  Abbildungen,  Photographien 
ausgeführter  Anlagen  wurde  von  dem  Beferenten  zunächst  die  technisiäe  Seite 
des  Themas  erSrteit  nnd  dann  der  Zweck  der  Erzeugung  ktnstlicher 
Kälte:  Kühlung  und  Entfeuchtung  der  Luft,  sowie  Entziehung  der  Luft  von 
Geruchsstoffen,  Staubteilen  nnd  Bakterien  näher  eingegangen.  Dieser  Zweck 
wird  sowohl  durch  das  Verfahren  der  Trockenluftktthlung  wie  durch  das  der 
Noßlnftkühlnng  in  gleich  befriedigendem  MaBe  erreicht,  Bei  den  Kühlanlagen 
In  Schlachthöfen  wird  durch  die  Abkühlung  der  Luft,  Entfeuchtung  der 
KUüranmlnft    ein  Trocknen  der  Oberfläche  des  Fleisches  herbilgeftUirt  ind 
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auf  diese  Weise  einer  Infektion  des  Fleisches  roa  außen  and  innen  vor- 
^«beagt  In  einer  gat  eingericiitetea  FleischkQhl&nlage  kann  Fleisch  bis  6 
Wochen  Milbewahrt  werden,  oline  dHS  es  verdirbt;  sein  Nährwert  leidet  darimtet 
nicht,  auch  hygienisch  bleibt  es  einwandfrei,  nnd  die  dadurch  bedingte 
FreisTerteneiang  Ton  0,4—0,5  pro  Kilo  fällt  nicht  ins  Qe wicht.  Soll 
das  Fleisch  länger  ab  sechs  Wochen  aufbewahrt  werden,  z.  B.  bei  Transport 
fiber  See,  Verprori&ntierungen  bei  Pest nngsbelagerun  gen  usw.,  so  täfit  sich  dies 
durch  geeignete  Getrierungsanlagen  erreichen,  die  vom  Referenten  ebenfalls 
geschildert  werden.  Er  gent  hieranf  zur  Besprechung  der  künstlichen  Eis- 
erzeagung  Ober,  bei  der  er  TrQbeis  (ans  gewöhnlichem  Wasser),  El&reis 
(ans  gewöhnlichem  Wasser  unter  Benutzung  von  SchQttelwerken)  nnd  KriataU- 
ois  (ans  destilliertem  Wasser  oder  Abdampf))  unterscheidet ;  nur  das  letztere 
kann  als  keim-  nnd  einwandfreies  bezeichnet  werden.  Die  Anwendung  der 
kflnstUchen  Ktthlnng  hat  sich  nicht  auf  Sehachthänger  nnd  Bierbrauereien  be- 
schränkt, sondern  in  neuerer  Zeit  immer  ausgedehntere  Verwendong  gefunden, 
so  daß  sie  sich  fast  auf  alle  Nahrungsmittel  erstreckt.  Ktthliammem  in 
Hotels  nnd  Kranken  hänsem,  auf  Eisen  bahn  waggons,  Scliiffen  usw.  gehören 
nicht  mehr  zu  den  Seltenheiten;  besonders  aber  spielt  die  Kühlung  in  dem 
Holkeretbetriebe  eise  wichtige  Bolle.  Diese  grossere  Benntzung  künstlicher 
Kälte  zur  Konservierung  von  Nahrungsmittel  trägt  aber  wesentlich  dazu  bei, 
Einzel-  wie  Uosaenerkrankougen  infolge  tod  verdorbenen  Nahmnesmitteln  za 
verhindern,  so  daß  man  nur  ihre  immer  grOßere  Verwendung  autSi  in  Frivat- 
hänsern  wünschen  kOnue. 

Nachdem  Referent  noch  die  Verwertung  der  künstlichen  Kälte  znr 
Ktthlnng  der  Mensehen  zu  Lebzeiten  (Luftkühlanlagen  in  Theatern, 
Arbeits-  und  Versammlungsräumen  usw.)  und  nach  dem  Tode  (Kühlränme  In 
Leichenh&usem  zur  Konservierung  von  Leichen  unbekannter  Personen  usw.) 
besprochen  hat,  erwähnt  er  schlißlich  die  Verwertung  der  sogenannten  flüssigen 
Lnft  (nach  Lindeschen  Patent)  zur  Kühlung  nnd  Luftverbessemng  in 
Krankenhäusern  nnd  ähnlichen  Anstalten. 

Eine  Diskussion  knüpfte  sich  an  diesen  Vortrag  nicht  au. 
ir.  wie  weit  darf  die  FretsBglgkelt  des  Fleisches  gehen,  ohne  die  FlelBeh« 

Versorgung  der  SUdte  In  h^Ienlacher  Hinsieht  m  eefUirdent 

Die  beiden  Befereuten,  Oberbürgermeister  Oehler-Halberstadt  nnd  Dr. 
Bnndle-Karlsborst  bei  Berlin,  hatten  sich  auf  Schlnßsätze  geeinigt,  in 
denen  sie  verlangten,  daß  alles  einzufahrende  Fleisch,  welches  feilgehalten  oder 
in  Öast-,  Schank-  und  Speise  wirtschaften  verwendet  werden  soll,  bevor  es  feil- 
gehalten oder  in  die  genannten  Wirtschaften  gebracht  werden  darf,  sn  einer 
amtlichen  Untersuchung  durch  einen  approbierten  Tierarzt  an  bestimmten 
üntersnchungsstellen  vorgelegt  werden  müsse.  Ergebe  der  Stempel  dos 
Fleisches,  daß  dasselbe  beim  Schlachten  von  einem  approbierten  Tierarzt  unter- 
sucht worden  ist,  so  kOnue  die  Untersuchung  zur  Not  auf  die  Feststellnug 
beschränkt  werden,  ob  das  Fleisch  inzwischen  verdarben  ist  oder  sonst  eine 
gesundbeitschSdlice  Veränderung  seiner  Beschaffenheit  erlitten  habe. 

Nach  kurzer  Begründung  dieser  Forderung  seitens  der  Referenten  nnd 
nach  kurzer  Diskussion,  in  der  sich  sämtliche  Redner  (Oberbürgermeister 
KOrte-KOni^berg  L  Fr.,  Oberbürgermeister  Schneider-Magdeburg,  Geh. 
Eofrat  Frof.  Dr.  Oärtner-Jena)  zustimmend  äußerten,  wurde  folgender  An- 
trag des  Ausschusses: 

.Die  Versammlung  des  Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Qeenndheita- 
pflege  billigt  die  Schlußsätze  der  Berichterstatter  und  beauftragt  den  AnsschuB 
des  Vereins  mit  der  schleunigen  Einreicbung  einer  Fetition  an  die  zuständigen 
Organe  der  Königlichen  Freußiacbeu  Staatsregiemng  des  Inhalts,  das  aus 
dringenden  QrOuden  der  Öffentlichen  Oesundheitspflege  dem  aus  der  Initiative 
des  Hauses  der  Abgeordneten  her  vorgegangenen  Entwurf  eines  Qesetzes  znr 
Abänderung  des  Qesetzes  betreffend  Ausführung  des  Schlachtvieh-  nnd  Fleisch- 
achangesetzes  vom  28.  Juni  1903  die  Allerhöchste  Sanktion  versagt  worden  mSge" 
einstimmig  angenommen. 

Der  Antrag  ist  inzwischen  gegenstandslos  geworden,  da  das  Oesets 
bereite  unter  dem  1.  Oktober  d.  J.  in  Kraft  getreten  ist  (s.  Beilage  zur  hentigeu 
Nummer  S.  262). Rpd. 

TerantworÜ.  Redakteur:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- u.  Geh.  Hed.-B»t  in  Minden  I.W. 

J.  C  a  Bmu.  HanosL  Ucba  o.  ¥.  Scb.-L.  Hofboohdmck««!  In  Hindu. 
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Bericht  ftber  die  an  14.  Okteber  1»04 

1«  Freibars  L  B.  abjcehalteiie  VeraRmailiuic  de«  Badivchen 

Staataftrstllclien  Tereliu. 

Anwesend  48  Mitglieder. 

L  Der  YoiuiUende,  Ued.-Eat  Dt.  Ba  cker-OffenburK,  eröffnet  und 
begiOßt  die  VeisuHjnliing  and  verliest  eis  Dankaehieiben  des  Eerra  Med.-Eat 
Dr.  von  LaDSsdorft-EmmeDdingeD,  dem  er  zn  aeinem  Mjäbrigeu  Arzte 
jabilinm  die  Gmckwflnaclie  des  St&atsärnlichen  Vereins  übermittelt  Hatte. 

Der  Bechner  Dr.  Brauch -LaJu  gibt  den  Beolieiucbaf teberieht ;  es  wird 
denuelben  Decbarge  erteilt 

II.  Der  Vorsitzende  eibt  anf  vielfache  Anieguig  aas  den  Kreisen  der 
Uitglieder  znr  Erwägung,  od  es  niclit  angelH^cht  wäre,  die  Stataten,  welche 
nur  sehr  kora  gefaßt  seien  and  welche  sipeziell  in  bezog  anf  die  Aufnahme 
nener  ICit^ieder  keinerlei  Bestimm nngen  enthielten,  abzaändern  nnd  an  er- 
weitern. Es  wird  daran!  beschlossen,  dafi  der  Vorstand  ermächtigt  wird,  einen 
neuen  Statntenentwarf  aoszuarbeiten  and  denselben  eieet  erweiterten  Kommisaion 
zu  unterbreiten.  Der  fertige  Entwarf  soli  alsdann  der  nächsten  Versammlang 
zar  Abstimmang  rergeleirt  werdea.  Der  Voist«>d  witd  zngleiah  erndcbtigt, 
di«  betreffende  Eamanaioa  selbst  ■«  eneuiea  nnd  sTentvell  m  erwehan. 
Der  Antrag  Geyer,  den  fertigen  StatntCMVtwnrf  bei  der  niehstra  EinUdiuig 


EviTeg«  Lefholi  wünaeht,  daB  in  dei  nä^ton  frft^ahnvemmBlang 
aach  die  wirtschaftliche  Lage  derBezirksärzte  nachmals  xot  Sprachs  gt- 
bra^t  werden  soll.  Ea  wird  beeeUeeeen,  eiaai  KaUegen  sm  beanttragon,  die  Sadie 
ansznBibeiten  nnd  in  der  nächsten  Versammlang  Bericht  dsrObar  n  entatteo. 

III.    Vortragd«s  Hmtb  Hofrat  Prof.  Dr.  aekottellna-PcBibara  L/Sr.: 


Wie  «rfo^  tat  d«r  Bsbaampeit  4to  FrlmBrinlAtlonl  Die  einen  bekaopte: 
daß  die  LyHpbdrttaenMhweUnngM  das  Ffimlr»  »eien,  vihtend  die  anderen 
die  Fest  ala  eine  Wnndinfektlonskranldieit,  älinUck  wl*  das  Brjtipti,  batrschteD. 


Vntragender  ist  letsterer  Aaaiebt  nnd  bet«K,  daft  1>  Tiefen  VSiUm  die  Sin. 
trittspforte  schwer  aacltzaweiMn  ad,  bea«nden  bei  der  farbigen  Basse,  wo 
anch  die  >riii&re  Lymphaogitii  «ft  ickwei  Badiawelnn  seL  Ab  der  Hand 
Ton  drei  sehr  sefaoisn,  ia  Puia  gefertigten  lle4eUeK  Ton  Fillea,  die  Vor- 
tn^ender  ««Ibst  beobMktet  hat,  deMonstrlert  deraeUM,  wie  in  diesen  Fällen 
die  Priniiinfektisn  ven  kleinen  KiatnwnadeB  Im  Gesieht,  Mi  HandrlciteD, 
an  FRArttcken  ans  gegangen  ist. 

Des  weiteren  spriäit  der  Vertrageada  über  eJno  lelteae  Aetialagia  einer 
Tjphue^Mit«,  dis  anf  den  OenoQ  Ton  Ftelsek  ^es  Pfardes  znrtlckza- 
iBlu^eD  war,  das  fenr  Heratelinng  tod  Tjahnssenun  bennlat  worden  war. 

IV,  Vortrag  des  Hern  Prof.  Dr.  Uoche-Fitibnrg  i/Br.  mH  Kranken- 
Totatellong :  Vortragender  stallt  Tier  Kranke  Tor  iwd  beapriclit  in  AnschloB  daran 
di«  TevMnile4«ti«a  AintBriMi^n  der  gelstlgeB  MIiwBake  Toa  der  aebweTstai 
Idiatis  bis  zn  den  kichteien  FUisa  Ton  geistiger Schwiche.  SpasMlbeap rieht  erd» 
leNosiBcbe  Bedentaag  dieser  Fälle,  insMsoad«ie  b  b«x«g  aal  die  Satt- 
mfindignn  gsf  rage. 

Ferner  spricht  er  Ober  die  Frage  der  EheMkeldnng  wegen  Oebte»- 
krankhelt  nnd  aber  die  diesbezttgUdien  gesetzlichen  BestimumgeB. 

Znm  SchlaS  bespricht  der  Vortragende  noch  äaem  gerichtli^en  Fall  und 
stellt  einen  Uaan  vor,  der  sich  wegen  eines  SitUichkeitsdeliktes  in  Unter- 
snchnng  befindet  nnd  an  einer  nicht  gewöhnlichen  Form  tob  Epilepsie 
leidet. 

Der  Vorsitzende  spricht  den  Vortragenden  den  Dank  der  Versammlong 
ans  and  schließt  zugleich  die  Veisamnlong. 

Nach  Schloß  der  Vcrsammlnng  fand  anter  anßerord entlieh  zahlreicher 
Beteiligung  ein  gemütliches  Zusammensein  bei  einem  Olas  Bier  in  der  Börse 
RMt,  wo  die  EoSegen  bie  zom  Abgang  ier  TeftefeiedoMSi  Zifle  bei  haherstsr 
ffatwbaltwig  zaaamiMD  Terweilteo. 

Aeiztliche  Mltteiliingeii  ans  und  fttr  Baden;  1S04,  Nr!.9(X 


131  Bericht  &ber  die  Tersunniliuig 

Berlelit  fiber  dJe  «9.  Tersamlsnc 

4es  Veatoelien  Vereiu  ffir  SATemtUclie  Ocasndheitopflec« 

in  DuuBi«  vom  14.— 17.  SeptemlMir  1904. 

Zweite  Sitzong,   DonnerstKg,   den   15.  September  d.  J. 
IT.  Dt«  bjgleiilMhen  Anforderangen  »m  leatral«  Heliuüairei. 

Die  beiden  Beriditeratatter:  Prof.  Dr.  t.  EBinaich-QDttingen  niid 
Qeh.  Beg.-Bat  Prof.  Bietschel-Berlin  hatten  sich  nnf  die  nujistehendeii, 
gemeinscEaftlich  anfgestelltea  Leitsitze  geeinigt: 

„An  eine  jede  Heizanlage  —  gleichg&ltig  ob  Einzelheizung  oder  Zentral- 
heizung —  hat  die  Hjtpene  folgende  Fordenuigen  m  stellen: 

1.  Die  Temperatur  in  den  Bänmen  soll  nnabhängig  von  'Wittenugs- 
eiuflttsben  eine  dnrchaiu  gleichmäBige  nnd  der  Beatimmnng  der  Bäanie  ent- 
■precbende  sein. 

2.  Die  Erwärmung  der  Räume  darf  eine  QüteTermindening  der  Lult 
nicht  bedingen. 

3.  Der  Betrieb  der  Anlage  maß  einfach,  ZDTerläBsig,  gefahrlos  und  ohne 
Belästigung  fflr  die  Bewohner  oder  die  weitere  Umgebung  sein. 

Diese  Forderungen  sind  in  der  Praxis  nicht  immer  in  vollem  MaBe  dn- 
znhalten;  eine  richtig  berechnete  und  fachgemäß  ansgefOhrte  Zentralhdzang 
soll  aber  folgende  Bedingungen  erfOUen: 
ad  L 
1.  Die  für  die  Bäume  in  KopfhOhe  festEusetzenden  Temperaturen 
dürfen  —  von  Aosnahmefällen  abgesehen  —  bei  sachgemäesiger  Bedienung 
unabsichtlich  um  höchstens  1  °  über'  oder  unterschritten  werden.  Bei  vor- 
handenen Oalerien,  Bangen,  Emporen  (in  Festsälen,  Theatern,  Kirchen)  ist  in 
diesen  eis  Uebersohreiten  der  geforderten  Temperaturen  in  KopfhOhe  bis  um 
2°  zu  gestatten. 

Ü.    Die  den  Bäumen   zugeführte  Wärmemenge  muß   in   den   wdtCflten 

Grenzen  regelbar  sein. 

a)  Die  Begelang  hat,  soweit  durch   sie   der  Einfluß  der-  WittemngBTerh&It- 

nisse  ausgeglichen  werden   soll,  möglichst  zentral  (gener^),  soweit  den 

wechselndeD  Anforderongen  in   den  einzelnen  B&nmen  Gtenüge  geschehen 

soll,  dezentral  zu  erfolgen. 

h)  Es  muß  dahingestrebt  werden,  die  Temperaturregelung  durch  selbsttitig 

wirkende  Einrichtungen  erzielen  zu  kOnnen. 
c)  In  Bäumen,  in  denen  sich. zur  bestimmten  Zeit  eine  größere  Anzahl  Per- 
sonen ansammeln  (in  Schulen,  Theatern,  Versammlungsräumen  nsw.)  oder  in 
denen  durch  die  Beleuchtung  noch  weitere  Wärmeqnelleu  entstehen,  muß 
die  zugefährte  Wärme  eine  der  Wärmeabgabe  dieser  Wärmequellen  ent- 
sprechend BchneUe  Begelnng  erfahren  kOnnen.    Ist  für  solche  Fälle  durdi 
Verminderung  oder  Unterbrechung  des  Eeizbetriebes   ein   Ueberschrelten 
der  zulässigen  Temperaturen  nicht  zu  erzielen,  so  muß  dieses  durch  Stei- 
gerung des  Luftwechsels  bezw.  durch  eine  andere  Wahl  nnd  Anordnung 
der  Beleachtung  oder  durch  künstliche  Kühlung  augestrebt  werden. 
3,    Die  durch  die  Heizanlage  bewirkte  VerteUung  der  Wärme  in  den 
Bäumen  soll  eine  derartig   gleichmäßige  sein,    daß  in  horizontaler  Beziehnng, 
soweit  der  Aufenthaltsort   von  Personen   in  Frage  kommt,   in   KopfhOhe   k^ 
nennenswerter  Temperaturunterschied,  in  vertikuer  Beziehnng  ein  solcher  von 
höchstens  1— S*  zwischen  Fußboden  nnd  Eopfliahe  eintreten  kann, 
ad  n. 
i.    Eine  Oüteverminderung   der  Luft  darf  durch  die  Hräzanlage  weder 
durch  Schaffen   von  Äblagemngsstätton  fflr  Staub  oder  durch  Versengen  des 
in  der  Luft  enthaltenen  organischen  Stanbes  oder  durch  Entwickeln  tob  Oasen 
aus  den  dem  Staube  anhaftenden  KOrpem,  noch  durch  EinfOhren  von  Bauch, 
Büß,  wesentlichen  Staubmengen,  Qerücheo  oder  Infektionsstoffen  in  dfe  Bäume, 
noch  durch  wesentliches  üeber-  oder  Unterschreiten  eines  Feuchtigkoitgehalts 
von  40— ßO'/o  absoluter  Sättigung  der  Luft  bewirkt  werden, 
ad  HL 
6.    Die  Bedienung   aller  in  den  Bäumen   beftndlichen  Heizkörper   und 
Apparate  muß  so  einfach  und  zuverliaaig  sein,  daß  sie  besondere  Sachkenntnis 


des  Deutadieii  Vereins  tut  Öffentliche  Oesnudheitspflege.  1B5 

nicht  erfordert.  Duaelbe  gilt  Ton  den  FeneningsuiUgoii,  sofeni  der  Umfang' 
der  Anlogen  besonderea  Dienstpersonal  nicht  gestattet.  Bei  gräBeren  Anlagen 
ist  sachlnindiges  DienstpeTsonal  anflznstellen,  die  Bediennng  solcher  Anlagen' 
im  Nebenamt  ist  auszuschließen. 

7.  Die  Anlagen  mtUsen  geräoschloB  arbeiten;  annähernd  rancbfieie 
Verbrennung  bt  zu  lordem. 

8.  Die  Art  und  Weise  des  Ansschreibens  einer  zentralen  Heizanlage 
ist  fflr  die  Erzieliing  der  hygienischen  nnd  technischen  Anforderungen  von 
grSSter  Wichtigkeit  Zu  empfehlen  ist  jederzeit  ein  Wettbewerb  ai^  önuid 
eines  Programms,  daß  die  Ausfahrenden  auf  gleiche  Grandlagc  ohne  Beschrin- 
kong  der  freien  Entfaltung  ihrer  Kenntnisse  und  Erfahrungen  stellt,  za  be- 
kämpfen dagegen  ist  das  besonders  bei  Stadtverwaltungen  vialfach  ttblicbe 
S  ubmisBionsTetiahren." 

Der  erste  Berichterstatter,  Prof.  Dr.  v.  Esmarch,  der  haoptsSchlich 
die  rein  bysieniscben  Gesichtspunkte  des  Beratnngsgegenstandes  erörterte,  be- 
tonte zunäcust  die  Notwendigkeit  einer  bis  in  die  weitesten  Grenzen  gehenden, 
schnell  nnd  sicher  zu  bewirkenden  Begnlierb&rkoit  jeder  Heizanlage.  Diese 
muß  dem  büclisten  wie  geringsten  Wärmebedarf  gleich  gut  entspreuien,  nnd 
darf  anderseits  auch  nicht  zu  viel  Wärme,  also  eine  Ueberwärmnng  erzeugen, 
ein  namentlich  für  die  Üebergangszeit  im  Herbst  nnd  Frühjahr  sehr  wichtiger 
Umstand.  Nur  dann  ist  es  mOguch,  über  EopfhQhe  eine  dem  normalen  W&rme- 
bedflrtnis  tunlichst  angepaßte  and  möglichst  gleichmäßige  Temperstnr 
(Schwankungen  nicht  Ooer  3  Gred)  zu  erzielen^  im  oberen  Teile  der  gebeizten 
Baume  wird  diese  allerdings  hänflg  hoher  sein,  ein  üebolstand,  der  sich  nicht 
TQllig  Termeiden  lißt,  in  gesundheitlicher  Hinsicht  jedoch  nicht  so  schwer- 
wiegend ist.  Anch  ein  gelegentliches  Ueberachreiten  der  Temperatur  am  Fuß- 
boden wird  nicht  unangenehm  empfunden,  wohl  aber  eine  HinnsdifFerenz  mit 
, kalten  Füßen"  in  ihrem  Gefolge.  Die  Erwärmung  der  BSnme  soll  nicht  dnrch 
Strahlung,  sondern  dnrch  Luftbewegung  bewirkt  werden,  die  jedoch  ohne 
Zng  erfolgen  muß,  so  daß  selbst  empfindliche  Leute  einen  solchen  nicht  be- 
merken. Referent  ist  der  Ansicht,  daß  im  unteren  Teile  eines  Baumes  bis 
EopfhOhe  die  Lnftbewegnng  nicht  mehr  als  0,5  m  pro  Sekunde  betragen  darf, 
während  in  den  oberen  Teilen  LnftstrGmangon  bis  3  m  noch  als  znlässig  an- 
gesehen werden  kijnnen.  Die  in  mäßigen  Grenzen  gehaltene  Luftbewegung  bat 
außer  der  Vermeidung  Ton  Zug  den  Vorzog  einer  geringeren  Stanbaufwirbclnng- 
de  bildet  demgemäß  anch  ein  gutes  Mittel,  um  das  Ablagern  von  Staub  auf 
den  Heizkörpern  zu  rerhUtcn.  Gerade  die  Staubablagerangen  auf  den 
Heizkörpern  tragen  infolge  Versengang  nnd  Zersetzung  des  Stanbes  außer- 
ordentlich zur  Verschlechterung  der  Luft  in  den  Zimmern  bei  und 
infen  die  bekannten  Erscheinungen:  Kopfweh,  Uebelkeit,  Trockenheit  im  Halse 
SSW.  bervor.  Die  vielfach  genegte  Ansicht,  daß  die  Ursache  dieser  Er- 
scheinongen  in  einer  durch  die  Zentralheizung  bedingten  Trockenheit  der  Luft 
liege,  und  desheJb  das  Aufstellen  von  Wasserschalen  angezeigt  sei,  bezeicdinet 
Käerent  als  irrtümlich.  Ebenso  wie  eine  Ueberhelzong  der  Bäume,  muß  auch 
ebe  zu  hohe  Temperatur  der  Heizkörper  selbst  vermieden  werden;  über  70" 
dtlrfe  diese  nicht  steigen.  In  geschlossenen  Räumen  sei  eine  relative  Luft* 
fencbtigfceit  von  40*/o  bei  16— 20*C.  am  zuträglichsten;  manche  Personen 
fohlen  sich  allerdings  auch  noch  bei  SO°/o  relativer  Feuchtigkeit  wohl,  dagegen 
wird  umgekehrt  ein  höherer  Feuchtigkeitsgehalt  (über  60 '/g)  schlechter  ver- 
tragen,  besonders  bei  gleidizeitig  gest»gerter  Temjieratnr  (-{-  20°  und  darüber). 

Die  Foidemng,  HeizkSrper  nicht  zu  überhitzen  and  den  Feachtlgkeits- 
Kehalt  der  Luft  in  normalen  Grenzen  zn  halten,  läßt  sich  auch  technisch  er- 
flUlen,  namentlich  bei  Warmwasser-  und  gnt  geregelter  Niederdmckdampf- 
heizuag.  Als  weitere  Ursachen  der  LaftverscUechtenmg  kommen  Heizgase, 
Bauch  usw.  in  Betracht;  die  Gefahr  einer  Kolüensäure-  oder  EoUenozyd- 
Vergiftung  ist  jedoch  bei  der  Zentralheizung  wesentlich  geringer,  als  bei 
d«r  Ofenheizung. 

Zu  einer  guten  Zentralheizung  cebOrt  ferner  ihre  leichte  nnd  ein- 
fache Bediennng;  besonders  muß  diese  für  Privathäuser  gefordert  werden, 
damit  die  Heizung  von  jedem  Dienstmädchen  besorgt  werden  kann.  Desgleichen  ist 
ea  Sache  der  Technik,  dafür  zn  sorgen,  daß  alle  unangenehmen  Geräusche,  wie 
Knallen  und  Schlagen  in  den  Bohren  und  in  den  Heizkörpern,  vermieden  werden. 


Bwicht  Uer  die  VensMnlBns 


B«i  der  Anlkgo  v^  liidtkeiaBiinm  nnfi  uch  darauf  geachtet  wndco,  d&S  die 
""     '  _'     "  "i  «md  Idekt  30.  leinigea  sind,         '     •  >•    ■ 

Sin  - 

Wird  allen  diesen  Anfordenugen  bei  Anlege  einer  ZentraliLNiiuig  Bech- 


K&nUe  baqaent  soKlaelich  amd  Idekt  m.  reinigen  sind,  sowie  dafi  üe  aielit 
'    lämArolti«  tueaeg  liOnnen. 


>ng  getnages,  »  iiC  sie  niobt  mu  in  beasg  ant  den  Betrieb,  «OBdern  anoli 
in  gesund 'tüüiclier  Eineicbt   jeder    gewObnlicheu  EiuMlfeaeronK    bedeutend 


Der  Koneterent,  Geb.  Keg.-Bat  Prof.  Ri  etscb  el-Berlln,  bebandelte 
die  teebnieche  Sdte  der  Frage,  speaiell  nach  der  Bicbtnng  hin,  üwiewett  die 


Technik  die  bygieniet&en  AnforderangeB  dee  Beferesten  la  erlölien  im  itaide 
ist  und  worin  die  Dnadien  manMlhafter  Zentr&lheiEnngen  z«  rachen  sind. 
AIb  etse  derarttge  Orsa^e  bezeicnaet  er  s.  B.  besonders  das  Eintreten  efnee 
starken  Windeinfalls,  der  namentlich  bei  der  Lnftheiznng  «ehr  nachteilig  wirkL 
Deihajh  soll  eise  solohe  bei  starken  Wiadeinfällan  ansgesetzten  OebSnden  ver* 
loieiden  waideo.  Aulerseits  hat  die  Lnft heia  uog  den  Vorzug,  die  Wärmeznf oJu 
nach  den  einzelnen  Bäumen  am  schnellsten  ändern  nod  nnterhrechen  zn  künnen; 
sie  empfiehlt  sich  daher  i\u  GebSjide  mit  sehr  wechsdndem  Wärmebedaife 
währenammgekehrtWarmvasserbeizBngin  Gebäuden  mit  gleichmäBigem,  lieb 
veoig änderndem  W&mabedarfe  angezeigt  ist,  und  Dampfbelaangin solchen, 
die  mI  in  mäßigen  Oreacen  wechselDdera  W&rmebedarfe  eine  mSgliäist  schnelle 
Begallening  verlangen.  Das  Ideal  einer  Zeatralbeizoeg  ist,  an  jedem  Pnnkte 
des  Heizoagsberdeä  jeden  Wirmererlast  sofort  wieder  ersetzen  su  kDonen. 
Dieses  Ideu  hat  die  heatige Technik  noch  nicht  erreicht;  sie  hilft  sich  damiti 
daß  sie  jedem  Heizkörper  einen  ganz  beetimnten  Stromkreis  zaweisL  Qeradt 
die  richtige  Wahl  dieser  Stromkreise  bildet  nach  Ansicht  des  Beferenten 
gleichsam  die  Vorbedingnog  fttr  die  ErfSUnttg  der  Forderungen  der  Hjgieoe 
an  die  Eeizung.  Die  Techuh  hat  anf  diesem  Gebiete  auch  schon  recht  gute 
Erfolge  erzielt:  hesondera  seitdem  sie  ans  dem  Handwerk  in  den  Bereich  der 
WisBensebaft  Übergegangen  ist.  Man  hielt  früher  die  Heizungsfiage  ftlr  geilst, 
wenn  nur  die  gew&nscbte  Wärme  erzeagt  wurde;  jetzt  wird  mit  Becht  eine 
ganze  Beihe  neuer  Fordenngeu  gestellt:  Schnelle  und  sichere  Begulioriuig, 
gleichmäßige  Teiiqierstai,  geahgeadar  Luftwechsel  unter  Vermeidung  von  Zug, 
BcinertialtDDg  der  Lnft,  Vemeiduog  tos  Staub,  Bauch  usw.  Wer  von  der 
Erfttlliug  dieser  l^gienischen  FordMungen  nichts  Terstebt,  wird  stets  mang^- 
haite  Anlagen  aosiUirea.  Aber  auch  Techniker,  die  allen  Anforderungen  ge- 
wachsen sind,  fahren  oft  schlecht«  Beizungtmiilagen  aus;  die  Schald  tilK 
dann  aber  nicht  nur  die  ausführenden  Firmen  soadem  sehr  häufig  auch  die 
Besteller.  Der  Staat  wird  bei  Ausschreibung  der  HeiznngsanlaKe°  den  Forde- 
rungen der  modernen  Hjgiene  viel  mehr  gerecht,  als,  von  einzelnen  Ausnabmen 
abgeeehen,  die  Stadtverwaltungen.  Dies  kommt  nach  dem  Befereaten  daher, 
das  die  HeiznngBin^enleore  der  Städte  sozial  und  pekuniär  zu  schlecht  gestellt 
sind ;  sie  bilden  meist  ein  Uittelding  zwischen  Subaltem-  und  hüherea  Beainteu, 
Kein  Wunder,  wenn  die  besseren  Kräfte  wenig  Neigung  haben,  sich  um  diese 
Stellen  zu  bewerben.  Die  Städte  sollten  nur  akademisch  Torgebildete  Männer 
als  HeiKungsingeoienre  In  ihren  Dienst  nehmen.  Zu  bedauern  ist  auch,  daß  die 
Kommunen  vielfach  hei  Ausschreibungen  nur  den  pekuniären  und  nicht  den 
geistigen  Wettbewerb  eintreten  lassen.    Der  Korreferent  forderte  deshalb: 

.Die  AaBtähruBg  einer  zentralen  Heizanlage  soll  nur  durch  Firmen  er- 
folgen, die  nicht  nur  anf  praktischer,  sondern  auch  auf  wisseuschaftlicher 
Blute  stehen. 

Die  Vergebung  der  Arbeiten  hat  anf  Grund  eines  geistiges  lud  peku- 
niären, aber  nicht  nnr  eines  pekoniären  Wettbewerbes  an  erfolgen. 

Der  Wettbewerb  hat  stattaufinden  auf  Grund  eines  sachTecstäudigeB 
Programms,  daß  die  Finnen  auf  gleiche  Grundlage  stellt,  ohne  die  Einhaltung 
ihrer  geistigen  läbigkeiten  nad  ihrer  Erlahrnngea  zu  beBchränken.  Dem  Pro- 
gramm ist  eine  eiiwandsfieie  Berechnung  des  erforderlichen  Wärmobedaifi 
heizufliKen. 

Die  Prafug  der  <dnm[ang«nw  Angebote  hat  durch  SachTerständjge  zu 
edolgan,  die  in  der  lAge  sum,  w  FortecEritta  der  Technik  in  Torurteilstretar 
Weise  würdigen  und  banrleilen  m  kOnaea. 

:  ■  Die  von  BdiOrden  angeitelltan  SaehTentändigna  sollen  ihre  Titigkeit 
aat  Aa&teUen  des  Progrunse,  Beieehnen  d«s  Wämebedade,  Pt6^.4ej^A»- 
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gebols,  Uofcotmekei  ier  AtuMtrug  Mwie  tml  DebenmcluB  te  Betdelw  und 
Tiiihiiliim  der  bweits  ansgefftbrtMi  Äiiagen  beMfarKnken.' 

Ib  der  DitkuaiioB  bUdetea  baBptaftchlich  die  letzten  AnstOkmigaL 
des  EeiraferaBlM  den  Oegtnatand  4et  Ertrtening,  namentlich  bestiitt  Obot- 
bfixgenneiateT  Bcbneider-Ibgdebiirg  gnos  entschiedeo,  ätä  in  den  Aldten 
der  Billigme  nncb  den  Ziuchlng  erliake,  und  di£  nicht  genug  Wert  anf  die 
AnrteUung  nkadcmiadi  gebildeter  Ingenleore  gelegt  werde,  so  dnfi  die  Ani- 
ftthroBK  Ton  Eeizanlngen  meist  bloßen  Frnktikern  tberlnaien  bleibe,  die  kmm 
Mtweicnaide  KenntnisH  flbei  der&rtigc  Mnrichtnngen  beaitaen.  lo  einzelnen 
ESUeB  mBge  diei  Tiellücbt  TOrkommen,  gegen  die  yon  dem  Korreferenten  b»- 
liebte  Qeneralisierung  des  Verfahrens  mttsse  er  aber  usmena  der  greßen  StidtB 
Einapmcti  erketen.  (Lebhafter  BeifaU.)  Ingenienr  KirchDer-Steglitn  »gt 
diesen  Anaftthrnngea  hkso,  d«8  die  Aniidtt  des  Korreferenten  andi  fltr  du 
kleineren  Qeaeinda  nickt  intrefTen;  Pro!  Dr.  Biets  che  1  bleibt  jedoch  dabd, 
dnfi  die  re«  Unn  KBMkilderten  Verfahren  die  Keed  bilden  j  Magdeborg  md 
Kixdort  seien  ledifrlich  Ausnahnien.  (Lebhafter  Wiaerepru^.)  Der  Verattunia, 
OherbttrfBrBMlater  F  o  fl  -  Kiel  bemerkt,  daß  die  StadtTerwnltnnfcei  iffluer  dankbar 
Btmä,  venu  ihnen  von  m  kompetenter  Seite  das  Gewissen  gestdibtft  wrade,  sdhrt 
wenn  dies  einmü  ttbet  Oebfthr  oder  tu,  ünredit  geschdra.  Denn  m  den  Archi- 
tekten aia  htteren  tednischen  Banbeamten  sei  jetst  meist  noch  dw  Ligenienr 
ab  kMerer  Beamter  hinngetreten.  Bei  SnbHissloiien  entschüde  dagegen  neben 
des  Hadistiat  auch  die  StadtTerordnetenTereammlnng  und  diese  best^ka  be- 
kanntUck  imsur  ans  lautet  Sachreistindigen.  (Oro&e  HdteAeit) 

SchUeAlieh  wird  beschlossen,  Aber  die  Art  and  Weise  der  Ansfthrung, 
Prüfung,  Vs^ebnng  und  Aosnhinng  tob  Zentral b^onnanlagen  in  stSdUsdieB 
QcUnden,  sowie  Aber  die  Qoallfikntion  der  betrefTeDOen  Beamten  eine  Um* 
frage  bei  den  Stadtrerwaltnngen  sä  halten.  Die  Umfrag e  aoU  T«m  Ansedbufl 
des  Vereins  unter  ZutiAnng  des  EonriereBten  Temnloast  werden. 
T.  IHe  insUUnng  und  OrgBBtnU««  des  KrBBkenknBspflegeporWMÜ». 

Das  Beferat  Ober  diesen  Verhau dlnngsgegenetand  war  zwei  Medizinern 
ttbertragen,  H.  Dr.  Hngdan  nnd  Prof.  Di.  G.  Heyer-BeiliD,  die  sich  aal 
die  nachsteliendeD  Leitsatze  geeinigt  hatten: 

,1.  Einer  Approbation,  welche  anf  Qnrnd  einea  Nachwelaes  der  BeflÜiigiag 
•rteilt  wird,  bBdItrfeB  diejauigen  Personen,  die  sich  als  geprflfter  Kranken- 
fflaC"<  Keyrtlfte  Kranken^egerin  oder  Krankenschwester  bezeichnen. 

JMes  OffeatUcha  Erankenhana  und  jede  PrivaCheilanatalt  moB  für  je  10, 
zur  Belegnnn  Kranker  bestimmter  Betten  eine  geprüfte  Kraakenpflegepersoa, 
mindeBtena  aber  zwei  anstellen;  ebenso  dürfen  in  der  Oemeindekr&nkenpflege 
Bur  geprafte  EranlcenpAegepersoDen  beschäftigt  werden. 

2.  AUa  Erankeapflegepeisonen  mOssen  rdchsgeaetzlick  gegen  Krankheit 
rarsickert  werden. 

5.  Jede  geprttfte  Krankenpflegeperson,  die  10  Jahre  binterelnaader  an- 
nnterbrochen  im  Dienste  OffeDtlicher  Erankenhänser,  der  Beichs-  oder  der  Oe- 
neindekrankenpflega  gestanden  hat,  erwirbt,  wenn  sie  dienston^hig  wird,  den 
Anepmch  anf  ein  Bnfiegebalt  Ton  500  bis  600  Uark  pro  Jahr. 

4,  Jede  in  ebem  Öffentlichen  Krankenhanse,  der  BeichS'  oder  der  Oe< 
meindek  ranken  pQege  beachüftigte,  geprüfte  ErankeDpflegeperson  erw&bt,  Tost 
Tage  des  Eintritts  in  die  BeschAftixung  an,  f&r  eine  kt^perliche  Schädigang, 
die  sie  infolge  einea  Betriebsnnfalls  erleidet,  den  Ansprach  mf  eine  —  den 
BestiBiBDURen  des  Gewerbe-ünfallTersichernngsgesetzes  nach  fibnlich  an  b^ 
messende  Entach Sdi gang. 

6.  Znr  Aafbrbignag  der  IDttel  ffir  die  GewShmnir  der  BnhegehUter  nnd 
der  ünfaQentach&dk^ngen  wird  ans  sämtlichen  CfTentlichen  Erankenh&osem 
des  Beiches  eine  Erankenhans- Genossenschaft  gebildet.  Die  Uittel  werden 
einmal  durch  Beiträge  aufgebracht,  welche  anf  die  Erankenh&naer  nach  Uafl- 
gabe  der,  zar  Anftiabme  von  Kranken  in  Ihnen  Terffl^aren  Betten  umgelegt 
werden.  AoBerdem  haben  an  die  Genossenschaft  zn  zahlen:  die  in  QffentlichaB 
KTankenhSDsem  oder'  der  Gemeindekrankenpflege  beschäftigten  Pflegepersonen 
einen  rlertelJfibrlgen  Beitrag  von  4  bis  6  Uark,  die  Orts-  and  Eircnra-f}«- 
mainden,  die  geprüfte  Kranken  pflegeperaones  anBerbalb  des  Krankenhanses 
beschÜtigten.  einen  Jährlichen  Beitrag  ffir  Jede  derart  beschäftigte  Eranl(en- 
pflegepeison  m  fdqer  BOhe,  als  der  Umlage  für  Cb.  D  Betten  entsßiidlt':.  ,^ 
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Bti  Httgliedeni  katholiacher  Oiden  und  evangelisclier  DiakoDÜBenhBoser 
wild  der  Beitrag  der  Pflegepersonen  von  dem  Orden,  bezw.  dem  Diakonissen- 
iava  beEBhlt;  auf  diese  gent  dafür  der  Anaproch  der  dienatonfäbigen  zum 
Bohegehalt  oder  zur  ünfallentschädigmig  berechtigten  PflegeparBon  Qber. 

6.  Das  Becht  aaf  Bahegehalt  bleibt  bestehen,  wenn  eme  Eiankenpflege- 
person  nach  lOjtthriger,  in  Öffentlichen  KrankenhäuaBrn  oder  Oemeindekranhen- 

fflege  geleisteter  Dicnatzeit  zur  Belbständigen  Erankenpflege  übergeht  oder  in 
'rivatheilanatalten  ihren  Beruf  anattbt 

7.  Eb  iat  anzustreben,  daß  die  Pflege  Ton  Kranken  hanptsKcMich  durch 
weibliche  Pflegekräfte  Btattfindet.  Fat  bestimmte  F&Ue  ist  die  Pflege  dnrch 
m&onliche  Pflegepersonen  nicht  zu  entbehren. 

8.  Eb  ist  dahin  zn  wirken,  daS  möglichst  viele  Personen  mit  ent- 
aprechender  Vorbildnng  sich  dem  Krankenpflegeberofe  widmen. 

&.  Die  Anabildnng  der  Pflegepersonen  hat  in  Krankenhänaem  zu  ce- 
ichehen,  welche  mindestens  Aber  W  Betten  verfügen,  und  in  welchen  at&n£g 
^  Arzt  anwesend  ist. 

10.  Dia  Ansbildnng  der  Fflegepersonen  hat  nach  theoretischer  und  prak- 
tisdier  Bichtnng  zu  erfolgen ;  beide  Bichtnngen  müssen  einander  er^^änzen. 
Die  theoretische  Ansbildiing,  welche  mindestens  6  Monate  danert,  hat  sich  anf 
den  Unterricht  in  der  Lehie  vom  EOrperban,  von  den  Verrichtungen  der 
Organe,  den  Zeichen  der  Krankheiten,  der  Oesondheitspflego  and  der  Aoabbnng 
der  Krankenwartong  za  erstrecken.  Besonderer  Wert  ist  auf  Aosbildung  des 
Pflegepersonals  in  der  Massage  und  dem  hjdro-therapeatischen  Verfahren, 
femer  in  der  Leistung  erster  Hilfe  bei  gefahrdrohenden  Zuständen  und  On- 
glflcksfällen,  in  der  Lagerung  und  Beförderung  der  Kranken  zn  lesen. 

11.  Der  theoretische  Unterricht  wird  im  Krankenbanse-  selhBt  vorger 
oommen,  in  welchem  anch  dar  praktbche  Unterricht  stattfindet. 

12.  Die  praktischen  üebongen  dauern  mindestens  so  lange,  daß  die  Ge- 
samtausbildung 2  Jahre  währt.  Die  praktischen  Üebongen  mOssen  sieb  auf 
Ansbildnng  in  der  Pflege  in  sämtlichen  Sonderfächern  der  Heilkunde  erstrecken, 
also :  die  Pflege  bei  innerlich  Kranken,  chirurgisch  Kranken,  bei  Augen-  und 
Ohrenkranken,  gynäkologisch  Kranken,  Haut-  und  Geschlechtskranken,  Geistes- 
kianken,  ferner  die  Pflege  im  Wochenbett  und  die  Pflege  kranker  Kinder 
Bmfassen. 

18.  WIhrend  der  Ansbildnng  sind  besondere  Kurse  Über  Ethik  de« 
Erankenpflegeberofes  vom  Arzt  in  Gemeinsctwft  mit  der  Oberin  der  Anstalt 
und  von  dieser  allein  in  der  Ausführung  aller  speziell  weiblichen  Betätigungen 
der  Erankenpflege  zn  erteilen. 

14.  Zum  Beschluß  der  Ausfaildung  findet  unter  Vorsitx  eines  Begiernngs- 
Vertreters  eue  Prüfung  statt.  Der  Prolangskommission  gehören  anßerdem  der 
Idtende  oder  ansbUdeade  Aritt  des  Krankenhauses,  sowie  eine  geprüfte  Kranken- 
pflegeperson  (Oberin,  OberpSeger)  an.  Die  Mitglieder  der  Prüfungskommission 
werden  von  den  Begier  an  gspräsideuten  (in  Berlin  Polizeipräsidenten,  sonst  Be- 
lirkapräsidenten,  Krtishauptmännom  etc.)  ernannt.  Ueber  das  Ergebnis  der 
Prüfung  wird  ein  Zeugnis  ausgestellt.  Die  für  fähig  befundenen  Pflegepersonen 
erbalten  ein  Diplom  für  die  Ausübung  der  Krankenpflege. 

15.  Dieses  Diplom  für  die  Krankenpflege  berechtigt  gleichzeitig  zur 
Beieichnung  als  , Geprüfter  Heilgebi]fe(in)  und  Usssearinfin)''. 

16-  Pflegopersonen,  welche  sich  dem  freien  Pflegebemfe  widmen,  oder 
in  der  Gemeindepflege  tätig  sind,  müssen  nach  bestimmter  Zeit  zur  beruflichen 
Fortbildung  mindestens  2  Monate  lang  in  Krankenhäosem  beschäftigt  werden." 

Der  ersteBeferent,Dr.  Ua|;dan-Berlin,  hatte  die  Begründung  der  ersten 
Bieben  Leitsätze  übernommen,  die  sich  hauptsächlich  auf  die  Stellung  des 
Erankenpflegepersonals  in  rechtlicher,  sozialer  und  wirtschaftlicher  Einsicht,  anf 
Beine  Fttrsorge  durch  Kranken-  und  Unfallversicherung,  Gewährung  von  Buhe- 
gehältem  usw.  beziehen.  Er  betont  zunächst  die  Notwendigkeit  gesetzlicher 
UaBregeln  und  zwar  reichs gesetzlicher,  um  eine  einheitliche  Orgamsatton  des 
Erankenpflegepersonals  durchzusetzen ;  vor  allem  sollte  die  Ausbildang  relchs- 
gesetzlich  geregelt  sein  und  die  Berechtigung,  sich  als  geprüfte  EranEenfleger 
oder  Krankenschwester  zu  bezeichnen,  von  einer  Approbation  abhängig  gemacht 
werden,  um  jeden,  der  die  Hilfe  einer  solchen  Person  in  Anspmch  nimmt,  ^e 
gewisse  Garantie  für  deren  Qualifikation  in  sittlicher  wie  beruflicher  Hinsicht 
tu  gehen.     Erhöhte  Anforderungen  an  das  Eraakenpflegepersonai  müsse«  aber 
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mit  Gewlhmng  gewisser  Voiteile  iubezng  auf  ihre  StellnnK  Hand  in  Hand 
gehen;  deahslb  müßten  Offentlicbe  wie  private  Kranken'  usw.  AnstsJten  ver- 
pflichtet  sein,  nar  atastlich  gepiüftea  KrankenpflegepeiaonsJ  anzustellen;  ganz 
ftbgesetien  davon,  daß  die  aoBschließliclie  Verwendung  derartigen  Personals  nucl  im 
Interesse  der  Anstalt  und  Tor  allem  der  darin  verpflegten  Kranken  selbst  liegt. 
Dasselbe  gilt  betreffs  der  in  der  Oemeindekrankenpflege  tätigen  Pfleger  and 
Pflegerinnen.  Nicht  minder  bedarf  das  ErankenpflegepersODal  einer  weh 
besseren  Pttrsorge  in  Fällen  von  Krankheit,  Unfall,  Dienstanlähigkelt  nsw.  als 
jetzt.  Die  in  dieser  Hinsicht  von  freien  Organisationen  in  die  Wege  geleitet«! 
£estrebnneen  zur  Hebung  der  wirtschaftlichen  Verhältnisse  des  Krankenpflege- 
personale  nahen  sich  nach  Ansicht  des  Beferenten  als  unzureichend  erwiesen; 
hier  kann  nur  staatliche  Hilfe  zum  Ziele  führen,  am  sichersten  eine  für  alle 
Krankenpfleger  usw.  obUgatortache  Beichs Versicherung  gegen  Krankheit,  Unfall 
snd  Dienstantäbigkeit  doich  Invalidität  oder  Alter.  Dienatunfühigkeit  infolge 
eines  Betriebsunfalls  kommt  allerdings  bei  den  Erankenpflegerinnon  keineswegs 
so  bäoflg  vor,  aU  vielfach  angenommen  wird;  selbst  wenn,  wie  Beferent  mit 
fiecht  vorsclilägt,  der  Begriff  „Betriebsanfall''  auch  auf  Ansteckung,  Verletzung 
durch  Kranken  (z.  B.  in  Irrenanstalten,  Unfall  bei  Krankentransport  usw.)  ans- 
gedeimt  wird.  Deshalb  werden  auch  die  daraus  erwachsenden  Ausgaben  keine  be- 
deutende sein ;  verhältnismäßig  hoch  werden  sich  dagegen  diejenigen  fOr  Buhe- 
'  gehüter  stellen,  beaonders  wenn,  wie  Mngdan  vorachlägt,  jeder  Kr ankeapflege- 
iierson,  die  zehn  Jahre  hintereinander  ununterbrochen  im  Dienste  öSentlicEei 
Krankenhäuser  oder  in  der  Gemein  dekrank  enpflege  tätig  gewesen  ist,  das  Becht 
auf  ein  Buhegehalt  von  6 — 600  H.  beim  Eintreten  von  Dienstonfähigkeit  e^ 
werben  und  ihr  dieser  Anspruch  auch  dann  erhalten  bleiben  soll,  wenn  sie  nadi 
einer  solchen  Dienstzeit  zur  selbatfitändigen  Krankenpflege  übergeht  oder  in 
Privatluankenanstalten  ihren  Beruf  aasDbt  Durch  eine  derartige  Maßnahme 
dürfte  sich  allerdings  die  Stellung  des  Krankenpöegepersonals  in  öffentlichen 
Krankenhäusern  so  günstig  gestalten,  daß  der  jetzt  fast  überall  herrschende 
Mangel  an  tttchtigen  und  zuverlässigen  Krankcnpflegepersoneu  sehr  bald 
wenigei  fflhlbar  macheu  werde;  es  fragt  sich  nur,  auf  welche  Weise  kOnaen 
die  EieiZQ  erforderlichen  Mittel  anfgebracht  werden.  Mugdan  schlägt  die 
Bildung  einer  Krankenhaus-Oenoasenschaft  vor,  die  dann  die  Mittel  durch 
Umlagen,  deren  Höhe  sich  nach  der  Zahl  der  belegbaren  Betten  richten  mOflte, 
aufzubringen  hätte.  Er  glaubt,  daß  sich  die  Ausgaben  dafür  nicht  hoher  als 
K  Pfg.  pro  Tag  und  Bett  stellen  würden,  gibt  jedoch  zu,  daß  sich  ihre  Höhe 
zurzeit  nicht  mit  Sicherheit  berechnen  laeae,  da  die  dazu  erforderlichen  Unter- 
lagen fehlen.  Für  die  in  der  Qemeindebeamtenpflege  beschäftigten  Pflege- 
peraoneu  müßten  die  betrefTenden  Orts-  oder  Kirchen  gemeinden  gleichfalls  einen 
entsprechenden  Beitrag  an  die  Genossenschaft  entrichten,  etwa  einer  Umlage 
für  6 — 6  Betten  entsprechend,  also  2ß''80  Pfg.  pro  Tag.  Außerdem  soll  auch 
für  jede  Krankenpflegerin  ein  vierteljährlicher  Beitrag  von  4 — 5  M.  an  die 
Oenassenschaftskasse  gezahlt  werden,  ao  daß  nach  der  Berechnung  des  Be- 
ferenten eine  jährliche  Versicherun gsgebühr  von  110—120  M.  für  jede  Pfleg©- 
person  gezahlt  werden  müßte ;  jedenfalls  ein  verhältnismäßig  hoher  Betrag, 
der  sich  aber  kaum  verringern  läßt,  wenn  den  vorher  erwähnten,  inbezug  auf 
die  FttTBOrge  für  das  Krankenpflegepersonal  gestellten  Anforderungen  genügt 
werden  soIL  Anderseits  darf  jedoch  nicht  außer  acht  gelassen  werden,  daS 
diese  Aasgaben  sich  nur  z.  T.  als  vHllig  nene  darstellen,  da  schon  jetzt  die 
bstrefFenden  Gemeinden  Ausgaben  zu  derartigen  Zwecken  machen  und  diese 
demnach  not  entsprechend  erhoben  müßten.  Beferent  glaubt  ferner,  daß  der 
von  Ib"  vorgeschlagenen  Organisation  die  konfessionellen  Krankenpflege- 
Genossenschaften  —  katholische  Orden,  evangelische  Diakonissenhäuser  usw.  — 
ohne  Schwierigkeit  und  ohne  Eingriff'  in  deren  inneres  Getriebe  angegliedert 
irerden  kennen. 

Der  Korreferent,  Prof.  Dr.  G.  Mejer-Berlin,  beschäftigt  sich  in 


Aasftthmngen  besonders  mit  der  Ausbildung  des  KrankenpflegepeTSonall. 
Er  betont  zunächst,  daß  ein  gewisser  Bildungsgrad,  eine  gute  Volkes chulbildimg 
als  Vorbeding  für  die  Zulassung  zum  Kraukenpflegeberuf  notwendig  sei,  aber 


man  in  bezog  auf  den  Bildungsgrad  die  Anforderungen  nicht  za  hoch  atellw 
dbfe.  Es  B<A  allerdings  zu  bedanem,  daß  sich  das  Krankenpflegepersonal  fut 
mir  auB  den  sogenannten  unteren  Ständen  rekrutiere  und  es  zu  den  nedtm 
Seltenheiten    gehöre,   wenn    auch    einmal   ein   Mann    ans    gebildeten  Kräseii 


IW  Bericht  tb«r  4ia  VarMumtng  te  V«irii»  ftr  Offosdl^  Ocanikeitapiege. 

Sitakmfiagw  mrie.    £•  geb«  kbor  m  •Uen  Stüdw  joBgi  Lest«,  die  n 
KnakaMflMe  Torafiglidi  roe^vet  wbkb.  — 

■  Dm  rnce,  rt  viamficbci  »der  weibtickei  Fflflgmnaul  ToaalA«  Mt, 
WnUrartet  Heror  daliin,  dmS  die  Kraakn^eg«  ttberkupt  ita  mAtiebet 
B«nif  Mi  ud  liA  Frua  mmreileUMft  heoaer  hiemi  *1>  HIoMr  etgaen. 
eMekweU  Imw  sieb  aiSiiiiUabe  Pflege  At  hesüimte  riBe,  x.  Bl  w»  groS« 
KArpericnft  erlMderlich  mI,  (beia  HeSen  lud  Tngen  tob  sebweTas  Kruäm;^ 
M  botiiwtca  Eiknukugea  von  H&oaiMa,  bewnden  GescUe^uktukkciteB, 
|p  dar  Iire^flege  ttsir.)  gar  niekt  eatbehraa.  JedeDhUs  mfcM  Aber  dit  AniUk 
Ang  dei  Kiiulkkea  nd  wdbUches  Penonen  gkni  ^ekkidfiig  gestaltet  werden. 
Der  Verti«ge>de  gebt  d«ra  niiter  m  die  toi  ihm  i>  beiog  auf  die 
AuebildttBg  als  aetweDdlg  erachteten  AalerdenugeB  eil.  Nach  eBf^chen 
Vorbilde  rerlaagt  er  tfir  aieeo  eine  Oesantdaier  t<m  iwel  Jahrei,  ud  iwar 
am  besteo  ia  einem  KraaketihMiBO,  du  aber  nicht  unter  80  Bette«  habn  dtUfe 
Si  empflehh  atn  Schliß  der  tiieoretischen  AHbUdiug  eii«  kluin«  PrMug 
eiizäiCBiehen.  Die  pmktlMhe  AoBbildong  mttwe  mit  dar  theoretBi^ei  iwai 
Biad  ii  Haad  gehea,  aber  weMitUeh  liager  daiieni  ab  dien,  ui  sieher  en  eeis, 
daA  dl»  betreflradei  Peraonei  die  theoretiecfa  gegebeien  Letuea  nkht  anr  rfehtig 
Vffstandea,  aoidera  anefa  die  erforderliche  Sicherlieit  ta  besag  anf  ihre  praktiecte 
TiUgkait  eiteagt  haben.  Die  Ton  dem  Korrefereniea  aa  die  AasbÜdniKdee  Knaken- 
fAe^Mrsoaal«  gMelltea  Antor  derangei  gehei  erbebli^  weiter  als  u^enigea,  die 
Toa  jgeprUtea  HeilgohaUBn  ud  Maueuren"  rerlangt  werden;  deshalb  wbd aatk 
TOB  iui  gefordert,  daß  das  PrfltBagsieagBis  als  Erankenpfleger  aieh  die  Betacb- 
Hgiing  mir  BezeidiMug  ab  , geprüfter  fieüdiener'  usw.  verMhei  moB.  MH 
der  ferdeniag,  daO  die  an  der  freien  ErsakenpAeRe  wie  der  QeBeiadekraikaa- 
^ege  titigei  Pflegepeisonen  periodis^  «a.  minaeeteni  zwei  Hoaate  Usgei 
PertWUmgskinen  einnibenifei  8i>d,  kann  man  sich  nur  dareretaodea  erkUna. 
Ia  der  Diskission  berichtet  zoaichet  Oefa.  Keg.-Bat  PUtter, 
Dinkter  der  Charit«  in  Berlin,  Aber  die  aa  dieier  Krankenaaatatt  mit  deai 
Pflegepersonal  gemaehten  Erf^mngen.  Er  hat  sich  bemtlbt,  den  Staad 
der  weltäehen  Krankeipflegerinnen,  der  logemmten  Omrit^etÄweatora,  n 
"^  *  .  ud  ist  es  ihm  auch  gelungen,  Schweetem  aas  gebildeten  KreUeo  aa- 
len' Oerade  die  gnte  Kidong  mflsae  bei  den  LaienechwesterB  dl»  stiaiTe 
Snekl  der  Ordea  isw.  ersetxen.  In  der  CharitS  besteti«  jetxt  ein  eig«aoi 
ScfawsstoraTerband,  der  sich  bisher  gat  bewShrt  habe.  Ptttter  tollt  hieia^ 
■•iue  Erfahraigea  mit,  die  er  hlnsicbtüeh  der  Kraakenflege  anl  einer  Stadiea- 
reise  ii  Schwedea,  Herwegen  and  Dhemarh  gemacht  hat.  Hier  werde  mftai^ 
Itdm  Pflegepersonal  fest  gar  nicht  tierugezegen.  gletehwoU  selitfaen  Mi^ 
■Uade  notS  nirgends  hervorgetreten  sw  seia ;  aneh  lommt  die  OfTortliche  Mriaug 
ksinea  AnetoB  daran.  Auch  io  Deutschlaiid  überwiegt  die  weibllcbe  Pfleg»- 
personal  im  hoben  Uafie,  denn  im  Jahre  1900  warei  Toa  Mwa  1600O  Fflwfr- 
MTBOnei  12600  weibtiche  nnd  nur  2600  minaUehe,  also  SS"/.  :  IT'/a.  &• 
'Zahl  der  fiberhanpt  rerfttgbaren  Ffle^epemmen  ist  aber  ttberMMpt  Tiei  n 
«ring,  so  daB  es  nicht  möglich  ist,  beim  Aosbrnche  von  E|)idemien  die  Bttlgea 
KrUte  abangeben.  —  Prof.  Dr.  Petersen-KIel  wandte  sich  gegen  die  t«i<- 
antHageaen  Prtfugen  der  Pflegerinnen.  Die  HaopteigenBchaft  «aer  guten 
Siaakenpflegerln,  der  taddloae  Charakter,  lasse  steh  darefa  ein  Kaimea 
■Mit  feetstellea.  For  Waaen  sei  fiberhanpt  ein  Examen  mißlick;  gerade 
üt  pnfetlaeh  lelstaagsfithigsten  versagen  oft  im  Kx&EDen;  es  kerne  M 
der  Knakenpflege  weit  mehr  aufs  KOnnen,  als  aa&  Wueen  aa.  Bsdaa 
WWSlmt  daaa  non,  daß  es  aeben  dea  geistÜGhea  Oenossenschafteai,  an^  wtH^ 
IM»  KraBkrapAeger-OenossenBchaften  (s.  &  rotes  Kteaa  Bnr.>  gab«  AUa 
TerhaodeM*  Oenosseasehafttm  sofitea  sich  sn  Terbändoi  nnsaBBwnadiHefloa^ 
W»bol  mas  idlerdingB  dea  sogeoanntea  , wilden  Schwestern*  gegeaHber  sÄr 
Torsiehtig'  sein  mUssc,   da  unter   ihnen  viel  minderwertiges  Materiü  s^    " 


tbeo.  am 
latellsn- 


Bat  Dr.  Freymath-DanElg  sprach  sich  im  GegeneaU  zum  Yerredaer  für 
Wägers  AaibUdng  nnd  PrDfimgen  ans,  da  dies  gerade  ge^gaet  sei,  die  ,wlI4aD* 
Sahweeten   zu   gonsten    der    beesaren  Elemente  zDrftiAzudrioge&      £a  Qinm 
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Berichte  über  Yersanmiliiiigeii. 

Beilage  zur  Zeitschrift;  ittr  Medizinalbeamte.  1904.  XIV. 


Bericht  fiber  die  89.  Tersammliuii; 

de«  Dentaehen  Terelns  fBr  fliFentllehe  GeBiindlieltHpflece 

in  DauBlc  vom  14.— 17.  September  1904. 

(Schluß.) 

Dritte  Sitzaog,  Donnerstag,  den  16.  September  d.  3. 

TL  StSdtlsolie  EläFutlagen  und  Ihre  BflckstSnde. 

Daa  rorBteheude  Thema  bildete  den  einzigen  VerhandlnngagegenatKnd 
des  Letzten  Sitzongstagea.  Die  dafür  bestellten  Referenten,  Stadtbaurat  Bredt- 
schneider-BerUn  und  Prof.  Dr.  Froakaaer-Berlin,  hatten  sich  anf  die 
nachateh enden,  nicht  zur  AbstiDUaUDg  bestimmten  Leitsätze  geeinigt. 

„1.  Die  Vemnreinigangen  des  städtischen  Abwassers,  sowohl  die  organi- 
schen, als  anch  die  anorganischen,  lassen  sich  ihrem  spezifischen  Gewichte 
nach  als  Sink-,  Schwebe-  und  SchwimmstofFe,  und  ihrer  Maße  nach  als  grobe, 
feine,  bia  znr  Emulsion  rerteilte  nod  feinste  (bezw.  gelöste)  Stoffe  unterscheiden. 
Die  organischen  Yerunreini gongen  sind  in  dem  Abwasser  in  steter  Umwandlung 
begriffen,  teils  infolge  von  Fäulnis  und  Verwesung,  teils  mechanisch  infolge  von 
Zerreibung  and  Zerkleinerung  der  Uassen. 

2.  „Gäranlagen"  entfernen  aas  dem  Abwasser  die  Vemnreinignniren  nur 
bis  zu  einem  bestimmten  Grade  and  lassen  in  demselben  den  grüßten  Teil  der 
feinsten  (bezw.  gelösten)  Stoffe  zartlck;  „Beinigangsanlagen"  befreien  das  Ab- 
wasser von  Beinen  Teranreinigongen  ia  weitgehendster,  die  Ansprüche  der 
Hygiene  befriedigender  Webe. 

3.  Als  Jdittel  zar  Beiaigang  des  Abwassers  kommen  nach  dem 
heatlgen  Stande  der  Wissenschaft  und  Technik  das  Bieselverfahren  and  das 
sogenannte  biologische  Verfahren  (Behandlang  in  BrockenkQrpero)  m  Be- 
tracht. Bei  beiden  Verfahren  ist  es  möglich,  die  Gesamtmenge  der  groben  and 
feinen  and  einen  TCrbältnismäßig  großen  Teil  der  feinsten  (bezw.  gelGsteu)  Stoffe 
anszasondem,  jedoch  bt  die  Aasscheidong  der  letzteren  beim  Bieselverfahren 
mehr  gesichert,  als  hei  der  Behandlung  in  BrockenkOrpem, 

4.  Obwohl  die  genannten  ReinigungsTerfahren  das  städtbche  Ab- 
wwaer  im  allgemeinen  ohne  weiteres  zu  reinigen  TermQgen,  ist  es  doch  prak- 
tisch und  mit  Btlcksicht  auf  die  Kosten  zweckmißig,  £ts  Abwasser  in  einer 
TorreJnigiuigs -Anlage  einer  Vorbehandlung  zu  unterziehen.  Dabei  kann  man 
mit  Oittem  and  Beeben  im  allgemeinen  nur  die  groben  Schwimmstoffe,  mit 
SandAi^ii  nur  die  groben  Sinkstoffe  zartlckfaalten ;  Klärbecken,  oder  -briuinen 
oder  -tflnne  vermfigen  nur  als  Kläranlagen  in  dem  unter  Nr.  2  angedeuteten 
Sinne  za  wirken,  wobei  sogenannte  chemische  Zusätze  oder  Zuschläge  anderer 
Art  die  Wirksamkeit  der  Vorreinigung  nnterUmst&nden  in  kräftiger  Weise 
sa  unterstützen  rermlSgen. 

Das  Kohlebreirerfahren  kann  als  Beini^ungSTerfahreu  angesehen  weiden 
wenn  Kohlebrei  von  bestimmter  Beschaffenheit  und  in  genügender  Uenge  zu- 
gesetzt wird. 

6.  Ob  und  inwieweit  Algen  und  Wasserpilze  die  in  den  gereinigten  Ab- 
flüssen noch  enthaltenen  feinsten  (bezw.  gelösten)  Stoffe  organischer  Natur  zu 
Terzehren  rermögen,  bt  zurzeit  noch  nicht  erwiesen;  da  sie  aber  im  abge- 
itortienen  Zustande  das  Wasser  von  nenem  zu  verunreinigen  and  dadurch  Hiß- 
atände  berrorzarafen  im  stände  sind,  so  kOnnen  sie  Torfäuflg  als  Endziel  der 
Wuserreinignng  nicht  in  Betracht  kommen. 

6.  Da  die    aus   dem  Abwasser  durch  den  Kl&r-  und  Beinignn^prozeß 
ausgeschiedenen  Stoffe  (Bttckstände)  bis  zu  Ihrem  Tollendeten  Abbau  m  steter 
Umsetznog  begriffen  sind,    so  sind   sie  im  hygienisch -ästbeUschen  Sinne  be- 
denUicher  Natur  und  müssen  auf  dem  schnellsten  Wege  unschädlich  gemacht 
werden : 
a)  Die  Yerwertanz  der  BOckatände  im  wasserreichen  oder  wasserarmen  Zn- 
stande für  die  Landwirtschaft  ab  Dnngmittel  Ut  zweckm&ßig  und  anzn- 
strriKn,  elD  wirtscbaftUcber  Erfolg  w&d  aber  nur  bei  geeigneter  Be-' 
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scliaffenheit  dea  Bodena  erzielt,  wenn  außeidem  die  Traneportweiten  sich 
in  mäßigen  Qrenzeu  halten. 
b>  Die  Ansnatzong  der  dan  Rückständen  innewobn enden  mechanischan 
Eratt  durch  Verbrennen  oder  Tergasen  ist  techaüch  möglich ^  der  wirt- 
Bchaflliche  Erfolg  erscheint  aber  noch  nicht  nachgewiesen. 

c)  Dnrch  die  AofschileBung  der  Bttckstlnde  auf  chemischem  Wege,  nament- 
lich dnrch  die  Entziehung  des  Fettes,  kOnnen  wertTolle  Handelaobjekts 
gewonnen  werden ;  aber  aach  hierbei  ist  der  wirtschaftliche  Erfolg  zarzeit 
noch  immer  zweifelhaft. 

d)  Das  Yersenken  der  Rückstände  in  die  offene  See,  wo  solches  nach  der 
Ortlichen  Lage  ttberhanpt  in  Frage  kommen  kann,  retmchtet  die  wirt- 
schaftlichen Werte,  ohne  andere  Werte  zu  schaffen,  ist  aber  bei  An- 
wendung ausreichender  YorBicbtsmafiregelo  aus  Gründen  der  UffentUchen 
Qesondueitspflega  nicht  zu  beanstanden." 

Der  erste  Referent,  Stadtbanrat  Br.edts  chneider- Gharlottenbarg, 
betont  zunächst,  daB  für  städtische  Kläranlagen  hauptsächlich  zwei  Aufgaben 
in  Betracht  kommen:  Beinigung  der  Abwässer  und  UnschädUchmacbunK  der 
organischen  BUckstände.  Eine  Reinigung  der  Abwässer  sei  durch  Klär- 
anlagen nicht  zu  erzielen )  diese  bewirken  nur  eine  Beseitigung  der  grOberen  Sink-, 
Schwebe-  und  Scbwimmstoffc,  während  der  größte  Teil  der  feinsten  Stoffe  und 
der  gelösten  Stoffe  zurückbleiben ;  aber  auch  diese  müssen  entfernt  werden, 
wenn  die  Reinigung  den  Aufgaben  der  Öffentlichen  Qesundheitspflege  genügen 
soll.  Ton  allen  bisher  empfohlenen  Reioigangsr erfahren  kann  nacb  dem 
heutigen  Stande  der  Wisaenschatt  und  Technik  nur  noch  das  biologische  Ver- 
fahren—  Brocken kfirperver fahren  —  oder  die  Berieselung  in  Betracht  kommen; 
denn  bei  beiden  Verfahren  werden  die  Abwässer  nicht  nur  geklärt,  sondern 
auch  blank  und  geruchlos  gemacht,  von  ihren  fänlnistäbigen  Stoffen  befreit; 
und  zwar  ist  bei  der  Berieselung  die  Aussonderung  der  feinsten  und  gelösten 
Stoffe  eine  inteosiTere  und  gesichertere,  als  bei  der  Behandlung  der  Abwässer 
in  Brock enkorpern.  Referent  bespricht  hierauf  eingehend  daa  bioloKische 
Verfahren,  bei  dem  zwei  Arten  zu  unterscheiden  sind:  daa  FtlU- oder  Eon- 
takt- und  das  Tropf  Ter  fahren,  von  denen  das  erstere  nur  bei  zeitweise  unter- 
brochenem Betlieb  mOglich  ist,  während  das  letztere  ununterbrochen  gebond- 
habt  werden  kann.  Beiden  Verfahren  ist  gemeinsam,  daß  die  Abwässer  in  dea 
ersten  Tagen  nach  der  Inbetriebsnahme  des  BrockenkOrpers  zunächst  noch 
trabe  und  fäulnisfähig  sind,  erst  nachdem  die  Brockenkörper  längere  Zeit 
(8—14  Tage)  beschickt  sind  und  sich  eingearbeitet  haben,  nehmen  die  Abwässer 
eine  farblose,  nicht  fänlDisfähige  Beschaffenheit  an  und  kOnnen  als  hjgieniflch 
einwandfrei  jedem  Flnfilanfe  zugeführt  werden.  Die  Wirkung  der  Brockea- 
kOrper  fuhrt  Beferent  auf  lediglich  mechanische  Vorgänge  KUfttck,  be- 
dingt durch  die  Schwere  und  Adhäsion.  Bei  der  Beschickung  der  Broclteo- 
körper  setzen  eich  die  die  Abwässer  Ternnreinigendeu  Stoffe  auf  die  Brock« 
ab  und  bilden  hier  einen  schleimigen  gallertartigen  Niederschlag,  der  mm  so 
fester  und  dichter  ist,  je  rauher  die  Oberfläche  der  KOrper  ist  und  je  mahr 
Poren  diese  babe.  Mit  der  weiteren  Beschickung  wird  dieser  Niederschlag 
Immer  dichter  und  grOBer,  setzt  sich  immer  fester  an  die  Brocken  und  Qber- 
ziebt  diese  immer  mehr,  so  daß  schließlich  die  Oberfläche  aller  Brocken  mit 
einem  dicken,  fest  gelagerten,  unebenen,  gallertartigen  Basen  übereogea  iai, 
durch  den  die  Verunreinigungen  das  Abwassers  zurttckgohaltea  werden, 
und  dieses  ausreichend  ge'einigt  wird.  Die  Hauptrolle  bei  der  Beinigi^ 
spielen  also  nicht  die  Brocken,  sondern  der  auf  diesen  abgelagerten  OaUeit 
rasen.  Auch  die  Bakterien  beeinflussen  die  von  dem  Abwasser  TorhandMas 
gelösten  und  ungelösten  organischen  Verunralniguagen,  aber  docb  nicht  in 
dem  Maße,  wie  dies  bisher  noch  vielfach  angenommen  wird;  denn  dun 
erfolgt  das  Hindurchgehen  des  Abwassers  durch  den  Brockenkürper  viel  zu 
schnell.  Die  Wirkung  des  Brockenkörpers  ist  am  bMten,  wenn  lo.  nnlnia 
Aufbau  möglichst  gleichmäßig  große  StUcke  —  beim  Füll  verfahren  von 
6^8  und  beim  Tropf  verfahren  von  SO  nun  Korngröße  —  mit  ranfaer  Obu- 
fläche  und  ans  festem,  widerstandsfähigem,  dabei  aber  pordsem  Hateti&l 
benutzt  werden;  sehr  zu  empfehlen  sind  Schlacken  von  KesaelroBt.  HoA- 
6fen  und  UtUlverbrennungaanstalten.  Bei  dem  Tropfverfahren  sfaid  urbare 
Sprenklet    vorzusehen,    beim    FÜlvertalireB    ist    die    Vertailug     4a*    Ab- 
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wuseri  auf  d«m  BrockenkOrpor  durch  EolzriDiien  zn  bewiikea.  um  eine  la 
frOhe  Versti^fiuig  der  BrockenkOrper  ta.  Terhüten,  ist  eine  Vorbehandlimg  dar 
Abwioser  dringend  geboten,  damit  dieses  von  dem  grOBten  Tdle  seiner  grOboren 
Veronreinigniigen  befreit  wird;  ee  geschieht  dies  am  zweckm&Bigsten  dnrch 
eine  uuSanduuig,  Gitter-,  Bechenwerke  and  ElEiräame  (Becken,  Braunen  oder 
Ttane)  bestehende  mechanische  SJäranlago.  Betreffs  der  Leistnanfähigkeit 
der  FQllkOrper  sind  0,5  cbm.  aat  1  qm.  Oberfläche  zu  rechnen;  alle  1  Jahre 
üad  diese  einer  Beinigong  zn  nnterziehen. 

Das  Bieaelverf ahten  entspricht  nach  Ansicht  des  Beforenten  im 
iMsentlichen  dem  TropfkSrp  er  verfahren,  nur  worden  hier  die  PÜterkQrper 
ans  Brocken  TOn  sehr  kleinem  Korn  gebildet  und  demzufolge  anch  die  Bak- 
terien mehr  als  bei  jenem  znrttckgehalten.  Dazn  kommt  noch  die  landwirt- 
schaftliche V  er  wertong  der  Abfallstoffe;  verzichtet  man  auf  diese,  also  bei  der 
sog.  intermittierenden  Bieselung,  so  kann  man  200  cbm  Abwässer  (2000  Per- 
sonal) auf  1  Bekkir  Bieselteld  rechnen,  statt  25—50  cbm  (260—500  Personen). 
findet  jedoch  eine  Vorkl&mng  der  Abwässer  statt,  so  kann  auch  bei  landwirt- 
schafltichor  Benutzung  1  Bektar  für  1(X)  cbm  Abwässer  oder  1000  Personen  als 
MEflgend  angesehen  werden.  Das  Rieselverfahren  ist  in  bezog  auf  seine 
Wirkung  zwufellos  dem  Brockeukitrper verfahren  Oberlegen;  es  verlangt  aber 
einen  geeigneten  Untergrund  —  Sandboden  oder  durchlässigen  milden  Lehm- 
boden bis  auf  2  Meter  Tiefe  — ,  während  das  biologische  Verfahren  öberall 
möglich  ist  mit  BBcksicht  darauf  jedoch,  daß  die  pathogenen  Keime  nicht  be- 
seitigt werden,  noch  besondere  Vorsichtsmaßregeln  (Desinfektion  usw.)  gegen 
diese  notwendig  macht.  Bei  beiden  Vorfahren  werden  Übrigens  die  sogenannten 
gelösten  Stoffe  organischer  Natur  nicht  vollstäudig  aus  den  Abwässern  beseitigt; 
sie  sind  aber  nur  noch  in  solcher  Verdünnung  vorhanden,  dafi  ein  Nachteil 
durch  sie  nicht  zd  befürchten  steht,  abgesehen  davon,  daß  sie  die  Entwicklang 
von  Algen  und  Wasserpilzen,  ittr  die  sie  ein  beliebtes  Nahrungsmittel  bilden, 
in  den  Vorflutern  begünstigen. 

Zum  Schlaf)  bespricht  Beferent  die  verschiedenen  Verfahren  zar  Besei- 
tisung  der  bei  einer  Klär-  oder  Beinigungaon läge  verbleibenden  RttckstSnde. 
Die  darch  Sandtänge,  Gitter-  und  Rechenwerken  gewonnenen  Kuckatände  ver- 
ursachen weniger  Schwierigkeiten,  da  sie  ein  sehr  gntes  Dnngmittel  bilden  und 
deshalb  von  den  Landleuten  abgenommen  weiden.  Sie  können  auch  mit  Straßen- 
kehricht  usw.  zn  Kompost  verarbeitet  werden.  Schwierigor  ist  die  Beseiti^ng 
des  flüssigen  Schlammes ;  seine  landwirtschaftliche  Verwertung  ist  durch  seinen 
geringen  Dungwert  und  die  erhöhten  Transportkosten  behindert;  ob  die  Ver- 
suche, ihn  auf  Fett  za  verarbeiten  oder  seine  brennbaren  Stoffe  zu  vergasen, 
als  brauchbar  and  rentabel  anzusehen  sind,  ist  noch  nicht  erwiesen. 

Betreffs  der  Kosten  der  verschiedenen  Boinigangs verfahren  ist  Beferent 
noch  einer  von  ihm  aufgestellten  Berechnung  der  Ansicht,  daß  sich  das  Biesel- 
verfahren  relativ  hilliger  stellt  als  das  biologische,  da  sich  der  Wert  der 
Biesell ladereien  nicht  vermindert  und  demzufolge  auch  keine  Abschreibungen 
erforderlich  sind.  Uan  sollte  deshalb,  auch  mit  Rücksicht  auf  den  besseren 
Beinigoogserfolg,  immer  in  erster  Linie  au  Beinigung  des  Abwaesots  durch 
fieriaselang  denken ;  dazu  geeignete  Ländeteien  seien  viel  hänfiger  vorhanden, 
als  allgemein  angenommen  werde.  Jedenfalls  empftehlt  es  sich,  vorkommenden- 
falls  nach  beiden  Systemen  Bauentwürfe  und  Kostenanschläge  auch  in  hezug 
auf  die  zu  erwartenden  Betriebskosten  aufstellen  za  lassen,  um  danach  das 
nach  den  einschlägigen  Verhältnissen  günstigste  Projekt  auswählen  zn  können. 

Der  Korreferent,  Prof.  Dr.  Proskaue  r- Berlin  weist  nach  einem  kurzen 
geschichtlichen  Ueberblick  Über  die  verschiedenen  EntwickluuKsphasen  der 
Beinignng  städtiadier  Abwässer  darauf  hin,  daß  man  zwischen  Elärnng  und 
Beinigung  der  Abwässer  nnteracheiden  müsse.  Die  Behandlung  der 
Abwässer  mit  Chemikalien,  durch  die  man  nicht  nur  eine  Klärung, 
KMdem  auch  eine  Beinignng  habe  erzielen  wollen,  habe  die  Hoffnungen  nicht 
erfüllt,  die  man  sich  davon  versprochen  hätte,  und  sei  deshalb  fast  vollständig 
fallen  gelassen.  Sie  habe  weiterhin  den  großen  Nachteil,  daß  sie  die  Uengo 
des  Schlammes  vermehre  und  diesen  außerdem  zu  landwirtschaftlichen  Zwecken 
weniger  verwertbar  macho ;  während  dies  bei  der  rein  mechanischen  Klärung 
nicht  der  Fall  seL  Ob  einfache  Klärung  genüge,  oder  eine  wirksame 
Beinigung  erforderlich  sei,  müsse  von  Fall  Eu  Fall  entschieden  werden ;  jeden- 
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falls  dOrfteo  die  Abwisser  nur  dann  in  FloßlSnfe  abgeleitet  weiden,  wenn  sie 
TOTber  TOQ  ihren  Sink-  und  Schwebstoffen  bis  zd  einer  bestimmten  Grenze  be- 
ireit sind.  Vortragender  geht  anf  die  Terscbiedcnen  El&rverfahren  nnd  ilire  Wir- 
Ining  nätier  ein,  erläotort  eis  unter  Zagitudelegong  der  Erfahrungen,  die  in 
dieser  Hinsicht  bei  den  in  Deutschland  bestehenden  Anlagen  gemacht  sind; 
desgleichen  berücksichtigt  er  die  neueren  Vorschläge  Ober  die  einfache  Elärnng, 
insbesondere  die  von  Stenernagel  aagestellten  über  die  znlSssige  Geschwin- 
digkeit der  Abwässer  im  Kläcbedcea  usw.  Im  Anschluß  hieran  betont  er,  daß 
man,  wo  irgend  mCgIicb,  im  Interesse  der  Qffentlichen  Gesundheit  und  der 
Beinhaltnng  der  Wasserllofe  eine  Beioigang  der  Abwässer  von  allen  un- 
gelösten Stoffen  fordern  müsse;  dies  sei  aber  nur  durch  die  Bodenberieselnng 
und  das  Brocken  verfahren  müglich,  von  denen  die  erstero  als  die  beste  nberatl 
da  den  Vorzug  verdiene,  wo  die  Ortlichen  Bodenverhältnisse  die  Beiieselnog 
gestatten  und  die  Beschaffung  von  ausreichenden  Rieselfeldern  in  nicht  zu 
dicht  bebauten  Gegenden  ohne  finanzielle  Schwierigkeiten  mOgUch  sei.  Um  an 
Biaaelfelder  zu  sparen,  kOnne  man  auch  noch  zeitweise  zu  benatzende  Stan- 
bezw.  Versickerungsb ecken  benutzen  oder  ein  gemischtes  System,  wie  das 
Posener  Verfahren  im  Edaardsfelde  einführen;  das  letztere  eigne  sich  allerdings 
nur  für  kleinere  Städte  mit  landwirtschaftlicher  Umgebung.  AuSei  dem  Be- 
rioselungs- and  Brockenverfahren  kann  nur  noch  das  Kohlebreiverfahren 
als  ein  besonderes  Beinigongs verfahren  in  betracht  kommen;  dasselbe  besitze 
aber  dea  Nachteil,  daB  es  zu  kostspielig  und  nur  da  verwendbar  sei,  wo  eine 
geeignete  Braunkohle  zur  Verfügung  stehe,  denn  nicht  jede  Braunkohle  sei 
dafür  brnacbbar,  namentlich  müsse  sie  fein  zermahlen  sein.  Statt  der  Kohle 
lasse  sich  auch  Torf  in  feingemahlenem  Zustande  verwerten,  wie  dies  z.  8, 
in  Stuttgart  mit  gutem  Erfolge  geschehen  seL 

Eingehend  wird  von  Froskeuer  dann  die  Scblammfrage  erörtert,  so- 
wohl in  bezng  auf  Zusammensetzung,  Behandlung  und  Verwertung  aas  Schlammes, 
in  bczug  auf  die  entstehenden  Kosten.  Die  Frage  sei  jedenfalls  zurzeit  noch 
nicht  in  befriedigender  Weise  gel9st;  deshalb  dürfe  man  aber  die  EofEnong 
einer  solchen  Lflsung  noch  niijit  aufgeben,  üeber  die  von  Krämer  in  Osdon 
angestellten  Versuche  lasse  sich  ebensowenig  ein  endgültiges  Urteil  bilden  wie 
über  die  in  Cassel  im  Großbetriebe  praktisch  durchgeführten  Versuche,  den 
Fettgehalt  des  Schlammes  zu  gewinnen;  immerlün  scheinen  die  letzteren 
ausslimtsvoll  zu  sein,  während  sidi  die  Versuche,  ans  dem  Schlamm  Spiritus 
ZD  extrahieren,  nicht  als  rentabel  erwiesen  haben. 

In  der  Diskussion  wird  von  dem  Baurat  Prot  Dr.  Oenzmer,  den 
Oherbärgermeistem  Dr.  Lentz-Barmen  und  Dr.  Piecq- München- Gladbach 
der  Standpunkt  vertreten,  daß  man  in  bezng  auf  die  Beinigung  von  Abwässern 
nicht  zu  hohe  Anforderungen  stellen  sollte;  denn  das  Bessere  wäre  der  Feind 
des  Guten.  Unter  Umatlnden  würden  einutche  Kläranlagen  den  hygienischen 
Ansprüchen  genUgen;  erkläre  dagegen  die  Versammlung  diese  in  Ueberein- 
stimmnng  mit  den  Beferenten  nicht  für  ausreichend,  so  würde  die  Staats regieruug 
sofort  dementsprcchende  Anforderungen  bei  etwaigen  Neuanlagen  stellen,  und 
diese  demzufolge  außerordentlich  verteuert  werden.  Baurat  Herzberg-Berlin 
(reut  sich,  daß  das  Riesel verfahren  jetzt  eine  immer  günstigere  Beurteilung 
erfahre,  und  dies  auch  in  beiden  Referaten  zum  Ausdruck  gekommen  sei  während 
Ingenieur  Bothe-Berlin  für  das  von  ihm  erfundene  KoUebreiverfahren  lebhaft 
eintritt  und  auf  dessen  Vorteile  hinweist.  Behufs  Klärung  der  Situation  und 
zum  Ausgleich  etwaiger  Gegensätze  schlägt  der  Vorsitzende,  Oberbürgermeister 
Fuß,  mit  Zustimmung  beider  Beferenten,  eine  Besotntion  vor,  wonach  ,die 
Versammlnng  mit  Dank  von  den  Vorträgen  und  Leitsätzen  der  beiden  Herren 
Berichterstatter  Kenntnis  nimmt  und  die  dargelegten  Vorzüge  anerkennt,  die 
ans  der  Anwendung  des  Eiesel-  und  biologischen  Verfahrens  zur  Beinigung 
der  in  den  Städten  entstehenden  Schmutzwässer  sich  ergeben  haben ;  sie  ist 
aber  auch  heute  noch  der  von  dem  Verein  für  QSentliche  Gesundheitspflege 
wiederholt  in  seinen  Beschlüssen  ausgedrückten  Ueberzeugung,  daß  es  sich 
nicht  empfiehlt,  die  überall  wünschenswerte  schleunige  Entfernung  der  S^mutz- 
wässer  und  Fäkalien  durch  weitere  Forderungen  vollkommenerer  Beiuignogs- 
verfahren  zu  erschweren." 

Da  die  Leitsätze  nicht  zur  Abatimmnng  bestimmt  waren,  wurde  im 
weiteren   Verlaufe  der  Debatte,   an   der  sich  auch  Stadtbaorat  Eisenlohr- 
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Ifannheim,  Btadtbaarat  Sehoen(eldet-£lberfeld,  Baninspektor  llerckel- 
Hambnrg  beteUiKten,  die  Besolatioa  wieder  znrttckgezoeen  und  nach  einam 
Schlußwort  der  beiden  Beferenten  die  Verhandlang  und  aamit  die  diesjährige 
Tagung  in  Danzig  geachlossen. 


Berieht  fiber  die  76.  VerssiMBiliuic  dentsclier  NatuiforBelier 
nmd  Aerzte  zn  Bre»Iaa  vom  18.— S4.  September  1904. 

Bef. :  Dr.  Speck,  Afisistent  am  hygienischen  Institut  in  Breslau. 

I.  AbteUmng  tax  Hrglene. 

1.  Dr.  Hamburger- Wien:  Ble  Immnnit&t  gegen  Prerdesemm 
■ach  ExperlfflsutalnntenDctaiuigeu. 

£a  ist  cxporimentell  bewiesen,  d&Q  die  Verbindung  von  Präzipitin  und 
präzipitabler  Substsjnz  im  TierkQrper  ebenso  vor  sich  geht,  wie  im  Beagens- 
^lase;  desgleichen  ist  bekannt,  daS  beim  Aosfnll  der  präzipitablen  Sabstansen 
u  der  Litsong  Torhandenes  Antitoxin  mit  niedergerissen  wird.  Ausgehend 
Ton  diesen  Votaussetzungen  versuchte  Vortragender  die  Frage  experimentell 
zn  beantworten:  ,Was  geschieht  mit  dem  immunisatorisch  erzeugten 
Antitoxin  eines  Fterdesemms  in  einem  Kaninchen,  das  Pferdeserumpräzi- 
pitine  in  seinem  Blute  besitzt?"  Es  land  sich,  da&  dos  Antitoxin  im  Blute 
eines  solchen  Tieres  schon  24  Stunden  nach  der  Injektion  nicht  mehr  vorhanden, 
im  KQrjier  eines  normalen  Tieres  dagegen  noch  ö  Tage  nach  der  Seruminjektion 
nachweisbar  ist.  Wie  Eontrollversuche  an  mit  Binderseium  Torbehandelten 
Tieren  beweisen,  handelt  es  sich  um  eine  spezifische  Beaktion.  Daß  diese 
Beaktion  nicht  etwa  auf  einer  Anti- Antitoxineinwirkung  beruht,  ergab  sich 
am  folgenden  Versuche :  Einem  mit  Pferdeseiom  Torbebandelten  Kaninchen 
wurde  tetanusantitozinbaltiges  Fferdesemm  injiziert;  nach  24  Stunden  enthielt 
das  Scrtua  des  Tieres  weder  präzipitable  Substanz,  noch  Tetanus  an  titoxln. 
Eine  Bildung  von  Antiantitoxin  kann  also  bei  der  kurzen  Zeit  und  dem  Um- 
stände, daß  normales  Pferdeserum  bekanntlich  Tetanusantitoxin  nicht  euthiUt, 
nicht  in  Frage  kommen. 

Daraus  ergeben  sich  für  die  gesamte  Seiumtfaerapie  interessante  Fol- 
;erangen.  Wenn  nSmllch  einmal  einem  Uenschen  (zn  therapeutischen  Zwecken) 
leilserum  vom  Pferde  bjiziert  worden  ist,  so  enthält  sein  Blut  von 
diesem  Zeitpunkt  an  Präzipitine.  Seine  damit  gewonnene  Immunität  ge^eu 
Pferdeseruffl  wird  daher  bei  einer  erneuten  Heilsemminjektion  die  Wirk- 
samkeit des  eingettlhrten  Antitoxins  ong&nstig  beeinflussen.  Wenn  also  auch 
die  Praezipitine  Tielleicht  nicht  stark  genug  sind,  um  sofort  das  neu  einge- 
führte (Pferde)  -Heilserum  zu  vernichten,  so  wird  doch  der  erhaltene  Schutz 
bei  schon  eimnol  injizierten  Uenschen  viel  kurzer  andauern.  Bas  hat  anch  H. 
im  Verein  mit  Dehne  an  3  Menschen  nachweisen  kOnnen.  Bereits  einmal  mit 
Diphtherieheilsenim  Injizierte  reagierten  auf  die  erneute  Serumzuführung  viel 
heftiger,  als  noch  nicht  rorbebandelte.  Alle  zeigten  eine  Abnahme  des  Anti- 
toxingehaltes zwischen  dem  7.  und  8.  Tage;  aber  bei  den  Vorbehaudelteu  be- 
trag sie  dO**/,,  bei  den  anderen  weniger  als  ^O'/g. 

Daraus  ergibt  sich,  daß  es  zweckmäßig  ist,  bei  der  Diphtherie  z.  B. 
möglichst  wenig  prophylaktisch  zu  immunisieren,  um  mählichst  wenig  Torbe- 
liandelte  Fälle  zu  schaffen.  Wenn  man  injiziert,  dann  eine  möglichst  geringe 
Quantität,  oud  dafär  ein  möglichst  hochwertiges  Serom.  Ferner  wird  mau  am 
besten  bei  jeder  Erkrankung  mSglicbst  nur  einmal  injizieren,  weil  eine  einmalige 
Iitjektion  der  Menge  s  kerne  Fräzipitinbildnng  anregt,  während  mehrere  b- 
jektionen  hintereinaudei,  die  zusammen  noch  nicht  zji  betragen,  stets  Präzi- 
pitinbildang  herrorrofen. 

2.  Di.  Eyff'Nimptsch:  Ueber  Impftechnlk,  mit  Demonatratloii  elii«r 
InpfUsohe. 

In  den  gesetzlichen  Impfvorschriften  wird  fttr  die  Impfang  die  Beobach- 
tung derseÜien  aseptischen  Kantelen  wie  Mir  jede  chirurgische  Operation  Ter- 
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mit  Alkohol  diesen  Anfordeinngon  nicht  gerecht  werden.  Da  anSeidon  an  dea 
Hessein  haften  gebliebene  Beste  des  Alkohols  das  Impfieenltat  in  Frage 
stellen,  so  plaidiert  Vortragender  daftlr,  die  Sterilisienuig  der  Instroineate 
darch  Kochen  zu  vollziehen.  Er  selbst  hat  anch,  seit  ei  diese  Methode  an- 
wendet, einen  verschwindend  geringen  Prozentsatz  von  erfolglosen  ImpfnnKen 
beobachtet.  Zum  Schluß  demonstriert  er  eine  von  ihiri  angegebene  Impftssäie, 
die  alle  zur  Impfong  erforderlichen  Apparate  enthält,  am  die  exakte  Sterilisie- 
nng  der  lastrnmente  an  Ort  and  Stelle  vornehmen  zu  künnen. 

S.  Fraa  Dr.  Lydia  Babinowitsch-Serlinr  Heber  die  OeflDgeltBbw- 
knloee  snd  Uire  Begehungen  rar  Sfingetlertiiberkiüose. 

Bekanntlich  hat  Koch  in  seinem  Londoner  Vortrage  die  Identität  der 
Binder-  und  Menschentaberknlose  bestritten.  Fraa  Babinowitsch  hat  non 
in  gemeinsam  mit  Dr.  Uax  Koch  aosgelllhrten  Untersacbongen  die  Frage  zu 
lOsen  veisacht,  was  fOr  eine  Stellong  der  Oeflügeltaberkulose  zukomme;  ob  sie 
eine  besondere  Art  darstelle,  oder  den  beiden  Arten  der  Säagetiertuberkolose 
zogeordoet  werden  mflsae.  Zu  ihren  Arbeiten  diente  ihr  das  große  Vogelmaterial 
des  Berliner  Zoologischen  Glartona;  die  Ergebnisse  waren  folgende:  Von  über 
200  sezierton  VDgm  aller  Arten  (Schwimm-,  Sing-,  Baabvügel,  Kraniche,  Papa- 
geien, Tanben  nnd  HfUmeirDgel)  wuen  ca.  25°/,  tnberkuBs.  Meist  zeigten 
sich  die  Baachorgane  ergriffen  {Ftttternngstaberkalose),  doch  fehlte  es  anch 
nicht  an  relativ  zahlreichen  positiven  Lnngenbefanden.  Im  allgemeinen  scheint 
die  Qefahr  der  Ansteckung  unter  den  VOgeln  nicht  sehr  groß  zu  sein;  sie 
erfolgt  meistens  durch  Fressen  des  Kotes  der  erkrankton  Tiere.  Daneben 
konnte  jedoch  Frau  Babinowitsch  noch  einen  zweiten  Anstecknngamodiis 
feststellen.  Bei  der  Untersuchong  von  einer  großen  Anzahl  Mäasen  und  Batten 
zeigte  es  sich  nämlich,  daß  auch  sie  gelegentlich  GeflUgeltDborkelbazillen  in  sich 
tragen,  darch  welche  VQgel,  denen  sie  zor  Speise  dienten.  Iniziert  werden 
konnten.  Die  QeflhgeltaberkelbaziUen  finden  sich  also  aach  bei  Säugetieren; 
ebenso  fand  sich  bei  2  Adlern  Sängetieitaberkalose,  eine  Erscheinoag,  die 
bisher  nur  bei  Fapagoien,  die  ja  in  den  engsten  Konnex  mit  dem  Menschen 
kommen,  beobachtet  worden  war. 

Im  allgemeinen  sind  die  Erreger  der  Sangetier-  und  der  OeflOgeltoher- 
kalose,  obwohl  gewisse  üebor^änge  zwischen  beiden  nicht  fehlen,  doch  ihren 
knltorellen  and  pathogenen  Eigenschaften  nach  verschieden.  Die  eine  Art  in 
die  andere  überzufahren,  ist  bisher  ebenso  selten  möglich  gewesen,  wie  eine 
erfolgreiche  Impfong  von  VOgeln  mit  Sängetiertaberkalose.  Auch  Frau 
Babinowits  ch  hat  in  dieser  Bichtang  experimentiert  nnd  zwar,  da  Hühner 
wegen  ihrer  häafigea  Spoatanerkranknngen  an  Tnberknlose  ungeeignet  schienen, 
an  Sperbern  und  Falken.  Femer  impfte  sie,  zur  Erzielnng  einer  kongenitalen 
Tuberkulose,  eine  Anzahl  Brntder.  Diese  Versuche  scheinen,  obwoU  sie  noch 
nicht  abgesdilossen  sind,  doch  schon  aof  eine  schwere  Uebertragbarkeit  der 
Siugetiertuberkulose  auf  Vügel  hinzudenteu. 

Nach  allen  diesbezüglichen  Beobachtungen  ist  die  Vortragende  der  An- 
sicht, daß  die  vetschiedenan  Tuberkulose-Erreger  (womit  auch  die  hänflgen 
Wecbselbeaiehongen  der  Geflügel-  und  Säugetiemberkulose  übereiostimmei) 
nicht  getrennte  Arten,  sondern  nur  Varietäten  einer  Art  darstellen. 

4.  Dr.  Max  Koch-Beilin:  BeltrSge  rar  pathologischen  Aiutomis 
nnd  Histologie  der  Tuberkulose  der  TSgel. 

Die  auffallendsten  makroskopischen  Veränderungen  bei  tuberknlSsen 
VOgelu  sind  an  der  Leber,  Milz,  den  Ifesenterialdrüsen  und  dem  Darmtraktns 
zu  finden,  der  jedoch  auch  gelegentlich  ganz  unbeteiligt  bleibt.  In  den  Mägen 
finden  sich  Öfter  tuberkulöse  Hagengeschwüie,  im  Darm  meist  kleinere,  oft 
auch  große  perforierte  Knoten,  von  denen  aus  die  Faeces  mit  Tuberkelbazillett 
erfüllt  werden.  Auch  Tuberkulose  der  Nieren,  des  Hodens  (1  Fall),  der  Ovarien 
(4  Fälle)  wurde  fostgeatcllt.  Beim  Bassard  konnte  sogar  das  ^dringen  der 
Tuberk^bazillen  in  den  Qraafscbeu  Follikel  beobachtet  werden,  wodurch  eine 
kongenitale  Uebertragnng  jedenfalls  müglich  erscheint.  —  Die  Langen  sind 
viel  häufiger  erkrankt,  als  man  bisher  anguiommen  hatte;  meist  ist  die  Er- 
krankung mit  anderen  Organerkranknngen  kombiniert,  doch  wnrden  auch  Fälle 
isolierter  Lasgentaberkulose  beobachtet.    Die  'Bronchialdrüsen  zdgten  meist 
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d«B  beideB  LeberUppw  liegt,  sodafi  toWkalöM  Pronsse  der  Leber  leieht  »af 
des  ^nbeatel  ttbergieifea  kfionttL  ZeatxftlAeneujatem  lud  Sinneeornne 
warden  stets  frei  von  Tnbetkokne  gefnnden.  Prim&re  EftnttiiberknloBe  ntad 
sich  (wkhtsclieinlicli  diuiib  Schnabelliiebe  eingÜBpft)  bei  einem  lütohetes  und 
ftipftp)  SAbelschn&bler,  Auch  Knocben-,  Qelönk-  und  SebneiiSGlieideii  *  Krkruk* 
knngen  tabeiknlOser  Art  worden  bei  einigen  VOgeln  festgestellt. 

Hlatob^pscb  inteiessut  ist,  dnfi  VottTkgendei  bei  einigen  Togeluton 
echte  LnngbnDs-BiesenielleB  fnnd,  deren  Fehlen  bisher  inunei  »Is  für  die 
Togeltuberkolosa  chnnktaristiscb  gnlt.  Bei  nllen  histologisch  anteranohten 
TOgeln  (SO)  fnnden  sich  dagegen  kreuzförmig  angeordnete,  radib  gestellte 
MeaengellBii,  iia«hArt  der  IreindkOrper-Kieseniellen;  sie  hkben  wohl  tw^el- 
loa  phagosTtfcre  Kigouehaften  and  treten  in  einem  bestimmten  St&dinm  der 
TaberlcelbildiiBg  aüä.  Bei  der  SlDgetiertnberlnüoee  fladet  sich  nichts  ihnen 
analoges  vor. 


Die  Versaofae  woidea  derart  aageetellt,  dafi  mit  dem  geschtttiteo  Finger 
Tnberkelbasillenfcaltaren  in  die  Banchoant  von  Kaninchen  dorch  leises  Stretohea 
dura  Verletsnng  der  Haat  eingerieben  würden.  Wenn  die  Tiere  nicht  rasiert 
waren,  so  konnte  ein  SUadringen  der  Bazillen  durch  die  Haut  nicht  beobachtet 
weiden.  Bei  einer  eaderen  Yersnchsreihe  wurde  dasselbe  Experiment  an 
Kaninchen  TorMnommen,  die  an  einem  kleinen  Beiirke  rulert  waren,  Jedaoh 
so,  dafi  keine  verletsnng  der  Unat  stattgefnnden  hatte.  Diese  Tiere  leigtea 
zwar  in  den  ersten  4  Wochen  weder  lokale  Veränderungen  an  der  Baut,  Dooh 
Zeichen  einer  allgemeinen  Erkrankung.  Nach  dieser  Zeit  fand  sich  iadoch  bei 
einem  der  Tiere  une  InguinaldrOse  TorgrOflert ;  bald  schwollen  anidt  die  Drttsen 
der  anderen  Seite  an,  nnd  nach  8  Konsten  endlich  starb  des  Tier.  Die  Sektion 
ergab  aufier  der  Drflsentuberknlose  eine  ansgebreitete  taberknlOae  Erkrankung 
der  Milz,  der  Leber  und  der  Lunge.  Ose  iweite,  ebenso  behandelte  Tier  blieb 
gesund,  während  swei  andere  K&ninchtm,  die  mit  k&sigem,  tuberkolOsem 
Material  eingerieben  worden  waren,  gleichfalls  an  TaberKolose  erkrankteu. 
ScblieSUeh  gelang  es  noch  dem  Vortragenden  bei  3  Meerschweinchen  auf  die- 
sdbe  Wdse  Tuberknlose  hervorzamfen,  bei  denen  die  Haare  nur  mit  einer 
Scheere  abgestutzt,  aber  die  Haut  nicht  rasiert  worden  war. 

Der  Tuberkelbadlliis  kann  also  beim  Meerschweinchen  die  uuTerletzte 
Haut  dnrchdringen,  ohne  daß  er  an  der  LiTOsionsi teile  lokale  Tuberknlose 
herrorruft.    WarBchelnllch   dringt  er   durch  die  Haarfollikel  ein.    Nuh  8  bis 

4  Wodien  erkranken  gewOhnlloh  i''~  ~     '     '"    ' li_._._    __.  __..__  ._... 

erst  allgemeine  Tuberkulose  ein. 

6.  Dr.  Bruno  Hejmann-Breslau:  StatlstlMlie  Beltrlg«  nr  Frag« 
des  ElBflnases  der  SlngUngMmUning  auf  die  Phthlsefreqneai. 

Vortragender  berichtet  Aber  Ergebniase  von  statlstischea  Erhebungen, 
die  auf  Anregung  F 1  ü  g  g  e  H  im  Breslaner  h^enlschen  Institut  angestellt 
wurden  mit  Bttcksicht  auf  die  t.  Behringsche  Behauptung,  dafi  die  SäugUngs- 
mlleh  die  Hauptqnelle  für  die  Schwindsucbtsentstehnng  sei.  Zu  diesem  Zwedte 
hat  zunächst  8  p  e  c  k  ■)  in  72  privaten  und  Öffentlichen  Lungenhellstättea  Deutsch- 
luids,  Frankreichs,  Oesterreichs,  Italiens  nnd  der  Schweiz  eine  Enqa6te  der- 
gestalt angestellt,  daB  auf  geeigneten  Fragebogen  mit  Hilfe  der  Anstaltsleiter 
festgestellt  wnrde,  wie  jeder  Patient  als  Säugling  bis  zom  Alter  reu  8  Uouatea 
«iiuchlleBUeh  ernährt  worden  war.  Diese  EnquCte  ergab  trotz  der  floflorst 
kritischNi  Sichtung  des  Materials  ca.  bOOO  verwertbare  Angaben;  durch  Hinzu- 
ziehung der  in  ähnlicher  Bichtung  angestellten  Erhebungen  von  Jacob  und 
Paanwitz,  SchrSder   nnd  Serraes   ergab  sieb  ein  Material  von  8010 


*)  Siehe  auch  Dr.  Speck:  Die  Beziehung  der  SäugUngsemähruag  zur 
Entotehuug  der  Langentuberkulose.  Zeltschr.  f.  Hrg.  u.  InfekUonskrankheiten ; 
Bd.  48,  H.  1. 
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Angaben  erwachsener  Phthisiker  über  ihre  Emähnmg  im  SfinglinKBaltsr.  Eis 
fand  eich,  daß  73  "ja  in  den  ersten  drei  Lebensmonaten  aiuBcliliefluch  an  der 
Brust  eenährt  waren.  Beetmet  man  hierzu  die  mit  anderer  Tiermilch  oder 
mit  ddier  abgekochter  Kohmilch  ernährten  noch  hinzu,  so  dürfte  die  Zahl  der 
Phthisiker,  weiche  ihre  Tuberkulose  olrne  Beteiligung  der  Knhmilah  erworben 
haben,  wenigstens  7ß  'jo  betragen. 

In  einer  anderen  Arbeit  hat  Vortragender  selbst  die  FbthisemortalitSt 
in  Lindem  nnterBncbt,  wo  Knh milch  oder  andere  Tiermilch  gar  nicht  existiert 
oder  doch  in  breiteren  Volksscbichten  znr  Ern&hrnng  der  Säuglinge  nicht 
benutzt  wird-  In  Japan  war  z.  B.  Tor  einigen  Dezennien  der  Genoß  von 
Kuhmilch  und  Kuhnulchpräparaten  durchaus  nnbekannL  Auch  jetzt  noch 
ist  die  grofle  AÜasse  der  BevCUcemng  dem  Genosse  dieser  Kahrängsmittel 
anfierordentUch  abgeneigt;  znr  Emährong  der  Säaglinge  wird  sie  auchhente 
noch  nnr  in  ganz  geringem  Uaße  verwendet.  Trotzdem  zeigt  die  Statistik, 
daß  die  Phthise  in  Japan  genau  so  viele  Opfer  fordert,  wie  z.  B.  in  England; 
die  Hauptstadt  Tokio  steht  sogar  in  bezug  auf  Fhthisefreqaenz  etwa  mit  Paris 
und  Wien  auf  gleicher  Stafe.  Ein  weiteres  interessantes  Beispiel  ist  die 
Türkei,  wo  die  Ernährnng  der  Säuglinge  in  Stadt  nndLand  so  gut  wie  aus- 
schließlich an  der  Bmst  der  Motter  oder  Amme  geschieht.  Trotzdem  ist  auch 
hier  die  Taberkutose  anf  dem  Lande  häufig  und  auch  in  Konstantinopel  enorm 
verbreitet.  Endlich  zeigt  auch  Grünland,  wo  die  Kinder  ausschließlich  an 
der  Bmst  genährt  werden,  eine  nicht  minder  große  Verbreitnng  der  Tuber- 
kulose. Die  GrUnde  für  die  hoho  Phthisefrequonz  in  diesen  drei  Läudern  kDnnen 
demnach  mit  dem  Genoß  bazillenhaltiger  Kolunllch  nichts  oder  nur  sehr  wenig 
zu  ton  haben  und  sind  vielmehr  za  suchen  in  den  Wohnungsverhältnissen  und 
den  Sitten  dieser  Länder,  die  ein  äußerst  enges  Zusammenleben  der  Menschen 
bedingen. ') 

7.  Oberarzt  Dr.  Findel-Breslau:  Deber  das  Terfaalten  des  Bm- 
terlnm  coli  In  rotaer  und  gekochter  HIloh. 

Vortragender  g^bt  eine  kurze  Uebersicht  Über  seine  denmüchst  in  einer 
aosfOhrlichen  Publikation  erscheinenden  Versuche,  die  er  zur  Nachprttfong  der 
V.  Behringschen  Behaoptong  nnternahm,  daß  rohe  Kuhmilch  dem  Bacterium 
coli  gegenüber  bakterizide  Wirkungen  entfalte.  Bezüglich  des  ColiwachstimiB 
zeigten  sich  zwischen  rober  und  gekochter  Milch  folgende  unterschiede.  In 
gekochter  Mich  vermehren  sich  die  Bazillen  gleichmäßig  fortschreitend  gleich 
nach  der  Einsaat;  in  rober  dagegen  beginnt  die  Vennehrnng  bei  36°  nach 
6^6,  bei  37 '  nach  3 — i  Stunden.  Nach  ca.  10  Stunden  zeigen  sich  jedoch 
keine  derartigen  Unterschiede  mehr.  Man  kann  aber  nur  von  einer  knrzen 
WachstumshemmoDg  der  CoUbakterien,  nicht  dagegen  von  einer  Bakterizidie 
sprechen;  denn  es  zeigte  sich,  daß  sich  die  Wachstomshemmung  in  dar  rohen 
Milch  durch  Znsatz  kleiner  Mengen  gekochter  vermindern  und  ganz  anfhehen, 
laßL  Auch  bei  allmählicher  abgestufter  ■/•ständiger  Erwärmung  wurde  die 
Wach&tiuashemmung  im  gleichen  Verhältnis  vermindert 

8.  Dr.  Breitenstein-Karlsbad;  TropenhTgtene  nnd Akklimitlsatloii 
der  Europäer  In  den  Tropen. 

Nach  Ansicht  des  Vortragenden  ist  eine  Akklimatisienuig  des  Europäers 
in  den  Tropen  mOgUcL  Er  führt  aas,  wie  die  einzelnen  Organe  bereits  nach 
halbjährigem  Aufenthalte  an  das  veränderte  EUima  sich  angepaßt  haben. 
Namentlich  eingehend  bespricht  er  die  Funktionen  des  Magens,  da  statistisch 
erwiesen  ist,  daß  die  Krankheiten  des  Verdanungstraktos  nächst  der  Malaria 
in  den  Tropen  die  grSßten  Opfer  fordern. 

Tatsächlich  sind  schon  bedeutende  Erfolge  der  modernen  Tropenhygiene 
za  verzeichnen.  Während  im  vorigen  Jahrhundert  170  pro  mille  der  Bnropäer 
in  den  Tropen  starben,  betmg  die  Anzahl  der  Todesfälle  enropäischer  Soldaten 

M  Siehe  aacb  die  Abhandlang  des  Vortragenden:  Statistische  und  etno- 
lo^sche  Beiträge  zur  Frage  über  die  Beziehongen  zwischen  Säuglingsemih- 
mng  und  Lungenschwindsucht.  Zeitschrift  f.  Hyg.  u.  Laf ektionskrankbütea ; 
Bd.  48,  H.  1. 
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1896  au  18  */•*.  Wia  Oear  nachwies,  emiehBB  die  hoUtadisdioB  Troppw  In 
Jttf%  duehsdaittlkh  «!■  hSharaa  Altar  kls  in  Mutterlaade.  Viel«  Enropler 
«mjckea  ia  des  Troi»eB  äa  betrichüiches  Alt«,  and  leisten  körperlich  und 
geistig  duselbe  wie  in  ihrem  HeimnÜnnde.  Aach  liegt  keine  BeobKchtang 
vor,  daB  die  Oeschlechtsorgue  xnr  Fortpflumag  angeeignet  gevoTden  wtren. 
Dkfaer  weist  anch  Breitenstein  die  darch  nichts  bisher  bewiesene  Behaiii)< 
tong  Hrflck,  da&  die  Enropler  ohne  Veraischiing  nüt  den  Eingeborenen  In 
dei  dritten  Oeneration  nnsaterbcn.  So  ist  mnu  m  der  Hoffnong  tureohtlgt, 
dafi  dch  mit  den  Ermngenachkften  der  modernen  Hygiene  einti  Tollkommene 
Akklimntisation  der  Enropler  in  den  Tropen  ersielen  lassen  wird. 

9.  Dr.  Ranke- Arosa:  (Teber  die  Abhlng^kelt  der  Ernlhrnng  Ton 
mmehauhalt  mach  Tenaehea  Ia  dea  Tropen,  Im  gemiMlgtea  Klima 
Bad  1»  Hoebgflbirge. 

B.  ODtersdieidet  swischen  Klimawirkang  im  engeren  und  Mlieuwirknng 
im  weiteren  Knne.  .Milien*  ist  fttr  ihn  die  Somme  i^er  Faktoren  der  AnQeQ- 
welt,  die  anl  den  Organismas  Ton  Wirtcsunkeit  sind.  .Klima*  ist  die  GesamU 
heit  aller  thermischen  Faktoren  der  Aofienwelt,  die  für  die  W&rmebilanE  des 
Warmblaters  and  seine  konstante  KOrpertemporatsT  Ton  ausschlaggebender 
BedentoDg  sind.  Jedes  Klima  mnB  daher  einen  wealgstens  in  der  Theorie  in 
Kalorieen  meßbaren  kalorischen  Gesamtwert  besitzen.  Weiter  unterscheidet 
R.  noch  Evischen  .AoBenldima'  und  .phjsiolo^s<^em  Klima*.  Unter  diesem 
will  er  den  kalorischen  Gesamtwert  eines  Zeitabactmittes  verstanden  wissen, 
der  in  dieser  Zeit  auf  den  Organismus  tats&chUcb  einwirkt.  Das  .ph/slologiBohe 
Klima*  wird  also  beim  Menschen  infolge  der  Bekleidung  und  Eeiznog  der 
Woluangen  erheblich  vom  An^enldima  abireichon.  Als  „Temporaturspielraum* 
bezeichnet  Ranke  den  Umfang  der  thermischen  Leben sbedbgun gen,  bei  denen 
das  Leben  ohne  pathologische  Erscheinungen  von  selten  der  WlrmeHkonomia 
mQglich  ist;  obere  und  untere  «Temperatnrschranke*  nennt  er  diejenigen  ka- 
lorischen Gesamtwerte  eines  Klimas,  bei  denen  pathologische  StBruneen  der 
WirmeCkonomie  aufzutreten  beginnen  und  zwar  ia  Form  eines  Konflikts 
zwischen  den  einzelnen  Bilanzen,  die  sich  gemeinsam  ans  der  Ern&hning  bd 
decken  haben,  nämlich  der  Kraft-  und  Stoffbilauz  und  der  WftrmebiUni.  So 
Icann  an  der  oberen  Temperatursch ranke  des  Warmblüters  sich  der  KQrper 
nicht  mehr  der  beim  Lebensprozeß  gleichsam  als  Abfallprodukt  frei  werdcnaen 
Wärme  entledigen,  weil  die  Wärmeabgabe  za  sehr  gehindert  Ist.  Umgekehrt 
genügt  an  der  untersten  Temperatursch  ranke  die  Irol  wordondo  Wärme  nlchl 
mehr,  am  der  stärkeren  Wärmeentziehung  gegenüber  die  KOrportemporatar 
aufrecht  za  erhalten. 

Die  Untersucbangen  R.s  ergeben  nun  (olgende  IloHUItate:  Im  kalten 
Aoßenklima  wird  das  physiologische  Klima  mit  JiUlfo  der  tochnlschoa  HUlfi- 
mlttel  in  deu  Temporatarspielranm  borelngoholt  i  dann  tritt  bei  lang  and  kurz 
dauernden  Experimenten  unterhalb  des  T  om  parat  uro  nClmnms  die  chemlsdie 
Regulation  in  Tätigkeit.  Das  kalte  AaQonkllmn  erlaubt  also  olnon  hohen 
Stoffwechsel,  also  große  Arbeitsleistung  oder  den  hohen  Stoffwocfasol  der  Re- 
konvaleszenz ohne  Inansprachnahme  der  physlkallsclien  Regulation  j  durch 
technische  Hilfsmittel  kann  es  leicht  in  ein  physiologisch  indifferentes  Klima 
umgewandelt  werden.  Das  Hochgebirge  ist  stet*  ein  relativ  kultoH  Klima,  bat 
indessen  mit  Ausnahme  der  rein  thermischen  Faktoren  keinen  Einfluß  auf  die 
Stoffbilanz  eines  Akklimatisierten. 

Bei  der  oberen  Temperatarschranke  hingegen  setzt  wegen  der  Unzu- 
länglichkeit der  tehnischen  Hilfsmittel  der  Konflikt  zwischen  Wärme  und 
Stoffbilanz  ein.  Die  verminderte  Wärmeabgabe  ruft  eine  niedere  Wärmobllauz 
and  daher  auch  eine  niedere  Kraft-  und  Stoffbilanz  hervor.  In  den  der  oberen 
Temperatarschranke  des  Europäers  nahen  Klimaten  sinkt  die  Nahrungsaufnahme 
zunächst  auf  den  Stoffbedarf  eine«  schwach  arbeitenden,  dann  anf  den  eines 
ruhenden  Mannes,  um  bei  noch  größerer  Steigerung  des  Kllmawertes  unter 
das  Erhaitungsminimnm  des  ruhenden  zn  sinken.  Das  heiße  AuBenktima, 
welidieB  meist  auch  ein  heißes  physiologisches  Klima  mit  sich  bringt,  macht 
daher  eine  hohe  StoS'-  und  Kraftbilanz  wegen  dea  Verhinderns  einer  hohen 
Wärmebilanz  unmöglich.     Darin    ist  die  Erklärong   des  TfopempffV^nvu  jsn 
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■neben;  diese  Enmkbeit  kann  daher  wirksim  bekämpft  werden  dnrch  ErMcfa- 
tenug  der  Wfirmeftbi^be,  dnrch  Lnftbewegnng  odei  doreb  Henbaetinng  der 
Tompentar  and  der  Feacbtigkeit  der  Wohnnngslnft. 

10.  Dr.  Sickinger-Biünn:  üeber  die  £mKhrui;  des  MenBetaen 
rom  hjglenlHch  ■  nationalen  Standpunkte  in  Terblndung  mit  dem  Btftndlgeii 
Sinken  deg  E&nfirertes  des  Geldes. 

Die  Frage  der  Emähmng  des  Menschen  ist  zweitelloB  nicht  nnr  bygie* 
Dtsch,  sondern  aach  volkswirtschaftlich  von  Bedentnng.  Angeablicklich  ist  wohl 
die  gemiBcbto  Kost  am  gebr&nch liebsten  nnd  anch  am  praktischsten.  9,  ist 
jedoch  der  Meunog,  daß  die  groBe  Uasse  des  Volkes  allmählich  zn  einer  mehr 
Tegetabilen  Nahrang  wird  übergehen  müssen,  nnd  zwar  ans  dem  Qmnde,  weil 
der  Knniwert  de9  Geldes  fortwährend  sinkt.  Schon  jetzt  ergibt  sich,  wenn 
man  die  Nabrongsmittel  nach  ihrem  N&brwert  nnd  Kaufwert  miteinander  rer- 
gleicht,  daß  beispielsweise  fftr  eine  Hark  im  Fleisch  166  g,  in  Zcrealten  da- 
gegen 280  g  (Brot)  nnd  900  g  (Bohnen)  absorbierbareü  Eiweiß  enthält.  Wenn 
man  bedenkt,  daß  ein  nnd  dieselbe  Fläche  Landes,  znr  £nltnr  von  Zerealien 
benatzt,  eine  iwQlfmal  größere  BerBlkernng  mit  Nahrnngsmittoln  versorgt, 
ftls  wenn  sie  zur  Prodnktion  von  Schlachtfleiach  verwendet  wird,  nnd  ferner 
in  Betracht  zieht,  daß  eine  vegotahile  Kost  (iekl.  Uilcb,  Butter  nnd  Kise)  drd- 
bis  viermal  weniger  kostet,  als  ans  Fleisch  and  OemiUe  gemischte  Kost,  so 
scheint  es  wUnscneaswort  fttr  die  Ernäbmng  der  großen  Uasse  des  Volkes 
mehr  GemOse,  Obst,  Zerealien  nnd  Fische  zn  verwenden. 

11.  Stadtarzt  Dr.  Oebhecke-Breslau:  Uebor  die  Organlutlon  4«a 
sohnllnü lohen  Dienstes  In  Breslan. 

Der  Vortrag  ist  in  Nr.  22  dieser  Zeitschrift,  s.  S.  783,  verOff entlieh L 


Seit  1893  zeigt  sich  eine  stetige  Zunahme  der  akuten  Bespirationskrank- 

heiten  speziell  bei  EuidcrQ  und  Greisen.  Der  Qrnnd  dafür  kann  weder  in  der  Wit- 
terung, noch  in  der  mangelnden  Widerstandskraft  oder  id  einer  Infektion  gesncht 
werden.  Auch  die  Zunahme  der  BevOlkemngsdichtigkeit  in  den  Großstädten  kann 
nicht  allein  dafür  verantwortlich  gemacht  werden.  Die  Drsache  dieser  Ersehei' 
nnng  liegt  vfelmehr  in  der  kombin[erten  Wirkung  der  beiden  Faktoren:  Znnahme 
der  BevülkerungsdicbtiKkeit  nnd  Indnstriealisierang  der  Bezirke.    So  wurde  in 

6  rein  landwirtschaftlichen  ostprenßiscben  Bezirken  eine  sehr  geringe,  in  In- 
dnetriebezirken  Schlesiens  nnd  des  Bheinlandcs  dagegen  eine  außerordentlich 
hohe  Zooahme  der  Sterblichkeit  der  Säuglinge  an  aknten  Lungenkrfuikheiten 
beobachtet.  Der  Kohle nfeaorang  und  der  damit  verbundenen  Bauchprodoktion 
muß  wahrscheinlich  die  HaoptscHald  dabei  beigemessen  werden.  Vortragender 
nntersachte  18  Sängllngslungen  ans  Königsberg^  und  Chemnitz:  unter  6  Fällen 
mit  wenig  Boß  fand  er  eine,  unter  5  Fällen  mit  mäßig  viel  Büß  5  und  unter 

7  Fällen  mit  viel  Ruß  6  Pneomonieen.  Anch  Tierexperimente  erwiesen,  daß 
eine  Anthrakose  bei  jungen  Kaninchen  schon  mit  germgen  Mengen  Büß  her- 
vorgerufen werden  konnte  und  noch  leichter,  wenn  die  Einatmung  in  feuchter 
Luft  geschah. 

n.     QemelneohBftliolie    Sitaiuigen    mit  »nderen  JLbtelliuigen. 


üeber  Klndermllcb,  Der  erste  Referent,  Prof.  Dr.  Sehloflmann- 
Dresden,  führt  ungefähr  folgendes  aus:  Die  große  Sterblichkeit  der  künstlich 
genährten  Singlinge  hat  ihren  Grund  hauptsächlich  darin,  daß  in  den  Groß- 
städten sich  der  Beschaffung  einer  hygienisch  einwandfreien  Milch  ([roße 
Schwierigkeiten  entgegenstellen.  Eine  solche  Milcb  muß  von  gesunden  Kühen 
stammen,  sauber  gewonnen  sein  und  in  einem  frischen  Znstande  in  die  H&nde 
des  Konsumenten  gelangen.  Hit  der  Erfüllung  dieser  Forderungen  ist  aber 
nntrennbar  ein  so  Hoher  Preis  für  die  Milch  verbunden,  daß  ihr  Bezng  den 
unteren  Volksschichten  aus  pekuniären  Gründen  unmöglich  ist.    Dabei  geh&rt 
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zn  «iner  ernatbftften  Bekämpfang  der  SlDglJngssterblichkeit  ebe  in  gemela- 
ntttugem  Sinn«  ukgele^o  Organisation  der  BezngsqDBllen  fttr  die  HilcL  Ea 
mußten  dazu  besondere  Anstalten  errichtet  werden,  IQr  welche  folgende  Ge- 
sicbtspnnkto  maßgebend  wären ; 

1.   unentgeltliche  Grteilang  von  Rat  durch  in  geeigneter  Webe  ror- 

?:ebildete  Aerzte,  welche  anch  von  Fall  zu  Fall  die  jeweua  notwendige  Nahinng 
Eti  das  Sind  zu  heetimmen  haben. 

9.  Abgabe  der  Hilcb  in  Flaschen  in  trinkfertigen  Einzelportionen.  Der 
Prob  regelt  sich  je  nach  der  VermBgonslage  des  Eonsamenten  and  wird  fflr 
den  tOUIk^ Unbemittelten  ans  den  Mitteln  der  Kommane  bestritten. 

3.  Die  Milcb  soll  spätestens  30  Standen  nach  dem  Heiken  rerbrancht 
werden.    Alle  Danerpräparate  sind  gmsds&tiUch  za  verwerfen, 

i.  Zur  Eonserviening  der  Milch  ftti  die  Daner  dioaer  80  Standen  soll 
allein  entweder  die  K&lte  oder  die  Hitze  (Behandlang  nach  Soxhlet)  in 
Anwendung  kommen.  Chemische  Uittel  wie  z.  B.  aacb  das  Formatdehjd 
•(T.  Bebring)  sind  schädlich  nnd  nnzoTerlfiasig. 

Der  Korreferent,  PriTatdozent  Dr.  Seiffert^Leipsig,  sagte  ongelähr 
folgendes : 

Jede  Tiennilcb,  die  ab  Sarrogat  der  menschlichen  Milch  dienen  soll, 
muß  in  möglichst  natürlichem  Zustande,  sowohl  in  chemischer  nnd  physi- 
kalbcbet,  als  anch  in  physiologischer  Beziehung  zai  Verwendung  geiangen.  Diese 
Forderung  I&Bt  sich  oei  längerem  Transport  oder  längerer  Anfbewahrang  der 
Milch  nur  sehr  schwer  erittllen,  jedenfalls  aber  nicht  dnrcb  die  bisherigen 
Methoden,  die  den  natürlichen  Znstand  erheblich  verändern.  Bei  einer  ratio- 
nellen Uilchbehandlnng  darf  man  nicht  mehr  im  Sinne  der  Antbepsb,  sondern 
mnß  vielmehr  im  Sinne  der  Asepsb  verfahren.  Es  muß  obo  dafür  gesorgt 
werden: 

1.  daß   die  Milch   an    und    tttr    sich   schon    möglichst   keimfrei    gewonnen 
wird, 

2.  daß  keine  Eontaktinfektion  bei  den  Manipulationen  während  des  Abfullens 
etc.  emtritt, 

8.  daS  die  abgefüllte  Milcb  in  rohem  Zustande  richtig  anfbowahrt  wird. 
So  lange  wir  noch  nicht  die  Tnberkulose  beim  Kinde  wirksam  bekämpfen 
können,  bedarf  es  allerdings  noch  einer  antbeptischen  AbtDtnng  der  aas  dem 
EOrper  des  Hilchtieres  stammeaden  Keime.  Ein  derartiges  Verfahren,  dnrcb 
das  der  natürliche  Znstand  der  Milch  nicht  olteriert  wird,  sieht  S.  in  der  Ver- 
wendung der  bakterien  töten  den  Kraft  des  oltrii  violetten  Lichtes. 


Kltteilüiigen  Aber  Tuber knIoM. 
1.  Prof.  Dr.  Petruschky-Dauxlg:    Beobaohtsiigem  ttber  Ehe   nad 
94ehkomnMBNh*ft  Taberkalfeer,  die  mit  Tuberkulin   bebasdelt  worden 
atid. 

Vortragender  bezweifelt  die  erbliche  üebertragnng  einer  besonderen  Dis- 
positioB  fdr  Toberknloae;  die  erbliche  Uebertragung  des  Erankheitskrimes  hält 
er  gteichblls  fUr  eine  Rarität.  OewOhnlich  geschieht  die  Üebertragnng  durch 
Ansteckung  in  der  Kindheit  nnd  zwar  namentlich  während  der  Zahnperiode ; 
,Die  Lungenschwindsucht  ist  nur  der  letzte  Akt  einer  TragMie,  deren  erster 
btreiti  in  der  Kindheit  in  den  Drttaen  zu  spielen  pflegt."  Disponiert  bt  jeder 
Mensch  zu  Tuberkulose ;  am  mebten  gefährdet  sind  Einder  in  Fanulieo,  wo  jemand 
an  offener  Tuberkulose  leidet.  Aber  anch  selche  Kinder  sind,  wenn  die  Dia- 
gnose froh  gestellt  wird,  durch  eine  ajrstematbche  Tuberkulin  behandlang  noch 
EU  retten.  Dos  Tuberkulin  bt  auch  in  hervorragende  HaSe  geeignet,  pro- 
phylaktisch zur  „EDtscnchnng"  tuberkullb  infizierter  Fauulien  verwendet 
zu  werden. 

Betreffs  der  in  den  tuberkulösen  Ehen  für  die  Frau  selbst  liegenden 
Qelahr  der  Schwangerschaft  hat  P.  an  einer  Anzahl  Patientinnen  beobachtet. 
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dkB  du  TabeTkuUti  B,ach  w&hrend  der  OiaTidlt&t  gat  vertragen  wurde;  seiner 
AnBicht  nach  kann  aach  das  Paerperinm  von  tuberkoLOsen  Fianen  ohne  Gefalir 
fiberatanden  verdeo. 

-Berlin:  U^ber  Erfahmogren  mit  Alttnberknlin 

Zndiagnostiacben  Zwecken  beginnt  Vortragender  mit  einer  Injektion 
TOn  0,6  mg  Alttuberknlin.  Tritt  daraufhin  keine  Beaktion  ein,  so  steigert  er 
die  Dosis  aaf  1,  3,  ö  und  schließlich  10  mg.  Reagiert  jemand  aal  eine  unter 
10  mg  liegende  Dosis,  so  kann  man  mit  Sicherheit  das  Voihandensein  eines 
taberknlOaen  Prozesses  in  seinem  KSrpei  annehmen. 

Bei  therapeutischer  Anwendiug  des  Taberknlins  kann  man  eine 
Beaktion  überhaupt  Termeiden,  wenn  nur  die  Indikation  streng  gestellt  wird. 
Anagesclilossen  von  der  Behandlung  sind  alle  in  sehr  heruntergekommenem 
Emihrungszastande  befindlichen  Patienten  und  alle  Fieberndan.  Bei  den 
anderen  läßt  sich  die  Tube  rkulinb  eh  and  long  ohne  BerufsstOrung  durchführen.  . 
Vortragender  beginnt  bei  therapeutischen  Injektionen  mit  0,0025  mg  und  steigt, 
wenn  die  Wirkung  günstig  ist,  bis  100  mg.  8—4  Monate  nach  Beendigung  der 
Enr  muß  noch  eine  Nachprüfung  erfolgen;  denn  zu  einer  Eeilang  gehört  1)  das 
FeUen  von  Bazillen  im  Spatom  und  2)  das  Ausbleiben  der  Tuberkollnreaktion. 
Bei  16  so  behandelten  Patienten  hat  H.  im  allgemelnea  bis  jetzt  sehr  gute 
Besultate  erzielt 

3.  Dr.  Freymath'Breslau:  Allgemeine  Erfkhnuigen  Aber  Tnber- 
knltiumwendoiig  bei  Lungenkranken. 

F.  empfiehlt  die  innerliche  Anwendung  des  AJttnberknlins  in  keratinierten 
Pillen  za  diagnostischen  Zwecken  nach  vorheriger  Abstumpfung  des  Magen- 
saftes darch  Natr.  bicarbonicnm.  Die  Puten  rufen  genau  wie  die  IiyektioD  bei 
TnberkulQsen  eine  fieberhafte  Beaktion  von  verschiedener  Stärke  hervor.  Vor- 
tragender berichtet  eingehend  über  65  so  behandelter  Falle,  und  ist  der  An- 
sicht, daß  die  diagnostische  Taberkolininjektion  teilweise  durch  die  interne 
Darreichung  ersetzt  werden  kann.  Jedenfalls  kann  durch  Eombinierung  beider 
Methoden  die  Anzahl  der  Ii^ektionen  sehr  eingeschränkt  werden.  Denn  das 
Verhatten  gegen  interne  Tuberkulin  dosen  ist  ein,  wenn  auch  nicht  absolat 
sicherer,  so  doch  ziemlich  guter  Indikator  für  die  momentane  Empfindlichkeit 
eines  Tuberkulosen  gegen  die  subkutane  Tuberknlininjektion.  Auch  die  Mög- 
lichkeit einer  internen  Taberknllntherapie  scheint  nach  den  Beobachtoogeii 
des  Vortragenden  nicht  ansgeschlossen  za  sein. 

-BSbtingen;    Deber    die    HXnflgkeit    d«r 

Vortragender  unterzieht  die  neuere  Literatur,  namentlich  die  Arbeiten 
von  Naegeli,  Burckhardt  und  Franz  einer  kritischen  Beleuchtung.  Fttr 
ihn  ist  in  den  ersten  beiden  Arbeiten  durchaus  noch  nicht  der  Beweis  erbracht, 
daß  die  in  einem  so  hohen  Prozentsatz  der  Sektionen  gefundenen  Narben  und 
Ealkherde  auch  wirklich  tuberkulöser  Natur  gewesen  sind  und  nicht  vielmehr 
die  Besiduen  auch  anderer  Prozesse  darstellen.  Auch  die  Anwendung  der 
Tuberkolinimptung  in  der  Arbeit  von  Franz  hält  er  nicht  für  einwaudsfrei, 
lumal  ebe  exakte  Methode  dafür  noch  nicht  existiert.  Schließlich  ist  auch 
das  Material  der  genannten  Autoren  nicht  geeignet,  daraus  so  aUgemelne 
ScUbsse  zu  ziehen.  Vortragender  kommt  däier  zu  dem  Schlüsse,  daß  das 
Bestehen  einer  allgemeinen  tubeikulosen  Durchseuchung,  dem  auch  die  allge- 
meine ärztliche  Erfahrung  stark  widerspricht,  durch  die  neueren  Statistiken 
keineswegs  erwiesen  ist 

(Schluß  folgt) 


VerantwortLBedakteur:  Dr.Rapmnnd,  Reg.- u.  Geh.  Med.-ftat  in  Minden  1. 

J,  C.  0.  Bnuu.  Haru^  Slstaa  o.  F.  Sctu-L,  Bofbuctadrackar«!  In  llladaa. 
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(3cUa£.) 
ZU.  AbteUang  fOr  goriobUlohe  Medlsln. 
Die  Abteilung  ttu  gerichtlidie  Hediiiii  h&tte  sich  im  Oegensatz  zu  den 
ToiJBliTeii  eines  ao^rordentlicli  regen  Beaoches  zu  erlrenen.    Fast  alle  Leiter 

EeiichtUch-mediziDisclLer  Institute  Dentachlands ,  Oesterreichs  und  Cngarns 
Riten  VoTtrlge  angemeldet,  so  Benmer-Qreifawolil,  Ipsen-Innsbrnclc, 
KeDyeres-Klauaenbarg,  Kockel-Leipzig,  Kr&tter-Graz,  Lesser-Bres- 
1*0,  Pnppe-ESnigsberg,  Strass  niann-Berlio,  Dngar-BonD,  Wncbbolz- 
Krakan.  Leider  hatten  Haberda- Wien,  Heller-Kiel,  Eolisko- Wien, 
Sieradzki-Lemberg,  StoIper-QOttingen,  Strauch -Berlin  und  Zlemke- 
Halle  ihre  angemeldeten  Torträge  znxlkckzielien  mflasen,  dft  sie  un  Erscheinen 
Terhindert  waren. 

In  der  ersten  Sitcnng,  am  Hontag,  den  19.  Septeber,  be- 
grOflte  der  Einführende,  Prof.  Dr.  LeBaer-Brcalan,  mit  herzlichen  Worten 
die  Erschienenen  and  fibertmg  den  Vorsitz  Herrn  FroL  Dr.  Strassmann- 
Berlin. 

L— III.  Ueber  den  foren Bischen  Blntnaebwehl  und  D«raonBtmtIoii 
hierzn:  Prof.  Dr.  Uhlenhath-OreilBwaldaad  Prof.  Dr.Benmer.areifdwald. 

In  längerem  Vortrage  schildert  nuiäclut  ProL  Dr.  Uhlenhath  die 
Entwickelnng  der  Methode  des  blologiisctten  Blatnach weises  und  be- 
tonte ihre  absolate  Sicberbeit  in  den  Händen  eines  erfahrenen  und  ge&bten 
DntereacherB.  Mit  dieser  Hctbode  gelinge  es,  nicht  nur  die  Tierspozies  nach* 
mweisen,  Ton  der  das  id  nnteTS achende  Blut  stamme,  sondern  man  konne  aach 
den  Drsprang  des  Fleisches,  s.  B.  bei  HahrongSTerßilachangen  in  der  Warst  mit 
ihr  sicher  eroieren. 

Prof.  Dr.  B  e  n  m  e  r  gibt  hleranf  einen  karzen  neberblick  aber  die  Tech- 
nik der  Untersachnng  and  betont,  daß  es  sogar  gelinge,  den  Ursprong  Ton  zu 
dittersDchenden  Knochen  nachzaweisen,  wenn  noch  einige  Gewebspartikelchea 
u  ihm  haften  geblieben  sind. 

Den  beiden  hochinteressanten  AosfObrougeD  lieS  dann  H.  Prof.  Dr. 
Oblenhath  eine  Demonstration  folgen,  bei  der  anter  anderen  auf  die 
biologische  Terwandtachaft  zwischen  Ueoschen-  nnd  Affenblat  hingewiesen  warde. 

IV,  Heber  die  Bedentiig  4er  Haenolnine  und  igglatlnliie  Illr  dl« 
forenstfohe  üntersaehung  tob  Mensehen-  and  Tierblnt, 

Der  Vortragende,  H.  Dr.  Uarx-Berlin,  berichtet  tkber  seine  BlatdifTe- 
renziernngsmethode,  mittels  derer  man  Im  stände  sei,  Jahre  alte  llenscben- 
blatflecke  als  solche  zq  erkennen. 

V.  Schließlich  referiert  noch  Dr.  Arthur  Schalz^Berlin  Hber  seine 
erfolgreichen  Veraache,  einen  ^DButltallren  Blatnacbwels  zu  erbriagen;  die 
Intensität  der  Trübang  and  der  zeitliche  Ablaaf  derselben  ericOgUcben  ihn. 
Man  ist  sogar  im  stände,  in  einem  Blutgemiach  mit  dieser  Methode  die  ein- 
zelnen Blntarten  qaantitatir  za  beatimmeo. 

Id  der  Diskassion,  die  Aber  sämtliche  Vortr^e  znsammen  stattfand, 
stimmt  Prof.  Dr,  Kratter-Oraz  den  Ausführnogen  Dhlenhntha  bei,  Dr. 
Weichardt-Berlin  teilt  mit,  diiB  er  in  der  Lage  gewesen  sei,  im  Experi- 
ment mit  der  individnellen  Blntdifferenziernng  günstige  Beaaltste  zu  erzielen, 
Prof,  Dr.  Pappe-KBnigaberg  schlägt  Tor,  das  apeziflache  Seram  als  Antiseram 
za  bezeichnen,  wie  daa.  aach  Uhlenhath  tut. 

Zweite  Sitzung,  am  Dienstag,  den  20.  September,  nnter 
dem  Vorsitz  ron  Prof.  Dr.  Kratter-Oraz. 

I.  DBtersnebnngeB  nr  Kohlen  02  jdTflrglflnBS>  Der  Vortragen  de, 
Prof.  Dr.  StraismanD-Berlin,  hat  mitDr.  Arthnr  8chalz>Beriin  Versncbe 
tugestellt,  die  erweisen,  dafl  aach  postmortal  aas  der  Umgebang  Kohlenoxyd 
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imA  DiffufoB  in  des  ESrper  tändrätgen  kOnae.  Im  Oegsnnts  xn  im  Ldehen 
der  dDrch  Eutilenoxyd  Ver^fteten  zeigen  seine  Experimente,  dnB  um  au  der 
Obfliifiche  der  Organe  eine  Sättigung  des  Blitea  mit  Kohlenoxyd  atattgefaBd— 
hiAte,  während  das  Blat  der  tieloren  Schichten  arm  an  demselben  war. 

IL  Ceber BtraareTergiftw«.  Frof.Dr.Pnppe  fQttMte  zweiHnA« 
nnter  l'>°/o  Borsäare-Zosatx  zur  NahrungBrneoge  und  sah  die  Tiere  unter 
atarlier  Abmagarang  nacli  Wochen  zogmade  gehen.  Der  Darm  wies  M  bcidaa 
Tieren  achw«re  Ulaerationen  anl  In  eimen  ron  dem  Vortragenden  zu  begat- 
achtenden  Falle  war  dieselbe  Quantität  Borsäure  einem  Nahrongsmittel  bei- 
gemischt worden. 

In  der  sich  hiena  anscUiefienden  DiskasBion  erachten  Ungar-Bonn, 
Eockel- Leipzig,  ätrassmann  and  Eratter  die  Gefahr  der  Boraäarover- 
giftang  dann  für  Torliegend,  veiin  die  Borgiare  häafig  genossenen  Nahrang»- 
mltteln  za^esetzt  and  s*  eine  ÄnhäKfong  der  Schädlichkeit  im  Kölner  hefhei- 
gefflhrt  wird. 

III.  üeber  dns  Schickul  des  Strrchnlns  Im  TlerkSp«r.  ProteeMr 
Dr.  Ipsen-Innabrnck  berichtet  fiber  seine  Veraache,  die  er  znaammen  ait 
Holitoris  (kber  das  Schicksal  des  Strjchnina  im  TiorkDrper  angestellt  hat. 

IV.  Die  Bedentiing  der  FSnlnls  fftr  die  Lungen- und  ]lag«ik>Dani^ 
Prob«.')  Der  Vortragende,  Geh.  Hed.-Bat  Prof.  Dr.  Ungar-Bonn,  kemmt 
auf  Orand  seiner  Uaterauchangen  za  dem  ScbloB,  daS  rcichliebea  F&olnis- 
empbfnem  der  Lungen  zu  der  Vormatung  bereditige,  daS  Luftatmen  statt- 
gefunden habe. 

In  der  Diakaaaion  hebt  Pappe  hervor,  da&  anch  andere  Organe^ 
wie  z.  B.  die  Leber,  dnrch  Fänlnia  Bchwimmfähig  würden.  FroL  Dr.  Lon- 
bascber  und  Prof.  Dr.  Leaser  BchlieQea  sich  Dngars  Annahme  an. 

V.  Demunstrat'oa  mehrerer  hoch  Interessanter  Präparate  durch  den 
Direktor  der  ProTiniial-Eebammen-Lebranstat  in  Brealan  Dr.  Baumm.  Es 
waren  Fälle  ron  Ocbärmutterzcrreifiiingea  während  der  Sdiwanger- 
scbaft  und  Entbindung,  an  denen  zum  Teil  auQerordontlicb  deutlich  der  Kon- 
traktionariug  zu  erkennen  war.  Besonderes  Interease  erweckte  eine  Dtems- 
mptur  bei  einem  Aborte  im  vierten  Honst  und  eine  durch  den  Credöschea 
Handgriff  hervorgerufene  ZoBammenhangstrennnng. 

In  der  Diskussion  betonen  Leaser  nnd  Beumer  die  Seltenheit  der 
Fersisteaz  dos  Kontraktionsringes. 

VL  TDrscIilige  znr  Blldong  einer  stSndlgen  geriehtsirrtltehen  Ter^ 
«Inlgnng.  Prof.  Dr.  Pappe-Konigsberg  erhofft  durch  eine  Bildung  einer 
Btändigen  gerichtsärztlichen  Vereinigung  eine  wesentliche  Forde- 
rung der  gerichtlicfaen  Medizin.  Viele  Gebiete  aiad  dieser  schon  verloren  ge- 
gangen; Aufgabe  dor  vereinten  Kräfte  solle  nnn  sein,  das  Verlorene  znr&ck- 
zuerobern  und  neues  Feld  der  Tätigkeit  zn  gewinnen.  In  gerichta ärztlichen 
Fulikliniken,  denen  von  den  Kliniken  und  Anwälten  daa  Material  zugesandt 
werde,  solle  dor  Student  Anweiaung  erhalten  in  der  Begntacbtong  Ton 
Uofallaacben,  einer  Tätigkeit,  die  entschieden  dem  Oerichtaarzt  zukomme.  Don 
Leitern  der  Univorsitätsanstalten  liege  es  ob,  als  Vorkämpfer  aufzutreten  und 
dafdr  zu  sorgen,  daß  alles  dem  Qcrichtsarzt  gebührende  Matennl  diesem  «nch 
mgefllhrt  werde.  Vortragender  schlägt  daher  vor,  doe  .Deutsche  Gesell- 
schalt  fDr  gerichtliche  Medizin'  zu  grUnden. 

Die  Diskussion  über  dieses  Thema  gestaltete  sich  zu  einer  äuBerst 
lebhaften.  Alle  Redner  verliehen  ihrer  Ueberzengung  Ansdrnck,  daß  die  Ver- 
einigung entschieden  zur  Förderung  der  gerichtlichen  Medizin  beitragen  werde. 
Nicht  so  einstimniig  jedoch  war  dos  Urteil  über  den  Vorachlag  der  Errichtung 
gorichtsärztlicbor  Polikliniken;  insbesondere  sprachen  sich  Ungar  und  Beumer 
gegen  eine  solche  aua.  Die  Polikliniken  würden  nur  von  dem  Fnblilnun  go- 
mifibraucbt  werden,  das  bei  allen  Baufereien  sich  zur  Erlangung  eines  Attestes 
an  sie  wenden  würde.  (Ob  ebo  solche  Tätigkeit  außerdem  ger«de  besendera 
befriedigend  sei,  mQcbte  der  Beferent,  welcher  Leiter  einer  berufsgeDessen- 
schafilichen  Unfaltatation  ist,  entschieden  bezweifeln.  In  diesem  Sinne  besitzt 
der  Beferent  eine  gerichts ärztliche  Poliklinik,  en  deren  Tinan genehmsten  Auf- 
gaben e«  gehört,  häosUohe  nnd  fitraßenstieitigkeiten,  die  in  TäUichkeitmi  ans- 
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geartet  wareo,  olt  unter  Zosphnng  polizeilicher  Gewalt,  m  schlickten,  den 
«der  den  TeiJetztei  Ärztliche  Hilfe  zu  leisten,  Atteste  amznatdXeB,  pua  dau 
■«tiudoiilaDg  aja  Zeiige  oder  Sachferständiger  aaf  dea  Oeiicbl  Terweilen  i« 
mfiBseii.  STm  solches  Haterial  wurde  iweiielLoa  die  Eanptnithriuig  iüi  die  ift 
Vorschlag  gebrachccn  Polikliaikeu  ^eJo.) 

Weiter  bemerlit  Boamor,  daS  die  UDfallbegntachtniig  ent- 
schieden  zweckmB£iger  in  den  Händen  des  behandelnden  A,rztes  Terbldbe.  Hör 
Als  Obergntacbter  halte  er  den  Oericbtsarzt  fQr  berofen. 

(Die  BegQtacbtnag  Dofallrerlutzter  erforJen  heutzutage  so  genaues 
Spezial wissen,  daS  der  Befercnt  der  Ansicht  ist,  es  bcdtlrfe  eines  UnlversaÜ 
{lenies,  um  den  alsdann  an  den  Qericlitsarzt  zu  stellendea  Anforderungen  go- 
rocht  zu  werden.) 

Auf  der  HudereD  Seite  erwuchsen  jedoch  den  Puppeschen  Torschl&gea 
warme  Verteidiger  nnd  FQrsprecher  in  den  Ostcrreichiacbea  Kollegen.  Ipsen 
fcerichtot,  dafi  er  bereit«  in  Innsbruck  eine  der  vorgescblagearn  Poliklinik  ähn- 
liche Einrichtung  besitze;  Kratter  erklärt,  ühü  sich  in  Urax  die  serichtG- 
Ärztliche  Tätigkeit  ebenso  gestalte  wie  in  Innsbruck.  Aach  er  betrachtet  die 
Einfaeziehang  der  Unfallbegutacfatnng  als  eine  wünschenswerte  An«deh&nng  der 
gericditeärziiicheD  Tätigkeit. 

Lange  noch  wogte  die  HrinnngSTerBcbicdcnheit  hin  und  her;  in  einem 
Punkte  jedoch  herrschte  allgemeine  Debereinstimmnng,  nämlicb  in  der  Zweck- 
mäßigkeit der  Qftlndang  einer  , Deutschen  Qeselkcbatt  fltr  gerichilicbe  Uedizln". 

Diese  wnrde  gegründet.  In  den  vorbereiteten  Ansschuß  wurden  ge- 
w&blt:  Kratter-Oraz,  Lesser- RresUn,  Puppe-EOninberg,  Strass- 
m  an  n  -  Berlin,  Ungar-  Bonn  und  Ipsen-  lensbruck  als  Einführender  der 
^erichtsärztlichen  Abteilung  auf  der  nächsten  in  Meran  tagenden  Naturforscher* 
Versammlung.  In  die  nonmebr  ausgelegte  Uitgliedorliste  zeichnete  sich  die 
Hehrzabl  der  Anwesenden  ein. 

VIL  Den  SchinI}  der  zweiten  Sitzung  bildete  ein  VortraKTon  KeD7er«8- 
Elansenbnrg  über  den  Stand  der  ge rieht ilrken  Medizin  In  Ungarn.  Es  ging 
ans  den  Ausführungen  desselbt-n  hcrror,  daß  die  gerichtliche  Medizin  in  Ungarn 
eine  angesehene  nnd  gut  dotierte  Stellung  einnimmt. 

Dritte  Sitinng,  am  Dienstag,  den  20.  September,  nach- 
mitUgs  8  Uhr.    Vorsitzender:   Qeh.  Med.-Bat  Prof.  Dr.  Dngar-Bonn. 

L    Ueber  UehlrnrerBndernng  nach  ErsehatlRrang. 

Der  Vortragende,  Priratdozont  Dr.  Foerster-Breslan,  ist  auf  Omad 
anatomischer  Unters  achungen  an  Material  aus  dem  gcrjchisSrEtlichen  Institut 
in  Breslau  zu  dem  Resultat  gekommen,  daß  er  dns  klinische  Bild  der  Gebirn- 
erschlitterang  zurikcldUbrt  nicht  bloß  auf  zum  Teil  makroskopisch  siebtbare 
Hirnblutungen,  sondern  anch  auf  Erweitiruug  von  Ljmphbahnen  und  Ocdem, 
welches  einem  Schwund  der  Gunglicnzcllen,  des  supt-rradiären  Flochtwerkea 
DQd  der  Tangentialfascrn  hcrvorrufL  Die  Deutung  seiner  aufgestellten  Prä- 
parate stDßt  bei  Placzek  und  Beuter  auf  Widorspnicb,  da  sie  die  Erweite- 
rung der  Ljmphräume  für  Kunstprodukte  halten. 

II.  Ein  Beitrag  zn  der  Eatatehiug  tos  Verletzongen  des  luiBohenieii 
Seh&dels. 

Prof.  Dr.  Ipsen-Innshrnck  entwickelte  eine  neue  mechanische  Theorie 
des  Zustandekommens  der  Schädcllochbrllcbc. 

III.  Ein  neaes  Zeichen,  ob  Jemand  In  ranokendem  Feuer  seinen  Tod 
(efanden  hat,  bezw.  Im  Hauche  eretlckt  ist. 

HBd.-Bat  Dr,  Coester,  Kreisarzt  in  Bunzlan,  demonstriert  Präparate, 
welche  die  Einatmung  von  Bußpartikelchrn  bei  lebend  Verbrannten  zeigten. 

IV.  Zsr  Frage  der  Bekognltlentmerkmale« 

Privatdozunt  Dr.  Ptaczek-Berlin  legt  eine  große  Zahl  ven  Finger- 
abdrucken berühmter  Musiker  Tor,  welche  beweisen,  daß  dnrcb  lortgesctztes 
Spielen  eines  Instrumentes  wohl  Schwielen  und  Fingerve rkrtlmmun gen  ent- 
stehen künncn,  daB  jedoch  ihr  Aoftrcten  so  inkonstant  jst,  daß  sie  lux  dea 
forensischen  Identitätsnachweis  kaum  zu  verwerten  sind. 

Viert«    Sitzung    am    Uittwoch,    den    21.   September.     Vor- 

iar:  Prof.  Dr.  £o  ekel -Leipzig. 

I.    Debar  die  AetI«logte  m  prlmlrsn  TeHireiBiugstoi«!. 

Privatdozent  Dr.  Pieifler-Qraz  weist  anf  Qrond  tob  ebv'   — *-'- 
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vie  schwierig  erscheinenden  Versuchen  noch,  daß  dem  Harn  and  dem  Blnt* 
semm  von  Terbrannten  Tieren  giftige  Eigenschaften  innewohnen,  »eiche  Örtlich 
nekrotisierend  und  allgemein  toxisch  wirken.  Erstere  Eigenschaft  bat  ühlen- 
hnth,  wie  er  in  der  Dlskossion  erwähnt,  bereits  Tor  Jahren  ftststeUen  kOnnen. 

II.  Obdaktionsbe runde  bei  Erhlngteu. 

Bie  Versuche  des  Vortragenden,  Phjsikna  Dr.  Lochte-Eambnrg,  die 
er  an  den  Leichen  Erhängter  angestellt  hat,  sprechen  dafür,  daQ  LnngenOdeia 
dann  bei  Erhängten  anftritt,  wenn  die  ümacbnUrnng  des  Halses  keine  tdII- 
stöndige  war.  Dabei  k&nne  anch  Aspiration  von  Hngeninbalt  aaftreien,  ohn» 
daß  daran  Wied  erbeleb  od  gsTersaclie  scfaald  seien.  Ulatangen  im  Darm  faßt 
Lochte  ebenfalls  als  Sjnptom  des  Erhängnogstodes  auf,  während  diese 
Beuter-Wien  als  postmortale  Vorgänge  betrachtet. 

III.  Ertrinkungstod. 

Der  Vortragende,  Prof,  Dr.  Wachholz,  hat  mit  Eornazkiewics 
expeiimenteil  festgestellt,  daß  die  bei  der  Leiche  in  die  Longen  cingcdrnngene 
Flüssigkeit  sich  mit  der  Residuallnft  scbanmig  vermengt  nnd  die  Lungen  selbst 
zusammenfallen,  während  sich  im  Gegensatz  dazu  die  Langen  aufblähen,  wenn 
Wasser  In  die  lebenden  Langen  eindringt.  Diu  Menge  des  eingcdruDgenen 
Wassers  ist  einmal  abhängig  von  der  Lungenkapazität,  von  der  Temperatur  des 
Wassers   nnd  femer  davon,   ob   das   Ertrinken   im  Stadium   der  Ex-  oder  In- 

giiration  erfolgte.  Bas  Blut  Ertrunkener  ist  normaler  Wtise  flüasig.  Fttr  difi 
iagnose  des  Ertrinkungstodes  ist  von  Wichtigkeit  die  Verdünnung  des  Blutes 
im  Unken  Herzen,  die  auf  kryoskopiscbem  Wege  festzustellen  ist.  Jedoch  gilt 
dies  nnr  für  jtlngere  Leichen  (1— U  Tage  nach  dem  Tode),  bei  älteren  versagt 
die  Methode. 

IV.  üeber  die  Demarliatton  der  Nabels ehnar. 

Prof.  Dr.  Eo  ekel- Leipzig  berichtet  Über  seine  weiteren  Dntersachungen 
bezüglich  Demarkation  der  Nabelsehnnr,  welehe  er  dahin  zusammenfsBi,  daß 
er  sagt:  .Besteht  eine  ringförmige  Infiltration  an  der  Debergangssti'lle  zum 
Hautnahe],  so  mnß  des  Eiud  mindestens  21  Stunden  gelebt  haben."  Die  Cntei- 
snchungen  darüber  sind  jedoch  noch  nicht  abgeschlossen. 

V.  Das  Sammeln  dei  ÜnterriehlBmaterlals,  Bedeutung  der  Phot«- 
gnphien  und  lUntgenanf nahmen  In  der  gerichtlichen  Medizin. 

.  Br.  Eenyeres-Klausenbnrg  demonstriert  zum  Schluß  eine  ElUle  von 
hochinteressanten  Photographien  und  BOntgogramme,  die  du  allgemeine 
Interesse  erregen. 

Schlußsitzung  am  Mittwoch,  den  21.  September,  im  gerichts* 
Kiztlichen  Institut  am  Bnrgfeld.    Vorsitzender:  Med.-Bat  Prof.  Dr.  Beumer. 

I.  Gerichtschemiker  Fischer-Breslau  berichtete  tlber  einen  eigeu- 
tOmlieben  Befnnd,  welcher  gelegentlich  eines  Uenxeh  ober  brau  dee  erhoben 
wnrde.  Mau  fand  nämlich  in  der  Äsche  eigenartige  Gebilde,  welche  die  Ver- 
mutung erweckten,  daß  hier  eine  Zigeuner  bände,  bestehend  aus  6  Personen, 
Ü  Bären  nnd  1  Affen,  ums  Leben  gekommen  seien.  Die  chemische  Unter- 
suchung ersab,  daß  es  sich  um  Strohasche  handelte,  wie  sie  auch  Puppa 
Cfters  zu  aenen  Gelegenheit  hatte. 

II.  Deber  die  experimentelle  Cntersuehang  von  Zeugen auswgea 
8ohwaoh  sinniger. 

Der  Vortragende,  Privatdozent  Dr.  Placzek-Berlin,  steht  entschieden 
auf  dem  Standpunkte,  daß  auf  Grnnd  seiner  Versuche  mit  schwachfinnigeir 
Kindern  solche  wegen  ihrer  geringen  Merk-  nnd  Erinnerungsfähigkeit  unfAhig 
seien,  zuverlässige  Zeugenaussagen  abzugeben. 

In  der  Diskussion  halten  Puppe  und  Ungar  die  Versuche  nicht 
tflr  einwand  s  fr  ei. 

Den  Schluß  der  Sitzung  bildete  ein  Randgang  dnrch  die  Hinme  de» 
gerieh isärztUcfaen  Instiluls  und  eine  I>emonstrallun  besonderH  Inlereisanler 
^Spnrate  durch  ProL  Dr.Lesser,  welche  auch  noch  am  nächsten  Tage  fort- 
gesetzt wurden. 

Dr.  Alfons  Nich«-BreslBu. 

Verantwortl.Kedaktenr:  Dr.  Rapmnnd,  Beg.- n.  Geh.  Med.-Bat  tn  Minden L  W. 
3.  0.  0.  Bnuu,  HartogL  Bklu.  n.  t.  8eh.-U  Borbnchdraclnnl  In  lUndaa. 
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bilden.  Trotz  des  grösseren  Entgegenkommens  der  KQniglichen 
Staatsregiemng  in  bezog  auf  die  Kosten  wird  von  verschiedenen 
Seiten  eine  Ueberlastnng  der  G-emeinden  darch  das  G-eaetz  be- 
ffirchtet,  nnd  soll  diese  Befürchtung  znm  Teil  dnrch  den  angeb- 
lichen üebereifer  mancher  Kreisärzte  veranlasst  sein.  Demgegen- 
über m&chte  ich  gerade  an  dieser  Stelle  betonen,  dass  von  einem 
üebereifer  der  Medizin&lbeamten  nur  in  ausserordentlich  sel- 
tenen Fällen  die  Bede  sein  kann;  eher  dürfte  die  Besorgnis 
des  Gegenteils  gerechtfertigt  sein.  Denn  wenn  auch  die  Aufgaben 
und  die  Befugsiase  der  Kreisärzte  jetzt  eine  den  Anforderungen 
der  ßffentlichen  Qesundheitspflege  entsprechende  Erweiterung  er- 
fahren haben,  ao  ist  diese  doch  nur  nach  der  anregenden  Seite 
hin  erfolgt;  in  bezog  auf  die  Anordnung  und  Durchführung  sani- 
tftrer  Massregeln  sind  dagegea  den  Kreisärzten  dieselben  Sc^anben 
wie  früher  und  weit  engere  gezogen,  als  den  meisten  anderen 
Beamten,  namentlich  in  der  lokalen  Instanz.  Dass  solche  Schranken 
bestehen,  liegt  nicht  nur  im  ßffentlichen  Interesse  nnd  im  Interesse 
der  Bevölkerung,  sondern  auch  im  Interesse  der  Medizinalbeamten 
selbst;  eingedenk  dieser  Beschränkungen  lässt  sich  aber  jene 
Befürchtung  als  eine  durchaus  nnbegründete  bezeichnen.  M.  E. 
werden  ausserdem  die  bei  Durcbfilhraog  des  betreffenden  Gesetz- 
entwurfs entstehenden  Kosten  vielfach  Überschätzt;  ich  möchte 
sogar  glauben,  dass  durch  das  Entgegenkommen  der  Staatsregie- 
rung eher  eine  Ent-,  als  Belastung  der  Gemeinden  eintreten 
wird;  nm  so  mehr  würde  es  daher  zu  bedauern  sein,  wenn  das 
Gesetz  an  der  Kostenfrage  scheitern  sollte.  Wir  alle  haben  jeden- 
&lls  den  dringenden  Wunsch,  dass  dies  nicht  der  Fall  sein,  son- 
dern sich  ein  Weg  finden  möge,  der  zum  Ziele  führt.  Mit  Lesern 
bereits  im  Vorjahre  ausgesprochenen  Wnnsche  erOfine  ich  auch 
unsere  diesjährige  Hauptversammlung! 

(Lebhaftes  Bfarol) 

M.  H. !  Ehe  wir  in  die  Tagesordeung  eintreten,  habe  ich 
noch  die  Ehre,  als  Gäste  in  unserer  Mitte  begrüssen  zu  dürfen: 
H.  Ministerialdirektor  Dr.  Förster  als  Vertreter  des  Herrn 
Ministers,  H.  Eeg.-Rat  Dr.  Wutzdorf  als  Vertreter  des  Prfcii- 
denten  des  Beichsgesundheitsamts,  die  vortragenden  Bäte  H.  Ober- 
Med.'B&tDr.  Schmidtmann  und  H.  Geh.  Med.-Rat  Dr.  Dietrich 
sowie  H.  Landtagsabgeordneter  Landesrat  Schmedding.  Im  Namen 
des  Vereins  spreche  ich  Ihnen,  meine  hochverehrten  Herren,  unseren 
verbindlichsten  Dank  für  Ihr  Erscheinen  aus;  gleichzeitig  darf 
ich  wohl  H.  Ministerialdirektor  Dr.  Förster  bitten,  unseren 
Dank  auch  dem  Henn  Minister  übermitteln  zu  wollen. 

H.  Ministerialdirektor  Wirkl.  Geh.  Ob.-Reg.-Bat  Dr.  FOrflter- 
Berlin:  Ich  wollte  nur  einen  Augenblick  das  Wort  erbitten,  um 
dem  Herrn  Vorsitzenden  für  seine  freandlichen  Worte  zu  danken 
und  um  Sie,  m.  H.,  zugleich  im  Namen  des  Herrn  Ministers  zu 
begrüssen  und  herzlich  willkommen  zu  heissen.  Die  Fragen,  die 
Sie  seit  Jahren  in  Ihren  Hauptversammlungen  erörtert  haben, 
berühren  die  verschiedensten  Zweige  des  Gesundheitswesens,  und 
bei  den  vielen  Beziehungen,  die  zwischen  dem  Gesundheitswesen 
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nad  den  EÜnricbtnngen  anseres  g;eBainteii  SffentUcben  Lebens  be- 
stehen,  haben  Ihre  Arbeiten  und  Verhandlangen  aber  den  Bereich 
des  Medizinalwesens  hinana  auch  in  weiteren  Ereisen  Interesse, 
AnerkennoDg  und  —  das  darf  ich  hiiusufägfen  —  Beachtung;  ge- 
funden. Ich  erinnere  mich  aus  der  Zeit,  als  vir  noch  mit  dem 
Kreisarztgesetz  beschäftigt  waren,  dass  wir  sowohl  bei  den  Yor- 
bereitungen,  als  auch  bei  der  Ausführung  dieses  Gesetzes  vielfach 
schitzenswerte  Fingerzeige,  Anregungen  und  Hinweise  in  Ihren 
Verhandlongen  nnd  Arbeiten  gefanden  bähen. 

unsere  Arbeiten,  m.  H.,  haben  ja  einen  gemeinsamen  Gegen- 
stand nnd  ein  gemeinsames  Ziel:  Der  Gegenstand  ist  die  Sorge 
um  die  Öffentliche  Gesundheit,  nnd  das  Ziel,  das  uns  alle  vereint 
nnd  nach  dem  wir  alle  streben  und  streben  mfissen,  ist  die  Fest- 
stellnng  und  Pflege  der  Bedingungen  dieser  Gesundheit,  der  Be- 
dingungen ihrer  Erhaltung  and  ihrer  Wiederherstellong,  wenn  sie 
durch  Infektionskrankheiten  oder  sonstige  Ursachen  gestört  ist. 
Das,  m.  H.,  ist  der  Ausgangspunkt  nnd  Endpunkt,  das  ist  in  der 
Hauptsache  das  Ziel  und  der  Inhalt  aller  unserer  Bestrebungen 
auf  medizinalem  Gebiete.  Ich  wünsche,  m.  H.,  dass  Ihre  Ver- 
handlnngen  auch  in  diesem  Jahre  in  diesem  Sinne  verlaufeD  nnd 
daza  beitragen  mögen,  den  Stand  unseres  Geaandheitswesens  zu 
heben  and  zu  bessern. 

(Lebhaftes  Bravo  I) 

Vorsitzender:  Sehr  verehrter  Herr  Uinisterialdirektor! 
FOr  die  aasserordentlich  liebenswQrdigen  Begrflastingsworte  bitte 
ich  unseren  herzlichsten  Dank  entgegenznaehmea. 

Wir  treten  nunmehr  in  die  Tagesordnung  ein. 


II.  GesehSfts-  miiJ  Kassinbirlebt;  Wahl  dir 
Kassenriilsirii. 

Kreisarzt  u.  Ued.-Bat  Dr.  Fielitz-Halle  a./S.,  SchriftflUirer: 
H.  H.I  Ea  ist  sät  der  letzten  Hauptversammlung  zunächst  zu 
berichten,  dass  der  Vorstand  Ihrem  allgemeinen  Wunsche  ent- 
sprechend an  den  Herrn  Minister  eine  Petition  eingereicht 
hat  mit  der  Bitte,  die  Pensionsverhftltnisse  der  nicht  vollbesoldeten 
Ereia&rzte  in  der  Weise  regeln  zu  wollen,  dass  diese  in  Zukunft 
nadi  den  S&tzeu  der  gleichaltrigen  vollbesoldeten  Kreis&rzte  pen- 
sionirt  werden.  Hoffentlich  findet  diese  Bitte  beim  Herrn  Minister 
ein -geneigtes  Ohr! 

Was  die  Mitgliederzahl  anbetrifft,  so  betrag  diese  bei 
der  letzten  Versammlung  892;  davon  sind  iazwischen  ausgeschieden 
22,  gestorben  11,  zusammen  33.  Neu  eingetreten  sind  bis  jetzt 
33,  80  dass  ein  Bestand  von  881  verbleibt.  Verstorben  sind 
folgende  Kollegen: 

Dr.  Brill,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Esohwege. 

-  HsDninir,  Kreisarzt  in  Belgard  (Persante). 

-  Klinge  In  äfer,  Kreisarzt  in  Weaterburg  (Reg.-Bez.  Wiesbaden). 
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Dr.  Mors,  Kreiaant  u.  Qeh.  Med.-Rat  in  MUhlheim  a.jRh. 

-  Sohirmeyer,  Kreia&rat^u.  Med.-Rat  in  Osnabrück. 

-  Sohubmehl,  Sreisarzt  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  St.  Wandel. 

-  Sohwienhorst,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Süohteln. 

-  Peters,  Geh.  Med.-Rat  in  Obormk. 

-  Vogel,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Potsdam  (früher  in  Stade). 

-  Wenglar,  Kroisarzt  u.  Med.-Rat  in  Gättingen. 

-  Zimmer,  prakt.  Arzt  in  Rixdorf,  staatsärztl.  approb. 

Vorsitzender:  M.  H.I  Leider  ist  wieder  eine  groase  Beihe 
Ton  EoUef^eu  in  der  kurzen  Zeit  aeit  September  Torigen  Jahres 
ans  oBBerer  Mitte  geschieden,  d&nmter  nicht  venige,  die  vir 
h&oflg  hier  begrflsst,  und  die  mit  ans  gfearbeitet  haben.  Ich  darf 
Sie  vohl  bitten,  zum  Andenken  der  Terstorhenen  sich  von  Ihren 
Plätzen  zn  erheben  1 

(Geschieht) 

SchriftfOhrer:  U.  H.I  Ich  gehe  nun  znm  Easaenbericht 
fiber.  Wir  haben  Im  Jahre  1903  eingenommen:  an  Beitrfigeo 
12926, —  M.,  an  Zinsen  111,83  M.,  aaaaerdem  sind  noch  an  Bei- 
trigen  rflckatindig  474  Mark,  ao  dass  die  Geaamtsnmme 
18511,33  Mark  beträgt. 

Demgegenftber  steht  eine  Ausgabe  von  13322,56  Mark; 
es  bleibt  demnach  ein  üeberschnss  von  188,77  Mark,  durch  den 
sich  der  Vermügensbestand  am  Schlnss  des  letzten  Berichtsjahrea 
(1484,45  Mark)  aaf  1678,22  Mark  erhöht.  Dieaer  Bestand  setzt 
sich  zDsammen  aus  einem  Barvermögen  von  828,22  Mark  nnd  aas 
rflckatftndigen  Beiträgen  in  der  Höhe  von  850  Mark. 

H.  H.I  Der  verhältnismässig  hohe  Betrag  an  Besten  gibt 
mir  Veranlassong,  aach  diesmal  den  Wanech  ansznsprechen,  die 
Beiträge  mOzUchst  rechtzeitig  nnd  die  noch  rflckständigen  Bei- 
träge recht  bald  nnd  zwar  an  mich,  nicht  mehr  an  den  Vor- 
sitzenden einzQschicken  nnd  aach  nicht  mehr  bei  der  Post  zn 
abonnieren;  denn  dadurch  entstehen  nur  viel  Weitlänfigkeiten 
sowohl  fftr  die  EassenfOhrnng,  wie  fDr  die  Abrechnung  mit  der 
Verlagabuchhandlnng. 

Ich  bitte  sodann,  dass  zwei  ReTiaoren  bestimmt  werden,  um 
die  Easae  zn  prflfen. 

Vorsitzender:  Ich  schlage  zn  Eassenrevisoren  die  Herren 
Ereiaärzte  Dr.  Elnge-Wolmiratedt  und  Dr.  Herrmann-Bittco^eld 
Tor,  die  aich  zur  Uebemahme  der  Beviaion  bereit  erklärt  haben. 

(ZnstimmiiDg.) 
M.  H.I  Wir  wQrden  jetzt  eigentlich  zur  Beratung  Aber  die 
Satzungen  kommen;  ich  schlage  Ihnen  jedoch  vor,  dass  wir  diese 
Beratung  zunächst  aussetzen  und  sie  entweder  am  Schlnss  onaerer 
hentigen  Sitzong,  wenn  wir  noch  genügend  Zeit  übrig  behalten, 
oder  erat  morgen  vomefamen.  Es  empfiehlt  sich  dies,  da  wir  früher, 
als  beabsichtigt  war,  zn  der  Besichtigung  der  Auaatellnng  fOr 
Arbeiter -WoU&ihrtapSege  in  Charlottenburg  fahren  mfissen,  damit 
die  Mitglieder  rechtzeitig  ins  Eönigliche  Schauspielhaus  gehen 
können,  zu  dem  Se.  Exzellenz,  der  H.  Generalintendant  t.  Hülaen, 
dem  Verein  in  liebenswürdiger  Weiae  eine  erhebliche  Anzahl  von 
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Billeta  zur  TerRlgnnsr  gestellt  hat,  wofür  ich  Ihm  audi  an  dieaer 
Stelle  noch  onBeren  besonderen  Dank  aaaapreche.  —  Ich  finge 
3ie  nan,  ob  Sie  mit  meinem  Torachlage  einventanden  sind? 
(ZnBtiiQiiiiuig.) 
Dann  erteile  ich  H.  Prof.  Dr.  Aschaffenharg  daa  Wort 

III.  QncrnlaBtoB  Dfld  Psudfl^jDflriilaifM. 

H.  Profeaaor  Dr.  AschafTenbarg- Halle:  M.  H.1  Li  der 
Allgemeinen  Gerichtsordnung  fflr  die  prenssisehen 
Staaten  vom  6.  Juli  1798  aind  genane  Vorschriften  d&rflber 
gegeben  -worden,  auf  velchem  Wege  und  in  welcher  Weise  die 
Gwichte  mit  solchen  Leaten  fertig  werden  kOnnen,  die  sie  durch 
dauernde  Beschwerden  belAstigen.  Der  jetzt  noch  giltige  §  30 
der  allgemeinen  O^erichtsordnung,  Teil  3,  Titel  I,  lautet: 

„Diejenigen  Parteien,  welche  Bieli  der  Torgeechriebenen  Ordnung  nicht 
nnterwerten,  sondern  entweder  die  EoUegia  und  deren  Torgesetzte  mit  offenbar 
BTiuidlosen  nnd  widerrechtlichen  Beschwerden  gegen  bessere  Wissenschaft  and 
üebetzeDgnug  belästigen,  oder,  nachdem  sie  mres  Unrechts  gehörig  bedeutet 
worden,  mit  ihren  Klagen  dennoch  fortfuhren  und  durch  wiederholtes  nnge- 
stflmes  Supplizieren  etwas,  so  gegen  Becht  und  Ordnung  ist,  durchzusetzoD 
nnd  ZD  erzwingen  suchen,  oder  oio  endlich  gar  daa  Jostizdepartement  oder 
Seiner  königlichen  Majestät  Allerhöchste  Person  mit  falschen  oder  unrichtigen 
Darstellungen  ihrer  Angelegenheiten  oder  mit  nnwahren  oder  erdichteten  Be- 
schnldlgungen  oder  Teronglimpfnn^^en  der  Eollegiea  und  Gerichte  zu  behelligeD 
sich  unterfangen,  sollen  ab  mntmllige  oder  biühafte  Querulanten  ange- 
sehen, ihnen  der  Prozeß  gemacht  und  über  ihre  Bestrafung  rechtlich  erkaüit 
werden.' 

Ich  weiss  nicht,  ob  und  wieweit  der  Paragraph  flberhanpt 
jetzt  noch  Anwendung  findet.  Diese  weite  und  rein  formale  T7m- 
grenznng  dea  Begriffes  «Qaemlant'  erschwert  aber  die  schnelle 
und  klare  medizinische  Beorteilang  der  durch  die  Qaeralanten 
vertretenen  Typen.  Bei  näherer  Betrachtang  stellt  sich  heraus, 
dass  unter  diesen  Leuten  eine  ganze  Anzahl  von  Personen  sind, 
die  man  ohne  weiteres  als  geisteskrank  bezeichnen  muss;  aber 
man  kann  weiter  auch  feststellen,  dass  daa  Querulieren  an  und 
für  sich  kein  Beweis  geistiger  Stfimng  sein  muss,  daaa  man  alao 
in  jedem  Fall  Terpfiichtet  ist,  der  eigentlichen  Krankheit  zu- 
grunde ZQ  gehen  und  sich  nicht  darauf  zo  besckrftnken,  einfach 
das  Symptom  des  Queralierens  zu  diagnostizieren. 

Die  Querulanten,  ganz  allgemein  genommen,  scheiden  aich  in 
zwei  Gruppen.  Die  einen  sind  kranke  Individuen,  d.  fa.  ausge- 
sprochene Geisteskranke,  die  anderen  prozesssfichtige  Erakehler, 
Bedithaber.  Aber  auch  die  erste  Gruppe,  die  der  wirklich  Kranken, 
ist  nicht  ohne  weiteres  aU  einheitlich  zn  bezeichnen;  sie  um&sst 
vielmehr  ebenfalls  zwei  verschieden  Formen  geiatiger  Erkrankung: 
die  eine  besteht  ans  den  an  Qneralantenwahn  im  engeren 
Sinne  leidenden,  die  andere  ans  Personen,  bei  denen  das  Quera- 
lieren  nur  ein  Symptom  einer  zngruude  liegenden  Krankheit  ist. 
Bei  allen  möglichen  Psychosen  kann  nftmlich  linger  andanemdea, 
sieh  unter  Umst&nden  Jahre  lang  fortsetzendes  Qaemlieren  eines 
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der  wichtigsten  Symptome,  ein  EaaptBymptom  sein;  ao  z.  B.  bei 
angeborenem  Schvacbainn.  leb  habe  vor  längeren  Jahrea 
Gelegenheit  gehabt,  einen  Fall  zu  begutachten,  bei  dem  Yoa  vorn- 
herein der  Verdacht  des  Querulantenwahns  sehr  nahe  lag.  Als 
mir  die  Akten  zugestellt  wurden,  ergab  eine  äfichtige  Sch&tzong, 
daes  es  weit  über  200  Aktenfaszikel  wai-en.  Seit  Jahren  war  der 
Mann  nicht  aus  den  Gerichtssälen  beransgekommen.  Er  hatte 
teils  absichtlich,  oft  wohl  auch  unabsichtlich  kleine  Feldfrevel  und 
Flurschäden  begangen  und  war  infolgedessen  in  dauernden  Kon- 
flikt mit  den  Behörden  geraten.  Jedes  einzelne  der  Urteile  griis 
er  sofort  an;  wie  ein  richtiger  Querulant  bezeichnete  er  den 
Bflrgenneister  seines  Ortes  ood  die  Polizei  als  seine  Feinde. 
Gegen  jedes  Urteil  wurde  appelliert.  Aber  es  fehlte,  wie  sich  bei 
genauer  Betrachtung  herausstellte,  dem  ganzen  der  Zog,  der  f&r 
den  Qaerulantenwahn  charakteristisch  ist,  die  wahnhafte  Syste- 
matisierang.  Der  Kranke  ging  nie  so  weit,  Zweifel  in  die  Ge- 
rechtigkeit der  höheren  Instanzen  zu  setzen,  ging  nicht  daza 
Aber,  Eingaben  an  den  Landesherm,  an  die  Kammern  zu  machen. 
Kein  Aufruf  in  den  Blättern,  keine  gewalttätige  Selbstbilfe.  Und 
endlich  ein  ganz  besonders  wichtiger  Zug:  er  wünschte  selbst, 
fOr  geisteskrank  erklärt  zu  werden,  am  dann  seine  Gegner,  Polizei 
and  Bflrgermeister,  leichter  und  ungestraft  chikanieren  zu  kOnnen. 
—  Die  Untersuchung  ergab,  dass  es  sich  bei  ihm  um  einen  ziem- 
lich erheblichen,  angeborenen  Schwachsinn  bandelte;  er  wurde 
daraufhin  schliesBlich  entmfindigt.  Wir  aber  werden  durch  diesen 
Fall  nachdröcklicbst  darauf  hingewiesen,  dass  das  Qaerulieren  nnr 
ein  Symptom  ist,  nicht  die  eigentliche  Krankheit. 

Dass  man  nicht  ohne  weiteres  ans  der  Zahl  der  Akten,  aas 
der  Menge  der  Eingaben  nnd  deren  Umfang  schliesaen  darf,  der 
Betreffende  sei  ein  geisteskranker  Qnerulant,  das  hat  seinerzeit 
schon  S  c  hü  1  e ,  der  badische  Psychiater,  bei  Begutachtung  des  Falles 
Hegelmaier,  bei  dem  die  A^en  mehr  als  einen  Zentner  gewogen 
haben,  ausgesprochen;  darauf  kommt  es  gar  nicht  an,  wenn  nicht 
die  Krankheit:  Querulantenwahn  nachgewiesen  werden  kann. 

In  den  letzten  Jahi'en  ist  wiederholt  darauf  anfinerksam  ge- 
macht worden,  dass  ausser  bei  angeborenem  Schwachsinn,  andi 
bei  der  als  Dementia  praecox  bezeichneten  Psychose  häufig 
Querulieren  als  Symptom  auftritt.  Besonders  Elstner  (Zürich) 
hat  eine  interessante  Kasnistik  solcher  Fälle  veröffentlicht.  Ich 
habe  selbst  mehrere  derartige  Kranke  beobachtet,  die  bei  dem  ersten 
Anblick  durchaus  den  Eindruck  des  Querulanten  machten;  erat 
nach  sorgfältigen  Kachforschnngen  Hess  sich  feststellen,  dass  anch 
hier  das  Querulieren  nur  Symptom  der  Dementia  praecox  war.  Ich 
habe  es  auch  in  einem  Falle  ziemlich  plötzlich  und  unmotiviert 
aufhören  sehen. 

Das  Quemlieren  kann  auch  bei  Hysterie  vorkommen,  nnd 
hier  ist  die  Entstehung  des  Symptomes  wohl  begreiflich.  Wir 
kennen  alle  die  ungebeure  Ueberpflndlichkeit  der  Hysterisehen, 
die  Neigung,  sich  selbst  in  den  Vordergrund  zu  stellen,  und  das 
geringe  Verständnis  für  die  Intereesen  anderer.     So  kommt  es, 
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dftBB  sie,  acknApfend  an  ein  irgendvie  erlittenes  Unrecht,  du  de, 
nindettenB  eabjektiv,  erlitten  za  haben  glauben,  qaerDlieren;  oid 
qaenüieren,  wie  nur  je  ein  Qaenilant.  Aber  auch  in  diesen  Fftllea 
fehlt  immer  der  Zag  allgemeiner  vahnhafter  Terarbeitong  aller 
Erlebnisse  nad  Ereignisse. 

Endlich  habe  ich  in  der  letzten  Zeit  auch  Gelegenheit  ge- 
habt, bei  Epileptikern  anzweifelhaft  Qaerolieren  in  einer  Weise 
za  beobachtei),  dass  den  Akten  nach  ohne  weiteres  der  Verdacht 
des  Qaernlantenwahnes  auftauchen  musste.  Die  Eingaben  in  der 
flblichen  Form,  mit  genauer  Einhaltang  der  juriatisoben  Forma- 
litäten, die  Paragraphenzitierungen  usw.,  die  Leidenschaftlichkeit 
der  Entgegnungen,  die  ünbelebrbarkeit,  von  all  dem  fehlte  nichts. 

Die  letzte  Form  der  Erkrankung,  bei  dem  ich  das  Quera- 
lieren  als  Symptom  beobachtete,  war  die  arteriosklerotische 
Demenz;  allerdings  ist  mir  das  nur  einmal  begegnet.  Bei  einem 
Hanne,  der  von  anderer  Seite  fSr  einen  Qaeriüantea  gehalten 
worden  war,  stellte  sich  heraus,  dass  es  sich  um  arteriosklerotiBche 
Demenz  handelte. 

In  allen  diesen  Fällen  haben  wir  qaernlierende  Geistes- 
kranke  vor  uns.  Aber  wir  müssen  diese  Fälle  scheiden  von  den 
eigentlichen  Querulanten,  die  an  Queralantenwahn  leiden,  um 
nicht  das  klare  Bild  des  Qaerulantenwahns  selbst  zu  verwischen, 
01^  am  ans  davor  zu  hüten,  den  Qaerolantenwahn  als  etwas  Heil- 
bares anzusehen,  weil  bei  jenen  Kranken  unter  Umständen  ziem- 
lick  pllitzlich  der  ganze  Sjmptomkomenplex  wechseln  kann,  dem 
Orundleiden  entsprechend.  — 

Den  Fällen  ausgesprochener  geistiger  Erkrankung  gegenüber 
stehen  die  geistig  gesunden  Querulierenden.  Ich  will 
ohne  weiteres  voransschickeu:  der  Ausdruck  „geistig  gesund" 
verdient  vielleicht  mit  einem  Fragezeichen  versehen  zu  werden; 
denn  psychisch  ganz  intakt  sind  wohl  die  meisten  dieser  Leute 
auch  nicht.  Es  sind  z.  T.  Psychopathen,  z.  T.  leicht  schwach- 
ainnige,  in  jedem  Fall  besonders  reizbare  und  empfindliche 
Menschen,  die  entschieden  nicht  verdienen,  mit  dem  normalen 
Mass  gemessen  zu  werden,  die  auf  der  andern  Seite  aber  auch 
zweifellos  nicht  in  das  Gebiet  der  eigentlichen  Geisteskrank- 
heit fidlen. 

Diese  geistig  gesunden  Querulanten  lassen  sieh  in  zwei 
Gruppen  scheiden.  Die  eine  besteht  aus  Erakehlern,  streit- 
süchtigen and  kampfesfrohen  Naturen.  Bei  ausserordentlich  grosser 
Empfindlichkeit,  sobald  sie  glaaben,  daas  jemand  ihren  eigenen 
Interessen  nahe  tritt,  rücksichtslos  gegen  die  Empfindungen  and 
Interessen  anderer,  meist  etwas  reicUich  selbstbewusst,  selbst 
s6hr  reizbar,  aber  stets  bereit,  den  Gegner  mit  recht  derben 
Fäosten  anzufassen,  geraten  sie  bald  mit  aller  Welt  in  ^nflikt. 
Bei  ihnen  wechselt  das  Streitobjekt  von  Tag  zu  Tag,  von  Woche 
zn  Woche,  von  Jahr  za  Jahr.  Eine  solche  eigenartige  Persönlich- 
keit war  vor  einigen  Jahren  längere  Zeit,  aach  von  ärztlichen  — 
allerdings  nicht  psychiatrischen  —  Sachverständigen,  als  Qaeni- 
lant (im  Sinne  des  Qaerulantenwahns)  erklärt  ,wordenL.l!i4,<toeh 
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IJTflBftrzte  dann  festgestellt  wnrde,  dass  es  sieh  tatafteUielt  nicht 
am  vahnliafte  Beeintrftchti^iuigBideen  handelte,  wmdflni  am  eine 
zaweilen  berechtigte,  oft  vohl  auch  imberechtigte  Üeberempflnd- 
lichkeit,  die  bei  ausgeprägtem  SelbatbewaBtsein  immer  wieder  zu 
neuen  Reibereien  und  Prozessen  Änlass  gab. 

Solchen  Typen  gegenüber  steht  eine  ganz  andere  Omppe, 
die  der  Hartkftpfe,  Menschen,  die  mit  verzweifelter  ZÜigkeit 
ihren  Kampf  nms  Recht  dorchfflhren.  Sie  haben  alle  einmal 
Unrecht  erlitten  j  dies  unrecht  kann  unter  ümBt&nden  nor  ganz 
geringfDgig  sein,  es  kann  anter  Umstfinden  sogar  berechtigten 
Zweifeln  onterliegen,  ob  ihnen  ohjektir  wirklich  ein  Unrecht  ge- 
schehen ist,  —  jeden&lls  sind  sie  alle  fest  davon  fiberzeagt,  dass 
man  ihnen  einmal  in  irgend  einer  Weise,  besonders  von  Seiten 
der  Qerichte  oder  der  Behörden  za  nahe  getreten  ist.  Und  Don 
ftäatia  sie  den  Kampf  ama  Recht  onerbittlich ;  erbittert  nnd 
verbittert,  onbekfimmert,  ob  sie  sich  selbst  dadurch  sch&digen, 
kAmpfen  sie  am  ihre  Behabilitierong,  am  ihr  Recht.  Aber  — 
and  darin  anterscheiden  sie  sich  prinzipiell  von  den  geisteskranken 
Qaenüanten  —  sie  sind  belehrbar,  das  Ende  des  Kampfes  ist 
mSglich;  dadarcb,  dass  sie  entweder  den  Sieg  erringen  —  das 
kommt  ja  anch  gelegentlich  vor  — ,  oder  das  sie  von  ihrem  un- 
recht überzeugt  werden.  Eine  ganz  charakteristische  literarische 
Schilderang  findet  sieb  in  Kleists  „Uicbael  Kohlhas,"  und  genau 
ebenso  ist  Taras  Barabola  in  „Ein  Kampf  ams  Recht*  von  Karl 
Emil  Franzos  za  beurteilen.  Beide  Male  handelt  es  sich  um 
ein  ganz  typisches  hartnäckicres  Erkämpfen  des  Rechts,  um  die 
spftte  Einsicht  in  das  eigne  Unrecht  und  um  vollständigste  Kor- 
rektur der  irrtümlichen  Vorstellangen.  Gerade  dadurch  unter- 
scheiden sie  sich,  wie  ich  im  Gegensatz  zu  Krafft-Ebing,  der 
den  ersten  Fall  zu  den  Querulanten  redinet,  annehmen  mass,  von 
den  Qaerulanteo. 

Ist  nan  aber  —  and  diese  Meinung  ist  oft  genug  anfgetancht 
—  die  Entscheidung,  ob  jemand  an  Queralantenwahn  leidet,  davon 
abhängig  zu  machen,  dass  man  nntersncht,  ob  er  im  Recht  ist? 
Mass  die  objektive  Vorfrage  untersacht  werdeuP  Auch  seitens 
einiger  Psychiater  ist  die  prinzipielle  Forderung  aufgestellt  worden, 
in  jedem  Falle  festzustellen,  ob  nicht  tatsächlich  der  Betrefiende 
im  Recht  ist.  Nun  werden  wir  oft  genug  zugeben  müssen,  wenn 
wir  die  Akten  von  Qaerulanten  durchsehen,  dass  ihnen  Unrecht 
geschehen  ist.  Bei  irgend  einer  Gelegenheit  ist  auf  einen  ihrer 
Beweisantrftge  nicht  eingegangen  worden,  es  ist  etwas  nicht  unter- 
sucht worden,  was,  wenn  au^  für  die  Sachlage  meist  vSllig  an- 
wesentlich,  doch  hätte  besser  untersucht  werden  kSnnen.  Ich  kenne 
kaum  die  Akten  eines  älteren  Querulanten,  bei  denen  ich  nicht 
an  irgend  einer  Stelle  fand,  hier  ist  dem  Betreffenden  Unrecht 
geschehen,  ein  Unrecht,  dass  in  der  Regel  gar  keinen  Einflaas 
aaf  die  Entscheidungen  gehabt  hat,  aber  immerhin  ein  Unrecht. 
Wir  kämen  also  dazu,  wenn  es  sich  nnr  nm  die  objektive  Tor- 
frage handelte,  allen.^  solchen  Leuten'lein  Beefat  za  Qaerolieren 
zuzoerkennen,  sie  nidit  fftr  krank  «-klären  zu  müpseoi  atwr  wir 
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kftmen  damit  auf  einen  falschen  Weg.    Ich  darf  wohl  ein  Bei- 
spiel zitieren: 

Einer  meiner  Qnerolanten,  der  begnUchtet  «erden  sollte,  «eil  er  mit 
seiner  Stieftochter  Unzncht  getrieben  hatte,  kl&gte  in  allen  seinen  Eingaben 
dauernd,  der  Bflrgermeiatei  des  Ortes  sei  ein  Hallnnke,  er  habe  Unter- 
schlagungen begangen  usw.  Dem  Sürgermeister  wnrde  seitens  der  vorgesetzten 
Behörde  in  den  verschiedensten  Prozessen  das  Zeugnis  ausgestellt,  er  sei  einer 
der  besten  nod  tüchtigsten  Beamten,  die  angestellt  seien.  £ines  schOnen 
Tages  aber  wurde  festgestellt,  dass  er  tatsächlich  Unterschlagungen  begangen 
hatte;  er  wnrde  za  2'/x  Jahren  Zuchthaus  wegen  Urkundenf^chung  nnd 
Unterschlagung  verurteilt.  Als  ich  unaerm  Querulanten  den  Zeitungsbericht 
vorlas,  strahlte  er  vor  Freude,  fuhr  dann  aber  gleich  fort :  ,Nod  habe  ich  ihn 
noch  wegen  Heineids." 

Diese  Bemerkung'  gibt  uns  den  SchlfiBsel  zam  Verfit&ndnis 
des  QaemlantenwahnB ;  der  Qaerulant  findet  den  Stoff  zam  Qnem- 
lieren  nicht  in  den  änsBeren  Änlftsaen  —  denn  dann  mflsste  das 
QoendiereD  aofhSren,  sobald  er  Becht  bekommen  hätte  — ,  son- 
dern er  findet  ihn  in  sich  selbst  tmd  in  seiner  Stellang  znr  Welt, 
in  seinem  Wahn.  Dieser  fälscht  die  Anflüasanog  aller  Torgfinge 
and  Ereignisse.  So  kommt  es,  dass  jede  dem  Kranken  angttnst^e 
Aassage  sofort  za  einer  meineidigen  -wird,  dass  jeder  Richter,  der 
irgendwie  gegen  ihn  arteilt,  als  bestochen  gilt,  dass  jeder  Arzt, 
der  sich  gegen  ihn  ausspricht,  im  Dienste  der  Gegenpartei  steht; 
knrz  allmählich  wandelt  sich  alles,  was  in  ihm  nnd  am  ihn  vor- 
geht, im  Sinne  seines  einheitlichen  Wahnsystems  nm. 

Ich  habe  Gelegenheit  gehabt,  folgenden  Fall  zn  beobachten: 

Bei  einem  Quemlanten,  der  bereits  seit  16  Jahren  querulierte,  war  der 
Aasgang  seiner  Querelen  die  angeblich  anberechtigte  Pfändong  wegen  Nicht- 
bezahlnng  einer  Schuld.  Nach  Ib  Jahren  äusserte  er  in  meinem  Beisein 
plötzlich,  die  Hutter  habe  überhaupt  die  Schuld  bezahlt,  eine  Behauptung,  die 
in  den  15  Jahren  nicht  aufgetreten,  also  sicher  auch  nicht  berechtigt  war. 
Und  als  ich  nun  gegen  diesen  Einwand  geltend  machte,  warnm  er  das  nicht 
schon  früher  gesagt  hatte,  meinte  er:  die  Zengen  sollen  nnr  beschwören,  dafi 
es  nicht  so  ist. 

Der  Kranke  schob  somit  die  Beweislast  einfach  den  Gegnern 
zu,  weil  er  wohl  an  deren  Glaabbaftigkeit,  nicht  aber  an  der 
Bichtigkeit  seiner  Ideen  zweifelte.  Auf  diese  Weise  kommt  ein 
solcher  Kranker  natOrlich  immer  za  der  AofFaasang:  alle  die 
irgendetwas  sagen,  was  seiner  üeberzeugung  widerspricht,  sind 
Lflgner,  sind  seine  Feinde,  stehen  in  einem  bestimmten  Bunde 
miteinander.  Er  glaubt  felsenfest  an  seine  Beweise,  nnd  infolge- 
dessen kann  er  unmöglich  sich  in  den  Gedankengang  seiner 
Gegner  hineinversetzen.  Er  zerlegt  seine  ganze  Umgebnng  and 
alle,  mit  denen  er  in  Berfihrung  kommt,  in  zwei  grosse  Gmppen: 
auf  der  einen  Seite  stehen  seine  Freunde,  anf  der  andern  Seite 
seine  Gegner,  und  in  der  Uitte  —  das  ist  sehr  wesentlich  — 
steht  er  selbst.  Denn  alle  Quemlanten,  ausnahmslos,  haben  eine 
besondere  Neigung  zur  Empfindlichkeit;  sie  sind  meistens  sehr 
reizbar,  nicht  gar  so  selten  auch  etwas  geistesschwach,  aber  stets 
stehen  sie  so  im  Mittelpunkt,  dass  die  ganze  Welt  nnr  in  zwei 
Teile  geteilt  werden  kann,  aod  dass  die  Grappe  der  Gegner 
progresBiv  wächst.  Wer  je  an  dem  Becht  des  Qaeralanten 
zwufelt,  wird  sofort  der  Gruppe  der  Gegner  zageschrieben.    So 
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nimmt  der  Wahn  ellmfthlich  auch  immer  bedeutendere  Dimenrionoi 
an.  Der  Kranke  spricht  nicht  etwa  mehr  von  der  Beeintxilchtig;aner 
seiner  harmlosen  kleinen  Bechte,  soßdem  von  .Staatsbetm;'', 
.öffentlichem  Meachelmord',  „VerBchwörang",  nJastizmord*  asw. 
Sie,  m.  H.,  kennen  ja  alle  diese  Aasdracke,  von  denen  es  in  den 
SchriftBtQcken  der  Qaerolanten  wimmelt. 

Diese  Selbsttiberschfitzangf,  die  die  Querulanten  zu 
haben  pfleg:eu,  gibt  sich  auch  dadurch  kand,  dasa  sie  ausserordent- 
lich geneigt  sind,  in  Kedewendungen  zu  sprechen,  die  sie  ursprüng- 
lich nicht  beherrschen.  Sie  zitieren  ^e  Paragraphen  wie  ein 
ge&bter  Rechtsanwalt,  sie  bringen  hänfig  ganz  gescMckte  Anezflge 
ans  Beichsgerichtsentscheidnngen  vor.  Allerdings,  wenn  man  der 
Sache  auf  den  3rand  geht,  stellt  sich  oft  heraus,  dass  sie  das 
alles  gar  nicht  wirklich  verarbeitet  haben  und  nur  mechaniseb 
reproduzieren.  Immerhin  lässt  sich  nicht  leugnen,  dasa  die  In- 
telligenteren von  ihnen  auch  in  der  Lage  sind,  wirklich  daa 
juristische  Material  ihres  Bechtsstreites  vOllig:  zu  beherrschen. 

In  der  eigentümlichen  Selbstttberscbfttzang  kommen  sie  za 
AeuBserungen,  die  ganz  unverkeunbar  den  Charakter  des  Patho- 
logischen tragen.  Der  vorhin  erwähnte  Mann,  der  wegen  zweifel- 
loser Blutsclunde  in  üntersnchang  stand,  bezeichnete  sich  in 
seinen  Eingaben  immer  als  einen  „Ehrenmann,  auf  den  die  Ge- 
meinde ato&  sein  könne". 

Wenn  es  sich  bei  dem  Querulautenwahn  um  eine  Krankheit 
im  engeren  Sinne,  nicht  um  Krankheitasymptome  handelt,  bo  muss 
die  Krankheit  auch  ihren  bestimmten  typischen  Terlanf  haben, 
und  den  finden  wir  bei  jedem  einzelnen  Qaemlanten.  Wir  eeheo, 
wie  allmählich  die  Erkrankung  fortschreitet,  sich  ausbildet,  an- 
wachst Aas  meiner  Erfahrung  darf  ich  wohl  noch  einen  Fall 
zitieren : 

Ein  kleiner  Baner  hatte  durch  die  völlig  gerechtfertigte  Pfändung  eines 
Ackers  einen  Schaden  erlitten,  den  er  selbst  —  wahrscheinlich  wohl  zq  hoch  ^ 
von  Tomherein  auf  200  M.  bezifferte.  Im  Laufe  seiner  fortdaaerndcn  Eingaben 
SD  die  Gerichte  wuchs  allmählich  diese  Summe  von  200  bis  auf  600  M. ;  als 
man  ihm  nun  nachwies,  er  habe  tot  10  Jahren  nur  200  H.  beansprucht,  er- 
klärte er  einfach :  dann  habe  mau  die  Zahlen  gefälscht.  Es  gab  für  ihn  gar 
keine  HOglichkeit,  einen  Irrtum  seinerseits  zuzugeben.  Er  hatte  ein  Vermögen 
von  2000  Oulden  besessen,  das  er  zum  TeU  durch  schlechte  Wirtschaft  ver- 
loren hatte.  Er  (tkhrte  aber  natürlich  den  Verlust  des  Vermögens  auf  die 
Schädigung  EurQck,  die  er  durch  die  Pfändung,  durch  seine  Feinde  usw.  er- 
litten hatte.  Im  Laufe  der  Jahre  wurden  aus  2000  Oulden  10000  M.,  und 
achliefiUch  verlangte  er  von  dem  Qericht  inklusive  Schadenersatz  für  idle 
.gefühllose  Behandlung",  wie  er  zu  sagen  pflegte  ^  man  hatte  ihn  einmal 
wegen  Diebstahls  eingesperrt  — ,  60000  M.  Er  war  außer  stände,  diese  For- 
derung näher  zu  motivieren.  Sie  kehrte  in  allen  seinen  Schriftstücken  guu 
stereotyp  wieder,  und  er  endete  immer  damit,  so  viel  sei  doch  das  wenigste, 
was  man  für  diese  langjährige  Quälerei  verlangen  kQnne. 

Wie  ist  denn  nun  das  Ende  des  QnerulantenwahnsF 
Schliesslich  muss  doch  dieses  Fortedireiten  ein  Ende  haben.  Das 
normale  Ende,  wenn  ich  es  so  nennen  darf,  ist  ein  allm&hliehes 
geistiges  Schwftcherwerdeu;  nicht  bis  zu  einem  Grade,  daas  man 
den  Betreffenden  direkt  als  schwachsinnig  oder  blödsinnig  bezeieh- 
'en  könnte;  aber  allmählich,  im  Lsnfe  der  Jahre,  besonders  mit 
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dem  Torrftekeaden  Alter  —  meist  beginnt  das  QaernUeren  im  vor- 
gesdtrittenrai  Hannesalter  —  findet  sicli  ein  Absinken  der  £nerg:ie. 
Die  Kranken  verteidigen  ifar  Reckt  nicht  mehr  wie  nrsprttnglidi 
mit  grosser  Leidenschaftlichkeit;  sie  begnttgen  sich  damit,  alle 
Woche  1  bis  2  meist  Tortwörtlich  gleiche  Mngaben  zu  machen; 
kommt  dann  irgend  eine  Antwort  vom  Gericht,  so  gibt  es  viel- 
leicht 1,  2  Tage  eine  grCssere  Erregung,  aber  im  ganzen  verläuft 
ihr  Qaerulieren  ohne  tiefen  Affekt,  ganz  mechanisch.  Sie  korri- 
gieren ihre  Wahnideen  jedoch  nie.  Dagegen  treten  sehr  hftnäg 
fremdartige  Bestandteile  hinzu:  Sinnestänachnngen,  allerlei  ver- 
einzelte Tergiftangsideen,  wie  wir  wiederholt  bemerkt  haben, 
Verfolgungsideen,  die  nicht  mehr  Im  Zosammenhange  mit  dem 
nrsprftetglichen  Wahn  stehen,  and  endlich  anch  direkte  GrCssen- 
ideen,  —  kurz,  wir  n&hem  uns,  je  länger  ein  Querolantenwahn 
dauert,  immer  mehr  dem  typischen  Krankheitsbilde  der  Paranoia 
nnd  kommen  so  zn  dem  Sdilnss,  dass  der  Quemlantenwahn  eine 
besondere  Form,  und  zwar  vielleicht  die  chEurakteristischste  Form 
der  als  Paranoia  bezeichneten  QeiBteserkrauknng  ist. 

K.  H.1  Die  forensischen  Schlnssfolgernngen  ans 
dem  C^esagten  sind  ja  BelbatverBtändlich.  Ich  kann  mich  schlechter- 
dings nicht  za  der  AofEassung  bekennen,  die  seinerzeit  Wer  nicke 
vertreten  bat,  der  das  Bestehen  isolierter  psychischer 
Herderkranknngen  in  Form  von  äberwertigen  Ideen 
bescluieb,  und  als  typisches  Beispiel  anf  den  Qaemlantenwahn 
verwies.  Meiner  Ansicht  nach  handelt  es  sich  zweifellos,  wenn 
man  die  Fftlle  jahrelang  beobachtet,  um  eine  systematisierte  Er- 
krankung, die  die  ganze  Persönlichkeit  umgestaltet  und  nichts 
intakt  Iftsst.  Die  berühmten  Testfälle,  in  denen  man  sagt:  ein 
Qaerolant,  der  z.  B.  ein  BrOtchen  stiehlt,  braucht  doch  dafür  nicht 
nnzurechnungstätig  zu  sein,  ^ind  konstruiert,  and  wenn  sie  vor- 
kämen, wflrde  es  nicht  unsere  Aufgabe  sein,  nachzuweisen,  dass 
doch  eine  Brflcke  zwischen  Straftat  and  Wahn  zu  schlagen  ist, 
sondern  wir  könnten  uns  mit  der  einfachen  Feststellung  einer 
allgemeinen  tiefgreifenden  geistigen  Erkrankung  begnflgen.  Dann 
moss  dem  Betr^enden  der  Schatz  des  §  51  zuteil  werden. 

Viel  schwieriger  und  bis  zu  einem  gewissen  Grade  anlOsbar 
ist  die  Frage,  ob  man  Quernlanten  entmündigen  soll. 
M.  H.,  es  fragt  sich  bei  dem  Qaemlantenwahn,  in  wessen  In- 
teresse soll  die  Entmündigung  geschehen  P  Es  liegt  bei  diesen 
wahnhaften  Fällen  zweifellos  im  Interesse  der  Gerichte,  dass  der 
Betreffende  entmündigt  ist.  Sie  braachen  dann  nicht  mehr  auf 
jede  einzelne  Eingabe  einzugehen  und  können  sie  ohne  weiteres 
zu  den  Akten  nehmen.  Daa  Interesse  der  Kranken  dagegen  ver- 
langt die  Entmündigung  durchaus  nicht  immer.  ZuweUen  ist  die 
Entmündigung  insofern  notwendig,  als  zweifellos  mancher  Queru- 
lant infolge  seiner  daaemden  Prozesse  sein  ganzes  Vermögen, 
seine  ganze  bürgerliche  Elzistenz  untergräbt.  Aber  auf  der  andeni 
Seite  wissen  wir  aus  leider  nur  za  häaflger  Erfahrung,  dass  die 
Entmündigung  eines  Qaernlanten  nur  wieder  Anlass  gibt  za  einer 
Fülle  neuer  Beschwerden;  im  ganzen  wirkt  der  EäitmlbtdigBiieB' 
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prozesa  verBchlimmemd  auf  die  Erankbeit  selbst.  Tatsächlich  geht 
es  bei  einer  ganzen  Anzahl  von  Qnerolanten,  wenn  die  0erid)t6 
nur  soviel  G-edtdd  anwenden,  wie  die  Aerzte,  ohne  Schwierigkeit 
auch  ohne  Entmündigen.  Man  kann  sie  oft  ganz  ruhig  gewähren 
lassen.  Man  moss  ja  nicht  anf  jedes  einzelne  ihrer  Schnftstfieke 
mit  aller  Sorgfalt  eingehen,  kann  sehr  hfiaflg  durch  Zureden  nnd 
durch  gelegentliche  kleine  Eonzessionen  bei  den  Kranken  viel  tx- 
reichen,  sie  berohigen,  nnd  dann  sind  sie  viel  leichter  zu  behandeln, 
als  wenn  man  sie  entmflndigt. 

Ich  bin  am  Schlassel  Das  Wichtigste  war  mir,  nachzuweisen, 
dasB  der  Qnernlantenwshn  ein  Erankheitsprozess  ist, 
das  Qnernlieren  dagegen  ein  Symptom,  das  bei  Gesunden 
und  geistig  Erkrankten  vorkommen  kann.  Als  Qaemlantenwahn 
wfirden  wir  nur  di^enigen  Fälle  bezeichnen,  wflrden  ihn  nnr  dann 
diagnostizieren  dttrfen,  wenn  es  sich  um  ein  nicht  korrigier- 
bares und  in  fortschreitender  Entwicklang  begriffe- 
nes Wahnsyetem  bandet. 

{Lebhafter  Beif^) 

Vorsitzender:  M.  H.!  Ich  erfiffne  die  Disknssion.  Da 
sich  Niemand  zum  Wort  meldet,  schliesse  ich  die  DiskusBion; 
gleichzeitig  spreche  ich  H.  Prof.  Dr.  Aschaffenburg  unsem 
verbindlichsten  Dank  ans. 


IV.  Die  Hygiene  anf  dem  pjattee  Laide. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Gntknecht- Beigard:  M.  H.!  Wer  vor 
ungefähr  35  bis  40  Jahren  durch  die  Städte  nnd  DOrfer  unseres 
Vaterlandes  wanderte,  dabei  sein  Augenmerk  auf  die  Sauberkeit 
und  die  hygienischen  Zustände  richtete  und  dann  seine  Be- 
obachtungen mit  den  Schilderangen  verglich,  die  uns  vom  Mittel- 
alter in  dieser  Hinsicht  fiberliefert  sind,  musste  die  Bemerkung 
machen,  dasa  gegenüber  den  mittelalterlichen  Zuständen  sich  nichts 
geändert  hatte.  Die  Hygiene  war  sozasagen  kaum  erst  geboren 
nnd  von  ihren  Anforderungen  in  Stadt  und  Land  noch  nicht  das 
geringste  bekannt.  Im  allgemeinen  aber  galt  das  Land  als 
wesentlich  gesünder  j  man  rühmte  die  frische  nnd  reine  Luft, 
das  gesunde  Arbeiten,  das  lange  Lebensalter  der  Landlente;  nnd 
wenn  man  sich  die  Statistik  aus  jener  Zeit  ansieht,  findet  man, 
dass  diese  Ansicht  richtig  war.  Die  Sterblichkeit  in  den  Städt«n 
war  damals  erheblich  höher;  sie  betrug  fast  28 ''/m  der  EUnwohner- 
zahl,  während  auf  dem  Lande  nnr  etwa  23,3  "/gg  starben. 

Wer  dann  eine  Beihe  von  Jahrzehnten  später,  sagen  wir 
etwa  um  das  Jahr  1890  oder  1892,  wiederum  desselben  Wegs 
wanderte,  fand  überall  eine  grosse  Umwälzung.  In  den  grossen 
Städten  nnd  auch  in  den  mittleren  war  man  dabei,  den  An- 
forderungen der  neuen  Wissenschaft,  der  Hygiene,  gerecht  zu 
werden,  Licht  and  Luft  in  die  Strassen  nnd  Plätze  za  schaffen, 
fOr  einwandfreies  Wasser  zu  sorgen,  aich  za  bemÜ^,,4i4  ,40- 
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reinen  Abg^^e  mCg'liclist  g^flndlicb  los  zq  verden  obt.;  auf  dem 
Lande  war  dagegen  immer  noch  nichts  geacheben.  Seben  vir 
DBS  jetzt  aber  die  Statistik  an,  so  finden  wir,  dass  scbon  nacb 
diesen  30  Jahren  eine  wesentliche  Aendenmg  eingetreten  war. 
Die  Erfolge  der  Wissenschaft  traten  bereits  deatlich  hervor;  denn 
die  Mort^tftt  hatte  in  den  Stftdten  wesentüch  abgenommen  nnd 
war  jetzt  der  anf  dem  Lande  gleich  geworden ;  sie  betrug  ebenso 
wie  diese  nur  noch  etwa  22o/oo. 

Und  wer  nnn  heutzutage  wiederum  durch  unsere  Städte 
nnd  DSrfer  gebt,  der  findet,  dass  die  sanit&ren  Einrichtungen  in 
den  grosseren  und  mittleren  Städten  durchgef&hrt  sind,  und  dass 
auch  die  kleinen  Städte  sieh  entsprechend  ihren  pekuniären  Ver- 
hältnissen redlieh  bemühen,  es  dem  grossen  gleich  zu  ton;  auf 
dem  Lande  ist  aber  noch  aUes  still  nnd  alles  beim  Alten  geblieben! 
Diese  Vernachlässigung  der  Hygiene  rächt  sich  heute  schon.  Li 
der  Statistik  ist  nachzuweisen,  dass  die  Sterblichkeit  anf  dem 
Lande  eine  grossere  geworden  ist  als  in  der  Stadt. 

K.  H.1  Also  in  50,  ja  40  Jahren  ein  Tollständig«B  Umkehren 
der  Verhältnisse  1  Früher  das  gesonde  Land  und  die  ongestmde 
Stadt,  und  jetzt  die  gesunde  Stadt  und  das  weniger  gesunde  Land! 
Diese  Tatsache  ist  um  so  mehr  za  beachten,  weil  ja  die  sanitäre 
Entwicklung  der  Städte  noch  gleicbmässig  fortschreitet,  nnd  so 
za  erwarten  ist,  dass  dies  nngfinstige  ZaUeuTerhältnis  sich  noch 
weiter  zu  Ungunsten  des  platten  LÜides  verschieben  wird. 

Non,  m.  H.,  wenn  wir  uns  die  Zahlen  selbst  etwas  genauer 
ansehen  und  i^agen  —  da  ja  doch  gerade  das  Lebensalter  auf 
die  Sterblichkeit  besonderen  Einfiuss  hat  — ,  in  welchem  Alter 
denn  die  Leute  auf  dem  Laude  vornehmlich  sterben,  so  finden 
wir,  dass  die  ersten  Lebensalter,  vom  1.  bis  15.,  heute  auf  dem 
Lande  viel  mehr  Todesfälle  üetem  aU  in  der  Stadt,  und  ebenso 
das  höhere  Lebensalter  jenseits  der  60  Jahre,  während  das 
mittlere  nnd  gerade  kräftige  Hannesalter  in  Stadt  und  Land  noch 
die  gleiche  Zahl  zeigt.  Forschen  wir  weiter  nacb,  welche  Krank- 
heiten es  sind,  die  diese  gr&ssere  Sterblichkeit  anf  dem  Lande 
bedingen,  so  sehen  wir:  es  sind  vor  allen  Dingen  die  Säuglings- 
krankheiten,  neben  diesen  aber  die  Infektionskrankheiten,  und  zwar 
in  der  Beihenfolge,  dass  die  meisten  Todesfälle  Uasem,  Keuch- 
husten nnd  Diphtherie  erfordern;  in  letzter  Zeit  ruft  aber  auch 
der  l^hus,  wenigstens  in  einigen  Provinzen,  besonders  in  Sachsen, 
eine  grossere  Sterblichkeit  auf  dem  Lande  hervor  als  in  der  Stadt 
—  also  gerade  diejenigen  Krankheiten,  gegen  welche  sich  die 
Hygiene  m  ganz  besonderer  Weise  richtet. 

H.  H.I  Diese  Zahlen  reden  doch  eine  warnende  Sprache. 
Das  Land  wird  sich  der  Erkenntnis  nicht  verschliessen  können, 
dass  ein  längeres  Hinausschieben  der  hygienischen  Einrichtungen 
auf  dem  Lande  nicht  mehr  gut  angängig  ist,  namentlich  wenn 
wir  beräeksichtigen,  dass,  obwohl  im  landwirtschaftlichen  Betrieb 
selbst  nur  35,74  ^  nnaerer  Bevölkerung  tätig  sind,  tatsächlich  anf 
dem  Lande,  wenn  man  ganz  kleine  Städte  von  etwa  2000  Ein- 
wohnern mitrechnet,  immer  noch  62  ^  unserer  Bevölkerung  wohnen. 
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und  daher  62  <yt  onsereB  Volkes  der  Segrnnngen  der  Hygiene  ent- 
behren müsBen. 

Eb  iBt  aber  anrieht^,  m.  H.,  wenn  man  den  fiinflusa  der 
Hygiene  resp.  den  verderblichen  EioflaBs  anBteckender  Ei-ankheiten 
lediglich  nach  der  Mortalit&t  beurteilt.  Hier  müssen  wir  das 
featbalten,  voranf  Herr  Beg.-  nnd  Med.-Bat  Dr.  Wodtke  schon 
vor  zvei  Jahren  in  Cassel  in  seinem  Vortrage  Über  die  weitere 
Ansbildnng  unseres  Gestmdheitswesena  Nachdrack  legte,  ufimlich, 
dass  jede  Krankheit,  insbesondere  aber  die  ansteckenden  Krank- 
heiten, in  dem  Körper  eine  Schädigung  hinterlassen,  die  vielleicht 
nicht  gleich  heraastritt,  aber  nach  Jahr  and  Tag  sich  geltend 
macht,  nnd  dass,  je  mehr  ansteckende  Krankheiten  das  Land 
dorchziehen,  um  so  mehr  der  allgemeine  Volkakfirper  geschwächt 
wird.  Und  es  ist  für  den  Landmann  doch  gewiss  nicht  gleich- 
gültig, ob  er  über  ein  kräftiges  Menschenmaterial  verfügt,  das  in 
einer  bestimmten  Zeiteinheit  lilr  einen  bestimmten  Preis  eine  be- 
stimmte Arbeit  liefert,  oder  ob  er  Schwächlinge,  balbstarke  Leute 
hat,  die  in  derselben  Zeiteinheit  für  denselben  Lohn  nur  die  Hälfte 
leisten.  Was  macht  es  z.  B.  in  der  Ernte  für  einen  Unterschied, 
ob  ein  jnnger  kr&Ttiger  Mann,  weitansholend  mit  der  Sense,  einen 
meterbreiten  Schwad  hemnterschlägt,  oder  hinter  ihm  her  ein 
anderei'  nnr  mittelstark  gebauter  Mann  sich  quält,  in  derselben 
Zeit  die  Hälfte  zu  mähen,  dafür  aber  denselben  Lohn  erhält. 

So  manch  eine  Epidemie  durchzieht  das  Dorf,  ohne  dass  sie 
gerade  Todesfälle  hinterlässt.  Die  Leute  werden  dann  gesund, 
gehen  anch  wieder  an  die  Arbeit,  und  alles  geht  anfangs  gut  and 
schön.  Aber  nach  Jahren,  oft  dem  Landmann  ganz  unbegreiflich, 
fangen  diese  Leute  an,  frühzeitig  zu  ermatten;  sie  kränkeln,  man 
kann  ihnen  nicht  etwas  Besonderes  nachweisen,  aber  sie  arbeiten 
nicht  mehr  mit  Energie,  nnd  in  kurzer  Zeit  versagen  sie  ganz. 
Dann  heisst  es:  ja,  so  geht's  ans,  die  schwere  Arbeit  hat  das 
gemacht;  der  Tagelöhner  auf  dem  Lande  ist  ganz  besonders  ge- 
neigt, alle  seine  Beschwerden  und  Klagen  immer  auf  die  schwere 
Arbeit  auf  dem  Lande  zu  schieben. 

M.  H.,  wir  Aerzte  wissen  es  besser!  Prüft  man  solche 
Fälle  genauer  und  geht  anf  ihre  Torgeschichte  ein,  so  wird  man 
erstaunt  sein,  wie  häofig  man  findet,  dass  ansteckende  Krank- 
heiten, iusbesondere  Typbas,  anch  Diphtherie  vorausgegangen  sind, 
äerm  toxische  Wirkungen  unaufhaltsam  in  dem  Körper  weiter- 
arbeiten und  schliesslich  das  frühe  Erkranken  der  Leute  bedingen. 
Bisher  sind  wir  zwar  nicht  in  der  Lage,  statistisch  diesen  Einänss 
der  Krankheiten  anf  den  Körper  beweisen  zu  können,  auch  fetalt 
ans  im  allgemeinen  wohl  noch  das  Material  der  längeren  Be- 
obachtung; aber,  m.  H.,  jeder  von  Ihnen,  der  Vertrauensarzt 
einer  Landesversicherungsanstalt  ist,  wird  es  wohl  bemerkt  haben, 
resp.  es  wird  ihm  auf^fallen  sein,  wie  äusserst  h&afig  hentzotage 
gerade  bei  der  Landbevölkernng  die  Erkrankung  der  G-efässe  sind, 
Verkalkung,  Verfettung,  kurzum  das  ganze  Symptombüd  der 
atheromatösen  Prozesse,  gerade  derjenigen  Eh-krankongen,  welche 
wir    gewohnt    aind    toxischen    Einwirkoogen    oder    ungrannden 
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hygieniacben  LebeuBbedingniiffen  znznBcbreiben.  und,  m.  H.,  es 
iat  für  den  Landwirt  von  g:i'Oaster  Bedeatnng:,  ob  seine  Leute  mit 
50  oder  55  Jahren  ansspannen,  der  LandeBversicherangBaiistalt 
znr  Last  fallen  nnd  ihre  Familie  dem  G-ntsherrn  resp.  der  Gemeinde 
znr  Yerpflegfnag  Qberlassen,  oder  ob  er  ein  Menschenmaterial  hat, 
das  noch  bis  in  die  60er  Jahre  hinein  kraftvoll  Sense  nnd  Pflng 
zn  fflhren  vermag  I 

M.  H.I  Eine  zweite  wichtige  Erscheinung  anf  dem  Lande 
steht  mit  der  LOsang  der  hygienischen  Frage  im  engsten  Za- 
sammenhang:  Es  ist  in  den  letzten  40  Jahren  in  den  ganzen 
Lebensbedingungen  unseres  Volkes  eine  totale  Verftndemng  vor- 
gegangen, nicht  nur  in  den  höheren  Schichten,  sondern  insbeson- 
dere auch  bei  der  ArbeiterbevOlkenmg.  Während  nsn  aber  der 
städtische  Arbeiter,  oder  sagen  wir  ^tgemeiner  der  industrielle, 
es  recht  gut  verstanden  hat,  seine  Ellenbogen  zu  gebrancben, 
laut  zu  schreien,  nnd  die  massgebenden  Personen  auf  seine  ver- 
änderten Lebensbedingungen  aufmerksam  zn  machen,  blieb  der 
ländliche  Arbeiter,  am  mit  Sohnrey  zu  reden,')  stumm,  nnd  ob- 
wohl die  ganze  Wandlung,  welche  das  moderne  Leben  namentlich 
seit  Einführung  der  Masdiinen  auch  in  seinen  Lebensbedingungen 
hervorrief,  ihn  aufs  tiefste  anging,  so  hat  er  es  doch  niemtüs  ver- 
standen, seine  Lebensfragen  vor  die  Oeffentlichkeit  zu  bringen. 
Seine  ganzen  Lebensverhältnisse  blieben  infolgedessen  ziemlich 
unklar;  insbesondere  wurde  auch  der  Arbeitgeber  wenig  angeregt, 
einmal  sein  Verhältnis  zu  seinen  Leuten  zn  revidieren  und  den 
neuen  Lebensbedingungen  entsprechend  zu  redigieren.  Es  kommt 
hinzu,  dasB  nicht  nur  in  den  äusseren  Lebensbedingungen  unserer 
Landlente  eine  wesentliche  Aenderung  vor  sich  gegangen  ist, 
sondern  Hand  in  Hand  mit  dieser  ging  auch  eine  vollständige 
Wandlung  des  Geistes-  und  Gtemütslebens.  Jener  patriarchalische 
Geist,  den  wir  vor  30  Jahren  auf  dem  Lande  hatten,  nnd  der  so 
unendlich  viel  znr  Zufriedenheit  der  Leute,  nnd  zur  Herstellung 
eines  guten  Verhältnisses  zwischen  dem  Herrn  und  den  Leuten 
beitrug,  dieses  patriarchalische  Verhältnis  ist  vom  Land  nnd  unter 
der  Landbevölkerung  verschwunden.  Der  kapitalistische  Geist, 
der  unser  ganzes  modernes  Leben  durchzieht,  ist  auch  auf  das 
Land  hinausgekommen,  und  dem  Arbeiter  dort,  dem  kleinen  Mann 
konnte  er  nichts  weiter  bieten,  als  den  kalten  Groschen.  Der 
ländliche  Arbeiter  blieb  stumm,  aber  er  tat  das  Schlimmste  und 
Furchtbarste,  was  er  tun  konnte:  er  achdttelte  den  Staub  von 
den  Füssen  und  zog  davoni  M.  H.,  dieser  Zug  vom  Lande 
hat  heutzutage  Dimensionen  angenommen,  dass  tatsächlich  unsere 
Landwirtschaft  an  einigen  Stellen  vor  dem  Ruin  steht.  Damit 
wird  aber  an  den  Grundfesten  unseres  Staates  gerüttelt ;  denn  das 
müssen  wir  unbedingt  festhalten:  die  Landwirtschaft,  wenn 
auch    faente    die    Mortalität    und    Morbilität    etwas 

SrOsser  ist  wie  in  der  Stadt,    sie  ist  und  bleibt  der 
ongbrnnnen  unseres  Volkes,  die  Quelle,  ans  der  es 


']  Wegweiser  tbr  lÖncUicfae  Wohlftthrto-  und  Heimetpflege. 
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immer  neue  Friaclie  Bchfipft.  Ba  ist  daher  die  heilige, 
patriotische  Ftlicht  der  Aerzte,  inabesondere  dar 
beamteten  Aerzte,  auch  dafür  za  sorgen,  dass  diese 
oationale  Qualle  angetrabt  bleibtl     (Bravo!) 

M.  H.1  In  416  von  den  489  jCreisen  onserer  Monarchie  aind 
in  den  letzten  10  Jahren  nind  fiber  eine  Million  Personen  fort- 
gezogea,  nm  eine  Million  hat  die  LandbevOlkeniDg  abgenommen, 
trotzdem  onser  ganzes  Volk  am  lO*/«  Millionen  gewachsen  isti 

Die  Landleute  fühlen  recht  vohl  am  eigenen  Fleisch  die 
nngehenre  Gefahr,  die  ihnen  droht.  Aber  man  ist  sich  noch  nicht 
TOÜig  einig,  vas  non  za  ton  ist.  Die  einen,  soweit  meine  eigenen 
Beobachtangen  reichen,  der  ich  anf  dem  Lande  geboren  and  gross 
geworden  bin  and  mich  deswegen  für  die  Verhältnisae  ganz  be- 
sonders interessiere  —  sind  schon  völlig  pessimistisch ;  sie  meinen: 
hier  ist  kein  Halten  mehr,  die  Leute  ziehen  weiter  weg,  wir 
müssen  nns  mit  minderwertigen  fremdsprachigen  Volksstämmen 
begnügen,  vir  gehen  einfach  zagrande.  Dies  ist  aber  erfrenlieher- 
weise  nor  ein  kleiner  Teül  Die  anderen,  die  grosse  Mehrzahl 
der  ländlichen  Besitzer  and  namentlich  die  Besseren  and  Weit- 
schanenderen  haben  doch  eingesehen,  dass  wohl  noch  Hilfe  ist. 
Man  ist  heute  im  allgemeinen  darin  einig  —  und  das  bat  auch 
die  pommersche  Landwirtscbaftskammer  vor  zwei  Jahren  aasge- 
Bprochen  — ,  dass  es  nur  ein  Mittel  gibt;  das  ist  eine 
tief  durchgreifende  und  weit  umfassende  Wohlfahrts- 
pflege auf  dem  Landel  Non,  m.  H.,  der  wichtigste  Ast 
am  Baum  der  Wohlfahrtspflege  ist  und  bleibt  die 
Hygiene!  Ich  will  Sie  nur  an  eine  Frage  erinnern,  das  ist  die 
Wohnungsfrage,  die  für  die  Landflucht  dieselbe  Bedeutung 
hat  wie  för  die  Hygiene.  Erst  wenn  dem  Arbeiter  diejenigen 
Erleichterungen  ond  Sicherungen  des  Lebens  auf  dem  Lande  ge- 
boten werden,  die  heate  die  Stadt  bietet,  dann  ist  zu  erwarten, 
dasa  er  Einkehr  in  sein  Inneres  halten,  amkehren  und  nicht  mit 
verblendeten  Angen  einem  vermeintlichen  GtIQeke  in  der  Stadt 
nachjagen  wird. 

M.  H.  I  Diese  beiden  Faktoren,  die  angünstigen  Fortachritte 
der  Morbiditflts-  und  MortalitätsverhättDiBse  auf  der  einen  Seite, 
und  auf  der  andern  Seite  die  Landfiacht,  legen  nanmehr  dem 
Lande  die  zwingende  Notwendigkeit  auf,  endlich  mit  der  Ein- 
führung der  Hygiene  zu  beginnen.  Ob  das  Land  sich  nnn  auf- 
raffen und  das  aas  eigener  Initiative  tun  wird,  ob  der  Staat  im 
wohlverstandenen  eigenen  Interesse  ihm  mit  seinen  groaaen  Macht- 
nnd  Geldmitteln  helfend  dabei  zur  Seite  stehen  wird,  das  ist  Im 
Grunde  genommen  ziemlich  irrelevant.  So  geht  es  nicht  mehr 
weiter!  Diese  beiden  Faktoren  achweben  über  der  Landwirtschaft 
und  über  dem  platten  Lande  wie  ein  vä^toc  i^pafoi,  ein  unge- 
scbriebeuea  Geaetz,  daa  deahalb,  weil  es  aus  unseren  modernen 
Eulturbestrebungen  und  Lebensbedingungen  hervorgegangen  iat, 
ein  Naturgesetz  geworden  ist,  und  demzufolge  viel  grausamer 
und  härter  wirkt  als  jedes  geschriebene;  denn  auf  Nicht- 
beachtung der   hygienischen  Bedingungen    hat   die 
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Natur  auf  dem  Lande  den  virtschaftlichen  Rain  und 
Todesstrafe  gesetzt! 

Aber  was  soll  nun  eigentlich  geschehen?  Auf  velchem  Wege 
soll  die  Hygiene  auf  das  Land  hinausgetragen  werden? 

M.  H.!  Ihnen  noch  einmal  zu  schildern,  wie  es  anf  dem 
Lande  eigentlich  aussieht  auf  diesem  G-ebiete,  das  hiease  Eulen  nach 
Athen  tragen.  Nachdem  Epstein  das  schöne  Werk  , Stadt-  und 
Dorfhygiene"  geschrieben  hat,  nachdem  inabesondere  Q^eheimrat 
Both  im  vorigen  Herbat  in  Mfinchen  auf  der  Veraammlnng  des 
Deutschen  Vereins  für  öffentliche  Qesundbeitapflege  in  einem 
grossen  Vortrage  die  Wecbeelbeziebangen  zwischen  Stadt  und 
Land  In  dieser  Frage  bis  auf  das  Kleinste  erörtert,  and  wirklich 
eo  geschildert  hat,  wie  es  auf  dem  Lande  zugeht,  ist  es  wohl 
nicht  nötig,  dass  ich  Ihnen  das  noch  einmal  vortrage.  Insbesondere 
hat  auch  Both  in  einer  sehr  eingehenden  und  bis  ins  Kleinste 
genauen  Weise  festgestellt,  wohin  wir  eigentlich  streben  müssen, 
was  wir  fClr  Anforderungen  zu  stellen  haben,  so  dass  wir  Über 
das,  was  eigentlich  die  Hygiene  auf  dem  Lande  erfordert,  Toll- 
ständig  im  klaren  sind;  ich  brauche  das  wohl  nicht  za  wieder- 
holen. 

Dagegen,  m.  H.,  sind  wir  vollständig  im  unklaren  über  das 
Wie!  Ja,  wenn  wir  diese  Sachen,  die  Roth  in  seinen  Leitsätzen 
aufgestellt  hat,  alle  einmal  durchgeführt  haben  werden,  dann 
haben  wir  den  hygienischen  Himmel  anf  dem  Lande.  Aber, 
m.  H.,  soweit  sind  wir  noch  lange  nicht!  Ohne  Gesetz,  ohne 
Polizeiverordnungen  wird  es  ja  scäliesslidi  nicht  abgeben.  Aber 
diese  haben  erst  dann,  meine  ich,  Wert,  wenn  der  Boden  für 
sie  vorbereitet  ist;  das  heisst  dann,  wenn  die  Leute,  fBr 
welche  diese  Gesetze  geschaffen  sind,  aach  deren  Notwen- 
digkeit einsehen.  Solange  wir  aber  auch  noch  nicht  den  aller- 
geringsten Sinn  für  Hygiene,  nicht  das  allerkleinste  Verständnis 
selbst  für  die  einfachsten  hygienischen  Fragen  haben,  sind  diese 
Gesetze  nach  meiner  Ansicht,  wenn  sie  erlassen  werden,  zurzeit 
noch  wirkungslos.  Und  das  ist  leider  auf  dem  Lande  der 
Fall  I  Das  werden  Sie  alle  wissen,  dass  mit  Ausnahme  von  wenigen 
besser  situierten,  gebildeten  grosseren  Besitzern  eigentlich  für 
Hygiene  noch  gar  kein  Verständnis  auf  dem  Lande  vor- 
handen isti  Da  ist  noch  eine  vollständige  terra  incognita;  selbst 
in  den  mittleren  und  besseren  Besitzerkreisen  hat  man  noch  gar 
keinen  Begriff  davon.  Man  kann  sich  noch  nicht  auf  dem  Lande 
vorstellen,  dass  der  Brunnen,  ans  dem  man  selbst  Jahrelang  ge- 
trunken hat,  aus  dem  die  Eltern  und  Grosseltem  ihr  Wasser  ent- 
nommen haben,  auf  einmal  gesundheitsschädlich  sein  soll,  dass  der 
Uisthanfen,  diese  Einnahmequelle,  tödliche  Keime  enthalten  kann, 
nnd  dass  non  gar  die  Milch,  dies  Nabrungsmittel,  das  tagtäglidi 
genossen  wird,  auf  einmal  die  Ursache  sein  soll  für  Typhus- 
epidemien, für  Ruhr,  für  Scharlach  und  Diphtherie  und  was  weiss 
ich  noch  alles!  Was  nutzt  es  uns,  wenn  wir  heutzutage  mit 
Hilfe  einer  staatlichen  Brunnenordnung  den  allerschönsten  Brunnen 
in  einem  Dorfe  bauen,  und  die  ganzen  Bewohner  laufen  nach  wie 


TOT  nach  alter  Sitte  daran  vorbei  nnd  holen  Wasser  ans  dem  be- 
nachbarten Teich  oder  Flnss,  Teil  ihrer  Ueinang:  nach  das  weiche 
fliessende  Wasser  viel  zatrfiglicher  nnd  bekßnu^cher  ist  ala  das 


Also,  m.  H.,  wenn  wir  anf  dem  Lande  Hyg:iene 
treiben  and  einfähren  wollen,  dann  mfissen  wir  erst 
den  Boden  ftLr  die  Terfafiltniese  vorbereiten;  wi| 
maseen  den  Sinn  für  Hygiene  anf  dem  Lande  eigent- 
lich erst  erwecken!  Noä  schlnmmert  er  vollstilndigl  Wir 
müssen  die  Leate  für  die  hygienischen  Wohltaten  gewissennassen 
erst  erziehen,  sonst  ist  alle  Iftthe  nnd  alle  Arbeit  omsonst.  Dann 
erst  helfen  aach  Gesetze  und  PolizeiTerordnongen,  nm  etwa 
S&nmige  später  energisch  an  ihre  Pflichten  zn  erinnern. 

Aber  wie  sollen  wir  das  machen  f  JDem  Bauer  ist  in  dieser 
Beziehong  schwer  beizukommen.  Er  betrachtet  doch  heutzutage 
unsere  ganze  Knltnr  nicht  als  eine  Macht,  die  jedem  dient,  der 
sie  sich  dienstbar  zu  machen  weiss,  sondern  lediglich  aJs  eine 
Feindin.  Die  &mndhfirigkeit  steckt  ihm  noch  in  ^en  Gliedern, 
nnd  weil  jahrhundertelang  alles,  was  von  aussen  kam,  für  den 
Bauern  meistenteils  Unbeqnemlidikeit,  Plackerei  and  Schftdignng 
war,  so  steht  heate  noch  —  das  wird  jeder,  der  auf  dem  I«nde 
t&tig  ist,  wissen  —  als  oberstes  Gesetz  in  seinem  ungeschriebe- 
nen Eatechismas:  b'an  keinem  Menschen,  wenn  er  nicht  gerade 
selbst  Bauer  ist,  am  allerwenigsten  einem,  der  zn  dir  kommt  und 
sagt;  ich  will  deinen  Vorteil!  Der  will  dir  sicher  etwas  anhabenl 
—  Aas  diesem  Grande  wird  man  mit  dem  vielgepriesenen  Mittel 
der  Belehrung  darch  Dmckschriften,  VerteUung  von  Blättern 
nnd  so  weiter  dort  nicht  viel  erreichen!  Nicht  etwa,  als  ob  der 
Bauer  ein  Feind  dui  Lesens  sei  —  im  Gegenteil,  wenn  er  ans 
der  Stadt  kommt  und  das  Worstpapier,  worin  er  seine  Wurst  bat, 
answickfjt,  dann  wird  dieses  sorgsam  znhanse  gelesen;  aach  für 
Schauerromane  oder  rührselige  Geschichten  ist  er  sehr  zu  haben. 
Aber  kommen  Sie  mit  Sachen  von  aussen,  die  einen  amtlichen 
Anstrich  haben,  vom  Amtsvorsteher  oder  Gemeindevorsteher  wo- 
möglich geschickt  sind,  dann  wird  er  schon  misstrauisch. 

Nun  kommt  noch  ein  Zweites  hinzu,  und  das  ist  der  um- 
stand, dass  es  nach  meiner  Meinung  unendlich  schwer  ist,  hy- 
S'enische  Fragen  so  populär  darzasteUen,  dass  sie  auch  der  kleine 
ann  anf  dem  Lande  gleich  versteht.  Der  Potsdamer  Medizinal- 
beamtenverein hat  sich  in  dieser  Beziehung  sehr  viel  Mühe  ge- 
geben, und  hat  solche  Darstellung  versucht.  Die  Blätter  sind 
Ihnen  allen  bekannt.  Sie  sollen  durch  Yerteilnng  anf  dem  Lande 
zur  Bekämpfung  der  ansteckenden  Krankheiten  dienen,  und  Ge- 
heimrat Roth  rühmt  auch  in  seinem  Vortrag,  dass  sie  viel  genutzt 
hätten.  Ich  zweifle  keinen  Augenblick  daran;  ich  bediene  mich 
hin  nnd  wieder  auch  dieser  Blätter;  aber,  m.  H.,  sie  wirken  eben 
nur  auf  den  Besseren  und  den  Gebildeten,  der  ein  grösseres  Ver- 
ständis  für  diese  Sachen  hat.  Für  den  kleinen  Mann,  für  die 
Tagelöhner,  —  und  ihnen  gleichstehend  ist  etwa  der  kleine  Eigen- 
tümer, Eoss&t  oder  wie  man  ihn  nennt,   —  filr  ihn  sind  uese 
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Sachen  viel  za  hoch  geschrieben  j  ausserdem  vird  in  ihneo  viel  zn 
viel  Toa  ihm  verlangt.  Ich  bitte  nur,  sich  das  mal  anzusehen:  weun 
es  heisat  bei  Scharlach:  im  Vorzimmer  des  Erankenranrns  mass 
das  und  das  stehen,  im  Krankenzimmer  das,  —  und  nun  sehe  man 
sich  die  Wohnung  an,  die  flberhaupt  nur  ein  Zimmer  hat.  Da 
sagt  der  einfache  Mann:  Wat  is  dat,  dat  dau'k  nich,  dat  lea  ick 
Dich.  (Heiterkeit.)  So  geht  es  nicht!  Würde  man  ihm  sagen 
statt  Kalkmilch-  und  Eresolseife:  ninun  deine  schwärze  Seife 
und  acheore  ordentlich  aaf  —  dafür  bat  er  Terst&ndma  und  das 
tat  er  aacht 

Dann,  m.  H.,  mOchte  ich  noch  auf  eins  hinveisen :  Diese 
Blatter  haben  nodi  etvas  Unangenehmes  an  sich,  n&mlich  sie 
verführen  —  das  habe  ich  beobachtet  —  hin  und  vieder  mal 
einen  AEedizinalbeamten  dazu,  sich  die  Sache  doch  gar  zu  leicht 
za  machen.  Es  ist  ja  so  wonderhabsch  bequem,  wenn  der  Amts- 
vorsteher anzeigt:  Üer  ist  Diphtherie  im  Dorf  —  man  holt  das 
Potsdamer  Medizinalblatt  heraua,  Bogen  so  und  so,  legt  dieses  bei 
and  teilt  dem  Herrn  Amtsvorsteher  mit:  nach  der  beigefügten 
Anweisung  ist  zn  verfahren.  Ja,  m.  H.,  das  iat  keine  Hygiene! 
Dazu  brauchen  wir  keinen  Ereisarat,  das  kann  jeder  Scl^eiber 
auf  dem  Landratsamt  genau  so ! 

Wer  unser  Landvolk  kennt,  der  weiss,  dass  eigentlich  nur 
aaf  einem  Wege  ihm  beizukommen  ist,  und  das  ist  die  Ein- 
wirkang  von  Person  zu  Person,  und  zwar  darch  die  Ein- 
wirkung untereinander,  durch  aeinesgleichenl  An  den  Orten,  wo 
der  Bauer  zusammenzukommen  päegt,  um  seine  Angelegenheiten 
anter  aeineagleicben  and  mit  seinen  Standesgenossen  in  seiner 
Art  und  Weise  zu  besprechen,  da,  m.  H.,  ist  der  Ort,  wo  wir 
mit  den  hygienischen  Belebrangen  beginnen  kSnnen,  und  dort  ist 
auch  der  Ort,  wo  es  möglich  ist,  vielleicht  die  allerersten  Anfänge 
der  Hygiene  durchzusetzen.  Und  dos,  m.  H.,  sind  die  land- 
wirtschaftlichen Tereine  und  die  landwirtschaft- 
lichen Genossenschaften!  Nicht  etwa,  dass  ich  es  nun  iSa 
notwendig  halten  würde,  auf  jedem  Dorf  einen  Verein  zur  Ein- 
führang  der  Hygiene  zu  gründen;  soweit  sind  wir  nicht,  und  das 
würde  auch  gar  nicht  m&gUch  sein.  Nein,  aber  den  bestehenden 
Genossenschaften,  den  bestehenden  landwirtschaftlichen  Vereinen, 
meine  ich,  soUtäi  diese  Sachen  angeschlossen  werden. '^Es  gibt 
hentzntage  kaum  ein  Dorf,  in  dem  nicht  schon  Wohlfol^- 
vereine  oder  irgendwebhe  allgemeinnützige  Vereine  bestehen,  — 
entweder  für  ein  Dorf  oder  für  2,  3,  4  DOrfer  znsammen.  In 
Holstein  sind  von  den  Landrftten  viellach  derartige  Vereine  ge- 
gründet worden.  Wnterhin  gibt  es  kaam  ein  D(h^,  im  dem  nicht 
un  Raiffeisenverein  besteht,  Spar-  nnd  Darlehnskassen,  Vereine 
zur  Hebung  der  Fischzncht,  znr  Besoigong  künstlichen  Düngers, 
Hotkereigenoasenschaften,  EiergenosBenachuten,  Obstrerwertnngs- 
genossenschaften  etc.  etc.,  —  irgend  ein  Verein  ist  immer  da. 
und  diesem  Vereinswesen,  m.  H.,  sollte  man  die  ersten  hygienischen 
Bestrebangen  angliedern  I  Denn  alles,  was  auf  dem  llude  heute 
err^cht  ist,  iat  vornehmlich  darch  das  G^OBsensehaftsweaen  enielt 
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Nicht  nur  der  eigentliche  landwirtscliaftliche  Betrieb,  auch  die 
ganze  Viehzncht,  die  ganze  Vervendnng  der  Produkte  ist  bente 
auf  dem  Lande  zmn  Vorteil  dea  einzelnen  vollständig  anders  ge- 
worden dnrcli  das  Vereins-  und  Senossensehaftsweeen,  das  anfäng- 
lich mit  Belehrungen  und  ünterweisnngeu  gearbeitet  und  später 
diese  Sachen  auc^  in  die  Praxis  umgesetzt  bat,  indem  es  eben 
auf  genossenscbaftlicbem  Wege  auch  das  nötige  6eld  schaffte. 
Sehen  Sie,  m.  H.,  eine  Wissenschaft  haben  wir  auif  dem  Laude, 
die  gerade  so  jong  ist  wie  die  Hygiene  und  zweifellos  ebenso 
bedeutende  Erfolge  aufzuweisen  hat  wie  diese,  und  die  dem  Ver- 
ständnis des  Bauern  ursprünglich  auch  recht  fem  liegt,  das  ist 
die  Agrikalturchemie.  und  doch  ist  sie  heute  bis  in  die 
tagten  Schichten  des  Landvolkes  eingedrungen !  Sie  finden  hente 
keinen  Tagelöhner  mehr,  der  nicht  weiss,  was  Phosphor  und  Eali 
ist,  and  bei  der  Ddngnng  and  Bearbeitung  seiner  Felder  sich 
nicht  danach  einrichtet.  Dies  ist  lediglich  durch  das  Genossenschafts- 
wesen, durch  Belehrungen  und  so  weiter  erzielt.  Warum  sollte, 
was  diese  Wissenschaft  erreicht  bat,  nicht  in  tümlicher  Weise  der 
Hygiene  gelingen? 

H.  H.!  Von  sehr  massgebender  landwirtschaftlicher  Seite 
ist  diesem  Gedanken  schon  einmal  das  Wort  gesprochen.  Der 
Ministerialdirektor  im  landwirtschaftlichen  Ministerium,  Herr 
Dr.  Hermes,  hat  in  der  deutschen  landwirtschaftlichen  genossen- 
schaftlichen Presse  im  vorigen  Jahre  einen  sehr  bemerkenswerten 
Aufruf  an  die  ländlichen  Genossenschaften  gerichtet,  in  dem  er, 
um  seine  eigenen  Worte  za  gebrauchen,  sagt: 

,FUr  eine  nene  große  Aufgabe  suche  er  die  landwirtschaftlichen  Ge- 
nossenschaften zn  gewinnen,  nämlich  für  die  Yolksgesnndbeitspflege 
auf  dem  Lande.  DicBc  anch  der  landwirtschaftlichen  BerOlkerung  durch 
Aofkläniag,  Belehrung  nnd  ÄDleitnng  nutzbar  za  machen,  sei  eine  Ehren- 
pflicht gewisaermaBen  der  Genossenschaft,  eine  Sache,  die  um  so  notwendisar 
sei.  ata  der  Vorsprang,  den  frtlher  das  platte  Land  in  gesnndhcitlicher  Be- 
zienung  gegenüber  den  Städten  behauptete,  gräsatcntcÜB  rerlorea  gegangen 
ist,  obwohl  die  natürlichen  Lebensbedingnngen  anf  dem  Lande  in  Verbindung 
mit  der  gesunden  Art  der  Sescbäftigung  für  die  leibliche  und  geistige  Gesund- 
heit sich  sehr  viel  gOnstiger  stelle  als  das  GroBstadtleben." 

M.  H.!  Dieser  Aufruf  sollte  nicht  nngehOrt  verhallen!  Es 
wäre  gut,  wenn  wir  uns  ihn  selbst,  ich  möchte  sagen,  an  unsere 
hygienischen  Tflren  schrieben,  dass  wir  anch  selbst  dafür  sorgten, 
dass  danach  gehandelt  wird.    Das  ist  wirklich  eine  grosse  Sache! 

In  dieser  Hinsicht,  m.  H.,  ist  es  nun  zunächst  notwendig,  den 
Bauer  auf  die  grossen  Vorteile  aufmerksam  zn  machen,  die  Ihm 
die  Einfflhmng  hygienischer  Znstände  bietet.  Greifen  wir  ans 
diesem  grossen  Gebiete  zunächst  einige  Fragen  heraus,  wo  man 
sagen  kann,  dass  die  Hygiene  ohne  grosse  Kosten,  nur  mit  etwas 
gesundem  Menscheuverstande  nnd  gutem  Willen,  zur  EinflUimng  zn 
bringen  ist.  Dahin  gehört  z.  B.  die  Frage  der  Beseitigung  der 
Abfallstoffe  auf  dem  Lande!  Dass  diese  natürlidi  anf  dem 
Lande  ganz  and«^  gehandhabt  werden  mnss  als  in  den  Städten, 
das  ist  klar.  Die  Stadt  hat  nur  ein  Interesse  daran,  die  Abfdl- 
stoffe  möglichst  gründlich  nnd  rasch  aas  ihrem  Bayon  heraus- 


Die  Hygiiene  anf  dem  platten  Lande.  21 

znbringen,  Tfthrend  das  Land  dieselben  aammelQ  and  znaammen- 
lialten  miisa,  um  eie  in  Geld  omzaBetzen  in  Fonn  Ton  Dfloger. 
Q-esoliielit  das  nun  eigentlich  aat  dem  Lande  in  rationeller  WeiseP 
E&nnen  wir  nicht  tagtäglich  noch  auf  dem  Lande  sehen,  wie 
Jaache,  dieser  doch  gewiss  tflr  die  Dttngang  kostbare  Stoff, 
namentlich  von  den  Uistbaufen  der  kleineren  Besitzer  aaf  die 
Strasse  rinnt,  wie  sie  in  den  Dorfteich  and  den  Dorfbach  hinein- 
UoftP  Sehen  wir  doch  die  Janche  fast  noch  Überall  fast  voll- 
ständig nnbenntzt  versickern  nnd  in  den  nächsten  Brennen  dringen, 
oder,  was  manchmal  geradeso  schlimm  ist,  in  die  Gmndmanem  des 
Haases,  nnd  schliesslich  in  die  Wohnnngen  selbst,  wenn,  wie  es 
häufig  noch  Mode  ist,  nach  alter  gater  Sitte  der  Dunghanlen  direkt 
unter  dem  Fenster  der  Wohnong  angelegt  wirdi  Wäre  es  nicht 
viel  einlacher,  der  Mann  legte  eine  dichte  Janchegmbe  an, 
sammelte  diesen  kostbaren  Stoff  ordnongsmässig  and  ddngte  damit 
Strecken  Landes,  für  die  er  jetzt  k&nstliche  Dänger  mit  teurem 
GMde  kaufen  massP  Es  ist  gar  keine  Frage,  dass  er  die  Kosten 
einer  Grube  sicherlich  durch  den  Nutzen,  den  er  dadurch  fdr  sein 
Land  hätte,  wieder  herausbekommen  kann.  Wäre  es  nicht  ge- 
scheit, dass  aberall  die  Dunghanfen,  wie  es  die  Landwirtschafts- 
kammer verlangt,  ordnnngsmässig  bedeckt  and  znsammengehalten 
wu^en,  damit  nicht  der  kostbare  Ammoniak  einfach  in  die  Luft 
verfliegt,  in  die  Hänser  eindringt,  die  Wohnongen  verpestet  und 
die  Leute  durch  fortgesetzte  Einwirkung  krank  macht?  Also, 
m.  H.,  hier  deckt  sich  das  Interesse  der  Hygiene  und 
das  des  Landwirts  vollständig,  nnd  es  ist  eigentlich 
schwer  verständlich,  weshalb  gerade  die  Landwirte  dem  Kreis- 
ärzte, wenn  er  hinkommt  nnd  bei  der  Ortsbesicbtigung  verlaugt: 
legt  doch  die  Misthaufen  nicht  vor  die  Fenster,  legt  doch  eine 
or^ungsmässige  Jaachegrabe  an,  sammelt  die  Jaache  besser  — , 
dass  sie  ihm  dann  Schwierigkeiten  machen. 

M.  H.!  In  dasselbe  Kapitel  gehört  auch  die  Frage  der 
Aborte  auf  dem  Lande.  Wenn  es  ja  auch  einige  Gegenden 
gibt,  wo  es  etwas  besser  beschaffen  ist,  so  weiss  ich  doch  aus 
nnserem  Pommern,  dass  es  Kreise  gibt,  in  denen  eigentlich  auf 
dem  Dorf  nur  drei  Aborte  vorhanden  sind:  den  einen  hat  der 
Pastor,  den  zweiten  der  Lehrer  nnd  den  dritten  der  Gasthof- 
besitzer.  Im  übrigen  gibt's  so  etwas  nicht,  sondern  jeder  setzt 
seine  Fäkalien  ab,  wo  es  ihm  gut  dünkt,  womöglich  rund  ums 
Hans  hemm,  und  der  revidierende  Medizinalbeamte  hat  das  grosse 
Vergnügen,  dann  za  berichten:  „Ich  rapportiere  ganz  ergebenst, 
es  Uegen  grosse  Haufen  vor  der  Borg."    (Heiterkeit.) 

M,  H.I   Diese  Tersehwendnng  der  Fäkalien  wie  auch  die 

re  Dongverschwendnug  auf  dem  Lande  sollte  man  gar  nidit 
möglich  halten.  Sie  geschieht  aberall,  und  der  lAudmann 
schädigt  sich  selbst  am  allermeisten.  Ich  erinnere  nur  daran, 
dass  die  menschlichen  Fäkalien  kompostiert  ein  ausgezeichnetes 
D&ngemittel  Ar  das  Gartenland  der  kleinen  Leute,  auf  das  sie 
angewiesen  sind,  ausmachen.  Was  solche  Fäkalien  zu  bedentan 
haben,  sehen  wir  an  einer  Person  auf  dem  Lande,  die  gewisser- 


massen  Laadmann  im  Nebenamt  Ist,  dos  ist  der  Lehrer.  Nehmen 
Sie  an,  ee  würde  ihm  die  Berechtigniig  entzog,  den  Abortinhalt 
der  Schule  fflr  sein  Land  zu  verwenden;  aeine  glänze  Landwirt- 
schaft, die  ein»!  Teil  seines  Gehalts  ausmacht,  wflre  damit 
lahmgelegt 

M.  H.!  Etwas  Aehnliches  zeigt  sich  auf  dem  I«ande  im 
Verkehr  mit  den  Nahrungs-  and  Öennssmitteln,  and 
Tor  allem  mit  dem  wichtigsten  Produkt,  mit  der  Milch.  Auf 
diesem  Gebiete  ist  die  Landwirtschaft  ja  schon  gezwungen  worden, 
weitgehende  hygienisdie  Massnahmen  zn  treffen;  nicht  etwa  im 
Interesse  der  Hygiene  —  nein,  sie  hat  sie  getroffen  und  treffen 
mflasen  im  eigenen  Interesse!  Die  Molkereien  haben  sich  nn- 
geheuer  vermehrt!  Ich  entnehme  dem  vorhin  erw&hnten  Both- 
schen  Vortrage,  dass  im  Jahre  1891  69S  Molkereien  existierten, 
wahrend  1902  2118  vorhanden  waren.  Die  hygienischen  Ein- 
richtungen in  diesen  Molkereien  worden  auch  von  Jahr  zu  Jahr 
verbessert.  Das  weiss  heatzatage  jedermann  anf  dem  Lande,  daas 
die  geringste  Unsanberkeit  in  eüier  solchen  Molkerei,  Verwendung 
eines  nicht  einwandfreien  Wassers,  angenOgende  Beinignng  der 
GtefSsse  sofort  aof  die  Molkereiprodnkte,  insbesondere  auf  die 
Butter  znrtlckf&llt,  diese  weniger  schmackhaft  and  weniger 
haltbar  and  damit  im  Preise  geringwertig  macht  Das  weiss  auf 
dem  Lande  heatzntage  aach  jedes  lutgUed  einer  Molkereigenossen- 
scbaft,  dass,  wenn  eine  Molkerei  nicht  ober  die  nötigen  Sterili- 
sationsapparate für  die  Milch  verfügt,  sie  dann  nicht  mehr  kon- 
korrenzffthig  bt,  und  die  Leute  wissen  recht  gat,  dass  das  Geld, 
was  sie  ffir  Pastearisierungsapparate,  Dampfdesinfektion  der  G«- 
filsse,  Beschaffung  einwandfreien  Wassers  ausgeben,  das  Drei-  nnd 
Vierfache  ihnen  wiederbringt. 

Nun  ist  aber  gerade  der  Kreisarzt  gezwungen,  auf  diese 
Molkereien  als  Medizmalbeamter  ein  ganz  besonders  scharfes  Auge 
zu  haben;  denn  wie  jede  zentrale  Versorgnngsanstalt,  sei  es  fltr 
Wasser  oder  sonstige  Nahrungsmittel,  birgt  sie  die  grSssten  Ge- 
fahren in  sich.  Kommen  ans  einer  Molkerei  Milch  oder  sonstige 
Prodakte  in  infiziertem  Zustande  heraus,  so  entstehen  nicht  aar 
menschliche  Erkrankungen  in  weitem  Umfange,  sondern,  was  den 
Landmaon  leider  oft  heatzntage  noch  schwerer  trifft,  Erkrankungen 
des  Viehs,  das  die  Magermilch  bekommt.  Deswegen  sollte  der 
Landwirt  heute  nur  dankbar  sein,  wenn  der  Medizinalbeamte 
scharf  ist  und  auf  weitere  Einffihrung  solcher  hygienischen  Er- 
richtungen dringt.  Ich  möchte  nur  ein  Beispiel  anfShren.  In 
meinem  Kreise  hatte  ich  eine  Molkerei  besichtigt  und  fand  die- 
selbe nicht  genfigend  mit  den  nStigen  Sterilisätionsapparaten  fttr 
Milch  versehen,  so  dass  ich  den  Leuten  den  Rat  gab,  sich  einen 
neuen  Pasteorisierungsapparat  anzuschaffen  resp.  die  vorhandenen 
Apparate  zn  vermehren;  denn  sobald  in  einem  Dorf  Typhus  oder 
Scharlach  ausbräche,  müsste  ich  den  Milchverkehr  von  dem  Ort 
za  der  Molkerei  untersagen,  and  das  wflrde  sie  unendlich  schSdigeo. 
Aber  sie  meinten,  das  kftme  dodi  nicht  vor,  wftre  noch  nicht  vor- 
gekommen, die  Butter  wftre  immer  sehr  sdiSn,  korz  nnd  gnt,  sie 
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▼ollten  einstweilea  daTon  abaehen.  Sechs  Wochen  apftter  fand 
eine  Anastellang  in  der  Gegend  statt  für  landwirtsehaftlidie 
Uolkereiprodokta;  die  betreffende  Molkerei  hatte  sich  etwas  ganz 
Besonderes  auf  ihre  Butter  zugute  getan  nnd  glaubte,  sie  vlrde 
einen  ersten  Preis  bekommen.  Da  erhielt  sie  den  Bescheid,  das 
Komitee  bedauere  sehr,  sie  hätten  aber  die  Butter  aas  dieser 
Molkerei  erst  an  11.  Stelle  bringen  können,  sie  wäre  minder- 
wertig, und  das  l&ge  daran,  dass  die  nötigen  Pasteurisierungs- 
apparate  fehlten;  sie  rieten  doch  sehr,  diese  Apparate  anzuschaffen. 
Es  dauerte  nicht  8  Wochen,  da  waren  alle  Sterilisierungsapparate 
dal  —  Also  anch  nicht  die  Hygiene  hat  es  gemacht,  sondern  der 
eigene  Torteil. 

Gerade  die  Molkereigenossenschaften  möchte  ich  als  Bei- 
spiel dafflr  benatzen,  wie  ich  mir  die  Angliedernng  der  hygienischen 
Fragen  an  eine  solche  Genossenschaft  denke;  denn  sie  sind  in 
erster  Linie  dazu  berufen,  die  Gnmds&tze  der  MUcbhygiene  be- 
sonders zu  verbreiten.  Die  MUcbhygiene  —  darüber  sind  wir 
alle  einig,  sowohl  die  Hygieniker,  als  auch  die  Landwirte  —  muss 
schon  im  Stall  beginnen.  In  dieser  Beziehimg  geht  es  aber  noch 
immer  sehr  traurig  bei  uns  zu.  Die  H&ude  der  Melker  werden 
immer  noch  nicht  genägend  gereinigt,  das  Euter  des  Tiehs  wird 
nicht  abgewaschen,  die  Gefäese,  in  denen  die  Milch  gesammelt 
wird,  sehen  sehr  bedenklich  aus,  dann  das  Durchseihen  durdi 
alte  Lappen  — •  das  sind  alles  ^hen,  die  durchaus  nicht  im 
Literesse  der  Milchhygiene  liegen.  Gerade  so  gut  aber,  wie  die 
Genossenschaften  es  fertig  gebracht  haben,  heutzutage  ihre  Leute 
so  zn  erzifdien  resp.  zu  beeinflussen,  dass  sie  die  Milcfatiere  so 
fllttem,  dass  sie  einen  möglichst  hohen  Fettgehalt  geben,  gerade 
so  haben  die  Molkereigenossenschaften  auch  die  Macht  &ber  alle 
Mitglieder,  zn  verlangen,  dass  sie  sich  mit  den  milchhygienischen 
Gmndsatzen  bekannt  machen  und  schon  im  Stall  damit  beginnen, 
sei  M  anfänglich  durch  Terwamnng,  schliesslich  durch  Beatxafnng 
oder  Ausschliessung  aus  der  Genoasenschaft.  Dass  dieses  Tor- 
gehen sehr  vorbildlich  sein  wird  auch  fOr  alle  diejenigen  Land- 
wirte, die  noch  nicht  Mitglieder  der  Genossensehaft  sind,  das  ist 
wohl  klar;  denn  das  weiss  der  Bauer  heutigentages  ganz  gut:  er 
kann  eine  noch  so  schöne  Butter  heratellen,  sie  mag  noch  so  gut 
anssehen  nnd  schmecken,  sie  leidet  immer  unter  dem  Namen 
Banembutter  and  erzielt  niemals  den  Preis  wie  die  Molkereibutter. 
Die  Banent  ^gen  von  aelbat  an,  den  Einrichtungen  der  Molkerei 
nachzustreben;  je  besser  diese  sind,  desto  besser  sind  sie  im 
ganzen  Dorfe. 

Dasselbe  l&sst  sich  im  allgemeinen  anch  vom  Obst  and  vom 
GemOse  sagen.  Wie  es  da  zugeht,  hat  uns  anch  Herr  Geheimrat 
Roth  sehr  anschaulich  geschildert:  wie  das  Obat  unterm  Bett 
liegt,  in  dem  sich  womöglich  ein  Kranker  befindet,  in  Bäomen, 
die  nor  durch  einen  Torhang  von  anderen  getrennt  sind,  mitten 
zwischen  alten  Stiefeln  nnd  alten  Kleidungsstücken  etc.  Hier 
wirken  wiederum  die  Obstverwertungsgenoaaenschaften  sehr  segens- 
reich; deshalb  ist  es  angebracht,  bei  diesen  einzuhaken,  damit  die 
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Obsthygiene  im  Lande  mehr  zar  Dnrchftkhmng  kommt,  und  zvar 
dadurch,  dasa  jene  nur  anf  einwandfrei  gepflftektes,  einwandfrei 
anfbewabrtfis  Obst  höhere  Preise  geben. 

M.  H.I  Fast  der  g:anze  übrige  Verkehr  mit  Nahrong:»-  nnd 
GtennaBmitteln  anf  dem  Lande  liegt  vornehmlich  in  den  sogffli. 
HOkereien  and  G^astwirtschaften,  welche  meist  mit  Schläch- 
tereien, Bäckereien  oder  kleinen  Eolonialwarenhandln&gen  vei^ 
bnnden  sind.  Den  meisten  Landleuten,  gerade  den  veratAndigen 
und  älteren,  sind  diese  fiasthäuser  ein  Dom  im  Auge.  Die  Waren, 
die  dort  verkauft  werden,  sind  meistenteils  minderwertig;  vor 
allen  Dingen  lässt  aber  die  Sauberkeit  alles  zu  wünschen  flbrig. 
Das  schlimmste  natürlich  sind  die  Verfälschungen !  Ich  denke  hier 
namentlich  an  die  des  Alkohols,  sei  es,  wie  in  meiner  frflheren  Gegend, 
durch  Aether  oder  durch  Scbnapsschärfe,  sei  es  durch  alles  mög- 
liche Zusammengiessen  von  undefinierbaren  Tinkturen  und  Essenzen. 
Oft  ist  mir  bei  der  Ortsbesicbtigung  gesagt  worden:  ,Ach  Ja, 
Herr  Kreisarzt,  ehe  wir  den  verdammten  Erug  hatten,  war  hier 
Buhe  und  Frieden;  seitdem  ist  der  Teufel  los,  ist  keine  Rahe  im 
Ort,  und  nicht  nur  wirtschaftlich  hat  sich  der  und  der  ruiniert, 
sondern  auch  körperlich,  unsere  ganzen  Leute  sind  aus  Band  und 
Band!"  Es  ist  heutigentages  der  Gasthof  oft  direkt  ein  Unglfick 
för  das  Dorf !  M.  H.,  ohne  GasthÄuser  werden  wir  zwar  nicht 
auskommen  können;  sie  müssen  natürlich  sein,  schon  damit  die 
Leute  einen  Ort  haben,  wo  sie  Versammlungen  abhalten.  Aach 
ist  es  immerhin  etwas  Wertvolles,  wenn  die  Leute  aaf  dem  Lande, 
um  ihre  kleinen  Bedürfnisse  einzukaufen,  nicht  gleich  nach  der 
Stadt  zu  wandern  brauchen,  sondern  diese  im  Orte  haben  können. 
Aber  die  Konzessionen  werden  auf  dem  Lande  immer  noch  viel 
zu  viel  erteilt  1  Die  alten  Wünsche  der  Kreisärzte,  dass  man  die 
Konzessionen  einschränken  m&ge,  insbesondere  auch  den  Kreisarzt 
dabei  hinzuziehen  möge,  sind  bisher  nicht  berücksichtigt;  das  wäre 
aber  sehr  wünschenswert.  Ich  habe  wunderbare  Fälle  erlebt:  In 
einem  Ort  waren  der  Amtsvorsteher  und  die  ganzen  Baaem  da- 
gegen, sie  wollten  nicht  die  Konzession,  wollten  keinen  Gasthof 
haben;  die  höhere  Instanz  gab  die  Konzession  doch,  und  zwar 
ans  einem  eigentümlichen  Grunde,  nämlich  weil  einige  Geistliehe 
aus  der  benachbarten  Stadt  kamen  und  sagten,  sie  wären  Vor- 
sitzende von  Jünglings-  und  Posaunenvereinen  und  mflssten  hin 
und  wieder  Ausflüge  mit  den  Leuten  madien,  gerade  dieser  Ort 
wäre  so  hübsch,  und  da  müaste  doch  irgend  ein  Krug  sein,  um 
sich  zu  erfrischen !  (Heiterkeit.)  Der  Krug  wurde  genehmigt  and 
ist  jetzt  einer  der  tollsten  in  der  Gegend.  Nun  kann  man  ja 
sagen:  die  Wirtschaft  steht  doch  unter  Kontrolle,  der  Kreisarzt 
hat  alle  Augenblick  nachzusehen,  der  Amtsvorsteher  ist  alle  paar 
Tage  da,  um  irgend  welche  Amtshandlungen  vorzunehmen,  Ge- 
wiätsrevisioneu  etc.,  und  doch  besteht  solche  Wirtschaftl  Eben 
gerade  der  Umstand,  dass  trotz  all  der  gesetzlichen  Bestimmongen 
diese  üebelstände  im  Dorfe  bestehen,  beweisen,  wie  wenig  wir 
mit  den  gesetzlichen  Bestimmungen  allein  auBk<HDmen.  Hier  ist 
das  beste,  einzige  Mittel,  wenn  die  Landlente  gelbst  die,JKpiita^lle 
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in  die  H&Dd  nehmen ;  auch  hier  bietet  eich  deshalb  dem  G«no8Ben- 
eehaftavesen  ein  sehr  weites  nnd  groBBes  Feld. 

Man  hat  zanttchet  in  ThftriDg^n  Versuche  in  dieser  Beziehung 
gemacht ;  die  Gemeinde  hat  Rrflge  angekauft  und  sie  vieder  ver- 
pachtet. Sie  ist  aber  TollBtftndig  damit  hereinge&llen,  weil  die 
Sache  doch  nur  zur  Geldspekulation  wurde.  Dagegen  kuin  ich 
ein  Verfahren  empfehleo,  wie  es  in  meinem  jetzigen  Kreise  ein- 
geschlagen wird:  Es  hat  sidi  dort  eine  Genossenschaft  m.  b.  H. 
gebildet,  welche  dem  Qotenborger  System  entsprechend  verfährt. 
Sie  kauft  einen  Gasthof  auf,  setzt  einen  Beamten  hinein,  der  ein 
festes  Gebalt  bekommt,  auch  Gartenland  zur  Benutzung  erhält, 
f^eie  Wohnung  und  Tantieme  von  alkoholfreien  Getränken,  Tantieme 
von  den  Kolonialwaren,  aber  keine  Tantieme  von  alkoholischen 
Getränken.  Von  dem  Gelde,  das  zusammenkommt,  wird  zunächst 
die  Einlage  za  4^  verzinst,  das  Kbrige  gebt  zn  anderen  Wohl- 
fahrtseinrichtungeu,  eventuell  an  den  Kreis,  der  auch  diesen  Gast- 
hßfen  sehr  entgegengekommen  ist.  Dies  System  hat  derartig 
gefallen,  dass  auch  schon  die  benachbarten  Grossgrundbesitzer 
angefangen  haben,  in  derselben  Weise  die  ihnen  gehörigen  Erlige 
ZQ  reformieren,  so  dass  wir  im  Laufe  eines  Jahres  watu^cheinlich 
eine  ganze  Chaussee  mit  solchen  Beformgasthänsem  besetzt  haben 
werden.  Es  ist  das  ein  Verfahren,  durch  das  den  üebelständen 
abgeholfen  werden  kann.  Man  nennt  es  im  allgemeinen  das  GK>ten- 
burger  System,  das  ja  in  Schweden,  obwohl  es  vor  allen  Dingen 
in  Gothenburg  selbst  Fiasko  gemacht  hat,  auf  dem  Lande  unge- 
heuer viel  gewirkt  hat.  'U  des  üeberschusses  fallen  dort  an  den 
Staat,  und  der  Staat  Schweden  hat  in  10  Jahren  rund  33  Mill. 
Kronen  daraus  entnommen.  Das  ist  aas  Pfennigen  zusammen- 
gekommen, die  sonst  weggeworfen  wären !  Eine  ^che,  die  soviel 
abwirft,  eine  hygienische  Einrichtung  dieser  Art,  ist  sicherlich 
ein  Vorteil  für  den  Landmann  I 

Auch  wftrde  es  sehr  wesentlich  fär  das  Land  sein,  wenn  die 
Nahrungsmittel  •  üntersuchungs  -  Anstalten  vermehrt 
werden.  Manchmal  ist  der  Amtsvorsteher  gekommen  und  n&gt: 
«das  kann  in  dem  Krug  so  nicht  weitergehen,  wir  müssen  die 
Nahrungsmittel  ontersucheu  laseen."  Aber  es  Mess  dann:  ^das  ist 
zu  tener,  die  nächste  Anstalt  ist  weit  entfernt  und  macht  sehr 
viele  Kosteo".  Diese  Anstalten  sind  bei  uns  nicht  staatlich, 
sondern  vornehmlich  durch  die  Provinzialverbände  gegröndet.  Es 
wäre  auch  hier  im  Interesse  der  Kostenvermiaderung  ffir  das  Land 
sehr  wesentlich,  wenn  diese  üntersnchnngsanstalten  vermehrt  and 
dabei  verstaatlicht  wfirden. 

Nnn  aber,  m.  H.,  mfissen  wir  ant  ein  Kapitel  ttbergehen,  bei 
dem  es  im  grossen  und  ganzen  nicht  mit  dem  guten  WÜlen  allein 
abgeht,  sondern  wo  aach  Geldmittel  notwendig  sind :  das  sind  die 
Wohnangsverhältnisse  und  die  Wasserversorgang.  Wie 
es  auf  dem  Lande  mit  der  Wohnung  aussieht,  £w  will  ich 
Ihnen  nicht  näher  schildern.  Es  wird  Sie  aber  vielleicht  inter- 
essieren, wenn  ich  Ihnen  eine  Schilderang  gebe,  die  von  Land- 
wirten selbst  gemacht  ist,  and  die  ich  dem  Sohnreyschen  Weg- 
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M.  H.!    I>H  Ht  da  BiU,  Au  im  < 


gOAl  Wan  «s  «ad  ia  videa  Filka  b 
crMMS  mti  ganzem  iit  es  ao.  Nbb  deakaa  Sm  aa  aaav«  Äg»- 
ihbimfuiflieii.  Die  Udaea  Leote  anf  des  I^ade  öad  »eirtM 
U41i  whr  kiaderraiefa;  8,  8,  10,  12  aad  aoek  aekr  Kia^  nal 
kejne  Seftenhett  Bä  ankher  EndataaU,  alle  jwMeagiffar^t 
ia  dnen  talcbea  BaiDB,  da  kann  sdbat  dae  tob  Katar  aamban 
nnd  fot  o-zoseu  Haaafrao  nidit  nolMr  blcäwa;  daa  iit  gaai 
aaai&ffUeb,  die  Levt«  mSnra  im  Sdnats  vtAammen.  Wu  die 
F<^ea  des  Seluntzes  sind,  «issen  wir  alle.  Wna  die  Leote 
ihren  KArp^  nst  ToiudiUasigeii,  TernaghliBrigeo  de  alle  ihn 
anderen  Pflichten,  das  veisa  aneh  der  Landmami  sehr  gtmaxi.  Die 
BedtzCT  dnd  deshalb  sehr  dahinter,  dass  sie  eine  Familie  be- 
kommen kennen,  die  sanber  ist.  IMe  Arbdt  einer  Familie,  die 
Tollatindig  mit  Ungeziefer  bededrt  ist,  iat  stets  AoBStfet  fmng- 
vertlg. 

Nnn  wird  ons  Tielfiuih  entg^eng:ebalt«i:  Ja,  wenn  wir  aoek 
den  Leuten  anf  dem  Lande  die  MhSnsten  Wohnangen  banen,  sie 
ziehen  nicht  hinein.  Die  Beobaditnn;  ist  riditi;!  Wenn  man 
dnem  gewöhnlichen  Tagdöhner  die  Wahl  Uaet:  willst  Da  in  die 
alte  Kate  ziehen  mit  einem  Zimmer  oder  in  ein  nenfrebantes  Haas 
mit  zwei  Zimmern  P  —  so  nimmt  er  sicher  die  alte  Este.  Der 
Ortinde  alnd  zweierlei;  einmal  haben  die  Leute  grar  nicht  H&bd 
gennfi:,  nm  eine  solche  Wohnung  za  möblieren.  Sie  dnd  eben 
gewöhnt,  ein  einf&chee  Zimmer  zn  haben;  jetzt  sollen  sie  mit 
ihren  paar  UObeln  zwd  Zimmer  nnd  eine  £üche  aosstatten.  Geld 
haben  sie  nicht  dazu;  sie  f&Iilen  sich  daher  anbehaglich  in  daa 
Banm.  Noch  wichtiger  ist  die  Frage  der  Feaenmg.  Wir  haben 
alle  wohl  die  Beoboditung  gemacht,  so  raoh  die  Lente  sonst  sind, 
Begen  and  Stnrm  trotzen,  sobald  sie  in  die  Wohnnng  kommen, 
mnss  es  f&rcbterlich  hdsB  sein;  18,  20^  B.  ist  dnrchschnittlich 
die  Temperatur,  das  Fenster  ist  grün  nnd  bl&n  angelaufen.  Statt 
eines  Zimmers  soll  der  Mann  nun  zwd  heizen;  das  kann  er  nicht; 
denn  soviel  Feuerung  kann  sdilieBslicfa  der  beste  Lobnherr  beim 
besten  Willen  nicht  geben.  Das  sind  allerdings  grosse  Schwierig- 
keiten, die  uns  da  entgegentreten  1  Der  l&ndlicbe  Arbeiter  hat 
den  Wahnsinn,  glaube  ich,  verloren ;  das  ist  aber  das  aller  trost- 
loseste. Hier  gibt  es  eine  wahre  Uisslonsarbeit,  am  in  den  Leatan 
'^en  Wohnsinn  zu  wecken  nnd  zu  pflegen,  damit  sie  sehliesslieh 
if  dem  Lande  bldben.    Das  ist  aber  nicht  eine  Arbeit,,  tiftTV 
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hent  auf  morgfen  geschehen  kann,  dazu  gehören  Jahre,  eventuell 
«in  UeoBcheniäter  und  noch  mehr,  vie  za  allen  hygieniBchen  Taten. 
Aber,  m.  H.,  veno  m&n  sich  heatzatage,  wie  es  auf  dem  Lande 
▼ielfitch  der  Besitzer  tat,  hinstellt  und  sagt:  .vaa  soll  ich  madien, 
sie  ton  es  ja  nicht,  dem  Volke  ist  keine  Vernonft  beizubringen*, 
and  virtt  gleich  die  Flinte  ins  Eom,  dann  ist  gar  nichto  za 
machen.    Einmal  moss  doch  angeiangen  werden!  (Sehr  richtig I) 

H.  H.I  Das  Bauen  kostet  Q<ld,  und  die  Verhältnisse  auf 
dem  Lande  stehen  wirklich  gegenflber  denen  in  der  Stadt,  was 
die  pekaniftren  Einnahmequellen  angeht,  wesentlich  zarflck.  Es 
bleibt  deswegen  nichts  übrig,  als  anderweitigen  Kredit  in  Anspruch 
za  nehmen,  und  da  ist  aaeh  wieder  dem  Genossenschaftswesen 
ein  grosses  weites  Feld  eröffnet.  Wir  haben  in  dieser  Beziehung 
vor  allen  Bingen  drei  grosse  Hilfsmittel,  das  sind  die  Benten- 
gutsgesetze  von  1890/91  und  die  Bentenbank,  femer  die  Ver- 
sichernngsanstalten,  insbesondere  die  Landesversichernngs- 
anstalt,  und  namentlich  di«  ZentralgenoBsenschaftekasse.  Hit 
Hilfe  dieser  Banken,  Anstalten  und  Kassen  ist  auf  dem  Lande  schon 
an  manchen  Stellen  recht  viel  geschehen.  Gerade  durdL  Inansprach- 
nahme  der  Bentenbank  respektive  Gewfthrang  des  Bennbankkredits 
sind  recht  grosse  Erfolge  erzielt,  am  allermeisten  bei  der  Auf- 
teilung von  Domänen.  Wenn  man  diese  kleinen  Häuschen  dort 
sieht,  wie  niedlich  sie  eingerichtet  sind,  den  Verhältnissen  ent- 
sprechend, nicht  zu  gross  und  nicht  za  klein,  aus  zwei  Zimmern 
und  Kttche  bestehend,  dann  kann  man  wohl  sagen,  hier  ist  wirk- 
lich viel  erreicht,  und  nur  zu  wänschen,  dass  diese  Kassen  noch 
viel  mehr  in  Anspruch  genommen  werden.  Vielleicht  ist  es  auch 
zu  erwirken,  dass  die  Landesversichemngsanstalt  die  Bedingungen, 
anter  welchen  sie  3eld  hergibt,  nicht  gar  zu  scharf  stellt  and 
verklauBuliert.  Indirekt  konnte  aach  der  Staat  die  Baolust  auf  dem 
Lande  sehr  heben,  indem  er  nämlich  ein  Prämiensystem  einführte, 
wie  es  in  Braunschweig  Mode  ist,  wo  der  Staat  fta  besonders  gute 
und  zweckmässig  hergestellte  Wohnungen  eine  Prämie  gewürt; 
das  wflrde  die  Baulust  auf  dem  Lande  entschieden  erhöhen. 

M.  H.!  Ueber  die  Bedeutung  der  Trinkwasserfrage 
noch  viele  Worte  zu  machen,  ist  wohl  nicht  nOtig.  Was  durch 
ungesundes  Trinkwasser  alles  angerichtet  werden  kann,  wissen 
Sie  ja.  loh  will  nar  darauf  hinweisen,  dass  nach  den  statistischen 
Zasammenstellnngen  70  «fo  aller  Typhusepidemien  lediglieh  durch 
Trinkwasser  hervorgerufen  sind.  Die  Plage  des  Typhus  hat 
jedoch  jetzt  bei  uns  auf  dem  Lande  geradezu  ttberhand  genommen. 
In  frfiheren  Jahren  kamen  auch  einmal  Epidemien  vor,  sie  zogen 
aber  schnell  vorüber  und  waren  dann  aas.  Das  gibt  es  jetzt  gar 
nicht  mehr;  kaum  erloschen,  bricht  die  Seuche  wieder  von  neaem 
aus.  Wenn  wir  heute  «lue  Karte  anlegen  von  den  Östlichen  Pro- 
vinzen und  jeden  Ort,  wo  zurzeit  eine  grossere  oder  kleinere 
Epidemie  oder  Endemie  besteht,  rot  bezeichnen,  so  würde  die  Karte 
aussehen,  wie  mit  roter  Tinte  bespritzt. 

Die  Frage  der  Trinkwasserversorgung  wird  für  den  Land- 
mann von  Tag  za  Tag  dringender.    Eb  stellen  sich,  wie  ich  schon 
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im  Anikng  sagte,  zwei  Schwierigkeiten  hierbei  dqs  eDtgeg:en.  Die 
eine  ist,  daaa  sich  die  Leute  nicht  Toratellen  kOnnen,  dass  ihr 
Bronnen,  ilir  Waseer  nngfesond  sei,  namentlich  dann  nicht,  wenn 
es  tatsächlich  sehr  schfin  aussieht  and  ganz  besonders  klar  und 
rein  schmeckt.  —  Sagt  noch  gar  der  Medizinalbeamte :  der  Typhös 
ist  auf  den  Brunnen  zurückzuführen,  das  Wasser  wird  nachher 
bakteriologisch  untersucht  und  frei  von  Typhusbakterien  gefunden, 
so  können  sie  erst  recht  nicht  begreifen,  dass  die  Bakterien  schon 
längst  zugrunde  gegangen  sind,  nachdem  sie  aber  vorher  üire 
Schädigong  angerichtet  haben.  Das  ist  ja  doch  eine  Erfahrung, 
die  wir  alle  machen:  Sind  unsere  Ortsbesichtigungen  fertig,  dann 
ist  gewöhnlich  die  Hauptfrage:  Was  läset  sic^  zur  Verbesserung 
der  Wasserfrage  tan?  Besseres  Wasser  muss  beschafft  werden! 
Der  Landrat  beauftragt  nun  den  Amtsvorsteher,  für  anderes  Wasser 
zu  sorgen;  und  was  geschieht P  Mach  einem  halben  Jahr  bekommen 
wir  prompt  das  Protokoll  zurück  mit  der  Bemerkung:  die  6e- 
meinde  hätte  einstimmig  beschlossen,  kein  anderes  Wasser  zu  be- 
schaffen; denn  das  Wasser  wäre  wunderschSu! 

Die  zweite  Schwierigkeit,  die  uns  gemacht  wird,  ist,  dass 
die  Landlente  immer  noch  einen  unterschied  zwischen  Trink-  and 
Qebranchswasser  machen.  Wie  häoflg  ist  es  mir  bei  den  Be- 
visionen  passiert,  wenn  ich  sagte :  hier  haben  sie  doch  den  Dung- 
haufen  und  dicht  daneben  steht  der  Bronnen,  das  Wasser  ist  ja 
ganz  gelb  und  riecht  sogar,  —  dass  mir  dann  die  Leute  er- 
widerten: „Ach,  das  ist  nicht  so  schlimm,  das  Wasser  biaachen 
wir  ja  nicht  zu  trinken,  es  ist  bloss  fttr  das  Vieh."  Ja,  aber  dass 
die  Leute  sich  die  Hände  damit  beschmutzen,  dass  mit  diesem 
Wasser  Geschirr,  Gemüse,  Kartoffeln  usw.  gewaschen  werden,  das 
vergessen  sie!  Hier  ist  es  nur  möglich,  langsam  im  Laufe  der 
Jahre  Aofklärung  za  schaffen,  dann  wird  es  allmählich  besser 
werden. 

Nun,  m.  H.,  müssen  wir  jedoch  berücksichtigen,  dam  natSr- 
lich  das  Brunnenbauen  und  Bmnnenbohren  verhätnismässig  viel 
Geld  kostet;  anderseits  müssen  wir  aber  auch  in  Betracht  ziehen, 
dass  die  Verbesserung  der  Wasserverhältnisse  aui  dem  Lande 
nicht  allein  dem  Landmann  zugute  kommt,  sondern  vor  allem  dem 
ganzen  Staat.  Wenn  heutzutage  bei  unseren  modernen  Verkehra- 
verhältnissen  irgendwo  in  einem  Teile  der  Monarchie  Tj^hus  oder 
sonst  eine  ansteckende  Krankheit  ausbricht,  so  ist  dadurch  nicht 
nur  das  Dorf  und  die  nächste  Umgebung  bedroht,  sondern  sozu- 
sagen der  ganze  preussische  Staat;  denn  der  Typhus  usw.  kann 
jeden  Augenblick  am  Bbein  aasbrechen  and  von  dort  weit  nach 
Norden,  nach  der  Ostsee  verschleppt  werden  und  umgekehrt. 
H.  H.,  wir  sehen  das  recht  deutlich  beim  Militär;  jedes]]ul  nach 
dem  Manöver  treten  immer  wieder  neue  Typhusepidemien  auf. 
Aach  zu  Zeiten  ausserhalb  der  Manöver  habe  ich  verschiedentlich 
gesehen,  dass  der  Typhus  direkt  vom  Lande  in  irgend  ein  Begi- 
ment  eingeschleppt  ist,  z.  B.  aas  meinem  Bütower  Kreise  in  ein 
Altonaw  Hegiment.  Da  sagt  sich  der  Landmann  schliesslich  ganz 
mit  Recht:  warum  sollen  wir  viel  G^d  ausgebe  um  kpstaiöäige 
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and  nna  desh^b  schwer  falleode  eanitAre  EiBrichtungen  zu  schafFen, 
von  deneo  vir  nicht  allein  Vorteil,  sondern  den  Hanptvorteil  der 
^Dze  Staat  hat.  Deshalb  ist  es  Tielleicht  nicht  onbitli^,  venn 
man  die  Forderang-  stellt,  es  möge  der  Staat  doch  venigstens  die 
Gemeinden,  die  pekoniär  anaser  stände  sind,  Wasser  zn  schaffen, 
entsprechend  nnterstfitzen.  Ich  habe  in  meinem  firüheren  Bezirk 
im  Bfltower  Kreise  eine  Reihe  von  Ortaehafteo  gehabt,  wo  nicht 
ein  Tropfen  Wasser  zn  haben  warj  die  Leate  mnssten,  wie  ich 
frBher  schon  erzählt  habe,  das  Wasser  oft  eine  Viertelmeile  weit 
herholen.  Es  war  so  kostbar,  dass  man  es  sich  in  der  Nacht 
^genseitig  stahl.  Solche  elenden  Dörfer  sollte  man  staatlicher- 
seits  nnterst&tzen ;  diese  Forderung  dttrfte  nicht  ganz  unberech- 
tigt sein. 

Dann,  m.  H.,  kommt  drittens  die  Armen-  und  Kranken- 
pflege in  Betracht;  die  ebentJEilLs  noch  sehr  im  argen  liegt,  ob- 
wohl gerade  auf  diesem  Gebiet  der  l&ndlicbe  Arbeiter,  der  Tage- 
löhner ganz  besondere  Anforderongen  stellt.  So  hart  and  raah 
die  Leute  auch  sonst  sind,  sobald  ihnen  irgend  etwas  fehlt  —  die 
Beobachtong  werden  Sie  wohl  alle  gemacht  haben  — ,  legen  sie 
sich  gleich  hin  und  klagen  fürchterlich;  man  denkt  wander,  was 
los  ist.  Der  kranke  Landmann  nimmt  es  auch  sehr  Abel,  wenn 
man  nicht  gleich  mit  einstimmt  in  seine  Klagen,  sondern  die 
Krankheit  ihm  als  nebensAchlich  und  leicht  bezeichnet.  Diese 
Eigentümlichkeit  der  Leute,  daes  sie  auf  Krankenpflege  so  sehr 
Tiel  geben,  iat  auch  wesentlich  mit  ein  Gmnd  zur  Landflucht. 
Ich  habe  wiederholt  die  Lente  gefragt:  „warum  geht  Ihr  fort  von 
Eurem  Herrn,  Ihr  habt  es  doch  gut,  Ihr  bekommt  guten  Lohn, 
bekommt  Ener  Deputat  usw."  f  —  . Ja'i  hiess  es  dann,  „wir  sind 
arm,  im  Winter  ist  die  und  die  mal  krank  gewesen,  die  Frau  ist 
entbunden  worden,  der  Herr  gibt  uns  keinen  Arzt,  wir  selbst 
können  uns  keinen  leisten."  Diese  Vernachlässigung  der  Kranken- 
pflege dadurch,  dass  sie  immer  noch  den  Gemeinden  allein  obliegt, 
und  diese  nur  in  Notfftllen  dafür  sorgen,  ist  ein  sehr  wunder 
Punkt.  Hier  wAre  es  auch  schon  zur  pekuniftren  Entlastung  des 
Landes  von  grosser  Bedeutung,  wenn  die  Krankenversicherung 
auch  fBr  die  land-  und  forstwirtschaftlichen  Arbeiter  obligatorisch 
gemacht  wflrde;  der  Arbeiter  wflrde  dann  sichwlieh  zufriedene 
sda.  Diese  Massnahme  wflrde  allerdings  anefa  wieder  mit  Kosten 
verknüpft  sein;  anaserdem  mflaste  zunächst  fflr  eine  Vermehrnng 
der  Aerzte  anf  dem  Lande  gesorgt  werden;  denn  trotz  alle  dem, 
was  man  immer  von  der  Ueberproduktion  der  Aerzte  spricht,  trotz 
des  grossen  ärztlichen  Proletariats  in  den  Städten,  fehlt  es  auf 
dem  Lande  immer  noch  an  Aerzten.  In  meinem  frtlheren  Bezirk 
und  dem  jetzigen  haben  wir  noch  weite  Landesstrecken,  wo  wir 
Aerzte  notwendig  brauchen,  ohne  dass  es  bis  jetzt  gelungen  ist, 
solche  dauernd  za  bekommen.  Hin  und  wieder  geliuig  es  wohl, 
einen  zn  bekommen;  er  blieb  aber  kaom  «n  Jahr  und  zog  dann 
wieder  ab,  weil  er  nicht  gleich  die  nötige  Praxis  fand  und  nicht 
den  nötigen  gesellschaftUchen  Umgang.  Es  ist  fllr  die  Gemeinden 
doch  äaseerst  hart  und  teuer,  wenn  sie,  am  fflr  einen  Kranken 
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zn  Mrg:eD,  nach  den  nächsten  Arzt  3,  selbst  4  deotsebe  ICeilea, 
vas  nicht  selten  bei  uns  ist,  hin&hren  mfisaen.  Das  kostet  ein  der- 
artiges G^d,  dasB  Gemeinde  and  Besitzer  sich  darom  drflcken,  so- 
weit de  können.  Infolgedessen  geht  in  aolchen  Qegeoden  in  Zeiten 
Ton  Krankheiten  alles  Irapfflber,  kopfnnt«'.  Deshalb  faeisst  es  hier: 
filr  Vermehrani:  der  Aräzte  sorgen  1  Aber  wer  soll  die  Kosten 
tragen?  Bas  Land  kann  es  nicht!  Ich  glaabe,  dass  es  auch  hier 
nicht  anbiUig  ist,  wenn  wir  an  den  Staat  appellieren,  dass  er 
wenigsteiu  den  Aerzten  in  der  Diaspora,  die  anter  pekoniftr  on- 
gttnstigen  Veridltnissen  praktizieren,  eine  ünteratfitzong  gewährte; 
es  würde  das  f&r  das  I^d  von  gTossem  Nntzen  und  Segen  sein. 

H.  H.!  Wenn  diese  Forderangen  einigermassen  erfüUt 
werden,  so  würden  damit  schon  die  wichtigsten  Bediogongen  ge- 
geben sein,  nm  aach  die  Massnahmen  zn  treffen,  die  gegen  die 
ansteckenden  Krankheiten  erforderlich  sind.  Damit  sieht 
es  auf  dem  Lande  natürlich  anch  sehr  schlimm  aas.  Bei  den 
herrschenden  WohnongsverhAltnissen  die  Kranken  za  isolieren,  ist 
doch  ein  Ding  der  Unmöglichkeit.  Eine  Desinfektion  bei  diesen 
WohnongsTerbältnisaen  vorzonehmen,  geht  aach  gar  nicht  an.  Es 
bl^bt  auf  dem  Lande  einstweilen  nichts  weiter  Qbrig  —  nnd  das 
sehen  wir  bei  jeder  schweren  Epidemie,  die  anf  dem  Lande  aas- 
bricht, —  ^s  die  Kranken  ins  Krankenhaos  zn  bringen;  sonst 
wird  man  einer  Epidemie  nicht  mehr  Herr.  Hier  ist  nan  wieder 
das  aUerwichtigste,  Krankenräame  zu  schaffen,  damit  wflrde 
eine  sehr  grosse  Erleichtemng  bewirkt  werden.  Diese  Frage  ist 
ja  sehr  aktuell  I  Ich  will  nicht  znrflckgreifen  aaf  die  schweren 
Zostände,  die  aaf  dem  Lande  dadarch  geschaffen  werden,  dass  die 
Konstatierong  der  ansteckenden  Krankheiten  nicht  aaf  Kosten  des 
Staates,  sondern  lediglich  aaf  Kosten  der  Gemeinden  stattfindet; 
ich  will  aach  nicht  nochmals  schildern,  was  da  alles  nnterlassen 
wird,  wie  man  erst  dazu  kommt,  wenn  es  längst  zn  spät  ist,  die 
Lent«  tot  sind,  oder,  was  noch  schlimmer  üt,  ihren  Krankheits- 
k«m  wer  weiss  wie  weit  rerbreitet  haben  I  Alle  diese  Fragen 
sind  jetzt  in  Beratang  and  Erwägong  bei  den  AasfCthrnngs- 
bestimmnngen  zam  Beichsseachengesetz;  es  kann  deshalb,  wie 
anser  Terehrter  Herr  Vorsitzender  bereits  erwähnt  hat,  nnr  in 
nnserm  dringenden  Wunsche  liegen,  dass  diese  AasftlhrangB- 
bestimmnngen  in  irgend  einer  Form  angenommen  werden,  damit 
wir  in  der  Lage  sind,  die  Hygiene  aafe  Land  hinaoszntragen. 
Fällt  aach  diesmal  das  öesetz,  m.  H.,  so  mnss  ich  aaf  das  zorftck- 
greifen,  was  ich  im  Anfang  sagte:  zwei  Drittel  onseree  ToUtes 
entbehren  weiter  der  Segnangen  der  Hygiene,  nnd  der  vä{iO( 
ftfpoqsoc  das  angeschriebene  Gesetz  zieht  mit  seinen  schweren 
Strafen  Tod  nnd  wirtschaftlichen  Nachteil  weiter  ftber  das  Land. 

Betrachten  wir  zum  Schlnss  noch  die  Frage:  wer  ist  denn 
nan  eigentlich  gewissermassen  der  richtige  Beamte  resp.  diejenige 
Persönlichkeit,  die  nan  in  dieser  Art  nnd  Weise  die  Hygiene  anf 
das  Land  hinanstragen  soll,  und  die  sich  vielleicht  in  Verbindung 
setzen  soll  mit  den  Genossenschaften  and  dem  ländlichen  Vereins- 
wesenP    Ifl  erster  Linie  ist  zweifellos  der  Kreisarzt  dazn  da. 
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J»,  m.  R.,  der  Kreisarzt,  wie  soll  der  das  machen?  Dazn  ist  es 
doch  vor  allem  aöüg,  dasa  er  sich  speziell  mit  den  Torständen 
der  GenossenBchaften  and  landwirtschaUlicben  Vereinigungen  in 
Verbindimgf  setzt,  ood  dass  er  diese  zonächst  einmal  fDr  die  Ideen 
zn  gevinnen  sucht,  die  Hygiene  mit  Hilfe  der  G^Msenschaften 
einznfahreQ.  Dann  wird  es  anch  notwendig  sein,  dass  er  selber 
hin  nnd  wieder  persönlich  G^elegenheit  nimmt,  an  den  Sitzongen 
der  Genossenschaft  oder  des  landwirtschaftlichen  Vereins  teilzu- 
nehmen. Ich  habe  dies  in  meinem  frflheren  Bezirk  ßfter  getan. 
Da  haben  wir  in  einem  Dorfe  einen  sogen.  Bildnngsverein,  wie 
er  Bidii  nannte,  gegrttndet,  in  dem  alle  möglichen  Fragen  den 
Banem  vorgetragen  wurden;  die  Lente  waren  sehr  eifrig  dabei 
und  hörten  die  neue  Lehre  mit  Vergnügen  an.  Schliesslich  habe 
ich  ea  doch  so  weit  gebracht,  dasa  einmal  bei  einer  schweren 
Diphtherieepidemie  plötzlich  ganz  ohne  meine  Veranlassung  der 
Gtemeindevorsteher  bei  mir  erschien  and  sagte:  nHerr  Kreisarzt, 
wir  haben  im  Dorf  einfach  beschlossen,  um  dieser  Epidemie  ein 
Ende  zn  machen,  Sie  sollen  heraoskommen  nnd  auf  nnsere  Kosten 
das  glänze  Dorf  impfen;  von  8  bis  10  Uhr  morgen  frflh  sind  alle 
Kinder  in  der  Schale".  Ich  habe  es  gemacht  and  die  Epidemie 
war  bald  verschwanden!  Das  ist  ein  Beweis,  was  man  leisten 
kann  auf  diesem  Gebiete.  —  Aber,  m.  H.,  dazu  muss  der  Kreis- 
arzt Zeit  und  Gelegenheit  haben.  Wie  geht  es  aberP  Will  es 
das  G-lflck  oder  IJnglöck,  wie  man  es  bezeidinen  will,  dass  5  Jahre 
lang  keine  ansteckende  Krankheit  in  einem  Dorf  ausbricht,  so 
kommt  er  in  der  Zwischenzeit  zwischen  den  vorgeschriebenen 
fftnQ&hrigen  Ortsbesichtignngen  Qberhaapt  nicht  in  den  betreffenden 
Ort.  Aber  aacb  mit  den  Ortsbesichtignngen  hat  es  seinen  Haken  I 
Zunächst  sollen  sie,  am  die  Kosten  zu  sparen,  wenn  es  irgendwie 
geht,  mit  anderen  Geschäften,  Apothekenmnstemngen,  Hebammen- 
prflfungen  und  dergleichen  mehr,  verbanden,  und  da  das  meisten- 
teils nicht  geht,  mehrere  Dörfer  an  einem  Tage  beseitigt  werden. 
Da  heisst  es  selbstverständlich  Eilel  Man  kommt  hin,  revidiert 
das  Dorf,  ist  vielleicht  2,  3  Stunden  da,  das  Protokoll  ist  ge- 
■chrieben,  dann  mass  man  eilig  weiter  ins  nächste  Dorf.  Wie  ein 
Meteor  am  dörflichen  Himmel  erscheint  der  Kreisarzt,  (Heiterkeit) 
erzählt  alle  möglichen  wunderbaren  Sachen,  was  nötig  wäre,  und 
wie  ein  Meteor  verschwindet  er  wieder.  —  Nacht  bleibt  es  wie 
vorher  I   ^Eroeate  Heiterkeit) 

M.  H.1  Wenn  wir  die  Hygiene  auf  das  Land  hinaustragen 
wollen  in  der  Weise,  wie  ich  mir  das  denke,  dann  ist  die  erste 
and  wichtigste  Bedingang:  der  Kreisarzt  mass  viel  mehr 
in  seinen  Kreis  hinaus,  muss  viel  mehr  reisen,  viel 
mehr  in  Berfihrnng  mit  seinen  Kreiseingesessenen 
kommen  (sehr  richtigl);  sonst  wird  er  ihnen  ja  gar  nicht  be- 
kannt, and  bei  der  Langsamkeit,  mit  der  der  Bauer  eine  Idee 
verdaut,  ist  das  dreifache,  vierfoche  an  Aafklärung  notwendig! 

Nächst  dem  Kreisarzt  kommt  wohl  die  massgebende  Fersön- 
Uehkeit,  die  sonst  aacb  die  geistige  Fflhrong  im  Dorfe  hat,  dar 
Oelstlietae  in  betracht,  —  nattirlich  nor  anter  der  Bedingung, 
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Aente  >1bo  mfiBten  auch  in  irgend  einer  besseren  Wdse  iftfDr  bterassieTt 
wnden. 

D*S  Prediger  und  Lelirer  niclit  mein  wie  in  trüberen  Zeiten  einen 
EinflnB  ftof  das  Volk  haben,  das  werden  wir  alle,  die  wir  Hensclienkenntiiis 
genng  besitzen,  uns  nicht  Torhehlen  wollen.  Die  Frediger  sind  nicht  mehr  in 
denuelben  Maße  wie  Tor  30,  40  Jahren  die  Seelsorger  in  ihren  Gemeinden. 
Du  Ist  dnrch  die  soziale  Bewegung  leider  Oottea  wesentlich  anders  geworden. 
Froher  war  es  Sitte,  daB  in  keinem  Hasse  irgend  etwas  nntemommen 
wurde,  ohne  dafi  der  Pastor  erst  nm  Bat  gefragt  war.  Das  geschieht  Jetst 
nicht  mehr.  Es  ist  ein  ganz  anderer  Ton,  ein  ganz  anderer  Zng  in  dieser 
Hinsicht  m  das  Volk  gekommen;  die  Oeistlichen  haben  mit  wmgen  Aus- 
nahmen nicht  mehr  den  EinflnS,  den  sie  frbher  hatten;  und  aach  von  diesen 
Ausnahmen  benatzen  wieder  nur  eine  kleine  Anzahl  ihren  EinflnB  in  hy- 
gienischer Beziehung.  Die  Qrttnde  daltkr  will  ich  nicht  weiter  ansein- 
BAdersetzen. 

Noch  viel  mehr  trifft  dies  zn  bei  den  Lehrern.  Esbt  nichts  Seltenes, 
daß  die  Lehrer  sich  lieher  verdient  machen  bei  der  Grflndang  eines  Natorbeil- 
Tereltts,  mit  Agitation  gegen  die  Zwangsimpfong  und  dergleichen.  Es  ist 
traurig,  dafi  so  etwas  mitglich  und  statthaft  ist.  Dadurch  wird  der  Hygiene 
auf  dem  platten  Lande  am  allermeisten  geschadet.  Die  weniger  gebUaeten 
Landlente  sind  froh,  wenn  sie  sich  hinter  einen  scheinbar  gebildeten  Menschen 
in  dieser  Beziehung  zurückziehen  kOnnen. 

Also  diese  Faktoren  erscheinen  mir  ebenso  wie  die  Genossenschaften 
wenig  wirksam.  Weit  mehr  Aussicht  auf  Erfolg  dürfte  ein  anderer  Angriffs- 
punkt für  uns  bieten:  die  Krankenpflege.  Wie  Herr  Kollege  Gut kne cht 
so  htlbscb  geschildert  hat,  so  ist  es  anch :  wenn  den  ungebildeten  Leuten  etwas 
wehe  tat,  wenn  sie  krank  sind,  dann  sind  sie  nach  ihrer  Ueinung  gleich 
ordentlich  krank  und  dann  auch  zugänglich  für  Belehrung.  Hier  soll  man  an- 
setzen, davon  haben  die  Leute  reellen  Vorteil;  sie  erfahren  ihn  am  eigenen 
Leibe.  Ich  mOchte  tot  allen  Dingen  betonen,  daß  die  Frauenvereine,  der 
Vaterländische  Frauenverein  in  erster  Linie,  berufen  sind,  in  dieser 
Beziehung  fördernd  anf  die  Besserung  der  hygienischen  Verhältnisse  auf  dem 
platten  Lande  einzuwirken.  Man  suche  deshaJo  soviel  wie  mOglich.  Gemeinde- 
schwestern in  den  einzelnen  Bezirken  nnteiznlitingen,  die  dann  gewiasermoQen 
Pioniere  onserer  Bestrebungen  sind.  Wenn  bei  einer  bösartigen  Epidemie  im 
Dorf  eine  Schwester  von  Hans  zn  Hans  geht  und  den  Leuten  zeigt,  wieviel 
wohler  der  Kranke  aufgehoben  ist,  wenn  er  sich  in  reinlichen  Verhältnissen 
befindet,  als  in  schmutzigen,  ~  dann  wird  dies  anf  die  betreffende  Familie 
einen  bleibenden  Eindruck  machen. 

Wir  müssen  demzufolge  danach  streben,  die  Tätigkeit  der  Yaterlindischen 
Franenvereine  und  die  Qemeindepflege  überhaupt  zn  fördern;  das  ist  hier  es- 
nächst  der  einzige  Weg,  weni^tens  der  einzige  Weg,  der  nicht  giofie  Mittel 
erfordert,  anf  dem  wir  allmählich  zu  einer  Besserung  dieser  traurigen  Verhilt- 
nisse  kommen.  Anch  Herr  Kollege  Gntknecht  —  das  muß  noch  rühmoid 
hervorgehoben  werden  ~  hat  sich  nicht  in  utopischen  H&lereien  ergangOD, 
sondern  betont,  daß  sich  in  dieser  Beziehung  nicht  von  heute  anf  morgen  viel 
Bohaffen  lasse.  Aach  ans  diesem  Grunde  war  sein  Vortrag  in  jeder  BÜiehung 
hoch  zn  begrüßen. 

H,  Beg.-  n.  Geh.  Hed.-Eat  Dr.  Koth  -  Potsdam :  U.  H.I  Ich  wollte 
zunächst  nur  meiner  Freude  darüber  Ausdruck  geben,  daß  die  Anregungen, 
die  ich  vor  zwei  Jahren  im  Deutschen  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
in  meinem  Vortrag  über  die  Wechselbeziehungen  zwisdien  Stadt  und  Land 
geben  durfte,  anf  so  fruchtbaren  Boden  gefallen  sind  and  ein  so  lebhaftes  Echo 
hier  gefondea  haben.  Ich  möchte  aber  weiter  hiniofflgen,  daß  ich  den  Ani- 
f&hmngen  des  Herrn  Kollegen  Outknecb-t  im  großen  ganzen  vollJaimmen 
bestimmen  kann. 

Als  wichtigsten  Punkt,  den  er  hervorgehoben  hat,  möchte  ich  doch  im 
Gegensatz  zu  Herrn  Kollegen  Fielitz  betonen,  daß  wir  anf  diesem  weiten 
Gebiet  der  Hy^ene  ohne  Uitarheit  nnd  HitkoDtroUe  derjenigen,  filr  die  dl«  n 
treffenden  Eiorichtongen  bestimmt  sind,  nicht  auskommen  können.  Es  ist  tia» 
He  Erfahrang,  die  wir  auf  dem  Gebiete  der  SoiialpoUtik,  wie  *vt  Am  ,4«i 
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Hygiene  machen,  daß  alle  Oesetce  oed  alle  yerordnaDgen  nichts  helfen,  wenn 
de  nicht  Ton  dem  Veratändnis  der  beteiligten  Erdse  getragen  werden.  Des- 
halb habe  Ich  schon  vor  lineerer  Zeit  daraaf  hingewieaen,  daß  auch  die  großen 
Verbände,  die  Innnngen,  die  Inunngsverbände,  die  Handwerkerkanunern,  die 
KrankenkaasenTerbilnde,  die  Qenosaena  chatten  und  die  Berufs  Ter  b&nde,  sich 
sieht  bloß  eisen  wirtschaftlichen,  sondern  auch  einen  hygienischen  Inhalt  geben 
mflssen.  Wir  kQnnen  heute  nicht  fertig  werden,  ohne  daß  die  Verwutnng 
getr&gen  wird  von  der  Mitlülfe  and  Mitarbeit  der  Bernfskreise,  fQr  die  die 
Haßnahmen  bestinunt  sind.  Ich  darf  daraaf  hinweisen,  daß  die  Inanngen  durch 
ihre  Beauftragten  schon  Jetzt  eine  gewisse  Kontrolle  aosaben,  die  sich  in  der 
Regel  allerdings  auf  die  Ausbildang  der  Lehrlinge  beschr&nlct;  ich  halte  es 
aber,  um  die  Innnngen  lebensfähig  and  den  heutigen  Fordemngen  der  Zeit 
entsprechend  zu  gestalten,  fttr  notwendig,  daß  sie  sieb  aeben  dem  wirtschaft- 
lichen auch  einen  hygienischen  Inhalt  geben.  Bbher  beschränkten  sie  sich 
meistens  darauf,  auf  gewisse  Bemfsgefahren  hinzuweisen.  Wer  beispielsweise 
die  Vorginge  auf  dem  Gebiet  der  Qewerbehygiene  verfolgt  hat,  der  weiß,  daß 
Asregosgen.  die  nachher  ihren  Aosdrnck  in  ministeriellen  Anweisungen  oder 
BekuintmactiungeD  des  Bundesrats  gefunden  haben,  ansgegangen  sind  von  den 
Bernfsverbünden  and  zwar  entweder  von  den  KrankenkasseuTerbänden  oder 
direkt  von  den  Innungsverbänden.  Erst  ganz  nenerdings  ist  der  Innungg- Vor- 
stand der  Haler,  Anstreicher,  Lackierer  und  Weifihinder  an  den  E^chstag 
herangetreten  mit  der  Bitte,  entsprechende  Vorschriften  tftr  diese  Kategorien 
Ton  Arbeitern  in  erlassen,  ein  Astrag.  dem  voraussichtlich  folge  gegeben 
werden  wird.  In  bezug  auf  das  uns  hier  beschäftigende  Qebiet  haben  bei- 
Qiielsweise  die  Uolkeroigenossenschaften  schon  lange  in  ihren  Statuten  eise 
Bestümmong,  die  besagt,  daß  jeder,  der  der  Oenossenachaft  aneehOrt,  rerpflichtet 
ist,  seine  Milch  rein,  gut  gesiebt  und  gut  gekfihlt  abzmiefem.  Diese  Be- 
stimmung ist  selbstverstSndlich  unzureichend  j  sie  muß  in  hygienischem  Sinne 
ergänzt  werden.  Deshalb  kann  ich  anch  dem  Kollegen  Outknecht  nur  darin 
beutimmen,  daß  der  Erlaß  des  Hisisters  für  Landwirtschaft,  der  den  landwirt- 
schaftlichen Vereinen  die  Hygiene  des  Landes  nahelegt,  mit  außerordentlicher 
Freude  zu  begrüßen  ist. 

Herr  Kollege  Fielitz  hat  selber  zugegeben,  daß  beispielsweise  die 
Frauenrereine  durchaus  geeignet  und  berufen  sind,  uns  zu  unterstützen  bei  der 
FOrdernng  der  Hygiene  des  Landes.  Es  handelt  sidi  sieht  bloß  um  Qenossen- 
schaften,  nicht  bloß  um  Verbände,  sondern  um  alle  die  Vereine,  die  auf  dem 
weiten  und  großen  Gebiet  der  sozialen  Hymene  mit  und  neben  uns  tätig  sind. 

In  einem  Funkte  stimme  ich  mit  Herrn  Kollegen  Outknecht  nicht 
ttberein,  nnd  das  ist  darin,  daß  er  den  SchutzsiaßreKeln,  wie  sie  von  dem 
Verdn  der  Hedizinalbeamten  des  Potsdamer  Bezirks  e^assen  sind,  die  er  im 

großen  and  ganzen  anerkannt  hat,  nicht  die  Bedeutung  beilegt,  die  sie  meines 
rechtens  haben.  Wenn  Herr  Kollege  Ontknecht  meint,  daß  mas  diese 
Schutzmaß regeln  nur  eisfach  dem  Ämtsvorsteber  oder  dem  Hausbaltungs- Vor- 
stand übergibt,  dann  erreicht  man  allerdings  den  gewollten  Zweck  nicht.  Es 
ifft  erforderlich,  daß  der  Kreisarzt  beiw.  der  bebandeuide  Arzt  and  die  Qemeisde- 
ochwester  sich  die  Hübe  nimmt,  die  Bestisunongen,  wenigstens  in  den  wich- 
tigsten Teilen,  dem  betreffenden  Hnasbaltasgsvorstand  aoseinanderiusetzen. 
Dann  werden  wir  auf  diesem  Gebiete  weiter  kommen  I 

Ich  eebe  allerdings  von  vornherein  zu,  daß  nichts  auf  dem  Lande  mehr 
hilft,  wie  aas  Beispiel  und  die  direkte  Inangriffnahme  hygienischer  Aufgaben, 
and  da  ist  das  tjlerwichtigste  die  Hebung  des  B  e  i  n  1  i  c  h  k  e  1 1  s  s  i  n  n  s.  Hier 
mOchte  ich  auf  einen  Funkt  hinweisen,  der  bisher  nicht  berhfart  worden  ist, 
das  sind  die  Schulbransebäder.  Ich  halte  die  äcbulbransebäder  auf  dem 
Iiande  fttr  fast  noch  wichtiger  als  in  den  Städten,  und  fttr  wichtiger  wie  die 
Bereltstellang  von  Bädern  fttr  Erwachsene;  denn  nur  dann  werden  wir  die 
Gesundheitspflege  heben,  wenn  wir  sie  dem  Kinde  von  früh  an  praktisch  eln- 


von  Kreisen  ist  nach  dieser  Bichtung  hin  vorgegangen;  l)eispiels weise  nenne 
ich  den  Kreis  Schmalkalden,  der,  ohne  daß  er  wirtschaftlicb  besonders  gut  ge- 
stellt ist,  beschlossen  hat,  daß  kein  Schulhaiis  auf  dem  Lande  gebaut  werden 
düf,  ohne  daß  gldchzeitig  SohDlbransablder  eingerichtet  werden.  In  Konse- 
qoeni  dieses  Brächlusses  werden  fttr  Jeden  derartigen  Bau  mindeitens  600  HL 
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tttc  Einrichtnng  eines  ScltulbratuebAdes  bewilligt.  In  Ihnliclier  Weise  kOnnte 
meines  Eiachtens  anch  anderwlrts  vorgegangen  werden.  Es  wird  darauf  an- 
kommen, daß  alle  zur  Hitarbeit  bemienen  Organe,  Staats-  osd  EreisbehOrden, 
der  Ereisschnlinspektor  und  Tor  allem  der  Kreisarzt  und  die  Oesnndlieits- 
kommissionen,  nacti  dieser  Bichtnng  zusammenwirken,  am  immer  wieder  auf 
die  Notwendigkeit  der  Hebung  des  Reiniicbkeltssinns  hinzuweisen.  Ebenso 
werden  anch  die  Flußbadeanstalten,  soweit  die  Möglichkeit  dazu  auf  dem  Lande 
vorliegt,  auf  alle  Weise  zu  fQrdem  sein.  Da  diese  aber  immer  nur  fflr  den 
Sommer  zur  YerltlgnnK  stehen,  bleibt  die  Errichtung  von  ächnlbr&usebädem 
aberall  anzustreben.  Zuzugeben  ist,  daß  sich  hierbei  viellach  Schwierigkeiten 
ergeben  werden;  im  Osten  wird  es  im  allgemetoen  schwieriger  sein  als  im 
Westen;  denn  dort  haben  wir  Wasserleitnneen  auf  dem  Lande  so  gnt  wie  gar 
nicht,  and  was  sonst  in  Frage  kommt  —  FluBläofe,  Bäche,  Seen  — ,  so  liegen 
diese  vielfach  weit  ab,  so  daß  sie  nur  unter  Aufwendnng  sehr  erhehlicner 
Kosten  nutzbar  gemacht  werden  kUnnten.  Immerhin  wird  es  zn  versuchen 
sein,  nach  dieser  ülchtung  ttberall  varzogehen;  insbesondere  wird  die  Aufgabe 
des  Krelsarztet  sein,  attui  bei  den  SchalbeBicbtigungen  immer  wieder  auf  die 
Notwendigkeit  der  Hebung  des  Beinlichkeitssimies  der  ländlichen  Bevölkerung 
hinzuweisen  and  nach  dieser  Eichtang  anregend  zu  wirken.  Im  Anschlnfl 
hieran  erwUine  ich,  dafi  man  auf  dem  Lande  vereinzelt  versacht  hat,  du 
Schnlbrausebad  durch  Aufstellung  von  1  bis  2  Wannen  als  kleines  Volksbad 
f&r  die  ländlichen  Bewohner  einzurichten. 

Ich  mOchte  am  Schluß  nur  noch  dem  Wunsche  Ausdruck  geben,  daß  der 
erwähnte  Min.-£rlaß  recht  bald  praktische  Erfolge  zeitigen  milchte,  namentlich 
auch  nach  der  Blchtung,  daß  sich  die  Klein-  und  Großgrundbesitzer  mehr  irie 
bisher  an  den  Ortsbesicntigungen  beteiligen  mochten. 

Tonltzender:  M.  E.  1  Gestatten  Sie  mir  auch  zu  dem  Vortrage  im 
Herrn  Kollegen  Qutknecht  einige  Worte.  Einen  Teil  meiner  beahalchtiKten 
AnafOhrungen  hat  Herr  Kollege  Both  schon  vorweg  genommen,  namenuich 
wu  die  Forderong  von  VoUubraoseb  ädern  anbetrifft,  die  m.  E.  auch  auf  dem 
Lande  onbedlngt  ingestrebt  werden  mOsaen,  weil  sie  hier  eine  viel  größere 
Badeatnng  haben  als  in  der  Stadt.  Es  läßt  sich  nach  dieser  Richtung  hin, 
wenn  anch  nicht  so  schnell,  so  doch  mit  anentwegtem  and  sicherem  Vorgehen 
etwas  erreichen,  insbesondere  wenn  man  die  ünterstQtznng  emes  verständigen 
Landrats  und  anderer  Kreise  findet  Wir  im  Westen  sind  ja  in  bezog  auf  die 
sanitären  Verhältnisse  weit  besser  dran  als  die  Kollegen  im  Osten.  Derartige 
Zastände,  nie  sie  im  vorigen  Jahre  Herr  Kollege  Ontknecht  auf  der  Ver- 
sammlung in  Halle  geschildert  hat,  und  derartige  Verhältnisse,  wie  er  sie  auch 
in  seinem  heutigen  Vortrage  angedeutet  hat,   gehören  doch  glficklicherweise 


1  Westen  zn  den  Ausnahmen.     Das  liegt  zum  größten  Teil  wohl 

im  WestM  auch  bei  der  ländlichen  BevDlkemnR  immerliin  gfinstigere 

finanuelle  Verhältnisse  bestehen  als  Im  Osten,  und  daß  aemzuf  olge  nler  mehr 


Ete  Beispiele  vorhanden  sind,   wonach  sich  auch  der   niedere  Slann  richten 
nu,  und  denen  er  nachjsaoifem  anstrebt. 

Was  insbesondere  die  Wohnungen  anbetrifft,  so  kann  ich  der  Ansicht 
des  Herrn  Referenten,  daß,  wenn  den  Leuten  auch  eine  bessere  Wotinang  gegeben 
wird,  sie  trotzdem  die  alte  vorziehen,  nach  meinen  Erfahrungen  nicht  beistimmen. 
Das  mag  In  Pommern  der  Fall  sein,  im  Westen  ist  es  nicht  der  Fall.  Hier 
besteht  auch  bei  der  arbeitenden  Bevölkerung  das  Bestreben,  ein  eigenes  Haus 
zu  bekommen;  die  Landwirte  werden  gleichsam  {(ezwiugen,  anatän£ge  Heuer- 
lingshiuBer  zu  bauen,  am  überhaupt  nur  Arbeiter  in  erhalten.     Allerdings 

Kbe  ich  dem  Herrn  KoUegen  Ontknocbt  darin  Recht,  daß  sich  das  Familin- 
len  des  gewöhnlichen  Arbeiters  auf  dem  Lande  mehr  oder  weniger  in  einem 
Baom  des  Hauses  abspielt,  der  sogenannten  Wohnkflche;  nun  ma5  eben  auf 
diese  Eigenttlmlicbkeit  BUcksicht  nenmen  and  dieKDcbe  demRemäß  einrichtea, 
daß  sie  gleichzeitig  einen  behaglichen  Raum  zum  Wohnen  nildet,  was  auch 
nnz  gut  mOglich  ist.  Daneben  dürfen  aber  bei  den  Arbeiterwotuungen  ein 
Wolm-  and  S  Schlafräume  nicht  fehlen,  wenn  sie  den  Ansprttdien  der  ^belter 
gen&gen  sollen. 

um  Besserung  der  hygienischen  Verhältnisse  aof  dem  Lande  zu  er- 
reichen, stehen  dem  Kreisarzte  verschiedene  Weg«  offen.  Nicht  anwichtig  iat 
der  schon  mehrfach  erahnte  Weg,  mit  Hilfe  der  l»Ddwirtae^Aftli^A.eB 
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Vereine  einen  Blnflnfi  in  dieser  Hinsidit  an  gewinnen,  teils  dorch  Tsüafthnte 
An  ihren  Sitningen  nad  peiBOnliclie  FflUnng  mit  ihren  Uit^lledeni,  teils  dnich 
allgemein  TerstÄudllche  Vortrige  Aber  hy^eniscbe  Fragen  in  diesen  Sitzongeti. 
die  gern  entgegongODommen  und  nicht  ohne  Erfolg  bleiben  werden.  Der 
KreisarEt  moB  sich  hierbei  jedoch  nicht  bloB  anf  theoretische  Anaftthrnngen 
beechriaken,  eondem  anch  bräümmta  Vorschläge  hinsichtlich  ihrer  praktis^en 
DarcfafOhmng  den  Leuten  an  die  Hand  geben.  Ich  habe  das  schon  im  rorigen 
Jahr  aaf  der  Versammlnng  in  Halle  betont  nnd  darauf  hinEewiesen,  wie  nOtlg 
es  2.  B.  Ist,  daS  der  Kr^arit  dafür  sorgen  mnB,  daB  In  Jedem  Erdse,  nou 
besser  in  jedem  Ämtsbezirke,  mindestens  1  oder  2  ordentliche  Bmanemucher 
vorhanden  sind;  denn  was  nAtzt  es,  wenn  er  sagt:  der  Bnumen  mnS  so  ai^ 
gelegt  werden,  nnd  der  Baner  niemanden  findet,  der  einen  Bronnen  richtig 
anlegen  kann.  Ee  ist  gar  nicht  so  schwer,  im  Kreise  jemand  za  finden,  der 
nach  den  Angaben  des  Kreisarztes  einen  hygienisch  einwandfreien  Bmnnen 
herzustellen  lernt.  Dabei  mnB  dem  Landwirt  gegenflber  besonders  betont  und 
nachgewiesen  werden,  daß  die  Serstellnng  eines  solchen  Bronnens  anch  nicht 
dnen  Pfennig  mehr  kostet  als  die  des  sonst  Üblichen  nndichten,  allen  mQglichen 
Veronreinigungen  ausgesetzten  Kesselbrnnoena.  und  das  ist  tatsichlicb  der  Fall  t 
leh  mochte  dm  Herren  deshalb  nochmals  bitten,  gerade  nach  dieser  Bichtnng 
hin  ihre  Tfitigkeit  zu  entwickeln  nnd  sich  dabei  der  Ultwiikang  der  laudwirt- 
Bchattlichen  vereine  zb  versichern;  ich  bin  fest  davon  flberzengt,  Sie  werden 
dort  mindestens  ebenso  viel  Gegenliebe  finden  wie  in  den  Lehrervereinen, 
deren  Dntersttttzong  allerdings  aach  nicht  zu  onterschätzen  and  aoSer- 
ordentlich  erwünscht  ist.  Daza  kommt.  Je  mehr  der  Kreisarzt  den  Lehrern 
durch  Teilnahme  an  ihren  Vereinssitzongen  näher  tritt,  desto  eher  kann  er 
nach  anf  sie  einwirken,  daß  sie  von  ihren  Neigungen  zn  Nnturheilvereiuen 
usw.  Abstand  nehmen. 

Was  nun  weiter  den  Typhus  anbetrifft,  so  ist  dieser  jetzt  zweifellos 
verh&ltnlsmäBig  mehr  auf  dem  Lande  als  in  den  Städten  verbreitet.  Ich 
mochte  hierzu  aber  noch  auf  einen  vom  Herrn  Beferenten  nicht  erwähnten  Punkt 
aufmerksam  machen.  Er  hat  zwar  sehr  richtig  bemerkt,  daß  der  Typhus  sehr 
h&ttflg  bei  Oelegenhelt  der  UanOver  vom  Lande  in  diejenigen  Begimenttr  eln- 

Eescbleppt  wird,  die  in  infizierten  Gegenden  einqnartiert  gewesen  smd,  dagegen 
at  er  nnerw&hnt  gelassen,  daß  mindestens  ebenso  häufig  umgekehrt  das  Millt&i 
den  Typhns  aof  das  platte  Land  bringt.  (Sehr  richtig.)  Den  Anforderungen, 
die  jetzt  von  selten  des  Militärs  mit  Becht  anf  die  vorherige  Feststellung  der 
gesundbeitlichen  Verhältnisse  des  ManOvergeländes  gestellt  werden,  sollte  de»- 
halb  anch  nrogekehrt  das  Militär  seinerseits  entsprechend  Bechnong  tragen. 
(Sehr  richtigl)  Jedenfalls  ist  das  Verlangen  durchaus  berechtigt,  daß  die 
Trappen,  ehe  sie  ins  Manfiver  gehen,  vorher  ontersacbt  werden,  ob  sie  auch 
alle  gesund  sind,  und  namentlich  nicht  der  Verdacht  irgend  wdcher  anstecken- 
der Krankheit  und  zwar  nicht  bloB  anf  Typhus,  sondern  auch  anf  andere 
ansteckende  Krankheiten  vorliegt,  nad  daß  vor  allem  kerne  geschlechtliche 
Blrankheiten  bestehen.  BelcannUich  herrscht  auf  der  militärischen  Seite  leicht 
die  Neiipng,  beim  Ansbrnch  von  Infektionskrankheiten  unter  den  Mannschaften 
die  ZtvilbevDlkemne  als  schuldigen  Teil,  als  das  Karnickel  hinzustellen; 
mindestens  ebenso  häufig  dürfte  aber  der  umgekehrte  Fall  vorliegen,  d.  h. 
Infektionskrankheiten  unter  der  Zivilbevölkerung  anf  solche  nnter  den  Truppen 
■nrückzoführen  sein. 

Hinsichtlich  der  Mitwirkung  derAerzte,  sowie  hinsichtlich  der  großen 
Bedentong  einer  geregelten  Krankenpflege  anf  dem  Lande  stimme  ich  dem  Herrn 
Kolleg«!  Fielitz  in  allen  Punkten  bcL  Ich  stehe  auf  dem  Standpunkte,  daß 
nach  dieser  Richtung  hin  außerordentlich  viel  noch  geleistet  werden  kann,  nnd 
daß  namentlich  der  Kreisarzt  sich  die  Franenvereine,  die  Vereine  vom 
Boten  Kreuz  nsw.  mehr  nutzbringend  machen  soll,  als  es  bisher  geschehen  ist 
Ich  mochte  bei  dieser  Gelegenheit  auch  an  den  vor  kurzem  ergangenen 
Ministerialerlaß  betreffs  die  Bereitstellung  von  Isolierbaracken  von  selten  des 
Zentralkomitees  des  Boten  Kreuzes  erinnern  und  die  Herren  Kolleg  bitten, 
ihren  Einfluß  dahin  geltend  zn  machen,  daß  alle  diejenigen  Gememden,  die 
nicht  in  der  Lage  sind,  sich  eigene  Isolierbaracken  zn  verschaffen,  von  den 
betreffenden  Anerbieten  des  Zentralkomitees  Gebrauch  machen.  Der  d&fttr 
zn  lahlende  Jahresbeitrag  ist  ja  kein  hoher.  ^.v.  :..^ 
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U.  H.  t  In  ITobereiiutäimiiuig  mit  Herrn  Kolleeen  F 1  e  I  i  t  e  kaim  ich  nidit 
genug  empfehlen,  defOr  eüuntreten,  daS  num  in  Jeder  (Gemeinde  mindeeteos 
eine  Oemeindekrankenpflegetiu  erhält,  die  etwa  in  ihnlicher  Wdse  wie 
die  Bezirkahebammen  gesteUt  werden  konnte.  Äncli  die  Hebammen  kOnnen 
far  die  Ausbreitung  der  hygienischen  Ideen  unter  der  BevOlkernng  in  viel 
höherem  Haße  auHgenutzt  werden,  als  es  bisher  geschehen  ist.  Ebenso  kSnsen 
die  Sanititekolonnen  und  Kriegervereine  für  solche  Zwecke  mit 
herangezogen  werden.  In  meinem  Begiernngsbezirk  wird  s.  B.  beabsichtigt, 
womöglich  in  Jedem  Orte  eine  sogenannte  Hargaretenspende  einzurichten,  und 
deren  Verwaltung,  wo  keine  wuneindepflegerinneo  zur  Verfügung  stehen, 
irgend  einem  MitiJied  des  Kriegerrerelns,  das  in  der  ersten  HiUe  «u^celuldet 
Ist,  zu  abertragen. 

Zum  Sclunß  mOchte  ich  noch  einen  Panict  bertlhren,  der  bisher  noch  nicht 
erwähnt  ist,  aber  nicht  nnt  für  Westfalen,  sondern  anch  für  alle  ttbrigen 
Provinzen  in  betracht  kommt,  d.  L  die  Üntersttltziing  der  Landesrersicherungs- 
anstalten  anf  diesem  Gebiete.  Soviel  mir  bekannt  ist,  werden  z.  B.  von  diesen 
fast  überall  Zuschüsse  —  und  zwar  gar  nicht  so  unbedeutende  BetriLge  — ,  ftkr 
die  Bestellung  von  Gemein  dekrankenpfle  gerinnen  gewährt,  weil  sie  sich  mit 
Becht  sagen,  wenn  gleich  von  Anlang  an  die  Kranken  einer  entsprechenden 
Krankenpflege  teilhaftig  werden,  dann  ist  viel  eher  die  Sicherheit  gegeben,  daß 
sie  nachher  nicht  zu  früh  der  InTalidenkasse  zur  Last  fallen. 

Also,  m.  H.,  Sie  sehen  daraus,  daß  zur  Fürdemng  der  Hygiene  anf  dem 
platten  I>aode  noch  eine  ganze  Beihe  von  Wegen  offen  stehen,  und  die  von 
vielen  vertretene  Ansicht,  es  würde  bei  deren  Beschreiten  den  Leuten  gleich 
ein  ganzer  Berg  von  Kosten  erwachsen,  dnrchans  falsch  ist.  Es  Icann  ebea 
aofierord entlich  viel  erreicht  werden  auch  ohne  jede  Mehrbelastung  der  Ge- 
meinden, lediglich  dadurch,  daä  die  Gelder,  die  jetzt  so  wie  so  verausgabt 
werden,  zweclünäfiiger  angewendet  und  dabei  auch  die  Grundsätze  der  Öffent- 
lichen Gesundheitspflege  berücksichtigt  werden.    (Bravo  I) 

H.  Kreisarzt  Br.  Kli^e-Wolmirstedt:  U.  H.!  Ich  mOchte  mir  noch  anf 
zwei  Punkte  hinzuweisen  erlauben.  Herr  Kollege  Fielt  tz  hat  von  den  Groß- 
gronbesitzern  gesprochen  und  Herr  Kollege  Gutknecht  hat  erwälint,  daB 
der  Staat  an  verschiedenen  Punkten  helfend  eingreifen  müsse.  Ich  mOchte  da 
vor  allen  Dingen  auf  den  DomänenfiskuB  hinweben.  Nach  meinen  Er- 
fahrungen bei  den  Ortsbesichtigongon  kann  ich  leider  nicht  sagen,  daß  die 
Domainen  gerade  vorbildlich  in  bezng  anf  hygienische  EinritJitnngen  wären; 
in  bezug  auf  die  Abortverhältnisse  findet  man  dort  oft  traurige  Zustände.  Es 
ist  anch  merkwürdig,  dafi  bei  der  Bomänenbesichtigung  der  Banbeamte  als 
Sachverständiger  dabei  sein  mnß,  der  Kreisarzt  aber  nie  zugezogen  wird;  — 
ich  weiß  nicht,  wie  das  in  anderen  Gegenden  bt,  in  meinem  Kreise  geschieht 
es  Jedenfalls  nicht.  Bei  den  Bomänen,  m.  H.,  sollte  gerade  der  Staat  mit 
gutem  Bebplel  vorangehen  und  gute  Arbeiter  Wohnhäuser,  gnte  Verhältnisse 
usw.  bezüglich  der  Aborte  schaffen. 

Dann  woUte  ich  noch  bezüglich  der  Gemeindekrankenpflege  die  Herren 
Kollegen  bitten,  auf  die  Errichtung  von  Kreiskrankenhänsern  mehr 
hinzuwirken.  Wir  haben  in  unserem  Kreise  seit  10  Jahren  ein  Krankenhaus, 
das  sich  trot2  der  Nähe  der  Gro6atadt  Magdeburg,  die  mit  ihren  gro&en 
Krankenhäusern  natürlich  einen  schädigenden  Druck  in  bezug  auf  die  Frequenz 
ansttbt,  in  einer  so  erfreulichen  Weise  entwickelt  hat,  daß  wir  Jetzt  seit 
4  Jahren  dnrchschnittlich  im  Jahre  800  Kranke  und  16000  Verpflesunrntafce 
haben.  Insbesondere  mOchton  die  Krankenkassen  gar  nicht  wieder  das  Erau- 
krankenhaos  missen.  Natürlich  wirkt  ein  solches  Haas  wesentlich  fordernd  auf 
die  Burchfohrong  der  geordneten  Erankeupfiege  im  Kreise.  Ich  glaube,  d&B 
da  die  Kreisärzte  durch  Anregnngen  und  Vorschläge  beim  Krebausschuß  und 
Landrat  sehr  gut  wirken  kOnnen. 

Bezüglich  der  Kreislehrerkonf erenzea  mOchte  ich  hervorheben, 
daß  wir  dort,  glaube  ich,  aach  viel  erreichen  können.  Ich  habe  im  allgemeinen 
_-  das  mn&  icli  betonen  —  gelegentlich  meiner  Schnlbesichtignngeu  bei  den 
Lehrern  außerordentliches  Interesse  für  hygienische  Fragen  gefunden.  Ab- 
geeehen  von  einigen  älteren  Herren,  die  in  ihren  alten  Anachaaungen  —  uHi 
mochte  beinahe  den  Ausdruck  gebrauchen  —  Terl»lut  sind,  »igtai  die  jüngeren 
Lehrer  sich  sehr  entgegenkommend;   sie  haben  mich  unterstütst  in  jeder  Be- 
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dabang,  haben  mii  SUueii  und  PIKne  von  den  Schulen  gegeben,  mioli  nm 
BeletirÖBB  gebeten,  wie  sie  sieb  bei  Inf eklionafcrankh  alten  rerhuten  aollen  new. 
BaA  Boluie  Belehningen  noch  recht  nStig  sind,  habe  ich  in  diesem  Winter  ge- 
sehen, als  eine  anagedelinte  SchaTiachepidemie  in  Wolmiretedt  und  Umgegend 
nun  Aaebrnch  tcam.  Da  loun  der  fiektor  nneerer  Schnle  zu  mii  mit  der  Frage, 
welche  Kinder  eigentlich  wegbleiben  sollten;  die  Lehrei  hätten  ilun  gesagt, 
,die  Kinder  litten  nicht  an  .Scharlach",  aondern  an  .Frieseln",  nnd  daon 
konnten  de  doch  ruhig  smr  Schale  gehen".  Der  Sektor  iet  ein  sehr  Intelli* 
genter  Mensch,  zn  dem  die  Eegierong  in  Murdebarg  sogar  biuilg  fremd- 
limdiscbe  Tolksschnllehrer  schickt,  diq  Abs  preoffische  VolksBchnlwesw,  wie  es 
sein  soll,  kennen  zn  lernen;  aber  von  Hygiene  und  gewShulichen  Schnlkraak- 
keiten  hatte  er  noch  wenig  Ähnong.  Mit  BQcksicht  auf  diesen  Vorlall  liabe 
ich  mit  den  Ereisschnlinspektoren  verhandelt,  nnd  beabsichtige  im  nächsten 
Sommer  Torträge  bezflglich  des  Verhaltens  der  Lehrer  bei  Infektionskrank- 
heiten etc.  xa.  halten. 

E.  Kreisarzt  Dr.  Sandhop  -  Adelnan :  M.  E.  I  Znr  Einführung  der  Hygiene 
anf  dem  platten  Lande  nnd  znr  Dnrchtühmng  der  Gcsnndheitsgesetzgebang  ist 
vor  allen  Dingen  nStig,  daß  der  Kreisarzt  Hand  in  Hand  mit  den  Ortapollzei- 
behSrden  arbeitet,  nnd  daB  er  bei  den  Polizeibehörden  ein  Verständnis  fflr 
das  findet,  was  er  erreichen  nnd  im  Intereaae  der  Hygiene  dnrciisetzen  will  Sie 
werden  wahrscheinlich  ebenso  wie  ich  konstatiert  haben,  daß  yon  selten  na- 
mentlich der  unteren  Polizeibehörden,  der  Bürgermeister  in  den  kleinen  Städten, 
der  Amtavorsteher,  der  Distriktskommissare  usw.  vielfach  nicht  das  richtige 
Terständnia  ftlr  die  große  Bedentnng  der  &e3undheitagesetzgebnng  vorhanden 
ist,  wie  wir  das  wAnschen.  Deshalb  sollten  wir  ansem  Eindaß  dahin  geltend 
machen,  daß  ans  noch  mehr  als  bisher  Gelegenheit  gegeben  wird,  pcrslinlich 
anregend  nnd  belehrend  auf  die  OrtapolizeibehSrden  selbst  einzuwirVen.  Ein 
Weg  znr  Erreichung  dieses  Zieles,  der  sich  in  meinem  Kreise  bereits  ab  gang- 
bar nnd  erfolgreich  erwiesen  hat,  Ist  folgender;  Sämtliche  OrtspolizeibehOrden 
der  einzelnen  Kreise  treten  jährlich  ein-  oder  mebrmal  zu  einer  onter  dem 
Vorsitz  des  Kreislandrats  stattfindenden  Konferenz  znaammen,  an  der  ancb  der 
Kreisarzt  —  ähnlich  wie  bei  den  Sitzungen  der  Gesnndheitskommissionen  — 
als  beratendes  Hitglied  teilnimmt.  Seine  Anf^abe  bei  diesen  Konferenzen  wird 
sein,  Vorträge  aber  wichtige  Pankte  der  Hygiene  oder  über  nene,  du  Geannd- 
heitsweseD  betreffende  Gesetze  m  halten,  seine  Anschannngen  Aber  die  praktische 
Dnrchfahmng  hygienischer  Fordentngen  klar  auseinander  zn  setzen  und  die 
erentueUen  gegenteiligen  bezw.  falschen  Anschannngen  der  OrtspolizeibehOrden 
XV.  widerlegok  In  meinem  Kreise  ist  es  mir  auf  diese  Weise  gelungen,  ein 
einheitliches  ZuMramenarbeiten  von  Kreisarzt  und  OrtspelizeibebOrdo  anzu- 
bahnen und  den  Wunsch  nach  weiteren  derartigen  Konferenzen  gerade  bei  den 
Ortspolizeibefattrden  waohzamfen.  Ohne  ein  solchee  Hand  in  Hand  arbeiten  mit 
den  OrtsnoUieibehOrden  werden  wir  nicht  viel  erreichen.  Alle  Anregungen, 
die  der  Kreisarzt  In  seinen  Protokollen  gibt,  nOtzen  scUießlich  nichts,  wenn 
z.B.  der  Here  Bürgermeister  sagt:  .das  verstehe  ich  viel  besser,  das,  was  der 
Kreisarzt  da  vorachlKgt  und  schreibt,  ist  doch  nichts"  I  Denn  die  Ortspolizei- 
behSrde  bat  es  zumeist  in  der  Hand,  ob  die  Sache  richtig  durchgeführt  wird 
oder  nicht.  —  Demzufolge  halte  ich  es  für  sehr  wicfaUg,  daß  wir  gerade  den 
OrtspolizeibehOiden  in  der  von  mir  vorgeschlagenen  Weise  persOnuch  näher- 
treten. 

TonltaeBder:  U.  H.  I  Bevor  ich  dem  Herrn  Beferenten  das  Schlußwort 

Elbe,  mOchte  ich  Herrn  Kollegen  Kluge  gegenüber  erwähnen,  daß  es  nach  den 
i  meinem  Begiemngabezirk  betreffs  der  Domänen  ~  wir  haben  allerdings 
nur  zwei  —  gemachten  Erfahrungen  nur  der  erforderlichen  Anregung  bei  der 
zuständigen  Stelle  bedarf,  um  ungünstige  Wohnnngsverhältnisse  der  Arbeiter 
od«  BOutiKe  Mißstände  zu  beseitigen.  Ich  bin  fest  davon  überzeugt,  wenn 
seitens  der  Kreisärzte  eine  solche  erfolgt,  aach  sicherlich  vom  Domänenflskus 
Abhilfe  geschafft  wird.  Wssdie  Konferenzen  mit  den  Polizeibehörden 
anbetri^  so  bin  anch  ich  der  Ansicht,  daß  sich  solche  als  zweckmäßig  erweisen 
weiden.  Für  noch  zweckmäßiger  halte  ich  es  allerdinga,  daß  Sie  versuchen, 
in  jeder  Landgemeinde  eine  Gesundheitakommiasion  zu  bilden.  Ich 
ksnn  in  dieser  Hinsicht  aus  langjähriger  Erfabmng  sprechen;  denn  wie  haben 
in  meinem  Begiemngsbeziik  schon  seit  dem  Jahre  1892  in  allen  Landgemeinden 
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aolche  KommlasioDeD.  Diese  Q-eBiindlieitskamiiiisslDnen  bftlten  Jedes  Jahr  min- 
desteiu  eiimiBl  einen  £nndgang  in  der  betreffenden  Ortschftft  ab,  an  dem  sich  der 
Kreisarzt  schon  tot  dem  Kreis  arztgesetz  beteiligen  mnfile.  Dieser  Bnodgang 
sowohl,  wie  die  sich  anschließende  Sitzung  gibt  duin  reichlich  Oelesenkdt  eb 
einem  persSnlichen  Ueiunngsanstausch  zwischen  Kreisarzt  und  den  Uitgliedeni 


der  Qesnndheitskonunission  nud  demznfolgo  zu  ansgibiger  Aufkl&mnc  Qber 
die  wichtigsten  hjgienischen  Fr^en.  Es  läßt  sich  nicht  verkennen,  daß  anf 
diese  Wdse  das  VeratAndnis  und  iDterease  für  die  Öffentliche  QesnndheitBpfloge 
in  weite  Kreise  getragen  wird.  Jedenfalls  sind  die  Oesandheitskommisuanen 
diejenigen  Organe,  in  denen  der  Kreisarzt  am  allerersten  mit  der  BeTDlkemng 
unmittelbar  in  Verhindnng  tritt  Zu  der  Kommission  gehören  meist  die  ein- 
flnflreichsten  Lente  in  der  Gemeinde,  —  insbesondere  der  Gemeinde  Vorsteher  — 
durch  die  den  Sitzungen  vorhergehende  Beaichtigong  wird  ihnen  gleichsam 
ad  ocnlos  demonstriert,  wo  sich  die  HSjigel  befinden,  wie  sie  am  besten  abee- 
stellt  werden  kOnnen  nsw.  Das  Kreisarzt geaetz  hat  nnn  leider  hinsiofatGch 
der  Bildnng  der  Qesnndbeitskommissionen  eine  Verscbtechterong  gebracht,  da 
sie  jetzt  in  den  Landgemeinden  nicht  mehr  vom  Landrat  anl  Änordnong  dee 
Begiemngsnräsidenten,  sondern  nnr  mit  Zustimmung  des  Ereisaasschosses  ge- 
bildet werden  können.  In  meinem  Begierungsbezirk  sind  sie  aber  in  allen 
Kreisen  bestehen  geblieben,  man  hatte  eben  ihren  Wert  kennen  gelernt.  Nu 
in  einem  Kreise  wurden  sie  fUr  einen  Teil  der  Ortschaften  fOr  ttberflOssig 
erkl&rt  nnd  anfgehobeu.  Dies  hat  aber  nur  ein  Jahr  gedauert;  denn  nachdem 
der  Kreisarzt  gerade  diese  Ortschaften  anf  Veranlasanng  des  Begiemnes- 
präsidenten  einer  genauen  Besichtigung  unterzog  nnd  dabei  verhültnismirag 
viele  sanitäre  Mißstände  aufdeckte,  beantragte  der  Landrat  selbst  aus  freien 
Stacken  beim  Kreis ausschuQ,  daß  fttr  die  betreffenden  Qemeinden  wieder  Oe- 
snndheitskommissionon  gebildet  würden.  So  ist  tatsächlich  wohl  der  Begierones- 
bezirk  Minden  im  ganzen  preuUischen  Staat  der  einzige,  in  dem  aämtliche 
Landgemeinden  Geenndheitskommissionen  haben.  Ich  kann  Ihnen  nur  nochmals 
anf  Qmnd  der  hier  gemachten  praktischen  Erfahrungen  empfehlen,  dieaem 
Beispiele  zu  folgen.  Sie  kOnnen  ^ch  darauf  verlassen,  Sie  werden  gerade  mit 
Hilfe  dieser  Kommisaionen  in  bezug  auf  die  Forderung  der  Gcanndheitapflege  auf 
dem  platten  Lande  recht  viel  erreichen. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Gntkneoht  (Schlußwort) :  M.  H. !  Es  ist  mir  Ja  sehr 
angenehm  gewesen,  daß  in  der  Disknssion  dem  größten  Teil  meiner  Aus- 
ftthniQgen  zageatimmt  nnd  nnr  in  Kleinigkeiten  von  ihnen  abgewichen  worden 
ist.  Icn  mBchte  nur  auf  eins  ganz  kurz  zurückkommen,  da«  ich  absichtlich  in 
meinem  Tortrage  übergangen  habe,  und  waa  Herr  Kollege  Fielitz  erwähnte: 
das  ist  die  Krankenpflege  anf  dem  Lande  durch  Krankenpflegerinnen  ond 
die  Tätigkeit  dej  Boten  Kreuzes.  Oewiß  werden  wir  diese  Einrichtungen  in 
weitgehendem  Maße  nntersttttzen ;  aber  wir  müßen  dabei  immer  auf  die  prak- 
tbchen  Erfolge  sehen.  Und  was  die  Krankenpflegerinnen  angeht,  ohne  die 
wir  ja  nicht  werden  auskommen  kOnnen,  so  haben  wir  bei  uns  vielfach  die 
Erfahrung  gemacht,  daß  sie  gar  zu  leicht  der  Kurpfuscherei  anheim  fallen,  (Sehr 
richtig  I)    (ierade  weil  sie  gestutzt  sind  durch  das  Bote  Kreuz  nnd  durch  das 

Buze  Dorf,  glauben  sie  ganz  unabhängig  vom  Arzt  tätig  sein  zu  kBnnen. 
as  bt  eine  große  Gefahr.  Die  Kraukon  pflege  rinnen  sind  gewiß  notwendig 
nnd  ein  wesentlicher  Torteil  für  das  Land,  aber  nur  unter  der  Bedingung,  daß 
sie  sozusagen  an  der  Strippe  gehalten  werden,  daß  sie  nnter  der  KontioUe  des 
Kreisarztes  stehen,  damit  ihnen  die  Lust  zur  Kurpfuscherei  vergeht,  die 
schließlich  in  jeder  Krankenpflegerin  steckt. 

Vorsitzender:  M.  fl.!  Im  Namen  des  Yereina  danke  ich 
H.  Kollegen  Qntknecht  vielmals  fBr  die  ansaerordentlich  inter- 
essaaten  AnBfQhnm^n,  die  sein  Tortrag  uns  gebracht  hat,  nnd 
die  Ihren  allseitigen  Bei&ll  gefanden  haben. 

Damit  sind  die  Vortrftge  nnaerer  heutigen  Tagesordnong 
erledigt;  wir  können  infolgedessen  noch  in  die  einstweilen  znrflck- 
gestellte  Beratung  der  Atzungen  eintreten,  die  voraasaichtlich 
'icht  viel  Zeit  in  Anspruch  nehmen  dörfte.  ^.,.v,-,,^ 
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V.  Abiideroig  der  SafzDagei. 

M.  H.  [  Die  Ihnen  vom  Vorstände  Torg^eschlagene  Ab&nderang 
der  Satzangen  ist  lediglich  die  Folge  eines  schon  Tor  mehreren 
Jtüiren  gebssten  BescÜnsses,  wonadi  nnoere  bisherigen  Satzungen 
so  gefasst  werden  sollten,  dass  der  Verein  in  das  VereiDsregiBter 
eingetragen  werden  und  damit  die  Beehte  einer  joristischen  Per- 
sfinlichkeit  erlangen  konnte.  Es  kann  ja  mJiglich  sein,  dass  der 
Verein  einmal  ttber  gr&sseres  Vermögen  Terfitgt,  sei  es  durch 
Schenkung  oder  Vennftcbtnis;  aber  anch  jetzt  haben  eich  Bfäam 
bei  unserem  geringen  Vennögeneatande  mitnnter  Schwierigkeiten 
aas  dem  umstände  heranegestellt,  dass  der  Verein  noch  nicht  die 
EigöDBcliaft  einer  jnristiachen  Persönlichkeit  hat.  Der  'Vorstand 
bat  dementsprechend  die  Satzungen  einer  Bevision  unterzogen 
und  dabei  ebenfalls  einem  frflher  schon  gefassten  Beschlüsse 
gemäss  diese  in  Einklang  mit  den  Satzungen  des  Deutschen  Me- 
dizinalbeamtenvereins gebracht.  Die  Ab&nderungsTorschlige,  die 
rechtzeitig  mit  der  Tagesordunng  bekannt  gegeben  aind,  finden  sie 
aaf  dieser  abgedruckt.  Ausserdem  ist  an  Stelle  des  §  2,  Abs.  4 
der  frühere  Beschlass  aufzunehmen,  dass  der  Verein  in  corpore 
dem  Deutschen  Medizinalbeamtenverein  beigetreten  ist ;  desgleichen 
schl&gt  der  Vorstand  noch  vor,  §  1,  Nr.  2  folgende  Fassung  zu 
geben: 

„.  .  .  .  durch  Vorträge  and  Austausch  persönlicher  Erfahrungen  eine  Ver- 
ständigung über  wichtige  Fragen  and  die  einachtigige  Qeaetzgebang  auf 
diesem  Oebiete  sowie  tlber  die  gemeinsamen  Interessen  der  Medizinal- 
beamten   herbeizuführen,  und  .  .  ." 

Die  OeschäftsordnuDg  bleibt  unver&ndert  wie  bisher. 

Ich  frage,  ob  jemand  hierzu  das  Wort  ergreifen  willP  — 
Es  ist  dies  nicht  der  Fall.  Ich  bringe  nunmehr  die  Ihnen  vom 
Vorstände  vorgeschlagenen  AbAnderangen  der  Satzungen  zur  Ab- 
Stimmung  und  bitte  die  Herren,  die  damit  einverstanden  sind, 
sitzen  zu  bleiben. 

(Ea  erhebt  sich  niemand.) 

Die  neuen  Satzungen  sind  einstimmig  angenommen. 

M.  H.  1  Unser  Schrift-  und  Kassenftlhrer  kann  morgen  wegen 
Teilnahme  an  dem  beginnenden  Fortbilduugskursus  nicht  anwesend 
sein;  infolgedessen  bittet  er,  den  Bericht  der  Kassenrevisoren 
schon  heute  entgegenzonebmen  und  ihm  Decharge  zu  erteilen, 
fitlls  dies  von  selten  der  Herren  Bevisoren  beantragt  wird. 


VI.  Bericht  äer  Kassenreilserei. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Klage -Wolmirstedt:  M.  H.I  Ich  habe 
mit  H.  Kollegen  Herr  mann  die  Ausgaben  und  Einnahmen  ge- 
prttlt,  mit  den  Belegen  verglichen  und  alles  in  bester  Ueberein- 
Btimmnng  gefunden.    Wii  haben  durch  unsere  ünteraclirjft.mjV^« 


Zastimmnng^  geben  kfinneii   und  bitten,   dem  EassenftUirer  Ent- 
laatang  za  erteilen. 

VoTBitzender:  Hat  jomaDd  ^egen  diesen  Antrag  etwas 
TorzabringenP  —  Eb  ist  nicht  der  Fall.  Dann  stelle  ich  fest, 
daas  dem  EaBBenfOhrer  Decharge  erteilt  ist. 

(ScMnQ  dar  Sitzung:  1  Uhr  15  Hin.) 


Segen  3  Uhr  nachmittags  fond  unter  sehr  reger  Betei- 
ligung die  BeBiclitigmig  der  ständigen  AiuBtellnng  fUr  Arbeitn^ 
wohlfiüut  in  Charlottenbnrg  statt.  In  liebenswürdiger  Weise 
hatte  der  Vorstefaer  dieser  AasBtellang,  H.  Prof.  Dr.  Albrecht, 
die  Ftthriing  fibernommen,  wofär  ihm  anch  an  dieser  Stelle  der 
Terbindlichste  Dank  der  Versammlung  ausgesprochen  sein  mögel 

Nachmittags  5  Dhr  vereinigte  das  Festessen  im  Savoy- 
H6tel  die  Mehrzahl  der  Teilnehmer  und  ihrer  Damen  zu  &oh- 
bewegtem  Beisammensein.  Hieran  schloss  sich  der  Besuch  der 
Torstellung  im  Königlichen  Schauspielhanse. 


izsctvCooglc" 


Zweiter  Sitzimgstag. 

Dienstag,  den  19.  Xpril.  TOrmittags  9^«  Ubr. 


VorsitEender:  H.  H.!  ZnnftchBt  mache  ieli  darauf  anf- 
merkaam,  daaa  beim  Boreaa  die  PrSsenzliste  aasliegt.  Es  siad 
bis  jetzt  110  Mitg:lieder  eingetragen  j  die  Versammlong  ist  dem- 
nach recht  zahlreich  besacht.  Sodann  ist  ein  Schreiben  von  der 
Bedaktion  der  Deatschen  medizinischen  Wochenschrift  eing'elaafen 
anter  gleichzeitiger  Vebersendang  von  160  Exemplaren  der 
neuesten  Nummer  der  Dentschen  medizinischen  Woebenachrift  zur 
Verteilung  an  die  Teilnehmer  der  Versammlung.  Der  Redaktion 
spreche  ich  hierfär  unsem  Dank  aus. 

Was  die  heutige  Pause  anbetrifft,  so  verde  ich  diese  davon 
abhängig  machen,  wie  lange  Zeit  die  beiden  ersten  Vorträge  in 
Ansprach  nehmen  werden.  Ist  diese  nicht  zu  lang,  so  kSnnen 
wir  vielleicht  die  Panse  fiberhanpt  wegfallen  lassen  und  glatt 
durcharbeiten. 

Wir  kommen  nun  zum  ersten  Vortrag  unserer  heutigen 
Tagesordnimg: 

I.  Die  Keisarvlarong  anafoinlscher  Präparato  aaä  Ihre 
Bedeotnag  für  die  gerlchtllclie  Medlzla. 

(Uit  Demonstrationen.) 

H.  Prof.  Dr.  Ziemke,  Gerichtaarzt  in  Halle  a.  S.:  H.  H.l 
Das  Interesse,  das  die  gerichtliche  Medizin  an  der  Eonserriening 
anatomischer  Präparate  zu  nehmen  hat,  ist  einmal  begründet  in 
ihrer  Stellung  als  TJnterrichtafach,  sodann  in  ihren  Beziehungen 
znr  praktischen  Eechtspflege. 

Ich  will  nicht  behaupten,  dass  man  fflr  den  Unterrieht  in 
der  gerichtlichen  Medizin  immer  nnd  unbedingt  den  konservierten 
Leichenpräparaten  den  Vorzug  geben  soll.  Gate  Wachsmodelle 
leisten  meiner  Meinung  nach  in  geeigneten  Fällen  sogar  mehr, 
weil  sie  es  ermöglichen,  die  Darstellung  nach  Belieben  zu  scbemati- 
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sieren,  und  veil  an  ihnen  eine  Reibe  toq  Details  fortbleiben  kann, 
wdche  den  im  Beobachten  weniger  g^eflbten  AnfäQg:er  oft  stOren, 
▼erwirren  und  ihn  das  nicht  finden  lassen,  was  geraie  demonstriert 
Verden  soll.  Unsere  moderne  Moulagen  -Technik  ist  zudem  soveit 
entwickelt,  daas  sie  in  vielen  Fällen  vortreffliches  za  leisten  ver- 
mag und  imstande  ist  bisweilen  eine  dem  frischen  Originalprft- 
parat  täascbend  ähnliche  Nachbildung  herzustellen,  wovon  die- 
jenigen  von  Ihnen  sich  zu  aberzeugen  Gelegenheit  hatten,  welche 
die  Ausstellung  Ärztlicher  Lehrmittel  im  Jahre  1902  hier  in  Berlin 
besncht  haben.  *)  Immerhin  bleiben  doch  genug  Fälle  Qbrig,  in 
welchen  sich  diese  Darstellungsweise  nicht  eignet.  Dei*  Grund 
hierfür  ist  der,  dass  die  plastische  Masse  die  wechselnde  Trans- 
parenz der  Gewebe  nicht  wiederzugeben  vermag,  und  auch  Fein- 
heiten in  der  Kolorierung  nicht  immer  naturgetreu  nachgeahmt 
werden  können.  Daher  sind  anatomische  Präparate  für  den  Unter- 
richt in  der  gerichtliehen  Medizin  unentbehrlich;  da  aber  frisches 
Leicheomatenal  fOr  die  Demonstrationen  in  den  Torlesangen  selbst 
dort,  wo  die  Zahl  der  gerichtlich -medizinischen  Obduktionen  reich- 
licher ist,  nicht  jederzeit  zur  VerfQgang  steht,  so  muss  der, 
welcher  den  Unterricht  in  der  Medicina  forensia  zu  erteilen  hat, 
sich  auch  mit  der  Konservierung  von  Leichenpräparaten  abgeben. 

Wer  den  Wert  des  Anschanongsanterrichte  zu  wflrdigen 
weise,  wird  mir  Recht  geben,  wenn  ich  sage,  solche  Sammlungen 
gerichtlich -medizinischer  Präparate  sind  Ar  den  Lernenden  znr 
Ergänzung  des  in  der  Vorlesung  gehörten  unbedingt  erforderlich. 
Ich  onterschätze  wahrlich  den  Wert  guter  Abbildungen  und  Photo- 
graphien fflr  diesen  Zweck  nicht,  aber  sie  sind  ebensowenig,  wie 
die  plastischen  Nachbildungen,  für  alle  Fälle  aasreichend. 

Woher  sollen  wir  nnn  das  Material  t&r  derartige  gerichts- 
ärztliche Sammlungen  nehmen  P  Diese  Frage  ist  durchaus  nicht 
unberechtigt,  wenn  man  bedenkt,  dass  an  allen  prenssischeu  Uni- 
versitäten fttr  die  Zwecke  des  gerichtlich -medizinischen  Unter- 
richts ein  chronischer  Mangel  an  Leichenmateriat  besteht.  Hier- 
durch wird  aber  die  Anlegung  gerichtlich-medizinischer  Samm- 
lungen ausserordentlich  erachwert.  Ich  bin  nicht  der  Meinung, 
dass  es  bei  einigem  gnten  Willen  so  schwer  ist,  diesem  Ueb^- 
Btande  abzuhelfen.  Kornfeld*)  hat  vor  einiger  Zeit  nach  dieser 
Richtung  hin  Vorschläge  gemacht,  die  ich  durchaus  akzeptiere. 
Kr  schlägt  vor,  von  selten  der  Königlichen  Staatsregierang  solle 
an  die  Gerichtsärzte  die  Anweisung  ergehen,  interessante  Präpa- 
rate, welche  sie  durch  ihre  amtliche  Tätigkeit  erlangen,  z.  B. 
Abortiveier,  Hymenformen,  Missbildungen,  eigentflmlich  verletzte 
Organe,  für  Identität  und  Altersbestimmangen  wichtige  Teile  zn- 
rflckznbehalten  und  den  nächstliegenden  gerichtlich -medizinischen 
Instituten  fflr  ihre  Sammlung  zu  flberweisen.    Die  ErmächtiguDg 

■)  Demonstration  mehrerer  Moulagen  foreosiscli  interessanter  Präparate, 
welche  von  Eerni  Dr.  Panl  Berliner  aus  seiner  Honlagen-Sammlnng  in 
liebenswürdiger  Weise  sar  Verfügang  gestellt  worden  sind. 

■)  Eennann  Kornfeld:  Oerichtslrztliche  SaKunlnngen.  Zeitschrift  fflr 
Uediziiialbeamtei  1902,  Heft  8,  S.  212. 
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znr  Entnahme  aolcher  Leichenteile  wftre,  natürlich  unter  der 
nötigten  Bflcksicbt  auf  die  Ang^ehSrigen  der  Verstorbenen,  generell 
zn  erteilen;  desgleichen  vftren  die  Berichte  anznweiBen,  aaser- 
vierte  BeweisstScke,  namentlich  zn  Verletzungen,  Eratickung, 
Strangulation,  Abort  etc.  verwendete  Werkzeuge  nach  endgiltiger 
Erledigung  der  betreffenden  Sache  dem  Gerichtaarzte  zur  Ab- 
sendung  an  die  gerichtsärztlichen  UniTersitätsinatitute  anaza- 
h&ndigen.  Ebenao  v&re  die  Art  der  Aufbewahrung  und  Ver- 
sendung der  Präparate  allgemein  zu  regeln  and  endUch  auch  an 
die  prt^tiachen  Aerzte  daa  Ersuchen  zu  richten,  geeignete  Ob- 
jekte aus  ihrer  Praxis  den  gerichtlich-medizinischen  Sammlungen 
zu  fibereenden.  Diese  Vorschlage,  welche  ich  mit  Kornfeld') 
ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  Gtr  dorchfflhrbar  halte,  aind  den 
massgebenden  SteUen  gewiss  zur  Beachtung  zu  empfehlen.  Wttrden 
sie  verwirklicht,  so  wäre  damit  nicht  nnr  der  Wiaaenschaft  ein 
grosser  Dienst  geleistet,  aondem  auch  die  praktische  Rechtspflege 
wflrde  hieraus  ihre  grossen  Vorteile  ziehen. 

Noch  auf  andere  Weise  läast  es  sich  erreichen,  die  Ein- 
richtung gerichtaärztlicber  Sammlungen  zu  fSrdem,  nämlich  da- 
dorcb,  dass  den  Oerichtsärzten  mehr  6elegentaeit  gegeben  wird, 
Obduktionen  zu  machen.  Ich  verwahre  mich  ausdrücklich  dagegen, 
dasa  ich  die  Vermebrnng  der  amtlich  vorgenommenen  ObduMionen 
nnr  deswegen  fordere,  um  der  gerichtlichen  Medizin  Unterrichts- 
material zu  schaffen.  Das  iat  keineswegs  der  Falll  Ich  meine 
vidmehr,  dass  viel&ch  auch  da  im  öffentlichen  Interesse  Obduk- 
tionen vorgenommen  werden  mflssten,  wo  sie  heutzutage  unterlassen 
werden.  Die  Einführung  aanitätapolizeilicher  Obduktionen, 
deren  Bedeutung  ftlr  die  9flentliche  Gesundheitspflege  ich  hier  nur 
andeaten  kann  und  die  in  anderen  Ländern,  z.  B.  in  Oesterreich, 
schon  lange  eingefflhrt  aind,  iat  eine  alte,  oft  wiederholte  Eorde- 
mng  der  gerichtlichen  Medizin,  die  erst  kflrzlieh  noch  wieder  von 
Heller*)  Sffentlich  ausgesprochen  worden  ist.  Und  nicht  geringer 
ist  meines  Erachtens  die  Bedeutung  obligatorischer  Obduktionen 
aller  derer,  welche  im  Anschluss  an  einen  Unfall  verstorben  sind. 
Nach  einem  Ministertal  -  Erlass  vom  3.  Oktober  1903  wird  die 
Entscheidung,  ob  die  Obduktion  eines  durch  Unfall  GetJJteten  vor- 
genommen werden  soll,  in  die  Hände  der  Polizei  gelegt.  Sie  hat 
in  diesem  Falle  die  Frage  der  Leichenöffnung  bezw.  i^hnmierung 
zu  prüfen  und  gerforderlichenfalls"  die  Obdiätion  herbeizafShren. 
Ist  die  Polizei  nun  wirklich  die  geeignete  Stelle,  welche  fdr  die 
Entscheidong  dieser  Frage  kompetent  ist?  Ich  wage  dies  zn 
bezweifeln,  und  Sie  alle  werden,  wie  ich,  die  Erfahrung  gemacht 
haben,  dass  in  manchen  FäUen  auch  der  Arzt  nicht  im  stände 
ist,  ohne  Obduktion  eine  Entscheidung  zu  treffen.  Und  selbst  da, 
wo  ein  Unfall  als  TodesorBache  gar  nicht  in  Frage  za  kommoi 
scheint,  kann  die  Obduktion  oft  noch  Ueberraschungen  bringen. 


■)  AerztUcke  SachverstSniliBeii  -  Ztg. ;  1901,  Vr.  2,  S.  46. 
')  A.  Heller:  Ueber  die  NotirendiKkeit,  die  Beitberiee  SekÜonatechiiik 
n  andern.    TfeTteljahmehr.  f.  geriohtL  Hedüdn;  m.  F.,  oL  XXyj^  B.,|. 
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leh  konnte  Ihnen  das  an  einem  Erlebnis  von  mir  ans  jUngst» 
Zeit  iUuBtrieren.  Wie  oft,  m.  H.,  erlebt  man  ea  bei  der  Ab^be 
Ton  Un&ll^Dtachten,  dass  die  Frag:«  nach  dem  ursfichlichen  Za- 
Bammenbang:  zwischen  Tod  und  Unfall  nicht  mehr  entschieden 
werden  kann,  weil  es  Tereäamt  worden  ist,  die  Obduktion  zu 
machen.  Es  bleibt  ja  dann  freilich  noch  die  Exhumierong  and 
die  nachträgliche  Obduktion,  aber  was  dabei  ffir  die  Ermitlelonff 
der  Todesorsacbe  heranskommt,  wissen  Sie  alle.  Ans  diesen 
Grönden,  meine  ieb,  muss  es  in  dem  erwännten  Erlasse  heissen: 
,Zar  Klarstellung  eines  Unfalls  muss  im  Falle  der  TOtung  toq 
der  OrtBpolizeibehOrde  die  Leichenöffnung  herbeigef&hrt  werden, 
nnd  zwar  ist  diese  von  dem  zost&ndigen  Qerichtsarzt  aosza- 
(Ohren." 

M.  K.I  Es  gibt  noch  ein  anderes  Material,  welches  zur 
Bereichemng  der  gerichtsärztlichen  Sammlungen  verwandt  werden 
konnte.  Tatsächlich  ist  es  gegenwärtig  schon  an  allen  preussi- 
Bchen  Universitäten  vorhanden,  nur  ist  es  bisher  dem  Unterricht 
in  der  gerichtlichen  Medizin  noch  nicht  zugänglich  gemacht 
worden.  Selbstmörder,  welche  sich  erhängt,  erscbossen  oder  ver- 
giftet haben,  Personen,  welche  auf  irgend  eine  gewaltsame  Weise 
ZD  schaden  gekommen  sind,  Personen,  welche  plötzlich  anf  der 
Strasse  tOtlidi  erkranken,  werden,  wenn  sie  in  die  Kliniken  äber- 
fOhrt  werden,  nnd  hier  sterben,  nach  ihrem  Tode  zor  Obduktion 
dem  pathologischen  Institute  überwiesen.  Und  doch  ist  gerade 
dieses  MaterM  ein  spezifisch  gerichtsärztliches,  an  dem  die  ge- 
richtliche ifedizin  das  allergrösete  fachliche  Interesse  hat.  Die 
gerichtliche  Medizin  vertritt  also  nur  ilir  gutes  Recht,  wenn  sie 
fordert,  dass  man  ihr,  nachdem  sie  nun  auch  in  Prenasen  obli- 
gatorisches Unterrichtsfach  geworden  ist,  das  Leichenmateriat  zn 
Unterrichtszwecken  zuweise,  welches  ihr  rechtmässig  zustdit  Ea 
bedarf  hierzu  nur  einer  ministeriellen  Yerfflgung,  nach  welcher 
das  kliniache  Leicbenmaterial  in  der  Weise  zwischen  dem  patho- 
logischen Anatomen  und  dem  gerichtlichen  Mediziner  geteilt  wird, 
due  der  forensischen  Medizin  alle  plötzlich  und  gewaltsam  Ver- 
storbenen zur  Obduktion  überwiesen  werden. 

M.  H.l  Die  Einführung  aanitätspolizeilicher  Obdoktionen, 
die  obligatorische  Leichenöffuung  aller  im  Anschlusa  an  einen  Un- 
bll  Verstorbenen,  nnd  die  Teilong  des  klinischen  Leichenmateriala 
zwischen  pathologischer  Anatomie  and  gerichtlicher  Medizin,  das 
sind  zusammen  mit  den  Vorschlägen  Kornfelds  die  Mittel, 
welche  die  gerichtliche  Medizin  als  Unterrichtsfach  zu  einer  ge- 
deihlichen Fortentwickelang  braucht,  nnd  welche  auch  die  Ein- 
richtung instruktiver  gerichtsärztlicher  Sammlungen 
möglich  machen.  Der  Nutzen,  den  solche  Sanunlangen  anatomi- 
scher Präparate  bringen  können,  ist  ein  vielseitiger.  Nicht  allein 
der  AusbUdang  Studierender  kommen  sie  zugute,  aie  sind  z.  B. 
auch  von  hohem  Wert  für  die  alljährlich  in  Fteassen  stattfinden- 
den Fortbildungskurse  der  Medizinalbeamten,  und  ebenso  dienen 
sie  den  Zwecken  der  versicherangsrechtlichen  Medizin  nnd  der 
Jurisprudenz,  insofern  gerade  für  diese  beiden  Fächer  eine  reiche 
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KaOTJBtik  und  das  Studinm  von  PräzedenzfäUen,  vie  auch  Korn- 
feld herrorhebt,  vertvoU  ist. 

M.  H.1  Wie  als  Ünterrichtsfacli,  bo  bat  die  g:eriQhtlieli6 
Medizin  in  gleicher  Weise  auch  durch  ihre  Be- 
ziehoD^en  zur  praktiacben  Bechtapflege  ein  Inter- 
ease  an  der  EonserTierang  anatomiacher  Präparate. 
Es  bedarf  ja  keiner  weiteren  Anseinandersetzmig,  dasa  dnrch  die 
anmittelbare  Anachaaong  dea  Corpus  delicti  die  Erklärung:  der 
gerichtlich  -  medlziniBch  wichtigen  Gesichtspunkte  ungemein  er- 
leichtert wird,  und  dasa  durch  die  Demonstration  des  fraglichen 
Objektes  im  Schwurgerichtsaaal  das  Verständnis  dea  mflndlichen 
oder  schriftlich  bei  den  Akten  niedergelegten  Öntachtena  wesent- 
lich onterattitzt  werden  kann.  Jede  Beachreibung,  und  venu  aie 
aich  noch  so  grosser  Objektivität  befleissigt,  ist,  wie  Straaa- 
mann  mit  Ee^t  sagt,  mehr  oder  weniger  subjektiv  gefärbt.  Daa 
liegt  eben  in  der  menachlichen  Unvidlkommenheitl  Wenn  auch 
die  Kunst  dea  geöbten  Beobachters  darin  liegt,  das  wichtige  so- 
fort zu  erkennen,  und  er  demgemäsa  vorz&glich  dieses  in  seine 
Beschreibung  aufnehmen  wird,  so  kann  es  doch  vorkommen,  daaa 
Dinge,  welche  dem  Obdozenten  bei  der  Obduktion  unwichtig  er- 
achienen  aind,  im  Laufe  der  weiteren  Ermittelangen  von  aus- 
schlaggebender Bedeutung  werden.  Ja,  oft  treten  neue  Tatsachen, 
welche  die  Sachlage  verändern,  überhaapt  erst  im  Laufe  der 
Hauptverhandlung  auf;  wir  werden  dann  aufgefordert,  ohne 
langes  Beainnen  nach  diesen  neuen  Gesichtspunkten  unser  Urteil 
abzugeben.  Welche  Sicherheit  gewinnt  unser  Gutachten  dann, 
wenn  wir  das  anatomische  Präparat,  z.  B.  den  Schädel  dea  Ge- 
töteten, zur  Hand  haben,  nna  nochmal  die  Situation  an  ihm  klar 
machen  and  die  Gründe,  warum  wir  nnaer  Gutachten  ao  und  nicht 
anders  abgeben,  an  ihm  darlegen  kOnnen.  Mit  welcher  Buhe 
können  wir  dem  Kreuzverhör  entgegentreten,  das  oft  von  Ver- 
teidiger, Staatsanwalt  und  Geschworenen  mit  uns  angestellt  wird, 
wenn  wir  die  Möglichkeit  besitzen,  unaere  Meinung  jederzeit  an 
der  Hand  des  Corpus  delicti,  dea  anatomischen  Präparates,  er- 
Ifintem  zu  können.  Auch  die  Unkenntnis  der  Laien,  namentlidi 
der  Geschworenen,  in  der  Anatomie  des  menschlichen  Körpers  ist 
in  Betracht  zu  ziehen.  Oft  genug  ist  aie  der  Grund,  dass  man 
nnaeren  Auseinandersetzungen  nicht  zu  folgen  vermag,  und  daaa 
man  ana  gar  nicht  oder  gar  falsch  versteht.  Das  anatomische 
Präparat  kann  daher  niemals  durch  die  Beschreibung  im  I^to- 
koll,  aach  wenn  sie  noch  so  ansfUirlich  ist,  ersetzt  werden;  der 
Gerichtsarzt  soll  deshalb,  wo  es  nur  irgend  angängig  ist,  das 
anatomiacbe  Objekt  bei  der  Obduktion  zorflckbehalten.  Ganz  be- 
sonders gilt  dies  fflr  Knochen-  und  namentlich  Schädelverletzungen, 
weil  gerade  sie  häufig  erlanben,  wichtige  Schlfisse  auf  ihre  Ent- 
stehung, auf  die  Art  des  verletzenden  Werkzeugs,  auf  die  Stellung 
dea  Täters  etc.  zu  ziehen.  Sie  alle  wissen,  dass  aich  aus  der 
charakteriatiachen  Anordnung  der  Bruchlinien  oft  auf  den  eraten 
Blick  entechfliden  läset,  ob  ea  sich  am  einen  Sturz  von  der  Höhe 
oder  am  einen  Schlag  aaf  den  Schädel  handeltj  dass  sieh  nnter 
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JSmtOmitm  fartatdka  liart,.viend  SeUige  uf  dcai  SehUd  gn- 
ttbrt  vord«  «md,  veleber  too  mehreren  HidMB  da-  äste  *ar. 
Ba  ist  Ilmcm  ja  aaeh  bdunnt,  dus  gerade  die  staire  feste  Be- 
sehaffeBbeat  des  Kooehoigewebea,  velebe  als  etwas  miTeriüider- 
lidies  gelben  ist,  ans  eilaabt,  ans  da  Fonn  der  EnodieBTtf^ 
latzmig,  z.  B.  eiaes  Stiches  in  den  Sehidel,  einen  absolnt  gfiltigan 
BlftTfhl?'w  auf  dm.  Qnerselinitt  des  Terletzenden  Werkzen^es  n 
BudiA.  (DenonstratiMi)  *) 

Eüne  fthnliche  Bedentong  können  aiwh  Pr^tarate  von  Weieli- 
teÜTerietzongai  and  VerftndemDgen  innerer  Organe  fflr  die  Beehta- 
pflege  Miauen.  Ich  will  Sie  nur  daran  erinnwn,  too  velehw 
Widiti^eit  die  Aofbewabrnng  von  GebftrmDtterTerletznnsen  fBr 
dm  Nachveis  eines  kriminellen  Abortes,  die  Anordanng  vraveint- 
lieher  WllT;g:spiiren  am  H^se,  die  Blchtong  von  Stich-  nnd  Sehasa- 
kanUen  etc.,  oft  noch  lange  nach  dar  geriditUcheB  Obdoktiim 
VOTden  kann.  Dazn  kommt,  dass  wir  durch  die  Elrfolge  der 
modernen  Eonservianingsteehmk  in  der  Lage  sind,  die  Blntlarbe 
der  Oewebe  za  erhalten,  nnd  nns  somit  jederzeit  ein  Bild  tod 
ihrem  Blatgehalt  beim  Eintritt  des  Todes  za  machen.  Welche 
Bedentang  hfttte  es  z.  B.  fflr  die  Entscheidung  der  Frage,  ob  das 
Opfer  des  Konitzer  Mordes,  der  Gymnasiast  Ernst  Winter,  an 
Verblutung  oder  eines  anderen  Todes  gestorben  ist,  gewinnen 
können,  wenn  die  Lungen,  anstatt  in  Spiritas,  nach  dem  Kaiser- 
lingschen  Verfinhren  konserriert  worden  w&ren.  Wie  nngehener 
wertvoll  endlich  die  Konserriening  unbekannter  Leichen  für  die 
Feststellnng  ihrer  Identität  ist,  brauche  ich  hier  nnr  anzudeuten. 

M.  H.,  von  den  verschiedenen  Öeweben  des  mensdilichen 
EOrpers  sind  die  Teile  des  Knochengerfistes  am  leichtesten 
zu  konservieren,  weil  sie  infolge  ihrer  natflrlichen  Festigkeit  ihre 
Form  nach  dem  Tode  nicht  verändern,  diese  also  auch  ohne  An- 
wendung von  EonBervierungsmitteln  erhalten  bleibt.  Die  Wider- 
standsfähigkeit des  Knochengewebes  erlaubt  es  auch  bei  der  Kon- 
servierung von  Knochenpräparaten  mit  stärkeren  chemischen 
Mitteln  vorzugehen,  als  dies  sonst  in  der  Kouaerviermigstechnik 
möglich  ist.  unter  allen  Umständen  ist  die  peinliche  Entfernung 
der  am  Knochen  haftenden  Weicbteile  gerade  für  Enochenpräparate, 
welche  fflr  die  Zwecke  des  Gerichts  konserviert  werden,  wforder- 
lieh.  Nur  so  läast  sich  ein  klarer  Ueberblick  aber  die  Art  and 
die  Ausdehnung  der  Verletzung  gewinnen,  welcher  zu  weiteren 
Schl&Bsen  berechtigt.  Man  erreicht  dies  dadurch,  dass  man  das 
Präparat  in  Wasser,  wenn  möglich  in  fliessendem,  mazeriert 
Gewöhnlich  genflgen  etwa  3  Wochen,  um  von  einem  Schädel  die 
Weicbteile  vollständig  znr  Ablesung  zn  bringen.  Wenn  man  ihn 
dann  noeb  einige  Tage  in  dänner  SodalOsnng,  in  welcher  die 
Beste  des  Blat&rbstoffeB  and  das  Fett  extrahiert  werden,  liegen 


')  Die  hiei  demoiutrierteD  und  ein  Teil  der  »läter  demonatrierteii  ans- 
'eEeichneten   Pr&parate  gehsren  dem  UDsenm  des  Berliner   gerichtlich -madi- 
lüchan    Instittttea    u,   deren   Benutzung  für   diesen  Zweck  Herr  ProfeaMr 
Str&amann  in  Uebenawttrdiger  Weise  gestattet  hat. 
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und  iha  am  Lichte  trocknen  .  und  bleicliea  lässt,  erliält  man  ein 
Präpust,  das  zur  Demonstration  vor  Gericht  immer  und  oit  auch 
den  Änsprücheu  g:enügt,  welcbe  man  an  gute  Sammlungspräparate 
ZD  stellen  hat.  Es  ist  nicht  i-atsam,  das  Bleichen  der  Knochen 
an  direktem  Sonnenlicht  vorzunehmen;  infolge  des  unvermittelt 
raschen  Temperatorvechsels  bekommen  hier  dtinne  Knochen  leicht 
Sprünge,  velche  bei  der  gerichtlich  -  medizinischen  Bearbeitung 
des  Falles  die  Quelle  von  Irrtfimem  werden  können.  Legt  mau 
Wert  auf  besonders  schöne  Sammlnngsprftparate,  so  empfiehlt  es 
sich,  das  Präparat  nach  der  Mazeration  mit  Soda  oder  Seife  oder 
mit  einem  Gemisch  von  beiden  zu  vaschen.  Man  muas  es  dann 
aber  graudlich  ansvässeru  lassen,  veil  die  zuräckbleibende  Soda 
die  Kaochensubstanz  angreift.  In  den  anatomischen  Listitaten 
wird  gewöhnlich  noch  eine  Entfettung  der  Präparate  im  Aetber- 
oder  Benzioapparat  vorgenommen,  weil  stark  fetthaltige  Enochen, 
venu  dies  nit^t  geschieht,  leicht  Üire  gelbe  Farbe  behalten.  Auch 
chemische  Mittel,  Chlor-  oder  Wasserstofisnperoxjd  werden  znm 
Bleichen  der  Präparate  an  Stelle  des  TagesÜchts  benutzt.*) 

M.  H.I  Es  versteht  sich  von  selbst,  dass  der  Gerichtsarzt, 
wenn  er  die  Konservierung  der  Präparate  nicht  selbst  vornimmt, 
sie  wenigstens  öberwachen  muss,  damit  Beschädigungen,  Ver- 
wechselung oder  gar  ein  Abhandenkommen  der  asservierten  Teile 
ausgeschlossen  ist.  Besteht  das  Präparat  aus  einer  Anzahl  von 
BruchBtöeken,  so  ist  es  unerlässlich,  sie  alle  möglichst  wieder  in 
die  gleiche  Lage  zu  bringen,  welche  sie  an  der  Leiche  einnahmen. 
Hans  Gross*),  der  verdiente  Herausgeber  des  Archivs  für  Krimi- 
nalanthropologie,  verwirft  die  Verbindung  der  einzelnen  Knocben- 
brnchstücke  in  solider  Weise  mit  Leim  oder  mit  Drahtklammem, 
well  man  so  weder  die  Zertrümmerung  selbst,  noch  den  Verlauf 
der  einzelnen  Sprünge  ordentlich  wahrnehmen  könne.  Ihm  bat 
besonders  ein  Verfahren  gefallen,  das  einmal  ein  Gericbtsarzt  vor 
dem  Schwargericht  anwendete.  Der  betreffende  Sachverständige 
hatte  die  einzelneu  Schädel  fragmente  mit  gummiertem  Zigaretten- 
papier zasammengekleht.  Er  demonstrierte  den  Geschworenen 
zuerst  den  anscheinend  anverletzten  Schädel  und  zeigte  ihnen 
dann  durch  einen  leichten  Druck  auf  die  Brnchstelle,  wie  der 
Schädel  durch  den  tötlichen  Schlag  in  unzählige  Stückchen  zer- 
trümmert worden  war.  Gewiss  ein  ganz  instruktives  Verfahren, 
dessen  man  sich  in  geeigneten  Fällen  mit  Vorteil  bedienen  kann. 
Es  hat  aber  den  Nachteil,  dass  man  den  Schädel  nach  jeder  De- 
monstration aufs  neue  znsammensetzen  muss,  eine  oft  recht  mühe- 
volle Arbeit.  Ich  glaube,  dass  man  auch  bei  dem  üblichen  Za- 
sammenleimea  der  Bmchstäcke  mit  gewöhnlichem  Fischleim  ein 
genügend  klares  Hervortreten  der  Zertrümmerung  and  der  Eigen- 
tümlichkeit ihrer  einzelnen  Sprünge  erreichen  kann,  wenn  man 

')  H.  Virchow:  Methoden  zur  Herstellimg  anatomischer  Pr&parate. 
Offizieller  Katalog  der  AnastelliiDg  ärztlicher  Lehrmittet;  Bertin  1902. 

*)H.  Gross:  Handbuch  für  UntersachnngBrichtei ;  8.166.  Vierte 
Auflage.    München  1904.    Verlag  von  Schweitzer.  ^.v.v'-^,^ 
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die  Brachlimeo  in  roter  Farbe,  z.  B.  mit  roter  Tinte  markiert 
(Demonstration). 

M.  H.!  Ich  möchte  an  dieser  Stelle  zweier  Verfaliren  ge- 
denken, die  mit  der  EonserTienutg:  von  Enocbenpr&paraten  in 
einem  geviseen  Zusammenhang  stehen,  und  die  ancb  Ihr  IntereBse 
in  Ihrer  Eigenschaft  als  fierichtsärzte  verdienen.  Das  eine,  von 
L.  Pfeiffer^)  bei  der  Aufdeckung  merovingischer  GrÄber  mit 
Erfolg  angewandte  lehrt  uns,  wie  wir  vorzugehen  haben,  um  bei 
Skelettfanden  die  einzelnen  Teile  des  Skeletts  in  der  gefundenen 
Lage  zu  fixieren.  Die  Konservierung  solcher  Skelettfunde  in 
ihrer  nrapFOnglicheu  Lage  hat  nicht  nur  für  den  Anthropologen 
und  Altertumsforscher,  sondern  anch  für  den  Gericbtsarzt  Interesse. 
Kennt  er  die  Lage,  in  welcher  sich  die  aufgefundenen  Skelettteile 
zn  einander  befanden  haben,  so  vermag  er  oft  hieraus  manche 
nchterlicherseite  an  ihn  gerichteten  Fragen  zn  beantworten,  deren 
Beantwortung  er  im  anderen  Falle  ablehnen  musB.  Pfeiffer 
ging  so  vor,  daes  er  zunächst  die  Vorderseite  des  Skeletts  sorg- 
fältig freilegte  ond  jeden  einzelnen  Knochen  am  Rande  unter- 
Hchnitt,  damit  der  aufgegossene  Gypsbrei  die  einzelnen  Knochen 
erfassen  und  beim  Herausnehmen  der  erhärteten  Sypsplatte  fest- 
halten konnte.  Dann  stellte  er  von  dem  Böcken  und  vou  der 
Vorderseite  Gypsabgttsse  her  und  erhielt  auf  diese  Weise  schliess- 
lich das  unverletzte  Skelett  in  seiner  ursprünglichen  Lage.  Das 
angegebene  Verfahren  erfordert  Geschick  und  Zeit;  es  wird  daher 
nidit  immer  ganz  leicht  durchzuführen  sein.  Gleichwohl  sollte 
man  es  in  wichtigen  KriminaliäUen  nicht  unversucht  lassen ;  denn 
bei  aller  Wichtigkeit  solcher  alten  Knochenfunde,  sind,  wie  Gross 
sehr  richtig  bemerkt,  die  Knochen  eines  Erschlagenen,  von  deren 
Lagerung  Khre,  Freiheit  und  Leben  eines  Angeklagten  abhängen 
kann,  unendlich  viel  wichtiger. 

Das  andere  Verfahren  ist  ein  Bekonstruktionsverfahren, 
welches  es  ermöglichen  soll,  an  einem  aufgefundenen  Schädel  die 
Gesiehtsformen  zu  rekunstroieren  und  auf  diese  Weise  den  ItAger 
des  Schädels  zu  agnoszieren.  Untersuchungen,  welche  der  be- 
kannte Leipziger  Anatom  Wilhdm  Bis')  anstellte,  um  nachzu- 
weisen, dass  ein  auf  dem  Thomaskircbhof  in  Leipzig  gefundener 
Schädel  mit  dem  Schädel  des  berühmten  Musikers  Johann  Seb. 
Bach  identisch  sei,  ffihrte  zu  dem  iuter^santen  Ergebnis,  dass 
für  jede  Stelle  des  Gesichts  eine  gewisse  Normaldicke  der  Weich- 
teile angenommen  werden  kann,  die  bei  gesunden  und  wohl- 
genährten Menschen  innerhalb  verhältnismässig  enger  Grenzen 
schwankt  So  gelingt  es  über  einem  Schädel  nach  einem  System 
von  festen  Punkten  die  Gesichtsoherfläche  zu  rekonstruieren,  und 
eine  nach  diesen  Vorschriften  ausgeführte  Bflste  Hess  einen 
charaktervollen  Bachbopf  entstehen.  (Demonstration.) 


')  L.  Pfeiffer:  Einige  medizinische  intereBaante  Funde  ans  dem 
meroviogerschen  Gräberfeld  (5.  Jahrhundert  nach  Chr.).  KoTrespondenz-BI&tteT 
des  Allgemeinen  ärztlichen  Vereins  von  Thüringen ;  29.  Jahrg. ;  1900,  H.  8. 

')  W.  His:  Johann  Sebastian  Bach;  Forachnngen  über  dessen  Orab- 
^itte,  Oebeine  und  Antlitz.    Leipzig  1896.    Verlag  von  F.  0.  VogeL 
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Es  ist  der  Einvaad  gregea  dieses  Ter&hren  gemacht  worden, 
dass  man  im  stände  sei,  Aber  jeden  Scbftdel  irg^end  ein  beliebig 
gewolltes  Gesicht  zu  formen.  Eine  eingehe  Ueberlegnng  lehrt 
aber,  dass  der  allgemeine  Gmndriss  des  Gesichts  Ton  der  Form 
des  Schädels  darctmas  abhängig  ist,  so  dass  es  z.  B.  nicht  mög- 
lich ist,  auf  einen  Schädel  mit  hohem  Gesicht  und  schmaler  Stini 
einen  Eopf  mit  niedrigem  Gesicht  and  breiter  Stirn  zu  formen. 
Bei  Schädeltypen,  welche  in  ihren  Grundformen  nicht  allzu  rer- 
schieden  sind,  erscheinen  Irrtümer  a  priori  allerdings  denkbar. 
Die  Versuche  tou  Eis  haben  nun  ergeben,  dass  auch  in  Beleben 
Fällen  medizinische  Unmöglichkeiten  entstanden  sind.  Eis  Hess 
den  Eopf  Eftndels,  der  mit  dem  Bachschen  gewisse  Grund* 
formen  gemein  bat,  über  den  gefundenen  Schädel  formen.  Aeusser- 
lich  hatte  die  geschaffene  B&ste  wohl  eine  gewisse  Aehnlichkeit 
mit  dem  Kopfe  Eftndels,  bei  näherer  Untersuchung  aber  sah 
man,  dass  dort,  wo  in  der  Natur  die  dem  Knochen  aufsitzenden 
Weichteile  nur  eine  geringe  Dicke  haben,  dicke  Tonmassen  lagen, 
wahrend  an  anderen  Stellen,  welche  beim  Lebenden  dick  gepolstert 
sind,  wie  am  Kinn,  die  Schädelknochen  beinahe  trm  zu  Tage 
lagen.  Anf  die  Tragweite  der  Eis  sehen  Methode,  welche  ftbrigene 
schon  mehrfach  von  den  Anthropologen  mit  befriedigendem  Erfolg 
wiederholt  worden  ist,  für  forensiscbe  Zwecke  bat  zuerst  Eans 
Gross')  aafmerksam  gemacht.  Es  wäre  in  der  Tat  denkbar,  dass 
es  gelänge,  an  einem  unbekannten  Schädel,  dessen  Fund  augen- 
scheinlich mit  einem  Verbrechen  in  Zusammenhang  steht,  auf 
diese  Weise  die  Gesichtszüge  des  Lebenden  wieder  herzustellen 
and  seine  Agnoszierung  herbeizuführen.  Es  ist  ja  richtig,  dass 
schon  durch  äussere  Manipulationen,  durch  Aenderung  der  Kleidung, 
der  Haar-  und  Barttracht,  die  Physiognomie  ein  und  derselben 
Persönlichkeit  im  Leben  sich  ausserordentlich  unähnlich  und  ihre 
Agnoszierang  erschwert  werden  kann.  Dies  kommt  natürlich  noch 
mehr  in  Betracht,  wenn  wir  eine  Büste  vor  uns  haben,  welche 
nur  die  Form  des  Kopfes,  allerdings  mit  den  charakteristischen 
Eigentümlichkeiten  des  Schädels,  wiedergibt.  Nor  aus  dem  auf- 
gefundenen Schädel  die  Person  des  Trägers  zu  agnoszieren,  wird 
wohl  kaum  mßglich  sein.  Man  wird  immer  noch  anderer  Anhalts- 
punkte, z.  B.  Über  Geschlecht,  Alter,  Aussehen  der  betreffenden 
Person,  bedürfen.  Solche  liegen  aber  gerade  in  forensischen  Fällen 
gewöhnlich  vor  oder  lassen  sich  durch  Ermittelungen  gewinnen. 
Hier  kann  die  Rekonstruktion  der  Gesichtszüge  praktisch  von  der 
grOssten  Bedeutung  werden.  Entweder  ist  ihre  ünähnlichkeit  in 
die  Augen  fallend,  oder  die  Aehnlichkeit  mit  der  vermuteten 
Person  ist  mehr  oder  weniger  gross  und  unterstützt  die  Annahme 
einer  Identität. 

M.  H.I  In  der  Konserviernng  von  Weichteil- 
präparaten  und  inneren  Organen  haben  uns  die  von 
Melnikow-Baswedenkow,  Jores   nnd  Kaiserling  ange- 

')  H.  Grofli    Vorgehen  bd  Skelettfunden.    ArcbiT  für  Krimin&luiÜiTO' 
;   Bd.   6,    1901.      Derselbe:     Hia'sdiea    BelcoDStniküpiisTad|I|Lieii. 
lidem ;  Bd.  8,  1901.  ^^^ 
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gebeneo  Verikfaren  eine  Urawälzung  gebracht,  vie  sie  kaoin 
grosser  gedacht  verden  kum.  Hit  T(dlem  Seeht  bat  man  von 
einer  nenw  Aera  fOr  die  demonstratiTen  Torlestmgen  gesprochen. 
Die  Zeiten  sind  noch  nicht  lange  vorOber,  in  denen  der  Spiritus 
dM  UniTersalmittel  znr  Eonservierong  aller  anatomischen  Objekt« 
war.  Aber  schon  frfiher  hat  man  mit  ihm  schlechte  Eb-fahrnngen 
gemadit.  Es  wird  berichtet,  daas  die  anatomischen  Prftparate, 
welche  Peter  der  Grosse  von  dem  berfihmtoi  holländischen 
Anatomen  Friedrich  Baysch  fOr  sdne  UniTcnitftt  erworben 
hatte,  zugrunde  gingen,  weil  die  mit  dem  Transport  beauftragten 
BnsBen  den  Spiritos  der  Prftparate  austranken;  und  noch  beute 
stehen  manche  Diener  in  anatomischen  nnd  paüiologischen  Listi- 
tnten  in  dem  Baf,  dass  sie  für  den  PrSparatenspiritus  eine  grosse 
Vorliebe  haben.  Aber  anch  sonst  ist  der  Spiritus  zur  EonBerrierung 
anatomischer  Pr&parate  ungeeignet,  weÜ  wegen  seiner  wasser- 
entziebenden  Wirkung  eine  mehr  weniger  grosse  Aenderung  der 
Form  eintritt  und  nur  gewisse  echte  Farben,  z.  B.  die  schwarze 
Farbe  der  Kohle,  erhalten  bleiben.  Die  natfirliclten  Farben  der 
Objekte,  namentlich  die  Blatfarbe,  gehen  in  allen  Fällen  verloren. 
Der  absolute  Alkohol  löst  zwar  den  Blutfarbstoff  nicht  so 
schnell  auf,  wie  der  wasserhaltige  Spiritus,  und  durch  geschickte 
Anwendung  kann  es  gelingen,  wenn  man  nach  leichter  Eintrocknung 
der  Oberfläche  ein  Objekt  nnmittelbar  darauf  in  hochprozentigen 
Alkohol  legt,  den  Ffillungezustand  der  Gefäase  oder  Blntongen  in 
das  Gewebe  gut  zur  Anschanang  zu  bringen.  Aber  die  natttrliehe 
Farbe  nnd  die  Transparenz  der  Gewebe  lasaen  sich  durch  den 
absoluten  Alkohol  ebensowenig,  wie  dnrch  den  Spiritus  bewahren; 
das  gleiche  gilt  von  den  früher  gebräachlichen  Eonserriernnga- 
flfissigkeiten,  anter  welchen  ich  als  die  bekannteste  ^e  Wickers- 
heimerssche  Flttsaigkeit  (Alann  100,  Kochsalz  25,  Salpeter  12, 
Pottasche  60,  arsenige  Säure  20,  Aq.  deat.  3000,  Glyzerin  1300, 
Het^lalkokol  300)  nenne,  die  sich  eine  Zeit  lang  eines  grossen 
Bufes  erfreute.  Sie  alle  leiden  an  dem  Uebelstande,  dass  sie  die 
Präparate  mehr  oder  weniger  entiärben  oder  ihre  nrBprttnglicbe 
Farbe  Terändem. 

Der  grosse  Fortschritt,  den  uns  die  modernen  EonserTlerungs- 
methoden  gebracht  haben,  liegt  daria,  dass  sie  eine  naturgetreue 
Eonserviemng  der  anatomisiäen  Präparate  ermöglichen.  Schon 
vor  Jahren  sind  von  Thoma  nnd  von  Grawitz  Versuche  ge- 
macht worden,  mit  konzentrierten  SalzlSssugen  eine 
bessere  Erhaltung  des  naturgetreuen  Aussehens  der  Organe  za 
erzielen,  —  ich  erinnere  Sie  an  die  von  Grawitz  empfohlene 
FSkellake,  —  ohne  daas  diese  Versuche  von  dauerndem  Erfolge 
begleitet  waren.  Erst  die  EinfOhrung  des  Formalins  in  £e 
EODservierungatecbnik  hat  zu  befriedigenden  Ergebnissen  gef&hrt, 
Melnikow-Baswedenkow')   war   der   erste,    der  im   Jahre 

>|  N.  Helaikow-Rsawedenkow:  Eine  neue KoDsemeniDgsQiethodc 
der  sDatomisclieii  PrSparate.  Beltrige  tax  pathologischen  AnUomie  ron 
Zlegler;  21.  Bd.,  1897.  ■  ^.,.v.^,^ 
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1896  mit  seinem  Terfahren  an  die  OeffenÜichkeit  trat.  Durcli 
Vorbehandlnngf  mit  Formalin,  Nachbefaandlnng;  mit  Alkohol  nnd  Anf- 
bewahrang:  in  einer  Tässerigren  Lßsnngr  von  &lyzerin  und  eseigsanrem 
Kali  erreichte  er  die  KoUBerTieraug  der  menschlichen  Organe 
in  natOrlichen  Farben.  Noch  in  demselben  Jahre  gaben  Jores') 
und  Kaiaerling')  ihre  anabhängig  Toneinander  gefimdenen 
Verfahren  bekannt,  welche  sieb,  von  dem  Melnikowschen  Vor- 
gehen dadurch  unterscheiden,  dass  beide  zum  Formalin  noch 
bestimmte  Salze  zusetzen.  Die  Mathode,  welche  sich  der  allge- 
meinsten Verbreitung,  wenigstens  in  Deatschland,  erfreut  nnd  die 
auch  ich  zur  Eonserviemng  meiner  anatomischen  Präparate  an- 
wende, ist  die  Ealserlingsche.  Hau  mochte  daraus  fast  den 
Schiusa  ziehen,  dass  sie  anch  die  beste  ist.  Indessen  fehlt  mir 
über  die  anderen  Verfahren  genügende  persönliche  Erfahrung  und 
80  kann  ich  Ihnen  nur  sagen,  dass  das  Kaiserlingsche  Ver- 
fahren mir  immer  Torztlglidies  geleistet  hat.  Kurz  geschildert 
setzt  es  sich  ans  folgenden  Manipulationen  zusammen: 

Dm  gnt  abgesptüte  friscIiQ  Prlparat  kommt  zunftchat  in  LCamiK  I,  welche 
aof  4000  An.  fontan.  SOO  et.  Formalin.  pur.,  80  gr.  Kali  acetic,  U  gr.  Kali 
nitric.  entliält.  Hierin  bleiot  ea  je  naoh  der  GiOSe  bis  zur  rülligen  Entfilrboiig, 
jedoch  kcineafallB  länger  als  BX^  Standen.  Dann  legt  man  ea,  nachdem  es 
gut  abgelaofen  oder  mit  einem  reinen  Handtuch  gnt  abgetupft  ist,  in  LSsnng  U, 
welche  aus  60°/,  Alliohol  besteht  Die  natürlichen  Farben  treten  oft  schon 
nach  wenigen  JlÜnaten  in  voller  Schönheit  wieder  hervor.  Länger  als  6  Stunden 
soll  man  den  Alkohol  nicht  einwirken  lassen,  weil  er  allmäiilicb  den  Blatfarb- 
SboS  wieder  extrahiert.  Zorn  Sclnß  kommt  das  Präparat  in  LQsnng  III,  die 
AnfbewahrongsflflBBigkeit,  welche  sich  ans  9000  An.  dest.,  3000  Glyzerin, 
2000  Eali  acetic  zoii&mmenaetzL 

Ich  mUBS  hier  bemerken,  dasa  ich  in  dieser  ZusammensetzuDg 
der  Anfbewahrangsflüssigkeit  verschiedentlich  eine  allmähliche 
Rückkehr  der  roten  Blntfarbe  zu  dem  zuerst  im  Formalin  auf- 
tretenden bräunlichen  Farbenton  gesehen  habe,  welcher  jedoch  mit 
der  Erhöhung  des  Kali  acetic. -Gehaltes  wieder  versehwand.  Viel- 
leicht liegt  der  Grand  hierfür  in  einer  Unreinheit  des  Glyzerins, 
das  nicht  neatral,  sondern  sauer  reagierte.  Jedenfalls  tnt  man, 
soweit  meine  Erfahrungen  reichen,  gut,  znr  Dauerkonservierung 
der  Präparate  den  Kali  acet.- Gehalt  zu  erhSfaen,  etwa  Kai.  acetic. 
und  Aq.  dest.  zu  gleichen  Teilen  mit  1/3  Glyzerinzusatz  zu  ver- 
wenden. Vielleicht  lagen  meine  Miaserfolge  auch  an  der  Unrein- 
reinheit  des  Kai.  acet.,  an  dessen  Reinheit  zu  zweifeln  ich  mehr- 
foch  begründeten  Verdacht  hatte.    (Demonstration.) 

Wenn  Sie  die  in  natürlichen  Farben  konservierten  anato- 
mischen Präparate  mit  solchen  aus  früheren  Konservierungsepochen 
vergleichen,  z.  B.  mit  den  alten  Spirituapräparaten,  so  ergibt  sich 
Ihnen  ohne  weiteres,  welchen  ungeheueren  Fortschritt  diese  mo- 
dernen Konservierungsmetboden  gegen  die  fi'üher  gebräuchlichen 


')  Jorea:  Zentralblatt  für  allgem.  Pathologie  und  path.  Anatomie; 
Bd.  7,  H.4. 

')  Kaiaerling:  Ueber  die  Konserriening  von  Sammlongspräparatcn 
mit  Erhaltung  der  natürlichen  Farben.    BerL  klln.  Wochcnscbr. ;  lljä6,  Nr.  96 
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KeÜiodai  bedaitoL  NaekEai8erliii£8Diitflmiehingai')lMnkt 
die  Eriaitmg  des  naturgetroien  Aiusdieiui  der  Prl^iarate  auf 
Tier  Tenddedaiieii  Dmga^  nftmlieh  auf  E<HieemOTiiigr  der  grobes 
Fwm,  der  Eigen&rbe,  d^  Obolllelieiitiuupueiiz  nnd  der  natir- 
lielwii  Kotbrbe.  IMe  Elrbaltaiig:  der  Eigoi&rbe,  dw  ftiuserai 
Fmn  und  bis  za  einem  geiriBS«  Grade  andi  ia  natfiiüdieii 
Oewebstraoipareiiz  wird  vom  FOTnalin  in  lOeang  I  bestn^  Hier 
werden  die  Organe  fixiert  und  je  eiffgfiltiger  dies  geschieüt,  desto 
seltmw  beobMbtet  man,  vie  leb  miiÄ  flberzeogt  habe,  ein 
spftteres  Uebergehen  des  Blntbrbstt^ea  in  die  anderen  Lösangen. 
Fftr  das  G^ingen  der  ganzen  Eonserviening  Bberhaapt  ist  m.  E. 
eine  gute  Fizierong  in  LOanng  I  unbedingt  erfordernd.  Ich  lasse 
daher  die  Pr^iatate  hier  linger,  als  gewöhnlich  fiblich,  meist 
mindestens  48  Stauden  liegen.  Für  die  KonserrieniDg  der  Gleweba- 
transparenz  sorgt  das  Glyzerin  and  das  Kali  acetie.  da  LOsnng  DI 
noch  besser  au  das  Formalin.  Der  wesentlichste  Punkt  des 
ganzen  Ter&hrens  ist  aber,  die  Erhaltung  der  natOrlichen  Blnt- 
forbe  wird  durch  die  Formaliu-Alkoholbehaudluug  des  Blutfarb- 
stoffes in  Losung  I  nnd  II  erzielt. 

Ich  moss  Mer  mit  eiuigeu  Worten  auf  das  eigentliche  Prinzip 
der  Methode  eingehen,  dessen  Elarlegung  wir  den  Untersaehangen 
Puppes*)  Terdüken.  Wenn  man  im  Beagenzglas  eine  BluÜOsung 
mit  Formol  versetzt,  so  erhält  mau  saures  H&matiu;  fügt  man 
hierzu  etwas  Alkohol,  so  verwandelt  sich  die  braune  LOenng  in 
das  mehr  rOtliche  alkalische  H&matin.  Nicht  die  Blut&rbe  als 
solche,  das  Oxjhftmoglobin,  wird  also  konserviert,  soudem  durch 
die  Einwirkung  des  Formols  in  der  LOauug  I  wird  zunftcbst  saures 
Hftmatin  nnd  aus  diesem  durch  den  Alkohol  der  LOsnng  n  die 
haltbare  alkalische  Dauermodifikation  des  Hämatins  gebildet  Von 
der  Bichtigkeit  der  Pappeschen  Angaben  habe  ich  mich  durch 
Nachuntersuchuugeu  überzeugt.  Ich  kam  hierbei  auf  den  Ge- 
danken, die  Einwirkung  von  FormollOanngen  verschiedener  Kon- 
zentration auf  den  Blutfarbstoff  zu  prttfen  und  stellte  mir  eine 
Anzahl  Losungen  von  60  '^  bis  herab  zu  1  o/o  Formolgehalt  her. 
Zu  je  5  ccm  wurde  ein  Tropfen  unverdünntes  Blut  zugesetzt.  Es 
ergab  eich  nun,  dass  die  Umwandlung  in  saures  Hämatin  desto 
langsamer  erfolgte,  je  schwächer  die  FormoIlOsung  war.  Während 
sich  die  Umwandlang  in  einer  50°/a  und  25  "/o  FormollOsnng  so- 
fort vollzog,  wobei  der  Blutfarbstoff  in  braunen  Flocken  zu  Boden 
fiel,  kam  sie  vollständig  in  der  1  °!o  LOsnng  überhaupt  nicht  zu 
Stande.  Neben  einem  schwach  augedeuteten  Hämatinstreifen  sah 
man  hier  selbst  nach  Wochen  im  Spektroskop  vollkommen  deutlich 
die  beiden  OxyhämogtobiiiBtreifen.  In  den  Losungen  mittlerer 
Konzentration  von  20,  10  und  S^/g  Formolgehalt  sah  man  deutlich 


')  Weitere  Ultteilungen  Aber  die   Eeratelliing  mSglichat  n&targetreDer 
Sammlimg^prlparate.    Virchows  Archiv;  Bd.  Ii7,  E.  8. 

*)  G.  Puppe:  Ueber   das  Prinzip  der  Eonserviemag  &u&totnisclier  Pt&- 

äar&te  in  ,natttrlicheD"  Farben  mittelst  FormEddchrd,  nebet  Bemerknngen  fiber 
ie  Verwertbarkeit  dieaes  Mittels  beim  forensischen  Blutnachweis.  Tiertel- 
iahraschrift  fttr  gerichtliche  Medizin;  m.  F.,  Bd.  17,  H.  3. 
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den  Streifen  des  aauren  Hämatiiis;  wenn  aber  mit  Äramoniak 
alkalisiert  wurde,  bd  trat  nicht  das  Spektrum  des  alkalischea 
H&matins,  aondem  das  des  alkalischen  Methämoglobins  auf.  Es 
lagen  also  Gemische  tod  Oxyhfimoglobin  und  Hämatin  vor.  Wir 
haben  hieraus  zu  achliessen,  daaa  je  schwächer  der  Formolzusatz 
zum  Blutfarbstoff  ist,  desto  unTollkommener  aach  die  Umwandlung 
des  Ozyhämoglobins  in  das  saure  Hämatin  vor  sich  geht.  Diese 
Tatsache  vermag  eine  Erklärung  zu  geben  fftr  die  Annahme  ver- 
schiedener Autoren,  dass  der  Blutfarbstoff  durch  Formel  in  Me- 
thämoglobin  umgewandelt  werde.  Sie  haben  offenbar  das  Spectnun 
des  sauren  Hämatins  för  das  ihm  sehr  ähnliche  Spectrnm  des 
sanren  Methämoglobins  gehalten,  weil  sie  nach  der  AlkaUslemng 
der  LQsimg  das  Spektrum  des  alkalischen  Methämoglobins  fanden. 
Dass  aber  tatsächlich  ein  Gemisch  von  HOmoglobin  and  Hämatin 
Toriag,  dass  der  Streifen  im  roten  Teil  des  Spektrums  bei  C.  von 
Hämatin  und  nicht  von  Methämoglobin  herrüMe,  liess  sich  durch 
Reduktion  erweisen,  welche  Hämochromogen  ergab. 

U.  H.I  Diese  Beobachtungen,  glaube  ich,  erklären  auch, 
waram  die  Objekte  in  ziemlich  kapriziöser  Weise  bald  heller,  bald 
dunkler  rote,  bald  bräunliche  FarbentSne  annehmen.  Es  liegt 
dies  an  der  mehr  oder  weniger  unvollkommenen  Umwandlung  des 
Blutfarbstoffes  in  Hämatin  nnd,  wenn  dies  richtig  ist,  so  würde 
mau  der  natürlichen  Farbennuance  des  Blutes  am  so  näher  kom- 
men, je  schwächer  man  die  EormollOsong  benutzte,  weil  die  Menge 
des  nnzersetzten  Hämoglobins  im  umgekehrten  Terhältniss  znr 
Stärke  der  Konzentration  des  Formols  steht.  Diese  Ueberlegungen 
führten  mich  dazu,  mit  dem  von  Ludwig  Pick*)  modifizierten 
Verfahren  Konserviernngsversuche  zu  machen,  der  fOrKaiser- 
lings  LOsung  I  eine  5proz.  Formollösung  mit  einem  Zusatz  von 
S'/o  kUnstliiäem  Karlsbader  Salz  anwendet.  Während  bei 
Eaiserling  der  Formolzasatz  iO'Jo  beträgt,  ist  er  hier  nicht 
hoher  als  5°/o.  Soweit  meine  Erfahrungen  reichen,  sind  die  mit 
dem  Pickseben  Terfahren  zu  erzielenden  Erfolge,  namentlich  ancb 
in  bezng  auf  die  Farbennuance,  durchaas  befriedigende.  Die 
Picksche  Methode  hat  ausserdem  den  Vorteil,  dass  sie  billiger 
ist  als  die  Eaiserlingsche.  Den  Beagenzglasversucben  ent- 
sprechend konnte  ich  feststellen,  dass  der  in  die  Picksche 
liOsung  I  Übergegangene  Blutfarbstoff  saures  Methämoglobin  und 
nicht,  wie  in  der  Eaiserlingschen  liOsung  I,  saares  Hämatin 
ist.  Es  erklärt  sich  dies  eben  darch  den  geringen  Formalingehalt 
der  Pickschen  Lösung.    (Demonstration.) 

Was  diese  modernen  Konserviernngemethoden  so  besonders 
wertvoll  fOr  die  gerichtliche  Medizin  macht,  das  ist  die  Tatsache, 
dass  mit  der  Blut&rbe  anch  der  Blatgehalt  der  Organe  er- 
halten  wird.    Wie  der  Eonitzer  Mord  und  ähnliche  Fälle  lehren, 


')  L.  Pick:  Heber  die  Uetboden,  anatomische  Präparate  natargetrea 
zu  konserrieren.  Verhandlimgeii  der  Beriinei  medizinischen  OeaelJschaft : 
1900,  Bd.  81. 
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kann  gerade  die  Frage  nach  dem  Blnt^ehalt  der  Organe  von 
herrorragender  Wichtigkeit  fflr  die  geriätlich-mediziniBche  Be- 
arteilang  eines  EriminalfalleB  verden.  Ich  vfirde  in  allen  solchen 
Fällen  raten,  die  betreffenden  Organe  unmittelbar  nach  der  ge- 
richtlichen Obduktion  in  die  KaiaerliogBche  oder  in  die  billigere 
Ficksche  LQsnng  I  zn  legen  and,  wenn  man  sie  nicht  seJbst 
weiter  behandeln  will,  woza,  nm  gute  Resnltate  zn  erzielen,  doch 
einige  Yertrantheit  mit  der  MeÖiode  gehOrt,  sie  zur  Weiter- 
koaservierang  an  das  nächstgelegene  gerichtlich  •medizinlBche 
Institut  zu  schicken.  Zur  Versendung  lassen  sich  vorteilhaft  die 
bekannten  Einmachegläser  mit  Patentbögelrerschlnss  benutzen 
(Demonstration)  oder  man  packt  die  Präparate  in  dicke  Watte- 
lagen,  welche  mit  der  KonserviernngsflüBsigkeit  I  getränkt  sind, 
and  htUlt  sie  dann  in  Qnmmipapier  ein. 

Trotz  der  Toi^flglichen  Leistungen,  welche  diese  modernen 
Eonserviernngametboden  uns  darbieten,  haben  sie  doch  auch  Nach- 
teile, deren  Baseitigang  zu  wänschen  ist.  Sie  sind  yerhältuis- 
massig  kostspielig  und  leiden  durch  die  Behandlung  in  drei  Tei'- 
Bchiedenen  Etappen  und  mit  drei  verschiedenen  Ldsuugen  an  einer 
gewissen  Umständlichkeit.  Es  ist  daher  begreiflich,  dass  man 
versucht,  gleich  vorzügliche  Ergebnisse  anf  einfacherem  und 
billigerem  Wege  zn  erhalten.  Ein  dänischer  Arzt,  Claadins*), 
veröffentlichte  im  vorigen  Jahre  in  der  Kopenhagener  Hospitals- 
tidende  eine  Methode  zur  Eonsei-vierung  anatomischer  Präparate, 
welche  diese  Forderungen  zu  erfüllen  schien.  Er  ging  davon  aus, 
dass  die  Erhaltung  der  Blntfarbe  dann  am  naturgetrenesten  ge- 
lingen müsse,  wenn  der  Blutfarbstoff  als  Ozyhämoglobin  oder,  faJls 
dies  nicht  möglich  sei,  iu  einer  Modiäkation  konserviert  werde, 
welche  der  Farbe  des  Ozfhftmoglobins  möglichst  nahe  kommt. 
Bekanntlich  trifft  dies  iflr  die  Eohlenoxydverbindang  des  Hämo- 
globins za;  die  Konservierung  des  Blutes  als  Kohlenoxydblnt 
ist  denn  auch  das  wesentlich  Nene,  was  die  Clandiussche 
Eonserviernngsmethode  uns  bringt.  Das  Verfahren  ist  ver- 
hältnismässig einfach,  wo  Leuchtgas  zur  VerfSgusg  steht;  es 
gehört  nur  eine  in  der  Wärme  gesättigte  Lösung  von  Ammonium- 
solfat  und  ein  Gefäss  dazu,  welches  die  Durchleitung  des  Leucht- 
gases zulässt  Ich  habe  einen  gewöhnlichen  Glasexsiccator,  wie 
er  in  chemischen  Laboratorien  gebraucht  wird,  benutzt,  der  einen 
seitlichen  Znleitnngstnbus  und  im  Deckel  einen  Äbleitangstnbns 
fOr  das  Leuchtgas  besitzt.  Das  Gefäss  wird  soweit  mit  der  Salz- 
lösung, welche  noch  nngelöstes  Salz  enthalten  soll,  damit  die 
Lösung  immer  gesättigt  bleibt,  gefOUt,  daas  das  einströmende 
Leuchtgas  sich  mit  der  Flfissigkeit  mischen  kann.  Der  Ab- 
leitungstubuB  im  Deckel  wird  durch  Gnmmischlanch  mit  einer 
Gaslampe  verbanden  und  hier  das  ausströmende  Gas  verbrannt, 
wodurch  jede  Ekploslons-  oder  Yergiftungsgefahr  ausgeschlossen 
ist    Die  Organe  werden  in  Watte  oder  in  Leinwandtächer  ein- 

>)H.ClkiidiiiB:  Ell  Hetode  til  Ophevarmg  af  an&tomisko  Fraepa- 
rftter.    Hospitalstidende ;  1908,  Nr.  b.    EjGbenhara. 
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geschlagen  and  in  die  Salzlöaong  gelegt,  Tobei  darauf  za  achten 
ist,  fisas  sie  nicht  direkt  Tom  GaBstrahl  getroffen  werden,  weil 
sie  an  solchen  Stellen  vollständig  aastrocknen.  Clandias  setzt 
kleinere  Organe  2 — 3  Tage  der  Einwirkung  des  Eohlenozyds  ans, 
grCssere  l&nger  and  sagt,  daas  nach  dieser  Zeit  die  Härtung  der 
Pr&parate  beendet  ist.  Nach  meinen  Ertahrungen  dauert  die 
völlige  Durchhftrtung  erheblich  länger.  Es  ist  aber  nicht  erforder- 
lich, die  Organe  während  dieser  ganzen  Zeit  dem  G-asstrom  ans- 
zusetzen.  Man  kann  sie  nach  3—4  Tagen  aus  dem  Gasapparat 
herausnehmen  und,  wenn  ihre  Härtang  einigermassen  vorgeschritten 
ist,  zur  Nacbhärtaug  in  die  Salzlösung  legen.  Auf  diese  Weise 
sind  die  Pr&parate  konserviert,  welche  ich  Ihnen  hier  demonstrieren 
kann.    (Demonstration.) 

Was  die  Claudiussche  MeUiode  im  Vergleich  zu  den  andern 
modernen  Verfahren  leistet,  mögen  Sie  selbst  entscheiden.  Mir 
will  es  scheinen,  als  wenn  man  mit  ihr  leichter  Misserfolge  erlebt, 
wie  mit  den  anderen  Methoden.  Clandins  macht  darauf  auf- 
merksam, dass  die  Anfbewahrang  der  Präparate  in  der  gesättigten 
Ammoniumsalfatl&snng  unter  Luftabschlass  za  geschehen  hat,  da 
das  Eohlenozydblot  sich  an  der  freien  Loft  bald  zersetzt.  Auf 
zwei  Nachteile  möchte  ich  Sie  noch  aufmerksam  machen ;  An 
manchen  Organen,  z.  B.  am  Gehiro,  habe  ich  zuweilen  eine  diffase 
Bosafärbnng  des  Gewebes  beobachtet,  wie  man  sie  in  Fällen  von 
Eohlenozydvergiftung  zu  finden  pflegt;  ferner  schien  mir  be- 
sonders häufig  eine  starke  Schrumpfang  der  Präparate  einzutreten. 
Ob  diese  Uebelstände  sich  durch  Aenderangen  des  Verfahrens 
vermeiden  lassen,  kann  ich  Ihnen  nicht  sagen.  Ich  habe  die 
Glandias sehe  Methode  erst  seit  einigen  Wochen  angewandt  und 
diese  Zeit  ist  zu  kurz  fär  ein  abschliessendes  Urteil  über  ihren  Wert. 

Noch  ein  Verfahren  möchte  ich  hier  kurz  erwähnen,  das 
eigentlich  weniger  die  Ejinservierang,  als  vielmehr  die  Auf- 
bewahrung der  anatomischen  Präparate  betrifft.  Es  ist  dies  die 
von  Littlejobn  angegebene  Methode  der  Trockenanfbe- 
wahrang  unter  Luftabschlass.*)  Veränderungen  durch 
gewisse  ^ulniswidrig  wirkende  Gifte  z.  B.  Verätznngen  der 
llagenschleimbaut  durch  Karbolsäure  eignen  sich  ganz  besonders 
tUr  diese  Art  der  Anfbewahrang,  weil  die  Präparate  ohne  weitere 
Vorbehandlung  mit  Konservierungsmitteln,  so  wie  sie  aas  der 
Leiche  kommen,  infolge  ihrer  Imprägnierung  mit  dem  fäulnis- 
widrigen Gift  lange  Zeit  unverändert  erhalten  werden  können, 
wenn  man  durch  luftdichten  Abschluss  dafür  sorgt,  dass  eine 
Verdanstung  nicht  eintritt.  Solche  Präparate  werden  trocken  auf 
Watte  in  das  Aafbewahrangsglas  gelegt  und  dieses  dann  luftdicht 
vei-schlossen.  In  ähnlicher  Weise  können  auch  Präparate,  welche 
nach  Kaiserling  oder  Pick  konserviert  worden  sind,  trocken 
anter  Luftabschlass  aufbewahrt  werden.  Sie  erhalten  eine  Watte- 
onteriage,  welche  mit  Glyzerin  und  einigen  Tropfen  Formol  durch- 


')  H.  Littiejohu:    A  new  raethod  of  monnting  mnaeiun    specimenB 
Journal  of  patbolog;  and  Sacteriologr.    Edinbnigli  and  Li^iido^,  aej^/f^^^A^. 
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tränkt  ist  und  werden  nan  grleichMls  anter  LnftabachlosB  geluvten, 
yr&B  &ni  besten  dnrcli  Anfkitten  des  Deckels  mit  Fischleim  ge- 
Bchieht.    (Demonstration.) 

M.  H.!  Die  Gesichtszuge  sind  oft,  wenn  andere  eigni- 
flkante  Kennzeichen  fehlen,  das  einzige  Mittel,  die  Identität  einer 
nnbekannteu  Leiche  featzastellen.  Wo  es  nicht  angängig  ist,  den 
ganzen  Leichnam  aufzubewahren,  wird  man  in  wichtigen  EriminaK 
MIen  wenigstens  den  Kopf  zurückbehalten.  Denn  weder  die  Ab- 
nahme einer  GjpsmasL-e,  noch  die  photographische  Aufnahme 
vermag,  wie  t.  Hofmann  zutreffend  bemerkt,  die  unmittelbare 
Besichtigung  des  Originalobjektes  vollkommen  zn  ersetzen.  Bisher 
war  es  nun  Ublich,  den  Kopf  in  solchem  Falle  in  Alkohol  zu 
konservieren,  der  aber  infolge  seiner  chemischen  Eigenschaften 
sehr  baJd  eine  mehr  oder  weniger  erhebliche  Veränderung  der 
Gesichtszüge  hervorrief.  Die  Littlejohn  acbe  Trockeoanf- 
bewahrnng  anter  Luftabschlass  gibt  ans  die  Möglichkeit,  die  un- 
veränderte Konservierang  eines  zurückbehaltenen  Kopfes  in  viel 
vollkommenerer  Weise  zu  erreichen,  als  es  bisher  möglich  war.  0 
Man  kann  den  Kopf  auch  vorher  enthimen  und  durch  die  drei 
Kaiaerling sehen  LQsnngen  schicken.  (Demonstration.)  Viel- 
leicht gelingt  die  Erhaltung  der  Gesichtszüge  auch,  wenn  der 
Kopf  von  der  Carotis  aus  mit  einer  ähnlichen  FormoUSaung,  wie 
sie  z.  B.  Brosch  in  seinem  noch  zu  erwähnenden  Konservie- 
rungsverfahren anwendet,  injiziert  wird.  Nach  der  Injektion 
müsste  der  Kopf  dann  anf  trockner  Watte  luftdicht  im  Auf- 
bewahrnngaglas  verschlossen  werden. 

Noch  wichtiger,  als  die  Gesichtszüge  zu  erhalten,  kann  es 
unter  Umständen  sein,  sie  zu  rekonstruieren,  wenn  das  Gesicht 
durch  die  entstellende  Wirkung  hochgradiger  Fäulnis  stark  aof- 
gedunsen  und  missfarbig  geworden  ist.  Bekonstruktionsversuche, 
welche  V.  Hofmann*)  angestellt  hat,  haben  ergeben,  daas  der 
grüne  Farbstoff,  welcher  die  Ursache  der  faulgrttnen  Verfärbung 
der  Haut  ist,  durch  fliessendes  Wasser  etwa  innerhalb  zwQIf 
Standen  so  gut  wie  vollkommen  entfernt  werden  und  auch  die 
emphysematOse  Schwellung  der  Haut  zum  Schwinden  gebracht 
werden  kann.  Wird  der  Kopf  noch  weitere  13  Stunden  in  eine 
konzentrierte  alkoholische  Sablimatlßsung  gelegt,  so  gehen  die 
grüne  Färbung  und  das  Fäulnngsemphyaem  vollkommen  zurück. 
V.  Hofmann  empfiehlt  anstatt  dieses  Verfahrens,  mit  dem  er 
mehrfach  bei  stark  veränderten  Leichen  gute  Erifolge  erzielte, 
auch  die  Injektion  des  Kopfes,  dessen  Gehirn  übrigens  vorher 
entfernt  weMen  soll,  mit  Sublimat  oder  Chlorzink.  Nach  meiner 
Meinung  müaaten  sich  auch  die  schon  erwähnten  FormoUOsungea 
vorzüglich  zur  Injektion  für  diese  Zwecke  eignen.  Allerdings 
haftet  allen  diesen  Verfahren  zur  Erhaltung  oder  Bekonstmierung 
der  Gesichtszüge  der  üebelatand  an,  dasa  die  Augäpfel  von  der 


■)  Ein  derartiges  Ptiparat,  welches  die  Vorzflge  dieser  Methode  er- 
keimeo  läfit  nnd  sich  in  der  Institut -Sammlong  des  Herrn  Prol  Straßmann 
befindet,  wnrde  später  von  PrivatdoEent  Dr.  Stranch  demonstriert 

■}  T.Hof  mann:  Lehrbnch  der  gerichtlichen  Hedidn ;  9.  Aufl.,  a  901. 
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EonaerrieninE:  nicht  mit  betroffen  werden.  Will  man  dleae  dem 
Leben  ähnlich  erbalten,  so  müssen  eie  gesondert  injiziert  werden. 

Wenn  es  anch  im  allgemeinen  für  AgnoszieraDgen  in  der 
Hanpteacbe  auf  die  ErlialtoDg  oder  Wiederkenntlichmachong  der 
0esicbt8zage  ankommt,  so  ist  damit  keineswegs  gesagt,  dass  die 
Eonserviernng  des  ganzen  Leichnams  für  diese  Zwecke 
fiberöassig  wäre.  Im  Öegenteü!  Im  Prinzip  ist  daran  fest- 
zohalten,  dass  da,  wo  es  möglich  ist,  immer  der  ganze  EOrper 
eines  unbekannten  für  die  Feststellung  der  Zdentit&t  anibewabrt 
werde;  denn  die  EigentOmlichkeiten  des  Wachses  und  der  ein- 
zelnen EOrperformen  können  die  Agnosziernng  ans  den  Gtesichts- 
zügen  nnter  Umständen  ergänzen  nnd  erleichtem.  Ich  will  des- 
halb zum  Schinase  noch  aiS  die  EonBerTierongsmethoden,  welche 
wir  für  die  Erhaltung  ganzer  Leichen  in  Anwendung  ziehen 
können,  mit  einigen  Worten  eingehen. 

Das  Bestreben,  den  menschlichen  Eörper  in  seiner  Form  anch 
nach  dem  Eintritt  des  Todes  zu  erhalten,  reicht  bis  in  das  graneste 
Altertum  zurück.  Die  Mumien  der  alten  EgTpter  geben  uns  hier- 
von Eenntnis  und  lehren  aha  zagleich,  in  welch  ausgezeichneter 
Weise  jenen  Völkern  die  Eonservierung  ihrer  Toten  gelungen  ist. 
Mehr  denn  2000  Jahre  sind  darüber  hingegangen  nnd  dennoch 
vermögen  wir  heute  noch  die  äusseren  Formen  dieser  Mamien 
nnd  manche  Einzelheiten  an  ihnen  zn  erkennen.  Ja,  es  soll 
nenestens  *)  sogar  gelungen  sein,  an  Qewebsauazflgen  von  Mnmien 
mit  Erfolg  die  biologische  Reaktion,  welche  wir  seit  einigen 
Jahren  zur  Untersuchung  von  Menschen-  nnd  Tierblut  verwenden, 
anzustellen,  eine  Tatsache,  welche  ebenso  sehr  iür  die  Vorzüg- 
lichkeit dieser  alten  Eonserrierungsmethoden,  wie  für  die  eminente 
Bedentang  der  biologischen  Blutreaktion  spricht.  Ich  mnss  es 
mir  versagen,  hier  näher  auf  die  Art  der  Eonservierang,  wie  sie 
von  den  alten  Völkern  geübt  wurde,  einzugehen.  Sie  finden 
näheres  darüber  in  der  ausgezeichneten  Arbeit  von  Eüchen- 
meister'}  Über  die  verschiedenen  Bestattnngsarten  menschliche: 
Leichname.  Von  Interesse  ist  aber,  dass  auch  schon  damals  eine 
wesentliche  Bolle  in  dem  Eonserviemngsverfahren  die  Behandlung 
der  Leiche  mit  konzentrierten  Salzlösungen,  Xhpov  nennt  sie 
Herodot,  gespielt  hat,  welche  nun  in  der  modernen  Eonser- 
viemngstechnik  wieder  zu  Ehren  gekommen  sind.  Die  Einpöke- 
long  des  toten  EOrpers  scheint  das  Charakteristische  des  ganzen 
Eonserviernogsprozessea  gewesen  zu  sein,  da  von  ihr  die  Easte 
der  Einbalsamierer,  der  Tarichenten,  welche  sich  mit  diesem  Ge- 
schäft abgab,  den  Namen  erhalten  hat;  denn  lapiffSii«  bedeutet 
einsalzen.     Die   modernen   Methoden   der   Leichenkonservierong 


)  Diese  Unteranchongeii  Bind  l[Dnterjv.  HftnsemaiinB  Leitung  Ton 
Meyer  an  etwa  5000  nnd  2000  Jahre  alten  MiunieD  aosgetührt  worden;  s.  J. 
Ueyer:  üeber  die  biologiflche  Untermchnng  von  Unmienmaterial  Tormittelst 
der  Präzipitin reaktion.     MUnchener  medizinisclke  Wochensclirift;  19M,  Nr.  15. 

*)  KttchsnmeiBter:  Die  TerscUedenen  BestattnngsarteQ menscliliolier 
Leiclinaino  vom  Anfang  der  Qeacliichte  bis  Iieate.  VierteljalkTBChrift  tSr  ge- 
riclitliche  Medizin ;  neue  Folge,  Bd.  42. 
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suchen  ihren  Zweck  entweder  durch  Einlegfen  in  konservierende 
Bäder  oder  durch  Eiuspritzung  konaervierender  Fläasigkeiten  in  die 
BlQtgefäaae  zu  erreichen.  Von  den  Konaervierungamitteln  nenne 
ich  Ihnen  als  die  gebräuchlichsten  das  Ghlorzink,  die  Earbolsäm-e, 
den  Schvefeläther  für  die  Bäderbehandlung;  und  Gemische  von 
Kochsalz  und  Natronsalpeter,  von  Alkohol  und  Bucjtenholzteer- 
kreoaot,  von  schwefliger  Säure,  Alkohol  und  O-lyzerin,  von  Karbol- 
säure, Alkohol  und  Glyzerin,  und  daa  von  Bircb'Hirschfeld 
empfohlene  Sublimat  für  daa  InjektlonsTerfahren.  Die  Beaultate 
aller  dieser  Methoden  aind  aber  mehr  oder  weniger  unvollkommene. 
Die  Forderung,  welche  die  gerichtliche  Medizin  im  Interesse  der 
AgnoBzierung  an  sie  stellen  muss,  die  Leichen  längere  Zeit  ganz 
unverändert  zu  erhalten,  erfüllt  keines  der  genannten  Verfaliren 
and  erst  die  EinfUhrung  des  Formalina  hat  auch  hier  Wandel 
geschaffen  and  läset  bisher  nicht  für  mOglieh  gehaltene  Erfolge 
erhoffen. 

Seit  einigen  Jahren  wird  von  den  Anatomen  zur  Kon- 
servierung dea  TJuterrichtsmateriala  die  Injektion  der  Leichen  mit 
Formalinmiechnngen  vorgenommen.  H.  Virchow^)  empfiehlt  eine 
Mischung  von  1  Teil  Formol  und  9  Teile  Alkohol  und  in  du* 
Hallenser  Anatomie  des  Herrn  Geheimrat  Rouz  ist  eine  Mischung 
von  1  Teil  Formol  auf  4  Teile  Glyzerin  und  S  Teile  Wasser  in 
Gebrauch,  welche  ttbrigeus  nach  Bedarf  in  geringen  Grenzen 
variiert  wird.  Die  Technik  ist  die  denkbar  einfachste:  die  Flüssig- 
keit fiiesst  aus  einem  in  2  bis  3  Meter  Höhe  aufgehängten  Irri- 
gator durch  eine  Kanüle,  welche  in  die  Arteria  femoralis  mit  der 
Ausflussöffnung  nach  dem  Herzen  hin  eingebunden  ist,  innerhalb 
einer  Viertelatunde  in  die  Leiche;  es  Ist  dann  nur  noch  er- 
forderlich, den  peripherischen  Teil  der  eröffneten  Arterie  mittels 
einer  Spritze  zu  injizieren.  Die  injizierte  Menge  beträgt  etwa 
6  Liter.  Die  Resultate  dieser  Methode  sind  ganz  ausgezeichnete. 
Die  Leichen  halten  sich  monatelang  in  Form  und  Aussehen  voll- 
kommen unverändert  j  selbst  nach  2  Jahren  sind  die  Ver- 
änderungen verhältnismässig  geringe.  Auch  die  Fäulnis  soll  auf 
diese  Weiae  inhibiert  werden,  und  grünfaule  Leichen  sollen  fast 
ihr  altes  Aussehen  wieder  gewinnen.  Von  besonderem  Interesse 
war  für  mich  die  Beobachtung,  dass  die  inneren  Orgaue  sich  bei 
diesem  Verfahren  gleichfalls  ganz  vorzüglich  konservieren,  sowohl 
was  die  Blntfarbe  wie  die  Form  betrifft. 

M.  H.I  Dieses  Verfahren  scheint  mir  für  die  gerichüicbe 
Medizin  ganz  beaonders  beachtenswert  zu  sein,  Sie  alle  wissen, 
wieviel  Mr  die  Featstellung  der  Todesursache  darauf  ankommt, 
die  Leichen  möglichst  frisch  zur  Obduktion  za  erhalten.  Der 
Gang  des  gerichtlichen  Verfahrens  bringt  es  aber  mit  sich,  das 
sehr  oft  viele  Tage  vergehen,  ehe  die  Obduktion  angeordnet  wird. 
Oft  fährt  dann  die  Obduktion  zu  keinem  bestimmten  Ergebnis 
mehr,  weil  inzwischen  hochgradige  Leichenverändemngen  einge- 
treten sind.   Dies  kommt  naturgemfiss  im  Sommer  und  bei  Wasser- 

')  1.  c  ^ ^ 
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leichen,  welche  bekanutlicti  an  der  Laft  sehr  schnell  der  Fftalnis 
unterliegen,  besonders  hänflg:  vor.  Es  w&re  nun  denkbar,  daes 
es  nach  geeigneten  Modifikationen,  z.  B.  Herabsetzung  der  Kon- 
zentration, mittels  der  Formolinjektion  gelänge,  die  Leichen  eine 
gewisse  längere  Zeit,  etwa  8  bis  14  Tage  lang,  so  zu  konser- 
Tieren,  dass  die  härtende  Wirkung  des  FormolB  auf  die  Organe 
noch  nicht  eingetreten  und  die  Vornahme  der  Obduktion  ohne 
Beeinträchtigung  der  pathologisch  und  gerichtsärztlich  wichtigen 
Befunde  noch  möglich  ist.  YerBuche  nach  dieser  Sichtung  lassen 
sich  nur  in  grösseren  Städten,  wo  Leichenschauhänser  vorhanden 
sind,  anstellen.  Wenn  sie  Erfolg  haben,  so  würden  wir  eine 
buchst  einfache  Methode  zur  Konservierung  der  Leichen,  welche 
von  jedem  Leichenwärter  erlernt  und  ohne  Schwierigkeit  überall, 
auch  auf  dem  Lande,  angewandt  werden  kann,  in  diesem  Ter-  . 
fahren  gefunden  haben,  welches  die  kostspieligen  und  gewöhnlich 
schlecht  funktionierenden  Kühlvorrichtungen  in  den  Schaohänsern 
zu  ersetzen  im  stände  ist.  Dem  naheliegenden  Einwand,  dass 
durch  die  Einführung  der  Konservierungsfiüssigkeit  in  die  Gefäese 
die  für  die  gerichtlich-medizinische  Beurteilung  oft  wichtige  Blut- 
Verteilung  verändert  wird,  möchte  ich  entgegenhalten,  dass  die 
grösseren  Arterien  nach  dem  Tode  ja  ohnehin  blutleer  gefandea 
werden  und  dass  die  KonservierungBfiüssigkeit,  da  sie  nur  ihrem 
Eigendruck  folgend  in  die  Leidie  fliesst,  kaum  Über  die  mittleren 
Arterien  hinaus,  jedenfalls  nicht  bis  in  die  Kapillaren  vordringt. 

M.  H.!  Sie  als  die  berufenen  Vertreter  der  öffentlichen 
Gesandheitspfiege  möchte  ich  noch  darauf  aufmerksam  machen, 
welche  Bedeutung  diesem  FormaUninjektionsverfahren  lür  den 
Leichentranaport  und  für  die  Desinfektion  von  Leichen,  welche  an 
anstedienden  Krankheiten  gestorben  sind,  zukommt.  Es  gibt 
Ihnen  die  Möglichkeit,  unmittelbar  nach  dem  Tode  eines  z.B.  an 
Typhus  oder  Cholera  Yerstorbenen  in  einfachster  Weise  eine 
Desinfektion  der  Leiche  im  Hause,  ohne  sie  ans  dem  Bett  zu  ent- 
fernen und  ohne  entstellenden  operativen  Eingriff  vorzunehmen. 
FOr  diese  Zwecke  würde  sich  vielleicht  znr  Erhöhung  der  Des- 
infektionskraft  eine  st&rkere  Konzentration  und  ein  Zusatz  von 
Karbolsäure  empfehlen. 

Erst  vor  wenigen  Tagen  habe  ich  Kenntnis  von  Versuchen 
erhalten,  welche  Brosch*)  zur  Konservierung  von  Leichen  an- 
gestellt hat.  Auch  sein  Verfahren  beruht  auf  der  vorzüglich 
konservierenden  Eigenschaft  des  Formalins.  Er  injiziert  eine 
Lösung  von  1000  g  Formalin,  50  g  Kochsalz  und  50  g  Acid. 
carbolic.  liquefiact.  mittels  langer  Hohlnadeln,  welche  er  von  der 
Blase  aus,  also  ohne  äussere  Verletzung  der  Leiche,  bis  in  die 
einzelnen  Organe,  sogar  bis  in  die  Hand-  nnd  Knöchelgelenke 
vorsdiiebt,  nnd  hat  mit  dieser  Methode  glänzende  Besultate  er- 
zielt. Noch  nach  fünf  Monaten,  während  welcher  Zeit  die  Leichen 
ohne  Sehatz  vor  Licht  und  Luft  offen  aufgebahrt  lagen,  gelangen 

*)  A.  Brosch:  Ein  neaei  Leichen-Kanaerrienmgaverf&liTeii.  Zeitschrift 
fllr  Heüiraiido;  Heft  10,  1908.  ,        ,        ^.,,.,-.,^ 
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gute  Fortr&tanbt&hmen;  erst  nach  dieser  Zeit  traten  als  Folge 
der  Yerdonsttuig  langsam  UonuniflzieningBerscheinnngen  an  der 
Oesicbtshant,  an  den  Fingern  und  Zehen  auf.  Am  KOrper  selbst 
Taren  solche  anch  nach  einondeinhalb  Jahren  nicht  wahrzunehmen. 
(Demonstration.) 

M.  H. !  Meinen  AnsfBhrongen  log  der  Gedanke  zo  Grunde, 
Ihnen  einen  üeberhlick  Qber  die  verschiedenen  modernen  Methoden 
zn  gehen,  welche  ans  zor  EonBerriemog  anatomischer  Präparate 
znr  Yerfttgong  stehen.  Ich  wollte  Ihnen  anch  dnrch  die  Demon- 
stration TOQ  Fräpamten  Gelegenheit  verschaffen,  sich  dnrch  eigene 
Anschannng  ein  Urteil  fiber  den  Wert  der  wichtigeren  Verfahren 
za  bilden  and  Ihnen  vor  Angen  ffihren,  d&ss  anch  die  gerichtliche 
Medizin  ein  Interesse  daran  hat,  die  grossen  Fortschritte,  welche 
anf  diesem  Gebiet  za  venseichnen  sind,  mit  Anfmerksamkeit  zn 
verfolgen.  Sollte  mir  dies  gelangen  sein  and  ein  oder  die  andere 
der  gegebenen  Anregungen  Ihr  Interesse  nnd  Ihren  Bdfall  ge- 
fanden haben,  so  wl&de  mich  dies  mit  Qenngtoung  nod  Freade 
erfülen. 

(Lebhafter  BeilEdll) 

Vorsitzender:  Ich  erOffae  die  Diskassion. 

PriratdozentDr.  Stnnek-Berlin:  M.  H.t  Herr  Ziemke  erwähnte,  daß 
im  Inatitnt  ftiT  Staataaizneikiuide  za  Berlin  zur  Zeit  Versuche  ran  mir  an- 
gestellt würden  mit  der  von  Littlejohn  empfohlenen  Methode  der 
trockenen  Aofbewahrong  anatomischer  PrSparate. 

Die  Uethode,  nm  es  ganz  kurz  zn  sagen,  bernht  daranf,  daß  man  Leichen- 
teile, nachdem  sie  yarher  entweder  in  einer  starken  Älkoholllisane  oder 
FormalinlJIsaiiG;  gewesen  sind,  oder  die  verschiedenen  Lösnngen,  die  zur  Konaer- 
Tiemng  der  Natur  ähnlichen  Farben  empfohlen  sind,  passiert  haben,  einfach 
auf  befenchteter  Watte  in  einem  luftdicht  verschlossenen  Qlasgefäße  aufbe- 
wahrt; sie  sollen  sich  darin  nach  Littlejohn  tadellos  halten,  ihre  Form  und 
Farbe  bewahren  und  den  Vorzug  der  größeren  Handlichkeit  nnd  Leichtigkeit 
beim  Demonstrieren  besitzen. 

Eine  Schwierigkeit  hat  diese  LittlejohDscbe  Methode  jedoch,  ndalich 
die,  daß  sehr  bald,  besonders  wenn  sich  die  AnSentemperatnr  ändert,  das  Olas 
des  Gefäßes  an  der  Innenseite  mit  Kondensfenchtigkeit  beschlägt.  Diesem 
Uebelstand  sacht  man  dadurch  zn  begegnen,  daß  man  die  Watte  mit  Oljzerin, 
dem  einige  Tropfen  FonnalinlSsnug  beigegeben  sind,  befeuchtet. 

Wenn  ich  nun  beute,  dnrch  des  Herrn  Vorredners  Ausführungen  veranlaßt 
berichten  soll  Ober  meine  Erfahrungen  mit  dieser  Methode  im  Institut,  so  muß 
ich  vor  allem  daranf  hinweiseu,  daß  die  Versuche  noch  nicht  ab- 
gescbloBsen  sind. 

Soweit  sich  bisher  übersehen  läßt,  leistet  dieselbe  durchaus  nicht  mehr 
als  die  angenblicklicb  durch  Kaiserling,  Pnppe,  Pick  n.  a.  sehr  ver- 
vollkommnete  and  treffliche,  feuchte  Methode  mit  Erhaltung  der  natarähnlichen 
Farbe.  H.  Ziemke  hatllmen  aus  unserer  Sanunlong  die  schönsten  Präparate 
gezeigt,  und  kOnnen  Sie  selbst  den  unterschied  hier  sehen  an  unseren  Präpa- 
raten nach  Littlejohn,  die  ich  zum  Vergleich  daneben  stelle.  Besonders 
die  Teile  des  Zentralnervensystems  halten  sich  ungleich  besser  in  Flässigkeiten 
als  trocken  nachLittlejohn.  Sie  sehen  hier  ein  Btlckenmark  mit  epidnraler 
Blutung,  feucht  nach  Puppe-Eaiserling,  hier  ein  solches  trocken  nach 
Littlejohn.  Hier  ebenso  zwei  Pons  -  Blutungen  (Demonstration).  Anch 
Herzen,  Longen,  Kehlkopfe  werden  trocken  nicht  annähernd  so  schQu  konserviortt 
£ine  Ansnannie  machen  in  dieser  Beziehung  nach  unseren  Erfahrungen  bisher 
nur  die  Organe  des  DiKestionstraktns  ;  Speiseröhre,  Magen,  Darm  in  den  Fällen, 
wo  durch  eme  ätzende  FlQsaigkeit,  insbesondere  Karbols&nre  ein  fester,  troclmer 
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AetsB^orf  sich  gebildet  hat  SolclLe  Dinge  tiaiten  sicli  eihcblich  besser  nach 
dem  Littlej  ohnachen  Verfahren. 

Hier  haben  wir  ein  Piäpaiat  eines  Falles  Ton  Mord  darch  Stich  in  den 
Bauch.  Sie  sehen  ein  Stück  der  äußeren  Bauchhant,  ein  Stück  Leber,  Aorta, 
Wirbelaäule.  Am  besten  ?on  allen  und  wirklich  anSallend  gut  hat  sich  daa 
Stock  der  luQeren  Baachhant  trocken  konseiTiert.  Die  Haut  sieht  wie  eine 
frische  Leicheohant  aas,  schSn  wachsgelb,  zart,  mit  dem  frischer  Eant  ähnlichen 
Tnrgor.  Aach  das  Fett  des  ünterhantgewebes  erscheint  duichaos  natürlich. 
Die  Stichwnnde  hat  vollkommen  ihre  natürliche  Form  und  Farbe  howahrt. 

Worin  dies  gOnstige  Verhalten  gerade  der  äuQeien  Haut  bei 
trockener  AufbewahmnK  nach  Littlejohn  beruht,  ist  mir  znr  Zeit  noch 
dnnkel.  Es  hat  mich  aber  veranlaßt,  hierauf  mein  ganz  besonderes  Aageonierk 
zu  richten  und  mich  ermutigt,  größere  Eautpartien  nnd  vor  allem  ganze  Körper- 
teile mit  ihrer  äußeren  Hantdecke  der  Littlej  ohnachen  Uethode  zu  unter- 
werfen. Die  Erfolge  hiermit,  das  kann  ich  wohl  sagen,  sind  überraschend 
gute  gewesen;  ich  muß  mich  deshalb  nur  wundem,  warnm  Littlejohn  selbst 
die  Anwendung  seiner  Methode  gerade  in  dieser  Bichtnug  nicht  erwähnt  und 
vorschlägt.  In  seiner  Abhandtnng  empfiehlt  er  zur  Konserviemng  yornehmlich 
die  verschiedenen  Affektionen  des  Dteros  und  der  Ovarien  bei  der  Menstruation, 
Schwangerschaft  und  Entbindung,  Peritonitis,  Erkrankungen  der  Därme  Magen- 
entzündung, Aastritt  von  Blut  m  verschiedene  Qewebe,  estradurale  Blutungen 
und  andere  Qehimerkranknngen. 

Ermutigt  diuch  diese  Erfolge  der  Littlejohnschen  Methode  gerade 
b  der  Bichtong  der  schSneu  Koneerviernng  der  äußeren  Haut  und  des  ünter- 
hautfett gewehes  unternahm  ich  es  bei  einem  bisher  unaufgeklärt  gebliebenen 
Fall  von  wahrscheinlichem  Mord  durch  Ealsschnitt  —  man  fand  den  Kopf  der 
Frau  fast  vollständig  abgetrennt  —  diesen  ganzen  Kopf  in  toto  einmal  nadi 
Littlejohn  zu  konservieren.  Ich  schicke  voraus :  Die  gerichtliche  Sektion 
der  Leiche  fand  am  28.  September  1908  statt,  der  Kopf  wurde  dann  nach  der 
Eaiserlingschen  Methode  vom  29.  September  bis  4.  November  1903  feucht 
konserviert  gehalten  und  vom  8.  November  1908  ab  in  einem  großen,  vier- 
eckigen Olase  trocken  auf  Watte,  die  mit  Formalin  -  Qlyzerin  b^euchtet  war, 
gel^  und  das  QefäQ  luftdicht  verschlossen. 

Ich  habe  Ihnen  dieses  Präparat  heute  hierher  geschafFt,  damit  Sie  sich 
mit  mir  über  die  geradezu  wonderTolle  Erhaltung  des  Kopfes  in  vollkommen 
natürlicher  Form  undFarbe  treuen  können.  Man  kann  wohl  behaupten, 
daß  wir  hier  auf  einer  Hübe  der  Konservierungstechnik  angelangt  sind,  die 
alles  bisherige  in  den  Schatten  stellt. 

Viel  Bchitner  nnd  realistischer  als  jedes  Qemälde  und  jede  Wachsnach- 
bildung  präsentiert  sich  Ihnen  hier  dieser  Kopf  der  toten  Fran.  Nicht  nur 
ist  die  Form  im  ganzen  absolut  natürlich  erbalten,  auch  alle  feineren  Nttan- 
ziemngen  der  Farbe  vom  grau  gelb  liehen  der  Stirn  nnd  der  Nasengegend  bis 
zu  dem  bläulich  lividen  Farbenton  der  abbän^gen  Teile  der  Wangen,  der 
Ohren  und  des  Nackens  sind  sichtbar.  Die  Gesichtszüge  sind  nicht  in  irgend 
einer  Weise  entstellt,  verzerrt,  geschrumpft  oder  verzogen ;  die  Lippen,  nalb 
geöffnet,  verleihen  dem  Kopf  das  durchaus  natürliche  Aussehen  einer  Schlafenden. 
Beide  großen  Schnlttwonden,  auch  die  Einschnitte,  die  bei  der  Sektion  gemacht 
worden,  alle  Abscbttrtungen  nnd  Kratzeffekte  sind  sichtbar  und  erhalten  ge- 
blieben. Das  einzige,  was  an  dem  Kopf  vielleicht  noch  störend  wirkt,  ist,  daß 
zwischen  den  halbgeöffneten  Lidern  der  Angapfel,  wenn  auch  die  Farbe  der 
Begenbogenbaat  erhalten  ist,  geschrumpft  und  eingezogen  erscheint.  Ich  hoffe 
mit  Sicherheit,  auch  diesen  Uehelstand  verhindern  zu  kOnnen,  wenn  ich  bei 
meinen  weiteren  Versuchen  die  Methode  von  Gosse  anwende  nnd  in  den  Ang- 
apfel Glyzerin  injiziere. 

Qanz  besonders  wird  das  Bealistische  dieses  Präparates  dadurch  erzeugt 
nnd  hervorgerufen,  daß  bei  dieser  trockenen  Methode  sich  anch  die  Haare  in 
vollkommen  natürlicher  Beschaffenheit  präsentieren.  Nicht  nur  ist  am  Kopf- 
haar der  Glanz,  die  Farbe  gehlieben,  sondern  anch  die  Locken,  Haarsträhne 
and  einzelnen  Haare  sind  in  natürlicher  Wellung  nnd  Kräuselung  sichtbar. 
Das  aber,  was  meiner  Ansicht  nach  das  Nene  und  Vorteilhafte  meiner  Methode 
üt,  ist  das,  daß  in  diesem  trockenen  Zustande  auch  dos  feine  Flaumhoar 
hier  wie  im  Leben  erhalten  and   erkennbar  bleibt,  alle  schärferen  Kontaren 
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unft  uugUdckt  und  ebeo  dulnicii  dem  Antlitz  die  Dsoidlicb  fcdne  HodeUiensg 
and  zute  Plastik  der  Nstnr  rerleilit. 

Herr  Ziemke  äugte,  aia  er  die  Methode  der  lujektionsteeknik  bespracii, 
dnS  es  für  die  Beko^oszienuiK  nnbekaimter  Leichen  rieb  empfehlen  würde, 
dorcli  FormaÜD  injizierte  Leii^en  im  gnnzen  zn  den  Zweck  »nbufaeben. 
Theoretisch  wllrde  du  jn  &Qch  einem  idealen  Znatande  entsprechen,  »her  monei 
Aosicbt  nach  wird  die  praktische  ADsf&hning  an  den  ganz  kolossalen  Kosten, 
romelunlich  der  Anfbewahrongsräome,  scheitern.  Ich  meinerseits  wörde  raten, 
in  wichtiger  erseheinenden  Fällen  vielleicht  oni  den  Kopf  za  konserriereo, 
empfehle  dann  aber  dazn  mit  voller  Ueberzeagimg  allein  diese  von  mir  erdachte 
nnd  erprobte  Anwendung  der  Littlejofanscheii  Methode. 

Ich  will  auch  nicht  yerfeUen,  hier  an  dieser  Stelle  eine  andere  Ver- 
wendung meber  Kopf-KonserTiemnE  zd  erwähnen,  von  der  ich  mir  viel  Vor- 
teil verspreche,  Dlnuicb  diese  Anfheonng  ganzer  MenschenkSpfe  fOr  die  Zwecke 
der  BomaÜschen  Aathropologie.  Hier  wQrde  eine  Reihe  so  natürlich  konser- 
vierter KOpfe  verscÜedener  VtSlketrassen  eine  wertvolle  Bereiehetimg  der 
Unseanugaminlnngen  sein  nnd  ein  wichtiges  Lehrmittel  ftti  den  Unterricht 
bilden. 

Das  war  es,  was  ich  in  bezog  aof  die  Littlejohnsehe  Methode  n 
sagen  hatte. 

Im  ftbrigen  möchte  ich  za  den  AosfOhnugeD  des  Herrn  Beferenten 
noch  einige  ganz  wesentliche  ErgänKangen  beibringen,  Erg&nziuigen,  von  denen 
ich  glaube,  daB  sie  fttr  die  gericntsürzUicbe  Praxis  besonders  bedentsam  und 
wertvoll  sind: 

Herr  Ziemke  hat  in  sehr  eingehender  Weise  Ihnen  alle  die  Methoden 
rorgefOhrt,  die  die  ältere  und  nenere  Eonservier  an  gstechnik  kennt,  die  wir 
im  Unterricht  vor  allen  Dingen  nnd  anch  znweilen  bei  der  Demonstration  in 
foro  benäligen.  Aber,  m.  H.  I,  alle  diese  neueren  Methoden  erfordern  zu  ihrer 
Ausführung  und  Ansbildoug  die  Stille  der  Laboratorien,  die  Buhe  der  üniver- 
■itätsinstitnte,  die  beschauliche  Abgeschiedenheit  der  Fräparatoreuzimmer  in 
Huseen.  Aber  Sie,  als  Medizinalboamte  und  Oerichtsärzte,  die  Sie  mitten  im 
Leben,  mitten  in  der  Praxis  stehen,  haben  fQr  die  Ausführang  und  Anwendung 
dieser  Methoden  zu  wenig  Zeit,  zn  wenig  Baum,  zd  wenig  Uebong  und,  es  sei 
offen  gesagt,  auch  zu  wenig  Qeld  abrig. 

Außerdem,  m.  H.,  meine  ich,  kommt  es  für  Sie  weniger  darauf  an,  tadeU 
lose  Anschauungspräparate  für  Museen,  für  Schauaammlnngen,  fttr  den  Unter- 
richt herzustellen;  iQr  Sie  kommen  weit  mehr  privatere  Zwecke  in  Betracht: 
Sie  haben  die  Sektion  gemacht,  es  ist  Abend  geworden,  Sie  wollen  einen 
Leichenteil  am  nächsten  Tage  in  größerer  Bnhe,  bei  besserer  Beleuchtung  noch 
einmal  stndieren,  genauer  untersuchen,  durchforschen,  mikroskopieren.  Sie 
wollen  z.  B.  an  den  heransgenommenen  Ealsorganen  in  einem  Falle  von  Hals- 
Bchnitt  den  darchscbnittenen  Arterien  nachspüren  nnd  durch  genane  Prüparation 
die  feineren  Qefäßiste  bestimmen,  wollen  vielleicht  auch  die  Nerven  in  ihrem 
Verlanf  weiter  verfolgen,  wollen  Anomalien,  QeschwIÜste  und  Mißbildungen 
genaa  stndieren  —  altes  Dinge,  die  fQr  Ihr  vorlänflges  Gutachten  Aber  die 
Todesursache  am  Ende  des  Obduktionsprotokolles  von  geringerer  Tragweite 
waren,  die  aber  fär  den  späteren  Obduktionsbericht  und  Itkr  Ihre  eigene 
wissenschaftliche  Fortbildung  sehr  nützlich  sein  kOnnen,  knrz  gesagt,  Sie  wollen 
Leichenteile  fttr  sich  privatim  ein  bis  zwei,  höchstens  drei 
Tage  konservieren.  Hier  kommen  ja  alle  jene  vom  Herrn  Beferenten  aa- 
gefänrten  Methoden  gamicht  in  Betracht. 

Für  ihre  Zwecke  mOssen  Sie  vielmehr  vor  ollem  zwei  Fonlcte  scharf 
beachten:  1.  das  Pr&parat  darf  nicht  faulen  and  2.  das  Pr&parat  darf  nicht 
eintrocknen.  Das  Gefährlichere  ist  die  Eintrocknung.  Wer  bei  H.  Geh.-Bat 
Virchow  seine  Studien  machte,  weiß,  daß  gerade  dies  ein  Punkt  war,  auf 
den  er  besonderen  Wert  legte. 

Wie  machen  wir  es  nun  in  praxi?  — 

Zun&chst  will  Ich  jetzt  angeben,  wie  Sie  grSßere  Leichenteile 
behandeln,  also  Halsorgane,  Herz,  Lunge,  Nieren  usw. : 

Es  ist  zweckmäßig'  wenn  Sie  solchen  Leichenteil  in  ein  Tuch  (gewShn- 
licbes  Taschentuch)  einschlagen,  das  mit  fonDnenwasser  befeuchtet  ist  nnd  jba 
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in  irgeiid  einen  gat  edüieBenden  Topf  legen:  un  besten  ist  wohl  ein  irdener, 
ftber  niclit  porOser  (kein  Blumentopf)  Topf  oder  ein  Steigattopf.  Recht  zwecK- 
dienlich  ist  ein  solclier  Topf,  wie  ich  Um  hier  nutgebracht  habe,  ein  sogen. 
.Pilsner  Geschirrtopf ' ;  derselbe  besteht  a,iis  em&illiertem  Metall,  ist  16,6  cm 
hoch,  mißt  in  der  lichten  Weite  18  cm,  der  Eiosteckdeckel  veisdüießt  dm 
Topf  gat,  und  dieser  selbst  ist  sehr  leicht  und  gründlich  zn  reinigen.  Sie 
mühen  den  Topf  eiso  einfach  za  nnd  stellen  ihn  an  einen  kohlen  Ort.  Im 
Winter  ist  das  nicht  schwer ;  im  Sommer,  wenn  Ihnen  kein  Eis  znr  VerfQgong 
steht,  stellen  Sie  ihn  an  einen  mOgUchst  zugigen  Platz,  z.  B.  Sie  klemmen  ihn 
in  den  Spalt  eines  ein  wenig  geöffneten  Ketlerfensters,  wo  Sie  dnrch  Qegen- 
Sffnnng  LnftZDg  herbeiführen  kOnnen.  Noch  erheblich  vermehren  kennen  Sie 
die  Kßhlnng,  wenn  Sie  den  Topf  in  einfache  grobe  Sackleinwand  oder  in  solch 
em  Scheaertach  (Demonstration)  einachlagen  and  diese  Httlle  mehrmals  des 
Tage»,  jedenfalls  aber  vor  Anhrnch  der  Nacht  mit  Wasser,  oder  Wasser,  dem 
etwas  Breonspiritos  beigesetzt  ist,  befenchten.  In  dieser  Weise  hält  sich  solch 
ein  Leichenteil  sicher  zwei  bis  dreimal  24  Standen  ganz  gnt. 

Halten  Sie  das  Piäparatj  nachdem  Sie  es  nntersncht  haben,  aber  fOr  so 
interessant,  dafi  Sie  damit  emen  befreundeten  Anatomen  oder  Pathologen 
beglOcken  wollen,  oder  es  nach  dem  Yorschlag  Kornfelds,  anf  den  Herr 
Ziemke  hinwies,  einem  gerichtlich  medizinischen  Institut  znr  Vermehrung  der 
Sammlung  zu  dedizieren  wünschen,  so  entscheidet  die  vermutliche  Zeitdaner 
des  Transportes  die  Frage  der  weiteren  Behandlung.  Senden  Sie  es  per  Post 
(darch  Eilboten  xo  bestellen),  so  genügt  die  Aaimaäinng,  wie  ich  sie  Ihnen 
eben  an  diesem  Emailtopf  zeigte;  nnt  empfiehlt  es  sich,  das  Präparat  dann  in 
■wei  odei  drei  feuchte  Taschentücher  und  alsdann  noch  in  ein  solches  Stück 
einfacher  Oelleinwand  einzuschlagen  (Demonstration).  Eine  Yerpackang  in  Eis 
ist  bei  sehr  hoher  Temperatur  natärlich  gut,  aber  nicht  immer  nStig;  es 
genügt,  wenn  Sie  diesen  Toi^  in  einem  Korb  versenden.  War  daa  Präparat 
schon  faul  oder  wird  der  Transport  längere  Zeit  in  Anspruch  nehmen,  oder 
wissen  Sie,  dafi  der  botreffende  Anatom  oder  Institutsleiter  verreist  ist,  oder 
sonstwie  die  Oeffnung  Ihres  Paketes  nicht  gleich  erfolgen  kann,  so  mnJB  das 
Präparat  in  einer  Flflssigkeit  anfgehoben  und  versandt  werden. 

Sehr  wichtig  ist  natürlich  die  Frage,  welche  Fltlssigkeit  genommen 
werden  soll.  Sehr  starke  AlkohoUQsnngen  sind  sehr  teuer  and  anch  nicht 
sweckdienlich :  sie  konservieren,  äderen  and  härten  mebt  nnr  die  peripherischen 
Teile  des  Präparates,  durchdringen  es  nicht  vollkommen  und  man  erlebt  es 
dann,  dafl  die  äußere  Fonn  ganz  gnt  erhalten  ist,  daß  aber  das  Innere,  da 
es  fault,  für  die  wissenschaftliche  Untersuchung  wertlos  ist.  Dtlnnere  Alkohol- 
IflsDtts  (50—60  prozentige)  ist  schon  ganz  gnt,  nur  erwachsen  gewisse  Nach- 
teile für  evtL  spätere  mkroskopische  Untersnchnngen.  Die  Losung,  die  Ihnen 
meistens  in  der  Praxis  znr  Verfügung  steht,  Karbolläsang,  ist  dnrchaus 
nngeeignet  zur  Eonserviernng ;  eine  konzentrierte  SablimatlOsang  ist  für  Sie 
■ii£t  mmier  leicht  zn  beschaffen,  da  die  Ihnen  zusänglicbe,  um  sie  ihrer 
Qiftigkeit  wegen  gut  kenntlich  zu  machen,  mit  Anilinfaroen  künstlich  gefärbt  ist. 

Das  erfahrangsgemäS  beste  Flnidnm  zur  Konservierung 
solcher  Teile  ist  angenblioklich,  —  das,  bitte  halten  Sie  fest,  —  eine 
dünne,  nach  unserer  Frfahrnng  4prozentige  FormalinlHsung. 
Solche  Ll}Bang  hat  den  Vorteil,  d&S  sie  nicht  teuer  und  überall  leicht  erhältlich 
ist    Sie  machen  aas   einfachem  Bronnenwasser  mit  .Formalin'    eine  derartige 

LUODK. 

Ich  erlaube  mir  an  dieser  Stelle,  da  erfabrangsgemäB  die  Kenntnis  der 
Ausdrücke  „Formaliu''  und  „Formol"  nicht  überall  Idar  ist,  daran  zn  erinnern ; 
Formeln"  oder  wie  es  manche  Fabriken  nennen  „Formol*  ist  eine  wässerige 
40  proz  entige  Formaldehj-dlGsong.  Vondie8em„FormaIln'' oder. Formol 
also  vier  Teile  aaf  100  Teile  Wasserl 

Als  Qefäß,  m  dem  Sie  ein  derartiges  in  Flüssigkeit  beändliches  Präparat 
aufheben  oder  versenden  kOnnen,  empfehle  ich  Ihnen  ein  einfaches  Einmache- 
das,  wie  es  jeder  Hausfrau  bekannt  ist,  z.  B.  solches,  in  dem  man  Qnrken  oder 
unliebe  Früchte  einmacht.  Dasselbe  hat  zwar  keinen  eingeBchliffencn  Deckel, 
sondern  nur  einen  glatten,  nach  auBen  umgebogenen  Ban^  doch  kittet  Ihnen 
jeder  Glaser  einen  passenden  Qlasdedcel  mit  einfachem  Glaserkitt  auf.  Du 
„Paitent-Einmacheglas",  das  Ihnen  Herr  Ziemke  hemmgab,  mit  dem  Gummi- 
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rins  und  der  Verachluflmechuiik  ist  Ja  ui  nch  sehr  schSn  nnd  DtItKtich  für 
kleinere  Ornuie,  böcbetens  h&lbe  Nieren ;  aber  ea  ist  recbt  bedsaerlick,  dafi 
man  diese  Qläser  nicht  in  der  z.  B.  Ittr  ein  Geliim  oder  Lsiiffe  erforderlichen 
OrOBe  erhUt.  Ein  so  verldttetee  Fr^anttenglas  rerschicken  Sie  dann  elnfo^ 
in  Stroh  rerpackt  in  einer  Eiste  als  Frachtgut. 

Wollen  Sie  nicht  ganze  oder  grBBore  Organe  fflr  sich  oder  andere  onf- 
heben  oder  versenden,  sondern  wollen  Sie  nur  kleinere  Leichenteile  auf 
kurze  Zeit  ein-  bis  zweimal  24  Stunden  wenigstens  so  erholten,  daß  Sie  noch 
eio  braochbares  mikroskopisches  Präparat  davon  machen  küimen,  so  empfiehlt 
sich  die  AnlbewahniDg  in  der  sog.  .feachtenEammer".  Es  ist  dies  weiter 
lüchts  ab  eine  hohe  Pe  tri  sehe  Doppelschale,  wie  Sie  sie  hier  sehen,  deren 
Bodenfläche  mit  Walser  befeuchtetes  Fließpapier  bedeckt  (Demonstration).  Äneh 
diese  Schale  stellt  man  an  ehieo  mOgliclist  kühlen  Ort  und  hat  In  ihr  ein 

Stes  Uittel,  die  Organteile  vor  Eintroäcnn  nnd  F&ulnis  ftlr  ein-  bis  twdmal 
Standen  zn  bewahren. 

Wollen  Sie  solche  kleineren  OrffaDstttckchen  oder  Oeschwnlitteilchen 
(8 — fi  cm  Länge),  nachdem  Sie  dieselben  frisch  mikroskopiert  haben,  fOr 
lungere  Zeit  konservieren  oder  nach  aoBerhalb  in  einer  Flüssigkeit  versenden, 
so  empfiehlt  sich  jedes  Polverflischchen  oder  Reagens glEschen,  auch  wieder  mit 
der  vierprozentigen  FormaÜnlOsan^  gefüllt  und  gnt  mit  KorkstOpsel  ver- 
schlossen. Oerule  die  vierproz entige  PormalinlSsnng  ist  ffir  spitere  noch  so 
komplizierte  and  feine  mikroskopische  üntersnchnngen  und  F&rbnngen,  z.  B. 
auch  des  Zentralnervensystems,  ein  darchaos  empfehlenswertes  und  nie  schaden- 
des FizstionsmitteL  Kicht  so  fflr  alle  Zwecke  ausreichend,  aber  doch  anch 
den  meisten  Anforderungen  genügend,  ist  eine  40 — 60proz.  AlkohollOsong  und 
eine  6proz.  ChloralbjdratlOsnng. 

Haben  Sie  wahrend  der  Sektion  frisch  mit  dem  Boppelmesser  einen 
mikroskopischen  Schnitt  von  einem  Organ  angefertigt  und  wollen  den- 
selben am  nächsten  Tage  noch  einmal  darcbmustern  oder  abzdchnen.'so  legen 
Sie  ihn  anch  In  eine  solche  „fcachte  Eammer",  qner  über  zwei  StreicbhOlzcben, 
damit  nicht  die  Znsatzfiüssigkeit  bei  Berührung  der  Bodenfliche  durch  das 
FlieQpapier  abgesaagt  wird.  Haben  Sie  keine  „feuchte  Kammer'  im  Augen- 
blick zur  Hand,  so  hält  sich  der  mikroskopische  Schnitt  zwischen  ObjekUrfger 
und  Deckglaschen  anch  tagelang  gnt,  wenn  Sie  1—2  Tropfen  Glyzerin  vom 
Bande  des  Deckgllschens  zusetzen  nnd  ihn  dann  mit  einem  omgeatUpten 
Wasserglas  bedeckt  liegen  lassen. 

Wollen  Sie  solchen  mikroskopischen  Schnitt  nach  answirts  versendsB 
oder  in  Ihrem  Wohnort  von  Ihrem  Hause  noch  einem  anderen  transportieren, 
so  empfiehlt  sich  die  Unterbringung  in  einer  .feuchten  Eammer*  und  die 
Fixation  des  Objektträger  in  horizentoler  Lage  mittelst  seitlich  eingeklemmter 
Eorkstückchen. 

Hluflg  wünschen  Sie  gewisse  schleimige  Hassen  {s.B.  Bronohiol- 
oder  Nasalinhalt,  etwas  Magenschleim,  Inhalt  von  Eystomen,  Ecchinokokken- 
blasen,  Abzefiinholt,  etwas  Sperma,  oder  eine  kleine  Hisse  Dorminhalt,  z.  B. 
um  ilu  auf  EntozoSn-Eier  zu  untersuchea  n.  s.  w.,  u.  s.  w.)  einige  Tage  fflr 
mikrosk^ische  Zwecke  frisch  zn  erbalten.  Für  diese  Fälle  ernnfeue  ich  Ihnen 
solches  Pnlverfläschchen  hier  (Dmionstration),  in  das  Sie  die  Hassen  ton  nnd 
du  Sit  fest  mittels  eines  Korkes  verschliefien.  An  der  trnteiseite  des  Korkaa 
noch  dem  Lumen  des  Glases  zu,  ist  es  nDtig,  etwas  wuserbefenchtetes  FUefr- 

Sapier,  wie  hier,  mittelst  Silberstiftchen  oder  Igelnadeln  festznstecken.  Anf 
lese  Weise  haben  Sie  anch  wieder  eine  Art  der  .feuchten  Kammer";  dos 
Präparat  hält  sich  tagelang  vollkommen  Kut  nnd  wird  nicht,  da  Sie  gewöhn- 
liche Stecknadeln  oder  Drahtstifte  vernüeden  haben,  dnrch  herabtropfende 
Bostfenchtigkelt  verunreinigt. 

Dies,  m.  H.,  wflrden  die  Eatschläge  seb^  die  ich  Ihnen  ans  meiner  Ei> 
fahmng  heraus  geben  kann  für  die  im  praktischen  Leben  tatsächlich  an  Sie 
herantretenden  Wünsche  und  Gelegcnheltea,  anatomische  Fräp&nte  xn  kon- 
servieren. 

Als  Herr  Ziemke  dann  die  Aufforderung  Kornfelds  an  die  prok- 
tischen  Qerlchtsörzte  und  Uedizinalbeamteu  besprach,  interessante  Präparate 
ans  der  Praxis  an  die  gerichtlich  -  medizinischen  ustitute  zor  yermehnrng  im 
Pnfrrichtsmatnrials    xn    senden,    erwähnte    er  boUlnilg  eln^r^pr»t  ,(^ei 
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Fracbtblase  mitsamt  der  Frucht  am  frfüien  Monaten.  Hierzu  sei  gesagt,  dafi, 
wenn  man  derartige,  mit  Flflasigkeit  gefüllte,  blasige,  zfBtische  Oebilde 
wie  solche  Finclitblasen,  OTitrialfcTStome,  EchinokoUienb  lasen,  ZysteDniere  and 
dergL  in  die  erwäliute  iftoz.  FormalinlOsimg  legt,  passiert  es  oach  einiger 
Zeit,  d&B  durch  gewisse  Diffosionsrorgänge  die  Blasen  etwaa  von  ihrem  Inhalt 
verlieren,  nicht  mehr  achÜD  prall  aussehen,  sondern  schrumpfen  und  kollabieren. 
FOr  speziell  solche  Präparate  empfehle  ich  eine  noch  etwas  dünnere  Formalin- 
lOsnng,  eine  2,  hBchstens  Sproz.  Hierin  halten  sich  die  Blasen  unverindert 
klar  and  pralL 

Femer  erwähnte  Herr  ZIemke  nicht,  wie  man  Eantstflcke  mit 
irgendwelchen  interessanten  Bildungen,  Narben  oder  Tätowierongen,  konserrierL 
Auch  da  bt  die  4proz.  FormalinlOsong  oder  die  Kaiaeilingsche  Methode 
durchaus  zu  verwenden,  nur  muß  man  nierbei  als  Hauptsache  nicht  unterlassen, 
die  Hast  vor  dem  Einlegen  auf  eine  Glasplatte  zu  spannen  oder  auf  ein  Holz- 
brettchen  mit  Silfaerstiften  oder  verzinkten  Nageln  oder  Igelnadeln  aufzuheften, 
da  sie  andernfalls  sehr  stark  schrumpft.  TStowierte  Haut  päegt  man  auch 
vielfach  im  gegerbten  Zustande  zu  konservieren.  Die  Tätowierungen  bleiben 
tadellos  deutlich  erhalten,  da  die  farbigen  Hassen  ja  in  den  Schichten  der 
Cutis  abgelagert  sind. 

It£  zeige  Ihnen  liier  mehrere  Titovienmgen  teacht  konserviert  and 
diese  beiden  gegerbten  Hantsttkcke,  das  eine  mit  scnOner  Tätowierung.  (Demon- 
stration.) 

Was  nun  die  Konservierang  von  Schldelknochen  anlangt,  die 
Herr  Ziemke  erwähnte,  so  sind  Schädelkuochen  bei  Ezhumierang  menschlicher 
Leichen  meist  noch  gut  erhalten,  da  jene  noch  in  der  Begel  im  ersten  Dezennium 
nach  dem  Tode  erfolgt.  Anders  liegen  die  Verhältnisse,  wenn  es  sich  um  sehr 
viel  ältere  Knochen  hiuidelt.  Wenn  man  z.  B.  bei  baulichen  Veränderungen  aof 
einem  Hofe  oder  im  Qsrten  ein  Skelett  findet,  wird  man  in  kleineren  Städten  und 
ländlichen  Bezirken  Sie  sowohl  als  Medizin albeamten,  wie  auch  als  interessierten 
Vertreter  der  Wbsenschaft  davon  in  Kenntnis  setzen.  Entweder  wird  der  Fall 
.gerichtlich",  wenn  ich  mich  so  ausdrücken  darf,  das  gefundene  Skelett  wird 
päizeilich  beschlagnahoit,  sichergestellt  nnd  Ihnen  zur  Untersuchung  über- 
geben, oder  aber  das  Gericht  verfolgt  die  Sache  nicht  weiter ;  Sie  selbst  aber 
oder  der  Eigentümer  des  Grundstücks  wollen  die  Beste  nicht  wieder  ver- 
scharren, sondern  sie  einer  QfTentlichen  Sammlung  zur  fioreicherang  der  Heimats- 
kunde überweisen.  In  jedem  Falle  wird  man  gerade  Sie  fragen,  wie  solche 
mürben  und  Eerbrechlichen  Knochen  am  besten  neranszuheben  und  zu  konser- 
vieren sind. 

Hit  aller  Entschiedenheit  moQ  ich  nun  der  von  Herr  Ziemke  referierten, 
von  Pfeiffer-Weimar  hierfür  empfohleaeo  Methode  opponieren.  Durch  den 
langen  Anfeathalt  in  der  Erde  werden  die  Knochen  so  unglaublich  mürbe  und 
brüchig,  daS  man  sich  schwer  nur  aus  der  bloßen  Schilderung  eine  Vorstellung 
davon  machen  kann.    Nur  wer,  wie  ich,  Öfter  wirklieb  recht  alte,  s.  T.  sogar 

Jrähistorische  Gräberfunde  ausgehoben  und  ontersucht  hat,  wird  es  verstehen, 
aß  ein  Heranf^eßen  flüssiger  Qipsmasse  als  Begel  hierfür  nicht  aofgestellt 
werden  darl  (Es  ist  mOgLch,  daß  Pfeiffer  dies  Verfahren  aosnahmweise 
bei  seinen  Fanden  aas  der  Uerowin^r  Zeit  deswegen  anwenden  konnte,  weO 
Aeselben  sich  nact  seiner  Angabe  m  einer  «tbonigen*  Schicht  befanden  and 
dadurch  besser  erhalten  waren). 

Ich  empfehle  Ihnen  die  von  Virchow  geübte  Technik:  Derartige  aer- 
brecbliche  und  mürbe  Knochen  sind  erst  vorsichtig  und  ziemlich  weit  zu  om- 
giabea  and  noch  mitsamt  ihrer  nächsten  Erdomhüllung  heraoszuheben.  Beim  Ein- 
trocknen an  der  Luft  wird  die  Erde  allmählich  leichter  iSsbar  werden,  und 
die  Knochen  zugleich  an  Festigkeit  gewinnen.  Die  amhülleDde  Erde  spüle 
man  ja  nicht  mit  Wasser  ab,  da  dies  sehr  häufig  auch  die  Knochen  zum  Zer- 
fall bringt.  In  die  SchädelhBhle,  AugeU'  und  NasenOfFnungen  eingedrangeuer 
Sand  oder  Lehm  kann  im  allgemeinen  sehr  vorsichtig  und  zart  mit  einem 
hölzernen  Stäbchen  oder  einem  kleinen  Borstenpinsel  entfernt  werden,  wenn 
die  Knochen  erst  einige  Zeit  an  der  Luft  gestanden  haben  und  trocken  ge- 
worden sind. 

Auch  ein  Eintauchen  des  mürben  Schädels  in  flüssigen  Leim,  wie  es 
früher  Brauch  war,  wird  heute  nicht  mehr  geübt;  er  wird  sehr  leicht  gende 


in  der  LeitnlOBniig  In  sebe  eiuelneti  Stfieke  zerbllen.  Ent  wenn  er  BBch 
einem  oder  zwei  Tagen  Infttiocken  eeworden  ist,  mso  die  erObste  Erde  wt- 
femt  hkt,  ttberatreiche  man  seine  Oberfläche  mit  flüssigem  Wallrath  oder  Stearin. 
Gleicli  beim  Atisgr&ben  achte  mau  darauf,  den  meist  abseits  Uesenden 
Unterkieler  und  möglichst  ^e  Zähne  anfznflnden  nnd  zu  erhalten;  sobald  man 
lose  Zähne  gefunden,  ffige  mau  sie  mit  Lum  In  die  Alveolen  ein,  ebensn  wie 
die  im  Kiefer  sehr  lose  steckenden  Zähne. 

Ganz  besondere  VoTsichtemaBregeln  mnß  man  fflr  den  Transport  an- 
wenden. Eine  gate  Art  des  Transportes  mtlrber  Schädel  ist  folgende,  die  aoch 
Qeheimrat  Virchow  bei  seinen  Exkursionen  angewandt  hat:  Man  schlägt  den 
lufttrockenen  Schädel  in  weiches,  aber  starkes  Papier  ganz  lose  ein,  dann 
nimmt  man  einen  einfachen  Zeitongsbogen,  den  man  mit  Bnchbinderldeister 
dick  beschmiert  hat,  hebt  den  Schädel  aof  das  ausgebreitete  Papier  nnd  klappt 
es  znaammen;  dasselbe  erstarrt  sehr  bald  and  gibt  eine  schOne,  haltbare 
Enreloppe. 

Zuletzt  noch,  m.  H.,  komme  ich  auf  Eonaerriening  einer  Art  anato- 
mischer  Präparate,  die  Herr  Ziemke  gar  nicht  erwähnt  nnd  berücksichtig 
hat,  die  aber  fOi  nns  in  der  gerichtlichen  Uedizin  von  besonderem  Werte  sein 
lunn:  auf  die  EonserTiernng  von  Haaren.  Gerade  hierm,  m.  H.,  wird 
sehr  viel  gesündigt,  nnd  ist  es  daher  nHtig,  einzelne  Gesichtspunkte  zu  be- 
sprechen und  gewisse  Begeln  aufzustellen. 

Wir  b^ommen  hier  in  der  unter  rieh  tsanstalt  für  Staatsarzndknnde 
viele  Haare  zur  Untersnchung  zngesandt,  sowohl  von  den  Gerichtsbehörden, 
als  von  auswärtigen  Kollegen.  Gewöhnlich  befinden  sich  die  in  der  Be^el 
spärlichen  Haare  einfach  in  einem  papieraen  Briefnmschlag,  der  zugeklebt  ut 
und  zuweilen  sogar  auf  der  Backseite  noch  ein  großes  Sieget  besitzt.  Dieses 
Kavert  ist  mit  dem  Begleitschreiben  in  ein  zweites  gesteckt  und  so  zur  Post 
gegeben.  In  einzelnen  Fällen  weiden  nebenbei  noch  in  anderen  Umschlägen 
Vergleichshaare  von  der  verdächtigen  Person  mit  in  demselben  Knvert 
mitgeschickt. 

Diese  Art  des  Versandes  so  wichtiger  zarter  Präparate  ist  durchaus 
ungeeignet  I 

Wir  kennen  aus  den  klassischen  Untersuchungen  von  Puppe,  wie  weit 
die  moderne  Haaruntersuchung  iieute  gediehen  ist:  in  wie  charakteristischer 
Weise  ein  Haar  auf  Gewaltseinwirkongen  reagiert,  wie  es  ganz  bestimmte 
Spuren  der  Verletzungen  bewahrt,  je  nachdem  eine  stumpfe  oder  scharfe  Ge- 
walt es  getroffen  hat,  ob  die  Gewalt  ein-  oder  mehrfach  eingewirkt  hat,  ob 
das  Haar  scharf  darchtrennt  oder  gerissen  ist  etc.  etc.  Alle  diese  Feinheiten 
moderner  Untersuchnngsmethode  lassen  sich  am  Haar  natflrllcb  nnr  feststellen, 
wenn  man  dieses  zarte  und  kunstvolle  Natur-Gebilde  mit  äußerster  Vorsicht 
und  Subtilität  behandelt. 

Vor  allem  darf  man  ein  Haar,  wie  es  so  hänflg  geschieht,  nie  mit  der 
Pinzette  anfassen!  Hierdurch  wird  das  Haar  stets  etwas  deformiert  und  ver- 
letzt, wie  ich  Ihnen  jederzeit  beweisen  konnte.  Am  besten  faßt  man  behutsam 
und  xart  ein  Haar  zwischen  die  Fingerbeeren  des  Danmen  und  Zeigefingers  — 
auch  die  Zurhiltenahme  des  Fingernagels  ist  zn  unterlassen. 

Der  Transport  und  Versand  eines  oder  mehrerer  Haare  in  Briefkavertt 
ist  nach  dem  Gesagten,  wie  Sie  alle  einsehen  werden,  durchaus  ungeeignet: 
die  feinen,  zarten  Gebilde  erleiden  dadurch  Knickungen  und  Verletzoogen 
mannigfaltiger  Art.  Einmal  entstehen  schon  allerlei  Biegungen,  wenn  der 
Brief  in  den  Kasten  kommt,  dann  bei  der  Abstempelung,  dann  in  den  Port- 
sacken,  in  der  Tasche  des  Briefträgers  nnd  schließlicn  anä  bei  Empfangnahmo 
nnd  Oeffnnng  durch  den  Adressaten. 

Um  nun  das  menschliche  Haar  vor  solchen  Insulten  za  schtttien  und 
eine  zuverlissige  mikroskopische  Untersuchung  zu  ermöglichen,  Ist  der  Versand 
einzig  und  allein  in  sauberen  und  trockenen  OUarObrcben  (auch  Beagens- 
gläscAen)  zu  empfehlen,  in  die  man  das  Haar  behutsam  mit  den  weuhes 
Fingerspitzen  getan  hat. 

Ich  will  hierbei  darauf  hinweisen,  daß  wir  am  hiesigen  Institut  auf  An- 
regung von  H.  Prot  Strassmsnn  begonnen  haben,  eine  wissenschaftliche, 
allen  Anforderungen  genügende  Sammlung  von  Haaren  anzulegen.  I^  zeige 
^hnen  hier  in  diesem  Pappkasten  eines  T^  deraelbrä.   (Demonatntiw-).  .^ 
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Jede  H&upiobe  ist  toi  Allem  gmnz  geaan  bestfiDnit  luuih  AltM  nnd 
Ooschlecht  du  Trlgen,  luch  den  KOrpentellen,  tod  denen  aie  stunmt,  ob  lie 
Tom  lebenden  oder  Tom  toten  IndiTidnnm  entnommen  Ist,  ob  sie  sanft  ausge- 
zogen odei  ausgerissen  ist,  ob  sie  abgeschnitten  und  mit  welchem  Instnunent 
sie  entfernt  ist.  An  welchem  Datum,  nnter  welclien  Umst&nden  sie  ent- 
nommen ist  nsw.  nsw. 

Sie  haben  hier  in  einzelnen  GUsrQhrchen,  die  viodei  in  solchen  Papp- 
nlindern  stecken,  die  verechiedenartigsten  Haare  Ton  Menschen :  allerlei  Arten 
Kopfhaar,  Kltrperhar,  Schamhaar,  AdiselhaaT,  Backen-  nnd  Schnorbart- 
haär,  Nasenliaar,  Obrliaar,  Angenbraaenhaar,  Wimperhaar  Tom  oberen  oder 
nnteren  Lide,  fötales  nnd  bleibendes  Flaomhaar,  kUnstlich  gefärbtes  und  ent- 
färbtes Haar,  Haare  mit  allerlei  Veiletznngss puren,  angebranntes  Haar,  oder 
Haar,  das  verschieden  wanner  Luft  ausgesetst  war,  EÜr  mit  Fremdkörpern, 
Vemnreinigttngen,  Länseeiem  nsw. 

Femer  sammeln  wir  die  große  Hasse  der  in  Betracht  kommenden  Tier< 
haare  nnd  allerlei  haarähnliche  Faaergobilde  als  reiches,  toc  allem  al>er  als 
absolut  sieher  und  wissenschaftlich  bestimmtes  VergleidiainateriaL 

Maßgebend  bei  Anordnnng  and  Oroppiening  dieser  gewiß  seltenen  nnd 
■m  Berlin  wenigstens  einzig  dastehenden  Haaraammlnnff  war  für  ons  das 
Standardwerk  über  Haare :  Waldever,  Atlas  der  menscmichen  nnd  tierischen 
Snan  sowie  der  ähnlichen  Fasergebüde. 

Herr  Strassmann  würde  Ihnen  sehr  dankbar  sein,  wenn  Sie  sich 
gegebenen  Falles  dieser  unserer  großen  Haarsanuninng  erinnern  nnd  in  Ihrer 
gerichtsärztlichen  Praxis  vorkommendes  einschlägiges  Material  ans  znr  Unter- 
eachnng  oder  zum  Yer^eich  znsenden  wollten. 

Dies  war  es,  m.  H.,  was  ich  Ilmen  ergänzend  zn  den  AnsftUtnugen  von 
Herrn  Ziemke  sagen  wollte. 

Es  war  mein  eifriges  Bestreben  gewesen,  Urnen  gerade  diejenigen  Er- 
fahningen  inbezng  anf  Eonserrierong  anatomischer  Präparate  mitzuteilen,  die 
ffie  mit  den  geringsten  Qeldmitteln,  ohne  fremde,  technisch  geschulte  Hilfe 
und  ohne  zeitranbende  Mühe  draußen  mitten  im  Leben  nnd  der  Prsjds  ver- 
werten können,  sich  selbst  zur  Frende  und  zum  Nutzen,  unter  Umständen  aber 
unserer  Wissenschaft  znm  großen  VorteiL  — 

Schlie&lich  sei  noch  erwähnt,  daß  wir  zurzeit  im  Institut  auf  Anregung 
von  Herrn  Prof.  Strassmann  damit  beschäftigt  sind,  diese  Ihnen  soeben 
fÖr  die  Praxis  empfohlenen  Erfahrungen  anf  dem  Gebiete  der  Pr&paraten- 
konserTierung  in  gedrängter  nnd  klarer  Form  ansznarbeiten. 

Aehnlich  vne  das  Eönigl.  VSlkertauHenm  seinen  Forschongs  reis  enden 
nnd  das  KOnigL  Zoologische  Mnsenm  seinen  in  die  Feme  zieheeden  Sammlern 
Instruktionen  und  Winke  znm  Sammeln  einschlä^iKen  Materials  mit  anf  die 
fieise  geben,  so  wird  demnäclut  die  EOnigl.  UnterricDtsanstalt  ftlr  Staatsarznel- 
knnde  an  die  iuteresaierten  Stellen  (Staatsanwälte,  Untersuchungsrichter,  Ge- 
ricbtsärzte)  unsere  Wünsche  nnd  Batschläge  in  Form  einer  kurzen  Anleitung 
zum  Eonserrieren  nnd  Verp^ken  anatomischer  Präparate  versenden.    (Bravo  t] 

H.  Gerichtsarzt  Dr.  Sefersteln-Hagdeburg:  M.H.t  Für  gewöhnlich  ist 
die  Sache,  wenn  man  anatomische  Präparate  aufhebt,  etwas  anders.  Derartige 
Sachen  smd  Stücke,  wodurch  der  Aneelüagte  überführt  werden  soll.  Sol<£e 
Ueberführungsstücke  aufzuheben,  ist  aber  Sache  der  Staatsanwaltschaft.  Die 
Staatsanwaltschaft  ist  nun  nicht  mit  Bäumen  ausgerüstet,  wo  sie  derartige 
Präparate  anflieben  kann.  Ich  habe  mir  Öfter  die  Mühe  gegeben  nnd  ana- 
tomlHcbe  Präparate  für  die  gerichtliche  Haaptverhandlung  aufbewahrt;  ich 
mußte  sie  der  Staatsanwaltschaft  übergeben  und  sie  wurden  nachher  den  Oe- 
schwoienen  roi^elegt.  Würden  Sie  den  Versuch  machen,  einen  solchen  Ko^ 
wie  den  hier  vorgezeigten,  den  Geschworenen  vorzulegen,  dann  würde  eine 
ganze  Anzahl  von  diesen  Geschworenen  seekrank  werden  und  ein  anderer  Teil 
würde  sehr  gern  das  Lokal  verlassen,  wenn  er  es  tun  konnte.  Denn  man  mnfl 
bedeiüien,  d&ß  es  eine  ganze  Menge  von  Menschen  gibt,  welche  nicht  gerne 
Leichenteile  sehen,  die  geradezu  einen  Widerwillen  haben,  ein  Stück  von  einer 
menschlichen  Leiche  sich  anzusehen.  Es  wird  hier  noch  immer  geglaubt,  da£ 
man  mit  Aerzten  zn  tun  hat,  denen  man  so  etwas  demonstriert  Nein,  man 
demonstriert  es  den  LsJen,  nnd  die  Geschworenen  haben  ganz  und  gar  keinen 
Gefallen  daran,  Leichenteile  zu  sehen.    Ich  habe  die  ErfahJnng  selber  grauoht 


70  Dr.  Ziemk«:  Dl«  Eonaerrienuig  anatomlaeher  PrftpKrate. 

nndwalfi  diu  gaoi  beaUmmt  —  Wenn  Hen Kollege  ZleinkB  iilao  ToncU£gti 
mDKlichst  viel  Pripante  ra  sanuneln,  so  meine  ic^  muß  mu  mit  graBer  Voi^ 
slcnt  dabei  Torgehen. 

Ein  zweiter  Punkt  kommt  dann  in  Betracht :  Wer  soll  nach  der  H»opt- 
rerhandlnng  die  Prfiparate  aufbewahren  bezw.  beaeltigenf  Der  Oerichtsüst 
liat  in  seiner  Stadtwohnang  nicht  die  Qemächer  dazu,  nm  anatomische  Fi&- 
paiate  anfzabewahren.  Die  Sachen  gehen  also  wieder  an  die  Staatsanwalt- 
achaft  zortick,  nnd  dei  Staatsanwalt  hat  nachher  seine  Mühe,  die  Pr&parata 
los  zn  weiden.  Ich  habe  jetzt  eben  gehOrt,  daß  man  sie  verschicken  kann, 
nnd  werde  mir  später  erlauben,  sie  an  Institute  abzugeben;  bisher  habe  ich 
immer  nicht  recht  gewußt,  was  ich  damit  machen  sollte. 

Dann  sind  noch  die  Hanptkriminalfälle  hervorieboben,  bei  denen  ea  ja 
sehr  wOnschenswert  wäre,  wenn  Präparate  aofbewa^  würden.  Man  kann 
aber  nie  vorher  wissen,  was  eigentlich  ein  Hauptkriminalfall  ist  und  was  nicht. 
Um  ein  Beispiel  anznfflhren:  Erst  Tor  ein  paar  Tagen  habe  ich  eine  Obduktion 
auf  dem  Lande  gemacht;  ein  unbekannter  Mensch  —  wahracheiiilich  war  es 
ein  Berliner  —  war  dorthin  gefahren,  auf  die  Feldmark  gegangen  nnd  hatte 
sich  mit  Cfankali  vergiftet.  Kein  Mensch  wußte,  wer  es  war;  es  hatte  sich 
nur  herausgestellt,  daJB  er  jüdischer  Konfession  war,  was  man  an  der  Be- 
schneidnng  sehen  konnte.  Sollen  wir  die  Leiche  aufbewahren  oder  nicht  auf- 
bewahren f  Niemand  bat  ein  Interesse  daran.  Inunerliin  war  es  aber  mOgllch, 
daß  es  sich  um  eine  ganz  bertUimte  FeraQnlichkeit,  um  irgend  einen  Defrau- 
danten  handelte,  der  nachher  sehmerzlich  vermißt  wird.  Das  kann  aber  kein 
Mensch  vorher  wissen.  Der  Ortavorsteher  auf  dem  Lande  wird  sich  schwer 
httten,  irgendwelche  Kosten  aufzuwenden,  nnd  die  Staatsanwaltschaft  wird  sie 
auch  nicht  Übernehmen.  Also  so  leicht  ist  das  gar  nicht,  daß  man  derartige 
Präparate  machen  soll,  weil  man  nie  vorher  weiß,  ob  der  Pall  es  überhaupt 
lohnt.  Dann  mnß  ich  immer  wieder  darauf  zurückkommen:  es  ist  mit  den 
Kosten  eine  sehr  bOse  Sache.  Die  Staatsanwaltschaft  tut  es  anch  nicht  Immer 
gern,  denn  sie  hat  ja  wieder  die  Oberrechnnngskammer  über  sich;  ais  wQl 
nicht  gern  etwas  a,ut  Ihre  Verantwortung  flbemehmen,  was  nachher  von  der 
Oberrechnnngkammer  bemängelt  werden  konnte. 

H.  Prof.  Dr.  Ziemke  (Schlußwort) :  Ich  mQchte  nur  einige  weniee  Worte 
noch  an  Sie  richten  bezüglich  der  Kosten  dieser  Leicheninjektionen.  lea  mOehte 
betonen,  daß  die  Kosten  gar  nicht  in  Frage  kommen  kOnnon,  wenn  es  sich  nm 
wichtige  Fälle  handelt,  nnd  daß  die  Kosten,  die  durch  die  KOMvorriditungeB, 
welche  gewöhnlich  nicht  gut  funktionieren,  in  den  LeichenhSoseni  verursacht 
werden,  vielleicht  erheblicher  sind,  wie  die,  welche  durch  die  einfachen 
Formalminjektionen  entstehen.  Ich  habe  hier  ein  Kind,  daß  ich  Ihnen  zeigen 
kann,  das  allerdings  nicht  für  diese  Zwecke  injiziert  ist,  sondern  schon  seit 
Monaten  in  der  Anatomie  von  Halle  zu  Unterrichtszwecken  derartig  vorbereitet 
worden  Ist.  Sie  werden  sich  überzeugen  kfinnen,  daß  es  nod  recht  gut 
erhalten  ist.  Es  liegt  seit  Anfang  Januar,  oline  daß  irgendetwas  anderes  daran 
gemacht  ist  oder  besondere  Vorsichtsmaßregeln  für  die  Aufbewahrung  getroffen 
sind;  ea  hat  frei  in  dem  geheizten  Baum  in  der  Anatomie  gelegen. 

Auf  die  abBichtUch  gewiß  dankenswerten  Ergänzungen,  die  Herr  Strauch 

E geben  hat,  bin  Ich  nicht  eingegangen.  Das  hätte  zn  weit  geführt ;  man  kann 
1  nicht  alles  in  einer  verhältnismäßig  kurzen  Zeit  besprechen.  ^  Herrn  Kefer- 
stetn  gegenüber  mOchte  ich  nur  noch  bezüglich  der  Demonatriernng  von 
Leichenteilen  vor  den  Geschworenen  bemerken,  daß  ich  immer  gefunden  habe, 
daß  die  StaatsanAaltschaft  ein  großes  Interesse  an  der  Aufbewahrnng  dieeor 
Präparate  gehabt  bat.  Man  braucht  sie  anch  nicht  unbedingt  den  Qewhwor»- 
nen  zn  zeigen,  sondern  nur,  wenn  Zweifel  entstehen  nnd  sie  für  die  Benrteilnng 
der  Schnldfrage  wichtig  sind.  Jedenfalls  kann  manches  noch  an  demPriparat 
nachher  gefunden  werden,  was  von  Bedeutung  ist.  Man  hat  da  immer  die 
Möglichkeit,  auch  noch  später  mit  der  Wirklichkeit  zn  vergleichen,  nnd  waa  im 
weiteren  Verlaufe  olles  noch  Wichtigkeit  erlangen  kann,  Üßt  sich  nicht  gleich 
zu  Beginn  flbersehen.  Eben  weil  man  dos  nicht  übersehen  kann,  iat  es  wichtig, 
daß  man  das  Präparat  anfhebt.  —  Ich  werde  eben  auch  noch  darauf  anfinerk' 
sam  gemacht,  daß,^  wer .  daa*  Präparat  nicht  sehen  will,  es  nicht  aBrnsehea 
braucht;  man  kann  es  ja  denen  von  den  Oeschworenen  demenstriMen,  die  ein 
besonderes  Interesse  daran  haben.  ^  . , .  v  /  :^ .  ^ 
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Vorsitzender:  M.  H.I  Ich  darf  vohl  mit  Ihrem  Elnver- 
BtiDdnis  HerrB  Prof.  Dr.  Ziemke  anseren  TerbindlichBten  Dank 
fSr  seine  intereaaanten  AoafQhrnngen  anaapreehen. 


N.  A)  Beiträge  zor  Lebre  vem  Verblotaegsfede, 

B)  BetneBStraflee  elees  Verfabrens  zar  fereasisebei 

UatersebeldBig  fei  Meascbea-  aad  Tlerblnf. 

H.  Dr.  Marxt  Assiatent  am  Institut  fElr  Staatsarzoeikande 
in  Berlin:  U.  H.1  Ala  mir  vor  6  Wochen  der  ehrenrolle  Auftrag 
zuteil  vorde,  tof  Ihnen  zu  aprecbeo,  da  moBBte  ich,  am  nicht  zu 
dürftig  vor  Ihnen  za  erscheinen,  einige  verBchiedenartige  ünter^ 
aachongen  znaammenfaaaen,  die  gerade  ala  leidlich  abgeachlosaen 
gelten  konnten.  Mein  Programm  ist  daher  ein  venig  znaammen- 
gevCtrfelt;  ich  bringe  Ihnen  mehr  forenaische  Aphorismen  als 
einen  einheitlichen  Vortrag.  Ich  gebe  Ihnen  im  lateresBe  einer 
leichteren  üebersicht  eine  kleine  DiBposition:  Zanächst  spreche 
ich  aber  die  aahendokardialen  EcchymoBen  ala  Zeichen  dea  Yer- 
blatungstodes,  an  zweiter  Stelle  Aber  eine  einfache  Methode  der 
{[nantitativen  Blotbestimmnng,  and  zoletzt  gehe  ich  zur  Demon- 
atration  einea  Verfahrens  znr  forensischen  Unterscheidung  von 
Menschen-  and  Tierblat  Aber. 

A.  1)  Die  sabendokardialen  Ecchymoaen  als  Zeidten  des 
Verblatnngstodes. 
M.  B.  I  Aof  dem  internationalen  mediziniachen  Kongreaa  im 
Jahre  1890  hat,  meines  Wissens,  Hofmann  als  erster  auf  kleine 
Blatungen  unter  dem  Endokard  des  linken  Ventrikels  aufmerksam 
gemacht,  die  er  wiederholt  in  Fällen  von  Verblutung  gefunden 
hatte.  Neben  diesen  eigentlichen  Eccbymosen  fielen  ihm  streifige 
Injektionen  der  subendokardialen  Qef&sse  auf,  die  sich  indessen 
nach  Hofmann  in  den  Herzen. fast  ;aller  irgendwie  get&teten 
Tiere  nnmittelbar  nach  dem  Tode  konstatieren  liessen,  während 
die  wirklichen  Blutauscritte  nur  dem  Verblutangstode  eigeotüm- 
lieb  schienen.  Seit  dieser  Hofmanoschen  Mitteilung  ist  gerade 
hier  in  Berlin  sowohl  bei  den  gerichtlichen  Obduktionen  ala  auch 
bei  den  Sektionen  in  der  Unterrichtsanstalt  für  Staatsarzneikunde 
den  subendokardialen  Ecchymosen  bei  Fällen  von  Verblntungatod 
besondere  Aufmerksamkeit  gewidmet  worden. ff  Eine  Arbeit  über 
den  Verblotangstod  gab  mir  den  Anlass,  der  Frage  nach  der 
Eonstanz  und  dem  Wert  der  Ecchymosen  f&r  die  Diagnose  der 
Yerblatnng  näher  zu  treten.  Hofmann  seibat  war  geneigt, 
diesen  Blutauatritten  eine  gewisse  Bedeatnng  für  die  Erkennung 
einer  Verblutung  zuznschreiben,  und  in  der  jüngaten  Auflage  dee 
jetzt  Ton  Eoliako  herausgegebenen  Hofmannschen  Lehrbuches 
werden  die  snbendokardialen  Ecchymosen  als  ein  <ast  konatantee 
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Zeichen  dea  TerblatanipBtodes  aDgresprocheiL  —  Ich  habe  y^raadit, 
onsere  Frage  auf  den  Wegen  der  StatiBÜk  und  dea  TierrerBacheB 
ZQ  l&aen. 

Zonfichst  konnte  ich  ans  den  gerichtsilrzüichen  Obdoktions- 
protokoUen  nnd  aaa  den  Sektionsjoamalen  der  Unterrichtsanatalt 
für  Staatsarzneiknnde  ana  den  letzten  5  Jahren  68  Fftlle  von 
VerblntnngBtod  zQsammenatellen ;  davon  betreffen  34  eine  Yer- 
blatgng  nach  innen,  24  eine  Terblntong  nach  aossen.  Bcd  der 
inneren  Verblatnng  aind  in  keinem  einzigen  Falle 
aubendokardiale  Gcehymosen  verzeichnet,  bei  der  ftnaaeren 
Terblatung  finden  wir  sie  12mal  oder  in  50o/o  der  FAlle. 
Der  Sitz  der  Blntnngen  ist  in  jedem  Falle  der  linke  Ventrikel, 
aie  finden  eich  vorzagsweise  am  Septnm  nnd  an  der  Baaia ;  indeaa 
zuweilen  auch  in  der  ganzen  Ventrikelwand  zerstrent,  wie  ee 
dieaes  Herz  eines  Verblnteten  dentlich  zeigt  (Demonstration).  Die 
Ecchymosen  stellen  pnnkt-  and  streUeofßrmige  Blntonterlaofungen 
dar  von  je  1  bis  2  Millimeter  Breite  nnd  1  bis  2  cm  Lftnge. 

Der  Beihe  von  56  Obduktionen  an  verblnteten  Menschen 
kann  ich  eine  Beihe  von  Beobachtungen  an  60  Tierherzen  gegen- 
Qherstellen.  Anf  dem  Berliner  Schlachthofe  sezierte  ich  die 
Herzen  von  60  Eälbem  nnd  Schafen  unmittelbar  nach  dem  Ein- 
tritt des  Todes.  Seit  wir  vor  allem  durch  Haberda')  wiasen, 
daaa  Ecchymoaen  auch  durch  postmortale  Hypostase  entstehen 
können,  ist  es  notwendig,  in  jedem  Falle,  indem  es  sich  am  die 
prinzipielle  Beurteilung  von  Ecchymoaen  bandelt,  zanSchst  fest- 
zustellen,  dasa  aie  vital  bezw.  agon'al  entstanden  sind.  Demnach 
dürfen  wir  fhglieh  behaupten,  daas  die  Ecchymoaen,  die  wir  in 
den  noch  warmen  nnd  zuckenden  Herzen  fdsch  geschlachteter 
Tiere  finden,  nicht  postmortal  als  Leichenerecheinong  entstanden 
sein  können ;  und  ich  glaube,  daas  wir  berechtigt  sind,  dieae  vitale 
Entstehung  auch  für  die  suhendokardialen  Ecchymoaen  des  menach- 
lichen  Herzena  zu  behaupten,  schon  in  anbetracht  der  Blatleere 
des  Herzens  von  Verbluteten,  die  kaum  an  die  Möglichkeit 
postmortaler  Hypostase  denken  läaat.  Ich  fand  nun  die  Ec^ymoaen 
an  etwa  40  Tierherzen,  also  in  60  "/g  der  Fälle.  Sie  haben 
hier  dasselbe  Aussehen  wie  an  dem  demonstrierten  Prftparat,  nnd 
betreffen  auch  hier  vorwiegend  den  linken  Ventrikel;  in  seltenen 
Fällen  sasaen  aie  im  rechten  Ventrikel,  immer  aber  nur  in  einem 
Ventrikel,  nie  in  beiden  zugleich.  Der  Ventrikel,  der  Sitz  der 
Ecchymoaen  war,  erwiea  sich  stets  als  feat  kontrahiert, 
während  der  nicht  betroffene  Ventrikel  schlaff  war;  diese  schon 
von  Hofmann  gemachte  Beobachtung  kann  ich  also  voll  und 
ganz  bestätigen.  Aut  ihre  Bedeutung  komme  ich  noch  zurflck. 
Höchst  interessant  und  nicht  ohne  B^ang  für  unsere  Frage  war 
mir  die  Beobachtung,  dass  in  den  Herzen  von  Bindern,  die  vor 
dem  Schlachten  geachlagen  werden,  alao  eine  Commotio  cerehri 
erleiden,  die  anbendokardialen  Ecchymoaen  in  der  aberwiegenden 
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Zahl  der  FAlle  fehlten.  Wir  mOBBeii  uns  hier  sinea  Veraoches 
TOD  Koch  and  Filehne  eriimerD;  bei  ihren  Arbeiten  über  die 
Commotio  cerebri*)  machten  diese  Aatoren  die  Ertahrong,  dass 
das  Blnt  aas  der  Carotis  eines  Tieres,  das  kurz  zuvor  eine  Him- 
erschtlttenuig  erlitten  hatte,  nur  in  schwachem  Strahle  floas  (als 
Zeichen  eines  niedrigen  Blutdruckes).  Demnach  müssen  wir  bei 
geschlagrenen  Tieren  eine  langsamere  und  weniger  Tollkommene 
Verblutung  erwarten,  als  bei  den  nicht  geschlagenen.  Und  finden 
wir  in  den  Herzen  der  geschlagenen  Tiere  in  der  Begel  keine 
subendohardialen  Ecchymosen,  so  weist  diese  Tatsache  darauf  hin, 
daes  zar  Entstehunng  dieser  Ecchymosen  eine  ge- 
Tisae  Schnelligkeit  und  ToUstflndigkeit  der  Ver- 
blutung erforderlich  ist.  Qanz  im  Einklang  damit  steht  unsere 
Erfahrung,  dass  die  Ecchymosen  bei  der  inneren  Verblutung  stets 
vermisst  werden,  weil  eben  bei  dieser  Verblutung  niemals  in  so 
kurzer  Zeit  so  grosse  Blatmengen  verloren  werden  wie  bei  der 
Verblutung  nach  aussen. 

Entsprechend  der  Beobachtung,  dass  derjenige  Ventrikel,  der 
Sitz  der  Ecchymosen  ist,  immer  maximal  kontrahiert  gefanden 
wird,  mfissen  wir  für  die  Entstehung  der  Ecchymosen  die  krampf- 
haften Eontraktionen  des  leeren  Ventrikels  verantwortlich  machen. 
Analog  erklären  sich  wohl  auch  die  snbendokardialen  Ecchymosen, 
die  Schulz')  in  Tierherzen  bei  seinen  Untersuchungen  über 
Strophantinvergiftung  gefanden  hat.  Aach  da  bewirkten  krampf- 
hafte Znaammenziehungen  des  Ventiikels  Blutaustritte  unter  dem 
Endokard.  Die  zarten  Gefässwände  zerreissen  unter  dem  mäch- 
tigen Ueberdruck  des  maximal  kontrahierten  Herzmuskels;  ätn 
schlaff  gefundene  Ventrikel  bleibt  frei  von  Ecchymosen. 

U.  H.!  Wir  kennen  also  folgendes  konstatieren:  Die  snb- 
endokardialen Ecchymosen  kommen  in  Fällen  innerer  Ver- 
blutung niemals  vor.  Die  Verblutung  nach  aussen  begleiten 
sie  in  etwa  50— eo^/o  der  Fälle.  Ihr  Fehlen  kann  daher 
die  Verblutung  nicht  aasschliessen;  ihr  Vorhanden- 
sein wird  in  Verbindnng  mit  den  übrigen  bekannten 
Zeichen  des  Verblutungstodea  geeignet  sein,  dleDia- 
gDose  der  Verblutung  za  unterstützen.  Vor  allem  können 
die  E>M:hymoaen  darauf  hindeuten,  dass  die  Verblntang  mit 
einer  gewissen  Schnelligkeit  und  Vollständigkeit 
erfolgt  ist. 

Wenn  so  den  snbendokardialen  Ecchymosen  ein  gewisser 
Wert  für  die  Erkennung  der  Verblatung  wohl  zazaspreehen  ist, 
80  müssen  wir  uns  gleichzeitig  bewusst  bleiben,  dass  ihnen  dieser 
Wert  nur  beigemessen  werden  darf,  wenn  der  allgemeine  Leichen- 
befund zustimmt.  Es  können  die  subendokardi^en  Ecchymosen 
für  sich  allein  ebensowenig  die  Verblutung  beweisen,  wie 
weiland  die  subplenralen  Ecchjnnosen  den  Tod  darch  Erstickung. 

»)  Archiv  fttr  klinüche  ChinirgiB;  XVII,  1874.  

*)  ViertelJaJirechrift  ftli  gerichtliche  Uedian ;  HI.  Folge,  yTTl,  > .  -  v. .  ^ 


A.  2)  Eine  einfache  Methode  des  quantitativen  Blnt- 
nochweises. 

H.  H.t  Icli  mOctite  Ihnea  feiner  heote  eine  einfache  Me- 
thode der  quantitaÜTen  BlatbeBÜmninng:  empfehlen,  eine  Methode, 
die  mir  geeignet  scheint,  Blntmengen,  die  wir  aaaserbalb  dea 
Körpers  in  E^e,  an  KleidnngestDclten  und  anderen  G-egenstftnden 
angetrocknet  finden,  messbar  zn  bestimmen.  Der  Sitaationen,  in 
denen  der  Öeiichtsarzt  einer  solchen  Methode  bedarf,  gibt  es  viele; 
ein  bedentendes  Beispiel  für  eine  derartige  Situation  ist  der 
Ifordprozeas  von  Polna,  in  dessen  Verlauf  die  Sacbverständigen 
anf  Gmnd  einer  ganz  vagen  and  onbegrOndeten  Schätzung  der 
aoBserhalb  der  Leiche  gefundenen  Blutmenge  bebanpteten,  dasB 
dieses  Blut  geringer  sei  aU  die  Menge,  die  sich  aus  dem  ESrper 
entleert  haben  müsse.  Ein  derartiger  unerlaubter  SchlusB  Wird 
darch  eine  exakte  Methode  der  quantitativen  Blntbestimmung  un- 
möglich gemacht.  Auch  in  der  gerichtlichen  Geburtshilfe  hann 
der  Sachverständige  in  die  Lage  kommen,  quantitative  Blnt- 
nntersnchongen  anstellen  zu  mflssen.  Eben  der  Frozesa  von  Polna 
var  es  auch,  der  Strassmann  und  Ziemke  veranlasste,  du 
erste  Verfahren  der  quantitativen  Bluiantersuchung  auszuarbeiten 
and  zu  publizieren.*)  Es  ist  das  Verdienst  der  Verfasser,  zuerst 
auf  die  Bedeutung  und  Notwendigkeit  einer  derartigen  Methode 
für  die  gerichtliche  Medizin  hingewiesen  zu  haben.  Das  Ver- 
fahren von  Strassmann  und  Ziemke  ist  eigentlich  ein  drei- 
faches ZQ  nennen;  es  ist  bisher  nar  fUr  blutgetränkte  Leinwand 
geprüft.  Bei  Blutflecken,  die  nicht  älter  als  eine  Woche  sind, 
führt  die  Analangung  mit  destilliertem  Wasser  zum  Ziele.  Die 
Bestimmung  des  Hämoglobingehaltes  der  so  entstandenen  Blat- 
lOsnng  erlaubt  dann,  bis  zn  85 ''/o  der  ursprünglichen  Menge  za 
ermitteln.  Aus  älteren  Blutflecken  werden  mit  kaltgesättigter 
BoraxlOanng  MethämoglobinlOsungen  hergestellt,  mit  deren  Hilfe 
bis  zu  70"/,  der  wirklichen  Blntmenge  bestimmbar  sind.  Endlich 
bestimmten  Strassmann  und  Ziemke  die  Trockensubstanz  des 
Blutes  aas  der  Differenz  zwischen  der  Trockensnbstauz  der  blat- 
getränkten  Leinwand  and  derjenigen  eines  gleichgrossen  Q-ewichts- 
bezw.  Fl&chenteiles  der  blutfreien  Leinwand.  I)iese  Bestimmang 
ergab  bis  zn  SO"/!,  der  ursprünglichen  Blutquanta. 

Das  Verfahren,  welches  ich  für  Blut,  das  an  Leinwand, 
Papier  and  in  der  Erde  angetrocknet  war,  wiederholt  wprobt 
gefunden  habe,  ist  folgendes: 

Die  blutgetränkten  Materialien  werden  zerkleinert  nnd 
während  24  Stunden  mit  einer  genau  abgemessenen  Menge  de- 
stillierten Wassers  aasgelaugt.  Man  nimmt  so  viel  Wasser,  dasa 
die  Substanz  eben  bedeckt  wird;  das  betreffende  Gtefäss  ist  sorg- 
fältig zu  verschlieesen.  Nach  24  Standen  werden  die  Gewebe- 
stücke  noch  einmal  auagepresst,  die  entstandene  BtatlOsung  wird 
in  einen  Glaszylinder  gefüllt,  and  nun  bestimmt  man  mittelst 

*)  ViertflIjBhnMkrift  fttr  gaiiohtUche  Medixiiii  HL  Ft^ge,  yiTT.^^ 
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«inea  Aneomatera  das  spezi&aclie  Qewicht  der  LOsoDg.  Will 
man  fpuiz  exakt  arbeiten,  so  ist  das  spezifische  Gewicht  ztmftdist 
auf  die  Temperatur  von  16°  Celsias  za  redozieren.  Für  grosse 
Blatmengea  darf  man  aaf  die  Bednktion  verzichten;  im  tlbrigen 
beträgt  sie  etv&  0,2  pro  Orad,  so  dass  bei  einem  spezifischen 
Gewicht  Yoa.  1020  tmd  einer  Temperatur  von  lg**  eine  Redaktion 
auf  lOU^v  stattfinden  mflsste.  Wir  benatzen  der  Einfachheit 
halber  bei  nnaerer  Becbnong  nur  die  Ziffer  fOr  die  Erhöhong  des 
spezifischen  Gewichtes,  wir  sprechen  also,  wenn  sich  ein  spe- 
zifisches Gewicht  von  z.  B.  1011  ergibt,  von  einer  Erhohong  des 
spezifischen  Gewichts  von  U  nnd  setzen  diese  Zahl 

ErhOhong  des  spezifischen  Gewichts  =  s; 
dementsprechend  ist  das  speziöache  Gewicht  des  Blntes  =  55. 

Die  experimentelle  Erfahnmg  lehrt  nun:  Blat  za  Wasser 
zQgesetzt,  bewirkt  eine  geBetzmAssig  steigende  Er- 
höhung des  Bpezifiachen  Gewichts  der  Mischang,  die 
in  direktem  Verhältnis  zur  Mentre  des  zugesetzten 
Blntes  steht,  nnd  die  in  ihrem  Grade  bestimmt  wird 
durch  den  Quotienten  ans  den  Zahlen  für  Blnt  als  Zähler 
nnd  fitr  Wasser  als  Nenner.  Setzen  wir  die  zn  snchende 
ßlntmenge  =  b  and  die  Menge  des  benutzten  Wassers  =  w,  so 
ergibt  sich  ans  diesem  Gesetz  die  empirische  Formel 

b  :  w  =  s :  6S  nnd 

b  =  w   ■   B 
55      * 
Ist  also  z.  B.  das  spezifische  Gewicht  dar  nach  24  Standen  er- 
haltenen BlatlöBong  1012,  die  benatzte  Menge  deBtillierten  Wassen 
50  ccm,  so  erhalten  wir  dia  zu  bestimmende  Blntmenge  (b)  gleich 

^^^'g^"     =  600/55  =  10,9  ccm. 

Also  noch  einmal  sei's  gesagt,  m.  H.,  Sie  braachen  nnr  das 
spezifische  Gewicht  der  nach  24  Stunden  entstandenen  BlutlOsnng 
mittalflt  Aräometers  zn  messen  and  das  destillierte  Wasser  in 
genan  abgemessener  Menge  zu  verwenden;  unsere  Formel  gibt 
dami  Aufschluss  fiber  die  Blatmenge. 

Meine  Ünteraachangen  erstrecken  sich  auf  wenige  Tage  bis 
7  Monate  altes  Blut.  Bei  Blatflecken  aaf  Leinwand,  die  frischer 
als  eine  Woche  sind,  erhält  man  die  gesamte  Menge  ohne  nennens- 
werten Verlust.  Ana  blutgetränkter  Gartenerde  konnte  ich  nach 
10  Tagen  von  15  ccm  Blnt  noch  13,6  ccm  nachweisen.  Aus  einem 
Handtnche,  das  7  Monate  znvor  mit  50  ccm  Blut  getränkt  war, 
(ffhielt  ich  nach  dem  beschriebenen  Verfahren  noch  47  ccm;  das 
bedeutet  ein  Defizit  von  nur  6°/o  nach  7  Monaten,  während  das 
Defizit  fflr  Erde  nach  10  Tagen  schon  9,3o/o  betrag;  fOr  blnt^ 
getränkte  Gewebe,  wie  Leinwand,  sind  die  Fehler  am  kleinsten. 

JedenMls,  m.  E.,  glaube  ich,  Ihnen  die  Methode  znr  Nach- 
prOfong  nnd  zum  g^egenüichen  Gebrauche  in  forensischen  Fällen 
empfehlen  zu  dürfen.     Sie  ist  ainfech  and  leicht  za  haadbabaii. 


Neben  .den  Methoden  von  Straaemann  nnd  Zlemke  wirA  üb 
dem  Gerichtsarzte  ermOglicheD,  ah  die  Stelle  der  Tagen  Sch&tziing 
die  exakte  Meaaung  zn  setzen.^) 

B.  Demonstration  eines  Verfahrens  znr  forensischen  Unter 
Scheidung  von  Heiischen-  und  Tierblat 

H.  H. !  Die  Methode  der  ünterBcheidimg  toq  Uefcbfchen-  nnd 
Tierblat,  die  ich  Ihnen  an  mikroakopisehen  Präparaten  demon- 
strieren will,  beruht  anf  der  achoa  im  Jahre  1875  TOn  Landoia*) 
entdeckten  nnd  beschriebenen  Art  der  Einvirkiing  heterologer 
Sera  anf  Menachenblutkörperchen.  In  dem  fremden  Serum  ballen 
sich  die  Blntkörperchen  zn  kleineren  nnd  grQsseren  Hänfchen 
zusammen,  allmählich  verschwinden  die  normalen  Eontarea  der 
Blatzellen,  aie  ziehen  sich  lang  aus  zn  homogenen  Schollen,  der 
Blutfarbstoff  tritt  aus,  , endlich  bleibt  nur  noch  das  Stroma  zorfick, 
aus  den  verklebten  Stromamasaen  kann  sich  eine  dem  Faseretoff 
gleiche  Masse  bilden",  die  Landois  mit  dem  Namen  Stromaflbrin 
bezeichnet  hat.  Die  moderne  SemmforschuDg  hat  una  einen 
tieferen  Einblick  in  das  Wesen  dieser  Wirkung  heterologer  Sera 
verschafft,  ohne  an  Landois'  Lehre  etwas  WeseDtliches  zu 
ändern.  Die  Subatanzen  des  Sernma,  die  jene  zeratdrende  Wirkung 
anf  die  zelligen  Elemente  des  Blutes  entfalten,  bezeichnen  wir 
heute  als  Hämagglutiniue  und  Hämolyaine.  Deutacb'J  hat  zuerst 
verancht,  die  Hämolysine  für  den  forensischen  Nachweis  von 
Menschenblnt  nutzbar  zu  machen.  Indess  haben  aeine  Yeranche 
nicht  zn  allgemein  brauchbaren  Beanltaten  geführt,  weil  sein  Yer- 
tHaen  das  Vorhandensein  wohl  erhaltener  roter  BlutkOrpH-chen 
in  den  alten  Blutflecken  voraussetzt.  Auf  die  Bedeutung  der 
Agglutinine  ftlr  die  forenaische  Praxis  zuerst  hingewieaen  za 
haben,  ist  das  Verdienst  Landateinera  und  Bichters*).  Land- 
steiner') hat  die  Entdeckung  gemacht,  dasa  menacUiche  Sera 
die  Eigeuachaft  haben  können,  menschliche  Blatkörpei'clien  anderer 
Individuen  zu  agglutinieren.  Diese  Eigenschaft  ist  nicht  konstant; 
die  Blutkörperchen  eines  Individuums  werden  von  dem  eigenen 
Seram  nie  agglntiniert.  Behauptet  also  jemand,  au  deasen  leidem 
Menachenblut  nachgewiesen  iat,  dieaea  Blut  stamme  von  ihm 
selbst,  so  wird,  falls  die  Blutkörperchen  dieses  Menschen  von  dem 
Blut  an  seinen  Kleidern  agglntiniert  werden,  seine  Bthauptnng 
ala  widerlegt  gelten  können.  Findet  keine  Agglutination  statt, 
so  ist  der  entgegengeaetzte  Schlnss  nicht  erlaubt,  da  einerseits 
die  sogenannten  laoagglntinine  nicht  konstant  vorkommen,  und  da 
es   anderseits   menschliche  Blutkörperchen  gibt,  die  von  keinem 

'}  Die  Methode  wird  demnächst  in  der  Untemcbts&nst&lt  f&r  3taato- 
KTznelknnde  nachgeprüft  und  welter  ana gearbeitet  werden.  Alsdann  wird  ftnch 
aber  die  Fehlerquellen  des  Verfahrons  einiges  zn  Haften  sein. 

']  Landois:   Die  TrsjiBfnsion  des  Blntes;  Leipzig  1875. 

•)  Zentralbl&tt  fOr  Bakteriologie;  1901. 

')  Zeitschrift  fflr  Uedizinalbeamte ;  1903. 

')  Zentralblatt  fltr  Bakteriologie;  19O0.  Wiener  klinische  Wochen- 
sobrift;  1901. 
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Heii8cIi«QBemm  beeinflusst  werden.  Ala  ieli  meine  Üiitersachime:en 
Ende  Januar  1903  begann,  varen  mir  dieae  Arbeiten  Land- 
steiners und  BicbterB  nicht  bekannt. 

Fttr  den  differentialdiagnostlscben  BlutnachweiB,  den  icb  ge- 
meiüBchaftlich  mit  E)irnroothausg:earbeitet  und  publiziert  habe,*) 
benatze  ich  die  Agglatioine  und  Hämolysine  der  heterologen  Sera. 
Die  iBoagglutinine,  also  diejenigen  Faktoren  deB  menschlichen 
Semms,  welche  menBchliche  Blatkfirperchen  zu  agglatinieren  ver- 
mSgen,  sind,  auch  nach  Richters  und  Landsteiners  Er- 
fahrnng,  gegen  Aastrocknang  aasserordentlich  empfindlich,  nach 
14  Tagen  sind  sie  nur  noch  in  Sparen  vorhanden,  nm  nach  20 
bis  30  Tagen  ganz  za  TerBchwindea.  Dagegen  halten  sich  die 
Agglntinine  der  heterologen  Sera  jahrelang.  Sie  werden  ein 
Präparat  sehen,  in  welchem  menschliche  Bln&Orperchen  von  mehr 
als  1  Jahr  altem  getrockneten  Schweineblnt  Tollkommen  Terklnmpt 
nnd  zerstört  sind.  Neben  den  Agglutininen  bleiben  die  Hämolysine 
ebenso  lange  vollkommen  wirksam. 

Haben  wir  nun  einen  Blutflecken  jüngeren  Datums  vor  ans, 
dessen  Lfisnng  menschliche  Erythrozyten  agglntiniert,  so  werden 
wir,  hXla  es  sich  nm  Menechenblnt  handelt,  vor  allem  die  hämo- 
lytischen und  hämozytolytischen  EinflfisBe  vermiaeen,  die  den 
heterologen  Blutarten  zukommen.  Die  einzelnen  Blutkörperchen 
gehen  wohl  in  Häufchen  zusammen,  aber  eie  bleiben  ala  einzelne 
Zellen  erbalten  und  erkennbar  und  verlieren  ihren  Farbstoff  nicht. 
Ein  Tergleichapräparat  mit  etwa  gleichaltrigem  getrockneten  Tier- 
blnt wird  uns  die  Unterschiede  alabald  ants  Deutlichste  zeigen. 
Bei  Blntäecken,  die  älter  als  etwa  20  Tage  sind,  bekommen  wir, 
wenn  es  sich  um  Menschenblut  handelt,  keine  Agglutination  mehr, 
während  die  Agglntinine  und  Hämolyaine  der  heterologen  Sera  in 
den  eraten  Jahren  Überhaupt  keine  Verminderang  zu  erfahren 
scheinen.  Uebt  die  Losung  eines  älteren  Blutfleckes  aafmenach- 
liche  Blutkörperchen  eine  Wirkung  ana,  wie  aie  Ihnen  die  Prä- 
parate zeigen,  so  dürfen  wir  mit  absoluter  Sicherheit  behaupten, 
daa  iat  Tierblnt.  Bekommen  wir  anderaeits  durch  die  kon- 
zentrierteste  BlutlSsnng  keine  Agglutination,  so  dflrfen  wir  mit 
ebeoao  grosser  Qewissheit  veraichem,  das  ist  Menschenblut  oder 
Affenblnt,  denn  Affenblnt,  von  dem  wir  bisher  2  Arten  untersacht 
haben,  ist  auch  frei  von  Agglutininen  und  Hämolysinen  fax 
MenschenblutkOrperchen.  Ich  will  nicht  unterlassen,  noch  einmal 
zu  betonen,  dasa,  wie  achon  Landateiner  und  Richter*)  ge- 
funden haben,  die  BIntkOrperchen  einer  Reihe  von  Menachen,  za 
denen  auch  ic^  gehöre,  gegen  die  laoagglutinine  absolat  onempSnd- 
lieh  Bind,  während  eben  dieselben  Blutkörperchen  gegen  Hetero- 
agglatinine  und  Lyaine  die  grOBste  Empflndlichkeit  zeigen;  denu 
diese  Empflrdlichkeit  ist  eine  absolut  konstante  fBr  alle  mensch- 
licben  BlatkOrperchen. 

1)  Hflnchener  mediziniactie  Wochenschrift;  1904,  Nr.  7  oud  Nr.  9. 
■)  Ansäet  ihnen  noch  Aacoli,  t.  DecKstello  nnd  Sturli,  £ls«n- 
kerg  n.  a.  ...    ...  .■.  ^■,,..^^,^ 
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Die  Technik  ansereB  Verfahrens  ist  einfach.  Es  kommt  alles 
nur  daraaf  an,  aas  dem  za  imterBacheDden  Blutfleck  mit  mög- 
lichst g:eriDg:en  Mengen  physiologischer  EocbsalzlOsong  ein  paar 
Tropfen  möglichst  konzentrierter  BlaÜOsang  herzustellen.  Erentnell 
ist  24stQndiges  Aoslaagen  ratsam ;  meist  gelingt  es,  durch  Zerstossen 
mit  einem  Ölasstabe  oder  Auspreasen  zwischen  den  Branchen  einer 
Pinzette  wenige  Tropfen  dunkler,  schTärzlicher  BlutlSsnog  zu 
gewinnen.  In  einen  Tropfen  dieser  LOsung  bringt  man  auf  dem 
Objektträger  einen  kleinen  Blutstropfen  auf  der  Fingerspitze^ 
man  mischt  dann  mit  einem  GMasstabe  oder  bedeckt  auch  sofort, 
ohne  zu  mischen,  mit  einem  Deckgläachen,  und  beobachtet  con 
unter  dem  Mikroskop.  Nach  15  Minuten  mnss  die  Beurteilung 
erfolgen;  die  Reaktion  geschieht  bei  Zimmertemperatur. 

Unser  Terikhren  soll  zanächst  nur  eine,  wie  ich  glaube, 
brauchbare  Vor-  oder  Eilfsprobs  f&r  das  biologische  Vfttaiaea 
sein,  dessen  Ausfall  in  dem  Besaltat  unserer  Methode  eine  StQtze 
und  Eontrolle  zugleich  flndeo  kann. 

Es  ist  natürlich  unmöglich,  das  Thema  in  einem  kurzen 
DemonstrationsTortrage  zu  erschöpfen.  Ich  habe  Ihnen  das  Ter- 
tahren  nur  in  grossen  ZQgen  sÜzzieren  und  seine  G-mndlagen 
nur  in  ihren  Umrissen  aufzeichnen  kOnnen.  Die  Frage  von  der 
Bedeutang  der  Hämagglntinine  und  H&molysine  für  den  foren- 
sischen Blutnachweis  beabsichtige  ich  in  einer  ausfilhrlicheQ 
Arbeit  zu  behandeln,  die  ich  hoffentlich  noch  im  Laufe  dieses 
Jahres  Dinen  vorlegen  kann. 

Ich  will  endlich  nicht  unterlassen,  daraaf  hinzuweisen,  daaa 
bei  aller  Einfachheit  der  Technik  die  Ausabtmg  unseres  Ver- 
fahrens doch  eine  gewisse  üebung  fflr  die  sichere  Beurteilung  des 
Jeweiligen  Ausfalls  der  Reaktion  verlangt;  im  übrigen  bedarf  das 
Verfahren  selbst  noch  des  weiteren  Ausbaues  und  eingehender 
Nachprüfungen,  ehe  es  sich  neben  dem  biologischen  Verfahren 
einen  dauernden  Platz  in  der  forensischen  Praxis  erwerben  kann. 

(Lebliafter  BaifalL) 

Vorsitzender:  Ich  eröffne  die  DiskossioQ. 

B.  Dt.  Selmls- Berlin  (Asslatent  an  der  UnteirictitsaiuUlt  fOt  Stuta- 
ameikonde):  U.H.I  Zorn  Kapitel  dea  TerblntDiiEBtodei  mOcht«  ich  auf 
einen  Punkt  eingehen,  der  zwar  nicht  streng  zom  Thema  gehDrt,  aber  doch 
nicht  ohne  besonderes  Interesse  ist.  Die  Erscheinungen  des  Verblatnngetodes 
können  nämlich  unter  besonderen  Bedingon^en  zq  irrtümlicher  Anffaaamg  Ter* 
anlassnng  geben  nnd  haben  das  anch  bereits  getan.  Im  Experiment  wird  lud 
Tieren  oft  znt  Beendignng  des  Lebens  der  Verblntangstod  gewählt;  ea  hudelt 
sich  da  auch  nm  Tiere,  die  h&näg  laegere  Zeit  bmdntcb  mit  Snbalanien  ge> 
fattert  Verden,  deren  Giftigkeit  man  feststellen  wUL  In  der  Walil  des  Ver- 
blntangstod es  liegt  nun  eine  gewisse  Oefahr,  weil  seine  EtacheinoiiKen  fUach- 
Uoherweise  den  Substanzen,  die  nachgeprüft  werden  sollen,  zugeschoben  werden 
können.  Bei  dem  konkreten  Fall,  an  den  ich  hier  denke,  bandelte  es  sich  um 
die  Frage,  ob  das  Fr&serresalz  ein  schädlicher  oder  auscbädlicher  ZnsaU  znm 
Hackfleisch  ist,  kiso  tun  die  Streitfrage,  die  wohl  noch  lebhaft  in  aller  muerer 
Erinnernng  ist.  Es  worden  mit  dem  Salz  Hnnde  längere  Zeit  hindurch  ge- 
futtert nsd  dann  dnich  Verblatenlnaaen  getötet.  Bei  mehreren  Hunden  fanden 
■Ich  nun  snbond<duirdi>le  BlDtuigen,  —  in  did  FSllen  regelm&Big  in  liaken 
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Ventrikel,  in  einem  Fall  in  beiden  Ventrikeln  —  die  dem  Prüserresab!  znr 
Last  geleet  wnrdon.  Wir  kStmen  wohl  mit  Sicherheit  annehmen,  daß  der  be- 
treffende ADtor  hier  zn  unrecht  das  Fräservesalz  beschuldigt  hat.  Es  durfte 
sich  jedenfalls  bei  Experimenten  dieser  Art  empfehlen,  nicht  den  Verblatungs- 
tod,  sondern  eine  andere  Todesart  za  wählen. 

H.  FriTatdozent  Dr.  Straneh- Berlin:  H.  H.I  Die  AnsfühmnRen  und 
Poncbnngsergebnisse  Ton  Herrn  Marx  aber  subendokardiale  Ecclt;- 
mosen  haben  mich  in  hohem  Qrade  intereaaiert  deswegen,  weil  wir  ja  doch 
leider,  wie  Ihnen  bekannt,  nur  recht  wenig  sichere  anatombche  Zeichen  ftlr 
den  Verblntungstod  besitzen.  Die  Anämie  der  äußeren  Eaat  und  der 
inneren  Orgune  ist  nicht  immer  Torhanden.  Wenn  sie  allerdings  da  ist,  nod 
nun  findet  die  Qaelle  der  BIntnngen,  so  spricht  sie  für  den  Verblntnngstod. 
Aber  wie  oft  fehlt  sie,  oder  ist  nicht  deutlich  ansgesp  rochen  ^  ich  erinnere  an 
den  Fall  Konitz. 

Zwei  sehr  interessante  nnd  in  der  Eonserriemng  rorzflglich  gelungene 
farbige  Präparate  inbezng  anl  den  Verblntnngstod  zeige  ich  Ihnen  hier. 

Es  sind,  wie  Sie  sehen,  beides  Lnngen.  Die  eine  ist  eine  Kinderlnnge 
nnd  zeigt  ein  hellgr&nes,  an  einigen  Stollen  fast  weißes  Aossohen  mit  zahlr 
reichen  blauroten  Flecken.  Sie  stammt  Ton  einem  dre^ährigen  Mädchen,  dem 
der  Vater  im  Alkoholransch  den  Hals  bis  ani  die  Wirbebänle  durchgeschnitten 
haL  Wir  sehen  an  dieser  TOllig  ausgebluteten  Lunge  fast  die  reine  ,£igBn- 
tarbe*  des  Lungengewebes ;  die  dunkelroten  Flecken  rOhren  her  ron  Blut- 
aspiration. 

Die  andere  Lunge  hier,  auf  der  Schnittfläche  gleichmäßig  intensiv  rot, 
z.  T.  blanrot  gefärbt,  mit  deutlicher  Marmorierong  au  der  Oberfläche,  rOhrt  her 
TOD  einer  erwachsenen,  ca.  SO  Jahre  alten  Fran,  die  an  Verblutung  infolge 
Platzens  einer  Tubargravidität  starb.  Bei  ihrer  Sektion  fanden  sich  fast  8  1 
freien  Blntes  in  der  Bauchhlthle. 

Diese  beiden  hochbedcntsamen  Befunde,  so  ungleich  nnd  verschieden  sie 
■Ind,  traten  bei  der  gleichen  Todesart  in  die  Erscheinung  und  sprechen  somit 
»  viel  für  sich  allein,  daß  ich  weiteres  nicht  liinznfügen  brauche. 

Herr  Dr.  Harx  (Schlußwort);  Ich  möchte  nur  noch  zn  den  subendo- 
kardialen  Ecchymosen  und  vor  allen  Dingen  zur  Anflmie  der  Organe,  die  Herr 
Strauch  erwähnt  hat,  eins  nachtragen:  Sie  kQnnea  sich  folgenden  Fall 
denken:  Sie  haben  eine  Leiche  vor  sich  mit  geringfügigen  Verleusungen  und 
wissen  nicht,  ob  diese  Verletzungen  zur  Verblutung  geführt  haben  oder  nicht; 
Sie  machen  die  Sektion,  finden  hochgradig  anämische  Organe  nnd  finden  sogar 
subendokardiale  Ecchjauosen  im  linken  VentrikeL  Dann  müssen  sie  als  Qerichts- 
&rzte  stets  an  eine  Möglichkeit  denken:  es  gibt  eine  Krankheit,  die  mit  hoch- 
gradiger Anämie  der  inneren  Orgaue  einhergeht  und  subendokardiale  Ecchy- 
mosen verursacht  —  das  ist  die  pemiziSse  Anämie.  —  Ich  wollte  nicht 
unterlassen,  Sie  hierauf  noch  besonders  aufmerksam  zu  machen. 

Vorsitzender:  M.  H.t  Im  Kamen  des  Tereins  Bpreclie 
leb  dem  Herrn  Vortragenden  Dr.  Marx  für  seine  interessanten 
AasfUiTangen  nnd  Demonstrationen  nnaeren  verbindlichsten 
Dank  ans. 

(Frflhstflckspanse.) 

Wälirend  der  Pause  demonstrierte  Dr.  Marx  an  mikro- 
skopisehen  Präparaten  seine  Methode  and  zrar: 
t.  Dia  Einwirkung  von  getrocknetem  1  Monat  \ 

altem  Uenschenbint     j     ,  frischea 
2.  Die  Einwirkung  von  getrocknetem  1  Monat  (   MRüsrh«» 

altem  Einderblut  (        bluL 

8.  Die  Einwirkung  von  getrocknetem  13  Monate  1 
altem  Schweineblut      / 
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III.  nie  Hygleie  li  Kororfn  nd  Sonnerfrlsebei. 

H.  EreiBarzt  Dr.  Friedel-  Wernigerode,  erster  Referent :  M.  H.I 
Fflr  die  Hygiene  in  Kurorten  nnd  SommerüiBclien  kommen  nicht 
nur  diejenigea  geanndheitlichen  Gefahren  and  Schädlichkeiten  in 
Betracht,  welche  in  der  Lage  und  den  Einrichtangen  des  Ortes 
ond  in  den  gesondheiüichen  Verhältnissen  seiner  Bewohner  he- 
grttndet  sind,  sondern  anch  diejenigen,  die  jeder  rege  Fremden- 
verkehr mit  sich  za  bringen  pflegt,  znmal  wenn  dieser  Verkehr 
vorwiegend  aas  Kranken  and  Eindem  besteht.  Diese  Änsnahme- 
stellang  sowie  die  Erwägung,  dass  der  zoi'  KrAftigaDg  und 
Wiederherstellung  eeiner  Qesondheit  das  Bad  aufsuchende  Kurgast 
den  denkbar  besten  Schutz  gegen  jede  UögUchkeit  einer  Gesond- 
faeitaseh&digung  verlangen  kann,  worden  besondere  hygienische 
Schutzmassn&hnien  für  Bäder  schon  allein  gerechtfertigt  erscheinen 
lassen. 

Die  Beschäftigung  mit  den  in  der  Lage  des  Ortes  be- 
gründeten gesundheitlichen  Gefahren  wird  dem  Medlzioalbeamten 
wohl  nur  ausnahmsweise  Mühe  machen.  Earorte  und  Sommer- 
frischen pflegen  nicht  in  Gegenden  zu  entstehen,  wo  schrofEe 
Temperatarwechael,  mangelnder  Schutz  gegen  Winde,  allzureich- 
liche Niederschläge,  feuchter,  sumpfiger  Untergrund  zu  Erkäl- 
tung und  Bheumatismus  Veranlassung  geben.  Die  in  manchen 
Badeorten  herrschende  Mflckenplage  bringt  dem  Badegaste  Be- 
wegung und  Verdraaa,  dem  Badearzte  in  kinderreichen  Bädern 
manche  Eonsultation,  den  Medizinalbeamten  wird  sie  kaum  be- 
schäftigen. 

Die  Einrichtungen  des  Ortes  werden  schon  in  hfiherem 
Masse  die  Aufmerksamkeit  und  Umsicht  des  Medizinalbeamten  in 
Anspruch  nehmen.  Da  sind  in  erster  Linie  die  eigentlichen  Eur- 
mittel,  welche  durch  mangelhafte  Beschaffenheit  oder  Vernach- 
lässigong  zu  gesundheitlichen  Schädigungen  Veranlassung  geben 
kennen.  Je  nach  der  Art  dieser  Eurmittel  werden  besondere 
Schutzm&ssregela  erforderlich  sein.  So  wird  beispielsweise  speziell 
in  den  SeebÜem  darauf  zu  achten  sein,  dass  die  Abgrenzung 
einerWasserflächefürNichtschwimmervorhanden,  dass  die  Bettusga- 
vonicbtungen  bei  Ertrinkongsgefahr  vollständig,  dass  die  Be- 
festigung des  Bootes  eine  derartige  ist,  dass  es  in  kürzester  Zeit 
zor  UnglflckssteUe  gebracht  werden  kann,  dasa  Bettungsball  und 
Haken  an  richtiger  Stelle,  eine  Matratze  zur  Vornahme  von 
Wiederbelebungsversuchen  zur  Band  ist,  dasa  die  Badediener  gute 
Schwimmer  und  Bnderer  und  dass  sie  völlig  sicher  in  der  Vor- 
nahme von  Wiederbelebungsversuchen  sind.  Weiter  ist  zu  den 
eigentlichen  Karmitteln  in  jedem  Bade  die  Beschaffenheit  der 
Luft  za  rechnen  und  was  damit  in  engem  ZuBammenbang,  die 
Verhütung  von  Staubentwicklung  durch  mangelhaft  befestigte 
Wege.  Betriebe,  welche  durch  Bauch,  Staub  und  Oble  Graüdie 
die  Luft  verschlechtern,  werden  sieb  für  gewfihnlich  in  Eurortea 
nicht  finden,  da  die  für  diese  Betriebe  meist  nötige  Konzeesioii 
nicht  erteilt  werden  wird. 
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loh  komme  za  den  WohDangen.  Für  die  Wohnaog  im 
Badeort  m&chte  ich  folg^ende  allgemeine  FordenmgeQ  anfatälen. 
Die  Wohnung  mnss  trocken  Bein,  sie  mass  lUftbar  sein,  sie  maea 
Licht  and  Sonne  haben,  ihre  G^rSsae  mass  im  Verhältnis  zor  Zahl 
der  Bevohner  stehen.  So  selbstverständlich  diese  Forderungen 
klingen,  so  h&nflg  wird  in  Kurorten  dagegen  TerstosseD.  Der 
Mieter  trOstet  sich  Kevöhnlich  über  Uängel  hinveg  in  der  Voraas- 
setzong,  dasB  er  die  Wohnung  doch  nur  znm  Schlafen  benutzen 
verde.  Tritt  dann  Regenwetter  ein  oder  erkrankt  gar  eins  der 
Familienmitglieder  and  wird  bettlägerig,  so  kommt  die  ganze 
Kalamität  zur  Geltung.  Der  Medizinalbeamte  muss  daher  seinen 
EinflosB  einsetzen  dafflr,  dass  in  den  Kurorten  and  Sommerfrischen 
die  GesondheitskommisBion  oder  eine  Unterabteilong  derselben  jede 
Wohnung  vor  Qebraochnabme  abnimmt  und  za  gleicher  Zeit  test- 
setzt, wie  vielen  Personen  im  Höchstfall  die  Wohnung  ünterkonft 
bieten  darf. 

Das  allerwichtigste  jedoch  bei  jeder  Wohnung,  sei  es  im 
Hotel  oder  im  Privathause,  sind  die  Trinkwasser-  and  Äbort- 
verhältnisse.  Die  Polizeibehörde  muss  die  Benutzung  einer 
Wohnung  durch  Badegäste  überall  abhängig  machen  von  der  ein- 
wandsfreien  Beschaffenheit  der  Trinkwassserversorgung 
und  der  Abwässerbeseitigung.  Eine  Wohnung  oder  gar  ein  Hotel 
mit  einem  Eesselbrannen,  dessen  Kessel  nicht  3 — 4  Meter  tief 
wasBerdicht  aafgemaaert  ist,  dessen  Kranz  nicht  das  amgebende 
Erdreich  so  weit  ftberragt,  dass  eine  Verunreinigung  von  der 
Seite  her  unmöglich  ist,  der  nicht  wasserdicht  abgedeckt,  der  keine 
Pompe  besitzt,  die  am  besten  nicht  über,  sondern  neben  dem 
BrannenkeBsel  angebracht  ist,  der  Bchliesslich  nicht  die  je  nach 
der  Bodenbeschaffenheit  zu  bestimmende  genügende  Entfernung 
Ton  der  Dungstätte  besitzt,  eine  solche  Wohnung,  ein  solches 
Hotel  darf  unter  keinen  Umständen  vermietet  werden.  Wie  ver- 
hängnisvoU  eine  Nachsichtigkeit  in  diesem  Punkte  werden  kann, 
wissen  Sie  alle  selbst  aus  ihrer  Praxis  und  will  ich  Ihnen  nur 
an  einer  im  vorigen  Jahre  in  einem  Seebade  vorgekommenen 
Typhusepidemie  vorfilhren: 

DeT  Lehrer'in  eiaem  kleinen  O^taeebado  bringt  sicli  Ton  auswärts  den 
Typhus  mit.  Leichter  EranlcheitSTerlanf ;  der  Arzt  wird  nur  einmal  zngezogen 
und  erklärt  die  Krankheit  für  fleberhaftea  Darmkatarrh.  Die  Yerpflegang  des 
Lehrers  wird  Tom  einzigen  BOtel  des  Ortes  ans  bewirkt.  Er  ist  mit  der  Tochter 
des  Besitzers  verlobt.  In  dem  H5tel  wird  seine  infizierte  Wäsche  gewaschen, 
hier  hält  er  sich  in  der  BekouTaleszenz  auf.  Im  Jnni  ist  er  wieder  hergestellt. 
Die  WasserrersorgDDg  im  Hotel  geschieht  durch  einen  Eesaelbrannen  primi- 
tivster EonBtrnktion.  Äehnlich  nnznreichend  sind  die  Ornbenrethältnisse.  Dss 
TOchterchen  eines  hier  anwesenden  Eollegen  ist  die  erste,  die  im  Aognat  an 
^phns  erkrankt.  Ohne  systematische  Nachforschung  stellt  der  betreffende 
Kollege  20  weitere  Typhoserkranknngen  unter  den  Angestellten  nnd  Gästen 
des  Hotels  fest,  die  meist  erst  in  der  Heimat  zum  Ansbrnch  kamen.  Drei 
dftTon  verliefen  mit  tödlichem  Aosgang.  Der  Schloß,  daß  vor  allem  die 
mangelhafte  Brunnenanlage  dieses  Ungltlck  verschuldet,  erscheint  wohl  nach 
dem,  was  wir  über  Typhnsentstehnng  and  Verbreitung  wissen,  nicht  un- 
berechtigt. 

I^oge  nicht  so  gefährdet  durch  Infektion  als  die  Kesael- 
bnumen  sind  die  fiohrbrannen,  sobald  Bie  tief  genug  sind. 
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Wo  die  pekaniären  and  sonatig:en  Verhältnisse  es  geatatten, 
niDSS  der  Kreisarzt  aui  zentrale  WasserTerfiorgang^  driDgen,  die 
in  hygienieclier  und  ästhetiecher  Beziehung  am  empfehleuaverte- 
Btea  bleibt  und  za  gleicher  Zeit  die  Frage  der  AbwäeaerbeseiÜ- 
gnng  am  besten  lösen  hilft. 

Zar  Beseitigong  des  hohen  Eieengehalts  im  Trinkwasaer 
mancher  Badeorte  namentlich  der  nordwestlichen  Tiefebene  ond  in 
vielen  Ostseebädem,  der  zvar  geBondheitlich  anschädlich,  aber 
höchst  nsappetitlich  ist,  dürfte  das  in  der  Zeitschrift  fOr  Medizinal- 
beamte 1901,  Heft  1,  von  Dr.  Hans  Wolft  angegebene  Dnnbar- 
8che  Verfahren  im  Kleinbetriebe  zn  empfehlen  sein. 

Die  danemde  G-üte  der  Wasserversorgong  ist,  abgesehen 
von  einvandsfreier  Branueuanlage,  vor  allem  abhängig  von  einer 
tadellosen  Abwässer-  und  Fäkalienbeseitigang.  Gc^en 
das  Grnbensjstem  lässt  sich  in  kleinen  Bädern  nichts  einwenden, 
solange  die  Grabe  wasserdicht  befestigt  and  in  genflgendra:  £nt- 
femang  vom  Bronnen  angelegt  ist.  Wenn  erateres  nicht  der  Fall 
ist  und  gesundheitliche  Störungen  za  hefClrchten  sind,  so  kann 
die  Grabe  einfach  entfernt  werden  auf  Grand  bereits  erfolgter 
gerichtlicher  Entscheidungen.  Von  den  hbrigen  in  kleineren 
Bädern  zur  Anwendung  kommenden  Systemen  haben  sich  Tori- 
streuklosets hygienisch  bewährt,  doch  erreichen  sie  nicht  entfernt 
die  Sauberkeit  und  Gemchlosigkeit  der  Wasserklosetts.  Ll  mitt- 
leren Bädern  finden  sich  auch  ohne  zentrale  Wasaerleitang  schon 
vielfach  Wasserklosetts;  das  Wasser  zn  ihrer  Spfllang  wird  hier 
mittels  Druckpampe  nach  einem  hochgelegenen  Bassin  befördert. 
Die  SpülflUsBigkeit  gelangt  nach  Ansscheidong  der  Sink-  ond 
Schwimmstoffe  in  einem  Vorbassin  nach  einem  grl^sseren  Faal- 
becken  und  yerbleibt  dort  bis  Ende  der  Saison.  Diese  Anlagen 
Hessen  sich  zweckmässig  in  der  Weise  verrollkommnen,  dasB  an 
das  Faulbecken  ein  biologischer  Körper  angeschlossen  wftrde,  naiüi 
dessen  Passage  man  die  geruchlose,  nicht  mehr  fäulnisfähige 
Flüssigkeit  anbedenklich  im  Dünensand  versickem,  bezüglich  dem 
kleinsten  Vorfiuter  anvertrauen,  oder  auch  in  einem  Becken  zor 
Fischzucht  sammeln  könnte.  Eine  solche  Anlage  könnte  in  vielen 
Fällen  die  weit  koatpieligere  zentrale  Kanalisation  ersetzen;  sie 
ist  in  einem  Kurorte  meines  Kreises  im  Bau  begidffen  nnd 
soll  hier  gruppenweise  in  drei  getrennten  Anlagen  dorcfageftthrt 
werden.  War  die  vorher  projektierte  Kanalisation  mit  etwa 
120000  M.  veranschlagt,  so  hofft  man  auf  dem  eingeschlagenen 
Wege  mit  etwa  40000  M.  denselben  Effekt  za  erreichen. 

Besonders  für  grosse  Böteis  und  umfangreiche  Mietshänser 
in  Kurorten  und  Sommerfrischen,  wo  aus  irgendwelchen  Gründen 
eine  allgemeine  Kanalisation  nicht  durchführbar,  dOifte  die 
Beinigang  der  Abwässer  nach  biologischem  Sjrstem  öfter  in  Er- 
wägung und  Anregung  zu  bringen  sein  wie  bisher. 

Es  kann  nun  nicht  die  Aufgabe  des  Kreisarztes  sein,  die 
unbedingt  nötige  Revision  jedes  Brunnens  im  Kurorte  vor  Be- 
ginn der  Saison  selbst  vorzunehmen.  Dazu  ist  die  Gesnnd- 
\eitskommisBion   da,   deren  Bildung    ich   für   Karorte   and 
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SommerfriBchen,  aach  die  kleinsten,  för  nnerläsalich  halte.  Die 
Gesondheitskoaunission  miiBB  in  Bädern  vom  Ereisarzte  zur 
selbstständigen  Benrteilnng:  einfacher  by^ienischer  Fragen  erzogen 
werden.  Sie  bat  vor  Beginn  der  Saison  jedes  Qeböft,  in  dem 
Wohnungen  an  Badegäste  vermietet  werden  sollen,  auf  Wasser- 
TerBorgnng  and  Abwäaserbeseitigung  zu  revidieren.  Von  dem 
festgestellten  Befund  muss  die  Badeverwaltong  die  Aofiiahme  in 
die  in  den  meisten  Bädern  Üblichen  offiziellen  Wohnungsverzeich- 
nisse  abhängig  machen.  Dieser  von  der  Verwaltnog  ausgeübte 
Druck  wird  sehr  zur  Beseitigung  von  Uissständen  beitragen. 

Der  Kreisarzt  kann  sich  dann  bei  der  gemäss  §  108  der 
Dienstanweisung  alljährlich  vorzunehmenden  Besichtigung  der  in 
seinem  Kreise  gelegenen  Bäder  darauf  beschränken,  durch  noch- 
malige Bevision  mehrerer  einwandsfrei  befundener  Gehöfte  einige 
Stichproben  vorzunehmen,  die  von  der  Gesundheitskommission  be- 
anstandeten Q«hSfte  zu  besichtigen  und  bn  Streitfalle  Entscheidung 
zu  treffen. 

Alle  unsere  Sorge  fOr  Beschaffung  und  Erhaltung  guten 
Trinkwassers  ist  in  letzter  Linie  fast  gleichbedeutend  mit  dem 
Kampfe  gegen  den  Typhus;  damit  kommen  wir  zu  dem  wich- 
tigsten and  schwierigsten  Kapitel  der  Hygiene  in  Kurorten  und 
Sommerfrischen,  zur  Erörterung  der  Massregeln  zum  Schatz 
gegen  Infektionskrankheiten. 

Die  in  unseren  Kurorten  vorkommenden  Infektionskrankheiten 
lassen  sich  leicht  in  3  Gruppen  scheiden.  Fast  immer  in  voller 
Oewissheit  Über  die  Natur  seiner  Krankheit  sucht  der  Lungen- 
kranke den  Kurort  auf.  In  der  Absicht,  schneller  Linderang 
und  Heilung  zu  finden,  wird  das  an  Keuchhusten  leidende  Kind 
wohlhabender  G-rossstadteltem  vom  Hausarzt  ins  Bad  gesandt. 
In  beiden  Fällen  bieten  die  Gesetze  keine  Handhabe  zu  Schutz- 
massregeln,  die  event.  zwangsweise  durehgefährt  werden  könnten. 
Allerdings  muss  zugegeben  werden,  dass  die  Aengstlichkeit  des 
Kurgastes  leicht  die  Gefahren  der  Tuberkoloseinfektion  Übertreibt. 
Darob  die  beim  Sprechen,  Niesen,  Hasten  und  selbst  Ausspeien 
in  freier  Laft  verstreuten  Tuberkubazülen  ist  gerade  im  Kurort 
wohl  noch  kein  gesunder  tlensch  mit  Tuberkulose  derartig  infiziert 
worden,  dass  er  auch  erkrankt  wäre.  Eins  aber  ist  im  Badeort 
schon  im  Interesse  des  guten  Geschmacks  unbedingt  zu  fordern, 
dass  die  von  einem  Phthisiker  innegehabte  Wohnung  im  Todesfall 
immer,  bei  Verzug,  sobald  eine  sichere  Diagnose  ermöglicht  war, 
nach  allen  Segeln  der  Technik  nnd  Erfahrung  desinfiziert  wird. 

Die  Kenchhastenkranken  haben  meist  anter  den 
ständigen  Anfeindungen  von  selten  der  gesonden  Badegäste 
ebensoviel  za  leiden,  wie  umgekehrt  die  Kurgäste  anter  der  An- 
steckungsfurcht. Daher  muss  hier  vor  allem  ein  modus  vivendi 
geschaffen  werden,  zumal  Kenchhastenkranke  mit  Sicherheit  jedes 
Jahr  auch  in  dem  kleinsten  Karorte  wieder  erscheinen.  Das  Be- 
gnlativ  vom  Jahre  1835  bietet  keine  gesetzliche  Handhabe;  das 
der  Eommission  des  Landtages  z.  Z.  noch  vorliegende  Senehen- 
gesetz  lässt  den  Keuchhusten  onberflcksichtigt.    Eine  gesetzUehe 
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Regelung  ist  anch  ToHäoflg  unmöglich.  Die  Diagnose  dea  Eeach- 
huatens  iat  eine  -nel  za  onsicliere,  aJe  dass  sich  ein  Gesetzgeber 
zn  Zvangsmasaregeln  verstehen  konnte.  Zumal  im  Kurorte  iat 
bei  den  Unbeteiligten  fast  jedes  hustende  Kind  mit  Keuchbasten 
behaftet,  bei  den  Beteiligt«!  wird  nur  in  den  anageaprocheosten 
Fftllen  die  zatreffende  Diagnose  eingeräumt  werden.  Endlose 
Ohikane  würde  die  Folge  von  gesetzlich  festgelegten  Verkehrs- 
beachränkungen  sein  und  die  Znst&nde  nur  Terachlimmem.  Die 
Bäder  mttssen  auf  Selbsthilfe  dnrch  immer  wiederkehrende  Be- 
rufung an  den  Verstand  und  das  Bechtsgefühl  ihrer  Besucher  Ter- 
viesen  werden.  Diese  Methode  versag  selten.  Das  Publikum 
erzieht  sich  selbst  zu  gegenseitiger  Räcksichtnahme.  Schon  im 
Jahre  98  nahm  z.  B.  die  GeneralTersammlung  Pommeracher  Ostaee- 
bfider  folgende  von  mir  beantragte  Besolution  inbetreff  des  Kench- 
hnatens  an,  die  im  Herbst  1900  von  dem  erweiterten  ,Dentschen 
Ostseeb&derverband"  übernommen  wurde: 

„a.  Ftlr  Koachhostenkraake  ist  eine  Wohnniig  zn  wählen,  die  einen  ge- 
Bonderten,  nar  Tom  Kranken  und  dessen  AngehQrigen  benutzten  Zoguig  besitzt. 

b.  Kenchhostenkranke  Bänder  mlUaen  sich  in  ständiger  Begleitung  und 
UeberwachuDg  eines  Erwachsenen  beGndea,  der  dafür  sOTgt,  daß  keine  An- 
näherung nnd  kein  direkter  Verkehr  mit  gesanden  Kindern  stattfinden  kann. 

c.  Kenchnstenkranke  haben  am  Strande  die  ihnen  angewieseneu  geson* 
denen  Partien  (StrandkQrbe  und  Hlltten)  zn  benatzen  und  sich  von  allen  An- 
sammlangen,  z.  B.  Einderfeaten,  aber  auch  von  der  Table  d'hßte  in  den  Qaair 
holen  fernzuhalten." 

Der  Yermieter  hat  es  in  der  Hand,  sich  beim  Vermieten  der 
Wohnung  schriftlich  zu  sichern,  dasa  er  keine  Kenchhustenkranke 
gegen  seinen  Willen  ins  H&us  bekommt.  Die  Badeverwaltung 
wird  bei  Dorchführang  der  den  Kranken  empfohlenen  Verkehra- 
bescbränkangen  natürlich  auch  Schwierigkeit  finden.  Auf  der 
andern  Seite  wird  es  ihr  aber  auch  an  Anerkennung  und  Dank 
nicht  fehlen  dafür,  dass  sie  den  Kranken  die  Möglichkeit  gibt, 
unbeläBtigt  von  dem  leicht  erregbaren  Badepublikum  die  Eurmittel 
des  Bades  zu  geniessen.  Im  grossen  und  ganzen  haben  sich  jeden- 
falls auch  ohne  gesetzlichen  Zwang  die  vorstehenden  Verhaltnngs- 
massregeln  bei  Keuchhusten  in  den  Ostseebädem  bewährt  und 
können  in  Ermangelung  eines  besseren  mit  sinngemässer  Aendening 
auch  denjenigen  Bädeiii  empfohlen  werden,  in  denen  in  der  Saison 
ein  ähnlicher  ZusammenSosa  von  Kindern  stattfindet,  wie  in  den 
Ostseebädem. 

Wir  kommen  zur  zweiten  Gruppe  der  in  ansem  Konnten 
vorkommenden  Infektionskrankheiten,  die  aehr  wider  Wiaaen  nnd 
Willen  in  der  weitaus  grOssten  Anzahl  ans  den  grossen  Städten 
in  unsere  Bäder  mitgebracht  werden,  die  zum  kleineren  Teile  tob 
anderen  erkrankten  Kurgästen  acqniriert  nnd  nur  selten  von  Orts- 
angeaeaaenen  auf  den  Kurgast  übertragen  werden.  Zur  letzteren 
Gruppe  gehOrt  wohl  am  häufigsten  der  Typhaa.  Eine  atrenge 
Brunnenpfiege  für  Badeorte  wird  hier  befriedigende  Znstinde 
BcIiafFeu.  Gegen  eine  Behandlung  dea  an  Typhus  erkrankten 
Badegastes  in  der  Wohnung  lässt  sich  an  nnd  für  sich  nichts 
anwenden.     Ein  Arzt  wird  wohl  stets  zu  Bäte  gezogen.     Die 
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Desinfektion  von  Stnhl  and  T7rin,  anch  noch  vochenlan^  nacli  der 
Oenesong,  mnss  gefordert  werden.  Es  ist  im  allgemeiaen  noch 
Tiel  zu  wenig  bekannt,  wie  lange  nnd  wie  häufig  nach  über- 
standener  Erkrankung  beiTypImsrekonvaleszenten  viralente  Typhne-- 
bazillea  mit  dem  Urin  entleert  werden.  Es  hängt  diese  Erschei- 
nang  mit  den  Eigentümlichkeiten  der  EranUieit  zusammen. 
Während  der  Erkrankung  befinden  sich  die  Typhusbazillen  im 
Blute  und  bilden  von  hier  aus  Uetastasen  in  allen  Organen.  Die 
Hetastaeen  in  der  Haut  sind  uns  ja  seit  langem  unter  dem  Namen 
gBoseola"  bekannt.  Unbekannt  waren  uns  dagegen  bisher  die 
häufigen  Hatastasen  in  den  Nieren.  Von  hier  aus  gelangen  die 
Typhusbazillen  in  die  Blase,  finden  hier  einen  ihnen  zusagenden 
Nährboden  und  passende  Temperatur  nnd  unterliegen  weder  der 
Einwirkung  von  Saprophyten  wie  im  Darm,  noch  der  Tätigkeit 
der  bakteriziden  Eräft«  des  Blutes,  die  ja  im  Beginn  der  Ent- 
fieberung auftreten  und  die  Typhnsbazillen  in  der  Haut  nnd  den 
andern  Organen  Temichten.  Sie  vermehren  sich  daher  in  der 
Blase  ins  Ungeheure  und  bleiben  darin  oft  bis  zu  einem  Jahre 
Tirulent,  wie  durch  die  Arbeiten  des^Kochschen  Institute  nach- 
gewiesen ist. 

Diese  bisher  unbeachtete  Tatsache  erklärt  die  Aetiologie 
mancher  bisher  vOUig  räteelhafter  und  unverständlicher  Typhus- 
erkrankungen nnd  zeigt  der  Phantasie  die  fast  unbegrenzte 
Möglichkeit  der  immer  noch  so  zahlreichen  Typhusinfektionen  von 
Person  zu  Person.  Ich  mfichte  hierzu  noch  bemerken,  dass  die 
Diagnose  dieser  Typhusbakterinorie  leicht  ohne  bakteriologischen 
Nachweis  an  der  Trübung  des  Urins  zu  erkennen  ist  und  dass 
wenige  Dosen  Urotropin,  3  X  täglich  '/,  Gramm  2—3  Tage  lang, 
im  Stande  sind,  die  Bazillen  dauernd  abzutöten. 

Bei  dieser  Sachlage  können  uns  weitere  polizeiliche  Mass- 
nahmen ausser  der  schon  durch  das  Regulativ  und  weiter  durch 
das  zu  erwartende  Seuchengesetz  gewährleisteten  Änzeigepflicht 
ttidits  ntltzen.  Der  Medizinalbeamte  mnss  es  sich  angelegen  sein 
lassen,  in  seinen  Ereisvereinen  die  Aerzte  immer  von  neuem  aof 
diese  Verhältnisse  hinzuweisen  nnd  sie  zu  den  nötigen  Massregeln 
zn  veranlassen. 

Bei  Masern'" scheint  vielfach  Stimmung  zu  herrschen  fSr 
Isolierung  im  Erankenhanse,  bezw.  in  einer  Isolierbaracke.  Wenn 
wir  auf  dem  durch  die  praktische  Erfahrung  gestützten  Standpunkt 
stehen,  dass  die  Infektionsgefahr  am  grössten  zurzeit  des  Emp- 
tionsstadiums,  also  bei  Feststellung  der  Krankheit,  dass  femer 
das  Masemgift  ein  ganz  ausserordentlich  fiücbtiges  und  kurz- 
lebiges, dass  die  Erankbeitafälle  zumal  in  Badeorten  meist  sehr 
günstig  zu  verlaufen  pflegen,  so  halte  ich  es  für  eine  überflüssige 
Belästigung  des  BadepubUkums,  wenn  ihm  der  übrigens  auch  ge- 
setzlich gar  nicht  zulässige  Zwang  auferlegtj. werden  sollte,  seine 
Masemkranken  in  die  bolierbaracken  zu  überführen,  und  für 
eine  ganz  unnötige  Härte  gegenüber  der  Badeverwaltung,  ihre 
Isolierränme  so  geräumig  ,bereit  zu  halten,  dass  die  verhältnis- 
mässig   zahlreichen    Masemkranken   Unterkunft   finden   können. 


M  Dr.  FriedeL 

Eine  Erkrankon?  der  empfänglichen  Familienmite:Iieder  vird  num 
weder  bei  streQ^ster  Äbsonderang  im  Haoae,  noch  bei  Bofortdger 
iBolierang  im  KrankenhaiiBe  in  der  Begel  verhäten  kfinnen,  eine 
Infektion  der  nicht  zur  Familie  gehörigen  Kinder  bei  erster  Hass- 
regel faet  immer.  Aach  besondere  DesintektioDsmassDahmen  halte 
ich  nach  Hasemerkrankang  fOr  flberfläsBig.  Ich  habe  bei  gründ- 
licher Lüitimg  und  Reinigung  mit  Scheuertuch  und  Seife  nie 
BChlechte  Erfahrungen  gemacht.  Auch  der  bisweilen  wechselode 
Charakter  in  der  Schwere  der  Maseminfektion  würde  Btrengere 
Anforderongen  inbezug  auf  iBOlierung  und  Desinfektion  im 
Badeleben  gegenüber  den  nnter  gewöhnlichen  Verh&ltniBsen 
äblichen  Massnahmen  nicht  begründen,  weil  sie  eben  nach  Tor- 
Btehenden  Ansführnngen  über  den  Zeitpunkt  der  Infektion  und 
den  Charakter  des  Infektionserregers  keinen  erhöhteren  Si^atz 
bieten  würden. 

Noch  bleibt  uns  Scharlach  und  Diphtherie  zu  besprechen. 
Beide  Erkrankungen  erfordern  nach  der  Natur  und  Widerstands- 
fähigkeit ihrer  EiTeger  erhöhte  Aufmerksamkeit.  Für  beide  moBB 
die  UOglichkeit  der  Erankenhauaisoliemng  gegeben  sein,  wenn 
nicht  ganz  ausserordentlich  günstig  gelegene  Wohnräame  die 
Isolierung  in  der  eigenen  Behausung  ohne  Gefährdung  und  Aengsti- 
gnng  der  Umwohnenden  möglich  machen.  Auch  der  AengsUich* 
keit  des  Badegastes,  der  im  Enroi-te  nicht  seine  Öemütsrahe  opfern 
will,  mnsB  Bechnung  getragen  werden.  Das  gehfirt  unbedingt  zo 
den  Aufgaben  einer  guten  Hygiene. 

Dass  nach  Erkrankungen  an  diesen  Krankheiten  eine 
dem  beutigen  Standpunkte  der  Wissenschaft  entsprechende  Des- 
infektion unbedingt  nStig  ist,  bedarf  keiner  Worte.  Dass  die 
Desinfektionpeinrichtang  von  der  Kurverwaltung  zu  beschaffen  und 
bereit  zn  stellen  ist,  dass  ein  staatlich  geprüfter  Desinfektor  vor- 
hiuiden  sein  mass,  überhaupt  das  ganze  Desinfektionawesen  Ton 
der  Badedirektion  in  Verwaltung  zu  nehmen  ist,  dafHr  sprechen 
zahlreiche  Öründe.  Handelt  es  sich  um  kleinere  benachbarte 
Kurorte,  so  lassen  sich  eTentuell  für  diese  gemeinsam  Deainfektions- 
einrichtungen  treffen. 

Fassen  wir  das  zum  Schutz  gegen  Infektionsgegebhr  Ndtige 
zusammen,  ao  erfordern  also  von  den  in  nnsem  Kurorten  unter 
gewöhnlichen  Terhältnissen  alljährlich  in  grösserer  oder  geringerer 
Ausdehnung  auftretenden  Infektionskrankheiten  die  meisten  Auf- 
wendungen und  Vorbereitungen  von  Seiten  dei-  Badeverwaltnng 
Scharlach  und  Diphtherie.  Hauptsächlich  zu  ihrer  Bekämpfung 
ist  Tom  Medizinalbeamten  auf  EifBllung  der  im  Ministerial-ErUsB 
Tom  24.  Januar  1903  aufgestellten  gesundheitlichen  Hiodest- 
forderungen  für  Badeorte  zu  dringen.  Masern  bedürfen  für  ge- 
wöhnlich keiner  besondem  Maasnahmen.  Für  Keuchhusten  aai. 
Verkebrsbeschränkungen  in  einer  den  Verhältnissen  des  Kurortes 
aogepaasten  Form  festzusetzen.  G«gen  Tuberkulose  ist  die  Des- 
infektion von  Wohnung  und  Effekten  im  Todes&U  und,  soweit  dies 
möglich,  bei  Wohanngswechael  zn  empfehlen.  Zur  Verhütung  des 
Typhus  ist  eine  besondere  Bmnnenanfsicht  durch  die  Qwoodl^fttB- 
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kommisBion  anbediBirt  nötig.  Nach  üeberBtehen  des  Typhus  ge- 
nflgt  EffektendeBint^üoQ  und  läsgere  üeberwachang  der  Rekon- 
Taleszenten  dorcb  den  behandelnden  Arzt. 

VoraasBetznng  eines  erfolgreichen  nnd  rechtzeitigen  Ein- 
greifens der  Polizeibehörde  bei  Infektionakrankheiten  bleibt  die 
Anzeigepflicht. 

Die  meiste  Schvierigkeit  hat  stets  die  Bereitstellung  von 
ZsolierrftnmeQ  gefanden.  Man  darf  nicht  vergessen,  dass  die 
laolierr&anie  nicht  nar  Torhanden,  sondern  dass  sie  auch  jederzeit 
betriebsfähig  sein  müssen,  dass  sie  also  dauernde  Ausgaben  ver- 
langen nnd  dass  im  allgemeinen  eine  derartige  Anlage  um  so 
besser  funktioniert,  je  mehr  sie  gebrancht  wird.  Will  man  die 
jederzeitige  Betriebsifähigkeit  dadurch  erreichen,  dass  man  beim 
Isolierranm  zu  gleicher  Zeit  die  Wohnung  für  die  Krankenachwester 
einrichtet,  so  ist  za  bedenken,  dass  die  vielleicht  einzige  Schwester 
fOr  die  eigentliche  Krankenpflege  im  Orte  nicht  za  verwenden  ist, 
solange  sie  ansteckende  Kranke  pflegt,  also  wohl  gerade  za  der 
Zeit,  wo  sie  am  meisten  gebraucht  wird.  Es  ist  auch  nicht  an- 
gängig, besonders  im  kleineren  Badeorte,  die  Isolierräume  im 
Orte  selbst  einzurichten.  Anderseits  leidet  unter  der  Verlegung 
der  Bäume  nach  ausserhalb  des  Bades  die  Verpflegung  der  Kranken 
wieder  erheblich.  Ausserdem  mnss  man  bedenken,  dass  der  in 
Hinsicht  der  Krankenh&useinrichtung  verwöhnte  Grossstädter  seinen 
Ej^nken  lieber  einige  Meilen  weit  transportiert,  ehe  er  ihn  einem 
mangelhaft  eingerichteten  und  verwalteten  Isolierraum  anvertraut. 
Aas  all  diesen  Qränden  möchte  ich  es  fUr  völlig  ansreicbend  er- 
achten, wenn  kleinere  Badeorte  mit  einem  anf  guter  Landstrasse 
erreichbaren,  in  annehmbarer  Entfernung  gelegenen  grosseren 
Krankenhause  ein  Abkommen  zwecks  Aufnahme  ihrer  Kranken 
treffen  und  jfflr  den  Transport  einen  bequemen,  leicht  desinfizier- 
baren  Krankentransportwagen  znr  Vwfögung  stellen  würden. 
Der  Nachweis  dieses  Abkommens,  dessen  Braachbarkeit  vom 
Hedizinalbeamten  zu  prüfen  wäre,  wflrde  allerdings  die  änsserste 
Konzession  sein,  welche  die  Aufsichtsbehörde  machen  dürfte. 

Pröfen  wir  nunmehr  noch  diese  gegenüber  dem  erwähnten 
Hinisterial-Krlass  vom  24.  Janaar  1903  erweiterten  gesundheit- 
lichen Hindestforderungen  für  Kurorte  anf  ihre  Durchführbar- 
keit auf  Grund  der  bestehenden  gesetzlichen  Bestimmungen,  so 
bietet  zunächst  der  g  12  des  Gesetzes  vom  16.  September  1899 
völlig  ausreichende  Handhabe  zur  Bildung  einer  Gesnndheits- 
kommission  in  jedem,  auch  dem  kleinsten  Kurorte.  Befugnis  znr 
regelmäaeigen  Frühjahrs -Bevision  jedes  an  Badegäste  zu  ver- 
mietenden Grundstücks  gewährt  der  §  11  desselben  Gesetzes. 
Eine  event.  zwangsweise  Beseitigung  der  in  der  Wohnung 
Btdbst,  der  Wasserversorgung  and  der  Abwässerbeseitjgung  ge- 
fundenen HisBStände  kann  die  Polizeibehörde  durchsetzen  anf 
Grand  des  §  6  f.,  des  PolizeiverwaltongsgeBetzes  vom  11.  März 
1850,  wonach  die  Polizeiverwaltang  zuständier  ist  zu  Vorschriften 
zum  Schatze  von  Leben  and  Gesundheit.  Die  Badeverwaltnng 
kann  zu  den  durch  die   Beschaffenheit  der  Kun^ittel^  gQb<>tc|ijen 
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SchatzmaflBnahmen,  sowie  zu  den  zom  Schatz  gegen  LifekUou 
nötigen  Anschaffoiigen  auf  Grand  desselben  FolizeiTerwalttutgs- 
gesetzes  veranlasst  werden. 

Die  erweiterte  Änzelgepflicht  fflr  Masern,  Seharlacb,  Diph- 
therie, Typhös  und  Taberkolose  wäre  also  die  einzige  gesetzliche 
Massnahme,  die  zn  erfolgreicher  Bekämpfung  der  in  Badeorten 
für  gewöhnlich  Torkommenden  Infektionskrankheiten  noch  onbe- 
dingt  n&tig  wäre.  Nnr  anf  Gtraud  dieser  kann  die  Polizeibehörde 
Yon  dem  ihr  zustehenden  Becht,  M^snahmen  anzuordnen  zum 
Schutz  von  Leben  und  Gesundheit,  den  nötigen  Gebrauch  machen. 
Eenchhusten  in  die  Anzeigepflicht  einzubeziehen,  halte  ich  bei 
der  Unsicherheit  der  Diagnosenstellang  fSr  verlorene  Liebesmflh. 
Die  dabei  so  wflnsclienswertea  Verkehrsbeschränkangen  werden 
sich  ebensowenig  gesetzlich  festlegen  lassen,  wie  ich  es  Ar  aas- 
geschlossen  halte,  dass  sieh  ein  Gesetzgeber  finden  dürfte,  der 
einer  zwangsweisen  Ueber^mng'  eines  Scharlach-  und  DiphÜierie 
kranken  ins  Krankenhans  seine  Zustimmong  geben  dürfte.  Viel 
mehr  Erfolg  rerspricht  im  letzteren  Falle  die  Bereitstellung  tadel- 
loser Erankenhaasräume. 

An  einer  endgültigen  LOaung  dieser  Fragen  arbeitet  seit 
dem  Herbst  1902  eine  TomlOstseebäderrerband  .gewählte  Kom- 
mission, der  Tom  Kultnaminister  einer  der  Herren  Dezernenten 
der  Medizinalabteilung  als  ständiger  Berater  beigegeben  wurde. 
Dieser  Kommission  ist  im  März  d.  J.  die  Balnedogische  Gesell- 
schaft dnrch  Wahl  von  2  Vertretern  beigetreten.  Der  Schlesiache 
Bäderrerband,  der  Schwarzwaldbädertag,  der  allgemeine  deutsche 
Bäderverband  und  andere  mehr  sollen  zur  Mitarbeitnng  aufge- 
fordert und  die  Einrichtnng  zu  einer  ständigen  gemacht  werden. 
Es  steht  zu  erwarten,  dass  die  noch  einer  LOsnng  harrenden 
hygienischen  Fragen  im  Badeleben  sowie  etwa  nen  auftauchende 
auf  diese  Weise  eine  allseitig  befriedigende  LOsung  finden  werden. 

Noch  mOcbte  ich  zum  Schluss  nochmals  das  Verfahren  hervor- 
heben, das  sich  seit  dem  Sommer  1899  in  den  Ostseebädem  be- 
währt hat  und  das  besonders  in  den  Fällen  Anwendung  verdient, 
wo  eine  gesetzliche  Regelung  nichtl^möglich  ist.  Es  ist  dies  der 
in  jeder  Badeliste  und  an  den  zu  Öffentlichen  Bekanntmachnngen 
vorgesehenen  Stellen  wiederkehrende  Appell  an  die  Vernunft  nnd 
das  Gerechtigkeitsgefühl  des  Publikums  in  Form  einer  Znsammen- 
stellung  der  bei  Infektionskrankheiten  unbedingt  erforderlichen 
oder  empfahlenswerten  Massregeln  nnd  femer  einer  Aufzählung 
der  von  der  Badererwaltnng  znr  Bekämpfting  derselben  geschaffe- 
nen und  bereitgestellten  Einrichtungen.  Dieser  ständig  vtm  nenem 
erscheinende  Mahnruf,  versagt  fast  nie  seine  Wirkung  bei  einem 
gebildeten  Menschen  nnd  schafft  ohne  Zwang  den  m  Intareaae 
des  Gemeinwohls  nStigen  Massnahmen  willige  Befolgung. 

(BraToT) 

Die  von  dem  Referenten  aufgestellten  Leitsätze  hattra 
folgenden  Wortlant: 
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Tersorgrmg:  tmd  AbwflsBerbeseitigang,  erfordert  in  Korortea  nnd 
Sommeririschen  eine  bessere  Begelang:  vie  bisher. 

2.  Dieselbe  kann  in  befriedig:eQder  Weise  nur  gelOst  werden 
dnrch  Mitarbeit  der  öesandheitskommission;  deshalb  Ist  die 
Bildong  einer  solchen  nidit  nur  in  Kurorten,  sondern  auch  in 
SommerMBChen  erforderlich. 

3.  Eine  anf  Scharlach,  Uasern,  Diphtherie,  Typhns 
und  Langentaberkaloae  aosgedehnte  Anzeigepfticht  ist 
die  Voraossetzang  zd  erfolgreichen  Massnahmen  zam  Schatz  gegen 
Infektion  in  Bädern  nnd  Sommerfrischen. 

4.  Bei  vrenig  leistungsfähigen  Bädern  ist  der  Nachweis  eines 
aaf  gnter  Landstrasse  erreichbaren,  in  angemeesener  Entfernung 
gelegenen  grösseren  Krankenhauses,  das  sich  verpflichtet,  die 
Kranken  des  Bades  aafzonehmen,  nnd  die  Bereitstellung  von 
gaten  Erankentransportmitteln  in  der  Begel  der  Ein- 
richtung Ton  laolierräamen  an  Ort  und  Stelle  vorzuziehen. 

5.  Gesetzliche  Massnahmen  zum  Schutz  gegen  Keuch - 
husteninfektion  sind  vorlftofig  undorchföhrbar.  Die  nötigen 
Terkehrebeschränkungen  lassen  sich  durch  ständig  wiederkehren- 
den Appell  an  die  Yemunft,  den  Gemeinsinn  and  das  Gerechtig- 
keitsgeftlhl  des  Badepabliknms  erruchen. 


H.  &eisarzt  Dr.  Heyen- Moskau,  zweiter  Referent;  M.H.! 
Beztiglich  der  Gesichtapnnkte,  nach  denen  die  Besprechung  des 
umfangreichen  Gebietes  der  Bäder- Hygiene  vor  sich  gehen  sollte, 
war  mir  im  besonderen  die  Direktive  gegeben,  die  Besichtigung 
der  Karorte  uad  Sommerfrischen  durch  den  Medizinalbeamten 
zu  berücksichtigen  und  diejenigen  Punkte  hervorzuheben,  welche 
hierbei  hauptsächlich  zu  beachten  sind.  Die  Aufgaben  des  Medi- 
zinalbeamten sind  in  dieser  Hinsicht  tatsächli(^  wichtiger  ge- 
worden, da  der  Besuch  der  Kurorte  von  Jahrzehnt  zu  Jahrzehnt, 
von  Jahr  zu  Jahr  erheblich  zugenommen  hat.  Die  steigende 
Wohlhabenheit,  die  Verbesserung  und  Verbilligang  des  Verkehrs, 
die  Erkenntnis,  dase  jeder  längeren  angestrengten  Arbeitstätigkeit 
zweckmässig  eine  entsprechende  Buhe  folgen  müsse  und  anderes 
haben  bewirkt,  dass  immer  breitere  Massen  der  BevSlkerong  an 
den  Wohltaten  des  Bäderwesens  teilnehmen.  Folgt  man  nur  der 
zuverlässigen  Freussischen  Statistik,  welcher  nicht  ganz  300 
Bäder  als  Berichtstellen  zar  Verfügung  stehen,  so  erhält  man 
folgende  Besuchsziffem : 

Bäder  Korgöate  danmter  Ausländer 

(im  eugereD  Sinne,  Kranke) 

18S0:    182  215  Itö  5000 

1890:    254  398968  24719 

1900:    289  585160  84588 

Dabei  ist  ein  nicht  unweseatUcher  Abgang  za  berflckslch- 
tigen,  indem  zahlreiche  Personen,  welche  früher  in  Bädern  weniger 
za  Eurzwecken  als  znr  Erholung  Aufenthalt  genommen  haben, 
jetzt  klimatische  Kurorte  oder  Seebäder  aofiiuchen  oder  Erholimgs- 
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reisen  ins  Hochgebirge,  in  die  nordischen  L&ndu-  oder  znr  See 
ontemehmen. 

Aasaer  den  preosaifichen  Bädern  gibt  es  nnn  noch  Bäder^ 
grappen  in  West-  und  SM -Deutschland,  in  OeBteireich-üngso, 
Seebäder  im  Norden  nnd  an  der  Mittelmeerküste  and  im  Gebirge, 
velche  ohne  Zweifel  ebenfalls  an  der  steigenden  Frequenz  be- 
teiligt aind,  so  dass  man  geradezu  von  kleinen  Tölkerwandemngen 
hinsichtlich  des  Bäderverkehrs  sprechen  kann.  Damit  steigert 
sich  natargemäss  nicht  nor  das  Interesse  der  OeffentUchkeit,  in- 
Sonderheit  der  Fachkreise,  welche  mit  den  Badebeanchern  nnd 
Badebesitzem  in  Verbindung  zu  treten  gevült  sind,  nm  den 
erateren  den  Badeaufenthalt  in  jeder  Beziehung  nutzbringend  and 
zweckentsprechend  zu  gestalten,  sondern  auch  der  Anspruch  an 
die  hygienischen  Einrichtnngen.  Die  Veraastaltungen  sind  so 
mannigfacher  Art,  ao  Tielseitlg  nach  Einrichtong  and  Ausdehnnng 
des  Betriebes,  nach  Kunnitteln  and  Heilanzeigen,  dass  gewisser- 
maasen  ein  Stadium  dazu  gehOrt,  um  eine  richtige  Beurteilung 
Platz  greifen  zu  lassen. 

Dde  Prospekte,  welche  gewöhnlich  in  die  Wdt  gesandt 
werden,  am  die  Terhältniaae  der  Kurorte  klar  zu  stellen,  sind 
entsprechend  der  materiellen  Leistnogafilhigkeit  von  verschiedener 
Auadehnung,  häufig  mehr  oder  minder  subjektiv  gefärbt  -und 
allein  nicht  geeignet,  ein  richtigea  Bild  zu  geben,  sondern  oft 
sogar  in  der  Folge  Enttäuschungen  hervorzorufen.  Darum  ist  in 
interessierten  Kreisen  daa  Bes&eben  erklärlich,  durch  ertliche 
Besichtigangen  und  Feststellungen  ein  objektives  Urteil  Aber 
Beacbafienheit  und  Leiatungefähigkeit  zu  gewinnen. 

Dies  gilt  sowohl  für  die  Aufsichtsbehörden,  wie  fOr  die 
Aerzte,  welche  den  Bädern  Patienten  znr  Qesundung  flberweiaeD. 
Dieser  Zweck  iat  an  bestimmte  Vorauasetzungen  geknflpft,  die 
mit  der  Individualisierung  bei  Auswahl  des  Badea  dorch  den 
Hausarzt  in  Zasammenhang  stehen.  Hierbei  ist  zu  betonen,  wie 
ausserordentlich  wichtig  ein  Handinhandgehen  der  Hausärzte  mit 
den  Badeärzten  erscheint 

Bei  allen  Mineral -Wasser-,  Bäder-,  klimatischen  nnd  ähn- 
lichen, mit  dem  Besuch  von  Badeorten  verbundenen  Euren  handelt 
ea  sich  wesentlich  um  die  Einwirkang  auf  den  Stoffwechsel  im 
menschlichen  KSrper  und  die  Nerventätigkeit,  überhaupt  auf  die 
Gesamtheit  der  Lebenstätigkeit,  anter  spezieller  Ber&cksichtignng 
einzelner  krankhaft  ergriffener  Organe.  Der  Hansarzt  hat  bei 
der  Individualisierung  fBr  die  ein  Bad  besuchenden  Kranken  zu 
berficksichtigen,  daas  nidit  allein  die  Wässer,  Bäder,  die  HOhe 
des  Terraina  im  G^ebirge  und  die  Luftbeachaffenheit  die  Heilkraft 
der  Badeorte  bestimmen,  sondern  aach  die  Aasatattnng  und  Art 
der  Einrichtungen  der  Badeanstalten,  die  Beschaffenheit  der 
nächsten  Umgebung  der  Badeorte,  die  anderweitig  für  die  Er- 
holung und  Unterhaltung  der  Kur-  and  Badegäste,  sowie  ftr  deren 
Unterbringung  and  leibliche  Verpflegung  getroffenen  Einrichtongen. 

Die  babieologiachen  and  hygienischen  Einrichtongen  eines 
Bades  mOgen  noch  so  herrorragoiide  sein,  iat  eine,  dem  KnnkeD 
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und  Beinem  Leiden  eDtsprechende  Änsvalil  niclit  g:etroffen,  so 
wird  dAB  erwflnschte  sabjektiTs  Wohlbefinden  nicht  erzielt 

Bekanntlich  haben  seit  einigen  Jahren  ärztliche  Studienreisen 
mit  Erfolg  veraacht,  den  klinisch-balneologisciien  Unterricht, 
velcher  dem  heutigen  gehobenen  fiäderrerk^  wohl  nicht  hin- 
reichend entspricht,  za  vertiefen.  Diese  Stadienreisen  aind  aoch 
fördernd  für  die  Hygiene  in  den  Eororten  geworden,  da  Bovohl 
der  Wetteifer  mit  anderen  Bädern,  -wie  die  Erwartung  einer 
sachTerstftndigen  Kritik  vielfach  sanitäre  Mängel  beseitigten. 

Im  Gegensatz  zu  diesen  balneologischen  Besichtigongen  er- 
strecken siiä  die  hygienisch -technischen  Besicbtignngen  anf  das 
ganze  Gebiet  der  öffentlichen  Wohltahrtspflege,  an  welche  in  Kar- 
orten and  Sommerfrischen  höhere  Anfbrderongen  gestellt  werden 
mSssen,  weil  diese  im  Weltverkehr  stehen  nnd  zeitweise  erhebliche 
ÄnhäuÄmgen  von  Hen&chen  nnd  zwar  von  Kranken  veranlassen. 

Die  hy  gienisch- technischen  Bäder  besieh  tignngen 
in  Prenasen  Btfltzen  sich  einmal  auf  das  Gesetz  betreffend  die 
Dienststellung  des  Kreisarztes  and  die  Bildung  von  Gesundheits- 
kommissionen  vom  16.  September  1899  in  Verbindung  mit  der 
Dienstanweisnng  vom  23.  März  1901,  und  anderseite  auf  den 
Erlass  des  Herrn  Ministers  der  Medizinalangelegenheiten  vom 
24.  Janoar  1 903,  betreffend  die  gesundheitlichen  Mindestfoidemngen 
an  Badeorte. 

Anf  dem  27.  Schlesischen  Bädertage  zu  Breslau  1899*)  war 
ich  in  einer  Erörterung  fiber  die  Besnfsichtigung  und  Reorgani- 
sation des  Gesundheitsdienstes  in  Badeorten  zu  dem  SchlusB  ge> 
langt,  dass  im  eigenen  Interesse  der  Bäder  and  Enrorte  der 
Gesundheitsdienst  in  diesen  besonders  genau  und  streng  za 
regeln  sei,  und  dass  die  staatUche  Beaafeichtignng  einer  £r- 
weiterong  nnd  strengeren  Darcbfflhrung  bedfirfe.  Diese  Er- 
wartungen nnd  WAnsche  sind  in  Prenssen  inzwischen  durch  das 
Kreisarztgesetz  hinreichend  erfOllt.  In  dem  sanitätspolizeilichen 
Teil  der  Dienstanweisung  sind  die  Gesichtspankte  angegeben, 
nach  denen  der  Kreisarzt  die  Ortschaften  seines  Bezirlrä  aaf 
sanitäre  Mängel  hin  besichtigen  boU,  gleichzeitig  sind  die  Wege 
angegeben,  die  er  zur  Abstellnng  der  Uebelstände  einznschlagen 
hat  Die  allgemeinen  Ortsbesichtigangen,  welche  in  Zwischen- 
ränmen  von  fflnf  Jahren  stettÖnden  aollen,  haben  sich  anf  alle 
für  das  öffentliche  GeBundheitswesen  wichtigen  Verhältnisse  and 
Einrichtnngen  zn  eratrecken  und  betreffen  in  der  Hauptsache  die 
Wohnangaverhältnisae,  die  Wasserversorgung,  Beseitigung  der 
Abfallstoffe,  die  öffentlichen  Wasserläufe,  den  Verkehr  mit 
Nahrungsmitteln,  Genussmitteln  nnd  Gebrauchsgegenständen,  die 
Fürsorge  fftr  Sieche,  Kranke  und  Gebrechliche,  femer  im  Be- 
sonderen die  öffentlichen  Bade-  nnd  Schwimmanstalteu,  Volks-  und 
Schalbäder,  sowie  die  Heilquellen,  Bäder  nnd  sonstigen  Kurorte. 

Diese  letzteren  Einrichtnngen  sind  jedoch  nicht  in  einem 
fanO&hrlgen  Tnmus  zn  besichtigen,  sondern  sie  unterliegen  nach 

■)  Sidie  Zeitachiilft  fflr  HediziiMibeuntei  1899,  Heft  18. 


99  Dr.  Me^en. 

den  §§  108  and  109  der  DienBtanveismig  der  beBonderra  Beaof- 
sichtignng  des  Ereisarztea,  sind  in  gesundheitlicher  BeziehnDg  von 
ihm  za  flberw&chea  ond  jährlich  mindestens  einmal  zu  besichtigten. 

Wie  es  sieh  mit  den  Sommerfrischen  verhUt,  bleibt  zwe&el- 
baft  ond  doch  sind  aaf  Sommerfrischen  die  Besichtigangen  In 
grosserem  Massst&be  anszndehnen,  Teil  in  ihnen  für  hygienisdie 
Einrichtnngen  wenig  oder  gar  nichts  getan  wird  nnd  sie  ansser 
den  Vorzögen  des  Klimas  und  der  Natur  häufig  nicht  mehr  bieten, 
als  andere  Ortschaften.  Anderseits  sind  die  Besichtigungen  in 
ihnen  erschwert,  weil  Hiltskräfte  der  Verwaltung  fehlen,  welche 
in  gröBBeren  Kurorten  hoch  entwickelt  zu  sein  pflegen.  —  Danim 
ist  in  diesen  mehr  oder  minder  belebten  Sommerfrischen  eine 
sachTerständige  häufigere  Besichtigung  doppelt  angebracht  — 
Nun  kommt  noch  der  Umstand  hinisa,  das»  die  Sommerfrischen, 
soweit  sie  kleinere  und  ländliche  Orte  sind,  die  in  dem  Kreisarzt- 
gesetz  vorgesehenen  Geanndheitakommissionen  nicht  zu  bilden 
brauchen  ond  dass  auch  die  fOr  die  Bildnng  musgebende  Aid- 
sichts-  und  Verwaltungsbehörde  nicht  immer  dafltr  eintritt.  Damit 
entbehren  diese  Orte  gewissermassen  der  Lokalinstanz  fOr  die 
Beanfsichtigong  nnd  hygienische  Entwicklang. 

Sobald  in  einer  Sommerfrische  eine  G^sundheitskommisBion 
gebildet  ist,  kann  der  Medizinalbeamte  zu  jeder  Zeit  diese 
einbemfen  und  an  ihrer  Tätigkeit  teilnehmen.  Befindet  sich  in 
der  Sommerfrische,  wie  es  häufig  der  Fall  ist,  ein  Sanatorium, 
eine  Badeanstalt  oder  eine  ähnliche  als  Karbad  zu  bezeichnende 
Einrichtung,  so  sind  Besichtigungen  nur  nach  Bedarf  vorzunehmen, 
wenn  Tatsachen  voiliegen,  welche  für  einen  unregelmäsaigen 
Betrieb  sprechen.  Aus  allem  geht  hervor,  dass  eine  geregelte 
Aofsicht  ffir  Sommerfrischen,  obwohl  sie  derselben  dorchaus  be- 
dOrftig  sind,  nicht  besteht 

Die  Besichtigungen  werden  am  zweckmässigsten  za  der  Zeit 
voiffenommen,  wo  Missstände  am  hänfigsten  und  leichtesten  vor- 
kommen. Dies  ist  in  Bädern  in  der  Hochsaison  der  Fall,  da  bei 
dem  Anschwellen  der  Enrgästezahl  (Frequenz)  die  Anforderungen 
an  die  Leistungsfilhigkeit  der  sanitären  Einrichtungen  erhebUch 
steigen. 

Bei  den  Besichtigungen  selbst  hat  der  Kreisarzt  sein  Augen- 
merk auf  die  Badeeinrichtungen,  die  Beschaffenheit  der  Heil* 
quellen,  die  Fflllmethoden  der  ffir  den  Versand  bestimmten 
Mineralwässer,  sowie  die  gesamten  hygienischen  Einrichtungen 
des  Ortes  zu  richten.  Insbesondere  hat  er  auf  die  Bereitetellong 
geeigneter  Unterkanftsränme  fOr  ansteckende  Kranke,  auf  eine 
wirksame  Desinfektion  der  Wäsche,  der  Betten  oder  anderer  Ge- 
brauchsgegenstände dieser  Kranken,  sowie  anf  eine  zweckmässige 
Beseitigung  des  Longenanswurfes,  auf  EinfOhrnng  einer  zweck- 
entsprechenden Wasserversorgung  ond  Beseitigung  der  Abwässer 
hinzuwfrken.  Natürlich  wd  der  Kreisarzt  berflckaichtigea 
mfissen,  dass  die  Karorte  den  mannigfachsten  Verschiedenheiten 
unterworfen  sind  nach  Grösse,  Art  nnd  Einrichtungen,  Technik 
der  Betriebe,  Entwicklung,  Lage,  BevOlkernngsart  nnd  Diiditig- 
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keit,  Wohnnogen,  SchädiguDgen  dnrclL  IndaBtriellfl  Betriebe,  vie 
znm  Beispiel  durch  fiaacheatvickloDg,  störende  Geräosche  und 
ähnliches. 

Hinsichtlich  der  Isolierung  bei  tibertragbaren  Krank- 
heiten ist  darauf  hinzuweisen,  dass  auch  in  den  kleinsten  Bade- 
orten und  Sommer&'iBchen  das  Notwendige  erreicht  werden  kann. 
Als  Beispiel  dafUr  mag  angeführt  werden,  dass  in  Muskaa  eine 
Isolierbaracke  neben  dem  Erankenhause  „Wilhelm- Ängnsta- 
Stiftnng"  eingerichtet  ist,  welche  zum  Teil  unter  Einwii-knng  des 
Beichs-Senchengesetzes  Tom  80.  Juni  1900  betreffend  die  exotischen 
abertragbaren  Krankheiten  und  des  noch  zu  erwartenden  äesetzes 
betreffend  die  endemischen  fibertragbaren  Krankheiten,  welche 
bisher  das  Begnlativ  von  1835  bebandelt,  entstand  und  zur  Auf- 
nahme nnd  Isoliening  derartiger  Kranken  in  Zukauft  dienen  kann. 
Zu  dem  Krankenhause  mit  ca.  20  Betten  wurde  eine  massive 
stabile  Baracke  nach  Form  und  Dimensionen  der  Söckerschen 
Lazarett-  and  Wirtschaftsbaracke  gebaut,  welche  nach  sta- 
tistischer Berechnung  der  vorgekommenen  Infektionskrankheiten 
der  letzten  10  Jahre  etwa  7 — 8  Betten  zur  Veriügang  haben 
moBSte.  Der  Bau  bietet  als  daaemde  £rweitenmg  des  Kranken- 
hauses gleichzeitig  Gewähr  für  Schatz  gegen  Witterungseiufl&sse. 
Ausser  3  Krankenranmen  kamen  ein  Wärterzimmer,  eine  Bade- 
stube, ein  Wäscheraum,  eine  Teekfiche  und  2  Klosetts  au  den 
Qieb^eiten  zur  Ausführung.  Grössere  Laftschächte  and  Kipp- 
fenster sorgen  für  ausgiebige  Ventilation.  Linoleum-Fussböden, 
Abnmdung  der  inneren  Ecken,  Oelanstrich  and  ähnliches  erleich- 
tem eine  grfindliche  Desinfektion.  Dabei  ist  der  Komfort  derart 
berflcksicbtigt,  dass  jeder  Badegast  mit  seinen  AugehCrigen  das 
Gefühl  der  Beruhigung  bei  eventueller  Internierung  empfinden 
würde.  Gleichzeitig  ist  ein  D&mpfdeeinfektionsapparat  aufgestellt, 
der  in  keinem  Bade  fehlen  sollte. 

Bei  der  Wohnnngsdesinfektion  ist  die  mechaniach- 
chemische  Reinigung  unter  Anwendung  von  Formalin-  oder  75  "ja 
AlkoholdSmpfen  durch  sachverständige  Personen,  Desinfektoren, 
welche  gleichzeitig  als  Gesundheitsaufseher  fungieren  können,  das 
wirksamste  Verfahren.  Selbst  in  Sommerfrischen  finden  sich  Heil- 
gehilfen, Polizeidiener  oder  Lazarettgehilfen  (S&nitäts  •  Dnter- 
ottziere)  der  Reserve  and  Landwehr,  sowie  Krankenwärter,  welche 
sich  zu  Desinfektoren  eignen,  bereits  sachgemäsa  vorgebildet 
und  zur  Anaffihrung  der  Desinfektion  ohne  weiteres  im  stände  sind. 

In  kleinereu*  Sommerfrischen  and  Badeorten  entstehen  häufig 
mehr  Gefahren  aas  den  allgemeinen  hygienischen  Verhältnissen. 
In  grösseren  Kurorten,  besonders  in  Weltbädem,  findet  man  ge- 
wöhnlich zentrale  Wasserversorgungsanlagen  mit  dauernder 
Eontrolle,  femer  Schwemmkanalisationen,  die  mit  bedeutendem 
Kostenaufwand  angelegt  sind  und  sich  bewähren,  auch  hygienische 
Dntersuchnngsämter ;  mit  einem  Wort,  was  man  Komfort  in  der 
Hygiene  nennt,  ist  vorhaaden.  Wie  anders  gewöhnlich  in  kleineren 
Bädern  I  Man  könnte  hier  einwerfen,  dass  im  Gegensatz  zu  den 
Seebädern  selbst  in  den  kleineren  Sommerfrist^en  des  Gebirges 
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die  WuserrenorpiiDK  durch  Quellen  erheblieh  erleichtert  irt. 
In  TideD  Fftllen  trifft  dies  zn,  aber  nicht  immer.  So  braachbar 
das  Qaellwasser  meist  in  der  trockenen  Jahreszeit  ist,  so  minder- 
wertig kann  es  in  den  verachiedenen  Gebii:^ormationen  zn 
Regenzeiten  sein.  Die  Quellen  fliees«!  daim  trfibe;  vorher  abge- 
klbte  Wässer  ffihren  unreine  Tageswftsaer  in  die  Ansflnss- 
Offnnngen  und  Quellmfindungen.  Untersucht  man  in  diesem  Zn- 
stande das  Qaeüwasser,  so  findet  man  eine  starke  Venuehrnng 
der  Bakterienzahl  und  nnter  diesen  nicht  selten  anch  Infektions- 
erreger. Entspringt  die  Quelle  an  einem  ungOnstigen  Ort,  hat 
sie  ihr  Wasserbezugsgebiet  in  stark  bebauten  und  bewohnten 
Gegenden,  so  liegt  die  Gefahr  vor,  dass  Typhuskeime  von  den 
Wiesen  und  Äeckem  sowohl,  als  auch  von  den  Wohnatfttten  in 
die  Qaellwurzeln  und  von  da  in  die  QuelUnfindnngen  gelangen. 
Gnt  aassehende  Quellen  nnterhalb  von  Ortschaften  sind  von  Tome- 
herein  nicht  als  sidier  zn  betrachten.  Genaue  Untersuchnng  det 
Ortlichen  Verh&ltnisse  sind  entscheidend.  Je  weiter  eine  Qa^e 
im  Gebirge  liegt,  wo  sich  fiberall  Wald  befindet  und  kaum  ein 
UeuBch  hingelangt,  desto  besser  ist  das  Wasser,  gleichgültig  ob 
es  trübe  fliesst  oder  nicht.  Fflr  diese  Qnellgebiete,  besonders  aber 
fOr  die,  welche  in  der  Nähe  von  Sommerfrischen  Uegen,  mfisaten 
Schutzzonen  fOr  Ursprung  und  Lauf  geschaffen  werden,  eine  dank- 
bare Aufgabe  für  die  örtlichen  Gesundheitskommksionen,  welche 
mehr  wie  der  Medizinalbeamte  in  der  Lage  sind,  die  Qnellgebiete 
verfolgen  und  beobachten  zu  kdnnen. 

TrinkwasBernntersuchnngen  werden  häufig  gelegent- 
lich der  Besichtigungen  notwendig.  Einfache  üntersuchnngen 
können  sofort  an  Ort  und  Stelle  vorgenommen  werden;  genauere 
quantitative  und  bakteriologische  Untersuchungen  finden  an  mit- 
genommenen Fi-oben  statt 

Die  Fäkalien-  und  Abwässerbeseitlgung  ist  in  den 
Sommerfrischen  und  kleinen  Badeorten  häufig  recht  mangelhaft. 
Die  Sommerfrischler  und  Badegäste,  besonders  ans  den  Groes- 
atädten,  wollen  dieselben  Bequemlichkeiten  wie  zn  Hause  haben. 
Gewöhnlich  besteht  der  Wunsch  nach  Wasserleitung  und  SpQl- 
klosett;  letzteres  wird  dann  als  Nachahmung  grossstädtischer 
Verhältnisse  in  der  Sommerwohnung  eingerichtet,  indem  ein  hoch- 
liegender Wasserbehälter  gefüllt  wird,  welcher  nach  outen  die 
Spttlnng  abgibt  und  die  Fäkalien  in  eine  Grube  treibt.  Diese 
kann  nach  mangelhafter  Klärung  gelegentlich  fiberlaufen  und  die 
Nachbarschaft  oder  in  der  Nähe  fliessende  Quellen  benachteiligen. 
Von  diesen  Einrichtungen  kann  man  mit  dem  Zigeunerkind  sagen: 
„Glfick  ist  nur  Schein."  Sie  stehen  hinter  gnüunktionierenden 
Streuklosetts  weit  zurUck  und  erfordern  die  genaueste  Auhnerk- 
samkeit  der  Aufsichtsbehörden. 

In  grosseren  lukrativen  Badeorten  dfirften  kanm  die  Be* 
strebnngen  fehlen,  dass  fflr  Kanalisation  mit  Kläranl^fe,  neuer> 
dings  nach  dem  biologischen  und  sogen.  Karboferrit-Verfohren 
reaorgt  wird,   welches  neben  der  Enlianlnng  eine  fast  völlige 
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Entkeimung;  berbeifUurt.  Kleinere  derartige  E^inrictiUin^en  haben 
sicli  ftbrigens  aoch  in  gnt  geleiteten  Sanatorien  beväbrt. 

£ann  sich  ein  Badeort,  eine  Sommerfrische  oder  eine  Kur- 
anstalt niclit  mit  teuren  Anlägen  finanziell  befassen,  so  ist  8orge 
za  tragen,  dass  dichte  Senkgmben  vorhanden  sind,  and  wenn 
angängig  Torünnll  als  Streamittel  angewendet  wird;  wo  Wasser- 
spUlklosetts  eingerichtet  werden  können',  sind  entsprechend  grosse 
und  entlegene  Senkgruben  anzulegen  und  auf  pneumatischem  Wege 
za  entleeren.  Für  eine  genügende  Lüftung  ist  durch  hohe  Äbzngs- 
rfihren  zu  sorgen.  Falls  fUr  die  Fäkalien  Verwendung  ist,  kann 
das  Tonnensystem  Anwendung  finden,  welches  jedoch  für  Wasser- 
spülung nicht  ausreicht.  Die  sehr  zweckmässige  Entwässerong 
durch  Berieselung  ist  nicht  überall  anwendbar.  Vor  jeder  de- 
finitiven Anlage  sind  von  den  massgebenden  Bebfirden  and  6e- 
sondheitskommissionen  in  den  Kurorten  die  Ertlichen  Verhältnisse 
einer  eingehen  Prüfung  zu  unterziehen. 

In  kleineren  Bädern  erfordern  namentlich  die  älteren  Logier- 
hänser  eine  besondere  Aufmerksamkeit  bei  der  Besicbtigung,  da 
sie  häufig  in  den  Erdgeschossen  feucht  und  schwammig  sind,  so 
dass  Beanstandongen  hinsichtlich  der  Bewohn  bar  keit  begründet 
werden  können. 

In  den  Weltbädem  und  grösseren  Kurorten,  besonders  solchen, 
welche  sich  für  Spezialbebandlang  chronisch -kontagiöser  Krank- 
heiten entwickelt  haben,  können  durch  Anhäufung  and  stetigen 
Wechsel  der  Parteien  in  den  Wohnräumen  die  grössten  hy- 
gienischen Benachteiligungen  erwachsen. 

Wie  oft  geschieht  es,  dass  in  Weltbädem,  in  denen  bei  den 
den  heatigen  bequemen  Verkehrswegen  das  intemationaJste  Fubli- 
kam  zusammenströmt,  sich  Bekonvalenzenten  der  gefährlichsten 
Infektionskrankheiten  befinden,  wodurch  deren  Keime  sich  in  die 
Räume  einnisten,  die  in  unmittelbarem  Anschlnss  ohne  jegliche 
Schntzvorkehrung  ahnungslosen  Nachfolgern  fiberwiesen  werden. 
Es  wird  eine  nicht  ausser  Acht  zu  lassende  und  dankbare  Auf- 
gabe des  Medizinalbeamten  sein,  gemeinsam  mit  den  Bade- 
verwaltongen  derartige  üebelstände  festzastellen  und  darauf  hin- 
zuwirken, dass  beispielsweise  in  diesem  angeregten  Falle  and 
ähnlichen  nicht  nur  eine  Pause  in  dem  Bewohnen  der  betrefiendea 
Bäome  stattfindet,  welche  genügt,  um  eine  grfindliche  Reinigung 
and  Desinfektion  derselben  yornehmen  zu  können,  sondern  dass 
auch  eine  gewisse  Kontrolle  der  Badebesucher  und  ihres  O^esund- 
zustandes  gewährleistet  wird.  Ich  selbst  habe  in  renommierten 
Bädern  Bäume  bewohnen  mflssen,  welche  kurz  vorher  von  kranken 
Ansländem  (Bässen  und  Rumänen)  bewohnt  waren,  ohne  dass  die 
geringste  Desinfektion  stattgefunden  hatte,  nicht  einmal  der  Zi- 
garettenduft war  durch  Klopfen  oder  Lfiften  entfernt. 

Ein  grosser  IJebelstand  macht  sich  hier  auch  bei  andern 
äusseren  Badeeinricbtungen  bemerklich,  zu  denen  die 
Promenaden,  Lese-  und  Erfrischongshallen  gehören.  Bezüglich  der 
ersteren  sollte  Staubentwicklung  nnd  Entleerang  des  Ans- 
wnrfs,  namentlich  in  den  Enrorten  für  Lungenkranke^  .ye^«4en 
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und  verboten  verdea.  Immer  wieder  moss  dabei  betont  Verden, 
dass  es  hauptsächlich  die  leidigen  Schleppen  der  Damen  Bind, 
Teiche  einmal  dorcfa  Staubaotwirbelnng:  nud  andererseits  dadorcfa, 
dass  sie  mit  dem  Ansvnrf  in  Beififarong  kommen  nud  denselben 
in  die  Hftaser  tragen  können,  geführiich  werden.  Es  ist  merk- 
irardig,  vie  gerade  die  Damen,  die  aitäi  sonst  doch  so  leicht  vor 
solchen  Dingen  ekeln,  in  dieser  Beziehung  nicht  xa  bekehren  sind. 

Bezüglich  der  inneren  Badeeinrichtnngen  ist  anf  die 
Emeaernng  der  Analysen  der  Quellen,  Fassang  nnd  Bedeckung 
der  Trinkqnellen,  BeschafEenheit  der  BadeqaeUen  and  anderer 
Bademittel,  Grösse,  Belichtung,  Lüftung  und  Einrichtung  der 
Badezellen,  Zuverlässigkeit  des  Badepersonals  und  ähnliches  bei 
der  Besichtigong  zu  achten.  Es  würde  zu  weit  führen,  hier  anf 
Einzelheiten  einzagehen. 

Auf  einen  wichtigen  Punkt  ist  jedoch  die  Aufmerksamkeit 
zu  lenken.  Es  ist  die  Frage,  ob  ßadeachlamm  oder  Bade- 
moor mehrmals  benfitzt  werden  kann.  Vmnutlich  ist  nicht  nur 
den  Badeverwaltnngen,  sondern  aach  den  Badeärzten  die  Frage 
mit  einem  gewissen  Ton  des  Misetrauens  aus  der  Beihe  der 
Badebesucher  bänflg  vorgelegt  worden.  Die  Antwort  darauf  kann 
wohl  von  vornherein  nicht  zweifelhaft  sein,  jedoch  müssen  wir  die 
Temeinnng  nach  saohgemSaeer  Erörterung  begründen.  Wie  konunt 
zunächst  das  Publikum  auf  die  Vermutung  der  wiederholton  An- 
wendung irgend  eines  Bademediums  P  Es  mag  hier  und  da  vor- 
gekommen sein,  dass  von  ungeeigneten  und  unberechtigten  Händen 
derartige  Unregelmäesigkeiton  in  zweifelhaften  Betrieben  aasgeübt 
wurden.  So  konnte  man  z.  B.  vor  einiger  Zeit  lesen,  dass  der 
Besitzer  einer  Privatbadeanstalt  in  BerÜn  wegen  Betruges  des- 
wegen bestraft  wurde,  weil  er  an  Gichtkranke  Lohtanninbäder 
verabfolgt  hatte,  deren  Material  bereits  von  anderen  Kranken  be- 
nutzt worden  war.  Bei  der  umfangreichen  Beweisaufnahme  wurde 
festgestellt,  dass  einige  Zeugen  die  Anstalt  anverrichteter  Sache 
voller  Ekel  wieder  verlassen  hatten.  Meines  Erachtens  kann  es 
eich  in  diesem  Fall  nur  um  Praktiken  eines  ungebildeten  Eor- 
pfuschers  gehandelt  haben.  Leider  tragen  derartige  Vorkommnifise 
daza  bei,  solide  Heilbäder  zu  verdächtigen.  Mit  Bezug  anf  Moor* 
bäder  trägt  noch  ein  anderer  Umstand  dazu  bei,  der  Vermutung 
Baum  zu  geben,  dass  die  Bademasee  wiederholt  angewendet  wird. 
In'  grossen  Weltbädern,  welche  jedoch  nicht  Moorbäder  sind, 
werden  Moorbäder  anf  Wunach  verabfolgt,  obwohl  Bademoor  nur 
in  geringer  Menge  zur  Verfügung  steht  oder  anderweitig  her- 
bezogen wird.  Kommt  dazu  noch  ein  mangelhafter  Betrieb,  so 
kann  von  einer  zweckmässigen  Herstellung  eines  Heilmoorbades 
nicht  die  Bede  sein;  man  sieht  dann  einen  dünnen  Brei,  welcher 
mehr  Aehnlicbkeit  mit  Sauerkraut,  als  mit  einer .  dickbreiigen, 
braunen  humusaäurehaltigen  Moormaase  hat,  welche  von  pflaumen- 
musartiger  Beschaffenheit  sich  wie  Sammet  an  den  Körper  an- 
schmiegen moss.  Vom  Kenner-Standpunkt  aus  sind  nicht  nur  die 
mangelhaft  zubereiteten,  sondern  aach  die  mit  derselben  Hasse 
neder  zubereiteten  Ifoorbftder  minderwertig  und  nnter  Umständen 
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ao^ar  ^«simdlieitBsch&dlicb.  Minderwertig:  einmal  deswegen,  weil 
die  Hoonnasae  durch  WasserBpfilong  verdOnnt  wird,  die  wirksame 
HnmuBB&nre  znm  Teil  aasgelaagt  ist,  ond  das  Aroma,  welches 
sich  bei  einem  frischen  Bade  dnrch  den  Gemefa  tod  frisch  ge- 
backenem  Brot  bemerklich  macht,  verschwindet.  Ich  habe  sogar 
bei  altem  Bademoor,  welcher  nach  Gebranch  etwa  8—10  Jahre 
gelagert  hatte»  durch  Vereache  nachgewiesen,  daas  der  Gehalt  an 
S&ore  ein  minimaler,  und  Aroina  gar  nicht  vorhanden  war.  Die 
Hasse  war  erdig,  kramlich,  ohne  Pflanzenfaser.  Demnach  wärden 
selbst  Bftder,  mit  dieser  Masse  znhereitet,  nicht  zweckentsprechend 
sein.  Anderseits  kann  die  Wiederrerwendong  eines  eben  ge- 
branefaten  Moorbades,  ebenso  wie  eines  gewöhnlichen  Wasserbades 
geradezQ  Qefahren  mit  sich  bringen,  weil  diese  Bftder  doch  von 
Kranken  gebraucht  werden,  so  dass  Uebertragnngen  von  Erank- 
heitsstoffen  ond  Keimen  nicht  aasgeachloasen  sind.  Man  kann  ja 
zageben,  dass  die  Moorbäder  durch  ihren  Sftnregehalt  eine  gewisse 
antiseptische  Kraft  besitzen.  Ich  sah  z.  B.  chronische  Bein- 
geschwflre,  sezemierende  Hantaasschläge,  Schnppenflechten  bei 
Anwendung  von  Moorbädern  heilen.  Jedoch  gibt  es  auch  Krank- 
heitakeime  ond  besonders  pathogene  Bakterien,  welche  mittels 
ihrer  Sporen  zum  Teil  gegen  Säaren,  zum  Teil  gegen  Alkalien 
sehr  widerstandsfähig  sind.  Die  Lebensfähigkeit  dieser  Bakterien 
ist  80  gross,  dass  dieselben  sogar  von  Temporatnreinflässen  unbe- 
helligt bleiben.  Von  Typhnsbazillen  ist  z.  B.  nachgewiesen,  dass 
sie  wiederholtes  natSrliches  und  könstliches  GeMeren  und  Anf- 
tanen  fiberstanden.  Wie  konnte  unter  diesen  umständen  eine  nur 
einigermassen  einsichtsvolle  Badeverwaltong  zn  derartigen  Mass- 
nahmen, welche  eine  Krankheitsöbertragung  veranlassen  kfinnten, 
die  Hand  bieten,  ganz  abgesehen  von  der  nnästhetiscben  Seite 
dieses  Torgehens. 

Diejräigen  Badeverwaltungen,  welche  die  zu  Moorbädern 
durchaus  notwendigen  Torbedingongen  nicht  zu  erf&llen  im  stände 
sind,  mflfisten  es  anterl&ssen,  dieses  Karmittel  in  ihr  Programm 
aofziuiehmen. 

Bei  diesem  strengeren  Standpunkt  halte  ich  die  mehrmalige 
Benntzong  von  Badeschlamm  aach  nicht  für  dieselbe  Person, 
wie  es  in  der  Mindener  Polizeiverordnung  nachgelassen  ist,  ffir 
statthaft,  abgesehen  davon,  daas  die  Wiederbenatzung  technisch 
wirklich  erscbwerter  ist,  wie  die  Zubereitung  eines  frischen  Bades. 

In  der  hygienischen  Beobachtung,  Fortentwicklnng  und  Sa- 
nienmg  der  Kurorte  nnd  Sommerfrischen  kann  der  Medizinalbeamte 
die  Mitwirkung  der  Gesandheitskommission  nicht  mt- 
behren.  Es  ist  wohl  anzunehmen,  dass  Jetzt  in  allen  Badeorten 
diese  Eominissionen  bestehen,  ausgenommen  in  vielen  Sommer- 
frischen, welche  sich  merkwürdigerweise  gegen  diese  Einrichtungen 
noch  abweisend  verhalten,  da  sie  diese  mehr  als  Anfsichts- 
wie  beratende  Organisationen  ansehen.  Nach  den  bisherigen  Er- 
&hnmgen  haben  ihre  Besichtigungen  bereits  segensreich  gewirkt. 
Hinreichend  werden  dies  einige  Beispiele  illustrieren.  Ein  ünter- 
ndimer  wollte  in  unmittelbarer  Nähe  eines  Bades  ein  Schlacht- 
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haus  baoen;  auf  ernem  dazn  gehörigen  Bodenratun  sollten  Falle 
getrocknet  werden.  Die  Beaiditignng  stellte  auf  mehreren  be- 
nachbarten ärondstttcken  hygieni^e  Uebelatftnde  bezQglicfa  der 
Abwäsaer-  und  Fftkalienbeaeitigong  fest;  der  Einspruch  gegen  die 
Bewilligimg  der  Genehmigung  seitens  der  zuständigen  BehSrde 
wurde  damit  begrOndet,  dass  durch  die  Abwässer  jener  Fleischerei, 
durch  Geräusche  und  Gertlche,  welche  damit  Terbunden  sdn 
kSnneu,  die  hygienischen  üebelstände  in  der  Nachbarschaft  ver- 
mehrt und  besonders  auch  Luitverschlechterungen  im  Bade  herbei- 
gefUhrt  wflrden. 

Mn  anderer  Fall:  Die  Wasserleitnng  eines  Bades  hatte  aa 
einer  Entnafamestelle  dicht  am  Wasserhahn  ein  Stflck  Bleirohr, 
Durch  Lockerungen  des  Halmes  beim  Gebraaeh  war  unter  Elnflusa 
der  Kohlensäure  in  dem  Schlnssteil  der  Leitung  Hei  zur  LOaung 
gekonmien.  Das  stehende  bleihaltige  Wasser  wurde  längere  Zeit 
morgens  nüchtern  tou  einem  Wasserfreunde  abgelassen  und  ge- 
trunken; es  führte  zu  BleiTergiftung.  Die  Beeichtigong  und 
Untersuchung  stellte  die  Ursache  fest  und  fftbrte  zur  Beseitigung 
der  schädlichen  Anlage. 

In  denjenigen  Bädern,  in  denen  die  Bildung  von  Geenndheita-. 
kommissionen,  sei  es  infolge  Gtesetzes  oder  behOtdlicfaer  Anordnong, 
nicht  erfolgt  ist,  werden  ähnliche  Einzelfälle  oder  allgemeine  H&ngel 
dazu  beitragen,  das  Verständnis  für  die  Beurteilung  der  Gesnnd- 
heitskommission  und  ihrer  Tätigkeit  zn  heben.  Die  erfolgreidLe 
Wirksamkeit  der  Besichtigungen  hängt  jedoch  Ton  der  Zusammen- 
setzung der  Kommission  ab.  Bezüglich  der  geeigneten  Personen 
sollte  man  sich  neben  dem  Badeverwalter  —  Amts-  oder  Gemeinde- 
vorsteher —  in  erster  Linie  eines  oder  mehrerer  Badeärzte  ver- 
sichem,  anch  wenn  deren  Zuziehung  nicht  bestimmt  Torgeschrieben 
ist;  sie  sind  am  meisten  geeignet,  den  beamteten  Arzt,  wddier 
do(m  nicht  stets  zugegen  sein  kann  und  anch  nicht  immer  dazu 
Terpflichtet  ist,  in  der  Beurteilung  hygienischer  Einrichtungen  nnd 
Abstellung  etwaiger  Schädigungen  zu  unterstützen.  Anch  konuntti 
bei  den  Bädern  tedmiche  Betriebe  in  Betracht,  welche  die  Uit- 
beteilignng  eines  technischen  Sachverstindigen  zweckdienlldi 
erscheinen  lassen. 

Der  gemeinsamen  Beurteilung  sollten  die  allgemein  gewerb- 
lichen und  allgemein  wirtschaftlichen  Verhältnisse  nntwli^^en, 
welche  neben  den  sanitären  und  technischen  Fragen  doch  eine 
erhebliche  Rolle  spielen.  Verbessemngsftbiges  ist  zn  Terbessem, 
jedoch  nach  allseitiger  Abwägung  und  innerhalb  der  Grenzen,  dass 
die  Gesamtheit  des  Betriebes  nidit  geschädigt  wird. 

Hält  man  Umschau  in  den  ädern  und  Kurorten  andwer 
Länder  gelegentlich  tou  Studienreisen,  so  findet  man,  dass  bi 
hygienischer  Hinsicht  recht  Tiel  mittelst  orguiisierter  Beiräte 
gearbeitet  wird.  Es  geschieht  dies  ja  auch  besonders  in  unseren 
grosseren  Bädern;  die  mittleren  nnd  kleineren  dfirfen  jedodi 
gleichfalls  nicht  in  den  Fortschritten  zurückbleiben. 

Nach  den  bisherigen  Erfiihmngen  sind  in  grosseren  Bade- 
OTten  neben  dm  GteiundheitBkommisuonen  oder  im  ZniMwini*'''T"ff 
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mit  ihnen  besonders  hjgieniscli  geschnlte  Beamte,  wie  z.  B. 
Wohnnugsinspektoren  notwendig,  um  eine  sachgemftsse  un- 
parteiische Beaatsichtiffonff  and  Berichteratattong  zu  sidiern. 
Wünschenswert  wftre  von  demselben  Beamten  die  Eontrolle  der 
Wohnungen  nach  der  Bichtnng  hin,  ob  eine  zwec^-  und  gesond- 
faeitawidrige  Benntznng  derselben  durch  die  in  der  Saison  h&nflg 
wechselnden  Insassen  stattfindet  Auch  würde  sich  die  Beao^ 
aichügong  des  LebmsmittelTerkehra,  sowie  dei'  BeinhsJtung  der 
Promenaden  durdi  solche  Beamten  aoschliessen. 

Hat  der  Kreisarzt  bei  seinen  Besichtigungen  erhebliche 
Uebelstflnde  gefunden,  so  ist  der  vorgesetzten  Behörde  sofort 
Bwicht  zu  erstatten,  während  im  allgemeinen  nur  im  Jahres- 
bericht anzugeben  ist,  ob  an  dem  Zustand  der  Einrichtnngen 
Ansstellnngen  zu  erachten  und  ob  VerbeaBeruDgen  als  angebracht 
oder  wünschenswert  zu  machen  sind,  sowie  ob  und  mit  welchem 
Erfolge  den  Beteiligten  in  dieser  Hinsicht  Torschläge  gemacht  sind. 

Die  seitens  der  £nrorte  und  Sommerfrischen  .Beteiligten* 
sind  entweder  der  Badebesitzer,  welcher  der  Staat,  eine  Gemeinde, 
ein  Konsortium  oder  eine  einzdne  Person  sein  kann,  oder  dessen 
Vertreter,  bezw.  Betriebsleiter,  Kur-  oder  Bade- Direktor  (Kom- 
missar, Inspektor).  Dieselben  sind  zweckmässig,  ähnlich  wie  bei 
Besichtigungen  von  Krankenhänsem,  erst  kurz  vor  der  Besich- 
tigung ZB  benachrichtigen. 

In  ataatUcben  Betrieben,  welche  in  gleicher  Weise,  wie  die 
privaten  gesundheitlich  zu  beaufsichtigen  sind,  werden  mit  dem 
Betriebsleiter  etwa  vorgefandene  Mängel  und  die  zur  Abstelloag 
geeigneten  Uassnabmen  besprochen.  In  privaten  Betrieben 
empfiehlt  sich  zwecks  Erzielung  der  TerbesBeruDgen  die  Aufnahme 
einer  schriftlichen  Verhandlung,  welche  als  Grundlage  der  so- 
fortigen oder  späteren  Bsrichterstattung  im  Jahresbericht  dienen 
und  für  die  Besichtigung  in  den  folgenden  Jahren  von  Wert 
sein  buin. 

Im  allgemeinen  genügen  die  im  Verlauf  der  Er&rterungen 
bereits  erwähnten  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimsrnngen ;  wo 
besondere  S^wierigkeiten  oder  Örtliche  Verhältnisse  es  erfordern, 
dnd  besondere  Polizeiverordnungen  nicht  zu  umgehen,  ähDÜch  wie 
diejenige,  welche  fflr  den  Begierungsbezirk  Minden,  der  die  zahl- 
reichsten Kurorte  aufweist,  am  2.  April  1903  erlassen  ist.  Die 
Ortlichen  Baa- Polizei-Verordnungen  bedürfen  im  allgemeinen  mehr 
der  Erweiterong  nach  der  Sichtung  hin,  dass  auch  die  Besei- 
tignng  sanitärer  Mängel  erreicht  werden  kann. 

Bei  Abstellung  der  entdeckten  tJebelstände  kann 
es  nicht  im  Sinne  der  massgebenden  Behörden  liegen,  irgend  welche 
Schroffheiten  und  Härten  Platz  gi'eifen  zu  laBsen;  es  ist  in  dieser 
Hinsicht  dar&af  hinzuweisen,  was  von  den  Zentralinstanzen  bereits 
wiederholt  betont  wurde,  dass  nämlich  die  Medizinalbeamten  bei 
ihren  Vorschlägen  die  örtlichen  nnd  finanziellen  Verhältnisse  der 
beteiligten  Bäder  in  Rechnung  ziehen  und  nicht  über  das  Haas 
der  tatsächlichen  Bedärbisse  hinausgehen.  ^.v..,:,,^ 


100  DisknsBioii  zn  den  Yortiägen: 

Ans  den  Erörteraagea  entspringt  der  Wunsch,  dasB  es  den 
Tei-valtongeD  der  Kurorte  and  SonuDertriBcheii,  aovie  des  He- 
dizinalbeamten  und  G^eBondheitskommissioiieQ  gfelingeD  machte,  du 
gemeinBame  Ziel,  „Saniemngf  im  aUgemeinen*  and  „GesnndDiig 
der  Kranken  und  ErliolnngsbedOrftigen",  Hand  in  Hand  za  all- 
aeitiger  Zufriedenheit  zu  erreichen,  damit  das  alte  Wort  »in  halneiB 
salas"  wahr  bleibt  1 

(Lebhafter  fid&lL) 

Die  TOD  dem  Eorreferenteo  aufgestellten  Leitsätze  lauten 
wie  folgt: 

1.  Die  Statistik  best&tigt  die  Wichtigkeit  des  Bädenrerkehrs. 

2.  Bei  der  Auswahl  eines  Earortes  oder  einer  SonunerfriBche 
sind  die  hygienischen  Einrichtungen  mit  bestimmend. 

S.  Sämtliche  Kurorte  und  Sommerfrischen  sind  alljährlich 
mindestens  einmal  durch  den  Medizinalbeamten  nnd  zwar  in  der 
EocheaiBon  za  besichtigen. 

4.  Bei  diesen  Besichtigungen  ist,  abgesehen  Ton  den  Mass- 
nahmen gegen  Infektionskrankheiten, 

a)  in  Sommerfrischen  (besonders  des  Gebirges)  mehr  auf 
TJebelstftnde  aus  allgemein  hygienischen  Verhältnissen,  wie 
Wafifierrersorgung,  Beseitigung  der  Abfallstoffe  and  ähnliches, 

b)  in  grösseren  Kurorten  mehr  auf  üebelstftnde,  welche  sich  aus 
Badeeinrichtungen  und  VerkehrsTerhältnissen  (Wohnnng,  Yer- 
pflegung,  Promenade  und  ähnliches)  ergeben, 

zu  achten. 

5.  Die  bei  den  Besichtigungen  gefundenen  üebelstände  sind 
auf  GrTund  der  allgemeinen  gesetzlichen  Bestimmungen,  oder,  wo 
Ortliche  Verhältnisse  es  erfordern,  auf  Qnind  besonderer  Polizei- 
Verordnungen  zu  beseitigen.  Bei  Anordnung  nnd  Darchfflbnmg 
der  erforderlichen  Massnahmen  ist  die  Leistungsfähigkeit  der 
Eororte  und  Sommerfrischen  zu  berflcksichtigen. 

Vomitzender:   Ich  er&Sae  die  DisknasioD. 

M.  H.I  Oestatten  Sie  mir  aelbst  ünige  Worte  za  den  Anafttlinuigeii  der 
Herren  Referenten.  Da  von  dem  Kollegen  Ueyen  ant  die  Hindener  Tor- 
Bchriften  Uber  Bäder  znrückgeniffen  ist,  bo  möchte  ich  zunächst  erwUmen, 
daä  diese  nicht  in  Form  einer  FolizeiTerordnnng,  aondem  als  dna  Anweirang 
erlassen  Bind,  die  einmal  dazu  dieoen  soll,  den  Kreisärzten  einen  Anhalt  fOr 
die  Bevision  der  Bäder  osw.  za  geben,  anderseits  soll  sie  die  Besitzer  aof  die- 
jenigen Punkte  und  Anfordenugen  anfinerkBam  machen,  die  bd  der  Errichtung 
and  dem  Betrieb  derartiger  Anstalten  zu  beachten  sind.  Es  ist  dabei  absicht- 
lich die  Form  der  PolizeiTerordDUn^  vennieden,  veil  es  immer  bedenklich  ist, 
gerade  solche  Fragen  dorcb  PolizeiTerordnongen  zn  regeb.  Finden  sich  bei 
den  Berisionen  Mängel,  so  wird  deren  Beseitigong  durch  polizeiliche  Verfügung 
von  Fall  za  FaU  angeordnet,  eb  Verfahren,  das  sieb  im  Beg.-Bezirk  Minden 
aach  auf  anderen  Gebieten,  z.  B.  gegenüber  ron  Krankenaiutalten,  sehr  gat 
bevährt  bat. 

KoUege  Mejen  hat  nun  bemängelt,  daß  in  jener  Anweisung  die  mehr- 
malige Benutzang  eines  Schlammbades  Ton  ein  and  derselben 
Person  gestattet  ist.  Soweit  mir  bekannt,  ist  dies  auch  iu  den  meisten  andern, 
selbst  größeren  Moorbädern,  der  Fall;  vielleicht  kann  mich  aber  der  Herr  Kollege 
Mayen  eines  Besseren  belehren.    Jedenfalls  haben  wir  ans  anf  den  Standpunkt 

gestellt,  daQ  das,  was  selbst  in  großen  Lnznsbädem  Eoliasis  ist,  aaiii  in  solch 
[Mnen  B&dem  wie  im  Beg.-Bez.  Minden  salKsslg  sein  dürfte,  vetin  ich  auch 
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aoeebeu  will,  d&B  vom  hygieiÜBcheii  Staadpnnkte  aoa  die  jedeun&lige  frische 
ZuDereitnng  eines  Schlammbades  zweckmifiiKer  ist.  Aber,  m.  E.,  die  Kosten 
spielen  hierbei  anch  eine  Bolle;  denn  es  ist  ittr  diese  nicht  gleichKttltig,  ob  ein 
SchlBknunbad  nur  einmal  oder  mehimals  benatzt  werden  darf.  Erstens  haben 
die  Badebesitzer  mit  dem  Uaterial  zn  rechnen.  Es  ist  ein  großer  Unterschied, 
wenn  sie  jedesmal  ein  Schlammbad  frisch  herstellen  mttsseD;  das  erfordert  weit 
mehr  Material,  und  dieses  ist  oft  recht  knapp.  Zweitens  moQ  man  sich  ver- 
gegenwärtigen,  daß  anch  die  Vorbereitung  des  Materials  eine  Menge  Arbeit  ver- 
nrsacht:  es  mnä  gegraben,  getrocknet,  gemahlen  werden  —  wodurch  sich  selbst- 
Terst&ndlich  die  Eeratelliu^osten  eines  Bades  vertenem.  Deswegen  haben  mir 
sämtliche  Badebesitzer  in  meinem  Bezirk  erklärt,  wenn  sie  jedesmal  das 
Schlammbad  nur  einmal  benutzen  lassen  dtlrften^  so  müßten  sie  fttr  das  Bad 
mindestens  6  M.  haben,  während  sieb  jetzt  der  Preis  bei  mehrmaliger  Benntcnng 
aof  die  HUfte  stellt.  Durch  zu  hohe  Preise  wird  aber  die  BenutzauK  der  fOr 
viele  Kruike  sehr  wirksamen  Sciilammbäder  wesentlich  erschwert.  Es  sollte 
mich  jedoch  frenen,  wenn  die  Schlammbäder  immer  frisch  auch  oline  Er- 
höhung des  Preises  hergestellt  und  verabfolgt  werden  kOonen. 

H.  Erräsarzt  Dr.  Hejen:  U.  E.1  In  Moskau  wird  ein  Moorbad  nicht 
zum  zweiten  Male  angewandt;  denn  wir  haben  Moor  im  üeberfluß,  im  Gegen- 
satz zu  einzelnen  großen  Weltbädern,  die  anch  Moorbäder  verabfolgen,  oline 
dajß  es  eigentlich  Moorbäder  sind.  Die  Moor-  und  Schlammbäder  werden  anch 
durch  zwumalige  oder  dreimalige  Benutzung  zweifellos  in  ilirer  Wirksamkeit 
herabgesetzt  Zum  Beispiel  wird  durch  das  Abspttlwasser  schon  die  Masse 
verdünnt  und  die  wirksame  Hnmussäure,  die  in  jedem  wirksamen  Schlammbad 
enthalten  sein  soll,  zum  Teil  entfernt.  Ich  halte  anch  die  Technik  bei  Wieder- 
aowendong  für  erschwerter.  Die  Moormasse  wird  gewöhnlich  im  ganzen  ge- 
kohlt in  Bottichen  und  bequem  abgelassen;  nun  soll  das  gebrauchte  Moorbad 
ans  der  Wanne  —  welche  mit  Inhalt  ca.  600  Kilo  wie^  —  wieder  zurück-  und 
in  die  Bottiche  Iiin eingebracht  werden!  Da  sagt  sich  der  Bademeister:  ich 
lasse  Ueber  das  fertig  gekochte  frische  Moorbad  ab  und  schaffe  es  bequem  in 
die  Zelle  hinein. 

TorBlti«Bdar :  Ich  mochte  dazu  bemerken,  daß  die  Moorbäder,  die  ich 
kennen  gelernt  liabe,  In  anderer,  wesentlich  einfacherer  Weise  znbereitet 
werden.  Das  Moor  wird  gegraben,  dann  wird  es  an  der  Luft  getrocknet  und 
grob  gemahlen,  kommt  in  £e  Badewanne  hinein,  wird  mit  Wasser  vermischt 
und  mit  heißem  Dampf  warm  gemacht,  was  etwa  10  Minuten  Zeit  erfordert, 
ich  gebe  dem  Herrn  Kollegen  Mejen  recht,  wenn  er  sagt,  die  Eumnssäure 
und  andere  Bestandteile  gehen  z.  T.  verloren,  wenn  das  Moor  wieder  von 
nenem  erwärmt  wird;  aber  die  Wirksamkeit  des  Bades  wird  dadurch  nicht 
sehr  beeinträchtigt.  Ich  bin  nämlicb  früher  auch  einmal  Arzt  an  einem 
kleinen  Schlammbade  gewesen  und  insofern  etwas  sachverständig.  Ich  halte 
z,  B.  das  Verfahren,  das  Moor  vollständig  zu  trocknen  und  dann  fein  zu  zer- 
mahlen,  wie  es  in  einzelnen  Moorbädern  geschieht,  nicht  für  richtig ;  denn  dabd 
geht  em  großer  Teil  der  wirksamen  Bestandteile,  besonders  der  Eomussäure, 
verloren.  Derartige  Bäder  machen  den  Eindruck,  als  ob  sie  aus  feiner  Braun- 
kohle hergestellt  werden.  In  dem  Bade,  wo  ich  früher  als  Badearzt  fungierte, 
wurde  das  Moor  ans  einem  schwefelhaltigem  Untergrund  gegraben  und  enthielt 
daher  neben  Eumussäure  auch  Schwefelwasserstoff.  Es  wurde  stets  frisch  g&- 
Kraben^  durch  eine  Knetmaschine  Kiob  zerquetscht  nnd  den  Badegästen 
dann  einfach  gesagt,  daß  sie  die  einz^en  grOberen  Teile  auf  den  erkrankten, 
rheumatischen  Qliedmaßen  zerrdben  sollten.  Sie  taten  dies  auch  sehr  pflichl- 
getreu  und  verbanden  auf  diese  Weise  eme  wirksame  Massage  mit  dem  Bade. 
Die  Erfolge  dieser  BIder  waren  recht  gute! 

H.  Kreisarzt  Dr.  H«reR;  Bei  den  Moorbädern  liegt  die  Wirksamkeit 
zum  Teil  in  der  hohen  Temperatur.    Wie  wurde  diese  erzengt  f 

Tonltieuder:  Darob  heiße  Dämpfe;  es  ließ  sich  dadurch  ein  Moorbad 
sehr  leicht  bis  auf  40"  C.  nnd  hQher  erwärmen.  Es  ist  ja  bekannt,  daß  man 
in  Moorbädern  höhere  Temperaturen  viel  besser  und  viel  länger  vertragen  kann, 
als  in  einfachen  Wasserbädem.  Die  Kranken  kOnnen  sie  oft  nicht  warm  genug 
bekommen,  so  daß  ich  mehrfach  dem  Bademdster  die  strengste  Anweianng 
geben  maßte,  um  diesem  Unfug  zu  steuern.  ^.v.v/^.^ 


lOB  Dlskoulou  EU  den  Tortilfieii: 

H.£reiBarztUed.-Ba,tDr.  Belireiid-KolberK:  U.  H.I  Der  Herr  Befeient 
and  der  Herr  Korreferent  haben  eine  solche  FflUe  von  Änregnngen  gegeben, 
daß  es  demjenieen,  der  sich  tä^ch  mit  dieser  Uatorie  beschUtigen  mnS,  wie 
ich,  schwer  füllt,  eich  in  der  Iliskassion  zn.  mäßigen.  Es  sind  viele  Punkte 
berührt,  die  gewifi  noch  zn  weiteren  Ansftthmngea  veranlassen  werden.  Ich 
mfichte  mich  beschiEjiken  und  nur  anknüpfen  bji  die  Bekämpfang  der 
Infektionskrankheiten,  worauf  doch  schließlich  ein  großer  Teil  der 
Itjglenischen  UaBregein,  die  wir  in  Kurorten  anregen,  tünaoslaufen. 

IiÄ  mochte  den  Herren  mitteilen,  daß  ich  ani  Omnd  von  Erfohningeu 
es  für  sehr  wichtig  halte,  daß  wir  diejenigen  Kranliheiten,  die  nach  dem  Be- 
gnlativ  nicht  meldep&ichtig  sind,  in  den  Kurorten  fakultativ  meldepflichtig 
machen,  sei  es  dnrch  besondere  Begiemn^erordnang,  oder,  wie  ich  es  ge- 
macht habe,  dnrch  Vereinbamng,  welche  ich  mit  den  praktischen  Aerzten  in 
Kolberg  getroffen  habe.  Sie  melden  freiwillig  jeden  Kenchhosten-,  Uasem-, 
Sdiarl^iaÜ,  ob  gntartig  oder  bOsartig,  der  Polizei,  und  als  Aeqnivalent  dafür 
erbalten  sie  —  das  halte  ich  für  ungemein  wichtig  ~  eine  Znsanunenstellnng 
der  gemeldeten  F&lle,  vor  allen  Dingen  mit  Angabe  dei  Wohnungen.  So  welÖ 
jeder  Badearzt:  in  dem  und  dem  &nse  ist  ein  Masemfsjl  gewesen;  er  Itann 
seine  Klientel  warnen,  kann  die  nStigen  Maßregeln  selbst  ergreifen,  ohne  daß 

{'edesmal  der  Medüinalbeamte  einschreitet.  Das  hat  sich  bei  nns  in  Kolberg 
lewShrt,  und  ich  glaube,  daß  das  wenigstens  oin  kleiner  Ersatz  ist  für  den 
Uongel  der  Anzeigepflicht,  den  wir  doch  alle  bedauern,  und  der  ja  auch  bei 
Masern  und  Keuchhusten  zutage  treten  wird,  wenn  das  preußische  Seuchen- 
gesetz  perfekt  werden  sollte. 

DerKeachhuBten,  m.  H.,  den  Herr  Kollege  Friedel  etwas  aiufflhr- 
Hcher  behandelt  hat,  ist  eine  Cmx  für  alle  Kurorte,  besonders  für  die  größeren. 
Wir  an  der  See  haben  ja  besonders  darunter  zn  leiden,  weil  immer  noch  in 
der  ärztlichen  Welt  der  Qlaube  herrscht,  daß  Luftveränderung,  insbesondere 
Seeluft,  ein  Heilmittel  gegen  Keuchhusten  seL  H.  Kollege  Friedel  hat  ganz 
richtig  gesagt,  daß  aUe  die  Maßregeln,  die  man  im  allgemeinen  hier  und  da 
empfonlen  hat,  die  ZwangsmaSrcgeln,  entweder  nicht  durchfülubar  sind  oder 
nichts  genutzt  haben.  Den  Appell  an  die  Vernunft,  den  Oemeinsinn,  das 
Gerechtigkeitsgefühl  des  BadepuMikums  führt  er  statt  dessen  an.  Ja,  m.  E., 
ich  kenne  unser  Badepnblünim  anch,  und  meine,  daß  gerade  das  bei  ihm  zu 
vermissen  ist,  was  wir  so  gern  haben  mochten :  die  Bücksichtnahme  auf  den 
Nebenmenschen.  Die  Leute  sind  im  Durchschnitt  große  Egoisten  und  werden 
schwerlich  sich  zn  dem  von  Friedel  gewünschten  Oemeinsinn  bekehren. 
(Sehr  richtig!)  Und  damit  komme  ich  auf  etwas,  was  wir  gerade  beim  Keuch- 
husten In  den  Kurorten  oftmals  erleben,  daß  die  betreffenden  Mütter  ihn  ent- 
weder verheimlichen  und  nun  Plätze  mit  ihrem  kranken  Kind  aufsuchen,  an 
denen  gesunde  Kinder  sich  aufhalten,  oder,  wenn  sie  auch  zugeben,  daß  es 
Keuchhusten  ist,  so  Ist  es  manchen  gleich^itig,  ob  ihre  Nebenmenschen  ge- 
fährdet sind  oder  nicht;  sie  lassen  sich  nicht  zurückhalten  von  den  gemein- 
sehaftlichen  Spielplätzen  und  Promenaden.  Die  Karorte,  die  Herr  Kollege 
Friedel  veranlassen  will,  daß  sie  besondere  Plätze  für  Kenchhustenkranke 
einrichten,  werden  damit  nicht  immer  Glück  haben.  Die  Leute  suchen  die 
Plätze  nicht  auf!  Anderseits  wallen  manche  Kurorte  dies  nicht  tun,  wollen 
nicht  die  Plätze  mit  Tafeln  kennzeichnen,  die  etwa  die  Aufschrift  , Keuch- 
husten* tragen,  weil  sie  fürchten,  es  verbreitet  sich  dann  das  Gerücht  aufler- 
halb:  hier  herrscht  der  Keuchhusten.  Der  Kurort  Kolberg  gehOrt 
auch  mit  zum  Deutschen  Ostseebäderverband,  beachtet  jedoch  nicht  die  vom 
H.  Kollegen  Friedel  vorgeschlagenen  und  vom  gesamten  OstseebEderverbande 
angenommenen  Grundsätze. 

M.  H.I  Ich  meine,  wir  kDnnen  mit  Maßregeln  derart,  wie  sie  H.  Kolle{^ 
Siebelt  aus  Fllnsberg  vorgesclilagen  hat,  und  wie  sie  durch  Prof.  Bokai  m 
noch  strengerer  Form  vorgeschlagen  sind,  daß  man  nämlich  Kenchhufiteokranke 
entweder  in  Hospitäler,  in  Sonderasyle  bringen  oder  unter  Aufsicht  der  kom- 
munalen Aerzte  stellen  soll,  ~  mit  diesen  Maßregeln,  glaube  ich,  können  wir 
vorläuflg  praktisch  nichts  ausrichten.  Ich  würde  voiacUagen,  daß  wir  inmet 
wieder  an  die  praktischen  Aerzte  appellieren,  daß  me  die  KevcbhostsnknBkeo 
Kinder  nicht  in  die  großen  Kurorte  schicken,  da  die  gesunden  Kinder  f^Shrdet 
werden.    Ich  glaube,  das  ist  der  einzige  und  beste  Weg,  auf  dem  hier  etwas 
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Praktlaches  erzielt  weiden  ktuu.  D&ß  dar  Lnftwecbsel  nichts  beim  Eench- 
hnsten  anaiichtet,  du  ist  mir  persönlich  ans  mehr  als  SOjUuiger  Erfahning 
bekannt,  und  das  sagt  anch  dei  Altmeister  der  Einderhellknnde  E  e  n  o  c  h  in 
seinem  wertvollen  Bncb  über  Kinderkrankheiten.  Er  erzählt  darin,  dafi  sein 
eigenes  Kind  durch  den  Aofenthalt  in  Beichenhall  nach  kurzer  Zeit  vom 
KeDchheusten  beireit  worden  Bei;  trotzdem  schließt  er  nicht  daraus,  daß  dag 
der  Loftwedisel  bewirkt-  hat,  sondern  er  nimmt  eme  Äbortivlona  der  Krank- 
heit bei  seinem  Kinde  an.  Wenn  Henoch  das  sagt,  dann  kSuken  wir  den 
Appell  an  die  Kollegen  richten:  es  ntktzt  nichts,  daß  ihr  die  Kinder  in  die 
Karorte  schickt,  unterlaßt  das  lieber;  wollt  ihr  die  Kinder  in  gute  frische 
Luft  Ton  der  Heimat  wegsenden,  so  schickt  sie  anf  DOrler,  in  denen  eine 
Isoliernng  viel  leichter  mOglich  ist,  als  in  den  belebten  großen  Karorten. 

Dann  ist  in  den  Leitsätzen  ausgesprochen  worden,  daß  die  kleinen  Kur- 
orte mit  den  Verwaltungen  der  KrankenhSnser  der  Nachbarstädte  Verträge 
abschließen  mSKOn;  das  sei  vorzuziehen  der  Einrichtung  von  Isolierräumen 
an  Ort  and  Stelle.  Ich  gehe  dem  Herrn  Kollegen  vollkommen  recht,  daß  es 
besser  ist;  aber  aach  da  stoßen  wir  auf  Schwierigkeiten.  Ich  weiß,  daß 
Krankenhäuser  der  Nachbarstädte  sich  geweigert  haben,  derartige  Verträge  zu 
schließen,  weil  sie  Intektionskranke  nicht  ohne  weiteres  aufnehmen  wollen. 
Die  Stadtverwaltongen  sagen :  diejenigen  Fälle,  die  bei  uns  am  Ort  vorkommen, 
mttssen  wir  aofnehmen,  dazu  haben  wir  ein  kommunales  Krankenhaus, 
dazu  sind  wir  verachtet;  aber  uns  ein  (ftr  allemal  zu  verpflichten,  etwa 
Pockenkranke  oder  Flecktjphnskranke  in  unsem  Ort  hineinznnehmen,  das  paßt 
uns  nicht.  Ich  habe  den  Fall  gehabt  und  weiß,  daß  es  leider  nicht  immer 
gelingt,  die  UeberfOhrung  ansteckender  Kranker  vom  Lande  in  ein  benach- 
bartes städtisches  Krankenhaus  zu  bewirken.  Die  Herstellung  von  Kranken- 
räumen  in  Kurorten  wie  sie  in  dem  Ministerialerlaß  vom  April  1902  gefordert 
ist,  ist  eine  sehr  schwierige  Sache.  Ich  bin  mit  dem  Landrat  meines  Kreises 
in  einem  Seebadeort,  der  doch  schon  300  Fremde  beherbergt  and  ein  Hospiz 
mit  2  bis  800  Kindern  hat,  von  Hans  zu  Hans  gegangen ;  wir  haben  die  Leute 
bewegen  wollen,  für  Fälle  der  Not  zwei  Zimmer  zur  Verftlgong  zu  steUan. 
Es  war  kein  Hauseigentümer  bereit!  Wir  mDsaen  dann  die  so  minimale 
Forderung,  welche  die  Kommission  des  Verbandes  deutscher  Ostseobäder  auf- 
gestellt und  mit  denen  der  Herr  Uinister  sich  einverstanden  erklärt  hat,  noch 
reduzieren,  und  müssen  uns  gelegentlich  auch  damit  begnügen,  daß  der  Kreis- 
arzt, besonders  wenn  ein  Fall  von  schwerer  Infektionskrankheit  in  einem 
kleinen  Kurorte,  einem  Dorf  vorkommt,  das  Hans  sperrt  und  alle  gefährdeten 
gesunden  Menschen  herausbringen  läßt.  Das  Becht  dazu  bat  er  wohl  in 
solchem  EmatfalL 

Ich  mochte  dann  noch  ganz  kurz  die  Bemerkung  des  Herrn  Kollegen 
He^en,  die  ich  fttr  sehr  wichtig  holte,  streifen:  der  Unterschied 
zwischen  Badeorten  and  Sommerfrischen  ist  nicht  genügend 
festgelegt.  Sommerfrische  ist  unter  Umständen  ein  großer  Ort,  an  dem 
eine  große  Anzahl  von  Fremden  sich  aufhält,  die  in  ihrer  Gesundheit  durch 
mangähafte  Einrichtungen  gefährdet  werden  kOnnen.  Ich  glaube,  fttr  uns  Ist 
vorläufig  die  Definition  des  Badeortes,  die  in  dem  Protokoll  der  Qeneral- 
versammlung  des  Verbandes  deutscher  Ostseebädei  festgele^  und  von  dem 
Herrn  Hinister  gebilligt  ist,  maßgebend,  in  welchem  es  heißt,  wie  ich  mi^ 
glaube  erinnern  zu  kSnnen:  Badeort  ist  jeder  Ort,  der  durch  Beklame,  durch 
öffentliche  Bekanntmachangen  Fremde  eut  Benatzimg  seiner  Heilmittel  einladet 
—  so  ungefähr  ist  das  gefaßt;  die  Herren,  die  sich  genauer  damit  beschäftigt 
haben,  weiden  es  wissen.  Nach  dieser  Auslegung  kann  man  eine  ganze  An- 
zahl Sommerfrischen,  welche  als  Luftkurorte  angepriesen  werden,  unter 
Badeorte  snbsummieren  und  sie  als  solche  der  kreisSrztllchen  Aufsicht  unter- 
werfen. 

fieg.-  u.  Med. -Bat  Dr.  Nesemann- Berlin:  M.  H.l  An  den  Sommer- 
frischen und  Bädern,  zwischen  denen  ich  nicht  direkt  solche  Trennung  vor- 
nehmen möchte,  wie  sie  hier  von  dem  Herrn  Vorredner  vorgenommen  worden 
ist,  hat  iranz  besonders  die  Großstadt  ein  hervorragendes  Interesse;  das  be- 
wegt mich  auch  dazn,  hier  noch  das  Wort  zu  nehmen.  Es  findet  ja  heutzu- 
tage in  jeder  HochBaison  geradezu  eine  Völkerwanderung  in  das  Gebirge  und 
an  die  See  statt.     Diese   Volkerwanderung    kann  ebensogut  in  irgendeine 
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SommerfriBche,  wie  z.  B.  in  manche  Seebäder  atattfioden,  kurz  und  gnt,  ich 
meine,  eine  Trennung  zwiaclien  Bädern  und  Sommerfrischen  wird  sich  niclit  bo 
streng  anfrechtorhelten  lassen.  Bei  dem  ZnaammenatrOmen  so  vieler  Henichen 
ans  den  Grofistädten  kommen  aber  doch  schließlich  die  Ponkte  in  Frage,  welche 
sich  überall  bei  einer  großen  Anhäufung  von  Menschen  ergeben.  Es  ist  tat- 
sächlich so,  als  wenn  die  Soldaten  anf  einen  Trupp enObungsplatz  ziehen,  nnr 
dass  beim  Hilit&r  besser  in  hygiemscher  Besiehong,  namentUcn  aucb  fOr  Unter- 
kommen und  Verpflegung  des  einzelnen  gesorgt  wicd.  Ich  habe  schon  einen 
Funkt  TOT  weggenommen,  anf  den  ich  erst  später  kommen  wollte,  die  Ver- 
pflegung. Herr  Kollege  Hejen  hat  zwar  die  Wohnung,  Verpflegung  usw. 
auch  in  sein  Programm  aufgenommen;  bei  seinen  AnsfObrongen  ist  aber  die 
Terpflegnng  zu  kurz  gekommen.  Auch  Ton  den  anderen  Herren  ist  davon  nichts 
erwähnt  worden.  Ich  meine  aber  doch,  daB  gerade  die  Verpflegung  in  Kur- 
orten eine  auBerord  entliche  Bolle  spielt.  Ich  spreche  da  ein  buchen  pro  domo. 
Ich  habe  Jahre  lan^  in  der  OioBstadt  gelebt  und  bin  genötigt  gewesen,  jedes 
Jahr  mit  meinen  Kindern  hinanBzaeehen,  sei  es  in  die  Sommerfrische,  sei  es  in 
ein  Bad.  Ich  habe  gefunden,  daS  ohne  sonst  nachweisbaren  Anlaß  Magen- 
yeretimmun^en  nicht  bloß  bei  mir,  sondern  auch  bei  anderen  TOigekommen  und. 
Das  habe  ich  früher  als  ein  Fatum  hingenommen.  Ich  habe  ferner  in  ^em 
Nordseebade  eine  ziemlich  schwere,  anf  den  Qennfi  verdorbenen  Hammers  n- 
rücltznffUirende  Erkrankung  durchgemacht,  ebenso  sind  meine  Fran  und  eine 
Anzahl  Badegäste,  die  in  demselben  Hotel  gegessen  hatten,  erkrankt.  —  Ich 
nenne  absichtlich  nicht  Namen  des  Bades  und  Hotels.  —  Da  ist  es  mir  doch 
durch  den  Kopf  gegangen,  ob  das  alles  so  in  Ordnung  sei.  Ich  habe  dann 
weiter,  seitdem  ich  genauen  Einblick  in  die  Tätigkeit  des  hieeigen  staatlichen 
Nahrungsmittel  -  Untersuch ongs am ts  habe,  gesehen,  was  dem  Publikum  allea 
an  schlechten  nnd  verdorbenen  Nahrungsmitteln  geboten  wird,  und  ich  mOchte 

flauben,  daß  nicht  gerade  des  beste  von  Nalimngsmitteln  in  die  sogenannten 
ommerfriscben,  in  die  Bäder  geschickt  wird.  £s  ist  dieses  aber  nnr  mOglich, 
weil  jede  Kontrolle  fehlt.  Ich  meine  also,  daß  gerade  auch  hier  in  betreff  der 
Kontrolle  der  Nahrungsmittel  der  Hebel  anzusetzen  ist,  zumal  da  wir 
auch  dazu  eine  Handhabe  oesitzen.  Aber,  m.  H.,  das  kann  nicht  der  Kreis- 
arzt allein  machen.  Wenn  wir  alles  dem  Kreisarzt  in  unseren  Beechlflssen 
aufbürden,  dann  verlangt  das  Publikum  auch  selbstverständlich  von  ihm  allein 
Bechenschatt,  und  wenn  etwas  vorkommt,  dann  heißt  es :  warum  hat  sieb  der 
Kreisarzt  nicht  darum  gekümmert?  Nein,  die  Badeverwaltang  bezw.  die  Poli- 
zeiverwaltnng  der  Bäder  muß  verantwortlich  gemacht  werden;  ich  würde 
es  als  Qlück  bezeichnen,  wenn  der  Kreisarzt  in  den  Bädern  gäiizlich  unab- 
hängig wäre  von  der  Gemeinde  nnd  der  Badevcrwaltung,  um  fiberall  den  ge- 
nügenden Nachdruck  zu  erzielen.  Das  kann  man  aber  selbstverständlich  nur 
unter  der  Bedingung  verlangen,  dafi  für  ihn  pekuniär  anf  andere  Weise  gd- 
ntlgend  gesorgt  wird. 

Nach  meiner  Ansicht  lassen  sich  die  erwähnten  hauptsächlichen  Miß- 
stände in  der  Verpflegung  beseitigen,  wenn  der  Kreisarzt  bezw.  der  Landrat 
darauf  dringen,  ia&  die  für  die  Badeorte  zuständige  Polizeiverwaltnn^  sich 
nm  die  Nahrungsmittel  kümmert  Wenn  Großstädter  in  die  Sommerfrischen 
gehen,  dann  pflegen  sie  anzunehmen,  daß  dort  so  geordnete  Verhältnisse  sind, 
wie  sie  es  bei  sich  zu  Hause  gewohnt  sind,  besonders  daß  auch  eine  Kontrolle 
der  Nahrungsmittel  stattfindet.  Davon  ist  aber,  so  viel  mir  bekannt,  gar 
keine  Bede.  £s  würde  daher  dahin  zu  wirken  sein,  daß  überall  dort,  wo  regel- 
mäßig sommerliche  Menschenanhäufungen  stattfinden,  audi  eine  polizeiluhe 
Kontrolle  der  Nahrungsmittel  erfolgt,  und  ich  mOchte  den  Herrn  Kollegen 
bitten,  vielleicht  noch  die  Nahrungsmittel- Kontrolle  als  Postulat  in  seine 
Thesen  mit  aufzunehmen. 

Dann  muß  ich  zugeben,  daß  auch  sonst  nach  der  hygienischen  Seite  noch 
recht  viel  zu  tun  ist  In  Breslau  habe  ieh  lange  Jahre  hmdurch  verfolgt,  dafi 
uns  hänflg  Typhus  aus  den  Bädern  eingeschleppt  wurde.  Ich  nenne  anch  hier 
helne  Namen:  aber  schleaische  Bäder  und  Sommerfrbchen  waren  daran  be- 
teiligt, soviel  kann  ich  sagen.  In  dieser  Beziehung  kann  ich  nur  voUstindig 
das  unterschreiben,  was  der  Kollege  Friedet  gesagt  hat  In  betreff  der 
Nahrongsmittelkontrolle  fOge  ich  noch  hinzu,  daß  sie  sich  auf  alle  Nahnuga- 
xittel,  namentlioh  auf  Fleisch  und  Milch,  als  auch  auf  GemUs^  K*WB^iB& 
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OetAnke  nsw.  za  entrecken  haben  witide.  Die  notwendigen  UntersaclmsgeD 
hätten  in  einem  NnhnrngBrnittel-Untersachnngs^Aint  m  erfolgen, 

TorBltiender:  H.  H.,1  Ich  k&nn  in  bezog  unf  die  Nahrnngs- 
mittethTgiene  in  Kurorten  dem  Herrn  Kollegen  Neaemann  nur  oel- 
stimmen.  Ea  ist  aber  änOerat  Bchwierig,  namentlich  an  kleinen  Orten,  allen 
Anfordernngen  nach  der  Bichtnng  hm  nachzukommen.  Die  Oroflstidter' 
haben  das  Bedürfnia,  auf  das  Land  zn  gehen  und  Sommerfrische  sa  genießen; 
EUiderseits  wollen  aie  dieae  Frische  mafflichst  billi)^  genießen  nnd  dort  nicht 
nur  ebenso  billig,  sondern  womOglicn  noch  billiger  als  m  Hanse  leben. 
Die  Folge  davon  ist  aelbstrerBtSndlich,  daß  sie  billige  und  minderwertige 
Pensionen  and  Lokale  aofsDchen ;  die  minderwertigen  Lokale  haben  aber  be> 
kanntlich  anch  die  schlechteste  Ktlche  nnd  das  schlechteste  Kftchenperaonal. 
Ein  Personal,  ias  in  emem  Hotel  regelm&Qig  eine  sichere,  nicht  nnr  fttr  einige 
Uonate  danemde  Ünterkonft  hat,  ist  natOrlich  weaentlich  besser,  die  Zubereitung 
der  Speisen  erfolgt  demgemiB  sorgfUtiger,  als  in  solchen  Botels  nnd  Pensionen, 
wo  das  Kttchenpersonal  nur  fSr  kurze  Zeit  angestellt  ist  und  selbst  in  dieser 
kurzen  Zeit  noch  häufig  weciiaelt  Bie  sog.  billigen  Pensionen  und  Hotels 
sparen  aber  anch  an  den  erforderlichen  Zutaten  ittr  Essen  nnd  Trinken,  sie 
sind  eleichs&m  gezwungen  dazu,  wenn  sie  nicht  zusetzen  wollen.  Soviel  steht 
jedenfalls  fest:  je  billiger  eine  Pension,  desto  schlechter  Ist  melstentdls  die 
Verpflegung  und  vor  sJlen  Dingen  desto  zweifelhafter  Natur  oft  das  fflr  die 
Verpflegung  zur  Verwendung  kommende  UaterlaL  Wer  mal  in  einer  Pension 
gewesen  und  aus  Veraehen  oder  absichtlich  statt  in  sein  Zimmer  in  einen 
anderen  Raum,  speziell  in  den  Küchenraum  oder  Änrichteraum  gelangt  ist,  dem 
wird  nicht  selten  infolge  eines  solchen  Einblickes  der  Appetit  vergangen  aän. 
(Heiterkeit.) 

Deswegen  stimme  ich  dem  Herrn  Kollegen  Nesemann  in  bezng  auf 
eine  schärfere  Kontrolle  der  Nahrungsmittel  vollständig  beL  Diese  moB  in 
erster  Linie  von  den  Polizeiorganen  ansgeflbt  werden ;  aber  sie  moS  anch  VM 
den  Kurgästen  selbst  ausgeübt  werden,  indem  sie  eben  solche  billigen  Lokal« 
nnd  Pensionen  meiden. 

Was  nun  die  Isolierräume  anbetrifft,  so  bietet  das  Zentralkomitee 
vom  Boten  Kreuz  durch  seine  schon  gestern  erwähnten  Vorschläge  den 
kleinen  Badeorten  die  MSglichkeit,  sich  ohne  große  Kosten  zu  helfen;  viel- 
leicht würde  sogar  das  Zentralkomitee  bereit  sein,  gegen  nicht  zn  hohe  Ver- 
gfltnng  regelmäßig  für  die  Saison  eine  Baracke  zur  Verfflgong  zn  stellen. 
Jedenfiills  wflrde  dies  ein  Weg  sein,  der  versucht  werden  sollte,  wenn 
Krankenhanser  an  den  Kurorten  selbst  oder  in  deren  nächster  Nähe  nicht 
vorhanden  sind. 

Die  Gesundlieitskommissionen,  die  Herr  Kollege  He^en  «la 
außerordentlich  wertvoll  hingestellt  hat,  —  dne  Ansidit,  der  wir  sioheriicb 
alle  znstimmen  —  kSnnen  leider  nach  den  Bestinunoneen  des  Kreiaaiz^eaetses 
nicht  aberall  In  den  Sommerfrischen,  wie  das  Herr  Kollege  Friedel  meinte, 
eingerichtet  werden.  Das  Begalaüv  von  1885  war  in  dieser  fflasicht  viel 
gOnstiger;  denn  nach  diesem  konnte  der  Bogiemngaprä^ent  die  Bildnng  von 
Sanit&tskommissioneD  in  allen  Orten  Knordoen.  Jetzt  kann  er  dies  nicht  mehr ; 
denn  in  Landgemeinden  mit  6000  nnd  weniger  Binwohnem  können  de  noi  vom 
Landrat  im  Einverständnis  mit  dem  EreisauBschuB  angeordnet  werden;  es 
dürfte  aber  anch  Kreisanssehfisse  geben,  welche  ihre  Znatfanmnng  dasa  nicht  ver- 


ist  mir  allerdings  nicht  bekannt;  aber  ans  den  frftheren  Verhüdlnngen  dea 
Abgeordnetenhauses  Ober  das  KreisarztgesetB  mSchte  ich  erwähnen,  daß  damals 
vom  Grafen  Donglas  ein  Antrag  gestellt  war,  tn  dem  ansdrAckUch  gefotdert 
wnrde,  daß  in  sämUichen  Laadgemonden,  die  als  Sommerfrischen  oder  Badeorte 
dienen,  unbedingt  Oesnndheitskommlssionen  eingerichtet  werden  sollten.  Dleeer 
Antrag  wnrde  Idder  abgelehnt;  es  mußten  also  doch  eine  ziemliche  Ansah! 
Abgeordnete,  darunter  sicherlich  anch  LandrSte,  vorhanden  gewesen  sein,  die 
eine  solche  Bestimmung  nicht  fttr  notwendig  gebalten  haben.  In  mebera  Be- 
zirk haben  wb,  wie  ich  das  schon  gestern  erwähnte;  flberall  Oesaddhettfr 
kommissionen ;  auf  Grund  der  mit  diesen  Eommisdonen  gemachten  SMahrangen 
kann  ich   nur  wünschen,    daß  der  Kreisarzt   anch  anderwärts,  Mtaa  tt  .die 


Dlskiwdea  n  den  Tortrftgai : 

iHuiui|{  dBBT  Genmdheltskraimlsaioii  in  ebom  Badeorte  fflr  erforderlidi  hklt. 
in  dieser  Snskht  nieHula  teal  Widerstand  bei  dem  L&ndrat  and  KrelsuBBchu 
Btofien  wird. 

B,  Ereiwrat  Dr.  Stelnkerg-Hirsobberg;  Ad  rocem  Isolierr&nme 
nSebte  ioli  nooli  bemerken,  daß  die  Karorte  and  ebenso  anch  große  Sommer- 
firiiolien  entsoUeden  schon  in  Fiiedenszeiten  fdr  solche  Bämne  sorgen  mOssen. 
Es  ist  gau  anmOgUch,  im  Qefahrsfalle  sofort,  d.  h.  in  weniger  als  drei  Tagen 
^e  Baracke  beroeizaachaffen.  Im  vorigen  Jahre  stand  ich  einmal  dieser 
BrentoaliUt  hart  gegenüber.  Ich  wurde  nach  einem  Ort  mit  1000  Sommer- 
friacUem  hlnbenifen;  es  hieß  In  der  ärztlichen  Ueldon^  .Variola  1  F*.  Qltlck- 
licherwelae  stellte  es  sich  alsbald  herans,  daß  nur  ein  Komplizierter  Fall  von 
Twiieliai  Torlag,  der  flbria-enB  aoa  einem  Kadettenkorps  stammte.  Ich  sagte 
nli  damals:  wenn  es  wirkUch  Variola  gewesen  wäre,  and  die  Bestimmangea 
des  BeiduBeachengesetzes  wftren  in  Sjäh  getreten,  dann  hätte  nicht  nnr  der 
Erkrankte,  sondern  aach  die  zahlreichen  anderen  Haosbewohner  isoliert  werden 
mftsien.  Auf  solche  Eünscbleppnngen  m&asen  wir  abaolnt  gerüstet  sein.  Ich 
MOchte  deshalb  Eiier  darauf  aaanerksam  machen,  daß  in  einem  der  achlesischen 
BEder,  In  FUnsberg,  bereits  ebe  recht  praktische  Voikehning  getroffen  ist. 
Dort  ist  ein  Hans  für  solche  Zwecke  Ton  der  Gemeinde  angekaolt  bezw.  ihr 
vermacht.  OewOhnlich  wird  ee  an  Kurgästen  vermietet,  denn  in  der  Regel 
kommt  ja  nichts  vor;  die  Hieter  haben  sich  aber  Hchriltlich  za  Terpflichten, 
erwtaell  binnai  8  Standen  das  Quartier  za  räamen,  falls  es  verlangt  wird. 
Infolge  dieser  Bedingung  zaUen  sie  einen  aaSerordentlich  billigen  Jlietpreis, 
das  Haas  Ist  daher  trotz  der  Bedingung  stets  vermietet,  and  steht  Jederzeit 
fftr  Isoliemngen  zur  Verfitgnng. 

Dann  mQchte  ich  darauf  tiinweisen,  daß  es  zwar  ganz  richtig  ist,  daß 
«an  Karorten  noter  Umständen  in  die  großen  Städte  eine  ansteckende  Krank- 
heit, speziell  auch  Typhna  eingeschleppt  werden  kann,  aber  dies  beruht  dnrch- 
US  aof  der  Wechselvrirkung  zwischen  Stadt  nnd  Land,  Wir  bekommen  be- 
kanntlich in  die  Kurorte  und  Sommerfrischen  stets  die  Bekonvaleszenten ;  vorhin 
haben  wir  aber  gehltrt,  dafi  Tjphosbazillen  unter  Umständen  erst  nach  Jahres- 
frist BOB  dem  Harn  verschwinden.  Stellen  Sie  sich  z.  3.  vor,  daß  ein  Tynhns- 
patlent,  der  jetzt  in  Bertin,  Breslaa  oder  sonstwo  liegt,  den  Sommer  ins  Qetiirge 
kommt  tmd  dort  die  berühmten  Spülklosetts  benatzt.  Geraten  dabd 
Krankheitskeime  In  die  FlaßlBale  hinein,  dann  kOnnen  sie  wieder  getrnnken 
oder  beim  Baden  aufgefischt  werden,  kurzum,  eine  Infektion  bewirken.  Da  der 
Tvphua  in  den  Städten  nicht  ausstirbt,  die  Bekonvaleszenten  nach  wie  vor  in 
Bäder  und  Sommerfrischen  gehen  werden,  so  müssen  wir,  um  die  durch  solche 
BadegSste  drohenden  Gefahren  nach  UQgliclikeit  einzuschränken,  unter  allen 
umständen  verlangen  —  ich  habe  das  schon  im  vorigen  Jahre  in  Dresden  be- 
tont — ,  daß  die  ländlichen  Spülklosetts,  die  modernen  Nachshmungen  der 
p<Äea  Städte,  viel  genauer  kontrolliert  werden,  als  ea  bisher  der  Fall  ist. 
Das  Pabtiknm,  das  ans  Berlin  oder  anderen  Großstädten  kommt,  will  auf  drä 
Klosetts  durehans  das  Wasser  rauschen  hCren  und  will  den  wunderbar  seliSnaB 
Porzellanaatsatz  sehen  —  das  ist  ihm  die  Eanptsache :  was  ans  den  großen 
WaaseimaMen  wird,  das  ist  ihm  Nebensache.  Für  uns  Hy gienlker  ist  aber  die 
Uuchidlichmachnng  der  menschlichen  AbfaUstoffe  das  aUerwichtigHe ;  infolge 
dessen  mllasen  wir  durcluHu  verlangen,  daß  für  jede  derartige  ^tUhloBettanlage, 
KUniilage  oaw.,  und  zwar  gerade  bei  den  sich  der  Kontrolle  am  leichtesten 
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iberlaoMi  Udbt,  dem  In  der  Begsl  dw  technische  Borat  fehlt.  Gau  be- 
■ondara  mSehte  ich  noch  duanf  hinweisen,  daß  die  Bmochbarkdt  der  biologi- 
sohen  KUrmlaget»,  wenigstens  im  Gebirge,  noch  keineswegs  sicher  festgesttult 
Ist  ffier  in  der  Hark  midien  die  VerUltnisie  aaden  oegen,  da  kOinen  sie 
eine  ganz«  Reihe  von  Jahren  tadellos  tunktionierea.  Weraea  de  nicht  didit 
hergMtellt,  so  mag  das  hier  nach  nichts  schaden;  in  den  Beigen  dagegen,  wo 
zehrä  in  gui  mibger  Tiefe  der  Fela  kommt,  und  dann  die  anrchgeaukertea 
AbwäsMr  den  Felsen  entlang  in  den  nächsten  Waaserlanf  rinnen,  können  die 
bfldenklldsten  Znstinde  entAehen. 

Auf  die  Bftcksichtnalune  des  Publifcoms  bd  ansteckenden  Krank- 
hsitan  izt.TorUnlg  gai  nicht  ed  reohnen.    Als  mir  vor  «nigen  Monaten  u- 

^"""cS  ^ 
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erw&ttet  aoa  «inei  unserer  hScbat  KelegeDen  SommerfrlBchen  (^  'Sch&rluhfKll 
gemeldet  wurde,  ergab  sich,  doB  die  Mtern  mit  dem  fiebernden  Kinde  Sonn* 
abend  frlüt  mit  dem  6  Uhr -Zuge  weggefotireii  waren,  obwohl  du  Kind  schon 
am  Freitag  Fieber  bekommen  batte.  Solche  Fälle  dürfen  nicht  vorkommen) 
Und  das  smd  sogenannte  gebildete  Leute,  die  solche  Kunststücke  fertig  kriegen. 
Eine  ÄnDcl&mng  des  Publikums  iat  sehr  schwierig;  die  Herren  Kollegen  tob 
der  ärztlichen  Präzis,  insbesondere  die  Hausärzte  finden  hier  ein  sehr  dank- 
bares Feld  ffir  ihre  Tätigkeit.  (BraTo!) 

Torsitiender :  M.  H.I  Ich  mSchte  zu  den  AuafOhmngen  des  Herrn 
Vorredners  nur  bemerken,  daß  Kläranluen  nach  den  jetit  geltenden  Yor- 
achiiften  Tom  Begierungspräsidenteu  genehmigt  werden  mOssen. 

(E.  Dr.  Steinbirg:  Ich  meine  Kläran^en  für  einzelne  Häuser,  Hotels 
und  dergleichen!) 

Was  dann  das  Leihen  einer  Baracke  vom  Boten  Kreuz  anbetrifft,  so 
gebe  ich  dem  H.  Kollegen  Dr.  Steinberg  vollständig  recht,  daß  im  Bedarfs- 
fälle mehrere  Tage  bis  zur  Hersendung  und  Aufstellung  einer  solchen  Baradu 
vergehen  werden.  Deshalb  hatte  ich  aber  auch  empfohlen,  daQ  die  kleineren 
Kurorte  versuchen  sollten,  Oberhaupt  fflr  jede  Sommeraaison  ^eich  bei  deren 
Bef^nn  eine  Baracke  zu  erholten. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Friedel,  erster  Referent  <SchluBwort) :  H.  H.I  Oegen- 
Dber  den  AnsfOhninKen  des  Herrn  Kollegen  Bohren d- Kolberg  mCchte  ich  noch- 
mals hervorheben,  daß  nach  meiner  Kenntnis  und  nach  dem,  was  ich  in  aller- 
letzter Zeit  aus  dem  Ostseebade  Zinnowitz  geh5rt  habe,  dch  die  Terkehrs- 
bescbränfcungen  bei  Kendibusten,  die  dort  von  mir  eingefflhrt  worden  sind,  gut 
bew&lut  haben.  Den  Keuchhnsten  unter  die  Krankheiten  mit  Anzeigepflicht 
aufisnnehmen,  halte  ich  deshalb  für  unmöglich,  weil  ich  es  ftkr  ausgesctuossfln 
halte,  daß  die  Diagnose  immer  mit  voller  Sicherheit  gestellt  werden  kann. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Mefen,  Korreferent  (Schlußwort):  H.  E.!  Nur  eine 
kurze  Bemerkung  im  Anschluß  an  die  Worte  des  Herrn  Beg.<  und  Med.-Bats 
Nesemann. 

Die  Beaufsichtigung  der  Qaatwirtschaften  in  den  Badeorten 
nnd  Sommerfrischen  ist  für  den  Hedimnalbeamten  außerordentlich  erschwert. 
In  den  Sommerfrischen  stehen  die  Oaatwirtschaften  zum  Teil  mit  den  Kur- 
Veranstaltungen  gar  nicht  im  Zusammenhang,  Man  konnte  vielleicht  auf  die 
sogen.  Eorhetels,  die  in  unmittelbarem  Zusammenhang  mit  den  Bädern  stehen, 
etwas  mehr  Einfluß  haben.  Ich  habe  z.  B.  bei  Gelegenheit  der  BesichÜgung 
eines  Bades  auch  das  Bad -Hotel  besichtigt;  es  fand  sich  aber  nichts  zu  bean- 
standen. Van  kann  sich  in  dieser  Hinsicht  nur  auf  die  Schilderungen  des 
Publikums  verlassen  ~  oder  vielmehr  auch  dicht  verlasaeo;  denn  diese  An. 
sichten  sind  sehr  verschieden,  da  manche  Badegäste  sehr  empfindlich,  manche 
weniger  empfindlich  sind.  Ich  habe  mir  z.  B.  bei  einer  Besichtigung  eines 
Bades  das  BeBchwerdehnch  vorlegen  lassen;  darin  befand  sich  eine  Besäiwerde 
Aber  schlechtes  Essen.  Ich  übergab  diese  Ängelegenhüt  unmittelbar  im  An- 
schluß an  die  Besichtigung  der  Polizeiverwaltung;  die  FoUzaiTerwaltiui^  Über- 
gab sie  dem  Amtsaawalt;  es  wurden  Untersuchungen  TOTgenommen,  liei  denen 
aber  nichts  herauskam.  Nach  einigen  Zeugen  sollte  das  Fleisch  gerochm 
haben,  andere  Zeugen,  die  ebenfalls  mitgegesseii  hatten,  sagten:  garidn  Ge- 
danke daran  1  —  genug,  die  Sache  fiel  ins  Wasser.  Die  EontroUe  der  Nahrangs- 
mlttel  in  Badeorten  entzieht  sich  der  Beurteilung  des  H edisinalbeamtem.  Heiür 
Ansicht  nach  müßte  das  Publikum  mehr  erzogen  werden,  damit  es  in  den 
Fällen,  wo  ihm  schlechtbeachaffene,  flbelriechende  Kahrungsmlttel  verkauft 
oder  dargeboten  werden,  der  Polizei  Verwaltung  Anzeige  erstattet  unter  Bei* 
fOgung  von  Proben. 

Die  Hygiene  der  Gastwirtschaften  ist  ffir  sieh  ein  sehr  weites  Gebiet, 
das  auf  der  vorjährigen  Haupt versammlnng  des  Deutsdien  Vereins  ftkr 
Öffentliche  Gesnndhelts^egc  von  Beg.-  und  Hed.-Bat  Dr.  Bornträger  aus- 
fflhrlich  erörtert  ist.  Das  Thema  auch  hier  heranzuziehen,  halte  iä  für  zu 
weitgehend;  dann  müßte  auch  der  ^giene  des  Beisererkelüs,  die  ESsenbahn- 
hygiene,  berücksichtigt  werden,  dasaßen  der  alte  Niemejer  in  seinem  Lehr- 
buch  sagt;  ,Der  Zug  hat  in  der  Elsenbahn  eine  I^eiküte.*  Wie  reisende 
Bäderbesucher  durch  Bauch,  Staub  und  Zug  benachtdligt  werden,  welfi 
Jeder  AizL 
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VorsitzeHder:  M.  H.!  Die  tob  den  Haren  Referent^ 
aofgestellten  Leitsätze  sinil  nicht  znr  Abstimmung  bestimmt;  da- 
mit jedoch  nhsere  heutige  ErOrterong  za  einem  gevissen  Schlnss 
kommt,  dflrfte  es  sich  wohl  empfehlen,  dass  vir  nns  im  allgemeinen 
mit  den  SchlaBssHtzen  and  den  dazu  gegebenen  AaBfClhmngen  der 
Herren  Kefetenten  einverstanden  erklären.  Soll  diese  Erfclänmg 
aber  dem  Verlauf  unserer  Beratung  Tollständig  entsprechen,  so 
bedarf  sie  noch  einer  Ergänzung  dahin,  daas  nach  unserer  An- 
sicht die  Polizeiverwaltungen  auch  auf  die  Nahnmgsmittelhygiene 
in  den  Badeorten  ihr  besonderes  Angenmerk  unter  Mitwirkung 
der  Medizinalbeamten  za  richten  haben,  damit  auch  nach  dieser 
Richtung  f&r  die  Eurgäste  möglichst  günstige  Verhältnisse  ge- 
schaffen werden. 

Sind  die  Herren  damit  einverstanden,  dass  ich  diese  Er- 
Uftning  zur  Abstimmnng  bringe? 

(Zustimmoiig.) 

Dann  bitte  ich  diejenigen,  die  nicht  damit  einTerstandea 
sind,  sieb  zu  erbeben. 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Die  Besolation  ist  einstimmig  angenommen! 

Wir  kommen  non  zum  letzten  Punkt  unserer  Tagesordnung 

IV.  WaU  das  Varstaadas. 

H.  Geh.  Med.-EatDr.  Wiedner-Kottbas:  M.  H.I  Der  Vor- 
stand hat  seine  Sache  auch  in  diesem  Jahre,  wie  wir  es  von  ihm 
immer  gewohnt  gewesen  sind,  so  vorzflglich  gemacht,  dass  idi 
Ihnen  nor  vorsclilagen  nnd  dringend  empfehlen  kann,  ihn  ein- 
stimmig wiederzuwüilen  und  ihm  dadurch  onsere  Anerkennung 
auszusprechen. 

(Allseitige  ZnBtimmimg.) 

Vorsitzender :  Dieser  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn  niemand 
Widerspruch  erhebt.  —  Es  ist  dies  nicht  der  Fall;  der  Vorstand 
ist  somit  wiedergewählt.  —  Im  Namen  des  Vorstandes  danke  ich 
Dual  Tielmais  f&r  das  Vertrauen,  das  Sie  ans  durch  diese  Wieder- 
wahl entgegengebracht  haben.  Sie  können  versichert  sein,  dass 
wir  uns  bemflhen  werden,  anch  kfinttighin  die  Geschäfte  ganz  in 
Ihrem]  Sinne  zu  führen,  so  dass  ans  von  Ihnen  hoffenUich  im 
nächsten  Jahre  wiederum  ein  so  gutes  Zeugnis  wie  heute  ausge- 
stellt werden  wird. 

H.  H.!  Die  die^ährige  Hauptversammlung  hat  onseren  "Er- 
Wartungen  in  bezng  auf  ihren  Besuch  und  ihren  Verlauf  so  gut 
entsprochen,  dass  wir  auch  künftighin  unsere  Sitzungen  im  Früh- 
jahr abhalten  werden.  Zum  Schluss  möchte  ich  aber  den  Herren 
Kollegen  gegenüber  noch  den  Wanacb  aussprechen,  dem  Vorstande 
doch   immer   möglichst  zeitig   ihre   etwugen  Wünsche  betreffs 
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etvaiger  Torträge  aaf  der  Hanptveraammlnng  kundzageben.  In 
dieBem  Jahre  war  es  für  den  Vorstand  nicht  leicht,  die  Tages- 
ordnnng  festznatellen,  weil  die  Zeit  seit  Abhaltung  der  leteten 
Yersammlnng  aasserordentlich  kurz  bemessen  war;  deshalb  konnte 
aach  die  Bekanntmachang  der  Tagesordnung  erst  verhältniBmAssig 
spät  erfolgen.  Wenn  ea  dem  Vorstände  trotzdem  in  diesem  Jahre 
dorcb  das  bereitwillige  Entgegenkommen  der  Herren  Vortragenden 
gelangen  ist,  eine  Tageaordnang  anfzastellen,  die  wohl  nach  jeder 
Blchtang  befriedigt  hat,  so  empfiehlt  es  sich  doch,  etwaigen 
Schwierigkeiten  in  dieser  Hinsicht  dadarch  vorzabengen,  dass  die 
Herren  EoUegen  etwaige  Vorträge  oder  sonstige  WfiÄfiche  bezOg- 
lich  der  Tagesordnang  dem  Vorstande  rechtzeitig  anmelden.  Es 
ist  damit  E^lerdings  nicht  gesagt,  dass  nan  aach  jeder  ansge- 
sprochene  Wanscb  immer  Berficksichtignng  finden  wird;  aber  die 
AnfsteUang  einer  Tagesordnung  wird  dem  Vorstände  wesentlich 
erleichtert,  wenn  er  die  Wünsche  der  Vereinsmitglieder  kennt  nnd 
unter  den  angemeldeten  Vorträgen  eine  diesen  WOnseben  ent- 
sprechende Answahl  treffen  kann.  Also,  m.  H.,  ich  kann  Sie  nor 
bitten,  diesen  Wunsch  des  Vorstandes  zu  erfüllen  I  Sie  brauchen 
flbrigens,  wenn  Sie  einen  Vorschlag  in  dieser  Beziebang  machen, 
sich  keineswegs  auch  zur  Uebenialuae  des  Vortrages  selbst  bereit 
zn  erklären;  so  angenehm  eine  solche  Bereiterklärnng  fUr  den 
Vorstand  ist,  so  ist  dieser  doch  anch  in  der  Lage,  einen 
anderen  Beferenten  fOr  das  Torgeschlagene  Thema  zu  finden;  im 
allgemeinen  haben  wir  nach  der  Bichtung  hin  in  unserem  Verein 
bisher  keine  Schwierigkeiten  gehabt. 

leh  schliesse  nunmehr  die  diesjährige  HaaptTersammlung  mit 
dem  Wanache  auf  ein  recht  frohes  und  zahlreiches  Wiedersehen 
im  nächsten  Jahre,  oder  noch  besser  schon  in  diesem  Jahre  in 
Danzig,  wo  im  Herbst  die  diesjährige  Hauptversammlung  des 
Deutschen  Hedizinalbeamtenvereins  stattfindet!  M.  H.l  Ich  bin 
fest  davon  überzeugt,  eine  Fahrt  nach  Danzig  wird  für  Sie  alle 
höchst  interessant  und  lohnend  sein,  so  dass  sie  keiner  von  Ihnen 
bereaen  wirdi  Ausserdem  ist  es  dringend  erwänscbt,  dass  gerade 
auf  dieser  im  fernen  Osten  onseres  engeren  Vaterlandes  statt- 
findenden Versammlung  die  preassischen  Ifedizlnalbeamten  redit 
zahlreich  vertreten  sind  and  damit  beweisen,  welches  grosse  Inter- 
esse Sie  anch  dem  Deutschen  Medlzinalbeamteuverein  entgegen- 
bringen. 

(Schluß  der  Sitzung  2  Uhr  45  Mmaten.) 
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Anhang. 

A.  Satzungen  nebst  Geschäftsordnung. 

ÄDgenammen 
In  der  um  18.  April  1904  in  Berlin  abgehaltenen  SXI.  Haaptrersammlang. 

I.  Satzungen. 

Nuneit  und  Zweok  des  Terelua. 
§.  I,    Der  Verein  führt  den  Namen: 

,PreuialicherHedizlnalbeamten-VereiD*  und  bat  «einen 
Sitz  In  BerUn. 
Er  hat  den  Zweck: 

1.  die  WiueDKhaft  auf  dem  gesamten  Gebiete  der  Stutaarrael- 
künde  (Hygiene  und  SffentUchei  Gesundheltaweien,  gerichtliche 
Uedlzln  und  Psychiatrie)  zu  pflegen; 
].  durch  Vorträge  und  Austausch  persönlicher  Erfahrungen  eine  Ver- 
ständigung Ober  wichtige  Fragen  und  die  einschlägige  Gesetzgebung 
auf  diesem  Gebiete  sowie  Aber  die  gemeinsamen  Interessen  der 
Hedlilnalbeamten  herbelzu fahren  und 
3,  seinen  Mitgliedern  Gelegenheit  zu  gegenseitiger  Annäherung  zu 
geben, 

HltffUedMjlifta 
g.  a.    Zum  Beitritt  in  den  Verein  sind  berechtigt: 

a,  alle  Im  preussischen  Staatsdienst,  im  Staatsdienst  des  Deutschen 
Reiches,  sowie  die  mit  voller  Beamten elgenschaft  Im  Gemeinde- 
dienst fest  angestellten  Medlzlnalbeamten ; 

b.  die  Unirersitttslehrer  der  Hygiene,  gerichtlichen  Medizin  und 
Psychiatrie,  die  Direktoren  und  festangestellten  Aerzte  der 
hygienischen,  gerichtsirztllchen  und  psychiatrischen  Institute,  der 
flffentllchen  Aastalten  für  Geisteskranke,  Epileptische  und  Idioten, 
der  Jlffentllchen  Lymphgewlnnungs-    und  Hebammenlehranatalten ; 

e.  alle  staatsirztUch  approbierten  Aerzte,  auch  die  nicht  Im  Staats- 
oder Gemelndedienste  angestellten. 

Die  Beltrlttserklirung  erfolgt  durch  schriftliche  Anieige  an  den 
Voratand. 

Die  Mitgliedschaft  beginnt  mit  dem  Empfange  der  Mitgliedskarte ;  sie 
erliscbt  durch  den  Tod,  durch  Aberkennung  des  Wahlrechts  oder  der  Wahl- 
filhlgkelt  zu  einer  staatlich  anerkannten  ärztlichen  Standes  Vertretung,  durch 
freiwillige  Austrittserklärung  oder  durch  Verweigerung  des  Jahresbeitrages. 

Der  Verein  ist  in  corpore  dem  Deutschen  Medlzlnalbeamten- Verein 
bdgetreten;  seine  Mitglieder  sind  demgemäss    auch  Mitglieder  dieses  Verein«. 

Die  Ernennung  von  Ehrenmitgliedern  geschieht  auf  Vorschlag  des 
Vorataades  durch  dl«  Hauptreraammlung. 
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g.  3.    AU  Verelmjahr  gilt  du  Kalenderjahr. 

Die  HShe  de«  Jlhrllchen  Beitrage«  wird  toq  der  Hauptreraammlung 
feitgeaetit;  derwlbe  Ut  Im  Januar  jeden  Jähret  an  du  mit  den  Kaaacn- 
geichiften  betraute  Vorttandtmitglied  elnnixahlen.  Radcttindlge  Beltzige 
kfinnen  nach  zuvortger  vergeblicher  Erinnerung  mr  Blniahlnng  durch  Nach- 
nahme ein  gezogen  werden. 

ErlSichen  der  MltgUedachaft  Im  Laufe  einei  Jahrei  gibt  kein  Recht 
auf  anteilige  RDckerttattung  gezahlter  Beltrige. 

Organs  dM  TexalBi. 

iint  «Ind   der   Vorttand   un4' die  Ver- 


B.  TonMmd. 

g.  j.  Der  Voratand  de«  Verein«  be«teht  an«  fllnf,  von  der  Kaupt- 
veraammlung  alljährlich  zu  wlhlenden  (siehe  {.  to,  Ab«.  3  und  4)  Mitgliedern. 
Scheidet  ein  VorstandimltgUed  vor  Ablauf  seiner  Anitidauer  aua,  «o  kann  der 
Vontand  dafflr  ein  anderes  Vereln«inltglled  fflr  die  Zelt  der  Amfdawer  de« 
Ausgeichledenen  kooptieren. 

Der  Vorstand  wMilt  au«  «einer  Mitte  einen  Vortitaanden,  einen 
Stellvertreter  de«selben  und  ehten  SchrlftfOfarer.  Der  Schriftfahrer 
tat  zugleich  Schatzmeister;  e«  kann  jedoch  auch  ein  andere«  Vorstands- 
mitglied mit  der  Fflhrung  der  K««m  beauftragt  werden. 

%.  6.  Der  Vorstand  leitet  die  gesamten  Angelegenheiten  de«  Verein« 
und  sorgt  Insbesondere  fOr  die  Vorbereitung  und  AusfOhrung  der  von  den 
Versammlungen  gebstten  Beschlösse.  Er  bestimmt  Zeit,  Ort  and  Tages- 
ordnung der  abzuhaltenden  Versammlungen,  sowie  die  Berichterstatter  Aber 
die  einzelnen  Verhandlungsgegenstinde;  desgleichen  hat  er  In  der  jlhrllchen 
Hauptversammlung  einen  GeschKf  t  iberlcht  zu  erstatten.  Seine  Berufung 
geschieht  durch  den  Vorsitzenden,  so  oft  e«  die  Lage  der  Getchifte  erlbrdert, 
oder  wenn  sie  von  mindestens  drei  Mitgliedern  beantragt  wird.  Die  Einladung 
da«u  hat  wenigsten«  8  Tage  vorher  schriftlich  unter  Mitteilung  der  Tages- 
ordnung lu  erfolgen. 

Der  Vorstand  Ist  beschluistihig,  wenn  mindesten«  drei  Mitglieder,  ein- 
schliesslich  des  Vonltzenden,  anwesend  sind.  Er  fasst  «eine  Beschlösse  nach 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  de*  Vor- 
sitzenden, falls  es  sich  jedoch  um  Wahlen  handelt,  da«  Los.  Ueber  die  Ver- 
handlungen Ist  vom  Schriftfahrer  ein  Protokoll  aufiunehmen,  da«  von  diesem 
und  dem  Vorsitzenden  au  voUalehen  l«t. 

§.7.    Der  Vorsitzende  fahrt  unter   Mitwirkung  dea  SdtflftfOhivr« 
die  laufenden  Ge«chlfte  und  vertritt  den  Verein  «owohl,  als  den  Voratand  nach 
auasen.    Er  hat  fOr  die  v 
und  Vereins  Versammlung 
«tand««ltzungen  feitzuste 
den  Vorsitz  zu  fflhren. 
glleder  entgegen  und  fei 
auch  den  Schriftfabrer  l 

§.  8.  Der  Schri 
Verhandlungen  und  Bei 
zufassen,  den  jährlichen 
Aufbewahrung  der  Akti 
einskasse,  «o  hat  er  alljl 
desgleichen  ist  er  verpB: 
Uebertlcht  de«  Vermflg 
meist  er  geidhlt  (sldu 
und  Rechnungslegung  ol  0(1("iqI(' 


^  meUedcn  htJiia^  MBd  a^  ehf  viele  Mi^Uexia' 
nä  Flä"liilaB|.i  ■  ■■!  niii.iiiiiiiMii'      j.'n'if  iiiiTlnTraa  4  ^od 
e  FkU  ^  S  T^c  «afcln£  «mien.  fitüs  jedes  lGt;Klled  d4 


§.■0.      Obliegeahcitea,   Befagsiice    M«d    BeacklBase    > 
VcrciaaTcraamalaag.    Der  Venia*  .  _         .     . 

a.  ^  WiU  de*  TocalMdea: 

b.  ^  Wahl  der  I 
c  dfe  WiU  der  II  _ 

-  Jahr« 


itfick   Cbcr  Abiadcn^  der   Saln=«a   b^    lirfMiBiij.    M 

Beachllsce  «rsdca  m  d»  Kee^  ^  Se^cBe^BCtefeeit  ^eäsit 
-  — g»«*"*»"»  BOt  *1«  AV**rT=Tig-  N=r  ba  AcsIbbkcb  da-  SBza=^ei 
ise  Metrtte«  *«■  xmi  Dtfttcls  der  itMjiLjiLa  MJfcs'iiidu  iifcaili  "  ' 
irdea  ^  deivtiBC  Aa«i^  «i-»artfet  S  Wocbe>  ««r  öer  VcTaa=- 
den  Vor^M^  ■^Mla.h  citenräcliea  s«d  *  W«dw«  ««iIm-  des  Ver- 
ate^iedara  bekan^  n  C^™-  P<r  ^  rti  iil  '■iifiiwii.  ■ 
VcR^a  itt  f.  11  ^H|.i"n  all 
EhK  AfatUHHaag  darcb  Stimmaette:  eifs:«!  an- Wi  Vm 


S.  lU    FOr   Aati^    a=f   Anf:5tExg    de«    T 
Ab^    a   Aaveadaaf .     Dieac^be    kana    np    ^^imh 
IMttda  Ar    efa^cKteiäcBO  ID^Seder   cad    ia  . 
Zwccl«  ^oiThiWtiaiiwiit  il  (.  9.  Aba.  ^'    ~  ' 

r  da  Vetweadaag  des  ba   der    Ti     'iiaii^   nocä 


f.  1.  Dem  Bcfiaa  ^id  Jat  Tagcisrdaeag  der  TcriasB- 
laafca  bcMl*^  der  Vom^id;  AeBderaagea  der  featfasetite: 
Tagc(*r4«BBc  ^ad  aar  dndi  TeieiBhanag  des  Viaiiiwailiai  1 
c^MtoM  K^acn    ■■liirij.        In  eiocr  der  Radacr  a  der  J[  ' 


|.  a.  In  den  Vertammlungen  Irt  jedem  Redner  su  einem  Vortrug 
40  liOnuten  Zelt  gewihrt;  diesen  Zeitraum  kuin  der  Vortltzende  um  10  VB- 
nuten  Terllngem,  zu  einer  weiteren  Verllogerung  l«t  aber  die  Zuttfmmung 
der  Venammlung  erforderlich. 

g.  3.  In  der  Dlikusiton  dflrfen  die  Reden  nicht  linger  alt  to,  oder 
auf  ZulaMung  des  Vorsitzenden  15  Minuten  dauern;  nach  Ablauf  dleur  Zelt 
Ist  der  Wille  der  VerBammluof  durch  Abstimmung  einzuholen.  Jede  Ab- 
weichung vom  Ausgangspunkte  der  Diskussion,  jede  Wiederholung  det  sachlich 
bereits  Vorgebrachten  ermächtigt  bezw.  verpflichtet  den  Vorsitzenden  zur 
Unterbrechung  der  Rede. 

Der  Vorsitzende  erteilt  das  Wort  nach  der  Reihenfolge  der  bei  Ibm 
mflndllch  oder  schriftlich  erfolgten  Anmeldungen;  jedoch  darf  jedes  Mitglied 
ohne  besondere  Berufung  an  die  Versammlung  nur  zweimal  das  Wort  erhalten, 
ausgenommen  von  demjenigen,  an  dessen  Vortrag  steh  die  Diskussion  knOpft 
und  der  sowohl  das  Recht  zu  Sfteren  Erwiderungen  hat,  als  auch  jedesmal 
nach  abgelaufener  Diskussion  das  Schlusswort  bekommt,  auf  das  ohne  aus- 
drOckliche  Bestimmung  der  Versammlung  keine  weitere  Entg^nung  «ulSsslg  Ist. 

f.  4.  Jedes  Mitglied  der  Versammlung  hat  zu  einem  beliebigen  Zelt- 
punkte In  der  Diskussion  das  Recht,  mündlich  Schluss  derselben  zu  be- 
antragen ;  über  diesen  Antrag  wird  sofort  und  ohne  vorhergehende  Diskussion 
abgestimmt,  wenn  er  die  UnterstQtzung  von  wenigstens  10  Mitgliedern  findet. 
Ist  der  Antrag  angenommen,  so  erhilt  nur  noch  der  Vortragende  das  Schlusswort. 

§.  5.  In  gleicherweise  kann  auch  der  Antrag  auf  Abkürzung  einer 
Diskussion  gestellt  werden,  nach  dessen  Annahme  nur  noch  den  bereits  an- 
gemeldeten Rednern  das  Wort  ni  erteilen  Ist. 

g.  6.  Zu  einer  tatslchllchen  Berichtigung,  sowie  zur  Ge- 
BchSftsordnung  muss  das  Wort  jederzeit  erteilt  werden  persönliche 
Bemerkungen  sind  dagegen  nur  nach  Schluss  der  Diskusdon  statthaft. 
Für   derartige   Mittellungen    darf   aber   nur  eine  Zeit  von  5  Minuten  gewihrt 

i.  7.  Betreffs  der  Vors tandswahlen  und  der  Beschlflsse  der 
Versammlungen  sind  die  Bestimmungen  Im  §.  10,  Abs.  3 — 5  und  §.  11  der 
Satzungen  des  Vereins  massgebend. 

|.  8.  Ueber  jede  Versammlung  werden  ofSxlelle  Sitzungsberichte 
veröffentlicht,  welche  sich  möglichst  genau  an  das  wlhrend  der  Versammlung 
au%enommene  Stenogramm  lu  halten  haben  und  deren  Feststellung  der  Vor- 
stand flbemimmt,  wobei  jedoch  jedem  Vortragenden  das  Recht  zusteht,  die 
Berichtigung  bezw.  die  Druckkorrektur  des  von  Ihm  gehaltenen  Vortrages 
selbst  zu  Obernehmen. 

Die  Veröffentlichung  dieser  Sitzungsberichte  geschieht  In  einer  vom 
Verein  dazu  bestimmten  Fachzeltschrift  und  erhilt  jedes  Mitglied  des  Vereins 
einen  Sonderabzug  derselben.  Beabsichtigt  ein  Vortragender  seinen  Vortrag 
noch  anderweitig  zu  veröffentlichen,  so  bleibt  ihm  das  nach  der  seitens  des 
Vereins  erfolgten  Veröffentlichung  Dberlassen. 
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B.  Präsenzlists. 


ffr.  E(ifakAck«r,  KraMMst  v  Pt.  Suigud. 
-    hrim»,  KicJMun  b  Pnag. 
'    K»»i«.  Knanrat  ä  Kouu. 
.    Mkti,  KfKiaiun  H»d  Ved^BM  ■  Dcouck-] 
'    8«ca»Ba.  Bec'  ■-  Hed^Bu  im  Dassig. 
•    W»facr.  Kfdauzt  M  äekwetz. 


ChMlOtl  an  lm»g.  SdiOneberg  nsd  BlxdorC 

r.  Oietficb.  Oeb,  Htd^Bat  g.  Tortngesder  Bm  im  der  Mednmul-AbtcilKBg 

4es  KmUasvimiateriiiiitf. 
Klten,  HM-'Bmt  n.  Kreiurzt  des  Kreises  Tettvw. 
Pfiriter.  MinisterisMirdnor  ■.  WirU.  Oi^  Ob.-B«g^Bat,  Berik. 
Frimkel,  Arthnr,  pnücL  Aizt,  rtuuirnL  mpprok. 
yrieitl,  fJtkL  Aizt,  stmmUimL  mppnb. 
H  (( f  f  m  man,  OeriehtMrzt  md  dirigierender  Am  des  ümteisaehmmgsgBfim^ 

oiwes. 
Kettler,  Kreisarzt  in  SchllDebere 
r.  Kobylecki,  Kreisarzt  n.  Med.-Rmt. 
H ttrx,  prmkt.  Arzt,  stutsIrztL  approb^  Anisteat  aai  lastttmt  ftr  Stmmt»- 

arzneikDiide, 
MlttcDzweiK.^Gerfchtsarzt  luid  Med.-Rat  in  Stents. 
Nesemann,  Beg.-  n,  Hed.-Bat. 

Pfleger,  Geriefataarzt  a.  Med.'Bat  in  Flatzensee  b.  Berlin. 
Pistor,  Geh.  Über-Mcd.-Bat  in  Berlin. 
Hcfamidtmann    Geb.  Ober'Hed.-Bat,   Frofessor  o.  vortragender   Bat   in 

der  Ued.-Abt.  des  Kaltnnninlsteriiima. 
flcbnlz,  Bnd.,  Kreisarzt. 
Sehalz,   Kreiurzt  u.  Gek.' Med-Bat,   Direktor  der    Königlichen   Anstalt 

zar  Gewinniincr  tierischen  ImjftaoSa. 
ä  c  h  D 1  z ,  Aesistent  der  Unterrichtsänstalt  fOr  Staateanneikonde,  staatsäntL 

approb. 
florge,  prafct.  Arzt,  itaatsirztl.  approb. 
HtraBmann,  Professor  a.  GerichtsarzL 
Htrancb.  Privatdozent  ftlr  gerichtliche  Medizin  n.  Staatsarzneiknnde  in 

BerUn. 
Wohmer,  Beg.-  o.  Geh.  Hed.-Bat. 
Weichardt,  Han.-Eat  n.  Bezirkaarzt  a.  D. 
WeiBenborn,  Kreisarzt  n,  Hed.-Bat. 
Wntzdorff,    Geh.  Be^erongarat  o.  Direktor  im  Kaiserlichen  Oeannd- 

heltsamte.  '  .  ■-■v'v'^i^ 


Br.  Aast,  Kreisarzt  in  Nanen. 

FTiediicli,  Kreisarzt  n.  Hed.-Bat  in  Landibarg  »,/W. 

Qottschalk,  Kreisarzt  n.  Med.-Bat  ia  Sttkenow. 

Hafemann,  Kreisarzt  in  Luckaa. 

Itzerott,  Kreisarzt  ia  Beizig. 

EQnig,  Kreisarzt  in  Soldin. 

Niclcel,  Kreisarzt  in  Ferleberg. 

Fape,  KreisphTsikiis  a.  D.  In  SckBBeberg  b.  B«rlii. 

Pflanz,  prakt.  Arzt  in  Ädlerhof  b.  Berlin,  staata&rztl.  approb. 

Frawitz,  Kreisarzt  a.  Med.-Bat  in  Brandenburg, 

Both,  Begienmga-  n.  Oeh.  Med.-Bat  in  Potsdam. 

Sch&fer,  Kreisarzt  u.  Med.-Bat  ia  Frankfurt  a./O. 

Seeger,  Kreisarzt  in  Labben. 

sohle,  prakt.  Arzt  in  Nen - WeifioBsee,  staatBärzU-  approb. 

S  0 1  b  r  i  g ,  Kreisarzt  in  Templin. 

Wiodner,  Kreisarzt  n.  Qeb.  Ucd.-Rat  in  Kottlns. 

Wiese,  Kreisarzt  in  Spremberg. 

FroTliiB  Fonunem. 

Dr.  Behrend,  Kreisarzt  o.  Ued.-Bat  in  Eolberg. 

-  Bandt,  Kreisarzt  in  Bnblitz. 

-  Ebhardt,  Kreisarzt  in  Lanenbnrg  i.  F. 

-  Öntknecht,  Kreisarzt  in  Belgard  (Fersante). 

-  Bathmann,  Kreisarzt  in  Qreiienbazen. 

-  SchlQttei,  Kreisarzt  n.  Hed.-Bat  m  Pyritz. 

-  Wodtke,  Beg.-  q.  Med.-Bat  in  EOsUn. 

FrOTlDB  Posen. 
Dr.  Brinkmann,  Kreisarzt  u.  Hed.-Bat  in  Wollstein. 

-  Lissner,  Kreisarzt  n.  Geh.  Hed.-Bat  in  Kosten. 

-  Fanliach,  Kreisarzt  in  Inowrariaw. 

-  Salzwedel.  Kreisarzt  in  Witkowo. 

-  Sandbop,  Kreisarzt  in  Adetnan. 

-  Telschow,  Kreisarzt  in  Schrimm. 

ProTlns  Solileilen. 

Dr.  Broll,  Kreisarzt  o.  Med. -Bat  in  Plefi. 

-  Coester,  Kreisarzt  q.  Med.-Bat  in  Biuzlan. 

-  Erdner,  Kreisarzt  n.  Med.-Bat  in  Gürlitz. 

-  Finger,  Krebarzt  n,  Med.-Bat  in  Mtasterberg. 

-  Klewe,  Stabsarzt  a.  D.  in  Naumburg  a.  Queis,  staatairztL  approb. 

-  Leder,  Kreisarzt  n.  Med.-Bat  ia  Lauban. 

-  Mewins,  Kreisarzt  in  Neustadt  (0b,-8cU.}. 
•    Heyen,  Kreisarzt  in  Muskao. 

-  Nauwerck,  Kreisarzt  u.  Hed.-Bat  in  Ghüirau. 

-  Ostermann,  prakt.  Arzt  in  Qremsdort  staatsärztl.  approb. 

-  Beinkober,  Kreisarzt  a.  Med.-Bat  in  Trebnitz. 


D,g,t,z.ctvG00gIC 


AnhEing. 

A.  Satzungen  nebst  Geschäftsordnung. 

ÄngODOmiDBIl 

in  der  am  18.  April  1904  m  Berlin  abgehalteneii  XXL  HaaptTerBammliuiK. 

I.  Satzungen. 

NMoea  nnd  Zveok  d«i  Terelxu. 

Q.  I.    Der  Verebt  fOhrt  den  Nuncn; 

,rreu*titeher  Medlilnalbeamten- Verein*  undhatKÜien 
Sitz  In  BerUn. 
Er  hat  den  Zweck: 

I.  die  WlBMiiKhaft  auf  dem  geiamten  Gebiete  der  Staatsannei- 
künde  (Hjgiene  und  dffentllche«  Genindheitawoien,  gerfchtUcbe 
Uedixin  und  Ftycblmtiie)  lu  pflegen; 
3.  durch  Vorträge  und  Auttausch  persflnllcher  Erfahrungen  eine  Ver- 
itindlgung  Ober  wichtige  Fragen  und  die  einschligige  Gesetxgebung 
auf  dle*em  Gebiete  lowle  Ober  die  gemeinsamen  Interessen  der 
Hedlalnalbearoten  herbclzufllhren  und 
3,  telnen  Mitgliedern  Gelegenheit  zu  gegenteiliger  Ann&herung  zu 
geben. 

UltglladMlt»n. 
g.  1.    Zum  Beitritt  in  den  Verein  ilnd  berechtigt: 

R.  «lle  Im   preuMlacben  Staat*dlea*t,   Im  Staatsdienst   des  Deutschen 
Reiches,   sowie   die  mit  voller  Beamten eigenschaft  Im  Gemeinde- 
dienst  feit  rnngestellten  Medlzlnalbeunten ; 
b.  die   UnlTCnttitsIehrer    der   Hjglene,    gerichtlichen     Medizin    und 
Psychiatrie,     die     Direktoren     und     festangestellten     Aerzte     der 
hygienischen,  geiicbtsSrztUchen  und  psychiatrischen  Institute,  der 
dfEentUchen  Anstalten  für  Geisteskranke,  Epileptische  und  Idioten, 
der  Öffentlichen  Lymphgewlnnungs-    und  Hebammenlehranstalten; 
C  alle  staatsIrztUch  approbierten  Aerzte,    auch  die  nicht   im  Staats- 
oder Gemeindedienste  angestellten. 
Die  BeltritttarkllTung  erfolgt  durch  schriftliche  Anzeige  an  den 
Vorstand. 

Die  Ultglledschaft  beginnt  mit  dem  Empfange  der  Mitgliedskarte;  sie 
erlischt  durch  den  Tod,  durch  Aberkennung  des  Wahlrechts  oder  der  Wahl- 
Shlgkelt  au  einer  staatlich  anerkannten  irztlichen  Stande  Bvertretung,  durch 
freiwillige  AustrlttaerklKrung  oder  durch  Verweigerung  des  Jahreibei träges. 

Der  Verein    ist    In  corpore    dem    Deutachen    Medizinalbeamten  -  Verein 
beigetreten ;  seine  Mitglieder  sind  demgemlsa  auch  Mitglieder  dieses  Vereins. 
Die  Ernennung  von  Ehrenmitgliedern  geschieht  auf  Vorschlag  de« 
Vontandea  dnrch  dU  Hauptreraanuuluag. 


Tanls^alUF  nad  B«llz«g. 

S- 3-    Als  Verein ijahr  gilt  das  Kalendeijahr. 

Die  H9he  des  JShrllcheii  Beitrages  wird  von  der  Hauptrerummlung 
fettgesetit;  derselbe  Ist  Im  Januar  jeden  Jahre«  an  da*  mit  den  Eataen- 
geschUten  betraute  Vorstandsmitglled  elntusahlen.  RDckUlndlge  Britrlse 
kSnnen  nach  luvorlger  vergeblicher  Erinnerung  mr  Einzahlung  durch  Nia- 
nähme  eingesogen  werden, 

BrlStchen  dar  Mitgliedschaft  Im  Laufe  eines  Jahres  gibt  kein  Recht 
auf  anteilige  Rackerstattung  gezahlter  Beltrlge. 

Organa  des  T«reliu, 

§.4.  Organe  de*  Verelna  ilnd  der  Vorstand  nnd'dlaVer- 
Sammlung  des  Verein*. 

R.  TonrtMid. 

§.  5.  Der  Vorstand  des  Vereins  besteht  aus  flinf,  von  der  Haupt- 
versammlung allJIhTllch  zu  wihlenden  (siehe  §.  10,  Abs.  3  und  4}  Mitgliedern. 
Scheidet  ein  Voritandsmitglied  vor  Abuuf  aelner  Amtsdauer  aus,  so  kann  der 
Vorstand  dafflr  ein  anderes  Vereinsmitglied  für  die  Zelt  der  Amtadauer  des 
Auageschledenen  kooptieren. 

Der  Vorstand  wlhlt  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsltsanden,  rinen 
Stellvertreter  desselben  und  einen  Schrlf tf flhrer.  Der  Schriftführer 
ist  zugleich  Schatzmeister;  es  kann  jedoch  auch  ein  anderes  Voratanda- 
mltglied  mit  der  Führung  der  Kasae  beauftragt  werden. 

g.  6.  Der  Vorstand  leitet  die  gesamten  Angelegenheiten  des  Verein« 
und  sorgt  Insbesondere  für  die  Vorbereitung  und  AusfOhrung  der  von  den 
Versammlungen  gefassten  Beschlösse.  Er  bestimmt  Zelt,  Ort  und  Tages- 
ordnung der  abzuhaltenden  Versammlungen,  sowie  die  Berichterstatter  fiber 
die  einzelnen  Verhandlungsgegenstinde;  desgleichen  hat  er  In  der  JKhrllchen 
Hauptversammlung  einen  Geschäftsbericht  zu  erstatten.  Seine  Berufung 
geschieht  durch  den  Vorsitzenden,  so  oft  es  die  Lage  der  Geschifte  erfordert, 
oder  wenn  sie  von  mindestens  drei  Mitgliedern  beantragt  wird.  Die  Einladung 
dazu  bat  wenigstens  8  Tage  vorher  schriftlich  unter  Mitteilung  der  Taget* 
Ordnung  zu  erfolgen. 

Der  Vorstand  ist  beschlusstShlg,  wenn  mindestens  drei  Mitglieder,  ein- 
schliesslich des  Vorsitzenden,  anwesend  sind.  Er  fasst  «eine  BeschlOaae  nach 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
altienden,  £slla  es  sich  jedoch  um  Wahlen  handelt,  da*  Los.  Ueber  die  Ver> 
handlungen  Ist  vom  Schriftführer  ein  Protokoll  aufiunehmen,  da*  von  diesem 
und  dem  Vorsitzenden  zu  vollziehen  ist. 

§.  7.  Der  Vorsitzende  fOhrt  unter  Mitwirkung  dea  SchrlMahrer* 
die  laufenden  GeschEfte  und  vertritt  den  Verein  sovrohl,  als  den  Voratand  nach 


*tand*sltzungen  festzustellen  und  In  diesen,  sowie  In  den  Hauptversammlungen 
den  Vorsitz  zu  führen.  Er  nimmt  auch  die  Beltrittserklirungen  neuer  Mit- 
glieder entgegen  und  fertigt  die  Mitgliedskarten  aus;  er  kann  hiermH  ab^ 
auch  den  Schriftfahrer  beauftragen. 

§.  8.  Der  Schriftfahrer  hat  den  Schriftwechsel  zu  besorgen,  die 
Verhandlungen  und  Berichte  Ober  die  Vereins-  und  Vorstandssitzungen  ab- 
EU&ssen,  den  jUirlichen  GeschSftsbericht  zu  erstatten  und  fQr  ordnungunlaslge 
Aufbewahrung  der  Akten  Sorge  zu  tragen.  PQhrt  er  gleichzeitig  die  Ver- 
elnakasse,  so  hat  er  allJUirllch  in  der  Hauptversammlung  Rechnung  an  legen; 
desgleichen  Ist  er  verpflichtet.  Jeder  Zelt  auf  Verlangen  des  Vorstandes  eine 
Ueberslcht  des  VermSgensstandes  zu  geben.  Ist  ein  besonderer  Sehate- 
melster gewihlt  (siehe  g.  5,  Abs.  a),  so  Hegt  dieacm  die  KassenfBhniRg 
und  Rechnungalegutig  ob. 
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b,  Termmidltuigen  des  TersbtB. 

{.  9.  AUJIhrllch  findet  eine  HAuptTeriammlung  statt,  fOr  die  In 
der  Regel  nrei  Vertaitamltinggtage  In  AutBlcht  lu  nehmen  sind. 

Austerordentliche  Veraammlungen  können  vom  Vorstande 
Jederzeit  einberufen  werden;  de^lelchen  müssen  solche  stattfinden,  wenn  sie 
von  mindestens  40  Mitgliedern  beantragt  sind  und  ebenso  viele  Mitglieder  Ihr 
Erscheinen  zugesagt  haben. 

Die  Einladungen  zur  Hauptversammlung  haben  mindestens  4  Wochen 
vorher  durch  das  Verelnaorgan  zu  erfolgen;  bei  auiserordentlichen  Versamm- 
lungen kann  diese  Frist  auf  8  T^e  verkOrzt  werden,  falls  Jedes  Ml^lled  durch 
besonderes  Schreiben  eingeladen  wird. 

g.  10.      Obliegenheiten,    Befugnisse    und    Beschlösse    der 
y ereinsversammlungii     Der  Vcrelnsversammlung   Hegt  Insbesondere  ob: 
«.die  Wahl  des  Vorstandes ; 
b.  die  Wahl  der  Ehrenmitglieder; 

C  die  Wahl  der  Rechnungsrev Isoren  zur  PrQfung  der  vom  Schrift- 
fOhrer  oder  Schatzmeister  allJUirllch  vorzulegenden  Jabres- 
rechnung,  sowie 

d.  dessen  Entlastung  auf  Antrag  der  Rechnungsrevlsoren ; 

e.  die  Beschlussfassung  Ober  alle  Antrige  und  Vereinsangelegenheiten, 
naroentlicb  Ober  Ablnderung  der  Satcungen  und  Auflösung  des 
Vereins. 

BeschlClaae  werden  in  der  R^el  mit  Stimmenmehrheit  gefasst ; 
Stimmengleichheit  gilt  als  Ablehnung.  Nur  bei  Aenderungen  der  Satzungen 
Itt  dne  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  stimmenden  Mitglieder  erforderlich; 
ausserdem  sind  derartige  Anträge  mindestens  8  Wachen  vor  der  Versamm- 
lung dem  Vorstande  schriftlich  einzureichen  und  4  Wochen  vorher  den  Ver* 
elnsmltgliedem  bekannt  zu  geben.  Für  die  Beschluasfassung  Ober  AullSsung 
des  Vereins  ist  §.  11  massgebend. 

Eine  Abstimmung  durch  Stimmzettel  erfolgt  nur  bei  Vorstands- 
wahlen  oder  wenn  sie  von  wenigstens  30  anwesenden  Mitgliedern  beantragt 
wird.  Bei  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  entscheidet  absolute  Mehr- 
heit der  Stimmenden,  bei  Stimmengleichheit  das  Los.  Ergibt  die  Wahl 
eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht,  so  findet  eine  Stichwahl  iwlschen  den 
beiden  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Wahlen  und  Abstimmungen  durch  Zuruf  sind  sUtthaft,  wenn 
von  keinem  anwesenden  MItgliede  Widerspruch  erfolgt. 

Ueber  Jede  Versammlung  des  Vereüis  Ist  eine  vom  Vorslttenden  und 
Schriftführer  zu  untertelchnende  Verhandlung  auäunehmen ,  Im  Uebrlgen  ist 
für  die  Verhandlungen  in  den  Vereinssltzungen  die  von  der  Hauptversammlung 
zu  genehmigende   Geschäftsordnung    massgebend. 

AnflOBimg  dsi  Vereins. 

g.  II.  Für  Anträge  auf  Auflösung  des  Vereins  findet  g.  10, 
Abs.  a  Anwendung.  Dieselbe  kann  nur  durch  eine  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  eingeschriebenen  Mitglieder  und  In  einer  besonders  zu  diesem 
Zvrecke  vorschrlnsmässlg  (s.  g.  9,  Abs.  3)  einberufenen  Versammlung,  die  auch 
Über  die  Verwendung  des  bei  der  AuflSsung  noch  vorliandenen  VermSgens 
zu  bestimmen  )iat,  beschlossen  werden. 

Ist  die  erste  Versammlnng  beschlussunOtilg,  so  muss  Innerhalb  8  Wochen 
eine  awelte  einberufen  werden,  die  dann  mit  zwei  Drittel  Mdirheit  der 
erschienenen   «tbrnnenden  Ml^Uedcr  entscheidet. 


IL  Geschäftsordnung. 

(,  t.  Don  Beginn  und  die  Tagesordnung  der  Versamm- 
lungen bestimmt  der  Voratand;  Aenderungen  der  festgesetiten 
-Tagesordnung  sind  nur  durch  Vereinbarung  des  Vorsitzenden  mit  den 
elnaeinen  Rednern  aullsslg.  Ist  einer  der  Redner  zu  der  Zelt,  wo  er  an  die 
Reihe  kommt,  abwesend,  so  haben  •ImtUche  nächstfolgenden  das  Vorrecht 
vor  Ihm.  '■  ..  ■..  .y.v.^  1^ 
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f.  3.  In  den  Vertstnmlungeii  Ist  Jedem  Redner  zu  einem  Vortrige 
40  Hinuten  Zelt  gewihrt;  dfeten  Zeitraum  kinn  der  Vonltzende  um  10  Mi- 
nuten *erl&ngem,  zu  einer  wetteren  Verl&ngcrung  tat  aber  die  Zuetlmmung 
der  Verummlung  erforderlich. 

g.  3.  In  der  DiakuiBlon  dflrfen  die  Reden  nicht  länger  all  10,  oder 
auf  Zulatsung  des  Vorsitzenden  15  Hinuten  dauern;  nach  Ablauf  dle«er  Zelt 
Ut  der  Wille  der  Versammlung  durch  Abstimmung  einzuholen.  Jede  Ab- 
weichung vom  Ausgangspunkte  der  Diskussion,  jede  Wiederholung  des  sachlich 
bereits  Voi^ebracbten  ermächtigt  bezw.  verpflichtet  den  Vorsitzenden  zur 
Unterbrechung  der  Rede. 

Der  Vorsitzende  erteilt  da*  Wort  nach  der  Reihenfolge  der  bei  Ihm 
mOadllch  oder  schriftlich  erfolgten  Anmeldungen ;  Jedoch  darf  jedes  Mitglied 
ohne  besondere  Berufung  an  die  Versammlung  nur  zweimal  das  Wort  erlialten, 
ausgenommen  TOn  deinjenlgen,  an  dessen  Vortrag  sich  die  Diskussion  knüpft 
und  der  sowohl  das  Recht  zu  öfteren  Erwiderungen  hat,  als  auch  jedesmal 
nach  abgelaufener  Diskussion  das  Schlusswort  bekommt,  auf  da«  ohne  aus- 
drDckllche  Bestimmung  der  Versammlung  keine  weitere  Entgegnung  zulSsslg  Ist. 

§.  4.  Jedes  Mitglied  der  Versammlung  hat  zu  einem  beliebigen  Zelt- 
punkte In  der  Diskussion  das  Recht,  mOndllch  Schluss  derselben  zu  be- 
antragen ;  Ober  diesen  Antrag  wird  sofort  und  ohne  vorhergehende  Diskussion 
abgestimmt,  wenn  er  die  Unterstützung  von  wenigstens  lo  Mitgliedern  findet. 
Ist  der  Antrag  angenommen,  so  erhält  nur  noch  der  Vortragende  das  Schlutswort. 

9.  5.  In  gleicherweise  kann  auch  der  Antrag  auf  Ab  kQrzung  einer 
Diskussion  gestellt  werden,  nach  dessen  Annahme  nur  noch  den  bereits  an- 
gemeldeten Rednern  das  Wort  zu  erteilen  Ist. 

g.  6.  Zu  einer  tatsächlichen  Berichtigung,  sowie  zur  Ge- 
schSftsordnung  muss  das  Wort  jederzeit  erteilt  werden  periSnllche 
Bemerkungen  sind  dagegen  nur  nach  Schluss  der  Diskussion  statthaft. 
Für  derartige   Mittellungen   darf   aber   nur  eine  Zeit  von  5  Hinuten  gewihrt 

§.  7.  Betreffs  der  Vorstandswahlen  und  der  Beschlösse  der 
Versammlungen  sind  die  Bestimmungen  im  g.  10,  Abs.  1 — 5  und  §.  n  der 
Satsungen  des  Vereins  massgebend. 

g.  8.  Ueber  Jede  Versammlung  werden  offizielle  Sitzungsberichte 
verSffentllcht,  welche  sich  mSgllchst  genau  an  das  während  der  Versammlung 
au^enommene  Stenogramm  zu  halten  haben  und  deren  Feststellung  der  Vor- 
stand flbernimmt,  wobei  Jedoch  jedem  Vortragenden  das  Recht  zusteht,  die 
Berichtigung  bezw.  die  Druckkorrektur  des  von  Ihm  gehaltenen  Vortrages 
selbst  zu  übernehmen. 

Die  Veröffentlichung  dieser  Sitzungsberichte  geschieht  In  einer  vom 
Verein  dazu  bestimmten  Fachzeltschrift  und  erhält  jedes  Hltglled  des  Vereins 
einen  Sonderabzug  derselben.  Beabsichtigt  ein  Vortragender  seinen  Vortrag 
noch  anderweitig  zu  verflfEentllchen,  so  bleibt  Ihm  das  nach  der  seitens  des 
Verein*  erfolgten  Verfiffentlichung  Oberlassen, 
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VoTsitzeader:    H.  H.I    Die  vea  den  Herrra  Referenten 

aof^estellteii  Leitsätze  sind  nicht  zur  Äbstinunnng  bestimmt;  da- 
mit jedocb  ühsere  heotige  E^rOrterong  za  einem  geviBsen  Schlass 
k(muiit,  dfirfte  es  sich  wohl  empfehlen,  dass  wir  ans  im  allgemeinen 
mit  den  Sdiliiass&tzen  nnd  den  dazu  gegebenen  ÄnsfQhnmgen  der 
Herren  Befetenten  einverstanden  erklären.  Soll  diese  Grkifinmer 
aber  dem  Verlauf  unserer  Beratimg  Tollstftndig  entsprechen,  so 
bedarf  sie  noch  einer  Ergänzung  dahin,  dass  nach  nnserer  An- 
sicht die  Folizeirerwaltnngen  anch  anf  die  Nahrongsmittelh^giene 
in  den  Badeorten  ihr  besonderes  Augenmerk  nnter  Mitwirknng' 
der  Hedizinalbeamten  zu  richten  haben,  damit  auch  nach  dieser 
Achtung  ftlT  die  Enrgfiste  mSglichst  günstige  Terhültnisse  ge- 
schaffen werden. 

Sind  die  Herren  damit  einTerstanden,  dass  ich  diese  Er* 
klftmng  zur  Abstimmung  bringe  f 

(Znatlminiiiig,) 

Dann  bitte  ich  diejenigen,  die  nicht  damit  einverstanden 
sind,  sieb  zu  erheben. 

(Es  erhebt  Bich  niemuid.) 

Die  Besolntion  ist  einstimmig  angenommen! 

Wir  kommen  nun  zum  letzten  Punkt  unserer  Tagesordnung 

IV.  Wahl  in  Vtrstudis. 

H.  Geh.Med.-BatDr.Wiedner-Eottbns:  H.  H.I  Der  Tor- 
stand hat  seine  Sache  anch  in  diesem  Jahre,  wie  wir  es  von  ihm 
inuner  gewohnt  gewesen  sind,  so  vorzQglich  gemacht,  dass  ich 
Ihnen  nur  vorschlagen  und  dringend  empfehlen  kann,  ihn  ein* 
BÜnunig  wiederzuwählen  nnd  ihm  dadurch  unsere  Anerkennung 
aoszosprechen. 

(Allseitige  Zustinuniing.) 

Voraitzender:  Dieser  Antrag  ist  nnr  zulässig,  wenn  niemand 
Widerspruch  erhebt.  —  Es  ist  dies  nicht  der  Fall;  der  Vorstand 
ist  somit  wiedergewählt  —  Im  Namen  des  Vorstandes  danke  ich 
Ihnen  vielmals  fOr  das  Vertrauen,  das  Sie  uns  durch  diese  Wieder- 
wtiA  entgegengebracht  haben.  Sie  kOnnen  versichert  sein,  dass 
wir  uns  bemtlhen  werden,  auch  kilnttighin  die  Geschäfte  ganz  in 
Ihreml  Sinne  zu  führen,  so  dass  uns  von  Ihnen  hoffenüich  im 
nächsten  Jahre  wiederum  ein  so  gutes  Zeugnis  wie  heute  ausge- 
stellt werden  wird. 

H.  H.,I  Die  diesjährige  Hauptversammlung  hat  oneeren  Er- 
wartungen in  bezug  auf  ihren  Besuch  und  ihren  Verlauf  so  gut 
entsprochen,  dass  wir  auch  künftighin  unsere  Sitzungen  im  Fillh- 
jahr  abhalten  werden.  Znm  Schluss  möchte  ich  aber  den  Herren 
Kollegen  gegenüber  noch  den  Wansch  aussprechen,  dem  Vorstände 
doch   immer  möglichst   zeitig   ihre   etwaigen   Wünsche  betrefis 
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etwaiger  Torträge  auf  der  HauptrerBammlnng  kundzageben.  In 
diesem  Jahre  war  es  fflr  den  Vorstand  nictit  leicht,  die  Tages- 
ordnung festzDBtellen,  weil  die  Zeit  seit  Abhaltung  der  letzten 
VersammloDg  ansaerordentlicli  kurz  bemesBec  war ;  deshalb  konnte 
anch  die  Bekanntmachung  der  Tagesordnung  erst  Terfaftltnisrnftssig 
spät  erfolgen.  Wenn  es  dem  Vorstände  trotzdem  in  diesem  Jahre 
durch  das  bereitwillige  Entgegenkommen  der  Herren  Vortragenden 
gelangen  ist,  eine  Tagesor^ung  anzustellen,  die  wohl  nach  jeder 
Sichtung  befriedigt  hat,  so  empfiehlt  es  sich  dodi,  etwaigen 
SchTieiigkeiten  in  dieser  Hinsicht  dadurch  vorzubeugen,  dass  die 
Herren  Kollegen  etwaige  Vorträge  oder  sonstige  Wünsche  bezüg- 
lich der  Tagesordnung  dem  Vorstände  rechtzeitig  anmelden.  Es 
ist  damit  allerdings  nicht  gesagt,  dass  nun  auch  jeder  ausge- 
sprochene Wunsch  immer  Berücksichtigung  finden  wird;  aber  die 
Aufstellung  einer  Tagesordnung  wird  dem  Vorstände  wesentlich 
erleichtert,  wenn  er  £e  Wünsche  der  Vereinsmitglieder  kennt  und 
unter  den  angemeldeten  Vorträgen  eine  diesen  Wünschen  ent- 
sprechende Auswahl  trefien  kann.  Also,  m.  H.,  ich  kann  Sie  nur 
bitten,  diesen  Wunsch  des  Vorstandes  zu  erfüllen  I  Sie  brauchen 
übrigens,  wenn  Sie  einen  Vorschlag  in  dieser  Beziehung  machen, 
sich  keineswegs  anch  zur  Uebemahme  des  Vortrages  selbst  bereit 
zn  erklären;  so  angenehm  eine  solche  Bereiterklämng  für  den 
Vorstand  ist,  so  ist  dieser  doch  auch  in  der  Lage,  einen 
anderen  Beferenten  für  das  vorgeschlagene  Thema  zu  finden;  im 
aUgemeinen  haben  wir  nach  der  Bichtung  hin  in  unserem  Verein 
bisher  keine  Schwierigkeiten  gehabt. 

Ich  achliesBe  nunmehr  die  diesjährige  Hauptversammlung  mit 
dem  Wunsche  auf  ein  recht  frohes  und  zahlreiches  Wiederseben 
im  nächsten  Jahre,  oder  noch  besser  schon  in  diesem  Jahre  in 
Danzig,  wo  im  Herbst  die  diesjährige  Hauptversammlung  des 
Deutschen  Medizinalbeamtenvereins  stattfindet!  M.  H.!  Ich  bin 
fest  davon  überzeugt,  eine  Fahrt  nach  Danzig  wird  Ar  Sie  alle 
hSchst  interessaat  und  lohnend  sein,  so  dass  sie  keiner  von  Ihnen 
bereuen  wird  I  Ausserdem  ist  es  dringend  erwünscht,  dass  gerade 
anf  dieser  im  fernen  Osten  unseres  engeren  Vaterlandes  statt- 
findenden Versammlung  die  prenasischen  Hedizinalbeamten  redit 
zahlreich  vertreten  sind  und  damit  beweisen,  welches  grosse  Liter- 
esse Sie  auch  dem  Deutschen  Medizinalbeamtenvereüi  entgegen- 
bringen. 

(Schloß  der  Sitzung  2  ühr  4B  Minaten.) 
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106  WkU  des  Tontuidm. 

V»raitz«nder:  M.  H.!  Die  von  den  Herren  Referenten 
angestellten  Leitsfttee  sind  nicht  znr  Äbstinunang  bestimmt;  da- 
mit jedocb  nliserfl  tieotige  ErQrternng  za  einem  g;e'wlBsen  Schlnas 
kommt,  dürfte  es  sich  wohl  empfehlen,  d&ss  wir  uns  im  allgemeinen 
mit  den  SchJnssBfttzen  and  den  dazu  gegebenen  Aasfühmngen  der 
Herren  ßefeienten  einveretanden  erklären.  Soll  diese  £rklfinmg 
aber  dem  Verlaof  unserer  Beratung  vollständig  entsprechen,  so 
bedarf  sie  noch  einer  Ergänzung  dahin,  dass  nach  unserer  An- 
sieht die  Folizeirerwaltungen  auch  auf  die  Nahrongsmittelhygiene 
in  den  Badeorten  ihr  besonderes  Augenmerk  unter  Hitwirkung 
der  Hediztnalbeamten  zn  richten  haben,  damit  auch  nach  dieser 
Bichtung  ftr  die  Kurgäste  möglichst  gtlnatige  Verhältnisse  ge- 
schaffen werden. 

Sind  die  Herren  damit  einTerstanden,  dasa  ich  diese  Er- 
klärung znr  Abstimmung  bringe  P 

(Zmtlmmang.) 

Dann  bitte  ich  diejenigen,  die  nidtt  damit  einverstanden 
sind,  aidh  zn  erheben. 

(Es  erhebt  Biet  nienuuid.) 

Die  Besolution  ist  einstimmig  angenommen! 

Wir  konmien  nun  znm  letzten  Punkt  unserer  Tagesordnung 

IV.  Wall  dis  Virstaidis. 

H.  6eh.  Hed.-BatDr.  Wiedner-Kottbus:  U.  H.I  Der  Vor- 
stand hat  seine  Sache  auch  in  diesem  Jahre,  wie  wir  es  von  ihm 
immer  gewohnt  gewesen  sind,  so  vorzflglich  gemacht,  dass  ich 
Ihnen  nur  vorschlagen  and  dringend  empfdilen  kann,  ihn  ein- 
stimmig wiederzuwählen  und  ihm  dadurch  unsere  Anerkennung 
anaznsprechen. 

(Allfeitige  ZuBtimmniig.) 

Vorsitzender:  Dieser  Antrag  ist  nur  zulässig,  wenn  niemand 
Widersprach  erhebt.  —  Es  ist  dies  nicht  der  FaÜ;  der  Vorstand 
ist  somit  wiedergewählt  —  Im  Namen  des  Vorstandes  danke  ich 
Ihnen  vielmals  &t  das  Vertrauen,  das  Sie  uns  durch  diese  Wieder- 
wahl entgegengebracht  haben.  Sie  kfinnen  versichert  sein,  dass 
wir  uns  bemfihen  werden,  auch  ktlnitighin  die  Geschäfte  ganz  in 
Ibrem]Siune  zn  führen,  so  dass  uns  von  Ihnen  hoffentlich  im 
nächsten  Jahre  wiederum  ein  so  gutes  Zeugnis  wie  heute  ausge- 
stellt werden  wird. 

M.  H.1  Die  die^ährige  Hauptveraammlung  hat  nnseren  Er- 
wartungen in  bezng  auf  ihren  Besuch  und  ihren  Verlauf  so  gut 
entsprochen,  dass  wir  auch  künftighin  unsere  Sitzungen  im  Fi^> 
jähr  abhalten  werden.  Znm  Schluss  mOchte  idt  aber  den  Herren 
Kollegen  gegentlber  noch  den  Wunsch  aussprechen,  dem  Vorstande 
doch   immer   möglichst   zeitig   ihre   etwaigen   Wfliuche  betrefis 


VaraiMiiaaa  nad  BaltMff. 

$.3.    AU  Verein tjahT  gilt  du  Kklendeijahr. 

Die  H0he  dei  JShrllchen  Beitraget  wird  von  der  HAuptrenaminlung 
fettgeietzt;  denelbe  lit  Im  Juiuar  jeden  Jihret  tu  du  mit  den  Euaen- 
geschUten  betraute  Vontandainltglled  elnnisafalen.  Rflckitlndige  Bdtiige 
kSnnen  nach  zuvorlger  Tcrgebllcher  Erinnerung  lur  BlnsiUuag  durch  Nuk- 
nahme  eingezogen  werden. 

ErlStchen  der  MltgUedachaft  Im  Laufe  eine*  Jahr««  gibt  kein  Recht 
auf  anteilige  ROckeratattung  guahlter  Beltrige, 

Orgut»  das  Tanlsa, 

t  4.  Organe  dea  Vereins  lind  der  Voratand  und' die  Ver- 
•  ammlung  du  Verdna. 

R.  TOTxUnd. 

g.  5.  Der  Vorstand  de«  Vereiui  besteht  aus  fünf,  von  der  Haupt- 
versammlung allJUirllch  zu  wihlenden  (siehe  g.  10,  Abs.  3  und  4)  HItgliedem. 
Scheidet  ein  Vorstandsmitglied  TOr  Ablauf  seiner  Amtsdauer  aus,  so  kann  der 
Vorstand  dafflr  ein  anderes  Vereinsmitglied  für  die  Zelt  der  Aintsdauer  des 
Ausgeschiedenen  kooptieren. 

Der  Vorstand  wUilt  aus  seiner  Mitte  einen  Vorsltsenden,  einen 
Stellvertreter  desselben  und  etaen  Schrlf tf flhrer.  Der  Schrlftfflhrer 
ist  zugleich  Schatzmeister;  es  kann  jedoch  auch  ein  anderes  ViMatanda- 
mltglied  mit  der  Führung  der  Kasae  beauftragt  werden. 

g.  6.  Der  Vorstand  leitet  die  gesamten  Angelegenhehen  des  Vereins 
und  sorgt  Insbesondere  fQr  die  Vorbereitung  und  AuifDhrung  der  von  den 
Versammlungen  ge&esten  Beschlösse.  Er  bestimmt  Zelt,  Ort  und  Tages- 
ordnung der  abzuhaltenden  Versammlungen,  sowie  die  Berichterstatter  Aber 
die  einzelnen  Verhandlungsgegenstände;  desgleichen  hat  er  In  der  JIhrllcben 
Hauptversammlung  einen  Geschäftsbericht  zu  erstatten.  Seine  Berufung 
geschieht  durch  den  Vorsitzenden,  so  oft  es  die  Lage  der  Geschifte  erfbrdert, 
oder  wenn  sie  von  mindestens  drei  MItgltedem  beantragt  wird.  Die  Einladung 
daiu  hat  wenigstens  8  Tage  vorher  ichrlftllch  unter  Mitteilung  der  Tages- 
ordnung zu  erfolgen. 

Der  Vorstand  Ist  beschlusstlhlg,  wenn  mindestens  drd  Ml^lleder,  ein- 
schliesslich des  Vorsitzenden,  anweaend  sind.  Er  fasst  «eine  Beschlflsse  nach 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vf>r- 
sltzenden,  falls  es  sich  Jedoch  um  Wahlen  handelt,  da*  Los.  Ueber  die  Ver- 
handlungen Ist  vom  Schriftführer  ein  Protokoll  aufzunehmen,  du  von  diesem 
und  dem  Vorsitzenden  zu  vollziehen  Ist. 

g.  7.  Der  Vorsitzende  fflhrt  unter  Mitwirkung  dea  Schrififflhrer* 
die  laufenden  GeschZfte  und  vertritt  den  Verein  sowohl,  als  den  Vorataad  nach 
aussen.  Er  hat  fDr  die  vortchrlftsmlsslge  Einladung  zu  den  Vorstandssttrangen 
und  Vereins  Versammlungen  Sorge  zu  tragen,  die  Tagesordnung  fdr  die  Vor' 
Standssitzungen  festzustellen  und  In  diesen,  sowie  in  den  HauptvMwunmlunfen 
den  Vorsitz  zu  fflbren.  Er  nimmt  auch  die  BeltrlttserkUrungen  neuer  Mit- 
glieder entgegen  und  fertigt  die  Mitgliedskarten  aus;  er  kann  hiermit  aber 
auch  den  SchrUtfahrer  beauftragen. 

g.  8.  Der  Schrlftfflhrer  hat  den  Schriftwechsel  tu  besorgen,  die 
Verhandtungen  und  Berichte  Ober  die  Vereins-  und  Vorstandssltiungen  ab- 
zufusen,  den  jihrllchen  GeschUtsberldit  zu  erstatten  und  fflr  ordnungräilssige 
Aufbewahrung  der  Akten  Sorge  zu  tragen.  Fflhrt  er  gleichzeitig  die  Ver- 
elnskuse,  so  hat  er  allJKhrllch  In  der  Hauptversammlung  Rechnung  in  legen ; 
desgleichen  Ist  er  verpflichtet,  jeder  Zelt  auf  Verlangen  des  Vorstandes  rine 
Ueberstcht  des  VermBgensstandes  zu  geben.  Ist  ein  besonderer  Schata- 
melster  gewihlt  (siehe  g.  5,  Abs.  3),  so  11^  diesem  dh  KaaseitfBhmng 
und  Rechnui^legung  ob. 


Anhang. 

A.  Satzungen  nebst  Geschäftsordnung. 

Aogenommeii 
In  der  am  18.  Apiil  1904  in  Berlin  abgehaltenen  XXL  EanptTeraammlnng. 

I.  Satzungen. 

Hünen  nnd  Zveok  de«  Vereine. 
{.  I.    Der  Verebt  fOhrt  den  Namen  i 

,Freu«ilicher  Mediilnalbeamten-Veretn*  und  hat  teinen 
Slti  Id  Berlin. 
Er  hat  den  Zweck: 

I,  die  Wlnentchaft  auf  dem  geiamten  Gebtete  der  Staataannel- 
kunde  (Hjglene  und  BSentllch«  Gecundheltiweien,  gerichtliche 
Uedlzln  und  Fijrchlatrle)  zu  pflegen; 
a.  durch  Vortrige  und  Austausch  peraSolIcher  Erfahrungen  eine  Ver- 
■tindigung  Aber  wichtige  Fragen  und  die  einichlSglge  Getetigebung 
auf  dieiem  Gebiete  lowle  über  die  gemeinsamen  Intereasen  der 
Medliliulbeamten  herbelzuf&hren  und 
3.  teinen  Mitgliedern  Gelegenheit  zu  gegenteltiger  Annlherung  su 
geben. 

MltgUedW3li»n. 
{.  a.    Zum  Beitritt  In  den  Verein  «Ind  berechtigt: 

a.  alle  im  preuMlachen  Staatidienit,  Im  Staatidtentt  des  Deutschen 
Reiches,  sowie  die  mit  ToUer  Beamtenelgensctiaft  im  Gemetnde- 
dientt  fett  angettellten  Medizinalbeamten ; 

b.  die  UnlTersltltiletirer  der  Hygiene,  gerichtlichen  Medizin  und 
Fsjrcbiatrie,  die  Direktoren  und  festangestellten  Aente  der 
h/gletilschen,  gerlchtsirctlichen  und  psychiatrischen  Institute,  der 
SfientUcbeo  Anstalten  fQr  Geisteskranke,  Epileptische  und  Idioten, 
der  öffentlichen  Ljrmphgewlnnungs-   und  Hebammenlehranstalten ; 

c.  alle  «taatsirztllch  approbierten  Aente,  auch  die  nicht  im  Staat*- 
oder  Gemeindedienste  angestellten. 

Die  BeltrIttserkiSrung  erfolgt  durch  schriftliche  Ancelge  an  den 
Vorstand. 

Die  Mitgliedschaft  beginnt  mit  dem  Empfange  der  Mitgliedskarte;  sie 
erlischt  durch  den  Tod,  durch  Aberkennung  des  Wahlrechts  oder  der  Wahl- 
Shlgkeit  zu  einer  staatlich  anerkannten  Srztllchen  Standesvertretung,  durch 
ireiwllllge  Austrittserklärung  oder  durch  Verweigerung  des  Jahresbeitrages. 

Der  Verein  ist  in  corpore  dem  Deutschen  Med lzlnalt>eamten  -  Verein 
beigetreten ;  seine  Mitglieder  sind  demgemlss    auch  Mitglieder  dieses  Vereins. 

Die  Ernennung  von  Ehrenmitgliedern  geschieht  auf  Vorschlag  des 
Voratandoa  durch  dlo  Hauptversammlung. 
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g.  3.    AI«  VereinB]ahr  gilt  du  lUend«i]«hr. 

Die  HShe  des  jihrllchen  Beitrage»  wird  voa  der HauptT«rummIuag 
fea^fCMtit;  dericlbe  lat  Im  jAnuar  jeden  Jahre*  an  das  mit  den  KaMen- 
getcbiften  betraute  Vontandimitglled  elnsniahlen.  Rflckatlndlge  Beltrige 
kfinnen  nach  zuTOriger  Tergebllcher  Erinnerung  zur  Bliuahlung  durch  Nach- 
nahme eingeiogen  werden. 

Erlaachen  der  Mltglledichaft  Im  Laufe  ehiei  Jähret  gibt  ketn  Recht 
auf  antelltge  Rückerttattung  gezahlter  Beltrige. 

Oxgaa«  äea  Vatmiam. 

§.  4-  Orgaoe  dei  Vereine  lind  der  Voretand  un4' d>e  Ver- 
sammlung de*  Verein*. 

•.  Vorstand, 

g.  5.  Der  Vorstand  de«  Verein«  besteht  au«  fllnf,  ron  der  Haupt- 
versammlung alljUirllch  zu  wihlenden  (siehe  g-  *Ot  Ab«.  3  und  4)  Mitgliedern. 
Scheidet  ein  Vorstandsmitglied  tot  AbUuf  «einer  Amtidaucr  au«,  «o  kann  der 
Vorstand  daiür  ein  andere«  VerelnsmltgUed  fflr  die  Zelt  der  AJntsdauer  des 
Ausgeschiedenen  kooptieren. 

Der  Vontand  wlhlt  an«  sdner  Mlttt  einen  Vordtaenden,  dnen 
StelWertreter  de«ielben  und  einen  Schrlftf Qhrer.  Der  Sdirtftfilhter 
Ist  zugleich  Schatzmeliter;  e«  kann  Jedoch  auch  ein  andere«  Vorstands- 
ml^lled  mit  der  Führung  der  Kaiae  beauftragt  werden. 

g.  6.  Der  Vorstand  leitet  die  gesamten  Angelegenhdten  des  Vereins 
und  sorgt  Insbesondere  fflr  die  Vorbereitung  und  AtufDhrung  der  TOn  den 
Versammlungen  gefkssten  Beschlösse.  Er  bestimmt  Zelt,  Ort  und  Taget- 
ordnung  der  abzuhaltenden  Vertamm  langen,  sowie  die  Berichterstatter  Ober 
die  einzelnen  Verhandlungsgegenstände;  desgleichen  hat  er  In  der  Jihrllchen 
Hauptversammlung  einen  Geschif  ttberlcht  zn  erstatten.  Seine  Berufung 
geschieht  durch  den  Vorsitzenden,  so  oft  es  die  Lage  der  Geschlftc  crfbrdert, 
oder  wenn  sie  ron  mindcBtens  drei  Mitgliedern  beantragt  wird.  Die  Einladung 
dazu  hat  wenigstens  8  Tage  vorher  schriftlich  unter  Mitteilung  der  Tage^ 
Ordnung  zu  erfolgen. 

Der  Vorstand  Ist  beschlusstlhig,  wenn  mindestens  drei  Wtglleder,  eto' 
schliesslich  des  Vorsitzenden,  anwesend  sind.  Er  fasst  «rine  BetdUQsse  nach 
Stimmenmehrheit;  bei  Stimmengleichheit  entscheidet  die  Stimme  des  Vor- 
sitzenden, falla  es  sich  Jedoch  um  Wahlen  handelt,  das  I.OS.  Ueber  die  Ver- 
handlungen Ist  vom  Schrlftfflhrer  ein  Protokoll  aufzunehmen,  das  von  diesem 
und  dem  Vorsitzenden  zu  vollziehen  Ist. 

§.  7.  Der  Vorsitzende  fOhrt  unter  Mitwirkung  de«  Schrlftfahrera 
die  laufenden  Geschifte  und  vertritt  den  Verein  sowohl,  als  den  Vorstand  nach 
aussen.  Er  hat  fflr  die  vorichriftsmlialge  Einladung  zu  den  Var«tBBd««HaHngen 
und  Vereins vervammlungen  Sorge  zu  tragen,  die  Tagesordnung  fOr  die  Vor* 
standssltzungen  festaustetlen  und  lo  diesen,  sowie  In  den  Hauptversammlungen 
den  Vorsitz  zu  fahren.  Er  nimmt  auch  die  BeltrlttterkUrungen  neuer  Mit- 
glieder entgegen  und  fertigt  die  Mitgliedskarten  au«j  er  kann  hiermit  ab^r 
auch  den  Schrlftfahrer  beauftragen. 

g.  8.  Der  Schriftfahrer  hat  den  Schrlftwechael  zu  be«orgen,  die 
Verhandlungen  und  Berichte  Ober  die  Vereins-  und  Vorstandssitzungen  ab- 
zuessen, den  Jihrllchen  GescMUUbericht  zu  erstatten  und  fOr  ordnungsmisdge 
Aufbewahrung  der  Akten  Sorge  zu  tragen.  Führt  er  gleichzeitig  die  Ver- 
etnska««e,  so  hat  er  alljihrllch  In  der  Hauptversammlung  Rechnung  zn  legen; 
desglrichen  Ist  er  verpflichtet,  Jeder  Zelt  auf  Verlangen  de«  Vor«taBde«  dne 
Uebenicht  des  VermSgtn«standet  zn  geben.  Ist  ein  besonderer  Schatz- 
meister gewihlt  (tielie  g.  5,  Abs.  9),  so  11^  diesem  dh  KassenfBbnntg 
und  Rechnungslegung  ob. 
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b.  YwwunnilnTigwi  des  Terelni. 

g.  9.  Alljihrllch  Sadet  eine  Haup tveriBminlung  atHtt,  fOr  die  In 
der  Regel  zwei  Versa  Ann  lungiCage  In  Aussteht  zu  nehmen  sind. 

Ausserordentliche  Versammlungen  kOnnen  vom  Vorstände 
Jederzeit  einberufen  werden;  desgleichen  mflssen  solche  stattfinden,  wenn  sie 
Ton  mindestens  40  Mitgliedern  beantragt  sind  und  ebenso  viele  Mitglieder  Ihr 
Erscheinen  tugesagt  haben. 

Die  Einladungen  lur  Hauptversammlung  haben  minderten«  4  Wochen 
vorher  durch  das  Verelntoi^an  tu  erfolgen;  bei  ausserordentlichen  Versamm- 
lungen kann  diese  Frist  auf  8  Tage  verkOrzt  werden,  &lls  jedes  Mitglied  durch 
besonderes  Schreiben  eingeladen  wird. 

g.  10.     Obliegenheiten,   Befugnisse    und   Beschlösse   der 
VerelnsversammluDg.     Der  Vereins  Versammlung   Hegt   Insbesondere  ob : 
«.die  Wahl  des  Vorstandes ; 
-  b.  die  Wahl  der  Ehrenmitglieder; 
C  die  Wahl   der  Rechnungsrevisoren    zur  PrQfung  der  vom  Schrift- 
führer     oder     Schatzmeister      allj&hrllch      vorzulegenden     Jahres- 
rechnung, sowie 

d.  dessen  Entlastung  auf  Antrag  der  Rechnungsrevlioren ; 

e.  die  Beschlnssiaasung  Ober  alle  Antrfige  und  Verein sangelegenhelteo, 
namentlich  über  Abtnderung  der  Satzungen  und  AuflSsung  des 
Vereins. 

Beschlflsse  werden  In  der  R^el  mit  Stimmenmehrheit  gefksst ; 
Stimmengleichheit  gilt  als  Ablehnung.  Nur  bei  Aenderungen  der  Satzungen 
Ist  eine  Mehrheit  von  zwei  Dritteln  der  stimmenden  Mitglieder  erforderlich; 
ausserdem  sind  derartige  Anträge  mindestens  8  Wochen  vor  der  Versamm- 
lung dem  Vorstände  schriftlich  einzureichen  und  4  Wochen  vorher  den  Ver- 
elnsmitgliedem  bekannt  zu  geben,  FQr  die  Beschlussfassung  Qber  AullSsung 
des  Vereins  Ist  g.  11  massgebend. 

Eine  Abstimmung  durch  Stimmzettel  erfolgt  nur  bei  Vorstands- 
wahlen oder  wenn  sie  von  wenigstens  ao  anwesenden  Mitgliedern  beantragt 
wird.  Bei  Wahl  der  Vorstandsmitglieder  entscheidet  absolute  Mehr* 
helt  der  Stimmenden,  bei  Stimmengleichheit  das  Los.  Ergibt  die  Wahl 
eine  absolute  Stimmenmehrheit  nicht,  so  findet  eine  Stichwahl  zwischen  den 
beiden  statt,  welche  die  meisten  Stimmen  erhalten  haben. 

Wahlen  und  Abstimmungen  durch  Zuruf  sind  sUtthaft,  wenn 
van  keinem  anwesenden  Mltgllede  Widerspruch  erfolgt. 

Ueber  Jede  Versammlung  des  Vereins  Ist  eine  vom  Vordtienden  und 
Schrlftnihrer  zu  unterzeichnende  Verhandlung  au&unehmen ,  Im  Uebrlgen  ist 
fQr  die  Verhandlungen  In  den  Vereinssitzungen  die  von  der  Hauptversammlung 
XU  genehmigende   Geschäftsordnung    massgebend. 

AnflOsong  des  Vereliis. 

f.  11.  Fflr  Antrlge  auf  Auflösung  des  Vereins  Bndet  g.  10, 
Abs.  3  Anwendung.  Dieselbe  kann  nur  durch  eine  Mehrheit  von  zwei 
Dritteln  der  elngeschrlelsenen  Mitglieder  und  in  einer  besonders  zu  diesem 
Zwecke  vorschrlftsmtsslg  (s,  g.  9,  Abs.  3)  unberufenen  Versammlung,  die  auch 
Aber  die  Verwendung  des  bei  der  Auflösung  noch  vorhandenen  Vermfigens 
zn  bestimmen  hat,  beschlossen  werden. 

Ist  die  erste  Versammlung  beschlussunShlg,  so  muss  Innerhalb  8  Wochen 
eine  rwelte  einberufen  werden,  die  dann  mit  zwei  Drittel  Mehrheit  der 
erschienenen   stimmenden  Mitglieder  entscheidet. 


IL  Oeschiftsordnung. 

Ji  t.  *  Dm  Beginn  und  die  Tagesordnung  der  Versamm- 
lungen bestlnnnt  der  Vorstand;  Aenderungen  der  festgesetzten 
.Tagesordnung  sind  nur  durch  Vereinbarung  des  Vorsitzenden  mit  den 
einzelnen  Rednern  zulisslg.  Ist  einer  der  Redner  xa  der  Zelt,  wo  er  an  die 
Reihe  kommt,  abwesend,  to  haben  sSmtllche  nichstfölgenden  das  Vcxrecht 
vor  Ihm, 

o 
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g.  a.  In  den  Vers&nunlungen  tit  Jedem  Redner  lu  einem  Vortrue 
40  Minuten  Zelt  gewUirt;  diesen  Zeltraum  kuin  der  Vortltiende  um  10  Mi- 
nuten verlingem,  zu  einer  weiteren  VerliLngerung  Ist  aber  die  Zustimmung 
der  Vertammlung  erforderlich. 

§.  3.  In  der  Diskussion  dürfen  die  Reden  nicht  ISnger  als  10,  oder 
auf  Zulassung  des  Vorsitzenden  15  Minuten  dauern;  nach  Ablauf  dieser  Zelt 
fit  der  Wille  der  Versammlung  durch  Abstimmung  einzuholen.  Jede  Ab- 
weichung vom  Ausgangspunkte  der  Dlskuttlon,  jede  Wiederholung  des  sachlich 
bereits  Vorgebrachten  ermächtigt  bezw.  verpflichtet  den  Vorsitzenden  zur 
Unterbrechung  der  Rede. 

Der  Vorsitzende  erteilt  das  Wort  nach  der  Reihenfolge  der  bei  ihm 
mdndlich  oder  «chriftUch  erfolgten  Anmeldungen;  jedoch  darf  jedes  Mitglied 
ohne  besondere  Berufung  an  die  Versammlung  nur  zweimal  das  Wort  erhalten, 
ausgenommen  Ton  demjenigen,  an  detten  Vortrag  sich  die  Dlikusslon  knflpft 
und  der  sowohl  das  Recht  zu  Sfteren  Erwiderungen  hat,  als  auch  jedesmal 
nach  abgelaufener  Diskussion  das  Schlussnort  bekommt,  auf  das  ohne  aul- 
drQckllche  Bestimmung  der  Versammlung  keine  weitere  Entgegnung  zulSssig  Ist. 

§.  4.  Jedes  Mitglied  der  Versammlung  hat  zu  einem  beliebigen  Zelt- 
punkte In  der  Diskussion  das  Recht,  mflndllch  Schluss  derselben  zu  be- 
antragen ;  Ober  diesen  Antrag  wird  sofort  und  ohne  vorhergehende  Diskussion 
abgestimmt,  wenn  er  die  UnterstDtzung  von  wenigstens  10  Mitgliedern  findet. 
Ist  der  Antrag  angenommen,  so  erhält  nur  noch  der  Vortragende  das  Schlusswort, 

g.  5.  In  gleicherweise  kann  auch  der  Antrag  auf  Abkürzung  einer 
Diskussion  gestellt  werden,  nach  dessen  Annahme  nur  noch  den  bereits  an- 
gemeldeten Rednern  das  Wort  zu  erteilen  isL 

§.6.  Zu  einer  tatsSchllchen  Berichtigung,  sowie  zur  Ge- 
schiftsordnung  rouss  das  Wort  jederzeit  erteilt  werden  persönliche 
Bemerkungen  sind  dagegen  nur  nach  Schluss  der  Diskussion  stattliaft, 
POr   derartige   Mitteilungen    darf   aber   nur  eine  Zelt  von  5  Minuten  gewShrt 

§.  7.  Betreffs  der  Vorstandtwahlen  und  der  Beschlösse  der 
Versammlungen  sind  die  Bestimmungen  im  §,  10,  Abs.  a — 5  und  g.  11  der 
Satzungen  des  Vereins  massgebend. 

|.  8.  Ueber  jede  Versammlung  werden  offizielle  Sitzungsberichte 
verflff entlieht,  welche  sich  möglichst  genau  an  das  mUirend  der  Versammlung 
aufgenommene  Stenogramm  zu  halten  haben  und  deren  Feststellung  der  Vor- 
stand übernimmt,  wobei  jedoch  jedem  Vortragenden  das  Recht  zusteht,  die 
Berichtigung  bezw,  die  Druckkorrektur  des  von  Ihm  gehaltenen  Vortrages 
selbst  zu  D hernehmen. 

Die  Veröffentlichung  dieser  Sitzungsberichte  geschieht  In  einer  vom 
Verein  dazu  bestimmten  Fachzeltschrift  und  erhält  jedes  Mitglied  des  Vereins 
einen  Sonderabzug  derselben.  Beabsichtigt  ein  Vortragender  seinen  Vortrag 
noch  anderweitig  zu  veröffentlichen,  so  bleibt  Ihm  das  nach  der  seitens  des 
Vereins  erfolgten  Veröffentlichung  flberUssen. 


izsctvCoOglc 


B.  Präsenzliste. 


Dr.  Birabkcker,  Kreisust  in  Pr.  SUigard. 
'    Briaa,  EreiMizt  in  Pntng. 

-  KOnig,  Ereinnt  in  E»nitz. 

•  Matz,  Kreisarzt  und  Hed.-KKt  in  Deatsch-Kro«e. 

-  SeemkKB,  Reg.-  n.  Hed.-KM  in  Danzig. 

•  Wagner,  Erevust  in  Scliwetz. 

B«tUs  mit  den  Btedtkf  eUen 
01»ElotMnbDrg,  SohOneberg  und  Blxdorf. 

Dr.  Dietricti,  Geb.  Med.-Bat  o.  rortragender  BM  in  der  Meümsl-AUeilnag 
des  Enltnaministerinnu. 

-  Elteo,  Ued.-Rat  a.  Kreisarzt  des  Ereiaea  Teltow. 

-  Fori t er,  Hinisteri&ldirektoT  n.  WirkL  Oeh.  Ob.-Beg.-Bat,  Berlh. 

-  Frlnkel,  Arthnr,  prakt.  Arzt,  staatsSratL  approb. 

-  Friede!,  prakt.  Arzt,  staatsirztL  approb. 

-  Ho f f m a n  n ,  Gerichtsarzt  und  dirigierender  Am  des  UntersochuigigefiMfc- 

nisies. 
'    Eettler,  Kreisarzt  in  SchOneberg. 

-  T.  Eobjlecki,  Kreisarzt  n.  Hed.-Bat. 

-  Harz,  prakt.  Arzt,  staatsBrztl.  approb.,  Asgisteat  am  lutHnt  fltr  Statts- 

arzneiknode. 

-  Mittenzweig,;0eiicht9arzt  and  Med.-Rat  in  Stents. 
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Erster  Sitzungstag. 


Montag,  den  IS,  September,  Tormittags  Q^U  Uhr 
Im  Saale  des  Stadtmuseurms  ( Franzis kanerkloster). 


I.  Eriiffiiig  rier  VorsammliBg. 

H.  Beg:.-  V.  &eb.  Med.-Bat  Dr.  Rapmnnd-MindeQ  i.  W., 
Vorsitzender:  M.  H.1  N&meQB  des  Vorstandes  beisse  icti  Sie 
herzlichst  willkommeD  nnd  danke  Ihnen  daför,  dass  Sie  durch 
Ihre  zahlreiche  Teilnahme  an  der  diesjährigen  VerBammlnng;  die 
BeBorgrnisse  des  Vorstandes  hinsichtlich  des  Besuches  derselben 
hin&llig  gemacht  haben.  Diese  Besorgnisse  waren  mit  Rücksicht 
anf  die  entfernte  Lage  onseres  diesjährigen  Vers&mmlnngsortes 
nicht  onbegTlIndet;  aber  die  alte  scfaSne  Hansestadt  Danzig  hat 
aneh  diesmal  wiederam  ihre  Anziehangskraft  beväiirt,  and  Dank 
der  vorzüglichen  Vorbereitungen,  welche  der  hiesige  Ortsansschnss 
in  der  liebenswQrdigsten  und  bereitTilljgsten  Weise  za  unserer 
Yersammlnng  getroffen  hat,  kSnnen  wir  sicher  sein,  dass  wir  ans 
hier  ungemein  wohl  und  behaglich  fühlen  und  uns  die  Tage  in 
Daazig  stets  in  angenehmer  Erinnerung  bleiben  werden.  Wenn 
ich  dem  Ortsausschuss  auch  bereits  am  gestrigen  BegrflssuDgs- 
abend  unsem  Dank  ffir  seine  Tielen  Bemühungen  ausgesprochen 
habe,  so  halte  ich  mich  doch  für  verpflichtet,  dies  auch  an  dieser 
Stelle  zn  tun. 

M.  H.  I  üeber  das  äeschSftliche,  den  fieschäfts-  and  Eassen- 
bericbt,  wird  Ihnen  unser  Herr  Schriftführer  demnächst  Bericht 
erstatten.  Sie  werden  daraus  entnebmen,  dass  unser  Verein  im 
letzten  Jahre  wiederum  ganz  ausserordentlich  gewachsen  ist  nnd 
einen  Zuwachs  erfohren  hat,  wie  wir  ihn  bisher  in  keinem  Jahre 
^habt  haben,  so  dass  unsere  Uitgliedszahl  auf  1456  gestiegen 
ist.  Dieser  Zuwachs  ist  haoptaäcUich  der  vor  kurzem  erfolgten 
Bildung  des  Bayerischen  Medizinalbeamten -Vereins  zn  verdanken. 
Die  Bildung  dieses  uenen  Landesvereins  kfinnen  wir  nur  mit  grosser 
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Freade  begrQssen  nnd  ihm  ansern  herzlichsten  G^lackwimsch  ans 
der  Ferne  znrafen.  Möge  er  ebenso  Tachsen  nnd  gedeihen,  wie 
die  tlbrigen  LandesTereine! 

M.  H.I  Ebenso  wie  in  den  Vorjahren,  ist  anch  diesmal 
die  Tagesordnung  so  zusammengestellt,  dasa  den  drei  wich- 
tigsten Fächern  unserer  amtlichen  Thätigkeit,  der  gerichtlichen 
Medizin  und  Psychiatrie,  der  Hygiene  und  öffentlichen  G-esundheits- 
päege  Rechnung  getragen  ist.  Desgleichen  hat  sich  der  Torstand 
in  bezog  auf  die  Zahl  der  Vorträge  eine  weise  Beschränkung  auf- 
erlegt, damit  gentigend  Zeit  nicht  nur  fär  die  Vortrftge  selbst, 
sondern  auch  für  die  sich  anschliessende  Erörterung  der  einzelnen 
Beratungsgegenstände  gegeben  ist.  Ich  hoffe,  und  der  zahlreiche 
Besuch  der  Versammlung  gibt  die  Bürgschaft  dafflr,  dass  auch 
unsere  diesjährige  Tagung  anregend  und  fruchtbringend  ver- 
lanfen  wird.  Mit  diesem  Wunsche  eröffne  Ich  die  hentige  Ver- 
aammlungl 

Ich  habe  nun  noch  die  Ehre,  als  hochwerte  Qäste 
in  unserer  Mitte  begrfissen  zu  können:  H.  Oberpräsidialrat 
T. Liebermann  als  Vertreter  des  Herrn  Oberprasidenten,  H. 
Oberregienmgsrat  Mors  als  Vertreter  des  Herrn  Begiemngspri- 
sidentea,  H.  Qeneral-  u.  Eorpsarzt  Dr.  Bochs,  H.  ^n.-Bat  Dr. 
Tornwaldt  als  Vertreter  des  hiesigen  ärztlichen  Vereins,  H. 
8aa.-Bat  Dr.  Li6vin  als  Vertreter  der  westpreussischen  Äerzte- 
kammer,  sowie  als  Vertreter  der  Begierungen  einzelner  Bundes- 
staaten H.  Med.-Bat  Dr.  Scheurlen-Stuttgart,  H.  Ober-Med.- 
Rat  Dr.  Haaser-Karlsrahe,  H.  Med.-Rat  Dr.  Engelbrecht- 
Braunschweig,  H.  Reg.-u.  Öeh.  Med.-Rat  Dr.  Richter- Dessau,  H. 
Med.-Itat  Dr.  Tjaden-Bremen,  H.  Med.-Rat  Dr.  Riedel-Lttbeck, 
H.  PhysikUB  Dr.  Sieveking-Hamburg,  sowie  H.  Dr.  ESstlin, 
Direktor  der  hiesigen  Hebammenlehranstalt,  als  Vertreter  der 
Vereinigung  zur  Förderung  des  deutschen  Hebammenwesens.  Im 
Namen  des  Vereins  heisse  ich  Sie,  hochverehrte  Herren,  herzlich 
willkommen  und  spreche  Ihnen,  wie  den  Behörden,  die  Sie  ver- 
treten,  nnsem  verbindlichsten  Dank  daifir  ans,  dass  Sie  unserer 
Einladung  in  so  liebenswQrdiger  Weise  gefolgt  sind. 

H.  Oberpräeidialrat  t.  Liebermann-Danzig:  M.  H.  [  Es 
ist  noch  nicht  lange  her,  dass  man  der  Volksbygiene  breitere 
Aufmerksamkeit  geschenkt  hat  und  dass  in  Preussen  die  Staats- 
verwaltung die  engere  gesundheitlicbe  Kontrolle  Aber  die  ihr  zd- 
gehSrigen  und  ihrer  Aufsicht  unterstellten  Anstalten  und  Schulen 
zu  einer  allgemeinen  sanitären  Eontrolle  erweitert  hat,  zu  dem 
Zwecke,  um  Epidemien  zu  verhüten  nnd  etwa  eingetretene  mit 
Erfolg  bekämpfen  zu  können,  und  dass  sich  die  Qesetzgebnng 
anschickt,  anch  den  Menscben  den  sanitären  Schutz  zu  Teil  werden 
zu  lassen,  den  sie  den  Tieren  schon  seit  längerer  Zeit  gewährt. 
Das  hat  natürlich  die  Aufgaben  der  Medizinalbeamten  erweitert 
nnd  ibre  Arbeit  ausserordentlich  belastet.  Als  früherer  Landnt 
habe  ich  schon  Gelegenheit  gehabt,  mit  den  beamteten  Aerzteo 
viel  und  oft  in  Verbindung  zu  treten ;  auch  heute  habe  ich  noch 
den  Vorzug,  mit  denselben  in  Besdehnngen  zu  stehen,  nnd  ich 
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darf  vohl  aas  Er&hrang  aageo,  daaa  die  Tätigkeit  der  Medizinal- 
beamtea  manche  Schwierigkeiten  bietet,  die  durch  die  Mehrbe- 
lastang  natargemftes  erhöht  werden.  Diese  Schwierigkeiten  liegen 
nicht  zom  mindesten  darin,  dass  der  Mediziualbeamte  dnrch  seine 
amUiche  Tätigkeit  voll  und  ganz  in  Anspruch  genommen  wird, 
dass  er  eine  Praxis  nicht  ausüben  kann  bezw.  nicht  ohne  weiteres 
aus&ben  darf,  dass  er  aber  auf  der  anderen  Seite  Qber  die  Fort- 
sehritte and  Erfahrungen  auf  seinem  beraflichen  Gebiete  orientiert 
sein  und  Aber  die  Gesetze  nnd  Verordnungen,  die  zahlreich  er- 
gehen und  ergehen  mässen,  stets  auf  dem  Laufenden  bleiben  mnas. 
Da  ist  es  ein  gl&cklicher  Gedanke  gewesen,  dass  sich  ein  Medi- 
zinalbeamten-Verein  gebildet  hat,  der  in  Versammlungen  nnd 
Vorträgen  einen  Austausch  der  Meinungen  gewährleistet,  in  denen 
Zweifelsfragen  gesnndheitspolizeilicher  Art  auf  dem  Gebiete  der 
Hygiene  nnd  der  gerichtsärztlichen  Praxis  besprochen  werden 
kfinneuj  und  ein  noch  glücklicherer  Gedanke  ist  es  gewesen,  dass 
der  Gründung  des  preassisehen  Medizinalbeamtenvei'eins  und  der 
übrigen  derartigen  Landesvereine  die  Bildung  eines  über  das 
ganze  Deutsche  Beich  sich  erstreckenden  Deutschen  Medizinal- 
beamten-VereiuB  gefolgt  ist.  Diesem  Verein  bringt  mein 
Chef,  der  Herr  Oberpräsident  £xz.  Delbrück,  der  leider  ver- 
hindert  ist,  zu  Ihrer  Versammlung  zu  erscheinen,  das  grösste  In- 
teresse entgegen.  Er  hat  mich  beauftragt,  Sie  hier  zu  begrüasen 
and  Ihnen  einen  glücklichen  Verlauf  der  Verhandlungen  zu 
wünschen.  Ich  darf  mich  dem  aach  Namens  der  hier  anwesenden 
Vertreter  der  Staatsbehörden  anschliessen  und  zugleich  meinem 
besten  Dank  fUr  Ihre  frenndliche  Einladung  den  weiteren  Wunsch 
hinzufügen,  dass  sich  die  Herren  in  Danzig  nnd  seiner  achOn«i 
Umgebung  wohl  ffiblen  mSgenl  Und  wenn  es  Einen  oder  den 
Änderen  gelüsten  sollte,  mit  dem  nötigen  Urlanb  ron  Hause  ver- 
sehen,  noch  weiter  in  unsere  Provinz  einzudringen  nnd  sich  auch 
anderwärts  nmzusehen,  so  werden  sie  sicherlich  fühlen  und  merken, 
dass  es  auch  in  Westpreussen  so  übel  nicht  ist.    (Beifall.) 

H.  San.-Bat  Dr.  Tornwaldt-Danzig:  Ueine  hochTerehrten 
Herren  I  Gestatten  Sie  dem  Vorsitzenden  des  Aerztlichen  Vereins 
zn  Danzig  einige  Worte  des  Grusses  an  Sie  zu  richten,  Worte 
des  Grusses  auch  im  Namen  der  Aerzte  der  Provinz  Westpreussen 
gemäss  dem  Auftrage  des  Herrn  Vorsitzenden  der  Westprenssi- 
schen  Aerztekammer.  Es  sind  ja  die  nächsten  Beziehungen, 
welche  die  Medizinalbeamten  mit  uns  praktischen  Aerzten  ver- 
binden. Wenn  anch  die  Wege  des  beamteten  und  des  praktischen 
Arztes  zuweilen  scheinbar  auseinandergehen,  immer  treffen  sie 
wieder  zusammen  in  dem  gemeinsamen  Ziel  der  Pflege  der  medi- 
ziniscbeu  Wissenschaft  und  der  Sorge  für  das  gesundheitliche 
Wohl  der  AUgemeinheit  and  des  Einzelnen.  Wenn  Sie,  m.  H., 
Ihre  Kenntnisse  in  den  Dienst  der  Allgemeinheit  gestellt  haben 
bei  Staat,  Provinz,  Gemeinde,  so  sind  wir  praktischen  Aerzte  gern 
bereit,  Ihnen  fordernd  und  helfend  zur  Seite  zu  stehen  da,  wo 
ans  nnaer  Beruf  tiefer  hineinführt  in  das  Einzelne,  in  das  Haus 
and  in  die  Familie.    Aber  uns  verbindet  auch  du  gemeinsame 
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StaadesbewiiBBtsem.  DaTon  haben  Zeiie:iii8  abgelegt  die  Herren 
aas  dem  Kreise  der  Medizinalbeamten,  welche  in  dem  schweren 
Kampfe,  den  die  Aerzte  jetzt  zn  beatehen  haben  Ar  die  WOrde 
nod  die  Integritftt  unseres  Standes,  mit  nns  Schulter  an  Schulter 
gestanden  haben.  Dasa  dieses  GefShl  der  ZasammengehOrigkeit 
ein  daaemdes  nnd  beiderseitiges  bleiben  möge,  das  ist  unser 
Wunsch  nnd  unsere  Hoffnung  I  In  diesem  Sinne  heisse  ich^  im 
Namen  der  Aerzteschaft  Danzigs  and  Weatpreussras  herzlich 
willkommen  I    (Bravo!) 

Vorsitzender:  Im  Namen  des  VereioB  danke  ich  den 
Herren  Vorrednern  fOr  die  ansserordentlich  freundlichen  Be- 
grSssongBWorte,  die  Sie  ui  uns  gerichtet  haben.  Ich  kann  mich 
den  hierbei  gekusserten  Wünschen  nur  aus  vollem  Herzen  an- 
schliessen.  In  Uebereinstimmung  mit  den  liehenswfirdigen  Worten 
des  H.  Oberpräaidialrats  t.  Liebermann  kann  ich  nnr  betonen, 
dass  die  LQsung  der  den  Kediziualbeamten  gestellten  Au^ben 
oft  mit  recht  Tieleu  Schwierigkeiten  verkn&pft  sind;  diese  Sdiwie- 
rigkeiten  werden  aber  um  so  leichter  zn  lOsen  sein,  wenn  die 
Uedizinalbeamten  stets  Hand  in  Hand  mit  den  zost&ndigen  Ver- 
waltungsbehörden gehen  und  deren  UnteretQtjnmg  finden.  Die 
Verwaltungsbehörden  lassen  es  auch  in  dieser  Hinsicht  an 
Entgegenkommen  nicht  fehlen;  sie  sind  keineswegs  so  schlecht, 
wie  von  mancher  Seite  behauptet  wird,  im  Gegenteil,  ihr  Ver- 
ständnis fllr  die  Aufgaben  der  öffentlichen  Gesundheitspflege  sowie 
ihre  Bereitwilligkeit  zu  einem  einträchtigen  Znsammenwirken  mit 
den  Hedizinalbeamten,  ist,  wie  sich  namentlich  in  den  letzten 
Jahren  bei  der  DarchflUirang  des  preuasischen  EreisarztgeaetiseB 
gezeigt  hat,  viel  grOsser  nnd  reger,  als  von  den  Medizinalbeamten 
selbst  vielfach  angenommen  war.  Ist  flberall  ein  solches  ein- 
trächtiges Vorgehen  der  zuständigen  Behörden  auf  dem  Gebiete 
der  öffentlichen  Gesnndheitspflege  vorhanden,  dann  wird  es  nm 
diese  jederzeit  in  den  einzelnen  Bandesstaaten  wie  im  ganzen 
Deutsdien  Reiche  sehr  gut  bestellt  sein,  namentlich,  wenn  auch 
die  praktischen  Aerzte  ihre  Mitwirkong  den  Medizinalbeamten 
nicht  versagen.  Mit  Becht  hat  H.  San.-Bat  Dr.  Tornwaldt 
soeben  in  beredten  Worten  die  Notwendigkeit  eines  einmfLtJgen 
Zusammengehens  der  praktischen  Aerzte  und  der  Medizinal- 
beamten hervorgehoben;  ist  doch  eine  erfolgreiche  Bekämpfung 
ansteckender  Knnkheiten  ohne  die  bereitwilUge  Mitwirkung  der 
praktischen  Aerzte  gar  nicht  möglich.  Wir  kfinnen  es  denhalb 
nur  mit  Freuden  begrflasen,  wenn  uns  hier  von  berofener  Seite 
diese  Mitwirkung  bei  allen  noseren  Bestrebongen  für  daa  gemnd- 
heitliche  Gemeinwohl  zagesidiert  wird;  anderseits  darf  isb.  aber 
wohl  versichern,  dass  die  Aerzte  jederzeit  bei  allen  ihren  Be- 
strebungen zur  Hebung  des  ärztlichen  Standes  auf  unsere  Unter- 
stQtznng  rechnen  können  und  dass  wir  uns  nach  wie  vor  t^M 
zusammengehörig  mit  ihnen  ftthlen  werden!    (Bravo!) 

M.  H.!  Ehe  wir  zum  zweiten  Gegenstand  der  Tagesord- 
nung abergehen,  möchte  ich  auch  noch  der  Stadt  Daazig,  inslse- 
aondere  dem  H.  Oberbftrgermeister,  onsem  Dank  daffir  anssprechen, 
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dasB  ona  nicht  aar  dieaer  Saal,  sondern  anch  Bämtliehen  Teil- 
nehmern unserer  YerBammlangr  je  ein  Exemplar  der  Festschrift 
„Die  Stadt  Danzig,  ihre  g:e8cMchtliche  Eatvickeinn;  nnd  ihre 
Öffentlichen  Einrichtnngea"  bereitwilligst  zur  Yerfügrnng  gestellt 
ist.  Ich  bemerke  dabei  noch,  dass  diese  Festschrift  zar  Verteilung 
an  die  Teilnehmer  der  Yersammlung  des  Deutschen  Vereins  fOr 
ffffentliche  Clesandheitspflege  bestimmt  ist,  nnd  bitte  deshalb  die 
Herren  Kollegen,  die  an  ^eser  Versammlung  teilnehmen,  sich  die 
Schriift  nicht  noch  einmal  geben  zu  lassen. 


II.  Geschäfts-  iid  Xasssnberlehf;  Wahl 
dir  KassflirevIsoroB. 

H.  Hed.-Ilat  Bezirksarzt  Dr.  Flinzer-  Planen  i.  Voigtl.,  Schrift- 
and  Kassenffihrer:  M.  H.!  Die  Mitgliederzahl  hat  sich  seit 
der  letzten  Versammlang  durch  die  inzwischen  erfolgte  Bildung 
des  Bayerischen  Uedizinalbe&mtenvereins  und  den  Eintritt  dieses 
Vereins  in  corpore  ganz  ausserordentlich  (um  207)  vermehrt.  Aus- 
geschieden sind  54,  davon  durch  den  Tod  IS;  neu  eingetreten 
261  (darunter  198  bajerische  Medizinalbeamte),  so  dass  die  Gle- 
samtzahl  der  Mitglieder  z.  Z.  1455  beträgt.  Dieselben  verteilen 
sich  auf  die  einzelnen  Bundestaaten  wie  folgt: 

KOnigrdcli  Preaßeo 899  UitgUedet. 

Bayern 265 

Sachsen 29 

Württemberg 77 

Großherzogtnin  Baden 28        , 

Hessen 28 

Mecklenbnrg  -  Schwerin  17         , 

Oldenburg   6 

,  Sachsen -Weimar      ...      14        „ 

Herzogtümer 42         „ 

Fttrstenttbner 27 

Freie  und  Hansestädte 13        „ 

Beichsland  Elsaß  •Lothringen    .     .    .    .    .        9         , 

Zosammen:    1455  Mitglieder. 

Gestorben  sind  seit  dem  1.  Oktober  1903  folgende  Mit- 
glieder: 

1.  Dr.  Brill,  Kreisarzt  u.  Hed.>Bat  in  Eactiwege  (Reg.-Bez.  Kassel). 

2.  ,  Dietz,  Ober-Hed.-Bat  in  Stattgart. 

3.  ,  Heaning,  Kreisarzt  in  Beigard  a.  d.  Fersanto  (Beg.-Bez.  KOslin). 

4.  ,  Kant,  Kreisarzt  u.  KCed.-Rat  in  Aschersleben. 

5.  ,  Kellermaan,  Bezirksarzt  a.  D.  o.  Med.-Bat  in  Schoptheim  (Baden). 

6.  ,  Klingelhafer,  Kreisarzt  in  Westerburg  (Beg.-Bez.  Wiesbaden). 

7.  ,  MQrs,  Kreisarzt  n.  Geh.  Med.-Bat  in  Hüblbeim  a.  Bh. 
6.  ,  Mnlzer,  Bezirksarzt  in  WaldmUnchen  (Bayern). 

9.  ,  Pantlen,  Oberamtswondarzt  n.  San.-Bat  in  Cannatadt  (Württemberg). 

10.  ,  Penkert,  Beg.-  n.  Geb.  Med -Bat  in  Moraobarg. 

11.  ,  Peters,  Geh.  Med.-Bat  in  Obomik  (Beg.-Bez.  Posen). 

12.  ,  Scbttrmeyer,  Kreisarzt  u.  Med.-Bat  in  Osnabrück. 

13.  „  SchnbmeiLl,  Kreiaarzt  a.  D.  o.  JUed.-Bat  in  St.  Wendel  (R.-B.  Trier). 

14.  .  Schvienborst,  Kreiawoudarzt  a.  D.  in  Süchteln  (B.-B.  Oüsscldort). 
Ifi.  .  Vogel,  Krebarzt  a.  D.'n.  Geh.  Hed.-Bat  in  Potsdam  (früher  in  Stade) 
16.  ,  Volkmaun,  Kreisarzt  in  Koachmln  (Beg.-Bez.  Posen).       <'<'-y^ 
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17.  Dr.  Wengler,  Kreiauzt  u.  Hed.-fiat  in  QSttingen. 

18.  ,     Zimmer,  prallt.  Arzt  In  Bixdorf  b.  Berlin,  ataatsärztlich  approb. 

Vorsitzender:  H.  H.!  Ich  darf  Sie  wohl  bitten,  sieh  zum 
Zeichen  dessen,  dass  wir  das  Andenken  dieser  VerBtorbenen  stets 
in  Ehren  halten  wollen,  von  Ihren  Plätzen  zn  erheben. 

(OeacMeht) 

H.  Med.-Bat  Bezirksarzt  Dr.  Flinzer:  Der  Bericht  über 
die  zweite  HanptTersamnilnng  ist  den  Begierong'eD,  Medizinal- 
Depntationen  usw.  sämtlicher  Bandesstaaten,  sowie  einer  grossen 
Anzahl  von  Beichstagsabgeordneten  Qbersandt  worden.  Dieselben 
haben  dem  Verein  dafOr  ihren  Dank  ansgesprochen. 

Der  Vorstand  hat  seit  der  letzten  Hauptversammlung  eine 
SitZDUg  im  Frahjahr  d.  J.  in  Berlin  abgehalten,  in  der  die  Tages- 
ordnung i^  die  diesjährige  Tagung  in  Danzig  festgestellt  wurde. 

Die  Easae  schloss  im  Jahre  1902  mit  einem  Defizit  von 
97  Mark  7  Pf.,  das  eich  jedoch  nachträglich  noch  durch  eine  For- 
derung fOr  DruckkoBten  iu  Höhe  von  24?  Mark  auf  344  M.  7  Pf. 
erhöhte.  Es  wäre  fflr  die  Kasse  bedenklich  geworden,  wenn  sich 
nicht  rechtzeitig  ein  angenaunt  sein  wollender  gfltiger  Geber  ein- 
gefunden  hätte,  der  den  Verein  300  Mark  schenkte.  Ihm  sei 
auch  au  dieser  Stelle  der  herzlichste  Dank  dargebracht.  (Bravo  I) 

Die  Einnahmen  und  Ausgaben  itir  1903  steUen  sich 
wie  folgt: 

EinDahme: 

851  Hitgliederbeitrage  ä  12  M 4248,—  H. 

890                 ,                Ä    2    „  ') 1780,-    , 

3                ,              A  12    „  &.  dem  Jahre  1902  86,—    . 

8  fälschlich  eingezahlte  Hitgliederbeitrige     .  39,—    , 

Zurflckerhaltoncs  Porto 8,60    , 

Bei  der  HaaptversammlntiE;  Tereiinahmt    .    .    .  26,10    „ 

Gcschenlc  zum  Ausgleich  des  Defizits   .    .    .  300,—    , 

Summa  6432,70  M. 
Aasgabeo: 

Abonnement  ffli  die  Zeitschrift 3690,—  H. 

Dmckkosten 1204,46    . 

Beisekosten  der  Vorstandsmitglieder     ....  313,86    , 

Kosten  der  Eanpt Versammlung 297,15    „ 

Fat  das  Pettenkofer- Denkmal 100.—    , 

„     historiscb-medizin.  Kabinet  in  NflTDberg  20,—    „ 

Portokosten 306,—    , 

Eopialien  and  Expeditionsanfwand 180,—    . 

Defizit  von  1902 844,07    , 

Zniückgezahlte  Mitgliederbeiträge    ....  89,—    , 
Somma  6394,04  11. 

Einnahme:  6432,70  H. 

Ausgabe :  6394,04    . 

Ueberschoß:      38,66  M. 

Es  konnten  somit  38  Mark  66  Pf.  auf  das  Jahr  1904  über- 
schrieben werden.  Hierzu  kommen  noch  die  restierenden  Beiträge 
von  20  Mitgliedern.    Soweit    sieh    der  Stand  der  Finanzen  zur 

>)  Ftlr  die  Hitglieder  des  Freuß.  MedizinalbeamtenTereins  wird  von  diesem 
Verein  das  Abonnement  für  die  Zeitschrift  direkt  an  die  Verlagsbuchhandlung 
bezahlt  und  demnach  nur  2  Mark  pro  Mitglied  an  die  Vereinslüsse  entrichteL 
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Zeit  flberselieD  Iftsat,  verden  wir  demnacli  aaeh  in  dem  lanfenden 
und  dem  folgenden  Jahr  mit  einem  Jahresbeitrag:  von  12  Mark 
ohne  Defizit  auskommen. 

Zum  SchluBB  möchte  ich  die  Bitte  an  die  verehrten  Mit- 
glieder aassprechen,  den  Beitrag  immer  tnnlichBt  bald  bei  Beginn, 
des  Denen  Jahres  einsenden  zu  wollen;  es  wird  dadurch  die 
EassenfBhmng  wesentlich  erleichtert;  ausserdem  hat  die  Essse 
dann  noch  einen  nicht  unerheblichen  Gewinn  an  Zinsen. 

Betreffe  der  bei  den  einzelnen  Beratungsgegenständen  stattfin- 
denden Diskussion  bitte  ich  noch  diejenigen  Herren,  die  sich  an 
dieser  beteiligen  wollen,  ihren  Namen  auf  eine  Visitenkarte  oder  ai^ 
die  hier  liegenden  Zettel  zu  schreiben  und  diese  an  mich  abzugeben. 

Vorsitzender:  M!  H.!  Ich  frage,  ob  Jemand  zu  dem  Ge- 
schäfts- und  Kassenbericht  das  Wort  ergreifen  wiUP  Es  ist  dies 
nicht  der  Fall. 

Wir  gehen  nunmehr  zur  Wahl  der  EaasenreTisoren  aber. 
Ich  schlage  hierzu  die  Herren  Stadtarzt  Dr.  Oebbecke-Breslau 
und  Kreisarzt  Dr.  Dippe-Genthin  vor,  die  sich  zur  Uebemahme 
dieser  schwierigen  Arbeit  bereit  erkl&rt  haben.  Wenn  keine  andere 
Vorschläge  gemacht  werden,  nehme  ich  an,  dass  Sie  mit  meinem 
Vorschlage  einverstanden  sind. 

(AU  gemeine  Znatimmiug.) 

So  darf  ich  wohl  die  beiden  Herren  bitten,  die  Bflcber  zu 
prfifen. 


in.  Gtriehtsärztllcin  Wiiscln  mit  Rücksicht  aof  dli 

benritchcidc  NcobcarkeltDog  im  Strafgesotzgobiig  für 

das  Dcotscn  Releli. 

Berichteratatter : 

Prof.    Dr.    Helmberger-BODD;     Oerichtsarzt    Prof.    Dr.    StrasBrnatiii  -  Berlin ; 

Oericbtsaizt    Dr.  Hoffinftnn- Berlin;  Prof.  Dr.  Asohaffeubnrg  -  Halle  a./S.. 

Hierzu  hatten  die  Herren  Berichteratatter  folgende  Vor- 
bemerkung gemacht: 

„Die  gegenwärtig  schwebenden  Beratungen  Aber  die  Befonn 
der  Strafprozessordnung,  die  demnächst  in  Aaaaicht  stehenden 
Beratungen  aber  die  Reform  des  Strafgesetzbuchs  lassea  es 
geboten  erscheinen,  diejenigen  Wünsche  zu  formulieren,  die  vom 
Standpunkte  der  gerichtlichen  Medizin  aas  ftlr  die  Neubearbeitung 
unserer  Strafgeae^gebong  geltend  zu  machen  sind.  Bei  dem  fiber- 
groasen  Umfange  des  Gebietes  schien  es  geraten,  solche  Fragen, 
die  von  mehr  allgemeinem  ärztlichen  Interesse  sind  und  tlber  die 
sich  demgemäsB  die  Vertretungen  der  Gesammtärzteschaft  teils 
schon  geäussert  haben,  teils  wohl  noch  änaaem  werden,  weniger 
erschöpfend  zu  behandeln.  Femer  war  es  notwendig,  den  Stoff 
materiell  zwischen  mehrere  Referenten  zu  verteilen;  dies  ist  in 
der  Weise  geschehen,  doss  Prof.  Dr.  Strassmann  von  derStraf- 
prozessordnong  die  Bestimmungen  aber  Sachverständige  im  allge- 
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Btcineu,  Ober  liächAnOffiiiuigf  tmd  LeiekenseliMi,  Tom  8tni)F68^z- 
bnck  die  Strafen  im  i^emeinen,  die  TSttm^sverbrechen  wä  die 
medizinaleii  Uebertietangen  behandelt  bat,  Gerichtaarzt  Dr.  Hoff- 
mann die  BestimmnngreD  über  Haft-  and  TerminafUigk^t,  Aber 
ftrzüichea  Bero&gehnmnis,  Aber  ESrperrerletztuipeii  onsehlieBalidi 
Vergiftungen  nnd  Ennkheitsabertragnng,  Prof.  Dr.  Ascbaffen- 
barff  die  Beatimmangen  Aber  Zorecbnangefähig-keit,  Verliaiidlanga- 
nnd  vernefamiingBfiU^keit  sowie  Strafvollzag  bei  Geiatesknnken. 
Prof.  Dr.  Heimberger  wird  sich  znnftchst  in  einer  knrzffliEitt- 
leitan;  Aber  die  Beform  der  Strafgeeetzgebong  verbreiten  nnd 
am  SdiloBB  die  von  den  ärztlichen  Berichteratatteni  vorgebrachten 
Wünsche  vom  joristiachen  Standptmkte  ans  betrachten." 

Vorsitzender:  M.  H.I  Ehe  die  Herren  Beferenten  daa 
Wort  ergreifen,  mOchte  ich  noch  bemerken,  dass  H.  Prof.  Dr. 
Kohlransch-EönigBberg  i.  Pr.,  der  sich  orBprftnglicb  bereit 
erklärt  hatte,  den  jariatischen  Staadponkt  bei  Beratung  dieaea 
G^egenstandes  zu  vertreten,  leider  zuletzt  hat  abschreiben  mOasen. 
In  liebenswOrdiger  Weise  ist  fflr  ihn  H.  Prof.  Dr.  Heimberger- 
Bonn  eingetreten,  wofür  wir  ihm  zu  auBBerordentlicbem  Dank  ver- 
pflichtet sind,  dem  ich  hier  noch  besonders  Aosdrack  geben 
möchte;  denn  es  ist  keine  Kleinigkeit,  in  letzter  Minute  fOr  einen 
anderen  Beferenten  einzuspringen. 

H.  H.!  Aus  der  in  Ihrem  Besitze  befindlichen  Torbemerkung 
der  Herren  Beferenten  haben  Sie  bereits  entnommen,  in  welcher 
Weise  diese  die  Disposition  und  Yerarbeitung  des  Beratnngs- 
Btoffes  getroffen  haben.  Dementsprechend  habe  ich  mich  mit  ihnen 
dahin  vereinbart,  däss  H.  Prof.  Dr.  Heimberger^die  Verhand- 
lungen gewissermaasen  einleiten  wird ;  faiersnf  werden  die  Herren 
Prof.  Dr.  Strassmann  und  Gerichtsarzt  Dr.  Hoffmann,  deren 
Referate  hauptsächlich  die  gerichtsärztliche  Seite  betreffen,  folgen, 
und  sich  an  diese  H.  Prof.  Dr.  Aschaffenburg,  dessen  Vortrag 
die  psychiatrische  Seite  behandeln  wird,  anschliessen.  Sodann 
beabsichtige  ich  eine  Pause  eintreten  zu  lassen,  nach  der  dann 
H.  Prof.  Dr.  Heimberger  in  einem  zweiten  Referat  die  ein- 
zelneu Leitsätze  der  medizinischen  Referenten  vom  juristischen 
Standpunkte  besprechen  und  die  Diskussion  gleichsam  einleiten 
wird.  Ich  frage,  ob  Sie  damit  einverstanden  aiud,  dass  in  dieser 
Weise  verfiabren  wirdF 

(Allgemeine  Znstinuiiiing.) 

Ich  erteile  nunmehr  Herrn  Prof.  Dr.  Heimberger  das  Wort. 

H.  Prof.  Dr.  Heimberger -Bonn,  erster  Berichterstatter: 
Heine  hochverehrten  Herren  I  Es  ist  fQr  den  Vertreter  des  Straf- 
rechts  eine  besondere  Freude,  der  erste  sein  zu  dürfen,  der  in 
dieser  Versammlong  deutscher  Medizinalbeamten  zu  sprechen  be- 
raten istj  denn  Medizin  ist  ja  unsere  Schwesterwissenschaft.  Wie 
sie  die  Lehre  ist  von  den  Krankheiten  des  meaachlichen  Körpers 
und  ihrer  Heilung,  so  stellt  sich  auch  die  Strafrechtewissenschaft 
dar  als  eine  Lettre  von  den  Krankheiten,  von  den  Krankheiten 

,,  ,        ^y^ 
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nftmlicli  am  KOrper  der  mflDschlichen  Geaellschaft;  beschäftig;!  sie 
BJcti  doch  mit  der  Frage,  wie  diese  Krankheitea  za  bekftmpfen 
seien.  Und  ebenso  vie  die  Medizin  sieh  immer  mehr  der  Ter- 
htttang:  der  Erankheiten  zawendet,  so  betrachtet  es  aach  die 
StrafrechtflwiaBenschaft  in  immer  steigendem  Masse  als  ihre  Auf- 
gabe, dem  Yerbrechen  Torznbengen.  Wir  sehen  in  der  strafenden 
Gerechtigkeit  nicht  mehr  bloss  dje  Göttin  mit  dem  Bacheschwert, 
die  rflcksichtslos  sogenannte  gerechte  Vergeltung  übt;  uns  modemer 
denkenden  Vertretern  der  Strafrechtswissenschaft  ist  die  Strafe 
ein  Mittel  zur  Änfrechterhaltung  der  Bechtsordnong,  ein  Mittel,  das 
der  Entstehung  und  Wiederholung  von  Verbrechen  entgegenwirken 
soll,  and  das  wir  nur  in  dem  Masse  und  in  der  Stftrke  anwenden 
wollen,  wie  es  zur  Sicherung  der  Rechtsordnung  notwendig  ist. 

Bei  nnseren  Bestrebungen,  die  Strafe  diesen  Zwecken  anzu- 
passen, sind  wir  mehr  und  mehr  zu  der  Ueberzengung  gelangt, 
dass  wir  nicht  sowohl  die  Tat,  als  den  Täter  zum  Gegenstand 
unserer  Prüfung  und  Behandlang  machen  müssen.  Änch  der  Arzt 
behandelt  ja  nicht  die  Krankheit  iu  abstracto,  sondern  zieht  bei 
seinen  Massnahmen  die  ganze  Persfinlichkeit  des  Patienten  in  Be- 
tracht. So  anch  wir.  Wo  es  sich  aber  um  die  Würdigung  der 
Persönlichkeit  des  Täters  handelt,  insbesondere  seiner  geiatigen 
Persönlichkeit,  da  ist  für  den  Juristen  niemand  ein  erwünschterer 
und  unentbehrlicherer  Bundesgenosse  als  der  Arzt.  Zwar  bin  ich 
durchaus  nicht  der  Meinung,  die  ja  auch  schon  vertreten  worden 
ist,  dass  die  Behandlang  des  Verbrechers  nicht  sowohl  Sache  des 
Richters,  als  vielmehr  des  Arztes,  speziell  des  Psychiaters,  sei, 
und  anch  Sie  werden  kaum  die  Auffassung  teilen,  dass  wir  in 
jedem  Verbrecher  einen  geistig  Erkrankten  zu  erblicken  haben, 
der  weit  eher  in  die  Irren-,  als  in  die  Strafanstalt  gehöre.  —  Aber 
soviel  steht  fest:  Wenn  wir  die  Persönlichkeit  des  Verbrechers 
richtig  sollen  beurteilen  können,  ist  uns  in  allen  Zweifelsßlllen 
die  Hülfe  des  Arztes  unentbehrlich ! 

Doch  nicht  bloss  im  einzelnen  Falle  bedarf  die  Strafrechts- 
pflege der  Mitwirkung  des  Arztes ;  in  ganz  besonderem  Masse  wird 
diese  Mitwirkong  dann  dankbar  begrltsst  werden  müssen,  wenn  es 
sich  nm  die  SchafFong  der  Grundlagen  der  Strafrechtspflege  handelt. 
Wir  stehen  in  Deutsehland.unmittelbar  vor  einer  Revision  unserer 
Strafgesetzgebnng  und  Sie,  m.  H.,  sind  bereit,  die  reichen  Erfahrungen, 
die  Sie  im  Gerichtssaal  und  im  Strafvollzug  in  zahllosen  Einzelfällen 
gewonnen  haben,  dem  Gesetzgeber  bei  der  bevorstehenden  Revi- 
sion zur  Verfügung  zu  stellen.  Sie  haben  als  ersten  Gegenstand 
auf  das  Programm  Ihrer  diesjährigen  Tagung  das  Thema  gesetzt: 
„G^richtsftrztlicbe  Wänsche  mit  Rücksicht  auf  die  bevorstehende 
Neubearbeitung  der  Strafgesetzgebnng"  und  Ihre  drei  medizinischen 
Referenten  haben  in  ihren  Thesen  eine  Reihe  von  Wünschen  for- 
muliert, die  vom  Standpankt  der  gerichtlichen  Medizin  aus  dem 
Gesetzgeber  zur  BerttcksichtiguDg  bei  der  Neugestaltung  des  for- 
mellen und  materiellen  Strafrechts  empfohlen  werden  sollen. 
Sadie  der  heutigen  Versammlung  ist  es,  ihre  Meinung  zu  diesen 
Thesen  zu  äuBsem. 
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Mir  selbst  wurde  die  Aufgabe  äbertragfen,  der  Tersammlong 
als  juriBtischer  Beirat  zur  Seite  za  stehen,  zimftclist  aber  in  KOrze 
Ansbnnft  zu  geben  über  den  gegenvärtigen  Stand  und  die 
Art  der  Reform  unserer  Strafgesetzgebung.  In  dieser 
Beziehung  darf  ich  Ihnen  vielleicht  folgendes  vortragen,  was 
Ihnen  allerdings  zum  grossen  Teil  durch  die  Tagesblfttter  sehoD 
bekannt  geworden  sein  wird: 

Wir  sind  in  Deutachland  zurzeit  nicht  nur  mit  einer  Befonn 
des  materiellen  Strafrechts,  sondem  auch  mit  einer  Umgestaltung 
des  Strafverfahrens  beschäftigt,  und  Toraussichtlieh  wird  die  Re- 
form des  letzteren  viel  eher  vollendet  sein,  als  jene  des  materiellen 
Strafrechts.  Die  Sachlage  ist  diese:  Mit  den  Vorarbeiten  f^r 
eine  neue  Strafprozessordnung  ist  man  im  Beichsjastizamte 
schon  seit  längerer  Zeit  beschäftigt  und  bereits  im  Herbst  1896 
war  im  Reichstag  der  Entwarf  einer  revidierten  StraQirozeBaord- 
nung  zur  Beratung  gekommen.  Er  wurde  aber  nicht  Gesetz,  da 
Regierung  und  Reichstag  in  der  Frage  der  Berufung  nicht  zu 
einem  EinverständniBa  gelangen  konnten.  Nun  berief  das  Reicbs- 
justizamt  vor  zwei  Jahren  neuerdings  eine  Kommisaion  zur  Be- 
ratung einer  Reform  des  Strafverfahrens;  über  das  Ergebnis  ihrer 
Arbeiten  verlautet  indessen  nicht  viel  in  der  Oeffentlichkeit. 
Nach  dem  Eindruck,  den  ich  aus  einzelnen  Zeitungsnachrichten 
Über  das  Fortschreiten  der  Arbeiten  dieser  Kommission  gewonnen 
habe,  möchte  ich  annehmen,  dass  vielleicht  im  kommenden  Jahre 
schon  der  Entwurf  einer  von  der  Kommission  beratenen  Stra^iro- 
zeasordnung  erscheinen  wird;  doch  kann  ich  Sicheres  nicht  sagen. 

Was  die  Vorbereitung  des  neuen  Straf  gesetzbncha  anbe- 
langt, so  ist  die  Sachlage  die  folgende: 

Auf  Veranlaaaung  des  Reichsjusüzamta  trat  ebenfalls  vor 
bald  zwei  Jahren  zur  wissenschaftlichen  Vorbereitung  der  Reform 
des  Strafrechts  ein  freies  Komitee  zusammen,  in  welches  acht  Pro- 
fessoren des  Strafrechts  berufen  wurden,  und  zwar  aus  Prenssen 
drei,  ans  Bayern,  Sachsen,  Württemberg,  Baden  and  Elsass-Lo- 
tiiringen  je  einer.  Dieses  Komitee  bescbloss  im  Einveratftndnis 
mit  dem  Reichsjustizamt,  vor  allem  eine  vergleichende  üebersicht 
der  in  den  wichtigeren  Knltnrstaaten  geltenden  Strafgesetze  her- 
zasteilen, um  so  eine  breite,  wisaenachaftliche  Grundlage  fUr  die 
Strafrechtsreform  zu  achafEen.  An  die  kritische  WänÜgung  der 
Ergebnisse  der  Rechtsvergleichung  sollen  sich  Vorschläge  fOr  die 
Gesetzgebung  anschlieaaen.  Diese  reehtsvergleichende  Arbeit  wird 
aber  nicht  von  dem  genannten  Komitee  allein  geleistet,  sondern  es 
haben  sich  auf  dessen  Ersuchen  fast  alle  dentachen  Strafrechtslebrer 
and  auch  einige  österreictüsche  zur  Mitarbeit  bereit  erklärt.  Der 
gesamte  Rechtsstoff  wurde  unter  die  Eomiteemitglieder  nnd  die 
anderen  Mitarbeiter  in  der  Art  verteilt,  daaa  z.  B.  der  eine  die 
Mttnzverbrechen,  der  andere  die  Tötungs-,  ein  dritter  die  Eörper- 
verletzungsdelikte,  ein  vierter  die  ünzuchtaverbrechen  usw.  rechts- 
vergleichend zu  bearbeiten  hat.  Jeder  Mitarbeiter  geniesst  natür- 
lich vollständige  wissenschaftliche  Unabhängigkeit  und  Gleichbe- 
rechtigung gegenüber  den  anderen  Mitarbeitern  nnd^ei^fwf)^ 
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dem  Eomitee;  nur  hat  das  Komitee  verschiedene  g^meiBSame  G-e- 
aichtspniikte  aufgestellt,  nach  welchen  eich  alle  an  der  Arbeit 
BeteUlgten  im  Interesse  der  Einheitlichkeit  des  ganzen  Werkes 
zu  richten  haben. 

Die  Arbeit  beginnt  nicht  mit  dem  allgemeinen  Teil  des 
StrafrechtB,  sondern  mit  den  Materien,  welche  in  den  besonderen 
Teil  fallen.  Den  Arbeiten  fSr  den  besonderenTeil  schliesaen  sich 
jene  über  den  allgemeinen  Teil  erat  an.  Im  Laufe  des  nächsten 
Sommers  soll  mit  der  Yeröffentlichang  der  einzelnen  Beiträge  zum 
besonderen  Teil  der  Anfang  gemacht  werden.  Bis  dann  die  Ar- 
beiten f&r  den  allgemeinen  Teil  beendet  sind,  werden  Tom  nächsten 
Sommer  an  immerhin  noch  mindestens  zwei  Jahre  vergehen,  so 
dass  also  frühestens  im  Sommer  1907  die  Vorarbeiten  der  Bechts- 
vergleichong  zu  Ende  geführt  sind. 

Es  wird  demnach,  wie  Sie  sehen,  noch  längere  Zeit  dauern, 
bis  es  zu  einem  Abscbluss  der  Beform  unserer  Stra^esetzgebnag 
kommt.  Trotzdem  ist  es  keines&Us  zu  früh,  wenn  die  deutschen 
Medizinalbeamten  jetzt  schon  die  Wünsche  zum  Ausdruck  bringen, 
die  sie  in  bezog  auf  die  Neugestaltung  unserer  Strafrechtspflege 
haben,  und  für  eine  Berücksichtigung  derselben  schon  bei  den 
Vorarbeiten  in  geeigneter  Weise  eintreten.  Auf  der  anderen  Seite 
haben  Sie  immer  noch  so  viel  Zeit  vor  sich,  dass  Sie  Ihre  Arbeiten 
nicht  zu  fiberstürzen  brauchen,  and  es  wird  nicht  notwendig,  ja 
nicht  einmal  möglich  sein,  dass  die  Versammlung  heute  schon 
ihren  Wünschen  eine  endgültige  Formulierung  giebt.  Notwendig 
ist  jetzt  nur,  dass  die  Wünsche  geäussert  und  besprochen  werden, 
während  die  definitive  Fassang  ohne  Bedenken  einer  späteren 
Versammlung  überlassen  werden  kann. 

Hiermit,  m.  H.,  darf  ich  wohl  meine  einleitenden  Worte 
schliessen  und  es  den  Herren  medizinischen  Referenten  anheim- 
geben, nun  den  eigentlichen  Gegenstand  der  Tagesordnong  in 
Angriff  zu  nehmen. 

(Lebhafter  BeilaU.) 

H.  Prof.  Dr.  Strassmann- Berlin,  zweiter  Berichterstatter: 
Heine  sehr  verehrten  Herren  Kollegen  1  Die  Qründe,  welche  Ihren 
Vorstand  veranlasst  haben,  das  Thema  auf  die  diesjährige  Tages- 
ordnung zu  setzen,  bei  dem  ich  die  Ehre  habe  als  einer  der  Befe- 
rentan  tätig  za  sein,  die  Art,  wie  wir  das  grosse  Gebiet  anter 
uns  eingeteilt  haben  und  die  allgemeinen  G-esichtspunkte,  die  nna 
bei  der  Bearbeitung  leiteten,  sind  Ihnen  aus  den  eben  gehörten 
einldtenden  Bemerkungen  des  Herrn  Prof.  Heimberger  bereits 
bekannt  geworden.  Iiä  darf  daher  wohl  alsbald  zur  Besprechung 
des  engeren,  mir  zugewiesenen  Gebietes  fibergehen  und  beginne 
zunächst  mit  Erörterung  meiner  Vorschläge  zur  Strafprozess- 
ordnnng. 

Der  erste  derselben  gilt  den  allgemeinen  Be- 
stimmangen  über  die  Auswahl  der  Sachverständigen. 
Ich  werde  hier,  wie  bei  jedem  anderen  Punkte  zweierlei  zu  be- 
handeln  haben:    Welches  sind  die  jetzt  geltenden  gesetzlichen 
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Torscbrifteii  und  inwiefern  erscheint  eine  Abftndenmg  derseltien 

erwflnaditP 

Der  g  73  unserer  StrafprozesBordnnn?  heiest: 

.Die  Auswahl  der  zozaziehendea  Stichveretfiiidigen  und  die  BestinuniuiK 

ihrer  ÄJizahl  erfoI{(t  darch  den  Bicbter. 

Sind  füT  gewisse  Ärteo  tod  Q^tachten  Sacli7erständige  Öffentlich  bestellt, 

so  sollen  andere  Personen  nur  dann  gewählt  werden,  wenn  besondere  Dmstände 

es  erfordern." 

Der  erste  Absatz  dieses  Paragraphen  ist  vielleicht  nicht  ganz 
korrekt,  tatsächlich  erfolgt  die  Auswahl  der  Sachverst&ndigen  in 
vielen  Ffillen  nicht  dorch  den  Richter,  sondern  dnrch  die  Staats- 
anwaltschaft. Aber  zusammengehalten  mit  den  sonstigen  Be- 
stimmungen der  StrafprozesBor&nng  ttber  den  Sang  des  Ter- 
fiihrene  wird  der  Paragraph  Terst&ndlicb  ond  seine  nicht  ganz 
zutreffende  Ausdrucksweise  dflrfte  Nachteile  kanm  zor  Folge 
haben.  Ob  er  trotzdem  zn  ändern,  genaoer  zu  tassen  ist,  berttlut 
uns  TerhältnismäsBig  weniger.  Bedeutungsvoller  ist  ffir  uns  der 
zweite  Absatz.  Er  ond  seine  Handhabung  liegen  den  gegen- 
wärtigen Einrichtungen  auf  dem  Gebiete  gerichtsArztlicher  Tätig- 
keit zu  gründe;  sie  bewirken  es,  dass  ^e  grosse  Mehrzahl  ge- 
richtlich medizinischer  Fragen  vor  das  Fonim  der  ständig  als 
Gerichtsftrzte  angestellten  Medizinalbeamten  gelangt.  Ich  meine, 
dass  diese  Einrichtung  als  die  relativ  beste  gelten 
kann  —  eine  Q-arantie  für  ideale  Leistungen  wird  keine  Gesetzes- 
bestimmung liefern  kennen  —  und  dass  der  §7S,  Ab8.2  bei- 
behalten werden  sollte.  Es  werden  ja  gegen  das  jetzt  ab- 
liebe Verfahren  Angriffe  bald  mehr  offen,  bald  mehr  versteckt 
nicht  so  selten  laut;  man  hat  mit  mehrfachen  Grflnden  die  Fähig- 
keit der  bisherigen  Gerichtsärzte  zu  einer  erspriesslichen  Tätig- 
keit vereint.  Es  wird  behauptet,  dass  das  Gebiet,  das  wir  zu  be- 
arbeiten haben,  ein  zu  nmfangreidies  ist  und  von  einem  Menschen 
nicht  beherrscht  werden  kann,  dass  wirklich  gediegene  Gutachten 
nnr  erwariiet  werden  können,  wenn  man  sie  von  den  speziellen 
Kennern  der  medizinischen  Einzelgebiete  erfordert.  Nun,  m.  H., 
die  Möglichkeit  in  F&tlen,  in  denen  eine  speziaÜBtiBChe  Technik 
znr  Erstattung  des  Gutachtens  erforderlich  ist,  einen  Kenner  dieser 
Technik  hinzuzuziehen,  bietet  schon  das  bisherige  Gesetz  durch 
seinen  Zusatz:  „wenn  besondere  Umstände  es  erfordern",  ond  wir 
alle  nehmen  keinen  Anstand,  notwendigenfalls  selbst  unsere  In- 
kompetenz zu  erklären  und  selbst  einen  geeigneten  Sachverständi- 
gen vorzuschlagen,  ebenso  wie  wir  bei  schwierigen  Begutachtungen 
anf  psychiatrischem  Gebiet  zu  dem  Hilfsmittä  des  |  81  greifen. 
Die  grosse  Mehrzahl  aber  der  vom  Gericht  den  ärzüichen  Sach- 
versündigen  gestellten  Aufgaben  ist  sicherlich  am  besten  in  den 
Händen  der  ständigen  Gerichtsärzte,  der  praktischen  Vertreter 
der  gerichtlichen  Medizin,  aufgehoben.  Wer  das  bestreitet,  der 
leugnet  zugleich  die  Selbständigkeit  dieses  Faches  und  hält  die 
gerichtliche  Medizin  fOr  eine  einfache  Zusammenh&nfang  einer 
Reihe  von  Ergebnissen  anderer  medizinischer  Sonderfftcber.  Das 
Irrige  dieser  oft  widerlegten  Anschauung  nochmals  darzaton,  kann 
ich  mir  in  diesem  Kreise  wohl  versagen.  ^.v.v.-,,^ 
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Hfirter  noch  ist  meinem  Empfinden  nacti  der  andere  Vorwarf, 
dass  vir  zd  einer  anparteiischen  äutachtertätigkelt  deshalb  nicht 
f&hig  TftreD,  weil  wir  als  angestellte  Beamte  tod  vornherein  für 
die  StraiverfolgangebehCrden  und  gegen  den  Angeklagten  Torein- 
genommen  seien.  Es  scheint  mir  nicht  schwer,  das  dieser  ziem- 
Uch  weitverbreiteten  Änschaaaog  zu  gründe  liegende  Miasverständ- 
nis  zn  erklären.  Wir  werden  in  der  Mehrzahl  der  Ffille  schon 
im  Tonrerfahren  gehört;  fällt  anser  Gutachten  dann  für  einen  An- 
geschuldigten gflnstig  ans,  ao  wird  derselbe  gewöhnlich  ansser 
Verfolgung  gesetzt;  es  kommt  zn  keiner  öffentlichen  Verhandlang, 
und  dieser  Teil  unserer  Tätigkeit  bleibt  zumeist  unbekannt.  Die 
Fälle,  in  denen  es  zur  öffentlichen  Verhandlung  kommt  und  bei 
denen  wir  als  SachTerständige  tätig  sind,  sind  gewöhnlich  solche, 
in  denen  wir  schon  im  Vorverfahren  ein  nngUmstiges  Gutachten 
abgegeben  haben.  Daher  kann  leicht  der  Eindruck  entstehen  för 
den,  der  nur  von  den  öffentlichen  Verhandlungen  hört,  dass  wir 
mit  Vorliebe  zu  ganaten  der  Anklage  gatachten.  Tatsächlich 
kann  davon  doch  keine  Rede  sein ;  es  ist  vielmehr  absolut  unver- 
ständlich, inwiefern  ans  unsere  amtliche  Stellung  veranlassen 
sollte,  lieber  zu  nngonsten,  als  zn  gausten  eines  Beschuldigten 
unser  Gatachten  abzugeben  und  dem  schönen  Grandsatz  des  alten 
Schreyer,  des  Entdeckers  der  Lungenprobe,  zuwiderzuhandeln, 
der  schon  vor  mehr  als  200  Jahren  gesagt  bat:  ,üna  Aerzten 
wird  es  immer  lieber  sein,  etwas  dem  Angeklagten  günstiges  za 
finden,  als  nngflnstiges." 

Erscheinen  uns  somit  die  allgemeinen  Angriffe  gegen  unsere 
Tätigkeit  nicht  begründet,  so  wird  es  doch  nicht  richtig  sein, 
dieselben  gering  zu  schätzen.  Bisher  hat  zwar,  soweit  ich  sehe, 
der  vereinzelt  gemachte  Versuch,  eine  „Sachverständigenfrage" 
za  schaffen,  wenig  Anklang  gefunden;  ob  aber  eine  fortgesetzte 
Agitation  nicht  doch  Erfolg  haben  wird,  ist  zweifelhaft.  Angriffe 
auf  die  bestehenden  Einrichtungen  könnuen  ja  in  der  Gegenwart 
immer  auf  allgemeine  Sympathie  rechnen;  gilt  doch  für  unsere 
Zeit  das  umgekehrte  Schillersche  Wort:  Sei  im  Besitze 
und  du  wohnst  im  Unrecht!  Es  wird  angebracht  sein,  daaa 
wir  aelbat  prüfen,  ob  nicht  doch  in  gewisser  Beziehung  Aende- 
rungen  des  bisherigen  Verfahrens  geboten  sind. 

Von  vornherein  wird  niemand  leugnen  wollen,  dass  irrige 
gerichtsärztliche  Gutachten  vorkommen  können  und  dase  Anklagen 
und  VerurteUnngen  anf  Grund  derselben  mögUch  sind,  und  jeder, 
der  in  seiner  amtlichen  Tätigkeit  mit  Bevision  oder  Superrevision 
gerichtsärztlicher  Leistungen  zn  tun  hat,  wird  auch  aus  eigener 
tatsächlicher  Erfahrung  düüber  berichten  können.  Mir  persönlich 
scheint  es,  als  wenn  anzutreffende  Gutachten  zu  Ungunsten  An- 
geschuldigter ganz  besonders  bei  Kindesmord  vorkommen.  Die 
alte  Anstauung  der  Earolina,  dass  jede  heimlich  Gebärende  den 
Verdacht  gegen  sich  hat,  ihr  Eiud,  wenn  es  tot  Ist,  umgebracht 
zu  haben,  die  Idee,  daaa  man  alle  Angaben  solcher  Beschuldigten 
von  vornherein  als  lügenhafte  Aasreden  aufzu^sen  habe,  ist 
offenbar  noch  weitverbreitet    Sonst  wäre  es  w;oU,ni(dit,^rilji^, 
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irie  ich  das  erlebt  habe,  dass  in  Fällen,  ia  denen  nichts  vorlag, 
alB  eine  Tielleicht  etvas  grössere  Kopfgeschwalst  oder  eine  ganz 
gewSfanliche  nnvoUstAndige  Atmung,  Gntachten  abgegeben  werden, 
die  mit  ebenso  grossem,  als  nnfrnchtbarem  Scbarfsimi  eine  gewalt- 
same T&tung  and  womöglich  gar  einen  länger  geplanten  Mord  zd 
beweisen  versuchen.  Andere  Ähnliche  Fälle  bat  kürzlich  Wilhelm 
Alezander  Frennd')  mitgeteilt. 

Der  Schatz,  der  den  Angeklagten  bisher  gegen  solche  irrigen 
Gutachten  gewährt  ist,  besteht  in  dem  Recht,  die  Ladnng  anderer 
Sachverfitändigen  zn  beantragen  —  ein  Antrag,  dem  aber  nicht 
stattgegeben  za  werden  braucht  —  and  in  dem  Becht,  Gegen- 
aachvarständige  direkt  znr  HanptTerbandlnng  za  laden.  Diese 
Berechtigang  gewährt  wohl  eine  —  soweit  es  möglich  ist  —  ge- 
nügende Sicherheit  gegen  angerechte  Terarteilung;  es  scheiot 
mir  aber  ein  begründeter  Ansprach  eines  Angeschuldigten  zu  sein, 
auch  schon  vor  einer  Anklage  auf  Grand  eines  irrtümlichen 
Gntachtena  geschützt  za  sein  und  ihm  deshalb  das  Recht  zu  ge- 
währen, bereits  vorher  andere  Sachverständige  zuzuziehen  oder 
ihre  Zaziehung  ohne  Gefahr  der  Abweisung  beantragen  za  dürfen. 

Das  bisherige  Gesetz  ermöglicht  in  seinem  §  193  dem  An- 
geschuldigten')  die  Ladung  von  Sachverständigen  schon  vor  der 
Eauptverhandlung  zu  einem  Augenschein,  falls  ein  solcher 
stattfindet.  Ein  Angeschuldigter  kann  also  auch  eigene  Sachver- 
ständige zur  Obduktion  laden,  die  ebenfalls  als  Augenschein  gut. 
Seine  Sachverständigen  können  derselben  beiwohnen  und  an  ihr 
teilnehmen,  sobald  nicht  die  Tätigkeit  der  vom  Richter  bestellten 
Sachverständigen  behindert  wird.  Praktisch  kommt  eine  solche 
Ladung  von  Gegensachverständigen  zur  Obduktion  wohl  nie  vor, 
was  sich  aus  der  Natur  der  Torgänge,  der  Schleunigkeit,  mit  der 
diese  Amtshandlung  vorgenommen  wird  and  werden  musa,  auch 
hinreichend  erklärt.  Im  übrigen  existiert  ein  Recht  des  Ange- 
schuldigten auf  Ladnng  von  SachTeratändigen  vor  der  Haupt- 
verhandlnng  nicht.  Um  diesem  Mangel  abzuhelfen,  sind  ver- 
achiedene  Vorschläge  gemacht  worden.  So  hat  ein  von  der 
französischen  Deputiertenkammer  vor  wenigen  Jahren  ange- 
nommener Gesetzentwurf,  die  nLoi  Cruppi",  von  der  ich  übrigens 
nicht  habe  erfahren  können,  ob  sie  wirlüich  Gesetz  geworden  ist, 
bestimmt,  dass  von  vornherein  der  Angeklagte  einen  Sachver- 
ständigen ernennen  soll,  welcher  mit  dem  von  der  Staatsanwalt- 


')  Berliner  kliuiache  WocheuBchrift;  1901,  8.308.  —  Erapelin:  Ueber 
Irrige  psychiatriache  GntachtcD.  Monatsschrift  für  Kriminalpsfcliologie;  1901, 
Heft  8. 

*)  §  198  8t.-F.-0. :  „Findet  die  Eimnihme  eines  AneeDScheins  nntei  Zn- 
ziehimg  von  SochTerständigen  statt,  so  kann  der  Angeacanldigte  beantragen, 
daß  die  von  ihm  für  die  EaaptTerhaDdlnng  in  Vorschlag  zu  bringenden 
Sachverständigen  zd  dem  Termine  geladen  werden  und,  wenn  der  Bicliter  den 
Antrag  ablehnt,  sie  selbst  laden  lassen. 

Den  Ton  dem  Angeschuldigten  benannten  Sachverstiuidigen  ist  die  Teil- 
•lahme  am  Aagenschein  nnd  an  den  erforderlichen  Untersachnngen  insoweit  za 
^statten,  als  dadurch  die  Tätigkeit  der  vom  Bichter  bestellten  SachverstKn- 
;en  nl<uit  behindert  wird.* 
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Schaft  ernannten  gemeinBam  alle  üntersnchnngen  Torzanehmen 
hat.  ^)  Aehnliche  Vorsclüäfire  hat  kürzlich  ein  Berliner  Arzt, 
Dr.  Karger,  TerOffentllcht.  *)  Ich.  Iialte  sie,  wie  ich  in  derDis- 
kuBsion  zn  dem  FreondBchen  Vortrage  in  der  medizinischen 
Gesellschaft  in  Berlin  aasgefflhrt  habe*)  nicht  ftir  praktisch, 
glaube  vielmehr,  dasB  der  Schatz  des  Angeschuldigten  anf  andere 
Weise  zn  erstreben  ist.  Wie  ich  geh&rt  habe,  beabsichtigt  man 
bei  der  Beform  der  Stra^rozessordnnng,  w&hrend  bisher  der  Be- 
schlnsB  anf  Erhebung  der  Anklage  vom  G-ericht  rein  auf  Grund 
der  Akten  gefasBt  wurde,  eine  Art  Vortermin  einzufahren,  eine 
kurze  mflndliebe  Vorrerhandlung,  zu  welcher  der  AngeBchnldigte,  der 
Staatsanwalt,  der  Verteidiger,  vielleicht  auch  die  wichtigsten 
Zeugen  erscheinen.  Nach  diesem  soll  dann  entschieden  werden, 
oh  ein  Angeschuldigter  der  Tat  hinreichend  verdächtig  ist.  Wird 
eine  solche  Einrichtung  eingeführt,  so  wird  jedenfalls  auch  schon 
zu  diesem  Vortermin  der  Angeschuldigte  oder  seiil  Verteidiger 
einen  Gegensachverständigen  laden  können.  Geschieht  dies  niäit, 
bleibt  es  im  wesentlichen  bei  dem  alten  Verfahren,  so  schlage 
ich  folgenden  Zusatz  zn  g  199^)  vor: 

,Wird  die  Anklage  auf  ein  Sachverständigen- 
Gutachten  gestützt,  so  darf  der  Antrag  des  Angeschul- 
digten auf  Einholung  noch  eines  anderen  Gutachtens 
nicht  abgelehnt  werden." 

Man  könnte  diesen  Zusatz  vielleicht  noch  etwas  einschränken. 
In  den  Fällen  nämlich,  in  denen  schon  im  Vorverfahren,  bei  der 
Torantersuchang  dem  Antrag  des  Augeschaldigten  anf  Einholong 
eines  Gegengntachtens  stattgegeben  worden  ist,  und  disBes  somit 
bereits  vorliegt,  halte  ich  einen  Anspruch  anf  Anhörung  noch 
eines  weiteren  SachverBtändigen  nicht  für  unbedingt  begründet. 

Ich  möchte  an  dieser  Stelle  noch  kurz  einen  vor  mehreren 
Jahren  von  Naecke  veröffentlichten  Aufaatz')  „Richter  und  Sach- 
verständige!'" berühren.  Naecke  verlangt,  dass  das  Gutachten 
des  firzüichen,  ganz  besonders  des  psychiatrischen  Sachverständigen 
für  den  Bichter  bindend  sein  soll.  Bei  Vorhandensein  mehrerer 
abweichender  Gntachten  soll  er  gehalten  sein,  ein  Obergntachten 

')  Vgl.  Deryienx;   Leg  expertiges  mfidico-Ugales.    Paria  1901. 

»)  Berliner  Aerzte-Korreapondenz;  1903,  Kr. 48  ood  190i,  Nr.  1*.  Der 
zweite  Artikel  zeistieat  einige  der  gegen  den  ersten  erhobenen  Bedenken. 

S)  Berliner  kUn.  Wochenachrift  j  1904,  8.320. 

*)  Der  jetzige  g  199  Str.-P.-O.  lautet:  ,Der  Vorsitzende  dea  Qerichta  hat 
die  AnUageacnrift  dem  AngeBcbnldlgtea  mitzuteilen  nnd  ihn  zngleicb  anfztifor* 
den,  sich  innerhalb  einer  zu  beetinunenden  Friat  za  erklären,  ob  er  eine  Vor- 
nnteTsnchnng  oder  die  Voro&hme  einzelner  Beweise rhebangen  ror  der  Eanpt- 
rerbandlong  beantragen,  oder  Einwendungen  gegen  die  Eröffnung  dea  Hanpt- 
Terfahrens  Torbringen  wolle. 

Hat  eine  Vornnteranchung  atattgetnnden,  ao  lat  die  Aaflordemng  ent- 
sprechend zn  beschränken. 

Üeber  die  Anträge  und  Einwendungen  beschließt  das  Qerlcht.  Eine 
Anfechtung  dea  Beschlnssea  findet  nur  nach  Maßgabe  der  Bestimmongen   im 

S180  Abs.  1  und  §  181  statt.    Auf  die  von  den  Scbfiffengerichten  zu  verhan- 
elndan  Sachen  finden  die  Bestimmungen  diesea  Paragraphen  keine  Anwendung." 
■)  Archiv  fflr  Kriminal  -  Anthropologie ;  1699,  8.  Bd.,  H.  1  dqI.S..  , 
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der  entspreeliendeii  kollegialen  FachbehSrde  einznholeii,  welches 
dann  enteclieideiid  and  wieder  für  den  Bichter  bindend  ist.  Ich 
glaabe  dieBen  Vorschlag,  der  dem  Ornndaatze  anseres  Prozess- 
verfabresB  widerspricht  and  deshalb  keine  Aoaaicht  anf  Annahme 
hat,  nicht  näher  erörtern  zu  mUssen.  — 

Die  zweite  Frage,  die  ich  za  besprechen  habe,  berflbrt 
gleichfalls  die  Wurzeln  unserer  Tätigkeit.  Ea  handelt  sich  am 
die  Frage,  inwieweit  das  Gericht  befngt  ist,  die  ärztliche 
ünteraachang  einer  lebenden  Person  anzuordnen  und 
inwieweit  wir,  wenn  wir  diesem  Eranchen  folgen,  auf  gesichertem 
Bechteboden  ans  befinden.  Man  wird  dabei  zweierlei  nnterecheideu 
müssen,  die  üntersnchang  von  Zeugen  und  diejenige  von  Ange- 
schuldigten. PraJctisch  ergeben  sich  allerdings  weniger  Schwierig- 
keiten als  theoretisch.  Der  ßeapekt  vor  den  strafgerichtlichen 
Behörden  ist  doch  immer  noch  so  weit  verbreitet,  dass  jemand, 
der  von  Ihnen  aufgefordert  wird,  aich  ärztlich  untersuchen  zd 
lassen,  dieser  Aufforderung  im  allgemeinen  ohne  weiteres  nach- 
kommt. Dies  gilt  wenigstens  von  geiatesgeaunden  Feraonen; 
bei  G-eisteskrantcen  begegnet  man  dagegen  öfter  Widersprach 
und  Ablehnung,  hier  und  da  auch  bei  geistig  Normalen.  Ich  habe 
erst  vor  kurzem  einen  solchen  Fall  erlebt.  Es  handelte  sich  um 
vermatlich  betrügerische  Anpreiaangen  eines  Eurpfaschers.  Er 
hatte  anter  anderem  behauptet,  ein  Mädchen  an  einem  Nieren* 
leiden  geheilt  zu  haben.  Ich  forderte,  um  mich  von  der  Wahrheit 
oder  Unwahrheit  seiner  Behauptung  überzeugen  zu  können,  die 
Betrefi'ende,  welche  anter  meiner  Zuziehung  als  Zeugin  vernommen 
wurde,  anf,  mir  ihren  Urin  zur  Untersachung  za  bringen;  sie 
lehnte  ea  ab  nnd  der  Bichter  nahm  keine  Veranlassung,  irgend 
einen  Zwang  anf  sie  ausznUben.  Er  wäre  dazu  vielleicht  in  der 
Lage  gewesen ;  denn  das  Beichsgericht  steht  nach  mehreren 
Scbwaiäungen  jetzt  auf  dem  Standpunkt,  dasa  Zeugen  aich  eine 
körperliche  Untersuchung  gefallen  lassen  mflssen.  Es  stfltzt  sich 
dabei  auf  den  §  103  der  Str.-P.-O.,  >)  wonach  auch  bei  anderen 
Personen,  als  der  einer  Straftat  verdächtigen  eine  Durchsuchung 
behufs  der  Verfolgung  von  Spuren  der  atratbaren  Handlung  zu- 
lässig ist.  Als  solche  Spuren  einer  strafbaren  Handlang  könnten 
z.  B.  —  um  den  gewöhnlich  in  Betracht  kommenden  Fall  zu  be- 
rflcksichtigen  —  Verletzungen  an  den  Genitalien  in  Fällen  von 
Verbrechen  gegen  die  Sittlichkeit  aufgefasst  werden;  ea  wflrde 
damit  die  Pflicht  einer  Person  zu  begründen  sein,  die  Opfer  einer 
aolchen  Straftat  geworden  iat,  sich  auf  derartige  Verletzangen 


')  g  103.  ,Bei  andeien  Personen  sind  Daichsnclinngen  nnr  behnfs  dor 
Ergreifong  des  Beschuldigten  oder  behnb  der  Yerfolnin^  von  Sporon  einer 
strafbaren  Handlang  oder  behnfa  der  BeachlagDsiiine  Destimmter  QegKiatande 
and  nur  dann  zaIäsBig,  wenn  Tatsachen  vorliegen,  ans  denen  za  schUeBen  Ist, 
daQ  die  gesuchte  Feraon,  Spur  oder  Sache  eich  in  den  zu  darchanchenden 
Binmen  Definde. 

Diese  Beschränkiug  findet  keine  Anw^dong  anf  die  Bäume,  in  welclien 
der  Beachnldlgte  ergriffen  worden  ist>  oder  welche  er  während  der  Yerfolgniig 
betraten  hat,  oder  in  weldien  eine  unter  PoUzeiaiiliicht  atebende  PaiKn  mbnt 
oder  aich  anfhUt.*  i  .         .  ^■v'v.-,^.^ 
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nntersaelien  zu  lassen.  Jene  Ansicht  des  Reichsgerichts ')  ist  in- 
desa  sehr  bestritten,  8tenglein^)  hebt,  vie  ich  glaube  mit 
Becht  hervor,  dass  in  dem  §  103  im  Gegensatz  zu  dem  nactther 
za  erwähnenden  §  102,*)  der  von  der  Dnrchsachung  bei  solchen 
handelt,  die  der  Tat  verdächtig  sind,  nirgends  von  einer  Dorch- 
sachoag  der  Person  selbst  die  Rede  ist,  sondern  nor  von  einer 
Durchsuchung  von  Käomen.  Er  hält  zwar  auch  die  Pflicht  eines 
Zeugen  sich  körperlich  untersuchen  zu  lassen,  ftlr  gegeben,  aber 
nicht  auf  der  örnndlage  des  Durchsuchungs- Paragraphen,  sondern 
als  einen  Teil  der  Zeng^späicht.  Dieser  Unterschied  in  der  Be- 
grOndang  der  Pflicht,  eine  üntersachnng  zu  dulden,  hat  nicht 
bloaa  theoretische  Bedeutung.  Fasst  man  sie  als  einen  Teil  der 
Zeugnispflicht  auf,  so  braucht  derjenige  eine  solche  Untersuchung 
nicht  zu  dulden,  der  das  Kecfat  zur  Zeuguisverweigerung  besitzt, 
was  besonders  in  Fällen  vermuteter  Blutschande  in  Betracht 
kommen  wird,  während  das  Reichsgericht  auch  in  aolchen  Fällen  jene 
Pflicht  fOr  vorhanden  erachtet.  Stenglein  meint  demgegenüber, 
dass  kein  Unterschied  gefanden  werden  könne  zwischen  der  Pflicht, 
einer  Behörde  Rede  zu  stehen,  und  der,  mit  seinem  Körper  Bevds 
zu  liefern;  im  Gegenteil  verdiene  letzteres  noch  weitergehenden 
Schutz. 

Eine  Pflicht  des  Zeugen,  sich  auf  seinen  Geisteszustand 
untersuchen  zn  lassen,  könnte  man  umgekehrt  aus  der  Zeugnis- 
pflicht herleiten,  die  hier  weiter  zu  g^en  gestattet,  nicht  aber 
ans  der  Pflicht,  eine  Dnrchsnchung  zu  dulden,  abgesehen  etwa 
Ton  den  Fällen,  in  denen  die  Entstehung  einer  Geisteskrankheit 
durch  schwere  Körperverletzung  in  Frage  steht.  Hier  liesse  sich 
die  Untersuchung  auf  das  Vorhandensein  der  Psychose  als  ein 
Suchen  nach  Spuren  des  Verbrechens  auffassen.  Der  Richter,  der 
auf  dem  Standpunkt  der  Reichsgerichtsentscheidung  steht,  wird 
sich  deshalb  in  diesem  Falle,  aber  sonst  nicht  Ar  berechtigt 
halten,  die  Untersuchung  eines  Zeugen  auf  seinen  Geisteszustand 
anzuordnen.  Uir  selbst  ist  es  mehrfoch  vorgekommen,  dass  mir 
ein  Richter  erklärte:  „Ich  soll  diesen  Zeugen  nater  Ibrer  Zu- 
ziehung vernehmen  und  dann  ein  Gutachten  von  Ihnen  Ober  seioen 
Geisteszustand  erfordern.  Ich  halte  mich  nicht  für  berechtigt, 
Sie  mit  einer  Untersuchung  zu  beauftragen;  ich  kann  Ihnen  nur 
gestatten,  bei  der  Verhandlung  im  Zimmer  zu  bleiben,  den  Mann 
anzusehen  und  anzuhören,  vielleicht  sind  Sie  dann  im  stände,  sich 
zu  äuasem.''  Und  doch  wäre  gerade  eine  Untersuchung  von 
Zeugen  auf  ihren  Geisteszustand  oft  dringend  geboten,  denn  ttber- 
ana  häufig    sind   fUsche  Anschuldigungen   auf  Grund  der   Be- 

')  Siehe  Loewe;   StraijirozeBardnang;  11.  Aufl.,  S.  351.    Berlin  1904. 

■)  Siehe  Stenglcin:  Kommentar  zur  Strafprozeasordaimir ;  8.  Auflage, 
Manchen  1U98,  8.  220. 

•)  §  102  Str.-P.-O. :  .Bei  demjenigen,  welcher  als  Titer  oder  Teilnehmer 
einer  strafbaren  Handlang  oder  ala  Segünstiger  oder  Hebler  verdächtig  iät,  kann 
eine  Dnrchsnchong  der  Wohnung  und  anderer  Blume,  sowie  seiner  Peison 
und  der  Ihm  gehörigen  Sachen,  sowotil  znm  Zwecke  seiner  £rgreifang,  als 
auch  dann  vorgenommen  werden,  wenn  zu  veraateD  ist,  daß  die  Dnicluniäiuig 
mr  Anlflndong  von  Beweismitteln  fuhren  werde.  --  .<  <  -^.^ 

S 
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hanptanf^eii  geisteskranker  Pereoneii;  Fälle,  In  denen  die  TTnschiild 
des  Verdächtigten  dnrcti  das  Ergebnis  der  psychiatrischen  ünter- 
sachong  des  betreffenden  Zeugen  dargetan  werden  kann.  Mein 
Herr  Mitberichterstatter  vird  aoi  diesen  Funkt  noch  näher  ein- 
gehen; ich  vill  ihm  deshalb  nicht  vorgreifen.  Wenn  er  allerdings 
eine  BestimnLiing  ähnlich  dem  §  81  der  Strafprozessordnung  aaäi 
für  Zengen  einzuführen  empfiehlt,  so  weiss  ich  nicht,  ob  dieser 
Antrag  anf  Erfolg  rechnen  kann.  Man  wird  gewiaa  dagegen  ein- 
wenden, dass  schon  jetzt  die  Abneigung  vor  Gericht  als  Zeuge 
zu  erscheinen,  weit  verbreitet  and  tiefgeworzelt  ist,  und  dass  man 
sie  nicht  dadurch  erh&hen  soll,  dass  man  einen  Zeugen  der  Mög- 
lichkeit aussetzt,  anf  6  Wochen  in  die  Irrenanstalt  zu  wandern. 
Ich  glaube,  wenn  wir  die  Znläasigkeit  einer  einfachen  Ünter- 
snchnng  ohne  Beobachtong  erreichen,  wäre  schon  viel  gevonnen. 
Diese  sollte  allerdings  und  zwar  fOr  die  psychische,  wie  die  körper- 
liche Üntersnchnng  von  Zengen  durch  die  nene  Strafprozessordnung 
ausdrücklich  ausgesprochen  und  damit  eine  sichere  rechtlidie 
Qrondlage  gegenüber  den  jetzigen  widerspmc^isvollen  Aufätssungen 
geschaffen  werden. 

Bei  Angeschuldigten,  hei  Personen,  die  einer  Straftat  ver- 
dächtig sind,  liegen  die  Verhältnisse  etwas  einfacher.  Eine  Pflicht 
derselben,  sich  auf  ihren  Geisteszustand  beobachten  zu  lassen,  hat 
die  Strafprozessordnung  im  g  81  ^)  ausdrücklich  ausgesprochen. 
Die  körperliche  Untersuchung  derselben  wird  ziemlich  allgemein 
mit  dem  §  102^)  begründet,  der  —  wie  schon  gesagt  —  bei  der 
Tat  Verdächtigen  auch  eine  Dorchsuchung  der  Person  zur 
Anfflndong  von  Beweismitteln  zulässt.  So  weit  ich  sehe,  ist  die 
Ansicht  allgemein,  dass  hierunter  auch  eine  körperliche  Unter- 
snchung  durch  den  Arzt  inbegriffen  ist.  Anders  ist  der  Stand- 
punkt des  englischen  Bechts.  In  England  legt  ebenso  wie  bei 
uns  das  Gesetz  keinem  Angeklagten  die  Verpflichtung  anf,  gegen 
sich  selbst  auszusagen.  Man  sagt  nun,  dass  wenn  ein  Angeklagter 
nicht  verpflichtet  ist,  gegen  sich  selbst  auszusagen,  er  sinngemäss 
andi  nicht  gezwungen  werden  könnte,  duri^  Hingabe  seines 
Körpers  zu  einer  Untersuchung,  Beweise  gegen  sich  zu  liefern. 
Die  Unmöglichkeit,  jemand  gegen  seinen  Willen  körperlich  zu 
nntersncben,  gilt  für  eines  der  PaJladien  britischer  Freiheit.  Bei 
uns  herrscht,  wie  gesagt,  die  entgegengesetzte  Auffassung;  sie 
läBst  sich  auch  rechtfertigen.  Sicherlich  ist  es  ein^viet  härteres 
Verlangen,  dass  jemand  aktiv   durch  seine  eigene^AiiBsage  sich 

')  g  81  SM.-P.-O.:  »Zur  Vorberoitnng  eines  Ontachteng  über  den 
OeiateszoBtand  dee  Ängeachnldigten  kann  das  Gericht  ani  Antrag  oities  Sach- 
verständigen nach  AtlhOrnng  des  Verteidigers  anordnen,  daQ  der  Angeacfauldigte 
in  eine  Öffentliche  Irrenanstalt  gebracht  nnd  dort  beobachtet  werde. 

Dem  AngeBchnldigten,  welcher  einen  Verteidiger  nicht  hat,  ist  ein  solcher 
zu  bestellen. 

Gegen  den  BeschloB  findet  sofortige  Beschwerde  statt  Dieselbe  hkt 
aufscbiebende  Wiiknng. 

Die  Verwahrung  in  der  Anstalt  darf  die  Dauer  Ton  6  Wochen  nicht 
dberBteigen.' 

■)  Siehe  Annerk.  8  auf  S.  17. 
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selbst  belasten  soll,  als  dass  er  passiv  eine  UntersaclLimg  dnldet, 
die  ihn  bdasten  kann,  and  sehr  wohl  kann  eine  menschlich 
denkende  Gesetzgebong  von  dem  ersten  Verlangen  als  anbillig 
Abstand  nehmen  nnd  doch  das  zweite  erheben.  Praktisch  er- 
scheint der  englische  Standpunkt  bedenklich,  weil  er  die  Straf- 
verfolgang  in  vielen  Fällen  ohnmächtig  macht,  indem  er  anf 
die  körperliche  Untersnchnng  der  Angeschuldigten  nnd  Zeugen 
verzichtet.  Ich  will  ihn  daher  nicht  vertreten,  glanbe  aber  ander- 
seits, dasB  wenn  man  eine  üntersnchungspäicht  anftteUt,  man  sie 
doch  mit  grösseren  Eantelen  umgeben  muss  als  bisher.  Bie  Inter- 
essen, in  welche  hier  eingegrüFen  wird,  sind  sehr  ernste;  das  weib- 
liche Schamgeftthl  speziell,  das  hier  geAhrdet  wird,  ist  gewiss  in 
besonderem  Masse  schntzbedflrftig.  Han  sollte  deshalb  nicht,  wie 
ea  bisher  der  §  103  der  Strai^rozessordnung ')  fflr  Durchsuchungen 
tat,  bei  3«fahr  im  Verzage  aach  der  Staatsanwaltachait,  Folizei- 
ond  Sicherheitebeamten  das  Hecht  einrftumen,  eine  solche  Unter- 
suchung vornehmen  za  lassen.  Ich  meine  vielmehr^  dass  hier 
spezielle  Bestimmungen  zu  treffen  sind,  welche  diese  tJnter- 
sudiang  abhängig  machen  von  einem  richterlichen  Beschluss  nnd 
ich  glaube  auch,  dass  gegen  einen  solchen  Beschluss,  wenn  er 
von  einem  Einzelrichter  ausgeht,  eine  aa&chiebende  Beschwerde 
zuläsaig  sein  m&sste.  Wenn  aämtlidie  Beteiligte  in  diesen  Fällen 
mit  der  geboteneu  Schleonigkeit  vorgehen,  ist  nicht  za  befOrchten, 
dase  die  dadurch  bedingte  Verzögerung  der  Untersuchung  früher 
nachweisbare  Spuren  eines  Verbrechens  verschwinden  läset  Dem- 
zufolge habe  ich  Ihnen  folgenden  Vorschlag  zu  unterbreiten: 

,In  der  bisherigen  Strafprozessordnung  fehlen  ans- 
drttckliehe  Bestimmungen  Aber  diePflicht  eines  Ange- 
schnldigten,  sich  körperlich  —  fiber  die  Verpflichtung 
eines  Zeugen,  sich  körperlich  oder  auf  seinen  Geistes- 
zustand ärztlich  untersuchen  zu  lassen;  die  Ein- 
fflhrung  solcher  Bestimmungen  ist  geboten.  Diese 
Verpfichtang  mflsste  abhängig  gemacht  werden  von 
einem  gerichtlichen  Beschlnas,  gegen  den  —  wenn  er  von 
einem  Einzelrichter  ausgeht  —  Beschwerde  an  die 
Kammer  zulässig  ist." 

Die  dritte  Forderung,  die  ich  gestellt  habe: 

„Der   den    „Sachverständigen- Zeugen*    behan- 
delnde g  85  Str.-P.-O.*)  ist  entbehrlich;  er  kann 
und  sollte  wegen  der  ans  ihm  hervorgehenden 
Misshelligkeiten  fortfallen* 
trifft  veniger  gerichtsärztliche  als  aUgemeinärztliche  Interessen. 
Es  sind  wohl  hauptsächlich  die  behandelnden  Aerzte,  die  sich 
durch  die  gesetzlichen  Bestimmungen  Über  den  .sachverständigen 
Zeugen"  beschwert  fühlen.    Ich  will  daher  diesen  Punkt  nur  kurz 

>)  Siehe  Änmerk.  1  knf  S.  16. 

*)  §  85  Str.-P.-O.:  ^Iiuoweit  ETun  Beweise  Tereuigener  TatMchen  oder 
Znstinde,  m  deren  W&hrnehmang  eine  besondere  Sacunnde  erforderlich  wu, 
aachknndige  Personen  sn  Temehmen  sl&d,  kommen  die  Tonchriften  tibei  den 
Zengenbeweia  mr  Anwendung.''  .  ^.v.^^.^ 
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berKbrenj  er  wird  Termntlicli  in  den  Anträgen,  welctie  die  Ter- 
tretungen  der  Gtesamt&rzteschaft  zur  StrafprozesBordnangf  ein- 
reichen werden,  aasföhrlichere  BeBpreclinn^  finden.  Ich  k&mi  miidi 
ausserdem  nm  so  mehr  eines  näheren  Eingehens  enthalten,  als  erst 
im  Vorjahre  Ernst  Schnitze')  das  ganze  Kapitel  aaafflhrlieh 
behandelt  hat.  Ich  wünsche  die  Anfhehung  des  §  85,  den  Itbrigens 
die  jetzige  Strai^rozesRordniing  als  ein  Novnm  erst  eingefflhrt  hat 
nnd  den  ihre  einzelstaatlichen  Vorgängerinnen  nicht  kannten.*) 
Massgebend  fOr  seine  Einffihrnng  war,  so  viel  ich  weiss,  folgender 
Gesichtspankt:  Ein  Sachverständiger  kann  abgelehnt  werden,  ein 
Zenge  nicht.  Es  liegt  die  Möglichkeit  vor,  dass  einmal  beide 
Obdazenten  in  der  Hauptverhandlang  mit  Erfolg  als  befangen 
abgelehnt  werden,  nnd  es  wfirde  dann  die  Qefahr  vorhanden  sein, 
dass  die  ganzen  bei  der  Obduktion  gemachten  Beobachtungen 
nicht  ZOT  Geltang  kommen,  wenn  man  nicht  die  M&glichkeit  hätte, 
die  Obduzenten  noch  als  sachkundige  Zeugen  Aber  ihre  tatsäch- 
lichen Wahrnehmungen  zu  vernehmen.  Ob  etwas  derartiges  jemals 
vorgekommen  ist,  weiss  ich  nicht;  Oberhaupt  spielt  ja  die  Institution 
des  sachverstftndjgen  Zeugen  in  der  Straö>rozeBsordnQng  nicht  die 
gleiche  Bolle  wie  in  der  Zivilprozessordnong,  in  der  Qfter  Ab- 
lehnung der  behandelnden  Aerzte  als  Sachverständige  durch  die 
Gegenpartei  vorkommt  Sollte  ein  solches  Ereignis  eintreten,  so 
würde  es  aber  immer  möglich  sein,  die  Betreffenden  als  Zeugen 
za  vernehmen,  auch  wenn  der  Paragraph  über  sachverständige 
Zeugen  gar  nicht  existiert.  Ich  glaube,  dass  sein  Wegfall  grossere 
Klarheit  schaffen  wird,  dass  bei  Fortfall  dieses  Zwitterdinges  die 
Tätigkeit  des  Zeugen  nnd  des  Sachverständigen  sich  reinlicher 
scheiden  wird,  dass  leichter  tatsächliche  Wahrnehmungen  und  gat- 
achtliche  Aeusserungen  auseinander  gehalten  werden  können,  und 
dass  die  Aerzte  weniger  Gefahr  laufen,  wenn  sie  letztere  abgeben, 
der  gebührenden  Entschädigung  verlustig  gehen. 

Auch  meine  vierte  These  zur  Strafprozessordnung  bezieht 
sich  auf  einen  Punkt,  der  für  die  öesantmtheit  der  Aerzte  von 
Bedeutung  ist;  hervorgegangen  aber  ist  sie  aus  eigenen  persön- 
lichen Erfahmngen  und  Wünschen.    Sie  lantet: 

„Es  wird  zu  erwägen  sein,  oh  nicht  die  durch  den 
§  265  Str.-P.-O.')  bestimmte  Zulässigkeit  der  Ver- 
lesung schriftlicher  Aeosserungen  in  Fällen  ein- 
facher Körperverletzung  auch  hnt  andere  Straftaten 
anszadehnen    ist     Es    könnte    vielleicht    bestimmt 


')  VierteljohrsachTift  fUr  gerichtliche  Medizin;  Sopplement  1908, 

')  Yergl.  John:  Stra^rozcssordnnng  für  das  Deotsche  Beich.  Bd.  I 
bis  UI,  1.    Erlangen  1884— 1889  (Bd.  1,  S.  692). 

■)  g  265  Str.-P.-O.:  ,Die  ein  Zeagnia  oder  ein  Ontachten  enthnltenden 
Erklirnngen  Öffentlicher  Behörden,  mit  AnsschloB  Ton  Iieoninndemisniuen, 
desgleichen  ärztliche  Atteate  über  EürperTerietznngen,  welche  nicht  eq 
den  schweren  gebären,  kSnoen  vorlesen  werden. 

Ist  das  Qatachten  einer  kollegialen  FachbehQrde  eingeholt  worden,  so 
kann  das  Gericht  die  BehSrde  ersnchen,  eines  ihrer  Mitglieder  mit  dei  Ver- 
tretung des  Gntachtens  in  der  HanptreiliuidlDag  zu  beauftragen  und  den 
Gerichte  zn  bezeichnen."  '^^         .  ^  -^f^'^i^ 
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werden,  dasa  in  den  vor  dem  Schöffengericht  verhan- 
delten Sachen  bei  ZuBtimmang  des  Staataanvaltea 
and  dea  Angeklagten  atatt  der  peraOnlichen  Verneh- 
mnng  dea  Sachverstftndigen  die  Verleaang  des  von 
ihm  erstatteten  schriitlictiBn  Gtntachtena  zaläasig  iat." 

Wer  eise  mofangreichere  gerichtsärztliche  Tätigkeit  zu  leisten 
hat,  dem  kommt  oft  genag  der  Gedanke,  daaa  sein  peraönliches 
Eracheinen  znm  Termin  doch  eigentlich  ftberilllssig  var,  da 
er  nichts  in  demselben  getan  hat,  ala  aein  fr&her  achdftlich  be- 
reits abgegebenea  Satacäten,  daa  von  keiner  Seite  beanstandet 
worden  ist,  lediglich  zn  wiederholen.  Bei  aller  Hodischätzong 
dea  Frinzipa  der  Mündlichkeit  dea  Verfahrens  regt  sich  dann  doch 
Sfter  das  Bedaaem,  dass  es  bei  ans  nicht  möglich  ist,  wie  Aas 
z.  B.  iu  Oeaterreich  der  Fall  iat,  in  solchen  Fällen  mit  dem 
Bcbriftlichen  Gutachten  auszukommen.  Ich  glaube,  dass  Aende- 
rimgen  in  dieser  Beziehung  nicht  unmöglich  sind,  da  aach  fOr 
nnsere  gegenwärtige  Strafprozessordnung  der  Grandsatz  der  münd- 
lichen Verhandlang  nicht  mit  starrer  AnsschUeaalichkeit  dorch- 
gefnbrt  ist.  Der  §  255  der  Stra^rozeaaordnang  lAast  die  Ver- 
leanng  ärztlicher  Atteste  Über  nicht  schwere  Eörperverletznngen  . 
zn.  Es  Ist  nicht  einzosehen,  warum  nicht  bei  anderen  Verhand- 
Inngen,  bei  denen  es  sich  nm  keine  schwereren  Vergehen  handelt, 
ala  es  leichte  Körperverletzungen  aind,  ebenso  eine  Verleanng 
ärztlicher  Gutachten  zulässig  sein  sollte.  Jedesmal,  wenn  dem 
Gericht  die  persönliche  Vemehmang  des  ärztlichen  Sachver- 
ständigen ans  besonderen  Gründen  erwünscht  sein  sollte,  kann  er 
ja  geladen  werden,  wie  auch  der  Aussteller  eines  Ätteates  über 
eine  einfache  Körperverletzung,  jetzt  immer  zam  Termin  geladen 
werden  kann.  Diesen  Erw^ungen  entstammt  der  in  meiner 
vierten  These  niederg^egte  Vorschlag ;  er  beschränkt  aich  auf  die 
Verhandlungen  vor  den  Schöffengerichten  und  fällt  deshalb,  wie 
ich  meine,  noch  weniger  ans  dem  Rahmen  unserer  Strafprozeaa- 
wdnnng  herans,  die  Überhaupt  für  Verhandlungen  vor  den  Schöffen- 
gerichten wegen  der  Möglichkeit  einer  Berufung  weniger  strenge 
formelle  Beatimmungen  erlassen  hat. 

Ich  habe  zunächst  Bedenken  gehabt,  diesen  Vorschlag  za 
formulieren,  weil  ich  den  Eindruck  nicht  erwecken  möchte,  als 
wollten  wir  bei  der  Neubearbeitung  der  Strafgesetzgebung  Forde- 
rungen stellen,  die  durch  unser  persönliches  und  nicht  durch  das 
allgemeine  Interesse  diktiert  sind.  Aber  ich  glaube,  dass  dieses 
Bedenken  nicht  stichhaltig  ist ;  denn  schliesslich  besteht  anch  ein 
OffentUches  Interesse  daran,  dass  Aerzte  und  Medizinalbeamte  nicht 
ihren  eigentlichen  wichtigeren  Aufgaben  dadurch  entzogen  werden, 
dass  sie  nutzlos  auf  den  Korridoren  der  Gerichte  sitzen  und  warten. 

An  fünfter  Stelle,  m.  H.,  will  ich  mich  mit  den  geaetz- 
lichen  Bestimmungen  über  Leichenschau  undLeichen- 
Qffnnng  befassen.')  Im  ganzen,  glaube  ich,  sind  dieselben  zweck- 

')  3  87  Str.-P.-O.:  .Die  riditerlidie  Leiclieiischait  wird  unter  Zaziahiing 
einea  Arztes,  die  lieicbenOffnang  im  Beisein  des  Bicbters  Ton  zwei  Aerzten,  > 
unter  welchen  sich  ein  Qerichtaarzt  befinden  muß,  vorgenommen.    DemjenlgeA^ 


massig  and  einer  Aendentng  nicht  bedürftig.  Anfechtbar  erscheint 
mir  nur  die  Bestimmiing  in  Absatz  2  des  §  87,  wonach  die  Za- 
ziehong  eines  Arztes  bei  der  Leichenschaa  unterbleiben  kann, 
wenn  sie  nach  dem  Ermessen  des  Richters  entbehrlich  ist.  Ich 
kann  mir  nicht  recht  Torstellen,  welchen  Nutzen  eine  ohne  ärzt- 
liche Znziehnng  ansgefOhrte  Leichenschan  haben  soll.  Es  mag 
nitimter  erwflnscht  sein,  dass  der  Richter  oder  Staatsanwalt  eine 
aofgefiindene  Leiche  sich  ansieht,  nm  sich  danach  zn  entscheiden, 
ob  er  eine  LeichenOffiiong  anordnen  soll  oder  nicht.  Eine  solche 
infonnatorisdie  Besichügnng  aber  kann  jederzeit  stattfinden  und 
ist  keine  Leichenschan  im  gesetzlichen  Sinne.  W&nschenswert 
erscheint  mir  femer  die  regelmässige  Zuziehung  eines  oder  mehrerer 
ärztlicher  Sachverständigen,  zu  welchen  naturgemäss  immer  die 
späteren  Obduzenten  zu  wählen  sind,  zur  Ausgrabung  einer  be- 
reits beerdigten  Leiche.  Ich  denke  dabei  nicht  nur  an  die  Fälle 
Ton  Vergiftung,  in  denen  es  geraten  ist,  dass  die  Obduzenten  be- 
stimmen, weldbe  Teile  der  Umgebung  der  Leiche  zur  Untersuchung 
zurflckgestellt  werden  und  diese  Zoiflckstellnng  Überwachen.  Es 
sind  andi  schon  Fälle  vorgekommen,  iu  denen  später  nicht  mehr 
entschieden  werden  konnte,  ob  eine  vorgefundene  Schädelverletzung 
vor  dem  Tode  oder  erst  bei  der  Ausgrabnng  entstanden  war. 
Wird  diese  von  den  Obdnzenten  beaufeichtigt,  so  ist  eine  solche 
Gefahr  wohl  ausgeschlossen.  Ausgehend  von  solchen  Erwägungen 
hat  denn  anch  das  württembergisehe  Regulativ  in  seinem  §  S 
bestimmt: 

.Qericbtlicfaen  Anagrabnngen  hat  mindestens  einer  der  Aerzte  b^sa- 
wohnen,  welche  später  die  Beaichtignng  oder  ErHSaung  der  Leiche  Tomehmeo. 
Derselbe  hat  im  EinTemohmen  mit  dem  Bichter  daifir  zu  sorgen,  daß  die  BloB- 
legaag  und  Eebnog  des  Sarges,  sowie  dessen  spätere  ErQffnnng  mit  möglichster 
Yorslät  geschehe.' 

Aber  das  Regulativ,  dass  sich  doch  an  die  Aerzte  und  nicht 
an  die  Richter  wendet,  ist  kein  geeigneter  Platz  f&r  derartige 
Anweisungen,  die  fKr  den  Richter  bestimmt  sind.  Ob  es  aller- 
dings nOtig  ist,  nun  die  Strafprozessordnung  selbst  mit  einer 
soldien  Bestimmung  zu  belasten,  ist  mir  zweifelhaft,  ich  glaube, 
dass  hierfOr  wohl  ministerielle  Anweisnngen  genfigen  werden; 
diese  mOchte  ich  aber  hiermit  anregen.  Hein  Vorschlag  zu  dieser 
Frage  lautet  dahin: 

„Von  den  Bestimmungen  Aber  Leichenschau  und 
LeichenOffnnng  sollte  diejenige  ttber  Zntässigkeit 
der  rein  richterlichen  Leichenschan  ohne  Zuziehung 
des  Arztes  (g.  87,  Abs.  2)  fortfallen.  Wünschenswert 
erscheint    die    regelmässige    Znziehnng    ärztlicher 

Arzte,  welcher  den  Verstorbenen  in  der  dem  Tode  unmittelbar  voranagegangeuen 
Krankheit  behandelt  hat,  ist  die  Leiche  näffnang  nicht  zu  flbertragen.  Derselbe 
kann  jedoch  anfgefordert  werden,  der  LeichflnOibiiing  ansawohnen,  om  au  der 
Erankheitsgeschichte  AnischlnB  za  geben. 

Die  Zuziehung  eines  Arztes  kann  bei  der  Leicbenscban  unterbleiben, 
weim  sie  nacli  dem  Ermessen  des  Richters  entbehrlich  ist. 

Behufs  der  Besichtigung  oder  Oeffnung  einer  schon  beerdigten  Iieiche 
ist  ihre  Ausgrabung  statthaft*  ,,,     ,        ^.,.v.-,,^ 
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SachTerBtändiger  zur  AcBgrabnng  selbst  (§87,  Abs.S); 
doch  d&rfte  ea  hierzs  einer  gesetzlichen  BestimmoDg 
nicht  bedarf en,  sondern  eine  ministerielle  Anveisang 
genflgen." 

Endlich  mOchte  ich  den  dringenden  Wunsch  anssprechen, 
dass  bei  G^elegenheit  der  Keform  der  Straiprozessordnimg  auch 
fflr  die  Einrichtang  sanitätspolizeilicher  Obduktionen 
eine  gesetzliche  Grundlage  geschaffen  werden  möge. 
Die  Notwendigkeit  solcher  ist  ja  verschiedenfach,  znletzt  tou 
Heller')  dargetan  worden.  In  seinen  Ausföhrungen,  auf  die  ich 
mich  hier  beziehe,  legt  er  besonderen  Wert  darauf,  dass  durch 
sanitAtspolizeiliche  Obduktionen  beginnende  Epidemien  entdeckt 
werden  kQnnen,  dass  die  Polizei  eine  bessere  Eontrolle  über  Prirat- 
entbindungsanstalten  und  gewerbsmässige  Ziehmütter  erlangt,  dass 
bei  Selbstmördern  eine  fieberhafte  Krankheit  oder  Geistesstörung 
als  Ursache  der  Tat  nachgewiesen  werden  kann,  femer  darauf, 
dass  durch  die  Einführung  eamtätspolizeilicher  Obduktionen,  die 
den  Gerichtsärzten  anzuvertrauen  wären,  diese  grossere  TJebong 
and  Erfahrung  erlangen  würden.  Ein  Punkt,  der  mir  spezieU 
noch  nahe  liegt,  wäre  der,  dass  durch  diese  Institution  den  ge- 
richtlich-mediziniechen  Instituten  an  den  ünirersitäten  das  schmerz- 
lich entbehrte  ünterriehtamaterial  gesichert  würde.  Die  hervor- 
ragende Entwickelung  unseres  Faches  in  Oesterreich  ist  sicher- 
lich zam  Teil  darauf  znr&ckznlühren,  dass  den  dortigen  Instituten 
infolge  des  Bestehens  polizeilicher  Obduktionen  eine  ganz  andere 
Falle  von  Beobachtnngsmaterial  za  Gebote  steht  als  uns.  Ich 
hatte  ursprünglich  angenommen,  dass  die  Einführung  sanitätspoli- 
zcdlicher  Obduktionen  geschehen  könnte  durch  einen  Zusatz  zu 
dem  §  157  der  Stralprozessordaongj'j  in  diesem  sollte  ausge- 
sprochen werden,  dass  den  Polizeibehörden  das  Becht  zusteht,  die 
von  der  Staatsanwaltschaft  freigegebene  Leiche  ihrerseits  ö&en 
zu  lassen  unter  der  Verpflichtung,  sobald  sich  Befunde  ergeben, 
welche  von  strafrechtlichem  Interesse  sind,  die  Sektion  zu  onter- 
brecbeu  und  entsprechenden  Bericht  zu  erstatten.  Herr  ProfesBor 
Dr.  Heimberger  hat  dagegen  eingewendet,  dass  eine  Kontrolle 
der  Staatsanwiätschaft  durch  die  ihr  untergeordnete  Polizei  unzu- 
Ifiaslg  sei,  mein  Torschlag  aber  der  Polizei  ein  Hecht  zu  einer 
solchen  Kontrolle  der  Staatsanwaltschaft  gewähre.  Ich  habe  an 
eine  Kontrolle  eigentlich  nicht  gedacht  und  glaabe  auch  nicht, 
dass  die  Befugnis  zu  einer  solchen  ans  meinem  Vorschlage  herans- 
geleseo  werden  mass,  aber  ich  gebe  gern  zu,  dass  eine  Be- 
stimmung daräber,  was  die  Polizei  mit  den  freigegebenen  Leichen 
zu  tun  hat,  eigentlich  Verwaltnngseache  ist  und  nicht  recht  in 


')  VierteljahrsBchTift  für  gerichtliche  tfedizin  n.  Sanitätspolizei;  1897. 

■)  g  1Q7  Str.'P.-0. :  .Sind  Anhaltspunkte  dafnr  Torh&nden,  daß  Jemand 
nicht  eines  natürlichen  Todes  gestoYben  ist,  so  sind  die  Polizei-  nnd  Oemdnde- 
behOrden  zur  sofortigen  Anzeige  an  die  Staatsanwaltschaft  oder  an  den  Amts- 
richter Terpflichtet.  Die  Beeriignng  darf  nar  auf  Qruud  einei  scbnftlicli^> 
Oenehmigong  der  Staatsanwaltschaft  oder  des  Amtsrichters  erfolgen.*"  "^'c> 
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die  Sb-afprQzeBBordnnn^  hineingebort.  Es  wird  Tielleicht  ateh- 
gemäseer  sein,  besonderB  gesetzliche  BeatimmoageD  liieraber  bei 
G-elegenbeit  der  Beform  in  den  Einzelstaateo  za  erlassen.  Heller 
hat  an  der  genannten  Stelle  schon  einen  entsprechenden  Qesetz- 
entwnrf  ausgearbeitet,  der  auch  mir  zveckmäesäg  erscheint,  nor 
mflssten  in  seinem  §  4  an  Stelle  der  pathologischen  Institute  der 
TJniversit&ten  die  gerichtlich-medizinischen  Institute  gesetzt  Verden. 

Im  AnschluBB  an  die  Besprechung  der  QesetzesbestimniDngen 
Ober  LeichenOSDungen  mOchte  ich  endlich  den  kürzlich  erst  von 
Flaczek*)  anagesprochenen  nnd  zutreffend  begrftndeten  Wunsch 
wiederholen,  dass,  venu  nicht  fr&her,  doch  jedenialls  mit  der 
neuen -Strafprozessordnung  auch  ein  einheitlicheB  ObdnkticuB- 
regnlatir  ffir  ganz  Beutschlaud  erBcheinen  mOge. 

Im  Strafgesetzbuch  sind  es  zon&chBt  die  allgemeinen 
Bestimmungen  über  Strafen,  Strafart  und  Strafmaas, 
die  ich  zu  erörtern  habe.  Diese  Aufgabe  ist  eine  besooders 
schwierige.  Wie  Sie  wohl  gehört  haben,  stehen  sich  zurzeit  zwei 
Strafrechtstheorien,  eine  alte  and  eine  neue  kämpfend  gegenflber. 
Je  nachdem  die  eine  oder  die  andere  anserer  neuen  Strafgesetz- 
gebnng  za  gronde  gelegt  werden  wird,  werden  die  Bestimmungen 
derselben  fiber  die  Art  der  Strafen  ganz  verschieden  sein.  Welche 
dieser  beiden  Theorien  den  Sieg  davon  tragen  wird  und  wie 
demnach  das  neue  Strafensystem  im  grossen  und  ganzen  sich  ge- 
stalten wird,  das  können  wir  hier  nicht  entscheiden.  Es  ist  aber 
wohl  anzunehmen,  dass  unser  neues  Gesetzbuch  sich  aufbauen 
wird  auf  einem  KompromiBS  beider  Bichtungen,  der  praktisch 
auch  sehr  wohl  mögUch  ist.  Vermutlich  wird  danach  das  zu- 
k&nftige  öesetzbncb  zwar  an  dem  bisherigen  Prinzip  festhalten, 
dasB  für  die  einzelnen  Straftaten  innerhalb  bestimmter  Grenzen 
bemessene  Strafen  ansgeworfen  werden ;  es  wird  aber  die  Grenzen, 
innerhalb  welcher  die  Strafen  schwanken,  wesentlich  weiter  stecken 
als  bisher,  um  der  IndividnalitAt  des  Täters  besser  Rechnung 
tragen  zu  können.  Wir  werden  diese  EntwiGkelong  gewiss  be- 
grflssen,  denn  gerade  nnser  Beruf  lehrt  uns,  die  Bedeutung  der 
indiridnellen  Terschiedenheiten  besonders  zu  werdigen ;  wir  wissen 
auch,  ganz  abgesehen  von  der  Frage  der  verminderten  Zurech- 
nnngsfähigkeit,  die  später  erörtert  werden  soll,  welchen  Einflusa 
körperliche  Leiden  auf  Willenskraft  und  Widerstandsfähigkeit  be- 
sitzen, wie  sehr  sie  im  stände  sind  bei  Begehung  einer  gesetz- 
widrigen Handlung  mitzuwirken;  wir  erfahren  femer,  wie  ganz 
verschieden  die  gleiche  Strafe  aaf  verschiedene  Menschen  wirkt, 
und  wie  tfir  den  einen  eine  unerträgliche  Härte  ist,  was  dem 
anderen  kaom  als  TJebel  erscheint.  Von  diesem  Gesichtspunkt  ans 
müssen  uns  im  einzelnen  die  Bestrebungen  auf  allgemeine 
Herabsetzung  der  Strafminima  und  anf  Einffthrung 
der  bedingten  Verurteilung  sympathisch  sein.  Be- 
gründet werden  diese  Bestrebungen  von  den  Kriminalisten  neuerer 
Schule  mit  der  Notwendigkeit,  auf  den  Gelegenheitsverbrecher, 


■)  Zeitachrift  far  Medizin&lbeamte;  1903. 
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d.  iL.  dei^enjgen,  der  ohne  anagfeeprochenen  verbrecfaeriBchen  Hang 
weBentlidi  dem  Zwange  der  YerhältniBBe  erlag  und  fOr  den  oä 
nur  eine  geringe  Strafe  oder  nar  eine  Androhting  derselben  ge- 
nOgt,  BQ^Bicht  zn  nehmen,  umgekehrt  denkt  man  anf  jener 
Seite  an  eiae  ErhOhnag  der  Maxima,  nm  den  Gtewohnhe>itB- 
Verbrecher,  desaen  aoBgesprochener  TerbrecheriBcher  Hang  ^ur 
geringater  Gtelegeoheit  bedarf,  nm  tätig  zn  werden,  aeh&rter  zn 
treffen;  hier  und  da  plant  man  fUr  aolche  F&Ue  sogar  die  Ein- 
fOhrnng  der  zeitlich  nicht  begrenzten  Strafarteile,  die 
Herr  Kollege  Aachaffenbnrg  in  seinem  trefflichen  Werk  fiber 
den  Verbrecher*)  nenerdings  wieder  warm  empfohlen  hat.  Doch 
ist  dies  wohl  eine  Frage,  die  bei  der  jetzt  bevorst^enden  Befonn 
der  Strafgesetzgebnng  noch  nicht  Bpmchreif  sein  wird. 

Ferner  erscheint  es  fdr  die  notwendige  Berttcksichtigong  der 
IndiTidnalit&t  des  Täters  erforderlich,  dass  bei  den  Straftaten,  bei 
denen  bisher  mildernde  ümst&nde  anageschlossen  waren  und  ateta 
aaf  Zuchthaas  erkannt  werdui  mosste  (Meineid,  qualifizierter  Tot- 
schlag, A-btreibnng  gegen  Entgelt),  die  Znlässigkeit  mil- 
dernder Umstände  allgemein  ausgesprochen  werde.  Das 
bat  schon  Tor  Jahren  Binswanger')  als  die  erste  Fordemng 
bezeichnet,  welche  die  moderne  Entwickelnng  der  Psychiatrie  an 
die  Strafgesetzgebong  stellen  mosB.  Es  wird  allerdings  notwendig 
aein,  wenn  auch  bei  diesen  schwersten  Verbrechen  anf  Gefängnis 
erkannt  werden  kann,  das  Maximum  der  Oefängnisslrafe  statt  wie 
bisher  auf  5  Jahre  auf  15  Jahre  festzusetzen,  wie  das  bei  jugend- 
lichen Verbrechern  bereits  geschehen  ist.  Damit  wärde  der  Än- 
schluss  der  Strafbestimmnngen  gegen  Erwachsene  an  die  gegen 
jagendliche  gewonnen  sein  und  der  unhaltbare  Zostand  beseitigt 
werden,  dass  mit  einem  einzigen  Tage,  dem  18.  Geburtstage  eine 
tondament&le  Aendemng  in  der  Beurteilung  des  Verbrechers  ein- 
tritt; statt  des  der  Natur  widersprechenden  plötzlichen  Sprunges 
wärdea  wir  einen  natürlichen,  aUmäblichen  Uebergang  entsprechend 
der  allmählichen  geistigen  Reifung  und  Entwickelang  erhalten. 

In  ähnlicher  Weise  hidte  ich  es  für  geboten,  bei  einzelnen 
bisher  nur  mit  Geiäognia  belegten  Delikten  statt  dessen  Geld- 
strafe wahlweise  zuzulassen.  Ich  denke  in  erster  Keihe 
an  die  fahrlässige  Tötung,  speziell  auch  diejenige  durch 
ärztliche  Kunstfehler.  Es  gibt  doch  unzweifelhaft  sehr  milde  zn 
beurteilende  Fälle,  in  denen  das  Versehen  ein  nur  geringes  und 
menschlich  entschuldbares  ist.  Es  scheint  mir  auch  nicht  logisch, 
dass,  wenn  wir,  der  jetzt  herrschenden  Anschauung  gemäss,  den 
Hanptwert  nicht  auf  den  Erfolg  der  Tat,  sondern  anf  den  Willen, 
aus  dem  sie  hervorgegangen  ist,  legen,  zwischen  fahrlässiger 
Körperverletzung  und  fahrlässiger  Tötung  eine  so  grundsätzliche 
Verschiedenheit  bestehen,  and  bei  letzterer  aasschlieBslich  nor 
Freiheitsstrafe  zulässig  sein  soll.  Es  sind  doch  häufig  rein  zn- 
fällige  Umstände,  die  darüber  entscheiden,  ob  die  Fahrlässigkeit 
nur  eine  Körperverletzung  oder  den  Tod  zur  Folge  hat 

')  Hddelberg;  1908. 

*)  TierteljfthrsBcbritt  fOr  gericbtliche  Hedisin  und  SanitatspoUzei ;  1890. 
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In  zweiter  Beihe  mochte  ich  die  QeldBtrafe  zagrelasBen  vissen 
beim  Delikte  des  Diebstahls,  wemgatene  im  ersten  Fall.  Es 
ist  das  achou  anderweitig:  &iu  Gründen  sozialer  Gerechtigkeit 
empfohlen  worden;  man  hat  es  nnbillig  gefanden,  dass  dieses  De- 
likt, an  dem  hanptsftchlich  die  unbemittelten  EUasen  beteiÜg:t 
sind,  in  jener  Beziehong  Bchlechter  gestellt  sein  soll,  als  die  ent- 
sprechenden Vergehen,  an  denen  anch  die  Besitzenden  mehr  be- 
teiligt Bind,  wie  Betrag -and  Unterschlagong.  Es  ist  wohl  anch 
zu  Termnten,  dass  das  nene  Gesetz  Geldstrafe  znlassen  wird; 
denn  das  vor  kurzem  enichienene  Beichsgesetz  Aber  Entziehung 
elektrischer  Arbeit  vom  9.  April  1900  bestraft  die  Entziehung 
fremder  ^ektrischer  Arbeit  in  der  Absicht  rechtswidriger  Za- 
eignung,  also  den  Elektrizit&tsdiebstabl,  mit  Gefängnis  and  Geld- 
strafe bis  zu  1500  Mark  oder  mit  einer  dieser  beiden  Strafen. 
Ich  möchte  noch  hinweisen  aaf  die  Erfahrungen  bei  Wa&renhaus- 
diebinnen,  von  denen  ich  selbst  eine  ganze  Reihe  untersucht  habe. 
Man  findet  hier  nicht  selten  ausgesprochene  Geisteskranke  ganz 
ebenso  wie  bei  anderen  Straftaten,  femer  natflrlich  auch  ganz 
gewöhnliche  Diebinnen,  in  dritter  Beihe  aber,  worauf  besonders 
Leppmann*)  aafinerksam  gemacht  hat,  Frauen,  die  durch 
mannigfache  körperliche  ErankheitszastAude  nervSs  ersch&pft,  in 
ihrer  Widerstandsßlhigkeit  geschw&cht  sind  und  nun,  noch  dsza 
verwirrt  durch  das  grosse  Gewflhl,  das  blendende  Licht,  der  durch 
die  Einrichtnng  dieser  Hftnser  gegebenen  ganz  besonders  lockenden 
Tersnchnng  erliegen.  So  viel  ich  gehOrt  habe,  pflegt  man  in  den 
PariBem  WarenbäaBern  die  wegen  Diebatahb  Abgeästen  das 
erste  Mal  nur  festzastellen  und  mit  einer  Terwamnng  zu  entlassen, 
und  ist  mit  dem  Erfolge  dieses  Verfahrens  znfrieden.  Bei  uns 
pflegen  die  Betreöenden  gleich  zur  Anzeige  gebracht  zu  werden 
und  mfls&en  dann  mit  einer  fOr  ihren  Zustand  meist  sehr  on- 
gfluBtigen  Freiheitsstrafe  belegt  werden.  Eine  Geldstrafe  wbrde 
auf  die  Betreffenden  selbst  nnd  auf  ihre  Famiüe,  die  sie  danoi 
besser  fiberwacht,  eine  vOllig  genfigende  Wirkung  ausfiben. 

Mein  Vorschlag  in  bezog  auf  das  Strafsystem  geht  also  dahin : 
„Vom  ärztlichen  Standpunkte  aas  scheinen  die 
Bestrebungen  anterstfltzenswert,  welche  darauf  zielen, 
dem  Siebter  grossere  Freiheit  in  der  Strafabmessong 
und  damit  die  Möglichkeit  zo  gewahren,  der  Indivi- 
dualität des  Täters  mehr  Bechnung  zu  tragen,  die 
Bestrebangen  also  auf  Einffihrung  bedingter  Verur- 
teilung, auf  Herabsetzung  des  Strafminimoms  im 
allgemeinen,  auf  wahlweise  Zulassung  verschiedener 
Strafarten  statt  einer  einzelnen.  In  bezug  auf  letzt- 
genannten Punkt  erscheint  es  im  einzelnen  erfor- 
derlich, bei  den  bisher  ansBchHesslich  mit  Zacht- 
haus  bedrohten  Delikten  (Meineid,  qualifizierter 
Totschlag,  Abtreibung  gegen  Entgelt),  bei  denen  Za- 
billigung  mildernder  Umstände  aasgescblossen  ist, 


>)  Aerzüiche  SBchTeratindigen-Zehung:  1901,  Nr.  ViUtd  2.^., 
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diese  and  damit  SefSngniaBtrafe,  deren  H&zimnm  von 
6  anf  16  Jahre  zn  erhöhen  w&re,  bei  anderen  bisher 
aaBBChlieBalich  mit  G^efftngniB  belegten  Verstehen, 
z.  B.  fabrlftssiger  TOtang,  Diebstahl,  event.  fSr  den 
ersten  Fall  Geldstrafe  zuzalaasen." 

Anf  die  Frage  nach  der  Beibehaltong;  der  Todesstrafe 
will  ich  nachher  noch  kurz  eingehen.  Falls  sie  beibehalten  wird, 
liegt  medizinisch  bisher  kein  Grand  vor,  f&r  ihre 
Vollstreckung  an  Stelle  der  Enthanptnng  (§  13  Str.-G.-B.)') 
eine  andere  Kinrichtangsart  zn  empfehlen.  Die  Be- 
richte Aber  die  Hinrichtnng  dxach  Elektrizität,  wie  sie  im  Staate 
New -York  und  Ohio  eingeführt  ist,  lauten  doch  noch  sehr  ver- 
schieden, die  offiziellen  zwar  gflnstig,  die  nichtof&ziellen  aber  sehi' 
ungOnstig.  Kratter')  ist  b^nutlich  bei  seinen  Experimenten 
za  dem  Besultat  gekommen,  dass  die  Tötnog  durch  Elektrizit&t 
sicher  gelingt,  aber  auch  mit  dem  stärksten  Strome  nur  dann, 
wenn  derselbe  wiederholt  oder  längere  Zeit  durch  den  Körper 
läuft.  Dadurch  aber  wird  diese  Hinrichtongsart  aus  einer 
humanen,  als  welche  sie  seinerzeit  empfohlen  wurde,  zu  einer 
gradezu  barbarischen.  Sollten  wir  später  einmal  eine  andere  Hin- 
richtuDgsart  kennen  lernen,  die  ebenso  schnell  und  sicher,  aber 
weniger  schrecklich  ist,  wie  die  Euthauptong,  so  könnte  deren 
EinftLhmng  dnrch  ein  Spezialgesetz  geschehen. 

Dagegen  möchte  ich  bezflglich  der  VoUstrecknng  der  der 
Todesstnife  nächststehenden  und  sie  gewöhnlich  ersetzenden  Strafe, 
der  lebenslänglichen  Zuchthausstrafe,  schon  jetzt  einen 
Vorschlag  machen.  Die  bei  den  lebenslänglich  Venirteilten  häufigen 
und  durch  die  absolute  Hoffiinngslosigkeit  ihrer  Lage  leicht  er- 
klärlichen schweren  Psychosen  Uegen  doch  nicht  in  der  Absicht 
der  Strafe  und  sollten  möglidist  vermieden  werden;  sie  können 
das  vielleicht,  wenn  man  eben  diese  Hoffnnngslosigkeit  nicht  zu 
einer  völligen  macht.  Man  wird  mir  vielleicht  einwenden,  dass 
das  schon  jetzt  nicht  der  Fall  ist  und  auf  die  Möglichkeit  der 
Begnadigung  verweisen,  aber  der  Hinweis  auf  die  Gnade  ist,  wie 
man  geugt  hat,  stets  der  Beweis  einer  Mangelhaftigkeit  des  Ge- 
setzes. Sie  versagt  anch  gerade  hier  nicht  so  selten.  Mir  scheint 
es,  dass  diejenigen  beratenden  Instanzen,  welche  bei  der  Be- 
giüdigong  mitwirken,  eine  gewisse  moralische  Würdigkeit  des  zn 
Begnadigenden  verlangen,  nm  ihn  zn  empfehlen,  und  dass  diese 
moralische  Wttrdigkeit  wieder  aosachliesalich  bemessen  wird  nach 
dem  Verhalten  bei  der  Tat.  Es  wird  nicht  bedacht,  dass  ein 
48  jähriger  Mann,  der  vor  30  Jahren  einen  Baubmord  versacht 
und  90  Jahre  im  Zuchthaus  zogebracht  hat,  mit  dem  18jährigen 
Verbrecher  kanm  noch  etwas  gemeüi  hat,  dass  hier  ein  ganz 
anderer  Heuech  vor  uns  steht.  Vielleicht  entschliessen  sich  die 
StrafTollstrecknngBbeh5rden  eher  dazu,  von  der  bedingten  Ent- 


,Die  Todesstrafe  ist  dnrch  Enthaaptnng  zn  toU- 

V  Der  Tod  durch  Eloktrizitlt    Leipzig  und  Wien  1896.    Tergl.  anch 
Zellinek:  Eielrtropathologie.    Stottgart  1903;  8. 192—196.  "".^'^ 


l&BBnnf  eines  Terarteilten,  die  freilich  bisher  anch  nur  wenige 
geflbt  wird,  Gebraoch  za  machen,  als  ihn  znr  vollen  Beg;nadigTui^ 
zu  empfehlen.    Ich  schlage  deshalb  vor: 

„Fflr  die  lebenslftngrliche  Zuchthausstrafe  sollte 
die  Mßglichkeit  vorläufiger  Entlassung  gemäss  g  23 
Str.-S.-B.')  nach  einer  gewissen  Zeit,  etva  20  Jahren 
zugelassen  werden.  In  Ergänzung  za  §  26*)  könnte 
dann  bestimmt  werden,  dassnach  Ablauf  eines  weiteren 
Zeitraumes,  vielleicht  von  10  Jahren,  die  Strafzeit 
f&r  abgelaufen  gilt." 

Ich  bemerke  bei  dieser  Gelegenheit,  m.  H.,  dasa  ich  auf  die 
einzelnen  Zahlen,  die  ich  in  meinen  Thesen  angegeben  habe,  ent- 
scheidenden Wert  nicht  lege  und  es  nicht  für  wanscheoswert 
halte,  wenn  wir  etwa  Hber  deren  KOhe  diskutierten.  Ich  habe 
aber  geglaubt,  wenn  ich  mit  bestimmten  Anträgen  komme,  die  so 
wichtige  Frage  des  Strafmasses  nicht  völlig  offen  lassen  zu  dttrfen, 
sondern  einen  ungefähren  Vorschlag  versuchen  zu  müssen. 

Von  den  einzelnen  Verbrechen  ist  mir  in  erster  Reihe  die 
Besprechung  der  Tßtungsverbrechen  zugefallen.  Ich  beginne 
mit  dem  Schwersten,  dem  Mord.  Aach  hier  werden  wir  eine  ge- 
wisse  Weite  des  Strafmasses  verlangen,  statt  der,  wie  z.  B. 
Liszt')  sagt,  „völlig  verkehrten  unterschiedslosen  Androhung  der 
Todesstrafe".  Der  Fall,  der  Binswanger  Veranlassong  za 
seinem  vorher  angefahrten  Ausspruch  gab,  war  gerade  ein  solcher 
von  Mord.  Ich  glanbe  sogar,  dass  hier  die  Unterschiede  zwischen 
den  einzelnen  Taten  und  Tätern  recht  bedeutende  sind.  Es  ist 
dies  wie  manches  andere,  was  ich  besprochen  habe,  vielleicht  kein 
streng  medizinischer  Gegenstand,  sondern  gehOrt  mehr  ins  psycho- 
logische Gebiet.  Aber  gerade  wir  in  unserer  Stellung  als  Ge- 
richtsärzte,  noch  mehr  als  Anstaltsärzte,  treten  bei  unseren  ünter- 
sachungen  oft  genug  dem  Verbrecher  näher,  gewinnen  einen 
besseren  Einblick  in  seine  Psyche  und  sind  daher,  wie  ich  meine, 
eben  auf  Grund  unserer  Stellung  berechtigt,  ons  hier  vernehmen 
za  lassen.  Wie  gross  ist  nicht  der  Unterschied  zwischen  einem 
Raubmord  and  einem  Mord  aus  Eifersacht  oder  gar  der  Tat  einer 
Matter,  die  in  vollbegrfindeter  Verzweiflung  sich  und  ihre  S^inder 
zu  töten  versucht,  bei  jenen  das  Ziel  erreicht,  selbst  aber  gerettet 
wird  und  nun  wegen  Mordes  sich  zu  verantworten  hat.  Gewöhn- 
lich gelangen  ja  die  Geschworenen  in  solchen  FäÜen  zur  Frei- 
sprechang,  indem  sie  eine  Geisteskrankheit  und  Unzurechnungs- 
fähigkeit annehmen;  oft  ist  aach  wirklich  eine  melancholiadie 


■)  §  23  Str.-O.-B. :  ,Die  zn  einer  längoren  Zachthana-  oder  Qefbifniia- 
atrafe  Verurteilten  kSnnen,  wenn  sie  drei  Vierteile,  mindeateiu  »ber  Ein  JtÜLr 
der  ihnen  auferlegen  Strafe  verbüßt,  sieb  auch  während  dieser  Zeit  gut  ge- 
führt haben,  mit  ihrer  ZnstimmaDg  vorläaSg  entlassen  worden." 

')  g  '^6  Str.-G.-B. :  „Ist  die  festgesetzte  Strafzeit  abgelaufen,  ahne  d&Q 
ein  Widerrnf  der  Torläafigen  Entlassung  erfolgt  ist,  so  gilt  die  Freiheitsstrafe 
ala  TerbUßf 

■)  von  Liazt:  Lehrbuch  des  deatachen  Strafrechts.  Berlin  1903,  13. 
und  13.  Anflage,  8.  77. 
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Depression  TorhEmden,  aber  doch  nicht  immer,  oder  es  wird  eio 
Totschlag  mit  mildernden  IJmat&nden  angenommen,  wo  nach  dem 
Wortlaat  des  Gesetzes  ein  Mord  TOrliegt;  sicher  kein  iOr  die 
Bechtsprecbong  erwünschtes  Verfahren.  Daher  habe  idi  vor- 
geschlagen : 

„Eine  Äbstafang  des  Strafmasses  ist  besonders 
geboten  tftr  das  Verbrechen  des  Mordes,')  bei  dem  sie 
bisher  vOllig  fehlt.  Dass  auch  hier  die  einzelnen 
FfiUe  zum  Teil  verschieden  liegen,  dass  nnr  ein  Teil 
derselben  wirklich  todeswflrdige  Verbrechen  dar- 
stellt, kann  nicht  bezweifelt  werden.  Entsprechend 
anderweitigen  Bestimmungen  anseres  3tr.-3.-B.  könnte 
als  ordentliche  Strafe  vielleicht  Znchthans  nicht  anter 
10  Jahren  odertebenslftnglichesZachthaas  eingesetzt 
werden,  bei  mildernden  umständen  Gefängnis  nicht 
anter  &  Jahren  and  nmgekehrt  die  Todesstrafe,  wenn 
die  Tat  nach  Motiv  oder  Aasf&hrang  sich  als  eine 
ganz. besonders  schwere  darstellt  (.Nebenfrage  an  die 
G-eschworenen).  Za  erwägen  wäre  allerdings,  ob  man 
nicht  die  scharfe  Trennang  zwischen  Mord  und  Tot- 
schlag f§g  212  a.  213^i)  auf  Grand  des  schwierigen  Be- 
griffes „Ueberlegung"  fallen  lassen  und  die  Tötnngsver- 
brechen,  wie  es  bei  der  Tötung  des  anehelichen  Nea- 
geborenen  schon  geschehen  ist,  zassmmenfassen  soll." 

Es  mfisste  dann  also  bei  etwaiger  Todesstrafe  den  Ge- 
-schworenen  gemäss  §  295^)  der  Strafprozessordnung,  wie  die 
Frage  nach  mildernden,  so  auch  die  nach  erschwerenden  Um- 
ständen vorgelegt  werden.  Gegenüber  dem  Einwand  etwa, 
dasB  eine  so  allgemeine  Bestimmung  in  das  Strafgesetzbuch 
nicht  hineinpasstidarf  darauf  hingewiesen  werden,  dass  schon 
jetzt  in    fibnlich   allgemeiner   Weise    in    den   §§   57,4,*},   94') 

')  3  au  Str.-G.-B. :  „Wer  yorsätzlich  einen  Menschen  tötet,  wird,  wenn 
BT  die  Tötong  mit  Ueberlegnng  ansgeftlhrt  hat,  wegen  Mordes  mit  dem 
Tode  bestraft.» 

')  §  212  Str.-G.-B.:  »Wer  Torsätzlich  einen  Menschen  tötet,  wird,  wenn 
er  die  Tötnng  nicht  mit  Ueberlegong  ausgeführt  hat,  wegen  Totschlages  mit 
Zuchthaos  nicht  unter  5  Jahren  bestraft" 

g  21B  Str.-Q.-B. :  »War  der  Totschläger  ohne  eigene  Schuld  durch  eine 
ihm  oder  einem  Ängehltrigen  zugefügte  Mishandlnng  oder  schwere  Beleidigung 
Ton  dem  Getöteten  zum  Zorne  gereizt  und  tiierdaräi  auf  der  Stelle  zur  Tat 
hingerissen  worden,  oder  sind  andere  mildernde  Umstände  Torhandea,  so  tritt 
Qenngnisstrafe  nicht  nnter  sechs  Monaten  ein." 

')  §  296  3t.-Pr.-0.;  ,üeber  solche  rom  Strafgesetze  besonders  vorge- 
sehene Umstände,  welche  die  Strafbarkeit  Termindern  oder  erhöhen,  sind  ge- 
eignetenfalU  den  Geschworenen  besondere  Fragen  Torzalegen  (Nebenfragen). 

Eine  Nebenlrage  kann  anch  auf  solche  vom  Strafgesetze  besonders  vor- 
gesehene Umstände  gerichtet  werden,  durch  welche  die  Strafbarkeit  wieder 
anf  geh  oben  wird.* 

*)  §  57  Str.-G.-B.,  Abs.  i:  .Ist  die  Handlung  ein  Yereeheu  oder  eine 
Uehertretong,  so  kann  in  besonders  leichten  Fällen  anf  Verweis  erkannt 
werden." 

■)  §  94  Str.-0.-B:  .Wer  einer  Tätlichkeit  gegen  den  Kaiser,  gegen  seinen 
Landesherm  oder  während  seines  Aufenthalts  in  einem  Bu&deastaate  einer 
Tätlichkeit  gegen  den  Landesberns  dieses  Staats  sich  schuldig  macht,  wird  mit 
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and  96  >)  toh  besonders  leichten  und  minder  scWeren  F&llen  go- 
sprochen  wird.  Der  Erwägung;  wert  halte  ich  aach,  wie  dies  in 
meinem  Vorschlagfe  geschehen  ist,  die  Frage,  ob  nicht  besser  die 
grundsätzliche  Unterscheidung  von  Mord  und  Totschlag  f&llen  ge- 
lassen nnd  beide  zasammengefasst  werden  sollten.  Der  sie  tren- 
nende Begriff  der  Ueberlegnng  ist  doch  ein  recht  schwer  zu 
beorteilender ;  über  seine  Bedeutung  nnd  seine  Beziehung  zum 
Affekt  —  T.  Holtzendorft*)  hält  z.  B.  beides  nicht  tflr  Gegen- 
sätze —  bestehen  manche  Unsicherheiten,  es  wäre  vielleicht  vor- 
teilhaft, wenn  er  ganz  fallen  würde,  wie  das  schon  jetzt  bei  der 
Strafbestimmung  gegen  Eindesmord  (§  217)  der  Fall  ist,  wo  eine 
Unterscheidnog  zwischen  Mord  nnd  Totschlag  nicht  getroffen  wird. 
Zu  diesem  §  217')  des  Str.-G-.-B.  m&chte  ich  noch  folgendes 
bemerken :  Es  wird  gewöhnlich  von  der  viel  grösseren  Milde  ge- 
sprochen, mit  der  die  Tötung  des  Neugeborenen  bestraft 
wird;  das  trifft  jedoch  nur  teilweise  zu.  Die  ordentliche  Strafe  ist 
allerdingB  geringer,  aber  beim  Vorhandensein  mildernder  Umstände 
kann  bei  Eindesmord  nur  aat  2  Jahre,  bei  Totschlag  bis  auf  6 
Monate  Sefängnis  herabgegangen  werden.  Man  hat  wohl  die 
Torstellung  gehabt,  dass  so  milde  Fälle,  wie  beim  Totschlag,  bei 
Eindesmord  nicht  vorkommen,  dass  es  sich  hier  immer  um  ein  mehr 
vorbedachtes  Verbrechen  handelt.  Dies  ist  aber  doch  nicht  richtig; 
ich  kenne  Fälle,  in  denen  die  betreffenden  Personen  ihren  Znstand 
keineswegs  geheim  gehalten  haben,  in  denen  sie  alle  erforderlichen 
Vorbereitungen  getroffen  hatten  und  doch  in  der  Verwirrnng  des 
Augenblicks  die  Tötung  vollbrachten.  Binding*)  ist  freilich  der 
Meinung,  dass  in  einem  solchen  Falle  die  Frage  nach  einfachem 
Totschlag  gestellt  werden  kann,  aber  wie  ich  s^e,  wird  die  Mög- 
lichkeit sonst  allgemein  verneint.    Ich  resomiere  deshalb  dahin: 


lebenHl&Dglichem  Znchthans  oder  lebonslingl icher  Featangshaft,  in  minder 
Bcliwereii  Fällen  mit  Zuchthaus  nicht  unter  fünf  I&hren  oder  mit  Festnng;»- 
hait  Ton  gleicher  Daner  bestraft.  Neben  der  Festnngahaft  kann  auch  Terlnot 
der  bekleideten  Öffentlichen  Aemter,  sowie  der  ans  Sffeutlichen  Wahlen  Iter- 
Torgegangenen  Rechte  erkannt  werden*. 

Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  so  tritt  Festungshaft  nicht  unter 
fOnf  Jahren  ein. 

■]  §  96  Str.-Q.B. ;  ,Wer  einer  Tätlichkeit  gegen  ein  Mitglied  des  landes- 
herrlichen Eanses  seines  Staats  oder  gegen  den  Begenten  seines  Staats  oder 
während  seines  Aafenthalts  in  einem  Bnnaesetaate  einer  Tätlicbkdt  gegen  ein 
Ui^lied  des  landesherrlichen  Hauses  dieses  Staats  oder  gegen  den  Begenten 
dieses  Staats  sich  schnldig  macht,  wird  mit  Zachthaos  nicht  nnter  fflnf  Jahren 
oder  mit  Festnngsfaaft  von  gleicher  Daaer,  in  minder  schweren  Fällen  mit 
Zachthaos  bis  zu  ttknf  Jahren  oder  mit  FestongshafC  von  gleicher  Daner  bestraft 

Sind  mildernde  umstände  vorhanden,  so  tritt  Festungshaft  von  einem 
bis  sn  fünf  Jahren  ein. 

■)  V.  Eoltzendorff:  Handbuch  des  Deutschen  Strafrechte;  1871  bis 
1877,  Bd.  in,  8.  423. 

■)  g  217  8tr.-G.-B.:    .Eine  Vnttei,  welche  ihr  uneheliches  Kind  In  oder 

fleich  nach  der  (Gebort   vorsätzlich   tatet,   wird  mit   Zncbthans   nicht  ontar 
Jahren  bestraft. 

Sind  mildernde  Dmst&nde  vorhanden,  so  tritt  GefBognlBstrafe  nidit  nntsr 
2  Jahren  vjjl' 

'1  T.  Li>iti  ■.  •.  0,  8.  Sil  „n  .Google 
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„Der  Wideraprach,  der  darin  liegt,  Aisa  die 
ordentliche  Strafe  bei  Tötung  dea  anetieliclieiL  Neo- 
geborenen  (§  217  Str.-0.-B.)  geringer  ist,  als  fttr 
Totschlag,  bei  mildernden  umständen  aber  dort  nar 
aaf  2  Jahre,  hier  anf  6  Monate  Oefftngnis  herunter 
gegangen  werden  kann,  za  beseitigen.  Die  ihm  wohl 
zQgrande  liegende  Anschauung,  dasa  Jen  ea  Verbrechen 
eigentlich  ateta  ala  Mord  und  nie  als  Totschlag  aaf- 
znfaasen  aei,  iat  anrichtig;  angemeaaen  dürfte  eine 
Festatellacg  dea  Uinimnma  in  beiden  Ffillen  aaf 
1  Jahr  Gefängnis  sein." 

Noch  grOaaer  vielleicht  ist  daa  MisBTerhflltnisa  zwischen  der 
TOtnng  aaf  aaadrflcklichea  Verlangen  und  dem  Totschlag. 
Bei  der  Tötung  dea  Einwilligenden  kann  man  nicht  tiefer  ala  auf 
3  Jahre  G^efängnis  herabgehen,  bei  dem  Totschlag,  wie  gesagt, 
aaf  ein  halbes  Jahr.  Qerade  jenes  Strafmass  ist  lebhaft  bekfimpft 
worden;  man  hat  besonders  darauf  hingewiesen,  dass  die  Beihilfe 
zum  Selbstmord  völlig  straffte!  ist  and  dass  zwischen  ihr  und  der 
Tötung  eines  Einwilligenden  doch  keine  scharfen  Orenzen,  sondern 
allmähliche  Uebergänge  bestehen,  denen  das  Oesetz  Bechnang 
tragen  m&sste,  indem  es  hier  ebenfalls  in  seinen  Strafbestimmungen 
einen  allmählicheren  üebergang  schaffte. 

üeber  die  mehrfach  angeregte  Frage,  ob  nicht  in  Zukunft 
aach  Strafbestimmungen  gegen  die  Anregung  und  Anstiftung 
zom  Selbstmord  einzufahren  sind,  möchte  ich  mangels  eigener 
Erfiihrung  ein  Drteil  nicht  anasprechen. ') 

Im  Anschlasa  an  die  Tötung  des  Nengeborenen  mag  die  TOtnng 
des  in  der  Gebort  beflsdlichen  Kindes  durch  den  Arzt:  die  Per- 
foration und  die  öbrigen  zerstückelnden  Operationen  Platz  finden. 
Eine  gesetzliche  Berücksichtigung  der  Perforation,  eine 
ausdrückliche  Erklärung  derselben  ala  atraffrei  halte 
ich  in  Debereinstimmung  mit  onserem  juristischen 
Mitberichterstatter,  der  dieses  Thema  Mher  erschöpfend 
behandelt  hat,  nicht  fär  erforderlich.*)  Es  besteht  allge- 
meine Einigkeit  dartlher,  dass  die  ärztlich  angezeigte  Tötang  dea 
in  der  G-eburt  beflndlichen  Eindea  straffrei  ist  und  niemals  den 
Tatbestand  des  §  211  ■)  oder  216*)  erfüllen  kann.    Die  Erklärung 


')  T.  Holtzendorff,  &.  a.  0.  S.  417,  wHiucht  den  Zwang  zum  Selbst- 
mord nnter  Strafe  gestellt  za  sehen,  ebenso  die  Verleitung  daza  dnrcti  arg- 
listige Vorspiegelung  einer  unwahren  Tatsache  and  die  Verführung  tmselbst- 
st&ndiger  Personen  (Kinder  oder  Geisteskranke)  znm  Selbstmord. 

■}  Vgl.  auch  Sippel:  Vernichtung  des  kindlichen  Lebens.  Tübingen  1902. 

*)  Siehe  Anmerknng  1  anf  8.  28. 

*]  §  318  8tr.-0.-fi.:  „Eine  Schwangere,  welche  ihre  Fmcht  Torsätzlich 
abtreibt  oder  im  tfntterlelbe  tatet,  wird  mit  Znchth&ns  bis  za  6  Jahren  bestraft. 

Sind  mildernde  umstände  vorhanden,  so  tritt  Gefängnisstrafe  nicht  nnter 
8  Monaten  ein. 

Dieaelben  Vorschriften  finden  auf  demjenigen  Anwendung,  welcher  mit 
EinwUlignug  der  Schwangeren  die  Uittel  m  der  Abtreibong  oder  TOtnng  bei 
Ihr  «Bgewendet  oder  ihr  beigebiacht  hat."  ,,      .       ^.v.v,  ,^ 
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Beschnldigtd  tatsächlich  schwanger  war,  dass  sie  bis  za  dem  Ein- 
griff eine  lebende  Frucht  trag,  dass  diese  erst  durch  jeuen  and 
nur  darch  jenea  getötet  worden  ist.  In  der  Mehrzahl  der  FAUe, 
die  inuner  fiberwiegender  wird,  je  mehr  die  Abtreibung  in  die 
frühesten  Monate  verlegt  wird,  kann  man  nar  eine  grosse  Wahr- 
scheinlichkeit, aber  keine  völlige  Sicherheit  daftlr  gewinnen,  dass 
wirklich  Schwangerschaft  vorlag,  eine  Fehlgeburt  erfolgt  ist,  und 
zwar  infolge  der  kriminellen  Eingriffe.  Will  man  an  der  Strai- 
barkeit  der  Äbtreibnng  festhalten,  und  dieselbe  wirksam  bekftmpfeo, 
so  ist  es  nicht  mSgliäi,  diese  grosse  Mehrzahl  der  Fälle  frei  zq 
lassen.  Bisher  erfolgt  ihre  Verurteüong  auf  QitmA  der  bekannten 
Beichagerichtsentscbeidiing  von  der  Strafbarkeit  des  Versuchs  am 
untauglichen  Objekt.  Sie  wissen  aber,  m.  H.,  dass  dieser  Stand- 
punkt lebhaft  b^eämpft  wird,  und  es  ist  zweifelhaft,  ob  er  dauernd 
anerkannt  werden  wird.  Ich  vermute  zwar,  daas  er  bei  der  Neu- 
bearbeitung der  Strafgesetzgebnng,  wenn  auch  etwas  modifiziert, 
ausdrücklich  Aufnahme  finden  wird,  wenigstens  in  der  Weise,  dass 
der  Versuch  immer  dann  strafbar  ist,  wenn  er  an  einem  Gegen- 
stand aasgeführt  wird,  dessen  absolute  üntauglichkeit  nicht  sicher 
ist.  Für  unseren  Fall  würde  also  die  Strafbarkeit  der  versuchten 
Abtreibung  dann  bestehen  bleiben,  wenn  nicht  vollkommen  feststeht, 
daas  die  betreffende  Person  nicht  schwanger  war.')  Damit  wäre 
ja  auszukommen.  Wird  aber  dieser  Grundsatz  nicht  ausdrücklich 
aufgenommen,  dann  halte  ich  eine  Aenderang  der  entsprechenden 
Bestimmungen  in  dem  von  mir  vorgeschlagenen  Sinne  für  geboten, 
und  auch  falls  ausdrücklich  der  Versuch  am  relativ  untauglichen 
Objekt  für  strafbar  erklärt  wird,  würde  es  vielleicht  ganz  zweck- 
mässig sein,  die  blosse  Vornahme  abortiver  Eingriffe  für  strafbar 
zu  erklären.  So  ist  es  z.  B.  im  englischen  Qesetz,  und  ao  hAt  es 
schon  vor  Jahren  v.  Holtzendorff)  empfohlen,  indem  er  sagt: 
„Es  wäro  geBetzgeberiscb  ricbÜKer,  nach  Analogie  der  Vergiftung  (g  229) 
dos  vorsätzliche  Beibringen  oder  Oebrancnen  von  AbortiYfflitteln  an  Schwangeren 
und  an  dritten  Personen  ohne  Bttcksicbt  auf  den  Erfolg  selbatändig  zn  be- 
atrafen.  Diese  Analogie  ist  um  so  zutreffender,  als  erweislich  AbortiTmittel 
die  Qesimdheit  der  Schwangeren  zd  zerstören  sehr  geeignet  sind." 

Ich  brauche  wohl  nur  hinzuzusetzen,  daas  das  gleiche  auch 
von  den  jetzt  vorzugsweise  gebrauchten  mechanischen  Mitteln  gilt. 

Diese  besondere  Strafbeatimmnng  gegen  die  beabsichtigte 
Frnchtabtreibung  erscheint  mir  auch  aua  folgendem  Grunde  rat- 
sam. Es  kommt  nicht  so  selten  vor,  dass  Abtreiberinnen  erklären, 
sie  hätten  den  Schwangeren,  die  sie  konsultierten,  keine  wirk- 
samen Mittel  gereicht,  hätten  z.  B.  nur  ganz  obeiÄächliche  Ein- 
spritzungen gemacht,  die  Schwangeren  aber  des  besseren  Ver- 
dienstes halber  in  dem  Glauben  gelassen,  dass  sie  ihnen  wirklich  die 
Frucht  abtrieben.  Diese  Behauptung  ist  wohl  zumeist  unwahr,  aber 
oft  nicht  zu  widerlegen,  zumal  die  Schwangeren  selbst  infolge  dea 
geringen  Sensibilitätsvermögeos  der  inneren  Geschlechtsteile  zn- 
Yo-lAasige  Auskunft  aber  das,  was  mit  iluen  gesdieben  ist,  nicht 
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geben  könnan.  Da  nach  der  Eatacheidang;  des  Beichagrerielitfl  ein 
Betrug  ia  Bolchea  Fällea  nicht  vorliegt,  weil  es  sich  am  einen 
rectitavidrigen  Ansprach  bandelt,  werden  nur  die  Sohwangeren 
bestraft,  veil  sie  die  Abaieht  der  Abtreibung  gehabt  haben;  die 
Abtreiber  aber  gehen  frei  aaa,  was  gewiae  nicht  billig  ist,  ob  sie 
nan  den  Betrag  nnr  vorgeben  und  tatsächlich  eine  Abtreibnng 
VMTsncht  oder  wirklich  betrogen  haben.  In  Berlin  trieb  jahrelang 
ein  Mann  sein  Unwesen,  der  sich  von  Schlepperinnen  Schwangere 
behafs  Abtreibnng  zofOhren  liess  und  diese  dann  gegen  gute  Be- 
zahlang  mit  harmlosen  Eisenpräparaten  versah.  Wm^e  ein  Fall 
bekannt,  so  wurden  die  unglücklichen  Fraaen  ond  H&dchen  be- 
straft, während  er  ausser  Verfolgung  gesetzt  werden  musste,  sein 
anr&hmliches  Handwerk  ungestört  fortsetzte  und  weitere  weibliche 
Personen  veranlasste,  sich  strafbar  zu  machen  durch  seine  schein- 
bare gefällige  Hilfe.  Es  wäre  doch  sehr  erwünscht,  solches 
Treiben  verfolgen  zu  können  and  nach  meinem  Vorschlag  würde 
das  möglich  sein.  Wenn  eine  Schwangere  ansdrücklich  deshalb 
bestraft  wird,  weil  sie  Mittel  anwendet,  die  sie  für  geeignet  hält, 
so  würde  m.  E.  derjenige  der  Beihilfe  schuldig  sein,  der  ihr  solche 
Mittel  reicht,  auch  wenn  er  sie  seibat  nicht  für  geeignet  hält. 

Das  Strafmass  in  meinen  Vorschlägen  hält  sich  im  ganzen 
an  die  bisherigen  Beatimmangen.  Im  Falle  des  blossen  Versuchs 
habe  ich  einen  Monat  Q-efängnis  eingesetzt,  da  das  bisherige 
Minimum  in  solchen  Fällen,  1  Vi  Monat,  kein  übliches  Mass  darstellt.*) 
Ich  habe  entsprechend  dem  bei  der  allgemeinen  Erörterung  ent- 
wickelten Gesichtspunkt  auch  für  die  Abtreibung  gegen  Entgelt 
mildernde  Umstände  vorgeschlagen,  für  die  Abtreibung  ohne  Entgelt 
nur  die  jetzt  bei  mildernden  Umständen  eintretende  G-efängnisstrafe 
eingesetzt  nnd  von  der  zurzeit  noch  ordentlichen  Stme,  dem 
Zuchthaus  abgesehen.  Es  ist  dies  geschehen,  weil  meiner  ziemlich 
ausgedehnten  Erfahrung  nach  tatsäichlich  eigentlich  immer  in  dieser 
Weise  erkannt  wird ;  den  Schwangeren  selbst  werden,  so  weit  ich 
sehe,  ansnahmloB  mildernde  Umstände  bewilligt.  Diese  Hecht- 
sprechnng  stimmt  auch  flberein  mit  der  allgemeinen  Volksanf- 
fossang.  Es  mag  sein,  dass  dieselbe  zurzeit  der  Herausgabe 
unseres  Gesetzbuches  eine  andere  war,  nnd  dass  man  damals  in 
der  Abtreibung  auch  ohne  Entgelt  ein  schweres  Verbrechen  sab. 
Dann  haben  sich  jedenfalls  die  Zeiten  geändert;  gegenwärtig 
herrscht  meinem  Eindrack  nach  durchweg  eine  mildere  Anffassnng, 
ja  vielfach  hört  man  den  Wunsch  nach  völliger  Straffreiheit  von 
ganz  ernster  Seite.  Ich  glaube  nicht,  dass  wir  diesen  Schritt 
tun  werden,  dass  der  Eulturfortschritt,  der  vor  etwa  2000  Jahren 
damit  geschah,  dass  auch  das  keimende  Leben  geschützt  wurde, 
wieder  rückgängig  gemacht  werden  wird.  Man  braucht  dabei 
noch  nicht  einmid  aaf  den  Aassprneh  jenes  englischen  Autors  zu- 
rttckzagreifen,  der  die  Einleitung  des  Aborts  damit  bekämpfte,  dass 
dadorch  vielleicht  ein  zukünftiger  Shakespeare  oder  Milton  der 


>)  Ebenso  in  §  219,  Abg.  2  (■.  Seite  S8) :  4  Mosate  sUtt  du  bisheiigen 
A'/*  Uonftte  QenngDia  =  8  Honftten  Znchtlwiu.  ^  ..  .  ^.^ 
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Welt  entrisBen  werden  kfinnte.  Aber  jene  mildere  Aaf&ssong 
lialte  ich  fOr  berechtigt  und  meine,  daas  es  strafpolitiBCh  richtig 
ist,  Bestimmun^n  nicht  anfrecht  zu  erhalten,  die  eigentlich  nnr 
aof  dem  Papiere  stehen,  wie  die  Zachthaosstrafe  in  diesen  Fällen. 
Ich  glaube  auch,  dass  sich  eine  weitere  Herabsetzung  des 
Strafminimams  für  die  Vollendung  von  6  auf  3  Monate 
empfehlen  würde,  nicht  nur  aus  den  Torher  angejahrten  all- 
gemeiuen,  sondern  auch  noch  aas  besonderen,  in  der  Eigenart 
des  Deliktes  liegenden  Grflnden.  Jene  Herabsetzung  auf  S  Honate 
wärde  die  Möglichkeit  gewähren,  in  diesen  Fällen  eine  bedingte 
Verurteilung  eintreten  zu  lassen,  wenigstens  wenn  die  Vorschläge 
des  Dentschen  Joristentages  zu  diesem  Punkte  Annahme  finden. 
Er  hat  empfohlen  *3,  die  bedingte  Verurteilung  bei  Strafen  bis  zur 
Hohe  TOD  3  Monaten  einzufahren.  Wer  viel  mit  diesen  Fällen 
zu  tun  hat,  wird  gewiss  den  Eindruck  haben,  daas  sie  sich  für 
eine  bedingte  Verurteilung  besonders  eignen.  Es  bandelt  sich  ja 
um  GlelegenheitsTerbrecherinnen  xsct'  i^ayriv,  und  der  sonst  Öfter 
gegen  die  bedingte  Verorteilnng  erhobene  Einwand,  dass  sie  dem 
Verletzten  keine  ausreichende  G-enngtnung  gewährt,  l^lt  hier, 
wo  eigentlich  kein  Verletzter  vorhanden  ist,  fort.  Wird  die  Strafe 
80  fBr  die  Schwangeren  selbst  eine  sehr  geringe,  so  kommen  wir 
einem  vor  Jahren  von  Veit  gemachten  Vorschlage  nahe.  Veit*) 
empfahl  die  völlige  Straflosigkeit  der  von  einer  Abtreiberiu  be- 
handelten Schwangeren  selbst,  eine  Forderung,  die  das  englische 
Gtesetz  bereits  erfüllt.  Er  hoffte  auf  diese  Weise  das  verbreche- 
rische G-ewerbe  der  Abtreibung  völlig  unterdrücken  zn  kOnnen. 
Gewiss  lassen  sich  Personen  auf  diesen  gefährlichen  Beruf  nur 
ein,  weil  ihnen  die  Tatsache  eine  gewisse  Sicherheit  gibt,  dass 
die  Haaptmitwisserin  ihres  Verbrechens  aus  Furcht  vor  schwerer 
Strafe  ebenfalls  schweigen  mnss.  Fällt  diese  Furcht  fort,  fehlt 
die  zu  fürchtende  Strafe  oder  ist  sie  nach  meinem  Vorschlage  nur 
eine  geringe,  so  fehlt  auch  jene  Garantie,  und  damit  gelingt  es 
vielleicht,  die  Abtreibung  in  ihrer  gewerbsmässigen  Form  zu 
onterdrüi^en.  Ueber  die  anderen  auf  sozialem  Boden  stehenden 
Einrichtungen,  die  geeignet  sind,  die  Tötung  des  keimenden  Lebens 
ebenso  wie  den  Ebidesmord  zn  verhindern,  die  Errichtong  von 
Findelhänseni  und  anderes  mehr  einzugehen,  ist  hier  nicht  der  Ort. 
Zu  dem  §  222>),  der  die  fahrlässige  Tötung  behandelt, 
habe  ich,  abgesehen  von  dem  früher  erwähnten  Vorschlag,  hier 
Geldstrafe  wahlweise  zuzulassen,  Anträge  nicht  zn  stellen.  Wenn 
mehrfach  behauptet  worden  ist,  dass  der  Arzt  bei  Anklagen  wegen 
fahrlässiger  Tötnng  in  besonders  ungünstiger  Lage  ist,  weil  bei 
der  Verschiedenheit  der  Ansichten  in  vielen  Punkten  der  Medizin 
die  Gefahr  nahe  liegt,  dass  ein  aof  entgegengesetztem  Standpunkt 
stehender  Sachverständiger  aber  sein  Verhalten  zu  orteilen  hat, 
so  wird  ja  mein  früher  vorgebrachter  Antrag,  dem  Angeschnldigten 

■)  Yerb&DdliLDgen  des  Dentschen  Jnrütentages;  Bd.  III, 3. 218,  Berlin  1904. 

■)  Deotsche  med.  Wochenschiift ;  1886,  S.  61. 

■}  iUelie  Anmerkung  1  Bol  S.  88.  ,,^     .     ^„.v.-,,^ 
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die  Znzieliaiig;  elnea  OegensacliTerständigeii  schon  vor  Elrhabimfr 
der  Anklage  unbedingt  za  gestatten,  diese  Besorgnis  im  wesent- 
lichen beseitigen.  Weitergehende  Torschl&ge,  wie  z.  B.  den,  die 
ärztlichen  Knnstfehler  überhaapt  dem  Forum  der  ordentlichen 
Berichte  za  entziehen,  halte  ich,  wie  ich  schon  an  anderer  Stelle 
ansgefilhrt  habe^j,  fflr  gefährlich  nnd  vOUig  aossichtslos,  weil  sie 
dem  leiste  nnserer  G^eaetzgebimg  widersprechen. 

Auch  hinsichtlich  derjenigen  üebertretangen,  die  den 
Mediziner  interessieren,  habe  ich  Abändranngsanträge  nicht  za 
Bt^en.  Die  Bestimmangen  im  §  360  Abs.  10')  ober  Versagnng 
polizeilieh  geforderter  Httlfe  und  §  367,  1')  aber  Ent- 
fernang  von  Leichenteilen  scheinen  mir  zn  begrtLndeter 
Beschwerde  keinen  Anlass  za  geben.  Wflnachenswert  erscheint 
mir  Qbrigens  nach  dem  Eindrack,  den  ich  zwar  nicht  in,  aber 
bei  meiner  gerichtsärztlichen  Tätigkeit  gewonnen  habe,  die  toq 
vielen  geforderte  gänzliche  Aasscheidnng  der  Uebertretongen  ans 
dem  Strafgesetzbuch,  ihre  Verweisung  in  ein,  sagen  wir,  Polizei- 
atrafgesetz  und  vor  besondere,  von  den  strafl^erichtlichefi  vOllig 
getrennte  Instanzen.  Offenbar  wird  die  heilige  Sehen,  die  vor 
der  Strafjastiz  bestehen  sollte,  vermindert,  wenn  in  deuselben 
Bäumen  in  derselben  Weise  wie  wirkliche  Verbrechen  und  Ver- 
gehen  Dinge  behandelt  werden,  die  jedem  anständigen  Menschen 
von  ehrenhaftester  Gesinnung  passieren  können.  Solche  innerhalb 
der  Schranken  der  Anklagebank  zu  sehen,  macht  sicher  den  be- 
danken, selbst  einmal  innerhalb  derselben  zu  stehen,  weniger 
abschreckend  als  er  sein  sollte. 

Wenn  ich  auch  hinsichtlich  der  Bestimmungen  im  §  361, 
Nr.  6*)  Abänderungs&nträge  nicht  gestellt  habe,  so  ist  das  nicht 
geschehen,  weil  ich  hier  eine  Beform  für  unnötig  hielt.  Die  An- 
schauung, dass  unser  gegenwärtiges  staatliches  und  speziell  auch 
strafrechtliches  Verhalten  gegenüber  Prostitution  nnd  Enppe- 


')  Oerichtliche  Medizin.  Abdruck  aoa  dem  Klin.  Jahrbach.  Jena  1903; 
S.  56.  An  dieser  Stelle  habe  ich  mich  ancb  auafUhrlicher  Ober  Perforation 
Dnd  proTOzierten  Abort  anageaprochen. 

>)  §  S60,  Nr.  10  Str.'C>.-B.:  ,Hit  Geldstrafe  bis  zu  ebhnndertfttnbig 
Hark  oder  mit  Haft  wird  bestraft,  wer  bei  üngiacksflUen  oder  gemeiner  Ge- 
fahr oder  Not  von  der  FoIizeihefaQrde  oder  deren  Stellvertreter  zur  Hülfe  auf- 
gefordert, keine  Folge  leistet,  obgleich  er  der  Anffordemog  ohne  erbebliche 
eigene  Gefahr  gentlgea  konnte." 

■)  §  S67,  Nr.  1  Str.-G.-B.:  ,Uit  Geldstrafe  bis  zu  einhondertftltifzig 
Hark  oder  mit  Haft  wird  bestraft,  wer  ohne  Vorwissen  der  Behörde  einen 
Leidinam  beerdigt  oder  bei  Seite  schafft,  oder  wer  unbefugt  einen  Teil  einer 
Leiche  ans  dem  Gewahrsam  der  daza  berechtigten  Personen  wegnimmt". 

Vergleiche  aach  §  168  Str.-Q.-B. :  ,Wer  anbefagt  eine  Leiche  ana  dem 
Getvahrsam  der  dazu  berechtigten  Person  wegnimmt,  ingleichen  wer  unbefugt 
ein  Grab  zerstört  oder  beschädigt,  oder  wer  an  einem  Grabe  beschimpfenden 
ünfng  verttbt,  wird  mit  Gefängnb  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft ;  auch  kann  aof 
Verlast  der  bttrgerlichen  Ehrenrechte  erkannt  werden." 

*)  §  861,  Hr.  6  Str.-G-B.:  ,Mit  Haft  wird  bestraft  eine  Weibsperson, 
welche  wegen  gewerbmäßigi  [Jazucht  einer  polizeilichen  Autsicht  unteratelttt 
ist,  wenn  aie  den  in  dieaer  Hinsicht  zur  Sicherung  der  Gesandheit,  der  Öffent- 
lichen Ordnung  nnd  dea  Öffentlichen  Anstandea  eriasaenen  polizeilichen  Vor- 
schrilten  zuwiderhandelt,  oder  welche,  ohne  einer  solchei^  AniCBicl^  W^lv^rst^t 
zu  aeia,  gewerbamäBig  Unzucht  treibt."  <'^ 


lei  ireder  sachg^mSss  noch  logisch  ist,  ist  vohl  ziemlich  allgremein. 
Idi  grUabe  aber,  daaa  die  Bestrebiugreii  der  Deatachen  G-esellschaft 
Eur  Bet:ämpfDiig:  der  Seachlecbtskrankheiten  hier  eine  Wandlan; 
herbeiffihrea  verden,  und  dasB  wir  zn  einer  Betorm  dieees  Oebietes 
anabhftngig  von  der  Strafgesetzgebnng  und  vielleicht  schon  tot 
ihr  gelangen  werden.  Dieees  umfangreiche  Thema  kann  nicht 
wohl  beiläufig  besprochen  werden ;  es  scheint  mir  einer  beBonderen 
Erörterung  wOrdig  und  wäre  rielleicht  ein  geeigneter  GlegeoBtaDd 
fftr  eine  spätere  Versammlang.  G-anz  bo  nmfassend  wie  unser 
heutiges  ist  das  Thema  immerhin  nicht  und  der  zaktlnftige  Refe- 
rent aber  dasselbe  wird  nicht  genötigt  sein,  Ihre  G-ednld  so  lange 
in  Ansprach  zu  nehmen,  als  ich  es  heute  habe  tun  mttssen. 

(Lebhafter  BeifaU.) 


SerichtsarztDr.  Hoffmann-Berlin,  dritter  Berichterstatter: 
M.  H.1  Sie  haben  soeben  die  Wunsche  und  Bedenken  gehfirt,  die 
sich  anf  die  Paragraphen  beziehen,  welche  sich  mit  den  .TötungS' 
Terbrechen"  befassen.  NatnrgemitoB  gliedert  sich  an  die  „Tötung" 
die  Betrachtung  an  aber  die  „Körperverletzung",  von  der  im 
Strafgesetzbnch  die   g§  222—233')  huLdeln.     Auf  den  ersten 

')  §  222  Str.-G.-B.:  ,Wer  durch  Fahrlässigkeit  den  Tod  einca  Menschen 
Temraacht,  wird  mit  Gefängnis  bis  zo  drei  Jahren  bestraft. 

Wenn  der  Täter  zu  der  Anfmerksamkeit,  welche  er  ans  den  Angen 
setzte,  vermllge  seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  besonders  verpflichtet 
war,  so  kann  die  Strafe  bis  anf  fttnf  Jahre  Gefängnis  erhBht  werden." 

g  223  Str.-O.-B.:  ,Wer  vo»ätzUch  einen  Änderen  kürpeilich  miß- 
handelt oder  an  der  Gesnudheit  beschädigt,  wird  wegen  EOrperTerletziing  mit 
Get&ngois  bis  zu  drei  Jahren  oder  mit  Oeldatrafe  bis  zn  elntaaseud  Mark 
bestraA. 

Ist  die  Handlung  gegen  Verwandte  aufsteigender  Linie  begangen,  so  ist 
auf  Oefängnis  nicht  nnter  einem  Monat  zn.  erkennen. 

§  228a  8tr.'G.-B.:  ,Iat  die  KCrperverletznne  mitteb  einer  Waffe,  ins- 
besondere eines  Messera  oder  etnea  anderen  gefährlichen  Werkzeuges,  oder 
mittels  eines  hinterlistigen  Ueberfalla,  oder  ron  Mehreren  gemeinschaftlich, 
oder  mittels  einer  das  Leben  gefährdenden  Behandlung  begangea,  so  tritt 
Gefängnisstrafe  nicht  anter  zwei  Monaten  ein." 

§  22i  Str.-Q.-B.:  .Hat  die  Körperverletzung  zur  Folge,  daft  der  Ver- 
letzte ein  wichtigea  Glied  des  EOrpers,  das  Sehvermögen  anf  einen  oder  beideo 
Augen,  das  GehOr,  die  Sprache  oder  die  Zeagongsfähigkeit  verliert,  oder  in 
erheblicher  Weise  dauernd  entstellt  wird,  oder  in  Siechtum,  Lähmnng  oder 
Geisteskrankheit  verfällt,  so  ist  aui  Zuchthaas  bis  zu  ftlnf  Jahren  oder  Oe- 
fiügnis  nicht  unter  einem  Jahre  zu  erkennen. ■ 

§  22G  Str.-G.-B,:  nWar  eine  der  vorbezeichneten  Folgen  beabaichtigt 
und  eingetreten,  so  ist  anf  Zuchthaus  von  zwei  bis  zu  zehn  Jahren  zn  erkennen." 

g  226  Str.-Q.-B.:  „Ist  durch  die  EUrperverlctzung  der  Tod  dea  Ver- 
letzten verursacht  worden,  ao  iat  auf  Zuchthaus  nicht  nnter  drei  Jahren  oder 
Gefängnis  nicht  nnter  drei  Jahren  zu  erkennen," 

g  228  Str.-G.-B.:  „Sind  mildernde  Umstände  vorhanden,  ao  Iat  in  den 
Fällen  des  g  228,  Aba.  2  nud  dea  §  223  a  auf  Gefingais  bis  zn  drei  Jahren 
oder  Geldstrafe  bia  zu  eintausend  Mark,  in  den  Fällen  des  gg  824  und  227, 
Abs.  3  auf  Ge^gnia  nicht  nntor  einem  Monat,  und  im  Falle  des  g  926  ani 
Gefängnis  nicht  unter  drei  Monate  zu  erkennen." 

g  229  8tr.-G.-B. ;  „Wer  vorsätzlich  einem  anderen,  nm  dessen  Geaund- 
heit  zn  beschädigen,  Gift  oder  andere  Stoffe  beibringt,  welche  die  OeBOndheit 
^D  zerstören  geeignet  sind,  wird  mit  Zuchthaas  bia  zu  zehn  Jahren  bestraft. 

Iat  durch  die  Handlung  eine  achwere  EOrper Verletzung  verarsacht  worden. 
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Blick  erachnnt  ea  rfitaelbaft,  wamm  dieae  Fars^aphen  nna  Aerzte 
interessiereii  sollen.  Aber,  m.  H.,  daa  InteresBe  ist  deshalb  grom, 
weil  wir  Aerzte  nacb  Ansicht  vieler  Joristen  bei  jeder  Operation,  ja 
beinahe  bei  jeder  B^rankenbehandlung^l^ESrperverletznn^  begehen. 
Zwar  sind  sich  die  Jaristea  fiber  diese  Frage  nicht  einig,  aber 
gerade  deshalb  ist  es  nCtig,  dass  wir  nnaere  Heinong  klarlegen.  Ea 
heisst  allerdlagB,  wenn  zwei  sich  streiten,  so  frent  sich  der  Dritte, 
aber  es  ereignet  sich  aach,  dasa,  wenn  zwei  sich  atreiten,  der 
Dritte  die  £oaten  tragen  mnss.  So  ist  ea  hierl  Hier  trftgt  der 
Arzt  seine  Haat  znm  Markt,  er  ist  es,  der  mit  seinem  Ansehen, 
seiner  Stetlang,  mit  seiner  Existenz  bOBsen  moas,  wenn  ein  Bichter 
der  Ansicht  ist,  ein  ärztlicher  Eingriff  sei  eine  KSrper- 
verletzQDg. 

Und  in  der  Rechtsprechung  ist  diese  Ansicht  die  herrschende: 
In  einem  urteile  des  Reichsgerichts  (III.  8tr.-S.)  Tom  81.  Mai  1694 
wird  z.  B.  aasgeführt:  Wenn  man  den  Ausdruck  ^körperlich 
misshandeln"  im  weitesten  und  allgemeinsten  Sinne  anfiasst  and 
darunter  alle  unmittelbar  und  physisch  dem  körperlichen  Organis* 
muB  zugefügten  Verletzungen  versteht,  dann  kann  es  keinem 
Zweifel  nnterliegen,  dasa  dazu  auch  die  entatellenden  Beeinträchti- 
gungen der  körperlichen  Unversehrtheit,  mindestens  in  ihren 
wesentlichen  Bestandteilen  gehören,  also  erheblicbere  Substanz- 
▼erletznngen,  der  Verlust  einzelner  Oliedmassen  aaw.  Ich  führe 
hierzu  noch  eine  Bemerkung  des  Ober-Reicbsanwalts  an,  wonach 
es  zu  bedenklichen  Konsequenzen  führen  würde,  ärztliche  Ope> 
rationen  nicht  unter  den  Begriff  Körperverletzung  za  rechnen; 
denn  es  sei  dann  unmöglich,  etwaigen  üebergrifieu  von  Aerzten 

so  ist  ttof  ZachttiaiiB  nicht  unter  fUnf  Jahren  and,  weno  dnicb  die  Eandliing 
der  Tod  TemrBacht  worden,  auf  Znclithaiis  nidit  unter  zehn  Jahren  oder  anf 
lebensIängUcbes  Zachthans  zu  erkennen." 

g  230  Str.-a.-B.:  „Wer  dnrch  Fahrlässigkeit  die  Eürperverletziing  eines 
anderen  Temraacht,  wird  mit  Qeldstrole  bis  zu  nennhondert  JUarlc  oder  mit 
OefinpilB  bis  zn  zwei  Jaiiren  bestraft. 

W'ar  dar  Täter  zn  der  ÄalmerksaDikeit,  welche  er  aus  den  Aagen  setzte, 
vermOge  seines  Amtes,  Bernfea  oder  Gewerbes  besonders  verpfiicbtet,  so  liann 
die  Strafe  auf  drei  Jahre  Gefängnis  erhSht  werden." 

g  281  Str.-O.-B.:  ,Ia  allen  Fällen  der  KOrpeTTerletziing  kann  ani  Ver- 
langen des  Verletzten  neben  der  Strafe  aui  eine  an  denselben  zd  erlegende 
Büße  bia  zum  Betrage  von  secbstaasead  Mark  erkannt  werden. 

Eine  erkannte  Baße  schließt  die  QeltendmachDng  eines  weiteren  Ent- 
schädignsgaanaprnches  ans. 

Fdr  diese  Bnfie  haften  die  zu  derselben  Verarteilten  als  Gesamtschuldner." 

§  282  Str.-G.-B. :    ,Die  Verfolgiiag   leichter  Torsätzlicher,  sowie  aller 

darch  Fahrlässigkeit  veinraachter   Eürper Verletzungen   (§g  223,  230)  tritt  nar 

anf  Antrag  ein,  insofern  nicht  die  EOrperrerlctzong  mit  üebertretong   einer 

Amts-,  Berufe-  oder  Gewerbsp&icht  begangen  worden  ist. 

Ist  das  Vergehen  gegen  einen  Angehörigen  verübt,  so  ist  die  Zurttck- 
nahme  des  Antrages  znlässig. 

Die  in  den  g§  195,  196  nnd  198  enthaltenen  Vorschriften  finden  aach 
hier  Anwendung." 

§  238  atr.-G.-B. :  „Wenn  leichte  Körperverletzungen  mit  solchen,  Be- 
leidigongen  mit  leichten  Körperverletzungen  iMer  letztere  mit  ersteren  anf  der 
Stelle  erwidert  werden,  so  kann  der  Bichter  für  beide  Angeschuldigte,  oder  f&r 
einen  derselben  eme  der  Art  oder  dem  IkE&Be  nach  mildere  oder  überhaupt 
keine  Strafe  eintreten  lassen." 
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entKegrenzntreteii  nnd  Operationen,  die  gegren  den  Willen  des  Ope- 
rierten vorgenommeQ  vordeu  seien,  zur  Beetr&fung;  zu  bringen, 
selbst  venn  sie  sich  als  Angriffe  auf  die  persönliclLe  Freiheit  dar- 
atellen  sollten.') 

Biese  AaEdassungen  macben  das  ärztliche  Interesse  an  den 
genannten  Paragraphen  wohl  begreiflieb,  da  sie  zam  Teil  onser 
Tan  dem  Kranken  gegenüber  regeln  nnd  die  Frage  beantworten, 
wie  weit  wir  uns  bei  der  Behandlung  der  Kranken  oder  bei  der 
bygieniseben  Pflege  des  Glesnnden  irei  bewegen  kQunen,  ohne  mit 
dem  Strafgesetz  and  dem  Strafricbter  in  Konflikt  zn  geraten;*^ 
denn  sonst  schweigen  ansere  äesetze  roUständig  &ber  eine  recht- 
liche Stellung  des  Arztes. 

Die  Straf  bestimmangen,  auf  welchel^ärztlicherseits  das  Haupt- 
gewicht za  legen  ist,  sind  im  Abs.  2,~de8  §  230  und  im  §.  232 
enthalten.  In  diesen  Paragraphen  liegen  die  Bestimmungen,  die 
event.  auf  den  behandelnden  Arzt  Anwendung  finden.  Sie  milssen 
daher  vor  allen  Dingen  G-egenstand  unserer  Betrachtang  sein;  hier 
müssen  wir  unsere  Wünsche  und  Bedenken  in  eindringlicber  nnd 
energischer  Weise  zum  Ausdruck  bringen. 

Gerade  der  §  230,  der  den  Täter  mit  j erhöhter  Strafe 
bedroht,  der  die  Aufmerksamkeit,  zu  der  er^  verpflichtet  ist, 
ans  den  Angen  lässt,  ist  es,  der  dem  Arzte  den  Strick  dreht, 
wftbread  er  gleichzeitig  die  Schlinge  bildet,  ans  der  der  Eor- 
pfascber  zu  häufig  unversehrt  den  Kopf  herauszieht.  Freilich 
sagt  Oppenhoff)  in  seinem  j;Eommentar  jzum^  Strafgesetz- 
buch, in  dem  er  streng  zwischen  „Amt"  einerseits  und  „Beruf 
und  Gewerbe"  anderseits  unterscheidet,  dass  nur  der  ein  Amt 
bekleide,  dem  es  in  wirksamer  Weise  Übertragen  sei,  während 
beim  Berufe  nnd  Gewerbe  die  Sache  etwas  anders  liege.  Zu  einem 
Beruf  oder  Gewerbe  genüge  die  tatsächliche  Ausübnng,  sollte  auch 
der  Täter  dazu  unbefugter  Weise,  z.  B.  ohne  die  erforderliche  Be- 
fähigong,  übergegangen  sein;  allerdings  werde  eine  berufs-  oder 
gewerbsmässige  Tätigkeit  vorausgesetzt,  die  Tomahme  einer  Ein- 
zelhandlung reiche  nicht  hin.  Hiemach  müsste  der  Pfuscher,  der 
gewerbsmässig  die  HeilkuQst  ausübt,  denselben  Bestimmungen 
unterliegen,  die  fttr  den  Arzt  massgebend  sind;  dies  würde  auch 
onseren  Anscbanangen  entsprechen,  die  verlangen,  dass  dem 
Pfuscher  seine  Unkenntnis  und  die  aus  den  Augen  gelassene  Auf- 
merksamkeit nicht  als  Müderungsgrund  angerechnet  wird.  Da- 
gegen heisst  es  in  einer  Beiehsgerichtsentscheidnng,  dass  der  Be- 
ruf eine  selbstgewählte,  dauernde  und  mit  einer  gewissen  Sach- 
kenntnis verbundene  Tätigkeit  voraussetzt;  hiernach  würde  also 
für  den  Pfuscher  die  Lage  um  so  günstiger  sein,  je  geringer  seine 
Sachkenntnis  ist. 

')  StooHs:  ChirarffisclLe  Operation  nnd  ärztliche  Behandlung.  Berlin 
1898.    Verlag  von  0.  Liebmann. 

*)  Schmidt:  Dio  HtrafrechtUche  Verantwortlichkeit  des  Arstea  ffli  rer- 
letzende  Eiogriffo.    Jena  1900.    Verlag  von  Fischer. 

')  Oppenhoif:  Das  Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich.  Berlin 
1901.    Georg  Beimer. 
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Der  §  229  beffinnt  mit  der  Deänition  der  Eörperverletzong; 
er  sagt :  ^  Wer  vorsätzlich  eiaen  anderen  k&rparlich  mÜBhaudelt  oder 
an  der  Gesundheit  beschlldigl;,  wird  wegen  KörperverletzoDg  be- 
straft."  Ea  gibt  somit  eine  körperliche  nMiashandlang"  and  eine 
.G-esnndheitsbeschftdignng* ;  eine  Angabe  Aber  die  gemeinsamen 
Merkmale  und  die  besonderen  EigentOmlichkeiten  dieser  beiden 
Arten*)  enthält  der  §  223  dagegen  nicht.  Unter  körperlicher 
Misshandlnng  ist  nnn  eine  Uble  Behandlung  des  Körpers  zu  yer- 
stehen,  jedes  Erregen  von  Missbehagen  aach  ohne  Verletzungen 
der  Eörperintegritftt.  Eine  Misshandlong  wird  also  nur  durch  die 
positive  Handlung  eines  andern  verebt;  sie  besteht  in  einer  un- 
mittelbaren Einwirkung  auf  den  menschlichen  Körper  des  anderen, 
während  als  Gesundheitsbeschädigung  jede  einigermassen 
dauernde  Teränderang  der  KOrperbeschaffenheit  gilt,  auch  wenn 
sie  nicht  schmerzerregend  ist.  Eine  Qesundheitabeschädigung 
kann  auch  durch  eine  Unterlassong  oder  durch  mittelbare  Ein- 
wirkung herbeigef&hrt  werden. 

Eine  Mie^andlong  liegt  weiterhin  nicht  vor,  wenn  die  Ein- 
wirkung auf  den  Körpei'  nur  eine  geringe  war.  Desgleichen  ist 
nach  einer  Reichsgerichtsentscheidung ')  nicht  jede  Berührung  des 
Körpers,  welche  äusaerlich  die  Form  eines  Stossea  oder  Schlages 
zeigt,  als  Misshandlnng  aufzufassen.  Die  Gesnndheitsbeschädigung 
dagegen  liegt  aach  dann  vor,  wenn  die  Einwirkung  auf  die  Ge- 
sundheit noi'  eine  geringe  ist,  weil  nicht  nur  schwere,  sondern 
auch  leichte  Erkrankungen  den  Tatbestand  der  Qeanndheitabe- 
Bchädignng  begr&nden  können. 

Bei  der  Misshandlnng  kommt  es  ferner  nicht  darauf  an,  dass 
dem  Misshandelten  das  Üble  Behandeln  zum  Bewusstsein  gekommen 
ist;  ein  infolge  einer  Stichverletzong  in  den  letzten  Zügen  liegender 
Mensch  wird  z.  B.  Faustschläge  oder  Fusstritte  nicht  empfinden, 
auch  ein  blödsinniger  Mensch  hat  vielleicht  infolge  einer  Misa- 
handlung  kein  Schmerzgefühl  usw.  Misshandlungen  können 
Schmerzen  bereiten,  es  ist  aber  nicht  notwendig,  dass  jede  Miss- 
handlnng Sehmerzen  erzengt. 

Nun  sind  allerdings  viele  ärztliche  Eingriffe  mit  Schmerzen 
verbunden,  ob  sie  aber  dadurch  zu  Misshandlungan  werden,  ist 
eine  andere  Frage.  Würde  der  Arzt  dem  Kranken  Schmerzen 
bereiten,  ohne  dass  der  Zustand  des  Körpers  es  erfordeite,  so 
wäre  allerdings  der  Tatbestand  einer  tiblen  Behandlung,  einer 
Misshandlung,  gegeben.  So  meinen  wir  Aerzte,  während  eine 
grosse  Anzahl  von  Juristen  —  wie  ich  schon  sagte  —  die  gegen- 
teilige Ansicht  vertritt,  nämlich  die,  dass  eine  Missbandlung  immer 
vorhanden  ist,  wenn  durch  die  Einwirkung  auf  den  Körper  eines 
anderen  ein  erheblicher  Schmerz  erzeugt  wird,  gleichgültig,  ob 
die  Schmerzerzengung  vom  Arzte  für  notwendig  gehalten,  ob  die 
Behandlung  „angemessen"  war  oder  nicht.*) 

■)  BoBenbarg;  Strafbare  Heilnnseii.  Qerichtaaaal :  Band  LXU,  Statt- 
gart 1908. 

*)  EittsGheidniigeii  des  Beichsgerlchts  in  atiafsacben;  Bd.  XIX,  S.  14a 
■}  ron  Liiientbai:     Die   pfiiclitm&flig«    iLiztiiche   Handiong.    Straf- 
leclil;  1899. 
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Es  vird  von  Joristen  auch  eine  Parallele  zviichen  einer 
finstliehen  Operation  and  einer  körperlichen  Zbchtignsg  gezogen;  *) 
die  letztere  sei  anch  eine  HiBsbandlnng,  die  —  um  das  gleich 
vorweg  za  nehmen  —  nicht  strafbar  sei.  Dieser  Vergleich  Ist 
aber  falsch,  nnd  ich  gebe  Heimberger*)  recht,  wenn  er  sagt: 
„Die  in  Ansfibnng  ebes  Zficlitigniigsrechtes  Torgenommene  Zficbti- 
giing  ist  objektiv  eine  Misshandlnng,  sie  ist  eine  dem  Kßrper  des 
äezachtigten  anangemesBene  Behandlong,  was  von  einer  rite  vor- 
genommenen ärztlichen  Operation  niemals  gesagt  werden  kann; 
denn,  wenn  man  die  ärztlichen  Eingriffe,  anch  wenn  sie  ange- 
messen sind,  als  Miaehandlongen  oler  GesandheitsbescIiAdigongen 
ansehen  woUe,  so  steUe  die  ÄnsQbnng  des  ärztlichen  Bemfes  oft 
nichts  Anderes  dar,  als  eine  Eette  von  derartigen  Besehädignngen." 

Mit  scharfer  Ironie  beschreibt  Heimberger  die  Ämpntetion 
eines  ünterscbenkeU:  „Der  Patient  wird  znnftchst  mit  Chloroform 
narkotisiert;  darin  liegt  die  Hervorrofang  eines  pathologischen 
Znstandes,  denn  das  CUoroform  wirkt  lähmend  anf  die  Ganglien- 
zellen des  Qehirus.  Es  folgt  die  Anlegung  der  EsmarchBchen 
Binde,  dnrch  die  das  Blnt  znrQckgehalten  wird;  dies  ist  eine 
StOmng  des  Blatkreislauts,  also  ebenfalls  Vernrsachong  eines 
pathologischen  ZaBtandes,  Hieran  schliesfit  sich  das  Durch- 
schneiden der  Haut  und  der  Maskeln,  sowie  die  Absetzung  des 
Knochens  —  alles  Gesnndheitabeschädignngen.  Alsdann  wird  die 
Haut  aber  der  Wnnde  zusammengezogen  und  vernäht;  das  Durch- 
stechen der  Haut  mit  der  Nadel  ist  natürlich  auch  nichts  Anderes 
als  eine  Oesandheitsbeschädignug.  So  folgt  eine  Sesundheits- 
beschädignng  auf  die  andere,  und  es  ist  nur  erstaunlich,  dasB  das 
Ergebnis  all  dieser  OesondheitsbeBchädigungen  am  Ende  die  E^^- 
haltung  der  Gesundheit  and  die  Rettung  des  Lebens  ist." 

Bei  der  Staroperation  dnrchtrennt  der  Arzt  die  Homhant  — 
G^BundheitsbeBchftdignng  — ,  dann  spaltet  er  die  Linsenkapsel  — 
G^sundheitsbeschädigung  — ,  hierauf  entfernt  er  die  Linse  —  Ge- 
sundheitsbeBchädignng  — ,  und  schlieBSlich  hat  der  MeoBcfa  infolge 
all  der  genannten  GesQndheitBbeschädignngen  das  Angenlität 
wieder.    Und  sofort  ad  libitum. 

Nach  alledem  ist,  bei  Licht  betrachtet,  die  Heilknnst  nichts 
Anderes  ala  die  Knnst,  die  Gesundheit  geschickt  zu  beacb&digen. 

Sehr  treffend  persifliert  Heimberger  weiter:  „Ich  gebe 
meinem  Schneider  ein  Stück  schwarzen  Tuches,  damit  er  mir  einen 
Frack  daraus  fertige.  Der  Schneider  zerlegt  das  Tuch  in  ver- 
schiedene Teile  und  begebt  damit  eine  Sachbeschädigung;  er  heftet 
die  Teile  mit  der  Nadel  aneinander,  dnrdisticbt  also  die  Substanz 
des  Taches  und  verflbt  somit  wieder  eine  Sachbeschädigung; 
hierauf  schneidet  er  gar  noch  Löcher  in  das  Tuch,  um  das  Zn- 
knOpfen  zu  ermSglichen,  dann  näht  er  die  EnOpte  an,  was  auch 
wieder  nicht  ohne  SschbeBchädigung  vor  sich  geht,  nnd  zom 
Schlüsse  ist  mir  ans  einer  onnnterbrochenen  Beihe  von  solchen 
Sachbeschädigungen  ein  degsnter  Frack  entstanden." 
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Wir  meinen,  dass  eine  Tors&tzlielie  EOrperverletzoDg  in  einer 
ärztlichen  Operation  nnr  dann  zq  sehen  ist,  wenn  der  Arzt  mit 
dem  BewBBBtsein  handelt,  dass  er  durch  den  Eingriff  den  Zastand 
des  Kranken  rerachlechtert,  und  dass  fahrlässige  KOrperrerletznng 
vorliegt,  venn  er  die  GFesundheitsbeschftdigung  als  Ehfolg  seiner 
Handlung  nicht  voratiBgeBehen  hat,  obwohl  er  sie  bei  Anwendnog 
pflichtgemässer  Sorgfalt  hätte  Toranssehen  k&nnen  and  mflssen. 

Auch  StoosB^)  ist  der  Ansicht,  dass  eine  ärztliche  Operation 
keine  KSrperrerletzung  ist.  Er  meint,  dass  das  Handeln  des 
Arztes,  so  weit  es  sich  mit  dem  Körper  des  Patienten  beschäftige, 
Oberhaupt  einer  Rechtfertignng  nicht  bedfirfe,  weil  es  keine  im 
Sinne  des  Gesetzes  kSrperverletzende  Tätigkeit  darstelle. 

Uns  Aerzten  kommt  diese  Frage  hberhanpt  —  ich  mOchte 
ftiBt  sagen — komisch  vor;  dennfflr  uns  nnterliegt  es  keinem  Zweifel, 
dass  niemand  zum  Arzte  geht,  um  sich  körperlich  „iiüsBfaandeln* 
oder  ,sn  seiner  G-esnndheit  beschädigen  zu  lassen".  Selbst  wenn 
der  Patient  sich  ein  Arm  oder  ein  Bein  amputieren  lassen  will, 
wenn  er  also  weiss,  dass  er  ein  G-lied  seines  Efirpers  verlieren 
w^  and  Schmerzen  erdalden  muBS,  so  wird  er  selbst  niemals  der 
Anaicht  sein,  dass  er  den  Arzt  an^esncht  habe  zwecks  k5rper- 
lidier  Misshandlong.  Wir  meinen  deshalb  wohl  mit  Recht,  dass 
das  Wort  ESrpervertetznng  hier  nicht  am  Platze  ist,  trotz  der 
Entscheidung  des  Reichsgerichts,  nach  der  jede  chirurgische  Ope- 
ration als  körperliche  Misshandlung  betrachtet  werden  kann,  und 
nach  der  sogar  der  §  223  a  herangezogen  wird,  der  eine  Straf- 
verschärfung vorsieht,  wenn  die  Edrperverletzong  mittels  eines 
Messers  oder  eines  uideren  gefährlichen  Werkzeuges  begangen  ist. 

Allerdings  wollen  die  Anhänger  der  Theorie,  die  in  jeder 
ärztlichen  Operation  eine  Körperverletzung  sieht,  den  Arzt  nicht 
ohne  weiteres  bestrafen.  Im  allgemeinen  ist  man  vielmehr  heute 
darin  einig,  dass  der  ärztliche  Eingriff,  soweit  nicht  etwa  schuld- 
hafter  Weise  durch  ihn  ein  schlimmer  Erfolg  berbeigefOhrt  wird, 
nicht  strafbar  sei.  Die  Meinungsverschiedenheit  besteht  nur 
daröber,  auf  welchem  Rechtsgrand  die  Straflosigkeit  der  Eingriffe 
beruht;  diese  Frage  ist  aber  nicht  nnr  von  theoretischer  Bedeutung^ 
sondern  hat  auch  grosse  praktische  Konsequenzen. 

Wenn  der  Grund  der  Straflosigkeit  nicht  klargelegt  ist,  wie 
soll  dann  event.  der  Richter  urteilen,  wie  soll  er  sich  in  eine 
ihm  vSIlig  fremde  Disziplin  hineindenken  und  hineinfinden,  so  dass 
wir  Aerzte  mit  Vertrauen  seinem  Urteile  entgegensehen  können  P 
Wenn  ihm  für  sein  urteil  eine  Unterlage  fehlt,  so  liegt  doch  die 
Gefahr  nahe,  dass  er  sich  einseitig  der  Situation  des  individuellen 
Falles  anpasst,  dass  er  nicht  in  der  Lage  ist,  die  Fälle  gleichsam 
ans  der  Vogel -Perspektive  ruhig  nnd  sichsr  zu  nnterscbeiden  und 
zu  beurteilen.  *) 

Es  ist  nicht  möglich,  wie  SchmidtO  richtig  bervorhebt, 
das  Urteil  einzig  und  allein  dem  ürmessen  des  Gerichts,  dem 
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TaktgrefOhl,  dem  BecbtsgefOhl  vaw.  zo  AberUssen;  denn  dann 
wllrde  du  Schicksal  des  Arztes  von  taosenderlei  ZofftUi^eiteo: 
von  dem  Auftreten  des  Arztes,  von  dem  Empfinden  des  Richten 
abhängig  sein;  wenn  ich  anch  nicht  so  weit  gehe  wie  Fritsch,') 
der  dft  sagt,  dass  das  Wohlwollen,  mit  dem  wir  Aerzte  in  foro 
beurteilt  werden,  ein  recht  geringes  sei. 

Bosenberg,*)  der  anch  anf  dem  Standpunkte  steht,  doss 
jede  Ärztliche  Operation  eine  kürperliche  Uisshandlniig  darstelle, 
meint,  dass  nur  die  rechtswidrige  Uisshandlnng  mit  Strafe  be- 
droht sei.  Mit  welcher  gesetzlichen  Bestimmosg  will  er  aber 
diese  Ansicht  begründen P  Wir  alle  haben  das  Q^ef&hl,  daaa 
Ärztliche  Operationen  nicht  strafbar  sind,  mit  dem  blossen  Qef&hle 
kommen  wir  jetzt  nicht  weit,  im  Gegenteil,  ich  habe  eben  ans- 
gefahrt,  daas  dann  die  Beorteilong  eine  wenig  sadiliche,  eine 
rein  subjektire  sein  würde.  Anf  der  anderen  Seite  sind  wir  auch 
vollkommen  durchdrangen  von  dem  Bewofistsein,  dass  eine  gewisse 
strafrechtliche  Verantwortlichkeit  vom  Arzte  fftr  Boin  ärztliches 
Ton  and  Lassen  za  tragen  ist. 

Schon  die  alte  Gteaetzgebnng  wollte  eine  derartige  Q^renze 
errichten;  die  aas  dem  16.  Jahrhundert  stammende  Carolina  ver- 
langte z,  B.  Bestrafung,  wie  wir  bei  Schmidt')  lesen: 

,80  ejD  arzt  aus  imflei£a  oder  nnknnat  nnod  doch  nnfürBetzUcIi  jemaadt 
mit;  seiDor    artzeoei   tOdtet,    orfUndt   sich    dann   durch   die  gelcrton  und  ver- 

atendigcn  der  artzcnei,  daß  er  die  artzeaei  leichtfertiglich  und  Terwegeolich 
mi&braocht  oder  sich  ungegründter  nnznlessiger  artzenei,  die  jm  nit  geziembt 
hat,  nnderBtandon  and  damit  ejnem  znm  todt  nraach  gebsD.* 

Und  ein  Kommentar  dituea  Reicbsgesetzes  sagt  nach 
Schmidts'}  freier,  aber  sehr  zutrefiender  üebersetzang: 

„wean  die  medizinischen  Äatoiitäten,  die  großen  Elinikor,  die  in  den 
Faknltäton  sitzen,  ihr  Ontacbten  dahin  abgeben,  daQ  ein  Arzt  leichtfertig  und 
nicht  ohne  Bisiko,  nor  auf  den  glttcklichen  Zufall  apeknlierend,  eine  Kar  Tor- 
gonommen  habe,  ohne  daß  es  erforderlich  gewesen  wäre,  imd  hierdorch  die 
Handhabe  zum  Tode  des  Patienten  gegeben  habe,  so  sollen  die  Btchter  dieses 
unerlaubte  Verhalten  des  Arztes  nach  UaBgaba  des  Schadens  strafen.* 

In  der  Uitte  des  18.  Jahrhunderts  veitrat  denselben  Stand- 
punkt Leyser,  indem  er  sagt:  „Der  Arzt  ist  vor  Verfolgung  ge- 
sichert, wenn  er  die  medizinischen  Regeln  befolgt  hat." 

Die  Straflosigkeit  der  ärztlichen  Operationen  wird  meistens 
damit  motiviert,  d&BB  der  zu  Operierende  seine  Einwilligung 
zu  dieser  Handlung  gegeben  b&be;  eine  Operation  ohne  den  Willen 
oder  gar  wider  den  Willen  des  Patienten  sei  strafbar. 

Damit  haben  wir  den  ersten  und  hauptsächlichsten  Qmnd 
berührt,  der  für  die  Straflosigkeit  ärztlicher  Eingriffe  angeführt 
wird:  die  Einwilligang  des  Kranken.  Dieses  Prinzip  hält 
auch  das  Reichsgericht  frat  in  einer  Entscheidang,  die  sich  im 
XXV.  Bande  der  Entscheidungen  in  Strafaachen,  S.  375  ff.  he- 
findet,   aber  eine  Begründung   dafür,   warum   die   Einwilligung 

')  Fritsch;  Bericht  über  die   erste  HauptTersammlnng  des  Deutscheu 
Hedizinalbeamtenrerelns  in  Httnchen;  1903. 
*)  Rosenberg;  1.  & 
>)  Schmidt;  n  c.  ...        ..  ^.,.v.^,^ 
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gerade  beim  ärztlichen  Eiiig:riffe  BtrafansachUeBsend  virke,  gibt 
daa  Beichsgericlit  nicht.  Und  wir  Äerzte  können  nns  aach  damit 
nicht  einrerstanden  erklären,  dasa  ein  fOr  allemal  die  EinwillignDg 
des  zu  Operierenden  vorher  zu  beschaffen  sei,  wenn  nicht  die 
Operation  als  ECrperverletzang  strafbar  werden  soll;  denn  es  ist 
dorchans  nicht  immer  möglich,  eich  dieser  Einviliigong  zn  ver- 
sichern.  Bei  wie  vielen  Operationen  findet  sich  z.  B.  in  der  ge- 
öffneten E&rperhOhle  ein  ganz  anderer  Befand,  als  wie  man  ver- 
mutete, nnd  wie  oft  macht  dieser  Befund  eine  sofortige  Operation 
nfitig,  zu  der  naturgemäsa  die  Einwilligung  nicht  zu  beschaffen 
ist.  Ein  klassisches  Beispiel  finden  wir  bei  Schmidt:^  Einem 
lOjährigen  Knaben  sollen  mit  Gtenehmigung  der  Mutter  die  Hals- 
mandeln herausgenommen  werden.  Der  Knabe  wird  chloroformiert, 
plötzlich  werden  Atmung  und  Pale  unregelmäasig  nnd  zwar  der- 
art, dasB  der  Tod  befürchtet  wird.  Kurz  entschlossen  spaltet  der 
Operateur  den  Kehlkopf,  bewirkt  Luftzufuhr  nnd  entfernt  dann 
die  Mandeln.  Wie  hätte  in  diesem  Falle  für  die  sicher  lebens- 
rettende Operation  die  vorherige  Einwilligung  beschafft  werden 
aolleu  f 

Oder  ein  SelbstmOi-der  hat  sich  die  Palsadem  geßfeet.  Der 
herbeigerufene  Arzt  will  die  spritzenden  Gefässe  unterbinden ;  der 
noch  nicht  bewusstlose  Selbstmörder  willigt  nicht  nur  nicht  ein, 
sondern  sträubt  sich  gegen  die  ärztlichen  Massnahmen.  Mnss  der 
Arzt  diesen  Selbstmordkandidaten  verbluten  lassen,  oder  darf  er 
ihm  gegen  den  eigenen  WiUen  das  Leben  retten  P 

Bosenberg*)  beantwortet  diese  Frage  dahin:  Wenn  jemand 
den  Versuch  macht,  sich  seihst  zn  töten,  so  bekundet  er  durch 
diese  Yersuchshandlnng  noch  lange  nicht  den  Willen,  unbestimmte 
Zeit  —  Stunden,  Tage,  Wochen  —  ohne  ärztliche  Hilfe  im  Todes- 
kampfe zu  liegen.  Wenn  ein  Mann  z.  B.  sich  durch  einen  Schnss 
in  das  Gehini  töten  will,  aus  Veraehen  oder  Zufall  aber  ein  Auge 
trifft,  so  kann  von  einer  Vermutung,  dass  der  Verletzte,  der  viä- 
leicht  entsetzliche  Schmerzen  und  Qualen  hat,  auf  ärztliche  Hilfe 
verzichtet,  durchaus  nicht  die  Bede  sein.  Bosenberg  findet  aber 
in  demselben  Bande  des  „Geriehtssaalea",  in  dem  er  seine  Arbeit 
veröffentlicht,  die  Entgegnung  anf  seine  Arbeit:  Behr')  f^agt 
dort  im  AnschluBS  an  die  Auseinandersetzungen  Boaenbergs; 
Wer  kann  entacheiden,  oh  der  Selbstmordkandidat  lieber  als  Krflppel 
oder  Siecher  herumlaufen  oder  ob  er  nicht  lieber  sterben  wolle  P 

Die  Ansichten  Rosenherga  lassen  sieb  flberhaupt  bisweilen 
schwer  in  Einklang  bringen  mit  unseren  ärztlichen  Anschauungen^ 
so  darf  nach  seiner  Ansicht  z.  B.  eine  Blinddarmoperation  bei 
einem  ganz  gesunden  Menschen,  der  frtther  Blinddannentztlndung 
fiberstüiden  hat,  niemals  vorgeDommen  werden;  denn  niemand 
könne  wissen,  ob  aich  die  Blinodarmentzfladung  ttberhanpt  wieder- 

*)  Bosenberg;  L  o. 

■)  Behrr  Uedlzlii  und  Strafrecht;  Qerichtssul,  Bd.  LXII,  Stattgart; 
VeiUg  von  Ferd.  Enk  e. 


holen  wode,  md  ob  sie  dann  in  WiederhotnigslUle  du  htitea 
dM  F&tioDten  in  grümere  Oetahi  bringe,  ab  die  so&Htige  Opomtün. 

Sehr  drastiseh  ist,  wsan  wir  mr  Fra^  der  Eiowilligong' 
zorfiekkdiren,  aoeb  das  tod  Heimber^er*)  angefUirte  Beispiel: 
San  Patient  widersetzt  aich  am  Fnrtht  Tor  den  Sehmenen  der 
Dotwendigfeo  Operation,  der  Arzt  nimmt  aber  vielldeht  durch  nn- 
ennutetes,  laschet  ZogreUen  die  Operation  doch  tot.  Der  Patient 
gibt  sieh  dann  hinterher  zoMeden,  fteat  nch,  dass  er  Ton  seinen 
Sehmezen  b^mt  ist  und  tfthlt  sich  dem  Ante  zn  gicaaem  Danke 
Terpfliditet;  aber  diese  hiermit  ansgesprocbene  nacbtrig'Uehe  6e- 
nehmigung'  ntttzt  dem  Arzte  nichts,  sie  schliesst  die  Beefatswidiig- 
keit  des  ärztlichen  Handelns  nidit  ans.  Der  Staatsanwalt  ist 
vielmehr  von  amtswegen  Terpflicbtet,  gegen  den  Arzt,  der  dem 
TOD  Schmerzen  Geplagten  Rohe  verscliafft  hat,  Ankla^  zn  erheben 
wegen  schwerer  Körperrerletznng;  denn  die  Operation  ist  mit 
einem  gefährlicben  Werkzeuge  aosgefUirt,  nnd  so  mnss  hier  der 
Staatsanwalt  von  amtsvegen  eingreifen;  es  liegt  nidit  in  der 
Macht  des  Patienten,  den  Antrag  gegen  den  Arzt  zn  rerhindem 
oder  TOD  diesem  Antrag  Abstand  zn  nehmen.  —  Eine  weitere 
Folge  wfirde  natfirlich  die  sein,  dass  trotz  des  Oelingens  der 
Operation  der  Patient  es  in  der  Hand  hat,  den  Arzt  am  sein 
Honorar  zu  bringeD. 

Denken  Sie  weiter  daran,  dass  ein  Militärarzt,  der  anf  Be- 
fehl die  neueingestellten  Bekraten  impft,  sicherlich  nicht  anf  Omnd 
der  Einwilligung  dieser  Bekmten  handelt,  sondern  im  Auftrage 
der  Staatsgewalt.  —  Schwer  Verwundete  anf  dem  SehlachUelde 
mfissen  ebenfalls  in  Behandlung  genommen  werden,  ohne  dass  eine 
Einwilligang  Ton  ihnen  oder  deren  AngehQrigen  möglich  ist. 

Ein  Arzt,  der  in  einem  Cholera-,  Pest-  oder  Pocken-Lazarett 
angestellt  ist,  wird  nicht  fragen,  ob  seine  Hilfeleistung  dem  Willen 
der  Kranken  entspricht;  er  flbt  seinen  Beruf  im  Lazarett  ans, 
unabhAngig  vom  Willen  der  betreffenden  Personen,  im  Auftrage 
and  im  Interesse  der  Qesamtheit. 

Die  Annahme,  dass  der  Patient  sicher,  wenn  er  gefragt 
werden  würde  und  gefragt  werden  konnte,  sich  im  Sinne  der  Ope- 
ration  entscheiden  würde,  ist  eine  sehr  unsichere  Annahme;  sie 
ist  keine  Präsumtion,  sondern  eine  Fiktion,  wie  Aosenberg 
mit  Becht  sagt 

ümgekäirt,  wenn  ein  Tater  die  notwendige,  lebensrettende 
Operation  an  seinem  Kinde  verweigert,  mnss  dann  der  Arzt  das 
^d  sterben  lassen;  steht  dem  Vater  ein  Becht  zu  über  Leben 
nnd  Tod  seines  Kindes? 

Würde  der  Arzt,  der  an  einem  Kranken  ohne  dessen  E^- 
willignng  eine  durehauB  notwendige  Amputation  kunstgerecht  aus- 
führt, wirklich  eine  KOrperrerletzong  begehen,  so  müsste  er  mit 
Zuöhthaus  bestraft  werden;  denn  der  Verletzte  hätte  ein  widitiges 
Glied  seines  KOrpers  verloren,  und  diese  Folge  wäre  beabsichtigt 
und  eingetreten,  ganz  gleichgültig,  ob  die  Operation  lebensrettend 


*)  Heimbergor;  L  c 
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w&r  oder  nicht.  Nur  der  Weg  der  Q^nade  könnte  dann  den  Arzt 
vor  dem  Znchth&ase  retten.  Ich  meine  aber,  nneer  WOnschen, 
Sehnen  und  Streben  geht  nicht  nach  der  6nade,  sondern  vor  allen 
Dingen  nach  unserem  guten  Bechte.  Es  soll  eben  die  Straf- 
loBigkeit  der  ordnungB-  and  pflichtgemäss  vorge- 
nommenen Eingriffe  klar  and  deutlich  durch  das  Ge- 
setz ausgesprochen  werden,  so  dass  keinerlei  Zweifel 
anfkommen  kOnnen. 

Hit  seltener  Einmütigkeit  werden  wir  wohl  dem  Ausspruch 
T.  Ängerers')  beipflichten,  wenn  er  sagt: 

.Das  eine  mOasen  wir  mit  entschiedenem  N&chdmck  betonen,  daß  wir 
niemals  onaeie  ürztUchen  lud  operativen  Eingriffe  als  EQrperrerletinngen  nnd 
körperliche  Idjssbandliingen  im  Sinne  des  Strafgesetzbuches  ftoffassea  können, 
,  .  .  .  .  nnd  daß  der  Arzt,  der  kunstgerecht  mit  einem  Schnitt  eine  hüBartige 
Geschwulst  entfernt  und  dadurch  den  Menschen  von  Schmerzen  und  Siechtum 
betreit,  oder  gar  durch  geine  Operation  dem  Kranken  das  Leben  rettet,  mit 
dem  Baofbold  auf  einer  Stufe  stene". 

Hierzu  meint  Stenglein,*)  dass  der  grosse  Unterschied 
L  dem  Arzt  and  dem  Baufbold  in  der  moralischen  Scheide- 
wand bestehe,  welche  auf  ihrer  einen  Seite  die  Absicht  zu  heilen, 
und  auf  der  anderen  die  zu  schädigen  habe.  Aber  diese  Ansicht 
ist  nicht  stichhaltig,  wenn  man  an  den  Fall  des  Dr.  Ihle  denkt: 

Eier  wollte  der  Aizt  an  einer  Patientin  eine  kleine  Operation  vornehmen, 
ZQ  der  sie  ihre  Einwilligung  gegeben  hatte.  Bei  der  Untersuchung  In  Narkose 
ergab  sich,  daß  Tuben geschw&lste  und  Entartung  der  Eierstocke  vorbanden 
waren,  deren  Entfernung  dringend  notwendig  war.  Da  der  Zustand  der  Patientin 
derartig  war.  daß  in  kurzer  Zeit  vGlliges  Siechtum  oder  gar  der  Tod  eintreten 
mußte,  entscnloB  sich  der  Arzt  ohne  weiteres  zur  Operation ;  diese  gelang,  die 
Patientin  sprach  dem  Arzte  auch  nachher  verschiedentlich  ihre  Anerkennung  und 
ihren  Dank  aus.  Später  schlug  jedoch  ihre  dankbare  Oesinnong  in  das  Qegen- 
teil  um ;  sie  verweigerte  nicht  nur  die  Hono rarzahl ong,  sondern  erhob  sogar  ihrer- 
seits Ansprüche  auf  Schmerzensgeld  und  VerstUmmelangsentschädigung.  Das 
Oberlandesgericht  in  Dresden  als  Berufungsinstanz  wies  die  Ansprüche  des 
Arztes  ab,  billigte  aber  anderseits  der  Patientin  auch  kein  Schmerzensgeld  usw. 
zu;  es  flbergab  jedoch  nach  F&Uung  seiner  Entscheidung  die  Akten  der  Staats- 
anwaltschaft, damit  diese  gegen  deu  Arzt  Anklage  wegen  absichtlicher  and 
rechtswidriger  Körperverletzung  erhebe.  —  Dia  Staatsanwaltschaft  lehnte  aber 
die  Erhebung  der  Anklage  ab.  Ob  iede  Staatsanwaltschaft  dieses  Verfahren 
beliebt  hätte,  steht  noch  sehr  dahin. 

Sie  sehen  also,  m.  H.,  dass  die  Frage  der  Einwilligung  eine 
verschiedentUche  Beantwortung  erhält.  Wfirde  die  Einwilligung 
des  Patienten  allein  dem  Arzte  Straflosigkeit  garantieren,  so 
mflaste  auch  eine  Abtreibung  oder  Tötung  der  Leibesfrucht  im 
Mutterleihe  straflos  bleiben,  wenn  sie  mit  Einwilligung  der  be- 
treffenden Schwangerea  geschah. 

Auch  das  Eüüdiolen  der  Einwilligung  ist  bisweilen  ein  heikles 
Ding.  Sto OS s*)  verlangt  zwar,  dass,  wenn  es  einigermassen  an- 
gehe, der  Arzt  seinen  Patienträ  rückhaltlos  die  Wahrheit  sagen 
solle;  denn  trotz  aller  Bitterkeit  wohne  der  Wahrheit  eine  ge- 
sunde Kraft  inne,  sie  werde  den  Patienten  nicht  stärker  angreifen, 
als  die  halbe  Wahrheit,  die  zor  Hälfte  Unwahrheit  sei.    Der  ent- 

■)  V.  Angerer;  Hfinehener  Hedlmniidte  Wochenschrift;  1899,  Nr.  11. 
>)  Stenglein:  HUnchener  Hedizinische  Wochenschrift;  1899,  Nr.  16. 
*}  StooBs;  1.  c 
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Bchiedene  Freimnt  des  Arztes  werde  das  Vertraaea  des  Patienten 
befestigen.  Wena  der  Kranke  die  Wahrheit  nicht  ertragen  kOnne, 
solle  ihm  Überhaupt  eine  Einwilligang  zur  Operation  nicht  zngemntet 
werden.  M&gaach  Stoossde  jare  recht  haben,  so  bin  ich  doch  nicht 
seiner  Ansicht;  denn  schon  die  Operation  ohne  Einwilligung  des 
Kranken  selbst  würde  diesem  sicher  Unmhe  nnd  Angst  bereiten. 
Ich  glaube  vielmehr,  daas  die  bisherige  ärztliche  Praxis  die  rich- 
tige ist,  dem  Kranken  ein  berahigendes,  vielleicht  ancb  beschöni- 
gendes Wort  za  sagen.  Ich  will  diesen  Teil  meines  Vortrages, 
der  von  der  Eiawilligang  des  Patienten  handelt,  nicht  scbliessen, 
ohne  Ihnen  ins  Gedächtnis  zuräckgeruten  zn  haben  die  zwei 
von  Fritsch  aufgestellten  Thesen,  welche  Sie  vor  2  Jahren 
mit  lebhaftem  Beifall  aufgenommen  haben,  wenn  auch  eine  Ab- 
stimmung unterblieben  ist.  Fritsch')  hat  damals  seinen  Vortrag 
auf  dem  Dentschen  Uedizinalbeamten-Verein  in  München  über  die 
Bedeutnng  der  Einwilligung  der  Patienten  zu  operativen  Ein- 
griffen geschlossen  mit  folgenden  Thesen: 

1}  OeaetzUcke  Bestimmungen  aber  die  Notwendigkeit  der  Einwillignns 
des  Fatienteo  zu  einer  Operation  liegen  nicht  im  Interesse  des  Arztes,  noch 
weniger  im  Interesse  der  Patienten. 

2)  Bas  Einholen  der  Einwilligung  des  Patienten  zq  einer  beabsichtigten 
Operation  ist  eine  ethische  ärztliche  Pflicht,  kann  aber  nicht  znr  ExkiilpieroBg 
bei  fehlerhaftem  Handeln  oder  znr  Bechtfertignng  des  ärztlichen  Handelns 
überhanpt  dienen." 

So  wenig  aber,  wie  die  vorherige  Einwilligung  die  Straf- 
losigkeit des  ärztlichen  Handelns  bedingt,  ebensowenig  kann  der 
Zweck  des  ärztlichen  Eingriffes  den  Arzt  ohne  weiteres  frei- 
sprechen. Damit  kommen  wir  znm  zweiten  Grunde,  der  fQr  die 
Straflosigkeit  des  ärztlichen  Handelns  angeführt  ist:  der  End- 
zweck des  Eingriffes. 

Bosenberg  weist  hierbei  mit  Becht  darauf  bin,  dass  dann 
auch  Versuche,  deren  Zweck  nicht  nur  die  Hellang,  sondern  anch 
das  Auffinden  einer  neuen  Heilmethode  sei,  straflos  bleiben  müssten. 
Ausserdem  müssen  wir  doch  immer  mit  der  Möglichkeit  rechnen, 
dass  nicht  nor  ein  eifriger,  pflichttreuer  Arzt  zur  Bechenschaft 
gezogen  wird,  sondern  dass  vor  dem  Forum  des  Gerichts  auch 
ein  weniger  sorgsamer  Arzt  stehen  kann,  den  dann  die  Zweck- 
theorie jeder  strafrechtlichen  Verantwortung  überheben  würde; 
denn  die  Frage  nach  dem  Zweck  des  ärztlichen  Handelns  würde 
nur  einseitig  die  Interessen  der  Aerzte  wahrnehmen  und  dem  hilfe- 
suchenden Publikum  keinerlei  Schutz  gewähren. 

Die  Patienten  verlangen  mit  Becht  eine  gewisse  Verant- 
wortlichkeit des  Arztes,  aber  diese  Verantwortlichkeit  moas 
natürlich  von  den  Kautelen  umgeben  sein,  die  die  menschliche,  hier 
also  die  ärztliche  Unzulänglichkeit  fordert.  .Errare  hamasam  est' 
gilt  auch  für  den  besten  ^Jztl  „Kunstfehler",  die  in  unrichtiger 
Wahl  der  Behandlungsweise  bestehen,  und  „Erkenntnisfehler", 
die  sich  als  falsche  Diagnose  darstellen,  sind  zn  allen  Zeiten  vor- 
gc^ommmen  und  werden,  solange  es  Aerzte  gibt,  nie  verschwinden. 


')  Fritsch;  1.  c 
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Die  Frage,  var  der  ärztliche  Kunstfeliler  ein  strafbarer,  bat 
der  Arzt  gegen  die  Regeln  der  medizinischen  Wiasenschaft  lee- 
stoBsen,  iat  Dicht  immer  leicht  zn  beantworten.  Die  medizinische 
WiBsensehaft  steht  nicht  still,  sie  forscht  and  schreitet  weiter. 
Was  heute  als  wahr  erkannt  and  znm  Dogma  erhoben  wird,  gilt 
nelleidit  in  20  Jahren  oder  in  noch  geringerer  Zeit  nicht  mehr, 
und  was  dann  als  Wahrheit  aaf  den  Thron  erhoben  wird,  tr&gt 
auch  vielleicht  schon  den  Wormstich  des  Zweifels  in  sieh:  nicht« 
ist  BD  beständig  als  der  Wechsel.  Denken  Sie  daran,  dass  einst 
die  antiaeptische  Wondbehandlong  dem  Arzte  gwadeza  zur  gesetz- 
lichen Pflicht  gemacht  werden  sollte,  nnd  dass  heute  ein  Chirurg 
Tielleicht  gerade  deswegen  sich  strafbar  machen  vOrde,  weil  er 
Antiseptisch  nnd  nicht  aseptisch  verfahren  iat;  dieser  Wechsel  der 
Anschaanngen  muss  bei  Beurteilung  ärztlicher  Verfehlangen  nicht 
nur  bN^cksichtigt  werden,  sondern  er  mass  maßgebend  sein  fOr 
das  event.  abzugebende  Urteil. 

Die  Aerztekammer  für  die  Provinz  Brandenburg  nnd  den 
Stadtkreis  Berlin  hat  sich  mit  der  ans  heute  bescMftigeDdeQ 
Frage  der  Reform  des  Strafgesetzbuches  auch  eingehend  befasst. 
Mit  Recht  betont  die  zum  Studium  dieses  Themas  niedergesetzte 
Kommission,  dass  es  unbillig  sei,  die  „fahrlässige  E&rperrer- 
letzong",  die  der  Arzt  begangen  haben  soll,  besonders  hart  zu 
bestrafen,  weil  er  eben  die  Aufmerksamkeit,  die  sein  Beruf  von 
ihm  forderte,  aus  den  Augen  gelassen  habe. 

Wir  Aerzte  empfinden  diese  Bestimmung  als  Härte,  nicht 
so  alle  Juristen.  Bemerk)  bespricht  z.  B.  in  seinem  L^buche 
die  von  Aerzten  begangene  khrlässi^e  Eörperverletzong  und  sagt 
in  einer  Anmerkung,  dass  die  Naivität  der  Aerzte  in  dem  Amende- 
ment zu  den  betreffenden  Paragraphen  gegipfelt  habe :  „Wenn  der 
Täter  zu  der  Aufmerksamkeit,  welche  er  amser  Augen  setzte, 
vermöge  seines  Amtes,  Berufes  oder  Gewerbes  verpflichtet  war, 
80  kann,  ausgenommen  bei  approbierten  Medizinalpersonen,  die 
Strafe  erhöht  werden."  Dr.  LOwe  fand  aber  sogar,  dass  die 
berafsmässige  Ausflbung  einschläfere  and  dabw  einen  Kildenmgs- 
gmnd  darbiete.  „Bt  Homerus  aliquando  dormitat*  fügt  Berner 
ironisch  hinzu. 

Fast  identisch  mit  der  Anf&ssttng,  dass  der  Zwedc  des  ärzt- 
lichen Handelns  den  Arzt  straflos  mache,  ist  die  Ansicht,  die 
E.  Dietriclk')  in  seiner  Dissertation  verüitt,  indem  er  erklärt: 
die  ärztlichen  Eingriffe  seien  Eßrperverletzungen,  aber  sie  seien 
notwendig.  Dann  gibt  Dietrich  aber  durchaus  keine  rechtliche 
BegrOndong  fOr  ihre  Ertaubtheit,  und  Stooes  sagt  deshalb  rich- 
tig, dass  nach  Dietrichs  Ansicht  die  ärztlichen  Eingrifie  woU 
Verletzungen  des  Körpers,  aber  nicht  Körperverletzungen  im  Sinae 
des  Gesetzes  darstellen  kOnnen. 

Als  dritter  Grund  fOr  die  Straffrellieit  der  ärztlichen  Ein- 
griffe wird  angefahrt,  dass  sie  als  auf  einem  Gewohnheits- 


>)  Berner:  Lehrbuch  dee  dentacheo  Str&frochta.    Leipidg  1895, 
■)  Oietri«h:   Die  BtniloKi^iAt  IntlEcher  Emgrlife.  ^Ida  1896. 
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rechte  bembend  angwehen  werden  mfissten.  Diese  Heiiituig' 
Tertritt  vor  aUen  Dingen  Oppenheim,*)  der  sich  dahin  aoB- 
Bpricht,  dasa  ärztliche  Eingriffe  seit  nndffliklichen  Zeiten  vorge- 
nommen worden  sind,  obwohl  die  Gesetze  sich  Aber  ihre  Znl&ssig'- 
keit  ansBchweigeu.  Er  hält  also  den  ärztlichen  Eingriff  für  eine 
EOrperrerletzung,  die  dorch  Gtewohnheitarecht  sanktioniert  and 
straffrei  sei.  Heimberger  hält  nach  meiner  Ansicht  ganz  mit 
Recht  diese  Schlnasfolgerong  fOr  falsch;  er  meint  vielmehr,  wenn 
ärztliche  Eingriffe  niemals  als  nnerlaabt  oder  strafbar  angesehen 
worden  seien,  dann  müsse  man  doch  eher  folgern,  dass  es  sieh 
überhaupt  bei  diesen  Eingriffen  nicht  am  eine  strafbare  Tat  handele. 
Die  Theorie  mit  dem  G^ewohnheitsrecht  erscheint  erkünstelt  ond 
ist  anch,  soviel  ich  weiss,  von  den  Autoren  nicht  angenommen 
worden.  Ich  möchte  hier  an  den  Hinweis  erinnern,  den  ans  Stooss 
gibt,  indem  er  sagt,  »verletzen"  heisst  griediiach  „ßXimeiv', 
das  ist  so  viel  wie  .schädigen",  und  schädigen  will  der  ehrliehe 
und  gewissenhafte  Arzt  niemals. 

In  diesem  Dilemma  mnss  es  für  uns  ein  Bedflrfoiss  sein, 
gesetzlich  festgelegt  zu  sehen,  dass  ärztliche  Operationen  nicht 
unter  den  Begnff  .Sßrperverletznng"  fallen. 

Das  frühere  Nassanische  Strafgesetzbnch  von  1S49  sagt  des- 
halb auch  in  dem  betreffenden  Paragraphen:  „"Wea:  rechtswidrig, 
in  der  Absicht  zn  misshandeln,  einen  anderen  verletzt'  nsw., 
and  ähnlich  drückt  sich  das  Oesterreichiscbe  Strafgesetzbach  von 
1852  aus,  in  dem  es  heisst; 

,Wer  gegen  eineo  Menschen  zwar  nicht  in  der  Absicht  ihn  zn  tHen, 
&ber  doch  in  anderer  feindlicher  Absiebt  anf  ebe^aolche  Artjhuid^t, 
daß  daraus  eine  OesondbcitsstOrang  usw.  folgt." 

Anch  das  ehemalige  Bayerische  Strafgesetzbuch  von  1818 
und  das  Oldenbargische  von  1814  sagen: 

,Wer  ohne  Absicht  za  töten,  jodocb  mit  rechte  widrigem  Voraatze  einen 
anderen  gewaltsam  angreift  nsw." 

Also  überall  finden  wir  in  diesen  Gtesetzparagraphen  die  Ab- 
sieht  zn  misshandeln,  den  rechtswidrigen  Tersach,  hervorgehoben, 
beides  Momente,  die  wohl  niemand  einem  operierenden  Arzte 
unterschieben  wird.  Diesem  Srundsatz  entspricht  anch  der  §  69 
des  Strafgesetzbachs  von  Neu -Seeland,  der  wie  folgt  lautet: 

.Geschützt  gegen  strafrechtliche  Tefolgong  ist  derjenige,  welcher  nm 
Nutzen  eines  anderen  an  demselben  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  und  dem 
nötigen  Geschick  eine  nach  Lage  der  Sache  und  dem  Zustande  dea  Patienten 
remflnflige  Operation  ausfahrt.* 

Einen  Paragraphen  ähnlichen  Inhalts,  der  als  §  54  a  des 
Str.-G.-B.  bezeichnet  wird,  haben  sowohl  Schmidt,  als  aach  die 
Aerztekammer  für  die  Provinz  Brandenburg  ond  den  Stadtkreis 
Berlin  konstruiert.  Schmidt  sagt,  eine  strafbare  Handlung  ist 
nicht  vorhanden,  wenn  die  Handlang  dorch  die  Notwendigkeit 
ärztlicher  Hilfe  geboten  war.  —  Die  Kommission  der  Aerzte- 
kammer bat  sich  auf  folgende  Fenn  geeinigt: 


*}  Oppenheim:    DaiBechtEiikftrperllchM  EingrÜfen  usw.  BMd,1999. 
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„Eine  strafbare  Eandlnng  ist  nicht  Torhanden,  wenn  die  Handlung 
1.    von   einem    approbierten  Ärzte  in  Aosübnng  seioea  Berafea  inner- 
halb der  Eegela  ärztlicher  Wiaaenachaft  und  nicht  im  bewoßten 
Wideraprach   mit  der   freien  Wülenabeatimmang   des  Verletzten  oder   dessen 
geaetzlichen  Vertreter  begangen  wird, 

3.  Ton  einem  approbierton  Arzte  in  ÄOBfibnng  seinoa  Bcrofes  innerh^b 
der  Eegelu  ärztlicher  Wisaenacbaft  begangen  wird,  Inaoweit  sie  znr  Battnng 
dnes  anderen  ana  einer  gegenwärtigen,  aaf  ongoIährUchore  Weiae  nicht  zu 
beseitigenden  Qefahr  für  Leib  oder  licbon  bestimmt  iat." 

Beide  Vorschlj^e  anteracbeiden  sieb  dadurch,  dasa  der  Ent- 
wurf der  Aerztekammer  nnr  von  einem  ,  approbierten"  Äi-zt  spricht, 
während  dei'  ScbmidtBcbe  Entwurf  von  „notwendiger  ärztlicher 
Hilfe'  redet.  Logischer  Weise  könnte  man  anter  „ärztlicher  Hilfe" 
nur  vereteben  ,Hilfe  dnrcb  einen  Arzt",  d.  b.  dnrcb  eine  staat- 
lich approbierte  Medizinal -Person,  aber  wir  haben  es  in  den 
letzten  Jahren  so  hänög:  gesehen,  dass,  ich  mficbte  sagen,  jeder 
Logik  ins  Gesicht  schlagend,  Ärztliche  Hilfe  auch  Hilfe  durch 
einen  Pfuscher  sein  kann.  Trotzdem  möchte  ich  mich  fär  den 
weiteren  Entwurf,  den  Scbmidt'schen,  aussprechen,  gleichzeitig 
aber  betonen,  dass  hier  auch  der  Ort  ist,  das  Verlangen  nach  einem 
Verbote  der  Pfuscherei  zu  stellen;  denn  diese  Frage,  wie 
Alexander^)  sehr  richtig  betont,  ist  nur  mit  Hilfe  des  Straf- 
gesetzbuchs zu  lösen,  damit  dem  hilfesuchenden  Publikum  anch 
ein  gewisser  Schutz  gegen  leichtsinnige  Operationen,  ausgeführt 
von  ankündigen  Operateuren,  gegeben  ist. 

Die  vorher  genannten  Vorschläge  verlangen  beide  vom  Bichter 
die  Entscheidung,  war  ärztliche  Hilfe  nötig;  derjenige  der  Aerzte- 
kammer  w&nscbt  ausserdem  eine  richterliche  Entscheidung  dartlber 
herbeizufflbren,  ob  sich  das  ärztliche  Tun  innerhalb  der  Eegeln 
der  Wissenschaft  bewegt.  Hier  wird  immer  ein  Sachverständiger 
gefragt  werden  mOssen,  nnd  vielleicht  bat  Schmidt  nicht  unrecht, 
wenn  er  eine  äntacbterkommission  f&r  derartige  Fragen  vorschlägt, 
die  sich  ja  an  die  Aerztekammern  oder  die  staatlichen  Ehren- 
gerichte anlehnen  könnte.  Diese  Entscheidungen  sind  nicht  immer 
leicht;  denn  die  Ansichten  aber  die  ^Regeln  der  WiaseoBchaft" 
sind,  wie  schon  oben  ansgefOhrt,  nicht  einheitlich.  Ist  z.  B.  ein 
Arzt  berechtige,  aaf  Grund  seiner  eigenen  Erfahrungen  eine  Ope- 
ration aosznnihreu,  welche  bisher  von  anderen  nicht  oder  nur 
selten  ausgeführt  istP  Ist  der  Arzt  verpflichtet,  ausschliesslich 
den  durch  die  Er&brong  der  Wissenschaft  sanktionierten  Regeln 
zu  folgen  P 

Alexander  führt  znr  lUustrierung  dieser  Fragen  zwei 
AasBpr&che  an:  Liman  urteilt  so: 

.Die  nach  einer  ärztlichen  Bebandlnng  erwiesenermaßen  eingetretene 
QesandlieitabeschKdigiuig  oder  Tötung  einea  Henachen  ist  dem  Arzte  anznrechnen, 
wenn  sein  Behandlung  ganz  und  gar  abweichend  war  von  dem,  was  in  Lehren 
und  Schriften  seiner  wiasenschaftlich  anerkannten  ZdtgeDOSsen  für  einen  aolchen 
«der  einen  dieaem  ähnlichen  Fall  als  allgemeine  Konatregel  vorgeschrieben  nnd 
durch  die  irxtliche  Erfahrung  der  Zeitgenossen  als  richtig  anerkannt  ist." 

Der  Jorist  Mittermayer  vertritt  dagegen  folgende  Ansicht: 
.Jeder  Arzt  kaui  verlangen,  daß  er  dttrch  die  nach  geeigneter  FrOfnng 
')  Alexander;  1.  c  i.  ...,-. .-^.^ 


eiluigto  Eilutbiüt  im  AnsttbiiDg  der  EeiUnmde  selbst  ab  der  beste  Richter 
darflber  eikaimt  wird,  welche  Heilmittel  und  welche  Art  der  Anwendong  er 
w^en  will  and  nicht  nur  deehalb  verantwortlich  fQr  den  schlinunen  Erfolg 

Semacht  weide,  weil  sein  Heilmittel  von  dem  gewöhnlichen  abweicht  oder  nicht 
emjenigen  Verfahren  entapricht,  welches  noch  den  nenesten  Fortschritten  ge- 
fordert wird." 

Schon  die  Defloitioii  des  Wortes  .Fabrlftsaigkeit*  ist  eine 
schwierige;  das  Wort  ist  so  anbeBtimmt,  dass  fast  jeder  nng^lfick- 
lidi  verlaofende  Krankheitsfall  den  Begriff  der  F&hrl&SBigkeit  dar- 
stellen kuin,  über  den  de  jure  der  Richter,  aber  de  facto  eigent- 
lich der  Sachverständige  entscheidet. 

Von  grosser  Wichtigkeit  ist  auch  der  §  2S2,  vonach  der- 
artige Eörpervei-letzimgen,  bei  denen  die  geforderte  AuftnerkBam- 
keit  ausser  Acht  gelassen  ist,  nicht  nor  auf  Antrag  der  Verletzten, 
sondern  von  Amtsvegen  verfolgt  werden  sollen;  G-mnd  genug  für 
uns,  nnaere  Stimme  dagegen  zn  erheben,  daes  äjrztUche  Ein^iffe 
nüt  jeder  KOrperverletzong  —  and  wenn  auch  nur  theoretisch  — 
auf  gleiche  Stufe  gesetzt  werden. 

Alles  das,  was  von  den  chirurgiBcben  Eingriffen  gesagt  ist, 
gilt  natürlich  cum  grano  salis  auch  von  der  ärztlichen  Be- 
handlung Oberhaupt;  auch  hier  kann  Unbehagen,  Schmerz- 
empflnden  usw.  hervorgerufen  werden,  nm  von  einem  anderen 
ärgeren  üebel  Heilung  zu  bringen.  Nicht  immer  lassen  sich  bei 
der  Behandlung  mit  Medikamenten  schädliche  Nebenwirkungen 
vermeiden,  ich  erinnere  nur  an  die  Wirkung  des  QaecksUbers,  des 
Salizyle,  des  Eztr.  Filic.  maris,  an  die  Wirkung  der  Antiseptika 
OBw-,  Denken  Sie  an  die  Todesfälle,  die  auch  bei  der  bestgelei- 
teten  Narkose  vorkommen  können;  überall  tritt  uns  auch  hier  das 
Qespenst  der  vom  Arzte  ausgeführten  Körperverletzung  entgegen. 

Aus  allem  diesen  Hangen  und  Bangen,  aus  allen  Üeber- 
legnngen  and  Disputen  kann  ans  nur  ein  gerader,  sicherer  Weg 
heransfOhren,  der  einen  Zweifel  nicht  gestattet,  ein  Gesetzes- 
paragraph,  der  diese  Materie  regelt.  Auch  im  Handbuche  der 
geri^tlichen  Psychiatrie  von  Hoche')  wird  ein  Zusatz  zum  Straf- 
gesetzbache  verlangt,  der  die  ärztlichen  Eingriffe  straffrei  macht. 

Auch  der  g  229  dea  Str.-».-B.,  der  über  Gtesundheitsbeschä- 
digungen  durch  Beibringen  von  &ift  und  anderen  Stoffen 
huidelt,  könnte  für  uns  Aerzte  insofern  Interesse  haben,  da  eine 
ganze  Beihe  von  Arzneimitteln  unter  UmstindMi  giftig  wirken; 
wir  dürfen  aber  nicht  übersehen,  dass  es  ansdrflcklkh  heisst, 
wer  vorsätzlich  einem  Anderen  Gift  beibringt,  um  dessen 
Gesundheit  zu  beschädigen".  Mit  diesem  Nachsätze  scheidet 
wohl  ein  Grund  zu  einer  weiteren  Besprechung  dieser  Strafbe- 
stimqiung  fOr  uns  aus ;  denn  der  Arzt  verordnet  Arzneimittel,  die 
anter  Umständen  giftig  wirken,  um  die  Gesundheit  eines  Uenschen 
wieder  herzustellen,  aber  nicht,  um  sie  zu  beschädigen. 

Mit  BQcksicht  auf  .Vergiftungen*  sei  noch  auf  §  324  hin- 
gewiesen, welcher  deqjenigen  mit  Strafe  belegt,  der  Torsätzlich 
Brunnen-  oder  Wasserbehälter  usw.  vergiftet.    Ich  erwähne  diesen 

')  A.  Hoche:   Handbuch  der  gerichtlichen  FsTchiatiie.    Borlia  1901. 


OerichtsSrztUche  WAoache  bei  der  NenbeatbdtuDg  der  StnfgeaetzgelmiiK.    B8 

PuBgrapben  jedooh  anr  der  VoUBtändig^kelt  kalber  und  g^uibe, 
anck  auf  ihn  nicht  veiter  eisgelieii  zn  braodieii.  Bemerken  irill 
iehhierza  nur,  dass  es  nacb  t.  Liszt^)  nicht  notwendige  ist,  ein  Qi& 
im  engeren  Sinne  za  verwenden,  Bondem  die  Verwendung  toh 
Stoffen  genflgt,  welche  geeignet  sind,  die  Geanndheit  zu  zerstören. 

Ob  die  von  der  KOrperverletzong  handelnden  Bestimmnngai 
noch  WflnBche  anter  den  Aarzten  wachgemfen  haben,  ist  mir  nicht 
bekannt  geworden.  Betreffs  des  §  223a,  dervon  einer  «das  Leben 
gefährdenden  Behandlung"  spricht,  mOchte  ich  noch  hervm-- 
keben,  dass  es  hierbei  nach  Pappe*)  nicht  auf  die  individurite 
ESrperbeschaffenheit  des  Verletzten,  sondern  aoi  die  Schädlichkeit 
der  Behandlung  ankommt.  Die  Behandlang  brancht  nicht  tat- 
sftchlich  eine  das  Leben  gefährdende  gewesen  za  sein,  sondern 
ea  genftgt,  dass  ihre  Anwendung  geeignet  war,  das  Leben  zu  ge- 
f&faraen.  Ein  weiteres  Eingehen  auf  diese  Frage  erübrigt  sich  jedoeh 
an  dieser  Stelle,  da  uns  heute  die  Reform  des  Strafgesetzbuchs 
beschäftigt  und  nicht  die  medizinische  Auseinandersetzung, 
was  eine  lebeasgef&hrdende  Behandlung  ist.  Aus  demedben 
Grande  glaube  i<£  auch,  den  §  224,  der  ron  der  qualifizierten 
EOrp  erverletzung  handelt,  nicht  ausfflhrlicher  erörtern  zu  sollen; 
denn  alle  Momente,  die  dort  als  Folgen  einer  sehweren  Kßrper- 
rerletzung  anfgeftlhrt  sind,  geben  na^  meinem  Baiftrhalten  nicht 
AnlasB,  hier  besondere  Wünsche  zu  äussern.  Hinweisen  will 
ich  nur  auf  die  BeichsgerichtBentBcheidungen,  welche  u.  A.  in 
Schlockow')  abgedruckt  sind,  wonach  ein  „Ölied"  nicht  jeder 
Teil  des  KSrpers  ist,  sondern  nur  der,  der  eine  in  sich  abge- 
BCkloaaene  Existenz  mit  besonderen  Funktionen  im  Getamtorga- 
nismuB  hat.  Demzufolge  sind  Gllieder  der  Finger  und  Zehen  nicht 
Glieder  des  Körpers,  sondern  nur  Teile  von  solchen.  Nach  einer 
anderen  Entscheidung  setzt  femer  §  224  den  tatsächlichen  Verlust 
eines  G-liedes  des  menschlichen  Körpers  voraus;  er  trifft  daher 
nicht  zu  ffir  die  Fälle,  wo  das  Glied  als  ein  Teil  des  menschlichen 
Körpers  zwar  vorhanden,  aber  zu  seinen  Funktionen  völlig  oder 
in  erheblicher  Weise  unbrauchbar  ist. 

Der  Vollständigkeit  halber  sei  endlich  noch  anf  §  227  hin- 
gewiesen, welcher  den  Arzt  insofern  interessiert,  als  er  eine  ärzt- 
liche Entscheidung  darfiber  verlangt,  ob  fOr  eine  eingetret^ie 
Folge  mehrere  Verletzungen  verantwortlich  sind,  and  nicht 
nor  eine. 

Ich  weiss  auch  nicht,  ob  es  sich  empfehlen  würde,  den 
Passns  des  Oesterreichischen  Strafgesetzbuchs  in  unsere  Straf- 
gesetzgebnng  aof zunehmen,  der  von  der  eigentümlichen 
Körperbeschaffenbeit  des  Verletzten  handelt.  War  z.  B. 
der  ^ädel  dee  Getroffenen  besonders  dünn,  oder  waren  die  Knochen 
brüchiger,  als  wie  es  gewöhnlieh  der  Fall  za  sein  päegt,  oder 

■)  T.  Liszt:  Eandbach  des  Dentscben  Strafiechta.    Berlin  1903. 

')  BapmDnd:  Der  beamtete  Arzt  und  firztüche  SachTeratflndlge.  LT. 
Berlin  1904.    FiscbsTS  medlz.  Bnchbandlnng. 
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bestand  aonat  irgend  eine  körperliche  Abnormitftt,  die  die  Folgen 
der  Terletzang  grosser  nnd  erheblicher  gestaltete,,  als  soiut  nach 
der  Schwere  der  Einwirkong  za  erwarten  gewesen  wfire,  so  wird 
sicherlich  dei'  ärztliche  Sacbrerständige  nicht  unterlassen,  aaf 
diese  abnorme  Körperbeschaffenheit  hinzuweisen;  der  Strafirichter 
hat  es  dann  in  der  Hand,  bei  Abmessnug  der  Strafe  dieses  Ho- 
ment  zu  berücksichtigen. 

Wenn  ich  nun  das,  was  sich  fii  den  Arzt  als  wünschens- 
wert ans  unseren  Betrachtungen  herausschälen  lässt,  in  Form 
eines  Leitsatzes  kleide,  so  lehne  ich  mich  bei  dessen  Aufstellung 
an  Schmidt  an,  möchte  aber  dessen  These  noch  einen  Nachsatz 
geben,  in  dem  betont  wird,  dass  der  Operateur  die  nötige  Sorg- 
falt aafwendet  and  die  erforderliche  G-eschicklichkeit  besitzt,  am 
eben  dem  hilfesuchenden  Publikum  eine  gewisse  Qarantie  &a 
sachgemässe  Hilfe  zn  gewähren.    Deshalb  schlage  ich  tot: 

„Eine  strafbare  Handlung  ist  nicht  vorhanden, 
wenn  die  Handlang  durch  die  Notwendigkeit  ärzt- 
licher Hilfe  geboten  war  and  mit  der  erforderlichen 
Sorgfalt  and  dem  nötigen  Geschicke  ausgeführt 
worden  ist" 

Diese  These  soll  nichts  anderes  zum  Ausdruck  bring^i,  als 
dasa  der  notwendige  und  rite  ausgeführte  ärztliche  Eingriff  nicht 
unter  den  Betriff  der  Eörperrerletznng  gehört. 

Lassen  Sie  mich  jetzt  za  einem  ganz  anderen  Thema  über- 
gehen, das  allerdings  an  Wichtigkeit  dem  ersteren  nicht  nach- 
steht. Es  ist  der  §  800  des  Strafgesetzbuchs,  der  vom  Berats- 
geheimnis  handelt  und  folgenden  Wortlaut  hat: 

„RechtaanwSlte,  Advokaten,  Notare,  Verteidiger  in  StrafsacbeD,  A  eizte, 
WDDdärzte,  Hebammen,  Apotheker,  sowie  die  GekttUen  dieaer  Per- 
sonen werden,  wenn  sie  anbefngt  PriTatKeheimnisse  offenbaren,  die 
ihnen  kraft  ihres  Amtes,  Standes  oder  Gewerbes  anvertraut  sind,  mit  Geld- 
strafe bis  zu  emtaasendfflnlhnndert  Mark  oder  mit  Oefänfpils  bia  za  drd 
Monaten  bestraft  —  Die  Verfolgang  tritt  nur  anf  Antrag  ein.' 

Eine  ähnliche  Bestimmung  findet  sich  im  §  53,  Abs.  S  der 
Str.-P.-O.,  wo  es  heisst,  „znr  Verweigerung  des  Zengnisses  sind 
berechtigt  Aerzte  in  Ansehnng  desjenigen,  was  ihnen  bei  Aosübong 
ihres  Berufes  anvertraut  ist'. 

Wenn  ich  auch  ohne  Weiteres  den  Ausspruch  A schaff en- 
burgs*)  unterschreibe,  dass,  so  lange  uns  Aerzten  das  Bewosstsein 
unserer  Verantwortlichkeit  nicht  verloren  geht,  unsere  Pflicht  den 
Kranken  schützen  wird,  und  das  Oeffihl  unserer  Verantwortlichkeit 
für  das  Wohl  nnd  Wehe  der  Kranken  ein  besserer  Leiter  für 
unser  Handeln  sein  wird,  als  ein  Oesetzesparagraph,  so  musa  ich 
doch  eine  präzise  Definition  des  Wortes  „nnbef^"  in  dem  obigen 
Paragraph  für  durchaus  wünschenswert  halten,  um  den  Arzt  vor 
anangenehmen  Situationen  zu  bewahren.  Leider  ist  diese  Defi- 
nition aber  leichter  gewünscht,  als  gebracht.    Wir,  die  vir  hänfig 


*}  Aschaffenbnrg:    Bemtsgeheimnia  and  PB7cbiatri6.    AerstL  Sach- 
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Tor  Gtericbt  stehen,  wissen,  dasa  sogar  nnter  den  Joristen  keine 
Einmütigkeit  Qber  die  Bedeatong  des  Wortes  nanbefagt"  herrscht. 

Die  Forderung  der  Verschwiegenheit  des  Arztes  tat  achon 
sehr  alt.  In  der  sehr  ausfDhrlichen  Abhandlang  von  Placzek^ 
finden  wir,  dass  schon  vor  tausenden  von  Jahres  die  Aerztekaste 
selbst  ihren  Hitgliedem  die  Terpäichtnng  der  Terfichwiegenheit 
auferlegte;  anch  der  Eid  des  Hippokrates  verlangte  Terschwiegen- 
heit  Tom  Arzte. 

Im  §  800  heisst  es  nnn  zonächst  „Äerzte,  sowie  die  GehfiUen 
dieser  Personen";  ea  kann  alBoJkeinem'Zweiiel  nnterliegen,  dass 
hier  nnr  die  approbierten  Aerzte  gemeint  sind,  während  Ffnscher, 
selbst  wenn  sie  gewerbsmässig  die  Heilkonde  ausüben,  von  diesem 
Paragraphen  niiäit  betroffen  verdeQ;^aach  Tierärzte  sind  nach 
Fromme^  ansgeschloaeen. 

Der  Kernpunkt  des  §  300  bildet  zweifellos  das  Wort  ,qd- 
befagt".  Es  ist  damnter  ein  Offenbaren  ohne  ein  begründendes 
and  erlanhendes  Recht  zu  Terstehen,  aagt  Fromme;  also  ist  von 
einem  onbefagten  Offenbaren  nicht  die  Bede,  wenn  dem  Arzte  die 
Erlaubnis  von  dem  Anvertrauenden  gegeben  wird.  Hierüber  sind 
wohl  alle  Autoren  einig;  in  anderer  Hinsicht  aber  gehen  die  An- 
schauungen über  das  unbefugte  Offenbaren'^  weit  anseinander, 
Günther')  vertritt  den  extremsten  Standpunkt,  wenn  er  sagt, 
dass  der  von  der  Terschwiegenheitapflicht  nicht  entbundene  Anst 
die  ihm  anvertrauten  Gebeimuisse  auch  vor  Gericht  niemals  offen- 
baren darf.  Er  motiviert  seine  Anschauung  damit,  dass  der  3e' 
setzgeber  mit  den  Worten  „zur  Verweigerung  des  Zeugmases  sind 
berechtigt",  wie  es  in  der  8tr.-P.-0.  heiaat,  nichts  weiter  habe 
sagen  wollen,  als:  „von  der  Verpflichtung  zur  Ablegung  des 
Zengnisses  sind  befreit".  Die  Verweigemng  der  Zeugniapflicht 
sei  in  Wirklichkeit  keine*Berechtigung,  sondern  nnr  die  Freiheit 
von  einer  Verpflichtung;  ein  ^Eeehf  auf  Nichterfflllnng  einer 
Pflicht  gäbe  es  nicht  in  der  juristiachen  Bedeutung  des  Wortes. 

Dagegen  meint  L|flwe*),*daaa5in^der^Ablegang^eines  vom 
Siebter  georderten  Zeugnisses  niemals  eineÄnnbefagte  Offen- 
bamng  enthalten  sei,  und  seiner  Ansicht  sind  die  meistui  anderen 
Autoren  des  Strafgesetzbuchs. 

Nach  Placzek')  ist  ea  dem  pflichtgemäasen  Ermessen  des 
Arztes  überlasseo,  ob  er  dem  Richter  die  gewünschte  Auskunft 
geben  will  oder  nicht;  ea  dürfte  demnach  die  Gefshr,  dass  eine 
strafrechtliche  Unterauchung  gegen  den  Arzt  eingeleitet  wird, 
weil  er  Zeugnis  abgelegt  hat,  kaum" zu  erwarten  sein.  Doch  be- 
tont Placzek  ganz  richtig,  dass  die  Einleitung  der  strafrecht- 
lichen üntersudLung  immer  von  der  subjektiven  Ueinong  des 
erkennenden  Gerichts  abhängen  wird;  es  wäre  deshalb  nicht  un- 

■>  Placzek:  Du  Beruf ageheiiniiis  des  Arztes.  Leipzig  189S.  Terlkg 
von  O.  Thieme. 

■)  Fromme:  Die  rechtliche  Stellung  des  Arztes  und  leioe  Pflicht  zur 
Tenchwiegenheit  im  Beruf.    Berlin  1902. 

■>0  not  hei:    Die  Verschwiegenheit  des  Arztes.  Diaseit  Bestock  18M. 

*)  Löwe:    Kommentar  ZOT  StrftfpiozeßordDiuig.  ^.,.v.^.^ 


mQglich,  dwu  rieh  einmal  ein  G^ericlit  finde,  velchas  die  OSan' 
barang  des  Arztea  als  eiae  anbefagte  ansieht.  Wer  also,  so  lang'a 
keine  PlenarentBcbeidnng:  des  Beichagericbtea  Torliegt,  absoint 
sicher  gehen  will,  wird  stets  sein  Zeugnis  verweigern  mtLaseii, 
wenn  itui  sein  pflichtmässiges  Erachten  nicht  dennoch  znm  Gegen- 
teil zwingt. 

Placzek^)  fOhrt  einige  Beispiele  an:  Ein  junger  Manit 
kommt  wegen  Gonorrhoe  oder  Lues  zam  Arzt.  Darf  der  Arzt 
den  Eltern  dieses  Patienten  Mitteilung  von  der  Krankheit  machen, 
um  sie  event.  vor  einer  Infektion  zn  warnen  nnd  zu  schfltzen? 
—  Oder  ein  an  Gonorrhoe  leidender  Patient  will  heiraten;  die  an 
den  Kranken  gerichtete  Abmahnung  des  Arztes  ist  omsonst. 
Darf  der  Arzt  der  Familie  der  Braat  irgend  eine  Wamnng  za- 
konimen  lassen?  —  Oder:  ein  Heiratskandidat  bietet  die  ersten 
Anzeichen  der  Paralyse. 

Aschaffenburg  ftthrt  dieses  letztere  Beispiel  weiter  ans. 
Der  Kranke  will  absolut  —  vielleicht  gerade  in  einer  BemiBsirai 
seines  Leidens  —  heiraten;  die  Folge  ist  eine  She,  in  der  die 
Frau  vom  ersten  Tage  ab  an  einen  siechen  Mann  gekettet  ist. 
Nach  kurzer  Zeit  wird  die  Frau  Witwe.  Wird  nun  vielleieht 
von  der  Familie  des  Ehemannes  aus  irgend  welchen  Gründen  die 
Ehe  angefochten,  so  mnss  sie  ftlr  ungültig  erkl&rt  werden;  denn 
der  Ehemann  war  beim  Eingehen  der  Ehe  geisteskrank,  die  Ehe 
war  also  ein  Konkubinat,  die  Kinder  gelten  als  unehelich.  Welcher 
Arzt  will  hierzu  die  Hand  bieten? 

Nach  meiner  Ansicht  hat  Placzek  Recht,  wenn  er  zn  diesen 
Beispielen  sagt: 

,Uaea  Kber  des  Gesetzes  unbarmherziges  ,ja,  der  Arzt  mnB  schweigei* 
am  tausend  nnd  aber  tausend  Mal  entgegen  gellen,  ein  anderes  Qesets,  das  in 
nna  waltwde  ethische  Prinzip,  wird  die  einziee  Bichtschnnr  onaeres  Hasdelu 
sein  müssen.  Der  anfopfenrnga volle  Arzt  wird  lieber  einer  Strafe  des  Oesetzes 
gewärtig  bleiben,  ehe  er  eine  Schandtat  gestattet." 

Ich  möchte  sogar  noch  einen  Schritt  weiter  gehen  wie 
Placzek  nnd  glanben,  dass  hier  das  Gesetz  nicht  einmal  das 
Schweigen  verlangt,  und  zwar  folgere  ich  das  aas  zwei  Gerichts- 
entscheidungen,  die  F.romme  anführt; 

Ein  Arzt  hatte  bald  nach  seiner  Verheiratung  dnrch  Untersnchnng 
seiner  Ghefran  entdeckt,  da&  diese  jahrelang  Onanie  getrieben  hatte.  Diese 
Entdeokong  hatte  der  Ehemann  nicht  nnr  den  nächsten  Verwandten  der  Ehe- 
frau, sondern  aach  dritten  unbeteiliKten  Personen  eröffnet.  Der  Arat  wnrde 
Terorteilt,  and  zwar  sagt  das  Urteil  des  Beictugcrichts  (IV.  Z.-S.)  rem  14.  Hai- 
1897 :  die  auf  Qrund  seiner  ärztlichen  Tätigkeit  gemachte  Entdecknng  war  der 
Ehemann  als  Berufsgeheimnis  zu  bewahren  rerpflichtet;  er  war  nicht  berechtiet, 
ron  derselben  einen  Qebrauch  zn  machen,  der  weder  datch  die  Sorge  am  lUs 
Wohl  der  Ehetrau,  noch  dnrch  die  Wahrnehinnjig  seiner  persODlichenlntenMei 
geboten  war. 

Hieraus  geht  doch  klar  hervor,  dass  das  Beichsgericht  der 
Ansicht  ist,  dus  die  Sorge  am  das  Wohl  eines  anderen  oder  die 
Wabmehmong  der  eigenen  Interessen  den  Arzt  zur  YerOffentlichuDg 
ihm  anvertrauter  Privatgeheinmisse  berechtigt,  dass  also  in  solehei 

•)  Placzek:  1.  c 
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Ptmlcteit  TOQ  einer  Tmbefogiten  Versffentlichtiiig  nicht  die  Bede 
sein  kann. 

Daa  zweite  Beispiel,  welcbM  Fromme  aoftthrt,  bat  folgen- 
des Faktam  zam  Inhalt: 

Einem  Arzte  wird  du  Honorar  verwdgert.  Bei  der  Klage,  die  der 
Atzt  imtren^e.  sollte  er  aich  darch  die  im  Fioeess  gegebene  Sachdarstellang 
nad  dnrch  Prodoziernng  von  Briefen  einer  nabefugten  Offenbamug  sclinldig 
gemactit  babei.  Die  IXI.  Strafkammer  iea  Landgerichts  Hamburg  spracb  den 
Arzt  unterm  24.  Juni  1889  frei  nnd  meint  in  der  Begründung  des  Urteib,  dasa 
es  auch  allgemein  nicht  durch  besondore  gesetzliche  Bestimmungen  zum  Aas- 
drnck  gebrachte  Bechtsgrflnde  gebe,  ans  welchen  eine  Offenbamng  auch  ohne 
die  Zustimmung  des  Anrertranenden  zulässig  sein  kann.  Hierher  gehOrt  eicher 
der  vorliegende  Fall;  denn  wolle  man  in  solchem  Falle  dem  Treubalter  das 
Becht  zur  OSenbanmg  absprechen,  so  wäre  es  in  die  Macht  des  Trengebers 
gestellt,  Jede  BechtsrerfolguDg  omnOglich  zu  machen. 

Aach  hieraoB  geht  hervor,  dass  bei  Währung  der  eigenen 
Interessen  eine  Offenbamng  nicht  als  nnbefagt  anzusehen  iet. 

Das  oben  angeführte  Beispiel  von  dem  an  Laes  erkrankten 
Sohne,  der  ohne  Wissen  der  Eltern  den  Arzt  aufsucht,  sieht  vom 
Standponkte  dieser  eben  erv&hnten  BeichsgerichtentBcheidung  doch 
etwas  anders  aas.  Nach  dieser  ist  eine  Offenbamng  an  die  Eltern 
durchaus  gestattet,  denn  sie  wird  geboten  durch  die  Sorge  um 
das  Wohl  der  Eltern  bezw.  der  Geschwister;  sie  ist  geschätzt 
durch  die  sittliche  Pflicht,  die  Angehörigen  vor  der  Gefahr  der 
Ansteckung  zu  bewahren ;  mitbin  ist  die  Offenbarung  nicht  tmbefagt. 

Diese  von  Fromme  vertretene  Ansicht  wird  voo  v.  Liszt 
gebilligt,  der  ebenfaUs  der  Ansicht  ist,  dass  eine  Mitteilnng  des 
Arztes  an  das  Familienoberhaupt  als  Erfflllang  der  Bemfspflicht 
angesehen  werden  mnss. 

Aach  Bapmand-Die trieb')  vertreten  die  gleiche  Meinung, 
indem  sie  sAg^i  die  Offenbamng  ist  stets  unbefugt,  wenn  sie 
gegen  den  willen  des  Anvertrauenden  geschieht,  soweit  sie 
nicht  aach  ohne  diese  Zastimmang  zur  Wahrung  be- 
sonderer Rechte  oder  auf  Grund  spezieller  gesetzlicher 
Bestimmungen  entweder  geboten  oder  doch  wenigstens  zulässig  ist. 

Flaczek  meint  allerdings,  dass  eine  derartige  Aaßasaung 
ans  Aerzten  wohl  nur  erwBnscbt  wäre,  aber  wir  dorchans  keine 
Bflrgachaft;  fflr  eine  solche  richterliche  Anslegung  besässen;. 
dieser  Zweifel  ist  vielleicht  nicht  unbegrflndet,  und  deshfdb  ver- 
langen wir  eben  eine  prSgnante  Definition  des  Wortes  gunbefagt". 

SchlegtendabI  ist  der  Ansicht,  dasa  ein  Arzt  dann  nn- 
befugt  aussagen  wdrde,  wenn  er  von  seinem  Bechte,  das  Zeugnis 
za  verweigern,  ohne  rechtfertigenden  Gmnd  keinen  Gebrauch 
mache.  Diese  Ansicht  ist  wohl  zu  subjektiv.  Fromme  hat 
schon  darauf  hingewiesen,  dass  dann  der  Strafrichter  in  jedem 
Falle  nachprüfen  m&sse,  ob  ein  solcher  rechfertigender  Grand 
vorhanden  war  oder  nicht. 

Freilich  werden  auch  wir  bei  der  von  mir  vergeschlagenen 
These  eventl.  der  Nachprüfung  durch  den  Strafrichter  nicht  ent- 
raten  k&imen,  doch  sind  nach  meiner  Auffassung  die  Grflnde,  nit 

')  Bapmnnd- Dietrich;  L  c.  ,,       .    .  ^  .v.v.^,^ 


denen  sich  der  Richter  dann  zd  besch&fügen  liaben  vird,  enger 
amgrenzt  nnd  nicht  in  dieser  aU^emeinen  Form  auagedrflckt. 

Wir  liaben  ja  auch  schon  jetzt  eine  ganze  Keihe  Ausnahmen, 
die  eine  Oßenbarong  durch  den  Arzt  zulassen.  Zunächst  verlangt 
der  §  139  des  Str.-Q.-B.  die  Anzeige  von  einem  geplanten  Ver- 
brechen. Ist  das  Verbrechen  bereits  begangen,  so  wird  eine  An- 
zeige seitens  des  Arztes  nicht  gefordert.  Weiter  bestimmt  das 
fiegnlativ  vom  8.  August  1835,  dasa  Fülle  von  bestimmten  an- 
steckenden Kränkelten  der  Polizeibehörde  anzuzeigen  sind.  —  Bei 
Ausstellung  von  Erankesacheinen  fOr  Erankenkassenmitglieder, 
bei  Abgabe  von  Attesten  über  körperliche  Znstande,  mOgen  die 
Atteste  nun  an  VersichenrngsgeseUschaften,  an  Behörden  usw. 
geschickt  werden,  kommt  flberall  der  Vorgang  der  Offenbarung  in 
Frage,  nnd  niemand  vird  hier  eine  unbefugte  Offenbarung  an- 
nehmen, wenngleich  der  Arzt  wohl  niemals  das  Mitglied  der 
Krankenkasse  gefragt  haben  wird,  ob  es  mit  AussteUnng  des 
Krankenscheines  einverstanden  ist.  Es  liegt  eben  im  Wesen  der 
Krankenscheine,  der  Atteste  usw.,  dass  hier  implicite  die  Erlaub- 
nis zur  Offenbarung  gegeben  ist. 

Auch  bei  Anfsahme  Geisteskranker  in  die  Irrenanstalten  muss 
der  zuständigen  Behörde  Anzeige  von  der  Aufnahme  nnd  somit 
Kenntnis  von  der  Krankheit  gegeben  werden. 

Ein  eigenes  Ding  ist  es  dagegen  mit  den  wissenschaftlichen 
Yeröffentlichnngen,  mit  klinischen  Vorstellungen  und  den  jetzt 
sehr  modern  gewordenen  photographischen  Abbildungen  von  Kruken 
nsw.  Derartige  Abbildangea  hidte  ich,  sobald  die  Kranken  er- 
kannt werden  können,  nicht  f&r  statthaft,  nnd  wissenschaftliche 
Veröffentlichuagen  anch  nur  dann,  wenn  die  Anonymität  des 
Kranken  gewahrt  bleibt.  Ob  ein  Kranker  einer  Schaar  Zuhörer 
vorgestellt  werden  kann,  wird  von  seiner  eigenen  Erlaubnis  ab- 
hängen. 

Bei  diesen  klinischen  Demonstrationen  nimmt  der  G«i8te8- 
kranke  eine  besondere  Stellung  ein,  da  er,  ob  entmündigt  oder 
nicht,  gai-nicht  in  der  Lage  ist,  eine  gültige  Erlaubnis  zu  erteilen. 
Fromme  hebt  hervor,  dass  die  klinische  Demonstration  an  Geistes- 
kranken im  Interesse  des  öffentlichen  Wohles  liege,  welches  ver- 
langen darf,  dass  zum  besten  aller  Staatebürger  der  Unterrieht 
der  Mediziner  auch  in  dieser  Beziehung  mit  allen  Kräften  ge- 
fördert wird.  Ich  glaube  jedoch,  dass  hier  A s  c h a f f e n  b  ur g 
sehr  Becht  hat,  wenn  er  meint,  eine  direkte  Ablehnung  der  Er- 
laubnis zur  Demonstration  seitens  der  Familie  dOrfe  nicht  miss- 
geachtet  werden. 

Weiter  wird  die  Krankheit  offenbart  in  den  Totenscheinen, 
auch  ohne  dass  eine  spezielle  Erlaubnis  eingeholt  ist.  — 

In  welche  unangenehme  Situation  kommt  der  behandelnde 
Arzt,  wenn  er  von  teUnehmenden  Verwandten  nach  dem  Befinden 
des  Patienten  ge&agt  wird;  er  steht  immer  vor  der  Gefahr,  nn- 
befagt  zu  ofienbaren. 

Einen  sehr  interessanten  Fall  über  unbefugte  Offenbarung 
Inden  wir  bei  Placzek:  ,,.       .^.,.v.-,,^ 
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Ein  Brftntigaia  bringt  seine  Braut  znm  Zahnarzt.  Bei  einer  zntälligen 
ap&teren  Begegnnng  fragt  der  Zahnarzt  den  Herrn,  wie  seine  Braut  mit  dem 
OebiJB  Zufrieden  seL  Daraufhin:  AoflOsnng  des  Verlöbnisses.  Der  Zahnarzt 
war  natarlich  der  Meinung,  daß  der  Herr  den  Schönheitsfehler  seiner  Braut 
kannte,  da  er  sie  selbst  ihm  zngeführt  hatte;  mn  so  Dberraschter  war  er  durch 
die  unerwartete  Folge  seiner  unbedachten  Aeuflening. 

Ich  mOcIlte  nocli  ein  veiteres  Beüpiel  anfohren : 

Ans  AnlaB  der  letzten  Reichstags  wählen  hatten  in  Benthen  in  Schlesien 
Zosammenrottungen  usw.  stattgefunden.  Es  war  zu  Tätlichkeiten  gekommen, 
die  Polizei  forschte  nach  den  Tätern.    Waren  die  behandelnden  Aerzte  ver- 

S dichtet,  ihre  Patienten  anzuzeigen  f  Die  Polizei  hatte  damals  zu  etwas 
eroischen  HaQregeln  ihre  Zuflucht  genommen :  sie  hatte  Beamte  in  die  Warte- 
zimmer der  Äerzte  gesetzt,  um  zu  kontrollieren,  welche  Personen  Srztlidie 
Hülfe  in  Anspruch  nahmen.  Weiter  hatte  sie  die  Heranagabe  der  ärztlichen 
Journale  verlangt. 

Aehnliche  Beispiele  ffihrt  Placzek  an. 

Waren  in  diesem  Falle  die  Aerzte  verpfliclitet,  Ansknnft  za 
geben  P  Ich  beantworte  diese  Fragte  mit  „nein"  and  weise  hier- 
bei anf  die  Str.-P.-O.  hin,  die  zwar  im  §  94  bestimmt,  dass  Oegen- 
Btftnde,  welche  als  Beweismittel  für  eine  Üntersaehnng:  von  Be- 
deatnng  sein  können,  sicherzastellen,  eventl.  za  beschlagnahmen 
sind,  and  im  §  95  die  Heransgabe  derartiger  Qeg^stftnde  even- 
tnell  unter  Anwendung  von  Zwangsmitteln  verlangt,  aber  in  diesem 
Paragraphen  gleichzeitig  sagt,  dass  gegen  Personen,  die  zur  Ver- 
weigerung des  Zengnisses  berechtigt  sind,  Zwangsmittel  keine 
Anwendung  finden. 

Ich  halte  auch  Bestimmungen,  wie  sie  in  Baden  usw.  be- 
stehen, die  vom  Arzte  nnter  allen  Umständen  Anzeige  rerlangen 
Ton  jedem  Delikt,  das  zn  seiner  Kenntnis  kommt,  als  falsch  und 
im  Widerspruch  sehend  mit  der  Reichsgesetzgebung. 

Eine  weitere  Frage  in  betreff  der  nnbefagten  Offenbamng 
ist  die,  ob  die  Offenbarung  auch  durch  Fahrlässigkeit  geschehen 
kann.  Hier  wird  immer  das  bekannte  Beispiel  angeführt,  dass 
der  Arzt,  plfitzlicb  zu  einem  Krauken  gernfen,  auf  dem  Schreib- 
tisch die  Notizen^ttber  einen  Krankheitsfall  liegen  läset;  ein  Dienst- 
bote  oder  irgend  eine  andere  Person  liest  die  Notiz  und  erzählt 
sie  weiter.  Eine  Beichsgerichtsentscbeidnng  hierüber  existiert 
bis  jetzt  nicht;  es  ist  aber  darchans  nicht  nnmSglich,  dass  auch 
diese  Fahrlässigkeit  durch  den  Strafrichter  geahndet  werden  kann. 

Südlich  habe  ich  oben  schon  darauf  hingewiesen,  dass  der 
Arzt  im  eigenen  Interesse  znr  Ofienbarnng  gezwungen  wird,  wenn 
von  ihm  behufs  Einklagen  seiner  Forderungen  eine  spezifizierte 
Rechnnng  mit  näheren  Angaben  verlangt  wird.  — 

In  dem  §  SOO  beschäftigt  uns  femer)  das  Wort  „Privat- 
geheimnis".  Hierunter  sind  Geheimnisse  zu  verstehen,  deren 
Bewahrung; Privatpersonen  interessiert.  Es  werden  demgemäss 
alle  direkten  mflndlicheo  Mitteilungen  des  Kranken  und  seiner 
Angehörigen  gemeint  sein,  vor  allem  dann,  wenn  den  Aerzten  die 
Geheimh^tnog  dieser  Hitteilimgen  zur  Pflicht  gemacht  ist;  aber 
es  gehören  weiter  sicher  auch  alle  Wabmehmnogen  hierher,  welche 
er  Arzt  am  Krankenbett,  in  der  Wohnung  des  ;&aukenjuw^  n^ccht. 


OffdRbaren  hefHt:  Mittcdlnnp  an  einen  asderen  machen, 
gleichriel  in  welcher  Abriebt  nnd  In  welcher  Fonn. 

Das  offenbarte  PriTatgeheimnis  maas  endlich,  w  verlangt 
der  g  300,  dem  Arzte  kraft  seines  Amtes,  Standes  oder  Ghnrerbrä, 
aOTertrant  sein.  Der  Ansdrach  nanTertraaen'  ist  aber  dnrch- 
ans  nicht  so  aafzafossen,  als  ob  er  nor  solche  Dinge  betrife,  die 
der  Kranke  dem  Arzte  im  privaten  Zwiegespräche  mitteilt.  Alles 
was  der  Arzt  in  Ansflbang  seines  Bemfes  bei  dem  Kranken  wahr- 
nimmt, ist  nach  meiner  Ansieht  dem  Arzte  anvertrant;  denn  der 
Kranke  ruft  den  Arzt  im  Vertranen  auf  dessen  Diskretion,  er 
weiss,  dasB  alles,  was  der  Arzt  hei  and  an  dem  Kranken  sieht, 
als  Privatgeheimnia  zn  betrachten  ist.  Ich  meine  aaeh,  dass  alle 
die  Dinge,  die  nicht  znr  Krankheit  gehören,  die  aber  dem  Arzte 
nor  in  seiner  Eigenschaft  als  Arzt  bekannt  werden,  als  anver- 
trant gelten  mflssen. 

Derselben  Ansicht  sind  Placzek  nnd  Fromme;  letzterer 
sagt,  dass  alle  Wahmehmangen,  an  deren  Verschweignng  and 
Qäeimbaltnng  die  Beteiligten  ein  erkennbares  Interesse,  nnd 
wenn  auch  nur  das  geringste,  haben  kennen,  als  anvertraute  Qo- 
heimnisse  geU«n  müssen. 

Nicht  nnr  der  Patient  kann  anvertrauende  Person  sein, 
sondern  aach  irgendein  dritter. 

Die  Terfolgnng  tritt  bei  Verletzung  des  Berafs- 
geheimnisses  nach  §  300,  Abs.  2,  nur  aaf  Antrag  ein. 
Wer  stellt  diesen  Antrag?  Aschaffenbnrg  sagt,  dass  nach 
Ansicht  des  Keichsgericht  nur  der  den  Antrag  stellen  kann,  dessen 
Vertranen  getäascht  wurde,  wShrend  v.  Liszt  nnd  andere  auch 
den  für  berechtigt  halten,  dessen  Interessen  verletzt  worden  sind. 
Nach  GUnther  ist  antragsberechtigt  der  Patient,  nnd  wenn  dieser 
mit  dem  Anvertraaenden  nicht  identisch  ist,  aach  der  Anvertrauende. 

Auf  Grand  meiner  Betrachtungen  komme  ich  za  folgendem 
Schiasssatze: 

„Die  Offenbarung  eines  anvertrauten  Frlvatgeheim- 
nisses  durch  den  Arzt  ist  nicht  nnbefagt: 

1.  wenn  der  Arzt  von  dem  Anvertrauenden  von  der 
Pflicht  der  Verschwiegenheit  entbunden  ist, 

2.  wenn  die  Offenbarung  des  anvertrauten  Privat- 
geheimnisses  gefordert  wird  durch  gesetzliche  oder 
polizeiliche  Vorschriften  oder  vom  Richter, 

8.  wenn  das  Wohl   eines  oder  mehrerer  Menschen  auf 
dem  Spiele  steht  oder  die  Wahrnehmung  personlicher 
Interessen  die  Offenbarung  erheischt." 
Die  weiteren  Paukte  der  Strafgesetzgehung,  aber  die  ich  za 
reden  habe,  kann  ich  kurz  abtun. 

Zun&chat  kommt  hierbei  in  Frage  g  174,  Abs.  3  des  Str.- 
G.-B.,  betreffend  die  Vornahme  unzüchtiger  Handlangen 
Er  lautet: 

.HitZachÜMoa  bla  zu  fOnf  Jabren werden  bestreit: 
1) 


8)  Beunte,  Aeizte  oder   andere  Medkinilpersonen,  welche  in 
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□der  in  üffentlidien,  zur  Pflege  von  KifuUcen,  Armen  oder  anderen  Hfllf- 

losen  bestimmten  Anstalten  beachütigt  oder  angestellt  sind,  wenn  eie  mit 
den  in  das  Qefängnia  oder  in  die  Anstalt  anigenommenen  Personen  nn- 
nScbtiee  Handliuigen  vornehmen. 
Sind  fflüdemde  Cmst&Dde  vorhanden,  so  tritt  Gef&ngnistrafe  nicht  anter 
sechs  Uonaten  ein. 

Za  diesem  Paragrapheii  halte  ich  nachstehendea  Zusatz  fOr 
erforderlich: 

„Diese  StrafbestimmnngeQ  mflssen  aach  aaf  das 
Kranken-Pflegepersonal  ausgedehnt  werden." 

Wir  haben  ea  hier  direkt  mit  einer  L&cke  im  Straf-äesetz- 
Bnche  zu  tan,  auf  die  schon  im  Jahre  1899  derLandesrat  Vorster*) 
in  DQBseldorf  hingewiesen  hat,  indem  er  einen  Fall  mitteilt,  wo 
ein  Krankenwärter  in  einer  Provinzial  -  Irrenanstalt  während 
S  Monaten  mit  mehreren,  seiner  Pflege  Überwiesenen  geistes- 
kranken Männern  nnzflebtige  Handinngen  vorgenommen  hatte  nnd 
auf  erhobene  Anklage  von  dem  zuständigen  Landgericht  zu  1  Jahr 
nnd  5  Monaten  Öefängnb  verarteilt  wnrde.  Bei  dieser  Vemr- 
teilnng  hatte  dieses  Gericht  den  Standpunkt  vertreten,  dass  der 
Krankenwärter  als  „Medizinalperson"  im  Sinne  des  Gesetzes  an- 
zusehen seij  das  Reichsgericht  hob  jedoch  in  der  Sitzung  vom 
24.  Aagust  1898  das  Urteil  auf  und  erliess  hierzu  eine  sefaf  ein- 
gehende Begrttndang,  der  wir  folgendes  nach  Vorster  entnehmen: 

,Die  Annendung,   welches  die  Vorinstanz  dem  Begriffe  der  Medizinal- 

Sersonen  anl  einen  Kranlcenwärter  gegeben  hat,  geht  zn  weit  nnd  steht  mit 
am  Wortsinne  des  Gesetzes  nicht  im  Sioklang.  Das  Beichagericht  gibt  zn, 
dass    gerade   Pfleglinge    einer  Irrenanstalt   wegen    ihrer  Holflosigkeit   dieses 

Schutzes  gegen  nnzücntige  Handlungen  ihrer  Wärter  in  besonderem  Masse  be- 
dürfen, aber  trotzdem  kann  der  Krankenwärter  nicht  zn  den  Medizin alpersonen 


geziiilt  werden.  Für  Äerzte  und  andere  MedizinalpersoneD  sei  das  gemein- 
same Merlnnal  die  Betätignng  der  Heillmnde.  Medizinalpersonen  sind  die 
mit  Ansübong   der  HeiUconde   befaßten  Personen,   natürlich    auch  solche,   die 


sich  mit  der  sogenannten  niederen  Chirnrgie  und  dergleichen  befassen,  wie 
z.  B.  die  Bader  in  Bayern,  geprüfte  Heildiener  und  Heilgehülfen  in  Preußen 
osw.  Aber  zu  den  Hedizbalpersonen  gebOrt  nicht  der  Pfleger;  Krankenpflege 
ist  noch  nicht  Ausübung  der  Heilkunde.  Der  Krankenpfleger  hat  sich  mit 
seinen  Diensten  nur  im  Bahmen  seiner  Instruktion  oder  der  speziellen  Weisung 
zu  halten ;  er  tkbt  nicht  die  Heilkunde  aus. 

Daraufhin  mußte  die  Freisprechung  des  Pflegers  erfolgen." 
Wenn  man  nun  berücksichtigt,  dass  die  Pfleglinge  einer 
Irrenanstalt,  auch  nach  Ansicht  des  Beichsgerichts,  besonders  ge- 
schätzt werden  mflssen,  so  ergibt  sich  ohne  weiteres,  dass  hier, 
wie  Torster  ganz  richtig  sagt,  eine  empfindliche  Lücke  vorliegt. 
Es  liegt  deshf^b  im  allgemeinen  Interesse,  dass  jene  Strafbestim- 
mongen  anch  auf  das  Pflege-  und  Wartepersonal  Anwendung 
finden. 

Gleichzeitig  mit  dieser  Anregung  gibt  Vorster  eine  zweite, 
die  wir  auch  gern  zn  der  unseren  macheu  werden.  Er  wirft  mit 
Recht  die  Frage  auf,  warum  der  g  174,  Abs.  3  nur  von  öffent- 
lichen Anstalten  spricht  nnd  nicht  anch  von  privaten.  Die 
Kranken  in  Privatanstalten  bedOrien  jedenfalls  desselben  Schutzes 


')  iüae  Lache  im  Straf -OeBeti-Bach&  Straflesigkait  du  Vornahme  ns- 
zDchtiger  Handlungen  luw.   Zeitschrift  ftlr  IfedizinalbeafBLte;  ^^i.j^);  &,^ 


wie  die  in  Öffentlichen  Anstalten  nntergebradtten;  mit  Becht  seien 
aacli  in  Aba.  1  des  §  174  Yormande,  äeietUche,  Lehrer  und  Er- 
zieher mit  Strafe  weg;en  unzüchtiger  Handlangen  mit  ihren  Pflege- 
befohlenen usv.  bedroht  ohne  Rttcksicht,  anf  den  CharaJcter  der  An- 
stalt, an  dem  sie  tätig  sind.    Deshalb  halte  ich  es  für  angezeigt, 
dasB  die  Strafandrohungen  in  §  174,  Abs.  3  auch 
anf    das    Kranken-    and  Wartepersonal    in    Privat- 
anatalten  anszndehnen  sind. 
Im  Anschlass   hieran   mOchte   ich   noch  anf  zwei  weitere 
Lttcken  in  unser  jetzigen  Strafgeeetzgebnng  anfmerksam  machen, 
von  denen  die  eine  ebenfalls  den  §  174,  jedoch  Abs.  1  and  g  173 
betri0.   Diese  Paragraphen  lanten: 

g  173:    ,DQr  Beischlaf  zwischen  Verwandten  aatateigender  und  kbatd- 

f^ender  Linie  vird  ui  den  orsteren  mit  Zuchthaus  bis  zu  fünf  Jahren,  an  den 
etzten  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

Der  Beischlaf  zwischen  Verschwägerten  anf-  und  absteigender  Linie 
iowle  mit  Geschwistern  wird  mit  QefÜngnis  bis  zu  zwei  Jahren  bestraft. 

Neben  Qefängnisstrafe  Iconn  auf  Verlost  der  bUrgerlichen  Ehrenrechte 
erkannt  werden. 

Verwandte  und  Verschwägerte  absteigender  Linie  bleiben  straflos,  wenn 
sie  das  achtzehnte  Lebensjahr  nicht  voLendet  haben." 

g  174:  Hit  Znchthans  big  zu  fünf  Jahren  werden  bestraft:  1.  Vormtlnder, 
welche  mit  ihren  Pflegebefohlenen,  AdopÜT'  nnd  Pflegeeltern,  welche  mit  iluen 
Kindern,  Oeiaülche,  Lehrer  nnd  Erzieher,  welche  mit  ihren  minderjährigen 
Schülern  oder  Zöglingen  unzüchtige  Handlungen  Tomehmen. 

In  der  Monatsschrift  fOr  Kriminal -Psychologie  and  Straf- 
rechtsreform ')  erzählt  uob  Gaapp  eioen  sehr  interessanten  Fall, 
wo  ein  Tater,  der  mit  seiner  eigenen  Tochter  nnzflchtige  Hand- 
langen vorgenommen  hatte,  frei  gesprochen  werden  masste,  weil 
es  zwischen  beiden  nicht  zum  eigentlichen  Beischlaf  gekommen, 
aUo  nicht  zu  dem,  was  durch  den  §  173  mit  Strafe  bedroht  wird, 
nnd  anderseits  der  §  174,  Abs.  1  von  unzächtigen  Handinngen 
zwischen  Adoptiv-  nnd  Pflegeeltern  nnd  ihren  Pflegebefohlenen, 
aber  nicht  von  solchen  zwischen  Eltern  und  ihren  eigenen  Kindern 
spricht.  Dass  hier  eine  schwer  klaffende  Lflcke  vorliegt,  bedarf 
keines  weiteren  Beweises.  Ganpp  sagt  ganz  richtig;  der  Vater 
kann  mit  seiner  eigenen  Tochter  also  jahraus,  jahrein  die  sehänd- 
lieluten  Dinge  treiben,  er  bleibt  straflos,  sobald  er  nur  eine  Ver- 
einigung der  Qeschlechtsteile  vermeidet.  Darauf  allein  kommt  es 
an.  ,Fiat  jnstitia,  pereat  muadue"  sagen  wir  in  voller  Ueber- 
einstimmuDg  mit  Gaapp. 

Za  zweit  mSchte  ich  ihre  Aufinerksamkeit  anf  einen  anderen 
von  T.  Liszt  bei  dem  Kapitel  Aber  Gefährdung  von  Leib  nnd 
und  Leben  erwähnten  Punkt  lenken,  den  §  221  des  Str.-G.-B., 
der  von  der  .Anssetznng"  handelt.    Dort  heisst  es: 

,Wer  eine  wegen  jagendlichen  Alters,  Qebrechllclikeit  oder  Knnkhmt 
liilflose  Person  aussetzt,  oder  wer  eine  solche  Person,  wenn  dieselbe  unter 
seiner  Obhut  stellt  oder  wenn  er  für  die  Unterbringung,  Fortschoffnng  oder 
Aufnahme  derselben  zu  sorgen  hat,  in  hilfloser  Lage  Torsätzlich  TsrläBt,  wird 
mit  ^cf&ngnis  nicht  unter  i  Monaten  bestraft. 

1)  Uonateschrift  ftlr  Kriminal- Psycliologie  und  Strafrechtsreform,  keran»- 
Eeeeben  TOn  Aschaff enbnrg.  L  Jahrgang,  8.  Heft  Heidelberg;  Karl 
Winter. 
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Wird  die  Haudlnng  von  lelblloheD  Eltern  gegen  ihr  Kind  begangen,  ho 
tritt  Gefftngniaa träfe  nicht  iintei  6  Monaten  ein. 


Es  handelt  alao  der  Faragraph  erateiiB  vom  Anasetzen  im 
eigentlichen  Sinne  and  zweitens  vom  VerloBsen  in  hilfloser  Lage. 
Beim  Aassetzen  heisst  es  im  genannten  Lehrbnche  ansdrficklich : 
»Eine  Anssetzimg  Liegt  daher  nicht  vor,  wenn  die  sichere  Er- 
wartung des  Tätera  gerechtfertigt  war,  dass  der  Aasgesetzte  durch 
dritte  Personen  anfgenommen  werden  würde,  doch  ist  die  blosse 
Möglichkeit  einer  Errettung  durch  Dritte  nicht  ausreichend."  Ob 
§  221  das  Sichtige  trifft,  mCchte  ich  bezweifeln;  denn  hiemach 
mnas  jeder  straflos  bleiben,  der  ein  Sind  nicht  gerade  an  einem 
TQllig  abgelegenen  Orte  aussetzt,  sondern  ein  bewohnteB  Hans, 
einen  in  regelmässigen  Zwischenräumen  begangenen  Platz,  einen 
zur  Abfahrt  bereitstehenden  Eisenbalinzug  und  dergl.  zum  Aus- 
setzen benatzt,  da  er  bei  der  Wahl  eines  derai-tigen  Ortea  sicher 
erwarten  bann  und  muss,  dasa  hier  sehr  bald  ein  Dritter  den  Aus- 
gesetzten findet  und  rettet.  Ob  sich  aber  die  Straflosigkeit  solcher 
Personen  rechtfertigen  lässt,  erseheint  mir  doch  sehr  b-aglich;  es 
dOrfte  deshalb  eine  entsprechende  Abänderung  in  Erwägung  zu 
ziehen  sein. 

Femer  intereaaieren  ona  hier  die  §§  327  und  328  des  Str.-G-.-B., 
welche  Ton  den  Absperrungs-  und  Aufsichtsmaseregeln 
handeln,  die  dasTerbreiten  einer  ansteckenden  Krank- 
heit verhindern  wollen.  Der  §  32?  spricht  von  einer  ansteckenden 
Krankheit,  während  der  §  328  sich  mit  den  Viehseuchen  befasst: 

g  827  atr.-O.-B.;  ,Wei  die  Abaperrangs-  oder  An&ichts  •  MBÜregeln 
oder  Einfnhr Verbote,  welche  von  der  znst&ndigen  BehSrde  zur  Veihütang  des 
EinfUhrens  oder  VerbieitenB  einer  ansteckenden  Krankheit  angeordnet  worden 
sind,  wiaaentlich  verletzt,  wird  mit  GefänsniB  bis  zn  zwei  Jahren  bestraft. 

Ist  infolge  dieser  Verletzung  ein  Henach  von  der  ansteckenden  Krank- 
heit ergriffen  worden,  so  tritt  Oefängnisstrafe  von  drei  Monaten  bis  zu  drei 
Jahren  ein." 

§  828  Str.-Q.-B. :  ,Wei  die  AbaperningS'  oder  Anfaichta  -  Mafiregeln 
oder  Mntnhrverbote,  welche  von  der  zuständigen  Behörde  znr  Verh&taiig  des 
Einfahrens  oder  Verbreitens  von  Viehseuchen  angeordnet  worden  sind,  wissent- 
lich verletzt,  wird  mit  Gefängnis  bis  zn  einem  Jahre  bestraft. 

Ist  infolge  dieser  Verletzung  Vieh  von  der  Seuche  ergriffen  worden,  so 
tritt  Oef&ngnisstrafe  von  einem  Monat  bia  zu  zwei  Jahren  ein." 

Die  Verletzang  der  Absperronga-  und  Anlaichtsmassregeln 
mnsB  also  eine  wissentliche  sein;  die  Massregeln  mtlssen  aasaer- 
dem  vcm  den  znatändigen  Behörden  angeordnet  eein.  Der  g  $26,  der 
von  den  ViebBeuchen  handelt,  unterscheidet  sich  von  dem  §  827 
dadurch,  dass  er  eine  geringere  Strafe  uidroht  Gesagt  ist  nicht, 
ob  die  Krankheiten  des  Viehes,  die  aach  auf  den  Menschen  über- 
tragbar sind,  als  Viehseuchen  aufzufassen  sind,  oder  ob  sie  za 
den  ansteckenden  Krankheiten  des  Memchen  gehören. 

Oppenhoff')  sagt,  dass  der  §  327  aieh  auf  Krankheiten 
der  Menschen  beziehe,  dabei  sei  es  aber  gleicfagtUtig,  ob  nnr  die 


■)  Oppenhoff;  L  c. 


■■" c^'" 


][«LscheQ  diesea  Erankheiten  auageBetzt,  od«r  ob  sie  diesen 
nnd  den  Tieren  gemeinsam  seioi.  Es  gelte  dies  aaeli  von  solchen 
Eranklieiten,  die  nor  bei  Tieren  entstehen,  aber  in  derselben  oder 
in  einer  anderen  Form  auf  Menschen  übertragbar  seien.  Ans 
diesem  Qrnnde  ist  aoch  meiner  Ansicht  nach  ein  Untenchied  in 
der  Strabndrohong  nicht  begrflndet. 

Deshalb  komme  ich  zn  dem  Schlnsse: 

„Der  Unterschied  in  der  Strafandrohung  der§§  827 
and  828  ist  darch  nichts  gerechtfertigt,  da  eine  ganze 
Reihe  Ton  „Tierkrankheiten"  anf  den  Menschen  fiber- 
tragbar  ist" 

Endlich  mochte  ich  noch  auf  §  367,  Abs.  8  des  Str.-Q.-B. 
hinweisen,  vo  es  heisst: 

Hit  Geldstrafe  bis  zu  160  Hark  oder  mit  Haft  wird  beatrftft: 
8.  Wer  ohne  polizeiliche  Erlanbnia   Oift  oder  Arzneien,  soweit  dei  Handel 
mit  denselben  nicht  freigegeben,   zubereitet,  feilhält,  verkauft  oder  sonst 
an  andere  Ubeil&fit. 

Fflrchten  Sie  nicht,  dass  ich  etva  das  grosse  Thema  von 
der  Geheimmittelfrage  hier  aoixotlen  will;  ich  m&chte  aar 
den  Wansch,  den  t.  Liszt  in  seinem  Lehrbnche  ausspricht,  zu 
dem  nnsrigen  machen,  n&mlich  den  Wunsch  nach  reichsrecht- 
licher Begelang  dieser  Materie. 

Bei  der  Strafprozessordnaog  komme  ich  znn&chst  zu  dem 
Thema  der  Hattfähigkeit,  also  zn  §  116,  der  sich  Aber  die 
Vollstreckung  der  üntwsachungshaft  wie  folgt  ausspricht: 

§  116  Str.-Fi.-O.:  ,Der  Verhaftete  soll,  soweit  möglich,  von  Andeiev 
gesondert  and  nicht  in  demaelben  Eanme  mit  Strafgefangeoen  verw^irt  werden. 
Hit  seiner  Zostimmong  kann  von  dieser  Vorschrift  abgesehen  werden. 

Dem  Verhafteten  dürfen  nnr  solche  Bescbränköngen  auferlegt  werden, 
welche  zar  Sicheron^  des  Zweckes  der  Haft  oder  znr  Anfiechterkutung  der 
Ordnung  im  Qefängniase  notwendig  sind. 

Bequemlichkeiten,  die  dem  Stande  nnd  den  VermügeuTerhältniMen  das 
Verhafteten  entsprechen,  darf  er  sich  auf  seine  Kosten  verschaffen,  soweit  ne 
mit  dem  Zwecke  der  Haft  versinbar  sind  und  weder  die  Ordnung  im  OeAng- 
niaae  atCren,  noch  die  Sicherheit  gefährden. 

Feeaeln  dtlrfen  im  Gefängnisse  dem  Verhafteten  nur  dann  angelegt 
werden,  wenn  es  wegen  besonderer  Oefäfarlichkeit  seiner  Person,  niiawt.H# 
znr  Sicherong  Anderer  erforderlich  erscheint,  oder  wenn  er  einen  Selbstent- 
leibnngs-  oder  Entweichungsversuch  gemacht  oder  Torbereitet  hat  Bei  der 
Eauptrerhandlung  soll  er  uogefesselt  sein. 

Die  nach  UaSgabe  yorstehender  Bestimmungen  erforderlichen  Vei- 
fOgnngen  hat  der  Richter  zu  trefTeo.  Die  in  drioRenden  Fällen  Ton  andern 
Beamten  getroffenen  Anoidnnngen  ontorliegeD  der  Geoeliinigniig  dea  Siditwt.* 

Ftlr  den  Arzt  kommen  event.  nur  Abs.  2  und  3  dieses 
Paragraphen  in  Frage.  In  grosseren  üntersnchungsgenognissen 
wird  der  Arzt  z.  B.  oft  auf  Grund  des  Abs.  2  konsultiert  werden.  Es 
wird  meinetwegen  einem  Inhaftiertea  das  Baueben  rerboten,  eine 
zweite  Freistunde  abgeschlagen  usw.;  es  werden  dann  —  idk 
m&chte  sagen  .nst&rlich*  —  gesundheltUdie  Gründe  herrorgeholt, 
die  die  Notwendigkeit  der  erbetenen  Yergfinstigimg  erweisen  sollen. 
Hier  zu  entscheiden,  ist  Sache  des  Arztes;  er  wird  von  Fidl  so 
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Fall  prftfen  mÖBseu;  eine  allgemeine  Bichtsclmar  l&ast  aich  dafflr 
nidit  geben. 

Dasselbe  gilt  von  den  BeqnemliclikeiteD  nnd  Bescbä^gnngen, 
die  der  Abs.  S  dea  §  116  dem  UntersncbnngegefaDgetieii  zabllügt;. 
Es  vird  z.  B.  ein  eigenes  Bett  verlangt,  die  GefängniaaufBichtB- 
bebörde  sdtilftgt  diesen  Wunscb  als  der  Ordnung  zuwider  ab;  jetzt 
treten  die  geenndbeitUcben  Grflnde  anf,  die  das  Verlangen  recht- 
fertigen Bollen,  and  wieder  mnsa  der  Arzt  das  entscheidende 
Wort  sprechen. 

Vielleicht  noch  -wichtiger  fär  uns  ist  der  §  487,  welcher  vom 
AafBCbab  der  StrafTollstreckang  handelt: 

§  487  atr,-P.-0.:  .Die  Vollst reclnmg  einer  Freiheitsstrafe  bt  aofzii' 
heben,  wenn  der  Verurteilte  in  Qeiateskrankheit  verfällt. 

Dasselbe  gilt  bei  anderen  Krankheiten,  wenn  von  der  VoUstreckimg 
eine  nahe  I^ebensgelahr  fflr  den  Vemrteilten  za  besorgen  steht. 

Die  Suafrollstrecknng  kann  anch  dann  aufgeschoben  werden,  wenn  sich 
der  Verarteilte  in  einem  körpeiliehen  Zustande  befindet,  bei  welchem  eine 
sofortige  Vollstreciciing  mit  der  Binrichtnng  der  Str^auatalt  unverträglich  ist." 

Abs.  1  des  g  487  interessiert  an  iieaer  Stelle  nicht,  da  er 
in  das  psychiatrische  Qebiet  f&llt.  Im  Abs.  2  wird  aber  vom  Arzte 
der  Entscheid  darüber  verlangt,  ob  eine  nahe  Lebensgefahr  fSr 
den  Verurteilten  durch  die  Vollstreckung  der  Freiheitsstrate  zu 
besorgen  ist.  Anch  hier  lässt  sich  eine  allgemeine  Vorschrift  nicht 
geben;  immer  wird  der  Arzt  die  einzelnen  Fälle  nach  seiner  Ueber- 
zengung  und  nach  den  Kegeln  der  Wissenschaft  beurteilen  mössen. 
—  Mit  KUcksicht  auf  Abs.  3  des  §  487  mUssen  wir  daran  denken, 
dass  kranke  Personen  in  ein  Oetftognis  eingeliefert  werden,  in 
dem  sich  eine  Lazaretteinrichtung  nicht  befindet,  oder  aber,  dass 
es  sich  um  Krankheiten  handelt,  die  Pflege  und  Wartung  erfordern, 
wie  sie  in  einer  Gef&^genanstalt  nicht  gewährt  werden  können, 
oder  aber,  dass  die  ^ankheit  Qberbaupt  einen  Transport  des 
Erkrankten  verbietet.  Ich  meine,  auch  hier  kann  man  nicht 
schematisieren.  Vielleicht  ist  als  allgemein  gfiltig  der  Satz  auf- 
zostellen;  Personen,  die  mit  Infektionskrankheiten 
behaftet  sind,  können  als  haftffthig  nicht  angesehen 
werden.  Aasaerdem  sind  Kranke,  die  sich  einer  nicht 
anfachiebbaren,  grösseren  Operation  nnterwerfen 
mflssen,  nicht  in  Haft  za  nehmen. 

Erwähnt  sei  auch,  dass  nach  der  Preassischen  Gefängnis- 
ordnung vom  21.  Dezember  1898  schwangere  Personen,  deren 
Schwangerschaft  sich  im  7,  Uonate  befindet,  oder  diesen  ober- 
schritten  hat,  in  die  Gefängnisse  nicht  anfgenommen  w«^en  aoUen, 
falls  nicht  ihre  Aufnahme  im  Interesse  der  Strafvollstreckang  aus- 
drücklich verlangt  wird. 

Gewisse  Schwierigkeit  wird  die  Longen-Tuberkulose 
bereiten.  Sind  phthisische  Personen  haftfähig?  Hier  kommt  vor 
allen  Dingen  die  Länge  der  zn  verbUssenden  Strafe  in  Betracht, 
ferner  die  Frage,  in  welchem  Stadiam  befindet  aich  die  Krankheit, 
and  achlieaslich  spielt  auch  die  Jahreszeit  eine  nicht  untergeord- 
nete Bolle.  Nach  unserer  heutigen  Ansicht,  die  von  der  Sana- 
toriombehandlang,  von  dem  steten  Anienthalt  in  fri8cb«r^.ffP^ 


Luft  allea  erwartet,  dürfte  Btrenggenommen  eia  Fhthiaiker  Qber- 
hanpt  nicht  hKftföhig  sein.  Ich  meine  jedoch,  dase  dies  wohl  za 
weit  gegangen  iet.  Der  GefSngniBarzt  hat  ja  den  inhaftierten 
Phthisiker  steta  unter  Ängen  und  wird,  falls  die  Haft  einen 
schädigenden  Einäass  ansüben  sollte,  schon  für  Unterbrechnng  der 
Strafhaft  Sorge  tragen.  Bas  Ssterreieliiecbe  JoBtizministerinm  hat 
jetzt  gerade  an  das  OberlandesgeriehtepräBidium  und  an  die  Ober- 
ataataanwaltachaft  eine  Verfögang  erlassen  über  die  Behandlung 
taberknlöser  und  Inberkaloseverdächtiger  Gefangener.  Dem  dort 
anter  Nr.  10  aufgeführten  Satz  können  wir  wohl  ohne  weiteres 
beistimmen,  nämlich :  „In  einem  akntenKrankheitsstadiaia 
befindliche  Taberknldse  sind  znm  Strafantritt  nicht 
ZQZQlaaaen.' 

Hinsichtlich  der  Unterbrechang  der  Straffaaft  be- 
stimmt §  488: 

„An!  Antrag  des  Yernrtcilton  kann  die  Volbtreckting  anfeehoben  werden, 
sofern  durch  die  sofortige  VoUstrecknng  dem  Vemrteilton  oder  der  Familie 
desselben  erhebliche,  außerhalb  des  Strafzweckie  liegende  Nachteile  erwachsen.' 

Diese  Bestimmung  interessiert  ans  nicht;  denn  bei  ihr  kommen 
nicht  gesandheitliche,  sondern  nur  wirtscbaftliclie  Nachteile  in 
Betracht.  Eine  reichagesetzliche  Vorschrift  über  Unterbrechang  der 
Strafhaft  ans  gesnndheitlichen  Q^ründeD  existiert  bisher  nicht; 
die  Einfügung  einer  solchen  dürfte  aber  angezeigt  sein.  Bis  jetzt 
sind  nach  dieser  Richtung  hin  nnr  landesgesetzliche,  bezw.  regle- 
mentttre  Torscbriften  getroffen;  in  Preussen  z.  B.  die  Eabineta- 
ordre  vom  26.  Jani  1834,  nach  der  für  eine  Unterbrechang  einer 
Strafhaft  ein  von  einem  Medizinalbeamten  ausgestelltes  Attest  nötig 
ist,  das  sich  dahin  auszusprechen  hat,  ob  and  event.  ans  welchem 
&mnde  eine  nahe,  bedeutende  nnd  nicht  wieder  gntznmachende 
Gefahr  für  das  Leben  oder  die  Gesundheit  des  Inhaftierten  von 
der  Haft  za  befürchten  sei. 

Mit  Rücksicht  darauf,  dass  in  bezog  auf  die  Haftfähigkeit 
die  rerschiedensten  und  anberechenbarsten  Fälle  vorkommen  kOnnen, 
habe  ich  den  Leitsatz,  der  das  Kesnmä  dieser  Betrachtung  bringen 
soll,  so  weit  als  möglich  gefiisst; 

„Haftfähig  sind  solche  transportfähige  Kranke 
nicht,  deren  Pflege  nnd  Wartnng  Ansprüche  an  da« 
Gefängnispersonal  stellt,  wie  sie  in  einer  Gefangen- 
anstalt nicht  gewährt  werden  können;  insonderheit 
sind  nicht  haftfähig  solche  Personen,  die  an  einer  In- 
fektionskrankheit leiden,  oder  die  sich  einer  nnanf- 
sehiehbaren,  (schweren)  grösseren  Operation  za  unter- 
werfen haben. 

In  einem  akuten  Erankheitsstadium  befindliehe 
Tuberkulöse  sind  zum  Strafantritt  nicht  znzulassen.* 

Wir  kommen  nun  zum  letzten  Punkt  meines  Beferats,  fzn 
der  Terminsfähigkeit,  und  zwar  interessieren  uns  hier  die 
g§  822,  Abs.  1  und  229,  Abs.  2  der  8tr.-P.-0.; 

§  S23,  Abs.  1:  „Wenn  dem  Erscheinen  eines  Zcngen  oder  SachvcN 
atiadifen  in  der  Hai^trerhaadlnag  ftU  öm  lingere  »der  nngcrwisM  ZaifKiaat 
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belt  oder   Gebrechlichkeit  oder  andere  nicht  n  bweitigeBde  HinderniBse  ent- 

Segensteben,  so  kann   daa   Qericht   die   Vemehmiuig   desselben    dnich   einen 
eanftragten  oder  erfincbten  Bicbter  anordnen.* 

g  229,  Abs.  2:  „Ist  das  Aosbleiben  des  Angeklagten  nicht  genQgend 
entachnldigt,  so  ist  die  Vorfühning  anzuordnen  oder  ein  Haftbefehl  zn  erlassen." 

Die  Frage  der  TerminsfSIiig'keit  hat  mit  der  der  Haftffibigkeit 
das  eine  gemeiiiBam,  dasB  der  Arzt  sich  Aber  einen  leidenden 
Zastand,  Aber  Krankheit  oder  Gebrechlichkeit,  anasprechen  soll. 
Es  handelt  eich  hier  am  die  Sehvere  der  Krankheit,  nm  die 
Grösse  des  Oebrechens,  die  ein  Hindernis  fßr  den  Zengen  oder 
Sachrerständigen  darstellen,  vor  Gericht  zu  erscheinen.  Es  vird 
anch  hier  wieder  einzig  nnd  allein  anf  die  Gevissenhaftigkeit  des 
Arztes,  anf  seine  exakte  Diagnose  und  sein  nach  den  Regeln  der 
Wissenschaft  abzugebendes  urteil  ankommen;  eine  bestimmte 
Bichtschnnr  vird  sich  selbatveretändlich  anch  dafür  nicht  anf- 
Btellen  lassen.  Ich  möchte  deshalb  ganz  allgemein  als  These  nnr 
den  Satz  Ihnen  vorschlagen: 

„BeiEntBcheidnng  Qber  Terminaf&bigkelt  ist,  so- 
weit bierbei  körperliche  oder  geistige  Gesandheit  in 
Frage  kommt,  vorher  ein  arztlicher  Sachverstftndiger 
zu  hfiren." 

Bine  Frage  sei  mir  hier  noch  erlaubt:  Wie  nnn,  wenn  der 
in  seiner  Entscheidang  ja  sonverfine  Richter  sich  nicht  an  das 
Gutachten  kehrt,  wenn  er,  wie  §  229  sagt,  den  Zeugen  oder  Sach- 
verständigen als  nicht  genügend  entscholdigt  ansieht.  Ich  glaube 
anch  hier  schnell  darüber  hinweggehen  zu  kOnnen.  Der  Arzt  hat 
die  Unfähigkeit,  vor  Gericht  zu  erscheinen,  konstatiert;  glaubt 
der  Richter,  diesem  Gutachten  nicht  beitreten  zu  sollen,  nun, 
dann  hat  er  allein  die  Folgen  zu  tragen,  während  sich  der  Arzt 
mit  den  Bewnssteein  zurftckzieht,  seine  Pflicht  getan  zu  haben. 

Hier  achllease  ich.  Ich  bin  bemüht  gewesen,  Ihnen,  m.  H-, 
soweit  mir  das  Referat  übertragen  war,  kurz  zasammengefaest  in 
grossen  Zügen  das  vorzuführen,  was  nach  meiner  Amicht  bei  einer 
Baform  des  Strafgesetzbuches  f&r  uns  von  Wichtigkeit  ist  Ob 
freilich  —  voransgesetzt,  dus  Sie  mir  im  grossen  and  ganzen 
beistimmen  —  ansere  Wünsche  von  irgend  welchem  Erfolge  be- 
gleitet sein  werden,  ja,  ob  die  strafrechtliche  Reform  überhaupt 
Gestalt  annehmen  wird,  das  zu  wissen,  ist  ans  nicht  vergönnt, 
das  ruht  im  Schosse  der  Götter! 

(Lebhafter  Beifall.) 

Vorsitzender:  M.  H.!  Die  ersten  beiden  Referentui  haben 
etwas  länger  gesprochen,  als  vorauszasahen  war.  Es  ist  bald 
12  Uhrl  Ich  möchte  deshalb  vorschlagen,  dass  wir  schon  jetzt 
die  Frühstückspause  eintreten  lassen  nnd  nach  dieser  mit  dem 
Referat  des  Herrn  Prof.  Dr.  Aschaffenburg  fort&hren. 
(Allgemeine  Zustinuniing.) 
Ich  bitte  dann  nur  noch,  sieh  Punkt  1  TThr  wieder  bier  ein- 
zuflndeii. 

(PitHutAalcipaiu«.)  ,,,    ...  ..  ^jI.H)qIc 


68  Dr.  Aachaffenbnig. 

Professor  Dr.  Asehaffenbnrg,  Halle  a./S.,  vierter  Bericht- 
erstatter: M.  H.!  D&B  Thema,  das  mir  za  beeprechen  obliegt, 
greift  so  tief  hinein  in  die  ganze  Reform  des  Strafgesetzbaehes, 
in  die  Kern&agen,  die  dem  ganzen  Strafrecht  zu  gründe  gelegi; 
werden  müssen,  in  die  Ziele,  die  za  verfolgen  sind,  dasB  ich  vor 
der  grossen  Q^efahr  stehe,  mich  in  Dinge  za  vertiefen  nnd  zn 
verlieren,  die  mit  Encksicht  auf  die  vorgerückte  Zeit,  vielleicht 
doch  nicht  ganz  am  Fl&tze  sind.  Ich  bitte  deshalb  nm  die  Ee- 
laubnis,  mich,  mit  einer  Aasnahme,  auf  die  einzelnen  Funkte  be- 
achrfinken  zn  dttrfen,  die  ich  in  meinen  in  Ihrer  Band  befindlichen 
Leitsätze  erw&hnt  habe.  Bei  der  Abfassung  der  Leits&tze  leitete 
mich  der  Gedanke,  Ihnen  meine  Vorschläge  nnd  deren  Begründung 
in  möglichst  kurzer  Form  vorzulegen. 

I.  Strafgeaetzbnch. 

Die  wichtigate  Frage  für  den  Psychiater  ist  die  BeviBion 
der  Bestimmungen  aber  die  Zm-echnongsfähigkeit  tind  zvar  die 
der  Geisteskranken,  der  Grenzfftlle,  der  Jugendlichen,  der  Taub- 
stummen, der  Betrunkenen  und  Trinker. 

1.  Die  Znrechnnngsfähigkeit  der  Geisteskranken  nnd 
vermindert  Zurechnungsfähigen. 

Der  §  51  onserer  Strafgesetzgebnng  ^J  hat  eine  Reihe  grober 
und  grosser  Mängel;  in  dieser  Anschanung  stimmen  wohl  alte, 
Juristen  und  Aerzte,  hberein,  und  auch  wohl  darin,  dasa  Wort 
und  Begriff  der  „Willensfreiheit"  in  Fortfall  kommen  mftasen. 
Die  n  Willensfreiheit"  ist  ein  metaphysischer  Begriff,  der  nicht  zor 
Charakterisierung  einer  Gesetzbestimmnng  benatzt  werden  darf. 
So  oft  man  auch  behauptet  hat,  die  Diskussion  über  die  Willens- 
freiheit sei  für  die  Frage  der  Zurechnungsfähigkeit  ohne  Bedea- 
tang,  tatsächlich  ist  die  Erörterung  über  Determinismns  nnd  Indeter- 
minismuB  immer  wieder  aufs  neue  entbrannt,  ohne  aber  bei  allem 
wissenschaftlichen  Nutzen  die  praktische  Braachbarkeit  des  %  51 
za  erhöhen.  Wir  haben  auch  einen  Begriff  wie  den  der  Willens- 
freiheit nicht  nötig.  An  seine  Stelle  kann  nnd  mnss  ein  Aas- 
drnck  gesetzt  werden,  der  nicht  zn  philosophischen  ErOrtemngen 
Anlass  gibt. 

Das  zweite  Bedenken  gegen  den  §  51  beruht  in  dem  Wort- 
laut: .Eine  strafbare  Handlung  ist  nicht  vorhanden  .  .  ."  Dieser 
Wortlaut  führt  erfahrungsgemäas  leicht  zu  UissverständniaBen. 
Dem  Laien  leuchtet  es  nicht  ein,  dass  die  strafbare  Handlang 
nicht  vorhanden  ist,  er  argumentiert:  an  nnd  für  sich  ist  eine 
strafbare  Handlung  vorhanden,  sie  kann  nnr  deshalb  nicht  za 
einer  Terurteilnng  führen,  weü  der  Täter  geisteskrank  ist  Dass 
dieser  Gedankengang  brauchbar  ist,  geht  daraus  wobl  ohne  weiteres 
hervor,  dass  nur  wenige  Gesetzbücher  (das  französische,  belgische, 
finnische  and    der   norwegische  Strafgesetzentwnrf)   einen   dem 

')  §  51  Str.-G.-B. ;  „Eine  atrafbaie  Hob dliing  ist  nicht  vorhanden,  wenn 
der  Täter  zur  Zeit  der  Begehnng  der  HandlnoiF  aich  in  einem  Zustande  von 
BewoBtlosigkeit  oder  krankhafter  StQmng  der  Qfiistestitigkelt  befand,  dareh 
welchen  seine  freie  Willensbestimmiuig  ansgescliloBsen  war.' 
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deatscheo  Gesetze  ähnlichen  oder  gleichlaatenden  Wortlaat  haben, 
während  alle  anderen  sich  Bachgemftsser  ansdrOcken. 

Der  Wortlaut  des  §  51  hat  zweierlei  rechtlich  bedenkliche 
Folgen;  die  eine  ist  die,  dass,  wie  das  Heichsgericht  aasgesprochen 
hat,  „der  objektire  Mangel  einer  Hanptt&t  den  rechtlidien  Gmnd 
der  Straflosigkeit  der  Unterstützungshandlong  in  ihrer  Eigenschaft 
als  Beihfllfe  gibt".  Es  ist  wohl  selbstverständlich,  dass  hier  eine 
Äendernng  getroffen  werden  mnss,  die  es  gestattet,  den  Helfer 
bei  einer  Straftat  anch  dann  zn  fassen,  wenn  der  Hanpttäter 
wegen  Geisteskrankheit  freigesprochen  wird. 

Die  andere  wichtige  Schädignng  trifft  zuweilen,  wenn  aach 
Tielleicht  nicht  oft,  den  Kranken  selbst.  Heute  genfigt  die  Fest- 
stellong  der  geistigen  Stfirnng  im  Sinne  des  §  51  znr  Freisprechung, 
ohne  dass  vorher  genau  erörtert  werden  mnss,  ob  der  beschuldigte 
Geisteskranke  ilberhanpt  die  Tat  begangen  hat  oder  nicht.  Das 
ist  nicht  gleichgiltig  für  den  Kranken;  der  Makel,  dass  er  eüie 
gemeingeährliche  Handlang  begangen  hat,  bleibt  an  ihm  haften. 
Und  nicht  nur  dieser  Makel,  der  leider  auch  bei  einem  Geistes- 
kranken von  der  grossen  Menge  als  ein  solcher  angesehen  wird; 
schon  jetzt  sind  insofern  wichtige  Nachteile  mit  einem  solchen 
Urteile  verbunden,  als  wenigstens  in  Prenssen  die  Verwaltongs- 
behßrden  bei  der  späteren  Entlassung  des  Kranken  ein  gewichtiges 
Wort  mitzureden  haben.  Wenn  wir  die  nachher  zu  besprechenden 
Gesetzesvorschläge  durchsehen  werden,  wird  diese  Schwierigkeit 
noch  grfisaer.  Soll  nun  darunter  auch  ein  Kranker  zu  leiden 
haben,  der  nur  im  Verdacht  einer  strafbaren  Handlung  gestanden 
hat,  dessen  objektive  Terscholdang  aber  gamicht  festgestellt 
wurdeP  Doch  wohl  kaumi  Deshalb  müssen  wir  eine  Trennung 
des  Wortlautes  verlangen,  die  derart  ist,  daas  unabhängig  von 
einander  die  Beteiligung  des  Kranken  an  der  ihm  zugeschriebenen 
Handlung  und  seine  TJazurechnungsfähigkeit  festzustellen  ist. 

Auf  Grund  dieser  Erwägungen  und  im  Wunsche,  einen  mög- 
lichst einfachen  und  nicht  misszuveratehenden  Ausdruck  für  £ö 
schweren  geistigen  Störungen,  die  eine  Unzurechnungsfähigkeit 
bedingen,  zu  finden,  habe  ich  deshalb  als  Wortlaut  des  §  51 
Torgeschlagen : 

„War  der  Täter  zurzeit  der  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  geisteskrank,  blödsinnig  oder  bewusstlos,  so 
wird  er  nicht  beetraft.  Der  Richter  verfügt  seine  vor- 
läufige Unterbringuog  und  tiberweist  ihn  dem  EntmfLn- 
digungsrichter." 

Der  erste  Teil  des  Paragraphen  bedarf  wohl  keiner  weiteren 
Begrflndnng  nnd  Erörterung  mehr,  wohl  aber  der  zweite  Satz, 
Bisher  erschöpfte  sich  bekanntlich  die  Machtbefugnis  des  Bicfaters 
in  der  Festetellnng  der  Unzurecbnaogsfähigkeit,  während  er  keinen 
Einflaes  aaf  die  weiteren  Schicksdle  eines  gemeingefährlichen 
Geisteskranken  hatte.  Man  geht  wohl  nicht  felil,  wenn  man  in 
diesem  Grande  eine  der  Quellen  sieht,  ans  denen  die  Abneigung 
mancher  Bichter  gegenüber  der  Auffassung  der  Sachverständigen 
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entspriiigrt  Bei  dea  wegen  mangelnder  EinBicht  freigreBproelienen 
Jagendlictten  bat  der  Richter  in  dem  Urteile  za  bestimmen,  tss 
mit  dem  Freigesprocbenen  za  geschehen  hat.  Es  liegt  deshalb 
auch  kein  Gtrond  vor,  der  gegen  diese  Mitwirkung  des  Richters 
bei  der  Freisprechung  Geisteskranker  spricht.  Im  C^genteil 
würde  dadurch  das  MissTerbfiltnis  beseitigt  werden,  das  gelegent- 
lich zwischen  der  Aaf^ssang  des  Gerichts  und  der  der  Terwaltunga- 
behörden  herrortritt.  So  ist  es  mir  z.  B.  begegnet,  dass  das 
Gericht  einen  Angeklagten  auf  mein  Gutachten  hin  gegen  das 
Gutachten  des  anderen  Sachverständigen  freisprach,  diesem  aber 
bei  der  ünterbringnug  des  Kranken  dann  die  Entscheidung  ftber 
diese  Unterbringung  zufiel. 

Nicbt  ganz  so  einlach  wie  die  Begründung  der  Notwendig- 
keit eines  Rechtes  wider  den  getährlichen  Kranken  einzuschreiten, 
ist  die  Beantwortnng  der  Frage,  in  welcher  Weise  nnd  durch 
welche  Instanz  es  geschehen  soll.  Drei  verschiedene  Ansichten 
werden  in  der  Literatur  vertreten;  die  eine  wünscht,  dass  der 
StraMchter  die  Entscheidung  trifft,  die  andere,  dass  die  Ver- 
waltungsbehSrde  diese  Angelegenheit  in  die  Hände  nimmt,  und 
die  dritte,  dass  ein  Entmflndigungsverfähren  eingeleitet  werde. 
Ich  glaube  nicht,  dass  der  Strafrichter  die  passende  Instanz  dar- 
stellt; er  verfügt  doch  nur  über  einen  kleinen  Teil  des  Materialea, 
das  zur  genauen  Kenntnis  der  Persßnlichkeit  notwendig  ist.  Da- 
zn  bedarif  es  noch  einer  Erhebung  der  Vorgeschichte,  einer  Er- 
örterung der  häasliclien  VerhältniBse,  in  die  der  Kranke  unter 
Umständen  zurückkehren  kann,  einer  Begutachtung,  die  sich  nicht 
auf  die  Feststellung  der  Znrechnungafähigkeit  zurzeit  der  oft 
schon  lange  zurückliegenden  Tat  beschränkt.  Die  zweckm&aaigst« 
Art  der  Unterbringung,  als  welche  gelegentlich  auch  die  Fürsorge 
der  eigenen  Familie  oder  die  Unterbringung  in  einer  passenden 
fremden  sich  eignen  dürfte,  kann  nur  in  einem  Verfahren  gefunden 
werden,  das  gestattet,  die  Interessen  der  Oeffentliohkeit,  der  An- 
gehörigen, nicht  zoletzt  auch  des  Kranken  selbst  sorgfältigst  gegen 
einander  abzawägen.  Deshalb  empfiehlt  sich  auch  kein  Venral- 
tongs-,  sondern  dos  Entmündigangsverfahren,  oder,  wie  auf  der 
diesjährigen  Jahresversammlung  der  internationalen  kriminalisti- 
schen Vereinigung  beschlossen  wurde,  ein  dem  Entmündigungs- 
verfahren analoges  Verfahren.  Ob  man  nun  das  Entmündigungs- 
verfahren, dessen  Form  and  Wesen  so  erprobt  ist,  oder  ein  ihm 
ähnliches  wählen  will,  scheint  mir  von  geringer  Bedeutung  gegen- 
über der  Tatsache,  dass  man  überhaupt  ein  Verfahren  wählt, 
das  mit  allen  Kautelen  versehen,  dem  allgemeinen  Recfatsbedttrf- 
nis  genügt.  Eines  Verfahrens  bedarf  es  aaoh  im  Falle  einer  Ver- 
ftndemng  der  Krankheit  oder  einer  Heilung,  damit  jederzeit  eine 
Behßrde,  die  über  das  ganze  notwendige  Material  und  über  einen 
Sachverständigen  verfügt,  über  das  weitere  Schicksal  des  Unter- 
gebrachten entscheidet. 

Bei  dem  §  51  muas  auch  der  „verminderten  Znreeh- 
nangsfähigkeit'  gedacht  werden.  Erfreulicherweise  hat  die 
stete  Bemühung  der  Irrenärzte  um  die  Anerkennung  der  Tatsache, 
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daas  zwiaehen  Oeisteakrankheit  und  G^esandhait  keine  scharfe 
örenze  besteht,  allmtlhlig  Erfolg:  gehabt.  Die  nähere  Ansdnander- 
aetzong  Aber  das,  was  wir  als  6renzf&lle,  oder,  am  den  am  meisten 
eingebOrgertea  Anadmck  featznhalten,  als  verminderte  Znrech- 
nnngsfälugkeit  ansehen,  darf  ich  mir  hier  wohl  erlassen.  Nor  auf 
die  2  gewichtigsten  Einwände  mag  kurz  hingewieaen  werden, 
die  gegen  den  bisher  Qbliehen  Ersatz  von  Bestimmuneren  Aber 
verminderte  Zaredurnngsfähigkeit  durch  die  mildernden  Umstfinde 
sprechen  —  soweit  diese  eben  fiberhaupt  vorgesehen  sind.  Der 
erste  lat  der,  dasa  ftber  die  mildernden  Umstände  der  Richter 
entscheidet  nnd  nicht  der  Arzt,  der  doch  gerade  diese  so  ansser- 
ordentlich  komplizierten  Zustände  allein  ganz  richtig  za  würdigen 
vermag.  Der  zweite  besteht  darin,  dass  die  mildernden  Umstände, 
die  mildere  Strafe,  im  Prinzip  verfehlt  sind.  Nicht  darom  handelt 
es  sieh,  dass  die  Strafe  verkOrzt  wird,  sondern  dass  sie  der  In- 
dividnalität  der  Q-renzfftlle  angepaast  ist,  also  anders  bei 
Schwachsinnigen,  anders  bei  Epileptikern,  anders  bei  Tranksflch- 
tigen  naw.  Gewüs  wird  ea  in  einzelnen  Fällen  sein  Bewenden 
bei  einer  geringen  Strafe  haben  kOnsen;  ebenso  gewiss  aber  sind 
ancb  noch  andere  Methoden  branchbar,  ja  bei  weitem  wichtiger.  Ea 
gibt  Individaen,  bei  denen  die  bedingte  Yerarteilang,  wie  erst  vor 
korzem  Gramer  aasgeftUirt  hat,  eine  äusserst  segensreiche  Masa- 
regel  ist.  Die  wie  ein  DamokleBachwert  über  dem  Verurteilten 
schwebende  Vollstrecknngsgefabr  wird  bei  haltlosen  Schwach- 
sinnigen, bei  vereinzelten  Hysterischen  nnd  anderen  vOllig  ans- 
reicben,  nm  ihre  Widerstandsföhigkeit  gegen  neae  Versachnngen 
znm  Verbrechen  zu  erhöhen. 

Wichtiger  als  diese,  nor  für  eine  beschränkte  Zahl  von  In- 
dividoen  passende  strafrechtliche  Reaktion  acheint  mir  aber  ihre 
Versorgang,  wie  sich  der  schweizerische  Strafgesetzentwnrf 
ansdrückt.  Diese  Versorgnog  soll  an  die  Stelle  der  Strafe  treten, 
sodass  der  Täter  straflos  bleiben  wärde.  Ich  bitte,  sich  nicht  an 
dem  Worte  ,  Straflosigkeit"  zn  stossen.  Diese  gesellschaftliche 
Reaktion  bedentet  einen  wohl  meist  anendlich  schweren  Eingriff 
in  die  Rechte  des  vermindert  Zurechnangsfähigen.  Unter  Um- 
ständen mnaa  ihm,  falls  sem  Zastand  sich  nicht  bessert,  seine 
Freiheit  fflr  das  ganze  Leben  genommen  werden;  die  Anstalt,  in 
die  er  eingewiesen  wird,  sei  es  nnn,  dass  sie  eine  Trinkerhellanstalt, 
eine  Epüeptikeranstalt,  oder  welcher  Art  auch  immer  sie  sei,  kann 
niemals,  selbst  bei  humanster  Leitung  and  hygienisch  einwand- 
ft-eiester  öestaltuDg,  eiuen  Ersatz  bieten  ffir  das  wichtigste  aller 
Rechtsgflter,  fOr  die  Freiheit. 

Es  ist  mir  nun  schlechterdings  nicht  möglich,  za  verstehen, 
welchen  Wert  eine  —  In  anbetracht  der  verminderten  Znrechnungs- 
Zähigkeit  ohnedies  schon  kDrzere  —  Strafe  gegenüber  dieser  lang- 
dauernden  Einsperriuig  aus  Sicherheitsgrttnden  haben  soll.  Zwei 
Fälle  sind  mOgUch:  sie  kann  der  Versorgang  vorangehen  oder  Ihr 
nachfolgen.  Im  ersten  Falle  wird  die  Behandlung,  die  wir  ale 
Aerzte  anbedingt  in  den  Vordergrund  atellen  müssen,  ohne  G-rund 
hinanageachoben,  gewiaa  nicht  zum  beaten  der  Enaken,  wenn  ich 
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mir  diesen  Aaadrnck  (festatten  darf.  In  den  Gteftngnmen  leiden 
die  meiatfiD  g'eistig  Mindervertigen  mehr  als  billig:,  wenn  man 
sich  auf  den  Standpunkt  gerechter  nnd  gleichrnftasiger  Yergeltang 
stellen  tUI.  Fflr  den  Strafvollzug  aber  sind  sie  eine  kanm  zn 
ertragende  Last,  eine  Gefahr  ffir  die  Ordnung  der  Strafanstalten; 
sondert  man  sie  aber  in  besonderen  Gefängnisabteilnngen  von  den 
andern  ab,  so  länft  das  schliesslich  auf  dasselbe  hinaus,  wie  unsere 
Forderung  einer  zweckmässigen  Versorgung. 

Noch  weniger  ratsam  ist  die  Terbässnng  einer  Strafe  nach 
der  Versorgung.  Welchen  Einflaas  kann  nach  rntthsam  erreichter 
Besserung  des  psychischen  Zustandes  noch  eine  Strafvollstreckung 
haben?  Sie  kann  hSchstens,  wenn  nicht  schon  die  stete  Furcht 
Tor  dieser  Einsperrung  die  BesBenmg  oder  Genesung  verhindert, 
den  psychischen  Zustand  von  neuem  Terschlimmem,  sodass,  wenn 
sich  die  Tore  der  Strafanstalt  f&r  den  Minderwertigen  wieder 
Offnen,  ein  geföhrliches  Individium  mehr  auf  die  Menschheit  los- 
gelassen  ist,  während  sonst  vielleicht  ein  sozial  brauchbarer  Mensch 
aus  der  Versorgung  in  die  Freiheit  hätte  zurückkehren  kSnnen. 
Man  verkennt  die  Natur  der  weitaus  meisten  vermindert  Zurech- 
nungsfähigen, wenn  man  glaubt,  ihre  Widerstandsf&bigkeit  gegen 
Verbrechen  kßune  durch  die  nachträgliche  Abbüssung  einer  fYei- 
heitsstrafe  gestärkt  werden,  wenn  das  nicht  schon  die  vorherige 
Behandlung  vermocht  hat.  Ne  bis  in  ideml  Man  sollte  doch 
nicht  mit  zwei  Mitteln  anf  dasselbe  Ziel  losarbeiten,  wenn  das 
eine  genügt,  nnd  das  andere  eher  die  Eigenschaft  hat,  die  Er- 
reichung des  Zieles  unmöglich  zu  machen. 

Auch  fflr  die  vermindert  Znrecbnungsfähigen  gilt  das  gleiche, 
was  vorher  für  die  ünzurechnnngsfShigen  gesagt  ist.  Im  Laufe 
einer  kurzen  GericbtsTerbaDdlong  kann  das  geeignete  Mittel  zn 
ihrer  Unschädlichmachung  oder  znr  Wiederherstf^llnng  nicht  ge- 
funden werden;  auch  die  Hilfe  eines  ärztlichen  Sachverständigen 
würde  Fehlgriffe  nicht  verhindern  können.  Deshalb  muss  das 
gleiche  Verfahren  wie  bei  den  Geistes  kranken  angestrebt  werden. 
Das  Verzeichnis  geeigneter  Mittel  und  Wege  kann  ich  mir  wohl 
schenken;  man  möchte  fast  sagen,  jeder  Fall  erfordert  eine  be- 
sondere Methode,  und  zwar  nmfasst  die  Beihe  der  Möglichkeiten 
alles,  von  der  üeberweisung  an  eine  passende  Familie  an  bis  zn  der 
Irrenanstalt.  Es  kann  ja  nur  darauf  ankommen,  die  Interessen 
der  Kranken  zn  wahren,  aber  das  auch  nnr  bis  zn  der  Grenze, 
wo  die  mächtigeren  nnd  wichtigeren  Interessen  der  Öffentlichen 
Bechtssicherheit  in  Gefahr  geraten. 

Unter  Berücksichtigung  des  Gesagten  schien  mir  deshalb 
folgender  Wortlaut  eines  §  51a  wünschenswert: 

,§  Sla.  Im  Falle  eines  geringen  Grades  krank- 
hafter Störungen  der  Geistestätigkeit  oder  massiger 
Geistesschwäche  ist  der  Täter  milder  zn  bestrafen 
oder  bedingt  zu  vernrteilen,  oder  er  bleibt  atrafloa. 
Der  Bichter  verfügt  im  Falle  der  Nichtbestrafnng  die 
vorläufige  Unterbringung  des  Freigesprochenen  ond 
überweist  ihn  dem  Entmündignngsrlchter.      ""^'^ 
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2.  Schatz  gegren  ^emein^effibrliche  VerbreeIi6T. 

In  onmittelbarem  Znsmnmenh&iig  mit  diesen  AQsf&hnmgeD 
steht  die  Frage  der  Behandiang  gemeingefährlicher  Verbrecher. 
Sie  hat  mehr  mit  tmaerer  Eigenschaft  als  Äerzte  zu  ton,  als  man 
gewöhnlich  anzunehmen  scheint.  Nicht  in  dem  Sinne,  aJs  ob  vir 
in  jedem  Verbrecher  einen  Öeisteskranken  s&hen;  aber  wir  dürfen 
noB  doch  als  Aerzte  der  Tatsache  nicht  verBchlieBsen,  dass  nnter 
den  Gewohnheitsiasassen  der  Strafanstalten  ein  enormer  Prozent- 
satz psychisch  Defekter  ist.  Wenig  intelligent  bis  znr  Grenze 
des  Si^vachsinos,  tmnkfällig  oder  dnrch  Trnncksncht  geschädigt, 
stampf  oder  tlbertriebon  reizbar,  mit  allerband  psyehopathischen 
Zügen,  mit  Epilepsie  und  Hysterie  behaftet,  so  zeigt  sii^  nns  der 
GewohnheitsTerbrecher.  Damit  sollen  sie  noch  nicht  dem  Heere 
derer  eingereiht  werden,  denen  wir  eine  verminderte  Znrecbnongs- 
fäbigkeit  zaschreiben  können;  aber  wir  müssen  wohl  als  Aerzte 
aof  alle  diese  Züge  hinweisen,  die  mit  dem  psychischen  Minder- 
wert gleichzeitig  die  trübe  Prognose  erkennen  lassen.  Sie  ist 
wahrlich  tröbe  genngl  Sie  kennen  wohl  alle  die  bekannte  Straf- 
anstalteenqaete.  Unter  1 5539  Hännem,  die  3  oder  mehr  Freiheits- 
strafen, düonter  eine  von  6  Monaten  oder  mehr  verbfisst  hatten, 
warde  seitens  der  Strafanstaltsbeamten  bei  14726  gleich  95  "/g 
der  Rückfall  als  wahrscheinlich  bezeichnet.  Das  ist  gewiss 
nicht  übertrieben,  and  ebenso  gewiss  ist  es  ungeheaerlieh,  dass 
trotz  der  Gewissheit  des  ßückfalles  die  Sfientliche  Bechtsaicherheit 
den  Angriffen  dieser  gemeingefährlichen  Menaehen  achntzlos  preis- 
gegeben wird.  Ich  habe  vorgeschlagen,  solche  Menschen  als 
.sozial  antaaglich'  zn  bezeichnen.  Dadnrch  wird  ihr  Zu- 
stand der  Mens<£heit  gegenüber  charakterisiert,  and  dem  Aas- 
dracke  kann  sowohl  der  zaatimmen,  der  die  Ursache  dieser  Bück- 
fftlligkeit  in  der  Veranlagong  and  Erziehang,  wie  der,  der  sie  in 
den  sozialen  Verhältnissen  sieht. 

Diese  sozial  Untaoglichen  bedrohen  daaemd  den  Bechtsfrieden 
and  verlangen  angezählte  Opfer  an  Ehre,  Geaandheit  and  Ver- 
mögen der  friedlichen  Bürger.  Deahalb  mflasen  wir  gegen  diese 
Individuen  Sicberheitsmassregeln  verlangen,  ähnlich  denen,  die 
wir  gegen  gefährliche  Geisteskranke  vorgeschlagen  haben.  Bei 
jedem  rückfälligen  Verbrechen,  den  seine  Individncäität  als  gemein- 
gefährlich kennzeichnet,  masa  sich  die  Sicherangshaft  der 
Strafhaft  anBchliessea.  Da  auch  der  gefährlichste  Verbrecher 
nicht  rechtlos  aein  darf  and  Irrtümer  möglich  aind,  ao  bedarf  es 
eines  kontradiktorischen  Verfahrens,  des  Beehtes  einer  Bemfnng 
and  weiter  des  Anrechtes  aaf  eine  etwa  alle  3  Jahre  za  wieder- 
holende Nachprüfung. 

Einen  grossen  Schritt  anf  diesem  Wege  hat  der  norwegische 
Strafgesetzentwarf  getan.  Er  gestattet  bei  bestimmten  besonders 
schweren  Verbrechen  eine  Verlängerang  der  Strafe  um  eine  Zeit, 
die  das  dreifache  der  ursprünglichen  Strafe,  keinesfells  aber  länger 
als  15  Jahre  über  diese  hinaus  betragen  darf.  Diese  zeitliche 
ümgrenzong  kann  wohl  unbedenklich  als  eine  Konzession  gegen- 
über den  bisher  bestehenden  Anschaanngen  bezeichnet  werden; 
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denn  es  lieg^  doch  kein  TernSnftig:er  3mnd  vor,  einen  Menschen, 
bei  dem  man  nach  10  oder  12,  14  Jahren  das  Becht  hat,  die 
EhttlasBim^  za  verveigem,  nach  15  Jahren  za  entlassen,  wenn 
die  Bedenken,  die  einige  Jahre  vorher  bestanden,  anTerftndert 
dieselben  geblieben  sind.  Immerhin  werden  wir  den  norwegischen 
Torschlag  freudig  als  ein  Zeichen  begrüssen  können,  dass  anob 
die  Gäsetzgebnng  den  Standpnnkt  vertritt,  des  Recht  des  fried- 
liehen Borgers  hoher  za  schützen  als  das  Becht  des  gemein- 
gef&hrlichen  Becbtsbrechers.  Er  mnss  sich  gefallen  lassen, 
ans  einer  Gesellschaft,  in  der  er  nicht  zu  leben  versteht,  aos- 
geschaltet  za  werden. 

Unterscheidet  sich  denn  vom  Standpunkte  des  Verbrechers 
ans  tats&ehlich  der  heutige  Znstand  so  erheblich  von  dem  kflnftigen? 
Wer  die  Straftisten  der  StammgSste  unserer  Zachthftnser  dnrdi- 
sieht,  wird  bald  za  der  Ueberzengong  kommen,  dass  die  Zeiten 
der  B^eiheit  sich  nnr  als  knrze  Intervalle  zwischen  die  in  Straf* 
anstalten  verbrachten  Zeiten  einschieben.  Aber  diese  Zeiten 
benotzt  der  Gewohnheitsverbrecher  nicht  oder  nnr  selten  zn  einem 
emstUdien  Versuche,  sich  wieder  in  das  Leben  einzoarbeiten ;  er 
missbraucht  das  ihm  gewordene  Becht  an  Freiheit  znm  Schaden 
seiner  Mitwelt.  Zurzeit  hält  sich  der  Staat  nur  dann  fOr  berech- 
tigt, den  Verbrecher  wieder  einzasperren,  wenn  er  sich  durch 
einen  Binbrnch,  ein  Sittlichkeitsverbrechen,  einen  Messerstich,  eine 
Brandstiftung  von  neuem  den  Aufenthalt  in  der  Strafanstalt  ver- 
dient hat.  Erst  mnes  die  Ehre  einer  Fran,  die  sittliche  ün- 
berührtheit  eines  Kindes,  die  Oesondheit  oder  das  Eigentum  eines 
Menschen  zmn  Opfer  fiilleD,  ehe  der  Staat  nns  vor  solchen 
Leuten  schätzt. 

Man  wende  nicht  ein,  dass  diese  traorlgen  Ereignisse 
nicht  mit  völliger  Sicherheit  voraasgeeehen  werden  kOnnen. 
Um  Willkttr  zu  vermeiden,  soll  ja  gerade  das  Verfahren  dem  als 
gemeingefährlichen  Verbrecher  Bezeichneten  Gelegenheit  geben, 
sich  zu  verteidigen,  die  Nachnntersnchang  ihm  die  MSgliehkeit 
gewähren,  einer  etwa  wider  Erwarten  eingetretene  Chariäterv»- 
ftndemng  Bechnnng  zu  tragen.  Der  Gewinn  fBr  die  allgemeine 
Bechtssicherbeit  w&re  ein  unberechenbarer.  Dass  wir  mit  diesen 
Vorschlägen  auf  eine  „Abschaffung  des  Strafmassefi*  los- 
steaem,  will  ich  gern  zageben.  Ich  muss  mir  hier  versagen,  fBr 
diese  Idee,  der  ich  mit  Leib  nnd  Seele  anhänge,  Propaganda  za 
machen;  nor  das  mOchte  ich  wenigstens  aussprechen:  Die  Ab* 
schaffang  des  Strafmasses  wttrde  nicht,  wie  man  oft  zu  glauben 
scheint,  die  Stellung  des  Richters  im  Strafverfahren  zu  einer 
nebensfichlichen  machen,  sie  wflrde  ihn  vielmehr  vor  eine  Reihe 
der  interessantesten  und  wichtigsten  Probleme  stellen.  Dom  ihm 
wflrde  natoigemäss  eine  hervorragende  Anfgabe  bei  der  B«ni^ 
teilang  der  Lidividaalität  des  Becbtsbrechers  zufallen,  and  viel* 
leicht  wflrde  dadurch  mancher  eher  dem  Berufe  des  Strafriehtera 
Interesse  abgewinnen,  der  jetzt  die  Strafkammer  gegenfiber  der 
Zivilkammer  hintenansetzt.  Vorerst  ist  das  Zakunftemusik;  denn 
die  wichtigste  Voraassetzung  der  onbestimmten  StrafDrtaile  wäre 
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eine  ga-nz  andere  Torbildaag:  dea  Greffiiig:tti8per80Dals. 
AdcIl  bei  der  Einfflhraiig;  der  Sieheningshaft  wird  dem  Urteil  der 
Strafanstaltsbeamten  grosees  Gewicht  beigemesBen  werden  müsaen, 
nnd  damit  die  Fordenmg  za  erheben  sein,  nur  solclie  Leute  an 
die  Spitze  von  Strafanstalten  zu  stellen,  die  eine  aaareichende 
joristiBcfae  nnd  psychologische  Vorbildung  genosaen  haben.  Der 
Berof  dee  Strafvollzugsbeamten  wiid  dann  den  ihm  anhaftenden 
'BLat  des  Kerkermeisters  verlieren,  dessen  wesentlichste  Funktionen 
sich  in  dem  Abachliessen  des  Gtefangenen  von  der  Welt  und  in 
RechnnngS'  and  BachfUirung  erschöpfen ;  er  wird  in  weit  höherem 
G-rade  wie  bisher  sich  mit  der  sozialen  Brauchbarmachung'  der 
Sträüinge  zu  beschäftigen  haben,  Menschen  studieren  und  er- 
ziehen helfen.  Ich  will  hier  noch  besonders  betonen,  nicht  der 
Gefangenen  wegen  geschieht  das,  sondern  onsertwegen;  wir,  die 
wir  gewillt  sind,  in  Frieden  zn  leben  und  die  Rechte  unserer 
Nebenmenschen  zu  achten.  Wir  werden  den  Hauptgewina  haben, 
wenn  ea  glflckt,  eine  scheinbar  verlorene  Elxisteoz  zu  retten,  die 
onrettbar  Terdorbenenen  aber  fernzuhalten. 

Sofort  aber  erhebt  sich  ein  weiterer  Einwand,  der  nllmlich, 
daea  diese  Sicherongahaft  dem  Staate  unerschwingliche  Kosten 
auferlegen  würde.  Ich  vermag  nicht,  diesen  Einwand  zahlenmfissig 
za  widerlegen;  er  scheint  tatsächlich  anch  schwerwiegender,  als 
er  ist.  Ich  will  dabei  ganz  absehen  davon,  dass  die  Gesondheit 
und  Ehre  der  Opfer  verbrecherischer  Angriffe  wichtiger  sind,  als 
die  Kosten  für  Gefängnisbeamte  und  die  Unterhaltung  so  vieler 
Gewohnheitsverbrecher.  Ich  habe  schon  erwähnt,  daaa  die  meisten 
unserer  Zuchthaosbewohner  stets  nor  für  kurze  Zeit  die  Straf- 
anstalt verlassen.  Die  Zahl  also  der  dauernd  za  Internierenden 
wird  nicht  gar  so  erheblich  grösser  sein  ala  jetzt;  wichtiger  iat, 
dass  die  Unterbringung  dieser  Personen  nicht  durchweg  der  mona- 
mentalen Bauten  und  der  hanahohen  Mauern  unserer  Strafanstalten 
bedarf.  Es  gibt  unter  den  Gefangenen  zahlreiche  —  alt  venia 
verbo  —  harmlose  Menschen,  harmlos,  solange  sie  vor  den  Ver- 
anchnngen  der  Aassenwelt  bewahrt  sind,  fleissig,  solange  ihnen 
die  Sorge  und  Nachdenken  über  ihre  T&geaarbeit  abgenommen, 
folgsam,  so  lange  sie  sich  bewacht,  aber  auch  geleitet  fühlen. 
Für  diese  genügen  ganz  ein&che  Einrichtungen  vom  Charakter 
landwirtschaftlicher  Kolonien  oder  der  Arbeitshfioser.  Die  guten 
Erfahrungen,  die  man  mit  der  Verwendung  von  Zuchthäuslern  für 
Arbeiten  wie  Flassregulierungen  nnd  Kultivierung  von  Oedlände- 
reien  gemacht  hat,  ermntigen  zu  weiteren  Verauchen.  Gelingt  es 
aber,  in  diesem  Sinne  für  einen  Teil  der  Verbrecher  mit  einfachen 
Mitteln  auszukommen,  ao  werden  auch  die  dann  etwa  noch  bleiben- 
den Mehrkosten  nicht  weiter  in  Betracht  gezogen  werden  dürfen. 
Ea  sind  die  Kriegekosten  der  Gesellschaft  gegen  ihre  Angreifer ;  daaa 
unser  Kriegsplan  mit  der  grosseren  Aussicht  auf  Erfolg  auch  den 
der  Hnmanität' verbindet,  ist  gewiss  kein  Schaden.  Wie  weit 
nnn  ein  neues  Strafgesetzbuch  sich  der  Abschaffdng  dea  Straf- 
masses nähern  wird,  kann  noch  nicht  Übersehen  werden.  So  weit, 
wie  die  von  mir  hier  entwickelten  Wünsche  nnd  Gedanken  gehen, 
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aictierlicti  nicht.    Ich  beachrfinke  mich  deshalb  darauf,   unseren 
heatig:en  Waaaehen  eine  erreichbare  Gestalt  zo  geben: 

,Schntz  der  Geaellschaft  geg;en  den  gemeingefähr- 
lichen Verbrecher  darch  Sicherangahaft;  Schatz  des 
Bechtabrechera  gegen  Willk&r  darch  ein  regelrechtes  Yer- 
fiihren  mit  BerafnngsmSglichkeit  and  obligatorischer 
Kachprfifnng.* 

3.  Die  strafrechtliche  Terantvortlichkeit  der  Trinker 
and  Beranachten. 

Hochgradige  Betrunkenheit  ist  zveifelloa  als  ein  Znatand 
TOQ  Bevasatloaigkeit  im  Sinne  des  §  51  anznaehen,  durch  welchen 
die  freie  Willensbestimmang  anBgeschloaaen  ist.  Qleichvohl 
nehmen  nnaere  Gerichte  Anatand,  die  Folgerung  aua  dieaer  ärzt- 
lichen Erfahrang  zn  ziehen  nnd  den  Angälagten  treiznsprechen. 
Zom  Teil  liegt  daa  daran,  daas  der  Begriff  der  sinnlosen  Be- 
trunkenheit verkannt  wird.  Sinnlos  betrunken  ist  wohl  stets 
der,  der,  uniähig  zu  gehen  und  zn  stehen,  unfähig  zu  verstehen, 
was  man  ihm  sagt,  auserstande  zusammenhängend  zu  sprechen,  im 
Strassengraben  liegt;  aber  diese  äusaerlichen  Eracheinnngen  sind 
nicht  die  notwendige  Toraasaetzung  der  sinnloaen  Trunkenheit. 
Wir  kennen  alle  Fälle  genug,  in  denen  eine  äassertich  geordnete 
Haltung  und  acheinbar  geringe  Ängetmnkenheit  erst  durch  die 
völlige  Erinnerungslosigkeit  am  nächsten  Tage  aU  die  schwere 
Störung  des  psychischen  Gleichgewichts  gekennzeichnet  wird,  die 
sie  in  Wirklichkeit  war.  Wenn  wir  das  in  kriminell  belanglosen 
Fällen  wahrnehmen,  so  müsaen  wir  —  unter  Wahrang  der  Tor- 
sieht  gegen  Lug  und  Trug  —  daraus  die  Folgen  ziehen,  dass 
aaeh  bei  Verbrechen  das  äussere  Gebahren  nicht  immer  als  Mass- 
stab  der  Alkoholvergiftung  gelten  kann. 

Ein  gewaltiger  Anteil  aller  Verbrechen  wird  durch  den 
Alkohol  ausgelöst;  Grund  genug,  um  den  Widerstand  zu  ver- 
stehen, den  jeder  Kichter  empfinden  muss,  wenn  ihm  zugemutet 
wird,  bei  jedem  2.,  S.  Delikt  den  Alkohol  als  Strafausschliessung^- 
oder  Stratmilderungsgrund  zn  berücksichtigen.  Die  energischste 
Bekämpfung  der  kriminellen  Ausschreitungen  Tmnkener  ist  eine 
unbedingte  Notwendigkeit.  Gin  nicht  unerheblicher  Prozentsatz 
von  Verbrechen,  die  einem  Bausche  ihren  Ursprung  verdanken, 
wird  von  vorher  Unbestraften  begangen,  ein  statistisch  zu  fahrender 
Beweis  ^  die  Gefahr  des  Gelegenheitstrunks. 

üeber  die  Gefährlichkeit  des  Gewohnheitstrinkers  ist 
ja  kein  Wort  zu  verlieren.  Es  handelt  sich  also  nur  darum,  wie 
die  Gefährdung  der  Bechtesicherheit  am  zuverlässigsten  and 
sichersten  verhindert  werden  kann.  Es  würde  zweifellos  bald  za 
den  nngltLcklichsten  Folgen  fahren,  wollte  man  allzu  milde  gegen 
den  Gelegenheitstrinker  sein.  Für  ihn  muss  ein  Mittel  gesucht 
werden,  das  einen  möirlichst  mächtigen  nnd  nachhaltigen  Emdnii^ 
macht,  ihm  bei  jeder  Neigung  zu  rrunkausschreitangeo  die  Sblen 
Folgen  grfindlich  ins  Gedäditnis  ruft.  Als  ein  »ilches  Uittd 
empfiehlt  sich  das  Prinzip  der  Schadloahaltung  dea  Gaschft- 
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digteo  unter  staatlicher  Äofsicht.  Wenn  der  8ch&dig:er  grezwnnfren 
iat,  den  ang^erichteten  Scliades  dnrch  seiner  HAnde  Arbeit  zn  er- 
selbes,  so  virkt  das  geviss  besser  als  eine  knrze  Freibeitastrafe, 
die  ja  fibrigens  aach  neben  dem  Schadenersatz  eintreten  konnte. 
In  welcher  Weise  es  za  ermöglichen  sein  wird,  diese  b&rgerlich- 
rechtliche  Haftung  dem  Strafverfahren  anzagliedern,  ohne  dass 
eine  besondere  Zivilklage  notwendig  ist,  nnd  weiter,  wie  es  gemacht 
werden  kann,  dass  der  Staat  den  anbemittelten  Tmnksflchtigen 
za  der  Zwangsarbeit  anhält,  ist  eine  jaristisch-technische  Frage, 
die  mir  nicht  so  nnlOsbar  erscheinen  will,  am  daran  diese  ganze, 
auch  sonst  w&nschenswerte,  Massregel  scheitern  zu  lassen. 

Fflr  den  Gewohnheitstrinker  ist  di«  Hauptaufgabe  die  Er- 
ziehung zur  Abstinenz.    Hier  kann  ans  der  schweizerische  Straf- 
gesetzentwnrf  zum  Torbilde  dienen,  der  sowohl  bei  dem  verar- 
teilten  als  bei  dem  wegen  ünzurechnangsßlhigkeit  freigesprochenen 
Gewohnheitstrinker  die   Möglichkeit   der  Ceberweiaung  in   eine 
Trinkerheilanstalt  vorsieht.    Neben  der  Trinkerheilanstalt  därfte 
sich  oft  auch  das  Arbeitshaas  als  passende  Anstalt  empfehlen. 
Dort  wird  die  Alkoholenthalts&mkeit  mit  der  Erziehang  zur  Arbeit 
verbandea.     Ohne  allza  optimistisch  zu  seio,  darf  doch  die  Hoff- 
nung ausgesprochea  werden,  dass  es  so  glücken  wird,  aas  manchem 
verkommenen  Trunkenbold  einen  brauchbaren  Menschen  zu  machen. 
4.  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit  der  Straf- 
unmUndigen  and  Jugendlichen.^) 
Der  Beginn   der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  ist  in 
1  Stra^esetzbuch  aof  das  zwölfte  Lebeosjahr  festgesetzt 


')  g  CS  Sti.-Q.-B,:  ,Wei  bei  Begehung  dei  Handlang  das  zwölfte  Lebena- 
jfthr  nicht  vollendet  hat,  kann  wegen  derselben  nicht  strafrechtlich  verfolgt 
werden. 

Qegen  denselben  kennen  jedoch  nach  HaBgabe  der  landeagesetzlichen 
Vorschriften  die  znr  BeBsernng  nnd  Beanfaichtignng  geei^eten  HaBregeln  ee- 
troffen  werden.  Insbesondere  kann  die  DnterbrinEnng  in  eine  Erziehnnga-  oder 
BesseronKsiuistalt  erfolgen,  nachdem  durch  BeschlaB  der  VonnnndschaftsbehOrde 
die  Begenang  der  Handlang  festgestellt  und  die  Unterbringung  fQr  znlissig 
erkl&rt  ist.* 

9  56  Str.-Q.-B.:  ,Ein  Angeschnldigter,  wdcher  zn  einer  Zeit,  als  er 
du  zwölfte,  aber  nicht  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  hatte,  eine  strw[> 
bare  Handlung  begangen  hat,  ist  freizusprechen,  wenn  er  bei  Begehung  der- 
selben die  zur  Erkenntnis  ihrer  Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  Desa&. 

10  dem  urteile  ist  zn  bestimmen,  ob  der  Angeschuldigte  seiner  Familie 
Überwiesen  oder  in  eine  Erzietinngs-  oder  BesserungsauBtalt  gebracht  werden 
BolL  In  der  Anstalt  Ist  er  so  lange  zu  behalten,  ab  die  der  Anstalt  vorge- 
setzte TerwaltungabehOrde  solches  fUr  erforderlich  erachtet,  jedoch  nicht  Ober 
das  vollendete  zwanzigste  Lebensjahr." 

9  b7  Str.-O. -B. :  .Wenn  ein  Angeschuldigter,  welcher  zu  einer  Zeit,  als 
ei  das  zwölfte,  aber  nicht  das  achtzehnte  Lebensjahr  vollendet  hatte,  eine 
strafbare  Handlung  begaucen  hat,  bei  Begehung  derselben  die  znr  Erkenntnis 
Ihrer  Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  besaß,  so  kommen  gegen  ihn  folgende 
Bestimmungen  zur  Anwendung: 

1)  ist  die  Handlung  mit   dem  Tode  oder  mit  lebenslänglichem   Znchtlians 
bedroht,  so  ist  au  Qef&ngnis  von  drei  bis  zu  fttnfzeho  Jahren  zu  erkennen' 

2)  ist  die  Handlung  mit  lebenslänglicher   Festungshaft  bedroht,   so  iat  auf 
Featongshaft  von  drei  bis  zu  fflnfzehn  Jahren  zu  erkennen; 

8)  ist  die  Handlang  mit  Znohthans  oder  mit  dner  anderen  ^ttft  .be^bt. 
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-worden.  Dieser  Zeitpunkt  ist  zweifellos  za  niedrig  gew&hlt.  So- 
lange ein  Kind  noch  die  Schale  besacht,  solange  es  noch  der 
Scholzucht  untersteht,  so  lange  sollte  es  mit  dem  Strafrictater  nicht 
in  Berhhnmg  kommen.  Für  manches  Kind  bildet  die  G^richte- 
TerhandloDg  mit  der  ganzen  Vor-  nnd  Nachgeschichte  einen 
Schimpf,  den  es  mit  sich  henuntrilgt,  and  an  dem  es  lielleidtt 
za  0nmde  geht'.  Diese  Kinder  aber  mit  so  weichem,  eindnicks- 
vollen  Gemüte  hfttten  auch  ohne  den  grossen  Apparat  der  geord- 
neten Rechtspflege  vor  dem  VeiMl  in  dauernden  Verbrechertum 
gerettet  werden  können.  Die  grössere  Anzahl  der  noch  Bchnl- 
pflichtigen  Rechtsbrecher  sieht  in  dem  Strafrerfahren  den  ersten 
Schritt  ins  Leben.  Der  Staat  hat  sie  als  Persönlichkeiten  be- 
trachtet, denen  Beachtung  gebährt;  Ämtspersonen  aller  Art  haben 
sieh  mit  ihnen  beschäftigt,  in  der  QericbtsTerbandloDg  warui  sie 
der  Gegenstand  der  allgemeinen  Aufmerksamkeit,  in  der  Zeitung 
wurde  ihr  Name  genannt  und  ihre  Tat  besprochen.  Kein  Wouder, 
wenn  sich  in  den  Köpfen  der  unreifen  Barschen  ein  sonderbares 
Bild  entwickelt.  Und  was  an  ihnen  etwa  noch  unverdorben  sein 
sollte,  Yernichtet  die  Gefängnishaft. 

Die  Wirkung  des  straüicben  Vorgehens  gegen  ein  Scbnlkind 
auf  den  Täter  selbst  und  auf  seine  Schalgenossen  kann  nicht  besser 
illustriert  werden,  als  durch  folgende  Episode,  die  einLebrer  aof 
der  Jahresversammlung  des  Vereins  fOr  Einderforschnng  in  Halle 
1903  berichtete.  Eins  der  Kinder  seiner  Klasse  war  gerichtlich 
bestraft  worden.  In  der  ersten  Pause  nach  seiner  Rückkehr  in 
die  Schale  sah  er  den  kleinen  Missetäter  anf  einer  kleinen  Er- 
höhung im  Schalhofe  stehen,  von  wo  aus  er  seinen  gespannt 
lauschenden  MitscbfQern  seine  Erlebnisse  erzählte!  Man  verkennt 
eben  die  Denkart  dieser  Alterstafung,  wenn  man  erwartet,  die 
anderen  Kinder  würden  sich  von  dem  Gezeichneten  sehen  ab- 
wenden. Er  erregt  ihre  Neugier,  und  selbst  wenn  sich  ibr  ein 
gnt  Teil  Missachtnng  beimischt,  die  Neugier  und  eine  nngesunde 
Bewunderung  überwiegt. 

Ein  Kind  also,  dase  die  Schale  noch  besucht,  soll  der  Sehal< 
zucht  überantwortet  bleiben;  ist  aber  sein  Zustand  ein  derartiger, 
dass  seine  Anwesenheit  in  der  Schule  nicht  geduldet  werden  kuin, 
ist  die  Gefahr  der  Ansteckung  für  die  Mitschüler  zu  gross,  oder 
erweist  sich  die  Schulzucbt  als  unzulänglich,  nnn,  dann  münen 
eben  andere  Wege  eingeschlagen  werden,  die  besser  sind  wie  die 
Einsperrung  in  Gefängnisse. 

Freiheitsstrafen   gegen  Jugendliche   sollen    in    besonderen 

80  ist  die  Strafe  xwiachen  dem  gesetzlichen  Mindestbetrage  tiei  ange- 
drohten Straf art  nnd  der  Hälfte  des  Hitchstbetragea  der  angedrohten 
Strafe  in  bestimmen. 

Ist  die  so  bestimmte  Strafe  ZBchthaas,  so  tritt  Gefiagusstrafe  vam 
gleicher  Dauer  an  ihre  Stelle; 
6)  auf  Yerlnat  der  bürgerlichen  Ehrenrechte  flberhanpt  oder  ejaielner  bürger- 
lichen Ehrenrechte,  sowie  auf  Zolaasigkeit  von  Folisei-Äafsicht  ist  nicht 
zn  erkennen. 
Die  Preihutntrafe  ist  in  besonderen,  znr  VerbtfliUK  tob  Stratsa  jagend 
liehet  PecBOncoi  beetimmtan  Aostaltea  oder  Biuman  za  ToUzioliea.* 
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Änatalten  oder  Bftomen  vollzogen  werden.  So  steht  es  im  Gesetz, 
aber  so  ist  es  in  der  Praxis  nicht  durchzuführen.  Vor  allem  steht 
nichts  in  Gesetz,  dass  auch  schon  in  den  Untersuchangsgefing- 
nissen  die  Jugendlichen  von  den  Erwachsenen  getrennt  bleiben 
mflssen.  WoU  wird  jeder  GefängnisTorstand  —  in  diesem  Falle 
sind  es  meist  die  Staatsanwälte  oder  Amtsrichter  —  Tersocben, 
diese  Trennung  durehznfSbren,  aber  allzuhftuflg  ist  das  aus  r&um- 
lichen  GrOuden  nicht  möglich.  Die  kleineren  Strafen  werden  meist 
in  kleineren  GefängnisBen  abgebfiast,  in  denen  die  Berflhmng  der 
Jagendlichen  mit  den  Erwachsenen  unvermeidlich  ist.  und  selbst 
wenn  die  vorgenannte  Isolierung  möglich  wäre,  wenn  das  Gefäng- 
nis für  den  Jagendlichen  nicht  zur  Hochschnle  aller  Laster  wltrde, 
so  bleibt  die  Tatsache  des  Bestraftseins.  Die  Sehen  vor  dem 
Gefängnisse  ist  vorbei,  und  damit  ein  in  der  Jugend  wenigstens 
noch  wirksames  Gegenmotiv  gegen  antisoziale  Versnchnngen  be- 
seitigt, der  Weg  zum  Verbrechertum  offen. 

Aus  diesem  Gtesichtspankte  heraus  entwickelte  sich  das  Be- 
streben, die  Jugendlichen  vor  dem  Gefängnis  zu  bewahren  durch  die 
bedingte  Yernrteilang  and  dorcb  die  F&rsorgeerziehang. 
Die  bedingte  Temrteiluug  ist  in  Form  der  bedingten  Begnadigung 
bereits  landesgesetzlich  eingeführt,  nicht  nur  für  Jugendliche,  aber 
hauptsächlich  für  sie.  Es  gilt  hier  dasselbe,  was  bei  den  ver- 
mindert Zurechnungafähigen  besprochen  wurde.  Der  drohende 
Strafvollzug,  die  Farcbt  vor  den  Gefängnismanem  ist  ein  mäch- 
tigeres Gegenmotiv  gegen  die  aoftanchenden  Terbrechaischen  An- 
triebe, als  die  verbt^ste  Strafe.  Nor  zwei  Wünsche  müssen  wir 
deshalb  zur  Ergänzung  dieser  segensreichen  Massregel  noch  änssern: 
den,  dass  an  Stelle  der  Landesgesetze  ein  Beichsgesetz  tritt,  und 
den  wichtigeren,  dass  die  Bewährungszeit  erheblich  länger  aus- 
gedehnt wird.  Als  Gegengewicht  gegen  diese  Verlängemng  der 
Zeit,  in  der  jeder  Rückfall  sofort  die  alte  Strafe  wieder  aufleben 
läBst,  könnte  ja  unter  umständen  das  ElrlöBchen  der  erstverhängten 
Strafe  gewählt  werden,  sodass  also  derjenige,  der  sich  lange  Jahre 
bewährt  hat,  dafür  die  Belohnung  in  Aassicht  gestellt  bekommt, 
wieder  als  „nicht  vorbestraft"  zu  gelten. 

Die  Fürsorgeerziehung  soll  nicht  nnr  bei  schon  ver- 
brecherischen Kinder  angeordnet  werden,  sondern  schon,  wenn  die 
Gefahr  der  Verwahrlosung  besteht.  Sie  ist  eine  prophylak- 
tische Massregel  im  klarsten  Sinne  des  Wortes,  zu  deren  Lobe 
noch  weito«  Worte  zu  verlieren  unnötig  ist.  Dass  sie  praktisch 
noch  aaf  die  grössten  Schwierigkeiten  st^isst,  dass  es  ans  noch 
an  geeigneten  Anstalten  fehlt,  dass  uns  weder  die  «FOrsorger", 
noch  geeignete  Familien  in  genügender  Anzahl  znr  Verfügung 
stehen,  sind  Mängel,  die  erst  im  Lanfe  der  Jdire  zn  über- 
winden sind. 

Die  Ffirsorgeerziehong  unterscheidet  sich  dadurch  erheblich 
Ton  den  Bestimmnngen  des  §  56,  dass  vot  ihrer  Anordnnng  eine 
Beihe  von  HiU'epa*soneD  Hhm  den  Znstand  des  Delinquenten  nnd 
seiner  Familie  gehört  werden,  dass  die  Hilfe  des  Lehrers,  Geiit- 
lielien,  Arztes  in  Anapneh  geBomnen  wird,  am  das  richtige  Hittd 
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ttr  die  BdiBdlimg'  xa  findoL  Anch  hier  iIbo  statt  der  einbeliea 
'BatMcbiliänag  des  Strafriehtera  ein  Verlahren,  Amb  unbedingt 
■le  zveckmiasiieer  bezeichnet  verden  moss. 

Die  MOgUehkeit  der  Bestrafung:  ist  in  onserer  Stnigeaetz- 
gebvatg  T<m  den  znr  Erkenntaia  der  Strafbarkeit  einer  HaJodlong' 
erforderlichen  Einsiebt  abhXngig.  Diese  einseitige  Betonong  der 
inteUektaell<»  Reife  igooiiert  völlig,  dass  Wissen  und  KSnnen 
nicht  identiBche  Begriffe  sind.  Nicht  ent  mit  dem  zwölften  Lebens- 
jahr weiss  das  Dorchsehnlttskind,  daas  Stehlen  verboten  ist,  and 
doch  dttrften  wenig  Kinder  von  6—8  Jahren  und  mehr  nicht 
gelegenüich  bewosst  sieh  fremde  Saeboi  uigeeignet  haben,  nnd 
wiräi  es  auch  nnr  ein  paar  Stflckchen  Zucker  oder  sonst  eine 
Nischerei.  Die  WidersbutdsfiUügkeit  gegen  die  Yersncbangen,  die 
das  Leben  mit  sich  bringt,  hUt  bei  dem  unreifen  Individuum  den 
Yerlocknngen  gegenfiber  nidit  stand.  Besonders  auf  sexuellem 
Qebiete  ist  die  Zahl  der  jugendlichen  Bechtsbrecher  grOeso'  als 
die  ieat  Elrwachseneu,  ein  lebendig»  Beweis,  wie  schwer  der  Ver- 
stand die  mit  grosser  Gewalt  sich  antdrfingenden  and  z.  T.  wohl 
nor  anklar  begriffenen  Beinellen  Ehupflndongen  zn  zfigeln  vermag. 
Wohl  weiss  meist  der  heranwachsende  Jugendliche,  dass  er  Ver- 
botenes tot,  aber  er  kann  sich  nicht  beherrschen.  Und  darum 
soll  er  nicht,  oder  wenigstens  der  Regel  nach  nicht,  bestraft,  Bondem 
erzogen  werden.  In  der  Wahl  der  Mittel  aber  wird  der  Richter 
der  Vielgestaltigkeit  der  Erscbeinangen  durch  die  Vielseitigkeit 
seiner  Hittel  Rechnang  tragen,  nnd  deshalb  von  der  ganzen 
Skala  der  Rechts-  und  Erziehongsmittel,  von  dem  Verweis  ond 
der  bedingten  Verurteilang  an  bis  zur  Ffirsorge-  and  Zwangs- 
erziehnng,  mit  und  ohne  Einsperrnng  in  Gefängnissen  Gebranch 
machen  ki^nnen. 

Der  Jugendliche  darf  nach  unserer  bestehenden  Gesetzgebung 
nicht  zu  Zuchthaus  and  nicht  zam  Verluste  der  bfirgerlicben 
Ehrenrechte  verurteilt  werden.  Dadurch  bleibt  ihm  das  Recht  ge- 
wahrt,  seiner  Heerespflicht  genügen  zu  können.  Gewiss  soll  unser 
Heer  von  der  Dorchsenchong  mit  unlauteren  Elementen  geschtttzt 
werden;  aber  es  Messe  wirklich  die  Tragweite  der  Handlungen 
Jugendlicher  tiberschätzen,  wollte  man  —  mit  seltenen  Äosnabnien 
—  von  der  Tat  auf  eine  tief  eingewurzelte  verbrecherbche  Gfl- 
sinnung  schliessNi.  Für  viele  leichtsinnige,  moraÜBcb  nodi  nicht 
gefestigte  Jugendliche  dürfte  die  stramme  Disziplin,  die  Einord- 
nung üi  einen  featgefOgten  Organismas,  wie  ihn  unsere  Armee 
darstellt,  zum  gröasten  Segen  gereichen,  ohne  dass  unser  Heer 
dadurch  gef&hrdet  ist. 

Aus  diesem  Grunde  kann  ich  den  Wunsch  nicht  anterdrflckeii, 
auch  noch  die  weitere  Altersstufe,  vom  18.— 21.  Jahre,  vor  den 
Ehrenstrafen  bewahrt  zu  sehen,  am  ihm  die  Wohltat  einer  gründ- 
lichen Erziehung  zu  erhalten.  Ich  habe  wenigstens  h&nfig  bei  jungen 
Barschen  des  Alters,  die  wegen  recht  unschöner  Taten  bestraft 
waren,  die  üeberzeugong  gehabt,  dasa  sie  sich  ohne  Schwierigkeit 
der  sbwigen  Zucht  des  MUitb*dienBteB  einordnen  und  als  andere 
Xenachen,    fürs  Leben   reif,    zur  F-ntiaininng    kommen  würden. 
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unser  bflrgerlicheB  Gtesetzbach  erkl&rt  uns  doch  bfirgferlich  nicht 
vor  dem  T^endeten  21.  Leben^ahre  für  mfindig;  ein  Gnmd  metir, 
am  die  G^renze  der  absoluten  S^afmftndigkeit  auf  das  gleiche  Alter 
hioaafzaaetzen.  Und  als  letzten  Grand  Qoch  den,  daas  wir  dann 
die  Erziehnngsmassregeln,  insbesondere  die  Zwangserziehung  bis 
ZDm  Tolleodeten  21.  Jahre  aasdehnen  dürften,  was  mehr  dem 
BedQr&iisBe  enapricht,  als  die  jetzige  Grenze. 

Ich  mßchte  deshalb  folgenden  Wortlant  für  die  §§  56 — 57 
Toracblagen : 

,§  55.  Wer  bei  Begehung  der  strafbaren  Handlung 
das  sechzehnte  Lebensjahr  nicht  ToUendet  hat,  kann 
wegen  derselben  nicht  strafrechtlich  verfolgt  Verden." 

„§  56.  Wer  bei  Begehung  der  strafbaren  Handlang 
das  sechzehnte,  aber  noch  nicht  das  einondzwanzigste 
Lebensjahr  vollendet  hat,  wird  milder  bestraft,  und  zwar 
kann  nnr  auf  Haft,  Festang  oder  Gefängnis  nicht  aber 
15  Jahre  hinans  erkannt  werden. 

In  allen  F&llen,  aaeh  bei  längeren  Strafen,  ist  durch 
Gerichtsbeschinas  festzastellen,  ob  sich  die  Anwendung 
der  bedingten  Verarteilnng  mit  langer  Bewfthrangszeit 
empfiehlt 

In  jedem  Falle  kann  statt  der  Strafe  die  Fürsorge- 
erziehung angeordnet  werden." 

5.  Die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
der  TanbstommeQ.*) 

Ich  will  hier  gleich  eins  beiseite  lassen,  die  Tatsache  näm- 
lich, dass  die  meisten  Taubstummen  nicht  mehr  stumm  sind,  seit- 
dem man  solche  Fortschritte  im  Sprechonterricht  dieser  Kranken 
gemacht  hat,  ja,  dass  auch  die  meisten  nicht  völlig  taub  sind,  da  in 
der  Regel  noch  HSrreste  erhalten  sind.  Als  Taubstummer  im  Sinne 
des  g  58  darf  der  betrachtet  werden,  der  infolge  der  Unßlhigkeit, 
in  nennenswertem  Masse  zu  hitren,  das  Sprechen  nicht  oder  erst  aaf 
anderem  als  dem  akustischen  Wege  gelernt  hat.  Bei  den  meisten 
Taubstummen  ist  der  Defekt  die  Folge  angeborener  organischer 
Uängel,  unzulänglicher  Himentwickelung  oder  Erkrankungen  des 
Gehirns.  Unter  aolchen  Umständen  ist  es  begreiflich,  dus  sich 
vielfach  mit  der  Taubstummheit  zusammen  eine  unzulängliche 
geistige  Entwickelnngsfähigkeit  findet. 

Aber  aneh  diejenigen  Individoen,  deren  Gehimorganisation 
einer  guten  geistigen  Entwickelung  fähig  ist,  werden  in  dieser 
dadurch  beeinträchtigt,  dass  nur  besonders  geschulte  Lehrer  sie 
unterrichten  kennen,  dass  nicht  das  Elternhaus  und  der  Verkehr 
mit  den  Altersgenossen,  das  ganze  Leben  sie  zu  beeinflussen  ver- 
mag, wie  das  hörende  Kind. 

Die  richtige  Folgerung  dieses  Mangels  zieht  das  Gesetz,  in- 
dem es  fflr  die  Taubatammen  besondere  Bestimmungen  trifft,  aber 

')  §  58  3tr.-Q.-B.:  „Ein  Tanbstonimer,  welcher  die  zur  Erkenntiti«  der 
Strafbarkeit  emer  toh  ihm  beg&agenen  HandlanK  erforderliche  SSn^dit^  nii^t 
bfliftß,  ist  freünupreohen."  ^  -'■./^•^ 
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auch  diesmal  Turde  der  Feliler  begangen,  die  intellektaeUe  Beile 
als  aaBBcbliesBUchen  Hassatab  zu  Tählen.  Und  veiter  der,  keine 
Bestinimnng  za  treffen,  vas  mit  dem  vegen  mangelnder  Einsieht 
Freigesprodienen  zn  geschelien  hat,  insbesondere,  ob  nicht  hfioflg 
eine  zmuigsveise  Aasbildong  einzutreten  bfitte.  Wenn  icb  non 
aber  positive  Yorscbläge  machen  sollte,  wie  die  Yerantvortlicfakeit 
der  Tanbstnmmen  gesetzlich  zu  regeln  wäre,  so  bftme  ich  in 
Verlegenheit.  Ich  habe  Bedenken,  eine  generelle  Uildemng  etwa 
in  dem  Bahmen,  wie  es  bisher  bei  Jugendlichen  mOglich,  n  be- 
antragen. Seitdem  es  einen  taubstummen  Privatdozenten  gibt, 
Usst  sich  diese  Forderung  nicht  rechtfertigen,  selbst  wenn  wir 
fiberzeugt  sind,  dasa  ein  solcher  Fall  ein  Unikum  darsteUt,  und 
dass  die  darchsclinittliche  geistige  Entwickelang  der  Taabstummen 
nicht  sehr  weit  geht. 

Ich  habe  mich  vergeblich  bemfiht,  aotheatisches  Uaterial  Aber 
^e  kriminellen  Neignngen  Taubstummer  zu  bekommen ;  alle  meine 
Versuche  in  der  Bichtung  sind  ergebnislos  geblieben,  unter  den 
Umständen  halte  ich  es  nicht  für  mOglich,  za  einer  ganz  präzisen 
Forderung  zu  kommui,  and  begnUge  mi(^  mit  dem  Hinweis  auf 
die  beiden  erwähnten  Mängel  des  §  58  and  mit  dem  Wonscfae, 
dasa  ans  bald  statistische  Orundlagen  geboten  werden,  durch  die 
wir  die  G-eBLhrdnng  der  Rechtasidierheit  dorch  die  Taabstnmmen 
kennen  lernen. 

6.   Die  Homosexualität  im  Strafreeht.*) 

üeber  dieses  Thema  wäre  ich  am  liebsten  sdiweigend  hin- 
weggegangen. Die  Frage,  wieweit  die  Homosexualität  angeboren 
oder  erworben,  die  homosexuelle  Betätigung  die  Aassciu^itong 
eines  gegen  den  normalen  Sexaalverkehr  Abgestumpften  oder  die 
Tat  eines  Kranken  oder  gar  die  Hingebung  eines  Liebenden  dar- 
stellt, ist  bis  zom  üeberdrass  in  der  Literatur  pro  et  contra  brdt- 
getreten  worden.  Es  ist  bisher  noch  nnentsdiiedea,  wer  Becht 
hat;  insbesondere  ob  das  wiaaensehaftlich-  hunLanitäre  Komitee 
mit  seiner  Auffassong  von  der  angeborenen  nmischen  Natur  das 
Sichtige  getroffen  hat.  Daas  die  Verteidiger  dieser  Ansehaanngen 
zahlreicher  sind,  beweisst  nichts,  da  wohl  viele,  die  anderer 
Meinung  sind,  wenig  Neigung  haben,  literarisch  ihre  Ueberzengnng 
zn  vertreten.  Ich  kann  deshalb  aach  nur  meine  subjektive  Deber- 
zeugang  hier  änssem,  die  dahin  gebt,  daas  die  sexuelle  Zn- 
neigong  mit  wohl  verschwindend  sdtenen  Ananahmen  infolge  zu- 
fälliger Jagendeindrficke  die  Bichtung  auf  das  eigene  Geeäileeht 
nimmt,  und  weiter,  dass  sich  das  feste  Haften  dieser  Eindrucke 
durch  die  fast  durchweg  bestehende  psychopathische  Veranlagung 
erklärt 

Gegen  den  §  175  sprechen  wesentlich  juristische  Glrflnde. 
Vom  Standpunkt  des  Arztes  ana  —  fiber  ethische  und  äathetiBche 


')  §  176  St-G.-B.:  „Die  widern&tfliliche  ünsncht,  welche  zwüchen  F«r- 
sonfln  miimliclieii  Oeschlecht  oder  von  Henschen  mit  Tieren  ^anngen  wird, 
ist  mit  QefEngids  za  bestraf en,  auch  kann  ani  Terlnat  der  bfirgenicheB  Elo«»- 
ieofat4  erkaimt  werden.*  ..,..,  ^  , . 

o 
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Gesichtspunkte  haben  wir  ja  nicht  zn  orteilen  —  besteht  kein 
BedOrfais  nach  einer  strafrechtlichen  Terfolg^nng  homosezneller 
Akte,  soweit  nicht  Jnjrendlicbe  dadurch  betroEfen  werden,  bei  denen 
ja  nach  meiner  AaßaBSung  vom  Wesen  der  Homoseznalität  die 
Gefahr  besteht,  dadurch  homosexuell  zu  werden.  Wir  werden 
deshalb,  wenn  von  den  Juristen  die  Abschaffung  des  §176  ge- 
f(H^ert  wird,  keinen  Grund  haben,  uns  dagegen  zn  stränben. 

n.  Strai^rozesBordnimg. 

1.   Die  Vereidigang  Geisteskranker. 

Die  Vereidigung  der  Zeugen  spielt  in  jedem  Str&^rozess 
eine  wichtige,  der  Inhalt  ihrer  Aussagen  oft  eine  entscheidende 
BoUe.  Der  Eid  und  der  dabei  vom  Richter  zn  gebende  Hinweis 
aai  dessen  Bedeutung  sollen  dem  zn  Vernehmenden  die  religiöse 
und  strafrechtliche  Tragweite  seiner  Aussage  klar  machen  und 
ihn  malmen,  sein  Gedächtnis  anzustrengen  and  seine  Angaben 
sorgfältigst  auf  ihre  Eichtigkeit  za  pr&fen.  Nun  haben  neuere 
üntersochungen,  z.  T.  auch  experimenteller  Art,  uns  kennen 
gelehrt,  doss  wir  sehr  geneigt  sind,  die  Zuverlässigkeit  unseres 
Gedächtuisaes  zu  Überschätzen,  dass  Erinnenugstänachongen, 
Lacken,  ja  grobesj  Hinzudenken  fast  uuTermeidlich  unsere  ur- 
BprflngUchen  Beobachtungen  omgestalten.  Grand  genug,  um  vor 
der  ulza  hohen  Bewertung  von  Zeugenaussagen  zu  warnen  und 
eine  möglichste  Einschränkung  des  Vereidignngszwanges  za 
wtlnschen. 

G«nz  ausgeschlossen  sind  ron  der  eidlichen  Vemehmang*) 
—  nicht  von  der  Vernehmung  tlberhaupt  —  Personen  bis  zum 
vollendeten  sechzehnten  Lebensjahr  und  solche,  die  wegen  mangeln- 
der Verstandesreife  oder  wegen  Verstandesschwäche  von  dem 
Wesen  und  der  Bedeutung  des  Eides  keine  genügende  Vorstellung 
haben.  Diese  Umschreibung  trifit  aber  nor  eine  Seite  der  psy- 
chischen Störungen  und  nicht  einmal  eine  sehr  wichtige;  sie  berflck- 
sichtigt  nur  das  Fehlen  des  intellektueUen  Yerstfindnissea 
fOr  die  Bedeutung  des  Eides.  Ein  Beispiel  wird  klar  machen, 
was  ich  meine.  Nehmen  Sie  einen  Qaranlanten,  der  sich  von 
seinen  Gegnern  geschädigt  glaubt  und  nun  jede  ihrer  Handlungen 
im  Sinne  seines  Wahnes  umdeutet,  jedes  ihrer  Worte  aus  paUio- 
logischen  Gründen  zn  Beleidigungen  nmformt.  Es  liegt  im  Cha- 
raktw  der  Krankheit,  dass  alle  Wahrnehmungen,  die  sich  auf  den 
Bechtsstreit  beziehen,  eine  Umgestaltung  erfahren,  die  von  dem 
wirklichen  Ereignis  wenig  mehr  Qbrig  läset.  Soll  man  nun  einen 
solchen  Quenilanten  eidlich  TemehmenP  Nach  dem  Gesetze  mass 
es  geschehen,  da  er  ein  völlig  aasreichendes  Yerständnia  ^  das 
Wesen  nnd  die  Bedentang  des  Eides  hat  oder  haben  kann. 


')  §  66  Str.-P.-O.:    „Unbeeidigt  sind  za  venialiiiieii : 
1)  Peraonen,  welche  zur  Zeit  der  Veniehmnng  daa  16,  Leben^jalir  nocli  nidit 
yollendet  oder  wegen  mangelnder  Verstandes  reife  oder  wegen  Terstandes- 
schw&che  Ton  dem  Wesen  und  der  Bedeatnng  des  l^deakeüi^  £ei(t|gefi4e 
Vomelhug  hkben.*  <" 
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Em]|veitereB,  selbsterlelitoe  Beispiel  «rUntert  ön  anderes 
Bedenken.  Ein  von  einer  schweren  psychischen  Krankheit  Ge- 
nesener Würde  über  einige  Vorgänge  unter  Eid  Temommen,  die 
sich  während  seiner  wildesten  Tobsneht  in  seiner  ümgebnng  ab- 
gespielt hatten.  Sind  denn  solche  Beobachtungen  zaTerlSssigP 
Sie  kennen  es  vielleicht  sein,  sehr  viel  wahrscheinlicher  aber  ist 
es,  dass  sie  bisch,  von  Sinnestänschongen  oder  Wahnideen  beein- 
fliüst  sind,  oder  sie  sind  infolge  der  Erregong  nur  brochstflek- 
waise  wahrgenommen  worden.  Die  Einsicht  in  die  ErankhsAigkeit 
des  fiberstuidenen  Zostandes  mag  den  Genesenen  wolil  darilber 
belehren,  dass  vieles  seiner  Erlebnisae  krankhaft  war,  ersetzt 
ab«  weder  den  Mangel  an  objektiver  Beobachtong,  noch  vermag 
sie  alles  so  za  sichten  nnd  zu  klären,  dass  die  Scheidung  des 
Wiiklichen  von  dem  Pathologischen  ganz  möglich  ist.  Der  Tor- 
eidignngsparagraph  moss  also  nach  zwei  Bichtungen  hin  nm- 
ges^tet  werden.  Er  moss  einmal  alle  Geisteskranken  von  der 
Vereidigung  ansschliesBen,  und  weiter  die  Vereidigung  tlber  soldie 
Wahrnehmungen  verhindern,  die  im  Lanfe  eines  Zust&ndes 
geistiger  StOmng  gemacht  sind.  Die  Vernehmung  selbst  ^in 
ja  unbedenklich  eribigen,  da  der  Richter,  unter  Umständen  onter 
Beihfilfe  eines  Sadtverständigen,  wohl  za  einer  brauchbaren  WOr- 
digoDg  der  Aussagen  kommen  kann.  Aber  es  geht  doch  nicht 
an,  unter  Eid  I^ge  vortragen  zu  hOren,  die  objektiv  vSllig  un- 
sinnig und  unwahr  sind;  und  anderseits  nicht  berechtigt  zu  sein, 
gegen  den  Kranken  oder  den  Genesenen  strafrechtlich  vorzugehrai. 

Unsere  Wfinsche  lassen  sich  in  eine,  wie  mir  scheint,  ebm- 
so  einfache  wie  knappe  Formel  bringen: 

„Unbeeidigt  sind  zu  vernehmen: 

Personen, deren  Aussagen  oder  Wahr- 
nehmungen darch  Geisteskrankheit  oder  Geistes- 
schwäche beeinflnsBt  sind." 

2.  UnterBochang  von  Zeugen. 

Jedo*  Bichter  weiss,  dass  sich  unter  den  bei  der  Staats- 
anwaltschaft einlaufenden  Strafanzeigen  nicht  wenige  befinden, 
die  von  GeiBteBkranken  herrOhren.  Meist  lässt  schon  die  Form 
oder  die  abenteuerliche  Art  der  Beschuldigung  den  pathologischen 
Ursprung  der  Anzeige  erkennen,  aber  nicht  immer.  Dann  mflht 
sieh  der  üntersnebungsrichter  ab,  ein  grosses  Aufgebot  von  Zeugen 
wird  vernommen,  ein  AngeBcholdigter  einem  sdiimpflichen  Ver- 
dacht, peinlichen  TerhOren,  vielleicht  gar  der  Untersuchungshaft 
mit  am  ihren  Sdirecken  nnd  psychischen  sowie  sozialen  Schädi- 
gungen ausgesetzt  Dem  kann  nur  das  Verständnis  und  die 
F^nfflhligkeit  der  Staatsanwaltschaft  nnd  des  Untersuchungs- 
richters vorbeugen,  der  rechtzeitig,  wenn  er  sidi  ansicher  fOhlt, 
die  Hilfe  des  Sachverständigen  in  Ansprach  nimmt 

Aber  diese  versagt  da,  wo  die  psychische  Abart  des  An- 
zeigers nicht  liandgreiflich  ist,  weil  für  den  Zeugen  kein  Zwang 
besteht,  sich  einer  gerichtsbztlichm  Untersuchung  zu  stellan. 
Das  aber  muss  ermfiglicht  werden  kfinnen,  wenn  nur  diese  Unter- 
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sachnng  imstand«  ist,  Wahrlieit  and  Dichtong:  zu  Bcheiden,  Dich- 
tnng  im  pathologiBchen  Sinne,  wie  z.  B.  bei  seznellen  Beachnl- 
diffongen  and  flng;ierten  BanbanfäUen  HysteriBcher,  ao  dflrfeii  wir 
so8:ar  vor  der  Forderung  nicht  zarücksclirecken,  eine  Beobach- 
tung zu  verlangen,  wie  sie  jetzt  nnr  Ar  Angescboldigte 
nach  §  81  Str.-P.-O.Ö  gestattet  ist. 

Ich  bin  mir  bewnsst,  dass  dieser  Vorschlag  anf  starken 
Widerstand  stossen  wird,  dessen  theoretische  Berecbtignng  ich 
ZQgebe,  der  aber  praktisch  venig  begrKndet  ist.  Ea  soÜ  sich  ja 
nur  am  eine  Äasnahmemassregel  handän !  Unter  den  Tielen  Fällen, 
die  zur  Entmändigang  kommen,  wird  doch  auch  nnr  TerbUtnis- 
mfissig  selten  Ton  der  üeberweisong  zur  Beobachtnng  Qebranch 
gemadit,  viel  seltener  jedenfalls  als  bei  Straftaten  Geisteskranker. 
Bei  dem  Zeagen  dürfte  wohl  nnr  in  ganz  ungewöhnlichen  F&llen 
eine  so  einschneidende  Massregel  zur  Anwendung  kommen.  Aber 
die  Möglichkeit  mfUste  gegeben  sein,  wenn  anf  andere  Weise  keine 
Öarheit  geschaffen  wwden  kann.  Wenn  ich  auch  sicher  bin, 
dass  ein  Hiasbraach  mit  einer  solchen  Bestimmung  nicht  getrieben 
wird,  so  konnte  man  ja  etwaigen  Bedenken  dadarch  Rechnung 
tragen,  dass  man  das  Bescüiwerderecht  gegen  den  Beschlass  des 
Berichts,  einen  Zeugen  zur  Beobachtung  zu  Überweisen,  sorgfill- 
tiger  ausgestaltet,  als  dies  im  §  81  St.-P.-O.  geschehen  ist.  Nach 
der  allgemein  Üblichen  Fazis  steht  der  Beschwerdeweg  bei  An- 
gucholdigten  eigentlich  nur  anf  dem  Papier;  denn  ganz  allgemein 
entscheidet  die  Bemfongsinstanz  gegen  den  AngeBchnldigten, 
flbrigens  aus  gnten  Gründen.  Beim  Zeugen  wäre  aber  doch  das 
Verhältnis  etwas  anderes;  es  kann  sehr  wobl  der  Fall  eintreten, 
dass  die  Bernfungsinstanz  ihn  vor  der  Einweisung  in  die  Irren- 
anstalt schätzt.    Ich  resnmiere  dahin: 

„Eine  Bestim  mang,  die  es  ermöglicht,  den  Geistes- 
zustand eines  Zeugen,  aaf  dessen  Aassage  viel  für 
die  Entscheidung  ankommt,  gerichtafirztlicb  zu  unter- 
suchen, ist  dringend  wünschenswert.  Unter  beson- 
deren Umstanden,  z.B.  bei  sexuellen  Anschuldigungen 
seitens  Hysterischer,  falscher  Beschuldigung  seitens 
Paranoischer,  ist  eine  Beobachtung  gemAss  der  Be- 
Btimmang  des  §61  Str.-P.-O.  allein  imstande,  die  not- 
wendige AnfkUrang  zu  geben." 

3.  Einstellung  des  Verfahrens  bei  Geisteskranken. *) 
Die  Einstellung  des  Verfahrens,  wenn  der  Angeschuldigte 
nach  der  Tat  in  Geisteskrankheit  verfallt,  ist  nicht  immer  ein 
Vorteil  für  den  Kranken.  Sehr  häufig  würde  eine  geoaae  nnd 
sorgMtige  Untersachung  des  Tatbestandes  sowohl  wie  des  Täters 
and  seiner  ganzen  Vorgeschichte  ergeben,  dass  er  bereits  vor  der 

')  Siehe  Anmerkaug  1  vit  S.  18. 

>)  §  203  Sti.-P.-0.:  .Torläuffge  EinBteUang  des  Verfahrens  kann  b&- 
schlosaen  werden,  wenn  dem  weiteren  yerfahien  Abwesenheit  der  Anzeschal- 
digten  oder  der  Umstand  entgegensteht,  d&S  derselbe  naoli  der  Tat  inOetste». 
kruikheit  verfallen  ist'  .  ^.v'^/^.^ 
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Tat  erkrankt  war;  das  kaut,  wie  die  ersten  AnafBliraiigen  Ober 
den  verbrecherischen  Geisteskranken  darton,  fflr  ihn  deshalb  sehr 
wichtig:  werden,  weil  das  Vorgehen  gegen  den  Er&nken,  auch 
wenn  er  flremeiii^efährUch  ist,  anders  sein  kann,  als  gegen  den 
Verbrecher,  der  krimk  geworden. 

FtLr  den  Kranken  bringt  das  anerledigte  Verfahren  eine 
bOchst  peinliche  StCmng  der  Besserung  mit  sich.  Die  drohende 
Gefahr  späterer  Verhandlung  und  Vernrteilnng  flbt  auf  den  zer- 
rotteten  GemtLtszastand  einen  nachhaltigen  Dmck  ans,  der  die 
Behandlung  erschwert  and  die  Genesung  verzögert.  Ist  aber  die 
Genesung  eingetreten,  so  setzt  das  nunmehr  in  Gang  kommende 
Strafverfohren  eine  neue  Schfidigung,  die  unter  Umständen  die 
Gesundheit  von  neuem  ins  Wanken  bringt. 

All  dem  kann  vorgebeugt  werden,  indem  man  den  Be- 
griff „Verhandlungsfähigkeit",  der  ohnehin  nicht 
genau  zu  umschreiben  ist,  nicht  allza  eng  fasst.  Der 
Erkrankte  wird  von  der  Ungewissheit  ftber  sein  weiteres  Schicksal 
erlöst,  der  Wiedergenesene  nicht  den  Erregungen  eines  Straf- 
verfohrene  ansgeeetzt,  und  endlich  wird  auch  das  Interesse  der 
Bechtapäege  gewahrt,  fflr  die  eine  schnelle  Erledigang  des  Straf- 
Tcofahrena  zweifellos  sehr  wOnschenswert  ist. 

Ich  will  keine  bestimmten  Vorschriften  vorschlagen,  weil 
sich  das,  was  ich  meine,  nicht  gesetzlieh  festlegen  Iftsst.  Ich 
mKchte  vielmehr  die  Form  des  Rates  wählen,  des  Bates  nämlich, 
dasB  der  Sachverständige,  wenn  es  eben  angeht,  sich  der  Ver- 
handlung nicht  widersetzt.  Dem  Kranken  kann  ja  neben  dem 
Sachverständigen,  den  ich  allerdings  für  anentbehrlich  halte,  ein 
Verteidiger  zor  Seite  stehen,  um  dadurch  die  Benachteiligung,  die 
etwa  von  seinem  Geisteszustände  zu  befürchten  wäre,  auszugleichen. 

4,  Geisteskrankheit  von  Zeugen,  Sachverständigen 
oder  Mitbeschnldigten. 
Zu  dem  §  250  St.>P.-0.^)  genfigen  wenige  Bemerkungen.  Es 
ist  dorchauB  verständlich,  dass  man  auf  die  Aussagen  eines  Zeugen 
oder  Sachverständigen  sowie  auf  die  eines  Mitbeschuldigten  nfeht 
um  dessenwillen  verzichten  will,  weil  der  frflher  Vernommene 
geistig  erkrankte  and  zur  Zeit  der  Yerhandlang  nicht  mehr  ver- 
nehmungsfähig ist.    Immerhin  ist  dies  Verlesen  frftherer  Aasaagen 

')  §  260  8tT.-F.-0.:  .Ist  ein  Zeage,  SacliTerst&ndieer  oder  Hitliegcliiildjgtflr 
verstorben,  oder  in  Oeisteakrankheit  verfallen,  oder  Ist  sein  ÄnfentluLlt  nicht 
za  ermitteln  gewesen,  so  kann  das  Protokoll  Aber  seine  frtUiere  riditerliclie 
Yeraeluniing  verlesen  werden.  Dasselbe  gilt  von  dem  bereits  verurteilten  Mit- 
achnldieen. 

In  den  im  §  222  bezeichneten  Fällen  iat  die  VerlosniiR  des  Protokolls 
Aber  die  Irflhere  Vemetunnng  statthaft,  wenn  letztere  na^  ErSffnnng  dn 
Hanptverfahrena,  oder  wenn  sie  in  dem  Vorverfahren  outer  Beobachtung  der 
Vorschriften  des  g  191  erfolgt  ist 

Die  Yerlesnng  kann  nor  durch  QerichtsbeschloQ  angeordnet,  anch  mnS 
der  Gmnd  derselben  verkOndet  nnd  bemerkt  werden,  ob  die  Beeidigmig  der 
vemommeaen  Persooen  stattgefanden  bat.  An  den  Bestimmiugen  Aber  Not- 
wendigkeit der  BeeidigQQg  wird  hierdurch  für  diejenigen  Fälle,  m  denen  noch- 
malige Vemehninng  ausführbar  ist,  nlchta^geändert."  ^  . , .  v ,  ^  ,  ^ 
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nicht  onbedenklielL.  Wir  -wisBen  als  Aerzte,  wie  oft  dem  Aiu- 
brechen  einer  geistigen  Störong  Stadien  vorangehen,  in  denen 
zwar  das  äossere  Gebahren  dem  Unkundigen  nidita  von  der  Er- 
krankung verrat,  der  Sachverst&ndige  aber  schon  alle  Anzeichen 
der  Psychose  findet.  Oft  l&sst  sich  aas  vereinzelten  ZOgea  noch 
nachträglich  der  Zeitpunkt  der  Erkrankung  lange  znräckdatieren. 
Deshalb  sind  AusBagen  von  Personen,  die,  wie  bei  Strafverfahren 
fast  stets,  in  nicht  allznlanger  Zeit  nach  der  Vernehmung  er- 
krankten, immer  verdächtig,  bereits  unter  dem  Einflnss  der  in 
der  Entwicklung  begriffenen  Psychose  gestanden  zu  haben.  Ich 
halte  ea  deshalb  ffir  erforderlich, 

„dass  in  allen  Fällen,  in  denen  das  Gericht  die  Yer- 
lesnng  des  Protokolls  Aber  die  frfihereTernehmang 
eines  Geisteskranken  gemäss  §  250  beschliesst,  ein 
Sachverständiger  zugezogen  werden  muss,  um  fest- 
zustellen, ob  die  Erkrankung  bereits  zur|Zeit  der 
Vernehmung  bestanden  hat." 

5.  Fragestellung  beim  Schwurgericht. 

Der  §  296  Str.-P.-O.O  erfordert  eine  bestimmte  Frage- 
stellung, wenn  es  sich  nm  Jugendliche  oder  Taubstumme  handelt. 
Durch  die  Nebenfrage  wird  die  Handlung  des  Täters  scharf  von 
der  nach  der  Zorechnongsfähigkeit  getrennt.  Nicht  so  bei  Geistes- 
kranken. Ich  habe  auf  die  Folgen,  die  für  den  psychisch  Gestfirten 
aus  diesem  Mangel  hervorgeben,  bereits  bei  der  Besprechung  des 
§51  hingewiesen.  Ich  will  deshalb  hier  nunmehr  darauf  hinweisen, 
dasa  auch  noch  ein  weiterer  Schaden  gelegentlich  dadurch  ent- 
steht, daSB  die  Geschworenen  trotz  aller  Bechtsbelehrung  nicht 
verstehen,  wamm  sie  eine  von  einem  Geisteskranken  begangene 
Handlung  als  nicht  vorhanden  bezeichnen  sollen,  wenn  ander 
Tatsache  der  Begehung  kein  Zweifel  ist.  Das  könnte  sehr  ein- 
fach vermieden  werden,  wenn  auch  für  die  Geistes- 
kranken die  Nebenfrage  eingeführt  würde.  Toraus- 
sichtlich  wird  aber  dieses  Verlangen  gegenstandslos  bleiben. 
Wenn  in  dem  neuen  Wortlaut  des  g  51  St.-G.-B.  der  Wortlaut: 
„Eine  strafbare  Handlung  ist  nicht  vorhanden*  passend  umge- 
ändert wird  in  einen  solchen,  der  Handlang  und  Schuld  trennt, 
so  ergibt  sich  daraus  von  sialbst,  dass  die  Geschworenen  fibw 
beide  Fragen  getrennt  urteilen. 

6.  Freisprechung  ohne  Verhandlung.*) 

Bei   manchen  Verhandlungen  im   Wiederaufiiahmeverfahren 

>)  §  298  9tt.-P.-0.:  .Hatte  eb  Angeklagte!  zur  Zeit  der  Tat  noch 
nicht  das  achtzelmte  Leben^ahr  Tollendet,  so  muß  die  Nebenfrage  Keatellt 
weiden,  ob  er  bei  Begehung  der  Tat  die  zur  Eenntnis  ilirer  Strafbarkeit  er- 
forderliche EiDsicht  besessen  habe. 

Dasselbe  gilt,  wenn  ein  Angeklagter  tanhatoiniiL  ist." 

')  §  411  atr.-P.-O.:  „Ist  der  Yerarteilte  bereits  verstorben,  so  hat  ohne 
Emenerang  der  Hanptverhandlnng  das  Qericht  nach  Aufnahme  des  etwa  noch 
ertorderlicheD  Beweises  entweder  die  Freisprechnng  xü  erkennen  oder  den  An- 
trag auf  Wiederaufnahme  abzulehnen. 

Aach  in  anderen  Fillen   kann  das  Gericht,  bei  J)ft<ni^ip|ifi^, K)^^ 
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zeigt  rach,  besonders  bei  den  GleschvorBnen,  eine  Abneignng:,  das 
erste  urteil  dnrcb  Aaerkennnng  der  ünznrechnangsdtUiig'keit  zu 
korrigieren.  Dieser  rein  menscUiehe  Fehler  ist  wM  TerstAndlicb, 
aber  er  muBS  im  iBteresBe  der  Gerecbtigkut  Teimieden  verden. 
Das  ist  mCglich  durch  h&afig:e  AnTendong  des  §  411  Str.-P.-O. 
In  meiner  ziemlich  omfangreichen  Tätigkeit  als  Sachveratflndiger 
habe  ich  nnr  zweimal  erlebt,  dass  von  diesem  Paragraphen  Ge- 
brauch gemacht  wurde,  and  beide  Male  wohl  nor,  weil  die  Ent- 
femang  ies  ünterbringongBortea  der  Kranken  von  dem  Geriehts- 
sitze  and  ihre  mangelnde  Transportfähigkeit  der  Yerhandlung  im 
Wege  stand.  Ich  glanbe  den  Wansch  ansBpreclieii  zu 
dürfen,  sich  dieser  Bestimmung  häufiger  erinnern 
ZQ  wollen. 

Strafvollzug  an  G-eisteskranken. 

Der  Aufenthalt  geisteskranker  Personen  in  den  Strafgef&ng- 
nissen  ist  fSr  den  Strafvollzug  nicht  weniger  bedenklich  wie  Ar 
den  Kranken.  Die  Ordnong  and  Ruhe  einer  ganzen  Strafanstalt 
kann  dorch  einen  einzigen  Kranken  gestOrt  werden.  Anderseits 
fehlt  es  natürlich  inner^lb  des  Einrichtung  der  dem  Strafvollzuge 
dienenden  Anstalten  an  EinrichtaDgen,  die  den  Anfordemngen  an 
die  Behandlung  psychisch  Kranker  entsprechen,  soweit  man  nicht 
dorch  den  Ban  besonderer  Irrenabteilungen  dem  Mangel  abzu- 
helfen versucht  hat.  Aber  es  ist  wohl  eine  Behauptung,  in  der 
sich  unsere  ärztliche  Auffassung  mit  der  der  Richter  dedct;  der 
Strafvollzug  an  Geisteskranken  ist  ein  Unding. 

Deshalb  wird  die  Strafvollstrecknng  aufgeschoben,  wenn  der 
Verurteilte,  bevor  er  zur  Verbüssnng  der  Strafe  eingezogen,  in 
Geisteskrankheit  verflallen  war.  Ein  bestimmtes  Erlebnis,  dessen 
Einzelheiten  aus  der  Forderung,  die  ich  aufstelle,  ohne  weiteres 
klar  werden,  nCtigt  mich  zu  dem  Wnnsche  nach  einer  Ergänzung 
der  §g  485  und  487  ').  Es  muBs  gesetzlich  festgelegt  werden,  was 
zu  geschehen  hat,  wenn  der  Staatsanwalt  und  der  ärztliche  Sach- 
verständige Terschiedener  Meinung  sind.  Wessen  Ansicht  gibt 
den  Ansschlag?  Wohl  nach  der  bestehenden  Gesetzgebung  die  des 
Staatsanwalts !  Aber  das  ist  doch  nicht  unbedenklich,  zumal  wenn 
es  sich  um  die  Vollstreckbarkeit  eines  Todesurteils  handelt. 
Mindestens  mfisste  die  Einholung  eines  Obergutacbtens  —  natflr- 
lich  nur  im  Falle  einer  Meinungsverschiedenheit  —  obligatorisch 
gemacht  werden. 


jedocl)  nni  mit  Znstinifflang  der  Staatsanwaltschaft,  den  Temrteilteo  sofort 
frMBprecben,  weoD  dazu  genOgende  Beweise  beieita  Torliegen. 

Uit  der  Freisprecbnng  ist  die  Anfhebnng  des  froheren  ürteüs  zu  ver- 
binden. 

Die  Aufhebung  ist  auf  Verlangen  des  Antragatelters  durch  den  Deut- 
schen Beichsanzeiger  bekannt  zu  machen,  und  kann  nach  dem  Ermessen  des 
Gerichts  auch  durch  andere  Blätter  TerGffentlicht  Verden.' 

>)  g  ^I8<i  Str.'P.-O.:  ,An  .  .  .  geisteskranken  Personen  darf  ein  Todes- 
urteil nidit  Tollatreckt  werden." 

g  487  Str.-P.-O.:  .Die  Volbtreckong  einer  FrciheitssUfe  ist  aoEra- 
schieben,  wann  der  Verurteilte  in  Geisteskrankheit  rerfällt. 
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Der  §  493*)  ist  für  den  erkrankten  Str&flin^  eine  grosM 
Wohltat.  Er  g:eDie8Bt  dnrch  ihn  alle  Torteile  einer  sachg^mAssen 
Behandlung,  und  gleichzeitig  Terstreicht  die  Zeit,  die  er  zu  ver- 
bfisaen  hat.  Dieaer  Vorteil  kommt  den  körperlich  Kranken  in 
vollem  Masse  zugute,  nicht  aber  den  Geietesknuiken.  In  Preussen 
ist  es  ablich,  wenn  die  Erkrankung  sich  in  die  Länge  zieht,  den 
Strafrollzag  za  unterbrechen.  In  den  sogenannten  Beobachtungs- 
abteilongen  für  geisteskranke  Verbrecher  aollen  die  Gefangenen 
der  Begel  nach  nicht  Aber  6  Monate,  nur  aasnahmsTeise  bei  he- 
grändeter  Aasaicht  auf  Heilung  bis  zu  12  Monaten  verbleiben. 
Tritt  in  der  Zeit  keine  Genesung  ein,  so  wird  der  Beranke  fOr 
strafrollzugsiinf&hig  erklärt  und  einer  Irrenanstalt  zugewiesen. 
Mit  der  Versetzung  in  die  Irrenanstalt  erlischt  aber,  da  ja  der 
Eranke  als  strafrollzagsnnfähig  erklärt  worden  ist,  das  Anrecht 
darauf,  dass  die  in  der  Irrenanstalt  zn  verbringende  Zeit  in  die 
Strafzeit  gemäss  §  493  eingerechnet  wird.  Diese  Umgehung  des 
§  493  _  anders  iat  das  Verfahren  wohl  kaum  zu  bezeichnen  — 
ffthrt  zu  einer  Benachteiligung  des  Kranken,  im  Falle  er  wieder 
besser  wird.  Ich  sage  anadra(^ch  besser  und  nicht  geheilt,  weil 
es  sich  meist  um  chronische  Zustände  handelt,  die  nicht  geheilt, 
sondern  die  nur  unter  der  sorgsamen  Pflege,  unter  Arbeitstherapie 
and  der  grosseren  Freiheit  und  Freundlichkeit  der  neuen  Um- 
gebung in  der  Irrenanstalt  gebessert  werden. 

Sobald  der  Zustand  soweit  ist,  dass  eine  längere  Intemierung 
in  der  Irrenanstalt  UberflOssig  ist,  macht  der  Staatsanwalt  seine 
Bechte  geltend  und  zieht  den  Oebesaerten  von  neaem  zur  Straf- 
verbOasung  ein.  Die  wenig  gefestigte  G-esnndheit  —  die  nicht  mit 
StrafvolIzuE^higkeit  identisch  ist  —  erliegt  in  der  Begel  bald 
wieder  dem  ongAnstigen  Einflaaa  der  Strafhaft,  die  Krankheit 
bricht  von  neuem  ans.  Und  nan  wiederholt  sich  dasselbe  Spiel, 
oft  2,  3  mal  nnd  mehr.  Die  Strafdaaer,  vom  ersten  Antritt  an 
gerechnet,  zieht  sich  endlos  in  die  Länge,  und  immer  wieder  wird 
der  Kranke  wie  ein  Spielball  zwischen  Irren-  nnd  Stra&nstalt 
hin-  and  hergeschleudert. 

Es  ist  deshalb  unbedingt  notwendig,  die  Wiedereinziehung 
von  einem  eingehenden  amtlichen  Gutachten  abhängig  zu  machen. 
Das  geschieht  nnn  schon  zum  Teil,  da  jeder,  bevor  er  in  den  ge- 
ordneten Strafvollzug  zarQckkebrt,  erst  von  neuem  in  die  Beob- 
achtangsabteilnng  kommt,  nnd  die  definitive  Entscheidui^  von  dem 
Gutachten  des  ihr  vorstehenden  Arztes  abhängt.  Aber  diese  Irren- 
abteilnngen  sind  durchaos  nicht  mit  Offentliiäen  Irrenanstalten  zn 
vergleichen.  Der  Znsammenhang  mit  den  Strafanstalten  bringt  es 
mit  sich,  dasa  manche  tOi  den  Geheilten  oder  Gaheaserten  not- 
wendige Massregel  nnterbleiben  mnss. 

')  §  493  atr.-F.-O.:  ,Ist  der  Verurteilte  n&ch  Beginn  der  Strairoll- 
Btrecbuig  wegen  Krankheit  in  eine  von  der  Strafanstalt  getrennte  Krankes- 
uutalt  gebnu^t  worden,  so  iat  die  Dauer  dea  Anfenthalte  in  der  Krankenanstalt 
in  die  Strafzeit  einzorechneD,  wenn  nicht  der  Vemrteilta  mit  der  Absicht,  die 
Strafrollatieckong  za  unterbrechen,  die  Krankheit  herbei^ofnhrt  hat. 

Die  Staatsanwaltachaft  hat  im  letzteren  Falle  eue  Entsoheiduog  der 
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Aaf  jeden  Fall  iat  es  anbilli;,  dem  körperlich 
Kranken  den  Anfenthalt  in  einem  KrankenhanBe  auf 
die  Strafdaaer  anzurechnen,  dem  Geisteskranken 
nicht;  ea  genügt  wohl,  das  Verfahren,  den  Straf- 
vollzug za  unterbrechen,  aufzugeben.  Ich  mSehte  aber 
nicht  unterlassen,  wenigstens  kurz  dataof  hinzuweisen,  dasa  bei 
der  Anwendung  des  Sicherungsprinzips,  d.  h.  wenn  nach  Fest- 
stellung der  Eninkheit  das  weitere  Schicksal  sieh  nach  dem  Gerade 
der  Geineingefährlichkeit  richtet,  die  ganze  Schwierigkeit  in  Weg:- 
fall  kommt.  — 

Ich  bin  damit  am  Ende  meiner  AnsfShrangan  angelangt. 
Die  Flüchtigkeit,  mit  der  ich  die  einzelnen  Fragen  skizzierte,  ent- 
sprach wohl  nicht  immer  der  Wichtigkeit  der  Probleme.  Aber 
ich  darf  wohl  zu  meiner  Bntschnldigung  darauf  hinweisen,  dass 
die  Zeit  knapp  bemessen  war,  und  anch  darauf,  dasa  vor  einem 
Forum  von  Sachverständigen  leicht  plädieren  ist.  Ich  darf  mich 
wohl  der  Hoffiinng  hingeben,  dass  meine  VorschlSge,  unbeschadet 
vereinzelter  Bedenken,  im  allgemeinen  denen  entsprechen,  die  Sie, 
m.  H.,  in  Ihrer  Eigenschaft  als  psyidiiatrische  Sachverständijre  ttr 
die  Reform  unserer  Straf-  und  Stn^rozeaagesetzgebnng  wQuschen. 

(Lebhafter  BeifaU.) 

Prof.  Dr.  Heimberger-Bonu,  erster  Berichterstatter:  M.  SA 
Ans  den  Torträgeu  der  Herren  Referenten  haben  wir  eine  grosse 
Summe  von  Anregungen  gewonnen.  Meiner  Aufgabe  entsprechend 
rnftaste  ich  eigenüich  zu  allen  einzelnen  Fragen,  die  angeschnitten 
worden  sind,  Stellang  nehmen;  aber  die  Folge  wttrde  sein,  dasa  ich 
selbst  noch  mehrere  Stunden  Ihre  Geduld  in  Anspruch  nehmen 
mflsste.  Sie  werden  bei  der  vorgerflckten  Zeit  damit  einver- 
standen sein,  dass  ich  mich  beschrftnke,  und  nur  die  Hanptfragen 
herausgreife,  das  weniger  Wichtige  aber  beiseite  lasse,  dass  ich 
insbesondere  über  dasjenige  flflchtig  hinweggehe,  was  von  vorn- 
herein vom  juristischen  Standdoukt  ans  als  zutreffend  and  em- 
pfehlenswert anzusehen  ist. 

I.  Zunächst  betrete  ich  das  Gebiet  des  materiellen  Straf- 
rechts.  Ich  richte  mich  hierbei  nach  der  Reihenfolge  der  Re- 
ferenten und  ihrer  Thesen. 

1.  Prof.  StrasBmann  behandelte  vor  allem  einige  Fragen 
des  Strafsystema.  Seinen  Anregungen  vermag  auch  der  Jurist 
ans  vollem  Herzen  zuzustimmen:  Grossere  Freiheit  des  Richtwa 
in  der  Strafzumessung  und  damit  Schaffang  der  Möglichkeit,  der 
Individualität  des  Täters  mehr  Bechnung  zu  tragen,  EinfOhrong 
der  bedingten  Verurteilung  an  Stelle  der  bedi^en  Begnadigni^r, 
Vermeidung  zu  hoher  Strafminima  in  den  gesetzlichen  Straf- 
drohungen sind  Forderungen,  welche  die  moderne  Richtung  der 
Strafrechtswiaaenschaft  ebenfalls  erhebt  und  die  in  den  Schriften 
und  bei  den  Versammlangen  der  internationalen  kriminaliatiachen 
Vereinig^nng  schon  oft  genug  zum  Ansdraek  gekommen  sind.  Aach 
ie  wahlweise  Zalassong  verschiedener  Strafarten  In  zahlreicheren 
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Fftllen  ala  bislier  wAre  lebhaft  za  begrOsBeD.  Speziell  bei  Dieb- 
stahl eDtspricht  die  Zoläasigkeit  von  Geldstrafe  mindeBtens  im 
ersten  Begehongsfall  einem  l&ngst  allseitig  gefflbltea  Bedfirftüs. 

Ganz  besonders  ans  der  Seele  gesprochen  var  mir  Strass- 
manns  Verlangen  nach  der  Znläsaigkeit  vorläafiger  Ent- 
lassung bei  lebenslänglicher  Freiheitsstrafe.  Wenn  ich  alle 
hnmanittifen  ErvAgangen,  anf  die  ja  Strassmann  bereits  hin- 
gewiesen hat,  beiseite  lasse,  so  scheint  mir  schon  die  blosse 
Gerechtigkeit  die  Gestattang  solcher  Torlftsflger  Entlassung  zn 
fordern.  Denn  sehen  Sie,  m.  H.:  Hat  der  TAter  das  Glftck,  nn- 
entdeckt  zn  bleiben,  so  ist  bei  einer  mit  dem  Tode  oder  lebens- 
l&Dglicher  Znchthaasstrafe  bedrohten  Handlung  die  StrafrerfoIgoDg 
nach  zwanzig  Jahren  verj&hrt  Soll  non  der  andere,  der  TemrteUt 
worden  ist  und  zwanzig  lange  Jahre  schwer  gebüast  hat,  schlechter 
gestellt  sein  als  derjenige,  der  den  Händen  des  Bichters  sich  ent- 
zogen, seine  Freiheit  genossen  und  der  Fracbte  seiner  Tat  sich 
gefreut  hatF  Es  scheint  mir  ein  Gebot  der  Gerechtigkeit,  auch 
Am  nach  so  langer  Busse  die  Tore  der  Strafanstalt  wenigstens 
im  Wege  der  vorläufigen  Entlassung  zn  C&en. 

Prof.  Strassmann  hat  auch  die  Frage  der  Abstnfnng 
des  Strafmasses  bei  Mord  einer  ErtJrtenmg  unterzogen.  Eine 
Abstufung  des  Strafmasses  ist  m.  E.  hier  nur  möglich,  wenn  die 
Todesstrafe  abgescha0  wird;  denn  ein  berechenbares  Verhältnis 
zwischen  der  Todesstnife  und  selbst  der  schwersten  Freiheits- 
strafe lässt  sich  gar  nicht  feststellen.  Indessen  mochte  ich  die 
Frage  der  Abschaffung  der  Todesstrafe  nicht  in  die  Debatte 
ziehen ;  über  diese  Frage  werden  wir  uns  sicherlich  doch 
kaum  einigen.  —  Mit  dem  Herrn  Referenten  halte  ich  es  fBr 
empfehlenswert,  den  Unterschied  zwischen  Mord  und  Totschlag 
jedenfalls  nicht  an  den  inneren,  nicht  kontrollierbaren  Vorgang 
der  üeberlegong  bei  der  Ansffthrong  der  Tat  zu  knflpfen.  Das 
Geratenste  schiene  mir,  das  Strafmass  nach  den  Motiven  nnd  nach 
der  Art  der  Begebung  abznstnfen  —  ungeffiiir  so,  wie  dies  in 
dem  Vorentwnrf  zn  einem  Schweizer  Strafgesetzbuch  geschehen 
ist.    Dort  hat  man  in  folgender  Weise  abgestuft: 

, Tötung.  Wer  einen  UenHctien  Toraätilicli  tStet,  wird  mit  Znclitlians 
Ton  10—15  Jahren  liestraft." 

,Mord.  Tütet  der  T&ter  ans  Mordlnat,  ans  H&bgier,  unter  Verllbiing 
von  Oraosamkeit,  heimtückisch  oder  mittelst  Oift,  Sprengstoffen  oder  Tener 
oder  am  die  Beeehnn^  emes  anderen  Verbrechens  zn  verdecken  oder  zd  er- 
Idchtern,  so  wird  er  mit  lebenslänglichem  Znchthans  bestraft." 

„Totschlas.  Tötet  der  Täter  In  leidenschaftlicher 'Anfwollnng,  so 
ist  die  Strafe  Znchthans  bis  zn  zehn  Jahren." 

Eine  ähnliche  Behandlung  der  TOtangsverbrechen  dürfte  aoch 
unserem  Gesetzgeber  empfohlen  werden  kOnnen. 

Die  nngleichmässige  Behandlung  des  Eindsmordea  and 
des  Totschlags  beim  Vorliegen  mildernder  Umstände  sowie  der 
Tötung  anf  Verlangen  worde  von  Strassmann  mit  Hecht 
gerügt. 

Was  Zwang,  Anstiftung  und  Beihilfe  zum  Selbstmord 
anbelangt,  so  mOchte  eine  Strafdrohung  für^Anstiftang  und  Bei- 
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bilfe  wohl  an^zeigt  sein,  zam  mindesten  Ar  solche  FUle,  in 
wdehen  die  Anstlftimfr  oder  Beihilfe  auf  unehrenhafte  Beveg- 
prOnde  znrdckzQfflhren  ist.  Der  Schweizer  Vorentwnrf  si^t 
bereits  eine  Bestimmang  ^gen  die  Mitwirknng  zum  Selbstmord 
vor.  Dagegen  bedflrfen  wir  einer  besooderen  Strafdrohong  gegen 
den  Zwang  znm  Selbamord  nicht.  Wer  einen  andern  zam  Selbst- 
mord zwingt,  kann  achon  nach  geltendem  Recht  als  mittelbarer 
Täter  eines  Mordes  oder  Totschlags  bestraft  werden. 

DerTheBeSvonProiStrassmann:  ,Die  Straflosigkeit 
der  gebartshilflichen  Perforation  des  lebenden  Kindes 
ansdrScklich  im  Gesetze  festzustellen,  hat  sich  bisher  nicht  als 
notwendig  erwiesen,"  stimme  ich  Tollstftndig  zn.  Aber  ich  habe 
meine  Bedenken,  ob  sich  fBr  alle  Znknnft  eine  solche  ansdrflek- 
liche  Feststellung  im  Gesetze  wird  entbehren  lassen.  W&brend 
vor  einigen  Jahrzehnten  noch  die  Entscheidungen  der  obersten 
römischen  Eirchenbehörden  sich  wenigstens  nicht  unbedingt  gegen 
die  Zul&Bsig^eit  der  Perforation  des  Kindes  znr  Bettung  der 
Matter  aassprschen,  haben  in  der  letzten  Zeit  die  Anschauungen 
gewechselt;  man  nimmt  in  kirchlichen  Kreisen  scharf  Stellung 
gegen  die  Perforation,  zum  Teil  sogar  in  geradezu  ftnatischer 
Weise  —  so  ein  Dr.  theol.  et  phÜos.  Bern.  M.  BergerToort 
in  einer  1896  za  M&nchen  erschienen  Schrift:  , Direkter  Abortus 
and  Eraniotomie  und  deren  Erlanbtheit."  Wenn  Anschaaungen, 
wie  sie  der  Verfasser  dieser  Schrift  vertritt,  um  sich  greifen  und 
am  Ehide  gar  bei  Staatsanwälten  und  Bitditem  Eingang  finden 
sollten,  dami  wehe  dem  Arzte,  welcher  die  Matter  auf  Kosten  des 
Kindes  rettet! 

Prof.  Strassmann  wünscht  femer  eine  besondere  Be- 
stimmang  ttber  den  untauglichen  Yersnch  der  Abtreibung. 
Dieser  Wunsch  Ist  an  sich  durchaus  begrOndet.  Es  sind  ja  fast 
ausschliesslich  FAUe  der  Abtreibung  gewesen,  bei  deren  Ab- 
urteilong  das  Reichsgericht  Gelegenheit  liatte,  zu  der  Frage  nach  der 
Strafbarkeit  des  untauglichen  Versuchs  Stellung  za  nehmen.  Aber 
es  gibt  auch  zahlreiche  andere  Fälle,  in  welchen  diese  Fn^e 
brainend  wird;  ich  erinnere  an  die  Tötungsverbrechen,  Versuch 
der  Vergiftung  mit  untauglichen  Mitteln,  TOtangsversach  an  einem 
bereits  Verstorbenen,  oder  Diebstahl  au  einer  eigenen  Sache,  an 
der  begriffsgemftss  ein  Diebstahl  nicht  möglich  ist  Der  G^ets- 
geber  wird  zweifellos  die  Frage  des  untauglichen  Versuchs  all- 
gemein  und  nicht  bloss  fBr  die  FÜle  der  Abtreibung  zu  regeln 
haben.  Er  kann  sich  der  Entscheidung  der  Frage  nicht  meia 
entziehen,  wie  er  das  vor  35  Jahren  getan  hat  in  der  Hoffiinng, 
Theorie  nnd  Praxis  würden  in  der  aagenblicklicb  noch  nicht 
spruchreifen  Frage  sdton  zu  einem  befriedigenden  Ergebnis  ge- 
langen. Diese  Hoffnung  hat  den  Gesetzgeber  betrogen,  and  nun 
wird  er  nicht  umhin  kennen,  den  gor^dien  Knoten  zu  durch- 
hauen. Die  Entscheidung,  welche  er  treffen  wird,  gibt  er  aber 
nicht  für  jedes  einzelne  Delikt,  bei  welchem  ein  untauglicher  Ver 
such  vorkommen  kann,  sondern  im  allgemeinem  Teil  des  Straf- 
gesetzbnchs  bei  der  Bestimmung  über  den  Vwsuch  fiberhanpt 
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Deshalb  halte  ich  es  nicht  fflr  empfehlenswert,  einen  Gleaetzes- 
Torschlag  speziell  hinsichtlich  des  ontan^lichen  Veraachs  der  Ab- 
treibung dem  G-eBetzB:eber  zu  unterbreiten.  Es  vird  genflgen, 
auszusprechen,  daas  auch  von  Seite  der  Medizinalbeamten  eine 
Beselnng  der  Frage  des  untauglichen  Versuchs  dringend  empfohlen 
TOTde  —  von  den  Medizinalbeamten  beBonders  mit  Bflcksicht  auf 
die  häufigen  Falle  der  Abtreibung  mit  untauglichen  Mitteln  und 
am  ODt&uglichen  Objekt. 

Herr  Kollege  Strassmann  erz&hlt  den  in  Berlin  vorge- 
kommenen Fall,  dass  ein  Arzt  schwangeren  Frasenspersonea  aus 
Gewinnsucht  untaugliche  Abtreibungsmittel  gegeben  habe,  und  dass 
der  Arzt,  während  die  Frauenspersonen  wegen  Versuchs  gestraft 
wurden,  straflos  ausgegangen  sei.  Damit  man  in  solchen  Fällen 
auch  den  Arzt  oder  sonstige  Teilnehmer  strafen  kOnne,  schlägt 
Strassmann  die  Ihnen  mitgeteilte  Fassung  des  §  319  vor. 
Aber  auch  bei  dieser  Fassung  würde  der  Tcolneluner  doch  nur 
dann  gestraft  werden  können,  wenn  auch  bei  ihm  ein  auf  Ab- 
treibung gerichteter  Vorsatz  gegeben  wäre.  An  einem  solchen 
fehlt  es  aber  in  einem  derartigen  Fall,  Der  Dolus  des  Arztes 
richtet  sich  hier  nicht  gegen  die  Leibesfrucht,  sondern  gegen  das 
Vermögen  der  Mutter. 

2.  Herr  G^chtsarzt  Dr.  Hoffmann  hat  hauptsächlich 
zwei  Fragen  erört«rt,  welche  fflr  der  Arzt  von  besonderer 
Wichtigkeit  sind: 

Erstens  die  Frage:  Ist  der  ärztliche  Eingriff,  auch 
der  gebotene  und  glflcklich  verlaufene,  an  und  fflr  sich  eine 
Körperverletzung  im  Sinne  des  Str.  6.  B.  oder  nichtf 

Zweitens:  Wann  ist  die  Offenbarung  eines  anver- 
trauten Privatgeheimnisses  durch  den  Arzt  eine  befugte 
bezw.  unbefugteP 

Die  erste  Frage  hat  fflr  den  Arzt  immer  dann  Bedeutung, 
wenn  er  ohne  auadrflcklicbe  Einwilligung  des  Kranken  —  viel- 
leicht an  einem  Bewusstloaen  —  oder  auch  gegen  den  Willen 
des  Kranken  oder  seines  gesetzlichen  Vertreters  einen  Eingriff 
vorgenommen  bat.  Ist  der  ärztliche  Eingriff  an  sich  eine 
Körperverletzung,  dann  ist  er  sicher  widerrechtlich,  wenn  er 
ohne  Einwillignng  oder  gegen  den  Willen  des  Verletzten  vorge- 
nommen wurde.  Der  Arzt  wird  dann  wegen  Körperverletzung 
gestraft,  mag  dem  Eingriff  der  Kranke  auch  das  Leben  verdanken. 

Meine  Stellung  zn  der  Frage  ist  folgende: 

Unser  Strafgesetzbuch  sagt  in  §  223 :  ,Wer  vorsätzlich  einen 
anderen  kOrperlidi  missbandelt  oder  an  der  Gesundheit  beschädigt, 
wird  wegen  Körperverletzung  ....  bestraft."  Körperverletzung 
ist  also  entweder  eine  körperliche  Misshandlung  oder  eine  Oesund- 
heitsbeschädignng  oder  natflrlich  auch  beides.  Es  wird  nun  nie- 
mand leugnen,  dass  der  ärztliche  Eingriff  eine  Miashandlniig  oder 
eine  Gesnndbeitsbesehädignng  sein  kann.  Wenn  der  Arzt  ohne 
jede  Indikation  ein  Bein  amputiert,  das  leicht  zu  erhalten  ge- 
wesen wäre,  w  begeht  er  alcher  eine  Gesnndheltebesdiftdjjnuiff. 

o 


oder  wenn  er  dem  Kranken  ganz  nuangebrachtennassen  ein  Brech- 
mittel gibt,  so  ist  das  eine  MiBshandlnng. 

Dagegen  sage  icb:  Wenn  der  Arzt  den  Kranken  so  behandelt, 
Tie  es  im  gegebenen  Falle  nach  den  Regeln  der  Heilknnde  der 
Körper  des  Kranken  verlangt,  dann  behandelt  er  ihn  angemessen, 
er  misshandelt  ihn  nicht,  selbst  wenn  er  durch  seinen  Eingriff 
Schmerzen  verursacht.  Miashandeln  heisst  Qbel,  schlimm,  onan- 
gemesaen  behandeln.  Das  gebotene  ärztliche  Handeln  ist  aber 
kein  fDr  den  Körper  ttbles,  schlimmes,  unangemessenes  Behandeln. 
Ebensowenig  halte  Ich  den  ärztlichen  Eingnff  f&r  eine  G-esnnd- 
heitsbeschädignng,  wenn  der  Eingnff  notwendig  war  und 
normal  verlaufen  ist.  Er  ist  ja  dann  eine  Wiederherstellnng  der 
G^snndheit  oder  wenigstens  eine  Besserung  der  Oesundheite- 
Verhältnisse,  nicht  aber  eine  Gesnudheitsbeschädignog. 

In  eine  Uissbandlnng  oder  G-esnndheitsbeschKdignng,  korznm 
in  eine  Körperverletzung  verwandelt  sich  aber  der  zu  Heilzwecken 
unternommene  normal  verlaufene  Eingriff  auch  dadurch  nicht,  dass 
er  ohne  oder  gegen  den  Willen  des  Kranken  vorgenommen 
wird.  Ein  Mensch,  dessen  körperlicher  Zustand  durch  den  saeli- 
gemässen  Eingriff  eines  anderen  gebessert  wurde,  kann  nicht  be- 
haupten, man  habe  ihn  körperlich  misshandelt  oder  an  der  Ge- 
sundheit beschädigt,  mag  auch  die  Besserung  gegen  seinen  Willen 
herbeigeführt  worden  sein.  Die  Folgerung  aus  dieser  Beurteilong 
des  gebotenen  and  normal  verlaufenen  ärztlichen  Eingriffs  ist,  dass 
der  Arzt  niemals  wegen  Körperverletzung  gestraft  werden  kann, 
wenn  er  jemand  gegen  oder  ohne  dessen  Willen  geheilt  hat. 

Diese  m,  E.  selbstverständliche  Betrachtung  des  ärztlichen 
Eingriffs  entspricht  aber  nicht  der  herrschenden  Ansicht.  Das 
Beichsgericht  z.  B.  sieht  im  ärztlichen  Eingriff  an  sieb  eine 
Körperverletzung.  Deshalb  wäre  ea,  damit  alle  Zweifel  ausge- 
schlossen werden,  empfehlenswert,  eine  entsprechende  Bestimmung 
in  das  Strafgesetzbuch  aufzunehmen.  Doch  kann  ich  der  Faasnng, 
welche  Herr  Dr.  Hoffmann  in  seiner  These  1  dieser  vorzu- 
schlagenden Bestimmung  gegeben  hat,  nicht  durchweg  znstimmen. 
Er  sagt;  ^Eine  strafbare  Handlung  ist  nicht  vorhanden,  wenn 
die  Handlung  durch  die  Notwendigkeit  ärztlicher  Hilfe  geboten 
war  und  mit  der  erforderlichen  Sorgfalt  und  dem  nötigen  Ge- 
schicke ausgeftlhrt  worden  ist."  Wenn  Sie  die  These  in  dieser 
Fassung  annehmen,  so  würden  Sie  damit  verlangen,  dass  kein 
Kranker  mehr  Herr  Aber  seinen  Körper  sein  solle.  Ob  ich  mir 
das  Bein  amputieren  lassen  oder  lieber  sterben,  ob  ich  als  Krflppel 
bernmhumpebi  oder  lieber  tot  sein  will,  dass  ist  ganz  meine  Sache ; 
der  Arzt  ist  nicht  berechtigt,  gegen  meinen  Willen  mich  zn 
operieren  oder  sonst  zu  behandeln.  Das  bestreiten  Sie  aber, 
wenn  Sie  die  These  so  annehmen,  wie  sie  lautet.  Nach  der  These 
soll  ja  dne  ^strafbare  Handlung*  flberbaapt  nicht  vorhanden  sein 
—  also  auch  keine  Mötigong  und  keine  Freiheitsberaubung  — , 
wenn  die  Handlung  durch  die  Notwendigkeit  ärztlicher  Hilfe  ge- 
boten war  usw.  Das  wollen  Sie  gewiss  nicht  sagen  und  ebenso- 
wenig  der   Referent.     £s   dtlrfte   daher   der   These   eine   ein- 
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schr&nkeade  FassniiK  za  geben  sein  nnd  zwar  etwa  in  der  Weise, 
da88  man  sagt:  „Eine  £OrperTerletzaog  im  Sinne  dieses 
Strafgesetzes  ist  nicht  vorhanden,  wenn  dbw."  Dann 
ist  nicht  aasgeachlossen,  dass  der  Arzt,  welcher  ohne  oder  gegen 
den  Willen  des  Kranken  einen  Eingriff  nntemimmt,  aas  anderem 
Gesichtspunkt  strafrechtlich  znrTerantwortnng  gezogen  werden  kann. 
An  die  zweite  der  von  Herrn  Dr.  Hoffmann  behandelten 
Frage,  an  die  Frage,  wann  die  Offenbarung  eines  dem 
Arzte  anvertrauten  Frivatgeheimnisses  eine  befugte  sei, 
^ehe  ich  nur  mit  schüchternem  Zagen;  denn  ich  sehe  mich  nicht 
im  Stande,  Ihnen  eine  knappe  und  doch  auf  alle  FAlle  passende 
Antwort  auf  diese  Frage  zu  geben.  Ich  begreife  es  durchaos, 
wenn  die  Aerzte  genau  wissen  wollen,  wann  sie  nach  der  An- 
Bchannng  des  Gesetzgebers  zur  Offenbarung  befugt  nnd  wann  sie 
nicht  befugt  sind,  kurz  wenn  sie  wissen  wollen,  wie  sie  daran 
sind.  Aber  ich  glaube,  der  Gesetzgeber  selbst  kann  Ihnen  das 
nicht  von  vornherein  mit  voller  Kcberheit  sagen,  und  der  Ter- 
snch,  die  Frage  der  befugten  Offenbaning  in  einer  kurzen  nnd 
doch  alle  erdenklichen  Falle  treffenden  Formel  zu  lösen,  scheint 
mir  ein  vergebliches  Unternahmen.  Das  Leben  schafft  Fälle,  die 
auch  das  Auge  des  scharfsichtigsten  Juristen  nicht  vorauszusehen 
vermag.  Herr  Dr.  Hoffmann  hat  sich  bemflht,  die  Fälle  be- 
fngter  Offenbarung  genau  abzugrenzen.  Seinen  beiden  ersten 
Ziffern  a  und  b  wird  man  mit  einigen  Vorbehalten  zustimmen 
dflrfen.  Unter  Litt,  a  wird  es  statt  „von  dem  Anvertrauenden* 
besser  heissen:  „von  demjenigen,  in  dessen  Interesse 
das  Geheimnis  zu  wahren  ist*,  da  ja  der  Anvertrauende 
ein  anderer  sein  kann  als  derjenige,  nm  dessen  Geheimnis  es  sich 
handelt  Denken  Sie  an  den  Fall,  dass  der  Ehemann  dem  Arzt 
ein  geheimes  Leiden  seiner  Fran  anvertraut!  Bei  Litt,  b  scheint 
es  mir  bedenklich,  dass  durch  polizeiliche  Vorschriften  die 
Verpflichtung  zur  Verst^wiegenhelt  soll  beseitigt  werden  kOnnen. 
Viel  zn  gewagt  aber  ist  mir  die  Litt.  c.  Sie  lautet:  Die  Offen- 
barung ist  nicht  unbefugt,  „wenn  das  Wohl  eines  oder  mehrerer 
Hensdien  auf  dem  Spiele  steht  oder  die  Wahrnehmung  persön- 
licher Interessen  die  Offenbarung  erheischt".  Mit  einer  so  weit 
gebeten  gesetzlichen  Bestimmung  wären  Ihnen  selbst  der  ge- 
ringste Gefallen  getan;  sie  wörde  Ihnen  das  Vertrauen  Ihrer 
Patienten  rauben.  Zunächst:  Was  ist  unter  dem  „Wohl"  anderer 
Menschen  zu  verstehen  P  Das  körperliche,  das  geistige,  das  wirt- 
schaftliche WohlP  Die  ganze  Existenz  oder  nur  das  Wohl- 
befinden in  der  einen  oder  anderen  BichtnngP  Und  soll  das  Wohl 
irgend  eines  anderen  Menschen,  einerlei  wer  er  sei,  dem  Wohl 
des  Patienten  vorgehen P  Und  dann:  „Wenn  die  Wahmehmnng 
personlicher  Interessen  die  Offenbarung  erheischt."  Bei  dieser 
weiten  Fassung  kOnnte  die  Wahmehmong  der  geringfügigsten 
puirifnlichen  Interessen  den  Arzt  znr  Offenbarong  bereditigai. 
Wenn  der  Patient  solchen  Möglichkeiten  sich  gegenflber  sieht, 
wird  er  sich  hundertmal  bedeiäui,  bevor  er  sieh  dem  Arzt  aa- 
Tertrant   Und  doch  geht  Ihr  Bestreben  dahin,  gerade  bei  Kruk- 
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heiten,  welche  der  Patient  dem  Arzte  za  offenbarea  aicli  scheut, 
diese  Schea  der  Kranken  zo  überwinden,  eine  Schea,  die  dem 
Patienten  seibat  und  anderen  zum  Unheil  g:ereicht.  Sie  werden 
dieses  Ihr  Streben  aber  seihst  wieder  vereiteln,  wenn  Sie  durch 
eine  Bestimmnne:  wie  die  Toi^eschla^ene  das  Tertranen  der 
Kranken  zam  Arzte  nnter^ben.  Selbstverständlich  wünscht  der 
Herr  Referent  derartige  Folgen  seines  Vorschlages  ebenfalls  nicht. 
Er  wollte  nur  eine  Bestimmung  entwerfen,  welche  dem  Arzt  die 
OKenbamng  in  den  nicht  seltenen  Fällen  ermöglicht,  in  denen  er 
in  eine  PflichtenkoUision  gerät;  Fälle,  wo  es  aaf  der  einen  Seite 
Pflidit  ist  zu  Bcbweig:en,  auf  der  andern  noch  viel  mehr  Pflicht 
ZD  reden,  und  weiter  hatte  er  des  Fall  im  Ange,  wo  der  Arzt 
im  Interesse  seiner  Recbtsverfolgang  gegenüber  dem  Patienten 
eine  Offenbamng  des  ihm  anvertrauten  Leidens  nicht  umgehen 
kann.  Kur  hat  der  Herr  Referent  in  dem  Bestreben,  möglichst 
eine  für  alle  Fälle  passende  Formel  aofzustellen,  eine  etwas  zu 
weite  Fassung  gewählt.  £s  würde  seinen  Absichten  vielleicht 
entsprechen,  wenn  betont  würde,  der  Arzt  habe  bei  einer  Pfiichten- 
koUisioQ  der  höheren  Pflicht  zu  genügen,  das  geringwertige 
Interesse  habe  dem  höherwertigen  za  weichen.  Aber  ist  mdA 
anch  diese  Abwägung  der  verschiedenen  Interessen  wieder  etwas 
Willkürliches?  Hat  der  Arzt  eine  Sicherheit,  dass  auch  der 
Richter  bei  dieser  Abwägung  zum  gleichen  Ergebnis  kommt,  wie 
er  selbstf  Die  Lage  des  Arztes  ist  hier  ebenso  unsicher,  wie 
wenn  der  Richter  unmittelbar  über  den  nicht  umschriebenen  Be- 
griff der  „befagten"  Offenbarung  entscheidet.  Der  Zweifelsponkt 
hat  nur  eine  Verschiebung  erfahren,  aber  vorhanden  ist  er  nach 
wie  vor. 

Ich  kann  mich  des  Gedankens  nicht  erwebren,  es  möchte 
das  Beste  sein,  das  Wort  „unbefugt"  in  §  300  ohne  nähere 
Begriffsbestimmung  und  ohne  eine  Ao&ählnng  der  Fälle  befogter 
Offenbarung  zu  lassen.  Der  Gesetzgeber  kann  diese  Fälle  in 
einem  kurzen  Paragraphen  nnmögUch  alle  treffen.  Aach  die 
ansländischen  neuen  Strafgesetzentwürfe  begnügen  sich  mit  der 
einfachen  Bedrohung  der  „unbefugten"  oder  „widerrechtlichen* 
Offenbarung.  —  Wenn  der  Gesetzgeber  hier  das  Wort  „nnbefogt" 
näher  bestimmen  oder  die  Fälle  des  befagten  Handels  aofisählen 
wollte,  so  mÜBste  er  das  gleiche  in  allen  jenen  Paragraphen  tnn, 
welche  von  der  „widerrechtlidien'',  „rechtswidrigen",  „unbefogten* 
Vornahme  einer  Handlung  sprechen. 

Die  Frage  des  rechtmässigen  und  des  rechtswidrigen  Handelns 
ist  eine  aol<äe,  die  im  allgemeinen  Teil  des  Strafgesetzbuches 
ihre  Erledigung  finden  mass.  Wie  bei  der  Frage  des  untaug- 
lichen Versuchs,  so  mnsa  ich  auch  hier  auf  diesen  allgemeinen 
Teil  verweisen  und  der  Hoffnung  Aasdruck  geben,  dass  dort  das 
neue  Strafgesetzbach  genauere  und  erschöpfendere  Bestimmongen 
über  rechtmässigeB  and  rechtswidriges  Handeln  geben  werde  als 
daa  bisherige.  An  dem  Nutzen,  welche  eine  sol^e  genauere  all- 
gemeine Beatimmang  mit  sich  bringt,  werden  dann  auch  die  Aente 
teilhaben.    Immerhin  halte  ich  es  nicht  für  onangemeaaen,  wenn 
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die  deotschen  Medizinalbeamten  zum  Ansdinck  bringen,  d&8B  auch 
auf  ihrer  Seite  das  Verlangen  nach  eingehenderen  Vorschriften 
über  befngtes  und  nnbefagtM  Handeln  besteht*) 

Eine  Besorgnis  mOchte  ich  noch  zerstrenen,  die  mir  in  dem 
Vortrag  des  Herrn  Dr.  Hoffmann  entgegengetreten  ist.  Er 
acheint  Strafe  fürchten  zn  mflsaen  tür  den  Zahnarzt,  welcher  on- 
bevuBst  dem  Bräntigam  das  Geheimnis  vom  falschen  QebisB  der 
Braut  offenbarte,  und  für  den  praktiachen  Arzt,  der  ans  Versehen 
aeine  Notizen  fiber  das  Leiden  des  Patienten  liegen  liesa  nnd  aaf 
diese  Weise,  ohne  es  zn  wollen,  dritten  Feraonen  Eenntnia  von 
dem  Leiden  verachafite.  In  beiden  FAUen  ist  eine  Bestrafung 
nicht  möglich,  da  es  an  dem  zur  Bestrafung  erforderlichen  Vor- 
satz fehlt. 

Der  These  3  deaaelben  Referenten  ist  wohl  aach  von 
joristischer  Seite  ohne  weiteres  beizutreten,  ebenso  seinem  Ver- 
langen, dass  in  §174,  Z.  1  die  Eltern  mitgenannt  werden  aollen. 
Dagegen  halte  ich  ea  nicht  ffir  erforderlich,  daaa  Sie  aich  bezüg- 
lich der  Beatimmongen  ftber  Aussetzung  ftnssemj  denn  es 
handelt  sich  hier  nicht  um  Dinge,  die  genide  fUr  die  Serichts- 
ärzte  Ton  besonderem  Interesse  sind. 

8.  Prof.  Dr.  Aschaffenburg  hat  in  seinem  Vortrage  vier 
Themata  erOrtert,  deren  jedes  für  aich  allein  den  Gegenstand  einer 
besonderen  Verhandlang  bilden  konnte  nnd  auch  schon  gebildet 
hat:  Die  verminderte  Zurechnongst&higkeit,  die  Bekämpfung  der 
gemelngef&hrlidien,  speziell  der  rflckfäUigen  Verbrecher,  die  Be- 
handlung der  Jugen^chen  und  die  strafrechtliche  Verantwort- 
lichkeit der  Trinker  und  Berauschten.  Ich  kann  alle  diese  be- 
deutsamen Fragen  in  dem  Bahmen  unserer  Beratung  natürlich 
nur  kurz  streifen,  darf  dies  aber  um  ao  mehr,  als  ich  im  weaent- 
sentlichen  mit  den  Anschauungen  des  Herrn  Referenten  Überein- 
stimme. Die  Forderungen,  welche  Aschaffenbnrg  aufstellt, 
decken  aich  in  der  Hauptsache  mit  den  Beatrebungen  der  inter- 
nationalen kriminalistiachen  Vereinigung,  der  wir  beide  angehören, 
nnd  haben  auch  in  d^n  Versammlangen  und  Schriften  dieaer  Ver- 
einigung schon  mannigfach  Aaadruck  gefunden. 

Die  Frage  der  verminderten  Znrechnnngsffthigkeit 
stand  und  steht  in  der  letzten  Zeit  auf  der  Tageaordnang  der 

I)  Soeben,  w&hrend  der  Korrektor  ist  erscMenen  Alex  Graf  laDobaa: 
,DIe  Rechtswidriglieit  üb  oUgmein  gfiltiges  Uerlcmal  im  Tatbeetande  Btr&f- 
barer  HandlangeQ".  Halle  a./S.  19K.  Aaf  S.  110  ff.  wird  behandelt  „Die 
unbefugte  GebBinmiBV  erletz  an  g".  üeber  den  Arzt  sagt  Dohna  Seite  116 
bis  117 :  ,Adc1i  er  hat  abzuwägen,  ob  nicht  die  Versagnng  der  Einwülignog 
aar  Uitteilnng  des  ihm  Anvertranten  eine  willkürlicbe  Lanne  des  Patienten 
bedeutet,  ob  nicht  dieser  unter  dem  Schutze  des  Hechtes  eine  einseitige  Unrch- 
fäbning  seiner  Zwecke  nnter  Mißachtung  derjenigen  seiner  Mitmenschen  beab- 
sichtigt ;  nnd  er  Ist  von  der  Schweigepflicht  frei,  sobald  er  erkennt,  dafi  die- 
sdbe  nnr  znr  BefSrdernng  eines  Bestrebens  dienen  kann,  das  darauf  gerichtet 
ist,  sich  selber  zum  alleinigen  Endzweck,  alle  anderen  aber  zn  Mitteln  und 
Werkzeagen  seiner  OelUste  za  machen."  Aach  ans  diesem  LOsungsTersnch 
mOgen  die  Aerzte  entnehmen,  daß  Ihnen  eine  absolut  sichere  Antwort  auf  die 
Frage  wann  sie  befngt,  wann  unbSfogt  handeln,  nicht  gegeben  weiden  kann ; 
denn  auch  die  Bahn a sehe  Foimnlieniiig  schließt  nicht  Jeden  Zweifel  au. 
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T«nchi«denea  jnristiachen  EongresBo  oud  gerade  in  di«en  Tagen 
bildet  sie  .einen  G^genetaiid  der  Beratang  aoi  dem  DeutBcäen 
Joristentag  za  Innabi-nck.  Sie  wird  darcligehwidfl  in  dem  Sinne 
behandelt,  daas  in  einem  neuen  Strafgesetzbncli  notvendig  die 
Znfftände  der  sog.  nTerminderten  Zarechnnngsifthigkeit"  Boüak- 
sicbtignng  finden  müssen.  Den  Forderongen  Aschaffenbarg«: 
Uildere  Behandlung  der  vermindert  ZnreehnongsfAhigen,  axil  der 
andern  Seite,  soweit  notwendig,  Sichemng  der  Oeadlschaft  gegen 
diese  Personen  sowie  gegen  Zorechnnngsnnf&hige,  Einrichtung 
eines  besonderen  Verfahrens  zur  Feststellung  ihrer  GemeingefUiF- 
Uohkeit  und  zur  Anordnung  ihrer  Ün8chädli(äunacfaung,  kann  auch 
der  Jurist  seine  Zustimmung  nicht  versagen. 

Das  gleiche  gilt  von  den  Vorschlägen  Aschaffenburgs 
inbezng  auf  den  Schutz  der  Ctesellschaft  gegen  sonstige 
gemeingefabrliche  Verbrecher,  insbesondwe  gegen  die 
fi&ckfaUigen. 

Dass  die  Behandlung  der  Jugendlichen  einer  Beform 
bedarf,  darüber  ist  man  sich  aaf  Seite  der  Juristen  ziemlich  einig. 
Insbesondere  hat  man  erkannt,  dass  die  untere  Grenze  des  Alters 
der  besckrtlnkten  StraMündigkeit  hinanfgerflckt  werden  mOBse. 
Schulkinder  sollen  nicht  vor  (Bericht  gestellt  und  nicht  ins  Ge- 
fängnis gesetzt  werden.  Ob  freilich  eine  Hinauirflckung  aof  du 
vollendete  16.  Leben^ahr  zu  erreichen  oder  auch  nur  zu  erstreben 
ist,  scheint  mir  zweifelhaft.  Aber  das  vollendete  14.  Lebeniqjahr 
sollte  als  unterste  Grenze  der  beschränkten  Straftnfindigkeit  test- 
gehaltan  werden.  Nicht  recht  befreunden  konnte  ich  mich  ur- 
sprünglich mit  Aschaffenburgs  Vorschlag,  die  volle  Straf- 
m&ndigkeit  erst  mit  dem  vollendeten  21.  Lebensjahr  eintreten  zn 
lassen.  Denn  gerade  im  Alter  von  18 — 21  Jahren  finden  sich  di« 
ärgsten  Bohlinge,  welchen  die  Strenge  des  Gesetzes  nicht  erspart 
bleiben  sollte.  Dass  die  bürgerliche  Beife  an  das  vollendete 
21.  Jahr  geknöpft  ist,  dürfte  nicht  ins  Gewicht  faUen;  denn  das 
Gefühl  der  strafrechtlichen  Verantwortlichkeit  tritt  viel  früher  ein 
als  die  Einsicht  in  die  Bedentung  zivilrechtlich  erheblicher  Hand- 
lungen. Nachdem  ich  aber  jetet  den  mündlichen  Ansführungeu 
Aschaffenburgs  zn  seinen  gedruckten  Thesen  entnommen 
habe,  was  er  mit  Hinaufrflckung  des  Alters  der  voUen  Verant- 
wortlichkeit auf  das  21.  Jahr  bezweckt,  kann  ich  mich  ihm  an- 
schliessen.  Er  will  die  Jugendlichen  hauptsächlich  deswegen  vor 
dem  Zuchthaus  und  dem  Verlust  der  bürgerlichen  Ehrenrechte 
bewahren,  damit  sie  nicht  unfähig  zum  Militärdienst  werden  und 
so  der  Sehale  verlustig  gehen,  welche  das  Heer  für  die  meisten 
jungen  Leute  bedeutet.  Von  diesem  Gesichtspunkt  aus  ist  sein 
Vorschlag  anfs  wärmste  zn  begrüssen  —  noch  dazn,  wenn  man 
bedenkt,  dass  nicht  bloss  dem  Zuchthaus-,  sondern  aach  dem  Ge- 
fängnisdirektor die  geeigneten  Mittel  zur  Verfügung  stehen  werden, 
nm  die  Erwachseneren  unter  den  jugendlichen  Bohlingen  die 
Schärfe  der  Strafe  hinreichend  fühloi  zn  lassen. 

Es  ist  schliesslich  auch  noch  der  §  175  des  StraJEgesetzbaclu 
flber.die  widernatürliche  Unzaclit  berfUirt  worden.    Kaeb- 
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.d«m  dies  gescheben  lat,  Till  ich  wenigstena  in  EOrze  meinen 
Standpankt  diesem  Paragraphen  gegenOb«'  kkr  legen:  Wenn  eine 
Fraaensperson  <mit  einsr  'anderen  'Franutaperson  oder  venn  ein 
JCann  mit  edoer  FraaensperBon  widernatürliche  Unzacht  treibt,  «o 
Ist'diea  nicht  atnfbar.  Wird  genau  die  .glsiche  iHandlung  von 
HADiieni  anter  sich  Torgenonunen,  so  tritt  Bestrafang  ein.  Das 
ist  m.  E.  nicht  (olgeriohüg.  Entweder  moss  die  widematärliche 
Unzacht  gestraft  werden  in  allen  Fällen,  einerlei,  zwischen  velchea 
Personen  sie  besagen  wird,  oder  sie  bleibt  in  allen  F&Uoi 
straflos.  Ich  ffir  meine  Person  bin  der  Ansicht,  die  Oeffentlichkait 
babe  kein  Intereese  daran,  daas  diese  fflr  normale  Menechen 
schwer  verständliche  GeschmacksTehrrnng  kriminell  geahndet 
weitte.  'Es  handelt  sich  hier  am  einen  geheimen  Verstoss  gegen 
die  Slttengeeetze  ebenso  wie  bei  der  straflosen  widematfirUchen 
Unzacht  zwischen  Mann  nnd  Weib,  nicht  aber  nm  einen  Eingriff 
in  die  Bechtssph&re  dritter  oder  in  die  Öffentliche  Bechtsordnong. 
Deshalb  mag  man  eine  solche  Handlang  immerhin  straflos  laesen. 
Dagegen  möchte  ich  den  notwendigen  Schatz  der  Jagend  nicht 
missen.  Falls  es  daher  einmal  za  einer  Aufhebung  des  §  175  . 
kommen  sollte,  müsste  wenigstens  eine  Strafdrohung  ge^en  Vor- 
nahme widematArlicber  Unzucht  mit  Personen  anter  einem  ge- 
wissen Alter,  z.  B.  aoter  18  Jahren,  bestehen  bleiben. 

n.  Ich  wende  mich  nun  zu  den  VorschlAgen,  welche  sioh 
aat  die  Belbrm  der  Straftirozesaordniuig  beziehen. 

1.  Prof.  Strassmann  wflnscbt  einen  Zosatz  zu  g  198, 
der  dem  Angeschuldigten  im  Torverfabren  die  Mög- 
lichkeit der  Zuziebang  eines  Sachverständigen 
sichert.  Da  ich  jede  dem  S^utz  des  Angeschuldigten  nnd  der 
.gründlichen  Vorbereitung  des  Vertahrena  dienende,  den  Interessen 
der  Becbtspflege  nicht  schadende  Maeenabme  begrasae,  so  kann 
ich  mich  auch  diesem  Verlangen  anachliessen. 

Die  Verpflichtung  des  Angescbnldigten,  sidi 
körperlich  untersuchen  zu  lassen,  ergibt  sich  m.  E.  zur 
Genüge  aas  g  102.  Immerhin  mag,  wenn  das  Wort  „Dnrch- 
sachung*  za  Zweifeln  Veranlassung  gibt,  zar  VerMtong  jeder 
Unsicherheit  eine  ganz  unzweideatige  Beatimmong  Aber  jene 
Pflicht  der  AngeschSdigten  in  Vorschlag  gebracht  werden.  Auch 
die  VerpÖichtong  des  Zengen,  sich  körperlicher  Unter- 
suchung za  anterziehen,  scheint  mir  bei  richtiger  Aos- 
legong  dea  g  103  im  Gteeetze  bereits  auageaprodisn  zu  sein.  Da 
aber  über  die  Auslegnng  des  g  103  die  Aiüiohten  der  Juristm 
auseinandergehen,  dflirfte  sich  hier  eine  onzweideutige  Fassong  asf 
olle  Falle  raapfehlen. 

Sine  wesentliche  Aenderung  gegenflber  dem  seitherigen 
Beohto  bedeutet  der  von  Strassmann  nnd  Asohaffenbarg 
gebrachte  Vorachlag,  die  Zeugen  zur  Daldnng  einer  &rzt- 
kleben  üatersnchnng  auf  ihren  Geisteszustand  —  gege- 
-banen&llstmitVerbringnng  in  eine  IrrHiaiistaltinBchgSlStr.-P.-O. 
— ixQ  Tarpfliohtan.    I«h  TOtkMute  dorthaus  nldit,'ikBB-eiae  «olshe 
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üatersacbimff  in  vielen  Fällen  im  Interesse  der  £rreichimg  des 
ProzeaszTeckea  lie^  fürchte  aber  anf  der  andern  Seite,  dus 
durch  die  Schaffung  einer  solchen  Verpfticbtang  die  ohnehin  vor- 
handene Scheu  der  Lente,  aich  gerichtlich  vernebmeD  zu  lassen, 
erhebliiÄ  vermehrt  wird.  Die  Folge  machte  sein,  dass  zvar  in 
einer  Anzahl  von  Fällen  durch  die  Üntersachnng  des  Geistes- 
zustandes des  Zeugen  der  Sachverhalt  geklärt,  in  vielen  anderen 
Fällen  aber  die  erfolgreiche  Durchführung  eines  StrafrerfiahreDB 
unmöglich  wird,  weil  die  Leute,  welche  Aufklärung  geben  könnten, 
aus  Furcht  vor  psychiatrischer  Untersachang  sich  znrfickzieben 
und  ihre  Eenntnis  i&r  sich  behalten.  Der  erzielte  Vorteil  würde 
durch  diesen  Nachteil  aufgewogen.  Indessen  liease  sich  vielleicht 
ein  Mittelweg  einschlagen,  indem  man  die  bezeichnete  Verpflich- 
tung nur  iür  jene  als  Zeugen  zn  vernehmende  Personen  einiOhrte, 
anf  deren  eigene  Veranlassung  (Anzeige,  Antrag)  hin  ein«  Straf- 
verfolgnng  eingeleitet  wurde  oder  eingeleitet  werden  soll.  Ich 
denke  hier  an  die  Fälle,  von  welchen  Aschaffenborg  in  seiner 
These  7  spricht:  Sexuelle  Anschnldigung  aeitena  Hysterischer, 
falsche  Beschuldigungen  seitens  Paranoischer. 

§  85  Str.-P.'O.kannm.  E.  entbehrt  werden.  Emat  Schnitze 
in  Bonn  hat  dies  in  einer  Abhandlung  „Dex  Arzt  als  sachver- 
ständiger Zeuge,  1903'  sehr  Überzeugend  dargetan. 

Auch  gegen  die  unter  Ziffer  9  und  10  seiner  Thesen  vorge- 
brachten  Wünsche  Straasmanna  dürfte  von  juristischer  Seite 
nichts  einzuwenden  sein.  Nur  meine  ich,  dass  die  Strafprozess- 
ordnung nicht  der  richtige  Ort  sei  zar  Schüaffnng  einer  rechtlichen 
Grundlage  für  die  AuafOhmng  sanitätspolizeilicher  Obduk- 
tionen. Ein  Q-esetz  über  das  Strafverfahren  hat  mit  der  Sanitäts- 
polizei nichts  zu  tun.  Die  Anordnung  aanitätspolizeilicher  Obdok- 
tionen  wird  besser  bei  anderer  Q-elegenheit  und  an  anderer  Stelle 
angeregt  werden. 

2.  Die  Anregung  Dr.  Hoffmanns  bezüglich  der  Haft- 
fähigkeit verdient  ohne  Zweifel  Beachtung.  Es  ist  ein  Maogel 
unserer  Strafprozessordnung,  dass  sie  nur  für  den  StrafvoU^ 
Vorschriften  über  die  Haftfähigkeit  gibt,  filr  die  Untersnchnngs- 
haft  aber  nicht.  Hier  dürfte  eine  Ergänzung  im  Sinne  der  Hoff- 
mannschen  Theae  6  am  Platze  aein. 

Was  Dr.  Hoffmann  hinsichtlich  der  Terminsfähigkeit 
sagt,  wird  in  der  Praxis  wohl  in  vielen  FlÜlen  tata£^ch 
beobachtet.  Die  Strafprozessordnung  schreibt  die  AnhOmng  eines 
ärztlichen  Sachverständigen  über  die  Terminsföhigheit  eines  ZeogeD 
naw.  nicht  vor,  aber  was  liegt  näher,  als  dass  der  Richter  io 
Zweifelsfilllen  das  schriftliche  oder  mündliche  Zengnia  eines  Antes 
verlangt?  Will  man  eine  ausdrückliche  Beatimmong  hierüber  ia 
die  Strafprozessordnung  aufnehmen,  so  wird  dieselbe  doch  nicht 
für  alle  Fälle  die  Anhörung  eines  Arztea  vorschreiben  dürfen. 
Wozu  soll  ein  Arzt  gehört  werden,  wenn  der  Bichter  von  der 
TJnßlbigkeit  des  Zeugen  nsw.,  in  der  Verhandlung  zn  erscheinen, 
von  vornherein  Sberzengt  und  geneigt  ist,  den  Mann  vom  £r> 
scheinen  zu  entbinden  P    Die  Zoziehang  des  Arztes  dürfte  hfich- 
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Btens  dann  za  einer  obligfatorisctien  gemacht  werden,  wenn  der 
Biehter  die  UnfShigkeit  bezweifelt. 

3.  Aschaffenbnrgs  Btrafprozeasnale  Thesen  geben  mir 
keine  VeranlasBimg  zn  besonderen  Bemerkungen.  Nor  mSchte 
auch  ich  ea  mit  ütm  ala  selir  wUnscheoswert  betonen,  dass  den 
GeBchworenen  in  Fällen  des  §  51,  ähnlich  wie  bei  Jagendlichen 
and  Taubstummen,  neben  der  objektiven  Tatfrage  eine  besondere 
Frage  nach  der  Zareehnungsfähigkeit  vorgelegt  wird. 

Befremdlich  ist  fOr  den  Nichteingeweihten  die  Mitteilung 
Aschaffenbargs,  daas  in  Preussen,  wenn  Strafgefangene  geistig 
erkranken,  der  Strafvollzug  nnterbrochen  wird  und  der  Auf- 
enthalt in  der  Irrenanstalt  dann  nicht  auf  die  Strafzeit 
in  AnreefaDung  kommen  kann.  Weshalb  der  Öeisteskranke 
anders  und  zwar  schlechter  behandelt  wird  als  der  kfirperlich 
Kranke,  ist  dorchans  nicht  einzusehen.  Ich  halte  ein  derartiges 
Verfahren  für  einen  direkten  Verstoss  gegen  §  493  Str.-P.-O., 
welcher  ganz  unzweideutig  bestimmt,  dass,  wenn  der  Verurteilte 
nach  Beginn  der  Strafvollstreckung  wegen  Krankheit  in  eine  von 
der  Str^anstalt  getrennte  Krankenanstalt  gebracht  wurde,  die 
Dauer  des  Aufent^lts  in  der  Krankenanstalt  in  die  Strafzeit  ein- 
zorechnea  ist,  wenn  nicht  der  Verurteilte  mit  der  Absicht,  die 
StrafroUstreckung  zu  unterbrechen,  die  Krankheit  herbeigeführt 
bat.  Welcher  ^  die  Krankheit  ist,  bleibt  einerlei.  Geistes- 
krankheit fällt  unter  die  Bestimmung  des  §  493  so  gut  wie  jede 
andere  Krankheit,  and  ob  die  Krankenanstalt  eine  chirurgische 
oder  innere  Klinik  oder  aber  eine  Irrenanstalt  ist,  kann  auch 
keinen  unterschied  machen,  Einer  Aeuderang  der  gesetzlichen 
Bestimmung  bedarf  es,  damit  diesem  Uebelstande  abgeholfen  werde, 
nattlrlich  nicht,  sondern  nur  der  Befolgung  derselben. 

Damit,  m.  H.,  glaube  ich  meine  AasfOhrungen  schliesBen  zu 
sollen.  Die  Thesen  der  Herren  Beferenten  hätten  ja  allerdings 
noch  mannigfache  Gelegenheit  zur  Erörterung  jaristischer  Einzel- 
fragen geboten;  aber  aof  diese  kommt  es  beute  nicht  an,  wo  es 
uns  nur  am  eine  Besprechung  der  Hauptfragen  und  mir  speziell 
am  eine  Einleitung  und  Anregung  der  Debatte  zu  tun  ist.  Nehmen 
Sie,  m.  H-,  zum  Schlosse  den  verbindlichsten  Dank  entgegen  för 
die  liebenswürdige  Aufmerksamkeit,  die  Sie  anch  den  Worten  des 
Juristen  haben  zuteil  werden  lassen  I 

(Allseitiger  lebhafter  BdffOL) 

Vorsitzender:  H.H.!  Ich  handle  jedenfalls  in  Ihrem  Sinne, 
wenn  ich  zanAchst  den  Herren  Beferenten,  die  uns  in  so  vorzüg- 
licher Weise  die  ebenso  umfangreiche  wie  schwierige  Materie  hier 
vorgetragen  haben,  nnsem  verbindlichsten  Dank  ausspreche;  ander- 
seits bin  ich  fest  überzeugt,  dass,  wenn  ich  Herrn  Prof.  Dr. 
Strassmann  ^  die  TTebemahme  des  Beferates  noch  besonders 
danke,  dies  mir  von  den  drei  anderen  Herrn  Beferenten  nicht  übel 
vermerkt  wird.  Hat  er  es  sich  doch  trotz  seines  erkrankten 
rechten  Armes  nicht  nehmen  lassen,  hier  za  erscheinuL;  ^As.itopk: 
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aaderaeöts  nidit  mOglidi  gewaBan  'wtre,  veiiii  iliii  siaht  nfinn  hiA- 
Tarehrte  Frau  Gemthlin  begleitet  hüte,  um  ihm  jedeneit  hfilfi 
reidi  zur  Seite  zn  aein.  Dah«-  aach  ihr  anaer  her^chater  Dank! 
H.  H.!  Die  weitere  Behandlung  der  in  muerer  hratigea 
Beratung  erSrtertai  ao  nichtigen  Frage  ist  loeiner  Anaieht  naeli 
eine  flosserat  schwierige,  wenigatena  fltr  henta  Scboa  -na  den 
Herren  Barichteratatteni  iat  mehrfach  darauf  aofinerkaam  gemadit, 
daaa  aie  mit  Bflckaicht  aof  die  kors  bemeaaene  Zeit  nicht  in  äsr- 
Lage  warea,  den  von  ihnen  zu  besprechenden  StoflE  vollstindif 
and  eracbSpfend  zn  behandeln.  Desgleichen  haben  aie  bei  Ter- 
Bchiedenen  Punkten  betont,  dass  diese  noch  nicht  genfigend  gehUrt 
seien,  sondern  noch  weiterer  PrBfong  bedflrfen,  ehe  man  sich 
darüber  aehlüasig  machen  könne.  Die  Herren  Beferenten  wtlnaehen 
deshalb  aach  keine  Abstimmnng  aber  die  von  ihnen  sofgeatellten 
Leitafttze,  die  nor  ^  Unterlage  fflr  eine  Diskussion  dienen  s(dlteD. 
Es  frfigt  sich  nun,  ob  es  sich  Hbefhaupt  empfiehlt,  hmte  in  eine 
eingehende  Erörterung  dieser  Leitsätze  einzutreten?  M.  H.I  Ldi 
glaabe,  es  wird  Ihnen  allen  so  wie  mir  ergangeoi  sein:  Je  ISnger 
wir  den  hochinteressanten  Änafilhmngem  der  Herren  Berichterstatter 
zQgehOrt  haben,  desto  mehr  sind  wir  zn  der  Deberzengnng  ge- 
kommen, dass  eine  so  amfassende,  sehwierlge  und  wiätige 
Materie  nicht  schnell  erledigt  werden  kann,  aondem  dasa  aie 
trotz  der  heute  gehörten  ausgezei<^eten  Änsfflbrungen  einer 
weiterui,  reiflichen  nnd  eingehenden  Erwfignng  bedarf,  unsere 
heutige  Lage  ist  etwa  die  gleiche,  wie  die  der  Begierung,  wenn 
sie  die  Grundsätze  zu  einem  wichtigen  Gesetze  kondgiebt,  am 
erat  einmal  die  Ansichten  der  beteiligten  Kreise  zu  hOren  und 
nm  dann  aus  dem  Material,  das  daraufhin  zu  ihrer  Xentnis  ge* 
laugt,den  eigentlichen  Gesetzentwarf  auszuarbeiten.  Die  Aoa- 
fflhraugen  nud  Leitsätze  unserer  HeiTen  Referenten  stellen  gleich- 
sam derartige  Graudaätze  dar,  die  es  aber  verdienen,  nicht  bloss 
hier,  sondern  noch  in  weiteren  Kreisen  erCrtert  zn  werden. 
Deshalb  dftrfte  es  m.  E.  zweckmässiger  sein,  wenn  wir  heute 
hier  von  einer  Diskussion  überhaupt  absehen  und  znnfichst  das 
ans  vorgetragene  äasserst  lehrreiche  und  interessante  Material  in 
unserem  Bericht  zar  VerOffentlichang  und  damit  zur  Kenntnis  von 
allen  Mitgliedern  des  Vereins  bringen.  Gleichzeitig  würde  der 
Vorstand  an  diese  die  Bitte  za  richten  haben,  sich  das  Material: 
gründlich  anzusehen,  and  ihm,  eventaell  auch  einer  besonderen 
noch  za  wählenden  Kommission,  die  etwaigen  Wünsche  nnd  Be- 
denken mitzateilen.  Der  Vorstand  bezw.  die  KommisBion  würde  hier- 
auf im. Verein  mit  den  Herren  BeriehterBtattern  dieee  Wünsche  und 
Bedenken  zu  prüfrai  haben,  und  es  ihm  dadnrch  ermöglicht  werden, 
der  nächaten  GenenUrersammlang  bestimmte  VorscUAge  znr  Be> 
schlosefassang  vwlegen  zu  kOnnen^  Die  ADgel^:«nheit'  hat  ja, 
wie  Herr  Prof.  Heimberger  una  mitgeteilt  hat,  wenigstens  in 
bazng  a«f  das  Strafgesetzbuch  keine  Eile,  da  für  dieaea  la- 
den nächsten  Jahren  keine  Gesetzesvorlage  zu  erwarten  steht;  nnr 
in  bezug  auf  die  Strafprozessordnung  sind  die  Vorarbeiten 
scheinbar  bereite  so  weit  gediehen,  dass  sieb  dieae  vieUeieht  acbon 
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nach-  11—2  Jahren'  za  eisern  Q^setzentvorf  verdichten  dfirften^ 
U;  £.  wird  es  dahea*  zreekmftsrig  sein,  wmn  wir  in  der  Fol^ 
die' w^tere  Behandlung  der  Angelegrenbeit  nach  Straf- Prozese- 
ordnon^  and  Straf- Geeetzbach  äumen;  Für  heute  möchte  ieh 
Ihnen  aber  ToncUagen,  TDn  einer  DiskOBsion  Abstand  zn  nehmen 
and  eine  Seeolation  anzoneluneo,  etwa  in  folgender  Fassung: 

,Die  Tersammlang  hält  die  von  den  Berichter- 
stattern vorgetragenen  Wünsche  in  bezaganfBe Vision 
d'es  Stlrafgesetzbaches  and  der  Strafprozessordnung 
im  allg-emeinen  für  berechtigt,  nimmt  aber  mitRflck- 
sicfat  aaf  den  grossen  Umfang,  die  Wichtigkeit  und 
Schwierigkeit  der  einschlägigen  Fragen  davon  Ab- 
stand, beute  in  eine  Diskassion  über  diese  einzutreten  . 
und  sich  über  die  Einzelheiten  sehlttasig  zu  machen. 
Sie  ersacbt  den  Vorstand,  die  Fragen  unter  beson- 
derer Berflcksichtigung  der  in  der  Folge  von  selten 
der  Tereinsm|itglieder  zatage  tretenden  Wünsche  and 
Bedenken  im  Verein  mit  den  Herrn  Berichterstattern 
einer  weiteren  Beratung  za  nnterziehen  and  womög- 
lich schon  der  nächstjährigen  Hauptversammlung 
bestimmte  Vorschläge,  wenigstens  in  bezug  auf  die 
Bevision  der  Strafprozessordnnng,  zur  Beschlnss- 
fassnng  zu  onterbreiten." 

(Bravo  I) 

Da  dieser  Vorschlag  am  weitesten  geht,  stelle  ich  ihn 
zunächst  zur  Diakassion;  wird  er  abgelehnt,  dann  würden  wir 
ohne  Bflcksicht  auf  die  Zeit  in  eine  möglichst  eingehende  Beratung 
unter  Zugrundelegung  der  vorliegenden  Leitsätze  der  Herren 
Referenten  einzotreten  haben.  Ich  bitte  also  diejenigen  Herren, 
welche  das  Wort  zn  dem  Antrage  ergreifen  wollen,  sich  zu  melden. 

Es    scheint  niemand   das    Wort   ergreifen  zu  wollen;    wir 
kommen  somit  zur  Abstimmung  über  den  Antrag.    Ich  bitte  die 
Herren,  die  für  diesen  sind,  sich  zu  erbeben. 
(Geschieht.) 
.  U.  H.l   Der  Antrag  ist  einstimmig  angenommen;  Ich  hatte 
dies  aach  nicht  anders  erwartet.   (EeitOTkeit.) 

Ich  schliesse  nunmehr  die  Verhandlang  and  wünsche,  daas 
die  für  den  heutigen  Tag  noch  bevorstehenden  Besichtigungen, 
die  Dampferfahrt  and  das  sich  anschliessende  Festessen,  in  ebenso 
befriedigender  Weise  wie  der  bisherige  der  Wissenschaft  und 
Arbeit  gewidmete  Teil  unaeres  ersten  Sitzungstagea  verlaufen 
mOgen! 

Schlnss  der  Sitzung:  3Vi  Uhr  nachmittags. 

Unmittelbar  im  Anachlnss  hieran  erfolgte  unter  ausser- 
ordeatlich  zahlreicher  Beteiligung  der  anjresenden  Ver- 
einamitglieder  und  ihrer  Damen  die  Extra -Dampferfahrt  nach 
Neufahrwasser  und  Westerplatte.  Die  vom  Wetter  be- 
gttnatigte  Dampferfahrt  führte  zonächst  an  der  Kaiserlichen  Werft 

'■     '■  ■■" ö'^ 
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Torbei  bis  za  dar  WeiehaelmDndQn^,  to  aDgfelegt  nnd  imter 
der  ebenso  UebeDsw1lrdig:en,  als  n^cbkaaäigea  Ffibran;  im 
Harm  Be;.-  a.  Hed.-Bsta  Dr.  Seemann-Duizif  die  BÜiditi- 
gang  der  stuüiehea  QuarantamenanstaU  Torgenommen  wntde. 
Nach  einer  bcIiSiimi  Weiterfiüirt  in  die  See  vnrde  dann  nach  dem 
Seebad  aWesterplatte'  znrflefcgAdirt;,  wo  ge^en  6  Uhr  nach- 
mittag:B  das  Featessen  im  Eorhanse  atattfaind,  das  einen  ftnssent 
g'lftnzenden  Terlanf  mSaa.  In  frobbewegter  Stimmnng  wntde 
gegen  10  Uhr  abends  mit  dem  Dampfer  die  Bfickfahrt  nach 
Danzig  an^treten,  an  die  aich  nodi  ein  hOchBt  rergnügtes  Za- 
sammensein  imBestanrant  .Artnshof  bei  einem  TorzOgliehen 
GUfl  Biw  ansehloes. 
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Zweiter  Sitznngstag. 


Dienstag-,  den  13.  September,  Tormittags  0'/«  Ubr 

Im  Saale  des  Stadtmuseums  (Franzlskanerkloster). 


Nacb  emi^en  ^8cliäftlicb«n  Mitteilangen  betreffs  der  am 
Nachmittag  vorzonetimeiideii  Beaichtig:niiEr6ii  usw.  wird  zom 
«rsten  Qe^enstand  der  Tagesordntmg  Ubergeg;aiigeu. 

I.  ErfabrHHi«  mit  dei  itHtrei  Msthodii 

dir  bakfirloUglscaii  Typhosdlagioso,  Bottr  hesoidiror 

BorSekslehtlgHHg  d«r  vsm  Kalsorlieben  GuBidbelfsant 

gogobeioi  VoriebrIfteD. 

H.  Prof.  Dr.  G.  Sobernheim- Halle  a.  S.:  H.  H.I  Unter  den- 
jeni8:en  Erankheiten,  welche  auf  allgemeine  hygienische  Yer- 
beasenrngen  alsbald  in  deotlichster  Weise  za  reagieren  and  mit 
einer  aoftfesprochenen  Abnahme  der  Mortalitfttaziffflm  za  ant- 
worten pflegen,  zählt  in  erster  Linie  der  Abdonünaltyphos.  Hit 
der  EinfUhning  einer  gaten  Wasaerrersorgong  and  rationeller 
Braeitignng  der  Abfallstoffe  ist,  wie  allgemein  bekannt,  die  Typhos- 
aterblldikfdt  fast  Überall  sehr  erheblich  gesanken;  es  lieasen  aieh 
zahlreiche  Beispiele  anfahren,  welche  zeigen,  dass  grOaaere  Städte, 
die  in  firflheren  Zeiten  als  l^yphasherde  bekannt  and  gefllrehtet 
waren,  mit  dem  Beginn  dea  eben  angedeateten  hygienischen  Fort- 
sdirittes  von  der  Seache  so  gnt  wie  vollständig  befreit  worden 
Bind  nnd  heate  nnr  noch  ein  mehr  oder  minder  sporadisches  Anf- 
treten  der  Eninkheit  erkennen  lassen.  Einen  lehrreichen  Fall 
dieser  Art  aeben  wir  ja  gerade  an  der  Stadt  Tor  nns,  deren  Gast- 
frenndsehaft  wir  Im  Angenblick  gemessen.  In  Uebereiiutimmang 
mit  derartigen  Beobachtangen  kann  man  nmgekehrt  immer  wieder 
die  Erfahmng  machen,  dasa  in  dem  Angenbui^  wo  die  Wasser- 
verao^nng  emer  Stadt  nicht  mehr  in  eSiwandafreier  Weise  fbnk- 
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tioniert,  die  Ge&hr  des  Auftretens  Ton  Darmbrankheiteit,  im 
beBonderen  des  Typhös,  eine  ga3s.z  aasaerordentliche  ist,  und  Er- 
eignisse, welche  in  jAngst  verflossener  Zeit  das  Interesse  der 
breiteren  Oe£Fentlichkeit  in  hohem  MasBe  in  Anspruch  genommen 
haben,  därÄ^n  geeignet  sein,  den  Zasammenhang  zwischen  un- 
hygienischer  Triiäwasserrersorgang  und  dem  Aoftreten  von  Typhos- 
epidemien  von  neaem  in  das  grellste  Licht  zn  setzen. 

Wenn  die  anf  dem  G-ebiete  der  Waaeerrersorgong  and 
AbwäsBerbeseitigang  dorchgefUirten  hygienischen  Massnahmen 
trotzdem  nicht  imstande  sind,  überall  den  Typhas  endg^Qltig  and 
radikal  zu  beseitigen,  nnd  wenn  namentlich  bei  uns  in  Dentsch- 
luid  diese  Krankheit  noch  vielfach  eine  erschreckende  Aosbreitong 
aofweist,  so  dürften  hierfttr  zwei  Momente  verantwortlich  za 
machen  sein.  Einmal  nämlich  kommen  die  Torteile  einer  einwands- 
freien  Wassergewinaang  and  Wasserleitung  in  erster  Linie  den 
grösseren  Städten  zn  gnte,  während  kleinere  Qemeinwesen  and 
namentlich  die  Bevßlkemng  des  Landes  auf  diesem  Gebiete  noch 
recht  unglücklich  bestellt  and  aal  die  Benntzong  eines  anzweck- 
mässig' gewonnenen  oder  geleiteten  Wassers,  anf  die  Verwendung 
alter  Sessel-  and  Ziehbrunnen  nsw.  angewiesen  sind.  Die  für  die 
verschiedensten  Verhältnisse  festgestellte  Tatsache,  dass  der 
Typhus  allmählich  aas  den  grösseren  Städten  verachwonden  and 
mehr  and  mehr  auf  das  Land  öbergesiedelt  ist,  ist  unter  dioMn 
umständen  sehr  wohl  verständlich.  Es  kommt  aber  noch  etwas 
anderes  hinzu.  Wir  wissen,  dass  die  Verbreitung  dieser  Krank- 
heit zwar  bfaiSg' genug' danÄ  das  Wasser  erfolgen  kann,. keines- 
wegs aber  regelmässig  nnd  aaescbliesslich.  Kein  geringerer  aU 
Bobert  Koch  hat  vor  wenigen  Jahren  nochmals  mit  besonderem 
Nkdidroek  darauf  hingewiesen,  dass  neben  der  gewOlinUdi  eipUBiT» 
artig  zam  Ausbrach  gelangmiden.Trinkwasserinfektion  genäe  bei 
dem  Typhns  die  Kontaktinfektion,  d.  h.  die  unmittelbare  oder 
mittelbare  Ansteckung  von  Mfmsch  zu  Mensch,  eine  aasserordent- 
lich  bedeutsame  Bolle  spielt.  Im  Gegensatz  za  denjenigen  F&lleo, 
in  welchen  infiziertes  Fluss-  oder  Brunnenwasser  oder  gelegeot* 
lieh  einmal  ein  zum  menschlichen  G-enuss  bestimmtea  Nahruig»* 
mittel,  namentlich  die  Milch,  als  gemeinsame  AnstecknBgsqaelle  zor 
idfitzli^en  and  gleichzeitigen  Erkrankung  einer  grosseren  Anzahl 
TOB'Mensdien  Veranlassang  gibt,  haben  wir  es  bei  der  Kontakt^ 
infektitw  natorgemäss  mit  einem  langsam  fortsehreitendea  JutA- 
tionsmodos  za  tan,  insofern  als  die  einzelnen  ErkrankongsfUle 
sieh  kettenförmig  aneinander  reihen,  und  das  erkrankte  Individuom 
erst'  wieder  neuen  Ansteokongsstofi  für  die  noch  gesunde  Um* 
g«bang  liefert. 

Durch  allgemeine  hygienische  Massnahmen  kann,  wie  die 
ffi^ahmng  gelehrt  hat,  zwar  diese  Art  der  KontakUnfektiim  iniui> 
halb  gewisser  Grenzen  gehalten,  nicht  aber  mit  anm-deheBAeD 
Brfolge  bekämpft  werden.  Wollen  -wir  hiergegen  etwas 'imtu<- 
nehmra,  so  wird  es  onerläselich  sdn,  dem  einzelnen  Krank- 
heitsfall seine  Aufmerksamkeit  zu  widmen  ond  mit  sUea  za 
Geb*te  stehenden  Mitteln  zn   verhindern,   dass.  .r^B.  Abk 
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enkrAokl;eQ>  HenBobeD  eine  weitere  A-nsstrftaQiie^  des 
Inie^ionfifitofieB.in  dia^Aassfrawelt  atattfind&t,  Wiir 
verdut/  mit  uderen  Worteo.  aoeh  hä  dem  Typbas-  ami,  äaa-  b«i 
der  B^Anpfang  mderer:  ähidiciier  Infektioaskruiktaeiteii,  vie  tu-- 
mentUeli  dwi  Otuden  asiatdca,  bewährte  System  zarfkkm^eitoar- 
Dnd<  mfigUcbat.  jeden  JKJrankbeitBfyi,  so  frtthzütig  ale- irgend,  or- 
rüebbu^  feaUnutellui,  zn  isolierea  und.  seiner  InfekUooagdahr  rai> 
bennbeii.  hab^ 

Jsai  dieam  Erlahrongen  und  Uebeiiegongea  bftii«i  sich  deni. 
aacb  allen  diej^ig^  guu:  speä^en  Massnatmen  aof,  Telcbedie- 
ADtoritftt.Bob^iKoch8;nrtien  soloben  a)lgem«i>erer>  Art  alsdisr 
«Dzig,  zweetaaftsugen.  zur:  Befcftmphiiig  des  Typbos  erkannt  und 
inidä<besiaderft  BtarkibetotffeoMi.weBtliGiwD  LandesteileDoiiBwes-' 
Yatfiriandes  ztir  Dnrcbfttlimng  empfohlen,  hat;  Es<  bedarf:  keiner^: 
beiaklerea  Darlejpmg^.  das»  die  kliiiiBdw  Diagnose  ansterstaiMlA^ 
iati  den  Uer  von  ^r  flygieneizn  stellenden  strenger .AnfordemDgea. 
naöh  jed«!  Biobtong  lun  za  genfigen.  Inwi^ireit.  es  sieb  tumaitr 
lieh  bei^  Idohtea,  noter  nubieatimmtsn  Synptomeni  Terlaofrademi 
Ennkbflitafilllen  omiwaJu-en  Typbas  handelt,  ob  f^er.  derartige' 
Personen,  soirie-  mAtro^  scheinbar  vCllig.  gesoode  IndividoMi.  ans 
dert  ÜDgebug.  l^rphnakrankeTi  die  Baktuien  in  ihrem  ECrper 
behwbergen  nnd  damit  InfektionaTerfA'eiter'  darstellen  kOnnm;  vi& 
]kng9  endlicU  Typhös -B«konTaleszeiiten  und  -Genesene  den  lit- 
fektioQterreger  mit.  ihren,  Absondernngen  ausscheiden  and,  der. 
AiwKDwelt  Uberiiefem  —  alles  dies  sind  Fragen,  auf  weldie 
ledigUeh  die  AtlologiBche  Prflfang,  d.  h.  die  bakteriologische 
Ühtej'BQchang,  die  Antwort  zu  geben' berufen  ist.  Wenn  sie 
es  hente  kann^.  wenn  die  in  den  typhusverseucbten  Gebieten  sta- 
tlMierten  Typlinstntter  nnd  die  zahlrucAen  über  das  ganze  Reäeb 
zefBtrenten  tn^tenologischeD  Institute  und  ÜnterenchDngBanetalteB 
die  bakteriologische  T;^hnBdlsgnoBe  mit  annähernd'  gleicher 
Sehnelligkfät  and.  Sicherheit  zn  stellen  vennCgen,  wie  etwa  die. 
Diagoew  der  Gbtlera,  derDipbtherie  usw.,  so  ist  dies  ohne  Frag»' 
ent'  eine  Brmngenscbaft  der  letztem  Jahre,  welfihe  die  bis  daün 
dtarchaus  unzul&nglicbe  Methodik  zu  einem  zuTerlässig  fhnk- 
tiouierendea  nnd  praktisch,  branchbaren  V^abren  umgestalte- 
bab«) 

DemBöriebte  über  die  Erfahmngen  mit  den  neneren  Methoden 
der  bakterioloürischen  Typhnadiagnose,  den  ich  Ihnen  hier  erstatten 
darf,  mfigen'  die  von  dtai  Eaisei^cben  Gesundheitsamt  dfin  l^hns- 
&tntem  erteilten  Aul^tnugen  als  Grundlage  und  Leitfaden  dienen. 
Ibh  m06Ute  von  vornherein  betouen,  dass  ich  mich  nach  Lage  der 
Dhrge  Ttelfach  dfcranf  beschränken  muss,  Aber  die  bisher  der 
OpfTfcntlichkeit'  bekannt  gegebenen  Erfahrungen  referierend' 
Mltteittmg  zu  machen,  und  aus  eigener  Beobachtung  nur  ihsoferu 
urteilen  kann,  aU  dies  die  Üntersuchangen  gestatten,  die  in  d^ 
seit  einigen  Jahren  dhreh  Geh. -Bat  C.  Franke!  in  Verbindung, 
mit  d6m  hygienischen  Ifastitnt  zu  Halle  a.  S.  ins  Leben  gemffenen 
„Untersnehnngsamt  für  ansteckende  Krankheiten'  zur  Ausffihning 
gelangt  sind.  ,,        ..^.^,^,^,^ 


108  Dt.  Sobernheim. 

Da  für  den  Nachweis  der  TTphoBliazilleii  beim  erkrankten 
Uenschen  die  StnMentleenuigen  immer  das  -wichtigste  Unter- 
BachnDgsobjekt  darstellen,  bestand  toq  jeher  die  Haoptschwierig- 
keit  duds,  die  gleichzeitig  massenhaft  und  in  weit  flberwiegender 
Zahl  Torhandenen  Darmbakterieo,  vor  allen  Dingen  das  in 
seinem  Wachstum  aaf  der  gewöhnlichen  Gelatine-  und  Agarplatte 
von  dem  Typhnsbacillos  kaum  zn  unterscheidende  Bact.  coli,  zu 
differenzieren  bezw.  in  der  Entwickelnng  zoröckznhalten  oder  wo- 
möglich ganz  zn  unterdrücken.  Die  ilteren  auf  dieses  Ziel  ge- 
richteten Methoden  nnd  die  in  besonderer  Weise  zusammengesetzten 
mannig&chen  „Typhns-NfthrbCden",  deren  Anfzählong  ich  im  ein- 
zelnen onterlassen  mOdite,  haben  zwar  hin  und  wieder  in  der 
Hand  des  einen  oder  anderen,  namentlich  des  Erfinders,  leidliche 
Sesoltate  geliefert,  die  an  die  praktische  Branchbarkeit  nnd  Exakt- 
heit einer  Methode  zn  stellenden  Anfordemngen  aber  durchweg 
nicht  erfflllt.  Erst  der  Ton  ▼.  Drigalski  und  Conradi*)  duriA 
zweckmässige  Abänderung  and  Ergänzung  des  Wurtzschen  Agars 
gewonnene  Nährboden  hat  hier  eine  entscheidende  Wendung  ge- 
bracht nnd  die  Isolierung  von  Typbusbazillen  ans  Bakterien- 
gemischen ohne  erhebliche  Schwierigkeiten  ermöglicht. 

Der  Hährboden  besteht  im  weBentlicben  ans  einem,  am  baaten  mit 
Pferdefleiacb  hergestellten  Sproi.  Nähr&gar,  der  mit  einem  Zos&tz  von  NntroBs 
(1  "/o),  L&ckmnslSsong  (Ib  °/b),  MUchzncker  (1,5  */,)  und  KriataÜTiolett  venehen 
wird  und  mittels  SodalSsnng  einen  gensn  bestimmten  Grad  von  Alkaleszenz 
erhält.  Bie  Zosammensetzung  dieses  Substrates  gründet  sich  anf  das  rer- 
scliiedene  Verhalten  des  Tjphnsbacillns  einerseits,  des  Bact.  coli  anderseitB 
zum  MUchzncker,  der  dnrch  aas  Bact.  coli  Tergohren,  darch  den  TyphnsbacUloa 
aber  nicht  angegriffen  wird.  Die  somit  durch  Entwickelnng  des  Bact.  coli 
produzierte  Säure  bewirkt  an  der  Stelle  der  betreffenden  Kolonie  eine  BOtnng 
der  nrsprttnzlich  blanen  Lackmosfarbe,  w&brend  dieser  Forbennmschlag  bei 
TjphDskDlonlen  ausbleibt.     Der  Znsatz  des  Eristallrioletts  hat  weaentlidL  die 


Coli -Bakterien  gehörenden  Mikroorganismen  zartlckzahalten,  die  Nutrose  soll 
speziell  die  Typ  hos  entwickelang  begünstigen,  scheint  mdessen  entbehrlich  ca 
sein.  So  präsentieren  sich  denn  b  der  Tat  aaf  derartigen  Platten,  die  z.  B. 
Ton    einem   Typhasstnfal    bezw.    einem    künstlich    mit    geringen   Mengen   von 


rot  gefärbten  Coli-Eolonien  die  Kolonien  des  TTphnsbaciUos  als  feinere,  bläu- 
liche, glasige,  tantropfenähnliche  Auflager nn gen.  Wir  können  also  Ton 
vornherein  anf  die  die  Plattenoberfläche  im  allgemeinen  beherrschenden  roten 
Kolonieformen  rerzii^ten  and  onsere  Aufmerksamkeit  allein  den  bUnen  typhos- 
rerdächtigen  Auflagerungen  zuwenden. 

Der  ganz  ausserordentliche  Vorteil,  den  diese  Methode  der 
Isoliemng  von  Typhnsbakterien  bietet,  liegt  anf  der  Hand,  wenn- 
gleich damit  natflrlich  die  üntersnchong  noch  nicht  erledigt  ist 
nnd  die  genauere  Prflfnng  und  endgfiUige  Identi- 
fizierung der  fraglichen  hlaugeffirbten  Kolonien  nnn 
erst  mit  Hilfe  der  später  zn  erläuternden  Differen- 
zierungsmetboden mit  besonderer  Sorgfalt  zn  erfolgen 
hat.  Ein  annähernd  gleiches  oder  wenigstens  innerhalb  der  ersten 
24  Standen  von  dem  der  Typhusbazillen  kaum  za  unterscheidendH 
Wachstum  zeigen  nämlich  auf  der  Oberfläche  des  v.  Drigalski- 
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Conradi  sehen  Nährbodens  einige,  gelegentlich  in  dem  Terd&ch- 
tigen  Uaterial  anzutreffende  ßakterienartea  aas  der  G^rappe  der 
Heu- and  Proteus  -  Bazillen,  vor  allem  aber  auch  die  meistöi  der- 
jenigen typhasäbiüichen  Mikroorganismen,  die  gerade  in  der  letzten 
Zeit  die  Aufmerksamkeit  der  bakteriologischen  Forschnng  ansaer- 
ordentlich  in  Anspruch  genommen  haben.  Der  Milchzncker- 
LackmuB-Agar  stellt  somit  in  der  Hauptsache  nur  ein  —  frdlich 
sehr  wertTDllea  and  bedeutsames  —  DifferenzienmgBTer&hren 
gegenfiber  dem  Bact.  coli  und  seinen  Verwandten  dar. 

Dieser  Nährboden  hat  denn  auch  mit  Becht  einen  bevorzugten 
Platz  in  der  bakteriologischen  Typhasdiagnostik  gevonnen  und 
Trird  henzatage,  wenigstens  bei  uns  in  Deutschland,  in  den  Zig- 
boratorien  wohl  ziemlich  allgemein  angewendet.  In  der  Anweisung 
des  Kaiserlichen  G-eBundheitsamtea  ist  seine  Benutzung  Torge- 
schrieben.  Man  ist  damit  imstande  gewesen,  Typhnsb&zillen  in 
zahlreichen  Fällen  und  anter  Terhältnissen  nachzuweisen,  denen 
die  ältere  Methodik  machtlos  gegenQher  stand.  Immerhin  kann 
nicht  geleugnet  werden,  dasa  gewisse  Mängel  den  Wert  des  Yer- 
fahrens  zwar  nicht  ernsüich  beeinträchtigen,  aber  eine  Verbessening 
nach  der  einen  oder  anderen  Richtung  als  erstrebenswert  erscheinen 
lassen.  Einmal  nämlich  kommt  es  mitunter  vor,  dass  gewisse 
Coli -Bakterien  oder  Coli  ähnliche  Arten  die  charakteristische 
RStuQg  der  Eolonien  erst  verspätet  nach  1—2—3  Tagen  hervor- 
treten lassen,  im  Augenblick  der  ersten,  innerhalb  24  Standen 
erfolgenden  Besichtigung  und  Verarbeitung  der  Platten  also  no^ 
als  bläuliche  Eolonieformen  auftreten  und  damit  zu  Täuschungen 
AnlasB  geben.  Femer  aber  sind  dem  Verfahren  gewisse  quanti- 
tative (Frenzen  gezogen  insofern,  als  immer  nur  die  in  dem  Aus- 
gangamaterial  vorhandenen,  unter  Umständen  ausserordentlich 
spärlichen  Bakterienkeime  anf  der  Oberfläche  des  Nährbodens  zur 
Aussaat  und  Entwickelung  gebracht  werden  kOnoen,  und  demnach 
eine  kflnstliche,  absolute  oder  relative  Anreicherung,  wie  wir 
sie  z.  B.  bei  dem  so  ausgezeichneten  Peptonverfahren  der  Cholera- 
diagnose zur  VerfQgung  haben,  mit  Hilfe  des  v.  Drigalski- 
Conradischen  Nährbodens  nicht  ermöglicht  wird.  So  erklärt  es 
sich,  dass  trotz  vielfach  ausgezeichneter  Leistungen  in  manchen 
Fällen  der  Nachweis  offenbar  geringer  Mengen  von  Typhus- 
bakterien nicht  glückt. 

Man  hat  sich  daher  immer  wieder  bemüht,  hier  verbesBenid 
einzngreifen  and  die  Zasammensetzung  des  Nährbodens  zu  modi- 
fizieren bezw.  das  Verfahren  mit  anderen  Methoden  in  zweck- 
mässiger Weise  zu  kombinieren.  Aas  der  grossen  Zahl  der  ein- 
schlägigen Versuche  und  Empfehlungen  mOchte  ich  nur  3  Meüioden 
kurz  anftUtren,  welche  nach  den  bisher  darüber  veröffentlichten 
Mitteilongen  and  den  in  dem  Hallenser  Instiatut  angestellten  Er- 
mittelangen in  der  Tat  besonderer  Beachtung  und  weiterer  Aos- 
arbeituDg  wOrdig  erseheinen. 

EndoO  hat  eine  Abänderung  in  der  Zusammensetzung  des 
Milchzncker -Agars  dahin  getroffen,  dass  er  an  Stelle  der  Lac^us- 
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tinktnr  FadiBin  ah  Farbenindikator  wählt  and  ^Siesn  ttarib 
einen  'gleiolizflltig«!  Zusatz  tdd  Natrionnalfit  'zanAclut  radmdsil 
tisd  entfärbt. 

Anl  der  Oberfli«he  diosee  EndoscheD  Agars  Mtwiiikdii  ilcb  Tjokos- 
bazillen  ftls  zarte,  f&rblose  Eolooiefomieii,  wShrend  das  Bact  coli  den  Milch- 
zucker zersetzt  und  Termittslst  der  hierdarch  entstehenden  Säure  ftn  der  be- 
treffenden Stelle  die  rote  Farbe  des  Fnclisins  wieder  zutt^e  treten 'Igsst  Hui 
naterselieidet  also  hier  die  rot  oder  rStUch  geftrbten  Coli-' Kolonien  alsMä 
dauUicb  von  den  TBllig  farbloaeu  TyphnskolocieB.  Nach  gsmusm  Dntflr- 
snchnngen,  die  anlangst  in  dem  Eamborger  bjgiMiBchen  Inatitm*)  «vgestellt 
worden  sind,  soll  dieser  Nährboden  gegeuttber  demjenigen  von  t.  Drigalalci 
nnd  Conrad  1  sich  Torteilhaft  dadorch  unterscheiden,  dass  nicht  nur  Coli- 
Qnd  oDÜähnllche,  eondeni  auch  manche  typ  hosähnlich  an  Arten  eine  rOt* 
Uohe  Verfärbnng  der  Kolonien  herrormfen  und  daher  von  Tambertin  glelAh- 
falls  ausgeschaltet  werden  können.  Der  Kreis  der  für  die  sfätere  Dlfferensial- 
diasnose  in  Betracht  kommenden  Kolonien  wOrde  also  bei  diesem  Verfahrn 
noch  weiter  emgescbränkt,  die  Üntersnchong  vereinfacht  nnd  eHeichtert  werden. 

Auf  etwas  anderer  O-mndlage  beruht  ein  von  Lötfler*) 
aug:eg;ebeaeB  Yerfahren.  Lßffler  konnte  nämlich  feststellen,  dass 
der.Zusatz  von  Methylgrfin  zu  dem  gewöhnlichen 'Nähragar  bei 
bestimmter  Eonzentration  einen  entwickeliingshemmenden  bezw. 
abtstanden  Einflass  aaf  das  Bact.  coli  aasübt,  Typhuabazillen  aber 
anscheinend  in  ihrem  Wachstam  onbehelligt  lässt.  Der  Orad  der 
Konzentration  wechselt  nach  der  Art  des  Uethylgrönprfiparates  nnd 
ist  daher  in  jedem  Falle  erst  dortih  besondere  Torontersnchangan 
genaner  festzustellen. 

Wie  die  TTphusbazillen  verhalten  sich  auch  hier  die  tTphusthnllcheB 
Arten,  ja,  selbst  bei  einem  stärkeren  Zusatz  Ton  Hsthjlgrtn,  der  «vch  echte 
Typliuabazlllen  schon  erheblich  schidigt,  TennOgen  z.  B.  IParalntHMbuiUan 
n«cb  in  ttppigeter  Weise  zn  gedeihen.  Dieser  LOf  flerecfae  NUrbodan  biet«t 
die  auöeroraentliche  Annehm  Uchkeit,  daß  wir  nicht  Terschieden  gefärbte 
Kolonieformen  erhalten,  ans  denen  wir  die  charakterisüsch  erscheinenden  aiu- 
-inwählen  haben,  sondern  daß  ttberhanpt  fast  nur  Typhns-  bezw.  tjpharflui- 
llche  Arten 'TOrbanden  sind,  die  störenden  Coli-ArMnabsr  garniobt 'Xar  Vta- 
mehmng  gelangen.  Versuche,  die  in  dem  Hallenser  Institut  mit  dieser  Heihode 
angestellt  worden  sind,  haben  äußerst  befriedigende  Resnltate  erKeben.  Bft- 
sonders  gflnsti^o  Ergebnisse  wollen  Lentz  und  Tletz")  darcb 'EombioBtlan 
der  Methode  mit  dem  v.  Drigalski-Conradifl^en  Verlabreo  enlAlt  bakea, 
iadem  sie  den  Lofflerechen  Nährboden  gewiseermailaQ  als  Vorkoltnr  «vr 
Anreichemog  der  tu  dem  Ausgangamaterial  TorbandesaD  Tjphosbakteriat  be- 
nutzten und  nnn  von  der  Oberfläche  des  MethylgrUn  -  Agare  eine  üeberimpfnng 
auf  den  v.  Drigalaki-Conradlscben  Nährboden  vornahmen.  Auf  diese 
Weise  'ist  ihnen  gelegentlich  der  TTphnsnachweis  auch  in  solehen  Fällen  Hoab 
gelangen,  in  denen  der  einfache  direkte  Ausstrich  «uf  Uildtzsaker-JÜMknu- 
Agai  za  keinem  Ergebnisse  führte. 

Endlich  sei  einee  Verfilirens  Erwähnnng  getan,  AtB  zoent 
■von  £oth'')  beschrieben,  später  namentlich  von  Pickftr  and 
Soffmann')  genaaei'  ausgearbeitet  worden  Ist  und  eine  An- 
reieherong  nach  Art  des  Cholera  •^Peptonrer&hranB  ftlr  den  Th^ibb 
«rstrebt. 

Die  Methode  gründet  aicb  auf  dleTon  Botb  komtaüerte  entwidcelaMi- 
bemmende  Wirkung  des  Koffeins  gegenüber  dem  .Bact.  coli  und  beatebt  Im 

')Petkowitsch:  Zentralblatt  für  Bakteriologie ;6d. 86. 

■)  Dentsebe  isedizmiscbe  Wochmsehrift ;  1903,  Nr.  S6,  iVn.-BeU. 

')  ICttnchener  medizinische  Wochenschrift:  1908. 

*)  'Hygienische  Bundschan;  190B  und  Archiv  fär  Hygiene;  Bd.  4B. 

*)  ^lleaisobe  Bondscban.;  IBOi  .tud  .Aicfalv  ^fOr  ^Bff^m»•,  SA.  49. 
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msaatlichen  daTk,  doas  du  UstersachiuigBmateriftl  zonäcbet  in  e»e  tait 
Koffein  -Tereetzte  und  nacli  bestimmten  Vorschriften  hergestellte  NäfarbooiUon 
übertragen  wird,  ans  welclier  nonmehr  nach  ca.  12  Btändigem  Wachstiuu  bei 
tf7°  eine  Uebertraffrmg  auf  den  t.  DrigalHki-Conradischen  Nähtboden 
erfolgt.  Hiermit  bat  sich  nach  den  neuesten  Mitteilnngen  Ton  Fioker  und 
nnd  Holfmann  der  Tjphnsbazillennachweia  vielfach  ermCgUchen  lassen,  selbst 
wenn  die  Bakterienzahl  eine  so  geringe  war,  daS  bei  direkter  Anssaat  aof 
Lackmus -MilchzQcker- Agar  Teidäcntige  Eolonieformen  überhaupt  nicht  zq  er- 
kennen waren.  Eine  Reibe  von  Versaehen,  welche  in  dem  Hallenser  Instltnt 
mit  kOnatlich  influerten  Stahl-  and  Wasserproben  angestellt  worden  sind, 
haben  die  Angaben  der  genannten  Autoren  darchans  bestätigt. 

Diese  kurzen  Andentaagen  mög:en  g;euiigen,  ma  darzaton,  daas 
und  nach  welcher  Bichtoog:  hin  das  von  t.  Drigalski  und 
Conrad!  empfohlene  Verfahren  vielleicht  modifiziert  oder  mit 
anderen  Methoden  kombiniert  werden  könnte,  ohne  dasB  wir  be- 
rechtigt wären,  etwa  schon  für  den  Augenblick  ganz  bestimmte 
Abändemngen  in  Vorschlag  zn  brini^en.  Jedenfalls  dürfte  ea  sieh 
empfehlen,  in  Zukunft  die  neueren  Methoden  von  Endo,  Lötfter, 
Ficker  und  Hoffmann,  die  bisher  wesentlich  experimentell 
gepr&ft  worden  sind,  auch  unter  natürlichen  Verh&ltnisBen  aui 
ihrä  praktische  Brandibarkeit  nach  allen  Richtungen  hin  g^Ondlicdi 
zn  erproben. 

Die  wichtigste  Aufgabe  bietet  sich  der  bakteriolofiisaben 
Tjpbusdiagnose  aber  erst  in  dem  AngenbUck,  wenn  es  gilt,  die 
aus  dem  Untersuchnogsmaterial  durch  die  Platte  isolierten 
EoiloDien  nun  auf  ihren  eigentlichen  Charakter  zn 
prflfen  und  als  Typhaekulturen  zu  identifizieren. 
Wir  dfirfen  uns  dabei,  um  dies  hier  mit  allem  Nachdruck  zu  be- 
tonen, nicht  auf  die  Anwendung  des  einen  oder  anderen  ünter^ 
BchoidangsmittelB  beschrfinken,  sondern  mflssen,  wie  die  Erfahrung 
gelehrt  hat,  möglichst  alle  überhaupt  zu  Qebote  stehenden 
Methoden  in  sachgemässer  Weise  zur  Anwendung  bringen. 
Manche  typhus&fanlichen  Arten  teilen  mit  echten  Typhusbazillan 
viele  morphologische  und  kulturelle  Eigenschaften  und  kOnnen 
erst  unter  Berücksichtigung  aller  in  Betracht  kommenden  diffe- 
rential- diagnostischen  Merkmale  endgültig  und  sicher  differenziert 
werden.  Die  Vorschriften,  welche  in  der  Anleitung  des  Kaiser- 
lichen Gesundheitsamtes  hierüber  gegeben  werden,  lauten: 

Prflfimg  anf  Gestalt  und  Beweglichkeit,  Zttchtang  aof  Neatralrofr-A^, 
Zachtnng  in  Lackmnsmolke,  Züchtnng  anf  Kartoffeln,  Zäcfatong  aof  Gelatine- 
platten,  Agglntinationaprobe,  Pfeifferscher  Versuch. 

Es  würde  zu  weit  führen,  wollte  ich  auf  die  besonderen 
Eigensdiaften  nnd  den  diagnostischen  Wert  der  hier  angegebenen 
Knltnrmethoden  im  einzelnen  näher  eingehen,  die  in  der  Hand 
des  erfahrenen  und  speziell  mit  der  Typhusuntersuchung  Tertraoten 
Bakteriologen  zweifellos  ausreichend  sein  und  ihren  Zweck  er- 
fttllen  werden.  Doch  mfidite  ich  nicht  unerwähnt  lassen,  dass  in 
dem  flaUenser  UntersuchungBamt  noch  fernerhin  das  Verhalten 
jder  iraglichen  Kulturen  bei  Züchtnng  in  Milch,  im  Gährungs- 
EOlbchen  (Zuckerbouillon)  und  auf  dem  Barsiekowschen  Nähr- 
boden in  jedem  Falle  geprüft  zu  werden  pflegt.  Man  erhält  oft 
gerade  anf  diesen  SnbstmteD  reeiit  wevtroUe  AnfahlllHe.    Vm 
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grosserer  und  in  letzter  Linie  entscheidender  Bedentnng-  freilich 
erscheint  die  Heranziebong  der  aerodiagnostischen  Methoden, 
welchen  ich  daher  noch  eine  kurze  Besprechung  zq  Teil  werden 
lassen  möchte. 

Die  Agglntioationsprafang,  d.h.  die  Beobaebtong  des 
Einflasses,  welchen  ein  spezifisches  Typhussenini  auf  eine  Ter- 
dächtige  Bakterienart  aasäbt,  kann  zunächst  in  der  Weise  eriolgui, 
dftss  die  auf  der  Platte  zur  Entwickelung  gelangte  Kolonie  ab- 
geimpft, mit  einem  kleinen  Tröpfchen  verdfinnten  TyphoBsemms 
vermischt  und  sofort  in  hängenden  Tropfen,  am  besten  b«i  schwacher 
VergrSsserung,  der  mikroskopischen  Betrachtnng  nnterrcH^en  wird. 
Anch  bei  positivem  Äns&ll  der  Reaktion  nnd  mehr  oder  minder 
deutlicher  HftnfchenbilduDg  darf  indessen  eine  derartige  Prfifong 
aas  Gründen,  welche  hier  anerörtert  bleiben  mögen,  nur  als  eine 
orientierende  betrachtet  und  die  Diagnose  auf  Typhus  höchstens 
als  eine  vorlftufige  gestellt  werden.  Die  eigentlich  beweisende 
Agglatinationsprilfung  hat  in  jedem  Falle  unbedingt  mit 
einer  von  der  verdächtigen  Kolonie  auf  gewöhnlichem 
Agar  angelegten  Beinkaltnr  in  streng  qaantitativer 
Weise  zu  erfolgen.  Nach  einer  in  der  Anleitung  für  die 
l^hnsämter  gegebenen  Vorschrift  soUeu  za  diesem  Zweck  Ver- 
dünnungen des  Serums,  des  sogenannten  „Testseroms*,  im  Ver- 
hältnis von  1  :  50  bis  1  :  2000  hergestellt,  in  Mengen  von  je 
1  ccm  in  Beagensröhren  geftUlt,  mit  je  einer  Oese  der  za  prfUen- 
den  frischen  Agarkoltur  vermischt  und  nach  längttois  Sstfindigem 
Verweilen  im  Brutschrank  bei  37  o  der  makroskopischen  Prflfong 
auf  Agglutination  unterworfen  werden. 

Für  den  Ausfall  und  die  Beweiskraft  der  Beaktion  ist  natflr- 
lich  der  Besitz  eines  einwandfreien  Typhasimmunsenuns  die  aller- 
wjchtigste  Vorbedingung.  Auf  Orond  eigener  Beobachtungen  and 
Versüße  möchte  icb  mich  dem  Vorgehen  derjenigen  ansehUeasen, 
welche  zur  G-ewinnung  eines  derartigen  Senrams  den  Weg  der 
intravenösen  Injektion  abgetöteter  Eultaren  bei  Kaninchen  wählen. 
Es  gelingt  aaf  diese  Weise  fast  mit  regelmässiger  Sicherheit  schon 
nach  einmaliger  Vorbehandlung  mit  1—2  Oesen  durch  halbst&n- 
diges  Erhitzen  auf  60—62 "  abgetöteter  Bakterien  von  den  Tieren 
ein  Serum  zu  erlangen,  dessen  Agglutinationskraft  noch  bei  Vei^ 
dfinnungen  von  1  :  2000—5000,  ja  selbst  10000  deutlich  zu  Tage 
tritt.  Schwächer  wirksame  Inunausera  dürften  weniger  brauchlmr 
sdn,  während  anderseits  angewöhnlich  hochwertige  Typhnssen 
mit  einem  Agglntinationstiter  von  1  :  26000— &0  000— 100000,  wie 
man  sie  gelegentlich  datgestellt  hat,  anscheinend  die  Gefahr  der 
nicht-speziflschen  Nebenwirkung  oder  ,Gmppenreaktion*  in  anlieb* 
samer  Weise  zu  erhöhen  pflegen.*}  Gerade  diese  Tatsache,  der 
Umstand  nämlich,  dass  durch  ein  speziflaches  Typhosaenim  oft 
aach  solche  Bakterienarten,  die  nach  ihrem  sonstigen  biologiachen 
and  kulturellen  Verbalten  von  echten  TyphusbazUlen  aieher  £0^ 


■)  VergL  nach  Brnna  und  Eajrser,  Zaitachrift  fOr  Hygiene;  Bd.  48] 
Tiipschttte,  ZentralbUtt  fli  Bakteriologie;  Bd.SCk  ,       ^.v.v.-,,^ 
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onterscheidea  sind,  selbst  in  stärkeren  Verdfinaangen  von  1  :  100, 
1  :  200,  ja  vielleicht  noch  h6ber  gelegentlicli  agglutiniert  werden 
könoen,  hat  vielfach  Veranlassang  gegeben,  den  spezißBchen  Cha- 
rakter des  AgglutinationsvorgangflB  in  Zweifel  za  ziehen  and 
damit  überhaupt  der  AgglutinatioDsprobe  die  entscheidende  Be- 
deatang  abzasprechen.  IJod  doch  mit  Unrecht!  Es  ist  dnrchaas 
nnzuläsaig  und  fehlerhaft,  den  Eiuäusa,  welchen  ein  Testserum 
ant  einen  fraglichen  Bakterienstamm  ausübt,  einfach  nach  dem 
absoluten  Werte  der  noch  wirksamen  Terdünnong  za  bemessen 
und  etwa  eine  Kultnr,  die  dorch  ein  Typhussernm  in  200facher 
Verdünnung  agglutiniert  wird,  nun  ohne  weiteres  als  Tjphus  an- 
zusprechen. Vielmehr  ist  es  unerlässlich,  in  jedem  Falle  den 
Verdünnungsgrad  zu  berücksichtigen,  in  welchem  das  gleiche 
Serum  echte  Typhusbazillen  beeinflusat.  Wir  werden  also,  um  das 
eben  gewählte  Beispiel  beizubehalten,  der  durch  die  200  fache 
Serumverdünnung  agglutinierten  Kultur  den  Typhuacharakter  ab- 
sprechen müsaen,  wenn  der  Agglutinationswert  des  nftmlichen 
Serums  ^  echte  Typhnsbazilleu  etwa  durch  den  Terdünnnngsgrad 
von  1  :  5000—10000  gekennzeichnet  ist.  Es  ist  in  jedem 
Falle,  wie  auch  die  Anleitung  des  Kaiserlichen  Gesundheitsamtes 
fordert,  eine  KontroUprüfung  mit  einem  zweifellosen  Typhusatamm 
vorzunehmen. 

Die  makroskopische  Prüfung  der  Reaktion,  welche  nach 
dem  Torgang  EoUes  so  zu  geschehen  hat,  dass  man  die  Böhrchen 
schräg  hält  und  von  unten  nach  oben  mit  dem  von  der  Zimmer- 
decke reflektierten  Tageslicht  mit  blossem  Äuge  oder  bei  schwacher 
Lupenvergrössernng  betrachtet,  liefert  durchaus  zuverlässige  Er- 
gebnisse and  kann  nicht  dringend  genug  empfohlen  werden. 
Trotzdem  sollte  man  namentlich  bei  zweifelhaftem  oder  auffälligem 
Befunde  nicht  versäumen,  daa  Resultat  durch  die  mikroskopische 
Untersuchung  im  hängenden  Tropfen  mit  schwachem  und  starkem 
Trockensysteme  zu  kontrollieren.  Den  Ausfall  der  Agglutination 
makroskopisch  etwa  so  beurteilen  zu  wollen,  dass  man  im  aufrecht- 
stehenden  Reagensglase  oder,  wie  auch  vorgeschlagen,  im  Uhr- 
scbälchen  eine  etwa  eintretende  Sedimentierung  und  Klärung  der 
Flüssigkeit  verzeichnet,  ist  entschieden  unstatthaft  und  würde  oft 
genug  zu  schweren  Irrtümern  fuhren.  Man  kann  sich  mit  Leichtig- 
keit überzeugen,  daaa  ein  namentlich  bei  weniger  lebhaft  beweg- 
lichen Bakterien  nicht  allzn  selten  auftretendes  Sediment  mit 
wahrer  Agglutination  nichts  zu  tun  bat,  vielmehr  beim  Aufschüt- 
teln ohne  jede  Spur  von  Häufchen-  oder  KOrnchenbildung  sich  als 
gleichmässig  getrübtes  Wölkchen  in  der  Flüssigkeit  auflöst.  Was 
endlich  die  Dan  er  der  Beobachtung  anlangt,  so  wird  man  in 
manchen  Fällen,  wie  ich  nach  mehrfachen  Beobachtungen  glauben 
mCchte,  gut  tun,  die  Böhrchen  länger  als  3  Stunden  im  Brutschrank 
zu  belassen,  weil  ea  sich  mitunter  ereignen  kann,  dass  schwerer 
agglatin&ble  Typhuastämme  erst  nach  6,  12,  ja  selbst  24  Stunden 
eine  endgültige  Feststellung  der  Agglatinationsgrenze  gestatten. 

Unter  Berücksichtigung  aller  dieser  Kanteten  gibt  uns  die 
Agglatinationsprüfung   ein  vßllig  zuTerlässiges  üntuwüieidiuigB- 
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mittel  au  die  Haad.  Wenn  auch  nicht  Terschwiegen  werden  soll, 
dasB  eine  ao  vSüig  eindeatige  nnd  streng  spe^scbe  Wirkung, 
wie  sie  z,  B.  dem  Gholeraseram  zukommt,  bei  dem  l^hasaenun 
nicht  aaenohmslos  zq  bestehen^  scheint,  und  gewisse  nicht  ganz 
nnerhebliche  M'ebenvirkuDg:ea  bisweilen  konstatiert  werden  können, 
BO  dflrfte  dieser  theoretisch  höchst  interessanten  nnd  nnter  allen 
Umständen  noch  näher  zu  erforschenden  firscheinnng  für  den 
praktischen  Wert  der  Uetbode  eine  nennenswerte  Bedentong 
kaum  beiznmessen  sein. 

Sollte  einmal  aach  die  AgglatinationsprOfiing  noch  nicht  alle 
Zweifel  zn  beseitigen  imstande  sein,  so  wird  man  als  letztes 
Hilfsmittel,  wie  aach  das  Gesondheitsamt  vorschlägt,  die  Pfeiffer- 
sche Beaktion  znr  Entscheidung  heranzuziehen  haben.  Bei 
diesem  Terf^ren,  das  ans  bekanntlich  in  exaktester  Weise  einen 
Einblick  in  die  bakterienanflOBenden  Kräfte  des  Serums  inner- 
halb des  TierkOrpers,  nämlich  in  der  Peritonealhöhle  der 
Heerachweinchen,  gestattet,  scheint  es  sich,  besonders  nach  den 
neueren  Untersuchungen  von  Jürgens*),  nm  durchaus  speziflsche 
Vorgänge  zu  handeln,  insofern  ata  nur  echte  Typhusbazillen  znr 
Auflösung  gebracht  werden,  alle  typhnsäbnlicben  Arten  aber  Bich 
der  Serumwirkung  gegenüber  vOllig  negativ  za  verhalten  pflegen, 
aach  dann,  wenn  sie  im  Reagenaglase  vielleicht  eine  mehr 
oder  minder  deutliche  Beeinflussung  durch  das  TyphuBserom  er- 
kennen lassen. 

Betrachten  wir  nunmehr  die  praktiaehen  Ergebniase, 
zn  denen  die  Methoden  der  bakteriologischeuTyphna- 
diagnose  in  den  letzten  Jahren  geführt  haben,  so  er- 
fordert zunächst  der  Nachweis  der  Typhusbakterien  in  verdäch- 
tigen Stuhlentleerangen  eingehendere  W&rdigung.  Han 
verehrt  bei  der  Untersuchung  am  besten  in  der  Weise,  daas  man 
von  dem  verdächtigen  Material  gewisse  Mengen  auf  der  Ober- 
fläche des  V.  Drigalski-Conradischen  Agars,  der  in  grOsaeren 
Schalen  von  ca.  20  cm  Durchmesser  ausgegosBen  wird,  sorgfältig 
mit  einem  rechtwinklig  gebogenen  Qlasstabe,  dem  sogenannten 
V.  Drigalskischen  GlaBspatel,  ausbreitet  und  ffir  diesen  Zweck 
2  Serien  von  je  3  Platten  benutzt.  Auf  diese  Weise  haben  sich 
Typhusbazillen  sowohl  in  ausgeprägten  TyphnsfäUen,  als  aach 
nnter  solchen  Bedingungen  auffinden  lassen,  welche  in  klinischer 
und  namentlich  epidemiologischer  Hinsicht  ala  fiberaus  bedeutsam 
angesprochen  werden  müsaen.  Die  ganz  besonders  von  B.  Koch 
zum  Ausdruck  gebrachte  Vermutung,  dass  genau  wie  bei  anderen 
Infektionskrankheiten  bei  dem  Typhns  nicht  nur  neben  schwereren 
leichte  und  allerlelcbteste  Krankheitsformen  existieren,  Bondem 
w^irscbeinUcb  in  der  Umgebung  erkrankter  Personen 
sich  aach  Individuen  finden  mflssten,  welche  zwar 
anscheinend  gesund,  dennoch  aber  mit  Typhnskeimeo 
behaftet  und  daher  als  „Bazillenträger*  ftlr  die  Ver- 
breitung der  Krankheit  geeignet  sind,  bat  durch  die  im 

')  Zeitschrift  für  Hygiene;  Bd.  48,  '  '  ^.v.v.^,^ 
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Westen  des  Beicbes  atationierten  Typhnsämter  in  vollstem  um- 
fange bestätigt  werden  köanen.')  Nicht  minder  wichtig  erscheint 
die  weitere  Beobachtnng,  dass  die  einmal  in  den  Darmküial  ge- 
langten Typhnseireger  daselbst  aasserordentlich  lange  fortleben 
kSnnen,  weit  länger,  als  man  dies  früher  anzunehmen  geneigt  war, 
weit  länger  vor  allen  Dingen,  als  die  sichtbaren  EranläeitszeicheD 
ea  Termnten  lassen.  Fälle,  in  denen  ein  Mensch  9 — 10  Monate 
nach  flberstandener  Erkrankong,  ja  selbst  noch  später,  mit  seinen 
Entleerungen  Typhusbazillen  aosacheidet,  zählen  zweifellos  zu  den 
selteneren  Äusnfihmen,  wohl  aber  kann  es  beute  als  ein  keines- 
wegs ungewöhnliches  Ereignis  betrachtet  werden,  wenn  sich  bei 
TyphuB-Kekonvaleszenten  und  -äeneaenen  die  Krank- 
heitskeime  noch  einige  Wochen  lang  nachweisen  lassen. 
Es  bedarf  wohl  keiner  weiteren  Erörterungen,  um  die  Bedeutung 
dieaer  Verhältniase  fär  die  Typhnsbekämpfong  sofort  zu  erkennen, 
und,  ohne  an  dieser  Stelle  die  nun  hiemach  zq  treffenden  Mass- 
nahmen im  einzelnen  beleuchten  zu  wollen,  sind  ohne  Frage  der- 
artige Individuen,  solange  sie  noch  mit  Typhnsbazillen  behaftet 
sind,  genau  wie  Typhuskranke  als  Infektionsverbreiter  zn  betrach- 
ten and  nach  enteprechenden  3nmdsätzen  zu  behandeln.  Dass 
hierana  sich  in  der  Praxis  mitunter  gewisse  Schwierigkeiten  er- 
geben, liegt  auf  der  Hand. 

Seitdem  zuerst  durch  Petruschky  die  Aufmerksamkeit  ani 
die  hänflge  und  maBaenhafte  Äasscheidung  der  Typhusbakterien 
mit  dem  Harn  gelenkt  worden  ist,  ist  man  dieaer  Eracheinong 
weiter  nachgegangen.  Man  hat  dabei  auch  wiedemm  konstatieren 
können,  dasa  die  vorwiegend  in  der  Rekonv^eszenz  auftretende 
reichlidie  Absonderung  der  Bakterien  durch  die  Nieren  sich  un- 
gewöhnlich lange  hinaaazuschieben  pflegt  and  mitunter  gleichfalls 
Wochen  und  selbst  Monate  andaaern  kann.  Dieser,  besonders  aach 
vom  phyaiologiachen  Standpankte  sicherlich  sehr  bemerkenswerte 
Vorgang  wird  nach  epidemiologischen  und  hygieniachen  Oesichts- 
ponkten  genaa  ao  zu  betrachten  sein,  wie  die  Ausscheidung  der 
Typbnabakterien  mit  den  Stuhlentleerangen. 

Schon  seit  längerer  Zeit  war  es  bekannt,  daaa  man  aas 
Boaeolaflecken  fast  immer  Typhusbakterien  zn  isolieren  ver- 
mag, am  besten,  wenn  man  nach  der  Methode  Neafelds  den 
Gewebaaaft  derartiger  Flecken  dnrch  oberflächliche  Skariflkation 
entnimmt  and  nan  aofort  in  ein  BShrchen  mit  ateriler  Boaillon 
zur  weiteren  Entwickelang  überträgt.  Dagegen  iat  das  häufige 
und  nahezu  regelmäsaige  Vorkommen  der  Typbuebakterien  im 
zirknlierenden  Blute  eine  Entdeckung,  die  erat  der  syste- 
matiadien  Üntersachang  und  verbesaerten  Methodik  der  letzten 
Zeit  geglückt  ist.  Es  ist  zu  diesem  Nachweis  nor  nOtig,  nicht  za 
geringe  Blntmengen  zu  verarbeiten.  Man  kann  dabei  entweder 
80  vorgehen,  wie  es  von  der  Anleitung  des  G-esundheitsamtes  vor- 
geschrieben ist,  daaa  man  2—3  ccm  Blnt  znnächst  in  Nährbouillon 
Qberb^gt  und  von  dieser  Vorkultor  nach  etwa  20  Stunden  eine 


■)  Vsrgl.  7.  DrigaLaki,  Zenti&lbUtt  tSr  Bakteriologie;  Bd.  81 
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Anaaaat  aof  Platten  Tonümmt,  oder  aber,  dasa  man  nach  einem 
Tohl  namentlieh  in  der  Leipziger  Klinik  geübten  Veriahren  *) 
Hengen  von  ca.  20  ccm  Blat,  durch  Punktion  der  Ännvene  ge- 
Tonnen,  direkt  auf  der  Oberfläche  eines  festen  Nährbodens  aus- 
streicht. Unteraachmigen,  velche  an  einem  grösseren  Eranken- 
material  angestellt  wollen  sind,  haben  gezeigt,  dasa  es  in  ca.  80  "/o 
der  FtÜle  gelingt,  im  Fieberatadinni,  namentlich  zur  Zeit  der 
Boseolaeraption,  Typhnabakteries  im  zirknlierenden  Blute  in  mehr 
oder  minder  betrficbtlicher  Menge  nachzuweisen.  Derartige  Be- 
funde geben  uns  die  M&glichkeit,  die  bakteriologische  l^hoa- 
diagnose  zu  erweitem,  beanspruchen  aber  zugleich,  wie  ich  glaube, 
ein  ganz  anaserordentliches  wissenschaftliches  Interesse.  Sie 
zwingen  uns,  unsere  frühere  Vorstellung  Aber  das  Wesen  der 
Typbnsinfektion  zn  reTidieren,  and  lehren,  dass  wir  es  hier  in 
der  Kegel  nicht  mit  einer  rein  lokalen  Änsiedlung  der  Typhns- 
bakterien  in  gewissen  Teilen  des  Darmes  und  den  benach- 
barten drtLsigen  Organen  zn  tun  haben,  vielmehr  mit  einer 
allgemeineren  Verbreitung  der  Keime  durch  den  ge- 
samten Organiamas,  wie  man  aie  in  ansgesprochenster  Form 
als  eia  Chartäteristikum  der  sogenannten  septic^ischen  Prozesse 
zu  bezeichnen  pflegt. 

So  kSnnen  die  Typhnskeime  an  den  allerverachiedensten 
Stellen  das  Körpera  angetroffen  werden  und  lassen  sich  in 
eitrigen  Absonderungen  oder  entzttndlichen  Ans- 
schwitznngen  jeder  Art,  sowie  oft  genug  auch  im  Auawnrf 
erkrankter  Personen  nachweisen.  Untersachongen  an  Typhns- 
leichen  lehren  ferner,  dass  die  Krankheitserreger  kaum  ein  Or- 
gan des  menschlichen  KOrpers  yerschonen  und  ansser 
dem  Magen -Darmkanal,  den  Mesenterialdrüsen,  der  Milz,  der 
Leber  nnd  Gtalle  auch  die  Terschiedensten  Abschnitte  des  Bespi- 
rationsapparatea,  Luftrfihre  nnd  Lunge,  femer  die  quergestreitte 
Muskulatur,  die  Muskeln  des  Herzens,  des  Uterus  etc.  zn  befallen 
pflegen.  Die  Verteilung  der  Typhaebakterien  innerhalb  des  Ver- 
dauungsstractas,  wie  sie  durch  t.  Drigalski')  und  Jörgens*) 
mit  Hilfe  der  neueren  Methoden  eingehender  studiert  worden  ist, 
hat  insofern  ein  bemerkenswertes  und  unerwartetes  Verbalten  er- 
geben, als  sich  auch  in  den  höheren  Abschnitten  des  Kanals  die 
Keime  mit  grosser  Itegelmässigkeit  und  vielfach  in  erheblichen 
Mengen  nachweisen  lieasen.  Während  im  Rectum,  hinauf  bis  znm 
Coecnm,  Typhusbazillen  meist  nur  spärlich  oder  gar  nicht  ange- 
troffen worden,  zeigten  sie  sich  im  Dünndarm  mehr  oder  weniger 
reichlich  und  im*  oberen  Dnodennm  stets  geradezu  in  Keinknitur. 
Anssaat  von  der  Schleimhaut  des  Magens  and  der  Speiseröhre  liesa 
regelmassig  Typhusbazillen  zn  üppiger  Entwickelong  gelangen; 
selbst  Ton  dem  Abstrich  des  Zangenbelages  und  dem  Darch- 
schnitt  der  Tonsillen  gelang  es  oft,  Typhnskeime  za  isolieren. 

')  VergL  Bollj,  Hflnchenei  medizinische  Wocheiuchrift ;  1901. 

*)  L.  c.  ,- 
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Fttr  die  Terbreitimg  and  die  bakteriologische  FeststellaDg: 
von  TyphoBbAzÜleu  ausserhalb  des  menBcUichen  Organismns 
kommt  für  den  Hygieniker  in  erster  Linie  nnd  eigentlich  so  gnt 
wie  ansnahmsIoB  das  Wasser  in  Frage.  Es  eei  indessen  schon 
hier  rückhaltlos  zugestanden,  dass  die  Erfolge  der  bakteriologischen 
Diagnostik  aaf  diesem  Gebiete  hinter  denen  der  üntersnehnng  am 
Menschen  entschieden  znrUckstehen,  and  dass  der  Nachweis  der 
Typhusbazillen  im  Wasser  noch  immer  die  wundeste  Stelle  anserer 
Untersnchnngsmethoden  darstellt.  Die  Fälle,  in  denen  ein  solcher 
Nachweis  gelungen  ist,  Bind  nicht  allzu  zahlreich,  und  wenn  man 
auch  mit  Hilfe  der  verschiedensten  Methoden  in  k&nstlich  in- 
fizierten WaBserproben  selbst  spilrlicbe  Typhuskeime  noch  wieder- 
finden kann,  so  stfiast  deren  iBoliemng  nnter  natürlichen  Terhält- 
nissen  offenbar  anf  grossere  Schwierigkeiten.  Zum  Teil  mag  dies 
dadurch  bedingt  sein,  dass  die  Untersuchung  ans  bekannten  Gründen 
meistens  erst  spfit  vorgenommen  zu  werden  pflegt,  zu  einem  Zeit- 
punkt, wo  die  orsprüQglich  vorhandenen  Krankheitserreger  viel- 
leicht gi-öastenteüs  oder  gar  vollständig  aas  dem  Wasser  wieder 
verschwunden  sind,  anderseits  haben  wir  aber  doch  die  Schuld 
an  den  Misserfolgen  auch  der  Unzulänglichkeit  anserer  Methoden 
zuzaschreiben.  Die  Wassermengeo,  die  von  einer  verdächtigen 
Probe  durch  direkten  Aasstrich  auf  ein  festes  Substrat  fiber- 
tragen werden  können,  sind  selbstverständlich  zu  gering,  am 
ein  positives  Ergebnis  erhoffen  zu  lassen,  und  alle  Bemühungen 
der  letzten  Zeit  erstreben  infolgedessen  die  Änfflndong  einer  Me- 
thode, welche  es  gestattet,  Üinlich  wie  hei  der  Cholera  ein 
grösseres  Wasserquantnm  von  ^/|— 1  Liter  auf  einmal  za  ver- 
arbeiten. 

Eia  Verfabren,  das  fDr  dlesea  Zweck  tob  Gambier  angegeben  wnide 
und  in  Frankreich  namentlich  für  die  TrmkwaeBerpnUnng  von  Paris  seit  Jahren 
regcImäQig  angewendet  wird,  sacht  die  gräfiere  Beweglichkeit  der  Typhiu- 
bazillen  im  Vergleich  mit  den  Colibakterien  aosznnatzen.  Ea  beruht  im  Prinzip 
daraof,  daQ  man  den  dnrch  Filtration  größerer  Waasermengen  gewonnenen 
Rückatand  in  Wasser  oder  Bouillon  aufschwemmt,  in  den  Hohlraam  einer 
Chambe  r  landschen  Filterkerze  eingieBt,  diese  in  ein  mit  bestimmter  Nähr- 
flilssigkeit  gefülltes  größeres  QefäQ  einsetzt  nnd  nun  dnrch  Aolbewahning  des 
ganzen  Apparates  im  Brutschrank  bei  37°  den  Bakterien  Gelegenheit  gibt,  die 
Filterwandaog  za  durchwandern.  Es  sollen  dann  nach  12—18  Standen  in  der 
AnBenfiDssigkeit  zuerst  die  Typhös bazillen,  naheza  in  Beinkaltnr,  erscheinen. 
Mit  Hilf  dieser  Methode  will  man  in  dem  Pariser  Leitungswasser  mehrfach 
Typhosbazillen  gefunden  haben.  Das  Cambier  sehe  Verfahren  hat  indessen 
hei  uns  in  Dentschland  and  auch  wohl  in  anderen  Ländern  wenig  Anklang  ge- 
funden, und  nachprüfende  Untersuchungen,  welche  im  Königlichen  Insitut  für 
Infektionskrankheiten  In  Berlin  durch  Kirsch')  ausgeführt  worden  sind, 
haben  in  Uebereinstimmung  mit  anderweitigen  Erfahrungen  die  erforderliche 
Zuverlässigkeit  und  praktische  Brauchbarkeit  der  Methode  vermissen  lassen. 

Gfinstigere  Besnltate  scheinen  diejenigen  Methoden  zn  liefern, 
welche  auf  dem  Wege  der  Sedimentiernng  aus  einem  grosseren 
Wasserqnantum  die  suspendierten  Bestandteile  niederzareissen 
suchen.  Eine  biologische  Sedimentiernng,  wie  sie  von  ver- 
schiedenen Seiten  in  der  Weise  ersonnen  worden  ist,  dass  durch 

')  Deutsche  medizinische  Wochenschrift;  1903.  ^.y.v-,.^ 
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Ziuatz  hoehirertiffem  TyphoBBomiiB  die  in  dem  Wasser  etwa  an- 
wesenden Typhoskeine  agglntäniert  nnd  niedeixoBehlagen  werden 
sollten,  hat  sich  freilieli  praktisch  nicht  bewährt;  wohl  aber  leistet 
die  ehemische  Fillnn;  einigermasBeu  Befriedigendes.  Das 
Kaiserliche  Gesondheitsamt  empfiehlt  für  diesen  Zweck  das  tmi 
Schüder*)  ausgestaltete  Verfahren,  wonadi  man  1—2  Liter 
Wasser  mit  einer  sterilisierten  LOaiin;  Ton  NatrinmhyposnUlt  nnd 
öner  ^eiehüdls  sterilisierten  LOsong  von  Bleinitrat  versetst  nnd 
den  non  entstehenden  Niederschlag  in  einem  üeberaehnsa  tob 
NatrinnibypoBnlfit  wieder  lOst  Die  klare  LOsnni;  wird  alsdann  in 
der  gevShnlit^en  Weise  auf  dem  Wlchzneker-Lackmns-Agar  zu 
Platten  Terarbeitet.  Noch  bessere  Ergebnisse  will  Ficker*)  da- 
durch erzielt  haben,  dass  er  als  Fiülangsmittel  Eiaensnlfat  nnd 
znr  LOsnng  des  so  erzengten  Niederschlag  nentrales  weinsanrea 
E^  benutzt. 

Endlich  beriditen  Ficker  nnd  Hoffmann*)  nenerdings 
Bber  vielversprechende  Tersnche  mit  der  bereits  erwähnten  Eoffein- 
meUiode,  welche  von  ihnen  in  der  Weise  tflr  die  Wasser- 
nntersnc^ong  ausgearbeitet  wurde,  dass  man  durch  Zusatz  be- 
stimmter NährstofTe  und  unter  Beigabe  der  erforderlichen 
Soffeinmenge  ein  grCsserea  Wssserqnantum  von  ca.  1  Xiiter  direkt 
in  eine  fttr  die  Entwickelnng  nnd  Anreicherung  von 
Typhosbazillea  besonders  geeignete  NfthrlOsung  um- 
wandelt. Nach  etwa  12— ISstäidigem  Wachstum  bei  87°  dient 
diese  Torknltur  alsdann  zur  Aussaat  anf  Platten.  Das  Verfahren 
schliesst  sieh,  wie  man  sieht,  der  Peptoomethode  für  den  Nach- 
weis der  Cholerabakterien  im  Wasser  auf  das  engste  an  nnd 
wörde,  falls  es  sich  in  der  Praxis  tatsächlich  so  gut  bewähren 
sollte,  wie  bisher  anscheinend  im  Experimente,  entschieden  als  ein 
grosser  Fortschritt  zu  begrflssen  sein.  Es  wäre  eine  Methode, 
welche  eine  absolute  Anreichening  der  Typbosbazillen  yo- 
mittelst  Vorkoltnr  gestattete  und  daher  die  Aussichten  fBr  die 
bakteriologische  üntersnchung  wesentlich  erhöhte.  8o  ist  es  bei- 
spieUweise  unlängst  in  Prag*)  gelungen,  aus  Leitungs-  nnd  Uoldan- 
wasser  mit  Hilfe  der  Koffein -Vorkultur  Typbnsbazillen  zu  isolieren. 

Die  Tatsache,  dass  die  Feststellung  von  Typhasbazillen  im 
Wasser  bisher  noch  nicht  immer  mit  der  w^schenawerten 
Schnelligkeit  und  Sicherheit  eriolgen  konnte,  ist  gewiss  zn  be- 
danem,  ffir  unsere  hygienischen  Massnahmen  aber  wohl  von  keiner 
allzu  erheblichen  praktischen  Bedeutong.  Glanz  abgesehen  davon, 
dass  in  dem  Falle  einer  Trinkwasserinfektion  £e  epidemiolo- 
gischen Besonderheiten  des  ErankheitsTerlanfea,  unter  gleichzeitiger 
BerBcksichtigoDg  der  örtlichen  Verhältniese  der  Wasservei-sorgung, 
in  der  Kegel  schon  mit  grSaster  Wahrscheinlichkeit  ein  bestimmtes 
Bnmnen-,  FInss-  oder  Teicbwasser  als  Infektionsquelle  erkennen 
lassen,  die  Auffindung  von  Typhasbazillen  also  lediglich  eine  will- 

>}  Zeitschrift  tttt  Hjgiene ;  Bd.  42. 

')  Hjgienisclie  Bondschan;  1904. 

')  L.  c 
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kommene  BestAtigrun^,  nicbt  aber  erat  die  ei2:6iitliche  Anfklftmiig 
des  ZnaunmenhangeB  bieten  wttrde,  kano  odb  hier  die  bakterio- 
logiscke  Uotersacbimg;  in  anderer  Weiee  za  Hilfe  kommen.  Gte- 
Ungt  es  z.  B.  nur,  Colibakterien  in  der  verdächtigen  Probe  nach- 
zoTeieen,  so  dentet  dies  eben  klar  darauf  hin,  dass  das  Wasser 
Glelegenheit  gehabt  hat,  mit  menschlichen  oder  tierischen  Abfall- 
stoffen in  Ber&hrong  za  kommen,  und  damit  also  sehr  wohl  aacb 
die  Typhnserreger  anfznnehmen  in  der  Lage  gewesen  ist*^) 

Für  die  Untersachong  der  Hilch,  die  neben  dem  Wasser 
noch  lifters  eine  Berücksichtigung  erfordert,  sind  in  der  amtlichrai 
Anleitung  eigene  Vorschriften  nicht  gegeben.  Man  wird  eben 
genau  wie  bei  der  Cntersachung  eines  typhnsverdächtigen  Stuhles 
ZQ  verfahren  und  ohne  weiteres  die  Plattenmethode  anzuwenden 
haben.  Eine  vorhergehende  Anreicherung  oder  Sedimentierang, 
wie  bei  der  Wasserontersnchnng,  ist  nach  den  einschlägigen 
Prüfungen  von  Bassenge'J  nicht  vorteilhaft. 

FOr  die  bakteriologische  Typhusdiagnose  beim  Menschen  steht 
uns  neben  dem  direkten  Nachweis  der  Krankheitserreger  die  in- 
direkte Methode  der  Serodiagnoatik  in  Öestalt  der 
Widalschen  Probe  zur  Terfägung.  Dieses  Ihnen  allen  ja  seit 
Jahren  bekannte  Terfahren  ist  natOrlich  nicht  imstande,  den 
kulturellen  Typhusnachweis  im  Stuhl,  Harn,  Blut,  in  dem  Gkiwebs- 
saft  der  Boaeolaflecken,  im  Auswurf  flberflQssig  za  machen,  vor 
allen  Dingen  auch  nicht  Über  den  ümfkng  und  die  Daner  der 
Infektionsgefahr  bei  dem  Auftreten  von  Typhasfällen  sicheren 
Aufschluss  zu  geben.  Immerhin  aber  ist  es  doch  von  so  erheblichem 
Werte,  dass  die  allgemeine  Anwendung,  welche  die  Methode  all- 
mählii^  gewonnen  luit,  sehr  wohl  geredhtfertigt,  für  gewisse  Ver- 
hältnisse geradezu  unerlässlich  und  daher  vom  hygienisch -bakterio- 
logischen Standpunkt  aus  mit  Freuden  zu  begrüesen  ist. 

Die  Typhusämter,  wie  sie  in  den  stärker  verseuchten 
westlichen  Landesteilen  stationiert  sind,  mit  der  ganz  besonderen 
und  ansBchliesBlichen  Aufgabe,  den  Typhus  zu  bekämpfen  und  die 
Verbreitung  der  Krankheitserreger  nach  den  soeben  erläuterten 
Öesichtspimkten  bis  in  die  letzten  Schlupfwinkel  zu  verfolgen, 
sind  auf  die  direkte  bakteriologische  Diagnose  angewiesen  und 
werden  sich  mit  der  Blutprüfnng  verdächtiger  Patienten  allein 
nicht  begnügen  dßrfen.  Für  diejenigen  bakteriologischen  Institute 
and  üntersuchungsanstalten  indessen,  denen  nicht  eine  so  spezielle 
Aufgabe  vorgezeichnet  ist,  die  vielmehr  den  weitei'en  Zweck  ver- 
folgen, ganz  allgemein,  also  auch  bei  anderen  Infektionskrank- 
heiten, wie  Tuberkulose,  Diphtherie  usw.,  Aerzten  die  klinische 
Diagnose  durch  die  bakteriologische  Untersuchung  zu  erleichtern 
nnd  zu  sichern,  für  Krankenhäuser,  praktische  Aerzte  usw.  stellt 
die  Widalsche  Probe  ein  heute  kaum  noch  zu  entbehrendes  ans- 
gezeidinetes  Hilfsmittel  dar.  Die  Mängel  and  Fehlerquellen  dieser 
Methode  sind  oft  genug  zum  Oegenstand  der  Erörterung  gemacht 

■)  Vetgl.  Potiusclikj  und  Pusch;  Zaitachr.  f Ur Hjgtene  mw. ;  Bd. 48. 
■)  Deatsche  medizinische  Wochenschrift;  1903. 
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worden.  Während  mao  in  den  ersten  Jahren  die  Zarer- 
Uaaigkeit  der  Serodia^noatik  beim  ÄbdominaltyphnB  vielleicht 
etvas  Überschätzte,  acheiot  man  jetzt  vielfach  geneigt,  in  das 
andere  Extrem  za  verfallen  und  den  Anafall  der  A^glotinations* 
prQfang  im  allgemeinen  ala  wenig  beweisend  anzusprechen.  Uan 
achieast  hiermit  sicherlich  über  daa  Ziel  hinaus.  Es  ist  richtig-, 
dass  das  Serum  von  Typhnskranken  nicht  selten  erst  in  einem 
vorgeschritteneren  Krankheitsstadinm,  mitanter  sogar  erst  während 
der  RekonvaleBzenz  oder  noch  später  eine  apeziflsche  Einwirkung 
auf  Tjphnsbazillen  erkennen  läset  und  damit  natflrlich  einer  frflh- 
zeitigen  Diagnose  Schwierigkeiten  bereitet;  die  spezifische  Blnt- 
verändernng  im  Terlatif  oder  nach  Ablauf  einer  Typhnserkranknng 
kann  sogar  vollständig  ausbleiben,  umgekehrt  sind  gerade  im 
Laufe  der  letzten  Zeit  wieder  eine  Heihe  von  Beobachtnngen  be- 
kaunt  and  in  den  Vordergrund  gerückt  worden,  welche  lehren, 
dass  auch  das  Serum  von  Personen,  die  an  völlig  anderen  Krank- 
heiten leiden  oder  gelitten  haben,  auf  Tjphasbazillen  einen  deut- 
lich agglutinierenden  Einflnss  anszuflben  vermag.  Endlich  ist 
anch  der  Möglichkeit  za  gedenken,  dass  das  Sernm  eines  Menschen 
nach  tiberstandenem  Typhus  Monate  und  selbst  Jahre  hindurch 
seine  spezifisch  agglutinierende  Eigenschaft  bewahrt  nnd  damit 
bei  einer  späteren,  in  diesen  Zeitraum  fallenden  nichttyphJJsen 
Erkrankung  einen  Typhus  vorzntäuschen  geeignet  ist.  Trotz 
alledem  hat  die  Erfahrung  gezeigt,  dass  mit  der- 
artigen Ausnahmefällen,  die  man  natürlich  kennen 
und  berücksichtigen  mnss,  unter  praktiacheD  Ver- 
hältnissen  nur  in  beschränktem  Grade  zu  rechnen  ist 
und  der  Bedeutung  der  Widalachen  Probe  nicht  all* 
zuviel  Eintrag  getan  wird. 

Nicht  ohne  Interesse  dürfte  in  diesem  Zusammenbang  ein 
Bericht  sein,  der  unlängst  aus  der  Halleuser  medizinischen  Klinik*} 
hervorgegangen  ist  nnd  sich  auf  152  Typhusfälle  bezieht.  Die 
Fälle  boten  zum  Teil  untrügliche  klinische  Symptome,  vielfach 
konnte  auch  die  Diagnose  durch  den  Nachweis  der  Typhuabazillen 
intra  vitam  oder  post  mortem  gesichert  werden.  Die  Widalsche 
Probe  wurde  in  amtlichen  Fällen  zur  Entscheidung  herangezogen 
und,  sobald  der  Ausfall  negativ  war,  noch  ein-  bis  zweimal  der 
Sicherheit  wegen  wiederholt.  In  17  Fällen  wurde  erst  bei  wieder- 
holter, zwei-  bis  dreimaliger  üntersuchuDg  ein  zweifellos  positives 
Resultat  erzielt.  Eine  negative  Reaktion  ergaben  lediglich  9  Fälle, 
von  denen  aus  äusseren  @i-ünden  5  Fälle  nur  einmal  untersucht 
werden  konnten  nnd  daher  für  eine  sichere  Beurteilung  des  Wertes 
der  Probe  wohl  ausgeschieden  werden  dürfen.  Die  Übrigen  4  Fälle 
lieferten  dagegen  bei  mehrmaliger  Prüfung  ein  negatives  Resultat, 
obwohl  3  auf  anderem  Wege  als  zweifellose  Typhuserkrankungen 
identifiziert  werden  konnten,  der  vierte  Fall  freilich  auch  nach 
dem  klinischen  Verlauf  als  zweifelhaft  betrachtet  werden  mnsste. 
Wir  hätten  somit  unter  152  Fällen  nur  3  zu  verzeichnen, 
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bei  welchen  die  Widalscbe  Probe  ihre  Äafg:abe  nicht 
erf&Ut  hat,  nnd  ich  Till  hinzufügen,  dase  die  in  dem  Hallenser 
TJntereQchnngBamt  sonst  ansgefBhrteD  Widalechen  Früfnngen 
□mgekehrt  nur  zveimal  einen  positiven  Ausfall  der 
Eeaktion  gfegeben  haben  in  F&Uen,  die  sicherlich 
nicbta  mit  Typhas  zn  tan  hatten. 

Was  die  Technik  des  Verfahrens  anlangt,  so  hat  eich  wohl  die  von 
dem  GesQndboitBamt  empfohlene  Entnahme  nnd  Versecdang  der  Blutproben 
mit  Hilfe  feiner  GlBskapillaien  allgemein  bewährt.  Die  AntrockDung  verdäch- 
tigen Blutes  ftuf  Pap ie retreifen  oder  dergl.,  wie  sie  in  Amerika  viel  geübt  wird, 
ist  uns  den  verschiedensten  Gründen  jedeofalla  nicht  zu  empfehlen.  Znr  An- 
stellung der  BeuktioD  wird  das  abgeschiedene  Semm  mit  physiologiBcher  Koch- 
aalzlösang  in  2  YcrdUnnungsgraden,  nämlich  1  :  fiO  und  I :  lOO,  vermischt  and 
nun  in  seinem  Eiufluß  aaf  Tfpbusbazillen  sowohl  nikroakopiach  als  anch 
makroskopisch  geprüft.  Man  hat  sich  nenerditigB  daran  gcwühnt,  fUr  diesen 
Zweck  ca.  24— 48  stündige  Agarknltnren  zu  bcnntzen,  von  deren  Oberfläche 
mittelst  Platinöse  abgemessene  Mengen  in  1  ccm  der  entsprechenden  Semmver- 
dttnnuDg  verrieben  weiden.  Diese  auch  in  der  umtlichen  Anleitung  vorgeschriebene 
Methode  bereitet  unter  Umständen  einige  Schwierigkeiten,  wenn  die  zur  Ver- 
fügung stehenden  Scrammcngcn  sehr  gering  sind  and  z.  B.  nur  1/50  ccm 
betragen.  In  dem  Hallenser  Untersnchnogsamt  wird  daher  mit  Vorliebe  die 
Widalscbe  Beaktion  in  der  Weise  angestellt,  dass  man  die  von  Tomherein 
in  doppelter  Konzentration  bereiteten  Semm  Verdünnungen  zu  gleichen  Teilen 
mit  einer  etwa  Sstündigen  Bouillon kultur  vermischt  und  nun  zur  Beurteilung 
der  Beakiion  wesentlich  die  mikroskopisehe  Prüfung  heranzieht. 

Viel  Anwendung  und  Anerkennung  hat  seit  einiger  Zeit  auch  das 
„Fickeracbe  Diagnostik  um"  gefunden,  das  überall  dort,  wo  der  Apparat 
eines  auf  derartige  üntersnchuneen  eingerichteten  Laboratoriums  nicht  zur 
Verfügong  steht,  sehr  wohl  am  Platze  sein  dürfte.  Das  Verfahren,  bei  welchem 
abgetötete  und  zerriebene  Tjphnsbakterien  als  Beagens  znr  Anstellung  der 
makroskopischen  Probe  dienen,  arbeitet  In  der  Tat  an Beiord entlieh  prompt. 
Die  von  anderer  Seite  für  den  gleichen  Zweck  in  Vorschlag  gebrachte  Benutzung 
von  Tjphuskulturen,  die  mittels  Tolnol,  Formol  etc.  abgetötet  sind,  ohne 
mechanische  Zertrümmernne  der  Bakterien  demente,  würde  den  weiteren  Vor- 
teil haben,  daß  gelegentlich  auch  eine  mikroskopische  üntersuchnng  vorge- 
nommen worden  könnte,  und  sollte  daher  zum  Gegenstand  einer  Nachprüfung 
gemacht  werden.') 

Haben  wir  nunmehr  die  zur  bakteriologfiachen  Feststellang 
des  Typbas  dienenden  Mittel  nnd  Methoden  kennen  g:elerDt,  so 
wird  noch  mit  wenif^en  Worten  einer  besonderen  Erankheitsform 
za  g:edenken  sein,  welche  erst  neuerdings  genauer  bekannt  ge- 
worden ist  nnd  den  Namen  des  „Paratyphus*  erhalten  hat. 
Die  Krankheit  interessiert  uns  wesentlich  vom  ätiologischen  Stand- 
punkte, unter  den  zahlreichen  typhasäbnlichen  Bakterienarten 
haben  sich  nämlich  anch  solche  ermitteln  lassen,  welche  fSr  den 
Menschen  ausgesprochene  pathogene  Eigenschaften  besitzen  und 
imstande  sind,  annähernd  die  gleichen  Krankheitserscheinungen 
bervorzorufen,  wie  der  Typbnserreger  selbst.  Seitdem  auf  diese 
Tatsache  zuerst  durch  Schottmüller*)  die  allgemeine  Aufmerk- 
samkeit gelenkt  worden  ist,  ist  man  oft  genug  in  der  Lage 
gewesen,  in  Fällen,  welche  klinisch  onter  dem  Bilde  des 
Typhns  auftraten,   mit  hohem  Fieber,  Milzschwellnng,  Boaeola- 


')  Vrgl.  Bollj:  1.  c,  sowieLion,  Mttncheuer  medfz.  Wochenschr.:  1904. 

*)   Deutsche   medixiniache   Wochenschrift;   1900,     und   Zeitschrift   fBr 
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eraption  nsv.  einhergüigen,  statt  der  enrarteteD  Typhnsbazillea 
jene  Abart  der  sogenanntea  ParatyphoBbaziUeu  aufziüSndeii.  Man 
hat  sie  nicht  nur  in  den  Darmentleemn^ea,  sondern  auch  im  Urin, 
int  Blat,  im  Gevebasaft  der  Roseolafletäen  usw.,  alao  anter  den- 
selben Bedingungen  and  genau  in  der  gleichen  Art  der  Verbreituiig- 
wie  die  TyphosbazUlen  nachveisen  k&nnen.  Sie  unteracheiden 
aich  nach  mancher  Richtung  hin  von  den  echten  TyphoabaziUen, 
Tor  allen  Dingen  dorch  Yergähmng  and  SaBbildnng  in  traaben- 
znckerhaltigen  Sabstraten,  and  säieinen  nach  den  biaherigen 
üntersachnngea  wesentlich  2  yerachiedenen  Arten  anzagehCren, 
die  man  als  den  Typns  A  und  B  anseinander  zn  halten  pflegt. 
In  weiterer  Analogie  mit  echten  Typhasbazillen  fahren  die  Para- 
^pfansbazillen  nicht  aasBchliesfilicb  zn  sporadischen  Erkranknagen, 
sondern  geben  gelegentlich,  wie  die  Beobachtungen  von  v.  Dri- 
galski,  Conradi  und  Jürgens'),  Hftnermann'),  de  Feyfer 
and  Kaiser'),  Fischer*)  und  anderen  lehren,  auch  zur  Ent- 
stehung von  Epidemien  Veraulassang.  Der  einzige  Unterschied 
besteht  darin,  ^ss  der  Paratyphaa  im  allgemeinen  einen  ziemlich 
gutartigen  Verlauf  aafweist  and  eine  günstige  Prognose  gestattet, 
BD  d&BB  Aber  tcdlich  verlaufene  Fälle  und  Sektionsbefonde  von 
sicher  konstatierten  ParatyphnsfäUen  in  der  Literatar  nur  etwa 
2 — 3  Mitteilungen  vorliegen.  Hiemach  scheint  es  —  soweit  ein 
Urteil  überhaupt  möglich  — ,  als  träten  die  Veränderangen  der 
Darmachleimhaut  gegenüber  denjenigen  dea  echten  Typhus  etwas 
in  den  Hintergrund. 

Die  Feststellung  der  Krankheit  kann  und  darf  wesentlich 
nur  durch  den  direkten  Bakteriennachweia  erfolgen,  will 
man  nicht  argen  Täuschungen  zum  Opfer  fallen  und  Terwirrong 
stiften.  Nachweis  and  Identifizierung  der  Bakterien  geschieht  mit 
Hilfe  der  auch  für  den  Typhusbacillua  gebräuctilichen  Methoden 
ohne  jede  Schwierigkeit,  wobei  ein  speziäsches  Paratyphusseram 
(A  und  B)  in  letzter  Linie  den  Charakter  der  Kultur  aufdeckt 
Die  Diagnose  darf  als  gesichert  angesehen  werden,  wenn  man 
z.  B.  im  Blute,  in  den  Boeeolaflecken,  im  Harn,  oder  auch  in  den 
Stahlentleerongen  Paratyphusbazillen  nachzuweisen  imstande  ist, 
in  letzterem  Falle  aber  die  gleichzeitige  Anwesenheit  echter 
Typhasbazillen  auf  Grund  sorgfältiger  Untersuchung  mit  Sicher- 
heit anageschlossen  werden  kann.  Als  bemerkenswert  sei  übrigens 
erwähnt,  dass  auch  Miscbinfektionen  mit  Typhus-  nnd  Paratyphus- 
bazUlen  nach  neueren  Beabachtungen^)  vorzukommen  scheinen. 

Im  Gegensatz  zum  direkten  Bakteriennachweis  iat  die  Sero- 
diagnostik des  Paratyphus  nur  mit  allergröaster  Vorsieht 
zu  handhaben.  Der  Umstand,  dass  das  Serum  eines  vn-d&chtigen 
Kranken  in  Verdünnungen  von  1  :  50,  1  :  100  und  selbst  hoch 
hoher  Paratyphusbazillen  agglutiniert,  ist  nicht  im  entfernt«Bten 

')  Zeitschrift  fOi  Hygiene;  Bd.  42. 

*)  Ebenda;  Bd.  40. 

*)  UüncheneT  mediziniache  Wochcnsclirilt ;  1902. 

*)  Festschrift  für  Bob.  Koch.     Jenit  1903.     Verlag   von    G.  Fischer. 

')  Vergl.  Conradi,  Deutsche  modizmische  Wo(±caucliri(t;,i90^,^ 
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ein  Beweis  für  den  Charakter  der  Krankheit,  Teil  anch  bei  wahrem 
TyphOB  die  Paratyphusbazillen  in  der  Begel  mitbeeinflasst  werden. 
Die  in  dieser  Hinsicht  von  v.  Drigalski  vor  eini^i  Zeit  mit- 
geteilten  Befunde  sind  in  dem  Hallenaer  Inatiint  dorchans 
best&tigt  worden.  Ton  109  Fällen,  welche  bei  der  Widalschen 
Probe  mit  Typhnsbazillen  eine  positive  Reaktion  gaben,  nud  zwar 
nur  zweimal  in  der  Terdünnnng  von  1  :  50,  sonst  stets  in  höheren 
Verdfinnnngen  von  1  :  100,  1  :  800,  1  :  1000  and  selbst  1  :  2000, 
war  lediglich  in  22  Fällen  das  Semm  gegenfiber  Paratyphnabazillen 
des  Typns  A  and  B  völlig  unwirksam.  In  allen  übrigen 
Fällen  dagegen  fand  stets  eine  deutliche  Beein- 
(Inssang  dieser  beiden  Bakterienarten  statt,  and  zwar 
in  8  Fällen  ebenso  stark  bezw.  noch  stärker  als  die  Agglutination 
echter  Typhasbazülen,  sonst  zwar  schwächer,  aber  immerhin  recht 
aosgesprochen,  zom  Teil  sogar  sehr  hochgradig.  Im  allgemeinen 
wurde  Paratyphnsbacillas  A  leichter  beeinflusst  als  B.  Für  den 
einen  oder  anderen  Paratyphnsstamm  waren  die  Agglutinations- 
grenzen des  Typhoseemma  gelegen: 

in  44  FlUen  bei  1  :    50  in  4  Fällen  bei  1  :    800 

„29        ,         ,    1   :  100—200  ,1        ,         ,    1  :  1000 

,6       ,        ,    1  :  300—400  ,1       ,        ,    1  :  1600 

.2       ,        ,    1  :  600 

Will  man  die  Eonzentrationagrenze  von  1  :  50  als  nusicher 
nicht  gelten  lassen  and  nur  die  höheren  Werte  in  Betracht  ziehen, 
so  würden  unter  dem  gesamten  Beobachtongsmaterial  immer  noch 
48  Fälle,  also  mehr  als  '/g,  jedenfalls  eine  zweifel- 
lose nnd  ansgesprochene  Mitagglatination  vqd  Para- 
typhusbazilllen  gezeigt  haben.  Mit  vollstem  Recht  erklärt 
daher  die  Vorschrift  für  die  Typhnsämter,  dass  der  positive  Ans- 
hill  der  Widalschen  Reaktion  mit  Paratyphusbazillen  nicht  ein- 
fach gestattet,  die  Diagnose  auf  Paratyphas  zn  stellen.  Hierzu 
wäre  man  vielleicht  bereditigt,  wenn  das  Erankensemm  Para- 
typhnsbazillen  in  starker  Verdünnung,  etwa  1  :  500—1000, 
agglntinierte,  Typhnsbazillen  dagegen  völlig  nnbeeinäasst  Hesse; 
doch  sind  nach  dieser  Richtung  zunächst  noch  weitere  Erfahrungen 
zu  sammeln. 

Die  Stellung,  die  wir  dieser  neuen  Krankheitsform  gegenäber 
einzunehmen  haben,  ist,  wie  ich  glaube,  sehr  klar  vorgezeichnet. 
Vom  wissenschaftlichen  und  ätiologischen  Standpunkt  müssen 
wir  es  als  intereasante  Tatsache  verzeichnen,  daas  eine  Form,  oder 
wenn  man  will,  Abart  des  Abdominaltyphna,  welche  nach  ihrem 
ganzen  Auftreten  und  Verlauf  sich  von  dem  echten  Typhös  kanm 
anterscheidet,  durch  einen  Erreger  besonderer  Art  hervorgerufen 
wird.  Für  den  Eli&iker  wü4  diese  Feststellung  höchstens 
iosofem  von  Interesse  und  Bedeutung  sein,  ^s  derartige  Fälle 
eine  ziemlich  günstige  Prognose  zn  geben  scheinen,  während  für 
den  Hygieniker  die  nach  ihrem  epidemiologischen  Verhatten  dem 
echten  Typhus  offenbar  sehr  nahe  stehende,  wenn  nicht  vöUig 
gleichende  Infektionakrankheit  wie  dieser  zu  behandeln  nnd  mit 
den  nämlichen  prophylaktischen  Massnahmen  zu  bekämpfen  ist 
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Ueberblicken  vir  znin  Schlasa  noch  einmal  den  gegeaw&rtigen 
Stand  der  bakteriologiechen  Typhasdiagnostik,  so  ist  ans  durch 
die  verbesserten  Methoden  namentlich  der  letzten  Jahre  die  UOg- 
lichkeit  geg^eben,  nicht  nur  aaf  indirekte  Weise,  sondern  aauh 
direkt  den  Wegen  und  der  Änsbreitnng  der  Infektion  nachznspören. 
Darch  sachgamässe  Anwendnng  der  verscbiedenen  Isoliernnge-  nnd 
Identifizierungsverfahren,  sowie  richtige  Deutnng  der  erhaltenen 
Befände  kann  die  Diagnose  in  den  meisten  Fällen  weit  einfacher 
gesichert  werden,  als  dies  dem  Fernerstehenden  bei  einer  Äaf- 
zählang  der  zahlreichen  hier  in  Betracht  kommenden  Uittel  und 
Wege  zunächst  scheinen  dflrfte.  Steht  die  Typhnadiagnose  hente 
Tielleicht  noch  nicht  ganz  anf  der  Höhe  nnserer  Choleradiagnostik, 
so  leistet  sie  echon  immer  ansserordentlich  Befriedigendes.  Wir 
haben  hierdarch  wichtige  AnfschlQsse  erhalten  über  das  Wesen 
der  Typhasinfektion,  die  Verbreitnng  der  Krankheitserreger  inner- 
halb des  Organismns,  Uber  die  Baner  ihres  Änfenthaltes  im  KOrper, 
aber  die  Wege  ihrer  Aasscheidang;  wir  wissen  jetzt,  dass  Rekon- 
valeszenten nnd  leichterkrankte  Personen  unter  Umständen  ebenso- 
sehr und  ebensolange  Qaellen  der  Infektion  fttr  ihre  Umgehnng 
darstellen  können,  wie  schwererkrankte  Individuen  j  wir  haben 
endlich  die  Erfahrung  gemacht,  dass  ancb  solche  Personen,  welche 
anscheinend  völlig  gesund  sind  nnd  keinerlei  Krankheitssymptome 
aufweisen,  in  Epidemiezeiten  bezw.  an  infizierten  Plätzen  als  ver- 
dächtige „Bazillenträger"  zn  einer  weiteren  Aaastrennng  des  In- 
fektionsmateriala  beitragen  können.  Die  Bakteriologie  hat  damit 
gezeigt,  dass  sie  imstande  ist,  der  ihr  gestellten  Aufgabe  gerecht 
ZQ  werden  und  die  Angriffspunkte,  auf  welche  die  Typhus- 
bekämpfang  ihr  Ziel  zn  richten  hat,  aufzudecken.  Dass  diesen 
wesentlich  nur  vorbereitenden  und  orientierenden  Leistungen  auch 
der  praktische  Erfolg  nicht  fehle,  und  es  schliesslich  gelingen 
möge,  auf  dem  von  Robert  Koch  vorgezeichneten  Wege  allmählich 
zn  einer  Eindämmung  der  so  hartnäckigen  Senche  zn  gelangen, 
das  dürfen  wir  nach  einigen,  in  kleineren  Verhältnissen  schon 
bemerkbaren  vielversprechenden  Erfolgen  wohl  auch  für  grössere 
Qebiete  erhoffen.  Es  wird  freilich  noch  einer  langwierigen, 
schwierigen,  mühevollen  Arbeit  bedürfen.  Lassen  wir  ons  die 
Mühe  nicht  verdriessen! 

(Lebhafter  BeifaU.) 

Vorsitzender:  Ich  eröffne  die  Diskussion  und  bitte  di^enigen 
Herren,  welche  das  Wort  ergreifen  wollen,  sich  zn  melden. 

Es  scheint  niemand  sich  zu  den  interessanten  Aueftthrnngen 
des  Herrn  Vortragenden  äussern  zu  wollen.  Ich  schliesse  deshalb 
die  Diskussion,  jedoch  nicht  ohne  vorher  noch  Herrn  Prof.  Sobern- 
heim^im  Namen  des  Vereins  nnsern  verbindlichsten  Dank  für 
seinen  vorzQglichen  Vortrag  auszusprechen,  der,  wie  er  selbet 
schon !  gesehen  hat,  den  vollen  Beifall  der  Versammlung  ge- 
funden hat. 


■" ö'^ 
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II.  Berieht  der  Kassenrevisoren.  Vorstandswahl. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Dippe-GFenthm:  M.  H.!  Ich  babe  im  Verein 
mit  dem  H.  Kolleg:eii  Dr.  Oebbecke-Breslaa  die  Eaese  nod  die 
Bacher  geprüft;  beide  Btimmeu  mit  den  Belägen  äberein,  so  daea 
wir  nichts  za  erinnern  haben  and  Ihnen  deshalb  vorschlagen,  dem 
Bechnnogsführer  Entlastung  zn  erteilen. 

Vorsitzender:  M.  H.!  Ich  frage,  ob  jemand  hierza  das 
Wort  ergreiten  villf 

Es'ist  diea  nicht  der  Fall;  ich  bringe  demgemäss  den  An- 
trag der  Herren  EassenreviBoren  zur  Abstimmung  and  bitte  die 
zustimmenden  Herren  sich  von  den  Plätzen  zn  erheben. 

Der  Antrag  ist  einstimmig  angenommen  und  damit  dem 
EassenfCthrer  die  vorgeschlagene  Entlastung  erteilt 

Wir  kommen  nunmehr  zur  Vorstandswaht.  Ich  bitte  sich 
hierzu  der  Stimmzettel  zu  bedienen, '  die  jetzt  zur  Terteilung  ge- 
langen  werden.  Um  indessen  keine  Zeit  zu  verlieren,  schlage  ich 
vor,  dasB  ihre  Einsammlung  während  des  nächsten  Vortrages 
stattfindet. 

E.  Beg.-  und  Hed.-Bat  Dr.  RAnber:  H.  H.  1  Unser  büherigei  Vorstand 
hat  eine  so  vorztigliclie  Zusammensetzang  nad  die  Oeachüte  des  Vereins  so 
gut  geleitet,  daB  wir  ihm  dafür  nicht  nur  dankbar  sein  müssen,  sondern  auch 
alle  Veranlassung  haben,  za  wünschen,  er  mOge  auch  künftighin  Im  Amte 
bleiben.  Ich  schlage  Ihnen  deshalb  vor,  den  bisherigen  Vorstand  durch  Znmf 
wieder  zu  wlhlen. 

(Allseitiger  Beifall.) 

VorsltjEender:  M.  H.t  Nach  unserer  öeschfiftsordnung  ist 
eine  Wiederwahl  durch  Znruf  nur  zalftssig,  wenn  dagegen  kein 
Widerspruch  erhoben  wird.  Ich  frage  deshalb  zunächst,  ob  jemand 
einen  solchen  erhebt  f 

Es  ist  dies  nicht  der  Fall.  Ich  bringe  demzufolge  den 
Antrag  jetzt  zur  Abstimmung  und  bitte  diejenigen,  die  dafSr  sind, 
sitzen  zu  bleiben. 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Der  Antrag  ist  einstiomiig  angenommen.  Nicht  nur  in 
meinem  Namen  sondern  auch  im  Namen  der  ttbrigen  Vorstands- 
mitglieder erlaube  ich  mir  Ihnen  unsem  verbindlichsten  Dank  für 
die  Wiederwahl  anszasprechen.  Wir  werden  nns  jedenfalls  be- 
mühen, auch  im  nächsten  Jahre  die  Öeschätte  zn  Ihrer  vollen 
Zufriedenheit  zu  fuhren!  Ein  Vorstandsmitglied,  H.  Ober-Med.- 
Bat  Dr.  Leaenberg-Scbwerin  bat  jedoch  gebeten,  von  seiner 
Wiederwahl  Abstand  zu  nehmen,  da  er  infolge  seines  Ausscheidens 
aus  dem  Staatsdienste  mit  Schlnea  dieses  Jidires  auch  aus  onserm 
Verein  auszutreten  beabsichtigt.  Wir  mflssen  daher  für  ihn  eine 
Neuwahl  treffen.  Hit  Bücksicht  darauf,  dass  jetzt  der  Bayerische 
Landesverein  mit  einer  so  grossen  Anzahl  von  Mitgliedern  in 
unseren  Verein  eingetreten  ist,  schlägt  Ihnen  der  Vorstand  vor, 
an  Stelle  des  ausscheidenden  VoTBtandsmitgliedes  den  Vorsitzenden 
des  Bayerischen   Medizinalbeamten -Vereins,   H.  B^zirksuzt,  I>. 
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Anfferer-Weilheim  als  TorBlandsmitg:lied  zu  wAhlen.  Ich  stelle 
jedoch  anheim,  ob  einer  der  Herren  einen  anderen  Vorschlag  machffli 
-will.  Da  dies  nicht  geschieht,  bringe  ich  den  Yorachlag  des  Yor- 
staadee  zur  Äbetimmnng.  Diejenigen  Herren,  die  damit  einver- 
Btanden  sind,  bitte  ich  sitzen  za  bleiben. 

(Ea  erhebt  sich  tüemaiid.) 

Der  Herr  Kollege  Dr.  Anger  er  ist  einstimmig  gewählt. 


III,  DIo  Stellang,  Kranken-,  Alters-  aid  livalldlfäfs- 
Terslcberong  der  HebamtneB  Im  Deatschoi  ftolcb. 

H.  Medizinalrat  Dr.  Flinzer,  Bezirksarzt  in  Plauen  i.  V.: 
M.  H.I  Die  Fragen,  die  ich  heute  zu  behandeln  habe,  aind  schon 
wiederholt  in  weiteren  und  engeren  Kreisen  von  Medizinalbeamten 
Gegenstand  der  Erörterung  gewesen.  Vielfoch  ist  bereits  eine 
Wendung  zur  Besserung  eingetreten,  aber  doch  nicht  in  dem 
Masse,  wie  wir  dies  im  Interesse  der  Hebammen  und  nicht  weniger 
der  Wdohnerinnen  t&i  n5tig  halten  mflssen. 

Die  Hebammen  selbst  liaben  sich  znsammengetan  nnd  ihre 
Wünsche  zum  Ausdruck  gebracht.  Ihre  Ansprüche  sind  dabei  in 
vielen  Beziehungen  leider  nicht  in  denjenigen  Grenzen  geblieben, 
die  man  ihnen  zubilligen  kann.  Ich  erwähne  nur  die  wiederholt 
anfgetaachte  Forderung  auf  Aendening  ihrer  Bemfsbezeichnuig. 
,  Geburtshelferinnen"  kOnnen  wir  ganz  gewiss  nicht  gebrauchen. 
Es  würde  auch  schwerer  halten,  die  nCtige  Zahl  zu  erlangen,  da 
nur  diejenigen  sich  Gebnrtahelferinnen  nennen  dOrfen,  die  die 
nach  §  29  der  Beichsgewerbeomung  vorgeschriebene  Approbation 
besitzen.  Es  müsste  also  eine  ganz  andere  Vorbildung  verlangt 
werden;  soviel  HädchengTmnasien  gibt  es  aber  noch  nicht  and 
wird  es  nie  geben  kOnnen,  um  den  Ersatz  zu  decken.  Man  be- 
denke, dass  es  in  rander  Somme  40000  Hebanunen  im  Deutschen 
Reiche  gibt. 

Geburtshelferinnen  wtirclen  sich  auch  gar  nicht  mit  den  Ein- 
nahmen unserer  Hebammen  begnügen;  femer  würde  die  eigent- 
liche Tätigkeit  der  Hebammen  sehr  bald  von  ihnen  vemachlisaigt 
werden.  An  eine  Aenderung  des  erwähnten  §  der  GewerbeordnoDg 
zu  gnnsten  der  Hebammen  ist  ausserdem  anf  absdibare  Zeit  nicht 
zu  denken;  sie  werden  sich  daher  mit  ihrem  Titel  begnügen 
müssen.  Zu  ihrer  Tätigkeit,  die  lediglich  in  Behandlang  normaler 
Zustande  nnd  Vorgänge  bei  Schwangeren,  Kreissenden,  Gebären- 
den, Wöchnerinnen  nnd  Neugeborenen  bestehui  kann  —  and  daran 
ist  unbedingt  festzuhalten  — ,  ist  eine  h&here  Schulbildung  dnrehans 
nicht  erforderlich.  Eine  gute  Volksschnlbildang  bei  ge- 
aondem  Verstand  genügt  vollstäudig;  darauf  aber,  daas  diese  bei 
den  Personen,  die  Hebammenechülerinnen  werden  wollen,  vorbanden 
ist,  müssen  diejenigen  achten,  die  über  die  Znlaasnng  zu  einem 
Hebammenlehrkarsus  za  entscheiden  haben.   Es  sind  dies  in  enter 
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Linie  die  Heüzinalbeamteii,  dann  die  Direktoren  der  Hebannien- 
actinleii.  Kb  ist  besser,  eine  imAhige  Person  wird  rechtzeitig 
entlaesen,  als  mfUieToll  eingedrillt,  nm  das  Gelernte  bald  wieder 
zn  vergessen. 

Eine  Hebammenschfllerin  mnsa  richtig  schreiben,  flott  lesen, 
das  Gelesene  wiedergeben  können  and  die  im  geTöhnUchen  Leben 
nötigen  Kenntnisse  im  Rechnen  sowie  die  der  Masse  and  Gewichte 
besitzen.  Wer  diese  nicht  hat,  mass  erbannongslos  zorflck- 
gewiesen  werden.  Der  Zadrang  zn  den  Lehrkorsen  ist  so  gross, 
dass  man  bei  dieser  Forderung  dorchans  nicht  Gefahr  Matt,  es 
könnte  ein  Mangel  an  Schöleriimen  eintreten,  znmal  wenn  ander- 
weitig für  den  Unterhalt  der  Hebamme,  wie  ich  spftter  aoszoflUiren 
gedenke,  gesorgt  wird. 

In  einzelnen  Bandesstaaten  wird  als  höchstes  znlftssiges 
Alter  zn  dem  Lehrknrse  das  40.  (z.  B.  Sachsen -Weimar  nnd 
Ueiningen),  ia  den  meisten  anderen  das  85.  Lebensjahr  ange- 
nommen. Nach  meinen  Erfahrangen  ist  dies  zu  weit  gegangen, 
da  filtere  Personen  viel  schwerer  Anstellnng  finden  als  jQngere 
and  da  auch  die  Lernfähigkeit  nach  dem  30.  Lebensjahr  bei  dem 
in  Frage  kommenden  Personen  erheblich  schneller  abzunehmen 
pflegt.  Ich  glanbe,  dass  man,  wenn  als  niedrigste  Altersgrenze 
das  vollendete  20.  und  als  höchste  das  30.  Lebensjahr  angenommen 
wird,  immer  noch  genug  Ansbildaugsmaterial  erhalten  wird. 

Nicht  weniger  wichtig  ist  die  Bestimmung,  dass  nar  an- 
besehoUene  Personen  zum  Lehrkarsas  zugelassen  werden  sollen. 
Im  Königreich  Sachsen  wie  auch  in  einigen  anderen  Bundesstaaten 
wird  neben  der  Unbescholtenheit  ausdrücklich  noch  verlangt,  dass 
die  HebammenschfUerin  auch  den  Nachweis  bringt,  dass  sie  aasser- 
efaelich  nicht  geboren  hat.  Durch  diese  Bestimmung  hat  der 
Hebammenstand  eine  ganz  merkliche  Aufbessemsg  erfahren. 
Froher  war  die  Meinung  ganz  allgemein  verbreitet,  dass  nur  die- 
jenige Hebamme  werden  könnte,  welche  schon  einmal  geboren 
hat;  dass  unter  solchen  Personen,  venu  sie  unverheiratet  waren, 
nicht  immer  die  besten  Chari^tere  zn  finden  waren,  liegt  auf 
der  Hand. 

Ich  komme  nun  zn  der  wichtigen  Frage:  Wie  lange  soll 
die  Ausbildung  dauern?  Im  Königreich  Preussen  schwankt 
die  Zeit  der  Ausbildung  der  Hebammen  zwischen  5—9  Monaten, 
in  anderen  ist  sie  auf  6,  im  Königreich  WfLrttemberg  auf  5,  in 
Baden  sogar  nnr  auf  4  Monate  begrenzt.  Ich  bin  der  Ansicht, 
dass  nur  wenige  Hebammenlehranstalten  so  viel  Material  zur  Ver- 
ftigung  haben,  in  so  kurzer  Zeit  den  Hebammenschfllem  Begriffe 
von  Aseptik  and  die  Technik  der  ftasseren  Untersnchong,  die  doch 
vor  allem  festsitzen  muss,  derart  beizubringen,  dass  sie  das  Ge- 
lernte dauernd  behalten  werden.  Ich  halte  es  fflr  richtiger,  wenn 
die  Aasbüdungszeit  auf  neun  Monate  erweitert  wird.  Eine  so 
lange  ausgebildete  Hebamme  wird  zweifellos  fester  and  sicherer 
auftreten  als  eine,  die  nnr  6  oder  7  Monate  gelernt  bat  leb 
habe  wenigstens  die  Erfahnug  gemacht,  dass  solche  Hebammen, 
die  noch  nach  der  Prttfang  einige  Zeit  als  Unterhebammen  in  den 
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Lehranataltea  tAtig:  waren,  sich  viel  schDoller  Praxia  erwerben, 
weil  sie  sich  als  geschickter  und  umsichtiger  erwiesen. 

Bei  der  jetzigen  Aasbildang  lernen  die  Hebammen  wohl  in 
der  reinlichen  Lehranstalt,  in  welche  ihnen  Desinfektionsmittel  nnd 
Waachgelegenheiten  reichlich  zor  Verfikgang  stehen,  eine  Ent- 
bindung leiten  und  auch  theoretisch,  wie  sie  sich  dranssen  zu 
verhalten  haben,  nicht  aber  daa  letztere  praktisch.  Man  kQnnte 
recht  gut  die  letzten  3  Uonate  der  Lehrzeit  dazu  benutzen,  die 
Hebammen  unter  Leitung  von  Äerzten  oder  Oberhebammen  poli- 
klinische Entbindungen  Tomehmen  zu  lassen,  wie  ee,  soviel  ich 
weiss,  von  Frank  in  Cöln  eiogelfihrt  worden  ist  Dies  würde 
recht  gute  Folgen  haben. 

Ebenso  wichtig  wie  die  Ausbildung  ist  die  Fortbildnng 
der  Hebammen,  sie  wird  am  besten  erzielt  nicht  durch  Nach- 
prüfungen allein,  sondern  durch  regelmässig  wiederkehrende  Fort- 
bildungskurse an  Hebammenschalen.  Die  günstigen  Erfahrungen, 
die  man  mit  solchen  z.  B.  in  Hessen  gemacht  hat,  sollten  alle 
Bundesstaaten  zur  Nachahmung  veranlasaen.  Die  intellektuellen 
Fähigkeiten  unserer  Hebammen  können  unmflglich  so  gross  sein, 
dasB  sie  das  in  den  Lehrkorsen  Aufgenommene  auf  die  Dauer  in 
vollem  umfang  behalten  kOnnen,  no(£  weniger  vermCgen  sie  sich 
selbständig  in  Neuerungen,  die  ja  tagtäglich  auftreten  kßnnen, 
ZQ  finden.  In  Fortbildungskursen  wird  dies  jedoch  möglich  sein, 
und  zwar  dürften  alle  5  Jahre  zu  wiederholende  Kurse  in  der 
Daaer  von  14  Tagen  völlig  genügen;  denn  ich  glaube,  dass  es 
Gegenden  gibt,  in  denen  sich  eine  längere  als  14  Tage  dauernde 
Vertretung  schwer  wird  erreichen  lassen.  In  14  Tagen  kann  eine 
Hebamme  auch  viel  lernen,  wenn  zu  den  Kursen  nicht  zu  viele 
auf  einmal  zugelassen  werden. 

Dass  trotzdem  eine  ständige  und  energische  Beanf- 
sichtigung  der  Hebammen  durch  die  Hedizinal- 
beamten  nötig  ist,  wird  wohl  niemand  bestreiten.  Dieselbe  ist 
aach  in  allen  Bundesstaaten  ziemlieh  gleichmässig  angeordnet. 
Nur  in  Mecklenburg  werden  die  Hebammen  ausser  durch  den 
Phjsikus  noch  durch  besondere  Hebammenaufsichtsärzte  kontrolliert. 
Dieses  Institut  soll  sich  dort  bewährt  haben,  ob  es  dies  in  anderen 
Teilen,  namentlich  in  eng  bevölkerten,  mit  ärztliche  Hilfe  Über- 
reich versorgten  Gegenden  tun  würde,  ist  mir  mehr  als  zweifel- 
haft.    Bei  uns  würden  sich  kaum  die  Aerzte  dazu  bereit  finden. 

M.  H.I  Ich  meine,  dass  man  durch  eine  gute  Auswahl  nnter 
den  Lernenden  und  durch  eine  gute,  länger  dauernde  Ansbildnog 
nnd  regelmässige  Fortbildung  den  Stand  der  Hebammen  beträcht- 
lich heben  kann.  Man  sollte  aber  auch  nicht  übersehen,  die 
Hebammen  über  kollegiale  F  flehten  bei  geeigneter  Gelegen- 
heit zD  unterweisen;  gerade  die  Medizinalbeamten  müssen  streng 
darauf  sehen,  daas  diese  unter  d«n  Hebammen  nicht  verletzt  werden. 

Ich  habe  ein  einfaches  Mittel  angewendet,  um  die  kollegialen 
Beziehungen  unter  den  Hebammen  besser  zu  gestalten,  daas  sich 
sehr  bewährt  hat.  Ich  rufe  alljährlich  zweimal  die  Hebammen 
meines  Bezirkes  zu  Versammlungen  Kosammen,  in  denen  alle 
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Klagen  Aber  schlechtes  Terhalten  zneinander  mir  Torgetragen 
werden  mftssen  und  in  denen  ich  eine  Entscheidans  treffe.  Wahrend 
im  Anfang  dieser  Einrichtang  zahlreiche  Klagen  vorgebracht 
wurden,  Bind  sie  nach  nnd  nach  immer  seltener  geworden.  Aach 
die  weniger  ethisch  Veranlagten  schämen  sich,  wenn  ihre  dunkelen 
Machenschaften  coram  pubUco  ans  Tageslicht  gezerrt  werden; 
auch  sie  haben  bald  gelernt,  sich  Torsichtiger  nnd  anständiger 
zu  benehmen. 

Ich  benutze  diese  Tersammlongen,  um  den  Hebammen  gleich- 
zeitig etwaige  neue  Verordnungen  bekannt  zu  geben  nnd  zu 
erläntem,  Fragen,  die  sie  an  mich  stellen,  zu  beantworten  und 
ihre  WQnsche  entgegen  zu  nehmen. 

Während  anfangs  die  eine  oder  die  andere  sich  zu  drflcken 
Tersnchte,  haben  sie  schon  nach  wenigen  Jahren  eingesehen,  daes 
ein  derartiger  Verkehr  mit  ihrem  Vorgesetzten  nur  vorteilhaft  ftlr 
sie  ist.  Sie  kommen  gern  nnd  haben  dabei  gelernt,  sich  als  ein 
Stand  zu  fühlen.  Disziplinelle  Bestrafungen  haben  seitdem  ganz 
erheblich  abgenommen;  ich  habe  oft  Jahre  lang  bei  80  Hebammen 
im  Bezirk  kaum  eine  einzige  zu  verzeichnen  gehabt. 

Sie  sehen,  m.  H.,  dass  die  Hebung  des  Hebammenetandea 
nicht  nur  allein  durch  die  Verbesserung  der  wirtschaftlichen  Lage 
derselben  erzielt  werden  kann,  wenn  auch  nicht  zu  leugnen  ist, 
dass  dadurch  wohl  das  meiste  erreicht  werden  kann. 

Sehr  zu  wUnachen  wäre  es,  wenn  die  Bestimmungen 
Aber  die  Anforderangan,  Aber  die  Daner  und  Art  und  Weise  der 
Lehrknrse  im  Deutschen  Keich  die  gleidien  wären,  damit  jede 
Bebamme  überall  Anstellung  finden  kann  und  wenigstens  soweit 
die  Freizügigkeit  gewährt  bleibt,  dass  sie  nicht  auf  das  ßebiet 
des  Bundesstaates,  in  dem  sie  gelernt  haben,  angewiesen  sind. 

Auch  die  Taxen  sollten  im  ganzen  Keich  übereinstimmen. 
Es  würde  zu  weit  führen,  wenn  ich  Ihnen  die  Hebammentazen 
aller  Bundesstaaten  vorführen  würde;  sie  sind  so  verschieden,  dass 
sie  schwerlich  unter  ein  Schema  gebracht  werden  können.  Das 
eine  steht  fest,  dass  nur  noch  wenige  Bandesstaaten  mit  der  Er- 
höhung der  Taxe  im  Bückstand  sind.  Eins  aber  fehlt  überall, 
das  ist  die  Bestimmung,  dass  die  Taxe  auch  Anwendung  finden 
müsse.  Ich  sehe  nicht  recht  ein,  warum  dei'  Staat  nicht  ebenso- 
gut wie  den  Apothekern  auch  den  Hebammen  das  Liquidieren 
nach  der  Taxe  vorschreiben  kOnnte.  Wäre  dies  aber  der  Fall, 
■0  wflrda  sich  die  wirtschaftliche  Lage  der  Hebammen  mit  einem 
Schlage  erheblich  verbessern;  Unterbietungen  wflrdot  seltener 
werden  nnd  die  Zuverlässigkeit  der  Hebammen  würde  zweifellos 
eine  weitaus  bessere  werden.  Freilich  würde  dadurch  allein  die 
die  wirtschaftliche  Lage  der  Hebammen  nicht  gebessert 
werden  kSnnen,  wenn  man  nicht  Mittel  nnd  Wege  hätte,  die 
Konkurrenz  und  die  Pfuscherei  einzuschränken.  Da  lese  ich  in 
einer  Ausgabe  der  Gewerbeordnung  in  einer  Anmerkung  zu  g  80: 
.Durch  die  amtliche  Bestellung  von  Hebammen  für  gewisse  Be- 
zirke wird  den  übrigen  die  Freizügigkeit  nicht  beschränkt." 
H.  H.,  dass  ist  nicht  richtig  I     Landesgesetze  sind  wohl  in  der 
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Lage,  ohne  geg;en  dos  Beichsg^esetz  za  verstosseQ,  die  Freiatlgig^ 
keit  za  beschranken.  Es  würde  dock  von  selten  des  BeieheB  kaum 
g:ediildflt  werden,  doss  in  Sachsen,  Brannschweig^,  Altenborg', 
Anhalt,  Schwarzbarg: -Sondershaasen,  Beoss  j.  L.  nnd  in  L&beÄ 
tatsfichlich  die  Freiz&gigkeit  der  Hebammen  seit  dem  Best«heu 
des  FreizfigigkeitsgesetzeB  and  der  Qewerbeordnang  besehrtnkt 
ist.  Wir  kennen  keine  frei  praktizierenden  Hebammen,  sonden 
nor  Bezirkshebammen,  und  sind  dessen  froh!  Das  Steige 
reich  Sachsen  iet  in  Hebammenbezirke  eing'eteilt,  ffir  welche  je 
nach  der  BevClkerangsziSer  so  nnd  soviel  Hebammen  ang^estellt 
sind,  die  allein  das  Becht  zor  Ansfibnn;  der  Hebammenkmut 
haben.  Was  bei  tina  möglich  iat,  warom  sollte  es  anderwlrta 
nicht  erreicht  werden  kOnnenP 

Das  erlangte  Prttfangszengnis  allein  berechtigt  bei  ans  noch 
niemanden  zur  Aasfibung  der  Hebammentfttigkeit,  erat  die  An- 
Bteilong  in  einen  Bezirk  gibt  die  Berechtigung  dazn.  Wer  innere 
halb  zweier  Jahre  nach  bestandener  Prflfong  oder  nach  dem  Ver^ 
lassen  einer  Anstellnng  nicht  angestellt  oder  wiederangestellt  ist, 
kann  erst  nach  bestandenem  Wiederholnngsknrsns  wieder  var^ 
pflichtet  werden. 

In  grilBseren  Bezirken,  in  welchen  eine  grossere  Anzahl  Ton 
Hebammen  angestellt  sind,  werden  in  der  B^:el  den  Hebammen 
bestimmte  Wohnangekreiae,  ähnlich  wie  den  Apotheken,  zuge- 
wiesen, und  so  kommt  es  selten  vor,  dass  eine  oder  die  andere  so 
wenig  zu  tan  hatte,  dass  sie  nicht  ihren  Lebensunterhalt  fände. 

Wenn  in  einem  kleineren  Bezirk  mit  nur  einer  Hebamme  die 
Anzahl  der  Oeburten  zum  Unterhalt  der  Hebamme  nicht  aus- 
reichen sollte,  so  niass  der  Bezirk  in  bar  oder  in  Naturalien  soviel 
ZnschusB  geben,  dass  die  Hebamme  leben  kann.  Es  ist  aber  die 
Zahl  der  Bezirke,  in  denen  dies  der  Fall  ist,  ganz  erheblieh 
zurückgegangen.  Die  Leistungen  bestehen  meistens  in  G«wahniny 
freier  Wohnang  und  Heizung,  seltener  in  baren  Zuachfiaseo. 

Damit  nun  nicht  etwa  die  Einnahmen  ein  solchen  Bezirks* 
hebamme  durch  Nachbarhebammen  gesch&digt  werden,  sind  soge- 
nannte ümgehangsentBchädigungen  eingeführt,  die  der  Be- 
hebamme  ausgezahlt  werden  mQssen;  d.  h.  diejenigen,  die  sieh 
ohne  Not  einer  anderen  Hebamme  als  der  Be^kshebamme  be- 
dienen, haben  eine  je  nach  ihren  TermUgensverhaitniasen  rer- 
schiedene  Summe  an  die  Bezirkshebamme  zu  bezahlen.  Diese 
Bestimmungen  sind  bei  nns  schon  seit  dem  Jahre  18S3  in  Kraft 
und  haben  sich  vortrefflich  bewährt.  Sie  haben  einerseita  die 
Gemeinden  abgehalten,  mehr  Hebammen  ids  notwendig  aunstell«!, 
anderseits  den  letzteren  eine  sichere  Einnahme  gewährleistet. 

Gehalt  erhalten  unaere  Bezirkshebammen  nicht;  es  wflrde 
auch  wenig  Anklang  finden,  das  Heer  der  Beamten  noch  dnnÄ 
die  grosBe  Anzahl  der  Hebammen,  —  es  gibt  deren  Aber  1800 
im  Königreich  Sachsen  —  zu  vermehren. 

Wenn  jemand  aber  gewiasermassen  als  Beamter  angestellt 
wird  nnd  keinen  G-ehalt  erhalt,  so  muBs  ihm  doch  wenigst«»  ^ne 
itlindesteisnahme,  ausreichend  zum  Lebensunterhalt,  garantiat 
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aein.  Wie  boch  sidi  dieselbe  belaufen  mose,  wird  nacb  lokalen 
yerbAltnissen  je  nacb  der  Lebensbaltnn^  der  BevOlkeraD^  in  dem 
betreffenden  Bezirk  nnd  nacb  der  Taxe  verscbieden  sein.  Bei 
uns  nimmt  man  an,  dass  40  Geborten  zum  Unterhalt  einer 
Hebamme  j^enflgen.  Eb  wtlrde  dies  einer  Einnahme  von  450  M, 
entsprechen. 

Nebenbeschaftigangen  der  Hebammen  zaznlassen,  em- 
pfiehlt sich  nicht ;  sie  werden  dadurch  za  sehr  von  ihrem  Beruf  abge- 
lenkt und  ihre  Sinnesorgane  stumpfen  sich  dabei  viel  zn  rasch  ab. 

Frei  praktizierende  Hebammen  sind  meines  Erachtens 
schon  desvegen  ein  Unding,  weil  ihnen  die  intellektnellen  Fähig- 
heiten  TermOge  ihrer  7or-  nnd  Aosbildong,  auch  wenn  letztere 
9  Monate  Daner  hatte,  dazn  abgehen.  Sie  kOnnen  sieh  ansserdem 
leicht  der  sehr  notwendigen  Beaafsichtigong  zum  Schaden  der 
BevOlkening  entziehen.  Wie  schon  gesagt,  was  bei  uns  nnbe- 
sdiadet  der  Beichsgesetze  mfiglich  ist  and  was  die  meisten 
Hedizinalbeamten  ffir  das  Sichtigste  erklärt  haben,  wamm  sollte 
es  nicht  anderswo  aach  eingeführt  werden  können.  Ich  glaube, 
ein  diesbezUgliches  Landesgesetz  herbeiznfOhren,  dflrite  nicht  za 
den  Unmöglichkeiten  gehören. 

Ich  komme  nun  zn  der  vielfach  aufgestellten  ond  vertretenen 
Behaoptung,  dass  jedermann  gleichwie  die  Heilkonst  auch  die 
Hebaimnenkonst  betreiben  dflrfe,  dass  also  die  Pfnscberei  im 
Hebammenfach  zal&ssig  sei.  M.  H.  I  Auch  das  ist  nicht  zu- 
tretend I  Uir  liegt  eine  Entscheidung  unseres  obersten  Gerichts- 
hofes, des  Reichsgerichtes,  vom  24.  September  1895  vor,  die  meine 
Behauptung  vollauf  bestätigt.    Es  beisst  daselbst: 

„Im  fibrigen  unterliegt  es  keinem  Zweifel,  iaS  die  von  dei  Angeklagten 
KDBgettbte  Tätigkeit  den  Betrieb  eines  Btoheiideii  Oewerboa  im  Sinne  des  Os- 
setxes  darstellt,  sowie  daß  das  PrtlfanKBzeagnis,  dessen  die  Hebammen  nach 
8  80  der  Oewerbeordnnng  bedtlrfen,  tOs  du  Erlordernis  einer  besonderen 
poIizeilicliBn  Oenehmigong  im  Sinne  des  S  a^>  Ziffer  1,  der  Qeweibeordnnng 
XU  betrachten  ist." 

üebrigens  kommt  die  Pfoecherei  im  Hebammengewerbe, 
Tenigstens  in  niuerer  G^end,  nnr  ganz  selten  einmal  Tor;  sie 
wird  ziemlich  hoch  gestraft,  ja  sogar  pensioniertfl  Hebammen,  die 
gern  noch  einmal  heimlieh  eine  Entbindung  vornehmen,  werden 
mit  empfindlichen  Strafen  belegt. 

Der  letzte  Satz  der  oben  angezogenen  Entscheidung  des 
Beichsgerichts  dürfte  gleichzeitig  aUe  Zweifel  beheben,  dass  die 
Bnadesetaaten  vollauf  im  Beehte  sind,  wenn  sie  frei  praktizierende 
Hebammen  nicht  zulassen.  Auch  aas  den  Motiven  za  den  §§  6 
und  80  der  Gewerbeordnung  geht  nnzweifelhaft  hervor,  dass  die 
Landesbehörden  beftigt  sind,  dem  Bezirksprinzip  im  Hebammen- 
gewerbe ausschliesslich  Geltung  zu  verschaffen.  Es  beisst  da- 
selbst za  §  6; 

„Die  LandesgesetEe  fiber  die  Aiutbiu)(f  der  Heilkunde  mnäten  vot- 
1»halten  werden,  weil  es  nicht  in  der  Altsicht  liegen  kann,  dnrch  die  Qewerb»- 
ordnnng  in  die  Medizin alverfassnng  der  einzelnen  Bundesstaaten  weiter 
einzugreifen,  als  es  notwendig  ist,  um  für  das  ärztliche  und  Apothekergewerbe 
die  Freizügigkeit  hersnstellni.  Es  bewendet  daher  nicht  nur  bei  der  Be- 
BtiBnmng  fiber  die  Pflichten  der  Aerzte  etc.,  sondern  auch  bei  den  Tonchriften 
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fllwr  die  BeeteUmig  der  HebunineD ;*  nnd  m  §  SO:  ,Waa  die  Eebmimii^  ma- 
luigt,  so  dod  die  wegen  Beetellnng  deraelben  bestehendes  lendeegesebclichen 
Voraclirifteii,  welche  namentlich  dftfOr  Sorge  ta .  tragen  hmben,  dass  dch  die 
l^hammen  uich  auf  die  minder  ToUcteichen  Gegenden  angemesBen  Terteüei, 
in  §  6  Torbeiulten." 

Den  Aerzten  ist  natürlich  bei  uns  wie  aberall  anch  die  Ana- 
ftbon;  der  normalen  Gtebartahilfe  g^estattet,  doch  sind  anch  ia 
diesem  Fall  diejenigen,  die  sich  bei  einer  Entbindong  lediglich 
eines  Arztes  bedienen,  verpflichtet,  die  festgesetzte  ümgehong«- 
gebflJiT  an  die  Hebamme  za  entrichten.  In  einigen  Glegendan  des 
Reiches  werden  die  Bezirkshebammen  fflr  die  Armenentbindongen 
fixiert;  es  ist  das  nicht  notwendig,  vielmehr  halte  idi  ea  tOr  berau*, 
wenn  die  Einzelleistiingen  von  der  Armenkasse  vergHtet  werdra, 
damit  sich  die  Armenentbindungen  müglichst  aof  alle  Hebamuen 
verteilen.  Uebrigens  haben  die  Armenentbindongen,  wenigstens 
bei  nns,  in  den  letzten  Jahrzehnten  ganz  erheblich  abgenommen. 

Die  Bezirkshebammes  Bind  also  bei  uns  nnbesoldete  Beamte, 
denen  man,  wie  ich  später  besprechen  werde,  Bnhegebälter  gibt, 
är  di«  man  aber  in  Krankheitsfällen  keine  F^raot^e  triffL 
Alle  Petitionen  sind  abschlftglich  beschieden  worden.  Dem  Ar- 
beiter sagt  man:  dn  mneat  dich  versichern,  bei  den  Hebammen 
znckt  man  mit  den  Achseln  und  sagt:  helft  ench  selbst I  Hit  der 
Selbsthilfe  aber  hat  es  seinen  Haken.  Ein  grosser  Teil  der 
Hebammen  wird  sich  teils  ans  Indolenz,  teils  weU  sie  die  Ausgabe 
fflrchten,  nicht  beteiligen.  Ein  anderer  Teil  hat  kein  ZntraneQ 
za  den  die  Geschäfte  der  Rasse  fahrenden  Kolleginnen,  ein  anderer 
ist  beleidifft,  weil  er  nicht  mit  am  Rnder  steht,  öanz  anders  aber 
wird  die  Sachlage,  wenn  sich  von  antoritativer  Seite  nm  ein 
solches  unternehmen  gektbnmert  wird.  Ich  habe  dies  in  meinem 
Bezirk  erlebt.  Als  ich  denselben  ilbemahm,  bestand  eine 
Krankenkasse  der  Hebammen,  von  deren  Existenz  ich  wohl 
Kenntnis  hatte,  nm  die  ich  mich  aber  mangels  Auftrags  nicht 
weiter  bekümmerte.  Streitigkeiten  nnter  den  Hebammen  brachten 
es  so  weit,  dass  die  Kasse  nnr  noch  wenige  Mitglieder  hatte  nnd 
nicht  mehr  bestehen  konnte.  Da  baten  mich  einige  tflehtige  und 
kollegial  denkende  Hebammen,  ihnen  zn  helfen  and  die  Sadie  In 
die  Hand  zu  nehmen.  Es  wurde  eine  neue  Kasse  gegrfindet,  der 
sämtliche  Hebammen  meines  Bezirkes  beitraten  and  der  auch 
mittlerweile  pensionierte  Hebammen  treu  blieben.  Die  Kasse  trat 
am  1.  Jannar  1897  in  Tätigkeit.  Es  sind  seitdem  bis  zom 
30.  Juni  dieses  Jahres  6660  M.  eingezahlt  worden,  von  welchen 
2741  M.  Krankengelder,  126  M.  Sterbegeld  und  163  U.  Ver- 
waltongskosten  verausgabt  wurden.  Der  statatengemfiss  anza- 
sammemde  Beservefonds  hat  eine  HShe  von  2123  H.  erreicht 
An  Zinsen  sind  bis  jetzt  374  H.  vereinnahmt  worden.  Die 
Hebammen  zahlten  dorchschnittlich  10  U.  jährlichen  Beitrag;  es 
sind  einige  Abstufungen  je  nach  der  Geburtenzahl  vorhanden,  der 
niedrigste  Beitrag  beträgt  6  U.  Dafür  erhalten  dieselben  ^/<  Jahr 
lang  Krankengeld  tägliä  1  M.  und  im  Falle  des  Todes  ihre 
Angehtirigen  26  M.  Sterbegeld.  Idh  zwinge  selbstverständlich 
\eiBe  Hebamme  zu  dem  Beitritt,  setze  ihnen  aber  bei  der  An- 
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stellong  die  Vorteile  der  Eaaae  aDsemander,  lUd  noch  keiner  ist 
es  einj^efallen,  nicht  beizutreten.  Viel  beaser  wtlrde  eine  aolche 
EasBe  bestehen  kOnnen,  wenn  sich  grOsaere  Verbfinde  bilden  vOrden, 
z.  B.  ProvinzialverbSjide.  Am  besten  wfirde  eine  Beichskasse  b« 
ea.  40000  Hebanunen  imEeiche  reAsBiereD.  Doch  daran  iatwohl 
nicht  za  denken. 

Ebenaognt  via  die  Hebammen  meinea  Bezirkea  ohne  Mnrren 
ihre  BeitrAgr^  zahlen,  ebensogut  -wOrden  sie  dies  tnn,  venn  der 
Staat  sie  dazu  zwingen  wQrde;  denn  von  der  Notwendigkeit  der 
ErankenTeraiehemng  sind  znrzelt  alle  Schichten  der  Bevfilkenmg 
vollkommen  äberzengt. 

&rOasere  Schwierigkeiten  würden  allerdings  entstehen,  wollte 
man  das  Institut  der  frei  praktizierenden  Hebammen  weiter  be- 
stehen lassen.  Daas  man  seitens  des  Staates  nicht  schon  lange 
derartige  Einrichtungen  getroffen  hat,  nimmt  eigentlich  Wnnder, 
vor  allem  in  den  Bnndessaaten,  wo  es  nur  Bezirkshebammen  gibt. 
Im  Königreich  Sachsen  hat  man  zwar  Rnhegeh&lter  einge- 
fflhrt,  wenn  aber  eine  Hebamme  erkrankt,  masa  sie  sich  selbst 
helfen  oder  im  Armula&Il  die  Hilfe  der  Gemeinde  in  Änsionich 
ndunen;  dasa  diese  dann  sehr  gering  ansfallen  wird,  liegt  aof  der 
Hand,  ebenso  daas  das  Anaehen  der  Hebamman  gewaltig  darunter 
leiden  wOrde. 

Wfirde  man  darauf  halten,  dasa  die  Hebammen  nach  der 
Taxe  liquidieren  mflssen  und  nimmt  man  als  niedrigste  Einnahme 
Ton  einer  Entblndoug  insgesamt  10  M.  an,  ao  wfirde  eine  Abgabe 
von  SO  Pfennige  ffir  die  ESntbindung  wohl  kaam  schwer  fallen, 
wenn  als  Hindesteinnahma  die  Gebfihren  ffir  40  Entbindongen 
jeder  Hebamme  garantiert  sind.  Wfirde  dann  der  Staat  die  HSÜte 
der  Bnhegeh&lter  dazu  geben  —  es  geschieht  dies  z.  B.  im  Efinigreicb 
Sachsen  —  so  wfirde  sich  In  kurzer  Zeit  ein  Kapital  angesammelt 
haben,  von  dessen  Zinsen  man  bald  sämtliche  Krankengelder  and 
Bohegehftlter  auszahlen  kSnnte,  ja  es  wfirden  sogar  entweder  die 
Beiträge  der  Hebammen  oder  der  Zaschuas  dea  Staates  allmählich 
verringnii  oder  die  Renten  erfaOht  werden  können.  Ea  aind 
dorQber  verschiedene  Berechnungen  angestellt  worden,  die  alle-  zu 
dem  gleichen  gfinatigen  Resultat  gekommen  sind.  Es  wfirde  kanm 
interessant  sein,  diese  Ihnen  vorznfflhren.  Die  Hauptsache  iat, 
daas  die  Anzahl  der  zu  einer  Kasse  gehörigen  Hebammen  nicht 
zu  gering  bemessen  wird. 

Die  Einrichtung  einer  solchen  Kaase  kann  ganz  verachieden 
gestaltet  werden ;  in  dem  einen  Bundesstaat  bewährt  sich  das,  in 
dem  andern  jenes.  Der  Einwand,  daas  die  Einsammlang  der  Bei- 
träge auf  Schwierigkeiten  stossen  wfirde,  ist  meines  Erachtena 
nicht  stichhaltig;  man  hat  ja  an  den  Gebortaregistem  der  Standes- 
ämter eine  vortrefiliehe  Kontrolle.  M.  H.I  Wo  ein  Wille  ist,  da 
ist  auch  ein  Weg;  ao  gut  der  Versuch  im  Kleinen  geglückt  ist, 
wird  er  auch  im  Crossen  nicht  versagen. 

Im  Königreich  Sachsen  bestimmt  das  Hebammenpensions- 
gesetz,  daas  die  eine  Hälfte  an  Kahegehälter  ffir  die  Hebammen 
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IM  M.  pro  BalMffehalt  saUt  der  Stut  mtM.  Als  ammiAmi 
wild  efiu  FensioB  d«ui  utgeaehea,  waa  sie  '/■  ^^  ü  d«»  letstea 
5  JibreD  T(ff  dar  Fennonianiiif  gehabten  Biiifc<HBHWi°  ds 
HfihMamft  beM^  oder  M>Cem  £e8er  Betimg  die  SoniMe  Ttn 
SOO  M.  fibenteigt,  diese  Sonune  festsetzt.  Die  Bezirice  Utenea 
beatimmen,  dass  die  Hebammen  Beitrige  zn  leisten  babea, 
bruehaa  dies  aber  nicht.  Znneit  verden  vohl  kaum  hshere 
Beitrige,  w«ai  solche  fibcriisiqtt  Terlangt  werden,  als  25  Ffg. 
loo  Entbindniig  gefordwt 

In  meinem  Bezirk  sind  die  Beitngaleistoiigen  der  Hebamnea 
naheza  abgeschafft.  Es  hat  ja  aach  in  kleineren  Hebammen- 
bezirken  mit  nor  einer  Hebamme  nicht  viel  Zweck,  die  geringen 
Beitrage  za  kapitalisieren;  sie  werden  kaum  so  hoch  wer^,  £kaB 
bei  Eintritt  einer  Pensioniemng  dATon  ein  Jahresgehalt  gezahlt 
werden  kann.  Die  Gemeinden  mflssen  dodi  den  grOssten  Teil 
der  Hälfte  des  Bohegeh^tes  tragen,  und  es  gibt  soldie,  denen  di« 
Aafbringnng  recht  schwer  fällt.  Es  kann  daher  nidit  Wunder 
nehmen,  dass  es  wiederholt  vorkommt,  dass  die  Hebammenbezirke 
der  Inriibestandversetznng  einer  Hebamme  Schwierigkeit  bereiten. 
So  weiss  ich,  dass  in  dem  einen  Fall  eine  schwer  laetisch  kranke, 
in  dem  andern  eine  schwer  an  Taberknlose  erkrankte  Hebamme  von 
dem  betreffenden  Bezirk  als  noch  nicht  peosionsbedfirftig  hingestellt 
wurden.  WOrde  der  Beitrag  der  Gemeinden  in  Wegfiill  kommen, 
so  dürften  solche  Schwierigkeiten  wohl  kaom  mehr  za  erwarten  sein. 

Die  HebanMnen  Sadisens  hatten  sich  in  einer  Petition  an 
den  Eiandtag  bereit  erklärt,  die  Beiträge  zn  einer  Landespensions- 
kasse  zn  trägen,  um  nach  der  Pensionienmg  von  den  Gemeinden 
anabhängig  za  sein.  Wamm  der  Landtag,  der  zur  EnUastong 
der  Gemeäden  sonst  immer  bereit  ist,  nicht  daraaf  eingegangen 
ist,  weiss  ich  nicht.  Ich  bedaaere  es  aber  lebhaft  im  Interesse 
der  Hebammen. 

Ausser  im  Königreich  Sachsen  werden  noch  in  Preassen 
and  Ueiningen  kleine Bubestandsbeibilfen  in  Höhe  von  80— 60  V. 
gezahlt;  auch  in  Baden  gibt  man  neuerdings  an  solche Hebanunen, 
die  nach  der  Pensionierung  der  Armenkasse  anheim  fallen  wtlrden, 
UnterstHtzungen  bis  110  M.,  wovon  ein  Teil  von  den  G^emeinden 
getragen  werden  muss. 

Ferner  gewähren  die  Städte  Schwerin  und  Rostock 
KuheBtandsunterstfitzungen  und  in  L&beck  ist  ein  Hebammea* 
pensionsgeaetz  zurzeit  in  Beratung.  In  Bbubs  j.  L.  wird  dem- 
nächst eine  ireie  Hiliskasse  iüi  Hebammen  in  Kraft  treten,  neben 
welcher  bereits  eine  Ünteratützungskaase  besteht,  welche  den- 
jenigen Hebammen,  die  danemd  oder  vorübergehend  unfähig  zur 
Ausübung  ihres  Berufes  sind,  eine  jährliehe  Unterstützung  rm 
60  U.  nebst  einem  je  nach  der  Anzahl  der  Geborten  und  der 
Dienstjahre  schwankenden  Steigerungsbetrag  gewährt 

In  Anhalt  besteht  eben&Us  eine  Pensions-  und  Unter- 
stfitzungskasse  zur  Gewährung  fortlaufender  tJnterstÜtznn^n  an 
solche  Hebanunen,  welche  nach  längerer  treuer  Bemtsarbeit  ohne 
eigenes  Terschulden  erwerbsun&hig  geworden  sind,  oder  aieh  bei 
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teilweiser  Enrerbsonffthigkeit  in  bedflrftie:er  Lage  befinden  oder 
ihren  Berat  bis  znm  70.  LebeoBJahr  aosgetlbt  haben.  In  bes<m- 
deren  Notfällen  werden  anch  aoBserordentiiche  ünterBtfltznagen 
gewährt. 

Einen  Beitritt  der  Hebammen  za  einer  Gemeinde-  oder  Orta- 
krankenkasse  nnd  znr  staatlichen  Alters-  and  Inraliditatsversiche- 
mng  kann  ich  nicht  empfehlen,  ganz  abgesehen  von  den  geringen 
LeistongMi  wflrde  eine  gleiehmAssige  Beteilignng  der  Hebammen 
nidit  ZD  errefdbeQ  sein,  da  die  Erankenkiusen  znr  Aufnahme  der 
Hebammen  nicht  gezwungen  werden  kfinnen  nnd  da  die  Alters- 
nnd  InvaliditatSTerslcherong  Selbstversicdierer  nnr  bis  ztun 
40.  Lebenqjahr  zulassen. 

In  einigen  Bondesstaaten  nnd  einzelnen  Bezirken  hat  man 
zwar  den  Hebammen  den  Beitritt  zu  einer  staatUehen  Alters- 
Tersichemng  geraten,  doch  sind  die  Beitritte  nur  Tereinzelt  ge- 
blieben. Die  Mehrzahl  der  Medizinalbeamten  hat  sich  immer 
dagegen  aasgesprocbeD.  Das  Gesetz  ist  ancb  nicht  für  die 
Hebammen  geschaffen;  ihr  Beruf  passt  nicht  in  den  Rahmen  des- 
selben, nnd  die  Leistungen  desselben  kOnnen  unmöglich  fflr  eine 
Hebamme  befriedigende  sein.  Die  Frage:  wann  ist  der  Zeitpunkt 
gekommen,  an  welchem  eine  Hebamme  nicht  mehr  als  '/,  des  orts- 
Sblichen  Tagelohne  verdient,  wird  sich  in  den  meisten  F&llen 
schwerer  beantworten  lassen.  Das  Interesse  der  Bevölkerung  er- 
heischt jedenfklls  nicht  so  enge  Begrenzung.  Der  Medizinal- 
beamte kann  in  die  Lage  kommen,  anch  beim  Torhandensein  noch 
grosserer  Arbeitaf&higkeit  eine  Pensionierung  beantragen  zu 
mftssen.  Eine  Hebamme  ist  eben  in  vollem  Umfang  arbeitsfiihig 
oder  gar  nicht 

In  welchen  Grenzen  sich  die  Leistungen  einer  solcher  Pro- 
vinzial-Hebammen-Kranken-  nnd  FensionskasBe  bewegen  soll, 
lAsBt  sich  meines  Erachtens  im  allgemeinen  nicht  beantworten. 
Das  Bicbtigste  dürfte  jedentaUs  das  sein,  dass  man  mit  kleinen 
Betrftgeu  anfingt  und  mit  der  Beute  erst  dann  steigt,  wenn  sich 
ein  Ejapital  angesammelt  hat,  das  voraussichtlich  f&  alle  Zeiten 
genügen  wird.  Man  konnte  dann  anch  noch  andere  Unterstützungen, 
a.  B.  zu  Badekuren,  gewähren,  Ja  auch  die  Errichtong  von 
Hebammenheimen  oder  den  Einkauf  der  Hebammen  in  Hospitfller 
ins  Auge  fusen. 

Die  Frage  der  Gewähmng  f^ier  Desinfektionsmittel 
brandie  ich  nur  zu  streifen,  da  sie  in  allen  Bondesstaaten  bereits 
gelöst  ist.  Ich  halte  es  ftlr  selbstverständlich,  dass  man  diese 
Mittel  den  Hebammen  auf  Gemeinde-  oder  Ereiskosten  beaehlUFt. 
Anch  sollten  die  Wohnungen  der  Hebammen  beim  Vorkommen  vtm 
Infektionskrankheiten  in  ihren  Familien,  wie  es  bereits  hier  und 
da  geschieht,  unentgeltlich  desinfiziert  werden.  Bei  Eindbettfieber- 
erkrankungen  von  Wöchnerinnen  empfiehlt  es  sich,  den  Hebammen 
freie  Vollbäder  zu  gewähren. 

Die  Anschaffung  der  Geräte  auf  Eostender  Gemeinde  bezw. 
der  Bezirke  kann  ich  nicht  gatbeissen;  dieselben  werden  dann  in  der 


Regel  Dicht  so  gat  gehalten,  and  eine  so  kleine  Eapitalsanlage 
dflrfte  wohl  jede  Hebamme  erschwingen  bfinnen. 

Nach  den  Im  Königreich  Sachsen  gllltigeD  Bestimmungen 
mOssen  die  Hebammen  beim  Erkranken  einer  WSchnerin  am  Kmd- 
bettfieber  5  Tage,  nnd  wenn  in  den  nficheten  80  Tagen  noch  eine 
zweite  WOchnerin  erkrankt,  noch  14  Tage  ihren  Dienst  aossetzen. 
Beim  Vorkommen  von  Erkranknngen  an  Infektionskrankheiten  in 
ihrer  Familie  bestimmt  der  Medizinalbeamte,  wie  lange  sieh  die 
betreffende  Hebamme  ihrer  Berofst&tigkeit  za  enthalten  hat.  Da* 
mit  die  Hebammen  in  dieser  Zeit  nicht  ganz  ohne  Einnahme 
sind,  eriuüten  sie,  wenigstens  in  vielen  Bezirken,  eine  t&gUrJie 
Unterstatznog  toq  2  M.,  in  den  grOBsereo  Städten  ans  dar  Stadt- 
kasse, in  kleineren  Städten  and  I^ndgemeinden  ans  einer  gemein- 
samen Ünterstfltznngskasse.  Es  hat  sich  diese  Einrichtung  vor- 
trefflich bewährt;  denn  seitdem  kommt  es  nur  noch  ganz  vereinzelt 
vor,  dass  einmal  eine  £indbettfleberanzeige  nicht  erstattet  wird. 
Heines  Erachtens  ist  es  auch  die  Pflicht  der  Gemeinden,  in  dieser 
Beziehong  fOr  die  Hebammen  za  sorgen.  Haben  wir  freilich  frei- 
praktizierende Hebammen,  so  wfirde  man  dies  den  G-emeinden 
wohl  kaum  ansinnen  kSnnen.  Ich  habe  einige  solcher  Unter- 
sttttznngsregnlative  znr  VerfBgong,  wer  von  den  Herren  sich  dafflr 
interessiert,  kann  ein  Exemplar  erhalten. 

M.  H.!  Ich  habe  meine  Betrachtungen  in  den  Ihnen  bereits 
zugegangenen  Leitsätzen  znsammeDge&sst  nnd  bitte  Sie,  denselben 
Ihre  Zastimmnng  nicht  zu  versagen.  Ich  hoffe,  dass,  wenn  eine 
so  grosse  Körperschaft,  wie  der  Deutsche  Medizinalbeamtenverein, 
rein  ans  praktischen  Erfahrungen  Wünsche  nach  einer  Befwn 
laut  werden  lässt,  auch  die  leitenden  Stellen  ihr  Ohr  nicht  gani 
verschliessen  nnd  in  wohlwollende  Erwägung  der  betreffenden 
Fragen  eintreten  werden.  Ich  schliesse  mit  dem  Satz,  dass  je 
gesicherter  und  besser  der  Eebammenstand  ist,  desto  leichter 
wird  sich  der  Kampf  gegen  das  Puerperalfieber  gestalten. 

(Lebh&fter  Beif&ll.) 

Von  dem  Beferenten  waren  folgende  Leitsätze  aufgestellt: 
,Die  Besserung  der  sozialen  Stellung  der  Hebammen  ist  im 

allgemeinen  wie  im  Interesse  der  Hebammen  dringend  notwendig. 
Dieselbe  wird  erreicht  durch  eine  möglichst  gleichmässige 

Beform  des  gesamten  Hebammenwesena  in  den  deutschen  Bnndea- 

ataaten,    die   hauptsächlich    sich   anf  folgende   Punkte    za   er* 

strecken  hat: 

1.  Diejenigen  Personen,  die  die  Hebammenfcnnst  erlernen 
wollen,  dffrfea  nicht  unter  20  und  nicht  Aber  80  Jahre  alt  sein 
and  müssen  durch  ihre  Kenntnisse  den  Nachweis  einer  guten 
Volksschulbildung  erbringen. 

2.  Der  LebrknrsuB  hat  mindestens  9  Monate  zu  dauern  nnd 
sich  auch  auf  poliklinische  Entbindnngen  zu  erstrecken. 

3.  Unbeschadet  der  sehr  notwendigen  und  bereits  in  allen 
Bundesstaaten  bestehenden  Anfsicht   der  Mediidnalbeamten  Ober 
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die  Hebammen  sind  diese  alle  ffinf  Jahre  za  nÜBdestens  Mtftgigen 
Fortbildangsknrsen  an  HebammenscbnleiL  eioznbemfen. 

4.  Eb  ist  aberall  das  Bezirkspriiizip  dnrehzafUireii  nnd  das 
freie  Praktiziereii  toq  Hebammea  zu  verbieten. 

5.  Den  Bezlrkshebanunen  ist  eine  den  lokalen  Verh&ltnissen 
entaprecbende,  für  ihren  Lebensanterhalt  aasreichende  Eünnahme 
sicher  zn  stellen. 

6.  Das  Einhalten  einer  angemessenen  Taxe  ist  den  Heb- 
ammen vorzuschreiben. 

7.  Desinfektionsmittel  sind  den  Hebammen  anf  Kosten  des 
Bezirkes  zur  Verfh^ng:  zn  stellen;  aosserdem  ist  ihnen  fOr  Aus- 
setzang  ihrer  Tätigkeit  bei  WOchnerinnenerkrankongen,  sowie  bei 
Infektionskrankheiten  in  ihren  eigenen  Familien  eine  angemessene 
Unterstützung  zn  gewahren. 

8.  Es  sind  Ar  die  Hebammen  -Kranken-  nnd  Altersrersiche- 
mngskassen  in  grosseren  Verbänden  zn  errichten,  zn  denen  die 
Hebammen  von  jeder  Entbindung  einen  entsprechenden  Beitrag 
zu  leisten  haben,  wfthrend  die  Rohegeh&lter  znr  Hälfte  ans  der 
Staatskasse  za  bestreiten  sind.* 


Vorsitzender:  M.  H.I  Ich  erCffne  die  Diskussion,  gestatte 
mir  hierzu  jedoch  noch  einige  einleitende  Worte.  Der  Herr  Be- 
ferent  wBnscht  im  Einverständnis  mit  dem  Vorstand,  dass  Sie  die 
von  ihm  aufgestellten  Leitsätze  nicht  nur  zor  Kenntnis  nehmen, 
sondern  dass  wir  uns  Aber  diese  auch  schlflasig  machen,  also  darüber 
abstimmen.  Nach  Lage  der  Sache  erscheint  andi  hier  eine 
Abstimmung  angezeigt;  denn  der  in  Bede  stehende  Gegen- 
stand wird  ja  wohl  von  allen  Mitgliedern  derartig  beherrscht  nnd 
ist  genflgend  geklärt,  nm  sich  ein  Endnrteil  bilden  za  können. 
Ich  schlage  nun  vor,  dass  wir  uns  in  der  zunächst  zu  erOftoenden 
allgemeinen  Diskussion  lediglich  mit  der  Frage  der  Reform 
des  Hebammenwesens  im  allgemeinen  and  weiterhin  damit  be- 
schäftigen, ob  es  sieh  empfiehlt  bezw.  notwendig  ist,  diese  mOglichat 
^eichmftssig  fflr  das  ganze  Deutsche  Beich  zu  gestalten.  Die 
Generaldiskussion  würde  sich  also  auf  die  beiden  ersten  einleiten- 
den Sätze  des  Herrn  Referenten  zu  seinen  Leitsätzen  zu  be- 
schränken haben;  sie  gleich  auf  alle  Punkte  auszudehnen,  dfirfte 
sich  jedenfalls  als  unzweckmässig  und  anvorteilhaft  für  die  Er- 
örterung und  Klarstellung  der  Frage  erweisen. 

E.  Ereifluzt  Dr.  Wltting-Eollniti:  Ich  halte  es  zweifellos  ttu  not- 
wendig,  daß  eine  Befonn  des  Hebammenwesena  eingefOhrt  wlid,  aber  ich  halte 
ee  fOT  uomOglich,  sie  anch  nni  in  Preußen  einheitliish  £ii  r^eln.  Die  VerhUb- 
nisae  Bind  bezüglich  des  Hebammenwesens  im  Oiten  und  Westen  der  pieofil- 
aohen  Monaichie  koleual  Terschiedea;  nach  den  ADsfahrnngen  dei  Heim  Vor- 
tragenden ist  aber  die  Verechiedenheft  derselben  in  den  einaelnen  BnndeeataateD 
eine  noch  KrtSSere.  Solche  Gebühren,  wie  x.  B.  In  Sechsen  den  HebemmeB 
tresfthlt  weiden,  kennen  wii  im  Osten  nicht.  Wenn  hier  dne  Hebemffle  etwa 
i  Hark  für  eine  Entblndnng  inhL  Beniehe  bekommt,  dann  kann  sie,  namentlich 
anf  dem  Lande,  Teignflgt  sein;  in  vielen  FUlen.bekommt  sie  fiberhanpt  n'*^"" 

._.!.  .„i._.  n:_a ■_>_  --^^^  gegctt'elne  einheitliche  Begann^  _._ 

■Staaten  mit  wohUtabender^  B^IJlktwi^ 
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BDwie  im  Veiteii  PrenfienH  lißt  sich  die  Beform  TieUeioht  gleicIunUig  dniek- 
ffthreD,  obgleich  ich  glaube,  daß  es  anch  iiier  viele  ärmere  Gegendm  gibtf  ia 
denen  die  Veihältnisse  wohl  ähnlich  liegen,  wie  bei  ubb  im  Osten,  nnd  &  denen 
demxnfolge  eine  gleichmäßige  Befona  scheitern  wird.  Ich  halte  es  also  für 
notwendig,  das  Hebammenwesen  za  reformieren,  halte  es  aber  nicht  ftlr  mOglid^ 
eine  einheitliche  Beform  ffir  das  ganze  Dentsche  Beich  dnrdiziifltliren. 

E.  Dr.  KSstlU,  Direktor  der  Hebammen- Lehranstalt  in  Danzig:  M.  H.1 
Im  Torigen  Jahre  wnrde  in  WttrzbnTg  die  .Vereinigung  zur  FDrdenmg  des 
dentachen  Hebammenwesens"  gegründet,  und  bei  deren  damaligen  Veruand- 
longen  eine  Reihe  von  Leitsätzen  aufgestellt,  die  sich  im  wesentlichen  mit  den 
Leitsätzen  des  Herrn  Beferenten  decken.  £a  ist  damals  von  der  Vereinigung 
beschlossen  worden,  dafi  eine  Begelnng  des  Hebammen wesens  am  besten  auf 
leichsgesetzlichem  Wege  erfolge:  die  Leitsätze  sind  demzufolge  sowohl  den 
Henn  Beichskaozler  als  den  Bnndesataaten  zugeschickt.  Wenn  sich  auch  in 
Einzelfragen  Äbweichnngen  in  den  verschiedenen  Bundesstaaten  als  notwendig 
erweisen  dürften,  wenn  insbesondere  die  Besoldong  der  Hebammen  nicht  alf- 
gemein  fflr  das  ganze  Beich  geregelt  werden  kann,  so  gibt  es  doch  mne  ganM 
Beihe  allgemeli^r  Gmndsätze,  die  einheiüich  geregelt  werden  konnten  und 
mflßten.  Ich  nenne  z.  B.  onr  die  Ansbüdong  der  Hebamme  und  ihre  Beaol- 
üchtigung. 

Torgltiender:  Im  Gegensatz  zn  den  AnsfQhningen  des  Herrn  Kollegen 
Wittlng  halte  auch  ich  die  Anfstellnng  aUgemciner  und  fOr  das  ganze 
Deutsche  Beich  maßgebender  Orandsätze  aof  dem  Gebiete  des  Hebammea- 
weseus  nicht  nar  für  zweckmäßig,  sondern  aach  fttr  durchführbar.  Die  Qe- 
bflhrenfrage  kommt  hierbei  allerdings  nicht  in  Betracht ;  sie  bedarf  selbstver- 
ständlich aach  einer  Begelnng,  diese  braucht  aber  nicht  einheitlich  zn  sein. 
In  dieser  Hinsicht  müssen  wir  im  Öffentlichen  Interesse  nur  verlangen,  daß  di« 
Hebamme  ein  anskömmlichea  Einkommen  haben  muß,  and  daß  in  den  Oegendea, 
wo  die  BovOlkorong  za  arm  ist,  um  ihr  solches  za  gewähren,  der  Statt  oder 
andere  größere  Verbände  verpflichtet  sein  müssen,  entsprechende  ZoschOzse  in 
gewähren.  Die  Hanptpankte  bei  der  Hebammen  reform  bilden  aber  die  Vo^ 
und  AosbildanK,  sowie  die  Ueberwachang  der  Hebamme)  daß  sich  hierfb  ein- 
heitliche  Grundsätze  aufteilen  and  dai<£führen  lassen,  dürfte  keinem  Zwöfel 
nnterliegen.  U.  H.1  Es  sind  schon  weit  schwierigere  Gegenstände  für  das 
ganze  Deutsche  Beich  einheitlich  gerogelt  Donken  Sie  nur  an  das  Beicbs- 
Seuchengesetz  1  Hier  sind  weit  wichtigere,  eingreifendere  nnd  viel  schwerar 
dnichftlhrbare  Bestimmoneen  für  das  ganze  Reich  getroffen,  als  dies  auch  mu 
annähernd  bei  einer  reicbsgesetzlichen  Regelung  des  Hebaoimenwesens  der 
Fall  sein  wird.  Wenn  sich  jene  Bestimmungen  als  durchführbar  erwiesen  Itaben, 
dann  wird  es  aach  in  bezng  auf  allgemeine  Grundsätze  für  das  Hebammen- 
wesen  mOglich  sein.  Die  zurzeit  in  den  einzelnen  Bundesstaaten,  ja  in  FrenBen 
selbst  noch  herrschenden  verschiedenen  Vorschriften  über  die  Vor-  nnd  Au- 
bildong,  Zolassnng  nsw.  der  Hebammen  bedürfen  doch  dringend  der  Abhilfe; 
kann  doch  z.  B.  jetzt  eine  nur  2  oder  3  Monate  ausgebildete  Hebamme  in  den 
Grenzorten  eines  anderen  Bandesstaates  ihren  Beruf  ausüben,  obwohl  hier  nne 
Ansbildungszeit  von  6  and  noch  mehr  Monaten  yerlao^  wird.  Heines  Br- 
acätens  ist  übrigens  keineswegs  einBeichsgesetz  für  die  einheitliche Belom 
des  Hebammenwesens  erforderlich,  sondern  es  genügt,  wenn  ebenso  wie  beim 
Verkehr  mit  Giften,  bei  der  Abgabe  scharfwirkender  Arzneimittel  usw.  vom 
Bundesrat  einheitliche  Gnindsätze  festgesetzt  werden,  die  dann  für  die  be- 
treffenden Verordnungen,  Gesetze  asw.  in  den  Einzebteaten  mateebend  Bein 
müßten.  Gerade  jetzt,  wo  bekanntlich  das  Hebammeawesen  fOr  PrenßeB  g» 
setzlitdi  geregelt  werden  soll,  ist  der  beste  Zeitpunkt  nnd  die  beste  Gelegenkaft 
für  die  Anbtellnng  solcher  Grundsätze  ^^eben.  Bei  der  apKteien  Aa^ 
fOhmog  kann  dann  den  besonderen  Verhältnissen  einzelner  Bezirke,  dem  Osten 
nnd  Westen  genügend  Bechnung  getragen  werden.  Wenn  dies  jetzt  beieUs  in 
Preußen  als  mOglich  angesehen  wird,  dann  wird  es  auch  im  ganzen  Dwtsc^M 
Beich  müglich  sein;  denn  die  Verhältnisse  in  diesem  nnd  sicher  nickt  vef^ 
scldedenartiger,  als  in  der  preußischen  Monarchie,  die  last  zwei  Drittd  von 
Deutschland  umfaßt. 

H.  Beg.-  n.  Med. -Bat  Dr.  Doepner-Oumbinnen:  H.  H.I  Ich  weihe 
nni  dasselbe  aosffthren,   was  der  Herr  Vorsitzende  angeführt  hat,  nnd  noch 
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bemerkoi,  daQ  die  Hebammen  bei  uns  eme  guu  andere  Taxe  haben  wie  i.  B. 
am  Bhein.  Wenn  trotzdem  das  Eebaiiuiieuweaen  fftr  Freoßen  geregelt  wird, 
HO  Bebe  Ich  nicht  ein,  weshalb  nicht  aach  eine  fihnliche  Begelang  für  gaas 
Deatschluid  möglich  sein  sollte.  Ich  habe  in  Onmbinoen  den  Fall  erlebt,  dafl 
eine  Hebamme,  die  ans  Sachsen  zngesogen  war,  wo  sie  das  Pr&fongszeagnis 
sich  erworben  hatte,  bei  uns  nicht  praktizieren  durfte,  weil  sie  erst  noch  ein 
Examen  macheu  sollte.  Das  ist  ein  Hißstimdl  Die  Hebammen  werden  darcb 
Familienrerhältnisse  nicht  selten  gezwniigeu  zu  rerziehen.  Was  soll  nnn  eine 
solche  Hebamme  anfangen,  die  geprüft  ist  nnd  ancb  schon  WiedoiholungskarBe 
darchgemacbt  hat?  Soll  sie  wieder  ron  vorn  anhueen,  am  den  anderen  Ver- 
hältnissen in  dem  anderen  Bondesstaate  des  Deotsdien  Belches,  wo  sie  ihren 
Wohnsitz  genommen  hat,  gerecht  zu.  werden?  Ich  bin  der  Ansicht,  daß  das 
Eebammonwesea  in  Deutschland  einheitlich  geregelt  werden  kannj  dadurch 
wird  anch  keineswegs  die  Möglichkeit  aasgeschlossen,  daß  die  einzelnen  Bundes- 
staaten den  ürtlicbeo  Terhältnissen  entsprechende  Taxen  aufstellen  oder  Sonder- 
beatimmongen  treffen,  voraos gesetzt,  daB  sie  den  allgemein  gegebenen  Grund- 
sätzen nicht  widersprechen. 

H.  Kreisarzt  Med. -Bat  Dr.  Arbelt- Marienburg:  M.  H.I  Ich  möchte 
meine  Ansicht  kurz  zum  Ausdruck  bringen,  da  ich  als  Beferent  an  maßgeb- 
licher Stelle  mit  der  Materie  befaßt  war.  Im  wesentlichen  deckt  sie  sich  in- 
haltlich mit  den  Ansführungen  des  Herrn  Vorsitzenden.  Wenn  es  uns  allen 
notwendig  scheint,  daß  eine  Eeform  des  Hebammeuwesens  vorgenommen  wird, 
so  ist  es  zweduniißig,  daß  eine  so  angesehene  Körperschaft,  wie  der  Deutsche 
MedizinalbeamtenTerein,  ein  bestimmtes  Votum  in  dieser  Bichtung  abgibt, 
damit,  wenn  die  Beform  allgemein  durchgeftthrt  werden  soll,  der  Bondesrat 
bereits  Material  yorliegen  hat,  das  fUr  ihn  doch  wertroll  sein  dürfte.  Ich  halte 
es  deshalb  für  geboten,  daß  wir  eine  Icnappe,  bestimmte,  zweifelsfrde  Aeuße- 
rung  darüber  abgeben,  ob  wir  eine  einheitliche  reichsgesetzliche  Regelung  fiLr 
wünschenswert  erachten  oder  nicht. 

Vorsitzender:  Wfinscht  noefa  jemand  das  Wort  znr  General- 

diakaasioo  zu  ergreifend  Es  iBt  nicht  der  Fall;  die  allgemeine 
Erörterong  ist  damit  geschloBsen.  Wir  baben  nunmehr  Qber  die 
ersten  beiden  einleitenden  Sfttze  dea  Herrn  Referenten  abzustimmen, 
in  denen  einmal  die  Notwendigkeit  einer  Beaaerung  der 
sozialen  Stellung  der  Hebammen  zum  Anadmcb  gebracht, 
nnd  anderseits  eine  mfiglichat  gleichmäsaige  Beform  des 
gesamten  Hebammenwesens  in  den  deutschen  Bundes- 
staaten verlangt  wird.  Der  Herr  Beferent  verlangt  also  ni(^t 
unbedingt  ein  Beichagesetz,  aondem  es  genflgt  ihm  auch,  wenn 
das  Reich  auf  die  möglichst  einheitliche  Regelung  des  Hebammen- 
Tesena  durch  die  Landeagesetzgebung  hinwirkt. 

(Zwischenruf  von  E.  Dr.  Witting:  Ich  bin  Torher  nicht  ganz  richtig 
verstanden  worden,  auch  ich  wünsche,  daß  z.  B.  die  Ausbildung  der  Hobammen 
eine  einheitliche  für  das  ganze  Beich  sei.) 

Bann  werden  die  betrefienden  Sätze  wohl  kaum  noch  aof 
Widerspruch  stossen.  Ich  bitte  also  diejenigen  Herr«i,  die  dalür 
sind,  sitzen  zn  bleiben. 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Die  Sätze  sind  einstimmig  angenommen. 

M.  H.I  Wir  kommen  jetzt  znr  Diskussion  fiber  die  eigent- 
lichen Leitsätze.  Der  erste  Leitsatz  handelt  von  der  Vorbildung 
der  Hebamme,  der  zweite  von  deren  Ausbildung.  Da  diese 
beiden  Fragen  viele  gemeinsame  BerahrnngaponktB  baben,  schlage 
ich  Ihnen  vor,  die  Debatte  Aber  Leitsatz  I  und  2  zu  verbinden. 
(Allgemeine  Zustinunnng.) 


Mit  LJBfiCJ.  <fa  ■ 

äehtfgt  «•riea  M,  wm  äek  ia  itt  UtaiaUr  ■ 

Ini,  SB  a  d«r  5e«idt  cHifredwMd  a  KcHsho.  Ii  4^  C 
hMtea  wir  myrtagSd  Or  die  7ilMwig  ftb  niiU^iiihlhik  cä  ■■^tiw 
AiUr  nmsefea;  4er  La^U«  ktf  fin  jedoch  nf  9&-3&  J»fcre  fcelgwcm. 
lefc  aetae  mmA  •■,  fafl  wen  Am  AUerifresse  boteheB  Udbt,  wob«- 
aum  fa  Aaksh  efa  Mugel  >■  ITrfcaBMf  akkt  ciUrateB  wiid.  Die  Ahco- 
(rCBSe  MB  aa-35  mO  iKfc  bot  &  3«Cd-  Wide»,  deskab  riad  die  WoMe 
^  da  Bcgei*  in  0«mU  cägcttft;  den  es  künte  is  ■*■*«*—  GeaeiadM 
dMft  TorfanacB,  daA  ene  geeigiete  Bewerten»  ridlriAt  Ibcr  36  Jahn  ab 
itl  lad  keiae  aadere  geenete  Tothaada  ist;  ia  scrfchea  Fiüa  sdlea  Aas- 
aihaea  gestattet  seia.  IGt  dicMr  awalrtweäf  Zalaasamg  «bei  36  Jahre 
alter  tarnt»  hafcea  wir  kdae  Hsea  &bhiaagea  genadrt. 

Der  Xaebweb  etaer  gatea  Tolksebalbildaag  röcht  m.  £.  fb  dn 
fff *"—■—*""*  TSUtg  aas,  weaa gleich  tob  ridea  Sota  behaaptet  word^  ist, 
laaa  braaebe  Fraaea  UAerer  Stiade.  Ich  saß  aber  ngea,  du  ia  dieaer  Be- 
ziebaag  teilweise  doch  recht  ftble  Er&braaga  Keaaot  wordea  nad;  deaa 
die  DÜea  aas  hftherea  Stiadea  sad  Hit  dea  Erforderaiasea  der  kUabftrger- 
Ikbca  Bad  Arbeiter -FsBÜieB  gar  aicht  so  befcaaat,  wie  die  Fraaea,  die  dea 
laittlerea  Stiadea  aagebOm.  Idt  habe  tob  Kollegea  aas  Ortea,  wo  soge- 
aaaate  feiagebildete  HebaauMa  siad,  gehSrt,  dait  diese  aar  ia  solchea  Familiea 
tlt^  M^  woUea,  wo  sie  immer  Mch  jemaad  zar  Hand  babea,  der  die 
Er^oeade  deaindsert  oad  allerlä  HaadrciehBaEea  macht;  kon,  die  Er- 
fabraagea  siad  sieht  so  aasgebllea,  daB  maaFianea  aus  bsherea  Stiadea 
Toniebea  soDte.  Eiae  aadere  Sache  ist  es,  weaa  dne  solche  Dame  ins  Aas- 
lasd  geht,  wo  sie  Tielldcbt  ia  eiaer  grOfierea  Stadt  aater  dem  feiaerea  Poblikaai 
braaubarer  ist,  als  hier  asf  dem  Laade  nad  ia  kleiBeren  Krdsea.  Fflr  diese 
TerbUtaisse  rdcht  VolksschnlbÜdiiog  ans,  nad  hat  auch  nach  meiaea  Er- 
(ahmapa  sich  bis  Jetzt  als  Tollstindig  aiureidieBd  erwiesen. 

Der  Herr  Befeieot  hat  anch  ron  der  [Joboacholtenhelt  der 
HebaoimeaschflleriiuieB  gesprochen.  Hierzo  bemerke  ich,  daß  aoch  irii  bisher 
die  Vorschrift  hatten,  daß  die  Lehitöchtet  nicht  außerehelich  geboren  habea 
durften ;  wir  haben  Jedoch  Jetzt  diesen  Pasans  weggelassen,  nicht  etaw,  waü 
irir   modemen  Ajuehaiiiiagen  huldigen,    eondem  lediglich   deshalb,  weil  eiae 

fanze  Beihe  Ton  Fraaen,  die  ttber  20  Jahre  alt  sind,  und  die  vielleicht  mit 
9  Jahren  anßeiehelich  ein  Kind  bekommen  haben,  sich  später  rerheiratet 
haben  nnd  In  gutem  ADsehen  stehen.  Wenn  sie  onn  Hebamme  werden  wollen, 
so  mftSten  sie  lediglich  wegen  einer  solchen  Vorschrift  zarttckgewieseu  werdea, 
was  im  Interesse  der  Sache  nur  zu  bedauern  wäre.  SelbstTeraländlich  kann 
TOB  Unbescholtenheit  nicht  mehr  die  Bede  sein,  wenn  eine  Person  2  oder  8 
anSerehellcbe  Kinder  hat  nnd  onTerehelicht  geblieben  ist;  aber  wenn  ein  Mädchea 
BOT  einmal  außerehelich  geboren  hat,  so  ist  dies,  wie  schon  geaagt,  fttr  uns 
Jetzt  kein  Grund  mehr,  sie  Ton  der  Heb unmen' Lehranstalt  zuiAckzuweisen. 

In  Anhalt  haben  wir  kerne  eigene  Hebammen  -  Lehranstalt,  sondern  mit 
der  DnlTersitlt  Leipzig  ein  Abkommen  getroffen,  wonach  anaere  LelurtOchter, 
etwa  8  Jährlich,  dort  ansgebUdet  werden.  Sie  machen  anch  dort  ihr  Examen 
and  erhUten  das  PrttfangB-Zengnis.  Bei  der  Anawahl  dieaer  Lehrtttchter  wird 
sehr  sorgfältig  rerfahren,  jede  einzelne  vorher  genan  nnterancht  und  geprOft; 
es  kommt  drahalb  anch  selten  vor,  daß  der  Voratand  dar  HetHunmes-Lebr- 
anstalt  in  Leipzig  eine  solche  Lehrtochtor  wieder  nach  Hause  schicken  maß. 
Ob  man  ohne  weiteres  fQr  die  HebammenschQlerInnen  auch  Be- 
telllgang  oder  Tätigkeit  in  einer  Poliklinik  empfehlen  bann,  w^ 
loh  oichL  Qegentkber  der  jetzt  mit  Becht  herrschenden  Tendern,  die  Innere 
üntersaebuncr  der  Kreißenden  ao  aelten  wio  mtSglich  zn  machen,  besteht  gerade 
in  der  PolUulnlk  die  Gefahr,  daß  zu  oft  nntersncht  wird.  Selbst  wenn  man 
die  SohtUerin  einer  älteren  Hebamme  beigibt,  lat  diese  Oefahr  nicht  ausg^ 
schlössen;  denn  ich  weiß  ana  meiner  eigenen  frQheren  Erfahrung,  daß  man  als 
Neuling  Tor  Eifer  unendlich  viel  zn  oft  nntersuchte,  und  dieses  hiofige  Unter- 
suchen sour  als  Zeichen  eifriger  Tätigkeit  aufgefaßt  wird.  Deshalb  halte  Ich 
eine  poliklinische  Tätigkeit  fQr  bedenklich;  die  Sterblichkeit  könnte  dadurch 
leloht  naohtellioii  beeinflußt  werden.     Ich  rerkesne  ^>ei  aleht,  ^BßdJfJAlu- 
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tochter  die  Pnxü  kennen  lernen  mnfl,  ehe  sie  TOlllg  selbstindlg  tStig  iat; 
dag  wird  lich  jedoch  inch  in  anderer  Weise  eiieichen  lassen. 

H.  Med. 'Bat  Dr.  FUnier,  Referent:  Auf  die  AeuBerongen  des  Herrn 
Vorredner  habe  ich  zn  erwidern,  dftß  selbstrerstiudlich  Aasn&hmen  wie  Ober- 
all  ADch  inbezoK  aaf  die  Unbeacholtenheit  als  znlissig  zu  erachten  sind. 
Die  erwihnte  Beatimmong  hat  im  Efioigrdcb  Sachsen  die  Wirkung  gehabt, 
daß  irgendwie  bedenkliche  Personen  von  Tomherdn  Abstand  geDommen  hab«, 
sich  als  Hebammenschttlerinnen  in  melden. 

H.  Beg.-  n.  Med. -Bat  Dr.  Dtpner •  Qnmbinnen :  Ich  stimme  mit  dem 
ersten  Leitsatz  ttberein  nnd  wollte  nni  betreffs  der  Altersgrenze  dafür 
plfidieren,  daB  eine  Ananalime  zugelassen  wird  inbexng  auf  die  Aofiiahme  Ton 
ttber  SO  Jahre  alten  Personen.  Für  gewöhnlich  iat  es  gnt,  nicht  ttber  SO  Jahre 
hinaosza gehen:  ich  iiabe  aber  häufig  Oologenheit,  die  AnsbÜdongamOElichheit 
zn.  prttfen  nnd  habe  ao  yiel  gefunden,  dafi  auch  Feraonen  ttber  ÖO  Juire  mit- 
nnter  noch  bildangstähiff  sind,  wenn  anch  die  anter  80  Jahren  geeigneter  er- 
adieiuen.  Idi  h^te  es  aeahalb  für  sehr  wünschenswert,  daß  anch  einmal  dne 
ältere  Person  ausnahmsweise  zugelassen  werden  kann. 

Die  Volkschalbildnug  genügt  meines  Trachtens  für  den  Hebammen- 
beruf;  wegen  der  ans  höheren  Ständen  stammenden  Schülerinnen  stehe  ich 
nicht  ganz  aol  dem  Standpunkt  des  Qeh.  Bats  Dr.  Richter:  denn  ich  habe 
anch  solche  Schülerinnen  gehabt  und  kann  nur  sagen,  daß  ich  sehr  zufrieden 
mit  ihnen  gewesen  bin.  Sie  waren  inabesondere  gute  Vorbilder  für  die  ein- 
fadieu  Leute. 

Dann  mOchte  ich  noch  empfehlen,  eine  Bestimmung  über  die  üohe- 
scholtenheit  der  Bewerberinnen,  namentlich  solcher  Personen,  die  außer- 
ehelich geboren  haben,  einzuführen.  Ich  bin  allerdings  nicht  so  rigoros,  diese 
Personen  zu  Terdammen  und  zu  Terabscheuen,  aber  wenn  es  unsere  Absicht 
iat,  den  Hebammenatand  zu  heben,  ao  werden  wir  nicht  andera  kDnnen,  als 
zweifelhafte  Elemente  von  romherein  auazuschalten.  Ich  habe  wiederholt  in 
Erfahrung  gebracht,  dos  z.  B.  Witwen  noch  außerehelich  geboren  haben; 
solche  Plauen  können  wir  aber  für  einen  Stand,  den  wir  heben  wollen,  nicht 
gebrauchen.  Jedenfalls  muß  nach  dem  Vorleben  der  LehrtOchter  vor  ihrer 
Aufnahme  in  die  Anstalt  geforscht  werden;  wenn  dieses  erst  während  oder 
gar  nach  der  Ausbildung  herauskommt,  dann  iat  es  zu  spät.  Gerade  mit  Rück- 
sicht hierauf  halte  ich  eine  Bestimmung  über  die  ünbescholtenheit  für  nBtig. 
Es  kann  Ja  vorkommen,  daß  eine  Frau,  die  außerehelich  geboren  hat,  noch  aJs 
unbescholten  anzusehen  ist,  aber  fflr  gewöhnlich  wird  dies  nicht  der  Fall  sdn. 

E.  Dr.  KSstlln-Danzig:  Es  wäre  recht  erfreulich  und  wünschenswert, 
wenn  die  Beschlösse,  die  hier  gefaßt  werden,  mit  denjenigen,  welche  die  Ver- 
elnigung  zur  Forderung  des  deutschen  Hebammen weaena  auf  ihrer  Versammlimg 
in  Wttnborg  g^aßt  hat,  übereinstimmen  würden.  Die  Vereinigung  hat 
allerdings  einen  gewissen  Vorsprung  mit  ihren  Beachlüssen  insofern.  aJs  de 
diese  sdion  an  verschiedenen  Stellen  im  Reiche  überreicht  hat,  so  dafi  sie  aa 
den  Beschlüssen  nichts  mehr  ändern  kann.  Aber  Tielleicbt  ist  es  mOglich,  daß 
die  von  dem  Herrn  Beferenten  Torgeachlagenen  Thesen  kleine  AenderungeR, 
soweit  nStig,  erfahren  kDnnen,  damit  möglichste  üeberelnatimmnng  erzielt  wird; 
ich  darf  deshalb  wohl  auf  die  Abweichungen  bei  den  einzelnen  Thesen  auf- 
merksam machen. 

Die  Vereinigung  hat  zuerst  nachstehende  allgemeine  These  aufgestellt: 

,£s  ist  eine  Unsitte,  daß  Aerzte  ohne  Hebammen  Geburten  übernehmen. 
Es  ist  anzustreben,    daß  von  Staatsw^gen    ot^ordnet  werde,   dafi   Oeburten 

Erinzipiell  nicht  ohne  Hebamme  verlaufen.  Uebemimmt  ein  Arzt  eine  Ent> 
indunft  doch  allein,  so  muß  er  sich  allen  Bestimmungen  unterwerfen,  die  für 
die  Leitung  der  Geburt  den  Hebammen  vorgeschrieben  sind.  Solange  nicht  von 
Staatawegen  eine  Begetung  dieser  Angelegenheit  erfolgt,  ist  es  wünschenswert, 
daß  die  Aerztevereine  ihren  Mitgliedern  eine  derartige  Verpflichtung  auferlegen." 
Es  ist  damals  dieser  Brächlufi  gefaßt  worden,  weil  z.  B.  im  Bheidänd 
nnd  in  Hamburg  sehr  viele  Geburten  von  Aerzten  ohne  Hinzuziehung  von 
Hebammen  tralotet  werden.  Dies  ist  aber  meines  Brachteu  lieht  richtig; 
denn  es  endelnt  unwürdig,  daß  ein  Arzt  glelchseiüg  Hebaiime  spielt;  tut  er 
es  trotzdem,  zo  muß  er  auch  den  gleichen  BestiJmmiiBgai  wie  dl«  HenianaB 


Itt  Dbknsslon  za  dem  Vortrag: 

nnterworfcB  Hia.   Vielleicht  lifit  rieh  dieser  Lätuti  dem  einleiteiideii  Leitiatx 
der  vorUegenden  Thesen  utfngea. ' 

Die  TereiniKiuig  lut  sodann  die  Vorbildung  der  LehrtOchter  ein- 
gehend  erOrtert.  Es  ist  dabei  geklagt  worden,  daß  vielfach  gau  anbraacb- 
bares  Material  zar  Aosbildnng  angemeldet  wird,  nnd  deshalb  guordert  worden, 
daß  die  LebrtSchter  nicht  nnr  die  Tolkschale  absolviert  haben,  sondern  auch 
■iae  gute  Volkachnlbildiuig  inr  Zeit  der  Heldaog  noch  besiUen  mfissen.    Des- 

{leichen  wnrde   der  Vorschlag   gemacht    und   aach  atjJgraommen,   ,dafi   eine 
Sbere  Vorbildung  wünschenswert  nnd  anznstreben  sei*. 

Betreffs  der  Änsbildnng  ist  aof  der  Wtlrzbarger  Versaaunlnng  tol- 

Cder  BescblnB  gefaßt:  .Der  Lehrkarsos  daaert  9  Monate,  Der  Unterricht 
rieb  nur  anf  Uebnrtshilfe,  nicht  auch  anf  Oynäkologie  zn  erstrecken ;  jedoch 
empflehlt  es  rieh  aas  verschiedenen  Qrttnden,  eine  kleine  eynäkologlsche  Ab- 
teiliug  mit  der  gebnrtshilflicben  Abteilung  der  Hobanunenlchranstalt  zn  Ter- 
binden." 

Es  ist  jedenfalls  notwendig,  daß  die  Hebamme  nnr  zn  ihrem  Bernfe  ans- 
gebildet  wird  und  nicht  nebenbei  anch  za  einer  Pfoscherin  anf  gynäkologischem 
Gebiete.  Uamit  die  Hebamme  jedoch  dem  Arzt  zu  assistieren  lernt,  wozn  bei 
der  verh&ltnismiQig  geringen  Zahl  pathologischer  Geborten  In  den  Anstalten 
wenig  Qelegenheit  geboten  Ist,  empnehlt  es  sich,  mit  diesen  eine  kleine  gyni- 
Icologlsche  Abteilong  zn  verbinden.  Es  hat  dies  noch  den  Vorteil,  das  die 
SchtUerinnen  bei  gynäkologischen  Operationen  sehen,  wie  die  Änti-  nnd  Asepsis 
gehandhabt  wird  und  welche  Triumphe  diese  friert,  so  dsß  ihnen  das  Wesen 
and  der  Wert  der  DesinfekLion  mehr  in  Fleisch  und  Blut  übergeht.  Ebenso 
innß  man  jetzt  verlangen,  daß  die  Direktoren  der  HebammenlehranstalteD 
Gynäkologen  sind;  deshalb  mfissen  sie  anch  einige  Betten  rar  Verfügnng 
haben.     Ich  bin  z.  B.  hier  angestellt  mit  der  Befagnis  writgeheodster  Privat- 

fraxis,  habe  jedoch  keine  gynäkologische  Abteilung.  Uebe  ich  nun  allgemeine 
raxis  ans,  so  ist  es  nicht  zn  verhindern,  daß  icn  auch  mit  Infektionskrank- 
faeiten  wie  Scharlach,  Wund  krau  kheiten  nsw.  in  Berührung  komme,  was  ich 
als  Direktor  der  Anstalt  nicht  verantworten  kann.  Will  ich  anderseits  nnr 
spezialistische  Prssis  ansOben,  so  fehlt  mir  hierzu  eine  gynäkologische  Ab- 
teilung; eine  Privatklinik  würde  mich  aber  der  Anstalt  zn  sehr  entziehen. 

Vorsitzenden  Die  vom  Herrn  Vorredner  angeregte  Frage,  ob  das  irit- 
Uchen  Standes  würdig  Ist,  wenn  Aerztc  nicht  nnr  Geonrts heiter,  sondern  gleich- 
zritig  aocta  Hebamme  spielen,  gehQrt  nicht  zu  den  jetzt  znr  Diskussion  Btebel^- 
den  Lritsätzen  Nr.  1  nnd  2,  sondern  entweder  zu  dem  einleitenden  Lritsatz, 
der  aber  schon  erledigt  ist  nnd  nicht  mehr  zar  Disknssion  steht,  oder  za 
Leitsatz  6,  der  den  Hebammen  eine  aasrrichende  Einnahme  sichern  vrill  and 
anter  den  der  Anspruch  auf  eine  angemessene  Eotschädignng  für  die  in  ihrem 
Bezirk  von  anderen  Personen  besorgten  Geborten  Allt. 

Was  non  den  von  dem  Herrn  Vorredner  aosgesprochenen  Wunsch  be- 
trifft,  daß  wir  ons  möglichst  viel  an  die  Beschlüsse  der  Würzburger  Versamm- 
long  der  Hebammenlehrer  hatten  müßten,  so  kann  ich  diesem  nicht  beistimmen, 
sondern  glaobe,  daß  es  richtiger  ist,  wenn  wir  ans  hier  ohne  Bflcksicht  auf 
andere  Beschlüsse  schlüsalg  machen.  Im  übrigen  kommt  es  doch  anch  nicht 
daraof  an,  daß  dio  von  verschiedenen  Vereinen  gefaßten  Beschlüsse  in  ihrem 
Wortlaut  übereinstimmen;  es  genügt,  wenn  dies  dem  Sinne  nach  der  Fall  ist, 
and  das  wird  wohl  In  der  Hauptsache  der  Fall  sein. 

E.  Kreisarzt  o.  Med. -Bat  Dr.  Jugmann  in  Onben:  M.  H.1  Anf  Gmnd 
mriner  Erfahrongen  mOchte  ich  es  für  notwendig  halten,  daß  wir  eine  B»- 
stimmong  des  Alters  nach  oben  hin  nicht  tref^;  denn  ich  glaobe  nicht, 
daß  rieb  mit  dem  in  dem  Leitsatz  angegebenen  Alter  von  80  Jahren  dla 
EÄIdoBgsfähigkrit  anf  absteigender  Linie  bewegt,  nnd  kann  mir  wohl  denken, 
daß  die  Praoeo  selbst  In  höherem  Alter  noch  bUdanmfählg  sein  kSnaen,  ebenM 
wie  bri  den  Männern  In  diesem  Alter  keineswegs  die  BUdnoganhi^rit  abirimmt. 
ich  habe  mit  BOokslcht  aof  den  Fortfall  der  Altersgrenze  nach  oben  noeh  be- 
sondere Verhältnisse  Im  Aage :  Denken  Sie  sich  z.  B.,  daß  Krükenpflegerinoen, 
Krankenw&rterlnnen  oder  Diakonissinnen,  die  im  Srankenpflegödfenst  aasgebüdet 
Bind  nnd  rieh  darin  bewährt  haben,  den  Wnnsch  babea,  uoh  dem  Hebammon- 
Verof  zn  widmen,  vielleicht  wril  rie  sich  inzwischen  rerbeiratet  haben  oder  aooEt 
Ol   liyend  ^em  Grande.    Dnrch   die  yorgeschlagene  BeeUamtuig  Ikber  die 
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Alteragrenzs  nach  oben  hin,  werden  wir  diesoi,  fttr  den  Hebammenbernf  BioheT- 
Uch  sehr  geeigneten  Pereonon  oft  die  Möglichkeit  znr  An^bildnng  nnd  Za- 
lusnng  neunen.  Deshalb  holte  ich  ea  fflr  richtiger,  wenn  die  USet  die  Zn- 
lasBnng  entscheidenden  Organe  einfach  ohne  Bäckaicht  anf  das  Alter  faetsn- 
ntellen  haben,  ob  eine  Bewerberin  noch  bildnngsfähig  iat  oder  nicht. 

Was  weiterhin  die  ünboBcholtenhoit  anbetrifft,  ao  habe  ich  die 
Erlahrang  gemacht,  daß  allgemein  eine  m.  £.  dnrchans  berechtigte  VoreingO' 
nommenheit  gegen  solche  Personen  herrscht,  die  anehelich  geboren  haben,  nnd 
wenn  leb  aoch  selbst  frei  datflbet  denke,  so  halte  ich  es  doch  ftlr  wünschens- 
wert, daß  wir  derartige  Bewerberinnen  anescbließen  zagnnsten  der  guten  Sitte. 

E.  Beg.-  n.  Hed.-Bat  Dr.  JaBt«r-Bramberg:  If.  H-l  Ich  kann  miob 
dem. Vorachla^ge  des  Herrn  Vorredners,  die  Altersgrenze  nicht  unbedingt 
feaizosetsen  oder  doch  die  Möglichkeit  von  Ansnalunen  zn  gewäliren,  nur  an* 
schlieflen.  Es  kann  z.  B.  vorkommen,  daB  eine  ttber  SO  Jahre  alte  Wittwe 
noch  Hebamine  werden  will,  um  daraos  ihren  Lebensnnterhalt  zu  gewinnen. 
Es  würde  unrecht  sein,  ihr  diese  Möglichkeit  hier  nicht  offen  zn  lassen ;  denn 
die  Pftlle  sind  nicht  selten,,  wo  eine  Witwe  eine  Anzahl  Kinder  zn  ernähren 
hat  nnd  einen  anderen  Beruf  nicht  ergreifen  kann.  Ich  mochte  eine  solche 
Peraon  von  der  Wahl  des  Hebammenbemfea  nicht  ansachlieSen,  setze  dabei 
aber  selbstTerständlich  vorans,  daß  die  üeberschreitnug  der  Altersgrenze  als 
Ansnahme  gilt,  oad  ea  bei  aolcben  Pillen  einer  besonderen  Erlanbnis  der  dafür 
anständigen  BehOrde  bedarl 

Die  Frage  der  Dnbeacholtenheit  wird  sich  bei  deiyenigen  Anwärter 
rinnen,  die  nneholich  geboren,  aber  sich  später  Terheiratet  haben,  von  selbst 
erledigen ;  denn  durch  die  Heirat  sind  sie  rehabilitierL  Sehr  häufig  wird  über- 
haupt in  solchen  Fällen  die  uneheliche  Gebnrt  vor  der  Ehe  mit  Süllschweigen 
Übergangen  werden  bezw.  gar  nicht  znr  Kenntnis  des  Beamten  kommen,  der 
das  Zeegnis  tkber  die  ünbeacholteuheit  ansznatellen  bat. 

Yolksschulbildnn  g  halte  auch  ich  für  dnrchans  ausreichend.  Ich 
habe  häufig  mit  den  Hebammen -Lehranstalten  zu  tun  und  gefunden,  daß  unter 
den  Schülerinnen  mit  solcher  YorbUdong  recht  oft  ganz  intelligente  Elemente 
sich  befinden,  die  wohl  in  der  I^age  sind,  alle  vorgetragenen  Dnlerrichtsgegen- 
Btände  zn  begreifen  und  vollständig  zn  erfassen,  sowie  praktisch  auszunutzen 
nnd  alle  Bedingungen  zn  erfüllen,  die  man  an  sie  stellen  kann. 

Ult  «ner  Terlängerong  der  Baner  des  Lehrknrsus  auf  neun  Monate 
werden  wir  nns  wohl  alle  einverstanden  erklären  kOnnen.  Verschiedenheiten 
in  der  Bemessung  der  Lehrzeit  sind  znrzeit  reichlich  Tortianden,  aber  es  werden 
sich  wohl  alle  Bundesstaaten  gern  bereit  erklären,  diese  einheitliche  Lehrzeit 
iestznsetzen ;  denn  das  ist  die  allerkürzeste  Zeit,  in  der  das  NOt^e  gelernt 
und  geleistet  werden  kann.  Im  Beg.-Bez.  Posra  ist  die  Daner  des  Kursus  auf 
acht  Monate  bemessen;  dieser  Zeitabschnitt  hat  sich  zwar  im  allgemeinen  als 
nnsreichend  erwiesen,  aber  doch  nnr  für  die  besser  befähigten  ^Illerinnea; 
für  die  Minderbefähigten  bedarf  es  dagegen  großer  Anatrengnngeo,  um  den 
Anforderungen  zu  genügen.  Deshalb  kann  ich  eine  einheitliche  Lehrzeit  von 
nenn  Monaten  nur  bdOrworten, 

H.  Ober-Med.-Bat  Dr.  Huser-Karlamhe:  M.H.I  Ich  darf  mich  wohl 
für  berechtigt  halten,  zn  diesem  Thema  etwas  mitznaprecben  als  langjähriger 
früherer  Lehrer  einer  Habammenschule  und  derzeitiger  Beferent  im  Miaisterinm 
über  das  Hebammenweaen.  Um  gleich  mit  dem  letzten  Punkt  anmfangen, 
mochte  leh  Sie  bitten,  das  Mindestmaß  dee  Lehrkurana  auf  eine  Dan  er  von 
Mchs  Monaten  henuiterziuetzen,  weil  ich  eine  einheitliche  Daner  von  Denn 
Monaten  für  nndarchführbar  und  für  nnnOtig  halte.  Meine  Erfahrungen  sprechen 
dafür,  daß  wir  mit  sechs  Monaten  ganz  ^t  auskommen.  Ea  genügen  vier  bis 
fünf  Monate  snr  Erreichung  der  Kenntnisse,  welche  die  Hebammen  nnbedingt 
notwendig  haben,  nnd  dann  sbd  ein  bis  zwei  Monate  za  einer  gründlichen 
BepeUtion  erforderlich,  so  daß  6  Monate  m.  £.  voUatfindig  ansrelchend  sind.  Das 
tat  meine  anf  lOJährige  Praxis  begründete  üeberseagnng.  Eine  Lehrzeit  von 
nenn  Monaten  ist  an&rdem  nach  meiner  Ansicht  undurchführbar :  Wer  bezahlt 
denn  die  dadurch  entatehenden  erbeblichen  Hehrkosten?  Das  iat  doch  auch 
eine  wichtige  Frage.  Wir  kOnnen  hier  sehr  wohl  Anforderungen  stellen,  abei 
hintfrlier  kommen  uns  dann  die  Qemelnden  nnd  sagen,  daß  ue  das  Verlongtf 
nicht  Idzten  können.    Ei  bandelt  sich  ja  nicht  nnr  darum,  den  Lehrer  und  die 
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nakcMten  der  lugen  AnsbUdiug  ra  beablen,  ncli  die  EBtidUignng  titr  die 
luge  Lebrzdt,  wihrend  welcher  die  HebimmensehlUeriiuieii  ihrer  Familie  nnd 
ihrer  TlÜgkeit  enUogen  aind,  muß  geleistet  werden.  In  Bttden  kOanen  wir 
das  Jedeimüls  liei  nnBerea  armen  Schvancwald- Oemeinden  tkicbt  durchfahren  ^ 
ea  dürfte  aber  aodi  anderwirts  noch  sehr  yiele  Undliche  Bezirlce  geben,  wo 
ans  pekoniftren  Grfinden  eine  solche  Terlängcnug  nndarchflUirbar  ist.  Ich 
halte  es  deshalb  fOr  richtiger,  wenn  wir  es  bei  einer  Lehrzeit  Ton  sechs  Honaten 
beUssen;  denn  ei  ntttit  nichts,  Anfordeningen  zn  stellen,  die  nicht  in  die 
Praxis  omgeeetst  werden  können. 

Ein  zweiter  Ponkt,  den  ich  besprechen  mOchte,  betrifft  das  Älter.  Wir 
etimmen  wohl  im  wesentlichen  darin  tiberein,  daß  Personen  Im  Alter  ron  20 
bis  80  Jahren  sich  am  besten  zur  AusbildnnK  eignen,  daß  aber  anderseits  inch 
Bltere  noch  bildnngsfUüs  sein  kOnnen.  Deshalb  mOcbte  ich  ronchlagen,  das 
WOrtchei  ,woinO glich"  in  These  1  an  zutreffeDder  Stelle  einznlllgen,  tut 
Ansnalunen  lulasseD  zu  kOnnen.  Uan  kOnnte  statt  „womSglich"  aach  ,in  dar 
Reget*  sagen. 

Was  drittens  die  Forderoug  der  Unbescholtenbeit  anlügt,  n 
meine  ich,  m.  H.,  wir  sollten  von  einer  derartigen  Bestlmmonp;  absehen,  nnd 
es  der  Landesgesetzgebnng  und  Landessllte  überlassen  za  beetimmm,  waa  als 
sittlich  nnd  was  als  nnsittlich  hier  In  Frage  kommen  soll;  denn  es  ist  nu 
wenigstens  unmöglich,  überall  mit  der  !Fordemng  dnrchzndrlngen,  daß  eine 
Frauensperson,  die  einmal  nnehelicb  geboren  haL  yom  Hebammenbemf  ansgtt- 
schlossen  bleiben  soll,  and  ich  mSchte  Sie  doch  (ragen:  halten  Sie  denn  ^e 
Frao,  die  einmal  unehelich  geboren  hat,  unter  allen  Umständen  für  nnslttllohar 
als  eine  andere,  die  Tlelleicbt  vorsichtiger  in  der  Betätif(D»S  der  sog.  , Sitte* 
warf  Darum  meine  ich  noch  einmal,  man  sollte  solche  Dinge  der  landesgeseU- 
lichen  Begelnng  vorbehalten. 

H.  Beg.-  n.  Ued.-Bat  Dr.  T.  Hake-Harlenwerder:  M.  E.  I  Ichstimme 
darb  Obereb,  daß  wir  im  Leitsatz  1  sagen  „in  der  Begel  nicht  Ober  SO  Jahre* 
nnd  nicht  die  Worte  „in  der  Begel*  hinter  «dürfen*  einschieben:  denn  dau 
würde  es  heißen :  „dürfen  in  der  Begel  nicht  oater  20  and  nicht  Ober  80  Jahre 
alt  sein'I  Das  ist  aber  etwas  gani  anderes,  als  was  auch  die  Vorredner  bfr- 
treffs  der  Altersgrenze  vorgeschlagen  haben;  denn  sie  wollen  jedenblls 
ebenso  wie  Ich  das  UlndestmaB  nicht  anch  herabgesetzt  wissen.  Es  geht  doch 
wirklich  nicht  gut  an,  daß  der  Hebammenbemf  schon  mit  18  oder  19  Jahran 
erlernt  wird. 

Bern  Wnnsche  des  Herrn  Vorredners,  die  vorgeschlagene  Äasbildnogs- 
zelt  von  nenn  Monaten  aof  sechs  Monate  herabzusetzen,  kann  Ich  mich  nicbt 
anschließen.  Eine  Zeit  von  seoha  Monaten  genügt  zwar  vollstEndig,  am  die 
Hebamme  theoretisch  ansznbitden,  aber  nicht  ausreichend  praktisoh.  Ich  bin 
fünf  Jahre  als  Kreisphysllcas  bei  den  Hebammenprüfungen  als  Ezuninator  mit 
t&tig  gewesen.  In  meiner  Stellnng  als  EreisphTslkas  habe  ich  dann  Oel^;en- 
beit  gehabt,  die  von  mir  mitgeprfllten  Hebammen  später  Dachprflfea  nt  nüasea, 
und  dabei  ist  es  wiederholt  vorgekommen,  daß  die  theoreüseh  gnt,  ja  a^  gst 
ansgebildeten  Hebammen  bei  den  Nachprttfangen  fast  nngenfigende  Kenntnaae 
zeigten.  Daraas  maßte  ich  den  Schlnß  ziehen,  daß  die  weitere  Fraxia  im  A^ 
Bcluaß  an  den  theoretischen  Unterricht  gefehlt  hat  Die  in  ünem  Lehrkorans 
von  sechs  Monaten  erworbenen  EenntnlsBe  haften  eben  nicht  auf  die  Daaer; 
das  ist  eine  Erfabrong,  die  sicherlich  aadi  in  anderen  Bodrfcen  gemacht  ist. 

H.  Beg.*  und  Med.-Bat  Dr.  DOpneri  M.  H.I  Ich  bitte  Sie,  daru  im 
Prinzip  (eatznhalten,  daß  das  Alter  der  Hebammen- 8 ohülerionea  nicht  über 
80  Jahre  sein  solL  sodafi  wir  nar  za  sagen  braaehen:  , Nicht  unter  SO  ud 
nicht  ftber  80  Jahre'.  Aach  bei  dieser  Fassnng  sind  Ausnahmen  zaliaatg. 
Fügen  wir  dagegen  die  Worte:  «in  der  Begel*  ein,  so  würde  nach  den  u 
dieser  Hinsicht  auf  anderen  Gebieten  gemachten  Erfahrungen  die  Aosnalime 
das  aewOhnliche  and  der  Zweck  verfehlt  sein. 

Wenn  ea  mOglich  ist,  bescholtene  Personen  vom  Hebammoibemfe 
fem  zu  halten,  so  sollten  wir  es  auch  tun.  Die  Sache  liegt  Ja  auch  jetzt  schon 
so,  daß  wir  zweifelhafte  Elemente  einfach  nicht  nehmen.  Ea  wire  aber  gat, 
wenn  solche  Qeslohtspankte  slefch  von  Anfang  an  in  einem  Gesetze  mit  b»- 
rOcksichtigt  worden.  Wenn  ich  z.  B.  die  für  eine  AnmeMong  nr  Tlrbammri 
Lehraastut  erforderlichen  Zeugnisse  and  soDstigw  Papiere  dafcUeae,  ao  wadie 
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ich  meist,  d&B  der  Ereuarxt,  der  die  Meldung  eDtgegennimmt,  liebene würdiger 
ist  als  der  Direktor  der  Uebunmenlehranstalt,  der  die  Aofzonehmende  sa 
nnteriichten  hat.  Die  KTeismedizimübeunten  sind  oft  la  mildherzig  und 
kommen  zn  dem  SchlnB:  ,Die  Bewerberin  ist  gerade  noch  branchbar".  Ich 
habe  einmal  eine  Meldnng  erhalten  mit  den  Worten;  ,Im  hOchston  Notfall 
braachbar"  I  Nnn,  das  heißt  doch  nichts  anderes  als  , Überhaupt  nicht  branchbai" ! 

Um  anf  die  Altersgrenze  nochmals  zniückzokommen,  schlage  ieli  also 
ror,  die  Worte  ,in  der  Begel"  nicht  einzufügen,  weil  leicht  die  Aosnatime  zur 
Begel  wird.  Statt  dessen  empfehle  ich,  den  jetzigen  Wortlaot  des  Leitsatzes  1 
beizubehalten  nnd  nnr  am  Schtufi  zo.  sagen:  „Ausnahmen  sind  lalSssig." 

E.  Dr.  KSatlln-Danzig:  H.  H.I  Ich  mfichto  darum  bitten,  daB  BO  Jahre 
als  Altersgrenze  festgesetzt  bleibt.  Wir  haben  jetzt  z.  B.  mehrfach  Aus- 
nahmen gehabt  und  Frauen  zugelassen,  die  viel  ilter  waren ;  diese  haben  uns 
aber  regelmäßig  große  Schwierigkeiten  gemacht,  und  trotzdem  kann  man  am 
Ende  des  Kursus  nicht  sagen,  daß  sie  festsitzende  Kenntnisse  bea&ßen.  H.  H.I 
Bei  den  studierten  Männern  ist  es  mit  der  Bildungsfähigkeit  im  Alter  doch 
etwas  anderes;  denn  sie  hDren  eigentlich  nie  auf,  sich  weiter  fottiabilden  und 
können  deshalb  auch  nach  80  Jahren  noch  anfangen,  etwas  neues  zu  lernen. 
Bei  den  Frauen  aber,  die  Im  jugendlichen  Alter  von  der  Schale  kommen  und 
nnn  anf  einmal  nach  mehr  als  einem  Jahrzehnt  von  neuem  lernen  aollen,  ist 
die  Wirkung  ganz  anders:  Sie  sind  an  das  Lernen  nicht  mehr  gewQhnt,  es  f&llt 
ihnen  deshalb  außerordeDtlich  schwer.  Wir  haben  hier,  obwohl  Westprenflen 
nicht  zn  den  begtiterten  Provinzen  gehOrt,  eine  Lehrzeit  7on  nenn  Moutten 
lingere  Jahre  hindorch  gehabt  Als  die  Wiederholuugekurse  eingefühlt  worden, 
bat  man  sie  dann  um  4  Wochen  verkürzt;  aber  es  ist  wohl  zu  hoffen,  daß 
sie  wieder  auf  neun  Monate  rerlingert  wird,  da  eine  solche  Dauer  in  Prenflea 
allgemein  eingeführt  worden  solL 

H.  Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  Arbeit  -  Marienbnrg :  Ich  halte  es  ebenfalli 
für  zweckmäßig,  wenn  das  höchste  Alter  ausdrücklich  genannt  und  ein  Zu* 
■atz  gemacht  wird,  und  zwar  nicht  „in  der  Eegol',  sondern  , Ausnahmen 
sind  zulässig".    Aehnliche  Einschränkungen  ^aben  wir  ja  vielfach! 

Was  die  Ausbildung  der  Hebammen  anbetrifft,  so  hat  der  Prenfl. 
Medizinalbeamten  vorein  im  Jahre  1900  dazu  bereits  Stellang  genommen.  Ich 
mochte  mir  meinerseits  erlauben,  anszusprecben,  daß  ich  die  Dauer  cbieB  Lehr- 
knrsus  von  9  Monaten  zur  gründlichen  Ausbildung  einer  Hebamme  für  un- 
bedingt erforderlich  erachte.  Wenn  wir  allerdin^  diese  Bestimmung  annehmen, 
dann  binden  wir  uns  zugleich  in  gewissem  Sinne  zn  Punkt  8  der  Leitsätze, 
insofern,  als  es  dann  nicht  müglich  sein  wird,  auch  nocb  mehrere  14ti£^ 
Fortbüdungsknrae  im  Laufe  eines  Jahres  abzuhalten,  da  hierzu  nur  ein  Viertel- 
jahr übrig  bleiben  würde  und  ein  Teil  dieser  Zeit  noch  durch  den  notwendigen 
Erbolnngsarlaub  des  Direktors  und  seines  AsHistenton  verloren  geht,  loh 
werde  auf  diesen  Punkt  vielleicht  noch  später  zurückkommen;  schon  jetzt  muB 
Ich  aber  betonen,  daß  die  Ansbildung  bei  weitem  das  wichtigere  Ist.  Die 
Fortbiidongskurse  sind  allerdings  auch  notwendig,  aber  zu  ihrem  Qunaten  darf 
die  AusbilduDg  der  Hebamme  nicht  leiden.  Ich  bitte  deshalb  an  der  Tom 
Herrn  Beferenten  vorgeschlagenen  Ansbildung  von  neun  Monaton  festzuhalten. 

H.  Ober-Med.-Bat  Dr.  Hanser:  Zu  den  von  mir  gegen  die  Daner  des 
Lehrknrsus  von  neun  Monaten  bereits  vorgetragenen  Gründen  mOchte  Ich  weiter 
noch  einen  —  ich  mOchte  fast  sagen  —  rein  physikalischen  dazu  fügen:  Das 
Königreich  Württemberg  hat  beiapiels weise  nur  eineHebammenschnle;  es  muß 
aber  in  dieser,  um  dem  Bedürfnis  gerecht  zu  werden,  aUjihrlich  2  Korse  halten; 
das  wäre  nun  bei  einer  Korsdauer  von  nenn  Monaten  rdn  nnmOgUch,  da  IDMI 
ans  einem  Jahre  nur  12  Monate  und  nicht  16  heraosbringen  kann.  Zwei  Lehl^ 
korse  aber  nebeneinander  zu  halten,  wird  schon  deshalb  unmOslich  sdn,  weO 
man  nur  eine  bestimmte  Zahl  von  Schülerinnen  in  der  Schule  luterbringeB 
kann.  Bei  uns  in  Baden  liegen  die  Verhältnisse  insofern  ähnlich,  alz  wir  sdt 
8  Jahren  fast  8  Monate  hindurch  Fortbildungskurse  abgehalten  haben  lud 
die  Schulen  doch  anch  noch  eine  gewisse  Ruhepause  haben  müaani. 

H.  Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  JsDgnuuB:  Ich  mOchte  mich  diesan  B» 
denken  auch  anschließen.  Die  Schwierigkeiten,  die  Ich  in  melmer  Gegend 
habe,  um  genügend  Hebammen  zur  Auebildang  n  bekommea,  «&nai  daroT, 
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die  Bedineaoeen  fflr  die  Ansbildangszeit  zu  hoch  xn  stellen;  vrir  stehen  vas 
Tielmehr  in  dieser  Hinsicht  gewisse  BeachT&nkiuiKen  tuferiegen,  am  eben  Jene 
SchwlerigkeiteD  za  Termdden.  Ich  meine,  dtß  die  Dnier  tod  seclis  Honatea 
föi  die  Xubildiuig  einer  Hebamme  an  Bicn  aiureicheod  ist,  nnd  gUnbo  »uck 
nicht,  daß,  wie  a  aoegeeprochen  ist,  eine  spUere  DntDchtigkeit  i£ie  Uraadie 
in  der  m  koizen  Aasbudnngsieit  bat.  HierfOi  fallen  ganz  andere  Dnutiode 
ins  Oewicht,  tot  allem  die,  daA  die  Hebammen  oft  nicht  genügend  Qeleraiheit 
zur  AnsttbODg  ihres  Berofes  haben  nnd  daS  sie  nicht  anardchend  beMifdchtlst 
werden.  Jedenfalls  empfiehlt  es  sich,  daß  der  Kreisarzt  hknflger  mit  den  Heb- 
ammen seines  fiazirks  In  Verbindung  tritt,  sie  dauernd  durch  VortAga  snd 
Üebungen  anf  dem  Laufenden  erhÜt,  In  der  Weise  etwa,  daß  ein  solcher 
nnterricht  Tielleicht  alle  4  Wochen  stattfindet.  Ich  habe  dies  Verfahren  selbst 
erprobt  und  gefunden,  daß  sich  dadurch  recht  viel  erreichen  lUt;  deehalb 
werde  ich  andi  bei  Leitsatz  S  hierauf  zurOekkommen  und  fordern,  daß  die 
Nachknrse  biuflger  als  bisher  erteilt  werrden, 

YerBltiender I  U.  H.!  Ich  mDchte  Sie  warnen,  die  Dauer  der  Ans- 
bildung  zu  Terringem.  Mit  Ausnahme  des  E,  Ob.-Ued.-Bats  Dr.  HansAf 
haben  alle  hier  anwesenden  Hebammenlehrer  erklärt,  daß  ein  Lelirkursus  tob 
neun  Monaten  erforderlich  sei.  Die  Erfahnugen  des  E.  Kollegen  t.  Haka 
kann  ich  anf  Qrund  eigeoer  Erfahrungen  nur  hest&tigea.  Frauen,  die  bei  der 
Prüfung  ganz  Torzüsliäie  theoretische  Kenntnisse  zagten,  erwiesen  sich  oft 
spKter,  als  sie  Jahrelang  in  der  Praxis  gestanden  hatten,  in  ihrem  Wissoi  und 
Können  außerordentlich  zorfickgeEangeD;  ich  habe  ttberhaupt  bei  den  PrttfniigeH 
der  EebammenachfllerinDen  den  Eindruck  schabt,  als  ob  sie  das,  was  ihnen 
mit  Tieler  MBhe  beigebracht  war,  in  der  kurzen  Ausbildungszeit  nicht  recht 
Terdaut  hatten.  Anch  in  bezng  auf  die  nrakische  Tätigkeit  lassen  sie  die 
erforderliche  Sicherheit  rermissen;  eine  solche  ist  ja  anch  um  bd  einer  Un> 

Sren  Dauer  des  Lehrkurses  zu  erreichen,  Toransgesetzt,  daß  die  Hebammen- 
iranstalt  genügend  Qelegenheit  zur  praktischen  Ansttbung  der  QeburtshWe 
bietet.  Dies  ist  aber  leider  Tlelfach  nicht  der  Fall.  In  (%ls  hat  man  eine 
nte  Einrichtnng  getroffen,  um  die  LehrtOchter  auch  pralitisch  tüchtig  auszu- 
bilden. Die  dorUge  Hebammenlehranstalt  ist  mit  einer  geburtshOUlichen 
Pt^iklinik  nnd  einem  WOdmerinnenasyl  verbunden,  so  daß  die  SchtUerinnen 
neben  der  Theorie  anch  die  Praxis  ansreichend  kennen  lernen.  Dies  sollte 
überall  angestrebt  werden.  Oerade  so  wie  für  die  Aerzte  jetzt  ein  praktisches 
Jahr  nach  dem  Examen  eingeftthit  ist,  müßte  man  auch  bei  den  Hebatnmea 
dne  fihnliche  Elniiohtnng  vorsehen,  damit  sie  nicht  nur  mit  theoretlschea 
Kenntnissen  ausserftstet  anf  das  PnUikum  losgelassen  werden.  Es  werden  sich 
deher  Mittel  und  Wege  finden  lassen,  am  ihnen  du  praktisch  goiügend  dn- 
tnüben,  was  de  theoretisch  erlernt  haben.  Am  besten  wird  dies  dadurch 
erreicht  werden,  daß  sie  ebe  Zeitlang  unter  Kontrolle  praktisch  tfitig  sind  und 
twar  womöglich,  nachdem  sie  die  Prüfung  überstanden  haben  una  von  den 
Ezamensorgen  hefrdt  sind.  Die  Prüfung  konnte  z.  B.  recht  gut  nach  einer 
Anabildungszdt  von  deben  Monaten  stattfinden,  die  Ansstelinng  des  Prüfunga- 
zeugnisses  mUßte  dagegen  erst  nach  einer  weiteren  praktischen  TUlgkeit  von 
zwd  Monaten  erfolgen ;  auf  diese  Webe  würde  anch  eine  Ansitlldnngszdt  von 
neun  Monaten  errdcht.    Die  finanzielle  Frage,  die  vom  H.  Kollegen  Hans  er 

angeschnitten  ist,  kann  m.  E.  bei  einer  so  wichtigen  Frage  nicht  r ''' — 

rebend  sein;  sind  die  Oemeindän  nicht  IdstungsAhlg  genug,  um  < 
[Osten  zu  tragen,  dann  müssen  staatliche  Zuschüsse  gew&hrt  werden.  Man 
darf  doch  auch  nicht  versessen,  daß,  je  tüchtiger  eine  Hebamme  ist,  desto 
besser  ist  für  die  Kreißenden  nnd  WSchnerinnen,  sowie  für  die  Neuse^ 

£»orgtl    Von    diesem   Gesichtspunkte   ans   kOnnen   ein   paar   Eun&r 
ehrkosten  für  die  Ausbildung  keine  Solle  spielen;  denn  schon  ein  i 


Eebend  sein;  sind  die  Oemeindän  nicht   IdstungsAhlg   genug,   um  die  Mehr- 
ästen  zu  tragen,  dann  müssen  -'--'"-'^-   "-    >  -  — -■ 

darf  doch  auch  nicht  versessen,        ,        ..      „._ , 

besser  ist  für  die  Kreißenden  nnd  WSchnerinnen,  sowie  für  die  NeuseboreneB 

£»orgtl  Von  diesem  Gesichtspunkte  ans  kOnnen  ein  paar  Eun&rt  Mark 
ehrkosten  für  die  Ausbildung  keine  Solle  spielen;  denn  schon  ein  einziger 
dadurch  verhüteter  Wochenbettfleberfall  erspart  oft  mehr  Kosten  für  die 
betroffene  Familie,  als  die  ganze  Ausbildung.  Ich  kann  mich  daher  nur  gegen 
eine  Abkürzung  der  vorgeschlagenen  AnsbildnngsBdt  anssprechen. 

Was  die  Vorschläge  betreffs  der  Altersgrenze  uilaagt,  so  erscheint 
mir  der  vom  H.  Kollegen  v.  H  a  k  e  vorgeschlagene  Zusatz  am  Sdiluß  des  ersten 
Ldtaatzes:  .Ausnahmen  sind  zullsslg*  am  zweckmäßigsten. 

H.  Beg.-  u.  Hed.-Bat  Dr.  T.  Haket  Ich  wollte  nur  bemerken,  daß  der 
Znsatz,  um  etwaige  Ausnahmen   der  Deberschreitnng  der  Altersgrenze  nach 
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nntoi   ansziucliließeti,   Uateo   muB;    .ÄnsDftlimen    in   bemg   »uf   die 
Uebersclireitiing  des  HDchatftlteis  sind  suläasig*. 

Voraitzender:  Wfiuacht  noch  jemaad  das  WortP  £b  ist 
nicht  der  Fall.  Der  H.  Referent  hat  auf  das  Schlasswort  ver- 
zichtet; ich  BchliesBe  deshalb  die  DiskaBsion  und  hringe  znnftcbBt 
den  Leitaatz  1  mit  dem  rorg^eschlag'eDen  Zusatz;  „Ausnahmen  in 
bezug:  anf  die  Deberschreitan^  des  HOchstaUers  sind 
zalilBBi;'  zur  Abstimmung:. 

Diejenigen  Herren,  die  damit  einverstanden  sind,  Tollen 
sitzen  bleiben. 

(Es  erhebt  üdi  niemud.) 

Leitsatz  1  nebst  Znsatz  ist  einstimmig:  angrenommen. 
Wir  kommen  nun  znr  Abatimmnog  Aber  den  zweiten  Leitsatz. 

E.  Ober-Ued.-Bat  Di.  Hauer:  U.  H.t  Ich  mOchte  IhoeD  nodmula  ror- 
Bchl&gen,  daß  sie  die  Worte  .hat  mindesteaB  9  Uoaata  zu  danern"  ersetzen  dnich 
die  Worte:  .hat  nicht  unter  6  Monate  zn  daaern".  Meine  Gründe  ttU 
diesen  Toischlag  habe  ich  Ihnen  schon  angcfikhrt,  ich  halte  es  namentlich  für 
praktisch  nndarchfllhrbar,  überall  Lehrkarse  mit  einer  Dauer  von  nenn  Monaten 
einzurichten.  Ans  den  bisherigen  Aasfahnuigea  ist  mir  anch  das  Gegenteil 
nicht  erwiesen  worden;  anßerdein  weiß  ich  nicht,  ob  unsere  Oniversitäts- 
Eebanunenscbolen  anch  imstBJide  sein  Verden,  so  lan^danernde  Kurse  dnrch- 
znfähren.  Zudem  kommt  es  bei  dem  Hebammenonterricht  nicht  allein  auf  die 
Dauer,  sondern  anch  darauf  an,  wer  unterrichtet  und  wie  nnterrichtet  wird; 
ein  gater,  wenn  anch  knrzer  Daterricht  scheint  mir  aber  wichtiger,  als  das 
abeolate  Verlangen,  daß  er  neun  Monate  dauern  solL  Ich  wiederhole  daher 
noch  einmal:  für  sflddentache  Verhältnisse  würde  ein  neunmonatiger  Unterricht 
schwer  darcbfQhrbar  sein,  es  würde  somit  für  nns  Ihre  Pordemng  wahnchein- 
lieh  nur  anf  dem  Papier  stehen  bleiben. 

Torsitsender  1  U.  E.  I  Die  Diskussion  über  den  Leitsatz  2  war  elgenU 
lieb  schon  eescliioBsen,  nach  den  Ausführungen  des  Eerrn  Vorredners  bleibt 
mir  aber  nichts  anders  übrig,  ab  sie  wieder  zu  eröffnen.  Ich  mochte  ihm 
selbst  erwidern,  dafi  uns  gerade  seine  letzten  AosItlbrnDgen  reranlaasen  müssen, 
an  einer  Lehrzeit  TOn  neun  Monaten  festzuhalten ;  denn  wenn  er  eine  Lehrzeit 
TOn  sechs  Monaten  nadi  seiner  Ansicht  nur  dann  für  ausreichend  hält,  falls 
ein  tüchtiger  Lehrer  zur  Verfflgnng  steht,  so  ergibt  sich  daraus  Ton  selbst  die 
Notwendigkeit  einer  längeren  Ausbildung,  da  wir  nicht  die  Garantie  haben, 
daß  immer  tüchtige  Lehrer  den  Unterricht  erteilen.  Darin  stimme  ich  aller- 
dings mit  dem  Herrn  Vorredner  überein,  daß  die  Frage  auch  eine  finanzielle 
ist;  der  finanzielle  Gesichtspunkt  darf  aber  dabei  aus  den  bereits  vorher  von 
mir  angeführten  Gründen  nicht  so  in  den  Vordergrund  gestellt  werden;  aoBer- 
dem  wird  sich,  wie  schon  gesagt,  das  durch  die  verlängerte  Lehrzeit  erforder- 
liche grOfiere  Anlagekapital  auf  die  Dauer  sehr  gut  verzinsen. 

H.  Med. -Bat  und  Stadtdireklionsarzt  Dr.  EOstlln ■  Stuttgart i  M.  B.I  Ich 
habe  mich  nur  zum  Wort  gemeldet,  um  die  Bicbtigkeit  dor  Angaben  des  Eerrn 
Obermedizinal  rat  Dr.  Heuser  bezüglich  der  Verhältnisse  in  Württemberg  zu 
bestätigen.  Wenn  wir  den  BeschloB  fassen,  daß  der  Earsos  mindestens  secha 
Monate  dauern  soll,  so  dürfte  das  genügen;  wenn  wir  aber  eine  neunmonaüge 
Dauer  festlegen,  so  würde  nnser  Beschluß  nach  den  gehSrten  AusfBhrangai 
für  Süddeutschland  illusorisch  sein.  Ich  sehe  deshalb  nicht  ein,  warum  wir 
den  Vorschlag  des  Kollegen  Hanser  nicht  annehmen  wollen.  Es  genügt  doch  zu 
sagen,  der  Kursus  soll  jedenfalls  nicht  weniger  als  sechs  Monate  dauern,  während 
In  aem  Leitsatze  eine  Mindestdauer  von  nenn  Monaten  verlangt  wird.  Vielleicht 
konnten  wir  noch  lünzufügen,  daß  eine  Dauer  von  neun  Monaten 
wünschenswert  wäre;  dann  würde  allen  Verhältnissen  Bechnung  getragen 
werden.  Wir  wollen  doch  nur  allgemeine  Gesichtspunkte  und  keine  de- 
tailierten  Bestimmungen  anfsteUen;  diese  allgemeinen  Bestimmungen  sollten 
aber  so  sein,  daß  sie  für  alle  Yerhnltnlase  passen.    Meine  Meinung  Ist  also  die, 


IIB  Distauiiim  ko  dem  Vortrag: 

dafl  vir  dm  Anttmge  HftBser,  w«ii«di  die  Dftaer  des  Enraea  liekt  OMter 
■edu  Honaten  betnigeu  mU,  eCm  mit  dem  BeieaU  nutiiiunem,  dafl  oa 
wQnKbenswert  lei,  du  AoaUldniigazeit  da,  wo  es  die  Terltältnine  erianb^ 
aal  aeon  Monate  zn  Terlinden.  Daan  liätten  wir  einea  Beachlafi  gofaät,  dar 
sieb  Bdcii  fliwiall  praktisdi  dnrclifiUirea  lassen  wllide. 

H.  Beg^  a.  Hed.'Rat  Dr.  BSpaers  Ick  Intte  er  sagen:  4n  dar 
Begel  nenn  Hoaate." 

H.  B«g.-iLlCed.-Bat  Dr.  v.  Hake:  M.H.!  Ich  bitte,  den  Leitsatz  S 
nnrerindeTt  zu  lassen,  da  ich  die  AnsfObnuigen  des  H.  Ober-HedizinBl-Bata 
Dr.  Hanser  geKen  einen  Lebrkaniis  too  nenn  Monaten  niclit  tfir  richtig  kalte. 
Darin  stimme  ich  ihm  allerdings  bei,  dafi  der  Erfolg  des  Hebunmennnterrichta 
wesentlich  tw  dem  betreffenden  Lehrer  abhingig  ist ;  deshalb  müssen  wir  nach 
im  Huptamt«  dgene  Olidttoien  fftr  die  Hebammen -Lehranstalten  haben  nai, 
wo  solche  nicht  Torhaaden  ^d,  mftssea  sie  angestellt  werden.  Es  ist  aoA 
nicht  cweckmifiig,  dafi  UnirersitSts-Prolessoren  den  Hebammeanotenkbt  sir 
im  Nebenamt  srMlea.  Desgleichen  bin  ich  nicht  dafttr,  daß  gjsikologiscbe 
*n«tJLHyn  mit  den  Hehammen  -  Lehranstalten  Terbnnden  werden ;  dean  usere 
Hebammen -Leliranstalten  sind  eben  nnr  dasn  da,  daB  an  ümai  Hebannca 
ansgeluldet  werden  und  nichts  weitet.  In  besng  aof  die  Daner  der  Am- 
UlAingszeit  mnS  aber  m.  E.  die  jetzt  in  DentscUand  bestehende  VencUedeB- 
heit  anfhSTen;  werden  in  Baden,  Württemberg  nnd  Bajeni  noch  lAnftighia 
dafKr  nur  seclis  statt  nenn  Monate  verlangt,  so  würde  eben  das  BeflUigvngs- 
zengnis  der  dort  ausgebildeten  Hebammen  in  den  anderen  Bundesstaat«!  mit 
lingorer  Ansbüdnngszeit  nicht  als  ausreichend  zu  Ansübaag  des  Hebamme»- 
berals  anerkannt  weiden. 

E.  Ereisaizt  o.  Med. -Bat  Dr.  Arbeit:  M.  H.I  Die  Hebung  des  Heb- 
smmenwesens  ist  eine  so  wichtlse  Frage,  daß  man  es  nicht  verstehen  wftrde, 
wenn  wir  in  der  Frage  der  Anabildiug  der  HebammeQ  aof  dne  sechsmonatige 
Dauer  des  Lehrknrsua  hernntergeben  wollten.  Wenn  wir  den  Hebammenstand 
heben  wollen,  so  ist  die  Qrondlage  dafOr  vomab  in  einer  tfichtigeroi  Ana- 
bildiing  zü.  suchen;  von  herrorrMcnder  Seite  und  mit  wenig  Ansnahmen  ist 
immer  wieder  betont  worden,  dafi  dazn  eine  Dauer  von  neun  Monaten  not- 
wendig seL  Wir  haben  hier  von  anwesenden  Hebammen! ehiero  gehtlrt,  dafi 
sie  eine  solche  Daner  für  nOtig  halten,  wir  wissen,  dafi  in  COln  sogar  eine 
Onterrichtsdaner  von  einem  Jahr  vorgeschrieben  ist;  da  sollten  wir  uns 
doch  hüten,  mit  BOcksidit  auf  dis  Kostrafrage  eine  ktkrzere  Daaer  aazonehmea. 
Wenn   erst   die  Hebammen  besser  gestellt  shid,   dann  werden  sich  auch  hia- 


UniverBititapTofessoren  als  Hebammenf^rer  beschäftigt  sind,  so  geschieht  e 
meist  deshalb,  weil  man  aas  FiaanzgrAndeo  keine  besonderen  Hsbamroenschnlea 
bauen  möchte.  Es  müssen  aber  mehr  Anstalten  geschaffen  werden,  die  ans- 
Bchließlicb  der  Heranbildnng  von  Hebammen  dienen. 

H.  Med.-Bat  Dr.  Scheurlen  -  Stuttgart :  M.  E.I  Es  sind  wiederholt  die 
Verhältnisse  in  Württemberg  berührt  worden.  Ich  will  zur  tatsächlichen  Be- 
richtigung hinzofttgeo,  daß  der  Wunsch  der  Hebammenlehrer  und  Oberamts&rzt« 
zonftchst  nach  Bepetitionskorsen  gegangen  ist.  um  solche  in  Württemberg 
zu  ermöglichen,  ist  in  den  nächstjuingen  Etat  eine  Summe  von  mnd  */«  Millioa 
zur  Erweiterung  der  Hebammenschnlen  eingestellt  worden,  damit  die 
Fortbildungskurse  in  Zukunft  durchgeführt  werden  kOnnen.  Wenn  Sie  aber 
noch  weitergehen  nnd  verlangen,  daß  auch  der  Unterricht  verlängert  und  auf 
neun  Monate  ausgedehnt  werde,  so  wird  dies  in  Württemberg  eiiuacb  aamllf. 
lieb  sein,  durchziutthren.  Schon  ans  diesem  Grunde  stimme  iäi  daher  dem  Aa- 
trage  des  Herrn  Dr.  Häuser  vollständig  beL 

TtrtltieBder :  H.  H.  l  Ich  glaube  über  die  Notwendigkeit  einer  grftad- 
liehen  Aushildung  der  Hebammen  sind  wir  einig;  die  betreffs  der  Dauer  der 
ADsbildangszeit  aoei  noch  abwdcheuden  Ansichten  scheineii  mir  bauptaftchlich 
Ihren  Orund  auch  darin  zu  haben,  daß  bei  TerlKugerong  der  Lehrkurse  mehr 
'ebammen- Lehranstalten  geacltaffen  werden  mttfiten  nnd  dadurch  ciflB«Ko>teB 


veb 
die 
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entitehen  wurden.  Diese  Neneinrichtimgen  werden  Blch  aber  vielleieht  Ter- 
meiden  lasaen,  wenn  nach  meinem  VorscblaKe  die  SchtUerinnen  nnr  bis  inr 
Vollendung  ihrer  theoretiachen  ÄusbUdong  in  der  Eebaiomenleliranstftlt  bleiben 
und  dann  za  ihrer  weiteren  praktischen  Uebong  noch  in  WQchaerinnenasjlen, 
;ebnrt3hilQicheD  PoUkliniliBD  naw.  tStig  sein  kOnnen.  Wir  wollen  ja  nor,  d&ß 
ie  gesamte  AasbUdangsieit  auf  nenn  Monate  featgeaetzt  wird;  der  ron  mir 
Torgeschlagene  Weg  wttrde  dies  aach  ohne  große  finanzielle  Opfer  ermöglichen. 
H.  Dr.  KSstllH*Danzig.  M.  H.l  Ich  will  nur  kurz  darauf  aufmerksam 
machen.  daB  bei  einer  solchen  Verlängerung  des  Lehrknraes  auch  die  Zahl  der 
anasablldenden  Hebammen  herabgaaetzt  werden  mtlBte,  aonst  würden  nicht 
mehr  soriel  Entbindungen  anf  eine  jede  Si^ttlerin  enttiülen. 

Voraitzender:  M.  H.l  Ich  glaube,  wir  ttaben  jetizt  die 
Frage  BO  eingehend  besprochen,  daas  ich  die  DiakoBsioii  achliessen 
kann;  ea  hat  sich  aach  niemand  mehr  zam  Wort  gemeldet,  des- 
gleichen  hat  der  H.  Referent  aaf  das  Schlnssvort  verzichtet.  Wir 
kOnneo  somit  zur  Abatimmong  schreiten;  and  zwar  bringe  ich 
zonftchat  den  Leitaatz  2  dea  Herrn  Keferenten  znr  AbBUmmang, 
da  dieser  in  bezag  anf  die  Aasbildangazeit  der  Hebammen  der 
weitgehendste  iat.  Sollte  er  abgelehnt  werden,  so  würden  wir 
nna  Über  den  Antrag  des  H.  Kollegen  Hanaer  achltlasig  machen 
mllBaen. 

Ich  bitte  alao,  die  dem  Leitsatz  3  zustimmenden  Herren 
aitzen  zn  bleiben. 

Der  Leitaatz  ist  gegen  fünf  Stimmen  angenommen. 

Wir  kommen  nun  zn  Leitaatz  8. 

H.  Hed.-Bat  Dr.  Vllnter,  Beferent:  Um  nnslltzen  Debatten  rorzu- 
bengen,  bemerke  ich  im  Toraua,  dafi  ich  an  Stelle  der  Worte  .alle  ftkof 
Jahre",  die  Worte  ,in  angemeaaenen  Zeitrlnmen",  rorschlage,  da 
Je  nach  den  Verhältnissen  ein  fttntj&hriger  Turnua  fflr  die  Wiederholongaknrse 
lu  yiel  oder  zn  wenig  sein  kSnnte. 

K  Dr.  KSstlln  -  Danzig :  Ich  mDchte  den  Antrag  atellen,  daS  statt  Lelt~ 
■atz  8  eine  andere,  ein  etwas  allgemein  gehaltenere  FasannE  gewSUt  wirdi 
insbesondere  eine  aolche,  die  nicht  die  Dauer  nnd  ^nfigkeit  der  Fortbildongs- 
knrso  angiebt.  In  Danzig  haben  wir  i,  B.  mit  14t&gigen  Wiederholnngakursen 
schlechte  Srlahrungen  gemacht  nnd  werden  deshalb  Tom  nächsten  Jahr  ab 
8  wSchige  Kurse  abhalten.  Die  Ton  der  Vereinigung  zar  FQrdernng  des 
deutschen  Hebammenweaens  aufgestellte  These  dürfte  genttgen;  aie  lautet: 

^Obligatorische    Nachprltfongen     durch    die    KreisKnte 
und  Wlederbolungsknrse  sind  fttrallBHBbammeneinzaffthren." 

Toralttender  I  Ich  halte  den  Tom  H.  Beferenten  aufgestellten  Leitsatz 
fttr  richtiger  nnd  weitgehender;  denn  er  erstreckt  sich  auch  daranf,  daB  die 
Hedizinolbeamten  die  BebammeD  fortlaufend  kontrollieren  sollen.  Nach- 
prüfungen durch  die  Kreisärzte  sind  allerdings  nicht  besonders  erwihnt,  aber 
diese  fallen  ja  unter  die  fortlaolende  Beaufsichtigung  durch  diese.  Ich  schlage 
Uinen  daher  Tor,  ee  bei  unserer  Tliese  zu  belassen,  nachdem  der  Hen  Befeieut 
bereits  die  uriprlknglich  Torgesehene  lahlenmUige  Zeitangabe  fltr  die  Wieder- 
holungskurse fallen  gelassen  hat.  £^  fttnQähriger  Tomna  wttrde  aach  bei  den 
rorhandenen  Hebanunenlehranatalten  gar  nicht  mCglich  aein;  in  der  Provinz 
Westfalen  gibt  ea  z.  B.  nnr  eine  solche  Anstalt  und  mindeatens  8000  Heb- 
ammen, es  mUBten  alao  600  Hebammen  jährlich  zn  Foitbildongakursen  ein- 
beruteu  werden,  das  iat  aelbst  bei  2  nnd  8  Anatalten  nicht  mS^ich,  da  bei 
neonmonatigen  Lehrknraen  nor  Zelt  für  2 — 3  Wiederholungaknrae  zur  Ver- 
fügung atebt  und  mehr  als  2G  Hebammen  zn  einem  solchen  nicht  gleichseitig 
«Isbernfen  werden  sollten.  ~  Ea  ist  alao  zweckmäBig,  den  Zeitraum  für  den 
Tnmus  nicht  festzulegen ;  überhaupt  stehe  Ich  auf  dem  Standpunkt,  daß  sieh 
die  Einberufung  zn  einem  Wiederholungsknraua  beaonders  innerhalb  der  ersten 
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5  Jahre  nach  dem  Besteben  der  Prflfnng  empllehlt,  sp&teriÜD  iriid  er  >kA 
■eltener  als  nOtig  erweiaen. 

E.  Kreiaarzt  Med.-Bat  Di.  Janfmaaii:  H.H.:  Ich  habe  bereits  Torhü 
aoBgefBhrt,  daß  ich  damit  einTerstaDden  bin,  wenn  fflr  die  Wiederhol  nngslnmc 
keine  Fristen  Toi^eschrieben  werden;  d^egen  bin  ich  der  Ansicht,  daS  nte- 
lichst  viele  derartige  Earse  eingerichtet  werden.  Ich  halte  es  jedoch  niAt 
-fikr  notwendig,  dao  diese  Kurse  nur  an  den  Hebammenschnleii  stattfindea, 
»Bdem  kann  mir  «ach  Verhiltnisse  denken,  wo  sie  anderw&rta,  vielleidit  ut«r 
Aufsieht  eines  Hedizinalbeamten  abgehalten  werden  kannten,  der  aal  diesos 
Oebiete  eine  besondere  AnsbiUnng  erhalten  hat,  so  da8  er  inr  Erteilung  eines 
solchen  Lehrknrsiis  sehr  wohl  in  der  Lage  iat  Dadurch  wflrden  wir  JuacfaeM 
Hebammen  die  Teilnahme  an  diesen  Korsen  sehr  erleichten.  Zur  Annahme 
meines  Torschlages  branchte  dem  Leitsata  3  nur  am  Schlnfl  hiozogefOgt 
werden:  .Ausnahmen  zur  Abhaltnog  von  Fortbildnngakuraen 
an  andern  Orten  sind  znlässig.* 

TonttMBdert  H.  H.t  H.  Kollege  Jnngmann  läßt  bei  seinem  Tor- 
schlage außer  acht,  daS  es  auch  im  Interesse  des  Hebamtnenlehrers  liegt,  wenn 
die  ^rtbildunnikarse  in  seber  Anstalt  und  Ton  ihm  selbst  abgehalten  werdeai, 
damit  er  ein  Bild  davon  bekommt,  wie  sich  seine  Unterrichtsmethode  in  der 
Praxis  bewihrt  hat  and  nach  welchen  Bicbtnngen  sie  so  rerbessem  ist,  am 
den  bei  einEeluen  Hebammen  inbentg  auf  ihre  Kenutnia  ond  Fähigkeiten  inta«e 

fitretenen  HKngela  Torzabeugen.  Diese  Hinsei  kennen  zu  lernen,  ist  Mr  £e 
ebammenlehrer  sehr  wflnst^enswert  nnd  lehrreich,  und  schon  aoa  diesem 
Brande  mttssen  m.  K  die  Fortbildungskurse  in  den  Hebammen -Lehranstalten 
stattfinden,  gans  abgesehen  davon,  daß  diese  auch  am  besten  mit  da  er- 
forderlichen Lehrmitteln  und  Lehrmaterial  ausgestattet  sind. 

H.  Eeg.-  und  Ued.-Bat  DSpneri  Ich  halte  es  einfach  fOr  ausgeschloases. 
daß  die  Wiederholungskurse  anderswo  statt&nden,  als  in  den  Eebammenlehi- 
auBtalteu;  denn  es  handelt  sich  dabei  doch  nicht  allem  um  eine  theoretische, 
sondern  auch  um  eine  praktische  Wiederholung,  Da  ist  es  doch  gans  unmSg- 
lich,  ä.&  ein  solcher  Eurans  von  einem  Kreisarzt  abgehalten  werden  kann, 
wenn  er  nicht  zufällig  gerade  nebenbei  noch  eine  Privat  -  Entbindungsanalalt 
hat.  Die  Hebammen  sollen  durch  die  Wiederholangsknrse  fester  werden  in 
ihren  theoretischen  wie  praktischen  Kenntaissen,  die  theoretiacheo  kOnnt«  ihnen 
Ja  der  Kreisarzt  vielleicht  beibringen,  aber  die  Praxis  kann  nur  in  der 
Hebammenlehranstalt  eingettht  werden. 

E.  PbjaikuB  Hed.-Bat  Dr.  Bledel-Ltlbeck:  Entsprechend  dem  Antrage 
des  Herrn  Kollegen  Jungmanu  milchte  ich  ebenfalls  bitten,  das  Wort 
.Hebammenschule*  wegzulassen.  Ich  weiß  nicht,  ob  alle  Bundesstaaten 
Eebammenschnlen  haben ;  wir  in  Lübeck  haben  z.  B.  keine.  Oleichwohl  flndet 
hier  alle  Jahre  unter  eventneller  Benotzung  der  Entbindungsanstalt  des 
Erankenhanses  and  unter  dem  als  Heb srnmenl ehrer  anKestetlten  Spezialarzt  Ön 
Wiederhotungsknrsus  statt,  ohne  das  wir  eine  „HebammensiuiulB*  haben. 
Gerade  fflr  die  Terh&ltnisse  der  Kleinstaaten  wird  es  passend  sein,  wenn  die 
Abhaltnng  von  Wlederholungskarsen  auch  in  andern  geeigneten  Anstalten 
lulSssig  Ist,  wenn  auch  dur(^  die  schärfere  Fassung  .Hebammenschule'  viel- 
leicht der  Anstoß  gegeben  werden  konnte,  daß  hier  und  da  noch  eine 
Hebammen  -  Lehranstalt  gegründet  wird.  Jedenfalls  muß  der  Wiederholangs- 
knrsns  nicht  nur  ein  theoretischer,  sondern  auch  ein  praktischer  sein. 

E.  Hed.-Bat  Dr.  Fltnzer  (Referent):  Hit  Bücksicht  auf  die  Anaf fUmugei 
des  Herrn  Torredners  schlage  ich  vor,  den  Leitsatz  8  am  Schluß  wie  folgt 
abznindem:  „an  Hehammenachnlen  oder  In  anderer  geeigneter 
Weise,  falls  keine  solche  vorhanden  ist*. 

Tonttaender I  M.  H.t  Ich  halte  ea  für  heaaer,  wenn  wir  aosntrechea, 
daß  der  Fortbtidongskursus  unbedinirt  in  einer  Anstalt  abgehalten  weraen  muß, 
jedoch  kann  dies  auch  ein  WSchnerinnen-Asyl  sein.  Oegen  die  Abhaltaag  eines 
solchen  Kursus  hei  einem  Kreisarzt  mnß  ich  mich  aber  entschieden  aoaspreeho. 
Ich  schlage  deshalb  vor,  daß  wir  hinter  „Hebammenschnlen*  die  Worte  ma- 
fttgen:  .oder  an  anderen  geeigneten  Anstalten*. 

H.  Hed.-Bat  Kreisarzt  Dr.  Jungmanni  Ich  habe  nicht  im  Sinne  gehabt, 
daß  alle  KrebSrite  derartige  Wiederholungskurse  abhalten  sollen,  sondern  anr 
solehe,  bei  deoeo  es  die  Terhiltnisse  erlauben. 
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E.  Ued.-B&t  EreüuEt  Dr.  Arbeit  t  Ich  Termisso  doch  mIu  den  Hinwob 
Ulf  die  in  Preußen  abUdie  nnd  ron  Prot.  Dr.  Pritsch-BoDO  all  sehr  wert- 
voll bezeichnete  NachprtttnnB  der  Eebsmmen  dnreh  die  Ereislnte. 
Der  Herr  Beferent  meint  js  auch,  daß  die  Sjäbrige  Naclifirttfniig  nicbt  als 
Kosreichetid  za  erachten  ist,  er  ist  ferner  der  Ansieht,  und  eine  große  Anialü 
TOD  Ihnen  wohl  auch,  daß  der  nnmittelbare  Verkehr  des  Kreisarztes  mit  den 
Hebanunen  nicht  h&nflg  genug  erfolgen  kOnne.  Daß  SjShrige  Nachprtlfiingen 
den  beabsichtigten  Zweäc  lücht  erreichen,  habe  ich,  zumal  bä  älteren 
Hel>ammen  liiiäg  genng  gefonden.  Die  8  Jährige  NachprOfoug  als  Fort- 
hildongamlttel  ist  da  gam  aweddos.  Es  ist  daher  schon  mdulach  der  Wunsch 
oeSoßert  worden,  daß  die  Nachprtlfnngen  alle  Jahre  stattfinden  sollten.  Da- 
dnnsh  wtkrde  allerdings  den  Ereisirsten  eine  aofleroTdentUch  große,  nene  Last 
eiwadisen.  U.  K,  wenn  ee  richt^  ist,  daß  z.  B.  in  Preußen  bei  ca.  18000 
Hebammen  und  24  Anstalten  es  nicht  mOglich  ist,  jede  Hebamme  selbst  nur 


alle  b  Jahre  zum  Wiederholnngsknrs  einzoberofen,  so  liegt  angenachelnlich  ein 
grofler  Huigel  ia  der  Fortbildung  der  Eel>ammen  vor,  der  in  Städten  zwar 
noch  verdeckt  wird  durch  die  Vorträge  in  den  Hebammenvereinen,  der  aber  in 


solcher  Weise  anf  dem  Lande  nicht  gedeckt  werden  kann.  Da  ist  i 
häufigere  BerOhrnng  der  Bebammen  mit  den  Ereiaärzten  im  Staude,  helfend 
einzugreifen.  Es  ist  ganz  zweckmäßig,  wenn  wir  sagen,  außer  den  Hebammen- 
schalen  auch  ,an  anderen  Anstalten*  oder  ,in  anderer  Weise*,  aber  es  w&re 
gut,  wenn  wir  in  Klammer  ansdrllcklich  beifügten:  etwa  , durch  jährliche 
Nacbprltfiingen*.  Vielleicht  äußert  sich  der  Uedizkalbeämten  -  Verein  auch 
zu  dieser  Frage. 

H.  Bez.-  u.  Med, -Bat  Dr.  DSpnert  Ich  schlage  vor,  die  Fassung  des 
Leitsatzes  3  uaizubehaiten  nnd  nur  noch  hinzuzufügen,  daß  die  Fortbildungs- 
kurse, wie  es  l>ereits  vorgesclilaBen  ist,  ,anch  in  andern  geeigneten  Anstalten* 
■tattßnden  können.  IHe  jährliche  Nschprafung  der  Hebammen  durch  die 
Kreisärzte  steht  ja  so  wie  so  schon  frei.  Ich  nabe  es  als  Kreisarzt  oft  so 
gemacht,  daß  ich  die  schlechteren  Hebammen  alle  Jahr  einberufen  ließ,  und 
viele  Kollegen  werden  es  ebenso  machen.  Ich  meine  deshalb,  daß  es  onnOtig 
ist,  dies  hier  ansdrOcklioh  zu  sagen. 

Vorsitzender:  M.  H. !  Ea  hat  sieh'niem&nd  mehr  zum  Wort 
gemeldet;  ich  achliease  deshalb  die  Dif^assion.  Vor  Äbatiminiiii; 
Über  Leitaatz  3  mOchte  ich  jedoch  zur  ElrlAatenuig  nameBtUcä 
mit  Bficksicht  aaf  die  TorgeBcÜaffene  EinflUiranjr  von  jAhrlichen 
Nachprflfangen  bemerken,  daaa  diese  ja  sehr  wÖnacbeiiSTert 
Bind,  wir  einer  solchen  Fordening:  aber  in  dem  Leitsatz  selbst 
keinen  Ansdrac^  zu  g^eben  braacheu,  da  ihr  durch  die  Fasson; 
.anbeachadet  d  er  notwendigen  Aufsicht  der  Medizinal - 
beamten"  bereits  Becbnnng  getragen  ist.  Bei  dem  jAhrlichen 
Einreichen  der  GebnrtsergebniBBe  nnd-^Tagebficher  seitens  der 
Hebammen,  bei  Festatellongen  von  Wochenbettfleberftllen  oaw. 
bietet  sieb  ausserdem  fdr  den  Hedizlnalbeamten  genng  Gelegenheit, 
die  Hebamme  zn  prfifen. 

Leitsatz  3  wttrde  mit  Bficksicht  anf  die  gestallten  Anträge 
jetzt  folgende  Faaatmg  haben: 

„unbeschadet  der  sehr  notwendigen  nnd  bereits 
in  allen  Bandesataaten  ibeatehendenj  Anfaicht  der 
Hedizlnalbeamten  Aber  die  Hebammen  sind  diese  in 
angemessenen  Zeitrftnmen*|za  mindestens  14tftgigen 
Fortbildnngsknrsen  an  Hebammenschnlen  oder  an 
anderen  geeigneten  Anstalten  einznbernfen.* 

Die  Herren,  die  mit  dieser  Fassung  einverstanden  sind,  bitte 
ich  sitzen  za  bleiben. 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

D«r  Leitsatz  3  ist  einstimmig  angenommen.     "^^'^ 


K.  H.I  Wir  kommen  jetzt  zu  Leitsatz  4.  leb  erSfine  liier- 
ZB  die  Diskiueitn. 

E.  Kreteizt  Dr.  Wlftliff-Kolmar:  H.  E.I  Nftchdem  wir  jetzt  geseben 
ksbOj  daA  die  dnheHliche  BegeliuK  de«  Helwaiinenweaeiis  BckoD  inbezng  mal 
AublUiuig  und  Ueberwuliiug  oiclit  m  Iddit  ist,  (cheint  mir  dies  bei  dem 
fa  9  ^  TDr|K*eliUgeii«  Bezirsprinzip  gtaz  munSglich  n  sefn.  AUer- 
Üagt.  Bezirke  lamn  ileb  ^richten,  sber  e«  ist  ein  Ding  der  ÜBmOgUchkelt. 
die  Hebamne  lediglidi  auf  iliron  Bezirk  za  beaeliTinken  und  du  freie  Frakti- 
tieren  zn  Terbietcn,  selbst  bd  gleichzeitiger  Oarutie  eines  besünunten  £in- 
kommens.  Ich  mDebte  dies  dadnräb  begrOnden,  daß  ich  nge,:  Erstens  und  bei 
OBS  die  Bebanineii  nicht  danach  gebildet,  daß  wir  nu  lediglich  anf  ihr  eigenes 
moraUsdua  Pflichtbewußtsein  Terlasaen  kbrnen.  Die  Eebajnmen,  die  einen 
Bezirk  und  damit  dn  garantiertea  Einkommen  haben,  wfirden,  wenigstens  hier 
tan  Osten,  meist  sehr  ISsaig  werden,  de  wfirden  es  an  sich  herankommen  lassen, 
und  diese  LKsalgkelt  wflrde  eine  derartige  sein,  daß  sie  absolnt  nicht  Terhiadert 
werden  kann.  Es  l&Bt  sich  dies  sehr  wobt  behaupten ;  aber  solche  Hebamme 
ist  nod  bleibt  fanl,  behandelt  ihre  Klienten  mUrrisch  mit  dem  Bewnßtseia: 
Dn  bekommst  Ja  doch  deine  EntachSdigong,  da  braacbst  Du  weder  flufiig  n 
sdn,  noch  richtig  und  zweckentapiechend  vorzageben.  Es  wird  dadurch  anch 
das  Pfusch erwesen,  das  schon  aaagebreitet  genttg  ist,  noch  mehr  ansgebrätet 
werden.  Wir  haben  hier  im  Osten,  wenigstens  in  einzelnen  Bezirken,  bis  30, 
10,  ja  60°/>  Entbindungen,  die  tob  Pfuscheriiinen  ausgeffihrt  werden.  (Zwischen- 
ruf:  Sogar  bis  75%[1)  Das  sind  Verhältnisse,  die  ihnen  im  Westen  unbekannt 
sind  1  Eiolche  Ümstlnde  sprechen  aber  entschieden  dafür,  daß  unmöglich  Bezirke 
ia  dem  Sinne  des  Herrn  Referenten  eingerichtet  werden  kannen.  In  awdtar 
Linie  stellt  das  Bezirksprinzlp  eine  Knechtung  der  Freiheit  des  Publikums  dar. 
Jede  Familie  würde  dadurch  gezwungen  sein,  aacb  eine  ihr  mißliebige 
Hebamme  za  nehmeu.  Es  heißt  allerdings,  sie  kann  auch  eine  Hebamme  ans 
einem  andern  Bezirk  nehmen  und  beide  besolden;  dos  ist  aber  fQr  arme  Leute 
niclit  mOgUcL  leb  halte,  wie  gesagt,  dos  Bezirksprinzip  fQr  eine  Beschränkung 
der  persODÜcben  Frdheit.  Bas  sind  Im  großen  nud  ganzen  die  OrQnde,  die 
entscoieden  dagegen  sprechen,  daß  wir,  wenigstens  hier  im  Osten,  solche  Be- 
zirke einftlhren  können, 

E.  Ued.'Bat  Dr.  Fllnier,  Beferent:  Im  Königreich  Sachsen  gibt  ea 
fiezlrkshebammen  von  Alters  her;  sie  sind  aber  noch  nie  als  Knechtung  empfun- 
den worden,  obwohl  die  Verhältnisse  doch  auch  sehr  verschieden  liegen.  Wir 
haben  teilweise  eine  sehr  eng  zusammenwohnende  BerOlkerung,  teilweise  aber 
auch  nicht;  wir  haben  Bezirke,  wo  von  einer  Dichtigkeit  der  Bevölkerung  gar 
nicht  die  Bede  sein  kann,  gleichwohl  haben  wir  von  einer  Lässigkeit,  das  muß 
ich  zur  Ehre  unserer  Hebammen  sagen,  nichts  bemerkt.  Die  Sinrichtiing  ist 
somit  noch  nie  als  eine  Knechtung  empfnoden  worden,  und  deshalb  halte  ich 
auch  das  Bezirksprinzip  flberall  ffit  dnrchftibrbar. 

H.  Reg.-  o.  Geh.  Hed.-Bat.  Dr.  Blohter- Dessau:  H.  H.t  Nach  den  bis- 
herigen Kittäluagen  mnß  ich  allerdings  sagen,  daß  die  Verhältnisse  sehr  ver- 
schieden zu  sein  scheinen:  daß  es  z,  B,  im  Osten  so  viele  Pfuscherlnnen 
gibt,  war  mir  neu.  In  Anhalt  kennen  wir  das  Institut  der  Pfuscherinnen  Ober- 
haupt  nicht;  wie  es  scheint,  haben  sie  sich  im  Osten  nnr  entwick^  kOnnen 
dural  die  großen  Entfernungen  und  durch  die  geringe  Wohlhabenheit  der  Be- 
Tfllkemng,  Was  nun  die  Bezirksabgrenznug  anbetrifft,  so  kaun  ich 
IhneB  nur  raten,  dieses  Prinzip  einzuführen.  Man  hat  die  Bezirkshebannien 
mehr  In  der  Hand,  obgleich  bei  uns  die  Kreisärzte  die  Verpfiichtung  haben, 
sich  ohne  weiteres  auch  Aber  die  Kenntnisse  und  Verhältniase  der  freiprakti- 
dereoden  Hebammen  zu  unterrichten,  and  diese  Hebammen  genau  so  wie  die 
BesIrkshebaKmen  einer  NncbptDfnng  zu  unterziehen.  Wir  sind  zum  Berirks- 
priniip  flbergegangeo  and  lübra  gute  Erfahrungen  damit  gemacht  Was 
die  dadarob  bedingte  FreizQglgkeltaverletenng  betrifft,  die  etwa  als  CJrund  da- 
gegen g«unnt  werden  kSnnte,  so  trifft  eine  solche  nach  %  6  der  B.-O.-0. 
nfdit  zu.  Auch  in  Anhalt,  speziell  anf  dem  Lande,  wird  die  Anstellung  voa 
Bezirksbebammen  nicht  als  eine  Knechtung  empfanden.  Das  Land  ist  in  Be- 
zirke eingeteilt  und  da,  wo  viele  kleine  Orte,  in  denen  vielleicht  atir  je  S — 4 
Geborten  im  Jahr  vorkommen,  nebeneinander  liegen,  sind  diese  zu  einem  Bezirk 
ausammengelegt,  trorausgeaetzt,  daß  die  Entfemongen  nicht  über  6  Eilomntar 
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betragen.  Die  BUdnng  der  Bezirke  ist  mOglidut  nuh  der  BtaÜBtiscli  feet- 
geateUten  DarchscliDittaziffer  der  Geburten  erfolgt  und  swar  nach  Land  und 
Stadt  gesondert.  Die  angestellten  Bezirkahebammen  werden,  abgesehen  roo 
^Igen  AoBnahmen,  immer  in  Ansprach  genommen ;  hOchstena  kann  sich  ein- 
mal auf  dem  Lande  irgend  ein  großspuriger  Baner  veranlaBt  fUbien,  sich  eine 
andere  Hebamme  ans  der  benachbarten  Stadt  zu  holen.  Es  wird  dies  aber 
stets  m  den  ^öSten  Seltenheit«!  gehären;  in  einem  solchen  Falle  mnB  dann 
die  niedrigste  Taxe  an  die  Abergangene  Bezirkshebamme  betahtt  werden.  Die 
Bezirkshebanunen  werden  in  Anhalt  tod  den  Gemeinden  aogesteUt  und  bezahlt 
Die  Gemeinden  mttasen  mit  ihnen  einen  Vertrag  schUeflen  und  ihnen  ein  den  Ort- 
lichen Terbältnissen  angemessenen  Gehalt  gcwKbren;  dessen  Hohe  demmfolge 
ganz  verschieden  ist.  Wir  haben  reiche  B^rke,  in  denen  die  Bezirkshebanunen 
100 — IQO  M.  jährlich  erhalten,  dafttr  haben  sie  dann  die  Armen  nnentgeltlich 
za  bebandeto.  Strenggenommen  beziehen  sie  aber  ihr  Gehalt  nicht,  um  die 
Armen  tlborhaapt  zu  bebandeln,  sondern  wegen  der  ihnen  obliegenden  Ver- 
pflichtung, innerhalb  des  betreffenden  Bezirks  ihren  Wohnsitz  zu.  nehmen  und 
jederzeit  Hilfe  zu  leisten.  Die  Hebammenbezirke  mtlsaen  der  Hebamme  anch 
eine  Wohnung  gewähren  und  eine  jährliche  Bemnn  erat ion  von  5 — 20Uark,  die 

i'edoch  von  einer  tadellosen  Führang  abhtLngig  ist.  Erwägt  man,  dafi  die  Bezirks- 
lebammen  außerdem  auch  ihre  Gebühren  fflr  jede  Entbindung  erhalten,  so 
kann  man  sagen,  daß  sie  in  Anhalt  ganz  gut  gestellt  sind.  Auf  dem  Dorfe 
ist  es  —  in  der  Stadt  liegen  die  Verh^tnisse  wieder  anders  —  den  Gemeinden 
auch  gestattet,  eine  Hindestelnnahme  für  die  betreffende  Bezirkshebamme  nach 
der  Zahl  der  Entbindangen  festzusetzen.  Ueberschreitet  die  Hebamme  das 
festgesetzte  Mindest einkommen,  so  liann  sie  die U ehreinnahm e  behalten;  bleibt 
sie  dagegen  darunter,  so  wird  die  fehlende  Somme  ron  der  Gemeinde  nach- 
gezahlt. Auf  Grund  der  in  Anhalt  gemachten  Erfahrungen  kann  ich  Ihnen, 
wie  gesagt,  das  Prinzip  der  Bezirkshe Dämmen  nur  empfehlen. 

H.  Kreisarzt  n.  Med. -Rat  Dr.  Jnngmann:    Ich  bin  mit  dem  Bezirks- 

Srinzine  nur  halb  einverstanden,  befürchte  auch,  dafi  Sie  mit  diesem  Vorschlage 
eim  Beicbstage  kein  Olück  haben  werden.  Ich  will  das  Bezirks -System  aller- 
dings nicht  ganz  verwerfen,  glaube  vielmehr,  daß  es  sich  bei  uns  'm  Preußen 
t.  T.  als  branchbar  erweisen  wird;  in  meinem  Kreise  ist  es  z.  B.  auf  dem 
Lande  schon  in  gewisser  Hinsicht  durchgeführt  Aber  für  die  Stadt  kann  dies 
nur  insoweit  gelten,  als  kommunale  Verpflichtungen  Torliegen,  im  übrigen  aber 
nicht  Jedenfalls  bin  Ich  dagegen,  daß  den  Hebammen  die  freie  Tätigkeit  ver- 
boten wird. 


heute  doch,  insbesondere  darüber  belehrt  worden,  daß  es  mOglich  sein  konnte, 
daß  System  auch  in  den  Städten  durchzuführen,  was  ich  bisher  sehr  bezweifelte. 
Falls  eine  Ümgohungsgebabr  eingeführt  werden  kann,  sodaß  der  zuständigen 
Bezirkshebamme,  auui  wenn  sie  nicht  zur  Entbinden^  geholt  wird,  eine  ^t- 
Bchädigung  gewährt  wird,  sehe  ich  kein  Hindernis,  dieses  System  anch  in  den 
Städten  durchfuhren  zu  kCnnea.  Dem  Publikum  muß  es  allerdings  frei  [stehen. 
Jede  beliebige  Hebamme  sich  zu  holen ;  wenn  es  aber  eine  andere  holt,  als  die 
inständige  Bc^rkshebamme,  so  ist  es  ganz  richtig,  daß  es  auch  an  die  letztere 
eine  Entschädigung  zahlt  Die  Einführung  der  Ümgehungs gebühr  ist  für  mich 
etwas  neues  und  dadurch,  daß  ich  davon  Kenntnis  erhielt,  bin  ich  zu  einer 
anderen  Ansicht  gekommen.  Ich  ersehe  in  dieser  Umgeh ongsgcbühr  zugleich 
ohi  Mittel,  gegen  die  Pfoscher  vorzugehen  und  werde  ihre  Einführung  gleich 
bei  meinem  Regierungspräsidenten  beantragen ;  dann  werden  die  Bauern  schon 
die  Bezirkshebamme  nehmen  und  die  Hebammen  pfusch  erei  wird  bei  uns  so 
verschwinden,  wie  es  in  Sachsen  der  Fall  sein  solL 

Es  ist  dann  wwter  gesagt  worden,  daß  die  Bedrkshebammen  bei  Garan- 
tlernng  einer  bestimmten  Einnahme  lässig  werden  würden.  Einer  solchen 
Lässigkeit  wird  aber  durch  bestimmte  Vorschriften  über  die  BerufspSichten 
der  Hebammen  wirksam  entgegengetreten  werden  kOnnen.  Dies  m&flte  anch 
in  den  Leitsätzen  zum  Ausdruck  gebracht  werden,  etwa  in  der  Weise,  das  gesagt 
wird,  „dieHebammensindverpfflchtet,  allen  Bestimmungen  über 
ihre  Bernfspflichten  gewissenhaft  naohznkommen." 

H.  Kreisarzt  Dr.  Bomeick- Mehrungen :  M.H.I  Der  gegen  das  Bezirks- 


DiBknsaion  la  dem  Vortrag: 


B  Bezü-kshebammeii  mit  roUem  Oebalt  Angestellt  Teiden.  Diea  wird 
aber  wohl  nirgenda  der  Fall  sein.  Beibat  wenn  sie  entsprechend  dem  Jet>t  in 
PreoBen  aoHgearbeiteteii  Entwurf  eines  Hebunmengesetzes  en  Kreiskommanat- 
beamten  gemacht  werden,  kann  ihr  Interesse  an  einer  umfangreichen  Praxis 
dadurch  erhalten  werden,  daß  ihr  Qmndgehalt  gering  bemeaaen  nnd  der 
etwaige  Ueberachnß  der  aus  ihrer  Tätigkeit  rom  Krdse  eAtgesogenes  GebOhren 
ala  penalonafähige  Zulage  an  aie  gezahlt  wird.  Bas  Bezirkspriozip  hebt  dis 
Schäden  der  freien  Konkarrenn  aof  und  erleichtert  dem  Hedizinalbeamten  die 
Anlsicht.  —  Indeaaen  acheint  mir  das  TQllige  Verbot  von  frei  prak- 
tizierenden Hebammen  doch  eine  gewisse  Eürte  gegen  das  PDoUkiun 
mit  aich  zd  bringen,  besonders  in  kleinen  nnd  mittleren  Städten ;  denn  die  hier 
angeatellten  2  oder  6  Bezirkshebanmen  kOnnen  vielleicht  den  Ansprfichen  des 
Uedizinalbeamten  genügen,  aber  beim  Publikum  sehr  unbeliebt  sein.  In  aolchen 
Falle  die  Niederlasanng  einer  frei  praktizierenden  Hebamme  gänzlich  anan- 
achlieBen,  scheint  mir  ungerechtfertigt.  Ich  stelle  daher  den  Antrag,  die  These  4 
so  zu  fasaear  ,E s  ist  mD^lichst  überall  das  Bezirkaprinzip  da rch- 
zufahrau",  und  den  zweiten  Teil  der  These  zu  streichen. 

E.  Med.- Bat  Dr.  Fllnier,  Beferent:  M.  E.l  Ich  glaube,  man  hat  mieh 
teilweise  mifiTerstanden.  Hat  z.  B.  eine  Stadt  im  Königreich  Sachsen  4  Heb- 
ammen, so  dbrten  dieselben  innerhalb  dieser  Stadt  frei  praktizieren.  Han  teilt 
die  Stadt  also  nicht  ia  4  Bezirke,  sondern  weist  nur  den  Hebammen  ihre 
Wohnungen  so  an,  daB  sie  tlber  das  Stadtgebiet  mOgUchst  gleichmiflig  rer- 
teilt  sind. 

Die  Wahl  einer  bestimmten  FeraBnlichkeit  ateht  den  Qameinden  m, 
weder  die  AnatellungabehUrde  noch  der  Bezirksarzt  haben  dabei  hineinzureden. 
Die  Gemeinden  gehen  dabei  aehr  vorsichtig  zu  Werke,  and  ao  kommt  aa,  daB 
Unzufriedenheiten  selten  vorkommen.  Uebrigens  ateht  den  Gemeinden,  nament- 
lich kurz  nach  der  Anstellung,  das  Kecht  zu,  die  Kündigong  der  Hebamme, 
im  Falle  aie  mißliebig  iat,  bei  dar  zuatändigen  Behörde  zn  beantragen. 

Sollte,  um  auf  das  Beispiel  der  Stadt  mit  4  Hebammen  zarttckzncreifen, 
eine  von  diesen  nicht  aosreichende  Bosch äftigong  finden,  so  ist  die  Sti3t  Ter- 
pflichtet,  fOr  deren  aosreicbendan  Unterhalt  zn  sorgen.  Es  kommt  dies  aker 
nur  ganz  selten  vor. 

E.  Beg.-  n.  Iled.-Bat  Dr.  t.  Hake:  H.  H.I  Ich  bin  ganz  entschieden 
fttr  das  System  der  Bezirksbebammen  nnd  zwar  in  nodi  weiterer  Aus- 
dehnung, als  wir  es  eben  gehSrt  haben.  Heiner  Ansicht  nach  kfinnen  auch  in 
den  Städten  einzelne  Bezirke  gebildet  werden ;  denn  wenn  ttberhanpt  Bealrka- 
hebammen  angestellt  werden  aollen,  dann  muB  dieses  auch  ftlr  bestimmte  Be- 
zlrke  geschehen.  Es  fat  diea  auch  in  den  Städten  mSglich;  hier  Ist  aoBerdem 
die  Wohlhabenheit  im  allgemeinen  grflSer,  und  infolgedessen  wird  sich  sogar 
die  Bildung  von  Bezirken  noch  besser  dnrchflüiren  lassen,  ala  anf  dem  Lanae. 
Und  wenn  man  die  Hebamme  aus  einem  anderen  Stadtbe^k  holt,  io  kann  man 
in  der  Stadt  ebenso  gut  als  auf  dem  Lande  die  Debergehnngsgebühr  bezahlen. 
Wesentlich  schwieriger  wird  im  Osten  das  System  der  Bezirkshebammen  dnicli- 
getahrt  werden  kfinnen,  weil  wir  hier  ganz  andere  VerbUtnisse  haben  alz  in 
Anhalt  und  Sachsen.  Wir  haben  hier  Orte,  wo260''/n,  ja  sogar  SfiO^/gKomma- 
nalstener  bezahlt  werden,  nnd  wo  z.  B.  der  Dortscnuliehrer  der  bOchst  Be- 
steuerte ist  Femer  sind  hier  Bezirke,  wo  innerhalb  18—14  E^ilometer  kein 
Dorf,  sondern  nur  Ausbauten,  d.  h.  einzelne  GehOfte  zu  flnden  sind:  da  Est 
■elbatverständlEch  die  Sache  viel  schwieriger,  ala  in  Gegenden,  wo  die  Sebamme 
im  Dorfe  mit  einem  verhältnismäßig  eng  nmgrenzten  Bezirk  wohnt.  Trotzdan 
liier  die  schon  schwer  belasteten  Gemeinden  nnd  größeren  Verbände  dnrch  die 
allgemeine  Ginfhhmng  des  Systems  der  Bezirkshebammen  noch  in  erheblichereu 
Grade  als  anderwärts  belastet  werden,  glaube  ich  aber  doch,  daB  sich  dieaea 
System  der  Bezirkshebammen  auch  hier  durchführen  läßt;  dies  w£ra  sehr 
wünachenawert,  achon  um  der  ausgedehnten  Eebammen  -  Pfuadierei  ein  Ende  zn 
machen,  da  Pfnacherinnen  oft  nur  der  Eoatenerspamia  wegen  geholt  werden. 

ToraltieBder :  Nach  den  Uitteilungen  des  Eerm  Beferenian,  neliflint 
doch  in  Sachsen,  wenigstens  in  den  Orten  mit  melueren  Hebammen,  abo  b»- 
sonders  in  den  Städten,  kein  reines  Bezirksprinzip  zu  bestehen,  BOndwn  nar  die 
Bedürfnisfrage  geprOft  zu  werden.    Es  werden  ia  diesen  Orten  zirar  l^el(t,  nah/ 
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Hebammen  angestellt,  als  dar^  die  Behörde  featgeietEt  ist  und  dem  Bedftrf- 
nia  entspricht,  untei  diesen  Hebammen  hat  aber  das  Pabliknm  tOIUk  freie 
Wahl;  die  Hebammen  kOnnen  demnach  hier  gleichsam  bei  pnüttuieren. 
Außerdem  sind  die  Hebammen  scheinbar  lediglich  anf  die  GebahTen  angewiesen 
und  erhalten  kein  Oehalt  Allzu  gllnzende  und  nachahmenswerte  Verh&lt- 
nisse  sind  dies  gerade  nicht  Will  man  einmal  das  Bezirksprlnzip  duTchttlliren, 
und  den  Hebammen  eine  ausreichende  Tätigkeit  und  ein  fOi  ihren  Lebensnnter- 
halt  genügendes  Einkomnen  ansichem,  dann  muß  dies  auch  in  den  St&dten 
-;e8cheben.  Ich  halte  dies  auch  in  üebereinstimmun  g  mit  dem  Herrn  Vorredner 
Qr  ausfflhrbar,  unr  wird  es  sich  nicht  mU  einem  Sdilag  erreichen  lassen.  Je 
besser  nnd  je  gesicherter  sich  künttiKhin  die  Stellung  der  Bezirkebebammen 
gestalten  wird,  desto  mehr  werden  die  freipr^tizierenden  Hebammen  von 
seltwt  verschwinden. 

H.  Beg.-  n.  Hed.-Itat  Dr.  r.  Hake:  leh  wollte  snr  sagen,  dafi  snizeit 
die  Srmeren  Kreise  viel  mehr  fflr  die  Hebammen  anfinbriDgeD  haben,  als  die 
wohlhabenden  Stadtkreise.  Im  Regierungsbezirk  Harienweraer  wenden  s.  B., 
die  St&dte  Thoni  und  Grandenz  so  gut  wie  nichts  ftlr  das  Hebammenwesen 
auf,  die  Kreise  Tnchel  und  Stuhm  dagegen  rund  6°/o  der  Einkommensteaer, 
und  zwar  jedes  Jahr.  Uan  sieht  daraus,  wie  sehr  die  Inneren  Kreise  im  Ver- 
gleich zu  den  Städten  durch  diese  Kosten  belastet  werden. 

H.  Beg.-  n.  Geh.  Hed.-Bat  Dr.  Blchter :  U.  H.  I  Uan  kann  m.  £.  das 
Bezirks-Hebammeo-Prinzlp  rerschicden  einrichten.  Es  kann  z.  B.  jede  große 
Stadt  ein  Bezirk  fflr  sich  sein,  nnd  es  den  hier  angestellten  Bezirkshebammen 
gestattet  sein,  zu  wohnen  nnd  zu  praktizieren,  wo  sie  wollen.  Oder  die  Stadt 
wird  in  bestimmte  Hebammenbezirke  eingeteilt  und  ftlr  jeden  dieser  Bezirke 
eine  Hebamme  bestellt.  Es  gibt  aber  flberoll  Wohlhabende,  die  sich  ihre 
Hebamme  von  auswärts  oder  ans  anderen  Bezirken  holen  werden,  dem  kann 
nur  durch  Zahlung  höherer  Oebilhren  und  einer  üebergehangsgebohr  möglichst 
vorgebeugt  werden. 

H.  Krebarzt  Dr.  Wltttng:  M.  H.  1  U.  £.  ist  der  Be^ff  .Bezirk"  noch 
nicht  genau  festgestellt.  Ich  wttrde  damit  einverstanden  sein,  wenn  Sie  z,  B. 
nnter  Bezirk  den  Kreis  im  Sinne  der  preußischen  Kreise  verstehen  nnd  daß 
dann  gesagt  wird:  Es  dürfen  innerhalb  eines  Kreises  nur  so  nnd  so  viele 
Hebammen  wohnen  bezw.  sich  niederlassen,  aber  sie  kOnnen  innerhalb  dieses 
Kreises  ganz  nach  Ihrem  Belieben  praktizieren. 

H.  Beg.-  n.  Ued.-Rat  Dr.  Jaster:  M.  H.I  Es  ist  Ihnen  bekannt,  daß 
zurzeit  in  Preußen  der  Entwarf  zu  einem  Hebammen^esetz  vorliegt,  und  die 
BegierUDgen  zur  BeKUtachtang  darüber  aufgefordert  smd.  Wenn  ich  mir  nun 
diesen  Entwurf  mit  BQcksicht  auf  das  bisher  Gehörte  näher  ansehe,  so  kommt 
der  wichtige  Unterschied  heraus,  daß  danach  Bezirkshebammen  nnr  da  ange> 
stellt  werden  solien,  wo  die  freipraktizierenden  Hebammen  dem  allgemeinen 
Bedürfnis  nicht  entsprechen.  Betreffs  der  Bezirkshebammen  bestimmt  der  Eni' 
wurf  aber,  daß  sie  nach  dem  Eommnnalgesetz  angestellt  und  dotiert  werden 
sollen,  und  das  ist  etwas  ganz  Außerordentliches.  Der  Kollege  Dr.  Witting 
hat  bereits  vorher  die  Befflrchtnng  ausf^esp rochen,  daß,  wenn  man  den  Bezirks- 
hebammen ein  bestimmtes  Qebalt  zusicherte,  sie  leicht  trage  nnd  nachiissig 
werden  konnten;  diese  Befdrcbtung  ist  m.  E.  nicht  unbegründet.  Fflr  alle 
Berufstätigkeiten,  die  wie  Aerzte,  Apotheker,  Hebammen  usw.  einen  freien 
Erwerbebernf  treiben,  eignet  sich  die  Stellung  eines  Beamten  nicht:  denn  der 
Beamte  tut  seine  Schuldigkeit,  wenn  er  seine  Arbelt  erledigt,  nnd  damit  ist 
es  gnt.  Es  kommt  bei  ihm  euch  meistens  nicht  daranf  an,  daß  er  die  Ihm  zu- 
gewiesenen Obliegenheiten  sofort,  noch  an  demselben  oder  am  nächsten  Tage 
erledigt.  —  Eine  Hebamme  muß  dagegen  ebenso  wie  der  Arzt  jeden  Augen* 
blick  gewärtigt  sein,  zur  Ausübung  des  Berufs  aufgefordert  zu  werden,  jeden 
Augenblick  bereit  sein,  zn  helfen,  nnd  da  kOente  —  wenn  auch  nicht  immer, 
so  doch  manchmal  —  die  nicht  festangestellte  freinraktislerende  Hebamme  dem 
Publikum  gegenflber  entgegenkommender  sein,  au  die  beamtlich  angestellte 
Bezirkshebatnme.  Gleichwohl  bin  ich,  m.  H.,  für  das  BezirksBjrstem;  dasselbe 
mflSte  nnr  so  gestaltet  werden,  daß  einzelne  Bezirke  genau  abgegrenzt  werden, 
nnd  der  Kreis  den  darin  angestellten  Hebammen  ein  Oehalt  van  100—200  U. 
oder  mehr  gibt,  wofür  sie  aber  nichts  weiter  lu  leistm  haben,  alz  die  Armen 
ohne  Entgelt  zu  behandeln.    Einige  Kreise  unseres  BeEldu.)i%tW^v41^.Sa* 
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aoldang  der  BezirkshebammeD  bo  geregelt,  daß  sie  Urnen  ein  batimintee  OeluH 
znaicbern    and  das,  vos  bei  regulärer  Bachttthrnng  der  Hebunine  an  der  xs- 

r'chcrten  EiDkommenshOhe  fehlt,  am  Sclilnä  des  Jahres  baar  eraetzeiu  Ict 
Hohe  ttberschritten,  so  Ist  dies  ein  besonderer  Vorteil  der  Hebamme.  loh 
halte  diesen  Besoldangsmodiis  iür  sehi  (^eignet;  denn  er  gibt  der  Eebunme 
TOD  vornherein  eine  gesicherte  Existenz  und  atBrt  sie  nicht  in  der  nneinge- 
ashränkten  Auattbung  des  freien  Wettbewerbs.  Ich  mOchte  wohl  einige  Herren, 
insbesondere  solche,  die  onter  gleichen  Yerhältnissen  wie  ich  stehen,  bitten, 
ihre  Erfabnugen  in  dieser  Hinsicht  mitzateilcn  und  sich  dabei  auch  Über  den 
jetzt  TOrliegendeD  preußischen  Gesetzentwurf  za  luBom. 

Tonitzender:  H.  H.I  Ich  holte  es  nicht  für  aweckmSflig,  wenn  wir  ala 
dentscher  Uedizinalbeamtenrereln  za  diesem  preaBlschen  QeBetzentwnrfe 
Stellung  nehmen,  das  maß  dem  Landesverein  nberlassea  bleiben.  Unsere  Er- 
örterungen hier  werden  gleichwohl  auch  för  diesen  Eotwnrf  nicht  nnbeachtet 
bleiben.  Wir  wollen  hier  ohne  Rflcksicht  auf  besondere  VerhUtniase  allEtt- 
meine  Qmadaätze  für  die  Begeinng  des  HebammeDwesens  aubtellen;  dahin 
gehört  vor  allem  die  Forderung,  daß  Hebammen  in  genSgeuder  Anzahl  tot- 
handen  sein  mOsscn  und  daß  diese  anch  tüchtig  sind.  ^  kann  m.  EL  aadi 
darflber  kein  Zweifel  sein,  daß  wir  tüchtige  Hebammen  nnr  erhalten,  wenn  sie 
nicht  nar  gut  ausgebildet,  sondern  auch  finanziell  gut  gestellt  sind;  mit 
der  floanziellen  SteUung  der  Hebammen  hängt  aber  mehr  oder  weniger  die 
Frage  des  Bezirkssystems  zusammen,  denn  es  bietet  die  beste  Garantie  für 
ein  aosraichendes  Euakommen.  Die  Stellang  einer  Bezirkshebamme  wird  dem- 
zofolge  ebe  gesuchte  and  leicht  za  besetzende  werden;  es  kOnnen  aach  die 
Anforderungen  an  Vor-  and  AosbOdong  gesteigert  werden,  da  es  nicht  an 
Bewerberinnen  fehlen  wird.  So  wünschenswert  es  anch  ist,  daß  jede  Bezirks- 
hebamme genügend  beschäftigt  ist,  nicht  anter  50  Entbindongen  jährlich  za 
besorgen  hat,  so  wird  man  doch  auch  in  abgelegenen  kleinen  Ortschaften 
Bezirkshebammen  anstellen  und  ihnen  zu  ihrem  Lebenunterhalt  erhebliche  Za- 
Bchüese  gewähren  müssen,  die  am  besten  von  einem  größeren  Yerbaad  getragen 
werden,  weil  jene  Ortschaften  meist  nicht  leiatoagafäbig  sind.  Das  Beurk»- 
system  sagt  mir  an  und  für  sich  za,  anderseits  kann  ich  mich  doch  nicht  fflr 
ein  striktes  Verbot,  für  eine  Beseitigung  der  freipraktizier  enden  Hebammen 
erwärmen.  Ein  solches  Verbot  halte  ich  auch  nicht  für  nStig;  ee  genügt, 
wenn  wir  sagen:  „Es  ist  für  die  Bestellung  einer  der  BerOl- 
kernngsziffer  entsprechenden  Anzahl  von  Hebammen  Sorge 
zu  tragen  und  dabei  tanlicbst  das  Bezirks-Frinzip  anzu- 
streben."  Je  besser  wir  dann  für  die  Bezirkshebammen  sorgen,  desto 
weniger  freipraktizierende  Hebammen  wird  es  künftighin  geben,  wie  ich  dies 
bereits  vorher  betont  habe. 

H.  Beg.-  u.  Ued.-Bat  Dr.  Juter:  Ich  mOchte  Torschlagen,  zu  sagen: 
,Es  ist  gesetzlich  festzulegen,  wieviel  Hebammen  in  einem 
Bezirke  praktizieren  dürfen.' 

Torsltiender :  U.  H.!  Wenn  Sie  meinem  Vorschlage  zustimmen,  so  itt 
anch  dem  Vorschlage  des  Herrn  Ecllegen  Jas t er  Bechnong  getragen. 

H.  Reg.-  u.  Hed. -Bat  Dr.  DBpner:  Ich  flnde  es  nicht  gut,  zu  sagen, 
daß  die  Zahl  der  Hebammen  der  BewQlkerungszahl  entsprechen  soll,  duait 
würden  wir  nicht  zum  Ausdruck  bringen,  was  wir  meinen  and  wollen." 

Torsltiender:  JS,  H.I  Der  berechtigte  Wunsch  des  Herrn  Vorredners 
kann  dadurch  leicht  erfüllt  werden,  daß  wir  beschließen:  „Es  ist  für 
eine  der  BevSlkernngsziffer  und  den  Örtlichen  Bedarfnissen 
entsprechende  Anzahl  von  Hebammmen  Sorge  zu  tragen  und 
hierbei  tunlichst  das  Bezirksprinzip  anzustreben.* 

H.  Kreisarzt  u.  Ued.  -Bat  Dr.  Jnngmann:  U.  H.1  Ich  habe  schon  vorher 
ausgeführt,  daß  es  wünschenswert  bt,  wenn  in  den  Stadtkreisen  wie  in  den 
Landkreisen  Hebammen  ■■  Bezirke  bestehen,  daß  die  Hebammen  aber  im  ttbrlgen 
frei  tätig  sein  dürfen,  H.  E.  empfiehlt  es  sich  jedoch,  daß  wir  über  das  Bezius- 
Sfstem  etwas  mehr  sagen  und  näher  festlegen,  was  wir  darunter  verstehen. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Bomelek  i  H.  H.  1  Ich  mOchte  nur  bemerken,  daß  «■ 
insere  amtliche  Pflicht  ist,  für  eine  den  lokalen  Bedürfnissen  genügende  An- 
%hl  Hebammen  zu  sorgen;  denn  die  Hedisinal- Beamten  sind  gehalten,  daraof 
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Ad  ftchten,  itß  die  Zähl  der  Hebammen  im  richtigen  Terhftltoia  steht.  In 
Preußen  ist  diea  z.  B.  schon  dnrch  die  Dienatanwoiaung  der  Kreisärzte  ans- 
drftcklich  vorgeschrieben;  deshalb  braacht  das  nicht  noch  in  der  These  besonders 
hervorgehoben  zu  werden. 

Torgltf eoder ;  Ich  bin  in  dieser  Beziehang  anderer  Ansicht;  die  Beai^- 
aichtigong  der  Hebammen  durch  die  Medizinalbeamten  steht  z.  B.  schon  jetxt 
aberaU  vorgeschrieben,  auch  in  der  prenfiischen  Dienstanweisang,  trotzdem 
haben  vir  ihre  Notwendigkeit  in  These  3  besonders  zum  Auadrack  gebracht. 
Außerdem  kommen  bei  der  Fürsorge  für  eine  dem  lokalen  Bedürfnis  ent- 
sprechende Anzahl  von  Hebammen  nicht  nur  die  Uedizinaibeamten,  sondern  vor 
allem  auch  die  beteiligteu  Kommanalverwaltangen  in  Betracht. 

H.  Kreisarzt  u.  Hed.-Bat  Dr.  Arbeit:  Ich  habe  anch  die  AnffasauDg, 
daS  der  Begriff  des  Bezirks-Frinzipe  noch  nicht  genau  festgestellt  ist;  bevor 
dies  aber  nicht  geschehen  ist,  kSnnen  wir  nns  auch  nicht  zur  Sache  schlüssig 
machen. 

Tonitzender;  H.  S.  wird  nnter  Bezirksprinzip  allgemein  verstanden 
daß  einer  Hebamme  für  ihre  Berufstätigkeit  ein  ganz  bestimmter  Bezirk 
zugewiesen  wird.  Die  Ansichten  gehen  nur  dahin  auseinander,  ob  inner- 
halb größerer  Landgememden  oder  Städte  besondere  Hebammeu-Bezirke  för 
jede  angestellte  Hebamme  gebildet  werden  sollen,  oder  ob  der  betreffende 
Ort  auch  nur  einen  Eebammenbezirk  darstellt,  in  dem  die  darin  aosässlgen 
Hebammen  in  der  Änsttbang  ihres  Berufs  nicht  Srtlich  beschränkt  sind.  Daß 
eine  Hebamme  bei  dem  BeziiKsprinzip  „ausschließlich*  dsa  Recht  zur  Hebammen- 
tätigkeit innerhalb  ihres  Bezirks  haben  soll,  wird  wohl  von  keiner  Seite  ange- 
nommen, sondern  nur,  daß  sie  eine  Debergehungs gebühr  in  den  Fällea  zu  be- 
anspruchen hat,  wo  ihre  Eilfe  nicht  in  Anspruch  genommen  wird. 

H.  Keg.  u.  Med. -Bat  Dr.  v.  Hake:  Es  ist  m.  E.  wünschenswert,  zum 
Ausdruck  zu  bringen,  daß  in  Orten  mit  mehreren  Hebammen  jeder  einzelnen 
ein  bestimmter  Bezirk  zufteteilt  wird  und  sie  in  diesem  Bezirke  verpflichtet 
ist,  bei  allen  Geburten  Hilfe  zu  leisten. 

Torsitiender :  Bisher  hat  man  unter  einer  Bezirks-Eebamme  jedenfalls 
eine  solche  verstanden,  die  für  einen  bestimmton  Bezirk  angestellt  und  Inner- 
halb desselben  zur  Hilfeleistung  verpflichtet  ist,  insbesondere  auch  gegenüber 
der  wenig  bemittelten  oder  zahinngsuufähigeu  Bevölkerung.  Ich  glaube,  daß 
■ich  damit  anch  künftighin  der  Begriff  „Bezirks-Hebamme"  decken  l&Qt.  Ob 
man  nun  in  Orten  mit  mehreren  Bezirks  -  Hebammen  besondere  Bezirke  für 
Jede  Hebamme  bilden  oder  allen  Hebammen  innerhalb  des  ganzen  Ortes  freie 
Hand  zur  Ausübung  der  Praxis  lassen  will,  ist  eigentlich  mehr  eine  Detailfrage, 
die  wir  hier  nicht  besonders  zu  berücksichtigen  brauchen.  Im  ersteien  Falle 
müßten  selbstverständlich  ümgchuegsgebühren  vorgeschrieben,  im  letztem  da- 
gegen dafür  gesorgt  werden,  daä  jede  Hebamme  ein  ausreichendes  Einkommen  hat. 

E.  Kreisarzt  Med.-Bat  Dr.  Jungmann  i  Ich  halte  es  nicht  für  richtig, 
in  den  Städten  die  Hebamme  auf  einen  bestimmten  Bezirk  zu  beschränken ;  es 
muß  vielmehr  jede  das  Becht  haben,  in  den  Fällen^  wo  sie  angerufen  wird, 
xa  helfen,  ohne  daß  eine  andere  daftlr  eine  Entschädigung  beanspruchen  kann. 
Die  Bildung  einzelner  Bezirke  Innerhalb  einer  Stadt  würde  auch  den  Nachteil 
haben,  daß,  wenn  eine  Hebamme  verzieht  von  einen  Viertel  ins  andere,  immer 
eine  Neuregelung  erfolgen  müßte,  was  zu  großen  Schwierigkeiten  führen  würde. 
Auf  dem  Lande  liegen  dagegen  die  Verhiltnisse  etwas  anders;  hier  ist  auf 
große  Entfernungen  meist  nur  eine  Hebamme  vorhanden. 

Torstticnder :  Ein  Hauptnnterschied  zwischen  Bezirkshebammen  und 
freipraktizierenden  Eebammen  ist  vor  allem  auch  der,  daß  dieerstcren  zu  allen, 
also  auch  zu  armen  Kreißenden,  Gebärenden  usw.  auf  Verlangen  kommen 
müssen,  während  die  letzteren  hierzu  nicht  verpflichtet  sind. 

H.  Beg.-  und  Med.-Bat  Dr.  v.  Hake  i  M.  H.I  Wenn  große  Orte  nur 
einen  Bezirk  bilden,  dann  kann  es  sehr  leicht  vorkommen,  daß  alle  Hebammen 
in  dnem  Stadtteil  wohnen,  und  die  anderen  Stadtteile  von  Eebammen  ent- 
blößt sind. 

Tonltzender ;  Ich  glaube,  daß  ein  solcher  Fall  kaum  eintreten  wird; 
denn  die  Hebammen  werden  schon  im  eigenen  Interesse  ihren  Wohnsitz  so 
vUilen,  daß  si«  genügend  bescbUtigt  sind  und  nicht  zu  weite  Wege  za  machen 
branohea. 


IH  Dlifcnstion  sn  dem  Toitrftg  : 

H.  Kredsarat  n.  Hed.-Bat  Dr.  Arbelt :  H.  E.  t  Icli  Tenntaae  !■  nnaorer  Ut- 
herlgen  Debatte  beümmte  ÄeoSenugen,  wie  es  mit  den  frelpraktisierenden 
Eeb&mmen  werden  soll,  ob  man  eie  ftncli  ferner  zulassen  yriil  oder  nicht.  Wir 
baben  uns  big  jetzt  haaiitsSfhlicb  mit  dem  ersten  Satz  der  These  i  beschäftigt; 
der  zweite  Satz,  der  das  freie  Pralitizieren  von  Hebammen  verbieten  will,  ist  nor 
gestreift.  Fflr  dieses  Verbot  bat  sich  Jcdocb  bisher  niemand  aosgesprodien  i 
anch  idi  stelle  auf  dem  Standponkt,  daB  die  Äossclialtang  der  freipraktizieren- 
den  Hebammen  eine  BflelcwärtsbewegaDg  in  der  ganzen  Befornärage  wäre. 
Wenn  wir  diese  hier  gründlich  erOrtom  wollen,  so  haben  wir  jedenfalls  nuch 
Stellnng  zar  Frage  der  frdpraktiKierenden  Hebammen  zn  nehmen.  Es  ist 
m.  E.  nnr  eine  Erkllrnng  nOtig,  daS  wir  sie  zulassen  wollen;  in  welcher  Form 
wir  das  ansdrflcken,  das  kDnnen  wir  mhig  dem  Vorstande  ttberlassen.  Ich 
stelle  deshalb  keinen  Antrag,  jedenfalls  bin  ich  aber  gegen  den  zweiten  Teil 
der  These  4,  der  den  Hebammen  das  freie  Praktizieren  verbietet.  Wir  rer- 
breiten  uns  hier,  wie  gesagt,  immer  Ober  den  ersten  Teil  der  These,  aber  dar 
wichtigere  ist  doch  dieser  zweite.  Weim  wir  znrtlckblicken  auf  die  Ent- 
wickelang des  Hebammenwesens  in  FrenBen,  so  mOchte  ich  darauf  hinweiaen, 
daß  man  zu  Anfang  des  vergangenen  Jahrhunderts  keine  Bezirkshebammen 
kannte.  Erst  gegenüber  der  Not  ist  diese  Institation  erstanden;  erst  als  dla 
Hebammen  schlecht  bezahlt  worden  nnd  Uangel  an  ihnen  eintrat,  worden  durch 
Königliche  Verordnung  im  Jahre  1817  die  Tran-  und  Tanfgelder  eingefBhrt 
und  dadurch  gesorgt,  daS  wenigstens  die  für  bestimmte  Bezirke  angestellteo 
Hebammen  auskömmlich  standen.  Da  wurde  natfirlich  der  Zudrang  sofort  groB, 
und  es  ist  bekannt,  daS  in  den  vierziger  Jahren  bei  einer  Einwohnerzahl  von 
11  Millionen  in  Preufien  auf  1800  Einwohner  eine  Hebamme  kam.  Damals 
gab  es  fast  nur  Bezirkshebammen ;  jetzt  gibt  es  aber  in  den  St&dten  fast  diu 
ueiprsktizierende  Hebammen,  während  auf  dem  Lande  die  Bezirkshebammea 
vorwiegen.  Jedenfalls  gibt  es  schon  lange  freipraktizierende  Hebammen  und 
ihre  Zahl  ist  verhältnismäßig  groß.  Bei  aolober  Entwickelang  des  Hebammen- 
Wesens  ist  kaum  anzunehmen,  daß  ein  Vorschlag  in  der  Sichtung  der  Tbeae 
des  Herrn  Beferenten  beim  Bundesrat  bezw.  beim  Reichstag  viel  Qegenliebe 
finden  wird.  Wir  haben  die  Pflicht,  einer  freieren  Entwi^celnng  des  Heb- 
ammenwesens  das  Wort  za  reden,  und  ich  mOcbte  bitten,  In  diesem  Sinne  die 
Beschlösse  zu  fassen. 

Torgltiender :  lob  mOchte  hierzu  nur  bemerken,  daß  sowohl  der  Kollege 
Dr.Bomefck,  als  ich  selbst  ein  Verbot  der  freipraktizierenden  Heb- 
ammen nicht  für  zweckmäßig  erachtet  und  desh^b  den  Fortfall  des  SchluA- 
Satzes  in  These  4  empfohlen  haben. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Romelek:  Die  Stimmung  der  Versammlung  hat  sieh 
insbesondere  nach  den  Ausführungen  des  Herrn  Kollegen  Arbeit  gewendet. 
Es  soll  jetzt  das  Bezirksprinzip  cur  eine  VerwaltongamaBregel  sein,  die  dem 
Hedizinalbeamten  ganz  gleichgültig  sein  kOnne,  nnd  es  soll  daher  in  der  Tbeae 
nur  ausgedrückt  werden,  daß  überall  für  eme  den  lokalen  Bedürfnissen  ge- 
nügende Anzahl  von  Hebammen  zu  sorgen  sei.  Ich  meine,  letzteres  wird  den 
Verwaltungsorganen  so  oft  und  so  nacbdrflcklich  ans  Herz  gelegt,  daß  wir  ea 
hier  nicht  auch  noch  zum  Ausdruck  zu  bringen  brauchen.  Dagegen  halte  ich 
es  nicht  für  praktisch,  das  Bezirksprinzip  gänzlich  fallen  zu  lassen.  Allerdings 
scheint  eine  allgemein  acceptierte  Definition  dieses  Begriffes  zu  fehlen.  In 
jedem  Falle  ist  jedocJi  damit  eine  Anstellnng  verbunden.  Eine  angestellte 
Hebamme  hat  aber  für  ihre  materielle  Lage,  die  wir  doch  aufbessern  wellen, 
einen  Anhalt  bei  der  sie  anstellenden  Körperschaft,  welcher  der  freiprakti- 
derenden  Hebamme  fehlt;  angestellte  Hebammen  kOnnen  sich  gegenseitig  kdne 
wilde  Konkurrenz  machen,  und  der  Medizin albeamte  hat  dieselben  m.  E.  beaser 
in  seiner  Hand.  Ich  müchte  daher  mit  der  vorerwühnten  EinschrSakiutg  an 
dem  Bezirksprinzip  festhalten  und  die  Passung  der  These:  ,Es  istmOglickit 
ttberall  das  Bezirksprinzip  durchzuführen*  von  neuem  beantrageB. 

TftrsItieDder  I  Ich  glaube,  der  Antrag  des  Herrn  Vorredners  deckt  stok 
mit  dem  SchluSsatz  in  meinem  Antrage.  H.  H.  es  Ist  doch  roi  allem  erforder- 
lich, daß  wir  die  Notwendigkeit  einer,  der  BeTölkemngsziffer  und  den  Drtlichem 
Veihältnissen  entsprechenden  Anzahl  roa  Hebammen  betonen,  nnd  diese  Ver- 
pflichtung des  Staats  in  der  These  1  nun  Ausdruck  bringen.  Anderseila  aehdat 
^)e  groSe  Hehrheit  der  Versammlung  gegen  das  vom  Beferentra  Tom- 
Magene  Verbot  der  frelprakthäerenden  Hebammen  zu  sein  und  wOsMh^  «aS 
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diese  moh  kflnftlabiii  beibehalten  werden.  Hau  kOnote  diesem  Wnntohe  anch 
in  der  Wüse  Itedumne  tragen,  d&Q  der  von  mir  Torgescblagene  Antrae  etwa 
die  Fuenng  erhUt:  ,£b  Ist  für  Bestellnsg  einer  der  BerO^erongszii^r  und 
den  Ortlieben  TerhUtoiBaen  entaprechende  Anzahl  von  Hebammen  Sorge  in 
tifegen,  soweit  dies  nicht  dnrch  ireipraktizierende  Hebammen  geschehen  ist.' 
lohlialte  diese  Fassung  aber  nicht  tttr  sweckmäBig,  weil  wir  dann  gleichsam  die 
freipraktizierenden  Hebammen  als  Norm  and  die  Bezirkahebammen  ^  Ans- 
nahine  anerkennen  wttrden.  Das  wollen  wir  jedoch  nicht;  sondern  im  Qegen- 
teil,  die  freipraktizierenden  sollen  die  Ananahme  bilden. 

E.  Kreisarzt  n.  Hed.-Bat  Dr.  Jnngnuiat  Ich  stelle  den  Antrag,  der 
These  4  die  Fassung  zu  geben:  ,Das  Bezirksprinzip  ist  nach  Bedarf  dorclua- 
ftthieD";  damit  wUrden  onaere  Wünsche  rollstindlg  ausgedrückt  sein. 

Vorsitzender:  M.  H.!  Ea  bat  sich  niemand  mehr  znm  Wort 
geneidet;  ich  schüease  daher  die  Diskassion.  Wir  kommen  nunmehr 
ZOT  Abatunmimg  über  die  Theae  4  and  die  hierzu  Torliegenden 
Antrflge  von  den  Kollegen  Bomeick,  Jangmaca  and  von  mir, 
der  Kollege  Arbeit  hat  keinen  bestimmten  Antrag  gestellt,  er 
Till  nnr  den  Scblossutz  der  Theae  4,  das  Verbot  der  freiprakti- 
aderenden  Hebammen  geatrichen  wissen.  Dies  ist  aach  in  dem  von 
mir  gestellten  Antrag  der  Fall.  Ich  glaabe  nan,  daas  dieser  der 
weitgehendste  iat  and  demzafolge  zunächst  zor  Abstimmung 
kommen  mass.    Der  Antrag  laatet  also: 

,Ea  ist  für  eine  der  Bevölkerungsziffer  and  den 
Ortlichen  Verhältnissen  entsprechende  Anzahl  von 
Hebammen  Sorge  zn  tragen  und  hierbei  tunlichst  das 
Bezirksprinzip  anzustreben.* 

Ich  bitte  diejenigen  HwreD,  die  fElr  diesen  Antrag  sind, 
sitzen  zn  bleiben. 

Der  Antrag  ist  mit  grosser  Mehrheit  acgenommen. 

Vorsitzender:  Wir  kommeo  nun  zu  den  Leitsätzen  5 — 8, 
die  wir  wohl  in  der  Diskassion  zosammenfasaen  kOnnen,  da  sie 
•ftmtUcb  die  finanzielle  Stellang  nnd  wirtschaftliche  Lage  der 
Hebammen  betreffen. 

H.Ued.-Bat  Dr.  Flinier,  Beferent:  Ich  wollte  nnr,  um  die  Debatte 
abmkttrzen,  schon  jetzt  rorecalages,  im  Schluflsatz  der  These  8  hinter  dem 
Worte  .StaatskasBe*  die  Worte  ,Mer  einer  anderen  Öffentlichen  Kasse"  einni- 
fflgen;  diese  Fassiing  dürfte  zweelon&fliger  sein, 

Torsltieiid«r :  U.  H.I  Ich  gianne  die  Leitsätze  5  nnd  6  kOnnen  wir 
anrerSodert  annehmen.  Bei  Leitsatz  7  ist  es  jedoch  nnbedingt  nOtig  zu  forden, 
daß  nicht  nnr  die  Desinfektionsmittel,  sondern  anch  die  Geräte  den  Heb- 
ammen unentgeltlich  geliefert  werden.  Was  nnn  die  letzte  These  anbetrifft, 
■D  halte  ich  selbstTerständlicb  eine  Versichoning  der  Hebammen  gegen  Krank- 
heit nnd  Inralidität  für  unbedingt  erforderlich,  und  bin  ebenso  wie  der  Herr 
Beferent  der  Ansicht,  daß  die  dazu  erforderlichen  Renten-  nnd  AltersTersich&- 
nrngskassen  in  größeren  Verbänden  errichtet  werden  müssen,  sonst  sind  sie 
nicht  lebensföhig.  Dagegen  ist  es  m.  E.  nicht  zweckmäßig,  wenn  wir  liier 
gleich  die  Hohe  der  Beitrfcge  vorschreiben,  die  zn  diesen  Kassen  ran  den  Heb- 
amman (dnerseits  und  ans  der  Staatskasse  oder  einer  sonstigen  Öffentlichen 
Kasse  anderseits  zu  sablen  ist.  Es  dürfte  sich  mehr  empfehlen  zu  sagen,  daß 
ans  Öffentlichen  Kitteln  ein  angemessener  Zuschuß  zu  den  Kosten  dieser  Ter- 
dchemng,  also  anch  zn  der  KrukenTeraichemng  zu  zahlen  ist. 

H.  Kreisarzt  Dr.  Vlokel-Perleberg:  Ich  mOchte  bitten,  die  letzte  These 
n  kürzen  und  nur  zu  sagen:  ,Es  sind  für  die  Heb'ammen  Kianken- 
nndVersicherungakassen  in  größeren  Verbinden  in  errichten.* 
Allee  andere  kann  gestrichen  werden.  Es  Ist  ja  recht  wünschentirert,  wenn 
zn  diesen  Kassen  toh  der  Staatskasse  oder  toh  anderen  Öffentlichen  Kaaeen 
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ZoachlUHe  gemacht  werden;  dies  von  anB  Angestrebte  Ziel  kann  aber  andi  asf 
andere  Weise  erreicht  werden,  z.  B.  dadurch,  daß  die  Hebammen  obligatoriaok 
der  gesetzUcben  Kranken  versiehe  rong,  aowie  der  Alters-  und  InToUdeiiTar- 
richeroDg  des  Dentschen  Beicbes  beitreten. 

Tonltzender:  Ich  mOchte  darauf  aufmerksam  machen,  daß  es  nach 
einem  erst  vor  kurzem  ergangenen  Erlaß  des  preußischen  Medizin alminiaters 
der  Beichsfcuuler  abgelehnt  hat,  die  Alters*  nnd  Inraliditats - Versichemng 
auch  auf  die  Hebammen  obligatorisch  anszadehnen.  Es  würde  eine  solche  Ani' 
dehnUDg  anch  gar  nicht  erwtlnscht  sein  weder  für  die  Hebammen,  noch  mit  Bttck- 
sicht  aä  die  von  ans  im  Öffentlichen  Interesse  za  stellenden  Anforderungen; 
denn  eine  Hebamme  wird  von  nnserem  Standpunkte  ans  häufig  viel  eher  dienat- 
nnf&hig  sein,  als  dies  nach  der  InvaliditätSTersicberung  mSglich  ist,  da  nadi 
dieser  Invalidität  erat  bei  zwei  Drittel  Erwerbsunfähigkeit  vorliegt  und  anSei- 
dem  die  Berufstätigkeit  hierbei  nicht  allein  maßgebend  ist,  sondern  flberhanpt 
zwei  Drittel  InvaliditSt  vorhanden  sein  mnO.  Ich  kann  deshalb  nur  den  vom 
Herrn  Befetentcn  in  These  8  vorgeschlagenen  Weg  mit  der  von  mir  angeregteo 
Abänderung  empfehlen. 

H.  Dr,  Efistlin-Danzig:  Ich  beantrage  zn  Leitsatz  7,  daß  den  Heb- 
ammen anch  für  dieZelt  der  Nachprüfungen  nnd  Wieder  holnngs- 
karse  eine  Unterstützung  gewährt  wird. 

H.  Stadt-Bezirksarzt  Ober-Med.-Bat  Dr.  Siegel-Leipzig:  Die  These  7, 
wonach  die  Hebammen  bei  Aussetzung  ihrer  Tätigkeit  wegen  Kranliheit  od« 
wegen  WDchnerinnenerkrankungen  entschädigt  werden  sollen,  erscheint  mir 
bedenklich;  denn  das  bedentet  gleichsam  die  Einführung  einer  Prämie  fttr 
solche  Fälle.  Jedenfalls  sollte  in  den  Fällen,  wo  die  Schuld  der  Hebamme  an 
der  Wochenbottfleber-Eikranknng  erwiesen  oder  wenigstens  wafarscheialich  ist, 
dafür  gesorgt  werden,  daß  sie  dann  nicht  noch  eine  iätscbädignng  als  Prämie 
dafür  bekommt.  In  Leipzig  erhält  die  Bebamme  bei  unfreiwilliger  Buhe  eine 
Entschädigung,  deren  HOhe  nach  der  Zahl  der  ihr  entgangenen  Qebnrten  bO" 
rechnet  wird  und  zwar  6  Mark  pro  Geburt.  Ob  sie  aber  die  Entachädigong 
bekommt  oder  nicht,  entscheidet  der  Medizin albeamte.  Wenn  beispielsweise 
der  Verdacht  vorliegt,  daß  die  Hebamme  die  Wochenbettkrankheit  verschuldet 
hat,  dann  erhält  sie  eben  nichts.  Es  wird  zweckmässig  sein,  daß  wir  eine  dem- 
enteprechende  Bestimmung  in  These  7  einfügen,  damit  die  Entschädignngea 
nicht  anch  in  solchen  Fällen  gezahlt  werden.  In  denen  die  Hebamme  äoe 
Schuld  trifft 

Torsitzender;  U.  H.1  Ich  mochte  bitten,  von  einem  solchen  Zusats Ab- 
stand zu  nehmen;  sie  geht  m.  E.  zn  sehr  ins  Detail,  während  wir  hier  doch 
nur  allgemein  in  den  Thesen  Grundsätze  festlegen  wollen.  Eine  derartige 
Bestimmnng,  die  ich  auch  für  berechtigt  halte,  gehOrt  in  die  AosfOhrangs- 
bestimmunKen. 

H.  Ober-Med.-Bat  Dr.  Siegel :  Ich  halte  es  doch  für  zweckmäßig,  daß 
eine  Prämie  bei  eigenem  Verschulden  für  alle  Fälle  ausgeschlossen  wird;  da> 
wird  durch  die  Binlttgnng  der  drei  Worte  ,ln  geeigneten  Fällen*  erreicht. 

H.  Beg.-  nnd  Med.-Bat  Dr.  v.  Bske :  Wenn  der  LeitaaU  7  in  der  Fassuflg 
des  Beferenten  angenommen  werden  soll,  dann  würde  es  nicht  mSelich,  einei 
Hebamme  die  Entschädigung  zu  gewähren,  wenn  nur  der  Verdacht  von 
Wochenbettfieber  vorliegt;  es  muß  vielmehr  der  Nachweis  erbracht  sein,  daß 
Wochenbettfieber  besteht  Anderseits  würde  der  Verdacht  eines  Verschuldens 
der  Hebammen  allein  nicht  ausreichen,  nm  ihr  die  Fntschädignng  zu  entziehen; 
sondern  nur  der  wirkliche  Nachweis  inrer  Schuld. 

Tonttiender :  M.  H.I  Ich  kann  nur  wiederholen,  daß  e&  m.  £.  lücht 
erforderlich  ist,  eine  besondere  Bestimmung  über  die  Nichtgewährung  einn 
Entschädigung  beim  Verschulden  der  Hebamme  aufzunehmen;  denn  es  ist  dock 
selbstverständig,  daß  sie  in  solchen  Fällen  nichts  erhält,  ebenso  wenn  der 
Verdacht  eines  solchen  Verachuldens  vorliegt,  solange  sich  dieser  nicht  als  ub- 
begründet  herausstellt  Es  genügt,  wenn  wir  diese  Ansicht  hier  ausdrücklich 
zum  Ausdruck  gebracht  haben. 

H.  SUdt> Bezirksarzt  Ober-Med.-Bat  Dr.  Siegel:  Daa  würde  mir  andi 
genügen. 

H.  Beg.-  nnd  Ued.-Bat  Dr.  DSpoer:  Ich  gchlaire  vor,  die  beantragten 
Aeodernngon  fallen  in  lassen.    M.  E.  Ist  die  Entachä£giuig  nm  da,  nm  dar 

'     ■" c^'" 
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Sebume  Ihrea  LebenaoBterhalt  an  e«n<^ehen,  weui  Hu  die  AnsUnng  Ihna 
fienib  «n  frgemd  welchem  Oncnde  iutt«sagt  «der  nicht  Bteelkh  ist.  Xrifft 
flie  in  ■rtekem  FkUe  ein  Terschalden,  du»  wird  sie  aodww^  Motraft.  Wmii 
die  Hebamme  eof  8—14  Tage  ed  enem  Fenbildongkkntsna  einberafen  wiid, 
■0  mnfl  rie  solbnTeratindlich  anch  eine  Entsoli&dignng  erbelten,  wie  dies  bsretts 
Toikei  rotgeschUgen  Ist. 

H.  StadtdirelEÜODBUit  Med.-Bat  Dt.  KSatUn-Stattgert:  Ich  mDebte  arfi 
e^Miben,  m  Leitsats  6:  ^Du  EinhalUn  euer  angemessenen  Taxe  ist  den 
Hebamnen  TorEuschreiben"  eüige  Bemerkungen  m  macken.  Dleee  Von<Aiift 
tM  Aotik  woU  amr  den  Zweck  kaben,  den  HebammeiiBtaiul  mateiidl  n  keben 
and  ikm  einen  grOBerea  Verdienst  zb  stokern.  leb  kaim  mii  aberuekt^eikaa, 
wie  die  Hebamaien  geswoageD  werden  kÜDDen,  stets  die  UindesttMie  eissabaltea ; 
es  wBtde  dies  ebensowenig  mOglich  sein,  wie  bei  den  Aerzten.  Hu  kann  äoek 
dner  Hebamme  nicht  verbieten,  daß  sie  z.  B.  einer  bedftrftigen  ramilie  Ten 
fkrer  taxmäffiMn  Fordening  etwas  nadiläät.  üebrigens  wtnle  ein  eolldtes 
Verbot  fftmiiont  kontrollier  bar  sein.  Ich  glaube  dafaer,  daß  dae,  wae  tait 
ISffer  4  bezweckt  werden  soll,  tatsädilich  damit  nicht  wreicht  wuden  wird, 
tmd  deshalb  ist  ei  wohl  besser,  wenn  wir  diesen  Leltsata  Ueber  gau  weglan»ati 

Zb  These  7  iet  beantragt  worden,  dafi  anfier  den  Deejnfdttionsmittdn 
Mick  die  Qeritschaf  ten  frei  geliefert  werden  sollen.  Ich  bin  damit  sehr  ein- 
verstanden, soweit  sich  dies  auf  die  Bezirkahebammen  bezieht.  Die  Kommnne 
wird  sich  aber  baten,  anch  den  freipraktizieren  gen  Hebammen  ihre  Gerät- 
schaften ZD  beschaffen.  Dagegen  bin  ich  sehr  dafür,  daß  die  Desintektions" 
mittel  anch  den  treiprakuzierenden  Hebammen  frei  geliefert  werden.  Die 
Fasanng  des  Leitsatzea  muß  dementsprechend  wohl  etwas  geändert  werden, 
weil  wir  frflher  ja  stets  ddi  von  Bezukskebammen  gesprochen  haben.  Vl^- 
lelcht  könnten  wir  sagen: 

»Die  Desinfektionsmittel  sind  sämtlichen  Eebammenznr 
freien  VerfUgnog  zn  stellen,  außerdem  sind  den  Bezirksheb- 
ammen  auch  die  Oerätachaf ten  hoatenlos  zu  liefein.* 

H.  Kreisarzt  Hed.-Bat  Dr.  Arbelt:  Ich  halte  es  fOr  bedenklich,  eine 
solche  Elnachränkong  Torznnebmen.  Es  ist  bekannt,  wie  leicht  die  Hebammen 
ihre  Thermometer  zarbrechen  und  wie  leicht  die  Schläuche  verderben.  Ehe 
da  der  KreisMZt  hinkommt  und  nadisleht,  den  Ersatz  der  fehlenden  Sachen 
n  veTaBlsssen,  haben  die  Hebammen  aioh  diese  längst  wieder  gdmuft  oder 
ohne  die  Sachen  praktiziert  Sie  sind  aber  s.  Z.  nicht  so  gestellt,  daS  sie  ück 
fehlendes  erg&nzen  kOnneu.  Es  sind  Ubrigens  nicht  so  viele  Unkosten,  die 
daraus  entstehen.  Vorher  ist  mitgeteilt,  daß  in  Sachsen,  rcsp.  ftberaH  da,  wo 
die  Hebamme  ein  Gehalt  bekommt,  ihr  nichts  unentgeltlich  eeliefeit  iriid, 
weder  Desinfektionsmittal  oook  Gerätschaften,  sondern  daß  sie  ules  von  ihrem 
Gekalt  bestreiten  muß.  Ist  das  praktisch  F  Wir  haben  z.  £.  in  dem  Kreise, 
wo  ich  wirke,  14  frei  praktizierende  Eebammenj  ihnen  werden  trotzdem  alle 
Deelnfektionamittel  und  Gerätschaften  vom  Kreise  geliefert.  Dies  Verfahren 
hat  sich  nach  meinen  Erfahrungen  bei  den  Bevisionen  recht  gut  bewährt,  so 
daß  es  sich  empfehlen  mSchte,  zu  verlangen,  daß  sämtliche  Geräte  pp.  allen 
Hebammen  kostenfrei  geliefert  nnd  ergänzt  werden. 

K  Stadtdirektionsarzt  und  Med. -Bat  Dr.  Kttatlln:  Darf  ich  mir  hiena 
BU  eine  ganz  kurze  Bemerkung  erlauben  t  Ich  glaube,  daß  die  Kommonen  aof 
krineo  Fall  hierauf  eingehen  werden ;  ich  habe  in  meinem  Bezirk  etwa  70  frd- 
praktlderde  und  nur  2  Vororta-Bezjrks-Hebammen.  Ich  mächte  wissen,  wie  die 
Kommone  dazu  kommen  aollte,  fOr  alle  diese  freipraktizierenden  Hebatnmen  Ov- 
rätschafteo  zu  beschaffen ;  wenn  ich  mit  einem  solchen  Vorschlag  an  die  Btadt 
herankommen  wollte,  so  wOrde  dieser  jedenfalls  rundweg  abgeMut  werden. 

H.  Reg.-  u.  Geh.  Hed.-Bat  Dr.  Sichter:  Unseren  Bezirks  -  Hebammen 
werden  nicht  nur  sämtliche  Instrumente  geliefert,  sondern  sogar  die  Bttdier 
and  die  Kalender;  alle  15  Jahre  erhalten  sie  auch  ein  neuea  Lehrbuch.  Anf 
dem  Lande  iat  es  allerdinga  wieder  anders,  hier  wird  von  den  Gemeinden  den 
treipraktizierendeo  Hebammen  keine  EarbolBänre  gelieforL 

H.  PhysikuB  u.  Ued.-Kat  Dr.  Riedel  -  Lflbeck :  Zn  Punkt  8  mochte  ich 
einiges  nnr  ganz  kurz  aus  dem  zurzeit  in  Lübeck  vorliegenden  QeHtieütwBrf 
Aber  das  Hebammenwesen  mitteilen.  Wir  haben  die  Altersgiense  fftr  Anapmeh 
auf  Bnhegehalt  auf  6Ci  Jahre  festgesetzt.  Jede  Hebamme,  die  66  Jahre 
erreicht  oder  vorher^  geistig  oder  kOrperUch  untanglloh  wird,  bekoBiBt  tiag 
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Bante  nad  nnr  ateb  iOjiluigei  Dienstirät  Jihrlich  860  Muk  nad  fOr  jedM 
folgende  J&kr  DienstEeit  5  Huk,  bis  nun  EOehstbetrage  von  460  Mkrk.  Du 
ist  aUerdings  eine  weit  hShere  Siunme,  als  durch  die  leichsgoaetsliche  Alten- 
Yenädtmiaig  gewährt  wird.  Die  erforderlichen  Hittel  werden  n  gleichsH 
TeUen  von  den  Hebammen  und  vom  Staate  aaf|[ebracht.  Jede  Hebamme  kat 
—  es  handelt  sich  bd  uns  duchveg  nur  am  freiprakttaaresde  Hebamme  — 
von  jeder  Entbindung  60  PEg.  in  sahlen,  der  Staat  gibt  den  gldchei  Betrag 
und  tritt  fflr  ein  etwaiges  Defizit  ein.  Die  Hebammen  haben  sich  so  diesem 
rerhUtnismUig  hohen  Beitrag  gern  bereit  erklärt,  nm  so  n^  da  schon  nut 
Jahren  Ui  HilMeiatnng  bei  Oeborten  nicht  nnr  bei  offlsidl  anerkannter  Armes, 
sondern  anch  bd  IlnbemittelteD,  wenn  keine  Zahlung  m  erlangen  ist,  die  atast- 
licbs  Armenanstalt  den  Hebanunen  die  Hinimalsitae  der  Taxe,  d.  h.  6  Mark 
Ut  die  Entbindung  nnd  je  60  Pf.  ftlr  jeden  der  vorgeechriebenen  Wochenbett- 
bmnche,  aiso  im  ganzeii  10,80  H.  ersetaU  Die  Zalü  der  aof  die  einrnln« 
Hebamme  im  Dtuuachuitt  entfallenden  Oeborten  belauft  sich  auf  etwas  Ober 
80  im  Jahre.  Ga  hat  sich  aber  dnrch  die  Erfahmng  geaeigt,  d&Q  troti  guter 
Einnahmen  die  einzdne  Hebamme  es  nicht  versteht,  sich  einen  eorgenudaa 
Lebensabend  zn  sichern.  Hierfür,  wie  tttr  die  vorzeitig  invalide  werdenden,  int 
eben  eine  zwangsweise  staatliche  oder  kommunale  Versieberang  notwendig. 

Vorsitzender:  Es  ist  ScIiIdbb  der  Debatte  beantragt  vorden. 
Wer  dafür  üt,  den  bitte  ich,  sich  zu  erheben. 

Der  Antrag:  ist  aBgenommen.  Der  Referent  hat  auf  das 
SchloBswort  verzichtet;  wir  kommen  somit  znr  Abstimmang  Aber 
die  Torg;eschlag:eiien  Aenderongen  der  Leitsätze  and  die  dazu 
gestellteQ  Antr&ge.  Zu  Leitsatz  5  ist  nar  vorgeschlagen,  statt 
, lokalen  Verhältniaaen'  zn  sagen  die  gllrtlichen  VerhältnisBe*. 
Wer  dafür  ist,  mOge  sitzen  bleiben. 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Der  Vorschlag  ist  einstimmig  angenommen. 

These  6  soll  nach  dem  Antrag  des  Herrn  Etdlegea 
Dr.  Efistlin  gestrichen  werden;  da  sie  sich  dnrch  Leitsatz  5 
erfibrige;  ausserdem  sei  es  nicht  zweckmfiBsig,  die  Hebammen  zum 
Einhalten  der  Taxe  zu  zwingen.  Ich  bitte  diejenigen  Herren,  die 
diesem  Antrag  zustimmen,  sitzen  zu  bleiben. 
(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Der  Antrag  ist  einstimmig  angenommen. 

Wir  kommen  nun  ZD  These  7.  Hierzu  ist  einmal  beantragt, 
dass  den  Hebammen  anch  die  Oerätscbaften  kostenfrei  ge- 
liefert werden  sollen  und  zwar  von  einer  Seite,  dass  dies  nur  bei 
den  Bezirke-Hebammen  geschehen  soll,  während  von  anderer  Seite 
die  Lieferang  für  alle  Hebammen  verlangt  wird.  Dass  alle 
Hebammen  die  Desinfektionsmittel  unentgeltlich  erhalten 
sollen,  darflber  scheint  eine  Meinongsverschledenheit  nicht  zu 
bestehen. 

Es   wird   sich   empfehlen,   zunächst   nnr   Aber  den  ersten 
Teil  des  Leitsatzes  7  abzustimmen.    Ich  bitte  diejenigen,  sitzen 
zu  bleiben,  die  daf&r  sind,  dass  dieser  folgenden  Wortlaut  erhält: 
,  Allen  Hebammen  sind  die  Desinfektionsmittel, 
and  wenigstens  den  Bezirkshebammen  die  erforder- 
liehen Gerätschaften  anentgeltlich  zu  liefern.* 

(Es  erhebt  sich  niemand.) 

Der  Antrag  ist  einstimmig  angenommen.      <'>-v.,.^ 


Dk  Stellnng,  Kiuiken-,  Altere-  n.  InT&UdititsveTsichentiig  der  HebanutitB  168 

Wir  kommeD  ntm  znm  zweiten  Teil  dieser  These. 

H.  Dr.  KOBtlln-DuiEiK:  Wie  soll  es  denn  mit  EDtschldigung  bei  den 
WiedeiholongskoTHen  werden,  des  mnB  docb  anch  erwiUint  werden,  wie  Ich 
bereiu  beantragt  habe. 

Vorsitzender:  Darüber  soll  eben  jetzt  bei  dran  zweiten 
Teil  der  Theae  7  abgesümoit  werden.  Derselbe  wird  demnach 
wie  folgt  laaten  mflsBen: 

.Aase  er  dem  ist  allen  Hebammen  für  Anssetzong 
ihrer  Tätigkeit  bei  Wficbnerinnen-Erkranknngen, 
bei  Einberafungen  zn  NachprUfangen  oder  Wieder- 
holangfikarsen,  sowie  bei  Infektionskrankheiten 
in  ihren  eigenen  Familien  eine  angemessene  ünter- 
statzang  ans  öffentlichen  Mitteln  zn  gewfihren." 
Diejenigen  Herren,  die  mit  dieser  Fassang  einverstanden 
sind,  bitte  iäi,  sitzen  za  bleiben. 

(Ba  erhebt  sich  niemand.) 
Der  zweite  Satz  der  These  7  ist  in  der  vorgeschlagenen 
Form  einstimmig  angenommen. 

Es  bleibt  non  nur  noch  die  Abstimmung  ttber  die  These  8  ttbrig. 
Dieselbe  lantet  unter  Berücksichtigung  der  gemachten  Vorschlftge: 
„Es  sind  fttr  die  Hebammen  Kranken-  und  Alters- 
Versichernnga-Eaasen  in   grosseren  Verbänden  zn 
errichten,  zu  denen  die  Hebammen  von  jeder  Ent- 
bindung einen  entsprechenden  Beitrag  zu  leisten 
haben    und    ans    Öffentlichen    Mitteln    ein    ange- 
messener ZuBchuBB  gewährt  wird." 
Di^enigen  Herren,  die  dieser  Fassung  zustimmen,  bitte  ich, 
ebenfalls  sitzen  zn  bleiben. 

(Es  erhebt  sich  ein  Mitglied.) 

Diese  These  ist  gegen  eine  Stimme  angenommen. 

M.  H.l  Wir  sind  nnn  am  Schlosse  unserer  heutigen  Be- 
ratung angelangt.  —  Ich  achliease  die  Sitzung  und  danke  Ihnen, 
dass  Sie  bis  zuletzt  so  zahlreich  ausgehalten,  und  sich  ao  lebhaft 
an  der  Verhandlung  beteiligt  haben.  Auf  ein  recht  fröhliches  und 
zahlreiches  Wiedersehen  im  nSchsten  Jahre  I 

K  Ob,'H:ed.'Bat  Dr.  Si^el:    H.  H.I  Ich  machte  Sie  auffordern,  unserem 
Toraitzenden  zu  danken  für  seine  ausgezeichnete,  achneidige  Geach&ftaftlhmag, 
indem  wir  uns  ron  tuisereo  Pl&tzen  erheben.    (Bravo  1) 
(Oeschleht.) 

Vorsitzender:  M.  H.I  Meinen  herzlichsten  Dank  für  diese 
Anerkennung;  die  Verhandlnng  gestaltete  sich  ja  zuletzt  etwas 
schwierig,  aber  sie  ist  dodi  scUiessich  zn  einem  guten  Ende 
gefohrt. 

Die  Leitsätze  haben  somit  nach  den  T(m  der  Versammlung 
angenommenen  Aenderongen  folgenden  WorÜant  erhalten; 

„Die  Beaaerung  der  sozialen  Stellnng  der  Hebammen  ist  im 
atigemeinen  wie  im  Interesse  der  Hebammen  dringend  notwendig. 
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Dieselbe  vird  erreicht  dm-cli  eine  mOe^UcliBt  gleicbiiiBssigfe  SefOTm 
des  gesamten  HebammeDvesenB  in  den  deatsclien  BundeBBtaaten, 
die  hanpteftctilich  sich  auf  folgende  Pankte   zn  entreeken  bat: 

1.  Diejenigen  Personen,  die  die  Hebanunenknnst  erlernen 
wollen,  dürfen  nicht  nnter  20  und  iiiclit  über  80  J^ire  alt  sein 
und  müBsen  dorcli  ihre  Kenntnisse  den  Nachweis  einer  gnten 
Tolkschnlbildong  erbringen.  Aosnahmen  in  bezng  aof  das  Hfichst- 
alter  sind  zolftssig. 

S.  Der  Lehrknrsns  hat  mindestens  9  Monate  m  daaem  and 
sich  aath  auf  poliklinische  Entbindungen  zn  erstrecken. 

8.  unbeschadet  der  s^  notwendigen  and  bereits  in  allen 
Bandeastaaten  bestehenden  Aafsicht  der  Medizinalbeanten  ttber 
die  HebwDDmen  sind  diese  in  angemessenen  Zwischenrftannn  za 
mindestenB  14ULgigen  Fortbildnngskorsen  an  Hebammenachnlen 
oder  an  anderen  geeigneten  Anstalten  einzuberufen. 

4.  Eis  ist  fflr  eine  der  BeTölkerongszifier  and  den  ertlichen 
Terh&ItDissen  entsprechende  Anzahl  von  Hebammen  S«rge  sn 
tragen  nnd  hierbei  tunlichst  das  Bezirksprinzip  anzastrebeu. 

5.  Den  Bezirkshebammen  ist  eine  den  Örtlichen  Terhftltnissen 
entsprechende,  für  ihren  Lebensunterhalt  aosreichende  Einnahme 
sicher  za  stdlen. 

6.  Allen  Hebammen  sind  die  Desinfektionsmittel  nnd  wenig- 
stens den  Bezir^hebammen  die  erforderlichen  G^r&tsohaiten  an- 
entgeltlich za  liefern;  aosserdem  ist  ihnen  fftr  AnssetzoDg  ihrer 
Tätigkeit  bei  Wöchnerinnen -Erkrankongen,  bei  Einberofo^ai  za 
Nachprflfongs-  oder  Wiederholnngskorsen,  sowie  bei  IsfekUons- 
krankheiten  in  ihren  eigenen  Funilien  eine  angemesioie  Unter- 
st&tzong  ans  Offentliehen  Mitteln  zu  gewfthren. 

7.  Es  sind  &x  die  Hebammen  Kranken-  and  AltersTersiche- 
rnngs- Kassen  in  grösseren  Verbänden  za  errichten,  za  denen  die 
Hebammen  von  Jeder  Entbindung  einen  entsprechenden  Beitrag 
zn  leisten  haben  nnd  ans  Öffentlichen  Mitteln  ein  angemessener 
ZaschnsB  gewfthrt  wird." 

Nach  Schlnss  der  Sitzung  (2Vi  Ühr  nachmitta«)  and 
Einnahme  eines  einfachen  Mittagessens  fand  znn&chst  die  Beaioh- 
tignng  der  neuen  technischen  Hochschule  in  Langfidir  antar 
der  sachkondigen  FfUming  des  Herrn  Prot  Baarat  Carsten  and 
dessen  Assistenten  statt.  Hieran  st^oss  sich  die  Weitarfidrt 
nach  dem  Seebad  Zoppot  and  Besichtigang  der  dortigui  fiad«- 
einrichtangen  —  Herren,  Fraaen-  and  Familienbad,  vor  allem  des 
nen  erbauten  prächtigen  Warmbades  —  anter  aar  UebemwArdigen 
Fflhrong  des  Herrn  Bürgermeister  Ton  Wnrmb  nnd  des  Bmiu 
Bittmeister  a.  D.  t.  Wedeil.  Am  Abend  desselben  Tagw 
nahmen  die  meisten  Vereinsmitglieder  mit  ihren  Damen  a«  d«r 
Begrflssnng  des  Dentschen  Vereins  fflr  Öffentliche 
0*sandheitspflege  im  Artashofe  teil. 
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Mitglieder  '^Verzeiehniss 
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AbgesohloBBen  am  36.  November  1804.  ■) 


Pivriiu  OatynnneK. 

1.  Dr.  A  B  o  h  e  r ,  ExmEMÖsitenxtzxb  und  Auistent  der  EOnigliolien  Anitalt 

Bur  Gewinnimg  tierisohen  Imptstoffs  in  Eönigabei^  L  Pr. 

2.  -  Bandisoh,  Ereiswundarst  a.  D.  in  Tilsit. 

8.  '  Baaerin,  prakl  Ant  in  Zinten,  staatvKiatL  approb. 

*1.  -  Behrendt,  Ereisarvt  in  Tüait. 

*5.  -  Boehnks,  EreisaBsiBtenzarat  in  Bialla. 

0.  -  Boenigk,  EreinnmdarBt  x.  D.  u.  San.-Rat  in  Braunsberg. 

*7.  -  BredBohneider,  Ereisarrt  n.  Med.-Rat  in  Angerbm!^. 

8.  -  Oaygan,  Ereisarst  in  Qoldap. 

*9.  -  T.  Deoker,  Ereisarst  in  Neidenburg. 

10.  -  Deokner,  prakt.  Arzt  in  StalhipSnen,  staateSrstl.  approb. 

11.  -  Derbe,  prakt  Arct  in  Beüigenb^,  BtaatsKrzU.  approb. 
*12.  -  Doepner,  RegieningB-  u.  Med.-Rat  in  Gnmbinnen. 

18.  -  Eberhardt,  Ereiaarst  n.  Med^Rat  in  Allenstein. 
U.  ■•  Engel,  Erelsarst  in  Labiau. 

IS.  -  Engelien,  Ereiswimdant  a.  D.  in  Bartenstein. 

IS.  -  Fabian,  EreiBant  u.  Oeh.  Hed.-Rat  in  Eönigsberg  i.Pr. 

17.  -  Fisoher,  prakt.  Arat  in  Hohenstein,  staats^tl.  approb. 

*18.  '  Porstreuter,  Ereisarst  u.  Ued.-Rat  in  Heinriohswalde. 

19.  -  Frans,  EreiaanlBtensarzt  in  Eaukehmen. 

10.  •  Gallien,  prakt.  Arat  in  Bladiau,  ataataäntl.  approb. 

21.  -  QeBsner,  Eieisarat  In  Oerdausn. 

22.  -  Havemann,   Direktor  der  Prorinaial -Irrenanstalt  in  Tapiau. 
28.  -  Heidenbain,  Med.-Rat  u.  Kreisaist  in  InBterbnrg. 

2i.  -  Heimbuober,  prakt  Arzt  in  Neukiroh,  staatsänstL  approb. 

*26.  -  Hennemejer,  Ereisarzt  u.  Med.-Rat  in  Osterode. 

26.  -  Herrendtlrter,  Ereisanst  u.  Med.-Rat  in  Ragnit 

*27.  -  Beyer,  Ereisarat  in  Lötaen. 

28.  -  Hubert,  prakt  Aret  in  Sensburg,  Etaatsäraü.  approb. 

29.  -  Hurwita,  prakt  Arat  in  Uemel,  Btaatattratl.  approb. 
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.  Dr.  I B  r  a  e  1 ,  Kreisarzt  in  FlBohhauaen. 

.    -    T.  Janko^Bki,  prakt.  Arzt  in  Brauusberg,  staatsäntL  approb. 

.    -    Jaossen,  Kreisarzt,  Med.-Rat  und  medkinisoher   Hilfsarbeiter 

an  der  Kegienmg  in  Königsberg. 
.    -    Kahlweiss,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Braunsberg. 
.    -    Katerbau,  Regierung»-  u.  Geh. Ued.-Rat  in  Königsberg  i. Pr. 
.    -    Katluhn,  KreisassiBtenzarzt  in  Prostken. 
■.    -    Kebler,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Qumbinnen. 
.    -    Knospe,  KreisassiBtenzarzt  in  Willenberg. 
■.    '    Krause,  Kreisarzt  und  Hilfsarbeiter  bei  der  Kifnigl.  Regierung 

in  Gumbinnen. 
I.    -    LemhOfer,  Kreisarzt  in  Preufis.  Holland. 
I.    .    Lemke,  Kreisarzt  in  Sensburg. 

.    -    Le^insky,  prakt.  Arzt  in  Braunsberg,  stAataärztL  approb. 
I.    -    Liedtke,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  Tilsit. 
:.    -    Luohhau,  Kreisarzt  u.  Direktor  der  KSnigl.  Anstalt  sur  Ge- 
winnung tierisohen  Impfstoffs  in  Königsberg  i.  Pr. 
i.    -    T.  Maoh,  Kreisarzt  in  Bartenstein. 

-  T.  Petrikowsky,  Kreisarzt  in  Ortelsbutg. 

-  Pfeffer,  Kreisassistenzarzt  in  Gilgenbuig. 

-  P 1 0  0  h ,  Kreisarzt  in  Oumbinnen. 

-  Poddej,  Kreisarzt  in  Darkehmen, 
'    Fulewka,  Kreisarzt  in  Heilsberg. 

-  Puppe,  Geriohtsarzt,  Professor  und  Medizinalassessor  in  KSniga- 

berg  i.  Pr. 

-  R  im  eck,  Kreisarzt  in  Pr.  Eylau. 

-  Romeiok,  Kreisarzt  in  Mehrungen. 

-  Sohawaller,  Kreisarzt  in  Pillkallen. 

-  Schiller,  Kreisarit  u.  Med.-Rat  in  Wehlau. 

-  SobUtze,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Rössel. 

-  Schultz,  Kreisarzt  in  Stallupönen. 

-  S  e  y  d  e  1 ,  Med.-Rat  u.  Professor  in  Königsberg  i.  Pr. 

-  Stumm,  Kreisarzt  in  Lyok. 

-  Urbanowioz,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  UemeL 

-  Vossius,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Marggrabova. 

-  Winter,  Prof.,  Med.-Rat  u.  Direktor  der  Univ.  -  Frauenklinik 

in  Königsberg  i.  Pr. 

-  WoUermann,  Kreisarzt  u-  Med.-Rat  in  HeiligenbeiL 

-  Wollermann,  Kreisarzt  in  Johannisbnrg. 


PrsTlu  WMtpreuBBen. 
.  Dr.  Arbeit,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Marienburg. 
Bauiok,  Kreisarzt  in  Sohloohau. 
Berg,  Kreisassistenzarzt  in  Neufahrwaaser. 
Birnbaoher,  Kreisarzt  in  Pr.  Stargard. 
Bremer,  Kreisarzt  in  Bereut. 
Brinn,  Kreisarzt  in  Putzig. 

Esohrioht,  Kreisarzt  in  Danzig.  .  . 

Frejmutfa,  Kreisphysikus  a.  D.  u.  San.-Rat  in  Dsnsl^J  ^ 
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•72.  Dr.  T.  Gizyoki,  Kreisarzt  in  Stuhm. 

*73.  -  Grutnaoh,  prakt.  Arzt  in  Rieeenburg,  staatsBrrtL  tqipTob.- 

*74.  -  Haaae,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Daozig. 

'TS.  -  T.  Hake,  Ragierungg-  u.  Med.-Rat  in  Marienwerder, 

•76.  -  Hasse,  Kreisarzt  in  Flatow. 

•77.  -  Heise,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Kulm. 

•78l  -  H  e  n  D  i  g ,  prakt.  Arzt  in  Berent,  staatsärztL  approb. 

79.  -  Hermann,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Dirsohau. 

•80.  -  Heynaober,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Graudens. 

^1.  -  Hoohmann,  prakt  Arzt  in  Marienburg,  staatoärztl.  approb. 

82.  -  Hopmann,  Kreisarzt  in  Brieaen. 

•83.  -  Kaempfe,  Kreisarzt  in  S^rthaus. 

•84.  -  Kasten,  Kreisarzt  in  Marienwerder. 

•86.  -  König,  Kreisarzt  in  Konits. 

•86.  -  Kästlin,  Direktor  der  Prov.-Hebanime&-Lebraiistalt in Danzig. 

*87.  -  Kutzky,  prakt.  Arzt  in  Neustadt,  BtaatBSrzU.  approb. 

88.  -  Mailtefert,  prakt.  Arzt  in  Gulm  i.  W.,  staatsSrztL  approb. 

••88.  -  Matz,  Kreisarzt  u.  M6d.-Rat  in  DeutBoh-Krone. 

*90.  -  Pfeiffer,  Kreisarzt  in  Rosenberf;. 

•91.  -  Post,  Kreiaarat  in  Strassburg. 

92.  -  Sohlee,  Kreisarzt  in  Löbau. 

•93.  -  S ohmi dt,  Kreisarzt  in  Tuohel. 

•94.  -  S  o  b  m  i  d  t ,  Kreisarzt  in  Elbing. 

•95.  -  Sobmidt,  prakt.  Arzt  in  Gollab,  staatsSrztL  approb. 

96.  -  Sohulz,  prakt.  Arzt  in  Sobloohau,  staatsKrotl.  approb. 

**97.  -  Seemann,  Reg.-  und  Med.-Rat  in  Danzig. 

98.  -  Steger,  Kreisarzt  in  Thom. 

**yd.  -  Wagner,  Kreüarxt  in  Sohwetz. 

100.  -  Wollermann,  Krsisassiatenzarzt  u.  San.-Rat  in  Baldenburg. 

101.  -  Zadow,  prakt.  Arzt  in  Deutsob-Krone,  staataärztL  approb, 

Berliit  mit  den  Stadtkrelseii 
Charlottenbnrg,  ScbSneber;  and  BlxdorT. 

102.  Dr.  Adler,  Arthur,  Spezialarzt  für  innere  und  Herrenkrankbaiten 

StaatsKritL  approb. 
lOS.    -    Baer,  Kreisarzt  und  Geb,  Medizinalrat. 
lOi.    -    Beoker,  Kreisarzt  u.  Geb,  Medizinalrat. 
lOft.    -    Besseier,  prakt.  Arzt,  staatsärztl.  approb. 
xl06.    -    Bliesener,  Kreisarzt  u.  HUlfsarbeiter  in  dar  Mediunalabteilnng 

des  KultusmioiBteriums, 
107.    •    Glarfeld,  Assistent  am  hygien,  Institut,  staatsärztL  approb. 
xl06.    -    Dietrieb,   Geh,  Med.-Rat  u.  vortragender  Rat    in  der  Ued.- 
Abteilung  des  Kuitusmiaisteriums. 
109:    -    Dietriob,  Kreisarzt  des  Kreises  Rizdorf. 
zllO.    -    Elten,  Med.-Rat  u.  Kreisarzt  des  Kreises  Tdtow. 

111.    -    V.  Polier,  Kreisarzt  u.  Geb.  Med.-Rat 
zll2.    -    FrSnkel,  Arthur,  prakt  Arzt,  staatsKiztl.  approb. 

113.  -    Friedemann,  prakt  Arzt,  staatsärztL  approb. 

114.  -    Oranier,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  ^jdtiolc 
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115.  Dr.  OrosB,  praktisoher  Aixt,  staateSttfcÜ.  approb. 

HO.    -    OattBtadt,  ProfoBBor  a.  Qeh.  Medismalmt  in  Berlin. 

117.  -    QUDthei,  Qeh.  Med.-Rati,  Prof.  u.  Voisteliei  d.  EdnigL  V«^ 

aoohs-  und  PrUfungB-anstalt  fUi  Wasaervarsargung  und  Ab- 
wäBserungsbeBeitigung  in  Berlin. 

118.  '    Hereberg,  prakt.  Arzt,  Bt«atälratL  approb. 

**119.  -  Hoffmaun,    Oeriobtaarst  und  dirigierender  Azat    des  Tfirtmr 
suobungageKngnisses. 

I20i  -  Jaoobaon,  Kreisarzt  und  Med.-Rat. 

xl31.  •  Eettler,  EreiBarzt  in  Sobtfneberg. 

122.  -  Klein,  EreiaarEt  u.  Med.-Kat  in  CharlottenbuTff. 

xl28.  -  T.  Eobyleoki,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat. 

xl24.  -  Kollm,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat') 

125.  -  Qaff  ky,  Geh.  Med.-Rat  u.  Prof.,  Leiter  des  Instituts  fOz  InJbk- 

tionakrankheiten  in  Berlin. 

126.  -    L'»ntz,  Ereisasaistensant,  z.  Z.  in  Idar  im  Taunus. 

127.  -    Leppntann,  Med.-Rat,  Kreisarzt  u.  Strafanstaltoant. 
xl2&    -    F.  Leppmann,  prakt,  Arzt,  staatsärztL  approb. 

129.    -    Lohmer,  Assistenzarzt  am  st^tisohen  Kranhenksuse  in  Moabit, 
staatsärztl.  appiob. 
zlSO.    -    Marx,  prakt.  Arzt,  staatsttiztl.  approb.,  Assistent  am  Institut 

fUr  Staataarzneikiinde. 
xlSl.    •    Mittenzweig,  Geriohtaarst  u.  Med.-Rat  in  Steglitz.') 
zl32.    -    Nesemann,  Regierungs-  u.  Med.-Rat. 

183.    -    Overlaoh,  Ober-Medizinakat  in  SohSneberg. 
xlSi.    -    Pfleger,  Qeriobtaarzt  IL  Med.-Rat  in  PlStzensee  b.  Berlin. 

Rahts,  Geh.  Reg.-Rat  u.  Mitglied  des  ReichagenrndheitsamtB. 
RSokl,  Geh.  Reg^Ratu.  Abteilungsvorsteher  im  Reiohsgenmd- 
beitearot. 

1S7.    -    Rüge,  Med.-Rat  u.  Mitglied  des  Prov.-Hedizinal-Kollegiums. 
138.    -    Schenk,  prakt.  Arzt,  staatsitrztL  approb. 
xl39.    -    Sobmidtmann,   Qeh,  Ober-Med.-Rat,  Professor  u.  vortragen- 
der Rat  in  der  Med.-Abt.  des  Kultusministeriums. 

-  SohÜDStadt,  prakt  Aizt  in  Sohöneberg,  staatsfirstl.  i^>prob 

-  So  balz,  Rud.  in  Charlottenburg,  Kreisarzt  fUr  Hüderbümm. 
zl42.    -    Sobulz,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat,  Direktor  du  ESniglioben 

Anstalt  sor  Gewinnung  tierisoben  ImpfMoffs. 
xl43.    -    Sobulz,  Assistent  der  UnterriohtsanBtaltfQrStaatMnneikande 
Bt«stsärztL  approb. 
144.    -    Stein,  Hans,  prakt  Arzt,  staatsSrztL  approb. 
146.    -    SB  hie,  Ereisassistenzarzt  in  Charlottenburg. 
xl46.    -    Störmer,  Geriohtsaizt  u.  Med.-AB8eaBor. 
**147.   -•    StrasBmann,  Professor  u.  Geriobtsarzt 
xl48.    -    Strauoh,  Privatdozent  fUr  geriobtliobe  Meditm  und  Staate 
aizneikunde  in  Berlin. 
1^    -    Strecker,  prakt  Arzt,  steatBttistL  approb. 
xlfiO.   -   StOler,  Ereisarzt  u.  Med.-Rat 

151.    -    Thomalla,  praktisober  Arzt,  staatsKizÜ.  approb. 
xl62,    -    Wagner,  Gustav,  prakt.  Arzt,  staatsllrzü.  approb. 

*)  Inzwisoben  veratorbeD.  .^jOIIqIc 


xl41. 


UitgliedsrvecMiohnis. 

xiSS.  Dr.  Wehmer,  Regienm0B-  u.  0^  Med.-Rat. 
xlB4    -    Waiohardt,  S&n.-Rat  u.  BesirkAphsTikus  a.  D.  in  BttUs- 
zl66.    -    Weisaenborn,  Kreüarat  11.  Med.-Rat. 
xl66.    -    Wutzdorff,    Goh.  Regierungarot  u.  Direktor   im 
QesundheitBamte. 

Frorlai  Bnadraftnrg. 

xlS7,  De.  Attst,  KreisarBt  in  Nauen. 
168.    -    Baroiok,  Regisrimg»-  u.  Oah.  Mod.-Rat  ia  Frankfurt  a./0. 
IG«.    -    Behla,  Geh.  Med.-Rat  u.  medix.  HtlUMrbeit«  bei  dar  EünigL 
Regierung  in  Potadam. 

160.  '    Ben  da,  Ereisant  il  Med.-Rat  in  Angermtlnde. 

161.  -    Braeutigam,  Kreisarat  u.  Med.-Rat  is  Königsberg  (Ketunark). 

162.  -    Brasoh,  prakt.  Arzt  in  Wannsee  bei  Berlin,  itaatsXrztL  approb. 

168.  -    Daliobow,  prakt.  Ant  in  Neadamm,  BtoataSntL  approb. 
xl64.    -    Friedrioh,  EreiBarat  u.  Med.'Rat  in  Landsberg  a./W. 

166.   •    Qebauer,  prakt  Aizt  in  Wittenberge,  staataKratL  approb. 

166.  -    Geissler,  KreiBarzt  in  Friedeberg  (Neumark). 

167.  -    Oettwart,  Kreisarat  in  KTriti. 

zl68.    -    Qottsohalk,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Rathenow. 

169.  -    OottBobalk,  Kreisarrt  in  Kalau. 

170.  -    Groiatnana,  Kreiearat  u.  Med.-Rat  in  Vreienwalda  k./0. 

171.  -    Günther,  Kreiaant  in  Kroasen. 

172.  -    Haase,  Kreiaanst  u.  Med.-Rat  in  Reppen. 
xI73.    -    Hafemann,  Kreisaiat  in  Luokau. 

174.    -    Herya,  Kreiaant  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  Buokow. 
176.    -    Hopf,  Afisistenaarat  a.  d.  Provinzial  -  Anstalt  fUr  BpUeptbeka 
in  Potsdam,  staatsKntl.  approb. 

176.  -    Howe,  prakt.  Arzt  in  Luokau,  ataatsüratL  approb. 

177.  -    HUttner,  prakt.  Arzt  in  Reinickendorf,  staataHrztL  approb. 

178.  -    Jaenioke,  Kreisarat  u.  Med.-Rat  in  Spandau. 

179.  -    Jörioh,  prakt  Arzt  in  Lubben,  staatsäiztl.  approb. 
**l80.    -    Jangmann,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Guben. 

IBl.    -    Keller,  prakt  Arzt  in  FUrstenwerder  (Uokennark),  «taatelnll. 
approb. 
xl82.    -    KSnig,  Kreisarzt  in  Soldin. 

188.  -    Kuhnt,  Kreisarzt  u.  Hed.-Rat  in  Beeskow. 

184.    -    Kypke-Bu  roh  ardi,  prakt  Arzt  in  Zebdeniok,BtaAt«lLrBl.appiob. 
186.    -    LSbr,  G.,  Sa&.-Rat,  S.  Arzt  der  Irrenanstalt  Sohweiierhof  bei 
Zeblendorf,  sbaatsHratl.  approb. 

186.  -    Ltiwenthal,  prakt  Arzt  in  Steglitz  b.^Berlin,  itaalsHrztl.  approb. 

187.  -    Lummerzheim,  prakt  Arztin  ForstLL.,  ataatstirztL  approb. 
18&    -    Maaas,  Spesialarzt  fttr  Ohirurgie  in  Landsberg  n./W.,  staatalbrsU. 

approb. 

189.  -    Maire,  prakt  Ant  in  FUretenberg  »JO.,  BtaaMtrztL  approh 

190.  -    Heyer,  W.,  prakt  ArzI  in  BrUok  (Mark),  staatsürztL  uppnh. 
**19I.    -    Niekel,  Kreisarzt  in  Perleberg. 

xl9a.    -    Pape,  Kr^pt^aikus  a.  D.  in  Sohttnebeig  b.  Bariin. 
lOS.    -    Passauer,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Potsdam. 
xl94.    -    Pflanz,  prakt  Arzt  inAdlerahofbelBerlin,  staattHntL  approb 
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196.  Dr.  Podlewiki,  Ereiawuodaret  z.  D.  in  Oderberg  (Mark). 
xl9e.    -    Prawitz,  EreiBont  u.  Med.-Rat  in  BFandeDburg. 

197.  -  Priester,  EreisorEt  u.  Med.-Rat  in  Zielenzig. 

198.  -  Bosenow,  prakt.  Arzt  in  Eberswalde,  Btaatsürstl.  approb. 

199.  -  Rosenthal,  prakt.  Arzt  in  Tegel,  staatsSrztl.  approb. 
x200.  -  Koth,  Regierung»-  und  Oeh.  Med.'Rat  in  Potsdam. 

201.  -    Rltdlin,  kommisa.  KreiswuBdarst  a.  D.  in  TrieboL 

202.  -    Sander,    Geh.  Med.-Rat   u.  Direktor    der    stKdtiaDhen   Irren- 

anstalt in  Dalidorf. 
z208.    -    Sohäfar,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Frankfurt  a./0. 
201    -    Schäfer,  Kreisarzt  in  Sorau. 

206.  -    Sohiohhold,  Kreisassistenzaizt  in  Potsdam, 

20B.    -    Sohitnmel,  prakt  Arzt  in  Strauasberg  b.  Berlin,  staataBratl. 
approb. 

207.  -    Schlüter,  Kreisarst  n.  Med.-Rat  in  Amswalde. 

208.  '    Sohneider,  Erfliaarzt  in  Prenzlau. 

309.  -  Schreyer,  Stabsarzt  a.  D.  in  Driesen,  staatsärztl.  approb. 

210.  -  Sohultz-Sohultzenstein,  Ereisaizt  in  Beizig. 

211.  -  Schweitzer,  präkt.  Arzt  in  Teltow,  atoatsKnttl.  approb. 
z212.  -  Seeger,  Kreisarzt  in  Lobben. 

213.    -    Siehe,  Kreisarzt  u.  Hed.-Rat  in  ZUlliohau. 
x214.    •    Solbrig,  Kreisarzt  in  Tomplin. 

215.  -    Spliedt,  Arzt  an  der  Prov.-Heil-.u.  Pflegeanatalt  in  Ebatawalde 

ataatstlrztl.  approb. 

216.  -    Steffen,  prakt.  Arzt  in  Spremberg,  staatsärztL  approb. 

217.  -    Strunts,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  JUterbogk. 

218.  -    Wiedemann,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Nen-Ruppin. 
z2I9.    -    Wiedner,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Kottbua. 

x2a0.    -    Wiese,  Kreisarzt  in  Spremberg. 

221.  -    Winzerling,  prakt.  Arzt  in  Galau,  staataHrztL  approb. 

Prorinz  PonuBem. 

222.  Dr.  A  n  d  r  a  e ,  prakt  Arzt  in  Labes,  staataärztL  approb. 

*223.  -  Arnheim,  Assistenzarzt  an  der  Prov.- Irrenanstalt   in  Lüne- 
burg L/P.,  BtaatsKrzÜ.  approb. 

**224.  -  Bohrend,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Kolberg. 

226.  -  Beumer,  Kreisarzt,  Med.-Rat  q.  Professor  in  Greifswald. 

226.  -  Birkholz,  Kreisarzt  in  Stolp. 

227.  -  Bfltow,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Stargard. 

228.  -  de  Camp,    Kreiswundarzt    a.   D.  u.  San.-Rat    in  Lauenburg, 

■taatsKrztl.  approb. 

229.  '    Deneke,  Begierungs-  u.  Med.-Rat  in  Stralsund. 

-  Dieterioh,  Kreisarzt  n.  Med.-Rai  in  Denunin. 

-  Bbhardt,  Kreisarzt  in  Lauenburg  i  P. 

-  Engels,  Kreisassistenzarzt  in  Stralsund. 

-  Frey  er,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Naugard. 

-  Freyer,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat;  IMrektor  der  EtinigUohen 
Anstalt  zur  Gewinnung  tiwisohen  Impfstoffs  in  Stettin. 

-  Gasters,  Kreisarzt  in  UeokermUnde. 

-  Gerloff,  Kreisarzt  in  Labes.  "-     ..  .  >- ■'■•^•^■^ 
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z287.'  Dr.  Qotkaeoht,  Ereinrst  in  Belgaid  (Penante). 

288.    -  HaBsenstein,  Ereiaarst  in  Oreifenberg. 

-  HUlsmeyer,  Ezeiaarzt  in  Bfltow. 

-  Kindt,  prakt  Arzt  in  Greifswald,  staatsMrztil.  approb. 

-  Landgrebe,  Kreisarzt  in  Neiutettin. 

-  Lemke,  Ereisant  u.  Med.-Rafrin  Qrimmen. 

-  Lewerena,  prakt.  Ant  in  Stettin,  staabB&rztL  approb. 

-  Lewin,  prakt.  Arst  in  Neiiatettin,  staataürztL  approb. 

-  Märklin,    Direktor  der    Provinzial - IrrenasataU    in    Treptow 
a./Rega. 

-  Manke,  Kreisarzt  in  Sohlawe. 

-  Margulies,  prakt.  Arzt  in  Kolberg,  staatsfinÜ.  approb. 

-  UaBBmann,  Kreisarzt  u.  Ued.-Rat  in  Dramburg. 

-  Mau,  KreisphTsikus  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Sohievelbflin. 

-  Meinhardt,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Armn 

-  Mennioke,  Kreiswundarzt  a.  D.  in  Urimmen. 

-  Muller,  prakt  Arzt  in  BUbow,  fitaataärztl.  approb. 

-  V.  MUnohow,  Kreisarzt  n.  Ued.-Rat  in  Swinemllnde. 

-  Neumeister,  San.-Rat  u.   ohirur.  Medizinalassessor  bei   dem 
Pror.-MedizinalkoUegium  in  Stettin. 

-  Ohrloff,  prakt.  Arzt  in  Wolgast,  staatsKrstl.  approb. 

-  Falleake,  prakt.  Arzt  in  Lolta,  staatsärztL  approb. 

-  Pogge,  Kreisarzt  und  Med.-Rat  in  Stavlsund. 

-  Ratfamann,  Kreisarzt  in  Qreifenhagen. 

-  Rfiuber,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  in  KSsliu. 

-  Sachs,  prakt.  Arzt  in  Pollaow,  vtaatsärztL  approb. 

-  Sarganeok,  Kreiaarzt  in  Oalin. 

-  SohlUtter,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Pyritz. 

-  Sofamidt,  prakt.  Arzt  in  Neustettin,  staatsärztL  approb. 

-  Schröder,  prakt.  Arzt  in  Paaewalk,  staatsäiztL  approb. 

-  Sohulze-Barnim,  Kreisarzt  u.  Geh.  Mod.-Rat  in  Stettin. 

-  Sobultze,  Professor  u.  Direktor  der  psyobiatrisahan  Klinik  in 
Greifswald. 

-  Sohwerdtfeger,     prakt.   Arzt    in  Sohievelbein,    staatoKrztl. 
approb. 

-  Settegast,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Bergen  auf  RUgen. 

-  Siemens,  Direktor  der  Provinzial- Irrenanstalt  und  Geh.  Me- 
disinalrat  in  Lauenburg. 

-  Tiegs,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Qross-Tyohow. 

-  Vanselow,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  in  Stettin. 

-  Voigt,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Kammin. 

-  Voigt,  Kreisassistenzarzt  in  Stettin. 

271.    -    Wagner,  Oskar,  Ereiaassistenzarzt  in  KSsUn. 
276.    -    Wanke,  Kreisarzt  in  Rummelsburg. 


Prertms  Posen. 

276.  Dr.  r.  Alkiewioz,  prakt.  Arzt  in  Pudewitx,  siaatiMrstL  approb. 

277.  -    Bekker,  Kreisarzt  In  Wongrowitz.  ,  ~  i 

278.  -    Blooh,  prakt.  Arzt  in  Janowitz,  staataärztl.  approb.    ■'^^'^^3 
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*S79.  Dr.  T.  Bioroberg,   Fraiherr,   Obeiwt   an   der   PmöuiBl-IrrsA- 

anatalt  Daiekanka  bei  Oneaen,  stafttaHntL  mppnh. 
x28t).    -    Brinkmann,  Kreisarzt  u.  Ued-Rat  in  WollaMn. 

281.  -    BrUggemann,  Ereisarst  in  Brombe^. 

282.  -    Buddee,  Kreisant  in  NeutomisoheL 

283.  -    Burraeister,  prakt  itizt  in  Posen,  stMtsItstt.  ajqiiftb. 

284.  -    Cobn,  Ertiflarst  o.  Iiled.-Bat  in  Jarotadiin. 
286.    -    Clause,  Kreiunt  in  FtNun. 

286.  -    Demboaaak,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Krotosobin. 

287.  -    Doersohlag,  Kreisarzt  in  Strelno. 
*288.    -    Friedrioh,  Kreisarzt  in  Sobubio. 

289.  -    Gebhardt,  Kreisarzt  IL  Med.-Rat  in  Fraustadt. 

290.  -    7.  Qorski,  prakt,  Arzt  in  Qostyn,  staataürztL  approb. 
*291.    -    Haaok,  Kreisarzt  in  Qneeen. 

292.    -    Harttz oh,  Kreisarzt  in  Gostyn. 

298.    -    Heinze,  prakt,  Aizt  in  Tamowo,  staatsBntl.  qipmb. 

291.  -    Herrmann,  Kreisarzt  in  Obomik, 
Holz,  Kreisarzt  in  Bromberg. 

296.    -    J Kok el,  Kreisarzt  in  Saroter. 

Jaater,  Regierung»-  u.  Med.-Rat  in  Brombarg. 

Kleinert,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Rawitoeh. 

Kosahel,  Kreisarzt  in  Filebne. 

Krause,  prakt.  Arzt  in  Unruhstadt,  gtaatsärztl.  ^piob. 

Kunau,  Geh.  Med.-Rat  in  Posen. 

Lasohke,  Kreisarzt  in  Sobroda. 
808.    -    Lehmann,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Posen. 
301.    -    Lebmann,  Kreisarzt  in  Sohmiegel. 
x806.    -    Lisaner,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  KoatiKL 

-  Michael Bobn,  Kreisarzt  u.  Hed.-Rat  in  WreaohaB. 

-  Paniinski,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  Poseo. 
z30S.    -    Paulisoh,  Ereiaarzt  in  Inovrazlaw. 

909.  -  Peyser,  prakt  Arzt  in  Posen,  staatsUrztl.  i^qirob. 

810.  -  Pieoonka,  Kreisarzt  in  Znin. 

811.  -  Pilf,  Kreisasnstenzaizt  in  Sobokken. 

812.  -  Plotbe,  Kreisarzt  in  Plesohen. 

813.  -  Rieok,  Krtisarzt  in  Kempen. 
811.  -  Rogowski,  Kreisarzt  in  Meserito. 

316.    -  Rubensobn,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med^Ra*  ia  GnatB. 

**8ie.    -  Salz wedel,  Kreisarzt  in  Witkovo. 

x8l7.    -  Sandhop,  Kreisarzt  in  Kosohmin. 

*3I8.    -  Saaberzweig,  Kreisarzt  in  Wirsita. 

-  Sohellin,  Kreiswnndarzt  z.  D.  in  Intnrraalsw. 

-  Schlag,  Kreisarzt  in  Ostrowo. 

-  Sobmidt,  Regierung^  o.  Med.-Sat  in  Posen. 

-  Sohmidt,  Kreisarzt  in  Sobwrain  a.fWarUie. 

-  SobrSder,  Kreisarzt  In  Bimbanm. 

324.    -  Sikorski,  Kreisarzt  u.  Ued.-Rat  in  Sdiildberg. 

-  Sorge,  prakt.  Arzt  in  Sohmiegel,  staatsKiatL  ^piob. 

-  Steiner,  Kreisarzt  in  Gzamikau. 

-  3traabe,  piakt  Ar^t  in  Rogasen,  staaWtrztt.  approk.,  •:.  ,C 
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x828,  Dr.  Telaohoir,  EreiHsrxt  in  Sobrimm. 
829.    -    Toporaki,  Med^Rat  in  Poeen. 
830:    -    TrSger,  Kreiaaist  in  Adelnau. 
88L.    -    Wege,  KreiBaret  in  Uogilno. 

882.  -    Wegner,  Eraiaarst  u.  Med.-Rat  in  Ijisaa. 

883.  -    Wernioke,  Med.-Rat,  Prorektor  der  Akaderaia,   Prof.  und 

Direktor  dea  hygieniBohen  Institute  in  Foaen, 
834.    -    Winokler,  HL  Arzt  an  der  ProTinsial-Irrenanatalt  isOwlnak, 
ataateHrstl.  approb. 
*88B.    '    Witting,  Kreiaarst  in  Eolmar. 


ProTini  B^esl«. 

aB6.  Dr.  Abel,  Reg.-  u.  Med.-Rat  in  Oppeln. 

837.  -  Adam,  Oberarzt  in  Kreuzburg,  staatsärztL  approb. 

388.  -  Adler,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Br-":;. 

839.  -  Benin  de,  KreieaasiBtenzarzt  in  Carolath. 

840.  -  Bergmann,  prakt.  Arzt  in  Neumarkt  i.  Sohl.,  staataärztl,  aj^ob. 
311.  -  Bleich,  Kreisarzt  in  Steinau  a./0. 

343.  -  Blumenreioh,  prakt  Arzt  in  Sohrau  (Ob..SohL),  staatsitrfla 
approb. 

848.  -  BoretiuB,  Kreisassistenzarzt  in  Waldenburg  L  SohL 
844  -  Boss,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Falkenberg  (Ob.-^ohL.). 

846,  -  Brieger,  prakt.  Arzt  in  Goael,  staataärstl.  approb. 
x848.  -  Broll,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  in  Pleaa. 

847.  ■-  C  i  m  b  a  1 ,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  in  Neiase. 
z8i8.  -  Coester,  Kreisarzt  u.  Med.-Gat  in  Bunzlau. 

849,  -  Comniok,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  in  Striegau. 

860.  -  Denkmann,  B^eisarzt  in  Grottkau. 

861.  -  Diraka,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Namslau. 

862.  -  Duda,  Kreiaarzt  in  Nimptsoh. 
868.  -  Dybowaki,  Kreisarzt  in  Strahlen. 

861.  -  Bbeling,  prakt.  Arzt  in  Dittmannsdorf,  ataatsSrzti.  i^preb. 

866,  -  Erbkam,  Kreisarzt  in  Jauar. 

z86S.  -  Brdner,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Görlitz. 

867,  -  FSrber,  Kreiaarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Kattowita. 

868,  -  Feige,  Kreisarzt  In  Hoyerswerda. 

z86Q.  -  Finger,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  in  MUnaterberg. 

800.  -  Flatten,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  u.  mediz.  Hilfsarbeiter  bei  der 

KSnigliohen  Regierung  in  Oppeln. 

86L  •  Flügge.  Geh.  Med.-Rat,  Profeasor  u.  Direktor  des  hygieniaidien 

Inatitut«  in  Breslau. 

868.  -  Frey,  KreiaaBaiatenzarzt  in  Beuthen. 

888.  -  FiiedUnder,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geb.  Med.-Rat  in  LablinitB. 

861.  -  Furoh,  Kreisarzt  in  Gross -Wartenberg. 

866.  -  Gabel,  prakt  Arzt  in  Oaaig,  etaatsKrztl.  approb. 

866>  -  Gellner,  Kreiswundarat  z.  D.  u.  Oberstabaarzt  a.  D.  in  Breslau. 

887,  -  Glogowaki,  Saa-Rat  o.  Kreiawnndarzt  c.  D.  in  GSrlita. 

868,  -  Oorke,  Kreisant  in  Frankenatein. 

868L  -  Haaieiiatein,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  In  Sagan.  .^.-^.^ 


Uitglidderverzeiohnis. 

I.  Dr.  Hauaohild,  KreisarBt  n.  Med.-Rat  in  Breslao. 

-  Heidelberg,  KraiBarzt  u.  Med.-Rati  in  Reiohenbaoh. 
'  Herfarth,  prakt  Arzt  in  Glogau,  etaatstlrztl.  approb. 

-  Hirsohfeld,  Kreisarzt  in  Glogau. 

-  Hoffmann,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Waidenburg. 

-  Hoppe,  Kreisarzt  u.  Mad.-Rat  in  Gleiwitz. 

-  Hom,  Elreisarzb  u.  Med.-Rat  ic  Löwenberg. 
'  Jaoobi,  Prof.,  Kreisarzt  u.  Geh.  M^d.-Rat  in  Breslau. 

-  Keintooh,  prakt.  Arzt  in  Myalowitz,  staatafintl.  approb. 

•  S  t  e  w  e ,  Stabsarzt  a.  D.  io  Naumburg  a/.QueiB,  ataat«8rztL  approb. 

-  Kley,  Kreisarzt  in  Lublinitz. 

-  KlingmUller,  prakt.  Arzt  in  Strehlen,  ataatsärztl.  approb. 

-  Klose,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat,  Direktor  der  Eänigliohen  Anstalt 
zur  Gewinnung  tierisohen  Impfstoffs  in  Oppeln.  ^ 

-  Kfihler,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Landeshut. 

-  Kornfeld,  Gerichtaarzt  u.  Geb.  Med.-Rat  io  Gleiwitz. 

-  Kr'aoauar,  prakt.  Arzt  in  Altwasser,  staataSratl.  approb. 

-  Krau,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Sobweidoitz. 

-  Kfihn,  Kreisarzt  in  Ratibor. 

-  Laohmann,  Kreisarzt  in  Oels. 

•  Langner,  prakt.  Arzt  in  Prankenstein,  staataärzti.  approb. 

-  la  Roohe,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Beutben  (Ob.-Sohl.). 

-  Leder,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Lauban. 

•  Leske,  Kreisarzt  in  Liegnitz. 

-  Lesser,  Geriohtsarzt  und  Professor  in  Breslau. 

-  Lewald,   Besitzer  der   Prirat-Irrananstalt   in    Obemigk  bei 
Breslau,  staataärzsl.  approb. 

-  Liobtwitz,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Ohlau. 

-  Ludwig,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Habelsohwerdt, 
•■  Lustig,  Kreisarzt  in  Grilnberg. 

-  MBder,  Kreisarzt  in  Neumarkt. 

-  Malis  oh,  prakt.  Arzt  in  Deutsch -Krawam,  staatsfiiztl,  approb. 

-  Matthes,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Breslau. 

-  Mewius,  Kreisarzt  in  Neustadt  (Ob.-Sohl.).  [ 

-  Meyen,  Kreisarzt  in  Muakau. 

-  MUhlenbaoh,  Kreisarzt  in  Wohlau. 

-  Nauwerok,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Guhrau. 

-  Nobler,  Kreisarzt  in  Glatz. 

-  Neetzke,  prakt.  Arzt  in  Landeshut  i.  Sohl.,  staata&ntl.  approb. 

-  Neumaon,  Kreisarzt  in  Leobsohiitz. 

-  Naumann,  Kreispbysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  io  Glogau. 

-  Oebbeoke,  Stadtantt  in  Breslau. 

-  Oatermann,  prakt.  Arzt  in  Gremsdarf,  staatsärzü.  approb. 

-  Ostmann,  Kreisaret  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Rybniok. 
112.    -  Otto,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Neurode.  .    ^ 
118.    -  Panlini,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  MilitBoh. 

114.    -  Philipp,  Geh.  Med.-Rat  in  Liegnitz. 

HD.    -  Pietrulla,  prakt  Arzt  in  Strahlen,  staatsfirzü.  appiolb 

*1I6.    -  Reimer,  Stadtarzt  in  Görlitz.  * 

x417.    -  Reinkober,'.Kraisarzt  u.  Med.-Rat  in  Trebnitz.       ^  ] 
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'418.  Dr.  Repetaki,  Ereiswundarzt  z.  D.  in  GleiwitB. 

119.  -  Rieger,  Eieisaizt  in  Brieg. 

i20.  '  Rinke,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Tamowite. 

121.  -  Rother,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Falkenbaig. 

122.  -  Sohilling,  Kreisarzt  in  Freistadt. 

123.  '  Sohmidt,  ResierungB-  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Liegnitz. 
121.  -  Soholt'z,  Kreisarzt  in  Goldberg. 

126.  -  Soholz,  prakt  Arst  in  Görlitz,  staatfiärztl.  approb. 

126.  -  Sohr&der,  Kreisarzt  in  Sprotläu. 

*127.  -  S'ohr&der,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Kattowitz. 

42&.  -  Schubert,  piakt.  Arzt  iu  Sohweidnitz,  staatsäiztl.  approb. 

129.  •  Siegl,  Kreiswundarzt  a.  D.  in  Rjbniok. 

430.  '  Skrzeozek,  Kreiswundarzt  a.  D.  in  Orzesohe. 

xl31.  -  Steinberg,  Kreisarzt  in  Hirsohberg. 

182.  -  Steiner,  Kreisarzt  in  Rosenberg  (Ob.-Sohl.). 

433.  -  Stern,  Med.-Rat  u.  Geriohtsarzt  in  Breslau. 

134.  -  SUssmann,  Knappschaftsarzt  in  Petrzkowitz,  ataatoätztl.  approb. 

436.  -  Talke,  prakt  Arzt  in  Rothenburg  (Ob.-Laus.),  staatsärztl.  apjmib. 
136.  -  Telke,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  in  Breslau. 

437.  -  Thienel,  Kreisarzt  in  Oross-Strehlitz. 

433.  -  TookuBS,  prakt.  Arzt  in  Kreuzberg  (Ob.-Sohl.),  staatsKrat).  approb. 

489.  -  T rao in aki,  Kreisarzt  u.  Med.- Rat  in  Zabize. 

440.  -  Wagner,  Gariehtsarzt  in  Beuthen  (Ob.-Sohl.). 

441.  -  Weozereck,  Kreisarzt  in  Kreuzburg  (Ob.-Sohl.). 

442.  -  Wendt,  Kreisarzt,   Med- Rat  u.  mediz,  Rulfsarbeiter  bei  der 

Köuigliohen  Regierung  zu  Breslau.  >) 

448.  -    Woda,  prakt.  Arzt  in  Piteohen,  staatsärztl,  approb. 
444.    -    Wolff,  Kreisatzt  in  Kosel. 

416.    -    Wolffberg,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Breslau. 
z416.   -    Zelle,  Kreisarzt  in  LUben. 

ProTiu  Saebses. 
**447.  Dr.  Asohaffenburg,  Prof.  der  Psfohiatrie  in  Halle  a,  8. 
148.    -    Book,  prakt.  Arzt  in  Halberetadt,  staat^rztl.  approb. 

449.  -    Brill,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Magdeburg. 

460.  -  T.  Buohka,   Oberarzt  an  der  Provinziaj- Irrenanstalt  in  Alt- 
Soherbitz,  staatsärztl.  approb. 

z461.  -  Bundt,  Kreisarzt  in  Quorfurt. 

462.  -  Busolt,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Delltzsoh. 

468.  -  Buttenberg,  prakt.  Arzt  in  Magdeburg,  itaatsärztl.  approb. 

464.  -  GurtiaS,  Kreisarzt  iu  Grosskanudorf. 

466.  -  Dahlmann,  Med.-Rat  u.  Direktor  der  Provinzial - Kebammen- 

Lebranstalt  in  Magdeburg. 
*463.    •    Dippe,  Kreisarzt  u.  Marineoberatabsarzt  a.  D.  in  Oenthin. 

467.  -    DUtsohke,  Reg.- u.  Med.-Rat  in  Erfurt. 

468.  -    Eilers,  &eiaarzt  in  Sohleusingen. 

xl69.    -'    Fielitz,  Kreisarzt  und  Med.-Rat  in  Halle  a.  8. 
460.    -    Frfinkel,  Geh.  Med.-Rat, FrofesBor  u.  Direktor  des  h^gieniiohen 

Instituts  in  HaUe  a./S. 
x4fll.    -    Friedel,  Kreisarzt  In  Wernigerode. 

')  Inzwisoben  verstorben.  .  ^.v'^.^.^ 
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162.  Dr.  Pries,   Oeh.  Saii.-Rat  und  Direktor  der  Prov.4rr6iumstMlt  in 
HieÜebea  b.  HaUe  a./S. 

168.  -  Geisalsr,  EreiBarxt  -a.  Med.-Rat  in  Torgau. 
164.  -  Glaser,  prakt.  Arzt  in  Burg,  staatätectl.  approb. 

465.  -  GleitsmasD,  Kreisarzt  a.  D.  und  Mad.~Rat  in  Naumburg  a./S. 

466.  -  HKblar,  Kreisarat  u.  Med.-Rat  in  Nordhsuaen. 
167.  -  Hau  ob,  Ereisant  u.  Med.-Rat  in  ESsleben. 

**468.  -  Hettmann,  Ereisarst  in  Bitterfeld. 

169.  '  Her  ms,  Eraisandi  u.  Med.-Rat  in  Burg  bei  Magdeburg. 
470:  -  Heydloff,  Ereisarat  u.  Med.-Rat  in  Srfurt 

471.  •  Hildebrandt,  Privatdozent  fUr  Pharmakologie  ond  gariohU. 

Mediain  in  Halle  a.  S. 

172.  -  Hirsoh,  Regierungs-  u.  Geh.  Med^Rat  in  Magdeburg. 

478.  -  Holthoff,  Ereisarzt  in  Salzwedel. 

474.  -  Hoppe,  Oberarzt  an  der  PraTinzial- Heil-  a  Pfiegaanstalt  in 

Uobtqirlnge,  ataatearztl.  approb. 

196.  -  T.  Ingersleben,  Ereisarzt  in  Osohersleben. 

4T6.  -  Jauert,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Seehausen  i  Altmark. 

177.  '  Ealkoff,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  EOlleda. 

178.  -  Eeferstein,  Geriohteaizt  in  Magdeburg. 
zl79.  -  Elage,  Ereisarzt  in  Wolmirstedt 

180.  -  Koppen,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Hat  in  Heiligenttadt 

481.  -  Eornalewski,  Ereisarzt  in  Naumburg  a./S. 

x482.  -  EU bD,  Ereisarzt  u.  Med.-Rat  in  Kalbe  a./S. 

483.  -  Laudowioz,  Ereisarzt  in  Worbis. 

184.  -  Martini,  Ereisarzt  in  Langensalza. 

485.  -  Meje,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Mansfeld. 

486.  -  Moritz,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Halberstadt. 

487.  -  Müller,  Ereisarzt  in  Henberg  a.  d.  EUsben. 

488.  -  Müller,  prakt.  Arzt  in  Sohleusingen,  staatsSrctL  approb. 
z489.  -  Pantser,  Kreisarzt  in  Sangerhaosen. 

490.  -  Plange,  Ereisarzt  u.  Med.-Rat  in  Stendal 

191.  -  Probst,  Ereieazzt  u.  Geh.  Med.-RBt  in  Gardelegen. 

492.  -  Reip,  Ereisphysikus  a.  D.  u.  San.-Rat  in  Arendsse. 

403.  -  Rieel,  Ereisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat,  Direktor  der  EtinigL  Anstalt 

zur  Gewinnung  tierischen  ImpbtoSa  in  HaUe  a,/S. 

z494.  -  Schade,  Ereisarzt  in  Neuhaldensleben. 

185.  -  Sohaffranek,  Kreisarzt  u.  Ued.-Rat  in  Zeita. 

186.  •  Sohmiele,  Ereisarzt  u.  Med.-Rat  in  Weiesenfels. 
M7.  -  Sohneider,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Merseburg. 

498.  -  Sofareber,  Oberarzt  a.  D.  in  Wittenberg,  staatsBntL  appnK 

x4S9.  -  Sohulze,  prakt  Arzt  in  Idebenwerda,  staatsSrstl.  approb. 

BOG;  -  Seiffert,  Kreisarzt  in  MUlhaosen  in  Th. 

zBOl.  -  Steinkopff,  Kreisaist  in  Ijiebenwerda. 

z602.  -  Strassner,  Kreisarat  u.  Med.-Rat  in  Magdeburo- 

GGS.  -  Strube,  Saa.-Rat  u.  KreiswundaiBt  a.  D.  in  HaUe  a,;S. 

aGOl.  -  Thilow,  KreiaarEt  in  Wanaleben. 

xfiOe.  -  Wachs,  Kreisarzt  in  Wittenberg. 


606.    ~    WeidenmUller,  iwaiter  Ant  a.  Lamdeaaqrl  in,Jflriohow, 
stutBXntL  approb.  [,,u^tt >.vCa)OQIc 
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607.  Dr.  Weinreioh,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Merseburg. 

608.  -    Weinreioh,  prakt.  Arzt  ia  Heiligenatadt,  staateärzU.  approb. 
xö09.    -    Wodtke,  Regierunga-  u.  Med.-Rat  in  Merseburg. 

zSlO;    -    Ziemke,  a.  o.  Professor  der  geriohtl.  Medizin  u.  Gerichtsarat  in 
HaUe  a./S. 

Prorinz  SeUeawIg  ■  Holstela. 

511.  Dr.  A&emusBen,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Rendsburg. 

512.  -  Bahrs,  Blrsisarzt  in  Sonderburg. 

513.  -  Bartels,  Kreisarzt  in  Husum. 

614.  -  Bertheau,  Regierungs-  und  Med.-Hat  tu  Schleswig. 

616.  -  Bookeadahl,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Kiel. 

616.  -  Bruhn,  Kreisarzt  in  Segeberg. 

617.  -  Gold,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Maldorf. 

618.  -  voaFisoher-Benzon,  Kreisarzt  in  Flensburg. 

619.  -  Hallin g,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  GtUckstadt. 

620.  -  Hansen,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hadersleben. 

621.  -  Hillenberg,  KreiaassiBbeozarzt  in  Oldesloe. 
522.  -  Hörn,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Tondem. 

623.  -  Hunntus,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Wandsbek. 

624.  -  Jahn,  Kreiephysikus  z.  D.  in  Kappeln  a./Sohlei. 
52ö.  -  Knuth,  Kreisarzt  in  Alpenrada 

626.  -  Krämer,  prakt.  Arzt  in  Schleswig,  staatsärztl.  approb. 

627.  -  Krefting,  Kreisarzt  in  Plön. 

628.  -  Krosz,  prakt.  Arzt  in  Horst,  staatsärzU.  approb. 
529.  -  LUbbe,  prakt.  Arzt  in  Wilster,  staatsärztl.  approb. 

x680.  -  Neidhardt,  Geriohtearzt  in  Altona. 

631.  -  Paulssen,  Jens,  prakt.  Arzt  in  ElUerbeok,  staatsärztl.  approb. 

532.  -  Peters,  Kreisoasistenzarzt  in  Helgoland. 

533.  -  Reimann,  Kreisarzt  in  KeumUoster. 
634.  -  Rohwedder,  Kreisarzt  in  Ratzebarg. 

6S5.  -  Sohmidt-Petersen,  Kreisphysikus  z.  D.  in  Bredstedt 

636.  -  S  oho  w  jun.,  Kreisarzt  in  Neustadt 

•*637.  -  Sohysder,  Stadtarzt  in  Altona. 

638.  -  Sohiller,  prakt.  Arzt  in  Reinfeld,  staatsärztl.  approb. 

639.  -  SohUtt,  Kreisarzt  in  EokemfSrde. 

640.  -  Schultz,  Kreisassistenzarzt  in  Niebüll. 

641.  -  Sick,  praktArzt  in  Oldesloe,  staatsUrztl.  approb. 

642.  -  Suadioani,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Schleswig. 

643.  -  Walliohs,  Kreisphysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Altona. 

644.  -  Wenck,  Kreisarzt  o.  Med-Rat  in  Pinneberg. 

646.  -  Wolff,  prakt.  Arzt  in  Schleswig,  staatsärztl.  approb. 

646.  -  Zappe,  II.  Arzt  an  der  Provinzial- Pflegeanstalt  in  Neustadt 

in  Holstein,  BtaatsKrztl.  approb. 

Proriu  HaB>*Ter. 

647.  Dr.  A  n  d  r  ä  e ,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Linden. 
*648.    -    Arbeit,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  in  Hildesheim. 

649.    -    Baohmann,  Kreisarzt  in  Harburg.  ~         '  > 

660.    -    Barth,  Kreisarzt  in  Bassum.  '       ..  ..L.OOglC 
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661.  Dr.  Booker,  Qsh.  Med.-Rat  in  HamioTer. 
653.    -     Beoker,  Kreisarzt  in  HUdeaheim. 

Behrens,  prakt.  Arzt  in  HUdesheim,  staatsSrzÜ.  approb. 

Berger,    Kreisaiet  u.  Direktor    der    KönigL  Anstalt    bot 
QeTvinnung  tierisohen  Impfatoffs  in  Hannover. 

Bitter,  Stadtarzt  in  Osnabrück. 

T.  B  6  nn  i  n  g  h  B  u  B  e  n ,  prakt.  Ant  in  Qlandorf,  staataKratl.  approb. 

Brandt,  Kreisarzt  in  LUohow. 

Brummund,  Kreisarzt  in  Stade. 

Buohholtz,  Kreisarzt  in  Einbeck. 

BOntin  g,  Kreisarzt  in  Stolzenau. 

Gramer,  Prof.  u,  Direktor  der  Prov.-Hoü-  u.  Pflegeanstalt,  der 
pSfohiatr.  UmTersitäts-KUnJk  u.  der  Poliklinik  für  psyoh.  und 
Neirenkranke  in  GSttingen. 

Dempwolff,  Kreisphysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Har- 
burg a.  d.  Elbe. 

Dieokmaon,  prakt.  in  SohUbtorf,  staatsärztl.  approb. 

DreveB,  Kreisarzt  in  Walarode. 

Eiohhorst,  Kreiswundarzt  z.  D.  in  Ottersberg. 

Elton,  Kreisarzt  in  Freiburg  a.  K 

T.  EBmarob,  Professor  u.  Direktor  des  hygienisohen  Instituts 
in  Qöttingen. 

Finger,  Reg.-  und  Med.-Rat  in  Stade. 

Frech,  KreiRRBSistenzarzt  in  HatmoTor. 

Gaebde,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Blumenthal. 

Gerlaoh,  Kreisarzt  in  Niedersacbaworfen. 

Qrisar,  Regienings-  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Osnabrfiok. 

Grote,  prakt.  Arzt  in  Vienenburg,  staateätztL  approb. 

Guertler,  Regienings-  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Hannover. 

Outtmann,  Kreisassistenzarzt  in  Ottemdorf. 

Halle,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Burgdorf  bei  HannoTer. 

Heilmann,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Melle. 

Helwes,  Kreisarzt  in  Diepholz. 

Hesse,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Ltlnaburg. 

Ho  che,  Kreisarst  in  GeosbemUnde. 

Holliog,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Soegel. 

HUpeden,  Geh.  Med.-Rat  in  Hannover. 

Huntemueller,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Hojra. 

Itzerott,  Kreisarzt  in  Uelzen. 

Jung,  Kreisphysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Weener. 

Kanzler,  San,-Rat  u.  Badearzt  in  Rothenf  elde,  staatfiäntl.  approb. 

Kessler,  Kreisrundarzt  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Salagitter. 

KShler,  prakt.  Arzt  in  Winsen  a.  d.  Luhe,  staatsärztl.  ap[«ob. 

Kreoke,  prakt.  Arzt  in  BeraenbrUck,  staatsäizü.  approb. 

K  u  h  1  m  e  y ,  prakt.  Arzt  in  Bergen  a.  d.  Dumme,  staatsSntL  approb. 

LangerbaoB,  Kreisarzt,  Mod.-Rat  u.  Direktor  der  Hebammen- 
lehranstalt in  Gelle. 

Lemke,  prakt.  Arzt  in  Springe,  staatsfirztL  approb. 

Lemmer,  Kreisarzt  u.  Ued.-Rat  in  Alfeld  a.  L. 

Lotze,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Osterode  e./H. 

,,.  ...  .■.Google 
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696.  Dr.  Luther,  prakt.  Arzt  in  Celle,  staatsSratL  approb. 

58&    -  Mgasholt,  KrelBOizt  in  Leer. 

687.    -  vonMeurera,  KreiBartt  u.  Med.-Rat  in  WUhrimabaTen. 

698.     -  Meyer,  Kreieanit  in  Daanenberg. 

z599.  Meyer,  Kreisarzt  in  Oifham. 

600.    -  MUller,  KreiaarKt  in  Rotenbui^. 

xSOt.    -  Müller,  Kreisarst  in  Northeim. 

602.  -  MUller,  prakt  Arat  in  Gross-RfaUden,  etaateKrrtl.  approb. 

603.  -  Nieper,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Qoslar. 

604.  •  Niewerth,  prakt.  Arst  in  Hildeaheim,  staatsflrstl.  approb, 

605.  -  Nothnagel,  Kreisarzt  in  Lebe,  Oberetabsant  a.  D. 

606.  -  NSller,  Regierung«- u.  Geh.  Med.-Rat  in  Lüneburg. 

-  Ooker,  Kreisarzt  in  Verden. 

-  Offenberg,  Kreisarzt  u.  Med.-RBt  in  OsnabrUok. 

-  Oliv  et,  prakt.  Arzt  in  Northeim,  etaatelüztl.  approb. 

-  Peterm&Iler,  Kreisarzt  in  Meppen. 

-  Piobt,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Nienburg  a.  W. 

-  Flinke,  Kreisarzt  in  Hannover. 

-  Proetes,  Kreiaassistenzarzt  in  BremervUrde. 

-  Quentin,  Kreisarzt  in  Bentheim. 

-  Reinhold,  Prof.  u.  Medieinalassessor  in  Hannover. 

-  Riobter,  Kreisarat,  Med.-Rat  u.  Stabsarzt  a.  D.  in  Peine. 

-  Riehn,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Klaustbal  L  Harz. 

•  Ramp,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Osnabrück. 

-  Sährendt,  Kreisarzt  in  Zeven. 

-  SohmalfuBB,  Med.-Rat   in  Hannover. 

-  Sohn  eile,  Kreisarzt  in  Hildeaheim. 

-  Sohrader,  Anstaltaarzt  in  Moringen,  staatsKrztL  approb. 

-  Schulte,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hannov.  Münden. 

-  Sohwabe,  Geriohtsarzt  in  Hannover. 

-  Siemon,  prakt  Atzt  in  Hannov.  Münden,  staatairztl.  approb. 

-  Sonntag,  prakt.  Arzt  in  Uelzen,  staataHrztl.  approb. 

-  Staokemann,   Chefarzt  der  Anstalt  fUr  Epileptiker  in  Roten- 
burg, staataäiztl.  approb. 

-  Steinebaoh,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hameln. 

-  Stolper,   ausserordentl.  Professor  und  Kreisarzt  in  Qättingrä. 

-  Strangmeyer,  Kreisarzt  in  Quakenbrtlok, 

-  Stuoke,  prakt  Arzt  in  Bramsofae,  staatsttrztL  approb. 

•  Tergast,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Emden. 

-  Tbolen,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Papenburg. 

-  Wagner,  Kreisarzt  in  Auriob. 

-  Wegener,  prakt  Arzt  in  Zellerfeld,  staatsKntl.  ^>prob. 

-  Weithtlner,  prakt  Arst  in  Buer,  staataKiztL  approb. 

-  West  mm,  Kreisarzt  in  Springe. 

688.    -  W  ieohers,  KrelsphysikuB  ■.  D.  in  Qronau. 

6S9.    -  Winter,  Kreisairt  in  Norden. 

ProTlMB  WetUkloK. 

ÜtO.  Dr.  Benthaue,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Paderborn. 

941.    -    Biokboff,  prakt  Arst  inDorbnund,  Btaataärztl.  approb. 
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942.  Dr.  Bookeloh,  Kreissnt  n.  Med.-Rat  in  Ladinghana 

BS rgerihauaen,  prakt.  Aixt  in  Beoklinghsoso 
qiprob. 
644.    -    Böhm,  Gerichtearzt  in  Dortmund. 

Brttmmar,  Med-Hat  in  Münster. 
846.    -    Claus,  Kreiaarzt  u.  Mad.-Rat  in  Warbuig. 
647.    -    Conrada,  prakt.  Arzt  in  Borken,  ataatritrstl.  ^prob. 
ÖtS.    -    Cordes,  Eteiswundant  z.  D.  in  Dorsten. 

Deutsoh,  prakb.  Arzt  in  Neuhaus,  itaataSratL  approb. 
WO.   -    Deutsohländer,  prakt.  Arzt  in  Ueokendorf,  ataatslrxtl.  approb. 

DSrrenberg,  Kreisarzt  in  Soest 

-  Klaaesser,    prakt.   Arzt  in    Ramsbeok  (Rag.-Bea.  Arnsberg), 
ataatsärzÜ.  approb. 

•  Geor^ ,    Kreisarzt  a.  D.   u.  Geh.  Hed.-Kat,  Direktor  der    Heb- 
ammen-Lehranstalt in  Paderborn. 

-  Ger  lach,    Geh.   Med.'Rat    u.  Direktor    der  Provinaial  -  Irren- 
anstalt in  Münster. 

-  Oraeve,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hagen. 

-  GrKve,  prakt.  Arzt  in  Iserlohu,  staate&rztl.  approb. 

-  Gruohot,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Hamm. 

•  Guder,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Liaaspbe. 

-  Haf  emann,  Kreisassistenzarzt  und  Med.-Assesor  in  Münster. 

-  Hegemann,  Kreiewundarzt  z.  D.  in  Werne. 

-  Helming,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Ahaus. 

-  Hensgen,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Siegen. 

-  Heyne,  Kreisarzt  in  Beckum. 

-  Hillebreobt,  Kreisrundarzt  z.  D.  u.  San.-Rat  in  VIotho. 

-  vom  Hofe,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Altena. 

-  Isfert,  prakt.  Arzt  in  Telgte,  staatsärztl.  approb. 

•  Kasemayer,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Burgsteinfuit. 

-  Kluge,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Htixter. 

-  Köttgsn,  Stadtarzt  in  Dortmund. 

-  Krummaoher,  Regierung»-  u.  Med.-Rat  in  Münster. 

z671,    -    L  a  u  r  e  k,  prakt.  Arzt  in  Schalke-Qelsenkirohen,  staatsKrztl.  approb, 
672.    -    Limper,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  Gelsenkirohen. 

-  L'öer,  Kreisarzt  in  Büren. 

674.    -    Loreatz,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Boohom. 
676.    -    Lttttig,  Kreisatzt  in  Brilon. 

676.  -    Hertens,  Assistenzarzt  an  der  Prorinzial-IrrenaiistaltHarian, 

thal  bei  Münster,  staatsärztL  approb. 

677.  -    Meyer,  prakt.  Arzt  in  Olpe,  staatsfirztl.  approb. 
Munsoh,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Bocholt. 
Nauok,  Elreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hattingen  (Rohr). 
NUnninghoff,  Kreizarzt  u.  Med.-Rat  in  Bielereld. 
Overkamp,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  Warendorf. 
Peterm&ller,  prakt.  Arzt  in  Oelde,  staatefirztl.  approb. 
Pollitz,  Arzt  der  Irrenabteilung  der  Strafanstalt  zu  MUnster, 

staatsärztl.  approb. 
Rapmund,  Regierungs-  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Minden. 
TOn  Reoklinghausen,  Kreisarzt  in  Teokleobnig., , , ^ ^    ^ ^ 
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■.  Dr.  Rheinen,  Kreiaarzt  u.  Med.-Rat  in  Herford. 

-  Ritt  BT,  KreiBRaBiBtenzarzt  in  LUbbeoks. 
w    -    Roberg,  prakt.  Arzt  ia  Greven,  staataSrztl.  approb. 

-  Röper,  Ereisarst  u.  Med.-Rat  in  Ariuberg. 
;    •    Räper,    dirigiereader   Arzt  der  Anstalt  Maria -Lindenhof   bei 

Dorsten,  staatallrztl.  approb. 

-  Rabarth,    Geb.   San.-Rat,  Direktor   der    ProT.-IrTenanatalt  in 
N  iederm  arsberg. 

.    -    SohKffer,  prakt.  Arzt  in  Altena,  BtaatsKrztl.  approb. 
.    -    T.  Sobeibner,    Chefarzt  der    HeilBtätte  Ambrook    bei   ElBgen 
ataateärztl.  approb. 

Sohlautmann,  Kreisarzt  in  MUnater. 

Schlüter,  Ereiaanit  u.  Med.-Hat  in  Gütersloh. 

Sohneider,  Kreisarzt  und  Hiltsarbeiter  bei  der  Känigl.  Re- 
giemng  in  Arnaberg. 

Sobonlau,  Kreiswundarzt  b.  D.  in  Steinheim. 

Sohulte,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Horde. 

Schulte,  Kreisarzt  in  Lippstadt. 

Spanken,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Mesobede. 

Springfeld,  Regierunge-  u.  Med.-Rat  in  Arnsberg. 

Stsinbaoh,  Kreisarzt  in  Sohwalm. 

Stühlen,  Kreisarzt  m  Olpe. 

704.  -    Sudhoelter,  Kreisarzt  in  Minden. 

705.  -    Tenholt,  Regierung»-  u.  Med.-Rat  a.  D.,    Knappsohafta-Ober- 

arzt  in  Bochum. 
Többen,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Reoklinghausen. 
V.  Trzaska,  Kreisarzt  in  Iserlohn. 

Voigt,  prakt.  Arzt  in  Holzwiokede,  staatsärztl.  approb. 
Westerbore,  prakt.  Arzt  in  Oelsenkirohen,  Htaat«&rztl.  approb. 
Wolf,  prakt.  Arzt  in  Minden  i./W.,  staateärztl.  approb. 
Wollenveber,  prakt.  Arzt  in  Freudeoberg,  staatsSrztl.  approb 
Wolters,  Kreisarzt  in  Coesfeld. 
Zum  Winkel,  Kreiswundarzt  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Gütersloh. 

Prorlnt  Hessen -Rasn«. 

711.  Dr.  Auerbach,  prakt.  Arzt  in  Frankfurt  a.fM.,  staateärztl.  approb 
716.    -    Beinhauer,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Htiohst  a.jM. 

716.  -    ßellinger,  Kreisasaistenzarzt  in  Usingen. 

717.  -    Bifrner,  Oberstabsarzt  a.  D.  u.  Kreisarzt  in  Esohwege. 

718.  -    Cauer,  Kreisarzt  in  Sohlüohtern. 

719.  -    Otister,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Rinteln. 

720.  -    Dohrn,  Kreisasaistenzarzt  u.  AssistMit  an  der  KOnigl.  Anstalt 

zur  Gewinnung  tierischen  Impfstoffes  in  Casset. 
x721.    -    Dreising,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Cassel. 

722.  -    Eicbenberg,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hanau. 

723.  -    Faber.  Kreisarzt  u.  Mßd.-Rat  in  Rotenburg  a.  d.  Fulda 

724.  -    Floeck,  Kreisarzt  in  Montabaur. 

726.    -    Frank,  Prof.  u.  Kreisassistenzarzt  in  Wiesbaden. 

726.  -    Fromm,  prakt.  Arzt  in  Frankfurt  a.  M„  staatsäratl.  approb. 

727,  -    Frotscher,  prakt.  Arzt  in  RoteDbui2B./FuId^at«atBlnÜ-fiFVnb, 


182  UitgliedwaneiofaniB. 

72&  Dr.  Führer,  KrMBphyeikiis  s.  D.  u   Oeh.  San.-Rat  in  WoUhagen. 

729:  -  Gleitamaan,  Kreiaant  u.  Med.-Bat  in  WieBtwdeu. 

730l  '  Grandhomme,  EreiBUztu.  Geh.  Med.-Rat  in  Frankfurt  ■./». 

731.  -  Grau,  Kreisaret  u.Hed.-Rat  in  Gelnhausen. 

782L  -  Hans,  Uospitalarzt  in  Limburg  a./Ii.,  staaUätztl.  apprcA. 

783.  -  Heinemann,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  GasseL 

781.  -  HQter,  prakt.  Arst  in  Gelnhausen,  staatsibztl.  approb. 

736.  -  Janssen,  Kreisarzt  in  Weaterburg. 

786.  -  Kimpen,  Kreiaarzt  ii.  Med.-&at  in  RUdeaheiin. 

*787.  -  Kind,  Kreiswimdarzt  z.  D.  in  Fulda. 

788.  -  KlingelhSfrer,  Kreisarat  u.  Geh.  Hed.-Bat  in  Frankfurt  a./M. 

739.  -  König,  Stadtarzt  in  Frankfurt  a.  M. 

740.  -  Krause,  Geh.  Med.-Rat  in  Cassel. 

711.  -  Kuhlemann,  prakL  Arzt  in  Niederanla,  staatsäiatl.  approb. 

742.  -  Lambert,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Melsungen. 

x748.  -  Liedig,  Kreieassistenzarzt  in  HUnfeld. 

744.  -  Male  US,  prakt.  Arat  in  Steinau  (Kr.  SohlUobterD)  staatBinU. 

^prob. 

746.  -  Hannes,  prakt.  Arzt  in  St  Goarshausen,  Btaataärzü.  approb- 

746.  -  Marx,  Kreisarzt  o.  Med.-Rat  in  Fulda. 

717.  -  Mayer,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  St.  Goarshausen. 

748.  -  Meder,  Direktor  der  Kifoigl.  Anstalt  zur  Gewinnung  tierisohen 

Impfstoffs  in  Caasel. 

749.  -  Menke,  Kreisarzt  u.  Gsh.  Med.-Rat  in  WeUburg  a.  L. 

760.  -  Merkel,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Bat  in  Ziegenhain. 

761.  -  Mumm,  Kreispbysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Gelnhausen. 

762.  -  Oberstadt,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Langensofawalbach. 

768.  -  Oblemann,  San. -Rat  u.  Augenarzt  in  Wiesbaden,  staatsSrztl. 

appiob. 

761.  -  Petsobull,  Kreisarzt  in  Diez. 

766.  -  Pfeiffer,  Regieruugs-  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Wiesbaden. 

766.  -  Pütt,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hofgeismar. 

767.  -  Roekwitz,  Reg.-  und  Med.-Rat  in  Cassel. 

768.  -  Roselieb,  prakt.  Arzt  in  Abterode,  staatsfirstl.  approb. 
"769.  -  Roth,  Geriohtaarzt  in  Frankfurt  a./M. 

760.  -  Sohaue,  Kreisarzt  in  Marienberg. 

761.  -  SobauBS,  Kreisarzt  u.  Ued.-Rat  in  Dilleoburg. 

762.  -  S  oh  erb,  Kreisarzt  in  Fritzlar. 

768.  -  Sohirmer.  prakt.  Arzt  in  Wahlerahausen,  staatsätzL  approb. 

764.  -  Sohmolk,  Kreisarzt  a.  D.  in  Wiesbaden. 

766.  -  Schotten,  Med.-Rat  in  Caflsel. 

766.  -  Seligmann,  Kreiswimdarzt  z.  D.  in  Hanau. 

767.  -  El.  Simon,  prakt.  Arzt  in  Frankfurt  a./M.,  staatsSntl.  approb. 

768.  -  Sonntag,  Kreisarzt  in  Witzenliausen. 

*769.  -  Stadtfeld,  prakt.  in  Wiesbaden,  staatsärzü.  approb. 

770.  -  Stfiltzing,  Kreisassistenzarzt  in  Homberg. 

771.  -  Surminaki,  Kreisphysikus  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Wiesbaden. 

772.  -  Tenbaum,  Kreisarzt  in  Biedenkopf. 

778.  -  von  Tessmar,  Kreisarzt  u.  Mod.-Rat  in  Limburg. 

774.  -  Tuozek,  Hed.-Rat  u.  Professor  in  Marburg,  Mitglied  des  Ue- 
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775.  Dr.  V  a  h  I  e ,  Kreisarzt  in  Frankenberg. 

776.  -  yi«toT,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Hersfeld. 

777.  -  Werner,  Kreisaasistenzarzt  in  Harburg. 

778.  -  Ziehe,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Homburg  t.  d.  H. 

779.  -  ZUloh,  Kreisatzt  u.  Med.-Rat  in  Wolfbagen. 


BheinproTlni  mni  HohenwUem. 

780.  Dr.  Albert,  Kreisarzt  und  Med.-Rat  in  MeiBenheim. 

781.  -    Altendorf,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Prüm. 

782.  ■■    A  r  e  n  B ,  Kreisarzt  u.  Med.-Kat  in  Erkelenz. 
788.    -    Bacbem,  Kreisarzt  in  Euskirchen. 

784.    -    Bahr,  Kreisarzt  in  Duisburg. 

786.    -    Baizar,  Kreisarzt  in  Heddesdorf  (Kreis  Neuwied). 

786.  -    Bauer,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Moers  B./Rh'. 

787.  -    Baum,  Kreisarzt  u.  Qeh.  Med.-Rat  in  Aachen. 

788.  -    Blokusevski,  Kreisphysikus  z.  D.  in  Niederbreisig. 

789.  -    Bomtraeger,  Regierung»-  u.  Med.-Rat  in  Dilsseldorf . 

790.  -    Brand,  u.  Kreisarzt  Geb.  Med.-Rat  in  Geldern. 

791.  -    Braun,  Kreisarzt  in  Wetzlar. 

792.  -    Braun,  Geriohtsarzt  u.  Med.-Rnt  in  Elberfeld. 

793.  -    BrockhauB,  Kreiswundarzt  z.  D.  u.  San.-Rat  in   QodcBberg. 

794.  -    Burkartb,prakt.Arzt  in  Mülheim a.d. Ruhr,  staatsärztl. approb 
79K.    -     Burkharth,    Oberamtaarzt  in  Gammertingen  (Hobenzollem), 

796.  -    C  a  r  p ,  Kreisarzt  n.  Med.-Rat  in  WeseL 

797.  -    Ciaren,  Kreisarzt  in  Krefeld. 

795.  -    Glaudits,  KreiaaBsistenzarzt  in  Trier. 

799.  -  Dehnert,  prakt.  Arzt  in  Oberhausen,  staatsärztl.  approb. 
SOCK    -    DSllner,  prakt.  Arat  in  Vallendar  a./Rh.,  staateäntl.  approb. 

801.  -    Bickhoff,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Siegburg. 

802.  -    Esoh-Waltrup,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Köln  a/Rh. 
808.    -    Ewers,  Kreisarzt  in  Kempen. 

80i.  -  Palkenbaob,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Ma^en. 
806.  -  V.  Fewson,  Baron,  prakt  Arzt  in  Odin,  BtaatsSrztl.  approb. 
806.    -    F  i  n  k  I  e  r ,  ord.  Professor  und  Direktor  des  bygienisohen  Institute 

in  Bonn. 
z807.    •    Friedal,  Kreisassisteazarzt  in  Koblenz. 
808.    -    Fritsoh,    Geb.  Med.-Rat  u.  ord.  Professor  in  Bonn,   Mitglied 
dos  Medizinalkollegiums  für  die  Rbeinprovinz. 
Focke,  prakt  Arzt  in  Düsseldorf,  staatsärztl.  approb. 

810.  -    Magern  an  D,  KreiBpbysihus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Bonn. 

811.  -    Heilmann,  Kreisphysikus  z.  D.  u.  Geh.  San.-Rat  in  Krefeld. 

812.  -    Heinrichs,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Jülich. 
Hetlitziue,  prakt  Arzt  in  Herzogenrath,  ataatsBrztl.  approb. 
Herting,  Direktor  der  Prov.-Heil-  u.   Pflegeanstalt  in  Qalk- 

hausen. 
Herwig,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Rbeinbaoh. 
Hillebrand,  Kreisarzt  in  Bergheim. 
817.    -    Hoechst,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Wetzlar. 
x818.    -    Hofacker,  Kreisarzt  ia  Düsseldorf.  ,      „„..CaIOqIc 
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Dr.  Hoffa,  Theodor,  prakt.  Arzt  in  BarniBa,  BtaatsKrztl.  approb. 

-  Hoffmann,  Kreisarzt  in  Trier, 

'  Jannea,  Arzt  dea  Kreispflegehauses  in  E^ohweiler. 

-  Kessel,  prakt:  Arzt  in  Lobberich,  staatsärztl.  approb. 

-  Kirohg&ssser,  Kreisarst  in  Koblenz. 

-  Klein,  Kreisarzt  in  St.  Goar. 

-  Knepper,  Kreisarzt  in  Wipperfürth. 

•  Koppe,  KrsiBBTzt  u.  Med.-Bat  in  Zell  a./M. 

-  Kohlmann,  Kreisarzt  n.  Qeh.  Med.-Rat  in  Remagen. 

-  Kramer,  San,-Rat  u.  KreisasBifitenzarzt  a.  D.  in  St.  Johann. 

-  Krämer,  Kreisassistenzarzt  in  Saarbrücken. 
'  Krause,  Kreisarzt  in  MUnoben-Glaabbaoh. 

-  Krautwig,  KreisaBSistenzarzt  in  K61n. 

-  Kriege,  Kreisarzt  in  Barmen. 

-  Krohne,  Kreisarzt  und  ständiger  HUlfsarbeiter  bei  derKSnigl. 

Regierung  in  Düsseldorf. 

-  Kruse,  Professor  in  Bonn. 

'  Le  Blano,  Kreiswundaiat  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Opladen. 

-  Ledermann,  Kreisarzt  in  Saarlouis. 

-  Lehnen,  prakt.  Arzt  in  Hillesheim  (Eifel),  staatsärztl.  approb. 

-  Lembke,  Kreisarzt  in  Kreuznaoh. 

-  Lewioki,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  WaldbrtlL 

-  Linok,  Kreisarzt  in  Bitburg. 

-  Litterski,  Kreisarzt  u.  Üed.-Rat  in  Mayen. 

-  Longard,  Oeriohtsarzt  in  Köln  a./Rh. 

-  Mantzel,  prakt  Arzt  in  Sombom-Elberfeld,  staataäiztl.  approb. 

-  Marx,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  MUlbeim  a.  d.  Ruhr. 
'  Mayer,  Kreiawundorzt  z.  D.  in  Sinunern. 

-  Meder,  Kreisarzt  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Alten kiroh en (Westerwald). 
■-  Meder,  Kreisarzt  u.  Direktor  der  Ktjnigliohen  Anstnit  zur  Ge- 
winnung tierisohen  Impfstoffs  in  K61n. 

-  Meerbeok,  Kreisarzt  in  Mülheim  a./Rh. 

-  Meyer,  Kreisarzt  in  Lennep. 

-  Michels,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Adenau. 

-  Muller,  prakt  Arzt  in  Mettmann,  staatsärztl.  approb. 

-  Müller,  prakt.  Arzt  in  Mtlnohen-Gladbaoh,  staatsärztl.  approb. 

-  N  a  u  s  s ,  Kreisw.  Arzt  z.  D.  u.  San.-Rat  in  Altenkirchen  ( Westerw). 

-  NeuhauB,  San.-Rat  u.  leitender  Arzt  d.  Dep.- Irrenanstalt  in 

Düsseldorf. 

-  Niemeyer,  Kreisarzt  in  Neuss. 

-  Noethliohs,  Kreisarzt  u   Geh.  Ued.-Rat  in  Heinsberg. 

-  Ortbmann,  Oberarzt  an  der  Provinzial-Irrenanstalt  in  DUrea 

staatsärztl.  approb. 

-  Faffratb,  Kreisarzt  in  Kleve. 

-  Peren,  Kreisarzt  in  Montjoie. 

-  Peretti,    San.-Rat    u.    Direktorder    Heil-  u.  Pflegeanstalt   in 

Grafenberg. 

-  Petersen,  Kreisphysikus  a.  D.  in  Düsseldorf. 

-  Pollaok,  Kreisarzt  in  St  Wendel 

-  PUllen,  Kreisarzt  o.  Geh.  Med.-Rat  in  Grevenbroich.     viOtl^Ic 
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'.  Rsoine.  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Essen  a.  d.  Ruhr. 
Renner,  prakt  Arzt  in  Neuss,  staatsärztl.  approb. 
Richter,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Remsoheid. 
Rieoken,  Kreiaai'zt  in  Malmedy. 
Roeder,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Vohwinkel. 
Roeder,  prakt.  Arzt  in  Elberfeld,  staatsärztl.  approb. 
Roller,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Trier. 
Rusak,  Regisrungs-  u.  Med.-Rat  in  Köln- 
SalomoQ,  Regierimgs-  und  Med.-Rat  in  Koblenz. 
Schäfer,  Kreisarzt  in  Bemkastel. 

Sohelowsky,  prakt.  Arzt  in  Heiligen baus,  Btaatsärztl-  approb 
Schlecht,  Regiernngs-  u-  Med.-Rat  in  Trier. 
Schlegtendal,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  in  Aachen. 
Schmidt,  Oeriohtaarzt  in  Düsseldorf. 
Schmidt,  Kreisarzt  in  Neuenkirohen. 
Schmitz,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Aachen. 
Sohrakamp,  Stadtarzt  in  Düsseldorf. 
Schubert,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Saarbrücken. 
Schulz,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Geh.  Med.-Bat  in  Koblenz. 
SchwasB,  Regierungs-  u.  Med.-Rat  u.  Ho&at  in  Sigmaringen. 
StauBS,  Oberamtsarzt  in  Heohingen. 
Stoffels,  Stadtassietenzarzt  in  DUsaeldorf. 
Thiele,  Kreisarzt  u.  Med.-Kat  in  Koohem. 
Thoma,  Kreiswundarzt  z.  D.  u.  SMi.-Rat  in  Aachen. 
T  i  1 1  e  s  s  e  n ,  Kreisarzt  a.  D.  u.  Med.-Rat  in  Saarlouis. 
Ueberholz,  Kreisarzt  in  Wittlioh. 
Ungar,  Qeriahtsarzt,  Geh.  Med.-Rat  u.  Prof.  in  Bonn. 
YiesoD,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Merzig. 
Volkmuth,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Saarburg. 
Vollmer,  Kreisarzt  in  Simmern. 

Wachendorf,  prakt.  Arzt  [n  Stolberg  (Rhnl.),  staatsfirzt).  approb. 
Weiss,  prakt.  Arzt  in  Ehrang,  staateärztl.  approb. 
Wellenstein,   Kreisarzt  u.  Geb.    Med.-Rat   in  Urft, 

(Kr.  Sohleiden). 
Wex,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Düren. 
Windheuser,  Kreisarzt  in  Dann. 
Wirach,  Kreisarzt  in  Bonn. 
Wolff,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  üUberfeld. 
Wolff,  Kreisarzt  in  Gummersbaoh. 
Woltemas,  Kreisarzt  in  Solingen. 
Zibell,  prakt  Arzt  in  Cäln,  staateärzl.  approb. 


B.  Kftnlcrelob  B&ycm. 

90t.  Dr.  Alafberg,  Besirksarzt  in  Ludwigabafen  a/Rh. 
906.    -    Albert,  Bezirksarzt  in  Hassfurt. 

906.  -    Andräas,  Medizinalrat  u.  Bezirksarzt  in  Amberg. 

907.  -    Angerer,  Bezirksarzt  in  Weilheim. 

908.  -    V.  Angerer,   k.  Geh.   Rat,  Universitfitsprofeeeor,     Generalarzt 

h  la  suite  des  Sanitäts-Corpe  in  München. 


Mitgtieddrvflrseiolmifi. 

.  Dr.  Appel,  Bezirksarzt  in  Straabing. 

Auer,  Beairksarzt  in  Bad  Aibling  (Oberbayarn). 

Bald,  Beeirksant  iu  WeisBenburg  a.  S. 

BarthoIomS,  Bezirkaaizt  in  NUmberg. 

Bauer,  bezirksSrztL  Stollyertreter  io  Nordhalben. 

Baumann,  Besirfcsarzt  in  Liofatenan. 

Baamgart,  Besirksaizt  in  KiSnigshofen. 

Bajrerl,  LandgeriohtearZt  in  Deggendorf. 

Bayersdürfer,  prakt.  Arzt  in  Neustadt  a.  Hardt^  Btaataüiztl. 
approb. 

Beok,  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  Eiohstätt. 

Beoker,  Karl,  PbyB.-Ass.  u.  GefSngisarzt  in  MUnohen. 

Beoher,  prakt  Aizt  in  Teisnach,  staatsärztl,  approb. 

Beltinger,  prakt.  Arzt  ia  Närdiingen,  ataatsärzü.  approb. 

Bernbart,  Direktor  der  Kreis 'Kranken-  u.  Pflegeanstalt  iu 
FrankenthaL 

Beyer,  Bezirksarzt  in  Cham. 

Bisohoff,  Bezirksarzt  in  Erlangen. 

Bibton,  Besirksarzt  in  Staffelsbein. 

Blaobian,  k.  Oberarzt  der  KreisirrenauBtalt  in  Weraeok. 

Blanalt,  Bezirksarzt  in  Rothenburg  a.  T. 

Bleeer,  prakt.  Arzt  in  Alzenau,  staatafirzbl.  epprob. 

Boeoale,  Bezirksaizt  in  Stadtambof. 

Böhm,  Bezirksarzt  in  Augsburg. 

Brand,  Bezirksarzt  u.  Medizinalrat  iu  Füssen. 

Braun,  Bezirksarzt  in  Eulmbaoh. 

Braun,  prakt.  Arzt  in  Reich ertsbofen,  staatsSrztl.  approb. 

Braun,  prakt.  Arzt  in  Markt  Sugeoheim,  staatsttnstl.  approb. 

Bredauer,  Bezirksarzt  in  Wotfrat«hausen. 

Breunig,  prakt.  Arzt  in  Mainburg,  staataärztl.  approb. 

Brinsteiner,  Bexirksarzt  in  Karlstadb. 

Bruoh,  Landgeriobtsarzt  in  Landau. 

Bsoborer,  Bezirksarzt  in  Neustadt  a.  Aisob. 

Bub,  Bezirksarzt  in  Augsburg. 

B  U 1 1  e  r ,  bezirksärztlioher  Stellvertreter  in  UbergUnzburg. 
942.    -    Burgl,  Landgericbtearzt,  Hausarzt  bei  dem  GeriohtsgefSngnis 

in  Nürnberg. 
948.    -    Burkart,  Bezirksarzt  iu  Rosenheim. 
944.    -    Butz,  prakt.  Arzt  in  Vaoh,  staatsäratL  approb. 
946.    -    V.  Dall'Armi,  Bezirksarzt  in  Münohen. 

946.    -    Damkfihler,  I.  Hilfsarzt  der  pfälzisoben  Kreisirren anstatt  in 
KUngenm  finster. 

Demuth,  Reg.-  u.  Kreis-Med.-Rat  in  Speyer. 

948.  -    Deppisoh,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Pottenetein. 

949.  -    Desing,  prakt.  Arzt  in  Mömsbeim,  staatsärztl.  approb. 
Diel  mann,  prakt  Arzt  in  Goobabeim,  BbaabBÜizU  approb. 
Dietsoh,  Bezirksarzt  in  Hof. 

Döderlein,  prakt.  Arzt  in  Erding,  staatsärztl.  approb. 
Döpke,  prakt  Arzt  in  Bamberg,  staatsSrzÜ.  approb. 
Dollmann,  Ohrenarzt  in  MUnohen,  staatdnU.  approb. 
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1166.  Dr.  Dorffmeister,  Reg.-  a.  Kraift-Med.-Rat  in  Regensbiug. 

956.  -    DreyfusB,   pr^t.  Aizt  in  EaiBerdKutem,  staatBÜntl.  approb. 

957.  -    DroBBbaoh,  Strafanetaltaaizt  ia  Laofon. 

968.  -    Egg  er,  Landgeriobtsarzt  in  Straubing. 

969.  -    EiaenstSclt,   prakt.  Arzt  in  Pappenfaeim,  staatsttntl,  approb. 
960.    -    Emoan,  bezirkaärztl.  Stellvertreter  in  Troatberg. 

901.    -    Bndres,  Bezirksaizt  in  Slertissen  (Schwaben). 

962.  -    Ensenberger,  Besirksarzt  in  Kemnatb. 

963.  -    Erdt,  Landgeriobtearat  in  Sohweinfurt  a./M. 

964.  -    Ernst,  prakt.  Arzt  in  Hof,  staateärztl.  approb. 
Ertl,  Bezirksarzt  in  Landau  a.  J. 
Eaohwig,  Bezirksarzt  in  Laufen. 
Paber,  Bezirksarzt  in  Kusel  (Pfalz). 
Federsohmidt,  Bezirksarzt  in  Dinkelsbübl. 
Feyerle,  Bezirksarzt  in  Hilpoltetein. 
Fleisobmana,  prakt  Arzt  in  Freinsbeim  a.   H.,  staataüntl. 

approb. 
Flierl,  Bezirksarzt  in  Sobweinfurt. 
Fortner,  Bezirksarst  in  Ttflz. 

Frank,  prakt.  Aizt  in  GrUnstadt,  staatsBnstl.  approb. 
Frantz,  prakt.  Arst  in  Göllbeim,  ataateüiztl.  approb. 
Fritz,  T.  Asaiat.-Arzt  der  Kreis-Irrenanstalt  in  Bayreuth. 
Fuohs,  Bezirksarzt  in  WUnsburg. 
Gaggell,  Bezirksarzt  in  Pirmasens. 
Oessele,  prakt.  Arzt  in  TraunGtein,  ataatsttnstL  approb. 
Gierer,  prakt.  Arzt  in  Eomburg,  staatofirstl.  approb. 
Glauning,  PhyBikatsassitent  in  Nürnberg. 
Gmehling,  Bezirksarzt  in  Burgtengenfsld. 
Goes,  Bezirksarzt  in  Kaufbeuren. 
Goettling,  Direktor  der  Entbindungsanstalt  und  Babammeo- 

Bobule  in  Bamberg. 
Gtitz,  Bezirksarzt  in  Nttrdlingen. 
Grahamer,  I.  Bezirksarzt  in  Brllokenati. 
Grahamer,  Bezirksamt  in  Rott«nburg. 
T.  Grashey,  Geh.  Ober-Med.-Rat,  Referent  im  Staatemtnirt. d. 

Innern  und  Vorsitzender  dee  Obermedizinal  -  Auaaohu  n  ■»■  in 

MUnohen. 
GraBsl,  Bezirksarzt  in  Vieobtaoh. 
Grassler,  Bezirksarzt  in  Berohteagaden. 
Graasmann,  Bezirksarzt  in  Regensburg. 
Greiner,  Bezirksarzt  in  Vilabibui^. 
Gross,  Bezirksarzt  in  Parsberg. 
Grtlb,  Bezirksarzt  in  Donauwörth. 
Gruber,  Bezirksarzt  in  MUnohen. 
Grundier,  Bezirksarzt  in  Neumarkt. 
Günther,  Bezirksarzt  in  HSobstadt  a.  Aisoh. 
HKrtl,  Hofarzt  u.  Bezirksarzt  in  Wasserburg. 
Härder,  Bezirksarzt  in  Bogen. 
Hartmann,  Bezirksarzt  in  Pfaffenbofen. 
Hausladen,  prakt.  Aizt  in  Sobüftlam,  BtaataXrMiU.  aimrok 
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1001.  Dr.  Hausmann,  Bezirkaarzt  in  Dachau. 

1002.  -  HeiBBler,  Bezirksarat  JD  TeuBobaitz. 

1003.  -  Held,  Bezirksarzt  u.  Hausarzt  a.  Zuohth.  in  Straubing. 

1004.  -  Helmreiah,  bezirksKrztl.  Stellvertreter  in  Sessbaoh. 

1005.  -  Henkel,  Bezirkearzt  in  MUnohen. 

1006.  -  Hennig,  prakt.  Arzt  in  Wilgartswiesen,  BtaateärztL  approb. 

1007.  -  Hermann,  LandgeriobtBorzt  in  Fürth. 

1008.  •  Hertel,  prakt.  Arzt  in  Hagenbaoh  (Pfalz),  BtaatBärzLl.  approb. 

1009.  -  Hess,  Bezirkaarzt  in  Wunsiedel. 

1010.  -  Hiemer,  Bezirksamt  in  AltStting. 

1011.  '  Hinker,  bezirksärztL  Stellvertreter  in  RotthalmUnster. 

1012.  -  Hook,  prakt.  Arzt  in  Wörch  a.  M..  ataatsBrztl.  approb. 
lOlä.  -  Hofmann,  prakt.  Arzt  in  Hipultetein,  staataMrzÜ.  approb. 

*10U.  -  Hof  mann,  Bezirkaarzt  in  WUrzburg. 

1015.  •  Hof  mann,  Prof.,  Med.-Rat  u.  Landgeriohtsarzt  in  MUnohen. 

1016.  -  Hörrner,  Bezirkearzt  in  St.  Ingbert 

1017.  -  V.  Höaelin,  Bezirksarzt  in  Bergzabern. 

1018.  -  Hug,  Bezirkearzt  in  VobonstrauBB. 

1019.  -  Hugel,  prakt.  Arzt  in  Sohomgau,  staatsSrstl.  approb. 

1020.  -  Imhof,  prakt.  Arzt  in  Scfaellenberg.  staateärztl.  approb. 

1021.  -  Ingerle,  prakt.  Arzt  in  MUnohen,  staateärztl.  approb. 

1022.  -  Kahlert,  prakt.  Arzt  in  Wunsiedel,  staatsärztl.  approb. 
1033.  -  Karsoh,  Regterungs-  u.  Kreis-Med.-Rat  a.  D.  in  Speyer. 
1024.  -  Kaufmann,  S.,  prakt.  Arzt  in  DUrkheim,  Btaatsärztl.  approb. 
1026.  -  Keller,  prakt.  Arzt  in  Hoimenkircb,  staatsärztl.  approb. 

1026.  -  Kienningers,  Bezirkaarzt  in  Sonthofen. 

1027.  -■  Kibn,  bezirkaarzt).  Stellvertreter  i.Sohöllkrippen (Unterfranken). 

1028.  -  Klemz,  Landgeriobtsarzt  in  Memmingen. 

1029.  -  Knorz,  prakt.  Arst  in  Prion,  ataatsärztL  approb. 

1030.  -  Eöhl.  prakt.  Arzt  in  Naila,  etaatsärzü.  approb. 

1031.  -  Körber,  Mcdizinalrat,  Bezirks- n.  Zuobthausarzt  in  WUrzburg. 

1032.  .  Koller,  Bezirksarzt  in  Pfarrkirchen. 

1033.  -  Krämer,  Bezirkaarzt  in  NaUa  (Ober franken). 

1034.  -  Kreuz,  bezirks&rztl.  SteUvertreter  in  Dettelbaoh. 
1036.  -  KrShl,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Sobesalitz. 

1036.  -  Kühn,  Bezirksarzt  und  Landgeriobtsarzt  in  Fraakenthal. 

1037.  -  KundmUller,  Bezirksarzt  in  Hofheim. 

1038.  -  Lacher,   Hofrat  u.  prakt.  Aizt  in  Berchtoagaden,  ataatBäntl. 

approb. 

1039.  -  Landgraf,  Krenken hausarzt  in  Bayreuth. 

1040.  •  Lauber,  Medizinairat  u.  Bezirksarzt  in  Neuburg  a.  D. 

1041.  -  Loohner,  Medizinalrat  a  Bezirksarzt  in  Sobwabaoh. 

1042.  -  Lottner,  Bezirksarzt  in  Grieabaob. 

1043.  -  Luokinger,  Landgeriobtsarzt  in  Regensburg. 

1044.  -  LUst,  Bezirksarzt  in  SchwabmUnohen 

1045.  -  Lutz,  Bezirksarzt  in  Lichtenfela. 

1016.  -  Maar,  ßezirksarzt  in  Ansbach,  ataataärztL  approb. 

1047.  -  Mangelsdorf f,  Bezirksarzt  in  Gmilnden. 

1048.  -  Mann,  prakt.  Arzt  in  J^Imst«in,  ataatsärztl.  approb. 

104S.  -  Martius,  prakt  u.  KrankenhauBarzt  in  Kulmbaob,  ataatMistL, c 
appmb.  '~ 


Uitglied  etverzflichiUs. 


im 


Dr.  Marsell,  BezirkBant  in  Kitaingen. 

-  Mayer,  fiezirksarzt  in  Wegscheid. 

-  Mayer,  Landgertohtaarzt  u.  Med.-Kat  in  Amberg. 

-  Mayer,  Carl,  Bezirksarat  in  Mtlnobberg. 

-  Meixner,  prakt.  Arzt  in  Liohtenfels,  etaataärzü.  approb.    - 

-  Merkel,  Privatdozent  fUr  geriohtL  Medizin  in  Grlangen, 

-  Merket,  Physik atg-ABaistent  in  Nürnberg. 

-  Merkel,  Ober-Med.-Rat  u.  Besirksarzt  a.  D.  in  Nürnberg. 

-  Meseth,  Bezirks-  u.  Zuahthauaarzt  in  Plaasenburg. 

-  Meyer,  Bezirkaaizt  in  Erding. 

-  Miller,  Bezirksaizt  in  Stadtsteinaob. 

-  Moeges,  Bezirkearzt  in  TirBobenreuth. 

-  Mott,  Bezirksarzt  in  Rabburg. 
'    Müller,  Bezirksarzt  in  Sohongau. 

-  Müller,  Bezirksarzt  in  Aichach. 

-  Müller,  Adolf,  Reg.-u.  Kreis-Med.-Rat  in  Landshnt. 

-  Neidhardt,  Bezirksarzt  in  Zusmars hausen. 

-  Niedermair,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Neumarkt  a.  Rott. 

1068.  -    Noder,  Bezirksarzt  in  Mindelheim. 

1069.  -    Nothaas,  Bezirksarzt  in  Gtlnzburg. 

1070.  -    Obermayer,  Bezirksarzt  in  Ansbach. 

1071.  •    Ott,  Bezirksarzt  in  Qarinisch. 

1072.  -    Palmedo,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Roth. 

1073.  -    Pfeiffer,  k.  Landgeriohtsarzt  in  Hof. 

1074.  -    Pickl,  Langeriohtsarzt  in  Eichstädt. 

1075.  -    Poehlmann,  Bezirksarzt  in  Bamberg. 

1076.  -    Poesobel,  Bezirksarzt  in  Bemeok. 

1077.  -    V.  Pracher,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Tegemsoe. 

1078.  -    Preisendoerfer,  Bezirksarzt  in  Lohr. 

1079.  -    Füikbauer,  Reg.-  u.  Kreismedizinalrat  in  Bayreuth. 

1080.  -    Putsoher,  Bezirksarzt  in  Waldmünohen. 

1081.  '    Raab,  Bezirksarzt  in  Sobeinfeld. 
Raab,  Bezirksarzt  in  Rehau. 
Rauch,  Bezirksarzt  in  Hammelburg. 
Rauh,  Bezirksarzt  in  Kfitzting. . 
Regler,  Landgeriohtearzt  in  Landshut. 
Reiohold,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Lauf. 
Riedel,  Bezirksarzt  in  Porcfaheim. 

Riegel,  Landgeriohtaaizt  u.  Med.-Rat  in  Kempten  (Schwaben). 
Roger,  Regierungs-  u.  KreismedlziDalrat  in  Augeburg.  . 
Rohmer,  prakt.  Arzt  in  NUrdlingen,  staateärztl.  approb, 
Roth,    Med. -Rat,    Bezirksarzt  und   Direktor  des   städtisobfn 

Krankenhauses  in  Bamberg. 
Roth,  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  NUmherg.  < 

Roth,  Med.-Rat,  Landgerichtsarzt  u.  Bezirksarzt  in  Asohaffeii- 

burg. 
Rgtb,  Jos.  Herrn.,  Polizei-  u..  Bahnarzt  in  Bamberg. 
Rothhammer,  prakt  Arzt  in  Steingaden,  itaatsärztl.  approb. 
Rott,  Bezirksarzt  in  Marktheidenfeld.  , 

Rues,  bezirksärztl  Stellvertreter  in  Eltmano. 


IM  Uitgliederreneiahnii. 

1088.  Dr.  SarRdeth,  pnikt.  Arzt  in  Ruhpolding,  BtnatsSntl.  approb. 

1099.  '  SohBfer,  Besirksarzt  an  der  GefangoBanstalt  in  Sulsbaoh. 

1100.  -  Sohalkhauser,  LatidgeriohtBanit  in  Paasaa. 

1101.  •  Seharff,  prakt.  Arzt  in  Wunaiedel,  staatsfirztl.  appmb. 

1102.  -  Sohenk,  bezirksKrztL  Stellrertreter  in  BabenbauMn. 

1103.  -  8ob«ppaoh,  prakt.  Arzt  in  Oettingen  a.  R.,  ataataKrztl.  approb. 

1104.  -  Sohiokendantz,  Besirksarat  a.D.  in  Kusel  (Pfalz). 

1105.  -  Sohirmsr,  Bezirksarzt  in  Ebern. 

1106.  -  Soiilier,  prakt  Arzt  in  Uersbrnok,  staataärztl.  approb. 
HOT.  ~  Sohmid,  Bezirkaarzt  in  VÜshofen. 

1108.  -  Sohmid.  prakt  Arzt  in  Donauwörth,  Btaataäntl.  approb. 

1100.  -  Sohmidt,  Besirkaaret  in  Herabruok. 

1110.  '  Sohmitt,  prakt.  Arzt  in  Edesfaeim,  staataärztl.  approb. 

1111.  -  Sohmitt,  bezirks&iztl.  Stellvertreter  in  Weidenbei^  (Oberfr.). 

1112.  -  Schmitz,  Bezirksarzt  in  Stamberg. 

ms.  -  SohSn,  bezirkBSrztl.  Stellvertreter  in  Qeisenfeld. 

1114.  •  SohSppner:  BozirkBaret  in  Friedberg. 

1116.  -  Schränk,  Bezirksarzt  in  Mainburg. 

1116.  -  SohrS der,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Neustadt  a./Hadt. 

1117.  -  Sohtltz,  prakt.  Arzt  in  Ingolstadt,  staatsKrztl.  approb. 

1118.  -  Schultz,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Marktbreit 
1118.  -  Seelos,  Bezirksarzt  in  Wertingen  (Schwaben). 

1120.  -  Seiderar,  prakt.  Arzt  in  Mumau,  ataateärztl.  approb. 

1121.  -  Severin,  bezirksärztl.  SteUvertreter  in  Hollfeld. 

1122.  -  Solbrig,  Bezirksarzt  in  Bayreuth. 

1128.  -  Söloh,  bezirksKrztl.  Stellvertreter  in  Lauingen  a.  Donau. 

1124.  -  Spat,  Bezirksarzt  in  FUräi. 

1126.  -  Spttth,  Bezirksarzt  in  Landshut 

1128.  -  Spatz,  Hofrat  in  MUnohen,  HtaatBftrztl.  approb. 

1127.  -  Spenkuoh,  Bezirkeaist  in  Kirohheimbotanden. 

1128.  -  Spies,  Bezirksarzt  in  DUrkheim. 

1129.  -  Stadler,  prakt  Arzt  in  DinkelsbUhl,  staataärztl.  approb, 
1180.  '  Steiohele,  Beiirksarit  in  Üffenbeim. 

1131.  -  Steinhuber,  Bezirksarzt  in  Freyung- Wolfstein. 

1132.  -  Sternfeld,  prakt  Arzt  in  MUnohen,  staatsSrztl.  approb. 
1138.  '  Stritil,  prakt  Arzt  u.  Hausarzt  am  Zuobthaose  in  Kaisheim, 

staatsKrzl.  approb. 

1184.  -  Stubenrath,  Privatdozent  fUr  geriohtl.  Mediain  in  WUrsburg. 

1186.  -  Stumpf,  UnivenutSts-Prof.  u.  Landgeriobteant  in  WUraburg. 
113t(.  -  Thiel,  prakt  Anst  in  Karlstadt  a.  M.,  staatsSrztl.  approb. 

1187.  -  Tisohler,  Bezirksarzt  in  Deggendorf. 

1138.  '  Utiaohneider,  prakt  Arzt  in  Rottenbuoh,  staataMrzti.  approb. 

1189.  -  Vanselow,  Bezirksarst  u,  Med.~Rat  in  Kissingen. 

1140.  -  Tierling,  Beairkaarst  in  Ingolstadt 

1141.  -  Vogler,  Besirksarst  in  Krumbaoh  (Schwaben). 

1142.  -  Vogt  jun.,  prakt.  Arzt  in  Kandel,  staateKrztl.  approb, 

1145.  -  Volk,  Uediainalrat  u.  Bezirkaarzt  in  Lindau  L  B. 
1144.  -  Voll,  bezirksüiEU.  Stellvertreter  in  Weismaim. 

1146.  -  Waofcer,  Mediainalrat  u.  Beairfcaaizt  in  Landsberg  •.  L. 

1146.  -  Wal b el,  Beslrksaftt  in  Kempten.                  ,,..    ...  ..  v<0()qIc 
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1147.  Dr.  W  an  der,  prakt.  Arzt  in  Unterpeisaenberg,  atastaSntl  appiob. 

114&  -  Weber,  Bezirksarzt  m  Kelheim. 

1149.  -  Weber,  prakt.  Arzt  in  Burghaslach,  staateäiztl.  approb. 

llSOi  ■■  Weigel,  Kinderarzt  in  MUnohen,  ataatsärztl.  approb. 

1161.  -  Weikard,  Beseirksorzt  in  Nea-Ulm. 

1162.  -  Weiss,  Laadgeriohtsarzt  in  Bayreuth. 

1153.  .  Weite,  prakt.  Arzt  in  Saal  (Unterfr.),  BtaateKrzbl.  approb. 

1164.  -  Wetzel,  Landgeriobtsarzt  in  Mtincfaen. 

1166.  -  We^gandt,  Privatdozent  in  Wüiaburg. 

1166.  -  Wille,  Bezirksarst  in  Markt-Oberdorf. 

1157.  -  V.  Winokel,  Geheimer  Rat  u.  Prof.  in  München. 

1158.  -  Wollenweber,  Landgeriohtearzt  in  Neubnrg  a.  D. 
1169.  -  Wolpert,  Bezirksarzt  in  Sulzbaoh. 

1160.  -  Wunder,  bezirkeärztl.  Stellvertreter  in  Wolfertein  (Pfalz). 

1161.  -  Zängerle,  prakt.  Arzt  in  Landshut,  stoatsärztl.  approb. 

1162.  -  Zahn,  Landgerichts-  imd  Bezirksant  in  Kaiserslauteni. 

1163.  -  Zantl,  Bezirksarzt  in  Eggenfelden. 

1164.  -  Zeitler,  Bezirksamt  in  Ebraoh. 
1166.  -  Zinn,  Landgeriohtsarzt  in  Bambe^. 

1166.  -  Zijllner,  Bezirksarzt  in  Brück  b.  München. 

1167.  -  Z Wecker,  bezirksärztl.  Stellvertreter  in  Waldfiscbbaoh. 


O.  Könlfraleli  SkolueB, 

1168.  Dr.  Becker,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat    in  Doebeln. 

1169.  -    Bfittoher,  Anstaltabezirksarat  in  Hohnatein. 

xllTO.    -    T.  Boltenstern,  prakt.  Arzt  in  Leipzig-Lindonau,  HtaatsKrztl. 
approb. 

1171.  -    Erter,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Meissen. 

1172.  -    Fiokert,  Bezirksarzt  in  Rcohlitz. 

*1173.    -    Flinser,  BeBirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Plauen  L  Vogtland. 

1174.    -    Oelbke,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Chemnitz. 

1176.    -    Hertfioh,  Bezirksarzt  in  Bcma  b.  Leipzig. 

1176.    '    Hesse,  Obermedizinalrat  u.  Bezirksarzt  in  Dresden-StreUen. 
*1177.    -    Hirschberg,  Anstalt»-  u.  Bezirksarzt  in  Zwickau. 
'1178.    -    Holz,  Bezirksarzt  in  Dippoldiswalde. 

1179.  '    Kookel,  a.  o.  Professor  u.  Direktor  des  Instituts  fUr  geriohtl. 

Medizin  in  Leipzig. 

1180.  -    Lehmann,  Obermedizinalrat  u.  Direktor  der  stltdtiBohan  Heil- 

und  Pflegoanstalt  in  Dösen  bei  Leipzig. 

1181.  -    Lehmann,  Bezirksarzt  und  Med.-Rat  in  Freiberg. 

1182.  -    Müller,  Anstaltsbezirksarzt  in  StoUberg  i.  Brzgeb. 

1183.  -    Potzholdt,  Bezirksarzt  in  Groesenhain. 

1184.  -    Ferlhen,  Bezirksarzt  in  Oelsnitz  i.  ToigltL 

1185.  -  Reofaholtz,  Bezirksarzt  in  Prankenberg. 
1180.  -  Riohter,  Geriohtsassistenzarzt  in  Leipzig. 
1187.    -    Sauer,  Bezirksarzt  in  Kamenz. 

llSa    •    Schmidt,  Bezirksarzt  in  Oschatz. 

1189.  -    Schneider,  Qeriohto-  u.  Polizeiarzt  in  Zittau. 

1190.  -    Siedamgrotzky,  Geh.  M«d.-Rftt  in  D|reKi^  v.OtUjIc 


IM  Uit^ederverzdiohnis. 

1191.  Dr.  Siegel,  Stadt-  o.  BesrksarEt  n.  Obermedisinalnit  in  Leipzig. 
1193.    -    T.  Stieglitz,  Bezirksant  u.  Med.-Rat  in  Lßbau. 

1193.  -    Streit,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  ia  Bautseo. 

1194.  -    ThierBch,  San.'Rat,  Assisteot  des  Bezirkaoiztes  in  Leipzig. 
1196.    -    Weber,  Geh.  Med.-Rat  und  Direktor  der  Heü-u.Pflegean8talt 

in  SoDuenstein. 

1196.  -    Weaohe,  Geh.  Ued.-Rat  in  Leipzig. 

1197.  -    Zeh  1er t,  Kgl.  Bezirkaarzt  in  Schwarzen berg. 

D.  KönlCT«loh  Wflrttomb«^. 

1198.  Dr.  AndrasB^,  Oberamtearzt  in  Böblingen. 

1199.  -    Baur,  Oberamtsarzt  in  Blaubeuren. 

1200.  -    Bilfinger,  Oberamtsarzt  in  Horb. 

1201.  '    Blezinger,  Oberamtearzt  u.  Med.-Rat  in  Gannstadt. 

1202.  -    Breit,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Stuttgart. 

1203.  -    Buben  hofer,  Oberamtsarzt  u.  Hed-Rat  in  Vaihingen  a.  E. 

1204.  •    Cless,  Btellvertretender  Stadtdirektionearst  in  Stuttgart 
1206.    -    Guhorst  Oberamtowundarzt  in  KUnzelsau. 

1206.  -    Engelhorn,  Oberamtsarzt  und  Med.-Rat  in  Göppingen. 

1207.  -    F  a  u  a  e  r ,  San.-Rat  u.  dirig.  Arzt  am  BOrger-Hoapital  in  Stuttgart. 

1208.  -    Fi nkh,  Oberamtsarzt  in  Tettnang. 

1209.  -    Fähr  sen.,  Oberamtsarzt  in  Marbach. 

1210.  -    Frioker,  Oberamtearzt  in  Nagold. 

1211.  -    Gaatpar,  Stadtarzt  in  Stuttgart. 

1212.  -    G  aupp,  Oberamtearzt  in  Schorndorf. 

1213.  -    Georgii,  Oberamtsarzt  in  Maulbronn. 
121i.    -    Gnaut,  Oberamtearzt  in  Nereaheim. 
1216.    -    Greiaa,  Oberamtsarzt  in  Neokarsulm. 

1216.  -    Grundler,  Oberamtewundarzt  in  Herrenberg. 

1217.  -    T.  Guaamann,  Obermedizinalrat  und  Mitglied  des  Medizinal- 

KoUegiuma  in  Stuttgart. 

1218.  -    Haag,  Oberamtearzt  in  Wangen  (AUgSu). 

2119.    -    Habermaaa,     San.-Rat,    leitender    Arzt    der    Anstalt   fUr 
Sohwaohsinnige  und  Epileptische  in  Stetten  im  Reouthal. 

1220.  -    Härl in,  Oberamtsarzt  in  Neuenbürg. 

1221.  -    Hartmann,  Oberamtsarzt  in  Herrenberg. 

1222.  -    Heller,  Oberamtearzt  in  Backnang. 

1223.  -    Htfring,  Oberamtearzt  u.  Hofrat  in  Weinsberg. 

1224.  -    Jäger,  Oberamtearzt  u.  Med.-Rat  in  Ulm. 
1226.    -    Kern,  Oberamtearzt  in  KUnzelsau. 

1226.    -    Knause,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Geiaslingen. 
*122T.    -    Köatlin,  Stadtdirektionaarzt  u.  Med.-Rat  in  Stuttgart 

1228.  -    Kohlhaas,  Med.-Rat  u.  Mitglied  dea  Uedizinal - Kollegiuma  in 

Stuttgart. 

1229.  -    Kommereil,  Oberamtsarzt  in  Waiblingen. 

*1230.    -    KrauBB,  Oberamtearzt  u.  Hed.-Rat  in  Kirofabwm-Teok. 
1231.    -    Kreuaer,  Med.-Rat  und  Direktor  der  K.Heü- u.  Pflegeanstalt 
in  WinnenthaL 

,  Oberamtaarzt  u.  Hofrat  in  Beaigheim. 


Lang,  Oberamtswundarzt  in  Rottweü. 
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12iH.  Dr. Lieb,  Oberamtearet  !□  Fraudenstadt. 

Lindemann,  Oberamtsant  in  Mergeatheim. 

Ludwig,  Oberamteiirat  in  Leonberg. 

Luts,  Oberamtaarzt  in  Saalgau. 

Maisch,  Oberamtsarzt  in  Oahringen. 

Maj  er,  Oberamtearzt  und  Med.-Rat  in  He>lt>ronn. 

Mandry,  Chefarzt  des  Kranken hatises  in  Heübronn. 

Majer,  Oberamtswundarzt  in  Tettnang. 

Mayer,  Viktor,  Oberamtaarzt  in  Münsingen. 

Missmahl,  Oberamteanit  in  Riedlingen. 

UUller,  Oberamtaarzt  u.  Med.-Rat  in  Calw. 

Mutsohler,  Oberamtearzt  in  Aalen. 

Oesterl^n,  Prof.  und  Med.-Rat  in  Tübingen. 

Palmer,  Oberamtearzt  u.  Med -Rat  in  Biberaoh. 

Paulus,  Oberamtaarst  in  Sulz  a.  N. 

Pfäfflin,  Oberamtearzt  in  Uraoh. 

Pf eilstioker,  Oberamtearzt  in  Gmünd. 

Pfeilstioker,  Oberamtswundarzt  in  Schwab.  Hall. 

Ray,  Obaramtsarzt  in  Ehingen. 

V.  Rembold,  Ober-Med.  Rat  u.  Mitglied  des  Med.-Kollegiums 

in  Stuttgart 
Rembold,  Oberamtsarzt  in  WaldBee. 
Rüdetheimer,  Oberamtsarzt  u.  San.-Rat  in  Laupheim. 
Romberg,  Oberamtsarzt  in  Nürtingen. 
Russ,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Rottweil. 
Sattler,  Oberamtswundarzt  in  Oannstadt. 
SoUeef,  Oberamtearzt  in  Rottenburg. 
Soheurlen,    Med.-Rat  und  Mitglied  des  Medizinalkolleghims 

in  Stuttgart. 
Sohmid,  Oberamtearzt  u.  Med.-Rat  in  Braokenheim. 
Schmidt,  Oberamtswundarzt  in  Rottenburg  a.  Neckar. 
Sohneokenburger,  Oberamtaarzt  in  Tuttlingen. 
Sohum,  Oberamtaarzt  in  Mergentheim. 
Siegmundt,  Oberamtsarzt  in  Spaihingen. 
Späth,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Esslingen. 
Staudenmeyer,  Oberamtsarzt  in  Langenburg. 
Steinbrtiok,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Reutlingen. 
SUsskind,  Oberamtsarzt  in  Heidenbeim. 
SüBskind,  Oberamtsarzt  in  Hall  (SchwKbisoh). 
Waloher,   Med.-Rat,    Direktor  der  Landes-Hebammen-Lehr- 

anetalt  in  Stuttgart 

1272.  -    Walz,   Medizinalrat   u.  Hitglied    des   MedizinalkollegitunB  in 

Stuttgart. 

1273.  -    Werfer,  Oberamtearzt  ii.  Med.-Rat  in  Ellwangen. 

1274.  -    Wollenberg,  Prof.  u.  Direktor  d.  pBjohiatr.  Klinik  in  Tübingen 

1275.  -    Z  e  1 1  e  r ,  Oberamtsarzt  u.  Med.-Rat  in  Ludwigsburg. 

E.  flniMfcTiogtaw  B>d«n. 

1276.  Dr.  Baader,  Bezirksarzt  in  Sl  Blasien.  ^~>  i 

1277.  -    Battlehner,  Geheimer  Rat  in  Karlsruhe.         •    •  '^'OOglC 
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1278.  Dr.  Beoker,  Besirksarzt  u.  Mad.-Rat  in  Offenburg. 

1279.  -  Behrle,  Bezirksarzt  u.  Med.-R&t  in  Mannheim. 

1280.  -  Blume,  Bezirksassistenzarzt  u.  Med.-Rat  in  Philipp«burg. 

1281.  -  Compter,  Bezirksarzt  in  Rastatt 

1282.  -  Oreirf,  Ober-Med.-Rat  in  EarUruhe. 
*1283.  -  Hauser,  Ober-Med.-Rat  in  KorlBruhe. 

1284.    -    Hoehe,   Profeasor  u.  Direktor  der  ps/obiatriBchen  Klinik 
Freiburg  i.  Breisgau. 

Heinemann,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Kanstanz. 

Kaiser,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Karlsruhe. 
1287.    -    Kamm,  Bezirksarzt  in  Bretten. 
128B.    -    Klebe,  Qeh.  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  Bruchsal. 

Krissohe,  Adolf,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Breisaoh. 

Kriill,  Bezirksarzt  u.  Geh.  Hofrat  in  Lahr. 
1291.    -    KUrz,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Heidelberg. 

Manz,  Bezirksarzt  in  Pfullendorf. 

Mayer,  Bezirksarzt  in  Scfaopfheim. 
1294.    -    Rehmann,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Pfarzfaeim. 
1296.    -    Rittstieg,  Bezirksarzt  in  Bonndorf. 
1296.    -    Schmidt,  Bezirksarstt  in  MeCkiroh. 

Schneider,  Bezirksarzt  in  Äohern. 

Sohottelius,  Professor  u.  Hofrat  in  Freiburg  i.  Br. 

Stark,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  i.  UIrraoh. 
1800.    -    Thomann,  Bezirksarzt  in  Wertbeim  a.  M. 

Themen,  Bezirksarzt  in  Weinheim. 

Yögeliu,  Bezirksasaisteuzarzt  in  Oernsbach  (Murohtal). 
ISCa.    -    Walther,  Bezirksarzt  u.  Mad.-Rat  in  Ettenheim. 
laOl.    -    warn  er,  Bezirksarzt  in  Ueberlingen. 


F.  ClTouhanoctiiB  B«w*a, 

1805.  Dr.  Baiser,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Mainz. 

1306.  -  Beet,  prakt,  Arzt  in  Friedberg,  staatoäiztl.  approb. 

1307.  -  Cursohmann,  Kreisassistenzaizt  in  Oiessen. 

1308.  -  Dannenherger,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Dieburg. 

1309.  -  Drescher,  Kreisassisteazarzt  in  Mainz. 
IBID.  -  Fertig,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Worms. 
1311.  -  Fresenius,  Kreisassistenzarzt  in  Worms. 

1812.  -  Qreio,  prakt.  Arzt  in  Offenbaoh,  staatsKrztL  approb. 

1818.  -  Qroes,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Bensbeim. 

1814.  -  Haberkorn,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Gieesen. 

ISlft.  -  Heinrioi,  Kreissssistenearat  in  Hirschhorn  8./Neakar. 

1816.  -  Jaup,  prakt.  Arzt  in  Gross-Gerau,  staatsKrztl.  approb. 

1317.  -  Koeniger,  Kreisarzt  in  Sohotten. 

1818.  -  Kossei,  Reg.-Bat  a.  D.  u.  Prof.  in  Gieasen. 

1819.  -  LangermaDD,  KreisasBistenzaizt  in  Gedem. 

1320.  -  Lehr,  Med.-Rat  u.  Kreisarzt  in  Darnutadt 

1321.  -  Lindenborn,  Kreisarzt  u.  Mad.-Rat  in  Oross-Oeran. 

1322.  -  Nebel,  Kreisarzt  in  Lauterbaoh. 

1828.  -  Neidhart,  Geh.  Obermedizinal-Rat  in  Dannstadt. 
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1334.  Dr.  PfannmUller,  Med.-Rat  ti.  Kreisarst  in  Offenbaoh  a./M. 
1826.    -    Pfannenstiel,    Qeh.    Med.-Rat,  Profeasor    n.   Direktor   der 
geburtshilflioheii  Frauenklinik  in  Oieesen. 

-  Sohäffer,  KraiBarzt  in  Alsey. 

-  SobKffer,  Kreisarzt  in  Bingen. 

-  Schwan,  EreisaasiBtenzarzt  in  Darmstadt. 

-  Stigall,  Kreisarzt  u.  Med.-Rat  in  Oppenheim. 

-  Walger,  Kreiearzt  in  Erbaoh  (Odenwald), 

1331.    -    Walther,  Prof. U.Lehrer  an  d.  Hebam.-Lehranstalt  in  Qissseti 

-  Wengler,  Kreisarzt  in  Alsfeld. 

-  Wiessner,  Kreisarzt  in  Büdingen. 


a.  OrowAanovtttiHeT  M«oU«abwv-Sohwerlii  o.  MeeUaBbnrr- 
•traUti. 

1354.  Dr.  Dugge,  StadtphysikuB  in  Rostoak. 

1355.  -    Elfeldt,  KreisphTsikus  u.  San.-Rat  in  Oadebusoh. 

1336.  -    Günther,  EreisphTsikus  n.  San.-Rat  in  Uagenow. 

1337.  -    Bavemann,  Kreisph/sikua  u.  Med.-Rat  in  Dobbertin. 

1838.    '    Kausoh,  Direktor  der  Ealtwasserheilanstalt  in  Feldberg,  pro 

physio.  approb. 
1389.    -    Lesenberg,  Kreisphysikus  a.  D.  u.  Ober-Med.-Rat  in  Rostock. 

1340.  -    Mozer,  Kreisphysikua  u.  Med.-Rat  in  Malchin. 

1341.  -    M Ulier,  Qeh.  Med.-Rat  u.  Medizinal-Referent  bei  dem  Justiz- 

ministerium (Abt.  f.  Medizinal-Angelegenheiten)  in  Schwerin 
1842.    -    Mulert,  Kreisphysikus  u.  San.-Rat  in  Waren. 
1848.    -    Reuter,  KreisphysikuB  u.  Med.-Rat  in  Güstrow. 

1344.  -    Sohrakamp,  Physikus  in  Schönberg  (Meofclenbur^-Strelitz). 

1345.  -    Schubert,  prakt.  Arzt  in  Parchim  (Mecklb.),  staatsärztl.  approb. 

1346.  -    Sohuchardt,     Geh.   Med.-Rat    u.   Professor    in    Gehlsheim 

(Mecklb.- Schwerin),  Mitglied  der  MedizinalkommiBsion. 

1347.  -    Stephan,  Kreisphysikus  u.  Med.-Rat  in  Dargun. 
134a    -    Unruh,  Kreisphysikus  u.  Med.-Rat  in  Wismar. 
1349.    -    Viereck,  Kreisphysikus  u.  San.-Rat  in  Ludwigslust. 
1360.    -    Wilhelmi,  Kr^sphystkus  u.  Med.-Rat  in  Schwerin. 

H.  Orouhwsogiiiiii  Oldenlnuip. 

18S1.  Dr.  Barnstedt,  prakl.  Arzt  in  Bookborn,  staatsBrztl.  approb. 
1362.    -    Giesler,  Physikus  in  Eutin  (Fürstentum  Lübeck). 

1368.  -    HShlfeld,  Amtsarzt  in  Delmenhorst 

1364.    -    Ritter,  GeL  Ober-Med.-Rat,  Landphysikus  u.  Landgeriohte- 

arzt  a.  D.  in  Oldenburg. 
1866.    -    Schlaeger,  Amtsarzt  in  Oldenburg. 
1866.    -    Schmidt,  kommiss.  Physikus  u.  Bezirksarzt  in  Idar  (FUrstont. 

Birkenfeld). 

L  ttrowdiWKOCtnm  MmthMn-Wbmu. 

1367.  Dr.  Brauns,  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  Eisenaoh. 

1868.    -    Oiesfl,  Priratdozent  u.  Bezirksarzt  in  Jena.  z^-'  i 

1369.  -    Gumpreoht,  Prof.  u.  Med.-Rat  in  Weimar.      -  '^'OOglC 
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1360.  Dr.  Knopf,  Baairkflarzt  a.  Med.-Rat  in  Weimar. 
186L    -    L«b«r,  BenrksarEt  in  VKcha. 

1362.  -    Meunier,  Besirksantt  in  Crauzburg  a.  H. 

1363.  -    Michael,  pralct.  Arzt  in  Umenau,  BtaatsSrxtl.  approb. 

1364.  -    Moser,  Bezirksarzt  u.  Med.-Rat  in  Domburg. 
1366.    -    Pfeiffer,  Geh.  Ued.-Rat  in  Weiniar. 

1366.  -  Röhler,  Besirksarst  in  Apolda. 

1367.  -  Stapff,  Bozirkaarzt  in  Dermbach. 

1368.  -  Starke,  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  Vieselbaoh. 

1369.  -  Wedemann,  Med.-Rat,  Landgericht«-  n.  Bezirksarzt  i.  Bisauboh. 
1370:  -  Werner,     prakt.   Arzt     in  Blankenhain,   staatsärztl.  approb. 

K.  Hnxoirtiui  Anhalt. 

1871.  Dr.  BSttger,  KreisphrsikuB  u.  Med.-Rat  in  Dessau. 

1872.  -    von  B.runn,  Kreisphysikus  u.  Med.-Rat  in  Köthen. 

1373.  -    Esleben,  Kreisphysikus  u.  Med.-Rat  in  Bemburg. 

1374.  -    Klauder,  prakt.  Ärztin  Dessau,  staatsärztl.  approb. 

1376.  -  Neuendorf,  Direktor  der  Irrenanstalt  u.  Med.-Rat  in  Bemburg. 

1876.  -  Oehmke,  Kreisphysikus  in  Ballenatedt 

*1877.  -  Richter,  Reg.-  u.  Geb.  Med.-Rat  in  Dessau. 

1378.  -  Robitzsch,  Kreisphysikus  u.  Med.-Rat  in  Zerbst. 

X>.   Hanoftom  Braiiiu«hw8l|r- 

1379.  Dr.  Beokhaus,  Physikus  u.  Saa.-RBt  in  Konigalutt«r. 

1380.  -  Diedericbs,  prakt.  Arzt  in  Uolzminden,  staatsärztl.  approb. 
1881.  -  Ehrlich,  prakt.  Arzt  in  Stadt-Oldendorf,  staatsärztl.  approb. 
1382.    -    Engel,  Physikus  in  Schuppe nstedt. 

•188a    -    Engelbreoht,   Med.-Rat  u.  Mitglied  des  ÜberaanJtlil«koUe- 

giums  in*  Braunsohweig. 
1384.    -    Hartmann,  PhysikuB  in  Ottenstein. 

Helm,  San.-Rat  u.  Physikus  in  Vorsfelde. 
Klfippel,  San.-Rat  u.  Physikus  in  Blankenburg. 
1387.    -    Müller,  Rob.,  Physikus  in  Braunsohweig. 

Niemanu,  Physikus  u.  San.-Rat  in  Holzminden. 
Roth,  Stadtphysikus  u.  San.-Rat  in  Braunsohweig. 
Schrader,  San.-Rat  u.  Physikus  in  Veohelde. 

1391.  -    Seulke,  Physikus  u.  San.-Rat  in  Eschershausen. 

1392.  -    Wieohmann,  Physikus  a.  D.,  leit.  Arzt  eines  Sanatoriums 

in  Harzburg. 

1393.  -    Zimmer,  Physikus  in  Qandersheim. 

M.  Hcnottum  ■ftohMB-AlttaborK- 

13U4.  Dr.  Hesse,  Bezirksarzt  in  Kisenberg. 

1396.    -    Kutiohbaoh,  Beurksarzt  in  Kahla. 

1396.    -    Lorentz,  Bezirksarzt  u.  San.-Rat  in  Luoka. 

1897.    -    Schaumkell,  prakt  Arzt  in  Ranneburg,  staatoärztl.  approb. 

V.    HwmctaiB  fl«olia«n-0«l>iirr-0«1&«. 

1398.  Dr.  Beck  er;,  Antsphysikiu  u.  Geh.  Med.-Rat  in  Gotha.         , 

1399.  -    Franke,  ÄmtsphysikuB  in  Waltershausen.        .^.OClglC 


Mit^liaderreneioluiiB. 

1400.  Dr.  Kaialar,  prafcL  Ant  in  Ootha,  •tutaäntd.  approb. 

1401.  -    LiebatBDii,  Amtsphyaikas u.  Mod.-Rat  in  Neustadt. 
1102.    -    Philipp,  Geb.  Regienmgs- n.  Obflp-Med.-R&t  in  Gotha. 

1403.  -  Pottien,  AmtflpbyBikuB  in  Qräfentonna. 

1404.  -  Sterzing,  Stadtphyaikus  u.  Med.-Rat  in  Gotha. 

1405.  -  StUler,  AmtsphysikuB  in  Obrdruf. 

1406.  -  Waldvogel,  Med.-Rat  u.  Amtephysikus  in  Coburg. 


O.  HusogteB  Saoluwm-KalaliiffWL 

1407.  Dr.  Berthot,  Physikus  in  Hildburg hauaen. 

1408.  -    Helmkampf, Pfaysikasn.San.-Ratin&aaIfeld. 

1409.  -    LeubuBoh'er,  Prof.,  Regterungs-  u.  Med.-Rat  in  Meiningen. 
UIO.    -    Sohäniagb,  PbraikiM  in  GräfenUiaL 

1411.  •    Wagner,  Kreisphys.  u.  Geb.  Med.-Rat  inSakungeii. 

1412.  -    Wegener,  Kreisphysikus  in  Waauogen. 

P.  Fftnrtvntam  Xann  Uten  Uni«. 

1418.  Dr.  KrKmer,  Pbysikus  in  Zeulenroda. 
1414.    -    Lifsoher,  Fbjsikus  in  Remptendorf. 
1416.    -    Sohflubo,  Pbysikufi  u.  Med.-Rat  in  Greic. 

Q.  FOntaatnni  BaoM  Jfiag«ra  Uni*. 

1416.  Dr.  Franz,  Bezirksarst  in  Sobleiz. 

1417.  -    HSuber,  Med.-Rat  u.  Bezirksarzt  in  Gera. 


B.  Fftratantom  Umf. 

U18.  Dr.  CariuB,  Amtswundarzt  in  Detmold. 

1119.    -    Dunges,  prakt.  Arzt  in  Hom,  staatsänü.  approb. 

1420.    -    Esche nburg.  Geh.  Hofrat  in  Detmabl. 

1121.  -    Hovedisaen,  San.-Rat  u.  Amtswmidarzt in  Tarenholz. 

1122.  -    Orerbeok,  Geb.  Med.-Rat  in  Lemgo. 
1423.    -    Putz,  Amtewundarzt  in  Bäsingfeld. 

1124.    -    Theopold,  Pbjsikus  u.  San.-Rat  in  Blomberg. 


S.  Fftratantam  SohftnmbnrK-Uyp*. 

1125.  Dr.  Burohard,  Kreiaphysikus  in  BUokeburg. 

1126.  -    Lambreoht,  KreiaphysikuB  in  Stadtbagen. 

1127.  -    Ridder,  Geh.  Med.-Rat  in  BUokeburg. 


T.  FanrtMitam  SoliwanbarK-Bnaolatkdt; 

1128.  Dr.  Graef  I,   Geh.  San.-Rat  u.  Pbjsikus  in  Frank enbausan. 

1129.  -    R^oaendorf,    Bezirkaphysikus  in  Leutenberg. 
iltlO.    -    Rost,  Regierung»-  u.  Med.-Rat  in  RudolstadL 

1431.    -    Sorge,  Bezirkaphyaikus  in  Königsaee.  .  ^  ■y'>.'~^iL 


